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Die  Statistik  als  ^ Wissenschaft. 

Von 

Prof.  Ferdinand  Tönnies,  Eutin. 


Statistik  ist  in  aller  Munde.  Sie  wird  angerufen  in  allen  Nöten. 
Ihr  dienen  große  Organisationen,  staatliche  und  städtische  Ämter,  von 
denen  jene  schon  auf  eine  lange  Geschichte  zurückschauen,  mehr  oder 
minder  ausgebildet  in  allen  politisch  entwickelten  lyändern  (sehr  mangel- 
haft in  Großbritannien  und  den  Vereinigten  Staaten);  Vorlesungen 
werden  ihr  hin  und  wieder  gewidmet,  hier  und  da  gibt  es  sogar  eine  Pro- 
fessur iih  Statistik.  Ja,  an  deutschen  Hochschulen  hat  ihr  Rang  als 
Wissenschaft  etwa  loo  Jahre  lang  (1750 — 1850)  durchaus  festgestanden, 
zu  den  Vorlesungen  drängten  sich  alle,  die  am  Staatsleben  tätig  mit- 
wirken wollten  —  und  heute  ?  Seit  70  Jahren  wird  gestritten,  ob  es  eine 
Wissenschaft  gebe,  die  der  Name  Statistik  decke,  wird  mit  allem  Nach- 
druck behauptet,  es  sei  nichts  daran,  sie  sei  lediglich  eine  Forschungs- 
methode, und  ohne  allen  Zweifel  ist  im  Sprachgebrauch  sogar  die  im 
Woite  anklingende  Erinnerung  an  den  Staat  verschwunden,  dagegen 
die  geschichtlich  spätere  Verbindung  mit  der  Zahl  alleinherrschend 
und  anscheinend  unüberwindlich  geworden,  so  daß  dann  wieder  aus  der 
Methode  eine  besondere  Wissenschaft  als  Zweig  der  Mathematik  hervor- 
sprießen will;  eine  Wissenschaft  also,  die  mit  dem  ursprünglichen  Sinn 
der  Statistik  als  beschreibender  Staats-  und  Gesellschaftswissenschaft 
keine  Ähnlichkeit  mehr  aufweist.  Im  Ausland  ist  diese  Auffassung 
herrschend  geworden,  und  man  beunruhigt  sich  nicht  weiter  darüber. 
Dagegen  ist  in  Deutschland  gerade  in  den  letzten  Jahren  der  vStreit 
wieder  aufgelebt  und  wird  mit  großem  Eifer  gepflegt,  einem  Eifer,  der 
zugleich  Zeichen  des  Ernstes  ist,  womit  die  wissenschaftliche  Selbster- 
kenntnis im  allgemeinen  —  philosophische  Besinnung  —  und  aber 
die  gesamten  Staats-  und  Sozial  Wissenschaften,  zu  denen  ,,die"  Statistik 
doch  tatsächlich  ein  sehr  ausgeprägtes  Verhältnis  behält,  angebaut 
und  gewürdigt  werden.  ,,Die"  Statistik  ist  vorzugsweise  die  ihrer  Natur 
nach  jedenfalls  wissenschaftliche  Arbeit  der  berufsmäßigen,  also  vorzugs- 
weltwirtschaftliches Archiv  Bd.  XV.  I 
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weise  der  in  der  Verwaltung  tätigen  „Statistiker";  und  daß  diese  über- 
wiegend ihre  Statistik  —  zumeist  in  der  auch  an  den  Universitäten 
am  meisten  gewahrten  Verbindung  mit  der  Nationalökonomie  —  als 
eine  Wissenschaft  empfinden  und  wollen,  die  sich  irgendwie  auf 
das  soziale  lieben  bezieht,  kommt  durch  den  Inhalt  des  (nun- 
mehr im  II.  Jahrgange  erscheinenden)  Deutschen  Statistischen  Zen- 
tralblatts, wie  durch  die  Tatsache  zum  bedeutungsvollen  Ausdruck, 
daß  im  Jahre  1909  die  Deutsche  Statistische  Gesellschaft  als  Abteilung 
der  Deutschen  Gesellschaft  für  Soziologie  unter  zahlreicher  und 
sogar  während  des  Krieges  vermehrter  Teilnahme  sich  gebildet  hat. 
Gleichwohl  besteht  die  Ungewißheit  über  Dasein,  Wesen  und  Wert 
der  Statistik  als  Wissenschaft  fort,  und  auch,  wo  sie  unbesehen  als  So- 
zialwissenschaft hingenommen  und  anerkannt  wird,  bleibt  doch  eine 
beharrende  Unklarheit  und  machen  sich  weit  auseinandergehende  Auf- 
fassungen geltend,  die  durch  keinen  Machtspruch,  vielleicht  durch  die 
wirklich  zunehmende  Macht  der  wissenschaftlich  vorherrschenden  Mei- 
nung erledigt  werden  können. 

Jede  Erörterung  über  diese  Frage  muß  heute  an  das  große  Werk 
anknüpfen,  mit  dem  Georg  von  Mayr,  als  echter  Gelehrter,  sich 
ein  bleibendes  Denkmal  geschaffen  hat^.  Das  Werk  ist  noch  unvoll- 
endet ;  aber  die  Rüstigkeit  des  Verfassers  und  seine  planmäßigen  Vorar- 
beiten lassen  uns  hoffen,  daß  er  bald  auch  die  letzten  Teile  der  Mit- 
und  Nachwelt  überliefern  werde.  Wenn  wir  einige  Stücke  hier  kriti- 
sieren, so  geschieht  es  nur,  mn  zu  gleicher  Zeit  die  Bedeutung  des 
Ganzen  hervorzuheben. 

I. 

Die  Statistik  als  Wissenschaft  darzustellen  und,  wir  dürfen  sagen 
zu  retten,  ist  Mayr  immer  beflissen  gewesen.  Die  Art,  wie  er  sich 
zu  dieser  altbestrittenen  Frage  verhält,  wird  durch  den  Titel  seines  Werkes 
nicht  in  eindeutiger  Weise  bezeichnet.  ,, Statistik  mid  Gesellschafts- 
lehre" scheint  diese  beiden  Begriffe  voneinander  zu  unterscheiden;  das 
ist  aber  nicht  Mayr's  Meinung.  Sein  System  beruht  vielmehr  auf 
Einteilung  der  Statistik  in  i.  theoretische  oder  allgemeine,  2.  praktische 
oder  besondere  Statistik,  und  für  die  praktische  Statistik  ist  ihm  ,,  Ge- 
sellschaftslehre" nur  ein  anderer  Name:  Gesellschaftslehre  soll  aber 
verstanden  werden  als  „exakte"  Gesellschaftslehre,  so  daß  einer  anderen 
Gesellschaftslehre  neben  ihr  Ramn  gelassen  wird.  Obschon  aber  jene 
Gleichsetzung  auf  dem  Titelblatt,  womit  das  Gesamtwerk  zuerst  1895 

^  Statistik  und  Gesellschaftslehre.  Von  Dr.  Georg  von  Mayr,  Kaiserl.  Unter- 
staatssekretär z.  D.  usw.  Erster  Band.  Theoretische  Statistik.  Zweite  umgearbeitete  und 
vermehrte  Auflage.     Dritter  Band.     Erste  bis  fünfte  Lieferung.     Tübingen  1914 — I9i7- 
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als  Einlei tungsband  zum  „Handbuch  des  öffentlichen  Rechts"  erschien, 
auch  im  Texte  stehen  geblieben  ist,  so  darf  man  doch  sagen,  daß 
Mayr  später  darauf  Verzicht  geleistet  hat.  In  der  Schrift  ,, Begriff 
und  Gliederung  der  Staatswissenschaften.  Zur  Einführung  in  deren 
Studivun"^  kommt  das  Wort  ,, Gesellschaftslehre"  überhaupt  nicht  vor. 
Wohl  aber  will  Mayr  hier  einen  Überblick  über  den  gesamten  Aufbau 
der  Gesellschaftswissenschaften  geben,  und  zwar  auch 
in  einer  Tabelle  (S.  14/15).  Er  unterscheidet  nämlich  I.  die  allgemeinen 
Gesellschaftswissenschaften,  „d.  h.  diejenigen,  welche  entweder  mit  den 
sozialen  Massen  als  solchen,  oder  mit  den  sozialen  Kreisen,  und  zwar 
den  sozialen  Schichten  einerseits  und  den  organisierten  sozialen  Gruppen 
und  insbesondere  Gebilden  andererseits  sich  beschäftigen";  II.  die  be- 
sonderen Gesellschaftswissenschaften;  diese  sollen  unter  3  Gesichts- 
pimkten  gegliedert  werden:  a)  als  Erforschung  einzelner  Richtungen 
der  fortdauernd  waltenden  gesellschaftlichen  Beziehungen  und  Strebens- 
betätigungen  (hier  wird  die  Wirtschaftslehre  als  ,,am  besten  ausgebildet" 
herausgehoben),  b)  als  die  Spezialerforschimg  einzelner  sozialer  Gebilde 
von  besonderer  Bedeutung  (hier  erscheinen  Staat,  Kommunalverbände, 
Zweckverbände,  Kirche),  c)  als  ,, Erforschung  der  zur  Verselbständigung 
gelangten  besonderen  ideellen  Sekretionen  des  gesellschaftlichen  Ivcbens 
und  Realisierung  des  darauf  bezüglichen  Wollens"  —  Rechtswissenschaft, 
Religionswissenschaft,  Ethik,  Sprachwissenschaft,  Kunstwissenschaft; 
alle  diese  als  allgemeine  und  besondere  unterschieden.  Als  III.  Haupt- 
abteilung folgt  dann  noch  die  ,, Geschichte":  allgemeine  und  besondere. 
Die  neue  Auflage  der  ,, Theoretischen  Statistik"  als  des  ersten 
Bandes  der  „Statistik  und  Gesellschaftslehre"  ist  nicht  nach  den 
Ergebnissen  des  ,,B.  u.  G."  umgearbeitet  worden.  Vielmehr  erscheint 
hier,  wie  in  der  ersten  Auflage,  neben  der  Statistik  nur  die  Soziologie. 
Indessen  wurden  und  werden  der  Statistik  4  Arten  der  „außerstatisti- 
schen Orientierung"  —  nämlich  i.  notizenartige  Zahlenorientierung, 
2.  Schätzung,  3.  Enquete,  4.  typische  Einzelbeobachtung  —  beigeordnet 
als  Arten  von  Erforschung  „des  Sozialen"  oder  ,,der  Elemente  sozialer 
Massen",  von  denen  die  Statistik  als  die  genaue  konkrete  Erfassung, 
als  exakte  Beobachtung  (folglich  würde  man  meinen,  als  die  bessere 
Methode,  aber  nein),  als  „recht  eigentlich  die  Wissenschaft 
von  den  sozialen  Massen"  sich  abhebt.  Allen  diesen  ,,Forschungsuie- 
thoden"  (als  solche  werden  dann  doch  S.  19,  der  2.  Aufl.,  Statistik  und 
außerstatistische  Orientiertmgen  zusammen  begriffen)  wird  aber  die 
,, Soziologie"  gegenübergestellt,  die  sich  nicht  auf  die  vorbereitende 
Erforschung  der  sozialen   Elemente   beschränke,  sondern   direkt 

^  Dritte  umgearbeitete  und  vermehrte  Auflage.     Tübingen  1910.     Im  Texte  fortan 
als  B.  u.  G.  bezeichnet. 
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auf  die  Beobachtung  der  sozialen  Gebilde  und  deren  Betätigung  los 
steuern  und  diese  geradezu  als  „soziale  Elemente"  ansehen  zu  dürfen 
glaube.  Schon  1895  nannte  Mayr  (S.  17)  die  Statistik  und  die  So- 
ziologie die  genügend  verselbständigten  Wissenschaften  auf  dem  Ge- 
biete der  „allgemeinen  Gesellschaftswissenschaften".  In  B.  u.  G.  ist 
zwischen  die  beiden  noch  die  „Soziallehre  im  engeren  Sinne"  (mit  Ein- 
schluß der  Sozialpolitik)  gesetzt  worden ;  diese  Dreiteilung  ist  in  die  Neuauf- 
lage der  „Theoretischen  Statistik"  nicht  aufgenommen  worden,  wohl  aber 
erscheint  dort  wieder  eine  Dreiteilung  der  Vielheiten  von  Menschen,  die 
jener  Dreiteilung  zugrunde  gelegt  war.  I^eider  ist  auch  diese  nicht  auf 
einhellige  Weise  bestimmt  worden.  In  B.  u.  G.  nämlich  ist  „die  For- 
schungsarbeit auf  die  Erkenntnis  der  Zustände  und  Vorgänge  bei  den 
geschlossenen  Massen  als  solchen,  ohne  grvmdlegende  Rücksicht  auf 
die  besonderen  Erscheinungen  innerer  gesellschaftlicher  Beziehungen 
der  Massenelemente  gerichtet"  oder  ,,auf  die  spezielle  Erkenntnis  der 
verschiedenen  Erscheinungsformen  der  loseren  oder  festeren  Beziehungs- 
verhältnisse der  Elemente  der  Massen  nach  den  Arten  und  Graden  der 
Vergesellschaftung".  ,,Die  Ausgliederungen  der  Menschen- 
massen und  die  förmlichen  Neubildungen,  die  durch  diese  Ver- 
gesellschaftimg von  Menschenvielheiten  entstehen,  sind  die  sozialen 
Kreise";  diese  aber  sollen  soziale  Schichten  heißen,  ,,wenn 
nur  tatsächliche  Gleichartigkeit  gesellschaftlichen  Daseins  ihrer  Zu- 
gehörigen ohne  Organisation  der  Gesamtheit  vorliegt";  soziale  Grup- 
pen als  ,, Vergesellschaftungen  loseren  Charakters";  endlich  soziale 
Gebilde  als  die  ,, förmlich  organisierten,  insbesondere  durch  aner- 
kannte öffentliche  Normen  festgestalteten  gesellschaftlichen  Verbindun- 
gen". Sodann  werden  außer  i.  sozialen  Massen  und  2.  sozialen  Kreisen, 
3.  soziale  Sekretionen  unterschieden,  „die  —  wie  z.  B.  das  Recht  — 
als  Produkte  des  gesellschaftlichen  I^ebens  unter  maßgebendem  Einfluß 
gewisser  unangreifbarer  Grundnormen  menschlichen  Empfindens  aus 
diesem  gesellschaftlichen  Leben  heraus  zur  Verselbständigung  und  ver- 
hältnismäßiger Dauerexistenz  neben  dem  physischen  Leben  der  Ge- 
sellschafter gelangen".  —  Man  dürfte  nun  erwarten,  daß  von  diesen 
zwei  Dreiteilungen  eine  der  Einteilung  der  allgemeinen  Gesellschafts- 
wissenschaften zugrunde  gelegt  wäre.  Das  ist  aber  nicht  der  Fall.  Hier 
erscheint  vielmehr  eine  dritte  Dreiteilung,  nämlich :  die  Statistik 
wird  als  die  Lehre  von  den  sozialen  Massen,  die  Soziallehre  im 
engeren  Sinn  als  die  Lehre  von  den  sozialen  Schichten,  die  So- 
ziologie als  die  allgemeine  Lehre  vom  Wesen  und  der  Entwicklung  der 
organisierten  sozialen  Kreise  (Gruppen  und  insbesondere  Ge- 
bilde) bestimmt.  —  Die  beiden  ersten  Dreiteüungen  kehren  auch  1914 
wieder,  während  hier  (in  der  Neuauflage)  mit  der  Dreiteilung  der  all- 
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gemeinen  Gesellschaftswissenschaften  auch  die  zuletzt  erwähnte  (deren 
Hervorhebung  durch  den  Druck  aus  B.  u.  G.  übernommen  ist)  fehlt, 
dagegen  Schichten,  Gruppen  und  Gebilde  zusammen  ,, soziale  Kreise" 
heißen;  sie  seien  ,,sehr  mannigfaltiger  Natur",  die  vielfältig  soziali- 
sierte Menschenmasse  könne  kurz  als  ,,die  soziale  Masse"  bezeichnet 
werden.  Dies  ist  nach  der  i.  Auflage  wiederholt,  die  Statistik  hat  also 
ihren  alten  Platz  wieder  zugewiesen  erhalten  als  zugleich  allgemeine 
und  exakte  Gesellschaftslehre,  neben  der  nur  die  Soziologie  ,, einen  an- 
deren Weg"  ,,zur  wissenschaftlichen  Betrachtung  der  sozialen  Vorgänge" 
gehe. 

Mit  seiner  Bestimmung  des  Begriffs  der  Statistik  trifft  Ma}^: 
seine  scharfe  Entscheidung  über  den  berufenen  Streit,  ob  sie  eine  Wissen- 
schaft oder  („nur")  eine  Methode  „sei"  (bzw.  „sein  solle").  Kr  hat  sich 
aber  daran  nicht  genügen  lassen.  Er  verkennt  nicht  die  Bedeutung,  die 
das  Wort  Statistik  im  Sprachgebrauch  gewonnen  hat.  Er  will  dieser 
gerecht  werden  durch  die  Unterscheidung  von  Statistik  im  materiellen 
und  Statistik  im  formellen  Sinne.  Innerhalb  jener  oder  der  Statistik 
als  Wissenschaft  wird  wieder  statistische  Kunst  und  statistische  Wissen- 
schaft oder  ,, Wissenschaft  der  Statistik  im  engeren  Sinne"  unterschieden: 
früher  erst  in  §  68  (S.  158),  jetzt  schon  in  §  13  (S.  31),  wo  die  statistische 
Kunst  (,,das  äußerlich  ersichtliche  statistische  Tun")  als  die  Ele- 
mentarform der  „Statistik  im  materiellen  Sinne",  die  „statistische 
Wissenschaft"  als  deren  „höhere  Form"  unterschieden  wird.  Durch 
Verbindimg  der  beiden  Unterschiede  ist  die  Definition  der  Statistik 
als  Wissenschaft  etwas  abgeändert  worden. 


I.  Auflage. 
Statistik  im  materiellen  Sinne  (Wissen- 
schaft der  Statistik)  ist  die  auf  erschöpfende, 
in  Zahl  und  Maß  festgelegte  Massenbeob- 
achtung gegründete  Klariegung  der  Zu- 
stände und  Erscheinungen  des  gesellschaft- 
lichen menschlichen  Lebens,  soweit  solche 
in  den  sozialen  Massen  zum  Ausdruck  kom- 
men. 


2.  Auflage. 
Statistik  im  materiellen  Sinne  ist  der  In- 
begriff der  Information  über  Zustände  und 
Erscheinungen  des  gesellschaftlichen  mensch- 
lichen Lebens,'  soweit  solche  in  den  sozialen 
Massen  zählbar  und  meßbar  zum  Ausdruck 
kommen,  imd  des  daraus  gegebenenfalls  ge- 
wonnenen, weiter  abgeklärten  wissenschaft- 
Uchen  Erkennens  solcher  Zustände  und  Er- 
scheinungen. 

Die  Statistische  Wissenschaft  oder  die 

Statistik  als  Wissenschaft  ist  die  auf  das 
Material  der  statistischen  Kunst  gegründete 
Klarlegung  der  Zustände  und  Erscheinungen 
des  gesellschaftlichen  menschlichen  Lebens, 
soweit  solche  in  statistisch  erfaßbaren  sozialen 
Massen  zum  Ausdruck  kommen. 
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II. 

Wenige  Probleme  im  ganzen  Bereiche  der  Wissenschaften  sind  so 
schwierig  und  so  fern  von  einer  anerkannten  Lösung,  wie  das  ihrer  Ein- 
teilung, die  „Klassifikation  der  Wissenschaften",  Um  es  zu  lösen,  müßte 
man  zimächst  über  den  Begriff  der  Wissenschaft  übereinkommen,  imd 
das  hieße  ihn  frei  bestimmen  als  den  Begriff  einer  Idee.  Diese  Idee  ist 
—  das  sioll  hier  behauptet  werden  —  die  gedankliche  Beherrschung 
einer  Mannigfaltigkeit  durch  Begriffe;  die  Mannigfaltigkeit  aber  besteht 
entweder  selbst  aus  Begriffen  —  den  Gebilden  menschlichen  Denkens  — 
oder  sie  besteht  aus  Erscheinungen  —  Tatsachen,  die  beobachtet,  ge- 
kannt, erkannt  werden  können.  Die  allgemeinen  Wissenschaften  von 
Begriffen  sind  die  I/)gik  —  die  Lehre  von  Begriffen  überhaupt  —  und 
die  Mathematik  —  die  Lehre  von  Begriffen,  die  durch  Raum  und  Zeit 
bedingt  sind  — ,  es  sind  zugleich  die  schlechthin  abstrakten  Wissen- 
schaften. Die  Wissenschaften  von  Erscheinxmgen  ist  man  längst  über- 
eingekommen als  Naturwissenschaften  und  Geisteswissenschaften  zu 
unterscheiden;  richtiger  dürfte  sein,  letztere  als  Kulturwissenschaften 
zu  bezeichnen^,  auf  Grimd  der  Einteilung,  daß  es  sich  einerseits  um 
Erscheinungen  handelt,  die  in  Rarnn  und  Zeit  (körperlich)  vorhanden; 
andererseits  um  solche,  die  nur  durch  menschliches  Denken  imd  Wollen 
ihr  Wesen  haben,  wozu  auch  die  gehören,  welche  der  Materie  nach  in 
Ratun  und  Zeit  vorhanden  sind,  aber  durch  menschliches  Denken  und 
Wollen  ihre  Form  erhielten.  Offenbar  stellt  das  ganze  Gebiet  des  Seelen- 
lebens, also  die  es  darstellende  Psychologie,  ein  Zwischenreich  zwischen 
Natur  und  Kultur  dar;  die  Erscheinungen  sind  unlösbar  verbunden 
mit  solchen,  die  in  Ramn  und  Zeit  vorhanden  sind;  sie  sind  die  Voraus- 
setzung aller  Ktdturerscheinungen.  Das  menschliche  Zusammenleben 
ist  zunächst  wie  das  Zusammenleben  anderer  Lebewesen  eine  Natur- 
erscheinung; aber  seinen  eigentlichen  Inhalt  lernen  wir  erst  kennen, 
wenn  wir  es  als  durch  menschliches  Denken  und  Wollen  bestimmt  ver- 
stehen. So  ist  das  Zusammenleben  in  einem  Dorfe  (einer  Stadt)  etwas 
anderes,  sofern  es  durch  das  Dasein,  und  näher  durch  den  Willen  einer 
Dorf  gemeinde  (Stadtgemeinde)  bedingt  und  getragen  wird,  etwas 
anderes  als  bloß  rämnliche  imd  zeitliche  Tatsache  aufgefaßt.  Durch 
das  kulturliche  Zusammenleben  der  Menschen  sind  aber  alle  anderen 
Kulturerscheinungen  bedingt.  Es  ist  daher  zweckmäßig,  die  Lehre 
vom  menschlichen  Zusammenleben  als  Grundlage  der  allgemeinen  Kultur- 
wissenschaft aufzubauen;  den  Namen  Soziologie  darauf  anzuwenden, 
ist  schon  dariun  empfehlenswert,  weil  der  Name  Psychologie  als  Lehre 

*  Ich  habe  diese  Scheidung  schon  in  (ungedruckten)  Handschriften  aus  den  Jahren 
1879/80  vorgenommen.  Geltung  hat  sie  durch  H.  R  i  c  k  e  r  t  und  seine  Schule  erlangt, 
aber  in  einem  Sinne,  von  dem  der  hier  vorgetragene  durchaus  abweicht. 
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von  den  auch  ihr  zugrunde  liegenden  seelischen,  und  der  Name  Biologie 
als  die  von  den  auch  der  Psychologie  zugrunde  liegenden  Ivcbenser- 
scheinungen  sich  eingebürgert  hat.  Die  Soziologie  jenes  allgemeinsten 
Sinnes  zerfällt  nun  sachgemäß  in  drei  Abteilungen:  i.  die  Sozialbiologie; 
diese  betrachtet  das  kulturliche  Zusammenleben  in  seinen  natürlichen 
(physischen)  Bedingungen,  daher  die  Ernährung  und  Fortpflanzung  der 
Menschen,  aber  freilich  der  Menschen  als  Kulturwesen,  daher  auch, 
sofern  sie  sozial  verbunden  sind,  also  in  Familien,  Gemeinden,  Staaten 
zusammenleben.  Zu  ihren  Hauptgegenständen  gehört  die  Bevölkerung 
und  im  Zusammenhange  damit  die  Bedeutung  der  ,, anthropologischen" 
Merkmale  und  ihrer  Verschiedenheiten  unter  den  Völkern  und  Rassen 
für  deren  soziales  I/cben.  Die  zweite  Abteilung  ist  die  Sozialpsycho- 
logie —  die  ich  mit  einem  jüngeren  Autor  (Stoltenberg)  in  Sozio- 
psychologie  und  Psychosoziologie  einteile:  jene  hat  zmn  Gegenstand 
die  psychischen  Erscheinungen,  die  erstens  nicht  anders  zu  denken  sind 
als  im  Bewußtsein  des  einzelnen,  zweitens  nicht  anders  als  mit  bewußter 
Beziehimg  auf  ein  oder  mehrere  Mitwesen;  diese  dieselben,  sofern  viele 
sie  miteinander  gemein  haben,  die  Individuen  also  zusammen  fühlen 
und  zusammen  denken.  Wie  jene  —  die  Soziopsychologie  — -  einen  sozio- 
logischen Inhalt  der  Psychologie,  so  bedeutet  diese  —  die  Psychosozio- 
logie —  einen  psychologischen  Inhalt  der  Soziologie,  Dieser  enthält 
aber  ebensowohl  die  Widergefühle  —  um  auch  diesen  Ausdruck  dem 
genannten  Autor  zu  entlehnen  —  imd  Widergedanken  als  die  Fürge- 
fühle und  Fürgedanken  und  die  in  jenen  beruhenden  feindlichen  wie  die 
in  diesen  beruhenden  frermdlichen  Verhältnisse.  Endlich  aber  findet 
drittens  die  Soziologie^  ihren  eigentlichen  Sinn  und  eigentlichen  Gegen- 
stand in  dem  sozialen,  d.  h.  friedlichen  Verhalten  der  Menschen  zuein- 
ander und  allen  daraus  entspringenden  Kulturwerten,  unter  denen  wie- 
derum die  spezifisch  sozialen,  nämlich  die  Verbindungen  und  Vereine  der 
Menschen,  als  Gebilde  und  Gestalten  ihres  eigenen  Denkens  und  WoUens 
(eine  andere  Unterscheidung  als  die  M  a  y  r  sehe  der  sozialen  Kreise), 
die  soziologisch  bedeutendsten  sind.  —  In  diesem  gesamten  Gebiete  ist 
aber,  wie  in  den  Naturwissenschaften,  so  viel  strenge  und  vollkommene 
Wissenschaft  als  darin  lyOgik  tmd  Mathematik  enthalten  ist :  nämlich  es 
muß  ein  System  von  Begriffen  zugrunde  gelegt  werden  mid  ein  System 
von  deduktiven  Folgenmgen,  die  wie  jenes  strenge,  aber  (zugleich  nur) 
hypothetische  Wissenschaft  darstellen.  So  ist  aus  gewissen  soziologischen 
Voraussetzimgen,  in  denen  die  drei  Arten  der  Soziologie  zusammenbe- 
griffen waren,  die  abstrakte  Nationalökonomie  und  die  abstrakte  Be- 
völkerimgslehre  abgeleitet  worden;  so  kann  aus  der  dritten  Art  die 
„reine  Soziologie"  gewonnen  werden,  so  die  reine  Rechtslehre  und  all- 
gemeine Staatslehre,  wie  andere  philosophisch-soziologische  Disziplinen. 
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Auch  die  Sozialbiologie  und  Sozialpsychologie  haben  es  unmittelbar 
nur  mit  Begriffen  und  Ableitungen  aus  Begriffen  zu  tun.  —  Demgegen- 
über bleibt  aber  der  eigentlich  wissenschaftlichen  Arbeit,  der  Tätig- 
keit des  Sammlers  und  Forschers,  das  ganze  unermeßliche  Feld  der 
Erfahrimg:  hier  gilt  es  zu  beobachten  und  zu  beschreiben,  gilt  es  vom 
Einzelnen  durch  Sondern  und  Vergleichen  zu  Verallgemeinerungen  auf- 
zusteigen; hier  ist  das  Reich  der  Induktion,  aus  welchem  "Wissenschaft 
in  einem  ganz  anderen  Sinne  als  die  bisher  betrachtete  hervorgeht: 
weniger  strenge,  weniger  allgemeine,  dafür  aber  Wissenschaft  von  Tat- 
sachen, von  einer  anders  gearteten  Gewißheit,  kategorisch  anstatt 
hypothetisch;  kein  Wimder,  daß  die  Erfahrungswissenschaft  sich  regel- 
mäßig für  die  allein  echte  ausgibt  und  heute  insgemein  dafür  gehalten 
wird,  obgleich  wir  immer  wieder  lernen,  an  der  lyOgik  und  ganz  be- 
sonders an  der  Mathematik  unsere  Idealvorstellung  von  Wissenschaft 
zu  bilden.  Die  Namengebung  ist,  wie  überall, "  Sache  der  Übereinkunft 
und  des  Beschlusses;  man  kann  aber  auch  hier  unterscheiden  und  ver- 
mitteln, indem  man  sagt:  reine  Wissenschaft  und  empirische  Wissen-' 
Schaft,  Deduktion  und  Induktion,  müssen  zusammenkommen,  wenn 
man  sich  dem  Ziele  alles  wissenschaftlichen  Denkens  nähern  will:  der 
objektiven,  d.  i.  allgemein  gültigen  Erkenntnis  der  Wirklichkeit  als 
des  Zusammenhanges  von  Ursachen  und  Wirkungen.  So  kann  man 
keinen  Gegenstand  genau  und  vollständig  beschreiben,  ohne 
darauf  allgemeine  und  eindeutige  Begriffe  anzuwenden,  einen  Acker 
oder  einen  Wald  seiner  Größe  nach  nicht  beschreiben,  außer  mit  Hilfe 
geometrischer  Denkbilder  und  ihnen  nachgebildeter  Werkzeuge.  Die 
wichtigsten  empirischen  Begriffe  für  die  Zusammenhänge  des  Geschehens : 
die  des  Möglichen,  des  Wahrscheinlichen  und  des  Notwendigen  sind 
auch  Begriffe  der  Logik  und  der  Mathematik. 

Insbesondere  der  Begriff  der  Wahrscheinlichkeit,  der  als  subjek- 
tiver nur  einen  Grad  der  Zuversicht  ausdrückt,  womit  ein  vergangenes, 
gegenwärtiges  oder  zukünftiges  Ereignis  vermutet  wird,  findet  sich  in 
der  mathematischen  Wahrscheinlichkeitslehre  objektiviert  und  rela- 
tiviert, so  daß  ihre  Grade  meßbar  werden  und  selbst  den  Charakter 
der  Gewißheit  erhalten,  als  ein  Quotient  ausgedrückt,  dessen  Dividendus 
der  oder  die  günstigen,  dessen  Divisor  die  möglichen  Fälle  bilden,  immer 
als  gleich-mögliche  gedacht,  so  daß  auch  die  unbestimmte  Qualität 
der  Möglichkeit  auf  einen  quantitativen  Ausdruck  gebracht  werden  kann, 
demgemäß  ihre  Summe  =  der  Wirklichkeit  oder  Notwendigkeit  und 
(darauf  bezogenen  subjektiven)  Gewißheit.  In  Graden  ausgedrückt  ist 
die  Möglichkeit  =  Wahrscheinlichkeit,  die  begrifflich  auch  das  empirisch 
Unwahrscheinlichste  umfaßt,  wie  der  physikalische  Begriff  der  Wärme 
die  Kälte.    Aber  nur  an  der  Hand  der  Erfahrung  kann  man  die  Wahr- 
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scheinlichkeit  irgendeines  Ereignisses  bestimmen,  während  die  mathe- 
matisclae  Wahrscheinlichkeitslehre  auf  Grund  ihrer  Begriffe  und  Vor- 
aussetzungen die  Wahrscheinlichkeit  z.  B.  eines  Pasch  mit  mehreren 
Würfeln  a  priori  bestimmt ;  die  Erfahrung  wird  ihr  um  so  näher  kommen, 
je  mehr  die  Gleichheit  der  Seiten  der  Würfel  und  die  Gleichheit  der 
ganzen  Würfel  vollkommen  ist.  Einen  Weltkrieg  von  50  Monaten  als 
Mitkämpfer  heil  zu  überleben,  ist  möglich;  den  Grad  der  Wahrschein- 
lichkeit wird  man  annähernd  nur  nach  den  Erfahrungen  des  deutschen, 
des  österreichisch-ungarischen,  des  französischen  und  des  englischen 
Heeres  feststellen  können,  während  alle  Wahrscheinlichkeitsrechnung 
auf  Grund  der  Erfahrungen  früherer  Kriege  ihn  weit  überschätzt  hätte. 
Ihre  Regeln  aber  werden  immer  unentbehrlich  sein,  um  schweifenden 
Vermutungen  einen  festen  Sitz  anzuweisen.  Die  unwissenschaftliche 
Vermutung  wird  dahin  gehen,  daß  eine  80jährige  Frau,  Witwe  oder 
lycdige,  ,,wohl  noch  einige  Jahre  leben  werde";  die  deutschen  Sterbe- 
tafeln geben  ihr  auf  Grund  der  Erfahrungen  von  1910  und  191 1  etwas 
mehr  als  5  Jahre,  wenn  sie  verheiratet,  weniger,  wenn  sie  ledig,  und 
wenig  mehr  als  4,  wenn  Witwe  oder  geschiedene  Frau. 

Man  hat  die  Voraussicht  für  den  eigentlichen  Zweck  und  Nutzen 
der  wissenschaftlichen  Erkenntnis  erklärt  und  darum  die  Astronomie 
für  die  vollkommenste  empirische  Wissenschaft,  weil  sie  mit  Sicherheit 
Ereignisse  vorausberechnet,  die  freilich  nur  sehr  aus  der  Ferne  und  in 
unbestimmter  Weise  erkennbar  sind.  Die  Voraussicht  ist  ein  Haupt- 
zweck, aber  nicht  der  einzige  Zweck  der  Wissenschaft;  es  kann  aber  ihr 
nur  förderlich  sein,  wenn  sie  wesentlich  auf  diesen  Zweck  bezogen  wird. 
Es  folgt  daraus,  daß  sie  die  Wirklichkeit  und  die  darin  enthaltenen  Mög- 
lichkeiten, die  Tendenzen  und  Chancen,  in  Begriffen  beschreiben,  d.  h. 
vergleichen,  also,  sofern  es  angeht,  zählen  und  messen  soll.  Die  wahr- 
scheinliche, vielleicht  sogar  die  gewisse  und  notwendige  Wirkung  eines 
Ereignisses  läßt  sich  dann  voraussagen,  wenn  man  die  regelmäßigen 
Wirkungen  solcher  Ereignisse  kennt ;  um  sie  zu  kennen,  muß  man 
aber  den  Zusammenhang  von  Ursache  und  Wirkung  in  ihnen  erkannt 
haben,  muß  also  wissen,  daß  der  ,,Caiisalnexus"  besteht:  B  ist  die  not- 
wendige oder  wenigstens  wahrscheinliche  Wirkung  von  A,  A  hat  B  zur 
notwendigen  oder  mehr  oder  minder  wahrscheinlichen  Folge.  Wie  viel 
aber  davon  vor  aller  Erfahrung  (a  priori)  erkannt  werden  kann  —  die 
Kreuzfrage  der  Erkenntnistheorie  — ,  bleibe  hier  unerörtert.  Für  alles 
Einzelne  ist  man  jedenfalls  auf  die  Erfahrung  angewiesen.  Aber  auch 
das  deduzierbare  Wissen  um  die  gewissen  oder  mehr  oder  minder  wahr- 
scheinlichen Wirkungen  einer  bestimmten  Ursache  beruht  im  Gebiete 
der  Kulturwissenschaften  auf  allgemeiner  Erfahrung. 

Wenn   Mayr    von   der  Statistik   und  anderen  Methoden,    vermöge 
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deren  „die  Erkenntnis  des  Sozialen  durch  die  Beobachtung  von  Kie- 
menten sozialer  Massen"  gesucht  werde,  die  Soziologie  als  die  Wissen- 
schaft unterscheidet,  welche  mit  „direkter  Betrachtung  der  sozialen 
Gebilde  aller  Völker  und  Zeiten  und  mit  der  lyebensbetätigung,  dem 
Entwicklungsgesetz  dieser  Gebilde"  sich  beschäftige,  so  hat  er  von  ferne 
etwas  Ähnliches  im  Auge  wie  den  Unterschied  zwischen  empirischer  und 
begrifflicher  (,, reiner")  Wissenschaft.  Er  wendet  aber  gegen  die  „mo- 
dernen Soziologen"  ein,  daß  sie  zwar  behaupten,  ,, direkt  beobachtend  vor- 
zugehen", was  aber  von  ihnen  geboten  werde,  sei  nicht  Beobachtung  im 
Sinne  strengen  induktiven  Verfahrens,  sondern  —  dann  gibt  M  a  yr 
wieder,  was  er  i.  der  biologischen,  2.  der  psychologischen  Schule  der 
Soziologie  zuschreibt.  Er  vergißt,  daß  es  auch  eine  soziologische 
Schule  der  Soziologie  gibt  und  hält  sie  nicht  einmal  der  Erwähnung 
für  wert.  Und  doch  anerkennt  er,  daß  ,,auch  die  rein  deduktive  Geistes- 
arbeit zmn  Zweck  des  tieferen  Eindringens  in  die  letzten  Entwicklungs- 
erscheinungen des  Menschenlebens"  ,, volle  Berechtigung"  habe.  Wenn 
er  jedoch  im  gleichen  Absatz  (S.  21)  sagt,  auf  befriedigende  Art  seien 
,,eben"  soziale  Gebilde,  als  besondere  Zusammenschlüsse  sozialer  Massen, 
nur  mittels  der  Massenbeobachtung  der  Statistik  zu  erkennen,  so  wird 
er  damit  dem  ganzen  Umfange  der  Erfahrung  in  diesem  Gebiete  nicht 
gerecht,  und  verneint  sich  selbst,  wenn  er  in  B.  u.  G.  von  den  allge- 
meinen Gesellschaftswissenschaften  (s.  o.)  nicht  nur  die  Wissenschaften 
vom  Wirtschaftsleben,  vom  Staat  mid  vom  Recht,  als  die  besonderen 
unterscheidet,  sondern  auch  die  soziologische  Betrachtung 
des  Entwickltuigslebens  des  Staates  ausdrücklich  der  juristischen 
vorausschickt  und  daraus  a)  die  allgemeine,  b)  die  spezielle  Staatslehre 
ableitet.  Von  einer  soziologischen  Betrachtung  innerhalb  der  ,, Staats- 
wissenschaften im  übertragenen  Sinn",  insbesondere  in  der  National- 
ökonomie, der  Finanzwissenschaft  ist  jedoch  keine  Rede;  vielmehr  wird 
die  Soziologie  in  abfälliger  Beurteiltmg,  die  sich  besonders  an  G  u  m  - 
p  1  o  V  i  c  z  hält,  selbst  zu  den  Staatswissenschaften  im  übertragenen 
Sinne  gerechnet.  —  Mit  dem  Unterscheiden  deduktiven  und  induktiven 
Verfahrens  befaßt  sich  B.  u.  G.  gar  nicht.  Das  Verhältnis  der  ,, Staats- 
wissenschaften" zu  den  Gesellschaftswissenschaften  wird  so  dargestellt, 
daß  aus  dem  ,, Konglomerat  von  Gesellschaftswissenschaften"  (allge- 
meinen und  besonderen)  ,,in  verschiedenartiger  Gruppierung  imd  Aus- 
lese" die  Staatswissenschaften  ,, entspringen"  (B.  u.  G.,  S.  18). 

III. 

Man  kann  das  gesamte  Einzelwissen  von  Tatsachen  des  sozialen 
I/cbens  —  vergangenen  und  untergegangenen  —  gegenwärtigen  und  in 
die  Zukimft  hineinragenden  —  vergangenen  gegenwärtigen  und  bleiben- 
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den  —  „historisch"  nennen  und  bliebe  dabei  dem  Ursinne  dieses  griechi- 
schen Wortes  nahe.  Dann  aber  darf  man  etwa  diese  ganze  Kenntnis 
und  Erkenntnis  einteilen  in 

A,  Kenntnis  und  Erkenntnis  der  einzelnen  einmaligen  Begeben- 
heiten, in  ihrer  Vereinzelmig  und  Besonderheit  aufgefaßt  — ;  sie  sind 
mehr  oder  minder  bedeutsam  für  den  Erkennenden,  je  nachdem  sie  seine 
Gefühle  erregen,  sein  Wohl  und  Wehe  berühren,  eben  darmn  ihm  auch 
mehr  oder  weniger  verständlich  sind.  Der  Ortshistoriker  denkt  anders 
darüber  als  der  I^andes-  und  Reichshistoriker,  die  Geschichte  Frank- 
reichs geht  die  Deutschen  sehr  viel  näher  an  als  die  Geschichte  Japans. 
Für  eine  streng  wissenschaftliche  Betrachtung,  die  der  Geschichtsschrei- 
bimg  als  einer  Kirnst  von  ästhetischem  oder  ethisch-patriotischem  Cha- 
rakter nicht  nahe  liegt,  müßten  diese  Unterschiede  wegfallen.  Sie  wird 
die  Entwicklungen  der  I^änder,  Nationen,  Reiche  miteinander  verglei- 
chen, vmi  dem  Ideal  der  Erkenntnis  ihrer  Notwendigkeit  imd  Gesetz- 
mäßigkeit, wenn  auch  auf  imbestimmte  Art,  näher  zu  kommen;  alle 
Kulturgeschichte,  Universalgeschichte,  Philosophie  der  Geschichte,  so- 
ziologische Geschichtsforschung  will  sich  auf  diese  Wege  wagen.  Zu  den 
schweren  Hemmnissen  gehört  auch  dies,  daß  die  Kunde  der  Vergangen- 
heit, überall  aus  dem  Heldenepos  hervorgehend,  die  Ereignisse  in  über- 
mäßiger Weise  an  die  Tätigkeit  und  Ivcistung  bestimmter  einzelner  Per- 
sonen angeknüpft  hat;  eben  darum  wird  das  wissenschaftliche  Denken 
eher 

B,  in  Wiederholungen  auftretende  Arten  von  Ereignissen  und 
Erscheinungen  sich  zum  Vorwurf  nehmen,  z.  B.  solche  des  wirtschaft- 
lichen lycbens:  Steigerungen  und  Niedergänge,  Aufstiege  und  Handels- 
krisen, Mißernten,  Hungersnöte;  oder  des  politischen  I^ebens,  als 
Staatenbildungen,  Verfassungsänderungen,  Revolutionen,  Thronwechsel, 
Thronstreitigkeiten,  Kriege,  Friedensschlüsse,  das  Entstehen  und  Ver- 
gehen der  Reiche;  oder  endlich  Tatsachen  des  geistigen  Zusammen- 
lebens, wie  Ausbreitung  und  Untergang  von  Glaubensvorstellungen,  von 
Künsten  und  Wissenschaften,  von  Sitten  und  Gebräuchen  usw.  Auch 
diese  Studien  sind  bisher  noch  zum  größten  Teil  an  die  bloße  ,, Geschichte" 
—  Kultur-,  Handels-  und  Wirtschafts-,  Kriegs-,  Verfassungs-,  Religions-, 
Kunst-,  L/iteraturgeschichte  usw.  —  gefesselt  geblieben  und  werden  sich 
als  soziologische  Forschungen  davon  ablösen  müssen.  Die  em- 
pirische Soziologie  wird  aber  ferner  von  Schilderung  und  Untersuchung 
der  Begebenheiten  der  Beschreibung  des  Beharrenden  sich  zuwenden 
müssen,  schon  weil  es  IVIitursache  der  Veränderungen  ist;  sie  wird  daher 

C,  miteinander  vergleichbare  Zustände  des  Zusammenlebens  (der 
Kultur),  die  zu  verschiedenen  Zeiten  oder  an  verschiedenen  Orten  (in 
Städten  oder  lyändern)  beobachtet  werden,  z.  B.  geltende  Rechte,  ge- 
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sprochene  Sprachen,  herrschende  Religionen  und  Denkweisen,  Sitten 
und  Gebräuche,  Umgangsformen,  Kleidertrachten,  beschreiben  und  ver- 
gleichen, 

D,  endlich  kann  die  Erkenntnis  auf  die  Einzelheiten  des  Lebens 
einer  sozial  verbundenen  Menge,  der  Einwohnerschaft  eines  lyandes, 
-daher  eines  Staates  und  seiner  Angehörigen,  sich  erstrecken,  indem  sie 
von  dem  bloßen  Dasein  ausgeht  und  andere  Merkmale,  die  sie  mitein* 
ander  gemein  haben,  oder  in  Verschiedenheit  aufweisen,  daran  anschließt. 
Die  höchste  Aufgabe  ist  hier,  das  Leben  eines  Volkes  anzu- 
schauen und  darzustellen,  aber  auch  es  vergleichend  zu  begreifen. 

Dies  ganze  Feld  der  Tatsachen  steht  der  unmittelbaren  Erfahrung, 
also  der  Beobachtung,  nur  in  sehr  eingeschränktem  Maße  offen,  und 
innerhalb  dieser  Schranken  ist  der  Forscher  noch  zum  größten  Teile 
auf  die  Zuverlässigkeit  der  Feststellungen  anderer  angewiesen.  Die 
Beobachtung  wird  um  so  vollkommener  sein,  je  mehr  sie  planmäßig, 
system^atisch  geleitet  wird,  ja  einem  Zwange  vmtersteht;  je  mehr  sie 
bürokratisiert  ist,  wie  die  Volkszählung  und  andere  amtliche  Aufnahmen. 
Solche  Beobachtungen  stellen  immer  etwas  Gegenwärtiges  fest,  und  zwar 
entweder  Bestehendes  oder  Geschehendes ;  sie  beziehen  sich  vorzugsweise 
auf  Größenverhältnisse,  die  sie  messen,  also  ,, exakt"  vergleichbar  machen; 
das  Messen  von  Mengen,  die  als  aus  gleichen  Einheiten  bestehend  gedacht 
werden,  ist  das  Zählen.  Es  kann  der  Beschreibung  jeder  Art  von  Zu- 
ständen und  Ereignissen  dienen  und  sie  beleuchten,  auch  die  der  eigent- 
lichen ,, Geschichte"  (A);  denn  es  bereichert  und  berichtigt  unsere  Vor- 
stellungen, wenn  wir  aus  glaubwürdigen  Zeugnissen  erfahren,  wie  groß 
die  Heere  waren,  die  Alexander  oder  Karl  der  Große  geführt  haben, 
wie  volkreich  die  Städte,  Länder  und  Reiche  waren,  die  Rom  sich  unter- 
warf (,, historische  Statistik").  Die  Geschichte  der  neuesten  Zeit  wird 
auch  für  die  späte  Nachwelt  verstehbarer,  und  die  der  verschiedenen 
Staaten  vergleichbarer,  weil  und  insofern  als  wir  solche  Daten  in  viel 
weiterem  Umfange  für  die  letzten  loo — 200  Jahre  als  für  die  früheren 
Zeiten  besitzen.  Ebenso  gilt  es  für  die  drei  anderen  Gebiete :  die  Zah- 
len sind  überall  das  nützlichste  Hilfsmittel  der  Erkenntnis,  wenn  auch 
„Statistik"  in  diesem  Sinne,  nach  dem  sie  nichts  ist  als  Gebrauch  von 
Zahlen,  darum  sich  vorzugsweise  in  D  angesiedelt  hat,  weil  hier  der 
zählenden  Beobachtung  gegenwärtiger  Zustände  und  fortlaufender  Be- 
gebenheiten die  Tore  am  weitesten  offen  stehen.  Nur  ein  gegenwärtiges, 
lebendiges  Volk,  nur  ein  bestehendes  Gemeinwesen  läßt  sich  vollständig 
beobachten,  schildern,  begreifen,  weil  nur  auf  deren  Dasein  und  Zu- 
stände das  Maß  der  Zählung  und  anderer  Messungen  anwendbar  sind; 
wenigstens  ist  alles  vergangene  Derartige,  im  allgemeinen,  je  weiter 
zeitlich  entfernt,  um  so  mehr  dem  Zweifel  ausgesetzt. 


Die  Statistik  als  Wissenschaft.  I^ 

Überall  handelt  es  sich  hier  um  die  Findung,  Feststellung,  Be- 
schreibung von  Tatsachen,  aber  der  wissenschaftliche  Denker  bleibt  nie 
bei  Tatsachen  stehen.  Er  will  die  Tatsachen  ordnen,  um  sie  zu  ver- 
stehen, er  wird  versuchen,  ihre  Ursachen  zu  ergründen;  hierfür  ist  nun, 
in  bewußterer  Weise,  als  schon  bei  der  Beschreibung  von  Tatsachen, 
Vergleichung  notwendig,  die  in  jedem  Sinne  den  Fortgang  der  Wissen- 
schaft bezeichnet.  Diesem  Anspruch  gerecht  zu  werden,  haben  sich  ver- 
gleichende Sprachwissenschaft,  vergleichende  Rechtswissenschaft,  ver- 
gleichende Mythologie  und  Religionskunde,  vergleichende  Sittenge- 
schichte, vergleichende  I,iteratur-  und  Kunstgeschichte,  mehr  oder  minder 
erfolgreich  entwickelt.  Verhältnismäßig  unentwickelt  ist  noch  die  Ver- 
gleichung der  B-Tatsachen  und  noch  mehr  die  der  A-Tatsachen  ge- 
blieben, dagegen  ist  etwas  verf rülit  auf  die  einen  wie  die  anderen  der  Ge- 
danke einer  allgemeinen  gesetzmäßigen  Entwicklung  und  Entwicklungs- 
geschichte angewandt  worden,  der  nur  auf  Grund  von  umfassenden 
Vergleichungen  der  Tatbestände  gedeihen  kann. 

Überall  wird  das  streng  wissenschaftliche,  rationale  Denken  da- 
durch bezeichnet,  daß  es_,  um  zu  sicheren  Induktionen  zu  gelangen, 
in  qualitativen  Vergleichungen  zu  quantitativen  fortschreitet,  daß  es- 
also  zum  Messen  und  Zählen  übergeht,  wo  immer  und  sofern  die  Er- 
scheinungen solchem  Verfahren  zugänglich  sind. 

Die  Erforschung  und  Beschreibung  von  D-Tatsachen  ist  im  i8. 
Jahrhundert  und  bis  über  die  Mitte  des  ag.  hinaus  unter  dem  Namen 
der  Statistik  gepflegt  worden,  wenn  auch  diese  in  ihren  ersten 
Stadien  lieber  noch  bei  C-Tatsachen  verweilte  oder  wenigstens  dahin 
übergriff.  Es  war  eine  neue  Wissenschaft,  die  lange  Zeit  als  ,, Hilfs- 
wissenschaft" der  Geschichte  geschätzt  wurde,  zuweilen  auch  in  geist- 
reicher Wendung  (durch  h.  v.  Schlözer)  als  stillstehende  Geschichte 
der  Geschichte  als  einer  fortlaufenden  Statistik  gegenübergestellt  wurde. 

IV. 

Es  war  ein  Fortschritt  der  Statistik,  den  ihre  konservativen  Meister 
bekämpften,  daß  sie  mit  Vorliebe  Zahlen  in  Tabellenform  brachte  und 
so  ihre  Vergleichbarkeit  förderte.  Aber  die  Proteste  dagegen  haben 
insofern  Recht  behalten,  als  diese  Tabellenstatistik  die  Statistik  des 
alten  echten  Sinnes  untergraben  und  beinahe  der  Vergessenheit  preis- 
gegeben hat.  Ihren  Rang  und  ihre  damals  gefeierte  Bedeutung  als  Wissen- 
schaft hat  sie  eingebüßt,  und  sich  gefallen  lassen  müssen,  zu  einem 
,, Mädchen  für  alles"  erniedrigt  zu  werden,  so  daß  in  dem  deutschen 
Streit,  ob  sie  eine  Wissenschaft  oder  eine  bloße  Methode  ,,sei",  die  Ver- 
treter der  letzteren  Meinung,  ungeachtet  der  geistvollen  Versuche,  sie 
als  Wissenschaft  wieder  herzustellen,  das  Übergewicht  gewonnen  haben.. 
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;  '■  -  Welchen  Ursachen  ist  dies  Ergebnis  zuzuschreiben,  das  auch  darin 
sich  kundgibt,  daß  „die"  Statistik  an  keiner  Universität  mehr  Pflege 
genießt,  daß  es  kaum  hier  und  da  einen  ,, außerordentlichen"  Lehrstuhl 
für  Statistik  gibt,  daß  sie  höchstens  noch  als  Anhängsel  der  National- 
ökonomie, die  „zahlenmäßiges  Material"  für  ihre  Lehrsätze  beibringen 
will,  oder  aber  als  ein  verlorener  Schößling  der  Mathematik,  nämlich 
als  angewandte  Wahrscheinlichkeitslehre,  ihr  Dasein  fristet  —    ? 

1.  Eine  der  Ursachen  wurde  schon  bezeichnet:  die  Tabelle  wurde 
das  stehende  Merkmal  der  Statistik  —  an  und  für  sich  hätte  das  ihre 
Entwicklung  vielmehr  fördern  als  hemmen  sollen. 

2.  Damit  hängt  nahe  zusammen  der  Einfluß  der  sogenannten  poli- 
tischen Arithmetik,  deren  berühmtester  Vertreter  der  auch  als  politischer 
Ökonom  hervorragende  Sir  William  P  e  1 1  y  gewesen  ist.  Bei  M  a  y  r  lesen 
wir  (I^,  S.  326) :  ,, Vollkommen  unabhängig  von  der  Disziplin  der  ,, Staats- 
merkwürdigkeiten" [eben  der  alten  Statistik]  hat  sich  auf  Grund  von 
fest  mngrenzten,  insbesondere  auf  das  Gebiet  der  Bevölkerungsbewegung 
gerichteten  Massenbeobachtungen,  eine  Betrachtungsweise  sozialer  Zu- 
stände und  Erscheinungen  entwickelt,  welcher  es  weniger  um.  die  hi- 
storische Gestaltung  der  Vorgänge  und  deren  Beschreibung  als  tun  deren 
anal3rtische  Betrachtung  zum  Zweck  der  Gewinnung  abstrakter  Ein- 
blicke in  gewisse  Vorgänge  des  Gesellschaftslebens  zu  tun  ist ...  "  ,, In- 
dem diese  Betrachtungsweise  das  benutzte"  Massenmaterial  nur  als 
Unterlage  für  die  Ergründung  von  Gesetzmäßigkeiten  und  Kausalitäts- 
beziehungen allgemeiner  Art  verwertete,  schuf  sie  die  in  der  Behand- 
lungsweise  der  Universitätsstatistiken  fehlende  letzte  Zuspitzung  der 
wissenschaftlichen  Bearbeitung  des  statistischen  Materials. 

Diese  Charakteristik  trifft  für  Petty  nicht  zu.  Seinen  Erörterungen 
sind  zwar  Ausblicke  allgemeiner  Art  beigemischt  (er  bezeichnet  sie  selbst 
als  Abschweifungen),  z.  B.  über  den  Zeitpunkt  der  ,,Anfüllung"  des 
Erdballes  mit  Menschen,  oder  Erörterungen,  ob  die  schnelle  Bevölkerung 
der  Erde  zirni  Besten  der  Menschheit  sein  werde,  ob  sie  den  offenbarten 
Willen  Gottes  erfüllen,  welchem  Fürsten  oder  Staat  sie  am  meisten 
vorteilhaft  sein  würde  —  ferner  seine  neuerdings  aufgelebte,  gescheite 
Ansicht  der  soziologischen  Bedeutung  der  Ketzerei  imd  Heterodoxie  — , 
aber  die  Substanz  seiner  Schriften  über  politische  Arithmetik  ist  Sta- 
tistik im  echten  alten  Sinne,  mit  den  politischen  Nutzanwendungen, 
auf  welche  diese  immer  eingestellt  war  —  will  sagen,  daß  Pettys  eigent- 
liche Angelegenheit  die  Größe,  Volkszahl,  der  Bodenreichtum  und  Wohl- 
stand, also  Produktion,  Handel,  Schiffahrt  Englands,  seiner  Haupt- 
stadt, seiner  Nebenländer  (Irlands)  und  Kolonien,  war,  wobei  Petty 
dadurch  hervorragt,  daß  er  die  Tatsachen  so  weit  als  möglich  in  Zahlen 
darzustellen  beflissen  ist.     Auch  Graunts  Absehen  ist  durchaus  auf  die 
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Charakteristik  der  Zustände  Ivondons  gerichtet;  wenn  sich  bei  ihm, 
nach  Mayr's  Ausdruck,  ,, bereits  abstrakte  Betrachtungen  über  das 
Geschlechtsverhältnis  der  Bevölkerung,  über  die  Bedeutung  der  Wan- 
derungen" u.  a.  vorfinden,  so  ist  das  nur  ein  Beleg  für  die  allgemeine 
Erfahrung,  daß  Beobachtimgen  zu  Verallgemeinerungen  anregen.  Einen 
Gipfel  erreichten  diese  Studien  über  den  Bevölkerungswechsel  in  S  ü  ß  - 
milch,  von  dem  M  a  y  r  sagt,  er  sei  der  erste  bedeutende  und  durch- 
aus selbständige  Vorläufer  derjenigen  Forscher  geworden,  deren  Streben 
es  heute  sei,  die  Wissenschaft  der  Statistik  zur  exakten  Gesellschafts- 
lehre auszugestalten  (S.  327).  Süßmilch  wollte  in  der  Tat  nicht 
Statistiker  sein,  sondern  ein  theologischer  Philosoph,  und  zwar,  wie  wir 
heute  sagen  würden,  Soziologe,  während  bei  seinen  Vorgängern  die  Be- 
nutzung der  Sterbetafeln  usw.  für  Zwecke  des  Versicherungswesens 
in  das  Gebiet  der  Sozialbiologie  gehört.  —  Die  Hauptursache,  warimi 
jene  neue  Wissenschaft  der  Statistik  keine  Geltung  gewonnen  hat, 
nachdem  die  alte  aufgegeben  wurde,  ist 

3.  der  lose  und  oberflächliche  Sprachgebrauch,  der  besonders  in 
Frankreich  ausgebildet,  von  dort  nach  Deutschland  zurückgekehrt  ist: 
er  hat  von  der  Tabellenstatistik  her  das  einzige  Merkmal  der  Zahlen- 
tabelle festgehalten  und  nennt  nun  alles  Statistik,  was  (auch  nur)  mehr 
oder  weniger  tabellarisch  in  Zahlen  über  irgendeine  Erscheinung  ausge- 
drückt wird,  z.  B.  feuchte  Niederschläge,  Häufigkeit  der  Zangengeburt  in 
einer  Klinik,  Vorkommen  einer  Präposition  bei  einem  griechischen 
Schriftsteller  usw.  usw.  Natürlich  kann  die  Statistik  dieses  Sinnes  auch 
auf  Volkszahl,  Eheschließungen,  Geburten  und  Sterbefälle,  und  auf  die 
1000  anderen  Dinge  des  sozialen  Lebens,  die  in  Zahlen  darstellbar  sind, 
erstreckt  werden.  In  Wahrheit  ist  dies  die  einzige  Vorstellung  von  Sta- 
tistik, die  im  allgemeinen  Bewußtsein  lebendig  ist,  und  viele  Gelehrte 
seit  Mitte  des  vorigen  Jahrhunderts  bis  auf  diesen  Tag  veranlaßt  hat, 
Statistik  für  eine  bloße  ,, Methode"  zu  achten,  obschon  man  doch  wieder 
die  .statistische  Methode",  besser  noch  Methoden,  von  ihr  unterscheidet, 
dann  allerdings  wäre  diese  Statistik  weniger  als  eine  Methode,  nämlich 
nichts  als  ein  anderer  Ausdruck  für  eine  Zusammenstellung  auf  irgend- 
welclien  Gegenstand  sich  beziehender  Zahlen. 

4.  An  diesen  Sprachgebrauch  knüpfte  schon  die  Arbeit  Q  u  e  t  e  - 
1  e  t  s  an,  wenn  er  alle  seine  Forschungen  über  die  durchschnittliche 
Entwicklung  des  Menschen  in  bezug  auf  seine  körperlichen  Fähigkeiten 
und  Eigenschaften,  wie  seine  sittlichen  und  geistigen  Fähigkeiten,  end- 
lich die  daran  angeknüpften  Betrachtungen  über  Gleichgewicht  und 
Bewegung  des  sozialen  Systems  darum  ,, statistisch"  nannte,  weil  sie 
gewisse  in  Zahlen  (wenn  auch  zum  großen  Teü  unsicheren)  vorliegende 
Beobachtungen  zu  verallgemeinern  wagten.     Was  trotz  aller  Schatten- 
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Seiten,  insbesondere  auch  der  zu  weit  getriebenen  Generalisierung  und 
voreiligen  Schlußfolgerung  aus  zeitlich  und  räumlich  nur  eng  begrenztem 
Material,  die  Bedeutung  Quetelets  so  hochhebe  —  betont  Mayr  — , 
das  sei  ,,die  in  der  Gesamtheit  seiner  Arbeiten  liegende  zielbewußte  Er- 
strebung der  Erkenntnis  der  Gesetze  des  Gesellschaftslebens  (die  „phy- 
sique  sociale")  im  einzelnen  gefördert  durch  bevölkerungsstatistische 
und  moralstatistische  Studien,  und  weiter  (!)  durch  die  nur  entfernter 
( !)  mit  dem  sozialen  Gebiet  zusammenhängenden,  mehr  den  Natur- 
forscher Quetelet  ersichtlich  machenden  somatologischen  Forschungen" 
(die  Anthropometrie). 

Von  der  alten  Statistik  aus  und  in  den  oben  vorgelegten  Begriffen 
wird  man  die  Arbeit  Quetelets  als  (recht  unzulänglichen)  Versuch  in 
empirischer  Anthropologie,  insbesondere  Sozialbiologie,  die  hinüber- 
greifen in  Sozialpsychologie  und  (eigentliche)  Soziologie,  auffassen 
müssen.  Der  Statistiker  alten  Sinnes  wird  sagen:  meine  Aufgabe  ist 
die  Beschreibung  der  sozialen  Tatsachen  in  bestimmten  Ländern,  unter 
bestimmten  Staatsverfassungen  und  Gesetzen;  die  vollkommene  Be- 
schreibung der  wichtigsten  Tatsachen,  z.  B.  der  Bevölkerung,  ist  nur 
in  Zahlenausdrücken  möglich,  mögen  die  Zahlen  nun  auf  Schätzungen, 
auf  Berechnungen,  auf  staatlichen  Zählungen  beruhen.  Eine  allge- 
meine Bevölkerungsstatistik  wäre  zunächst  die  Feststellimg  der 
Volkszahlen  aller  Länder  der  Erde ;  diese  kann  nur  auf  Grund  unsicherer 
Schätzungen  geschehen ;  nicht  einmal  für  benachbarte  Länder  auf  Grund 
gleichzeitiger  und  nach  gleichem  Plane  vorgenommener  Zählungen; 
auch  wenn  diese  zuverlässig  sind,  können  die  Zahlen  für  zwischen- 
liegende Zeiten  nur  durch  Berechnungen  gewonnen  werden,  deren  Mängel 
offenbar  sind.  Vollends,  was  die  sogenannte  „Bewegung"  der  Bevölke- 
rimg betrifft,  so  versagen  die  Urkunden,  sobald  wir  über  die  Länder 
der  alten  europäischen  Kultur  hinausgehen ;  imd  auch  in  dieser  sind  sie 
keineswegs  einheitlich  geregelt  (England  hat  z.  B.  noch  nie  Mitteilungen 
über  den  Bevölkerungswechsel  auf  seinen  Kanalinseln  gegeben).  Es 
kann  mithin  nicht  die  Rede  davon  sein,  daß  wir  in  der  Lage  wären,  auf 
Grimd  des  Materiales  zu  ermitteln,  wie  viele  Geburten  „gesetzmäßig" 
im  Jahresdurchschnitt  auf  einen  Durchschnitt  von  icoo  Menschen 
kommen;  nicht  einmal  für  ein  einziges  Jahr  können  wir  diese  oder  die 
sogenannte  Sterbeziffer  auch  nur  für  die  Volksmenge  in  Europa  fest- 
stellen. Ob  diese  allgemeinen,  ob  gar  die  entsprechenden  Ziffern,  die 
auf  die  Menschheit  —  den  „komme  moyen"  —  sich  bezögen,  wissen- 
schaftlichen Wert  hätten,  bleibe  hier  dahingestellt;  anerkannt  ist,  daß 
eine  besser  vergleichbare  Messung,  z.  B.  der  Geburten,  nur  durch  Be- 
ziehung auf  die  physisch  gebärfähigen  Frauen,  der  ehelichen  Geburten 
auf  die  Ehefrauen  des  entsprechenden  Lebensalters;  ebenso  der  Sterbe- 
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fälle  durch  Beziehung  auf  den  Altersaufbau  der  Volksmenge  geschieht. 
Von  vergleichbaren  Daten  dieser  Art  sind  wir  natürlich  noch  viel 
weiter  entfernt.  Die  ideelle  Möglichkeit  solcher  Verallgemeinerungen 
kann  natürlich  nicht  bestritten  werden.  Jedenfalls  können  wir  schon 
jetzt  —  wird  der  Statistiker  fortfahren  —  für  ein  bestimmtes  lyand, 
z.  B.  das  Deutsche  Reich,  solche  allgemeinen  Verhältniszahlen  fest- 
stellen, ohne  uns  dadurch  imserer  eigentlichen  Aufgabe  zu  entfremden, 
die  darin  besteht,  konkrete  empirische  Erkenntnisse  zu  gewinnen  über 
die  unter  bestimmten  sozialen  und  politischen  Bedingungen 
zusammenlebenden  Menschen  —  Erkenntnisse,  welche  dann  mehr  oder 
minder  vergleichbar  sind  mit  den  auf  Menschen  sich  beziehenden,  die 
unter  anderen  mehr  oder  minder  abweichenden  sozialen  und  politischen 
Bedingungen  zusammenleben.  Nur  dadurch  bewährt  sich  die  Statistik 
als  Sozialwissenschaft,  während  der  Satz,  mit  dem  Quetelets  ,,Sur 
l'homme"  anhebt:  „Die  Geburt,  die  Entwicklung  und  der  Tod  des  Men- 
schen erfolgen  nach  gewissen  Gesetzen",  rein  naturwissenschaftlich  ist 
und  natürlich  ebensogut  von  der  Geburt  usw.  des  Vogels  xmd  des  Fisches, 
wie  des  Menschen  gilt.  Das  sozialwissenschaftliche  Interesse  fängt  erst 
an,  wenn  wir  bemerken,  daß  z.  B.  in  unserem  I^ande  (und  freilich  in  den 
meisten  Ländern)  den  Geburten  —  mit  mehr  oder  minder  großen  Aus- 
nahmen —  eine  besondere  sitten-  und  staatsgesetzliche  Verbindung 
zwischen  Mann  und  Frau  vorauszugehen  pflegt,  so  daß  sie  eben  nicht 
ausschließlich  durch  Naturgesetze  geregelt  sind,  es  sei  denn  in  dem 
Sinne,  daß  alle  Kultur  in  der  Natur  enthalten  ist. 


V. 

Der  Sinn  der  echten  alten  Statistik  ist  niemals  völlig  verloschen. 
Einer  der  berühmtesten  deutschen  Statistiker,  auch  als  Geograph  her- 
vorragend, J.  E.  Wappaeus,  der  auch  die  Handhabung  der  Zahlen 
gründlich  verstand,  hat  noch  in  Vorlesungen  des  Jahres  1878  (heraus- 
gegeben 1881)  als  Aufgabe  der  Statistik  die  Schilderung  und  Erkenntnis 
der  gegenwärtigen  Zustände  des  konkreten  in  Wirklichkeit  bestehenden 
Staates  bezeichnet;  ähnlich  mn  dieselbe  Zeit  der  Franzose  Maurice 
Block.  Ferner  besteht  die  Anwendung  noch  in  der  ,, kirchlichen 
Statistik"  beider  Konfessionen,  die  eine  Beschreibimg  der  Gemeinden, 
ihrer  Verfassungen  und  Zustände  sein  will  und  sich  der  Zahlen  nur  zur 
Illustration  bedient^.   Vor  allem  aber  darf  man  nie  vergessen,  daß  aus 


"•  Es  fehlt  auch  sonst  nicht  an  neueren  Erscheinungen  dieser  Art.  So  ist  ein  Werk  wie 
Jens  Warming's  Haandbog  i  Danmarks  Statistik  (1913),  wenngleich  es  durchaus  auf 
Zahlen  beruht,  Statistik  im  alten  Sinne. 
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dem  Sinn  und  Geist  der  echten  alten  Statistik  die  statistischen  Ämter 
und  die  amtliche  Statistik  hervorgegangen  sind,  die  diesen  noch 
heute  verkörpern,  wenn  sie  auch  aufgehört  haben,  sich  anderer  Dar- 
stellungsmittel als  der  Zahlen  zu  bedienen^.  Entscheidend  ist, 
daß  sie  sich  auf  ein  bestimmtes  Gebiet  (eines  Staates,  einer  Stadt) 
beziehen  und  auf  die  Tatsachen,  welche  für  die  Regierungen  und  Ver- 
waltungen wichtig,  darum  auch  soziologische  Bedeutung  haben.  Recht 
merkwürdig  ist  auch,  daß  Quetelet,  nachdem  er  —  auch  sonst  (wohl 
durch  Geist,  aber)  nicht  durch  klares  Denken  sich  auszeichnend  — 
immer  entgegengesetzte  Begriffe  der  Statistik  nebeneinander  vertreten 
hatte,  in  seinem  Alterswerk  (der  ,,Physique  sociale"  von  1869)  sich 
dahin  erklärte:  ,,La  statistique  s'occupe  d'un  Etat  pour  une  epoque 
determinee,  eile  reunit  les  Clements  qui  se  rattachent  ä  la  vie  de  cet 
Etat,  eile  s'applique  ä  les  rendre  comparables  et  les  combine  de  la 
maniere  la  plus  avantageuse  pour  reconnaitre  tous  les  faits  qu'ils  peu- 
vent  nous  reveler.  Ceux  qui  comprennent  le  mieux  le  langage  des 
nombres,  et  Ton  ne  saurait  nier  que  c'est  sous  cette  forme  q  u  e  s  e  r  6  - 
sument  la  plupart  des  donn^es  statistiques,  ce  sont  ceux  qui 
les  ont  recueillis,  qui  les  ont  examines,  qui  en  connaissent  le  fort  et 
le  faible,  et  qui  ont  eufin  l'habitude  de  ce  genre  de  travaux"  (I,  loi). 
Mayr  nimmt  (S.  330)  geringschätzig  darauf  Bezug:  ,, entgegen  seiner 
ganzen  verdienstvollen  I^ebens arbeit"  gebe  Qu6telet  hier  ,,eine  Defini- 
tion der  Statistik  ganz  im  Sinne  der  ältesten  in  den  Kinderschuhen 
stehenden  Universitätsstatistik' ' . 

Dies  Wort  ist  zu  verstehen,  wenn  man  weiß,  daß  Mayr  in  dem 
Fortschritt  von  dieser  alten  ersten  Statistik  zu  seiner  ,, Wissenschaft 
von  den  sozialen  Massen"  eine  durchaus  normale  und  natürliche  Ent- 
wicklung begrüßt.  Die  Vermittlung  bietet  ihm  sein  Begriff  der  ,, stati- 
stischen Kunst",  und  es  tritt  die  fortgehende  Beschäftigung  mit  dem  Pro- 
blem, die  den  Meister  auszeichnet,  darin  hervor,  daß  er  in  diesem  Sinne 
den  Abschnitt  (II)  über  „die  statistische  Wissenschaft  und  deren  all- 
gemeine Grundlagen"  in  der  Weise  zu  verfassen  sich  angelegen  sein  ließ, 
wie  oben  berichtet  worden. 

Beachtenswert  sind  in  diesem  Zusammenhange  auch  folgende 
Sätze :  ,,Die  *feinste  Ausgestaltung*  dieser  wissenschaft- 
lichen Durchdringung  des  elementaren  statistischen  Stoffes  zeigt  sich 
in  der  Darlegung  erkennbarer  allgemeiner  —  wenn  auch  relativ  be- 
dingter  —  Gesetzmäßigkeiten    und  Typen   sozialer  Zustände  und  Er- 


^  Die  ersten  von  E.  Engel    herausgegebenen  Bände  der  ,, Preußischen  Statistik" 
enthalten  noch  wörtliche  Auszüge  aus  den  Berichten  der  Handelskammern  ohne  Zahlen. 


Die  Statistik  als  Wissenschaft. 


19 


scheinungen.  *Doch  geht  die  statistische  Wissen- 
schaft nicht  in  der  Erkenntnis  nur  solcher  aus 
dem  konkreten  erkannter  abstraktiver  allge- 
meiner Typen  auf;  ihr  fällt  vielmehr  auch  die 
Aufgabe  zu,  in  wissenschaftlich  geläuterter 
und  geordneter  Darstellung  die  konkreten  Be- 
obachtungsergebnisse, und  zwar  in  systema- 
tischer Zusammenfassung,  für  den  Gesamtbe- 
rcich  der  statistisch  kontrollierten  sozialen 
Masse    zu    bieten*^." 

In  Wirklichkeit  besteht  die  hervorragende  I^eistung  Mayrs  darin, 
daß  er  die  in  Zahlen  vorliegenden  statistischen  Daten  über  wichtige  so- 
ziale Tatsachen  der  Bevölkerung  und  des  sittlichen  Zusammenlebens, 
woran  auch  die  der  Bildimg,  des  wirtschaftlichen  und  des  politischen 
Zusammenlebens  angeschlossen  werden  sollen  —  die  Daten  vieler 
Länder  —  (man  darf  sagen,  soweit  erreichbar,  aller  Länder),  zusam- 
mengefügt, verglichen  und  durchgehender  Analyse  unterworfen  hat. 
Die  Zahl  der  allgemeinen  Schlußfolgerungen,  zu  denen  er  auf  diesem 
Wege  gelangte,  ist  darum  gering,  weil  nur  wenige  möglich  waren  und 
sind;  denn  die  behandelten  Erscheinungen  selbst  sind  allzusehr  durch 
die  Sitten  und  die  Gesetze  der  einzelnen  Länder  oder  Staaten  ver- 
schieden bedingt.  Sie  sind  es  nicht  alle  in  gleicher  Weise.  So  ist 
unter  den  moralstatistischen  ,, Massenerscheinungen",  die  Mayr  dar- 
stellt, der  Selbstmord  an  und  für  sich  eine  Tatsache' des  natür- 
lichen Lebens,  nämlich  eine  auffallende  menschliche  Handlung  und 
eine  merkwürdige  Todesart.  Der  Selbstmord  imd  seine  Ursachen 
interessieren  den  medizinischen  Forscher  und  den  Psychologen  —  da- 
her besonders  den  Psychiater,  der  beide  in  sich  vereinigt  —  ebenso 
wie  den  Sozialforscher.  Mit  dem  bekannten,  für  alle  untersuchten 
Länder  festgestellten  Ergebnis,  daß  die  Selbstmorde  im  Sommer,  be- 
sonders im  Vorsommer  sich  häufen,  wird  der  Sozialforscher  kaiun  etwas 
anfangen  können;  es  handelt  sich  mn  physiologisch-psychologische  Ein- 
flüsse. Von  vornherein  ist  hier  die  Allgemeinheit  wahrscheinlicher 
als  bei  Tatsachen,  die  wesentlich  sozial  bedingt  sind.  Aber  auch  eine 
Erscheinung  wie  die,  daß  die  Selbstmorde  verheirateter  Personen  viel 
seltener  als  diejenigen  gleichaltriger  lediger,  verwitweter  imd  (vollends) 
geschiedener    sind,    ist    so    oft    in    verschiedenen  Ländern   beobachtet 


^  Zitierte  Stellen,  welche  ich  hervorheben  will,  während  sie  im  zitierten  Texte  nicht 
hervorgehoben  (gesperrt)  sind,  schließe  ich  in  Asterisken  ein,  um  die  Wiederholung  von 
Worten,  wie  „Sperrdruck  vonrnir"  oder  dergleichen  zu  vermeiden. 
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worden,  daß  man  sie  wohl  als  allgemeine  ansprechen  darf.  Für  den 
Statistiker,  wie  er  heute  verstanden  wird  (nach  Mayr  Vertreter  der 
Statistik  im  formalen  Sinne  oder  der  Statistik  als  Methode)  ist  da  kein 
wesentlicher  Unterschied:  ihn  interessiert  die  Zahl  der  Selbstmord- 
fälle als  solche,  ebenso  die  Verteilung  nach  Jahreszeiten,  nach  Zivilstand, 
Alter  usw.,  ganz  gleich  in  welchem  Lande,  in  welcher  Stadt,  gleichgültig 
für  welche  verschiedenen  Wissenschaften  die  Ergebnisse  Bedeutung 
haben  mögen.  .  .  .  Das  ist  aber  nicht  G.  von  Mayrs  Stellimg  zur 
Sache,  er  braucht  die  Daten  für  seine  „exakte  Gesellschaftslehre",  nur 
um  diese  ist  es  ihm  zu  tun  —  aber  diese  ist  ihm  =  praktische  Statistik, 
und  jenes  bloße  Umgehen  mit  Zahlen  wird  dadurch  zu  einer  besonderen 
Wissenschaft,  daß  es  auf  „soziale"  Massen,  wozu  bei  ihm  neben  i.  den  Men- 
schenmassen 2.  die  Massenerscheinungen  von  menschlichen  Handlungen 
tmd  Ereignissen,  3.  die  Masseneffekte  solcher  gehören,  eingeschränkt  wird. 
Das  eben  ist  das  Seltsame  und  wir  müssen  sagen  das  Verkehrte  dieser 
Theorie,  daß  sie  ihren  Begriff  der  Statistik  als  Wissenschaft  nicht  sach- 
gemäß an  den  alten  echten  Begriff  dieser  Wissenschaft,  sondern  sprach- 
gemäß, d.  h.  einem  durchaus  oberflächlichen  Sprachgebrauch  zuliebe, 
an  die  unechte  Vorstellung  einer  Statistik  benannten  „Methode"  an- 
geknüpft hat.  Den  richtigen  Weg  hatte  dagegen -Wappaeus 
gewiesen,  wenn  er  die  statistische  Wissenschaft  in  2  Teile  scheidet: 
I.  die  Statistik  des  wirklich  bestehenden  Staates  (SpezialStatistik  als 
„Hauptstamm"),  2.  die  allgemeine  vergleichende  Statistik  (als  ,, Zweig 
eines  Stammes").  —  Lieber  noch  würde  ich  sagen:  die  eigentliche  Stati- 
stik, als  Beschreibung  der  sozialen  Zustände  eines  Landes  und  ihrer 
Veränderungen  in  einem  bestimmten  Zeitabschnitt,  geht  in  den  Versuch 
einer  Erklärung  dieser  Zustände  und  ihrer  Veränderungen  über, 
mittelst  Vergleichung :  sie  vergleicht  diese  Zustände  und  deren  Verände- 
rungen teils  unter  sich  —  räumlich  und  zeitlich  — ,  teils  mit  denen  anderer 
Länder  oder  Staaten,  soweit  die  verschiedenen  Sitten  imd  Gesetze,  mid 
die  verschiedenen  Beobachtungsweisen  dies  zulässig  erscheinen  lassen. 
An  diese  Vergleichungen  und  Zusammenstellungen  kann  die  Idee 
einer  allgemein  menschlichen  ,, Statistik"  anknüpfen,  welche  ver- 
suchen würde,  diejenigen  Beobachtungen  über  das  menschliche  Zu- 
sammenleben, die  sich  überall  bewähren  —  z.  B.  daß  dichtere  An- 
häufung der  Bevölkerung  regelmäßig  solche  und  solche  Erschei- 
nungen im  Gefolge  hat;  daß  Kriege  die  Finanzen  der  Staaten  zerrüt- 
ten, daß  Selbstmorde  der  Männer  häufiger  sind  als  solche  der  Weiber  — 
als  allgemeine,  induktiv  gewonnene  Wahrheiten  festzustellen.  Diese 
und  auch  alle  für  ein  beschränkteres  Gebiet  als  gültig  gefundenen 
Erkenntnisse    würde    ich,    zumal   wenn   ihre   allgemeine     Geltung    aus 
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inneren  und  äußeren  Gründen  wahrscheinlich  wäre,  als  Lehrsätze  der 
empirischen  Soziologie  ansprechen. 

Was  Mayrs  Werk  uns  wirklich  darbietet  —  und  die  Reichhaltig- 
keit dessen,  was  er  bringt,  der  Scharfsinn,  womit  der  spröde  Stoff 
verarbeitet,  ich  möchte  sagen  zermahlen  ist,  kann  nicht  genug  bewun- 
dert werden  —  es  liegt  (wie  gesagt)  alles  in  dieser  Richtung;  es  beruht 
auf  dem,  was  der  §  85,  der  letzte  der  ,, Theoretischen  Statistik",  das  Zu- 
sammenwirken der  Verwaltungsstatistik  und  der  statistischen  Wissen- 
schaft nennt,  als  wodurch  ,,die  Ausgestaltung  der  statistischen  Wissen- 
schaft zur  exakten  Gesellschaftslehre"  bedingt  sei  — ,  es  ist  fast  ausschließ- 
lich international  vergleichende  Darstellung  und  Analyse  der  Ermitte- 
lungen amtlicher  Statistiken ;  wobei  dann  Mängel  und  andere  Hem- 
mungen der  verallgemeinernden  Erkenntnis  nicht  verschwiegen  werden. 
Eine  allgemeine,  auf  Erfahrung  begründete  Wissenschaft  vom  sozialen 
Leben  oder  gar  von  den  sozialen  Massen,  also  von  den  Massenerschei- 
nungen der  Eheschließimg,  der  Ehescheidimg,  des  Selbstmordes,  des 
Verbrechens  wird  nicht  erreicht  und  ist  höchstens  für  einzelne  Ober- 
flächen dieser  Erscheinungen  erreichbar;  den  Wert  des  Versuches,  die 
Erkenntnis  von  sozialen  Zusammenhängen  und  Gesetzmäßigkeiten  nach 
Möglichkeit  zu  verallgemeinern,  wird  man  gelten  lassen  dürfen,  auch  wenn 
man  Statistik  als  Wissenschaft,  deren  Wesen  darin  bestehe,  verneinen 
muß. 

VI. 

Ich  anerkenne  allerdings  weder  die  Idee,  aus  einer  Methode  durch 
eingeschränkte  Anwendung  eine  Wissenschaft  zu  machen,  noch  die 
Meinung,  eine  Wissenschaft  von  Tatsachen  grimdsätzlich  auf  Verwertung 
von  Zahlen  zu  beschränken.  Zahlen  sind  immer  nur  Erkenntnismittel; 
ein  ungemein  wichtiges,  sofern  die  Zahlen  glaubwürdig  sind;  aber  wie 
sie  der  Kontrolle  durch  andere  Erkenntnismittel  bedürfen,,  so  können 
überhaupt  von  keinem  Gegenstande  der  Erkenntnis  solche  andere  aus- 
geschlossen werden;  sie  gehören  zur  Erfüllung  des  zumeist  lückenhaften 
und  leicht  fehlerhaften  Bildes,  das  sonst  die  Zalüen  gewähren.  Wenn 
Statistik  eine  Wissenschaft  sein  will,  so  darf  sie  sich  nicht  gegen 
irgendein  Mittel  der  Erkenntnis  ihres  Gegenstandes  versperren,  sie  kann 
mit  anderen  Worten  keine  Wissenschaft  von  bloß  zählbaren  Massen 
sein.  Sie  muß  sich  vielmehr  auf  ihren  Ursprung  besinnen  und  des  Umstan- 
des  eingedenk  sein,  daß  ihr  die  Verwaltungsstatistik  in  bezug  auf  ver- 
fassungs-  und  verwaltungsrechtlich  gegebene  soziale  Gesamtheiten  (nicht 
Massen  beliebiger  Art)    das  hauptsächliche  Material  liefert,    das  aber 
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immer  der  Ergänzung  durch   andere    Quellen  und  Hilfsmittel  bedarf. 
Ich  will  versuchen,  dies  an  einem  Beispiel  klarer  zu  machen. 

Es  wäre  eine  naheliegende  und  wichtige  Aufgabe,  jetzt,  da  man  am 
Grabe  des  1871  neubegründeten  Deutschen  Reiches  steht,  den  Zustand 
dieses  Reiches,  wie  er  sich  im  Jahre  1914  darstellte,  in  einem  großen 
Gemälde  festzuhalten.  Dies  müßte  soweit  als  möglich  auch  im  Sinne 
des  heutigen  Sprachgebrauches,  ein  ,, statistisches"  Gemälde  sein;  es 
würde  von  den  Bänden  der  Statistik  des  Deutschen  Reiches  wie  von 
den  statistischen  Publikationen  der  Einzelstaaten  und  der  Städte  in 
umfassendster  Weise  Gebrauch  machen;  aber  es  könnte  sich  daran  nicht 
genügen  lassen.  Wenn  ich  eine  solche  Statistik  des  Deutschen  Reiches 
1914  zu  schreiben  unternähme,  so  würde  ich  an  der  Schilderung 
seiner  charakteristischen  Riesenwerkstätten,  wie  der  Kruppschen  Guß- 
stahlfabrik, der  Vulkanwerft,  der  Kaiserlichen  Werft,  der  bedeutend- 
sten chemischen  Fabriken,  ich  würde  an  den  großen  Reedereien,  der 
Hamburg-Amerika-Linie  und  dem  Norddeutschen  Uoyd,  ich  würde  an 
dem  Institut  für  Seeverkehr  imd  Weltwirtschaft  und  manchen  anderen 
Erscheinungen,  die  den  damaligen  Stand  des  ökonomisch-politischen 
I^ebens  und  geistigen  I^ebens  bezeichnen,  nicht  vorbeigehen;  ich  würde 
vielleicht  die  Bedeutung  einer  jeden  durch  Zahlen  beleuchten;  aber  das 
wäre  Nebensache;  ich  ziehe  diese  Erscheinungen  in  die  „Statistik" 
hinein,  obwohl  sie  keine  Massenerscheinungen  sind,  sondern  einzig,  oder 
doch  so,  daß  sie  nur  wenige  ihresgleichen  haben,  darmn,  weil  eben  die 
bloße  Zahlenstatistik  ein  unzureichendes  Bild  gibt,  weil  die  Durchschnitte 
nur  für  gewisse  Zwecke  sehr  brauchbar  sind,  aber  immer  der  Ergänzung 
durch  Hervorheben  einzelner  —  und  zwar  hier  besonders  der  überdurch- 
schnittlichen, weil  für  den  Stand  der  Dinge  charakteristischen  —  Fälle 
bedürfen.  Ich  für  meine  Person  würde  mich  nicht  scheuen,  eine  solche 
Darstellung,  die  auch  den  vereinzelten,  aber  besonders  wichtigen  Tat- 
.  Sachen  des  sozialen  Lebens  gerecht  werden  wollte:  ,, Statistik  des  Deut- 
schen Reiches"  zu  nennen  —  im  Sinne  der  echten  alten  Statistik,  wenn 
auch  einer  solchen,  die  im  Anschluß  an  die  Verwaltungsstatistik,  vor- 
zugsweise auf  Zahlenmaterial  sich  eingestellt  hätte^.    Ich  würde  in  einer 


^  Mayr  nennt  mich,  auf  Grund  meiner  Rede  im  ersten  Soziologen- Kongreß  (1910), 
mehrmals  in  der  neuen  Auflage  seiner  ,, Theoretischen  Statistik"  unter  den  Gegnern  der 
Anerkennung  der  Statistik  als  einer  Wissenschaft,  ja  sogar  (S.  339)  unter  den  , .fana- 
tischen Gegnern"  einer  Wissenschaft  der  Statistik,  und  zwar  solchen,  welche  ,,die  ver- 
haßte Wissenschaft"  ( !)  durch  eine  Hintertür  wieder  einführen.  In  jener  Rede  hatte  ich  ge- 
sagt: „Ich  halte  nicht  für  zulässig,  eine  quantitative  Bestimmung  in  den  Begriff  des  Ob- 
jektes einer  Wissenschaft  aufzunehmen.  Ebensowenig  wie  das  Wesen  einer  Wissenschaft 
diurch  das  Moment  der  Anwendung  einer  Methode  erschöpfend  ausgedrückt  werden  kann. 
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solchen  Statistik  auch  manche  Massenerscheinungen  erörtern,  die  mit 
Zahlen  zu  belegen  ich  nicht  vermöchte  oder  nicht  der  Mühe  wert  hielte. 
Wenn  man  aber,  in  sklavischer  Unterwerfxmg  unter  einen  gedankenlosen 
Sprachgebrauch,  nur  das  Statistik  nennen  will,  was 'sich  auf  Zahlen 
bezieht,  oder  gar  aus  Statistik  eine  ,, Wissenschaft  der  Zahlen"  macht, 
wie  Westergaard,  oder  mit  mehr  Sinn,  eine  Wissenschaft  von 
den  sozialen  Massen,  wie  M  a  y  r  — ,  dann  würde  ich  eben  vorschlagen, 
diese  unentbehrlichen  Volksbeschreibungen  ,, Demographie"  zu  nennen 
imd  aus  ihr  die  „Demologie"  zu  entwickeln  als  die  allgemeine  lychre 
z.  B,  von  Stand  und  Bewegimg  einer  Bevölkerung,  von  deren  wirt- 
schaftlichen, politischen  und  moralischen  Zuständen  und  Veränderungen, 
sofern  denn  so  etwas  möglich  ist  und  nicht  überhaupt  der  Erkenntnis 
sich  versagt.  Demographie  und  Ethnographie  miteinander  verbunden, 
wären  die  wesentlichen  Grundlagen  der  empirischen  Soziologie,  wie  sie 
je  für  sich  Grundlagen  der  Demologie  und  der  Ethnologie  darstellen, 
und  freilich  als  solche  auch  Elemente  enthalten,  die  nicht  unmittelbar 
soziologisches,  sondern  wesentlich  naturwissenschaftlich- anthropologisches 
Interesse  darbieten. 

Übrigens  aber  sind  soziologische  —  als  demologische  oder  ethnolo- 


Wenn  es  nun  schwerlich  gelingen  würde,  den  Begriff  der 
Statistik  alsWissenschaft  von  diesem  Moment,  dem  Sprach- 
gebrauch zum  Trotz  völlig  loszureißen,  so  scheint  es  geraten  .  .  . 
den  Begriff  der  Statistik  als  Wissenschaft  oder  mit  anderen  Worten  den  Namen  der 
Statistik  für  irgendeine  Wissenschaft  völlig  aufzugeben  und  fallen  zu  lassen."  Ich  habe 
darm  die  Ausdrücke  Demographie  und  Demologie  als  glücklich  erfundene  empfohlen, 
und  als  trefflich  geeignet,  die  Kulturvölker  in  ihrem  Wesen,  ihren  ökonomisch-politischen 
Verfassungen,  ihren  geistigen  Lebensäußerungen  als  Gegenstand  der  induktiven  und  ver- 
gleichenden Erkenntnis  hervorzuheben.  Ich  hatte  meinen  Wunsch,  den  Begriff  der  Sta- 
tistik als  Wissenschaft  durch  Losreißung  von  dem  Moment  der  Anwendung  sogenannter 
statistischer  Methode,  dem  Sprachgebrauch  zum  Trotze,  zu  retten,  in  den  Bedin- 
gungssatz eingehüllt:  ,,Wenn  dies  schwerlich  gelingen  würde,  so  scheint  es  geraten  .  .  ." 
Ich  wollte  damit  sagen  und  wiederhole  auch  heute,  daß  ich  nur  diesen  echten  alten  Begriff 
der  Statistik  als  Wissenschaft  für  möglich  halte,  und  keinen  anderen.  Kann  und  will 
man  also  jenen  nicht  wiederherstellen,  so  ist  er  überhaupt  unmöglich.  Eine  Wissen- 
schaft von  den  sozialen  Massen,  als  Anwendung  einer  Methode,  die  für  alle  Arten  von 
Massen  gelten  soll,  auf  eine  bestimmte  Art  von  Massen,  ist,  ungeachtet  alles  Geistes 
und  Fleißes,  den  Mayr  daran  gewandt  hat,  diesen  Begriff  herauszuarbeiten,  ein  logisches 
Monstrum.  Wie  es  scheint,  hat  zuerst  G  a  b  a  g  1  i  o  (Teoria  generale  della  statistica. 
1888)  Statistik  im  weiteren  Sinne  als  Methode  und  Statistik  im  engeren  Sinne  als  Wissen- 
schaft unterschieden.  In  ähnlichem  Sinne  hatte  aber  auch  Mayr  schon  in  seinem 
Büchlein,  ,,Die  Gesetzmäßigkeit  im  Gesellschaftsleben",  1877,  sich  ausgesprochen,  zog 
aber  damals  den  Ausdruck  „nimaerische"  anstatt  „statistischer"  Methode  vor;  auch  jetzt 
noch  hält  er  die  Ausmerzung  des  letzten  Ausdruckes  für  erwünscht  und  möchte  dafür  ,, Zahl- 
Methode"  einsetzen. 
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gische  —  Untersuchungen  keineswegs  an  irgendwelches  syste- 
matisch zubereitete  Material  demographischer  oder  ethnographischer 
Art  gebunden.  Insbesondere  sind  Untersuchungen  etwa  über  Sterblich- 
keit, Geburtlichkeit  und  Heiratlichkeit  (um  Mayrs  Ausdrücke  zu 
gebrauchen)  oder  über  Ehescheidimgen,  Selbstmorde,  Verbrechen,  Pro- 
stitution, nicht  durch  vollständige  ,, Statistiken"  bedingt;  sie  lösen  sich 
von  diesen,  wenn  sie  nicht  mehr  zur  Charakteristik  eines  I^andes  oder 
Staates  dienen  wollen,  sondern  die  Sache,  z.  B.  die  Sterblichkeit  an 
gewissen  Krankheiten,  die  Ehescheidimg,  den  Selbstmord  usw.  als  solche 
sich  zum  Gegenstande  nehmen.  (Tausend  einzelne  Fälle,  über  die  man 
Genaues  weiß,  werden  in  dieser  Hinsicht  viel  lehrreicher  sein  als  irgend- 
welche vollständige  amtliche  Aufzählung  von  Fällen  mit  ihren  dürftigen 
Daten,  man  denke  z.  B.  an  die  Beweggründe  des  Selbstmordes.)^  Solche 
Untersuchungen  können  in  medizinischer,  juristischer,  psychologischer 
und  anderer  Absicht  imternommen  werden,  sie  werden  meistens  zugleich 
und  mittelbar  soziologisch  sein,  können  natürlich  auch  immittelbar 
als  soziologische  auftreten.  Sie  werden  mit  Vorliebe  die  sogenannten 
statistischen  Methoden  (ich  bediene  mich  absichtlich  dör  Mehrzahl) 
anwenden,  ohne  dadurch  statistische  Untersuchungen  im  Sinne  einer 
vermeintlichen  Wissenschaft  von  sozialen  Massen  zu  werden. 

Die  Unhaltbarkeit  dieser  besonderen  Wissenschaft,  möge  sie  nun 
Statistik  oder  anders  genannt  werden,  kann  nur  noch  deutlicher  werden 
durch  die  Verteidigung,  die  Mayr  ihr  widmet.  Er  sagt  (,, Theoretische 
Statistik".  ^.  S.  32/33.),  die  Bezeichnung  Statistik  „für  die 
materielle  Wissenschaft  von  der  sozialen  Masse"  werde  in  erster  I^inie 
von  den  Forschern  verworfen,  die  überhaupt  in  der  Statistik  nur  eine 
Methode  sehen  wollen.  ,,In  strenger  Konsequenz  müssen  solche  Forscher 
alles  statistisch  gewonnene  Wissen  über  Zustände  und  Vorgänge  des 
Gesellschaftsbaues  ausschließlich  den  verschiedenen  anderen  allgemeinen 
und  besonderen  Gesellschaftswissenschaften  zuweisen.  Eine  solche  Zer- 
trümmerung des  überhaupt  errungenen  statistischen  Gesamtwissens 
ist  ,,ein  erkenntnistheoretischer"  oder  auch  ,, soziologischer"  Gewaltakt, 
gegen  den  der  gesunde  Menschenverstand  sich  aufbäumt.  Richtig  ist, 
daß  einzelne  Teile  der  statistisch  gewonnenen  Erkenntnis  sehr  wesent- 
liches Hilfsmaterial  für  andere  abgegrenzte  Wissensgebiete  liefern,  z.  B. 
für  Nationalökonomie,  Soziallehre  mit  Sozialpolitik,  Kriminalwissen- 
schaft usw.    Aber  ganz  unabhängig  von  dieser  sekundären  Dienstleistung 

^  Gut  wird  dieser  Gesichtspunkt  geltend  gemacht  von  Dr.  H.  Guradze  in  einem 
Art.  „Zwischen  Statistik  vmd  Soziologie".  D.  Stat.  Zentralbl.  1918.  Nr.  i.  Er  nennt 
die  Enquete  und  ,,mehr  noch  die  Kasuistik  Bindeglieder  zwischen  Statistik  imd  Sozio- 
logie". 
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einzelner  Teile  der  Statistik  für  anderweitige  spezielle  wissenschaftliche 
Forschungsarbeit  besteht  das  primäre  wissenschaftliche  Bedürfnis  der 
Konzentration  des  gesamten  statistisch  gewon- 
nenen neuen  Wissens  von  der  Gesellschaft  in 
einer  Disziplin,  d.  i.  in  der  Wissenschaft  der  Sta- 
tist i  k."  Diese  Sätze  sind  in  die  2.  Auflage  eingefügt  worden.  Dann 
hieß  es  und  heißt  es  weiter:  „Freilich  können  die  I^eugner  der  statisti- 
schen Wissenschaft  (in  der  i.  Auflage  einfach  „diese")  dann  nicht  umhin, 
die  materielle  Wissenschaft  von  den  sozialen  Massen  unter  einem  anderen 
Namen  wiederum  einzuführen.  Am  deutlichsten  ist  dies  in  neuerer  Zeit 
in  der  weiteren  materiellen  Begriffserstreckung  zrmi  Ausdruck  gekommen, 
welche  man  der  Wissenschaft  der  Demographie  oder  Demologie  glaubte 
geben  zu  dürfen."  Wie  oben  erwähnt,  zählt  auch  mich  der  Verf.  zu  den 
fanatischen  Hassern  seiner  Wissenschaft,  die  nicht  umhin  können,  solche 
unter  dem  Namen  der  ,, Demographie"  oder  ,, Demologie"  durch  eine 
Hintertür  wieder  einzuführen.  Ich  habe  bei  Erwähnung  dieser  Ausdrücke 
hervorgehoben,  daß  sie  ,, freilich  nach  Ursprung  und  Gebrauch  eine  engere 
Beziehung  teils  auf  die  statistische  Methode,  teils  auf  die  Tatsachen  der 
Bevölkerung  haben".  Ich  füge  jedoch  hinzu  :,,Aber  beide  Bezie- 
hungen sind  den  Ausdrücken  'nicht  wesentlich 
und  haben  mit  ihrer  Etymologie  nichts  zu  tun.  Dagegen  sind  sie 
trefflich  geeignet"  usw.  (s.  Anmerk.  S.  23).  Ich  leugne  aber,  daß  das 
,, statistisch  gewonnene  neue  Wissen  von  der  Gesellschaft"  logisch 
(oder  wenn  man  lieber  will,  erkenntnistheoretisch)  wesentlich  verschieden 
ist  von  anderweitig,  z.  B.  durch  die  von  Mayr  sogenannte  ,, außerstati- 
stische Orientierung",  namentlich  durch  Enqueten,  durch  typische 
Einzelbeobachtung,  gewonnenem  Wissen,  und  das  eine  wie  das  andere 
ist  nicht  dadurch  ,, Wissen  von  der  Gesellschaft",  daß  es  sich  auf  soziale 
Massen  bezieht,  sondern  es  bezieht  sich  auch,  und  vorzugsweise, 
auf  soziale  Massen,  weil  die  fraglichen  Dinge  nur  oder  doch  am  richtig- 
sten und  genauesten  durch  Massenbeobachtung  erkannt  werden.  Anderer- 
seits führt  aber  gerade  die  sogenannte  statistische  Massenbeobachtung 
gar  leicht  in  die  Irre,  wenn  ihr  nicht  anderweitige  Kenntnis  des  Gegen- 
standes, besonders  auch  von  I^and  und  Leuten,  zur  Seite  steht.  So  ge- 
winnen z.  B,  die  Zahlen  über  die  Größenverteilung  landwirtschaftlicher 
Betriebe  ein  ganz  verschiedenes  Gesicht,  wenn  man  weiß,  daß  es  sich 
in  dem  einen  Kreise  um  lauter  fetten  Marschboden,  im  anderen  imi 
magersten  Heideboden  handelt,  und  um.  dies  zu  wissen,  braucht  man  keine 
Massenbeobachtimg,  ja  der  bloße  Zahlenstatistiker  weiß  es  als  solcher 
nicht,  wenn  er  nicht  zufällig  auch  mit  der  Bonität  des  Bodens  sich  be- 
schäftigt hat  und  Feststellungen  darüber  in  den  Akten  oder  Publikationen 
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findet.  Jedenfalls  sind  alle  statistischen  ,,Ei^liebungen"  schon  durch 
ihren  Schematismus  mangelhaft  und  bedürfen  fortwährend  der  Ergän- 
zung wie  der  Kritik,  rmi  zu  richtiger  Erkenntnis  verwertet  zu  werden. 
,  So  wäre  es,  um  ein  beliebiges  Beispiel  herauszugreifen,  höchst  wertvoll, 
einigermaßen  eine  Vorstellung  zu  gewinnen,  in  welchem  Umfange  Misch- 
ehen zwischen  Germanen  und  Slawen  in  Deutschland  stattfinden.  Dies 
in  statistischer  Vollständigkeit  durch  Massenbeobachtung  festzustellen, 
ist  unmöglich  und  wird  es  bleiben.  Vermutungen  zu  begründen,  wäre 
ohne  eingehende  Sonderforschungen  sehr  schwer,  aber  das  Problem  kann 
aufgestellt  und  an  seiner  Lösung  gearbeitet  werden;  die  Ma5nrsche 
Wissenschaft  von  den  sozialen  Massen  ist  ihm  gegenüber  schlechthin 
ohnmächtig  — ,  weil  eben  die  amtliche  Statistik  nur  ein  leicht  meßbares 
Merkmal,  wie  die  Zugehörigkeit  zu  einem  religiösen  Bekenntnis,  bei  den 
Eheschließungen  festzustellen  vermag.  —  Ich  will  keineswegs  das  sta- 
tistische Gesamtwissen  über  Zustände  und  Vorgänge  des  Gesellschafts- 
lebens ,, zertrümmern",  wenn  ich  es  zunächst  auf  bestimmte  „Gesell- 
schaften" und  ,, Gemeinschaften",  auf  Staaten,  Provinzen,  Stadt-  und 
Landgemeinden  bezogen  wissen  will,  wie  es  doch  in  Wirklichkeit  un- 
mittelbar nur  daraiif  sich  beziehen    kann. 


VII. 

Meine  Schlußfolgerungen  berühren  sich  nahe  mit  denjenigen,  die 
Ferdinand  Schmid  an  das  Thema  „Statistik  imd  Soziologie"^ 
angeknüpft  hat.  Ich  vermisse  in  diesen  reich  durchdachten  Betrachtungen 
nur  die  Prüfung  des  Begriffs  der  Statistik  als  Wissenschaft,  die  vielmehr 
Schmid  als  etwas  Gegebenes  hinnimmt.  Ja,  er  rühmt  ihr  nach,  daß 
sie  Jahrzehntelang  in  Deutschland  von  Erfolg  zu  Erfolg  geeilt  sei,  daß 
sie  Trimnph  auf  Triumph  gefeiert  habe  und  mn  so  nachdrücklicher  den 
Anspruch  erheben  zu  können  glaubte,  die  bevorzugte  oder  ausschließlich 
berechtigte  Gesellschaftswissenschaft  zu  sein  (S.  5,  6).  Ich  muß  dies  für 
irrtümlich  halten.  Daß  die  Verwaltxmgsstatistik  von  Seiten  der  Staaten 
und  Großgemeinden  gepflegt,  daß  manche  gute  soziologische  Arbeiten 
daran  angeknüpft  werden,  ist  richtig ;  aber  auch,  daß  sehr  viel  unkritischer 
Mißbrauch  der  angehäm'ten  Zahlen  stattfindet,  weil  die  wissenschaftliche 
Behandlung  nicht  zureichend  ist,  ihre  Methoden  nicht  geübt  und  nicht 
durch  andere  Erkenntnismittel  kontrolliert  werden.  Schmid  zieht 
an  keiner  Stelle  den  wissenschaftlichen  Charakter  ,,der"  Statistik  in 
Frage,  aber  er  führt  in  einsichtiger  Weise  aus,  daß  nicht  „isolierte  Men- 


^  München,  Berlin,  Leipzig  1917. 
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schenmassen,  sondern  die  sozialen  Verbände  nnd  die  Schichtungen, 
aus  denen  sich  diese  Massen  zusammensetzen"  „an  die  Spitze  der  künf- 
tigen statistisch-soziologischen  Forschung  gestellt  werden  müssen" 
(S.  24).  Indem  er  dann  die  „menschlichen  Gemeinschaften"  und  die 
„allgemeinen  gesellschaftlichen  Sekretionen":  Sprache  und  Schrift,  Reli- 
gion, Kunst  und  Wissenschaft,  Wirtschaft,  Technik,  Sitte,  Recht,  Moral 
als  Gegenstände  behandelt,  die  ,,mit  den  vereinten  Hilfsmitteln  der  Sta- 
tistik und  der  Soziologie"  darzustellen  seien,  versteht  er  zwar  die  beiden 
als  ,, Schwesterwissenschaften",  meint  aber  doch  nur  die  Soziologie,  die 
sich  des  Hilfsmittels  der  Statistik  als  zweckmäßiger  ,, Methode"  bediene. 
Daß  die  Statistik  im  echten  Sinne,  oder  wenn  man  diesen  begraben  sein 
läßt,  die  Demographie  als  beschreibende  Wissenschaft  vorzugsweise 
der  empirischen  Soziologie  zugrunde  gelegt  werden  muß,  kommt  auch  bei 
Schmid  nicht  zur  Geltung.  Diese  Geltung  —  ich  wiederhole  es  —  ist  mit 
dem  Gesamtcharakter  des  Mayrschen  Werkes  durchaus  verträglich; 
ja  dieser  Charakter  verlangt  eine  so  sehr  als  möglich  vollständige  Demo- 
graphie. Nur  die  theoretische  Grundlegung  mußte  hier  angefochten 
werden.  Wie  wenig  durchführbar  eine  ,, Wissenschaft  von  den  sozialen 
Massen"  in  Wahrheit  ist,  wird  bei  den  noch  ausstehenden  Teilen  der 
„Sozialstatistik",  nämlich  der  Bildungs-,  der  politischen  und  der  wirt- 
schaftlichen Statistik  noch  deutlicher  zutage  treten,  als  bei  der  Bevöl- 
kerungsstatistik und  dem  bisher  allein  behandelten  Teil  der  Sozialsta- 
tistik, nämlich  der  ,, Moralstatistik".  Denn  aus  Bevölkerungs-  und 
Moralstatistik  lassen  immerhin  eher  allgemein-menschliche  Folgerungen 
—  auf  die  ja  Mayr  mit  Quetelet  hinaus  will  —  sich  gewinnen, 
als  aus  jenen  anderen  Stücken,  deren  Inhalte  noch  weit  mehr  durch 
die  besonderen  Eigenschaften,  die  Gesetze  und  Institutionen  der  ein- 
zelnen Staaten,  Gemeinden  usw.  bedingt  sind. 

Um  kurz  zusammenzufassen :  wenn  ich  die  Mayr  sehe  Wissenschafts- 
lehre und  die  Statistik  als  Wissenschaft  von  den  sozialen  Massen  verneine, 
so  muß  ich  um  so  nachdrücklicher  hervorheben,  daß  den  Bemühungen 
des  ,, Altmeisters  der  deutschen  Statistik",  die  Gesetzmäßigkeit  im  Ge- 
sellschaftsleben durch  Anwendungen  der  statistischen  Methoden  nach- 
zuweisen, nicht  nur  Billigmig,  sondern  lebhafter  Beifall  gebührt.  Ich  sage 
aber:  alle  Arbeit,  die  in  diesem  Sinne  getan  wird,  ist  ihrem  Wesen  nach 
soziologische  Forschung ;  es  gibt  keinen  Grund,  sie  von  dieser 
auszuschließen,  ja  sie  gehört  zum  wesentlichen  Arbeitsgebiet  der  empiri- 
schen Soziologie.  Zu  den  beschreibenden  Wissenschaften  oder  Studien, 
auf  denen  diese  beruhen  muß,  gehört  ganz  notwendig  die  Statistik  im 
echten  alten  Sinne  oder  die  „Demographie"  aller  Länder  der  Erde. 
Dies  scheint  auch  die  Deutsche  Statistische  Gesellschaft  anzuerkennen, 
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wenn  sie  im  Jahre  1911  als  ,, Abteilung  der  Deutschen  Soziologischen 
Gesellschaft"  begründet  wurde^. 


1  Wenn  Mayr  noch  in  seinem  „Statistischen  Archiv"  VIII  (1914)  seine  Auffassung 
gegen  „gewisse  moderne  Erkenntnistheoretiker"  und  gegen  „gewisse  extreme  mathematische 
Statistiker"  zu  retten  sucht,  und  von  neuem  meint  (in  bezug  auf  jene),  die  Zertrümmerer 
der  Wissenschaft  von  den  in  Zahl  und  Maß  kontrollierten  Massen  könnten  doch  nicht  umhin, 
diese  Sozialwissenschaft  unter  irgendeiner  anderen  Etikette  —  Demographie,  Demologie 
oder  gar  Soziologie  —  wieder  einzuführen,  so  muß  ich  nochmals  betonen,  daß  ich  nicht  zu 
diesen  Zertrümmerem  gerechnet  werden  will,  weil  ich  wohl  die  Wissenschaften  vom  sozialen 
Leben,  aber  keine  Wissenschaft  von  den  sozialen  Massen  kenne;  was  Mayr  selbst  betreibt, 
ist  eine  Wissenschaft  vom  sozialen  Leben,  die  —  zu  ausschließlich  —  der  (sogenannten) 
statistischen  Methodik  sich  bedient.  —  Vor  S  c  h  m  i  d  hat  auch  Z  i  z  e  k  das  Thema  So- 
ziologie und  Statistik  (Leipzig  1912)  behandelt.  Er  glaubt  nicht  nötig  zu  haben,  an  eine 
der  (von  ihm  angedeuteten)  Auffassungen  über  die  ,, formalen"  Beziehungen  von  Soziologie 
und  Statistik  anzuknüpfen,  sondern  will  die  „materielle  Frage"  in  dem  Sinne  behandeln, 
daß  er  unter  Statistik  einfach  ,,das  auf  statistischem  Wege  erlangte  Wissen"  verstehe  (S.  3). 
Sogleich  aber  schreibt  er  beiden  ,, Wissenszweigen"  —  der  Statistik  imd  der  Soziologie  — 
dasselbe  Forschungsobjekt  zu:  die  menschliche  Gesellschaft  und  ihre  Gesetze  (S.  4).  Ich 
kann  den  Versuch,  das  logische  Problem  zu  umgehen,  nicht  für  gelungen  halten.  Das  ,,auf 
statistischem  Wege  erlangte  Wissen"  häuft  sich  von  Tag  zu  Tag  in  den  Naturwissenschaften 
und  in  philologischen  Sond'ergebieten,  die  zur  Erkenntnis  der  menschlichen  Gesellschaft 
und  ihrer  Gesetze  nur  eine  entfernte  Beziehung  haben.  Übrigens  hebt  Zizek  sehr  gut  die 
Bedeutung  des  ,, statistisch"  gewonnenen  soziologischen  Wissens  hervor.  Es  fehlt 
nur  die  Erkenntnis,  daß  eben  dies  ausschließlich  auf  Zahlen  beruhende  Wissen  auf  Schritt  und 
Tritt  der  Ergänzung  und  Begrenzung  durch  ein  anderweitig  gewonnenes  Wissen  über  dieselben 
Gegenstände  bedarf. 

Erst,  während  mir  die  Fahnenkorrektur  dieses  Aufsatzes  vorliegt,  werde  ich  auf  die 
Abhandlung  von  Dr.  W.  Schöne,  „Die  Statistik  als  Grundlage  der  empirischen  So- 
ziologie" —  Jahrb.  für  Nationalökonomie  und  Statistik,  September  1918  —  aufmerksam, 
nachdem  ich  vor  kurzem  desselben  Verf.  Artikel  im  Statist.  Zentralblatt,  1918,  Nr.  i — 2, 
kennen  gelernt  hatte.  In  jener  Abhandlung  gibt  Schöne  einen  dankenswerten  Bericht 
über  die  Ansichten  Ernst  Engels,  Neumann-Spallarts,  Inamas, 
F.  Schmids  und  Zizeks:  diejenige  Engels  habe  ich  vor  40  Jahren  gekannt 
und  mir  gern  in  Erinnerung  gebracht ;  die  der  beiden  zunächst  genannten  Herren  waren  mir 
ziemlich  neu.  Schöne  selbst  fordert  soziologische  Vertiefung  der  Statistik  imd  der  so- 
zialen Einzelwissenschaften  sowie  Schaffung  einer  empirisch-soziologischen  Wissenschaft. 
Das  ist  ganz  in  meinem  Sinne,  den  jedoch  der  junge  Gelehrte  nur  des  Schweigens  für  wert 
erachtet  hat.  Was  er  selber  über  soziologische  Methode  als  Ergänzung  und  Gegensatz 
zur  statistischen  Methode,  und  —  im  Stat.  Zentralblatt  —  über  Statistik  und  Soziologie 
als  „Methoden"  der  Bevölkerungswissenschaft  vorbringt,  habe  ich  nicht  als  förderlich  emp- 
funden, noch  weniger  die  daran  angeknüpfte  Erörterung  über  Soziologie  als  selbständige 
Wissenschaft,  wo  W  u  n  d  t  s  und  F.  Schmids  „Anschauungen",  daß  die  Soziologie 
allgemeine  Gesellschaftswissenschaft  sei,  als  wichtige  Entdeckungen  vorgestellt  werden. 
Anerkennung  verdient  dagegen,  was  Schöne  (im  Zentralblatt)  über  Bevölkerungs- 
problem und  Bevölkerungsgesetz  ausführt.  Auch  sonst  finde  ich  (in  Conrads  Jahrb.)  manche 
treffende  Bemerkungen,  besonders  die  an  S  c  h  m  i  d  sich  anlehnenden,  und  wertvolle  An- 
regungen für  Verwaltungsstatistik  und  den  statistischen  Universitätsunterricht. 


Die  Bestimmungsgründe  der  inter- 
valutarischen  Kurse. 

Von 

Dr.  Elisabeth  van  Dorp,  Bloemendaal, 

Privat-Dozent  au  der  Universität  Utrectit. 


Mit  2  Kurven  im  Text. 


Die  Ursachen  des  Valutariickganges  in  den  kriegführenden  Ivändern 
sind  in  der  Wissenschaft  überhaupt,  besonders  in  der  deutschen  Zeit- 
schriftenHteratur,  Gegenstand  großer  Aufmerksamkeit  gewesen.  Als 
„herrschende  Meinung"  für  die  Erklärung  des  Problems  kann  man  mit 
Eulenburg  (Archiv  für  Sozialwissenschaft  und  Sozialpolitik,  Bd.  43, 
1916,  S.  I054ff.),  diejenige  bezeichnen,  nach  welcher  ,,die  Verschlech- 
terung auf  die  erschwerte  ausländische  Zahlungsbilanz"  zurückzuführen 
sei.  Sie  rühre  her  von  dem  Importüberschuß;  wenn  die  Einfuhr  im 
Verhältnis  zur  Ausfuhr  steige,  so  sei  ein  Kursrückgang  die  notwendige 
Folg^. 

Dieser  Meinung  sind  imter  anderen  Bendixen,  Die  Bestim- 
mungsgründe  der  inter  valutarischen  Kurse  (,,W.A.",  13.  Bd.,  1918,  S.65ff.) 
und  Das  Inflationsproblem  (Finanz-  imd  Volkswirtschaftl.  Zeitfragen, 
Heft  31.  Stuttgart  1917);  Heyn,  Der  Kursrückgang  der  deutschen 
Wechsel  keine  Folge  einer  Entwertung  des  deutschen  Geldes  (Jahrbücher 
für  Nationalökonomie  und  Statistik,  51.  Bd.,  1916,  S.  376ff.),  und  Die 
Bewertung  unserer  Valuta  im  Ausland  (Jahrbücher  für  Nationalökono- 
mie und  Statistik,  53.  Bd.,  1917,  S.  212 ff.^),  neuerdings  Schmidt, 
Die  Wechselkurse  und  ihre  Beherrschung  während  des  Weltkrieges 
und  der  Übergangszeit  („W.  A.",  14.  Bd.,  1919,  S.  210 ff.);  im  Ausland 
Bonn,  The  Fall  of  German  Exchange  (,,Quarterly  Journal  of  Econo- 
mics",  Nov.  1916,  S.  105 ff.),  während  sie  in  der  holländischen  Bankwelt 
als  unerschütterliche  Wahrheit  gilt. 

^  Während  der  Korrelttur  kommt  mir  der  letzte  Aufsatz  von  Heyn  ,,Zur  Frage 
der Wiedertierstellung entwerteter  Wälirungen,  „W.  A."  14.  Bd.,  1919,  S.ßggff.,  in  die  Hände.. 
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Eine  zweite  Meinung  ist  die,  daß  Handels-  und  Zahlungsbilanz  und 
Geldentwertung  nebeneinander  als  Ursachen  wirken;  so  u.  a.  Buff, 
Die  auswärtigen  Wechselkurse  im  Krieg  (Archiv  für  Sozialwissenschaft 
und  Sozialpolitik,  Bd.  43,  1916,  S.  504ff.);  Diehl,  Über  Fragen 
des  Geldwesens  und  der  Valuta.  Jena  1918;  Elster  (in  seiner 
neueren  Besprechung  in  den  Jahrbüchern  für  Nationalökonomie 
und  Statistik,  54.  Bd.,  1917,  S.  257 ff.);  Judik,  Inflation  und 
Wechselkurse  („W.  A.",  11.  Bd.,  1917,  S.  463 ff.);  I.  i  e  f  m  a  n  n  ,  Die 
Valutarückgänge  im  Weltkriege,  ihre  Ursachen  xmd  die  Mittel  zu  ihrer 
Abhilfe  („W.  A.",  12.  Bd.,  1918,  S.  I3ff.)  und  Die  Bestimmungsgründe 
der  intervalutarischen  Kurse  (,,W.  A.",  13.  Bd.,  1918,  S.  429ff.)  imd 
erst  neuerlich  C  a  s  s  e  1 ,  Abnormal  Deviations  in  International 
Exchanges  (,, Economic  Journal",  Dezember  1918,  S.  413 ff.). 

Die  Anhänger  dieser  Meinimg  wiederum  spalten  sich  in  zwei  Rich- 
tungen: entweder  halten  sie,  wie  Diehl  und  Elster,  die  Zahlungsbilanz  für 
das  Primäre,  die  Geldentwertung  für  das  Sekundäre,  oder  aber,  wie  I^ief- 
mann  und  Cassel,  die  Geldentwertung  für  das  Primäre,  die  Zahlungs- 
bilanz für  das  Sekundäre. 

Schließlich  geht  eine  dritte  Meinung  dahin,  daß  der  Kurs 
sich  proportional  der  relativen  inneren  Geldentwertung,  der  relativen 
Steigerung  des  Preisniveaus  verhält,  also  nur  durch  die  Geldbewer- 
tung zu  erklären  ist.  Hierher  gehören  u.  a.  Wicksell,  Hinauf  mit 
den  Bankraten  (Archiv  für  Sozialwissenschaft  imd  Sozialpolitik.  Bd.  41, 
1914,  S.  745 ff.);  B  u  d  g  e  ,  Zur  Frage  der  Bankrate  und  des  Geldwertes 
(das.,  Bd.  44,  1917,  S.  2i4ff.);  Broda,  Zur  Frage  der  Konjunktur 
im  und  nach  dem  Kriege  (das.,  Bd.  45,  1918,  S.  4off.);  lycderer, 
Die  ökonomische  Umschichtung  im  Kriege  (das.,  Bd.  45,  1918,  vS.  iff.); 
Dalberg,  Entwertung  des  Geldes,  Berlin  1918;  Schlesinger, 
Die  Veränderungen  des  Geldwertes  im  Kriege  (Zeitschrift  für  Volks- 
wirtschaft, Sozialpolitik  und  Verwaltung.  Bd.  25,  1916,  S.  i  ff.), 
lyansburgh,  (,,Die  Bank",  u.  a.  Oktober /November  1918). 

Bis  zu  seinem  letzten  Artikel  gehörte  auch  Cassel  zu  dieser 
Richtung.  Cassel  ging  (The  present  Situation  of  the  foreign  exchanges, 
,, Economic  Journal",  März  und  September  1916)  als  extremer  Quantitäts- 
theoretiker so  weit,  zu  meinen,  daß  die  in  den  Wechselkursen  sich  aus- 
drückende Wertverringerung  der  deutschen  Valuta  im  wesentlichen 
mit  der  relativen  Zirkulations Vermehrung  während  des  Krieges  über- 
einstimme, und  daß  man  sie  mit  Genauigkeit  aus  den  Indexziffern 
und  Banknoten  Vermehrungen  ablesen  könne.  Kürzlich  jedoch  hat  er 
seinen  Gegnern  das  Zugeständnis  gemacht,  daß  der  Importüberschuß 
imstande  wäre,  den  Kurs  tiefer  zu  drücken,  als  es  die  Geldentwertung 
begründet  erscheinen  lassen. 
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Bei  der  Lösung  des  Problems  möchten  wir  uns  hier  denjenigen  an- 
scliließen,  welche  die  Ursache  des  Kursrückganges  ausschließlich  i  n 
der  inneren  Geldentwertung  suchen.  Doch  wollen  wir 
hierbei  einen  Schritt  weiter  gehen  und  darzulegen  versuchen,  daß  die 
Zahlungsbilanztheorie  im  direkten  Widerspruch  steht  zur  Geldentwertungs- 
theorie und  nicht  als  Nebenerklärung  angenommen  werden  kann,  daß 
also  Valutarückgang  una 'Importüberschuß  keinen 
unmittelbaren    Zusammenhang    aufweise  n^. 

Man  denke  sich  eine  vereinfachte  Forderungsbilanz  irgendeines 
Landes  ausgedrückt  in  Währungseinheiten: 

Einfuhr  und  Fracht 1500       Ausfuhr  und  Goldausfuhr 2000 

Zinsen  von  ausländischem  Kapital     .     500 

2000  2000 

Wenn  dieses  Land  seine  Einfuhr  vergrößert,  ohne  gleichzeitig  mehr 
auszuführen,  so  wird  die  Forderungsbilanz  so  aussehen: 

Einfuhr  und  Fracht 2500       Ausfuhr  und  Goldausfuhr 2000 

Zinsen 500       Ausländischer  Kredit 1000 

3000  3000 

Kredit  im  Ausland  und  Einfuhrüberschuß  be- 
deuten eben  das  gleiche,  das  eine  ist  nur  die  Kehrseite 
des  andern.  Die  Forderungsbilanz  ist  in  diesem  Sinne  immer  ausge- 
glichen, gegenüber  Einfuhrüberschuß  im  Soll  findet  sich  immer  ein 
Kredit  im  Haben. 

Mit  dieser  Grundanschauung  stehen  wir  im  Gegensatz  zu  dem 
Hauptgedanken  der  erwähnten,  an  dieser  Stelle  veröffentlichten  Ab- 
handlung von  F.  Schmidt.  Daß  hier  in  der  Tat  der  Angelpunkt 
für  die  richtige  Erklärung  der  intervalutarischen  Kurse  liegt,  ist  von 
mancher  Seite  verkannt  worden.  So  lesen  wir  bei  Bonn  folgenden 
Passiis :  ,,An  excess  of  imports  over  exports  has  to  be  settled,  which  cannot 
be  compensated  by  Services,  by  gold-exports,  by  exports  of  securities 
or  the  contraction  of  foreign  loans."  Daß  ein  Einfuhrüberschuß  in  diesem 
Falle  mimöglich  ist,  hat  sehr  schlagend  Lansburgh  bemerkt 
(,,Die  Bank",  Oktober  1917,  S.  8i2ff.):  ,,Wie  aber,  wenn  ein  Land  aus 
irgendwelchen  Gründen  mehr  Güter  importieren  will,  als  seiner  Ausfuhr 

^Schlesinger  ist  meiner  Ansicht  nach  der  einzige,  der  dies  bereits  im  Jahre 
1916  richtig  dargelegt  hat,  jedoch  in  so  gedrungener  Form,  daß  die  ganze  Tragweite  seiner 
Auseinandersetzung  wohl  kaum  zu  verstehen  ist.  Die  hier  gegebene  Darstellung  ist  denn 
auch  unabhängig  von  Schlesinger  entstanden,  ihm  gehört  jedoch  die  Priorität.  Die  Haupt- 
gedanken der  folgenden  Untersuchung  sind  übrigens  in  einem  Mitte  April  19 18  in  hol- 
ländischer Sprache  veröffentlichten  Referat  bereits  niedergelegt  worden;  (Tijdschrift  van 
den  Nederlandschen  Werkloosheid  wad.  Auch  separat  erschienen,  als  Referat  für  die 
Nationale  Vereeniging  tegen  de  Werkloosheid.  Weiter  noch  im  „Economist"  Mai  und  Ok- 
tober 1918,  De  Wissel  Koersens.) 
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zuzüglich  des  ihm  zur  Verfügung  gestellten  Kredits  entspricht,  also  mehr 
Güter,  als  es  mit  seinem  dokumentierten  Anspruch  auf  ausländische 
Kaufkraft  zu  bezahlen  vermag?  Die  Antwort  lautet:  Das  I^and  will 
etwas  Unmögliches.  Vermag  es  weder  in  der  erforderlichen  Menge  zu 
exportieren,  noch  sich  den  nötigen  ergänzenden  Kredit  zu  verschaffen, 
so  muß  es  notgedrungen  auf  die  gewünschte  Einfuhr  verzichten." 

Den  gleichen  Standpmikt  hat  W  i  c  k  s  e  1 1  betont:  ,,Man  vergißt, 
daß  jene  Differenz  [der  Importüberschuß]  doch  auf  jeden  Fall  aus- 
geglichen werden  muß,  und  auch  wird.  Wenn  ein  Land  weder  mit  Waren 
noch  mit  Gold  zahlen  kann  oder  will,  so  zahlt  es  selbstverständlich  mit 
Schuldverschreibungen,  oder,  was  dasselbe  ist,  mit  Export  von  Wert- 
papieren." Ob  dies  private  Schuldverschreibungen  oder  Valuta- Anleihen 
sind,  kommt  ganz  auf  dasselbe  hinaus.  Wenn  nun  ausländischer 
Kredit  und  Ausfuhrübarschuß  dasselbe  sind,  und  bekannterweise  ein 
aufgenommener  Kredit  den  Kurs  verbessert,  so  muß  die  Meinung:  ein 
Einfuhrüberschuß  verschlechtere  den  Kurs,  auf  einem  Irrtum  beruhen. 

Nehmen  wir  zum  Zweck  genauerer  Analyse  des  Phänomens  zunächst 
den  Fall  einer  festen  Parität,  so  kann  der  Wechselkurs 
wie  in  folgendem  Diagramm  dargestellt  werden: 


Kurve  i. 

Die  Linie  P — ^p  stellt  die  Parität  dar,  die  Linie  k^ — k^ — k^  den 
Kurs.  Der  Kurs  schwankt  um  die  Parität,  dieses  Schwanken  wird  ver- 
ursacht durch  die  Wellenbewegung  des  Handels.  Bei  gegebenen  Pro- 
duktionsverhältnissen in  zwei  Ländern  ist  ein  gewisses  Maß  von  Ein- 
und  Ausfuhr  möglich.  Der  eine  Kaufmann  weiß  jedoch  nicht,  was  der 
andere  tut;  die  Folge  ist,  daß  zuviel  ein-  oder  ausgeführt  wird:  sobald 
zuviel  eingeführt  ist,  muß  dies  bezahlt  werden;  dazu  muß  auch  die  Aus- 
ftihr  ausgedehnt  werden;  dies  ist  nur  möglich,  wenn  der  Kurs  der  in- 
ländischen Währung  fällt,  imd  dem  Exporteur  damit  ein  Vorteil  geboten 
wird;  sobald  dies  jedoch  geschehen  ist,  tritt  eine  Reaktion  ein,  da  der 
Kurs,  der  dem  Exporteur  einen  „Vorteil"  bietet,  dem  Importeur  nach- 
teilig ist.  Die  Einfuhr  wird  sodann  zusammenschrumpfen,  bis  die  Pari- 
tät wieder  erreicht  ist;  in  dem  Moment  sind  auch  Ein-  und  Ausfuhr 
wieder  im  Gleichgewicht^. 

^  Hiernach  bin  ich  nicht  mit  Prof.  Schmidt  einverstanden,  nach  dessen  An- 
sicht die  Wellenbewegung  der  Wechselkurse  durch  den  Zeitpunkt  der  Fälligkeit  der  Ver- 
pflichtungen verursacht  wird.    Das  Fälligkeitsmoment  wirkt  meines  Erachtens  vielmehr  in 
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Bei  dem,  was  man  „Mehrimport"  nennt,  handelt  es  sich  demnach 
nui  mii  ein  Schwanken  des  Handels  um  das  Gleichgewicht;  es  ^vird  in 
Wirklichkeit  nicht  mehr  ein-  als  ausgeführt  —  im  Gegenteil,  Ein-  und 
Ausfuhr  gleichen  sich  aus  — ,  sondern  es  wird  mehr  ein-  und  aus- 
geführt  als  die  beiderseitigen  Produktionsverhältnisse  gestatten. 

Was  man  jedoch  im  Krieg  geschehen  sah,  war  ein  wirklicher  Mehr- 
import, also  nicht  ausgeglichen  durch  Ausfuhr,  sondern  ermöglicht  durch 
Anleihen  und  Kredite  im  Ausland,  oder  — ■  was  das  gleiche  bedeutet  — 
Verkauf  ausländischer  Wertpapiere.  Tatsächlich  handelt  es  sich  also 
bei  den  zwei  Arten  von  ,, Mehreinfuhr"  um  zwei  grundsätzlich  voneiu- 
an(ier  zu  trennende  Vorgänge.  Man  könnte  also  sagen,  daß  die  inlän- 
dische Valuta  nicht  durch  den  Einfuhrüberschuß,  son- 
dern erst  durch  die  zum  ,, Ausgleich"  nötige  Mehrausfuhr 
sinke,  also  prinzipiell  erst  in  dem  Augenblick,  in  welchem  Mehr  ausfuhr 
stattfindet ;  nur  kann  tatsächlich  dieser  Zeitpunkt  durch  das 
technische  Moment  des  bankmäßigen  Wechselhandels  etwas  zurückver- 
legt werden.  Daher  wird  im  Fall  der  Stundung,  des  ausländischen  Kre- 
dits, der  Auslandsanleihe,  d.  h.  des  wirklichen,  bleibenden  Mehrimports, 
ein  Sinken  des  Kurses  gerade  nicht  stattfinden. 

Es  ergibt  sich  ein  deutliches  Entweder  —  Oder.  Entweder  findet  ein 
Ausgleich  zwischen  Ein-  und  Ausfuhr  statt,  dann  fällt  die  heimische 
Valuta  einstweilen,  um  später  wiedermn  zu  steigen,  oder  es  ergibt  sich 
kein  Ausgleich,  dann  würde  ein  wirklicher  Mehrimport  entstehen,  jedoch 
kein  Kursrückgang  die  Folge  sein. 

Die  größeren  Importe  sind  also  keineswegs  eine  Erklärung  für  den 
Valutarückgang,  die  wir  demnach  anderweitig  suchen  müssen. 

Nun  sind  heute,  unserer  bisherigen  Voraussetzung  entgegen,  die 
Paritäten  nicht  mehr  festgelegt;  die  Währungen  sind  vom  Golde  los- 
gelöst und  ihr  gegenseitiges  Verhältnis  ist  das  einer  schwankenden 
Parität  geworden.  Beobachten  wir,  daß  der  Kurs  etwa  des  deut- 
schen Geldes  auf  die  neutralen  I^änder  ständig  sinkt,  so  ist  nur  eine  Er- 
klärung möglich:  oie  Parität  selbst  hat  sich  verändert. 

Wenn  diese  so  sehr  einleuchtende  Meinxmg  nicht  allgemeinen  Bei- 
fall gefunden  hat,  so  ist  wahrscheinlich  eine  dreifache  Ursache  daran 
schuld: 


der  Weise,  daß  das  im  Markt  befindliche,  jedoch  noch  nicht  fällige  Wechselmaterial  speku- 
lativ angewendet  wird  und  demnach  die  Wellen  der  Kursbewegungen  nivelliert.  Einfach- 
heitshalber lasse  ich  daher  diese  Frage  der  ungleichmäßigen  Fälligkeit  außer  acht;  es  ist 
deutlich,  daß  sie  auf  die  Dauer  keinen  Enfluß  übt,  sondern  nur  die  ganze  Bewegung  zeitlich 
um  einige  Monate  verschieben  kann.  Was  eingeführt  ist,  muß  entweder  bezahlt  oder  ge- 
stundet werden.  Eine  dritte  Möglichkeit  erscheint  nicht  denkbar.  Zu  diesem  obigen 
Ergebnis  scheint  auch  P  o  h  1  e  (Das  Problem  der  Valutaentwertung.  Dresden.  Vorträge 
der  Gehestiftung)  zu  gelangen.  Der  Aufsatz  kam  mir  jedoch  noch  nicht  zur  Hand. 
Weltwirtschaftliches  ArohiT  Bd.  XV.  3 
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1.  Es  wurde  nicht  der  Unterschied  hervorgehoben  zwischen  freier 
und  fester  Parität;  man  hat  daher  nicht  darauf  aufmerksam  gemacht, 
daß  die  alte  Parität  faktisch  nicht  mehr  besteht,  daß  der  heutige 
Kurs  also  keine  Abweichung  von  dieser  alten  Parität  als  Norm  bedeutet ; 
man  hat  nämlich  nicht  unterschieden  zwischen  den  zweierlei  Ar- 
ten von  Bewegungen  des  Wechselkurses,  der  Be- 
wegung der  Parität  und  der  Wellenbewegung  um 
die    Parität. 

2.  Man  hat  die  These  von  der  inneren  Wertveränderung  des  Geldes 
aufgestellt,  ohne  näher  darzulegen,  wie  es  vonstatten  geht,  daß  diese 
Wert  Veränderung  sich  im  Kurs  äußert;  (nur  Dalberg  hat  dies 
durchgeführt,  a.  a.  O.  S.  lOQff.). 

3.  Es  wurde  der  Begriff:  ,,Wert  des  Geldes"  in  diesem  Zusammen- 
hange nicht  näher  analysiert,  d.  h.  die  Eigentümlichkeit  des  heutigen 
Preisniveaus  nicht  hervorgehoben. 

Für  alle  diese  Gründe  wurden  Scheinargumente  angeführt,  die 
hätten  widerlegt  werden  können. 

Es  bleibt  für  uns  übrig,  die  letzten  Punkte  näher  zu  prüfen. 

Für  die  Erklärung  des  Geldwertes  besteht  tatsächlich  nur 
eine  Theorie;  die  Quantitätstheorie.  Für  die  hier  zugrunde  liegende 
Auffassung  dieser  Theorie  beziehen  wir  uns  auf  Schumpeter, 
der  in  seiner  Abhandlung:  Das  Sozialprodukt  und  die  Rechenpfennige, 
sie  wohl  in  die  bisher  feinste  Form  gegossen  hat. 

Wie  Schumpeter  und  andere  die  Quantitätstheorie  auf- 
fassen, will  sie  nur  besagen,  daß  i.  die  Größe  des  Geldvorrates,  2.  der 
Umfang  jedes  bargeldlosen  Verkehrs,  3.  die  Umlaufsgeschwindigkeit 
und  4.  die  Größe  des  Gebrauchsgütervorrates,  daß  also  diese  vier  Fak- 
toren den  Wert  des  Geldes  bestimmen.  Alle  anderen  Faktoren,  die  man 
noch  heranziehen  könnte,  sind  unter  eine  dieser  Gruppen  einzureihen. 

Über  die  Quantitätstheorie  in  dieser  Form  besteht  wohl  in  wissen- 
schaftlichen Kreisen  keine  Meimmgsverschiedenheit :  den  nichtwissen- 
schaftlichen Irrtum,  daß  es  einen  gewissen  „Geldbedarf"  gebe,  der  auf 
irgendeine  geheimnisvolle  Art  bestimmt  werde,  oder  ,,daß  die  hohen 
Preise  das  Primäre  wären"  brauche  ich  hier  wohl  nicht  zu  widerlegen. 

Es  leuchtet  nun  ein,  daß  die  Quantitätstheorie  keine  statistisch 
erfaßbaren  Resultate  gibt,  sondern  nur  ein  Hilfsmittel  (a  tool,  nannte 
P  i  g  o  n  es)  darstellt,  womit  wir  in  jedem  gegebenen  Fall  versuchen 
können,  soweit  wie  möglich  in  der  Lösung  eines  praktischen  Geldpro- 
blems zu  kommen,  mit  dem  wir  also  die  Möglichkeit  gewinnen,  zu 
wissen,  welche  Momente  überhaupt  im  Spiel  sein  können. 
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Wir  sehen  nun  in  Deutschland  eine  starke  Valutaentwertung  und 
ein  Preisniveau,  das  im  allgemeinen  mehr  gestiegen  ist  als  in  den  neu- 
tralen Ländern;  die  letztere  Tatsache  ist  nur  die  Kehrseite  der  ersteren, 
weil  beide  Vorgänge  auf  einer  Geldentwertung  beruhen.  Suchen  wir 
ihre  Ursachen  gemäß  den  vier  genannten  Faktoren,  so  sind  bargeld- 
loser Verkehr  und  Umlaufsgeschwindigkeit  wohl  so  schuldlos,  daß  wir 
sie  vernachlässigen  dürfen;  in  bezug  auf  die  Größe  des  Geld-  und  des 
Gütervorrates  dagegen  haben  Veränderungen  stattgefunden,  die  zweifel- 
los Einfluß  auf  den  Geldwert  haben  mußten,  und  zwar  um  so  mehr, 
als  beide  Faktoren  sich  nicht  entgegenarbeiteten,  sondern  in  derselben 
Richtmig  bewegten,  ihre  Wirkung  sich  also  häufte. 

Wir  sind  demgem.äß  berechtigt  zu  sagen,  daß  der  Wert  des 
deutschen  Geldes  hauptsächlich  zurückgegangen  ist  einmal  durch  die 
Zunahme  der  Zirkulationsmasse  und  zweitens  durch  die  Abnahme  des 
Verbrauchsgütervorrates,  wobei  der  Rückgang  des  deutschen  Geldwertes 
größer  sein  mußte  als  der  auf  gleichen  Ursachen  beruhende  des  hollän- 
dischen Geldes. 

Diese  Einsicht,  die  ihre  Gegner  insbesondere  unter  den  holländischen 
Praktikern  hat,  mit  der  Behauptung  zu  bekämpfen,  daß  die  Quanti- 
tätstheorie nicht  richtig  sei,  ist  nach  dem  Gesagten  kaum  angängig. 
Jedenfalls  bedürfte  es  zunächst  einer  bisher  nicht  versuchten  Darlegung, 
warum  die  genannten  allgemeingültigen  Faktoren  die  gewöhnliche  Wir- 
kung nicht  haben  konnten. 

Sobald  nun  die  Preissteigerung  in  Deutschland  die  Exportgüter 
erreicht  hat,  muß  sie  ihren  Einfluß  auf  den  Wechselkurs  aus- 
üben; der  Kursrückgang  der  deutschen  Valuta  ist  sodann  der  Ausdruck 
einer  zurückgegangenen  Parität.  Dieser  Prozeß  spielt  sich  folgender- 
maßen ab:  Was  in  Deutschland  früher  loo  Mk.  galt,  kostet  jetzt  z.  B. 
200  Mk.  Der  Preis  in  Holland  (so  wollen  wir  nur  beispielsweise  annehmen) 
ist  jedoch  derselbe  geblieben  =  59  Gulden.  Für  seinen  Wechsel 
von  59  Gulden  muß  also  jetzt  der  deutsche  Exporteur  200  Mk.  er- 
halten, was  möglich  ist,  weil  der  deutsche  Importeur,  der  den  Wechsel 
kauft,  ebenfalls  jetzt  für  die  Ware,  die  er  für  59  Gulden  gekauft  hat, 
und  die  ilrni  früher  nur  100  Mk.  einbrachte,  200  Mk.  erhalten  kann. 
Für  den  Bankier  spielt  der  Prozeß  sich  ab  unter  dem  Anschein  einer 
größeren  Nachfrage  nach  holländischem  Papier,  eines  Einflusses  der 
Zahlungsbilanz:  Exporteure  halten  mit  ihren  verteuerten  Inlands- 
produkten zurück,  Importeure  drängen  sich  heran,  bis  die  neue  Parität 
erreicht  ist,  d.  h.,  das  neue  Geldwertverhältnis  zwischen  den  beiden 
Ivändern,  59  Gulden  =  200  Mk.,  sich  im  Kurs  ausdrückt.  Die  Zahlungs- 
bilanz ist  hierbei,  wie  immer,  nicht  Ursache,  sondern  zugleich  Symptom 
und  Mittel. 
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Zur  Verdeutlichung  dieses  Vorgangs  ein  zweites  Diagramm. 

•       -'— -..^  ^-^'~~^ 


Kurve 


Man  sieht  die  zweierlei  Kursbewegungen  ganz 
verschiedener  Art:  die  Bewegung  der  Parität  (Normalwert) 
selbst,  und  die  Bewegung  des  Kurses  (Marktwert)  um  die  Parität. 

Die  Parität  ist  gefallen  von  P-^  auf  p^.  Die  Fortsetzung  der  alten 
Parität  wäre  q  gewesen,  k^j,  k^g?  ^^a  ist  die  Wellenlinie  des  Marktkurses, 
die  sich,  ganz  so  wie  bei  einer  festen  Parität,  mn  die  Parität  schlängelt. 
Man  hat  sich  bei  der  ,, Handelsbilanztheorie"  nun  insofern  geirrt,  daß  man 
die  gerade  lyinie  P^ — ^p^  für  den  Anfang  einer  Wellenlinie,  wie  kj,  k^, 
kj,  in  Figur  A  gehalten  hat.  Daher  hat  man  nicht  gesehen,  daß  die 
alte  Parität  nur  noch  historischen  Sinn  hat,  daß  sie  nicht  mehr  besteht; 
daher  entstand  der  Irrtum,  auf  den  B  r  o  d  a  aufmerksam  macht,  daß 
,,die  Kurse  sich  durch  eine  gewisse  Elastizität  wieder  rückbilden" 
würden.  Die  Geschichte  wäre  imstande,  das  Gegenteil  zu  beweisen, 
mit  dem  alten  ,,Ivivre",  einmal  einem  Pfund  Süber;  dem  Papierrubel; 
den  Assignaten,  die  wohl  das  schlagendste  Beispiel  einer  Valuta  bilden, 
die  sich  nie  wieder  gehoben  hat,  vielmehr  mn  Nullwert  gesunken  ist. 
Von  der  Wellenlinie  dagegen  steht  es  fest,  daß  sie  sich  der  Paritäts- 
linie wieder  nähern  wird;  daher  der  Irrtmn. 

Aus  dem  Gesagten  geht  auch  hervor,  daß  eine  auf  die  Parität  ba- 
sierte Spekulation  heutzutage  unmöglich  ist,  da  die  Parität,  wo  sie  nicht 
an  ein  Edelmetall  gebunden  ist,  unsichtbar  wird:  es  ist  eben,  wie 
Cassel  es  sehr  richtig  ausdrückt,  eine  Kaufkraftparität;  sie  geht 
hervor  aus  der  Vergleichimg  der  Preise,  und  der  Normalwert  ist  nicht 
zu  erkennen:  wenn  (in  Figur  A^)  der  Kurs  auf  x  steht,  so  kann  kein 
Bankier  wissen,  ob  er  ,,hoch"  oder  ,, niedrig"  ist,  ob  die  Parität  auf  a, 
b  oder  vielleicht  auf  x  selbst  gelegen  ist.  Wenn  ein  ausländischer 
Bankier  heute  Mark  kauft,  ,,weil  der  Kurs  niedrig  ist",  so  ist  das 
eine  durchaus  unsichere  Spekulation.  Es  hat  ebensowenig  Sinn  ,,Mark" 
zu  kaufen,  weil  der  Kurs  niedrig  ist,  als  es  vor  1914  Sinn  hatte,  z.  B. 
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Francs  zu  kaufen,  weil  der  Franc  so  viel  weniger  wert  war  als  einst  das 
Ivivre.  Dies  widerlegt  auch  die  Auffassung,  daß  die  niederen  Kurse  dazu 
dienen  sollen,  das  Ausland  zum  Kreditgeben  (oder  zum  Kauf  von  Wert- 
papieren) zu  bewegen. 

Der  prinzipielle  Unterschied  besteht  also  meines  Erachtens  nicht 
zwischen  langfristigen  und  kurzfristigen  Wechselbewegungen,  im  Sinne 
von  F.  Schmidt,  sondern  zwischen  denjenigen,  die  um  die  Parität 
als  Normalkurs  oszillieren  und  denjenigen,  die  Verschiebimgen  der 
Parität  selbst  bedeuten.  Die  ersteren  sind  immer  kurzfristig;  die  letz- 
teren können  lang-  und  kurzfristig  sein. 

Wie  man  zur  ,, Handelsbilanztheorie"  gelangte,  liegt  auf  der  Hand; 
Einfuhrüberschuß  und  Valutarückgang  fanden  stets  gleichzeitig  statt, 
weil  die  Anleihepolitik  eine  Folge  der  Verringerung  des  Verbrauchs- 
vorrates war,  die  ihrerseits  ebenfalls  einen  Valutarückgang  bedingte. 
Man  begründete  nunmehr  ohne  weiteres  die  zweite  Tatsache  mit  der 
ersteren. 

Der  Sachverhalt  war  jedoch  der  imigekehrte.  Wenn  die  Aufnahme 
von  Anleihen  regelmäßig  ein  Steigen  des  Wechselkurses  veranlaßte, 
so  waren  folgerichtigerweise  die  Importüberschüsse  die 
eigentliche    Ursache    der    Valutaverbesserung. 

Es  leuchtet  bei  Berücksichtigung  der  hier  zugrunde  gelegten  quan- 
titätstheoretischen Anschauung  ein,  daß  die  Posten  der  Zahlungsbilanz 
nur  dann  auf  die  Valuta  einwirken  können,  wenn  sie  einen  Einfluß  aus- 
üben entweder  auf  die  Geldmenge  oder  auf  das  Gütereinkommen  — 
da  diese  beiden  Faktoren  den  Geldwert  bestimmen ;  bargeldloser  Verkehr 
und  Umlaufsgeschwindigkeit  können  hier  außer  Betracht  bleiben, 
da  sie  nicht  von  den  Posten  der  Zahlungsbilanz  berührt  werden. 

Nun  wurde  durch  die  Mehreinfuhr  der  nationale  Gütervorrat  um 
denselben  Betrag  vergrößert,  ohne  daß  ein  Äquivalent  dafür  ausgeführt 
zu  werden  brauchte;  sie  wirkte  wie  eine  bloße  Bereicherung,  wie  ein 
Geschenk.  Die  Besonderheit  liegt  darin,  daß  man  mit  ausländischen 
Anleihen  in  normalen  Zeiten  den  Kapitalvorrat  zu  vergrößern  pflegt, 
während  man  im  Kriege  zu  Konsum  zwecken  Anleihen  auf- 
nahm. Um  Erwerbskapital  in  Konsumgüter  lunzusetzen,  verschuldete 
man  das  nationale  Produktionskapital;  man  mußte  das  tun,  weil  die 
Produktion  gegenüber  den  großen  Anforderungen  des  Krieges  versagte. 
Auf  die  Dauer  wurde  so  der  eingeführte  Verbrauchs  Vorrat  verzehrt, 
und  der  Kapitalvorrat  mit  einer  Schuld  belastet,  die  verzinst  werden 
mußte;  zeitweilig  aber  konnte  man  die  Valuta  verbessern,  das  Preis- 
verhältnis  wurde    augenblicklich   zu   Deutschlands    Gunsten   geändert. 
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Aus  unserer  Darlegung  geht  schließlich  hervor,  daß  der  Valuta- 
TÜckgang  nicht  der  Ausdruck  ist  für  einen  Rückgang  des  Staatskredits, 
daß  also  das  Moment  der  Kreditfähigkeit  des  Staates  ebensowenig  wie 
dasjenige  der  Gestaltung  der  Handelsbilanz  als  Bestimmungsgrund  für 
den  Stand  der  Parität  des  in  tervalut arischen  Kurses  angesehen  werden 
kann.  Der  Wert  des  Geldes  ist  von  den  oben  genannten  Faktoren 
restlos  bestimmt,  mithin  kann  der  Kredit  keine  Rolle  spielen.  Sobald 
Papier  überhaupt  als  Geld  angenommen  wird,  ist  der  Faktor  des  persön- 
lichen Vertrauens  des  Annehmenden  in  den  Kredit  des  Emittenten  ver- 
schwunden. Dieser  Faktor  äußert  sich  auf  andere  Art,  in  den  Bedin- 
gtmgen  und  der  Höhe  der  Verzinsung  der  Anleihen. 

Die  übliche  Hinwendung  gegen  diese  Darlegungen  von  der  Seite 
der  holländischen  Praktiker  geht  dahin,  daß  die  hier  gezogenen  Schlüsse 
zwar  in  gewöhnlichen  Zeiten  richtig  seien,  jedoch  während  der  Geltung 
der  zahlreichen  Ein-   und  Ausfuhrhemmungen  nicht  zuträfen. 

Ein-  und  Ausf uhrhemmimgen  sind  jedoch  nicht  in  der  I^age,  eine  prin- 
zipielle Änderung  in  die  Theorie  der  Wechselkurse,  die  nach  wie  vor 
Resultanten  des  Geldwertes  bleiben,  zu  bringen.  Der  Begriff  des  Geld- 
wertes wiederum  kann  erst  durch  die  Vorstellung  des  Preisniveaus  seine 
Bedeutung  erhalten;  er  stellt  sich  dar  als  der  ,, Reflex"  des  Preisniveaus. 
„Preisniveau"  ist  aber  eine  bloße  Durchschnittsgröße  und  ermangelt 
einer  bestimmten  zahlenmäßigen  Präzisierung.  Niemals  bewegen  sich 
alle  Preise  oder  verhalten  sich  die  Preise  der  verschiedenen  Güter  in 
den  verschiedenen  Ländern  gleichmäßig.  Dennoch  bedient  man  sich 
der  Begriffe  Preisniveau  und  Geldwert,  weil  man  ihrer  als  Hilfsmittel 
der  theoretischen  Erörterung  bedarf.  Nun  ist  die  Ungleichmäßigkeit 
in  der  Entwicklung  der  Preise  durch  den  Krieg  noch  erheblich  gestiegen : 
die  Preise  aller  derjenigen  Waren,  die  nicht  mehr  Gegenstand  des  welt- 
wirtschaftlichen Verkehrs  sind,  stehen  in  keiner  Beziehung  mehr  zu- 
einander; die  Vorstellung  des  Geldwertes  bezieht  sich  demgemäß,  soweit 
er  in  der  Parität  in  Erscheinimg  tritt,  nur  auf  den  Teil  des  Preisniveaus, 
der  sich  noch  aus  der  Beziehung  zum  internationalen  Verkehr  ableitet. 
Man  kann  sich  das  Preisniveau  in  zwei  voneinander  getrennten  Teilen 
denken,  in  dem  vom  Ausland  abgeschlossenen  Teil  haben  sich  die  Preise 
möglicherweise  in  einem  anderen  Verhältnis  zu  denen  des  Auslandes 
geändert  als  der  Kurs  andeutet.  Der  Hinweis  auf  die  Hemmungen  ist 
also  keine  Einwendung  gegen  unsere  Darlegung,  sondern  führt  sie  nur 
zu  einer  Ergänzung  in  der  Richtung  einer  genaueren  Analyse. 

Als  praktische  Folgerungen  aus  dieser  Untersuchung  ergeben  sich 
folgende  Gesichtspunkte. 

Der  Kurs  kann  sich  der  hier  dargelegten  Anschauimg  gemäß  nur 
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heben,  wenn  die  Parität  gehoben  wird,  also  durch  Einschränkung 
der  zirkulierenden  Geldmenge  (im  weitesten  Sinne) 
und  Mehrung  des  nationalen  Kinkommens  auf 
dem    Wege    der    Verbesserung    der    Produktion^. 

Sind  dies  die  einzigen  Mittel  zur  Verbesserung  der  Wechselkurse, 
so  müssen  alle  künstlichen  Mittel,  sie  zu  beherrschen,  wie  Devisenzen- 
tralen und  dergleichen,  scheitern;  sie  werden  auf  die  Dauer  nur  dazu 
beitragen,  den  internationalen  Verkehr  zu  erschweren  und  damit  die 
Hebung  der  Produktion  zu  hemmen.  Eine  günstige  Wirkung  kann  ihnen 
nur  insofern  zugesprochen  werden,  als  es  mit  ihrer  Hilfe  möglich  ist,  die 
Einfuhr  bloßer  Luxuskonsumgüter  zu  hemmen. 

Da  die  Valuta  nicht  entwertet  ist,  indem  man  mehr  einführte  als 
ausführte,  kann  sie  auch  nicht  gehoben  werden,  indem  man  mehr  aus- 
führt als  einführt.  Ob  man  Kapitalgüter  importieren  oder  exportieren 
soll,  ist  eine  Frage  der  Produktion,  und  Deutschland  soll  vor  der  Hand 
sicherlich  nicht  Kapital  exportieren  bzw.  die  aufgenommenen  Anleihen 
abbezahlen,  sondern  auch  für  die  zu  bezahlende  Kriegsentschädigimg 
und  weit  darüber  hinaus  zwecks  Ausfüllung  seines  Rohstoffvorrates  — 
nicht  mehr,  wie  im  Kriege,  zu  Verbrauchszwecken  — Anleihen  aufnehmen. 
Das  Ausland  wird,  wenn  es  nicht  die  Gelegen- 
heit, sich  an  dem  Wiederaufbau  Deutschlands 
zu  beteiligen,  versäumen  will,jdieseAnleihen 
richtigerweise   gewähren.J 

*  Wir  sehen  hier  ab  von  der  ebenfalls  als  Mittel  der  Hebung  der  Valuta^in^Frage  kom- 
menden Goldausfuhr  seitens  eines  nicht  goldproduzierenden  Landes. 


Walther  Rathenau  und  die  gemeinwirtschaft- 
lichen Theorien  der  Gegenwart. 


Von 

Prof.  Adolf  Günther,  Berlin. 


I. 
Walther  Rathenau  ist  bis  heute  dem  Schicksal,  unter  das 
Messer  der  philologischen  Textkritik  oder  des  juridischen  Kommentars 
zu  geraten,  entgangen ;  seine  Gedankengänge  sind,  wenn  auch  in  Massen- 
auflagen verbreitet,  doch  noch  nicht  Gemeingut  einer  kompakten  Masse,  - 
noch  nicht  Thema  des  Lehr-  und  I^esebuches;  er  hat  eine  kleinere,  aber 
gewiß  nicht  weniger  einflußreiche  Gemeinde  um  sich  versammelt.  Diesen 
Gläubigen  bietet  eine,  Wort  für  Wort  betrachtende  und  nach  äußerlicher 
Vollständigkeit  strebende  Darstellung  der  Einzelheiten  eines  geistes- 
und  wirtschaftswissenschaftlichen  Systems  nichts  Neues,  denn  sie  leben 
ja  bereits  in  der  Neuen  Wirtschaft,  im  Neuen  Staat  und  verspüren  das 
Wehen  des  Neuen  Geistes.  Die  Außenstehenden  aber  werden  noch  viel 
weniger  mit  silben stecherischer  Kleinarbeit  anzufangen  wissen,  sie  wollen 
das  Ganze  vorgesetzt  bekommen,  um  es  als  Ganzes  anzunehmen  oder 
abzulehnen,  mindestens  aus  ihm  dauernde  Anregungen  zu  empfangen. 
So  wird  die  hier  beabsichtigte  Darstellung  der  Werke  Rathenaus  not- 
wendig selbst  etwas  von  der  lebendigen  Eigenart  anstreben,  die  unter 
allen  Umständen  ihrem  Gegenstande  innewohnt;  eine  subjektive  Färbung 
ist  damit  gegeben.  Es  ist  ferner  nicht  durchwegs  möglich,  nur  diejenigen 
Gesichtspunkte  vorzukehren,  die  in  besonderem  Maße  ,, weltwirtschaft- 
lich" und  deshalb  mehr  als  andere  an  dieser  Stelle  zu  Hause  sind.  Würde 
man  das  vorhandene  Material  ausschließlich  auf  seinen  „weltwirtschaft- 
lichen" Gedankeninhalt  prüfen,  so  wäre  es  zunächst  fraglich,  ob  ein 
solcher  im  Sinne  der  Zielsetzung  überhaupt  vorhanden  ist;  denn  wenig- 
stens in  seiner  letzten  Schrift  „Der  neue  Staat"  (Berlin  1919)  wendet  sich 
Rathenau  vom  Standpunkte  Deutschlands  aus  entschieden  gegen  ein 
westlich   betontes  Weltwirtschaftsideal,    dem  er  die  Verständigung  mit 
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Rußland  vorzuziehen  scheint.  Ferner  würde  durch  solche  Fragestellung  die 
schon  an  sich  nicht  überall  gegebene  Kontinuität  der  gedanklichen 
Entwicklung  gestört;  schließlich  aber  präjudiziert  heute  die  politische 
und  kulturelle  Seite  der  allgemeinen  Entwicklung  vielfach  deren  wirt- 
schaftliche Teilvorgänge.  Die  Verfassung  des  Staates  färbt  auf  jene  der 
Industrie  ab,  Rathenau  hat  für  beides  überhaupt  nur  ein  und  dieselbe 
Fomael. 

Wenn  mit  Rathenau  zusammen  einige  andere  Schriftsteller,  die 
gleich  ihm  gemeinwirtschaftliche  Probleme  behandeln,  auf  den  Brettern 
erscheinen,  so  handelt  es  sich  entweder  um  Auseinandersetzungen  mit 
ihm,  die  ihrerseits  nun  wieder  zum  Gegenstand  der  Kritik  werden,  oder 
um  parallele  Bewegungen,  allerdings  ziuneist  von  geringerer  geistiger 
und  formaler  Kraft.  Vollständigkeit  wird  auch  hinsichtlich  des  ein- 
zubeziehenden Autorenkreises  nicht  erstrebt;  es  ist  kein  Verdienst, 
heute  Staatsromane  und  Utopien  zu  schreiben;  wer  dies  aber  früher, 
in  einer  satten  mid  den  glänzenden  Augenblick  genießenden  Zeit  wagte, 
verdient  schon  aus  diesem  Grunde  eine  Sonderstellung;  Walt  her 
Rathenau    kann  sie  durchaus  in  Anspruch  nehmen. 

Vor  mir  liegen  neben  zahlreichen,  zmnTeil  weniger  bekannten  Einzel- 
ausgaben die  ,, Gesammelten  Schriften"  (Berlin  1918);  ich  wage  zu  be- 
zweifeln, ob  ihr  Erscheinen  durchwegs  die  literarischen  und  politischen 
Absichten  ihres  Verfassers  fördern  wird;  wer  es  stets  ablehnte.  Syste- 
matiker zu  heißen  imd  den  Nachdruck  auf  Beweis  und  Beweisbares 
zu  legen,  scheint  seinen  Gedankenflug  durch  die  Masse  von  nicht  viel 
weniger  als  2000  vSeiten  zu  belasten;  schwerer  noch  wiegt,  daß  Unstim- 
migkeiten, auch  selbst  Widersprüche  in  einer  ununterbrochenen  Bände- 
folge viel  mehr  stören  als  in  den  Einzelschriften,  die  eine  Funktion  ihrer 
Zeit  und  gegebenenfalls  der  inneren  Entwicklung  ihres  Autors  sind. 
Es  würde  dem  verkündeten  Grundsatz,  nur  den  großen  Linien  folgen 
zu  wollen,  widersprechen,  würden  hierfür  Belege,  die  nicht  schwer  zu 
finden  sind,  aufgeführt;  nur  daran  kann  nicht  vorbeigegangen  werden, 
daß  sich  Rathenaus  Stellung  zum  gegenwärtigen  Kriege  doch  für  den 
Dritten  weit  weniger  gleichmiäßig  herausstellt  als  es  Rathenau  selbst 
erscheinen  mag:  man  vergleiche  etwa  ,, Zeitliches"  —  aus  dem  Jahre 
1918  —  und  ,,Nach  der  Flut"  —  ein  Jahr  später.  Hier  rechnet  sich 
Verf.  (S.  60)  zu  den  ,,Zehn  oder  Hundert,  die  den  Krieg  kommen  sahen, 
die  vom  ersten  Tage  seinen  Wahnsinn  und  seine  Hoffnungslosigkeit 
wußten,  die  Gewalttaten  verurteilten,  den  Unterseekrieg  und  die  Feind- 
schaft Amerikas  als  Beginn  der  Katastrophe  erkannten  .  .";  in  der  vor- 
hergegangenen Schrift  aber  wird  S.  82  ,,der  mutmaßliche  Verlauf  des 
Endkrieges  tmd  das  spätere  Verhältnis  der  Nationen"  in  sehr  optimis- 
tischem Sinne  zu  schildern  versucht,  und  es  fehlt  dabei  nicht  einmal 
ganz  an  Wendungen,  die  eine  imperialistische  Politik  streifen. 
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Ich  sehe  darin  nicht  unbedingt  einen  unauflöslichen  Widerspruch, 
von  innerer  Unwahrhaftigkeit  ganz  zu  schweigen;  vielmehr  läßt  sich 
Rathenaus  theoretische  Haltung,  sein  Eintreten  für  die  Rohstoff  Wirt- 
schaft, überhaupt  sein  ganzes  Verhalten  während  des  Krieges  (soweit 
es  bekannt  wurde),  nicht  weniger  aber  sein  neuerliches  Eintreten  für 
Arbeiterräte  und  Fortentwicklung  der  revolutionären  Bewegung  aus 
dem  Bedürfnis  einer  starken  Persönlichkeit  erklären,  ihren  Glauben  an 
sich  und  ihre  Ideen  in  der  realen  Welt  zu  bewähren.  Nur  muß  umge- 
kehrt Rathenau  dem  Wirtschaftspolitiker  und  Theoretiker  über- 
lassen, das  für  ihn  Brauchbare  und  Faßbare  aus  reicher  Gedanken- 
fülle herauszugreifen,  es  nach  allen  Seiten  zu  wenden  und  auf  seine  prak- 
tische oder  theoretische  Eignung  zu  prüfen.  Fällt  dabei  mancher  Schein, 
manches  —  vielleicht  tmgewollte  —  Zugeständnis  an  die  Tagesmeinung 
und  selbst  manch  blendender  Syllogismus,  so  bleibt  doch  so  viel,  daß 
man  Rathenau  für  dauernde  Bereicherung  des  eigenen  geistigen  Erlebens 
dankbar  sein  wird. 

Im  Jahrbuch,  Ende  Mai  1917,  nennt  ihn  Gustav  Schmoller 
,, einen  Geist  ersten  Ranges  mit  einer  Fülle  von  Gedanken  und  Anregun- 
gen", „einen  der  größten  sozialpolitischen  Schriftsteller  unserer  Tage"; 
aber  Schmoller  glaubt  nicht  an  Rathenau  als  Staatsmann; 
die  Begründung  zeigt  den  stark  persönlichen  Maßstab,  den  Schmoller 
an  jeden  anlegte;  Rathenau  habe,  soweit  bekannt,  nicht  gezeigt,  daß 
er  seine  großen  Ideale  sittlicher  Reform  an  den  Stellen,  wo  er  die 
Macht  in  Händen  habe,  praktisch  durchzusetzen  wisse.  Zweifellos  ge- 
hört die  AEG.,  deren  Präsident  Rathenau  ist,  nicht  zu  den  sozial 
vorgeschrittenen  Unternehmungen,  eher  ist  das  Gegenteil  richtig.  Mit 
dieser  Tatsache  sind  wiederholt  Angriffe  begründet  worden ;  eine  Streit- 
schrift (,, Diktator  Rathenau"),  anscheinend  einem  ganz  bestimmten 
und  nicht  sehr  hohem  sozialen  imd  politischen  Milieu  entstammend, 
geht  in  dieser  polemischen  Gegenüberstellung  von  Theorie  und  Praxis 
wohl  am  weitesten,  sie  erhebt  sich  aber  nur  selten  über  das  Niveau 
einer  Anekdotensammlimg  und  hat  nach  ihrer  Schreibweise  sicher  sehr 
wenig  Grund,  den  Stil  Rathenaus  zu  kritisieren.  Dennoch  ist  dessen 
Persönlichkeit  mit  ihren  zweifellosen  Gegensätzen  nicht  gleichgültig  für 
die  Wertung  seiner  Theorie;  zunächst  hat  der  Umstand,  daß  einer  der 
ersten  Industriekapitäne  in  sehr  vorurteilsfreier  Weise  und  ohne  jede 
Rücksicht  auf  Standes-  und  Berufsgenossen  unter  die  Staatsromantiker 
ging,  ihren  Anteil  an  der  großen  publizistischen  Wirkung  gehabt; 
dann  aber  sieht  der  Mann,  für  den  kaiun  eines  der  landläufigen 
menschlichen  und  sozialen  Ziele  unerreichbar  blieb,  seine  Umwelt  mit 
anderen  Augen,  als  diese  Umwelt  sich  selbst  sieht  und  tatsächlich  ge- 
sehen werden  muß;  gilt  dies  für  jeden  Schriftsteller  schlechthin,  so  wird 
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doch  in  diesem  Fall  die  Distanz  bedenklich  groß.  Für  die  Kjeise,  denen 
Rathenau  entstammt  (wenn  er  auch  nicht  vorwiegend  in  ihnen  ver- 
kehrt) gilt  das  volkswirtschaftliche  Gesetz  G  o  s  s  e  n  s  und  W  a  1  r  a  s' 
vom  abnehmenden  Reiz  der  Bedürfnisbefriedigung  in  höherem  Maße 
als  in  anderen  Schichten.  Nicht  aber  der  Gegensatz  zwischen  Theorie 
und  Praxis,  auf  den  Schmoller  hinweist,  sondern  die  entschei- 
dende Beeinflussung  der  Theorie  durch  die  Praxis  ist  wichtig  dafür, 
ob  und  inwieweit  Rathenau  Allgemeingültiges  bietet.  Das  wird 
deutlich  bei  seiner  scharfen  Verurteilung  nicht  nur  des  Luxus,  sondern 
aller  jener  materiellen  Konsimigüter,  welche  das  Lieben  in  den  Augen  der 
meisten  über  die  Schwelle  des  Alltäglichen  hinausheben.  Dem  Ange- 
hörigen der  obersten  Finanzkreise  ist  es  schwer  oder  nicht  verständlich, 
daß  sich  die  Massen  an  Flitter  und  Tand  hängen,  er  sieht  darin  Vergeu- 
dung materieller  und  ideeller  Werte.  Das  muß  für  den  weltwirt- 
schaftlichen Einschlag  seiner  Theorie,  für  seine  Haltung  zu  Ein- 
und  Ausfuhr  und  zur  Handelsbilanz,  für  seine  Befürwortung  einer  staat- 
lichen Verbrauchsregelung  unmittelbar  bedeutungsvoll  werden;  inso- 
fern ist  es  nötig,  den  Schriftsteller  und  Wahrheitskündiger  nicht  als 
abstrakte  Persönlichkeit,  sondern  in  seiner  ausgewählten  und  gewiß  sehr 
stilvollen  Umgebung  zu  sehen  und  zu  bewerten. 

Ich  wage  in  diesem  Zusammenhang  einige  Worte  über  rein  stilisti- 
sche Fragen,  die  ja  schon  einmal  gestreift  wurden;  Rathenau  will 
kein  leicht  zu  nehmender,  vielleicht  nicht  einmal  ein  leicht  lesbarer 
Schriftsteller  sein.  Die  „Gesammelten  Schriften"  zeigen  sehr  ungleiche 
Tönungen  in  Ausdruck  und  Formgebung,  leider  nicht  selten  auch  (selbst 
formale)  Wiederholungen  oder  aber  Widersprüche;  im  ganzen  ist  die 
schärfere  Fassung  in  den  neuesten  Werken  (die  noch  außerhalb  der 
Sammlung  stehen)  unverkennbar;  vielleicht  ist  dies  aber  schon  durch 
den  Wegfall  der  Zensur  und  jener  Reserve,  die  im  Kriege  aus  vaterländi- 
schen Gründen  geboten  war,  erklärt.  In  der  Schrift  „Von  kommenden 
Dingen"  (Berlin  1917),  die  ja  wohl  am  höchsten  gewertet  zu  werden 
pflegt,  ist  das  Gemenge  aus  Wirtschafts-  und  Geisteswissenschaft  nicht 
immer  leicht  zu  übersehen  und  manches  könnte  einfacher  gesagt  werden. 
An  glänzenden  Wortbildern  und  streng  durchgeführten  konkreten  Ana- 
logien zu  gedanklichen  Vorgängen  ist  aber  jedenfalls  kein  Mangel,  und 
doch  hat  man  im  ganzen  nicht  den  Eindruck  einer  auf  Blendung  ab- 
zielenden Darstellung.  Die  naturwissenschaftlichen  Begriffe  und  Worte, 
die  Schmoller  tadelt,  stören  meines  Erachtens  nicht,  weil  sie 
richtig  gewählt  imd  dem  lieben  entnommen  sind.  Wenn  Rathenau 
neuerdings  mit  gutem  Humor  die  häufigen  ,, Entlehnungen"  aus  seinen 
Schriften  verzeichnet,  so  trifft  dies  die  Form  seiner  Gedanken  wohl 
nicht   seltener    als  ihren  Inhalt;    sicher    hat    die   nationalökonomisch- 
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soziologische  Disziplin  dem  Wortbildner  und  Begriffstechniker  Rathenau 
eine  Bereicherung  auch  in  weltwirtschaftlichen  Fragestellungen  zu  danken 
und  sie  kann  auch  aus  dem  begrifflichen  Widerspruch,  den  sie  wieder- 
holt gegen  ihn  erheben  muß,  vieles  lernen. 

II. 

Suchen  wir  die  Stellung  Rathenaus  zu  den  sozialpolitischen  und 
weltwirtschaftlichen  Grundfragen  klarzulegen,  so  ist  zunächst  eine  be- 
griffliche Abweichung  von  dem  sozialen  Durchschnittsideal,  das  sich  seit 
Gründung  des  Vereins  für  vSozialpolitik  in  Deutschland,  und  von  hier 
aus  auch  im  Auslande  eingebürgert  hatte,  zu  verzeichnen.  Rathenau 
stand  auch  bis  zu  seiner  jüngsten,  noch  zu  würdigenden  Schrift  dem 
durchschnittlichen  sozialistischen  Gedankenkreis  fern.  Das  schließt 
nicht  aus,  daß  er  in  einer  Reihe  von  Punkten  sich  mit  bürgerlicher 
Sozialreform  und  Sozialismus  berührt.  Durch  die  Kriegswirtschaft  und 
deren  Oberflächenerfolge  hat  sich  der  Kreis  derer  erweitert,  die  au  Stelle 
des  individualistiscben,  auf  unbeschränkter  Gewerbe-  und  Konkurrenz- 
freiheit ruhenden  Getriebes  der  reinen  Privatwirtschaft  eine  ,, organisch" 
von  den  Interessenten  selbst,  gegebenenfalls  unter  Mitwirkung  des 
Staates,  aufgebaute  Bedarfsbefriedigungswirtschaft  setzen  wollen.  Das 
System  Rathenaus  steht  (wenn  auch  Neues  nicht  in  allen  Stücken 
erzielt  ist  und  manche  Anregungen  von  früheren  Ideologien  herrühren) 
derart  im  Vordergrund  dieser  Reformgedanken,  daß  man  es  zweck- 
mäßig zum  Ausgangspunkt  einer  kritischen  Beurteilung  der  ganzen 
Richtung  macht.  Unter  seinen  Gegnern  ist  die  Schrift  Iv.  v.  Wies  e's 
über  ,, Freie  Wirtschaft"^  besonders  zu  erwähnen;  Tiburtius'  Dar- 
stellung über  ,, Gemeinwirtschaftliche  Gegensätze" ^  führt  die  verschie- 
denen Richtungen  kritisch  vor. 

Rathenau  hat  die  wichtigsten  seiner  hierher  gehörigen  Grund- 
sätze in  den  Schriiten  ,,Von  kommenden  Dingen";  ,,Vom  Aktien- 
wesen" (Berlin  1918);  ,,Die  neue  Wirtschaft"  (Berlin  1918)  niedergelegt 
und  neuerdings  in  ,,Der  neue  Staat"  fortgeführt.  Er  geht  aus  von  der 
Unzweckmäßigkeit  einer  anarchischen  Wirtschaftsweise,  die  von  einem 
völlig  ungeregelten,  durch  Mode,  Reklame  und  I^uxusbegehr  über  Ge- 
bühr beeinflußten  Bedarf  ihre  leitenden  Impulse  empfängt  und  Millionen 
von  Arbeitskräften  und  Produktionswerten  zur  Befriedigung  unnötiger 
Nachfrage  und  zu  ungeregelter  Warenverteilung  durch  den  Zwischen- 
handel benötigt.  Aber  nicht  nur  Konsmntion  und  Verteilung,  auch  die 
Produktion   selbst   ist   nach    Rathenau   noch   nicht  im  Sinne  höchster 

^  Wiese,    Leopold    v.,    „Freie  Wirtschaft".     Leipzig  1919. 
*  Tiburtius,  Dr.  Joachim,  Gemeinwirtschaftliche  Gegensätze.    (,, Dringliche 
Wirtschaftsfragen.".    Heft  8).     Leipzig  1919. 
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Zweckmäßigkeit  geordnet,  sie  unterliegt  einer  viel  zu  weitgehenden  Spe- 
zialisierung (nicht  der  Arbeitsmethoden,  sondern  der  Produkte),  ver- 
fügt nicht  in  allen  Fällen  über  die  bestmöglichen  Standorte,  treibt 
Raubbau  mit  hochwertigen  Materialien  und  Arbeitskräften,  überläßt 
der  freien  Konkurrenz  und  dem  zufälligen,  vor  allem  durch  Monopol- 
besitz beeinflußten  Kräfteverhältnis  das,  was  nur  ,, organisch"  (Rathenaus 
bedenklich  oft  angewandter  Lieblingsbegriff)  aufzubauen  ist.  Die 
,, Mechanisierung"  des  kapitalistischen  Wirtschaftsbetriebes  kann  aber 
nicht  durch  den  SoziaUsmus  imd  die  Vergesellschaftung  der  Produk- 
tionsmittel, sondern  nur  durch  selbsttätige  Reorganisation  des  nach  wie 
vor  privatwirtschaftlichen  Erzeugungs-  und  Verteilungsprozesses  unter 
gleichzeitiger  Ausschaltung  ungerechter,  ohne  Arbeit  erzielter  Renten- 
einkommen erfolgen.  In  diesem  letzten  Punkte  tritt  der  aufbauenden 
Energie  einer  vorwiegend  von  den  Interessenten  selbst  bestrittenen  In- 
dustriereform ein  staatlicher  Eingriff  in  den  Bereich  des  Eigentums  und 
der  Erbschaft  zur  Seite.  Die  Sozialisierung  greift  (übrigens  ein  Be- 
rührungspunkt mit  dem  konsumgenossenschaftlichen  Gedanken)  am 
stärksten  innerhalb  des  Verbrauches    ein. 

S  c  h  m  o  1 1  e  r  bekannte  sich  in  der  erwähnten  Kritik  Rathenaus 
zur  sachlichen  Ablehnung  eines  Teiles  dieser  Gedankengänge.  Für 
ihn,  als  Vertreter  der  ,, bürgerlichen"  Sozialreform,  gab  es  ja,  nachdem 
die  soziale  Gesetzgebung  unter  seiner  entscheidenden  Mitwirkung  in 
so  weitem  Umfange  durchgesetzt  worden  war  und  im  Kriege  ihre  volle 
Bewährung  zu  erweisen  schien,  vorwiegend  nur  mehr  Schönheitsfehler 
in  der  kapitalistischen  Entwicklung,  die  durch  planmäßige  Reformen, 
nicht  aber  durch  Umsturz  beseitigt  werden  konnten.  In  diesem  Sinne 
hat  er  auf  der  Mannheimer  Tagung  des  Vereins  für  Sozialpolitik  1905 
die  Überwachung  der  Kartelle  und  großen  Aktiengesellschaften  durch 
den  Staat  und  die  Beschneidimg  dfer  privaten  Gewinne  durch  Über- 
führung bestimmter  Überschüsse  au  die  Allgemeinheit  gefordert,  war 
er  als  Bekämpfer  privater  Monopole  im  Bergbau  usw.  aufgetreten.  Von 
Männern  der  ,, Praxis",  deren  Wortführer  K  i  r  d  o  r  f  war,  ist  das  da- 
mals scharf  abgelehnt  worden ;  vielleicht  wird  diese  Haltung  heute,  wo 
sehr  viel  Größeres  auf  dem  Spiele  steht,  bedauert  werden. 

Von  ganz  anderen  Gesichtspunkten  tritt  v.  Wiese  gegen 
Rathenaus  Pläne  auf.  Sein  Individualismus,  der  schon  vor  Jahren 
auf  einer  Tagtmg  des  evangelisch-sozialen  Kongresses  das  ,, Paragraphen- 
gestrüpp" der  sozialen  Gesetzgebtmg  als  Hemmung  freier  Entwicklmig 
empfand,  imd  damit  dem  Widerspruch  Adolph  Wagners  be- 
gegnete, der  ferner  in  der  sozialen  Entwicklung  vor  allem  die  Tätigkeit 
freiwirkender  Organisationen  gelten  läßt,  stößt  sich  rücht  zuletzt  an 
der    engen    Begrenzung,    die   Rathenau   dem  Konsiun    gegenüber    ein- 
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treten  lassen  will.  Und  diese  Ablehnung  eines  in  das  innerste  Trieb- 
leben, in  das  System  persönlicher  Lust-  und  Unlustgefiihle  eingreifenden 
Zwangssystems  ist  menschlich  mindestens  verständlich.  Wie  wir  sahen, 
v;ill  Rathenau,  dem  Geist  und  Seele  alles  bedeutet,  das  wirtschaft- 
liche lieben  sehr  stark  vereinfachen,  ja  uniformieren,  bedürfnislos  ge- 
stalten, und  er  übersieht  dabei,  daß  dies  auch  eine  Verarmung,  nicht 
nur  in  materieller  Hinsicht,  in  sich  schließen  kann.  Man  mag  die 
Mitte  halten  zwischen  Rathenaus  asketischem  und  Wiese's,  die 
,, Kulturgüter"  sicher  zu  hoch  bewertendem  Standpunkt;  jedenfalls 
können  Mode,  Reklame  und  lyuxus  heute,  angesichts  der  Dringhchkeit 
der  Befriedigung  notwendigsten  Konsums,  unter  staatliche  Aufsicht  ge- 
nommen werden;  nicht  weniger  hat  sich  die  Einfuhr  und  die  Ordnung 
der  gesamten  Erzeugung  bis  auf  weiteres  eine  solche  gefallen  zu  lassen, 
und  nur  für  die  Ausfuhr  von  Luxusgütern  mag  eine  derartige  Beschrän- 
kung wenigstens  so  lange  fortfallen,  bis  eine  Regelung  durch  den  Völker- 
band eintritt. 

Aber  nicht  nur  gegen  die  Beschränkung  des  Konsums  wenden  sich 
die  Individualisten  unter  Wiese's  Führung;  sie  fordern  auch  einen 
Wiederaufbau  der  Industrie  ohne  die  Beschränkungen,  die  in  jedem  ge- 
meinwirtschaftlichen System  liegen,  welche  der  Sozialismus  auf  die  Spitze 
treibt  (soweit  er  überhaupt  noch  eine  Privatwirtschaft  zuläßt)  und  die 
Rathenau  in  die,  wie  er  glaubt,  erprobten  Können  der  selbsttätigen 
Organisation  und  Konzentration  kleidet.  Denn  was  er  theoretisch  vor- 
schlägt, hat  er  bei  unzähligen  Konzerngründungen  als  Vorstandsmitglied 
und  (später)  Chef  der  AEG  praktisch  erprobt;  auch  die  Kriegsrohstoff- 
abteilung und  die  Gründung  der  anderen  Kriegsgesellschaften  war  eine 
hohe  Schule  der  Praxis  für  den  Sozialtheoretiker. 

Unverkennbar  ist,  bei  mancher  Übertreibung  im  Einzelfall,  sehr 
viel  Wahrheit  an  der  Kritik,  mit  der  Rathenau  die  Vorgänge  der 
Produktion  vor  dem  Kriege,  soweit  sie  noch  nicht  organisiert  war,  be- 
trachtet. Vor  allem:  es  hätte  viel  billiger  produziert  werden  können. 
In  diesem  Punkte  hat  sich  ja  auch  die  primitivste  Organisationsform, 
das  Kartell,  manche  Blöße  gegeben,  man  hatte  die  Produktionskosten  der 
am  teuersten  arbeitenden  Unternehmung  als  allgemeinen  Maßstab  gelten 
lassen,  darauf  die  Preispolitik  eingestellt,  also  eine  Art  von  Mittelstands- 
politik getrieben;  hatte  aber  trotzdem  nicht  verhindern  können,  daß 
die  leistungsschwachen  Unternehmungen  von  anderen  angekauft,  um- 
oder  stillgelegt  wurden,  so  daß  sich  eine  monopolistisch  gefärbte  Diffe- 
renzialreute  für  die  beati  possidentes  ergab.  Diese  Entwicklung,  die 
man  mit  mancher  Übertreibung  als  spezifisch  deutsch  bezeichnete,  und 
de:  amerikanischen  Trust entwicklung  gegenüberstellte,  hatte  tatsächlich 
,, organische"    Mängel,    nicht   nur    Schönheitsfehler;   wenn   sich  Rathe- 
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nau  hiergegen  wendet,  so  hat  er  nicht  nur  sozialpoHtische,  sondern 
auch  technische  und  weltwirtschaftliche  Gründe  für  sich;  denn  jene  Ge- 
staltung konnte  geradezu  den  technischen  Fortschritt  hindern  (ebenso, 
wenn  man  in  der  Melioration  eine  Schmälerung  der  Grundrente  zu  sehen 
geneigt  war). 

Demgegenüber  würde  die  gemeinwirtschaftliche  Entwicklung  nach 
Rathenau  sich  mehr  dem  Trust  nähern,  allerdings  unter  starker 
Beteiligung  des  Staates  und  (was  in  Rathenaus  älteren  Schritten 
nicht  so  deutlich  wird  wie  im  , .Neuen  Staat")  der  Arbeitnelmier  und 
der  Verbraucher.  Der  Organisations-  und  Gewerbezwang  würde  dann 
nicht  mehr  eine  (notwendige  und  schon  in  der  sozialen  Bewegung  er- 
probte) Anomalie  gegenüber  dem  geltenden  Rechte  der  Gewerbefreiheit 
bedeuten,  sondern  seinen  Platz  im   System  der  Zukunft  finden. 

Die  berufsständische  Entwicklung,  die  sich  heute  in  den  noch  un- 
entwickelten Formen  der  Betriebsräte  (von  ihnen  später)  von  unten 
her  Bahn  bricht,  müßte  gleichzeitig  von  oben  her  in  Grund  dekretiert 
und  durch  die  freien  Organisationen  der  Industrie  praktisch  geschaffen 
werden.  Dem  Handel  wäre  dabei  zweifellos  eine  wesentlich  selbstän- 
digere Stellung  zuzuweisen,  als  es  in  der  Absicht  Rathenaus  liegt.  Viel- 
leicht offenbart  sich  bei  ihm,  dem  Chef  der  elektrischen  Industrie, 
doch,  ohne  daß  er  es  wül,  die  Gedankenrichtung  des,  trotz  aller  auswär- 
tigen Filialgründungen,  mehr  auf  national-  als  auf  weltwirtschaftliche 
Marktbeherrschung  gerichteten  Großindustriellen. 

Theoretisch  handelte  es  sich  jedenfalls  darum,  den  Gegensatz  her- 
auszuarbeiten zwischen  eigentlich-sozialistischem  Denken,  das  die  Ent- 
eignung der  Produktionsmittel  f.)rdert,  und  jenem  gemeinwirtschaft- 
lichen Denken,  das  die  Belassung  der  Produktionsmittel  in  privater 
Hand  lediglich  an  deren  Unterordnung  unter  wahrhaft  staatliche 
und  soziale  Gesichtspunkte  knüpft.  Zwischen  beiden  Gedankensystemen 
gibt  es  Verbindungen,  eine  Bibliographie  der  vorhandenen  Systeme 
würde  hierfür  hinreichend  Namen  und  Werke  zu  nennen  vermögen. 
Die  bereits  erwähnte  Schrift  von  T  i  b  u  r  t  i  u  s  ist  hierfür  ein*  wertvoller 
Anfang;  auch  die  noch  zu  nennende  Schrift  von  Schwarz  dient 
diesem  Zweck.  In  einem  stimmt  ja  die  sozialistische  mit  der  im  weiteren 
Sinne  gemeinwirtschaftlichen  Auffassung  überein:  in  der  Ablehnung 
eines  im  wesentlichen  dem  römischen  Recht  entnommenen,  starren, 
in  der  Entwicklung  unfähigen  Eigentumsbegrilfes.  Schon  S  c  h  m  o  1 1  e  r  , 
der  in  seinen  Reformabsichten  so  sehr  Maß  hielt,  forderte  von  den  großen 
Unternehmungen,  daß  sie  sich  öffentlich-rechtlichen  Gesichtspunkten  ein- 
zugliedern hätten;  mit  dieser  allgemeinsten  Begriffsbestimmung  können 
sich  die  meisten  Anhänger  der  gemeinwirtschaftlichen  Produktionsweise 
einverstanden  erklären,  freilich  werden  sie  darunter  viel  mehr  verstehen 
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als  der  verstorbene  Meister;  im  einzelnen  handelt  es  sich  dann  nur  noch 
um  das  Maß,  in  dem  die  Eingliederung  der  öffentlich-rechtlichen  Forde- 
rung in  die  Privatrechtssphäre  möglich  und  nötig  ist.  Damit  ist  eine 
der  am  wichtigsten  erscheinenden  Augenblicksaufgaben  bezeichnet. 

III. 

In  seiner  bereits  wiederholt  erwähnten  Arbeit  sucht  Joachim 
Tiburtius  in  bemerkenswerter  Weise  die  Synthese  aus  verschie- 
denen gemeinwirtschaftlichen  Systemen  zu  gewinnen  und  stellt  zu 
diesem  Zwecke  auch  eigne  Zielpunkte  auf.  Oppenheimer  hat 
der  Schrift  seines  Freundes  und  Schülers  ein  Begleitwort  verfaßt,  daß 
mit  starker  Betonung  den  ,, liberalen  Sozialismus"  in  den  Mittelpimkt 
der  künftigen  Entwicklung  rückt.  Oppenheimers  bekaimte 
Theorie  ist  nun,  wie  Tiburtius  sehr  deutlich  macht,  weniger  in 
den  Mitteln  als  im  Endergebnis  gemein  wirtschaftlich  orientiert,  berührt 
sich  vielmehr  nicht  in  der  Weltanschauung,  aber  in  den  anzuwendenden 
Maßnahmen,  besonders  in  der  Empfehlung  des  freien  Handels,  mehr 
mit  Wiese  als  mit  Rathenau  und  steht  zu  diesem  stellenweise 
sogar  in  scharfer  Abwehr-  oder  auch  Angriffsstellung.  Doch  finden  sich 
nicht  nur  in  der  Gegnerschaft  gegen  das  Monopol  Berührungspunkte, 
und  ebenso  ist  der  philosophische  Hintergrtmd  beiden  Systenien  viel- 
fach gemeinsam.  Da  nicht  gegensätzliche  oder  übereinstinmiende  Welt- 
anschauungen, sondern  die  der  Gegenwart,  einer  gestörten  Wirtschaft, 
gegenüber  anzuwendenden  Mittel  tmser  Interesse  in  besonderem  Maße 
beanspruchen,  diese  Mittel  bei  Oppenheim  er  aber  fürs  erste  nicht 
eigentlich  gemein  wirtschaftliche  sind,  so  muß  eine  eingehendere  Be- 
sprechung des  ,, liberalen  Sozialismus"  hier  ausscheiden  und  ebenso 
soll  von  den  Ausführungen  Tiburtius'  der  hierhergehörige  Teil, 
der  übrigens  eine  sehr  selbständige  Stellung  auch  in  der  theoretischen 
Gefolgschaft  wahrt,  nicht  weiter  behandelt  werden. 

Im  übrigen  Teile  der  Schrift  ,, Gemeinwirtschaftliche  Gegensätze" 
dominieren,  neben  dem  Rathenau  s',  die  Namen  W.  v.  Mollen- 
d  o  r  f  s  und  R.  S  i  c  h  1  e  r  s.  Sie  sind  der  Theorie  nicht  in  gleichem 
Maße  vertraut  wie  die  Systeme  Oppenheimer  und  Rathenau. 
Größere  und  grundlegende  theoretische  Arbeiten  liegen  aus  der  Feder 
Möllendorfs  nicht  vor;  was  vorzugsweise  in  Zeitungen  (,,Voss. 
Ztg.")  und  bei  Gelegenheit  von  Auseinandersetzungen  verlautete,  zeigt 
bei  starker  Eigenart  auch  eine  unverkennbare  Abhängigkeit  von  Ra- 
thenau und  wird  durch  den  (von  Tiburtius  gut  gekennzeich- 
neten) VerFuch  eines  dogmatischen  ,, Zeugenbeweises"  noch  nicht  zur 
selbständigen  Theorie  gestempelt.  Die  jetzige  Tätigkeit  v.  Möllen- 
dorfs    an   praktisch -verantwortlicher    Stelle   aber    kann   heute   noch 
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nicht  hinreichend  übersehen  werden,  tun  ein  abschließendes  Urteil  zu 
erlauben.  Gelingt  selbst  nur  ein  Teil  dessen,  was  v.  Mollen  dorf 
heute  anzustreben  scheint,  so  ist  seine  Stellung  auch  in  der  volkswirt- 
schaftlichen Theorie  in  dem  Umfange  gefestigt,  als  heute  die  Praxis 
(trotz  Oppenheimer)  über  der  Theorie  steht.  Wir  möchten 
nicht  in  den  von  Rathenau  mit  Recht  als  deutsche  Wesens- 
art gekennzeichneten  Fehler  verfallen,  den  hundertfachen  Chor 
derer,  die  dem  Staatsmann  ein  unverantwortliches  Veto  entgegensetzen, 
weiter  zu  vermehren.  Zu  wenig  nach  außenhin  theoretisch  festgelegt 
ist  auch  die  Gedankenwelt  vS  i  c  h  1  e  i  s  ,  von  der  T  i  b  u  r  t  i  u  s  frei- 
lich eine  sehr  hohe  Meinung  erweckt.  Auch  R  o  s  e  1  i  u  s  ,  dessen  Briefe^ 
eine  stets  fesselnde  L/cktüce  bieten,  ist  zu  wenig  Systematiker,  tun  hier 
anders  als  im  Vorbeigehen  (unter  Vorbehalt  näheren  Eingehens  an 
anderer  Stelle)  genannt  zu  werden.  Es  bleibt  übrig  die  selbständig 
gemeinten  Ausführungen  J.  T  i  b  u  r  t  i  u  s'  im  Rahmen  dieser  Übersicht 
zu  betractiten. 

Im  ganzen  lehnt  T  i  b  u  r  t  i  u  s  die  Zwangsorganisation  Rathe- 
naus  ab;  er  findet  zur  Begründung  dieses  Standpunktes  einige  sehr 
brauchbare  Gedanken,  ohne  wohl  mit  ihnen  durchzudringen.  Vor  allem 
verweist  er  auf  den  Fortfall  von  Bedingungen,  die  für  Rathenau 
tatsächlich  grundlegend  sind,  in  dem  Augenblicke,  wo  dessen  System 
angenommen  wäre :  in  der  Tat  basiert  der  gemeinwirtschaftliche  Aufbau 
auf  den  Ergebnissen  der  freien  Konkurrenz  wir  tschaft,  und  nur  dadurch 
konnte  der  Sinn  für  Rationalisierung,  zugleich  für  Vereinfachung  des  Wirt- 
schaftslebens geweckt  werden,  daß  die  vorhergehende  Epoche,  aus  dem 
freien  Wettbewerb  heraus,  einen  so  überreichen  Vorrat  an  Methoden 
und  Techniken  geschaffen  hatte;  ihn  wird  eine  neue  Wirtschaftsform 
kaum  zu  vermehren  und  vielleicht  nicht  einmal  zu  erhalten  wissen. 
Dieser  Gedanke  ist  aber  nicht  nur  Rathenau  gegenüber,  sondern 
ganz  allgemein  wichtig  in  einer  Zeit,  die  das  kapitalistische  Erbe  ver- 
scherzt hat  und  selbst  schöpferisch  tätig  werden  muß.  Die  Stellung 
ztun  Sozialisierungsproblem  überhaupt  wird  durch  diese  Uberlegimg, 
die  sich  bei  Tiburtius  mit  einer  Ablehntmg  der  konsumtheoretischen 
Ansichten  Rathenaus  verbindet,  neubegründet.  In  diesem  letzten 
Punkte  vermag  ich  Tiburtius,  der  früher  selbst  eine  sehr  hübsche 
Darlegung  des  Bedürfnisproblems  gegeben  hat,  nicht  ganz  zu  folgen; 
mir  sind  (und  das  führte  ich  schon  vor  dem  Kriege  einmal  aus), 
die   Sünden   des  Handels   auf  diesem   Gebiete  geschichtlich  erhärtet. 

In  Schmollers  Jahrbuch  gab  mir  kürzlich  das  Thema  „Unter- 
nehmergewinn und  Arbeitslohn  in  der  Gegenwart"  Veranlassung,  die 
Veränderung,   die  während   des  Krieges  in  der  Unternehmerfunktion 

^  Roselius,  Ludwig,  Briefe.     Bremen  1919. 
Weitwirtschaftliches  Archiv  Bd.  XV.  4 
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(vor  allem  durch  Übernahme  vieler  Unternehmerrisiken  durch  den 
Staat)  eingetreten  ist,  zu  prüfen  und  damit  einem  Teil  der  auch  hier 
einschlägigen  Gesichtspunkte  nachzugehen.  Es  erhellt,  daß  heute  das 
Produktionsproblem  nicht  nur  in  seiner  äußeren  Form  — um  diese  streiten 
die  gemeinwirtschaftlichen  Systeme  —  sondern  in  seinem  Inhalt  und 
seinen  letzten  Möglichkeiten  aufgerollt  ist.  Das  hat  auch  Schwarz, 
in  einer  die  Systeme  vergleichenden  Arbeit^,  begründet:  ihm  schien 
die  soziale  Auseinandersetzung,  bei  der  ihm  neben  Rathenau  beson- 
ders Popper-I^ynkeus  und  Goldscheid  im  Vordergrund 
stehen,  früher  in  der  Hauptsache  um  die  Verteilung  zu  gehen,  wäh- 
rend sie  jetzt  die  Erzeugung  zmn  Gegenstand  hat.  Auf  Einzelheiten 
der  Schrift  von  Schwarz  kann  hier  nicht  eingegangen  werden, 
weil  ihre  Bedeutung  nicht  sehr  viel  über  die  eben  erwähnte  grundsätz- 
liche Stellungnahme  hinausreicht,  und  weil  eine  wenig  vertiefte  Kritik 
der  akademischen  Nationalökonomie,  die  einen  wesentlichen  Teil 
der  Arbeit  ausmacht,  überhaupt  nicht  in  den  Rahmen  dieses  Über- 
blickes gehört.  Erwähnung  soll  dann  noch  die  Arbeit  von  Hermann 
Beck  über  ,, Sozialisierung  als  organisatorische  Aufgabe"^  finden. 
Auch  hier  tritt  das  Prinzip  der  Erzeugung  in  den  Vordergrund.  Lehnt 
Schwarz  den  akademischen  Betrieb  der  Nationalökonomie  ab,  so 
richtet  sich  Beck  vor  allem  gegen  den  „Geheimrat".  Bemerkenswert 
ist  seine  Überzeugung,  daß  der  Nachdruck  nicht  auf  die  Sozialisierung 
des  Besitzes  an  den  Produktionsmitteln,  sondern  auf  die  ,, Sozialisierung 
der  Kapitalfunktionen  und  der  Betriebe"  zu  legen  sei.  Das  wird  theo- 
retisch nicht  völlig  hinreichend  deutlich  gemacht,  ist  aber  sicher  ein 
greifbarer  Gedanke;  ich  darf  vielleicht  erwähnen,  daß  ich  schon  1906 
in  einem  Aufsatze  „Soziale  Neubildungen"  in  den  ,,Preuß.  Jahrbüchern" 
gewisse  Strukturverschiebungen  beim  Großbetrieb  aufzuzeigen  versucht 
habe,  deren  Erkenntnis  und  organisatorische  Ausnützung  auch  das 
Sozialisierungsproblem  entscheidend  beeinflussen  müßte.  Es  handelte 
sich  dabei  im  wesentlichen  um  die  Trennung  von  Besitz  und  Lei- 
tung der  Betriebe,  die  eine  Erhaltung  der  Unternehmerqualität  auch 
in  sozialisierten  Betrieben  ermöglicht.  Ich  stimme  jedenfalls  darin  mit 
Beck  überein,  daß  eine  gewöhnliche  Verstaatlichung  und  Vergemeind- 
lichung  nur  eine  Erweiterung  des  bürokratischen  Wirkungskreises  dar- 
stellen würde;  von  diesem  Standpunkt  scheint  mir  auch  der  Räte- 
gedanke (s.  unter  IV)  beurteilt  werden  zu  sollen.  Wollte  man  in  diesem 
Zusammenhang  eine  Autorschaft  an  Gedanken,  die  jetzt  sehr  allgemein 
geworden  sind,  geltend  machen,  so  wäre  an  die  zu  erinnern,  die,  gegen 

^  Schwarz,     Richard,     Rathenau,    Goldscheid,    Popper- Lynkeus    und    ihre 
Systeme  zusammengefaßt  zu  einem  Wirtschaftsprogramm.     Wien  u.  Leipzig  1919. 

2  Beck,  Dr.  Hermann,  ., Sozialisierung  als  organisatorische  Aufgabe".  Berlin  (1919). 
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vielen  Widerspruch,  vor  dem  Kriege  und  nicht  erst  als  „November- 
sozialisten" auf  Strukturfehler  der  Volkswirtschaft  hingewiesen  haben, 
die  schon  damals  den  Gedanken  der  Bedarfsdeckungswirtschaft  ver- 
traten und  von  den  20  Milliarden  Außenhandel  nicht  geblendet  waren: 
eine  kleine  Schrift  des  Rezensenten:  ,, Problem  der  Ivcbenshaltung", 
Vortrag  in  der  Gehestiftung,  lycipzig  1914  (vor  Kriegsausbruch  erschie- 
nen), und  die  Fortführung  dieser  Gedanken  in  Schmollers  Jahrbuch 
igi6  und  an  anderen  Stellen  mögen  hier  wenigstens  Erwähnung  finden. 

Die  Anregungen,  die  Tiburtius'  Schrift  in  so  reichem  Maße 
bietet,  gaben  Veranlassung  zu  einer  kurzen  retrospektiven  Betrachtung, 
die  natürlich  gegenüber  der  vollkommen  neuen  Situation  von  heute 
nicht  Selbstzweck  sein  kann.  Zu  dieser  von  Grund  aus  umgewerteten 
Volkswirtschaft  führen  einzelne  Kritiken  der  Vorzeit,  auch  wenn  sie 
brauchbares  Material  für  die  Beurteilung  der  Gegenwart  bieten,  in 
geringem  Maße  wie  systematische  Gedankensysteme,  die  auch  den  Gegner 
zur  Auseinandersetzung  und  zum  Verlassen  seiner  Reservestellung 
zwingen.  Das  aber  ist  das  Verdienst  Rathenaus,  der  als  einziger,  wie 
mir  scheint,  den,  wenn  der  Ausdruck  erlaubt  ist,  ,, historischen 
Roma  n"  der  Staatsvv^irtschaft  schrieb,  d.  h.  unter  Festhaltung  über- 
kommenen Besitzes  die  mögliche  Fortentwicklung  ohne  allzustarke  An- 
leihen bei  der  Utopie  zu  zeigen  versuchte.  Insofern  bleibt  er  im  Vorder- 
grund der  gesamten  gemeinwirtschaftlichen  Literatur,  insofern  ist  der 
Titel  dieses  Überblickes  gerechtfertigt,  der  unter  der  Vielheit  vorhan- 
dener einschlägiger  Systeme  —  von  denen  hier  nur  ein  Ausschnitt  ge- 
geben wurde  —  jenes  von  Rathenau  allein  namentlich  kennzeichnet. 

Handelte  es  sich  um  eine  rein  geschichtliche  Wiedergabe  dieser 
Theorien,  so  könnte  die  Besprechung  hier  abschließen.  Es  wäre  dann 
gezeigt  worden,  wie  fruchtbar  die  Anregungen  eines  —  praktischen  und 
theoretischen  —  Außenseiters  auf  ihre  Zeit,  und  gerade  auf  wider- 
strebende Weltanschauungen,  gewirkt  haben.  Das  wäre  ein  unbestrit- 
tenes historisches  Verdienst.  Aber  an  diesem  Geiste,  dessen  Rastlosig- 
keit (und  vielleicht  Unausgeglichen  hei  t)  ein  dauerndes  Miterleben  der 
Gegenwart  fordert,  sind  die  neuesten  Ereignisse  nicht  spurlos  vorbei- 
geschritten, und  er  zwingt  uns,  seine  jüngsten  (aber  jedenfalls,  und  hof- 
fentlicli,  nicht  letzten)  Äußerungen  vom  Standpunkt  seines  eignen 
Systems  aus,  zugleich  aber  auf  ihre  politischen  Möglichkeiten  hin  zu 
untersuchen. 

rv. 

Wer  aus  den  älteren  Schriften  Walther  Rathenaus,  trotz 
mancher  Abweichimg  im  Einzelfall,  doch  im  ganzen  die  gleichen  Grund- 
sätze herauslesen  zu  können  glaubt  und  diesen,  die  bisher  dargestellt 
wurden,  bestimmte,  wenn  auch  nicht  allgemeingültige,  Führerqualitäten 
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zuerkennt,  ist  doch  im  Zweifel,  inwieweit  die  jüngste  Arbeit  „Der  neue 
Staat"  brauchbare  Gesichtspunkte  für  die  praktische  Verwirklichung 
jener  Grundsätze  aufweist.  Der  Nachdruck  lag  noch  in  der  „Neuen 
Wirtschaft"  und  in  den  parallelen  Arbeiten  im  wesentlichen  auf  der 
Organisation  der  Volks-  (und  Welt-) Wirtschaft  durch  die  Industrie  selbst, 
neben  der  auch  der  Staat  gewisse  Aufgaben  übernimmt,  Ks  war  dabei 
nicht  zuviel  von  der  Mitarbeit  der  Arbeiter  oder  Angestellten  die  Rede, 
und  man  konnte  wohl  der  Meinung  sein,  daß  die  Mitwirkung  dieser  Kreise 
in  höherem  Maße  auf  politischem  Gebiete,  also  auf  dem  Wege  demo- 
kratischer Mehrheitsbildung,  gedacht  sei.  Um  so  mehr  muß  die  scharfe 
Ablehnung,  die  das  parlamentarische  System  in  der  neuesten  Arbeit 
erfährt,  auffallen;  und  ich  kann  mich  dem  Bindruck  nicht  verschließen, 
daß  Rathenau,  der  in  der  Zeit  des  Umsturzes  abseits  stand,  man- 
chen Tropfen  Wasser  in  den  Wein  seiner  Theorie  hat  fließen  lassen  müssen, 
um  einer  populären  Tagesmeinung  mehr  als  nötig  Rechnung  zu  tragen. 

Überhaupt  ist  die  rein  politische  Seite  der  Schrift  und  verschie- 
dener ihrer  Vorgängerinnen  sicher  in  höherem  Maße  anfechtbar  als  ihr 
wirtschaftspolitischer  Gehalt.  Zwar  bewahrt  Rathenau  gegenüber 
dem  Problem:  Republik  oder  Monarchie  eine  vornehme  Haltimg;  was 
er  in  der  Schrift  „Der  Kaiser"  (Berlin  1919)  über  Wilhelm  II.  sagt,  ist 
menschlich  sympathisch  und  sachlich,  soweit  ein  Urteil  möglich  ist,  gerecht ; 
es  sollte  auch  über  die  Grenzen  Deutschlands  hinaus  Beachtung  finden. 
Vielleicht  entspricht  es  ferner  auch  einer  in  den  älteren  Schriften  ge- 
legentlich vertretenen  Auffassung,  daß  die  Monarchie  für  die  Deutschen 
die  relativ  beste  Staatsform  sei,  wenn  Rathenau  sich  gegen  die 
heutige  Republik  wendet.  Geschieht  aber,  was  er  besonders  gegen  die 
Nationalversammlung  vorbringt,  aus  wirklicher  Sachkenntnis  ?  Und, 
vor  allem,  kann  der  Rätegedanke  in  der  Tat  „organisch"  dem  System 
Rathenau  eingegliedert  werden  ?  Ich  fürchte,  die  „Verankerung"  wird 
in  noch  geringerem  Maße  gelingen  als  der  gleichgerichtete  in  der  Reichs- 
verfassung beabsichtigte  Versuch,  für  den  Rathenau  nur  Spott  hat. 

Denn  die  Arbeiterräte  verkörpern  in  ihrer  Reinkultur  das  ,, Betriebs- 
prinzip" im  Aufbau  der  Volkswirtschaft,  während  für  Rathenau  nach 
dem  ganzen  Vorgang  nur  das  „Berufsprinzip"  in  Frage  kommen  kann. 
Ich  gebe  ihm  in  dieser  Hinsicht  durchaus  recht  und  kann  von  dem 
anderen  Standpunkt,  den  L  e  d  e  r  e  r^,  wohl  am  folgerichtigsten  ver- 
tritt, nichts  erwarten.  Tatsächlich  hält  denn  auch  Rathenau  (S.  62f. 
der  letzten  Schrift)  an  der  berufsstäudischen  Organisation 
fest;  er  vertritt  damit  wohl  seinen  eigenen  Rätegedanken,  der  aber, 
bisher  wenigstens,  nicht  der  der  Praxis  ist. 

Vielleicht  hängt  mit  diesem  Zugeständnis  an  den  Rätegedanken  die 

^  Lederer,    Emil,    „Versuch  einer  Soziologie  der  Revolutionen",  Berlin  19 18 
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scharfe  Wendung  zusammen,  die,  schon  einmal  flüchtig  berührt,  nmi 
wegen  ihres  weltwirtschaftlichen  Gehalts  ausführlich  be- 
sprochen werden  muß,  eine  Wendung  zur  territorialen  und  tunlichst 
autarken  Wirtschaft,  die  eine  Abkehr  vom  Weltverkehr  zur  Folge  oder 
aber  zur  Voraussetzung  haben  muß. 

,,Vom  Ausland  werden  wir  unabhängig.  Wir  werden  mit  allen 
Nationen,  die  dazu  bereit  sind,  arbeiten.  Unsere  Atdehnung  aber  wird 
Rußland  sein.  Wir  werden  uns  mit  Rußland  auseinandersetzen  und 
eine  eigene,  für  unsere  feingegliederte  Produktionsweise  geeignete  Wirt- 
schaftsform erhalten."  Zwischen  beiden  Sätzen  wird  der  auf  deutsche 
industrielle  Verhältnisse  nicht  anwendbare  russische  Bolschewismus  ab- 
gelehnt. Diese  Einschränkung  hindert  aber  nicht,  jene  Ausführungen 
in  Rathenaus  neuester  Schrift  über  den  Staat  als  einen  Fremdkörper  im 
System  schlechthin  zu  bezeichnen.  Es  scheint  einer  der  nicht  ganz  sel- 
tenen Fälle  vorzuliegen,  wo  in  unnötiger  und  ,, unorganischer"  Weise 
Zugeständnisse  an  Tagesmeinungen  und  populäre  Stimmungen  unterlaufen. 

Von  der  westlichen  Welt  glaubt  Rathenau  Deutschland  geschieden 
durch  seinen  Willen  zum  Sozialismus  (welcher  Wille  übrigens  bei  ihm 
bisher  nicht  zweifelsfrei  hervortrat).  Nun  ist  das  Kunststück  zu  leisten, 
unter  Anlehnung  an  Rußland  den  Wiederaufbau  der  Industrie,  auf  die 
Rathenau  natürlich  nicht  verzichtet,  durchzuführen,  ohne  bei  den, 
das  Meer  und  die  Rohstoffgebiete  beherrschenden  Westmächten  einen, 
wenn  auch  nur  rein  kommerziellen  Anschluß  zu  suchen.  Man  beachte, 
daß  Rathenau  die  vorwiegend  industrielle  Grundlage  der  deutschen 
Volkswirtschaft    bei    seinen  früheren  Schriften  stets  festgehalten  hat. 

Dabei  scheint  mir  Rathenau  durchaus  jene  Möglichkeiten  zu 
übersehen  (oder  nicht  zu  kennen),  die  durch  internationale  Sozialpolitik 
bereits  erfolgverheißend  realisiert  wurden  und  heute  in  noch  größerem 
Maße  versucht  werden.  Hier  liegt  eine  positive  lyeistimg  der  jetzigen 
deutschen  Regierung  (verständnisvoll  unterstützt  von  allen  Parteien  der 
Nationalversammlung)  vor,  die  entscheidend  für  die  soziale  Durch- 
dringung der  internationalen  Erzeugung  und  der  Weltwirtschaft  werden 
kann.  Dem  älteren  System  Rathenaus  hätte  sich  dieser  Gedanken- 
gang ,, organisch"  eingliedern  lassen,  besser,  als  es  mit  der  ,, Verankerung'* 
des  Rätegedankens  im  gemeinwirtschaftlichen  Aufbau  möglich  ist. 

Aus  den  früheren  Schriften,  insbesondere  den  zur  Sammlung  ver- 
einigten, läßt  sich  unschwer  ein  Verständnis  ihres  Autors  für  westliche 
Kultur-  und  Wirtschaftsform  nachweisen.  Das  tritt  z.  B.  bei  der  treffen- 
den Charakterisierung  der  Großmächte  (im  4.  Band)  entgegen.  Und 
nun  dieser  Rückfall  in  primitive  Stimmungen,  diese  glatte  I^iebeserklä- 
rung  an  den  Osten  .  .  .  ,  während  doch  im  übrigen  Bildung  und  Wissen 
zum  höchsten  Gut  erhoben,  in  ihrer  Verbreitung  iind  Vertiefung  ge- 
radezu ein  Ziel  gemeinwirtschaftlicher  Entwicklung  gesucht  wird! 
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Gewiß  ist  es  richtig,  daß  auch  Theorien  den  wechselnden  Verhält- 
nissen Rechnung  tragen  und  sich  nicht  auf  Überlebtes  versteifen  sollen. 
Aber  der  Wechsel  bei  Rathenau  ist  ohne  Übergang  und  ohne 
zwingende  Notwendigkeit  geschehen.  Hat  auch  ihn  etwas  von  der  psy- 
chischen Revolutionierung  ergriffen,  denen  viele  —  oft  in  noch  ungleich 
stärkerem  Maße  —  unterlegen  sind  ?  Ballods  ,,Zukunftsstaat"^ 
(über  den  ich  in  Heft  5  des  gegenwärtigen  Jahrgangs  der  ,,Annalen 
für  soziale  Politik  und  Gesetzgebung"  eingehend  berichte)  ist  wohl  der 
krasseste  Fall  dieser  Art.  Im  übrigen  sei  hier  nochmals  an  die  Dar- 
stellungen von  Richard  Schwarz  über  ,, Rathenau,  Goldscheid, 
Popper-I^ynceus  und  ihre  Systeme,  zusammengefaßt  zu  einem  Wirt- 
schaftsprogramm" erinnert.  Als  Beitrag  zu  der  auch  von  Rathenau  behan- 
delten Erbrechts-  und  Verteilungsfrage  sei  ferner  eine  kleine  anonyme 
Schrift  genannt,  die  Prof.  von  Blume  in  Tübingen  (einem  Ver- 
fechter der  Ideen  Steiners)  mit  Recht  der  Beachtung  Wert  erschien : 
(„Die  Revolution  des  Erbrechts",  Tübingen). 

Den  jetzt  wie  Pilze  aus  der  Erde  schießenden  eigentlichen  Utopien 
gegenüber  bleibt  der  Vorrang  Rathenaus  trotz  der,  vielleicht  nur 
vorübergehenden,  Abweichung  von  seinen  Grundanschauungen  be- 
stehen. Es  ist  immerhin  einer  der  wenigen  Fälle,  wo  führende  Prak- 
tiker theoretische  Ziele  steckten  und  schon  aus  diesem  Grunde  von 
Bedeutung.  Wenn  freilich  der  vorrevolutionäre  Rathenau  Marx  als 
Götzen  des  Materialismus  hinstellte  und  ausrief:  „Niemals  hat  der  So- 
zialismus die  Herzen  der  Menschen  entflammt,  und  keine  große  und 
glückliche  Tat  ist  jemals  in  seinem  Namen  geschehen",  so  empfand  man 
dies  als  Übertreibung;  aber  man  war  geneigt,  dem  das  Recht  der  Ab- 
lehnung eines  Systems  zuzuerkennen,  der  an  sich  als  an  den  Gründer  nicht 
nur  einer  Wirtschaftssekte,  sondern  einer  Wirtschaftsgemeinschaft  (ohne 
sozialistische  Mittel)  glaubte.  Wiese  meint:  ,, Hätte  Rathenau 
seine  Darlegimgen  erst  nach  Ausbruch  der  Revolution  geschrieben, 
so  würde  er  den  Klassensozialismus  als  sozialistische  Bewegmig  wohl 
höher  eingeschätzt  haben."  Das  war  überraschend  richtig  vorausgesagt; 
denn  daß  Rathenau  neuerdings,  die  Mehrheitssozialdemokratie  nach 
einem  jetzt  vielfach  eingebürgerten  Brauche  theoretisch  überspringend, 
dem  Rätesystem  als  dem  Klassengedanken  in  seiner  reinsten  Form 
huldigt,  belegt  doch  den  Frontwechsel  nur  noch  deutlicher.  Wo  bleibt 
die  Beweisführung  für  die  Notwendigkeit  des  Kapitals,  die  lange  Seiten 
der  älteren  Schriften  füllt  ?  Rathenau  schien  mit  den  „bürger- 
lichen" Sozialreformern  darin  übereinzustimmen,  daß  er  sich  besonders 
gegen  die  hergebrachte,  der  liberalen  Wirtschaftsordnung  und  dem 
Konkurrenzprinzip    entsprechende    Verteilung     des    Produktions- 


^Ballod,    Karl,    Der  Zukunftsstaat.     2.  Aufl.     Stuttgart  1919. 
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ertrages  wandte;  er  hielt  durchgreifende  Änderungen  für  möglich,  ohne 
daß  nach  sozialistischem  Rezept  eine  Verstaatlichung  der  Produktions- 
mittel eintreten  mußte  —  und  hierin  lag  das  eigentlich  Neue  und  Be- 
deutende an  Rathenaus  System.  Wiese  hatte  theoretisch  nicht 
recht,  wenn  er  den  Übergang  der  Produktionsmittel  in  den  Besitz  der 
Allgemeinheit  als  logische  Fortentwicklung  dieses  Systems  erachtete; 
psychologisch  aber  hat  er  richtig  beobachtet.  Denn  nun  zieht  Rathe- 
nau selbst  nahezu  in  vollem  Umfang  diese  Konsequenz,  er  unterwirft 
sich  der  populären  Phrase:  Alle  Macht  den  Arbeiterräten.  Br  wider- 
spricht sich  selbst  in  schroffster  Weise;  und  die  wenigen,  die  im  Kreide 
seiner  Kollegen  ihm  möglicherweise  gefolgt  wären,  die  jetzt  vielleicht, 
unter  dem  Druck  der  auf  die  Spitze  getriebenen  Verhältnisse,  in  den 
früher  spöttisch  abgelehnten  Plänen  eines  gemein  wirtschaftlichen,  aber 
nicht  sozialistischen  Neubaues  etwas  Greifbares,  Wohnliches  erblickt 
haben  würden :  die  werden  sich  abwenden,  weil  sie  aus  ihrer  eigenen  Er- 
fahrung heraus  die  Unmöglichkeit,  mit  Raten  und  Reden  zum  Ziel  zu 
gelangen,  erkannt  haben. 

Trotz  allem,  was  als  Fremdkörper  in  Rathenaus  Zukunftsbild 
erscheinen  muß,  bleibt  es  ein  Hohes  Lied  der  Arbeit.  Wiederum  muß 
ich  Wiese  widersprechen,  wenn  er  Rathenaus  ,, fanatischen 
Geisteskampf  gegen  den  Müßiggang"  für  eine  Kraftverschwendung  er- 
klärt, ,,die  dazu  verführen  könne,  wichtigere  Forderungen  zu  übersehen". 
Es  gibt  keine  wichtigeren  Forderungen,  am  wenig- 
sten in  der  Gegenwart.  Dies  ist  auch  der  Punkt,  wo  Rathenau 
sich  treu  blieb,  und  es  ist  gewissermaßen  mehr  ein  —  freilich  folgen- 
schwerer —  Methoden-,  als  ein  Ziel  Wechsel,  dessen  er  sich  in  seiner  letzten 
Schrift  schuldig  macht.  Entscheidend  bleibt,  daß  auch  ihm  die  Arbeit 
Mittelpunkt  des  I^ebens  ist  und  sein  wird.  Damit  zieht  er  die  denkbar 
schärfste  Grenzlinie  gegen  die  Utopien  Bulwers,  Ballods  oder 
Popper-I^ynkeus'.  Sucht  Ballods  „Zukunftsstaat"  das  Ideal  in  der, 
nach  kürzester  Arbeitsleistung  jedem  einzelnen  zu  gewährenden  Staats- 
rente, ist  damit  das  denkbar  platteste  Ziel  (eines  ernsten  Gelehrtenlebens 
nicht  würdig)  gesteckt,  so  wertet  Rathenau  die  Arbeit  als  die 
wärmende  und  reinigende  Flamme  des  I/cbens.  Ob  sie,  auf  neuen 
Herden  entfacht  und  unterhalten,  es  vermag,  den  Menschen  aus  der 
Umklammerung  durch  die  Materie,  aus  der  , .Mechanisierimg",  frei  zu 
machen,  steht  dahin,  jedenfalls  bleibt  das  Ziel,  das  allein  den  Weg  zu 
Höherentwicklung  der  Peisönlichkeit  frei  macht,  unberührt.  Und 
richtige  Zielsetzung  scheint  heute,  in  der  Zeit  der  vollkommensten 
Umwertungen,  noch  wichtiger  als  die  Mittel  zur  Verwirklichung  des 
Zieles.  Des  rechten  Weges  wird  sich  bewußt  werden,  wer  die  Güte 
seines  Strebens  in  sich  trägt. 


Der  Saarkohlenbergbau  und  seine 
Beziehungen  zu  Frankreich. 


Von 

Wilhelm  Maaß. 


I.    Der    Saarkohlenbergbau. 

Das  Saarbrücker  Steinkohlenbecken  erstreckt  sich  in  einer  Breite 
von  25  bis  40  km  von  der  oberen  Nahe  in  südwestlicher  Richtung  durch 
Lothringen  gegen  die  französische  Grenze  hin,  ja  sogar,  wie  Unter- 
suchungen der  letzten  Jahrzehnte  ergeben  haben,  über  diese  hinaus 
bis  in  die  Gegend  von  Nancy,  dort  freilich  bereits  in  beträchtlicher  Tiefe. 
Eine  regelmäßige  Ausbildung  des  Steinkohlengebirges  findet  sich  nur 
in  dem  auf  beiden  Seiten  der  mittleren  Saar  zwischen  Neunkirchen 
und  St.  Avold  gelegenen  Gebiete. 

Bin  kunstgerechter  Abbau  der  Steinkohlen  wird  hier  etwa  seit  1750 
betrieben,  seit  sich  Fürst  Wilhelm  Heinrich  von  Nassau- Saarbrücken, 
der  als  ein  t5rpischer  Vertreter  der  Fürsten  des  Merkantilzeitalters  die 
Industrie  in  seinem  Lande  in  jeder  Weise  durch  staatliche  Maßnahmen 
zu  fördern  suchte,  entschloß,  den  Bergbau  in  eigene  Hand  zu  nehmen. 
Im  Jahre  1790  betrug  die  Produktion  schon  33  800  Fuder  (über  50  000 
Tonnen);  Ende  der  60er  Jahre  des  18.  Jahrhunderts  wurde  hier  bereits 
Koks  aus  Steinkohlen  hergestellt. 

Nach  der  Besetzung  des  Gebietes  durch  die  republikanischen  Trup- 
pen und  Auflösung  der  bisherigen  Regierung  im  Jahre  1793  wurden 
die  Gruben  zunächst  von  der  französischen  Regierung  in  Verwaltung 
genommen,  1797  aber  an  eine  Privatgesellschaft  verpachtet.  Nach  Ab- 
lauf der  Pachtzeit  übernahm  1808  der  französische  Staat  wieder  den 
Betrieb,  Trotz  der  Kriegszeiten  hob  sich  die  Produktion,  nach  einem 
Rückgang  im  ersten  Jahrzehnt  der  französischen  Herrschaft,  bis  auf 
82  000  Tonnen  im  Jahre  1813.  Im  ersten  Pariser  Frieden  kamen  einige 
der  nördlichen  Gruben  an  Deutschland,  beim  zweiten  Pariser  Frieden 
von  1815  das  ganze  damals  bekannte  Kohlengebiet.  Durch  den  Wiener 
Kongreß  erhielt  Preußen  den  größeren  westlichen  Teil,   während  der 
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kleinere  östliche  Teil  an  Bayern  kam.  Mit  Ausnahme  der  imter  fran- 
zösischer Herrschaft  konzessionierten  Grube  Hostenbach  blieben  sowohl 
die  preußischen  als  auch  die  bayerischen  Gruben  in  staatlicher  Ver- 
waltung. Infolge  der  Einführung  technischer  Verbesserungen  und  Er- 
weiterung des  Absatzkreises  hob  sich  die  Produktion  dauernd,  ihr  Haupt- 
aufschwung datiert  aber  erst  seit  Anfang  der  50er  Jahre  des  vorigen 
Jahrhunderts,  als  das  Saargebiet  Anschluß  an  verschiedene  wichtige 
Eisenbahnlinien  und  später  auch  an  das  französische  Kanalnetz  erhielt. 
Die  Förderung  erreichte  1825 :  142  900  Tonnen,  1850 :  593  800  Tonnen, 
1875 :    4  481  800  Tonnen. 

Auf  dem  anstoßenden  französischen  Gebiet  war  man  seit  1815  eifrig 
bemüht,  die  Fortsetzung  des  Kohlengebirges  unter  den  es  bedeckenden 
Schichten  aufzufinden.  Verschiedene  Bohrungen  lieferten  günstige  Er- 
gebnisse, so  daß  bis  1870  elf  Konzessionen  erteilt  werden  konnten,  von 
denen  aber  nur  drei  zur  Förderung  gelangten.  Der  Frankfurter  Friede 
von  1871  brachte  auch  diesen  Teil  des  Saarkohlenbeckens  an  Deutsch- 
land. Die  lyOthringer  Gruben  blieben  in  Privatbesitz  und  haben  sich 
inzwischen  sehr  günstig  entwickelt. 


Kohlenproduktion    im    gesamten    Saarrevier    (in  Tonnen). 


1880 

1900 
bzw.  1902 

1910 

Preußen: 

Fiskalische  Gruben  .    .    . 

5  211  389 

9  397  253 

10  823  483 

Privatgrube  Hostenbach  . 

— 

77285 

148  421 

Bayern: 

Fiskalische  Gruben  .    .    . 

154  611 

183  670 

413  506 

Privatgrube    Frankenholz 

(1883  eröffnet)   .... 

— 

267  775 

321  073 

Lothringen: 

Privatgruben  ^ 

422  304 

I  073  424 

2  695  054 

2.    Absatzwege    aus    dem    Saargebiet 
nach    Frankreich. 

a)    Eisenbahnen. 
Bis  zum  Anfang  der  50er  Jahre  des  vorigen  Jahrhunderts  fand  die 
Abfuhr  der  Saarkohlen,   abgesehen  von  den   auf  der  Saar  verschifften 
Mengen,    auf    den    I^andstraßen    statt.     Für   den  Absatz  nach  Frank- 

^  Der  Anteil  der  einzelnen  Gesellschaften  an  der  Produktion  der  Lothringer  Gruben 
betrug  1910:  De  Wendel  { Kleinrossein)  i  541  686  Tonnen;  Saar  &  Mosel  (Spittel)  854  710 
Tonnen;  La  Houve  (Kreutzwald)  298  658  Tonnen.  Zu  ihnen  trat  1907  noch  die  Internatio- 
nale Kohlenbergwerks- Aktien- Gesellschaft,  die  vor  dem  Krieg  mit  dem  Abteufen  zweier 
Schächte  bei  St.  Avold  beschäftigt  wair. 
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reich,  war  es  besonders  die  von  Saarbrücken  über  St,  Avold  nach  Metz 
führende  Straße,  auf  der  Saarkohlen  nach  Metz  und  darüber  hinaus 
bis  nach  Nancy  gebracht  wurden.  Daneben  kam  die  über  Saargemünd 
und  Saarburg  hinaus  in  das  Salinengebiet  und  nach  I^uneville  führende 
Straße  in  Betracht.  Der  Absatz  war  entsprechend  der  schwerfälligen 
Beförderumg  mittels  Fuhre  nur  gering.  Da  trat  Anfang  der  50er  Jahre 
eine  plötzliche  Krweiterung  der  Absatzmöglichkeiten  ein,  die  den  Saar- 
bergbau aus  den  kleinlichen  Verhältnissen  der  früheren  Jahre  riß. 

Nachdem  184g  die  Hauptstrecke  der  pfälzischen  I^udwigsbahn : 
lyudwigshafen — Bexbach  vollendet  worden  war,  die  bis  immittelbar  an 
das  Kohlenrevier  heranführte,  folgte  ihr  zwei  Jahre  später  die  fran- 
zösische Ostbahn  (damals  Paris — Straßburger  Bahn)  mit  der  I^inie 
Nancy — Metz — Forbach,  die  bis  dicht  an  die  preußische  Grenze  bei 
Saarbrücken  führte.  Zur  Verbindung  der  beiden  Bahnen  hatte  1848 
der  preußische  Staat  den  Bau  der  das  Saargebiet  durchschneidenden 
Linie  Bexbach — Forbach  in  Angriff  genommen.  Am  16.  November  1852 
wurde  die  31  km  lange  ,,Saarbrücker  Bahn"  in  Gegenwart  des  preußi- 
schen und  des  französischen  Finanzministers  dem  Verkehr  übergeben. 
Gleichzeitig  waren  bereits  Anschlußbahnen  nach  einigen  Gruben  fertig- 
gestellt worden;  andere  folgten  in  den  nächsten  Jahren. 

Eine  weitere  für  den  Absatz  nach  Frankreich  wichtige  Linie  sollte 
die  am  27.  Mai  1870  eröffnete  Strecke  Saarbrücken — Saargemünd  wer- 
den, die  1872  bis  nach  Saarburg  in  Lothringen  verlängert  wurde,  wo 
sie  Anschluß  an  die  Strecke  Nancy — Straßburg  fand.  Einen  dritten 
Weg  für  den  Absatz  nacb  Frankreich  bot  später  die  von  der  Strecke 
Saarbrücken — ^Trier  abzweigende,  1880  eröffnete  Linie  Bous — ^Teterchen, 
welche  für  die  westlichen  Saargruben  den  Weg  nach  Metz  um  einige  Kilo- 
meter abkürzte. 

Die  drei  Strecken:  Saarbrücken — Forbach,  Saarbrücken — Saar- 
gemünd, Bous — Teterchen  waren  es  noch  vor  dem  Krieg,  auf  denen 
die  nach  Frankreich  gehenden  Kohlen  das  Saarrevier  verließen. 

Die  Entfernungen  und  Frachtsätze  von  Saarbrücken  nach  den 
Grenzstationen  betrugen: 

Nach  Fentsch 102  km  =   28, —  Mk.  für  10  Tonnen  Kohlen 

Amanweiler 98    ,,     =  28, —     „      „     10        „  „ 

Noveant 96     „    =  27,20     „      „     10        „  „ 

Chambrey 93     »>    =   26,40     „      ,,     10        ,,  „ 

Deutsch  Avricourt.    •     95     „     =  27,20     „      „     10        „  „ 

Altmünsterol   ....   260    „    =   59.20     „      „     10        „  ,, 

An  den. genannten  Grenzpunkten  haben  die  Reichseisenbalmen  An- 
schluß an  die  französischen  Ostbahnen^. 

^  Eine  Zweigbahn  der  Linie  Metz — Diedenhofen  führt  bis  an  die  französische  Grenze 
bei  Joeuf,  ohne  direkten  Anschluß  an  das  französische  Bahnnetz  zu  haben. 
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Das  ganze  ostfranzösisclie  Grenzgebiet,  in  welchem  die  nach  Frankreich 
ausgeführten  Saarkohlen,  bis  auf  kleine  Mengen,  aie  weiter  gingen, 
verblieben,  ist  sehr  gut  mit  Eisenbahnen  ausgestattet,  bei  deren  An- 
legung in  hohem  Grade  die  Interessen  der  Landesverteidigung  mitge- 
sprochen haben.  Auf  das  Departement  Meurthe-et-Moselle  entfallen 
20  Linien  mit  insgesamt  582  km,  auf  das  Departement  des  Vosges  22 
Linien  mit  625  km.  Von  den  obengenannten  sechs,  die  Grenze  über- 
schreitenden Linien  f iiliren  die  ersten  fünf  in  das  Departement  Meuithe- 
et-Moselle,  die  letzte  in  das  Territoire  de  Beifort;  das  durch  die  Vogesen 
vom  Klsaß  getrennte  Departement  des  Vosges  hat  keinen  direkten  An- 
schluß an  den  internationalen  Verkehr.  Durch  die  von  der  Linie  Nancy — 
Epinal — Beifort  ausgehenden  Bahnen  ist  es  jedoch  möglich,  Kohlen  in 
die  industriereichen  Täler  der  französischen  Vogesen  zu  verfrachten. 

Die  Entfernmigen  und  PVachtsätze^  für  10  Tonnen  Kohle  von  der 
französischen  Grenze  nach  den  wichtigsten  Industriezentren  des  Grenz- 
gebietes betragen: 

Fentsch  (Audun  le  Roman)  nach  Longwy 
Fentsch  (Audun  le  Roman)  nach  Briey 
Amanweiler  (Batilly)  nach  Briey  .... 
Noveant  (Pagny)  nach  Pont-ä-Mousson  . 
Chambrey  (Moncel)  nach  Nancy  .... 
Deutsch  Avricourt  (Igny)  nach  Luneville 
Deutsch  Avricourt  (Igny)  nach  Epinal  . 
Altmiinsterol  (Petit  Croix)  nach  Beifort. 


43  km 

= 

28,50  Fr 

24     ., 

= 

21, —    ,, 

25     „ 

= 

21,50    „ 

14     „ 

= 

14,—    „ 

30    „ 

= 

23,50    „ 

25     „ 

= 

21,50    „ 

85     „ 

= 

44,—    „ 

13     „ 

= 

13,—    „ 

b)    Wasserstraßen. 

I.  Die  Saar  und  der  Saarkanal.  Für  den  Absatz  von  Saarkohlen 
zu  Wasser  kam  bis  1866  nur  der  Unterlauf  der  Saar  in  Betracht,  da 
oberhalb  Saarbrückens  das  schlechte  Fahrwasser  der  Schiffahrt  zu  große 
Schwierigkeiten  bot.  Doch  waren  es  nur  verhältnismäßig  kleine  Mengen 
Kohlen  und  Koks,  aie  mittels  Schiff  die  Saar  hinunter  zur  Mosel  und 
dann  die  Mosel  hinauf  bis  Pont-ä-Mousson  gebracht  wurden,  von  wo  aus 
sie  mittels  Fuhre  weiter  vertrieben  wurden. 

Der  Bau  von  Eisenbahnen  reduzierte  den  Schiffsverkehr  saarab- 
wärts  auf  ein  Minimimi.  Bereits  zwei  Jahre  nach  Eröffnung  der  Saar- 
brücker  Bahn  wurde  die  Hauptverladestelle  für  Kohlen  an  der  Saar 
aufgehoben.  Doch  bald  sollte  der  Kohlenversand  zu  Wasser  von  dem 
Saarrevier  nach  Frankreich  einen  neuen  Aufschwung  erleben.  Bereits 
in  den  70er  Jahren  des  18.  Jahrhunderts  hatte  man  in  Frankreich  be- 
gonnen, sich  mit  der  Schiffbarmachung  der  Saar  oberhalb  Saarbrückens 


^  Die  Tarifsätze  der  Ostbahn  betrugen  7  Cents,  pro  Tonne  und  Kilometer  bis  zu  ay  km, 
4  Cents,  von  25  bis  100  km.  Dazu  kommen  noch  20  Cents,  pro  Tonne  für  die  Übernahme 
der  Kohlen  an  der  Grenze  und  20  Cents,  für  die  Endstation  als  feste  Gebühr  (frais  de  gare). 
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ZU  beschäftigen;  man  hatte  auch  Arbeiten  am  Saarbette  vorgenommen, 
aber  anscheinend  ohne  viel  Erfolg.  Auch  ein  Plan  des  Nationalkonvents 
von  1795,  die  Saar  bis  Saar-Union  schiffbar  zu  machen,  blieb  unaus- 
geführt. Napoleon  I.  wandte  ebenfalls  sein  Interesse  der  Saarschiffahrt 
zu  und  ließ  1806  die  ersten  Schleusen  zwischen  Saarbrücken  und  Saar- 
gemünd  (19  km)  herstellen.  Die  Kriege  der  folgenden  Jahre  führten 
aber  zu  einem  vollständigen  Stillstand  des  Unternehmens.  Erst  in  den 
40er  Jahren,  als  sich  die  Hauptstrecke  des  Rhein — Marnekanals  ihrer 
Fertigstellung  näherte,  nahm  man  das  Projekt  wieder  auf.  Die  politischen 
Ereignisse  der  40ar  Jahre  und  Umtriebe  der  Paris — Straßburger  Bahn- 
gesellschaft, Welche  den  Bau  des  von  vornherein  als  Staatsunternehmen 
geplanten  Kanals  zu  verhindern  suchte,  sowie  finanzielle  Schwierig- 
keiten schoben  den  Kanalbau  in  die  Länge.  Ende  der  50er  Jahre,  nach- 
dem die  Bausumme  von  12  Mill.  Fr.  von  der  Großindustrie  Ostfrank- 
reichs, die  unter  dem  Frachtmonopol  der  Ostbahn  zu  leiden  hatte,  auf- 
gebracht war,  fanden  Verhandlungen  mit  der  preußischen  Regierung 
statt,  die  zu  dem  Abschluß  des  Staatsvertrages  vom  4.  April  1861  führ- 
ten. Nach  diesem  Vertrage  verpflichteten  sich  beide  Regierungen,  eine 
schiffbare  Verbindung  zwischen  dem  Rhein — Marnekanal  und  dem 
Saarbrücker  Kohlenrevier  so  herzustellen,  daß  sie  hinsichtlich  der  Schiff- 
barkeit den  nämlichen  Anforderimgen  entspräche  wie  der  Rhein — Marne- 
kanal. 1862  wurde  mit  dem  Bau  begonnen.  Der  eigentliche  Kanal  von 
Gondersingen,  wo  er  vom  Rhein — Marnekanal  abzweigt,  bis  Saargemünd, 
wo  er  in  die  Saar  mündet  (63  km),  wurde  von  der  französischen  Regie- 
rung auf  eigene  Kosten  gebaut.  Von  Saargemünd  abwärts  wurde  die 
Saar  selbst  kanalisiert,  vmd  zwar  bis  zu  dem  Dorf  Güdingen  oberhalb 
Saarbrückens,  bis  wohin  der  Fluß  die  Grenze  zwischen  Frankreich  und 
Preußen  bildete,  auf  gemeinsame  Kosten  (12^  km).  Die  restlichen 
14  km  bis  lyomsenthal  unterhalb  Saarbrückens  wurden  von  der  preußi- 
schen Regierung  allein  gebaut.  Diese  verlängerte  den  Kanal  in  den 
70er  Jahren  um  weitere  17^  km  bis  in  die  Nähe  von  Saarlouis,  so  daß 
seine  Gesamtlänge  (von  Gondersingen  bis  Saarlouis)  jetzt  107  km  be- 
trägt. Am  15.  Mai  1866  wurde  der  Kanal  dem  Verkehr  übergeben.  Bei 
1,60  m  Tiefe  bot  er,  wie  der  Rhein — Marnekanal,  Schiffen  bis  200  Tonnen 
Ladung  das  nötige  Fahrwasser.  Nachdem  in  den  80er  Jahren  der  fran- 
zösische Teil  des  Rhein — Marnekanals  auf  2  m  Tiefe  gebracht  worden 
war,  folgten  Anfang  der  90er  Jahre  auch  die  elsaß-lothringische  mid  die 
preußische  Regierung.  Seit  1895  können  auf  dem  Saarkanal  Schiffe 
bis  zu  300  Tonnen  Ladung  fahren. 

2.  Sonstige  für  die  Verschiffung  der  Saarkohlen  nach  Ostfrankreich 
in  Betracht  kommende  Kanäle:  Der  Saarkanal  mündet  im  Weiher 
von  Gondersingen  (Gondrexange)  unweit  der  französischen   Grenze  in 
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den  Rhein — Marnekanal,  der  den  südlichen  Teü  des  industriereichen 
Departements  Meurthe-et-Moselle  von  Osten  nach  Westen  in  einer 
Strecke  von  B>y  km  durchzieht. 

Bei  Frouard  stößt  der  Rhein — Marnekanal  auf  die  Mosel,  die  von 
hier  bis  Metz  kanalisiert  bzw.  mit  Seitenkanal  versehen  ist. 

Bei  Toul  trifft  der  Rhein — Maruekanal  den  1889  fertiggestellten 
Canal  de  l'Kst.  Dieser  durchquert  in  einer  Länge  von  460  km,  die  Maas 
mit  der  Saone  verbindend,  den  französischen  Osten  parallel  der  deut- 
schen Grenze.  Er  wurde  in  der  Hauptsache  zu  dem  Zwecke  gebaut,  einen 
direkten  Wasserweg  von  dem  belgischen  Kohlenbecken  nach  dem  öst- 
lichen Industriegebiet  zu  schaffen. 

Die  genannten  Kanäle  sind  alle  für  Schiffe  bis  300  Tonnen  Ladtmg 
benutzbar. 

Durch  den  östlichen  Arm  des  Rhein — Marnekanals  steht  der  Saar- 
kanal in  Verbindung  mit  dem  Rhein — Rhonekanal.  Von  Mülhausen 
bis  Deluz  oberhalb  Besangon  ist  der  Kanal  nur  für  kleinere  Schiffe  (150 
bis  200  Tonnen)  benutzbar,  wodurch  er  für  die  Schiffahrt  an  Bedeutung 
verliert. 

Die  für  den  Kohlentransport  auf  diesen  Kanälen  benutzten  Schiffe 
sind  hohe,  kastenförmige  Kanalschiffe  mit  breiter  Stirnwand.  Die  Fort- 
bewegung geschieht  ausschließlich  durch  Pferde.  Mit  beladenen  Schiffen 
werden  durchschnittlich  täglich  18  bis  20  km,  mit  leeren  Schiffen  25 
bis  30  km  zurückgelegt.  Versuche  einer  Saarbrücker  Kohlenhandlung, 
ähnlich  gebaute  Motorboote  für  den  Kohlentransport  zu  benutzen, 
hatten  nicht  den  gewünschten  Erfolg,  so  daß  das  Unternehmen  wieder 
aufgegeben  werden  mußte. 

Die  Frachten  für  den  Wasserversand  von  Saarkohlen  sind  starken 
Schwankungen  unterworfen.  Für  ihre  Höhe  ist  im  allgemeinen  das 
Verhältnis  von  Angebot  von  Schiffsraum  und  Nachfrage  danach  maß- 
gebend. In  den  letzten  Jahren  vor  dein  Krieg  schwankten  die  Schiffs- 
frachten für  I  Tonne  Kohlen  von  Saarbrücken 

nach  Varangeville (135  km)  zwischen  2,30  und  3,20  Fr. 

„      Nancy (147    „  )         „         2,50  ,,     3,50    „ 

„      Toul (181     „  )  „         2,75  „     4,—    „ 

„      Epinal (215     „  )  „         3,5o  „     5,—    ., 

,,      Montbeliard    (Rhein — 

Rhönekanal  ....   (325     ,,  )  ,,         6, —  ,,     7,50    „ 

Auf  die  Höhe  der  Frachten  üben  die  in  jedem  Sommer  stattfinden- 
den Schließungen  einzelner  Kanäle  insofern  eine  Wirkung  aus,  als 
sobald  nach  Bekanntwerden  einer  bevorstehenden  Sperrung  die  Kohlen- 
abnehmer ihre  Aufträge  beschlemiigen,  was  dann  zu  einem  scharfen 
Ansteigen  der  Frachten  führt.    Eine  weitet e  Störmig  für  die  Schiffahrt 
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bildet  im  Winter  das  zeitweilige  Zufrieren  der  Kanäle,  ferner  auf  den 
Teilen,  wo  Flüsse  und  Kanäle  das  gleiche  Bett  haben,  zuweilen  das  Auf- 
treten des  Hochwassers, 


3.   Die  Entwicklung  des  Absatzes  von   Saarkohlen 
nach    Frankreich. 

a)Die    Zeit    bis    1870. 

Für  den  Absatz  von  Saarkohlen  nach  Frankreich  lassen  sich  meh- 
rere Perioden  unterscheiden:  Zunächst  ist  die  Zeit  vor  dem  Kriege  von 
1870  von  der  folgenden  Zeit  zu  trennen.  Vor  1870,  als  die  französische 
Grenze  das  Saarrevier  direkt  berührte,  muß  die  Statistik  ein  ganz  an- 
deres Bild  geben,  als  nach  dem  Frankfurter  Frieden,  welcher  die  Grenze 
um  80  km  nach  Westen  verlegte.  Vor  dem  Kriege  ging  über  die  Hälfte 
der  Förderung  des  deutschen  Saarbergbaues  nach  Frankreich  hinüber. 
I^othringen  mit  seiner  aufblühenden  Eisenindustrie  und  das  Elsaß  mit 
seiner  hochentwickelten  Textilindustrie  bildeten  damals  das  natürliche 
Absatzgebiet  der  Saargruben.  Wie  im  vorhergehenden  Kapitel  erwähnt, 
wurden  bereits  in  den  20er  Jahren  Saarkohlen  auf  dem  Wasserwege 
bis  nach  Pont-ä-Mousson  gebracht,  von  wo  aus  sie  mittels  Fuhre  weiter 
vertrieben  wurden.  Als  im  Jahre  1843  der  Rhein — ^JVIarnekanal  eröffnet 
worden  war,  ging  ein  Teil  der  Ausfuhr  von  Saarburg  in  Lothringen  aus, 
wohin  die  Kohlen  mittels  Fuhre  gebracht  worden  waren,  auf  diesen 
Kanal  über.  Mit  dem  Anschluß  des  Saargebietes  an  die  französische 
Ostbahn  nahm  die  Verfrachtung  nach  Frankreich  rasch  zu.  Die  Bahngesell- 
schaft  war  selbst  eine  starke  Abnehmerin  der  Saargruben  und  gab  sich 
nebenbei  noch  Mühe,  die  Saarkohlen  in  Frankreich  einzubürgern.  Sie 
bezog  über  ihren  Bedarf  hinaus  Kohlen,  die  sie  weiter  verkaufte,  wobei 
sie  für  den  Transport  nur  die  Selbstkosten  berechnete;  auch  imterhielt 
sie  im  Saargebiet  eigene  Koksöfen.  Mit  ihrer  Unterstützung  gelangten 
damals  Saarkohlen  bis  nach  Paris.  Auch  der  1866  eröffnete  Saarkanal 
diente  lediglich  dem  Absatz  von  Saarkohlen  nach  Elsaß -Lothringen  und 
Frankreich. 

Die  Ausfuhr  der  preußischen  Saargruben  nach  Frankreich  betrug 
1869 :  I  192  649  Tonnen  Kohlen  =  45,3  %  des  Gesamtabsatzes  und 
178965  Tonnen  Koks  =  47,4  %. 

Frankreich  erhielt  demnach  in  den  60er  Jahren  etwa  die  Hälfte 
des  gesamten  Absatzes  der  Saarbrücker  Gruben.  Man  erkannte  damals 
die  Unentbehrlichkeit  dieses  Gebietes  für  die  aufblühende  Industrie 
des  Ostens  und  begann  den  Verlust  des  Saarreviers  schwerer  als  zuvor 
zu  empfinden.  ,, Unter  den  Verlusten,  die  die  Verträge  von  1814  und 
1815  Frankreich  brachten,  war  keiner  für  die  Industrie  des  Nordostens 
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empfindlicher  als  der  des  großen  und  reichen  Beckens  von  Saarbrücken", 
schrieb  1863  Jacquot  in  seinen  „Etudes  geologiques  sur  le  bassin 
houiller  de  la  Sarre".  Die  Hoffnung  Frankreichs,  das  Saarbrücker  Land 
mit  seinen  Bodenschätzen,  wenn  möglich  auf  friedlichem  Wege,  wieder 
zu  erlangen,  trat  mehrere  Male  offen  hervor.  Die  wahre  Friedenspolitik 
bestehe  darin,  einer  Nation  das  nicht  zu  verweigern,  was  ihr  die  Natur 
selbst  bestimmt  hat,  schrieb  1861  die  ,,Opinion  nationale"  in  einem 
Aufsehen  erregenden  Artikel,  der  sich  mit  dem  Saarbrücker  Kohlen- 
becken befaßte.  Das  Verlangen  äußerte  sich  einige  Jahre  später  noch 
deutlicher.  Am  5.  August  1866  übersandte  der  französische  Botschafter 
Benedetti  dem  Grafen  Bismarck  den  Entwurf  eines  geheimen  Vertrages, 
nach  dessen  erstem  Artikel  das  französische  Kaiserreich  wieder  in  den 
Besitz  der  Gebietsteile  treten  sollte,  die  beim  ersten  Pariser  Frieden 
von  1814  bei  Frankreich  geblieben  waren,  nämlich  der  Gebiete  von 
Saarbrücken  und  Saarlouis.  Dieses  Verlangen  fand  bei  Bismarck  ent- 
schiedene Zurückweisung.  Fünf  Jahre  später  ging  dann  Frankreich 
der  letzte  Anteil,  der  ihm  vom  Saarkohlenbecken  verblieben  war,  ver- 
loren. 

Die  Zeit  nach  1870  läßt  sich  für  den  Absatz  von  Saarkohlen  nach 
Frankreich  in  zwei  Perioden  zerlegen.  Die  erste  reicht  von  1871  bis  1883 
und  zeigt  eine  stetige  Zunahme  des  Absatzes  der  Saargruben  nach  Ost- 
frankreich. Die  zweite  Periode  von  1884  bis  in  die  Zeit  vor  dem  jetzigen 
Kriege  bringt  zunächst  einen  erheblichen  Rückgang  mid  dann  ein  Stag- 
nieren der  Absatzziffer,  die  in  manchen  Jahren  kaum  mehr  als  die  Hälfte 
jener  von  1883  erreicht. 


b)    Periode  des  zunehmenden  Absatzes:    18/O — 1883. 

Der  Ausbruch  des  Krieges  von  1870  brachte  eine  völlige  Unter- 
brechung der  Ausfuhr  von  Saarkohlen  nach  Frankreich.  Bereits  am 
16.  Juli  1870  wurden  die  Schienenverbindungen  nach  der  französischen 
Grenze  aufgerissen;  die  Schiffahrt  wurde  durch  Niederlegen  der  Nadel- 
wehre und  Versenken  von  Schiffen  in  dem  kanalisierten  Teil  der  Saar 
unmöglich  gemacht.  Im  Herbst  1870  wurde  der  Absatz  in  der  Gegend 
von  Nancy  zum  Teil  wieder  aufgenommen;  Schiffe  konnten  gegen 
Ende  des  Jahres  schon  bis  in  die  Nähe  von  Toul  fahren.  Als 
im  Herbst  1871  nach  den  Militärrücktransporteu  geordnete  Zustände 
eingetreten  waren,  begann  die  Einfuhr  von  Saarkohlen  nach  Frankreich 
wieder  aufzublühen.  Infolge  der  raschen  Entwicklung  der  Industrie 
in  den  französischen  Grenzdepartements  hob  sich  der  Absatz  im  Laufe 
des  folgenden  Jahrzehntes  rasch.  Frankreich  blieb  auch  nach  dem  Kriege 
von  den   ausländischen   Verbrauchern  von   Saarkohlen  der  wichtigste. 
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Sein  Anteil  belief  sich  in  den  Jahren  zwischen  1874  und  1883  meist  über 


16%   des   Kohlen-   mid   über 


19% 


des   Koksabsatzes   der   Saargrubeu. 


Der  Bezirk,  in  welchem  Saarkohlen  vorherrschten,  umfaßte  die  beiden 
industriereichen  Grenzdepartements  Meurthe-et-Moselle  und  Vosges  und 
das  Territoire  de  Beifort  mit  ihrem  industriearmen  Hinterland  und  wurde 
begrenzt  von  einer  I^inie,  die  über  Beifort,  I^angres,  Chalons-sur-Marne 
bis  lyonguyon  reichte.  Darüber  hinaus  gingen  Saarkohlen  nur  noch  an 
die  Gaswerke  von  Dijon,  Troyes  und  Paris. 

Absatz    der   preußischen    Saargruben    nach    Frankreich 
in    den    Jahren    1871    bis    1883  (in  Tonnen). 


Kohlen 

Koks 

Kohlen 

Koks 

I87I 

243  306 

7591 

1878 

546  032 

106  794 

1872 

371  190 

13  517 

1879 

568  283 

101  071 

1873 

444  362 

20  880 

1880 

660  456 

112  892 

1874 

408  562 

42  448 

1881 

635  570 

105  780 

1875 

534  378 

83  600 

1882 

734  072 

121  030 

1876 

587  639 

53  955 

1883 

839  949 

78245 

1877 

582  812 

81  058 

Für  die  Ausfuhr  kamen  damals  fast  nur  die  Kohlen  der  preußischen 
Staatsgruben  in  Betracht.  Der  Absatz  der  bayerischen  Saargruben 
beschränkte  sich  zum  größten  Teil  auf  das  pfälzische  Inland;  auch  die 
Produkte  der  I^othringer  Privatgruben  fanden  ihren  Absatz  fast  über- 
wiegend in  Elsaß-Lothringen. 


c)    Periode    des    Rückganges. 

Während  bis  1883  die  Ausfuhr  von  Saarkohlen  nach  Frankreich, 
von  kleineren  Schwankungen  abgesehen,  dauernd  gestiegen  war,  trat 
mit  dem  Jahre  1884  ein  Rückgang  in  der  Absatzziffer  ein.  Bei  der  Koks- 
ausfuhr machte  sich  dieser  Rückgang  bereits  1883  geltend,  in  welchem 
Jahre  nur  noch  13%  des  Gesamtabsatzes  nach  Frankreich  gingen,  gegen 
21%  im  vorhergehenden  Jahre.  Die  Ausfuhr  von  Kolilen  war  dagegen 
von  1882  bis  1883  noch  um  loo  000  Tonnen  gestiegen  und  stellte  sich 
im  letzten  Jahre  auf  über  18%  (1882:  17%)  des  gesamten  Absatzes. 
Diese  Höhe  sollte  sie  seitdem  nicht  mehr  erreichen.  Auf  der  1877  eröffne- 
ten, an  der  deutschen  Grenze  entlang  laufenden  Bahnlinie  Longuyon-Pagny 
drangen  belgische  und  westfälische  Kohlen  in  das  Absatzgebiet  der  Saar- 
kohlen in  stärkeren  Mengen  ein.  Auch  die  Produkte  der  französischen 
Gruben  in  den  Departements  Nord  und  Pas  de  Calais,  deren  Förderung 
stark  zunahm,  begannen  imterstützt  durch  Vorzugstarife  der  Ostbahn 
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und  durch  den  Ende  der  80er  Jahre  zunehmenden  Chauvinismus,  der 
auf  den  Gebrauch  französischer  Kohle  drängte,  den  Saarkohlen  eine 
scharfe  Konkurrenz  zu  machen.  Dazu  kam  noch  die  Eröffnung  des  Ost- 
kanals im  Jahre  1889,  auf  dem  die  belgischen  Kohlen  einen  bequemen 
Absatzweg  in  das  Industriegebiet  fanden.  Die  Einfuhr  nordfranzösischer 
Kohlen  in  das  Departement  Meurthe-et-Moselle  stieg  in  den  Jahren  1885 
bis  1890  von  185  000  Tonnen  auf  790  000  Tonnen,  die  Einfuhr  belgischer 
Kohlen  in  der  gleichen  Zeit  von  750  000  auf  über  eine  Mill.  Tonnen. 
Neben  die  Produkte  der  nordfranzösischen  und  belgischen  Zechen 
trat  als  dritter  Konkurrent  der  Ruhrkoks,  welcher  den  aus  Saarkohlen  her- 
gestellten Koks  völlig  verdrängte,  da  er  ihm  qualitativ  weit  überlegen 
war.  Die  Kokskohlen  der  Saargruben  leiden  an  hohem  Aschen-  und 
Schiefergehalt,  während  die  westfälische  Kohle  einen  geringeren  Aschen- 
gehalt hat  und  fast  gar  keinen  durchwachsenen  Schiefer  aufweist.  Mit 
der  Zunalime  des  Aschengehaltes  der  Kohle  ist  eine  Zunahme  der  Po- 
rosität und  damit  der  Weichheit  des  Koks  verbimden.  Diese  Weichheit 
ist  die  Ursache  der  geringeren  Tragfähigkeit  des  Saarkoks  im  Hochofen, 
verglichen  mit  dem  Ruhrkoks.  Infolge  dieser  Mängel  konnten  die  Saar- 
gruben aus  dem  Aufschwung  der  französischen  Hüttenwerke  nach  Ein- 
fülirung  des  Thomasverfahrens  keinen  Nutzen  ziehen.  Auch  die  guten 
Kohlen  der  nordfranzösischen  und  belgischen  Gruben  wurden  den  da- 
mals noch  ungewaschenen  Saarkohlen  allgemein  vorgezogen. 

Unterstützt  wurde  das  Vordrängen  der  Konkurrenzprodukte  und 
die  Verdrängung  der  Saarkohlen  aus  Frankreich  durch  eine  von  Seiten 
der  Verwaltung  der  preußischen  Saarkohlengruben  selbst  ergriffene  Maß- 
nahme, die  schwerwiegende  Folgen  haben  sollte.  Als  infolge  des  Arbeiter- 
ausstandes an  der  Ruhr  im  Jahre  1889  in  Deutschland  eine  starke 
Kohlenknappheit  entstanden  war,  begann  die  Königliche  Bergwerks- 
direktion in  Saarbrücken,  die  Ausfuhr  nach  Frankreich  einzuschränken 
und  zeitweilig  sogar  ganz  einzustellen.  Bald  zeigte  es  sich,  daß  der  in- 
ländische Markt  nicht  aufnahmefähig  war,  und  es  kostete  nun  die  Saar- 
gruben viel  Mühe  und  Verluste,  die  Mengen  unterzubringen,  die  durch 
das  Ausfuhrverbot  frei  geworden  waren.  Die  Maßregel  hatte  zur  Folge, 
daß  eine  große  Anzahl  langjähriger  Kmiden  in  Ostfrankreich  zum  Ge- 
brauche anderer  Kohlen  überging.  Um  den  Kampf  mit  der  Konkurrenz 
aufnehmen  zu  können,  begann  man  nun  au  der  Saar,  die  Kohlen  auf- 
zubessern; es  wurden  Wäschereien  angelegt  und  eine  bessere  Sortierung 
der  Kohlen  eingeführt.  Von  1891  bis  1900  hob  sich  die  Ausfuhr  der 
preußischen  Saargruben  wieder  langsam  auf  ihren  Stand  vor  1889. 
Im  Jahre  1900  mußte  infolge  der  durch  den  böhmischen  Streik  entstan- 
denen Nachfrage  auf  dem  heimischen  Markt  wieder  zu  einer  vorüber- 
gehenden Einschränkung  des  Absatzes  ins  Ausland  gegriffen  werden. 
Weltwirtscbaftliches  Archiv  Bd,  XV,  ^ 
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In  den  folgenden  Jahren  blieb  die  Kohlenausfuhr  nach  Frankreich  un- 
gefähr auf  gleicher  Höhe,  bis  1908  eine  neue  Beschränkung  eintrat, 
wodurch  die  Ausfuhr  nach  Frankreich  auf  300  000  Tonnen  sank.  Seit- 
dem zeigte  sich  wieder  ein  Ansteigen  der  Ausfuhrziffer,  bis  dann  der 
Ausbruch  des  großen  Krieges  alle  Fäden,  welche  die  beiden  Gebiete 
verbanden,  zerriß. 

Versand   von    Kohlen    der   preußischen    Saargruben 
nach    Frankreich    (in  Tonnen). 


Gesamt- 

Davon mittels 

Davon  mittels 

versand 

Schiff 

Eisenbahn 

1885 

765  000 

392  000 

373  000 

1890 

328  000 

200  000 

128  000 

1895 

324  000 

184  000 

140  000 

1900 

434  000 

290  000 

144  000 

1905 

390  000 

259  000 

131  000 

I9I0 

405  000 

258  000 

147  OOQ 

Von  dem  Kanalabsatz  empfingen  nach  den  Bestimmungsorten  im 
Jahre  1910: 

Rhein — Mamekanal  (franz.  Teil)     ....  155  954  Tonnen 

Ostkanal 44  726        „ 

Rhein — Rhonekanal  (franz.  Teil)    ....     33  008       „ 


Der  Rest  ging  auf  den  französischen  Wasserstraßen  ins  Innere, 
teilweise  bis  Dijon  und  Chalon-sur-Saone. 

Der  Anteil  der  Ausfuhr  der  preußischen  Saargruben  nach  Frank- 
reich, der  1884  noch  17%  des  Absatzes  betragen  hatte,  sank  Anfang 
der  90er  Jahre  auf  4%;  seitdem  schwankt  er  zwischen  6  und  8%  des 
Gesamtabsatzes. 

Der  Versand  von  Koks  war  in  einzelnen  Jahren  kaum  noch  nennens- 
wert; er  belief  sich: 

1885  auf  57  006  Tonnen 
1890  ,,  5  990 
1895  „  2  945 
1900  „  2  185 
1905  „  650 
1910  „    655 


Wie  gering  die  Bedeutung  der  Saarkohlen  für  die  ostfranzösische 
Industrie  geworden  war,  erkennt  man  am  besten,  wenn  man  die  Mengen 
betrachtet,  die  wichtige  Industrieorte  erhalten  haben.  1909  gingen 
mit  der  Bahn  aus  dem  preußischen  Saargebiet  nach; 
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Auboue  (Eisenhütte) 

Baccarat  (Glasfabrik) 

Beifort  (Textilindustrie) 

Briey  (Erzbergbau) 

Charmes  (Textilindustrie)      

Dieulouard  (Eisenhütte) 

Epinal  (Textilindustrie) 

Etival-Clairefontaine  (Papierfabrikation)    .    .    . 

Fontaine-Luxeuil  (Textilindustrie) 

Frouard  (Hütte)      

Gerardmer  (Textilindustrie)      

Hom^court  (Hütte) 

Le  Thillot  (Textilindustrie) 

Longwy  (Erzbergbau) 

Luneville  (Eisenindustrie) 

Neuves  Maisons  (Hütte) 

Nancy  (verschiedene  Industrien) 

Pompey  (Hütte)      

Pierrepont  (Textilindustrie) 

Pont-ä-Mousson  (Hütte) 

Pont-St.- Vincent  (Hütte) 

Rambervillers  (Textilindustrie) 

Saint-Die  (Textilindustrie) 

Var£ingeville-St.  Nicolas  (Salz-  u.  Sodaindustrie) 

Während  der  Absatz  der  preußischen  Gruben  nach  Frankreich 
zurückging,  ist  der  der  Lothringer  Privatgruben  verhältnismäßig  stark 
gestiegen.     Es  wurden  von  Lothringen  nach  Frankreich  versandt: 


1  590  Tonnen 

6  268 

8  604 

345 

I  900 

250   , 

123 

625 

725 

490 

315 

1985 

900 

105 

2  543 

r  100 

I  092 

5  545 

413 

3331 

I  590 

913 

590 

1513 

1900: 

49709 

Tonnen  Kohlen 

1902: 

77882 

1904: 

74429 

1906: 

90043 

1908: 

126  545 

1910: 

162  037 

daneben  auch  noch  kleine  Mengen  Koks. 

Die  Lothringer  Gruben  waren  bisher  ganz  auf  den  Eisenbahnversand 
angewiesen;  wenige  Jahre  vor  dem  Kriege  haben  die  De  Wendeischen 
Gruben  bei  Saaralben  eine  Schiffsverladestelle  am  Saarkanal  angelegt, 
der  ihren  Kohlen  den  Wassertransport  gestattete.  Ebenso  traf  die  Grube 
La  Houve  bei  dem  Grenzort  Noveant  an  der  Mosel  Vorrichtungen,  ihre 
Kohlen  auf  Schiffe  veiladen  zu  können,  um  von  den  Tarifen  der  Ost- 
bahn unabhängig  zu  sein. 

Der  Versand  von  Kohlen  aus  dem  bayerischen  Anteil  am  Saar- 
becken ist  gering,  doch  ist  auch  hier  ein  Ansteigen  der  Ausfuhrziffer 
im  letzten  Jahrzehnt  vor  dem  Kriege  festzustellen.  Es  gingen  aus  der 
bayerischen  Pfalz  nach  Frankreich: 

1900:  13695  Tonnen  Kohlen 

1903:  15788        „  „ 

1906:  32340 

1909:  34388        „ 
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Vergleicht  man  die  über  die  neuere  Entwicklung  der  Ausfuhr  von 
Saarkohlen  nach  Frankreich  gegebenen  Ziffern  mit  dem  gesamten  Koh- 
lenverbrauch im  ostfranzösischen  Industriegebiet,  namentlich  im  De- 
partement Meurthe-et-Moselle,  wo  früher  die  Saarkohle  an  erster  Stelle 
stand,  so  zeigt  sich,  wie  groß  die  wirtschaftliche  Entfernung  der  beiden 
sich  geographisch  so  nahe  liegenden  Gebiete  geworden  ist. 

Im  Departement  Meurthe-et-Moselle  wurden  verbraucht: 

1872:   711  710  Tonnen  Kohlen 

1880:  I  505  200 

1890:  2  848  900 

1900:  4  758  200 

1909:  5  690  400 

1911:  6  295  100 


Der  gesamte  Kohlen  verbrauch  der  drei  Grenzdepartements  belief 
sich  1911  auf  nahezu  7  Mill.  Tonnen. 

Es  ist  bereits  darauf  hingewiesen  worden,  daß  es  in  der  Hauptsache 
französische  und  belgische,  sodann  auch  in  zunehmendem  Umfange 
Ruhrkohlen  waren,  welche  die  früher  in  erheblichen  Mengen  in  Ost- 
frankreich verbrauchten  Saarkohlen  ersetzt  haben. 


Anteil    verschiedener    Länder    an    der    K o  h  1  e n 1 i e  f  e  r  u  n g 
für    die    drei    Grenzdepartements    (in   Tonnen)'-. 


1872 


/o 


1908 


/o 


Im  Territoire    de    Beifort: 

Aus  Frankreich 17  480           |        82,7  49  100 

„     Deutschland    ....                   geringe  Mengen  48  300 

„     Belgien 4080          |        17,3  4  500 


Aus  Frankreich  . 
,,  Deutschland 
„     Belgien.    .    . 


Im    Departement    des   Vosges: 


26  180 

63870 

700 


29,0 

70,9 

0,1 


316  200 

62  300 

214  100 


Im    Departement    M  e  ü  r  t  h  e  -  e  t  -  M  o  s  e  1 1  e: 


Aus  Frankreich  . 
,,  Deutschland 
„     Belgien     .    . 


82  340 
277  390 
351  880 


11,6 

39,0 

49,4 

2  178  500 

2  497  800 

873  900 


48,2 

47,4 

4*4 


53,4 
10,5 
36,1 


39,3 
45,0 
15,7 


Interessant    ist    besonders    die    Entwicklung    im    indüstriereichen 
Departement  Meurthe-et-Moselle. 


^  Nach  Berichten  der  Handelskammer  in  Nancy. 


Der  Saarkohlenbergbau  und  seine  Beziehungen  zu  Frankreich. 

Anteil    verschiedener    Länder   an    der    Kohlenbe- 
lieferung   des    Departement    M  e  u  r  t  h  e- e  t  -  M  o  s  e  1 1  e 
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Frankreich 

Deutschland 

Belgien 

1875 

38  360 

623  230 

534  140 

1880 

196  500 

632  600 

676  100 

1885 

185  700 

882  500 

756  100 

1890 

790  700 

I  000  200 

I  057  100 

1895 

803  700 

I  768  000 

613  900 

1900 

I  908  600 

I  541  400 

I  283  800 

1905 

2  380  300 

I  769  100 

882  000 

1909 

2  276  200 

2  519  600 

894  300 

Wie  sich  aus  diesen  Zahlen  ergibt,  waren  es  vor  allem  die  nord- 
französischen Gruben  (andere  französische  Kohlenreviere  kommen  nicht 
in  Frage),  die  am  meisten  durch  den  zunehmenden  Kohlenbedarf  der 
Industrie  dieses  Gebietes  profitiert  haben;  andrerseits  zeigen  die  Zahlen 
aber  auch,  daß  der  Anteil  Deutschlands  an  der  Bedarfsdeckung  durch- 
aus nicht  zurückgegangen  ist,  wie  man  aus  den  im  vorhergehenden 
gegebenen  Zahlen  über  die  Ausfuhr  von  Saarkohlen  nach  Ostfrankreich 
schließen  könnte.  Neben  dem  Saarrevier  kommen  noch  das  Wurm- 
revier (Aachener  Bezirk)  imd  das  Ruhrrevier  für  I^ieferungen  nach  dem 
Grenzgebiet  in  Betracht.  Die  Ivieferimgen  des  Aachener  Reviers  sind 
im  Vergleich  zu  denen  der  beiden  anderen  Kohlenbezirke  sehr  gering 
und  schwankten  im  letzten  Jahrzehnt  zwischen  2000  und  10  000  Tonnen 
Kohlen  und  Koks.  Ganz  andere  Zahlen  bietet  die  Statistik  des  jähr- 
lichen Versandes  des  Ruhrreviers.  Es  handelt  sich  hier  um  Mengen, 
die  in  den  einzelnen  Jahren  des  letzten  Jahrzehnts  vor  dem  Kriege 
zwischen  i^  und  2  Mill.  Tonnen  schwankten.  In  der  Hauptsache  ist 
es  Koks,  der  für  die  Hüttenwerke  bestimmt  ist ;  der  Anteil  von  Kohlen 
an  der  Ausfuhr  nach  Frankreich  ist  verhältnismäßig  gering  und  betrug 
meist  nur  wenig  über  100  000  Tonnen  im  Jahre. 

Daß  der  Saarkoks  dem  Ruhrkoks  weichen  mußte,  war,  wie  bereits 
ausgeführt,  in  der  qualitativen  Überlegenheit  des  letzteren  begründet. 
Müssen  doch  selbst  die  im  Saargebiet  dicht  bei  den  Gruben  liegenden 
Eisenhütten  ihren  Koks  von  der  Ruhr  beziehen.  Anders  verhält  es  sich 
mit  dem  Verdrängen  der  Saarkohlen  aus  dem  ostfranzösischen  Industrie- 
gebiet durch  französische  und  belgische  Kohlen.  Wenn  auch  hier  in 
manchen  Fällen  Unterschiede  in  der  Qualität  mitgesprochen  haben 
mögen,  die  Hauptursache  scheint  doch  in  den  Maßnahmen  der  Verwal- 
tung der  preußischen  Saargruben  zu  liegen^. 

(    ^  Daß  in  den  handelspolitischen  Maßnahmen  der  Kgl.  Bergwerksdirektion  nicht  nur 
die  Ursache  des  Rückganges  des  Absatzes  ins  Ausland,  sondern  auch  eine  Ursache  des  Rück- 
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Daß   Preisunterschiede   nur  in  geringem   Maße  mitgespielt  haben 
können,  zeigt  ein  Vergleich  der  Durchschnittspreise. 

Durchschnittskohlenpreise 
(in  Fr.  ab  Zeche). 


Im  Jahre 

Von 

Von  nordfranz. 

Saarkohlen 

Kohlen 

1890 

13,6 

11,9 

1895 

11,0 

11,0 

1900 

14,5 

14,5 

1905 

14,5 

13,0 

1906 

14,5 

13,7 

1907 

15,6 

15,0 

1908 

15,9 

15,8 

1909 

15,6 

15,7 

Die  Preise  der  belgischen  Kohlen  für  den  Absatz  nach  Frankreich 
richteten  sich  meist  nach  denen  der  französischen  Gruben;  zuweilen  waren 
sie  noch  etwas  höher.  Die  deutschen  und  belgischen  Kohlen  waren 
insofern  den  französischen  gegenüber  schlechter  gestellt,  als  sie  einem 
Einfuhrzoll  von  1,20  Fr.  für  die  Tonne  imterlagen.  Zieht  man  jedoch 
die  Frachtverhältnisse  in  Betracht,  so  ergibt  sich  für  die  Produkte  der 
Saargruben  eine  erhebliche  Verbilligung  gegenüber  denen  der  französi- 
schen und  auch,  von  den  an  die  belgische  Grenze  anstoßenden  Gebieten 
abgesehen,  gegenüber  denen  der  belgischen  Gruben. 


Eisenbahn 

frachten   f 

dr    K  0  h 1 e  n  1 

in  Fr.). 

Von 

Saarbrücken 

Charleroi 

Lens 

nach  Longwy     .    . 
„      Nancy    .    .    . 
„      Epinal   .    .    . 
„      Beifort  .    .    . 

6,35 
5,65 
7,80 
8,70 

5,66 
10,27 
11.83 
13,97 

8,15 
9,60 

10,40 
11,50 

Die  Schiffsfrachten  nach  Nancy  betrugen: 

Von  Saarbrücken 2,50  bis  3,50  Fr. 

„     Charleroi  (Belgien) 6, —    „    7, —    » 

„     Lens  (Nordfrankreich)  ....     6, —    „    8, —    ,, 


ganges  der  Rentabihtät  der  preußischen  Saargruben  zu  suchen  ist,  wurde  bei  der  Beratung 
des  Berichtes  der  Budgetkommission  über  die  Lage  der  staatlichen  Bergwerke  vom  20.  Mai 
1911  im  Landtage  von  der  Regierung  zugegeben.  In  diesen  Verhandlimgen  führte  Ober- 
berghauptmann V.  Velsen  u.  a.  aus:  ,,Im  Saarbrücker  Revier  ist  die  Ursache  des  Rück- 
ganges das  Aufkommen  der  Außenseiter  und  der  Umstand,  daß  in  der  Zeit  der  Kohlennot 
unsere  ganzen  Beziehimgen  zu  Frankreich  abbrachen." 
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Daß  es  trotzdem  den  Saarkohlen  nicht  gelungen  ist,  ihr  früher  fast 
unbestrittenes  Absatzgebiet  in  Frankreich  zurückzuerobern,  ist  ein  ge- 
nügender Beweis,  daß  bisher  von  einer  Abhängigkeit  der  ostfranzösi- 
schen Industrie  vom  Saarbergbau  keine  Rede  sein  konnte. 
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Finanzwissenschaft. 

Von 
Prof.  Georg  v.  Below,  Freiburg  i.  Br. 


Wenn  ich  als  Historiker  zu  dem  Werk  von  Walther  Lotz, 
Finanzwissenschaft^,  das  Wort  ergreife,  so  muß  ich  von  vornherein  hervor- 
heben, daß  ich  nicht  kompetent  bin,  über  den  gesamten  Inhalt  der  Dar- 
stellung ein  selbständiges  Urteil  abzugeben.  Da  der  Verfasser  aber  sich 
mit  Ernst  tmd  Energie  bestrebt  zeigt,  den  geschichthchen  Gesichtspunkten 
Rechmmg  zu  tragen,  so  scheint  es  mir  für  die  Historiker  eine  Pflicht  der 
Dankbarkeit  zu  sein,  daß  auch  sie  in  die  Reihe  der  Berichterstatter  ein- 
treten. 

Der  Historiker,  der  über  eine  systematische  Wissenschaft  sich  Rats  er- 
holen will,  wird  bei  dem  Vertreter  der  betreffenden  Wissenschaft  nicht  in 
erster  lyinie  geschichtUche  Belehrimg,  sondern  Aufklärung  über  die  Kate- 
gorien imd  Gesichtspunkte  suchen,  tmter  denen  der  geschichthche  Stoff  zu 
ordnen  sein  würde.  Natürlich  handelt  es  sich  dabei  nicht  um  die  Herein- 
tragung fremder  Maßstäbe  in  die  Darstellxmg  der  Vergangenheit,  sondern 
ledighch  darum,  daß  der  Historiker  die  Aufgabe  hat,  mit  dem  Rüstzeug 
der  ganzen  Bildung  seiner  Zeit  an  die  Bewältigxmg  des  historischen  Stoffes 
heranzutreten^.  Geschichthches  Material  besorgt  sich  der  Historiker  am 
erfolgreichsten  selbst;  aber  bei  der  Verarbeitung  ist  er  auf  die  Hilfe  des 
Systematikers  angewiesen,  imd  je  schärfer,  sauberer,  irmerhch  klarer  dieser 
sein  System  gestaltet  hat,  um  so  bessere  Dienste  wird  er  dem  Historiker 
leisten.  So  bekenne  ich,  daß  ich  von  den  finanzgeschichthchen  Arbeiten 
Adolf  Wagners  mehr  gehabt  habe  als  von  denen  Schmollers. 
Denn  so  wenig  ich  die  Verdienste  des  letzteren  bestreite,  er  versagte  doch, 
wenn  man  Klarheit  der  nationalökonomischen   Begriffe  gewinnen  wollte, 

^  Aus  Handbuch  des  öffentlichen  Rechts:  Einleitungsband.  Tübingen  1917.  J.  C. 
B.  Mohr  (Paul  Siebeck).  XVI,  839  S.  (Eine  Untersuchung  des  Werkes  nach  seiner  sy- 
stematischen Seite  hin  wurde  von  Professor  J.  B.  Esslen  übernommen  imd  soll  nach 
ihrer  Fertigstellung  an  diesem  Ort  veröffentlicht  werden.    D.   Red.) 

^  Über  dies  Zusammenarbeiten  des  Historikers  imd  des  Systematikers  habe  ich  mich 
des  näheren  in  meinem  „Deutschen  Staat  des  Mittelalters"  Bd.  I,  S.  io8ff.,  ausgesprochen. 
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wie  er  andererseits  auch  in  seiner  geschichtlichen  Darstellung  nicht  die  Höhe 
erreicht,  weil  er  nicht  die  historische  Methode  zu  handhaben  wußte^.  Da- 
gegen ergriff  Wagner  zum  mindesten  im  System  die  Dinge  mit  größerer 
Energie  und  Schärfe,  was  aber  indirekt  auch  seinen  historischen  Beobach- 
tungen zustatten  gekommen  ist. 

^  Man  hat  es  mir  oft  verdacht,  daß  ich  S  c  h  m  o  11  e  r  die  sichere  Handhabung 
der  historischen  Methode  abgesprochen  habe.  Jetzt  gibt  mir  jedoch  O.  H  i  n  t  z  e  in  seinem 
Nekrolog  auf  G.  v.  S  c  b  m  o  1 1  e  r  ,  Histor.  Zeitschrift  Bd.  ii8,  S.  480,  recht,  indem  er  sagt: 
„S.  hatte  keine  eigentlich  methodische  historisch-philologische  Schulung  genossen."  Aller- 
dings muß  ich  H  i  n  t  z  e  widersprechen,  wenn  er  bei  S.  ,,das  sachlich-psychologische  Ver- 
ständnis dessen,  was  er  in  den  Urkunden  und  Akten  fand,"  rühmt  und  gegenüber  diesem 
Vorzug  jenen  Mangel  zurücktreten  läßt.  Kann  jemand  denn  die  Quellen  ,, sachlich-psycho- 
logisch" richtig  verstehen,  der  sie  nicht  historisch-philologisch  richtig  zu  interpretieren 
vermag ?  Gerade  in  den  Arbeiten  .Schmollers  über  das  Mittelalter  zeigt  sich,  daß 
ihm  die  mangelnde  historisch-philologische  Methode  das  richtige  sachlich-psychologische 
Verständnis  unmöglich  machte.  Jetzt  ist  aus  seinem  Nachlaß  im  Jahrbuch  für  Gesetz- 
gebung, Jahrg.  1918,  I.  Heft,  S.  47ff.,  eine  Abhandlung  „Die  älteren  deutschen  Kaufgilden 
und  die  der  Nachbarländer"  veröffentlicht,  die  wiederum  aus  dem  doppelten  Grund  fehl- 
geht, daß  es  dem  Verfasser  sowohl  ander  technischen  Methodedes  Historikers  wie  an  dem  Be- 
streben, zu  klaren  Vorstellungen  vorzudringen,  mangelt.  Er  vernachlässigt  aber  auch  die 
allererste  Pflicht  des  Forschers,  sich  über  die  Ansichten  der  Autoren,  die  er  bekämpfen  will, 
zu  unterrichten.  So  z.  B.  behauptet  er  S.  91,  ich  hätte  ,,die  Gilden  aus  der  mittelalterlichen 
Geschichte  fast  ganz  hinauswerfen  wollen".  Natürlich  ist  das  Gegenteil  der  Fall:  es  ist  ja 
eines  meiner  Steckenpferde,  daß  das  Zunft-,  Gilden-,  Innungswesen  einen  ganz  wesentlichen 
Bestandteil  des  Mittelalters  ausmacht.  Siehe  meinen  ,, Deutschen  Staat  des  Mittelalters" 
Bd.  I,  S.  26iff.  Hiervon  zu  unterscheiden  —  für  solche  Unterscheidungen  ist  Schmoller 
schwer  zu  haben  —  ist  jedoch  die  besondere  Frage  nach  der  Bedeutung  der  Gilden  für  die 
Entstehung  der  Stadt  Verfassung.  S.  90  nennt  Seh  moller  meine  1892  geäußerte  An- 
sicht, die  Handwerkerzünfte  seien  in  den  deutschen  Städten  älter  als  die  Kaufleutezünfte, 
, Jeder  Begründung  entbehrend,  für  einen  Kenner  der  Überlieferung  fast  unbegreiflich". 
Wenn  er  sich  doch  klar  gemacht  hätte,  welche  Kaufmannszünfte  es  denn  überhaupt  in  den 
mittelalterlichen  Städten  gegeben  hat,  und  ferner,  daß  der  Unterschied  zwischen  Kauf- 
manns- und  Handwerkerzünften  im  Mittelalter  deshalb  geringer  war,  weil  die  letzteren  auch 
Verkäuferzünfte  waren.  (Ich  erinnere  an  den  Grundsatz,  daß  der  Handwerker  das  Vorrecht 
hat,  die  von  ihm  selbst  hergestellten  Waren  auch  selbst  zu  verkaufen !)  Gegen  die  Beobach- 
tung, daß  der  Handel  älter  ist  als  das  Handwerk,  würde  daher  der  Satz,  daß  in  den  Städten 
Handwerkerzünfte  älter  sind  als  Kaufmannszünfte,  nicht  verstoßen.  H.  v.  Lösch,  Köl- 
ner Zunfturkunden,  Bd.  I,  Einl.  S.  55,  will  eine  Kölner  Bestimmung  von  1103,  daß  Fremde 
in  Köln  nicht  den  Detailhandel  ausüben  sollen,  auf  eine  ausschheßende  Tendenz  einer  Kauf- 
mannszunft deuten.  Aber  an  einer  solchen  Bestimmung  waren  die  Handwerker  ebenso  wie 
die  Kaufleute  interessiert.  Wie  steht  es  sodann  mit  dem  „Kenner  der  Überlieferung?" 
Urkundlich  als  die  ältesten  Zünfte  belegt  sind  nun  einmal:  die  der  Weber  (Mainz  1099), 
Fischer  (Worms  1106),  Schuhmacher  (Würzbiu-g  1128),  zwei  Weberarten  (Köln  1149), 
Drechsler  (Köln  11 78 — 82),  dann  erst  eine  Kaufmannszunft.  Nun  ist  es  natürlich  sehr  wohl 
möglich  und  sogar  wahrscheinlich,  daß  die  Zünfte  älter  sind  als  die  Zunft  Urkunden.  Aber 
auch  dann,  wenn  man,  nicht  ohne  Grund,  für  das  11,  Jahrhundert  in  größeren  Städten 
Zünfte  annimmt,  gelangt  man  dazu,  Handwerker-  und  Kaufleutezünfte  (die  Gewand- 
schneiderzunft) etwa  gleichzeitig  zu  datieren ;  über  das  genauere  Alter  kann  man  bei  solchen 
Schlüssen  natürlich  nichts  behaupten.  Ferner  sind  städtische  imd  interlokale  Gilden 
zu    unterscheiden.       Im    übrigen    bin    ich,    vom   Standpunkt    des   Historikers    aus,    der 
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Verlangen  wir  somit  vom  Systematiker  in  erster  1/inie  Schärfe  und 
Sauberkeit  des  Systems,  so  läßt  sich  freihch  ein  solches  nicht  ohne  Verwer- 
tung des  geschichthchen  Materials  ausbauen.  Es  wäre  eine  ganz  willkürUch 
gezogene  Grenze,  woUte  man  das  riesige  Beobachtvmgsmaterial,  das  die 
Vergangenheit  bietet,  bei  der  Bildung  der  systematischen  Kategorien,  bei 
dem  Ausbau  des  lychrgebäudes  ausschließen.  Von  hier  aus  haben  wir  auf 
der  anderen  Seite  eine  Abhängigkeit  des  Systematikers  vom  Historiker  zu 
konstatieren.     Dieser  leistet  mm  wiedermn  jenem  wertvolle  Dienste. 

In  der  Vereinigvmg  der  beiden  Arbeitskreise  bedeutet  das  vorUegende 
Werk  zweifellos  einen  Fortschritt.  Der  Historiker  findet  in  ihm  die  Beleh- 
rung über  die  systematischen  Fragen,  die  er  sucht,  vmd  andererseits  sind 
historische  Beobachtimgen  dem  Ausbau  des  Lehrgebäudes  in  reichem  Maße 
zustatten  gekommen. 

Wenn  man  die  Vorzüge  von  ly  o  t  z'  Finanzwissenschaft  hervorhebt, 
wird  man  auch  die  stärkere  Verwertimg  der  geschichthchen  Tatsachen  nennen. 
Wesentiich  mit  dadurch  hat  ly  o  t  z'  System  einen  reahstischeren  Charakter 
erhalten. 

Der  Dank  für  das  Gebotene  ist  freilich  vereinbar  mit  dem  Wvmsch, 
daß  manche  historischen  Tatsachen  noch  mehr  zur  Geltimg  gekommen  wären, 
daß  manche  historischen  Untersuchungen  die  Sätze  des  lychrgebäudes  stärker 
beeinflußt  hätten. 

A.  D  o  p  s  c  h  hat  in  einem  überaus  inhaltreichen  Aufsatz  in  der  Viertel- 
seine Anschauungen  auf  die  Quellenaussagen  stützt,  stets  jeder  weiteren  Belehrung,  welche 
auf  noch  nicht  beachtete  Quellen  hinweist,  zugänglich,  und  so  habe  ich  denn  zu 
meiner  Untersuchung  von  1892  später  in  meiner  Abhandlung  ,, Stadtgemeinde,  Landge- 
meinde und  Gilde",  Viertel  Jahrsschrift  für  Sozial-  und  Wirtschaftsgesch.  1909,  S.  4iiff., 
eine  Ergänzung  gehefert  (hier  besonders  über  die  Frage  der  Tieler  Gilde  aus  dem  ii.Jahrh.), 
die  Schmoller  leider  unbekannt  geblieben  zu  sein  scheint.  Ich  habe  bei  diesen  Dingen 
länger  verweilt,  um  zu  zeigen,  wie  nur  in  der  Verbindung  von  historischer  Methode  mit  dem 
Streben  nach  begrifflicher  Klarheit  geschichtliche  Erkenntnisse  zu  gewinnen  sind,  die  für 
die  Wissenschaft  brauchbar  sind.  Wenn  ich  aber  den  Arbeiten  Schmollers  einen 
spezifisch  wissenschaftlichen  Charakter,  zumal  wo  sie  sich  auf  die  ältere  Zeit  beziehen, 
glaube  absprechen  zu  müssen,  so  bestreite  ich  darum  noch  keineswegs,  daß  er  sich  Verdienste 
um  die  Wissenschaft  erworben  hat,  und  jetzt,  wo  er  nicht  mehr  unter  den  Lebenden  weilt, 
betonen  wir  sie  um  so  nachdrücklicher.  Es  gibt  der  Wege,  die  zur  Förderung  der  Wissen- 
schaft führen,  so  viele,  daß  nicht  bloß  der  zünftige  Wissenschaftler  als  ihr  Diener  angesehen 
zu  werden  braucht.  Bei  Schmoller  wird  man  vor  allem  immer  seinen  Kampf  gegen 
den  manchesterlichen  Liberalismus  betonen  müssen,  der  auch  der  Wissenschaft  in  hohem 
Maß  zustatten  gekommen  ist,  imd  noch  mancherlei  anderes  ließe  sich  außerdem  namhaft 
machen,  z.  B.  sein  Organisationstalent.  Es  ist  interessant,  sich  Betrachtungen  darüber 
hinzugeben.  Immerhin  bleibt  es  doch  unser  Ideal,  auf  echt  wissenschaftlichem  Weg  die 
Wissenschaft  zu  fördern;  was  sonst  ihr  dient,  bedarf  stets  erhöhter  Nachprüfung.  Ich  glaube, 
daß  das,  was  ich  in  früheren  Jahren  über  Schmoller  gesagt  habe  (siehe  z.  B.  meine 
Aufsätze  in  der  Zeitschr.  für  Sozialwissenschaft,  Jahrg.  1904  und  Vierteljahrsschrift  Bd.  13, 
S.  2i4ff.  und  S.  3i9ff.),  seine  Eigenart  am  zuverlässigsten  erkennen  läßt;  nur  auf  der  Grimd- 
lage  einer  solchen  kritischen  Zergliederung  können  seine  Verdienste  richtig  gewürdigt  werden. 
Darüber  kann  wohl  kein  Zweifel  bestehen,  daß  Ad.  Wagner  beträchtlich  mehr  wissea- 
schaftlichen  Charakter  hat  als    S  c  h  m  o  1 1  e  r. 
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Jahrsschrift  für  Sozial-  imd  Wirtschaftsgeschichte,  Bd.  14,  S.  Sogff.,  sich 
zu  den  historischen  Partien  der  ersten  Lieferiingen  des  Iv  o  t  z  sehen  Werkes 
eingehend  geäußert.  Die  Ausstellvmgen,  die  er  macht,  lassen  sich  etwa  in 
folgender  Weise  zusammenfassen.  Iv  o  t  z  hat  der  grimdherrlichen,  hof- 
rechthchen  Theorie  noch  zu  viel  Zugeständnisse  gemacht.  Er  hat  femer 
das  Finanzwesen  der  älteren  deutschen  Territorien  nicht  genügend  berück- 
sichtigt imd  namentlich  die  Tatsache  nicht  oder  nicht  ausreichend  gewür- 
digt, daß  die  Steuern  im  territorialen  Haushalt  eine  ältere  und  bedeutendere 
Rolle  spielen,  als  man  gemeinhin  angenommen  hat.  Die  gesamte  Vorstellimg 
von  dem  älteren  deutschen  Wirtschaftsleben  erhält  einen  neuen  Charakter, 
wenn  man  sich  energisch  von  der  hofrechtiichen  Theorie  lossagt^  und  femer 
die  Zustände  der  älteren  deutschen  Territorien  umfassend  heranzieht.  Ich 
habe  seit  langem  auf  diese  Umstände  hingewiesen,  und  die  Forschvmgen  von 
D  o  p  s  c  h  begegnen  sich  hier  mit  den  meinigen.  I^ange  Zeit  hat  man  das  eng- 
hsche  Finanzwesen  des  Mittelalters  nur  mit  dem  dürftigen  Finanzwesen  des 
gleichzeitigen  deutschen  Reiches  in  Vergleich  gestellt  xmd  dabei  übersehen, 
welche  ergebnisreichen  Parallelen  die  deutschen  Territorien  zu  England  bieten^. 
Obwohl  in  bezug  auf  die  Schilderimg  des  inneren  I^ebens  der  deutschen  Terri- 
torien noch  viel  zu  tun  bleibt,  so  liegen  doch  schon  recht  belangreiche  Arbeiten 
darüber  vor,  deren  ausreichende  Verwertimg  man,  wie  Dop  seh  mit  Recht 
bemerkt,  eben  bei  L  o  t  z  vermißt.  Indem  ich  es  imterlasse,  das  im  einzelnen  zu 
wiederholen,  was  D  o  p  s  c  h  dargelegt  hat,  imd  hiermit  nur  im  allgemeinen 
nachdrücklich  auf  seine  wertvollen  Ergänzimgen  zu  1/  o  t  z'  Darstellimg 
aufmerksam  mache,  möchte  ich  dagegen  nicht  vmterlassen,  zu  einigen  For- 
mulierungen von  D  o  p  s  c  h  einen  kleinen  Widerspruch  anzumelden.  Er 
hat  ganz  gewiß  recht,  wenn  er  mit  kritischem  Bhck  die  hergebrachte  Formel 
von  der  Herrschaft  der  Naturalwirtschaft  auf  westeuropäischem  Boden  bis 
zum  Jahr  1000  betrachtet.  In  seinem  Buch  über  die  Karolingerzeit  ist  er 
in  sorgsamer  Forschung  der  Entwicklung  der  Gewerbe  nachgegangen  und 
hat  ermittelt,  daß  das  wirtschafthche  I^ben  damals  sich  keineswegs  so  ein- 
seitig im  Rahmen  des  Landbaues  bewegt  hat,  wie  es  oft  geschildert  worden 
ist.  Es  sind  auch  die  verschiedenen  Landschaften  des  karolingischen  Reiches 
nach  ihrem  verschiedenen  wirtschafthchen  Charakter  zu  tuiterscheiden. 
Gleichwohl  wird  es  dabei  bleiben,  daß  man  von  einem  Überwiegen  der  Na- 
turalwirtschaft in  jener  Zeit  wird  zu  sprechen  haben.  Im  übrigen  aber  stimme 
ich  D  o  p  s  c  h  darin  durchaus  bei,  daß  die  Formel  von  der  wesentlichen 
Identität  der  könighchen  Finanzverwaltung  mit  der  Verwaltxmg  des  könig- 
hchen  Gnmdbesitzes  nicht  die  Probe  besteht. 


1  Ich  bin  überrascht,  daß  S  e  e  1  i  g  e  r ,  der  1903  in  seinem  Buch  „Bedeutung  der 
Grundherrschaft"  im  Anschluß  an  meine  Arbeiten  das  Programm  ,, Sturm  auf  die  grund- 
herrliche Theorie"  ausgab  (Hist.  Zcitschr.  99,  S.  345ff.),  in  seinem  Art.  „Stadt Verfassung"  in 
H  o  o  p  s'  „Reallexikon  der  german.  Altertumskunde"  Bd.  4,  S.  257!.,  so  viel  an  der  Kritik 
der  hofrechtüchen  Theorie  mäkelt.  Seine  Bedenken  und  seine  zum  Teil  unrichtigen  Angaben 
werden  wohl  ausreichend  durch  meine  von  ihm  noch  nicht  benutzte  Abhandlung  ,, Hofrecht 
und  Handwerk",  Vierteljahrsschrift  für  Sozial-  und  Wirtschaftsgesch.  1914,  S.  iff.,  erledigt. 

2  Vgl.  meinen  „Deutschen  Staat  des  Mittelalters"  Bd.  I,  S.  27f.  und  S.  89. 
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Widersprechen  muß  ich  D  o  p  s  c  h  weiter,  wenn  er  für  die  Karohnger- 
zeit  eine  „feste  Residenz"  annimmt.  Allerdings  käme  es  darauf  an,  was  man 
darunter  versteht.  Denkt  man  dabei  nur  an  einen  lyiebhngsaufenthalt,  an 
einen  durch  häufigen  längeren  Aufenthalt  bevorzugten  Ort,  so  ließe  sich  in 
diesem  Sinne  wohl  Aachen  als  Residenz  namhaft  machen.  Doch  erklärt  sich 
der  häufigere  Aufenthalt  Karls  des  Gr.,  was  Dop  seh  schon  selbst  an- 
deutet, mindestens  zu  einem  beträchtlichen  Teil  aus  besonderen  Gründen. 
Wenn  Karl  Aachen  aufsuchte,  um  dort  die  warmen  Quellen  zu  benutzen 
(Dopsch,  Karolingerzeit  I,  S.  i68),  wenn  ferner  wegen  der  Sachsen- 
kriege sich  ihm  Aachen  als  nahegelegener  Aufenthaltsort  empfahl,  so  haben 
diese  Dinge  nichts  mit  dem  Wesen  einer  Residenz  zu  tim.  Zuzugeben  ist, 
daß  er  sich  für  einen  mittelalterlichen  Herrscher  auffallend  oft  in  Aachen 
aufgehalten  hat.  Aber  es  sind  eben  doch  besondere  Gründe,  die  ihn  dazu 
bestimmt  haben.  Und  bei  den  anderen  Herrschern  beobachten  wir  nicht  die 
gleiche  Bevorzugimg  eines  bestimmten  Ortes.  Ich  glaube,  an  dem,  was  ich 
im  ,,Weltwirtsch.  Archiv",  Jahrg.  1917,  S.  24 5 f.,  in  meiner  Anzeige  der  2. 
Aufl.  von  Sombarts  ,,Kapitahsmus"  näher  dargelegt  habe,  festhalten 
zu  müssen,  daran,  daß  es  im  Mittelalter  ,, Residenzen  kaum  gegeben"  hat. 
Jedenfalls  hat  es  keine  Hauptstädte,  das  heißt  Plätze,  die  ständiger  Sitz 
der  Zentralbehörden  sind,  gegeben. 

Trete  ich  in  solchen  Formuherxmgen  Iv  o  t  z  im  Gegensatz  zu  Dopsch 
bei,  so  weise  ich  nochmals  darauf  hin,  daß  des  letzteren  Protest  gegen  die 
Identifizierxmg  der  könighchen  oder  fürsthchen  Finanzverwaltung  mit  der 
grimdherrhchen  Verwalttmg  des  Königs  oder  Fürsten  vollauf  zu  Recht  be- 
steht. Ich  habe  schon  vor  längerer  Zeit  (Zeitschr.  für  Sozialwissenschaft, 
Jalirg.  191 1,  Heft  8  und  9,  S.  638)  mein  Bedauern  darüber  ausgesprochen, 
daß  I^  o  t  z  in  seiner  Schrift  ,,Das  Aufkommen  der  Geldwirtschaft  im  staat- 
Hchen  Haushalt"  (1908)  der  ältesten  landesherrhchen  Steuer  in  Deutschland, 
der  Bede,  nicht  die  ihr  gebührende  Aufmerksamkeit  geschenkt  hat,  und 
in  Anknüpfimg  daran  bemerkt,  daß  seine  Darstellung  bei  Berücksichtigtmg 
der  Forschungen  von  Dopsch,  insbesondere  auch  seiner  großen  Ver- 
öffentHchvmg  „die  landesfürstHchen  Gesamturbare  der  Steiermark",  ganz 
anders  ausfallen  würde.  Diese  meine  Bemerkimg  gilt  nicht  weniger  für  die 
Darstellung  in  D  o  t  z'  ,, Finanzwissenschaft"  (er  erwähnt  jenes  Werk  nur  als 
Beitrag  zur  Geschichte  der  Urbarialaufzeichnungen,  S.  91).  Über  die  Bede 
spricht  er  jetzt  zwar.  Aber  ihre  Bedeutung  kommt  doch  nicht  zu  genügender 
Geltung.  Wenn  dem  Verfasser  meine  Steuergeschichte  von  Jülich  und 
Berg,  welche  die  landesherrhche  Bede  wie  die  landständischen  Steuern  be- 
handelt, bekannt  geworden  wäre  (Zeitschr.  des  bergischen  Geschichtsver- 
eins Bd.  26 — 29,  auch  separat),  würde  seine  Darstellung  über  alle  diese  Dinge 
viel  reicher  ausgefallen  sein.  Ich  sage  dies  nicht  etwa  in  dem  Sinne,  daß 
wir  Historiker  die  Nationalökonomen  nur  belehren  wollten;  im  Gegenteil, 
wir  wollen  von  ihnen  viel  lernen.  Und  gerade  von  dem  Gesichtspunkt  aus, 
daß  Iv  o  t  z  das  von  mir  zur  Verfügxuig  gestellte  historische  Material  in 
helleres  Ivicht  stellen  imd  als  Nationalökonom  würdigen,  auch  etwaige  Be- 
richtigungen an  meiner  Darstelltmg  vornehmen  könnte,  würde  ich  es  dank- 
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bar  begrüßt  haben,  wenn  er  meine  Arbeit  benutzt  hätte  (er  erwähnt  sie  nur 
als  Beitrag  ziur  Geschichte  der  landständischen  Verfassung,  verwertet  sie 
aber  nicht  als  Steuergeschichte). 

Wie  bemerkt,  erwähnt  L  o  t  z  die  Bede.  Aber  gerade  an  der  Art,  wie 
er  sie  erwähnt,  möchte  ich  zeigen,  daß  über  sie  erhebhch  mehr  imd  Besseres 
gesagt  werden  köimte.  Von  vornherein  tritt  L  o  t  z  hier  mit  der  hof recht- 
lichen oder,  wie  wir  auch  sagen  können,  der  H  a  1 1  e  r  sehen  Theorie  (siehe 
meinen  „Deutschen  Staat  des  Mittelalters",  Bd.  I,  S.  iff.  und  S.  90)  an  die 
Dinge  heran.  Es  ist  zuviel  gesagt,  wenn  er  S.  19  von  einer  „Umwandlimg  des  Ge- 
richtswesens vom  germanischen  Volksgericht  in  eine  feudahstische  Ordntmg" 
spricht.  Dem  Volksrecht  trat  zimächst,  um  mit  S  o  h  m  zu  sprechen,  das 
Amtsrecht  gegenüber,  rmd  dieses  war  anfänglich  gar  niclit ,, feudalistisch". 
Als  es  feudahsiert  wurde,  wurde  der  staathche  Charakter  doch  auch  keines- 
wegs ganz  ausgelöscht.  Es  ist  nicht  so,  wie  L  o  t  z  meint,  daß  der  fränkische 
oder  auch  nur  der  spätere  König  die  älteren  staathchen  Rechte  ,,wie  andere 
Seigneurs  als  privater  Inhaber  der  Grtmdherrlichkeit  oder  der  Grafengewalt 
in  gewissen  domanialen,  nicht  der  immittelbaren  Krongewalt  verloren  ge- 
gangenen Gebieten,  nicht  als  König  des  gesamten  Staates"  geltend  macht. 
Höchstens  könnte  dieser  Satz  für  die  Zeit  seit  dem  Aufkommen  der  Zwi- 
scheninstanz der  Landesherrschaft  gelten.  Bis  dahin,  also  bis  zimi  12.  Jahr- 
lumdert,  ist  der  König  noch  immer  ,, König  des  gesamten  Staates".  Aber 
auch  für  die  spätere  Zeit  trifft  jene  Formulierung  nicht  zu.  Welche  staat- 
lichen Rechte  macht  der  König  denn  ,,als  privater  Inhaber  der  Grundherr- 
lichkeit" geltend  ?  Was  sind  femer  „Seigneurs"  ?  ly  o  t  z  gebraucht  den 
allgemeinen  Ausdruck  ,, Herrenschicht".  Will  er  mit  diesen  Ausdrücken 
Landesherren  und  Grimdherren  auf  eine  lyinie  stellen  ?  Ich  habe  schon  öfters 
darauf  hingewiesen,  daß  jene  Ausdrücke  verwirrend  wirken.  Was  sind  femer 
,,domaniale  Gebiete"  ?  Gnmdherrhche  ?  Doch  dies  nur  als  Einleitung. 
Über  die  alte  landesherrhche  Bede  sagt  Lotz  S.  19  folgendes:  während 
regelmäßige  Steuern  vom  Staat  ,, außerhalb  des  Domanialgebietes"  nicht 
erhoben  werden,  „erzwingen  die  lokalen  Machthaber,  die  Inhaber  der  Grafen- 
gewalt, für  sich  solche  Leistmigen  (eben  die  Bede),  und  auch  Zölle  und  Markt- 
abgaben werden  für  die  private  Bereichertmg  der  Herrenschicht  .  .  .  einge- 
fordert." Richtig  wird  hier  die  Bede  auf  die  Grafengewalt  zurückgeführt, 
ein  Zusammenhang  mit  der  Grvmdherrlichkeit  also  abgelehnt.  Das  verzeich- 
nen wir  als  erfreuhch.  Dient  die  Bede  aber  nur  der  ,, privaten  Bereicherung 
der  Herrenschicht"  ?  Am  Anfang  des  13.  Jahrhunderts  wird  schon  konstatiert, 
daß  sie  dazu  diene,  den  Frieden  im  Land  aufrechtzuerhalten.  Die  kriegerischen 
Ausgaben  des  Territoriums  werden  aus  ihr  bestritten.  Die  Landesherren 
haben  eben  nicht  wie  die  mit  ihnen  diirch  das  Wort  ,, Herrenschicht"  zu- 
sammengekoppelten Grimdherren  ntu:  eine  private  Existenz,  nur  private 
Zwecke,  sondern  es  lebt  in  ihnen  auch  Staathches.  Und  wieder  frage  ich: 
was  ist  ,,Domanialgebiet"  ?  In  ihm  soUen  die  Könige  regelmäßige  Steuern 
einfordern.  Wer  hat  femer  zuerst  solche  eingefordert,  der  König  im  „Do- 
manialgebiet"  oder  die  Inhaber  der  Grafengewalt  in  ihren  Gerichtsbezirken  ? 
Es  steht  so,  daß  die  Bede  von  den  Grafen  eingeführt  ist,  und  daß  der  König 
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sie  da  erhebt,  wo  er  selbst  die  gräflichen  Rechte  hat,  im  tmmittelbar  könig- 
lichen Gebiet.  Mit  „Domanialgebiet"  wird  dies  unzweckmäßig  bezeichnet, 
weil  das  Wort  die  Vorstellvmg  erweckt,  als  ob  es  sich  um  bloßes  grimdherr- 
Hches  Gebiet  handle.  Friedrich  Rotbart  schuf  sich  ein  eigenes  Hausgut, 
aber  eben  ein  Gebiet,  das  die  Grundlage  für  eine  könighche  I/andesherrschaft 
abgeben  konnte,  nicht  etwa  einen  bloßen  „Domanialbesitz".  Kr  erwarb 
staatUche  Gerichtsbezirke;  das  war  der  Kern  der  Sache.  In  diesem  Gebiet 
erhob  er  die.  Bede,  ebenso  wie  die  lyandesherren  in  ihrem  Territorium. 
SchUeßhch  ist  von  dem  unmittelbar  könighchen  Gebiet  nicht  viel  mehr  übrig 
gebUeben  als  die  Reichsstädte.  Die  Steuern,  die  der  König  von  ihnen  emp- 
fängt, gründen  sich  aber  durchaus  auf  die  alte  Bede;  darauf  beruhen  in 
späterer  Zeit  wesenthch  die  Einnahmen  der  könighchen  Kasse.  Z  e  u  m  e  r  s 
Arbeiten  über  die  Städtesteuem  verwertet  L  o  t  z  wohl  an  späterer  Stelle 
für  einen  anderen  Zweck.  Gerade  hier  aber  hätten  sie  seine  Darstellimg 
vorteilhaft  aufgefüllt.  Und  wieviel  hätte  N  i  e  s  e  s  „Reichsgut"  geboten ! 
Lotz  fährt  fort  (S.  19):  „Die  Zuktmft  hing  davon  ab,  ob  der  König 
es  verstand,  mit  den  Geldeinnahmen,  die  das  Feudalsystem  gegenüber  den 
Vassallen  und  der  Domänenbesitz  gegenüber  den  Hörigen  der  Krone  bot, 
Haus  zu  halten  und  neue  Finnahmequellen  hinzuzufügen."  Abgesehen  da- 
von, daß  Einnahmen  von  den  ,, Vassallen"  in  Deutschland  kaum  in  Betracht 
kommen  (ihre  Leistmig  bestand  ja  im  immittelbaren  Kriegsdienst),  so  war 
es  natürlich  in  der  Tat  wichtig,  „Haus  zu  halten".  Aber  es  kam  weniger 
—  hinsichthch  des  könighchen  Grundbesitzes  —  in  Betracht,  mit  den  her- 
gebrachten Einnahmen  auszxikommen,  als  darauf,  daß  der  vorhandene  Be- 
stand der  Domänen,  das  heißt  des  Gnindbesitzes,  nicht  durch  Verlehnungen 
und  andere  Veräußerungen  zu  sehr  geschwächt  wurde.  Das  aber  geschah  gerade. 
Es  ist  die  pohtische  Frage  der  Behauptung  einer  starken  Zentralgewalt. 
Und  das  gilt  auch  noch  in  anderem  Sinne.  Wenn  1/  o  t  z  bemerkt,  es  sei 
darauf  angekommen,  ,,neue  Einnahmequellen  hinzuzufügen",  so  haben  wir 
ja  schon  gesehen,  daß  der  König  neben  den  grvmdherrlichen  Einkünften 
die  Steuerquelle  der  Bede  in  seinen  Gerichtsbezirken  tatsächhch  besaß  (ab- 
gesehen von  Zöllen  und  Marktgeldem).  Was  die  öff entheben  Abgaben  im 
Haushalt  der  staufischen  Herrscher  ausmachten,  hat  Hans  Niese  nach- 
drücklich dargelegt.  „Die  Zukunft"  —  möchte  ich  sagen  —  „hing  davon 
ab",  ob  der  König  sein  unmittelbar  königliches  Gebiet,  die  könighche  Landes- 
herrschaft, zu  behaupten  und  zu  erweitem  vermochte.  In  Frankreich  hat 
der  König  von  der  könighchen  Landesherrschaft  aus  allmählich  das  ganze 
französische  Gebiet  gewonnen  und  den  Einheitsstaat  begründet.  In  Deutsch- 
land ist  es  ihm  nicht  nur  nicht  gelimgen ;  er  hat  vielmehr  sogar  das  unmittel- 
bar königliche  Gebiet  zum  größeren  Teil  verloren.  Aber  eine  Zeitlang  — 
unter  den  Staufem  —  kann  die  könighche  Finanzverwaltung  Deutschlands 
mit  ihren  beträchthchen  öffenthch-rechüichen  Einnahmen  in  eine  gewisse 
Parallele  zu  der  in  Frankreich  und  England  gestellt  werden.  Abgesehen  von 
dieser  Zeit  darf  man,  wie  schon  angedeutet,  mit  der  Finanzwirtschaft  in  Frank- 
reich imd  England  nicht  eine  deutsche  Dürftigkeit  (seit  dem  Verfall  der  deutschen 
könighchen  Gewalt),  sondern  die  deutsche  landesherrhche  Finanzverwaltung 
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vergleichen.  Und  in  ihr  nehmen  eben  die  Einnahmen  steuerhchen  Charakters 
einen  beträchthchen  Raum  ein.  Diese  Dinge  in  Betracht  zu  ziehen,  hat 
lyotz  S.  19 — 21  leider  ganz  unterlassen.  Die  Parallehsierung  der  franzö- 
sischen imd  englischen  königlichen  mit  der  deutschen  landesherrhchen  Fi- 
nanzverwalttmg  hätte  sich  höchst  wirksam  durchführen  lassen  können. 

Ich  will  nicht  in  gleich  ausführhcher  Weise  andere  Sätze  aus  L  o  t  z* 
Darstellimg  analysieren,  möchte  aber  noch  darauf  hinweisen,  wie  an  der 
Hand  der  landesherrhchen  Bede  und  der  landständischen  Steuern  sich  die 
Kinzelfragen  der  Steuergeschichte,  von  den  Fragen  der  staathchen  Steuer- 
verfassimg bis  zu  denen  der  Bonitierimg  und  des  steuerfreien  Existenz- 
minimums, erfolgreich  hätten  beantworten  lassen. 

Im  einzelnen  sei  noch  folgendes  bemerkt.  Die  S.  33  verwertete  Arbeit 
von  M.  Mohr  über  die  Finanzverwaltvmg  der  Grafschaft  Luxemburg  steht 
zu  sehr  vmter  dem  Einfluß  Lamprecht  scher  Anschauimgen ;  ich  habe 
sie  in  der  Zeitschrift  für  Sozial-  und  Wirtschaftsgeschichte  kritisiert.  Gegen 
die  übhche  Übertreibimg  des  Gegensatzes  zwischen  der  englischen  und  der 
deutschen  Verfassung  der  älteren  Zeit  (zu  S.  46f.)  vgl.  jetzt  die  Arbeiten 
von  K.  Wolzendorff,  Staatsrecht  und  Naturrecht  (Breslau  1916) 
und:  Vom  Deutschen  Staat  und  seinem  Recht  (Leipzig  19 17).  Zu  dem  Ab- 
schnitt über  die  Bestreitung  der  Ausgaben  des  mittelalterhchen  Fürsten  und 
die  Vorgeschichte  der  ZiviUiste  (S.  I73f.  und  S.  183)  heße  sich  mancherlei 
nachtragen  und  berichtigen.  H  a  1 1  e  r  ,  auf  den  L  o  t  z  sich  zu  sehr  stützt, 
trägt,  wie  ich  in  meinem  ,, Deutschen  Staat  des  Mittelalters"  nachgewiesen 
habe,  eine  Theorie  vor,  die  keineswegs  die  tatsächhchen  Verhältnisse  des 
Mittelalters  richtig  wiedergibt.  Das  rechtliche  Verhältnis  zwischen  den  Aus- 
gaben für  den  fürsthchen  Hof  und  denen  für  die  staatlichen  Aufgaben  läßt 
sich  bei  dem  älteren  deutschen  Territorialstaat  nur  unter  Berücksichtigung 
der  Pertinenzqualität  des  Domaniums  darstellen.  Vgl.  dazu  B  ö  h  1  a  u  , 
Fiskus,  landesherrhches  und  Landesvermögen  in  Mecklenburg- Schwerin 
(1877),  eine  Arbeit,  die  namentlich  S.  175  zu  benutzen  gewesen  wäre,  die 
aber  nicht  bloß  für  die  mecklenburgischen  Verhältnisse  wichtige  Gesichts- 
punkte bietet.  Siehe  auch  mein  , »Territorium  und  Stadt"  (S.  25 if.).  Zu  der 
Interpretation  des  preußischen  Edikts  von  17 13  (S.  175  und  183)  ist  die 
neuere  Literatur  heranzuziehen.  Vgl.  Histor.  Zeitschr.  Bd.  107,  S.  144; 
meinen  „Deutschen  Staat  des  Mittelalters",  Bd.  I,  S.  209;  Tümpel, 
Die  Entstehung  des  brandenburgisch-preußischen  Einheitsstaates,  (dazu 
Zeitschr.  für  Sozialwissenschaft  1916,  S.  69f.). 

Zu  der  historischen  Motivierung  der  Steuerfreiheit  der  Rittergüter 
(S.  265f.)  hat  sich  schon  Dopsch  geäußert.  Die  Quellen  lassen  keinen 
Zweifel  darüber  (siehe  meine  ,, Geschichte  der  landständischen  Verfassung 
von  Jühch  -  Berg"  III,  i,  S.  i6f.),  daß  Steuerfreiheit  und  Leistimg  des 
schweren  Reiterdienstes  einander  entsprachen^.  Automatisch  fast  tritt  bei 
dem,  der  Steuerfreiheit  erhält,  die  Pflicht  zu  diesem  Reiterdienst  ein,  und 


*  Bis    in   die    Kreise   der   Bürgerlichen    erstreckt    sich    diese    Korrespondenz:    vgl. 
H  a  m  p  e  ,  ,,Der  Reiterdienst  der  Bürger  von  Kroppenstedt"  (Heidelb.  Diss.  v.  1917),  S.  gif. 
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ebenso  fällt  dem,  der  ihn  nicht  leistet,  sofort  die  Pflicht  zur  Bedezahlung  zu. 
Diese  Auffassung  (sie  gilt  zunächst  und  insbesondere  für  die  alte  landes- 
herrliche Bede,  auf  deren  Verhältnissen  sich  jedoch  die  landständische  Steuer 
aufbaut)  wird  jedenfalls  als  Auffassung  der  Zeit  anzuerkennen  sein.  Was 
ly  o  t  z  gegen  sie  geltend  macht,  ist  nur  das,  daß  die  Befreiung,  von  allge- 
meinen Gesichtsptmkten  aus,  wie  sie  ims  naheliegen,  angesehen,  nicht  gerecht 
gewesen  sei.  Das  ist  natürlich  eine  andere  Frage.  Ich  lehne  sie  keineswegs 
ab;  ich  gehöre  nicht  zu  den  Historikern,  die  das  Aufwerfen  solcher  Fragen 
grimdsätzhch  ablehnen.  Allein  erstens  wird  doch  immer  zuerst  nach  der 
Auffassung  der  Zeit  zu  fragen  sein.  Und  sodann  muß  die  Frage  nach  der 
Gerechtigkeit  auch  nach  den  Zeitumständen  beantwortet  werden.  D  o  t  z 
wendet  gegen  die  Motivierung,  die  die  alte  Zeit  der  Steuerfreiheit  gibt,  ein, 
daß  der  Ritter  dann  doppelt  für  seinen  Reiterdienst  entschädigt  worden  wäre, 
da  er  für  ihn  ja  schon  die  spezielle  Bezahlung  des  Dehens  erhalten  habe. 
Hierauf  wäre  einmal  zu  erwidern,  daß  jene  Zeit  offenbar  eine  reichhche 
Entschädigimg  für  notwendig  erachtet  hat,  sodann,  daß  nicht  alle  Ritter, 
die  zum  Reiterdienst  verbunden  waren,  ein  Ritterlehen  besaßen,  daß  zum 
mindesten  nicht  bloß  Ritterlehne  die  Grimdlage  für  die  Leisttmg  des  Reiter- 
dienstes waren.  Der  Landesherr  forderte  nicht  bloß  von  dem  lehnsmäßigen, 
das  heißt  von  dem  von  ihm  lehnsabhängigen  Grundbesitz  Leistungen,  der 
Reiterkriegsdienst  hat  auch  landrechthchen  Charakter.  Wenn  D  o  t  z  die  Ge- 
rechtigkeit der  Steuerbefreiung  mit  historischen  Gesichtsptmkten  anfechten 
wollte,  so  hätte  er  geltend  machen  können,  daß  die  Ritter  sich  vielleicht 
deshalb  eine  starke  Entschädigung  verschafft  haben,  weil  sie  als  sozial  mäch- 
tige Gruppe  der  Auflegung  größerer  Lasten  von  Anfang  an  erfolgreich  Wider- 
stand haben  leisten  können.  Die  Frage  würde  sich  dahin  zuspitzen,  ob  die 
ritterlichen  Kreise,  als  im  ii.  Jahrhundert  (setzen  wir  der  Kürze  wegen 
einfach  diesen  Termin)  die  Bede  eingeführt  wurde,  vermöge  ihrer  sozial 
einflußreichen  Stellung  sie  von  sich  ferngehalten  haben  oder  ob  sie  in  jener 
Zeit  sozial  noch  nicht  so  kräftig  dastanden,  um  etwas  Derartiges  durchzu- 
setzen, ob  vielmehr  die  Inhaber  der  hohen  Gerichtsbarkeit,  welche  ja  die 
Bede  einführten,  sich  einfach  von  der  Überzeugung  leiten  heßen,  daß  die 
ritterlichen  Kämpfer,  wenn  sie  nicht  durch  Steuerfreiheit  und  Lehen  ent- 
schädigt wurden,  nicht  imstande  waren,  den  schweren  Reiterdienst  zu 
leisten.  Natürlich  können  auch  die  beiden  Momente  oder  etwas  von  beiden 
zusammengewirkt  haben.  Indem  ich  hier  nur  andeuten  möchte,  wie  das 
Problem  zu  behandeln  wäre,  beziehe  ich  mich  im  übrigen  zu  diesem  Punkt 
auf  die  Ausführungen  von  D  o  p  s  c  h.  Selbstverständlich  konnte  die  für 
den  Reiterdienst  in  der  Territorialverfassung  gewährte  Entschädigung  nur 
so  lange  als  berechtigt  gelten,  als  der  alte  Reiterdienst  noch  materiell  mili- 
tärisch wichtig  war.  Aber  auch  bei  der  Abschätzung  dieser  neueren  Verhält- 
nisse sind  mehrere  Umstände  zu  berücksichtigen,  z.  B.  daß  die  ritterhchen 
Personen  auch  nach  dem  Verfall  des  alten  Reiterdienstes  noch  Pferde  und 
Rüstvmg  für  die  üblichen  Musterungen  zur  Verfügung  halten  mußten.  Daran 
freihch  wird  niemand  zweifeln,  daß  in  den  letzten  Zeiten  ein  Mißverhältnis 
zwischen  Privileg  und  Leistung  bestand. 


Finanzwissenschaft.  3l 

Die  ältere  Geschichte  der  Akzisen  (S.  sSsf.  und  S.  593)  hätte  erhebhch 
vollständiger  gegeben  werden  können.  Vgl.  dazu  außer  Z  e  u  m  e  r  s  „Städte- 
steuern" meine  Bemerkungen  in  der  Histor.  Zeitsclir.  Bd.  59,  S.  24off.,  Bd. 
75,  S.  431  ff.  mid  in  meiner  Landständischen  Verfassung  von  Jülich-Berg 
III,  2,  S.  I5iff.  Der  „Ausgangspunkt"  der  Akzise  (S.  593)  ist  doch  ein  etwas 
anderer,  als  L  o  t  z  aimimnit.  S.  7 1 2  hätte  vermerkt  werden  können,  daß 
der  französische  ,,Octroi"  eine  allgemein  abendländische  Sache  gewesen  ist. 
Den  ersten  Satz  in  §  Ji  daselbst  würde  ich  formuhert  haben:  ,,Das  ancien 
regime  hielt  die  mittelalterhche  Praxis  ...  in  den  netteren  Jahrhimderten 
fest." 

Zur  Geschichte  der  älteren  Kataster  in  Deutschland  (S.  283ff.  xmd 
S.  292ff.)  mögen  mein  Artikel  Grvmdsteuer  (Geschichte)  im  Handwörter- 
buch der  Staatswissenschaften  vmd  meine  Landständische  Verfassung  III, 
2,  S.  93ff.  herangezogen  werden.  Für  die  Darstellung  der  , .Vorstufen  des 
geregelten  freiwilhgen  öff entheben  Kredits"  (S.  792f.)  steht  eine  reichere 
Literatur  zur  Verfügimg,  als  Lot  z'  Angaben  vermuten  lassen.  Ich  möchte 
nur  auf  K  n  i  p  p  i  n  g  ,  ,,Das  Schulden wesen  der  Stadt  Köln  im  14.  xmd 
15.  Jahrhmidert",  Westdeutsche  Zeitschrift  Bd.  13,  und  auf  J.  Landmann, 
„Zur  Entwicklungsgeschichte  der  Formen  imd  der  Organisation  des  öffent- 
lichen Kredits",  Finanzarchiv,  19.  Jahrgang,  hinweisen.  S.  793  bemerkt 
Lotz:  ,,Die  Fürsten  gaben  die  Eüikünfte  gewisser  Schlösser  den  städti- 
schen Kapitahsten,  die  gegen  die  agrarische  Renten  quelle  Gelder  gewähren." 
Handelt  es  sich  hier  wirklich  nur  um  eine  ,,  agrarische  Renten  quelle"  ? 
Keineswegs !  Jener  Satz  entspringt  wiederum  der  oben  abgelehnten  grimd- 
herrlichen  Theorie,  welche  die  öffentlichen  Einnahmen  der  Landesherren 
nicht  würdigt.  Von  anderm  abgesehen,  die  Bede  gehörte  zu  der  ,, Renten- 
quelle". Im  übrigen  wäre  statt  ,, Schloß"  zu  sagen  gewesen:  „Amtsbezirk 
mit  landesherrlicher  Burg". 

Es  mag  genügen,  an  diesen  Beispielen  gezeigt  zu  haben,  wo  und  wie 
eine  Vervollständigung  der  Lotz  sehen  Darstellung  wünschenswert  wäre. 
Wenn  ich  hiermit  Desiderata  vorgetragen  habe,  so  möchte  ich  andererseits 
auch  dankbar  hervorheben,  daß  Lotz  uns  Wichtiges  bietet,  was  ims  bis- 
her in  den  Werken  über  Finanzwissenschaft  nicht  zur  Verfügung  stand: 
zu  nennen  ist  vor  allem  eine  stärkere  Berücksichtigimg  der  älteren  Finanz- 
theoretiker und  dessen,  was  sich  auf  die  finanztechnischen,  die  Kassenfragen, 
bezieht.  Und  wenn  wir  Lücken  in  der  Literaturverwertung  namhaft  zu 
machen  haben,  so  halten  wir  uns  gegenwärtig,  daß  die  Literatur,  die  heute 
vorUegt,  gewaltig  ist,  und  daß  wir  von  einem  Nationalökonomen  nicht  eine 
vollständige  Benutzung  der  historischen  Literatur  erwarten  können.  Zum 
Schluß  wiederhole  ich  die  Erklärung,  daß  ich  mich  nur  zu  den  historischen 
Partien  von    Lotz'    Darstellung  äußern  wollte. 
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Einzelbesprechungen  und  Anzeigend 

1.  Ällgemeinß  Bibliographien,  Sammelwerke,  allgemeine  Nach- 
schlagewerke und  Lehrbücher,  allgemeine  Theorie,  Methodik  und 
Systematik,  allgemeine  Zeitschriften,  Unterrichtsfragen. 

Passow,  Dr.  Richard,  „Kapitalismus".  Eine  begrifflich-termino- 
logische Studie.     Jena  191 8.     Gustav  Fischer.     136  S.     M  5,40. 

Es  ist  eine  eigenartige  Erscheinung  der  Nationalökonomie,  daß  wissen- 
schaftliche Streitigkeiten,  deren  ursprünglicher  Zweck  es  gewesen  war,  kon- 
krete Erscheinungen  des  Wirtschaftslebens  zu  erklären,  im  I/aufe  der  Zeit 
diesen  Zusammenhang  vollständig  verlieren.  Die  Definition  wird  schließ- 
lich zum  Selbstzweck  tmd  nach  Jahrzehnten  einer  chaotischen  Diskussion 
wird  erst  wieder  die  Frage  nach  dem  Ursprtmg  und  Zweck  des  ganzen  Strei- 
tes aufgeworfen.  Es  wird  dann  klar,  auf  welchem  Holzwege  sich  die  Wfrt- 
schaftslehre  befand. 

Dies  war  mit  der  Wertkontroverse  und  noch  mehr  mit  dem  Streit  tun 
den  Kapitalsbegriff  der  Fall.  Ursprünglich  wurde  das  Wort  Kapital  zur 
Bezeichnung  des  Hauptstammes  von  Gelddarlehen  im  Gegensatze  zu  den 
Zinsen  gebraucht.  Diesen  Sinn  hat  das  Wort  auch  heute  im  Sprachgebrauch 
im  bürgerhchen  Gesetzbuch  usw.  behalten.  Der  Nationalökonomie  genügte 
jedoch  dieser  Begriff  nicht,  und  sie  schuf  eine  neue  wissenschaftliche  Be- 
zeichnung. Nichts  ist  charakteristischer  für  das  Künstliche  der  national- 
ökonomischen Kapitalsdefinition  als  die  Tatsache,  daß  Röscher  im 
Band  I  seines  Systems  folgenden  Satz  niederschreiben  konnte:  ,,Die  Ge- 
schichte dieses  Begriffs  bietet  merkwürdige  Beispiele  dar,  wie  es  die  Wissen- 
schaft verwirren  kann,  wenn  ihre  Terminologie  auch  im  alltäglichen  lieben 
gebraucht  wird.  Das  Wörterbuch  der  französischen  Akademie  hatte  bis 
vor  kurzem  alle  anderen  denkbaren  Bedeuttmgen  des  Wortes  Kapital  zu- 
sanunengestellt,  nur  die  wissenschafthch  nationalökonomische  weggelassen !" 
Ganz  richtig  bemerkt  hierzu    Passow:    ,, Diese  Auffassung    Roschers 

1  Zur  Beadltung:  Die  Literatior  dieser  Zeitschrift  berücksichtigt  vornehmlich  solche 
Arbeiten,  die  insgesamt  weltwirtschaftliche  Untersuchungen  zum  Gegenstand  haben.  Es 
finden  jedoch  auch  diejenigen  Schriften  Aufnahme,  welche  sich  nur  in  einzelnen  Teilen  mit 
weitwirtschaftlichen  Beziehungen  befassen.  Dasselbe  gilt  von  literarischen  Erscheinungen 
aus  dem  Gebiet  der  vergleichenden  Volkswirtschaftslehre.  Die  Besprechungen  erscheinen  in 
deutscher,  englischer  oder  französischer  Sprache.  Die  Herren  Mitarbeiter  können  sich  aber 
einer  beliebigen  anderen  europäischen  Sprache  bedienen,  sofern  sie  mit  deren  Übersetzung 
einverstanden  sind.  Die  der  Redaktion  zugegangenen,  für  das  Archiv  geeigneten  Druck- 
schriften werden  sofort  mit  ihrem  genauen  Titel  aufgeführt,  wobei  in  geeigneten  Fällen 
eine  Inhaltsangabe  mit  kurzer  Charakteristik  erfolgt.  Darüber  hinaus  kann  eine  Gewähr 
für  die  Besprechung  der  Bücher,  auch  wenn  diese  eingefordert  sind,  nicht  übernommen 
werden.  In  der  gesamten  Literaturübersicht  werden  nur  solche  Druckschriften 
aufgeführt,  die  der  Redaktion  vorgelegen  haben.  Eingereichte  Bücher,  die 
dem  Spezialgebiet  des  Archivs  (in  dem  oben  begrenzten  Umfange)  fernliegen,  bleiben 
auch  im  Titclverzeichnis  unberücksichtigt;  sie  werden  den  Verlegern  jedoch  zurückge- 
schickt. 


Allgeineiae  Bibliographien,  Sammelwerke,  allgemeine  Nachschlagewerke  usw,       ^o 

bedeutet  eine  nierkwürdige  Verkeniimig  des  Tatbestandes.  Nicht  das  Wirt- 
schaftsleben hat  hier  Unklarheiten  geschaffen  dadurch,  daß  es  einen  wissen- 
schaftlichen terminus  technicus  anch  in  der  Praxis  anwandte,  sondern  um- 
gekehrt hat  die  nationalökonomische  Literatur  einen  gröblichen  Fehler  ge- 
macht mid  Verwimmg  gehäuft,  indem  sie  ein  in  der  wirtschafthchen  Praxis 
allgemein  verwendetes  Wort  zur  ßezeichmmg  eines  völlig  anderen  Begriffes 
gebrauchte"  (S.  60). 

Wie  ist  die  Einführmig  dieses  neuen  vorher  unbekannten  Kapitals- 
begriffes in  die  nationalökonomische  Literatur  zu  erklären  ?  Wohl  nicht 
anders  als  dadurch,  daß  im  Augenblick,  wo  die  Wirtschaftslelire  mit  den 
merkantilistischen  Anschaumigen  brach,  man  zu  der  Überzeugim^g  kam, 
daß  nicht  Geld,  sondern  ein  Sachkapital  Träger  des  Kapitalzinses  sein  müsse. 
Es  ist  deshalb  nicht  verwrmderhch,  daß  die  ersten  „wissenschaftHchen"  Kapi- 
talsdefinitionen sich  bei  T  u  r  g  o  t  imd  Adam  Smith  finden,  die 
überhaupt  den  Geldschleier,  der  das  wirldiche  Getriebe  des  Wirtschafts- 
lebens verdeckte,  zu  lüften  bestrebt  waren.  T  u  r  g  o  t  definiert  ,,die  an- 
gehäuften Güter"  als  Kapital.  Smith  scliränkt  diese  Bezeichnvmg  ein, 
indem  er  als  Kapital  nur  diejenigen  aufgespeicherten  Gütervorräte,  die  dazu 
bestimmt  sind,  dem  Eigentümer  Einkünfte  einzubringen,  mit  dem  Namen 
Kapital  belegt. 

Zugleich  aber  stellt  Smith  fest,  daß  außer  diesem  Kapital,  das  dem 
Einzelnen  Gewinn  bringt  imd  aus  Genußgütern  wie  Wohnhäuser,  Masken- 
anzüge und  Möbel,  die  an  andere  gegen  Entgelt  vermietet  werden,  es  noch 
ein  Kapital  im  volkswirtschaftlichen  Sinne  gibt.  Dieses,  das  hauptsächhch 
aus  Produktivmittehi  besteht,  trägt  allein  zur  Bereicherung  der  Gesellschaft 
bei. 

Schon  diese  Unterscheidung  zwischen  dem  Kapital  als  Träger  der  Pro- 
duktion und  des  Zinses  hätte  zeigen  sollen,  daß  es  nicht  gelungen  war,  eine 
Gruppe  von  Sachgütem  auszuscheiden,  denen  die  zinserzeugende  Wimder- 
kraft innewohnte.  Diesen  Schluß  zogen  die  Nachfolger  Smiths  aber 
nicht,  im  Gegenteil,  sie  vermengten  beide  Arten  von  Kapitalien  miteinander, 
defiiüerten  das  Kapital  als  „Produkte,  die  zur  Produktion  dienen"  oder  als 
„produzierte  Produktionsmittel".  Und  mm  ergab  eine  Verwechslimg  die 
andere.  Hatte  man  die  Begriffe  vermischt,  so  vermischte  man  jetzt  die  Er- 
scheinungen imd  die  Probleme.  Das  Kapital  produziert  und  trägt  Zinsen. 
Was  lag  da  näher  als  kurzweg  zu  sagen:   es  trägt  Zinsen,  weil  es  produziert^. 

„Damit  hatte  die  Konfusion",  sagt  Passow  ganz  richtig,  „ihren 
Höhepunkt  erreiclit.  Dieses  Durcheinander  war  so  fürchterHch,  daß  es 
schheßlich  als  besondere  wissenschafthche  Leistung  gefeiert  wurde,  das 
Kapital  im  Sinne  des  einzelnen  Wirtschaftssubjekts  und  das  Kapital  im 
Siime  der  ,, Volkswirtschaft"  wieder  begriff hch  voneinander  geschieden  zu 
haben"  (S.  58). 

Die  moderne  Nationalökonomie  begnügt  sich  nicht  mit  der  Unter- 
scheidung, sie  geht  weiter,  mid  es  macht  sich  bei  den  Wirtschaftstheoretikern 

1  V.  Böhm-Bawerk,  Kapital  und  Kapitalzins.  Positive  Theorie  des  Kapitals. 
2.  Aufl.     S.  29. 
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immer  mehr  die  Tendenz  bemerkbar,  das  Wort  Kapital  auf  das  zu  beschrän- 
ken, was  es  in  der  Sprache  der  wirtschaftiichen  Praxis  bedeutet.  M  e  n  g  e  r  , 
van  der  Borght,  Kleinwächter,  Schmoller  usw.  sind 
für  eine  solche  Reform  eingetreten  und  auch  in  P  a  s  s  o  w  findet  sie  einen 
energischen  Verfechter.  ,,Die  Gegenüberstellung  der  beiden  Ausdrücke 
Sozialkapital  und  Privatkapital",  sagt  er,  ,, verführt  auch  immer  wieder 
dazu,  nach  einem  gemeinsamen  Oberbegriff  des  Kapitals  im  allgemeinen 
zu  suchen,  einem  aussichtslosen  Vorgehen,  da  es  sich  bei  jenen  beiden  Be- 
griffen nicht  nur  um  verschiedene  Objekte  .  .  .  ,  sondern  auch  um  ganz  ver- 
schiedene einander  widerstrebende  Betrachtvmgsweisen  handelt.  Man  muß 
deshalb  radikal  vorgehen  und  endlich  den  so  lange  gemachten  verhängnis- 
vollen Fehler  aufgeben.  Die  unglücksehge  Verwirriuig  ist  dadurch  herbei- 
geführt, daß  der  Ausdruck  Kapital  auf  etwas  der  üblichen  Vorstellung  Frem- 
des übertragen  wurde.  Will  man  wieder  zur  Klarheit  zurückkommen,  so 
muß  man  damit  aufhören  und  den  Ausdrxick  auf  das  beschränken,  was  er 
im  wirtschaftHchen  lieben  besagt  .  .  ."  (S.  64). 

So  sehr  man  diese  Bestrebungen  gutheißen  muß,  so  wenig  wird  man 
sich  mit  dem  Vorschlag  P  a  s  s  o  w  s  einverstanden  erklären,  das  Wort 
,, Kapitalismus"  aus  dem  wissenschaftlichen  Wortschatz  zu  streichen.  Sicher 
hat  P  a  s  s  o  w  recht,  daß  dieser  Ausdruck  zum  parteipolitischen  Schlag- 
wort geworden  ist.  Könnte  man  „Kapitalismus"  durch  eine  andere  Be- 
zeichnung ersetzen,  die  bis  jetzt  weniger  agitatorischen  Zwecken  gedient  hat, 
so  wäre  dagegen  nichts  einzuwenden.  P  a  s  s  o  w  glaubt  in  der  „großen 
Unternehmung"  das  charakteristische  Merkmal  unserer  Wirtschaftsepoche 
gefimden  zu  haben,  und  er  schlägt  diesen  Ausdruck  an  Stelle  von  KapitaHs- 
mus  vor. 

Man  könnte  hier  P  a  s  s  o  w  die  Worte  von  Marx  entgegenhalten, 
die  er  im  ,, Kapital"  niederschrieb:  „So  wenig  man",  sagt  er,  ,,nämlicla  dem 
Weizen  anschmeckt,  wer  ihn  gebaut  hat,  so  wenig  sieht  man  diesem  (dem 
technischen)  Prozeß  an,  imter  welchen  Bedingtmgen  er  vorgeht,  ob  imter 
der  brutalen  Peitsche  des  Sklavenaufsehers  oder  unter  dem  ängstlichen  Auge 
des  Kapitalisten.  "1 

Die  große  Unternehmung  ist  etwas  rein  Äußeres,  sie  ist  ein  Skelett  der 
wirtschaftlichen  Struktur,  kann  auf  der  Stufe  der  Fronhofswirtschaft  ebenso 
existieren  wie  im  kapitalistischen  Zeitalter.  Kapitahstisch  wird  sie  erst 
dadurch,  daß  sie,  um  mit  Marx  zu  reden,  ,, Mehrwert  heckt".  Dies  ist 
das  charakteristische  Merkmal  des  „Kapitalismus".  Außer  den  Arbeitern 
und  den  Besitzern  von  Grimd  und  Boden  finden  wir  hier  eine  dritte  Gruppe, 
die  der  Kapitahsten,  denen  der  Besitz  des  Kapitals  ein  Einkommen  verschafft. 
Diese  Klasse  drückt  tmserer  Wirtschaftsepoche  den  Stempel  auf,  sie  steht 
im  Vordergrtmde  der  sozialen  Kämpfe,  deshalb  kann  die  Periode,  in  der 
wir  leben,  als  die  des  Kapitahsmus  bezeichnet  werden. 

Dr.    Jan    St.  I^ewinski. 

1  Bd.  I.    S.  146/147. 
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Bellet,  Daniel,  Crises  öconomi- 
ques.  Crises  commerciales.  —  Crises 
de  guerre.  Preface  de  M.  Yves-Guyot. 
Paris  1918.  F61ix  Alcan.  III,  264  S. 
Fr.  3,50. 

Bücher,  Dr.  Karl,  o.  Prof.  a.  d. 
Universität  Leipzig,  Die  Entstehung 
der  Volkswirtschaft.  Vorträge  und 
Aufsätze.  2.  Sammlut  g.  Tübingen 
1918.  H.  Laupp.  403  S.  Ji  9, — .  — 
Enthält  folgende  ältere  und  neuere  Ab- 
handlungen: Schenkung,  Leihe  und 
Bittarbeit.  —  Wald  und  Wirtschaft.  — 
Landwirtschaftliche  Entwicklungsstu- 
fen. —  Das  Gesetz  der  Massenproduk- 
tion. —  Ein  Ausschnitt  aus  der  Ge- 
werbegeschichte. —  Die  Hausindustrie 
auf  dem  Weihnachtsmarkte.  —  Der 
Transport.  —  Die  wirtschaftliche  Re- 
klame. —  Die  Konsumtion.  —  Haus- 
haltungsbudgets oder  Wirtschaftsrech- 
nungen ?  —  Die  Interessenvertretung. 


—  Die  wirtschaftlichen  Aufgaben  der 
modernen  Stadtgemeinde.  —  Die  Han- 
delshochschulbewegung in  Deutsch- 
land. —  Die  Neugründung  von  Uni- 
versitäten. 

Conrad,  Prof.  Dr.  J.,  Leitfaden  zum 
Studium  der  Nationalökonomie  8.  er- 
gänzte Aufl.,  bearb.  v.  Prof.  Dr.  A. 
Hesse.  Jena  1918.  Gustav  Fischer. 
VII,  113  S.     M   3,20. 

G  e  h  r  i  g  ,  Prof.  Dr.  Hans,  Deutsche 
Staatswissenschaft  und  Wirtschafts- 
politik im  19.  Jahrhundert.  Berlin, 
Kattowitz  u.  Breslau  1919.  Phönix- 
Verlag.     16  S.     M   1,20. 

Schubert,  Emmerich,  Kultur 
und  Volkswirtschaft.  Heidelberg  191 8. 
Carl  Winter.     XIX,  460  S.    M   10,—. 

—  Der  Verf.  will  allgemein  die  Ent- 
stehung der  Kultur  zur  Darstellung 
bringen  und  daraus  Aufgaben  für  die 
Menschheit  ableiten.  jh. 


2.  Wirtsdiaftsgesdiidite,  wirtsdiaftlidic,  soziale  und  kulturelle  Zu- 
standssdiilderungen,  Wirtschaftsgeographie,  Karten,  Atlanten,  Reise- 

besdireibungen. 

Brodnitz,  Georg,  Englische  Wirtschaftsgeschichte.  Erster 
Band.  (Handbuch  der  Wirtschaftsgeschichte,  herausgeg.  von  Dr.  G.  Brod- 
nitz.)    Jena  1918.     G.  Fischer.     VI,  515  S. 

Die  enghsche  Wirtschaftsgeschichte  von  Brodnitz,  deren  erster 
Band,  noch  vor  dem  Weltkriege  geschrieben,  jetzt  vorHegt,  eröffnet  ein 
groß  angelegtes  Unternehmen:  ein  umfassendes  Handbuch  der  Wirtschafts- 
geschichte in  Einzeldarstellungen  ist  geplant,  das  nach  des  Herausgebers 
Worten  „ein  Gesamtbild  der  wirtschaftlichen  Entwicklung"  geben  will  ,, unter 
Berücksichtigung  aller  Faktoren,  die  sie  bedingt  und  beeinflußt  haben". 
Man  kann  darüber  im  Zweifel  sein,  ob  bei  dem  heutigen  Stande  der  For- 
schimg schon  der  Zeitpunkt  gekommen  ist,  imi  deren  Ergebnisse  zu  großen 
Gesamtdarstellungen  zusammenzufassen  —  namenthch  hinsichthch  der 
slavischen  Länder  kann  es  vielleicht  fraghch  sein,  ob  die  Voraussetzungen 
dafür  schon  gegeben  sind.  Aber  wenn,  wie  der  Herausgeber  selbst  zugibt, 
auch  noch  nicht  abschließende  Darstellimgen  —  wann  wären  die  bei  der 
Fülle  des  zu  bearbeitenden  Materials  überhaupt  möglich  ?  —  geboten  wer- 
den können,  so  erscheint  es  doch  nicht  nur  wünschenswert,  sondern  als 
eine  zwingende  Notwendigkeit,  daß  von  Zeit  zu  Zeit  der  Versuch  gewagt 
wird,  die  Fülle  der  Einzelforschvmgen  zusannnenzufassen  und  aus  der  ver- 
wirrenden Häufxmg  der  Tatsachen  xmd  Streitfragen  die  großen  Richtlinien 
der  Entwicklung  herauszuarbeiten.  Und  gerade  von  diesem  Gesichtspunkte 
aus  eröffnet  Brodnitz's  englische  Wirtschaftsgeschichte  glückverheißend  das 
große  Unternehmen.  Denn  in  klarer  tmd  fesselnder  Darstellvmg,  der  man 
nixr  hier  und  da  die  Ausmerzung  unnötiger  Fremdwörter  wünschen  möchte, 
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hat  der  Verf.  durchweg  den  erstaunUch  umfangreichen  Stoff  an  Quellen 
und  Forschungen  zu  überwinden  vermocht  und  es  verstanden,  in  dem  das 
Mittelalter  umfassenden  ersten  Bande  in  großen  und  doch  durch  charak- 
teristische Einzelheiten  belebten  Zügen  den  Weg  aufzuweisen,  den  England 
gehen  mußte,  um  von  dem  durch  Grundherrschaft  und  FeudaUtät  gebimdenen 
Agrarstaat  mittels  Entwicklung  des  Kapitalismus  zu  dem  Punkte  zu  gelangen, 
durch  Begründimg  des  nationalen  Handels  sich  den  Weg  zu  Weltherrschaft 
und  Welthandel  zu  bahnen.  Die  frühzeitige  Beseitigimg  des  politischen 
Feudahsmus  tmd  die  stärkere  kapitahstische  Entwickltmg  der  Grundherr- 
schaft bilden  die  erste  Entwicklungsstufe ;  die  zweite,  die  seit  Edward  I.  sich 
vollziehende  Bildimg  eines  Nationalstaates,  in  dem  ztmächst  mit  der  Ver- 
nichtung der  Grundherrschaft  und  der  Bauernbefreiung  die  Bahn  für  die 
Entwicldimg  des  Kapitahsmus  freigemacht  wird.  Dessen  eigenthches  Ent- 
faltungsgebiet aber  wird  die  Stadt.  In  dem  besonders  lebensvollen  Kapitel, 
das  der  Entwicklung  von  Stadt  ujid  Gewerbe  gewidmet  ist,  stellt  sich 
m.  E.  Brodnitz  hinsichtHch  der  Gründung  der  englischen  Städte  gegenüber 
der  ebenso  wie  in  Deutschland  anzunehmenden  Mannigfaltigkeit  der  histori- 
schen Wirkhchkeit  zu  sehr  auf  den  Standpunkt  einer  einseitigen  Theorie 
—  in  diesem  Falle  der  Burgentheorie  gegenüber  der  Markttheorie  — ,  weist 
aber  dann,  wie  er  auch  sonst  immer  wieder  die  wirtschaftlichen  Verhältnisse 
anderer  I^änder,  namenthch  Deutschlands  und  Frankreichs  zum  Vergleich 
heranzieht,  auf  die  für  die  Entwicklung  des  englischen  Städtewesens  gnmd- 
legende  Bedeutung  der  Tatsache  hin,  daß  im  Gegensatz  zu  Deutschland 
die  engHschen  Städte  in  ihrer  wirtschafthchen  Entwicklimg  Stütze  und 
Rückhalt  an  der  könighchen  Gewalt  fanden,  die  dann  namenthch  auch 
der  Entfaltung  des  Binnenverkehrs  (Verhindervmg  von  Binnenzöllen,  Ord- 
nung von  Münze,  Maß  tmd  Gewicht)  zugute  kam ;  daß  die  Verkehrspohtik 
aber,  solange  es  an  einer  einheünischen  Industrie  fehlte,  auf  der  ausschlag- 
gebenden Stellimg  des  Fremdhandels  basierte.  Auch  die  Gilden  und  Zünfte 
wußte  der  Staat  durch  eine  kluge,  anerkennende  PoHtik  zu  Mitteln  einer 
staathch-städtischen  WirtschaftspoUtik  zu  machen.  Die  in  den  so  lebens- 
voll sich  entwickelnden  Städten  entstehenden  Messen  konnten  dann  in  ein- 
zelnen Fällen  —  wie  die  von  Stourbridge  —  eine  über  England  hinausgehende 
Bedeutung  ge^vinnen  —  die  ersten  lockeren  Fäden  der  Verknüpfung  Eng- 
lands mit  der  Weltwirtschaft  in  ihrem  beschränkten  mittelalterlichen 
Sinne.  Indem  dann  Brodnitz  im  vierten  der  Staatswirtschaft  gewidmeten 
Kapitel  zu  dem  Ergebnis  kommt,  daß  der  König  die  Fremden  selbst  ins 
I^and  rufen  mußte,  ,, damit  sie  seinem  Volke  kapitahstische  Erzieher  werden", 
schildert  er  mm  die  Erziehtmg  des  englischen  Volkes  zum  KapitaUsmus 
durch  die  Fremden  —  namenthch  durch  die  deutsche  Hanse  und  durch  die 
Italiener;  den  Höhepunkt  erreicht  die  Begünstigung  der  Fremden  um  die 
Mitte  des  14.  Jahrhvmderts  imter  Eduard  III.  Erst  auf  der  durch  diese 
kapitahstische  Erziehung  gelegten  Gnmdlage  vermochte  der  „neue  Geist" 
zu  erwachsen,  der  das  neuzeitiiche  England  geschaffen  hat.  Indem  Brod- 
nitz dem  Entstehen  und  Wachsen  dieses  neuen  Geistes  in  eindringender 
Kritik  nachgeht,  widerlegt  er  m.  E.  mit  Glück  die  von  Schulze-Gäver- 
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n  i  t  z  verfochtene  Theorie,  die  diesen  kapitalistischen  Geist  aus  dem  Calvi- 
nismus  ableiten  will.  Das  Entstehen  dieser  Geistesart  muß  nach  Brod- 
nitz's  einleuchtender  Darstellung  viel  weiter  zurückverlcgt  werden  bis  in 
die  Zeit  Roger  Bacons  imd  der  großen  Erschütterimg  dei  kirchlichen  Autori- 
tät in  der  Mitte  des  14.  Jahrhunderts.  In  dieser  Zeit  ist  auch  die  kapita- 
listische Erziehung  Englands  durch  die  Fremden  beendet,  und  es  zeigen  sicli 
die  ersten  starken  Ansätze  zum  einheimischen  Kapitalismus,  als  dessen 
Quellen  B  r  o  d  n  i  t  z  im  Gegensätze  zu  Sombarts  einseitiger  An- 
schauung von  der  Bedeutung  der  Grundrente,  vielleicht  seinerseits  wieder 
etwas  zu  einseitig  Geldleihe  und  Handel  betrachtet. 

In  gleicher  Zeit  begimit  das  Eindringen  der  Engländer  in  den  Übersee- 
handel; tmd  weim  gegen  Ausgang  des  14.  Jahrhunderts  auch  der  erste  Ab- 
schnitt des  englischen  KapitaHsmus  mit  einer  Katastrophe  endet,  so  ist  doch 
der  Bann  des  fremden  Kapitals  endgültig  gebrochen,  imd  durch  den  bis  in 
unsere  Tage  für  England  charakteristischen  Eintritt  der  jüngeren  Söhne 
der  Gentry  in  die  kaufmännischen  Kreise  kommt  neuer  Geist  und  neue 
Bewegimg  in  die  Entfaltung.  Scharf  tritt  dann  die  Bedeutung  Eduards  III. 
für  die  Entwicklung  von  Englands  Handel  hervor  —  er  ist  der  erste,  der  mit 
klarem  Bhck  die  Wollproduktion  Englands  zur  Grundlage  einer  klugen 
Handelspohtik  macht,  wenngleich  er  noch  nicht  auf  die  Begünstigung 
der  Fremden  verzichten  kann.  Dies  geschieht  erst  im  15.  Jahrhundert; 
nicht  ohne  Einfluß  darauf  war  es,  daß  eist  seit  der  Sperrung  der  großen 
durch  Flandern  und  Frankreich  führenden  Handelswege  die  natürhchen 
Vorzüge  der  geographischen  Lage  Englands  zur  Geltung  kamen,  die 
durch  das  Aufblühen  des  skandinavischen  Handels  imd  die  Kolonisation 
des  deutschen  Ostens  auch  nach  der  anderen  Seite  hin  günstig  beeinflußt 
wurden.  So  tauchen  denn  nun  in  der  ersten  Hälfte  des  15.  Jalirhunderts 
auch  schon  die  ersten  Ansprüche  Englands  auf  Seemacht  und  Seeherrschaft 
auf.  Eduards  IV.  Industrie-  und  handelsfreimdliche  Politik  verschafft  dami 
dem  engHschen  Kapital  die  nötigen  Anlagemöglichkeiten  und  ertüchtigt 
damit  den  engHschen  Kaufmann,  in  den  Kampf  um  den  Weltmarkt  ein- 
zutreten. Hand  in  Hand  damit  gehen  Beschränkungen  des  Fremdhandels 
und  die  Anfänge  einer  merkantilistischen  WirtschaftspoHtik ;  in  weiteren 
Kreisen  des  Volkes  brach  sich  die  Anschauung  Bahn,  „daß  das  Meer  die 
Grundlage  für  Englands  Macht  und  Handel  bieten  könne".  Freilich  schei- 
tern noch  die  von  Heinrich  VI.  unternommenen  Versuche  der  Bildung  einer 
Reichsflotte,  und  erlebte  England  noch  in  der  zweiten  Hälfte  des  15. 
Jahrhunderts  den  Höhepunkt  des  Einflusses  der  Hausse,  aber  doch  dehnte 
es  allmälxlich  seine  Handelsbeziehungen  bis  tief  in  das  Becken  des  Mttel- 
meeres  aus.  Und  weim  Brodnitz  vielleicht  auch  zu  weit  geht,  wenn  er 
auf  Grund  dieser  Tatsachen  von  einem  schon  darin  zutage  tretenden 
„kommerziellen  Imperialismus"  Englands  spricht,  so  sehen  wir  doch  hier 
die  großen  Ansätze  zu  dem  seebelierrschenden  England.  Dessen  Ent- 
wicklung wird  uns  nun  der  hoffenthch  nicht  zu  lange  auf  den  ersten 
folgende  zweite  Band  bringen. 

Prof.  Wilhelm    I/angenbeck,    Frankfurt  a.  M. 
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Ogg,  Prof.  Frederic  Austin,  Economic  Development  of  Mo- 
dern   Eiirope.     New  York  1917.     Macmillan  Co.     XVI,  657  S. 

Eine  dankenswerte  Zusammenstellung  der  wichtigsten  Daten  der  euro- 
päischen Wirtschaftsentwicklimg. 

Der  Verfasser  behandelt  im  ersten  Teil  die  Herausbildung  der  Gnmdlagen 
der  modernen  Wirtschaft  in  den  führenden  lyändem,  England,  Frankreich 
imd  Deutschland,  im  zweiten  die  agrarische  mid  industrielle  Revolution  tmd 
die  kommerzielle  Ausbreitung  im  19.  Jahrhundert.  Das  dritte  Buch  ist 
der  Bevölkerungsbewegung,  dem  Arbeiterschutz  und  den  Arbeiterorgani- 
sationen, das  vierte  dem  Soziahsmus  vmd  der  Sozialversicherung  gewidmet. 

Reiche  Literaturangaben  zeigen  das  Interesse,  das  man  auch  in  der 
angelsächsischen  Welt  der  Wirtschaftsgeschichte  zuwendet.  Der  Verfasser 
beschränkt  sich  im  wesentlichen  darauf,  die  Ergebnisse  der  Forschung  an- 
schaulich vorzutragen.  Die  frühere  deutsche  Entwicklung  sieht  er  nicht 
in  ihrer  Selbständigkeit,  doch  erkennt  er  die  prinzipielle  Bedeutung  vmd 
die  Leistungen  der  von  Deutschland  eingeführten  Arbeiterversicherung  in 
warmen  Worten  an.  Prof.  Heinrich    Sieveking,    Zürich. 

Bosse,  Dr.  sc.  pol.  Ewald,    Norwegens  Volkswirtschaft   vom 
Ausgang  der  Hansaperiode  bis  zur   Gegenwart,   mit 
besonderer  Berücksichtigung  der  internationalen 
Handelsbeziehungen.     Teil   i   u.   2.      (Probleme  der  Weltwirt- 
schaft. Bd.  22.)  Jena  1916.  Gustav  Fischer.  IX,  458  S.,  V,  jj^)  S-  Ji  48, — . 
Wenn  der  Verfasser  die  Untersuchungen  über  Norwegens  Volkswirtschaft 
so  zu  gestalten  versucht  hat,  daß  namentlich  die    internationalen 
Wirtschaftsbeziehxmgen  Norwegens  deutlich  aufgezeigt  werden,  so  scheint 
dies  beim  ersten  Blick  auffallend. 

Ohne  nähere  Kenntnis  des  Themas  wird  man  geneigt  sein,  die  Volks- 
wirtschaft Norwegens,  wenigstens  für  einen  großen  Teil  des  besprochenen 
Zeitraumes,  als  so  wenig  auf  internationalen  Wirtschaftsbeziehungen  beruhend 
zu  betrachten,  daß  ein  solcher  Ausgangspunkt  verfehlt  sein  würde.  Das 
ist  indessen  nicht  der  Fall.  Früh  wurde  der  internationale  Handelsumsatz 
von  großer  Bedeutung  für  die  Ökonomie  des  Landes.  Norwegen  nahm  schon 
—  wie  der  Vei fasser  hervorhebt  —  im  13.  und  14.  Jahrhundert  eine  bedeu- 
tende Stellung  als  Handelsnation  ein;  seine  Schiffe  gingen  in  großer  Anzahl 
nach  England,  den  übrigen  Ländern  an  der  Nordsee,  Island,  Grön- 
land, den  Niederlanden,  Novddeutschland  und  anderen  Ländern.  Schon 
seit  der  Wikinger  zeit  ist  England  von  großer  Bedeutung  für  Norwegen 
gewesen,  mit  keinem  anderen  Land  Europas  wurde  ein  so  lebhafter  vmd 
stetiger  Verkehr  unterhalten,  jedes  Jahr  besuchten  englische  vmd  norwegi- 
sche Schiffe  die  Städte  des  anderen  Landes.  Später  vergrößerte  sich  ja  all- 
mählich der  Handelsumsatz,  so  daß  bereits  in  den  Tagen  der  Hansa  (bis 
zur  Zeit  um  1550)  die  norwegische  Volkswirtschaft  ihr  Gepräge  durch  ihre 
damalige  Stellung  in  der  „Weltwirtschaft"  empfangen  hatte. 

Der  Grund  dieses  lebhaften  Handelsverkehrs  mit  anderen  Ländern 
schon  in  so  früher  Zeit  hegt  vornehmlich  in  dem  Umstand,  daß  aus  Nor- 


Wirtschaftsgeschichte,  wirtschaftl.,  soziale   u.  kulturelle  Zustandsschilderungen  usw.      89 

wegen  Rohstoffe  bezogen  werden  konnten,  für  die  andere  Ivänder  Bedarf 
hatten,  während  diese  Länder  zugleich  Norwegen  Artikel  anboten,  zu  deren 
Eigenerzeugiuig  es  nicht  imstande  war. 

Fische  waten  schon  lange  vor  dem  Auftreten  der  Hanseaten  eine  ku- 
rante  Handelsware.  Im  Mittelalter  war  Norwegen  fast  das  einzige  Land, 
welches  getrockneten  Fisch  lieferte,  einen  Artikel,  der  in  den  katholischen  Län- 
dern von  großer  Bedeutmig  war.  Die  reichen  P'ischereien  längs  der  aus- 
gestreckten Küste  Norwegens  gaben  großen  Ertrag,  aber  eine  Entwicklung 
in  .größerem  ]\Iaßstabe  war  von  der  Entstehung  eines  internationalen  Um- 
satzes abhängig;  denn  die  Einwohner  des  Landes  konnten  weder  das  ganze 
gefischte  Quantum  annähernd  konsmnieren,  noch  die  für  die  einseitig  pro- 
duzierenden Fischer  notwendigen  Tauschmittel  in  Getreide  und  anderen 
Waren  erzeugen. 

Die  Verhältnisse  brachten  es  mit  sich,  daß  die  Hansa  diesen  Umsatz 
übernahm.  Sic  kaufte  den  Fischern  die  Ware  ab  und  verschaffte  ihnen  als 
Ersatz  Getreide,  Mehl  und  andere  Bedürfnisgegenstände.  Während  der 
Hansaperiode  wuchs  dieser  Umsatz  zu  einer  für  jene  Zeit  ansehnlichen  Höhe. 
Außer  dem  Umsatz  mit  getrockneten  Fischen  erfreuten  sich  die  Hauptaus- 
fuhrprodukte Holz  und  Hering  starker  Nachfrage.  Besonders  war  der  Hering 
um  das  Jahr  1300  zweifellos  einer  der  bedeutendsten  Ausfuhrartikel  Nor- 
wegens, und  es  ist  anzmiehmen,  daß  das  Holz  ihm  an  Bedeutung  gleichkam, 
ihm  vielleicht  sogar  den  Rang  streitig  machte.  Schon  früh  ist  also  der  Holz- 
export, der  noch  heutigen  Tages  eine  Reichtumsquelle  des  Landes  ist,  für 
den  Handel  grundlegend  gewesen,  imd  Fisch  und  Holz  bilden  zusammen, 
damals  schon  so  wie  heute,  den  Grmidstock  der  Ausfuhr. 

In  älterer  Zeit  hatte  dieser  internationale  Umsatz  einen  mehr  peri- 
pherischen Charakter;  die  inneren  Bezirke  des  Landes  kamen  erst  später 
in  engere  Verknüpftmg  mit  dem  Außenhandel. 

Diese  Entwicklung  steht  —  wie  der  Verfasser  hervorhebt  —  damit  im 
Einklang,  daß  die  ältere  „Weltwirtschaft"  ein  Gebilde  war,  welches  sich  aus 
den  Beziehungen  von  am  Meeresstrand  gelegenen  Ländern  ergab.  Die  an 
der  Nord-  xmd  Ostsee  hegenden  Länder  bildeten  einen  solchen  Wirtschafts- 
kreis ;  in  ihm  stellte  die  Hansa  das  kraftvollste  Element  dar.  Von  den  Rän- 
dern aus  wuchsen  die  modernen  Staaten,  xmd  die  Femhandelnden  trugen 
in  das  auf  der  naturalen  Basis  des  Ackerbaues  gestützte  Wirtschaftsleben 
des  Landesinnem  jenes  Moment  von  regsamer  Unruhe  hinein,  welches  nun, 
nach  einem  merkantilistischen  Zeitalter  des  Staatenausbaues,  sich  zu  seinem 
Urspnuig  zurückwendet  imd  die  Bedingungen  für  eine  neue  Form  der  „Welt- 
wirtschaft" abgibt. 

Übrigens  ist  der  Handelsumsatz  im  Innern  des  Landes  auch  in  älterer 
Zeit  größer  gewesen  als  man  im  Hinbhck  auf  die  mangelhaften  Verkehrs- 
mittel aimehmen  sollte.  In  verschiedener  Weise  verstanden  es  nämlich  die 
Inlandsbewohner  trotz  des  fast  gänzlichen  Mangels  an  Wegen  in  unserem 
Sinne  eine  Warenversendimg  einzuriclrten.  Bauholz  und  anderes  Holz 
wurde  auf  den  Flüssen  imd  Seen  abwärts  geflößt,  das  lebende  Vieh  trans- 
portierte  sich  selbst  nach  den  Marktplätzen  an  der  Küste.     Übrigens  ging 


90 


Literatur. 


ein  großer  Teil  der  Beförderung  im  Winter  vor  sich,  wenn  der  verschneite 
Boden  und  die  zugefrorenen  Gewässer  es  ermöghchten,  die  Transportwege 
über  ebene  Strecken  zu  legen. 

Der  Verfasser  teilt  seine  Darstellung  in  drei  große  Abschnitte,  von  denen 
jeder  eine  bestimmte  Zeitperiode  mit  üirem  Sondergepräge  mnfaßt.  Der  erste 
den  er  „Der  imgebvmdene  Handel"  nennt,  schildert  die  Zeit  von  zirka  1550 
bis  zur  Einführimg  des  Absolutismus  (1660).  Dann  folgt  ,,Der  Merkantilis- 
mus", welcher  den  Zeitraujn  des  Absolutismus  (bis  1 8 14)  umfaßt.  In  dem  letzten 
und  umfangreichsten  Abschnitte  behandelt  er  ,,Die  Entwicklimg  des  nor- 
wegischen Wirtschaftslebens  in  neuerer  2k;it". 

Innerhalb  dieser  Abschnitte  ist  jeder  W'rtschaftszweig  in  geschlos- 
sener Reihe  in  seiner  zeithchen  Kntialtung  behandelt,  außerdem  finden 
sich  ausführliche  Darstellungen  des  Finanzwesens  sowie  des  Bank-  und 
Geldwesens.  Eine  Darstellung  der  „Gesamtdynamik"  konnte  —  wie  der 
Verfasser  hervorhebt  —  nicht  versucht  werden,  da  Voraussetzung  hierfür 
nicht  nur  die  möglichst  lückenlose  Kenntnis  der  Entwicklimgsdaten  einer 
Volkswirtschaft  ist,  sondern  auch  die  vorherige  Dösung  theoretischer  Pro- 
bleme, die  sich  jedoch  wiederum  erst  erhoffen  läßt,  wenn  zahlreiche  volks- 
wirtschaftliche, deskriptive  Darstellungen  Vergleiche  ermöglichen.  Dies  ver- 
hindert doch  nicht,  daß  Bosses  Werk  zu  allen  Zeiten  einen  hervorragenden 
Platz  in  der  Volkswirtschaftslehre  Norwegens  behaupten  wird. 

Vom  Standpunkt  der  norwegischen  Wirtschaftsgeschichte  aus  war  dem 
Verfasser  daran  gelegen,  das  in  Archiven  und  mannigfachen  Schriften  ver- 
streute Material  unter  sozialökonomischem  Gesichts\vinkel  zusammenzu- 
tragen. Das  sehr  umfassende  Diteraturverzeichnis  zeigt,  mit  welcher  Ge- 
nauigkeit und  Sorgfalt  der  Verfasser  zu  Werke  gegangen  ist.  Die  vorliegende 
Arbeit  ist  auf  breitester  Stoffülle  aufgebaut,  wenige  oder  keine  Quellen- 
schriften von  Bedeutim.g  in  dieser  Beziehung  sind  übergangen,  vmd  der  Ver- 
fassei  scheint  seine  Quellen  mit  großer  Umsicht  rnid  einem  scharfen  Blick 
für  das  Wesenthche  benutzt  zu  haben.  Es  ist  ein  im  ganzen  neues  imd 
unbearbeitetes  Feld  der  norwegischen  Geschichte,  das  Bosse  hier  zur 
wissenschaftlichen  Untersuchung  gebracht  hat.  Künftige  Forscher  der  öko- 
nomischen imd  sozialen  Geschichte  werden  dem  Verfasser  dankbar  sein  für 
die  wertvolle  Pionierarbeit,  die  er  leistete,  indem  er  das  Material  gesammelt 
imd  so  zurechtgelegt  hat,  daß  es  zugleich  neuen,  erweiterten  Forschungen 
zum  Ausgangspimkt  dienen,  kann.  S.  Skappel,    Kristiania. 

Raffalovich,    Arthur,     Russia:     Its     Trade     and     Commerce. 
Dondon  191 8.     P.  S.  King  &  Son.     IX,  461  S. 

Arthur  Raffalovich,  der  Präsident  der  russischen  Handels- 
kammer zu  Paris,  der  besonders  durch  seine  finanzwirtschaftlichen  Schriften 
bekannt  geworden  ist,  hat  auf  englische  Anregimg,  unter  Mitwirkung  einer 
Anzahl  russischer  Fachleute,  ein  Buch  über  Rußlands  Handel  und  Gewerbe 
herausgegeben,  dessen  wichtigste  Aufgabe  es  sein  soll,  auf  Grund  tieferer 
gegenseitiger  Kenntnisse  engere  Handelsbeziehungen  zwischen  England  und 
Rußland  herbeizuführen,  wie  es    im  Vorwort  heißt.     Raffalovich   kommt 
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damit  den  englischen  Wünschen  entgegen,  die  sich  schon  seit  längerer  Zeit 
auf  die  planmäßige  Elrschließimg  des  russischen  Marktes  richteten,  auf  dem 
Deutschland  vor  dem  Kriege  mibestritten  den  größten  Einfluß  gewonnen 
hatte.  Die  lebhafteren  Handelsbeziehungen  zwischen  England  und  Ruß- 
land, die  sich  seit  etwa  30  Jahren  entwickelt  haben,  fmden  seit  1909 
einen  Mittelpimkt  in  der  russo- britischen  Handelskammer,  die  den  Ge- 
schäftsverkehr zwischen  beiden  Ländern  erweitern  und  erleichtern  soll. 

Unter  den  literarischen  Erscheinimgen,  welche  den  englischen 
Kaufmann  imd  sonstige  Interessenten  über  geschäftliche  und  wirtschaft- 
hche  Verhältnisse  in  Rußland  orientieren,  ist  u.  a.  „The  Times  Book  of  Russia, 
Finance,  Commerce,  Industries"  (I^ondon  1916)  zu  nennen,  mit  Einleitvmg 
von  D.  M.  Wallace,  dessen  zweibändiges  Werk  ,, Russia"  zu  den  bekanntesten 
englischen  Schriften  über  Rußland  gehört.  Eine  Fülle  von  Information 
bietet  namenthch  das  seit  191 1  in  lyondon  erscheinende  Russische  Jahrbuch, 
„Russian  Yearbook"  (in  den  letzten  Jahrgängen  40 — 50  Bogen  stark),  dessen 
Angaben  jälirHch  auf  den  laufenden  Stand  gebracht  werden. 

Das  Buch  von  Raffalovich  gliedert  sich  in  17  Kapitel,  die  von 
verschiedenen  russischen  Fachleuten  geschrieben  und  von  M.  Krivelsky, 
dem  Herausgeber  der  periodischen  Veröffenthchimgen  im  russischen  Finanz- 
ministerium, zusammengestellt  sind. 

Nach  einer  kurzen  Skizze  der  geographischen  Grundlagen  des  Landes 
behandelt  die  Schrift  zimächst  die  Urproduktion  Rußlands,  die  Landwirt- 
schaft mit  ihren  für  den  Handel  am  meisten  in  Betracht  kommenden  Betriebs- 
zweigen und  Erzeugnissen,  femer  Forstwesen,  Bergbau  imd  Fischerei  in 
ihrer  Bedeutung  für  den  inneren  imd  äußeren  Markt. 

In  Verbindung  mit  den  unerschöpfhchen  natürhchen  Hilfsquellen  wird 
die  industrielle  Verarbeitung  der  wichtigsten  Produkte  in  Fabrik  und  Werk- 
statt besproclien  vmd  auf  die  Entwicklungsmöglichkeiten  der  bisher  nur 
langsam  fortschreitenden  Industrie  hingewiesen,  daneben  ein  ÜberbHck  über 
die  Stellung  des  Arbeiters  und  die  Arbeitergesetzgebung  geboten. 

Auf  eine  Schilderimg  des  Verkehrswesens  und  der  postalischen  Einrich- 
ttmgen  Rußlands  folgen  dann  zwei  der  interessantesten  Kapitel  über  Ruß- 
lands inneren  und  äußeren  Handel,  in  denen  die  Eigenart  des  einheimischen 
Marktes  und  die  Entwicklung  des  Außenhandels  nach  Ländern  und  Waren 
hervorgehoben  wird.  Die  Vormachtstellung,  welche  der  deutsche  Kaufmann 
bis  zum  Kriege  auf  dem  russischen  Markte  eingenommen  hat,  tmd  die  jetzt 
England  erstrebt,  macht  sich  dabei  überall  geltend. 

Ergänzt  werden  diese  Ausführimgen  durcli  gedrängte  Darstellimgen  der 
Finanzverwaltung,  des  Geldsystems,  der  Kreditorganisation  tmd  der  Aktien- 
gesellschaften. 

Das  Schlußkapitel  behandelt  die  leidige  Trmkfrage,  teils  mit  Beziehung 
auf  das  frülier  wichtigste  Staatsmonopol,  das  mit  über  700  Mill.  Rbl.  oder 
i^  MilHarden  Mk.  ein  Drittel  der  Staatseinnahmen  brachte,  teils  im  Hin- 
bhck  darauf,  daß  „das  Problem  der  vollen  Ausnutzimg  der  wirtschafthchen 
Kräfte  und  Hilfsquellen  des  bisher  schlummernden  Landes  leichter  durch 
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eine  nüchterne  Bevölkerung  gelöst  werden  kann,  die  nicht  nur  ihre  Er- 
sparnisse, sondern  auch  ihre  physischen  und  morahschen  Kräfte  zu- 
sammenhält". 

Raffalovich  spricht  in  der  Einführung  nur  von  der  engeren  Ver- 
knüpfvmg  der  Handelsverbindungen  zwischen  Rußland  und  England,  die 
einzelnen  Mitarbeiter  aber  gehen  vielfach  einen  Schritt  weiter,  indem  sie  sich 
gegen  Deutschland  wenden,  den  bisher  schärfsten  Mitbewerber  auf  dem  rus- 
sischen Markte,  dessen  Herrschaft  nun  ein  Ende  erreicht  habe. 

So  wird  u.  a.  in  dem  Artikel  über  Landwirtschaft  von  der  ,, sklavischen 
Abhängigkeit"  des  russischen  Viehexports  von  Deutschland  gesprochen 
(S.  32),  von  der  man  sich  jetzt  allmählich  freimachen  könne  (S.  Z7)-  ,,Rviß- 
land  ist  nicht  mehr",  heißt  es  weiter,  „ganz  so  hoffnungslos  an  den  deutschen 
Handel  gebunden,  wie  man  allgemein  annimmt"  (S.  41).  Ferner  wird  dar- 
auf hingewiesen,  daß  sich  Deutschland  durch  Zwischenhandel  und  Verar- 
beitung russischer  Erzeugnisse  manchen  Gewinn  zu  verschaffen  wisse,  den 
Rußland  selbst  verdienen  könne,  so  beim  Geflügelhandel  (S.  45)  tmd  bei 
Wiederausfuhr  von  Klee-  imd  Grassaat  (S.  52). 

Gegenüber  diesen  vereinzelten  Bemerktmgen  gibt  Soboleff  in 
dem  Abschnitt  über  Außenhandel  systematische  Hinweise,  wie  man  den 
deutschen  Handel  in  Zukunft  ausschalten  könne.  England  werde  sein  Ziel 
nur  erreichen,  wenn  es  den  gefährhchsten  Gegner  auf  dem  russischen  Markte, 
Deutschland,  beseitige.  Auch  Rußland  müsse  seinen  auswärtigen  Handel 
von  diesem  einseitigen  Einfluß  befreien  (S.  311).  Jetzt  sei  der  geeignete  Mo- 
ment, Deutschlands  Handel  mit  Rußland  zu  unterbinden,  heißt  es  an  einer 
Stelle,  oder  weiter:  ,,Es  besteht  eine  dringende  Notwendigkeit  für  die  wirt- 
schaftliche Isoherung  Deutschlands,  das  bisher  Anspruch  auf  die  alleinige 
Herrschaft  in  der  ziviHsierten  Welt  erhoben  hat"  (S.  327).  ,,Die  augenblick- 
liche politische  lyage  erfordert,  daß  die  Alliierten  mit  allen  zu  Gebote  stehen- 
den Mitteln  ihre  gegenseitigen  Handelsverbindungen  ausdehnen  und  Deutsch- 
land zu  einer  bedeutxmgslosen  Stellung  herabdrücken"  (S.  325). 

Eine  ausführUche  Darstellxmg  der  Methoden,  die  dem  deutschen  Ex- 
porthandel zum  Erfolge  gedient  haben,  weist  darauf  hin,  daß  Deutschland 
selbst  das  beste  Beispiel  und  Vorbild  dafür  gegeben  habe,  wie  man  neue  Ab- 
satzgebiete erwerben  und  seine  Konkurrenten  verdrängen  könne  (S.  3i3ff,). 
In  gleicher  Weise  müsse  jetzt  der  englische  Kaufmannn  vorgehen.    (S.  314). 

Die  Tendenz  des  Buches  ist  klar;  die  Absicht  der  Entente:  Ausdeh- 
mmg  des  eigenen  Macht-  und  Handelsgebiets  auf  Kosten  Deutschlands, 
tritt  hier  an  dem  Beispiel  Rußlands  plastisch  greifbar  hervor. 

Die  sachliche  Information,  welche  das  Buch  bietet,  dürfte 
dem  Zweck,  dem  es  dienen  soll,  dem  Engländer  eine  Einfühnmg  in  die  wirt- 
schafthchen  Verhältnisse  Rußlands  und  einen  Überblick  über  seine  Bedeutvmg 
für  den  englischen  Markt  zu  gewähren,  wohl  entsprechen.  Auch  der  deutsche 
Leser  wird  manche  Anregung  darin  finden,  doch  hegt  wohl  kaiun  eine  Veran- 
lassung vor,  das  Buch  dem  deutschen  Pubhkum  etwa  durch  eine  Übersetzung 
näher  zu  bringen.  Prof.  B.  S  k  a  1  w  e  i  t ,    Königsberg. 


Wirtschaftsgeschichte,  wirtschaftl.,  soziale  u.  kulturelle  Zustandsschilderungen  usw.     go 

Skalweit,  Prof.  Dr.  B.,  Die  Landwirtschaft  in  den  litau- 
ischen Gouvernements,  ihre  Grundlagen  und  Lei- 
stungen. Mit  2  Karten.  (Schriften  des  Listituts  für  ostdeutsche  Wirt- 
schaft in  Königsberg  i.  Pr.  Heft  3.)  Jena  191 8.  Gustav  Fischer.  VIII, 
219  S.    Ji  7,50. 

Die  landwirtschaftlichen  Verhältnisse  der  ehemaligen  russischen  Gou- 
vernements Kowno,  Wihia,  Grodno  mid  Suwalki  schildert  Professor 
Skalweit    in  dem  vorhegenden  Werk. 

Er  gibt  zunächst  einen  allgemeinen  Überbhck  über  die  Grimdlagen  der 
litauischen  Landwirtschaft  imd  zieht  dabei  als  Vergleichsobjekt  das  benach- 
barte imd  klimatisch  älmlich  geartete  Ostpreußen  heran.  Sowohl  Litauen 
als  auch  Ostpreußen  sind  rein  agrarische  Länder;  während  das  eine  tmter 
preußischer  Ordnung  zur  Blüte  gelangte,  vegetierte  das  andere  unter  russi- 
schem Zwange  weiter,  ohne  seine  natürlichen  Anlagen,  seinen  Bodenreich- 
tum entwickeln  zu  können.  Die  großen  Unterschiede,  welche  sich  dabei 
zwischen  beiden  Ländern  ergeben,  belegt  Skalweit  in  vmgemein  inter- 
essanter Weise  mit  Zahlen,  die  der  russischen  Statistik  entnonmien  tmd  um 
so  wertvoller  sind,  als  sie  für  Westevuropa  bisher  fast  unzugänglich,  wenig- 
stens nirgendwo  veröffenthcht  waren. 

Die  Betriebsweise  ist  die  denkbar  einfachste.  Bei  den  Bauern  wirtschaften, 
deren  Ländereien  zum  Teil  noch  in  Gemengelage  zerstreut  sind,  überwiegt 
die  alte  Dreifelderwirtschaft,  auf  den  Gütern  zeigt  der  Betrieb  ein  wechsel- 
volles Bild  des  Überganges  von  verbesserter  Dreifelderwirtschaft  zur  Koppel- 
wirtschaft und  zum  Fruchtwechsel.  Von  den  Kulturarten  nimmt  über- 
all das  Ackerland,  dessen  Hauptfrucht  Roggen  ist,  den  größten  Raum  ein, 
Wald  xmd  Grünland  (Wiese  vmd  Weide)  halten  sich  in  Grodno  die  Wage  (23%), 
in  Wilna  überwiegt  der  Wald,  in  Kowno  das  Grünland.  Durchweg  ist  aber 
der  Prozentsatz  für  beide  größer  als  in  Ostpreußen.  Dies,  dürfte  bezüghch  des 
Waldes  nicht  wvmdernehmen,  wohl  aber  bezüghch  der  Wiesen  und  Weiden,  die 
in  Kowno  28,3%  der  Gesamtfläche  einnehmen  sollen,  gegenüber  19,4%  in 
Ostpreußen.  Sehr  richtig  bemerkt  Verfasser  hierzu,  daß  es  sich  dabei  viel- 
fach tun  Flächen  sehr  minderwertiger  Beschaffenheit  handelt,  die  xment- 
wässert  imd  versumpft  den  ertraglosen  Palwen  gleichen,  die  vor  mehreren 
Jahrzehnten  noch  in  Ostpreußen  zu  finden  waren.  Dem  entspricht  auch 
die  geringe  Viehhaltung,  die  sich  besonders  in  Grodno  bemerkbar  macht. 

Bei  der  schwachen  Viehhaltimg  und  schlechten  Emährvmg  ist  die  Stall- 
mistprodviktion  eme  geringe,  was  wiederum  schwache  Ackererträge  zur 
Folge  hat,  die  besonders  auffällig  bei  Sommenmg  sind,  die  ja  im  abtragenden 
Schlag  steht.  Als  Hektarertrag  für  Hafer  sind  für  Wilna  6,4  dz  angegeben, 
gegenüber  17,0  in  Ostpreußen.  Nicht  so  bedeutend  sind  die  Unterschiede 
bei  der  Winterung,  die  fast  stets  nach  Brache  folgt.  Obenan  steht  Kowno 
mit  11,2  dz  Weizen  gegenüber  17,9  in  OstpreuJ3en. 

Zum  Schluß  des  allgemeinen  Teiles  bringt  Verfasser  sehr  beachtens- 
werte Vorschläge  für  die  kidturelle  Hebimg  des  Landes,  die  bei  geordneten 
staatHchen   Verhältnissen   keine   imüberwindhchen   Schwierigkeiten   bietet. 
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Der  zweite  Hauptteil  geht  dann  näher  auf  die  Zustände  der  einzehien 
Gouvernements  ein  und  endet  mit  einer  Reihe  wertvoller  statistischer  Über- 
sichten. 

Das  ganze  Werk  ist  in  knappen  prägnanten  Worten  geschrieben  imd 
zeugt  von  klarer  nüchterner  Beurteiltmg,  die  ihrer  Sachhchkeit  wegen  von 
jedem,  der  sich  über  die  Verhältnisse  des  Gebietes  orientieren  will,  hoch- 
geschätzt werden  muß.  Benno  Marquart,  I^andsberg. 

Langenmaier,  Dr.  Theodor,  Lexikon  zur  alten  Geographie 
des  südöstlichen  Äquatorialafrika.  Mit  50  Textskizzen. 
(Abhandl.  d.  Hamburg.  Kolonialinstituts.  39.  Bd.  XXXIX,  Reihe  C, 
6.  Bd.)     Hamburg  191 8.     L.  Friederichsen  &  Co.     VH,   100  S. 

Der  Verf.  des  vorliegenden  Lexikons  hat  sich  als  gründlicher  Kenner 
der  alten  Geographie  des  südösthchen  äquatorialen  Afrikas  durch  mehrere 
VeröffentHchungen  bereits  rühmlichst  bekannt  gemacht.  Das  Lexikon  stützt 
sich  vornehmlich  auf  seine  frühere  Arbeit:  „Alte  Kenntnis  imd  Kartographie 
der  zentralafrikanischen  Seenregion".  Es  bezweckt,  die  kartographische 
Entwicklung  der  örtHchen  Bezeichmmgen  in  alphabetischer  Anordnung 
zu  verfolgen,  ihre  Zugehörigkeit  nach  Abessinien  oder  in  die  zentralafrika- 
nische Seenregion  zu  entscheiden  und  womöghch  auf  Grtmd  örthcher  oder 
sprachHcher  Bestimmtmgsstücke  zu  identifizieren.  Durch  Heranziehung 
neuen  Kartenmaterials,  namentUch  der  ältesten  Karte  von  Abessinien, 
konnte  manche  Frage  gelöst  werden,  die  bisher  noch  offengelassen  werden 
mußte.  Das  Lexikon  gibt  über  alle  aus  alten  Karten  überkommenen  Namen 
Aufklärvmg,  die  durch  zahlreiche  eingefügte  Kartenskizzen  noch  besonders 
gesichert  wird.  Für  alle  Studien  der  alten  Geographie  dieses  Gebietes  bildet 
es  eine  wertvolle,  imentbehrliche  Hilfsquelle.     Prof.  Willi  Ule,  Rostock. 
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Conrad,    J.,     Grundriß     zum     Studium     der     politischen 
Ökonomie.  Vierter  Teil  :Statistik.  I.  Teil :  Die  Geschichte 
und     Theorie     der     Statistik.       Die     Bevölkerungs- 
statistik.   4.  erw.  Auflage  bearbeitet  von  Prof.  Dr.  A.  Hesse.     Jena 
191 8.     Gustav  Fischer.     XII,  250  S.     iC  7,50. 
Das  bekannte,  großangelegte  Werk  des  verstorbenen  Hallenser  National- 
ökonomen Conrad  gliedert  sich  in  vier  Teile.    Der  erste  ist  der  National- 
ökonomie,  der  zweite  der  Volkswirtschaftspohtik,  der  dritte  der  Finanz- 
wissenschaft, der  vierte  der  Statistik  gewidmet.      Der  letztgenannte  Teil 
zerfällt  wiederum  in  drei  Abteilvmgen:  I.  Die  Geschichte  tmd  Theorie  der 
Statistik  sowie  die  Bevölkerxmgsstatistik,  II.  Die  Statistik  der  wirtschaft- 
lichen Kvdtur;  der  III.  Teil,  der  sich  mit  der  Statistik  der  geistigen  Kultur 
befassen  soll,  ist  bis  jetzt  noch  nicht  erschienen. 

Vom  I.  Teil  der  Statistik  legt  nun  Prof.  Dr.  A.  Hesse,  der  das  Werk 
Conrads  weiterführt,  die  vierte  erweiterte  Auflage  vor.  Im  einzelnen 
hat  das  Buch  in  seiner  neuen  Auflage  manche  Änderung  und  Erweiterung 
gegen  früher  erfahren,  im  wesenthchen  ist  aber  die  bewälirte  Anlage  der 
früheren  Auflagen  in  ihren  Gnmdzügen  unverändert  übernommen  worden. 
Das  Werk  wird  auch  in  der  von  Prof.  Hesse  durchgeführten  Neubear- 
beitung den  Studierenden  ein  willkommenes  und  wertvolles  Hilfsmittel 
sein.  Prof.  Conrad  wandte  sich  s.  Z.  mit  seinem  ,, Grundriß"  absichtlich 
weniger  an  den  Statistiker  vom  Fach  —  der  vnrd  vor  allem  zu  dem  großen 
imd  einzigartigen  Werk  G.  v.  M  a  y  r  s  oder  zu  dem  zu  Khren  M  a  y  r  s 
Weltwirtschaftliches  Archiv  Bd.  XV.  7 
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von  F.  Z  ahn  herausgegebenen  zweibändigen  Sammelwerk  „Die  Statistik 
in  Deutschland"  greifen  —  als  allgemein  xmd  in  erster  Linie  an  die  Studie- 
renden der  Nationalökonomie  und  an  alle  diejenigen,  die  sich  mit  der  Volks- 
wirtschaft näher  beschäftigen  wollen.  Diesem  Zweck  entspricht  das  Werk 
auch  in  seiner  neuesten  Auflage  im  allgemeinen  in  vorzüglicher  Weise.  Der 
umfangreiche  Stoff  ist  übersichhch  geghedert  und  in  leicht  verständUcher, 
anregender  Art  dargestellt,  was  als  ein  wesentliches  Erfordernis  eines  guten 
I^ehrbuchs  gelten  muß.  Jeder  Abschnitt  ist  mit  den  nötigen  Literatur  angaben 
versehen,  so  daß  dem  Studierenden  das  tiefere  Eindringen  in  den  (im  Rahmen 
eines  „Grmidrisses"  nur  kurz  zu  behandelnden)  Gegenstand  wesenthch  er- 
leichtert wird. 

Die  Einleitimg  befaßt  sich  mit  der  begriffUchen  Abgrenzung  der  Sta- 
tistik, mit  der  Statistik  als  Methode  tmd  der  Statistik  als  Wissenschaft, 
mit  der  Stellung  der  Statistik  zu  verwandten  Wissenschaften  (Geschichte, 
Geographie,  Nationalökonomie). 

Der  folgende  Abschnitt  I  (S.  8 — 62)  hat  zum  Gegenstand  die  Ge- 
schichte, Theorie  und  Technik  der  Statistik.  Die 
Geschichte  der  Statistik  wird  in  großen  Zügen  recht  anschaulich  dargestellt, 
die  Organisation  der  modernen  Statistik  kurz  geschüdert  imd  dann  die 
Theorie  imd  Technik  der  Statistik  näher  erörtert. 

Der  weitaus  größte  Teil  des  Buches  (S.  62 — 245)  ist  der  praktischen 
Statistik,  und  zwar  der  Bevölkerungsstatistik  gewidmet.  Sie 
ghedert  sich  in  die  Statistik  des  Bevölkerimgsstandes  (Volkszählungen) 
imd  die  Statistik  der  Bevölkerungsbewegung  (Eheschließungen,  Geburten, 
Sterbefälle,  Wanderungen). 

Das  Gebiet  der  Bevölkerungsstatistik  ist  jetzt  hochaktuell,  und  die  Ver- 
trautheit mit  bevölkerungsstatistischem  Wissen  muß  von  jedem,  der  sich 
mit  den  wichtigen  Fragen  der  Erhaltung  und  Mehrung  der  Volkskraft, 
mit  der  Frage  der  Bekämpfung  des  Geburtenrückgangs,  der  Bekämpfung 
der  Säuglingssterblichkeit,  der  Lungentuberkulose  und  der  sonstigen  Volks- 
krankheiten, mit  der  durch  die  ungeheuren  Blutopfer  dieses  Krieges  brennend 
gewordenen  Frage  des  Wiederaufbaus  des  deutschen  Volkskörpers,  kurz  von 
jedem,  der  sich  mit  der  Bevölkerungspolitik  befassen  will,  unbedingt  voraus- 
gesetzt werden. 

Die  Theorien  über  die  neuzeitige  Bevölkerungsentwicklung,  üire  trei- 
benden Kräfte,  ihre  Tendenz  sind  noch  keineswegs  abgeschlossen.  Sie  sind 
immer  in  Fluß  und  werden  nicht  nur  durch  die  Ereignisse  selbst  in  Fluß 
gehalten,  sondern  auch  durch  neue  statistische  Untersuchungen,  neue  Ge- 
danken, neue  Hypothesen  fortgebildet,  vertieft,  berichtigt.  Ein  neuerschei- 
nendes Lehrbuch  der  Bevölkerungsstatistik,  das  die  Studierenden  in  das 
labjrinthisch  verschlungene  Bevölkerungsproblem  einfüliren  will  und  zur 
Erfassung  der  bevölkerungspolitischen  Aufgaben  der  Zukunft  vorbereiten  soll, 
müßte  nicht  nur  den  neuesten  Stand  der  bevölkerungswissenschaftlich  be- 
langreichen Theorien  verzeichnen  und  kritisch  würdigen,  sondern  auch  mit 
dem  neuesten  Zahlenmaterial  belegen.  Leider  entspricht  in  letztgenannter 
Hinsicht  das  Buch  nicht  ganz  den  berechtigten  Erwartungen. 
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Daß  der  Verf.  auf  die  durch  den  Krieg  verursachten  Änderungen  in  der 
Bevölkenmgsentwickliuig  und  die  sicli  daraus  ergebenden  bevölkervmgs- 
wissenschaftlichen  Probleme  absichtlich  nicht  eingegangen  ist,  wird  man 
durchaus  bilhgen  können.  Die  Einwirkungen  des  Krieges  sind  derzeit  noch 
unübersehbar.  Es  fehlt  noch  an  den  nötigen  zahlenmäßigen  Unterlagen, 
und  zwar  niclit  nur,  wie  der  Verf.  (S.  VI)  meint,  für  das  Ausland,  sondern, 
soweit  die  Reichs-  imd  Landesstatistik  in  Frage  konunt,  auch  für  Deutsch- 
land. 

Dagegen  hätte  man  aber  von  einer  im  Frühjahr  191 8  erscheinenden 
Neuauflage  eines  bevölkertmgsstatistischen  Lehrbuchs  doch  dvirchwegs 
die  Mitteilxmg  und  Verarbeitimg  der  neuesten  bevölkenmgsstatistischen 
Daten  aus  den  letzten  Friedens  jähren  erwarten  dürfen.  Die  Mitteilung 
und  Verarbeitung  der  Ergebnisse  der  neuesten  theoretischen  und  praktischen 
Forschimgen  ist,  wie  der  Verf.  in  seinem  Vorwort  selbst  bemerkt,  gerade  bei 
Lehrbüchern  der  Statistik  ein  besonders  wichtiges  Erfordernis,  da  hier 
der  Wissensstoff  viel  rascher  veraltet  als  auf  anderen  Gebieten.  Die  Kriegs- 
verhältnisse haben  den  Verf.  (der  im  Heeresdienst  steht)  in  der  lücken- 
losen Durclifühnmg  dieses  Gnmdsatzes  begreiflicherweise  behindert.  Aber 
es  ist  doch  bedauerhch,  daß  ein  sonst  so  gediegenes  Lehrbuch  zum  Teil  mit 
veraltetem  Zahlenmaterial  aufwartet.  So  geht  z.  B.  die  internationale  Über- 
sicht über  den  Frauenüberschuß  (S.  92,  94)  bloß  bis  1900,  die  internationale 
Alters-  und  Familienstandsgliederim^g  (S.  100)  bezieht  sich  auf  die  Zeit  1886 
bis  1891,  die  int.  Verteilung  der  Eheschheßungen  nach  Monaten  (S.  134) 
auf  die  Zeit  1896/ 1900,  die  int.  Übersichten  über  Famihenstand  und  Alter 
der  Eheschheßenden  (S.  137  ff.)  auf  das  Jahr  1900,  die  int.  Ehescheidungs- 
statistik (S.  148)  geht  bis  zum  Jahrfünft  1 896/1 900.  Ähnhches  gilt  von  ver- 
schiedenen Übersichten  über  Geburten  imd  Sterbefälle;  z.  B.  Mehrlings- 
geburten  bis  1891/ 1900,  Totgeburten  bis  1901/05,  unehehche  Geburten 
bis  1901/05,  Knabenüberschuß  bis  1901/05  usw.  Offenbar  haben  dem  Verf. 
nicht  die  Bände  240,  246,  256,  266  der  deutschen  Reichsstatistik  mit  ihren 
zahheichen  internationalen  Zusammenstelltmgen  sowie  der  im  Jahre  19 13 
erschienene  IL  Band  von  L.  March,  Statistique  internationale  du  mouve- 
ment  de  la  population  1901  ä  1910  zur  Verfügung  gestanden,  sonst  hätten 
sich  diese  Daten  fast  durchwegs  auf  den  Stand  der  letzten  Friedensjahre 
bringen  lassen.  Auch  das  Bulletin  de  l'Institut  international  de  statistique, 
Bd.  XX  (Wiener  Tagimg  191 3)  hätte  mit  Nutzen  als  Quelle  verwendet 
werden  köimen. 

Ein  Mangel  ist  es  auch,  daß  die  Todesursachenstatistik 
nach  dem  verhältnismäßig  noch  uhzulänghchen  Stand  von  1904  (bloß  für 
die  Gemeinden  mit  über  15  000  Eüiwohnem)  mitgeteilt  wird,  tmd  daß  die 
inzwischen  eingetretene  bedeutsame  Fortbildmig  und  Erweiterung  der 
deutschen  Todesursachenstatistik  (Ausdehnung  auf  das  ganze  Gebiet  des 
Deutschen  Reichs  mit  Ausnahme  der  beiden  Mecklenburg),  wie  auch  die 
internationalen  Leistimgen  auf  diesem  Gebiete  unerwähnt  bleiben.  Des- 
gleichen fehlt  eine  Erwähnvmg  der  allerdings  noch  recht  xmzvdängUchen 
Krankheitsstatistik    mid  der   Statistik  der    M  i  1  i  t  ä  r  t  a  u  g  - 
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lichkeit.  Ebenso  vermis.se  ich  eine  Würdigung  der  Versuche  zur  genaueren 
Messung  des  Fruchtbarkeitserfolges  (des  „Aufwuchses"  an  Stelle 
des  Geburtenüberschusses),  wie  sie  beispielsweise  von  der  sächsischen  imd 
bayerischen  Statistik  angestellt  worden  sind.  Auch  die  familienstati- 
stische Methode  zu  Messung  der  Fruchtbarkeit,  die,  wie  ich  in  meiner 
Schrift  über  das  Bevölkerungsproblem^  näher  dargelegt  habe,  vor  allem  ge- 
eignet ist,  imsere  Erkenntnis  über  den  Geburtenrückgang  zu  vertiefen,  ist 
kaum  erwähnt.  Der  Verf.  teilt  ledigHch  (S.  i6i)  eine  veraltete  Tabelle  aus 
der  französischen  Famihenstatistik  vom  Jahre  1896  und  einzelne  Ergebnisse 
aus  einem  Referat  Körösys  vom  Jahre  1895  ^it  und  fügt  daran  die 
Bemerkimg,  daß  eine  weitere  Verfolgung  dieser  Frage  zu  wünschen  wäre. 
TatsächUch  ist  dieser  Wunsch  bereits  von  einer  Reihe  von  Auslandsstaaten 
und  einzelnen  Städten  (z.  B.  Frankreich,  Schottland,  Irland,  Zürich  usw.) 
erfüllt,  imd  zwar,  wie  ich  in  meinem  oben  erwähnten  Buch  näher  ausge- 
führt habe,  zum  Teil  in  vorbildlicher  Weise.  Für  Deutschland  kann  dieser 
Wunsch  allerdings  nicht  nachdrückHch  genug  imterstützt  werden;  denn  in 
diesem  Pmikt  ist  seine  amtliche  Bevölkenmgsstatistik  dringend  reformbe- 

^^^^^S-  Dr.  Fritz    Burgdörfer,    München. 

Bauern  in  Südrußland,  Die  deutschen  — .  Mit  Unter- 
stützung der  Gesellschaft  zur  Förderung  der  inneren  Kolonisation  heraus- 
gegeben von  E.  Schmid,  Frankfurt  a.  O.  2.  Aufl.  Mit  einer  Karte  des 
deutschen  Kolonistengebietes  in  Südrußland.  Berlin  19 17.  Deutsche 
Landbuchhandlimg.     55  S. 

Die  Schrift  ist  eine  wesentKche  Bereicherung  des  einschlägigen  Ma- 
terials, denkt  man  doch  bei  allen  Deutschrussen  unwillkürHch  nur  an  die 
Deutschland  am  nächsten  Wohnenden,  die  Balten  oder  die  Kolonisten  im 
nahen  Osten  (Polen,  Wolhynien),  während  gerade  Südrußland  (niu:  nicht 
das  Wolgagebiet)  die  zahlreichsten  und  energischsten  Förderer  deutschen 
Siedlungswesens  bis  heute  geborgen  hat.  Überstieg  doch  der  I/andbesitz 
dieser  über  die  Gouvernements  Cherson,  Taurien,  Jekaterinoslav  (nüt 
Bessarabien  xmd  dem  Dongebiet)  zerstreuten  Kolonisten  sogar  den  Ivand- 
besitz  der  Balten,  und  tritt  an  Kopfzahl  diese  Bevölkerimg  nur  um  ein 
Weniges  hinter  die  zahlreichste,  die  der  Wolgagruppe,  zurück,  die  sie  je- 
doch in  kultvureller  tmd  nationaler  Bedeutung  weit  übertrifft. 

Nach  Vorbemerkimgen  über  die  anderen  deutschen  Gruppen  wendet 
sich  der  Verfasser  der  südrussischen  zu,  unter  der  er  20  Jahre  gelebt  hat 
und  berichtet  aufs  genaueste  über  Vergangenheit  imd  Gegenwart,  in  knappen, 
energischen  Ausführimgen,  die  Licht-  xmd  Schattenseiten  scharf  hervor- 
kehrend; man  hat  vor  sich  offenkimdig  einen  trefflich  unterrichteten  und 
unparteiischen  Gewährsmann,  der  den  Dingen  auf  den  Gnmd  geht.  Frei- 
lich gehören  heute  seine  Ausführimgen  einer  unwiderbringUchen  Vergangen- 
heit an,  der  Krieg  und  seine  Folgen  haben  zerstörend  eingegriffen,  aber 

^  F.  Burgdörfer,  Das  Bevölkerungsproblem,  seine  Erfassung  durch  Familien- 
Statistik  und  Familienpolitik.     München  19 17. 


Bevölkerungs-,  Rassen-  und  Religionsforschung,  Bevölkerungspolitik,  Soziologie,   joi 

der  Bolschewismus  hat  sich  in  diesem  Teil  Rußlands  nicht  dauernd  ein- 
nisten, nicht  alles  zerschlagen  können. 

Die  zahlreichen  imd  genauen  statistischen  Angaben  des  Verfassers  über 
Vieh-  vmd  I/andbesitz,  Kxport  usw.  geben  ein  anschauliches  Bild  gedeih- 
liclier  Entwicklvmg,  was  freihcli  alles  jetzt  iu  Frage  gestellt  wird.  Aber  was 
auch  die  Zukunft  bringen  mag,  der  Bericht  bleibt  ein  Dokmnent  tüchtigster 
Kolonisationsarbeit  des  deutschen  Bauern  imd  stellt  ihr  das  günstigste  Zeug- 
nis aus.  Prof.  Alexander    Brückner,    Berlin. 

Pittard,  Eugene,  X,es  peuples  des  Balkans.  Esquisses  anthro- 
pologiques.  Mit  4  I^andkarten  imd  6  Abbildtmgen.  Paris  u.  Neuchätel. 
Attinger  Freres.     142  S.     Fr.  3, — . ' 

Der  Autor  kennt  die  Bevölkerxmg  des  behandelten  Gebietes  durch  fünf 
Balkanreisen,  bei  denen  er  über  rvmd  10  000  Individuen  anthropologische 
Notizen  gesammelt  hat.  Die  vorliegende  Broschüre  ist  eine  durch  den  Krieg 
veranlaßte  Gelegenheitsschrift,  bei  der  die  Wiedergabe  des  Beobachtungs- 
materials imd  das  Anführen  von  I^iteratm-belegen  imterblieben  ist.  Bei 
seiner  großen  Erfahrung  ist  der  Autor  aber  in  der  I/age,  stets  aus  dem  Vollen 
zu  schöpfen. 

Nach  einer  allgemeinen  Einleitung  werden  die  Balkan  Völker  der  Reihe 
nach  besprochen,  und  zwar  die  Bosniaken  trnd  Herzegowzen,  die  Serben, 
Rumänen,  Bulgaren,  Montenegriner,  Albaner,  Osmanen  imd  Griechen  und 
dann  diejenigen,  welche  als  Fremde  in  den  Balkanstaaten  leben:  die  Ta- 
taren, Zigeuner,  Armenier  und  Juden.  In  dieser  Art,  den  Stoff  zu  behandeln, 
liegt  die  Schwäche  der  Arbeit.  Zu  einer  Übersicht  und  einem  Verständnis 
der  anthropologischen  Verhältnisse  der  Balkanhalbinsel  gelangt  man  nur 
dann,  wenn  man  von  der  Urgeschichte  der  Balkanhalbinsel  ausgehend  die 
großen  Wanderungen  der  Völker  verfolgt  und  so  allmählich  vor  dem  l/cser 
das  bunte  anthropologische  Mosaikbild  erstehen  läßt,  zu  dem  sich  die 
heutigen  Bewohner  der  einzelnen  Gebiete  und  Staaten  der  Balkanhalbinsel 
zusammensetzen.  Nun  muß  der  Autor  bei  seiner  Eiateüung  Volk  für  Volk 
von  der  Urzeit  an  durchnehmen,  er  wiederholt  sich,  und  die  Zusammen- 
hänge gehen  verloren. 

Aus  dem  reichen  Stoff  der  vorHegenden  Arbeit  sei  folgendes  besonders 
hervorgehoben:  Pittard  betont  mit  Recht,  daß  es  in  Bosnien  und  der 
Herzegowina  fast  keine  ,,osmanischen  Türken"  gibt;  die  Mohammedaner 
dort  sind  islamisierte  Serben,  ganz  analog  den  Pomaken,  den  islamisierten 
Bulgaren. 

j~  Sehr  am  Platze  ist  auch  die  Warnung,  mit  den  Wanderungen  nicht 
immer  an  einen  völHgen  Wechsel  der  Bevölkerung  zu  denken:  nicht  nur  die 
türkische  Einwanderung  war  schwach,  auch  die  slavische  dürfte  nicht  sehr 
zahkeich  gewesen  sein.  Bei  der  Unwegsamkeit  der  Gebirge  und  Wälder  in 
der  damahgen  Zeit  können  kaum  große  Völkermassen  über  weite  Strecken 
verpflanzt  worden  sein.  Allerdings  wünscht  das  nationale  Empfinden  der 
Balkan  Völker  oft  gern  den  historischen  Zusammenhang  mit  einer  pohtisch 
protegierten  Nation   hergestellt   zu  sehen.     P  i  1 1  a  r  d  gibt  aber  z.  B.  den 


102 


Literatur. 


Rumänen  zu  überlegen,  ob  es  für  ein  Volk  nicht  vornehmer  sei,  sich  von 
einer  seit  Urzeiten  im  heimatlichen  Boden  wurzelnden  Rasse  herleiten  zu 
können,  als  seine  Entstehung  erst  einer  verhältnismäßig  jimgen  Einwande- 
rimg verdanken  zu  müssen,  selbst  wenn  diese  Einwanderer  „Römer"  geheißen 
haben  ? 

Wertvoll  sind  besonders  die  Angaben  über  die  Albaner,  weü  Pit- 
tard zu  den  wenigen  ■udssenschafthchen  Anthropologen  gehört,  welche 
selbst  Beobachtungen  an  diesem  Volke  gemacht  haben.  Er  kennt  auch 
die  Albaner  in  den  süditalienischen  Kolonien  und  findet,  daß  diese  sich  fast 
keine  anthropologischen  Merkmale  aus  ihrer  Heimat  mehr  bewahrt,  son- 
dern sich  somatisch  ganz  mit  der  umwohnenden  Bevölkerimg  Süditahens 
vermischt  haben.  Für  den  typischen  Albaner  ist  ausgesprochene  Kixrz- 
köpfigkeit  charakteristisch;  feie  übertreffen  darin  alle  anderen  Balkanvölker. 
Der  Körperwuchs  ist  hoch;  die  nördHchen  Ghegen  erscheinen  etwas  größer 
als  die  südlichen  Tosken.  Sie  haben  in  der  Regel  dunkle  Augen.  Wo  helle 
Komplexion  vorhanden  ist,  bezieht  er  dies  auf  serbischen  oder  bulgarischen 
Einschlag.  P  i  1 1  a  r  d  zählt  die  Albaner  zusammen  mit  den  Montenegri- 
nern, Herzegowzen  und  Bosniaken  zu  der  dinarischen  Rasse  Denikers, 
die  er  illyrische  oder  besser  nach  ihrem  Wohngebiet  „adriatisch-jonische" 
Rasse  nennen  möchte. 

Auf  einer  Sprachenkarte  sind  die  Sprach  Verhältnisse  der  Balkanhalb- 
insel augenscheinlich  im  wesenthchen  nach  der  in  „Petermanns  Mit- 
teilungen", 191 3  erschienenen  etlmographischen  Karte  von  Cvijic,  also 
nach  dem  serbischen  Standpimkte,  dargestellt.  Eine  weitere  Skizze,  die 
die  Verbreitung  der  verschiedenen  Körperhöhen  veranscliaulicht,  zeigt  ebenso 
wie  eine  dritte,  welche  die  Verteilxmg  der  Kopfformen  auf  der  Balkanhalb- 
insel behandelt,  das  Ausstrahlungsgebiet  der  stark  kurzköpfigen  imd  hoch- 
gewachsenen Rasse,  der  ,,adriatisch- jonischen  Rasse"  Pittards  ander 
Ostküste  des  Adriatischen  Meeres ;  mittlerer  Körperwuchs  ist  für  Serbien 
tmd  Mazedonien  charakteristisch,  die  relativ  kleinsten  sind  die  Bulgaren 
und  die  Rimiänen ;  die  Griechen  und  Mazedonier  sind  weniger  kurzköpfig 
als  ihre  westlichen  Nachbarn,  ebenso  die  Rumänen,  während  die  Serben 
und  Bulgaren  durchschnittlich  mittelköpfig  sind  vmd  sogar  Neigung  zur 
Ivangköpfigkeit  aufweisen.  Auf  einer  vierten  Karte,  welche  die  Verbrei- 
tung der  Blondheit  zeigt,  erscheinen  die  Bulgaren  mit  über  10%  als  die 
hellsten,  ihnen  folgen  die  Serben  mit  5 — 10%,  während  bei  allen  anderen 
übrigen  Balkan völkem  die  Prozentzahl  der  Blonden  imter  5%  sinkt. 

P  i  1 1  a  r  d  schheßt  mit  allgemeinen  Bemerkimgen,  in  denen  er  auch 
der  Erwartung  Ausdruck  gibt,  daß  die  Ergebnisse  anthropologischer  For- 
schung bei  der  künftigen  endgiltigen  Regelung  der  Verhältnisse  auf  dem 
Balkan  praktische  Verwendung  finden  werden. 

Prof.  Rudolf    Pöch,  Wien. 


Bonwetsch,  Dr.  Gerhard,  Ge- 
schichte der  deutschen  Kolonien  an 
der  Wolga.  (Schriften  des  Deutschen 
Ausland-Instituts  Stuttgart.  2.)  Stutt- 


gart.     J.   Engelhorns  Nachf.      132   S. 
M   3,20. 
Ergebnisse      der      Eidgenös- 
sischen Volkszählung  vom 
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1.  Dezember  1910,  Die  — . 
(Schweizerische  Statistik.  212.  Liefe- 
rung.) 3.  Bd.:  Berufsstatistik,  i.  Teil: 
Hauptberuf.  Vom  Statistischen  Bu- 
reau des  Eidg.  Finanzdepartements. 
Bern  1918.  A.  Francke.     80*,  595  S. 

Gal6ot,  A.-L.,  L'avenir  de  la  race. 
La  problfeme  du  peuplement  en  France. 
Paris  1917.  Nouvelle  Librairie  Natio- 
nale. Fr.  4, — .  —  Eine  Darstellung 
des  Problems  der  Vermehrung  der 
Volkszahl  Frankreichs.  Die  Erörte- 
rungen werden  unterstützt  durch  eine 
Fülle  statistischen  Materials,  auch  über 
andere  Länder.  Landwirtschaft,  Han- 
del und  Steuerwesen  werden  auf  ihre 
Bedeutung  für  das  Problem  unter- 
sucht, fm. 

Lederer,  Emil,  Zum  sozialpsy- 
chischen Habitus  der  Gegenwart.  (Ar- 
chiv für  Sozialwissenschalt  und  So- 
zialpolitik. 46.  Bd.,  Heft  I,  S. 
114 — 139.)  Tübingen  1918.  J.  C.  B. 
Mohr  (Paul  Siebeck).  —  Verf.  unter- 
sucht die  verschiedenen  wirtschaft- 
lichen Berufsklassen  der  Selbständigen, 
der  Beamten,  der  Angestellten,  der 
Arbeiter  nach  dem  Grade  ihrer  Ver- 
knüpftheit  mit  den  Sachen  (den 
Produktionsmitteln)  bzw.  den  Men- 
schen (den  Kontrahenten  des  Dienst- 
vertrags) und  will  die  individualpsy- 
chologische Bedeutung  dieser  Klassen- 
verschiedenheiten deutlich  machen. 
Der    Sozialismus    erscheint    als    eine 


Tendenz,  die  größere  Zahl  der  Men- 
schen wieder  in  engere,  kontinuierliche 
Beziehung  zu  den  sachlichen  Lebens- 
grundlagen zu  bringen.  Versicherung 
und  Sparen  bewegen  sich  in  ähnlicher 
Richtung,  ohne  aber  den  Sachverhalt 
grundlegend  zu  beeinflussen.       hm. 

P  r  i  n  z  i  n  g  ,  Dr.  F  r..  Die  Bevölke- 
rungsbewegung in  den  neutralen  euro- 
päischen Staaten  seit  Kriegsausbruch. 
(Zeitschrift  für  Sozialwissenschaft  Neue 
Folge.  10.  Jahrg.,  Heft  1/2,  S.  24 — 41.) 
Leipzig  1919.     A.  Deichert. 

Schnitze,  Dr.  Ernst,  Privatdoz. 
a.  d.  Universität  Leipzig,  Die  Prosti- 
tution bei  den  gelben  Völkern.  (Ab- 
handlungen aus  dem  Gebiete  der  Se- 
xualforschung. Jahrg.  1918/19,  Bd.  i, 
Heft  2.)  Bonn  1918.  A.  Marcus  &  E. 
Weber.  46  S.  Einzelpreis  JL  3,20.  — 
Eine  Untersuchung  zur  Frage  des 
internationalen  Mädchenhandels. 

Smolka,  Stanislas,  Les  Ru- 
thenes  et  les  problemes  religieux  du 
monde  russien.  Bern  191 7.  Ferdinand 
Wyss.  40,  590  S.  —  Der  Verf.  schil- 
dert in  einem  ersten  Teil  den  gegen- 
wärtigen Stand  der  ruthenischen  Frage, 
insbesondere  die  Einflüsse  der  Groß- 
russen, Ukrainer  und  Österreicher  auf 
das  Ruthenentum  und  den  Zusammen- 
hang der  nationalen  mit  der  religiösen 
Frage.  Im  zweiten  Teil  kommt  die 
Entwicklung  der  ruthenischen  Frage 
zur  Darstellung.  jh. 


4.  Wirtsdiaftlidie  Unternehmungen  und  Technik 
des  Geschäftslebens. 


Davis,  Joseph  Stancliffe, 
Essays  in  the  earlier  History  of  Ame- 
rican Corporations.  Numbers  I — III. 
XIII,  547  S.  Number  IV,  Eighteenth 
Century.  Business  Corporations  in  the 
United  States.  X,  419  S.  (Harvard 
Economic  Studies.  Published  under 
the  Direction  of  the  Department  of 
Economics.  Vol.  XVI.)  Cambridge 
191 7.     Harvard  University  Press. 

G  6  r  i  n  ,  Prof.  Octave-  Jacques, 
(avec  le  concours  de  Et.  Damour  et 
L.-H.  Serre),  Precis  integral  de  pub- 
licite.  Paris  1918.  H.  Dunod  &  E. 
Pinat.     IV,  324  S.     Fr.   10,—. 

Kraks  Vejviser,  Danmarks  Han- 
delsspejl.  1919.  150.  Jahrg.  Krak 
57.  Jahrg.  i.Bd.:  Adressebog.    1511  S. 


—  2.  Bd.:  Handelskalender.  1410  S. 
Kopenhagen.  Kraks  Forlag.  —  Ein 
Handelsadreßbuch  mit  Angaben  über 
Regierungs-,  Verwaltungs-  und  son- 
stige staatl.  und  private  Einrichtungen 
Kopenhagens.  Straßen-,  Adressen-  und 
Firmenverzeichnis  von  Kopenhagen. 
Verzeichnis  der  dänischen  Handels- 
plätze und  Firtnen  in  den  Provinzen 
Seeland,  Falster,  Fünen  und  Jütland. 
Der  zweite  Band  enthält  ein  spezielles 
Firmenverzeichnis  für  Dänemark,  Is- 
land, Färöer,  Schweden  und  Norwegen. 

ed. 
Leitner,    Friedrich,    Prof.  a.  d. 
Handels- Hochschule  Berlin,  Die  Selbst- 
kosten-Berechnung industrieller  Betrie- 
be.   5.   verm.   Aufl.     Frankfurt  a.  M. 


io4 


Literatur. 


1918.  J.  D.  Sauerländer.  VIII,  400  S. 
M   11,20. 

Negrier,  Paul,  Organisation  tech- 
nique  et  commerciale  des  usines.  D'ap- 
res  les  methodes  americaines  (Systeme 
Taylor).  Paris  1918.  H.  Dunod  &  E. 
Pinat.     XXII,   186  S.     Fr.   10,—. 

R  o  c  c  o  ,  Prof.  A  1  f  r  e  d  o  ,  II  falli- 
mento.  Teoria  generale  ed  origine 
storica.  (Nuova  CoUezione  di  Opere 
Giuridiche.  Nr.  201.)  Mailand,  Turin 
u.  Rom  1917.  Fratelli  Bocca.  221  S. 
L.  6, — .  —  Behandelt  den  Bankerott 
vom  wirtschaftlichen,  privatprozeß- 
und  strafrechtlichen  Standpunkte  aus 
und    gibt    einen    Überblick    über    die 


rechtsgeschichtliche  Entwicklung  seiner 
Theorien.  am. 

S  a  i  t  z  e  w  ,  Privatdozent  Dr.  Ma- 
nuel, Die  Kosten  der  Wasserkraft 
und  ihre  Abhängigkeit  von  der  Höhe 
des  Arbeitslohnes.  Zürich  1919.  Ra- 
scher &  Cie.     VII,   112   S. 

Schweizerisches  Ragionen- 
buch 1918.  Verzeichnis  der  im 
Schweizerischen  Handelsregister  ein- 
getragenen Firmen.  Von  den  Handels- 
registerführern auf  Grund  der  Original- 
register nach  dem  Stande  vom  31.  Ja- 
nuar 1918  revidiert.  23.  Ausg.  Zürich 
1918.  Orell  Füssli.  XXIV,  1548,  36, 
603  S. 


5.  Verkehrswesen. 
Ä.  Allgemeines. 

Zoepfl,  Geh.  Ober-Regienmgsrat  Prof.  Dr.  Gottfried,  Mitteleuro- 
päische Verkehrspolitik.  Vortrag,  gehalten  bei  der  25 .  Jubi- 
läumsversammlung des  Bayerischen  Kanalvereins  in  Nürnberg  am  2.  Sep- 
tember 191 7.  (Deutsche  Weltwirtschaftliche  Gesellschaft.  Vereins- 
schriften. Heft  6.)  Berlin  191 8.  Carl  Heymann.  IV,  28  S.  M  2,50. 
E)s  hieße  der  Wahrheit  ausweichen,  wollte  ich  sagen,  daß  die  in  Rede 
stehende  Arbeit  in  allen  ihren  Teilen  unseren  jetzigen  ^Erkenntnissen  ent- 
spricht. So  ist  beispielsweise  das,  was  Zoepfl  über  strategische  Bahnen, 
über  die  für  den  Verkehr -sich  ergebenden  mihtärischen  Forderungen,  schreibt, 
in  mancher  Hinsicht  schon  veraltet.  Das  Meiste  hat  aber  noch  heute  Gültig- 
keit, imd  nichts  kann  die  Bedeutimg  einer  sachhchen  Arbeit  besser  hervor- 
heben, als  die  Tatsache,  daß  die  darin  enthaltenen  Ansichten  auch  nach 
einem  Umsturz,  wie  ihn  die  Welt  noch  nicht  erlebt  hat,  nicht  zu  widerlegen 
sind.  Jetzt  zeigt  es  sich  erst,  wie  berechtigt  es  ist,  wenn  Zoepfl  die 
früheren  Fehler  der  mitteleuropäischen  Verkehrspolitik  geißelt.  Er  hebt 
als  Beispiel  hervor,  daß,  wenn  die  berufenen  auswärtigen  Politiker  volks- 
und  besonders  weltwirtschafthch  gebildet  wären  imd  die  geringen  Verkehrs- 
möghchkeiten  der  Eisenbahn  im  Güterverkehr  auf  weite  Entfernungen  richtig 
eingeschätzt  hätten,  Deutschlands  pohtisches  Verhältnis  zu  ItaHen  in  neuerer 
Zeit  sicher  anders  bewertet  worden  wäre  und  damit  vielleicht  die  ganze 
jetzige  Katastrophe  einen  anderen  Abschluß  gefunden  hätte.  Hatte  man 
doch  gehofft,  durch  die  Gotthardbahn  den  Italienern  die  wichtigsten  I^ebens- 
bedürfnisse  —  nur  bei  diesen  hat  der  Verkehr  eine  hochpohtische  Bedeutung 
— ,  namentlich  auch  die  notwendige  Kohle  Hefern  und  Itahen  von  England 
unabhängiger  machen  zu  können.  Aber  die  englische  Kohle  beherrscht 
Italien  vollständig  vmd  drang  bis  in  die  Westschweiz  ein,  und  damit  der 
engUsche  poHtische  Einfluß.  Auf  dem  Balkan  hatte  England  jahrzehnte- 
lang gegen  den  verkehrspolitischen  Anschluß  an  Mitteleuropa  gearbeitet, 
um  die  abgeschnürten  I^änder  besser  beherrschen  xmd  ausbeuten  zu  können. 
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Als  dann  die  Anschlußbahnen  kamen,  war  der  englische  Seeverkehr 
schon  organisiert,  und  da  kein  Anzeichen  einer  mitteleuropäischen  Verkehrs- 
pohtik  bemerkbar  wurde,  sondern  nur  der  deutsche  Seeverkehrswettbewerb 
mit  England,  der  sich  bald  auch  selbst  auf  die  türkischen  imd  Süddonauliäfen 
verlegte,  war  die  ohnedies  beschränkte  Wirkimg  der  Eisenbahnbauten  nach 
der  Festlandrichtimg  bereits  aufgehoben.  Politiscli  zeigte  sich  dies  ganz 
auffallend,  z.  B.  bei  dem  immer  mehr  westeuropäisch  werdenden  Rumänien. 
Auch  die  jüngste  Überlandlinie  des  mitteleuropäischen  Eisenbahnnetzes, 
die  Tauembahn,  hat  nach  Z  o  e  p  f  1  nicht  die  Bedeutimg,  die  ilir  zuge- 
sprochen worden  ist.  Daß  diese  Eisenbahnverbindung  die  Donauschiffahrt 
für  Bayern  entbehrlich  oder  auch  nur  weniger  wichtig  mache,  wie  damals 
verschiedentlich  angedeutet  wurde,  ist  mizutreffend.  Es  ist  nur  in  gewissem 
Maße  das  Hinterland  von  Triest  in  Deutscliland  imd  auch  in  Bayern  durch 
die  Bahn  vergrößert  worden.  Es  wurde  damit  auch  dem  ausgesprochenen 
Ziele,  den  Überseeverkehr  Deutsclilands  nicht  in  den  westhchen  Häfen  zu 
monopolisieren,  gedient,  aber  wie  die  Tauembahn  die  Donauschiffahrt  und 
die  Kanäle  von  der  Donau  nach  Norddeutschland  überflüssig  machen  sollte, 
das  M^ar  niclit  einzusehen.  Zoepfl  ist  ein  begeisterter  Anhänger  der 
Binnenschiffahrt  imd  huldigt  dem  Ausspruche  Moltkes:  ,,Ich  glaube,  daß 
die  Eisenbahnen  und  Kanäle  sich  gegenseitig  ergänzen  müssen,  die  Eisenbahn 
kann  den  Kanal  nicht  ersetzen  imd  der  Kanal  nicht  die  Eisenbahn."  Er 
fordert  den  Ausbau  der  Wasserstraßen  und  besonders  des  Rhein — Main — 
Donaukanals,  der,  wenn  der  Anschluß  Deutschösterreichs  an  Deutschland 
zustande  kommen  sollte  (was  früher  oder  später  zu  erhoffen  ist), 
für  Großdeutschland  eine  Lebensfrage  bildet.  Dagegen  ist  die  Bedeutung 
des  Donau — Oderkanals  nimmehr  erhebhch  gesimken;  er  würde  —  was 
Zoepfl  noch  nicht  berücksichtigen  konnte  —  in  erster  Linie  dem  tschecho- 
slowakischen imd  zumal  dem  ungarisclien  Staate  zugute  kommen. 

Dr.  Viktor    Krakauer,    Wien. 

einen  neuen  Aufschwung  nach  einer 
Periode  inneren  Aufbaues  vorhersagen 
zu  können,  wenn  ohne  partikularisti- 
sche  Rivalitäten  einheitliche  deutsche 
Verkehrspolitik  getrieben  wird.  am. 
Ferraris,  Maggiorino,  II porto 
di  Genova  e  la  Svizzera.  (,,Nuova  An- 
tologia."  54.  Jahrg.,  Heft  1129,  S.  325 — 
334.)     Rom  1919. 


Blum.  Prof.  ®r.=Sng.  Otto,  Der 
Wiederaufbau  unseres  Verkehrswesens. 
(Mit  Ausnahme  des  Seeverkehrs.)  (Der 
Aufbau.  Herausgeg.  v.  Conrad  Hauß- 
mann.  Heft  3.)  Stuttgart  u.  Berlin 
1919.  Deutsche  Verlags-Anstalt.  32  S. 
Jt  I, — .  —  Auf  Grund  der  ungewöhn- 
lich günstigen  verkehrsgeographischen 
Lage   Deutschlands   glaubt   der   Verf. 


B.   Seeverkehr,  Kanal-  und  Flußverkehr. 


Boyer,  Leon,  Des  Conventions 
conclues  entre  l'ßtat  et  les  compagnies 
fran^aises  de  navigation  pour  l'ex- 
ploitation  des  Services  maritimes  d'in- 
teret  general.  (Dissertation).  Paris 
1918.    M.  Giard   &  L.  Briere.     238  S. 

D  e  1  m  e  r  ,  A.,  Le  mouvement  des  com- 
bustibles  minäraux  sur  les  voies  navi- 
gables  beiges.      Etüde  economique  et 


cartes.  Brüssel  1919.  Lucien  Narcisse. 
V,  93   S. 

Johnson,  Prof.  E  m  o  r  y  R.,  u 
Grover  G.  Huebner,  Principles 
of  Ocean  Transportation.  Illustrated 
with  Half-Tones,  Maps,  and  Diagrams. 
New  York  u.  London  19 18.  D.  Apple- 
ton &  Co.     XXI,  513  S. 

K  r  e  f  t  e  r  ,  F.  A.,   Emdens  Handel  und 
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an    Belgien    benutzen    will,    feuilletonistisch-oberflächHch    hingeschrieben, 
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fuhr nach  Dänemark  0,58%  der  Gesamtausfuhr  der  Schweiz),  ist  eigentlich 
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prix.)  Paris  1918.  Felix  Alcan. 
XXXVI,   161   S.     Fr.  8,—. 
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Entwicklung  zu  untersuchen.      am. 

Haring,  Clarence  Henry, 
Trade  and  Navigation  between  Spain 
and  the  Indies  in  the  Time  of  the 
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Verf.   betrachtet   es   als   die   Aufgabe 
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schen Überblick  über  die  durch  den 
Krieg  für  Portugal  geschaffene  Lage, 
den  Einfluß  der  Kriegsverhältnisse  auf 
den  portugiesischen  Handel  und  die 
Zukunftsaussichten  von  Portugals  Han- 
del nebst  Vorschlägen  für  seinen  wei- 
teren Ausbau.  Der  Veröffentlichung 
sind  einige  statistische  Aufstellungen 
über  den  portugiesischen  Außenhandel 
in  den  Jahren  1909 — 1915  beigegeben. 

eda. 


7.  Produktion,  Zirkulation  und  Konsumtion  wichtiger  Welthandels- 
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wissenschaft den  ersten  Aufsatz  über  diesen  Gegenstand^.  Zehn  Jahre  später 
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in  Toronto  —  veröffenthchten  dreibändigen  Werkes  über  die  aufgeschlosse- 
nen, wahrscheinlichen  imd  möghchen  Stein-  xmd  Bratinkohlenvorräte  der 

^  Wann  sind  unsere  Steinkohlenlager  erschöpft  ?  (Zeitschrift  für  Sozialwissenschaft, 
1900)  S.  i75ff. 

2  „Glückauf",  1910,  S.  597ff. 
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Welt^.  Der  Verfasser  verfügte  über  eine  ausgedehnte  persönliche  Kenntnis 
von  wichtigen  Stein-  und  Braunkohlenrevieren  in  aller  Welt,  die  er  sich  auf 
vielen  wissenschaftHchen  Reisen  erworben  hatte.  Noch  während  des  Krieges 
führte  er  im  Auftrage  der  deutschen  Mihtärbehörde  eine  Besichtigung  des 
gesamten  belgischen  und  des  besetzten  Teiles  des  nordfranzösischen 
Kohlenbeckens  durch  und  stand  bei  der  Niederschrift  des  Buches  deshalb 
imter  dem  frischen  Eindruck  des  Gesehenen. 

Die  Vertrautheit  des  Verfassers  mit  dem  behandelten  Gegenstand 
macht  es  von  vornherein  wahrscheinhch,  daß  in  dem  Buch  mehr  als  eine 
Zusammenfassung  der  statistischen  Ergebm'sse  des  großen  internationalen 
Werkes  gegeben  wird.  Abgesehen  von  den  eigenen  Beobachtungen,  hegt 
der  große  Vorzug  der  Abhandlung  in  der  sachlichen  Kritik,  mit  welcher 
die  Ergebnisse  des  erwähnten  Werkes  ausgewertet  werden.  Im  wesentlichen 
lassen  sich  die  kritischen  Ausfüllrungen  imter  drei  Gesichtspunkte  zusammen- 
fassen: I.  Zimächst  wird  die  von  der  kanadischen  Kongreßleitimg  den  Be- 
arbeitern der  verschiedenen  Beiträge  vorgeschlagene  Einteilung  der  Kohle 
nach  chemischen  Gesichtspunkten  als  wenig  glücklich  gekennzeichnet.  Für 
künftige  Arbeiten  ähnlicher  Art  ivSt  nach  Frech  eine  geologische  Ein- 
teilvmg  in  Braun-  und  Steinkohlen  zu  fordern;  erstere  sind  bis  zur  oberen 
Kreide,  letztere  von  der  unteren  Kreide  an  abwärts  zu  rechnen.  Die  nahezu 
vollständig  kohlenfreie  Mittelkreide  bildet  nach  dieser  Einteilvmg  den  natür- 
Uchen  Grenzhorizont.  Von  dieser  geologischen  Zusammenfassimg  weist  der 
Verfasser  überzeugend  nach  (S.  i8f.),  daß  sie  in  technischer  und  finanzieller 
Hinsicht  von  großer  Bedeutung  ist.  —  2.  Dann  wird  der  verschieden  große 
Wert  der  einzelnen  Beiträge  ins  rechte  Licht  gerückt.  Sämtliche  Staaten  wurden 
zur  Mitarbeit  aufgefordert,  mochten  sie  gut  eingerichtete  geologische  Dandes- 
anstalten besitzen  wie  Preußen,  Österreich  und  die  Vereinigten  Staaten, 
mochte  ein  behebiger  Professor  nebenamthch  diese  Funktion  erfüllen  oder 
(wie  in  den  Repubhken  Südamerikas  und  der  Türkei)  ein  in  den  Gebieten 
zufälhg  beschäftigter  Bergingenieur  mit  der  Abfassung  des  Berichtes  betraut 
sein.  Die  Fähigkeit  der  Bearbeiter  fällt  ebensosehr  in  die  Wagschale  wie  die 
verschieden  große  Zahl  der  ihnen  zu  Gebote  stehenden  geologischen  Auf- 
schlüsse. Im  allgemeinen  werden  Gebiete  mit  geringem  Aufschluß  eine  Be- 
arbeitung von  mehr  oder  minder  zufälligen,  das  heißt  wenig  kompetenten 
Kräften  erfahren  haben.  Wenn  man  deshalb  von  den  Kulturstaaten  mit 
ihren  durchweg  gut  aufgeschlossenen  Kohlenrevieren  und  ihren  geschulten 
wissenschaftlichen  Hilfskräften  im  allgemeinen  bessere  Ergebnisse  als  von 
den  halbkultivierten  und  unkultivierten  Staaten  erwarten  darf,  so  bestehen 
doch  innerhalb  der  kultivierten  Staaten  recht  erhebhche  Unterschiede. 
Sehr  befremdend  wirkt  beispielsweise  die  Art  der  Erfassung  der  Kohlen- 
vorräte in  England.  Diese  erfolgte  durch  ,, Vernehmen"  der  Interessenten 
(Aktionäre,   Direktoren,  Ingenieure)  vor  einer  Parlamentskommission  und 

1  The  Coal  Resources  of  the  World.  An  Inquiry  made  upon  the  Initiative  of  the 
Executive  Comittee  of  the  XII  International  Geological  Congress,  Canada,  1913.  With 
the  assistance  of  Geological  Smrveys  and  Mining  Geologists  of  Different  Countries  edited 
by  the  Geological  Survey  of  Canada  1913.    Toronto.  3  Bände  und  ein  Atlas. 
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nicht  wie  in  Deutschland  durch  eine  fachmännisch  geschulte,  uninter- 
essierte Behörde.  Bei  der  Interessentenschätzung  liegt  —  bewußt  oder  un- 
bewußt —  die  Gefahr  der  zu  günstigen  Bewertung  vor;  diese  wird  um  so 
größer,  je  dürftiger  die  der  Bewertvmg  zugrimde  hegenden  tatsächhchen 
Anhaltspimkte  sind.  Die  Gruppen  der  „wahrscheinhchen"  und  „möghchen" 
Vorräte  werden  deshalb  aller  Voraussicht  nach  in  zu  günstigem  I/ichte  er- 
scheinen. —  3.  Ferner  muß  im  Auge  behalten  werden,  ob  die  Bearbeiter  neben 
dem  rein  wissenschafthchen  nicht  auch  ein  bestimmtes  wirtschaftspohtisches 
Ziel  verfolgten.  Als  solches  kommt  beispielsweise  die  gründhchere  Gewin- 
nung der  vorhandenen  Kohlenschätze  durch  Herabmindenmg  der  Abbau- 
verluste in  Frage.  Werden  die  tatsächhch  auftretenden  Verluste  zu  hoch 
angegeben,  so  verkürzt  sich  naturgemäß  die  zu  errechnende  I^ebensdauer 
des  Reviers.  Durch  Gegenüberstellen  einer  verhältnismäßig  kleinen  Zahl 
von  Jahren,  für  welche  der  Bergbau  noch  betrieben  werden  kann,  mit  den 
sehr  großen  Ziffern  anderer  Reviere  hofft  man  die  Interessenten  zu  einem 
mehr  systematischen  Abbau  zu  erziehen  oder  die  Regierung  zu  veran- 
lassen, durch  gesetzliche  Maßnahmen  den  Raubbau  zu  verhindern. 

Für  die  deutschen  Braunkohlen  Vorräte  bringt  das  internationale  Kohlen - 
werk  veraltete  Ziffern;  bei  Berechnung  der  Zahlen  für  den  Kongreß  in  To- 
ronto stand  nicht  mehr  genügend  Zeit  zur  Verfügung,  tun  eine  neue  Er- 
hebung durchzuführen.  Frech  gibt  seinerseits  auch  keine  neuen  Ziffern; 
er  stützt  sich  für  die  ihrer  Menge  nach  allein  ins  Gewicht  fallenden  Vor- 
kommen in  Preußen  auf  die  amthche  Berechnimg  der  preußischen  Bravm- 
kohlen Vorräte  vom  Jahre  1901.  Neuere  Erhebungen  vom  Jahre  1912  liegen 
ledighch  für  die  kleinen  Braunkohlenlager  in  den  Bundesstaaten  Bayern, 
Baden,  Hessen  imd  Sachsen  vor. 

Im  Auftiage  des  Handelsministers  und  der  Geologischen  Landesanstalt 
befindet  sich  gegenwärtig  eine  neue  Erhebung  der  preußischen  Braunkohlen- 
vorräte in  Vorbereitvmg ;  man  kann  also  hoffen,  daß  dem  bestehenden  Mangel 
in  Bälde  abgeholfen  wird.     J)r.=3Ttg.  Wi  Ih  e  1  m    Pothmann,    Kiel. 

Becker,  Dr.  C.  L.,  Die  wirtschaftliche  Entwicklung  der 
deutschen  Lederindustrie.  Straßburg  1918.  Verlagsanstalt 
vorm.  R.  Schultz    &  Co.     iii  S.    Ji  4,50. 

Der  Verfasser  beschäftigt  sich  mit  der  Frage  der  weiteren  Konzen- 
tration der  deutschen  Lederindustrie.  Als  Ausgangspunkt  seiner  Ausfüh- 
rungen nimmt  er  die  ausschlaggebende  Schwerleder-  und  Chromlederindu- 
strie, die  beide  zum  Teil  bereits  hochkapitalistisch  entwickelt  sind.  Der 
Stoff  ^vird  in  Anlehnung  an  eine  historische  Einteilimg  behandelt.  Im  ersten 
der  drei  Kapitel  wird  die  Entwicklung  des  Gerbereigeschäfts  bis  zum  Auf- 
kommen der  Ledermanufaktur  im  18.  Jahrhtmdert  zur  Darstellimg  gebracht, 
während  der  zweite  Hauptteil  der  Arbeit  den  Übergang  zur  fabrikmäßigen 
Produktionsweise  im  19.  Jahrhujidert  und  die  Entstehung  kapitalintensiver 
Großbetliebe  schildert.  Das  dritte  Kapitel  gibt  einen  Uberbhck  über  die 
deutsche  Lederindustrie  während  der  Kriegsbinnenwirtschaft  seit  August 
19 14,    eine    dankenswerte    Zusammenstellimg    der    auf    dem  Gebiete    der 
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Lederindustrie  in  Frage  kommenden  kriegswirtschaftlichen  Verwaltungsmaß- 
nahmen  bis  zum  Abschluß  der  Arbeit  im  April  191 8.  Nach  sorgfältiger  Ab- 
wägung der  Vor-  und  Nachteile  einer  derartigen  Organisation  kommt  der 
Verfasser  zur  Ablelmung  einer  Zwangssyndizierung  der  Lederindustrie, 
deren  weitere  Konzentration  nach  seiner  Ansicht  vorläufig  nicht  zur  Er- 
höhung ihrer  Leistungsfähigkeit  beitragen  würde. 

Dr.   Robert    Kirchhoff,    Kiel. 
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Pekelharing,  W.  J.,  De  amster- 
damsche  oliemarkt.  Amsterdam  1918. 
J.  H.  de  Bussy.     57  S. 

Sacerdote,  Cesare,  La  guerra 
e  la  crisi  dcl  carbone  in  Italia.  Tesi  di 
laurea.  Publicata  a  cura  del  R.  Ist. 
Superiore  di  Studi  Commerciali  di  To- 
rino.  Mailand,  Turin,  Rom  1917. 
Fratelli  Bocca.     122  S.     L.  3, — . 

Schmitt,  Dr.  Franz  August, 
Deutschlands  Stickstoffbeschaffung. 
Eine  volkswirtschaftliche  Studie.  Mün- 
chen 19x8.  Kommissionsverl.  A.  Buch- 
holz. X,  103  S.  M  2,40.  —  Die  Arbeit 
sucht  den  Plan  einer  volkswirtschaft- 
lichen Monographie  des  Stickstoffs  zu 
verwirklichen.  Ausgehend  von  dem 
Stickstoffverbrauch  der  chemischen 
Industrien  und  der  Landwirtschaft 
werden  die  Stickstoff  quellen  der  Gegen- 
wart geschildert  und  die  durch  den 
Krieg  bewirkte  neue  Lage  auf  dem 
Stickstoff  markt  erörtert.  wp. 

Schneider,  Dr.  Hans,  Der 
Kampf  der  oberschlesischen  Kohle 
gegen  die  englische.  (Zeitschrift  für 
Sozialwissenschaft.  Neue  Folge.  10. 
Jahrg.,  Heft  3  u.  4,  S.  155—169.) 
Leipzig  1919.     A.  Deichert. 

Smith,  Ernest  A.,  The  Zinc  In- 
dustry.  With  4  Plates  and  Diagrams 
in  the  Text.  (Monographs  on  Indu- 
strial     Chemistry.)  London     1918. 

Longmans,  Green  &  Co.  VIII,  223 S.  — 
Eine  eingehende  Monographie  über 
die  Zinkindustrie.  Sie  berücksichtigt 
nicht  nur  die  technischen  Probleme, 
sondern  widmet  sich  in  großem  Um- 
fange auch  der  wirtschaftlichen  Seite 
der  Zinkindustrie.  Vom  weltwirt- 
schaftlichen Standpunkte  aus  werden 
Erzproduktionsstätten,  Standort  der 
verarbeitenden  Industrien  und  deren 
Entwicklung,  sowie  Handel  und  Ver- 
brauch betrachtet.  Den  Abschluß 
bildet  eine  Bibliographie  vorwiegend 
englisch-amerikanischer  Literatur  über 
Zink  und  Zinkverarbeitung.  es. 
Weltwirtschaftliches  Archiv  Bd.  XV. 


South  A  f  r  i  c  a  n  Mining  a  n^d 
Engineering  Year  Book, 
1918 — ig.  The  Standard  Reference 
Work  on  South  African  Mining  Fi- 
nance  and  Engineering.  Established 
1913.  Ed.  and  Compiled  by  S.  R, 
Potter.  Published  Annually  in  July. 
Johannesburg.  Argus  Printing  and 
Publishing  Co.     XL,  476  S. 

Statistiqiie  de  l'industrie 
m  i  n  e  r  a  1  e  et  des  appareils  ä  vapeur 
en  France  et  en  Algerie  pour  l'ann^e 
191 3.  Avec  un  appendice  concernant 
la  statistique  minerale  internationale. 
(Ministere  des  travaux  publics.  Di- 
rection  des  Mines.  2e  Bureau.)  Paris 
1917.     XV,  (iii),  256  S. 

Svens ka  cellulosaindu- 
s  t  r  i  e  n  s  ,  Den  — ,  utveckling  och  na- 
tionalekonomiska  betydelse.  Festskrift 
utgiven  av  svenska  cellulosaföreningen 
tili  firande  av  dess  tjugufemäriga  till- 
varo.  Stockholm  1918.   188  S.   M  2, — . 

—  Die  beiden  ersten  Abschnitte  schil- 
dern den  Ursprung,  die  Entwicklung 
und  den  heutigen  Stand  der  Zellstoff- 
industrie in  Schweden,  deren  Neben- 
produkte im  dritten  Abschnitt  beson- 
ders behandelt  werden.  (Die  Gewin- 
nung von  Kohle  aus  Sulfitlauge  [Streh- 
lenertsches  Verfahren]  hat  keine 
Erwähnung  gefunden.)  Das  Kapitel 
über  die  Stellung  Schwedens  im  Welt- 
haushalt als  Zellstoff  erzeugendes  und 
ausführendes  Land  ist  durch  zahl- 
reiche graphische  Darstellungen  und 
Tabellen  erläutert.  Der  Ökonomie  des 
industriellen  Betriebes  und  den  Ar- 
beits- und  Lohnverhältnissen  sind 
besondere  Abschnitte  gewidmet.  Aus 
der  beigefügten  Karte  ist  ersichtlich, 
auf  welche  Plätze  sich  die  verschie- 
denen Fabriken  der  Holzschliff-  und 
Papierbranche   verteilen.  ep. 

Troimaux,  Edgard,  L'affaire 
des  carbures.  Paris  1918.  Societe  du 
Recueil  Sirey.    VIII,   148  S.     Fr.  3,—. 

—  Bericht  über  die  ,,Affairen"  in  der 
französischen  Karbidindustrie  wäh- 
rend des  Krieges,  bei  denen  es  sich  um 
wucherische  Marktpolitik,  Handel  mit 
dem  Feinde  u.  Hochverrat  handelt. 
Das  Buch  enthält  manches  sehr  ins 
einzelne  gehende  Material  über  die 
internationalen  Verflechtungen  in  die- 
ser Industrie,  besonders  über  den  deut- 
schen Anteil  an  ihr.  hc. 

W  e  1 1  i  s  c  h  ,  Dr.  Emmerich  ,Woll- 
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zolle  und  Wollindustrie  in  den  Ver- 
einigten Staaten  von  Amerika.  {Mün- 
chener Volkswirtschaftliche  Studien, 
herausgeg.  v.  Lujo  Brentano  u.  Wal- 
ther Lotz.  142.  Stück.)  Stuttgart  u. 
Berlin  1919.  J.  G.  Cotta.  96  S.  Jü  4, — . 
Wheat  Problem,  The—.  Ba- 
sed  on  Remarks  made  in  the  Presiden- 
tial  Address  to  the  British  Association 
at  Bristol  in  1898.     Revised  with  an 


Answer  to  various  Critics  by  Sir  Wil- 
liam Crookes.  3d  Edition  with  Pre- 
face  and  Additional  Chapter  bringing 
the  Statistical  Information  up  to  Date, 
and  a  Chapter  on  Future  Wheat  Supp- 
lies  by  Sir  R.  Henry  Rew.  With  an 
Introduction  by  Lord  Rhondda.  Lon- 
don, New  York,  Bombay  and  Cal- 
cutta  1917-  Longmans,  Green  &  Co. 
XVI,  100  S. 


8.   Handelspolitik. 

Lusensky,  Wirkl.  Geh.  Rat  F.,  Unbeschränkte  gegen  be- 
schränkte Meistbegünstigung  (Reziprozität).  (Finanz- 
und  VolkswirtschaftHche  Zeitfragen.  Heft  52.)  Stuttgart  191 8.  Ferd. 
Enke.     26  S.     M   i, — . 

Der  Verfasser  geht  von  den  alten  Beschwerden  aus,  die,  namenthch  von 
hochschutzzölhierischer  Seite,  seit  jeher  gegen  die  unbedingte,  unbeschränkte 
Meistbegünstigimg  erhoben  worden  sind:  Sie  nötige,  Zugeständnisse,  die  man 
einmal  gegen  wertvolle  handelspohtische  Einräumimgen  ausgegeben  hat, 
allen  übrigen  meistbegünstigten  Staaten  ohne  irgendein  Gegenzugcständnis 
preiszugeben.  Dies  zwinge  zur  Zurücldialtvmg  tmd  Vorsicht  auch  gegen 
solche  Staaten,  denen  man,  wenn  es  nur  auf  sie  allein  ankäme,  gern  in  zoll- 
poUtischer  Hinsicht  Entgegenkommen  bezeugen  würde.  Das  demgegenüber 
empfohlene  Heilmittel  der  beschränkten  Meistbegünstigung,  der  Wechsel- 
seitigkeit, sei  ärger  als  die  zu  behandelnde  Krankheit.  Es  gebe  die  Gleich- 
mäßigkeit des  Wettbewerbs  auf  dem  Weltmarkt  preis,  die,  zum  großen 
Vorteil  des  zwischenstaatlichen  Handelsverkehrs,  durch  die  unbedingte, 
imbeschränkte  Meistbegünstigiing  zimieist  erreicht  worden  sei.  Es  erschwere 
diesen  Handelsverkehr  durch  lästige  Ursprungszeugnisse  imd  Unsicherheit 
über  die  von  den  einzelnen  ZoUgesetzgebtmgen  aufgestellten  Herkunfts- 
bedingungen. Es  bringe  einen  Zustand  xmaufhörhcher  Unverläßhchkeit 
und  Unfertigkeit  in  die  Handelsvertragsverhältnisse,  da  bei  der  bedingten 
Meistbegünstigtmg  stets  die  sich  gerade  benachteiligt  fühlenden  Länder  über 
einen  Ausgleich  zu  ihren  Gimsten  mittels  Angebotes  neuer  Zugeständnisse 
werden  verhandeln  wollen.  I^usensky  glaubt,  daß  die  Entwicklimg 
gegenüber  den  Mißständen,  die  sowohl  mit  der  bedingten  als  auch  mit  der  un- 
bedingten Meistbegünstigung  verbunden  seien,  einen  dritten  Zustand  be- 
vorzugen werde,  nämhch  möghchst  wenig  veränderliche,  dem  Einfluß  der 
Handelsverträge  möghchst  entzogene  Generaltarife.  Ich  habe  in  meinen 
,,Entwicklvmgstendenzen  der  Weltwirtschaft"  (Berlin  1912.  I.  Band,  III.  Ka- 
pitel, S.  76 — 117),  in  Ausfühnmgen,  die  sich  gegen  das  irreführende  Schlag- 
wort vom  „Bankerott  der  Handelspohtik"  wandten,  nachzuweisen  versucht, 
daß  em  viel  aussichtsreicherer  und  (nach  den  Erfahrungen  der  Vorkriegszeit) 
wahrscheinhcherer  Ausweg  darin  bestünde,  den  Weg  der  Handelsverträge 
mit  unbedingter  Meistbegünstigimg  imd  möghchst  ausgedehnten  Vertrags- 
tarifen bis  zu  Ende  zu  gehen.    Denn  ein  befriedigender  Ausgleich  zwischen 
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Gewinn  und  Verlust  aus  der  unbedingten  Meistbegünstigung  sei  für  die  einzelnen 
Länder  und  besonders  für  einen  mannigfache  Fabrikate  liefernden  europä- 
ischen Industriestaat  um  so  eher  zu  erwarten,  je  dichter  das  allgemeine  Netz 
von  Verträgen  wäre,  die  durch  die  Klammer  der  imbedingten  Meistbegün- 
stigung zusammengehalten  werden.  Sobald  nach  Friedensschluß  nur  einiger- 
maßen Ordnung  imd  Beruhigung  auf  dem  Weltmarkt  zurückgekehrt  vmd  die 
derzeit  beliebten  seltsamen  Warenaustausch  vertrage  von  Regierimg  zu 
Regiervmg  wieder  in  den  Hintergnmd  getreten  sein  werden,  dürften  sich 
meine  Ausfühnmgen  von  191 2  neuerlich  als  zutreffend  erweisen. 

Dr.  Sigmund  Schilder,  Wien. 


Parlagi,  B61a,  Richtlinien  einer 
internationalen  Wirtschaftspolitik. 

Wien  u.  Leipzig  1918.  Anzengruber- 
Verl.  79  S.  M,  3, — .  —  Für  die  Zeit 
nach  dem  Kriege  prophezeit  der  Verf., 
von  dem  Gesichtspunkt  ausgehend,  daß 
jedes  Land  um  die  Förderung  seiner 
eigenen  Produktivkräfte  bemüht  sein 
werde,  die  Wiederkehr  eines  allgemei- 
nen Schutzzollsystems.  Später  aber 
müsse  sich  ein  internationales  Wirt- 
schaftssystem, beruhend  auf  internatio- 
naler Arbeitsteilung,  Bahn  brechen. 
Durch  weitgehenden  Internationa- 
lismus auf  dem  Gebiete  der  Wirt- 
schaftspolitik kann  nach  Ansicht  des 
Verf.  das  von  ihm  als  Ideal  angesehene 
System  des  freien  Verkehrs  erreicht 
werden.  hg. 

Rocke,  Dr.,  Die  Kontinentalsperre. 
Erinnerungen  und  Vergleiche  mit 
heute.  (Sonderdruck  aus  der  Zeit- 
schrift ,,Der  Weltmarkt".)  Hannover 
1919.  J.  C.  König  &  Ebhardt.  36  S. 
M,  0,60.  —  R.  beleuchtet  die  Wirkung 
der  Kontinentalsperre  auf  die  Indu- 
strien der  betroffenen  Länder.  Ahnlich 
wie   heute   blühten   überall   Industrie- 


zweige auf,  die  ohne  Absperrung  vom 
Ausland  durch  den  fremden  Wettbe- 
werb sofort  erdrückt  worden  wären, 

hg. 

Tyszka,  Carl  von.  Der  deutsche 
Konsument  nach  dem  Kriege.  (Anna- 
len  für  soziale  Politik  und  Gesetzge- 
bung. 6.  Bd.,  Heft  1/2,  S.  122 — 144.) 
Berlin  1918.  Julius  Springer.  —  Die 
Lage  der  Konsumenten  in  Deutschland 
verlange  eine  möglichst  freihändle- 
rische Gestaltung  der  deutschen  Wirt- 
schaftspolitik, hm. 

Yves-Guyot,  M.M,  G  e  r  m  a  i  n 
Paturel,  G.  Schelle,  J.  Pier- 
son, Freder.  Mathews,  Le 
libre-echange  international.  Six  Con- 
ferences organisees  en  1918  par  la  Ligue 
du  Libre-Echange  ä  l'ecole  des  Hautes 
Etudes  sociales.  Paris  1918.  F61ix 
Alcan.     IV,  228  S.     Fr.  2,—. 

Zollkompaß.  V.  Bd. :  Britisches 
Reich.  II.  Teil:  Zoll-  und  handels- 
rechtliche Bestimmungen.  2.  Heft: 
Kanada.  Redigiert  und  herausgeg. 
vom  Staatsamte  für  Gewerbe,  Indu- 
strie u.  Handel.  Wien  1918.  Manz. 
VIII,  228  S. 


9.  Wirtsdiaftlidie,  politische  und  kulturelle  Expansionsbestrebungen 
der  Staaten  und  Völker,  einschließlich  Kolonialpolitik. 

■Gay  de  Montella,  R.,  Espana  ante  el  problemadel  medi- 
terrane o.  Con  un  prologo  del  Sr.  D.  Federico  Rahola  y  Tremols. 
Barcelona  191 7.     Bloud  y  Gay.     XXXII,  256  S. 

Espafia  ante  el  problema  del  meditterräneo  von  R.  Gay  de  Mon- 
tella gehört  zvir  Reihe  der  ziemhch  zahlreichen  Schriften,  welche  das  Zu- 
sammengehen Spamens  nüt  den  lateinischen  Nachbarstaaten,  mit  den  An- 
^enzern  des  Mittelmeers,  befürworten.  Sowohl  Montella  wie  Rahola 
sind  in  Deutschland  nicht  sehr  bekannt,  gehören  aber  zu  den  Schriftstellern, 
deren  Worte  in  der  Heimat  imd  auch  in  Frankreich  sich  Gelümg  zu  ver- 
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schaffen  wußten.  Während  Montellä  das  Problem  mehr  von  der  hi- 
storischen Seite  auffaßt  vmd  auch  die  juristischen  Fragen  berührt,  über- 
schaut Rahola    ebenso  aufmerksam  die  wirtschaftUchen  Verhältnisse. 

Raholas  Einleitxmg  kennzeichnet  die  Hauptpunkte  und  Daten  der 
Fragen,  welche  man  als  die  Vorgeschichte  des  großen  europäischen  Kriegs 
im  weiteren  Sinne  bezeichnen  kann,  sowie  die  Ereignisse  bis  191 6.  Mon- 
tellä gibt  in  20  Kapiteln  eine  sehr  beachtenswerte  Synthese  der  poHti- 
schen  Begleiterscheimmgen,  die  uns  als  Kampf  um  das  Mittelmeer  erscheinen. 
Ausgehend  von  den  Annäherungsbestrebungen.,  die  unter  Delcasses  I^eitimg 
in  der  französischen  Außenpolitik  eingesetzt  hatten,  läßt  er  in  großem  Spiegel- 
bild die  Ereignisse  bis  Ende  September  191 6  an  unserem  Auge  vorüberziehen. 
Der  französisch -spanische  Vertrag  von  191 2  näherte  Spanien  England  und 
Frankreich.  Diese  Staaten  bilden  mit  Italien,  dem  Erben  des  altrömischen 
Ehrgeizes,  die  Nationen,  die  geschichtliche  gemeinsame  Interessen  haben. 
Nach  Ansicht  des  Verf.  ist  lediglich  deren  Einmischung  in  die  Mittelmeer- 
pohtik  gerechtfertigt.  Die  Schlußfolgenmg,  die  Montellä  aus  seinen 
Darlegimgen  zieht,  faßt  er  in  der  Forderimg  der  I/iga  Panmeditterränea  zu- 
sammen, in  dem  Bloc  Occidental  de  Naciones  I^atinas.  Er  stellt  eine  Art 
Monroedoktrin  für  das  Mittelmeer  auf,  an  dessen  Beherrschung  und  wirt- 
schaftlicher Nutzung  nxir  die  angrenzenden  Staaten,  die  eigentlichen  Mittel- 
meerländer, beteiligt  werden  sollen.  Diese  allein  haben  das  Recht,  dort  aktive 
Pohtik  zu  treiben  vmd  sich  mit  ihren  Ansprüchen  durclizusetzen,  mit  der 
einzigen  Ausnahme,  die  Montellä  für  England  wegen  seiner  Stellung 
in  Ägypten,  seiner  Kontrolle  des  Suezkanals  zuläßt.  Er  zieht  ausdrückhch 
auch  England  in  den  Kreis  dieser  Mittelmeermächte,  gibt  ihm  eine 
Sonderstellimg,  die  aus  seiner  lyage,  aus  seinen  weltwirtschaftHchen  An- 
sprüchen, vor  allem  aus  der  Notwendigkeit  des  sicheren  Weges  nach 
Indien  hervorgehe. 

Eine  Reihe  von  Forderungen,  die  MonteUä  aufstellt,  soll  Spaiüen 
die  Erreichmig  seiner  Ziele  erleichtem.  Es  seien  hier  nur  einige  wichtige 
seiner  Programmpunkte  hervorgehoben:  eigene  Handelsflotte,  Handels- 
museen  an  den  Hauptknotenpunkten  Spaniens  und  dort,  wo  spanische  Kon- 
sulate am  JVIittelmeer  vertreten  sind;  Handelsagenten,  die  vom  Staat  er- 
naimt  und  geleitet  werden,  besonders  auch  für  Albanien,  Txmis,  Griechen- 
land, Türkei  und  Kleinasien;  orientalische  Sprachschulen  in  Spanien  und. 
umgekehrt  spanische  Schulen  im  Orient;  Bankfilialen  in  Grieclienland, 
Syrien  imd  der  Türkei;  Kolonial -Hochschiilen.  Mit  diesen  wirtschafthchen 
und  pädagogischen  Mitteln  sei  die  militärische  Siclierung  der  Küste  zu  ver- 
binden. 

Das  Buch  khngt  also  aus  in  der  Forderung  der  AUiance  der  lateinischen 
Völker,  des  Blocks  der  Westmächte,  wie  ihn  eine  ganze  Reihe  von  Fran- 
zosen, z.  B.  Hanotaux  imd  lyouis  Bertrand,  schon  ihrerseits  ge\vünscht  hatten. 
iSIontellä  will  Spanien  in  eine  Stellung  schieben,  die  ihm  zugewiesen 
sei  nach  dem  Ziel  seiner  Rasse,  den  strategischen  Mögüchkeiten  der  geo- 
graphischen I^age,  der  Halbinselgestalt,  seinen  Besitzungen  im  Mittelmeer 
und  Atlantischen  Ozean,  den  ganzen  wirtschaftlichen  Fäden,  die  es  mit  den. 
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lateinischen  Nationen  und  weiter  mit  den  heutigen  Ententemäcliten  ver- 
bänden. 

Montella  begegnet  sich  bei  seinen  Wünschen  und  Idealen  mit  Ge- 
danken, wie  sie  Rahola  schon  in  seinen  Aspectos  Econömicos  de  la  gran 
Guerra  im  März  191 7  ganz  älinlich  geäußert  hatte.  Das  Bucli  von  Mon- 
tella ist  in  dem  Verlag  Bloud  y  Gay,  Barcelona,  erscliienen,  der  früher 
im  wesentHchen  kathoüsche  lyiteratur  heraUvSgegeben  hat,  neuerdings  aber 
eine  ganze  Anzahl  von  Veröffentlichungen  herausbrachte,  die  gegen  die 
Mittelmächte  und  zugtmsten  des  Zusammenschlusses  der  I/ateiner,  des 
Anschlusses  von  Spanien  an  die  Kntente  Propaganda  machten.  So  sind 
dort  herausgegeben  worden:  19 16  von  einem  anonymen  Redakteur  am 
,,Correspondant"  ly'Espagne  et  la  Guerre;  191 7  Alvaro  Alcalä  Galiano, 
Iv'Espagne  en  face  du  conflit  europeen;  A.  Palacio-Vald^s,  La  Guerre 
Injuste  ;  191 8  Azorin  (Martinez  Ruiz),  Entre  l'Espagne  et  la  France  tmd 
viele  andere.  Es  sind  das  alles  Büclier,  die  imter  versclriedenem  Titel  und 
in  wechselndem  Aufbau  die  näniHchen  Kenigedanken  enthalten,  gleich- 
sam nur  verscliiedene  Variationen  eines  Themas  geben.  Sie  versucliten 
schon  während  des  Weltkrieges  das  neutral  gebhebene  Spanien  in  enge 
Verbindvmg  mit  den  übrigen  romanischen  Nationen  zu  bringen,  es  an  die 
Seite  der  alliierten  Mäclite  zu  führen. 

Prof.  Christian    Eckert,    Cöln. 

Pooley,  A.  M.,  Japan  at  the  Gross  Roads.  London  1917. 
George  Allen  &  Unwin.     362  S. 

Das  Buch  besteht  aus  einer  Reihe  von  Aufsätzen,  die  zum  Teil  schon  in 
Zeitschriften  veröffentUcht  wurden  und  die  fast  alle  Gebiete  des  japanischen 
öffentHchen  Lebens  der  Gegenwart  behandeln.  Es  ist  in  der  Hauptsache 
vor  dem  Krieg  geschrieben,  ist  während  des  Krieges  mit  Nachsätzen  versehen 
und  größtenteils  191 6  abgeschlossen.  Anscheinend  sind  die  Kapitel  über  aus- 
wärtige Politik  mit  Rücksicht  auf  das  Bundes  Verhältnis  im  Krieg  fortgelassen 
worden. 

In  der  Saimnlung  seiner  Aufsätze  stellt  der  Verf.  sich  die  Aufgabe,  die 
Verhältnisse  in  Japan  so  zu  zeigen,  wie  sie  im  nüchternen  Licht  des  Alltags 
sind,  niclit  wie  sie  in  japanischer  Beleuchtimg  dargestellt  werden.  Der  Zweck 
ist  ein  politischer:  nach  Erledigtmg  der  ,,teutonic  question"  ist,  wie  Pooley 
meint,  die  Frage  des  Stillen  Ozeans  die  nächste  Aufgabe  der  Weltpolitik,  bei 
der  England,  Amerika  imd  Japan  in  gleicher  Weise  beteiligt  sind.  Auf  diese 
Auseinandersetzimg  soU  das  Buch  vorbereiten. 

Dem  Verf.  ist  es  zwar  gelungen,  viele  Erscheinungen  in  eine  interessante 
Beleuchtung  zu  rücken,  aber  das  Ganze  ist  mehr  die  Arbeit  eines  fleißigen  und 
kenntnisreichen  Journalisten  als  die  eines  Wissenschaftlers  und  daher  nur 
von  bedingtem  Wert.  Pooley  war  3  Jahre  Vertreter  des  Reuter  -  Büros 
in  Japan,  kam  bereits  mit  der  Weisung  des  Baron  Herbert  Reuter  hin, 
den  Japanern,  deren  VerläßHchkeit  dieser  schon  191 1  gering  einschätzte,  auf 
die  Finger  zu  sehen  und  hat  sich  auch  durch  seine  höchst  kritischen  Berichte 
bei  den  Japanern  sehr  unbeliebt  gemacht,  insbesondere  wenn  diese  auf  den 
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englischen  Geldmarkt  angewiesen  waren.  Pooleys  Tätigkeit  in  Japan 
fand  ein  traxiriges  Ende,  er  wurde  der  Erpressung  bezichtigt  und  verurteilt. 
Es  handelte  sich  um  den  großen  Marineskandal  von  1914,  bei  dem  das  Mini- 
steriimi  Yamamoto  zu  Fall  kam,  nicht  zuletzt  durch  Pooley,  der  sich  des 
Materials  eines  entlassenen  imd  später  wegen  Erpressung  in  Deutschland 
verurteilten  Schreibers  einer  großen  deutschen  Firma  gegen  diese  imd 
den  schwer  bloßgestellten  japanischen  Marineminister  bedient  hatte.  Daß 
Pooley  in  seinem  Buch  behauptet,  die  Verurteilung  durch  ein  japanisches 
Gericht  sei  noch  kein  Beweis  für  die  Schuld  des  Verurteilten,  ist  nocli  keine 
Rechtfertigung  für  ihn,  der  das  Ansehen  des  britischen  Journalismus  arg 
bloßgestellt  hat. 

Trotzdem  tritt  er  als  hochgemuter  Anwalt  der  britischen  Weltanschau- 
tmg  tmd  der  Ideale  der  Menschheit  auf  imd  stellt  Japan  als  einen  Staat  hin, 
dessen  äußere  Erfolge  von  seiner  inneren  Schwäche  entkräftet  würden. 
Nach  Pooley  ist  der  japanische  ImperiaHsmus  ein  schwerer  Fehler, 
der  auf  die  Nationalgebrechen  des  japanischen  Volkes,  insbesondere  seinen 
Hochmut  und  seine  Herrschsucht  zurückzufüliren  sei,  die  von  seiner  fülirenden 
Schicht,  den  Bürokraten,  iüx  ihre  Zwecke  mißbraucht  Werden.  Das  japa- 
nische Volk  ist  verführt,  und  statt  sich  inneren  Reformen,  der  Entwicklung 
zum  Parlamentarismus  und  zur  Demokratie  hinzugeben,  strebt  es  nach  im- 
perialistischen Zielen,  baut  eine  große  Flotte,  fördert  eine  Exportindustrie, 
macht  Schulden,  vergrößert  sein  Heer,  erobert  Kolonien  und  hat  infolgedessen 
eine  Obrigkeitsregierimg,  drückende  Schulden,  würgende  Steuern  und  elende 
soziale  Verhältnisse,  macht  aber  dafür  der  englischen  Industrie,  dem  englischen 
Handel  und  der  enghschen  Schiffahrt  Konlcurrenz. 

Seit  Pooleys  Buch  geschrieben  wurde,  ist  natürhch  der  japanische 
Imperiahsmus  noch  viel  weiter  gediehen.  Japan  hat  seine  Finanzen  ver- 
bessert, seine  Industrie,  seinen  Handel,  seine  Schiffahrt  gekräftigt  imd 
seine  Weltmachtstellxmg  befestigt.  Hätte  es  gewartet,  bis  England  damit  ein- 
verstanden gewesen  wäre,  so  stände  es  heute  womöghch  dort,  wo  Siam 
hält.  Daß  freilich  noch  manche  schwache  Punkte  in  der  japanischen  Rüstung 
zu  finden  sind,  ist  unbestreitbar,  aber  daß  es  vermocht  hat,  seine  Fähig- 
keiten rasch  zur  Erlangung  einer  Weltmachtstellung  zu  nutzen,  ist  ein  Be- 
weis hoher  staatsmännischer  Begabung,  besonders  weil  es  aus  eigener  Kraft 
und  trotz  der  enghschen  Freimdschaft  seinen  Aufstieg  durchgeführt  hat. 

Heute  steht  Japan  wohl  am  Scheideweg.  Aber  nicht  die  Wahl  zwischen 
Weltmachtpolitik  mid  Bequemhchkeitspolitik  ist  es,  vor  die  Japan  sich  ge- 
stellt sieht.  Es  hat  sich  schon  längst  entschieden,  seine  Stellimg  mit  allen 
Mitteln  aufrechtzuerhalten.  Für  Japan  fragt  es  sich  jetzt  nur,  in  welcher 
pohtischen  Konstellation  es  seine  Politik  fortsetzen  soll  und  wie  es  rüsten 
muß,  um  nicht  der  politischen  Erziehung  seiner  enghschen  Freimde  zum 
Opfer  i.u  fallen.  Dr.  E  r  n  s  t    G  r  ü  n  f  e  1  d  ,    z.  Zt.  Wien. 

Solf,  W.  H.,  Kolonialpolitik.    Mein  poUtisches  Vermächtnis.    Berlin 
1919.     Reimar  Hobbing.     VIII,  99  S.     Ji  2,40. 
Die  vom  Verf.  nach  seiner  Verabschiedimg  als  Staatssekretär  des  Ko- 
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lonial-  und  Auswärtigen  Amts  veröffentlichte  Schrift  faßt  die  Reden  und 
Vorträge  zusammen,  die  er  wälirend  der  Kriegsjahre  gehalten  hat.  Er  hat 
sie  in  vier  Abschnitte  geghedert:  Weltwirtschaft  mid  Kolonialpohtik,  Kolo- 
nisieren ist  Missionieren,  KolonialpoHtische  Auseinandersetzungen  imd  Zu- 
kimftsforderimgen.  Im  Schlußwort  betont  er  die  Notwendigkeit  einer  Neu- 
ordnung der  afrikanisclien  Besitz  Verhältnisse  imd  der  Rückgabe  der  von 
Deutschland  erfolgreich  entwickelten  Gebiete  an  das  deutsche  Volk. 

Dr.  Alfred    Zimmermann,    Berlin. 


Altamira,  Rafael,  Espaiia  y  el 
programa  americanista.  Madrid  (1917). 
Editorial-America.  252  S.  Ptas.  3,50. 
—  Der  Verf.  sucht  die  Kulturmomente 
als  wichtige  und  wirksame  Mittel  zur 
Durchführung  des  hispanoamerikani- 
schen  Programms  zu  erweisen  und  gibt 
Richtlinien  für  ihre  praktische  Anwen- 
dung, hb. 

Amerikanische  Urteile  über 
Indien.  Herausgeg.  v.  Europäischen 
Zentralkomitee  der  Indischen  Natio- 
nalisten. Bern  1917.  Ferd.  Wyss. 
52  S. 

Bach-Hamba,  Mohammed, 
Les  recents  projets  de  reforme  en  Al- 
g6rie.  Genf  1918.  Imprimerie  Natio- 
nale.    23   S.     Fr.  0,50. 

Behandlung  der  einheimi- 
schen Bevölkerung  in  den 
kolonialen  Besitzungen 
Deutschlands  und  Eng- 
lands, Die  — .  Eine  Erwiderung 
auf  das  englische  Blaubuch  vom  Au- 
gust 1918:  Report  on  the  Natives  of 
South-West  A.frica  and  their  Treat- 
ment  by  Germany  (vgl.  ,,W.  A.",  14. 
Bd.,  S.  469).  Herausgeg.  v.  Reichs- 
kolonialamt. Berlin  1919.  H.  R. 
Engelmann.  201  S.  — Die  Schrift  weist 
die  gegen  Deutschland  erhobenen  Be- 
schuldigungen zurück  und  gibt  unter 
Anführung  von  offiziellen  Berichten 
und  von  Illustrationen  ein  Bild  der 
Behandlung  von  Eingeborenen  durch 
England  in  Ägypten,  Afrika,  Austra- 
lien und  Indien.  lu. 

Beyens,  Baron,  La  question 
africaine.  Le  Portugal.  —  L'Etat  in- 
dependant  du  Congo.  —  Le  Congo 
Beige.  —  L'avenir  de  l'Afrique.  Brüssel 
u.  Paris  1918.  G.  van  Oest  &  Cie. 
106  S.     Fr.   2,50. 

Brunsdon  Fletcher,  C,  The 
New  Pacific.  British  Policy  and  Ger- 
man  Aims.  With  a  Preface  by  Vis- 
count  Bryce,  O.  M.  and  a  Foreword  by 


the  Right  Hon.  W.  M.  Hughes.  Lon- 
don 191 7.  Macmillan  &  Co.  XXXII, 
325  S. 

Cambon,  Jules,  Le  gouvernement 
gdnöral  de  l'Algerie  (1891 — 1897). 
Paris  u.   Algier  1918.     XXIV,   448   S. 

Chesney,  George  M.,  India  un- 
der  Experiment.  London  19 18.  John 
Murray.  VIII,  192  S.  —  Der  Verf. 
wendet  sich  gegen  die  von  der  briti- 
tischen  Regierung  verfolgte  Politik  ge- 
genüber Indien.  Er  bezeichnet  das 
Vorgehen  der  Regierung,  namentlich 
seit  Montagu's  Reise,  als  überstürzt 
und  versucht  zu  beweisen,  daß  das 
bisherige  System,  verantwortungs- 
vollere Beamtenstellen  nur  ganz  all- 
mählich Eingeborenen  zugängig  zu 
machen,  sich  auf  das  beste  bewährt 
hat.  Die  beabsichtigten  Reformen,  die 
indischen  Forderungen  entgegenkom- 
men, bezeichnet  er  als  den  wahren  In- 
teressen Indiens  entgegenlaufend;  das 
Land  stehe  infolge  der  schwächlichen 
Regierungspolitik  bereits  am  Rande 
des  Abgrundes.  lu. 

Clifford,  Hugh,  German  Colo- 
nies.  A  Plea  for  the  Native  Races. 
London  19 18.  John  Murray.  VI, 
116  S.    sh  2/6. 

Conf6rence  coloniale.  Insti- 
tuee  par  M.  A.  Maginot,  Ministre  des 
Colonies.  Paris  191 7.  Emile  Larose. 
171  S.  —  Die  im  Juli  1917  auf  Ein- 
ladung des  französischen  Kolonial- 
ministers abgehaltene  Kolonialkonfe- 
renz sollte  die  Möglichkeiten  prüfen, 
die  wirtschaftlichen  Schätze  der  fran- 
zösischen Kolonien  besser  nutzbar  zu 
machen.  Das  vorliegende  Verhand- 
lungsprotokoll gibt  den  Verlauf  dieser 
Untersuchungsarbeiten  und  ihre  Er- 
gebnisse wieder.  jh. 

Crohn -Wolf  gang,  H.  F.,  Zur 
Frage  des  ,, Dumping".  (Jahrbücher 
für   Nationalökonomie    und    Statistik. 
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112.  Bd.,  Heft  2,  S.  177—180.)     Jena 
1919.      Gustav  Fischer. 

Demontes,  Prof.  Victor,  La 
colonisation  militaire  sous  de  Bugeaud. 
Paris  1918.    Emile  Larose.    632,  II  S. 

Deutsche  Kolonialpolitik 
vor  dem  Gerichtshof  der 
Welt,  Die  — .  Eine  deutsche  Ant- 
wort von  Kolonialpolitikern  und  Mis- 
sionaren. Basel  1918.  Ernst  Finckh. 
66  S.  —  Erzberger,  Noske  und  andere 
widerlegen  an  der  Hand  von  Tatsachen, 
anerkennenden  englischen  Stimmen 
und  solcher  von  Eingeborenen  die, 
besonders  von  Evans  Lewin  in  ,, Deut- 
sche Kolonisatoren  in  Afrika",  be- 
hauptete Unfähigkeit  Deutschlands  zur 
Kolonisierung.  am. 

Dugard,  Henry,  Le  Maroc  de 
1918.  Paris  1918.  Payot  &  Cie.  (Bib- 
liotheque  Politique  et  Economique.) 
286  S.     Fr.  4,50. 

Freiheitskampf  der  indi- 
schen Nationalisten,  Der 
— .  Die  Arbeit  eines  Jahrzehnts  1906 — 
191 7.  Aus  britischen  Quellen  zusam- 
mengestellt und  herausgeg.  vom  Euro- 
päischen Zentralkomitee  der  indischen 
Nationalisten.  Berlin  1918.  Georg 
Reimer.    VII,  323  S. 

Gaffarel,  Paul,  Notre  expansion 
coloniale  en  Afrique  de  1870  ä  nos 
jours.  (Bibliotheque  d'histoire  con- 
temporaine.)  Paris  1918.  Felix  Alcan 
II,  282  S.  Fr.  5,—.  —  Der  Verf. 
gibt  einen  historischen  Überblick  der 
politischen  Ereignisse,  die  zum  Er- 
werb der  einzelnen  afrikanischen  Ko- 
lonien durch  Frankreich  führten. 

Jh. 

Gauvain,  Auguste,  La  que- 
stion  yougoslave.  Paris  1918.  Bossard. 
106  S.  I  Karte.  Fr.  2,40.  —  Sucht 
die  Bedeutung  der  jugoslawischen 
Fragen  und  Bewegungen  an  Hand  von 
politischem,  ethnographischem  und 
wirtschaftlichem  Tatsachenmaterial 
darzutun  und  wendet  sich  gegen  die 
Vernachlässigung  der  Jugoslawen  durch 
die  Regierungen  der  Entente.       ed. 

Großmann,  Prof.  Dr.  H.,  Rohstoff- 
krieg oder  Wirtschaftsfrieden  ?  Auf 
Grund  von  parlamentarischen  Ver- 
handlungen in  Frankreich  und  Deutsch- 
land bearbeitet.  (Bibliothek  für  Volks- 
und Weltwirtschaft.  Heft  57.)  Dresden 
u.  Leipzig  1918.  Globus.  96  S.  M  2, — . 
—  Das  Buch  enthält  die  vollständigen 


Verhandlungen  des  franz.  Senats  vom 
7.  Februar  191 8  über  die  Frage  der 
Verlängerung  des  Wirtschaftskriegs 
über  den  Friedensschluß  hinaus  und 
einen  Bericht  über  die  Verhandlungen 
des  Preuß.  Abgeordnetenhauses  vom 
12. — 14.  März  1918,  in  denen  zur  Ab- 
wehr der  feindlichen  Bestrebungen  und 
zur  Wiederaufrichtung  des  deutschen 
Industrielebens  eine  von  außen  und 
von  innen  nicht  gehemmte  Ausfuhr- 
möglichkeit gefordert  wird.         hc. 

Hagen,  Dr.  Maximilian  von. 
Die  Wissenschaft  unserer  Kolonial- 
politik. (Ratgeber- Schriften  des  Dürer- 
bundes. Heft  r.)  München  1918.  Ge- 
org D.  W.  Callwey.  8  S.  M  1.—.  — 
Eine  Übersicht  über  die  deutsche  ko- 
lonialpolitische Literatur.  hm. 

J  a  c  o  b  y  ,  Dr.  Auguste,  Les  in- 
stitutions  d 'expansion  commerciale 
en  tenant  compte  plus  specialement 
de  la  Suisse.  Preface  de  M.  Edgar 
Junod.  (Collection  d'etudes  commer- 
ciales  et  economiques.  5.  Lieferung.) 
Neuchätel  1918.  Attinger.  139  S.  Fr. 
4, — .  —  Der  Verf.  schlägt  nach  einer 
Schilderung  der  bisherigen  staatlichen 
Maßnahmen  zur  Förderung  der  schwei- 
zerischen Ausfuhr,  die  er  mit  der  Aus- 
fuhrpolitik der  Nachbarstaaten  ver- 
gleicht, eine  tatkräftige  Reform  vor, 
insbesondere  die  Vermehrung  der  Kon- 
sulate und  die  Anstellung  von  Berufs- 
konsuln, jh. 

Koch,  Paul,  Deutsche  Weltwirt- 
schaft nach  dem  Kriege.  (Schützen- 
graben-Bücher für  das  deutsche  Volk. 
117.)  Berlin  1918.  Karl  Siegismund. 
48  S.      M  0,20. 

O  1  o  f  f  ,  F.,  Der  Sinn  und  Segen  des 
englischen  Weltkrieges.  Berlin  1919. 
Dietrich  Reimer.  95  S.  —  Wie  in 
seinen  beiden  ersten  Kriegsbüchern 
(,, Nicht  Deutschlands  —  Europas 
Friedensziel  im  englischen  Weltkriege' ' , 
191 6,  und  ,,Der  Sonderfriede  mit  Eng- 
land", 1918)  erhebt  Verf.,  ein  Bremer 
Kaufmann  mit  kolonialen  Interessen, 
dringende  Warnungen  vor  weitgehen- 
den Annexionsplänen.  Seine  wirt- 
schaftlichen Forderungen  gipfeln  u.  a. 
in  der  Rückgabe  genügenden  Kolonial- 
besitzes. Zu  ungerechte  oder  drückende 
Friedensbedingungen,  die  Deutsch- 
lands freie  wirtschaftliche  Betätigung 
verhindern,  könnten  nicht  von  langer 
Dauer  sein.  "    fg. 
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Pereis,  Emil,  Der  Abbau  des  wirt- 
schaftlichen Kampfrechts.  (Archiv 
für  Sozial  Wissenschaft  und  Sozial- 
politik. 45.  Bd.,  Heft  2,  S.  345 — 367.) 
Tübingen  1919.      J.  C.  B.  Mohr. 

Schaefer,  Geheimrat  Prof.  Dr. 
Dietrich,  Kurland  und  das  Bal- 
tikum in  Weltgeschichte  und  Welt- 
wirtschaft. (Deutsche  Weltwirtschaft- 
liche Gesellschaft.  Heft  8.)  Berlin 
IQ18.    Carl  Heymann.    30  S. 

Schippel,  Max,  Koloniale  Ar- 
beitskräfte und  internationaler  Wirt- 
schaftskrieg. (Annalen  für  soziale  Po- 
litik und  Gesetzgebung.  6.  Bd.,  Heft 
3/4.  S.  339—353)  Berlin  1918.  Julius 
Springer. 

Tagore,  Rabindranath,  Na- 
tionalismus. Übertragung  von  Helene 
Mej^er-Franck.  Leipzig.  ,,Der  Neue 
Geist".  171  S.  Ji  3, — .  —  Verf.  weist 
darauf  hin,  daß  die  Geschichte  in  ein 
Stadium  gekommen  sei,  wo  der  sitt- 
liche Mensch  dem  politischen  und  Ge- 
schäftsmensghen  Platz  macht.  Der 
Geist  des  Westens  habe  dem  Osten 
lebendigen  Samen  gebracht.  Asien 
müsse  jetzt  sein  Leben  durch  die  Schaf- 
fung lebendiger  Werke  beweisen.  Ja- 
pan falle  die  Aufgabe  zu,  dem  Herzen 
der  modernen  Kultur  den  Lebenssaft 
tieferer  Menschlichkeit  einzuflößen. 
Unsere  Kultur  müsse  sich  auf  soziales 
Zusammenwirken  und  nicht  auf  Kampf 
und  wirtschaftliche  Ausbeutung  grün- 
den, hg. 

Wirtschaftskrieg,  Der  — .  Die 
Maßnahmen  und  Bestrebungen  des 
feindlichen  Auslandes  zur  Bekämpfung 
des  deutschen  Handels  und  zur  Förde- 
rung   des    eigenen    Wirtschaftslebens. 


Herausgeg.  vom  Institut  für  Seever- 
kehr und  Weltwirtschaft  an  der  Uni- 
versität Kiel .  IV.  Abteilung  , ,  F  r  a  n  k  - 
reich",  bearbeitet  von  Dr.  Her- 
mann Curth  u.  Dr.  Hans  Wehberg. 
Jena  1918.  Gustav  Fischer.  VIIT, 
474  S.  M  20, — .  —  Das  Buch  schildert 
in  seinem  i.  Teil  das  Wiederaufleben 
des  französischen  Wirtschaftsgeistes 
infolge  des  Krieges,  im  2.  Teil  die 
wirtschaftlichen  Maßnahmen  zur  Ver- 
drängung des  deutschen  wirtschaft- 
lichen Einflusses  in  und  außerhalb 
Frankreichs  während  des  Krieges  und 
die  Vorbereitungen  auf  den  wirtschaft- 
lichen Nachkrieg,  im  3.  Teil  die  recht- 
liche Behandlung  Deutscher  und  deut- 
schen Eigentums  während  des  Krieges 
und  im  4.  und  letzten  Teil  die  tatsäch- 
liche Entwicklung  einiger  französi- 
scher Konkurrenzindustrien.  Der  An- 
hang bringt  eine  Bibliographie  und 
einige  Dokumente  zum  ,, Wirtschafts- 
krieg", hc. 

Z  a  p  p  a  1  ä  ,  C.,  La  difesa  economica 
dello  stato.  I  divieti  d'esportazione  e 
di  traffico  coi  nemici.  Rom  191 8.  164 
S.     L.  5,—. 

Zärate,  Rodrigo,  Espana  y 
America.  Proyecciones  y  problemas 
derivados  de  la  guerra.  Madrid  191 7. 
Calleja.  390  S.  Ptas.  3,50.  —  Dfer  peru- 
anische Major  R.  Zärate  bespricht  die 
Mittel  und  Aussichten  des  Hispano- 
amerikanismus  nach  dem  Kriege  und 
sucht  den  Panamerikanismus,  d.  h. 
die  wirtschaftliche  Vormachtstellung 
Nordamerikas  in  Lateinamerika,  als 
wenig  störend  zu  erweisen,  da  Spanien 
und  die  Vereinigten  Staaten  keine 
Konkurrenten  seien.  hb. 


10.  Geld-,  Kredit-,  Bank-  und  Börsenwesen,  Kapitalanlagen  im 
Auslände,  Versicherungswesen. 

Liefmann,  Robert,  Die  Geldvermehrung  im  Weltkriege 
und  die  Beseitigung  ihrer  Folgen,  Eine  Untersudumg 
zu  den  Problemen  der  Übergangswirtschaft.  Stuttgart  und  Berlin  191 8. 
Deutsche  Verlagsanstalt.     199  S.     M  5, — . 

Die  vorliegende  Schrift  ist  eine  Weiterführmig  von  Liefmanns 
Ende  19 16  erschienenen  Werke:  ,,Geld  imd  Gold,  ökonomische  Theorie  des 
Geldes."  Dort  hatte  I^iefmann  seine  Ansicht  über  die  Grundlagen  der 
Geldlehre  entwickelt  und  daran  allgemeine  Ausführungen  über  dieMöghchkeit 
einer  geordneten  Währimg  ohne  metalUsche  Unterlage  geknüpft.    In  seinem 
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neuen  Buch  sucht  er  die  Geldtheorie  nach  einer  bestimmten  Seite  auszubauen, 
nämHch  durch  die  Lehre  von  der  Geldvermehrung  und  iliren  Wir- 
ktmgen  auf  die  Preise  imd  den  Kurs  der  inländischen  Valuta,  anders  aus- 
gedrückt, die  Lehre  von  der  Inflation.  Auf  Grund  dieser  Untersuchting 
stellt  er  wichtige  Grxmdsätze  für  die  GeldpoHtik  und  die  allgemeine  Wirt- 
schaftspolitik nach  dem  Kriege  auf.  Er  will  zeigen,  daß  „eine  Herabmindertmg 
der  meisten  im  Kriege  stark  gestiegenen  Preise  herbeizuführen,  eine  der 
Hauptaufgaben,  ja  letzten  Endes  wohl  die  Hauptaufgabe  der 
sogenannten    Übergangswirtschaft    ist." 

Nach  einem  einleitenden  Kapitel,  in  dem  er  sich  mit  mehreren  Autoren 
(u.  a.  auch  mit  dem  Verfasser)  über  Fragen  der  Geldtheorie  auseinandersetzt, 
und  einer  Darstellung  einerseits  der  während  des  Krieges  in  den  verschie- 
denen Ländern  eingetretenen  Geldvermehrung,  andererseits  der  Bewegungen 
des  Markkurses  in  Amsterdam  und  New  York,  gibt  er  einen  kurzen  Abriß 
über  seine  Preistheorie  unter  Schilderung  des  Zusammenliangs  von  Geld, 
Preis  xm^d  Einkommen  und  geht  dann  dazu  über,  den  Einfluß  der  Geld- 
vermehrung auf  die  Preise  imd  den  Kurs  der  inländischen  Valuta  im  Auslande 
zu  untersuchen. 

Mit  Recht  betont  er  (S.  71),  daß  die  Geldvermehrvmg  nicht  automatisch 
wirkt,  ,,so  daß  von  selbst  ixad  proportional  die  Preise  steigen,  wenn  der 
Staat  die  Notenpresse  in  Bew^egimg  setzt",  sondern  daß  eine  Einwirkung 
auf  die  Preise  von  der  Geldseite  her  nur  durcli  die  Einkommen  möglich  sei, 
,,nur  dadurch,  daß  die  Geld  Vermehrung  neue  oder  gesteigerte  Erträge, 
Einkommen  bedeutet,  und  nur  durch  gestiegene  Nachfrage".  Eine  solche 
Wirkiuig  sei  aber  infolge  der  Geld  Vermehrung  während  des  Krieges,  die  10 
bis  12  MilHarden  Mk.  betragen  habe,  eingetreten.  Durch  die  Ausgabe  von 
Noten  imd  Girogeld  gegen  Schatzwechsel  des  Staates  sowie  von  Darlehns- 
kassenscheinen  auf  Effekten  und  Waren  sei  auf  dem  Wege  der  Erteilung 
imgerechtfertigten  Kredits  ein  zusätzUches,  künsthches,  nicht  aus  der  Preis- 
bildung im  Tausch  verkehr  und  daher  kostenlos  (S.  loi)  entstandenes  Ein- 
kommen des  Staates  von  gewaltiger  Größe  geschaffen  worden,  imd  die  da- 
durch ermögUchte  Nachfrage  des  Staates,  verstärkt  durch  die  Nachfrage 
seiner  mit  großen  Gewinnen  bedachten  Lieferanten  usw.,  habe  die  Preise  in 
die  Höhe  getrieben,  wenn  auch  ,, Schwierigkeiten  in  der  Umstellung  der 
Produktion,  Mangel  an  Arbeitskräften  und  bald  auch  an  Rohstoffen  ebenfalls 
preissteigemd"  mitgewirkt  hätten  (72/73).  Dieser  Einfluß  sei  aber  nicht 
etwa  durch  die  (angeblich!)  „bisher  immer  allein  betrachteten  realen  Zah- 
lungsmittel", die  Vermehrung  der  sichtbaren  Geldzeichen  herbeigeführt 
worden,  sondern  ebensosehr  durch  die  Ausdehnung  des  Girokredits,  die 
,, Giroinflation",  die  durch  entsprechende  Erhöhimg  der  Kaufkraft  der 
hiermit  bedachten  Kreditnehmer  ebenso  preissteigemd  wirke  (S.  90 — 107). 

Bis  hierher  wird  —  abgesehen  von  der  Auseinandersetzung  mit  verschie- 
denen Autoren  —  eigentUch  nichts  Neues  gesagt.  Die  Erörterungen  über  die 
sogenannte  Kredit-  und  Giroinflation  bilden  nur  die  notwendige  Korrektur 
einer  von  der  Kritik  gerügten  unbegreifHchen  Einseitigkeit  in  der  früheren 
Schrift  ,,Geld  imd  Gold".    Daß  die  Steigerung  der  Preise  neben  der  Waren- 
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knappheit  in  der  großen  durch  die  Krediterteilung  ermöglichten  Nachfrage 
des  Staates  iliren  Grund  finde,  mid  daß  die  hierbei  als  Mittel  in  Betracht 
konuuende  Geldvemiehrung  in  der  Form  der  Ausdehnmig  des  Giroverkehrs 
(die  sog.  Giroinflation)  von  gleicher  Bedeutung  sei  wie  die  Melirausgabe 
von  Banknoten,  ist  von  dem  Unterzeichneten  schon  in  einem  am  15.  De- 
zember 191 5  von  der  Deutschen  Wirtschaftszeitung  veröffenthchten  Auf- 
satze: „Vermehrvmg  des  Notenmnlaufs  vmd  Geldentwertimg  in  Deutschland" 
dargelegt  worden. 

Hieran  schließt  sich  eine  eingehende  Untersuchung  über  die  Rück- 
wirkimg der  ,, nicht  dem  Tausch  verkehr  entspringenden  künsthchen  Geld  Ver- 
mehrung oder  Inflation"  auf  den  Kurs  der  deutschen  Valuta 
im  Auslande.  Iviefmann  behauptet,  daß  ,,die  wichtigsten  Gründe" 
für  das  Sinken  des  Kurses  bisher  nicht  klar  erkamit  seien.  Überall  werde 
immer  nur  ,,auf  die  Export-  mid  Importverhältnisse  und  die  sonstige  Zah- 
lungsbilanz hingewiesen";  es  bestehe  aber  kein  Zweifel  darüber,  daß  , »starke 
Preissteigerungen  im  Inlande",  wie  sie  jetzt  vorgekommen  sind,  ohne  wei- 
teres ,,auf  die  Bewertung  unseres  Geldes  im  Auslande  einwirken  müssen" 
(107).  Denn  dann  werde  das  deutclie  Geld  im  Ausland  weniger  bewertet 
werden,  ,,weil  man  damit  weniger  im  Inlande  kaufen  kann  als  im  Ausland" 
(108).  „Die  Geldvermehrung,  aber  im  abstrakten  Sinne,  bewirkt  künsthch 
gesteigerte  Kaufloraft,  und  diese  bewirkt  für  viele  Güter  steigende  Preise,  und 
erst  an  die  gestiegenen  Preise,  wenn  sie  nicht  durch  Einfuhr 
ausgeglichen  werden  können  (!),  knüpft  das  Sinken  der 
Valuta  an"  (i  10).  Daneben  seien  jedoch  auch  noch  andere  Ursachen  für  den 
Kursrückgang  maßgebend  gewesen,  so  z.  B.  der  mangelnde  Kredit  im  Aus- 
lande (112),  während  gerade  vor  dem  Krieg  ausländischer  Kredit  immer 
stark  in  Anspruch  genommen  worden  sei,  ferner  spekulative  und  künsthche 
Machenschaften  an  ausländischen  Börsen  (113),  sodami  Vorausbezahlungen 
für  erst  nach  dem  Pliedensscliluß  zu  liefernde  Waren  (113),  Maiüpulationen 
der  Bundesgenossen  (114).  Übrigens  müsse  berücksichtigt  werden,  daß 
,, selbstverständlich  bei  allen  Valutakursen  heute  m  großem  Umfange  Im- 
ponderabihen  mitspielen",  Stimmungen,  Sympathien,  Antipathien  usw.,  und 
daß  sich  die  Schwankimgen  des  Kurses  „nicht  restlos  aus  ökonomischen 
Ursachen  erklären  lassen"  (115). 

Der  Reichsregierm:g  macht  D  i  e  f  m  a  n  n  den  Vorwurf,  daß  sie  mcht 
rasch  und  energisch  genug  dem  Sinken  der  Valuta  entgegengewirkt  hätte 
(123). 

Als  Heilmittel  empfielilt  L  i  e  f  m  a  n  n  zmiächst,  „den  Umlauf 
von  Banknoten  und  Darlehnskassenscheinen  nicht  weiter  steigen  zu  lassen, 

mit  Rücksicht  auf  die  nachteihgen  Folgen  der  Schaf fxmg  künstlicher 

Kaufkraft"  (143).  Die  Notenbank  sollte  für  die  Kriegsfinanzierung  möglichst 
wenig  in  Anspruch  genommen  werden.  Die  Schatzwechsel  seien  möghchst 
direkt  bei  den  privaten  Banken  und  großen  Kriegslieferanten  zu  begeben 
und  möghchst  bald  durch  Anleihen  zu  decken  (143).  Die  fehlenden  Beträge 
seien  durch  Steuern  aufzubringen.  Es  komme  ,, alles  darauf  an,  die 
in  der  \^olkswirtschaft  vorhandenen   Erträge   in  möghchst  großem  Um- 
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fange  heranzuziehen"  (143).  Das  Ziel  müsse  sein,  möglichst  bald  wieder 
zu  niedrigen  Preisen  zu  gelangen,  was  allerdings  nur  langsam  und  nur 
mit  teilweisem  Erfolg  werde  geschehen  können  (154).  Die  Verminderung  der 
Notenmenge  könne  hierzu  nur  in  ganz  bescheidenem  Maße  beitragen  (154). 
Dagegen  sei  es  unbedingt  notwendig,  den  Versuchen,  die  derzeitigen  hohen 
Preise  durch  Monopole  imd  dergleichen  aufrechtzuerhalten,  mit  aller 
Energie  entgegenzutreten  (155).  Die  schwierigste,  aber  keineswegs  zu  ver- 
nachlässigende Aufgabe  sei  es,  auf  die  Herabsetzung  der  Löhne  hinzu- 
wirken (156). 

Der  Hauptzweck  aller  dieser  Maßregeln  ist  die  Rücksicht  auf  den  inter- 
nationalen Verkehr.  „Des  internationalen  Verkehrs  wegen  ist  es  nötig, 
daß  wir  im  Inlande  möglichst  bald  wieder  zu  niedrigeren  Preisen  kommen" 
(158).  „Ohne  Preisrückgänge  ist  eine  Hebung  unserer  Valuta  auf  den  früheren 
Stand  unmöglich.  Es  ist  daher  eine  der  wichtigsten  Aufgaben  unserer  Wirt- 
schaftspolitik nach  dem  Kriege,  dafür  zu  sorgen,  daß  die  starke  Steigervmg 
favSt  aller  Preise  raögUchst  bald  und  allgemein  wieder  zurückgeht"   (161). 

Nach  lyiefmanns  Ansicht  würde  allerdings  „die  Valuta  sich  von 
selbst  wieder  allmähhch  heben,  wenn  das  Ausland,  von  den  hohen  Inlands- 
preisen profitierend,  beUebig  nach  Deutschland  exportieren  könnte"  ( !). 
„Die  dadurch  gesteigerte  inländische  Konkurrenz  würde  schheßlich  zu  Preis- 
herabsetzungen im  Inlande  und  zu  einer  Preisausgleichung  dem 
Ausland  gegenüber  führen.  Aber  erstens  müßten  wir  den  Import,  solange 
die  Mark  im  Ausland  so  wenig  gilt,  außerordentlich  teuer  be- 
zahlen, d.  h.  wir  müßten  sehr  viel  Produkte  unserer  Arbeit  dafür  geben, 
sehr  viel  exportieren"  (!)  (161). 

Falsch  wäre  es  nach  Liefmann,  ,,zur  Hebung  des  Kurses  unserer 
Valuta"  eine  große  Anleihe  im  Ausland  aufzunehmen.  Für  die 
Rohstoff beschaffung  könnten  ,,sehr  wohl  2  Milliarden  Mk.  Gold  vom  Be- 
stand der  Reichsbank  verwendet  werden.  Der  Gedanke  der  Verwendrmg 
eines  großen  Teils  unseres  Goldbestandes  für  die  Zwecke  der  Rohstoff- 
einfuhr nach  dem  Kriege  gewinnt  jetzt  immer  mehr  an  Boden"  (169,  151). 
Die  Wiederherstellung  des  Parikurses  würde  dadurch  nur  erleichtert  werden 
(180). 

Das  letzte  Kapitel  beschäftigt  sich  mit  der  Frage  der  Zukunft 
der  Goldwährung  in  Deutschland.  Mit  Recht  wird  darauf 
hingewiesen,  daß  für  eine  Wiedereinführung  der  früheren  Goldwährung  mit 
Wiedereinlöstmg  der  Banknoten  erst  daim  überhaupt  die  Mögliclikeit  be- 
stehe, wenn  es  geltmgen  sei,  den  Parikurs  wieder  herzustellen  (182,  175). 
Gelinge  das  aber,  dann  sei  sie  in  normalen  Zeiten  nicht  mehr  nötig  (182). 
Die  ganze  Frage  sei  eine  reine  Zweckmäßigkeitsfrage. 

Im  Anschluß  hieran  werden  kurz  die  Gründe  untersucht,  die  für  und 
gegen  die  Wiedereinführtmg  der  Goldwährung  geltend  gemacht  werden. 
Von  besonderer  Bedeutung  ist  in  dieser  Beziehung  der  Hinweis  auf  die  falsche 
Annahme,  daß  die  Goldwährung  vor  Mißbräuchen  auf  dem  Gebiete  der  Geld- 
ausgabe (Geldvermehrvmg)  schütze;  deim  in  ruliigen  Zeiten  sei  in  dieser 
Richtimg  keine   Gefahr  vorhanden,  und  in  kritischen  Zeiten  werde  diese 
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Schutzwehr,  wie  die  im  Kriege  gemachte  Erfahrmig  zeige,  regehiiäßig  auf- 
gehoben. Bei  richtiger  Einsicht  in  das  Wesen  des  Geldes  sei  es  auch  keines- 
wegs schwierig,  Gesetze  zu  machen,  welche  einem  ^Mißbrauch  der  Notenpresse 
durch  den  Staat  viel  schärfere  Schranken  setzen  als  selbst  die  Goldwähnmg 
(187).  Die  Stabihtät  des  Kurses  der  Valuta  sei  durch  andere  Mittel 
geradesogut  zu  erreichen  wie  durch  Gold  (190).  Zu  empfehlen  sei  die  Ein- 
führung einer  Gold  d  e  v  i  s  e  n  währtmg,  einer  Papierwälirung,  bei  welcher 
der  Pariwert  der  Valuta  im  wesenthchen  durch  Abgabe  von  Devisen  aus 
einem  bereitgehaltenen  Vorrat  bewirkt  xmd  nvur  ausnahmsweise  Gold  ab- 
gegeben werde,  wozu  eine  kleine  Goldreserve  von  200  bis  300  Mill.  Mk. 
ausreiclien  würde  (197,  185,  194). 

So  der  zweite  Teil  xmd  der  Schluß  des  Buches.  Neu  ist  —  imd  das  nimmt 
1/  i  e  f  m  a  n  n  als  besonderes  Verdienst  für  sich  in  Anspruch  — ,  daß  er 
(neben  D  a  1  b  e  r  g)  zuerst  dargelegt  und  bewiesen  zu  haben  glaubt,  daß  für 
die  Gestaltimg  des  Kiirses  der  deutschen  Valuta  n ic h t ,  wie  Bendixen 
behaupte  (imd  wie  auch  die  Meinrmg  des  Verfassers  ist^),  ledighch  die  Zah- 
lungsbilanz und  die  Maßnahmen  der  Spekulation  bestimmend  sind,  sondern 
in  erster  Linie  der  Preisstand  im  Inlande,  und  zwar  imabhängig  davon,  ob 
derselbe  zu  Export  oder  Import  Veranlassung  gebe.  Preissteigerungen  im 
Inlande  müßten  zur  Folge  haben,  daß  das  inländische  Geld  im  Ausland 
niedriger  bewertet  werde,  weil  es  nicht  mehr  die  früliere  Kaufkraft  besitze. 
Deshalb  sei  auch  „olme  Preisrückgänge  eine  Hebmig  miserer  Valuta  auf  den 
früheren  Stand  lunnögHch".  Wie  sehr  dabei  von  der  Zahlimgsbilanz  u.nd  von 
dem  Einfluß  von  Export  rnid  Import  auf  den  Kurs  abgesehen  wird,  geht 
daraus  hervor,  daß  nach  Liefmanns  Ansicht  ein  Sinken  der  Va- 
luta erst  dann  eintritt,  wenn  die  „gestiegenen  Preise  —  nicht  durch 
Einfuhr  ausgeglichen  werden  können"  ( 1 10),  imd  daß  „die 
Valuta  sich  von  selbst  wieder  allmählich  heben  muß,  wenn  das  Ausland, 
von  den  hohen  Inlandspreisen  profitierend,  beliebig  nach  Deutschland  ex- 
portieren köimte"  (161).  Also  ein  Sinken  der  Valuta  soll  durch  die 
Einfuhr,  w^eil  diese  auf  die  Prdse  drückt,  verhindert  oder  abge- 
schwächt, ein  Steigen  der  Valuta  durch  den  gleichen  Faktor 
herbeigeführt  werden  können,  obwohl  die  Zahlungsbilanz 
durch  diese  Einfuhr  belastet,  das  Angebot  deutscher  Wechsel  im  Aus- 
lande dadurch  vermehrt  wird I  Bisher  hat  man  angenommen,  daß 
die  Einfuhr  stets  auf  den  Kurs  drückt  und  nicht  zu  seiner  Hebung 
beiträgt,  und  daran  ist  auch,  wie  an  anderer  Stelle  noch  näher  dargelegt 
worden   ist^,   festzulialten^.     Immerhin   hat    Lief  mann    das  Verdienst, 

^  Vgl.  Dr.  H  e  }•  n  ,  Die  deutsche  Valuta  im  Kriege  imd  nach  dem  Kriege.  Heft  15 
der  handelspolitischen  Flugschriften  des  Handelsvertragsvereins.     1918. 

2  ,, Bank- .Archiv."  i.  Juli  1918.  S.  191  ff.  (Das  inländische  Preisniveau  und  der 
Kurs  unserer  Valuta.; 

^  Freilich  ist  es  nicht  ausgeschlossen,  daß  durch  einen  Rückgang  der  Preise, 
der  auf  eine  Steigerung  der  Einfuhr  (bei  gleichzeitiger  Hebung 
der  Valuta  durch  Auslandsanleihen)  zurückzuführen  ist,  für  die  Zu- 
kunft ein  günstiger  Einfluß  auf  den  Kurs  ausgeübt  und  die  Auf- 
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die  allgemeine  Aufmerksamkeit  ganz  besonders  auf  den  Einfluß  der  inlän- 
dischen Preisbildimg  auf  den  Kurs  gelenkt  zu  haben.  Darüber  ist  man  bis- 
her etwas  oberflächUch  hinweggegangen,  indem  man  immer  nur  von  Export 
imd  Import  sprach,  ohne  sich  klar  zu  machen,  wie  sehr  diese  beiden  Faktoren 
von  der  Höhe  der  inländischen  Preise  und  deren  Verhältnis  zum  Kurse 
abhängen.  Insbesondere  hat  man  sich  in  Deutschland  niemals  recht  vor  Augen 
gehalten,  daß  es  Fälle  geben  kann,  in  denen  die  Höhe  der  inländischen  Preise 
eine  Hebmig  des  Kurses  bis  zur  Wiederherstellung  des  Pari  ausschließt, 
weil  bei  diesen  Preisen  ein  Export  nur  dann  möglich  ist,  der  Import  nur  dann 
in  den  erforderlichen  Schranken  gehalten  werden  kann,  wenn  der  Kurs 
einen  niedrigen  Stand  einnimmt  und  dadurch,  d.  h.  durch  das  ungün- 
stige Austauschverhältnis  zwischen  inländischem  und  ausländischem  Gelde, 
die  Erzielxmg  hoher  Preise  in  mländischem  Gelde  bei  niedrigen  Weltmarkt- 
preisen ermöghcht  wird. 

Unzutreffend  ist  es  auch,  wenn  Lief  mann  (i6i)  ausfülirt,  daß 
wir  xmseren  ,, Import,  solange  die  Mark  im  Ausland  so  wenig  gilt,  außerordent- 
lich teuer  bezahlen,  d.  h.  sehr  viel  Produkte  unserer  Arbeit  dafür 
geben,  sehr  viel  exportieren"  müßten.  Lief  mann  verwechselt  hier  offen- 
bar den  Standpunkt  des  Importeurs  imd  des  Verbrauchers  (Verarbeiters)  mit 
demjenigen  der  Allgemeinheit.  Importeur  und  Verbraucher  müssen  aller- 
dings bei  niedrigem  Kurse  sehr  viel  mehr  inländisches  Geld  für  die  eingeführten 
Artikel  bezahlen,  weil  sie  den  ausländischen  Wechsel,  mit  dem  sie  diese 
Zahlxmg  leisten,  teuerer  kaufen  müssen.  Sie  kaufen  diesen  Wechsel  aber  nicht 
von  einem  Ausländer,  sondern  von  einem  Inländer,  der  ausländische 
Wechsel  besitzt,  weil  er  Waren  exportiert  oder  auf  andere  Weise  ein  aus- 
ländisches Guthaben  erworben  hat.  Für  das  ganze  Land  wird  daher 
der  Nachteil  des  Importeurs  durch  den  Vorteil  der 
Exporteure   imd  sonstigen  Wechselbesitzer   ausgeglichen^. 

Mit  Lief  manns  sonstigen  Ansichten,  soweit  sie  die  Geldtheorie  be- 
treffen, habe  ich  mich  schon  früher  bei  einer  Besprechung  seines  Buches  ,,Geld 
und  Gold"  auseinandergesetzt^.  Trotz  Übereinstimmung  in  manchen  Punkten 
bin  ich  vielfach  anderer  Meinung.  So  würde  ich  es  für  sehr  bedenklich 
halten,  wenn  Deutschland  aus  freien  Stücken  bis  zu  2  IVIilliarden  Mk.  Gold 
aus  seinem  Bankschatz  aufwenden  würde,  um  Rohstoffe  zu  kaufen,  und  zu 
einer  Gold  d  e  v  i  s  e  n  Währung  mit  einem  Goldschatz  von  nur  200 — 300 
Mill.  Mk.  übergehen  würde.     Weim  mir  auch  —  nach  Lief  mann  —  zur 


rechterhaltung  des  auf  dem  Anleihewege  gehobenen  Kurses  auch  für  die 
Zeit  nach  der  Überführung  der  Anleihebeträge  ermöglicht  wird.  Das  würde  geschehen, 
wenn  der  durch  die  Einfuhr  veranlaßte  Rückgang  der  Preise  der  Importartikel,  direkt  imd 
indirekt  wirkend,  eine  Herabsetzung  der  Löhne  herbeiführte,  die  ihrerseits  wieder  eine 
Ermäßigung  der  Produktionskosten  zur  Folge  hätte  bzw.  diese  noch  verstärkte. 

^  Näheres  in  dem  Aufsatz:  Die  Bedeutung  einer  Valutadifferenz  für  die  inländische 
Volkswirtschaft.  „Deutscher  Außenhandel,"  Mitteilungen  des  Handelsvertragsvereins. 
15.  August  191 8. 

^  Vgl.  „Probleme  des  Geldwesens",  („Weltwirtschaftliches  Archiv",  Band  10,  S.  161  ff.) 
Juni  1917. 
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Beurteilung  des  Geldwesens  „eine  richtige  allgemeine  Wirtschaftstheorie 
und  die  Erkenntnis  der  Zusammenhänge  der  Preisbild vmg  fehlt",  und  obwohl 
I/iefmann  mir  nur  ausnahmsweise  —  „trotz  aller  Irrtümer  in  den  Grimd- 
lagen"  —  richtige  Ansichten  zugesteht,  so  wage  ich  doch  —  ohne  die  „realen 
Zahlimgsmittcl  zu  überschätzen"  mid  dem  „Vertrauen"  als  Faktor  des  Geld- 
wesens eine  angeblich  zu  hohe  Bedeutung  beizumessen^,  —  zu  behaupten, 
daß  es  der  größte  Schwabenstreich  sein  würde,  wenn  Deutsclüand  jetzt  frei- 
willig seinen  großen  Goldschatz,  auf  dem  mm  einmal  das  Vertrauen  des  In- 
landes und  des  Auslandes  zum  großen  Teil  beruht,  weggeben  vmd  sich  mit  einer 
Golddevisenwährung  mit  200 — 300  Mill.  Mk.  Gold  begnügen  wollte.  Viel- 
leicht kommt  es  später  einmal  dahin,  so  handeln  zu  können,  wenn  die  von 
Liefmann  für  notwendig  erachtete  imd  auch  von  mir  stets  geforderte 
Aufklärung  weiterer,  nicht  nur  der  wissenschaftlichen  Kreise  über  das  Wesen 
des  Geldes  und  die  Faktoren  des  Valutakm'ses  ihre  Früchte  getragen  hat. 
Einstweilen  ist  die  Herrschaft  des  Goldes  über  das  Denken  der  Menschen 
noch  zu  groß,  um  zu  gestatten,  daß  die  Verwirkhchimg  solcher  Pläne 
emstUch  in  Erwägung  gezogen  wird. 

Eine  andere  Frage  ist  es,  ob  Deutschland  sich  mit  einer  reinen  Papier- 
währung oder  einer  Golddevisenwährung  abfinden  könnte,  wenn  die  Entente 
die  AusHeferung  des  Goldschatzes  fordert.  Diese  Frage  ist  von  mir  in 
einem  Auf  salze:  Geld,  Währung,  Valuta  II.  im  Märzheft  1919  der  Zeit- 
schrift Technik  und  Wirtschaft   behandelt   worden. 

Dr.  Otto    Heyn,    Nürnberg. 

Cahn,  Hermann,  Capital  To-Day.  A  Study  of  Recent  Economic 
Development.  2.  verm.  u.  verb.  Aufl.  New  York  u.  London  191 8.  G.  P. 
Putnam's  Sons.  376  vS. 
Das  Bucli  scheint  eine  wissenschaftliche  Analyse  der  wirtschaft- 
lichen Entwicklung  des  letzten  halben  Jahrhunderts  geben  zu  wollen;  be- 
nutzt sind  u.  a.  Auszüge  aus  amthchen  amerikaiüschen  Berichten.  Der 
Verfasser  sieht  die  Zentralisation  der  Kapitallierrschaft  imd  die  Ausdehnung 
des  Kreditwesens  als  etwas  Bedrohliches  an.  „If  the  social  insolvency, 
which  is  covered  in  ordinary  parlance  by  the  word  , credit',  cannot  be  denied, 
then  we  shall  be  confronted  sooner  or  later  with  the  tremendous  convulsion 
of  social  banknxptcy  which  is  to  give  birth  to  a  new  society."  Trotz  der 
külmen  Angriffe  des  Verfassers  auf  ,,the  paid  speciahsts"  der  Sozialöko- 
nomik an  den  Universitäten  und  ihre  mehr  als  „philosophical"  denn  als 
,, scientific"  zu  cliarakterisierende  Denkweise,  ist  sein  eigenes  wissensdiaft- 
liches  Rüstzeug  nicht  sehr  bedeutend.  Äußerimgen  wie  folgende  sind  be- 
zeiclinend:  ,,Gold  is  the  exclusive  thing  of  things,  because  it  is  the  incar- 
nation  of  all  labour,"  ,,The  ground  reut  pumped  out  by  the  landowners 
from  the  capitalists  is  part  of  what  the  latter  have  pumped  out  of  the  wor- 

^  Liefmann,  a.  a.  O.,  S.  24/25,  69,  71,  81,  86.  Die  Ausführungen  Liefmanns 
auf  S.  24  und  86  erwecken  übrigens  einen  ganz  falschen  Eindruck  von  meinen  Behauptungen. 
Ich  verweise  auf  dieDarlegungenim,, Weltwirtschaftlichen  Archiv",  Juniheft  1917,  ,, Probleme 
des  Geldwesens"  imd  November  1917,  „Zum  Inflationsproblem". 


J28  Literatur. 

kers."  Irgendein  neues  wissenschaftliches  Ergebnis  scheint  das  Buch  nicht 
zu  enthalten.  Der  Verfasser  ist  von  dem  Marx  sehen  Gedanken  voll- 
ständig beherrscht.  Aber  eben  deshalb  möchte  „Capital  T  o  -  D  a  y" 
einigen  Wert  haben  als  eine  erste  Orientierimg  für  das  Studium  vom 
, »Kapital". 

Fil.  cand.  Fabian    von  Koch,  Djursholm, 

Huth,  Dr.  Walter,  Die  Entwicklung  der  deutschen  und 
französischen  Großbanken  im  Zusammenhange 
mit  der  Entwicklung  der  Nationalwirtschaft. 
Berlin  191 8.     Franz  Siemenroth.     VIII,  186  S.     M  6,50. 

Der  Verfasser  Nvill,  angeregt  durch  das  Buch  von  Adolf  Weber, 
„Depositenbanken  vmd  Spekulationsbanken",  das  deutsche  Bankwesen  dem 
■  französischen  vergleichend  gegenüberstellen.  Er  entledigt  sich  dieser  Auf- 
gabe unter  sorgfältiger  Benutztmg  des  reichhch  vorhegenden  Materials  imd 
gelangt  —  ganz  wie  Weber  —  zu  dem  Schluß,  daß  trotz  mancher  Mängel, 
die  der  deutschen  Kreditorganisation  anhaften,  der  gemischten  Bankwirt- 
schaft gegenüber  der  arbeitsteiligen  der  Vorzug  gebühre.  Zwei  Mängel  fallen 
dem  I/eser  dieser  fleißigen  und  zweifellos  geschickten  Arbeit  auf.  Zunächst 
der  eme,  daß  die  Studie  sich  scheinbar  auf  die  Verarbeitung  gedruckten 
Materials  beschränkt  und  an  manchen  Stellen  den  Einbhck  in  das  Getriebe 
des  Bankwesens  und  die  Selbständigkeit  des  Urteiles  vermissen  läßt.  Wei- 
ter aber  fällt  der  apologetische  Charakter  der  Behandlxm.g  des  Themas 
unangenehm  auf.  Vielleicht  ohne  daß  der  Verfasser  es  beabsichtigt  hat, 
gewinnt  man  den  Eindruck,  es  mit  einer  Verteidigungsschrift  für  das  deut- 
sche System  der  Arbeitsvereinigimg  im  Bankwesen  zu  tun  zu  haben.  Der 
Verfasser  bemüht  sich  weniger,  aufzuzeigen,  wie  die  Verschiedenheit  des 
Charakters  der  beiden  Banktypen  zu  erklären  sei,  als  die  Vorzüge  und  Nach- 
teile der  beiden  Systeme  gegenüberzustellen.  Dabei  übersieht  er,  wie  die 
Melirzahl  jener,  die  vor  ihm  über  das  gleiche  oder  verwandte  Probleme  ge- 
schrieben haben,  daß  der  Schlüssel  für  das  Verständnis  der  Verschiedenheit 
der  Entwicklung  des  deutschen  und  französischen  Bankwesens  viel  mehr 
in  der  Struktur  der  Industrie  tmd  des  Handels  als  in  banktechnischen  Mo- 
menten zu  suchen  ist.  Im  letzten  Kapitel  versucht  er  dann  die  Frage  zu 
beantworten,  wie  das  deutsche  und  französisclie  Bankwesen  die  Erschütte- 
rimgen  des  Weltkrieges  überstanden  haben.  Er  bringt  zu  diesem  Problem 
einige  recht  gute  Bemerkungen.  Daß  es  noch  viel  zu  früh  ist,  es  erschöpfend 
zu  behandeln,  wird  ihm  wohl  kaum  entgangen  sein. 

Prof.  I^  u  d  w  i  g    V.  M  i  s  e  s  ,    Wien. 

Vidal,  I/'economie  du  Numerair  e.  Virements  et  com- 
pensations.  Paris  1917.  Cote  de  la  Boiirse  et  de  la  Banque.  60  S. 
Es  handelt  sich  hier  van  die  Wiedergabe  eines  Vortrages,  den  der  Verf. 
Ende  19 16  im  Aiiftrage  der  Societe  pour  la  propagation  deslangues  etrangerea 
en  France  zu  Paris  abhielt.  Seine  tiefere  Begründimg  liegt  in  den  Schwierig- 
keiten, welche  Frankreich  wie  auch  anderen  kriegführenden  Staaten  aus 
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dem  übermäßigen  Notenumlauf  erwachsen,  und  die  Aufgabe  des  Vortragenden 
war  ein  Appell  für  den  bargeldlosen  Zahlimgsverkehr.  Die  sachlichen  Dar- 
stellmxgen  bringen  im  ganzen  nichts  Neues,  sie  zeigen  vielmehr,  daß  Frank- 
reich in  seinen  Einrichtungen  noch  recht  rückständig  ist.  Wertvoll  sind  haupt- 
sächhch  die  nachträglich  hinzugefügten  lyiteraturangaben  und  einige  Mittei- 
limgen  über  französische  Verhältmsse,  insbesondere  aus  der  Kriegszeit. 

Im  ersten  Abschnitt  wird  aus  der  Notenfülle  der  Gegenwart,  wie  in  Deutsch- 
land, die  Notwendigkeit  einer  Förderung  des  bargeldlosen  Zahlimgsverkehrs 
abgeleitet.  Auch  dieser  Verf.  läßt  sich  dabei  offensichthch  allein  von  dem 
Gedanken  leiten,  daß  Fördenmg  des  Giro-  imd  Scheckverkehrs  Noten  zur 
Zentralbank  zurückführt  imd  bei  ilir  als  Guthaben  niederschlägt.  Dadurch 
wird  zwar  das  Deckungs Verhältnis  der  Noten  gebessert,  schwerhch  aber  die 
Inflation  behoben,  weü  die  als  Zahlungsmittel  dienenden  vermehrten  Gut- 
haben den  Geldwert  in  gleicher  Weise  beeinflussen.  Man  müßte  also  darauf 
bedacht  sein,  auch  diese  als  Zahlxmgsmittel  zu  beseitigen,  das  aber  kann 
nur  durch  Umwandlung  in  verzinshche  Staatsanleihen  erfolgen. 

Der  zweite  imd  dritte  Abschnitt  behandelt  Kontokorrent  und  Umschrei- 
bung wie  auch  den  Scheckabrechnimgsverkehr.  Interessant  ist  die  Mittei- 
lung über  einen  im  Kriegsverlauf  von  den  Vereinigten  Staaten  an  England 
begebenen  Eiesensclieck  von  200  JVIill.  Doli.  Im  übrigen  zeigt  sich  Frank 
reichs  Rückständigkeit  auf  diesem  Gebiet  diu-ch  die  späte  Einführung  des 
gekreuzten  Schecks,  der  dazu  nicht  eüunal  indossiert  werden  darf,  ohne 
verschärfter  Besteuerimg  zu  verfallen,  und  demnach  für  die  Verrechntmg 
über  eine  Abreclmimgsstelle  seitens  der  Banken,  die  ihr  nicht  angehören, 
imtaughch  wird.  Der  Postscheck verkelir  ist  während  des  Krieges  in  einer 
Form  eingefiüirt  worden,  ,,die  keine  Konkurrenz  für  die  Banken  bedeutet", 
so  daß  er  also  ziemhch  unwirksam  bleiben  wird. 

Die  im  vierten  Abschnitt  gegebenen  Beispiele  für  den  Scheckabrechnungs- 
verkehr sind  einfach  und  zweckentsprechend,  bieten  aber  nichts  Neues. 
Bemerkenswerter  ist  der  fünfte  imd  letzte  Abschnitt,  welcher  über  die  Ent- 
wickhmg  des  Abrechntmgsverkehrs  in  Frankreich  eingehender  berichtet. 
Der  Verf.  führt  den  Abrechnimgsgedanken  imter  Berufung  auf  einen  engli- 
schen Schriftsteller  auf  die  in  Lyon  schon  1667  in  einer  Verordnung  erwähn- 
ten viertel]  älirlichen  Abrechnungen  der  Kaufmannschaft  zurück,  denen  erst 
die  große  Revolution  ein  Ende  machte.  Ob  Frankreich  wirklich  das  Ur- 
sprungsland des  Abrechmmgsverfahrens  ist,  scheint  aber  doch  noch  imsicher. 
So  bestanden  auch  in  Holland,  nach  Eisfeld,  Das  Niederländische 
Bankwesen  (S.  152),  schon  vor  Gründung  der  Londoner  Abrechmmgsstelle 
ähnliche  Einrichttmgen ;  auch  die  deutsche  Wechselordmmg  hat  in  Artikel  93 
auf  sogenannte  Zahltage  Rücksicht  genommen,  die  jetzt  nicht  mehr  übhch 
sind,  aber  offenbar  früher  größere  Bedeutung  hatten.  Es  würde  also  erst 
nach  gründUcher  Durchforschxmg  der  Wirtschaftsgeschichte  aller  Handels- 
staaten möghch  sein,  Prioritätsansprüche  endgültig  zu  entscheiden,  imd  es 
ist  sehr  wahrscheinhch,  daß  sich  dann  die  Entwicklimg  des  Abrechnungs- 
gedankens aus  einem  gewissen  Stande  der  Volkswirtschaft  als  selbstverständ- 
hche  Notwendigkeit  ergibt.     Wahrscheinhch  haben  die  führenden  Staaten 

Weltwirtschaftliches  Archiv  Bd.  XV.  9 


130 


Literatur. 


des  Altertums  neben  dem  von  I^  a  u  m  nachgewiesenen  Überweisxmgs- 
verfahren  auch  Scheck-  imd  abrechntmgsähnliche  Einrichtungen  entwickelt. 
Der  Abrechntmgsverkehr  Frankreiclis  scheint  sich,  da  der  Verf.  nur  von 
Paris  spricht,  auf  diese  Zentrale  zu  beschränken.  Bisher  gehörten  ihm  nur 
II  Firmen  an,  imd  einige  der  größten  Banken  beteihgten  sich  nur  einseitig 
oder  in  beschränktem  Umfange  am  Scheckaustausch.  Seit  dem  i.  Juh  1917  da- 
gegen ist  die  Zahl  der  Abrechnungsbanken  auf  29  erhöht  worden,  und  um 
die  dadurch  erschwerte  technische  Abwicklimg  zu  erleichtem,  hat  man 
eine  neue  Organisationsform,  nämlich  die  ausschließliche  Abrechnung  jedes 
Beteihgten  nur  mit  der  Zentrale,  eingeführt.  Gnmdsätzliches  darüber  habe 
ich  in  meiner  Arbeit,  Der  bargeldlose  Zahlimgsverkehr  m  Deutschland 
(I^eipzig  19 17)  dargelegt. 

Auch  in  Frankreich  klagt  man  über  späte  Gutschrift  der  verrechneten 
Schecks,  die  oft  erst  nach  sieben  Tagen  erfolgt.  Eine  Provinzabrechnimgs- 
stelle,  wie  sie  London  seit  langem,  Berlin  seit  einigen  Jahren  besitzt, 
kennt  man  noch  nicht.  Die  Umsätze  der  Abrechnungsstelle  bleiben  in  Frank- 
reich noch  sehr  weit  hinter  denen  Englands  und  Nordamerikas,  ja  auch 
Deutschlands  zurück.  Die  Ursachen  sind  einerseits  das  vollkommene 
Fehlen  von  Abrechnungsstellen  in  den  Provinzorten  und  dann  die  Mängel 
der  Stempelgesetzgebung,  die  den  gekreuzten  Scheck  für  die  Verrechnung 
häufig  untaughch  machen.  Der  Verf.  verweist  insbesondere  auf  den  deut- 
schen Verrechntmgsscheck  als  Vorbild. 

Schließlich  wird  auch  der  Gedanke  einer  internationalen  Abrechmmg 
angeschnitten,  doch  tritt  der  Verf.,  wohl  im  Gefühl  der  nicht  einzeln  er- 
örterten Schwierigkeiten,  nicht  dafür  ein.  Jedenfalls  ist  es  grundfalsch, 
wenn  Luzzati  (S.  52)  auf  der  internationalen  Handelskonferenz  zu 
Paris  im  Jahre  19 16  solche  Vorschläge  machte,  um  dadurch  den  Wechselkurs 
zu  halten.  Keine  Abrechnung  kann  darüber  hinweghelfen,  daß  Schxddsalden 
schließhch  irgendwie  auszugleichen  sind.  In  Deutschland  hat  Wolf  (Das 
internationale  Zahltmgswesen)  hauptsächhch  den  Gedanken  eines  inter- 
nationalen Giroverkehrs  vertreten.  Die  Arbeit  schheßt  mit  einem  Aufruf 
zugvmsten  des  bargeldlosen  Zahlimgsverkehrs  und  benennt  als  Zeugen  für 
die  hervorragenden  Leistungen  der  Bank  von  Frankreich  im  Kriege  R  e  - 
spondek,  dessen  Arbeit  ,, Frankreichs  Bank-  tmd  Finanzwirtschaft  im 
Kjiege"  als  2.  Ergänzungsheft  des  ,,W.  A."  herausgegeben  wurde. 

Prof.  F.  Schmidt,    Frankfurt  a.  M. 
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Umsturz  und  naturgemäße  Neuaufbau 
der  Geldordnungen  aller  Staaten  der 
Welt.    Mit  I  Band  Figuren.    Stuttgart 

1918.  Friedr.  Stahl.  162  S.  37  Figuren. 
M  9, — .  —  Verf.  verlangt  ein  einheit- 
liches Geldsystem  für  das  ganze  Welt- 
wirtschaftsgebiet oder  wenigstens  einen 
Staatenverband  unter  Loslösung  der 
Geldeinheit  vom  Geldstoff.  If. 

Hahn,  Albert,  Der  Gegenstand 
des  Geld-  und  Kapitalmarktes  in  der 
modernen  Wirtschaft.  Ein  Beitrag  zur 
Theorie  des  Bankgeschäfts.  (Archiv 
für  Sozialwissenschaft  und  Sozialpoli- 
tik. 46.  Bd.,  Heft  I,  S.  163—213.)  Tü- 
bingen 1918.  J.  C.  B.  Mohr  (Paul  Sie- 
beck). —  Die  eigentlichen  Gegenstände, 


mit  welchen  auf  dem  Kapital-  und  dem 
diesem  grundsätzlich  gleichartigen 
Geldmarkt  gehandelt  wird,  sind  nicht 
das  Kapital,  die  Güter,  das  Geld,  die 
Forderungen  oder  die  Kaufkraft,  son- 
dern, wie  ei  1  Einblick  in  die  neuzeit- 
lichen'Zahlungsweisen  zeigt,  es  ist  der 
Kredit,  d.  h.  die  zeitliche  Entbindung 
von  einer  Gegenleistung,  welcher  als 
das  Primäre  sowohl  im  Geldmarkt 
überhaupt,  wie  insbesondere  im  Bank- 
verkehr angesehen  werden  muß.  Au 
die  Stelle  des  Begriffs  Geldvermehrung 
will  Verf.  den  der  I^reditexpansion  ge- 
stellt wissen.  hm. 
Heyn,  Dr.  O  1 1  o  ,  Geld,  Währung, 
Valuta.  („Technik  und  Wirtschaft." 
12.  Jahrg.,  Heft  2,  S.  61—71  u.  Schluß.) 
Berlin  1919.  Julius  Springer. 
Kellenberger,  Privatdozent  Dr, 
Eduard,  Wechselkurs  und  Zah- 
lungsbilanz im  Krieg  und  Frieden.  Eine 
neue  Grundlegung.  Zürich  1919-  Orell 
Füssli.  72  S.  M,  4, — .  —  Verf.  stellt,  die 
herrschenden  Meinungen  scharf  be- 
kämpfend, die  Theorie  auf,  daß  die 
Valuta  sich  entwertet,  wenn  in  einem 
Lande  entw-eder  das  Warenangebot  zu 
stark  zurückgeht  oder  das  Geldangebot 
ungebührlich  steigt.  Er  macht  dem- 
entsprechende  Vorschläge  für  die  He- 
bung der  Valuta,  wobei  er  sich  näher 
über  den  Mißerfolg  der  zur  Anwendung 
gelangenden  Maßnahmen  ausläßt. 

ef. 

Kemmerer,  E.  W,  Prof.  a.  d.  Uni- 
versität Princeton,  The  Inadvisability 
of  Governmental  Stimulation  of  the 
Production  of  Gold.  (,,The  Economic 
World".  Neue  Serie.  16.  Bd.,  Nr.  26, 
S.  906 — 909.)     New  York  1918. 

Liefmann,  Prof.  Dr.  Robert, 
Valutakurse  und  Inlandpreise.  (,, Bank- 
Archiv".  18.  Jahrg.,  Nr.  9,  S.  82—86.) 
Berlin  1919.     J.  Guttentag. 

M  a  n  e  s  ,  Prof.  Dr.  Alfred,  Ver^ 
sicherungs- Staatsbetrieb  im  Ausland. 
Ein  Beitrag  zur  Frage  der  Sozialisie- 
rung. 2.  Aufl.  Berlin  1919.  Karl  Sie- 
gismund.     IV,   128   S.      M  4,80. 

Palm  er,  A.  Mitchell,  Getting 
Germany  out  of  American  Business. 
(, .Bankers  Magazine."  72.  Jahrg.,  97. 
Bd.,  Nr.  6,  S.  735 — 739.)  Boston,  New 
York  u.  Chicago  191 8.  The  Bankers 
Publishing  Co.  —  Aufruf  an  die  ame- 
rikanische Bankwelt,  bei  der  Auf- 
deckung   feindlichen    wirtschaftlichen 
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Kapitals  und  Einflusses  in  Amerika 
und  bei  seiner  Überführung  in  ameri- 
kanischen Besitz  behilflich  zu  sein. 

hm. 

Perine,  Edward  ten  Broeck, 
The  Story  of  the  Trust  Companies. 
Illustrated.  New  York  u.  London 
rgiö.  G.  P.  Putnam's  Sons.  XVII, 
327  S. 

Rapport  du  bureau  suisse 
des  assurances  sur  les  en- 
treprises  privees  en  ma- 
tiere  d'assurances  en  Suis- 
se en  191 6.  Publie  conformement 
k  la  decision  du  Conseil  Federal  Suisse 
du  5  aout  X918.  31.  Jahrg.,  Bern  1918. 
Kommissionsverl.  A.  Francke.  VII, 
103*,  205  S. 

Rechendorff,  Oscar,  Dansk 
Forsikrings-Aarbog  1918  samt  Stati- 
stiske  Meddelelser  om  Forsikrings- 
vaesenet  i  Danmark  for  laret  191 7. 
XV.  Jahrg.,  Kopenhagen  1918.  ,,Assu- 
rancetidende"s  Forlag.     258   S. 

Riksförsäkringsanstalten 
ar  1917.  (Sveriges  Officiella  Statistik.) 
Stockholm  1918.     IV,  154  S. 

Schmidt,  Prof.  Dr.  F.,  Der  Bilanz- 
gedanke und  die  Wechselkurse.  (Zeit- 
schrift für  Sozialwissenschaft.  Neue 
Folge.  10.  Jahrg.,  Heft  3  u.  4,  S.  125 — 
154  u.  weitere  Artikel.)  Leipzig  1919. 
A.  Deichert. 

Schütz,  Franz,  Der  Zinsschein. 
Zusammenstellung     sämtlicher     deut- 


schen und  hauptsächlichsten  auslän- 
dischen Eisenbahn-,  Bank-,  Industrie- 
u.  Versicherungs-Aktien  u.  Obligatio- 
nen sowie  der  Anleihen  und  Pfandbriefe 
von  Staaten,  Städten,  Kreisen,  Ge- 
nossenschaften, Hypotheken -Banken 
usw.  mit  Angabe  des  Wertes  der  Zins- 
bzw. Erträgnisscheine  u.  der  in-  u.  aus- 
ländischen Zahlstellen.  Herausgeg.  v. 
Martin  Brandus.  39.  Jahrg.  Berlin 
1919.  Brandus.  869,  596,  100  S.  Nach- 
trag 6  S.     Geb.   M   30, — . 

Thalbitzer,  Carl,  Nationalban- 
ken 18 18 — 1918.  Foredrag  i  National- 
okonomisk  Forening  d.  22.  Oktober 
19 18.  (Nationalokonomisk  Tidsskrift. 
56.  Bd.,  Heft  5/6,  S.  393—424.)  Ko- 
penhagen 1918.     Gyldendal. 

V  e  r  r  y  n.  Stuart,  Dr.  C.  A.,  Die 
Goldfrage.  (Zeitschrift  für  Sozial- 
wissenschaft. Neue  Folge.  10.  Jahrg., 
Heft  1/2,  S.  56—69.)     A.  Deichert. 

Werneburg,  Dr.  jur..  Die  Kuxe 
im  Bank-  und  Börsenverkehr.  Hanno- 
ver 1918.  Rechts-,  Staats-  und  Sozial- 
wissenschaftlicher Verl.    64  S.    JH  5,60. 

Whitley,  James  L.,  The  Law  of 
Bills,  Notes  and  Checks.  Being  the  füll 
text  of  the  Negotiable  Instruments 
Law  as  adopted  by  forty-four  states, 
the  District  of  Columbia  and  Hawaii. 
With  Copious  Annotations,  Forms  and 
Illustrations.  Rochester,  New  York 
1917.  National  Law  Book  Co.  X, 
401   S. 


11.  Finanzwesen  und  Finanzpolitik. 


Finanzhaushalt  der  Schweiz, 
Der  — .  Im  Auftrag  der  Konferenz  der 
kantonalen  Finanzdirektoren  heraus- 
geg. v.  Prof.  Dr.  J.  Steiger  unter  Mit- 
wirkung des  eidgenössischen  Finanz- 
departements, der  schweizerischen 
Bundesbahnen  und  der  kantonalen 
Finanz-  und  Gemeindedirektionen. 
IL  Bd.  Der  Bund.  Nach  Darstel- 
lung des  eidgenössischen  statistischen 
Bureaus  und  der  schweizerischen 
Bundesbahnen.  Bern  1919.  Stämpfli 
&  Cie.    XXVI.   190,  359  S.    Fr.  16,—. 

International  War  Loans  of 
Belligerent  Countries.  Also 
Consolidation  Loan  of  Spain  and  Mo- 
bilization  Loans  of  Switzerland  and 
Holland.  New  York  1918.  The  Na- 
tional City  Co.     144  S. 


Mengelberg,  Dr.  Käthe,  Die 
Finanzpolitik  der  sozialdemokratischen 
Partei  in  ihren  Zusammenhängen  mit 
dem  sozialistischen  Staatsgedanken. 
Mit  einem  Geleitwort  von  Prof.  Dr. 
S.  P.  Altmann,  Mannheim-Heidelberg. 
Mannheim,  Berlin  u.  Leipzig  1919.  J. 
Bensheim  er.     98  S.     Ji  3, — . 

National  Expenditure,  Re- 
ports from  the  Select  Committee  on  — , 
together  with  the  Proceedings  of  the 
Committee  and  the  Minutes  of  Evidence 
taken  before  the  Sub-Committee  on 
the  Form  of  Public  Accounts.  (Session 
191 8.)  London  1918.  Published  by 
H.  M's  Stationery  Office.  318  S.  2  sh 
6  d  net. 

Respondek,  Erwin,  Kriegsent- 
schädigung.  Forderungen  unserer  Geg- 


Konventionen,  Kartelle,  Trusts,  Genossenschaftswesen. 
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ner.  Berlin  1919.  Julius  Springer.  31 
S.     JH,   1,40. 

Respondek,  Erwin,  Steuer-  und 
Anleihepolitik  in  Frankreich  während 
des  Krieges.  Mit  einem  Vorwort  von 
Prof.  Dr.  W.  Prion.  Berlin  19 18.  Julius 
Springer.  134  S.  M  4, — .  —  Der  Verf. 
läßt  bei  der  Schilderung  der  französi- 
schen Kriegsfinanzrnaßnahnien  die 
charakteristischen  Merkrnale  franzö- 
sischer Steuerpolitik  scharf  hervor- 
treten. Er  greift  aus  der  Fülle  der 
Einzelheiten  immer  wieder  die  Beson- 
derheiten der  Entwicklung  heraus  und 
zeigt,  wie  sich  stetig,  wenn  auch  zö- 
gernd, die  direkten  Steuern  gegen  die 
indirekten,  die  unmittelbare  und  per- 
sönliche Veranlagung  gegen  die  in- 
direkte und  sachliche  Erfassung  des 
Einkommens  und  Vermögens,  die 
Selbsteinschätzung  gegen  die  behörd- 
liche Einschätzung  ihren  Weg  bahnen. 

jh. 

Rheinboldt,    Dr.  J.,  Die  deutsche 


Finanzwirtschaft  während  des  Krieges 
und  die  Möglichkeiten  ihrer  Ordnung. 
2.  Aufl.  Mannheim,  Berlin  u.  Leipzig 
1919.  J.  Bensheimer.  75  S.  M  3, — .  — 
Untersuchung,  wie  das  Problem  der 
Reichsfinanzen  unter  Berücksichtigung 
der  Interessen  des  Wirtschaftslebens 
sowie  der  Bundesstaaten  und  Kom- 
munen gelöst  werden  kann.  Monopolen 
steht  der  Verf.  im  allgemeinen  skep- 
tisch gegenüber,  statt  dessen  wünscht 
er  staatliche  Beteiligung  ia  irgendeiner 
Form.  If. 

Schmidt,  Prof  Dr.  F.,  Arbitrage 
und  Wechselkurse.  (Schmollers  Jahr- 
buch. 43.  Jahrg.,  Heft  i,  S.  203 — 
262.)  München  u.  Leipzig  1919.  Duncker 
&  Humblot. 

Yves-Guyot,  Le  reglement  des 
comptes  avec  l'Allemagne.  (,,  Journal 
des  Economistes" .  78.  Jahrg.,  6.  Serie, 
61.  Bd.,  S.  3 — 26.)  Paris  1919.  F61ix 
Alcan. 


12.  Konventionen,  Kartelle,  Trusts,  Genossenschaftswesen. 
Liefmann,  Robert,  Kartelle  und  Trusts  und  die  Weiter- 
bildung der  volkswirtschaftlichen  Organisatio- 
nen. 3.  stark  erweiterte  Auflage.  Stuttgart  1918.  311  S.  M  4,80. 
Derselbe,  Die  Kartelle  in  und  nach  dem  Kriege.  (Ver- 
öffentlichimgen  des  Deutschen  Wirtschaftsverbandes  für  Süd-  irnd  Mittel- 
amerika. Heft  2.)  Berlin  1918.  Dietrich  Reimer  (E)mst  Vohsen).  40  S. 
M>   1,80. 

Diefmanns  vortreffliche  Schrift  über  Kartelle  und  Trusts  ist  auch 
in  der  neueren  Auflage  wesentUch  ausgestaltet  worden.  Außer  einem  neu 
eingeschalteten  Abschnitt  „Zusammenfassende  Betrachtung  des  Konkur- 
renz- und  des  Monopolprinzips  in  der  heutigen  Volkswirtschaft"  (S.  250 
bis  260),  auf  den  besonders  hingewiesen  sei,  sind  vor  allem  die  Kartellver- 
hältnisse und  die  staatUchen  Maßnahmen  während  des  Krieges  näher  be- 
handelt. (Was  Diefmann  dabei  über  Zwangssyndikate  sagt,  ist  nicht 
durchweg  richtig;  vgl.  dazu  meinen  Aufsatz  „ZwangskarteUe"  in  der  Zeit- 
schrift für  Sozial  Wissenschaft  19 18,  S.  5  07  ff.)  Auch  in  der  neuen  Fassung 
kann  das  Buch  warm  empfohlen  werden. 

-^  Der  an  zweiter  Stelle  genannte  Vortrag  bietet  dem,  der  das  vorgenannte 
Buch  kennt,  nichts  Neues.  Er  enthält  im  wesentlichen  die  Wiedergabe  von 
Zusätzen,  die  zur  dritten  Auflage  gemacht  sind.  Beigefügt  ist  die  an  den 
Vortrag  angeschlossene  Diskussion,  in  der  zu  dem  eigentlichen  Thema  aber 
wenig  Bedeutsames  geäußert  wurde.  Hervorzuheben  sind  die  den  gründ- 
hchen  Sachkenner  verratenden  Äußerungen  von  Flechtheim  über 
Zwangssyndikate  imd  Einkaufskartelle. 

Prof.  Richard    Passow,    Eäel. 
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Correas,  Juan  Francisco,  I^a  reconstituciön  nacional  por 
los  sindicatos  agricolas.  (Su  fundaeiön  y  direcciön.)  Madrid 
1918.  Imprenta  Gräfica  Excelsior.  411  S. 
Von  der  Tatsache  ausgehend,  daß  die  Erträgnisse  der  spanischen 
I^andwirtschaft  sich  bedeutend  steigern  ließen,  was  eine  Verminderung 
der  Nahrungsmittelpreise  und  eine  Verbesserung  der  arbeitenden 
Schichten  zur  Folge  haben  tmd  dadurch  die  teilweise  lyösung  der  imgemein 
schwierigen  jetzigen  wirtschaftlichen  Verhältnisse  gewährleisten  würde, 
sieht  der  Verf.  in  den  landwirtschaftlichen  Genossenschaften  das  einzige 
wirksame  Mittel  des  ,, nationalen  Wiederaufbaus".  Die  katholische  Kirche 
habe  allen  Grtmd,  sich  dieser  Aufgabe  zu  widmen.  Es  solle  zweierlei  erreicht 
werden:  die  Kleinbauern  und  die  ländliche  Arbeiterschaft  dem  Einfluß  des 
Kommunismus  zu  entziehen  imd  gleichzeitig  ihren  Wohlstand  zu  heben. 
Die  Kirche  wird  dann  auf  dem  L,ande  die  führende  Macht  sein.  Pfarrer 
Correas  gibt  in  der  Folge  Anleitimg  zur  Gründung  imd  Verwaltung 
einer  katholischen  Genossenschaft:  vorbereitende  Aufklärimg,  gesetzhche 
Bestimmungen  über  Versammltmgs-  und  Vereinswesen,  Mustersatzungen  usw. 
Die  Arbeit  der  katholischen  Propagandisten  hat  schon  reiche  Früchte 
getragen.  Der  Umsatz  der  hauptsächlichsten  Federaciones  Catolico-Agra- 
rias  erreichte  im  Jahre  1916  den  Betrag  von  rund  30  ooo  000  Pesetas,  die 
sechs  größten  Federaciones  haben  in  demselben  Jahre  Darlehen  in  Höhe  von 
rund  4^  Mill.  Pesetas  gewährt,  während  der  Umsatz  des  Banco  Populär 
de  Leon  XIII  in  Madrid  48  641  241  Pesetas  aufweist.  Bemerkenswert  ist 
die  Tatsache,  daß  alle  bisher  bewilligten  Darlehen  ohne  Ausnahme  zurück- 
erstattet worden  sind.  Weiteres  Material  über  die  Fortschritte  der  katho- 
lischen agrarischen  Aufklärungstätigkeit  in  Spanien  enthält  das  „Boleün 
del  Secretariado  Nacional  Catölico-Agrario". 

Dr.  Eduarde   li.  Ivlorens,    Genf. 


D  e  u  m  e  r  ,  Dr.  Robert,  Das  deut- 
sche Genossenschaftswesen.  Teil  i  u.  2. 
(Sammlung  Göschen  Nr.  384,  782.) 
Berlin  u.  Leipzig  1919.  G.  J.  Göschen. 
127,   158   S.     Geb.  je  1,80  Ji. 

Oppenheimer,  Prof.  Dr.  Franz, 
Der  Ausweg.  Notfragen  der  Zeit.  4. 
Tausend.  Berlin  1919.  H.  S.  Hermann. 
76  S.  M  2,50.  —  Der  Verf.  sieht  den 
Ausweg  aus  dem  Problem  Wirtschafts- 
freiheit oder  Gemeinwirtschaft,  Libe- 
ralismus oder  Sozialismus  in  der  Auf- 
hebung des  Bodenmonopols  des  Groß- 
grundbesitzes. Dieses  müsse  in  Groß- 
grundherrschaft verwandelt,  das  Lohn- 
arbeiterverhältnis durch  das  Partner- 
verhältuis  ersetzt  werden.  Er  macht 
Propaganda  für  die  landwirtschaftliche 
Arbeiterproduktivgenossenschaft,  die 
dem  Arbeiter  nicht  nur  hohen  Lohn, 
sondern^  den  allmählichen  Aufstieg  zur 
Selbständigkeit    sichert    und    ihn    bis 


dahin  durch  Berufung  an  sein  eigenes 
wirtschaftliches  Interesse  dazu  ver- 
anlaßt, alle  Kraft  und  Sorgfalt  einzu- 
setzen, deren  er  fähig  ist.  hg. 
Wolff,  Henry  W.,  Cooperative 
Credit  for  the  United  States.  New 
York  1917.  Sturgis  &  Walton  Comp. 
VI,  349  S.  —  Das  Buch  setzt  sich  zur 
Aufgabe,  durch  Eröffnung  neuer  Kre- 
ditmöglichkeiten auf  genossenschaft- 
lichem Wege  dem  Kapitalmangel  der 
unbemittelten  Klassen  zu  steuern. 
Es  behandelt  demnach:  Die  Prinzipien 
genossenschaftlichen  Kredits  im  allge- 
meinen und  des  Hypothekenkredits  im 
besonderen,  seine  Organisationsformen 
(Kassen  und  Zentralinstitute),  seine 
günstigen  Wirkungen  in  seiner  bis- 
herigen Anwendung  sowie  die  Not- 
wendigkeit einer  speziellen  Gesetz- 
gebung   in    den  Vereinigten  Staaten. 

eb. 


Wirtschaftliche  Interessenvertretungen,  Vereine,  Kongresse,  Messen    usw.        jßj 


13.  Wirtschaftliche  Interessenvertretungen,  Vereine,  Kongresse, 
Messen,  Ausstellungen. 

dem    ,, Wirtschaftsdienst" 


Mitteilungen  der  Handels- 
kammer Hamburg.  Im  Auf- 
trag der  Handelskammer  herausgeg.  v. 
Dr.  E.  Schwencke,  Syndikus  der  Han- 
delskammer. I.  Jahrg.,  Nr.  i.  Ham- 
burg 1919.  12  S.  —  Die  Mitteilungen 
erscheinen  in  zwangloser  Reihenfolge; 


sie    werden 
beigelegt. 
Rapport  g6n6ral  et  rapport 
des  sections.   (Exposition  franco- 
marocaine  de  Casablanca.)    Paris  1918. 
Plon-Nourrit    &  Cie.    496  S.  Fr.  6, — . 


14.  Auswanderung,  Einwanderung,  Wanderarbeit. 


Deutsche  Auswanderer,  Der 
— .  Veröffentlichungen  des  Evangeli- 
schen Hauptvereins  für  Deutsche  An- 
siedler u.  Auswanderer  (E.  V.).  17. 
Jahrg.,  Nr.  i — 2.  Witzenhausen  a.  d. 
Werra  1919.  40  S.  —  Das  Heft  enthält 
Materialien  zur  rechtlichen  und  wirt- 
schaftlichen Lage  des  deutschen  Aus- 
wanderers, hm. 

Emigration  lituanienne  aux 
Etats-Unis  et  la  renais- 
sance  nationale,  L'  — .  Lau- 
sanne 191 8.  Librairie  Centrale  des  Na- 
tionalites.     32  S. 

G  i  g  1  i  o  1  i  ,  Prof.  I  t  a  1  o  ,  Italiani  e 
Tedeschi  nel  Brasile.      I  Valdesi  nell' 


Uruguay:  Euconomia  piü  che  Econo- 
mia.  Florenzo  191 7.  Istituto  Agricolo 
Coloniale  Italiano.     29  S. 

G  i  g  1  i  o  1  i  ,  Prof.  1 1  a  1  o  ,  Italiani  ed 
italianitä  nell'  Argentina.  Florenz 
1918.  Istituto  Agricolo  Coloniale  Ita- 
liano.    59  S. 

H  ü  r  1  i  m  a  n  n  ,  Dr.  W.,  Die  schweize- 
rische Auswanderung  und  ihre  Gesetz- 
gebung.    Zürich  1918.     164  S. 

Meuriot,  Paul,  L'immigration 
contemporaine  au  Canada.  (Journal 
de  la  Soci6te  de  Statistique  de  Paris. 
59.  Jahrg.,  Nr.  6,  S.  187 — 197.)  Paris 
1918. 


15.  Arbeltgeber,  Arbeitnehmer,  Sozialpolitik,  Sozialismus. 

Becker,  Dr.  Otto,  u.  Dr.  Freund,  Die  Regelung  der  Wander- 
armenfürsorge in  Europa  und  Nordamerika.  (Schrif- 
ten des  Verbandes  Deutscher  Arbeitsnachweise.  Nr.  14.)  Berhn  1918. 
Carl  Heymann.     VII,   152  S.     Ji   5, — . 

Der  Plan  der  Verfasser  war  es,  Material  herbeizuschaffen  für  eine  reichs- 
gesetzliche Regelimg  der  Wanderarmenfürsorge.  Deshalb  ist  die  vor  dem 
Kriege  bereits  druckfertige  Sclirift  jetzt  herausgegeben  worden.  „Von  einer 
kritischen  Stellungnahme  ist  entsprechend  der  Anlage  der  Arbeit,  die  sich 
lediglich  das  Ziel  einer  unparteiischen  Berichterstattvmg  gesteckt  hat,  gnmd- 
sätzHch  Abstand  genommen  worden." 

Auch  bei  diesem  Programm  der  Selbstbescheidimg  der  Verfasser  wer- 
den meines  Erachtens  die  Erwartimgen  des  Lesers  durch  die  Arbeit  nicht 
erfüllt.  Es  ist  lediglich  eine  Materialsammlmig,  die  als  solche  gewiß 
willkommen  erscheint.  Es  fehlt  aber  eine  tiefere  geistige  Dturchdringung 
des  Stoffes,  insbesondere  eine  Zusammenfassung  des  Wesentlichen,  die 
einen  klaren  Einblick  in  die  heutige  Gesamtlage  gewähren  müßte.  Was 
die  „Einleitung"  (S.  i — 6)  in  dieser  Hinsicht  bietet,  ist  allzu  dürftig. 

Prof.  Robert    v.  Hippel,  Göttingen. 

B  a  1 1  o  d  ,  Prof.  Dr.  Karl,  Der  Zu- 1  im  Sozialstaat.  2.  vollständig  umgearb, 
kunftsstaat.    Produktion  und  Konsum  |      Aufl.    Stuttgart  1919.    J.  H.  W.  Dietz. 
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IV,  240  S.  M  3, — .  —  In  der  neuen 
Auflage  seines  vor  20  Jahren  zuerst  er- 
schienenen Werkes  prüft  B.,  wieweit 
seine  damals  aufgestellten  Utopien  sich 
heute  verwirklichen  lassen.  Er  er- 
örtert die  Möglichkeit  der  Konfis- 
kation des  Privateigentums  und  sucht 
ziffernmäßig  nachzuweisen,  wie  nach 
Vollzug  der  Verstaatlichung  in  der 
Landwirtschaft  wie  in  der  Industrie 
durch  Zusammenlegung  der  Klein-  und 
Mittelbetriebe  zu  Großbetrieben  und 
verstärkten  Ersatz  der  Handarbeit 
durch  Maschinenkraft  eine  erhebliche 
Steigerung  der  Arbeitsleistung  und 
Produktion  erzielt  werden  kann.     hg. 

Bücher,  Prof.  Dr.  Karl,  Die  Sozia- 
lisierung. Vortrag,  gehalten  zu  Chem- 
nitz am  6.  Januar  1919.  Tübingen 
1919.     H.  Laupp.     64  S.     M  2, — . 

Hartmann,      Gustav,      Fünfzig 

•  Jahre  Deutsche  Gewerkvereine  (Hirsch- 
Duncker)  (1868 — 1918).  Jena  1918. 
Gustav  Fischer.     31  S.     M  0,80. 

Henderson,  Arthur,  The  Aims 
of  Labour.  London.  Headley  Bros. 
108  S.  —  Eine  kurze,  Ende  1917  ver- 
faßte Schrift  des  englischen  Arbeiter- 
führers über  die  politischen  und  wirt- 
schaftlichen Gegen  warts-  und  Zukunfts- 
ziele der  englischen  Arbeiterpartei.  Als 
Anhang  sind  der  Schrift  beigegeben: 
Die  Denkschrift  der  englischen  Arbei- 
terpartei über  die  Kriegsziele  vom  De- 
zember 1917  und  der  ,,Draft  Report 
on  Reconstruction".  es. 

H  o  b  s  o  n  ,  S.  G.,  Guild  Principles  in 
War  and  Peace.  With  Introductory 
Essay  by  A.  R.  Orage.  London  191 7. 
G.  Bell  and  Sons.  VIII,  176  S.  — 
Eine  Sammlung  von  während  des  Krie- 
ges erschienenen  Aufsätzen  über  den 
Gilden-Sozialismus,  teils  grundsätz- 
licher Art:  Entwicklung  der  Prinzipien 
des  Sozialismus,  teils  kritischer  Art: 
Kritik  der  durch  den  Krieg  geschaffe- 
nen sozialen  Zustände.  es. 

Honegger,  Dr. Hans,  Godin  und 
das  Familistere  von  Guise.  Ein  prak- 
tischer Versuch  der  Verwirklichung  von 
Fouriers  Utopie.  Ein  Beitrag  zum  Pro- 
blem der  industriellen  Demokratie  und 
zum  Problem  der  Organisierung  von 
Arbeitersiedlungen.  (Zürcher  Volks- 
wirtschaftliche   Studien.       Herausgeg. 

V.  Prof.  Dr.  Sieveking.  N.  F.  Heft  6.) 
Zürich  1919.  Rascher  &  Cie.  m  S. 
Fr.  8,—. 


Kautsky,  Karl,  Die  Diktatur  des 
Proletariats.  Wien  1918.  Ignaz  Brand 
&  Co.  63  S.  M  1,50.  —  Nicht  unter 
einer  Diktatur  des  Proletariats,  son- 
dern nur  dort,  wo  die  Mehrheit  nach 
demokratischen  Grundsätzen  die  Herr- 
schaft ausübe,  seien  die  Vorbedingun- 
gen für  die  sozialistische  Produktions- 
weise gegeben.  jh. 

Landauer,  Gustav,  Aufruf  zum 
Sozialismus.  Revolutionsausgabe.  2. 
verm.  u.  verb.  Aufl.  Berlin  1919.  Paul 
Cassirer.  XX,  155  S.  M  6, — .  —  In 
kritischer  Ablehnung  des  Marxismus 
entwickelt  der  Verf.  im  Anschluß  an 
Gedankengänge  Proudhons  und  Kra- 
potkins  in  glänzender  Sprache  sein 
anarcho-sozialistisches  Programm. 

es. 

Lenin,  N.,  Die  nächsten  Aufgaben 
der  Sowjet-Macht.  (,,Der  rote  Hahn". 
Bd.  34/35.)  Berlin-Wilmersdorf  1919. 
Verl.  d.  Wochenschrift  ,,Die  Aktion". 
62  S.  M  1,60.  —  Nachdem  die  Macht 
erobert  ist  und  die  Ausbeuter  bezwun- 
gen sind,  muß  die  Rechnungslegung  und 
Kontrolle  durch  entsprechende  Ein- 
richtungen der  Verwaltung  verwirklicht 
werden,  um  die  Vergesellschaftung  der 
Produktion  zu  ermöglichen.  Die  zu 
diesem  Zweck  notwendigen  Kompro- 
misse der  Übergangszeit,  wie  die  Ein- 
stellung der  Expropriation  werden  ver- 
teidigt, hg. 

M  a  n  e  s  ,  Prof.  Dr.  Alfred,  Sozial- 
politik in  den  Friedensverträgen  und 
im  Völkerbund.  2.  Aufl.  Berlin  1919. 
Karl  Siegismund.  63  S.  Jt  2, — .  — 
Neben  kurzer  Erörterung  des  Wesens 
der  Sozialpolitik  werden  deren  inter- 
nationale Entwicklung  und  Deutsch- 
lands Anteil  an  ihr  dargestellt,  ferner 
wird  ein  Überblick  gegeben  über  die 
hauptsächlichen  Forderungen  auf 
Berücksichtigung  sozialpolitischer  Ziele 
in  den  Friedensverträgen  und  im  Völ- 
kerbund, am. 

N  e  u  r  a  t  h  ,  Privatdozent  Dr.  Otto, 
Wesen  und  Weg  der  Sozialisierung. 
Gesellschaftstechnisches  Gutachten, 
vorgetragen  in  der  8.  Vollsitzung  des 
Münchener  Arbeiterrates  am  25.  Ja- 
nuar 1919.  3.  u.  4.  unveränderte  Aufl. 
München  1919.  Georg  D.  W.  Callwey. 
21   S. 

Rundschreiben  unseres  heiligsten 
Vaters  Leo  XIII.,  durch  göttliche  Vor- 
sehung Papst,  über  die  Arbeiterfrage. 
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(15.  Mai  1891:  ..Rerum  novarum.") 
Lateinischer  und  deutscher  Text.  Frei- 
burg i.  Br.      Herder.     81   S. 

Schwarz,  Richard,  Rathenau, 
Goldscheid,  Popper-Lynkeus  und  ihre 
Systeme  zusammengefaßt  zu  einem 
Wirtschaftsprogramm.  Wien  u.  Leip- 
zig 1919.  Anzengruber-Verl.  98  S. 
JH.  2,—. 

Sombart,  Werner,  Sozialismus 
und  soziale  Bewegung.  7.  durchge- 
sehene und  verm.  Aufl.  Jena  1919. 
Gustav  Fischer.  XII,  387  S.  M,  6,—. 
—  Die  bis  auf  die  Gegenwart  fortge- 
führte neue  Auflage  gipfelt  in  der  Er- 
kenntnis, daß  in  dieser  Zeit  sozialisti- 
scher und  bolschewistischer  Revolu- 
tionen nicht  die  wahrhaft  sozialisti- 
schen Grundideale,  sondern  die  ent- 
gegengesetzten Kräfte  der  Zerstörung, 
des  Hasses  und  Mammonismus  herr- 
schen, aber  trotzdem,  so  versichert  der 
Verf.,  werde  der  Sozialismus  die  Le- 
bensform der  nächsten  Jahrhunderte 
sein.  hb. 

T  i  b  u  r  t  i  u  s  ,  Dr.  Joachim,  Ge- 
meinwirtschaftliche Gegensätze.  (Dring- 
liche Wirtschaftsfragen.  Heft  8.) 
Leipzig  1919.  Veit  &  Comp.  52  S. 
M,   2,—. 

T  y  s  z  k  a  ,  Prof.  Dr.  Carl  von.  Die 
Sozialisierung  des  Wirtschaftslebens. 
Grundsätzliches  über  Möglichkeiten 
und  Notwendigkeiten.  Jena  1919. 
Gustav  Fischer.  IV,  79  S.  M,  3,50.  — 
Unter  Ablehnung  Rathenauscher  Ge- 
danken sucht  der  Verf.  den  Finanz- 
bedarf des  Staates,  sozialistische  Ten- 
denzen, freie  Unternehmerinitiative  und 
staatliche  Wirtschaft  auf  der  mittleren 
Linie  in  einer  Gemeinwirtschaft  zu  ver- 
einen und  schlägt  als  praktische  Maß- 
regeln die  Verstaatlichung  vor  allem 
der  Montanindustrie,  Krafterzeugung 
und  der  chemischen^  Großindustrie 
unter  Heranziehung  gemischtwirt- 
schaftlicher        Unternehmungsformen 


vor;  der  Handel,  vor  allem  der  Außen- 
handel, soll  frei  bleiben.  hb. 

Umbreit,  Paul,  Der  gewerkschaft- 
liche Wiederaufba^u  nach  dem  Kriege. 
(Sozialwissenschaftliche  Bibliothek.  8. 
Bd.)  Berlin  1918.  Verl.  f.  Sozialwissen- 
schaft. 136  S.  M  2,50.  —  Verf.  be- 
handelt in  diesem  Buche  die  durch  den 
Krieg  geschaffenen  Aufgaben  der  Ge- 
werkschaften sowie  die  auch  ohne  den 
Krieg  notwendig  gewordene  Reorga- 
nisation der  wirtschaftlichen  Arbeiter- 
organisationen. Von  den  behandelten 
Problemen  sind  zu  nennen:  das  Pro- 
blem der  Frauenerwerbsarbeit,  der 
Arbeitszeit,  des  Lohnes,  des  Tarifwe- 
sens, des  Lehrlingswesens,  der  Arbeits- 
losenfürsorge u.  a.  es. 

Wages  and  Conditions  of 
Employment  in  Agricul- 
t  u  r  e.  (Board  of  Agriculture  and 
Fisheries.)  Vol.  I.  General  Report. 
(Cmd.  24.)  IV,  202  S.  I  sh  9  d  net. 
Vol.  II.  Reports  of  Investigators. 
(Cmd.  25.)  IV,  504  S.  4  sh  net.  Lon- 
don 1919.  Published  by  H.  M's  Sta- 
tionery  Office. . 

Weyforth,  William  O.,  Ph.  D., 
Instructor  in  Economics  in  Western 
Reserve  University,  The  Organizability 
of  Labor.  (Johns  Hopkins  University 
Studies  in  Historical  and  Political 
Science.  Series  XXXV,  Nr.  2.)  Balti- 
more 1917.  The  John  Hopkins  Press. 
277  S.  Doli.  1,50.  —  Eine  Darstellung 
der  gewerkschaftlichen  Organisations- 
probleme und  Organisationsmöglich- 
keiten, die  den  hemmenden  oder  för- 
dernden Einfluß  der  wichtigsten  Fak- 
toren —  die  Schwierigkeiten  der  Samm- 
lung und  Stabilisierung  der  Massen 
sowie  der  Organisation  an  sich,  die 
Besonderheiten  der  einzelnen  Arbeiter- 
klassen, der  wirtschaftlichen  und  tech- 
nischen Struktur  der  einzelnen  Indu- 
strien und  das  Entwicklungsstadium 
der  verschiedenen  Länder  —  in  isolie- 
render   Methode  untersucht.        hb. 
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Grotius,  Hugo,  The  Freedom  of  the  Seas  or  the  Right 
which  belongs  to  theDutch  to  take  Part  in  the 
East  Indian  Trade.  A  Dissertation.  Translated  with  a  Revision 
of  the  lyatin  Text  of  1633  by  Prof.  Ralph  van  Deman  Magoff  in.    Edited 
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with  an  Introductory  Note  by  James  Brown  Scott.  (Carnegie  Endowment 
for  International  Law.)  New  York  191 6.  Oxford  University  Press.  Lon- 
don.   Humphrey  Mlford.     XV,  83  S. 

I.  Noch  ehe  die  Vereinigten  Staaten  in  den  Weltkrieg  eintraten,  hat 
die  Carnegie-Stiftung  die  vorliegende  Ausgabe  von  de  Groots  berühmter 
Streitschrift  zugunsten  der  Meeresfreiheit  ihren  früheren  Bänden 
der  Klassiker  des  Völkerrechts  hinzugefügt.  Diese  Tatsache  beweist,  daß 
das  Problem  in  der  öffentHchen  Meinung  Nordamerikas  das  allgemeine  Inter- 
esse erregt  hat,  lange  bevor  in  Wilsons  Friedensprogramm  die  Freiheit  der 
Meere,  trotz  des  von  englischer  Seite  wiederholt  erhobenen  Widerspruches, 
eine  wichtige  Stelle  einnahm. 

Die  zuerst  im  Jahre  1608  anonym  erschienene  Abhandlung  bildet,  wie 
wir  erst  seit  50  Jahren  wissen,  das  XII.  Kapitel  eines  größeren  Werkes  von 
Grotius  über  das  Seebeuterecht  (de  jure  praedae),  das,  im  Winter  1604 
auf  1605  geschrieben,  1864  aufgefunden  imd  1868  von  H.  G.  Hamaker 
bei  Martinus  Nijhoff  im  Haag,  dem  mn  das  Völkerrecht  sehr  verdienten 
Verleger,  herausgegeben  worden  ist.  Verschiedene  Umstände  machen  es 
wahrscheinlich,  daß  Grotius  dieses  Werk  als  Rechtsbeistand  der  1602 
gegründeten  Niederländisch-Ostindischen  Kompagnie  geschrieben  hat,  die 
noch  in  demselben  Jahr  dtirch  die  Wegnahme  eines  portugiesischen  Schiffes 
in  der  Straße  von  Malakka  sich  in  einen  Rechtsstreit  verwickelt  hatte.  Das 
Nähere  über  diese  Vermuttmg  mag  man  in  der  Einleitung  des  Herausgebers 
und  in  den  dort  angeführten  Schriften  nachlesen. 

Der  hier  allein  interessierende  Abschnitt  über  das  mare  hberum  wendet 
sich,  obwohl  er  nur  von  den  Portugiesen  ausdrücklich  spricht,  gegen  die 
Ansprüche,  die  Spanien  und  das  ihm  seit  1580  angegliederte  Portugal  auf 
die  ausschließHche  Beherrschung  weiter  Teüe  des  Weltmeeres  machten: 
Spanien  auf  den  Stillen  Ozean  imd  den  Golf  von  Mexiko,  Portugal  auf  den 
Atlantischen  Ozean  südhch  von  Marokko  imd  auf  den  Indischen  Ozean. 
Als  die  Niederlande  sich  seit  1598  auf  Mauritius,  Java  und  den  Molukken 
festgesetzt  hatten,  gerieten  sie  alsbald  in  Konfhkt  mit  Portugal,  das  für  sich 
das  Recht  in  Anspruch  nahm,  alle  anderen  Nationen  von  dem  Handel  mit 
Ostindien  imd  von  der  Befahrung  des  Indischen  Ozeans  auszuschheßen. 
Die  1608  eingeleiteten  Verhandlungen  zwischen  Spanien  und  den  Nieder- 
landen, welche  1609  zu  dem  zwölfjährigen  Waffenstillstand  von  Antwerpen 
führten,  scheinen  dann  die  Veranlassung  gewesen  zu  sein,  daß  Grotius 
das  XII.  Kapitel  seines  Werkes,  das  der  Bekämpfung  jener  Ansprüche  ge- 
widmet war,  nach  gewissen  Umänderungen  selbständig,  aber  ohne  seinen 
Namen  zu  nennen,  erscheinen  ließ. 

Auf  das  Schicksal  der  Streitschrift  kann  hier  nicht  eingegangen  werden. 
Sie  hat  sich  in  der  Weltliteratur  rasch  einen  ehrenvollen  Platz  gesichert. 
Die  zahlreichen  Ausgaben  in  den  verschiedensten  Sprachen  legen  Zeugnis 
dafür  ab.  In  unseren  Tagen  ist  sie  viel  erwähnt,  aber,  wie  es  scheint,  nicht 
oft  gelesen  worden.  Die  neue  Ausgabe  des  Urtextes  nach  der  Elzevir-Aus- 
gabe  von  1633,  die  mit  den  Texten  von  T  e  u  b  n  e  r  und  Oxford  sorg- 
fältig verglichen  worden  ist,  kommt  dem  Bedürfnis  weiter  Kreise  entgegen. 


Völkerrecht,  Kriegsrecht,  Kolonialrecht,  Friedensbewegung   usw.  jßg 

Besonders  zu  begrüßen  ist  die  genaue  Revision  der  zahlreichen,  von  G  r  o  - 
t  i  u  s  eingestreuten  Zitate,  die  in  der  heute  gebräuchhchen  Form  gegeben 
werden,  sowie  die  Hinzufügimg  kurzer  biographischer  Angaben  über  die 
von  dem  Verfasser  genannten  Scliriftsteller.  Die  treffhche  enghsche  Über- 
setzimg wird  auch  manchem  deutschen  Leser  nicht  unwillkommen  sein, 

II.  Der  Inhalt  der  Abhandlung  kann  in  drei  Hauptteile  gegHedert 
werden.  Teil  I  weist  nach,  daß  die  Portugiesen  die  Staatsgewalt  über  jene 
Teile  Indiens,  zu  denen  die  niederländischen  Schiffe  fahren,  nicht  besitzen; 
weder  auf  Grund  der  Entdeckung  (Kap.  II),  noch  auf  Grund  der  päpsthchen 
Schenkung  (III),  noch  auf  Grund  der  Eroberung  (IV).  Teil  II  bekämpft 
den  Anspruch  der  Portugiesen  auf  die  Herrschaft  über  den  Indischen  Ozean 
und  auf  seine  ausschließliche  Befahrmig;  jener  Anspruch  kann  weder  ge- 
stützt werden  auf  Okkupation  (Kap.  V),  noch  auf  päpsthche  Schenkung 
(VI),  noch  auf  Verjälirung  oder  Gewolinheit  (VII).  Teil  III  verficht  die 
Freiheit  des  Handels  mit  Ostindien.  Nach  Völkerrecht  steht  der  Handel 
allen  Menschen  offen  (Kap.  VIII) ;  Portugal  kann  den  Handel  mit  Ostindien 
nicht  für  sich  allein  in  Anspruch  nehmen,  weder  auf  Grmid  der  Okkupation 
(IX),  noch  auf  Grund  der  päpstlichen  Schenkung  (X),  noch  auf  Grund  der 
Verjälirimg  oder  der  Gewohnheit  (XI),  noch  auf  Grund  der  Bilhgkeit  (XII). 

Diesen  drei  Hauptteilen  geht  eine  feierhche  Ansprache  an  die  Fürsten 
und  die  freien  Völker  der  Christenheit  voran.  Ein  einleitendes  Kapitel  (I) 
stellt  den  grundlegenden  Satz  an  die  vSpitze,  daß  die  Schiffahrt  allen  Men- 
schen allgemein  freistehe  (jure  gentium  quibusvis  ad  quosvis  hberam  esse 
navigationem).  Kapitel  I  legt  also  den  Grundsatz  der  Schiffahrts- 
freiheit fest,  wie  Kapitel  VIII  den  der  Handelsfreiheit;  beide 
zusammen  ergeben  die    Freiheit    des    offenen    Meeres. 

Ein  Schlußkapitel  (XIII)  zeigt,  daß  die  Niederlande  ihr  Recht  auf  den 
Handel  mit  Ostindien  auf  friedlicliem  Wege  oder  durcli  Vertrag,  oder,  wenn 
es  sein  muß,  durcli  den  Krieg  aufrechterhalten  müssen.  Ein  Anhang  bringt 
zwei  Briefe  Philipps  III.  von  1606  und  1607,  aus  denen  die  gegnerischen 
Ansprüche  sich  klar  ergeben. 

III.  Es  vmrde  geringes  Interesse  bieten,  der  Beweisführung  des 
vielfach  sich  wiederholenden  Verfassers  im  einzelnen  zu  folgen.  Er  denkt 
und  schreibt,  wie  die  besten  Juristen  seiner  Zeit.  Den  gelehrten  Apparat 
beherrscht  G  r  o  t  i  u  s  vollständig,  nirgends  aber  treten  die  zahlreichen 
Berufungen  auf  die  Ausführungen  seiner  Vorgänger  störend  hervor.  Sehr 
geschickt  ist  die  Berufung  auf  den  berühmten  spanischen  Juristen  Ferdi- 
nand Manchaea  Vasquez  (i 509 — 1 566),  dessen  gegen  die 
spanischen  und  portugiesischen  Ansprüche  gerichteten  Ausführungen  (S.  53 
bis  58)  eingehend  erörtert  und  teilweise  wörtlich  wiedergegeben  werden. 
Es  würde  sich  verlohnen,  diesen  älteren  Vorkämpfern  der  Meeresfreiheit 
einmal  eine  gründliche  Untersuchung  zu  widmen. 

Dagegen  muß  die  Frage  nach  den  Gründen  aufgeworfen  werden,  auf 
die  G  r  o  t  i  u  s  seine  These  von  der  Meeresfreiheit  stützt.  Diese  Frage  ist 
um  so  wichtiger,  als  S  t  i  e  r  -  S  o  m  1  o  in  seiner  im  Vorjahre  erschienenen 
Schrift  „Die  Freiheit  der  Meere  und  das  Völkerrecht"  die  Behauptung  auf- 
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gestellt  hat,  daß  auch  die  Literatur  der  Gegenwart  über  die  Begründung 
van  G  r  o  t  i  u  s  nicht  hinausgekommen,  diese  Begründvmg  selbst  aber 
längst  als  wissenschaftlich  luihaltbar  nachgewiesen  sei. 

Bei  der  Untersuchung  der  Frage  darf  nicht  vergessen  werden,  daß 
G  r  o  t  i  u  s  das  Völkerrecht  auf  das  Naturrecht  gründet ;  auf  ein  Recht, 
das  nicht  von  den  Menschen  geschaffen  worden  ist,  sondern  das  Gott  selbst 
in  die  Menschenbrust  gepflanzt  hat,  das  nicht  nur  die  Einzelnen  bindet, 
sondern  auch  die  Völker  imd  ihre  Fürsten  (S.  5).  Aus  der  die  Völker  nicht 
scheidenden,  sondern  verbindenden  Bedeutvmg  des  Ozeans  (eine  Bedeutimg, 
die  durch  den  Wechsel  entgegengesetzter  Winde  verstärkt  wird),  folgert  er, 
daß  die  Schiffahrt  auf  dem  Ozean  keinem  Volke  verwehrt  und  keinem 
Volke  ausschließlich  vorbehalten  werden  dürfe.  Aus  der  schon  duxch  die 
khmatischen  Verhältnisse  gegebenen  Verschiedenheit  der  Produktion  in  den 
einzelnen  Ländern,  die  jedes  Volk  auf  den  Austausch  der  Güter  mit  allen 
andern  Völkern  hinweist,  leitet  er  das  ,, primitive  Recht"  der  Freiheit  des 
Handels    aller  mit  allen  ab. 

Neben  diesem  naturrechtlichen  Unterbau  tritt  der  Versuch  einer  positiv- 
rechthchen  Beweisführung  durchaus  in  den  Hintergrtmd.  Diese  stützt  sich, 
soweit  die  Meesesfreiheit  in  Frage  steht,  hauptsächlich  auf  zwei  Sätze  (S.  27): 
1.  Alles  Eigentum  ist  aus  der  Okkupation  entstanden.  Was  nicht  okkupiert 
werden  kann,  oder  niemals  okkupiert  worden  ist,  kann  auch  nicht  im  Eigen- 
tum eines  Einzelnen  oder  eines  Volkes  stehen.  Das  offene  Meer  ist  daher 
frei.  2.  Was  seiner  natürlichen  Beschaffenheit  nach  trotz  des  Gebrauches 
durch  den  Einen  gleich  brauchbar  bleibt  für  alle  anderen,  kann  nicht  von 
einem  für  sich  allein  in  Anspruch  genommen  werden.  Daher  steht  der  Ozean 
allen  Menschen  offen. 

Ich  kann  nicht  zugeben,  daß  diese  Sätze  wissenschaftHch  widerlegt 
seien.  Das  Weltmeer,  der  ,, Ozean",  von  dem  G  r  o  t  i  u  s  allein  spricht 
(vgl.  S.  37)  ist  bisher  nicht  okkupiert  worden;  xmd  auch  die  moderne  Tech- 
nik vermag,  trotz  Minen  imd  Drahtnetzen  tmd  Tauchbooten,  weder  den 
Atlantischen,  noch  den  Indischen,  noch  den  Stillen  Ozean  der  ausschheßlichen 
tatsächhchen  Herrschaft  eines  einzelnen  Menschen  oder  eines  einzelnen 
Volkes  zu  imterwerfen.  Daß  der  Fischreichtum  des  offenen  Meeres  nicht 
imbedingt  unerschöpflich  sei,  hat  Grotius  selbst  (S.  43)  ausdrücklich 
hervorgehoben;  dennoch  hat  bis  zum  heutigen  Tage  kein  Volk  es  gewagt, 
andere  Völker  von  der  Hochseefischerei  auszuschließen.  Und  immer  noch 
ist  für  die  Flotten  aUer  Länder  Platz  genug  auf  den  Wogen  der  Weltmeere. 

Aber  auch  die  naturrechthche  Begründung  der  Grundthese  ist  im  Laufe 
der  Jahrhunderte  nicht  ins  Wanken  geraten.  Warum  hat  die  Freiheit  der 
Handelsschiffahrt  auf  den  die  Völker  verbindenden  Wasserstraßen  sich 
durchgesetzt,  allen  Widerständen  der  fülirenden  Seemächte  zum  Trotz  ? 
Weil  der  Austausch  der  Güter,  den  die  Kulturgemeinschaft  der  Staaten 
nicht  entbehren  kann,  von  der  Meeresfreiheit  abhängt.  Das  dürfte  doch 
gerade  der  Weltkrieg  uns  alle  gelehrt  haben. 

IV.  Aber  freilich:  gerade  vom  Kriege  spricht  Grotius  nicht. 
Und  darum  wird  mancher,  der  das  Buch  zum  ersten  Male  Hest,  es  nüt  dem 
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Gefühl  der  Enttäuschung  aus  der  Hand  legen.  Denn  im  Frieden  ist  die  Frei- 
heit der  Meere  längst  gesichert.  Auch  England  hat  es  nicht  versucht, 
die  Handelsschiffahrt  für  sein  ausschließliches  Recht  zu  erklären.  Was  erreicht 
werden  soll,  das  ist  die  Meeresfreiheit  im  Kriege;  genauer  gesprochen:  die  Be- 
seitigung oder  doch  die  Beschränkimg  des  Seebeuterechts,  des  Blockade- 
reclits  und  des  Rechtes  der  Kriegfülir enden,  Bannwaren  auch  unter  neu- 
traler Flagge  wegzunehmen.  Der  Weltkrieg  hat  zu  diesen  alten  Forderimgen 
neue  hinzugefügt.  Auf  all  das  kann  hier  nicht  eingegangen  werden.  Daß 
G  r  o  t  i  u  s  ,  der  in  den  ersten  Jahren  des  17.  Jahrhunderts  geschrieben  hat, 
diese  modernen,  aus  der  Weltwirtschaft  geborenen  Probleme  überhaupt 
nicht  berührt,  köimte  nur  anachronistisches  Denken  ihm  zum  Vorwurf 
machen. 

Dennoch  ragt  seine  Doppelthese  unmittelbar  hinein  in  die  Gegenwart. 
Er  hat  erkannt,  daß  zur  Schiffahrtsfreiheit  die  Handelsfreiheit 
hinzukommen  muß,  um  der  Meeresfreüieit  den  vollen  Inhalt  zu  geben.  Wil- 
son hat  auch  diese  Fordenmg  in  sein  Friedensprogramm  vom  8.  Januar  191 8 
aufgenommen.  Der  3.  von  seinen  14  Leitsätzen  verlangt:  ,,die  möglichste 
Beseitigrmg  aller  wirtschaftlichen  Schranken  tmd  die  Durchfühnmg  der 
Gleichheit  der  Handelsbedingxmgen  für  alle  Völker,  die  dem  Frieden  zu- 
stimmen imd  zu  seiner  Aufrechterhaltimg  sich  vereinigen".  So  führt  auch 
hier  der  Weg  von  G  r  o  t  i  u  s  ,  dem  großen  Begründer  des  modernen  Völ- 
kerrechts, zum  Völkerbund  der  Zukxmft,  in  dem  das  an  die  Stelle 
der  Macht  tretende  Recht  den  zwischenstaatUchen  Beziehungen  der  Völker 
die  friedliche  Entwicklung  zu  gewährleisten  berufen  ist.  Dann  wird  auch 
das  Seekriegsrecht  der  Gegenwart  und  mit  üim  die  moderne  Fordenmg 
der  Meeresfreiheit  ein  Kapitel  der  Weltgeschichte  geworden  sein,  wie  heute 
schon  de  Groots  mare  hberum. 

Prof.  Franz   v.  Diszt,    Seeheim  a.  d.  B. 

Stephen,  James  (1805),   War   in   Disguise;   or,   the   Frauds   of 
the  Neutral  Flags.     Reprinted  from  the   3rd  edition.    Edited  by 
Sir  Francis   Piggot.    With   an   Introduction   by  John  I<eyland.    !London 
1917.    Hodder  &  Stoughton.    XXXIV,  215  S. 
Von  all  den  gewaltigen  Seekriegen  der  Vergangenheit  hat  wohl  keiner 
eine  größere  ÄhnUchkeit  mit  dem    gegenwärtigen  Weltkriege  aufzuweisen 
als  jenes  große  Ringen,  das  am  Ende  des  18.  Jahrhimderts  zwischen  England 
und   Frankreich   entbrannte   imd   in   der   Kontinentalsperre   Napoleons   I. 
seinen  Höhepimkt  erreichte.    Damals  wie  jetzt  wurde  der  Plan  einer  vöUigen 
wirtschafthchen  Absperrvmg  des  Gegners  zu  verwirkhchen  gesucht.    Beide- 
mal hatten  die  Neutralen  in  ganz  besonderem  Maße  unter  den  Mitteln  der 
Kriegführenden  zu  leiden,  imd  es  wurden  heftige  Anklagen  von  ihrer  Seite 
wegen  der  Unterdrückung  des  neutralen  Handels  erhoben. 

In  jener  Zeit  —  1805  —  gab  ein  engUscher  Jvuist,  James  Stephen 
(1758 — 1832),  der  als  Prisenrichter  eine  große  praktische  Erfahnmg  auf 
dem  Gebiete  des  Seekriegsrechts  besaß,  ein  Buch  „War  in  Disguise;  or,  the 
Frauds  of  the  Neutral  Flags"  heraus,  das  binnen  kiirzem  drei  Auflagen  er- 
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lebte.  In  der  neueren  seekriegsrechtlichen  Literatur  ist  das  Werk  wenig 
beachtet  worden.  Es  ist  daher  verdienstvoll,  daß  ein  Neudruck  besorgt 
worden  ist. 

Der  Titel  könnte  zu  dem  Glauben  verleiten,  es  handle  sich  um  eine 
Anklage  gegen  die  Neutralen  wegen  falscher  Flaggenführimgen.  In  Wahrheit 
geht  der  Autor  darauf  aus,  zu  zeigen,  daß  die  Neutralen  kein  Recht  besitzen, 
den  Seehandel  für  eine  feindliche  Macht  zu  führen,  vmd  daß  insbesondere 
die  Vorwürfe  der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  wegen  angebhcher  eng- 
lischer Übergriffe  imberechtigt  gewesen  sind.  Einen  besonders  breiten  Raum 
in  der  Darstellimg  bei  Stephen  nimmt  die  Geschichte  mid  Begründvmg 
der  „rule  of  the  war  of  1756"  ein. 

Man  wird  durch  die  Lektüre  des  Buches  in  der  Überzeugtmg  bestärkt, 
daß  die  Konfhkte  zwischen  Kriegführenden  und  Neutralen  im  Seekrieg 
nach  dem  bisherigen  Völkerrechte  kaimi  ganz  zu  beseitigen  waren. 

Dr.  Hans    Wehberg,    Berlin. 
Die    Einbürgerung    der    Ausländer    in    völkerrecht- 
licher   Beziehung.     Zürich  1917.     Orell  Füssli.     213  S.     M  6, — . 

Seit  einiger  Zeit  und  insbesondere  in  den  letzten  Jahren  spielen  die 
Probleme  der  ,, Überfremdung"  und  der  Einbürgerung  der  Ausländer  eine 
große  Rolle  in  der  Schweiz.  Einen  lehrreichen  Überbhck  über  den  Stand 
der  Frage  imd  interessante  Einblicke  in  die  Auffassimg  fülirender  schwei- 
zerischer Juristen  bietet  das  vorhegende,  von  der  ,, Schweizerischen  Ver- 
einigung für  internationales  Recht"  herausgegebene  Buch.  Es  enthält  — 
mit  besonderer  Beziehung  auf  die  schweizerischen  Verhältnisse  —  allgemein 
wertvolle  Referate  von  den  Professoren  W.  Burckhardt  („Die  Ein- 
bürgerung der  Ausländer  in  der  Schweiz,  vom  Standpunkt  des  Völkerrechts 
betrachtet"),  Georges  Sauser-  Hall  (,,Le  droit  d'option,  les  mesures 
de  retorsion  d'etats  etrangers"),  J.  Sieb  er  (,,Die  Zwangseinbürgerung, 
die  mehrfache  Staatsangehörigkeit  imd  die  Option  im  internationalen  Ver- 
kehr, mit  Rücksicht  auf  das  kiüiftige  schweizerische  Einbürgertmgsgesetz"), 
Eugene  Borel  (,,I/a  nationalisation  des  etrangers");  außerdem  eme 
„Zusammenstellung  von  Vorschlägen  betreffend  Maßnahmen  gegen  die  Über- 
fremd vmg  der  Schweiz"  xmd  das  VerhandlimgsprotokoU  der  ersten  Jahres- 
versammlxmg  der  genannten  Vereinigung. 

Das  von  der  allgemeinen  Zustimmmig  der  erwähnten  Versammlimg  ge- 
tragene Ergebnis  läßt  sich  kurz  dahin  zusammenfassen:  Das  maßgebende 
schweizerische  Gesetz  von  1903  über  die  ,, Erwerbimg  des  schweizerischen 
Bürgerrechts  und  den  Verzicht  auf  dasselbe  ist"  zu  revidieren  in  dem  Sinne, 
daß  gewisse  Kategorien  von  Ausländern  von  Gesetzes  wegen  mid  unter 
Ausschluß  des  Optionsrechtes  Schweizer  Bürger  werden,  und  daß  im  übrigen 
die  Erwerbung  des  schweizerischen  Bürgerrechts  erleichtert  wird.  Die  Frage, 
„ob  die  Schweiz  in  der  Einbürgerungsgesetzgebung  vom  Standpunkte  des 
Völkerrechts  aus  vollständig  autonom  vorgehen  kann",  wird  bejaht  in  einem 
Beschluß  der  genannten  Versammlung,  durch  den  „die  Freiheit  der  Schweiz, 
die  EinbürgerungspoUtik  nach  ihren  Interessen  zu  gestalten,  als  mit  dem 
Völkerrecht  vereinbar  erklärt  wird". 
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Wei-  sich  mit  dem  in  Frage  stehenden  Reclitsgebiete  befaßt,  darf  nicht 
versäumen,  das  reiclihaltige  Buch  zu  studieren. 

Prof.  Erwin    Ruck,    Basel. 


Barclay,  Thomas,  International 
Law  and  Practice  with  Appendices 
containing  Hague  Conventions  of  1907, 
Declaration  of  London,  1909  (with 
Drafting  Committee's  Report)  and 
Materials  concerning  Branches  thereof 
susceptible  of  Adjustment  on  the 
Termination  of  the  War.  (Supple- 
mental  to  ,, Problems  of  International 
Practice  and  Diplomacy".)  London 
1917.    Sweet  &  Maxwell.    XV,  316  S. 

B  e  n  d  i  X  ,  Dr.  Ludwig,  Völker- 
rechtsverletzungen Großbritanniens. 
Nach  englischen  Parlamentspapieren. 
(Ergänzungsheft  3  zur  Zeitschrift  für 
Völkerrecht.  Herausgeg.  v.  Josef 
Kohler  u.  Max  Fleischmann.  Bd.  XL) 
Breslau  191 9.  J.  U.  Kern  (Max 
Müller).  VIII,  149  S.  —  Verf.  will, 
auf  Grund  der  englischen  Literatur, 
in  möglichst  objektiver  Weise  typische 
Fälle  englischer  Völkerrechtsverlet- 
zungcn  darstellen  und  als  solche  nach- 
weisen, am. 

Bernstein,  Eduard,  Völker- 
bund oder  Staatenbund.  Eine  Unter- 
suchung. Berlin  1918.  Paul  Cassirer. 
29  S.  JL  1,50.  —  Verf.  fordert  Über- 
windung des  ,, mystischen  Aberglaubens 
an  den  Staat"  und  die  ,, Niederlegung 
aller  Zollmauern"  als  bestes  Mittel, 
um  zum  Völkerbund  als  der  ,, Welt- 
republik solidarisch  verbundener  freier 
Völker"  zu  gelangen.  am. 

B  o  r  g  i  u  s  ,  Dr.  W  a  1 1  h  e  r  ,  Der 
Völkerbund.  Seine  Kultur-  und  Wirt- 
schaftsaufgaben. (Flugschriften  des 
Bundes  Neues  Vaterland.  Nr.  9.) 
Berlin  (1919).  E.  Berger  &  Co.  31  S. 
M    I.—. 

Boyneburg,  Bernhard,  Die 
Despotie  der  Mittel.  Ihre  Erkenntnis: 
Die  Grundlage  rascher  Völkerver- 
söhnung. Wien  u.  Leipzig  1919. 
Anzengr über- Verl.  92  S.  M  2,50.  — 
Eine  Folge  von  Essays,  die  zeigen 
sollen,  wie  im  Weltkriege  nicht  der 
Mensch  die  Mittel,  sondern  diese 
schließlich  den  Menschen  derart  be- 
herrschten, daß  eine  frühere  Umkehr 
zu  normalen  Verhältnissen  hüben  wie 
drüben  unmöglich  wurde.  am. 

Brailsford,    Henry    Noel,    A 


League  of  Nations.  2.  and  revised 
edition.  London  (191 7).  Headley 
Bros.  VI,  349  S.  —  Der  Verf.  unter- 
sucht, inwieweit  ein  Völkerbund  im 
Sinne  Wilsons  den  Weltfrieden  sichern 
kann  und  unter  welchen  politischen 
und  wirtschaftlichen  Bedingungen  die 
Gründung  dieses  Bundes  als  ,, hoff- 
nungsvolles Unterfangen"  gelten  darf. 
Ein  Frieden  der  Aussöhnung  muß  den 
Krieg  beenden.  Das  ist  unerläßliche 
Voraussetzung  aller  künftigen  Ent- 
wicklung, am. 

C  a  1  k  e  r  ,  Prof.  Dr.  Wilhelm  van. 
Die  völkerrechtlichen  Sicherungen  der 
wirtschaftlichen  Verkehrsfreiheit  in 
Friedenszeiten.  Zugleich  ein  prak- 
tischer Beitrag  zur  Frage  des  Völker- 
bundes. Jena  1918.  Gustav  Fischer. 
56  S.  Ji  1,80.  —  Nach  einer  Betrach- 
tung der  Systeme  und  Arten  der  Be- 
schränkung der  Verkehrsfreiheit  wer- 
den die  Möglichkeiten  und  Mittel  ihrer 
künftigen  völkerrechtlichen  Sicherung 
besprochen  und  dabei  präzise  Vor- 
schläge für  einen  ,, Weltschiedsgerichts- 
hof", einen  ,, verstärkten  Weltschieds- 
gerichtshof" und  ein  ,, Weltvermitt- 
lungsamt" sowie  für  die  Zusammen- 
setzung eines  Staaten-  oder  Welt- 
konvents gemacht.  am. 

Erzberger,  Der  Völkerbund  als 
Friedensfrage.  (Deutsche  Liga  für 
Völkerbund.  Heft  i.)  Berlin  1919. 
Reimar  Hobbing.  30  S.  M  0,80.  — 
Von  Gewaltanarchie  müssen  wir  zu 
einem  System  des  Rechts,  zum  Völker- 
bund kommen,  der  nur  die  sinngemäße 
Übertragung  der  inneren  Staatsord- 
nung auf  die  äußere  Staatenordnung, 
außerdem  eine  realpolitische  Notwen- 
digkeit ist.  Neben  den  Grundzügen 
des  Völkerbundes  (oblig.  Schiedsge- 
richtsbarkeit, Abrüstung,  Exekutive, 
Offene  Tür  usw.)  werden  die  Frage  des 
Schadenersatzes  und  die  Stellung  Wil- 
sons zum  Völkerbunde  behandelt. 

am. 

Garner,  James  W.,  Treatment 
of  Enemy  Aliens.  (The  American 
Journal  of  International  Law.  12.  Bd., 
Nr.  4,  S.  744 — 779.)  New  York  1918. 
Oxford  University  Press. 
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Verträgen  zwischen  zwei  Staaten  für 
unbeteiligte  dritte  Staaten,  deren  In- 
teressen berührt  werden,  rechtsgültige 
Pflichten  oder  Rechte  abgeleitet  wer- 
den können.  Die  Frage  wird  —  mit 
verschiedenen  Einschränkungen  —  ver- 
neint, am. 

R  ü  h  1  m  a  n  n  ,  Prof.  Dr.,  Der  Völker- 
bundgedanke. Materialiensammlung 
zusammengestellt  im  Auftrage  des 
Vereins  ,, Auslandskunde"  (E.  V.). 
Berlin  1919.  Hans  Robert  Engelmann. 
VIII,  230  S.     M   15,—. 

Sägmüller,  Prof.  Dr.  Johannes 
Baptist,  Der  apostolische  Stuhl 
und  der  Wiederaufbau  des  Völker- 
rechts und  Völkerfriedens.  (Das  Völ- 
kerrecht. Beiträge  zum  Wiederaufbau 
der  Rechts-  und  Friedensordnung  der 
Völker.  6.  Heft.)  Freiburg  i.  Br.  1919. 
Herder.     VI,   120  S.     M   3,80. 

Schücking,  Prof.  W  a  1 1  h  e  r  ,  Der 
Bund  der  Völker.  Studien  und  Vor- 
träge zum  organisatorischen  Pazifis- 
mus. Leipzig  1 918.  ,, Der  Neue  Geist". 
172   S.      Ji   3,60. 

Schücking,  Prof.  Dr.  W  a  1 1  h  e  r  , 
Dr.  Helene  Stöcker  u.  Dr. 
Elisabeth  Rotten,  Durch  zum 
Rechtsfrieden.  Ein  Appell  an  das  Welt- 
gewissen. (Flugschriften  des  Bundes 
Neues  Vaterland.  Nr.  2.)  Berlin  1919- 
E.  Berger  &  Co.     20  S.      M    i, — . 

Strisower,  Dr.  Leo,  o.  ö.  Prof. 
a.  d.  Universität  Wien,  Der  Krieg 
und  die  Völkerrechtsordnung.  Wien 
1919.  Manz.  IV,  146  S.  JÜ  6, — .  — 
Mit  Gründen  aus  der  Beschaffenheit 
des  Völkerrechts,  aus  der  Staaten- 
politik und  der  Ethik  wird  die  These 
verteidigt,  daß  der  Krieg  nur  zulässig 
ist  zur  Wahrung  der  ,,zu  objektiver 
Geltung  gelangten  sittlichen  Ordnung 
der  Welt".  am. 

Sturm,  Justizrat  Dr.  August, 
Recht  und  Völkerrecht  unserer  Zeit, 
im  Lichte  der  deutschen  Rechts- 
psychologie. Langensalza  1918.  Wendt 
&  Klauwell.     62  S.     Ji   1,80. 

Trobolda,  L.  N.,  La  futura  orga- 
nizzazione  del  Mondo.  II  grande  Sta- 
tute delle  Nazioni.    (Principi  di  Diritto 
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Costituzionale  Internazionale.)  Florenz 
(191 7).  Libreria  Internazionale.  IX, 
79  S.  —  Die  Schrift  tritt  ein  für  inter- 
nationale Organisation  der  Welt  unter 
weitgehender  überstaatlicher  Regierung 
(,,Supremo  Governo  delle  Nazioni"), 
der  nur  rein  innerstaatliche  Angelegen- 
heiten entzogen  sein  sollen.         am. 

T  y  a  u  ,  M  i  n  =<  c  h'  i  e  n  T.  Z.,  The 
Legal  Obligations  Arising  out  of  Treaty 
Relations  between  China  and  other 
States.  With  Prefaces  by  Sir  John 
Macdonell  and  Hon.  Wu  Ting-Fang. 
Shanghai   1917.     XXII,  304   S. 

V ö 1 k e r b u n d -  V o r s c h 1 a g  der 
deutschen  Regierung  niit 
dem  Entwurf  für  ein  Weltarbeitsrecht, 
Der  — .     Eingeleitet  von  Hans  Weh- 


berg und  Alfred  Manes.  (Deutsche 
Liga  für  Völkerbund.  6.  Flugschrift.) 
Berlin  1919.  Hans  Robert  Engelmann. 
32  S.     Ji  0,60. 

Wehberg,  Hans,  Neue  Welt- 
probleme. Gesammelte  Aufsätze  über 
Weltwirtschaft  und  Völkerorganisation. 
München  u.  Leipzig  1919.  Duncker 
&  Humblot.    XII,  255  S.    M,  8,—. 

Zitelmann,  Ernst,  Die  Unvoll- 
kommenheit  des  Völkerrechts.  Rede, 
gehalten  am  hundertjährigen  Grün- 
dungstag der  Rheinischen  Friedrich 
Wilhelms-Universität  zu  Bonn,  18.  Ok- 
tober 191 8,  von  dem  derzeitigen  Rek- 
tor. München  u.  Leipzig  1919.  Duncker 
&  Humblot.     60  S.     Ji   1,80. 


17.   Privates  und  öffentliches  Redit  (soweit  nicht  in  besonderen 
Abteilungen  aufgeführt). 

Handbuch     des     gesamten    Handelsrechts    mit    Einschluß 
des  Wechsel-,  Scheck-,   See-    imd  Binnenschiffahrtsrechts,    des  Versiche- 
rungsrechts   sowie    des    Post-    und    Telegraphenrechts.      Herausgegeben 
von  Prof.  Dr.  Viktor  K  h  r  e  n  b  e  r  g.    4.  Band.  i.  Abteilimg.    I^eipzig 
1917.     O.  R.  Reisland.     V,  672  S.     Ji  20, — . 
Die  vorliegende  erste  Abteilung  des  vierten  Bandes  des  großen  Hand- 
buches   enthält   eine    Darstellimg   der    „Gegenstände   des   Handelsrechts". 
Vorangeschickt  ist   eine   kurze   Einleittmg   („Gnmdzüge")   von    Martin 
W  o  1  f  f   (S.  I — 6).    Der  Stoff  ist  dann  in  drei  große  Abschnitte  gegliedert. 
Der  erste  Abschnitt  behandelt  die  „Ware"  imd  hat  gleichfalls    Martin 
Wolf  f   zvmi  Verfasser  (S.  7 — 124).    Der  zweite  Abschnitt  befaßt  sich  mit 
den  „Wertpapieren"  und  stammt  aus  der  Feder  von    Ernst    Jacobi 
(S.  125 — 562).    Der  dritte  Absclmitt  bringt  eme  Darstellimg  des  „Geldes", 
hier  kommt  \deder    Martin  Wolff    zum  Wort  (S.  563 — 648). 

In  dem  Abschnitt  über  die  „Ware"  erörtert  Martin  Wolff  Be- 
griff imd  Arten  der  Ware,  Sachgesamtheiten,  Zubehör,  Früchte  imd  den 
„Wert"  imter  der  Überschrift  ,, Allgemeine  Lehren".  Dann  werden  von 
ihm  die  handelsrechtüchen  Besonderheiten  der  Besitzlehre,  des  Eigentums, 
der  Belastungen  (insbesondere  vertragsmäßiges  Fahrnispfandrecht,  die  ge- 
setzlichen Pfandrechte  des  Handelsrechts  und  das  Pfandrecht  an  Rechten) 
imd  schheßlich  das  kaufmännische  Zurückbehaltimgsrecht  zur  Darstellung 
gebracht.  Es  ist  eine  vortreffhche  Deisttmg.  Sie  zeiclmet  sich  insbesondere 
durch  ihre  klare  imd  übersichthche  Zusammenfassimg,  durch  eine  selbstän- 
dige vmd  scharfsinnige  Stellimgnahme  zu  den  verschiedenen  Streitfragen 
und  durch  eine  wertvolle  Berücksichtigung  des  ausländischen  Handelsrechts 
aus.  Zu  einem  großen  Teil  konnte  der  Verfasser  das  benutzen,  was  er  bereits 
in  seinem  ausgezeichneten  lychrbuch  des  Sachenrechts  als  Ergebnisse  seiner 
eindringenden  Forschtmg  niedergelegt  hatte.  Doch  gibt  er  hierzu  auch  inter- 
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essante  und  belehrende  Ergänzungen.  Verdienstlich  ist  die  Berücksichtigung 
der  Wertlehre,  die  bisher  fast  ausschließUch  nur  von  Nationalökonomen  be- 
handelt worden  ist.  Einer  besonderen  Hervorhebimg  bedarf  die  gründUche, 
vieles  Neue  und  Scharfsümige  bietende  Darstellimg  des  Zurückbehalttmgs- 
rechts. 

Die  Bearbeitung  des  Rechtes  der  Wertpapiere  ist  gleichzeitig  die 
zweite  Auflage  des  im  Jahre  1901  erschienenen  Werkes  J  acobis,  „Die 
Wertpapiere  im  bürgerHchen  Recht  des  Deutschen  Reichs".  Sie  steht  an 
Stelle  der  berühmten  Abhandlimg  Heinrich  Brunners  in  dem 
Endemann  sehen  Handbuch  des  Handelsrechts.  Der  Herausgeber  be- 
merkt, daß  dieser  Beitrag  durch  seine  monographische  Ausführlichkeit  etwas 
aus  dem  Rahmen  des  Handbuchs  herausfalle.  In  der  Tat  läßt  sich  dies  nicht 
leugnen.  Und  zwar  handelt  es  sich  —  ich  muß  es  offen  bekennen  —  nicht 
allein  um  die  „Ausfülirlichkeit",  sondern  mn  die  ganze  Art  ujid  den  Aufbau 
der  Abhandlung.  Was  hier  geboten  wird,  ist  weit  mehr  ein  scharfsinniges 
und  gelehrtes  Werk  „über"  die  Wertpapiere  als  eine  plastische  Darstellimg 
des  Rechtes  der  Wertpapiere.  Wer  nicht  genau  in  dem  Recht  der  Wert- 
papiere zu  Hause  ist,  wird  dem  Verfasser  nicht  folgen  können.  Ist  doch 
die  Abhandlung  an  vielen  Stellen  sogar  für  den  Fachmann  nicht  ganz  leicht 
geschrieben.  Es  ist  m.  E.  sehr  schade,  daß  der  Verfasser  nicht  gewonnen 
werden  konnte,  für  das  Handbuch  eine  besondere,  zusammenfassende  Dar- 
stellung zu  verfassen. 

Jacobi  hat  seine  im  Jahre  1901  erschienene  Monographie  einer 
völligen  Umarbeitung  unterzogen.  Er  hat  dabei  seine  späteren  Abhand- 
lungen verwertet;  auch  die  sonstige  Literatur,  die  Rechtsprechung  und  die 
neuesten  Quellen  sind  eingehend  berücksichtigt.  Von  den  letzteren  sind 
insbesondere  das  Scheckgesetz  und  die  Weltwechselordnung  gebührend 
herangezogen  worden. 

Einleitend  sucht  der  Verfasser  für  die  Wertpapiere  eine  „vorläufige 
Begriffsbestimmung  auf  Gnind  eines  gemeinsamen  Merkmales"  Zugewinnen. 
Er  gelangt  dabei  an  Hand  der  gesetzHchen  Bestimmtmgen  zu  der  Definition 
Brunners:  Wertpapiere  sind  solche  das  Recht  verbriefende  Papiere, 
deren  Besitz  zur  Rechtsausübung  notwendig  ist.  Der  folgende  Abschnitt 
„Recht  und  Rechtsschein"  steht  ganz  unter  dem  Zeichen  des  vom  Verfasser 
vertretenen  allgemeinen  „Rechtsscheinprinzipes".  Dies  Prinzip  besteht 
nach  Jacobi  darin,  daß  man  sich  auf  die  äußere  Erscheinungsform 
eines  Rechts  in  mehr  oder  minder  starkem  Umfang  verlassen  könne,  wenn 
auch  in  Wahrheit  ein  Recht  nicht  vorhanden  sei.  Man  könne  auch  von 
„Legitimation"  oder  „Rechtsbesitz"  sprechen.  Auch  ein  anfechtbares  Rechts- 
geschäft sei  in  Wahrheit  Schein  und  nicht  vorhanden.  Aber  nur  dem  Gut- 
gläubigen könne  der  Rechtsschein  zugute  kommen.  Mit  dem  „Rechtsschein- 
prinzip" sei  —  hier  folgt  Jacobi  der  Lehre  Herbert  Meyers  — 
das  Veranlassimgsprinzip  verknüpft,  indem  derjenige  Schaden  und  Nach- 
teü  erleide,  der  den  Anlaß  zu  dem  Rechtsschein  gegeben  habe.  Unter  Ver- 
wertung dieses  allgemeinen  Rechtsscheinprinzipes  gelangt  Jacobi  zu 
einer  „endgültigen"  Begriffsbestimmung  der  Wertpapiere.     Sie  seien  solche 
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Papiere  niit  Rechtsschemwirkung  zugunsten  des  Schuldners,  bei  denen  der 
Schuldner  sich  erst  dann  mit  dem  Gläubiger  einzulassen  brauche,  wenn 
dieser  sich  durch  das  Papier  legitimiere.  Mit  dem  Rechtsscheinprinzip 
wird  dann  der  Ausschluß  der  Einreden  bei  der  Übertragung  durch  Indossa- 
ment imd  die  Haftung  des  Ausstellers  trotz  Fehlens  eines  Begebimgsver- 
trages  zu  erklären  gesucht.  Man  kann  die  Ansicht  J  a  c  o  b  i  s  zum  Teil 
auch  so  kcnnzeiclm.en,  daß  er  die  Kreationstheorie  verwirft,  in  die  Vertrags- 
theorie aber  sein  „Rechtsscheinprinzip"  einschiebt.  —  M.  E.  steckt  in  den 
Betrachtimgen  J  a  c  o  b  i  s  ein  richtiger  Kern,  aber  eine  völlig  zutreffende 
dogmatische  Lösimg  der  Schwierigkeiten  wird  von  ihm  nicht  gegeben.  Das 
,, Rechtsschemprinzip"  J  a  c  o  b  i  s  ist  nämhch  nicht  haltbar.  Ich  beab- 
siclitige  an  einer  anderen  Stelle  auf  die  Lehre  vom  „Rechtsschein"  näher 
einzugehen.  Eine  genauere  Auseinandersetzung  würde  hier  zu  weit  führen. 
Ich  bemerke  daher  nur,  daß  anfechtbare  Rechtsgeschäfte  nicht  einen 
,, Schein"  abgeben,  sondern  es  sich  bei  ihnen  imi  bestehende,  aber  vemicht- 
bare  Rechte  handelt.  Mitunter  wirkt  femer  der  „Rechtsschein"  schlecht- 
weg, ohne  daß  es  auf  guten  Glauben  ankommt  (vgl.  §.  5,  H.G.B.).  Ganz 
imrichtig  ist  schließlich  die  imbedingte  Verknüpfxmg  des  „Rechtsschein- 
prinzips" mit  dem  ,, Veranlassungsprinzip".  Ich  habe  bereits  friilier  (siehe 
Zeitschrift  für  das  gesamte  Handelsrecht  imd  Konkursrecht  Nr.  70,  S.  397) 
gegen  Herbert  Meyer  imter  anderem  auf  das  Gnmdbuch  verwiesen. 
H.  Meyer  hat  in  späteren  Abhandlxmgen  von  neuem  seine  alte  Auf- 
fassung vorgetragen  imd  insbesondere  behauptet,  daß  beim  Grundbuch  der 
„Rechtsschein"  durch  „Unterlasstmgen"  veranlaßt  werde.  Diese  Ansicht 
wird  dadiurch  nicht  richtig,  daß  sie  öfter  wiederholt  wird.  Es  ist  unbedingt 
daran  festzuhalten,  daß  die  Eintragung  im  Gnmdbuch  als  solche  ihre  Wir- 
kimgen  äußert,  tmd  daß  bei  ihr  Unterlassungen,  die  als  kausal  angesehen 
werden  könnten,  in  keiner  Weise  eine  Rolle  spielen.  Im  übrigen  muß 
darauf  hingewiesen  werden,  daß  man  aus  den  Darlegungen  imd  Anmerkungen 
J  a  c  o  b  i  s  kein  richtiges  Bild  über  die  selir  verschiedenen  Ansichten,  die 
hinsichtlich  des  ,,Rechtssclieüis"  herrschen,  erhält.  —  Die  folgenden  Ab- 
schnitte befassen  sich  mit  dem  „Wertpapier  als  Sache",  der  „Verbindung 
von  Recht  und  Papier"  (insbesondere  Kraftloserklärung),  den  „Rechts- 
verhältnissen zwischen  Gläubiger  und  Schuldner,  abgesehen  von  der  Legi- 
timationsfrage". Ein  besonderer  Teil  geht  auf  einzelne  Arten  der  Wert- 
papiere ein  (Rektapapiere,  Orderpapiere,  Inhaberpapiere,  Marken  und  Karten 
des  täglichen  Verkehrs,  Nebenpapiere,  Traditionspapiere).  —  Aufgefallen 
sind  mir  einige  Schönheitsfehler.  In  der  Darstellung  trägt  der  zweite  Ab- 
schnitt die  Überschrift  „Recht  und  Rechtsschein",  im  Inhaltsverzeichnis 
hest  man  „Recht  imd  Legitimation".  Auf  S.  323,  Zeile  6  von  oben  muß 
es  heißen:  R.G.  Bd.  74,  Nr.  98.  SpracliUch  unhaltbar  ist  äie  Überschrift 
von  §.  33:  „Zwangsvollstreckimg  in  und  kaufmännisches  Zurückbehaltungs- 
recht an  Wertpapieren". 

Besonderes  Interesse  darf  für  die  Leser  dieser  Zeitschrift  der  dritte 
Abschnitt  beanspruchen,  der  vom  Geld  handelt.  Auch  diese  Abhand- 
lung M.  W  o  1  f  f  s    zeiclmet  sicli  durch  Übersichthchkeit  und  scharfsinnige 
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Betrachtungsweise  in  hohem  Maße  aus.  M.  W  o  1  f  f  erörtert  zunächst  den 
Begriff  des  Geldes  im  wirtschaftlichen  Süm.  Er  bezeichnet  mit  Geld  alle 
beweghchen  Sachen,  die  innerhalb  einer  größeren  Verkehrsgemeinschaft  be- 
stimmxmgsgemäß  als  allgemeine  Tauschmittel  dienen.  Die  Eigenschaft  als 
„allgemeines  Zahlungsmittel"  sei  als  „Folgefimktion"  nicht  in  die  Definition 
aufzimehmen.  Unrichtig  sei  die  „staatliche  Geldtheorie"  K  n  a  p  p  s  ,  nach 
welcher  nur  die  Staatsgewalt  Geld  im  wirtschafthchen  Sinne  schaffen  könne. 
Unrichtig  sei  fem  er  die  lychre,  die  gewisse  Tauschmittel  als  „Geldzeichen", 
„Geldsurrogate",  imeigentliches  Geld  von  dem  richtigen  Geld  imterscheidc  (so 
die  meisten  Nationalökonomen  und  viele  Juristen).  Außer  dem  erwähnten 
Geldbegriff  sei  das  Geld  ,,im  abstrakten  Sinn"  zu  beachten.  Man  bezeicline 
nämlich  mit  Geld  auch  die  gewöhnlich  mit  Geldstücken  verbundene,  hier  aber 
von  Geldstücken  losgelöste ,  .Vermögensmacht"  (Verfügung  über , ,  Geld '  '-Beträge 
durch  Giroüberweisungen).  Die  Rechnungseinheit  eines  Geldsystems  sei  nicht 
einseitig  mit  Knapp  nur  im  Verhältnis  zu  der  zeitlich  vorausgegangenen 
Rechntmgseinheit  zu  erklären,  sondern  es  sei  auch  ihr  Wertverhältnis  zu 
allen  fremden  Geldeinheiten  zu  betrachten.  M.  W  o  1  f  f  wendet  sich 
dann  dem  rechtlichen  Begriff  des  Geldes  zu.  Er  verwirft  mit  Recht  die  An- 
sicht (so  z.  B.  A.  Wagner,  L  a  b  a  n  d),  welche  ihn  auf  unablehnbare 
Zahlungsmittel  abstellen  will,  ebenso  die  Ansicht,  welche  den  rechtlichen 
Begriff  nnt  dem  wirtschaftlichen  identifiziert.  Über  das,  was  Geld  sei,  ent- 
scheide die  Rechtsordnung,  nicht  die  Verkehrsübung ;  eine  Spaltimg  in  dieser 
Hinsicht  sei  möghch  imd  belegbar.  Der  erwähnte  Gebrauch  von  Geld  im 
Sinne  einer  unkörperHchen  Vermögensmacht  ermögliche  die  richtige  Er- 
fassung des  Wesens  der  Geldschuld,  indem  als  Inhalt  der  Geldschuld  die 
Verschaffimg  eines  gewissen  Maßes  jener  xmkörperlichen  Vermögensmacht, 
die  in  Geldstücken  dargestellt  werde,  in  Betracht  komme.  Die  Bedeutung 
des  abstrakten  Geldbegriffes  zeige  sich  femer  in  der  Möglichkeit  von  Geld, 
das  in  einem  Geldstück  überhaupt  nicht  dargestellt  werde  („Rechnungs- 
geld", Geldschulden  über  Beträge  von  2^Pf . ).  —  An  diese  Betrachttmg  schließt 
sich  eine  Gruppierung  der  Arten  des  Geldes  und  eine  Darstellung  des  deut- 
schen Geldsystems  (Übersicht  über  die  geschichtliche  Entwicklung  —  Be- 
stehendes Geldsystem  in  Deutschland),  wobei  aber  auch  das  ausländische 
Recht  mannigfache  Berücksichtigung  erfährt.  Der  folgende  Paragraph  ist 
besonders  wertvoll.  M.  W  o  1  f  f  gibt  hier  eine  übersichtliche  Schildenmg 
der  deutschen  Geldverfassimg  im  Kriege  (bis  Ende  1916).  Genauer  befaßt 
er  sich  mit  den  Darlehnskassenscheinen  und  dem  ,, Notgeld".  Nach  seiner 
Ansicht  ist  das  Notgeld  weder  Geld  im  Rechtssinn,  noch  eine  wirksame 
Inhaberschuldverschreibung,  wohl  aber  Geld  im  wirtschafthchen  vSinn. 
Den  Schluß  der  Abhandlung  bildet  eine  Darstellung  der  Rechtssätze,  die 
im  Privat-  und  Handelsrecht  für  das  Geld  in  Betracht  kommen.  Der  Ver- 
fasser führt  sie  uns  an  der  wirtschaftlichen  Natur  des  Geldes  vor  Augen. 
Eine  besondere  Würdigung  erfährt  der  „Inhalt  der  Geldschulden '"'. 

Prof.   Julius    von    Gierke,   Königsberg  i.  Pr. 
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of  Juristic  Persons  in  Anglo-American 
Law.  (Harvard  Studies  in  Juris- 
prudence.  Vol.  II.)  Cambridge  1918. 
Harvard  University  Press.    XIX,  199. 

Public  General  Acts,  The  — . 
Passed  in  the  seventh  and  eighth  Years 
of  the  Reign  of  his  Majesty  King 
George  the  Fifth.  With  an  Index, 
and  Tables  showing  the  Effect  of  the 
Year's  Legislation  on  the  Public  Gene- 
ral Acts;  also  the  Titles  of  the  Local 
and  Private  Acts  arranged  Consecuti- 
vely  and  in  Classes.  Published  by 
Authority.  191 7/18.  London.  Prin- 
ted  by  Eyre  and  Spottiswoode,  Linai- 
ted,  for  Sir  Frederick  Atterbury,  K. 
C.  B.,  King's  Printer  of  Acts  of  Parlia- 
ment.  IX,  485  S.  3  sh  net.  —  Für 
jede  Sitzungsperiode  des  Parlaments 
erscheint  in  Buchform  eine  solche  amt- 
liche Textausgabe  der  erlasse- 
nen Gesetze.  Diese  Veröffentlichung 
entspricht  den  abgeschlossenen  Bänden 
des  deutschen  Reichsgesetzblattes,  wie 
die  London  Gazette  dem  Deutschen 
Reichsanzeiger  vergleichbar  ist.     hm. 

Schveitzer,  Marcel  N.,  LTn- 
terdiction  du  commerce  avec  l'ennemi. 
Le  d6cret  du  27  septembre  191 4,  la 
loi  du  4  avril  19 15  et  la  legislation 
complementaire.  Contrats  commcr- 
ciaux  —  societes  —  action  en  justice 


—  assurances  —  brevets  d'invention 

—  sequestres  —  legislation  6trang^re. 
Paris  1918.     Rousseau  &  Cie.     251  S. 


Fr.  6,—. 
Smith,    C 
System  in 
American 
12.  Bd.,  Nr. 
more    1918. 


L  y  s  1  e  ,    The  Committee 

State  Legislatures.      (The 

Political    Science    Review. 

4,   S.  607 — 639.)     Balti- 

The  American  Political 


Science  Association. 

Verfassung  der  russischen 
sozialistischen  föderati- 
ven Sowjetrepublik.  Be- 
stimmungen des  fünften  allrussischen 
Sowjetkongresses,  angenommen  in  der 
Tagung  vom  10.  Juli  1918.  Berlin- 
Wilmersdorf.  Verl.  d.  Wochenschrift 
,,Die  Aktion".     22  S.     M  0,50. 

Wehli,  Dr.  Albert,  Der  Einfluß 
des  Krieges  auf  Verträge.  Eine  rechts- 
vergleichende Untersuchung.  Mit 
einem  Anhang  enthaltend  das  fran- 
zösische Gesetz  Failliot  und  das  eng- 
lische Gesetz  vom  10.  Juli  191 7. 
Wien  1918.  Manz.  32  S.  K  1,54.  — 
Rechtsvergleichend  wird  dargelegt,  daß 
—  außer  in  Frankreich  und  Belgien, 
wo  die  Theorie  der  absoluten  Un- 
möglichkeit gilt  —  die  Tendenz  dahin 
geht,  als  Aufhebungsgrund  auch  die 
relative  (subjektive)  Unmöglichkeit  der 
Erfüllung  gelten  zu  lassen.          am. 


18.  Diplomatie  und  Konsulatswcscn. 


Bassett  Moore,  Prof.  John, 
The  Principles  of  American  Diplomacy. 
New  York  u.  London  (1918).  Harper 
&  Brothers.     XV,  477   S. 

Brazilian  Green  Book,  The 
— .  Consisting  of  Diplomatie  Docu- 
ments    Relating   to    Brazil's   Attitüde 


with  Regard  to  the  European  War 
1914 — 1917  as  Issued  by  the  Bra- 
zilian Ministry  for  Foreign  Affairs. 
Authorized  English  Version,  with  an 
Introduction  and  Notes  by  Andrew 
Boyle.  London  1918.  George  Allen 
&  Unwin.     126  S. 


19.  Versdiiedenes. 

Rovira  y  Virgili,  Antonio,  El  nacionalismo  catalän.  (Biblioteca 
de  Cultura  Modema  y  Contemporänea. )   Barcelona.   Minerva,  S.  A.    317  S. 

Dieses  Werk  bildet  einen  wichtigen  Beitrag  zur  Zeitgeschichte  des 
heutigen  Spaniens.  Es  behandelt  eingehend  eine  pohtische  Bewegung, 
deren  Ursprung  weit  in  die  Vergangenheit  zurückreicht,  die  in  neuerer 
Zeit  aber  und  vollends  in  der  Gegenwart  von  besonderer  Bedeutung  ge- 
worden ist. 

Es  handelt  sich  uni  die  sogenannte  katalanische  Frage. 

Daß  sie  neuerdings  mit  großer  Lebhaftigkeit  aufgenommen  und  erörtert 
wird,   ist    eine  Folge    des  Punktes   des  Wilsouschen  Programms,   der  den 
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kleinen    in    sich    geschlossenen    Volksgemeinschaften    die    Selbständigkeit 
sichern  will. 

Wenngleich  Spanien  als  neutrale  Macht  hierbei  nicht  unmittelbar  in 
Betracht  kommt,  so  haben  doch  die  Katalanen  diese  Forderimg  Wilsons 
als  Anlaß  genommen,  ihren  Wtmsch,  die  lang  ersehnte  Selbständigkeit  zu 
erringen,  zur  Geltvmg  zu  bringen.  Nur  unA^dllig  gaben  sie  vor  400  Jahren 
ihre  frühere  Unabhängigkeit  auf,  als  sie  durch  die  Khe  Ferdinands  II. 
von  Aragonien  mit  Isabella  I.  von  KastiHen  gezwungen  wurden,  sich  in  der 
Folge  der  Vorherrschaft  Kastiliens  zu  xmterwerfen.  Sie  haben  seitdem  den 
Verlust  ihrer  Selbständigkeit  und  ihrer  alten  Vorrechte  nie  verschmerzen 
können,  haben  jede  Gelegenheit  benutzt,  sich  gegen  die  Madrider  2k;ntral- 
regierimg  Kastiliens  aufzulehnen  imd  seit  70  Jahren  nun  dahin  gearbeitet, 
sich  von  dem  Joch  dieser  ihnen  stets  verhaßt  gewesenen  kastiHschen  Fremd- 
herrschaft zu  befreien.  Diese  Bewegung  begann  um  die  Mitte  des  19.  Jahr- 
htmderts,  scheinbar  ganz  harmlos  mit  der  Wiederbelebimg  der  einheimischen 
Sprache,  der  lyiteratur  und  der  Bliunenspiele  der  Troubadourperiode,  nahm 
dann  aber  schon  in  den  6oer  Jaliren  politischen  Charakter  an  rnid  hat  sich 
seitdem  beständig  erweitert,  verschärft  und  Formen  angenommen,  die  für 
die  einheitliche  Zentralregicrmig  Spaniens  allmähHch  eine  äußerst  ernste 
Gefahr  geworden  sind.  Katalonien  und  im  besonderen  Barcelona  wurden 
seitdem  der  Herd  aller  freigeistigen  und  radikalen  poUtischen  Bewegungen. 
Dm-ch  die  von  dem  gleichen  iberisch-katalanischen  Volksstamm  bewohnten 
südöstlichen  Provinzen  Frankreichs,  hauptsächlich  des  Departement  des 
Pyrenees  Orientales  und  selbst  der  Provence,  stets  in  engster  Fühlimg  mit 
diesem  Nachbarstaate,  nahmen  die  spanischen  Katalanen,  die  ihnen  stamm- 
und  sprachverwandten  Bewohner  des  alten  Königreiches  Valencia  imd  der 
Balearen,  mit  größter  Begierde  alle  Kulturelemente  Frankreichs  in  sich  auf. 
Barcelona  wurde  der  Schauplatz  mid  Mittelptmkt  vieler  aufständischer 
Bewegvmgen  Spaniens.  Seine  Bevöllcerimg  stellte  sich  immer  in  allen  inneren 
Wirren  imd  Bürgerkriegen  auf  die  Seite  der  Gegner  der  Madrider  kastilischen 
Zentralregierung,  so  auch  in  dem  nun  beendeten  Weltkrieg  gegenüber  der 
Neutrahtät  Spaniens.  Ihr  alter  nationaler  Unabhängigkeitssinn  nährte  sich 
beständig  von  allen  ultraUberalen,  republikanischen  Problemen  der  neuesten 
2feit.  Barcelona  wurde  die  Sammelstelle  aller  Unzufriedenen,  aUer  politischen 
F^lüchtlinge  Frankreichs  und  Europas,  unterstützte  alle  republikanischen, 
ja  selbst  die  anarchistischen  Bestrebmigen  des  In-  und  Auslandes  und  ver- 
langte immer  gebieterischer  die  Wiederherstellimg  seiner  bis  in  das  Altertum 
zurückreichenden  Freiheiten,  Rechte  imd  Vorrechte.  Die  Katalanen  und 
ihre  vielen  geistig  sehr  hervorragenden  politischen  Führer,  Gelehrten,  Schrift- 
steller und  Journalisten  stützten  sich  in  ihren  Fordermigen  auf  ihr  historisches 
Recht  des  höheren  Alters  Kataloniens  als  ersten  selbständigen  Staatswesens 
der  iberischen  Halbinsel.  Sie  machten  geltend,  daß  die  spanische  Mark 
und  die  Grafschaft  Barcelona  sehr  viel  älter  waren  als  im  besonderen  Ka- 
stihen  und  wiesen  femer  nach,  daß  der  katalanische  Volksstamm  als  solcher 
auch  viel  früher  ein  geschlossenes  Ganzes  bildete  als  die  anderen  christlichen 
StE^aten  und  Volkselemente   Nordspaniens  und  überhaupt  der  iberischen 
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Halbinsel.  Auch  für  ihre  Sprache  machten  sie  das  Erstlingsrecht  geltend 
und  führten  schließlich  aus,  daß  die  Katalanen,  anthropologisch  und  ethno- 
grapliisch  betrachtet,  mit  dem  Misclolingsvolk  Kastiliens  so  gut  wie  nichts 
gemein  haben.  Hieraus  leiten  die  jetzigen  katalanischen  Volksführer  und 
Politiker  für  ihre  Volksgenossen  nun  auch  das  Recht  her,  sich  auf  Grund 
des  jetzt  in  aller  Welt  zur  Geltimg  gelangenden  Nationahtätsprinzips  xmab- 
hängig  zu  machen. 

Der  Kampf  um  alle  diese  imd  zahllose  damit  verbundene  Forderimgen, 
um  die  völlige  Autonomie  tmd  poH tische  Unabhängigkeit,  ist  seit  Jahrzehnten 
immer  erbitterter  geführt  worden  und  die  Katalanisten  sind  jetzt  xmbedingt 
gewiUt,  den  für  ihre  Bestrebimgen  allerdings  äußerst  günstigen  Zeitptmkt  zu 
benutzen,  um  endhch  das  „  Sklaven j  och  der  kastilischen  Zentralregienmg" 
abzuschütteln  imd  ihre  Unabhängigkeit  zu  erringen.  Noch  sind  sie  bereit,  in 
eine  föderative  Neuordnung  Spaniens  zu  willigen,  etwa  in  einen  iberischen 
Staatenbund,  der  neben  Katalonien  Portugal,  Galizien,  Vasconia  (das  Bas- 
kenland), Kastilien,  Aragonien,  Betica  (Andalusien)  als  gleichberechtigte 
selbständige  autonome  Staaten  umfassen  wöirde.  Weimi  die  Madrider  Regie- 
rung sich  jedoch  weiterhin  diesem  Verlangen  widersetzt,  so  sind  die  Kata- 
lanen entsclilossen,  sich  vollständig  von  Spanien  loszusagen  und  eine  eigene 
unabhängige  Republik  zu  gründen. 

Die  Entwicklung  dieser  starken  Bewegxmg,  die  mm  in  vollem  Gange 
ist,  die  Darstellimg  der  pohtischen,  der  Kulturgeschichte  Kataloniens  und 
der  katalanischen  Frage  bilden  den  Inhalt  des  vorliegenden  Werkes,  das 
ohne  Umschweife  in  objektiver  Weise  diese  ganze  Bewegung  in  allen  ihren 
Teilen  imd  Einzelerscheimmgen  schildert  imd  sich  dabei  auf  die  geschicht- 
Hchen  Tatsachen  beruft  und  stützt. 

Das  Buch  gliedert  sich  in  vier  umfangreiche  Teile.  Der  erste  behandelt 
in  7  Kapiteln  die  geschichthche  Entwicklung  aller  dieses  pohtische  Problem 
betreffenden  Fragen,  die  politische  Geschichte  Kataloniens  seit  frühesten 
Zeiten,  die  seiner  Spraclie,  seiner  Kultm,  die  Entstehung  und  den  Verfall 
des  katalonischen  Reiches,  seine  zeitweise  Ausdehnung  bis  Sizilien,  Griechen- 
land und  Kleinasien,  seine  Beziehungen  zu  Aragonien,  Frankreich  und  Ka- 
stilien. Im  zweiten  Teil  ist  die  katalanische  W^iedergeburt  im  XIX.  Jahr- 
hundert gescüildert.  Den  Gegenstand  des  dritten  Teiles  bildet  der  Pan- 
katalanismus,  den  des  vierten  Teiles  die  Ideen,  Forderungen  und  Ziele  der 
katalanischen  Bewegung  in  der  Gegenwart. 

Das  Werk  faßt  somit  kurz  alles  zusammen,  was  für  die  Kenntnis  und 
die  Beurteilung  der  katalanischen  Frage  von  Bedeutung  ist  und  ist  daher 
für  jeden,  der  sich  mit  der  gegenwärtigen  politischen  Lage  des  spanischen 
Staates  beschäftigt  und  sich  über  die  dortigen  Verhältnisse  zu  unterrichten 
wünscht,  von  großer  Wichtigkeit,  um  so  mehr,  als  es  in  seiner  geschichthchen 
Darstellung  durchaus  zuverlässig  ist. 

Dr.  Gustav    Diercks,    Berlin. 

Endres,  Major  Franz  Carl,    Zionismus  und   Weltpolitik.    Mün- 
chen u.  I^eipzig  191 8.     Duncker    &  Humblot.     112  S.     M  2,—. 
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Es  ist  freudig  zu  begrüßen,  daß  ein  so  guter  Kenner  der  auf  türkischem 
Boden  sich  abspielenden  Vorgänge  und  ein  von  Vorurteilen  so  freier  Beob- 
achter wie  E  n  d  r  e  s  uns  ein  Büd  des  Zionismus  als  pohtischen  Faktors 
bescherte.  In  knapper  Form  erhalten  wir  üi  dem  vorUegenden  Buche  zu- 
nächst einen  ÜberbHck  über  die  Idee  und  das  Werden  des  Zionismus.  Jahr- 
himdertelang  bestand  in  den  I^eidenszeiten  der  Juden  der  Zionsgedanke, 
wenn  auch  in  quietistisch-religiöser  Form.  Eine  Wandlung  trat  im  19.  Jahr- 
hundert ein,  indem  zunächst  auf  den  Zustand  der  Lethargie  eine  praktische 
Almosemmterstützung  aus  Rußland  nach  Palästina  ausgewanderter  Juden 
xmd  später  der  ideahstische  soziale  Wunsch  der  Gründimg  von  Ackerbau- 
kolonien in  Palästina  folgte.  Ganz  allmählich  begannen  auch  nationale 
Gedanken  in  die  Zionsidee  einzutreten.  Aber  sie  bheben  zunächst  reine 
Theorie.  Seine  eigenthche  Neugeburt  erhielt  der  Zionismus  erst  durch  einen 
außergewöhnhchen  Mann,  durch  Theodor  Herzl.  Unter  aufreibenden 
Kämpfen  setzte  Herzl  seine  Idee  des  Zionismus  durch,  die  auf  dem 
Kongresse  zu  Basel  im  Jahre  1897  die  seither  gültige  programmatische  Fas- 
sung erhielt:  „ Schaf fiuig  einer  offen thch-rechthchen  gesicherten  Heimstätte 
für  das  jüdische  Volk  in  Palästina."  Nach  der  Darstellimg  des  Wirkens 
H  e  r  z  1  s  wendet  sich  E  n  d  r  e  s  eingehender  dem  zionistischen  Programm 
als  weltpolitischem,  palästinensischem  und  türkischem  Problem  zu.  Des 
weiteren  behandelt  er  die  Organisation  des  Zionismus  mit  seinen  Finanz- 
und  Kolonisationsinstituten. 

Ein  zweiter  großer  Abschnitt  zeigt  die  Entwicklimg  der  Verhältnisse 
in  Palästina.  Ein  Überblick  über  die  allgemeinen  geographischen  und  ethno- 
graphischen Verhältnisse  des  I^andes,  besonders  auch  Khma,  Flora,  Fauna 
und  Bodenschätze  steht  voran.  Alsdann  folgt  eine  kurze  Darstellimg  der 
vorhandenen  jüdischen  Kolonien,  unterstützt  durch  eine  I^agekarte  imd 
statistische  Tabellen.  Des  weiteren  werden  die  jüdische  Kulturarbeit  in  den 
Städten  und  die  sozialen  Verhältnisse  betrachtet.  Die  günstigen  Einwir- 
kimgen  des  Zionismus  auf  das  Judentum,  die  verschiedenen  geleisteten 
Arbeiten,  unter  anderen  auch  die  Entwicklung  des  jüdisch-palästinensischen 
Pressewesens  werden  kurz  untersucht. 

Der  dritte  Hauptabschnitt  reiht  nunmehr  den  Zionismus  in  den  Rahmen 
der  Weltpohtik  ein.  In  erster  Linie  handelte  es  sich  hier  früher  um  eine 
türkische  Angelegenheit,  E  n  d  r  e  s  ist  der  Ansicht,  daß  die  Türkei 
von  dem  Zionismus  nur  profitieren  konnte,  da  er  den  Menschenmangel  be- 
heben, moderne  Wirtschaftsmethoden  einführen,  zufriedene  xmd  damit  loyale 
Staatsbürger  schaffen  und  binnen  kurzem  eine  blühende  Provinz  hervor- 
bringen wollte. 

Nach  der  Berücksichtigung  des  Zionismus  als  türkischen  Problems 
untersucht  E  n  d  r  e  s  in  interessanten  Ausführungen  die  Stellung  der  En- 
tente zum  Zionismus,  wobei  er  von  dem  enghschen  Streben  nach  einer  Land- 
verbindung zwischen  Ägypten  und  Indien  ausgeht,  das  die  Bildung  eines 
nationalen  jüdischen  Staates  in  Palästina  als  Puffer  gegen  die  Türkei  be- 
günstigt. SchheßHch  wendet  sich  der  Verfasser  dem  Zionismus  als  deut- 
schem Problem  zu.     In  jedem  Falle   sei   der   Zionismus   bereits   zu  einem 
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nicht  mehr  ableugbaren  Faktor  in  der  WeltpoHtik  der  europäischen  Groß- 
staaten geworden. 

Man  mag  sich  zu  E  n  d  r  e  s  Ausführtmgen  im  einzehien  xmd  zu  den 
Interessen  insbesondere  der  bisherigen  Türkei  am  Zionismus  stellen,  wie 
man  will,  jedenfalls  ist  das  vorhegende  Buch  einem  jeden,  der  sich  mit 
diesen  Fragen  beschäftigt,  eine  erwünschte,  ernsthafte  und  kluge  Einführimg. 
Eine  solche  ist  aber  gerade  auch  dem  Weltwirtschaftler  bei  den  gewichtigen 
weltwirtschafthchen  Problemen  des  Zionismus,  die  in  seiner  weltpolitischen 
Stellimg  über  das  Medium  der  Türkei  imd  der  vielen  Länder,  in  denen  Juden 
leben,   verankert  sind,   von    Bedeutung. 

Reinhard    Junge,   Berlin. 


Alter,  Junius,  Das  Deutsche 
Reich  auf  dem  Wege  zur  geschicht- 
Uchen  Episode.  Eine  Studie  Bethmann 
Hollwegscher  Politik  in  Skizzen  und 
Umrissen.  2.  Ausg.  München  1919. 
J.  F.  Lehmann.    83  S.     Ji  3, — . 

Barclay,  Thomas,  Le  pr^sident 
Wilson  et  l'evohition  de  la  poHtique 
^trangere  des  fitats-Unis.  Preface 
de  M.  Paul  Painlev6.  Paris  1918. 
Armand  Colin.  VII,  28g  S.  Fr. 
3,50.  —  Wesentlich  kritischer  gehalten 
als  das  Buch  von  Harris  (s.  u.)  und 
vom  französischen  Standpunkt  ge- 
schrieben, ist  die  Wilsondarstellung 
von  Sir  Thomas  Barclay.  Die  ver- 
haltene Unwilligkeit  über  die  Schwie- 
rigkeit, die  amerikanische  Politik  den 
alliierten  Zielen  dienstbar  zu  machen, 
kommt  deutlich  zum  Ausdruck.  Die 
Vorzüge  des  Buches  liegen  in  der  Ver- 
flechtung der  biographischen  mit  den 
allgemeinen  Problemen  der  amerika- 
nischen Politik.  Die  Verfassung  der 
Vereinigten  Staaten  und  die  Bot- 
schaften des  Präsidenten  vom  26.  Fe- 
bruar und  2.  und  15.  April  1917  sind 
in  der  Übersetzung  wörtlich  abge- 
druckt, eb. 

Cambon,  Victor,  Oü  allons- 
nous  ?  Paris  1918.  Payot  &  Cie. 
307  S.  Fr.  4,50.  —  Der  Verf.  geißelt 
scharf  die  Methoden  französischer  Ar- 
beit auf  wirtschaftlichem  Gebiet  und 
zeigt  an  zahlreichen,  ziemlich  zu- 
sammenhanglos gewählten  Beispielen 
die  verhängnisvollen  Folgen  dieser  Me- 
thoden für  Frankreich.  jh. 

Chabert,  Pierre,  Le  Tourisme 
Americain  et  ses  Enseignements  pour 
la  France.  Introduction  par  M.  Ga- 
briel Guist'  Hau.  Paris  191 8.  Hachette 
&  Cie.       X,     144    S.       Fr.    4,—.    — 


Der  Verf.  untersucht  auf  Bestellung 
der  französischen  Regierung,  was  ver- 
kehrstechnisch —  im  weitesten  Sinne 

—  geschehen  muß,  damit  der  nach 
dem  Kriege  in  Frankreich  reisende 
Amerikaner  sich  zu  Hause  fühlt  und 
wirtschaftlich  vorteilhafte  Beziehungen 
anknüpft.  am. 

Crozier,  John  Beattie,  Last 
Words  on  Great  Issues.  On  Religion 
as  it  Stands  to-day;  Religious  Con- 
version;  Spiritualism;  Imperial  Poli- 
tics;  Free  Trade  and  Protection;  So- 
cialism  etc.  London  1917.  Chapman 
&  Hall.     XI,  225  S.     10  sh  6  d  net. 

—  Eine  Sammlung  von  Aufsätzen  über 
Religion,  Politik  und  Sozialökonomik. 
In  ,,A  Warming  to  Canada"  legt  der 
Verf.  die  Grundsätze  dar,  die  die  Han- 
delspolitik zwischen  diesem  Lande  und 
den  Vereinigten  Staaten  leiten  sollten. 
In  ,,Free  Trade  and  Protection"  tritt 
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2.  durchgesehene  Aufl.  München  1919. 
J,  F.  Lehmann.    VII,  59  S.     M  2, — . 

—  Stellt  der  westländischen  Demo- 
kratie des  Parlamentarismus  eine  ihrem 
Wesen  nach  deutsche  gegenüber,  in 
der  die  Beherrschung  aller  durch  alle 
durch  die  Herrschaft  des  einzelnen 
über    sich    selbst    verbürgt    sein    soll. 

hm. 
Gerechtigkeit.  Monatshefte  für 
auswärtige  Politik.  Herausgeg.  von 
Dr.  Walther  Schotte.  Heft  i  und  2. 
Berlin  1919.  Hans  Robert  Engelmann. 
Je  72  S.  Bezugspr.  vierteljährl.  M,  7, — . 

—  Es  werden  politische  und  wirt- 
schaftliche Fragen  von  internationaler 
Bedeutung  erörtert  und  ihre  Lösung 
im  Sinne  einer  ausgleichenden  Ge- 
rechtigkeit erstrebt.  Bekannte  Staats- 
männer und  Politiker,  wie  Graf  Czernin, 
Deutelmoser  und  Th.  Heuss,  kommen 
in    den   ersten   Nummern    zu    Worte. 

hg. 

Günther,  Privatdozent  Dr.  Ernst, 
Wie  steht  es  um  die  deutsche  Volks- 
wirtschaft ?  (Die  neue  Zeit.  Schriften 
zur  Neugestaltung  Deutschlands.) 
Leipzig  u.  Berlin  1919.  B.  G.  Teubner. 
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Der  Imperialismus  als  Begriff. 


Von 


Prof.  Justus  Hashagen,  Berlin. 


I.    Schwierigkeiten    der    Untersuchung. 

Zu  den  verderblichen  Folgen  des  Krieges  gehört  auch  der  zerstörende 
Einfluß,  den  er  auf  die  Klarheit  und  Bestimmtheit  wissenschaftlicher 
Begriffsbildung  ausgeübt  hat.  Mit  Vorliebe  hat  er  sich  der  Schlagwörter 
des  Tages  bedient,  um  seine  Zwecke  zu  erreichen.  Ihrer  Natur  nach  sind 
aber  diese  Schlagwörter  erklärte  Feinde  einer  klaren  und  bestimmten 
wissenschaftlichen  Begriffsbildung,  jedoch  trotzdem  oder  vielleicht  eben 
deswegen  schnell  bereit,  diese  Begriffsbildung  zu  beeinflussen  und  zu 
erweichen.  Der  politische  Zweck,  dem  sie  dienen,  wird  ja  durch  Unklar- 
heit und  Verschwommenheit  viel  besser  erreicht  als  durch  Klarheit  und 
Präzision;  denn  nicht  tun  eine  möglichst  zutreffende  imd  allseitige  Er- 
fassung der  tatsächlichen  Wirklichkeit  ist  es  ihnen  zu  tun,  sondern  rnn 
die  Förderimg  einer  noch  in  allen  Farben  schillernden  und  meist  noch 
in  uferloser  Ferne  verschwimmenden  Zukunft. 

Diese  der  wissenschaftlichen  Erforschung  des  Staates,  der  Gesell- 
schaft und  Wirtschaft  besonders  abträgliche,  durch  die  Zeitverhältnisse 
bedingte  Sachlage  gestaltet  sich  für  den  Freund  begrifflicher  Klarheit 
dann  aber  noch  ungünstiger,  wenn  gar  solche  wissenschaftlichen  Begriffe 
in  den  Schmelztiegel  des  Krieges  hineingeraten,  die  schon  vor  dem  Kriege 
trotz  eines  längeren  Daseins,  das  sich  über  Jahrhunderte,  wenn  nicht 
über  Jahrtausende  erstreckt,  au  Klarheit  und  Bestimmtheit  viel  zu 
wünschen  übrigließen.  Zu  diesen  Begriffen  gehört  auch  der  des  Impe- 
rialismus. Ein  Jahrzehnt  vor  Ausbruch  des  Weltkrieges  hatte  W.  B  o  r  - 
g  i  u  s  mehrere  hervorragende  Persönlichkeiten  mn  ihr  Urteil  gebeten, 
,,wie  der  Begriff  Imperialismus  zu  präzisieren  wäre".  Das  Ergebnis 
der  Umfrage  liegt  in  einer  ,, Imperialismus"  betitelten  Broschüre  (1905) 
vor,  die  fünfzehn  Urteile  von  Angehörigen  verschiedener  Nationalitäten 
vereinigt.  Unter  ihnen  versprach  sich  W.  ly  o  t  z  (S.  30)  von  einer 
Antwort  auf  die  Frage  nur  wenig  Nutzen.     Der  Ertrag  der  Sammlung 
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ist  in  der  Tat  nicht  sehr  groß.  Der  Herausgeber  selbst  meint  (S.  3),  der 
Begriff  Imperialismus  sei  „wenig  geklärt" ;  er  werde  ,,in  sehr  verschiedenem 
Sinne  gebraucht  und  ausgedeutet".  Andere  Äußerungen  der  Vorkriegs- 
zeit lauten  ähnlich:  das  Wort  „deckt  keinen  scharf  umrissenen  Begriff; 
es  ist  .  .  .  ein  Schlagwort,  dessen  Inhalt  man  eher  fühlen  als  aussprechen 
kann"^.  Im  selben  Sinne  spricht  man^  um  dieselbe  Zeit  über  „dieses 
nach  allen  Seiten  schillernde  Wort".  „Es  bestimmt  nicht  knapp  und 
scharf,  was  es  sagen  will,  und  ebensowenig  wird  es  überall  mit  festem 
Kurswert  akzeptiert"^. 

Während  des  Krieges  ist  keine  Besserung  der  I/age  zu  erkennen. 
Man*  nennt  den  Imperialismus  noch  immer  ,,ein  sehr  vieldeutiges  und 
unklares  politisches  Schlagwort",  von  dem  niemand  „eine  authentische 
Interpretation"  zu  geben  vermöge^.  Man  sei  ,,mit  dem  Ausdruck  sehr 
freigebig  gewesen,  ohne  daß  man  sich  darüber  einig  war,  was  man  als 
Imperialismus  bezeichnen  wollte"^.  .  . 

Und  doch  sind  verschiedene  weitgreifende  Wissenschaften  an  einer 
brauchbaren  Definition  dieses  Begriffs  lebhaft  interessiert :  Gesellschafts- 
lehre im  weitesten  Sinne,  Politik,  ,, Nationalökonomie",  Geschichte, 
Geschichtsphilosophie,  theoretische  und  praktische  Philosophie,  tmi  nur 
einige  zu  nennen.  Aber  auch  dies  gemeinsame  starke  Interesse  ist  der 
Begriffsbildung  wenig  förderlich  gewesen.  Obwohl  ferner  der  Imperia- 
lismus politisch  zu  den  zentralen  Kriegsproblemen  gehört,  wovon  auch 
eine  recht  umfangreiche  Kriegsliteratur,  die  sich  mit  ihm  beschäftigt, 
zur  Genüge  Zeugnis  ablegt,  sind  die  neuen  Beiträge,  die  während  des 
Krieges  zu  seiner  theoretischen  Erfassung  geliefert  worden  sind,  einige 
bemerkenswerte  Ausnahmen  abgerechnet,  verhältnismäßig  geringfügig 
und  überdies  der  durchweg  besser  fundierten  Vorkriegsliteratur  meistens 
in  weitgehendem  Maße  verpflichtet. 

Wahrscheinlich  ist  es  kein  Zufall,  daß  zu  einer  Definition  des  Im- 
perialismus keine  große  Neigung  besteht,  und  daß  sie,  wo  sie  versucht 
wird,  widerspruchsvolle  und  oft  unbefriedigende  Ergebnisse  zutage  för- 
dert; denn  eine  solche  Definition  setzt  umfassende  Vorstudien  voraus, 
deren  Durchführung  über  die  Arbeits-  und  I^eistungskraft  des  einzelnen 

^  A.  V.  M  ö  r  1 ,  Imperialismus  mid  Nationalitätenprinzip.  „Österreichische  Rimd- 
schau."    34.    1913.     S.  416. 

*  M.  J.  Bonn,  Der  moderne  Imperialismus.  Veröffentlichungen  der  Handelshoch- 
schule München,     i.    1913.    S.  129. 

'  E.  Schnitze,  Der  britische  Imperialismus.  Blätter  für  vergleichende  Rechts- 
wissenschaft und  Volkswirtschaftslehre.  9.     1913.     S.  23. 

*  O.  H  i  n  t  z  e  ,  Imperialismus  und  deutsche  Weltpolitik.  „Europäische  Staats-  und 
Wirtschaftszeitung."    2.     1917.    S.  554. 

^  Zum  Problem  des  Imperialismus.       „Das  Neue  Deutschland."     6.     1918.     S.  552. 
^  M.  Sachs,  Der  Kampf  gegen  den  Imperialismus.    ,, Kampf."    8.    1915.    S.  292. 
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Forschers,  ja  der  einzelnen  Forschergruppe  hinausgeht.  Diese  Vor- 
studien müßten  sich  sowohl  begrifflich-systematisch  auf  Soziologie, 
Geschichtsphilosophie  und  allgemeine  Philosophie  erstrecken,  als  auch 
um  die  Herbeischaffung  und  wissenschaftliche  Präparierung  des  erforder- 
lichen Erfahrungsstoffes  bemüht  sein  und  genetisch  zu  verfahren  ver- 
stehen, kurz  die  miteinander  öfters  in  Widerstreit  stehenden  ,, systema- 
tischen und  genetischen  Interessen  der  Geisteswissenschaften "^  mit- 
einander zu  vereinigen  streben,  wozu  noch  eine  gewisse  biologische 
Einsicht  kommen  müßte,  da  die  biologische  Ausdeutung  des  Imperia- 
lismus öfters  Anklang  findet,  freilich  auch  stark  mnstritten  ist^. 

Eine  unerläßliche  Vorarbeit  wäre  auch  die  Aufnahme  eines  sprach- 
lichen Inventars,  wovon  sich  im  fünften  Bande  von  Murrays  New  Dic- 
tionary  ein  Ansatz  findet.  Imperialismus  als  sprachlicher  Ausdruck  scheint 
vergleichsweise  jungen  Datums  zu  sein,  womit  über  das  Alter  der  Sache 
natürlich  noch  nichts  gesagt  ist.  Daß  das  Wort  mit  vollem  Bewußtsein 
zuerst  von  der  englischen  Publizistik  gebraucht  wird,  ist  bekannt.  Hier 
aber  geht  es  unstreitig  auf  das  Wort  tmd  auf  den  Begriff  Imperium 
zurück,  wie  sich  denn  in  der  Literatur  des  englischen  Imperialismus 
von  jeher  ein  besonderes,  sei  es  politisches,  sei  es  wirklich  wissenschaft- 
liches Interesse  für  den  römischen  Vorläufer  findet.  Noch  kurz  vor  dem 
Kriege  hat  ihm  Sir  Charles  Lucas^,  einer  der  besten  Kenner 
der  einschlägigen,  besonders  der  kolonialen  Fragen,  eine  Studie  gewidmet, 
und  auch  der  gelehrte  Earl  of  Cromer  suchte  sich  nach  dem  Vor- 
gange J.  Chamberlains  gerne  aus  der  römischen  Geschichte  zu  belehren. 
Aber  nicht  einmal  diese  Anknüpfung  an  das  lateinische  Wort  Imperium 
vermittelt  schon  einen  geraden  Durchblick;  denn  es  ist  mehrdeutig,  da  es 
nicht  nur  geographisch  das  römische  Weltreich  bezeichnet,  sondern  auch 
einen  fest  mnrissenen  Begriff  des  römischen  Staatsrechts  darstellt,  der  in 
der  klassischen  Formung  durch  M  o  m  m  s  e  n  die  Forschimg  weithin  be- 
fruchtet hat  und  Herrschaft,  besonders  über  fremde  Völker,  bedeutet.  Ver- 
einzelt begegnet  man  denn  auch  der  Neigrmg,  den  Imperialismus  auch  auf 
diesen  ganz  bestimmten  Begriff  des  römischen  Staatsrechts  zurückzuführen. 


1  Darüber  J.  Hashagen,  ,,Die  Geisteswissenschaften".  1914.    Heft  37.  S.  1008  ff. 

2  J.  A.  Hobson,  Imperialism ;  a  Study.  London  1902.  S.  170.  (2.  Aufl.  1905.) 
M.  Nachimson,  Imperialismus  und  Handelskriege.  Bern  1917.  S.  19.  S.  M  a  r  c  k  , 
Imperialismus  und  Pazifismus  als  Weltanschauungen.     Tübingen  1918.     S.  2  ff. 

ä  Greater  Rome  and  Greater  Britain.  1912.  2.  Auflage.  1913.  T.Frank,  Roman 
Imperialism.  1914.  J.  A.  C  r  a  m  b  ,  The  Origins  and  Destiny  of  Imperial  Britain. 
London  1915.  W.  F.  Monypenny,  The  Imperial  Ideal.  The  Empire  and  the  Cen- 
tury. 1905.  S.  6f.,  17,  20,  25.  VgL  Hobson,  a.a.O.,  S.  143.  Bonn,  a.a.O., 
S.  154.  Hintze,  a.  a.  O.,  S.  554.  A.  Amonn,  Nationalgefühl  und  Staatsgefühl. 
München  1915.      S.  6.     J.  H.  M  o  r  g  a  n  ,    ,,Nineteenth  Century",     jy.     1915.     S.  69of. 
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So  bezeichnet  eine  Arbeit  der  Vorkriegszeit^  den  Imperialismus  auch  „als 
den  Versuch,  eine  Herrschaft  (imperimn)  über  fremde  Völker  zu  begründen", 
rmd  es  kann  ja  auch  nicht  bestritten  werden,  daß  dieser  Begriff  nicht 
nur  praktisch,  sondern  auch  theoretisch  als  Herrschafts-  und  Weltreichs- 
gefühl^  stark  mitwirkt.  Trotzdem  hat  man^  von  angelsächsischer  Seite 
nicht  unrichtig  erklärt:  ,,Das  Wort  leitet  sich  durchaus  nicht  von  dem 
anmaßenden  lateinischen  imperium  her  .  .  .,  sondern  von  dem  englischen 
empire  ...  im  Gegensatz  zu  kingdom".  Jedenfalls  ist  der  Einfluß  des 
staatsrechtlichen  Begriffes  imperium  auf  die  sprachliche  Form  und  da- 
mit auf  die  Terminologie  weit  geringer  als  der  Einfluß  des  geographischen 
mit  ihm  freilich  innerlich  zusammenhängenden  Begriffes  imperium*. 
Wenn  jener  staatsrechtliche  Begriff  auch  gewiß  zum  Gemeingute  der  Wis- 
senschaft geworden  ist,  so  ist  doch  nur  dieser  geographische  Begriff 
dem  allgemeinen  Bewußtsein  wirklich  geläufig,  und  nur  dieser  bot  vorab 
den  englischen  Theoretikern  und  Praktikern  die  nötigen  Anknüpfimgs- 
punkte  und  den  nötigen  Werbestoff.  Zugkräftige  Schlagwörter,  wie 
Pax  Britannica,  Imperator  Pacificus^,  Civis  Britanniens,  Imperium 
et  lyibertas  gehen  teilweise  auf  die  in  England  besonders  hoch  bewertete 
römische  Wurzel  zurück.  Auch  die  Ausgestaltvmg  der  Definition  kann 
davon  Gebrauch  machen,  wie  sich  noch  zeigen  wird. 

Noch  eine  andere  sprachliche  Schwierigkeit  verdient  Beachtung. 
Man  pflegt  mit  dem  Worte  Imperialismus  Theorie  und  Praxis  zusammen- 
zufassen, wenn  auch  die  Gleichsetzung  mit  Weltpolitik,  die  sich  selt- 
samerweise im  Verdeutschungsbuche  des  Sprachvereins  findet,  mit  Recht 
abgelehnt  wird^;  denn  sie  würde  die  ohnehin  herrschende  Begriffs- 
verwirrung noch  steigern.  Davon  abgesehen,  tragen  aber  doch  neuere 
zusammenfassende  Darstellungen,  wie   die  treffliche    Salomons'  kein 

^  B  o  n  n  ,  a.  a.  O.,  S.  153.  Ebenso  L.  Q  u  e  s  s  e  1 ,  Die  Furcht  vor  dem  Imperi- 
alismus.    „Sozialistische  Monatshefte".     1912.     I.  S.  551. 

*  A  m  o  n  n  ,  a.  a.  O.,  S.  6  f.  Ein  Imperialist  wie  P.  Rohrbach  stellt  ihn  jedoch 
hinter  der  „Ausdehnung"  zurück.  Vgl.  die  bemerkenswerte  Kritik  in  der  „Nation".  20. 
1916.    S.  logi. 

3  H.  W.  W  o  1  f  f  bei  Borgius,  a.a.O.,  S.  5.  Vgl.  E.  E.  Le  h  m  an  n  ,  „Konser- 
vative Monatsschrift".     75.     1917.     S.  71.     Lucas,  The  British  Empire.     1915.     S.  3. 

*  H.  V.  Dirksen,  Die  Grundlagen  des  Imperialismus.  „Grenzboten".  72.  II. 
1913.     S.  258,  262  und  bei    Borgius,  a.  a.  O.,  S.  13  f.,  3if.,  35f-.  4of. 

^  Über  den  pazifistischen  Imperialismus  vgl.  M  a  r  c  k  ,  a.  a.  O.,  S.  20.  K.  K  u  m  p  - 
mann,  Imperialismus  imd  Pazifismus  in  volkswirtschaftlicher  Beleuchtimg.  „Der 
Deutsche  Krieg."  72.  1916.  S.  45.  L.  Quessel,  Verständigung  und  Imperialismus. 
„Sozialistische  Monatshefte".  1913.  I.  S.  339.  Derselbe,  Das  parlamentarische  Re- 
gierungssystem und  der  Imperialismus.     Ebenda  1914.     I.     S.  546,  551. 

*  J  a  c  o  b  i  in  der  Zeitschrift  des  Allgemeinen  Deutschen  Sprachvereins.  32.  1917- 
S.  46  f.     H  i  n  t  z  e  ,    a.  a.  O.,  S.  554. 

'  Der  britische  Imperialismus  191 6.  Der  Beitrag  von  H.  Spies  zu  D.  Schäfers 
Der  Krieg.  I.  1916.  S.  I02ff.  trägt  die  Überschrift:  „Englische  Weltpolitik  (Imperialismus)". 
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Bedenken,  in  der  Hauptsache  nur  die  Praxis  darunter  zu  begreifen. 
Und  doch  ist  es  vielleicht  nicht  überflüssig,  auf  Grund  deutschen  Sprach- 
gefühls darauf  hinzuweisen,  daß  das  Wort  in  erster  Linie  die  Theorie 
zu  bezeichnen  geeignet  ist,  diese  nun  zwar  sofort  im  weitesten  Sinne, 
besonders  auch  den  imperiaUstischen  Willen  und  die  dann  schon  in  die 
Praxis  hinüberspielende  imperialistische  Werbearbeit.  Gerade  diese 
nicht  unfruchtbare  Unterscheidung  ist  der  Kriegspublizistik  fast  ganz 
verloren  gegangen,  in  der  sogar  Kriegshetzer  imd  Kriegsgewinnler  mit 
dem  Namen  Imperialisten  gebranntmarkt  werden.  Für  den  wissenschaft- 
lichen Sprachgebrauch  bleibt  jedoch  ein  Imperialist  in  erster  Linie  ein 
Theoretiker  des  Imperialismus.  Gewiß  ist  dieser  Name  auch  auf  ihn  als 
Praktiker  noch  anwendbar,  und  der  wissenschaftliche  Sprachgebrauch 
gestattet  dann  weiterhin  auch  die  Bezeichnung  der  praktischen  Geschichte 
etwa  des  englischen  Weltreichs  als  einer  Geschichte  des  Imperialismus, 
wie  ja  auch  ein  Begriff  wie  Kapitalismus  beider  Ausdeutvmgen  fähig  ist. 
Heute  ist  dann  die  terminologische  Lage  wohl  so  geworden,  daß  man 
die  Praxis  vom  Begriffe  des  Imperialismus  überhaupt  nicht  mehr  aus- 
schließen kann.  Man  könnte  vielleicht  sogar  mit  Imperialismus 
allein  die  Praxis  bezeichnen  und  nach  Analogie  von  Kapitalismus  und 
kapitalistischem  Geist  der  Theorie  das  Wort  imperialistischer  Geist 
vorbehalten,  obwohl  andere  sprachliche  Analogien  an  Wörter  auf  -ismus 
immer  wieder  lehren,  daß  sie  zunächst  mehr  auf  die  Theorie  angewandt 
werden^. 

Aber  es  handelt  sich  ja  nun  nur  zum  kleinen  Teile  um  eine  sprachlich- 
terminologische, in  der  Hauptsache  vielmehr  um  eine  sachlich-begriff- 
liche Frage.  Da  zu  ihrer  Lösung  außer  systematischer  auch  genetisch- 
empirische  Vorarbeit  nötig  ist,  so  muß  man  sich  im  voraus  über  die  ört- 
liche und  zeitliche  Ausdehnung  des  herbeizuschaffenden  Tatsachen- 
materials klar  werden.  Daß  es  nun  für  den  Imperialismus  räumlich  keine 
Grenze  gibt,  bedarf  nach  den  Erfahrungen  des  letzten  Menschen- 
alters kaum  besonderer  Hervorhebung.  Aber  wie  steht  es  mit  seinem 
Alter  ?  Der  Antwort  auf  diese  Frage  kann  sich  die  begriffliche  Erfor- 
schung des  Imperialismus  ebensowenig  entziehen  wie  die  wissenschaft- 
lich weiter  vorangeschrittene  der  Weltwirtschaft^. 

Über  das  Alter  des  Imperialismus  ist  auch,  infolge  der  allge- 
meinen mit  ihm  zusammenhängenden  Begriffsverwirrung  bisher  keine 
Übereinstimmmig  erzielt  worden.  Zwar  ist  es  allgemein  anerkannt, 
daß  der  ,, moderne"  Imperialismus  auf  den  englischen  des  letzten  Menschen- 

^  J.  Hashagen,  Über  historische  Imperialismusforschung.  „Internationale  Mo- 
natsschrift." 13.     1919.     S.  505. 

2  K.  A.  Gerlach,  Über  Begriff  und  Stufe  der  Weltwirtschaft.  Jahrbücher  für 
Nationalökonomie,     in.     1918.     S.  sgSH. 


j52  Justus    Hashagen, 

alters  zurückgeht^,  wie  dieser  denn  auch  bei  allgemeinen  Untersuchungen 
der  gegenwärtigen  Lage  immer  wieder  das  Interesse  auf  sich  zieht 2. 
Aber  nur  dem  um  geschichtliche  Belehrung  nicht  besorgten  Beschauer 
konnte  der  englische  Imperialismus  als  ein  Gebilde  lediglich  des  letzten 
Menschenalters  gelten.  Jede  nähere,  zumal  ideengeschichtliche  Beschäf- 
tigung mit  ihm  zeigte  seine  zeitlich  weit  zurückreichenden  Wurzeln  und 
seine  zeitlich  weit  zurückliegenden  Vorbilder^.  Auf  der  Suche  nach 
Makers  und  Builders  of  the  Empire  gelangte  man  bald  bis  zu  den  Angel- 
sachsen des  frühen  Mittelalters.  Bedeutsamer  war  es,  daß  nach  dem 
Vorgange  der  Franzosen  V.  B  e  r  a  r  d*  und  J.  G  a  z  e  a  u^  die  altpuri- 
tanischen Wurzeln  des  neueren  englischen  Imperialismus  von  G.  v. 
Schulze-  Gävernitz^  aufgedeckt  wurden.  Seine  Propheten 
und  Führer  erschienen  als  ,,die  Fortsetzer  der  Konquistadoren  des  16., 
der  Merkantilisten  des  17.  Jahrhunderts"'.  Bs  war  nicht  tmzutreffend, 
wenn  auch  nicht  ausreichend,  daß  man  dann  den  ganzen  älteren  Imperia- 
lismus als  die  ,, äußere  Wirtschaftspolitik  des  merkantilistischen  Systems" 
bezeichnete  und  hervorhob,  daß  dessen  Grundtendenzen  dem  modernen 
keineswegs  abhanden  gekommen  seien®,  was  dann  der  Festigung  einer 
historischen  Begriffsbildung  wieder  nicht  zuträglich  war.  Auch  machten 
sich  auf  diesem  umstrittenen  Gebiete  der  historischen  Ableitungen 
fortgesetzt  Meinungsverschiedenheiten  bemerkbar.  Andere  Forscher 
wollten  noch  für  das  18.   Jahrhundert  einen  englischen  Imperialismus 


^  H.  Schumacher,  Weltpolitik  iind  Imperialismus.  ,,Das  Neue  Deutschland." 
6.  1918.  S.  204.  H.  Friedjung,  Das  Zeitalter  des  Imperialismus,  i.  Berlin  1918. 
S.  4,  15,  73ff.  W.  Gcrloff,  Der  wirtschaftliche  Imperialismus  .  .  .  „Der  Deutsche 
Krieg."  45.  1915.  S.  6.  Borgius,  a.  a.  O.,  S.  35,  43.  Hintze,  a.  a.  O.,  S.  554. 
V.  D  i  r  k  s  e  n  ,  a.  a.  O.,  S.  554. 

*  K.  Pribram,  Die  Weltanschauungen  der  Völker  und  ihre  Politik.  „Archiv  für 
Sozialwissenschaft."     44.     1917.     S.  igof. 

'  J.  Hashagen,  Zur  Ideengeschichte  des  englischen  Imperialismus.  ,,W.  A." 
10.  Bd.,  1917.  S.  423 — 439.  A.  D  i  X  ,  Die  Urväter  des  britischen  Imperialismus.  ,,Das 
Neue  Deutschland."  5.  191 7.  Else  Kemper,  Carlyle  als  Imperialist.  Zeitschrift 
für  Politik.  11.  1918.  S.  115 — 166.  Vgl.  über  ihn  G.Hecht,  „Panther."  2.  1913. 
„Hibbert  Journal."  13.  1915.  D.A.Wilson,  ,,Fortnightly  Review."  99.  1916. 
N.  Porritt,    „National  Review."    17.     1918. 

*  L'Angleterre  et  l'Imperialisme.     1900.     2.  Aufl.   1901. 

*  L'Imperialisme  Anglais.     Pariser  juristische  Dissertation.     1903. 

^  Britischer  Imperialismus  und  englischer  Freihandel.  Leipzig  1906.  2.  Auflage. 
1915.     Zur  Kritik    vgl.   G.  Brodnitz,  „Conrads  Jahrbücher".     36.     1908.     S.  394  ff. 

'  F  r  i  e  d  j  u  n  g  ,  a.  a.  O.,  S.  4.  Vgl.  A.  Schlesinger,  Gustaf  Adolf  als  Vor- 
läufer des  Imperialismus.  „Neue  Zeit."  32.  I.  1913.  F.  B  o  t  h  e  ,  Gustaf  Adolfs  .  .  . 
wirtschaftspolitische  Absichten  in  Deutschland.     1910. 

^  K  u  m  p  m  a  n  n  ,  a.  a.  O.,  S.  loff.  Borgius,  a.  a.  O.,  S.  32.  Bona,  a.  a.  O., 
S.  i53ff.     Nachimson,    a.  a.  O.,  S.  37f.,  54. 
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nicht  anerkennen^.  Für  die  Begriffsbildung  konnte  es  ferner  nur  hinder- 
lich sein,  wenn  auch  die  Ausdrücke  neuer  und  alter  Imperialismus  zeitlich 
und  sachlich  verschieden  bestimmt  wurden  2. 

Trotz  aller  Abweichungen  im  einzelnen  wurde  es  jedoch  wenigstens 
außerhalb  des  Marxismus  allmählich  zur  herrschenden  Ansicht,  daß 
man  den  Imperialismus  der  Sache  nach  nicht  auf  das  letzte  Menschenalter 
allein  beschränken  dürfe,  wenn  er  auch  früher  noch  niemals  eine  so  be- 
herrschende Stellung  wie  in  dem  gegenwärtigen  ,, Zeitalter  des  Imperialis- 
mus" eingenommen  habe,  daß  man  vielmehr  wenigstens  durch  die  ganze 
Neuzeit  hindurch  seine  Spuren  in  Praxis  und  Theorie  zurückverfolgen 
könne.  Damit  gelangte  man  allmählich  bis  ins  Mittelalter  zurück,  stieß 
aber  dort  beim  mittelalterlichen  und  beim  römischen  Imperialismus 
gewissermaßen  gleich  wieder  auf  festen  Boden.  Kein  Geringerer  als  der 
Earl  of  Cromer  verfaßte  ferner  einen  kritischen  Essay  über  den 
altgriechischen  Imperialismus^. 

Noch  weiter  zurückzugehen,  trug  jedoch  ein  Gesinnungsgenosse 
C  r  o  m  e  r  s*  noch  Bedenken,  und  eine  andere,  deutsche  Aufzählung^ 
vermied  wohl  nicht  ohne  Absicht,  die  Reiche  des  alten  Orients  einzu- 
beziehen,  für  dessen  Vernachlässigung  sich  jedoch  stichhaltige  Gründe 
kaum  vorbringen  ließen.  Bei  genauerer  Betrachtung  und  k'-itischer 
Verwertung  der  einschlägigen  neueren  Forschungsergebnisse  lieferte 
vielmehr  gerade  der  alte  Orient  eine  Reihe  eindrucksvoller  Fälle  des 
„typischen"  Imperialismus.  Aber  selbst  damit  ist  die  zeitliche  Grenze 
noch  nicht  erreicht;  denn  als  ein  wahrhaft  universalhistorischer  Be- 
griff, wie  auch  Steffen^  ihn  fordert,  muß  der  Imperialismus  auch 
auf  den  ostasiatischen  oder  altamerikanischen  Kulturkreis  hinübergreifen. 
Wenn  M.  Weber  seine  Untersuchungen  über  die  Wirtschaftsethik  der 
Weltreligionen  mit  dem  Konfuzianismus  beginnt,  so  ist  nicht  einzusehen, 
warum  sich  eine  Universalgeschichte  des  Imperialismus  ein  so  wichtiges 
Einleitungskapitel  wie  das  chinesische  entgehen  lassen  sollte.  Man  wird 
sich  daher  auch  der  Folgerung,  daß  der  Imperialismus  so  alt  sei  wie 
die  geschriebene  Geschichte,  kaum  entziehen  können'. 

^  J.  Schumpeter,  Zur  Soziologie  der  Imperialismen.  „Archiv  für  Sozial- 
wissenschaft."   46.     1918.     S.  13. 

*  K.  Mehr  mann,  Nationalismus  und  Imperialismus  beim  Bau  der  Staatengesell- 
schaft.    Zeitschrift  für  internationales  Recht.     23.     II.     1913.     S.  168. 

*  Greek  Imperialism.  1913.  (Political  and  Literary  Essays.  2.  1914.  S.  302ff.,  im 
Anschluß  an  W.  S.  Ferguson,  Greek  Imperialism.  1913.  [Vgl.  „W.  A."  5.  Bd., 
1915.     S.  460  ff.])     J.  R.  Seeley,  Greater  Greece  and  Greater  Britain.   1887. 

*  M  o  n  y  p  e  n  n  y  ,    a.  a.  O.,  S.  6f. 
'  Kumpmann,    a.  a.  O.,  S.  12. 

'  Weltkrieg  und  Imperialismus.     Jena  1915.     S.  3f.,  8. 

'  Gegen  K.  Kautsky,  Der  Imperialismus.  „Neue  Zeit."  32.  II.  1914.  S.  909, 
und  J.  Hammer  [Renner],  Was  ist  Imperalismus?  „Kampf".  8.   1915.  S.  24  f. 
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Andererseits  ist  der  moderne  Imperialismus  keineswegs  auf  die  Briten 
beschränkt  geblieben.  Theoretisch  und  praktisch  hat  er  nicht  nur  bei 
den  Angelsachsen,  bei  den  Japanern  und  bei  den  Slaven,  besonders  bei 
den  Großrussen  mit  Einschluß  der  Bolschewisten^,  wo  man  ihn  schon 
länger  genauer  verfolgen  konnte,  sondern  auch  bei  den  romanischen 
Völkern 2,  in  Belgien  und  den  Niederlanden,  ja  bei  den  Deutschen 
und  Österreichern  und  sogar  bei  den  Türken  Eingang  gefunden.  Die 
besonderen  Eigentümlichkeiten  der  einzelnen  nationalen  Imperialismen 
traten  so  allmählich  in  die  Erscheinung.  So  wurden  besonders 
während  des  Krieges  in  Deutschland  gern  Erörterungen  über  den 
schon  von  B  4  r  a  r  d  beachteten  Unterschied  von  englischem  und 
deutschem  (echtem  und  unechtem,  positivem  und  negativem)  Imperia- 
lismus angestellt^,  die  dann  auch  jenseits  des  Kanals  Widerhall 
fanden,  natürlich  im  entgegengesetzten  Sinne.  Es  war  der  Heraus- 
geber* der  einflußreichen  imperialistischen  Monatsschrift:  ,,The  Round 
Table",  der  in  diesem  Sinne   ein  abschreckendes   Bild   vom  deutschen 


^  S.  Mette,  ,, Preußische  Jahrbücher."  175.  1919.  C.  v.  S  c  h  i  1 1  i  n  g  ,  Der 
Imperialismus  der  Bolschewiki.  Revolutionäre  Streitfragen,  Heft  8.  Berlin  1919. 
A.  Schmidt,  Maximalistischer  Imperialismus.  „Deutsche  Politik".  3.  1918.  S.  i36ff. 
E.  Stadtler,    Friedensverhandlungen  und  Bolschewismus.     Berlin  1919.     S.  15. 

^  Roumans,  L'Imperialisme  Fran9ais  1913.  Comte  de  Felsen  desgl.  1916. 
P  r  o  b  u  s  ,  La  plus  grande  France.  1916.  Ph.  Hiltebrandt,  Der  französische 
Imperialismus.  1918.  L.  Madelin,  L'expansion  fran9aise.  1918.  M.  Ü  b  e  1  h  ö  r , 
Frankreichs  finanzielle  Oligarchie.  ,,Der  Deutsche  Krieg".  66.  1915.  S.  i8ff.  — 
R.  Michels,  Elemente  zur  Entstehungsgeschichte  des  Imperialismus  in  Italien.  ,, Archiv 
für  Sozialwissenschaft."  34.  1912.  S.  55,  470.  L'Imperialismo  Italiano.  igi5-  A.  D  a  u  - 
zat,  L'expansion  italienne.  1914.  W.  K.  Wallace,  Greater  Italy.  1917-  Demo- 
cracy  and  Imperialism  in  Italy.  ,,New  Statesman."  9.  1917.  A.  Meister,  ,, Hoch- 
land".   14.    1917.    J.  T.  W.  Newbold,  Imperial  Italy.     ,,Labour  Leader".     22.  Febr. 

1917.  A.  R  ü  h  1 ,   Die  Grundlagen  des  italienischen  Imperialismus.     „Meereskunde."    12. 

1918.  Ph.  Hiltebrandt,  Der  italienische  Imperialismus  .  .  .  „Deutsche  Rund- 
schau." 44.  1918.  —  V.  G  a  y ,  El  Imperialismo  y  la  guerra  eiuropea.  Los  principios 
nationalistas  y  el  Iberismo.     1915  u.  a. 

^  A.  Grabowsky,  Deutscher  Imperialismus.  ,,Das  Neue  Deutschland." 
1916,  Heft  5,  S.  113  ff.  Wieder  abgedruckt:  Wege  ins  neue  Deutschland.  „Das  Neue 
Reich."  3.  1919.  S.  72—83.  Vgl.  S.  109  f.  Steffen,  a.  a.  O.,  S.  159  ff.,  194. 
A.  B  e  n  c  k  e  ,  Englischer  Handelsimperialismus  und  deutsche  Wirtschaftsidee.  „Handel 
und  Industrie."  25.  1916.  Nr.  1261,  S.  83ff.  P.  Joachimsen,  Grundlagen  eng- 
lischer und  Probleme  deutscher  Weltpolitik.  „Europäische  Staats-  und  Wirtschafts- 
zeitung". I.  1916.  N.  16,  S.  859ff.  K.  Hoffmann,  Das  Ende  des  kolonialpoli- 
tischen Zeitalters.  2.  Aufl.  Leipzig  1917.  P.  Ostwald,  „Volkswirtschaftliche  Zeit- 
fragen." 297.  1917.  K  u  m  p  m  a  n  n  ,  a.  a.  O.,  S.  agff.  H  i  n  t  z  e  ,  a.  a.  O.,  S.  554. 
Hier  wird  auch  der  romanische  Imperialismus  im  Gegensatz  zum  russischen,  japanischen, 
amerikanischen  als  ,, unecht"  bezeichnet;  ein  deutscher  wird  weithin  überhaupt  abgelehnt. 

*  Ph.  H.Kcrr  in  seinem  Beitrage  zu  dem  dürftigen  Sammelbande:  The  Empire  and 
the  Future.     1916.     S.  71. 
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Jingoimperialism US  entwarf ;  Prussianism  und  Militarism  wurden  drüben 
als  Synonyma  beliebt.  Während  aber  eine  derartige  Stimmungsmache 
die  Wissenschaft  kalt  lassen  muß  und  auch  jene  unendlich  oft  wieder- 
holten deutschen  Vergleiche  wissenschaftlich  ziemlich  unergiebig  sind, 
da  sie  meistens  mehr  der  politischen  und  moralischen  Rechtfertigung 
des  „deutschen  Gedankens"  dienen  und  dann  einer  grundsätzlichen 
Kritik  etwa  von  sozialistischer  Seite^  erwünschte  Blößen  bieten,  ist 
doch  der  Gewinn,  den  auch  die  begriffliche  Erkenntnis  aus  dieser  ver- 
gleichenden Beschäftigung  mit  den  verschiedenen  Imperialismen  der  Gegen- 
wart, die  viel  neues  Material  zutage  förderte,  allmählich  gezogen  hat,  ganz 
unverkennbar,  zimial  da,  wie  schon  der  neue  Plural  zeigte,  die  Unter- 
schiede zwischen  den  abweichenden  nationalen  Formen  doch  nie  so 
tief  reichten,  daß  die  gemeinsame  imperialistische  Grundlage  nicht  immer 
wieder  durchgeschimmert  hätte.  Es  ergibt  sich  damit  ein  riesenhaftes 
Forschungsmaterial,  für  das  eine  Grenze  kaum  zu  finden  ist,  weder 
eine  örtliche  noch  eine  zeitliche:  in  verwirrender  Vielgestaltigkeit  ziehen, 
wie  die  sich  ablösenden  Weltreiche,  so  die  teils  sich  ablösenden,  teils  sich 
ergänzenden  oder  bekämpfenden  Imperialismen  an  dem  Auge  vor- 
über. 

II.  Eine  neue  Definition. 
Gerade  die  außerordentliche  örtliche  und  zeitliche  Größe  und  Viel- 
gestaltigkeit dieses  Materials  erweckt  von  neuem  das  dringende  wissen- 
schaftliche Bedürfnis  nach  einer  Definition,  die  der  Fülle  der  Gesichte 
halbwegs  gerecht  wird.  Je  weiter  sich  dem  Forscher  der  Gesichtskreis 
dehnt,  um  so  mehr  kommt  ihm  dies  Bedürfnis  zum  Bewußtsein,  und  mn 
so  mehr  erscheint  ihm  seine  Befriedigung  als  wissenschaftliche  Pflicht^. 
Es  kann  deshalb  kamn  überraschen,  daß  ein  Nationalökonom,  der  sein 
Untersuchungsfeld  besonders  weit  abgesteckt  hat  und  dazu  durch  eine 
besondere  Energie  des  Denkens  ausgezeichnet  ist,  die  Befriedigung 
jenes  unabweisbaren  Bedürfnisses  zu  erzwingen  sucht.  Wir  verdanken 
der  gehaltvollen  Studie  J.  Schumpeters,  Zur  Soziologie  der 
Imperialismen^  eine  neue  Definition  des  Imperialismus,  die,  wenn 
man  sie  auch  nur  als  Versuch  gelten  lassen  will,  die  Forschung  doch  merk- 
lich fördert:  nach  der  systematisch-deduktiven  wie  nach  der  genetisch- 
induktiven Seite  hin.  Sie  ist  bemüht,  der  Fülle  des  Materials  einigermaßen 


^  M.  Adler,  Zur  Ideologie  des  Weltkrieges.  „Kampf".  S.  1915.  S.  121.  W. 
Ellenbogen,  Krieg  und  Volkswirtschaft.  Ebenda.  S.  150 f.  R.  Hilferding, 
Historische  Notwendigkeit  oder  notwendige  Politik.     Ebenda.     S.  213. 

2  Vgl.  F.  Eulenburg,  Über  Gesetzmäßigkeiten  in  der  Geschichte.  „Archiv  für 
Sozialwissenschaft".     35.     1912.     S.  345ff. 

^  A.  a.  O.,  S.  I — 39,  275 — 310.  E.  C.  van  Dorp,  Overzicht  van  buiten- 
landsche  tijdschriften.     „De  Economist".     68.     1919.     S.  286 — 292. 
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gerecht  zu  werden  und  vermeidet  außerdem  den  Fehler,  die  Grenzen  des 
Begriffs  allzu  weit  auszudehnen  und  diesen  damit  ins  Ungewisse  und  Un- 
greifbare verschwimmen  zu  lassen. 

Die  neue  Definition  lautet:  „Imperialismus  ist  die  objektlose  Dis- 
position eines  Staates  zu  gewaltsamer  Expansion  ohne  angebbare  Grenze" 
(S.  3).  Es  verlohnt  sich,  in  eine  Kritik  dieser  neuen  Definition  einzutreten, 
um  festzustellen,  ob  sie  ausreicht,  d.  b.  sie  nicht  einerseits  zu  viel  und 
andrerseits  zu  wenig  enthält. 

Wenn  man  die  Definition  ihres  überflüssigen  Schlußteiles  entkleidet 
(denn  ,,ohne  angebbare  Grenze"  sagt  zwar  nicht  dasselbe  wie  „objekt- 
los", ist  aber  doch  nur  eine  Folge-  oder  Begleiterscheinung  dieses  aller- 
dings wesentlichen  Merkmals),  so  hat  man  sie  noch  nicht  von  allem  Bal- 
laste befreit;  denn  auch  der  Zusatz  ,, gewaltsam"  zu  Expansion  ist  als  ent- 
behrlich zu  streichen,  da  sonst  das  ganze  große  Gebiet  des  sogenannten 
Kulturimperialismus^,  also  eines  friedlichen,  jeder  Gewalttat  abholden 
Imperialismus,  über  den  vor  dem  Kriege  und  während  des  Krieges  be- 
sonders viel  verhandelt  worden  ist,  ausgeschlossen  bleiben  mußte.  Auch 
Theodor  Barth^  hatte  allerdings  definiert:  ,, Imperialismus  ist 
mehr  oder  weniger  gewaltsame  Einwirkung  auf  weltwirtschaft- 
liche Vorgänge  unter  dem  Gesichtspunkte  nationaler  Macht- 
entwickltmg".  Ebenso  sagte  Hobson^:  ,,The  forcible  acquisition  of 
foreign  markets,  concessions,  areas  of  development  and  government  .  .  ." 

Nach  Ausscheidung  dieser  entbehrlichen  Merkmale  bliebe  als  neue 
Begriffsbestimmung  übrig:  ,, Imperialismus  ist  die  objektlose  Disposition 
eines  Staates  zu  Expansion."  Man  braucht  diese  ebenso  anschauliche 
wie  klare  und  bestimmte  Definition  nur  mit  einigen,  im  folgenden  be- 
liebig herausgegriffenen  Vorgängerinnen  zu  vergleichen,  um  auf  den 
ersten  Blick  den  Fortschritt  zu  erkennen.  Grabowsky*  will  ,, ge- 
dankenlose Eroberungspolitik"  nicht  als  Imperialismus  gelten  lassen,  der 
\delmehr  ,, organisches  Weltmachtstreben"  sei.  Steffen^  nennt  Impe- 
rialismus das  ,, Bestreben,  durch  Eroberung  oder  Kolonisation  oder  durch 
friedliche  politische  Vereinigung  bereits  vorhandener  Staaten  oder  durch 
gleichzeitige  Anwendung  dieser  Methoden  einen  weltumfassenden  Groß- 
staat zu  schaffen,  einen  Weltstaat,  der  die  ganze  Menschheit  umfaßt  oder 
die  Menschheit  zwischen  sich  und  einigen  anderen  Weltstaaten  teilt"  .  .  . 
Nach  Schumacher^  versteht  man  unter  imperialistischer  Politik  „eine 

^  Vgl.  F.  Eulenburg,  Von  den  Weltreichen  der  Zukunft  und  der  Zukunft  der 
Weltreiche.     ,,W.  A."     9.  Bd.     1917.     S.  435. 

*  Bei    B  o  r  g  i  u  s  ,    a.  a.  O.,  S.  30. 

^  Democracy  after  the  war.     London  1917.     S.  72. 

*  Wege  ins  neue  Deutschland.    S.  72,  74. 
^  a.  a.  O.,    S.  4. 

*  a.  a.  O.,  S.  203. 
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Politik,  die  avif  ein  Weltreich,  eine  Weltherrschaft  gerichtet  ist".  Bei 
Stegerwald^  ist  Imperialismus  nur  „Streben  nach  Weltgeltvmg", 
bei  V.  M  ö  r  1 2  noch  allgemeiner:  „Drang  nach  vorwärts  .  .  .  ,  nach  Ent- 
faltung aller  im  Volke  schlummernden  Kräfte",  bei  H  i  n  t  z  e  ^  wieder  be- 
stimmter: ,, Drang  nach  immer  größeren  über  Europa  hinausstrebenden 
Staatsbildungen"  oder:  „Streben  nach  Weltherrschaft,  .  .  .  Machtpolitik, 
die  keine  anderen  Schranken  anerkennt  als  die,  welche  ihr  von  außen 
gezogen  werden"^.  Kürzer,  aber  auch  treffender  ist  E  u  1  e  n  b  u  r  g  s 
Definition^:  ,, Ausdehnungsstreben  der  Großstaaten  der  Erde  über  sich 
selbst."  Schnitze'  erklärt:  ,, Imperialismus  ist  das  Bestreben, 
die  Herrschaft  eines  Volkes  weiter  auszudehnen,  als  der  sprachlichen 
Zugehörigkeit  seiner  Bestandteile  oder  seinen  natürlichen  Grenzen  ent- 
spricht." Friedjung'  sagt  von  den  modernen  Völkern :  ,, Sie  strebten 
aus  der  Heimat  in  die  Weltweite  und  erfanden  für  diese  Begierde  den 
tönenden  Namen  Imperialismus  .  .  .  Unter  Imperialismus  versteht  man 
den  Drang  der  Völker  und  der  Machthaber  nach  einem  wachsenden 
Anteil  an  der  Weltherrschaft,  zunächst  durch  überseeischen  Besitz.  Diese 
Begriffsbestimmung  ist  aber  durch  das  Merkmal  zu  ergänzen,  daß  der 
Trieb  zu  klarem  Bewußtsein  gediehen,  zur  Richtschnur  des  Handelns 
erhoben  sein  muß."  Nach  v.  D  i  r  k  s  e  n  ^  ist  imperialistisch  „das 
Streben  eines  Volkes  nach  möglichst  großer  Ausdehnung  in  politischer 
oder  doch  wirtschaftlicher  Beziehung,  ohne  Rücksicht  auf  die  Bedin- 
gungen des  eigenen  I^andes".  Bei  D  i  x  ^  dagegen,  der  Imperialismus 
mit  „Weltmacht-Wachstmnswille"  übersetzt,  hat  er  „zur  Voraussetzung 
eine  Weltmacht,  die  beseelt  ist  von  dem  Willen,  sich  auszuwachsen 
gemäß  den  Bedürfnissen  ihres  Volkstums  und  ihrer  Volkswirtschaft". 
Hasse ^"  übersetzt  imperiiun  einerseits  mit  „Einheitsweltstaat",  deutet 
aber  den  Imperialismus  dann  doch  als  ,,  Herrschafts  Verhältnis  oder  das 
Streben,  ein  solches  herzustellen".  Bei  Ripke  ^^  findet  sich  im  An- 
schlüsse an  Imperimn  die  Wiedergabe:  ,, reichsgemäße  Politik". 


^  Zum  Problem  des  Imperialismus.     „Das  Neue  Deutschland."     6.     1918.     S.  552. 

*  a.  a.  O.,  S.  416. 
3  a.  a.  O.,  S.  552. 

*  a.  a.  O.,  S.  554.     Ähnlich  K.  Kautsky,    Nationalstaat,  imperialistischer  Staat 
und  Staatenbund.     Nürnberg  1915.     S.  16. 

«  a.  a.  O.,  S.  435. 
6  a.  a.  O.,  S.  23. 
'  a.  a.  O.,  S.  4f. 
«  A.  a.  O.,  S.  258. 

*  Deutscher  Imperialismus.     2.  Aufl.     Leipzig  1914.     S.  i.     Vgl.  „Deutsche  Kultur 
in  der  Welt".    1.    1915.    S.  128 — 134,  195 — 201. 

^°  „Deutsche  Politik."    II.  i.    1908.    S.   iif. 
^^  „Panther."    2.    1913.    S.  4. 
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Es  wäre  nicht  schwer,  solche  Definitionen  zu  häufen.  Wenn  sie 
auch  meistens,  wie  sich  noch  zeigen  wird,  richtige  Beobachtungen  ent- 
halten, so  ermangeln  sie  doch  durchweg  eines  schon  auf  die  Weite 
kenntlichen  charakteristischen  Merkmals.  Dieses  vor  allem  ist  von 
Schumpeter  in  glücklicher  Weise  entdeckt  worden,  wenn  es  auch 
freilich  schon  in  obigen  Definitionen,  soweit  sie  von  Historikern  stam- 
men, und  in  der  bisherigen  Literatur^  öfters  Beachtung  gefunden  hat. 
Wurde  auch  nicht  gerade  die  Objektlosigkeit  als  entscheidend  gewür- 
digt, so  doch  jedenfalls  die  Maß-  imd  Uferlosigkeit  imperialistischen 
Strebens.  Doch  war  es  bedenklich,  wenn  man  das  ,, anscheinend  un- 
begründete Vorwärtsdringen",  die  Ausdehnung  ,,ohne  innere  Notwendig- 
keit" dem  französischen,  italienischen,  nordamerikanischen,  russischen 
und  japanischen  Imperialismus  als  Charakteristikum  zuwies,  während 
man  sie  für  England  leugnen  zu  können  glaubte^. 

Die  weitere  Prüfung  der  Definition  wird  die  Frage  erörtern  müssen, 
ob  in  ihr  wirklich  alle  wesentlichen  Merkmale  des  Begriffs  enthalten 
sind,  ob  sie  vollständig  ist,  oder  ob  sie  lyücken  aufweist.  Beachtung 
verdient  da  zunächst,  daß  der  Imperialismus  nur  eine  Disposition,  d.  h. 
eine  Veranlagung,  eine  Neigung,  eine  Willensrichtung  bezeichnen  soll, 
worin  ja  die  oben  angeführten  weniger  befriedigenden  Definitionen 
trotz  aller  sonstigen  Abweichungen  übereinstimmen,  wenn  sie  von  Rich- 
tung, Streben,  Drang,  Begierde  sprechen.  In  dieser  Verengung  des 
Begriffs  macht  sich  vielleicht  noch  die  oben  berührte  Stimme  des  Sprach- 
gefühls bemerkbar,  die  davor  warnt,  den  Begriff  allzusehr  von  seiner 
seelischen  Grundlage  losztüösen  und  in  die  Praxis  hinein  zu  vergröbern. 
Außerdem  ist  aber  diese  Verengimg  des  Begriffs  auch  wohl  auf  den  be- 
sonderen Gesichtswinkel  zurückzuführen,  auf  den  Schumpeter 
seine  Durchforschung  des  imperialistischen  Tatsachenmaterials  einge- 
stellt hat:  tun  den  Nachweis  und  tun  die  Erkenntnis  eben  dieser  Dis- 
position, ihrer  geschichtlichen  Entstehung,  ihrer  Erfolge  und  ihres  Ver- 
falles, um  ihre  Charakteristik  im  weitesten  Sinne  ist  es  ihm  vor  allem 
zu  tun.  In  der  Tat  wird  die  Erforschung  dieser  Disposition  für  die  Er- 
forschimg aller  Imperialismen  den  Ausschlag  geben:  als  einer  causa 
causans,  aus  der  alles  weitere  folgt.  Und  doch  lehrt  der  bisherige 
publizistische    Sprachgebrauch   zusammen  mit   der  geschichtlichen  Er- 


^  K.  Breysig,  Besprechung  von  M  a  r  c  k  s  ,  Imperialismus  imd  der  Weltkrieg. 
„W.  A."  10.  Bd.  1917.  S.  121.  K.  V  o  ß  1  e  r ,  Imperialismus  und  Ästhetentum  in 
Italien;  „Europäische  Staats-  und  Wirtschaftszeitung."  2.  1917.  S.  öigf.  Fried- 
jung, a.  a.  O.,  S.  6,  8yt.  S  c  h  u  1 1  z  e  ,  a.  a.  O.,  S.  28.  Steffen,  a.  a.  O.,  S.  4f., 
8,  IG,  46,  i74ff-  Sachs,  a.  a.  O.,  S.  295.  E.  S  z  a  b  6  ,  Krieg  und  Wirtschaftsver- 
fassung.    „Archiv  für  Sozial  Wissenschaft."     39.     1915.      S.  657. 

2  V.  D  i  r  k  s  e  n  ,    a.  a.  O.,  S.  262ff. 
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fahTung,  daß  mit  Imperialismus  nicht  nur  die  Disposition,  die  Veranlagung, 
sondern  auch  ihre  Betätigung  und  Auswirkung  zu  bezeichnen  ist.  Hier 
darf  man  ohne  Bedenken  auf  die  Analogie  des  Kapitalismus  oder  Mili- 
tarismus verweisen.  Die  Disposition  allein  wäre  dann  noch  nicht  der 
ganze  Imperialismus,  sondern  nur  der  imperialistische  Geist.  Aber  selbst 
wenn  man  sich  mit  der  Beschränkung  des  Begriffes  Imperialismus  auf 
der  Disposition  abfindet,  wofür  man  sich  nach  Ausweis  der  anderen 
obigen  Definitionen  immerhin  auf  den  wissenschaftlichen  Sprachgebrauch 
berufen  könnte,  müßte  man  die  alleinige  Angabe  des  Staates  als  ein- 
zigen Trägers  der  Disposition  gerade  angesichts  der  vom  Verfasser  selbst 
vorgeführten  typischen  Fälle  bedenklich  finden.  Die  Einführung  des 
allzu  fest  umrissenen  Begriffes  Staat  dürfte  der  Fülle  des  imperialistischen 
Tatsachenmaterials,  wie  es  gerade  vom  Verfasser  umsichtig  erschlossen 
wird,  nicht  ganz  Genüge  leisten.  Unschwer  läßt  sich  vielmehr  hier  das 
Wort  Staat  durch  ein  anderes  ersetzen,  das  dem  kleinen  Vorrate  fester 
soziologischer  Termini  entnommen  ist,  nämlich  durch  ,, soziologische 
Gruppe",  die  sich  auch  durch  einzelne  Individuen,  durch  ,, Machthaber", 
wie  Friedjung  treffend  sagt,  vertreten  lassen  kann.  Auch  der 
Earl  of  Cromer^  ist  der  richtigen  Meintmg:  ,,Et5miologically 
speaking,  the  word  Imperialism  connotes  .  .  .  the  existence  either  of 
emperors  or  .  .  .  of  rulers  .  .  .",  wenn  diese  Beziehung  auf  Personen  auch 
später  der  Etymologie  zimi  Trotz  zurückgetreten  sei. 

D^egen  liegt  nun  die  eigentliche  Pointe  der  neuen  Definition  in 
dem  Worte  „objektlos":  ,, Immer  handelt  es  sich,  wenn  man  von  Im- 
perialismus spricht,  mn  die  Behauptung  einer  Aggressivität,  deren  wahrer 
Grund  nicht  in  den  momentan  verfolgten  Zielen  liegt  .  .  .,  einer  Aggres- 
sivität an  sich,  wie  das  auch  Wendungen  wie :  .  .  .  ,, Weltherrschaft"  .  .  . 
ausdrücken  sollen  .  .  .  Obgleich  auch  Expansion  als  Selbstzweck  ein 
,, Objekt"  ist,  so  hat  eine  solche  Expansion  doch  kein  adäquates  Objekt 
außerhalb  ihrer  selbst  .  .  ."  (Vgl.  S.  279,  281.)  Damach  erscheint  das 
Streben  nach  Weltherrschaft  als  etwas  so  Verschwommenes,  daß  man 
gut  tut,  einzugestehen,  daß  das  Streben  darnach  nicht  ein  Streben  nach 
einem  wirklichen,  sondern  nach  einem  bis  zu  einem  gewissen  Grade  ima- 
ginären Ziele  darstellt,  sich  also  dem  Beiworte  ,, objektlos"  füglich  nicht 
entziehen  kann.  Es  ist  in  der  Tat  verdienstlich,  die„Objektlosigkeit"  alles 
Strebens  nach  Weltherrschaft  klar  herauszustellen,  nur  daß  Begriffe,  wie 
Weltherrschaft,  Weltmacht,  Weltgeltung  oder  wie  man  es  sonst  nennen 
mag,  für  das  allgemeine  imperialistische  Bewußtsein  nicht  aufhören,  trotz 
all  ihrer  tmleugbaren  Verschwommenheit  und  Verwandtschaft  mit  der 
Utopie,  greifbare  Ziele  zu  sein  oder  wenigstens  als  solche  gefühlt  und 

^  a.  a.  O.,  S.  30if.  Vgl.  M.  Beer,  Der  moderne  englische  Imperialismus.  „Neue 
Zeit."    16.    I.    1918.    S.  303. 
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gewollt,  namentlich  auch  propagiert  zu  werden.  Was  von  der  einen 
Seite  ganz  ,, objektlos"  aussieht,  erweist  sich  von  der  anderen  Seite 
doch  als  greifbares  und  vor  allem  als  zugkräftiges  Objekt.  Wirklich 
verschwommen  wird  der  Begriff  Weltherrschaft  ja  auch  nur,  wenn  man 
ihn  preßt  und  ganz  wörtlich  nimmt.  Gerade  in  der  imperialistischen 
Ideologie  bedeutet  aber  Weltherrschaft  nicht  nur  die  Herrschaft  über 
die  Welt,  sondern  auch  die  Herrschaft  in  der  Welt,  die  Beeinflussung 
der  Welt  auf  möglichst  vielen  Gebieten  des  individuellen  und  des  ge- 
nossenschaftlichen I/cbens.  Einer  in  diesem  Sinne  von  R.  Kobatsch^ 
aufgestellten  Definition  kann  man  trotz  ihrer  I^angatmigkeit  nur  zu- 
stimmen. Danach  ist  der  in  ein  größeres  System ^  von  Staats-  und  Wirt- 
schaftsstufen eingeordnete  Imperialismus  das  ,, Prinzip  jener  Staaten, 
welchen  zwar  keine  direkte  politische  Macht  über  alle  Länder  der 
Welt  zusteht,  welche  aber,  an  und  für  sich  von  verhältnismäßig  großem 
Territorimn,  von  großer,  dichter  und  leistungsfähiger  Bevölkerung, 
von  starkem  Außenhandel,  dahin  streben,  in  allen  Weltteilen  so  wichtige 
territoriale  und  populationistische  Stützpunkte  ihrer  Nationalwirtschaft 
zu  besitzen  imd  mit  allen  wichtigeren  Ländern  so  starke  kommerziell- 
finanzielle Beziehungen  zu  unterhalten,  daß  sie  in  den  weltpolitischen 
und  weltwirtschaftlichen  Fragen  ein  gemeinsames  Wort  mitzureden 
haben".  Gerade  der  moderne,  in  Lamprechts^  fruchtbarem  Be- 
griffe des,, Tentakelstaates"  verkörperte  Imperialismus,  der  sich  trotz  aller 
begrifflichen  Schwierigkeiten  in  der  Praxis  ,,das  Dasein  mehrerer  Welt- 
reiche nebeneinander*"  gefallen  lassen  muß,  ist  auf  eine  solche  Ein- 
schränkung des  Begriffes  Weltherrschaft  zumal  bei  seiner  volkstümlichen 
Werbearbeit  angewiesen.  Je  deutlicher  er  sich  einer  solchen  Einschrän- 
kung, wenn  auch  zunächst  nur  für  die  Praxis,  bewußt  wird,  um  so  eher 
ist  er  befähigt,  nun  doch  ein  greifbares  Ziel  und  ein  sichtbares  Objekt 
aufzustellen  und  sich  somit  dem  Prädikate  der  Objektlosigkeit  mehr 
zu  entziehen,  wenn  ihm  das  auch  freilich  nie  völlig  gelingen  wird.    Noch 

^  Internationale  Wirtschaftspolitik.  Ein  Versuch  ihrer  wissenschaftlichen  Erklärung 
auf  entwicklungsgeschichtlicher  Grundlage.  Wien  1907.  S.  364.  Vgl.  S.  379:  „Imperi- 
alismus bedeutet,  daß  eine  große  und  hochentwickelte  Nationalwirtschaft  außer  ihrem 
Stammlande  mehr  oder  weniger  zahlreiche  andere  Nationalwirtschaften  in  den  Macht- 
bereich der  Internationalen  Wirtschaftspolitik  zu  bringen  strebt  und  erreicht"  .  .  . 

^  Zu  seiner  Beurteilung  sind  die  Ausführungen  von  B.  Harms  heranzuziehen. 
Volkswirtschaft  und  Weltwirtschaft.  ,, Probleme  der  Weltwirtschaft."  6.  Bd.  Jena  1912. 
S.  45  ff. 

^  Deutsche  Geschichte  der  jüngsten  Vergangenheit  und  Gegenwart.  2.  Frei- 
burg i.  Br.  1919.     S.  495ff. 

*  M  e  h  r  m  a  n  n  ,  a.  a.  O.,  S.  168,  D  i  x  ,  a.  a.  O.,  S.  9,  Hasse,  a.  a.  O.,  S.  2. 
Steffen,  a.  a.  O.,  S.  15,  30.  H  a  s  h  a  g  e  n  ,  Über  historische  Imperialismusforschung, 
S.  506.  Zur  Kritik  der  Lehre  von  den  modernen  Weltreichen  s.  neben  Bluntschli 
und   S  c  h  ä  f  f  1  e   besonders  H.  Dietzel,   Die  Theorie  von  den  drei  Weltreichen.    1900. 
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weniger  sind  die  älteren  Imperialismen  zu  solcher  Einschränkung  bereit. 
Auf  sie  wirft  deshalb  das  Merkmal  der  Objektlosigkeit  besonders  helles 
Lichti. 

Auch  die  neue  Definition  klammert  sich  an  dies  Merkmal  nicht 
so  kurzsichtig  fest,  daß  sie  die  Hinzufügung  eines  Objektes  nun  nicht 
doch  noch  selbst  wagte;  denn  sie  bezeichnet  mit  Imperialismus  die  Dis- 
position zur  Expansion,  wobei  diese  Hinzufügung  eines  Objektes  für  das 
zuerst  als  objektlos  charakterisierte  imperialistische  Streben  nur  äußer- 
lich einen  formalen  Schönheitsfehler  darstellt,  während  innerlich-sachlich 
gerade  der  Widerstreit  zwischen  Objektlosigkeit  und  dem  Dasein  eines 
Objektes  den  widerspruchsvollen  Gebilden  der  imperialistischen  Wirk- 
lichkeit am  besten  Rechnung  trägt.  Es  fragt  sich  nur,  ob  die  Hinzu- 
füguug  dieses  einen  Objektes  der  Expansion  ausreicht.  Daß  es  das  wich- 
tigste und  wesentliche  ist,  darüber  sind  fast  alle  Definitionen  einig. 
Wo  sie  abweichen,  geschieht  es  nur  in  der  näheren  Bestimmung  der 
Richtung  und  des  Zieles  dieser  Expansion.  Aus  naheliegenden  Gründen 
wird  man  jedoch  alle  näheren  Bestimmungen^  dieser  Expansion  der 
allgemeinen  Begriffsbestimmung  fernhalten.  Deshalb  empfiehlt  sich 
höchstens  die  allgemeinste  nähere  Bestimmung  der  Expansion  einer 
soziologischen  Gruppe  über  sich  selbst  hinaus  oder  einer  Nation  über 
die  Grenzen  der  Nation  hinaus^  während  der  Zusatz:  über  Europa 
hinaus  mit  dem  universalhistorischen  Tatbestande  sofort  in  Konflikt 
geraten  würde.  Aber  das  alles  sind  Selbstverständlichkeiten.  Was 
aber  nicht  selbstverständlich  ist,  das  ist  die  Frage,  ob  die  durchgängige 
Lebensäußerung  des  Imperialismus  mit  dem  trotz  seiner  Allgemeinheit 
eindeutigen  Worte  Expansion  schon  ausreichend  charakterisiert  ist. 
Ist  diese  Lebensäußerung  wirklich  nur  eine  gradlinige  Stoßkraft  nach 
außen  ?  Wieder  kann  es  sich  natürlich  nicht  darum  handeln,  Begleit- 
und  Folgeerscheinungen  dieser  Expansion  in  einer  notgedrungen  all- 
gemein gehaltenen  Begriffsbestimmung  zu  berücksichtigen.  Der  Auf- 
zählung individueller  Nebenumstände  dürfte  sie  keinen  Ramn  bieten. 
Aber  es  fragt  sich  eben,  ob  diese  imperialistische  Expansion  nichts  weiter 
ist  als  Vorwärtsbewegung,  oder  ob  die  spezifisch  imperialistische  Form 
dieser  Expansion  nicht  erst  dann  zum  Vorschein  kommt,  wenn  man 
noch  einige  besondere,  durchaus  wesentliche  Eigentümlichkeiten  be- 
rücksichtigt. 

^  Ähnlich    Breysig,    a.  a.  O.,  S.  I2X. 

^  Förderliches  darüber  gibt  A.  Koch-Hesse  bei  B  o  r  g  i  u  s  ,  a.  a.  O.,  S.  23  ff., 
auch    Bonn,    a.  a.  O.,  S.  i4iff.,  i53ff.     Hasse,    a.  a.  O.,  S.  6f. 

^  Doch  macht  S  c  h  u  m  a  c  h  e  r  ,  a.  a.  O.,  S.  203,  gegen  die  Einfügung  schon  dieses 
Merkmals  den  gewichtigen  Einwand,  daß  im  Zeitalter  der  Weltwirtschaft  ein  solches  ,, Hinaus- 
reichen in  die  Welt  .  .  .  ohne  weiteres  in  allen  entwickelten  Volkswirtschaften  gegeben" 
sei  .  .  . 
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Diese  besonderen  Bigentiimliclikeiten  imperialistischer  Expansion 
werden  schon  durch  ihren  tatsächlichen  Verlauf  in  der  Vergangenheit, 
besonders  der  jüngsten  Vergangenheit,  an  die  Hand  gegeben.  So  gehört 
zu  den  wesentlichen  Merkmalen  des  englischen  Imperialismus  nicht  nur 
die  Expansion,  wie  immer  sie  sich  im  einzelnen  gestalten  mag,  sondern 
auch  der  gioße  Gedanke  der  Imperial  Federation,  des  Zusammenschlusses 
im  Innern,  der  Festigimg  und  Konzentrierung  der  Kräfte,  wie  S  c  h  u  m  - 
p  e  t  e  r  für  Disraelis  gewaltigen  Plan  selbst  anmerkt  (S.  6).  Auch 
in  den  weitschichtigen  Betrachtungen  über  Wesen  und  Wert,  Ver- 
gangenheit und  Zukunft  des  englischen  Imperialismus  (es  ist  eine  echt 
englische  Selbsttäuschung,  wenn  man^  behauptet:  ,,We  have  very  little 
literature  of  an  Imperialist  character  .  .  .  We  have  no  theory  of  Empire. 
We  do  not  talk  of  ,a  place  in  the  sim'  .  .  .")  hat  dieser  Gedanke,  was 
auf  deutscher  Seite  auffallenderweise  immer  noch  verkannt  wird^,  von 
jeher  ein  besonders  lebhaftes  und  ernstes  Interesse  gefunden^.  Es 
gibt  wieder  zu  denken,  daß  man  sich  auch  hier,  sei  es  in  mehr  apo- 
logetischer, sei  es  in  mehr  kritischer  Absicht,  besonders  eifrig  um  Auf- 
findung und  Erforschung  geschichtlicher  Vorläufer  und  Vorbilder  be- 
müht hat*,  wobei  man  wieder  bis  zur  Antike,  freilich  gelegentlich  nur 
bis  zum  Achäischen  und  merkwürdigerweise  nicht  bis  zu  dem  einiger- 
maßen kompromittierten  Attischen  Seebunde  zurückgegangen  ist^.  Dies 
gleichsam  innerpolitische  Merkmal  läßt  sich  aber  auch  bei  anderen  tmd 
älteren^  Imperialismen  beobachten.  Wenn  ein  im  praktischen  Gewerk- 
schaftsleben erfahrener  Tagespolitiker'  jüngst  betont  hat:  „Der  Im- 
perialismus setzt  die  straff  durchgeführte  Organisation  der  wirtschaft- 
lichen Kräfte  im  Innern  imd  eine  imponierende  äußere  Politik  des  Staates 


^  J.  H.  M  o  r  g  a  n  ,    a.  a.  O.,    S.  697. 

*  So  von    Grabowsky,    Wege  ins  neue  Deutschland.    S.  46,  72,  iio. 

'  Mehrere  Aufsätze  darüber  z.  B.  im  ,,Nineteenth  Century".  1891/95.  R.  T  h  i  r  1  - 
m  e  r  e  ,  The  clash  of  the  Empires.  1907.  S.  4,  agsff.,  sisff.  (Deutsche  Übersetzung.) 
G.  T.  D  e  n  i  s  o  n  ,  The  struggle  for  Imperial  Unity.  Recollections  and  Experiences.  1909. 
J.  W.  Raymond,  Imperial  Unity.  ,, National  Review."  63.  1914.  S.  1023 — 1030. 
Steffen,  a.  a.  O.,  S.  93  über  Milner.  H  a  s  h  a  g  e  n  ,  a.  a.  O.,  S.  5o6f.  Die  Imperialis- 
mus-Sondernummer der  Times  vom  April  1916  war  mir  nicht  zugänglich. 

*  H.  E.  Egerton,  Federations  and  Unions  within  the  British  Empire.  Oxford 
1911.  F.  J.  C.  Hearnshaw,  Democracy  at  the  crossways.  A  study  in  politics  and 
history  with  special  reference  to  Great  Britain.     1918.     S.  455,  459ff-,  463ff- 

^  P.  A.  Silburn,    The  Governance  of  Empire.    1910. 

*  M  o  n  y  p  e  n  n  y  ,  a.  a.  O.,  S.  6  f.,  vermißt  es  im  alten  Orient.  Es  ist  aber  bezeich- 
nend, daß  er  deshalb  einen  altorientalischen  Imperialismus  überhaupt  nicht  gelten  lassen 
will. 

'  S  t  e  g  e  r  w  a  1  d  ,  a.  a.  O.,  S.  553.  Vgl.  v.  M  ö  r  1 ,  a.  a.  O.,  S.  416.  J  a  c  o  b  i ,  a. 
a.  O.,  S.  47.  C.  S.  G  o  1  d  m  a  n  ,  Einleitung  zu  the  Emphre  and  the  Century.  1905.  S.  XX. 
E.  Schnitze    a.  a.  O.,  S.  50,  53.     D  i  x  ,    a.  a.  O.,  S.  2. 
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voraus",   so  ist   diese   Beobachtung   auch  geschichtlich  gerechtfertigt. 
Durchweg  entspricht  der  Ausdehnung  nach  außen  eine  Zusammenziehung 
im  Innern,  die  sich  natürlich  in  den  verschiedensten  Formen  äußern 
kann  und  schließlich  von  der  Politik,  mit  Einschluß  der  Wirtschafts- 
und Sozialpolitik  im  engeren  Sinne,  auf  Kulturpolitik  im  weitesten  Sinne 
übergreift,  so  daß  man^  geradezu  von  einem  ,, inneren"  Imperialismus 
hat  sprechen  dürfen,  von  dem  der  demokratische  dann  nur  ein  Spezial- 
fall wäre.    Es  trifft  sich  ferner  günstig,  daß  die  allgemeine  Theorie  des 
Machtgedankens  dem  Vorschub  leistet.  ,, Beides :  die  Herrschaft  des  starken 
Staates  über  die  Einzelnen  im  Innern  wie  sein  Ausdehnungsstreben  ent- 
springen dem  gleich  elementaren  Willen  zur  Macht,  der  sich  in  Konzentra- 
tion und  Expansion  zugleich  äußern  muß :  .  .  .  für  den  .  .  .  Imperialismus 
gehört  die  Entfaltung  nach  außen  und  die  Mobilisation  aller  spontanen 
Volkskräfte  im  Innern  notwendig  zusammen."^     Dieser  Behauptung  des 
Philosophen  von  dem  notwendigen  inneren  Zusammenhange  zwischen  Ex- 
pansion und  Konzentration  tritt  die  Beobachtung  des  Nationalökonomen* 
an  die  Seite,  nach  der  die  verschiedenen  Formen  des  Imperialismus  durch- 
gehend „nicht  nur  zu  einer  Ausdehnung  nach  außen  .  .  .,    sondern  auch 
zu  einem  engeren  Zusammenschluß  ...  im  Innern"  führen.    In  der  Tat 
handelt  es  sich  um  eine  allgemeine  Erscheinung,  und  es  beruht  auf  der 
bekannten   Überschätzung   englischer  Vorzüge,    wenn  man*  behauptet 
hat,  für  den  englischen  Imperialismus  könne  die  Konzentrationstendenz 
zwar  zugegeben  werden,  für  die  anderen  aber  nicht,  wenigstens  nicht 
in  der  Praxis. 

Auch  der  Drang  nach  außen  muß  noch  etwas  näher  bestimmt  werden, 
damit  er  sich  als  der  spezifisch  imperialistische  ausweise.  Wie  weit  und 
auf  wen  er  sich  erstrecke,  bedarf  zwar,  wie  bemerkt,  kaum  einer  näheren 
Angabe.  Dagegen  ist  es,  besonders  in  neuerer  Zeit,  nicht  nur  einfach 
ein  Drang  nach  mehr,  eine  Pleonexie^,  sondern  auch  ein  Drang  nach 
Selbstgenügsamkeit,  nach  Autarkie.  Der  mit  der  Ostasien-  und  der 
Weltpolitik  besonders  vertraute  M.  v.  Brandt*  betont  mit  Recht: 
,,daß  überall  mit  dem  Wunsche  der  wirtschaftlichen  Ausdehnung  nach 
außen  der  der  Abscliließung  des  eigenen  Gebietes  gegen  außen  verbmiden 
ist".    Auch  diese  Tendenz  tritt  in  den  Kämpfen  mn  den  englischen  Im- 


^  A.  Grabowsky,  Deutschlands  Weg.  ,,Das  Neue  Deutschland."  i.  1913. 
Der  innere  Imperialismus.  —  Deutscher  Glaube  imd  deutscher  Imperialismus.  Ebenda. 
3.  1915.  Deutscher  Imperialismus.  Ebenda.  5.  1916.  D  i  x ,  a.  a.  O.,  S.  losff. 
Hasse,  a.  a.    O.,  S.  10. 

»  Marck,    a.  a.  O.,  S.  7i. 

'  E  u  1  e  n  b  u  r  g  ,    a.  a.  O.,  S.  435. 

*  K  a  u  t  s  k  y  ,    a.  a.  O.,  S.  909. 
■^  M  a  r  c  k  ,    a.  a.  O.,  S.  20. 

•  Bei    B  o  r  g  i  u  s  ,    a.  a.   O.,    S.  33. 
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perialismus  am  deutlichsten  zutage.  Sie  macht  sich  aber  auch  bei  an- 
deren modernen  Imperialismen  vielfach  bemerkbar^,  und  da  sie  nun 
wiederum  zu  den  Hauptwurzeln  eines  philosophisch  durchdachten  Im- 
perialismus hinabführt^,  so  wird  man  es  nicht  übertrieben  finden,  wenn 
man^  gesagt  hat:  ,,Das  Autarkiestreben  ist  .  .  .  der  tiefste  Beweggrund 
in  der  Bildung  modernen  Imperien."  Es  begrenzt,  es  determiniert  die 
Expansion,  die  erst  durch  die  Hinzufügung  dieses  zweiten,  mit  dem 
ersten  innerlich  zusammenhängenden*  eigentümlichen  Merkmals  ihr  be- 
sonderes, imperialistisches  Gepräge  erhält. 

Indem  Schumpeter  das  Autarkiestreben  von  seiner  Defi- 
nition fernhält,  entgeht  er  allerdings  einer  anderen  Schwierigkeit,  die 
sich  erhebt,  wenn  man  das  Verhältnis  des  Imperialismus  zur  Weltwirt- 
schaft zu  bestimmen  sucht.  Im  Gegensatze  zu  den  unvollkommenen 
Versuchen,  die  man  gemacht  hat,  imi  der  Begriffsverwirrimg  in  Sachen 
des  Imperialismus  abzuhelfen,  hat  die  wissenschaftliche  Begriffsbildung 
in  Sachen  der  Weltwirtschaft  ungeachtet  nicht  geringerer  entgegen- 
stehender Schwierigkeiten  und  mancher  Bedenken,  die  sich  aber  nicht 
immer  durch  theoretische  Klarheit  auszeichnen^,  neuerdings  besonders 
in  Deutschland  bemerkenswerte  Fortschritte  gemacht  und  bleibende 
Erfolge  erzielt.      Im  Mittelpunkte  des  vielimistrittenen  Begriffs  Welt- 


*  G  e  r  1  o  f  f  ,  a.  a.  O.,  S.  i8f.,  besonders  E  u  1  e  n  b  u  r  g  ,  a.  a.  O.,  S.  435 — 452. 
Kumpmann,  a.a.O.,  S.u.  Nachimson,  a.a.O.,  S.  i45ff.  R.  Michels, 
a.  a.  O.,  S.  118.  H.  v.  Dirksen,  Imperialismus  und  Sozialismus.  „Grenzboten." 
72.  IV.  1913.  S.  340.  Grabowsky,  Wege  ins  neue  Deutschland,  a.  a.  O.,  S.  30. 
K.  Emil,  Handelspolitische  Fragen.  „Neue  Zeit".  35.  I.  I9i7-  S.  121  ff,  146, 
206,  241  f.  H.  Poetzsch,  Das  Imperium  und  die  Arbeiter.  „Sozialistische  Monats- 
hefte". I.  1916.  S.  195.  M.  Schippel,  Der  Imperialismus  auf  dem  Chenmitzer 
Parteitag.     Ebenda.     III.     1912.     S.  1274. 

»  M  a  r  c  k  ,    a.  a.  O.,  S.  i6f. 

'  G.  Jäger,  Das  Wesen  des  englischen  Staates  und  seine  Machtorganisation. 
.Schmollers  Jahrbuch".    39.    1915.    S.  1643;  vgl.  S.  i679f- 

*  Beispielsweise  die  von  Bonn  in:  Eine  neue  Wissenschaft?  „Archiv  für  So- 
zialwissenschaft". 33.  1911.  S.  842 — 852  und  Das  Wesen  der  Volkswirtschaft.  Ebenda. 
35.    1912.    S.  797 — 814  vorgebrachten. 

*  B.Harms,  a.a.O.;  außerdem:  Weltwirtschaft  und  Weltwirtschaftslehre.  „W. 
A."  I.  Bd.,  1913.  S.  I — 36.  Volkswirtschaft  und  Weltwirtschaft,  ebenda  S.  403 — 420.  Wesen 
und  Begriff  der  Weltwirtschaft.  „W.  A."  13.  Bd.,  1918.  S.  363  ff.  H.  P  e  s  c  h  ,  Volks- 
wirtschaftliche Aufgabe  und  Weltwirtschaft.  „W.  A."  6.  Bd.,  1915.  S.  2iff.  K.  Diehl, 
Privatwirtschaftslehre,  Volkswirtschaftslehre,  Weltwirtschaftslehre.  „Conrads  Jahrbücher". 
46.  Bd.,  1913.  S.  433ff.  S.  Frhr.  v.  Waltershausen,  Die  Weltwirtschaftslehre. 
„Zeitschrift  für  Sozialwissenschaft".  5.  1914.  S.  468ff.  W.  M  i  t  s  c  h  e  r  1  i  c  h  ,  Die  Welt- 
wirtschaft als  Wirtschaftsstufe,  „Zeitschrift  für  die  gesamte  Staatswissenschaft."  70. 
1914.  S.  I — 21.  K.  Hoff  mann,  a.a.O.,  S.  22ff.  Dix,  a.a.O.,  S.  i2f.  Ko- 
batsch,  a.a.O.,  S.  13.  K.A.  Gerlach,  a.a.O.,  S.  385—415.  G.  v.  Mayr, 
Volkswirtschaft,  Weltwirtschaft,  Kriegswirtschaft.    19 15. 
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Wirtschaft  Steht  nun  aber  gerade  das  Wort  Abhängigkeit*.  Weltwirt- 
schaft und  Autarkie  scheinen  somit  beinahe  kontradiktorische  Gegen- 
sätze zu  sein,  und  der  Imperialismus  mit  seinem  ihm  wesenhaften  Autar- 
kiestreben mutet  dann  an  wie  ein  großer  atavistischer  Fremdkörper  im 
autarkiefeindlichen  Getriebe  des  Zeitalters  moderner  Weltwirtschaft*. 
Daß  dieser  Gegensatz  nicht  nur  in  der  Theorie,  sondern  auch  in  der 
Praxis  vorhanden  ist,  bedarf  nach  all  den  schmerzlichen  Weltkriegs- 
erfahrungen um  so  weniger  der  näheren  Ausführung.  Diese  Tatsache 
fällt  jedoch  nur  zugunsten  der  Hinzufügung  auch  dieses  zweiten  Merk- 
mals ins  Gewicht. 

Auf  Grund  der  vorstehenden  Kritik  ließe  sich  die  neue  Definition 
in  folgender  Weise  ergänzen:  Imperialismus  ist  die  (objektlose)  Dis- 
position einer  soziologischen  Gruppe  zu  einer  im  Innern  von  Konzen- 
trationsstreben, nach  außen  von  Autarkiestreben  begleiteten  Expansion 
sowie  deren  Verwirklichung.  Doch  soll  damit  nicht  etwa  wieder  eine 
neue  Definition  aufgestellt  werden.  Vielmehr  ist  das  Ganze  nur  als 
eine  Ergänzung  ^  der  Schumpeter  sehen  Arbeit  gedacht,  und  die 
Frage  bleibt  hier  noch  offen,  ob  nicht  dies  Flickwerk  besser  durch  einen 
gänzlichen  Neubau  auf  ganz  anderem  Fundamente  zu  ersetzen  sei. 

III.  Imperialismus  und  Sozialismus. 
Zu  einer  tieferen  Würdigung  der  Definition  Schumpeter? 
gelangt  man  erst,  wenn  man  sie  selbst  auch  geschichtlich  als  Forschungs- 
gegenstand behandelt  imd  bemüht  ist,  sie  in  ihren  ideengeschichtlichen 
Zusammenhang  einzuordnen.  Objektiv  und  subjektiv  ist  sie  gewiß 
völlig  sachlich:  sie  sucht  lediglich  die  unübersehbare  Fülle  wechsel- 
voller Wirklichkeiten  in  einige  wenige  Formeln  zu  bannen.  Und  doch 
kann  sie  auch  die  Vorstellung  erwecken,  als  wenn  sie  eine  Kritik  oder 
ein  (negatives)  Werturteil,  wenn  nicht  enthielte,  so  doch  voraussetzte, 
was  selbstverständlich  einer  lediglich  sachlich  bedingten  und  brauch- 
baren Definition  durchaus  ferngehalten  werden  müßte.  Aber  eine  ,, ob- 
jektlose Disposition"  ,,ohne  angebbare  Grenze"  ist  offenbar  zum  min- 
desten nichts  Erstrebenswertes.  Auch  ist  man  berechtigt,  die  vom  Ver- 
fasser durchgeführte  Behandlung  des  geschichtlichen  Materials  zur 
Würdigung  seiner  Definition  heranzuziehen.  In  diesem  Sinne  verdient 
es  Beachtung,  daß  er  einerseits  beflissen  ist,  im  alten  Orient  den  ,,ty- 

^W.  Mitscherlich,  Nationalstaat  und  Nationalwirtschaft.  Leipzig  1916. 
S.  2iff.,  27 ff.  Emil,  a.  a.  O.,  S.  i22ff.  F.  Mender,  Das  moderne  Schutzzollsystem, 
Zürich  1916.    S.  42  f.     Ell  e  n  b  o  gen  ,  a.  a.  O.,  S.  153  f. 

2  Vgl.  E  u  1  e  n  b  u  r  g  ,    a.  a.  O. 

*  Ihr  dienen  auch  die  von  Mitscherlich,  a.  a.  O.,  S.  33ff.,  42 ff.,  eingeführten 
Begriffe  des  Imperial-  und  Unionstaates. 
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pischen"  Imperialismus  etwa  der  Ägypter  und  besonders  der  Assyrer 
als  selbstmörderisch  imd  völlig  sinnlos  an  den  Pranger  zu  stellen  (S.  17 f., 
21 — 24),  und  andererseits  für  die  Neuzeit  besonderen  Eifer  auf  den 
Nachweis  der  siegreichen  Bekämpfung  des  Imperialismus  in  England 
verwendet  (S.  8 — 16),  weshalb  die  in  anderer  Hinsicht  höchst  fesselnde 
Darstellung  der  Entwicklung  des  englischen  Imperialismus  von  P  a  1  - 
m  e  r  s  t  o  n  über  Disraeli^  zu  Chamberlain  mit  der  selt- 
samen Überschrift  „der  Imperialismus  als  Phrase"  versehen  wird:  im 
Gegensatze  zmn  älteren,  besonders  altorientalischen,  aber  auch  römi- 
schen und  germanischen  Imperialismus,  der  „als  Praxis"  klargemacht 
wird.  Ja,  es  finden  sich  am  Schlüsse  des  englischen  Abschnittes  die 
merkwürdigen  Sätze:  ,, Spielzeug  der  Phantasie  wird  der  Imperialismus 
auch  in  England  noch  lange  bleiben.  Als  praktische  Politik  hat  er  dort 
keinen  Raum  mehr."  Die  Definition  des  Imperialismus  mit  ihrer  Objekt- 
losigkeit  bleibt  dabei  doch  in  Sehweite,  und  der  Leser  könnte  zwischen 
den  Zeilen  herausfühlen,  daß  die  siegreiche  Bekämpfung  dieses  Im- 
perialismus durch  das  im  Grunde  ganz  antiimperialistische  England^ 
eine  höchst  verdienstliche  Tat  war.  Zu  derselben  Annahme  könnte  man 
gelangen,  wenn  man  sich  über  den  atavistischen  Charakter  des  Impe- 
rialismus belehren  läßt.  So  heißt  es:  ,,Die  geographische  Verumstän- 
dung  machte  die  iranischen  Arier  zu  Kriegern  .  .  .  Die  an  dieser  Art 
der  lyebenshaltung  erworbene  psychische  Disposition  und  Organisations- 
form wirkte,  zum  Dauertypus  geworden,  dann  ,objektlos'  weiter.  Das 
entspricht  überall  konstatierbarem  psychischem  Geschehen",  wie  u.  a. 
die  Beispiele  des  Geizhalses  oder  des  modernen  Geschäftsmannes  zeigen 
(S.  19).  Auch  die  Araber  erscheinen  als  ,, kriegerischer  Dauertypus", 
deren  Expansionsstreben  ,,aus  der  Lebensnotwendigkeit  der  Vergangen- 
heit geboren  ist"  (S.  25,  27).  Der  Verfasser  ist  eben  der  ganz  allge- 
meinen Überzeugung,  ,,daß  die  politischen  Denk-  und  Gefühlsgewohn- 
heiten  einer  Zeit  .  .  .  ,  weil  sie  Dauertypen  sind  .  .  .  ,  von  den  Produk- 
tionsverhältnissen vergangener  Epochen  beherrscht  werden"^.    ,,Der  Im- 

^  Schumpeter  wird  ihm  vielleicht  nicht  ganz  gerecht.  Vgl.  das  letzte  Buch 
Bruno  Bauers:  DisraSlis  romantischer  und  Bismarcks  sozialistischer  Imperialismus 
1882,  und  für  Disraelis  Nachwirkung  andereiseits:  W.  Sichel,  DisraeU  and  to-day. 
„Nineteenth  Century".    80.    1916. 

*  Vgl.  S.  288.  Zur  Einzelkritik  fehlt  hier  der  Raum.  Irrig  ist  die  Behauptung,  daß 
,, gerade  das  System  moderner  englischer  Kolonialpolitik"  den  Herxschaftsinstinkten  wenig 
sachliche  Befriedigung  verschaffe  (S.  8,  s.  dagegen  z.  B.  H  o  b  s  o  n  ,  Imperialism.  S.  i2off., 
I53f.,  i58ff.),  und  daß  aus  der  i.  Auflage  von  Reventlows  Auswärtiger  Politik  der  „pa- 
zifistische Charakter  der  auswärtigen  Politik  Englands"  ersichtlich  sei  (S.  i6,  Anm.  13). 
Schon  H  o  b  s  o  n  hatte  das  Zurücktreten  des  Imperialismus  in  der  englischen  Geschichte 
betont:  Democracy  after  the  war,  S.  75.    Ähnlich  K  a  u  t  s  k  y  ,  Nationalstaat,  S.  38,  41,  49. 

'  S.  3f.,  276,  282f.,  286,  29of.,  303ff.  Vgl.  Das  Wesön  und  der  Hauptinhalt  der 
theoretischen  Nationalökonomie.     Leipzig  1908.     S.  i2if. 
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perialismus  ist  ein  Atavismus.  Er  fällt  in  die  große  Gruppe  von  Über- 
lebsein früherer  Epochen,  ...  zu  jenen  Elementen  jedes  konkreten 
sozialen  Zustandes,  die  nicht  aus  den  I^ebcnsbedingungen  der  jeweiligen 
Vergangenheit  zu  erklären  sind  ...  Er  ist  ein  Atavismus  der  sozialen 
Struktur  und  individual-psychischer  Gefühlsgewohnheit"  ...  (S.283).  Die 
Bedenken,  die  sich  gegen  die  Allgemeingültigkeit  dieses  angeblichen,  ähn- 
lich allerdings  auch  in  der  Entwicklungsgeschichte  des  Patriotismus^ 
auftretenden  soziologischen  Gesetzes  erheben  ließen,  sollen  hier  unter- 
drückt werden.  Für  unseren  Zusammenhang  genügt  die  Feststellung, 
daß  auch  dieser  Atavismus,  mag  er  noch  so  tief  in  soziologischer  Not- 
wendigkeit verankert  sein,  dem  Imperialismus  nicht  zum  Vorteile  ge- 
reicht. Ähnlich  wirkt  der  auch  von  H  o  b  s  o  n  ^  besonders  stark  her- 
vorgehobene Militarismus:  .  .  .  „Vom  Kriege  geschaffen,  der  sie  brauchte, 
schuf  die  Maschine  die  Kriege,  die  sie  brauchte",  ,,die,  einmal  ange- 
kurbelt, weiterläuft,  solange  der  Dampf  vorhält  und  sie  an  keine  feste 
Mauer  anrennt" ;  der  Krieg  nicht  die  ultima,  sondern  die  prima  ratio ^ 
Mehr  und  mehr  rückt  der  Imperialismus  damit  in  eine  ganz  be- 
stimmte Beleuchtung,  deren  besondere  Färbung  zu  bestimmen  der  Ver- 
fasser selbst  dem  Beschauer  erleichtert  hat.  Er  erklärt  ,,den  Versuch, 
dem  Grundgedanken  der  ökonomischen  [d.  h.  materialistischen]  Ge- 
schichtsauffassung folgend,  die  imperialistischen  Tendenzen  aus  den 
lebensformenden  Einflüssen  der  ökonomischen  Struktur  und  der  Pro- 
duktionsverhältnisse abziüeiten",  im  allgemeinen  für  zutreffend  (S.  3). 
Die  Spannung  zwischen  Produktion  und  Konsumtion,  die  kapitalistisch 
bedingte  Überproduktion,  die  Übersättigung  des  inneren  Marktes*  u.  a. 
spielen  ja  in  der  Vorgeschichte  und  Geschichte  des  neueren  Impe- 
rialismus eine  große  Rolle.  Ferner  ist  es  nach  Schumpeter  ,,der 
weitaus  ernsteste  Beitrag  zur  I<ösung  unseres  Problems",  wenn  die 
neomarxistische  Theorie  im  [modernen]  Imperialismus  ,, einfach  den 
Reflex  der  Interessen  der  kapitalistischen  Oberschicht  auf  einer  be- 
stimmten Stufe  der  Entwicklung  des  Kapitalismus"  erblickt  (S.  3 f.). 
Er  weist  ims  damit  schon  selbst  auf  die  richtige  Fährte,  die  ziemlich 
geradeaus  in  den  Bereich  der  materialistischen  Geschichtsauffassung 
nicht  nur  des  Neomarxismus,  sondern  des  Marxismus  ganz  allgemein 
zurückführt. 


^  R.  Michels,    Zur  historischen  Analyse  des  Patriotismus.     „Archiv  für  Sozial- 
wisscnschaft."     36.     1913.     S.  432ff. 

*  Imperialism.     S.   I34ff.      S.  Zurlinden,     Der    Weltkrieg.     I.     Zürich  1917. 
S.  34if. 

»  S.  18,  27,  20.     Vgl.  S.  276ff. 

*  Hobson,    Imperialism.     S.  95f.,  191.    Domocracy  after  the  war.     S.  79f.      K. 
K  a  u  t  s  k  y  ,    Nationalstaat,  S.  34f,     S  t  e  g  e  r  w  a  1  d ,    a.  a.  O.,  S.  553. 
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Besonders  die  vom  Verfasser  entworfenen  historischen  Einzelbilder 
sind  darauf  eingestellt,  jene  beiden  Richtlinien  zu  verwirklichen.  Im 
allgemeinen  ist  es  die  ökonomische  Verum  ständung,  die  darin  überall 
nach  Möglichkeit  hervortritt.  Im  besonderen  aber  ist  der  Verfasser 
bemüht,  den  Massenhaften  Wurzelboden  auch  des  älteren  Impe- 
rialismus bloßzulegen,  das  klassenhafte  Fluidum,  in  dem  sich  seine  Blüte 
entfaltet,  sichtbar  zu  machen  und  schließlich  die  klassenhaften  Feinde, 
die  ihm  den  Untergang  bereiten,  dem  Leser  vorzuführen.  Man  soll  ein- 
sehen, daß  die  entscheidende  Triebkraft  der  imperialistischen  Entwick- 
lung durchweg  nicht  ein  ganzes  Volk,  aber  auch  nicht  (im  Widerspruche 
mit  der  Definition,  deren  Vorzug  auch  darin  liegt,  daß  sie  diesen  Vellei- 
täten  nicht  nachgibt)  der  Staat  ist,  sondern  die  Klasse.  Dies  klassen- 
hafte Wesen  des  Imperialismus  ist  in  den  geschichtlichen  Abschnitten 
mit  solchem  Nachdrucke  herausgearbeitet,  daß  man  sich  beinahe  dar- 
über wundert,  diesem  Merkmale  nicht  auch  in  der  Definition  zu  be- 
gegnen. 

Wenn  es  auch  Ausnahmen  gibt  wie  die  altorientalischen  ,, Krieger- 
völker" und  selbst  später  noch  die  Salfranken  (S.  31  f.),  bei  denen  man 
deshalb  auch  noch  von  Volksimperialismus  reden  könne,  so  erklärt 
Schumpeter  doch  gerade  die  Anwendung  der  letzten  Bezeichnung 
auf  gegenwärtige  Verhältnisse  für  „Unsinn"  (S.  18.  vgl.  281,  289,  301 
A.  32).  Schon  H  o  b  s  o  n  ^  hatte  den  Widerspruch  zwischen  Impe- 
rialismus und  Demokratie  imd  die  Unvereinbarkeit  von  Imperialismus 
und  Sozialreform  mit  flammenden  Worten  dargelegt.  Vollends  während 
des  Weltkrieges  bezeichnete  man  in  England  einen  demokratisierenden 
Imperialismus  —  weil  er  aus  Deutschland  kam  —  kurzweg  als  ,,Halb- 
Idee"^.  Besonders  tief  öffnet  sich  dann  nach  der  lychre  des  orthodoxen 
tmd  des  fadikalen  Marxismus  die  Kluft  zwischen  Imperialismus  imd  De- 
mokratie^. Diesen  u.  a.  Richtungen  ist  das  Wort  Volksimperialismus 
ein  Widerspruch  in  sich  selbst,  da  der  Imperialismus  seinem  Wesen  nach 
niemals  volksmäßig,  sondern  nur  Massenhaft  sein  kann. 

Kräftige  Spuren  dieses  Massenhaften  Imperialismus  findet  Schum- 
peter schon  in  den  ältesten  Zeiten,  bis  dieser  dann  schon  nicht  im 
römischen  Kaiserreiche,  aber  in  der  späten  römischen  Republik  zu 
Massischer  Vollendung  heranreift  (S.  37  f.  Vgl.  S.  277,  282f.).  Schon 
H  o  b  s  o  n  *    hatte    in    dem.  Massenhaften  Charakter  eine  Ähnlichkeit 

^  Imperialism.  S.  147Ü.,  i53ff.,  I58ff.  Vgl.  Michels,  Elemente  zur  Entstehungs- 
geschichte des  Imperialismus,  S.  496.  Anm.  182.  Harms,  Vorwort  zu  Volkswirtschaft 
und  Weltwirtschaft,  S.  VI. 

*,, Nation."     20.     1916.     S.  iiob. 

^  G.  Mayer,  Der  deutsche  Marxismus  und  der  Krieg.  „Archiv  für  Sozialwissen- 
schaft'*.    43.     1917.     S.  137. 

*  Imperialism.    S.  387ff. 
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zwischen  römischem  und  englischem  ImperiaHsmus  erblicken  wollen  und 
damit  der  Vorstellung  neue  Nahrung  zugeführt,  daß  es  sich  bei  dieser 
klassenhaften  Gebundenheit  des  Imperialismus  um  eine  weitverbreitete, 
wenn  nicht  allgemeine  Erscheinung  handele.  Ein  besonderer  Fall  dieses 
,,aus  der  Klassenstruktur  erwachsenen  Imperialismus"  ist  dann  der  feu- 
dale karolingisch-deutsche  Herrscherimperialismus,  ferner  der  spätere 
„Fürstenimperialismus"  besonders  Ludwigs  XIV.  S.  276ff.)  und  der 
nüt  der  Rolle  des  Staates  in  der  Definition  wieder  nicht  ganz  ver- 
einbare ,,Individualimperialismus"  Alexanders  des  Großen,  Caesars  und 
Napoleons  I.  (S.  33 — 36),  wie  schon  F.  Iv.  S  t  a  h  1  ^  ImperiaHsmus  mit 
Napoleonismus  gleichgesetzt  hatte  und  der  „moderne"  Imperialismus 
über  den  englischen  gerne  auch  auf  den  ersten  Napoleon  zurückgeführt 
wird^.  Schon  die  vorrevolutionäre  deutsche  Staatsphilosophie  und  Pub- 
lizistik hatte  sich,  von  ausländischen  Anregungen  befruchtet,  mit  dem 
Probleme  des  Universalstaates  (und  der  Universalökonomie)  eingehend 
beschäftigt  und  manches  von  den  Erörterungen  der  späteren  Napo- 
leonischen Zeit  weitblickend  vorweggenommen. 

Bei  Schumpeter  verdient  die  weite  Zurückdatierung  des 
klassenhaft  bedingten  und  geformten  Imperialismus  noch  besondere 
Beachtung,  weil  die  Marxisten  und  ihre  Gefolgschaft  diesen  klassenhaften 
Charakter  des  Imperialismus  mehr  nur  aus  den  modernen  Verhältnissen 
ableiten.  Es  ist  das  Verdienst  F.  O  p  p  e  n  h  e  i  m  e  r  s  ^  dies  ganz 
ohne  Umschweife  zum  Ausdruck  gebracht  zu  haben.  Nach  seiner  über- 
sichtlichen Darlegung  ist  ImperiaHsmus:  „das  Streben  der  herrschenden 
Klasse  einer  Großmacht  auf  Ausweitung  ihrer  Interessensphäre,  d.  h. 
auf  Vermehrung  ihrer  Einkünfte,  die  sie  kraft  ihrer  —  formellen  oder 
faktischen  —  Privilegien  genießt".  Dieser  moderne  klassenhafte  Im- 
perialismus hat  zwei  Erscheinungsformen.  In  einem  Agrarlande  wie 
Rußland  richtet  sich  das  Streben  des  herrschenden  Grundadels  auf 
Erweiterung  seines  Besitzes  und  die  Gewinnung  „neuer  Stellimgen  als 
Satrapen,  Beamte,  Offiziere  für  jüngere  Söhne  und  Deklassierte  des 
Junkertiuns".  In  den  vom  Großbürgertum  beherrschten  Industrie- 
staaten wie  England  und  auch  Deutschland  dagegen  „hat  der  Impe- 
rialismus die  Richtimg  auf  Monopolisierung  von  Absatzmärkten 
für  Handel   und  Industrie,    sei   es   defensiv   durch  Schutzzölle*,    sei  es 

^  V.  Dirksen,    Grundlagen  des  Imperialismus,  S.  258. 

»  Bei  Bor  gl  US,  a.a.O.,  S.  39.  Breysig,  a.  a.  O.,  S.  i2if.  Michels, 
zur  historischen  Analyse  des  Patriotismus.  S.  394ff.  O.  Ladendorf,  Historisches 
Schlagwörterbuch.    1906.    S.  133.     Bei  Ripke,    a.  a.  O.,  S.  3  f.  übersehen. 

*  Bei  Borgius,  a.  a.  O.,  S.  31.  Vgl.  Harms,  Volkswirtschaft  und  Weltwirt- 
schaft.   S.  66  ff. 

*  Vgl.  H  o  b  s  o  n  ,  The  new  Protectionism.  London  1916.  J.  M.  Robertson, 
Tariffist    Imperialism.      London   1917.      E.  Pulsford,   Commerce    and  Empire   1914 
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aggressiv  durch  Kolonien".  Imperialistische  Politik  ist  ,, Klassenpolitik", 
„die  die  Mittel  an  Gut  und  Blut  der  Gesamtheit  für  die  Erwerbszwecke 
einer  schmalen  Minderheit  aufwendet",  wobei  es  keinen  Unterschied 
mache,  ob  man  mit  Malthus  mehr  die  agrarische  Expansion  oder  mit 
Ricardo  mehr  die  Gewinnung  von  Absatzmärkten  erstrebe.  Das  Vater- 
land wird  in  Gefahr  erklärt,  wenn  die  Klasseninteressen  in  Gefahr  sind, 
wie  Schumpeter  von  der  imperialistischen  Grundaristokratie  der  spät- 
römischen Republik  sagt  (S.  38).  Während  aber  auch  Oppenheimer 
neben  dem  industriellen  mit  Recht  auch  den  agrarischen  Typ  berück- 
sichtigt, wird  bei  Kautsky^  der  Begriff  lediglich  auf  jenen  zugespitzt; 
denn  für  Kautsky  besteht  der  Imperialismus  ,,in  dem  Drange  jeder 
industriellen  kapitalistischen  Nation,  sich  ein  immer  größeres  agrarisches 
Gebiet  zu  unterwerfen  und  anzugliedern,  ohne  Rücksicht  darauf,  von 
welchen  Nationen  es  bewohnt  wird".  Er  ist  ,,das  Streben,  ein  großes 
Imperium,  Weltreich  zu  begründen,  dessen  agrarische  Teile  ausgedehnt 
genug  sind,  die  überschüssigen  Kapitalien  des  Mutterlandes  aufzunehmen 
und  in  seinem  Interesse  zu  verwenden".  Auf  diese  Abweichungen  im 
einzelnen  kommt  es  jedoch  weniger  an  als  auf  den  Hauptzug,  über  den 
man  völlig  einig  ist,  den  klassenhaften  Charakter  des  Imperialismus, 
der  allen  als  ausgemachte  Sache  gilt^. 

Es  wäre  eine  interessante  Aufgabe,  eine  Dogmengeschichte  des  auf 
den  Imperialismus  bezüglichen  Teiles  des  Marxismus  und  seiner  bürger- 
lichen Anhängerschaft  zu  schreiben,  zumal  da  das  Material  dazu  noch 
während  der  Kriegszeit  von  neuem  mächtig  angeschwollen  ist.  Zu  der 
starken,  weit  zurückreichenden  Anregung,  welche  die  Theorie  liefert, 
gesellen  sich  neuerdings  immer  mehr  die  Einflüsse  der  Zeitereignisse, 
deren  abschließende  wissenschaftliche  Würdigmig  vom  Marxismus  von 
jeher  in  Anspruch  genommen  wird.  So  ist  eine  der  mnfassendsten  und 
eingehendsten  Kritiken  des  Imperialismus,  die  H  o  b  s  o  n  s  ,  unmittel- 
bar nach  dem  Burenkriege  erschienen.  In  der  schonungslosen  Aufdeckung 
des  klassenhaften  Charakters  des  Imperialismus  sieht  aber  schon  Hob- 
son  seine  vornehmste  Aufgabe^.    Für  England  hebt  ihn  auch  der  schwe- 

and  after.  London  191 7.  S.  Crine,  L'imperialisrao  economico  inglese  191 5.  J.  Bunzel, 
Besprechung  von  S  z  a  b  ö  ,  Freihandel  u.  Imperialismus.  ,, Archiv  für  Sozialwissen- 
schaft." 44.  1917.  S.  838.  H.  L  e  V  y  ,  Die  treibenden  Kräfte  der  englischen  Schutz- 
zollbewegimg.    „Volkswirtschaftliche  Zeitfragen."     257.    1911. 

^  Der  Imperialismus.     S.  909.     Nationalstaat,  S.  24. 

^Nachimson,a.  a.  O.,  S.  24.  Kautsky,  Nationalstaat  S.  26  f.,  50.  Verwandte 
Fragen  behandelt  Kautsky  u.  a.  in  den  Aufsätzen:  Bismarck  und  der  Imperialismus. 
„Neue  Zeit."  34.  I.  1915.  Äußere  und  innere  Politik.  Ebenda.  34-  I-  iQiö-  Der  im- 
perialistische Krieg.  Ebenda.  35.  I.  1917.  Imperialismus  und  reaktionäre  Masse.  —  Die 
Befreiung  der  Nationen.  Ebenda.  35.  II.  1917.  Vgl.  Patriotismus  und  Sozialdemokratie. 
1907. 

^  Imperialism.     S.  51  ff.,  134,  i8of.     Democracy  after  the  war.    S.  77ff. 
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dische  Sozialist  G.  F.  Steffen^,  ein  scharfer  Bcobacliler,  besonders 
hervor.  Die  Zurückführung  der  großen  imperialistischen  Strömung  auf 
die  Klasse,  der  man  bei  marxistischen  Schriftstellern  so  häufig  begegnet, 
ist  mn  so  weniger  wunderbar,  als  bei  ihnen  auch  für  den  allgemeinen 
Patriotismus  die  klassenhaften  Wurzeln  von  jeher  einer  scharfsichtigen 
kritischen  Untersuchung  sicher  sind 2.  H  o  b  s  o  n  verbindet  mit  seinem 
Angriff  gegen  den  klassenhaften  Imperialismus  weiter  den  angeblich 
unwiderleglichen  Nachweis  von  der  verderblichen  ökonomischen  Wir- 
kung des  Imperialismus  und  Kolonialismus^,  der  in  solchen  Zusammen- 
hängen gewöhnlich  derselben  Kritik  zum  Opfer  fällt. 

Größeren  Einfluß  als  die  Schriften  H  o  b  s  o  n  s  ,  der  auch  den 
Jingoismus.  unters  Messer  genommen  hat^,  gewann  beim  deutschen 
wissenschaftlichem  Sozialismus  später  das  Werk  des  auch  in  der 
Kriegspublizistik  hervortretenden,  als  zweiter  Marx  gefeierten  Austro- 
marxisten  Rudolf  Hilferding  über  das  Finanzkapital^,  das 
hier  auch  deshalb  besondere  Erwähnung  verdient,  weil  es  die  neuesten 
sozialistischen  Definitionen  des  Imperialismus  stark  beeinflußt  hat. 
So  nennt  Hilferdings  bedeutender  I,andsmann  K.  Renner* 
Imparialismus  ,,die  kennzeichnende  Form  der  Expausionstendenz  des  Kapi- 
talismus auf  der  Höhe  seiner  jetzigen  Entwicklung,  d.  h.  des  Finanzkapitals 
auf  dem  Boden  je  seines  zollgeschützten  staatlichen  Wirtschaftsgebietes", 
und  neben  vielen  anderen  benutzt  auch  Kautsky'  den  Hilferdingschen 
Begriff,  der  u.  a.  schon  inHobsons Hinweisen  auf  den ,,investor"^ als  den 


^  Die  Demokratie  in  England.     Jena  191 1.     S.  104. 

*  Michels,    Zur  historischen  Analyse  des  Patriotismus.     S.  422 ff. 

*  Imperialism.  S.  soff.  Towards  International  Government.  London  1915.  S.  131  f. 
Vgl.  für  Deutschland  Th.  Veblen,  Imperial  Germany  and  the  industrial  revolution. 
1915.  S.  209ff.  Zur  Kritik  vgl.  H.  Levy,  Weltwirtschaft  und  territoriale  Macht- 
politik.    „W.  A."    I.  Bd.,  1913.    S.  352ff. 

*  Psychology  of  Jingoism.    London  1901.    Vgl.  Boudin,  Socialism.  and  war.    1916. 

'  Das  Finanzkapital.  Studien  über  die  jüngste  Entwicklung  des  Kapitalismus.  (Marx- 
Studien.  3.  1910.)  Vgl.  Rosa  Luxemburg,  Die  Akkumulation  des  Kapitals,  ein 
Beitrag  ziu:  ökonomischen  Erklärung  des  Imperialismus  1913  und  die  (abfälligen)  Bemer- 
kungen darüber  von  v.  D  i  r  k  s  e  n  ,  a.a.O.,  S.  265,  von  M.  Schippel,  in  ,,  Sozia- 
listische Monatshefte".  1913.  I.  S.  147  ff.,  und  von  C.  Schmidt,  im  „Archiv  für 
Sozialwissenschaft."     39.     1915.     S.  256ff. 

"  Der  Krieg  und  die  Internationale.     ,, Kampf."     8.    1915.    S.  49. 

'  Der  Imperialismus,  S.  giSf.  Nationalstaat,  S.  22  ff.,  27  ff.,  35.  Ebenso  Z  u  r  - 
linden,    a.  a.  O.,  S.  34of. 

8  Imperialism.  S.  56 ff.,  82  ff.  Democracy  after  the  war.  S.  83  f.,  92.  The  econonüc 
Interpretation  of  Investment.  London  191 1.  Vgl.  Pulsford,  a.a.O.,  S.  17,  56ff. 
V.  Dirksen,  Imperialismus  und  Sozialismus.  S.  341.  Michels,  Elemente  zur  Ent- 
stehungsgeschichte des  Imperialismus.  S.  15.  495.  Harms,  Volkswirtschaft  und  Welt- 
wirtschaft.  S.  yT,  219  ff.    Spectator,  Der  Kapitalexport  Deutschlands  und  Englands. 
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Erzimperialisten  vorgebildet  ist,  als  Hauptstütze  seiner  Theorie  des 
Imperialismus,  die  nicht  zuletzt  darauf  ausgeht,  der  Hilferding- 
schen  Konstruktion  zu  kanonischer  Autorität  zu  verhelfen.  Der  schon 
immer  betonte  klassenhafte  Charakter  des  Imperialismus  wird  damit 
zum  ,, finanzkapitalistischen"  zugespitzt.  Die  sozialistisch-pazifistische 
Kriegsliteratur  hat  diese  Fäden  eifrig  weitergesponnen ^.  Bis  in  die  Tages- 
erzeugnisse der  sozialistischen  Presse  verschiedenster  Schattierung  macht 
sich  diese  seit  langem  ausgegebene  Parole  vernehmlich  bemerkbar.  Es 
hat  sich  allmählich  ein  unerschöpflicher  Vorrat  von  Ideen  und  Schlag- 
'wörtern,  Warnungstafeln  imd  Verdammungsurteilen  angehäuft,  aus  dem 
Schumpeter  zwar  nirgends  unmittelbar  schöpft,  der  aber  doch, 
wenn  nicht  für  seine  Definition,  so  doch  für  seine  Einzelforschung  den 
entfernteren  Hintergrund  abgibt.  Freilich  gilt  für  das  Streben  des 
,, Finanzkapitalisten"  als  des  vornehmsten  Trägers  des  modernen  Im- 
perialismus das  Beiwort  ,, objektlos"  nun  keineswegs.  Ein  Imperialismus, 
der  vom  Standpunkt  des  ganzen  Volkes  nur  als  eine  irrationale  Größe 
bezeichnet  werden  könnte,  ist  vom  Standpunkte  des  Finanzkapitalisten 
etwas  höchst  Rationales^.  Dieser  verfolgt  ganz  bestimmte  Ziele:  in 
älterer  Zeit  mehr  die  Aufrechterhaltimg  seiner  besonderen  Gewaltherr- 
schaft im  Innern,  heute  die  individuelle  Bereicherung.  Für  ihn  ist  sogar 
die  Ausdehnung  nicht  mehr  Selbstzweck,  sondern  nur  Mittel  zum  Zweck. 
Sein  wahrer  Zweck  ist  innerpolitisch,  sozial,  ausbeuterisch.  Daher  wird 
denn  auch  der  Sozialismus  in  diesen  Kreisen  nach  dem  Vorgange  H  o  b  - 
s  o  n  s  ^  als  sicher  wirkendes  Allheilmittel  gegen  diesen  Imperialismus 
als  einen  der  ärgsten  Volksfeinde  angepriesen.  Ein  Beispiel  bietet 
die  geharnischte,  auch  begrifflich  bedeutsame  Erklärung  der  Reichs- 
konferenz des  ,, konservativ- revolutionären"  Marxismus  gegen  den  Im- 
perialismus vom  16.  März  1916^.  Nicht  mnsonst  ist  schon  H  o  b  s  o  n 
nicht  nur  der  erbarmungslose  Kritiker  des  zeitgenössischen  Imperialis- 
mus, sondern  auch  der  beredte  Anwalt  internationaler  Verständigmig^. 
Wieder  findet  man    Kautsky^    auf  seinen  Spuren,  imd  auch  sonst 

„Neue  Zeit".  35.  I.  1917.  S.  618  ff.  E.  Varga,  Geld  und  Kapital  in  der  Kriegs- 
wirtschaft. Ebenda.  34.  I.  1916.  S.  815  ff.  M.  Sachs,  „Kampf".  10.  1917.  S.  370 ff. 
S  z  a  b  ö  ,  a.  a.  O.,  S.  667  f. 

^  E.  Müller-Holm,  Der  englische  Gedanke  in  Deutschland.  München  1914. 
E.  S  z  a  b  6  ,  a.  a.  O.,  und  ders.,  Freihandel  und  Imperiahsmus.  Zeitfragen  aus  dem  Ge- 
biete der  Soziologie,    i.    1918.    Vgl.  Nachimson,  a.  a.  O.,  S.  84 ff. 

*  H  o  b  s  o  n  ,    Imperialism.     S.  52. 
3  a.  a.  O.,  S.  96. 

*  Bei  Mayer,    a.  a.  O.,  S.  136,  Anm.  59a. 

*  Imperialism.  S.  i77ff.,  383ff.  Towards  International  Government.  Vgl.  übet 
Imperialismus  und  Internationalismus  u.  a.  ,,Toekomst".  2.  1916  und  „Saturday  Review". 
125.     1918.     S.  644f.     699. 

8  Der  Imperialismus,  S.  921.     Die  Vereinigten  Staaten  Mitteleuropas.     Leipzig  1916. 
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ruft  der  Sozialismus  in  seinem  erbitterten  Kampfe  gegen  den  Impe- 
rialismus dessen  alten  Feind,  den  Pazifismus,  zu  Hilfe. 

Im  begrenzten  Ralimen  dieses,  nur  eine  erste  Einfülirung  in  schwie- 
rige Probleme  und  einen  ersten  Überblick  über  eine  Unsumme  verwickel- 
ter Streitfragen  erstrebenden  Aufsatzes  verbietet  sich  eine  gründliche 
Kritik  der  marxistischen  Lehre  vom  Imperialismus  von  selbst.  Nur 
sofern  sie  in  den  angeführten  Definitionen  einen  Niederschlag  gefunden 
hat,  kann  sie  uns  hier  noch  kurz  beschäftigen.  Als  Kritik  der  Lehre 
vom  Klasseniniperialisnms  wird  man  zwar  den  Machtspruch  eines  füh- 
renden englischen  Imperialisten^:  „The  State  is  no  longer  the  organ 
of  a  privileged  few"  schwerlich  gelten  lassen.  Von  größerem  Gewichte 
ist  es  aber,  daß  der  Massenhafte  Charakter  des  modernen  Imperialismus 
etwa  bsi  den  Angelsachsen  oder  bei  den  Italienern^  zugunsten  einer  Art 
von  Volksimperialismus  starke  Einschränkmigen  erleidet.  Besonders 
über  den  italienischen  ,,Volksimperialisnius"  haben  Michels'^ 
sachkundige  Forschungen  schon  vor  dem  Kriege  reichliche  und  zu- 
verlässige Aufklärung  gebracht.  Außerdem  aber  liegt  ein  Haupt- 
irrtum jener  Definitionen  darin,  daß  sie  im  Imperialismus  viel  zu 
ausschließlich  nur  das  Ergebnis  des  neuesten  Kapitalismus  erblicken, 
wobei  die  innerhalb  der  Partei  am  leidenschaftlichsten  ausgefochtene 
Streitfrage,  ob  nämlich  der  Imperialismus  mehr  als  eine  auf  einer  be- 
stimmten Entwicklungsstufe  des  Kapitalismus  beliebte  (Klassen- )Politik, 
wie  bei  den  Orthodoxen,  oder  mehr  als  diese  Wirtschaftsstufe  selbst 
aufgefaßt  wird*,  zwar  für  die  Begriffsbildung  nicht  ohne  Interesse  ist, 
die  allzu  enge  Verflechtung  zwischen  Imperialismus  und  Kapitalismus 
jedoch  keineswegs  lockert.  In  demselben  Verhältnis  wird  denn  auch  der 
vorkapitalistische  Imperialismus,  dessen  Dasein  gerade  von    S  c  h  u  m  - 


^  M  o  n  y  p  e  n  n  y ,    a.  a.  O.,  S.  17. 

2  H.  V.  Dirksen,  Grundlagen  des  Imperialismus,  S.  266  f.  Imperialismus  und 
Sozialismus,  S.  342  f.  B  e  e  r  ,  a.  a.  O.,  S.  303  f.  Vgl.  A.  E.  Duchesne,  Democracy 
and  Empire.  Oxford  1917.  The  applicability  of  the  dictum,  that  „a  Democracy  cannot 
manage  an  Empire"  ...  191 6.  K.  Leuthner,  Volksinteresse  und  Staatsschicksal. 
,, Sozialistische  Monatshefte".  III.  1912.  S.  1121  f.  Demokratie  und  Selbstbehauptung 
der  Nation.     Ebenda.     I.     1908.     S.  406  ff. 

^  Elemente  zur  Entstehungsgeschichte  des  Imperialismus,  S.  102  ff.,  iioff.,  471  ff., 
485  ff.,  495  f.  Zur  historischen  Analyse  des  Patriotismus.  S.  428f.  Vgl.  auch  Z  u  r  1  i  n  d  e  n , 
a.  a.  O.,    S.  341. 

*  Mayer,  a.  a.  O.,  S.  122Ü.,  i33ff.  Ebenda  auch  über  die  Radikalen.  Zu  ihnen 
gehört  H.  G  o  r  t  e  r  ,  Het  Imperialisme,  de  wereldoorlog  en  de  sociaal-democratie.  Am- 
sterdam 1914.  (Deutsche  Übersetzung  1915.)  3.  Aufl.  1918.  K.  R  a  d  e  k  ,  Der  deutsche 
Imperialismus  und  die  Arbeiterklasse.  Bremen  1912.  Zu  unserem  Kampfe  gegen  den 
Imperalismus.  „Neue  Zeit."  30.  II.  1912.  Die  Triebkräfte  des  Imperalismus.  „Neues 
Leben."  i.  191 5.  Der  Zusammenbruch  des  Imperialismus  und  die  Aufgaben  der  inter- 
nationalen Arbeiterklasse.     Bremen  1918. 
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p  e  t  e  r  ein-  für  allemal  erhärtet  worden  ist,  viel  zu  wenig  berücksichtigt. 
So  entstehen  jene  einseitigen  von  den  Orthodoxen  „für  ihren  Haus- 
gebrauch"^ ausgeklügelten  Definitionen,  die  sich  entweder  in  Allgemein- 
heiten verlieren,  wie  die  von  K.  S  e  i  t  z  2,  der  als  Imperialismus  ein- 
fach die  Form  bezeichnet,  ,,in  der  heute  rückständige  Länder  in  die 
Zivilisation  einbezogen  werden",  oder  die  von  A.  Pannekoek^, 
bsi  dem  Imperialismus  einfach  „die  Politik  und  die  Ideologie  des 
modernen  Kapitalismus"  ist,  oder  besonders  solche,  die  wegen  ihrer 
notorischen  Engbrüstigkeit  für  eine  nach  weiterem  Umblicke  strebende 
und  auf  Kllbogenfreiheit  angewiesene  wissenschaftliche  Untersuchung 
nicht  mehr  zu  brauchen  sind.  Das  gilt  auch  von  solchen  Begriffsbestim- 
mungen, die  von  dem  Hilferding  sehen  Finanzkapital  expressis 
verbis  keinen  Gebrauch  machen,  wie  von  derjenigen,  die  M.  Sachs* 
aufgestellt  hat.  Im  übrigen  ist  die  Einführung  dieses  neuen  Merkmals 
in  die  Definition  des  Imperialismus  von  revisionistischer  Seite  mit  Recht 
gerügt  worden^. 

Auch  sonst  hat  die  Imperialismustheori'e  der  Marxisten  in  ihren 
eigenen  Reihen  an  Unfehlbarkeit  stark  eingebüßt.  Zu  ihrer  Kritik 
ist  auch  die  Tatsache  von  Belang,  daß  schon  in  der  Vorkriegszeit  der 
Revisionismus  in  namhaften  Vertretern  vor  dem  Imperialismus  als 
einer  notwendigen  Entwicklungsstufe  des  Kapitalismus  und  Durch- 
gangsstufe zum  Sozialismus  gleichsam  kapitulierte  und  sich  nicht  nur 
seine  Rechtfertigung,  sondern  auch  seine  Empfehlung  angelegen  sein 
ließ.  Wenn  auch  die  verschiedenartigen  Beweggründe,  aus  denen  sich 
die  Anziehungskraft  des  Imperialismus  auf  den  Revisionismus  erklärt, 
erschöpfend  hier  nicht  behandelt  werden  können,  so  ist  doch  ein  Hin- 
weis darauf  am  Platze,  daß  zustands-  und  ideengeschichtliche  Beweg- 
gründe in  gleicher  Weise  einwirken.  Wie  sich  das  praktische  Verhalten 
des  neuesten  Sozialismus  schon  zum  Nationalismus  aus  politischen, 
taktischen,  sozialen,  wirtschaftlichen,  kulturpolitischen  Gründen  freund- 
licher gestaltet  und  im  Zusammenhange  damit  für  den  Internationalismus 
weniger  günstig  ausfällt^,  so  gewinnt  er  auch  am  Imperialismus  als  dem 

^  M  a  y  e  r  ,    a.  a.  O.,  S.  130. 

*  Imperialistische  oder  proletarische  Weltpolitik.    ,, Kampf."    8.    1915.    S.  100. 
'  Deckungsfrage  und  Imperialismus.    „Neue  Zeit."    32.    I.  1913.    S.  113. 

*  Der  Kampf  gegen  den  Imperalismus.  S.  292.  Imperialistisch  sind  die  Bestrebungen, 
„die  darauf  hinzielen,  mit  Hilfe  der  Staatsmacht  in  wirtschaftlich  zurückgebliebenen 
Ländern  für  die  Kapitalisten  eines  hochkapitalistischen  Staates  durch  die  Erringung 
einer  Vorzugsstellung,  die  rechtlich  oder  auch  nur  tatsächlich  sein  kann,  wirtschaftliche 
Vorteile  zu  erzielen"  ( !). 

'  M.  Schippel,  O  dieser  Imperialismus !  „Sozialistische  Monatshefte."  1912.  III. 
S.  iii3ff.  1915.  II.  S.  583f.  Vgl.  E.Bernstein,  Das  Finanzkapital  und  die 
Handelspolitik.    Ebenda.     1911.    II.    S.  950  ff. 

^  R.  Michels,    Zur  historischen  Analyse  des  Patriotismus.   S.  426ff.,  43off.,  448f . 
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größeren  Bruder  des  Nationalismus  mehr  Geschmack.  Ideengeschichtlich 
aber  liegt  geradezu  eine  innere  Verwandtschaft  zwischen  dem  Marxismus 
und  einem  philosophisch  durchdachten  Imperialismus  in  der  im  Gegen- 
satze zum  sozialen  Voluntarismus  und  Syndikalismus^  beiderseits  ver- 
fochtenen  I^ehre  vom  objektiven  Revolutionarismus^.  Jedenfalls  er- 
regte die  imperialistische  Schwenkung  der  Revisionisten  schon  vor  dem 
Kriege  so  viel  Aufsehen,  daß  u.  a.  G.  Hildebrand^,  Quessel, 
S  c  h  i  p  p  e  1  und  namentlich  I^euthner  in  Frankreich*  als  ein- 
geschworene Imperialisten  denimziert  wurden.  Während  des  Krieges  sind 
dann  ihre  Gedanken  u.  a.  von  M.  Cohen-  Reuß,  Cunow^,  David, 
Haenisch,  Heine,  Kolb,  Noske,  Radlof,  Weißlitz, 
W  i  n  n  i  g  u.  a.,  schriftstellerisch  am  packendsten  durch  Iv  e  n  s  c  h  ,  in 
zahlreichen  Büchern,  Broschüren,  Aufsätzen  und  Artikeln  (besonders  in 
den  Sozialistischen  Monatsheften  und  der  1915  gegründeten  Wochen- 
schrift ,, Glocke")  kräftig  weitergebildet  worden.  Diese  Arbeiten  sind 
reich  an  wissenschaftlichem  Gehalt  und  kommen  auch  der  schärferen 
begrifflichen  Fassung  imperialistischer  Probleme  zugute.  Bs  kann  hier 
nur  noch  im  allgemeinen  darauf  verwiesen  werden. 

Da  der  Marxismus  von  jeher  die  Miene  der  Unfehlbarkeit  zur  Schau 
trägt  und  damit,  ungeachtet  aller  sonstigen  wissenschaftlichen  Verdienste, 
die  freie  Forschung  empfindlich  schädigt,  so  verdient  es  Beachtung,  daß 
gerade  seine  Imperialismustheorie  in  den  eigenen  Reihen  scharf  bekämpft 
wird,  und  zwar  schon  vor  dem  Kriege,  so  daß  man  diesen  mit  dem  nicht 
gerade  glücklichen  Namen  ,, Sozialimperialismus"*  bedachten  Imperialis- 
mus der  Revisionisten  als  ein  Symptom  der  Kriegspsychose  füglich  nicht 
abtun  kann.  Vielmehr  darf  es  als  wissenschaftlich  wertvoll  bezeichnet 
werden,  daß  er  den  Zweifel  an  der  Richtigkeit  der  orthodoxen  Definition 


^  A.  1/  o  r  i  a ,  Alte  und  neue  Einwände  gegen  den  historischen  Materialismus. 
„Archiv  für  Sozialwissenschaft".     35.     1912.     S.  600  ff. 

2  Marck,    a.  a.  O.,  S.  iiff.,  sof.     M  a  y  e  r ,  a.  a.  O.,  S.  iii  f.,  127,  134. 

'  Die  Erschütterung  der  Industrieherrschaft  und  des  Industriesozialismus.  Jena 
1910.     Sozialistische  Auslandspolitik.     Jena  191 1. 

*  Ch.  Andler,  Le  socialisme  imperialiste  dans  l'Allemagne  contemporaine :  dossier 
d'une  pol^mique  avec  J.  Jaur^s  1912/13,  Paris  1918.  E.  Laskine,  Les  socia- 
listes  du  Kaiser.  Paris  1915.  S.  39 — 46.  Vgl.  v.  Dirksen,  Grundlagen  des  Im- 
perialismus. S.  265ff. ;  Imperialismus  u.  Sozialismus.  S.  341  ff.  S.  Grumbach,  Der 
imperialistische  Sozialismus.  ,, Neue  Zeit".  31.  I.  1913.  S.  736  ff.  Kautsky,  Im- 
perialistische Tendenzen    in  der  Sozialdemokratie.     Ebenda.     34.    I.    191C.     S.  98  ff. 

*  Parteizusammenbruch?  Berlin  1915.  S.  14  ff.,  im  übrigen  im  Anschluß  an 
Hilferding. 

'L.  Quessel,  Sozialimperialismus,  „Sozialistische  Monatshefte".  1916.  II. 
S.  736ff.  Es  ließe  sich  allmählich  eine  dogmengeschichtlich  und  politisch  aufschlußreiche 
Musterkarte  von  Beiwörtern  aufstellen,  die  dem  Imperialismus  vornehmlich  im  letzten 
Menschenalter  beigelegt  worden  sind. 
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des  Imperialismus  rege  macht.  Auch  im  HinbHck  auf  diese  wissenschaftlich 
fruchtbare  kritische  Arbeit  der  Revisionisten,  die  sie  dem  Imperialismus 
als  Begriff  angedeihen  lassen,  wird  man  Schumpeters  angeführte 
I^obsprüche  nicht  ohne  Vorbehalt  anhören  und  im  Interesse  einer  mög- 
lichst unvoreingenommenen  Betrachtung  mit  dem  Wunsche  schließen 
dürfen,  daß  auf  dem  weiten  Wege  imperialistischer  Begriffs-  und  Ge- 
schichtsforschung marxistische  Kategorien  den  freien  Ausblick  nicht 
versperren. 

IV.  Imperialismus  und  Idealismus. 
Ohne  den  Wahrheitskern  zu  übersehen,  der  in  der  marxistischen 
Imperialismustheorie  im  allgemeinen  und  in  der  Begriffsbestimmung  im 
besonderen  liegt  (wie  er  ja  auch  in  der  ganzen  materialistischen  Geschichts- 
auffassung zutage  tritt  1),  muß  doch  betont  werden,  daß  so,  wie  die  Defi- 
nition eine  mit  der  geschichtlichen  Erfahrung  nicht  mehr  vereinbare 
Verengerung  des  Begriffes  enthält,  die  marxistische  Imperialismustheorie 
die  wechselvolle  Fülle  wirklicher  imperialistischer  Beweggründe  allzu- 
sehr einschrumpfen  läßt.  Nun  ist  zwar  Schumpeter  der  letzte, 
die  ideologischen  Motive  jedes  Imperialismus  zu  verkennen,  wenn  es 
auch  vielleicht  bezeichnend  ist,  daß  er  sie  einerseits  gerade  bei  den  Arabern 
stark  an  die  Seite  schiebt,  und  daß  er  andrerseits  den  wirklich  religiösen 
Imperialismus  der  mittelalterlichen  Kirche^  als  besondere  Form  des 
Imperialism  us  überhaupt  nicht  mehr  gelten  lassen  will^,  obschon  von  anderer 
Seite*  sogar  auf  einen, .Imperialismus  der  Mönchsorden"  hingewiesen  wird. 
Auch  H  o  b  s  o  n  hatte  der  Ideologie  des  Imperialismus,  seinen  außeröko- 
nomischen Antrieben  schon  eingehende  Betrachtungen  gewidmet^.  Auch 
die  Marxisten  selbst  sind  weit  davon  entfernt,  alle  imperialistische  Aus- 
dehnung nur  auf  ökonomische  Gründe  zurückzuführen^.  Praxis  und 
Theorie  lenkten  bald  die  Aufmerksamkeit  auf  die  eigentümliche  Wechsel- 
wirkung zwischen  Imperialismus  und  Religion.      Eine  weitverzweigte. 


^  A.  Loria,    a.  a.  O.,   S.  591 — 615. 

*  Vgl.  A.  Werminghoff,  „Grenzboten".  76.  II.  1917.  S.  109  ff.,  112  ff. 
Steffen,    a.  a.  O.,  S.  laf. 

^  S.  28ff.     Vgl.  hierzu  Theoretische  Nationalökonomie.    S.  77  f. 

*  O.  Hamann,  Romanische  und  gotische  Kunst  in  Frankreich  und  Deutsch- 
land.    ,, Internationale  Monatsschrift',.     13.     1918.     S.  75. 

5  Imperialism.  S.  207  ff.  Democracy.  S.  68ff.,  84ff.,  ii2f.  Vgl.  Dirksen,  Die 
Grundlagen  des   Imperialismus,    S.  266ff. 

^  Kautsky,  Nationalstaat.  S.  25.  Mayer,  a.  a.  O.,  S.  130.  Bunzel, 
.1.  a.  O.,  S.  884.  Michels,  Elemente  zur  Entstehungsgeschichte  des  Imperialismus. 
S.  495  ff.  Z  urlinden,  a.a.O.,  S.  341.  Vgl.  M.  Adler,  Zur  Ideologie  des  Welt- 
krieges.    „Kampf."    8.    1915.     S.  116  ff. 
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verschiedenwertige  Kriegsliteratur^  brachte  diese  Wechselwirkung  außer 
für  Rußland  besonders  für  England  zur  Darstellung.  Von  jeher  hatte 
gerade  der  englische  Tyy  zu  geschichtlicher  und  grundsätzlicher  Unter- 
suchung der  Ideologie  des  Imperialismus  herausgefordert.  Man  machte 
aber  auch  hier  bald  die  Erfahrung,  daß  sich  der  Imperialismus  auch 
bei  anderen  Völkern  in  ein  ideologisches  Gewand  kleidete.  Wählt  er 
es  nur  aus  taktischen  Gründen,   oder  gehört  es  mit  zu  seinem  Wesen  ? 

Schumpeters  Begriffsbestimmung  hat  es  bisher  doch  unter- 
lassen, den  Imperialismus  gerade  als  Disposition  in  einen  weiteren  Ideen- 
rahmen hineinzustellen 2.  Das  führt  zu  der  oben  aufgeworfenen  Frage 
zurück,  ob  es  sich  nicht  wissenschaftlich  empfehlen  wird,  eine  neue 
Begriffsbestimmung  des  Imperialismus  auf  einem  ganz  anderen,  tiefer 
gelegten  Fundamente  aufzubauen. 

Die  Ideengeschichte  des  neueren  Imperialismus  lehrt  an  zahlreichen 
Beispielen,  daß  dieser  breitere  Rahmen  nur  ein  allgemeiner,  philoso- 
phischer wird  sein  können,  daß  es  sich  dartun  handeln  wird,  die  Ver- 
knüpfung der  imperialistischen  Gedankenwelt  mit  der  allgemeinen  und 
doch  ganz  bestimmten  Welt-,  Geschichts-  und  Ivcbensanschauung  auf- 
zuzeigen^. Man  denke  an  die  Leistungen  der  englischen  Imperialisten 
auf  diesem  Gebiete  seit  den  Puritanern  und  seit  Burke  und  Carlyle  bis 
hinunter  zu  den  Propheten  des  Constructive  Imperialism  der  Gegen- 
wart*, oder  an  Theoretiker  des  Panslavismus  wie  Dostojewski].     Es  gibt 


^  S  p  i  e  s ,  a.  a.  O.,  S.  io8f.  Lucas,  The  British  Empire.  1915.  S.  204ff.,  2o6ff., 
235f.  F.  L.  Graf  v.  Voltelini,  Religion  im  Dienste  der  britischen  Politik.  „Nord 
mid  Süd."  39.  1915.  M.  Quin,  Catholicism  and  Imperialism:  The  problem  of  human 
peace.  1916.  S.  209 — 226.  J.  C  o  h  n  ,  Die  Lehren  vom  ausenvählten  Volk  und  vom  Altem 
der  Nationen.  ,, Europäische  Staats-  und  Wirtschaftszeitung."  i.  1916.  L.  Quessel, 
Katheder-  und  Kanzelimpcrialismus  in  England.  „SoziaHstische  Monatshefte."  1917.  III. 
W.  Wolff,  Die  englische  Staatskirche  und  die  englische  Weltherrschaft.  , »Deutsche 
Politik."  2.  1917.  A.C.Hill,  Christian  Imperialism.  1917.  Rohrbach- Kühn, 
Die  Brandstifter  der  Entente.  Berlin  1918.  S.  i6iff.  Hashagen,  a.a.O.,  S.  sogf. 
Aus. der  Vorkriegszeit:  Goldman,  a.  a.  O.,  S.  XlXf.  D.  V.  Lucas,  The  British 
Empire  and  Imperial  Federation.  London  1915.  Earl  of  Cromer,  The  government 
of  subjcct  races.  1908.  ,,Political  and  Literary  Essays",  i.  1913.  S.  8ff.,  19,  52f. 
Michels,  Zur  historischen  Analyse  des  Patriotismus.  S.  433f.  M.  Adler,  a.  a.  O., 
S.   120. 

2  Zur  Kritik  seiner  theoretischen  Nationalökonomie  vgl.  Harms,  Volkswirtschaft 
und  Weltwirtschaft,  S.  332. 

^  Andeutungen  darüber  schon  bei  v.  D  i  r  k  s  e  n  ,  Grundlagen  des  Imperialismus. 
S.  266  ff.     Imperialismus  und  Sozialismus.    S.  343ff.,  482. 

*  M  i  1  n  e  r  ,  Nation  amd  the  Empire  (speeches).  1913.  C  r  o  m  e  r  ,  a.  a.  O.,  S.  18  f. 
G.  N.  Curzon  of  Kedleston,  The  British  Empire.  1908:  Subjccts  of  the  day,  1915, 
S.  5ff.  B.  Fehr,  Der  englische  Machtbegriff.  ,, Deutsche  Revue."  40.  III.  1915.  8.2851. 
H.  F.  Wyatt,  The  Ethics  of  the  Empire.  „Nincteenth  Century."  41.  1897.  S.  516 — 530. 
Lucas,  a.  a.  O.,  S.  2,  210.    S.  Brooks,  „Fortnightly  Review".  93.  1913.  S.  339  ff . 


l88  Justus   Hashageu, 

ZU  denken,  daß  es  neuerdings  gerade  ein  junger  deutscher^  Gelehrter 
gewesen  ist,  der  im  Vollbesitze  des  begrifflichen  Rüstzeuges  die  philo- 
sophischen Grundlagen  des  Imperialismus  enthüllt  hat.  Darin  liegt  das 
bleibende  Verdienst  der  kleinen,  aber  ungewöhnlich  inhaltreichen  Schrift 
von  M  a  r  c  k  ,  der  auch  damit  einen  besonders  glücklichen  Griff  tut,  daß 
er  sich  bemüht,  durch  Konfrontierung  mit  dem  Pazifismus  die  Wesens- 
züge des  Imperialismus  scharf  herauszuarbeiten.  Wenn  auchMarck 
schon  als  kritischer  Philosoph  und  als  unbefangener,  wenn  auch  aus 
H  e  g  e  1  ^  schöpfender  Beobachter  weit  entfernt  ist,  die  Grenzen,  Un- 
gereimtheiten, Fehlerquellen,  Mißgriffe  und  Übertreibungen  des  Im- 
perialismus zu  verkennen,  imd  wenn  er  auch  mit  Recht  die  antiidea- 
listischen Grundlagen  des  Imperialismus,  wie  sie  in  seinem  Biologismus, 
Naturalismus,  Kollektivismus,  Determinismus,  Fatalismus',  objektivem 
Revolutionarismus,  Historismus*,  Realismus,  Monismus,  metaphysi- 
schem Spinozismus,  Objektivismus  zutage  treten,  teilweise  kritisch  be- 
leuchtet, so  ist  doch  gerade  diese  tief  eindringende  kritische  Untersuchung 
nach  der  ,, überhaupt  keine  Weltanschauung  mit  dem  in  ihrer  eigensten 
vSphäre  notwendigen  Radikalismus  und  Absolutismus  schon  ein  poli- 
tisches Programm  bilden"  kann  (S.  52),  geeignet,  einer  intellektuellen 
Verächtlichmachung  des  Imperialismus  entgegenzuwirken.  Und  vor  allem 
ist  auch  M  a  r  c  k  nicht  blind  für  die  nicht  zufälligen  oder  vorge- 
täuschten, sondern  wesenhaften  Wurzeln,  die  der  Imperialismus  auch 
in  das  idealistische  und  sogar  in  das  mystische^  Erdreich  einsenkt  (S.  14 
bis  21,  36 ff.).  Damit  steigt  er  wieder  im  Werte,  wie  schon  v.  Brandt 
richtig  erkannte,  als  er  (bei  B  o  r  g  i  u  s  ,  S.  33)  schrieb:  „Wenn  man 
.  .  .  dem  Imperialismus  eine  ideale  Unterlage  .  .  .  gibt,  hat  er  nicht  allein 
seine  Berechtigung,  sondern  er  .  .  .  wird  .  .  .  mit  Recht  zu  den  schönsten 
Entwicklungserscheinimgen  .  .  .  gezählt  werden".  Damit  berührt  sich 
selbst  David  insofern,  als  er  die  außerordentlich  günstige  Wirkung 
des  Imperialismus  auf  die  volle  Entwicklung  der  Produktionskräfte 
rühmend  hervorhebt. 


^  Ein  Vorgänger  ist  u.  a.  Erneste  Seilliere,  Philosophie  de  l'Imperialisnie. 
3  Bände.  (Vgl.  L.  E  s  t  e  v  e  ,  Une  nouvelle  psychologie  de  l'Impörialisme.  1913.)  Vgl. 
F.  Carl  i,  Gli  imperialismi  in  conflitto  e  la  loro  psicologia  economica.  Brescia  1915. 
Grabowsky,    Wege  ins  neue  Deutschlaixd.    S.  29. 

2  Vgl.  S.  37  und  ,,Kant  und  Hegel".  1917.  Schumpeter  dagegen  kritisiert 
Hegel  sehr  scharf:  Vergangenheit  und  Zukunft  der  Sozial  Wissenschaften.  München 
und  Leipzig  1915.      S.  25. 

3  Vgl.  L  o  r  i  a  ,    a.  a.  O.,  S.  608. 

*  In  der  imperialistischen  Propaganda  erscheint  dieser  Historismus  in  der  Form  der 
Berufung  auf  das  historische  Recht :  Michels,  Elemente  zur  Entstehungsgeschichte 
des  Imperialishaus.     S.  476ff. 

*  Auch  Goldman  nennt  a.  a.  O.,  S.  XX  C  r  0  m  w  e  11  und  R  h  0  d  e  s  „practi- 
Ccd  mystics". 
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Auch  sonst  dient  eine  philosophisch-biologische  Würdigung  des  Im- 
perialismus teilweise  seiner  Rechtfertigung.  Wenn  eine  solche  uns  hier 
auch  nicht  näher  zu  beschäftigen  hat,  so  ist  ihr  zum  Schlüsse  deshalb 
noch  einige  Beachtung  zu  schenken,  weil  sich  ihr  einige  weitere  Bedenken 
gegen  Schumpeters  Definition  entnehmen  lassen.  Auch  das 
Hauptmerkmal,  die  Objektlosigkeit  alles  imperialistischen  Strebens, 
bleibt  davon  nicht  unberührt.  Eine  Expansion  nämlich,  die  auch  noch 
bei  sorgfältiger  Prüfung  objektlos  aussieht,  erscheint  in  diesem  neuen, 
allgemeineren  Lichte  nur  als  notwendige  lyebensäußerung ;  denn  alles 
Lebendige  hat  einen  offensiven  Zug:  ,, Selbstbehauptung  ...  ist  nach 
biologischem  Gesetze  in  rein  defensiver  Haltung  nicht  möglich  .  .  .  Er- 
haltung durch  ständige  Entfaltung  ist  das  eigentliche  Wesen  des  Lebens" 
(S.  3f. ;  vgl.  S.  6).  Was  also  zunächst  nur  als  blinde,  atavistische  Offen- 
sive erscheint,  ist  in  Wirklichkeit  gleichsam  nur  die  Außenseite  einer 
in  tiefsten  Lebensgesetzen  haftenden  Defensive:  nicht  aus  objektlosem 
Fanatismus,  sondern  aus  dem  Selbsterhaltungstriebe  erklärt  sich  der 
Ausdehnungsdrang,  wie  denn  schon  Hegel  auf  den  notwendigen 
Übergang  jedes  Verteidigungskrieges  in  einen  Angriffskrieg  hingewiesen 
hatte^.  Ein  neuerer  Staatsphilosoph^  sagt  treffend:  ,,Ein  Staat,  der  .  .  . 
entwicklungsfähig  ist,  wird  sich  nicht  von  dem  Streben  freimachen 
können,  sich  auszudelmen."  Selbst  Vertreter  pazifistischer  Weltan- 
schauung können  sich  der  Wucht  der  biologischen  Tatsache,  wie  sie 
sich  auch  in  dem  Satze  ,, Stillstand  ist  Rückschritt"  verkörpert,  nicht 
entziehen.  Es  heißt  bei  einem  von  ihnen^:  ,,Der  Trieb  politischer  Ex- 
pansion wohnt  allen  Völkern  inne.  Es  ward  noch  keines  gesehen,  das 
nicht  bestrebt  gewesen  wäre,  über  seine  natürlichen  Grenzen  hinaus- 
zugehen, nicht  nur  in  überseeischen  Gebieten,  sondern  auch  in  Europa 
selbst." 

Andererseits  ist  selbst  die  ,, Forderung,  stets  über  die  gegebene 
Grenze  hinauszugehen"  nicht  so  unsinnig,  zweckwidrig  und  kultur- 
feindlich, wie  es  den  flüchtigen  Beobachter  dünken  könnte.  Es  liegt 
darin  auch  ein  ,, Moment  ästhetischer  Phantasie"^,  und  das  Streben 
ins  Grenzenlose,  also  wieder  das  objektlose  Streben  ist  gewissermaßen 


^  Vgl.  Michels,    Zur  historischen  Analyse  des  Patriotismus,  S.  4o8f.,  4i2f.,  443. 

^  M  i  t  s  c  h  erl  i  c  h  ,  a.  a.  O.,  S.  45.  Vgl.  Harms,  Volkswirtschaft  und  Welt- 
wirtschaft, S.  22. 

^  Michels,  Zur  historischen  Analyse  des  Patriotismus.  S.  412  imd  fast  wörtlich 
ebenso:  Elemente  zur  Entstehungsgeschichte  des  Imperialismus.  S.  470.  Vgl.  S.  493  und 
J.  Ruedorffer  (Riezler),  Grundzüge  der  Weltpolitik.  Stuttgart  1914.  S.  lof. 
Grabowsky,  Wege  ins  neue  Deutschland.  S.  33,  36,  42.  Kobatsch,  a.  a.  O., 
S.  364.  Steffen,  a.  a.  O.,  S.  8,  10  und  besonders  S.  40  über  die  Zwangsläufigkeit  des 
Imperialismus.     Vgl.  S.  135,  i74ff. 

*  Vgl.  K.  V  o  ß  1  e  r  ,  a.  a.  O.,  S.  619  f. 
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nur  die  Erscheinung :  das  Ding  an  sich  ist  aber  das  Streben  nach  Selbst- 
vollendung, also  wieder  einem  ganz  bestimmten,  wenn  auch  fast  über- 
menschlich hohem  Ziele:  ,,die  Bestimmung  des  Organismus  [insbe- 
sondere des  imperialistischen  Gemeinwesens  (S.  5  f.,  25)]  ist  seine  Ente- 
lechie,  der  in  ihm  angelegte  Selbstzweck,  dem  er  entgegenreift"  (S.  15  f., 
vgl.  S.  34).  Dazu  gesellt  sich  schließlich  das  seiner  Natur  nach  grenzen- 
lose Streben  einer  nationalen  Kultur,  wenn  sie  Weltkultur  werden  will 
(S.  21),  woraus  übrigens  abermals  die  besondere  Bedeutung  des  fried- 
lichen Kulturimperialismus  erhellt.  Das  ist  immerhin  etwas,  womit 
sich  Schumpeters  Objektlosigkeit,  wenn  dies  Merkmal  wirklich 
mit  dem  Anspruch  auf  Allgemeingültigkeit  auftreten  will,  auseinander- 
setzen sollte,  umsomehr  als  der  Verfasser  in  einer  von  ihm  an  anderer 
Stelle^  feinsinnig  entwickelten  Theorie  des  Unternehmers  Tendenzen 
aufgedeckt  hat,  die  zu  denen  des  idealistischen  Imperialismus  eine 
Art  von  Gegenstück  bilden. 

Wie  sich  dieser  einen  hohen  Flug  nehmenden  Analyse  des  Imperialis- 
mus Argumente  gegen  die  angeblich  wesenhafte  Objektlosigkeit  seines 
Strebens  entnehmen  lassen,  so  wird  auch  sein  Massenhafter  Charakter 
,, verfeinert  und  vertieft"  imd  schließlich  sogar  Raum  geschaffen  für 
den  Volks-  oder  wenigstens  für  den  demokratischen  Imperialismus, 
der  hier  in  ersichtlichem  Gegensatze  zu  Schumpeter  und  seinen 
marxistischen  Gesinnungsgenossen  als  die  notwendige  Fortbildung  ge- 
rade des  neuesten  Imperialismus  erscheint,  und  zwar  nicht  nur  als  wün- 
schenswerte Norm,  sondern  in  der  Wirklichkeit  als  ,,die  eigentliche 
Formel  des  Völkerkrieges":  „alle  Erfahrungen  des  Weltkrieges  haben 
die  .  .  .  Stoßkraft  des  demokratischen  Imperialismus  erwiesen"  (S.  yi., 
vgl.  S.  29). 

Wenn  oben  der  Versuch  gemacht  wurde,  die  neueste  Definition 
des  Imperialismus  besonders  auf  Grund  geschichtlicher  Erfahrung  mehr 
nach  der  praktischen  Seite  hin  zu  ergänzen,  so  würde  die  Hauptaufgabe 
des  künftigen  Forschers,  der  aber  ein  geschulter  und  weitblickender 
Philosoph  mid  Soziologe  sein  müßte,  doch  darüber  hinausgehen  müssen. 
Sie  läge  darin,  den  Begriff  des  Imperialismus  nach  der  philosophischen 
Seite  hin  zu  vertiefen  und  damit  dann  auch  die  positiven  und  aufbauen- 
den Wirkungen  imperiaUstischer  Kraft-  und  Tatideale  deutlicher  hervor- 
treten zu  lassen,  als  das  bei  Schumpeter  bisher  geschehen  ist.  Weit 
über  die  marxistischen  Kreise  hinaus  hat  sich  heute  ein  gewaltiger  all- 
seitiger Sturmlauf  gegen  den  Imperialismus  erhoben,  in  dem  besonders 
idealistische  Deutsche  mit  Feuereifer  die  ersten  Plätze  zu  erringen  und 
zu  behaupten  suchen.   „Heute  erleben  wir  die  Abwendung  der  .Geistigen' 


*  Theoiie  der  wirtschaftlichen  Entwicklung.    Leipzig  1913.    S.  i4iff. 
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vom  Imperialismus",  sagt  M  a  r  c  k.  Es  wäre  aber  doch  voreilig,  daraus 
zu  schließen,  daß  der  Imperialismus  sowohl  zum  Untergange  reif  sei. 
wie  in  der  Wirklichkeit  in  Bälde  untergehen  werde.  Sonst  könnten  sich 
die  bekannten  Enttäuschungen  wiederholen,  die. dem  ,, objektiven  Revo- 
lutionarismus"  der  Marxisten  nicht  erspart  geblieben  sind.  Von  solchen 
Enttäuschungen  drohen  aber  auch  der  Wissenschaft  Gefahren,  und  diese 
wird  gut  tun,  sich  die  theoretische  Erfassung  der  imperialistischen  Ge- 
danken- und  Tatsachenwelt  durch  die  augenblickliche  „Kriegslage" 
nicht  verdunkeln  zu  lassen.  Eine  solche  theoretische  Erfassung,  die  in 
einer  neuen,  wahrhaft  allseitigen  und  wahrhaft  erschöpfenden  Definition 
gipfeln  müßte,  wird  nicht  übersehen,  wenn  anders  sie  ihrer  wissenschaft- 
lichen Aufgabe  bewußt  bleibt,  daß  der  Imperialismus  trotz  aller  Erden- 
schwere sein  Haupt  doch  in  den  Himmel  reckt,  daß  er,  obwohl  ein  Spezial- 
fall des  allgemeinen  Realismus,  weder  der  idealistischen  Triebkräfte,  noch 
auch  der  gewiß  öfters  objektlos  erscheinenden  idealistischen  Ziele  entraten 
kann.  Wie  er  sich  als  ein  wahrhaft  universalhistorischer  Begriff  unter 
die  vornehmlich  nur  aus  der  neuesten  Entwicklungsgeschichte  des  Kapi- 
talismus abgezogenen  marxistischen  Kategorien  nie  restlos  beugen  kann, 
so  wird  er  als  wahrhaft  imiversaler  Begriff  die  Wechselwirkung,  die 
Interferenz  von  Materie  und  Idee  an  sich  zeigen  und  sich  selbst  dann 
schließlich  im  Sinne  Kants  zu  einer  , .regulativen  Idee"  entfalten, 
von  der  Geschichte  und  Begriffslehre  des  Imperialismus  in  gleicher  Weise 
zehren;  denn  auch  der  Imperialismus  als  Begriff  ist  nur  eine  Etappe 
zmn  Imperialismus  als  Idee. 

Nachwort. 

Der  erst  nach  Abschluß  der  Revisionen  zu  meiner  Kenntnis  ge- 
langte zweite  Teil  des  Schumpeterschen  Aufsatzes  gibt  zu 
Änderungen  keinen  Anlaß.  Doch  sind  die  Stellen,  in  denen  er  den 
ersten  Teil  bestätigt,   noch  berücksichtigt  worden. 
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Zur  Theorie  der  Preisbewegung. 

Von 

Dr.  William  Hayden  Edwards,  Brühl. 

(Mit  3  graphischen  Darstellungen  im  Text.) 

Abt.  C:  Der  Einfluß  der  Edelmetallerzeugung  auf  die 

Geldpreise  ^ 

Kapitel    I. 

Die  Ware  Edelmetall. 

Solange  sozial  organisiertes  menschliches  lieben  zurückreicht,  hat 
es  immer  einige  Gegenstände  gegeben,  die  im  Gegensatz  zur  Mehrheit 
der  übrigen  Handelsobjekte  —  wenigstens  zeitweilig  — 
eine  feste  Nachfragekraft  darstellten.  Ob  es  Eisen,  Glasperlen, 
Kupferplättchen  oder  später  richtige  Münzen  aus  Kupfer,  Silber  und 
Gold  waren,  immer  gab  es  Wertstücke,  von  denen  der  Besitzer  pro  tem- 
pore zu  wissen  glaubte,  was  er  dafür  an  anderen  Werten  erzielen  konnte. 
Bei  ihnen  bedurfte  es  nämlich  nicht  erst  der  Feststellung  des  Tausch- 
preises; er  stand  eben  fest.  In  dieser  Beständigkeit  lag  der  Anreiz,  alle 
übrigen  Tauschpreise  imd  ihre  fortwährenden  Schwankungen  in  Ein- 
heiten dieser  konstanten  Nachfragekraft  auszudrücken.  Diese  Schaffung 
eines  Wertmaßes,  die  naturgemäß  von  Seiten  einer  öffentlich-rechtlichen 
Gewalt  (Staat,  Gemeinde,  Innung)  geschehen  mußte,  wurde  vielfach 
zum  Anlaß  einer  begrifflichen  Dematerialisierung  seines  Trägers  ge- 
nommen. Man  vergaß  die  Ursachen  des  Anreizes,  um  sich  ausschließlich 
an  den  äußerlichen  Vorgang  der  Geldschaffung  zu  halten.  Damit  schuf 
man  aber,  besonders  in  der  nominalistischen  Geldtheorie,  wie  so  oft 
zum  Schaden  klarer  Erkenntnis  volkswirtschaftlicher  Zusammenhänge, 
eine  Verschleierung  sachlich  bedingter,  organischer  Gestaltungen  durch 
den  Verlauf  formaler  Vorgänge.    Die  Natur  der  Ware :   Edelmetall 

1  Vgl.  Edwards,  Zur  Theorie  der  Preisbewegung.  Abt.  A:  „W.  A.",  9.  Bd.  S.  igff. 
und  S.  179  ff.    Abt.  B:  „W.  A."    12.  Bd.    S.  i  ff. 
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verschwand  begrifflich  völlig  gegenüber  den  attributiven,  rechtlichen 
Eigenschaften  des  staatlichen  Institutes :  Geld.  Trotz  aller  Erfah- 
rungen glaubte  man  bis  in  den  Weltkrieg  hinein  an  die  Möglichkeit  der 
Dekretierung  eines  w  e  r  t  i  g  e  n  Geldes.  Die  Erfahrungen  des  Welt- 
krieges haben  aber  unter  Bestätigung  aller  gleichartigen  Lehren  aus 
der  Vergangenheit  in  allen  Ländern  bewiesen,  daß  man  zwar 
Geldzeichen  dekretieren  kann,  aber  daß  Umfang  und  Beständigkeit 
des  Wertes  dieses  Nominalgeldes  nicht  geschaffen  werden  können.  In 
dieser  Unmöglichkeit  kommt  die  Vernachlässigung  der  Eigenschaften 
der  Geldträger  zum  Ausdruck.  Ein  eigenschaftsloses  Geldzeichen,  das 
nur  ein  rechtliches  Attribut  darstellt,  hat  nur  den  Wert,  den  ihm  der 
Warenverkäufer  beilegen  will.  Es  stellt  eben  keinen  eigenen 
Warenwert  dar.  Anders  bei  den  Waren,  die  sich  zur  Wertmessung 
eignen.  Hier  liegt  im  allgemeinen  bei  ihrer  Verwendung  als  Münze  kein 
unorganischer  Eingriff  der  Staatsgewalt  vor,  sondern  soweit  der  Staat 
die  Geldnatur  des  Warenabschnittes  regelt,  sanktioniert  er  damit  nur 
eine  allgemein  anerkannte  Eignung  dieser  Ware. 

Dieser  Gegensatz  im  Wesen  des  chartalen  Geldes  und  der  Ware  mit 
Geldnatur  läßt  die  Bedeutung  des  Warencharakters  der 
Geldzeichen  deutlich  hervortreten.  Jede  Untersuchung  des  Ein- 
flusses der  Erzeugung  der  dinglichen  Träger  der  Geldnatur  auf  den  Preis- 
stand, als  den  Ausdruck  für  die  Messung  des  Warenwertes  in  Geld,  setzt 
eine  Klärung  der  Beziehungen  des  Wirtschaftenden  zur  Ware  mit  Geld- 
eigenschaft voraus.  Für  unsere  sich  mit  den  Zuständen  der  jüngsten 
Gegenwart  befassenden  Untersuchungen  genügt  es,  wenn  unter  Annahme 
der  Gleichung  Geldware  =  Edelmetall,  von  der  allgemeinen  Erörterung 
der  notwendigen  Warennatur  der  Geldarten  abgesehen  wird.  Entschei- 
dend für  Geldwirtschaft  und  Preisbewegung  der  neuesten  Zeit  ist  viel- 
mehr ausschließlich  die  öffentliche  Anerkennung  der  Edelmetalleigen- 
schaften. Sie  beruht  auf  psychologischen  und  technischen 
Erwägungen. 

a)  Zur  Psychologie  der  Wertvertretung. 
Ursprünglich  waren  alle  fremden  Menschen  und  Völker  durch  ihre 
Fremdheit  feindselig  gegeneinander  gesinnt.  Der  Fremde  war  als  solcher 
ein  Gegenstand  des  Mißtrauens  und  des  Hasses.  Statt  sich  mit  den 
näher  wohnenden  Fremden  zu  verständigen,  betrachtete  man  jede  un- 
willkürliche oder  bewußte  Annäherung  bzw.  schon  den  Eintritt  des  Frem- 
den in  das  eigene  Gebiet  als  eine  abzuwehrende  Gefahr.  Die  mizähligen 
Grenzkriege  in  den  frühesten'  Beziehungen  benachbarter  Völker  sind 
weiter  nichts  als  ängstliche  Bemühungen,  jede  Verkehrsmöglichkeit 
zu  unterbinden.     Diese  Grenzkriege  waren  aber  trotz  alledem  der  Aus- 
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gangspunkt  jedes  zwischen  völkischen  Tausch  Verkehrs.  Sie  bedingten 
nämlich  ein  Kennenlernen  der  Besitztümer  und  bei  der  herrschenden 
geschlossenen  Eigenwirtschaft  mithin  der  Erzeugungsfähigkeiten  des 
anderen  Volkes  oder  Stammes.  Dieses  Kennenlernen  der  fremden  Dinge 
hatte  natürUch  zuerst  nur  eine  Erhöhung  der  Zahl  der  Raubzüge 
zur  Folge,  wie  es  die  älteste  Geschichte  der  Engländer  und  Schotten 
sowie  der  Franken  und  Friesen  beweist.  An  den  äußersten  Ausläufern  der 
Stammesgebiete  muß  zuerst  aus  der  dort  vorhandenen  gegen- 
seitigen Kenntnis  begehrenswerter  Güter  der  Anlaß  zmn  stillen 
Handel,  zum  stummen  Tausch  entstanden  sein.  Er  bedurfte 
noch  keines  Vergleichsmaßes  der  Werte.  Durch  Vergleichung  des  von 
beiden  Seiten  Gebotenen  und  durch  Zurücknahme  von  angebotenen  Gegen- 
ständen seitens  der  nicht  befriedigten  Partei  wurde  der  Wertausgleich 
herbeigeführt.  Auch  im  entwickelteren  Tauschverkehr  würden  nur  ge- 
forderte und  angebotene  Waren  miteinander  vergHchen. 

Diese  Form  des  Verkehrs  genügte  so  lange,  wie  der  Eigenhandel, 
und  zwar  vorwiegend  unmittelbar  zwischen  den  Erzeugern  der  auszu- 
tauschenden Gegenstände  vorherrschte.  Jeder  wußte,  was  er  brauchte  und 
wiexael  eigene  Erzeugnisse  er  dafür  hingeben  konnte.  Auch  die  Zwischen- 
schaltung des  Krämers,  der  in  den  lyanden  hermnzog,  um  den  Bedarf 
der  zu  weit  voneinander  entfernt  wohnenden  Erzeuger  auszugleichen,  be- 
dingte noch  kein  Wertmaß.  Bei  dringendem  Bedarf  kam  entweder  zwischen 
dem  Krämer  und  dem  Erzeuger  ein  Geschäft  zustande,  oder  der  letztere 
zog  es  vor,  nötigenfalls  einen  fremden  Markt,  der  weiter  entfernt  war  als 
sein  gegebener  Regionalmarkt,  aufzusuchen.  Erst  durch  das  Versagen 
des  Krämers  und  des  eigenen  Marktes  konnte  auf  dem  fremden 
Markte  für  den  Erzeuger  eine  lyage  entstehen,  die  ein  Wertmaß  erforderlich 
machte.  Konnte  der  Erzeuger  auf  dem  entfernteren  Markte  die  ge- 
suchte Ware  im  Austausch  für  seine  Erzeugnisse  nicht  erlangen, 
entweder  weil  die  Ware  schon  vergriffen  war,  oder  weil  die  Beschickung 
damit  diesmal  unterblieb,  so  mußte  der  Nachfragende  seine  Tauschmittel 
wieder  mit  nach  Hause  nehmen,  wenn  er  es  nicht  vorzog,  sie  an  Nach- 
fragende im  Austausch  für  Erzeugnisse,  deren  er  nicht  direkt  bedurfte, 
abzusetzen.  Die  Neigung  zu  diesem  Verkauf  stand  nun  in  unmittelbarer 
Beziehung  zu  drei  Faktoren :  Wertbeständigkeit  der  mit- 
gebrach t  e  n  W  a  r  e  n  ,  Sicherheit  derWege  undWei- 
terveräußerlichkeit  des  angebotenen  Entgeltes. 
Sogar  bei  der  heutigen  entwickelten  Transporttechnik  gilt  der  Satz: 
die  Beschaffenheit  einer  Ware  verschlechtert  sich  —  und  sei  es  auch 
noch  so  wenig  —  durch  jeden  Transport.  Offenbar  war  im  Mittelalter 
die  Gefahr  der  Verschlechterung  der  Ware  auf  dem  Transport  bei  de«sen 
langer  Dauer  tmd  dem  geringen  Schutz  vor  den  Einflüssen  der  Witte- 
riing  viel  größer  als  heute.    Bei  der  geringeren  Verwertungsmöglichkeit 
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der  besten  Waren  und  der  an  Unmöglichkeit  grenzenden  Gelegenheit 
zur    Verwertung   unscheinbarer   oder   minderwertig   gewordener   Waren 
lag  für  jeden  Erzeuger,  wenn  er  einmal  den  Markt  erreicht  hatte,  der  Ent- 
schluß sehr  nahe,  es  nicht  auf  einen  Rücktransport  tmd  eine  womöglich 
lange  Einlagerung  — ■  bis  etwa  ein  kauflustiger  Krämer  nach  Monaten 
erscheinen  sollte  —  ankommen  zu  lassen.    Abgesehen  von  der  möglichen 
Verschlechterung  seiner  Ware  mußte  er  vor  allem  im  späteren   Mittel- 
alter —  der  Zeit,  in  der  die  verhältnismäßig   hochwertigen  Edelmetall- 
geldstücke wieder  eine  erhebliche  Bedeutung  im  Verkehr  gewannen  — 
auch  die  Unsicherheit  der  Wege  in  Betracht  ziehen.    Die  unbeweglichen 
plumpen  Karren  jener  Zeiten  verlangsamten  das  Reisen  außerordentlich. 
Fuhr  der  Marktbesucher  dagegen  mit  leerem  Karren  nach  Hause,  so 
konnte  er  nicht  nur  viel  schneller  reisen,  sondern  vermied  die  Gefahr, 
einen  Teil  oder  die  Gesamtheit  seiner  Ladung  den  Schnappsäcken  aus- 
liefern zu  müssen.    Aus  diesen  beiden  Umständen  folgt  aber,  daß  dem 
Marktbesucher  nicht  daran  liegen  konnte,  seine  Warenmassen  wieder 
gegen  andere  Warenmassen  — •  es  sei  denn,  die  von  ihm  besonders  ge- 
wünschten —  einzutauschen.    Er  mußte  bei  seinem  aus  rationellen  Er- 
wägungen  hervorgehenden   Verkauf   seines   Tauschmittels   im    Entgelt 
Qine     Entlastung     seiner     Transportmasse     und    eine 
Konzentration    des    Wertes    anstreben.     Ihm  mußte  daran 
liegen,  nicht  etwa  Massenartikel  des  Handels,  sondern  einen  Ersatz  für 
den  hingegebenen  Wert  seines  Tauschmittels  zu  erhalten.    Er  brauchte 
eine     möglichst     wenig     umfangreiche     Ware     als 
Vertretung    seiner     Vorstellung     vom    Werte     des 
von    ihm    mitgebrachten    Gutes.     Je  geringer  der  Umfang 
der  Ware,  desto  besser  eignete  sie  sich  für  diesen  Tauschzweck,  da  sie  dann 
besonders  leicht  zu  transportieren  und  zu  verstecken  war.    Der  Erwerb 
dieser  Ware  gegen  Hingabe  eines  Teils  der  eigenen  Erzeugimg  war  nun 
aber  keineswegs  Selbstzweck,  sondern  nur  Mittel  zum  Zweck  der  Eigen- 
tumssicherung.     Daraus  folgt  aber,   daß  die  Wertvertretung  in  einer 
Ware  erfolgen  mußte,  die  jederzeit  leicht  in  andere  Waren  übergeführt 
werden  konnte.      Hierbei  mußten  Verluste  bei  dem  weiteren  Tausch 
vmd  Wertminderimgen  in  der  Zwischenzeit  nach  Möglichkeit  ausgeschlossen 
sein.     Dieser  Ausschluß  mußte  allgemeine  Anerkennung  finden,  bevor 
dieses  Tauschnüttel  als  vorübergehende  Wertvertretung  Eingang  finden 
konnte.     Wie  konnte  diese  allgemeine  Meinung  von  den  Eigenschaften 
eines  Tauschmittels  entstehen  ?    Durch  die  Art  seiner  Verwendung  und 
seiner  Bewertung  im  Gebrauch  seitens  erfahrener  und  gebildeter  Menschen. 
Dazu  mußte  aber  noch  eine  große  Seltenheit  hinzukommen,  um  den  Preis 
dauernd  hochzuhalten.    Waren  diese  Bedingungen  erfüllt.,  so  besaß  man 
eine  Ware,  die  haltbar,  wertvoll  und  leicht  zu  übermitteln  war. 

Die  Edelmetalle  Gold  und  Silber  erfüllten  diese  Bedingungen  in  hohem 
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Maße.  Daß  Gold  und  Silber  selten  waren,  ging  nicht  nur  aus  der  Erfah- 
rung des  einzelnen,  der  es  selten  bekam,  hervor,  sondern  wurde  ihm 
in  Schloß  und  Kirche  anschaulich  nahegebracht.  Was  dem 
Schloßherrn  oder  der  Schloßherrin  lieb  und  wert  war,  was  zu  ihrem  per- 
sönlichen Gebrauche  diente,  wurde  in  besonders  kunstvoller 
Form  aus  diesen  beiden  Metallen  angefertigt.  Was  Dauer  haben  mußte, 
aber  zugleich  aus  seltenem  Stoffe  hergestellt  werden  sollte,  wurde  gleich- 
falls aus  Gold  und  Silber  hergestellt.  Wie  der  Adel  und  das  reiche  Bürger- 
tum verfuhr  auch  die  Kirche.  Ihre  Autorität  dürfte  gerade  bei  dem  kleinen 
Mann  den  größten  Einfluß  gehabt  haben.  Die  Statuen  und  der  Schmuck 
der  Heüigen  sowie  die  Altar-  und  Meßgeräte,  sie  waren  alle  nach  Mög- 
lichkeit aus  Edelmetallen  hergestellt.  Wie  diese  Kunstwerke  und  Geräte 
in  ihrem  ehrwürdigen  Alter  und  vielfach  auch  in  ihrer  künstlerischen  Form 
das  ewige  Ivcben  der  Kirche  und  ihrer  Einrichtungen  zu  verkünden 
bestrebt  waren,  so  ging  auch  von  der  Natur  ihrer  Rohstoffe  ein  starker 
Einfluß  auf  einfache  gläubige  Gemüter  aus.  War  ihr  Heiliger  in  diesem 
Stoffe  gebildet,  wurden  Geschmeide  und  Spangen  zu  seiner  Verzierung 
daraus  gefertigt,  so  wurde  dem  Stoffe  damit  einfe  Ausnahmestellung  in 
der  dinglichen  Welt  eingeräumt.  Die  Art  des  Gebrauches  der  Edel- 
metalle erwarb  ihnen  den  Ruf  der  Seltenheit  und  bestätigte  durch  die 
Anschauung  die  Wertbeständigkeit.  Zugleich  schuf  ihre  Verwendung 
seitens  des  Adels  und  der  Kirche  einen  ständigen  Bedarf.  Dieser 
Bedarf  dürfte  das  ausschlaggebende  Moment  bei  der  Einbürgerung  der 
Edelmetalle  als  Zahlungsmittel  gewesen  sein.  Da  in  den  Zeiten  des 
Ivchns-  und  Hörigkeitsverhältnisses  fast  jeder,  der  nicht  zu  Kirche  oder 
Adel  gehörte,  diesen  Ständen  oder  den  Räten  der  Städte  zu  Zahlungen 
verpflichtet  war,  lag  für  niemand  ein  Grund  vor,  Edelmetalle  nicht  an- 
zunehmen. Dabei  ist  aber  festzuhalten,  daß  nicht  etwa  staatliche  Maß- 
nahmen die  allgemeine  Anerkennung  der  Edelmetallabschnitte  als  zu- 
verlässige Zahlungsmittel  herbeigeführt  haben,  sondern 
daß  diese  Auffassung  auf  ein  Vertrauensverhältnis  zu  ihren 
mit  dem  Geldcharakter  nur  in  loser  Verbindung  stehenden  Eignungen 
beruhte.  Die  beständige  Dienstfähigkeit  in  der  Wertvertretung  ist  bei 
jedem  Geldträger  nur  Funktion  seiner  technischen  Gebrauchsfähigkeit 
und  seiner  relativ  gleichbleibenden  Seltenheit. 

b)  Technische  Eigenschaften  der  Edelmetalle. 
Der  Satz,  Geld  ist  nicht  auf  der  vStraße  zu  finden,  bringt  in  einfach- 
ster Form  den  Gedanken  zum  Ausdruck,  daß  der  Geldstoff  nicht  be- 
liebig vermehrbar  sein  soll.  Ist  das  Geld  beliebig  vermehrbar,  weil  die 
Gewinnung  des  Stoffes  von  jedermann,  der  sich  nur  der  Mühe  unter- 
ziehen will,  an  vielen  Stellen  der  Erde  leicht  bewirkt  werden  kann,  so 
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würde  die  Seltenheit  und  damit  die  dauernde  leichte  Absetzbarkeit  in 
Frage  gestellt  sein.  Das  Vertrauen  zum  Gelde  müßte  in  dem  Maße  schwan- 
ken, in  dem  die  Möglichkeit  besteht,  daß  der  Bedarf  an  Geldmetall  für 
technische  und  künstlerische  Zwecke  gedeckt  wäre,  so  daß  überschießende 
aus  dem  Verkehr  abströmende  Gewichtsmengen  nur  auf  Spekulation 
—  also  im  Hinblick  auf  späteren  unbefriedigten  Bedarf  —  zu  ermäßigten 
Preisen  Käufer  finden  würden.  Kein  Gesetz  und  keine  Verordnung  wären 
imstande,  gegen  diese  Auswirkung  der  Warennatur  des  Geldstoffes  zu 
schützen.  Dasselbe  Mißtrauen  würde  gegenüber  leicht  vergänglichen 
und  zersetzbaren  Stoffen  Platz  greifen.  In  den  Kntstehungsperioden 
des  modernen  Geldwesens,  in  denen  naturwissenschaftliche  Kenntnisse 
von  den  Eigenschaften  der  Metalle  kaum  vorhanden  waren,  wäre  ein 
zersetzlicher  Stoff  unbekannter  Natur  nie  und  nimmer  für  eine  Ware 
ausgetauscht  worden.  Endlich  kam  für  die  Verbreitung  der  Geldstücke 
aus  Edelmetall  ihre  verhältnismäßig  große  Unzerstörbarkeit  äußeren 
Eingriffen  gegenüber  in  Frage.  Bei  den  unsicheren  Verhältnissen, 
die  ein  häufiges  Verstecken,  auch  durch  Eingraben,  der  Münzen 
notwendig  machten,  sowie  auch  im  Falle  eines  Brandes,  bei  dem  man 
doch  mindestens  auf  die  Erhaltung  der  Masse  des  Geldstoffes  hoffen 
mußte,  waren  die  Eigenschaften  der  Metalle  Bahnbrecher  für  ihre  Ver- 
wendung als  Geldträger. 

Von  welchem  Gesichtspunkte  aus  man  die  Verwertung  von  Edel- 
metallabschnitten als  Geldzeichen  auch  betrachten  mag,  immer  wieder 
muß  man  zu  dem  vSchlusse  kommen,  daß  die  Warennatur  des 
Geldstoftes  dafür  die  entscheidende  Ursache  abgegeben  hat. 
Dieser  Faktor  wirkt  aber  heute  noch  bei  der  Mehrheit  der  Geldbenutzer 
mit   unvernünderter  Kraft  fort. 

Kapitel    II. 

Die  Eigenart  der  Edclmetallerzcugung. 

Eine  eigenartige  Ergänzung  seiner  Eigenschaften  erfährt  der  Geld- 
stoff durch  die  Art  und  die  Umstände  seiner  Erzeugung.  Im  Gegensatz 
zu  den  anderen  Metallen  und  sonstigen  Montanprodukten  kann  man 
bei  den  Edelmetallen  nicht  von  einer  ununterbrochenen  Vermehrung, 
sondern  nur  von  mit  heftigen  Stößen  jeweils  in  Zwischenrämnen  ein- 
setzenden Erzeugungswellen  sprechen.  Während  bei  Eisen  und  Kohle 
die  Gewinnung  im  Ivaufe  der  Jahrhunderte  über  Europa  und  dann  über 
die  anderen  Erdteile  eine  immer  größere  Verbreitung  erfuhr,  hat  die 
Edelmetallerzeugung  die  wunderbarsten  Schwankungen  durchgemacht. 
Erst  in  den  letzten  Jahrzehnten  kann  man  von  einer  einigermaßen 
beständigen   Zunahme   der    Golderzeugung   sprechen.      Der    Gegensatz 
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läßt  sich  nur  an  paradigmatischen  Kurven  der  verarbeiteten  Erzmengen 
scharf  zmn  Ausdruck  bringen.  Die  Verarbeitung  des  Eisenerzes  dürfte 
sich  nach  der  folgenden  schematischen  Kurve  (wobei  also  keine  Statistik 
zugrunde  gelegt  worden  ist)  vollzogen  haben  (Fig.  i). 

Für    die    Edelmetallerze    sind   ganz    andere    Kurven    zu    zeichnen 
(Fig.  2). 

Fig.  I.    Der  theoretische  Verlauf  einer  Eisenerzproduktionskurve. 
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Fig.  2.     Der  allgemeine  Verlauf  der  Edelmetallerz-Produktionskurven. 
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Während  die  Eisenerzgewinnung  mit  der  Zunahme  der  Fundstätten 
und  der  Vergrößerung  der  Zahl  der  tätigen  Bergleute  zunehmen  mußte, 
wenn  auch  der  Eisenertrag  an  sich  — •  je  nach  der  Ergiebigkeit  und  den 
schwankenden  Absatzverhältnissen  — •  erhebliche  Verschiedenheiten 
aufweisen  kann,  hat  man  bei  den  Edelmetallen  in  der  Vergangenheit 
immer  nur  Perioden  von  verschiedener  Dauer  gekannt,  in  denen  überhaupt 
eine  wesentliche  Erzgewinnung  stattfand.  In  der  Zwischenzeit  von  der 
Erschöpfung  eines  I^agers  bis  zur  Entdeckung  der  nächsten  ergiebigen 
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Gewinnungsstätte  lag  die  Metallerzeugung  häufig  fast  ganz  dar- 
nieder. In  diesem  Wechsel  besteht  eine  wesentliche  Eigenart 
der  Edelnietallerzeugung.  Sie  ist  eine  bedeutsame  Ergänzung  zu  der 
relativen  Unzerstörbarkeit  dieser  Metalle.  Während  fast  alle  Gegenstände 
durch  den  Gebraucli  einer  raschen  Abnutzung  verfallen,  bilden  die  Gold- 
und  Silbermünzen,  die  nur  einer  ziemlich  geringfügigen  Gewichtsver- 
minderung unterliegen,  eine  Ausnahme.  Diese  Ausnahmestellung  kann 
bei  stüliegender  Erzeugung  doch  eine  große  Gleichmäßigkeit  des  Münz- 
bestandes sichern.  Andererseits  ist  sie  aber  auch  die  Veranlassung  zu 
Erwägungen  über  den  Einfluß  der  Edelmetallerzeugung  auf  den  Preis- 
stand. Tritt  bei  nur  langsam  zunehmender  Bevölkerung  ein  plötzlicher 
Aufschwung  der  Edelmetallerzeugung  ein,  so  kann  naturgemäß  ein 
Zeitpunkt  anbrechen,  an  dem  der  Luxus-  und  Kunst  bedarf  keine  Auf- 
nahmefähigkeit für  Edelmetalle  zimi  annähernden  Münzwert  aufweist. 
Dann  erhebt  sich  die  Frage,  welcher  Zusammenhang  besteht  zwischen 
Edelmetallmenge,  Edelmetallpreis  und  Bewegung  der  übrigen  Waren- 
preise ?  Die  Ware  Edelmetall  ist  also  im  Gegensatz  zu  anderen  Waren, 
die  durch  die  Menge  des  Angebots  nur  den  eigenen  Preis  und  allenfalls  den 
der  wichtigsten  Ersatzstoffe  beeinflussen  können,  imstande,  zugleich 
auf  die  Preise    aller    übrigen  Waren  einzuwirken. 

Eine  weitere  Eigentümlichkeit  der  Edelmetallerzeugung  ist  in  der 
für  den  Arbeiter  vorhandenen  Unbenutzbarkeit  des  gewonnenen  Edel- 
metalls gelegen.  Während  z.  B.  Eisen  und  Kohle  vom  Bergmann  im 
Kleingewerbe  selbst  verbraucht  werden  können,  ist  dies  bei  Gold  und 
Silber  fast  ausgeschlossen.  Stets  muß  der  Verarbeiter  der  Erze  auf  den 
Absatz  des  Rohmetalls  bedacht  sein,  um  seine  Arbeitsleistxmg  in  andere 
Warenwerte  mnzusetzeu.  Infolgedessen  geriet  die  Edelmetallgewinnung 
im  Gegensatz  zum  übrigen  Bergbau,  der  vielfach  in  Händen  von  Genossen- 
schaften der  Bergarbeiter  lag,  bald  in  die  Macht  von  Unternehmern, 
die  den  Absatz  des  Ertrages  regelten  und  den  Arbeitern  im  I^ohne  einen 
wesentlichen  Teil  des  Absatzpreises  vorlegten.  Diese  Entwicklung 
prägte  sich  noch  deutlicher  aus,  als  die  verschiedenen  Fundstätten  der 
Edelmetalle  immer  neue,  vielfach  technisch  überaus  verwickelte  För- 
derungs-  und  Verhüttungseinrichtungen  (Silberbergbau  in  Amerika, 
später  Goldgewinnung  in  Transvaal)  erforderlich  machten.  Die  Ge- 
winnung sank  auf  Seiten  der  Bergleute  immer  mehr  zur  mechanischen 
Lohnarbeit  herab,  während  bei  dem  Unternehmer  immer  stärker  das 
spekulative  Moment  der  Vorratsgewinnung  in  Frage  kam.  Damit  schied 
die  Edelmetallgewinnung  aus  der  Reihe  der  Erzeugungsverfahren  aus, 
die  im  wesentlichen  der  Deckimg  des  koperiodischen  Bedarfes  zu  dienen 
hatten.  Diese  Wandlung  war  aber  ein  Gegengewicht  gegen  starke  Preis« 
stürze  des  Metalls.      Der  einzelne  Bergmann  hätte  den  Ertrag  seiner 
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Arbeit  oder  seinen  Anteil  an  der  Ausbeute  der  Genossenschaft  unter 
allen  Umständen  verkaufen  müssen  ohne  Berücksichtigung  des  Ein- 
flusses auf  den  Marktpreis  des  Edelmetalls.  Der  Unternehmer  konnte 
mit  dem  Verkauf  warten,  er  konnte  ihn  gewissermaßen  dosieren.  War 
das  Angebot  von  dritter  Seite  sehr  stark,  so  brauchte  der  leistungsfähige 
Unternehmer  nur  so  viel  Edelmetall  ausmünzen  zu  lassen,  wie  er  gerade 
Geldzeichen  zur  Entlohnung  seiner  Arbeiterschaft  aufwenden  mußte. 

Der  dritte  Umstand  von  großer  volkswirtschaftlicher  Bedeutung 
war  der  verschiedene  örtliche  Ursprung  der  Er zeugimgs wellen.  Da  Edel- 
metall eine  Ware  darstellte,  die  gern  in  dauernden  Formen  festgehalten 
wurde,  so  bestand  vor  allem  in  den  Frühzeiten  der  Entwicklung  der 
Volkswirtschaften  darin  eine  Sicherung  gegen  eine  allgemeine  Über- 
flutung der  im  Zahlungsverkehr  miteinander  stehenden  Gebiete.  Vielmehr 
bedingte  die  Verschiedenheit  der  Herrschaftsbereiche,  in  denen  nach- 
einander bedeutende  Edelmetall  vor  kommen  ausgebeutet  wurden, 
zuerst  immer  eine  Saturierung  des  Erzeugungslandes,  bevor  ein  starker 
Abfluß  in  den  außernationalen  Verkehr  stattfand.  Die  Silberschätze 
Böhmens,  Tirols  und  Spaniens  reden  eine  unmißverständliche  vSprache. 
Sie  sind  noch  heute  die  lebendigen  Zeugen  dafür,  welche  riesigen  Mengen 
—  vor  allem  gemessen  an  der  verhältnismäßig  kleinen  Jahresausbeute 
jener  Zeiten  — •  Edelmetall  dem  Verkehr  entzogen  wurden,  also  nicht 
in  den  Münzumlauf  eintreten  konnten.  Diese  Realthesaurierung  im  Er- 
zeugungslande wurde  meist  von  einer  lyegalthesaurierung  mittels  han- 
delspolitischer Maßnahmen  imterstützt.  Fast  alle  wirtschaftlich  be- 
deutenderen lyänder  haben  bis  ins  19.  Jahrhundert  hinein  durch  ihre 
Zoll-  und  Handelspolitik  das  Bestreben  gehabt,  eine  Zahlungsbilanz 
herbeizuführen,  die  einen  Edelmetallzufluß  bedingte,  jedenfalls  aber 
jeden  Abfluß  verhindern  sollte.  Ob  das  I^and  selbst  Edelmetalle  erzeugte, 
war  — •  wie  das  Beispiel  Spaniens  beweist  —  nebensächlich.  Dieser 
Umstand  wirkte  nun  abermals  mit  den  Erzeugungsmodalitäten  zu- 
sammen. War  die  Erzeugung  nur  zu  bestimmten  Zeiten  und  dann  je- 
weils in  verschiedenen  Ländern  in  starker  Zunahme  begriffen,  so  konnte 
sie  nur  geringen  Einfluß  auf  den  Geldumlauf  haben,  da  einmal  das 
eigene  Land  den  Abfluß  zu  hemmen  suchte,  während  gleichzeitig  die 
Regierungen  oder  Finanzmächte  anderer  Länder,  soweit  sie  doch  des 
Überflusses  teilhaftig  werden  konnten,  diesen  festzuhalten  bestrebt 
waren.  Bis  zum  Untergang  des  Merkantilismus  ist  bei  jeder  Erörterung 
des  Einflusses  der  Edelmetallerzeugung  auf  die  Preise  dieses  kom- 
binierte Auffangen  starker  Erzeugungswellen  zu  beachten. 
Erst  die  Neuzeit  im  neunzehnten  Jahrhundert  schuf  durch  neue  Fund- 
stätten, Freihandel  und  ziemlich  unbeschränkten  Prägeanspruch  des 
Bürgers  schlechthin  eine  wesentliche  Wandlung. 
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Sie  vollzog  sich  auf  drei  Gebieten:  Erzeugung,  Verbrauch  und  Ver- 
wertbarkeit. Während  bis  zum  letzten  Drittel  des  vorigen  Jahrhunderts, 
abgesehen  von  den  Silberfunden  in  Südamerika,  nicht  von  einer  großen 
Edelmetallgewinnung  gesprochen  werden  konnte,  änderte  sich  das 
Bild,  als  Mexiko  für  Silber  und  Australien,  Südafrika,  Alaska  und  Kali- 
fornien fast  gleichzeitig  als  neue  Goldfundstätten  in  Frage  kamen.  Aber 
nicht  nur  diese  neuen  Fmidstätten  wurden  an  sich  wirksam,  sondern  ihre 
Bedeutung  kam  auch  infolge  der  Wandlung  der  Gewinnimgstechnik 
ganz  anders  zur  Geltung.  Durch  Ersatz  der  unzulänglichen  hergebrachten 
mechanischen  Verfahren  durch  äußerst  rationelle  physikalisch-chemische 
und  chemische  Verfahren  wurden  die  neuen  Fundstätten  viel  schneller, 
billiger  und  intensiver  ausgebeutet.  Der  Abbau  der  Edelmetallerze 
vollzog  sich  zwar  nach  wie  vor  —  wenn  man  von  den  kleineren  Gold- 
wäschereien in  Amerika  und  Australien  absieht  — ■  als  kapitalistisches 
Unternehmen,  aber  mit  dem  Unterschiede,  daß  die  Größe  der  erzeugten 
Metallmengen  und  die  Vervielfachung  der  Erzeugmigsstätten  infolge  der 
Möglichkeit,  geringwertige  Vorkommen  noch  mit  wenn  auch  recht  ge- 
ringen Gewinnchancen  ausbeuten  zu  können,  einen  scharfen  Wettbewerb 
der  Erzeuger  hervorrief.  Ein  Wettbewerb,  der  nur  auf  Kosten  des  lang- 
sameren Absatzes  vergangener  Zeiten  möglicli  war.  Er  führte  zur  immer 
sorgfältigeren  und  weitgehenderen  Ausbeutung  der  Erze.  Dies  war  aber 
nur  möglich,  indem  der  Maschinenapparat  und  die  sonstigen  technischen 
Hilfsmittel  chemischer  Natur  ständig  vermehrt  und  verbessert  wurden. 
Im  Verhältnis  zu  diesem  sich  ständig  vergrößernden  Kapitalaufwand 
wuchs  auch  die  Bedeutung  des  Ertrages  der  Unternehmung  als  einzige 
Unterlage  einer  Gewinnverteilung  an  die  Besitzer.  Das  gewonnene 
Gold  und  Silber  mußte  daher  stets  baldmöglichst  in  einem  in  Geld  fest- 
gestellten Buchwert  ausgedrückt  werden.  Damit  war  jeder  geregelte, 
sich  dem  Bedarf  anpassende  Zufluß  der  Edelmetalle  zur 
Münzenmasse  ausgeschaltet.  Die  meisten  Staaten  leisteten  dieser  Ent- 
wicklung noch  insofern  Vorschub,  als  sie  ihren  Bürgern  und  vielfach 
sogar  Ausländern  das  Recht  einräumten,  jede  beliebige  Metallmenge 
seitens  der  staatlichen  Münze  ausprägen  zu  lassen.  Die  Verwertung  als 
Münzmetall  lag  auch  in  der  neueren  Zeit  um  so  näher,  als  die  Herst'^Uung 
von  Schmucksachen  und  Ornamenten  aus  Edelmetall  zwar  reiliend 
zunahm,  aber  die  Technik  (Hohlformen,  Filigranarbeiten  usw.)  Mittel 
und  Wege  fand,  den  Materialverbrauch  am  einzelnen  Stück  in  ungeahnter 
Weise  zu  verringern.  Der  Tiefstand  des  Süberpreises,  trotz  der  zunehmen- 
den Wohlhabenheit  in  immer  weiteren  Kreisen,  legt  davon  Zeugnis  ab, 
daß  dieses  Edelmetall  schon  im  Absatzwettbewerb  mit  weniger  wertvollen 
Metallen  bzw.  Stoffen  (Marmor)  stand.  Auch  bei  dem  Golde  setzte  vor 
dem  Weltkrieg  eine  derartige  Entwicklung  allerdings  erst  schüchtern 
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ein.  Ihre  Ausgangspunkte  waren  die  Notensysteme  und  die  Verbreitung 
des  bargeldlosen  Zahlungsverkehrs.  War  das  Bdelmetallgeldzeichen 
in  der  einfacher  gestalteten  Wirtschaft  vergangener  Zeiten  schlechthin 
dazu  bestimmt,  die  Wertvertretung  beim  Tausch  zu  übernehmen,  so 
entstand  einmal  infolge  der  ständig  zunehmenden  Größe  der  einzelnen 
Kauf-  und  Verkaufhandlungen,  die  einen  ungeheueren,  fast  unbeweg- 
baren Münzvorrat  des  einzelnen  Kaufmanns  bedingen  würden,  dann 
aber  auch  infolge  der  Erwägung,  daß  jeder  Münz  Vorrat  einen  zinslos  arbei- 
tenden Teil  des  Nationalvermögens  der  betreffenden  Volkswirtschaft 
darstellt,  das  Bedürfnis,  die  direkte  Verwendung  des  Goldgeldes  durch 
die    Übergabe    von     Anweisungen     auf     Goldgeld     zu    er- 

Fig.  3.     Der  wahrscheinliche  Verlauf  der  Goldproduktionskurve. 
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setzen.  Damit  war  aber  schon  vor  dem  Kriege  die  Aussicht 
auf  Bildung  eines  Maximalbedarfes  an  Münzgold 
gegeben.  Dieses  Maximum  wurde  offenbar  von  den  nicht  durch 
Waren  oder  Leistungen  ausgeglichenen  Saldi  der  Zahlungsbilanzen  der 
wichtigsten  Volkswirtschaften  und  durch  das  Deckungsbedürfnis  des 
Notenumlaufs  der  bedeutendsten  Zahlungsgebiete  bestimmt.  Dieses  Maxi- 
mum war  schon  vor  dem  Kriege  im  Begriffe,  den  höchsten  Punkt  zu 
überschreiten.  Im  Laufe  der  weiteren  Entwicklung  stand  eine  Bewegung 
dieses  Maximums  auf  einer  entsprechenden  Kurve  (Fig.  3)  zu  er- 
warten. 

Die  für  die  nächsten  Jahrzehnte  —  trotz  der  wirtschaftlichen  Ein- 
flüsse des  Krieges  bzw.  gerade  als  ihre  Folge  — ■  zu  erwartende  starke 
Senkung  des  Maximums  wird  durch  die  in  allen  Ländern  zur  Herab- 
minderung des  Notenumlaufes  notwendige  intensive  Pflege 
des  bargeldlosen  Verkehrs  und  durch  die  von  allen  Re- 
gierungen anzustrebende  Ausschließung  von  Goldzah- 
lungen in  der  Übergangszeit  nach  dem  Kriege  hervorgerufen  werden. 
Dieser  Abstieg  des  Maximums  muß  aber  in  dem  Augenblick  zum  rcla- 
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tiven  Stillstand  kommen,  in  welchem  der  bargeldlose  Verkehr  und  die 
Kompensation  im  Warenhandel  die  denkbar  größte  Verfeinerung  erreicht 
haben.  Dann  besteht  der  Goldbedarf  aus  I^uxusverbrauch  und  Ergän- 
zung des  Münzenumlaufes  (Abnutzung,  Erweiterung  des  Umlaufgebietes), 
Der  lyuxusverbrauch  steht  vor  einer  starken  Einschränkung  durch  die 
Luxussteuern  aller  Länder,  während  die  Ergänzung  des  Münzentmilaufs 
nur  für  die  Länder  bedeutungsvoll  werden  kann,  welche  nach  dem  Kriege 
in  der  Lage  sind,  die  Goldmünzen  wieder  in  den  Verkehr  zu  geben. 

Die  geschilderten  Umstände  lassen  sowohl  für  Silber  als  auch  für 
Gold  eine  Einschränkung  der  Erzeugung,  sei  es  durch  Verabredung 
der  Minenbesitzer,  sei  es  durch  Versiegen  der  ausgiebigeren  Fundstätten, 
als  einziges  Gegengewicht  gegen  einen  Preissturz  der  Edelmetalle  nach 
dem  Kriege  wirksam  erscheinen.  Die  preisbildende  Wirkung  des 
aus  theoretischen  Erwägimgen  vorhergesehenen  Zurückflutens  der 
gegenwärtigen  Erzeugungswelle  läßt  sich  erst  nach  der  Klärung  des 
inneren  Zusanunenhanges  von  Wert,  Preis  und  Geld  ermessen. 

Kapitel    III. 
Wert,  Preis  und  Geld. 

Daß  die  Wert  auf  fassung  des  Konsmnenten  und  die  Summe  der  ein- 
zelnen gezahlten  Preise  den  Preisstand  und  die  Preisentwicklung  be- 
einflussen mußten,  war  eine  von  jeher  feststehende  Erfahrung.  Erst  die 
Arbeiten  der  klassischen  Nationalökonomen  verbreiteten  die  Einsicht, 
daß  noch  ein  dritter  P'aktor  auf  die  zusammengesetzte  Bewegung,  als 
welche  sich  die  Preisentwicklung  darstellt,  Einfluß  nehmen  mußte.  Man 
beobachtete  nämlich  —  ob  das  dabei  angeschlagene  Verfahren  richtig 
war,  sei  dahingestellt  — ,  daß  Preisbewegungen,  die  dauernde  Preisstands- 
verschiebungen zur  Folge  hatten,  zu  Zeiten  und  unter  Umständen  zu- 
stande kamen,  in  denen  weder  der  Wert  noch  die  Preise  Ursachen  der 
Bewegung  sein  konnten.  Da  am  modernen  Tauschhandel  nur  drei  Fak- 
toren beteiligt  sind,  Wert,  Preis  imd  Geld,  lag  die  Ausbildung  einer 
Quantitätstheorie  nahe,  da  bei  geordneten  Finanzverhältnissen  des  be- 
treffenden »Staates,  durch  die  eine  Münzverschlechterung  ausgesclilossen 
war,  nur  eine  Eigenschaft  des  Geldes  —  seine  Masse  —  veränderlich  er- 
schien. Bis  in  die  neueste  Zeit  hinein  —  erst  neuerdings  u.  a.  Sombart 
in  der  Neuauflage  des  Modernen  Kapitalismus  —  suchen  die  Volkswirte 
eine  funktionelle  Abhängigkeit  des  Preisstandes  von  der  umlaufenden 
Geldmenge  und  vor  dem  Kriege  bei  normalen  Zuständen  insbesondere 
von  der  Menge  der  Edelmetallgeldzeichen  zu  konstruieren.  Richtig  in 
dieser  Annahme  war  nur  der  Grundgedanke,  daß  das  Geld  eine  ausschlag- 
gebendere P'unktion  in  der  Preisbildujig  ausüben  müsse,   als  etwa  nur 
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ein  wirtschaftliches  Wertmaß  für  die  Sprünge  der  Preiskurve  zu  sein. 
Diese  erhebHchere  Wirkung  rührte  von  der  nicht  auszutilgenden  Vor- 
stellung von  der  allem  Gelde  zugrunde  liegenden  Warennatur  der  wer- 
tigen Geldträger  her.  Wie  diese  Vorstellung  in  die  Dynamik  des  Waren- 
tausches eingreift,  läßt  sich  nur  durch  eine  Analyse  der  primären  Faktoren 
in  jedem  abgeschlossenen  Geschäft:  der  Wertfeststellung  und  der  Preis- 
bemessung entwickeln. 

Die  Vertreter  der  subjektiven  und  objektiven  Wertlehren  werden 
wohl  übereinstimmend  zugeben  müssen,  daß  der  Ausgangspunkt  jedes 
Tauschwillens  nur  als  differenzierte  Wertschätzung  zweier  Gütermengen 
denkbar  ist.  Nicht  wie  man  annahm  eine  Wertgleichung,  sondern  eine 
Wertungleichheit  gibt  zmn  Tausch  Veranlassung.  Die  Un- 
gleichheit findet  ihren  Ausdruck  in  dem  Aufwände  von  Arbeit  und  Zeit 
für  die  Heranschaffung  des  Tauschobjektes  und  für  die  Vornahme  der 
Tauschhandlung.  Von  den  einfachsten  bis  zu  den  verwickeltsten  wirt- 
schaftlichen Verhältnissen  —  von  der  Kigenwirtschaft  mit  beschränktem 
Marktverkehr  bis  zum  Hochkapitalismus  mit  seinem  weit  verzweigten 
Ferngeschäft  —  haben  sich  die  Erwägungen  jedes  Tausch  willigen  immer 
nach  der  folgenden  Gleichung  vollzogen :  Wert  des  Eigenbesitzes  <C  Wert 
des  begehrten  Tauschgegenstandes  oder  kurz  W  E  <C  W  b  mithin  W  b 
—  W  E  =  Tauschleistung.  Dieser  Faktor :  die  Tauschleistung,  ist  die 
wirtschaftliche  Ursache  für  das  Geltendmachen  der  produktiven  Tätig- 
keit des  reellen  Handels.  Sie  ist  aber  auch  die  Ursache  aller  wesentlichen 
spekulativen  Erwägungen  im  Warenhandel.  Dieser  Unterschied, 
der  wieder  verschwindet,  indem  der  Ausgleich  durch  die  Mühen  rnid. 
Kosten  des  Handels  aufgehoben  wird,  ist  die  Veranlassung  aller  Tausch- 
handlungen. Er  ist  der  Beweis  für  die  Subjektivität  des  Wertes,  denn 
nur  bei  dessen  Entstehung  aus  dem  Subjektiven  ist  auf  beiden  Seiten 
die  vorhin  angegebene  Vergleichung  denkbar.  Nur  indem  sie  überein- 
stimmend auf  beiden  Seiten  auftritt,  kommt  ein  Tausch  zustande.  Beide 
Parteien  unterschätzen  also,  gemessen  an  der  Anschauung  des  Gegners, 
den  Wert  des  eigenen  Angebotes  um  denselben  Betrag.  Bei  normaler 
Preisentwicklung  steht  dieser  Betrag  zu  dem  Preise  der  im  Transport 
und  im  Tausche  geleisteten  Arbeit  in  einem  angemessenen  Verhältnis. 
Werden  die  Preise  aber  rasch  gesteigert  oder  sind  sie  im  schnellen  Sinken 
begriffen,  so  geraten  die  Unterschiede  in  beiden  Fällen  außer  Verhältnis 
zur  Größe:  Tauschleistung.  Ein  schnelles  Steigen  der  Preise  zeigt  offen- 
bar bei  lebensnotwendigen  Waren  das  Fehlen  des  Angebotes  an.  Der 
Nachfrager  muß  dann  über  Erfüllimg  der  obigen  Gleichung  hinaus  die 
Tauschleistung,  den  Tauschwillen  des  Besitzers  der  gesuchten  Ware 
überbewerten,  um  bei  ihm  den  Eindruck  zu  erwecken,  daß  es  sich  nicht 
mehr  tun  einen  glatten  Tausch,  sondern  um  die  Wahrnehmung  einer  aus- 
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gesprochenen  Gewinnchance  ohne  entsprechende  Gegenleistung  sach- 
licher Natur  — ^als  Arbeitsaufwand  —  handelt.  (Voraussetzungen 
der  Wucherpreise.)  Steht  das  Angebot  außer  jedem  Verhältnis  zur 
Nachfrage,  so  daß  entweder  wegen  der  in  Betracht  kommenden  Mengen 
oder  wegen  der  Unbeständigkeit  der  Waren  die  Zeiten  besserer  Preise 
bei  Zurücklialtimg  der  Waren  nicht  abgewartet  werden  können,  so  muß 
dieses  Mal  der  Anbieter  dem  Nachfrager  die  Tauschleistung  übermäßig 
bezahlen.  Ja,  er  muß  unter  Umständen  einen  Teil  seiner  Selbstkosten 
opfern,  um  dem  Nachfrager  großen  Gewinnspielraum  zu  ge- 
währen. 

Für  die  Beziehung  des  Wertbegriffes  zur  Preisbildung  ergeben  sich 
die  folgenden  Sätze: 

1.  Kein  Tauschhandelspreis  entsteht  als  Wert  gleichung. 

2.  Der  überwiegende  Wertinhalt  des  Preises  —  zusammengesetzt  aus 
subjektiven  und  objektivierbaren  (Tauschleistmig)  Wertbestand- 
teilen —  liegt  auf  Seiten  des  Nachfragenden  bei  geringem  Angebot 
und  auf  selten  des  Anbietenden  bei  geringer  Nachfrage. 

3.  Das  subjektive  Wertelement  tritt  daher  bei  jeder  starken  Spannung 
zwischen  Angebot  und  Nachfrage  auf  der  einen  Seite  zurück,  mn 
auf  der  anderen  Seite  entsprechend  zuzunehmen. 

4.  Das  subjektive  Wertelement  stellt  sich  fast  immer  als  Mittel  in  einer 
vorübergehenden  oder  dauernden  Notlage  dar,  um  den  Tauschwillen 
einer  von  spekulativen  Erwägungen  geleiteten  Gegenpartei  herbei- 
zuführen. 

5.  Die  objektiven  Wertelemente  (Selbstkosten  und  Tausch  1  e  i  s  t  u  n  g) 
kommen  bei  einer  Gleichung  von  Angebot  und  Nachfrage  am 
vollständigsten  zum  Ausdruck. 

6.  Bei  einer  vorübergehenden  Preisbewegung  tritt  gemeinhin  nur 
eine  Verschiebung  der  subjektiven  Wertbestandteile  ein,  während 
Preisstandsverschiebungen  eine  Neuordnung  des  Regelfalles  im  Ver- 
hältnis der  objektiven  zu  den  subjektiven  Elementen  bedingt. 

Mithin  ist  kein  Preis  jemals  als  Wertausdruck  zu  betrachten.  Viel- 
mehr ist  der  einzelne  Preis  nur  ein  Bedingungsausdruck  für  eine  Eigen- 
tumsüberlassung. Der  Preisreihe  wohnt  erst  nach  den  obigen  Feststel- 
limgen  volkswirtschaftliche  Ausdruckskraft  inne.  Sie  verkörpert  in 
ihren  Schwankungen  mn  den  zeitlichen  Durchschnitt  nicht  etwa  Wert- 
verschiebungen an  sich,  sondern  die  Verschiebung  des  Anteils  der  Wert- 
elemente in  den  gezahlten  Preisen.  I^ösen  wir  die  Preisreihe  (P^  —  Pq) 
auf,  so  erhalten  wir,  wenn  Ws  für  den  subjektiven  und  Wo  für  den  ob- 
jektiven Wertanteil  gesetzt  werden,  die  schematischen  Reihen: 
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agW,  +  b3W„=   P3 


a„  _  1  W3  +  b„  ^  Wo  =  P„  _  1 
a„W3         +b,W„     =P„ 


Addiert    man    alle    P- Werte    und    teilt    sie    nachher    durch    n  = 

(^p  p   \ 
-^ —  I  =  Pm  als  Ausdruck  für  den  Durchschnitt  (Mittelwert)  von  P 

aus  n- Werten,  so  erhält  man  einen  Schwankungsmesser,  da  man 
nun  jeweils  Pm  — ■  P^;  Pm  —  P;  Pm  —  P3  bilden  kann.  Die  dabei 
gewonnenen  Werte,  sie  seien  jeweils  (±)di(±)d2  (±)d3  genannt, 
bringen  den  von  Wertsumme  ausgehenden  dynamischen  Druck  auf  die 
Preisbewegung  zum  Ausdruck.  Da  die  d- Werte  nur  von  Wertanteil- 
verschiebungen herrühren  können,  müssen  diese,  die  primären  direkten 
Druckfaktoren,  in  der  Preisbewegung  von  Umständen,  die  bei  jedem 
Tausch  in  dem  Vorstellungskreis  der  Tauschenden  gegenwärtig  zu  sein 
pflegen,  maßgeblich  beeinflußt  werden.  Diese  Vorstellungen  können 
nur  an  einen  Begriff  anknüpfen:  die  sonstigen  den  Parteien  bekannten 
Kauf-  bzw.  Verkaufgelegenheiten  mit  den  dort  vorausgesetzten  Tausch- 
bedingungen. Die  Tauschgegenstände  werden  also  bei  Feststellung  der 
Tauschbedingungen  als  Teile  jener  gesamten  Warenmassen  gesehen, 
die  zu  dem  Zeitpunkt  von  diesem  Gegenstande  oder  seinen  Ersatzstoffen 
nach  Kenntnis  der  Tauschenden  tauschfähig  sind.  Hierbei  spielen  natürlich 
Gerüchte  und  Werturteile  ohne  sachliche  Unterlagen  (private  Ernte- 
schätzungen) eine  hervorragende  Rolle.  Aber  neben  diesen  Schätzungs- 
imd  Gefühlsmomenten  sind  es  doch  Erlangbarkeitsbegriffe,  die  auf  die 
Wertvorstellungen  vmd  durch  sie  auf  die  Preisreihen  wirken.  Diese 
Erlangbarkeit  erstreckt  sich  nun  keineswegs  einseitig  auf  die  jeweils 
nachgefragte  Ware,  sondern  in  erster  Linie  auf  den  mittels  dieser  Ware 
erzielbaren  qualifizierten  Nutzen.  Nicht  die  Seltenheit  eines  begehrten 
Tauschgegenstandes,  sondern  Seltenheit  oder  Verbreitung  des  damit 
erstrebten  Nutzens  entscheiden  über  den  Preisverlauf.  Beobachtet  man 
einen  Markt  von  Waren,  die  zueinander  im  Vertretungs Verhältnis  stehen 
(Gemüsearten,  Kohlensorten,  Futtermittel)  so  ist  festzustellen,  daß  der 
Ausfall  des  Angebotes  in  einer  Sorte  keineswegs  für  den  Rest  des  An- 
gebots imerschwingHche  Preise  entstehen  läßt,  vielmehr  steigt  ihr  Preis 
und  in  schwächerem  Grade  steigen  die  Preise  aller  Waren,  die  den- 
selben Dienst  leisten,  also  denselben  Nutzeffekt  in  qualitativer  Hinsicht 
entwickeln  können.  Nicht  Nachfrage  oder  Angebot  des  jeweils  gewünsch- 
ten imd  gebotenen  Gutes,  auch  nicht  eine  direkte  Vorstellung  der  vSicht- 
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Vorräte  dieser  beiden  Warengattungen,  sondern  der  erweiterte  Begriff 
über  das  Vorhandensein  der  gleichen  Nutzenquellen  drückt  sich  in  den 
Wertvorstellungen  aus.  Erst  wesentliche  Quantitätsverschiebungen  in 
den  Nutzensiunmen  ziehen  Wertänderungen  und  Preisstandsverschie- 
bungen nach  sich.  Diese  Mechanik  und  Dynamik  des  direkten  Tausch- 
verkehrs hat  der  Einfachheit  halber  immer  mit  dem  Austausch  von  Ge- 
brauchs- oder  I/Uxusgütern  — ■  jedenfalls  mußten  sie  Konsmntiv-  oder 
Produktionsgüter  sein  —  operiert.  Tatsächlich  vollziehen  sich  die  Tausch- 
handltmgen  nun  unter  Einschaltung  eines  Zwischenfaktors  — ■  eines 
wertbeständigen  Vorratsgutes  —  des  Geldes.  Dadurch 
verwickeln  sich  die  Verhältnisse  insofern,  als  die  Dynamik  der  Preis- 
bewegung durch  die  Vorstellungen  über  die  Natur  des  Geldes  und  der 
Ware  Edelmetall  neue  Impulse  erhält.  Schematisch  lassen  sich  diese 
Einflüsse  folgendermaßen  darstellen: 

A  will  einen  Warenwert  Pj  hingeben,  um  von  B  einen  Warenwert 
Pj  einzutauschen.  B  will  einen  Warenwert  Pg  hingeben  um  von  A  einen 
Warenwert  Pg  zu  erhalten.  Ist  die  Differenz  P2  —  Pj  sehr  groß,  so  lehnt 
A  innerlich  den  Tausch  ab.  Er  stellt  dann  die  Rechnung  an,  wieviel 
Ersatzstoff  er  für  Pj  bzw.  etwa  für  Pj  -f  °/io  (^2  —  ^i)  erhalten  kann. 
Er  prüft  den  wirtschaftlichen  Nutzeffekt  der 
Ersatzstoffe.  Entweder  kann  er  für  Pj  oder  P^  -\-  x/y  (Pg  — •  Pi) 
■einen  Nutzeffekt  erhalten,  der  gleich  oder  kleiner  als  derselbe  aus 
P2  sein  würde,  oder  die  Rechnung  schlägt  gleich  aus,  dann  nimmt 
er  mit  Pg  vorlieb.  In  diesem  letzteren  Falle  ist  der  Ausgleich 
-des  Nutzeffektes  gleichartiger  Waren  in  ihren  Preisen  vollständig 
vollzogen.  In  diesen  tausch  wirtschaftlichen  Vorgang  greift  nun  das 
Geld  ein.  Es  ist  Ware  und  Begriff  zugleich.  Als  Ware  hat  es 
bestimmte  Eigenschaften,  die  ihm  Wert  verleihen.  Als  Begriff  stellt 
es  ein  Mittel  zur  Erlangmig  begehrter  Waren  dar.  Nunmehr  ergibt 
sich  folgendes  Bild:  A  will  P^  hingeben,  mn  eine  Geldsumme  (Gs^)  zu 
erlangen,  von  der  er  voraussetzt,  daß  sie  ihm  von  einem  möglicherweise 
noch  tmbekannten  Verkäufer  X  einen  begehrten  Warenwert  Pj  verschaffen 
wird.  B  bietet  nun  aber  für  Pj  in  Waren  nur  Gsg  in  Geld,  da  er  den  Nutz- 
effekt, der  in  dem  Angebot  von  A  enthalten  ist,  jeweüs  in  diesen  oder 
anderen  Waren  mittels  Aufwand  von  Gsg  erwerben  kann.  Stets  spielt 
also  nicht  der  Handelsgegenstand,  sondern  die  übrige  Warenmenge, 
die  denselben  Nutzeffekt  zu  leisten  vermag,  die  ausschlaggebende  Rolle. 
Die  Differenz  Gsj  —  Gsg  —  die  Spannung  der  Brief-  und  Geldpreise 
— ■  entsteht  nun  nicht  etwa  nur  aus  der  Betrachtung  der  von  A  und  B 
in  ihren  Wirtschaften  geforderten  Nutzeffekten,  sondern  die  Anwesen- 
heit und  der  Preis  des  Geldes  werden  mit  berücksichtigt.  Die  An  Wesen- 
heit des  Geldes  ist  in  bezug  auf  die   Kaufkraft   und  die  Natur  des 
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Geldes  als  Vorratsgut  zu  beachten.  Die  Erwägungen  von  A  und 
B  beziehen  sich  nämlich  nicht  auf  eine  sich  momentan  abspielende  Reihe 
wirtschaftlicher  Handlungen,  sondern  das  erlangte  Geld  findet  erst  nach 
kürzerem  oder  längerem  Zwischenraum  zur  Verwandlung  in  Waren  Ver- 
wendung. Wird  also  Ware  gegen  Geld  getauscht,  so  geschieht  es  immer 
in  der  Erwartung,  zu  einem  späteren  Zeitpunkte  für  das  Geld  den 
ungefähren  Wert  der  einstmals  hingegebenen  Ware  erlangen  zu  können. 
Da  nun  A  offenbar  im  Augenblick  des  Verkaufs  seiner  Waren  noch  nicht 
weiß  oder  meist  auch  gar  nicht  wissen  kann,  wann  er  das  Geld  wieder 
gegen  Waren  tauschen  wird,  liegt  es  für  ihn  außerordentlich  nahe,  in  jedem 
Geldpreise  eine  Deckung  für  sein  Risiko  zu  suchen.  Geforderte  Geldpreise 
haben  daher  fast  immer  die  Eigenschaft,  über  die  Wertschätzung  des 
Anbietenden  hinauszugehen,  damit  sie  in  ihrer  Höhe  eine  möglichst 
nach  oben  gerichtete  Preisbewegung  bei  anderen  Waren  ausgleichen. 
Übrigens  enthält  dieser  Versuch  einer  Stabilisierung  der  Kaufkraft 
eines  jeden  Gegenwertes  eines  Verkaufs  den  schlagenden  Beweis  für  die 
ausschlaggebende  Bedeutung  des  Nutzeffektes  jeder  Ware.  Wäre  dieser 
weniger  bedeutungsvoll,  so  würde  man  sich  offenbar  mit  gleichen  Wert- 
größen zufrieden  geben.  Man  tut  dies  gemeinhin  nicht,  sondern  fordert, 
für  die  empfangene  Geldsmnme  dieselbe  Menge  einer  Ware  kaufen  zu 
können,  wie  zu  Zeiten  des  Verkaufs  der  eigenen  Ware.  Der  Gebrauch 
des  Geldes  hat  also  die  Folge,  die  Preise  zu  erhöhen  und  mehr  Umlaufs- 
mittel in  Gebrauch  zu  setzen,  als  Werte  ausgetauscht  worden  sind.  Ob 
man  an  Kaufgeschäfte  denkt,  die  durch  den  bargeldlosen  oder  den  Bar- 
geldverkehr abgewickelt  werden,  ist  nebensächlich.  Auch  der  bargeld- 
lose Verkehr  setzt  eine  gewisse  Edelmetallbasis  voraus.  Steigt  seine 
Umsatzsimime,  so  ist  damit  also  auch  ein  größerer  Entzug  von  Edel- 
metall als  Geldzeichen  aus  dem  Verkehr  oder  als  Barrengold  aus  der 
Erzeugung  verbunden. 

Da  es  sich  beim  Gelde  um  eine  Wertvertretung  durch  ein  Vorrats- 
gut handelt,  erhöht  sich  der  geforderte  und  vielfach  auch  der  gezahlte 
Geldpreis  um  die  Bewertung  des  Zeitabschnittes  zwischen  Verkauf  und 
Einkauf.  Was  Böhm-Bawerk  als  Ursache  der  Zinserscheinung 
an  sich  ansah:  die  höhere  Bewertung  eines  gegenwärtig  zur  Verfügung 
stehenden  Nutzens  gegenüber  der  Einschätzung  des  Wertes  einer  erst 
zu  einem  späteren  Zeitpunkte  in  Nutzen  umzusetzenden  Geldsumme, 
also  das  Element  der  Unsicherheit  an  sich  —  Verlust,  Krieg,  Natur- 
ereignisse, nicht  aber  die  schon  oben  erörterte  Veränderung  der  Kauf- 
kraft einer  angenommenen  Geldsumme  — ■  fordern  eine  gewisse  Entschädi- 
gung in  höheren  Preisen.  Diese  beiden  Erwägungen  spielen  in  der  Wirt- 
schaft mit  eigenen  Geldvorräten  schon  eine  preissteigemde  Rolle.  Zu 
ihnen  tritt  nun  im  modernen  Handelsverkehr  die  dem  Gelde  meist  an- 
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haftende  Eigenschaft  eines  Leihgutes  als  Ursache  einer  weiteren 
Preisbewegung.  Indem  das  hingegebene  Geld  dem  Käufer  gar  nicht 
gehört,  sondern  ihm  von  einem  Dritten  geliehen  worden  ist,  entsteht 
für  ihn  das  Bedürfnis,  seine  Zinsverpflichtung  durch  einen  Preisdruck 
auszugleichen.  Bei  der  systematischen  Umsatzsteigerung  in  jedem  Be- 
triebe und  jeder  Wirtschaft  nehmen  die  Einheiten,  die  fremdes  Geld 
in  Anspruch  nehmen  müssen,  rasch  zu.  Infolgedessen  weiß  jeder,  der 
im  gegenwärtigen  Zeitpunkt  als  Verkäufer  Geld  oder  eine  Anweisung 
auf  Geld  annimmt,  daß  er  zu  dem  Zeitpunkt,  wo  er  für  dieses  Geld 
Waren  kaufen  will,  mit  dem  Widerstände  aller  Verkäufer  rechnen  muß, 
die,  von  der  ungünstigsten  Annahme  ausgehend,  daß  das  geliehene  Geld 
fremdes  sei,  bestrebt  sein  werden,  über  ihre  Wertschätzung  hinaus  ihre 
Preise  zu  steigern.  Aus  diesem  Kampfe  wird  nur  bei  schlechter  Kon- 
junktur ein  Sieg  des  Käufers  hervorgehen  können.  Insbesondere  der 
isolierte  Käufer  wird,  sobald  er  Kartellen  oder  Konditionenverbänden 
gegenübersteht,  immer  den  Kürzeren  ziehen  müssen. 

Insgesamt  ergeben  sich  für  den  Einfluß  des  Geldes  als  Zwischen- 
schaltung im  Tauschverkehr  die  folgenden  Sätze: 

1.  Die  Verwendung  des  Geldes  lenkt  die  Preisauseinandersetzimg 
von  dem  reinen  Ausgleich  von  Warenwerten  ab. 

2.  Die  Natur  des  Geldes  als  eines  Vorratsgutes  bedingt  bei  seiner 
Verwendung  spekulative  und  rationelle  Erwägungen,  die  zu  einem 
Überwiegen  von  preissteigemden  Momenten  Veranlassung  geben. 

3.  Die  preissteigernden  Momente  führen  ein  irreales  Element  in  die 
Preisbewegvmg  ein,  das  nur  bei  anhaltenden  Preissenkungen  in  seinem 
Einfluß  auf  die  Preise  der  Massengüter  stark  beschränkt  wird. 

Kapitel    IV. 
Gcldangcbot  und  die  Warennachfrage  des  Geldes. 

Da  neben  der  Warennatur  des  Geldes  auch  das  Geldangebot  und 
die  Nachfrage  neuen  Geldes  auf  die  Preisbüdung  einwirken,  sind  diese 
Faktoren,  die  in  einem  inneren  Zusammenhange  stehen,  zu  erörtern. 
Das  Geldangebot  in  der  modernen  Wirtschaft  besteht  in  der  Hergabe 
von  Anweisungen  auf  vollwertige  Geldzeichen,  die  durch  eine 
Edelmetallreserve  gedeckt  sind.  Diese  Anweisungen  können  offenbar 
aus  zwei  Gründen  nur  in  begrenztem  Umfange  ausgegeben  werden.  Ein- 
mal erfolgt  die  Begrenzung  durch  die  Summe  des  umlaufen- 
den Kapitals.  Nur  aus  dieser  Quelle  können  die  verfügbaren 
Mittel  gewonnen  werden,  da  eine  dauernde  Belastimg  des  stehenden 
Kapitals  nicht  in  Frage  kommt.  Wird  auf  das  stehende  Kapital  — 
etwa  durch  Aufnahme  eines  Darlehens  seitens  des  Geldgebers  —  zurück- 
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gegriffen,  so  würde  damit  meist  ein  Kapitalschwund  verbunden  sein, 
da  die  Bedingungen,  zu  denen  auf  dieser  Unterlage  Geldmittel  flüssig 
gemacht  werden  körinten,  ungünstiger  sein  würden  als  der  Ertrag  der 
Verleihung  der  dergestalt  aufgenommenen  Summe.  Bei  dem  umlaufen- 
den Kapital  liegt  die  Sache  anders.  Seine  Verwendung  zerfällt  in  zins- 
lose und  zinstragende  Perioden,  bezogen  auf  das  Produktionsverfahren 
des  Besitzers.  In  den  Zeiten,  in  denen  das  Geschäft  stärker  mit  mn- 
laufenden  Kapitalien  gespeist  ist,  als  es  die  lyohnzahlmigen  und  Ma- 
terialumsätze erfordern,  wird  einer  Ertraglosigkeit  durch  Hereingabe 
als  Depositen  bei  einer  Bank  oder  einem  anderen  Institut  vorgebeugt. 
Die  Schwankungen  des  auf  diesem  Wege  für  Gelddarlehen  verfügbaren 
umlaufenden  Kapitals  sind  eine  Funktion  der  wirtschaftlichen  Kon- 
junktur. Das  Angebot  dieser  flüssigen  Mittel  dürfte  gemeinhin  in  Zeiten 
flauer  Konjunkturen  am  stärksten  sein^.  Das  Geldangebot  unterliegt 
aber  auch  noch  der  Begrenzung  durch  die  Bdelmetallreserve.  Jede 
Annahme  eines  Geldangebotes  stellt  nämlich  direkt  oder  indirekt  von 
erster  oder  letzter  Hand,  die  dadurch  bewegt  wird,  eine  Nachfrage  nach 
umlaufenden  Geldzeichen  dar.  "Wenn  der  Darlehensnehmer  und 
seine  Gläubiger  die  Geldumsätze  auch  in  erster  I^inie  bargeldlos  tätigen, 
in  der  langen  Kette  zusammenhängender  Zahlungen  kommt  einmal 
der  Augenblick,  wo  Zahlungen  in  Geld  oder  Geldzeichen  geleistet  wer- 
den müssen.  Im  Hintergrunde  jeder  leihweise  erfolgenden  Anweisung 
auf  Geld  steht  daher  die  Möglichkeit  einer  Bargeldverwendung.  Also 
muß  das  Angebot  des  Geldes  durch  die  zur  Verfügung  stehenden  voll- 
wertigen Zahlungsmittel  bestimmt  werden.  Wo  diese  Sicherheitsgrenze 
erheblich  überschritten  wird,  entsteht  —  wie  in  der  Union  im  Jahre 
1907  — •  eine  überaus  gefährliche  Geldkrisis.  Die  Summe  des  umlaufen- 
den Kapitals  imd  der  Bdelmetallschatz  eines  I^andes  können  mm  zweifel- 
los durch  die  Bewegimg  in  der  Edelmetallerzeugung  beeinflußt  werden, 
aber  sind  auch  imstande,  ihrerseits  diesen  Teü  der  Erzeugung  maßvoll 
zu  regeln.  Dieser  Zusammenhang  ist  aber  nur  in  den  wenigsten  Fällen 
ein  innerwirtschaftlicher  —  also  rein  volkswirtschaftlicher  wie  etwa  in 
der  Union  — ,  sondern  fast  immer  weltwirtschaftlichen  Bedingungen 
imterworfen. 

Weltwirtschaftlich  muß  offenbar  die  Frage  gesehen  werden,  in 
welchem  Umfange  bei  einem  gegebenen  Besitz  an  Deckimgsedelmetall 
die  umlaufenden  Kapitalien  der  Erzeugung  von  Edelmetall  in  er- 
höhtem Maße  zuzuführen  sind.  Stockt  die  MögHchkeit,  bei  einer 
gewissen  Edelmetalldeckung  weitere  flüssige  Mittel  für  andere  Zweige  der 

^  Das  scheinbare  Gegenbeispiel  im  Weltkriege  kann  nicht  als  eine  stichhaltige  Wider- 
legung der  obigen  Ansicht  angesehen  werden,  da  die  Liquidation  aller  Warenvorräte  als 
eine  unnormale  Erscheinung  zu  betrachten  ist. 
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Giitererzeugung  zu  beschaffen,  so  ist  offenbar  der  Zeitpunkt  gekommen, 
an  dem  das  Gut:  Edelmetall  in  erster  Linie  erzeugt  werden  muß,  weil 
es  allein  ein  Mehrfaches  seiner  Erzeugungskosten  an  Umlaufsmitteln 
deckt.  Korn,  Petroleum,  Kaffee  können  immer  nur  für  einen  Teil  ihrer 
Herstellungskosten  als  Deckung  dienen,  während  das  Gold  unter  nor- 
malen wirtschaftlichen  Bedingungen  u.  U.  seinen  dreifachen  Ankaufspreis 
an  Geldzeichen  flüssig  macht.  Jede  Einheit  mnlaufenden  Kapitals,  das 
der  Goldgewinnung  dient,  führt  dem  Verkehr  zwei  Einheiten  flüssiger 
Mittel  und  den  Ersatz  für  sein  Ausscheiden  aus  dem  Geldvorrat  — 
nicht  etwa  aus  dem  Geldumlauf,  was  stets  unterschieden  werden  muß  — 
zu.  Die  durch  Mangel  an  I^eihgeld  bewirkbare  Umschaltung  der  Ver- 
wendung des  mnlaufenden  Kapitals  ist  aber  durch  die  Eigenart  der 
Erzeugungsverhältnisse  im  Edelmetallbergbau  begrenzt.  In  den  Zeiten, 
wo  reiche  Fundstätten  neu  entdeckt  werden,  wo  zahlreiche  Gelegen- 
heiten vorhanden  sind,  nebeneinander  mehrere  neue  Unternehmmigen 
für  Goldgewinnung  zu  errichten,  da  vollzieht  sich  diese  Umschaltimg 
sehr  schnell.  Manchmal,  wie  die  derzeitigen  geringen  Erträge  zahlreicher 
südafrikanischer  Gruben  beweisen,  viel  zu  rasch.  Stellt  sich  nämlich 
heraus,  daß  der  Strich,  in  dem  das  Vorkommen  der  goldhaltigen  Erze 
festgestellt  ist,  weder  so  groß  noch  so  ertragreich  ist,  wie  man  annahm, 
so  wird  vielfach  das  Gegenteil  vom  gewünschten  Erfolg  erreicht.  Das 
umlaufende  Kapital  wird  durch  die  Erweiterung  der  Golddeckung  nicht 
vermehrt,  sondern  durch  den  Verlust,  der  als  Unterschied  der  hohen 
Gewinnungskosten  und  der  niedrigeren  Ankaufspreise,  die  auf  dem 
Weltmärkte  herrschen,  voraussichtlich  eher  vermindert.  In  Zeiten, 
wo  man  von  der  Ebbe  in  der  Erzeugung  von  Edelmetall  sprechen  kann, 
da  bewirkt  eine  Geldknappheit  auch  die  weitergehende  Ausbeutung 
von  geringwertigen  Fundstätten.  Der  Goldankaufspreis  muß  dann 
eben  den  Anreiz  für  die  Unternehmer  bilden,  auch  unter  solchen  Be- 
dingungen zeitweilig  zu  arbeiten,  die  jederzeit  durch  eine  neue  Flut 
in  der  Erzeugung  unrationell  gemacht  werden  können.  Eine  Herauf- 
setzung des  Goldankaufspreises  der  staatlichen  Münze  hat  nun  —  schon 
im  Hinblick  auf  die  Zeitdauer,  die  mit  der  Errichtung  neuer  Gewinnungs- 
anlagen und  der  Anwerbung  neuer  Arbeitskräfte  verbunden  ist  —  nicht 
sofort  die  Wirkung,  die  Erzeugung  zu  steigern,  sondern  sie  zieht  zuerst 
das  unverarbeitete  Gold,  das  im  In-  und  Auslande  als  Vorrat  für  Ver- 
arbeitungszwecke lagert,  aus  dem  Verkehr.  Je  nachdem,  ob  die  Nach- 
frage nach  Goldgegenständen  sehr  lebhaft  ist  oder  durch  Konjunktur- 
bedingungen beeinträchtigt  wird,  tritt  eine  verschiedene  Entwicklung 
ein.  Auf  alle  Fälle  nützen  die  Besitzer  von  Goldvorräten  zuerst  den 
Unterschied  zwischen  ihrem  Einkaufspreis  und  dem  erhöhten  Ankaufs- 
preise der  Münzstätte  aus,  indem  sie  Barrengold  verkaufen.  Ist  die  Kon- 


212  W.  H.  Edwards, 

junktur  der  Gold  Verarbeitung  nicht  günstig,  so  üben  die  Gold  Verbrau- 
cher keinen  Anreiz  auf  die  Erzeugung  aus,  indem  sie  mit  ihren  Ankaufs- 
preisen an  die  seinerzeit  ergangene  beschränkte  Nachfrage  der  Münze 
herangehen.  Ist  der  Bedarf  für  Goldfabrikate  dagegen  sehr  groß,  so 
übersteigt  der  Warenpreis  des  Goldes  den  Ankaufspreis  der  Münz- 
stätten. In  der  Dauer  dieser  Spannung  liegt  Anreiz  und  Sicherheit  für 
die  Unternehmer,  nunmehr  , .schlechtere  Brzböden"  in  Angriff  zu 
nehmen. 

Dieses  neubeschaffte  Geld  —  oder  was  auf  die  Geldanweisung  zu- 
rückwirkt: die  Gelddeckung  — ■  ist  kostspieliger  geworden  als  der  Vor- 
besitz an  Münzmetall  und  Papierdeckung.  Diese  Verteuerung  kommt 
nach  zwei  Richtungen  im  Preise  zum  Ausdruck.  Bs  tritt  eine  Ein- 
schränkung der  Nachfrage  in  allen  den  Fällen  ein,  wo  der  Kauf  mit 
fremdem  Gelde  getätigt  werden  muß,  und  wo  der  Käufer  keine  Aussicht 
hat  —  durch  steigende  Nachfrage  in  der  folgenden  Verarbeitungsstufe  — ■ 
seine  Tauschkosten  voll  abwälzen  zu  können.  Hier  tritt  nun  manchmal 
eine  doppelte  Preisbewegung  ein.  Einmal  sinkt  der  Preis  der  vielfach 
mit  fremdem  Gelde  gekauften  Rohstoffe.  Das  bewirkt  aber  bald  eine 
stockende  Produktion,  da  das  Angebot  in  Erwartung  besserer  Preise 
zurückhält.  Während  die  Umsätze  auf  diesen  Märkten  möglicherweise 
noch  einige  Zeit  zu  den  gesunkenen  Preisen,  aber  in  verklei- 
nertem Umfange  vorgenommen  werden,  bewirkt  die  Produk- 
tionsstockung langsam  aber  sicher  eine  Preiserhöhung  auf  dem  Markte 
der  Fabrikate.  Diese  Erhöhung  der  Preise,  die  sich  vom  Halbfabrikat 
zum  Fertigfabrikat  steigert,  stellt  gewöhnlich  ein  Vielfaches  der  Preis- 
senkung auf  dem  Rohstoffmarkte  dar.  Diese  erste  Richtung  der 
Einflußnahme  stellt  sich  also  als  eine  indirekte  Preissteigerung 
dar.  Der  Konsum  und  die  Erzeugung  passen  sich  zuerst  den  verteuerten 
Geldpreisen  an,  bis  der  Andrang  des  Bedarfes  die  Erzeugung  durch 
höhere  Preise  schließlich  doch  zur  vollen  Arbeit  unter  verteuerten  Be- 
dingungen zwingt.  Die  zweite  Richtung  kommt  bei  ansteigender  Kon- 
junktur als  direkte  Preissteigerung  in  Frage.  Es  ist  die  lyage  einer 
Volkswirtschaft,  die  man  mit  Warenhunger  bezeichnet.  Der  Markt 
erfährt  dabei  stoßweise  Preissprünge,  die  eine  etwaige  Verteuerung  des 
Geldes  weit  überbieten.  Sie  wirkt  dort,  aber  obwohl  sie  zahlenmäßig 
meist  in  der  Allgemeinbewegung  untergeht,  doch  als  starke  Zusatztrieb- 
kraft, die  gewöhnlich  als  alleinwirkendes  Motiv  der  Preissteigerung  an- 
geführt wird.  Auch  hier  wird  die  berechtigte  Ursache  einer 
Preissteigerung,  wie  man  es  bei  jeder  Steuererhöhimg  erleben  kann, 
zu  einer   vermehrfachteu   Wirkung  gebracht. 

Der  dargelegte  Zusammenhang  zwischen  Geldbedarf,  Edelmetall- 
erzeugung und  Preisbildimg  erfährt  noch  eine  Verwicklung  durch  die 
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Preisverschiebungen,  die  infolge  verstärkter  Gold-  und  Silbergewinnung 
auf  der  Nachfrageseite  der  Waren  entstehen  können.  Die  Auffassung, 
als  ob  jedes  beliebige  Quantum  Edelmetall  ohne  weiteres  eine  N  u  r  - 
nachfrage  nach  Waren  hervorrufe,  ist  abzulehnen.  Vielmehr  ist,  so- 
wohl bei  ungezwimgener  als  auch  bei  ausdrücklich  durch  Preisanreiz 
künstlich  herbeigeführter  stärkerer  Golderzeugung,  eine  Warennach- 
frage nur  im  Ausmaß  der  laufenden  mit  den  zu  gewinnenden 
weiteren  Einheiten  annähernd  proportional  zunehmenden  Erzeugungs- 
kosten gegeben.  Da  jede  weitere  Erzeugung  durch  Abfluß  von  Arbeits- 
kräften, Krafteinheiten  (Kohlen,  elektrischer  Strom)  und  umlaufendem 
Kapital  aus  den  übrigen  Produktionsgebieten  der  Volkswirtschaft  ge- 
nährt wird,  ist  ohne  weiteres  eine  größere  Warennach- 
frage nicht  funktionell  bedingt.  Im  Gegenteil  ist  sogar  der  Idealfall 
wenigstens  denkbar,  daß  die  Umschichtung  der  Produktionsmittel  ziun 
Zwecke  der  erhöhten  Edelmetallerzeugung  einen  solchen  Verlauf  nimmt, 
daß  eine  Störung  von  Angebot  und  Nachfrage  überhaupt  nicht  eintritt. 
Preis  Verschiebungen,  von  dem  steigenden  Edelmetallvorrat  ausgehend, 
sind  erst  dann  denkbar,  wenn  die  weiteren  Goldmengen  zur  Gelddeckung 
Verwendung  finden.  Dann  wird  das  Leihgeld  billiger  oder  teurer; 
die  Wirkung  in  beiden  Fällen  ist  eine  Verteuerung  der  Waren.  Ent- 
weder sofort  bei  Flutwellen  oder  indirekt  durch  den  Produktions- 
anreiz, der  von  dem  billigen  Gelde  ausgeht  und  meist  durch  Beschleu- 
nigmig  des  Produktionsverfahrens  in  eine  Hochkonjunktur  ausläuft. 
Der  Preisabstieg  von  dem  Höhepunkt  pflegt  meist  nicht  nachhaltig  zu 
sein  und  bis  zum  Verbraucher  in  letzter  Hand  nicht  durchzuwirken. 
Dieses  Verschwinden  der  Preissenkung  ist  aber  — ■  wie  bei  der  Erörterimg 
der  Dynamik  in  der  Preisbewegung  der  Rohstoff-  und  Fabrikatmärkte 
aufzuzeigen  ist  — ■  die  Ursache  der  Beharrung  des  gestiegenen  Preis- 
standes der  Fabrikate. 


Die  wirtschaftspolitische  Bedeutung 
der  Handelsstatistik. 

Von 

Prof.  Carl  v.  Tyszka,  Hamburg. 

I. 

Kommt  der  Handelsstatistik,  d.  h.  der  Statistik  des  auswärtigen. 
Handels,  überhaupt  Bedeutung  in  wirtschafts-  und  handelspolitischer 
Hinsicht  zu  ?  Die  Frage  ist  nicht  so  erstaunlich,  wie  es  auf  den  ersten 
Blick  erscheinen  könnte.  Denn  die  Beantwortung  wird  abhängig  sein 
von  dem  Ziel  und  dem  Zweck,  der  mit  der  Außenhandels- 
statistik verfolgt  wird.  Hierüber  gehen  die  Ansichten  auseinander. 
Von  einer  Seite,  als  deren  extremer  Vertreter  der  Schwede  J.  Flod- 
ström  angesehen  werden  kann,  wird  die  Forderung  aufgestellt,  daß 
die  Handelsstatistik  „jede  Warenpartie,  die  in  der  Statistik  eines  gewissen 
I^andes  als  nach  einem  anderen  gewissen  Lande  exportiert  angegeben 
worden  ist,  in  der  Statistik  des  letzteren  Landes  als  aus  dem  vorigen 
importiert  wieder  gefunden  werden  soll^."  Aufgabe  der  Handelsstatistik 
wäre  demnach  ausschließlich  über  den  Handel,  nicht  aber  über  Trans- 
portwege und  ebensowenig  über  Erzeugungs-  und  Verbrauchsland  Aus- 
kunft zu  geben. 

Gewiß  kann  dies  Aufgabe  der  Handelsstatistik  und  wird  es  auch 
vielfach  sein,  aber  damit  erschöpft  sich  die  Außenhandelsstatistik  keines- 
wegs ;  eine  solche  Handelsstatistik  würde  uns,  wie  Meerwarth 
mit  Recht  betont^  nur  sehr  wenig  bieten,  sie  würde  uns  gewissermaßen 
nur  den  nackten  privatwirtschaftlichen  Handel  zwischen  den  Ange- 
hörigen zweier  Völkerschaften,  ihre  Kavif-  und  Verkaufsverträge  zeigen, 
mehr  aber  auch  nicht.  Das  wesentliche,  die  wirtschaftlichen  Beziehungen 
der  Völker  untereinander,  die  diesen  Kauf-  und  Verkaufsverträgen  zu- 
grunde liegen,  die  erfahren  wir  nicht.   Und  infolgedessen  wäre  eine  solche 

^  J.  Flodström,  Einige  Hauptgesichtspunkte  der  allgemeinen  Handelsstatistik. 
Allgemeines  Statistisches  Archiv.     5.  Bd.     S.  386. 

'^  Deutsches  Statistisches  Zentralblatt  Nr.  5.    Mai/Juni  1919. 


Die  wirtschaftspolitische  Bedeutung  der  Handelsstatistik.  215 

Handelsstatistik  in  wirtschaftspolitischer  Hinsicht  völlig  wertlos,  ja 
mehr  noch,  zum  Teil  irreführend.  Denn  der  privatwirtschaftliche  Handel 
an  sich  interessiert  uns  erst  in  zweiter  lyinie,  wir  wollen  vielmehr  durch 
die  Außenhandelsstatistik  ein  Bild  gewinnen  von  der  weltwirtschaft- 
lichen Verflechtung  der  einzelnen  Völker  untereinander,  um  auf  Grund 
dieser  Kenntnisse  die  wirtschaftspolitischen  und  handelspolitischen 
Maßnahmen  treffen  zu  können,  die  geeignet  und  dienlich  sind,  Handel 
und  Exportindustrie  aufzubauen  und  zu  fördern.  Selbst  die  Gefahr, 
daß  uns  von  den  Vertretern  der  anderen  Richtung  vorgeworfen  wird, 
wir  gäben  keine  reine  Handelsstatistik,  sondern  vielmehr  Wirtschafts-, 
Produktions-  und  Konsumtionsstatistik,  darf  uns  nicht  irre  machen. 

Welche  Anforderungen  werden  wir  demgemäß  an  die 
Außenhandelsstatistik  —  wir  denken  im  folgenden  speziell  an  die  deutsche 
Statistik  und  an  das  Problem  ihrer  Reform^  —  zu  stellen  haben,  welches 
soll  das  Ziel  sein  und  welche  Wege  sind  einzuschlagen,  dieses  Ziel  zu 
erreichen  ? 

Welches  ist  das  Ziel?  Die  Aufgabe  der  Außenhandels- 
statistik eines  Landes  kann  nicht  sein,  uns  nur  über  den  Handel  in  engerem 
Sinne  Aufschluß  zu  geben,  sondern  sie  wird  in  erster  I^inie  darin  bestehen, 
die  wirtschaftlichen  Beziehungen  der  einzelnen  Völker  zueinander  klar- 
zulegen. Deshalb  muß  uns  eine  Handelsstatistik  in  erster  Linie  ein 
ganz  klares  Bild  geben  von  der  Größe  derEin- 
fuhr  zu  Zwecken  inländischen  Verbrauchs  und 
der  Größe  der  Ausfuhr  von  im  Inland  hergestell- 
ten Waren.  Diese  Ein-  und  Ausfuhr  ist  scharf  von  jeder  anderen 
Warenbewegung  zu  trennen.  Im  einzelnen  werden  daher 
folgende   Fragen   zu    beantworten     sein: 

I.  Welche  Waren,  unterschieden  nach  Art,  Menge  und  Wert 
werden  für  den  Verbrauch  im  Inland  (persön- 
lichen oder  technischen)  eingeführt  ? 
II.  Aus  welchem  Lande  stammen  diese  Waren?  Hierbei  ist  be- 
sonders wichtig  die  Ermittlung  des  Erzeugungs- 
landes. FäUt  tatsächhches  Erzeugungsland  mit  dem  letzten 
Herkunftsland  nicht  zusammen,  so  sind  beide  Länder  an- 
zugeben. Die  Erforschung  des  ersteren  Landes  ist  aber  un- 
erläßlich. 

III.  Welche  im  Inland  hergestellten  oder  ver- 
edelten Waren  gehen  nach  dem  Ausland ?  Wieder 
unterschieden  nach  Art,  Menge  und  Wert. 


*  über    die    kürzlich    erfolgte   Neugestaltung    der  Niederländischen  Handelsstatistik 
vgl.  „W.  A."  14.  Bd.,  S.  224*ff. 
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IV.  Für  welches  Land  sind  diese  Waren  bestimmt  ?    Fallen  erstes 
Bestimmungs-    und   tatsächliches   Verbrauchsland    nicht    zu- 
sammen, so  sind,  falls  das  Verbrauchsland  ermittelt  werden 
kann,  beide  Länder  anzugeben. 
V.  Der  unter  I — IV  genannte  Handel  ist  von  jeder  anderen  Waren- 
bewegung streng  zu  trennen. 
VI.  In  welche  Teile  des  Wirtschaftsgebietes  gehen  die  eingeführten 
Waren,    d.  h.    welches   sind    die    inländischen  Ver- 
brauchsorte oder  -bezirke  der  betreffenden  Waren ? 
VII.  Aus  welchen  Teilen  des  Wirtschaftsgebietes,  d.  h.   also  aus 
welchen   inländischen    Produktionsorten  oder 
-bezirken    stammen  die  ausgeführten  Waren ? 
VIII.  Welche  Waren  werden  nur    zur    Durchfuhr    ein-  und 
ausgeführt  ?    Hier  wäre  zu  scheiden :  a)  die  unmittelbare,  an- 
gemeldete, b)  die  mittelbare,   nicht  angemeldete  Durchfuhr. 
Bei  letzterer  wäre  wieder  zu  scheiden  zwischen:   i.  Waren, 
die    für    Rechnung    eines   Inländers   und  2.  die 
für    Rechnung   eines   Ausländers   ein-  und  aus- 
geführt werden. 
IX.  Welche  Waren  werden   auf   dem   Seewege   (unter  Tren- 
nung der  Häfen),  welche  auf  dem  Landwege  aus-  und  eingeführt  ? 
X.  Bei  der  Ein-  und  Ausfuhr  aus  größeren  Gebieten  (Nordamerika, 
eventuell  Rußland  usw.)    ist  Trennung,  aus  welchen  Gebiets- 
teilen die  Waren  stammen,  bzw.  wohin  sie  gehen,  erwünscht. 

Mit  einem  Wort :  wir  wollen  den  Anteil  eines  Landes 
am  Welthandel  und  damit  weiterhin  an  der  Welt- 
wirtschaft erfahren,  und  mehr  noch:  den  Ein- 
fluß des  Welthandels  auf  die  Produktiv-  und 
Konsumtionskraft  feststellen.  Das  alles  könnte  uns 
eine  großzügig  aufgebaute  Handelsstatistik  sagen.  Allerdings  mit  einer 
Einschränkung  von  vornherein:  die  Fragestellung  hätte  da  aufzuhören 
oder  zu  unterbleiben,  wo  ihre  Beantwortung  eine  unzuträgliche  Be- 
lästigung oder  gar  Gefährdung  des  Handels  darstellen  würde.  Denn  über 
der  Theorie  steht  hier  die  Praxis. 

Man  hat  die  Handelsstatistik  in  Deutschland  bisher  viel  zu  wenig 
wirtschaftspolitisch  ausgenutzt.  Fast  das  einzige,  was  man  aus  der  Han- 
delsstatistik zu  ersehen  glaubte,  war  die  Handelsbilanz  ,  und 
die  Schlüsse,  die  man  hieraus  zog,  waren  überdies  in  den  meisten  Fällen 
noch  falsch.  Selbst  in  Regierungskreisen  sah  man  bis  vor  kurzem  eine 
aktive  Handelsbilanz,  d.  h.  das  Überwiegen  der  Ausfuhr  über  die  Einfuhr 
als  günstig,  eine  passive  Handelsbilanz,  das  Überwiegen  der  Wareneinfuhr 
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Über  die  Ausfuhr  als  ungünstig  an.  So  sagte  Graf  Posadowsky  am  3.  De- 
zember 1901  im  Reichstag^:  „Ein  Staat  mit  einer  fortgesetzt  passiven 
Handelsbilanz  wird  schließlich  ausgepowert."  Demgegenüber  ist  von  der 
nationalökonomischen  Wissenschaft  schon  lange  darauf  hingewiesen 
worden,  daß  die  gegenseitigen  wirtschafthchen  Beziehungen  der  Völker 
in  der  Handelsbilanz  nicht  erschöpfend  zum  Ausdruck  kommen.  Denn 
die  Wareneinfuhr  in  ein  Land  erfolgt  nicht  immer  zur  Begleichung  von 
Warenausfuhr  aus  diesem,  sondern  sie  kann  auch  als  Gegenwert  zu 
anderen  Leistungen  notwendig  werden,  und  zwar  in  erster  Linie  zur 
Begleichung  der  Schuldzinsen  für  geliehene  Kapitahen,  ferner  fürFracht- 
und  Vermittlerdienste  und  anderem  mehr.  Handelsbilanz  und  Zahlungs- 
bilanz, oder  wie  Sartorius  von  Waltershausen  die 
Summe  der  diesbezüglichen  Beziehimgen  zwischen  zwei  Ländern  nennt : 
,,V  erpflichtungsbilanz^"  oder ,, Forderungsbilanz"  fallen  somit 
nicht  zusammen.  Die  Verpflichtungsbilanz  umschließt  nach  Sarto- 
rius folgende  gegenseitige  Forderungen,  i.  Forderungen  für  gelieferte 
Sachgüter  aller  Art,  besonders  für  Waren.  Die  gegenseitige  Aufrechnung 
nur  allein  dieser  Forderungen  ist  das,  was  man  mit  Handelsbilanz  be- 
zeichnet. 2.  Forderungen  für  verkaufte  Effekten.  3.  Fordenmgen  für 
fällige  Kapitalien.  4.  Kapitalistische  Forderungen:  fällige  Zinsen,  Divi- 
denden, Geschäftsgewinne  usw.  5.  Forderungen  für  gewährte  Leistungen 
und  Nutzungen  mancherlei  Art,  vor  allem  die  Frachtforderungen.  Alle 
diese  Arten  von  internationalen  Forderungen  können  in  Waren  unter 
Vermittlung  des  Handels  beglichen  werden.  Eine  aktive  oder  passive 
Handelsbüanz  sagt  somit  über  den  Stand  der  Verpflichtungsbilanz,  auf 
die  es  allein  ankommt,  zunächst  noch  gar  nichts.  Vor  allem  ist  eine  passive 
Handelsbilanz  durchaus  noch  kein  Zeichen  einer  ungünstigen  Verpflich- 
tungsbilanz und  damit  eines  niedergehenden  Wirtschaftslebens.  Man 
könnte  beinahe  zu  der  gegenteüigen  Auffassung  gelangen  und  eine  passive 
Handelsbilanz  als  ein  günstiges  Zeichen  für  die  wirtschaftHche  Entwick- 
lung des  Landes  ansehen,  da  anzunehmen  ist,  daß  die  Mehreinfuhr  in 
der  Hauptsache  zur  Begleichung  von  Zinsen,  Dividenden,  Geschäfts- 
gewinnen und  Kapitalien  erfolgt.  Aber  auch  hierbei  wird  man  vorsichtig 
urteilen  müssen,  der  Sache  auf  den  Grimd  zu  gehen  haben  und  der  Handels- 
bilanz die  VerpflichtungsbÜanz,  falls  diese  einwandfrei  zu  ermitteln  ist, 
gegenüberstellen  müssen. 

Was  uns  hier  interessiert,  ist,  daß  die  Handelsbüanz  an  sich,  d.  h. 


^  Stenographischer  Bericht.     S.  2905. 

2  Sartorius  v.  Waltershausen,  Das  volkswirtschaftliche  System  der 
Kapitalanlage  im  Auslande.  Berlin  1907.  S.  70  ff.  Vgl.  auch  Meerwarth,  Wege  imd 
Ziele  der  modernen  Außenhandelsstatistik.  „Allgemeines  Statistisches  Archiv."  9.  Jahrg., 
S.  657 ff. 
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die  bloße  Gegenüberstellung  der  Wareneinfuhr  und  Warenausfuhr,  nur 
sehr  wenig  besagt.  Erst  die  Gliederung  des  Handels,  die 
Erkenntnis,  welche  Waren  in  Wert  und  Menge  ein-  und  ausgeführt 
werden,  aus  welchen  Ländern  sie  stammen,  nach  welchen  Ländern 
sie  gehen,  in  welchen  Bezirken  des  Inlandes  die  eingeführten  Waren 
konsumiert  werden,  welches  die  inländischen  Produktionsorte  der  aus- 
geführten Waren  sind;  erst  eine  Handelsstatistik,  die  den  oben  auf- 
gestellten Forderungen  entspricht,  kann  wirtschaftspoHtisch  von  Be- 
deutung sein,  da  sie  uns  eine  nähere  Kenntnis  der  wirtschaftlichen 
Beziehungen  zu  anderen  Völkern  vermittelt,  auf  der  sich  sachgemäße 
wirtschaftspolitische  und  handelspolitische  Maßnahmen  aufbauen  lassen. 

II. 

Inwiefern  ?  —  Die  Kenntnis  der  Menge,  der  Art  und  des 
Wertes  der  Waren,  die  für  den  Verbrauch  im  Inland 
eingeführt  werden,  könnte  uns  einen  Maßstab,  einen  Anhalt  zur  B  e  - 
urteilung  der  Konsumtionskraft  des  Volkes  und  ihres 
Wachstums  geben.  Wir  erführen  dadurch,  in  welch  zunehmendem  Maße 
etwa  Deutschland  auf  die  Einfuhr  von  Rohstoffen,  Lebensmitteln  und 
vielleicht  auch  von  fertigen  Fabrikaten,  wenigstens  in  der  ersten  Zeit 
nach  dem  Kriege,  angewiesen  ist.  Wir  lernten  die  Länder  kennen,  die 
Deutschland  versorgten.  Besonders  die  Einfuhr  von  Rohstoffen  und 
Halbfabrikaten  zur  technischen  Konsumtion  ist  wirtschaftspolitisch 
von  großer  Bedeutung,  da  sie  in  Verbindung  mit  der  Ausfuhr  von 
veredelten  Erzeugnissen  ein  Gradmesser  für  die  Produktionskraft  des 
Volkes  sein  kann. 

Die  Ermittlung  der  Herkunftsländer  und  ihres  Anteils 
an  der  Rohstoffversorgung  würde  zeigen,  welche  Länder  und  in 
welchem  Maße  diese  als  Lieferanten  in  Frage  kommen.  Diese  Kenntnis 
ermöglichte  es,  geeignete  Unterlagen  für  die  Schließung  von  Handels- 
verträgen, für  die  Ergreifung  von  Zollmaßnahmen  herzustellen.  Gerade 
an  solchen  vorbereitenden  Arbeiten  für  die  Schaffung  wirtschaftspoli- 
tischer Maßnahmen  hat  es  früher  vielfach  gefehlt,  und  mit  Recht  sind 
von  wissenschaftlicher  Seite  lebhafte  Klagen  darüber  laut  geworden, 
daß  besonders  in  Deutschland  bei  den  letzten  Zoll-  und  Handelsver- 
trägen solche  ausgearbeiteten  Unterlagen  gefehlt  haben.  Hier  kann  die 
Handelsstatistik  wertvolle  Hinweise  geben,  wenn  sie  vielleicht  auch 
ganz  allein  nicht  imstande  ist,  die  nötige  Aufklärung  zu  geben  und  man 
auf  die  Produktions-  und  Konsumtionsstatistik  zurückgreifen  muß. 
Von  Wert  ist  hierbei  natürHch  in  erster  Linie  die  Ermittlung  des 
Erzeugungslandes,  doch  auch  die  Kenntnis  des  letzten 
Herkunftslandes    kann    in    dieser   Hinsicht    von    Bedeutung 


Die  wirtschaftspolitische  Bedeutung  der  Handelsstatistiic.  2IQ 

sein,  indem  sie  zeigt,  welche  Völker  an  den  benötigten  Waren 
Zwischengewinne  erheben  und  Winke  geben  kann,  diese  vielleicht  aus- 
zuschalten, die  Gewinne  dem  eigenen  Handel  zukommen  zu  lassen.  Das 
wird  manchmal  nicht  möglich,  manchmal  auch  vielleicht  gar  nicht  zweck- 
mäßig sein;  aber  das  wäre  ja  eine  Sache  für  sich.  Die  Statistik  soll  uns 
nur  Kenntnisse  und  damit  Grundlagen  und  Unterlagen  schaffen,  und 
je  mehr  sie  unser  Wissen  bereichert,  desto  besser.  Der  Aufbau  der  Maß- 
nahmen ist  nachher  Sache  des  Wirtschaftspolitikers. 

Nicht  minder  wertvolle  Aufschlüsse  gibt  eine  genaue  Kenntnis 
derAusfuhr  der  im  Inland  produzierten,  gefer- 
tigten oder  veredelten  Waren.  Die  Handelsstatistik 
muß  also  die  Ausfuhr  der  heimischen  Erzeugnisse  besonders  kenntlich 
machen,  denn  sie  sind  es,  die  in  erster  Linie  interessieren.  In  Verbindung 
mit  der  Hinfuhr  der  Waren  lür  den  inländischen  technischen  Verbrauch 
könnte  die  Handelsstatistik  der  Ermittlung  der  Produktivkraft  des 
Volkes  dienen.  In  Deutschland  erhielte  man  ein  Bild  von  derExport- 
kraft  Deutschlands  und  ihrem  allmähhchen  Erstarken  nach 
dem  Kriege.  Die  Kenntnis  des  Bestimmungslandes,  nach 
dem  die  ausgeführten  Waren  zum  endgültigen  Verbrauch  gehen,  ist 
gleichfalls  wirtschaftspolitisch  von  großem  Wert,  denn  sie  dient  der 
Ermittlung  der  I/änder,  die  die  hauptsächlichsten  Abnehmer  und  Kunden 
sind,  zeigt  uns,  in  welcher  Richtung  die  Warenausfuhr  nach  den  einzelnen 
Ländern  sich  bewegt.  So  können  auch  hier  durch  die  Handelsstatistik 
zuverlässige  Unterlagen  für  Handelsverträge  und  Zollmaßnahmen  ge- 
schaffen werden. 

Von  welcher  Bedeutung  die  Erforschung  der  inlän- 
dischen V e r b r a u c h s b e z i r k e  der  eingeführten 
Waren,  sowie  der  inländischen  Erzeugungsbe- 
zirke der  ausgeführten  Waren  in  wirtschaftspolitischer 
Hinsicht  ist,  habe  ich  in  einer  Anfang  1919  in  den  Handelspolitischen 
Flugschriften  des  Handelsvertragsvereins  erschienenen  Schrift  erörtert^. 
Diese  Kenntnis  hat  weit  mehr  als  ein  wirtschaftsgeographisches  Inter- 
esse, sie  ist  vor  allem  in  praktischer  Hinsicht  von  großem  Wert  Sie 
würde  einmal  die  wirtschaftlichen  Verhältnisse  in  den  Bezirken,  die  aus- 
ländische Rohstoffe  verarbeiten,  klarlegen  helfen  und  damit  ein  Urteil 
über  die  Bedeutung  der  industriellen  Bezirke  für  das  gesamte  Wirtschafts- 
leben gestatten.  Hier  griffe  freüich  die  Handelsstatistik  über  ihr  engeres 
eigentliches  Gebiet  hinaus,  aber  nur  ressortbürokratische  Engherzigkeit 
könnte  ihr  das  verwehren.  Hier  würde  die  Handelsstatistik  sich  zu  einer 
Art  industrieller  Konsumtionsstatistik  auswachsen,   die  ims   anzeigte, 

^  Vorschläge  für  die  Gestaltung  der  deutschen  Handelsstatistik  nach  dem  ICriege. 
Heft  17.     Berlin  1919. 
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in  welcher  Weise  und  in  welchem  Maße  in  den  einzelnen  Bezirken  des 
Landes  die  ausländischen  Rohstoffe  technisch  konsumiert  werden.  Das 
würde  sicherlich  eine  große  Bereicherung  der  statistischen  Kenntnis 
de.'  Wirtschaftslebens  bedeuten,  denn  die  Konsumtionsstatistik  ist  be- 
kanntlich noch  recht  wenig  ausgebaut. 

Der  Nachweis  aber,  aus  welchen  inländischen  Be- 
zirken die  ausgeführten,  insonderheit  auchdie 
veredelten  Waren  stammen,  würde  uns  einen  BHck  in 
die  Produktionsstätten  heimischer  Arbeit  gestatten.  So  könnte  sich  die 
Handelsstatistik  auf  diese  Weise  zu  einer  Produktionsstatistik  aus- 
wachsen,  die  mehr  über  die  Produktivkraft  auszusagen  vermöchte, 
als  die  sogenannte  offizielle  Produktionsstatistik,  die  bekanntlich  noch 
in  den  Kinderschuhen  steckt.  Was  solche  Kenntnis  wirtschaftspolitisch 
bedeutet,  bedarf  wohl  kaum  näherer  Ausführung.  Das  deutsche  Wirt- 
schaftsleben insbesondere  hat  durch  den  Krieg  enorm  gelitten.  Fünf  Jahre 
Abschließung  von  der  Weltwirtschaft  haben  Handel  und  Exportindustrie 
fast  vernichtet,  das  übrige  Gewerbsleben  liegt  ebenfalls  fast  vollständig 
darnieder.  Zum  Wiederaufbau  ist  eiserner  Fleiß,  tüchtige  Arbeit,  zähe 
Beharrlichkeit  notwendig.  Mehr  denn  je  wird  daher  Deutschland  nach 
dem  Kriege  darauf  angewiesen  sein,  durch  die  Arbeit  seiner  Bevölkerung 
sich  die  notwendigen  Produkte,  die  ein  Kulturvolk  zum  lycben  braucht, 
zu  verschaffen.  Handel  und  Exportindustrie  werden  mehr  denn  vorher 
zum  Eebensnerv  Deutschlands  werden.  WesentHch  durch  die  Ausfuhr 
deutscher  Arbeit  und  deutschen  Fleißes  in  Gestalt  von  Industrieprodukten, 
den  veredelten  Rohstoffen,  wird  man  in  Deutschland  wieder  zu  Wohl- 
stand und  Reichtum  gelangen.  Deutschland  muß  weltwirtschaftlich 
tätig  sein,  wenn  es  das  wieder  werden  und  bleiben  will,  was  es  vor  dem 
Kriege  war.  Aufgabe  der  Wirtschaftspolitik  ist  es  hier,  die  schwere  Arbeit, 
die  getan  werden  muß,  durch  sachgemäße  Maßnahmen  zu  unterstützen. 
Dazu  ist  möghchst  genaue  Kenntnis  des  Wirtschaftslebens,  insonderheit 
der  Produktion,  ihrer  Entwicklungsrichtung  und  ihres  Ganges  "notwendig. 
Sollte  da  nicht  alles  und  jedes  begrüßt  werden,  was  diese  Kenntnis  ver- 
mehren könnte  ?  —  Wäre  es  da  nicht  von  großem  Wert  zu  erfahren, 
aus  welchen  Bezirken  die  Erzeugnisse  der  Veredelungsindustrie 
stammen,  wie  sich  die  Bezirke  im  einzelnen  entwickeln,  ob  die  Ausfuhr 
der  Fabrikate  innerhalb  der  einzelnen  Bezirke  sich  erhöht  oder  zurück- 
geht, ob  andere  Bezirke  sich  als  Ausfuhrbezirke  auftun  und  auswachsen. 
Ich  glaube,  über  den  Wert  solcher  Kenntnisse  dürften  kaum  Zweifel 
sein. 

Allerdings  erhebt  sich  eine  andere  Frage,  ob  nämhch  die  Er- 
mittlung des  inländischen  Verbrauchsortes  der 
eingeführten  Waren  und   des   Erzeugungsbezirkes  der  aus- 
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geführten  Waren  einwandfrei  möglich  wäre,  ob  sich  nicht 
Großimporteure  bzw.  Großexporteure  dazwischen  schieben,  wodurch 
das  Bild  getrübt,  ja  das  Ergebnis  überhaupt  irreführend  werden  könnte. 
Ich  habe  diese  Frage  besonders  eingehend  in  meiner  genannten  Schrift 
behandelt  und  streife  sie  daher  hier  nur  kurz.  Ich  habe  mich  zur  Fest- 
stellung dieser  Fragen  an  eine  Reihe  bedeutender  deutscher  Handels- 
kammern gewandt  und  imi  ihre  sachkundige  Auskunft  gebeten.  Entgegen 
meiner  Erwartung  brachten  die  Handelskammern  —  von  wenigen  Aus- 
nahmen abgesehen  —  meiner  Anregung  aber  nur  geringes  Interesse  ent- 
gegen. Das  ging  schon  daraus  hervor,  daß  von  den  21  um  Auskunft 
ersuchten  Handelskammern  vier  (Düsseldorf,  Karlsruhe,  Stuttgart, 
Augsburg)  überhaupt  nicht  antworteten  mid  von  sechs  Handelskammern 
(Breslau,  Frankfurt  a.  O.,  Magdeburg,  Dortmund,  Essen,  Mannheim) 
die  Antwort  einging,  daß  gegenwärtig  die  Zeit  zur  Beantwortung  fehle. 
Von  II  Handelskammern  (Berlin,  Hannover,  Frankfurt  a.  M.,  Münster, 
Cöln,  Nürnberg,  Leipzig,  Chemnitz,  Gera,  Darmstadt,  Mainz)  erhielt 
ich  nähere  Mitteilung.  Aber  auch  von  den  berichtenden  Handelskammern 
traten  nur  allein  Leipzig,  Gera  und  Darmstadt  meiner  Anregung  in  wohl- 
wollendem Sinne  näher;  während  die  Handelskammer  zu  Chemnitz  an- 
regte, die  Frage  durch  eine  größere  Erhebung  zu  klären.  Sie  hielten  die 
Ermittlung  des  Verbrauchs  bzw.  Erzeugungsortes  in  volkswirtschaft- 
licher Hinsicht  nicht  nur  für  wünschenswert,  sondern  die  Durchführung  im 
allgemeinen  auch  für  möglich.  Die  anderen  Handelskammern  brachten 
der  Frage  weniger  Interesse  entgegen,  wenn  auch  von  manchen  das  Ziel 
als  erstrebenswert  erachtet  wurde.  Drei  Handelskammern,  Cöln,  Nürn- 
berg und  Mainz,  hatten  sogar  schwere  Bedenken  gegenüber  meinem  Vor- 
schlag, da  sie  von  der  Ermittlung  des  Verbrauchs-  bzw.  Herstellungs- 
bezirkes der  Wären  Belästigungen  für  den  Handel  und  eine  gesteigerte 
Gefahr  des  Verrats  von  Geschäftsgeheimnissen  erwarteten. 

Die  Ausführimgen  der  meinem  Vorschlag  ablehnend  gegenüber- 
stehenden Handelskammern  haben  mich  jedoch  nicht  überzeugen  können. 
Ich  glaube  kaum,  daß  die  angeregten  Erhebungen  über  den  Verbrauchs- 
ort der  eingeführten,  bzw.  Erzeugungsort  der  ausgeführten  Waren, 
größere  Belästigungen  für  den  Handel  darstellen,  als  jede  andere  Stati- 
stik. Selbstverständlich  erfordert  eine  jede  statistische  Erhebung  Schreib- 
arbeit. Aber  diese  Mehrarbeit  ist  doch  nur  von  untergeordneter  Be- 
deutung und  muß  mit  in  Kauf  genommen  werden.  Sie  wiegt  nichts 
gegen  die  Vorteile,  die  uns  die  Kenntnis  der  betreffenden  Sachlage 
bietet;  und  was  wäre  denn  für  Mehrarbeit  bei  der  von  mir  ange- 
regten Erhebung  zu  leisten  ?  —  Auf  den  für  statistische  oder  ZoU- 
zwecke  auszufertigenden  Anmelde-  und  dergleichen  -Scheinen  wäre 
außer  den  übrigen  Fragen  nur  noch  die  nach  dem  Verbrauchsbezirk 
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bzw.  Herstellungsbezirk  zu  beantworten.    Das  kann  keine  große  Mehr- 
arbeit erfordern.  • 

Ebensowenig  verständlich  ist  es  mir,  wie  derartige  Fragen  die  Gefahr 
des  Verrats  von  Geschäftsgeheimnissen  heraufbeschwören  können.  Die 
Cölner  Handelskammer  schreibt  freilich:  ,,Wenn  zum  Beispiel  die  Sta- 
tistik eine  erhebUche  Ausfuhr  einer  bestimmten  Ware  aus  unserem  Be- 
zirke nach  einem  bestimmten  Lande  ergeben  würde,  und  in  diesem 
Geschäftszweig  in  dem  Bezirk  nur  eine  bedeutende  Firma  vorhanden  ist, 
so  würden  die  übrigen  Wettbewerber  in  Deutschland  ohne  weiteres 
daraus  ihre  Schlüsse  für  den  Wettbewerb  ziehen  können."  Ich  will 
mir  hier  kein  besseres  Urteil  als  die  Cölner  Handelskammer  anmaßen, 
meine  aber  doch,  daß  die  einzelnen  Geschäftsleute  viele  andere  Wege 
haben,  um  über  die  Höhe  des  Absatzes  der  Konkurrenz  sich  Kenntnisse 
zu  verschaffen  und  nicht  auf  diesen  doch  immerhin  recht  extremen  Fall 
zu  warten  brauchen. 

Anders  steht  es  freilich  mit  der  Frage  der  einwandfreien  Erfassung 
des  Verbrauchsortes  bzw.  Erzeugungsortes.  Wird  es  möglich  sein,  bei 
allen  Waren  —  selbst  wenn  sich  zwischen  der  Grenzüberschreitimg  und 
dem  endgültigen  Verbrauchs-  bzw.  Erzeugungsorte  Großimporteure  oder 
Großexporteure  einschieben  —  den  Verbrauchs-  oder  Herstellimgsort  zu 
erfahren  ?  Ein  Teil  der  Handelskammern  bezweifelt  es,  ein  anderer  gibt 
die  MögHchkeit  zu.  Hierüber  könnte  nur  eine  eingehende,  von  amthcher 
Stelle  in  großem  Maßstabe  durchgeführte  Untersuchung  Klarheit  ver- 
schaffen. Der  private  Forscher  ist  mit  den  geringen  Hilfsmitteln,  die  ihm 
nur  zur  Verfügung  stehen,  nicht  in  der  Lage,  eine  solche  Erhebung  ein- 
wandfrei durchzuführen.  Dies  wäre  Sache  des  Reiches.  Bei  der  großen 
Bedeutung,  die  meines  Erachtens  dieser  Frage  zukommt,  wäre  es  sehr 
zu  begrüßen,  wenn  das  Statistische  Reichsamt  die  Sache  in  die  Hand 
nehmen  würde.  Bei  den  Antworten,  die  ich  von  den  Handelskammern 
erhielt,  habe  ich  mich  des  Eindrucks  nicht  erwehren  können,  daß  hier 
zu  viel  Rücksicht  auf  kleinliche,  private  Interessen  genommen  und  das 
volkswirtschaftlich  Bedeutungsvolle  dieser  Fragen  vielfach  verkannt 
wurde.  Nur  eine  amtliche  Stelle  wie  das  Reichsamt  kann  liierüber  Klar- 
heit schaffen. 

Mit  diesen  Erörterungen  habe  ich  bereits  den  zweiten  Punkt  berührt, 
nämlich  den  Weg,  der  uns  zu  dem  oben  aufgestell- 
ten Ziel  führen  soll.  Die  Feststellung  des  Weges  ist  zweifellos 
das  schwierigste.  Ziele  aufzustellen  ist  leichter,  hier  wohnen  frei  bei- 
einander die  Gedanken,  aber  bei  Angabe  de  praktischen  Vv^eges,  der 
einzuschlagen  ist,  um  zu  diesem  Ziele  zu  gelangen,  da  stoßen  sich  hart 
im  Räume  die  Sachen. 
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III. 

Zunächst   kommt   es   darauf   an,     die   Handelsstatistik 

im    großen    so    zu    gliedern,    daß  unsere  oben  aufgestellten 

Forderungen  Erfüllung  und  die  daran  geknüpften  Fragen  Beantwortimg 

finden  können.   Die  Handelsstatistik  muß  klar  zum  Ausdruck  bringen: 

1.  Die  Größe  der  Einfuhr  für  den  (persönlichen  wie  technischen) 
Verbrauch, 

2.  Die  Größe  der  Ausfulir  der  aus  deutscher  Gütererzeugung  stam- 
menden Waren  (Produktion,  Fabrikation,  Veredelung). 

3.  Die  Durchfuhr  auf  Rechnung   eines  Inländers. 

4.  Die  Durchfuhr  auf  Rechnung  eines  Ausländers. 

Darüber  gibt  die  deutsche  Handelsstatistik  in  der  gegenwärtigen  Aus- 
gestaltmig  keinen  einwandfreien  Aufschluß.  Sie  unter- 
scheidet derzeitig :  Generalhandel,  Gesamteigenhandel  imd  Spezialhandel^. 

Der  Spezialhandel  umfaßt:  die  Einfuhr  in  den  freien  Verkehr 
aus  dem  Ausland  sowie  aus^  Freibezirken,  Zollausschlüssen,  Niederlagen, 
Konten  usw.,  ferner  die  Einfuhr  zur  Veredelung  (einschließlich  der  Be- 
nad  Verarbeitung  im  Freihafen  Hamburg)  auf  inländische  Rechnung,  so- 
wie die  Einfuhr  in  die  Zollausschlüsse  zum  Verbrauch  und  die  Ver- 
bringung von  Schiffsbedarf  an  ausländischen  Waren  auf  ausgehende 
deutsche  Schiffe.  In  der  Hauptsache  sind  das  freilich  Waren,  die  nur 
der  inländischen  Konsumtion  dienen;  oder  richtiger:  es  dürften  dies  nur 
Waren  sein,  die  im  Inland  konsumiert  werden.  Trotzdem  befinden 
sich  aber  auch  solche  darunter,  die  vom  Ausland  in  den  freien  Verkehr 
eingehen,  später  jedoch  unverändert  wieder  ausgeführt  werden. 
Das  beweist  das  Vorhandensein  größerer  Ausfuhrposten  von  roher 
Baumwolle,  ungefärbter  Rohseide,  Kaffee,  Kakao,  Südfrüchten  imd  der- 
gleichen im  Spezialhandel,  die  anders  keine  Erklärung  finden.  Diese 
Waren  sind,  soweit  sie  wieder  ausgeführt  werden,  aus  dem  Spezial- 
handel zu  eliminieren,  denn  sie  sind  ja  nicht  in  den  inländischen  Verbrauch 
übergegangen.     Sie  gehören  zum  Zwischenhandel  oder  zur  Durchfuhr. 

In  der  Ausfuhr  umschließt  der  Spezialhandel :  die  Ausfuhr  aus  dem 

^  über  den  Begriff  des  Spezialhandels  in  der  deutschen  Außenhandelsstatistik 
vergl.  ,,W.  A.",  15.  Bd.,  (Juli  1919)  S.  47*ff.  Sehr  richtig  wird  hier  bemerkt,  daß  der 
Spezialhandel  begrifflich  —  im  logischen  Sinne  —  kein  Bestandteil  der  Ein-  und  Ausfuhr 
ist;  denn  für  seine  Abgrenzung  waren  nicht  allein  handelstatistische,  sondern  auch, 
und  zwar  in  erster  Linie  volkswirtschaftliche  Gesichtspunkte  maßgebend.  Daraus  folgt 
aber  die  Notwendigkeit  —  wie  weiter  unten  gezeigt  wird  — ,  neben  dem  Spezialhandel 
auch  den  Gesamteigenhandel  näher  zu  berücksichtigen.  (Bei  dieser  Gelegenheit  sei  be- 
merkt, daß  in  dem  betr.  Beitrag  auf  S.  48*  in  Fußnote  3  statt  ,, aktiver"  „passiver" 
Veredelungsverkehr  gelesen  werden  muß  und  umgekehrt.     Die  Red.) 

'^  Im  amtlichen  Text  „von",  das  aber  sprachlich  nicht  einwandfrei  ist  und  besser 
durch  „aus"  ersetzt  wird.     Vgl.  „W.  A ."  lauf.  Bd.,  S.  48*  Anm.  2. 
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freien  Verkehr  nach  dem  Auslande,  einschheßlich  der  unter  amthcher 
Bewachung  ausgehenden,  einer  Verbrauchs-  oder  Stempelabgabe  unter- 
liegenden inländischen  Waren  (Bier,  Branntwein,  Essigsäure,  Leucht- 
mittei,  Salz,  Schaumwein,  Spielkarten,  Tabak,  Zucker,  Zündwaren), 
die  Ausfuhr  nach  der  Veredelung  auf  inländische  Rechnung,  ferner  die 
Ausfuhr  der  im  Freihafen  Hamburg  auf  inländische  Rechnung  her- 
gestellten Waren.  Für  die  Ausfuhr  gilt  das  gleiche,  was  für  die  Einfuhr 
gesagt  wurde.  Waren,  die  nicht  eigene  Erzeugnisse  sind,  oder  nicht  im 
Inland  veredelt  sind,  wie  die  oben  genannten,  gehören  nicht  hierher, 
sondern  zum  Zwischenhandel  oder  zur  Durchfuhr. 

Weiter  faßt  die  deutsche  Handelsstatistik  den  Spezialhandel  und  die 
mittelbare  (nicht  angemeldete)  Durchfuhr  zum  Gesamteigen- 
handel zusammen;  und  unter  Generalhandel  wird  der  Ge- 
samteigenhandel einschließlich  der  unmittelbaren  (angemeldeten)  Durch- 
fuhr verstanden. 

Dieser  Unterscheidung  liegt  ein  ganz  formeller  —  volkswirtschaft- 
lich ziemlich  belangloser  —  Gesichtspunkt  zugrimde:  ob  nämlich  die 
Durchfuhr  angemeldet  ist,  also  unmittelbar  erfolgt,  oder  nicht.  Die 
Durchfuhr  kann  nämlich  auch  dadurch  erfolgen,  daß  die  Ware  zunächst 
in  eine  Niederlage  oder  dergleichen  eingeführt  wird  imd  erst  nach  ge- 
raumer Zeit  wieder  zur  Ausfuhr  gelangt.  Der  betreffende  Händler  ist 
sich  dann  noch  nicht  schlüssig,  ob  er  die  Ware  im  Inland  absetzt,  oder 
ob  er  sie  aus  der  Niederlage  wieder  ausführen  will.  Im  ersteren  Falle 
hätten  wir  Einfuhr  für  den  Verbrauch,  der  im  Spezialhandel  erscheinen 
muß,  im  zweiten  mittelbare  Durchfuhr.  Das  muß  folgerichtig  von  der 
Handelsstatistik  unterschieden  werden.  Das  geschieht  aber  gegenwärtig 
nicht,  denn  die  mittelbare  Durchfuhr  erscheint  auch  —  wenn  freiHch 
nur  zu  einem  geringen  Teil  —  im  Spezialhandel. 

Aber  die  rein  formale  Unterscheidimg,  ob  eine  Ware  zur  Durchfuhr 
angemeldet  ist  oder  nicht,  ist,  wie  erwähnt,  volkswirtschaftlich  überhaupt 
nur  von  untergeordneter  Bedeutung.  Wesenthch  ist  dagegen,  ob  die 
Durchfuhr  auf  Rechnung  eines  Inländers  oder 
eines  Ausländers  geht.  Denn  im  ersteren  Falle  hat  das  In- 
land außer  Frachtspesen  auch  noch  einen  unmittelbaren  Handelsgewinn. 

Wollen  wir  daher  den  Handel  nach  volkswirtschaft- 
lich e  n  G  e  s  i  c  h  ts  p  u  n  k  t  e  n  gliedern,  so  werden  wir 
zu    folgender    Einteilung    gelangen: 

I.  Sämtliche  Waren,  die  in  der  Einfuhr  dem  eigenen  persönhchen 
oder  technischen  Verbrauch  dienen,  sowie  in  der  Ausfuhr  diejenigen 
Waren,  die  aus  eigener  Erzeugung  stammen,  oder  an  denen  eigene 
Arbeit  überhaupt  beteiHgt  ist  (veredelte  Rohstoffe),  gehören  zum  volks- 
wirtschafthch   bedeutungsvollsten   Handel  und  sind  scharf  von  allem 
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anderen  Warenhandel  zu  trennen.  Dieser  Handel  ist  bisher  mit  Spezial- 
handel  bezeichnet  worden,  wenn  auch,  wie  erwähnt,  der  Spezialhandel 
zum  Teil  Waren  enthielt,  die  nicht  hierher  gehören.  Aus  diesem  Grunde, 
imd  da  das  Wort  mir  nicht  sehr  glücklich  gewählt  erscheint,  schlage 
ich  vor,  diesen  Handel  „Sonderhandel"  zu  nennen,  denn  er  ist 
der  Handel,  der  insonderheit  für  das  Volk  imd  die  Volkswirtschaft  von 
Bedeutung  ist,  da  er  den  eigenen  wirtschaftlichen  Bedürfnissen  ent- 
springt. Aus  dem  „Sonderhandel"  sind  also  alle  Waren,  die  nicht  zum 
eigenen  Verbrauch  eingeführt  oder  in  der  Ausfuhr  eigene  Waren 
sind,  und  die  noch  teilweise  imSpezialhandel  enthaltensind,  auszuschheßen. 
Bereits  1912  schlug  von  Loefen^  vor,  den  Spezialhandel  mit  Eigen- 
liandel  zu  bezeichnen  und  diesem  Vorschlage  schloß  sich  auch  van  der 
B  o  r  g  h  t^  an.  Der  Eigenhandel  des  Volkes  umfaßt  aber  mehr  als  diesen 
sogenannten  Spezialhandel;  Eigenhandel  ist  auch  der  Durchfuhrhandel 
auf  Rechnung  eines  Inländers,  d.  h.  der  Zwischenhandel.  Deshalb  er- 
scheint mir  das  Wort  Eigenhandel  hierfür  nicht  zweckentsprechend. 

2.  Der  Durchfuhrhandel  wäre  zu  gliedern :  in  Durchfuhr 
für  Rechnung  eines  Inländers  und  Durchfuhr  für  Rechnung  eines  Aus- 
länders, aber  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  die  Durchfuhr  immittelbar, 
d.  h.  angemeldet  erfolgt  oder  mittelbar,  d.  h.  die  Waren  erst  nach  Nieder- 
lagen gehen,  dort  einige  Zeit  lagern  und  dann  erst  wieder  ausgeführt 
werden.  Diese  letztere  Unterscheidung,  ob  die  Durchfuhr  unmittelbar 
oder  nüttelbar  ist,  ist  nur  formalistischer  Natur  und  volkswirtschaftHch 
wertlos.  Dagegen  kommt  der  ersteren  Unterscheidung  in  dieser  Hinsicht 
große  Bedeutung  zu,  da,  wie  erwähnt,  die  Durchfuhr  auf  Rechnimg  eines 
Inländers  der  Volkswirtschaft  kaufmännische  Gewinne  bringt,  die  Durch- 
fuhr auf  Rechnung  eines  Ausländers  nur  Verkehrsspesen  abwirft.  Die 
Durchfuhr  auf  Rechnung  eines  Inländers  ist  der  ,,Z  w  i  s  c  h  e  n  - 
h  a  n  d  e  1",  und  ich  schlage  vor,  den  ,, Sonderhandel"  und  den  „Zwischen- 
handel" zusammen  mit  ,,E igenhandel"  zu  bezeichnen,  denn  dies 
ist  der  eigene  Handel  eines  Volkes;  es  ist  der  Handel,  der  die  Volks- 
wirtschaft unmittelbar  bereichert.  Durchfuhr  für  Rechnung  eines  Aus- 
länders ist  einfach ,, Durchfuhr" ;  und  alle  drei  zusammen : ,, Sonderhandel" ; 
„Zwischenhandel"  und  „Durchfuhr",  schlage  ich  vor  „Gesamt- 
h  an  d  e  1"  und  nicht  Generalhandel  zu  nennen,  da  man  sich  unter  dem 
Wort  Generalhandel  schwer  etwas  vorstellen  kann,  während  dies  tatsäch- 
lich doch  der  Gesamthandel  eines  Volkes  ist. 

Diese  Vorschläge  sind  zum  größten  Teil  nicht  neu.  Sie  sind  bereits 
von  von  I^oefen  und  van  der  Borght  und  auch  zum  Teil  von 
IMeerwarth  in  den  genannten  Schriften  gemacht  worden.    Ich  habe 

^  Handelsstatistik  oder  Zollstatistik.     1912. 

*  Die  Umgestaltung  der  deutschen  Handelsstatistik.    Berlin  1918. 
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sie  hier  nur  mit  einigen  kleinen  Änderungen  zusammengefaßt  und  ihre 
volkswirtschaftliche  Bedeutung  hervorzuheben  versucht. 

Wirtschaftspolitisch  von  besonderer  Bedeutung  ist  natürlich  der 
Sonderhandel.  Hier  ist  die  Einfuhr  wie  die  Ausfuhr  getrennt 
nach  Warengattung,  Menge  und  Wert  zur  Darstelltmg  zu  bringen.  Es 
ist  anzustreben,  daß  Mengen-  (Gewichts-)  und  Wertangaben  niemals 
fehlen,  denn  deren  genaue  Ermittlung  ist  volkswirtschaftHch  von  größter 
Bedeutung.  Bei  der  Feststellung  des  Herkunfts-  bzw.  Bestimmimgslandes 
ist  die  Erforschung  des  tatsächlichen  Ursprungs- 
landes, d.  h.  Erzeugungslandes  bei  der  Einfuhr  imd  Verbrauchs- 
landes bei  der  Ausfuhr  dringend  erwünscht.  Wo  nur  irgend  möglich 
sollte  dies  erfolgen.  Die  Angabe  allein  des  letzten  Herkimfts-  bzw.  ersten 
Bestimmungslandes  ist,  wenn  diese  I^änder  sich  mit  den  Erzeugungs- 
bzw. Verbrauchsländern  nicht  decken,  direkt  irreführend,  da  dadurch 
die  tatsächlichen  wirtschaftlichen  Beziehungen  verschleiert  würden. 
Bei  der  Ausfuhr  wird  diese  Feststellung  manchmal  nur  schwer  möglich 
sein,  dann  muß  man  sich  natürlich  mit  dem  begnügen,  was  vorliegt. 
Bei  der  Einfuhr  ist  die  Erforschung  des  Erzeugungslandes  leichter,  und 
die  amtliche  deutsche  Statistik  hat  sich  auch  in  den  letzten  Jahren  bemüht, 
dieser  Frage  auf  den  Grund  zu  gehen.  In  allen  diesen  Fällen  wäre  aber 
außerdem  auch  die  Angabe  des  letzten  Herkunftslandes  von  Wichtig- 
keit, da  man,  worauf  ich  schon  oben  hingewiesen  habe,  daraus  ersehen 
kann,  welchen  Ivändern  an  den  von  Deutschland  benötigten  Waren 
Zwischengewinne  zufHeßen. 

Eine  Schwierigkeit  ergibt  sich  bei  dem  Sonderhandel  insofern,  als 
infolge  der  hier  zu  registrierenden  Einfuhr  aus  Niederlagen,  Zollaus- 
schlüssen, Freibezirken  und  dergleichen  der  Handelsverkehr  in  einem 
bestimmten  Zeitabschnitt  sich  nicht  klar  erkennen  läßt.  Es  ist  aber 
volkswirtschaftlich  von  Wert,  zu  wissen,  wie  groß  die  Einfuhr  und  Aus- 
fuhr in  einem  bestimmten  Zeitraum,  einem  Jahre  z.  B.  ist.  Dies  zeigt 
dagegen  der  Eigenhandel  und  deshalb  schon  allein  wäre  dieser 
eingehender  zu  gliedern  und  nicht  so  stiefmütterlich  zu  behandeln,  wie 
es  die  amtliche  Statistik  bisher  mit  dem  Gesamteigenhandel  getan  hat^. 
Der  Eigenhandel  wäre  ebenfalls  nach  Warengattung,  Menge  und  Wert 
darzustellen  imd  nach  den  Hauptherkunfts-  bzw.  Bestimmungsländern 
zu  gliedern.  Denn  eine  eingehende  Kenntnis  von  dem  gesamten  Waren- 
komplex, der  volkswirtschaftlich  unmittelbaren  Handelsgewinn  bringt, 
ist  wirtschaftspolitisch  durchaus  nicht  belanglos.  Gesondert  wäre  außer- 
dem der  Zwischenhandel,  allerdings  nicht  eingehend,  zu  bringen.     Auf 


^  Vergl.  Anm.  auf  S.  223. 
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eine  Darstellung  der  Durchfuhr  allein  (auf  Rechnung  eines  Ausländers) 
könnte  verzichtet  werden.  Es  genügt  in  großen  Zügen  den  Gesamthandel 
kennen  zu  lernen 

Beim  Sonderhandel  sind  ferner  einige  Hauptgesichtspunkte  klar 
herauszuarbeiten.  Hier  kommt  es  besonders  darauf  an,  sowohl  bei  der 
Einfuhr  wie  bei  der  Ausfuhr  die  Waren  nach  volkswirt- 
schaftlich bedeutungsvollen  Gesichtspunkten 
zu  gliedern  und  zu  bestimmten  Warengruppen  zusammenzustellen. 
Die  Einfuhr  zu  Zwecken  persönlichen  Konsums  müßte  scharf  von  der 
für  den  technischen  Konsum  geschieden  werden.  Bei  der  Ausfuhr  wäre 
der  Veredelungsverkehr  im  volkswirtschaftHchen  Sinne  und  lücht  nur  im 
zolltechnischen  kenntlich  zu  machen.  So  wären  beispielsweise  Agrar- 
produkte  in  Lebensmittel,  Getränke  und  Futtermittel  zu  trennen.  Die 
Ivcbensmittel  wären  wiederum  in  solche  für  den  unmittelbaren  Verzehr 
(z.  B.  Butter,  Eier)  und  solche,  die  erst  nach  Verarbeitung  dem  Genuß 
dienen  (z.  B.  Oleomargarin,  Kopra)  zu  scheiden.  Die  Rohstoffe,  fertige 
Waren  und  Halbfabrikate  wären  nach  einzelnen  Industriezweigen  zu 
gliedern,  und  —  was  ich  volkswirtschafthch  für  ganz  besonders  wertvoll 
halte  —  die  letzteren  Waren  wären  nach  dem  Maße  der  in  ihnen 
enthaltenen  Arbeit  zu  scheiden.  Auf  die  Schwierigkeiten  in 
dieser  Hinsicht,  die  ich  durchaus  nicht  verkenne,  habe  ich  in  meiner  oben 
angezogenen  Schrift  hingewiesen  und  einige  dahingehende  Vorschläge 
gemacht.  Möglich  müßte  es  meiner  Ansicht  nach  sein,  und  es  würde 
dann  ein  tiefer  Einblick  in  das  Wirtschaftsleben  gegeben  werden.  Man 
würde  besonders  bei  der  Ausfuhr  ein  Bild  von  dem  Anteil  Arbeit  erhalten, 
die  in  Gestalt  veredelter  Rohstoffe  in  die  Welt  hinausgeht.  In  der  Fertig- 
fabrikation,  besonders  in  der  Veredelungsindustrie,  liegt  ja  gerade  für 
Deutschland  die  Hauptstärke.  Denn  Deutschland  zeichnet  sich  rücht 
durch  einen  besonders  fruchtbaren  Boden  und  noch  weniger  durch  die 
Gunst  des  Klimas  aus,  sondern  das,  was  Deutschland  als  wertvollstes 
Gut  geben  kann,  ist  Arbeit:  die  Arbeit  einer  industriell  geschickten, 
fleißigen,  strebsamen  Bevölkerung.  Diese  Arbeit  ist  es,  die  Deutschland 
vor  dem  Krieg  reich  und  groß  gemacht  hat,  und  die  es  auch  jetzt  wieder 
in  die  Höhe  bringen  dürfte,  da  sie  für  die  Welt  unersetzlich  ist. 

Im  Eigenhandel  wie  im  Sonderhandel  wäre  weiterhin  die  Einfuhr 
imd  Ausfuhr  seewärts  in  ähnlicher  Weise,  wie  dies  seitens  der  Hambur- 
gischen Handelsstatistik  geschieht^,  besonders  zur  Darstellung  zu  bringen, 
und  zwar  unter  Scheidung  nach  den  einzelnen  Seehäfen. 


*  Vgl.   „Hamburgs  Handel  und  Schiffahrt".    Herausgeg.  v.  Handelsstatistischen  Amt. 
Jedes  Jahr  ein  Band. 


228   Carl    v.  Tyszka,    Die  wirtschaftspolitische  Bedeutung  der  Handelsstatistik. 

Das  sind  in  aller  Kürze  die  hauptsächlichsten  Anforderungen,  die  an 
eine  Handelsstatistik  gestellt  werden  müssen,  wenn  sie  geeignete  Unter- 
lagen für  wirtschaftspolitische  Maßnahmen  bieten  soll.  Der  in  einer 
Zeitschrift  zur  Verfügung  stehende  Raum  erlaubt  nicht,  ausführlich  in 
technischer  Hinsicht  auf  die  .einzelnen  Punkte  einzugehen.  Bs  ist  ja 
auch  nicht  Zweck  eines  Zeitschriftenaufsatzes,  ins  Detail  zu  gehen,  son- 
dern er  soll  nur  die  wesentlichen  Gesichtspunkte  herausarbeiten,  die  tech- 
nischen Einzelheiten  aber  den  hierzu  berufenen  Fachmännern  überlassen. 
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krigstidens     f  ol  k  h  u  s  h  ä  1 1  n  i  ng    1914/15,    1916,    1917,    1918. 
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Pa  uppdrag  av  Folkhushällningskonimissionen  utgiven  av  dess  Upplys- 
ningsavdelning.    Stockholm  1917.    30,  662,  F.  278,  B  89  S.    Kr.  4,50. 
Schon  kurz  nach  dem  Ausbruch  des  Weltkrieges  sah  sich  die  schwedi- 
sche Regierung  veranlaßt,  Anordnungen  zu  treffen,  um  die  Kinfuhr  von  Brot- 
getreide zu  regeln.   Gleichzeitig  suchte  man  mit  allen  Mitteln  die  einheimische 
Produktion  von  landwirtschaftlichen  Erzeugnissen  zu  fördern.     Da  es  aber 
auf  diesem  Wege  nicht  gelang,  die  Volksemährung  zu  sichern,  mußte  im 
Herbst  1916  zur  Rationierung  der  wichtigsten  Lebensmittel  nach  deutschem 
Muster  gegriffen  werden. 

In  vier  umfangreichen  Bänden  hat  Dr.  Karl  Hildebrand  im 
Auftrage  der  schwedischen  Regierung  über  die  Regelung  der  Kriegswirt- 
schaft in  Schweden  19 14 — 19 18  Bericht  erstattet:  De  svenska  stats- 
makterna  och  krigstidens  folkhushällning.  Er  wurde 
dabei  von  einer  Reihe  von  Sachverständigen  auf  verschiedenen  Gebieten 
unterstützt,  aber  der  Hauptverdienst  der  gewissenhaften  imd  hochinter- 
essanten Darstellung  gebührt  dem  Verfasser  selbst.  Dr.  Hildebrand, 
der  schon  lange  vor  dem  Kriege  regen  Anteil  am  politischen  lieben  in  Schwe- 
den genommen  und  stets  einen  offenen  Blick  für  volkswirtschaftliche  und 
weltwirtscliaftliche  Fragen  gehabt  hat,  ist  Ivciter  des  Nachrichtendienstes 
der  schwedischen  Wirtschaftsorganisationen.  In  dieser  Eigenschaft  hat 
er  es  durch  zahheiche  Aufklärungsschriften  und  in  mündhchen  Vorträgen 
in  sehr  geschickter  Weise  verstanden,  die  in  weiten  Kreisen  herrschende 
Unzufriedenlieit  wegen  der  getroffenen  wirtschaftlichen  Zwangsmaßregeln 
zu  bekämpfen.  Besseren  Händen  könnte  die  ausführliche  amtliche  Bericht- 
erstattung über  die  schwedische  \'olkswirtschaft  während  des  Krieges  kaum 
anvertraut  werden. 
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Jeder  Band  wird  durch  eine  kurze  Übersicht  über  die  \virtschaftlich( 
Lage  Schwedens  während  des  abgelaufenen  Jahres  eingeleitet.  Das  Jahi 
1916  bildete  die  kritische  Zeit  für  das  Kingreifen  der  Staatsgewalten  in  di< 
Volkswirtschaft.  Die  fehlgeschlagene  Ernte  19 15  stellte  die  Versorgungs 
und  Wirtschaftsprobleme  in  den  Vordergrund  und  machte  die  Kontingen 
tiervmg  zunächst  von  Zucker  mid  Brot  notwendig.  E)ine  teilweise  neue  Erschei- 
nimg waren  die  großen  Zusammenlegungen  von  industriellen  Untemeh 
mungen  xmter  staatliche  Leitung.  Die  Stellxmg  der  Regienmg  auf  den 
Gebiete  des  Erwerbslebens  wurde  eine  ganz  andere  als  früher,  aber  was  voi 
allem  ihre  Tätigkeit  keimzeichnete,  waren  die  Bestrebxm.gen,  die  Neutrali 
tat  des  Landes  aufrechtzuerhalten.  In  welcher  Weise  diese  Probleme  ge 
löst  wurden,  darüber  erhält  man  in  den  genannten  Denkschriften  eingehend« 
und  zahlreiche  Aufschlüsse. 

Die  Aufstellung  der  Denkscliriften  ist  in  jedem  Band  ungefähr  dieselbe 
wenn  man  von  kleineren  Änderimgen  absieht,  die  diu-ch  die  Entwicklung 
der  einschlägigen  Verhältnisse  notwendig  wurden.  Die  einzelnen  Haupt 
abschnitte  beschäftigen  sich  mit  Kriegsgesetzgebimg,  Staatsfinanzen,  Geld 
und  Bankwesen,  Einwirkung  der  Krisenzeit  auf  die  Staatsverwaltvmg,  Staats 
gewalten  und  Erwerbsleben,  Besoldimgs-,  Unterstützxmgs-  und  Wohnungs 
fragen,  Verkehr  und  Zollpohtik  usw. 

Nach  den  Bestandsaufnahmen,  die  durch  eine  Verordnung  vom  No 
vember  191 5  eingeführt  wurden  im.d  zimi  ersten  Male  im  Dezember  i9i( 
zur  Ausführung  gelangten,  erfolgte  die  Regelimg  der  Rohstoffversorgimg 
Die  unsichere  imd  verminderte  Zufuhr  bewirkte  eine  immer  stärkere  Preis 
Steigerung  der  Fertigfabrikate,  und  es  wurde  Aufgabe  der  Regierung,  Ab 
hilfe  zu  schaffen.  Der  Verfasser  unterscheidet  drei  Systeme,  die  dabei  zui 
Anwendimg  kamen,  das  Kompensationssystem,  das  Vereinbarungssysten 
und  die  staatliche  Beschlagnahme. 

Außer  diesen  ausführlichen  Berichten  hat  Dr.  Hildebrand  zu  dem 
selben  Thema  ein  ziemlich  umfangreiches  Handbuch  der  Volkswirtschaft 
Handbok  i  folkhushällningsfrägor,  herausgegeben,  das  h 
erster  Linie  für  die  staatlichen  und  kommunalen  Lebensmittelorganisationer 
bestimmt  ist,  das  aber  auch  allen  denjenigen  viel  Interessantes  bietet,  di« 
sich  über  die  schwedische  Volkswirtschaft  während  des  Krieges  zu  orien 
tieren  wünschen.  Dieses  Werk  zeichnet  sich  durch  dieselbe  Gewissenhaftig 
keit  und  Gründlichkeit  aus,  die  in  den  vorerwähnten  Denkschriften  zutag< 
treten.  Im  ersten  Teil  des  Handbuches  wird  eine  Darstellung  der  verschie 
denen  Warengruppen  imd  der  Regierungsmaßregeln  gegeben,  in  dem  zweiter 
sind  die  Verordnungen  selbst  angeführt  und  kommentiert,  und  schließlich 
sind  die  Anlagen  zu  einem  dritten  Teil  zusammengefügt. 

Über  die  Organisationen  zur  Behandlimg  der  volkswirtschaftlicher 
Fragen  während  des  Krieges  findet  man  in  dem  Handbuche  eine  kurzgefaßt« 
und  sehr  übersichtliche  Darstellung.  Die  zentralen  Organisationen  sind  die 
Lebensmittel-  und  Volkswirtschaftskommissionen,  livsmedels-  och  folkhus- 
häUningskommissionerna.  Diese  beiden  Kommissionen  wirkten  zunächsl 
nebeneinander,  und  es  war  schwer,  die  Grenzen  ihres  Dienstbereiches  genau 


Allgemeine  Bibliographien,  Sammelwerke,  allgemeine  Nachschlagewerke  usw.     23I 

zu  ziehen.  Eine  Neuregelving  wurde  imiungänglich,  und  vom  i.  Juli  1917 
ab  übernahm  die  Volkswirtschaftskonmiission  die  ganze  Verwaltimgstätig- 
keit,  die  bisher  von  der  Lebensmittelkommission  ausgeführt  war.  Die  Lebens- 
mittelkommission  wurde  als  eine  beratende  Behörde  beibehalten,  aber  die 
X'olkswirtschaftskommission  wurde  allein  das  2:entrale  Organ  für  die  I^ebens- 
luittelpoUtik  der  Kriegszeit. 

In  einem  besonderen  Kapitel  wird  die  nähere  Organisation  der  Volks- 
wirtschaftskommission dargestellt.  Wie  umfangreich  die  Tätigkeit  ist,  geht 
schon  aus  einer  Aufzählimg  der  verschiedenen  Abteilungen  hervor:  das 
Zentralbiu-eau,  die  Kassendirektion,  die  juridische  Abteilimg,  die  Getreide- 
einfuhrstelle, die  Futtereinfuhrstelle,  die  Ackerbauabteilimg,  die  Abteilvmg 
für  Düngemittel,  die  Getreideabteilung,  die  Brotabteilimg,  das  Saaten- 
bureau, die  Futterabteilung,  die  Handelsabteilung,  die  Brauereiabteilmig, 
die  Militärabteilimg,  die  statistische  Abteilung,  der  Nachrichtendienst,  die 
Druckerei-  imd  Formularexpedition,  die  Abteilung  für  Teuerungszulagen 
sowie  verschiedene  Ausschüsse. 

Schon  diese  kurzen  Andeutungen  dürften  eine  gewisse  Vorstellung  von 
der  schwedischen  Kriegswirtschaft  geben.  Dank  der  Vorsorge  luid  klugen 
Voraussicht  der  Staatsgewalten  ist  es  gelungen,  vielen  Schwierigkeiten  ent- 
gegenzutreten, die  durch  die  besondere  Kriegführung  während  des  großen 
Weltbrandes  auch  für  die  Neutralen  entstanden  sind. 


Einzelbesprechungen  und  Anzeigend 

1.  AllgemGinc  Bibliographien,  Sammelwerlte,  allgemGine  Nach- 
schlagewerke und  Lehrbücher,  allgemeine  Theorie,  Methodik  und 
Systematik,  aligemeine  Zeitschriften,  Unterrichtsfragen. 

Spann,  Dr.  Othmar,  o.  ö.  Prof.  a.  d.  Universität  Wien,  Vom  Geist  der 
Volkswirtschaftslehre.  Antrittsrede,  gehalten  am  5 .  Mai 
1919.     Jena  1919.     Gustav  Fischer.     48  S.     Ji  3, — . 

*  Zur  Beadltung :  Die  Literatur  dieser  Zeitschrift  berücksichtigt  vornehmlich  solche 
Arbeiten,  die  insgesamt  weltwirtschaftliche  Untersuchungen  zum  Gegenstand  haben.  Es 
finden  jedoch  auch  diejenigen  Schriften  Aufnahme,  welche  sich  nur  in  einzelnen  Teilen  mit 
weltwirtschaftlichen  Beziehungen  befassen.  Dasselbe  gilt  von  literarischen  Erscheinungen 
aus  dem  Gebiet  der  vergleichenden  Volkswirtschaftslehre.  Die  Besprechungen  erscheinen  in 
deutscher,  englischer  oder  französischer  Sprache.  Die  Herren  Mitarbeiter  können  sich  aber 
einer  beliebigen  anderen  eiu-opäischen  Sprache  bedienen,  sofern  sie  mit  deren  Übersetzung 
einverstanden  sind.  Die  der  Redaktion  zugegangenen,  für  das  Archiv  geeigneten  Druck- 
schriften werden  sofort  mit  ihrem  genauen  Titel  aufgeführt,  wobei  in  geeigneten  Fällen 
eine  Inhaltsangabe  mit  kurzer  Charakteristik  erfolgt.  Darüber  hinaus  kann  eine  Gewähr 
für  die  Besprechimg  der  Bücher,  auch  wenn  diese  eingefordert  sind,  nicht  übernommen 
werden.  In  der  gesamten  Literaturübersicht  werden  nur  solche  Druckschriften 
aufgeführt,  die  der  Redaktion  vorgelegen  haben.  Eingereichte  Bücher,  die 
dem  Spezialgebiet  des  Archivs  (in  dem  oben  begrenzten  Umfange)  fernliegen,  bleiben 
auch  im  Titelverzeichnis  unberücksichtigt;  sie  werden  den  Verlegern  jedoch  zurückge- 
schickt. 


202  Literatur. 

Die  vorliegende  Rede  ist  im  wesentlichen  eine  Zusammenfassung  de 
in  der  Schrift  „Fundament  der  Volkswirtschaftslehre"  (Jena  1918)  durc 
eine  umfassende  Werttheorie  begründeten  Ansicht  von  der  Notwendigkeit  eine 
gesellschaftswissenschaftlichen  Einstellung  der  Sozialökonoraik.  Wirtschaft  is 
für  Spann  das  bloß  dienende  Mittel  für  alle  Ziele,  die  in  der  Gesellschaf 
auftreten,  imd  Wirtschaftslehre  ist  notwendig  bedingt  durch  die  gesellschaftj 
theoretische  Grundentscheidung  nach  den  beiden  gegensätzlichen  Prinzipie: 
des  Individualismus  als  des  „In-sich-selbst-begründet-seins  des  Einz<^lnen 
imd  des  Universalismus  als  des  ,, Selbstseins  durch  Sein  im  andern".  Anstell 
der  klassischen  Auffassung  von  der  atomistischen  Unabhängigkeit  der  Teil 
des  Wirtschaftskörpers  voneinander  muß  der  Gesichtspunkt  ihrer  Abhängigkeil 
wie  er  besonders  Adam  Müller,  List  und  Thünen  vorschwebte,  in  den  Vordei 
grund  treten,  die  quantitative,  kausalistische  Kostenwertlehre  soll  durc 
eine  teleologisch-organische  Ivchre  von  den  Leistungen  der  Teile  im  Dienst 
des  Ganzen  ersetzt  oder  „ergänzt"  werden.  (Diese  schließliche  Konzilian 
(S.  42)  sollte  der  Theoretiker  bei  einer  logischen  Kernfrage  wohl  besser  vei 
meiden.  Dem  Vorgänger  des  Verf.  auf  dem  Wiener  Lehrstuhl  brachte  solche 
Verfahren  genug  Schaden.) 

Der  Schwerpxmkt  der  imiversalistischen  Volkswirtschaftslehre  lieg 
„in  der  Aufgabe  der  Aufsixchung  der  konkreten  Wechselseitigkeit  des  Einzelne] 
mit  dem  Ganzen",  in  der  ,,Zergliedervmg  konkreter  Gegenseitigkeiten,  de 
handgreiflichen  Enthaltenseins  des  Ganzen  in  bestimmten  Teilen"  (S.   39! 

Spann  steht  allgemein  duxch  die  Ablehnimg  einer  fxmdamentalei 
Bedeutimg  der  Tauschlehre,  speziell  durch  die  Gegnerschaft  zur  objekti 
vistischen  Werterklänmg  im  Gegensatz  zur  Klassik ;  aus  dem  gleichen  Grund 
stimmt  er  nicht  überein  mit  den  theoretischen  Lehren  des  Marxismus,  mi 
denen  er  sich  allerdings  sowohl  hier  wie  im  „Fundament"  nur  andeutungs 
weise  befaßt^.  Die  subjektivistische  Wertlehre  akzeptiert  er,  will  aber  dei 
Wertmaßstab  nicht  in  den  Nutzen-  oder  Lustquantitäten,  sondern  in  de 
relativen  leistungsmäßigen  Bedeutung  des  Wertobjekts  für  den  soziologische] 
Organismus  erkannt  wissen. 

Der  tiefere  angreifbare  Punkt  der  Spannschen  Lehre  scheint  in  der  Be 
hauptimg  zu  liegen,  daß  die  ,, quantitative"  Wirtschaftsauffassung  durcl 
die  individualistische  Einstellung  bedingt  sei,  wonach  somit  als  sozialökonc 
misches  Apriori  nicht  eine  besondere  Anschauungsform  von  Gegenstände: 
überhaupt  zu  gelten  haben  würde,  sondern  eine  gesellschaftstheoretisch 
Entscheidung  des  Subjekts.  Eine  gründlichere  Untersuchung  des  hier  lieget] 
den  Problems,  welches  sich  schließlich  auf  die  alte  Frage  nach  der  ,,Objelä 
tivität"  des  wirtschaftlichen  Prinzips  bezieht,  kann  an  dieser  Stelle  geger 
wärtig  nicht  stattfinden;  die  Spannschen  Formulierungen  weisen  in  de 
vorliegenden  Schrift,  wie  überall,  wo  dieser  Verf.  am  Werke  war,  eine  zu  groß 
Fülle  neuer  bedeutender  Gesichtspunkte  auf. 

In  Ansehung  einer  Untersuchung  weit  wirtschaftlicher  Gegenständ( 
die  nicht  auf  eine  ,, Feststellung",  sondern  auf  eine  , .Erkenntnis"  der  Tai 
sächlichkeiten  hinausdrängt,  kann  die  immer  erneute  Amregimg  zur  tiefere 

^  Vgl.  jedoch    Sp  ana,    System  der  Gesellschaftslehre.    Berlin  1914.  S.  281,  33; 
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Erforschxmg  der  Bedingtheit  aller  Einzelerscheinungen  durch  die  Entwick- 
lungsnotwendigkeiten innerhalb  der  Gesamtwirtschaft  niu*  nützlich  sein. 
Umgekehrt  dürfte  für  das  Problem  der  „universalistischen"  Einstellimg 
dasjenige  der  „imiversalen"  auch  einiges  zu  sagen  haben. 

Dr.  Hero    Moeller,  Kiel. 

Brown,  Harry,  Gunnison,  Principles  of  Commerce,  a  Study 
of  the  Mechanism,  the  Advantages,  and  the  Trans- 
portation Costs  of  Foreign  andDomestic  Trade. 
New  York  1916.  The  Macmillan  Co.  XXIII,  154,  188,  192  S. 
Sh.    1,15. 

Das  Buch  gibt  nach  einem  erläuternden  Vorwort  drei  Teile,  die  in  sich 
selbständig  behandelt  sind  (durch  Wiederbeginn  der  Seitennxunerienmg 
mit  eins  sind  sie  auch  äußerlich  verselbständigt). 

Der  erste  Teil  behandelt  die  Bedeutimg  von  Geld  imd  Kredit  und 
Wähnmgsbeziehungen  für  den  Handel  mid  stellt  den  Mechanismus  dar,  mit 
dem  diese  auf  den  Handel  wirken.  Im  zweiten  Teil  wird  der  Einfluß  der 
Produktionsverhältnisse  in  verschiedenen  Ländern  behandelt.  Die  Wirkimg 
von  Schutzzoll  und  Prämieixsystemen  wird  eingehend  imtersucht.  Der 
dritte  Teil  zeigt  die  Einwirkmig  der  Transportwege  (ihrer  Länge  und 
Leistungsfähigkeit),  der  Transportfirmen  (ihrer  Konkurrenzfähigkeit)  wie 
der  Transportraten  auf  den  Handel. 

Das  Buch  gehört   in  die   ausgesprochen  weltwirtschaftliche  Literatur. 
Es  bietet  ernste,  wissenschaftliche  Arbeit  und  wird  zum  Studium  empfohlen. 
Prof.  Heinrich    Karl    Nicklisch,    Mannheim. 


Carnegie  Institution  of 
Washington,  Classified  List  of 
Publications  of  the  — .  Washington 
1918.      1O8  S. 

C  a  s  s  e  1  ,  Prof.  Gustav,  Theore- 
tische Sozialökonomie.  (Lehrbuch 
der  allgemeinen  Volkswirtschaftslehre. 
In  2  selbständigen  Abteilungen  bearb. 
u.  heran sgeg.  v.  Prof.  L.  Pohle  u.  Prof. 
G.Cassel.  2.  Abt.)  Leipzig  191 8.  C.  F. 
Winter.     XII,  582  S.     M  28,—. 

Hages  Haandbog  i  Handel  s- 
videnskap.  Fjerde  Udgave  ved 
K.  Riis-Hansen.  Kopenhagen  1918. 
G.  E.  C.  Gad.     XIX.  1314  S. 

Jentsch,  Carl,  Volkswirtschafts- 
lehre. Grundbegriffe  und  Grund- 
sätze der  Volkswirtschaft  populär 
dargestellt.  5.  verb.-  u.  verm.  Aufl., 
herausgeg.  v.  Dr.  Anton  Heinrich 
Rose.  Leipzig  1919.  Fr.  Wilh.  Gru- 
now.     XVI,  391   S.     J4   5,50. 

Lewinski,  J.  St.,  Das  System 
David    Ricardos.    (Zeitschrift    für    die 


gesamte  Staatswissenschaft.  74.  Jahrg., 
Heft  2,  S.  223 — 243.)  Tübingen  1919. 
H.  Laupp. 

Stolzmann,  Prof.  Dr.  Rudolf, 
Das  Reinökonomische  im  System  der 
Volkswirtschaft.  (Jahrb.  für  Natio- 
nalökonomie und  Statistik.  112.  Bd., 
Heft  3,  S.  257 — 305  u.  Fortsetzung). 
Jena  1919.     Gustav  Fischer. 

Wundt,  Wilhelm,  Logik.  Eine 
Untersuchung  der  Prinzipien  der  Er- 
kenntnis und  der  Methoden  wissen- 
schaftlicher Forschung,  i.  Bd.  All- 
gemeine Logik  und  Erkenntnistheo- 
rie. 4.  neubearb.  Aufl.  Stuttgart 
1919.  Ferdinand  Enke.  XVI,  654  S. 
Ji  30.—-  —  Die  ,, Logik"  Wundts 
stellt  sich  in  ihren  beiden  Teilen,  der 
hier  in  neuer  Auflage  vorliegenden 
allgemeinen  Erkenntnislehre  und  der 
im  II.  Bd.  (Logik  der  exakten  Wis- 
senschaften) bzw.  im  III.  Bd.  (Logik 
der  Geisteswissenschaften)  gegebenen 
Methodenlehre,  als  eine  zwischen  der 
formalen  und  der  dialektischen  (meta- 
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physischen)  vermittelnde  Lehre  dar, 
die  ,,in  der  Entwicklung  der  Grund- 
lagen und  Methoden  der  wissenschaft- 
lichen Erkenntnis  ihre  Aufgabe  sieht." 
(Aus  dieser  Problemstellung  sowie  aus 
der  relativen  Verständlichkeit  der  Dar- 


stellung und  der  bewußten  Ursprüng- 
lichkeit in  der  Fundamentierung  er- 
gibt sich  die  besondere  praktische 
Bedeutung  auch  dieses  ersten  Bandes 
für  die  Erkenntnislehre  der  Sozial- 
ökonomik.) hm. 


2.  Wirtschaf tsgcsdiiditc,  wirtschaftlidiG,  soziale  und  kulturelle  Zu- 
standssdiilderungen,  Wirtschaftsgeographie,  Karten,  Atlanten,  Reise- 
beschreibungen. 

ßijlsma,  Mr.  R.,  Rotterdams  welvaren  1550 — 1650.  Met  20  af- 
beeldingen  in  lichtdruk.  Den  Haag  1918.  M.  Nijhoff.  XII,  203  S.  fl.  12, — . 

Das  Gemeinde-Archiv  der  Stadt  Rotterdam  ist  die  reiche  Fimdgrube 
der  Materiahen,  aus  denen  zuerst  eine  Reihe  vorbereitender  Aufsätze  und 
schheßhch  dieses  Buch  entstanden  sind.  In  jenen  Aufsätzen,  in  diesem  Buche 
nicht,  sind  die  Archivstücke  (tmd  etwaige  andere  Quellen)  zitiert  worden. 
Derjenige  also,  der  nähere  Auskxmft  wünschen  möchte,  wird  in  den  Auf- 
sätzen schürfen  müssen  tmd  überdies  im  Gemeinde-Archiv  selbst,  wo  der 
Verfasser  seine  Notizen-Sammlung  hinterlassen  hat. 

Die  Arbeit  befaßt  sich  mit  jener  „tatenreichen  und  merkwürdigen 
Zeit,  in  der  eine  rasche  Entwicklimg  der  gesellschafthchen  Zustände  mit 
dem  Emporkommen  der  Seehandelsstadt  Rotterdam  zusammenfiel".  Das 
Buch  ist  daher  vorwiegend  historischen  Charakters.  Von  der  heutigen 
weltwirtschafthchen  Bedeutung  Rotterdams  spricht  es  nur  insoweit,  als 
deren  erste  Keime  vom  l/cser  geahnt  werden  können.  War  doch  im  Jahre 
1550  Rotterdam  (mit  einer  BevöUcerxmg  von  etwa  7000)  ein  zwar  wohlhaben- 
des Städtchen,  aber  tmter  den  Städten  des  damahgen  Holland  (die  jetzigen 
Provinzen  Nord-  und  Süd-Holland)  ,,der  Typus  der  kleinen  holländischen 
Stadt"  (Vereinigung  von  „Landstadt"  mid  ,, Wasserstadt"),  von  Amster- 
dam, Haarlem,  Leiden,  Gouda,  Delft  und  Dordrecht  weit  überragt.  Das 
schnelle  Tempo  ihres  Emporblühens  in  der  von  Dr.  B  i  j  1  s  m  a  beleuch- 
teten Periode  geht  indessen  schon  aus  der  von  üim  für  das  Jahr  1632 
angenommenen  Bevölkerungsziffer  von  mehr  als  30  000  hervor.  Dieser  Zu- 
waclis  stammte  zu  einem  beträchthchen  Teil  aus  Brabant  und  Flandern. 
Und  hiermit  ist  zugleich  schon  eine  der  Ursachen  des  raschen  Gedeihens 
Rotterdams  gegeben.  Denn  unter  jenen  Süd-Niederländern  befanden  sich 
viele  erstklassige  Kaufleute;  ganz  Holland  verdankt  überhaupt  dem  Kriege 
mit  Spanien  viele  aus  den  südlichen  Provinzen  eingewanderte  energische 
Vorkämpfer  auf  dem  Gebiete  von  Handel  und  Seeschiffahrt. 

Der  Verfasser  hat  die  von  ihm  gewählten  hundert  Jahre  in  drei  Teüe 
gegUedert:  in  die  „landesherrhche  Periode"  (1550 — 1588),  die  die  österrei- 
chisch-spanische Zeit  (1550 — 1572)  imd  den  Aufstand  (1572 — 1588)  umfaßt, 
in  die  Anfangsperiode  der  Republik  (1588 — 1609)  und  in  das  siebzehnte  Jahr- 
hundert (1609 — 1650). 

Schon  in  der  ersten  Periode  spürte  man  die  neuen  Entwicklimgsten- 
denzen.     Im    Jahre  1550  war  Kaufmarm   („coman")  noch  fast  identisch 
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mit  Krämer;  Großhandel  gab  es  nur  sporadisch  (in  Heringen,  Käse,  Ge- 
treide xmd  Holz).  Aber  30 — 40  Jahre  später  ist  schon  ein  neuer  Typus  des 
Großhändlers  entstanden,  der  Kaufmann,  der  nicht  bloß  eine  Ware, 
sondern  alle  Arten  von  Handelswaren  zu  kaufen  und  zu  verladen  bereit  ist ; 
in  jener  Zeit  werden  auch  die  ersten  großen  Kaufmannslager  (,,spijkers", 
vgl.  Speicher)  an  der  Flußseite  gebaut. 

In  der  zweiten  Periode,  die  mit  den  „Treves"  (dem  Waffenstillstand 
mit  Spanien,  1609)  endet,  bleibt  der  alte  Heringsfischfang  und  -handel  noch 
der  Hauptbetrieb  der  Stadt.  Aber  auch  die  Binnenschiffahrt  imd  die  See- 
scliiffahrt  nach  eiiropäischen  Häfen  und  insbesondere  die  Afrika-  und  die 
West-  xmd  Ost-Indienfahrten  begannen  bedeutungsvoll  zu  werden;  es  war 
in  den  Anfängen  der  Ost -Indischen  Compagnie.  Die  Schiffahrtseinnahmen 
<,,convoyen  en  Hcenten")  betrugen  1587 — 1594  jährlich  fl.  65  000  bis  fl. 
85  000,  1602 — 1608  (die  Tarifierung  war  damals  jedoch  etwas  erhöht  wor- 
den) fl.  1 10  000  bis  fl.  120000.  Im  Jahre  1600  kennzeichnet  der  Duc  de 
Rohan  Rotterdam  als  „une  belle  ville  et  de  grand  traffic,  s'y  voyant  tou- 
jours  quantite  de  vaisseaux:  aussi  ä  vue  d'oeil  eile  s'enrichit  et  accroist 
extremement",  und  1608  der  venetianische  Diplomat  Giustiniano  als  ,,tma 
bella  e  populata  cittä,  luogo  di  gran  commercio  e  traffico  e  il  primo  d'Olanda 
dopo  Amsterdam".  Vor  1588  waren  noch  die  Brauer  die  reichsten  Bürger. 
Die  Verschiebung  des  nationalökonomischen  Schwerpunktes  wird  auch  hier- 
durch charakterisiert,  daß  am  Ende  der  zweiten  Periode  der  Großkaufmann 
in  die  vorderste  Reihe  der  wohlhabenden  Bürger  tritt.  Das  größte  Vermögen 
aus  dieser  Zeit  sei  wohl  dasjenige  des  in  Rotterdam  seßhaft  gewordenen 
Süd-Niederländers  Van  der  Veken  (fl.  600  000)  gewesen.  Im  allgemeinen 
läßt  sich  von  dieser  zweiten  Periode  sagen,  daß  man  noch  deutlich  die  Ver- 
gangenheit der  landesherrlichen  Zeit  spürt,  in  welcher  der  Rotterdamer 
Handel  hauptsächlich  auf  Butter,  Käse  imd  Heringe  angewiesen  war;  eben 
hieraus  hat  sich  mit  kräftiger  Hilfe  der  ausgewanderten  Süd-Niederländer 
die  Seeschiffahrt  entwickelt. 

Die  dritte  Periode  wird  vom  Verfasser  am  ausführHchsten  besprochen; 
ihr  ist  ungefähr  die  Hälfte  des  Buches  gewidmet.  Diesen  Kapiteln  sei  noch 
einiges  über  Handel  und  Schiffahrt  (auch  die  Industrie  findet  Beachtimg) 
entlehnt.  Die  schon  früher  entstandene  Ost-Indische  Compagnie  hat  kräftig 
dazu  beigetragen,  die  Wohlfahrt  der  Maasstadt  zu  steigern.  Neben  dieser 
darf  die  1621  errichtete  West- Indische  Compagme  genannt  werden  wie  auch 
die  Beziehimgen  zu  England:  Der  Stapel  der  merchant  adventurers  war 
1635  aus  Delft  nach  Rotterdam  verlegt  worden  und  blieb  daselbst  länger 
als  1650.  Dazu  kamen  noch  die  P'ahrten  nach  Schottland  und  Irland,  nach 
den  nordischen  Ländern,  der  Ostsee,  nach  Spanien  imd  dem  Mittelmeer. 
Die  zahlreichen,  von  B  i  j  1  s  m  a  angeführten  Daten  beweisen  zkx 
Genüge,  daß  nach  den  damaligen  Verhältnissen  von  wirkücher  Weltwirt- 
schaft in  Rotterdam  schon  die  Rede  war.  Der  Reichtum  der  Kaufleute 
wächst,  nicht  jedoch  in  dem  Sinne,  daß  das  Handelskapital  sich  in  wenigen 
Händen  häuft.  Vielmehr  ist  auffallend  die  vermehrte  Zahl  von  relativ  großen 
Vermögen  (von  mehr  als  fl.  40000),  deren  man  1654:  130  zählen  kann. 
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öfters  begegnet  man  der  Erscheinung,  daß  Söhne  aus  in  einer  ode 
zwei  Generationen  reich  gewordenen  Kaufmannsgeschlechtem  das  Geschäi 
mit  der  Wissenschaft  vertauschen  luid  aus  Leiden  mit  dem  Doktorhut  de 
Rechte  als  Rechtsanwalt  nach  der  Vaterstadt  heimkehren.  Wenn  eine  KauJ 
mannschaft  es  sich  leisten  kann,  einen  Teil  ihrer  Söhne  anderen  Berufe 
als  dem  Handel  zuzuführen,  so  hat  sie  hiermit  den  Beweis  des  genügen 
gesicherten  FamiHenvermögens  erbracht.  Ein  rapides  Wachstiun  ist  € 
allerdings  im  alten  Rotterdam  gewesen. 

Prof.  D.  van  Blom,  Leiden. 

Wieser,  Carl  Wolfgang  Frhr.  v.,  Der  finanzielle  Aufbau  de 
englischen  Industrie.  Herausgeg.  v.  Ernst  Herzenberg.  Jen 
191 9.     G.  Fischer.     XV,  482,59  S.    M  21, — . 

Es  ist  in  den  letzten  Jahren  vor  dem  Kriege  viel  über  die  Organisatio 
der  engHschen  Industrie  geschrieben  worden,  so  von  Macrosty,  Vo 
gelstein,  Brodnitz,  Chapman  und  dem  Schreiber  dieser  Zeile 
selbst.  Vielfach  reizte  die  starke  Differenzierung  in  dem  Aufbau  der  ens 
lischen  Großgewerbe  zu  Vergleichen  mit  dem  Kontinent  und  Amerika,  w 
die  moderne  Entwicklung  zur  Konzentration  einheitlichere  Züge  zeigt« 
Trotz  dieser  mannigfachen  Literatur  füllt  die  vorhegende  Arbeit  eine  erhel 
liehe  Lücke  aus,  indem  sie  im  weitesten  Ausmaß  die  finanziellen  Grundlage 
und  Unterströmungen  der  englischen  Industrieorganisation  beleuchtet.  Di 
hierauf  bezüglichen  Abschnitte  des  umfangreichen  Werkes  verdienen  eingehend 
Beachtimg,  so  vor  allem  die  Kapitel  über  London  als  finanziellen  Mittelpimls 
des  Weltmarktes,  die  Beziehungen  der  engUschen  Industrie  zum  Kapita! 
markt  überhaupt,  dann  die  Behandlung  des  Themas  „Kapitahsiervmg"  mi 
einem  besonderen  Kapitel  über  Go  od  will.  Die  Organisation  der  Kapita 
beschafftmg  wird  im  Hinbhck  auf  die  B.eziehvmgen  der  englischen  Industri 
a)  zu  den  Depositenbanken,  b)  zu  den  Trustgesellschaften,  c)  zu  den  Effekter 
börsen  besonders  eingehend  bearbeitet.  JVÜt  Recht  widmet  der  Verf.  der  Oi 
ganisation  der  enghschen  Textilwirtschaft  ein  eigenes  Kapitel,  in  welcher 
über  die  Gründung  der  Baumwollspinnereien  und  das  System  der  Werl 
depositen  lehrreiche  Aufschlüsse  enthalten  sind.  Ein  Kapitel  über  die  Zu 
kvmftsaussichten  und  Reformgedanken,  in  welchem  Ausführungen  über  di 
Entwicklung  der  Depositenbanken  zum  Industriegeschäft  von  Interess 
sind,  bildet  den  Abschluß  der  Arbeit. 

Den  Verff .  des  Geleitworts  —  AdolfWagner  und  Franz  O  p 
penheimer  —  ist  recht  zu  geben,  wenn  sie  erklären,  daß  diese  Doktoi 
dissertation  des  am  31.  August  1914  gefallenen  Verf.,  eines  Vienmdzwanzi^ 
jährigen,  ,,eine  große  imd  starke  Hoffnung"  auf  noch  kommende  Arbeite 
desselben  repräsentierte.  Es  ist  in  der  Tat  diese  Schrift  für  einen  jimgen  N£ 
tionalökonomen  eine  Leistimg  ersten  Ranges.  Reifere  Jahre  hätten  ihr 
das  noch  vielfach  fehlende  tiefere  Verständnis  der  theoretischen  Zusammer 
hänge  gebracht.  Dann  hätte  er  wohl  auch  die  rein  deskriptiven,  nicht  imme 
originalen  Darstellungen  stärker  zusammengedrängt.  Im  ganzen  abe 
wird  dieses  Buch  für  jeden,  der  sich  mit  organisatorischen  Fragen  der  Indt 


Wirtschaftsgeschichte,  wirtschaftl.,  soziale  u.  kulturelle  Zustandsschilderungen  usw.   237 


strie  beschäftigt,   eine  erhebliche   Bereicliervuig  des  positiven  Wissens  be- 
deuten können.  Prof,  Hermann    I^evy. 


American  Year  -Book,  The  — . 
A  Record  of  Events  and  Progress 
1918.  Edited  by  Francis  G.  Wick- 
ware, with  Cooperation  of  a  super- 
visory  board  representing  national 
learned  societies.  New  York  u.  Lon- 
don 1919.  D.  Appleton  &  Co.  XVIII, 
850  S.  —  Ein  Nachschlagewerk  für 
den  Politiker  und  Wissenschaftler, 
welches  über  die  Fortschritte  in  Ver- 
waltung und  Gesetzgebung,  den 
Stand  der  inneren  und  äußeren  Poli- 
tik, die  Finanzen  und  die  Neuer- 
scheinungen der  wissenschaftlichen 
Literatur  des  abgelaufenen  Jahres  in 
Einzelaufsätzen  unterrichtet.        hg. 

Anuario  Estadfstico  de 
E  s  p  a  ü  a.  Ano  IV — 1917.  (Mini- 
sterio  de  instrucciön  publica  y  beilas 
artes.  Direcciön  general  del  insti- 
tuto  geogräfico  y  estadfstico.)  Madrid 
1918.     XII,  656  S. 

Bachi,  Riccardo,  L'Italia  eco- 
nojnica  neu'  anno  1917.  Annuario 
della  vita  commerciale,  industriale, 
agraria,  bancaria,  finanziaria  e  della 
politica  economica.  Anno  IX.  Cittä, 
di  Castello  1918.  S.  Lapi.  XVI, 
312   S.     L.  8,—. 

Blanckenhorn,  Prof.  Dr.  Max, 
Der  Boden  Palästinas,  seine  Ent- 
stehung, Beschaffenheit,  Bearbeitung 
und  Ertragfähigkeit.  (Pro  Palästina. 
Schriften  des  deutschen  Komitees 
zur  Förderung  der  jüdischen  Palä- 
stinasiedlung. Heft  5.)  Berlin  1918. 
Deutsches  Komitee  ,,Pro  Palästina". 
32  S.     Jt  0,80. 

Bulgarien.  Wirtschaftliche  Ver- 
hältnisse 1917.  Nach  den  Berichten 
der  Österr. -Ungar.  Konsularämter  in 
Burgas,  Dedeagatsch,  Philippopel, 
Rustschuk,  Sofia  und  Widdin.  Her- 
ausgeg.  V.  Handelsmuseum  in  Wien. 
Wien  1919.  Verlag  d.  Handelsmu- 
seums.    56  S. 

Danmarks  Haandvaerk  og 
In  d  u  s  t  r  i  ifolge  taellingen  den 
26.  Maj  1914.  (Danmarks  Statistik. 
Statistisk  Tabelvaerk.  5.  Reihe, 
Schrift  D.,  Nr.  12.)  Utgivet  af  det 
Statistiske  Departement.  Kopen- 
hagen 191 7.  Gyldendal.  136*,  320  S. 
Kr.  6,50. 

Weltwlrtechaftliches  Archiv  Bd.  XV. 


D  r  e  y  e  r  ,  Dr.  J  o  h..  Die  Moore  Kur- 
lands nach  ihrer  geographischen  Be- 
dingtheit, ihrer  Beschaffenheit,  ihrem 
Umfange  und  ihrer  Ausnutzungs- 
möglichkeit. Herausgeg.  mit  Unter- 
stützung d.  Verwaltung  des  Ober- 
befehlshabers Ost.  Mit  4  Abbildungen 
im  Text  und  einer  farbigen  Karte, 
(Veröffentlichungen  des  Geogra- 
phischen Institutes  der  Albertus-Uni- 
versität zu  Königsberg.  Heft  i.) 
Hamburg  1919.  L.  Friederichsen  & 
Co.     261   S.     ^H.  20, — . 

Economic  Conditions  pre- 
vailing  in  Gerraany,  Re- 
ports by  British  Officers  on  the  — . 
(Army.)  December,  ig  18  —  March, 
1919.  (Cmd.  52.)  94  S.  9  d.  net.  — 
Further  Reports  by  British  Officers 
on  the  Economic  Conditions  prevai- 
ling  in  Germany.  (Cmd.  54.)  18  S., 
3  d.  net.  London.  Published  by 
H.  M.'s  Stationer}'^  Office.  —  (The 
appended  Reports  on  the  Economic 
Conditions  prcvailing  in  Germany 
are  the  work  of  a  number  of  British 
Officers  sent  into  that  country  for  the 
purpose  of  obtaining  first-hand  in- 
formation  on  that  subject.  The  Re- 
ports of  two  repatriated  officers  are 
included.) 

Endres,  Franz  Karl,  Die 
wirtschaftliche  Bedeutung  Palä- 
stinas als  Teiles  der  Türkei.  (Pro  Pa- 
lästina. Schriften  des  Deutschen 
Komitees  zur  Förderung  der  jüdischen 
Palästinasiedlung.  Heft  4.)  Berlin 
1918.  Deutsches  Komitee  ,,Pro  Pa- 
lästina".    28  S.     Ji  0,80. 

E  r  k  e  s  ,  Dr.  Eduard,  China.  (Per- 
thes' Kleine  Völker-  und  Länder- 
kunde. Zum  Gebrauch  im  prakti- 
schen Leben.  7.  Bd.)  Gotha  1919. 
Fr.  A.  Perthes.  168  S.  i  Karte. 
Jt   6,—. 

Fischer,  Dr.  Hans,  Wirtschafts- 
geographie von  Syrien.  Mit  einer 
Wirtschaftskarte.  (Sonderabdruck 

aus  der  ,, Zeitschrift  des  Deutschen 
Palästina- Vereins".  Bd.  XLII.)  Ber- 
lin  1919.      Jüdischer  Verlag.      112   S. 

G  a  r  g  a  s  ,  Dr.  S  i  g  i  s  m  u  n  d  ,  Kriegs- 
wirtschaftliche Probleme  in  Holland. 
(Bibliothek  für  Volks-  und  Weltwirt- 
16 
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Schaft.  Heft  55.)  Dresden  und  Leip- 
zig 1918.     „Globus."     81  S.      M.  1,80. 

Graf,  Gg.  Engelbert,  Die  geo- 
graphische Lage  des  oberschlesischen 
Industriereviers.  (Sonderabdruck  aus 
der  Geographischen  Zeitschrift.  Bd. 25, 
Heft  7,  S.  195 — 210.)  Leipzig.  B.  G. 
Teubner. 

Haramerstein,  H.  L.,  Die  Land- 
wirtschaft der  Eingeborenen  Afrikas. 
(Beiheft  zum  ,, Tropenpflanzer".  Bd. 
XIX,  Nr.  2/3,  S.  47—123.)  Berlin 
191 9.     ,,Der  Tropenpflanzer." 

Hauptindustrien  Belgiens, 
Die  — .  Teil  2:  Industrien  der  Me- 
tallverarbeitung. Auf  Befehl  S.  Exz. 
des  Herrn  Generalgouverneurs  in 
Belgien,  Generaloberst  Freiherrn  von 
Falkenhausen,  ini  Auftrage  der  Ab- 
teilung für  Handel  und  Gewerbe  bei 
dena  Generalgouverneur  in  Belgien, 
herausgeg.  v.  der  Landesstelle  Bel- 
gien für  Rohstofferhebung.  München 
1919.  R.  Oldenbourg.  IV,  235  S. 
(Vgl.  ,,W.  A."  14.  Bd.,  S.  94.) 

Heckscher,  Eli  F.,  Svenska  pro- 
duktionsproblem.  Stockholm  1918. 
Albert  Bonnier.     252  S.     Kr.   7,50. 

Horlacher,  Dr.  Michael,  Der 
Wiederaufbau  der  deutschen  Volks- 
wirtschaft. Eine  Denkschrift  über 
Deutschlands  finanzielle  und  wirt- 
schaftliche Not.  Diessen  v.  München 
1919.    Jos.  C.  Huber.     118  S.    M  6,80. 

H  u  t  h  ,  Dr.  Walter,  Die  wirt- 
schaftlichen Kräfte  Deutschöster- 
reichs und  sein  Anschluß  an  das 
Deutsche  Reich.  Berlin  1919.  Franz 
Siemenroth.     119  S.     M,  5, — . 

Lübeck,  Sven,  Norlands  indu- 
striella  utveckling  och  kommuni- 
kationer. (Svenska  vattenkraft- 
föreningens  publikationer.  106  [1919, 
2]).  Stockholm  1919.  Centraltrycke- 
riet.     15   S. 

Luther,  Arthur,  Ein  Jahr  Bol- 
schewismus. (Deutsche  Revolution. 
2.  Bd.)  Leipzig  1919.  Dr.  Werner 
Klinkhardt.  80  S.  M,  1,35.  —  L.  ver- 
folgt die  Entwicklung  des  Bolsche- 
wismus von  seiner  Entstehung  1903 
bis  in  die  Gegenwart.  Unter  Wür- 
digung der  idealen  Motive  führt  er 
den  Mißerfolg  der  bolschewistischen 
Regierung  in  Rußland,  das  Staats- 
und Wirtschaftsleben  auf  streng  kom- 
munistischer Grundlage  aufzubauen, 
auf    die    in    ihrer    Grundidee    falsche 


Taktik  der  Bolschewiki  zurück,  die 
von  jeher  im  Gegensatz  zu  den 
Menschewiki  die  Umwälzung  auf  dik- 
tatorischem Wege  erzwingen  wollten 
und  die  mangelnde  Reife  des  russi- 
schen  Volkes   nicht   berücksichtigten. 

hg- 

Mills,  George,  J.,  Argentina 
Physical  Features,  Natural  Resour^ 
ces,  Means  of  Communication,  Manu- 
factures  and  Industrial  Development. 
With  Introduction  by  W.  H.  Koebel. 
(South  American  Handbooks.)  Lon- 
don. Isaac  Pitman  &  Sons.  XXXII, 
209  S. 

Official  Year  Book  of  the 
Union.  Nr.  i.  —  1917.  Containing 
Statistics  mainly  for  the  Period  1910 
— 1916.  Published  under  Authority 
of  the  Minister  of  the  Interior.  (Union 
of  South  Africa.  Union  Office  of 
Census  and  Statistics.)  Pretoria  1918. 
The  Government  Printing  and  Sta- 
tionery  Office.     XVII,    676  S.     3  sh. 

Paquet,  Alfons,  Der  Geist  der 
russischen  Revolution.  Leipzig  19 19. 
Kurt  Wolff.  XIII,  109  S.  M  2,50.  — 
Dieser  Band  enthält  drei  Reden,  die 
der  bekannte  Publizist  in  den  Haupt- 
städten Süddeutschlands  im  Früh- 
jahr 1919  gehalten  hat.  Das  Bänd- 
chen bringt  im  wesentlichen  sozial- 
psychologische Untersuchungen,  die 
dem  vertieften  Verständnis  des  Bol- 
schewismus dienen  sollen.  Beson- 
dere Berücksichtigung  hat  noch  das 
Verhältnis  des  revolutionären  Deutsch- 
lands zum  revolutionären  Rußland 
gefunden.  es. 

Paquet,  Alfons,  Im  kommu- 
nistischen Rußland.  Briefe  aus  Mos- 
kau. Jena  1919.  Eugen  Diederichs. 
203  S.  JH  8, — .  —  Paquet,  der  im 
Jahre  1918  fünf  Monate  in  Moskau 
war,  hat  im  vorliegenden  Buche  seine 
Berichte  an  die  Frankfurter  Zeitung 
zusammengefaßt  und  ergänzt.  Die 
Schrift  gibt  ein  Bild  der  wirtschaft- 
lichen und  sozialen  Verhältnisse  im 
bolschewistischen  Rußland  und  eine 
knappe  Charakteristik  seiner  führen- 
den Persönlichkeiten.  hg. 

Pfohls  Wirtschaftskarten. 
Kartographische  und  diagramma- 
tische Darstellung  der  Erträgnis.se 
des  Bodens,  der  geographischen  Ver- 
breitung der  Industrien,  ihrer  Er- 
zeugungsmengen,  der   Ein-   und   Aus- 
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fuhr,  der  Verkehrsmittel  und  ver- 
schiedener •wirtschaftlicher  Verhält- 
nisse. Bearb.  nach  amtlichen  Quellen 
u.  gezeichnet  von  Ernst  Pfohl,  Prof. 
•der  Reichenberger  Handels-Akademie. 
Es  liegen  vor  von  den  insgesamt  57 
in  Aussicht  genommenen  Karten: 
A.  Gesamtübersichtskarten  der  Mo- 
narchie: 8.  Papier  -  Industrie,  14. 
Zucker-Industrie,  15.  Brau-Industrie, 
16.  Weinbau,  17.  Tabakanbau  und 
-Verarbeitung.  B.  Sonderkarten  der 
einzelnen  Kronländer:  Böhmen:  19. 
Bergbau  und  Hüttenwesen,  20.  Glas- 
Industrie,  23.  und  24.  Chemische 
Industrie,  25.  Zuckerrüben  -  Anbau 
und  Zucker-Industrie,  26.  Brau-In- 
dustrie;  Hopfenanbau  (Nebenkarte), 
28.  Baumwoll-Industrie.  Mähren  u. 
Schlesien:  32.  Bergbau  und  Hütten- 
wesen, 33.  Chemische  und  Glas-In- 
dustrie, 35.  Eisen-  und  Metallwären, 
Maschinenbau,  36.  BaumwoU-  und 
Leinen-Industrie,  Leinenanbau,  37. 
Schafwolle,  Seide,  Spitzen,  Wirk- 
und  Strickwaren;  Hilfsgewerbe  der 
Textil-Industrie,  38.  Brauerei-  und 
Zucker-Industrie.  Nieder-Österreich : 
41.  Papier-Industrie,  43.  Weinbau. 
Steiermark:  44.  Bergbau  und  Hütten- 
wesen, 45.  Weinbau.  C.  Gruppen- 
karten: 46.  Kärnten:  Papier-Indu- 
strie, 57.  Krain-  u.  Küstenland:  Wein- 
bau. Wien.  G.  Freytag  &  Berndt.  Jede 
Tafel  M  6, — .  —  Die  Karten  sind  nach 
demPrinzip  angefertigt,  ein  Zusammen- 
drängen verschiedener  Produktions- 
zweige auf  einer  Karte  zu  vermeiden, 
und  nur  vertikal  zusammengehörige 
Gewerbe  gleichzeitig  zu  bringen.  Für 
die  einzelnen  Gewerbe  sind  symbo- 
lische Zeichen  benutzt  worden.  So 
läßt  ein  (je  nach  der  Größe  des  Be- 
triebes) größerer  oder  kleinerer  Zuk- 
kerhut,  ebenso  ein  Bierfaß,  ein  Wein- 
spalier, ein  Gewebe  oder  der  einzelne 
Faden  usw.  erkennen,  daß  es  sich  um 
eine  je  nach  ihrer  Produktion  mehr 
oder  weniger  bedeutende  Zucker- 
fabrik, Bierbrauerei,  Weberei,  oder 
Spinnerei  handeil,  um  ein  kleineres 
oder  größeres  Weinbaugebict  usw.  Die 
Karten  pflegen  erläuternde  Dia- 
gramme und  Übersichten,  ferner  die 
Namen  der  bedeutendsten  Unter- 
nehmungen zu  enthalten.  hm. 
Portugal,  e  o  conflito  euro- 
p  e  u.     (Repüblica  Portuguesa)    Nr.  i. 


Medidas  tomados  pelo  Govßrno  para 
atenuar  a  crise  econömica,  desde  2 
de  Agosto  de  19 14  a  30  de  Novembro 
de  1916.  384  S.  —  Nr.  2.  Medidas 
para  atenuar  a  crise  econömica,  desde 
I  de  Dezembro  de  1916  a  30  de  Junho 
de  1917.  160  S.  Lissabon  1917  und 
1918.     Je  I  esc. 

Rosthorn,  Arthur  von.  Das 
soziale  Leben  der  Chinesen.  Vortrag, 
geh.  am  15  April  1919  in  der  Geo- 
graphischen Gesellschaft  zu  Wien. 
Leipzig  1919.  Der  Neue  Geist-Ver- 
lag.    24  S.     M   1,50. 

Statistisk  översikt  av  det 
svenska  näringslivets  ut- 
veckling  ären  1870 — 1915  med 
särskild  hänsyn  tili  industri,  handel 
och  sjöfart  av  Kommerskollegium. 
(Stati.stiska  Meddelanden.  Ser.  A. 
Bd.  III:  I.)  Stockholm  1919.  P.  A. 
Norstedt    &  Söner.     364  S. 

Stichel,  Dr.  B.,  Argentinien.  Mit 
I  Übersichtskarte.  (Auslandsweg- 
weiser. Herausgeg.  v.  d.  Zentralstelle 
d.  Hamburgischen  Kolonialinstituts 
(Weltwirtschaftsarchiv)  u.  d.  Ibero- 
Amerikanischen  Instituts.  i.  Bd.). 
Hamburg  1919.  L.  Friederichsen  & 
Co.  171  S.  M  5, — .  —  Das  Buch,  das 
Argentinien  als  Auswanderungsziel 
behandelt,  gibt  in  gedrängter  Form 
einen  Überblick  über  alle  wichtigen 
Gebiete  der  argentinischen  Volks- 
wirtschaft und  verbindet  die  Erör- 
terung der  Ansiedlungsmöglichkeiten 
mit  praktischen  Ratschlägen  für  den 
deutschen  Auswanderer.  ews. 

Trietsch,  Davis,  Palästina  und 
die  Juden.  Tatsachen  und  Ziffern. 
Mit  8  Kartenskizzen  und  graphischen 
Darstellungen.  (Pro  Palästina.  Schriften 
des  deutschen  Komitees  zur  För- 
derung der  jüdischen  Palästina-Sied- 
lung. Heft  7/8.  Berlin  1919.  Deutsches 
Komitee   ,,Pro  Palästina".     63  S. 

Unfederated  Malay  States 
under  British  Protection, 
Reports  for  19 17  on  the  — .  (Malay 
States  (Cmd.  27.)  London  1919. 
Published  by  H.  M.'s  Stationery  Of- 
fice. Johore,  by  D.  G.  Campbell. 
28.  S.  —  Kelantan,  by  R.  J.  Farrer. 
10  S.  —  Appendices.  A.  Financial, 
B.  Land  and  Agriculture,  C.  Rainfali, 
D.  Audit.  VII  S.  —  Trengganu,  hj 
16* 
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J.  L.  Huiuphrej's. 
Government,    by    G. 


12   S.  —  Kedah 
A.    Hall.    Perlis 


Government    by 
28  S.     I  sh.  net. 


H.     C.     Eckhardt. 


3.  Bevölkerungs-,  Rassen-  und  Rdigionsforschung,  Bevölkerungs- 
politik, Soziologie. 


B  a  1 1  o  d  ,  Prof.  Dr.  Carl,  Palästina 
als  jüdisches  Ansiedlungsgebiet.  (Pro 
Palästina.  Schriften  des  Deutschen 
Komitees  zur  Förderung  der  jüdi- 
schen Palästinaansiedlung.  Heft  2.) 
Berlin  191 8.  Deutsches  Komitee 
,,Pro  Palästina".     32  S. 

Burgdörfer,  Dr.  Fritz,  Be- 
wegung der  Bevölkerung  in  Bayern 
in  den  Jahren  1914,  1915,  1916,  1917, 
mit  besonderer  Berücksichtigung  der 
Einwirkungen  des  Krieges  auf  die 
Entwicklung  der  Bevölkerung  in 
Stadt  und  Land.  (,, Zeitschrift  des 
Bayerischen  Statistischen  Landes- 
amts." 51.  Jahrg.,  Nr.  i  u.  2,  S.  81 
bis  241.)  München  1919.  J.  Lin- 
dauer. 

Cohen  (Reuß) ,  Die  politische  Be- 
deutung des  Zionismus.  (Pro  Palä- 
stina. Schriften  des  Deutschen  Ko- 
mitees zur  Förderung  der  jüdischen 
Palästinasiedlung.  Heft  i.)  Berlin 
1918.     Reimar  Hobbing.     32  S. 

Döring,  C,  Die  Bevölkerungsbe- 
wegung im  Weltkrieg.  I.  Deutsch- 
land. 2.  erw.  Bearbeitung.  99  S. 
II.  Österreich-Ungarn.  82  S.  (Bul- 
letin der  Studiengesellschaft  für  so- 
ziale Folgen  des  Krieges.  Nr.  4  u.  5.) 
Kopenhagen  1919.  Selskabet  for 
social  forsken  af  krigens  folger. 
Je  Kr.  3, — . 

Eberhard,  Otto,  Der  Zions- 
gedanke  als  Weltidee  und  als  prak- 
tische Gegenwartsfrage.  (Pro  Pa- 
lästina.        Schriften    des    Deutschen 


Komitees  zur  Förderung  der  jüdi- 
schen Palästinasiedlung.  Heft  3.) 
Berlin     19 18.  Deutsches     Komitee 

,,Pro  Palästina",     40  S. 

Leo,  Dr.  R.,  Das  Ostjudenproblem  und 
Palästina.  (Pro  Palästina.  Schriften 
des  Deutschen  Komitees  zur  Förderung 
der  jüdischenPalästinasiedlung.Heftö.) 
Berlin  1919.  Deutsches  Komitee  ,,Pro 
Palästina".     40  S. 

Negro  Population  1790 — 1915. 
(Department  of  Commerce.  Bureau 
of  the  Census.  Sam.  L.  Rogers,  Di- 
rector.)  Washington  1918.  Govern- 
ment Printing  Office.     844  S. 

Nicolai,  Prof.  Georg  Fr.,  Pri- 
vatdozent für  Physiologie  an  der 
Universität  Berlin,  Die  Biologie  des 
Krieges.  Betrachtungen  eines  Natur- 
forschers den  Deutschen  zur  Be- 
sinnung. I.  Originalausg.  (2.  Aufl.) 
3.  bis  5.  Tausend,  i.  Bd.:  Kritische 
Entwicklungsgeschichte  des  Krieges. 
XIX,  324  S.;  2.  Bd.:  Die  Überwindung 
des  Krieges.  IV,  S.  327 — 552.  Zürich 
1919.  Orell  Füssli.  M  20, — ;  15, — . 
(Vgl.  „W.  A."     13.  Bd.,  S.  460.) 

W  i  n  k  1  e  r  ,  Dr.  Wilhelm,  Die 
Totenverluste  der  österr.-ung.  Mo- 
narchie nach  Nationalitäten.  Die 
Altersgliederung  der  Toten.  Aus- 
blicke in  die  Zukunft.  (Herausgeg. 
V.  Statistischen  Dienst  des  Deutsch- 
österreichischen Staatsamtes  für  Heer- 
wesen. Wien  1919.  L.  W.  Seidl  & 
Sohn.  VI,  84  S.  K  5,—.  (VgL 
„W.  A."     15.  Bd.,  S.  21*.) 


4.  Wirtsdiaftlidic  Unternehmungen  und  Technik 
des  Gesdiäftslebens. 


Babcock,  George  D.,  The  Tay- 
lor System  in  Franklin  Management. 
In  Collaboration  with  Reginald  Traut- 
schold.  With  a  Foreword  by  Carl  G. 
Barth.  (Industrial  Management  Lib- 
rary). 2.  ed.  New  York  1918.  The 
Engineering  Magazine  Co.  XXII, 
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Piorkowsky,  Dr.  C  u  r  t  ,  Die 
psychologische  Methodologie  der  wirt- 
schaftlichen Berufseignung.  (Beihefte 
zur  Zeitschrift  für  angewandte  Psycho- 
logie. II.)  Leipzig  1919.  Johann  Am- 
brosius  Barth.     XI,  106  S.     JH,  7,20s. 
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5.  Verkehrswesen. 
Ä.  Allgemeines. 

Sax,  Dr.  Emil,  Die  Verkehrsmittel  in  Volks-  und  Staats- 
wirtschaft.     Zweite,  neubearbeitete  Auflage.       i.   Bd. :  Allgemeine 
Verkehrslehre.     Berlin  1918.     Julius  Springer.     X,   198  S.     JÜ   10, — . 
Us  wird  allseitig  begrüßt  werden,  daß  der  verdienstvolle  Verf.  es  unter- 
nommen hat,  eine  neue  Auflage  seines  Werkes  zu  veranstalten,  das  in  seiner 
bisherigen  Gestalt  aus  den  Jahren  1878/79  stammt.     Damals  zweibändig, 
ist    es  jetzt  auf  drei  Bände  bemessen,  von  denen  der  erste  fertig  vorliegt. 
Er  trägt  den  Untertitel  ,, Allgemeine  Verkehrslehre"  imd  ist  der  Betrachümg 
der    einzelnen   Verkehrsmittel  „als  Grtmdlage  vorangestellt."    Von  diesen 
sollen  im  zweiten  Bande   „Die   I^and-   und  Wasserstraßen  nebst  Schiffahrt 
und   Fulirwerk,   femer  Post,  Telegraph  und  Tekphon"  behandelt  werden, 
während  der  dritte  Band  den  I^isenbahnen  vorbehalten  ist. 

Die  „Allgemeine  Verkehrslehre"  stellt  sicli  als  die  erweiterte  Neubear- 
beitimg des  „Allgemeinen  Teils"  der  i.  Auflage  dar.  Die  ursprüngliche  An- 
ordnimg des  Stoffes  ist  beibehalten,  die  Darstellung  aber  in  allen  ihren  Teilen 
wesentlich  vertieft,  anschaulicher  gestaltet  und  bereichert  worden,  daher 
denn  auch  nicht  unerheblich  —  auf  mehr  als  den  doppelten  Umfang  —  an- 
gewachsen. Im  ersten  Abschnitt:  ,,Die  wirtschaftliche  Bedeutung  und  Eigen- 
art der  Verkehrsmittel  im  allgemeinen"  wird  zunächst  eingehender  als  früher 
die  neuzeitliche  Verkehrsvervollkommnung  und  ihre  Einwirkung  auf  das 
Wirtschaftsleben  geschildert,  ein  breiterer  Raum  namentlich  dem  ,, Über- 
gang von  der  örtlichen  zur  Weltwirtschaft"  gewährt,  und  seine  Folge  Wir- 
kungen für  I^andbau,  Gewerbe  und  Handel  im  einzelnen  behandelt.  In  die 
zweite  Hälfte  des  Abschnittes,  die  der  ,, wirtschaftlichen  Charakteristik  der 
Verkehrsmittel"  gewidmet  ist,  sind  beachtenswerte  neue  Ausführungen  über 
den  kapitalistischen  Charakter  der  modernen  Verkehrsmittel  eingeflochten. 
Femer  ist  zu  dem  Intensitätsgesetz  sowie  dem  Richtungsgesetz  noch  ein 
„Integretionsgesetz  des  Verkehrs"  getreten  (S.  ß^iL).  Das  Kostenge- 
setz der  I.  Auflage  wird  jetzt  als  Preisgesetz  bezeiclinet,  außerdem  aber 
noch  ein  neues  „Kostengesetz  des  Verkehrs"  hinzugefügt  (S.  76ff.).  Über 
die  Aufstellung  solcher  „Gesetze"  läßt  sich  verschieden  urteilen;  sicherlich 
aber  besitzen  gerade  die  neu  in  diesen  Zusammenhang  aufgenommenen 
Untersuchungen  über  die  verschiedenen  Kostenelemente  sowie  über  die 
preisbestimmenden  Faktoren  im  Verkehrswesen  eine  über  das  Theoretische 
hinausreichende  Bedeutung ;  anschließend  werden  denn  auch  die  praktischen 
Folgerungen  gezogen,  die  sich  für  die  Ökonomie  der  Anlagen  und  des  Be- 
triebes ergeben.  Weim  diese  Erörterungen  streng  genommen  wohl  auch 
nicht  gerade  zur  „wirtschaftlichen  Charakteristik  der  Verkehrsmittel"  ge- 
hören, so  sind  sie  doch  zu  den  wertvollsten  Bereicherungen  der  neuen  Auf- 
lage zu  zählen. 

Im  zweiten  Abschnitt  des  Bandes  werden  unter  der  Überschrift:  „Die 
Verkehrsmittel  als  Objekte  der  Gemein^virtschaft"  grundlegende  Gedanken 
der  Verkehrspolitik  auf  breiter  Basis  entwickelt.     Und  gerade  hier  hat  der 
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Text  nun  auch  wieder  besonders  dankenswerte  Erweiterungen  gegenüber 
der  I.  Auflage  erfahren.  Das  gilt  im  einzelnen  von  den  Grundsätzen,  die 
als  maßgebend  für  das  Verhalten  der  gemein  wirtschaftlichen  Verbände 
gegenüber  den  Verkehrsmitteln  bezeiclinet  werden,  sowie  von  den  Kapiteln: 
„Gemein wirtschaftliche  Preisbildxmg"  (S.  i46ff.)  und  „Die  Finanzprinzipien 
der  Verwaltung"  (S.   löaff.)- 

Hinzugekommen  ist  schließlich  noch  ein  Anhang,  der  erstlich  „die  Ge- 
meinwirtschaft in  der  Wasser-,  Gas-  imd  Elektrizitätsversorgung",  sodann 
den  I/Uftverkehr  behandelt.  In  den  kurz  gefaßten  Ausführungen  über  den 
Luftverkehr  wird  vor  allem  Stellung  zu  der  Frage  genommen,  „ob  der  Flug- 
verkehr der  Privatwirtschaft  anheimgegeben  bleiben  solle,  oder  ob  und  üi- 
wiefem  die  Gemeinwirtscliaft  auch  auf  diesem  Gebiete  einzugreifen  habe" 
(S.  196).  Was  aber  den  ersterwähnten  Gegenstand  betrifft,  so  macht  die 
Behandlung  der  Wasser-,  Gas-  und  Elektrizitätsanlagen  im  Rahmen  der 
Verkehrsmittel  einige  grundsätzliche  Bemerktmgen  erforderlich. 

S  a  X  rechnet,  wie  er  auch  im  Hauptteil  des  Buches  ausdrücklich  be- 
tont (vgl.  S.  2,  4iff.,  91,  iio),  die  Wasser-,  Gas-  und  Kraftleitungen  ,,als 
Einrichtxmgen  der  Ortsveränderung  von  Gütern"  zu  den  Verkehrsmitteln 
(S.  185).  Immerhin  muß  betont  werden,  daß  hier  stets  nur  Güter  eines  und 
desselben  Produzenten  Befördenmg  finden,  Güter  eines  ganz  bestimmten 
Einzeluntemehmens,  das  die  betreffenden  Befördervmgsmittel  eben  für  die 
Zwecke  des  eigenen  Betriebes  geschaffen  hat.  Ivcitvmgen  der  gedachten  Art 
stehen  also  etwa  den  Förderanlagen  eines  Bergwerks  gleich,  und  mit  Recht 
läßt  S  a  X  sonst  Verkehrsleistungen  dieser  Art,  die  „sich  innerhalb  einer 
Produktionsanlage  vollziehen",  imberücksichtigt  (S.  .69).  Ein  Grund,  die 
Iveitrmgen  in  die  Lehre  vom  Verkehr  einzubeziehen,  könnte  nun  trotzdem 
gegeben  sein,  wenn  die  Gesetzgebimg  oder  aber  die  Rechtsprechimg  die  Lei- 
tungen den  Verkehrsmitteln  im  engeren  Sinne  gleichstellte.  Dieser  Sach- 
verhalt ist  gegeben  in  dem  von  Sax  (S.  2)  erwähnten  Falle  der  Standard 
Oil  Company.  In  ihrem  ausgedehnten  Röhrennetz  hatte  diese  Gesellschaft 
sich  eine  Anlage  geschaffen,  mit  deren  Hilfe  sie  ohne  Inanspruchnahme  der 
Eisenbahn  ihr  Petroleum  quer  durch  den  halben  Kontinent  befördern  konnte. 
Hier  war  ein  Eingreifen  der  Bundesbehörden  geboten,  weil  sonst  die  zwischen- 
staatliche Eisenbahngesetzgebung  illusorisch  geblieben  wäre.  Mit  diesem 
vereinzelt  dastehenden  Vorgange  sind  aber  doch  die  gegenwärtigen  Ver- 
hältnisse bei  den  Wasser-,  Gas-  und  Elektxizitätsanlagen  nicht  schlecht- 
hin gleichzusetzen,  und  es  kann  Sax  nicht  zugestimmt  werden,  wenn  er 
sagt  (S.  185):  „Nur  weil  die  erwähnten  Einrichtungen  Verkehrsmittel  nach 
unserer  Begriffsbestimmung  sind,  aber  auch  nur  soweit  sie  es  sind,  wird 
das  Eingreifen  der  Gemeinwirtschaft  angeregt.  Nicht  die  Gewinnung 
der  betreffenden  Güter,  sondern  die  Ortsveränderung  von  der 
Gewiimung-  zur  Verbrauchstätte  bedingt  das  Eintreten  der  Gemeinwirt- 
schaft, da  die  Technik  dieser  Ortsveränderung  Anlagen  ergibt,  denen  die 
Avirtschaftlichen  Merkmale  der  Verkehrsmittel  eigen  sind."  Das  ist  nicht 
zutreffend.  Vielmehr  dürfte  der  Grund,  aus  dem  die  Gemeinwirtschaft  eine 
Einwirkung  auf  die  Wasser-,  Gas-  und  Elektrizitätsversorgung  für  erforder- 
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lieh  hält,  wohl  darin  zu  sehen  sein,  daß  es  sich  hier  um  Kollektivbedürfnisse 
von  anerkannter  Wichtigkeit  handelt,  andererseits  Kohle  und  Wasserkräfte 
Gaben  der  Natur  darstellen,  von  denen  nicht  der  einzelne,  sondern  die 
Allgemeinlieit  Vorteil  ziehen  soll.  Es  erheben  sich  also  grundsätzliche  Be- 
denken dagegen,  den  Problemen,  die  sich  an  die  Wasser-,  Gas-  mid  Elektri- 
zitätsversorgimg knüpfen,  in  der  systematischen  Behandlung  der  Verkehrs- 
mittel Raum  zu  gewäliren. 

Auch  in  der  neuen  Gestalt  hat  das  Werk  seinen  gediegenen  Charakter 
bewahrt.  Es  trägt  den  Fortschritten  der  Technik  wie  dem  heutigen  Stande 
der  Wissenschaft  vollauf  Rechnung,  und  es  bleibt  nur  zu  wünschen,  daß  es 
dem  betagten  Verf.  vergönnt  sein  möge,  auch  die  noch  ausstehenden  Teile 
der  neuen  Bearbeitung  in  der  gleichen  vortrefflichen  Weise  zum  Abschluß 
zu  bringen.  Prof.  Adolf    Hasenkamp,    Danzig. 


Stienon,  Charles,  Anvers  et 
l'avenir  de  l'Entente.  De  l'influence 
preponderante  des  moyens  de  trans- 
port  dans  la  lutte  economique.    Avec 


une  carte  hors  texte.  Paris  1918. 
Nouvelle  Librairie  Nationale.  300  S. 
Fr.  10, — . 


B.  Seeverkehr,  Kanal-  und  FluBverkehr. 

Klaestad,  Helge,  Om  bergning  av  skib  efter  norsk  og  en- 
gelsk    söret.      Kristiania  1917.     J.  W.   Cappelens    Forlag»     224   S. 

In  seiner  Vorrede  teilt  der  Verf.  mit,  daß  er  eigentlich  beabsichtigt  habe, 
eine  kurze  Darstellung  der  Regeln  des  englischen  Seerechts  über  Bergung 
zu  geben,  da  eine  solche  ihm  —  besonders  wegen  der  großen  Ähnlichkeit  mit 
dem  norwegischen  Recht,  welche  die  betreffenden  englischen  Regeln  bieten 
—  eventuell  für  norwegische  Juristen  und  Seefahrtsinteressenten  von  einigem 
Nutzen  erschienen  ist.  Zugleich  hat  er  auch  das  W^esentliche  vom  geltenden 
norwegischen  Bergungsrecht  geben  wollen.  In  seinem  Werk  ist  indessen  dem 
norwegischen  Recht  ungefähr  doppelt  soviel  Raum  als  dem  englischen  zu- 
gemessen worden.  In  den  besonderen  Teilen  des  Buches  geht  auch  das  nor- 
wegische Recht  dem  englischen  voran. 

Klaestad  gibt  eine  auf  die  Literatur  und  Rechtspraxis  begründete 
Übersicht  über  das  norwegische  Recht.  Seine  Darstellung  ist  klar  und  über- 
sichtlich und  zeugt  im  großen  und  ganzen  von  einem  gesunden  Urteil.  Aus 
rechtssystemätischem  Gesichtspunkte  wäre  es  vorteilhaft  gewesen,  wenn 
der  Verf.  die  Tätigkeit  des  Bergers  etwas  mehr  in  Beziehung  zu  allgemeinen 
privatrechtlichen  Kategorien  gestellt,  sowie  ebenfalls,  wenn  seine  Darstellung 
die  Bergung  von  Gütern  auch  miter  anderen  Umständen  berücksichtigt  hätte, 
als  wenn  sie  sich  an  Bord  des  Fahrzeugs  befinden  imd  gleichzeitig  mit  diesem 
geborgen  worden  sind.  Die  kasuistische  Behandlung,  zu  welcher  der  Gegen- 
stand an  und  für  sich  auffordert,  macht  sich  besonders  in  der  Darstellung 
des  englischen  Rechts  stark  geltend. 

Dr.  Albert    Ernberg,    Lund. 


Renaissance  economique  de 
la  Belgique,  La  — .  2.  Bd.  Le 
port  d'Anvers,    par  M.   Camille    Jac- 


quart.  (Collection  d'etudes  publiees 
par  le  Credit  Anversois.)  Brüssel(i9i8). 
Imprimeur  du  Roi.     80  S. 
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Schumacher,  Hermann,  Die 
Nordseehäfen.  Ihre  Bedeutung  in  der 
Weltwirtschaft  und  Stellung  im  Deut- 
schen Reiche.  (Vorträge  der  Gehe- 
Stiftung  zu  Dresden.  Bd.  X,  Heft  i.) 
Leipzig  u.  Berlin  1919.  B.  G.  Teubner. 
23   S.     Ji   1,20. 

,,ShippingWorld"Year  Book, 
The  — .  A  Desk  Manual  in  Trade, 
Commerce,  and  Navigation.      Ed.   by 


Evan  Rowland  Jones.  With  a  Map  of 
the  World,  specially  prepared  by  J.  G. 
Bartholomew.  1918.  London  1918. 
The  „ShippingWorld"  Offices.  LXXX, 
2066  S.  —  Enthält  u.  a.  Digest  of  the 
Merchant  Shipping  Acts  (nur  England), 
Port  Directory  of  the  World.  Tarif fs 
of  all  Nations  (d.  h.  die  Zolltarife, 
S.  971 — 2063.)  hm. 


C.   Landverkehr. 
Iv' A  utonomie      des      chemins      de    fer    de    l'E  tat    beige. 
(Institut  Solvay.    Institut  de  Sociologie.    Travaux  des  groupes  d'etudes 
de  la  reconstitution  nationale.)  Brüssel  und  Paris  1919.    J.  lyebegue  &  Cie. 
VIII,  278  S. 

Gegen  die  belgischen  Eisenbahnen  wird  der  Vorwurf  erhoben,  daß  sie 
nicht  vom  Standptmkte  des  Kaufmanns  betrieben  werden;  infolgedessen  sei 
ihre  Verwaltung  nicht  auf  der  Höhe,  namentlich  aber  ständen  ihre  Betriebs- 
ausgaben zu  ihren  Einnahmen  in  einem  äußerst  ungünstigen  Verhältnis;  es 
sei  deshalb  eine  vollständige  ,, Reform  an  Haupt  imd  Gliedern"  nötig.  Um 
diese  in  die  Wege  zu  leiten,  ist  schon  im  Jahre  191 2  von  den  Eisenbahn-, 
Post-  und  Finanzministern  ein  Ausschuß  eingesetzt  worden,  der  im  Jahre 
191 3  einen  Bericht  über  die  Frage  der  Selbständigkeit  der  belgischen  Staats- 
bahnen vorgelegt  hat.  Der  Bericht  enthielt  den  Entwurf  eines  Gesetzes 
über  den  Betrieb  der  Staatsbahnen,  der  üirer  Verwaltung  eine  Sonderstellung 
im  Staate  anwies,  indem  bis  zu  einem  gewissen  Grade  eine  Tremivmg  zwi- 
schen den  Einnahmen  und  Ausgaben  der  Staatsbahnen  und  den  übrigen 
Staatstinanzen  vorgesehen  wurde.  Der  Gesetzentwurf  hat  aber  zu  keiner  ge- 
setzgeberischen Maßnahme  geführt,  und  das  Soziologische  Institut  des  ,, In- 
stitut Solvay"  hat  daher  durch  seine  „Groupes  d'etudes  de  la  reconstitution 
nationale"  einen  neuen  Gesetzentwurf  ausarbeiten  lassen,  der  in  bezug  auf 
die  „Industriealisiervmg"  erheblich  über  den  Entwurf  von  191 3  hinausgeht. 
Der  Grundgedanke  des  Entwurfes  besteht  darin,  daß  die  Staatsbahnen  zwar 
ein  Staatsbetrieb  bleiben,  aber  so  von  der  Staatsverwaltung,  namentlich  in 
bezug  auf  die  Geldwirtschaft  losgelöst  werden  sollen,  daß  sie  als  selbständiges 
Gewerbe  nach  kaufmännischen  Grundsätzen  betrieben  werden.  Dies  ergibt 
natürlich  eine  eigenartige  Form  für  ihre  Verwaltung,  die  neben  Anklängen  an 
ähnliche  Einrichtungen  bei  anderen  Eisenbahnen  auch  mancherlei  Abwei- 
chtmgen  von  dem  sonst  üblichen  enthält.  Das  vorliegende  Heft  (278  Seiten 
in  Oktav)  gibt  eine  eingehende  Begründung  aller  Gesichtspunkte,  die  bei 
Aufstellung  des  Gesetzentwurfs  maßgebend  waren,  mit  Seitenblicken  auf 
die  Verwaltungseinrichtungen  anderer  Eisenbahnnetze. 

Der  Gesetzentwurf  verlangt  die  Einsetzvmg  einer  ,, Regie  nationale"  zum 
Betriebe  der  Staatsbahnen  als  Vertreter  des  Staates  und  bezeichnet  als  deren 
Hauptaufgabe  die  Sicherstellung  der  Beförderung  zu  möglichst  niedrigen 
Preisen.  An  ihrer  Spitze  soll  ein  Verwaltungsrat  von  netm  Mitgliedern  stehen, 
der  von  der  Abgeordnetenkammer  mit  Dreiviertel-Mehrheit  auf  drei  Jahre 
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gewählt  werden  soll.  Nicht  wählbar  in  den  Verwaltungsrat  sollen  Kammer- 
mitgüeder,  Staats-  und  Eisenbalmbeanite  sein ;  der  Verwaltungsrat  soll  also 
den  politischen  Einflüssen  der  Abgeordneten  und  der  ^Einwirkung  durch  die 
Regierving  entzogen  sein.  Der  Ver^valtimgsrat,  der  mit  den  weitestgehenden 
Befugnissen  ausgestattet  ist,  soll  mindestens  zweimal  im  Monat  zusammen- 
treten; seine  Mitglieder  erhalten  außer  Anwesenheitsgeldem  für  diese  Sit- 
zungen ein  jährliches  festes  Einkommen  von  10  000  Fr  es.  Vom  Verwaltimgs- 
rat  werden  der  Generaldirektor  imd  auf  seinen  Vorschlag  die  Bezirksdirek- 
toren, je  auf  die  Dauer  von  sechs  Jahren  ernannt.  Der  Generaldirektor  ver- 
tritt die  Eisenbahnverwaltung  nach  außen,  führt  die  Beschlüsse  des  Ver- 
waltungsrats aus,  regelt  die  Ausgaben,  genehmigt  größere  Entwürfe  und  ver- 
gibt ihre  Ausfülirung,  vertritt  seine  Verwaltung  in  Rechtsstreitigkeiten  und 
legt  dem  Verwaltvmgsrat  den  Voranschlag,  den  Rechenschafts-  imd  Ge- 
schäftsbericht vor.  Er  nimmt  an  dessen  Sitzungen  beratend  teil.  Er  ernennt 
die  Beamten  der  Hauptverwaltungsstellen,  während  die  der  Bezirksverwal- 
timgen  von  deren  Direktoren  ernannt  werden.  Der  Verwaltungsrat  setzt  die 
Dienstbezüge  des  Generaldirektors,  der  Bezirksdirektoren  und  der  Vorstände 
der  Hauptverwaltungs-  und  Bezirksdienststellen  fest,  imd  zwar  derart,  daß 
ihnen  neben  festen  Bezügen  ein  Anteil  an  den  Überschüssen  gewährt  wird. 
Hier  kommt  also  das  kaufmännische  Element  zum  Ausdruck. 

Die  Preise  und  sonstigen  Bedingungen  für  die  Beförderung  mit  der 
Eisenbahn  werden  vom  Verwaltvmgsrat  festgesetzt. 

In  bezug  auf  die  Beschaffung  von  Vorräten  imd  die  Ausführung  von 
Bauten  sind  der  Eisenbahnverwaltung  sehr  weitgehende  Vollmachten  ein- 
geräumt; Entscheidtmgen  des  Verwaltungsrats,  die  sicli  auf  einen  längeren 
Zeitraum  als  10  Jahre  beziehen  oder  einen  höheren  Betrag  als  500  000  Frcs. 
bei  Ausschreibimg  im.d  50  000  Frcs.  bei  freihändiger  Vergebimg  betreffen, 
sind  jedoch  beiden  Kammern  vorzulegen  und  dürfen  nicht  durchgeführt 
werden,  wenn  eine  von  beiden  binnen  30  Sitzungstagen  Widerspruch  erhebt. 
Maßnahmen  zur  Sicherung  des  Betriebes  und  zur  Landesverteidigung  werden 
der  Eisenbahnverwaltung  durch  königliche  Verordnungen  vorgeschrieben. 

Ähnlich  wie  bei  anderen  Eisenbahnverwaltungen  soll  auch  bei  der  bel- 
gischen ein  Eisenbahnrat  eingesetzt  werden,  der  die  Verwaltung  in  Trans- 
port- mid  Verkehrsfragen  berät. 

Der  Hauptabschnitt  des  Gesetzentwurfes,  auf  den  die  kaufmännischen 
Bestrebungen  bei  der  Umwandlung  der  Eisenbahnverwaltung  den  schärfsten 
Einfluß  gehabt  haben,  ist  derjenige  über  das  Rechnungswesen.  Er  geht  von 
dem  Grundgedanken  aus,  daß  der  Wert  aller  Einrichtungen  und  Vorräte, 
deren  Verwaltung  der  „Regie  nationale"  anvertraut  ist,  zu  dem  Zeitpunkt, 
wo  sie  ihre  Verwaltung  antritt,  abgeschätzt  und  ihr  angelastet  wird ;  sie  schul- 
det also  diesen  Betrag  dem  Staatsschatz,  der  aber  nach  außen  hin  alle  sich 
aus  diesem  Verhältnis  ergebenden  Forderungen  Dritter  vertritt.  Der  Anteil 
der  Eisenbahnen  an  den  Staatsschulden  soll  mit  solchen  Beträgen  getilgt 
werden,  daß  die  Tilgung  nach  60  Jahren  beendet  ist.  Die  nötigen  Betriebs- 
mittel werden  der  Eisenbahnverwaltung  aus  Staatsmitteln  vorgeschossen . 
Der  Verwaltungsrat  legt  jährlicli  dem  Minister  zur  Vorlage  an  die  Kammern 
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einen  Voranschlag  der  Betriebseinnahmen  und  -ausgaben  vor  und  fordert 
die  nötigen  Mittel  für  Bauausführungen  an.  Außer  diesen  Voranschlägen  ist 
auch  eine  Bilanz,  eine  Betriebsabrechnung  und  eine  Gewinn-  und  Verlust- 
rechnung zusammen  mit  einem  Verwaltungsbericht  einzureichen.  Die  ver- 
schiedenen Posten,  die  in  diese  Rechenschaftsberichte  aufzunehmen  sind, 
sind  alle  einzeln  im  Gesetzentwurf  aufgeführt.  Aus  den  Betriebsmitteln  soll 
eine  Emeuerungsrücklage  angesammelt  werden,  die  auch  die  Kosten  für  Un- 
fälle, Brandschäden  und  dergl.  zu  decken  hat.  Die  Emeuerimgsrücklage, 
sowie  eine  Rücklage  für  Wohlfahrtszwecke  und  andere  verfügbare  Mittel 
sind  in  Staatspapieren,    solchen  der  Provinzen  und  Gemeinden  anzulegen. 

Die  Festsetzung  der  Tarife  und  Beförderungsbedingungen,  sowie  die 
DuTchführimg  der  Vorschriften  betreffs  der  Maßnahmen  zur  Sicherung  des 
Eisenbahnbetriebes  werden  vom  zuständigen  Minister  überwacht,  der  bei  Zu- 
widerhandlmigen  gegen  Gesetze  imd  Verordnungen  einen  zu  diesem  Zwecke 
zu  bildenden  Eisenbahn- Gerichtshof  anruft.  Dieser  Gerichtshof  entscheidet 
über  die  Frage,  ob  die  Vorschriften,  die  der  Eisenbahnverwaltung  gemacht 
worden  sind,  rechtsgültig  sind,  und  setzt  nach  Befinden  die  Fristen  fest,  inner- 
halb deren  diese  Vorschriften  zu  erfüllen  sind;  er  kann  die  Ausführung  ge- 
wisser Arbeiten  durch  den  zuständigen  Minister  von  Amts  wegen  anordnen. 
Wenn  die  Zuwiderhandlimg  der  Eisenbahnvervvaltxmg  eine  Verletzung  der 
Tarif-  und  Beförderungsvorschriften  enthält,  hat  der  Eisenbahn- Gerichts- 
hof die  Rechtsgültigkeit  dieser  Vorschriften  zu  prüfen  imd  gegebenenfalls 
ihre  richtige  Anwendung  anzuordnen;  über  etwaige  Geldfordertingen,  die 
aus  Anlaß  derartiger  Entscheidungen  zugimsten  Dritter  der  Eisenbahnver- 
waltimg gegenüber  entstehen,  entscheiden  aber  die  ordentlichen  Gerichte.  Die 
Entscheidimgen  des  Eisenbahn- Gerichtshofs  sind  endgültig  und  können  nur 
bei  Formfehlern  und  Überschreitung  der  Befugnisse  angefochten  werden.  Die 
Mitglieder  dieses  Gerichtshofes  dürfen  weder  Kammermitglieder,  noch  Staats- 
oder Eisenbahnbeamte  sein.  Wir  finden  also  auch  bei  diesem  einzigartigen 
Gericht  die  vollständige  Trennung  zwischen  der  Verwaltung  der  Eisen- 
bahnen einerseits,  den  politischen  und  Verwaltimgskörperschaften  des  Staates 
andererseits. 

Die  Rechnungen  der  Eisenbahnverwalttmgen  werden  von  einem  drei- 
gliedrigen Ausschuß  geprüft,  dessen  Mitglieder  mit  sechsjähriger  Amtsdauer 
vom  Senat  ernannt  werden.  Mit  den  Bemerkungen  dieses  Prüfungsausschusses 
werden  die  Rechnimgen  den  gesetzgebenden  Körperschaften  vorgelegt. 

Alle  Bestimmungen  des  vorstehend  nach  seinem  Hauptinhalt  wiederge- 
gebenen Gesetzentwurfes  sind  in  eingehenden,  umfassenden  Darlegungen 
begründet,  die  in  vielen  Beziehungen  weit  mehr  Anregungen  bieten  als  der 
dürre  Inhalt  der  Bestimmimgen  an  sich ;  leider  verbietet  aber  der  verfügbare 
Raum  auf  diese  wohldurchdachten  Begründungen  einzugehen. 

Als  Anhang  sind  dem  Buche  noch  Abhandltmgen  über  die  Verwaltung 
der  Schweizer  Bundesbahnen,  der  holländischen  Eisenbahnen  und  der  Eisen- 
bahnen von  Australien,  sowie  eine  Untersuchung  über  die  Mängel  des  Privat- 
betriebes von  Eisenbahnen,  endlich  einige  Bemerkimgen  über  das  Enteig- 
nimgsvei fahren  beigegeben.    Das  Werk  kann  in  seinem  ganzen  Umfang  als 
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inhaltsreich  imd  lesenswert  bezeiclmet  werden.  Namentlich  bei  den  heutigen 
Zeitumständen,  wo  die  bisher  so  ertragreichen  Staatsbahnen  Deutschlands 
in  Zuschußbetriebe  umgewandelt  worden  sind,  ist  jede  Anregtmg  wertvoll, 
die  eine  Rückkehr  zum  früheren  Zustande,  wo  die  Eisenbahnüberschüsse  das 
Rückgrat  der  staatliclien  Finanzwirtschaft  waren,  im  Auge  hat.  Wenn  sich 
auch  die  belgischen  Vorschläge  nicht  ohne  weiteres  auf  die  Zustände  in 
Deutschland  anwenden  lassen,  so  geben  sie  doch  Gedanken  und  Gesichts- 
ptmkte,  die  sich  bei  einer  Umformxm.g  und  Neuordnung  nicht  nur  des 
Eisenbahnwesens,  sondern  auch  bei  der  verlangten  Sozialisierimg  von 
Privatbetrieben,  wenn  auch  zuweilen  in  anderer  als  der  für  Belgien  vorge- 
schlagenen Form,  verwerten  lassen.  Fr.    W  e  r  n  e  k  k  e  ,    Berlin. 
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Haring,    Clarence    Henry,     Trade     and     Navigation     between 
Spain  and  the  Indies  in  the  Time  of  the  Hapsburgs. 
Cambridge  191 8.     Harvard  University  Press.     XXVIII,  371   S. 
Haring    beschreibt  in  diesem  Buche  auf  Grimd  äußerst  sorgfältiger 
Quellenstudien  die  Organisation  des  Handels  und  der  Schiffahrt  zwischen 
Spanien  imd  den  spanischen  Kolonien  im  16.  und  17.  Jahrhimdert.    Er  schil- 
dert die  Konzentration  des  Kolonialhandels  in  der  „Casa  de  Contrataciön" 
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in  Sevilla  und  die  sehr  verschiedenartigen  wirtschaftlichen,  administrativen 
und  richterlichen  Funktionen  dieses  Instituts,  mit  dem  auch  eine  Navigations- 
schule verbxmden  war.  Verfasser  geht  dann  auch  sehr  ausführlich  auf  die 
Durchbrechung  des  Monopols  durch  den  recht  ausgedehnten  Schleichhandel 
ein  und  behandelt  in  weiteren  Abschnitten  den  Handel  mit  den  in  Ame- 
rika geförderten  Edelmetallen,  die  Spanien  so  wenig  Segen  gebracht  haben. 
Ein  besonderes  Kapitel  ist  dem  Verkehr  auf  dem  Isthmus  von  Panama 
gewidmet.  Haring  zeigt,  daß  die  Pläne  der  Durchstechung  der  Land- 
enge bis  ins  16.  Jahrhundert  zurückgehen,  und  verfolgt  die  Geschichte 
dieses  Gedankens  bis  zum  Beginn  des  19.  Jahrhvmderts.  In  den  Schluß- 
kapiteln schildert  er  sehr  eingehend  die  Schiffahrt,  den  Bau,  die  Ausrüstxmg 
und  Bemannimg  der  Schiffe,  die  Zusammensetzimg  der  Geschwader  tind  die 
Gefahren,  welche  die  Schiffahrt  damals  bedrohten,  vor  allem  die  Seeräuberei. 
Das  Urteil  des  Verf.  über  die  Organisation  des  überseeischen  Handels 
Spaniens  geht  in  der  Hauptsache  dahin,  daß  sie  weder  dem  Nutzen  des 
Mutterlandes  noch  der  Kolonien  gedient  hat.  Das  spanische  Kolonialsystem 
nahm  keine  Rücksicht  auf  die  besonderen  wirtschaftlichen  Bedingungen  der 
noch  unentwickelten  Kolonialländer  und  suchte  schematisch  die  Einrich- 
tungen des  Mutterlandes  auf  die  neuen  Dänder  zu  übertragen;  es  war 
außerdem  dazu  geeignet,  jede  individuelle  Initiative  zu  hemmen.  Das 
System  wirkte  besonders  schädlich  angesichts  der  wirtschaftüchen  Rück- 
ständigkeit des  Mutterlandes.  Abgesehen  von  der  unzureichenden  gewerb- 
lichen Produktion  Spaniens  sieht  auch  Haring  den  Hauptgrund  für  den 
wirtschaftlichen  Verfall  des  lyandes  in  der  Großmachtpolitik  der  habsburgi- 
schen  Herrscher.  Haring  behandelt  nur  Handel  iind  Schiffahrt;  die  Lei- 
stimgen  der  Spanier  auf  dem  Gebiet  der  Kolonisation  im  engeren  Sinne,  die 
von  ihm  auch  in  der  Vorrede  anerkannt  werden,  sind  wesentlich  anders 
zu  beurteilen. 

Prof.  Paul    Darmstaedter,    Göttingen. 

Smolensky,  Dr.  Max,  Österreich-Ungarns  wirtschaftliche 
Beziehungen  zur  Schweiz.  Wien  191 8.  Manz.  76  S.  Jl  2,20. 
Der  Syndikus  des  Österreichisch-Ungarischen  Handelsverbandes  in  der 
Schweiz  sucht  sich  in  dieser  Schrift  Rechenschaft  zu  geben  über  die  Bezie- 
htmgen  der  Volkswirtschaft  der  Schweiz  zu  der  der  beiden  Hälften  der 
Monarchie  bis  zum  Kriegsausbruch  und  über  ihre  Entwicklungs-  und  Aus- 
dehnmigsmöghchkeiten  nachher.  Die  Schrift  Hest  sich  gut,  sie  ist  fleißig 
imd  umsichtig  gearbeitet.  Wenn  trotzdem  manches  nicht  ganz  zutrifft, 
so  wird  man  das  dem  Neuling  zu  gut  halten.  Pfhcht  des  Kritikers  ist  immer- 
hin, es  zu  korrigieren.  So  stimmt  es  nicht  (S.  8  f.),  daß  die  Entente 
während  des  Krieges  der  Schweiz  im  wesentlichen  Rohstoffe  imd  Industrie- 
erzeugnisse, Deutschland  und  Österreich  dagegen  Lebensmittel  heferten. 
Denn  die  beispielsweise  angeführten  Posten  Zucker  und  Kartoffeln  waren 
doch  in  der  Einfuhr  der  Schweiz  je  und  je  nur  Nebenpunkte,  Zucker  als 
teilweise  bloßes  Genußmittel,  Kartoffeln,  weil  in  der  Friedensregel  der 
Bedarf    der  Hauptsache    nach    vom   Inlande    selbst    gedeckt  wurde.     Die 
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vom  Verfasser  behauptete  Parität  der  Arbeit  und  der  Lieferungen  der 
Schweiz  an  die  beiden  Kriegsparteien  (S.  9)  ist  von  Jahr  zu  Jahr  starken 
Schwankungen  unterworfen. 

Schwer  nachzuweisen  dürfte  sein  (S.  10),  daß  die  Schweiz  auf  Grund 
ihrer  guten  Wechselkurse  wichtige  Rohstoffe  usw.  billiger  beziehen  konnte 
als  in  Friedenszeiten.  Richtig  ist  nur,  daß  sie  sie  biUiger  erhielt  als  gleich- 
zeitig andere  Bezugsländer  mit  imgünstigeren  Wechselkursen. 

Nicht  in  ihrem  tiefsten  Kern  erfaßt  hat  Smolensky  auf  S.  17 
die  Ursachen  der  Inferiorität  der  österreichischen  Handelsbeziehtmgen  mit 
der  Schweiz  gegenüber  den  deutschen,  französischen,  englischen  xmd  ameri- 
kanischen. In  erster  Linie  kommen  da  entscheidend  in  Betracht:  die  aus- 
gezeichneten Balm verbind vmgen  nach  Norden  vmd  Nordwesten  hin,  haupt- 
sächlich dem  Flußlauf  des  Rheins  entlang,  imd  die  Auslage  der  atlantischen 
Seehäfen  nach  dem  Weltmeer  ziun  Bezug  aller  Überseeprodukte;  dann  ferner 
die  höhere  wirtschafthche  Entwicklvmg  und  Regsamkeit  und  damit  auch  eine 
lebendigere  Avißenwirkung  dieser  vier  nördlichen  imd  nordwesÜichen  Wirt- 
schaftsgebiete. 

Daß  die  Meistbegünstigungsklausel  der  modernen  Handelsverträge  der 
Schweiz  mehr  Nachteil  als  Nutzen  gebracht  hat  (S.  17),  mag  seit  der  Ab- 
sperrimg  Deutsclüands  1885  imd  Frankreichs  ab  1892  stimmen.  Aber  es 
macht  nicht  soviel  aus. 

Schade  ist  im  allgemeinen,  daß  diese  im  Jahre  191 8  erschienene  Schrift 
die  schweizerische  Handelsstatistik  für  19 16,  die  im  Juh  19 17  vorlag,  nicht 
ausgiebiger  einbezog  als  nüt  den  wenigen  Ziffern  des  Lebensmittelver- 
kehrs auf  S.  28.  Den  brauchbarsten  Teil  der  Arbeit  bietet  m.  E.  die  be- 
queme Übersicht  Smolenskys  über  die  Organisation  des  öffentlichen 
und  des  privaten  handelspolitischen  Dienstes  des  Auslandes  in  der  Schweiz 
I.  bei  den  Gesandtschaften  und  Konsulaten,  2.  durch  Auslandshandels- 
kammern in  der  Schweiz,  3.  durch  die  besonderen  Wirtschaftsabkommen 
über  den  Verkehr  der  Schweiz  mit  Deutschland,  Frankreich  und  den  Ver- 
einigten Staaten. 

Den  Kern  seiner  Ausführimgen  bildet  wohl  das  Schlußkapitel,  die 
Antwort  auf  die  Frage,  was  Österreich-Ungarn  zur  Hebung  seines  Verkehrs 
mit  der  Schweiz  tim  kann  (S.  54 — 76).  In  erster  Linie  fordert  er  einen 
neuen  Handelsvertrag,  der  beiden  Teilen  einen  regeren  Güteraustausch  er- 
möghchen  soll.  In  Sachen  der  Handelspoütik  überhaupt  vertritt  er  die 
Ansicht,  daß  die  allgemeine  Meistbegünstigung  aufgegeben  und  daß 
Handelsverträge  nur  noch  auf  Grund  der  gegenseitigen  Interessen  eines 
jeden  Länderpaares  abgewogen  werden  sollen.  Die  Kriegswucherimgen  und 
Hemmungen  müssen  fallen.  Die  Aufhebvmg  der  dermahgen  Ausfuhrver- 
bote ist  imerläßhch  zur  WiederhersteUimg  der  notleidenden  Valuten.  Sie 
ist  aber  nur  denkbar  mit  dem  Gegenrecht  der  Beseitigung  der  Einfuhrver- 
bote. Für  ein  gemäßigtes  Tempo  im  Abbau  dieser  Verbote  wird  nach 
seiner  Ansicht  der  reduzierte  Bestand  an  Tonnage  imd  an  Rollmaterial  und 
die  verminderte  Kaufkraft  der  Völker  ganz  von  selbst  sorgen.    Zudem  wird 
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auch  aller  Erfolg  der  EJxportfördenmgsbestrebungen  von  dem  Zugeständnis 
des  Gegenrechts  an  die  andere  Partei  abhängen. 

In  alledem  fördert  Smolensky  wenig  Greifbares  oder  sicher  Reali- 
sierbares zutage.  Praktisch  ohne  jeden  Belang  ist  seine  Forderung  des  Aus- 
baues der  Verkehrslinien  der  Arlbergbahn  und  der  Verbrndumg  mit  Triest. 
Unter  den  heutigen  Verhältnissen  und  unter  den  Nachwirkiuigen  des  Krieges 
ist  daran  auf  geraume  Zeit  hinaus  doch  nicht  zu  denken.  Es  kann  sich  nur 
um  bessere  Ausnutzimg  des  Bestehenden,  hauptsächlich  um  die  Schaffimg 
guter  dhekter  Verbindxmgen  durch  verbesserte  Anschlüsse  imd  Fahrzeiten, 
handeln. 

Besonderes  Gewicht  legt  Smolensky  auf  die  Errichtimg  eines 
amthchen  handelspolitischen  Dienstes  bei  dem  österreichischen  General- 
konsulat der  Ostschweiz  in  Zürich  zur  Pflege  freundschaftlicher  direkter 
Beziehungen  mit  maßgebenden  Kreisen  der  schweizerischen  wie  der  öster- 
reichischen Industrie.  Er  glaubt,  es  wären  bei  der  Wiederherstellung  der 
österreichischen  Valuta  und  bei  der  notwendigen  Regelung  der  Rohstoff- 
bezüge durch  tatkräftiges  Eingreifen  dankbare  Aufgaben  zu  erfüllen. 

Zur  Förderung  eines  wirkhchen  Warenaustausches  empfiehlt  er  gegen- 
seitige Mustermessen  und  auch  ständige  Musterlager,  um  namenthch  die 
BHcke  der  Schweizer  Importeure  auf  konkurrenzfähige  österreichische  Er- 
zeugnisse hinzulenken.  Gute  Wirkung  verspricht  er  sich  auch  von  einem 
fruchtbaren  Zusammenwirken  des  Wiener  Fachausschusses  der  Export- 
händler (bestehend  seit  Oktober  19 17)  mit  seinem  eigenen  Handelsverband 
in  der  Schweiz. 

Vieles  andere  übergehen  wir.  Meist  sind  es  mehr  oder  weniger  wohl- 
geordnet zusammengetragene  Notizen  und  Zitate,  auch  eine  ganze  Reihe  von 
Einzel  Vorschlägen  für  den  erfolgreichen  Mitbewerb  österreichischer  Eisen- 
imd  Stahlwaren,  Graphit  und  Asphalt,  imgarischer  Süßweine,  Mahlprodukte, 
Salami  usw.  Originell  ist  die  Anregung  der  Kompensation  österreichischer 
Gerbextrakte  gegen  Schweizer  I^der  und  Schuhwaren. 

Im  ganzen  möchte  ich  das  kleine  Werk  als  eine  fleißige  Materialsamm- 
lung ohne  gerade  viel  brauchbare,  erfolgversprechende  praktische  Vorschläge 
bezeichnen.  Der  nützHchste  Teil  der  Schrift  dürfte  der  ÜberbHck  über  die 
ausländischen  Penetrationsveranstaltungen  in  der  Schweiz  auf  Seite  29 — 42 
sein.  Dr.    Traugott    Geering,    Basel. 


Comercio  exterior  de  la  re- 
püblica  argentina,  Anuario 
de! — .  Anoi9i6.  (Repüblica  argentina. 
Direcciön  general  de  estadlstica  de  la 
naciön.)  Buenos  Aires  1918.  L.  J. 
Rosso  y  Cia.     XXXI,  563  S. 

Danraarks  Vareindforsel  og 
-Udf0rsel.  (Danmarks  Statistik. 
Statistisk  Tabelvaerk.  5.  Reihe. 
Schrift  D.  Nr.  32,  33  u.  35.)  Udgivet 
af  det  Statistiske  Departement.  1914: 
283  S.     1915:     288  S.     1916:     234  S. 


Kopenhagen  1915,  1917,  1918.  Gyl- 
dendal.     Je  Kr.  4, — . 

Foreign  Commerce  and  Na- 
vigation of  the  United 
States  for  the  Year  ending  June  30, 
1917.  (Department  of  Commerce. 
Bureau  of  Foreign  and  Domestic  Com- 
merce.) Washington  1918.  Govern- 
ment Printing  Office.     LV,  956  S. 

Gernet,  Bruno  von.  Die  Ent- 
wicklung des  Rigaer  Handels  und 
Verkehrs  im  Laufe  der  letzten  50  Jahre 
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bis  zum  Ausbruche  des  Weltkrieges. 
(Schriften  des  Instituts  für  ostdeutsche 
Wirtschaft  an  der  Universität  Königs- 
berg. Heft  6.)  Jena  1919.  Gustav 
p-fscher.     XI,  168  S.     M>  9,60. 

I  n  t  e  r  c  a  ju  b  i  o  Econömico  de 
la  Repüblica  1910 — 1917.  El 
Coiuercio  Exterior  Argen- 
tino  en  1916  y  1917.  Boletin  Nr. 
176.  Repüblica  Argentina.  Direcciön 
general  de  estadlstica  de  la  naciön. 
Buenos  Aires  1918.  L.  J.  Rosso 
y  Cia.  VII,  429  S.  —  Enthält  in 
seinem  ersten  Teil  Angaben  über  den 
argentinischen  Außenhandel  von  1910 
— 191 7,  die  Schiffahrt  und  den  Hafen- 
verkehr, die  Aktiva  und  Passiva  der 
argentinischen  Zahlungsbilanz  von 
191 7,  Preise  der  wichtigsten  Ein-  und 
Ausfuhrartikel,  im  zweiten  und  dritten 
Teil  eine  ausführliche  Liste  aller  ein- 
und  ausgeführten  Güter,  für  1910 — 15 
nach  Warengattungen,  für  1916  und 
191 7  bei  den  wichtigsten  Ausfuhrgütern 
nach  Bestimmungsländern  geordnet. 
Ein  vierter  Teil  bringt  20-  und  54Jäh- 
rige  statistische  Übersichten,     ews. 

Renaissance  economique  de 
la  Belgique,  La  — .  3.  Bd. 
Notre  commerce  exterieur  par  M. 
Camille  Jacquart.  (Collec- 
tion  d'etudes  publiees  par  le  Credit 
Anversois.)  Brüssel  (1918).  Imprimeur 
du  Roi.  244  S.  —  Der  Hauptteil  des 
Buches  ist  einer  kritischen  Besprechung 
der  Mittel  zur  Entwicklung  des  bel- 
gischen Außenhandels  gewidmet. 

am. 

Sveriges  in-  och  utförsel är 
191 7,  Preliminär  redogörelse  för  — . 
(Bilaga  tili  KommersiellaMeddelanden. 
ISTr.  5.)  Stockholm  1919.  Isaac  Marcus. 
210  S. 

Trade  of  British  India,  Tab- 
les  Relating  to  the  — ,  with  the  British 


Empire  and  Foreign  Countries  1912 — 
13  to  1916 — 17.  (East  India  [Trade].) 
(Cmd.  48.)  London  1919.  Published 
byH.M'.s.Stationery Office.  198s.  ish. 
9  d.  net.  —  The  tables  are  an  abstract 
of  the  Annual  Statement  of  the  Trade 
and  Navigation  of  British  India  with 
the  British  Empire  and  Foreign  Coun- 
tries for  1916 — 17  issucd-in  India  in 
two  volumes. 

T  y  s  z  k  a  ,  Prof.  Dr.  Carl  von, 
Vorschläge  für  die  Gestaltung  der  deut- 
schen Handelsstatistik  nach  dem  Krie- 
ge. (Handelspolitische  Flugschriften. 
Herausgeg.  v.  Handels  Vertragsverein. 
Heft  17.)  Berlin  1919.  28  S.  —  Bez. 
der  Abänderung  der  Aufteilung  in 
Generalhandel, Gesamteigenhandel  und 
Spezialhandel  zugunsten  einer  Gliede- 
rung, die,  der  englischen  Statistik 
ähnlich,  die  innerhalb  der  Volkswirt- 
schaft verbrauchten  bzw.  produzierten 
Waren  getrennt  hervortreten  lassen 
würde,  schließt  Verf.  sich  den  Vor- 
schlägen van  der  Borghts  (vgl.  ,,W. 
A."  14.  Bd.,  S.  449)  an.  Auch  befür- 
wortet er  die  Unterscheidung  von 
Durchfuhr  für  inländische  und  aus- 
ländische Rechnung.  —  In  der  Frage 
einer  Nennung  der  Erzeugungs-  und 
Verbrauchsbezirke  war  das  Resultat 
einer  Enquete  des  Verf.  bei  21  Han- 
delskammern in  der  Hauptsache  ab- 
lehnend. Bez.  der  Warenobergruppen 
schlägt  Verf.  eine  Gruppierung  auch 
nach  dem  Maß  der  in  dem  Produkt  ent- 
haltenen Arbeit  vor.  (Vgl.  vorl.  Heft, 
S.  214  ff.)  hm. 

V  a  r  e  o  m  s  a  e  t  n  i  n  g  e  n  med  ud- 
landet  i  aaret  1914,  1915,  1916, 
1917,  1918.  Udgivet  af  det  Statistiske 
Departement.  (Danmarks  Statistik. 
Handelsstatistiske  meddelelser  6. — 9. 
Bd.)  Kopenhagen  1915 — 1919.  Gyl- 
dendal.    Jeder  Band  192  S.   Kr.  2,50. 


7.  Produktion,  Zirkulation  und  Konsumtion  wichtiger  Welthandels- 
güter, einsdilicßlidi  spezieller  Statistik. 

Hufnagl,  Dr.  h.  c.  Leopold,  Handbuch  der  kaufmännischen 
Holzverwertung  und  des  Holzhandels.  FHir  Wald- 
besitzer, Forstwirte,  Holzindustrielle  und  Holzhändler.  VI.  vermehrte 
u.  verbesserte  Auflage.  Mit  28  Textabbildungen.  Berlin  191 8.  Paul  Parey. 
405  S.     Geb.  M   16,—. 

Die  weiten  und  verschlungenen  Wege  und  die  mannigfachen  Wand- 
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lungen,  die  einer  der  allerwichtigsten  Rohstoffe,  das  Holz,  vom  lebenden 
Waldbaum  bis  zum  endgültigen  Verbrauch,  etwa  als  Balken  im  Haus,  als 
Zeitvmgspapier,  als  Grubenstempel  im  Bergwerke  oder  gar  als  Alkohol  oder 
seidenes  Kleid  durchläuft,  kann  man  in  4  Abschnitte  teilen,  die  an  4  ver- 
schiedene Orte  gebunden  sind,  nämhch:  i.  Fällimg,  Zurichtimg  und  Ver- 
kauf im  Walde,  2.  Zerkleinertmg  im  Sägewerke,  3.  Beförderung  auf  dem 
Schienen-  oder  Wasserwege,  4-  Verarbeittmg  in  der  Werkstatt  oder  Fabrik. 
Dabei  können  der  zweite  imd  dritte  Akt  auch  ihre  Plätze  vertauschen,  oder 
die  Beförderung  des  Holzes  kann  durch  die  Zerkleinerung  auf  der  vSäge  imter- 
brochen  werden.  Beide  zusammen  sind  gleichsam  die  Wanderjahre  des 
Holzes  zwischen  Wald  und  Werkstatt  mit  Vorbereitung  auf  die  Zeit  seines 
Seßhaftwerdens. 

Das  forsthche  Schrifttmn  hat  ntm  lange  Zeit  gerade  diese  Abschnitte, 
in  denen  das  Holz  den  Bhcken  der  öffenthchkeit  mehr  entzogen  ist,  stief- 
mütterHch  behandelt.  Im  Jahre  1905  erscliienen  aber  gleiclizeitig  2  Werke, 
die  beide  diese  I^ücke  ausfüllen,  so  verschieden  sie  sonst  unter  sich  sind. 
Das  eine  behandelt  den  Gegenstand  als  Teil  eines  großen  Ganzen.  Es  ist 
das  gnmdlegende  Werk  des  Münchener  Professors  Max  EJndres: 
Handbuch  der  Forstpolitik.  Das  andere  beschränkt  sich  auf 
die  Holzverwertung  imd  den  Holzhandel,  nämhch  das  oben  genannte  Werk 
des  Österreichers  H  u  f  n  a  g  1 ,  von  dem  nun,  ein  lobendes  Zeugnis,  die 
6.  Auilage  erschienen  ist. 

Das  Schwergewicht  in  diesem  Buche  hegt  auf  der  Darstellting  der  man- 
nigfachen Formen,  die  das  Handelsholz  durch  seine  Herkunft  von  zahlreichen 
botanisch  unterschiedenen  Arten  und  klimatisch  verschiedenen  Wuchs- 
gebieten, sowie  seine  noch  verschiedenartigere  Zweckbestimmung  aufweist, 
und  der  ebenso  mannigfachen  Formen  des  Rechts  und  des  Herkommens, 
die  beim  Holzhandel  maßgebend  sind.  Diese  Umschreibtmg  seiner  Aufgabe 
läßt  den  Verfasser  auf  dem  Gebiete  beginnen,  das  im  forsthchen  Schrifttmn 
schon  gut  bearbeitet  war,  mit  dem  Holzverkauf  durch  den  E)rzeuger. 

Der  Stoff  gliedert  sich  in  folgende  6  Abschnitte: 

I.  Holzverkauf  und  Holzhandel  im  allgemeinen,  2.  Der  Holzhandel 
in  den  einzelnen  Staaten,  3.  Die  einzelnen  Holzsortimente,  4.  Der  Brett- 
sägenbetrieb, 5.  Die  Sortimente  der  einzelnen  Holzarten  und  der  Handel 
damit,  6.  Das  öffenthche  Transportwesen. 

Die  Weltwirtschaf thche  Bedeutung  des  Holzes  kommt  am  besten  in 
den  Abschnitten  2  imd  6  zur  Geltung.  Um  diese  Bedeutimg  zunächst  im 
allgemeinen  zu  kennzeichnen,  sei  hervorgehoben,  daß  Deutschland  seit  den 
60er  Jahren  in  rasch  steigendem  Maße  eine  Mehreinfuhr  an  Holz  hatte, 
die  im  Jahre  191 3  auf  fast  7  Mill.  Toimen  gestiegen  war,  das  ist  eine.  Menge, 
um  die  in  Deutschland  die  Holzerzeugimg  lüemals  wird  gesteigert  werden 
können.  Von  der  Finfuhr  von  7  519000  Tonnen,  der  eine  Gesamtausfuhr 
von  nur  542,5  Tonnen  gegenübersteht,  kamen  etwa  27%  aus  Österreich- 
Ungarn,  57%  aus  Rußland  und  Finnland,  6%  aus  Schweden  und  Norwegen, 
6%  aus  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika.  Die  Einfuhr  bestand 
hauptsächlich  in  unbearbeitetem  weichem  Holz,  Schnittware  und  Papierholz. 
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Was  ausgeführt  wurde,  war  ztir  Hälfte  mehr  oder  weniger  bearbeitet,  wäli- 
rend  von  der  Einfuhr  45%  vöUig  unbearbeitet  und  auch  das  meiste  übrige 
noch  sehr  veredhmgsfähig  war.  Diese  Tatsachen  verleihen  dem  deutschen 
Außenholzhandel  das  Kennzeichen  einer  überwiegenden  Rohstoffeinfuhr, 
die  ün  Inlande  zahllosen  heimischen  Arbeitern  Verdienst  gibt  und  zu  einem 
kleinen  Teile  auch  als  Träger  deutscher  Arbeit  wieder  ins  Ausland  geht. 
Eine  Übersicht  gibt  die  genauen  Zalilen  der  Jahre  191 2  imd  19 13  für  Deutsch- 
land aus  der  Reichsstatistik  wieder.  Da  dem  Verfasser  aber,  wenn  er  auch 
immer  bestrebt  ist,  die  deutschen  Verhältnisse  gleich  eingehend  zu  behan- 
deln, doch  die  seiner  Heimat  Österreich-Ungarn  naturgemäß  näherhegen, 
so  ist  auch  die  österreichisch-ungarische  Statistik  des  Außenhandels  mit  Holz 
noch  ausführlicher  mitgeteilt.  Sie  weist  die  Holzbewegimg  in  zahlreichen 
Sorten  von  Österreich-Ungarn  nach  11  verschiedenen  Ländern  und  in  uin- 
gekelui:er  Richtung  für  die  beiden  letzten  Friedens  jähre  nach. 

Wie  sich  innerhalb  Deutschlands  mid  Österreich-Ungarns  der  Han- 
del der  verschiedenen  Holzarten  und  Sorten  auf  die  einzelnen  Holzhan- 
delsgebiete, deren  in  Deutschland  5,  in  Österreich-Ungarn  7  unterschieden 
werden,  verteüt,  und  wie  sich  dieser  Handel  in  den  7  Hauptholzhandels- 
gebieten des  ehemaligen  Rußland,  femer  in  den  übrigen  europäischen  Län- 
dern und  endhch  in  den  anderen  Erdteilen  abspielt,  ist  der  Gegenstand  einer 
Reihe  von  kurzen,  aber  sehr  lehrreichen  und  anziehenden  handelsgeogra- 
phischen Abrissen,  die  in  großen  Zügen  „die  Ausgangspunkte,  Wege  und 
Ziele  des  Weltholzhandels"  ergeben. 

Der  6.  Abschnitt  bringt  die  für  den  Holzhandel  so  wichtigen  Eisenbahn- 
tarife von  Deutschland,  Österreich-Ungarn,  Rumänien,  Rußland,  Schweiz 
mid  Italien  und  das  Wissenswerte  über  die  Holzbeförderung  zu  Wasser. 

Was  in  den  übrigen  Abschnitten  des  Buches  behandelt  ist,  hat  zwar 
zunächst  mehr  Bedeuttmg  für  die  deutsche  Volkswirtschaft,  ist  aber  doch 
nicht  nur  insofern,  also  mittelbar  auch  für  die  Weltwirtschaft  von  Belang, 
sondern  weist  häufig  unmittelbar  über  die  Reichsgrenze  ins  Ausland,  so  z.  B. 
bei  den  Faßholzsorten,  mit  denen  fast  ganz  Europa  aus  Kroatien,  Slavo- 
nien,  Bosmen  tmd  Rumänien  versorgt  wird,  beim  Holzstöckelpflaster,  zu 
dem  viel  ausländisches,  auch  tropisches  Holz  verwendet  wird,  bei  den  „all- 
gemeinen Gebräuchen  im  Holzhandel",  wo  neben  den  Handelsgebräuchen 
der  verschiedenen  deutschen  Holzhandelsgebiete,  die  der  österreichisch- 
ungarischen wenigstens  axifgezählt  imd  die  im  Wiener  Handel  gültigen  mit- 
geteilt werden.  So  auch  bei  vielen  einzelnen  Sorten,  die  vom  Auslande  kom- 
men, vor  allem  den  kiefemen  Eisenbahnschwellen,  von  denen  Deutsclüand 
mindestens  5  Mill.  Stück  im  Jahre  braucht  und  3,5  Mill.  aus  dem  Auslande 
bezieht,  dann  bei  vielen  anderen  Sorten,  die  nur  im  Auslande  hergestellt 
werden,  wie  Subbien,  Sleepers,  Plancons  und  Tavoletten. 

Das  Werk,  das  anfangs  in  seiner  Art  einzig  war,  hat  neuerdings  will- 
kommene Ergänzimgen  durch  Bücher  erfahren,  die  sich  eine  engere  Auf- 
gabe stellen  xm.d  diese  noch  gründhcher  behandeln.  Als  solche  wären  zu 
nennen:  Jos.  Abeles,  Handbuch  der  Technik  des  Weichholzhandels 
(Fichte  und  Tanne),    Berlin  1918,  Paul  Parey,  imd  Fr.  Steinhilber, 
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Das  Sägewerk  und  seine  Nebenbetriebe,  München  1918,  Fr.  Bassermann. 
Dem  ersteren  kommt  insofern  eine  weltMdrtschaftliche  Bedeutung  zu,  als 
der  Verfasser,  wie  H  u  f  n  a  g  1  Österreicher,  das  deutsche  und  österreichisch- 
imgarische  Wirtschaftsgebiet  gleichmäßig  in  seinem  Sonderfach  beherrscht, 
dem  letzteren  könnte  solche  Bedeutung  noch  mit  der  Zeit  werden,  wenn  es 
in  die  Sprachen  fremder  Länder  mit  unaufgeschlossenen  Waldgebieten  über- 
setzt würde,  wo  es  sicher  hochwillkommen  bei  der  Neuanlage  von  Säge- 
werken wäre,  oder  wenn  es  Deutsche  zur  Gründung  von  Sägewerken  im 
Auslande  veranlassen  oder  bei  diesem  Vorhaben  unterstützen  würde,  das 
schon  so  mancher  Deutsche  mit  glänzendem  Erfolg  zur  Ausführung  ge- 
bracht hat. 

Wie  sich  auch  das  weitere  Schicksal  Deutschlands  gestalten  mag,  der 
Holzhandel  wird  mittelbar  oder  vmmittelbar  wichtige  Dienste  bei  der  Wie- 
dereroberung seiner  weltwirtschaftlichen  Stellung  leisten.  Deutschland  be- 
sitzt in  seinen  14  Mill.  ha  Wald,  die  also  26%  seiner  Fläche  bedecken,  einen 
großen  Schatz,  der  seinen  Kredit  im  Auslande  hebt  und  mit  dessen  Er- 
trägen es  bei  größter  Sparsamkeit  vielleicht  sogar  unmittelbar  einen  Teil 
seiner  Verpflichtvmgen  dem  Auslande  gegenüber  wird  erfüllen  können.  Er- 
wünschter freilich  wäre  die  Holzeinfuhr,  die  den  vielen  müßigen  Händen 
werteschaffende  Arbeit  geben  könnte. 

Bei  der  künftigen  Festsetzung  von  Holzzöilen  wird  Hufnagls  Buch 
wertvolle  Grundlagen  an  die  Hand  geben. 

Prof.  lyudwig    Fabricius,    München. 

Fürstenberg,  Maurice,  Die  Soja,  eine  Kulturpflanze  der 
Zukunft  und  ihre  Verwertungsmöglichkeiten.  Mit 
3  Textabbildvmgen.    Berhn  1917.    Paul  Parey.    40  S.    JH>  1,20. 

Der  Verfasser  hat  bereits  eine  Schrift  ,,Die  Einführimg  der  Soja,  eine 
Umwälzmig  der  Volksernährung"  kürzhch  veröffentHcht,  deren  Aufgabe  es 
war,  den  Wert  der  Soja  für  die  Volksernälirung  zu  kennzeichnen  und  den 
Massenanbau  dieser  Pflanze  zu  befürworten.  Die  vorliegende  Schrift  will 
die  Verwertimgsmöglichkeiten  der  Soja  eingehender  behandeln.  Trotz  der 
reklamehaften  Anpreistmg  des  Verfassers  Hegen  bisher  nur  relativ  wenige 
Versuche  vor,  die  Pflanze,  die  in  Ostasien  ein  behebtes  Volksernähnmgs- 
mittel  ist,  in  Deutschland  und  Österreich  einzubürgern.  Es  können  in  bestem 
Falle  nur  Gegenden  mit  Mais-  vmd  Weinldima  in  Betracht  kommen.  Aber 
auch  in  diesen  Gegenden  sind  bisher  Erfolge,  die  zu  Ausdrücken  berechtigen, 
wie  sie  der  Verfasser  in  den  Untertitehi  seiner  beiden  Arbeiten  erkennen 
läßt,  nicht  gezeitigt  worden.  Friedrich  Haberlandt  hat  in  den 
70er  Jahren  des  vorigen  Jahrhunderts  eingehende  Studien  mit  dem  Anbau 
der  Bohne  gemacht,  welche  die  Anbauwürdigkeit  für  Mitteleuropa  nicht  er- 
wiesen hatten.  Der  Berhner  Botaniker  Gottlieb  Haberlandt  imd 
der  Verfasser  suchen  nun  in  einer  großen  Propaganda  die  Aufmerksamkeit 
von  neuem  auf  die  Soja  zu  lenken.  Auch  die  bisherigen  Versuche  zeigten, 
daß  nur  wenige  deutsche  imd  österreichisch-xmgarische  Gegenden  den  An- 
bau gestatteten,  und  wenn  wirkhch  einige  Kulturexemplare  xmter  günstigen 
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Umständen  aufkamen,  dann  reifte  die  Pflanze  zu  spät  aus.  Der  Referent 
möchte  ein  abschließendes  Urteil  indessen  noch  nicht  fällen.  Der  Mangel  an 
öl-  vmd  fettreichen  Nähr-  tmd  Futterstoffen  in  Deutschland  ist  so  groß, 
daß  in  der  Tat  nichts  vmversucht  bleiben  darf,  Anbaumöglichkeiten  solcher 
Pflanzen  wie  der  Soja  zu  prüfen.  Besitzt  die  Bohne  doch  einen  großen  Pro- 
tein- und  Fettgehalt,  der  bei  einzelnen  Sorten  bis  zu  40%  beträgt.  Bisher 
gewann  man  aus  Soja  die  verschiedensten  Nahrungsmittel,  wie  Mehl,  Brot, 
Kuchen,  Käse,  vegetabilische  Milch;  man  stellte  femer  Keks  daraus  her. 
Vor  dem  Kriege  befaßten  sich  auch  deutsche  Firmen  damit,  Fleischersatz, 
sowie  ein  Trockenmilchpräparat  herzustellen.  Der,  EZrieg  mit  der  Absper- 
rung Dentschlands  verliinderte  eine  weitere  Ausdehnvmg  der  Einführung 
dieses  Nährmittels.  Auch  ein  Kaffee  aus  Soja  ist  in  den  Handel  gebracht 
worden.  In  Ostasien,  insbesondere  in  Japan  vmd  China,  verwendet  man 
die  Sojabohne  als  ein  äußerst  wichtiges  Nahrtmgsmittel  für  Mensch  und  Vieh. 
Fürstenberg  faßt  seine  Darstelltmg  in  folgenden  Worten  zusammen, 
die  die  Bedeutung  der  Soja  erweisen  sollen:  i.  Die  Soja  gedeiht  in  Mittel- 
europa ebenso  wie  in  anderen  Hauptanbaugebieten  (das  ist  noch  keines- 
wegs durchgängig  erwiesen.  Der  Ref.),  und  zwar  ohne  Abnahme  ihres  Nähr- 
wertes im.d  ihrer  Ertragsfähigkeit.  2.  Die  Ertragsfähigkeit  der  Soja  kann 
durch  Impfungen  gesteigert  werden  und  auch  dttrch  Auslese  und  durch 
Kreuzungen,  wie  die  Züchtungsresultate  der  ,, Ungarischen  Samenzucht- 
Aktiengesellschaft"  gezeigt  haben,  eine  noch  weitere  Steigerimg  erfahren. 
3.  Der  avSsimilatorische  Effekt  bei  der  Soja  ist  höher  als  bei  anderen  Kvütur- 
pflanzen.  4.  Die  außerordentlich  vielseitige  Verwertbarkeit  steht  einzig  da. 
5.  Der  große  Nährwert  wird  von  keiner  xmserer  Kulturpflanzen  erreicht. 
(.?Der  Ref.)."  Prof.  W.  F.  Brück,    Gießen. 

Goldreich,  A.  H.,  Die  Kohlenversorgung  Europas.  Mit  44 
Abbildungen.  Berlin  u.  Wien  19 18.  Urban  &  Schwarzenberg,  III  u. 
268  S.  M   12,—. 

Der  Inhalt  des  Buches  erfüllt  nicht  ganz  das,  was  der  Titel  ver- 
spricht. Es  handelt  sich  nicht  imi  eine  systematisch  angelegte  Studie,  son- 
dern mn  drei  verschiedene  Arbeiten.  Zimächst  sind  zwei  Vorträge  ,, Kohlen- 
bergbau und  Wirtschaftspolitik"  imd  ,, Eisenbahn  und  Kohlenbergbau  im 
lyichte  der  Volkswirtschaft"  abgedruckt,  daran  schheßt  sich  drittens  eine 
den  Hauptteil  der  Schrift  uwifassende  Abhandlimg  über  ,,Die  Kohlennot 
Europas".  Es  finden  sich  manche  Wiederholimgen,  manches  ist  erörtert, 
was  niclit  streng  zum  Thema  gehört,  anderes,  was  man  erwarten  würde, 
wird  nicht  behandelt.  Wie  die  Quellenangaben  verraten,  hat  der  Verfasser 
vielfach  gar  zu  sehr  aus  zweiter  Hand  seine  Kenntnisse  entnommen;  ein 
bei  diesem  Thema  nicht  berechtigter  breiter  Raum  ist  dem  Fachthema  des 
Verfassers,  der  Einwirkimg  der  unterirdischen  Grubenbaue  auf  die  Erd- 
oberfläche, gewidmet.  Wenn  das  Buch  somit  strengen  systematischen  An- 
fordenmgen  nicht  genügt,  so  enthält  es  doch  vieles,  was  dem  mit  den  Ver- 
hältnissen des  Bergbaues  nicht   näher  Vertrauten   willkommen  sein  wird. 

Prof.  Richard    Passow,    Kiel. 
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dieses  sei:  Steigenmg  des  menschlichen  Lebens  nach  Inhalt  imd  Ziel.  Der- 
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und  mündet  bei  Parlagi  schließHch  in  einen  verstiegenen  Internatio- 
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Indem  Parlagi  die  Wirksamkeit  der  schutzzöllneriscli  -  hochschutz- 
zöllnerischen  Zoll-  mid  Handelspolitik  der  Vorkriegszeit  als  einer  der  zum 
Weltkrieg  drängenden  Kräfte  wohl  überschätzt  (bei  gleichzeitiger  Unter- 
schätzung der  mannigfachen  anderen  Antriebe,  die  in  weitverbreiteten  Män- 
geln der  Agrarverfassvmg,  in  Zuständen  völkischer  Hemmimg  und  Zerrissen- 
heit, im  Selbstbehauptungsstreben  einzelner  einflußreicher,  um  die  Dauer 
ihrer  Macht  bangender  Gruppen  lagen),  kommt  er  zu  handelspolitischen  Vor- 
schlägen, die  nicht  ganz  tmanfechtbar  sind.  So  tritt  er  dafür  ein,  das  Be- 
dürfnis der  Irandwirtschaft  (der  Großlandwirte  oder  der  durch  innere  Be- 
siedlung vorherrschend  zu  machenden,  für  Selbstversorgung  und  mäßige 
Marktbeschickimg  ausreichenden  Kleingrundbesitzer,  Bauern  ?)  nach  einem 
die  Mühe  der  Bodenbebaumig  lohnenden  Preisstand  und  die  durch  den  Welt- 
krieg herbeigeführte  Lebensmittelnot  der  breiten  Massen  in  den  städtischen 
und  Industriegebieten  seien  dadurch  auszugleichen,  daß  die  landwirtschaft- 
lichen Erzeugnisse  mit  Zöllen  nach  ,,g  leitender  Skala"  belegt 
werden.  Über  die  IMinderwertigkeit  derartiger  Zölle,  durch  die  spekulative 
Ausschreitungen  und  jähe  Preisschwankungen  begünstigt  werden,  wurde 
schon  so  viel  geschrieben,  daß  es  einigermaßen  erstaunlich  ist,  wie  Par- 
lagi auf  dieses  veraltete  Hilfsmittel  einer  ungeschulteren  Handelspolitik 
zurückkommen  konnte. 

Er  tritt  sogar  (s.  S.  43 )  für  Ausfuhrzölle  auf  Rohstoffe 
ein  mit  der  seltsamen  Begründung,  daß  diesen  die  Kampfstellung  gegen  die 
ausländische  Erzeugung  mangle  und  sie  weit  weniger  geeignet  seien,  zu  Strei- 
tigkeiten Anlaß  zu  geben,  als  die  Einfuhrzölle.  Tatsächlich  galten  aber  Aus- 
fuhrzölle für  Rohstoffe  seit  jeher  mit  Recht  als  eine  der  bedenklichsten,  auf- 
reizendsten Ausschreitungen  einer  die  Gebietshoheit  rücksichtslos  betonen- 
den merkantilistischen  Handelspolitik  im  üblen  Sinn  dieses  Wortes.  Hat 
der  Verf.  nichts  davon  gehört,  daß  der  Wirtschaftskrieg  der  Entente  gegen 
die  Mittelmächte,  wie  er  während  des  Weltkrieges  durchgeführt  wurde  und 
nunmehr  auch  den  Friedensschlüssen  nachfolgen  soll,  zum  großen  Teil  ein 
Rohstoffkrieg  war  und  sein  wird  ? 

Sodann  macht  Parlagi  eine  Reihe  von  Vorschlägen,  die  innerhalb 
des  altbekannten  Rahmens  einer  friedliebenden  liberalen 
Handelspolitik  verbleiben  und  daher  amiehmbar  sind:  Für  Roh- 
stoffe der  Industrie  Zollfreiheit  oder  ganz  unbedeutende  Finanzzölle ;  mäßige 
Zölle  für  jene  Industriezweige,  die,  bei  ihrer  bereits  erlangten  stärkeren  Ent- 
wicklung, kräftig  genug  sind,  um  durch  den  zwischenstaatlichen  Wettbe- 
werb nur  belebt  zu  werden,  oder,  gemäß  den  Gesamtverhältnissen  des  be- 
treffenden lyandes,  ein  gesundes  Aufblühen  von  vornherein  kaum  erwarten 
lassen;  ausgiebige  Erziehungszölle  für  jene  noch  unentwickelten  industri- 
ellen oder  landwirtschaftlichen  Erzeugungen,  deren  Aussichten  im  fraglichen 
Land  infolge  von  Naturverhältnissen,  besonderen  gewerblich -künstlerischen 
Überlieferungen  und  Befähigungen  usw.  recht  günstig  sind. 

Diesen  annehmbaren  Vorschlägen  schließt  aber  Parlagi  eine  aus- 
gewachsene Utopie  an :  Ausgiebige  Erziehungszölle  für  jene  Sonder- 
erzeugungen,   die     gemäß     zwischenstaatlichen     Verein- 
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barungen  den  einzelnen  Ländern  wegen  ihrer  besonderen  EJignung  hier- 
für zugewiesen  worden  sind.  Eine  derartige  besondere  Eignung  ist  aber  bei 
der  allgemeinen  Annahme  und  Verbreitungsmöglichkeit  technisch-kunst- 
gewerblicher Behelfe,  Fortschritte,  Erziehvmgsweisen  eine  recht  zweifel- 
hafte Sache,  zumindest  was  ihre  Dauer  betrifft.  Hat  doch  gerade  der  Welt- 
krieg gezeigt,  daß  im  Drange  der  Not  die  schwierigsten,  heikelsten  metall- 
urgischen, chemischen,  textilen,  ja  sogar  kxmstge werblichen  Industriezweige 
auf  Neuland  verpflanzbar  sind,  das  bis  dahin  bezüglich  der  fraglichen  Er- 
zeugungen als  wenig  empfänglich  angesehen  wurde.  Wie  sollten  sich  Re- 
gierungen imd  Industrievertreter  nach  solchen  Erfahrungen  über  derart 
schwierige  Dinge  einigen  ? 

t  1  So  viel  auch  im  einzelnen  an  vorliegender  Schrift  auszusetzen  ist,  wäre 
doch  immerhin  anzuerkennen,  daß  sie  den  immer  seltener  werdenden  Mut 
zum  Grundsätzlichen,  Allgemeinen  hat  und  hierdurch  vielfach  recht  an- 
regend wirkt.  Dr.    Sigmund    Schilder,    Wien. 

Zollhandbuch  für  die  Zelluloid-  und  Zelluloidwa- 
ren-Industrie  1918.  Herausgegeben  vom  Verband  der  Deutschen 
Zelluloid-Industriellen  E.  V.     Berlin  1918.     loi   S. 

Das  Zollhandbuch  soll  der  Handelspraxis  dienen.  Für  sie  ist  ein  nur 
nach  den  Bedürfnissen  des  betreffenden  Geschäftszweiges  zusammengestell- 
tes Zollhandbuch  bequemer  als  die  im  Reichsamt  des  Innern  herausgegebene 
Systematische  Zusammenstellung  der  Zolltarife  des  In-  und  Auslandes. 
Während  diese  außerdem  nur  die  60  wichtigsten  Ivänder  berücksichtigt, 
sind  in  dem  vorliegenden  Handbuche  die  Zollsätze  für  alle  Arten  von  Zellu- 
loiderzeugnissen in  sämtlichen  Ländern  vereinigt.  Wertvoll  sind  auch  die 
Angaben  über  Zolltara  imd  über  die  praktische  Handhabung  der  zollamt- 
lichen Behandlung,  da  erfahrungsgemäß  diese  Momente  nicht  selten  ent- 
scheidend sind  für  die  Anknüpfung  von  internationalen  Handelsbeziehungen. 
Durch  Herausgabe  von  Deckblättern  für  Ergänzungen  und  Berichtigtmgen 
soll  das  Zollhandbuch  praktisch  brauchbar  erhalten  bleiben.  Die  an  der 
Zelluloidindustrie  und  dem  Zelluloidwarenhandel  Beteiligten  finden  in  ihm 
also  ein  möglichst  vollständiges  Material,  mit  dessen  Hilfe  sie  sich  über 
die  für  sie  in  Betracht  kommenden  Zollbestimmungen  schnell  tmterrichten 
können. 

Über  die  außerordentliche  Wichtigkeit  einer  vielseitigen  aktuellen  wirt- 
schafthchen  Berichterstattxmg  kann  im  HinbHck  auf  die  Notwendigkeit  einer 
möglichst  schnellen  Wiederbelebimg  des  lahmgelegten  deutschen  Außenhan- 
dels kein  Zweifel  bestehen.  In  der  kommenden  Zeit  der  Neuordnimg  wird 
den  Beteüigten  besonders  wertvoll  sein,  von  während  des  Krieges  etwa  ein- 
getretenen oder  jetzt  beabsichtigten  Veränderungen  im  ZoUwesen  möglichst 
bald  sichere  Nachrichten  zu  erhalten.  Die  Interessentenverbände  können 
als  Organe  für  diese  Nachrichtenvermittlung  wichtige  Aufgaben  erfüllen. 
Der  von  dem  Verbände  der  Deutschen  Zelluloid-Industriellen  wie  auch  von 
der  Wirtschaftlichen  Vereinigung  der  Deutschen  Gesellschaft  für  Mechanik 
und  Optik,  die  ein  Zollhandbuch  für  Mechanik  und  Optik  (Köln  1915)  heraus- 
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gegeben  hat,  besclirittene  Weg  ist  in  dieser  Hinsicht  beachtenswert.  Ob 
noch  andere  Interessentenverbände  ähnUche  Zollhandbücher  herausgegeben 
haben,  vermochte  ich  nicht  festzustellen. 

Prof.    Ernst    Pape,    Frankfurt    a.  M. 


Reforme  du  regime  douanier 
desproduits  alimentaires, 
La  — .  Travaux  des  groupes  d'etudes 
de  la  reconstitution  nationale.  (In- 
stituts Solvay.  Institut  de  Sociologie.) 
Brüssel  u.  Paris  1919.  J.  Lebegue  & 
Cie.  79  S.  —  Es  wird  die  Suspension 
der  Einfuhrzölle  auf  Lebensmittel  für 
die  Zeit  der  Übergangswirtschaft  vor- 
geschlagen, um  die  durch  den  Krieg 
entstandene   Not   schnellstens   zu    be- 


seitigen. Die  bisherigen  Zollsätze 
werden  im  einzelnen  untersucht  und 
zu  hoch  befunden.  hg. 

Robertson,  J.  M.,  The  new  Ta- 
riffism.  London  (1918).  George  Allen 
&  Unwin.  63  S.  —  Der  Verf.,  einer 
der  wenigen  echten  cobdenistischen 
Freihändler  Englands,  wendet  sich  in 
diesem  Buche  vor  allem  gegen  die  pro- 
tektionistischen  Vorschläge  des  Bal- 
four  Committee.  es. 


9.  Wirtsdiaftlidie,  politisdic  und  kulturelle  Expansionsbestrebungen 
der  Staaten  und  Völker,  einsdiließlidi  Kolonialpolitik. 

Dugard,  Henry,   Le  Maroc  de    19 18.    (Bibliotli^que  Politique  et  Econo- 
mique.)     Paris  1918.     Payot  &  Cie.     286  S.     Fr.  4,50. 

Im  14.  Bd.  des  ,,W.  A.",  S.  3iiff.  haben  wir  eine  eingehende 
Besprechung  eines  Werkes  von  Dugard  veröffentlicht,  das  unter 
gleichem  Titel  die  Lage  des  französischen  Protektoratsgebietes  im 
Jahre  19 17  behandelte.  Das  Werk  scheint  eine  sehr  günstige  Auf- 
nahme und  starke  Verbreitung  unter  den  Landsleuten  des  Verfassers 
gefimden  zu  haben,  denn  er  hat  sich  veranlaßt  gesehen,  dieser  Arbeit 
sogleich  eine  neue  folgen  zu  lassen,  die  den  Stand  der  Dinge  in  Marokko 
im  Jahre  19 18  zum  Gegenstand  hat.  In  dem  Vorwort  erwähnt  er,  daß  er 
inzwischen  seine  amtliche  Stellung  aufgegeben  hat,  somit  nicht  mehr  dem 
Statthalter,  General  Lyautey,  immittelbar  imtersteht  und  daß  er  daher  in 
der  Lage  ist,  freier  über  alles  zu  urteilen  tmd  somit  auch  manches  hervor- 
zuheben, was  zu  beanstanden  ist.  Das  zeigt  sich  denn  auch  in  dieser  Fort- 
setzimg imd  Ergänztmg  seiner  vorjährigen  Ausführungen,  Das  Werk  ver- 
dient deshalb  genaue  imd  sorgfältige  Durchsicht.  Es  beweist,  daß  die 
Durchführung  der  mit  außerordentlichem  Eifer  mitemommenen  Verwalt- 
txmgsmaßnahmen  und  zweifellos  großzügigen  Pläne  des  gegenwärtigen  Statt- 
halters doch  nicht  mit  der  anfänglichen  überstürzten  Eile  fortgesetzt  worden 
ist  imd  auch  nicht  werden  kann,  da  die  Vorsicht,  mit  der  alles  Erforderliche 
unternommen  werden  muß,  der  Widerstand,  auf  den  viele  der  zahllosen 
Neuerungen  in  der  Verwaltung  in  der  Bevölkerung  stoßen,  auch  die  Knapp- 
heit der  vorhandenen  Geldmittel  doch  ein  langsameres  und  sorgfältigeres 
Vorgehen  bedingen  als  bisher,  wenn  Dauerhaftes  geschaffen  werden  soll. 
Bei  der  Eile,  mit  der  der  Verfasser  diesen  zweiten  Band  geschrieben  hat, 
sind  begreiflicherweise  auch  viele  Wiederholungen  zu  verzeichnen;  sie  sind 
aber  für  das  Verständnis  seiner  jetzigen  Ausführungen  doch  auch  nicht 
imnütz. 
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Der  erste  Abschnitt  über  die  I^age  in  Marokko  im  Jahre  191 8  schildert 
das,  was  in  dem  inzwischen  verflossenen  Jahre  in  militärischer,  politischer 
und  wirtschaftlicher  Hinsicht  dort  geschehen  ist.  Verf.  ergänzt  auch  seine 
Ausfühnmgen  von  19 17  über  I^and  imd  l/cute,  über  den  Ausbau  der  Ver- 
walttmg  imd  die  Kulturarbeit,  die  von  den  Beamten  und  den  von  Frank- 
reich bereits  in  großer  Zahl  gekommenen  Ansiedlem  imd  Gewerbetreibenden 
geleistet  worden  ist.  Angesichts  des  offenbar  schon  sehr  stark  gewordenen 
Andranges  von  Ivandsleuten  nach  Marokko  erhebt  er  nachdrücklich  seine 
warnende  Stimme  und  schildert  die  Schwierigkeiten,  die  sich  ihnen  dort 
bieten.  Namentlich  ist  der  Erwerb  von  Grimd  xmd  Boden,  der  durchweg 
in  festen  Händen  der  Eingeborenen  ist,  infolge  der  sehr  stark  gestiegenen 
Kaufpreise  bereits  äußerst  erschwert.  Dugard  sieht  sich  auch  veranlaßt, 
darzulegen,  daß  es  großer  Anstrengungen  bedürfen  wird,  um  dort  auf  kauf- 
männischem imd  wirtschaftlichem  Gebiet  die  raschen  Erfolge  zu  erzielen 
imd  die  großen  Reichtümer  zu  erwerben,  die  die  französischen  Auswande- 
rungslustigen dort  suchen  und  mühelos  zu  finden  hoffen.  Er  weist  auch 
auf  den  bereits  sehr  bedenklich  großen  Wettbewerb  der  Engländer,  besonders 
der  Amerikaner,  aber  auch  der  Belgier,  Italiener  und  Spanier  hin,  die  das 
lyand  bereits  mit  ihren  Erzeugnissen  derart  überschwemmt  haben,  daß  der 
Bedarf  auf  verschiedenen  Gebieten  schon  für  Jahre  überreichlich  gedeckt  ist. 
Dagegen  gibt  er  verständige  Hinweise  auf  Betätigungsgebiete  und  gewerb- 
liche Arbeitszweige,  die  bisher  noch  ganz  außer  acht  gelassen  worden  sind. 
Beachtenswert  ist  auch,  daß  die  vorbildliche  fieberhafte  Kräfteent- 
faltung der  französischen  Behörden  und  Einwanderer  auch  auf  die  einhei- 
mische Bevölkerung  nicht  ohne  Einfluß  gewesen  ist.  Sie  ist  dadurch  ange- 
regt worden,  ihre  heimischen  Industrien  mit  Eifer  zu  fördern,  um  sie  vor 
der  Erstickung  durch  die  Erzeugnisse  des  Auslandes  zu  bewahren,  auch 
Ackerbau  und  Viehzucht  zu  verbessern,  nachdem  sie  bereits  die  Erfahrung 
gemacht  hat,  daß  sie  nach  dem  Vorbilde  der  Arbeit  ihrer  neuen  Herren 
dadurch  größere  Gewinne  als  je  zuvor  erzielen  kaim,  und  darauf  kommt 
es  ihr  doch  vor  allem  an. 

Besondere  Aufmerksamkeit  widmet  der  Verfasser  der  Ausgestaltung 
der  Verhältnisse  in  Fez,  Marräkesch,  Rabät-Sale,  Casablanca,  sowie  den 
Bemühungen  des  Statthalters  und  aller  seiner  Behörden,  das  Verkehrswesen, 
den  Wegebau,  die  Hygiene,  die  Bautätigkeit  zu  fördern. 

In  einem  Anhang  von  50  Seiten  veröffentlicht  Dugard  dann  noch 
Aufsätze  und  statistische  Arbeiten  anderer  Verfasser.  Darunter  befindet 
sich  auch  eine  über  die  angeblichen  Bemühungen  der  Deutschen,  durch 
ihre  Intrigen  und  Bestechungsgelder  Unfrieden  in  dem  französischen  Pro- 
tektoratsgebiet zu  erzeugen.  Überhaupt  läßt  Verf.  keine  Gelegenheit  un- 
genützt, um  die  Tätigkeit  der  ,, Boches",  vor  dem  Kriege  und  während 
seiner  Dauer  in  Marokko  zu  verunglimpfen  und  ihre  Ausschließung  von 
dem  marokkanischen  Boden  für  alle  Zeiten  zu  fordern.  Abgesehen  davon 
ist  das  Werk  aber  für  die  Kenntnis  der  I^age  in  Marokko  sehr  wichtig. 

Dr.  Gustav    Diercks,    Berlin. 
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Orr,  Captain  C.  W.  I.,   Cyprus  under   British  Rule.    Mit  Karte. 
Ivondon  191 8.     Robert  Scott.     192  S. 

Der  Verf.  hat  sich  vorgenommen,  die  Einzelheiten  der  Verfassimg  und 
Verw'altnng  der  Insel  Zypern  zu  schildern,  ohne  näher  auf  das  Land,  seine 
Bewohner,  Altertümer  u.  a.  m.  einzugehen.  Er  stellt  sich  dabei  natürlich 
auf  englischen  Standpunkt,  legt  aber  auch  offen  manche  Mängel  der  Ver- 
waltung dar.  Nacli  einer  allgemeinen  Einleitung  und  Darlegung  der  Geschichte 
der  engHschen  Besitzergreif vmg  wird  ausführhcher  auf  die  Zypern-Konven- 
tion vom  4.  Juni  1878  tmd  den  ,, Tribut"  eingegangen,  welcher  von  England 
an  die  Hohe  Pforte  zu  leisten  war.  Z3^em  befand  sich  staatsrechthch  in 
einem  eigenartigen  Verhältnis.  Während  des  Berhner  Kongresses  hatte  Eng- 
land es  für  nützlich  befunden,  mit  der  Türkei  ein  Defensivbündnis  abzu- 
schließen, in  dem  der  Türkei  ihr  Besitzstand  gewährleistet  wurde.  Als  Ent- 
gelt hierfür  übergab  sie  an  England  die  Verwaltimg  der  Insel  Zypern  unter 
der  Bedingung,  daß  sie  ihre  früheren  Einkünfte  aus  der  Insel  ungeschmä- 
lert weiter  beziehen  sollte.  Formell  bheb  die  Insel  also  ein  Teil  des  türki- 
schen Reiches,  tatsächlich  wurde  sie  wie  eine  englische  Kronkolonie  verwaltet, 
jedoch  mit  dem  Unterschiede,  daß  diese  Verwaltung  mcht  frei  schalten  konnte, 
sondern  sich  den  früheren  Gesetzen  anzupassen  hatte.  Der  innere  Grund 
für  das  Streben  Englands  nach  Zypern  war  der  Schutz  des  Suezkanals 
nebenbei  dachte  man  auch  daran,  englische  Interessen  in  Syrien  und  Klein- 
asien von  dort  aus  zu  verfolgen.  ^Mit  der  Besetzung  Ägyptens  aber  fiel  der 
Hauptanlaß  der  Besetzung  von  Zypern  für  England  fort,  das  nmi  kein  Interesse 
mehr  hatte,  dort  große  Anlagen  für  das  Imperium  zu  machen.  Die  Insel 
wurde  aber  aus  Gründen  des  Prestiges  behalten  und  ohne  besonders  große 
Aufwendungen  immerhin  so  verwaltet,  daß  unzweifelhaft  auch  ein  Nutzen 
für  ihre  Bewohner  herauskam,  deren  Zahl  sich  seit  1878  von  168  000  auf 
jetzt  rund  275  000  vermehrt  hat.  Durch  Verhandlung  mit  der  Türkei  wurde 
der  Überschuß  der  türkischen  Verwaltung  in  den  letzten  fünf  Jahren 
türkischer  Herrschaft  auf  £  92  799  festgesetzt,  einschheßhch  bestimmter 
Entschädigungen  für  Leuchttürme,  und  diese  Summe  sollte  als  ,, Tribut" 
an  die  Türkei  abgeführt  werden.  Bei  der  Bereclinung  war  man  sehr  smnma- 
risch  verfahren,  so  daß  sich  bald  eine  Überschätzmig  der  Einnalimen  und 
Unterschätzung  der  Ausgaben  herausstellte,  was  zur  Folge  hatte,  daß  der 
Etat  nach  Abzug  des  „Tributes"  mit  einer  Unterbilanz  arbeiten  mußte. 
Diese  ist  zuerst  jährlich  durch  Pariamen tsbewiUigung  ausgeglichen,  bis  man 
Anfang  der  8oer  Jahre  diese  Summe  mit  50  000  £  dauernd  festsetzte.  Tat- 
sächhch  aber  hat  England  niemals  einen  Verlust  bei  der  Verwaltung  der  Insel 
zu  erleiden  gehabt,  denn  der  ,, Tribut"  ist  nie  in  bar  der  Türkei  ausgezahlt, 
sondern  viehnehr  gegen  den  Zinsendienst  für  eine  von  England  und  Frank- 
reich 185s  garantierte  Anleihe  aufgerechnet  worden,  einen  Betrag,  den 
England  sonst  aus  anderen  Mitteln  hätte  bestreiten  müssen.  Darüber  hinaus 
ergab  sich  sogar  noch  ein  Überschuß,  der  ebenfalls  nicht  der  Türkei  gegeben 
wurde,  sondern,  in  enghschen  Konsols  angelegt,  zur  Deckung  irgendwelcher 
Forderungen  an  die  Pforte  diente,  zum  Beispiel  zur  Entschädigung  von  be- 
raubten Engländern;  1912  betrug  die  Höhe  dieser  Reserve  430  178  £.     Es 
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ist  nur  zu  natürlich,  daß  die  Zyprioten  sich  immer  beschwert  haben,  wenn 
die  von  ihnen  aufgebrachten  Steuern  nicht  für  die  Entwicklung  ihres  Landes 
verwandt  wurden,  sondern  zur  Bezahlung  von  Englands  anderen  VerpfUch- 
txmgen  dienten.     Auch  der  Verf.  erkennt  diese  Ungerechtigkeit  an. 

In  der  Verwaltimg  hat  man  statt  der  früheren  türkischen  Noten  Metall- 
geld eingeführt,  konnte  es  aber  doch  nicht  durchsetzen,  die  Steuern  alle  in 
bar  zu  bezahlen.  Die  dem  Colonial  Office  seit  1880  unterstehende  Insel  er- 
hielt 1882  eine  Verfassvmg  durch  Schaffung  eines  Gesetzgebenden  Rates 
von  12  erwählten  Mitgliedern.  Dem  High  Commissioner  sind  sechs  Verwal- 
tungsbezirke unterstellt.  Es  würde  zu  weit  führen,  hier  auf  die  Steuerfragen 
einzugehen.  Es  werden  erhoben :  der  Zehnte  von  landwirtschaftlichen  Erzeug- 
nissen, Besitz-  und  Handelssteuem,  Schaf-  und  Ziegensteuern,  Zölle,  Tabak- 
und  Alkoholabgaben,  Salzmonopol,  I^oskauf  vom  IVIihtärdienst  tmd  ver- 
schiedenes andere.  Der  2^nte  ist  wie  überall  von  den  Türken  früher  ver- 
pachtet worden;  die  Engländer  setzten  den  früheren  Hauptpächter  als 
Beamten  ein,  dem  Agenten  unterstehen.  Der  Versuch,  diese  Steuer  durch 
Barzahlung  abzulösen,  mißlang  aber,  tmd  auch  heute  noch  wird  der  Zehnte 
in  Naturalien  abgeHefert,  aber  nur  für  Weizen,  Gerste,  Hafer  und  Wicken 
(„vetches").  Jeden  März  wird  das  Kleinvieh  gezählt  und  mit  rimd  6  Pence 
besteuert.  Die  türkische  Militärbefreiiingssteuer  wurde,  obgleich  keine 
Dienstpflicht  besteht,  merkwürdigerweise  noch  lange  Zeit  erhoben,  war 
also  zu  einer  Kopfsteuer  für  die  erwachsenen  männlichen  Einwohner  ge- 
worden, bis  man  1906  diese  Abgabe  zusammen  mit  der  „Verghi  emettu" 
genannten  Gewerbesteuer  abschaffte.  Seit  1889  wird  dagegen  noch  eine 
Sonderabgabe  ziur  Bildung  eines  P'onds  für  die  Bekämpfung  der  Heu- 
schrecken eingezogen,  aus  dessen  ziemlich  großen  Ersparnissen  eine  öffent- 
liche Kreditanstalt  unterhalten,  Zahlungen  für  Hafenbauten  und  anderes 
mehr  geleistet  werden. 

Die  Verwaltung  der  Insel  wird  erschwert  durch  den  Gegensatz  zwischen 
der  griechischen  und  türkischen  Bevölkerung,  deren  Verhältnis  etwa  4  :  i 
ist.  Die  Griechen  erstreben  stets  einen  Anschluß  an  Griechenland.  Auf 
die  türkische  Bevölkerung,  und  besonders  auf  deren  MitgUeder  im  Legis- 
lative Counsel,  kann  die  enghsche  Verwaltung  sich  meist  verlassen.  Dieser 
Rat  hat  1 8  Mitglieder,  von  denen  1 2  gewählte  sind ;  die  neun  Griechen  da- 
runter bilden  meist  die  Opposition,  die  Türken  stimmen  mit  der  Regierimg, 
so  daß  diese  durch  die  ausschlaggebende  Stimme  des  High  Commissioners 
die  Majorität  hat.  Für  alle  Fälle  hat  die  heimische  britische  Regierimg 
ein  Vetorecht.  Die  Verhandlimgen  dieses  Legislative  Counsel  sind  öffentUch, 
während  die  des  Executive  Coimsel  vertrauUch  behandelt  werden.  In  ihm 
sitzen  nur  drei  Eingeborene.  Da  die  Regierimgsmajorität  durch  Beitritt 
der  türkischen  Mitgheder  fast  immer  gesichert  ist,  und  da  die  heimischen 
Stellen  alle  Beschlüsse  des  Gesetzgebenden  Rates  verhindern  können,  ist  die 
Konstitution  nur  eine  Farce,  was  auch  der  Verf.  anerkennt. 

Unter  den  Türken  wurde  die  Gerichtsbarkeit  von  Kadis  wahrgenommen, 
die  nach  dem  ottomanischen  Recht  verfuhren,  das  dem  Code  napoleon  nach- 
gebildet ist.     Seit  1881  richteten  die  Engländer  ein  Obergericht  ein,  dazu 
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6  Assisengerichte  mit  unbegrenzter  Kriminalgerichtsbarkeit,  6  Bezirks- 
gerichte mit  begrenzter  Kriminal-  imd  tinbegrenzter  Zivilreclitsprechung, 
6  städtische  Gerichte  mit  summarischem  Verfahren  und  10  dörfhche  Gerichte. 
Daneben  bestehen  noch  4  Sheriatgerichte  für  die  Fragen,  welche  dem  isla- 
mitischen reUgiösen  Recht  unterworfen  sind.  Nach  dem  Verf.  ist  die  Rechts- 
verfassung sehr  verbesserimgsbedürftig.  Die  Gerichte  arbeiten  nur  an  ihren 
vSitzen  imd  erfordern  deshalb  weite  Reisen  der  Beteiligten  mid  der  Zeugen, 
die  Anstellung  von  18  europäischen  Richtern  für  eine  Bevölkerung  von  275  000 
IVIenschen  ist  viel  zu  teuer.  Die  Forderung,  daß  Fremde  nvir  englischen  Rich- 
tern miterstehen  sollen,  ließe  sich  vielleicht  so  erfüllen,  daß  sie  verlangen 
könnten,  nur  vor  dem  Obersten  Gericht  erscheinen  zu  müssen. 

Für  den  Unterricht  ist  ein  Schulinspektor  angestellt,  dem  zwei  Boards 
of  Fducation  zugeteilt  sind,  je  eines  für  Christen  imd  Mohammedaner.  Die 
Volksscliulen  erhalten  nur  Unterstützimgen  durch  die  Regierung,  die  auch 
keine  eigenen  Höheren  Schulen  oder  Ausbildmigsanstalten  von  Lehrern 
unterhält.  Die  Mohammedaner  haben  eine  sehr  gute  Schule  (Idahi),  die  384  £ 
Zuschuß  bekommt,  die  Griechen  unterhalten  seit  1883  ein  gutes  Gymnasium, 
das  200  £  erhält.  Eine  englische  Schule  besteht  seit  1900,  seit  191 3  ist  eine 
Landwirtschaftsschule  eingerichtet,  und  neuerdings  hat  ein  Eingeborener 
16000  £  gestiftet  zur  Gründmig  einer  Handelsschule. 

Die  kümmerlichen  Forst  Verhältnisse  der  Insel  werden  neuerdings  besser 
behandelt ;  ein  Stab  von  Forstbeamten  ist  gebildet,  dem  eine  größere  Summe 
zur  Verfügung  steht.  Die  Waldzerstörung  durch  Ziegen  wird  eingedämmt, 
indem  einzelne  Gemeinden  das  Halten  von  Ziegen  verbieten  können.  Für 
die  Landwirtschaft  hat  man  bis  in  neueste  Zeit  wenig  getan,  trotzdem  Zypern 
ein  rein  agrarisches  Land  ist.  Nur  mit  der  Bekämpfung  der  Heuschrecken 
befaßte  man  sich  ernster.  Zuerst  wurden  die  eingesammelten  Tiere  und  ihre 
Eier  aufgekauft,  bis  man  zu  einem  besseren  imd  weniger  teueren  Verfahren 
überging  und  die  Stellen,  an  denen  die  Brub  aufkam,  mit  einer  Lösung  von 
Arsenik  mit  Soda  und  Syrup  begoß.  Bewässerungen  führte  man  seit  1896 
mit  Hilfe  einer  Anleihe  von  60  000  £  durch,  aber  ohne  große  finanzielle  Er- 
folge. Auch  wurden  Brunnen  gebohrt  und  Windmühlen  zur  Wasserförderung 
aufgestellt.  Ein  Landwirtschaftsdirektor  ist  1903  angestellt,  eine  Landwirt- 
schaftskammer  gegründet,  bei  Nicosia  ist  eine  Versuchsfarm  eingerichtet,  und 
191 2  hat  man  ein  Agricultural  College  geschaffen.  Seit  1897  besteht  ein 
Public  Loan  Fund,  welcher  unter  anderem  aus  dem  Überschuß  der  Heu- 
sclireckensteuer  unterhalten  wird  tmd  an  Regierung,  Gemeinden,  Unter- 
nehmimgen  und  auch  Einzelpersonen  Anleihen  zu  nicht  über  7%  geben  kann. 
Erst  seit  191 3  ist  gesetzlich  die  Bildung  von  Landwirtschaf thchen  Genossen- 
schaften nach  dem  Raiffeisentypus  genehmigt,  deren  Bestimmungen  der 
Verf.  in  einem  Anhange  abdruckt. 

Im  Jahre  1899  ist  eine  Anleihe  von  254  000  £  bewiUigt  worden  zum  Aus- 
bau des  Hafens  von  Famagusta,  der  1907  vollendet  wurde.  Eine  yö  Meilen 
lange  Schmalspurbahn  von  Famagusta  bis  Eurykhou  ist  erbaut,  ein  ameri- 
kanisches Syndikat  erhielt  die  Lizenz,  die  Kupferfunde  am  Endpunkte  der 
Bahn,  an  den  Troodos-Bergen,  zu  bewirtschaften,  die  schon  im  Altertunie 
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ausgebeutet  wurden.    Fast  800  Meilen  fahrbare  Straßen  sind  von  den  Eng- 
ländern gebaut  worden. 

Beim  Ausbruch  des  Krieges  mit  der  Türkei  hat  England  unter  dem  5.  No- 
vember 1914  die  Insel  Zypern,  die  nach  dem  Vertrage  von  1878  der  Türkei 
zurückgegeben  werden  sollte,  sobald  die  vormals  türkischen  Provinzen 
Batum,  Ardahan  und  Kars  von  Rußland  wieder  der  Türkei  zufallen  würden, 
einfach  annektiert.  191 5  hat  England  die  Insel  Griechenland  angeboten,  das 
sie  aber  ablehnte.  Die  England  stets  loyal  gesinnt  gewesenen  türkischen 
Einwohner  würden  durch  den  Übergang  der  Insel  an  Griechenland  sehr  ge- 
schädigt worden  sein.  Der  Verf.  glaubt,  daß  zwar  die  meisten  Einwohner 
mit  der  englischen  Herrschaft  ganz  zufrieden  seien,  daß  aber  die  gebildeteren 
Griechen  doch  stets  eine  Irredenta  bilden  müßten.  Der  Umstand,  daß  alle 
höheren  Ämter  Engländern  vorbehalten  sind,  verbittert  die  lycute,  denn  die 
enghschen  Beamten  müssen  mit  den  Eingeborenen  durch  Dolmetscher  ver- 
kehren, da  sie  nicht  griechisch  lernen.  England  meint  aber,  die  Insel  be- 
halten zu  müssen  aus  Rücksicht  auf  die  immer  loyal  gewesenen  türkischen 
Mohammedaner,  die  unter  griechischem  Regiment  leiden  würden  ( !).  Der 
Verf.  gibt  zu,  daß  die  Engländer  auf  Zypern  immer  ein  fremdes  Element 
sein  würden,  imd  daß  in  Zukxmft  jedenfalls  die  gebildeten  und  auf  fremden 
Hochschulen  erzogenen  Zyprioten  auch  zu  den  höheren  Stellen  der  Ver- 
waltxmg  zugelassen  werden  müßten. 

Der  merkwürdige  Zustand,  daß  Zypern  ein  Teil  des  türkischen  Reiches 
in  englischer  Verwaltung  ist,  hat  durch  die  Annektion  aufgehört;  an  sich 
ist  die  Insel  ein  vorzüglicher  Platz  für  ein  Beispiel,  wie  orientalische  Wirt- 
schaft europäisiert  werden  sollte,  wie  unter  einer  befähigten  Regiertmg  die 
Schäden  der  früheren  Verwaltung  gehoben  werden  können,  und  endlich 
wäre  es  ein  vorzüglicher  Ort,  die  Bedingtmgen  subtropischer  Kulturen 
praktisch  zu  verbessern.  Die  Zukunft  muß  lehren,  ob  England  hier  dies  Feld 
bebauen  vmd.  Bisher  hat  es  eine  gute  I^okalverwaltung  eingerichtet,  ohne 
daß  es  jedoch  etwas  irgendwie  Besonderes  hat  zuwege  bringen  können. 

Prof.    Franz    Stuhlmann,    Hamburg. 


A  s  in  i  s  ,  Dr.  Rudolf,  Belgische 
Außenhandelsförderung  vor  dem  Krie- 
ge. (Schmollers  Jahrbuch.  43.  Jahrg., 
Heft  2,  S.  227 — 288.)  München  u. 
Leipzig  1919.     Duncker    &  Humblot. 

German  and  French  Colo- 
nies,  How  Natives  are  treated  in  — . 
A  Reply  to  the  Statements.  Published 
in  the  Journal  Officiel  de  la  Repu- 
blique  Franfaise  of  November  8,  1918 
and  January  5,  1919.  (The  German 
Colonial  Office.)  Berlin  1919.  Dietrich 
Reimer.     117  S.     M  3, — . 

Hauser,  Henri,  Frankreichs  Han- 
del und  Industrie  und  die  Konkurrenz 
des  Auslandes.  Generalbericht  über 
die    Handels-    und    Industrie-Enquete 


der  Association  nationale  d'Expansion 
economique.  Übersetzt  und  bearb.  im 
Institut  f.  Seeverkehr  und  Weltwirt- 
schaft. (Kriegswirtschaftliche  Unter- 
suchungen aus  dem  Institut  für  See- 
verkehr und  Weltwii-tschaft  a.  d.  Uni- 
versität Kiel.  Heft  16.)  Jena  1919. 
Gustav  Fischer.  IV,  76  S.  Jl  3,50. 
—  Auf  Grund  der  unter  seiner  Leitung 
vorgenommenen  Untersuchung  for- 
dert H.  den  Wirtschaftskrieg,  der 
allein  dem  Land  eine  wirtschaftliche 
Expansion  ermöglichen  könne.  Er 
müsse  aber  außer  mit  negativen,  das 
Eindringen  unerwünschter  Konkurrenz 
verhindernden  Waffen,  auch  mit  posi- 
tiven   Maßnahmen    geführt    werden. 
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Als  solche  empfiehlt  er  eine  im  ein- 
zelnen  umrissene    Reorganisation   der 
nationalen    Industrie,    die   deren   Lei- 
stungsfähigkeit vervielfältigen  soll.    Er 
verbreitet  sich  dann  über  die  admini- 
strative wie  wirtschaftliche  Unterstüt- 
zung, welche  der  Staat  diesen  Bestre- 
bungen gewähren  müsse.     Im  Anhang 
wird  durch  Abdruck  der  Fragebogen 
usw.    die    bemerkenswerte    Form,    in 
welcher   die   Enquete   stattfand,   mit- 
geteilt, hg. 
Jöhlinger,    Otto,    Der  britische 
Wirtschaftskrieg  und  seine  Methoden. 
Berlin  1918.     Julius  Springer.     522  S. 
M   14, — . 
Kolonien    1916.     Bewerkt  door  het 
Centraal   Bureau    voor   de    Statistiek. 
(Jaarcijfers   voor   het   Koninkrijk   der 
Nederlanden.)    Den  Haag  1919.    Gebr. 
Belinfante.     XXVIII,   195   S. 
Konow,   Sten,  Über  die  Bedeutung 
Indiens  für  England.     (Hamburgische 
Forschungen.       Heft    6.)       Hamburg, 
Braunschweig  u.  Berlin  (191 9).     Georg 
Westermann.     79  S.     ^6, — .  —  Der 
Verf.  behandelt  das  zwischen  England 
und     Indien     bestehende     Verhältnis, 
wobei  er  die  Wichtigkeit  Indiens  für 
den   britischen    Handel,    die   britische 
Industrie  sowie  dessen  Bedeutung  für 
das  britische  Weltreich  untersucht.    Er 
stellt   fest,    daß    die    Engländer   nach 
Indien  gegangen  sind,  um  sich  in  erster 
Linie  materielle  Vorteile  zu  verschaffen, 
und  daß  die  englische  Politik  von  die- 
sen Gesichtspunkten  ausgeht.        lu. 
Lichtenberger,      Andre,      La 
France  au  Maroc.  Un  coin  de  la  guerre. 
Avec  une  carte.    (Collection  ,, France".) 
Paris  u.  Nancy  1918.    Berger-Levrault. 
63   S.     Fr.  0,90. 
Maranelli,  C.u.  G.  Salvemini, 
La  questione  dell'Adriatico.    (La  Gio- 
vine  Europa.)    Florenz  1918.    Libreria 
della  Voce.    XV,  294,  XV  S.    L.  6,—. 
—  Verf.   behandelt  das  südslawische, 
besonders  das  dalmatinische  Problem 
vom     nationalen,     militärischen     und 
wirtschaftlichen  Standpunkte  aus  und 
tritt  für  eine  Revision  des  Londoner 
Abkommens   vom    26.    IV.    1915   ein, 
die  den  Interessen  Italiens  und    der 
Südslaven  gerecht  wird.  am. 
Overlach,     T.    W.,    Foreign   Finan- 
cial   Control    in    China.       New    York 
1919.    Macmillan  Co.     XIII,  295  S.  — 
Nach     einer     kurzen     geschichtlichen 


Übersicht  über  die  Beziehungen  der 
Großmächte  zu  China  vor  dem  Jahre 
1895,  schildert  der  Verf.  die  Tätigkeit 
Englands,  Rußlands,  Frankreichs, 
Deutschlands,  Japans  und  der  Ver- 
einigten Staaten  in  China  auf  finan- 
ziellem und  politischem  Gebiete  in 
den  letzten  24  Jahren.  lu. 

Poeschel,  Dr.  Hans,  Die  Stimme 
Deutsch-Ostafrikas.  Die  Engländer  im 
Urteil  unserer  ostafrikanischen  Neger. 
Mit  Geleitworten  von  Gouverneur  Dr. 
Schnee  und  Generalmajor  von  Lettow- 
Vorbeck.  Berlin  1919.  August  Scherl. 
63  S.  M  1,35.  (Liegt  auch  in  eng- 
lischer Sprache  vor.) 
Wirtschaftskrieg,  Der  — .  Die 
Maßnahmen  und  Bestrebungen  des 
feindlichen  Auslandes  zur  Bekämpfung 
des  deutschen  Handels  und  zur  För- 
derung des  eigenen  Wirtschaftslebens. 
Herausgeg.  v.  Institut  f.  Seeverkehr  u . 
Weltwirtschaft  a.  d.  Univ.  Kiel.  5.  Abt. 
VereinigteStaaten  von  Amerika. 
Bearb.  v.  Eugen  Böhler  u.  Dr.  Hans 
Wehberg.  Jena  1919.  Gustav  Fischer. 
X,  568  S.  M,  30,—.  —  Das  Buch  bildet 
den  letzten  Band  der  Serie  über  den 
Wirtschaftskrieg,  deren  übrige  Ab- 
teilungen die  Länder  England,  Japan, 
Rußland  und  Frankreich  behandelten. 
In  drei  Hauptabschnitten  werden  die 
Entwicklung  der  nationalen  Produktiv- 
kräfte, die  Maßnahmen  und  Mittel  zur 
Hebung  der  Konkurrenzfähigkeit  auf 
dem  Weltmarkte,  sowie  die  rechtliche 
Behandlung  Deutscher  und  deutschen 
Eigentums  dargestellt.  Als  Quelle  diente 
vor  allem  die  amerikanische  Zeitschrif- 
ten- und  Zeitungsliteratur  der  Kriegs- 
zeit. Zahlreiche  kleinste  Notizen  über 
irgendwelche  Firmen  aus  der  ameri- 
kanischen Presse  sind  berücksichtigt 
worden.  Das  Buch  ist  zugleich  als 
Nachschlagewerk  gedacht  und  ent- 
hält deshalb  ein  ausführliches  Sach- 
und  Firmenregister. 

Die  verschiedenen  Bände  des  ,, Wirt- 
schaftskrieg" sind  nicht  nach  ganz 
gleichem  Schema  bearbeitet.  Während 
sich  z.  B.  das  Werk  über  Frankreich 
im  wesentlichen  auf  die  für  Deutsch- 
land besonders  bedeutsamen  Wirt- 
schaftsvorgänge beschränkte,  ist  hier 
eine  Geschichte  der  gesamten  wirt- 
schaftlichen Entwicklung  in  den  Ver- 
einigten Staaten  während  des  Krieges 
gegeben.  hvr. 
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10.  Geld-,  Kredit-,  Bank-  und  Börsßnwesen,  Kapitalanlagen  im 
Auslände,  Versicherungswesen. 

Dalberg,  Dr.  Rudolf,  Die  Entwertung  des  Geldes.  Eine  Unter- 
suchujig  der  Einwirkimgen  von  Kreditanspannung  luid  Geldtunlauf  auf 
Preisniveau  und  Valutastand  mit  besonderer  Rücksicht  auf  Kriegs-  und 
Übergangswirtschaft.  Berlin  191 8.  Puttkammer  &  Mühlbrecht.  VIII, 
131  vS. 
Dalbergs  neues  Buch,  das  sich  an  seine  frühere  Arbeit  ,,Die  E)nt- 
thronimg  des  Goldes"  anlehnt,  ist  ein  Sturmangriff  auf  die  Quantitätstheorie. 
Es  läßt  den  Satz,  daß  neues  Geld  neue  Kaufkraft  schaffe  imd  dadurch  die 
Preise  steigere,  nicht  gelten  imd  bekämpft  daher  auch  die  aus  jenem  Satz 
sich  ergebende  Folgerung,  daß  man  den  Geldumlauf  einschränken  müsse, 
um  den  gesunkenen  Geldwert  wieder  aufzubessern.  Dalberg  meint,  der 
Irrtum  der  Quantitätstheorie  wurzele  darin,  daß  sie  von  einem  falschen 
Ausgangspunkt  ausgehe,  nämhch  vom  konkreten  Geldzeichen,  während 
doch  das  Geld  in  WirkHchkeit  etwas  Funktionelles,  eine  abstrakte  Rechnimgs- 
größe  sei.  Neues  Geld  entstehe  nicht  nur  durch  Ausgabe  von  metallischen 
oder  papiemen  Geldzeichen,  sondern  auch  durch  Ausweitung  des  bargeld- 
losen Zahlimgs Verkehrs.  In  diesem  wie  in  jenem  Falle  sei  aber  die  Neu- 
schafftmg  von  Geld  tmd  von  Kaufkraft  kein  selbständiger  Vorgang,  sondern 
etwas  Abgeleitetes,  nämHch  ein  Ausfluß  der  Kreditbewegimg.  Dalberg 
formuliert  schließUch  den  gewagten  Satz:  „Eine  Vermehrvmg  des  Bestandes 
an  Noten-  wie  an  Bankgeld  innerhalb  einer  Volkswirtschaft  tritt  also  immer 
auf  im  Gefolge  einer  Erweiterung  der  Kjreditgewährmig."  Er  übersieht, 
wie  übrigens  schon  mancher  englische  Klassiker  vor  ihm,  daß  der  Begriff 
„Kredit"  das  Vorhandensein  eines  Zahlxmgsmittels  voraussetzt,  durch  dessen 
Übertragung  oder  Überschreibung  der  Kreditvorgang  erst  mögUch  wird. 
Kredit  bedeutet,  daß  der  Eine  auf  die  Ausnutzxmg  einer  vorhandenen  Kauf- 
kraft zugimsten  eines  Anderen  verzichtet.  Gerade  dann,  wenn  das  Kredit- 
bedürfnis des  Staates  unbefriedigt  bleiben  muß,  weil  die  Bevölkenmg  nicht 
im  geforderten  Maße  auf  ihre  Kaufkraft  verzichten  will  oder  kann,  gerade 
dann  also,  wenn  ein  Kreditvorgang  nicht  eintritt,  pflegt  der  Staat  zur 
Schaffung  neuen  Geldes  zu  schreiten,  d.  h.  sich  die  ihm  vorenthaltene  Kauf- 
kraft künstlich  herzustellen.  Daß  er  dabei  die  äußere  Form  des  Kredits 
meist  —  keineswegs  immer  —  in  den  Akt  der  Geldschaffung  hineinflicht, 
indem  er  das  Geld  von  einer  Bank  ausgeben  imd  sich  gegen  Schatz  Wechsel 
leihen  läßt,  ist  eine  Äußerlichkeit  finanztechnischer  Art,  die  mit  dem  Wesen 
des  Geldes  nicht  das  Mindeste  zu  tun  hat.  Der  Staat  könnte  kraft  seines 
Hoheitsrechtes  das  Geld  ebensogut  selbst  herstellen  vmd  luimittelbar  ver- 
werten, und  er  tut  das  tatsächlich  häufig  genug.  Naturgemäß  kommt  Dal- 
berg, von  einer  irrigen  Voraussetztmg  ausgehend,  auch  zu  irrigen  Schlüssen. 
Er  meint,  daß  es  angesichts  der  enormen  Kreditumsätze  im  I^ande  auf  eine 
Handvoll  Milliarden  neuer  Geldzeichen  tmmöglich  ankommen  könne.  Nach 
ihm  „ist  das,  was  man  dem  Wortsinne  nach  unter  Inflation  versteht  — 
Übersättigung  des  Verkehrs  mit  Zahlungsmitteln  —  in  der  modernen  Wirt- 
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Schaft  gar  nicht  inögHch".  Der  alte  Trugschluß  John  Laws,  dessen  Gefähr- 
lichkeit am  eigenen  Leibe  zu  erproben  die  Welt  leider  alle  hundert  Jahre 
von  neuem  verurteilt  wird.  Alfred    I/ansburgh,    Berlin. 

Walder-Heene,  Dr.  Emil,  Die  schweizerischen  Kapital- 
interessen im  In-  und  Auslande  und  ihr  Schutz. 
Anhang :  Statutenentwurf  einer  schweizerischen  2^ntralstelle  zum  Schutze 
in-  und  ausländischer  Kapitahnteressen.     St.  Gallen  191 8.    Fehr.     80  S. 

Der  Verfasser  stellt  sich  eine  hohe  Aufgabe.  Er  will  eine  Organisation 
schaffen  nicht  nur  zur  Kontrolle  der  bereits  erfolgten  Kapitalanlage,  sondern 
auch  zur  Uberwachimg  des  künftig  zur  Anlage  gelangenden  Kapitals,  na- 
mentlich desjenigen  in  Form  von  Aktien  imd  Obligationen.  Diese  Aufsicht 
soll  sich  erstrecken  auf  die  in-  imd  ausländische  Kapitalanlage.  Zu  diesem 
Zwecke  soll  eine  Schweizerische  Zentralstelle  zum  Schutze  in-  und  auslän- 
discher Kapitalanlagen  ins  Leben  gerufen  werden.  Diese  ist  als  Überwa- 
chungsstelle gedacht  darüber,  daß  das  Kapital  volkswirtschafthch  richtig  ver- 
wendet werde,  daß  es  stets  in  diejenigen  Kanäle  fheße,  in  denen  es  notwendig 
ist,  daß  die  Kapitalausfuhr  ins  richtige  Geleise  geleitet  werde  imd  national- 
wirtschaftlich den  größtmöghchen  Nutzen  bringe.  Hauptzweck  ist  der  Schutz 
von  Gläubigerinteressen.  Dies  ist  wahrscheinhch  auch  der  einzige  Progranmi- 
punkt,  der  etwelche  Aussicht  auf  Erfolg  hat. 

In  einem  Überbhck  über  den  schweizerischen  Bestand  an  Aktien  imd 
Obhgationen  im  In-  und  Ausland  versucht  der  Verfasser,  die  Wichtigkeit 
der  Schutzorganisation  darzustellen.  Diese  statistische  Abhandlimg  ver- 
mag den  Leser  nicht  ganz  zu  befriedigen.  Der  Autor  geht  aus  von  den  emit- 
tierten Aktien  vmd  Obligationen,  ohne  zu  berücksichtigen,  wieviel  davon 
schon  amortisiert  sind.  Der  ins  Ausland  abgewanderte  Bestand  wird  nicht 
in  Abzug  gebracht,  in  der  Meinung,  eine  Verrechmmg  mit  den  Obhgationen- 
emissionen  kleinerer  Gesellschaften,  die  in  der  Statistik  nicht  berücksichtigt 
sind,  bringe  die  nötige  Korrektur.  Der  Verfasser  gelangt  auf  diese  Weise 
zu  einem  Bestand  an  schweizerischen,  im  Inland  befindhchen  Werten  von 
zirka  122/3  Milliarden  Franken.  Durch  Anwendung  einer  ziemhch  frei  ge- 
wählten Verhältniszahl  von  1:3  wird  daraus  ein  Besitz  von  ausländischen 
Werten  im  Betrage  von  4,2  Milliarden  Franken  abgeleitet.  Zusammen  würde 
die  Schweiz  über  einen  Bestand  von  16,8  Milharden  Franken  verfügen.  Zu 
dieser  sicherHch  viel  zu  hohen  Zahl  werden  unbegründeterweise  noch  aus- 
ländische Werttiteldepots  im  Betrage  von  2  Milharden  Franken  gezählt  und 
das  Ganze  in  großzügigem  Verfahren  auf  20  Milharden  aufgerundet.  Dies 
soll  der  beweghche  Kapitalbesitz  sein,  an  dem  die  Schweiz  ein  direktes  Inter- 
esse hat.  Es  handle  sich  um  nichts  mehr  und  nichts  weniger  als  um  den 
Kern  des  gesamten  Volksvermögens,  das  mit  30  Milharden  Franken  er- 
wähnt wird. 

Es  wäre  irreführend,  den  Bestand  an  Wertpapieren  ins  Verhältnis  zu 
setzen  zum  Volksvermögen,  denn  Obhgationengläubiger  sind  sehr  oft  auch 
Obhgationenschuldner.  Man  hat  es  ledigHch  mit  der  Stmmie  von  privat- 
wirtschaftlich-juristischen Kreditverhältnissen  zu  tun,  die  selbstredend 
Weltwirtschaftliches  Archiv  Bd.  XV.  18 
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nicht  Nationalvermögen  darstellen;  ein  Beweis,  wie  notwendig  es  ist,  vom 
volkswirtschaftlichen  Kapital  das  subjektive  Kapital,  worunter  Berech- 
tigimgen  zu  verstehen  •  sind,  begrifflich  zu  trennen.  Das  subjektive 
Kapital  gewährt  ein  Anrecht  auf  den  Reinertrag  der  Produktion,  soweit  er 
diesem  Kapital  oder  dem  Unternehmer  (Aktionär)  zukommt.  Der  Rein- 
ertrag ist  also  von  der  Produktion  abhängig  und  so  letzten  Endes  auch 
der  Wert  der  Wertpapiere. 

Die  Aufsicht  über  die  Kapitalanlage  müßte  sich  daher,  um  dauernd 
wirksam  zu  sein,  auf  die  Produktion  erstrecken,  welcher  das  Kapital  dient. 
Das  ist  nur  in  einfachen  Verhältnissen  möglich ;  sobald  man  aber  in  das  feine 
Gewebe  der  wirtschaftlichen  Tätigkeit  hineingerät,  wird  es  außerordenthch 
schwierig,  sich  ein  einwandfreies  Urteil  zu  bilden.  W  a  1  d  e  r  hat  daher 
recht,  wenn  er  die  zu  gründende  Zentralstelle  zum  Schutze  in-  und  auslän- 
discher Kapitalinteressen  nicht  dem  Staate  angliedern,  sondern  als  selb- 
ständige private  Einrichtung  schaffen  will,  wenn  auch  unter  Mitwirkung 
des  Bundes  und  der  interessierten  Kreise.  Fehler,  die  von  einer  so  organi- 
sierten Stelle  begangen  werden,  sind  nicht  so  tiefgreifend  und  lassen  sich 
eher  berichtigen,  als  wenn  der  Staat  sein  Machtwort  spricht.  Bigenthcli 
vermag  weder  eine  staathche  noch  eine  private  Einrichtim^g  zu  befriedigen. 
Eine  staatliche  Einrichtung  müßte  sich  auf  eine  fast  schablonenhafte  Tätig- 
keit beschränken.  Zur  Vertretung  einseitiger  Interessen,  wenigstens  im  In- 
land, würde  ihr  die  nötige  Handlxmgsfreiheit  fehlen.  Anderseits  gebricht 
es  einer  privaten  Einrichtung  an  der  nötigen  Autorität,  um  gegebenenfalls 
einen  Zwang  auszuüben.  Deshalb  hätte  vor  dem  Kriege  weder  eine  staat- 
hche noch  eine  private  Organisation  vermocht,  die  übertriebene  Gründer- 
tätigkeit im  Hotelgewerbe  zu  hemmen.  Erst  die  diurch  den  Krieg  gebrachte 
Notlage  hat  dem  Bund  die  nötige  Handhabe  zu  einem  Bauverbot  an  die  Hand 
gegeben. 

Der  Verfasser  weist  der  von  ihm  vorgeschlagenen  Zentralstelle,  die  er 
mit  einem  Verwalttmgsapparat  ausrüstet,  wie  er  für  ein  großes  Dand  eher 
passen  würde,  verschiedene  Tätigkeitsgebiete  zu.  Sie  soll  ein  Wirtschafts- 
archiv führen  und  als  Auskimftsstelle  über  alle  die  Praxis  der  Kapitalanlage 
interessierenden  Fragen  dienen.  Zur  regelmäßigen  Pubhkation  soll  ihr  ein 
Organ  zur  Verfügung  stehen.  Mit  dem  Umstand,  daß  einer  solchen,  den  Cha- 
rakter einer  halbamtlichen  Einrichtimg  tragenden  Zentralstelle  wertvolle 
Mitteüungen  nicht  leicht  zugänghch  sein  dürften,  scheint  der  Verfasser  zu 
wenig  zu  rechnen.  Die  Banken,  die  die  betreffenden  Papiere  auf  den  Markt 
gebracht  haben  tmd  mit  dem  Emittenten  in  Verbindimg  stehen,  dürften 
meistens  eher  in  der  Lage  sein,  sachgemäße  Auskunft  zu  geben.  Die  Einwen- 
dung wird  daher  dem  Autor  wohl  nicht  erspart  bleiben,  daß  es  bei  der  Un- 
gewißheit, selbst  genau  imterrichtet  zu  sein,  ein  kühnes  Wagnis  wäre,  die 
rechtlichen  vmd  moralischen  Verpflichtimgen  einer  Auskunftsstelle  auf  sich 
zu  nehmen.  Es  ist  nicht  zu  vergessen,  daß  man  von  einer  Organisation, 
hinter  der  die  ganze  Bank-  und  Geschäftswelt,  ja  sogar  der  Btmd  imd  die 
Kantone  stehen,  gründhche  Arbeit  erwartet. 

In  zweiter  Dinie  soll  die  Zentralstelle  die  Schutzvertretung  gefährdeter 
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Kapitalinteressen  übernehmen.  Diesem  Gedanken  ist  praktische  Bedeutmig 
nicht  abzusprechen.  Zur  Durchfühnmg  bedarf  es  aber  nicht  des  gewaltigen 
Apparates,  wie  er  vom  Verfasser  umschrieben  wird,  um  so  weniger  als  die 
Zentralstelle  in  Konkxrrrenz  treten  würde  mit  den  Banken  und  Treuhand- 
gesellschaften. 

Ob  neben  oder  über  den  Banken  noch  eine  besondere  Stelle  zur  Wahrung 
von  Gläubigerinteressen  notwendig  ist,  werden  diese  selbst  zu  beurteilen 
haben.  Die  Vermutung  hegt  nahe,  daß  sie  im  Bewußtsein,  bisher  den  E)mis- 
sionskredit  stets  nur  mit  der  nötigen  Umsicht  in  Anspruch  genommen  und 
auch  in  kritischen  Fällen  die  Interessen  ihrer  Kunden  stets  nach  Kräften 
gewahrt  zu  haben,  die  Frage  verneinen  werden.  Dessenimgeachtet  wird  aber 
doch  nicht  bestritten  werden  können,  daß  die  Zentralstelle  zimi  Schutz  von 
Gläubigerinteressen  Gutes  leisten  kann.  Dabei  muß  sie  aber  Aufwand  und 
Nutzen  ms  richtige  Verhältnis  bringen  und  sich  nicht  mit  einem  Apparat 
belasten,  der  im  vornherein  als  vmwirtscliaftlich  bezeichnet  werden  muß. 

Dr.  W.  Z  o  1 1  i  n  g  e  r  ,    Zürich. 
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sollten  in  Papiergeld  zurückgezahlt 
werden,  welches  eine  unverzinsliche 
und  nur  ,, formale"  Staatsschuld  dar- 
stelle. Eine  erhebliche  Steigerung  der 
Preise  ist  nach  Ansicht  des  Verf. 
dadurch  nicht  zu  erwarten.    Auf  jeden 


Fall  müsse  man  den  Kurs  der  Kriegs- 
anleihen durch  Umwandlung  in  Reichs- 
schatzwechsel befestigen.  hm. 

Jastrow,  Prof.  Dr.  J.,  La  fortune 
nationale  de  l'Allcmagne  et  la  guerre. 
Etüde  sur  la  question  du  sacrilice  de 
fortune  et  de  l'indemnite  de  guerre. 
Berlin  1919.  Julius  Springer.  48  S. 
M   1,60. 

Lutz,  Prof.  Harley  Leist, 
The  State  Tax  Commission.  A  Study 
of  the  Development  and  Results  of 
State  Control  over  the  Assessment  of 
Property  for  Taxation.  (Harvard 
Economic  Studies.  Published  under 
the  Direction  of  the  Department  of 
Economics.  Vol.  XVII.)  Cambridge 
1918.  Harvard  University  Press. 
VIII,  673  S. 


Konventionen,  Kartelle,  Trusts,  Genossenschaftswesen. 
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Schwarz,  Dr.  h.  c.  O  1 1  o  ,  Finanz- 
politik in  Reich,  Staat  und  Gemeinde. 
(Finanz-  und  Volkswirtschaftliche  Zeit- 
fragen. 58.  Heft.)  Stuttgart  1919. 
Ferdinand  Enke.  106  S.  Jt  4,20.  — 
Schwarz  tritt  ein  für  eine  einmalige 
Vermögensabgabe  in  mäßiger  Höhe 
behufs  Verminderung  der  schwebenden 
Schuld,  sowie  für  ein  einheitliches  Per- 
sonalsteuersystem im  Deutschen  Reiche 
mit  starker  Beteiligung  der  Bundes- 
staaten und  mäßiger  der  Gemeinden, 


weist  aber  zugleich  auf  die  Notwendig- 
keit hoher  indirekter  Besteuerung, 
namentlich  des  allgemeinen  Verbrauchs 
hin.  In  einem  Nachwort  finden  die 
finanziellen  Friedensbedingungen  Er- 
rörterung. 
Zimmermann,  Kammerpräsident 
Dr.  F.  W.  R.,  Die  Zivilliste  in  den 
deutschen  Staaten.  (Finanz-  und  Volks- 
wirtschaftliche Zeitfragen.  60.  Heft.) 
Stuttgart  1919.  Ferdinand  Enke. 
103  S.     ß,  5,—, 


12.  Konventionen,  Kartelle,  Trusts,  Genossenschaftswesen. 

öme,  Sekretär  Anders,  ^^^ Kooperativ  samhällssyn.  Tretton 
artiklar  om  krig  och  fred.  2.  Aufl.  Stockholm  191 8.  Kooperativa  För- 
bundets  Förlag.     195  S.    Kr.  2, — . 

Es  ist  nicht  leicht,  in  Kürze  über  ein  Buch  zu  berichten,  das  aus  dreizehn 
verschiedenen  Artikeln  besteht,  die  alle  ein  Interesse  darbieten.  Sie  sind 
geordnet  unter  den  Überschriften:  i.  Der  Krieg  und  dessen  Folgen.  2.  So- 
ziale Organisation.  3.  Trustfragen.  4.  Ein  Artikel  zur  Theorie  des  Genossen- 
schaftswesens. 5.  Vermischtes.  Der  Grundgedanke  aber,  der  mehr  oder 
minder  ausgesprochen  durch  alle  hindurchgeht,  wird  durch  den  Gesamt- 
titel bezeichnet:  ,, Genossenschaftliche  Ansicht  der  Gesellschaft".  Von  dieser 
ist  der  Verf.,  selbst  seit  Jahren  einer  der  I^eiter  der  Konsumgenossenschaft- 
lichen Zentrale  in  Stockholm  (die  zugleich  Großeinkaufsgesellschaft  ist), 
durchaus  erfüllt.  Ihre  Bedeutimg  imd  Wichtigkeit  hervorzuheben,  ist  er 
durchaus  beflissen.  Und,  wie  zu  erwarten,  zeigt  er  dabei  eine  gründliche 
Kenntnis  der  Sache.  Bei  den  Anmerkungen  über  die  Kriegsfolgen  beobachten 
wir,  wie  auch  sonst  vielfach,  daß  die  neutralen  Nachbarländer  im  inneren 
wirtschaftlichen  Leben  zum  Teil  die  gleichen  Übel  wie  Deutschland,  wenn 
auch  nur  in  sehr  abgeschwächtem  Maße,  zu  tragen  hatten.  So  schreibt  er 
im  März  191 8,  nunmehr  lasse  sich  klar  erkennen,  daß  die  nieder  brechenden 
Wirkimgen  des  Krieges,  seit  die  erste  fieberhafte  Geschäftskonjxmktur  vor- 
übergegangen, alles  weit  übertreffen,  was  das  Friedensvolk  fürchtete  imd 
sich  vorzustellen  vermochte  im  August  19 14.  „Noch  ein  paar  Jahre  Krieg 
und  die  ganze  Welt  wird  gezwungen  sein,  in  den  Grenzen  der  Hixngersnot 
zu  leben,  die  schon  von  mehreren  Staaten  überschritten  wurden."  ,,Noch 
eine  Weile  —  und  nicht  einmal  der  Sieg  wird  noch  irgendeine  Gewähr  dafür 
bieten,  daß  der  Sieger  der  inneren  Auflösimg  entgehe."  Einsichtig  wird 
hier,  wie  an  anderen  Stellen,  über  die  Wirkungen  des  ökonomischen  auf 
das  politische  und  das  geistige  Leben  geurteilt.  Klug  und  interessant  ist 
auch,  was  der  Verf.  über  Schuld  und  Verantwortung  des  Weltunlieils  aus- 
spricht. Übrigens  ist  manches  in  dem  Büchlein,  was  sich  besonders  auf 
schwedische  innere  PoHtik  bezieht.  Aber  auch  dann  findet  man  allge- 
meine Betrachtungen,  die  wertvoll  sind.  Ebenso  auf  den  wenigen  Seiten 
über  das  Problem  der  modernen  Geschäftsleitung  („sicher  ist,  daß  einmal 
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in  der  Zukunft  die  Wahl  getroffen  werden  muß  zwischen  Aussicht  auf  Er- 
folg dadurch,  daß  man  die  geeigneten  Kräfte  gewinnt  oder  einer  Stockung 
im  Wachstum"  —  dies  bezieht  sich  auf  alle  „demokratischen  Betriebe"). 
—  In  dem  ersten  der  drei  Aufsätze  über  Trustfragen  heißt  es  treffend: 
„Gesetzgebimg  und  Rechtsprechimg  der  Vereinigten  Staaten  haben  trotz 
ernster  Versuche  nicht  gereicht,  auch  nur  formell  die  Handelsfreiheit 
gegen  die  Riesenmacht  des  öltrusts  zu  schützen."  An  großen  Worten  sei 
Amerika  reich  wie  an  allem  „Großen".  —  Mit  bitterer  Ironie  ruft  der  Schwede 
aus:  „In  Wahrheit  eine  wirklich  großartige  Freiheit,  die  diese  „Freiheits- 
wächter" zu  Wege  zu  bringen  und  aufrechtzuerhalten  vermocht  haben." 
Man  wird  vielleicht  vermuten,  daß  Verf.  zu  den  deutschfreundlichen  schwe- 
dischen Aktivisten  gehöre.  Das  wäre  ein  Irrtum;  er  polemisiert  gegen 
diese  und  bekundet  sich  vielmehr  als  Pazifist,  aber  freilich  als  einer,  der 
die  Gerechtigkeit  liebt  und  nicht  das  Deutsche  Reich  allein  anklagt,  das 
den  verhältnismäßig  friedlichsten  Imperialismus  vertrat.  Besondere  Auf- 
merksamkeit verdient  der  kleine  Aufsatz  über  Begriff  und  Einteilung  des 
Genossenschaftswesens  (Kooperationens).  Er  rühmt  im  Gegensatz  zum 
schwedischen  das  deutsche  Gesetz,  weil  darin  das  Wesen  der  Genossenschaft 
im  Gegensatz  zu  Kapitalverbindungen  zu  gehörigem  Ausdruck  komme, 
während  beiden  der  Mangel  anhafte,  daß  sie  nicht  ausdrücklich  bestimmen, 
daß  der  erzielte  Überschuß  im  Verhältnis  zur  Benutzung  des  gemeinsamen 
Betriebes  durch  jedes  Mitglied  verteilt  werden  muß.  In  der  Bestimmung 
des  Begriffes  folgt  ö  r  n  e  den  deutschen  Arbeiten  Jakobs  und  be- 
sonders Staudinger  s.  Seine  Klassifikation  unterscheidet  Produzenten- 
imd  Konsumentengenossenschaften  und  jene  als  Anschaffungsvereine  (i.  Kre- 
ditanschaffungs-,  2.  Warenanschaffungs-)  und  Absatzvereine  (i.  Arbeits-, 
2a  Warenabsatz-).  Schwierig  ist  die  Einreihung  der  gemischten  Vereine, 
z,  B.  des  Hamburger  Konsum-,  Bau-  und  Sparvereins  „Produktion".  — 
Auch  auf  die  drei  letzten  Abhandlungen  werde  hingewiesen.  Sie  betreffen 
folgende  Gegenstände:  i.  Theorie  und  Praxis,  2.  Gesetzgebung  gegen  un- 
lauteren Wettbewerb,  3,  Eine  schwedische  Universitätsprofessur  für  Ge- 
nossenschaftswesen. —  Ich  schließe  diese  Besprechung  mit  dem  Ausdrucke 
des  Wunsches,  daß  Verständnis  und  gegenseitige  Förderung  zwischen 
schwedischer  und  deutscher  Volkswirtschaft  an  Ausdehnung  und  Kraft 
zunehmen  möge  —  der  englische  Wettbewerb  wird  Deutschland  jeden 
Fußbreit  Erde  streitig  machen  — ,  das  Genossenschaftswesen  ist  trefflich 
geeignet,  als  Bindeglied  zu  dienen. 

Prof.  Ferdinand    Tönnies,    Eutin. 


People's  Year  Book,  The  — 
and  Annual  of  the  English  and  Scot- 
tish  Wholesale  Societies  1919.  A  Vo- 
lume of  UsefuI  Information  prepared 
by  the  Co-Operative  Press  Agency. 
2nd  Year  of  Publication.  Published 
by  the  Co-operative  Wholesale  Society 
Ltd.,  Manchester;  and  the  Scottish 
Co-operative  Wholesale    Society   Ltd., 


Glasgow.  383  S.  —  Das  Buch  unter- 
richtet nicht  nur  über  die  Tätigkeit  der 
Großeinkaufsgesellschaft  englischer  u. 
schottischer  Konsumvereine  im  ab- 
gelaufenen Jahr,  sondern  gibt  zugleich 
einen  Überblick  über  die  Ausdehnung 
des  Genossenschaftswesens  und  führt 
in  die  englische  Arbeiterbewegung  ein. 
Es    ist     hier    sehr  verschiedenartiges 


Auswanderung,  Einwanderung,  Wanderarbeit. 
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Material  zusammengetragen.  Die 
Kriegsereignisse  und  ihre  Wirkung 
auf  die  Preisgestaltung  sind  ver- 
schiedentlich berücksichtigt.  hg. 

Schwiedland,  Eugen,  Die 
Wirtschaftsgenossenschaften.  2.  Aufl. 
Wien     u.      Leipzig      1919.  Manz. 

32  S.      Ji   1,60. 

Z  e  n  t  r  a  1  V  e  r  b  a  n  d  es  deutscher 
Konsumvereine      für      1918, 


Jahresbericht  des  — ,  erstattet  zu 
Händen  des  sechzehnten  ordentlichen 
Genossenschaftstags  des  Zentralver- 
bandes deutscher  Konsumvereine  am 
23.  und  24.  Juni  1919  in  Hamburg  vor 
dem  geschäftsführenden  Vorstande 
Heinrich  Kaufmann,  Hugo  Bästlein. 
Hamburg  1919.  Verlagsgesellschaft 
deutscher  Konsumvereine  m.  b.  H. 
XXIII,  774  S.     jK,   15.—. 


13.  Wirtsdiaftlidic  Interessenvertretungen,  Vereine,  Kongresse, 
Messen,  Ausstellungen. 


B  o  r  g  i  u  s  ,  Dr.  W  a  1 1  h  e  r  ,  Han- 
delskammern im  Ausland.  (Handels- 
politische Flugschriften,  herausgeg.  v. 
Handelsvertragsverein.  Heft  18.) 
Berlin  1919.  Handels  Vertrags  verein. 
12  S.  —  Die  für  Deutschland  dringend 


notwendigen  Handelskammern  im  Aus- 
land sollen  in  möglichst  freiheitlichen 
Formen,  ohne  amtlichen  oder  halb- 
amtlichen Charakter  nach  dem  Vor- 
bild der  doppelstaatlichen  Vereine  und 
Verbände  organisiert  werden.       hb. 


14.  Auswanderung,  Einwanderung,  Wanderarbeit. 

Hürlimann,  Dr.  iur,  W.,    Die  schweizerische  Auswanderung 
und    ihre    Gesetzgebung.     Zürich  1918.     164  S. 

Nicht  die  Auswandenmg,  die  seit  ihrem  Höhepunkt  in  den  achtziger 
Jahren  auf  etwa  ein  Viertel  zurückgegangen  ist  und  sich  bis  zum  Kriege 
regelmäßig  auf  4000  bis  5000  jährlich  bezifferte,  sondern  lungekehrt  die 
Einwanderung  ist  heute  zu  einem  Problem  der  schweizerischen  Wirtschafts- 
politik geworden.  Im  ersten  Jahrzehnt  des  laufenden  Jahrhunderts  sind 
jährlich  im  Durchschnitt  etwa  8000  Personen  mehr  in  die  Schweiz  einge- 
wandert als  ausgewandert.  Nicht  die  Abgabe  heimischer  Arbeitskräfte  an 
das  Ausland,  sondern  die  Uberschwenummg  mit  Ausländem,  die  „Über- 
fremdung" ist  heute  Gegenstand  der  Sorge  schweizerischer  Wirtschafts- 
politiker. Aber  beide  Erscheinungen  stehen  miteinander  in  Zusammenhang. 
Da  die  Industrialisierung  der  Schweiz  den  Bedarf  an  Arbeitskräften  so  stark 
gehoben  hat,  fiel  der  Grund  zu  der  ehemals  noch  so  zahlreichen  Auswande- 
rung fort,  und  über  das  Nachwachsen  der  inländischen  Bevölkerung  hinaus 
mußte  die  schweizerische  Industrie  mehr  imd  mehr  Ausländer  ins  Land 
ziehen. 

Der  Verf.  hat  die  schweizerische  Auswandenmg  für  sich  allein  betrachtet 
und  ihren  Zusammenhang  mit  der  Einwandertmg  nicht  zur  Darstellimg  ge- 
bracht. Infolgedessen  fehlt  der  eingehenden  Schilderung  der  schweizerischen 
Auswanderungspolitik  vmd  der  Erörtenmg  des  geltenden  Auswandervmgsrechts 
die  scharfe  charakteristische  Ausprägxmg.  Die  zaghafte  und,  wie  der  Verf. 
sagt,  manchmal  widerspruchsvolle  Gesetzgebimg  der  Schweiz,  ihre  Abhängig- 
keit von  der  Einwandenmgspolitik  der  überseeischen  Kolonialstaaten  wird 
erst  verständlich,  wenn  man  neben  der  Kleinheit  des  I^andes,  seinem  Mangel 
an  eigenen  Kolonien  imd  den  demokratischen,  einer  straffen,  zielbewußten 
AuswanderungspoHtik  abholden  Gnmdsätzen  der  Schweizer  auch  die  Tat- 
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Sache  in  Rücksicht  zieht,  daß  die  Auswanderung  für  die  Schweiz  den  Charaktei 
eines  volkswirtschaftlichen  Problems  von  Bedeutung  allmählich  verloren 
hatte. 

Diesem  Umstände  trägt  der  Verf.,  ohne  es  auszusprechen,  Rechnxmg, 
indem  er  die  Aufgabe,  den  Auswandererschutz  zu  erweitem  und  wirksamer 
zu  gestalten,  im  wesentlichen  nicht  seinem  Heimatlande  allein,  sondern 
den  europäischen  Auswandererstaaten  gemeinsam  zuweist,  und  die  nationale 
durch  eine  internationale  Auswandenmgspolitik  zu  ergänzen  vmd  zu  stärken 
vorschlägt.  Joseph    Hartmann,  Kiel. 


Dansk  TraehandIerforeni]ng, 
dens  Historie  i  fem  og  tyve  Aar  og 
Tiden  for  dens  Stiftelse.  Kopenhagen 
1918.     49  S. 

Handelsmuseum      in  i   Wien, 


Das  — .  Darstellung  seiner  Gründung 
und  Entwicklung  1874 — 1919.  Zu- 
sammengestellt von  der  Direktion  des 
Handelsmuseums.  Wien  1919.  j^L.  W. 
Seidel  &^Sohn.     67  S.    \;g  ,.-•;    ■  "_^ 


15.  Arbeitgeber,  Arbeitnehmer,  Sozialpolitik,  Sozialismus. 

Ausländische  Gesetzgebung  über  B  e  r  u  £s  ve  r  e  in  e  , 
Einigungs-,  Schieds-  und  Tarifwesen.  Bearbeitet  im 
Kaiserl.  Statist.  Amte,  Abteilimg  für  Arbeiterstatistik.  (18.  Sonderheft 
zum  Reichsarbeitsblatt.)  Berlin  191 8.  Carl  Heymann.  28,468  s.  JC  20, — . 
In  der  Sitzung  des  deutschen  Reichstages  vom  10.  Dezember  191 3 
liefen  Graf  von  Westarp  und  Freiherr  v.  Gamp-Massaunen  Sturm  gegen  die 
Erteilung  der  Rechtsfähigkeit  an  Berufsvereine  sowie  gegen  den  Terroris- 
mus der  Gewerkvereine  ^und  verlangten  Verschärfung  der  Strafbestim- 
mxmgen  (,, Schutz  gegen  Mißbräuche  der  Koalitionsfreiheit").  Der  Reichs- 
kanzler ging  mit  dem  Grafen  v.  Westarp  in  der  Ablehnimg  der  Rechts- 
fähigkeit der  Berufsvereine  einig  —  sie  sei  nicht  spruchreif,  sagte  Graf  Westarp 
S.  6321  —  noch  keineswegs  zu  einem  gesetzgeberischen  Akt  reif,  sagte  der 
Kanzler  S.  6342  des  sten.  Protokolls  — ,  und  er  kam  dem  Verlangen  des 
Grafen  v.  Westarp  nach  einer  Regierungsinitiative  durch  die  Erklärung  nach, 
er  habe  schon  vor  längerer  Zeit  den  Herrn  Staatssekretär  des  Innern 
gebeten,  die  Erfahrungen,  die  in  dem  ganzen  Verlauf  der  deutschen  Arbeits- 
streitigkeiten gesammelt  worden  sind,  und  die  Erfahrungen,  die  in  anderen 
Ivändem  gemacht  worden  sind,  zusammenzustellen.  Von  dieser  Staatsaktion 
ist  nichts  übriggeblieben  als  die  vorliegende  tüchtige  Verwaltungsarbeit 
—  eine  Zusammenstellung  der  ausländischen  Gesetzgebtmg  über  die  Re- 
gelung des  Rechtes  der  Arbeiterverbände  und  ihrer  Konfükte.  Es  werden 
in  5  besonderen  Abteilungen  die  Gesetze  über  Berufsvereinswesen,  Arbeits- 
kämpfe, Tarifverträge,  Einigtmgs-  und  Schiedswesen,  Arbeitskammem  und 
Arbeitsräte  im  Urtexte  und  in  sorgfältiger  Übertragung  wiedergegeben. 
Erläuternde  Vorbemerkungen  über  1 1  Länder  werden  vorausgeschickt.  Die 
Sammlung  enthält  auch  Gesetzentwürfe  zur  Regelung  des  Tarifvertrages  und 
des  Einigungswesens  vZürich,  Frankreich,  Belgien,  Schweden,  Norwegen, 
Südafrika),  die  dem  Gesetzgeber  das  Werk  besonders  wertvoll  gestalten. 
Die  Fortsetzimg  dieser  Sammlvmg  ist  dringend  erwünscht.  Wertvoll  wäre 
darin  eine  chronologische  Zusammenstellung  der  im  vorliegenden  Bande  ge- 


Arbeitgeber,  Arbeitnehmer,  Sozialpolitik,  Sozialismus. 
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lieferten  Gesetzgebung  und  eine  analytische  Tabelle  der  grundlegenden  Be- 
stimmungen am  Schlüsse  der  erläuternden  Vorbemerkungen.  Der  enorme 
Umschwimg  seit  191 8  würde  darin  klar  zum  Ausdruck  gelangen. 

Prof.  Stephan    Bauer,    Basel. 


Agricultural  Wages  Board 
to  enquire  into  the  Finan- 
cial Results  of  the  Occu- 
pation  of  Agricultural 
Land  and  the  Cost  of  Li- 
ving  of  Rural  Workers, 
Report  of  the  Committee  appointed 
by  the  — .  (Agricultural  Wages  Board.) 
(Cmd.  76.)  London  1919.  Published 
by  H.  M.'s  Stationery  Office.  73  S. 
9  d.  net. 

Almanacco  socialista  ita- 
1  i  a  n  o.  1917.  Mailand.  „Avanti." 
250  S. 

Andler,  Charles,  Le  socialisiue 
imp^rialiste  dans  l'Allemagne  con- 
temporaine.  Dossier  d'une  Polemique 
avec  Jean  Jaurös  (1912 — 1913).  (Col- 
lection  de  „L'Action  Nationale".) 
Paris  1918.    Bossard.    259  S.    Fr.  4,50. 

Cathrein,  Viktor,  Der  Sozia- 
lismus. Eine  Untersuchung  seiner 
Grundlagen  und  seiner  Durchführbar- 
keit. II.  bedeutend  venu.  Aufl.  Frei- 
burg i.  Br.  1919.  Herder.  XV,  504  S. 
M  10,40.  —  Die  10.  Aufl.  des  Werks 
erschien  1910.  In  der  vorliegenden 
II.  Aufl.  hat  der  Verf.  die  Geschichte  der 
Sozialdemokratie  in  den  verschiedenen 
Kulturländern  bis  zur  Gegenwart  fort- 
geführt, außerdem  ist  ein  Kapitel  neu, 
in  welchem  er  sich  gegen  die  Ver- 
gesellschaftung des  Privateigentums 
wendet;  der  Mensch  habe  das  Recht 
zum  Besitz  desselben  von  der  Natur 
erhalten.  Die  seit  1910  erschienene 
sozialistische  Literatur  ist  verarbeitet 
worden,  im  übrigen  ist  die  Grundten- 
denz des  Buchs  die  gleiche  geblieben: 
C.  lehnt  die  Verwirklichung  der  sozia- 
listischen Ideen  aus  ideellen  wie  prak- 
tischen Gründen  ab  und  mahnt,  gegen- 
über dem  Anwachsen  des  Sozialismus 
Ernst  zu  machen  mit  der  sozialen  Re- 
form und  besonders  mit  der  Neubele- 
bung des  christlichen  Geistes,     hg. 

Deutsch,  Felix,  Was  haben  die 
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vmd  die  Tragw^eite  des  Völkerrechts  haben  täuschen  können",  beruht  nach 
Zitelmann  (S.  14)  im  letzten  Grtmde  darauf,  „daß  es  an  einer  in  die  Tiefe 
gehenden  und  unerschrockenen  juristischen  Dtirchdringimg  seiner  letzten 
Fragen  gefehlt  hat".  Man  habe  das  Völkerrecht  geschichtlich  und  politisch, 
auch  allgemein  philosophisch,  aber  nicht  genug  juristisch  behandelt. 
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der  weitaus  tinvollkommenste  ist.  Seine  Unvollkommenheit  bestehe  vor 
allem  in  der  großen  Dürftigkeit  seines  Inhalts.  E)s  gebe  nur 
verhältnismäßig  wenige  Völkerrechtssätze.  Die  Völkerrechtssysteme  seien 
nur  dadurch  so  angeschwollen,  daß  sie  nicht  nur  die  Rechtssätze,  das  ob- 
jektive Recht,  sondern  auch  die  einzelnen  Rechtsverhältnisse,  die  zwischen 
bestimmten  Staaten  auf  Grund  von  Verträgen  oder  Herkommen  bestehen, 
darstellen  (S.  16).  Scheide  man  das  im  Wege  der  Vereinbarung  (im  Wege 
rechtsetzender  Verträge  [S.  19])  imd  der  Gewohnheit  geschaffene  Recht  aus, 
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daß  auch  für  sie  eine  Ordnung^  irgendeiner  Art  ersprießlich  ist,  so  können 
sie  diese  nur  herstellen,  indem  sie  eine  Vereinbarung  miteinander  treffen." 
So  stehe  es  ntm  auch  zwischen  den  souveränen  Staaten,  weil  ein  einzelner, 
der  eine  Herrschaft  über  die  anderen  ausüben  tmd  Befehle  geben  könnte, 
nicht  vorhanden  sei.  Man  könne  kurz  sagen:  „einzige  Quelle  der 
Setzung  echten  Völkerrechts  ist  das  Abkommen 
zwischen  den  Staaten,  also  der  V  öl  kerr  e  ch  ts  ver- 
trag" (S.  18).  Es  gilt,  festzuhalten,  daß  diese  Ausführimgen  Zitelmanns 
nur  die  Schaffung  positiven  Rechts  berücksichtigen.  Die  andere  schwierige 
Frage,  ob  vor  der  Vereinbarung  der  Farmer,  vor  dem  Völkerrechts- 
vertrage, zwischen  den  souveränen  Staaten  bzw.  den  Farmern  ein 
Rechts  zustand  bestand,  hat  Zitelmann  ausgeschieden.  Sie  ist  zu 
bejahen.  Denn  es  gibt  zwischen  Menschen  und  Staaten  als  Trägem  mensch- 
licher Interessen  keinen  rechtsfreien,  also  in  dem  Sinne  rechtlosen  Zustand, 
daß  ihr  Verhalten  nicht  rechtmäßig  oder  rechtswidrig  wäre.  Und  auch  die 
,, metajuristische"  Frage  nach  dem  „R  echtsgrunde  des  Völker- 
rechts", dem  letzten  Grunde  für  die  Verbindhchkeit  der  Völkerrechts- 
verträge führt  zu  diesem  „v  o  r  p  o  s  i  t  i  v  e  n"  Rechte,  ohne  das  alles 
positive  Recht  in  der  Luft  hängt^.  Weshalb  denn  auch  heute  wieder  für  das 
Völkerrecht  eine  „naturrechtliche"  Begründung  und  Verklammerung  von 
den  verschiedensten  Seiten  ^  verlangt  wird.  —  Zitelmanns  Ausfüh- 
rungen über  das  gesetzte  (positive)  Völkerrecht  verdienen  im.eingeschränkte 
Zustimm  vmg. 

^  Vgl.  auch    Zitelmann,    Griinhufs  Z.  XXXIII.     S.  4. 

*  So  von  Kohler,  v.  Bar,  Nelson,  v.  Lentner,  P.  Klein,  Cath- 
rein,    Mausbach,    Schilling. 
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Bei  den  Untersuchungen  über  die  andere  Quelle,  aus  der  das  (positive) 
Völkerrecht  entspringt,  das  Gewohnheitsrecht,  hebt  Zitelmann-  mit 
Recht  hervor,  daß  die  ganze  Lehre  vom  Gewohnheits- 
recht für  die  zwischenstaatlichen  Verhältnisse 
einer  erneuten  eindringenden  Durchprüfung  be- 
darf^. „Wie  weit  schafft  der  Gebrauch  auch  für  und  gegen  einen  Staat 
Recht,  der  an  dem  Gebrauch  nicht  beteiligt  gewesen  ist,  weil  sich  bei 
ihm  ein  solcher  Fall  noch  nicht  ereignet  hat  ?  Und  wie  groß  muß  die 
Mehrheit  der  Staaten  sein,  die  den  Satz  geübt  haben,  damit  er  zum  all- 
gemeinen Recht  werde  ?"  Wie  ist  die  Rechtslage,  wenn  infolge  der  Zer- 
trümmerung eines  Staates  —  man  denke  an  die  österreichische  Monarchie 
—  neue  Staaten  entstehen  ?  Sind  die  Teilstaaten  an  das  für  den  früheren 
Staat  maßgebend  gewesene  Völkergewohnheitsrecht  gebunden  ?  Was  ge- 
hört, ztun  ,, Gebrauch"  im  zwischenstaatlichen  Recht,  wo  die  Zahl  der 
möglichen  Übungsfälle  sehr  viel  kleiner  ist  als  im  bürgerlichen  Recht  ? 
Immer  wieder  zeigt  sich,  wie  sehr  wir  einer  „allgemeinen  Rechtslehre" 
bedürfen,  wie  verfehlt  es  ist,  daß  die  I^ehren  vom  objektiven  Recht  usw. 
noch  immer  in  unseren  Darstellungen  des  Bürgerlichen  Rechts 
behandelt  werden. 

Überzeugend  legt  Zitelmann  dar,  daß  auch  die  Menge 
dessen,  was  man  Völkergewohnheitsrecht  nennt, 
bei  ernster  Nachprüfung  sehr  zusammenschrumpft. 
Er  beschäftigt  sich  sodann  mit  den  Gründen,  aus  denen  das  Gebiet  des 
Völkergewohnheitsrechts  viel  zu  weit  bestimmt  wird,  und  zeigt,  warum 
gerade  beim  Völkerrecht  die  scharfe  Scheidimg  zwischen  „gewordenem" 
und  „werdendem"  (,,bloß  gewünschtem")  Rechte  nottut,  imd  welche 
großen  Gefahren  aus  der  Verwischung  der  Grenzlinie  zwischen  „gewordenem" 
vmd  „bloß  gewünschtem"  Recht  entspringen. 

Eine  weitere  Schwäche  des  Völkerrechts  —  insbesondere  Völkerge- 
wohnheitsrechts —  besteht  darin,  daß  die  unzweifelhaft  vor- 
handenen Völkerrechtssätze  ihrem  Sinne  nach  viel- 
fach unsicher  und  unvollkommen  sind,  und  die  im  inner- 
staatlichen Rechte  zur  Hebxmg  dieser  Schwierigkeiten  gegebenen  Mittel: 
ein  völlig  unvoreingenommen  arbeitendes,  allmählich  zu  einer  herrschenden 
Meinvmg  führendes  Schrifttum  und  die  Rechtsprechung  eines  ständigen, 
eine  feste  Überlieferimg  bildenden  Gerichtshofs  fehlen. 

Sodann  bespricht  Zitelmann  die  Unvollkoromenheiten  des  Völker- 
rechts, die  in:  den  vielfachen  Verklausulierungen  im  Völkerrecht,  insbeson- 
dere der  clausula  rebus  sie  stantibus,  dem  Satze,  .  .  .  ,,daß  bei  allen  völker- 
rechtlichen Verträgen,  die  beiden  Teilen  Pflichten  auferlegen,  die  Nicht- 
erfüllung des  Vertrages  auf  der  einen  Seite  .  .  .  den  anderen  Teil  berechtigt, 
auch  seinerseits  den  Vertrag  nicht  zu  halten"  .  .  .  der  ,,gefährHchen"  Be- 
rufung auf  den  Notstand,  .  .  .  dem  Repressalienrechte,  .  .  .  der  Einwir- 
kimg    des  Kriegsausbruches    auf  das  zwischenstaatliche  Recht,    .   .   .    der 

^  Vgl,  auch  Strupp,  Arch.  R.  Philos.  XII.,  S.  243;  Lammasch,  Das 
Völkerrecht  nach  dem  Kriege  (1917),  S.  24/25,  61,  86,   145,  147/8,  154. 
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Unerzwingbarkeit  der  völkerrechtlichen  Gebote  und  Verbote,  ihren  Grund 
haben.  Die  in  diesem  Zusammenhange  vertretene  Auffassung  Ziteknanns, 
daß  die  Lehre  von  der  Rechtfertigung  des  Elrieges,  vom  ,,b  e  1 1  u  m 
i  US  tum"  und  „iniustum"  eine  ethische  und  keine  rechtliche  sei, 
kaim  ich  nicht  teilen^. 

Der  letzte  Teil  der  Rede  befaßt  sich  mit  der  Frage:  Lassen  sich 
die  Schwächen  und  Unvollkommenheiten  des  Völ- 
kerrechts beseitigen?  sowohl  für  den  Fall,  daß  die  Staaten  wie 
bisher  jeder  für  sich  nebeneinander  in  einem  Zustand  der  Anarchie 
bestehen  bleiben,  als  auch  für  den  Fall,  daß  es  zum  Völkerbunde 
kommt.  Dabei  werden  die  Schwierigkeiten,  die  dem  Völkerbimde  im 
Sinne  Wilsons  imt  seiner  richterlichen,  gesetzgebenden  vind  vollziehenden 
Fvmktion  im  Wege  stehen,  in  eingehender  Untersuchung  gewürdigt. 

Prof.  Peter    Klein,    Königsberg. 

Willms,  Dr.  Hermann,  Die  seekriegsrechtliche    Bedeutung 
von    Flottenstützpunkten.      ( Quellen  imd   Studien  zur   Ge- 
schichte imd  Dogmatik  des  Seekriegsrechts.      Herausgeg.  von  Prof.  Dr. 
Heinrich  Triepel  u.  Prof.  Dr.  Heinrich  Pohl.    i.  Bd.,  Heft  i.)    Berhn  191 8. 
J.  Springer.     VI,   164  S.     M  9, — . 
Der  Verfasser,   Gerichtsassessor  in  Bonn,  hat  mit  dieser   Schrift  bei 
einem  Preisausschreiben  der  juristischen  Gesellschaft  in  Berhn  den  ersten 
Preis  unter  18  eingereichten  Arbeiten  errungen.     Sie  ist  eine  eindringende 
imd  umfassende  wissenschafthche  Erörtenmg  mit  poHtischer  Spitze.     Der 
Verfasser  sieht  das  Völkerrecht  in  enger  Verbindung  mit  der  Pohtik ;  er  rühmt 
es  (S.  74),  wenn  in  England  die  völkerrechtliche  Literatur  eine  ihrer  Haupt- 
aufgaben darin  sehe,  Diplomatie  xmd  Admirahtät  mit  der  ,,erforderhchen 
rechthchen  Begründung"  für  ihre  Praxis  zu  versehen  und  stellt  dazu  in 
Gegensatz,  wenn  man  in  Deutschland,  in  Verkennvmg  des  Zusammenhanges 
zwischen  Völkerrecht  vmd  Pohtik,  ein  solches  Verfahren  für  unwissenschaft- 
hch  halte;  er  verneint  geradezu,  soweit  nicht  bindende  zwischenstaathche 
Abmachungen  vorhegen,  ein  Völkerrecht,  indem  er  S.  104  sagt,  jeder  Staat 
habe  sich  bis  dahin  „sein  Völkerrecht  einrichten"  können,  wie  er  gewollt 
habe. 

Die  dem  Völkerrecht  anhaftende  Schwäche  wird  damit  auf  die  Spitze 
getrieben.  Der  Hauptinhalt  des  Werkes  bleibt  aber  dadurch  imberührt, 
denn  es  hat  nicht  allgemeine  völkerrechthche  Theorien  zum  Gegenstande, 
sondern  die  Bedeutimg  der  Flottenstützpimkte  für  die  internationalen  Ab- 
machtmgen  und  Verhandlungen  im  Haag  1907  imd  in  London  1908/09,  aus 
denen  die  Haager  seekriegsrechthchen  Abkommen  und  die  nicht  ratifizierte 
Londoner  Deklaration  erwachsen  sind.  Der  Verfasser  zeigt,  wie  die  Erörte- 
rungen vom  Machtstandpunkt  und  von  der  Rücksicht  auf  den  Nutzen  der  ein- 

^  Vgl.  zu  dieser  Frage  neustens  Schücking,  Der  Dauerfriede  (1917),  S.  35ff., 
L  a  m  in  a  s  c  h  ,  a.  a.  O.,  S.  134,  136,  i47ff;  N  i  e  m  e  y  e  r  ,  D.  J.  Z.  XXIV.,  S.  23; 
V.  Peretiatkowicz,  Arch.  R.  Philos.  XI.,  S.  320 — 329,  XII.,  S.  47 — 55,  129 
bis  135. 
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zelnen  beteiligten  Staaten  beherrscht  waren.  Überall  stehen  solche  Erwägun- 
gen auch  hinter  anscheinend  rechthch-dogmatischen  Ausführungen,  Schon 
bei  Verhandlungen  über  scheinbar  rein  juristisch  behandelte  Gegenstände 
des  bürgerlichen  Rechtes  spielen  ja  wirtschafthche  Gründe  und  Interessen- 
poHtik  mehr  oder  weniger  entscheidend  mit,  wie  das  beim  BGB.,  §  835,  zuguter- 
letzt  noch  die  Hasenfrage  zeigte;  bei  völkerrechthchen  Verhandlungen  ist 
das  natürlich  im  allerhöchsten  Maße  der  Fall.  Der  Verfasser  legt  das  dar, 
indem  er  Punkt  für  Punkt  nachweist,  wie  bei  den  Verhandlungen  die  See- 
mächte —  England  und,  bezeichnenderweise,  Japan  —  den  Landmächten 
Deutschland  tmd  Rußland  gegenüberstanden;  er  bezeichnet  Rußland  sogar 
einmal,  im  bewußten  oder  xmbewußten  Anschluß  an  das  Wort  vom  „bril- 
lanten Sekimdanten"  als  tüchtigen  Sekundanten  Deutschlands  auf  der  Men- 
sur (S.  53).  Die  übermächtige  Seemacht  Englands  findet  aber  ihren  Aus- 
druck nicht  nur  in  seiner  Flotte,  sondern  vor  allem  in  seinen  sich  über  den 
Erdkreis  erstreckenden  auswärtigen  Besitzungen,  die  überall  wichtige  Pimkte 
besetzt  halten ;  daß  England  vermöge  seiner  Besitzungen  Flottenstützpunkte 
auf  der  ganzen  Welt  hat,  die  Festlandsmächte  aber  solche  fast  oder  ganz 
entbehren,  hat  den  Verhandlungen  in  wesentUchen  Punkten  ihr  Kennzeichen 
gegeben.  Wo  von  der  Stellimg  der  Neutralen  die  Rede  ist,  handelt  es  sich 
vermöge  dieses  Gegensatzes  weniger  um  ihren  Schutz,  als  tun  die  Möglich- 
keit für  kriegführende  Festlandsmächte,  in  gewissen  Grenzen  für  ihre  Schiffe, 
dem  Herkommen  gemäß,  ein  neutrales  Gebiet  benutzen  zu  dürfen  und  damit 
den  Mangel  an  eigenen  Stützpiuikteu  auszugleichen,  während  England  einer 
solchen  Benutzung  nicht  bedarf  und  sie  daher  möghchst  ausschheßen  will. 

Der  Verfasser  sucht  diese  „Zusammenhänge  zwischen  Recht  und  Macht 
in  der  Frage  der  Flottenstützpunkte"  in  den  Hauptgebieten  der  Verhand- 
lungen auf.  Gelegentlich  mag  die  Verbindimg  mit  der  Frage  der  Flotten- 
stützpvmkte  nicht  ohne  weiteres  einleuchten  (so  u.  a.  S.  46  beim  Durchfahrts- 
recht dvirch  neutrale  Gewässer),  im  wesentHchen  sind  aber  die  rechthchen 
Ausführungen  des  Verfassers  hierin  überzeugend. 

Im  einzelnen  prüft  W  i  1 1  m  s  den  Zusammenhang  zwischen  Flotten- 
stützpvmkten  luid  Seekriegsrecht,  ztmächst  mit  Bezug  auf  die  allgemeine 
Regel  Art.  5  des  XIII.  Haager  Abkommens,  sodann  für  Zulassung  und  Durch- 
fahrt im  neutralen  Seegebiet  und  für  den  Aufenthalt  in  neutralen  Gewässern, 
wobei  es  sich  besonders  um  die  24  stündige  Aufenthaltsfrist  handelt.  In 
weiteren  Abschnitten  wird  das  neutrale  Gebiet  als  Stützptmkt  bei  Beschä- 
digung und  Ausrüstimg  sowie  bei  der  Einnahme  von  Lebensmitteln  und 
Brennstoffen  behandelt.  Ein  Ausspruch  von  Graf  Spee  zeigt  die  Not- 
wendigkeit von  festen  Stützpimkten  für  den  Kreu^erkrieg ;  im  Vordergrunde 
steht  die  Kohlenfrage.  Interessant  ist  S.  77  der  dort  angeführte  Hinweis 
O  s  t  w  a  1  d  s  über  die  Ersetzung  von  Kohlen  durch  Motoren  und  der  Aus- 
bhck  auf  etwaige  seekriegsrechtUche  Umwälzimgen  infolge  dieser  Änderung. 

Der  Verfasser  behandelt  dann  die  Bedeutimg  der  Flottenstützpimkte 
vom  prisenrechthchen  Standpunkt.  Dabei  legt  er  (in  einem  allerdings  auch 
für  ihn  nicht  in  erster  Linie  stehenden  Punkt)  u.  E.  zuviel  Gewicht  auf  die 
Unmöghchkeit,   im   neutralen    Gebiet   eigene    Prisengerichte   zu   errichten. 
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Solche  würden  vor  Anfeindung  nicht  mehr  geschützt  sein  als  die  weniger 
schnell  und  vielleicht  einmal  auf  Gnmd  eines  inzwischen  verdvmkelten  Tatbe- 
standes entscheidenden  Prisengerichte  im  Inland.  Ist  es  doch  anscheinend  das 
Schicksal  jeder  Prisengerichtsbarkeit,  daß  sie  im  Urteil  der  Betroffenen 
nicht  als  gleichwertig  mit  der  völlig  über  den  Parteien  stehenden  innerstaat- 
lichen Gerichtsbarkeit  erscheint,  ein  Schicksal,  dem  auch  die  deutsche  Prisen- 
gerichtsbarkeit im  Urteil  der  Neutralen  nicht  immer  entgangen  ist.  Tat- 
fragen, die  bei  frühzeitigerer  Prüfimg  besser  aufzuklären  gewesen  wären, 
spielen  dabei  nach  den  bisherigen  Erfahrungen  kaum  eine  Rolle. 

Nicht  ganz  zutreffend  dürfte  sein,  was  der  Verfasser  S.  90  über  den 
Eigentumsübergang  an  Prisen  nach  enghschem  Recht  sagt,  übrigens  nicht 
im  Einklang  mit  S.  105.  Wie  das  RG.  in  der  Entscheidimg  im  Fall  „Romu- 
lus"  Bd.  6-j,  S.  256  ausführt,  geht  auch  nach  englischem  Recht  das  Eigen- 
tum an  der  Prise  erst  mit  der  Kondemnierung  über,  nicht  schon  mit  der 
Nehmvmg,  der  Übergang  wird  aber,  wenn  erfolgt,  zurückbezogen,  vgl.  auch 
RG.  89,  320. 

Die  Meinung,  die  nordischen  Staaten  dürften  sich  über  die  Versenkxm.g 
von  Schiffen  nicht  wundem,  wenn  die  Prisen  in  iliren  Heimatshäfen  kein 
Asyl  finden  könnten,  scheint  vms  im  Ausdruck  etwas  abwegig.  Wir  glauben 
nicht,  daß  der  U-Bootkrieg  in  irgend  erheblichem  Umfang,  selbst  außerhalb 
des  Gebietes  feindlicher  Gegenwirkung,  erlauben  würde,  Prisen  in  neutrale 
Häfen  zu  schaffen;  sodann  entspricht  aber  die  im  „Themis"fall  gegenüber 
Schweden  aus  pohtischen  Gründen  erfolgte  Freigabe  des  genommenen 
Schiffes  so  sehr  der  Bilhgkeit  (vgl.  Per  eis  in  Hans.  RZ.  i,  S.  332),  daß 
es  uns  zweifelhaft  sclieint,  ob  eine  derartige  Bemerkimg  hier  am  Platz  ist. 

Besondere  Aufmerksamkeit  verdienen  die  Schluß  ausführungen  dieses 
Abschnittes  über  die  günstigen  Folgen  einer  scheinbaren  Nachgiebigkeit 
im  Haag  (S.  11  o).  Hier  wie  an  anderen  Stellen  zeigt  sich,  wie  pohtische  Kunst 
auf  lange  Sicht  arbeiten  muß. 

EndUch  bespricht  der  Verfasser  die  Umwandlung  von  Kauffahrteischif- 
fen auf  hoher  See  und  die  Behandlung  feindhcher  Kauffahrteischiffe  beim 
Ausbruch  der  FeindseUgkeiten.  Das  erste  bekannthch  ein  ebenso  wichtiges 
wie  schwieriges  Problem. 

Den  Schluß  bilden  dann  die  Folgerungen  pohtischer  Art.  Der  Verfasser 
denkt  über  eine  vertragsmäßige  künftige  Sicherung  der  Meeresfreiheit  sehr 
skeptisch.  Wenn  die  heutigen  Mittel  des  Seebeuterechts  verschwänden, 
würde  der  Kampf  gegen  den  feindhchen  Handel  andere  hervorbringen,  wie 
er  das  schon  heute  getan  habe;  vielleicht  verlege  man  dann  den  Kreuzer- 
krieg ganz  ins  neutrale  Land  mit  Hilfe  von  schwarzen  leisten,  Einfuhrtrusts 
usw.  Jedenfalls  sieht  der  Verfasser  ein  Mittel  zum  Schutz  von  Deutschlands 
Seehandel  nur  in  einem  Frieden,  der  auch  Deutschland  Stützpimkte  im 
Weltmeer  gibt.  Dabei  taucht  die  flandrische  Frage  auf,  vor  allem  aber  lenkt 
der  Verfasser  die  Aufmerksamkeit  auf  die  Inselbesitzimgen  Portugals.  — 

Zu  den  politischen  Zielen  des  Buches  Stellung  zu  nehmen,  ist  nicht 
die  Aufgabe  einer  Besprechung  an  einer  Stelle,  die  pohtische  Erörterungen 
ablehnt.  Je  nach  seinem  Standpunkt  wird  der  I^eser  sie  als  den  eigenthchen 
Weltwirtscbaftliches  Archiv  Bd.  XV.  19 
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logischen  Schlußpunkt  des  Buches  empfinden  oder  ihre  Hinzufügung  als 
tendenziös  ansehen.  Auch  die  letztere  Beurteilung  wird  sich  aber  mit  der 
ersten  in  der  Anerkennung  der  sorgsamen  und  überzeugenden  Ausführungen 
im  Hauptteil  des  Werkes  vereinigen  müssen. 

Dr.  M.  1/  e  o  ,    Hamburg. 
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Felix  Meiner.     59   S.      M>   2,70. 

Carnegie  Endowment  for  In- 
ternational Peace,  Founded 
December  fourteenth,  1910.  Year 
Book  1918.  Nr.  7.  (Peace  through  Vic- 
tory.)     Washington.     XIV,  272   S. 

Conditions  de  paix.  Photo-li- 
thographisch vervielfältigt  in  der  Ad- 
miralstabsdruckerei.     415  S. 

Eckstein,  AnnaB.,  Staatenschutz- 
vertrag  zur  Sicherung  des  Weltfriedens. 
(Aus  dem  Institut  für  Internationales 
Recht  an  der  Universität  Kiel.)  Mün- 
chen u.  Leipzig  (1919).  Duncker  & 
Humblot.  VII,  83  S.  M  4.—.  —  Verf. 
hat  ihre  ,, Weltpetition  zur  Verhütung 
d.  Krieges",  die  auf  der  3.  Haager  Frie- 
denskonferenz den  Willen  der  vielen 
Millionen  Regierten  zum  Ausdruck 
bringen  sollte,  auf  Anregung  des  Kieler 
Instituts  in  einen  Staatenschutzvertrag 
umgearbeitet,  laut  dem,  ähnlich  wie 
der  Weltpostverein  ohne  politischen 
Einfluß  auf  seine  Mitglieder  zu  deren 
Nutzen  ein  einheitl.  Postgebiet  ge- 
schaffen hat,  die  Gebiete  der  vertrag- 
schließenden Staaten  ein  einziges 
Schutzgebiet  bilden  sollen,  um  die  den 
Vertragstaaten  drohenden  Gefahren 
friedlich  regeln  zu  können.  hg. 

Gerichtlichen  Entscheidun- 
gen, Die  — .  I.  Bd.  Teil  i  u.  2.  Die 
Judikatur  des   Ständigen  Schiedshofs 


von  1899 — 1913-  (Das  Werk  vom 
Haag.  Herausgeg.  v.  Prof.  Walther 
Schücking.  2.  Serie.)  Festgabe  zur 
Einweihung  des  Haager  Friedens- 
palastes. I.  Teil:  VIII,  452  S.  JK,  15,-—. 
2.  Teil:  519  S.  M,  17,50.  München 
u.  Leipzig  1917.  Duncker  &  Hum- 
blot. —  Die  beiden  Bände  enthalten 
außer  einer  Einleitung  von  Zorn 
folgende  Arbeiten:  Der  kalifornische 
Kirchengüterstreit  zwischen  den  Ver- 
einigten Staaten  von  Amerika  und 
Mexiko.  Von  James  Brown  Scott.  — 
Der  Venezuela-Prioritäts- Streit.  Von 
L.  V.  Bar.  —  Der  Japan-Streit.  Von 
Ferd.  v.  Martitz.  —  Der  Maskat- Fall. 
Von  Max  Fleischmann.  —  Der  Casa- 
blanca- Streitfall.  Von  L.  v.  Bar.  — 
Der  schwedisch-norwegische  Grenz- 
streit. Von  Karl  Strupp.  —  Der  nord- 
atlantische Fischereistreit.  Von  James 
Brown  Scott. 

Grabowsky,  Adolf,  Die  Grund- 
probleme des  Völkerbundes.  (Zeit- 
schrift' für  Politik.  XI.  Bd.,  Heft  4, 
S.  377 — 451)  Berlin  1919.  Carl  Hey- 
mann. 

J  ö  r  i  m  a  n  n  ,  A.-P  1.,  Le  traite  d'eta- 
blissement  germanosuisse.  Ra  ">port 
presente  au  groupe  genevois  de  la  nou- 
velle  societe  helvetique  le  19  decembre 

1918.  (Opinions  suisses.)  Genf  (1919). 
Sonor.     52   S.     Fr.   2, — . 

Kampf  um  den  Rechtsfrie- 
den, Der  — .  Die  Urkunden  der  Frie- 
densverhandlungen. Vollständiger  Ab- 
druck des  amtlichen  Weißbuchs.  Mit 
den  deutschenGegenvorschlägen.  (Deut- 
sche   Liga    für   Völkerbund.)       Berlin 

1919.  Hans  Robert  Engelmann.  295  S. 
M   5  — • 

K  a  t  z  ,  Dr.  Edwin,  Der  internatio- 
nale Rechtshof.  Berlin  u.  Leip  dg  1919. 
Dr.  Walther  Rothschild.    97  S.   Jt  4,20. 

Mitteilungen  der  Deutschen 
Gesellschaft  für  V,i  1  k  e  r - 
recht.  Heft  2.  Verhandlungen  der 
zweiten  Jahresversammlung  in  Kiel, 
18.  bis  21.  September  1918.  X,  204  S. 
Beilage:  Verhandlungen  der  am  21. 
September   1918  eingesetzten  Studien- 
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kommission  für  den  Völkerbund.  Ber- 
lin 1919.     160  S. 

Montgelas,  Max  Graf,  Bei- 
träge zur  Völkerbundfrage.  Leipzig 
(1919).  Der  Neue  Geist-Verlag.  55  S. 
Jt   1,50. 

O  p  e  t  ,  Prof.  Dr.  O  1 1  o  ,  Der  Schutz  der 
nationalen  Minderheiten.  (Monogra- 
phien zum  Völkerbund.  Herausgeg. 
V.  d.  Deutschen  Liga  für  Völkerbund. 
Heft  4.)  Berlin  1919.  Hans  Robert 
Engelmann.     23  S.     M,   1,50. 

Problems  of  the  War.  Papers 
read  before  the  Grotius  Society  in  the 
'Year  1918.  With  an  Appendix.  (The 
Freedomof  the  Scheldt.)  (Transactions 
of  the  Grotius  Society.  Founded  1915.) 
London  1919.  Sweet  &  Maxwell. 
LVI,   295   S. 

S  c  h  ä  t  z  e  1  ,  Dr.  Walter,  Völker- 
bund und  Gebietserwerb.  (Monogra- 
phien zum  Völkerbund.  Herausgeg.  v. 
d.2  Deutschen  Liga  für  Völkerbund. 
Heft  3.)  Berlin  1919.  Hans  Robert 
Engelmann.     32  S.     M   1,50. 

Scholz,  Dr.  Franz,  Privateigentum 
im  besetzten  und  unbesetzten  Feindes- 
land, unter  besonderer  Berücksichti- 
gung der  Praxis  des  Weltkrieges.  Ber- 
lin 1919.  Otto  Liebmann.  XIV,  309  S. 
iC   22, — . 

Schicking,  Dr.  Walther,  Prof. 
d.  Rechte  a.  d.  Universität  Marburg, 
Internationale  Rechtsgarantien.  Aus- 
bau t^nd  Sicherung  der  zwischenstaat- 
licheu  Beziehungen.  2.  Aufl.  Hamburg 
1919.    Broschek  &  Co.    134  S.   M  5, — . 

Treaty  of  Peacebetweenthe 
Allied  and  Associated  Po- 
wers and  Germany.  Signed  at 
Versailles,  June  28th,  1919.  (Treaty 
Series  Nr.  4.)  (Cmd.  153.)  London 
1919.  Published  by  H.  M.'s  Stationery 
Office.     VII,  213  S.     4  sh.   net. 

Valentin,  Veit,  Die  48er  Demo- 
kratie und  der  Völkerbundgedanke. 
(Monographien  zum  Völkerbund.  Heft 
2.)  Berlin  1919.  Hans  Robert  Engel- 
mann.  032  S.     Jli   1,50. 

Völkerbund,  Der  — .  Ein  Sammel- 


buch. Herausgeg.  u.  eingel.  v.  Alfred 
H.  Fried.  Mit  Arbeiten  von  Viscount 
Grey,  H.  N.  Brailsford,  Leon  Bourgois, 
Graf  Max  Montgelas,  M.  Erzberger, 
Theodore  Roosevelt,  Howard  Taft, 
Woodrow  Wilson,  Bund. -Präs.  Ca- 
londer,  Henri  Lafontaine  und  dem  Ame- 
rikanischen Institut  für  Völkerrecht. 
Leipzig  u.  Wien  1919.  E.  P.  Tal  &  Co. 
129  S.      M  6, — . 

Völkerbundentwurf  derEn- 
t  e  n  t  e  ,  Der  neue  — .  Mit  einer  kri- 
tischen Einleitung  v.  A.  Mendelssohn 
Bartholdy.  (Deutsche  Liga  für  Völ- 
kerbund. 8.  Flugschrift.)  Berlin  1919. 
Hans  Robert  Engelmann.  26  S. 
M  0,90. 

Wehberg,  Hans,  Die  internatio- 
nale Beschränkung  der  Rüstungen. 
Stuttgart  u.  Berlin  1919.  Deutsche 
Verlags-Anstalt.  XII,  463  S.  M  21,60. 
—  Das  Werk  enthält  in  seinem  i.  Teil 
einen^eschichtlichen  Überblick  über  alle 
privaten  und  öffentlichen  Anregungen, 
die  Rüstungen  im  wirtschafts-  und 
kulturpolitischem  Interesse  zu  be- 
schränken, der  bis  in  das  16.  Jahr- 
hundert zurückgeht.  Im  2.  Teil  be- 
handelt der  Verf.  die  grundsätzlich« 
Möglichkeit  der  Rüstungsverminde- 
rung, wobei  er  die  ihr  entgegen- 
stehenden Bedenken  zu  entkräften 
sucht  und  seiner  Ansicht  über  den 
Einfluß,  welchen  die  Rüstungsindu- 
strie aller  Länder  in  dieser  Frage  aus- 
zuüben vermag,  Ausdruck  verleiht. 
Die  umfangreiche  Materialsammlung, 
die  das  Buch  bringt,  wird  im  An- 
hang durch  die  wörtliche  Wiedergabe 
der  wichtigsten  Kundgebungen  zur 
Rüstungsfrage  vervollständigt,     hg. 

Wilsons  Völkerbundplan. 
Die  Akte  der  Pariser  Konferenz  vom 
14.  Februar  1919  mit  einem  Interview 
von  Reichsminister  Graf  Brockdorfi- 
Rantzau  und  einer  kritischen  Einlei- 
tung von  Dr.  Hans  Wehberg.  (Deut- 
sche Liga  für  Völkerbund.  5.  Flug- 
schrift.) Berlin  1919.  Reimar  Hob- 
bing.     51   S.     M   1,80. 


17.  Pr./ates  und  öffentliches  Rcdit  (soweit  nicht  in  besonderen 
Abteilungen  aufgeführt). 

Altunaga,  Dr.  Rafael  Rodriguez,  Derecho  mercantil.  Briefvorwort 
von  Prof.  Dr.  Jose  A.  del  Cueto.  Madrid  19 17.  Imprenta  Cläsica  EJspa- 
nola.     VIII,  887  S. 
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Auf  der  Gnmdlage  des  spanischen  Handelsgesetzbuches,  dessen  Text 
in  fast  unveränderter  Form  in  den  drei  im  Titel  genannten  iberoamerikanischen 
Republiken  Eingang  gefunden  hat,  stellt  der  Verf.  das  System  des  neuzeit- 
lichen Handelsrechts  dar.  Der  Vergleich  mit  den  Lehren  europäischer  Juristen, 
insbesondere  französischer  vmd  spanischer  Schriftsteller,  imd  mit  den  Gesetzen 
der  anderen  amerikanischen  Staaten  führt  ihn  dazu,  gewisse  Forderimgen 
für  die  bessere  Ausgestaltvmg  mancher  Abschnitte  des  Gesetzbuches  seines 
Landes  aufzustellen.  Der  Wert  des  Werkes  liegt  in  der  Klarheit  der  Darstel- 
lung  und  in  der  synthetischen  Gruppierung  der  Grundsätze  der  verschiedenen 
Institutionen.  Es  wird  zur  Einfühiimg  in  das  Handelsrecht  der  spanisch- 
sprechenden Staaten  gute  Dienste  leisten. 

Dr.  Eduardo    D.  Dlorens. 


Ackermann,  Dr.  Karl,  Die 
Sicherungsübereinigung  an  Waren- 
lagern. (Arbeiten  zum  Handels-,  Ge- 
werbe- u.  Landwirtschaftsrecht.  Nr. 
28.)  Marburg  i.  H.  N.  G.  Elwert. 
VI,   180  S.      Jü   6,60. 

E  r  r  e  r  a  ,  Prof.  Paul,  Traite  de 
droit  public  beige.  Droit  constitu- 
tionnel.  —  Droit  administratif.  2.  €d. 
enti^rement  refondue  et  mise  ä  jour. 
(Bibliothfeque  Internationale  de  Droit 
Public).  Paris  1918.  M.  Giard  &  E. 
Brifere  789  S.  Fr.  15, — .  —  Um- 
fassende Abhandlung  über  das  bel- 
gische Verfassungs-  u.  Verwaltungs- 
recht, seine  historische  Entwicklung 
u.  materiellen  Grundlagen.  am. 

Pohl,  Prof.  Dr.  Heinrich,  Rechts- 
schutz auf  dem  Gebiete  der  aus- 
wärtigen Verwaltung.  (Schmollers 
Jahrbuch.  43.  Jahrg.,  Heft  2,  S.  141 
— 182.)  München  u.  Leipzig  1919. 
Duncker    &  Humblot.I;  g,  ^^:^^  ^  ^  |j__^ 


U.  S.  Compiled  Statutes  1918. 
Compact  Edition.  Embracing  the 
Statutes  of  the  United  States  of  a 
General  and  Permanent  Nature  in 
Force  July  16,  1918.  With  an  Appen- 
dix: Covering  Acts  June  14  to  July 
16,  1918.  Compiled  on  the  Plan 
devised  by  John  A.  Mallory.  By  the 
Publisher's  Editorial  Staff.  St.  Paul 
19 18.  West  Publishing  Co.  XI,  2383 
S.  —  Enthält  in  systematischer  An- 
ordnung einen  Abdruck  der  gesamten 
geltenden  föderativen  Gesetzgebung 
der  Vereinigten  Staaten.  Umfassen- 
de systematische,  chronikalische  und 
alphabetische  Inhaltsverzeichnisse  sind 
beigegeben.  Das      Buch       umfaßt 

die  Zeit  von  1776  bis  zum  16.  Juli 
1918.  ,,  Pamphlet       Supplements" 

werden  nach  Bedarf  herausgegeben. 
(Vgl.  die  Notiz  über  die  englischen 
Gesetzespublikationen  im  laufenden 
Bande   S.  149.)  hm- 


18.  Diplomatie  und  Konsulatswesen. 


D6bat  diplomatique  de  1918, 
Le  — .  I.  Circulaire  de  la  chancel- 
lerie  peruvienne.  II.  Circulaire  de 
la  chancellerie  chilienne.  (La  que- 
stion  du  pacifique.  Nr.  8.)  Santiago 
1919.     Imprenta  universitaria.     57  S. 


Documentos  diplomaticos. 
Guerra  da  Europa.  Attitüde  do 
Brasil  1918.  Rio  de  Janeiro  1918. 
Ministerio  das  rala9oes  exteriores. 
230  S.  (Vgl.  „W.  A."  14.  Bd., 
S.  167.) 


19.  Verschiedenes. 

Dietzel,  Heinrich,  Die  Nationalisierung  der  Kriegs  niilli- 
a  r  d  e  n.  Eine  Behandltmg  des  von  der  Breslauer  Fakultät  der  Rechts- 
und Staatswissenschaften  gestellten  Themas:  „Wahres  und  Falsches  an 
der  zurzeit  viel  gebrauchten  Redewendung:  Das  Geld  bleibt  im  Lande." 
Tübingen  1919.     J.  C.  B.  Mohr.     III,  37  S.     M  2,—. 
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Schriften,  die  wie  die  vorliegende  schon  am  i.  Januar  191 8  abgeschlossen 
waren  und  erst  jetzt  zur  Veröffentlichung  gelangen,  sind  in  den  meisten  Fällen 
durch  die  Zeit  überholt,  wenn  sie  Fragen  der  Kriegspolitik  oder  Kriegs- 
wirtschaft behandeln.  Dietzels  Arbeit  ist  eine  Ausnahme.  Ihr  innerer 
wissenschaftlicher  Wert  verleiht  ihr  Bedeutung  weit  über  die  gegenwärtige 
Zeit  hinaus. 

Die  Abschließung  Deutschlands  vom  Weltmarkt  wurde  in  Deutschland 
als  ein  Vorgehen  Englands  bezeichnet,  das  das  Böse  wolle  und  das  Gute 
schaffe.  Dietzel  gibt  nur  eine  kleine  Blütenlese  charakteristischer  Aus- 
sprüche in  diesem  Sinne.  Er  hätte  sie  beliebig  vermehren  können.  Man 
behauptete,  daß  Deutschland  Vorteile  aus  der  verhängten  völkerrechts- 
^vidrigen  Blockade  ziehe,  weil  seine  Ankäufe  in  der  Heimat  geschähen,  und 
somit  der  Staat  im  Inlande  bezahle,  während  Englands  Zahltmgen  an  das 
Ausland  gingen.  In  Deutschland  bestehe  dadurch  die  Möglichkeit  autori- 
tativer Preisfestsetzung,  die  weitreichend  ausgenutzt  worden  sei.  Trotzdem 
kaufe  die  deutsche  Regierung  sicherlich  nicht  billiger  als  die  englische, 
denn  England  zahle  mit  Waren,  deren  Herstelltmg  ihm  leichter  falle  als 
Deutschland  die  Fabrikation  von  Ersatzprodukten.  Die  Anspannung  und 
der  Verbrauch  von  Arbeitskraft,  auf  deren  schonende  Behandlung  es  im  KJriege 
ganz  besonders  ankomme,  werde  in  Deutschland  durch  diesen  Umstand 
vermehrt.  Daß  Deutschland  nicht  im  Ausland  borge,  was  England  tun 
müsse,  sei  ebenfalls  kein  Vorzug.  Deutschland  borge  nur  zurzeit  nicht; 
zur  Wieder  auf  f  Uli  ung  seiner  geleerten  Warenlager  müsse  es  dies  nach  dem 
Krieg  vielleicht  sogar  zu  viel  teuereren  Bedingungen  nachholen,  ohne  durch 
Waren  seine  Einfuhr  finanzieren  zu  können,  da  seine  auf  Kriegsproduktion 
umgestellten  Fabriken  zur  Friedensarbeit  weniger  brauchbar  geworden  seien. 
Es  werde  somit  genau  wie  England  der  Schuldknechtschaft  verfallen.  Auch 
daß  die  Not  zur  Sparsamkeit  gezwungen  habe,  könne  man  nicht  als  Vorteil 
bezeichnen:  denn  Deutschland  hätte,  wie  das  England  freiwillig  tat,  sich 
die  Sparsamkeit  durch  Gesetz  auferlegen  können  Endlich  seien  durch 
die  Blockade  die  Besitzverschiebimgen  im  ungünstigen  Sinne  beeinflußt 
worden.  Daß  Deutschland  durch  die  Blockade  mancherlei  gelernt  habe, 
was  es  ohne  sie  vielleicht  nie  gelernt  hätte,  wird  zugegeben.  Aber  die 
meisten  Ergebnisse  der  Blockade,  soweit  sie  vorteilhaft  für  Deutschland 
gewesen  seien,  hätten  auch  ohne  sie,  durch  gesetzliche  Bestimmungen,  er- 
reicht werden  können.  Verfasser  kommt  zu  dem  Schluß,  daß  das  Wort: 
„Das  Geld  bleibt  im  Lande",  sehr  viel  Irrtümer  enthalte  imd  nur  ein 
Fünkchen  Wahrheit.  Dr.  Theodor    Plaut,    Hamburg. 

Hasenclever,  Adolf,    Geschichte   Ägyptens   im    19.  Jahrhun- 
dert,   1798 — 1914.      Halle  a.  S.   1917.      Max  Niemeyer.      XI,    497  S. 
Mit  einer  Karte.     M  15, — • 
Hasenclever    will   in  erster  Linie  pohtische   Geschichte  geben ; 
diese  ist  für  Ägypten  im  Laufe  der  ganzen  behandelten  Periode  im  Grunde 
immer  passive   Geschichte  gewesen;  das   Schicksal  des  Landes  hing  von 
außerhalb  hegenden  Faktoren  ab,  seitdem  es  durch  Napoleons  Zug  mit  der 
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Politik  der  europäischen  Staaten  in  enge  Verbindung  gebracht  wurde.  Die 
Wandlungen  dieses  Verhältnisses  verfolgt  Hasenclever  an  Hand 
der  gedruckten  Quellen,  die  er  ausgiebig  und  vollständig  benutzt;  frühere 
eigene  Arbeiten  kommen  ihm  zustatten.  In  ruhiger  Darstellung  werden  die 
Einzelheiten  wohl  abgewogen  gegeben. 

Auf  di^  innere  Pohtik  geht  er  mehr  nebenbei  ein,  doch  nimmt  er  Ge- 
legenheit, die  Leistvmgen  Mehmed  Alis  schärfer  herauszuarbeiten  imd  da- 
mit zugleich  die  gebührende  Grenze  für  die  späteren  der  englischen  Ver- 
walttmg  zu  ziehen ;  diese  selbst  wird  leider  nur  im  großen  tmd  ganzen  geschil- 
dert. Das  wichtigste  politische  Problem  wird  nur  ab  vmd  zu  gestreift;  es  wird 
wohl  Einzelmaterial  beigebracht,  aber  keine  restlose  Löstmg  versucht. 
Allerdings  muß  man  dem  Verf.  zugute  halten,  daß  sie  auch  nicht  in  seiner 
literarischen  Absicht  lag.  Und  doch  wäre  die  Löstmg  des  Problems, 
durch  welche  Mittel  im  einzelnen  es  den  Engländern  hier  wie  überall  ge- 
lang, verhältnismäßig  reibimgslos  und  leicht  das  Land  in  ihren  weltpoli- 
tischen Organismus  einzufügen,  von  höchster  Bedeutimg,  gerade  für  Deutsch- 
land, denn  ein  Teil  seiner  Mißerfolge  auch  im  Kriege  liegt  hier  beschlossen. 
Die  englische  Politik  hat  hier  wie  überall  immer  den  Inhalt  für  die  Form 
genommen.  Man  beachte  die  kluge  Einrichtung  des  beratenden  engh- 
schen  Ministerialbeamten :  sie  hat  aufs  äußerste  die  Empfüidimgen  des 
Volkes  geschont,  sie  hat  vor  allem  zu  warten  verstanden  und  für  das 
materielle  Wohl  gesorgt,  nicht  ohne  es  mit  dem  des  Mutterlandes  eng 
und  xmzerreißbar  zu  verknüpfen. 

Wo  immer  man  diese  Pohtik  sieht,  wird  man  sie  bewundem  müssen. 
Man  sollte  auch  aus  ihr  lernen. 

Inhalts-  und  Personen  Verzeichnis  erleichtem  den  Gebrauch  des  Buches, 
das  in  vielen  Einzelheiten  wertvolle  Beiträge  auch  zur  allgemeinen  Politik 
enthält.  Prof.  Ludwig    Bergsträßer,    Berlin. 

Friedjung,  Heinrich,   Das   Zeitalter   des   Imperialismus  1 884 
bis  1914.     I.  Bd.     Berlin  1919.     Neufeld  &  Henius.     XII,  472  S.     Geb. 
M  20, — . 
Ein  Buch   F  r  i  e  d  j  u.n  g  s  ist  selbstverständlich  in  der  ganzen  schrift- 
stellerischen Anlage,  in  der  Gliederimg  des  Stoffes  imd  in  der  Art  der  Dar- 
stellung vorzüglich.  Als  Historiker  wie  als  Politiker  beherrscht  er  den  Stoff, 
und  seiner  Arbeit  ist  die  enge  Verbindvmg  zum  Ballplatz  ersichtlich  zugute 
gekommen. 

Wenn  Friedjung  seine  Arbeit  mit  dem  Jahre  1884  beginnt,  so  ist  das 
insofern  berechtigt,  als  dies  Jahr  die  erste  große  und  internationale  kolo- 
nialpoütische  Aktion  sieht.  Der  vorliegende  erste  Band  reicht  bis  1904,  wo 
sich  schon  während  des  russisch-japanischen  Krieges  eine  neue  Konstel- 
lation bildet. 

Eine  ganze  Reihe  von  politischen  Urteilen  sind  natürlich  durch  den 
Ausgang  des  Weltkrieges  überholt,  denn  es  ist  immer  noch  so,  daß  über 
politische  Handlungen  eben  nur  der  Erfolg  entscheidet.  Etwas  anderes  ist 
es  natürlich  mit  der  Entwicklimg  der  Motive  des  jeweiligen  Handelns;  sie 
werden  vom  Ausgang  nicht  berührt. 
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Im  einzelnen  wird  man  darüber  hinaus  die  Auffassung  Friedjung.'5  manch- 
mal nicht  teilen.  Er  hält  an  der  alten  Darstellung  des  deutvsch-russischen 
Verhältnisses  im  Jahre  1890  fest  imd  gibt  Caprivi  die  Schuld  nicht 
nur  am  Abbruch  der  Beziehxmgen  zu  Rußland,  sondern  damit  indirekt  auch 
an  der  Entstehvmg  des  russisch-französischen  Bündnisses.  Wir  wissen  aber 
längst  aus  französischen  Quellen,  daß  die  Verbindimg  zwischen  Frankreich 
imd  Rußland  schon  vorher  fertig  war,  sie  bedurfte  nur  noch  des  Siegels. 
Einige  der  einschlägigen  Tatsachen  führt  Fricdjimg  selbst  S.  139  an,  sie 
waren  entscheidend,  vgl.  dazu  H  a  m  m  a  n  n  ,  Aus  der  Zeit  des  neuen 
Kurses,  Berlin  1919,  S.  39  imd  meinen  Aufsatz  in  „Deutsche  Arbeit", 
Jahrg.  14,  S.  449ff.  Die  Art,  in  der  Hamann  die  Verteidigung  führt,  ist 
allerdings  zuni  Teil  sehr  unzidänglich.  Wesentlich  ist,  daß  noch  niemals 
bekannt  wurde,  welche  Bedingimgen  Rußland  für  die  Emeuertmg  stellte, 
es  erscheint  nach  einigen  Anhaltspunkten  wahrscheinlich,  daß  sie  derart 
waren,  daß  Deutschland  vor  die  Wahl  zwischen  Rußland  und  Österreich- 
Ungarn  gestellt  wurde;  damit  wäre  denn  allerdings  die  Lösimg  gegeben. 
Zu  beachten  ist  auch,  daß  die  englandfreundliche  Politik  schon  xmter 
der  Kanzlerschaft  Bismarcks  begonnen  wurde,  sie  hat  ihre  Rückwirkung 
eben  noch  imter  ihm  gezeigt. 

Für  die  Entlassimg  Bi  marcks  wäre  auf  den  Besuch  Windhorsts  hin- 
zuweisen gewesen;  damals  wurde  ein  Kurswechsel  verabredet,  den  Bismarck, 
ohne  den  Kaiser  zu  benachrichtigen,  in  der  Norddeutschen  Allgemeinen 
Zeitung  ankündigen  ließ.  Schon  R  a  c  h  f  a  h  1  hat  in  seinem  Buche  „Kaiser 
und  Reich  1888 — 191 3"  mit  Recht  darauf  hingewiesen  und  darin  den  letzten 
und  entscheidenden  Anlaß  gesehen. 

In  der  Beurteilung  der  deutschen  Politik  ist  vielleicht  nicht  genügend 
hervorgehoben,  daß  gerade  der  Versuch,  der  immer  wieder  gemacht  wurde, 
sich  freie  Hand  zu  behalten,  besonders  als  während  des  Burenkrieges  ein 
russisches  und  ein  englisches  Angebot  vorlag,  dazu  führte,  die  deutsche 
Politik  als  besonders  unzuverlässig  erscheinen  zu  lassen ;  der  Eindruck  mußte 
bei  den  anderen  Mächten  dadm'ch  bestätigt  werden,  daß  Deutschland,  die 
Politik  der  offenen  Tür  vertretend,  jedem  Schritt  anderer  Mächte  entgegen- 
trat; es  wäre  gegeben  gewesen,  mit  einer  Mächtegruppe  verbunden  eine 
eigene  aktive  Politik  zu  machen;  dadurch  hätte  man  sich  wohl  Feinde,  aber 
auch  Freunde  geschaffen.  Genau  die  gleichen  Folgen  hatte  die  Passivitäts- 
politik Goluchowskis  in  Österreich-Ungarn,  die  es  auch  mit  niemandem  ver- 
derben wollte,  um  jedermanns  Freund  bleiben  zu  können.  Damit  kam  die 
Doppelmonarchie  dem  Ausdehnungsdrang  der  anderen  Mächte  gegenüber 
ins  Hintertreffen,  ebenso  wie  Deutschland. 

Im  ganzen  ist  gerade  die  österreichische  Politik  besonders  gut  heraus- 
gearbeitet, und  die  Balkanfragen  sind  ungemein  klar  in  ihren  verwickelten 
Zusammenhängen  dargelegt.  Der  Hauptwert  des  Buches,  das  in  allem  den 
Meister  zeigt,  beruht  darin,  daß  es  eine  organische  Darstellung  der  welt- 
politischen Zusammenhänge  gibt,  die  über  Hashagens  Abriß  eben 
dadurch  wesentlich  hinausführt. 

Prof.   Dudwig  Bergsträßer,  Berlin. 


202  Literatur. 

Delbrück,  Hans,  Krieg  und  Politik.  1914 — 1916.  Berlin  1918. 
Georg  Stilke.  XV,  271  S.  M  6,—. 
Dies  Buch  umfaßt  im  wesentlichen  — '■  imd  zwar  imverändert  —  die 
politischen  Korrespondenzen,  die  Hans  Delbrück  vom  Juli  19 14  bis 
zum  Mai  19 16  in  den  „Preußischen  Jahrbüchern"  geschrieben  hat.  Es  gehört 
heute  einer  Vergangenheit  an,  deren  große  Erwartungen,  seitdem  der  Schick- 
salsspruch der  Weltgeschichte  gegen  Deutschland  ausgefallen  ist,  nur  mit 
tiefer  Wehmut  noch  einmal  durchlebt  werden.  Aber  eine  Anzeige  an  dieser 
Stelle  kann  nicht  den  Zweck  verfolgen,  den  materiellen  Inhalt  aller  der  Pro- 
bleme, um  die  es  damals  ging,  auch  nur  andeutungsweise  zur  Diskussion  zu 
bringen  oder  die  bekannte  Stellung,  die  Delbrück  zu  ihnen  einnahm, 
noch  einmal  zu  umschreiben.  Nur  über  die  Wesenheit  des  politischen  Publi- 
zisten Delbrück  mögen,  unter  völligem  Absehen  von  den  konkreten 
Zielen,  die  er  jeweilig  verfolgte,  einige  Bemerkungen  gestattet  sein.  Seine 
überragende,  gewissermaßen  sogar  singulare  Position  gründet  sich  auf 
eine  Reihe  verschiedener  Vorzüge,  die  in  besonderer  Weise  miteinander  kom- 
biniert erscheinen.  Zunächst  die  jahrzehntelange  politische  Erfahrung,  die 
lange  vor  dem  Kriege  überlegte  Stellung  genommen  hatte,  statt  sich  die  ent- 
scheidenden Probleme,  wie  es  einem  großen  Teil  der  Kriegspublizistik  er- 
ging, erst  durch  den  Krieg  selbst  nahebringen  zu  lassen.  Diese  sichere  Punda- 
mentierung  ermöglichte  es  ihm,  während  des  Krieges  von  Anfang  an  eine  feste 
lyinie  gleichmäßig  durchzuhalten;  er  konnte  schon  am  27.  September  1914 
schreiben:  „Gott  bewahre  uns  davor,  daß  das  Deutsche  Reich  jetzt  nach  dem 
Siege,  den  wir  erwarten,  in  die  Bahnen  der  napoleonischen  Politik  einlenke", 
und  er  wußte,  weshalb  er  das  schrieb.  Dazu  kommt  die  tiefe  historische,  ins- 
besondere auch  kriegsgeschichtliche  Bildung,  die  stets  über  den  Moment,  der 
den  meisten  alles  zu  verschlingen  drohte,  mit  reifem  Urteil  hinausgreift,  weite 
Perspektiven  aufrollt  und  die  eigentlichen  Probleme  zeigt,  vor  allem  die  fun- 
damentale Verknüpfung  des  Inneren  und  Äußeren,  die  den  Tagespubli- 
zisten ewig  versagt  bleibt,  meisterhaft  beherrscht.  Die  Ergänzung  wird  durch 
den  Kreis  der  persönlichen  Fühlungen  und  Informationen  des  Autors  geliefert, 
der  sich  sehr  weit,  von  der  Regierung  bis  nach  der  Linken,  ausdehnt  und  sich 
nicht  nur  auf  deutsche  Stimmen  beschränkt.  Das  Beste  muß  dann  zu  allem 
anderen  die  Persönlichkeit  selber  bringen,  die  beweglich  und  charakter- 
voll, vorurteilsfrei  imd  tmbeirrbar  zugleich,  mit  einem  stets  sich  gleich- 
bleibenden Verantwortungsgefühl  und  Mute  ihren  Weg  geht,  und  in  Zeiten, 
wo  manchen  die  Stimmung  fortriß,  doch  ihre  geistige  und  politische  Sub- 
stanz behauptet,  weil  sie  Gehalt  und  Niveau  hat.  Und  das  ist  für  den,  der 
zwischen  den  Extremen  ficht,  schwerer  noch  als  für  alle 
anderen. 

Diese  Qualitäten  vereint,  konnten  einen  Publizisten  schaffen,  der  —  ganz 
gleich  wie  man  sich  zu  seinen  politischen  Meinungen  stellen  mag  —  in  seinem 
Gesamtcharakter  von  niemand  in  Deutschland  übertroffen  wurde  und 
auch  in  diesem  Kriege  sich  bewährt  hat.  So  kann  das  Buch  trotz  der  unver- 
meidlichen Irrtümer,  trotz  alles  von  der  Geschichte  Überholten,  sich  auch 
heute  noch  sehen  lassen  und  politische  Erziehimgsarbeit  leisten,  wie  sie  das 
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Deutschland  nach  der  Revolution,  das  von  ganz  veränderten  Problemen  über- 
flutet wird,  nötiger  als  je  hat. 

Prof.    Hermann    Oncken,    Heidelberg. 

Pinner,  Felix,  Emil  Rathenau  und  das;elektrische  Zeit- 
alter. (Große  Männer.  Studien  zur  Biologie  des  Genies.  Herausgeg. 
von  Wilhelm  Ostwald.  6.  Bd.)  Leipzig  1918.  Akademische  Verlagsgesell- 
schaft. IX,  408  S.  M  12,60. 
Wilhelm  Ostwald  setzt  die  verdienstvolle  Herausgabe  der  ,, Studien 
ziu:  Biologie  des  Genies"  fort,  zu  denen  er  selbst  den  nxinmehr  bereits  in 
vierter  Auflage  erschienenen  ersten  Band  beigesteuert  hatte,  in  dem  er  die 
Geschichte  und  Wesensart  genialer  Männer  aus  dem  Reiche  der  Natur- 
wissenschaft schilderte.  Der  sechste  Band  enthält  eine  Biographie  Emil 
Rathenaus,  des  Gründers  der  Allgemeinen  Elektricitäts- Gesellschaft, 
durch  Dr.  Felix  Pinner.  Pinner,  der  seit  Jahren  in  der  Handelsredak- 
tion des  ,, Berliner  Tageblattes"  die  Vorgänge  in  der  Elektroindustrie  ver- 
folgt, stellte  sich  die  Aufgabe,  die  Persönlichkeit  Rathenaus  in  einen 
doppelten  Rahmen  zu  fassen,  ihn  zur  Entwicklvmg  der  A.  E.  G.,  ferner 
zur  allgemeinen  deutschen  Wirtschaftsentwicklimg  in  Beziehung  zu  setzen 
und  die  wechselseitigen  Einwirkimgen  zu  zeigen.  Dadurch  bildet  das  Buch 
eine  Ergänzimg  der  vorhandenen  Literatur  (vgl.  ,,W.  A."  11.  Bd.,  Heft  2, 
S.  231  ff.),  von  denen  das  in  erster  Linie  bemerkenswerte  Buch  Riedlers 
(Emil  Rathenau  und  das  Werden  der  Großwirtschaft.  Berlin  1916)  Rathe- 
naus Stellimg  als  technischen  Schöpfer  behandelt,  seinen  Einfluß  auf  Kon- 
struktion und  Fabrikation  darstellt. 

Mehr  als  bei  Riedler  ist  bei  Pinner  der  Rahmen  dem  Bilde  abträglich 
gewesen.  Der  Hauptwert  des  Buches  besteht  in  einer  sehr  ausführlichen 
Geschichte  der  A.  E.  G.  und  in  einer  Darstellung  der  Probleme  und  der 
Entwicklvmg  der  Elektroindustrie  vom  Standpxmkt  des  Wirtschaftspoli- 
tikers. Wirtschaftliche  imd  technische  Vorbedingimgen,  Zentralstationen, 
das  Finanz-  imd  Trustsystem,  Krisis,  Konzentrationsbewegung  und  Welt- 
wirtschaft werden  breit  abgehandelt.  Ausfühnmgen  über  Großkraftversorgimg 
imd  gemischt-wirtschaftliche  Unternehmungen  beanspruchen  etwa  eben- 
soviel Raum  wie  die  Behandlvmg  der  ersten  siebenunddreißig  Jahre  von 
Rathenaus  Leben,  über  die  auch  kaum  etwas  Neues  gesagt  wird.  Nur  das 
Schlußkapitel  ist  dann  wieder  dem  Charakterbilde  Rathenaus  gewidmet, 
so  daß  denjenigen  Leser  des  Buches,  dem  es  uxn  eine  Vertieftmg  in  die  Per- 
sönlichkeit eines  genialen  Mannes  zu  tun  ist,  eine  gewisse  Enttäuschung 
anwandeln  wird.  Das  Bild  des  Mannes  verblaßt  unter  der  Fülle  der  dargestell- 
ten Ereignisse  und  Entwicklimgen.  Aber  es  mag  dies  etwas  in  der  Wesensart 
Rathenaus  begründet  sein,  der  wie  selten  ein  anderer  ganz  in  seiner  Schöpfung, 
in  der  A.  E.  G.,  aufging,  nie  emsthch  dahin  strebte,  anders  als  durch  sie  zu 
wirken  und  zu  scheinen,  und  der  auch  zu  Lebzeiten  für  die  öffenthchkeit 
stets  hinter  seiner  Arbeit  zurücktrat. 

Über  die  Entwicklung  der  Allgemeinen  Elektricitäts- Gesellschaft  (deren 
Name     übrigens     durchgehend    falsch   geschrieben  ist)    bringt    Pinner    ein 
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sehr  reiches  Material,  das  allerdings  in  ziemlich  breiter  Darstellung  verwertet 
ist.  Man  sieht,  daß  er  in  der  Lage  gewesen  ist,  nicht  nur  mit  denjenigen  die 
Verhältnisse  durchzusprechen,  die  an  ihrer  Gestaltimg  beteihgt  waren.  Auch 
die  Akten  der  A.  E.  G.  waren  ihm  augenschemhch  zugänglich  und  dürften 
bei  manchen  Darstellungen  benutzt  worden  sein.  Ausführlich  wird  das 
Gegeneinanderarbeiten  der  beiden  großen  Elektrizitätskonzeme  geschildert, 
deren  anfängliche  Verflechtung  und  spätere  Lösung  gut  geschildert  ist.  Er- 
freulich ist  auch  ein  Eingehen  auf  die  Mitarbeiter  Rathenaus,  deren  wesent- 
licher Anteil  am  Aufbau  der  A.  E.  G.  und  an  der  Entwicklung  der  deutschen 
Elektroindustrie  oft  unterschätzt  worden  oder  unerwähnt  gebheben  ist. 
Mehr  als  an  anderen  Stellen  sind  auch  wichtige  Dokimiente,  Verträge  usw. 
abgedruckt  worden,  so  daß  der  Forscher  hier  manches  nicht  ohne  weiteres 
zugängliche  Quellenmaterial  findet.  Nicht  immer  aber  bleibt  es  bei  dieser 
exakten  Darstelltmgsweise.  Häufig  kann  Pinner  nicht  umhin,  zu  den 
Fragen  Stelltuig  zu  nehmen,  nicht  gerade  ztmi  Vorteil  eines  klaren  histo- 
rischen Bildes,  obwohl  er  über  Sachverständnis  verfügt.  Nur  wo  avif  die 
technischen  Grundlagen  imd  Vorgänge  eingegangen  wird,  bemerkt  man 
eine  Unsicherheit,  die  bei  einem  Nichttechniker  zwar  nicht  befremdet,  in- 
dessen zu  einer  Beschränkimg  in  der  Behandlxmg  führen  sollte. 

Die  Entwicklung  imd  die  allgemeinen  Verhältnisse  der  Elektroindustrie 
werden  ebenfalls  eingehend  erörtert.  So  wird  das  Reichselektrizitätsmonopol 
diskutiert  xmd  über  die  Stellungnahme  der  einzelnen  Sachverständigen 
referiert,  ohne  daß  man  die  Erörtervmg  dieser  Frage  in  einem  biographischen 
Werke  als  notwendig  empfindet. 

Über  die  Persönhchkeit  Rathenaus  bringt  Pinner  manche  Einzel- 
heiten, die  ein  Bild  dieses  nicht  widerspruchslosen  Mannes  geben.  Vielleicht 
ist  der  kleinen  oder  kleinhchen  Züge  doch  zu  viel  Erwähnimg  getan  worden, 
als  daß  der  Gesamteindruck  immer  ein  richtiger  bleiben  wird.  Auf  diejenigen, 
welche  das  Wirken  Rathenaus  aus  der  Nähe  kannten,  hat  dieser,  trotz  ge- 
legentlicher Unbehaghchkeiten,  immer  den  Eindruck  eines  großen  Mannes 
gemacht. 

Lisgesamt  empfindet  man  das  Buch  Pinners  als  eine  fleißige  imd 
gewissenhafte  Arbeit,  die  zwar  nicht  mit  dem  Schwünge  Riedlers  ge- 
schrieben ist,  der  über  eine  Entwicklung  schreiben  konnte,  an  der  er  selbst 
schöpferisch  beteihgt  gewesen  war,  die  indessen  eine  freimütige  Darstellung, 
in  wirtschafthchen  Fragen  Sachverständnis  sowie  ein  reichhaltiges  Material 
aufweist.  X)r.=3ng.    Dr.    Waldemar    Koch,  Berhn. 


Adler,  Dr.  Max,  Politik  uüd 
Moral.  (Nach  dem  Weltkrieg.  Schrif- 
ten zur  Neuorientierung  der  aus- 
wärtigen Politik.  Heft  5.)  Leipzig 
1918.  Verl.  Naturwissenschaften  G. 
jn.  b.  H.  75  S.  M  1,60.  —  Eine  Reihe 
von  Aufsätzen,  die  den  Widerspruch 
zwischen  Moral  und  Politik  behan- 
deln und  die  Versuche,  diesen  Wider- 
spruch zu  rechtfertigen,  einer  tief- 
gehenden Kritik  unterziehen.        es. 

,, Arrangement"     mit    Frank- 


reich. Denkschrift  zu  den  An- 
sprüchen Frankreichs  auf  Elsaß- 
Lothringen  und  das  Saargebiet.  (Po- 
litisch -  wirtschaftliche  Schriftenfolge 
zur  Friedenskonferenz  unter  Mitar- 
beit hervorragender  Sozialpolitiker, 
herausgeg.  v.  Otto  Keßler-Friedc- 
nau.  Heft  i.  Sonderdruck  für  den 
Deutsch  -  Französischen  Wirtschafts- 
verein.) Hamburg.  Dorendorf  & 
Dresel.  55  S. 
Bethmann    Hollweg,  Th    von. 
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Betrachtungen  zum  Weltkriege.  i. 
Teil.  Vor  dem  Kriege.  Beriin  1919. 
Reimar  Mobbing.  XI,  198  S.  M  18, — . 

Bodenreform,  Die  — .  Ihre 
Ziele  und  ihre  Wirkungen  Eine 
Sammlung  von  Aufsätzen,  heraus- 
gegeben V.  Dr.  R.  van  der  Borght. 
Berlin  1919.  Carl  Heymann.  VIII, 
507  S.  Mc  10, — .  —  Eine  umfang- 
reiche Sammlung  von  Aufsätzen,  die 
sich  gegen  die  Bodenreformbewegung 
und  ihre  Forderungen  richten,  ein 
Versuch,  die  Argumentation  gegen 
die  Bodenreformbewegung  in  ein  Sy- 
stem zu  bringen.  es. 

Boghitschewitsch,  Dr.  M., 
Kriegsursachen.  Beiträge  zur  Er- 
forschung der  Ursachen  des  euro- 
päischen Krieges  mit  spezieller  Be- 
rücksichtigung Rußlands  und  Ser- 
biens. Zürich  1919.  Orell  Füssli. 
182   S.      Jt  4,50. 

Bonn,  Dr.  M.  J.,  Gerechtigkeit. 
München  1919.  Ernst  Reinhardt. 
43  S.  M  1,20.  —  B.  verbreitet  sich 
über  die  Schwierigkeiten,  mit  denen 
das  deutsche  Volk  vor  dem  Kriege  zu 
kämpfen  hatte,  als  es  ein  wirtschaft- 
liches Weltreich  aufbauen  mußte, 
dessen  Grundlagen  fremdem  Macht- 
willen unterworfen  waren.  Er  lehnt 
die  von  der  Entente  im  Mai  191 9  vor- 
geschlagenen Friedensbedingungen  ab 
und  sucht  den  Widersinn  nachzu- 
weisen, der  zwischen  den  Prinzipien, 
nach  denen  die  Alliierten  zu  handeln 
vorgeben,    und   ihren   Taten   bestehe. 

hg. 

Deutsch  -  bolschewistische 
Verschwörung,  Die  — .  70 
Dokumente  über  die  Beziehungen 
der  Bolschewiki  zur  deutschen  Heeres- 
leitung, Großindustrie  und  Finanz, 
nebst  einer  Anzahl  photographischer 
Reproduktionen.  Herausgeg.  vom 
Committee  on  Public  Information, 
United  States  of  America.  Bern 
191g.    Der  freie  Verlag.     123  S. 

Erde,  Die  — .  Politische  und  kultur- 
politische Halbmonatsschrift.  Her- 
ausgeg. v.  Walter  Rilla.  i.  Jahrg. 
Breslau  19 19.  Verl.  Die  Erde.  Be- 
zugspr.  viertelj.  M  5, — .  —  Auf  dem 
Boden  der  Räterepublik  stehende 
Zeitschrift  in  der  Art  der  von  Wil- 
helm Herzog  herausgeg.  Tageszeitg. 
„Die  Republik."  If. 
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Die  Organisation  der  Arbeit 
im  Friedensvertrag  und  im  Völkerbund. 


Von 

Prof.  Ernst  FrandiG,  München. 


Mit  dem  Friedensvertrag  von  Versailles  und  dem  Völkerbund  tritt 
das  internationale  Arbeitsrecht  in  eine  neue  Phase  seiner  Entwicklung; 
es  erhält  ein  festes  und  breites,   weltmnspamiendes  Fundament,   eine 
starke  Organisation,  in  der  RegierungeUj  Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer 
ständig  vertreten  sind,  einen  in  allgemeinen  Umrissen  gehaltenen  Ar- 
beitsplan und  gewisse  Bürgschaften  für  seine  Du.chführung.    An  diesen 
Tatsachen    wird,    grmidsätzlich    wenigstens,    nichts    dadurch    geändert, 
daß  schwere  Mängel  und  tiefe  Lücken  in  den  Einzelbestimmungen  den 
Wert  dieser  Reform  aufs  empfindlichste,  beeinträchtigen.    Vor  allem  ist 
es  ein  kaum  erträglicher  Gedanke,  daß  der  Völkerbund  zunächst  eine  Ge- 
meinschaft der  siegreichen  Mächte  gegen  die  besiegten  sein  wird,    und 
darum   die  „Organisation    der  Arbeit",    wie    sie  im  13.  Abschnitt  des 
Friedensvertrages  behandelt  wird,   Deutschland  imd  Deutsch- 
österreich   vorläufig   vom  Bereich  ihrer  Tätigkeit  ausschließt,   also 
ein  internationales  Arbeitsrecht   gerade   ohne  die  Staaten  scliaffen  will, 
die    nicht    nur  als   hochentwickelte   Industriestaaten    am   meisten    be- 
teiligt  sind,    sondern  die  bisher  auf  diesem  Gebiete  stets  die  Führung 
in  der  Hand  gehabt  haben.    Damit  wird  ein  Zustand  von  so  schreien- 
dem Unrecht  und  so  krasser  Unnatur  geschaffen,  daß  er  den  Keim  ent- 
weder des  Verderbens  oder  gründlicher  Wandlung  in  sich  selbst  trägt. 
Soll  der  Völkerbund  nicht  ein  bloßes  Gebilde  der  Siegermacht  und  des  in 
ihr    herrschenden  Kapitalismus    werden    und    damit    zugleich  die  Ver- 
nichtung   eines  Weltarbeitsrechts  bewirken,    so    wird  er  bald  Deutsch- 
land und  Deutschösterreich  zum  Beitritt  einzuladen  gezwungen  sein,  ohne 
die  eine  wahrhafte  internationale  Organisation  der  Arbeit  unmöglich  ist. 
Ehe  wir  jedoch  diese   Gedankengänge  weiter  verfolgen,    sei  es  ge- 
stattet,   in  Kürze  an  die  bisherige  Entwicklung  des  internationalen  Ar- 
beitsrechts, die  an  dieser  Stelle  seit  Jahren  wiederholt  geschildert  worden 
Weltwirtschaftliches  Archiv  Bd.  XV'.  20 
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ist^,  noch  einmal  zu  erinnern  —  um  die  Brücke  zur  Zukunft  zu  schlagen 
und  darzutun,  wie  aus  den  bisherigen  Bestrebungen  und  Einrichtungen 
sozusagen  zwangsläufig  die  neue  Organisation  hervorgeht.  Dabei  ver- 
sagen wir  uns,  auf  die  ersten  Anfänge,  die  mit  den  Namen  Robert  Owen, 
de  Sismondi,  Daniel  I^egrand  bezeichnet  sind,  die  wissenschaftlichen 
Arbeiten,  die  ersten  Versuche  in  der  Schweiz,  zurückzugehen,  verweisen 
nur  kurz  auf  die  mit  „frommen  Wünschen",  aber  ohne  feste  Beschlüsse 
verlaufene  Berliner  Konferenz  von  1890  und  den  1897  in  Zürich  tagenden 
Arbeiterkongreß,  der  bereits  bestimmte  Forderungen  imd  einen  Plan 
der  Verwirklichung  eines  internationalen  Arbeitsrechts  aufstellte.  Schon 
vorher,  1894,  war  unter  dem  Einfluß  der  deutschen  Arbeiterversicherungs- 
gesetzgebung ein  Internationales  Komitee  für  Sozial- 
versicherung begründet  worden,  das  von  da  an  in  regelmäßigen 
Tagungen  einen  Austausch  von  Erfahrungen  und  Willenskundgebungen 
veranstaltete,  ohne  indessen  internationale  Staatsverträge  anzustreben. 
An  seiner  Spitze  stand  und  steht  L^on  Bourgeois,  der  jetzt  zu  Frank- 
reichs Hauptvertreter  im  Völkerbund  ernannt  ist.  Aber  die  geistige 
Führung  in  den  Versammlungen,  in  denen  sich  die  Landessektionen  ver- 
einigten, hatten  in  wachsendem  Maße  die  deutschen  Vertreter;  der  in 
der  deutschen  Gesetzgebimg  herrschende  Grtmdsatz  der  Zwangsver- 
sicherung aller  Lohnarbeiter  mit  weitgehender  Selbstverwaltung,  drang 
siegreich  durch,  wenigstens  in  der  allgemeinen  Anerkennung,  wenn  auch 
weniger  in  der  praktischen  Ausgestaltung  der  Arbeiterversicherung  in 
den  verschiedenen  Ländern. 

Wenige  Jahre  darauf  trat  die  Internationale  Ver- 
einigung für  gesetzlichen  Arbeiterschutz  ins 
Leben.  Von  Delegierten  Deutschlands,  Österreichs,  Frankreichs,  Ita- 
liens, Belgiens,  Hollands  und  der  Schweiz  1900  in  Paris  begründet,  gab 
sie  sich  ihre  Verfassung  im  folgenden  Jahre  in  Basel  und  errichtete  dort 
als  ihr  Organ  das  Internationale  Arbeitsamt.  Ihr  Ziel  war  von  Anfang 
an  der  Abschluß  von  Staats  vertragen  in  Sachen  des  Arbeiterschutze's. 
Deshalb  legte  sie  satzungsgemäß  großen  Wert  auf  die  Mitwirkung  von 
Regierungsvertretern  neben  den  Abgesandten  der  Arbeiter,  Arbeitgeber, 
Sozialreformer  in  ihren  Verhandlungen,  wie  denn  auch  eine  große  Anzahl 
von  Staaten  mit  regelmäßigen  Beiträgen  das  Arbeitsamt  unterstützte. 
Die  ganze  Arbeit  der  Vereinigung,  die  sich  in  Landessektionen  gliederte, 
galt  der  Vorbereitung  von  Staatsverträgen.    Mittelbar  von  ihr  beeinflußt 

^  Vgl.  die  Aufsätze  des  Verfassers  über  Internationale  Arbeiterschutzverträge. 
„W.  A.",  3.  Bd.,  S.  6off.  u.  Chron.  u.  Arch.,  S,  2i2ff.  —  Weltarbeitsrecht.  „W.  A.", 
14.  Bd.,  S.  301  ff.  Vgl.  zu  diesem  Aufsatz  ferner  die  im  vorliegenden  Bande  S.  224* ff. 
von  Prof.  Waldemar  Zimmermann  begonnene  internationale  „Chronik  der 
Sozialpolitik", 


Die  Organisation  der  Arbeit  im  Friedensvertrag  und  im  Völkerbund.  ßoi 

entstand  1904  ein  französisch-italienisches  Abkommen  über  Versicherung, 
Kinderschutz,  Gewerbeaufsicht;  ihm  folgten  in  langer  Reihe  Einzel- 
verträge verschiedener  Staaten  über  Versicherungsfragen,  hauptsäch- 
lich aus  dem  Gebiet  der  Unfallversicherung,  und  gemeinsames  Vorgehen 
gegen  Bleivergiftungen.  1906  wurde  von  13  Regierungen  ein  Abkommen 
über  eine  Mindestnachtruhe  der  gewerblichen  Arbeiterinnen  und  ein 
Verbot  der  Phosphorverwendung  für  Zündhölzer  geschlossen.  1914  sollte 
ein  zweiter  Vertrag  über  den  Zehnstundentag  für  Arbeiterinnen  und 
Jugendliche  sowie  ein  Nachtarbeitverbot  für  diese  letzteren  folgen  — 
der  Kriegsausbruch  hat  das  bereits  in  den  technischen  Grundzügen  fest- 
gelegte Abkommen  verhindert.  Die  dritte  große,  internationale  sozial- 
politische Vereinigmig,  1908  begrihidet,  war  der  Bekämpfung  der 
Arbeitslosigkeit  gewidmet ;  ihr  erster  Vorsitzender  war  em 
Franzose,  ihr  zweiter  ein  Deutscher,  Geschäftsführer  ein  Belgier.  Sie 
gliederte  sich  ebenfalls  in  lyaudessektionen,  war  aber  im  wesentlichen 
eine  Studiengesellschaft,  ohne  auf  staatliche  Vereinbarungen  zu 
dringen. 

Alle  drei  Vereinigungen  haben  den  Krieg  überdauert,  bestehen  heute 
noch  in  ihrer  Verfassung  und  Verwaltung,  wenn  sie  auch  begreiflicherweise 
auf  Kongresse  verzichten  mußten.  Doch  haben  sie  zum  Teil  ihre  Publi- 
kationen und  Materialsammlungcn  fortgesetzt.  Wenn  wir  den  Bereich 
der  Internationalen  Vereinigung  für  Arbeiterschutz  als  weitesten  an- 
nehmen, so  standen  Ende  1918  auf  dem  Boden  des  Weltarbeitsrechts 
folgende  23  Regierungen  und  lyandesgruppen :  Deutsches  Reich,  Ver- 
einigte Staaten  von  Amerika,  Österreich,  Ungarn,  Belgien,  Bulgarien, 
Cuba,  Dänemark,  Finnland,  Frankreich,  Großbritannien,  Südafrika, 
Kanada,  Australien,  Neuseeland,  Italien,  L<uxeniburg,  Mexiko,  Nor- 
wegen, Niederlande,  Schweden,  Schweiz,  Spanien.  Mehr  oder  weniger 
enge  Beziehimgen  bestanden  zu  Rußland,  Rumänien,  der  Türkei,  Grie- 
chenland, vSerbien,  Japan,  einigen  mittelamerikanischen  Republiken, 
sowie  Argentinien,  Uruguay,  Chile,  Brasilien.  Man  sieht:  ein  sozial- 
politischer Völkerbund,  Grundlage  eines  Weltarbeits- 
rechts; der  Anfang  seiner  Organisation  bestand  schon  vor  dem  Kriege 
und  ist  durch  um  nicht  zerstört  worden. 

Im  Gegenteil !  Durch  das  Eingreifen  der  Arbeiterberufs- 
vereine hat  diese  Organisation  des  Weltarbeitsrechts  eine  Stärkung 
erfahren.  Nicht  als  ob  nicht  auch  die  Unternehmer  und  Arbeitgeber 
Koalitionen  gehabt  hätten,  die  alle  nationalen  Grenzen  und  Schranken 
übersprangen.  Hat  doch  einer,  der  es  weiß,  Walther  Rathenau,  erklärt, 
das  Weltgeschäft  sei  in  den  Händen  von  etwa  100  Männern,  die  sich  alle 
kennen,  verstehen  und  verständigen.  Aber  diese  verbündeten  Mächte 
des  Weltkapitals    wandten  sich  mehr  den  wirtschaftlichen  Interessen 
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ZU  als  den  sozialpolitischen  —  diese  wurden  nur  mittelbar  gestreift  und 
■gelegentlich  beeinflußt,  wenn  es  Widerstand  gegen  Fortschritte  des 
Arbeitsrechts  zu  leisten  galt.  Ganz  anders  die  organisierte  Arbeiterschaft, 
die  nicht  nur  im  eigenen  I^ande,  sondern  auch  international  sozialpolitische 
Ziele  vei folgte.  Zu  den  zwischenstaatlichen  Verbänden  einzelner  Ar- 
beitergruppen (Transport-,  Bau-,  Textil-,  Bergarbeiter),  die  vor  dem 
Kriege  regelmäßige  Tagungen  abhielten,  gesellte  sich  zu  Beginn  dieses 
Jahrhunderts  der  Internationale  Gewerkschaftsbund, 
der  die  Organisationen  aller  wichtigen  Industriestaaten  umfaßte  oder 
doch  umfassen  sollte.  Leitung  und  Geschäftsführung  lag  in  deutschen 
Händen  (Karl  I^egien),  und  schon  dieser  Umstand  beweist,  daß  die 
deutsche  Arbeiterschaft  den  maßgebenden  Einfluß  hatte.  Bereits  vor 
dem  Kriege  wurden  jedoch  vielfach  Klagen  laut  über  Lässigkeit 
der  englischen  und  amerikanischen  Verbände,  und  im  Kriege  spaltete 
sich  der  Bund  in  zwei  feindliche  Lager,  die  zunächst  jede  Gemeinschaft 
aufzuheben  schienen. 

Aber  bald  trat  wieder  die  sachliche  Solidarität  der  Lohnarbeiter 
in  der  ganzen  Welt  in  ihre  Rechte  und  meldete  Forderungen  für  den 
Friedensvertrag  an.  Schon  Ende  1914  erklärte  die  amerikanische  Fede- 
ration  of  Labor,  der  Arbeiterschaft  müsse  eine  maßgebende  Stimme 
bei  den  Vorbereitungen  und  dem  Abschluß  des  Friedens  zustehen.  Im 
Sommer  1916  traten  Vertreter  der  Gewerkschaften  Englands,  Frank- 
reichs, Italiens,  Belgiens  in  Leeds  zusammen  und  stellten  ein  festes 
Programm  ihrer  Forderungen  für  den  Friedensvertrag  auf.  Durch  Ver- 
mittlung neutraler  Arbeiterführer  wurde  dieses  Programm  auf  Veran- 
lassung des  Generalsekretärs  der  französischen  Confed^ration  Generale 
du  Travail  der  deutschen  Generalkommission  der  Gewerkschaften  über- 
sandt.  Versuche,  einen  internationalen  Kongreß  in  Stockholm  zu  veran- 
stalten, scheiterten.  So  traten  die  Arbeiterverbände  der  Mittelmächte 
Anfang  Dezember  1917  gemeinsam  mit  Vertretern  der  Schweiz,  Hollands 
und  der  skandinavischen  Reiche  in  Bern  zusammen  und  stellten  sich  im 
wesentlichen  auf  den  Boden  des  Programms  von  Leeds.  Und  endlich  kam 
Anfang  Februar  1919  in  Bern  ein  internationaler  Gewerkschaftskongreß 
aus  beiden  Lagern  und  den  Neutralen  zustande,  dem  nur  die  Amerikaner 
fernblieben.  Der  Ring  der  Arbeiterschaft  der  Kulturwelt  war,  bis  auf 
einige  Lücken,  wiederum  geschlossen,  die  Einigung  fand  ihren  Ausdruck 
in  einem  gemeinsamen  Programm,  in  dem  die  Forderungen  von  Leeds 
und  Bern  in  sachlicher  Übereinstimmung,  aber  in  neuer  Fassung  er- 
schienen, um  für  die  Organisation  des  Weltarbeitsrechts  im  Friedens- 
vertrag und  im  Völkerbund  bei  den  Regierungen  angemeldet  zu  werden. 
Nur  eine  einzige  Regierung  hat  sich  rückhaltlos,  mit  voller  Bestimmtheit 
für  dies  zweite  Berner  Programm  eingesetzt:   die   deutsche.    Schon 
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iii  seiner  Rede  am  5.  Oktober  191S  im  Reichstag  hatte  der  damalige  Reichs- 
kanzler sich  grundsätzlich  für  ein  internationales  Afbeitsrecht  erklärt. 
Zu  Versailles  hat  dann  die  deutsche  Republik  ausdrücklich  das  Bemer 
Programm  vorgeschlagen  an  Stelle  der  sozialpolitischen  Friedensbestim- 
mungen:  die    Entente   lehnte    dies    ab. 


Bevor  wir  nun  die  Artikel  des  Friedensvertrages,  die  das  Arbeiterrecht 
behandeln,  aufführen,  ist  es  angezeigt,  näher  auf  das  Bern  er  Pro- 
gramm einzugehen.  Man  kann  so  am  besten  den  Abstand  ermessen 
zwischen  den  Arbeiterforderungen  und  dem  durch  den  Friedensschluß  ver- 
hängten Zustand,  der  einstweilen  Tatsache  ist.  Um  diese  Distanz  zu  er- 
kcmien,  genügt  es,  nur  die  wichtigsten  Bestimmungen  von  Bern  mitzu- 
teilen, ohne  den  vollen  Wortlaut  des  ganzen  Programms  wiederzugeben. 

Es  beginnt  mit  der  Forderung  der  obligatorischen  Schulpflicht 
in  allen  Ländern,  die  ihre  Fortsetzung  in  Fortbildungs-  und  Fachschulen 
für  männliche  und  weibliche  Jugendliche  erhalten  soll.  Kindern 
unter  15  Jahren  ist  jede  Erwerbstätigkeit  untersagt.  Jugendliche 
im  Alter  von  15 — 18  Jahren  dürfen  täglich  höchstens  6  Stunden  be- 
schäftigt werden,  verboten  ist  jede  Nachtarbeit,  ebenso  die  Beschäftigung 
an  Somi-  mid  Feiertagen,  sowie  in  besonders  gesundheitsschädlichen 
Betrieben  und  in  Bergwerken  unter  Tage.  Diese  Verbote  gelten  auch  für 
erwachsene  Arbeiterinnen,  deren  Arbeitszeit  an  Samstagen 
4  Stunden,  mit  freiem  Nachmittag,  nicht  überschreiten  darf,  ab- 
gesehen von  gewissen  Ausnahmen.  Nach  beendeter  Arbeitszeit  darf 
keine  Arbeit  mit  nach  Hause  gegeben  werden.  Vor  mid  nach  der  Nieder- 
kimft  dürfen  Frauen  im  ganzen  10  Wochen  lang  nicht  gewerblich  be- 
schäftigt werden;  eine  Mutterschaftsversicherung  ist  überall  einzuführen; 
für  gleiche  Leistung  ist  Frauen  der  gleiche  Lohn  wie  Männern  zu  zahlen. 
Die  Arbeitszeit  darf  für  alle  Arbeiter  8  Stunden  täglich  oder 
48  Stunden  wöchentlicli  nicht  übersteigen.  Die  Nachtarbeit  ist  timlichst 
zu  beschränken,  der  freie  Samstagnachmittag  in  allen  Ländern  anzu- 
streben. In  jeder  Woche  ist  eine  Arbeitspause  von  36  Stunden 
gesetzlich  zu  gewährleisten,  möglichst  in  der  Zeit  vom  Samstag  bis  Montag. 
In  kontinuierlichen  Betrieben  ist  eine  Schichtregelung  durchzuführen. 
Nacht-  und  Sonntagsarbeit  ist  höher  zu  bezahlen.  Zum  Schutz  der 
Gesundheit  und  zur  Verhütung  von  Unfällen  ist 
die  Arbeitsdauer  in  gefälirlichen  Betrieben  aiif  weniger  als  8  Stunden 
festzusetzen.  Die  Verwendung  giftiger  Stoffe  in  der  Industrie  ist  zu  ver- 
bieten, sobald  ihr  Ersatz  möglich  ist;  dieses  Verbot  greift  sofort  Platz 
bei  weißem  Phosphor  und  bei  Bleiweiß.  Im  Eisenbahnwesen  aller  Länder 
soll  binnen  5   Jahren  eine  einheitliche  automatische  Kuppelung  einge- 
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führt  werden.  Alle  Gesetze  und  Verordnungen  für  Arbeiterschutz  sollen 
sinngemäß  auch  auf  die  Heimarbeit  Anwendung  finden,  ebenso 
die  Sozialversicherung.  Zu  verbieten  ist  die  Hausindustrie  für  alle  gesund- 
heitsgefährlichen und  giftigen  Arbeiten,  für  die  I^bens-  und  Genuß- 
mittelindustrie samt  ihren  Verpackungen.  Alle  ansteckenden  Krank- 
heiten der  Heimarbeiter  sind  anzuzeigen,  Arbeitsverbot  in  solchen  Woh- 
nungen und  Entschädigung  der  davon  betroffenen  Arbeiter  einzuführen. 
Ärztliche  Inspektion  der  Minderjährigen  und  Wohnungsaufsicht  in 
der  Heimarbeit.  Obligatorische  I^istenführung,  Führung  von  lyohn- 
büchern,  Aushang  von  Lohnlisten.  Einsetzung  von  Lohnämtein  mit 
Festsetzung   rechtsverbindlicher  lyohnsätze. 

Den  Arbeitern  ist  in  allen  Ländern  ein  freies  Koalitionsrecht 
zu  gewähren;  alle  Bestimmungen,  die  einzelne  Arbeitergruppen  in  eine 
Ausnahmestellung  gegenüber  anderen  bringen,  sind  unzulässig.  Das  Mit- 
bestimmimgsrecht  bei  Festsetzung  der  Lohn-  und  Arbeitsbedingungen 
steht  allen  Arbeitern  zu.  Eingewanderte  Arbeiter  genießen  die  gleichen 
Rechte  hinsichtlich  der  Teilnahme  und  Betätigung  in  der  Organisation, 
einschließlich  des  Streikrechts,  wie  die  einheimischen,  ebenso  auch  die 
gleichen  Lohn-  imd  Arbeitsbedingungen.  Die  Behinderung  der  Ausübung 
des  Koalitionsrechtes  ist  zu  bestrafen.  Der  Erlaß  von  Auswande- 
rungsverboten ist  unzulässig,  ebenso  von  Einwanderungs- 
verboten, mit  folgenden  Ausnahmen :  in  Zeiten  wirtschaftlicher 
Depression,  zum  Schutz  der  Volksgesundheit,  zur  Wahrung  der  Volks- 
kultur sind  zeitweilige  Beschränkungen  oder  Mindestanforderungen  ge- 
stattet. Verbot  der  Anwerbung  von  Kontraktarbeitern.  Ausbau  der 
Arbeitsmarktstatistik  auf  Grund  öffentlich  organisierter  Arbeits- 
nachweise, die  zur  Verringerung  der  Arbeitslosigkeit  in  Verbindung 
treten.  Kein  Arbeiter  darf  wegen  gewerkschaftlicher  oder  beruflicher 
Handlimgen  ausgewiesen  werden.  In  Arbeitsgebieten  mit  Elendslöhnen 
sollen,  wie  in  der  Heünarbeit,  Lohnämter  mit  rechtsverbindlichen  Mindest- 
löhnen eingerichtet  werden.  Eine  internationale  Staatenkonferenz  soll 
Maßnahmen  gegen  die  Herabsetzung  der  Kaufkraft  der  Löhne  treffen. 
Es  ist  eine  Versicherung  gegen  Arbeitslosigkeit  in  allen  Ländern 
einzurichten,  ebenso  eine  staatliche  Versicherung  gegen  Unfall, 
Krankheit,  Alter,  Invalidität,  für  Witwen  imd  Waisen,  und  zwar  für  in- 
und  ausländische  Arbeiter.  Für  den  internationalen  Beruf  der  See- 
leute ist  ein  besonderes  Recht  zu  schaffen.  Die  Durchführung  all 
dieser  Bestimmungen  ist  Sache  der  staatlichen  Gewerbeaufsicht, 
in  der  auch  Arbeiter,  Angestellte  und  Arbeiterinnen  mitwirken  sollen; 
auch  sind  die  Gewerkschaften  zur  wirksamen  Durchführung  des  Arbeiter- 
schutzes heranzuziehen. 

Der  letzte   Absatz  des  hier   im   Auszuge   wiedergegebenen   Berner 
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Programms  soll  im  Wortlaut  zitiert  werden:  „Zur  Durchführung  dieses 
Vertrages  (im  Völkerbund)  und  zur  weiteren  Förderung  des  internationalen 
Arbeiterschutzes  errichten  die  vertragschließenden  Staaten  eine  ständige 
Kommission,  die  zu  gleichen  Teilen  aus  Vertretern  der  Staaten 
des  Völkerbundes  mid  des  internationalen  Gewerbschaftsbundes  besteht. 
Die  Kommission  hat  die  von  den  Vertragsmächten  beschickten,  alljähr- 
lich abzuhaltenden  Konferenzen  zur  Förderung  des 
internationalen  Arbeiterschutzes  vorzubereiten  und 
zu  bei-ufen.  Die  Hälfte  der  stimmführenden  Konferenzteilnehmer  muß 
aus  Vertretern  der  gewerkschaftlich  organisierten  Arbeiter  jedes  I^andes 
bestehen.  Die  Konferenzen  können  bindende  Bsschlüsse  im  Rahmen 
der  ihnen  zugewiesenen  Kompetenzen  fassen.  Die  ständige  Kommission 
hat  mit  dem  internationalen  Arbeitsamt  in  Basel^  und  dem  internationalen 
Gewerkschaftsbund  in  dauerndem  Zusammenwirken  zu  bleiben." 


Auf  dem  Boden  dieser  Forderungen  eines  internationalen  Arbeits- 
rechts, die  am  8.  Februar  1919  in  Bern  aufgestellt  und  Ende  Juli  desselben 
Jahres  auf  dem  Gewerkschaftskongreß  in  Amsterdam  bekräftigt  worden 
sind,  stehen  die  vereinigten  Arbeiterverbände  aller  Industriestaaten  der 
ganzen  Welt.  Was  auch  sonst  die  Organisationen  der  einzelnen  I^änder 
trennen  mag  —  hier  sind  sie  einig  !  Und  in  dieser  Einigkeit  liegt  eine  Macht, 
die  auf  die  Dauer  nicht  zu  mißachten  und  zu  unterdrücken  sein  wird. 
Sie  wird  sich  auch  im  Völkerbund  durchsetzen,  der  unter  seinen 
Aufgaben  die  Schaffung  eines  internationalen  Arbeitsrechts  aufzählt  und 
dafür  im  Friedensvertrage  eine  „Organisation  der  Arbeit" 
errichtet.  Eingeleitet  wird  dieser  Abschnitt  13  des  Friedens  mit  einer 
zwar  sehr  schwungvollen,  aber  leider  mehr  tönenden  als  gehaltvollen 
Kundgebung:  Die  Gesellschaft  der  Nationen  wolle  den  Weltfrieden  auf 
dem  Boden  sozialer  Gerechtigkeit  begründen.  Nun  aber  beständen  Ar- 
beitsbedingungen, die  für  eine  große  Zahl  von  Personen  Ungerechtigkeit, 
Elend  und  Entbehrungen  zur  Folge  hätten,  und  damit  eine  Unzufriedenheit 
erzeugten,  welche  die  Weltharmonie  und  den  Weltfrieden  gefährden.  Da- 
rum sei  eine  Verbesserung  dieser  Verhältnisse  dringend  erforderlich,  z.  B. 
in  bezug  auf  die  Regelung  der  Arbeitszeit,  die  Festlegung  eines  Maximal- 
arbeitstages und  einer  Maximalarbeitswoche,  die  Anwerbung  von  Arbeits- 
kräften, die  Bekämpfung  der  Arbeitslosigkeit,  die  Zusicherung  eines 
Lohnes,  der  angemessene  Daseinsbedingungen  gewährleistet,  den  Schutz 
der  Arbeiter  gegen  Kranklieiten  allgemeiner  Natur  und  gegen  Berufs- 
krankheiten und  Arbeitsimfälle,  den  Schutz  der  Kinder,   Jugendlichen 

^    Wie  oben  bemerkt,  ist  dies  internationale  Arbeitsamt  in  Basel    begründet     und 
wird  unterhalten  von  der  Internationalen  Vereinigung  für  gesetzlichen  Arbeiterschutz. 
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und  Frauen,  die  Alters-  und  Invalidenrenten,  den  Schutz  der  Interessen 
der  im  Auslande  beschäftigten  Arbeiter,  die  Anerkennung  des  Grund- 
satzes der  Koalitionsfreiheit,  die  Organisation  der  Berufs-  und  technischen 
Fortbildung  und  andere  gleichartige  Maßnahmen.  Abgesehen  von  der 
ganz  allgemeinen,  hier  und  da  recht  verschwommenen  Fassung  fehlen  in 
diesem  Programm  sehr  wichtige  Forderungen:  der  freie  Samstagnach- 
mittag für  Frauen,  der  Mutterschutz,  die  Heimarbeit,  die  Freizügigkeit, 
die  Aufhebung  von  Einwanderungsverboten,  die  I<ohnämter  u.  a.  m. 
Kein  Wunder  daher,  daß  der  Internationale  Gewerkschaftskongreß  zu 
Amsterdam  Ende  Juli  1919  dies  Programm  des  Völkerbundes  für  un- 
zulänglich erklärt  mid  seine  Mitglieder  in  allen  Ländern  erneut  für  die 
Bemer  Forderungen  in  die  Schranken  ruft. 

Der  Friedensvertrag  begründet  sodann  eine  ständige  Or- 
ganisation zur  Durchfiüirung  seines  Programms.  Die  ursprüng- 
lichen Mitglieder  des  Völkerbmides  —  das  sind  die  alliierten  imd 
assoziierten  Mächte  —  sollen  die  ersten  Mitglieder  dieser  Organi- 
sation sein;  wenn  die  neutralen  Mächte  der  Einladung  zum  Beitritt 
folgen,  und  wenn  endlich  drittens  die  Mittelmächte,  also  in  erster 
Linie  Deutschland,  zugelassen  werden,  so  soll  diese  ihre  Mitgliedschaft 
im  Völkerbund  hinfort  auch  gleichbedeutend  sein  mit  ihrer  Mitgliedschaft 
in  der  ständigen  Organisation.  Diese  letztere  soll  umfassen  eine  all- 
gemeine Konferenz  der  Vertreter  der  Mitglieder  und  ein 
internationales  Arbeitsamt.  Mindestens  einmal  im  Jahr 
tritt  die  allgemeine  Konferenz  zusammen;  jedes  Mitglied  entsendet 
4  Vertreter,  davon  sind  2  Regierungsdelegierte,  je  einer  Vertreter  der 
Arbeitgeber  und  der  Arbeitnehmer  des  betreffenden  Landes.  Diesen  Dele- 
gierten können  technische  Ratgeber,  darimter  auch  Frauen,  beigegeben 
werden.  Bei  der  Wahl  der  nichtamtlichen  Delegierten  imd  der  Ratgeber 
ist  im  Einvernehmen  mit  den  Berufsorganisationen  vorzugehen.  Die 
Konferenz  prüft  die  Mandate  der  Delegierten  und  der  Berater,  zur  Er- 
klänmg  der  Gültigkeit  ist  eine  Zweidrittelmehrheit  erforderlich.  Natürlich 
haben  nur  die  eigentlichen  Delegierten  Stimmrecht.  Die  Tagungen  der 
Konferenz  finden  am  Sitz  des  Völkerbundes  statt  —  voraussichtlich  also 
künftig  in  Genf  —  oder  an  jedem  anderen  Orte,  den  die  Konferenz  selbst 
bestimmt  —  zum  erstenmal  Ende  1919  in  Washington,  wovon  weiter 
unten  noch  die  Rede  sein  wird. 

Neben  der  Konferenz  wird  als  ihr  Organ,  das  zugleich  vollgiltiges 
Organ  des  Völkerbundes  ist,  ein  Internationales  Arbeits- 
amt am  Sitz  des  Völkerbundes  errichtet.  Es  wird  einem  Verwaltungs- 
rat unterstellt,  in  dem  12  Vertreter  von  Regierungen  rnid  je  6  Vertreter 
von  Arbeitgebern  und  Arbeitern  sitzen;  von  den  Regierungsvertretem 
müssen  8  aus  den  größten  Industriestaaten  stammen,  die  übrigen  4  werden 
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von  den  anderen  Mitgliedern  der  Konferenz  bestimmt.  Der  Verwaltungs- 
rat wählt  aus  seiner  Mitte  einen  Präsidenten,  ebenso  den  Direktor 
des  Internationalen  Arbeitsamtes,  der  seinerseits  die  übrigen  Beamten, 
darmiter  auch  Frauen,  imter  Berücksichtigung  der  verschiedenen 
Nationalitäten  beruft.  Die  Aufgaben  des  Arbeitsamtes  mufassen  die 
Sammlimg  und  Verteilung  aller  Informationen  über  die  internationale 
Regelmig  der  Arbeitsbedingungen  und  Arbeiterverhältnisse,  insbe- 
sondere hinsichtlich  der  Fragen,  die  der  Konferenz  vorgelegt  werden 
sollen  zmn  Zwecke  des  Abschlusses  internationaler  Ab- 
k  o  m  m  e  n  ,  desgleichen  die  Durchführung  aller  durch  die  Konferenz 
beschlossenen  Untersuchimgen.  In  französischer  und  englischer,  „wie  auch 
in  jeder  anderen  Sprache,  die  der  Verwaltungsrat  für  angebracht  hält", 
gibt  das  Arbeitsamt  ein  periodisches  Bulletin  heraus.  Die  Kosten  des 
Amts  trägt  der  Völkerbund,  doch  muß  jedes  I^and  für  seine  Delegierten 
zu  den  Tagungen  der  allgemeinen  Konferenz  und  den  Sitzungen  des 
Verwaltimgsrats  die  Kosten  selbst  bestreiten. 

Sehr  ausfülirlich  wird  das  Verfahren  behandelt.  Jedes  Mit- 
glied der  allgemeinen  Konferenz,  d.  h.  jede  Regierung,  aber  auch  die 
Berufsorganisationen  können  Vorschläge  für  die  Tagtmg  einreichen. 
Der  Verwalttmgsrat  prüft  sie  imd  setzt  danach  die  Tagesordnung  fest. 
Gegen  diese  aber  hat  wiederum  jedes  Mitglied  ein  Einspruchsrecht, 
das  eine  Zweidrittelmehrheit  der  Konferenz  abzulehnen  befugt  ist.  Die 
Vorschläge  auf  der  Tagesordnung  zerfallen  in  zwei  Arten,  über  welche  die 
Konferenz  stets  mit  Zweidrittelmehrheit  zu  entscheiden  hat:  entweder 
bedeuten  sie  eine  „Empfehlimg",  welche  der  Prüfung  der  Mitglieder  zu 
unterbreiten  ist,  „damit  sie  in  der  Form  eines  Landesgesetzes  oder  ander- 
weitig ausgeführt  werde",  oder  den  „Entwurf"  einer  durch  die  Mitglieder 
zu  ratifizierenden  Abmachung.  In  beiden  Fällen  soll  Rücksicht  genommen 
werden  auf  diejenigen  Ivänder,  „in  denen  das  Klima,  ungenügende  Ent- 
wicklimg  der  industriellen  Entwicklung  oder  andere  besondere  Um- 
stände die  Verhältnisse  der  Industrie  besonders  schwierig  gestalten." 
Alle  Mitglieder  verpflichten  sich,  innerhalb  eines  Jahres  oder,  wenn  dies 
unmöglich  ist,  längstens  binnen  l8  Monaten  die  von  der  Konferenz  an- 
genommene Empfchlimg  oder  den  Entwurf  ihren  gesetzgebenden  Kör- 
perschaften zur  Durchführung  vorzulegen;  dabei  ist  jede  Verminderung 
bereits  bestehender  Schutzvorschriften  ausgeschlossen.  Hat  ein  Entwurf 
in  der  Konferenz  nicht  die  nötige  Zweidrittelmehrheit  gefimden,  so 
können  die  Mitglieder  (Staaten),  die  für  ihn  gestimmt  haben,  ihn 
tmter  sich  zur  Ausführung  bringen.  Die  Mitglieder  erstatten  dem  Arbeits- 
amt   jährlich    Bericht    über    die    bei    ihnen    getroffenen  Maßnahmen. 

Auch  ein  Beschwerderecht  und  ein  Instanzenzug  hierfür 
werden  eingerichtet.     Klagen  über  Unterlassung  oder  Mängel  der  Durch- 
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führung  von  Konferenzbeschlüssen  werden  vom  Verwaltungsrat  geprüft; 
ein  Mitglied  kann  gegen  das  andere,  aber  auch  ein  Berufsverband  der  Ar- 
beitgeber oder  der  Arbeitnehmer  gegen  die  eigene  Regierung  klagen. 
Das  beklagte  Mitglied  kann  zur  Rechenschaft  gezogen  werden;  fällt 
diese  ungenügend  aus,  so  wird  ein  Untersuchungsausschuß  gebildet,  und 
zwar  werden  seine  Mitglieder  einer  leiste  entnommen,  für  die  jeder  Staat 
3  Vertreter,  einen  Arbeitgeber,  einen  Arbeitnehmer,  einen  neutralen 
Sachverständigen  bestimmt.  Der  Generalsekretär  des  Völkerbundes 
wählt  je  einen  Vertreter  aus  diesen  3  Gruppen  in  den  Untersuchungs- 
ausschuß, der  nach  erfolgter  Prüfung  der  Beschwerde  einen  Bericht  er- 
stattet. Fügt  sich  das  beklagte  Mitglied  dann  nicht,  so  kann  der  Fall 
dem  Ständigen  Internationalen  Gerichtshof  vorgelegt  werden,  und  dieser 
hat  dann  zu  befinden,  ob  und  welche  wirtschaftlichen  Maßnahmen  gegen 
das  schuldige  Mitglied  ergriffen  werden  sollen.  —  Schon  diese  gedrängte  Zu- 
sammenfassung der  sehr  ausführlichen  Bestimmungen  wird  genügen,  um 
die  Umständlichkeit  des  ganzen  Vorgehens  gegen  schuldhafte  oder 
säumige  Mitglieder  darzutun. 

Es  folgen  noch  allgemeine  Vorschriften  und  Über- 
gangsbestimmungen. Die  ersteren  beziehen  sich  auf  die  Staaten 
mit  Kolonien,  die  sich  nicht  selbst  regieren:  sie  verpflichten  sich, 
die  Abmachungen,  denen  sie  beigetreten  sind,  in  den  Kolonien  einzu- 
führen, jedoch  unter  dem  Vorbehalt,  daß  die  Vereinbarungen  auf  Grund 
der  örtlichen  Verhältnisse  durchführbar  sind  und  daß  Abänderungen 
erfolgen  können,  um  eine  Anpassung  an  die  örtlichen  Verhältnisse  zu  er- 
reichen. Streitfälle  gehören  vor  den  Ständigen  Internationalen  Gerichts- 
hof des  Völkerbundes.  In  den  Übergangsbestimmungen  wird  vorgesehen, 
daß  nötigenfalls  noch  vor  der  Konstituierung  des  Völkerbundes  schon  im  Ok- 
tober 1919  die  erste  Sitzung  der  Allgemeinen  Konferenz 
stattfinden  soll,  und  zwar  in  Washington;  hierfür  wird  die  Tagesordnmig 
bestimmt  und  eine  vorbereitende  Kommission  eingesetzt;  die  Einladung 
zu  der  Konferenz,  deren  Mitglieder  die  Kosten  tragen,  geht  von  den 
Vereinigten  Staaten  von  Amerika  aus. 

Vermutlich  haben  die  Verfasser  dieses  Abschnitts  des  Friedensvertrags, 
welcher  von  der  „Arbeit"  handelt,  selbst  das  Gefühl  gehabt,  daß  nach  all  der 
weitläufigen  Aufzählung  sehr  trockener  Einzelheiten  der  Verfassung 
und  des  Verfahrens  am  Schlüsse  noch  eine  starke  Geste  notwendig  sei. 
Sie  knüpfen  darum  in  den  letzten  Artikeln  des  Teils  13  an  das  im  Eingang 
aufgestellte  „Programm"  an  und  wiederholen  die  dort  sehr  allgemein 
gehaltenen  Grundsätze  in  anderer,  präziserer  und  erweiterter  Fassung, 
freilich  ohne  dabei  auch  nur  annähernd  an  die  bestimmte  und  erschöpfende 
Aufzählung  der  gewerkschaftlichen  Forderungen  im  Berner  Programm 
heranzukommen.      Dabei  beginnt  man  mit  einem   Selbstlob;    In    An- 
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erkeunung  des  Urrstandes,  „daß  das  physische,  moralische  und  geistige 
Wohlergehen  der  industriellen  lyohnarbeiter  (von  den  anderen 
Ivohnarbeitern  in  Landwirtschaft,  Handel,  Schiffahrt,  Bureaus  usw.  ist 
nicht  die  Rede)  aus  internationalen  Gesichtspunkten  von  wesentlicher 
Bedeutung  ist",  habe  man  diese  „Organisation  der  Arbeit"  geschaffen. 
Zwar  erkennen  die  Vertragsschließenden  an,  „daß  die  Verschiedenheiten 
des  Klimas,  der  Sitten  und  Gebräuche,  der  wirtschaftlichen  Zweckmäßig- 
keit und  der  indastriellen  Überlieferung  es  schwer  machen,  sofort  die 
vollständige  Einheitlichkeit  in  den  Arbeitsbedingungen  herbei- 
zuführen." Jedoch  müßten  für  die  Regelung  der  Arbeitsbedingungen 
wenigstens  gewisse  Methoden  und  Grundsätze  aufgestellt  werden,  „welche 
alle  industriellen  Gemeinschaften  anzuwenden  sich  bemühen  sollten, 
soweit  die  besonderen  Umstände,  in  denen  sie  sich  befinden,  es  gestatten." 
Von  besonderer  und  dringlicher  Bedeutung  seien  dabei  folgende  9  Grund- 
sätze und  Methoden:  i.  Die  Arbeit  darf  nicht  einfach  als  eine  Ware  oder 
ein  Handelsartikel  betrachtet  werden.  2.  Das  Koalitionsrecht  zu  allen 
nicht  den  Gesetzen  widersprechenden  Zwecken  gilt  sowohl  für  die  lyohn- 
arbeiter  wie  für  die  Arbeitgeber.  3.  Den  Arbeitern  ist  ein  das  angemessene 
I^ebensniveau  sichernder  lyohn  zu  zahlen.  4.  Der  Achtstundentag,  oder 
die  48- Stundenwoche,  ist  als  Ziel  überall  da  zu  sehen,  wo  er  nicht  schon 
erreicht  ist.  5.  Mindestruhetag  von  24  Strmden.  6.  Beseitigung  der  Kinder- 
arbeit, Schutz  der  Jugendlichen.  7.  Gleicher  lK>hn,  ohne  Unterschied 
des  Geschlechts,  für  Arbeit  gleichen  Wertes.  8.  Gleiche  wirtschaftliche 
Behandlung  aller  Arbeiter,  die  in  dem  betreffenden  Lande  ihren  gesetz- 
mäßigen Wohnsitz  haben.  9.  Wirksamer  Gewerbeaufsichtsdienst.  Ohne 
zu  behaupten,  so  schließt  diese  Proklamation,  daß  diese  Aufzählung 
vollständig  imd  endgültig  sei,  sind  diese  Grundsätze  und  Methoden  doch 
geeignet,  der  Politik  des  Völkerbundes  als  Richtschnur  zu  dienen  und 
mit  ihrer  Durchführung  „unschätzbare  Wohltaten  über  die  Lohnarbeiter 
der  Welt  auszubreiten." 


Ebenso  wie  die  Konstruktion  des  Völkerbundes  hat  auch  die  im 
Friedensvertrage  vorgesehene  „Organisation  der  Arbeit"  unstreitig  ihre 
Mängel  imd  Lücken;  im  Laufe  unserer  Ausführimgen  haben  wir  bereits 
mehrfach  darauf  hingedeutet,  auch  das  abfällige  Urteil  des  Amsterdamer 
Gewerkschaftskongresses  kurz  angefülirt.  Unsere  Ansicht  ist  dabei  nicht 
in  erster  Linie  von  der  Tatsache  beeinflußt,  daß  Deutschland  und  Deutsch- 
österreich einstweilen  —  wie  lange  noch,  kann  niemand  wissen  —  vor 
den  Toren  des  Völkerbundes  und  demgemäß  auch  außerhalb  seiner  dem 
internationalen  Arbeitsrecht  dienenden  Einrichtungen  stehen.  Wir 
beklagen  diese  Ausschließung,  fordern  den  Eintritt  und  die  Zulassung 
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auf  dem  Bodeii  voller  Gleichberechtigung  und  Gleich  Verpflichtung, 
worauf  Deutschland  als  einer  der  größten  Kultur-  und  Industriestaaten, 
trotz  seiner  Niederlage,  ein  politisches,  wirtschaftliches,  sittliches  Recht 
hat.  Rein  sachlich  betrachtet  aber  erblicken  wir  in  der  „Organisation  der 
Arbeit",  wie  wir  sie  nach  den  Bestimmungen  von  Versailles  geschildert 
haben,  folgende  vier  Hauptmängel:  i.  Das  zahlenmäßige  Übergewicht 
der  in  der  Sozialpolitik  rückständigen  Staaten  in  der  Allgemeinen  Kon- 
ferenz. Damit  ist  einem  tatkräftigen  Fortschritt  des  internationalen 
Arbeitsrechts  eine  schwere  Hemmung  bereitet,  die  nicht  ausgeglichen 
wird  durch  die  bessere  Zusammensetzung  des  Verwaltungsrats  beim 
Arbeitsamt.  2.  Die  Lückenhaftigkeit  und  Verschwommenheit  des  Ar- 
beitsprogramms, das  anstatt  klare,  bestimmte,  erschöpfende  Bestini- 
mimgen  aufzustellen,  wie  das  die  gewerkschaftlichen  Forderungen  tmi, 
sich  in  recht  allgemeinen,  dehnbaren  Wendungeu  ergeht  und  manche 
Gebiete  der  Sozialpolitik  ganz  außer  acht  läßt.  3.  Die  imtergeordnete 
Stellung  und  damit  der  geringe  Einfluß,  welche  den  Vertretern  der  organi- 
sierten Arbeiterschaft  eingeräumt  sind,  um  deren  Wohl  und  Wehe  doch 
schließlich  die  ganze  Aktion  geht:  sie  hat  in  allen  Instanzen  nur  ein 
Viertel  der  Stimmen,  während  die  kapitalistisch  gerichteten  Regierungen 
mit  den  Unternehmern  zusamm.en  die  übrigen  drei  Viertel  führen.  4.  Die 
Zulassung  von  allzuviel  Vorbehalten,  Sichenmgen,  Hintertüren  für 
säumige  oder  böswillige  Mitglieder  des  Völkerbundes,  durch  die  sie  sich 
der  Ausführung  der  Beschlüsse  entziehen,  ihre  Wirkung  hintertreiben 
und  das  ganze  große  Kulturwerk  des  internationalen  Arbeitsrechts  sa- 
botieren können.  Andere  Mängel  von  geringerem  Gewicht  mögen  un- 
erwähnt bleiben. 

Aber,  so  fragen  wir,  ist  diese  Unvollkommenheit  und  Fehlerhäufmig 
in  der  Organisation  und  im  Programm  ein  zureichender  Grund,  die  Mit- 
wirkung selbst  dann  zu  verweigern,  wenn  die  Möglichkeit  dazu  geschaffen 
wird  ?  Zmn  ersten  Male  in  der  Weltgeschichte  wird  hier  in  feierlichster 
Form  das  Ziel  des  internationalen  Arbeitsrechts  als  einer  Bedingung 
des  Friedens  und  der  Wohlfahrt  aufgestellt,  dem  bisher  nur  einzelne 
Staaten,  selbst  hier  manche  nur  widerwillig,  und  private  Vereinigungen 
und  Arbeiterverbände  nachgestrebt  haben.  Jetzt  bekennt  sich  die  Ge- 
samtheit aller  Kulturvölker  dazu.  Und  zugleich  wird  an  Stelle  der,  zwar 
nicht  in  ihrem  Wollen,  aber  in  ihren  Mitteln  vielfach  unzulänglichen 
Organisationen,  die  mit  starken  Widerständen  zu  kämpfen  hatten,  eine 
weltmnspannende  Konstruktion  errichtet,  die  auch  der  Zwangsvoll- 
machten nicht  entbehrt.  Damit  ist  ein  Fundament  des  internationalen 
Arbeitsrechts  gegeben,  wie  es  breiter  nicht  gedacht  werden  kann,  wenn  es 
auch  an  Festigkeit  gegenwärtig  noch  zu  wünschen  übrig  läßt.  Und  nun  sollten 
die  Köpfe  und  Hände,  die  bisher,  die  Jahrzehnte  hindurch  mit  rastlosem 
Fleiß  bei  bescheidenen  Erfolgen,  vind  unverzagtem  Mut  das  Werk  besorgt 
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haben,  feiernd  beiseite  treten,  anstatt  mitzuarbeiten  ?  Für  ihre  Initiative, 
ihre  Erfahrimg,  ihre  Anregtmg  bleibt  ohnehin  noch  ein  weites  Feld,  auch 
in  und  neben  der  Organisation  der  Arbeit  im  Völkerbund.  Vor  allem  aber 
hat  Deutschland,  das  seit  einem  Menschenalter  Bahnbrecher,  P'ührer 
und  Träger  des  internationalen  Arbeiterschutzes,  der  Sozialversicherung, 
des  Arbeitsrechts  ist,  keine  Veranlassung,  ja  nicht  einmal  ein  Recht, 
auf  die  Mitwirkung  zu  verzichten,  sobald  und  soweit  es  ihm  in  ehren- 
hafter Art  erniöglicht  wird,  mit  Hand  anzulegen.  Deutschland  sollte 
bald  auf  die  Probe  gestellt  werden. 

In  den  Übergangsbestimmungen  ist,  wie  schon  erwähnt,  für  den 
Herbst  1919  bereits  eine  erste  Tagung  der  Allgemeinen  Konferenz  für 
das  Arbeitsrecht  vorgesehen,  auch  wenn  der  Völkerbund  noch  nicht 
organisiert  und  der  Friede  noch  nicht  allgemein  bestätigt  und  verkündet 
sein  sollte.  Versammlungsort  ist  Washington,  die  Regierung  der  Ver- 
einigten Staaten  hat  eingeladen,  das  vorbereitende  Komitee  bestand  aus 
Vertretern  von  Amerika,  Großbritannien,  Frankreich,  Italien,  Japan, 
Belgien  und  der  Schweiz,  die  Tagesordnung  wurde  wie  folgt  festgelegt: 

1.  Anwendung   des  Grundsatzes  des  Achtstundentages  oder  der  48- Stunden woche. 

2.  Fragen  in  bezug  auf  die  Mittel  zur  Verhinderung  der  Arbeitslosigkeit  und  zur 
Beseitigung  ihrer  Folgen. 

3.  Beschäftigung  der  Frauen: 

a)  vor   oder   nach   der  Niederkunft    (einschließlich  der  Frage  der  Mutterschafts- 
pflege), 

b)  während  der  Nacht, 

c)  bei  ungesunden  Arbeiten. 

4.  Beschäftigung  der  Kinder: 

a)  Altersgrenze  für  die  Zulassung  zur  Arbeit, 

b)  Nachtarbeit, 

c)  ungesunde  Arbeiten. 

5.  Ausdehnung  und  Anwendung  der  in  Bern  1906  angenommenen  internationalen 
Vereinbarungen  über  die  Nachtarbeit  der  in  der  Industrie  beschäftigten  Frauen 
und  das  Verbot  der  Verwendung  von  weißem  (gelbem)  Phosphor  in  der  Zünd- 
holzindustrie. 

Mitglieder  des  Kongresses  sind  an  sich  ohne  weiteres  die  sämtlichen 
„alliierten  und  assoziierten  Mächte",  von  Amerika  an  die  ganze  lange 
Reihe  bis  hin  zu  Nikaragua  tmd  I^iberia.  Eingeladen  zur  Beschickung 
sind  die  im  Weltkriege  neutral  gebliebeneu  Staaten.  Aber  wie  steht  es 
mit  Deutschland  und  Deutsch-Österreich  ?  Auf  dem  internationalen 
Gewerkschaftskongreß  in  Amsterdam,  Ende  Juli  1919,  war,  allerdings 
unter  dem  Widerspruch  der  Vertreter  der  amerikanischen  Federation 
of  Labor,  der  Beschluß  gefaßt  worden,  sich  allgemein  der  Teilnahme 
an  der  Konferenz  in  Washington  zu  enthalten,  wenn  nicht  alle  im 
internationalen  Gewerkschaftsbund  vereinigten  Länder  zur  Beteiligung 
aufgefordert  würden,  also  auch  Deutschland  und  Deutsch -Österreich. 
Dieser     Beschluß     schien     zunächst     auf    eine    harte    Probe    gestellt 
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durch  die  Form  der  amerikanischen  „Einladung"  vom  30.  September, 
in  der  es  hieß:  „Trotz  der  Tatsache,  daß  Deutschland  imd  Österreich 
gegenwärtig  nicht  zu  den  Regierungen  gehören,  die  de  jure  Mitglieder 
der  Internationalen  Arbeitsorganisation  sind,  haben  die  Friedens- 
delegierten beschlossen,  daß  die  Frage  der  Zulassung  deutscher  und  öster- 
reichischer Abgeordneter  zu  der  bevorstehenden  Arbeitskonferenz  in 
Washington  dieser  Konferenz  überlassen  werden  sollte,  und  daß  inzwischen 
die  alliierten  mid  assoziierten  Regierungen  deutschen  und  österreichischen 
Abgeordneten,  die  sich  in  Vorwegnahme  einer  ihnen  günstigen  Ent- 
scheidung nach  Washington  zu  begeben  wünschten,  kein  Hindernis  in 
den  Weg  legen  würden."  Zum  Schluß  wurde  noch  „nichtamtlich  und 
zuversichtlich"  versichert,  daß  die  Reise  der  deutschen  und  öster- 
reichischen Abgeordneten  durch  die  Regierung  der  Vereinigten  Staaten 
in  jeder  angemessenen  Weise  erleichtert  werden  solle. 

Dieser  hier  vorgeschlagene  Weg  schien  zwar  dem  Sekretariat  des 
Internationalen  Gewerkschaftsbundes  in  Amsterdam  gangbar,  nicht 
aber  dem  Vorstande  der  Freien  Deutschen  Gewerkschaften,  die  auf 
die  doch  immerhin  vorhandene  Möglichkeit  einer  Ablehnung  der  Zu- 
lassung zur  Konferenz  hinwiesen  und  die  Teilnahme  verweigerten. 
Durch  Verhandlungen  zwischen  Berlin,  Amsterdam  und  Paris  gelang  es 
jedoch,  die  feste  Zusicherung  zu  erhalten,  daß  sofort  nach  Eröffnung 
der  Konferenz  der  Antrag  auf  Zulassung  der  deutschen  Abordmmg 
eingebracht  und  auch  angenommen  werden  würde,  so  daß  Deutschland 
an  den  Arbeiten  von  Anfang  an  teilnehmen  könne.  Daraufhin  gaben  die 
freien  Gewerkschaften  ihren  Widerstand  auf,  imd  die  Reichsregierung 
beschloß  die  Beschickmig  der  Konferenz  durch  eine  Abordnung,  die 
aus  zwei  Vertretern  der  Regierung,  je  einem  Vertreter  der  Arbeitgeber 
und  der  Arbeitnehmer  und  einer  Anzahl  technischer  Berater  bestehen 
sollte. 

Es  ist  gut,  daß  Deutschland  an  dem  großen  Friedens-  und  Kultur- 
werk des  internationalen  Arbeitsrechts  von  Anfang  an  mitarbeiten  will. 
An  den  Vorbereitungen  und  den  ersten  Schritten  der  Verwirklichung, 
die  fast  ein  Jahrhundert  währten,  hat  Deutschland  stets  einen  hervor- 
ragenden Anteil,  in  manchen  Zeiten  die  Führung  gehabt.  Jetzt,  wo  es 
zusammengebrochen  und  arm  ist,  muß  es  erst  recht  in  die  Reihe  der 
Regierungen  und  Völker  treten,  die  sich  den  Aufgaben  der  inter- 
nationalen Sozialpolitik  widmen. 

Nachschrift  vom  28.  November  zu  dem  am  31.  Oktober  ab- 
geschlossenen Aufsatz :  Die  Allgemeine  Arbeiterkonferenz  in  Washington 
ist  am  30.  Oktober  1919  eröffnet  worden.  Ihr  erster  Beschluß,  gefaßt 
auf    Antrag    französischer    und    belgischer    Regierungsvertreter,    ange- 
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nommeti  mit  allen  gegen  eine  Stimme,  war  in  der  Tat  die  Zulassung 
einer  deutschen  und  einer  österreichischen  Delegation.  Nun  aber  stellten 
sich  Schwierigkeiten  der  Reise  für  diese  heraus:  nach  vergeblichen  Ver- 
suchen, Passage  auf  amerikanischen,  französischen,  holländischen  Schiffen 
zu  bekommen,  gelang  es  der  deutschen  Regierung,  für  die  12  Mitglieder 
der  Delegation  —  4  Vertreter  und  8  technische  Berater,  darunter  eine 
Frau  —  Plätze  auf  einem  schwedischen  Dampfer  zu  sichern.  Am  18.  No- 
vember sollte  dieser  ausfahren,  am  29.  in  New  York  ankommen  —  die 
deutsche  Delegation  war  bereits  an  Bord,  als  sie  durch  ein  amtliches 
Telegramm  gebeten  wurde,  die  Reise  zu  unterlassen,  da  laut  einer  am 
17.  November  abends  eingelaufenen  Mitteilung  der  Schweizerischen 
Gesandtschaft  in  Washington  die  Arbeiterkonferenz  beschlossen  habe, 
ihre  Tätigkeit  am  29.  November  zu  beenden,  so  daß  die  Deutschen  erst 
nacli  Torschluß  eingetroffen  wären.  Ein  kurz  darauf  eintreffendes  Tele- 
gramm von  der  Geschäftsführung  der  Konferenz  bestätigte  diese  Mel- 
dung. Demgemäß  unterblieb  die  Reise  der  deutschen  Delegation.  Immer- 
hin ist  festzustellen,  daß  durch  den  Beschluß  der  Zulassung  Deutschland 
Sitz  und  Stimme  in  der  Allgemeinen  Arbeitskonferenz  und  durch  einen 
weiteren  Beschluß  auch  Sitz  und  »Stimme  im  Verwaltungsrat  des  Inter- 
nationalen Arbeitsamts  erhalten  hat.  Über  Verlauf  und  Ergebnis  der 
Arbeitskonferenz  in  Washington  heute  zu  berichten,  ist  unmöglich,  da 
die  telegraphischen  und  Zeitungsberichte  unklar  und  lückenliaft  sind. 
Es  soll  eine  Darstellung  auf  Grund  zuverlässigen  Materials  in  einem 
späteren  Hefte  des  „W.  A."  gegeben  werden.  E.  Fr. 


Deutsch-Österreichs  Stellung  im  Weltverkehr 
auf  Grund  des  Friedensvertrages. 

Von 

Prof.  Emanucl  Hugo  Vogel,  Wien. 


Der  Friedensvertrag,  welchen  Österreich  unterzeichnen  mußte,  ist 
kaum  darauf  bedacht,  auch  nur  die  allerdringendsten  Lebensbedürf- 
nisse dieses  neuen  Staatsgebildes  sicherzustellen,  ganz  und  gar  nicht 
aber  ihm  überhaupt  wenigstens  jene  Rolle  in  der  Weltwirtschaft  einzu- 
räiunen,  welche  dem  kleinen  Donaustaate  immerhin  schon  nach  seiner 
geographischen  Lage  im  Verhältnis  zu  den  übrigen  Nationalstaaten, 
dem  Balkan  und  dem  Osten  natur  not  wendig  zukommen  sollte.  Be- 
kanntlich  wird  Deutsch -Österreich  oder,  nach  seiner  ihm  im  Friedens - 
vertrage  oktroyierten  Benennung,  die  „Republik  Österreich"  nur  eine 
sehr  reduzierte  staatliche  Selbständigkeit  genießen,  da  in  Wirtschaft- 
lieber  und  finanzieller  Beziehung  die  Wiedergutmachungskommission 
fast  die  gesamte  Kontrolls-  und  Verfügungsmöglichkeit  besitzt. 
Die  finanzielle  Schuldenlast,  welche  samt  den  auf  Österreich  entfalleni%;n 
Notenschulden  ohne  Berücksichtigung  des  an  8  Milliarden  heran- 
reichenden Budgetdefizits  auf  ca.  46  Milliarden  Kronen  geschätzt 
werden  kann,  läßt  keine  innere  Bewegungsfreiheit  zu.  Auf  den 
Staatseinnahmen  und  dem  Vermögen  des  Staates  lastet  ein  Pfand- 
recht erster  Ordnung  zugunsten  der  Auslandsverbindlichkeiten  aus 
dem  Friedensvertrage  und  aus  dem  Titel  der  Wiedergutmachtmg. 
Das  schwerwiegendste  Hindernis  für  die  Wiederaufnahme  eines  ge- 
regelten  Auslandsverkehrs  aber  ist  die  fast  völlige  Entwertung  der 
Krone  auf  den  Welthandelsplätzen.  Sie  verteuert  die  im  Wege  des 
normalen  Geld-  und  Devisenverkehrs  sich  vollziehenden  Auslandsim- 
porte geradezu  ins  Ungeheuerliche. 

I. 

Da  Österreich  infolge  des  Mangels  unentbehrlicher  Rohstoffe 
(insbesondere  Kohle,  Petrolemn),  sodann  eines  wesentlichen  Teiles 
des  I/ebnesmittelbedarfes    auf    die  Hinfuhr    aus    dem  Auslande    ange- 
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wiesen  ist^,  so  mußte  zu  dem  Mittel  des  Tausch  Vertrages  ge- 
griffen werden,  welches,  allerdings  mit  der  Beschränkung  auf  be- 
stimmte Kompensationsgüter,  immerhin  eine  von  der  Valutabeschaffung 
und  der  Einrämnung  hoher  Auslandskredite  unabhängige  Aufnahme 
des  gegenseitigen  Warenverkehrs  ermöglicht.  Es  sind  dies  die  sogenannten 
Kompensationsverträge,  welche  in  jüngster  Zeit  in  immer 
steigender  Zahl  die  erste  Etappe  des  wiederbeginnenden  Handels  zwischen 
Österreich  und  den  übrigen  im  Gebiete  der  Monarchie  entstandenen 
Nationalstaaten  darstellen,  übrigens  auch  zwischen  diesen  letzteren 
selbst  bereits  mehrfach  in  Anwendung  gebracht  worden  sind.  Das  Ideal 
des  Warenverkehrs  sind  natürlich  Kompensationsverträge''  überhaupt 
nicht.  Der  einzelne  Industrielle  kann  nicht  die  seinem  Betriebe  jeweils 
am  besten  zusagende  Ware  erzeugen  und  Rohmaterial,  Arbeitskräfte 
sowie  maschinelle  Anlagen  entsprechend  fruktifizieren,  sondern  muß 
„Kompensationsware"  erzeugen.  Produktion  und  Handel  werden  sohin 
vom  allgemeinen  größeren  Absatzgebiet,  vom  Weltmarkt  mit  seinen 
besseren  Entwicklungsbedingungen  abgedrängt,  und  dem  Export  wird 
eine  völlig  einseitige  Richtung  aufgezwungen,  wobei  obendrein  die  Ge- 
fahr besteht,  daß  die  vorhandenen  Bodenschätze  und  natürlichen  Roh- 
stoffquellen Österreichs,  wie  z.  B.  Holz,  Salz,  Eisen  usf.,  in  unwirtschaft- 
licher Art  ausgenützt  und  abgebaut  werden. 

Während  die  seit  dem  Umstürze  zu  wiederholten  Malen  insbesondere 
mit  der  Tschecho. Slowakei  behufs  Sicherung  der  Kohlenzufuhr 
abgeschlossenen  Kompensationsübereinkommen  zum  Teile  aus  den  ver- 
schiedensten Gründen  (politische  Zusammenhänge,  Verkehrsschwierig- 
keiten, Waggonmangel,  Stockungen  der  Kohlenförderung  usf. )  nur  geringen 
praktischen  Erfolg  hatten,  wurde  durch  den  Friedensvertrag  wenigstens 
für  den  Kohlenbezug  Österreichs  während  der  nächsten  15  Jahre  eine 
feste  Rechtsgrundlage  geschaffen,  welche  bei  entsprechendem  Nachdruck 
seitens  der  alliierten  Mächte  auf  endliche  Beseitigung  der  dem  regel- 
mäßigen Kompensationsverkehr  bisher  entgegengesetzten  Schwierig- 
keiten hoffen  ließ.  Nach  Art.  224  werden  nämlich  die  Tschecho- Slowakei 
und  Polen  verpflichtet,  während  der  Dauer  von  15  Janren  die  Aus- 
fuhr von  Kohle  nach  Österreich  nicht  nur  mit  keinerlei  Ausfuhrzöllen 
und  besonderen  Ausfuhrbeschränkungen  zu  belasten,  sondern  es  sollen 
im  Grunde  des  Friedensvertrages  besondere  "Übereinkommen  mit  öster- 


^  Vgl.  die  Aufsatzreihe  von  Prof.  Oskar  K  e  n  d  e ,  Die  volkswirtschaftlichen 
Grundlagen  von  Deutsch- Donauland  und  seine  Abhängigkeit  vom  Weltmarkte  im  „W. 
A."     14.  Bd.,  S.  199*  und  laufender  Band,  S.  i*  und  121*.     (D.   Red.) 

*  Vgl.  den  theoretischen- Aufsatz  von  Dr.  Otto  Neurath,  Grundsätzliches 
über  den  Kompensationsverkehr  im  internationalen  Warenhandel.  ,,W.  A.",  13.  Bd., 
S.  23.     (D.  Red.) 
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reich  betreffend  die  gej^enseitige  Ivieferung  von  Kohle  und  Rohstoffen, 
also  Kompensationsverträge,  abgeschlossen  werden.  Bis  zum  Abschlüsse 
dieser  Übereinkommen,  längstens  auf  die  Dauer  von  drei  Jahren 
nach  Inkrafttreten  des  Friedensvertrages  aber,  verpflichten  sich  der 
tschecho-slowakische  Staat  sowohl  als  Polen,  die  Ausfuhr  von  vStein-  und 
Braunkohle  nach  Österreich  bis  zu  dem  von  der  "Wiedergutmachungs- 
kommission zu  bestimmenden  Höchstmaße  uneingeschränkt  zu  gestatten. 
Als  Maßstab  soll  jene  Menge  von  Stein-  und  Braunkohle  dienen,  welche 
vor  dem  Kriege  aus  Schlesien  und  den  sonst  an  den  tschechoslowaki- 
schen und  polnischen  Staat  abgetretenen  Gebieten  an  das  gegenwärtige 
Gebiet  Österreichs  geliefert  wurden,  wobei  allerdings  „die  dermalen  in 
diesen  I^ändern  für  die  Ausfuhr  verfügbaren  Mengen  in  Berücksichtigung 
zu  ziehen  sind  "  Österreich  wird  nach  dem  Grundsatze  der  Gegenseitig- 
keit dem  tschechoslowakischen  Staate  und  Polen  die  von  der  Wieder- 
gutmachungskommission festgesetzten  Mengen  gewisser  Rohstoffe  (ins- 
besondere Holz,  Salz,  Eisen,  Magnesit  usf.)  zu  liefern  haben.  Diese 
beiden  Staaten  sind  außerdem  verpflichtet,  während  des  gleichen  Zeit- 
raumes alle  notwendigen  Vorkehrungen  zu  treffen,  um  den  in  Österreich 
wohnenden  Käufern  den  Bezug  der  Kohle  unter  gleich  günstigen  Be- 
dingungen zu  sichern,  wie  sie  hinsichtlich  des  Verkaufes  gleichartiger 
und  an  denselben  I^agerstellen  befindlicher  Produkte  für  im  tschecho- 
slowakischen oder  polnischen  Staate  wohnhafte  Käufer  bestehen.  Im 
Falle  von  Differenzen  bei  Ausführung  oder  Auslegung  dieser  Bestim- 
mungen hat  die  Wiedergutmachungskommission  endgültig  zu  ent- 
scheiden. Mag  auch  die  Ausführung  dieser  Bestimmungen  des  Friedens- 
vertrages stets  vom  guten  Willen  der  Beteiligten  abhängig  sein,  so  be- 
sitzt Deutsch-Österreich  doch  immerhin  eine  feste  Rechtsgrundlage, 
um  seinen  Anspruch  auf  das  unentbehrlichste  Produktionsmittel  der 
Industrie  wenigstens  geltend  zu  machen.  Allerdings  wird  —  und  dies  ist 
das  größte  Hemmnis  aller  regeren  Teilnahme  am  Weltverkehre  und 
einer  frei  und  uneingeschränkt  arbeitenden  Exportindustrie  —  ein  Groß- 
teil der  produktiven  Kräfte  Österreichs  schon  durch  die  Bereitstellung 
der  nur  zum  Erwerb  von  Kohle  erforderlichen  Kompensationsgüter 
(sei  dies  nun  Holz,  Eisen  oder  Textilwaren)  gebunden,  desgleichen  zur 
Beschaffung  von  lycbensmitteln  und  anderen  unentbehrlichen  Roh- 
stoffen (z.  B.  Baumwolle)^. 

Diese  immer  zunehmende  Beschränkung  auf  den  naturalen  Güter- 
tausch im  Kompensationswege  ist  mit  eine  Folge   der   durch   die  Va- 

^  Deutsch-Österreich  benötigt  Kohle  von  der  Tschecho- Slowakei  und  Polen;  Petroleum 
und  Benzin  von  Polen  und  Rumänien;  Lebensmittel,  insbesondere  Vieh  von  Jugoslawien; 
Getreide,  Gemüse,  Obst  von  Ungarn;  diverse  Lebensmittel  von  Italien;  Rohstoffe,  insbe- 
sondere Baumwolle  von  Amerika  usf. 
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lutaetitwertung  eingetretenen  Schwierigkeiten  des  Geld-  und  Kredit- 
verkehrs. Schon  Ende  Juni  1.  J.  mußte  Deutsch-Österreich  zur  Sicher- 
stellung der  von  der  Entente  für  die  fortlaufenden  Lebensmittel-  und 
Rohst  off  lieferungen  gewährten  Kredite  besondere  Pfandobjekte  bestellen, 
nämlich  die  noch  im  Privatbesitze  befindlichen  und  unter  Einem  an- 
geforderten Goldmünzen  und  ausländischen  Wertpapiere,  sowie  sämt- 
liche Eingänge  an  ausländischen  Valuten  aus  dem  Holzexport,  endlich 
den  gesamten  staatlichen  Forstbesitz.  Durch  diese  Bindungen  für 
gewisse  Enteuteliefcrungen  verengerte  sich  naturgemäß  die  Betätigungs- 
möglichkeit des  österreichischen  Handels  und  die  Wiederauf  nalime  eines 
privaten  Wirtschaftsverkehres,  da  die  einzig  hierfür  in  Betracht  kom- 
menden Zahlungsmittel  vorweg  für  staatliche  Zwecke  in  Anspruch  ge- 
nommen erscheinen. 

So  ist  denn  infolge  der  finanziellen  und  wirtschaftlichen  Zwangs- 
lage Österreichs  und  seines  Mangels  an  den  wichtigsten  unentbehrlicüen 
Rohstoffen  und  Nahrungsmitteln  der  Handelsverkehr  dieses  Staates 
der  Hauptsache  nach  in  das  enge  Bett  der  ,, Kompensationsverträge" 
für  absehbare  Zeit  eingeschlossen,  und  lediglich  die  richtige  Ausgestaltung 
dieser  Kompensationsverträge  selbst  vermag  die  Grundlagen  für  die 
Entwicklung  eines  freien  Handels  in  fernerer  Zukunft  zu  schaffen.  Das 
beste  Beispiel  hierfür  ist  wohl  die  Art,  wie  die  Handelsbeziehungen  zum 
jugoslawischen  Staate  wieder  aufgenommen  wurden.  Nach- 
dem eine  Zeit  lang  überhaupt  nur  kleine  Kompensationsübereinkommen 
zwischen  den  benachbarten  Grenzbezirken  abgeschlossen  worden  waren, 
darüber  hinaus  aber  jedweder  Handelsverkehr  völlig  stockte,  ist  nach 
langwierigen  Verhandlungen  am  i.  September  1919  ein  allgemeiner 
Kompensationsvertrag  zwischen  beiden  Staaten  zustande  gekom- 
men. Dieser  Vertrag  ist  für  Deutsch-Österreich  von  allergrößter  wirt- 
schaftspolitischer Bedeutung.  Er  ist  der  erste  Schritt  zur  Wiederauf- 
nahme des  Handels  mit  dem  südslawischen  Nachbarstaate  und  zeigt 
zugleich,  wie  die  verkehrshinderlichen  Valutaschwierigkeiten  —  und 
darin  liegt  gegenwärtig  der  besondere  Vorteil  solcher  Kompensations- 
verträge —  wenigstens  zum  Teil  überwunden  werden  können.  Der  Kom- 
pensationsvertrag beruht  auf  dem  Grundgedanken,  an  Stelle  der  Geld- 
zahlung die  Zahlung  mit  Ware  beziehungsweis?  mit  Arbeit  zu 
setzen.  Dadurch  entfällt,  wie  schon  angedeutet,  die  Notwendigkeit, 
um  des  Rohstoffbezuges  willen  immer  neue  und  größere,  wenn  auch  auf 
lange  Sicht  abgestellte  Kredite  zu  ungünstigsten  Bedingungen  aufzu- 
neh  nen,  Verm.ögensobjekte  und  Einnahmequellen  zu  verpfänden.  Auf 
der  anderen  Seite  natürlich  muß  die  heimische  Produktion  sich  auf  die 
Erzeugung  der  im  Kompensationsvertrage  gewünschten  Waren  ein- 
richten, womit  im  gleichen  Maße  ilire  Bewegungsfreiheit  und  Entwick- 
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lungsfähigkeit    auf   dem  Weltmarkte    sinkt,      Folgen   diesem  Vertrage, 
wie    sehr    wahrscheinlich,    noch    weitere    Kompensationsverträge    mit 
anderen  Staaten  nach^,  dann  wird  Deutsch-Österreich  sich  auf  geraume 
Zeit  beschränken   müssen,    für   seine  Nachbarn  bestimmte   Waren  zu 
erzeugen  und   Rohstoffe  zu  fördern,  nur  um  überhaupt  lebensfähig  zu 
bleiben    und  allmählich    dturch  Arbeit  seine  Wirtschaft    wieder    aufzu- 
richten.     Immerhin   bleibt    die  Hoffnung,    daß  auf  diesem  Wege  ein 
zwar  nicht  rascher,  aber  doch  allmählicher  Aufstieg  möglich  ist,  indem 
sich   späterhin   die  industrielle  Arbeit  nach  Besserung  der  Valuta  und 
Rohstoffversorgung  auch  auf  freie  Betätigungsgebiete  erstrecken  kann. 
Der    mit  Jugoslawien  abgeschlossene  Kompensationsvertrag  ist  in 
seiner  Art    typisch    und  dürfte  für  alle  späteren  derartigen  Verträge 
als  Muster  dienen.     Br  gibt  ein  deutliches  Bild,  wie  sich  der  Handels- 
verkehr einer  durch  den  Krieg  fast  völlig  zugrundegerichteten  Wirt- 
schaft mit  zerrütteter  Valuta  künftig  der   Hauptsache  nach  abspielen 
wird.    Deutsch-Österreich  und  Jugoslawien  ergänzen  sich  in  vielen  Rich- 
tungen ökonomisch,  beide  Staaten  sind  wirtschaftlich  vielfach  aufein- 
ander angewiesen,  weshalb  der  abgeschlossene  Vertrag  für  beide  Teile 
Vorteile  bietet.    Dazu  kommt  noch,  daß  sich  die  Valuta  beider  Staaten, 
beziehungsweise  ihre  Entwertung  auf  dem  Weltmarkt,  durch  lange  Zeit 
ziemlich  die  Wage  hielt  und  auch  gegenwärtig  bei  weitem  nicht  so  stark 
differiert,  wie  im  Verhältnis  zu  anderen  Staaten,  so  daß  schon  dieser 
Umstand  allein  zur  gegenseitigen  Befriedigung  der  Importbedürfnisse 
unter  tunlichster  Vermeidung  anderer  Staaten  mit  höherwertiger  Valuta 
drängt.      Denn  selbstverständlich  läßt  sich  zwischen  zwei  Staaten  mit 
annähernd  gleichentwerteter  Valuta  unter  den  derzeitigen  Verhältnissen 
kein  günstigerer  Weg   des  Handelsverkehrs  denken  als  der  eines  geord- 
neten   bargeldlosen    Warenaustausches,    da    hierdurch    alle    unnötigen 
Kursverluste  vermieden  werden.     Da  aber  seit  dem  Vertragsabschluß 
die    deutsch-österreichische    Krone   eine   weitaus   raschere    Abwärtsbe- 
wegung durchgemacht  hat  als  die  jugoslawische,    so   sind   die  Vorteile 
dieses     Kompensationsvertrages,     seine     vereinbarungsgemäße     Durch- 
führung vorausgesetzt,  für  Österreich  um  so  größer.    Die  Organisation 
des  Warenaustausches   liegt  in  Österreich  in  Händen  des  „Warenver- 
kehrsbureau",   in  Jugoslawien    der  „Zentralstelle    für    den   Auslands- 
verkehr" in    Belgrad    (mit    Zweigstellen    in    I/aibach,    Sarajewo    und 
Spalato).     Diese  Zentrale  und   ihre  Zweigstellen    haben    zugleich    die 
Aufgabe,  die  gelieferten  Warenkontingente   auf  die  einzelnen  I^änder- 
gebiete   nach  den  örtlichen   Bedürfnissen  aufzuteilen. 

In  finanzieller  Hinsicht   ist   zwar  im  Prinzip  eine  eventuell  sich 

*  Solche  Kompensationsverträge  sind  mit  der  Tschecho- Slowakei,  mit  Polen  und 
jüngst  auch  mit  Rumänien  im  Zuge.  (Im  Falle  Rumäniens  Lieferung  von  Rohöl  an  Öster- 
reich gpgen  Eiscnbahnmaterial.) 
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ergebende  Barzahlung  in  fremder  Valuta  (Reichsmark,  Franken  oder  Lire) 
bedungen,  aber  Überweisungen  und  Umrechnungen  werden  dadurch  ver- 
mieden, daß  die  beiden  Warenverkehrsbureaus  eine  fortlaufende  Rechnung 
in  Kronen-  beziehungsweise  Dinar  Währung  führen  werden.  Lediglich  der 
S  aldo  der  Warenbilanzen  wird  also  in  fremder  Valuta  zu  begleichen  sein. 
Von  entscheidender  Bedeutung  ist  hierbei,  daß  im  Vertrage  die  Parität 
der  in  beiden  vertragschließenden  Staaten  geltenden  Valuten  zugrundege- 
legt wurde,  während  für  die  Umrechnung  der  fremden  Valuten  die  Notierung 
der  Züricher  Börse  maßgebend  sein  soll.  Der  Geld  verkehr  soll  sich  derart 
vollziehen,  daß  die  Besteller  den  Kaufpreis  der  zu  beziehenden  Waren 
bei  ihrer  Zentrale  erlegen  und  dafür  Bezugscheine  erhalten,  welche 
den  Käufer  ohne  weiteres  zur  Ausfuhr  der  Ware  aus  dem  Gebiete  des 
anderen  Staates  und  zur  Einfuhr  in  den  eigenen  Staat  berechtigen.  Der 
Käufer  zahlt  somit  die  Ware  in  seiner  eigenen  Valuta  im  eigenen  Lande 
bei  der  Zentralstelle,  erhält  einen  aiif  seinen  Namen  lautenden  Import- 
schein und  sendet  diesen  dem  Verkäufer,  welcher  dann  die  Ware  unge- 
hindert ausführen  kann.  Dadurch  wird  die  so  verkehrshinderliche  Ein- 
holung besonderer  Aus-  und  Einfuhrbewilligungen  vermieden  und 
so  zum  ersten  Male  wieder  ein  Weg  einfacheren  Warenverkehrs  er- 
öffnet. Die  aus  diesen  Käufen  und  Verkäufen  bei  den  Warenverkehrs- 
bureaus angesammelten  Geldbeträge  in  Kronen  beziehungsweise  Dinar  sind 
ausschließlich  zur  Finanzierung  des  Kompensationsverkehres  zu  verwen- 
den, so  daß  infolge  der  paritätischen  Behandlung  beider  Währungen  bis  auf 
die  schließlichen  Saldi  der  Abwickelungsbilanz  im  großen  und  ganzen  die 
verlustbringende  Zahlung  in  hochwertiger  fremder  Valuta  vermieden  wird. 
Allerdings  war  aus  dem  vorangegangenen  Kompensationsvertrage  mit 
Jugoslawien  noch  ein  unbeglichener  Saldo  von  etwa  5  Mill.  K  offen 
(Lebensmitt?llieferung  von  etwa  121  Mill.  K  gegen  Industrieartikel 
etwa  116  Mül.  K),  so  daß  zur  Realisierung  des  neuen  Vertrages  vor- 
weg ein  entsprechender  Betrag  in  fremder  Valuta  erlegt  werden  mußte. 
Die  Hinterlegung  dieser  Valuta,  der  Waggonmangel,  sowie  das  inzwischen 
eingetretene  bedeutende  Disagio  der  österreichischen  Krone  ver- 
zögerten die  faktische  Aufnahme  des  Kompensationsverkehres.  Der 
Vertrag  zählt  taxativ  nach  Menge  und  Wert  jene  Waren  auf,  bezüglich 
deren  die  beiden  Staaten  eine  bestimmte  wechselseitige  Liefer- 
pflicht übernehmen,  außerdem  wird  noch  eine  Austauschmöglich- 
keit für  andere  Waren  vorgesehen,  jedoch  ohne  Aufstellung  bestimmter 
Lieferungskontingente.  Unter  den  kontingentierten  Waren  sind  wieder 
solche  zu  unterscheiden,  welche  zu  festen  Preisen  mit  fixer  Lieferungs- 
pflicht und  bestimmten  Lieferungsterminen  vereinbart  wmrden  (z.  B. 
auf  Seiten  Deutsch-Österreichs  die  Lieferung  von  Salz  und  Zündern). 
Die  übrigen  in  den  Vertrag  einbezogenen  Waren  sind  in  einer  64  Po- 
sitionen umfassenden  Ein-  unrl  Ausfuhrliste  mit  bestimmten  Kontingent- 
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betragen  bei  freier  Einkanfsberechtigung  enthalten,  welche  so  ziemlich 
alle  wichtigeren  Zweige  der  industriellen  Produktion  umfassen  und  dieser 
Arbeit  und  Abnahme  quellen  sichern.  Die  Gesamtheit  der  zur  Ausfuhr 
bestimmten  lyieferungskontingente  Deutsch-Österreichs  (Produkte  der 
Bisenindustrie,  der  elektrotechnischen,  chemischen  Industrie,  Papier, 
Möbel  usf.)^  erreicht  schon  heute  einen  Wert  von  etwa  350  Mill.  K, 
wird  aber  zweifellos  noch  eine  weitere  Erhöhung  durch  Zusatzverträge 
erfahren.  Die  Gegenlieferungen  Jugoslawiens  beziehen  sich  in  erster 
lyinie  auf  Lebensmittel  (Mehl,  Weizen,  Mais,  Kartoffeln,  Hülsenfrüchte, 
Vieh)^.  Der  Preis  dieser  kontingentierten  Artikel  wird  von  der  Regierung 
Jugoslawiens  unter  Berücksichtigung  der  Inland-  und  Weltmarktpreise 
sowie  der  Preise  der  als  Gegenleistung  gelieferten  Industrieartikel  fix 
festgesetzt  werden,  eine  Bestimmung,  die  allerdings  unter  Umständen 
zum  Nachteile  des  österreichischen  Vertragsteiles  ausgenützt  werden 
könnte.  Außerdem  wird  Deutsch-Österreich  im  Vertrage  die  Berechtigung 
zur  freien  (nicht  kontingentierten)  Einfuhr  für  Blei,  Zink,  Manganerz, 
Quecksilber,  Antimon,  Hanf,  Gerbstoffextrakte,  Edelrundhölzer,  Methyl- 
alkohol, Holzkohle  usf.)  erteilt.  Zur  Erleichterung  des  Warenverkehrs 
wird  den  von  den  beiden  Zentralstellen  legitimierten  Kaufleuten  ohne 
weitere  Formalitäten  die  Ein-  und  Durchreisebewilligung  erteilt  werden. 
Damit  ist  die  Wiederanknüpfung  der  kommerziellen  Beziehungen  als 
Grundlage  eines  freieren  Handelsverkehres  der  Zukunft  eingeleitet. 
Aber  der  Kompensationsvertrag  enthält  auch  noch  eine  wichtige 
Neuerung  in  anderer  Richtung.  Er  sieht  nämlich  eine  Bestimmung  vor, 
derzufolge  die  Vorteile  des  bargeldlosen  Kompensationsverkehrs 
und  der  vereinfachten  Ein-  und  Ausfuhrbewilligung  auch  für  andere, 
dem  freien  Handel  überlassene  Wareneinkäufe  in  beiden  Staaten 
eingeräumt  werden.  Es  handelt  sich  hierbei  um  solche  Artikel,  welche 
zwar  nicht  eine  unbedingte  Notwendigkeit  für  die  Volksernährung  dar- 
stellen, aber  immerhin  für  das  Wirtschaftsleben  von  großer  Bedeutung 
sind,  so  daß  ihre  Einbeziehung  in  den  Austauschverkehr  für  beide  Teile 
Vorteile  bietet.  (Z.  B.  gewisse  Luxuswaren,  Erzeugnisse  der  Textilindustrie 
u.  dgl.)^.    Wir  sehen  also,  daß  durch  den  außeroraentlich  zweckmäßigen 

^  Produkte  der  Eisenindustrie  im  Kontingentwerte  von  105,2  Mill.  K  (Maschinen, 
Brückenkonstruktionen,  Werkzeuge,  Fahrräder  usf.),  Erzeugnisse  der  elektrotechnischen  In- 
dustrie (14I4  Mill.  K),  der  Metallindustrie  (7^4  Mill.  K),  der  chemischen  Industrie  (15  Mill. 
K),  Automobil-  u.  Waggonindustrie  (59  Mill.  K),  Papierindustrie  (47  Mill.  K),  Möbel 
(10  Mill.  K.)  u.  a. 

*  Und  zwar:  1950  Waggon  Mehl,  2800  Waggon  Weizen,  Korn  oder  Gerste,  2400 
Waggon  Mais,  300  Waggon  Hülsenfrüchte,  8000  Waggon  Kartoffeln,  6000  Stück  Fett- 
schwejne,  5000  Stück  Schafe,  1000  Stück  Mastrinder.  Außerdem  bestimmte  Kontingente 
Schweinefett,  Eier,  Geflügel  usf. 

^  Auf  Seiten  Jugoslawiens  handelt  es  sich  um  die  Lieferung  von  Wein  und  gei- 
stigen Getränken,  Obst,  Gemüsen,  Südfrüchten,  Fruchtsäften,  Paprika,  des  für  die  Bier- 
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Konipensationsvertrag  über  die  wechselseitige  Bindung  zur  Lieferung 
bestimmter  Warenkontingente  hinaus,  welche  von  den  beiderseitigen 
Zeutralorganisationen  übernommen  und  verteilt  werden,  auch  dem 
freien  Handel  in  einer  Reihe  von  ausfuhrfrei  erklärten  Waren  ein  ziem- 
lich großes  Feld  eingeräumt  wird,  welches  ohne  die  Einrichtung  des  bar- 
geldlosen Kompensationsverkehres  aus  valutarischen  Gründen  unzu- 
gänglich wäre.  Der  Abschluß  privater  Kompensationsverträge  wird  hier- 
durch völlig  überflüssig,  überdies  vermag  sich  Österreich  durch  Exporte 
auf  dem  Gebiete  der  freien  Artikel  Guthaben  zu  schaffen,  welche  einer- 
seits den  notwendigen  Nahrungsmittelbezug  erleichtern,  andererseits  auch 
ermöglichen,  die  Bezüge  aus  Jugoslawien  allmählich  zu  erhöhen.  Dem 
dient  auch  eine  Bestimmung  des  Abkommens,  wonach  die  vertragsmäßig 
festgesetzten  Kontingente  ein  vernehmlich  erweitert  und  erhöht  werden 
können,  so  daß  durch  Vergrößerung  des  Exportes  auch  die  Bezugs- 
möglichkeit  steigt,  zugleich  die  Vertragsdauer  sich  automatisch  erweitert^. 
Es  läßt  sich  nicht  leugnen,  daß  derartige  Kompensationsverträge 
unter  den  gegenwärtigen  Verhältnissen  die  einzige  Möglichkeit  darstellen, 
überhaupt  im  Laufe  der  Zeit  wieder  zu  einem  geordneten  Handelsver- 
kehr zu  gelangen,  wie  sie  gleichzeitig  auch  für  die  Verbesserung  der  Va- 
luta von  großem  Vorteile  sind.  Sie  vermögen  die  Übergangsstufe  zu 
einem  durch  Aastauschpflichten  nicht  mehr  gehinderten  freien  Handel 
der  Zukunft  zu  bilden  —  selbstverständlich  unter  der  Voraussetzung, 
daß  die  finanzielle  Lebensfähigkeit  überhaupt  erhalten  bleibt,  daß  nicht 
Geldwesen  und  Wirtschaftsstand  des  schwächeren  Kompaziszenten, 
wie  Deutsch-Österreich,  aus  anderen  Gründen  gänzlich  versagt  und 
zusammenbricht.  Jedenfalls  gibt  der  Kompensationsvertrag  die  so 
dringend  gebotene  Gelegenheit,  durch  die  eigene  wirtschaftliche  Ar- 
beit wieder  den  Geldwert  und  Kredit  zu  heben,  die  Reichtümer  des 
Bodens  in  den  Dienst  des  allgemeinen  Wiederaufbaues  zu  stellen,  — 
ein  Weg,  den  eben  ein  kleines  Staatswesen  wie  Deutsch-Österreich, 
welchem  wichtige  Lebensbedingungen  vorweg  fehlen,  beschreiten  muß, 
soll  es  Kraft  schöpfen  und  im  Weltverkehr  überhaupt  bestehen  können. 

erzeugung  derzeit  wichtigen  Cziroksamen  und  Hopfen.  Auf  selten  Deutsch-Öster- 
reichs um  Galanterie-  und  Kurzwaren,  Seidenkonfektion,  Knöpfe,  Hüte,  Posamentier- 
waren, Kunstblumen,  Luxusschuhe,  Billards,  Musikinstrumente,  Spielwaren,  photogra- 
phische und  kinematographische  Artikel,  Bücher  und  Zeitschriften. 

^  Das  schwerste  Hemmnis  für  die  praktische  Realisierung  des  Kompensationsvertrages 
mit  Jugoslawien  ist,  abgesehen  vom  Mangel  an  Waggons,  Lokomotiven  und  der  Verzögerung 
in  der  Eröffnung  des  Donauverkehrs,  vorläufig  insbesondere  das  eingetretene  Disagio  der 
österreichischen  gegenüber  der  jugoslawischen  Krone,  welches  die  dem  Vertrage  zugrunde- 
gelegte Währungsparität  verschiebt.  Der  Vertrag  ordnet  in  einer  Klausel  nur  die  Berück- 
sichtigung eines  später  eintretenden  ,,V  a  1  u  t  a  w  e  c  h  s  e  1  s"  an,  nicht  dagegen  Ände- 
rungen des  Geldwertverhältnisses.  Immerhin  gibt  auch  dies  Anlaß  zu  Auslegungsstreitig- 
keiten. 
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Für  die  künftige  Stellung  Deutsch-Österreichs  im  Weltverkehr  er- 
gibt sich  also  bereits  hieraus,  daß  alles  davon  abhängt,  ob  es  gelingt,  im 
Wege  des  geschilderten  und  noch  weiterer  Kompensationsüberein- 
kommen mit  den  Nachbarstaaten  durch  einen  regelmäßig  funktio- 
nierenden, organisierten  Austausch  verkehr  sich  zunächst  die  zum 
I/cben  unbedingt  erforderlichen  Mengen  an  Kohle  und  Lebens- 
mitteln zu  sichern,  darüber  hinaus  die  allmähliche  Wiederauffüllung 
der  vollständig  ausgebluteten  Volkswirtschaft  mit  den  notwendigen  Roh- 
stoffen in  Angriff  zu  nehmen^.  Da  aber  den  Kompensationsverträgen 
der  Brfüllungszwang  fehlt,  so  wird  nicht  mit  Unrecht  vom  Stand- 
punkt Deutsch-Österreichs  der  Ruf  nach  Einrichtung  einer  Kontrolle 
und  Garantie  derselben  durch  die  Ententemächte  erhoben,  da  es  sich 
zum  Teil  um  die  Befriedigung  unentbehrlicher  Existeuzbedürfnisse 
handelt,  welche  nicht  von  der  Vertragstreue  der  übrigen  weniger 
dringlich  interessierten  Nationalstaaten  abhängig  bleiben  kann.  Ein 
unvermeidbarer  Nachteil  ist  natürlich  überhaupt,  daß  durch  diese 
Kompensationsübereinkommen  ebenso  wie  für  die  regelmäßigen  Entente- 
lieferungen und  deren  Kredite  die  hauptsächlichen  Güterquellen 
Österreichs  auf  absehbare  Zeit  gebunden  sind.  Die  einzige  Quelle,  sich 
ohne  Preisgabe  der  heimischen  Bodenschätze  und  Einschränkung  der 
Produktion  auf  Kompensationsobjekte  Rohstoff bezüge  zu  sichern,  wäre 
die  Verwertu ng  des  allerdings  nicht  großen  Besitzes  an  ausländischen 
Wertpapieren.  letzterer  wurde  auch  bereits  amtlich  auf  Grund 
der  abgeforderten  Anmeldungen  verzeichnet,  erscheint  aber  schon  für 
die  aus  dem  Friedensvertrag  hervorgehenden  Auslandsverpflichtungen 
verpfändet,  reicht  auch  zur  Beschaffung  ausländischer  Valuta  weitaus 
nicht  hin.  So  ist  denn  in  letzter  Zeit  eine  weitere,  allerdings  vom  volks- 
wirtschaftlichen Standpunkte  nicht  unbedenkliche  Quelle  zur  Finan- 
zierung der  Ententelieferungen  und  Beschaffang  von  Auslandskrediten 
herangezogen  worden,  nämlich  der  Verkauf  ge\dsser  pri- 
vater Industriepapiere  an  .das  Ausland  unter 
Patronanz  der  Regierung.  Dahin  gehört  der  in  der  Öffentlichkeit  viel- 
besprochene Verkauf  eines  großen  Teiles  der  „Alpine  Montan-Aktien" 
an  ein  italienisches  Konsortium,  wodurch  das  Ausland  in  den  Mitbesitz 
des  zu  den  wichtigsten  und  größten  Erzlagern  Österreichs  gehörenden 
steirischen  Erzberges  gelangt  ist.  Auch  sonst  hat  die  Kapitalbeteiligung 
des  Auslandes,  und  namentlich  Italiens  an  österreichischen  Indiistrie- 


^  Allerdings  lauten  die  bisher  vorliegenden  Nachrichten  über  die  faktische  Durchführung! 
speziell  des  mit  dem  jugoslawischen  Staate  abgeschlossenen  Kompensationsvertrages  ziemlic 
ungünstig.    Auch  seiner  Realisierung  bereiten  ebenso  wie  einer  vertragsgetreuen  Erfüllung| 
der  Lieferpflichten  seitens  der  Tschecho- Slowakei  in  bezug  auf  Kohle  inner-  wie  außenpoli- 
tische Momente  stets  neue  Hemmungen  und  Schwierigkeiten. 
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Unternehmungen  bei  dem  durch  die  Valutaverhältnisse  so  außerordent- 
lich verbilligten  Erwerb  für  ausländische  Rechnung  bedeutende  Fort- 
schritte gemacht^. 

11. 

Sind  unter  diesen  Umständen  die  Zukunftsaussichten  des  öster- 
reichischen Handels  nach  Friedensschluß  recht  ungünstige,  so  verdüstert 
sich  dieses  Bild  noch,  wenn  wir  die  verkehrspolitische  Si- 
tuation betrachten,  wie  sie  durch  den  Friedensvertrag  für  Deutsch- 
österreich geschaffen  wurde.  Da  die  Grenzen  dieses  Staatswesens  unter 
fast  ausschließlicher  Berücksichtigung  der  seiner  Entfaltung  feindlichen 
Wünsche  der  übrigen  Nationalstaaten,  insbesondere  des  tschechischen 
und  jugoslawischen  festgestellt,  hierbei  weite  deutsche  Volksgebiete 
willkürlich  abgetrennt  und  für  den  Verkehr  unentbehrliche  Bahnknoten- 
punkte anderen  Staatswesen  zugesprochen  wurden,  so  verfügt  Deutsch- 
Österreich  heute  mit  alleiniger  Ausnahme  der  west-östlichen  Verbindung 
von  Buchs  über  den  Arlberg — Innsbruck — Salzburg — Wien  über  keinen 
einzigen  für  sich  selbst  lebensfähigen  Verkehrsweg.  Die  nach  dem 
Norden  führerden  Linien  wurden  vollkommen  verstümmelt,  enden  nach 
wenigen  hundert  Kilometern  ohne  Kopf  Stationen,  da  diese  (Lunden- 
biug,  Znaim,  Gmünd)  dem  tschechoslowakischen  Staate  zugesprochen 
wurden.  Hierdurch  ist  ein  rationeller  Betrieb  dieser  restlichen  Linien 
so  gut  wie  ausgeschlossen.  Deutsch-Österreich,  welches  durch  seine 
zentrale  Lage  dazu  bestimmt  und  geeigaet  wäre,  den  Nord- Süd  verkehr 
Mitteleuropas  zwischen  Deutschland,  Polen,  Rußland  einerseits,  Italien 
andererseits  zu  vermitteln,  ist  durch  den  Verlust  dieser  Knotenpunkte 
und  durch  Zerstückelung  der  nach  dem  Süden  führenden  Linien  völlig 
außerstand  gesetzt,  diesen  Interessen  des  Weltverkehrs  zu  dienen. 
Auch  die  früher  erwähnte  Strecke  der  Westbahn  von  Voralberg  nach 
Wien — Budapest  nördlich  der  Zentralalpen  ist  durch  die  beabsichtigte 
Ablenkung  der  Orientexpreßzüge  und  der  Züge  nach  Warschau  von  Wien 
ebenfalls  mit  Brachlegung  bedroht^.  Die  zweite  Linie  südlich  der  Zentral- 
alpen, welche  vor  dem  Kriege  für  den  Verkehr  von  den  Weststaaten  und 
der  Schweiz  nach  den  südslawischen  Gebieten,  den  Balkanstaaten  und 


^  Den  Ankauf  (ca.  140000  Stück  Alpine  Montan-Aktien)  hat  das  Konsortium  der 
Fiatwerke  in  Turin  vollzogen.  Die  Beteiligung  italienischen  Kapitals  an  ausländischen 
Unternehmungen  hatte  bereits  einen  derartigen  Umfang  angenommen,  daß  die  italie- 
nische Regierung  die  weitere  Beteiligung  italienischen  Kapitals  an  eine  spezielle  Bewil- 
ligung   der   Staatsverwaltung  geknüpft  hat. 

^  Nach  den  Beschlüssen  der  Internationalen  Konferenz  in  Paris  zur  Wiederherstellung 
des  internationalen  Bahnverkehrs  soll  die  eine  Route  von  Paris  durch  den  Simplon  —  Mai- 
land via  Belgrad  nach  Bukarest,  die  andere  von  Paris  über  Straßburg — Nürnberg  —  Prag 
—  Warschau  laufen. 
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dem  Orient  diente,  die  vSüdbahnlinie  über  Franzensfeste — Puster- 
tal— Marburg  ist  unter  drei  Staaten  (Italien,  Jugoslawien  und  Deutsch- 
österreich) aufgeteilt,  was  wieder  einen  einheitlichen  und  rationellen 
Betrieb  ausschließt  und  den  so  wichtigen  Durchzugsverkehr  erschwert. 
Die  Hauptbahnlinie  der  Südbahn  von  Wien  über  Graz,  Marburg  nach 
Triest  bzw.  Fiume  aber  ist  für  Österreich  infolge  des  Verlustes  von 
Marburg  wertlos  und  wird  voraussichtlich  mit  Rücksicht  auf  das  En- 
tenteinteresse an  einem  gesicherten  Durchzugs  verkehr  internationali- 
siert, also  der  österreichischen  Verwaltung  überhaupt  entzogen  werden. 
Solange  nicht  endlich  für  den  gesamten  Verkehr  mit  der  Tschecho- Slo- 
wakei hinsichtlich  der  nördlichen  Linien,  mit  Jugoslawien  und  Italien 
hinsichtlich  der  nach  Süden  und  Südwesten  führenden  Strecken  ver- 
tragsmäßige Abmachungen  getroffen  sind,  welche  einen  dem  gegenseitigen 
Interesse  entsprechenden  Durchzugsverkehr  sichern,  die  Anschlüsse 
ordnen  usf.,  ist  überhaupt,  von  allen  anderen  Beschränkungen  des 
Reise-  und  Warenverkehres  infolge  der  wechselseitigen  Abschließung 
aller  Staaten  für  die  Geld-  und  Wareneinfuhr  ganz  abgesehen,  an  eine 
halbwegs  rationelle  Betriebsführung  der  österreichischen  Rumpfnetze 
nicht  za  denken.  , 

Aber  nicht  genug  an  all  dem,  werden  auch  noch  dem  vollkommen 
verstümmelten  Bahnnetze  Deutsch-Österreichs  im  Friedensvertrage 
außerordentlich  harte  Verpflichtungen  auferlegt.  Vor  allem  gilt  ähn- 
lich wie  auf  handelspolitischem  Gebiete  auch  auf  tarifari- 
schem Gebiete  die  V  er  p  f  1  i  c  h  t  u  ng  zur  einseitigen 
Meistbegünstigung  (Art.  312  mit  330)  auf  die  Dauer  von  drei 
Jahren,  derzufolge  „Österreich"  für  alle  Güter  der  alliierten  und  as- 
soziierten Staaten  mit  Ausnahme  jener,  denen  Gebiete  der  früheren 
österreichisch -ungarischen  Monarchie  angefallen  sind  (also  im  Verkehr  mit 
dem  Altauslande),  die  niedrigsten  Tarife  und  günstigsten  Beförderungsbe- 
dingungen zu  gewähren  hat,  welche  für  ein  gleichartiges  Gut  auf  irgend- 
einer österreichischen  Strecke  im  Bahnverkehr  in  der  Bin-,  Aus-  oder 
Durchfuhr  gelten.  Diese  Verpflichtung  ist  einseitig,  beschränkt  sich  weder 
auf  die  gleiche  Strecke  noch  Richtung  und  ist  nur  insofern  begrenzt, 
als  „gleiche  Bef ör der ungs Verhältnisse"  („conditions  semblables  de  trans- 
port"),  insbesondere  hinsichtlich  der  lyänge  der  durchfahrenen  vStrecke, 
vorausgesetzt  werden.  Infolge  dieser  drückenden  Bestimmung  können 
die  deutsch-österreichischen  Bahnen  keine  gesonderten  tarifpolitischen 
Maßnahmen  zur  Hebung  des  heimischen  Exportcs  oder  der  inländischen 
Erzeugung  treffen,  weil  jede  solche  Begünstigung  auch  für  die  kon- 
kurrierenden ausländischen  I,inien  und  Güter  (Altausland)  Verbilli- 
gungen  der  Frachtkosten  usf.  herbeiführen  würde.  Auch  Einfuhrbe- 
giinstigungen  sind  künftig  unmöglich,  weil  sie  sich  ebenso  auf  die  A.US- 
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fuhr  und  Durchfuhr  erstrecken  müßten.  Nur  im  Verhältnis  zu  den  übrigen 
Sukzessionsstaaten  wurde  die  Reziprozität  von  Anbeginn  an  (Art.  330 
Abs.  3)  statuiert,  sie  verliert  aber  an  Wert  durch  den  Bestand  der  ein- 
seitigen Meistbegünstigungsverpflichtung  gegenüber  dem  Altauslande, 
da  diese  die  Verallgemeinerung  der  eingeräumten  Begünstigungen  zur 
Folge  haben  muß.  Zu  ganz  unhaltbaren  Konsequenzen  müssen  diese 
Bestimmungen  des  Friedensvertrages  aber  speziell  in  einem  Staate  wie 
Deutsch-Österreich  führen,  in  welchem  noch  Privatbahnen  neben  Staats- 
bahnen im  Betrieb  stehen.  Bestände  für  erstere  Tariffreiheit,  so  könnte 
es  geschehen,  daß  durch  Begünstigungen,  welche  eine  Privatbahn  gegen 
Zugeständnisse  eines  auswärtigen  Staates  für  ihre  Linien  einräumt,  die 
gesamte  staatliche  Tarif politik  auf  den  Kopf  gestellt  würde.  Es  ver- 
bleibt also  nichts  anderes,  als  auch  den  Privatbahnen  staatlicherseits 
den  Tarif  vorzuschreiben  oder  auf  jede  eigene  Tarifhoheit  zu  verzichten. 
Letzteres  würde  zmn  völligen  Chaos  führen.  Auf  jeden  Fall  wird  durch 
die  Vorschrift  der  einseitigen  Meistbegünstigung  gegenüber  dem  Alt- 
auslande  jede  rationelle  Betriebsführung  der  österreichischen  Staats- 
bahnen, ebenso  wie  jede  auf  die  Wiederaufrichtung  der  heimischen  Pro- 
duktion gerichtete  Tarifpolitik  in  der  nächsten  Zeit  völlig  unterbunden, 
das  österreichische  Bahnnetz  aber  zu  einem  selbständig  nicht  lebens- 
fähigen System  von  „Verbindungsstrecken"  nebensächlicher  Bedeutung 
her  abgedrückt. 

Wie  ungerecht  und  nur  einseitig  auf  die  Interessen  der  Entente - 
Staaten  bedacht  die  verkehrspolitischen  Bestimmungen  des  Friedens- 
vertrages sind,  zeigt  die  Anordnung,  daß  Österreich  jedenfalls  ver- 
pflichtet sein  soll,  für  den  Verkehr  zu  den  adriatischen  Häfen  und  jenen 
des  Schwarzen  Meeres,  die  vor  dem  Kriege  bestandenen  Tarife  („16- 
gime  des  tarifs"),  welche  bekanntlich  mit  Rücksicht  auf  die  Konkurrenz 
mit  den  Nordseehäfen  differenziert  waren,  aufrechtzuerhalten  (Art. 
312,  Abs.  3).  So  wird  denn  Österreich  zugemutet,  die  Gütertarife  in 
der  Richtung  Triest  und  Fiume,  welche  durchschnittlich  50%  Ermäßi- 
gungen der  Normaltarife  darstellten,  unter  ganz  geänderten  Verhältnissen 
aufrechtzuerhalten,  was  mn  so  unbegründeter  ist,  als  inzwischen  die 
Gütertarife  aller  ausländischen  Bahnen  Erhöhungen  teilweise  bis  zum 
Fünffachen  erfahren  haben,  obendrein  die  Währungsverschiedenheit 
gegenwärtig  eine  nur  zu  bedeutende  Rolle  spielt^. 


*  Wie  eine  Ironie  klingt  u.  a.  auch  die  „Österreich"  auferlegte  „Verpflichtung",  im 
Personenverkehr  jene  Züge,  welche  die  Verbindung  zwischen  den  alliierten  und  assoziierten 
Staaten  herstellen,  mit  der  höchsten  Schnelligkeit  seiner  sonstigen  Fernzüge  ohne  Preis- 
erhöhung zu  führen  (Art.  314).  In  den  Zeiten  der  permanenten  Kohlennot  werden  wohl 
die  Ententestaaten  selbst  für  die  Erfüllung  dieses  Verlangens  durch  Kohlenbeistellung 
Sorge  tragen  müssen. 


026  Emauuel    Hugo    Vogel, 

Wie  in  finanzieller  und  handelspolitischer  Hinsicht,  so  wird  übrigens 
auch  in  verkehrspolitischer  Hinsicht  die  Selbständigkeit  Deutsch-Öster- 
reichs  so  gut  wie  völlig  illusorisch  gemacht.  Denn  das  zerstückelte, 
seiner  Rentabilitätsmöglichkeiten  beraubte  österreichische  Bahnnetz 
wird  noch  obendrein  mit  einer  -Reihe  sehr  schwerwiegender  Durch- 
zugsrechte fremder  Staaten  belastet,  welche  den  nörd- 
lichen Sukzessionsstaaten,  in  erster  Ivinie  der  Tschecho-Slowakei,  die 
Verbindung  mit  der  Adria  und  Italien  sichern  sollen.  Diese  Bestimmungen, 
welche  eine  sonst  nicht  übliche  Einschränkung  der  staatlichen  Betriebs- 
hoheit enthalten,  räumen  den  tschechischen  Staatsbahnen  das  Recht 
ein,  auf  zwei  besonders  bezeichneten  I^inien  ihre  eigenen  Züge  nach 
Triest  und  Fiume  über  deutsch-österreichisches  Gebiet  zu  führen,  hier 
selbst  Reparaturwerkstätten,  Maschinendepots  und  eigene  Inspektions- 
Oigane  für  den  Betrieb  zu  unter h alte n^).  Diese  Maßnahmen  tragen 
deutlich  das  Stigma  der  Unterdrückung  und  Dienstbarmachung  für 
fremde  Interessen  an  sich,  mögen  auch  einige  ähnliche  Eingriffe  in  die 
staatliche  Selbständigkeit  und  Verkehrshoheit  Österreichs,  wie  sie  noch 
der  erste  ursprüngliche  Vertragsentwurf  enthielt,  im  endgültigen  Frie- 
densvertrage weggeblieben  sein.  (So  z.  B.  die  sonderbare  Bestimmung, 
daß  Deutsch-Österreich  auf  Wunsch  einer  der  alliierten  Mächte  innerhalb 
der  nächsten  25  Jahre  den  Bau  jeder  beliebigen  Bahnverbindung  auf 
Kosten  dieser  Mächte  zu  gestatten  hat,  daß  überhaupt  keine  Konkurrenz- 
tarife behufs  Ablenkung  des  Verkehres  von  seinem  normalen  Wege  auf- 
gestellt werden  dürfen  u.  desgl.).  Nicht  gemildert  ist  dagegen  die  Be- 
stimmung, die  Österreich  einseitig  zu  Gunsten  Italiens  auf  die  Dauer 
von  fünf  Jahren  mit  der  Verpflichtung  belastet,  die  Alpenbahnen  über 
den  Reschen  und  den  Predilpaß,  auf  Forderung  Italiens  gegen  evtl. 
Vorschuß  der  Kosten  seitens  dieses  Staates  auszubauen,  außerdem  unent- 
geltlich die  Pläne  für  den  Bau  einer  Reihe  von  mmmehr  auf  italienischem 
Gebiete  laufenden  projektierten  Bahnlinien  auszuliefern  (Art.  321). 

Angesichts  dieser  Bestimmungen  verliert  die  allgemeine  Klausel 
des  Friedensvertrages,  wonach  das  internationale  Berner  Über- 
einkommen über  den  Eisenbahnfrachtverkehr  von  1890  in  seiner 
vor  Kriegsausbruch  durch  Nachträge  ergänzten  Gestalt  wieder  auf- 
leben soll,  fast  an  Wichtigkeit,  zumal  Deutsch-Österreich  jedes  innerhalb 
5  Jahren    neu    abgeschlossene  Abkommen  über  die  Beförderung  von 


^  Eine  Linie  von  Preßburg  nach  Fiume  über  Ödenburg  —  Steinamanger,  Mura  — 
Keresztur  bzw.  Prager  Hof,  die  zweite  von  Budweis  nach  Triest  über  Linz  —  St.  Michael 
—  Klagenfurt  und  Assling.  —  Letztere  Linie  führt  auf  einer  relativ  langen -Strecke  (etwa 
400  km)  über  deutsch-österreichisches  Gebiet  und  durch  das  Mitbenutzungsrecht  des 
Tschechischen  Staates  wird  sowohl  die  Leistungsfähigkeit  als  die  Verwaltungseinheit  dieser 
Staatsbahnstrecke  aufs  empfindlichste  gest&rt. 
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Personen,  Gepäck  und  Gütern  anzunehmen  verpflichtet  wird.  Die 
einzige  Bestimmung  von  realem  verkehrspolitischem  Werte  für  Deutsch- 
österreich ist  jene,  welche  diesem  Staate  den  freien  Zugang 
zur  A  d  r  i  a  und  die  freie  Durchfuhr  über  die  dazwischen  liegenden 
jugoslawischen  und  italienischen  Gebiete  zu  den  Häfen  Triest  und 
Fiiune  zusichert  (Art.  311).  Hier  bedarf  es  noch  entsprechender  Tarif- 
vereinbarungen, Zuganschlüsse,  frei  benutzbarer  Lagervorrichtungen 
in  den  Häfen  usf.,  um  hieraus  eine  brauchbare  Grundlage  des  Verkehrs 
nach  dem  Süden  und  Südosten  zu  gewinnen^.  Der  beste  Schutz  der 
deutsch-österreichischen  Interessen  dürfte  wohl  das  gleichgerichtete 
Interesse  einerseits  der  nördlichen  Sukzessionsstaaten  an  dem  Zugang 
zur  Adria  und  der  Mitbenutzung  der  genannten  Häfen,  wie  andererseits 
die  sich  für  Italien  ergebende  Notwendigkeit  sein,  dem  „erlösten"  Triest 
durch  Aufrechterhaltung  seiner  bisherigen  Verbindungen  mit  dem 
Hinterlande  überhaupt  die  ohnehin  stark  gefährdete  Lebensfähigkeit 
zu  erhalten. 

Im  übrigen  sind  noch  eine  ganze  Reihe  von  verkehrspolitisch  wich- 
tigen Fragen  durch  den  Fiiedensvertrag  ungelöst  geblieben,  was 
die  Wiederaufnahme  eines  geordneten  Verkehres  außerordentlich  er- 
Schwert.  All  dies  wird,  ebenso  wie  Meinungsverschiedenheiten  über  die 
Auslegung  des  Friedensvertrages,  der  schiedsrichterlichen  Austragung 
überlassen.  Besondere  Kommissionen  und  Schiedsgerichte  sollen  die 
Abtretung  von  Eisenbahnlinien,  die  Regelung  des  Grenz  Verkehrs,  den 
Bau  oder  Ausbau  von  Eisenbahnlinien,  überhaupt  alle  Fragen  entschei- 
den, welche  den  Verkehr  mehrerer  am  Friedensvertrage  beteiligter  Staaten 
betreffen,  wobei  Österreich  ebenso  wie  in  der  „Wiedergutmachungs"-  und 
-„Neuaufbau"kommission  mu:  ein  informatives  Votum  eingeräumt  wird. 

Von  großer  Wichtigkeit  für  die  Stellung  Deutsch -Österreichs  im 
Weltverkehr  wird  auch  künftig  die  Donauschiffahrt  sein.  Die 
Donau  von  Ulm  ab  und  jeder  schiffbare  Teil  dieses  Flußnetzes,  welcher 
mehr  als  einem  Staate  als  natürlicher  Zugang  zum  Meere  dient,  wird, 

*  Eine  wichtige  Bahnlinie,  welche  allerdings  nunmehr  in  das  jugoslawische  Gebiet 
ausmündet,  die  S  ü  d  b  a  h  n  ,  dürfte  wohl  völlig  unter  fremde  staatliche,  sei  es  französische 
oder  internationale  Oberhoheit  kommen.  Zunächst  sieht  allerdings  der  Friedensvertrag  nur 
die  Schaffung  von  besonderen  Übereinkommen  über  die  Reorganisation  der  Bahnnetze 
zwischen  der  Privatgesellschaft  als  Konzessionärin  und  den  territorial  beteiligten  Staaten 
vor,  aber  all  dies  dürfte  auf  eine  Internationalisierung  der  Südbahnlinie  hinauslaufen,  in 
deren  Verwaltung  Frankreich  schon  heute  einen  sehr  maßgebenden  Einfluß  hat.  Im  Falle 
von  Streitigkeiten  ist  die  Entscheidung  eines  vom  Rate  des  Völkerbundes  bestimmten 
Schiedsgerichtes  anzurufen,  was  allein  schon  die  staatliche  Betriebshoheit  Österreichs  prak- 
tisch ausschließt.  Übrigens  besteht  bereits  eine  besondere  Generaldirektion  zur  Auf- 
rechterhaltung der  einheitlichen  Betriebsführung  in  den  beteiligten  Staaten,  Wahrung  der 
Gläubigerinteressen  und  für  den  Verkehr  mit  den  Regierungen  der  Durchzugsstaaten,  mit 
Betriebsdirektionen  in  Budapest,  Wien  und  Laibach. 
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ebenso  wie  die  Grenzflüsse  Marcli  und  Thaya,  als  international  erklärt 
und  unter  internationale  Verwaltung,  gestellt.  Bemerkenswert  ist,  daß 
Österreich  verpflichtet  wird,  der  Ordnung  zuzustimmen,  welche  für 
die  Donau  durch  eine  von  den  verbündeten  Mächten  einberufene  Kon- 
ferenz  festzusetzen  sein  wird.  Bei  dieser  Konferenz  können  „Vertreter 
Österreichs  anwesend  sein."  Die  europäische  Donaukommission,  welche 
wieder  in  Funktion  tritt,  wird  bloß  die  Vertreter  Großbritanniens,  Ita- 
liens und  Rumäniens  umfassen,  und  erst  die  spätere  internationale  Kom- 
mission zur  Verwaltung  der  Donau  wird  auch  2  Vertreter  der  deutschen 
Uferstaaten  und  i  Vertreter  jeder  der  anderen  Uferstaaten  enthalten. 
Auch  die  Unterhaltung  regelmäßiger  Schiffahrtslinien  zu  den  Häfen 
einer  verbündeten  oder  assoziierten  Macht  wird  österreichischen  Schiff - 
fahrtsunternehmungen  nur  mit  spezieller  Erlaubnis  dieser  Macht  ge- 
stattet sein.  Sowohl  die  Verteilung  der  vorhandenen  Donauschiffe,  als  die 
Streitfrage  über  das  Eigentimi  an  den  letzteren  und  die  für  die  abzu- 
tretenden  Schiffe  zu  zahlende  Entschädigung  werden  der  Entscheidung 
schiedsrichterlicher  Kommissionen  übertragen,  die  aus  Vertretern  Ame- 
rikas, Großbritanniens,  Frankreichs  und  Italiens  zusammengesetzt  sind; 
Österreich  dagegen  wird  überhaupt  keine  Vertretung  eingeräinnt.  So 
ist  denn  die  wichtigste  und  einzig  für  Österreich  in  Betracht  kom- 
mende Wasserstraße  seinem  Einflüsse  so  gut  wie  entzogen,  gerade  von 
dem  Ausbau  des  Donauverkehrs  als  einer  bequemen  und  verhältnismäßig 
weniger  kostspieligen  Verbindung  mit  Deutschland  würde  aber  sehr  viel, 
namentlich  für  die  künftige  Stellung  Wiens,  abhängen.  Mit  Rücksicht 
auf  die  Schwierigkeiten  des  Eisenbahnverkehrs,  die  Höhe  der  Fracht- 
kosten usf.  wird  die  Bedeutung  der  Donau  als  Wasserstraße  zweifellos 
steigen  and  der  stark  reduzierte,  nach  dem  Urteilsspruch  der  fremden 
Mächte  Österreich  verbleibende  Schiffspark  wird  hierfür  keinesfalls  ge- 
nügen. Unter  diesen  Umständen  kommt  dem  Ausbau  des  Rhein- 
Donaukanales  eine  mn  so  größere  Bedeutung,  namentlich  für  den 
Handelsverkehr  zwischen  Österreich  und  Deutschland  zu,  als  damit  ein 
Gegengewicht  geschaffen  würde  gegen  die  von  den  Ententemächten  ver- 
suchte Ablenkung  des  Fernverkehrs  von  Wien  und  andrerseits  auch  ange- 
sichts des  politisch  verwehrten  Anschlusses  immerhin  der  wirtschaft- 
liche Zusammenhang  Deutschlands  und  Deut  seh -Österreichs  gefördert 
würde.  Aber  selbst  diese  projektierte  neue  Wasserstraße  wird  im  Friedens- 
vertrage als  international  erklärt  und  dem  gleichen  internationalen 
Regime  mit  allen  seinen  die  Betriebshoheit  der  Uferstaaten  einschränken, 
den  Bedingungen  wie  die  Donau  unterworfen.  Auf  diese  Art  wird  auch 
dieser  wichtige  innere  Verkehrsweg  ebenso  wie  der  gesamte  über  Öster- 
reich hinausreichende  Donauverkehr  nach  dem  Balkan  vollständig  in 
die  Einflußsphäre  der  Ententemächte  fallen. 
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III. 

Eine  der  härtesten  und  schädlichsten  Bestimmungen  im  Friedens, 
vertrag  für  Deutsch -Österreich  betrifft  das  handelspolitische 
Gebiet,  da  hierdurch  Österreichs  Aktionsfreiheit  beim  Abschluß  von 
Zoll-  und  Handelsverträgen  aufs  einschneidendste  tangiert  wird.  Es 
ist  dies  die  bekannte  odiose  Bestimmung  der  einseitigen  Meist, 
begünstigungsverpflichtung  (Art.  217 — 219),  welche 
Österreich  zu  Gunsten  der  alliierten  und  assoziierten  Mächte  (Altaus- 
land und  Sukzessionsstaaten)  auf  die  Dauer  von  5  Jahren  (im  Ursprung- 
liehen  Entwürfe  unbegrenzt)  auferlegt  wird.  Der  Rat  des  Völkerbundes 
kann  aber  zwölf  Monate  vor  Ablauf  dieser  Frist  die  Aufrechthaltung 
dieser  Verpflichtung  auf  einen  weiteren  Zeitraum  beschließen.  Im  Gcrgen- 
falle  hört  die  Verpflichtung  mit  dem  Ende  des  fünften  Jahres  automatisch 
auf.  Als  Konzession  auf  Grund  der  erhobenen  Gegenvorstellungen  be- 
sagt sodann  eine  weitere  Bestimmung,  daß  die  Vorteile  der  Österreich 
in  handeis-  und  zollpolitischer  Beziehung  auferlegten  Verpflichtungen 
von  sämtlichen  alliierten  und  assoziierten  Mächten  nach  Ablauf  von 
3  Jahren  nur  mehr  im  Falle  gewährter  Gegenseitigkeit  in  Anspruch  ge- 
nommen werden  sollen,  also  die  einseitige  Meistbegünstigung  bereits 
nach  3  Jahren  in  eine  gegenseitige  überzugehen  hat  (Art.  233).  Be- 
sonders zu  beachten  ist,  daß  hier  also  die  Sukzessionsstaaten  auf  dem 
Gebiete  der  Monarchie  ganz  die  gleich  günstige  Behandlung  wie  die 
übrigen  alliierten  Mächte  genießen,  während  auf  verkehrspolitischem 
Gebiete,  wie  oben  erwähnt,  erstere  Staaten  von  vornherein  zur  Gegen, 
seitigkeit  verpflichtet  werden,  die  einseitige  Meistbegünstigung  also  nur 
zugunsten  der  Ententemächte  gilt. 

Was  diese  außerordentlich  drückende  Bestimmung  für  die  Handels- 
politik Österreichs  gerade  in  der  schwersten  Übergangszeit  bedeutet, 
ist  völlig  klar.  Es  wird  hierdurch  seiner  handelspolitischen  Bewegungs- 
freiheit völlig  beraubt  und  tritt  in  die  Handelsvertragsverhandlungen 
zumal  mit  den  übrigen  benachbarten  Nationalstaaten  in  der  denkbar 
ungünstigsten  Lage  ein,  indem  es  eine  durch  Zugeständnisse  erkaufte 
Meistbegünstigung  den  Nationalstaaten  ohne  jede  Gegenkonzession  ein- 
räumen muß.  Jede  Art  differentieller  Behandlung  von  Waren  und 
Gütern  im  Interesse  des  österreichischen  Handels  ist  hierdurch  voll- 
ständig ausgeschlossen,  da  alle  Begünstigungen,  Befreiungen  oder  Vor- 
zugsrechte in  bezug  auf  die  Einfuhr,  Ausfuhr  oder  Durchfuhr  von  Waren, 
die  von  Österreich  irgendeinem  der  verbündeten  oder  assoziierten  Staaten 
oder  irgendeinem  anderen  fremden  I^ande  eingerämiit  werden,  gleich- 
zeitig und  bedingungslos  ohne  besonderen  Antrag  und  ohne  Gegenleistung 
auf  alle  verbündeten  und  assoziierten  Staaten  ausgedehnt  werden  (Art, 
220).    Auf  dem  Gebiete  des  Zollwesens  bleibt  Deutsch-Österreich  noch 
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durch  6  Monate  nach  Friedensschluß  an  die  bei  Kriegsausbruch  in  Gel- 
tung gestandenen  Zollsätze  gebunden  und  kann  erst  nach  diesem  Zeit- 
raum einen  neuen  Zolltarif  einführen;  für  eine  Reihe  von  besonders  auf- 
gezählten Artikeln  (Früchte,  Gemüse,  Olivenöl,  Eier,  Schweine,  Selch- 
waren, Geflügel)  müssen  sie  noch  durch  weitere  30  Monate,  im  ganzen 
also  durch  3  Jahre  beibehalten  werden.  Auch  die  für  die  Einfuhr  über 
Fiimie  und  Triest  im  früheren  österreichisch-ungarischen  Zolltarif  vom 
13.  Februar  1906  bestandenen  Zollermäßigungen  sollen  noch  durch  einen 
Zeitraum  von  drei  Jahren  verhältnismäßige  Anwendung  finden. 

Nur  eine  einzige  Ausnahme  von  dem  Prinzip  allgemeiner  und  vor- 
erst einseitiger  Meistbegünstigung  zum  Vorteil  der  alliierten  und  asso- 
ziierten Mächte  wird  im  Vertrage  gemacht,  indem  letztere  nämlich  auf 
spezielle  Zollbegünstigungen,  welche  durch  Sonderabkommen  zwischen 
Österreich  einerseits,  Ungarn  oder  dem  tschechoslowakischen  Staate 
andererseits  für  die  Einfuhr  bestimmter  Naturprodukte  oder  gewerb- 
licher Erzeugnisse  auf  die  Dauer  von  nicht  mehr  als  5  Jahren  statuiert 
wurden,  keinen  Anspruch  haben  sollen  (Art.  222).  Auf  diese  Art 
ist  also  immerhin  wenigstens  die  Herstellung  eines  besonders  begün- 
stigten Zolltarifs  und  Warenverkehrs  mit  diesen  beiden  für  die  Ivebens- 
mittel-  und  Rohstoffversorgung  Österreichs  besonders  wichtigen  Staaten 
möglich,  wobei  nur  auffällt,  daß  der  jugoslawische  Staat  und  Polen  nicht 
hierin  einbezogen  sind.  Dies  ist  ein  zweifellos  sehr  bedauerlicher  Mangel, 
zumal  die  Entente  selbst,  wie  die  Vorbereitung  von  Handelsvertrags- 
entwürfen für  die  Sukzessionsstaaten  der  ehemaligen  Monarchie  in  Paris 
beweist,  ein  weitgehendes  Interesse  an  der  Herstellung  eines  geordneten 
Handelsverkehrs  zwischen  sämtlichen  dieser  Nationalstaaten  besitzt. 
Von  dieser  letzteren  Bestimmung  abgesehen,  bewirkt  der  Friedensvertrag 
in  handelspolitischer  Hinsicht  für  die  nächsten  Jahre  eine  völlig  einseitige 
Gebundenheit  Österreichs,  ein  Zustand,  welcher  für  die  Entwicklung 
und  Wiedererholung  des  Wirtschaftslebens  von  den  verhängnisvollsten 
Folgen  begleitet  sein  kann.  Wieder  stehen  diese  Bestimmungen  des 
Friedensvertrages  wie  so  vieles  andere  in  krassem  Widerspruch  zu  dem 
von  der  Entente  in  wiederholten  Enunziationen  feierlich  bekräftigten 
Grundsatze,  Österreichs  staatliche  Selbständigkeit  und  Unabhängigkeit 
ebenso  Avie  seine  I^ebensfähigkeit  zu  sichern  und  zu  gewährleisten. 

IV. 

Einen  deutlichen  Beweis,  wie  bei  der  Abfassung  des  Friedensver- 
trages der  Gedanke,  den  Besiegten  zu  unterdrücken  und  für  geraume 
Zeit  unschädlich  zu  machen  mit  dem  anderen  Gedanken,  ihn  dennoch 
zahlungsfähig  zu  erhalten,  in  Widerstreit  gestanden  hat,  liefern  wohl 
jene    Bestimmungen,    welche    die    I^iquidation    deutsch-österreichischen. 
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Eigentumes  in  den  feindlichen  Staaten  und  die  Umrechnung  von  Privat- 
schulden gegenüber  Angehörigen  der  übrigen  Staaten  zum  Gegenstande 
haben.  Die  Härte  dieser  rechtlichen  Bestimmungen,  welche 
von  vornherein  den  wirtschaftlichen  Bankerott  Deutsch-Österreichs  im 
Gefolge  haben  müßten,  ist  derart  offensichtlich,  daß  man  nur  vermuten 
kann,  die  Friedenskonferenz  habe  selbst  nicht  ernstlich  an  die  Durch- 
führbarkeit dieser  Bestimmungen  geglaubt,  sie  aber  angesichts  der  un- 
ersättlichen Forderungen  mancher  Nationalstaaten  nicht  aus  dem  Texte 
eliminieren  wollen. 

Während  ursprünglich  die  lyiquidierung  alles  deutsch- 
österreichischen  Privateigentums  in  den  feindlichen 
wie  in  den  auf  dem  Gebiete  Österreich-Ungarns  neu  entstandenen  Natio- 
nalstaaten angeordnet  war,  wurde  diese  Bestimmung  auf  Grund  der  er- 
hobenen Gegenvorstellungen  bezüglich  der  Nationalstaaten  im  end- 
gültigen Texte  beseitigt,  bezüglich  der  ehemals  feindlichen  Staaten  da- 
gegen beibehalten  (Art.  249  mit  267).  So  kann  denn  alles  Eigentum 
österreichischer  Staatsangehöriger  im  sogenannten  Altausland 
(einschließlich  Kolonien  und  Schutzgebieten)  zurückbehalten  und  liqui- 
diert werden,  während  unter  Einem  alle  Enteigungsmaßnahmen  des 
altösterreichischen  Staates,  die  gegen  das  Eigentum  von  Staatsange- 
hörigen der  verbündeten  und  assoziierten  Mächte  gerichtet  waren,  auf- 
gehoben bzw.  rückgängig  gemacht  werden.  Diese  I^iquidierung  des 
österreichischen  Besitzes  im  Altauslande  ist  ein  schwerer  Schlag  gegen 
die  österreichische  Volkswirtschaft,  zumal  die  hieraus  fließenden  Ent- 
schädigungsgelder vorweg  für  die  sonstigen  Auslandsverpflichtungen 
Österreichs  mit  Beschlag  belegt  erscheinen,  also  auch  nicht  vom  valu- 
tarischen Gesichtspunkte  irgendwelche  Dienste  zu  leisten  vermögen.  Hier- 
durch bleibt  Österreich  der  einzigen  Möglichkeit  beraubt,  den  Handelsver- 
kehr mit  den  ehemals  „feindlichen  Staaten"  auf  Grund  Eigenbesitzes  an 
Vermögenswerten  im  Auslande  an  Stelle  von  fragwürdigen  Krediten 
wieder  aufzunehmen.  Ausgenommen  bleibt  von  der  Beschlagnahme, 
wie  erwähnt,  nur  das  in  den  neu  entstandenen  Nationalstaaten 
gelegene  Eigentmn  österreichischer  Staatsangehöriger,  und  es  sollen  auch 
alle  seit  dem  3.  November  1918  getroffenen  Verfügungen  bezüglich  Ent- 
eignung, Zwangsverwaltung  oder  Sequestrierung  dieses  Eigentums 
rückgängig  gemacht  werden.  Die  Bestimmungen  über  die  Liquidation 
österreichischen  Eigentums  in  den  Ententestaaten  werden  aber  auch 
dazu  benützt,  ein  neues  Lockmittel  für  den  Erwerb  der  Staatsbürger- 
schaft in  der  Tschechoslowakei,  Südslawien  usw.  zu  schaffen.  Nach 
Art.  249  lit.  b  Abs.  3  werden  nämlich  Personen,  welche  innerhalb  von  6 
Monaten  nach  Inkrafttreten  des  Friedensvertrages  nachweisen,  daß  sie 
nach  den  diesbezüglichen  Bestimmungen  des  letzteren  die  Staatsbürger- 
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Schaft  einer  alliierten  oder  assoziierten  Macht  erworben  haben,  nicht  als 
österreichische  Staatsangehörige  betrachtet.  Ihr  Vermögen  im  Auslande 
kann  daher  auch  nicht  der  zwangsweisen  I^iquidierung  unterzogen 
werden.  So  entsteht  ein  auch  faktisch  vielfach  ausgenützter  Grund 
mehr,  den  neuen  Staaten  wirtschaftliche  Kräfte  zuzuführen,  welche 
den  Verlust  ihres  Besitzes  durch  Wegzug  in  die  Nationalstaaten  ver- 
meiden wollen. 

Noch  verderblicher  in  ihren  Wirkungen  wird  aber  die  andere  Be- 
stimmung des  Friedensvertrages  über  den  Deutsch-Österreich  auferlegten 
Umrechnungsmodus  von  Schuldverbindlichkeiten  seiner  Staats- 
angehörigen gegenüber  dem  Auslande  sein.  Während  nach  dem  ursprüng- 
lichen Entwürfe  für  die  gesamten  Auslandschulden  dieselben  Umrech- 
nungsmodalitäten gelten  sollten,  ist  in  der  endgültigen  Fassung  eine 
„Milderung"  bezüglich  der  neuen  Nationalstaaten  eingetreten.  Bezüg- 
lich Bezahlung  österreichischer  Verbindlichkeiten  im  Altauslande 
wurde  an  der  ursprünglich  allgemein  gedachten  Bestimmung  festgehalten, 
daß  die  Bezahlung  in  der  fremden  Valuta  zur  Friedensparität  zu  erfolgen 
habe,  so  daß  die  Entwertung  des  heimischen  Geldes  zu  Lasten  des  Schuld- 
ners geht.  Das  trifft  den  österreichischen  Schuldner  noch  weit  härter 
als  den  deutschen,  weil  der  Rückgang  des  Kronenkurses  seit  1914  un- 
gleich stärker  ist  als  jener  der  Mark,  und  weil  die  entgegenstehenden 
Guthaben  im  Auslande  viel  geringer  sind.  Nach  Art.  248  gilt  bezüglich 
der  Schulden  gegenüber  dem  Altauslande^  als  Regel,  daß  nicht  nur  die 
seinerzeit  in  fremder  Valuta  eingegangenen  Schulden  in  eben  derselben 
Geldart,  sondern  auch  alle  seinerzeit  in  Kronen  eingegangenen  Ver- 
bindlichkeiten nunmehr  in  der  Geldart  der  betreffenden  feindlichen 
Macht,  und  zwar  zur  Friedensparität  (nach  dem  Durch- 
schnittskurse während  des  letzten  Monates  vor  Kriegsausbruch)  rück- 
gezahlt werden  müssen  (Art.  248  lit.  d).  Infolgedessen  werden  die  deutsch- 
österreichischen Finanzinstitute,  Industriellen  und  Kaufleute  ein  Viel- 
faches des  ursprünglichen  Schuldbetrages  zu  leisten  haben.    Durch  den 


^  Zu  diesen  nach  dem  Friedensvertrag  zu  behandelnden  Schulden  gehören  folgende 
zwischen  Angehörigen  der  alliierten  und  assoziierten  Mächte  und  Österreich  bestehenden 
finanziellen  Verpflichtungen:  alle  vor  dem  Kriege  fällig  gewordenen  Schulden;  die  während 
des  Krieges  füllig  gewordenen  Schulden,  deren  Ausführung  infolge  des  Kriegszustandes 
aufgeschoben  wurde;  die  vor  dem  Ki-iege  oder  während  desselben  fälhg  gewordenen  Zinsen 
von  Wertpapieren,  welche  von  Österreich  emittiert  wurden,  ferner  ebenso  die  an 
Angehörige  der  alliierten  Mächte  zahlbaren  Kapitalsbeträge  der  von  Österreich 
ausgegebenen  Wertpapiere,  sofern  die  Auszahlung  der  Kupons-  und  Kapitalsbeträge  nicht 
suspendiert  worden  ist.  Namentlich  diese  letzteren  Bestimmungen  bezüglich  Kupons- 
und Kapitalsrückzahlung  sind  eine  schwerwiegende  Mehrbelastung,  da  sie  im  Sinne  des 
Art.  248  infolgedessen  von  der  Umrechnimgsvorschrift  in  fremde  Währung  nach  der 
Friedensparität  getroffen  werden. 
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Friedensvertrag  wird  also  in  das  Schuld  Verhältnis  gewaltsam  einge- 
griffen und  aus  der  Zahlungspflicht  in  Kronen  eine  Verpflichtung  zur 
Zahlung  in  der  fremden  Währung  des  Gläubigerstaates  gemacht^.  Die 
Gefahr  der  Valutaentwertung  wird  so  entgegen  den  Bestimmungen  des 
Schuld  Vertrages  ganz  einseitig  dem  deutsch-österreichischen  Schuldner 
aufgebürdet.  Dies  bedeutet  eine  enorme  Mehrbelastung  der  österreichi- 
schen Volkswirtschaft,  welche  allerdings  in  Ziffern  schwer  ausgedrückt 
werden  kann.  Da  vor  dem  Zerfalle  Österreichs  die  privaten  Schulden 
an  das  feindliche  Ausland  auf  etwa  2  bis  3  Milliarden  geschätzt  werden 
können,  hiervon  mindestens  die  Hälfte  auf  Wien  und  Deutsch -Österreich 
entfällt,  so  beläuft  sich,  nach  den  heutigen  Kursverhältnissen  tunge- 
rechnet, die  private  Schuldenlast  gegenüber  dem  Altausland  sicher  auf 
IG — 15  Milliarden  Kronen.  Dazu  kommt  dann  noch  der  Schuldenstand 
gegenüber  den  Nationalstaaten,  für  den  besondere  Bestimmungen  gelten. 
Die  Schuld  des  kleinen  Deutsch -Österreich  ist  also  durch  die  Umrech- 
nungsvorschrift des  Friedensvertrages  auf  ein  Vielfaches  der  Gesamt- 
schuld der  Volkswirtschaft  im  ganzen  Altösterreich  erhöht.  Allerdings 
gilt  das  gleiche  auch  für  den  ausländischen  Kronenschuldner,  nur  daß 
die  Verbindlichkeiten  Deutsch -Österreichs  in  Kronen  weitaiis  größer  sind 
als  die  Kronenschulden  des  Auslandes  an  dieses^.  Der  Grundgedanke 
ist,  daß  der  ausländische  Kronengläubiger  dtirch  die  Entwertung  der 
österreichischen  Valuta  auf  keinen  Fall  geschädigt  werden  soll,  zumal 
ihm  während  des  Krieges  durch  Kriegsmaßnahmen  die  Möglichkeit  be- 
nommen war,  seine  Kronenguthaben  auf  Österreich  vor  dem  Zeit- 
punkte ihrer  heutigen  Entwertung  einzuziehen.  So  wird  denn  das  Risiko 
der  Valutaentwertung  einseitig  auf  den  Schuldner  abgewälzt,  obwohl 
es  rechtlich  nach  dem  Schuldvertrag  den  Gläubiger  treffen  müßte. 

Selbstverständlich  betrifft  diese  Umrechnungsbestimmung  nur 
Schulden,  die  entweder  vor  dem  Kriege  fällig  geworden  sind  oder,  wenn 
sie  erst  während  des  Krieges  fällig  wurden,  doch  nur  wegen  des  Kriegs- 
zustandes aufgeschoben  worden  waren.  Auf  keinen  Fall  dagegen  ge- 
hören   hierher    jene    zahlreichen  Kronenguthaben,    welche    seit    dem 


^  Dabei  befanden  sich  die  Schuldner  in  einer  Zwangslage  und  konnten  sich  nicht  durch 
eine  frühere  Zahlung  von  ihrer  Verpflichtung  liberieren.  Durch  die  seit  1914  erlassenen 
Zahlungsverbote  wurde  jede  Zahlungsleistung  an  feindliche  Ausländer  verboten.  Doch  durften 
die  Schuldner  die  geschuldeten  Beträge  bei  der  österreichisch-ungarischen  Bank  oder  bei 
der  Postsparkasse  hinterlegen.  Soweit  dies  nicht  in  der  Währung  des  Gläubigerstaates  ge- 
schehen ist,  verliert  dies  nun  seine  liberierende  Kraft,  oder  der  österreichische  Staat  müßte 
an  Steile  des  ursprünglichen  Schuldners  aufkommen. 

'  Übrigens  hat  es  zufolge  §  14  des  Anhanges  zu  Art.  249  und  250  jede  der  alliierten 
Mächte  in  der  Hand,  gerade  diese  Bestimmung  der  gegenseitigen  Umrechnung  zur  Friedens- 
parität für  sich  abzulehnen.  In  diesem  Falle  läuft  die  ganze  Umrechnungsbestimmung 
auf  eine  einseitige  willkürliche  Begünstigung  der  letzteren  hinaus. 
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Waffenstillstand  als  Gegenwert  für  Importe  im  feindlichen  Auslande 
entstanden  sind.  Denn  bezüglich  dieser  war  ja  der  ausländische  Gläu- 
biger nicht  durch  Kriegsmaßnahmen  in  seiner  Verfügung  gehindert, 
mag  auch  der  formelle  Kriegszustand  bis  zur  Ratifikation  des  Friedens- 
vertrages fortgedauert  haben.  Diese  Kronenguthaben  sind  schon  in  der 
entwerteten  Valuta  erworben  worden  und  daher  auch  nicht  in  einer  voll- 
wertigen Valuta  oder  nach  Friedensparität  zurückzuzahlen. 

Eine  spezielle  Regelung  erfährt  die  Erfüllung  der  Schuld  verbindlich- 
keiten  bezüglich  des  Neuauslandes,  das  sind  die  aus  der  alten 
Monarchie  entstandenen  oder  vergrößerten  Staaten,  die  sogenannten 
Sukzessionsstaaten  im  Verhältnis  zu  Österreich.  Hier  wird  zwischen 
Polen  und  der  Tschechoslowakei  einerseits,  Rumänien,  Italien  und  Jugo- 
slavien  andererseits  unterschieden.  Für  die  beiden  erstgenannten  Staaten, 
welche  vor  dem  Waffenstillstände  keine  eigene  Währung  besaßen,  soll 
die  Wiedergutmachungskommission  den  Umrechnungsmodus  feststellen, 
sofern  nicht  zwischen  den  beteiligten  Staaten  vorher  ein  Einvernehmen 
erzielt  worden  ist.  Dies  stellt  eine,  allerdings  ihrem  Inhalt  nach  völlig 
unbestimmte  Abänderung  zugunsten  Deutsch-Österreichs  dar,  da  nach 
dem  ursprünglichen  Friedensvertrag  auch  die  Schulden  gegenüber  An- 
gehörigen dieser  Staaten  in  fremder  Valuta  (Franken  zur  Friedensparität) 
zurückzuzahlen  gewesen  wären,  nun  aber  die  Kommission  bezüglich 
Währung  und  Umrechnung  einen  günstigeren  Modus  anwenden  kann. 
Dagegen  bleibt  es  für  die  zweitgenannte  Staatengruppe  bei  der  allge- 
meinen Umrechnungs Vorschrift  des  Friedensvertrages,  mit  der  Modi- 
fikation (Art.  271),  daß  die  Guthaben  in  jener  Währung  zurückgezahlt 
werden  müssen,  welche  im  Zeitpunkte  der  Zahlung  in  dem  Staate,  dessen 
Angehöriger  der  Gläubiger  ist,  gesetzliche  Geltung  hat.  Die  in  der  ur- 
sprünglichen  Währung  ausgedrückte  Zahlungssumme  ist  zunächst  zum 
Durchschnittskurse  der  Genfer  Börse  während  der  dem  i.  November 
1918  vorangegangenen  zwei  Monate  in  Schweizer  Franken  umzurechnen 
und  die  so  ermittelte  Summe  dann  zum  Kurse  des  Rückzahlungstages 
in  die  neue  Währung  umzuwandeln.  Somit  müssen  Schulden  an  Italien 
oder  Rumänien  in  Lire  bzw.  Lei  rückgezahlt  werden.  Unklar  bleibt 
jedoch  dieser  Umrechnungsmodus  bezüglich  Jugoslawiens,  da  dort  bloß 
im  alten  Serbien  die  Diuarwährung  in  Geltung  ist,  während  in  den  neuen 
Gebieten  des  südslawischen  Staates  die  abgestempelte  Kronennote  als 
gesetzliches  Zahlungsmittel  angewendet  wird^. 


^  Da  ein  Friedensvertrag  mit  Ungarn  noch  nicht  geschlossen  ist,  so  bleibt  derzeit 
selbstverständlich  noch  die  Frage  der  Umrechnung  von  Schulden  zwischen  Ungarn  und 
den  neuen  Staaten  offen.  Aber  außerordentliche  Komplikationen  sind  schon  jetzt  unver- 
meidbar, da  ja  die  neuen  Staaten,  insbesondere  Jugoslawien,  auch  aus  ehemals  ungarischen 
Gebieten  zusammengesetzt  sind,  und  die  in  diesen  wohnenden  Gläubiger  diu-ch  den  Friedens- 
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Alle  diese  Bestiiiniiungeii  entbehren  jedweder  Rücksichtnaliine  auf 
die  wirtschaftlichen  Möglichkeiten,  da  die  eigenen  Interessen  des  Gläu- 
bigers  es  eigentlich  verbieten  müßten,  den  Schuldner  bis  zur  vollstän- 
digen Zahlungsunfähigkeit  in  Anspruch  zu  nehmen.  Im  vollen  Bewußt- 
sein dieser  Gefahr  richtet  der  Friedensvertrag  noch  eine  eigene  Organi- 
sation für  Zwecke  der  wechselseitigen  Schuldabstattung  ein,  indem 
letztere  ausschließlich  durch  Vermittlung  der  in  jedem  der  Vertrags- 
staaten einzusetzenden  Prüfungs-  und  Zwangsausgleichs- 
ämter zu  erfolgen  hat.  Diesen  binnen  3  Monaten  einzurichtenden  Äm- 
tern haben  die  Gläubiger  ihre  Forderungen  bekanntzugeben  (innerhalb  von 
6  Monaten),  welche  Anmeldung  dann  an  das  betreffende  Schuldneramt 
behufs  Liquidierung  bzw.  Gutschrift  zugunsten  des  Gläubigeramtes  ge- 
leitet wird.  Dies  Recht  auf  den  sogenannten  „Z  w  a  n  g  s  c  1  e  a  r  i  n  g" 
wird  aber  durch  den  Friedensvertrag  nur  dem  Altauslande, 
also  dem  Kreise  der  Ententemächte  eingeräumt, 
nicht  dagegen  für  Schuldverhältnisse  „zwischen  österreichischen  Staats- 
angehörigen und  Angehörigen  des  ehemaligen  österreichischen  Kaiser- 
tumes" (Art.  271),  also  gegenüber  den  nunmehrigen  Angehörigen  der 
neuentstandenen  Nationalstaaten.  Der  Zwangsclearing  bedeutet,  daß 
die  Ausgleichung  der  privaten  Schuldverhältnisse  von  Staat  zu  Staat 
bzw.  von  Gläubigeramt  zu  Schuldneramt  an  Stelle  der  privaten  Schuld- 
erfüllung zu  erfolgen  hat  und  außerdem  jeder  der  vertragschließenden 
Staaten  verantwortlich  gemacht  wird  für  die  Bezahlung  der  Schulden 
seiner  Angehörigen.  Der  Zwangsclearing  und  die  hiermit  verbundene 
Haftung  des  Staates  im  Sinne  des  Art.  248  hat  nur  die  allgemeine  Voraus- 
setzung, daß  seitens  der  betreffenden  alliierten  und  assoziierten  Mächte 
an  Österreich  binnen  Monatsfrist  nach  Hinterlegung  der  Ratifikation 
eine  diesbezügliche  Notifikation  erfolgt.  Auf  diese  Weise  wird 
also  der  Staat  an  Stelle  der  privaten  Forderungsberechtigten  und  Ver- 


vertrag  mit  Österreich  gegenüber  einem  österreichischen  Gläubiger  ganz  unbegründeterweise 
in  den  außerordentlichen  Vorteil  gesetzt  werden,  eine  Rückzahlung  ihrer  in  Kronenwährung 
eingegangenen  Forderung  nun  in  einer  viel  höherwertigen  Währung  fordern  zu  können. 
Für  die  Anwendung  der  für  die  Gläubiger  so  günstigen  Umrechnung  ist  übrigens  nicht 
schlechtweg  der  Wohnsitz  im  Gebiete  des  betreffenden  Nationalstaates  maßgebend,  sondern, 
daß  der  Gläubiger  im  Sinne  der  Art.  70 — 77  die  neue  Staatsbürgerschaft  dieser  Gebiete 
besitzt  bzw.  erworben  hat.  Hierfür  ist  die  Zuständigkeit  maßgebend,  für  Italien  außerdem 
die  Geburt  in  den  zugewachsenen  Gebieten,  für  den  südslawischen  und  tschechoslowakischen 
Staat  muß  die  Zuständigkeit  in  den  zugewachsenen  Gebieten  bereits  am  i.  Januar  1910 
bestanden  haben,  um  den  Anspruch  auf  Anwendung  des  Genfer  Umrechnungskurses  zu  be- 
gründen. Zahllose  Fragen  bleiben  bei  der  ganzen  Regelung  der  Schuldenzahlungen  im  Ver- 
hältnis der  neuen  nationalen  Währungen  offen,  z.  B.  was  für  jene  Tschechen,  Polen,  Süd- 
slawen zu  gelten  habe,  die  in  Österreich  selbst  ihren  Wohnsitz  haben,  aber  fremde  Staats- 
bürger geblieben  sind,  in  welcher  Währung  diese  ihre  Verbindlichkeiten  gegenüber  den  in 
den  Nationalstaaten  selbst  wohnhaften  Polen,  Tschechen  usf.  zu  begleichen  haben  u.  d.  m. 
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pflichteten  als  Zwischenglied  eingeschoben.    Diese  „Staatsgarantie"  hat 
natürlich  infolge  der  gleichzeitig  statuierten  Umrechnungsmodalitäten 
schwerwiegende  finanzielle  Konsequenzen  für  den  Schuldnerstaat,     Die 
Notwendigkeit  einer  besonderen  Notifikation  läßt  aber  immer  noch  den 
feindlichen  Staaten  die  Möglichkeit  offen,  sollte  diese  Bestimmung  einem 
derselben  zum  Nachteile  ausschlagen  (z.  B.  wenn  er  selbst  vorwiegend 
Schuldnerstaat    gegenüber    Österreich    wäre),    ihre    Anwendung    durch 
Nichtannahme  des  Abschn.  III  auszuschließen.    Die  völlige  Einseitigkeit 
des  Friedensvertrages  geht  hieraus  klar  hervor.    Gibt  eine  Ententemacht 
die  Erklärung  über  die  Annahme  des  Zwangsclearings  nicht  rechtzeitig 
ab,  so  finden  aber  trotzdem  die  Bestimmungen  über  Währung,  Um- 
rechnungskurs und  Zinsen  gemäß  §  14  des  Anhanges  zu  Abschnitt  IV  An- 
wendung, ausgenommen  es  würde  die  betreffende  Regierung  innerhalb  von 
6  Monaten  Österreich  bekanntgeben,  daß  sie  die  Anwendung  einer  oder 
mehrerer   dieser    Bestimmungen   nicht   wünscht.      Wieder   ein   Beweis, 
daß    man   für   alle  Fälle    insbesondere  jenen  Staaten,    welche  etwa  in 
höherem  Maße  Schuldner  als  Gläubiger  Österreichs  sind,  die  Möglichkeit 
offen  lassen  wollte,  die  dann  für  sie  ungünstigen  Bestinnnungen  nicht 
zur  Anwendung  zu  bringen^.    Angesichts  des  Umstandes,  daß  jede  Um- 
rechnung der  bestehenden  Privatforderungen  nach  der  Friedensparität  einer 
fremden  Valuta  die  Schuldsumme  auf  das  5 — lofache  oder  mehr  erhöht, 
wird  ohnehin  nichts  anderes  übrig  bleiben,  als  daß  sich  die  Staaten  der 
betreffenden  Schuldner  für  diese  ins  Mittel  legen  und  eine  staatliche 
Regelung  der  privaten  Schuldverhältnisse  vornehmen,  die  sonst  einen 
völlig  sicheren  Bankerott  zahlreicher  Einzelexistenzen  und  Kreditinsti- 
tute nach  sich  ziehen  müßten.    Dies  gilt  in  gleicher  Weise  nicht  nur  für 
Österreich,   sondern   auch  für  Deutschland,   welchem  ja    ähnliche   Be- 
dingungen auferlegt  wurden.    Die  staatliche  Intervention  erscheint  des- 
halb um  so  unausweichlicher,  weil  die  Entente  die  deutschen  wie  öster- 
reichischen   Auslandsguthaben    als    sofort    verfügbares    Aktivum   ein- 
zieht, so  daß  hier  auch  im  umgekehrten  Sinne  private  Forderungsrechte 
für  die  den  besiegten  Staat  treffenden  Verbindlichkeiten  haften  müssen, 

V. 

Betrachten  wir  alle  bisher  besprochenen  handeis-  und  Verkehrs- 
politischen  Bestimmungen  des  Friedensvertrages  mit  Deutsch-Österreich 
und  bedenken  wir  noch,  daß  außerdem  in  den  hier  nicht  näher  zu  er- 

^  Die  textliche  Unklarheit  des  Friedensvertrages  ist  eine  geradezu  krasse,  wofür  der 
teilweise  Widerruf  der  in  Art.  248  lit.  e  getroffenen  Anordnung  (Notwendigkeit  der  Noti- 
fikation für  die  Anwendung  des  ganzen  Art.  248  samt  Anhang)  diurch  die  in  §  14  des 
Anhanges  zum  nächsten  Abschnitt  IV  enthaltene  Bestimmung  (Ausdehnung  des  Art.  249 
bzw.  Abschnitt  IV  auf  Schulden,  Anwendung  der  Umrechnungsvorschrift  trotz  Nichtannahme 
des  Abschnittes  III  mangels  einer  Ablehnung  binnen  6  Monaten)  ein  deutlicher  Beweis  ist. 
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örteruden  finanziellen  Bedingutigen  (IX.  Teil)  Österreich  ganz  unmög- 
liche, weil  weitaus  über  die  Kraft  eines  6  Millionen  Volkes  hinausgehende 
Lasten  aufgebürdet  werden  —  welche  trotz  gewisser  in  letzter  Stunde 
im  Friedensver trage  eingerämnter  Erleichterungen  immer  noch  ohne 
die  eigenen  Schulden  Deutsch-Österreichs,  jedoch  einschließlich 
der  Notenschuld  rund  46  Milliarden  K  ausmachen  dürften  — , 
dann  kann  man  nur  sagen,  daß  wohl  noch  nie  im  Verlaufe  der 
Weltgeschichte  ein  Staat  unter  so  ungünstigen  wirtschaftlichen  und 
finanziellen  Auspizien  in  den  allgemeinen  \virtschaftlichen  Verkehr 
eingetreten  ist,  ja  daß  man  an  einer  Möglichkeit,  ein  selbstän- 
diges wirtschaftliches  wie  politisches  und  staatliches  Eigenleben  zu 
führen,  sehr  stark  zweifeln  muß.  Da  der  Friedensvertrag  von  dem  un- 
venückbaren  Gesichtspunkt  ausging,  Deutsch-Österreich  als  Rechts- 
nachfolger Alt  Österreichs  zu  behandeln  und  dementsprechend  ihm  ,,  Sühne 
und  Schuld"  für  die  numnehr  der  Geschichte  angehörenden  Weltereig- 
nisse aufzulasten,  da  seine  Schöpfer  von  vornherein  ihre  heimlichen  und 
offenen  Helfer  in  der  Kriegszeit  belohnen  wollten,  so  konnte  das  Resul- 
tat kein  anderes  sein.  Es  ist  aber  auch  kaum  anzunehmen,  daß  den 
führenden  Politikern  der  Entente  so  völlig  die  Einsicht  mangeln  sollte, 
daß  der  in  dieser  Art  behandelte  Staat '^„Österreich"  unter  den  ihm  im 
Friedens  vertrage  gestellten  Bedingungen  wirklich  lebensfähig  sein  könnte. 
Es  hat  den  Anschein,  als  sollte  dieser  Vertrag  vor  allem  die  Fessel  sein, 
welche  Deutsch-Österreich  mit  absoluter  Sicherheit  in  die  Gefolgschaft 
der  Entente  zwingt  und  den  so  gefürchteten  Anschluß  an  das  deutsche 
Muttervolk  unter  Einem  ausschließt.  Ist  dieses  Ziel  für  die  nächste  ab- 
sehbare Zeit  erreicht,  dann  scheint  es,  daß  mit  einem  Schlage  das  Inter- 
esse der  Entente  an  der  lyebensfähigkeit  dieses  Staates  wieder  erwachen 
würde.  Darauf  deuten  die  zahlreichen  Wendungen  des  Friedensver- 
trages und  der  Mantelnote  hin,  welche  die  I^eistungsfähigkeit  des  Staates 
als  Maßstab  für  die  Aufbringung  und  Verteilung  seiner  I^asten  gelten 
läßt,  insbesondere  aber  die  ganze  Institution  der  „ W iedergut- 
m  a  c  h  u  n  g  s  k  o  m  m  i  s  s  i  o  n",  welche  als  ständiger  Kurator  Deutsch- 
österreichs dessen  finanzielles  und  wirtschaftliches  lieben  so  gut  wie 
vollständig  in  der  Hand  haben  wird. 

Abgesehen  von  den  Österreich  unter  dem  Gesichtspunkte  der  „Wie- 
dergutmachung" auferlegten  und  auf  absehbare  Zeit  vollkommen  un- 
erfüllbaren Lieferpflichten  in  bezug  auf  Vieh  und  gewisse  Rohstoffe^, 


1  Siehe  §  6  des  Anhanges  IV  zum  VIII.  Teil  (Wiedergutmachungen)  über  die  an  Italien, 
Jugoslawien  und  Rumänien  zu  liefernden  Tiere.  Diese  in  einer  Zeit,  in  der  Österreich 
bemüht  sein  muß,  aus  dem  Auslande  Vieh  zur  Wiederaufrichtung  seiner  Wirtschaft  ein- 
zuführen, völlig  immögliche  Bestimmung  reiht  sich  den  anderen  von  der  Auslieferungs- 
pflicht von  ,, Handelsschiffen"  und  „Fischerfahrzeugen"  (^  i  des  Anhanges  III)  würdig  an. 
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wird  Österreich  aus  diesen  Grüudeu  derzeitiger  lyeistungsunfähigkeit 
keine  bestimmte  Summe  der  „Wiedergutmachung"  auferlegt,  sondern 
deren  Bestimmung  dem  Urteile  der  Reparationskommission  über 
die  wirtschaftliche  I/cistungsfähigkeit  Österreichs  überlassen.  Dieser 
Kommission  soll  nach  den  jüngsten  Nachrichten  auch  eine  Spezial- 
kommission  für  den  „Neuaufbau  Deutsch-Österreichs"  angeschlossen 
werden,  ein  Zeichen  des  beginnenden  Interesses  der  Ententemächte  für 
die  wirtschaftliche  Rettung  Österreichs.  Da  das  Subkomitee  der 
Reparationskommission,  welches  in  Wien  seinen  Sitz  haben  soll, 
selbst  nur  ein  Glied  der  in  Paris  tagenden  Reparationskommission 
darstellt,  außerdem  an  die  Bestimmungen  des  Friedensvertrages  ge- 
bunden ist,  so  wird  sein  Betätigungsfeld  von  vornherein  ein  ziem- 
lich begrenztes  sein.  Immerhin  ist  es  in  vielen  Richtungen  in  die 
Hand  der  Kommission  gegeben,  die  tatsächlichen  Erfüllungsmög- 
lichkeiten gegenüber  der  starren  Verpflichtung  des  Vertrages  in 
Rücksicht  zu  ziehen  und  darnach  Erleichterungen  eintreten  zu  lassen^. 
Wichtiger  als  all  dies  aber  wäre  die  positive  Unterstützung  zur  Wieder- 
aufrichtung der  Währung  und  des  Wirtschaftslebens.  Hier  wird  sich 
die  Entente  vor  die  Frage  gestellt  sehen,  will  sie  den  Schuldner  langsam 
aber  sicher  zugrunde  gehen  lassen  und  so  die  für  Rohstoff-  und  Lebens- 
mittelimporte  gewährten  Kredite  gefährden  oder  soll  sie  ihm  zunächst 
mit  Kapital  und  Importen  auf  Kredit  unter  die  Arme  greifen,  derart, 
daß  allmählich  aus  ihm  ein  leistungsfähiger  Schuldner  wird  und  seine 
Arbeit  als  Quelle  der  Schuldentilgung  ausgenützt  werden  kann^.  Da 
obendrein  dieser  Weg  auch  die  dauernde  wirtschaftliche  wie  politische 
Abhängigkeit  Deutsch -Österreichs  von  den  Gläubigerstaaten  verbürgt, 
so  wird  er  wohl  voraussichtlich  tatsächlich  beschritten  werden  — ,  ein 
bedauerliches,  aber  immerhin  dem  Untergange  dieses  wichtigen  deut- 
schen Volksstammes  in  der  Ostmark  vorzuziehendes  Ergebnis.  Sind 
eirmial  die  Wirtschaftskräfte  in  Deutsch-Österreich,  namentlich  aber, 
was  für  dieses  noch  wichtiger,  jene  in  Deutschland  wieder  erstarkt,  dann 

^  Nach  Art.  i8o  hat  die  Kommission  vom  i.  Mai  1921  an  „von  Zeit  zu  Zeit  die  Hilfs- 
mittel und  Leistungsfähigkeit  Österreichs  zu  prüfen",  sie  soll  dessen  Vertretern  „ange- 
messene Möglichkeiten  geben,  gehört  zu  werden",  sie  hat  auch  alle  Vollmachten,  die  Termine 
der  Schadenersatz-  und  Wiedergutmachungsleistungen  hinauszurücken  und  die  Form  der 
Zahlung  abzuändern.  Ohne  besondere  Ermächtigung  der  verschiedenen  in  der  Kommission 
vertretenen  Regierimgen  kann  sie  jedoch  keinerlei  Zahlungen  erlassen. 

^  Um  so  mehr  stellt  die  in  Art.  181  vorgesehene  sofortige  Zahlungspflicht  Österreichs 
in  den  Jahren  1919,  1920  und  den  ersten  4  Monaten  von  1921  (bis  zum  Zusammentritt 
der  Wiedergutmachungskommission)  a  conto  seiner  späteren  Wiedergutmachungspflichten 
wohl  eine  nur  auf  dem  Papier  stehende  prinzipielle  Verpflichtung  dar.  Ihre  Begründung 
(,,um  den  alliierten  und  assoziierten  Mächten  schon  jetzt  die  Wiederherstellung  ihres  indu- 
striellen und  wirtschaftlichen  Lebens  zu  ermöglichen")  mutet  wohl  angesichts  der  völligen 
Leistungsunfähigkeit  des  noch  nicht  wieder  aufgerichteten  Österreich  etwas  sonderbar  an. 
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wird  ganz  von  selbst  Österreichs  Wirtschaftsleben,  zumal  bei  entspre- 
chender Handels-  und  Verkehrspolitik  des  Deutschen  Reiches,  sich  tnehr 
und  mehr  an  die  Wirtschaft  dieses  letzteren  anlehnen  und  in  ihm  seine 
Stütze  suchen  und  finden. 

Was  aber  das  Verhältnis  zu  den  übrigen  auf  dem  Boden  der  Mo- 
narchie  entstandenen  Nationalstaaten  anbelangt,  so  kann  man  wohl 
sagen,  daß  die  Entstehung  zahlreicher  neuer  Währungen  der  vielen 
Klein-  und  Mittelstaaten,  welche  in  Mitteleuropa  an  Stelle  großer  ein- 
heitlicher Wirtschaftsgebiete  getreten  sind,  für  den  Handel  und  die 
-Beteiligung  am  Weltverkehr  jedes  einzelnen  dieser  Staaten  ganz  un- 
geahnte Schwierigkeiten  schafft,  daß  durch  die  zahlreichen  zwischen- 
staatlichen Streitfragen,  welche  hier  notwendig  auftauchen  müssen, 
durch  wechselseitiges  Mißtrauen  und  das  Bestreben,  den  eigenen  Vor- 
teil  zum  Nachteil  des  Nachbarstaates  möglichst  auszunützen,  die  Wieder- 
aufnahme eines  geregelten  Handelsverkehres  ztmi  Schaden  sämtlicher 
Staaten,  einschließlich  der  Ententestaaten,  auf  lange  Zeit  eine  nicht  zu 
überwindende  Hemmung  erfahren  wird.  Nur  eine  wirtschaftliche  Föde- 
ration der  neuen  Nationalstaaten  hätte  vielleicht  wenigstens  einige 
der  verkehrswirtschaftlichen  Vorteile,  welche  der  Zusammenschluß  zu 
einem  größeren  Wirtschaftsgebiet  einst  für  sie  hatte,  wiederzugewinnen 
vermocht.  Da  diese  aber  Vorlauf  ig  noch  an  den  vorhandenen  Widerständen 
in  einzelnen  Nationalstaaten  scheitern  würde,  mindestens  nicht  zu  voller 
praktischer  Wirkung  gelangen  könnte,  so  werden  ohne  sie  alle  diese 
Staaten  in  ihrem  wechselseitigen  Handelsverkehr  auf  den  engen  Bereich 
der  Kompensationsverträge  und  sonstiger  spezieller  zwischenstaatlicher 
Übereinkommen  angewiesen  sein  und  schon  infolge  der  im  übrigen  fort- 
dauernden wechselseitigen  Absperrung  für  den  Nahrungsmittel-  und 
Rohstoffverkehr,  der  hinderlichen  Währungsverschiedenheiten  und  der 
durch  Verbote  und  Zölle  wechselseitig  eingeschränkten  Möglichkeit  des 
Exportes  von  Industrieprodukten  usw.,  von  ihren  natürlichsten  wirt- 
schaftlichen Absatzwegen  im  Gebiete  Mitteleuropas  wie  speziell  des 
früheren  Bereiches  der  österreichisch-ungarischen  Monarchie  abgeschnitten 
bleiben.  Diese  Zerreißung  bestandener  langjähriger  wirtschaftlicher  Zu- 
sammenhänge, Abtrennung  vom  nächstgelegenen  Markte  in  den  Nach- 
barstaaten und  Einschränkung  auf  einen  durch  Vertragsabmachungen 
streng  gebundenen  Verkehr  im  wichtigsten  Zentralgebiete  Mittel- 
europas ist  in  ihren  weiteren  mittelbaren  Rückwirkungen  naturgemäß 
auch  eine  bedeutende  Erschwerung  für  den  freien  Wettbewerb  der  Na- 
tionalstaaten auf  dem  Weltmarkte.  Denn  der  Handel  der  meisten  Na- 
tionalstaaten wird  so  notgedrungen  nach  dem  ferneren  Westen  oder 
Osten  orientiert,  ohne  die  bisher  gewohnte  sichere  Grunldage  tragfähiger 
und  nicht  der  Konkurrenz  der  großen  Wirtschaf  tsni ächte  ausgesetzter  freier 
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Absatzgebiete  im  benachbarten  Mitteleuropa  zu  besitzen.  Ein  schwacher 
Trost  für  die  übrigen  Nationalstaaten  mag  es  sein,  daß  allerdings  unter 
dieser  Änderung  der  Absatzbeziehungen  und  Verkehrswege  das  im 
Friedensvertrage  so  schlecht  gestellte  Deutsch-Österreich  mit  der  ihm 
verbliebenen  und  von  allen  früheren  Verbindungen  so  gut  wie  gänzlich 
abgeschnittenen  ehemaligen  Reichshauptstadt  Wien  weitaus  am  meisten 
zu  leiden  haben  wird.  Denn  als  eine  der  schlimmsten  Folgen  des  Krieges 
wird  wohl  noch  geraimie  Zeit  der  nach  allen  wirtschaftlichen  Erfah- 
rungen so  folgenschwere  falsche  Gedanke  fortwirken,  daß  das  wirt- 
schaftliche Unglück  des  anderen  das  eigene  wirtschaftliche  Glück  und 
die  Grundlage  des  nationalen  Aufschwunges  sei. 

Da  in  der  Wiedergutmachungskommission  voraussichtlich  im  Unter- 
schied zur  Friedenskonferenz  Fachmänner  des  Wirtschaftslebens 
zur  Mitwirkung  berufen  sein  werden,  so  läßt  sich  immerhin  hoffen,  daß 
nun  nicht  bloß  die  vom  Gesichtspunkte  der  Machtverteilung  ausgehende 
Politik,  sondern  vor  allem  das  wechselseitige  wirtschaftliche  Interesse 
an  der  Wiederaufnahme  des  Verkehrs  zwischen  zahlungsfähigen  und 
vertrauenswürdigen  Kompaziszenten  im  Vordergrunde  stehen  wird, 
wozu  die  nun  erstmalig  gebotene  Gelegenheit  zu  unmittelbar  mündlichem 
Gedankenaustausch  für  die  Vertreter  Österreichs  wesentlich  beitragen 
dürfte.  Eine  weitere  Voraussetzung  ist,  daß  nicht  politische  Gegensätze 
zwischen  den  Alliierten  selbst  zum  Nachteile  Deutsch-Österreichs  eine 
den  gegebenen  wirtschaftlichen  Verhältnissen  Rechnung  tragende  Aus- 
legung und  praktische  Durchführung  der  Friedensbestimmungen  ver- 
hindern. Jedenfalls  dürfte  eine  vorwiegend  wirtschaftliche 
Auseinandersetzung,  bei  dem  zweifellosen  Interesse  aller  Staaten,  keinen 
toten  Körper,  sondern  ein  lebensfähiges  Bindeglied  zwischen  Nord  und 
Süd,  sowie  Osten  und  Westen  der  ehemaligen  Donaumonarchie  zu  haben, 
auf  wesentlich  geringere  Reibungswiderstände  stoßen,  als  dies  bei  den 
politischen  Fragen  der  Friedenskonferenz  stets  der  Fall  war.  Einzig 
der  wiedereinsetzende  Weltverkehr  und  die  daraus  folgende  Not- 
wendigkeit, Österreichs  geographische  und  wirtschaftliche  Stellung, 
weil  und  soweit  man  sie  nicht  zugunsten  der  anderen  Nationalstaaten 
auszuschalten  vermag,  anzuerkennen  und  die  daraus  sich  ergebenden 
Konsequenzen  für  die  Aufrechterhaltung  seiner  Selbständigkeit  als  Staat 
und  Wirtschaftskörper  zu  ziehen,  vermag  auch  für  Österreich  wieder 
neue  Aufschwungsmöglichkeiten  zu  schaffen.  Vorläufig  vollzieht  sich 
eine  unaufhaltsame  Abwanderung  von  Wirtschaftskräf- 
ten und  Kapital  aus  Österreich  in  die  Gebiete  günstigerer  Pro- 
duktionsbedingungen, insbesondere  in  die  Tschechoslowakei,  teilweise 
nach  Jugoslawien.  Die  Gründe  hierfür  liegen  auf  der  Hand.  Zum  Teil 
sind  diese  Erscheinungen  ganz  unvermeidliche  Folgen  der  Zerreißung 
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des  alten  gesamtösterreichischen  Wirtschaftsgebietes  und  werden  bis  zu 
einem,  gewissen  Sättigungspunkte  als  schweres  aber  unausweichliches 
Übel  von  Österreich  hingenommen  werden  müssen.  Bekanntlich  war 
Wien  das  industrielle  und  kommerzielle,  vor  allem  aber  finanzpolitische 
Nervenzentrum  des  Reiches.  Die  hauptsächlichen  Bankinstitute,  In- 
dustrie- und  Verkehrsunternehmungen  hatten  hier  ihren  Sitz,  während 
ihre  Tätigkeit  sich  vorwiegend  in  den  verschiedenen  I^ändergebieten 
Altösterreichs  abspielte.  Rücksichten  der  Besteuerung,  der  Roh- 
stoffbeschaffung, der  Kostenersparnis,  der  Valutaverschiedenheit  und 
-entwertung  zwangen  zahlreiche  dieser  Unternehmungen,  nunmehr  ihren 
Sitz  von  Wien  weg  in  den  betreffenden  Nationalstaat,  in  erster  I^inie 
in  das  industriereiche  Böhmen  zu  verlegen,  insbesondere  aber  die  bis- 
herige kostspielige  Unterhaltung  von  zentralen  Verkaufsniederlagen 
neben  den  auswärts  befindlichen  Produktionsstätten  mit  Rücksicht  auf 
die  Zerreißung  und  Veränderung  des  Absatzgebietes  für  die  Zukunft 
aufzugeben.  Die  Entscheidung,  daß  Deutsch-Böhmen  dem  tschecho- 
slowakischen Staate  zufällt,  ist  hier  von  schwerwiegendster  Bedeutung 
für  die  wirtschaftliche  Kräfteverschiebung  zwischen  Deutsch -Österreich 
und  den  nördlichen  Sukzessionsstaaten.  Dazu  kommt,  daß  die  Absatz- 
gebiete der  deutsch-böhmischen  Industrie  überwiegend  nicht  in  den 
Alpenländern,  sondern,  abgesehen  von  den  Sudetenländern  selbst,  in 
Ungarn,  Polen,  dem  Balkan  und  sonstigem  Auslande  gelegen  waren, 
daher  die  Aufrechterhaltung  von  Verkaufszentralen  mit  dem  Zerfalle 
Österreichs  und  des  großen  gemeinsamen  Wirtschaftsgebietes  ihren  prak- 
tischen Wert  verloren  hatte.  Die  Folge  ist  eine  Kapital-  und  Geschäfts- 
abwanderung aus  Österreich  und  speziell  Wien,  welche  den  denkbar 
schwersten  Kräfteverlust  nach  sich  zieht.  Ganz  besonders  in  finan- 
zieller Beziehung  ist  dies  von  Bedeutung,  da  gerade  die  steuerkräftigsten 
Subjekte  und  die  größten  Ertragsobjekte  sukzessive  abwandern  und 
gesetzliche  Maßnahmen  zur  Verhinderung  der  Steuerflucht  und  Kapital- 
abwanderung höchstens  diesen  Prozeß  erschweren,  aber  auf  die  Dauer 
nicht  aufhalten  können. 

Dieser  in  der  Wirtschaftsgeschichte  wohl  einzig  dastehende  wirt- 
schaftliche Bewegungsprozeß  zwischen  den  Teilgebieten  eines  ehemals 
einheitlichen  großen  Wirtschaftsgebietes  ist  wissenschaftlich  außer- 
ordentlich interessant  und  lehrreich.  Er  läßt  aufs  deutlichste  erkennen, 
wie  nachteilig  vom  rein  wirtschaftlichen,  unpolitischen  Gesichtspunkte 
aus  betrachtet,  der  Zerfall  eines  großen  einheitlichen  Wirtschaftsgebietes 
für  alle  Beteiligten  ohne  Ausnahme  ist,  mögen  auch  die  Staaten  mit 
den  reicheren  und  näheren  Rohstoffquellen,  den  besseren  Produktions- 
und Absatzbedingungen  die. momentanen  Nutznießer  dieser  Verschiebung 
sein.      Die    Standortsverschiebung   bei  gleichzeitiger   Aufrichtung   von 
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nationalen  und  politischen  Schranken  zwischen  den  Teilgebieten  hat 
nämlich  unvermeidlich  auch  eine  Verschiebimg  der  Absatzrichtung, 
eine  Verkleinerung  des  Gebietes,  für  dessen  Bedürfnisbefriedigung  vor- 
weg gearbeitet  wird,  zur  Folge,  während  in  dem  verlassenen  Wirtschafts- 
gebiet nun  mit  schwerer  Mühe  und  Kosten  entweder  die  Einfuhr  der 
betreffenden  Artikel,  oder,  wenn  dies  aus  valut arischen  Gründen  un- 
möglich, die  Sclbsterzeugung,  die  Errichtung  eigener  Produktionsunter- 
nehmungen in  Angriff  genommen  werden  muß.  Die  Dezentralisierung, 
die  Arbeit  im  kleineren  Staats-  und  Wirtschaftsgebiet,  wird  unter  Um- 
ständen an  sich  schon  eine  Erhöhung  der  Regien,  eine  ungünstigere 
Relation  zwischen  Umsatz  und  Erzeugungskosten  nach  sich  ziehen, 
ganz  abgesehen  von  den  unwirtschaftlichen  Verlusten,  welche  mit  der 
Übersiedlung  des  Unternehmens  selbst  verbunden  sind.  Ganz  unab- 
schätzbar  aber  sind  die  wirtschaftlichen  Einbußen,  welche  das  verlassene 
Wirtschaftsgebiet  erleidet.  Hauptsächlich  vollzieht  sich  dieser,  mit  der 
Abwanderung  zahlreicher  Angestellter  und  Arbeiter  verbundene  Trans- 
ferierungsprozeß  zwischen  Wien  und  Prag  als  den  beiden  Städten, 
welche  nunmehr  Konkurrenten  im  zwischenstaatlichen  wie  internatio- 
nalen Verkehr,  insbesondere  nach  dem  Osten  und  Südosten  sind.  Nach 
den  bisher  vorliegenden  Nachrichten  betrifft  diese  Verlegung  teils  der 
kommerziellen  Niederlagen  (Verkaufsbureaus)  bzw.  Betriebssitze,  teils 
der  ganzen  Unternehmungen  einschließlich  der  Produktionsstätten  in 
Deutsch-Österreich:  zunächst  eine  Reihe  von  Zuckerfabriken  (mit  einem 
Aktienkapital  von  etwa  31  Mill.  K),  dann  zahlreiche  Unternehmungen 
der  Textilindustrie  (insbesondere  Wollwarenfabriken,  Webereien  mit 
einem  Aktienkapital  von  ca.  44  Mill.  K),  Berg-  und  Hüttenwerke  (Ak- 
tienkapital ca.  200  Mill.  K),  ferner  Unternehmungen  der  Maschinen- 
und  Metallindustrie,  der  Papier-,  Glas-  und  Bauindustrie,  der  chemischen 
Industrie  (zusammen  ca.  60  Mill.  K  Aktienkapital)  usw. 

Gegenüber  dieser  natürlichen  Begleiterscheinung  jeder  Zerteilung  ehe- 
mals einheitlicher  Wirtschaftsgebiete  in  selbständige,  voneinander  zoll-  und 
handelspolitisch  abgeschlossene  Teilgebiete  sind  aber  auch  günstigere  An- 
sätze eines  internationalen  Handelsverkehrs,  tmd  zwar  nach  We  s  t  e  n  und 
Südwesten  (Italien)  zu  erkennen,  welche  wieder  speziell  von  Wien 
ihren  Ausgang  nehmen,  indem  bereits  vielfach  Kaufleute  und  finanzielle 
Vertreter  aus  den  neutralen  wie  den  Ententestaaten  die  Anknüpfung  von 
Handelsbeziehungen  einzuleiten  suchen,  andererseits  insbesondere  auch 
fremdes  Kapital  sich  für  die  noch  ungehobenen  Naturschätze  Österreichs 
wie  für  die  noch  vorhandenen  Entwicklungsmöglichkeiten  Wiens  als 
Verkehrsknotenpunkt  nach  dem  Osten  und  Süden  zu  interessieren  be- 
ginnt. Alles  dies  ist  erst  im  Werden  begriffen,  dürfte  aber  nach  dem 
formellen  Friedensschlüsse  rascher  in  Fluß  kommen.     Während  infolge 


Deutsch-Österreichs  Stellung  im  Weltverkehr  auf  Grund  des  Friedensvertrages,     ^a^ 

der  Kohlellknappheit  und  des  Mangels  an  Rohstoffen  ein  Großteil  der 
heimischen  Industrie  stillsteht  und  selbst  die  Kompensationsgüter  nicht 
in  der  erforderlichen  Menge  erzeugt  werden  können,  hat  bei  der  völligen 
Erschöpfung  aller  Warenvorräte  trotz  der  valutarischen  Schwierigkeiten 
eine  starke  Importtätigkeit  englischer,  französischer,  namentlich  aber 
italienischer  und  Schweizer  Kaufleute  insbesondere  in  Luxusartikeln 
eingesetzt,  welche  zu  steigenden  Preisen  auf  den  Wiener  Markt  gelangen, 
zum  Teil  auch  von  hier  aus  ihren  Weg  weiter  nach  Polen,  Jugoslawien, 
den  Baikaustaaten  usw.  nehmen.  leider  geht  hiermit  parallel  ein  Auf- 
kauf der  noch  vorhandenen  Textilwaren  (Bekleidungsartikel,  Möbel) 
durch  das  Ausland  zu  den  für  letzteres  infolge  der  Valutaentwertung 
so  günstigen  Preisverhältnissen,  was  eine  völlige  Entgüterung  Öster- 
reichs auf  gewissen  Bedarfsgebieten  herbeizuführen  droht.  Für  den 
Verkehr  nach  dem  Westen  kommt  der  Stadt  Wien  unzweifelhaft  ihre 
zentrale  geographische  I^age  sehr  zugute,  außerdem  sind  die  früher  be- 
standenen kaufmännischen  Beziehungen  mit  dem  Auslande  von  Vorteil, 
da  der  ausländische  Kaufmann  gewohnt  war,  mit  Wiener  Firmen  Ab- 
schlüsse zu  machen  und  diese  den  ihm  fremden  neuen  Unternehmungen 
in  den  Nationalstaaten  und  auf  dem  Balkan  vorzieht. 

In  kommerzieller  Hinsicht,  zum  Unterschiede  von  den  Ge- 
bieten der  fabrikmäßigen  Erzeugung,  sind  also  die  Aussichten  für 
Deutsch-Österreich  und  speziell  Wien  nicht  gerade  ungünstige  zu  nennen; 
als  Handels-,  nicht  als  Industriezentrum  dürfte 
Wiens  Bedeutung  künftig  wieder  steigen,  womit  sich  auch  die  Zukunfts- 
möglichkeiten  Wiens  als  Fremdenverkehrsplatz  wesentlich  erhöhen 
dürften.  Erforderlich  ist  nur,  daß  alle  diese  Erscheinungen  bei  den  staat- 
lichen Verwaltungsstellen  auf  verständnisvolle  Würdigung  und  Förde- 
rung stoßen,  daß  alle  nicht  unbedingt  gebotenen  verkehrshinderlichen 
Erschwernisse  möglichst  vermieden  werden.  Allerdings  droht  die  in 
der  letzten  Zeit  eingetretene  fast  völlige  Entwertung  der  österreichischen 
Valuta  im  Auslande  (Krone  in  Zürich  Ende  November  1919:  3V4  Cen- 
times) auch  diese  hoffnungsvollen  Entwicklungskeime  der  Wiederein- 
beziehung in  den  internationalen  Handel  völlig  zu  zerstören,  da  die 
Preissteigerung  der  ausländischen  Waren  deren  Marktgängigkeit  unter- 
bindet, ja  überhaupt  Bezahlung  wie  Kreditierung  in  österreichischer 
Valuta  mehr  und  mehr  abgelehnt  wird,  während  bisher  das  Ausland 
durch  Einräumung  langfristiger  Kredite  dem  inländischen  Käufer  zmn 
Ausdrucke  brachte,  daß  es  an  eine  schließliche  Erholung  der  öster- 
reichischen Valuta  glaube^. 


^  Als  unliebsame  Begleiterscheinung  setzt  ein  immer  bedenkenloserer  Schleichhandel 
in  fremden  Valuten  ein,  welcher  die  allgemeine  „Flucht  vor  der  deutsch-österreichischen 
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Aber  auch  der  tschechoslowakischen  bzw.  deutsch-böhmischen  In- 
dustrie wird  das  gegenwärtige  Betätigungsgebiet  alsbald  zu  eng  werden, 
zumal  in  Prag  ein  ziemlich  scharfes  System  zentraler  Bewirtschaftung 
auf  den  verschiedensten  Zweigen  der  Produktion  imd  des  Handels,  ein 
System  der  staatlichen  Bin-  und  Ausfuhrregelung,  in  Kraft  steht,  welches 
die  Unternehmungslust  lähmt  und  die  Entwicklung  behindert.  Es  hat 
sich  in  Böhmen  gezeigt,  daß  die  Industrie  mit  ihren  hohen  Gestehungs- 
kosten und  bei  einem  bloß  künstlich  aufrechterhaltenen  Wertstand  der 
tschechischen  Valuta  gegenüber  den  westlichen  Staaten  und  namentlich 
Deutschland  nicht  auf  die  Dauer  konkurrenzfähig  ist^.  Der  Textilindustrie 
und  namentlich  der  Wollindustrie  fehlt  infolge  der  Störung  ihrer  früheren 
Verbindungen  mit  Deutsch-Österreich  und  dem  galizischen  Absatzgebiete 
die  Möglichkeit,  zu  normaler  Produktionsleistung  zu  gelangen  und  ihre 
Lagerbestände  (insbesondere  Kriegsware)  abzusetzen.  Alles  dies  wird 
von  selbst  dazu  drängen,  wieder  die  wirtschaftlichen  Beziehungen  zum 
Donaustaate  zu  suchen,  um  so  wenigstens  einige  der  Vorteile,  welche 
das  von  der  österreichisch-ungarischen  Monarchie  vordem  repräsentierte 
große,  mitteleuropäische  Wirtschaftsgebiet  für  alle  beteiligten  Völker 
bot,  wiederzugewinnen. 

Auf  diesen  Wegen  wird  sich  langsam,  aber  unaufhaltsam  der  Glaube 
an  die  Bedeutung  der  deutsch -österreichischen  Volkswirtschaft  für  den 
internationalen  Handel,  für  den  Warenverkehr  von  Westen  nach  Osten 
und  Süden  durchsetzen  und  ganz  von  selbst,  wenn  auch  vielleicht  erst 
in  einer  ferneren  Zukunft,  wird  dann  Deutsch-Österreich  und  Wien  — 
gleichgültig,  ob  dies  einst  zu  einer  engeren  handelspolitischen  Gemein- 
schaft der  neuen  Nationalstaaten  im  Sinne  einer  „Donaukonföderation" 
führen  mag  oder  nicht  —  jene  Stellung  im  Weltverkehr  wiedererlangen, 
die  ihm  ein  widriges  Geschick  und  die  Mißgunst  geschichtlicher  Ereig- 
nisse zeitweise  vorenthalten  kormten. 


Krone"  zu  einer  außerordentlichen  fortgesetzten  Preiserhöhung  der  fremden  Gelder  aus- 
nutzt und  den  Entwertungsprozeß  des  österreichischen  Währungsgeldes  rapid  beschleunigt. 
^  So  sind  z.  B.  jüngst  auf  dem  Gebiete  der  Maschinenindustrie  bei  Lieferungsaus- 
schreibungen die  Angebote  tschecho-slowakischer  bzw.  böhmischer  Industrieunterneh- 
mungen von  reichsdeutschen  Unternehmungen  mit  bis  zu  50%  niedrigeren  Preissätzen 
unterboten  worden.  Auch  hat  die  tschechische  Valuta  in  der  jüngsten  Zeit  ebenfalls 
einen  bedeutenden  Kurssturz  durchgemacht. 


Der  Bolschewismus  als  internationale 
Erscheinung. 


Von 

Prof.  Arthur  Luther,  Leipzig. 


Daß  der  Bolschewismus  längst  keine  bloß  russische  Bewegung  mehr 
ist,  dürfte  heute  kaum  noch  jemand  bezweifeln.  Wie  ist  es  aber  zu  er- 
klären, daß  die  russischen  Ideen  und  Methoden  auch  auf  die  anderen 
Länder  hinübergewirkt  haben,  daß  man  tatsächlich  von  einem  „Welt- 
bolschewismus"  reden  kann  ?  Daß  die  Russen  selbst  ihre  Revolution 
nur  als  einleitenden  Akkord  der  großen  Weltrevolution  auffassen,  reicht 
ziu:  Erklärung  nicht  aus.  Der  Messianismus  ist  ein  wesentlicher  Zug 
aller  russischen  Glaubensbekenntnisse;  Tschaadajew  und  Chomiakow, 
Herzen  und  Dostojewski],  Gorkij  und  Mereschkowskij  —  ich  nenne  ab- 
sichtlich die  Vertreter  verschiedenster  politischer  Richtungen  und  Welt- 
anschauungen —  sind  einig  im  Glauben  an  die  besondere  Mission  Ruß- 
lands, an  das  ,, erlösende  Wort",  das  Rußland  einst  den  Völkern  sagen 
wird,  wenn  dieses  Wort  auch  bei  allen  verschieden  lautet.  Bisher  hat 
man  ähnliche  Botschaften  in  Westeuropa  mehr  oder  weniger  skeptisch 
entgegengenommen;  mit  dem  Bolschewismus  aber  scheint  es  anders 
zu  sein.  Das  wäre  aber  nicht  möglich,  wenn  der  Bolschewismus  ein  reines 
Erzeugnis  des  russischen  Geistes  und  der  russischen  Verhältnisse  wäre. 
Der  Bolschewismus  ist  vielmehr  —  und  das  ist  die  Lösung  des  Rätsels  — 
eine  internationale  Bewegung ;  er  wurzelt  in  Ideen,  die  den 
sozialen  Denkern  aller  Länder  geläufig  sind;  sein  Programm  ist  weder 
neu,  noch  russisch;  neu  ist  nur  der  Versuch,  dieses  Programm  in  all 
seinen  Einzelheiten  in  rücksichtslosester  Weise  praktisch  zu  verwirk- 
lichen. Und  das  typisch  Russische  dabei  ist  eben  die  Rücksichtslosig- 
keit, die  ganz  und  gar  im  russischen  Volkscharakter  wurzelt,  der,  wenn 
er  einmal  aus  seiner  Passivität  aufgerüttelt  worden  ist,  nicht  eher  Ruhe 
geben  kann,  als  bis  er  „bei  den  Grenzen  unseres  Witzes"  angelangt  ist, 
„wo  uns  Menschen  der  Sinn  überschnappt."    Dann  freilich  kann  er  in 
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eine  noch  stumpfere  Apathie  verfallen,  als  sie  ihn  vor  dem  plötzlichen 
Aufschwung  beherrschte.  Wir  sehen  ja  im  gegenwärtigen  Rußland 
beides :  die  rastlose  Energie  der  kleinen  Gruppe  bolschewistischer  Führer 
und  die  müde  Gleichgültigkeit,  mit  der  die  Masse  nicht  nur  des  Volkes, 
sondern  auch  der  Intellektuellen  die  neue  Ordnung  hinnimmt. 
Hieraus  erklärt  sich  auch  die  sonderbare  politische  Gesamtsituation: 
der  so  oft  schon  totgesagte  Bolschewismus  lebt  immer  noch,  aber  es  ist 
mehr  ein  Vegetieren  als  ein  wirkliches  lieben.  Maßlose  Anstrengungen, 
fieberhaftes  Schaffenwollen  auf  der  einen  Seite  und  völlige  Passivität 
auf  der  anderen,  die  sich  ^auch  wiederum  zu  keiner  energischen  Gegen- 
aktion aufzuraffen  vermag. 

Die  Bolschewisten  selbst  bezeichnen  sich  als  konsequente  Marxisten, 
und  kein  Vorwurf  wird  von  ihnen  häufiger  gegen  ihre  sozialistischen  Gegner 
erhoben,  als  der  des  Verrats  an  den  Marxschen  Ideen.  Die  „Sozial- 
patrioten" der  Kriegsjahre  heißen  jetzt  in  Rußland  nur  noch  „Sozial- 
verräter" und  zu  ihnen  werden  nicht  nur  die  Rechtssozialisten  gezählt, 
sondern  auch  Männer,  wie  etwa  K  a  u  t  s  k  y  ,  auf  den  man  in  Moskau 
sehr  schlecht  zu  sprechen  ist. 

Umgekehrt  wird  von  den  Gegnern  der  Bolschewisten  immer  wieder 
behauptet,  lycnin  und  Trotzkij  hätten  nichts  mehr  mit  Marx  zu  tun; 
der  Bolschewismus  sei  nichts  als  eine  gröbliche  Entstellung  und  Ver- 
drehung der  Marxschen  Ivehren;  die  Bolschewisten  seien  überhaupt 
keine  Sozialisten  mehr,  sondern  Anarchisten;  als  ihr  Vorbild  wird  nicht 
einmal  Bakunin  hingestellt,  sondern  der  wüste  Netschajew,  der  die  reine 
Zerstörung  predigte  und  erklärte,  die  Schaffung  neuer  positiver  Lebens- 
normen  liege  seiner  Partei  ganz  fern;  dafür  zu  sorgen,  wäre  Sache  der 
kommenden  Generation. 

Diese  Streitigkeiten  sind  insofern  von  allgemeiner  Bedeutung,  als 
der  starre  buchstabengläubige  Dogmatismus  wiedermn  einen  der  wesent- 
lichsten Züge  der  russischen  radikalen  Denker  bildet.  Die  Erbitterung, 
mit  der  man  Jahrzehnte  vor  der  großen  Umwälzung  in  Genf,  Zürich, 
Paris,  London  über  die  nebensächlichsten  Punkte  des  kommunistischen 
Manifestes  oder  des  Erfurter  Programms  zankte  —  eine  Erbitterung, 
die  dann  nur  zu  oft  sich  in  persönlichen  Anklagen  und  Verdächtigungen 
Ivuft  machte  — ,  ist  der  beste  Beweis  dafür,  daß  jede  politische  und  philo- 
sophische Doktrin  dem  Russen  zur  Religion  wird,  weil  seine  Fähigkeit, 
kritisch  zu  denken  weit  weniger  entwickelt  ist,  als  sein  Bedürfnis  zu 
glauben. 

Wenn  also  die  Bolschewisten  selbst  ihren  marxistischen  Stand- 
punkt immer  wieder  betonen  und  aufs  energischeste  verteidigen,  wenn 
sie  sich  jetzt  im  Anschluß  an  das  Marx-Engelssche  Manifest  „Kom- 
munisten" nennen,  —  so  geht  es  doch  wohl  nicht  gut  an,  jeden  Zusammen- 
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hang  ihrer  Doktrinen  mit  dem  Marxismus  einfach  zu  leugnen.  Gerade 
das  Gegenteil  ist  wahr.  Es  läßt  sich  tatsächlich  nicht  ein  Punkt  im 
bolschewistischen  Programm  nachweisen,  der  nicht  schon  bei  Marx 
vorhanden  wäre.  Und  wenn  das  Bild,  das  uns  das  gegenwärtige  Ruß- 
land bietet,  mit  dem  Marxschen  Zukunftsstaat  nur  sehr  geringe  Ähn- 
lichkeit hat,  so  liegt  das  nicht  an  der  Theorie  des  Bolschewismus,  sondern 
an  der  Art  und  Weise,  wie  diese  Theorie  in  die  Praxis  imigesetzt  wird,  — 
vielleicht  überhaupt  auch  nur  an  der  bloßen  Tatsache  der  praktischen 
Verwirklichung.  Denn  dicht  beieinander  wohnen  die  Gedanken  und 
hart  im  Räume  stoßen  sich  die  Sachen. 

Aber  auch  jene,  die  von  ihrem  marxistischen  Standpunkte  den 
Bolschewismus  verwerfen,  haben  nicht  unrecht.  Es  gibt  eben  —  Som- 
bart  zeigt  das  sehr  hübsch  und  einleuchtend  in  seinem  Buch  über 
„Sozialismus  und  soziale  Frage"  —  zweierlei  Marxismus:  einen  evo- 
lutionistischen  und  einen  revolutionären.  Ob  man  sich  zu  dem  einen  oder 
zu  dem  anderen  bekennt,  ist  letzten  Endes  vielleicht  nur  Temperaments- 
sache. Es  ist  mit  Marx  nicht  anders,  als  es  mutatis  mutandis  achtzig 
Jahre  früher  mit  Hegel  war.  Gerade  Rußland  bietet  hier  wieder  ein 
ausgezeichnetes  Beispiel:  beide  sich  so  heftig  befehdenden  Richtungen, 
die  bis  in  die  achtziger  Jahre  hinein  das  geistige  lieben  Rußlands  be- 
herrschen, das  Slawophilentum  und  das  Westlertum,  wurzeln  in  der 
Hegeischen  Geschichtsphilosophie. 

Der  Reiz  des  russischen  Bolschewismus  für  den  revolutionären 
Marxisten  besteht  nun  eben  darin,  daß  der  bolschewistische  Staat,  wie 
Radek  es  ausgedrückt  hat,  „die  Entwicklung  der  Wissenschaft  zur  Tat" 
bedeutet.  Wenn  diese  Entwicklung  dann  Resultate  zeitigt,  die  dem 
Ideal  des  Marxismus  ganz  und  gar  nicht  entsprechen,  so  glaubt  man  darin 
Folgen  des  Weltkrieges  zu  sehen,  oder  erklärt  sie  aus  den  eigentümlichen 
russischen  Zuständen  usw.  „Das  ist  nicht  der  Bolschewismus  in  seiner 
Idee,  sondern  es  ist  der  Bolschewismus  plus  Rußland,  plus  Rußland  in 
seiner  Zerrüttung  nach  einem  überlangen  und  verlorenen  Kriege,  in 
seiner  Zerrissenheit,  Rußland  mit  den  sozialen  Folgeerscheinungen  des 
Weltkrieges,  die  einen  Bolschewismus  von  oben  notwendig  gemacht 
hätten,  wenn  er  nicht  von  unten  gekommen  wäre."^  Wesentlich  und 
entscheidend  erscheint  nur  das  Eine,  —  daß  der  Bolschewismus  das 
Ende  des  bürgerlichen  Zeitalters  bedeutet,  daß  eine  Wiederherstellung 
der   kapitalistischen    Ordnung    nach    ihm    nicht    mehr    möglich    ist. 

Für  den  evolutionistischen  Marxismus  ist  nun  aber  gerade  dieses 
„plus  Rußland"  das  Entscheidende.  Denn  er  sieht  in  diesem  Plus 
keine  Weiterentwicklung  des  Marxismus  von  der  Wissenschaft  zur  Tat, 
sondern  einen  Rückschritt  zum  alten  Utopismus,  den  Marx'  Wissenschaft - 

^  P  a  q  u  e  t ,    Der  Geist  der  russischen  Revolution.     Leipzig  1919.     S.  8. 
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schaftlicher  Sozialismus  doch  überwunden  haben  sollte.  Und  ganz  gewiß 
ist  der  Bolschewismus  utopistisch,  —  aber  eben  darin  liegt  seine  ver- 
führerische Macht. 

Das  Hauptargument,  das  vom  evolutionistischen  Marxismus  gegen 
den  Bolschewismus  vorgebracht  wird,  ist,  daß  der  Kapitalismus  noch 
gar  nicht  den  Höhepunkt  der  Entwicklung  erreicht  habe,  der  die  Ex- 
propriation der  Expropriateure  möglich  mache,  —  am  allerwenigsten 
in  Rußland  mit  seinen  85%  Bauernbevölkerung.  Es  wird  dann  wohl 
auch  auf  das  eigentümliche  Wahlgesetz  der  russischen  Räterepublik 
hingewiesen,  das  dem  städtischen  Proletariat  nicht  nur  gegenüber  der 
völlig  entrechteten  Bourgeoisie,  sondern  auch  gegenüber  der  ländlichen 
Bevölkerung  eine  ganz  bedeutende  Majorität  sichert^. 

Demgegenüber  betonen  nun  die  Bolschewisten  als  Vertreter  des 
revolutionären  Marxismus,  es  komme  nicht  darauf  an,  abzuwarten,  bis 
die  Entwicklung  des  Kapitalismus  auf  dem  Höhepunkt  angelangt  sei} 
sondern  das  Proletariat  könne  und  müsse  die  Macht  ergreifen,  wenn  die 
revolutionäre  Spannung  stark  genug  dazu  sei.  Und  die  erforderliche 
Hochspannung  sei  eben  durch  den  Weltkrieg  geschaffen^. 

Nach  Meinung  der  Bolschewisten  ist  andrerseits  eben  der  Welt- 
krieg ein  Beweis  dafür,  daß  der  Kapitalismus  ztmi  Untergange  reif 
geworden  ist.  Denn  dieser  Krieg  war  ja  nichts  anderes  als  die 
Selbstzerstörung  des  Kapitalismus,  der  die  ganze  Welt  aufgeteilt 
und  nun  keinen  Raum  mehr  zu  weiterer  Entfaltung  hatte.  Der 
Krieg  hätte  vermieden  werden  können,  wenn  das  internationale 
Proletariat  sich  rechtzeitig  darüber  klar  geworden  wäre,  daß  seine 
Stunde  bereits  geschlagen  hatte.  Es  ließ  sich  aber  von  der  Ideologie 
eben  des  evolutionistischen  Marxismus  irreführen;  so  entstand  die 
Spaltung  innerhalb  der  sozialistischen  Parteien,  und  das  Proletariat 
mußte  sich  zuletzt  mit  Gewalt  erobern,  was  ihm  als  reife  Frucht  hätte 
in  den  Schoß  fallen  können. 

Das  ist  die  Stellung  des  Bolschewismus  zum  Kriege.  Sie  deckt  sich 
vollständig  mit  derjenigen  der  sogenannten  „Zimmerwalder."  Diese 
beiden  Gruppen  haben  denn  auch  in  allen  Kriegsjahren  unentwegt  für 


^  Zu  den  sogenannten  Provinzialkongressen  entsenden  25  000  Landwähler  und  5000 
städtische  Wähler  je  einen  Deputierten! 

*  Kautsky,  Terrorismus  und  Kommunismus,  S.  61,  paraphrasiert  diesen  bolsche- 
wistischen Grundsatz  ironisch:  „Wieder  einmal  fragt  man  in  Moskau  oder  Budapest  nicht, 
welche  Politik  unter  den  gegebenen  ökonomischen  Bedingungen  möglich  und  notwendig, 
sondern  geht  von  der  Auffassung  aus,  da  der  Sozialismus  sofort  für  die  Proletarier  erwünscht 
sei,  hätten  die  Sozialisten  auch  überall,  wo  sie  zur  Macht  kommen,  die  Aufgabe,  ihn  sofort 
durchzuführen.  Ihre  Aufgabe  ist  es  nicht,  zu  untersuchen,  ob  und  inwieweit  dieses  möglich, 
sondern  die,  wo  der  Stein  der  Weisen  zu  finden,  das  Universalheilmittel,  das  unter  allen 
Umständen  Sozialismus  produziert." 
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den  Frieden  agitiert,  aber  keineswegs  aus  Pazifismus,  sondern,  wie 
Trotzkij  in  seiner  Schrift  „Der  Krieg  und  die  Internationale"  betont, 
um  die  revolutionäre  Energie  des  Proletariats  nicht  nutzlos  zu  vergeuden; 
denn  es  werde  diese  Energie  zum  letzten  Entscheidungskampfe  bitter 
nötig  haben;  je  weiter  dieser  Kampf  hinausgeschoben  würde,  desto 
schwieriger  würde  er  sein  und  desto  mehr  Opfer  würde  er  kosten. 
l ' ;{  Daß  die  durch  den  Krieg  geschaffene  wirtschaftliche  Lage  nicht 
nur  Rußlands,  sondern  der  ganzen  Welt  der  Verwirklichung  der  kom- 
munistischen Ideen  keineswegs  günstig  ist,  sieht  man  auch  bei  den  Bol- 
schewisten  sehr  wohl  ein.  Und  wenn  von  gegnerischer  Seite  auf  das 
Mißlingen  so  vieler  Pläne  hingewiesen  wird,  erhält  man  von  bolsche- 
wistischer Seite  immer  wieder  die  Antwort,  nicht  der  Kommunismus 
trage  die  Schuld,  sondern  alles,  was  der  Revolution  vorhergegangen, 
„Wenn  eine  alte  Gesellschaft  zugrunde  geht,  kann  man  nicht  ihren  Leich- 
nam in  einen  Sarg  legen,  zunageln  und  verscharren.  Er  verwest  in  unserer 
Mitte  und  steckt  uns  selbst  an",  —  heißt  es  in  einer  Rede  Lenins. 

Ebenso  wenig  verfängt  das  Argmnent,  daß  Rußland,  als  ein  dem 
Kapitalismus  kaum  erst  erschlossenes  Land,  den  allerungünstigsten 
Boden  für  sozialistische  Versuche  jeder  Art  abgeben  müsse.  Es  muß 
immer  von  neuem  wiederholt  werden,  daß  der  Bolschewismus  sich  selbst 
als  internationale  Bewegung,  die  russische  Revolution  als  bloßen  Auf- 
takt zur  Weltrevolution  betrachtet.  Niu:  durch  die  Weltrevolution  kann 
die  russische  Revolution  gerechtfertigt  werden.  Daß  eine  russische  so- 
zialistische Republik  inmitten  imperialistisch-kapitalistischer  Staaten 
ein  Unding  ist,  weiß  man  in  Moskau  sehr  gut;  man  richtet  daher  seine 
Funksprüche  immer  an  „alle,  alle,  alle"  und  redet  nie  von  der  Gefahr, 
die  Rußland,  sondern  die  der  Revolution  als  solcher  droht.  Daß  die 
Revolution  in  Rußland  zuerst  ausbrach,  erklärt  sich  dadurch,  daß  die 
Ausbeutung  der  arbeitenden  Klassen  hier  am  schlimmsten  war,  —  wie 
in  allen  unentwickelter  Ländern.  Und  es  ist  ein  alter  Glaubenssatz  des 
Bolschewismus,  der  schon  1905,  bei  der  ersten  russischen  Revolution, 
die  sozialdemokratische  Partei  Rußlands  in  zwei  Fraktionen  spaltete, 
die  sich  später  nie  mehr  ganz  zusammengefunden  haben  und  sich  gegen- 
wärtig erbitterter  bekämpfen  als  je  zuvor:  daß  das  Proletariat,  wenn 
es  einmal  zum  Kampf  vorgegangen  ist,  sich  nur  mit  der  radikalsten 
Lösung  der  Krise  zufrieden  geben  könne  und  müsse,  —  einfach  schon 
aus  dem  Grunde,  weil  es  in  Rußland  keine  gesellschaftliche  Gruppe 
gebe,  die  eine  andere  Ordnung  dauernd  durchzusetzen  fähig  wäre.  Da- 
bei rechnete  man  in  den  letzten  Jahren  natürlich  auch  auf  die  Unter- 
stützung des  internationalen  Proletariats,  an  dem  der  Krieg  doch  auch 
nicht  spurlos  vorüber  gegangen  sein  konnte.  Die  mangelhafte  „Kapi- 
talisierung" Rußlands,  die  es  für  die  Herrschaft  des  Proletariats  noch 
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nicht  reif  erscheinen  lassen  konnte,  soll  und  muß  ausgeglichen  werden 
durch  den  kapitalistischen  Hochstand  der  anderen  Länder. 

Dazu  kommt  dann  noch  eins,  was  immer  wieder  außer  acht  ge- 
lassen wird,  wenn  man  von  der  kapitalistischen  Rückständigkeit  Ruß- 
lands spricht.  Gewiß  bildet  das  industrielle  Proletariat  in  Rußland  nur 
einen  verschwindend  geringen  Teil  der  Gesamtbevölkerung;  es  ist 
aber  weit  mehr  konzentriert,  als  in  anderen  Ländern  mit  viel  stärker 
entwickelter  Industrie.  Die  allmähliche  Entwicklung  vom  Kleinbetrieb 
zum  Großbetrieb  ist  für  Rußland  in  keiner  Weise  charakteristisch;  die 
russische  Industrie  war  sozusagen  ein  Kunstprodukt,  dem  Lande  von 
einer  protektionistischen  Regierung  mehr  oder  weniger  gewaltsam  auf- 
gepfropft. Das  Kapital,  das  in  Rußland  arbeitete,  war  zu  sehr  großem 
Teile  ausländisches  Kapital,  die  industriellen  Betriebe  Rußlands  waren 
fast  durchweg  ganz  modern  eingerichtete  und  geführte  Großbetriebe, 
die  zudem  noch  meist  dicht  beieinander  lagen  und  nicht  etwa  tropfen- 
weise über  das  ganze  Land  verstreut  waren.  Infolgedessen  besaß  Ruß- 
land in  seinen  wenigen,  aber  großen  Industriezentren  auch  ein  sehr  gut 
organisiertes,  klassenbewußtes  Proletariat,  das,  wenn  es  einmal  zur  Re- 
volution kommen  mußte,  tatsächlich  allein  imstande  war,  die  Macht 
an  sich  zu  reißen  und  dem  sehr  schwachen  Bürgertum  gegenüber  zu 
behaupten. 

Bin  Irrttmi  war  freilich  die  Voraussetzung,  daß  der  kapitalistische 
Betrieb  schon  so  weit  entwickelt  und  so  vereinfacht  sei,  daß  das  Prole- 
tariat ihn  ohne  weiteres  übernehmen  könnte,  ohne  die  Hilfe  der  bisher 
in  diesen  Betrieben  tätigen  bürgerlichen  Elemente  sonderlich  in  Anspruch 
nehmen  zu  müssen.  Die  Folgen  dieses  Irrtums  waren  einerseits  der  bol- 
schewistische Terror,  andererseits  der  ,, strategische  Rückzug"  Lenins, 
der  das  Prinzip  der  gleichen  Entlohnung  aller  Arbeitenden  aufgeben 
mußte,  rmi  gegen  sehr  hohe  Gehälter  für  die  leitenden  Stellen  in  den 
großen  Betrieben  geeignete  geschulte  Kräfte .  aus  der  Bourgeoisie  zu  ge- 
winnen. 

Dagegen  wird  es  kaum  als  Rückzug,  geschweige  denn  als  Umfall 
der  Bolschewisten  zu  bezeichnen  sein,  wenn  Lenin  in  seiner  bekannten 
Programmrede  „Die  nächsten  Aufgaben  der  Sowjetmacht"  von  den 
Massen  „die  widerspruchslose  Unterordnung  unter  den  einheitlichen 
Willen  der  Leiter  des  Arbeitsprozesses"  fordert.  ,, Diese  Unterordnung 
kann  bei  idealer  Erkenntnis  und  Diszipliniertheit  der  an  der  allgemeinen 
Arbeit  Beteiligten  mehr  an  die  linde  Leitung  eines  Orchester  dir  igenten 
erinnern;  sie  kann  aber  auch  die  scharfen  Formen  einer  Diktatur  an- 
nehmen, wenn  keine  ideale  Erkenntnis  und  Diszipliniertheit  vorhanden 
sind."i. 

*  Die  nächsten  Aufgaben  der  Sowjet-Macht.     Berlin  T919.     S.  44. 
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Das  klingt  gewiß  sehr  undemokratisch,  aber  es  steht  in  keinem 
Widerspruch  zu  den  Grundtendenzen  des  Bolschewismus,  der  nie  eine 
demokratische  Partei  gewessn  ist.  War  docü  die  Spaltung  innerhalb 
der  russischen  Sozialdemokratie  seinerzeit  zimi  Teil  auch  dadurch  hervor- 
gerufen, daß  die  Bolschewisten  sich  immer  wieder  sträubten,  den  größeren 
Massen  des  Proletariats  —  vor  allem  den  Gewerkschaften  —  Einfluß 
auf  die  Zusammensetzung  und  Tätigkeit  der  Parteileitung  zu  gewähren) 
die  I/citung  der  Partei  sollte  vielmehr  ganz  und  gar  einer  mit  diktato- 
rischen Vollmachten  ausgestatteten  Gruppe  von  „Fachrevolutionären" 
überlassen  bleiben^.  Und  die  Verachtung  des  Bolschewismus  gegen 
die  „Komödie  des  allgemeinen  Wahlrechts"  ist  ja  allbekannt. 

An  Stelle  der  auf  Grund  dieses  verachteten  Wahlrechts  einbe- 
rufenen Nationalversammlung  setzt  der  Bolschewismus  nun  die  Räte- 
organisation.  Auch  hier  haben  wir  es  keineswegs  mit  einer  russischen 
Schöpfung  zu  tun  —  der  Ruf  „alle  Macht  den  Räten"  ist  in  Rußland 
vielleicht  am  lautesten  erklungen,  man  hörte  und  hört  ihn  aber  auch 
anderswo.  Das  Rätesystem  selbst  ist  —  was  auch  die  Bolschewisten 
ohne  weiteres  zugeben  —  der  Organisation  der  französischen  Kommune 
nachgebildet,  von  der  Bismarck  einmal  sagte,  sie  sei  nur  ein  Ausdruck 
der  Sehnsucht  der  Franzosen  nach  der  Stein-Hardenbergschen  Städte- 
ordnung. Aber  auch  wenn  man  auf  die  russische  Vergangenheit  zu- 
rückblickt, findet  man  in  dem  Speranskij sehen  Verfassungsentwurf 
(1810)  eine  ganz  ähnliche  Staffelung  der  Selbstverwaltungsorgane  wie 
in  der  bolschewistischen  Räte -Verfassung.  Die  örtlichen  Gemeinden 
entsenden  ihre  Vertreter  in  den  Provinzialkongreß ;  der  wählt  aus  seiner 
Mitte  wieder  die  Abgeordneten  für  den  Gouvernementstag,  aus  dessen 
Mitte  dann  die  Abgeordneten  des  Reichsparlaments  hervorgehen.  Der 
Unterschied  besteht  natürlich  in  der  verschiedenen  I/5sung  der  Frage, 
wer  wahlberechtigt  ist.  Als  Speranskij  seinen  Entwurf  dem  Zaren  vor- 
legte, war  der  russische  Bauer  noch  hörig,  und  mau  dachte  nicht  daran, 
ihm  etwa  auch  Stimmrecht  zu  verleihen.  Aber  auch  das  bolschewistische 
Wahlgesetz  weiß  nichts  von  einem  allgemeinen  Wahlrecht  und  schließt 
ganze  große  Bevölkerungsgruppen  von  diesem  Recht  aus. 

Der  wesentlichste  Zug  des  Rätesystems  ist  wohl  die  Vereinigung 
der  gesetzgebenden  und  vollziehenden  Gewalt  in  einer  Hand,  —  eine 
Forderung,  die  auch  nicht  erst  von  den  Bolschewisten  erhoben  worden 
ist,  und  die  sich  ganz  von  selbst  ergeben  muß,  sobald  die  Herrschaft  im 
Staat  völlig  in  der  Hand  einer  Klasse  ist  und  die  Möglichkeit,  daß 
die  heutige  Mehrheit  morgen  die  Minderheit  ist,  ausgeschlossen  ist.  Eben- 
so ist  es  eine  ganz  alte,  schon  in  den  verschiedensten  lyändern  laut  ge- 

^  Vgl.  hierzu  meinen  Aufsatz :  Aus  der  Frühzeit  des  Bolschewismus  in  „Schmollers 
Jahrbuch".     1919.     S.  525ff. 
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wordene  Forderung,  die  der  Bolschewismus  in  seiner  Staatsverfassung  — 
zum  mindesten  auf  dem  Papier  —  jetzt  verw-irklicht :  daß  es  nämlich 
den  Wählern  jederzeit  frei  steht,  ihren  Abgeordneten  abzuberufen  und 
einen  anderen  an  seine  Stelle  zu  setzen.  Nimmt  man  dann  noch  dazu, 
daß  das  Rätesystem  die  Bevölkerung  nicht  mehr  nach  politischen  Par- 
teien, sondern  nach  ihrer  sozialen  Zugehörigkeit  gruppiert,  so  begreift 
man,  daß  dieses  S>'Btem  —  mochte  ssine  Verwirklichung  in  Rußland 
sich  auch  noch  so  weit  vom  Ideal  entfernen  —  eine  migeheure  An- 
ziehungskraft auf  alle  jene  ausüben  mußte,  die  —  mn  mit  Alfons  Paquet 
zu  reden  —  sich  beunruhigt  fühlten,  „durch  das  alte  Wahlsystem,  wie 
es  in  der  Nationalversammlung  zugrunde  liegt,  noch  einmal  mn  jene  Un- 
mittelbarkeit der  Älitbestimmuug  im  politischen  t^ben  betrogen  worden 
zu  sein,  die  die  Gabe  der  Revolution  an  jeden  Einzelnen  sein  soU."^. 
Und  betrachtet  man  die  verschiedenen  deutschen  Pläne  und  Vorschläge 
2ur  Neugestaltung  der  politischen  Organisation  —  auch,  ja  gerade 
die  aus  antibolschewistischen  Kreisen  kommenden  — ,  so  findet  man 
überall  Berührungspunkte  mit  der  bolschewistischen  Verfassung.  Es 
sei  nur  an  die  Bestrebungen  Eduard  Stadtlers  erinnert  mit  seinen  Fach- 
ausschüssen als  gesetzgebenden  Organen  oder  an  die  von  Rudolf  Steiner 
und  seinem  Kreis  propagierte  „Dreiteilung  des  sozialen  Organismus." 
Gewiß  sind  viele  von  diesen  Betrachtungen  unmittelbar  diuch  den 
Bolschewismus  beeinflußt,  —  man  will  das  Positive  der  russischen  Be- 
wegung, des  Russischen,  Allzu- Russischen  entkleidet,  der  Welt  erhalten; 
sehr  vieles  ist  aber  auch  ganz  selbständig  und  älter  als  der  Bolschewismus. 

Das  bolschewistische  Wirtschaftsprogramm  ist  natürlich  rein  kom- 
munistisch. Hier  finden  wir  keinen  einzigen  neuen  Gedanken,  sondern 
es  geht  alles  auf  ältere  Vorbilder  zurück.  Man  begaim  mit  der  Auf- 
hebung des  Eigentumsrechts  auf  die  Produktionsmittel  und  erweiterte 
den  Begrü'f  des  Produktionsniittels  immer  mehr,  bis  man  schließlich 
bei  der  völligen  Aufhebtmg  des  Privateigentums  anlangte.  Auch  Möbel 
und  Hausgeräte  gelten  heute  in  Rußland  nicht  mehr  als  Eigentum, 
sondern  sind  dem  bisherigen  Besitzer  nur  zur  Benutzung  überlassen, 
imd  können  jederzeit  requiriert  werden,  sofern  er  nicht  nachweisen  kann, 
daß  er  die  Gegenstände  wirklich  braucht. 

,  Das  erste  Dekret  der  neuen  bolschewistischen  Regierimg  im  No- 
vember 1917  verkündete  bekanntlich  die  Abschaffung  der  (inzwischen 
bekanntlich  längst  wieder  eingeführten)  Todesstrafe;  wenige  Tage 
später  kam  dann  die  Nationalisienmg  der  Banken  und  des  Grundbe- 
sitzes; die  Verstaatlichung  von  Handel  und  Industrie  sollte  dann  schritt- 
weise vor  sich  gehen. 

„Sozialisierung"  wird  im  bolschewistischen  Rußland  ausschließlich 

»  a.   a.  O.,  S.  105. 
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im  Sinne  von  „Verstaatlichung"  oder  doch  mindestens  Kommmiali- 
siertmg  aufgefaßt.  Die  Weiterfuhr ung  eines  bisher  von  einem  Privat- 
unternehmer gebildeten  Betriebes  durch  Arbeitergenossenschaften  ist 
nur  als  Übergangsstadium  zulässig.  Das  Ziel,  das  angestrebt  wird,  ist 
eine  strenge  Zentralisierung  der  gesamten  Volksmrtschaft  —  sowohl 
der  Produktion  als  des  Verbrauchs.  Es  werden  große  wirtschaftliche 
Organisationen  geschaffen,  von  denen  jede  die  gesamte  Erzeugung  und 
Konsumtion  auf  einem  bestimmten  Gebiete  zu  überwachen  tmd  zu  regeln 
hat,  und  die  sich  demgemäß  „Zentrotextil",  „Zentropapier"  usw.  nennen. 
Neben  die  Räteregierung  und  die  Arbeiterräte  treten  so  als  drittes  Ele- 
ment des  Rätesystems  die  Volkswirtschaftsräte.  Was  in  den  staatlichen 
oder  kommunalen  Betrieben  produziert  wird,  das  wird  dann  auf  Grund 
einer  fest  vor  gezeichneten  Verteilungsordnung  in  den  Regierungs-  oder 
Kommunalläden  verkauft.  Der  freie  Handel  ist  also  völlig  ausgeschlossen 

—  auch  der  Außenhandel.  Was  an  Waren  aus  dem  Auslande  bezogen 
werden  soll,  bestimmen  die  Volkswirtschaftsräte,  und  Lieferungsverträge 
mit  den  auswärtigen  Produzenten  kann  nur  die  Regierung    abschließen. 

Dem  Einwand,  daß  bei  einer  solchen  „Planwirtschaft",  die  jede 
Konkurrenz  ausschließt,  auch  jeder  Anreiz  zur  Hebung  der  Produktion  — 
sowohl  quantitativ  als  qualitativ  —  wegfalle,  sucht  Lenin  dadurch  zu 
begegnen,  daß  er  behauptet,  an  Stelle  der  konkurrierenden  Einzelunter- 
nehmer müsse  jetzt  die  Konkurrenz  der  Gemeinden  treten,  denen  inner- 
halb der  föderativen  Räterepublik  doch  genügend  Spielraum  zu  freierer 
wirtschaftlicher  Entfaltung  gegeben  sei.  Zugleich  sei  auch  ein  Austausch 
von  Produkten  zwischen  den  einzelnen  Gemeinden  nicht  nur  denkbar, 
sondern  auch  durchaus  notwendig.  Das  wirtschaftliche  lieben  würde 
also  nicht  lahmgelegt,  sondern  im  Gegenteil,  angeregt  und  aufgefrischt; 
der  Unterschied  zwischen  Einst  und  Jetzt  sei  nur  der,  daß,  was  einst 
nur  den  Kapitalisten  bereicherte,  nunmehr  dem  ganzen  arbeitenden 
Volke  zugute  komme. 

Daß  die  Wirklichkeit  diesem  schönen  Bilde  keineswegs  entspricht, 
ist  bekannt.    Schleichhandel,  Schiebertum,  Korruption  sind  in  Rußland 

—  ganz  wie  anderswo  auch  —  die  Begleiter  der  Rationierung  und  Zen- 
tralisierung von  Produktion  und  Handel,  ja,  sie  haben  hier  einen  Um- 
fang angenommen,  mit  dem  verglichen  alles,  was  in  Deutschland  ge- 
schieht, geradezu  harmlos  erscheint.  Aber  es  kommt  hier  ja  nur  auf  die 
Idee  an,  und  die  ist  den  Deutschen  wohl  vertraut.  Die  Zentrotextile 
und  Zentrometalle  im  bolschewistischen  Rußland  sehen  den  deutschen 
Kriegsgesellschaften  sehr  ähnlich.  Das  System  der  Verteilung  der  Pro- 
dukte entspricht  nun  vollends  dem  Karten-  imd  Markensystem.  Und 
wenn  in  Rußland  der  Schwerarbeiter  doppelt  so  viel  Lebensmittel  er- 
hält als  der  geistige  Arbeiter    und   dieser    wieder    das  Zweifache  von 
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dem,  was  dem  „Bourgeois"  zugemessen  wird,  —  so  ist  auch  das  ein 
Prinzip,  das  der  deutschen  I/ebensmittelverteilung  nicht  fremd  ist. 

Bis  zur  Verstaatlichung  des  gesamten  Handels  ist  man  freilich  in 
Deutschland  noch  nicht  gekommen.  Aber  daß  der  Sozialismus  sich  dieses 
Ziel  oft  genug  gesteckt  hat,  die  Bolschewisten  also  auch  hier  nur  konse- 
quent sind,  braucht  kaum  erst  gesagt  zu  werden.  Die  bolschewistische 
Wirtschaft  —  natürlich  nur  die  ideale,  nicht  die  tatsächliche  —  erinnert 
lebhaft  an  die  Zukunftsbilder,  die  Bellamy  in  seinem  heute  wieder  aktuell 
gewordenen  „Rückblick  aus  dem  Jahre  2000"  ausmalt.  Bei  Bellamy 
ist  allerdings  auch  die  letzte  Konsequenz  aus  der  Verstaatlichung  der 
Produktion  gezogen,  —  es  gibt  in  seinem  Musterstaat  kein  Geld  mehr. 
So  weit  ist  man  in  Rußland  noch  nicht,  aber  ganz  entschieden  arbeitet 
der  Bolschewismus  auf  dieses  Ziel  hin.  Zwar  wird  augenblicklich  in 
Rußland  ungeheuer  viel  Papiergeld  aiif  den  Markt  geworfen,  die  Noten- 
presse kommt  Tag  und  Nacht  nicht  zum  Stillstand,  —  aber  eben  dadurch 
wird  das  Geld  immer  mehr  entwertet.  Mir  liegen  Briefe  aus  Rußland 
vom  Mai  und  August  1919  vor.  Man  ersieht  aus  ihnen,  daß  in 
dem  kurzen  Zeitraum  der  drei  Sommermonate  die  Preise  sämtlicher 
Produkte  mindestens  xmi  das  Doppelte,  zum  Teil  aber  auch  mn  das 
Drei-  und  Vierfache  gestiegen  sind.  Es  sieht  tatsächlich  so  aus,  als  wollte 
die  bolschewistische  Regierung  das  Geld  durch  die  wachsende  Ent- 
wertung schließlich  ganz  überflüssig  machen.  In  einigen  russischen  Re- 
gierungsinstitutionen hat  man  ja  auch  schon  begonnen,  den  Beamten 
ihr  Gehalt  nicht  mehr  in  Geld,  sondern  in  Waren,  bzw.  in  Anweisungen 
auf  Waren  auszuzahlen. 

Die  Zentralisierung  auch  der  I^andwirtschaft  durchzusetzen,  ist 
dem  Bolschewismus  bekanntlich  nicht  gelungen.  Trotz  seines  vielge- 
priesenen Agrarkommunism.us,  der  für  die  Utopisten  der  40. — 60.  Jahre, 
die  Herzen  und  Tscher nyschewskij,  das  Kristallisationszentrtun  für  die 
zukünftige  sozialistische  Ordnung  in  Rußland  war,  widersetzte  sich  der 
Bauer  allen  Bemühungen,  ihn  aus  einem  Manne,  der  seinen  Acker  für 
sich  bestellt,  in  einen  I^ohnarbeiter  des  kommunistischen  Staates  zu 
verwandeln,  so  energisch,  daß  der  Bolschewismus,  ebenso  wie  in  der 
Besoldungsfrage  der  geistigen  Arbeiter  einen  Rückzug  antreten  und  sein 
Agrarprogramm  durch  das  Sozialrevolutionäre  ersetzen  mußte.  Grund  und 
Boden  sind  zwar  Gemeingut  des  gesamten  Volkes,  aber  solange  der  Bauer 
den  Acker  selbst  bestellt,  hat  er  auch  das  Recht,  ihn  zu  besitzen.  Auch 
diese  Ideen  findet  man  anderswo,  wenn  auch  in  verschiedener  Aus- 
gestaltung, bei  Henry  George  und  bei  lyeo  Tolstoj,  ebenso  wie  bei  den 
deutschen  Bodenreformern. 

So  knüpft  der  Bolschewismus  überall  an  Bekanntes  und  schon  Vor- 
handenes an,  er  treibt  aber  jede  Tendenz  auf  die  Spitze,  strebt  bei  jedem 
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Problem  die  radikalste  I^ösung  an.  Darin  aber  liegt  gerade  sein  ver- 
f  ülirerischer  Reiz,  seine  Macht  über  die  Geister  —  vor  allem  die  Tansende, 
die  in  der  Verzweiflung  und  Ratlosigkeit,  in  die  sie  durch  fünf  Jahre 
Krieg  und  Hungersnot  gestürzt  worden  sind,  sich  nicht  mehr  mit  Ver- 
sprechungen auf  eine  bessere  Zukunft  abspeisen  lassen  wollen,  denen 
die  langsame  Entwicklung,  die  allmähliche  Besserung,  die  ihnen  von 
Bürgerlichen  und  Mehrheitssozialisten  gepredigt  wird,  zu  langsam  ist. 
Es  ist  nicht  richtig,  wenn  Sombart  in  dem  Bolschewismus  nur  das  ver- 
neinende, zerstörende  Element  sehen  will;  er  verkennt  den  mystisch- 
chiliastischen  Zug,  der  im  Bolschewismus  steckt  trotz  des  von  ihm  immer 
wieder  gepredigten  Materialismus.  Zeugnis  dafür  legt  ja  auch  die  von  dem 
Bolschewismus  begünstigte  Kunst  ab^.  Eine  Persönlichkeit,  wie 
der  bolschewistische  Kultusminister  lyunatscharskij,  auf  dessen  Be- 
strebungen hier  nicht  mehr  eingegangen  werden  kann,  der  sich  aber  in 
der  Gemeinschaft  des  eiskalten  Doktrinärs  Ivenin  und  des  verschlagenen 
Rabulisten  Trotzkij  sehr  seltsam  ausnimmt,  ist  in  gewissem  Sinne 
symptomatisch  für  den  Bolschewismus. 

„Die  Bolschewisten  haben  verkannt,  daß  sich  radikale  Oppositions- 
programme nicht  zur  unmittelbaren  Verwirklichung  als  Regierungs- 
programme eignen,  sie  mußten  die  ihnen  schließlich  doch  aufgenötigten 
Kompromisse  in  der  Durchführung  mit  Verlusten  erkaufen,  die  sonst 
teilweise  hätten  erspart  werden  können",  —  heißt  es  in  der  kleinen 
Schrift ,,  Bolschewismus"  vonDr.Max  Hirschberg,  vielleicht  der  gründ- 
lichsten und  objektivsten  Darstellung  der  bolschewistischen  Ideologie. 
•Das  ist  unzweifelhaft  richtig.  Die  Tragik  des  Bolschewismus  besteht 
eben  darin,  daß  die  praktische  Verwirklichung  seiner  Ideale  diese  Ideale 
aufs  gröblichste  verzerrt  und  entstellt  und  so  letzten  Endes  der  Reaktion 
Vorschub  leistet.  Das  ändert  aber  nichts  an  der  auch  von  Sombart 
energisch  betonten  Tatsache,  daß  durch  die  russische  Revolution  das 
soziale  Problem  ,,wie  mit  einem  Schlage  zum  Kernproblem  der  euro- 
päischen Kulturmenschheit"  und  der  Sozialismus  durch  den  Bolsche- 
wismus „wieder  zum  entschlossenen  Anti-Kapitalismus"  geworden  ist. 
Das  vor  allem  macht  den  Bolschewismus  ziu:  internationalen  Erscheinung, 
und  darin  liegt  seine  historische  Bedeutung. 

^  Vgl.  dazu   die    Ausführungen    bei    Paquet,    a-  a.  O.;  vor   allem   das  Kapitel 
, Prolet-Kult"  in  desselben  Verf.  Buch  Im  kommunistischen  Rußland.     Jena  1919. 


Zur  Entwicklung  der  marokkanischen  Frage. 

Von 

Dr.  Gustav  Dierdts,  Berlin. 

Seit  mehr  als  einem  halben  Jahrhimdert  haben  deutsche  Reisende 
und  Gelehrte,  die  sich  mit  Marokko  besonders  beschäftigten,  die  Auf- 
merksamkeit der  einheimischen  Regierungen,  der  führenden  Staats- 
männer, der  politischen  Kreise,  der  Handels-  und  Finanzgrößen 
und  der  großen  Masse  der  Bevölkerung  Deutschlands  auf  das  Scherifen- 
reich  und  seine  hohe  Bedeutung  für  den  Weltverkehr  im  allgemeinen 
und  für  den  deutschen  Handel  im  besonderen  zu  lenken  gesucht.  Die 
eifrigen  Bemühungen  dieser  einzelnen  Männer,  wie  v.  Maltzan,  Lenz, 
Rohlfs,  V.  Conring,  Prof.  Fischer,  Graf  Pfeil,  Prof.  Jannasch,  Günther, 
Max  Hübner,  Dr.  Kampffmeyer  u.  a.  und  der  nach  und  nach  entstan- 
denen kaufmännischen  und  industriellen  Sonderverbände  und  größerer 
Interessentenkreise,  wie  der  Mannesmann- Gesellschaft,  fanden  jedoch 
immer  nur  wenig  Entgegenkommen  in  der  Presse,  der  öffentlichen  Mei- 
nung und  in  den  maßgebenden  politischen  Körperschaften.  Als  die  Ko- 
lonialinteressen in  Deutschland  allmählich  Boden  gewannen  und  sich 
auszubreiten  begannen,  wandten  sie  sich  vornehmlich  den  Gebieten 
Inner-  imd  Südafrikas  zu,  die  noch  frei,  d.  h.  von  den  älteren  Kolonial- 
mächten, namentlich  von  England,  noch  nicht  besetzt  waren,  und  deren 
Erforschung  imd  Besitzergreifung  daher  bessere  Aussichten  für  rasche 
Erfolge  zu  bieten  schienen  als  eine  eifrige  Betätigung  in  Marokko,  dessen 
wirtschaftliche  starke  Ausbeutimg  durch  die  westeuropäischen  Märkte 
wenig  Möglichkeiten  für  vorteilhaften  Handels-  und  Wirtschaftsbetrieb 
und  vollends  so  gut  wie  gar  keine  für  den  Erwerb  von  weiten  Kolonial- 
gebieten gewährte.  Und  auf  das  letztere  namentlich,  auf  die  Erwerbung, 
möglichst  ausgedehnter,  noch  von  keiner  Kulturmacht  unterworfener 
Ländermassen  kam  es  den  deutschen  Kolonialpolitikern  an,  während 
es  sich  in  dem  Scherifenreiche,  einem  von  seiner  einstigen  politischen 
und  kulturellen  Höhe  beträchtlich  herabgesunkenen  und  stark  zerrütteten 
Staatswesen,    wesentlich    nur  um  die    Gewinnung  eines  einträglichen 
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Marktes  für  die  Erzeugnisse  deutschen  Gewerbefleißcs  handelte.  Aller- 
dings konnte  Deutschland  —  vor  50  Jahren  wenigstens  —  auch  nicht 
daran  denken,  das  uralte  Berberreich  Marokko,  das  doch  auf  eine  zeiten- 
weise überaus  glänzende  politische  Geschichte  zurückblickte,  auf  die 
gleiche  Stufe  mit  Algerien  zu  stellen,  es  etwa  in  der  Art,  wie  es  die  Fran- 
zosen in  letzterem  I^ande  getan  hatten,  kurzer  Hand  besetzen  und  es  seiner 
seit  Jahrhimderten  dort  herrschenden  Dynastie  entreißen  zu  wollen. 
Dagegen  hätte  Deutschland  die  damals  noch  ganz  freien  Küstengebiete 
mit  ihrem  ausgedehnten  Hinterlande  im  Süden  von  Marokko,  die  Spanien 
sich  später  ohne  Umstände  aneignete,  besetzen  mid  dort,  wie  es  be- 
sonders Graf  Pfeil  vorschlug,  zum  mindesten  den  Kanarischen  Inseln 
gegenüber  und  im  Norden  der  französischen  Besitzimgen  am  Senegal, 
Kohlenstationen  anlegen  können,  die  für  den  Verkehr  mit  seinen  west- 
afrikanischen Kolonien  später  von  größter  Bedeutung  gewesen  wären. 
Wenngleich  die  deutsche  Regienmg  es  nicht  wagte,  den  Bestre- 
bungen der  Marokkoforscher  und  der  durcli  ihre  Hinweise  zu  regem 
Handelsverkehr  veranlaßten  deutschen  Kaufleute  und  Gewerbe- 
treibenden zu  entsprechen,  und  in  Marokko  eine  auf  Bodenerwerb  und 
Kolonialbesitz  abzielende  Politik  zu  entfalten,  so  komite  sie  sich 
den  fortgesetzten  dringenden  Vorstellimgen  dieser  Privatleute  doch  nicht 
ganz  verschließen,  die  zum  wenigsten  Schutzmaßnahmen  für  ihre  im 
Scherifenreich  begonnenen  Unternehmungen,  ihre  dafür  aufgewandten 
Gelder,  ihre  deutschen  Angestellten  und  dort  gewonnenen  Agenten 
und  Scliutzgeuossen  verlangten.  Sie  entschloß  sich  daher  1877  zur  Aus- 
sendmig  einer  Sondergesandtschaft  nach  Marokko  zum  Zwecke  der  An- 
bahnmig  freundschaftlicher  Beziehimgen  und  zur  Regelung  aller  strei- 
tigen Fragen,  und  die  scherifische  Regierung  entsandte  bereits  im 
nächsten  Jahre  ihre  Vertreter  nach  Berlin,  um  diese  Verhandlungen 
fortzusetzen  und  abzuschließen.  Die  bisherige  Ministerresidentur  in 
Tanger  wurde  in  eine  Gesandtschaft  umgestaltet,  imd  Deutschland 
beteiligte  sich  1880  auch  an  der  namentlich  auf  sein  Betreiben  nach 
Madrid  einberufenen  Marokkokonferenz,  durch  die  hauptsächlich  das 
verwickelte  Schutzgenossenwesen,  das  beständige  internationale  Streitig- 
keiten hervorrief,  geregelt  werden  sollte^.  Auf  die  Entfaltung  einer 
starken  Marokkopolitik  und  die  unmittelbare  Verfolgung  staatlicher 
Ziele,  selbst  nur  der  Erwerbung  eines  Küstengebietes  zur  Einrichtimg 
einer  Kohlenstation,  die  von  den  deutschen  Marokkointeressenten  dringend 
gefordert  wurde,  ging  sie  jedoch  nicht  ein,  sondern  überließ  die  weitere 
Pionierarbeit  ganz  der  privaten  Tätigkeit  der  Personen,  die  sich  dort 
unter  unsäglichen  Mühen  imd  Opfern,  im  schärfsten  Wettbewerb  mit 
Engländern,  Franzosen,  Spaniern,  Belgiern  tmd  Italienern  ein  Arbeits- 

^  Dr.  Walther  Schröder,  Das  Sehnt  rgpunssenwesen  in  Marokko.  Berlin  1917. 
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feld  ZU  schaffen  iind  den  Handelsverkehr  zwischen  Deutschland  und 
Marokko  zu  fördern  bestrebt  waren.  In  dieser  Hinsicht  zeichnete  sich 
z.  B.  der  Central  verein  für  Handelsgeographie  besonders  aus,  der  1886 
auf  dem  für  diesen  Zweck  gecharterten  Schiffe  „Gottorp"  eine  schwim- 
mende Ausstellung  der  wichtigsten  geweiblichen  Erzeugnisse  Deutsch- 
lands nach  Marokko  sandte  und  mit  ihr  in  allen  größeren  Hafenorten 
sehr  lebhaftes  Interesse  erregte^.  Der  praktische  kaufmännische  Erfolg 
war  ein  so  bedeutender,  daß  sich  der  Verein  entschloß,  die  Atlaslinie 
zu  gründen,  welche  die  erste  regelmäßige  Schiffahrtsverbindung  zwischen 
Deutschland  imd  Marokko  bildete.  An  ihre  Stelle  trat  dann  1895  die 
Oldenburg  —  Portugiesische  und  1903  die  Woermann-Linie,  die  zwölf 
Dampfer  für  diesen  Dienst  einstellte.  Der  Central  verein  für  Handels- 
geographie wirkte  dann  auch  mit  aller  Tatkraft  auf  die  Abschließung 
eines  Handels-  und  Schiffahrtsvertrages  zwischen  beiden  Ländern  hin, 
die  nach  langen  umständlichen  Vorarbeiten  und  Verhandlungen  von 
dem  Gesandten  Grafen  Tattenbach  endlich  1890  erzielt  wturde. 

Diese  imd  die  eiirigen  Bemühungen  aller  übrigen  deutschen  Ma- 
rokkointeressenten und  ihrer  im  Scherifenreiche  allmählich  angesie- 
delten lyandsleute  waren  jedoch,  da  sie  der  offiziellen  Unterstützung 
und  materiellen  Beihilfe  entbehrten,  von  geringer  Wirkung  auf  die 
breiten  politischen  imd  wirtschaftlichen  Kreise  Deutschlands,  die  durch 
die  wachsende,  auf  das  Innere  und  die  südlichen  Küstengebiete  Afrikas 
gerichtete  Kolonialbewegung  zu  sehr  in  Anspruch  genommen  wurden. 
Die  private  värtschaftliche  Betätigung  der  Marokko-Deutschen  ver- 
mochte daher  auch  nicht  dem  sich  stetig  entwickelnden,  mit  ganz  anderen 
unverhältnismäßig  größeren  Mitteln  betriebenen  wirtschaftlichen  Wett- 
bewerb der  von  Algerien  her  vordringenden  Franzosen  imd  der  Eng- 
länder gegenüber  durchschlagende,  glänzende  Erfolge  zu  erzielen.  Die 
Marokkofrage  dagegen,  von  der  I^ord  Salisbury  in  einer  großen,  am 
20.  Mai  1891  in  Glasgow  gehaltenen  Rede  vorausgesagt  hatte,  daß  sie 
die  ernsteste  internationale  Streitfrage  werden  würde,  was  sich  nur  zu 
sehr  bewahrheiten  sollte,  gestaltete  sich  tmter  dem  stetig  bedeutender 
werdenden  Interesse  aller  an  dem  Weltverkehr  tmd  dem  Welthandel 
interessierten  Großmächte  aus  einer  einfachen  geschäftlichen  zu  einer 
immer  verwickelter  werdenden  weltwirtschaftlichen  imd  weltpolitischen 
aus.  Namentlich  England  und  Frankreich  entsandten  ihre  gewiegtesten 
Diplomaten  an  den  Hof  des  Scherifen  von  Marokko,  imi  dort  gegen- 
über den  zähen  Bestrebungen  der  deutschen  Kaufleute  und  Ge- 
werbetreibenden, die  ausschließlich  auf  ihre  eigene  Kraft  angewiesen 
waren,  durch  ihre  Intrigen,  ihre  Presse  imd  ihre  Machenschaften  die 
weitere    Entfaltung    des   rasch    aufblühenden    deutsch-marokkanischen 

^  I>r.  R.  Jannasch,  Die  deutsche  Handelsespedition  1886.     Berlin  1887. 
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Handelsverkehrs  so  viel  als  möglich  zu  hindern*.     Die  Marokkofrage 
wurde  unter  diesen  Umständen  eine  immer  lebhafter  entbrennende  und 
nahm  oft  so  ernsten  Charakter  an,   daß  sie  wiederholt  einen  Krieg  zu 
entfesseln  drohte,   der   nur  deutscherseits  zu  verhüten  gesucht  wurde, 
weil  zu  befürchten  stand,  daß  er  Kreise  ziehen  und  Opfer  fordern  würde, 
die  denn  doch  mit  dem  Wert  des  Gegenstandes,  um  den  es  sich  handelte, 
nicht  in  annehmbarem  und  entsprechendem  Verhältnis  stehen  würden. 
Frankreich  im  besonderen  hatte  die  Wichtigkeit  der   Gewinnung 
eines  starken  Einflusses  auf  die  inneren  Geschicke  Marokkos  sehr  früh- 
zeitig erkannt,  mid  es  ist  höchst  bedeutsam  und  zeugt  von  dem  Weitblick 
Napoleons  I.,  daß  er,  in  richtiger  Erkenntnis  der  außerordentlich  großen 
weltwirtschaftlichen  Bedeutung  Marokkos,  1798  ein  Bündnis  mit  dem 
damals  zur  Regierung  gelangten  Scherifen  Muley  Soliman  zu  schließen 
suchte.   Er  glaubte,  die  \virtschaftlichen  Interessen  Englands  am  schwer- 
sten dadurch  zu  beeinträchtigen,  daß  er  ihm  das  wertvolle  Absatzgebiet 
für  die  englischen  Waren,  von  dem  Großbritannien  auch  einen  großen 
Teil  der  notwendigsten  Naturerzeugnisse,  Nahrungsmittel  und  Rohpro- 
dukte für  seine  Industrie  erhielt,  verschloß  tmd  Frankreich  diese  Vor- 
teile zuwandte.     Marokko  war  zudem  ein  für  England  unentbehrlicher 
Stützpunkt  für  die  Verfolgung  seiner  Orientpolitik,  seiner  Schiffahrts- 
und Handelsinteressen,  da  es  der  Stapelplatz  für  alle  Erzeugnisse  des 
Sudan  und  ganz  Innerafrikas  war  und  mit  Gibraltar  die  Möglichkeit  bot, 
die  Meerenge  und  das  Mittelmeer  für  die  Schiffahrt  aller  anderen  Völker 
zu  sperren.    Sobald  England  von  diesen  Verhandlungen  Kunde  erhielt, 
bot  es  natürlich  alles  auf,  um  ihnen  entgegenzuwirken,  und  es  gelang 
seinem  Gesandten,  den  Scherifen  Soliman,  der  anfänglich  geneigt  gewesen 
war,  mit  Bonaparte  ein  Bündnis  zuschließen,  zu  sich  hinüberzuziehen. 
Napoleon  mußte  daher  seinen  Plan  aufgeben  imd  mitemahm  nun  die  Ex- 
pedition nach  Ägypten,  um  in  diesem  wichtigen  Stützpunkt  für  den  In- 
dienhandel seinen  englischen  Gegner  schwer  zu  treffen.    Er  behielt  sich 
zwar  vor,  Soliman    später  für  seinen  Abfall  zu  strafen,  dazu  kam  er 
jedoch  nicht.  Sein  Plan  aber,  für  Frankreich  das  gegenübergelegene  nord- 
afrikanische Küstengebiet  der  Berberstaaten  imd  vollends  das  überreiche 
fruchtbare    Scherifenreich   zu   besetzen   und   das   westliche   Mittelmeer 
zu  einem  ,, französischen  Teich",  wie  er  gesagt  hatte,  zu  machen,  bheb 
im  Bewußtsein  des  französischen  Volkes  wach,  imd  wenige  Jahrzehnte 
später  wurde  die  günstige  Gelegenheit,  welche  die  Verhältnisse  in  Algerien 
1830  dazu  boten,  benutzt,  um  den  ersten  Schritt  zur  Verwirklichimg 
dieses  Gedankens  zu  tim.   So  leicht,  wie  die  Franzosen  sie  sich  vorgestellt 
hatten,  sollte  sie  allerdings  nicht  vonstatten  gehen.    50  Jahre,  die  über- 

^  Dr.   Gustav  Diercks,  Marokko.   Materialien  zur  Kenntnis  und  Beurteilung 
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reich  an  Blut-  und  Geldopfern  waren,  vergingen,  ehe  das  alte 
römische  Numidien  unterworfen  wurde.  Während  seiner  „Pazifizierung" 
jedoch  wurde  schon  der  Plan  einer  Transsaharabahn  entworfen,  um  diese 
nordafrikanische  Kolonie  mit  den  Besitzungen  am  Senegal  und  am  Golf 
von  Guinea  zu  verbinden  und  den  Grund  zu  der  Ausgestaltung  eines 
riesigen  nordwestafrikanischen  Kolonialreiches  zu  legen.  Gleichzeitig 
wurde  die  Einbeziehimg  Timesiens  in  dieses  ins  Auge  gefaßt,  planmäßig 
vorbereitet  und  1881  vollzogen. 

Diese  Erweiterung  ihres  Besitzes  genügte  den  Franzosen  aber  nicht; 
ihre  geheimen  Pläne  waren  nun  auf  die  Unterwerfung  des  Scherifen- 
reiches  gerichtet. 

Wissenschaftlich  war  festgestellt  worden,  daß  Algerien  geologisch 
und  völkisch  mit  Marokko  eine  Einheit  bÜdete,  daß  es  daher  eine  Not- 
wendigkeit sei,  die  schon  die  Römer  erkannt  hatten,  dieses  ganze  nord- 
westliche Ländergebiet  des  einstigen  Mauretanien  wieder  herzustellen 
imd  dainit  das  volle  Erbe  der  Römer  nach  dieser  Richtimg  hin  für  sich 
in  Anspruch  zu  nehmen.  Auch  die  Araber  hatten  dieses  von  dem  deut- 
schen Geographen  Ritter  mit  dem  Namen  „Kleinafrika"  getaufte 
Ländergebiet  dereinst  unter  dem  Gesamtnamen  Dschesiret  al  Aksa 
als  geschlossenes  Ganzes  ihrem  Weltreiche  einverleibt,  und  niemand  als 
der  Besitzer  Algeriens  hatte  daher  auch  nach  der  Ansicht  der  Franzosen 
das  Recht  auf  den  Besitz  des  Scherifenreiches*.  Französische  Gelehrte 
und  Reisende  begaben  sich  nun  nach  Marokko,  um  es  gründlich  zu 
studieren,  kartographisch^  aufzunehmen  und  somit  als  Pioniere  für  die 
späteren  französischen  Heere  tätig  zu  sein.  Ihre  glänzenden  Berichte 
über  Marokko,  das  unvergleichlich  reicher  und  fruchtbarer  ist  als  das 
wasserarme  Algerien,  verfehlten  nicht  ihre  Wirkung  auf  alle  Kreise 
der  Gebildeten  Frankreichs^.  Es  hieß  auch,  daß  die  Marokkaner  viel 
intelligenter  und  physisch  kräftiger  als  die  Algerier  und  Tunesen  seien, 
und  daß  sie  sich  nach  der  Oberherrschaft  der  Franzosen  sehnten,  die  sich 
in  Algerien  und  Tunesien  als  so  vorzügliche  Kolonisatoren  erwiesen  und 
in  diesen  lyändem  binnen  kurzem  eine  hohe  Kultur  geschaffen  hatten. 
In  zahlreichen  wissenschaftlichen  Werken  wurde  die  Notwendigkeit 
dargelegt,  daß  das  erste  Kulturvolk  der  Welt  sich  des  verarmten  Landes 
annähme,  seine  verrotteten  Zustände  beseitige  und  es  vor  dem  gänz- 
lichen Verfall  bewahre.  ,,Wir  können  Marokko  mit  niemandem  teüen", 
sagte    E  t  i  e  n  n  e    in  dem  Vorwort  zu  dem  besonders  hervorragenden 


lElise-e    Reclus,    Nouvelle  Geographie  Universelle.     Vol.  XI.    Paris  1890. 
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umfangreichen  Werke  Segonzac's^  über  das  Scherifenreich.  „Frank- 
reich sei  durch  seinen  Besitz  von  Algerien  und  Tunesien  eine  moham- 
medanische Macht  geworden,  die  nicht  nur  das  Recht,  sondern  auch  die 
Pilicht  habe,  für  ihre  mohammedanischen  Interessen  in  Afrika  zu  sorgen, 
imd  Marokko  werde  dereinst  der  schönste  Edelstein  in  der  Krone  Frank- 
reichs sein."  ,,Die  Franzosen  seien  die  Erben  der  geistigen  Herrschaft, 
welche  die  Araber  über  die  Berber  ausgeübt  haben,  ebenso  wie  der  poli- 
tischen Herrsdiaft,  die  die  rauhen  Massen  der  Berber  bisher  in  ganz  Nord- 
afrika besessen  hatten."  Mo uli  ^r  as  und  nach  ihm  viele  andere  Schrift- 
steller wiesen  auch  darauf  hin,  daß  Frankreich,  dessen  Bevölkerung  zu- 
rückgeht, das  volkreiche  Marokko  haben  mußte,  mn  seine  politische 
Stellung  in  der  Welt  zu  behaupten  urfd  für  die  Zukunft  zu  sichern.  ,, Welche 
Macht,"  sagt  er,  ,, könnte  2  Millionen  nach  französischer  Art  geschulter 
berberisch- arabischer  Krieger  widerstehen  ?"  ,,300  000  •  muselmännische 
Krieger  in  den  Reihen  der  Franzosen  werden  diese  zu  Herren  der  Welt 
machen."  Auch  in  wirtschaftlicher  Hinsicht  stellte  man  die  Einbeziehung 
Marokkos  für  imbedingt  erforderlich  dar,  weil  Algier  imd  Ttmis  nur 
geringen  Ertrag  abwürfen,  Marokko  dagegen  so  überaus  fruchtbar  sei 
tmd  unter  französischer  Verwaltimg  binnen  kurzem  das  Zehn-  und 
Mehrfache  erzeugen  könnte  als  damals  und  als  Algerien  und  Tunesien 
jemals  zu  produzieren  imstande  sein  würden.  Hinsichtüch  der  reichen 
Erfahrungen,  die  man  in  Algerien  mid  Tunesien  seit  80  Jahren  gemacht 
hatte,  wurde  die  „Penetration  pacifique",  die  allmähliche  friedliche  kultu- 
relle Eroberung  und  Beeinflussmig  der  Bevölkerung,  dringend  befürwortet, 
ehe  man  daran  ging,  das  Protektorat  zu  erklären  und  damit  den  letzten 
vorbereitenden  Schritt  zu  tmi,  welcher  die  völlige  Einverleibung  in  das 
große  afrikanische  Frankreich,  das  riesige  Kolonialreich,  das  ,, andere 
Frankreich"  nach  sich  ziehen  würde,  das  sich  dann  von  den  Syrten 
im  Norden  bis  Kap  Spartel,  im  Süden  bis  Timbuktu  und  bis  zum 
Golf  von  Guinea  erstrecken  würde.  ,,Wir  sollen  nicht  versuchen",  und 
das  wurde  in  zahlreichen  Werken  bis  ins  kleinste  ausgeführt  und  begrün- 
det, „den  Berber  zu  assimilieren,  sondern  ihm  seine  Sitten,  Gebräuche, 
Gesetze  .  .  .  seinen  Glauben,  seine  Vorurteile  ,  .  .  lassen,  wir  müssen 
uns  bemühen,  seine  kostbare  Unterstützmig  für  3  Hauptaufgaben  zu 
erwerben :  den  Krieg,  den  Ackerbau,  die  Viehzucht." 

„Die  Politik,  die  wir  predigen",  sagt  E  t  i  e  n  n  e  ,  „ist  die  schritt- 
weise, aber  fortgesetzte  Entwicklung  des  französischen  Einflusses  in  Ma- 
rokko. Uns  liegt  es  ob,  den  Sultan  auf  den  Weg  des  Fortschrittes  zu 
führen,  und  sicherlich  werden  wir  dies  mit  mehr  Geschick  und  Ver- 
ständnis tun,  als  es  zuweilen  unsere  Nebenbuhler  getan  haben." 

^Marquis  de  Segonzac,  Reconuaissance  au  Maroc  1887  —  Voyages  au 
Maroc.     Paris  1903,  —  Itin6raires  et  profus.     Paris  1903. 
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Dies  alles  sind  Aussprüche,  die  vor  30  und  20  Jahren  getan  wurden 
und  seitdem  unaufhörlich  in  zahllosen  Büchern,  Zeitschriften  und  in 
der  Tagespresse  in  ähnlicher  Weise  zum  Ausdruck  gebracht  worden  sind. 

Vor  allem  ist  aber  die  weltwirtschaftliche  Bedeutimg  Marokkos 
bei  seiner  vorzüglichen  Weltlage  den  Franzosen  stets  zu  vollster  Er- 
kenntnis gebracht  worden,  tmd  die  vielen,  ztmi  Teil  höchst  bedeutenden 
Reisewerke  französischer  Forscher  imd  Gelehrten  haben  gerade  auf 
die  weltwirtschaftliche  Seite  der  Marokkofrage  Uiud  des  Besitzes  des 
Scherifenreiches  hingewiesen. 

England  und  Spanien  waren  allerdings  diesen  Plänen  imd  Wün- 
schen der  Franzosen  keineswegs  geneigt,  aber  sie  vermochten  nicht,  diese 
in  ihrem  beharrlichen  Streben  nach  Vollziehung  ihres  Kolonialprogramms 
wankend  zu  machen.  Beide  Mächte  waren  auch  durch  ihre  inneren 
und  äußeren  politischen  Angelegenheiten  zu  sehr  in  Anspruch  genommen, 
als  daß  sie  Zeit  gehabt  hätten,  die  offenkundig  vorgetragenen 
Zukunftspläue  der  französischen  Kolonialpolitiker  gründlich  genug  zu 
studieren.  Als  die  Franzosen  auch  Miene  machten,  ihre  Eroberungs- 
gelüste über  Timbuktu  hinaus  nach  Osten  auszudehnen  und  den  Macht- 
bereich der  Engländer  in  Ägypten  imd  den  östlichen  Sudanländern*  be- 
drohten, brachte  ihnen  England  allerdings  in  der  Faschodaangelegenheit 
eine  empfindliche  Niederlage  bei  und  gebot  ihrem  Vorgehen  sehr  tat- 
kräftig Halt;  aber  als  kurz  darauf  die  Haltmig  der  Buren  England  Sorgen 
bereitete,  beeilte  es  sich  1899,  mit  Frankreich  einen  Ausgleich  zu  suchen, 
indem  es  mit  ihm  jenen  Teilungsvertrag  über  die  nordafrikanischen 
Einflußgebiete  abschloß,  demzufolge  Frankreich  die  Gebiete  des  nord- 
westlichen Afrika  und  des  westlichen  Sudan,  England  aber  Ägypten 
und  die  östlichen  Sudan-  und  Küstenländer  zugewiesen  wurden^. 

Frankreich  zögerte  nun  keinen  Augenblick,  die  für  sich  so  günstige 
Sachlage  auszubeuten.  Von  Spanien  brauchte  es  keinen  tatkräftigen 
Widerstand  zu  befürchten,  und  England  war  durch  den  Burenkrieg  zu  stark 
in  Anspruch  genommen,  als  daß  es  sich  um  die  nordafrikanischen  An- 
gelegenheiten im  französischen  Macht-  und  Interessengebiet  viel  hätte 
künmiern  können.  Unter  Nichtachtung  der  Hoheitsrechte  des  Scherifen 
besetzten  die  Franzosen  nun  die  zu  Marokko  gehörenden  Tuat-Oasen, 
angeblich,  weil  sie  diese  für  die  Ausführung  der  Transsaharabahn 
brauchten.  Den  Einspruch  des  Sultans  dagegen  wiesen  sie  ab;  sein 
Großwesir,  Achmed  Ben  Musa,  der  die  wahren  Pläne  der  Franzosen 
wohl  durchschaute  und  ihr  schärfster   Gegner  war,  starb    1900  plötz- 

^  Documents  diplomatiques.  Affaires  du  Maroc  1901 — 1904.  Minist,  des  affaires 
6trangdres.  Paris  1905.  —  Mr.  Aflalo:  The  Truth  about  Marocco.  An  indictment  of 
the  policy  of  the  british  foreign  office  with  regard  to  the  anglofrench  agreement.  London 
and  New  York  1904. 
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lieh  durch  Gift,  und  ein  unbedingter  Anhänger  und  Verfechter  ihrer  Ab- 
sichten, Menebbi,  wurde  auf  ihren  Wunsch  an  seine  Stelle  gesetzt.  Die 
franzosenfeindlichen  Bewegungen  wurden  von  Menebbi  niedergeschlagen 
und  der  Sultan  Abd-el  Aziz,  um  ihn  der  modernen  europäis|^en  Kul- 
tur zugänglich  zu  machen,  zu  Ausgaben  veranlaßt,  welche  die  Staats- 
einnalnnen  weit  überschritten,  so  daß  die  Aufnahme  einer  bedeutenden 
Anleihe  erforderlich  wurde,  die  die  Franzosen  natürlich  bereitwillig 
gewährten,  nachdem  Menebbi  mit  ihnen  einen  für  sie  äußerst  günstigen 
Vertrag  abgeschlossen  hatte,  der  ihnen  die  Möglichkeit  bot,  ihre 
weiteren  auf  den  späteren  völligen  Besitz  Marokkos  abzielenden  Pläne 
in  aller  Gemächlichkeit  verfolgen  zu  können. 

Auch  mit  Spanien,  das  durch  die  Besetzung  der  Tuat-Oasen  und 
den  französisch-marokkanischen  Vertrag  sehr  beunruhigt  war,  wurden 
von  der  französischen  Regierung  Verhandlungen  angeknüpft,  die  aller- 
dings erst  viel  später,  am  8.  April  1904,  zu  einem  Vertrage  führten^ 
Unter  Vorspiegelung  größerer  Zugeständnisse  an  Spanien  wurde  dieses 
\erpflichtet,  Frankreich  im  Falle  eines  Krieges  in  der  Wahrung  der 
„gemeinsamen  Interessen"  an  der  Ausgestaltung  Marokkos  zu  unter- 
stützen. 

Marokko  wurde  nun  von  französischen  Abenteurern,  Geschäfts- 
leuten, Journalisten  und  sonstigen  Reisenden  überschwemmt,  die  dort 
an  der  „friedlichen  Kulturdurchdringung"  teilnehmen  zu  wollen  vor- 
gaben^. Geschickte  Diplomaten  unterstützten  im  geheimen  die  Pläne 
der  französischen  Regierung  am  Hofe  des  Sultans.  Diesen  Maßnahmen 
gegenüber,  die  sich  hauptsächlich  gegen  den  Einfluß  Deutschlands  rich- 
teten, glaubte  die  deutsche  Regierung  den  Kaiser  veranlassen  zu  sollen, 
gelegentlich  einer  seiner  Reisen  einen  Besuch  in  Marokko  zu  machen. 
Dieser  Plan  wurde  am  31.  März  1905  ausgeführt,  der  Verlavif  war  ein 
sehr  glänzender,  in  demselben  Jahre  wurde  ein  neues  Abkommen  zwischen 
Marokko  und  Deutschland  abgeschlossen  —  die  erhoffte  Wirkung  blieb 
aber  aus.  Unter  der  I^eitung  des  französischen  Ministers  Delcasse 
erfuhr  vielmehr  die  Marokkofrage  jene  bekannte  Zuspitztmg,  infolge 
deren  die  deutsche  Regierung  auf  eine  Konferenz  drang,  auf  der  alle 
Streitfragen  geregelt  und  die  Marokkofrage  damit  endlich  aus  der  Welt 
geschaffen  werden  sollte. 

Der  Verlauf  und  die  Bedeutung  dieser  in  Algeciras  abgehaltenen 


1  Gabriel  Maura  Gamazo,La  cuesti6n  de  Marruecos,  desde  el  punto  de  vista 
cspanol.     Madrid  1905. 

'  Vicomte  de  Foucauld,  Voyages  au  Maroc.  Paris  1903.  G  i  r  a  r  d  ,  Etüde  sur 
le  Maroc.  Sabatier,  La  question  marocaine  et  la  paix.  Nimes  1902.  Saint 
B  e  u  V  e  ,  La  question  du  Maroc.  Paris  1904.  de  Vaulx,  La  France  et  le  Maroc. 
Paris  1903. 
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Konferenz  sind  zu  bekannt,  als  daß  sie  hier  eingehender  behandelt  zu 
werden  brauchten.     Die  aufgewandte  Mühe  war  vergebens^. 

In  Frankreich  maß  man  der  Algeciras-Akte  von  vornherein  keine 
große  Bedeutung  bei,  denn  seine  Politiker  dachten  nicht  daran, 
ihre  Marokkopläne  auch  nur  zum  kleinsten  Teil  aufzugeben.  Die  für  sie 
maßgebenden  Abmachungen  mit  England,  Spanien  und  Marokko  hatten 
die  Franzosen  getroffen,  und  so  hielten  sie  es  kaum  für  nötig,  nach  außen 
hin  selbst  nur  den  Schein  zu  wahren  und  sich  vor  offenkundigen  Ver- 
letzungen der  von  ihnen  unterzeichneten  Vertragsbestimmungen  zh 
hüten.  In  dem  außerhalb  ihres  Wirkungsbereichs  gelegenen  internatio- 
nalisierten Tanger  spielten  sie  alsbald  die  maßgebende  Rolle;  bei 
der  Regelung  der  marokkanischen  Finanzen  machten  sie  ihr  Überge- 
wicht geltend,  die  ansässigen  Deutschen  suchten  sie  mit  allen  Mitteln 
zu  verdrängen.  Durch  üire  und  die  englische  Presse  wurden  die  Deut- 
schen auf  das  schmählichste  verunglimpft,  die  Aufstandsbewegungen 
der  Stämme,  die  sich  gegen  die  Franzosenherrschaft  auflehnten,  wurden 
den  Deutschen  zugeschrieben,  durch  Agents  provocateurs  wurden  Ver- 
wicklungen geschaffen,  für  welche  die  Deutschen  verantwortlich  gemacht 
wurden. 

Als  die  deutsche  Regierung  sich  entschloß,  durch  Entsendung  des 
Panther  nach  Agadir  (am  4.  7.  191 1)  ihren  Unwillen  über  die  Verletzungen 
der  Algecirasakte,  die  Verleumdungen  und  die  Verfolgung  deutscher 
Landsleute  kundzugeben,  und  Abstellung  dieser  Ungesetzlichkeiten  zu 
verlangen,  mußte  sie  die  alte  Erfahrung  machen,  daß,  wer  den  Schaden 
hat,  für  den  Spott  nicht  zu  sorgen  braucht.  Unterstützt  durch  die  eng- 
lische Presse  gelang  es  der  französischen  Regierung,  die  ganze  Welt 
über  diesen  „Willkürakt"  Deutschlands  in  Aufregung  zu  bringen, 
den  Spies  umzukehren  und  mit  aller  Kraft  gegen  Deutschland  zu  richten. 
Die  Kundgebung  von  Agadir  war  ein  Schlag  ins  Wasser  und  blieb  es, 
weil  ihr  nicht  nur  keine  ernstliche  praktische  Folge,  sondern  durch 
Unterzeichnung  des  Vertrags  vom  4.  November  19 11  ein  Abschluß 
gegeben  wurde,  in  welchem  Deutschland  für  seinen  Verzicht  auf  Ver- 
folgung seiner  Interessenpolitik  und  für  Anerkennung  des  Protek- 
torats Frankreichs  über  sein  Aufsichtsgebiet  in  Marokko  mit  relativ 
geringfügigen  Gebietsverteilungen  im  Sudan  abgefunden  wurde.  Da- 
mit war  die  Möglichkeit  geboten,  am  30.  März  1912  den  Protektorats- 
vertrag abzuschließen,  durch  den  Frankreich  sich  den  I/iwenanteil  an 
dem  marokkanischen  Gebiet  sicherte. 

^  Diercks,  Die  Marokkofrage  und  die  Conferenz  von.  Algeciras.  Berlin  1906. 
Aktenstücke  über  Marokko.  Weißbuch.  Berlin  1906,  Victor  B6rard,  L'Af faire 
marocaine.  Paris  1906.  Ruard  de  Card,  Le  Protectorat  de  la  France  sur  le 
Maroc.  Toulouse  1905.  Mantegazza,  II  Marocco  e  l'Europa  a  proposito  della  Coa- 
ferenza  d' Algeciras.     Milano  1906. 
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Mit  diesem  Vertrag  fanden  gewissermaßen  die  deutschen  Bezie- 
hungen zu  Marokko  ihren  Abschluß.  Frankreich  brauchte  sich  ferner- 
hin auch  nicht  einmal  mehr  den  Anschein  zu  geben,  als  ob  es  geneigt 
wäre,  die  Algecirasakte,  soweit  die  Signatarmacht  Deutschland  in  Be- 
tracht kam,  zu  beachten.  Ks  richtete  sich  als  unumschränkter  Herr- 
scher in  Marokko  ein  und  unternahm  von  Casablanca  und  Rabat  aus 
seine  Eroberungszüge  durch  das  I^and,  das  es  aus  seiner  Unkultur  und 
Verwahrlosung  einer  höheren  Gesittung  zuführen  zu  wollen  vorgab. 

Dieses  Werk  der  Unterjochung  Marokkos  wurde  General  I^yautey 
anvertraut,  der  die  reichen  Erfahrungen,  die  er  während  seiner  langen  ein- 
flußreichen Tätigkeit  in  Algerien  gemacht  hatte,  in  Marokko  nun  praktisch 
verwerten  konnte.  Ein  sehr  großer  Stab  von  hervorragenden,  aus  der- 
selben Schule  hervorgegangenen  Generälen,  Truppenführern,  einge- 
borenen algerischen  Soldaten  und  Verwaltungsbeamten  begleitete  ihn 
nach  Marokko,  und  dieser  Umstand  erklärt  es,  daß  in  der  inzwischen 
verlairfenen  sehr  kurzen  Zeit  dort  in  der  Tat  sehr  bedeutende  militärische 
und  wirtschaftliche  Erfolge  erzielt  worden  sind.  Wieweit  diese  rein 
äußerlicher  Natur  sind,  wieviel  von  dem,  was  der  Statthalter  des  Pro- 
tektoratsgebietes in  sein  Programm  aufgenommen  hatte,  wirklich  schon 
vollzogen  ist,  wieweit  es  ihm  gelungen  ist,  den  passiven  Widerstand 
der  Eingeborenen  über  das  eigentliche  Kulturland  hinaus  auch  bei  den 
von  glühendster  Freiheits-  und  Unabhängigkeitsliebe  beseelten  Stämmen 
der  Atlasländer  zu  brechen,  wie  tief  die  von  den  Franzosen  dort  aus- 
gestreute Kultursaat  eingewurzelt  ist,  läßt  sich  allerdings  noch  nicht  mit 
voller  Sicherheit  feststellen,  da  die  Berichte  darüber  während  der  ganzen 
Zeit  seit  1907  und  vollends  während  des  Krieges  nur  von  Franzosen  und 
Engländern  herrührten. 

I/yautey  ist  nicht  nur  ein  mutiger,  unerschrockener,  in  jeder  Be- 
ziehung selbstherrlicher  strenger  Heerführer,  der  sich  durch  keine  ge- 
legentlichen Mißerfolge  von  seinen  Zielen  abbringen  oder  irgendwie  ein- 
schüchtern läßt,  der  jede  ihm  nicht  genügende  oder  imbequeme  Per- 
sönlichkeit rücksichtslos  beiseite  schiebt,  der  den  gegen  seine  Macht  ge- 
richteten Bewegungen  mit  größter  Schlagfertigkeit,  dank  der  strengen 
Disziplin,  die  er  bis  auf  den  letzten  Soldaten  und  Beamten  ausübt,  ent- 
schieden entg^entritt,  sondern  er  ist  auch  ein  hervorragender  Organi- 
sator, der  großen  Weitblick  besitzt.  Es  ist  bemerkenswert,  daß  die  Richt- 
linien, nach  denen  sowohl  die  Heerführer  und  Offiziere  wie  die  Verwal- 
tungsbeamten in  dem  gesamten  Protektoratsgebiete  verfahren  sollen,  von 
Tornherein  genau  festgesetzt  sind,  daß  sie  jedem,  der  dorthin  kommt,  um 
an  der  Arbeit  in  dem  neuen  Marokko  teilzunehmen,  ausgehändigt  werden, 
und  daß  streng  darüber  gewacht  wird,  daß  sie  in  allen  Punkten  auf  das  ge- 
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naueste  befolgt  werden.  Hinsichtlich  der  Grundideen  dieses  allgemeinen. 
Programms  ist  hier  nichts  der  Willkür  des  einzelnen  überlassen,  sondern 
alles  ist  streng  geregelt,  und  eine  feste  Manneszucht  wird  geübt. 
Im  einzelnen  allerdings  ist  dagegen  der  Einsicht  der  Unterchefs,  selbst 
der  Patrouillenführer  und  Amtsvorsteher  nach  Maßgabe  der  örtlichen 
und  sonstigen  nicht  vorauszusehenden  Verhältnisse  weitgehende  indi- 
viduelle Freiheit  und  Entschließung  gewährt,  weil  die  überaus  sorg- 
fältige Auswahl  aller  Mitarbeiter  und  ihre  mehrmonatliche  Vorbereitung 
in  den  obersten  leitenden  militärischen  Behörden  und  Ämtern  dieses 
Vertrauen  zu  jedem  einzelneu  vollkommen  rechtfertigt. 

Nach  diesem  Programm  spielt  in  dem  großen  Verwaltimgsbetriebe 
der  Protektoratsregierung  eine  der  wichtigsten  Rollen  der  „Erkun- 
dungsdienst" (Service  des  renseignements  au  Maroc),  dessen  Direktor 
zurzeit  Oberst  Berriau  ist,  der  auch  eine  Denkschrift  über  dieses  wich- 
tige Amt  herausgegeben  hat^.  Dieser  Aufklärungsdienst  erstreckt  sich 
nicht  nur  auf  die  militärischen  Angelegenheiten  und  die  militärische 
Besetzung  des  Gesamtgebietes  des  neuen  Staatswesens,  sondern  auch 
auf  alle  Zweige  der  Zivilverwaltung,  der  Kultur  und  der  Wissenschaft 
überhaupt,  und  zahlreiche  gut  geschulte  Fachmänner  und  Gelehrte  stehen 
für  jeden  Zweig  der  Betätigung  zur  Verfügimg,  zudem  fast  nur  solche, 
die  der  arabischen  und  berberischen  Sprache  und  ihrer  Dialekte  mächtig 
sind.  Auch  die  Truppen  setzen  sich  in  der  Hauptsache  aus  den  vorzüg- 
lichsten algerischen  eingeborenen  m^ohammedanischen  Soldaten  zu- 
sammen. Ebenso  müssen  die  Truppenrührer  und  niedrigeren  Offiziere 
und  Vorgesetzten,  soweit  sie  nicht  eingeborene  Algerier  sind,  der  I^andes- 
sprachen  mächtig  sein.  Der  Erkundungsdienst  erstreckt  sich  ferner 
auf  das  I^and  in  allen  seinen  Teilen,  auf  seine  überaus  verschiedenartige 
Bevölkerung,  seine  Stämme,  deren  Führer  und  Häuptlinge,  auf  die 
Bodenbeschaffenheit,  deren  Eigenart,  die  Kulturen,  die  für  jedes  einzelne 
Gebiet  besonders  in  Betracht  kommen,  auf  die  Arbeit  der  Eingeborenen, 
ihre  religiösen  Verhältnisse,  üire  politische  und  kommunale  Verwaltung, 
ihre  politischen  und  religiösen  Verbände  und  Geheüngenossenschaften, 
die  sehr  zahlreich  und  einflußreich  sind,  auf  die  besonderen  Sitten, 
Gewohnheiten  und  Gebräuche,  die  alle  berücksichtigt  werden  müssen 
und  möglichst  wenig  verletzt  werden  dürfen;  auf  das  Verkehrswesen 
und  die  besten  Mittel  zu  seiner  Hebung;  auf  die  Anlegung  neuer  Ort- 
schaften, neuer  Stadtviertel  für  die  Ausländer,  Kasernen,  Amts-  und 
Wohnhäuser  —  kurz  auf  alles,  was  irgendwie  in  Betracht  kommen  kann 
für  die  Hebung  der  Kultur. 

Es  wird  immer  und  überall  darauf  hingewiesen,  daß  die   neuen  Be- 
hörden und  ebenso  die  Truppen  stets  bemülit  sein  müssen,  den  Charakter 

^  Vgl.  Henry    Dugard,    Le  Maroc  de  1918.     Paris  1918. 
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und  die  Eigenart  der  Eingeborenen  zu  beachten,  sie  nicht  zu 
verletzen,  sich  ihnen  gegenüber  nicht  als  Herren  aufzuspielen,  sondern 
als  Berater  und  Freunde,  die  nur  ihr  Bestes  und  ihnen  Frieden  und  Ruhe 
in  das  I^and  bringen  wollen,  damit  sie  ungestört  ihren  Berufen  und  Be- 
schäftigungen nachgehen  können.  Also  eine  „Politik  der  Anziehung 
der  Bevölkerung",  nicht  aber  eine  solche  ihrer  Beherrschung  soll  maß- 
gebend sein. 

Zweigbureaus  dieses  Erkundungsdienstes  sollen  überall  eingerichtet 
Averden,  wo  die  Truppen  festen  Fuß  gefaßt  haben  und  in  steter  Fühlung 
mit  den  militärischen  Behörden  bleiben  und  gemeinsam  miteinander 
zum  allgemeinen  Besten  wirken. 

Neben  dem  Service  des  renseignements  sind  viele  Sonderämter 
und  Organe  geschaffen,  die  z.  B.  das  Bauwesen,  das  Verkehrswesen, 
Handel,  Industrie,  Ackerbau,  Viehzucht  zu  bearbeiten  und  zu  fördern 
haben. 

Der  Zweck  des  vielgestaltigen  Verwaltungsapparates  läuft  hinaus 
auf  die  unbedingte,  unumschränkte  Herrschaft  der  Franzosen  über  das 
ganze  riesige  Gebiet  Marokkos  und  auf  seine  Pazif izierung  ;•  auf  die 
rascheste  Hebung  seiner  Kultur  in  allen  ihren  Zweigen;  auf  Förderung 
der  Produktionstätigkeit  seiner  Eingeborenen  und  der  neuen  Kolonisten, 
die  sich  in  Massen  niederzulassen  wünschen  und  denen  die  größten 
Erleichterungen  bewilligt  werden  sollen;  auf  die  Erzielung  großer 
Einnahmen  aus  dem  Protektionsgebiet;  auf  Teilnahme  an  dem  Welt- 
handel, der  natürlich  Frankreich  zugute  kommen  soll.  Daher  soll  dahin 
gewirkt  werden,  den  Import  aus  Frankreich  so  weit  als  möglich  zu 
monopolisieren,  den  fremden  Import  möglichst  auszuschließen,  den 
Export  aber,  soweit  er  für  Frankreich  nicht  erforderlich  ist,  auf  das 
nichtfranzösische  Ausland  abzulenken,  um  dadurch  tunlichst  die  Fi- 
nanzen Marokkos  und  damit  auch  Frankreichs  zu  heben.  Das  wichtigste 
aber  ist,  daß  Deutschland  vollständig  von  dem  Handel  imd  vollends 
von  der  Ausgestaltung  der  inneren  Kultur  Marokkos  für  alle  Zeiten  aus- 
geschlossen, höchstens  als  Käufer  seiner  Waren  geduldet  werden  soll, 
der  sein  Geld  dorthin  bringt,  ohne  je  die  Möglichkeit  zu  haben,  materielle 
Vorteile  und  Einnahmen  für  sich  zu  sichern.  Die  früheren  Pioniere 
Deutschlands  sind  bekanntlich  gleich  bei  Beginn  des  Krieges  ausgetrieben, 
zimi  Teil  Justizmorden  zmn  Opfer  gebracht  worden.  Die  Presse  und  alle 
Verwaltungsorgane  des  I^andes  arbeiten  dahin,  das  Ansehen,  das  die 
Deutschen  früher  in  Marokko  genossen,  bis  in  die  Keime  zu  ersticken. 
Die  deutschen  Kriegsgefangenen,  die  dorthin  überführt  wurden,  benutzte 
man  für  die  Verrichtung  der  niedrigsten  Arbeiten  auf  den  Straßen  und 
auf  dem  I^ande,  um  den  Eingeborenen  dadurch  die  Deutschen  als  ein 
von  den  mächtigen  Franzosen  nun  unterworfenes  Sklavenvolk  zu  er- 
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weisen.  Alle  Aufstandsbewegungen  im  französischen  Gebiet  wurden  de» 
in  Spanien  internierten  Kamerundeutschen  zugeschrieben,  die  vom  spa- 
nischen Rlfgebiet  her  die  Eingeborenen  des  Berglandes  mit  Waffen  ver- 
sehen hätten. 

Die  mehrfachen  landwirtschaftlichen  und  Gewerbeausstelltmgen, 
welche  die  Protektoratsregierung  während  des  Krieges  in  Casablanca  und 
an  anderen  Orten  Marokkos  veranstaltete,  dienten  wesentlich  dazu» 
den  Eingeborenen  zu  zeigen,  daß  alles,  was  die  Marokkaner  früher  von 
den  Deutschen  bezogen  haben,  von  den  Franzosen  viel  besser,  vollkom- 
mener und  billiger  hergestellt  werden  kann^. 

Bei  aller  objektiven  Anerkennung  der  lyeistungen  des  General- 
gouverneurs von  Marokko  I^yautey  und  seines  großen  Stabes  von  gut 
geschulten  Mitarbeitern,  steht  es  doch  außer  allem  Zweifel,  daß  es  nicht 
ideale  und  moralische  Beweggründe  gewesen  sind,  welche  die  französische 
Regierung  bewogen  haben,  seit  einem  Menschenalter  die  Besitz- 
ergreifung des  Scherifenreiches  und  seine  Einverleibung  in  das  nord- 
afrikanische Kolonialreich  und  damit  in  den  französischen  Staat  zu  er- 
streben und  vorzubereiten,  sondern  ganz  ausschließlich  materielle,  wie 
es  auch  nur  materielle,  auf  die  Erweiterung  des  I/änderbesitzes  abzielende 
und  wirtschaftliche  Bestrebungen  gewesen  sind,  die  seit  der  Zeit  des 
Königs  Franz  I.  und  vollends  seit  der  Besetzung  Algiers  1830  die  Ko- 
lonialpolitik Frankreichs  beherrscht  haben.  Hunderte  von  Büchern, 
Tausende  von  Zeitungsartikeln  sind  geschrieben,  zahllose  Parlaments- 
reden gehalten  worden,  um  eindringlich  darzulegen,  wie  wertvoll  der 
Besitz  der  Frankreich  gegenübergelegenen  fruchtbaren  I^ändergebiete  für 
diese  Großmacht  sein  und  fernerhin  mehr  und  mehr  werden  müßte. 

Im  Hinblick  auf  die  im  Vorstehenden  festgestellten  und  von  Frank- 
reich doch  hinlänglich  anerkannten  Tatsachen  überrascht  es  sehr,  in 
einer  Abhandlung  des  bekannten  Geographen  und  Kolonialpolitikers 
Fran9ois  Bernard  im  „Journal  des  Economistes"  vom  15.  April 
1919,  S.  34:  I/*unification  de  l'Afrique  du  Nord  die  These  zu  lesen: 
„I/a  force  materielle  ne  peut  se  justifier  que  par  la  sup^iorite  morale 
qui  fonde  le  droit  sur  la  justice". 

Angewandt  auf  die  französischen  Kolonien  Nordafrikas  und  Marokkos 
insbesondere,  welche  der  Aufsatz  behandelt,  kann  dieser  in  seiner  Fassung 
recht  unklare  Satz  doch  nur  bedeuten,  daß  die  Anwendung  materieller 
Kraftaufbietung,  d.  h.  Besetzung  oder  Eroberung  eines  Kolonialgebietes 
nur  gerechtfertigt  werden  kann,  wenn  sie  hervorgegangen  ist  aus  sitt- 

^  Comte  de  la  Reveliere,  Les  6nergies  fran^aises  au  Maroc.  Etudes  6co- 
nomiques  et  sociales.  Paris  1917.  Fran9ois  Beraard,  Le  Maroc  6conomique 
et  agricole.  Paris  1917.  Z.  V.  Villanueva,  Ensayo  sobre  la  agricultura,  el  comerdo 
y  la  industria  en  Marruecos.     Madrid  1916. 
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lieber  Überlegenheit,  also  wenn  die  Besetzung  der  Kolonie  aus  sitt- 
lichen Beweggründen  erfolgte,  die  sich  auf  ein  Recht  stützen,  das  im 
Rech tsbe wußtsein  wurzelt. 

Diesem  ganz  allgemein  ausgespro'^henen  Gedanken  stehen  aber  die 
Tatsachen  der  Geschichte  der  Kolonien  überhaupt,  wie  namentlich 
der  Geschichte  der  französischen  Kolonialpolitik  und  der  Geschichte 
der  Besetzung  der  drei  Barbareskcnstaaten,  Algerien,  Tunesien  und 
Marokko,  im  besonderen  ganz  schroff  gegenüber. 

Der  Verfasser  philosophiert  weiter  über  diesen  Gedanken,  um 
seine  Ausführungen  schließlich  mit  der  Behauptung  zu  beenden,  daß 
die  Richtigkeit  seiner  obigen  These  nirgendwo  klarer  zum  Ausdruck  ge- 
bracht worden  ist,  als  in  der  französischen  Kolorüalpolitik  gegenüber 
den  drei  noi  daf rikanischen  Berberstaaten. 

Diese  Bemühung,  der  französischen  Kolonialpolitik  das  mora- 
lische Mäntelchon  umzulegen  und  die  von  ihr  angewandte  Praxis  zu 
beschönigen,  dürfte  wohl  nirgendwo  größeres  Erstaunen  hervorgerufen 
haben,  als  in  den  Kreisen  der  französischen  Kolonial politiker  selbst. 
Im  übrigen  bietet  dieser  Aufsatz  außer  einigen  statistischen  Daten 
nichts  Neues.  Den  Abschluß  bildet  der  Vorschlag  des  Verfassers,  die  Re- 
gierung der  drei  I^änder  dadiurch  zu  vereinfachen,  daß  die  letzteren  zu 
einem  einheitlichen  Ganzen  verschmolzen  als  solches  von  Algier  aus 
geleitet  werden.  Dazu  müßte  aber  doch  das  Protektorat  Frankreichs 
über  das  Scherifenreich,  das  Suzeränitätsverhältnis,  aufgehoben  und  in 
das  des  unumschränkten  Besitzers  dieses  Reiches,  seine  Umwandlung 
in  eine  Kolonie  oder  Provinz  erfolgt  sein.  Das  ist  bisher  jedoch  nicht 
geschehen.  Allerdings  scheinen  die  augenblicklichen  Machthaber  in 
Marokko  nicht  mehr  weit  von  dem  Standpunkt  dieser  Annahme  zu 
stehen.  — 

Im  Gegensatz  zu  den  Berichten,  welche  die  Franzosen  über  ihre 
Erfolge  in  Marokko  verbreiten,  haben  manche,  namentlich  über 
Spanien  eingetroffene  Nachrichten  doch  erkennen  lassen,  daß 
die  Pazifizierung  des  Landes  sich  noch  nicht  weit  über  das  west- 
liche Küstenland  und  die  den  Militärstraßen  und  -bahnen  angren- 
zenden Gebiete  erstreckt.  Die  Stämme  des  Atlas  und  der  ferner  gele- 
genen Ländermassen  werden  jedenfalls  den  Franzosen  noch  großen  Wider- 
stand leisten.  Die  Kolonialregierung  empfindet  es  auch  sehr  schmerz- 
lich, daß  die  Engländer  und  Amerikaner  ihren  wirtschaftlichen  Be- 
strebungen und  der  Entwicklung  marokkanisch-französischen  Handels- 
rerkehrs  sehr  bedeutende  Schwierigkeiten  bereiten  imd  überhaupt 
im  ganzen  Lande  in  sehr  starken  Wettbewerb  mit  den  Franzosen  treten. 
Femer  ist  es  der  französischen  Protektoratsregierung  auch  äußerst 
unbequem,  daß  Tanger  durch  seine  Intemationalisierung  und  der  spanische 
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Besitz  des  Hinterlandes  dieser  Stadt  ein  bedeutendes  Hemmnis  für 
die  erfolgreiche  Entwicklung  ihrer  Wirtschaftspolitik  bilden.  Die 
völkerrechtlichen  und  die  Fragen  über  den  Wert  tmd  die  Bedeutimg 
Marokkos  vom  Gesichtspunkt  der  Weltpolitik  aus,  treten  überhaupt 
immer  mehr  in  den  Vordergrund  der  allgemeinen  Interessen^.  End- 
lich fürchtete  sie  offenbar,  daß  die  Algeciras-Akte  nach  dem  Kriege' 
doch  noch  Schwierigkeiten  bereiten  könnte. 

So  wurden  denn  Stimmen,  imd  zwar  recht  gewichtige,  laut,  die 
offen  verlangten,  diese  Akte  müsse  aufgehoben  imd  Tanger  mit  seinem 
ganzen  Hinterland  dem  französischen  Protektorat  einverleibt 
werden.  Namentlich  war  es  das  amtliche  Organ  der  Regierung:  der 
„Temps",  der  sich  die  Verbreitimg  dieser  Forderungen  im  letzten  Winter 
mit  größtem  Eifer  angelegen  sein  ließ  und  die  öffentliche  Meinung  beein- 
flußte. Ein  erster  starker  Erfolg  dieser  Tätigkeit  ist  ein  Beschluß,  den 
die  Hand  elskammer  von  Paris  in  ihrer  Sitzung  vom  26.  März  1919 
gefaßt  hat,  der  nebst  dem  betreffenden  Bericht,  den  die  Export-Com- 
mission  dieser  Handelskammer  durch  ihren  Vertreter  M.  Niclausse 
in  dem  Bulletin  de  la  Chambre  de  Commerce  de  Paris  No.  14,  vom 
5.  April  1919,  veröffentlicht  hat,  höchst  beachtenswert  ist. 

M.  Niclausse  führte  aus,  daß  der  französisch-deutsche  Vertrag 
von  1911  zwar  durch  den  Krieg  aufgehoben  sei,  daß  aber  die  Algeciras- 
Akte  noch  zu  Recht  bestände.  Der  Krieg  habe  nun  eine  vollständige 
Umgestaltung  der  Weltkarte  und  damit  auch  eine  große  Veränderung 
in  den  Völkerbeziehungen  nach  sich  gezogen.  Namentlich  der  Kolonial- 
besitz werde  hiervon  betroffen,  und  die  Verhältnisse  in  Marokko  er- 
forderten auch  eine  Abänderung,  da  die  Internationalisierung  Tangers 
und  der  spanische  Besitz  seiner  Nachbarschaft  für  das  französische 
Protektorat  äußerst  nachteilig  seien.  Man  müsse  nun  zwar  auf  das  be- 
freundete Spanien  Rücksicht  nehmen,  aber  es  werde  sich  die  Möglichkeit 
finden  lassen,  dieser  Macht  einen  Ersatz  zu  bieten  für  den  Verzicht  auf 
diesen  westlichsten  Teil  seiner  marokkanischen  Zone.  Der  englische 
Timeskorrespondent  Mr.  Harris  habe  auch  seine  Meinung  dahin  ab- 
gegeben^,  daß  der  Besitz  von  Tanger  und  seinem  Hinterlande  für  die 
Sicherheit  des  französischen  Protektorats  eine  Lebensfrage  sei.  Außer- 
dem habe  sich  in  diesen  Kriegsjahren  erwiesen,  daß  Tanger  als  inter-. 
nationaler  Hafen  dem  völligen  Verfall  preisgegeben  sei.  Seine  eingehen- 
den Ausführungen  endeten  mit  dem  Antrag: 

I.  Die  Algeciras-Akte  ist  aufzuheben,  der  französisch-deutsche  Ver- 
trag ist  schon  durch  den  Kriegszustand  hinfällig  geworden. 


^Kurt    Neumann,    Die  Interaationalität  Marokkos.     Berlin  1919. 
-  French  Aims  in  Marocco.     ,, Times".     27.  Februar  1919. 
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2.  Das  französische  Protektorat  ist  auf  die  Zone  von  Tanger  aus- 
zudehnen. 

3.  Verhandlimgen  mit  Spanien  sind  zu  führen  bezüglich  einer  Über- 
einkunft, durch  die  wenigstens  ein  Teil  der  Einflußzonen,  die  ihm  in- 
folge der  Ereignisse  von  191 1  entzogen  wurden,  dem  französischen  Pro- 
tektorat wieder  unterstellt  werden. 

Die  Handelskammer  erklärte  sich  einverstanden  mit  diesem  An- 
trage. 

Es  ist  die  Frage,  wie  sich  Spanien  zu  dieser  Zumutung  stellen  und 
ob  es  leichten  Kaufes  in  die  Abtretung  gerade  desjenigen  Teiles  seiner 
Marokkozone  willigen  würde,  der  ohne  Zweifel  der  wertvollste  für  Spa- 
nien ist. 

Die  Stellung  Deutschlands  in  Marokko  ist  inzwischen  durch  den 
Friedensvertrag  einer  völligen  Neuregelung  unterzogen  worden, 
durch  welche  Deutschland  seiner  sämthchen  Vorrechte  verlustig  geht 
und  bezüglich  des  deutschen  Privateigentums  Marokko  als  Deutschland 
feindliches  Land  gilt. 

Der  Teil  IV  des  Friedensvertrages  (Deutsche  Rechte  und  Interessen 
außerhalb  Deutschlands)  enthält  in  den  Artikeln  141  bis  146  über 
Marokko  folgende  Bestimmungen. 

Artikel  141. 

Deutschland  verzichtet  auf  alle  Reclite,  Ansprüche  und  Vorrechte, 
die  ihm  auf  Grund  der  Generalakte  von  Algeciras  vom  7.  April  1906,  sowie 
der  deutsch-französischen  Abmachimgen  vom  9,  Februar  1909  und  vom  4.  No- 
vember 191 1  zustehen.  Alle  von  ihm  mit  dem  scherifischen  Reich  abgeschlos- 
senen Verträge,  Abmaclnmgen,  Abkommen  oder  Vereinbarvmgen  gelten 
als  seit  dem  3.  August  19 14  aufgehoben. 

Deutschland  darf  sich  in  keinem  Fall  auf  diese  Abkommen  berufen, 
imd  es  verpflichtet  sich,  in  keiner  Weise  in  Verhandlmigen  zwischen  Frank- 
reich und  den  anderen  Mächten  bezüglich  Marokkos  einzugreifen. 

Artikel  142. 

Deutschland  erklärt,  alle  Folgen  der  von  ihm  anerkannten  Errichtimg 
des  französischen  Protektorats  über  Marokko  anztmehmen  und  auf  die 
Kapitulationen  in  Marokko  zu  verzicliten. 

Der  Verzicht  hat  Wirkimg  vom  3.  August  19 14  ab. 

Artikel  143. 

Die  scherifische  Regiervmg  hat  völlige  Handlimgsfreiheit  hinsichtlich 
der  Regelxmg  der  Rechtsstellung  der  deutschen  Reichsangehörigen  in  Marokko 
und  der  Bedingimgen,  unter  denen  sie  sich  dort  niederlassen  dürfen. 

Die  deutschen  Schutzgenossen,  Semsaren  und  Associes  agricoles  gelten 
vom  3.  August  19 14  an  als  des  Genusses  aller  mit  diesen  Eigenschaften  ver- 
bundenen Vorrechte  verlustig  luid  vmterstehen  dem  gemeinen  Recht. 
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Artikel  144. 

Alle  Güter  vaid  alles  Eigentum  des  Deutschen  Reiches  und  der  deutschen 
Staaten  im  scherifischen  Reiche  gehen  von  Rechts  wegen  ohne  irgendwelche 
Entschädigung  auf  den  Maghzen  über. 

Im  Sinne  dieser  Bestimmung  gilt  das  sämtliche  Eigentiun  der  Krone, 
des  Deutschen  Reiches  und  der  deutschen  Staaten  sowie  das  Privateigentum 
des  vormaligen  deutschen  Kaisers  und  der  anderen  königlichen  Personen 
als  zu  den  Gütern  und  dem  Eigentum  des  Deutschen  Reiches  und  der  deut- 
schen Staaten  gehörig. 

AUe  beweglichen  imd  unbeweglichen  Güter  deutscher  Reichsangehöriger 
im  scherifischen  Reiche  werden  nach  Maßgabe  der  Abschnitte  III  und  IV, 
Teil  X,  des  gegenwärtigen  Vertrags  (Wirtschaftliche  Bestimmungen)  be- 
handelt. 

Bergrechte,  die  etwa  deutschen  Reichsangehörigen  von  dem  auf  Grimd 
der  marokkanischen  Bergwerksordntmg  eingesetzten  Schiedsgericht  zuer- 
kannt werden,  werden  auf  Antrag  von  dem  Schiedsrichter  in  Geld  abgeschätzt ; 
diese  Rechte  werden  alsdann  in  gleicher  Weise  wie  das  sonstige  deutschen 
Reichsangehörigen  in  Marokko  gehörende  Vermögen  behandelt. 

Artikel  145. 

Die  deutsche  Regierung  gewährleistet  die  Übertragung  der  Aktien,  die 
den  Anteil  Deutschlands  am  Kapital  der  marokkanischen  Staatsbank  dar- 
stellen, auf  die  von  der  französischen  Regienmg  bestimmte  Persönlichkeit. 
Der  von  dem  Wiedergutmachungsausschxiß  angegebene  Wert  dieser  Aktien 
wird  an  diesen  Ausschuß  bezahlt  und  Deutschland  in  der  Berechnimg  der 
für  Wiedergutmachimg  geschuldeten  Beträge  gutgebracht.  Der  deutschen 
Regienmg  liegt  es  ob,  aus  diesem  Anlaß  ihre  Reichsangehörigen  zu  entschä- 
digen. 

Diese  Übertragung  läßt  die  Verpflichtimg  zur  Rückzahlung  etwaiger 
Schulden  tmberührt,  die  von  deutschen  Reichsangehörigen  der  marokka- 
nischen Staatsbank  gegenüber  eingegangen  worden  sind. 

Artikel  146. 
Marokkanische  Waren  genießen  bei  ihrer  Einfuhr    nach  Deutschland 
die  gleiche  Behandlimg  wie  französische  Waren. 

Diese  Artikel  sprechen  zu  deutlich  für  sich,  als  daß  sie  einer  ein- 
gehenden Erörterung  weiter  bedürften.  Sie  bilden  für  jetzt  den  Grab- 
stein der  überaus  regen  deutschen  Kulturarbeit  eines  halben  Jahrhunderts 
in  Marokko.  Die  großen  Hoffnungen,  die  der  deutsche  Gewerbefleiß 
und  der  deutsche  Handel  auf  den  Maghreb  setzten,  sind  damit  nicht 
nur  hinfällig  geworden,  sondern  alles  Kapital  und  der  Privatbesitz  der 
rührigen  Marokkodeutschen  und  der  Gesellschaften,  die  sich  der  Aus- 
beutung der  Boden-  und  Kulttnwerte  des  Scherifenreiches  in  den  letzten 
Jahrzehnten  gewidmet  hatten,  verfallen  dem  Maghzen  und  kommen 
damit  dem  französischen  Staat,  seiner  Industrie,  seinem  Handel,  seiner 
Schiffahrt  zugute. 
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Es  fragt  sich  aber  doch  noch,  ob  durch  diesen  Friedensvertrag  alle 
bisherigen  internationalen  Verträge,  die  zwischen  Deutschland  und 
Marokko  bestanden  haben,  ihre  Gesetzeskraft  wirklich  völlig  verloren 
haben  oder  nicht. 

Noch  ist  Frankreich  nicht  der  unumschränkte  Besitzer  und  Be- 
herrscher des  Scherifenreiches,  wie  es  sich  den  Anschein  gibt,  sondern 
hat  nur  das  Recht  des  Protektors,  der  aller  Welt  immer  erklärt  hat,  er 
verfolge  in  Marokko  nur  den  einen  hohen  idealen  moralischen  Zweck, 
bei  der  Herstellung  der  inneren  Ordnung  zu  helfen,  und  das  Land 
einer  höheren  Kultur  entgegenzuführen. 

Noch  besteht  eine  selbständige  marokkanische  Regierung  —  aller- 
dings imter  dem  Protektorat  Frankreichs,  das  sein  Recht  in  Wirklich- 
keit in  einer  Weise  ausübt,  als  ob  es  bereits  der  unumschränkte  Herr 
des  Landes  sei. 

Mit  welchem  Rechte  sollen  nun  ohne  weiteres  diurch  den  Versailler 
Frieden,  in  Absehung  von  den  vielen  Sonder  vertragen  zwischen  Deutsch- 
land und  Marokko  sowie  Deutschland  und  Frankreich,  auch  die  allge- 
meinen internationalen  Verträge  über  marokkanische  Angelegenheiten: 
die  Madrider  Konvention  von  1880,  die  von  12  Mächten  unterzeichnet 
wurde;  die  Ausführungen  zu  diesem  Vertrage  vom  30.  Juni  1881;  der 
von  17  Mächten  unterzeichnete  Vertrag  vom  27.  Januar  1892  und  ferner 
die  Algeciras-Akte  vom  7,  April  1906,  lediglich  der  Willkür  Frankreichs 
entsprechend  für  Deutschland  als  ungültig  betrachtet  werden  ?  Sie 
regeln  ganz  allgemein  die  politischen,  wirtschaftlichen  und  kaltiu"ellen 
Verhältnisse,  die  Lebensbedingungen  Marokkos  und  die  Normen,  die  für 
diesen  Staat  von  einschneidender  Bedeutung  geworden  sind.  Diese 
Verträge  sind  wesentlich  auf  Veranlassung  und  unter  stärkster  Mit- 
wirkung Deutschlands  abgeschlossen  worden. 

Deutschland  hat  durch  seine  Unterzeichnung  des  Friedensvertrages 
zwar  schon  den  Verzicht  auf  die  Rechtskraft  aller  früheren  Verträge 
anerkannt.  Wie  aber  werden  sich  dazu  alle  die  anderen  Mächte  verhalten, 
welche  die  internationalen  Verträge  mit  unterzeichnet  haben  ?  Es  dürften 
darüber  wohl  noch  Verhandlungen  mit  den  anderen  Signatarmächten 
erforderlich  werden. 

Frankreich  war  ja  die  Algeciras-Akte  von  vornherein  höchst  un- 
bequem, und  es  möchte  sie  am  liebsten  so  rasch  wie  möglich  ganz  beseitigt 
wissen.  Der  Antrag  dafür  ist,  wie  wir  oben  mitteilten,  auch  schon  ein- 
gebracht.    Ob  Spanien  aber  darein  willigen  wird? 

Nach  aem  förmlichen  Friedensschluß  muß  Deutschland  doch  das 
Recht  haben,  dort  wieder  Konsuln  oder  andere  amtliche  Vertreter  zu 
haben,  so  lange  das  Scherifenreich  noch  eine  selbständige  Regierung 
besitzt.    Es  muß  auch  berechtigt  sein,  mit  dieser  Regierung  wieder  neue 
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Vereinbarungen  zu  treffen.  Den  Handelsverkehr  sieht  der  Artikel  146 
vor,  also  muß  Deutschland  doch  auch  berechtigt  sein,  die  Interessen 
seiner  Kaufleute  zu  wahren.  Es  müssen  somit  an  Stelle  der  alten  un- 
gültig gewordenen  Verträge  neue  über  den  Handelsverkehr,  den  Schiff- 
fahrtsverkehr, die  Verkehrsvermittler,  Dolmetscher,  Semsare,  Schutz- 
genossen, die  für  diesen  Verkehr  erforderlich  sind,  geschaffen  werden. 
Alle  diese  Fragen  müssen  vertragsmäßig  geregelt,  in  geordnetem  amt^ 
liehen  Verkehr  zwischen  den  beiderseitigen  Regierungen  behandelt" 
werden. 

Die  Macht  des  Maghzen  ist  bekanntlich  räumlich  sehr  beschränkt 
und  die  in  sehr  losem  Zusammenhang  mit  ihm  stehenden  Stämme,  vol- 
lends die  unabhängigen,  werden  sich  eine  so  völlige  Knechtung,  wie 
Frankreich  sie  sich  anmaßt,  auf  die  Dauer  nicht  gefallen  lassen. 

Es  fragt  sich  überhaupt  auch,  ob  Lyautey  und  die  französische 
Regierung  das  Recht  hatten,  für  das  gesamte  Marokko,  das  noch  nicht 
eine  Kolonie  und  noch  viel  weniger  ein  integrierender  Bestandteil  des 
französischen  Staatswesens  ist,  solche  allgemeine  Bestimmungen,  wie 
sie  die  Friedensakte  enthält,  zu  erlassen.  Das  unter  dem  Protektorat 
Spaniens  stehende  Gebiet  und  die  dazu  gehörende,  allerdings  inter- 
nationalisierte Stadt  Tanger  können  doch  nicht  gezwungen  werden, 
die  Bestimmungen  des  Friedensvertrages  anzuerkennen.  In  diesen 
I,andesteilen  und  Ortschalten  der  spanischen  Zone  Marokkos  können 
die  Deutschen  daher  in  ihren  Rechten  und  in  ihrer  freien  Betätigung 
nicht  beschränkt  werden^. 

Der  jetzige  Sultan  ist  allerdings  nur  ein  Schattenfürst,  eine  Schach- 
figur, die  nach  dem  Wunsch  und  Willen  Frankreichs  handeln  muß,  aber 
ob  der  nächste  Sultan  und  das  inzwischen  vielleicht  zur  vollen  Klarheit 
über  seine  unwürdige  I^age  gelangte  freiheitsbedürftige  Volk  die  sehr 
weitgehende  despotische  Auffassung  von  den  französischen  Protekto- 
ratsrechten anerkennen  werden,  steht  noch  dahin.  Jedenfalls  ist  von  dem 
Protektorat  zur  völligen  Annexion  und  Einbeziehung  _des  Scherifen- 
reiches  in  den  französischen  Staat  noch  ein  weiter  Weg.  Viel  kann  in- 
zwischen geschehen,  namentlich  wenn  der  autokratische  Machthaber 
I^yautey  einmal  nicht  mehr  die  Geschicke  des  Maghreb  leitet,  ein  Wandel 


^  Allerdings  ist  zu  erwarten,  daß  Frankreich  und  England  alles  aufbieten  werden 
—  Schritte  sind  in  dieser  Richtung  geschehen  —  um  Spanien  zu  veranlassen,  die  Friedens- 
bestimmungen für  seine  Protektoratszone  auch  anzunehmen.  So  viel  uns  bekjinnt,  hat  jedoch 
Spanien  einen  dahingehenden  Beschluß  noch  nicht  gefaßt.  Ein  solcher  müßte  zuvor 
doch  auch  die  Zustimmung  der  Cortes  erfordern.  Neuesten  Nachrichten  der  französischen 
Presse  zufolge  sollen  inzwischen  auch  schon  sämtliche  Signatarmächte  der  internationalen 
Verträge  in  ihre  Aufhebung  gewilligt  und  damit  die  Ausschließung  Deutschlands  ge- 
nehmigt haben.  In  dieser  Hinsicht  ist  wohl  der  Wunsch  der  Franzosen  der  Vater  des 
Gedankens. 


Zur  Entwicklung  der  marokkanischen  Frago.  o^s 

in  eleu  allgemeinen  Verhältnissen  und  in  den  Gesinnungen  der  Marokkaner 
eintritt,  die  jetzt  noch  unter  dem  suggestiven  Bann  der  Gewalt 
des  französischen  Militarismus  stehen.  Wenn  dieser  Bann  gelöst  wird, 
werden  die  Dinge  möglicherweise  eine  ganz  andere  Gestalt  annehmen. 
Der  Teil  der  marokkanischen  Bevölkerung,  der  zurzeit  dem  Willen 
Frankreichs  unterworfen  ist,  ist,  wie  schon  gesagt,  nur  ein  kleiner,  und 
wir  wissen  sehr  gut,  daß  die  Stimmung  in  ihm  sogar  weit  davon  ent- 
fernt ist,  die  jetzigen  Zustände  in  Marokko  als  da  vier  nd  anzusehen. 

Man  darf  die  2000jährige  Geschichte  des  marokkanischen  Volkes 
nicht  aus  dem  Auge  verlieren.  Bis  jetzt  hat  es  noch  jeden  fremden  Er- 
oberer frülier  oder  später  wieder  von  seinem  Boden  vertrieben.  Die 
Kmide  von  dem  während  des  Krieges  so  laut  und  eindringlich  verbreiteten 
Recht  der  Völker  auf  ihre  Selbständigkeit  und  den  ausschließlichen 
Besitz  ihrer  Stammländer  ist  auch  bereits  bis  in  die  hohen  Bergländer 
des  Atlas  eingedrungen  und  beginnt  den  Unabhängigkeitssinn  der  dor- 
tigen Stämme  noch  mehr  zu  stählen. 

Von  den  zahlreichen  Herrschern  des  Maghreb  ist  nur  ein  ganz  kleiner 
Prozentsatz  natürlichen  Todes  gestorben.  Aiifstände  der  Stämme  gegen 
sie,  Unruhen  im  Innern  hat  es  stets  gegeben.  Vollends  aber  ist  jeder 
Dynastie-,  jeder  Thronwechsel  immer  von  den  schwersten,  blutigsten, 
oft  jahrelangen,  inneren  Volksbewegungen  und  Kriegen  begleitet  ge- 
wesen. Der  berberische  Hauptbestandteil  der  Gesamtbevölkerung  des 
Maghreb  hat  nie  seine  uralten  Charaktereigenschaften,  seinen  unge- 
zügelten Freiheitsdrang,  seinen  Unabhängigkeitssinn,  seinen  kriegerischen 
Mut  verloren.  Der  arabische  Teil  der  Bevölkerung  ist  nicht  weniger 
freiheitsfanatisch,  kriegerisch  und  mutig  gewesen.  Der  strenge  moham- 
medanische Glaube  kann  sich  zudem  nicht  abfinden  mit  christlicher 
Fremdherrschaft.  Das  Schicksal  der  Stamm-  und  Rassegenossen  Al- 
geriens und  Tunesiens  hat  die  Maghrebiner  vollends  in  tiefster  Seele 
mit  unüberwindlichem  Haß  gegen  die  Franzosen  erfüllt.  Wenn  sie  sich 
ihnen  in  der  Erkenntnis  ihrer  unzureichenden  Kraft*  gegenüber  der 
militärischen  Überlegenheit  der  christlichen  Eindringlinge  fatalistisch, 
wo  es  nicht  anders  ging,  unterworfen  haben,  so  werden  sie  doch  die  erste 
Gelegenheit  benutzen,  sich  wieder  zu  erheben,  um  das  Joch  der  Fremd- 
herrschaft abzuschütteln.  Dazu  verpflichtet  sie  auch  das  religiöse  Gebot 
des  heiligen  Krieges,  der  wohl  vorübergehend  eingestellt,  aber  tue  abge- 
schlossen wird,  so  lange  Ungläubige  sie  in  ihrem  Besitz,  in  ihrer  Un- 
abhängigkeit beeinträchtigen  und  bedrohen.  Man  denke  daran,  daß 
Frankreich  volle  50  Jahre  brauchte,  um  sich  Algerien  so  weit  zu  unter- 
werfen, als  es  geschehen  ist,  und  doch  fehlte  nicht  viel,  daß  die  Algerier 
sich  zu  Anfang  des  Weltkrieges  gegen  ihre  verhaßten  Bedrücker  zu  er- 
heben sehr  geneigt  waren.    Frankreich  mußte  eiligst   alles  aufbieten. 
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um  sie  durch  Vorenthaltung  der  Wahrheit  der  Sachlage,  wie  sie  191 4 
und  1915  war,  und  durchgreifende  militärische  Maßnahmen  in  Bot- 
mäßigkeit zu  halten. 

Die  Orientalen  und  vollends  die  Marokkaner  haben  sich  während 
der  ganzen  Dauer  ihrer  langen,  zum  Teil  ruhmreichen  Geschichte  stets 
als  schlaue  und  geschickte  Politiker  und  Diplomaten  erwiesen.  Sie  ver- 
stehen es  vor  allem  vorzüglich,  ihre  geheimen  Pläne,  Wünsche  und  Be- 
strebungen wohl  zu  bewahren,  nichts  von  dem  zu  erkennen  zu  geben, 
was  ihr  Inneres  bewegt. 

Alle  diese  geschichtlichen  Tatsachen  und  den  Grundcharakter  der 
Maghrebiner  sollten  die  Deutschen  wohl  im  Gedächtnis  behalten,  und 
auf  die  Geschicklichkeit  der  deutschen  Staatsmänner  und  Diplomaten 
wird  es  dann  ankommen,  wie  sich  trotz  der  jetzt  scheinbar  schlechten 
Aussichten  auf  Erfolg  die  Beziehungen  zwischen  Deutschland  und  Ma- 
rokko fernerhin  gestalten  werden.  Die  Bedürfnisse  des  Weltverkehrs 
und  des  Welthandels  werden  sich  auch  bald  stärker  erweisen  als  die 
drakonischen  Gesetze,  die  darauf  abzielen,  Deutschland  so  weit  als 
möglich  aus  dem  Maghreb  auszuschließen. 

Kurzsichtigkeit,  wie  sie  jeder  überstürzten  rohen  Machtpolitik  eigen 
ist,  blindes  Streben  nach  glänzenden  Augenblickserfolgen,  denen  jede 
Beständigkeit  fehlen  muß,  bilden  keine  Gewähr  für  die  Dauer  der  unter 
Haß  und  Mißgunst  entstandenen  Zustände. 

Frankreich,  das  in  seiner  eigennützigen  Marokkopolitik  bei  England 
und  Spanien  keineswegs  lebhafte  Unterstützung  finden  wird,  wird  auf 
die  Dauer  allein  nicht  imstande  sein,  in  Marokko  das  zu  leisten,  was 
es  erstrebt.  Was  I^yautey  in  übereiltem  Vorgehen  geschaffen  hat,  wird 
sich  bald  als  ungenügend  in  sich  gefestigt  erweisen. 

Die  Marokkofrage  wird  weiter  fortbestehen  und  denen,  die  sie  jetzt 
für  abgeschlossen  halten,  noch  viele  Schwierigkeiten  bereiten. 

Jedenfalls  sind  die  durch  die  obigen  Artikel  des  Friedensvertrages 
geschaffenen  Verhältnisse  nicht  als  so  ernst  anzusehen,  wie  sie  im 
ersten  Augenblick  erscheinen  mögen. 
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Die  landwirtschafthche  Betriebslehre  hat  seit  Jahrzehnten  in  einem 
Zustand  verharrt,  der  jede  Fortentwickliuig  vermissen  ließ  und  weder  den 
Landwirt  noch  den  Dozenten  befriedigte.  Seit  dem  Erscheinen  des  be- 
kannten „Handbuches  der  landwirtschaftHchen  Betriebslehre"  von  Frhr. 
von  der  Goltz  im  Jahre  1886  bewegten  sich  alle  Vorlesungen  über  diesen 
Lehrstoff  an  den  landwirtschaftlichen  Instituten  imd  ebenso  alle  betriebs- 
wissenschaftlichen Spezialarbeiten  innerhalb  des  von  von  der  Goltz 
errichteten  Lehrgebäudes  oder  dienten  seinem  weiteren  Ausbau,  ohne  daß 
neue  Ideen  und  Anschammgsweisen  das  Studiiun  dieser  so  wichtigen  Dis- 
ziplin befruchtet  und  zu  neuem  Leben  erweckt  hätten. 

Jeder  wissenschaftliche  Fortschritt,  gleichgültig  auf  welchem  Gebiete, 
gründet  sich  letzten  Endes  immer  auf  eine  neue  Untersuchvmgsmethode, 
und  so  dürfen  wir  aus  der  Tatsache  des  Stillstandes  einer  Wissenschaft 
auf  eine  fehlerhafte  Untersuchungsmethode  schHeßen. 

Von  der  Goltz  hat  die  Methode  seiner  betriebswissenschaftHchen 
Untersuchungen  den  systematischen  Natiu^ssenschaften  entlehnt.  Er 
untersucht  die  landwirtschaftlichen  Betriebe,  wie  jene  die  natürhchen  Orga- 
nismen, indem  er  sie  zerghedert,  vergleichend  studiert,  ähnliche  zu  Gruppen 
vereinigt  und  diese  mit  Namen  benennt.  So  kommt  er  gewissermaßen  zu 
einer  Systematik  der  landwirtschaftHchen  Betriebe,  die  wohl  einen  voll- 
ständigen Überblick  über  die  Formenkreise  der  Vergangenheit  und  Gegen- 
wart vermittehi  kann,  über  die  Zukunft  aber  nichts  auszusagen  vermag. 
Hier  liegt  der  Fehler  der  Methode.  Die  Naturwissenschaften  untersuchen 
Organismen,  die  ewigen  Naturgesetzen  ihre  Formen  verdanken,  und  die 
sich  daher  dem  menschhchen  Auge  als  feststehende,  xm.veränderliche  dar- 

^  Eine  Berücksichtigung  der  landwirtschaftlichen  Betriebslehre  geht  an  sich  über 
den  Rahmen  des  ,,W.  A."  hinaus.  Das  Buch  von  Aereboe  ist  aber  von  so  allgemeiner 
Bedeutung,  daß  eine  eingehende  Besprechung  auch  an  dieser  Stelle  erwünscht  erschieo. 
D.  Red. 
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stellen.  Die  landwirtschaftliche  Betriebslehre  untersucht  Gebilde,  die  mensch- 
liche Schöpfungen  sind,  und  die  man  nicht  als  Organismen  im  naturwissen- 
schaftlichen Sinne  bezeichnen  darf,  weil  sie  ihre  Formen  entsprechend  den 
wechselnden  Bedingtmgen  des  menschlichen  oder  völkischen  I,ebens  ändern 
müssen.  Der  landwirtschaftliche  Betrieb  muß  aber,  wenn  er  anders  seinen 
Zweck  erfüllen  soll,  den  wirtschaftUchen  Verhältnissen  der  nächsten  Zu- 
kunft angepaßt  sein,  und  deshalb  muß  eine  Lehre,  die  sich  auf  die  Unter- 
.suchvmg  der  Vergangenheit  und  Gegenwart  gründet,  zur  Unfruchtbarkeit 
verurteilt  sein.  Sie  vermag  nicht  zu  lehren,  wie  die  Formen  in  Zuktmft 
gestaltet  werden  müssen.  Damit  ist  nicht  gesagt,  daß  die  früheren  betriebs- 
wissenschaftlichen Untersuchmigen  jedes  Wertes  entbehren;  ihre  Bedeu- 
timg liegt  aber  hauptsächhch  auf  geschichtUchem  Gebiete.  Monographische 
Untersuchvmgen,  wie  die  von  der  D.  h.  G.  herausgegebenen  Arbeiten  über 
,,die  Betriebs  Verhältnisse  der  deutschen  Landwirtschaft",  sind  geschicht- 
liche Dokumente  von  bleibendem  Werte ;  manche  bieten  auch  ein  wertvolles 
Material  für  geographisch-landwirtschaftUche  Betrachümg,  aber  der  Zweck, 
der  von  der  D.  L.  G.  bzw.  ihrer  Betriebsabteilung  damit  verfolgt  wurde, 
nämHch  die  Betriebslehre  neu  zu  beleben,  konnte  nicht  erreicht  werden, 
und  so  mußte  dieses  groß  angelegte  Werk  ein  Torso  bleiben. 

Das  lange  Verharren  der  wissenschaftlichen  Betriebslehre  in  falschen 
Bahnen  ist  um  so  merk\%'ürdiger,  als  schon  H.  v.  T  h  ü  n  e  n  vor  fast 
loo  Jahren  in  seinem  Buche:  ,,Der  isolierte  Staat  usw."  den  richtigen  Weg 
gewiesen  hatte.  In  dieser  genialen  Spekulation  zeigt  von  Thünen, 
in  welcher  Weise  und  warum  die  landwirtschaftHchen  Betriebe  unter  dem 
Finflusse  wechselnder  Verkehrslage  unter  sich  verschiedene,  für  die  je- 
weilige Lage  aber  bestimmte  Formen  annehmen  müssen;  er  stellt  Unter- 
suchungen an  über  den  Finfluß,  den  die  Getreidepreise,  der  Reichtum  des 
Bodens  und  die  Abgaben  auf  den  Ackerbau  ausüben  usw.  —  Der  nahehe- 
gende  Schritt,  nun  systematisch  alle,  auf  die  Gestaltung  der  landwirtschaft- 
lichen Betriebe  einwirkenden  Faktoren  aufzusuchen  und  die  Wirksamkeit 
ihres  Einflusses  nach  Richtung  tmd  Stärke  zu  tmtersuchen,  wurde  nicht 
getan;  von  Thünen  geriet  fast  in  Vergessenheit.  Erst  191 2  hat  es 
Waterstradt  unternommen,  an  von  Thünen  anknüpfend,  ein 
neues  Lehrbuch  der  Betriebslehre:  ,,Die  Wirtschaftslehre  des  Landbaues" 
(Stuttgart,  E.  Ulmer)  zu  schreiben,  aber  er  war  zu  sehr  mit  den  Anschau- 
imgen  von  der  Goltz'  und  seiner  Schüler  verwachsen,  um  die  von 
Thünen  sehe  Methode  au.sbauen  und  den  Weg  zu  einer  modernen  Be- 
triebslehre finden  zu  können. 

Diese  Aufgabe  hat  Aereboe  in  seinem  während  der  Kriegsjahre 
vollendeten,  1917  bei  Parey,  Berlin,  erschienenen  Lehrbuch:  ,,D  i  e  Be- 
wirtschaftung von  Landgütern  und  Grundstücken. 
I.  Teil.  Allgemeine  landwirtschaftliche  Betriebs- 
ehre" gelöst.  Ich  spreche  damit  antizipierend  ein  Urteil  aus,  das  ich 
näher  zu  begründen  haben  werde.  Ich  bezeichne  die  Aufgabe  als  gelöst, 
weil  die  vielen  formgebenden  Faktoren  annähernd  lückenlos  herausgeschält, 
in  ihrer  Wirkmig  auf  die  Gestaltung  der  Betriebe  klar  tmd  bestimmt  ge- 
zeichnet und  in  leicht  faßhcher  Weise  und  in  fesselndem  flüssigem  Stile 
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dargestellt  sind.  Wenn  ich  auch  im  einzelnen  lue  nnd  da  den  Ansichten 
des  Verfassers  nicht  beipflichten  kann,  auch  in  der  Anordnung  des  Stoffes 
einige  Änderungen  wünschen  möchte,  so  dürfen  solche  Monita  doch  nicht 
zu  viel  Gewicht  für  die  Beurteilimg  des  ganzen  Werkes  beanspruchen  ange- 
sichts der  Tatsache,  daß  hier  zum  ersten  Male  dem  Landwirt  und  dem  Stu- 
dierenden ein  Buch  in  die  Hand  gegeben  ist,  in  dem  er  findet,  was  er  bis- 
her vergeblich  in  der  l4teratur  gesucht  hat,  nämHch  Klarheit  über  die  ge- 
staltenden Kräfte,  welchen  die  imzälüigen  verschiedenen  Betriebsformen, 
denen  er  in  der  Praxis  begegnet,  ilire  Entstehimg  verdanken;  und  Klarheit 
über  die  Richtung,  in  der  diese  Formen  sich  ändern,  die  Betriebe  sich  fort- 
entwickeln müssen,  weim  sie  ihrem  Zwecke  —  Bedürfnisse  ihrer  Besitzer 
imd  des  Volkes  in  höchstem  Maße  zu  befriedigen  —  in  anderen  Zeitläuften 
voll  genügen  sollen.  ■-;  ^ 

Als  Form  der  Darstellimg  bevorzugt  A  e  r  e  b  o  e  die  Skala  oder  die 
Abgrenzung  von  Zonen.  Alle  Kräfte,  alle  Formen  bewegen  sich  oder  liegen 
zwischen  zwei  Extremen;  hat  man  diese  festgestellt,  so  hat  man  zugleich 
einen  Überblick  über  alle  Zwischenformen  gewonnen.  Zum  Beispiel  hegen 
alle  Bodenarten  hinsiclitlich  ilirer  Bindigkeit  oder  ihrer  wasserhaltenden 
Kraft  zwischen  den  zwei  Extremen:  zäher  Ton  xmd  fliegender  Sand.  Haben 
wir  nun  einen  gegebenen  Boden  zu  beurteilen,  so  vergleichen  wir  ihn  nach 
beiden  Seiten  hin  imd  werden  damit  leicht  seinen  richtigen  Platz  auf  der 
zwischen  den  Extremen  liegenden  Skala  einschätzen. 

Auf  dieser  glücklich  gewählten  Darstellungsform  —  es  ist  dieselbe,  die 
auch  das  von  Thünen  sehe  Buch  so  anziehend  macht  —  beruht  nicht 
zimi  wenigsten  die  leichte  Verständhchkeit  des  sonst  so  spröden  Stoffes. 
Indes  hätten  viele  der  Zahlentabellen,  die  im  Grunde  nichts  anderes  sind, 
als  Rechenknechte  oder  Einmaleins-Tafeln,  wie  z.  B.  die  auf  S.  241 — 249, 
261 — 265  u.  a.  m.,  tmbeschadet  der  Verständhchkeit  weggelassen  werden 
können. 

Das  Buch  ist  in  fünf  Hauptabschnitte  gegliedert: 

1.  Einleitende    Betrachtungen. 

2.  Die  Betriebsmittel  und  Betriebszweige  der 
Ivandgutswirtschaft. 

3.  Die  Betriebsorganisation  oder  die  zweck- 
mäßigsten Verhältnisse    der    Betriebsmittel. 

4.  Die  lychre  von  der  Betriebsleitung  oder  von 
der  Persönlichkeit  des  Landwirtes  und  seiner  wirt- 
schaftlichen   Tätigkeit. 

5.  Die  Lehren  vom  Reinertrage  und  vonder  Be- 
triebsintensität. 

In  dem.  zweiten  Hauptabschnitt  bewegt  sich  A  e  r  e  b  o  e  noch  ganz 
in  den  Anschauungen  der  älteren  Betriebslehre:  ,,Die  Betriebsmittel  der 
Landgutswirtschaft  sind  Boden,  Gebäude,  Geräte,  Maschinen,  Vieh,  ver- 
schiedene Hilfsstoffe  und  die  menschhche  Arbeitskraft."  „Der  Boden  ist 
dabei  der  leidende  (passive)  Teil,  welcher  durch  Anwendvmg  und  Aufwen- 
dung von  Gebäuden,  Geräten,  Maschinen,  Vieh  und  Hilfsstoffen,  die  man 
zusammen  als  Inventar  bezeichnet,  sowie  durch  menschhche  Arbeit  b  e  - 
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fruchtet  wird".  (S.  13.)  ,,Detn  Boden  werden  die  Erzeugnisse  abge- 
rungen" (S.  15),  üim  werden  „pflanzenhervorbringende  Kräfte"  zugeschrie- 
ben (S.  18).  —  Aus  von  der  Goltz  werden  die  merkwürdigen  mid 
unlogischen  Deduktionen  über  die  UnbewegHchkeit,  Unvermehrbarkeit  und 
Unzerstörbarkeit  des  Bodens  entlehnt  (S.  19).  Diese  von  Buch  zu  Buch 
sich  vererbenden  Betrachtungen  müssen  als  unlogisch  bezeichnet  werden, 
weil  der  Ausdruck  ., Boden"  erst  im  Sinne  von  „Kulturfläche",  dann  im 
Sinne  von  „Erdoberfläche"  gebraucht  wird.  Kulturfläche  ist  aber  vermehr- 
bar und  zerstörbar,  Erdoberfläche  nicht;  daß  beide  unbewegHch  sind,  darf 
als  bekannt  vorausgesetzt  werden. 

Weiter  ist  es  unrichtig,  den  Boden  als  Betriebsmittel  im  Sinne  der 
Industrie  zu  bezeichnen.  Er  ist  für  die  Landwirtschaft  ganz  ebenso  wie 
für  die  Industrie,  der  Platz,  auf  dem  die  gewerbliche  Tätigkeit  ausgeübt 
wird.  Dieser  Auffassung,  die  ich  schon  früher  vertreten  und  begriuidet 
habe  (Bornemann,  Neue  Wege  auf  dem  Gebiete  der  landwirtschaft- 
lichen Betriebslehre.  Mitt.  d.  D.  L.  G.  1914,  Stück  15),  hat  sich  schheßlich 
auch  Aereboe  genähert,  denn  er  sagt  S.  161:  ,,Der  landwirtschaft- 
liche Kulturboden  ist  als  „Fanggebiet  für  Soiinenhcht,  Sonnen  wärme  und 
Niederschläge"  aufzufassen.  „Das  Fanggerät  aber,  welches  der  Mensch  be- 
nutzt, um  Licht,  Wärme  und  Niederschläge  zu  nutzen,  sind  die  Kultur- 
pflanzen." Diese  Definition  ist  indes  etwas  zu  eng  gefaßt,  denn  die  Land- 
wirtschaft beschränkt  sich  nicht  auf  die  Erzeugung  von  Energieträgem 
(Verbrauchsstoffen),  sondern  hefert  auch  Rohmaterial  für  "Gebrauchsgegen- 
stände, deren  Grundstoffe  sie  dem  Boden  und  der  Atmosphäre  entnimmt 
und  verarbeitet. 

Der  bei  weitem  umfangreichste  und  interessanteste  Hauptabschnitt  ist 
der  dritte,  der  die  Betriebsorganisation  oder  die  zweckmäßigsten  Verhält- 
nisse der  Betriebsmittel  behandelt.  In  der  Einleitung  dazu,  die  „Allge- 
meine Grundsätze  der  Betriebsorganisation"  über- 
schrieben ist,  gibt  Aereboe  einige  Definitionen,  die  von  allgemeinem  Inter- 
esse sind.  Die  Worte  „Extensiv"  und  ,, Intensiv"  sollen  der  Ausdruck  sein 
für  einen  geringen,  bzw.  hohen  Naturalaufwand  für  je  ein  Hektar  des  zu 
beurteilenden  Gutes  (S.  160),  im  Gegensatz  zu  dem  bisher  üblichen  Aus- 
druck durch  die  Summe  der  Aufwendungskosten.  Kann  man  diese  Defi- 
nition als  einen  Fortschritt  begrüßen,  so  wird  die  (S.  174)  gegebene  Defi- 
nition der  ,, Grundrente"  vielfachem  Widerspruch  begegnen. 

Es  heißt  dort:  „Nim  nennt  man  aber  bekanntlich  denjenigen  Betrag, 
um  welchen  der  Reinertrag  größer  ist  als  die  landläufigen  Zinsen  aller  In- 
ventarbestände, die  Gnmdrente.  Ist  das  richtig,  so  ergibt  sich  ganz  von 
selbst,  daß  die  Betriebsintensität  in  der  Landwirtschaft  nur  so  lange  ge- 
steigert werden  darf,  wie  sich  dadurch  die  Grundrente  noch  erhöhen  läßt." 
Man  kann  luimögüch  Gewinne,  die  durch  besondere  Geschicklichkeit  des 
Betriebsleiters  entstanden  sind  imd  im  Reinertrag  erscheinen,  der  Grund- 
rente zurechnen ! 

In  den  folgenden  Kapiteln  sind  eine  Anzahl  von  Lehrsätzen  durch  Sperr- 
druck hervorgehoben,  die  quasi  die  Quintessenz  von  Aereboes  Organi- 
sationskunst darstellen,  und  von  denen  ich  deshalb  einige  hier  wiedergebe. 
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Aus  Kapitel  A. ;  Vom  günstigstenWirkungsverhältnis 
der  Erzeugungsmittel,  S.  169:  „Nicht  einzelne  Maßnahmen 
an  sich  verbürgen  also  in  der  Landwirtschaft  irgendeinen  Erfolg,  sondern 
nur  ein  günstiges  Zusammenwirken  vieler  Maßnahmen,  ein  günstiges  Zu- 
sammenwirken, bei  welchem  Art  und  Umfang  einer  Maßnahme  der  Art  und 
dem  Umfange  der  anderen  angepaßt  sind.  Es  gibt  ein  günstigstes  gegensei- 
tiges Wirkungsverhältnis  aller  Maßnahmen  des  Landwirtes,  dem  er  zuzu- 
streben hat."  S.  170:  „Nicht  die  Frage,  ob  der  Landwirt  intensiv  oder  ex- 
tensiv wirtschaften  soll,  ist  also  vornehmhch  wichtig,  und  nicht  irgendein 
Intensitätsgrad  an  sich  verbürgt  ihm  den  Erfolg,  sondern  es  hängt  dieser 
in  erster  Linie  davon  ab,  wieweit  es  dem  Landwirte  gelingt,  das  günstigste 
Wirkimgsverhältiiis  aller  seiner  Aufwendimgen  und  Maßnahmen  zueinander 
za  erreichen."  S.  173:  „Je  ungünstiger  das  Verhältnis  der  einzelnen  In- 
ventarbestände zueinander  ist,  desto  weniger  kommt  der  im  Überschuß 
vorhandene  Teil  zur  Ausnutztmg,  desto  niedriger  werden  die  in  diesem 
Teile  steckenden  Werte  verzinst."  —  „Aufwendungen  machen  sich  in  der 
Landwirtschaft  immer  um  so  höher  bezahlt,  je  mehr  sie  zu  einer  Verbesse- 
rung des  bisherigen  gegenseitigen  Wirkungsverhältnisses  aller  Gutsbestand- 
teile und  Arbeitsaufwendungen  beitragen." 

Aus  Kapitel  B. :  „D  ie  bestehenden  Einrichtungen  und 
verfügbaren  Arbeitskräfte  als  Ausgangspunkte  der 
Betriebsorganisation"  möge  folgender  Lehrsatz  hier  festgehalten 
werden  (S.  176):  „Alle  einschneidenden  Änderungen  bei  den  der  Betriebs- 
organisation dienenden  Inventarbeständen  sind  kostspielig,  vmd  ähnhches 
gut  auch  für  Ändervmgen  des  Kulturartenverhältnisses  vmd  des  Frucht- 
baues auf  dem  Ackerlande.  Weil  das  so  ist,  deshalb  muß  es  auch  erste  Auf- 
gabe des  Landwirtes  sein,  alle  die  bei  der  früheren  Organisation  eines  be- 
reits bestehenden  Betriebes  festgelegten  Werte  durch  richtige  Betriebsfüh- 
rung zur  Ausnutzung  zu  bringen." 

Der  Inhalt  der  folgenden  Kapitel  ergibt  sich  aus  ihren  Überschriften: 

C:  „Das  Zusammenwirken  der  Kulturarten, Acker- 
früchte und  V  er  w  er  t  ungs  z  w  e  ig  e  bei  der  Arbeits- 
verteilung." 

D. :  „Das  Zusammenwirken  der  Kulturarten  und 
Ackerfrüchte  bei  der  Boden-  und  D  ün  ger  ausnu  t - 
zun  g." 

In  diesem  Kapitel  findet  sich  der  Satz:  „Die  Stallmisterzeugungsbedin- 
gungen des  ganzen  Landgutes  sind  es,  nach  denen  sich  die  Organisation 
des  Ackerbaues  schon  in  ihren  Grimdzügen  zu  richten  hat."  Mit  dieser  Or- 
ganisationsmaxime kann  ich  mich  nicht  einverstanden  erklären;  ich  be- 
trachte den  Stallmist  als  ein  Nebenprodukt  der  Wirtschaft,  auf  dessen  Er- 
zeugimg unter  Umständen  eine  gewisse  Rücksicht  genommen  werden  kann, 
das  aber  niemals  einen  ausschlaggebenden  Einfluß  auf  die  Gestalttmg  der 
Hauptproduktion  ausüben  darf.  Auch  sonst  ist  gegen  den  Inhalt  dieses 
Kapitels  manches  einzuwenden,  so  ist  der  auf  S.  203  beschriebene  Ver- 
such vollständig  verfehlt.  Gewiß  kann  man  dem  Getreide  und  ebenso 
den  Hülsenfrüchten  mit  Vorteil  schwache  Stallmistgaben  zukommen  lassen, 
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wenn  der  Hackfruclitbau  den  Stalldünger  nicht  aufnehmen  kann,  aber  Roggen 
in  Kleebrache  vermag  ihn  nicht  zu  verwerten,  weil  dieser  bereits  so  reich- 
lich mit  Stickstoff  und  Kohlensäure  versorgt  ist,  daß  er  kaum  mehr  zu 
verarbeiten  vermag.  Die  Stallmistfrage  ist  hauptsächlich  eine  Frage  der 
Erzeugvmg  von  Kohlensäure  und  üirer  Assimilation  dvirch  die  Kulturpflanzen. 
Der  Stallmist  ist  ein  Teil  des  in  der  Wirtschaft  umlaufenden  Kohlenstoff- 
kapitales, das  —  alljährlich  während  des  Sommers  aus  der  Atmosphäre  er- 
gänzt oder  sogar  vermehrt  —  die  Grundlage  der  neuen  Ernte  bildet.  Die 
Kohlensäure  der  atmosphärischen  Luft  reicht  allein  durchaus  nicht  hin  — • 
wie  bisher  allgemein  gelehrt  worden  ist  — ,  um  große  Ernten  zu  erzeugen. 
Diese  Tatsache  ist  bisher  nur  wenig  bekannt  geworden,  und  deshalb  kann 
es  nicht  wtmdernehmen,  wenn  überall  da,  wo  über  den  Stalldünger  geredet 
wird,  sich  große  Unklarheiten  zeigen.  Auch  die  Kunstdüngerverwertung 
ist  von  der  Assimilation  des  Kohlenstoffes  aus  der  Kohlensäure  abhängig. 
Deshalb  ist  der  Aufwand  an  Ktmstdünger  zu  berechnen  nach  dem  Bedarf 
der  Kulturpflanzen  unter  Zugrundelegung  derjenigen  Ernte,  die  nach  Boden 
und  Klima  und  nach  dem  Stande  der  wirtschaftHchen  und  landbautech- 
nischen  Entwicklung  des  Landgutes  erzielt  werden  kann.  A  e  r  e  b  o  e  ver- 
wirft diese  Berechnimgsweise,  weil  durch  die  Ungunst  der  Witterung  die 
aufgewendeten  Düngermassen  nicht  ganz  ausgenützt  werden.  „In  allen 
diesen  Fällen",  sagt  er  S.  206,  „ist  ein  Teü  des  aufgewandten  Kimstdüngers 
verloren,  und  um  so  mehr  verloren,  je  mehr  aufgewandt  wurde.  Der  Land- 
wirt darf  demnach  mit  dem  Aufwände  nicht  zu  weit  gehen.  Allerdings  muß 
er  andererseits  dafür  sorgen,  daß  in  den  Jahren,  wo  günstige  Wachstums- 
bedingungen gegeben  und  geschaffen  sind,  es  an  dem  notwendigen  Nähr- 
stoffkapital  nicht  fehlt."    Wie  soll  der  Landwirt  diesen  W^iderspruch  lösen  ? 

Dem  Kapitel  E. :  ,,D  i  e  zweckmäßigsten  Betriebsfor- 
men als  Ausgleich  der  Forderungen  von  Betriebs- 
mittel- und  Bodenausnutzung"  entnehme  ich  die  folgenden 
Sätze:  S.  214:  „Faßt  man  das  über  den  landwirtschafthclien  Fruchtbau 
Gesagte  zusammen,  so  ergibt  sich,  daß  der  Landwirt  sowohl  um  der  Betriebs- 
mittel, als  auch  um  der  Bodenausnutzvmg  willen  eine  vielgestaltige  Organi- 
sation seines  Betriebes  braucht.  Jede  Einseitigkeit  muß  sich  hingegen 
rächen."  Diese  Lehre  ist  zwar  für  den  weitaus  größten  Teil  der  land wirt- 
schaftHchen Betriebe  unzweifelhaft  richtig,  es  darf  aber  doch  nicht  ver- 
schwiegen werden,  daß  die  Güter,  die  ihren  Anbau  unter  vollkommener  An- 
passung an  Boden  imd  Klima  und  wirtschaftliche  Verhältnisse  auf  wenige 
(2  bis  3)  Früchte  beschränkt  und  den  ganzen  Betrieb  dementsprechend 
organisiert  haben,  die  höchsten  Renten  bringen.  Man  wird  solche  Organi- 
sation als  eiae  Art  von  Industriahsierimg  ansprechen  müssen,  deren  Merk- 
male m.  E.  nicht  nur,  wie  A  e  r  e  b  o  e  will,  in  Arbeitsteilung  und  Arbeits- 
zusammenballung gesucht  werden  dürfen  (Müllerei,  Farbindustrie  u.  a.). 

Das  Kapitel  F.:  „Allgemeines  über  die  wirtschaft- 
liche Umgebung  der  Landgüter"  bildet  quasi  die  Einleitung 
zu  dem  mit  ganz  besonderer  Liebe  und  Sorgfalt  behandelten  Abschnitt 
über  den  Einfluß  der  Preis  Verhältnisse  auf  die  Betriebsformen.  A  e  r  e  b  o  e 
glaubt,  alle  die  Verhältnisse,  die  man  sonst  unter  dem  Sammelbegriff  „äußere 
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Verkelirslage  eines  Gutes"  zusammenzufassen  pflegt,  in  ihrer  Wirkimg  auf 
die  Organisation  letzten  ^Endes  auf  Preisverhältnisse  zurückführen  zu  kön- 
nen. Er  sagt  S.  218:  „Bei  den  irmeren  Verhältnissen  der  Landgutswirtschaft 
ist  vornehmlich  die  Frage  wichtig,  wie  ein  Wechsel  von  Klima  und  Boden 
auf  die  jeweilig  zweckmäßigsten  Betriebsformen  einwirkt;  bei  den  äußeren 
wirtschaftlichen  Verhältnissen  handelt  es  sich  dagegen  vornehmhch  um  die 
Frage  des  Einflusses  der  Preise  axif  diese  Formen"  und  weiter:  „die  frei 
Gut  erzielbaren  Erzeugnispreise  und  die  dort  zu  zahlenden  Preise  der  zu- 
zukaufenden Verbrauchsgegenstände  sind  es,  welche  die  sogenannte  wirt- 
schaftliche lyage  der  Landgüter  im  engeren  Sinne  des  Wortes  vornehmlich 
bestimmen."  Wenn  das  auch  im  allgemeinen  richtig  ist,  so  vermisse  ich 
doch  in  diesem  Kapitel  die  ausführlichere  Darlegung  der  Beziehungen,  die 
unabhängig  von  Preisen  zwischen  den  Landgütern  und  ihrer  Umgebung 
bestehen  imd  Einfluß  auf  die  Orgamsation  ausüben.  Wenn  z.  B.  eine  dichte 
Industriebevölkerung  in  einer  Periode  industriellen  Niederganges  Arbeit  in 
der  Landwirtschaft  sucht  oder  umgekehrt  in  Zeiten  einer  Hochkonjvmktur 
plötzlich  aus  der  landwirtschaftlichen  Beschäftigung  wegbleibt,  so  werden 
organisatorische  Maßnahmen  notwendig,  die  mit  den  Preisverhältnissen 
nichts  zu  tun  haben.  Wenn  Betriebe  in  den  älteren  Poldern  Ostfrieslands 
sich  mit  Betrieben  in  den  jüngsten  Poldern  vertraglich  derart  zusammen- 
schließen, daß  die  ersteren  sich  zu  reinen  Weidewirtschaften  ohne  jeden 
Ackerbau,  die  zweiten  zu  nutzviehlosen  Wirtschaften  ausgestalten  können, 
so  hat  aucli  diese  Erscheinvmg,  die  man  als  Arbeitsteilung  bezeichnen  darf, 
mit  den  Preis-  tmd  Marktverhältnissen  wenig  zu  tun.  Dasselbe  gilt  —  um 
noch  ein  drittes  Beispiel  anzuführen  — ,  wenn  dichtgesiedelte,  kleinbäuer- 
liche Betriebe  ihre  Viehhaltung  vennehren  können,  weil  sie  von  zwischen- 
liegenden Gutsbetrieben  Zuckerrübenblätter  und  -köpfe  erhalten  gegen  die 
Verpflichtung,  ihre  überschüssigen  Arbeitskräfte  den  Gutsbetrieben  zu 
leihen,  wodurcli  diese  wieder  in  den  Stand  gesetzt  werden,  in  großem  Stile 
Spezialkultvuren  zu  pflegen  oder,  wie  icli  es  nennen  möchte:  Industriewirt - 
Schaft  zu  betreiben.  Es  gibt  kaum  ein  Gut,  ja  kaum  eine  Bauern  Wirtschaft, 
die  nicht  im  Hinblick  auf  ihre  Organisation  durch  üire  Umgebung  —  abge- 
sehen von  Marktverhältnissen  —  beeinflußt  wären,  tmd  deshalb  möchte  ich 
wünschen,  daß  das  Kapitel,  welches  diese  Verhältnisse  behandelt,  etwas 
ausführUcher  ausgefallen  wäre. 

Um  so  eingehender  sind  die  Preisverhältnisse  und  üire  Einflüsse  in  den 
folgenden  Kapiteln  besprochen.  Kapitel  G.:  ,, Allgemeines  über 
den  Einfluß  der  Preisverhältnisse  auf  die  Betriebs- 
formen" bringt  die  allgemeinen  Gesichtspunkte  dieser  Beeinflussimg, 
aus  denen  ich  als  Beispiel  der  Darstellung  die  Begründung  der  Intensitäts- 
steigenmg  herausheben  möchte  (S.  234):  „Betrachtet  man  nun  die  große 
Linie  der  Entwicklung  der  Volkswirtschaft,  sieht  also  zmiächst  einmal  von 
den  Schwankungen  ab,  so  kaim  man  als  roten  Faden  dieser  Entwicklung 
ein  allgemeines  Wachsen  der  Spannung  zwischen  den  Preisen  der  land- 
wirtschafthchen  Erzeugnisse  einerseits  und  den  Preisen  der  käuflichen  Er- 
zeugungsmittel der  Landwirtschaft  anderseits  bezeichnen.  Die  käuflichen 
Erzeugungsmittel  des  Landwirtes  werden  im  Laufe  der  Entwicklung  im 
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Verhältnis  zu  den  Preisen  der  landwirtschaftlichen  Erzeugnisse  regelmäßig 
immer  billiger.  Damit  muß  dann  eine  allgemeine  Intensitätssteigerung  der 
Landwirtschaft  Hand  in  Hand  gehen.  Weiter  kann  man  sagen,  daß  die  Zu- 
nahme dieser  Spannung  in  der  Nähe  der  wichtigsten  Erzeugnismärkte  tmd 
Bezugsorte  der  Erzeugungsmittel  am  schnellsten  vor  sich  geht.  Daraus 
ergibt  sich  dann  wieder,  daß  auch  die  Unterschiede  in  der  zulässigen  Be- 
triebsintensität bei  fortschreitender  Entwicklung  in  den  verschiedenen  Lagen 
immer  größer  werden." 

Kapitel  H.  behandelt  den  Arbeitslohn  im  Verhältnis  zu 
den  Preisen  der  Erzeugnisse  und  der  Erzeugungs- 
mittel; es  schließt  mit  einer  zusammenfassenden  Betrachtung  (S.  266): 
„Wirkvmgsverhältnis  vmd  Preise  zusammen  bestimmen  also  den  jeweilig 
zulässigen  Intensitätsgrad  der  Landwirtschaft.  Gefimden  kann  die  richtige 
Intensitätsstufe  der  Landwirtschaft  aber  nur  derart  werden,  daß  man  sie 
bei  jeder  einzelnen  Maßnahme  zu  erreichen  sucht.  Bei  jeder  einzelnen  Maß- 
nahme handelt  es  sich  darum,  die  äußerst  zulässige  Intensitätsgrenze  zu 
finden.  Glückt  das  bei  allen  Maßnahmen,  so  muß  auch  der  erreichte  Gesamt- 
erfolg der  unter  den  gegebenen  natürlichen  und  wirtschaftHchen  Verhält- 
nissen denkbar  günstigste  sein." 

In  Kapitel  I:  ,,Die  Betriebsmittelausnutzung  im 
Vergleiche  zur  Bodenausnutzung  auf  verschiede- 
nen Entwicklungsstufen  "ist  eine  Betrachtung  über  Verhältnis 
von  Arbeit  vmd  Inventar  zur  Kulturfläche  eingeschoben,  in  welcher  ein 
wichtiger  Lehrsatz  entwickelt  wird  (S.  269):  ,, Arbeit  und  Inventar  sind, 
für  sich  betrachtet,  in  der  Landwirtschaft  bis  zu  einer  bestimmten  Grenze 
um  so  hervorbringender  (produktiver),  je  extensiver  die  Betriebsweise  ist." 
S.  272:  „Die  Bodenausnutzung  fordert  also  intensiven  Betrieb,  Arbeits- 
und Inventarausnutzung  fordern  dagegen  extensiven  Betrieb.  Da  mm 
aber  sowohl  Boden  als  auch  Arbeit  imd  Kapital  zmn  land wirtschaftHchen 
Betriebe  nötig  sind,  so  müssen  beide  Interessengegensätze  einen  Vergleich 
schUeßen.  Für  den  Ausfall  dieses  Vergleiches  muß  aber  das  Verhältnis 
zwischen  den  Bodenpreisen  einerseits  und  den  Preisen  von  Arbeit  und  Inven- 
tar andererseits  den  Ausschlag  geben.  Je  teurer  der  Boden  iiu  Verhältnis 
zum  Preise  von  Arbeit, und  Inventar  wird,  desto  intensiver  muß  man  wirt- 
schaften. Je  teurer  Arbeit  und  Inventar  im  Verhältnis  zum  Bodenpreise 
ausfallen,  desto  extensiver  muß  gewirtschaftet  werden."  S.  273:  ,,Die 
wichtigste  Frage  der  Landwirtschaft  auf  allen  ihren  Entwicklimgsstufen 
bleibt  aber  die,  wie  die  Ausnutzung  des  Bodens  einerseits  und  die  Ausnut- 
zung der  Arbeitskräfte  und  des  Inventars  andererseits  derart  zu  vereinen 
sind,  daß  sich  Boden-  imd  Inventarkapital  zusammengenommen  am  höch- 
sten verzinsen." 

In  Kapitel  K.:  ,,Die  Preis  Verhältnisse  in  ihrem  Ein- 
flüsse auf  die  Formen  der  Bodenausnutzung"  zerlegt 
Aereboe  den  Sammelbegriff  ,, Bodenausnutzung"  in  seine  Bestandteile  und 
untersucht  nacheinander  den  Einfluß  der  Preise 

I.  auf  das  Kulturartenverhältnis, 
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2.  auf  die  Anbauverhältnisse  der  Ackerfrüchte, 

3.  auf  Art  und  Umfang  der  Brachehaltung, 

4.  auf  den  Anbau  von  Zwischenfrüchten  zu  Gründüngungs-  und  Futter- 
zwecken, 

5.  auf  Stallmist-  imd  Kunstdüngerverwendung, 

6.  auf  das  Verhältnis  von  Stallmist-  und  Kvmstdüngerverwendimg,  An- 
bau von  Gründüngimgspflanzen  und  Bodenbearbeitimg  zueinander, 

7.  den  Ersatz  der  Bodenoberfläche  dvirch  Bodensubstanz  und  die  Fort- 
schritte der  Tiefkultur  bei  fortschreitender  Gunst  der  Preisverhältnisse, 

8.  den  Einfluß  der  Preise  auf  Saat  mid  Pflege  der  Ackerfrüchte, 

9.  auf  die  zu  wählenden  Rassen  der  Kulturpflanzen, 

10.  auf  Emteweise  mid  Aufbewahnmg  der  Emteerzeugnisse, 

1 1 .  auf  die  zweckmäßigste  Ernährung  der  Haustiere, 

12 — 16.  auf  die  Formen  der  Scliafhaltung,  Rindviehhaltimg,  Schweine- 
haltimg, Ziegenhaltung,  Geflügelhaltung, 

17 — 19.  auf  die  Formen  der  Teichwirtschaft,  der  Bienenzucht,  der  Spann- 
viehhaltimg, 

20.  auf  die  technischen  Nebengewerbe. 

Der  Raum  gestattet  es  nicht,  diese  Untersuchungen  einer  eingehenden 
Besprechung  zu  miterziehen,  nur  wenige  wichtige  Sätze  möchte  ich  her- 
vorheben. Aus  Abschnitt  2,  S.  291 :  „Die  Ausdehnung  des  Feldgemüse- 
baus ist  das  vornehmste  Mittel,  um  bei  steigender  Volksziffer  eine 
immer  breitere  Ernährungsgrundlage  zu  schaffen.  Ahnlich  liegt  die 
Sache,  wenn  ein  Land  wie  Deutschland,  das  sich  im  Frieden  auf  eine 
umfangreiche  Einfuhr  von  menschhchen  Nahrungsmitteln  und  von  Vieh- 
futter eingerichtet  hat,  plötzhch  von  allen  Zufuhren  abgeschnitten  wird 
—  wie  es  jetzt  im  Weltkrieg  der  Fall  ist.  Ausdehnung  des  Kartoffel- 
und  Zuckerrübenbaues  auf  Kosten  des  Getreidebaues  und  Ausdehnung  des 
Gemüsebaues  auf  Kosten  aller  Ackerkulturen  sind  neben  einer  gesteigerten 
Anwendung  von  Kimstdünger,  insbesondere  von  Stickstoffdünger,  dami  die 
besten  IVlittel,  um  dem  Ausfall  zu  begegnen.  Leider  fordern  erstere  eine  er- 
hebliche Vermehrmig  der  Arbeitskräfte.  Jedenfalls  aber  muß  der  Hack- 
fruchtbau und  Gemüsebau  in  solchen  2k?iten  mit  allen  Mitteln  gefördert 
werden,  und  zwar  besonders  in  denjenigen  Betrieben,  m  denen  er  bereits 
heimisch  ist.  An  Wahnwitz  grenzt  es,  wenn  in  solchen  Zeiten  der  Zucker- 
rübenbau verboten  wird,  mn  durch  vermehrten  Körnerbau  die  Nahrungs- 
menge des  Volkes  zu  vermehren.  Nicht  minder  gefährlich  ist  allerdings 
eine  Beschneidung  der  Kunstdihigerlieferungen,  besonders  der  Stickstoff- 
liefenmgen,  ati  die  Landwirtschaft.  Hohe  Stickstoffgaben  zu  allen  Kulturen 
sind  das  beste  Mittel,  um  die  Nachteile  verminderter  Arbeitsloraft  emiger- 
maßen  auszugleichen.  Stickstoffabriken  machen  auch  alle  Getreiderück- 
lagen für  Elriegszeiten  unnötig." 

Aus  Abschnitt  7  (S.  311  u.  f.):  „Die  Landwirtschaft  wird  also  immer 
ausschließlicher  Nahrmigsmittelgewinmmg. "  „Auf  diese  Weise  wird  der 
Nahnmgsspielraum  des  Volkes  dauernd  verbreitert,  und  das  Ende  dieser 
Entwicklmig  ist  noch  nicht  abzusehen.      Ein  Verfahren,  welches  uns  ge- 
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statten  würde,  Stickstoff düngemittel  aus  der  Ivuft  so  billig  zu  gewinnen 
wie  die  Kalisalze  aus  unseren  Bergwerken,  würde  die  ganze  bisherige  Land- 
wirtschaft und  Nahrvmgsmittelversorgung  der  Menschen  des  Erdballes  auf 
den  Kopf  stellen,  würde  namentlich  unerhörte  Umwälzimgen  in  bezug  auf 
die  Beteiligung  der  einzelnen  Länder  an  der  Versorgvmg  des  Weltmarktes 
herbeiführen.  Deutschlands  Kalilager  würden  mit  der  Zeit  unerhörten 
Wert  bekonmien,  denn  mit  der  Stickstoffdüngung  müßte  auch  die  Kali- 
düngung wachsen.  Ja,  diese  müßte  in  erster  Linie  in  die  Höhe  schnellen, 
weil  der  kaliarme  Sandboden  auch  der  ärmste  Boden  in  bezug  auf  den 
Stickstoff  ist." 

In  diesem  Abschnitt  7  ist  die  Vorstellung,  daß  Bodenoberfläche  durch 
Bodensubstanz  ersetzt  werden  soll,  nicht  geläufig;  es  würde  einfacher  sein 
zu  sagen:  Mit  fortschreitender  Entwicklung  der  Volkswirtschaft  werden 
die  Bodenprodukte  mehr  und  mehr  durch  industrielle  Erzeugnisse  ersetzt; 
die  dadurch  frei  werdenden  Ackerflächen  werden  zur  Erzeugtuig  von  Nah- 
rungsmitteln verwendet  uaid  fortschreitend  intensiver  kultiviert,  wozu  auch 
die  Vertiefung  der  Ackerkrume  gehört.  Aereboe  legt  aber  auf  seine  For- 
mulierung großes  Gewicht,  demi  er  sagt  am  Schlüsse  des  Buches  S.  648: 
„Vor  allen  Dingen  hat  man  aber  neben  das  Gesetz  vom  abnehmenden  Boden- 
ertrage ein  anderes  Gesetz  zu  stellen,  welches  ich  das  Gesetz  von  dem  fort- 
schreitenden Ersatz  der  Bodenoberfläche  durch  Bodensubstanz  nenne.  Das- 
selbe sagt,  daß  alle  Bedürfnisse  des  Menschen,  soweit  sie  nicht  Nahrungs- 
mittel betreffen,  in  steigendem  Maße  aus  dem  Erdinnern  befriedigt  werden. 
Die  Erdoberfläche  kann  daher  immer  einseitiger  zur  Nahrungsmittelgewin- 
nung benutzt  werden." 

Kapitel L. :  „Die  natürlichen  Verhältnisse  in  ihrem 
EinflusseaufdieBetriebsformenderLandwirt  Schaft." 
In  der  Regel  pflegt  man  die  Betrachtung  der  von  Natur  gegebenen  Verhält- 
nisse bei  der  Besprechimg  der  Faktoren,  welche  die  Organisation  eines  Land- 
gutes bedingen,  an  die  erste  Stelle  zu  setzen.  Aereboe  weicht  von  dieser 
Gepflogenheit  ab,  weil  ,,die  Preise  der  landwirtschaftlichen  Erzeugnisse  und 
Erzeugungsniittel  es  sind,  welche  neben  den  Rechtszuständen  vornehmlich 
darüber  entscheiden,  unter  welchen  natürlichen  Verhältnissen  überhaupt 
Landwirtschaft  oder  doch  Landwirtschaft  mit  Marktwirtschaft  getrieben 
werden  kann"  (S.  218).  Trotzdem  wird  man  daran  festhalten  müssen,  daß 
die  natürlichen  Verhältnisse  Grundlage  und  Ausgangspunkt  jeder  Organi- 
sation eines  Landgutes  sein  imd  bleiben  müssen,  weil,  wie  im  Abschnitt  i 
,, Allgemeines"  S.  392  ganz  richtig  ausgeführt  wird:  ,,nur  in  der  möglichsten 
Anlehnung  der  Erzeugvmg  an  die  Natur  der  Erfolg  des  einzelnen  landwirt- 
schaftlichen Betriebes  sowohl  wie  der  gesamten  landwirtschaftUchen  Er- 
zeugung eines  Landes  liegt". 

Der  Sammelbegriff  ,,natürHche  Verhältnisse"  wird  zum  Zweck  der  be- 
triebswissenschaftlichen Untersuchung  in  seine  Bestandteile  aufgelöst  und 
diese  im  einzelnen  besprochen:  Abschnitt  2:  ,, Einfluß  der  Wärmeverhält- 
nisse", 3:  „Einfluß  der  Niederschlagsverhältnisse",  4:  , »Einfluß  der  Boden- 
beschaffenheit auf  die  Betriebsformen".     Dieser  Abschnitt  ist  noch  weiter 
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gegliedert  in  a)  Allgemeines,  b)  Einfluß  der  Bodenbeschaffenlieit  auf  da.s 
Kulturartenverhältnis,  c)  Einfluß  der  Bodenbeschaffenheit  auf  das  Anbau- 
verhältnis der  Ackerfrüchte  und  d)  Über  den  Einfluß  des  gegebenen  Kultur- 
artenverhältnisses auf  die  Betriebsfornien. 

In  diesem  Kapitel  ist  Aereboe,  wie  er  selbst  im  Vorwort  sagt, 
„bestrebt  gewesen,  zu  zeigen,  wie  ein  großer  Teil  der  Pflanzenbaulehre  im 
Lichte  der  Betriebslehre  ein  anderes  Aussehen  bekommt";  das  hat  ihn  ver- 
anlaßt, stellenweise  mehr  auf  die  Technik  des  Pflanzenbaues  einzugehen, 
als  es  für  ein  Ivehrbuch  der  Betriebslehre  zweckmäßig  erscheinen  mag,  aber 
man  muß  zugeben,  daß  der  Zweck,  die  in  Rede  stehenden  Fragen  voll- 
kommener zu  klären,  durch  diese  Darstellung  gefördert  worden  ist.  Die  Be- 
triebslehre ist  eben  von  den  Ergebnissen  der  Forschung  auf  dem  Gebiete 
der  übrigen  landwirtschaftlichen  DiszipUnen  ebenso  abhängig,  wie  diese  von 
den  Ergebnissen  betriebswissenschaftlicher  Forschung. 

Zahlreiche,  der  Land  Wirtschaft  der  ganzen  Welt  entnommene  Beispiele 
sorgen  für  leichte  Faßlichkeit  des  Stoffes,  und  eingestreute  volkswirtschaft- 
Uche  Betrachtmigen  veranlassen  den  Leser,  über  den  Zusammenhang  der 
Wirtschaft  eines  Volkes  mit  der  Quaütät  des  von  ihm  besiedelten  Bodens 
nachzudenken.  Mit  den  in  diesem  Kapitel  entwickelten  betriebswissen- 
schafthchen  Lehrsätzen  imd  Auffassungen  wird  man  sich  im  allgemeinen 
einverstanden  erklären  können,  wenn  auch  im  einzelnen  kritische  Prüfung 
bei  der  Lektüre  empfohlen  werden  muß.  Wenn  z.  B.  S.  449  gesagt  ist: 
„Es  vollzieht  sich  die  Keünung  der  Samen  nur  dann  günstig,  wenn  die 
Größe  der  Bodenliohlräume  der  Größe  der  dem  Boden  eüiverleibten  Samen 
angepaßt  ist",  so  bedarf  diese  Ansicht  der  Korrektur  dahin:  Es  vollzieht 
sich  die  Keimvmg  aller  Samen,  großer  wie  kleiner,  am  günstigsten  in  fein- 
gekrümeltem Boden,  weil  dieser  mehr  Wasser  festhält  und  sich  höher  er- 
wärmt als  grob  gekrümelter  Boden. 

S.  462  wird  der  Einfluß  des  Wiesenverhältnisses  auf  die  Benutzimgs- 
weise  des  Ackerlandes  an  der  Hand  einer  Skala  erörtert.  Bezüglich  der 
Wirtschaft  No.  i,  ^/g  Ackerland,  ^j^  Wiesen  sagt  Aereboe:  ,,Die  Un- 
möglichkeit, die  Ackerkultur  auszudehnen,  zwingt  den  Landwirt  dazu, 
allen  gewonnenen  Stalhnist  auf  einer  sehr  kleinen  Ackerfläche  zu  verwen- 
den." Auf  dieser  muß  intensivste  Kultur  getrieben  werden.  Neben  dem 
nötigen  ausgedehnten  Futterrübenbau  und  Getreidebau  zur  Streustrohgewin- 
nung sind  namentlich  Gemüsekulturen  vorteilliaft.  Die  Viehhaltimg  soll 
auf  Milchviehhaltung  beschränkt  werden. 

Eine  solche  Wirtschaft  ist  natürhch  nur  unter  günstigsten  Verkehrs- 
verhältnissen möglich,  miter  denen  aber  dann  ebensowohl  Stroh  zugekauft, 
wie  Heu  zu  guten  Preisen  verkauft  werden  kann.  Unter  solchen  Verhält- 
nissen ist  es  aber  imrichtig,  die  große  Wiesenfläche  extensiv  zu  behandeln. 
Die  Stalldüngerproduktion  ist  m.  E.  durch  geeignete  Stallemrichtungen  auf 
das  geringste  IMaß  zu  beschränken,  um  alles  Stroh  zur  P'ütterung  verwenden 
zu  können.  Ist  die  wirtschaftUche  Lage  ungünstig,  so  muß  die  Gemüse- 
kuJtur  xmterbleiben,  die  Milchviehlialtung  muß  durch  Rinderaufzucht  er- 
gänzt und  Schweinehaltung  zur  Verwertung  der  Magermilch  angegliedert 
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werden,  für  die  Streustroh  und  Kömerfutter  zur  Mast  auf  Grund  lang- 
fristiger Verträge  von  Nachbargütern  zu  beziehen  sind. 

Bei  der  Organisation  von  Gütern,  die  in  irgendeiner  Beziehung  extreme 
Verhältnisse  aufweisen,  sollte  in  erster  Linie  versucht  werden,  Nachbar- 
güter zum  Ausgleich,  d.  h.  zur  Beseitigung  der  extremen  Richtung,  heran- 
zuziehen. 

Das  Kapitel  M.:  „über  den  Einflxiß  des  Standes  der 
Technik  auf  die  Betriebsorganisation"  gibt  eine  kurze 
gedrängte  Übersicht,  wie  technische  Fortschritte  die  Gestaltung  der  Land- 
wirtschaft vmd  ihre  Erträge  beeinflußt  haben  imd  weiter  beeinflussen  werden. 
,, Alles  beweist  aber,  daß  die  Möglichkeiten  der  Ertragssteigerung  der  Land- 
.wirtschaft  bei  ims  und  in  anderen  Ländern  tmabsehbare  sind."  Das  Gesetz 
vom  abnehmenden  Bodenertrag  wird  also  voraussichtlich  noch  recht  lange 
außer  Wirkung  bleiben.  In  dem  Schlußsatz  dieses  Kapitels  bekennt  sich 
Aereboe  ganz  zu  der  modernen  Auffassimg  vom  Wesen  der  Landwirt- 
schaft, die  ich  schon  früher  vertreten  habe;  er  sagt  S.  489:  ,, Nicht  der 
Boden  an  sich  gibt  Ertrag,  sondern  das  Volk  in  seiner  Gesamtheit  schafft 
diesen  Ertrag  durch  seine  Arbeitskraft.  Der  Boden  an  sich  ist  in  der  mensch- 
lichen Wirtschaft  nichts  als  der  Standort  der  Tätigkeit  des  Menschen.  Erst 
die  errungenen  Hilfsmittel  des  Landbaues,  vom  Landwirte  verständig  auf 
dem  Boden  in  Anwendung  gebracht,  schaffen  Ertrag,  und  die  Höhe  dieser 
Erträge  hängt  von  dem  Grade  der  Vollkommenheit  dieser  Hilfsmittel  ebenso 
ab,  wie  von  den  Fähigkeiten  des  Landwirtes,  sie  anzuwenden." 

Kapitel  N. :  ,,Ü  ber  den  Einfluß  der  Besitzverhält- 
nisse auf  die  Formen  und  Leistungen  der  land- 
wirtschaftlichen Betriebe"  bringt  eine  Untersuchxmg  über 
die  heftig  rmistrittene  Frage,  ob  Groß-  oder  Kleinbetriebe  leistungsfähiger 
seien.  Nach  einer  Einleitung,  betitelt  „Allgemeines  über  die  Entstehung 
bestimmter  Besitzverhältnisse",  wird  ein  Vergleich  „i.  der  privatwirtschaft- 
lichen und  2.  der  volkswirtschaftlichen  Leistungen  des  Groß-,  Mittel-  mid 
Kleinbetriebes"  gezogen.  Aereboe  kommt  zu  folgenden  Schlüssen: 
S.  546:  „I.  Privatwirtschaftlich  betrachtet,  gibt  es  keine  unbedingte  Über- 
legenheit des  Großbetriebes,  Mittelbetriebes  oder  Kleinbetriebes.  Die  Über- 
legenheit wechselt  vielmehr,  je  nach  den  natürlichen  und  besonders  nach 
den  persönlichen  Verhältnissen  von  Fall  zu  Fall. 

2.  Volkswirtschaftlich  betrachtet,  leistet  der  Kleinbetrieb  weitaus  am 
meisten,  dann  folgt  der  Mittelbetrieb.  Der  Großbetrieb,  in  Form  einzelner 
großer  Güter,  kommt  den  Leistungen  des  Klein-  tond  Mittelbetriebes  nur 
dann  gleich,  wenn  er  in  nicht  zu  großer  Zahl  neben  den  Klein-  imd  IMittel- 
betrieben  vorhanden  ist  und  für  letztere  eine  Führerrolle  ausfüllt." 

Den  Schluß  des  dritten  Hauptabschnittes  bildet  ein  kurzes  Kapitel  O. : 
„Über  den  Einfluß  der  Feldlagen  auf  die  Betriebs- 
form e  n",  in  welchem  Aereboe  nachzuweisen  sucht,  daß  der  Feld- 
lage durchaus  nicht  die  Bedeutvmg  für  die  Organisation  der  Betriebe 
zukommt,  welche    man  ihr  bisher  in  der  Literatur  beigemessen  hat. 

Der  vierte  Hauptabschnitt  :  ,,D  ie  Lehre    von   der   Betriebs- 
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leitung  oder  von  der  Persönlichkeit  des  Landwirtes 
und  seiner  wirtschaftlichen  Tätigkeit"  ist  im  Vergleich 
zu  der  stellenweise  sogar  breiten  AusführHchkeil  des  dritten  Hauptabschnittes 
kursorisch  behandelt,  luid  deshalb  wird  der  Leser  hier  manches  vermissen, 
was  er  zu  finden  erwartet  hat. 

In  Kapitel  A. :  „Bedeutung  der  Betriebsleitung"  ist 
gesagt,  daß  ,,der  Betriebsleiter  es  meistens  selbst  ist,  der  die  Betriebsorgani- 
sation semen  Fähigkeiten  vmd  seiner  Tatkraft  anzupassen,  sich  auf  den 
Leib  zuzuschneiden  hat."  Demgegenüber  halte  ich  die  Organisation  nach 
persönlichen  Motiven  nur  für  den  selbstwirtschaftenden  Besitzer  für  be- 
rechtigt, kann  aber  andererseits  auch  auf  administriertem  Gnmdbesitz  die 
Schaf fmig  komplizierter  Einrichtimgen,  Avie  z.  B.  Trocknungsanlagen,  um 
die  ganze  Ernte  vom  Felde  dreschen  zu  können,  oder  Fabrikanlagen  zur 
Weiterverarbeitung  eines  Hauptproduktes  des  Gutes,  nicht  verwerfen,  wenn 
diese  Anlagen  hohen  Gewiim  abwerfen.  Es  muß  mid  kami  verlangt  werden, 
daß  jeder  neue  Administrator  sich  in  die  Eigenart  des  Betriebes  einarbeitet, 
zumal  er  aus  den  hohen  Erträgen,  die  jeder  komphzierte  Betrieb  abwerfen 
muß,  wenn  anders  er  berechtigt  sein  soll,  entsprechend  hoch  bezahlt  wer- 
den kann. 

In  Kapitel  B.:  ,,D  i  e  Formen  der  B  e  t  r  i  e  b  s  1  e  i  t  un  g"  wer- 
den drei  Hauptformen  der  Betriebsleitimg  unterschieden: 

1.  Selbstverwaltung  durch  den  Besitzer, 

2.  Fremdverwaltung  durch  einen  beauftragten,  besoldeten  Beamten  (Ad- 
ministrator), 

3.  Wirtschaftsführmig  durch  einen  Pächter  (Pachtverhältnis).  Diese 
Einteilvmg  zieht  keine  scharfen  Grenzen,  insofern  als  Pachtungen  auch  ad- 
ministriert werden  kömien. 

Kapitel  C. :  „D  ie  Vermögensverhältnisse  und  Geld- 
beschaffung   der    Betriebsleitung." 

Kapitel  D.:  „Die  persönlichen  Anforderungen  an 
den  Betriebsleiter"  behandelt  eingehend  die  Gesichtspimkte  bei 
der  Auswahl  von  Administratoren. 

Kapitel  E. :  „Die  Ausbildung  des  Betriebsleiters" 
gibt  eine  Anleitmig  für  die  Gestaltxmg  des  Bildmigsganges  i.  in  der  prak- 
tischen, 2.  in  der  wissenschafthchen  Ausbüdimg. 

Kapitel  F.:  ,,H  i  1  f  s  m  i  1 1  e  1  und  Hilfskräfte  der  Be- 
triebsleitung" bringt  in  Absclmitt  i :  „Die  Bedeutung  der  Buchfüh- 
rung für  die  Betriebsleitung"  eine  Polemik  gegen  systematische,  konto- 
mäßige doppelte  Buchführung  zugimsten  einer  einfachen  Registerbuchfüh- 
rung. Ich  kami  nücli  den  vorgebrachten  Argumenten  nicht  anschheßen, 
fordere  allerdings  auch  nicht  von  der  systematischen  Buchführung,  daß  sie 
dem  Landwirt  sagen  soll,  wie  er  zu  wirtschaften  habe,  denn  sie  stellt 
immer  nur  fest,  wie  im  abgelaufenen  Jahre  gewirtschaftet  worden  ist.  Die 
systematische  Buchführung  erfordert  eine  umfangreiche,  bis  ins  kleinste 
gehende  imd  deshalb  kostspiehge,  fortlaufende  Kontrolle  der  Wirtschaft  in 
allen  üiren  Zweigen,  eine  Kontrolle,  die  überall  mit  Maß  und  Gewicht  ar- 
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beitet,  und  daher  wirklich  zuverlässige  Zahlen  für  alle  wöinschenswerten 
Berechnungen  liefert.  Das  ist  der  Hauptwert  der  systematischen  Buch- 
führtmg,  nicht  die  Kontoform.  Es  hat  gar  keinen  Zweck,  in  einem  Buchfüh- 
rungsinstitut mnfangreiche  Bücher  füliren  zu  lassen,  wenn  die  Zahlen,  welche 
die  Unterlage  bilden,  nicht  einwandfrei  gewonnen  sind;  hat  man  aber  ein- 
wandfreie Zahlen  in  möglichster  Vollständigkeit  gewonnen,  dann  beant- 
wortet die  systematische  Kontenrechnung  automatisch  jede  an  sie  gestellte 
Frage  und  erübrigt  Erwägmigsrechnmigen. 

Abschnitt  2:  ,, Sonderberatung  umd  Wirtschaftsberatung"  behandelt 
einen  für  die  moderne  Landwirtschaft  besonders  wichtigen  Gegenstand. 
Die  Anforderungen,  welche  die  Organisation  und  Leitung  eines  größeren  Be- 
triebes heute  an  das  Wissen  des  Betriebsleiters  stellt,  sind  so  große  geworden, 
daß  sie  nur  in  sehr  seltenen  Fällen  ganz  erfüllt  werden.  Der  Landwirt  kann 
nicht  auf  allen  Gebieten  Spezialist  sein,  und  deshalb  tut  er  gut,  sich  die 
Beratung  von  Spezialisten  zu  sichern,  ganz  ebenso,  wie  der  Arzt  schwierige 
Fälle  einem  medizinischen  Speziahsten  zur  Begutachtung  unterbreitet. 
Dieses  Beratungswesen  hat  in  der  deutschen  Landwirtschaft  auf  Spezial- 
gebieten, wie  Tierzucht,  Teichwirtschaft,  Meliorationen  usw.,  schon  grqße 
Ausbreitimg  gefvmden,  während  es  auf  den  Gebieten  der  Technik  des  Land- 
baues und  der  Betriebsorganisation  imd  -führung  sehr  ztxm  Schaden  der 
Entwicklimg  der  Landwirtschaft  zurückgeblieben  ist.  Die  Tatsache,  daß 
eine  Wirtschaftsberatung  häufig  zu  dem  Entschlüsse  führt,  neue  Gelder 
im  Betriebe  anzulegen,  bringt  auch  die  Frage  der  Geldbeschaffung  in 
den  Bereich  der  Beratxmg.  ,, Deshalb  sind",  sagt  Aereboe  S.  623,  „alle 
öffentlichen  Institute  für  allgemeine  Wirtschaftsberattmg  auch  am  besten 
bei  den  öffentlichen  Kreditanstalten,  insbesondere  bei  den  Landschaften, 
untergebracht.  Was  helfen  einem  kapitalschwachen  Landwirte  die  schön- 
sten Ratschläge,  wenn  man  ihm  die  Mttel  zu  deren  Durchführung  nicht 
verschaffen  kann." 

Meiner  Ansicht  nach  ist  die  Wirtschaftsberatung  eine  reine  Vertrauens- 
sache und  muß  es  bleiben.  Ganz  allein  der  Erfolg  darf  dem  Wirtschafts- 
berater eine  große  KUentel  bringen  und  damit  den  Einfluß  seines  Geistes 
auf  die  Produktion  großer  Flächen  sichern.  Wird  die  Beratung  mit  Geld- 
fragen verquickt,  so  entsteht  die  Gefahr,  daß  auch  zu  diesem  Amte  weniger 
Berufene  zu  einem  ungerechtfertigten  Einfluß  gelangen. 

Der  letzte  Hauptabschnitt:  ,,Die  Lehren  vom  Reinertrage 
und  von  der  Betriebsintensität"  behandelt  Gegenstände  von 
im  wesentlichen  nur  theoretischem  Interesse.  Kapitel  A. :  „D  i  e  Lehre 
vom  Reinertrage  der  Landgutswirtschaft"  definiert  den 
Begriff  dieses  Reinertrags  und  zeigt,  daß  sein  Anteil  am  Rohertrage  wesent- 
lich von  dem  Ktdturartenverhältnis  beeinflußt  wird.  Neue  Gesichtspunkte 
ergeben  sich  bei  diesen  Untersuchungen  nicht.  Auch  der  allgemein  sehr 
unklare  Begriff  der  Grundrente  wird  durch  die  S.  635  gegebene  Definition 
nicht  geklärt.  Aereboe  führt  dort  aus:  „Der  Güterpreis  steigt  immer, 
wenn  der  regelmäßig  bei  mittlerer  Tüchtigkeit  des  Landwirtes  erzielbare 
Unternehmergewinn  in  die  Höhe  geht.    Es  wird  das  Mehr  an  Unternehmer- 
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gewinn  dann  kapitalisiert  und  zum  Bodenpreis  zugeschlagen.  Aus  Unter- 
nehmergewinn wird  dami  Grundrente.  Die  Grundrente  besteht  eben  aus 
nichts  anderem,  als  aus  im  Laufe  der  Zeiten  immer  wieder  kapitalisierten 
üntemehmergewinuen.  Die  Grundrente  wird  daher  auch  vornehmlich 
durch  eine  Verbilligung  des  Kapitals  geschaffen."  Meines  Er  achtens  darf 
man  überhaupt  nicht  von  Grundrente  sprechen,  wenn  man  die  Kulturfläche 
als  den  Platz  definiert,  auf  dem  der  Mensch  mit  Hilfe  von  geistigem  und 
materiellem  Kapital  landwirtschaftliche,  ertragbringende  Arbeit  leistet. 

EndUch  gibt  Kapitel  B.:  „Übersichten  und  Leitsätze 
zur  Intensitätslehre"  Tabellen  und  scheniatische  Zeichnungen, 
die  für  Landwirtschaftslehrer  bestimmt  sind  und  dazu  anregen  sollen,  den 
Unterricht  in  der  Betriebslehre  anschaulicher  zu  gestalten.  Die  Leitsätze 
stellen  zudem  eine  in  kürzeste  Form  gebrachte  Übersicht  über  den  wesent- 
lichen Inhalt  des  dritten  Hauptabschnittes  dar. 


Einzelbesprechungen  und  Anzeigend 

1.  ÄllgemGine  Bibliographien,  Sammelwerke,  allgemeine  Nach- 
schlagewerke und  Lehrbücher,  allgemeine  Theorie,  Methodik  und 
Systematik,  allgemeine  Zeitschriften,  Unterrichtsfragen. 

Grundriß  der  Sozialökonomik.  5.  Abt.  Die  einzelnen  Er- 
werbsgebiete in  der  kapitalistischen  Wirtschaft  und  die  ökonomische 
Biimenpolitik  im  modernen  Staate.  I.  Teil:  Handel,  i.u.  2.  Bearb.  v. 
H.  Sieveking  u.  J.  Hirsch.  Tübingen  1918.  J.  C.  B.  Mohr. 
V,  240  S.     M  8,80. 

Die  Arbeit  S  i  e  v  e  k  i  n  g  s  ist  in  der  Hauptsache  als  eine  historische 
Einleitung  zu  der  Gegenwartsdarstellimg  des  Handels  durch  Hirsch 
zu  betrachten.  Daneben  sucht  der  erste  der  beiden  Verff.  noch,  das  Problem 
des  Handels  von  einem  etwas  mehr  theoretischen  Standpimkt  zu  behandeln, 

*  Zur  Beadltung :  Die  Literatur  dieser  Zeitschrift  berücksichtigt  vornehmlich  solche 
Arbeiten,  die  insgesamt  weltwirtschaftliche  Untersuchimgen  zum  Gegenstand  haben.  Es 
finden  jedoch  auch  diejenigen  Schriften  Aufnahme,  welche  sich  nur  in  einzelnen  Teilen  mit 
weltwirtschciftlichen  Beziehimgen  befassen.  Dasselbe  gilt  von  literarischen  Erscheinungen 
aus  dem  Gebiet  der  vergleichenden  Volkswirtschaftslehre.  Die  Besprechungen  erscheinen  in 
deutscher,  englischer  oder  französischer  Sprache.  Die  Herren  Mitarbeiter  können  sich  aber 
einer  beUebigen  anderen  europäischen  Sprache  bedienen,  sofern  sie  mit  deren  Übersetzung 
einverstanden  .«sind.  Die  der  Redaktion  zugegangenen,  für  das  Archiv  geeigneten  Druck- 
schriften werden  sofort  mit  ihrem  genauen  Titel  aufgeführt,  wobei  in  geeigneten  Fällen 
eine  Inhaltsangabe  mit  kurzer  Charakteristik  erfolgt.  Darüber  hinaus  kann  eine  Gewähr 
für  die  Besprechung  der  Bücher,  auch  wenn  diese  eingefordert  sind,  nicht  übernommen 
werden.  In  der  gesamten  Literaturübersicht  werden  nur  solche  Druckschriften 
aufgeführt,  die  der  Redaktion  vorgelegen  haben.  Eingereichte  Bücher,  die 
dem  Spezialgebiet  des  Archivs  (in  dem  oben  begrenzten  Umfange)  fernliegen,  bleiben 
auch  im  Titelverzeichnis  unberücksichtigt;  sie  werden  den  Verlegern  jedoch  zurückge- 
schickt. 
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wie  er  wolü  dem  zweiten  Verf.  zugedacht  war.  Bei  der  streng  wissenschaft- 
lichen und  gründlichen  Betrachtimgsweise  Hirschs  hätte  die  Behand- 
lung der  letzteren  Aufgabe  durch  den  Autor  der  kmrzen  Einleitimgsarbeit 
wohl  imterlassen  werden  können;  die  Arbeit  hätte  viel  gewinnen  können, 
weim.  der  historischen  Darstellvmg  ein  größerer  Raum  zugefallen  wäre 
So  erscheint  vieles  doch  nur  allzu  andeutiuigsweise  behandelt,  imd  die 
Klarheit  leidet  recht  häufig  dadurch,  daß  Sätze  mehr  zu  geben  suchen, 
als  sie  vermögen,  und  daß  die  gedankliche  Entwicklung  sich  nicht  mit 
der  nötigen  Ruhe  ausbreitet.  Auch  woirden  zmn  Teil  heterogene  Dinge 
recht  gewaltsam  zu  Kapiteln  zusammengefaßt,  so  wenn  unter  den  ,, psycho- 
logischen Grundlagen  des  Handels  verkelirs"  als  „rechnerische  Durch- 
dringimg der  Wirtschaft"  behandelt  werden  „Geldwirtschaft",  „Buchfüh- 
rung" und  „Wertpapiere". 

Der  von  Hirsch  bearbeitete  Teil  stellt  eine  sehr  fleißige  und  gründ- 
liche Arbeit  dar,  die  auch  der  Originalität  der  Auffassung  nicht  entbehrt, 
und  die  sowohl  di^Volks-  wie  die  Privatwirtschaftslehre  bezüglich  der  Er- 
kenntnis des  Hanaels  um  ein  gutes  Stück  weitergebracht  hat.  Hirsch 
setzt  sich  dabei,  so  sehr  seine  Darstellmigen  auch  auf  breiter  Grundlage 
privatwirtschaftlichen  Wissens  berulien  und  mit  solchem  Wissen  durchwegs 
durchtränkt  sind,  die  Aufgabe  des  Nationalökonomen,  den  Handel  ,,als 
volkswirtschaftliches  Organ"  zu  betracliten.  Er  will  „die  funktionelle  Be- 
deutung des  Handels  im  modernen  Wirtschaftsleben"  darstellen,  ,,die  Auf- 
gaben zeigen,  die  ihm  in  der  Gesamtorganisation  der  kapitalistischen 
Verkehrsorganisation  zufallen,  und  die  hauptsächlichsten  Formen,  in 
denen  er  sie  erfüllt."  Diese  nationalökonomische  Betrachtungsweise  läßt 
die  Einzelheit  der  Handelsdurchführung  zurücktreten  und  will  gar  kein  Ge- 
samtbild bringen  von  der  Art  und  Weise,  in  welcher  der  Handel  durchgeführt 
wird.  Die  Technik  des  Handels  zu  besprechen,  hat  sia  nur  Veranlassung, 
soweit  das  zum  Verständnis  seiner  Funktion  im  Gesamtgetriebe  der  volks- 
wirtschaftlichen Verkehrsorganisation  und  der  Entwicklungstendenzen  und 
Entwicklungsmöglichkeiten  in  dieser  Organisation  erforderlich  ist.  Es  stört 
deshalb  auch  nur  und  trübt  das  Bild,  wenn  Hirsch  gelegentlich  doch 
etwas  mehr  privatwirtschaftliches  Wissen  hineinschieben  will,  ohne  in  diesen 
Fällen  gründlich  genug  zu  sein;  wie  beispielsweise,  wenn  er  auf  Seite  142  zur 
Charakterisierung  der  üblichen  Kaufverträge  im  überseeischen  Rohstoff- 
handel auch  einiges  über  Schiedsgerichtsklauseln  sagt.  Manchmal  ergibt 
sich  auch  nur  der  Eindruck,  als  wäre  ein  solches  Detail  überflüssig 
oder  schlecht  untergebracht,  weil  die  Verbindung,  die  es  mit  der  leitenden 
Idee  hat,  nicht  oder  zu  wenig  hervorgehoben  worden  ist.  So,  wenn  auf  der- 
selben Seite  zwar  die  üblichen  Vertragsklauseln  bezüglich  Menge  und  Quali- 
tät der  Ware  erwähnt  sind,  dabei  aber  nicht  darauf  hingewiesen  wird,  daß 
die  Art  ihrer  Formulierung  eine  Stütze  abgibt  für  das  Weiterbestehen  des 
Importzwischenhandels  gegenüber  Ausschaltungstendenzen  von  Seiten  seiner 
Gegenkontrahenten.  Ahnliches  gilt  z.  B.  auch  für  die  Absätze  „Das  Cif 
Geschäft  und  seine  Bedeutung'  und  „Das  Kontraktwesen  im  Außenhandel" 
<S.  i2of.).    Gelegentlich  erfolgte  eine  solche  Einschiebung  Privatwirtschaft- 


Allgeraeiae  Bibliographien,  Sammelwerke,  allgemeine  Nachschlagewerke  usw.      ßg^ 

liehen  Wissensstoffes  nur  als  Fußnote,  wie  auf  S.  121  die  Anführung  mehi-erer 
Preisanstellungsarten'.  Solche  dürftigen  Bruchstücke  vermögen  nicht  zu  be- 
frieiligen  und  wären  deshalb  besser  fortgelassen  worden.  In  dem  engen  Rah- 
men, den  ein  Sammelwerk,  wie  es  der  ,,Gnmdriß"  ist,  der  einzelnen  Arbeit 
bietet,  darf  man  sich  eben  nur  auf  eine  von  Hauptideen  getragene  Dar- 
stelhmg  des  Wichtigsten  beschränken;  die  Behandlung  von  Nebengebieten 
muß  schon  wegen  des  Platzmangels  unzulänglich  werden.  Im  großen  Ganzen 
entspricht  aber  sowohl  die  Anlage  der  Hirschschen  Arbeit  wie  ihre  Durch- 
führung diesem  Erfordernis. 

Das  Buch  ist  in  4  Hauptkapitel  eingeteilt,  die  der  Reihe  nach  den  „Handel 
in  der  kapitalistischen  Entwicklung",  den  „modernen  Großhandel",  den  „mo- 
dernen Detailhan  lel"  unl  die  „Binnenhandelspolitik"  berücksichtigen.  Im 
zweiten  Kapitel,  dem  größten  des  Buches,  ist  der  ..Organisation  des  Ausland- 
handels" ein  besonderer  umfangreicher  Abschnitt  gewidmet.  Hirsch  versteht 
es,  die  komplizierten  Gestaltimgen  imd  Verflechtimgen  des  modernen  Handels- 
verkelirs  nach  großen  Gesichtspunkten  auseinander  zu  gliedern,  indem  er 
nach  den  wirt.schaftlichen  Hauptaufgaben  der  einzelnen  Betriebe  Betriebs- 
typen bildet  luid  zeigt,  unter  welchen  wirtschaftlichen  Bedingungen  sie  be- 
stehen, sich  weiter  entwickeln,  in  der  Gesamtorganisation  vorzudringen  ver- 
mögen oder  zurückgedrängt  werden.  Wenn  er  dabei  die  Behandlung  der 
wirtschaftlichen  Haupttypen  des  Großhandels  in  drei  Hauptabschnitten 
vominunt,  indem  er  unterscheidet  zwischen  „Aufkauforganisation",  ,, Produk- 
tionszwischenhandel" imd  „Absatzorganisation"  (des  Großhandels)  imd 
dabei  den  ,, Zentralmarkt  —  Großhandel"  unter  ,,  Aufkauf  Organisation" 
behandelt,  so  wäre  dem  allerdings  entgegenzuhalten,  daß  zwischen  Aufkauf- 
und Absatzorganisation,  eben  seinem  ganzen  Wesen  nach  in  der  Mitte,  der 
Zentralmarkt  —  Großhandel  steht,  vmd  daß  eine  Dreiteilimg,  die  den  letzteren 
als  Mittelglied  darstellte,  ihn  in  seinem  Wesen  auch  leicliter  begreiflich 
gemaclit  hätte,  als  es  geschehen  ist.  Was  als  „Produktionszwischenliandel" 
angei^jbeii  wird,  ist  es  zum  großen,  ja  zum  größeren  Teile  nicht.  Insbesondere 
ist  der  Hausindustrie-Verleger  keineswegs  aucli  nur  in  erster  Linie  dem 
„Produktions-Zwischenhandel"  (von  Hirsch  aufgefaßt  als  Handel,  der 
sich  zwischen  zwei  Produktionsprozesse,  dieselben  miteinander  verbindend, 
einschiebt)  zuzuzählen  oder  gar  ausschließlich  aus  der  ,, fortschreitenden  be- 
ruflichen Arbeitsteilung"  (S.  8^)  zu  erklären. 

So  ließe  sich  wohl  noch  gegen  manche  Einzelheit  des  Buches  etwas  ein- 
wenden. Beispielsweise,  wenn  es  auf  S.  123  heißt,  daß  ,, trotz  Kabelverkehrs 
und  internationaler  Vertragsformel  .  .  .  der  internationale  Rohstoffhandel 
keineswegs  im  allgemeinen  in  Form  fester  Abschlüsse  vor  sich  gehen"  kann, 
imd  daß  „bei  allen  Saison-Rohstoffen,  die  nach  der  Ernte  .  .  .  plötzlich  in 
Massen  auftreten  .  .  .,  der  Handelswert  erst  nach  Übersicht  über  die  gesamte 
Lage  in  allen  Produktionsländem  gebildet"  wird.  Ich  meine,  daß  z.  B.  bei 
Getreide  und  Baumwolle  nicht  nur  der  Handel  sich  vornehmlich  in  der  Form 
fester  Abschlüsse  ab.spielt,  sondern  auch  der  Handelswert  sich  das  ganze 
Jahr  über  von  Tag  zu  Tag  bildet.  —  Im  Kampf  gegen  den  zu  engen  Raum, 
unter  dem  auch  andere  Arbeiten  des  „Grundrisses"  litten,  ist  an  manchen 
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Stellen  zu  viel  unter  eine  Kapitelüberschrift  gebracht,  manches  pari- 
tätisch nebeneinander  gestellt,  was  logisch  eine  andere  Gliederung  hätte  fin- 
den müssen,  und  auch  bei  Hirsch  oft  die  Darstellimg  mit  Gedanken 
überladen,  die  zu  wenig  klar  zum  Ausdruck  gekommen  sind,  so  daß  sich  die 
Arbeit  vielfach  recht  schwer  liest.  Im  ganzen  genommen  ist  aber  dem  Buche 
ein  bedeutender  wissenschaftlicher  Wert  zuzusprechen.  Es  enthält  nicht 
nur  dadiurch  viel,  daß  es  in  tmgemein  fleißiger  Weise  die  allmählich  sehr 
reiclüich  gewordene  monographische  I^iteratur  über  den  Handel,  insbesondere 
einzelner  Wirtscliaftszweige,  gründlich  verarbeitet,  sondern  daß  auch 
viele  selbständige  Gedanken  und  Beobachtimgen  hineingelegt  worden  sind. 
Nicht  zuletzt  wird  derjenige,  der  in  dem  Gegenstande  schon  bewandert  ist, 
das  Buch  mit  Gewinn  und  Vergnügen  lesen. 

Prof.  Josef   Hellauer,    Berlin. 

K  a  u  11  a  ,  Prof.  Rudolf,  Dozent 
a.  d.  Technischen  Hochschule  in  Stutt- 
gart, Über  das  Verhältnis  der  Volks- 
wirtschaftslehre zur  Rechtswissenschaft 
und  zur  Politik.      Ist  die  Volkswirt- 


schaftslehre eine  selbständige  Wissen- 
schaft ?  (Beiheft  Nr.  14  für  die  Mit- 
glieder der  Internationalen  Vereinigung 
für  Rechts-  und  Wirtschaftsphiloso- 
phie samt  den  Gesetzesfragen.)  Berlin 
u.  Leipzig  1919.  Dr.  Walther  Roth- 
schild. 51  S.  A  2,40.  —  Für  Kauila 
ist  die  Sozialökonomik  keine  selb- 
ständige Wissenschaft,  sondern  eine 
,, Lehre  von  den  wirtschaftlichen  Wir- 
kungen der  Rechtsordnung".  Hieraus 
ergibt  sich  für  ihn  die  Forderung  eines 
engeren  Zusammenarbeitens  von  So- 
zialökonomik und  Rechtswissenschaft 


in  Forschung  und  Lehre.  In  ihrem 
Verhältnis  zur  Politik  muß  sich  die 
Wissenschaft  auf  ,, Untersuchung  und 
Kritik"  beschränken.  hm. 


Koloniale  Bibliotheek  van 
het  Kon.  Instituut  voor 
de  Taal-,  Land-  en  Volken- 
kunde  van  Ned.  Indie  en 
het  Indisch  Genootschap, 
Catalogus  der  — .  Opgave  van  Aan- 
winsten  over  de  jaren  191 6 — 191 8. 
Haag  1919.     Martinus  Nijhoff.     86  S. 

M  a  y  r  ,  Unterstaatssekretär  z.  D.  Prof. 
Dr.  Georg  v.,  Zur  Systematik  der 
Wirtschaftsstatistik.  (Allgemeines  Sta- 
tistisches Archiv.  11.  Bd.,  Heft  1/2, 
S.  I — 50.)  München,  Berlin  u.  Leipzig 
1919-     J-  Schweitzer. 


2.  Wirtsdiaftsgcsdiidite,  wirtsdiaftlidie,  soziale  und  kulturelle  Zu- 
standssdiildcrungcn,  Wirtschaftsgeographie,  Karten,  Atlanten,  Reisc- 

besdireibungen. 

Mills,  George  J.,  Argentina.  Physical  Features,  Natural  Resources, 
Means  of  Commimication,  Manufactures  and  Industrial  Development. 
With  Introduction  by  W.  H.  Koebel.  (South  American  Handbooks.) 
lyondon.     Isaac  Pitman  &  Sons.     XXXII,  209  S 

Das  Buch  gehört  zu  der  Serie  der  „South  American  Hand- 
book s",  in  der  auch  Chile  von  demselben  Verfasser  behandelt  worden  ist, 
xmd  in  der  gleichartige  Abhandlungen  über  Brasilien,  Peru  und  Kolumbien 
vorliegen.  Dem  Zweck  rmd  der  Anlage  dieser  Handbücher  entsprechend 
enthält  es  kurzgefaßte  Übersichten  über  alle  Zweige  der  argentinischen 
Volkswirtschaft.  In  großen  Zügen  wird  die  geographisch-physikalische 
Struktur  des  Landes,  seine  politisch-historische  Entwicklimg,  seine  poli- 
tische Geographie  und  sein  Geld-  und  Verkehrswesen  behandelt.  Die  Dar- 
stellung der  land-  imd  forstwirtschaftlichen  Produktion  beschränkt  sich  im 
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wesentlichen  auf  eine  Aufzählung  von  Anbauflächen,  Viehbeständen  und 
Produktionsmengen,  olme  auf  Emzelfragen  einzugehen,  ebenso  sind  Indu- 
strie xmd  Außenhandel  summarisch  behandelt.  Ein  Anhang  enthält  eine 
uütnfangreiche  Liste  aller  bedeutenderen  Städte  des  Landes  sowie  das  Wich- 
tigste über  Post-  und  Telegraphenwesen,  Schiffahrt,  Münz-  xmd  Gewichts- 
wesen. 

In  der  englischen  Literatur  über  Argentinien  sind  wesentlich  bessere 
imd  gründlidiere  Werke  ähnlichen  Inhalts  vorhanden.  Als  „Handbuch" 
mag  das  vorliegende  zur  kurzen  Orientierung  über  geographische  tmd  wirt- 
schaftliche Fragen  allgemeiner  Natur  praktisch  nützlich  sein,  doch  ist  sein 
Inhalt,  der  nur  die  Zeit  bis  19 13  umfaßt,  durch  die  Entwicklung  während 
des  Krieges  stark  überholt.         Ernst  Wilhelm  Schmidt,  Kiel. 


Annual  Register,  The  — . 
A  Review  of  Public  Events  at  Home 
and  Abroad  for  the  Year  1918.  Lon- 
don 1919.  Longmans,  Green  &  Co. 
XII,  229  S. 

Brasilien.  Die  jüngste  Großmacht. 
Auszug  aus  dem  Werke  ,,0  Brazil, 
suas  riquezas  naturaes,  suas  indu- 
strias."  Berlin  1919.  W.  Süsserott. 
51   S.      JL  1,40. 

Business  Prospects  Year 
Book,  191g.  13.  Jahrg.  Edited 
by  C.  P.  Hailey  and  D.  Wilson  Lloyd. 
London.     The  Business  Statistics   Co. 

•  VII,  258  S.     10  sh.  net. 

Chambre  de  Commerce  du 
Grand-Duche  de  Luxem- 
b  o  u  r  g.  Rapport  general  sur  la 
Situation  de  l'industrie  et  du  com- 
merce pendant  I'annee  1918.  Luxem- 
burg 1919.     67  S. 

Ciavier,  Charles,  La  fortune 
beige  ä  la  veille  de  la  guerre.  Brüssel 
1919.  Imprimerie  F.  van  Buggen- 
houdt,  S.  A.     56  S. 

Commonwealth  of  Austra- 
1  i  a  ,  Official  Year  Book  of  the  — , 
containing  Autlioritative  Statistics  for 
the  Period  1901 — 1916  and  Corrected 
Statistics  for  the  Period  1788  to  1900, 
Nr.  10.  —  1917.  Prcpared  under  In- 
structions from  the  Minister  of  State 
for  Home  and  Territories,  by  G.  H. 
Knibbs.  (Commonwealth  Bureau  of 
Census  and  Statistics.)  Melbourne 
(1917).     XL,  1198  S. 

D  r  e  y  e  r  ,  Dr.  J  o  h.,  Die  Moore  Kur- 
lands nach  ihrer  geographischen  Be- 
dingtheit, ihrer  Beschaffenheit,  ihrem 
Umfange  und  ihrer  Ausnutzungsmög- 
lichkeit. Herausgeg.  m.  Unterstützung 
Weltwirtschaftliches  Archiv  Bd.  XV. 


d.  Verwaltung  d.  Oberbefehlshabers 
Ost.  Mit  4  Abbild,  im  Text  u.  einer 
farbigen  Karte.  (Veröffentlichungen 
des  Geographischen  Institutes  der 
Albertus-Universität  zu  Königsberg. 
Heft  I.)  Hamburg  1919.  L.  Friede- 
richsen  &  Co.     261  S.     .Ä  20, — . 

Estadistico  y  Geogräfico 
de  Bolivia  1917,  Anuario  Na- 
cional.  (Direcciön  Nacional  de  Esta- 
distica  y  Estudios  Geogrdficos.)  La 
Paz  1918.  Gonzalez  y  Medina.  II, 
174.  CCLXLII  S. 

Grabmayr,  Dr.  Karl  von,  Süd- 
Tirol.  Land  und  Leute  vom  Brenner 
bis  zur  Salurner  Klause.  Berlin  1919. 
Ullstein  &  Co.     255  S.      JL  3, — 

G  r  u  b  e  r  ,  Dr.  Christian  ,  Deut- 
sches Wirtschaftsleben.  Auf  geogra- 
phischer Grundlage  geschildert.  Neu- 
bearbeitet von  Dr.  Hans  Reinlein. 
4.  Aufl.  (Aus  Natur  und  Geisteswelt. 
42.  Bd.)  Leipzig  und  Berlin  1919. 
B.  G.  Teubner.  127  S.  JL  1,75  — 
Die  ungleiche  Verteilung  der  einzelnen 
Zweige  von  Deutschlands  Handel  und 
Industrie  auf  die  verschiedenen  Lan- 
desteile wird  aus  den  geographischen 
Bedingungen  erklärt,  auf  denen  das 
deutsche  Wirtschaftsleben  aufbauen 
muß.  Der  letzte  Abschnitt  sucht 
Deutschlands  ,, Recht  auf  das  Meer" 
aus  geographischen  und  geschichtlichen 
Gründen  nachzuweisen.  hg. 

Hamburger,  Dr.  Ernst,  und 
Ernst  Mosich,  Die  Eröffnungs- 
bilanz der  deutschen  Friedenswirt- 
schaft. Statistische  Materialien  mit 
Erläuterungen  in  allgemeinverständ- 
licher Darstellung.  Oldenburg  u.  Ber- 
lin 1919.  Gerhard  Stalling.  34  S. 
.Ä   1,80. 
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H  a  s  s  e  r  t ,  Prof.  Dr.  Kurt,  Wesen 
und  Bildungswert  der  Wirtschafts- 
geographie. (Geographische  Abende 
im  Zentralinstitut  für  Erziehung  und 
Unterricht  8.  Heft.)  Berlin  1919. 
E.  S.  Mittler  und  Sohn.   36  S.    .K  1,60. 

Hurd,  Percy,  Canada,  Past,  Prä- 
sent and  Future.  (British  Empire 
Section.  Vol.  V.)  London  (1918). 
George  Allen  &  Unwin.     64  S. 

Ibanez  de  Ibero,  C,  L'AlIe- 
magne  de  la  defaite.  Paris  1919. 
Librairie  Marcel  Ri viere  &  Cie.  160  S. 
Fr.  4, — .  —  Verf.,  der  Deutschland  als 
Berichterstatter  des  „Echo  de  Paris" 
1919  bereist  hat,  versucht  ein  Bild 
des  neuen  Deutschland  in  politischer, 
wirtschaftlicher  und  sozialer  Hinsicht 
zu  entwerfen.  hg. 

fndian  Geology  and  Physi- 
cal  Geography  with  anAn- 
notated  Index  of  Minerals 
of  Economic  Value,  A  Bi- 
bliography  of  — .  Compiled  by  T. 
H.  D.  La  Touche,  M.  A.  Published 
by  Order  of  the  Government  of 
India.  Teil  II :  An  Annotated  In- 
dex of  Minerals  of  Economic  Value. 
Calcutta  1918,     II,  490  S. 

Kaurimsky,  Dr.  E.  Ery  da  von, 
Jugoslawien.  I.  Teil:  Bevölkerung, 
Agrarpolitische  Verhältnisse,  Acker- 
bau .Viehzucht, Forstwirtschaft.  (Tages- 
fragen der  Auslandswirtschaft.  Heft  i.) 
Berlin  1919.   Auswärtiges  Amt.   36  S. 

Kirkpatrick,  F.  A.,  South  Ame- 
rica and  the  War.  Being  the  Sub- 
stance  of  a  Course  of  Lectures  deli- 
vered  in  the  University  of  London, 
King's  College  under  the  Tooke  Trust 
in  the  Lent  Term  1918.  Cambridge 
1918.  University  Press.  VII,  79  S.  — 
Die  Schrift  kritisiert  die  deutsche 
Arbeit  in  Südamerika,  charakterisiert 
die  Wirkungen  des  Krieges  auf  die 
südamerikanischen  Republiken  und 
skizziert  die  Ideen  des  Panamerika- 
nismus,  dessen  Bedeutung  sehr  hoch 
eingeschätzt  wird.  hb. 

Krause,  Dr.  Otto  A.,  Argenti- 
niens Wirtschaft  während  des  Welt- 
krieges. Ihre  Bedeutung  für  die  deut- 
sche Volkswirtschaft  und  Auswande- 
rung. Mit  vielen  Tabellen.  Berlin  1919. 
Dietrich  Reimer.  134  S.  JL  6, — .  — 
Im  I.  Teil  wird  geschildert,  wie  sich 
die  argentinische  Finanzwirtschaft  auf 


die  durch  den  Krieg  veränderte  Lage 
des  internationalen  Geldmarktes  um- 
stellte. Wichtig  sind  eine  Reihe  von 
Gesetzen,  durch  welche  der  argentini- 
sche Staat  sich  neue  Einnahmequellen 
öffnete,  und  die  alle  im  Jahre  1918 
erlassen  wurden,  vor  allem  die  Er- 
hebung von  Ausfuhrabgaben,  durch 
die  der  Staat  in  Form  eines  reinen 
Finanzzolles  die  außerordentliche  Preis- 
steigerung, welche  der  Krieg  für  fast 
alle  Ausfuhrprodukte  Argentiniens  ge- 
bracht hatte,  zu  erfassen  sucht.  Im 
2.  Teil  wird  bei  Behandlung  der  Ver- 
änderungen im  Außenhandel  gezeigt, 
wie  die  Eroberung  des  deutschen  Ab- 
satzgebietes durch  die  Entente  aus- 
blieb, statt  dessen  aber  die  Nord- 
amerikaner weitgehend  Fuß  faßten. 
Die  Darstellung  wird  durch  reiches 
Zahlenmaterial  (69  Tabellen  und  3 
Tafeln  im  Anhang)  ergänzt.  ews. 
Laspiere,  J.  Tribot,  Comment 
s'est  fait  l'amenagement  des  chutes 
d'eau  en  France.  (Extrait  du  ,,G6nie 
Civil"  des  8,  15  et  22  octobre  1918.) 
Paris  1918.  Publications  du  Journal 
,,Le  G^nie  Civil".     39  S. 

Leyes,  Decretos  y  Resolu- 
0  i  o  n  e  s ,  Resumen  cronolögico  de  — , 
referentes  a  materia  minera  y  a  asun- 
tos  que  se  relacionan  con  las  fun- 
ciones  de  la  Direccion  General  por 
Juan  R.  Montes  de  Oca.  —  Antece- 
dentes  legislativos  y  organizaciön  del 
ramo  de  minas  en  la  repüblica  por  el 
Ing.  Carlos  E.  Velarde.  (Ministerio 
de  Agricultura  de  la  Naciön.  Direc- 
cion general  de  Minas,  Geologla  e 
Hidrologia.  Boletin  No.  10.  Serie  A 
[Minas].)      Buenos  Aires  1918.     98  S. 

M  i  1 1  e  r  -  S  u  r  r  e  y  ,  N.  M.,  The  Com- 
merce of  Louisiana  during  the  French 
Regime,  1699 — 1763.  (Studics  in 
History,  Economics  and  Public  Law. 
71.  Bd.,  Nr.  I.)  New  York  1916. 
Columbia  University.  476  S.  $  4, — . 
Der  geographische  Umfang  Loui- 
sianas, seine  Verkehrsmöglichkeiten 
und  die  sonstigen  Bedingungen,  auf 
denen  sich  der  Handel  in  der  ange- 
gebenen Zeit  aufbaute,  werden  einge- 
hend geschildert.  Im  Vordergrund 
steht  der  Warenaustausch  mit  Frank- 
reich (dem  Pelzhandel  ist  ein  eigenes 
Kapitel  gewidmet),  doch  sind  auch  der 
einheimische  Handel    sowie    der  mit 
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Nachbarstaaten,  wie  Mexiko,  Texas, 
Florida  berücksichtigt.  Der  Schluß 
des  Buches  beschäftigt  sich  mit  den 
Methoden,  durch  welche  Frankreichs 
großer  Nebenbuhler,  England,  trotz 
des  ständig  gespannten  Verhältnisses 
EW  Frankreich,  in  Louisiana  festen 
Fuß  zu  fassen  suchte.  hg. 

Mineral  Production  ofCa- 
n  a  d  a  ,  Annual  Report  on  the  — , 
for  the  Calendar  Ycar  1915  and 
1916.  (Canada.  Department  ofMines.) 
Ottawa  1917  u.  1918.  Government 
Printing  Bureau.  364,  343  S.  — 
Die  amtliche  kanadische  Bergbau- 
fitatistik  ist  nach  den  drei  Gruppen: 
Erze,  Nichtmctallische  Produkte,  Stei- 
ne und  Erden  übersichtlich  geordnet 
und  enthält  in  üblicher  Weise  nach 
kurzen  zusammenfassenden  General- 
übersichten eingehende  Spezialnach- 
weisungen.  wp. 

O  b  e  r  s  c  h  1  e  s  i  e  n  und  seine  Be- 
deutung für  die  deutsche 
Volkswirtschaft.  Herausgeg. 
T.  d.  Freien  Vereinigung  zum  Schutze 
Oberschlesiens.  12  graphische  Dar- 
stellungen.    40  S. 

Official  Year  Book  of  South 
Wales,  1917,  The  — .  Published 
by  Authority  of  the  Government  of 
New  South  Wales.  Sydney  1918.  843  S. 
sh.  2/6  net. 

Olberg,  Paul,  Briefe  aus  Sowjet- 
Rußland.  Stuttgart  1919.  J.  H.  W. 
Dietz  Nachf.     146  S.      .«.  3,50. 

Osten,  Der  — .  Zeitschrift  für  die 
östliche  Wirtschaft.  Probenummer. 
Hauptschriftleitung  Dr.  Hermann  Stei- 
nert,  Danzig.  Erscheint  wöchentlich. 
Bezugspreis  für  das  Inland  X  7,50, 
für  das  Ausland  JL  10, —  vierteljährlich. 
Danzig.  Schwital  &  Rohrbeck.  — 
Die  neue  Zeitschrift  erscheint  wöchent- 
lich. Sie  bringt  kleine  Aufsätze  und 
kurze  wirtschaftliche  Nachrichten  aus 
den  einzelnen  Ländern  des  Ostens. 

Petzold,  Kurt,  Ist  Obcrschlesien 
deutsch  oder  polnisch  ?  Eine  Unter- 
suchung im  Sinne  der  Wilsonschen 
Grundsätze.  Breslau  1919.  Presse- 
stelle des  Volksrats  zu  Breslau.     40  S. 

Polen.  Entwicklung  und  gegenwär- 
tiger Zustand.  Bern  1918.  Haller. 
XIV.  1039  S. 

Presse  fran9aise  et  6tran- 
gÄre    et     du     monde    politi- 


q  u  e  ,    Annuaire    de   la  — .      Edition 
de  1919.     37.  Jahrg.     Paris.  CCXXIV, 

1533  s. 

Privy  Council  for  Scienti- 
fic and  Industrial  Re- 
search for  the  Year  1918 
— 1919,  Report  of  the  Committee 
of  the  — .  (Cmd.  320.)  London  1919. 
Published  by  H.  M.'s  Stationery  Office. 
94  S.  6  d.  net.  —  Übersicht  über  die 
Bestrebungen  und  Leistungen  auf  dem 
vor  dem  Kriege  in  England  so  sehr 
vernachlässigten  Gebiet  der  industri- 
ellen Forschung  während  des  Bericht- 
zeitraumes 1918 — 19 19.  If. 

Reinhard,  Prof.  Dr.  R.,  Weltwirt- 
schaftliche und  politische  Erdkunde 
in  ausgewählten  Kapiteln.  Mit  50 
Karten,  Skizzen,  graphischen  Dar- 
stellungen u.  I  Tafel:  Die  Wege  der 
Weltschiffahrt.  Breslau  1919.  Ferdi- 
nand Hirt.     140  S.      JL  3, — . 

Renaissance  economique  de 
1  a  Beige,  La  — .  Fascicule  X : 
Rcconstitution,  developpement  et 
amelioration  de  l'elevage  beige,  par 
Prof.  Fraiteur.  —  La  Belgique  et  le 
commerce  international  des  animaux 
domestiques  avant  la  guerre,  par  Al- 
bert Henry.  (CoUection  d'etudes  pu- 
bliees  par  le  Credit  Anversois.)  Brüssel. 
Imprimeur  du  Roi.     VIII,  65  S. 

Rotterdamer  Handelskam- 
mer. Auszug  aus  dem  Jahresbericht 
1918.  Aus  dem  Holländischen  über- 
setzt.    XVI,  238,  5  S. 

Schär  Dr.  hon.  c.  Johann  Fried- 
rich, Prof.  u.  Direktor  des  handels- 
wissenschaftlichen Seminars  a.  d  Han- 
delshochschule Berlin,  Allgemeine  Han- 
delsbetriebslehre. I.  Teil.  (Hoch- 
schul-Bibliothek.  11.  Bd.)  Leipzig 
1918.  G.  A.  Gloeckner.  XXXII, 
441  S.     Geb.    JL  13,50. 

Schmidt-Klugkist, Wilhelm, 
u.  Dr.  phil.  Christian  Grote- 
w  o  1  d  ,  Argentinien  in  geographi- 
scher, geschichtlicher  u.  wirtschaft- 
licher Beziehung.  Teil  I.  2.  umge- 
arb.  u.  verm.  Aufl.  Hannover  1919. 
Hahn.  XVI,  178  S.  A  15,—.  —  Im 
vorliegenden  i.  Teil  wird  die  physische 
und  politische  Geographie  des  Landes 
behandelt  und  seine  Geschichte  kurz 
dargestellt;  er  enthält  gegenüber  der 
I.  Auflage  nichts  Neues.  ews. 
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Spanien.  Zeitschrift  für  Auslands- 
kunde, Organ  des  Verbandes  Deutsch- 
land— Spanien,  herausgeg.  vom  Ibero- 
Amerikanischen  Institut  Hamburg. 
Hamburg.  Walter  Bangert.  Jährlich 
4  Hefte.  Jt  7,50.  —  Das  bisherige 
Verbandsorgan  deutsch-spanischer  Ver- 
einigungen erscheint  erweitert  unter 
obigem  Titel;  es  will  in  gleicher  Weise 
Kenntnis  der  kulturellen  wie  der  wirt- 
schaftlichen Zustände  Spaniens  ver- 
breiten. Neben  Aufsätzen  enthält  es 
in  jedem  Heft  auch  Nachrichten,  welche 
in  Spanien  aktuelle  wirtschaftliche 
Probleme  behandeln.  hg. 

Statement  exhibiting  the 
Moral  and  Material  Pro- 
gress  and  Condition  of  In- 
dia    during   the    Year    1917 — 

1918.  (East  India  [Progress  and  Con- 
dition] No.  54.)  London  1919.  Publi- 
shed  by  H.  M.'s  Stationery  Office. 
XII,  220  S.  2  sh.  —  In  5  Kapiteln: 
I.  India  and  the  War,  II.  The  Po- 
litical  Record,  III.  The  Economic 
Background,  IV.  Some  Lines  ot  Ad- 
vance.  Moral  and  Material,  V.  Some 
Governmental  Activities,  wird  Eechen- 
schaft  über  die  Entwicklung  des  ab- 
gelaufenen Jahres  abgelegt.  Das  wich- 
tige 3.  Kapitel  basiert  auf  Material 
der  Departments  für  Finanzen,  Handel 
und  Industrie  sowie  auf  dem  Bericht 
der  Indian  Industrial  Commission. 
Im  Anhang  sind  die  Vorschläge  für 
die  indische  Verfassungsrelorm  veröf- 
fentlicht.    Vgl.  dieses  Heft    S.  410. 

hg. 
Statesma  n's  Year  Book,  The  — . 
Statistical    and    Historical    Annual  of 
the  States  of  the  World  for  the  Year 

1919.  Edited  by  Sir  John  Scott  Keltie 
and  M.  Epstein.  56.  Jahrg.  London 
1919.    Macmillan  &  Co.    LH,  1476  S. 


Statistisk    Arsbok    för    Sve- 

rige    sjätte  ärgangen    1919  utgiven 

av    Kungl.    Statistiska    Centralbyrän. 

Stockholm    1919-        P.    A.    Norstedt 

&   Söner.     XI,  316  S. 

Trade  of  Australia  forthe 
Year  1918,  Report  on  the  — . 
By  Mr.  S.  W.  B.  McGregor.  H.  M.'s 
Senior  Trade  Commissioner  in  Au- 
stralia. (Trade  of  Australia.)  (Cmd. 
351.)  London  1919.  Published  by 
H.  M.'s  Stationery  Office.  62  S. 
3  d.  net. 

Tulinius,  Thorarinn,  Islands 
udvikling  og  okonomiske  fremtids- 
betydning,  (Dansk-Islandsk  samfunds 
smaaskrifter  No.  5.)  Kopenhagen 
1918.   Andr.  Fred.  Host  &  Sons.   24  S. 

U.  R.  S.  A.  The  United  Russia  Socie- 
ties  Association.  Proceedings.  Vol.  I 
(1917 — 1918).  London  1919.  David 
Nutt.  261  S.  —  Enthält  eine  Aufsatz- 
sammlung von  in  England  lebenden 
Russen  und  von  Engländern,  welche 
die  englisch-russischen  Beziehungen 
zu  fördern  wünschen.  Neben  russi- 
scher Literatur  und  Musik  behandeln 
einige  der  Aufsätze  auch  wirtschaft- 
liche und  politische  Probleme,     hg. 

Verrill,  A.  Hyatt,  South  and 
Central  American  Trade  Conditions 
of  Today.  New  and  revised  edition 
with  complete  information  to  1919. 
New  York  1919.  Dood,  Mead  &  Co. 
XII,  212  S.  —  Ein  praktisches  Hand- 
buch, das  dem  nordamerikanischen 
Exportkaulmann  Winke  gibt,  wie  er 
moralische  und  wirtschaftliche  Er- 
oberungen auf  dem  südamerikani- 
schen Markte  machen  kann.  Ein  An- 
hang enthält  Angaben  über  Außen- 
handel und  wirtschaftliche  Lage  sämt- 
licher Süd-  und  mittelamerikanischer 
Republiken.  ews. 


3.  Bcvölkerungs-,  Rassen-  und  Rcligionsforschung,  Bevölkerungs- 
politik, Soziologie. 

Bonwetsch,  Dr.   Gerhard,    Geschichte    der    deutschen    Kolo- 
nien an  der  Wolga.    (Schriften  des  Deutschen  Auslands-Instituts 
Stuttgart.  2.)     Stuttgart  1919.     J.  Engelhom.     132  S.     M  3,20. 
Der  Name  des  Verf.  hat  besteh  Klang  in  der  Geschichte  der  Wolga- 
kolonisation ;  Pastor  G.  N.  Bonwetsch   und  sein  Vater  (aus  der  Basler 
Missionsanstalt)  sind   Seelsorger  dort  gewesen  und  haben  manch  gemein- 
nütziges Werk  geschaffen;  der  Sohn,  resp.  Enkel,  scheint  zwar  diese  Kolo- 


Bevölkerungs-,  Rassen-  und  Religionsforschung,  Bevölkerungspolitik,  Soziologie,   ogg 


nien  nur  wenig  aus  eigener  Erfahrung  zu  kennen,  hat  aber  dafür  auf  Grund 
aller  erreichbaren  Quellen  und  mündlicher  Tradition  eine  sehr  anschauliche 
Geschichte  dieser  Kolonien,  Ihrer  ersten  schHmnien  Notjahre,  ilirer  Blüte- 
zeit, ihres  Niederganges  zusammengestellt.  Im  ersten  Abschnitt  werden 
die  Anfänge  des  von  Katharina  II.  groß  angelegten  imd  energisch  geförderten 
AnsiedlungvSwerkes  geschildert,  1762 — 1767  (S.ii  im  Titel  falsch:  1792 — 1796), 
wie  es  deutsche  Kleinstaaterei  begünstigte  und  hemmte;  eigene  Wege  ging 
dabei  die  Hermhuter  Gründung  Sarepta  bei  Zarizyn  am  Wolgaknie.  Der 
zweite  Absclinitt  handelt  von  der  Blütezeit  der  Kolonien,  1797 — 1845; 
Katharinas  Erwartimgen  haben  sich  allerdings  nidit  erfüllt,  die  Kolonien 
sind  niclit  nur  bloß  Ackerbaukolonien  geblieben,  haben  weder  Industrie 
noch  Handel  geschaffen,  haben  nicht  einmal  „eine  neue  Note  in  das  russische 
Wirtschaftsbild  gebracht",  sondern  haben  von  den  Russen  gelernt,  schließ- 
lich sogar  deren  kulturfeindlichen  Mir  (,, Gemeindebesitz")  übernommen 
imd  nur  durch  deutschen  Fleiß  vmd  Sparsamkeit,  die  sie  freilich  auch  sehr 
am  imrechten  Ort,  gegen  Schule  xmd  Lehrer  stets  übten,  ihren  Besitz  hoch- 
gebracht. Der  scheinbar  imerscliöpfliche  Bodenreichtum  erhielt  sie  beim 
Raubbau  und  der  Mir  machte  jede  Neuenmg,  jede  intensive  Wirtschaft  un- 
mögHch.  So  setzte  bei  der  Erschöpfimg  des  Steppenbodens  imd  der  starken 
Vermehrung  der  Kolonisten  ihr  Niedergang  ein;  eine  ansehnliche  Auswan- 
derung half  nur  vorübergellend  ab;  die  Not  zwang  zum  Übergang  zur  ratio- 
nelleren Wirtschaft,  was  durch  die  alhuähliche  Beseitigung  des  Mir  ermög- 
licht wurde.  „Bis  zum  Jahre  19 14  dürfte  die  Zahl  der  Deutschen  an  der 
Wolga  600  000  überschritten  haben" ;  die  russische  Schule  und  die  Sprengung 
der  nationalen  Geschlossenheit  durch  russische  Eindringlinge  haben  schon 
lange  vor  19 14  die  weitere,  sichere,  ruhige  Erhaltung  des  nationalen  Charakters 
stark  gefährdet ;  hierzu  trat  planmäßiges  Vorgehen  der  Regierung,  nament- 
licli  seit  1871.  Der  Weltkrieg  und  mit  ihm  die  systematische  Verfolgung 
alles  Deutschtums  haben  dem  Sonderdasein  der  Kolonien  wohl  den  Unter- 
gang gebracht. 

Die  Geschichte  dieser  ihrer  anderthalb  Jahrhimderte  ist  lehrreich,  legt 
trotz  aller  äußeren  und  inneren  Wirren,  aller  Rückständigkeit,  Sektiererei 
imd  dergleichen  ein  glänzendes  Zeugnis  von  Ausdauer  und  Arbeit  ab.  Der 
Verf.  hat  seine  Quellen  wohl  erschöpft ;  er  erzählt  schlicht  und  zeichnet  den 
äußeren  Verlauf  wie  die  inneren  Verhältnisse  gleich  eingehend. 

Prof.  Alexander    Brückner,    Berlin. 


G  u  r  a  d  z  e  ,  Dr.  Hans,  Die  Bevölke- 
rungsentwicklung nach  dem  Kriege. 
(Moniantur  sequentes  Germani  ?)  (Fi- 
nanz- und  Volkswirtschaftliche  Zeit- 
fragen. Heft  61.)  Stuttgart  19 19. 
Ferdinand  Enke.     37  S.      JL  1,80. 

R  u  p  p  i  n  ,  Dr.  Arthur,  Der  Auf- 
bau des  Landes  Israel.  Ziele  und  Wege 
jüdischer  Siedlungsarbeit  in  Palästina. 
Berlin  1919.  Jüdischer  Verlag.  311  S. 
A  8,—. 

Selbstbestimmungsrecht 


der  Deutschen  außerhalb 
des  Reiches,  Schriften  zum  — . 
Herausgeg.  im  Auftrage  des  Vereins 
für  das  Deutschtum  im  Ausland  v. 
Dr.  Paul  Traeger.  Heft  i :  Das  Deutsch- 
tum in  Südtirol.  Von  Dr.  Wilhelm  Roh- 
meder.  Mit  2  Karten.  49  S.  Heft  2 : 
Die  Deutschen  in  Kongreßpolen.  VoA 
Adolf  Eichler.  Mit  i  Karte.  18  S. 
Heft  3 :  Die  Deutschen  in  Wolhynien. 
Von  Pastor  Ernst  Althausen.  12  S. 
Heft  4:   Die  Deutschen  in   der  Buko- 
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Literatur. 


■wina.  Von.  Universitätsprofessor  Dr. 
R.  F.  Kaindl.  Mit  i  Karte.  20  S. 
Berlin  191 9.  Verein  für  das  Deutsch- 
tum im  Ausland. 
Thorbecke,  Franz,  und  Marie 
P  a  u  1  i  n  e  ,  Im  Hochland  von  Mittel- 
Kamerun.        3.    Teil:      Beiträge    zur 


Völkerkund?  des  Ost-Mbamlandes.  Un- 
ter Mitarbeit  von  Theodor  Mollison 
und  Wilhelm  Heinitz.  (Abhandlungen 
des  Ilamburgischen  Kolonialinstitutes. 
XXXXI.  Bd.  Reihe  C.  Bd.  7.)  Ham- 
burg 1919.  L.  Friederichsen  «S:  Co. 
XII,   178,  20  S. 


4.  Wirtsdiaftlidie  Unternehmungen  und  Tcdinik 
des  Gesdiäftslcbens. 


Eveil  de  l'esprit  public,  L' — . 
Extrait  du  Bulletin  de  la  Societe  de 
rindustrie  Minerale.  (Administration 
industrielle  et  generale.  Etudes  pu- 
bliees  sous  la  direction  de  M.  Henri 
Fayol.)  Paris  1918.  H.  Dunod  & 
E.  Pinat.  289  S.  Fr.  4,—.  —  Die 
Schrift  behandelt  die  wissenschaftliche 
Betriebsführung  in  mannigfachen  An- 
wendungsmöglichkeiten unter  starker 
Betonung  der  Unternehmer-  und  Füh- 
rereigenschaften der  Leiter.         hb. 

Export  Trade  Directory, 
1919 — 1920.  Compiled  under  the 
Supervision  of  B.  Olney  Hough. 
(American  Exporter.  6.  Ed.)  New 
York  (191g).  Johnstou  Export  Pu- 
blishing Co.     639  S. 

Frey,  John  P.,  Die  ,, Wissenschaft- 
liche Betriebsführung"  und  die  Arbeiter- 
schaft. Eine  öffentliche  Untersuchung 
der  Betriebe  mit  Taylor- System  in 
den  Vereinigten  Staaten  von  Nord- 
amerika. Übersetzt  von  Ed.  Bres- 
lauer. Leipzig  1919.  P.  E.  Lindner. 
71   S.      Ji  3,—. 

Green's  danske  fonds  og 
aktier  1919.  Udgivet  og  redigeret 
af  H.  Green  og  H.  Stein.  I.  Bd.: 
Fonds,  banker,  trafik-  og  assurance- 
aktieselskaber.  IL  Bd. :  Industri-, 
handeis-,  ejendoms-  og  andre  aktie- 
selskaber.  Kopenhagen  191 9.  O.  C. 
Olsen  &  Co.    XX.  896;  XLVI.  984  S. 

Immelen,  Max,  Die  italienischen 
Aktiengesellschaften  im  zweiten  Halb- 
jahr 191 8.  (Tagesfragen  der  Aüslands- 
wirtschaft.  Heft  2.)  Berlin  1919.  Aus- 
wärtiges Amt.  63  S.  JL  2, — .  — 
Enthält  eine  nach  der  ,,Rivista  delle 
Societä  Commerciali",  vom  März  1919, 
bearbeitete  Zusammenstellung  der 
Neugründungen  und  Kapitalverände- 
rungen von  italienischen  Aktiengesell- 


schaften während  des  zweiten  Halb- 
jahres 1918.  rm. 

Norske  obligationer  og  ak- 
tier utgit  av  Carl  Kie- 
r  u  1  f  &  Co.,  Haandbok  over  — . 
ii.Utgave.  Kristiania  191 9.  Arbei- 
dernes  Aktietrykkeri.       XVI,      560  S. 

Saling's  Börsen-Jahrbuch 
für  1919/1920.  Ein  Handbuch  für 
Bankiers  und  Kapitalisten.  Bearbeitet 
v.  Ernst  Heinemann,  Dr.  Georg  Ti- 
schert,  John  Weber.  [Saling's  Börsen- 
Papiere.  2.  (finanzieller)  Teil.  (Ber- 
liner Börse.)  43.  Aufl.]  Berlin  und 
Leipzig  1919.  Verl.  f.  Börsen-  u. 
Finanzliteratur.  LXXIII,  2257,  80  S. 
Geb.    JL  48, — . 

Schweizerisches  Export- 
Jahrbuch.  Nationales  Adreßbuch 
für  Handel  und  Industrie  der  Schweiz. 
Herausgeg.  v.  Dr.  A.  Haas  und  A. 
Diem.  III.  Ausgabe.  Zürich  (1919). 
Verl.  Schweizer  Exporteur.  96, 
180,  18,  17,  20  S.  und  1326  Anzeigen. 
(Vgl.  „W.  A."  10.  Bd.,  S.97.) 

Taylor,  Dr.  Frederick  Win- 
slow,  Die  Grundsätze  wissenschaft- 
licher Betriebsführung  (The  Principles 
of  Scientific  Management).  Deutsche 
autorisierte  Ausg.  v.  Dr.  Rudolf 
Roesler.  14. — 18.  Tausend.  München 
u.  Berlin  1919.  R.  Oldenbourg.  XXIX, 
156  S. 

Textile  M  a  n  u  f  a  c  t  u  r  e  r  Y  e  a  r 
Book  191 9,  The  — .  Manchester. 
Emmott  &  Co.     267  S. 

Werkzeugmaschinen-Indu- 
strie für  Metall-und  Holz- 
bearbeitung, Adreßbuch  der 
deutschen  — .  Nebst  einem  Liefe- 
rantenverzeichnis und  Export-  und 
Bezugsquellen-Nachweiser.  2.  Ausg. 
Leipzig  1919.  Alwin  Fröhlich.  180  S. 
Geb.  X  12, — . 


Verkehrswesen.  aqj 


B  i  r  k  ,  Prof.  ^ipl.-^ng.  Alfred, 
Österreichs  Anteilnahme  an  der  Ent- 
wicklung des  Verkehrswesens,    (öster- 


5.  Verkehrswesen, 

Ä.  Allgemeines. 

reichische  Bücherei.  12.  Bändchen.) 
Wien  und  Leipzig  (1919).  Carl  From- 
me.    94  S.      Jk  1,20. 


B.  Seeverkehr,  Kanal-  und  Flußverkehr. 

Teubert,  Oskar,  Die  Binnenschiffahrt.  Ein  Handbuch  für  alle 
Beteiligten,  i.  Bd.:  Mit  538  Abbildungen  und  7  Wasserstraßenkarten. 
2.  Bd.:  Mit  200  Abbildungen.  Leipzig  191 2  und  1918.  W.  Engelmann. 
VII,  664;   IX,  645  S.     M  36,—. 

Die  über  die  Biimenscliiffahrt  vorhandenen,  zum  Teil  recht  umfang- 
reichen vmd  wertvollen  Veröffentüchxmgen  befassen  sich  in  der  Regel  mit 
Einzelfragen  oder  behandeln  Sondergebiete  technischer  oder  wirtschaft- 
Hcher  Nattu:  und  sind  an  vielen  Stellen  in  Werken  vmd  Zeitschriften  ver- 
streut. Es  fehlte  bisher  an  einem  das  ganze  Gebiet  in  kurzer,  gemeinver- 
ständlicher mid  erschöpfender  Darstellung  umfassenden  Handbuche.  Diese 
Lücke  auszufüllen,  ist  das  vorhegende  Werk  bestimmt. 

Der  Verfasser  hat  während  seines  langen  Beruislebens  immer  in  engster 
Verbindung  mit  der  Binnenschiffahrt  gestanden  und  ihr  seine  ganze  Arbeits- 
kraft gewidmet.  Er  war  nicht  nur  einer  der  hervorragendsten  deutschen 
Wasserbautechniker,  sondern  auch  ein  genauer  Kenner  aller  wirtschafthchen 
und  verwaltmigstechnischen  Beziehungen  der  Binnenschiffahrt.  Alles  was 
mit  üir  zusammenhängt  und  was  ihr  dienlich  ist,  hat  er  aus  nächster  Nähe 
gesehen  und  mit  regster  persönlicher  Anteilnahme  verfolgt  und  gefördert. 
Auf  vielfachen  Reisen  im  In-  und  Auslande  vmd  auch  als  regelmäßiger,  tätiger 
Teilnehmer  an  den  großen  zwischenstaatlichen  Schiffahrtskongressen  lernte 
er  die  Wasserstraßen  vmd  die  Verhältnisse  der  Binnenschiffahrt  der  ver- 
schiedenen Länder  aus  eigenster  Anschauung  kennen.  Teubert  war 
daher  der  geeignete  Mami,  ein  das  ganze  Gebiet  miifassendes  Werk  zu 
schaffen.  Es  ist  der  Schlußstein  seines  Lebens  geworden.  Die  Vollendung 
der  Drucklegvmg  sollte  er  nicht  mehr  erleben;  als  er  die  letzten  Sätze 
niederschreiben  wollte,  hat  der  Tod  ihm  die  Feder  aus  der  Hand  genommen. 

Das  Werk  ist  in  zwei  Bänden  herausgegeben,  von  denen  der  erste,  be- 
reits vor  einigen  Jahren  erschienene,  in  zwei  Teilen  die  geschichtliche  Ent- 
^vicldvmg  mvd  die  Fahrzeuge  der  Binnenschiffahrt  behandelt.  Der  erste  Teil 
gibt  ein  außerordenthch  lebensvolles  Bild  von  den  mancherlei  Wandlungen, 
welche  die  Binnenschiffahrt  im  Laufe  der  Zeit  erfahren  hat,  von  dem  Werden 
und  Waclisen  des  vorhandenen  Wasserstraßennetzes  und  der  verschiedenen 
Wasserstraßen  im  einzelnen  und  in  ihren  Beziehmvgen  zu  der  Gesamtheit. 
In  besonderen  Abschnitten  kommen  die  Entwicklung  der  Abgabenerhebung 
bis  in  die  neueste  Zeit,  die  Entstehvmg,  Ziele  und  Aufgaben  der  großen  zwi- 
schenstaatlichen Schiffahrtskongresse,  die  Binnenschiffahrt  auf  dem  Wiener 
Kongreß,  die  Scliiffahrtsakte  vmd  ihre  Bedeutung  für  den  Wasserverkehr, 
die  Anteilnalime  der  staathchen  und  privatvvirtschafthchen  Verwaltungen 
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und  Verbände  an  der  Entwicklung  der  Binnenschiffahrt  usw.  zu  eingehender 
Darstellung 

Im  zweiten  Teil  des  ersten  Bandes  behandelt  der  Verfasser  die  zurzeit 
vorhandenen  Schiffstypen  in  allen  größeren  in  Frage  kommenden  Kultur- 
staaten. Die  kurz  und  treffend  gehaltene  Schilderung  wird  in  vorzüglicher 
Art  durch  gute,  in  den  Text  gedruckte,  zahlreiche  Zeichnxmgen  und  Linien- 
risse der  verschiedenen  Schiffsformen  erläutert.  Auch  die  mit  eigener 
Kraft  fahrenden  Schiffe,  die  Fortbewegxmgsmittel,  die  Dampfschiffe,  die 
Gasmaschinen  tmd  die  Kraftschiffe  mit  elektrischem  Antrieb  werden  bis 
in  die  Neuzeit  eingehend  behandelt.  Besonders  die  beiden  letzteren  Arten 
von  Fahrzeugen  befinden  sich  zurzeit  noch  sehr  in  der  Entwicklimg,  so  daß 
hier  ein  abschließendes  Urteil  kaum  möghch  ist.  Die  Bedeutung  aber,  welche 
diese  Mascliinen  für  die  Schiffahrt  schon  jetzt  haben  und  unzweifelhaft  in 
viel  höherem  Maße  noch  in  der  nächsten  Zukunft  erlangen  werden,  wird 
gebührendermaßen  klar  hervorgehoben.  Eingehende  Reclmimgen  und  lange 
Avissenschaftliche  Erörterungen  würden  dem  Charakter  des  Werkes  als  Hand- 
buch nicht  entsprechen  und  sind  daher  auf  das  imbedingt  notwendige  Maß 
beschränkt. 

Der  zweite  Band,  dessen  Fertigstellung  durch  mancherlei  ungünstige 
Umstände,  Krankheit  des  Verfassers,  und  ganz  besonders  durch  die  Kriegs- 
zeit zwar  verzögert,  aber  nun  doch,  nicht  zum  wenigsten  auch  dank  der  tat- 
kräftigen Arbeit  des  Verlages,  einwandfrei  ermögUclit  wiurde,  gibt  zunächst 
eine  allgemeinverständhche  Darstellimg  der  technischen  Ausgestaltung  und 
Ausrüstung  der  Binnenwasserstraßen  und  -häfen  und  befaßt  sich  im  übrigen 
hauptsächlich  mit  den  die  Binnenschiffahrt  angehenden  wirtschaftlichen 
Fragen.  —  Aus  den  Versuchen  über  den  Schiffswiderstand  ergeben  sich 
die  Forderungen  für  die  Fortbewegimg  des  Schiffes,  die  erforderhche  Schlepp- 
kraft, die  günstigste  und  zweckmäßigste  Form  imd  Größe  des  Schiffes, 
für  Art  und  Zusammensetzung  des  Schleppzuges  und  für  die  Geschwindigkeit 
und  Dauer  der  Reise.  Eine  umfangreiche,  sorgfältig  durchgearbeitete  Tafel 
stellt  alle  wichtigeren  Fahrtverbindungen  auf  den  deutschen  Binnenwasser- 
straßen nach  I/änge  imd  Reisedauer  zu  einer  Art  von  Schiffskursbuch  zu- 
sammen. Besonders  eingehende  Behandlimg  erfährt  der  gewerbliche  Be- 
trieb der  Binnenschiffahrt.  Ausgehend  von  den  Bestimmungen  des  Binnen- 
schiffahrtsgesetzes werden  die  Anforderungen  an  Schiff  und  Schiffsmann- 
schaft, an  Ladung  und  F'ührimg  erörtert:  Schiffsbrief,  Schiff.shypotheken, 
Schiff spatent  und  Schiffsregister,  Befähigungsnachweis,  Schifferschulen  und 
Schifferprüfung,  soziale  Fürsorge,  Nacht-  imd  Sonntagsruhe,  Kranken-, 
Alters-,  Invahden-  imd  Unfallversicherung  der  Schiffer;  das  Frachtgeschäft 
in  all  seinen  Beziehungen,  die  PfHchten  und  Rechte  des  Frachtführers,  der 
Frachtbrief,  Ladeschein,  Schiffsmakler  und  Schifferbörsen,  Lösch-  und  Lade- 
zeiten, Handelsgebräuche;  das  Schleppgeschäft,  HaftptHcht  des  Fracht- 
untemehmers,  Haverei  und  Havereiverteilung,  die  Versicherung  von  Schiff 
und  Ladung,  Transportversicherungsgesellschaften,  Versicherungstarife  usw. 
finden  gebührende  Würdigung.  Ein  weiterer  inhaltreicher  Abschnitt  be- 
schäftigt sich  mit  Groß-  und  Kleinbetrieb,  Großschiffer  und  Einzelschiffer, 
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Wettbewerb  xmd  Zusammenschluß  der  Groß-  imd  Kleinschif fahrt,  Trans- 
portgenossenschaften,  Reedereien  auf  den  einzelnen  Wasserstraßen,  mit 
dem  Rheinischen  Kohlenkontor  mid  Kleinbetrieb.  Sehr  bedeutungsvoll  sind 
Teuberts  Ausführungen  über  die  Selbstkosten  der  Binnenschiffahrt  im 
Betriebe  des  Lastschiffes  ohne  eigene  Triebkraft  imd  im  Schleppbetriebe, 
über  die  Frachtenbildung,  Schlepplöhne,  Höhe  der  Frachten  auf  den  ein- 
zelnen deutschen  Wasserstraßen,  Gewinn  der  Biimenschiffahrt,  Schiffahrts- 
gesellschaften, Wasserfracht  und  Eisenbahnfracht. 

Im  Schlußteil  kommt  das  Verhältnis  der  Binnenschiffahrt  zum  Staate 
zu  Worte.  Er  behandelt  das  Eigentum  an  den  Wasserstraßen,  das  Wasser- 
gesetz, die  Wasser-  imd  Schiffahrtpohzei,  Schiffahrtsabgaben  und  deren 
Erhebimg,  Tarife,  Monopolbetrieb  und  in  einem  Anhang  einige  Angaben 
aus  der  Verkehrsstatistik.  —  Alles  dies  in  knapper,  treffender  Sprache  dar- 
gestellt, diu-ch  viele  gute  Zeichmmgen  und  Zahlentafeln  erläutert,  trotz  der 
Schwierigkeiten  der  jetzigen  Zeit  vom  Verlage  dankenswerterweivSe  aus- 
gestattet mit  schönem,  klarem  Druck,  welcher  durch  verschiedene  Größe 
der  Buchstaben  das  Allgemeinwichtige  von  dem  mehr  örthch  Bedeutsamen 
auch  äußerhch  erkennbar  sclieidet,  macht  das  Werk  bei  handhcher  Form, 
seiner  Bestimmimg  entsprechend,  tatsächlich  zu  einem  Handbuch  im  besten 
Sinne  des  Wortes:  ,,für  alle  Beteiligten",  die  in  dem  Buchef  zuverlässige 
Auskimft  über  sämtliche  einschlägigen  Fragen  finden.  Das  Werk  ist  daher 
^uf  das  angelegentlicliste  zu  empfehlen. 

Wilhelm    Sievers,    Berlin-Wilmersdorf. 


Cloarec,  Paul,  L.a  renaissance  de 
notre  marine  marchande.  2.  Edition. 
Paris  (igig).  Librairie  Plön.  IX, 
256  S.  —  Der  Verfasser  begründet 
eingehend  die  Notwendigkeit  einer 
Reform  des  Seehafenwesens,  des  Schiff- 
baues und  der  Ausbildung  von  Schiffs- 
mannschaften, jh. 

Movimento  della  naviga- 
zione  del  regno  d'Italia 
neir  anno  1916.  (Ministero  delle 
finanze.  Direzione  generale  delle  ga- 
beile. Ufficio  trattati  e  legislazione 
doganale.)  Rom  191 7.  Vol.  I:  Ta- 
vole  analitiche.  Vol.  II:  Tavole 
riassuntive.  XI,  360;  XXXVI,  555  S. 
Je  L.  4,—. 

Norddeutscher  Lloyd  Bre- 
men. Jahrbuch  1918/1919.  Der 
Krieg  und  die  Seeschiffahrt  unter  be- 
sonderer Berücksichtigung  des  Nord- 
deutschen Lloyd  (V.Teil).  Bremen 
1919.  VI,  419  S.  —  Das  Jahrbuch 
enthält  Spezialabhandlungen  u.  a. 
über  das  Schicksal  der  deutschen 
Handelsflotte,  die  Lohnbewegung  der 
Seeleute  1917/18,  die  Bremische  Bin- 
nenwasserstraßenpolitik und  die  Ver- 


treibung   der 
(Vgl.    „W.  A.' 


Deutschen   aus  China. 
'    14.  Bd.,    S.  105.) 

hm. 


Panama  Canal  for  the  Fis- 
cal Year  ended  June  30, 
191 8,  Annual  Report  of  the  Gover- 
nor  of  the  — .  Washington  1918. 
Government  Printing  Office.  XII, 
392  S.  —  Abgesehen  von  den  regel- 
mäßigen Tabellen  über  den  Kanal- 
verkehr (Appendix  D)  gibt  der  üb- 
liche Bericht  des  Governor  geringes 
wirtschaftliches  Quellenmaterial ;  er 
erschöpft  sich  vielmehr  fast  ganz  in 
rein  verwaltungstechnischen  und  tech- 
nischen Einzelheiten.  eb. 

Schölch,  Ferdinand,  Die  Ge- 
schichte der  Neckarschiffahrt  und  ihre 
Beziehungen  zur  Rhein-,  Main-  und 
Donauschiffahrt.  (Industrie-Bücherei. 
2.  Bd.)  Stuttgart  und  Leipzig  1919. 
Eugen  Wahl.      IV,    81   S.      M.    4,50. 

Seedienst-Schlüssel.  Tele- 
graphisches Handbuch  für  Schiffahrt 
und  Versicherung.  Bearb.  im  Auf- 
trage der  Seedienst- A.-G.  von  Carl 
H.  Mohr  und  Hinrich  Gaede.    i.  Aufl. 
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Hamburg  1919.  Verlag  der  Seedienst- 
A.-G.  636,  XXVI  S.  M  120,—. 
Shipping,  Cargo  and  Pas- 
senger Traffic  in  thePorts 
of  Egypt  and  Suez  Canal 
Transits,  Annual  Return  of  — . 

1918.  (Ports   and    Lighthouses  Ad- 
ministration. Statistical  Office.)  Cairo 

1919.  Government    Press.       36    S. 
P.  T,   10,—. 


Vorst,    Ferd.  van    de,    La  Lloyd 
Royal  beige.     Antwerpen  1919.    16  S. 

Zingäli,  Gaetano,  Soste  Por- 
tuarie  e  giacenze  di  merci.  Contributo" 
statistico  allo  studio  del  problema  del 
porto  di  Genova.  (Studii  di  politica 
finanza  ed  economia.  Pubblicati  a 
cura  della  rivista  dejle  societä  com- 
merciali.)   Rom,   ,,Athenaeum."   28  S. 


C.  Landverkehr.'! 


Biedermann,  S)r.»3ng.  E.,  Das 
Eisenbahnwesen.  3.  verb.  Aufl.  (Aus 
Natur    und     Geisteswelt.      144.   Bd.) 


Leipzig  und  Berlin  1919.    B.  G.  Teub- 
ner.     118  S.      Ji  1,75. 


D.   Post,  Telegraphie,  Telcphonie. 

Hennig,  Dr.  Richard,  Überseeische  Telegraphie  und  aus- 
wärtige Politik.  (Deutsche  Weltwirtschaftliche  Gesellschaft. 
Vereinsscliriften.  Heft  10.)  Berlin  191 9.  Carl  Heymann.  VIII,  114  S. 
M  5, — . 
Das  erste  überseeische  Telegraphenkabel  wurde  im  Jahre  185 1  im  eng- 
lischen Kanal  zwischen  Dover  und  Calais  verlegt.  Das  erste  auf  ihm  be- 
förderte Kabeltelegramm  ging  von  Paris  nach  England,  es  war  in  englischer 
Sprache  verfaßt.  Bis  zum  Jahre  191 3  besaß  das  Weltkabelnetz  eine  Aus- 
dehnimg von  über  ^/g  Mill.  km:  54,27%  davon  befanden  sich  in  englischer 
Hand,  eine  Tatsache,  die  nicht  überraschen  kann,  denn  für  Englands  über 
die  ganze  Erdkugel  Sich  ausbreitenden,  überall  leicht  verletzbaren  Staats- 
organismus war  die  Möglichkeit  eines  beschletmigten  tmd  unabhängigen 
Nachrichten  Verkehrs  mit  dem  Mutterlande  eine  unabweisbare  Debensnot- 
wendigkeit.  Wie  auf  dem  Festlande,  so  erfüllte  auch  im  Überseeverkehr 
der  Telegraph  ursprünglich  tmd  in  erster  Linie  strategische  Aufgaben  der 
Landesverteidigung,  und  für  England  mehr  als  für  alle  anderen  Länder. 
Als  daher  im  Jahre  1875  das  internationale  Recht  sich  des  neuen  Verkehrs- 
instituts zmn  ersten  Male  bemächtigte  (Internationaler  Telegraphenver- 
trag vom  10. /22.  Juli,  dazu  Ausfühnmgs-Übereinkunft,  Londoner  Revision 
vom  10.  Juli  1903),  ujn  den  Überseetelegraphen  dem  privaten  Nachrichten- 
verkehr nutzbar  zu  machen,  geschah  es  unter  ausdrücklicher  Anerkennvmg 
des  Rechts  der  Vertragsstaaten,  ihre  Linien  jederzeit  für  den  Privatverkehr 
zu  sperren:  ein  erstes  Zurückweichen  vor  militärischen  Notwendigkeiten. 
Als  weiterhin  im  Jahre  1884  der  Internationale  Kabelschutz  vertrag  (14.  3. 
84,  Reichsgesetzbl.  1888,  S.  151)  folgte,  ward  es  für  selbstverständlich  an- 
gesehen, daß  die  neuen  Vertragsgrimdsätze  die  Handlungsfreiheit  der  Ver- 
tragsmächte im  Kriegsfalle  nach  keiner  Richtung  hin  beschränkten  (Art.  15). 
Die  Zweite  Haager  Friedenskonferenz  (18.  Oktober  1907,  Art.  54)  erreichte 
nicht  mehr,  als  für  den  Kriegsfall  allein  diejenigen  überseeischen  Kabel  vor 
Zerstörung  zu  schützen,  die  ein  besetztes  mit  einem  neutralen  Gebiete  ver- 
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bänden.    Als  indessen  der  Krieg  wirklich  ausbrach,  fiel  auch  dieser  Rechts- 
gnmdsatz  dahin. 

Das  Problem  des  rechtlichen  Schicksals  der  Überseekabel  im  Kriegs- 
falle hat  in  den  letzten  Jahren  eine  große  Zahl  berufener  Federn  in  Bewe- 
gimg versetzt.  Im  besonderen  Maße  hat  an  der  Klänmg  der  Frage  R. 
H  e  n  n  i  g  ,  der  verdienstvolle  Herausgeber  der  „Weltwirtschaft"  Anteil 
genommen,  dessen  zalilreichen  gediegenen  Veröffentlichimgen  über  den 
Gegenstand  sich  die  vorliegende  neue  Schrift  als  wertvolle  Bereicherxmg  an- 
schließt. Sie  stellt,  nach  des  Verfassers  eigenen  Worten,  gewissermaßen  die 
Quintessenz  aus  seinen  früheren,  in  den  letzten  i6  Jahren  erschienenen  ein- 
schlägigen Einzel  arbeiten  dar  und  ist  der  erste  Versuch,  das  Problem  der 
nationalen  Überseetelegraphie,  namentlich  im^ter  den  Gesichtspimkten 
der  jüngsten  Kriegserfahnmgen,  im  Zusammenhange  darzulegen, 

Daß  bei  einer  so  umschriebenen  Aufgabe  die  englische  Weltkabel- 
hegemonie vorzugsweise  den  einen  Angelpunkt  der  Darstelltmg  bilden  mußte, 
ergibt  sich  nach  dem  Vorausgeschickten  von  selbst.  Der  Verf.  bietet  einen 
äußerst  lelirreichen  Überblick  über  die  Bestrebungen  Deutschlands,  gleich- 
sam als  Vorkämpfer  der  übrigen  vmter  dem  englischen  Druck  leidenden 
Völker,  nicht  der  Vormachtstellxmg  Englands  auf  diesem  Gebiete,  wohl  aber 
dem  Mißbrauche  derselben  die  Spitze  zu  bieten.  Was  in  dieser  Hinsicht  bis 
zum  Ausbruche  des  Krieges  erreicht  wurde,  war  eine  Reihe  ansehnlicher 
Erfolge.  Die  alle  sind  nun  freilich  wieder  dahin.  Dennoch  zeigt  das  Buch 
in  seinem  zweiten  Teile  Wege  und  Ziele  zur  Schaffung  nationaler,  von  Eng- 
land imabhängiger  Welttelegraphenverbindungen  für  die  nichtenglisclien 
Völker  der  Welt:  die  Funkentelegraphie,  die  —  aus  bescheidenen  Anfängen 
1901  hervorgegangen  —  schon  jetzt  soweit  verbessert  worden  ist,  „daß 
künftig  jeder  Versuch  zur  Abschneidimg  eines  Kulturstaates  vom  Welt- 
telegraphenverkehr xmmöglich  mehr  Erfolg  haben  kami." 

Dr.  Erich    Staedler,    Berlin. 

Wireless      Telegraphy      andl     Book  of   — .     London.     The  Wireless 
Telephony      1919,        The     Year  |      Press.     1160  S. 
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des  Güteraustausdies. 


Lusensky,  Wirkl.  Geh.  Rat,  F., 
Der  deutsche  Außenhandel  auf  der 
Grundlage  des  Friedensvertrages.  (Han- 
delspolitische Flugschriften.  Heft  20.) 
Berlin  191 9.  Liebheit  &  Thiesen. 
39  S.  —  Eine  kurze  Darlegung  des 
10.  Teiles  (Wirtschaftliche  Bestim- 
mungen) des  Friedensvertrages.  Die 
Zollbestimmungen,  die  Bestimmungen 
über  Ein-  und  Ausfuhr  und  über  die 
Behandlung  der  Angehörigen  der  geg- 
nerischen Mächte  sind  ebenso  wie  die- 
jenigen über  unlauteren  Wettbewerb 


sowie  über  die  künftige  handelsrecht- 
liche Stellung  Deutschlands  im  Aus- 
land besonders  abgehandelt.  Zum 
Schluß  wird  der  Wunsch  ausgedrückt, 
daß  im  Interesse  des  deutschen  Außen- 
handels sofort  Klarheit  darüber  ge- 
geben werden  möge,  welchen  staat- 
lichen Beschränkungen  er  nach  Rati- 
fizierung des  Friedensvertrages  unter- 
liegen wird.  am. 
Pentmann,  Dr.  J.,  Die  wirtschafts- 
politischen Normen  des  auswärtigen 
Warenverkehrs   der  Schweiz  während 
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des  Krieges.  (Zeitschrift  für  Schweiz. 
Statistik  und  Volkswirtschaft.  55. 
Jahrg.,  Heft  2,  S.  201 — 220.)  Bern 
191 9.  A.  Francke, 
R  o  e  d  d  e  r  ,  Ober-Ing.  a.  D.  O.  C, 
Nacht  und  Morgen  der  Weltwirtschaft. 
Eine  objektive  Betrachtung  der  gegen- 
wärtigen industriellen  Wirtschaftslage 
der  Erde,  unter  besonderer  Berück- 
sichtigung Deutschlands.  Chemnitz 
(1919).  Vogler  &  Seiler.  50  S. 
.f4  2,—. 

Statistics  of  German  Trade 
1909  to  191 3.  (Department  of  Com- 
merce, Bureau  of  Foreign  and  Do- 
mestic  Commerce.  Miscellaneous  Se- 
ries  No.  75.)  Washington  1918.  Go- 
vernment Printing  Office.  71  S. 
$  0,10. 

Trade  of  India  in  1917 — 18, 
Review  of  the  — .  (East  India  [Trade] .) 
(Cmd.  242.)  London  1919.  Published 
by  H.  M.'s  Stationery  Office.  82, 
VI  S.     I  sh. 

Trade  of  the  United  King- 
dom    with    Foreign     Coun- 


tries  and  British  Posses- 
sions 1918,  Compared  with  the 
Four  Preceding  Years,  Annual  State- 
ment of  the  — .  Compiled  in  the 
Statistical  Office  of  the  Customs  and 
Excise  Department.  Vol.  I.  (Cmd. 
342.)  Published  by  H.  M.'s  Stationery 
Office.  London  1919.  XIV,  697  S. 
7  sh.  net. 
Trade  of  the  United  States 
with  the  World  1916  — 
1917;  1917— 1918.  Parts.  I:  Im- 
ports. Imports  of  Merchandise  into 
the  United  States  by  Countries  and 
Principal  Articles,  during  the  Years 
ending  June  30,  1916  and  1917;  1917 
and  1918.  —  Parts.  II:  Exports. 
Exports  of  Merchandise  from  the  Uni- 
ted States  by  Countries  and  Princi- 
pal Articles,  during  the  Years  ending 
June  30,  1916  and  1917;  1917  and 
1918.  (Department  of  Commerce, 
Bureau  of  Foreign  and  Domestic  Com- 
merce. Miscellaneous  Series  No.  63 ; 
78.)  Washington  191 8;  1919.  Govern- 
ment Printing  Office.  112,  317;  112, 
346  S.     $  0,10;  0,20;  0,10,    0,25. 


7.  Produktion,  Zirkulation  und  Konsumtion  wichtiger  Welthandels- 
güter, einschließlich  spezieller  Statistik. 

Schweer,  Dr.  Walther,  Die  türkisch -persischen  Erdölvor- 
kommen. (Abhandlimgen  des  Hamburgischen  Kolonialinstituts.  Band 
XXXX).  Mit  4  Karten,  14  Textfiguren  und  i  Tafel.  Hamburg  1919.  h. 
Friederichsen  &  Co.     X,  247  S.     M  12 — . 

Die  außerordentlich  wichtige  Frage  der  vorderasiatischen  Ölvorkommen 
hat  erst  seit  dem  Aufsatz  von  Schäfer  im  Archiv  für  Wirtschafts- 
forschung im  Orient  (19 16,  Heft  i)  die  Aufmerksamkeit  weiterer  Kreise  in 
Deutschland  erregt.  Die  umfangreiche  Arbeit  von  Schweer  über  das 
gleiche  Thema  kommt  dem  unstreitig  vorliegenden  Bedürfnis  nacli  Veröffent- 
lichung des  sämtlichen  in  dieser  Angelegenheit  erschienenen  Materials  in  denk- 
bar glücklichster  Weise  entgegen;  nur  durch  Heranziehimg  der  reichhaltigen 
bibliographischen  Hilfsmittel  des  Hamburger  Kolonialinstituts  war  eine 
solche  Vollständigkeit  zu  erzielen.  Wenn  auch  der  Verf.  die  örtlichen  Verhält- 
nisse nicht  aus  persönlicher  Anschauung  kennt,  so  ist  doch  durch  die  sorg- 
fältige und  fleißige  Verwendung  der  überaus  zerstreuten  Literatur  eine  Pub- 
likation entstanden,  die  zu  den  wenigen  wirklich  brauchbaren  Erscheinungen 
der  vergangenen  deutsch -türkischen  Freundschaftsepoche  gerechnet  werden 
darf. 

Nach  Vorbemerkungen  über  die  kulturgeschiclitliche  Bedeutung  des 
Erdöls  in  Vorderasien  (Abschnitt  I)  wird  im  zweiten  Abschnitt  ausführlich 
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die  geographische  Verbreitimg  des  Petroleums  (sowie  des  Erdpechs)  in  der 
Türkei  und  in  Persien  behandelt.  Abgesehen  von  den  wenig  ausgenutzten 
syrischen  Vorkommen,  wo  eher  die  Asphaltgewinnung  eine  gewisse  Be- 
deutimg besitzt,  sind  die  türkischen  Erdöllager  fast  ausschließlich  auf  Meso- 
potamien beschränkt.  Es  sind  dort  drei  Hauptgebiete  zu  unterscheiden,  ein- 
mal am  Euphrat  das  Erdöl-  und  Erdpechlager  von  Hit,  dann  die  Vorkommen 
am  Tigris  bei  Gajara,  die  von  der  Bagdadbahn  berührt  werden,  und  endlich 
die  weiter  östlich  nach  der  persischen  Grenze  zu  befindlichen  Lager  von  Ker- 
kuk,  Mendel!  usw.  Das  Vorkommen  von  Kasr-i-Shirin  bildet  den  Übergang 
zu  dem  Konzessionsgebiet  der  Anglo-Persian  Oil  Company^,  die  speziell  die 
reichen  Lager  von  Maidan-i-Naftun  bei  Scliuschter  ausbeutet. 

Nachdem  im  dritten  Kapitel  kurz  die  primitiven  Gewinnungsmethoden 
und  die  Verwendimg  von  Erdöl  und  Erdpech  durch  die  Eingeborenen  ge- 
schildert ist,  wird  im  vierten  und  wichtigsten  Abschnitt  ausführlich  die  Er- 
schließung und  Ausbeutung  der  vorderasiatischen  ölfelder  durch  die  finan- 
ziellen imd  technischen  Hilfsmittel  des  europäisdien  Kapitals  gescliildert. 
Unterabsclmitt  i  behandelt  die  rechtlichen  Grundlagen  (Territorialfragen, 
türkisches  und  jjersisches  Bergrecht),  Unterabschnitt  2  die  finanziellen  Grund- 
lagen, namentlich  die  ausführliclie  Geschichte  der  Erdölkonzession  in  Per- 
sien, in  der  Türkei  und  in  Ägypten. 

Der  dritte  Unterabsclmitt  bringt  zunächst  weitere  geographische  imd 
geologische  Einzelheiten  über  die  mesopotamisch-persische  ölzone  und  geht 
dann  auf  Beschaffenlieit  und  technische  Gewinnung  namentlich  der  per- 
sischen öle  näher  ein ;  aus  den  angeführten  Produktionsziffern  läßt  sich  leider 
kein  ganz  klares  Bild  über  die  exakten  Mengen  an  raffinierten  Erzeugnissen 
gewinnen. 

Nach  Erörterung  der  Aussichten  der  mesopotamischen  Erdölindustrie, 
für  welche  die  Verhältnisse  minder  günstig  liegen  als  in  Persien,  wird  im  vierten 
Unterabschnitt  die  volkswirtscliaftliche  Bedeutung  der  Erdöllager  für  die 
Staaten  Vorderasiens  und  weiter  die  weltwirtschaftliche  Bedeutung  der  Vor- 
kommen besprochen.  Was  die  statistischen  Angaben  des  Kapitels  angeht, 
so  ist  zu  bemerken,  daß  der  Verf.  zwar  alle  möglichen,  sich  teilweise  wider- 
sprechenden Ziffern  aus  Konsulatsberichten  angibt,  die  wesentlich  zuver- 
lässigere amtliche  türkische  Statistik  aber  nicht,  oder  wenigstens  nicht  in 
ausreichendem  Maße,  berücksichtigt.  So  wird  die  türkische  Petroleumeinfuhr 
des  Jahres  1913,  die  auf  Seite  129  in  drei  verschiedenen  Angaben  mit  250  000 
Kisten,  i  035  000  Kisten  und  135  000  t  beziffert  wird,  amtlich  mit  176  000  t 
angegeben,  und  femer  hat  der  Verf.  auf  Seite  126  zwar  die  amtlichen,  etwa 
zwischen  4000  und  8000  t  schwankenden  Produktionsziffern  für  Erdpech  aus 
der  Bergbaustatistik  übernommen,  wobei  ümi  aber  (ebenso  wie  auf  Seite  45 ) 
entgangen  zu  sein  scheint,  daß  diese  Produktion  zum  allergrößten  Teil  aus 
den  im  übrigen  gar  nicht  erwähnten  Erdpechgruben  von  Selenitza  in  Albanien 
stammt ;  es  ergibt  sich  also  eine  falsche  Vorstellung  über  den  Grad  der  Aus- 
nutzung der  syrischen  und  mesopotamischen  Asphaltvorkommen. 

^  Vgl.    Ulrich,     Die    Anglo    Persian    Oil    Company,    Ltd.,   „W.  A."     15.  Bd., 
S.  73*ff.    (D.  Red.) 
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Zum  Schluß  gibt  der  Verf,  neben  einer  Darstellung  des  persisch-meso- 
potamischen  Feldzugs  eine  Betrachtung  über  die  allgemeinen  weltwirtschaft- 
lichen und  politischen  Zusammenhänge.  Er  legt  dar,  wie  das  Bestreben,  sich 
das  für  die  Flotte  imentbehrliche  Heizmaterial  aus  der  von  fremden  Staaten 
und  von  Trustallmacht  vmabhängigen  Quelle  zu  verschaffen,  ebensosehr 
die  Triebfeder  für  die  englische  Politik  der  letzten  Jahre  am  persischen  Golf 
gewesen  ist,  wie  das  Bemühen  um  Schaffung  einer  gesicherten  Landbrücke 
zwischen  dem  afrikanischen  vmd  dem  asiatischen  Kolonialreich. 

Als  Anhang  ist  dann  neben  lyiteraturübersicht,  Münz-,  Maß-  und  Ge- 
wichtstabelle, sowie  Ortsnamenverzeichnis  noch  eine  ausführliche  Zusammen- 
stelltmg  von  Aktenstücken,  Konzessionsurkunden,  Parlamentsbcrichten, 
Gesetzen  usw.  beigegeben.       Prof.  Gustav   Fester,  Frankfurt  a.  M. 

Schmidt-Essen,  Dr.  Alfred,  Die  Kriegsbilanz  für  Deutsch- 
lands Industrie.  Was  der  Feind  ims  nimmt,  was  uns  bleibt.  Mit 
einem  Geleitwort  von  Prof.  Dr.  Stuhlmann.  Füssen  19 19.  Verlag  Deutsche 
Bergwerks-Zeitung.     71   S. 

Die  Schrift  enthält  eine  Reihe  von  Aufsätzen,  die  bereits  im  „Wirt- 
schaftsdienst" zum  Abdruck  gekommen  sind.  Die  Untersuchimgen  ent- 
standen aus  dem  Bedürfnis,  noch  vor  Bekanntwerden  der  Deutschland  auf- 
gezwimgenen  Friedensbedingungen,  ein  klares  Bild  über  die  vermutlich  zu 
erwartenden  industriellen  Veränderimgen  des  Reiches  zu  geben.  Es  wird 
die  Frage  der  Durchbrechtmg  des  deutschen  Kalimonopols  behandelt  und 
eine  Darstellung  der  Textil-  imd  Erdölindustrie  im  Elsaß  gegeben.  Daran 
schließt  sich  eine  Würdigung  des  lothringischen  Minettebezirkes  als  der  Erz- 
basis der  deutschen  Roheisenindustrie  imd  eine  Schilderung  der  industri- 
ellen Bedeutung  des  Saarreviers  und  Oberschlesiens.  Ergänzt  werden  diese 
Ausführimgen  durch  einen  gleichfalls  bereits  im  „Wirtschaftsdienst"  ver- 
öffentlichten Aufsatz  von  W  e  h  r  u  m  über  den  zu  erwartenden  Wett- 
bewerb  von  I/othringen -Luxemburg  mit  Rheinland- Westfalen. 

Während  sich  die  bisherigen  Arbeiten  mit  der  Verlustseite  der  indu- 
striellen Kriegsbilanz  Deutschlands  befassen,  schildern  zwei  weitere  Aufsätze 
über  die  industrielle  Bedeutung  Deutschösterreichs  tmd  die  industrielle  Aus- 
fuhr Deutschlands  nach  dem  früheren  Österreich- Ungarn  den  durch  Anschluß 
von  Deutschösterreich  vermutlich  zu  erwartenden  industriellen  Kräftezuwachs. 

Wie  diese  Inhaltsskizze  schon  erkennen  läßt,  sind  die  Vermutungen 
des  Verf.s  über  die  Bestimmungen  des  zur  Zeit  der  Niederschrift  noch  nicht 
bekannten  Friedensvertrages  zutreffend,  soweit  die  Verlustseite  der  aufge- 
stellten Bilanz  in  Frage  kommt,  unzutreffend  dagegen,  bezüglich  des  An- 
schlusses von  Deutschösterreich. 

Die  Untersuchungen  wollen  das  Verständnis  für  die  Tragweite  der  durch 
den  Friedensschluß  bedingten  Veränderungen  im  industriellen  Aufbau  des 
Deutschen  Reiches  in  breite  Volkskreise  tragen.  Diese  dankenswerte  Auf- 
gabe sind  sie  durchaus  geeignet  zu  erfüllen,  da  sie  mit  einer  gemeinverständ- 
lichen, flüssigen  Darstellungsweise  wissenschaftliche  Gründlichkeit  ver- 
binden. Dr.=3ng.  Wilhelm    Pothmann,  Kiel. 
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$  0,10. 

Tröger,  Richard,  Die  deutschen 
Aluminiumwerke  und  die  staatliche 
Elektrizitätsversorgung.  Berlin  1919. 
Julius  Springer.     31   S.      Ji  3,30. 

Wearing    Apparel    in    Chile. 

By  W.   A,   Tucker.      (Department   of 
,  Commerce,    Bureau    of    Foreign    and 

Domestic  Commerce.     Special  Agents 

Series  No.    168.)      Washington    1918. 

Government  Printing  Office.      75    S. 

I  9,10. 
Wearing     Apparel     in     Peru. 

Prepared    by  William   F.   Montavon. 


'  (Department  of  Commerce,  Bureau 
of  Foreign  and  Domestic  Commerce. 
Miscellaneous  Series  No.  74.)  Wa- 
shington 191 8.  Government  Printing 
Office.     64  S.     I  0,10. 

Wholesale  Prices  of  Lea- 
ding  Articles  in  United 
States  Markets,  January,  1916 
to  December,  191 7.  (Department  of 
Commerce,  Bureau  of  Foreign  and 
Domestic  Commerce.  Miscellaneous 
Series  No.  64.)  Washington  1918. 
Government  Printing  Office.  14  S. 
I  0,05. 

Wiehe,  Ernst,  Holzwirtschaft  und 
Handel.  (Der  Großhandel  und  die 
deutsche  Volkswirtschaft.  Herausgeg. 
V.  Zentralverband  des  Deutschen  Groß- 
handels. Heft  18.)  Berlin  1919.  Rei- 
niar  Hobbing.     31   S.      JL  0,60. 

Worlds  Trade  in  Hides, 
Skins  and  Leather,  The  — . 
(Tanners'  Council  of  the  United  States 
of  America.)    Washington  1918.    62  S. 


8.   Handelspolitik. 


Gras,  Norman  Scott  Brien, 
The  Early  English  Customs  System. 
A  Documentary  Study  of  the  Insti- 
tutional  and  Economic  History  of 
the  Customs  from  the  Thirteenth  to 
the  Sixteenth  Century.  (Harvard  Eco- 
nomic Studies.  Vol.  XVIII.)  Cam- 
bridge 1918.  Harvard  Uni versity  Press. 
XIV,  766  S.  —  Das  Buch  beginnt 
mit  einer  Darstellung  des  englischen 
Abgabewesens  von  seinen  ersten  ört- 
lichen Anfängen  bis  1558.  Seinen 
Haupt' eil  nimmt  der  Abdruck  von 
Urkunden  und  Akten  des  Zollwesens 
ein,  die  wertvolles  wirtschaftsge- 
schichtliches Material  zur  frühesten 
Handels-  und  Steuerpolitik  bieten; 
es  sei  besonders  auf  die  Wiedergabe 
der  Zolltarife  verwiesen,  hg. 

Hudeczek,  Dr.  Karl,  Öster- 
reichische Handelspolitik  im  Vormärz 
181 5 — 1848.  (Studien  zur  Sozial-, 
Wirtschafts-  u.  Verwaltungsgeschichte. 
Heft  XI.)  Wien  1918.  Carl  Konegen. 
VIII,  154  S.      JL  5,—. 

Lusensky,  Ministerialdirektor  a.  D. 
F.,  Vereinheitlichung  des  deutschen 
Zollwesens.  (Handelspolitische  Flug- 
. Schriften,  Heft  19.)  Berlin  1919. 
Liebheit  &   Thieson.       19   S.   —   Die 


Broschüre  gibt  eine  vom  Handels- 
vertragsverein der  verfassunggebenden 
Nationalversammlung  Ende  März  1919 
unterbreitete  Denkschrift  wieder,  die 
verschiedene  Forderungen,  wie  ein- 
heitliche Erhebung  und  Verwaltung 
von  Zöllen  und  Gebrauchssteuern, 
Bezeichnung  des  deutschen  Reiches  als 
gemeinschaftliches  Zoll-  und  W  i  r  t  - 
Schafts  gebiet  usw.  enthält.  Der 
ersten  Forderung  wird  durch  Art.  6 
und  8  der  R.-V.  genügt.  Im  Gegen- 
satz zur  zweiten  spricht  die  R.-V.  je- 
doch wieder  von  Zoll-  und  H  a  n  - 
d  e  1  s  gebiet  (Art.  82).  am. 

M  o  r  i  ,  Dr.  P.,  Zeitfragen  der  schwei- 
zerischen Handelspolitik.  Bern  191 9. 
A.  Francke.     60  S.      Ji.  5, — . 

Tolltariffen.  Gjeldende  fra  iste 
juli  1919.  Kristiania  1919.  Grondahl 
&  S0ns.     126  S. 

Zolltarif  für  das  tschecho- 
slowakische Zollgebiet, 
Allgemeiner  — ,  (Autonomer  Zolltarif), 
nebst  den  hierzu  gehörigen  bisher  er- 
schienenen Zoll- Gesetzen  und  -Ver- 
ordnungen. Deutsche  Übersetzung  der 
amtlichen  Ausgabe  von  Dr.  Berthold 
Reichl.  Herausgeg.  vom  Prager  Tarif- 
auzeiger.     Prag  191 9.     184  S. 


Wirtschaftliche,  politische  und  kulturelle  Expausionsbestrcbuugeu  usw.  ^j^ 

9.  WirtsdiaftlidiG,  politische  und  kulturelle  Expansionsbestrebungen 
der  Staaten  und  Völker,  einschließlich  Kolonialpolitik. 

Drascher,  Dr.  Wahrhold,  Das  Vordringen  der  Vereinigten 
Staaten  im  westindischen  Mittelmeergebiet.  Eine 
Studie  über  die  Entwicklvmg  vind  die  Methoden  des  amerikaniv-iChen  Im- 
perialismus. Hamburg  191 8.  L.  Friederichsen  &  Co.  105  Seiten,  i  Karten- 
skizze. 

Diese  anregende  \md  empfehlenswerte  Studie  bringt  einen  der  großen 
weltgeschichthchen  Inlialte  des  letzten  Jahrhtmderts  in  großen  Zügen  zur 
Anschauimg:  das  Hineinwachsen  des  westindischen  Mittelmeergebietes  in 
das  amerikanische  Imperiiun,  das  imaufhaltsam  diese  älteste  europäische 
Kolonialwert  in  sich  aufsaugt.  Dieser  Prozeß  wird  mit  einem  lebendigen 
Sinn  für  große  Zusammenhänge  und  einer  Fähigkeit  zu  eindrucksvcUet  imd 
straffer  Scliilderung  wiedergegeben ;  seine  einzelnen  Stufen,  von  der  etappen- 
artigen Frwerbimg  der  nördlichen  Küstenlinie  bis  zu  den  verschiedenartigen 
Formen  der  Kontrolle  der  Isthnmsstaaten  tmd  des  Inselgebiets  werden 
ebenso  klar  dargelegt  wie  das  Ineinandergreifen  der  Mittel,  der  politisch- 
militärischen,  der  wirtschaftspolitischen,  der  finanziellen,  nicht  zuletzt  auch 
der  politisch-ideologischen  Machtmittel,  deren  sich  die  Union  bedient.  Eben 
deswegen  ist  die  Untersuchvmg  auch  für  das  allgemeine  Verständnis  der 
tj'pischen  politischen  Methoden  der  Amerikaner  von  Wert,  zumal  für  die- 
jenigen, denen  die  mächtige  Entwicklung  des  amerikanischen  Imperia- 
lismus ganz  hinter  der  ihn  begleitenden  Ideologie  zu  verschwinden  droht. 
So  wäre  nur  eine  schärfere  Analyse  der  höchst  doppelpolig  angelegten 
panamerikanischen  Bestrebimgen  erwünscht  gewesen,  in  denen  die  deutschen 
Pazifisten  (vgl.  meine  Polemik  gegen  Fried  in  den  Preuß.  Jahrb.,  191 1, 
INIaiheft)  nichts  als  reine  Weltbeglückimg  erblicken  wollten;  für  die  Anfänge 
bietet  die  vortreffliche  Abhandhmg  von  Gertrud  Philippi,  Im- 
perialistische und  pazifistische  Strömungen  in  der  Politik  der  Vereinigten 
Staaten  von  1776  bis  181 5  (Heidelberg  1914)  manche  Aufschlüsse.  Cha- 
rakteristisch für  diesen  Imperialismus  ist  auch  die  Art,  wie  S  e  w  a  r  d  im 
Jahre  1867  prinzipiell  das  vSelbstbestinmiungsrecht,  die  Befragung  der  Be- 
völkerung, ablehnt.  Einzelne  Gesichtspunkte  wären  vielleicht  viel  stärker 
herauszuarbeiten  gewesen,  wie  der  Gegensatz  zwischen  Süden  und  Norden  der 
Union  und  der  dadurch  bedingte  Wechsel  in  dei  vorwiegenden  Expansions- 
richtung, oder  das  immer  wiederkehrende  Ausnutzen  der  europäischen  Kon- 
junktureu;  so  ist  der  spanisch- amerikanische  Krieg  und  sein  Ergebnis  durch 
die  wechselseitige  Bindung  von  Zweibund  und  Dreibund  in  Europa  imd  das 
Heraufziehen  der  südafrikanischen  und  ostasiatischen  Konflikte  weltpoli- 
tisch erleichtert  worden.  Sehr  lehrreich  erscheint  mir  auch  die  infolge  der 
amerikanischen  Kontrolle  eintretende  völlige  Umstellung  ganzer  Kolonien, 
Wirtschaftsformen  und  Kulturen  auf  den  amerikanischen  Markt  und  seine 
Bedürfnisse.  Die  Darstellung  reicht  an  manchen  Stellen  in  die  letzten  Etappen 
dieser  PoUtik  während  des  Weltkrieges  hinein,  olme  diese  Vorgänge  schon 
völlig  auswerten  zu  können.    Imnicrluu  ist  dieser  letzte  weltpolitische  Kon- 
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jmikturgewinn  sehr  erheblich,  xmd  der  augenblickliche  Stand  der  mannig- 
fach abgestuften  Formen  der  Aneigung,  wie  er  auf  S.  96ff.  übersichtlich 
dargelegt  wird,  nur  dazu  angetan,  zu  zeigen,  wie  hier  alles  im  Flusse,  aber  in 
einem  vtnauf haltsamen  Flusse  ist. 

Prof.  Hermann    Oncken,    Heidelberg. 

Mitocchi,  Alberto,  Triest.  Der  Irredentismus  und  die  Zu- 
kunft Triests.  Mit  einem  Anhange :  Einige  Worte  über  Istrien, 
Pola  xmd  die  Adria.  Graz  191 7.  „I^ykam."  160  S.  K  4,50. 
Androvic,  Johann,  Die  Triester  Frage  in  ihrem  Verhält- 
nis zu  österreichund  Italien,  I.Teil.  Graz  191 6.  „I^ey- 
kam."     136  S.     K  1,50. 

Beide  Schriften  zeigen  durch  die  Darstellxmg  der  geschichtlichen  Ent- 
wicklung von  Triest  imd  der  Irredenta,  daß  Triest  nur  als  österreichische 
Hafenstadt  mit  der  österreichischen  Monarchie  als  Hinterland  zur  Blüte 
gelangen  konnte,  daß  es  dabei  aber  durch  die  Irredenta  immer  wieder  ge- 
schädigt wurde,  imd  daß  die  österreichische  Regierung  viel  zu  nachsichtig 
gegen  das  Treiben  der  Presse  gewesen  ist,  wofür  zahlreiche  Belege  ange- 
führt werden.  Der  Italiener  Mitocchi  sieht  die  Zukimft  Triests  als  Han- 
delsstadt nur  dann  für  gesichert  an,  wenn  es  bei  der  österreichisch-ungarischen 
Monarchie  verbleibt.  Androvic  legt  den  Hauptnachdruck  darauf,  zu 
zeigen,  wie  auch  die  slavische,  magyarische  und  deutsche  Bevölkenmg  der 
Umgebung  der  italienischen  Hafenstädte  von  der  italienischen  Irredenta 
tyrannisiert  wird.  Beide  Schriften  zeigen,  daß  Triest  als  Hafenstadt  nur 
durch  die  Ausfuhr  der  österreichischen  Industrie  und  den  Einfuhrbedarf 
der  österreichischen  Bevölkenmg  zur  Blüte  gelangen  konnte  imd  daß  sein 
wirtschaftlicher  Wohlstand  durch,  die  Angliederung  an  Italien  gefährdet 
ist.  Die  Arbeit  von  Mitocchi  ist  weit  gründlicher,  sachlicher  xmd  übersicht- 
licher als  die  von  Androvic,  die  den  Eindruck  einer  schnell  aus  Zeitimgs- 
artikeln  zusammengesetzten    Gelegenheitsschrift  macht. 

Dr.  Clemens    Heiss,    Berlin. 

A  b  y  s  s  i  n  i  a.        Present    Commercial  |      die   Notwendigkeit  einer  intensiveren 


Status  of  the  Country  with  Special 
Reference  to  the  Possibilities  for 
American  Trade  by  Addison  E.  Sou- 
thard.  (Department  of  Commerce, 
Bureau  of  Foreign  and  Domestic  Com- 
merce. Special  Consular  Reports  No. 
81.)  Washington  191 8,  Government 
Printing  Office.     71  S.     $  0,05, 

B  r  o  d  a  ,  Dr,  Ernst,  Benötigt  die 
tschechoslowakische  Republik  zu  ihrer 
wirtschaftlichen  Lebensfähigkeit  den 
Anschluß  fremdnationaler  Gebiete  ? 
Wien  191 9.      Manz,     40  S.      A  1,40. 

D  y  b  o  w  s  k  i  ,  Prof.  Jean,  Notre 
force  future.  (Biblioth^que  politique 
et  economique.)  Paris  191 9.  Payot 
&:  Cie,     271  S.    Fr,  4,50.    —   Es  wird 


Kolonialwirtschaft  für  Frankreich  nach- 
gewiesen; zu  diesem  Zweck  müsse  auf 
bessere  Verbreitung  kolonialwirtschaft- 
licher Kenntnisse  hingearbeitet  wer- 
den. Als  die  wichtigsten  französischen 
Kolonien  werden  die  afrikanischen  be- 
zeichnet, welchen  deutsche  Enklaven, 
wie  Kamerun  und  Togo,  einverleibt 
werden  müßten,  denn  Deutschland 
habe  sich  der  Übernahme  kolonisato- 
rischer Aufgaben  unwert  gezeigt,  hg. 
Fischel,  Dr.  Alfred,  Der  Pan- 
slawismus  bis  zum  Weltkrieg,  Ein 
geschichtlicher  Überblick,  Stuttgart 
u.  Berlin  1919,  J.  G,  Cotta  Nachf. 
V,  590  S.  M  22, — ,  —  In  dem  Buch 
wird    auf    Grund    erschöpfenden    Ma- 


Gold-,  Kredit-,  Bank-  und  Börsemvesen,  Kapitalanlagen  im  Auslande'  usw.      ^i^ 


terials  gesclüldert,  wie  im  ig.   Jahrh. 
aus  dem  anfänglichen  Bestreben,  zur 
Pflege  des  geistigen  Zusammenhanges 
die     literarisch-wissenschaftliche     Er- 
kenntnis des  Slawentums  zu  fördern, 
schnell  die   politische   Bewegung  ent- 
stand,   welche  dann  die  gemeinsamen 
kulturellen  Beziehungen  pflegte,  immer 
das  Ziel  der  nationalen  Staatenbildung 
im  Auge   behaltend.      Die   Schwierig- 
keiten,    welche    der    Agitation    dabei 
durch  die  sich  kreuzenden  Ansprüche 
der  verschiedenen  Nationalitäten  ent- 
standen,    werden    eingehend    berück- 
sichtigt.    Verf.  weist  darauf  hin,  daß 
man    in    seinem    vor  Kriegsende    ge- 
schriebenen Werk   die  Kräfte  kennen 
lerne,  welche  zur  politischen  Neugestal- 
tung Europas  geführt  haben.       hg. 
Hashagen,   Prof.  Dr.  J.,   Marxismus 
und  Imperialismus.      (Jahrbücher  für 
Nationalökonomie  und  Statistik.    113. 
Bd.,  Heft  3,  S.  193 — 216.)    Jena  1919- 
Gustav  Fischer. 
Koch,    Paul,    Der  Wirtschaftskrieg 
und  der  Wiederaufbau  unseres  Außen- 
handels.    Berlin  (1919).     Karl  Siegis- 
mund.    156  S.     .Ä  5, — .  —    Das  Buch 
ist    entstanden    aus    dem    Bestreben, 
den  vom  Institut  für  Seeverkehr  zu- 
sammengetragenen    Stoff     über     den 
Wirtschaftskrieg  der  wichtigsten  Län- 
der der  Entente  in  einer  kürzeren  und 
populäreren    Form    dem    mit    Arbeit 
überlasteten  Geschäftsmann  zur  Ver- 
fügung zu  stellen.     Das  Hauptkapitel 
gliedert  sich  in  Maßnahmen  juristischer 
und   wirtschaftlicher   Natur,   sowie  in 
einen   Abschnitt  über  die   technische 
Vorbereitung  des  Wirtschaftskampfes. 
Die  ersten  beiden  Abschnitte  sind  nach 
Ländern,   der   dritte   nach   Industrien 
untergeteilt.       Den    Abschluß    bilden 
Erörterungen  über  den  Wiederaufbau 
des  Außenhandels  und  über  die  Lage 
nach  Friedensschluß.  eb. 

Lemonon,  Ernest,  La  politique 
coloniale  de  l'Italie.  Paris  1919. 
Felix  Alcan.  IV,  74  S.  Fr.  2,—.  — 
Schildert  die  italienische  Kolonial- 
politik seit  1882  und  sucht  die  kolo- 


nialen Ansprüche,  welche  Italien  seit 
Beginn  des  Weltkrieges  erhebt,  als 
unberechtigt  nachzuweisen,  soweit  sie 
mit  französischen  Interessen  in  Asien 
und  Afrika  kollidieren.  hg. 

Lutz,  Dr.  phil.  Otto,  Der  Panama- 
Kanal  als  politisches  und  wirtschaft- 
liches Werkzeug  der  Vereinigten  Staa- 
ten von  Amerika.  (Meereskunde.  Heft 
147.)  Berlin  1919.  E.  S.  Mittler  und 
Sohn.     39  S.      A  I,—. 

Reville,     M.    Marc,     2e    Rapport 
supplementaire    fait    au    nom    de    la 
commission  du  commerce  et  de  I'in- 
dustrie    chargee    d'examiner    les    pro- 
jets  et  la  proposition  de  loi  sur  l'Of- 
fice  National  du  Commerce  Exterieur. 
(Chambre   des   Deputes.      Session   de 
1918.     No.   5455.)      Paris   1918.      Im- 
primerie  de  la  Chambre  des  Deputes. 
112    S.    —    Der    Berichterstatter    be- 
gründet die  Notwendigkeit  eines  Aus- 
baues des  Handelsnachrichtendienstes 
aus  dem  infolge  des  Krieges  verstärk- 
ten Exportbedürfnis  Frankreichs.    Der 
von  ihm  behandelte  Gesetzentwurf  hat 
inzwischen  Gesetzeskraft  erlangt,    jh. 
Scholefield,    Guy    H.,    The  Pa- 
cific,   its    Past   and    Future   and   the 
Policy  of  the  Great  Porters  from  the 
eighteenth     Century.        With     Maps. 
London   1919.       John  Murray.      XII, 
346  S.  —  Eine  historische  Zusammen- 
stellung    der    wichtigsten    politischen 
Vorgänge      im      pazifischen      Ozean. 
Die  Expansionsbestrebungen    fremder 
Mächte,    aus    denen    zahlreiche    Rei- 
bungen unter  den  Beteiligten  entstan- 
den, werden  eingehend  gewürdigt,  hg. 
Sozialdemokratie    und     Ko- 
lonien.    Mit  Beiträgen  von  Eduard 
Bernstein,   Clara   Bohm-Schuch,   Max 
Cohen,   Gerhard  Hildebrand,  Wilhelm 
Jansson,  Marie  Juchacz,  Herman  Kra- 
nold,  Gustav  Noske,  Ludwig  Quessel, 
Carl  Severing,  Max   Schippel,  August 
Winnig,  Wally  Zepler  und  einem  Vor- 
wort  von    Julius    Kaliski,    herausgeg. 
von   Alfred   Mansfeld.      Berlin    1919. 
Verlag    der     Sozialistischen    Monats- 
hefte.    72  S.      A  1,50 


10.  Geld-,  Kredit-,  Bank-  und  Börsenwesen,  Kapitalanlagen  im 
Auslände,  Versicherungswesen. 
Feuchtwanger,  Dr.  Leo,  Die  Darlehnskassen  des  Deutschen 
Reiches    mit    Berücksichtigung    der    entsprechen- 
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den    Kreditorganisation    des    Auslandes.    („Münchner 

Volkswirtschaftliche   Studien".    Herausgegeben  von  I<u.jo  Brentano  und 

Walther  I^otz.    141.)   Stuttgart  und  Berlin  1917.    X,  255  S.    M  7,50. 

Im  ersten  Teil  seines  sehr  instruktiven  Buches  führt  uns  der  Verfasser 

die  preußischen  Darlehnskassen  von   1848  und   1866  sowie  die  Darlehns- 

kassen  des  Norddeutschen  Bundes  von  1870  vor  Augen.     7?ir  schildert  in 

anschauUcher  Weise  die  Krisen,  die  zur  Errichtung  dieser  Darlehnskassen 

geführt  haben  und  die  Art  und  den  Umfang  ihrer  Tätigkeit. 

Der  zweite  imd  Hauptteil  des  Buches  führt  tms  dann  zu  den  bei 
Kriegsausbruch  errichteten  Darlehnskassen  des  Deutschen  Reiches.  Ein- 
gehend werden  wir  über  den  damaligen  Verlauf  der  Krise,  über  die  Stellung 
der  Regierimg  zur  Krise  und  über  die  Tätigkeit  der  Reichsbank  für  die 
Privatwirtschaften  im  Kriege  informiert.  In  einem  Kapitel  wird  das  Dar- 
lehnskassengesetz,  besonders  auch  nach  der  rechthchen  Seite  hin,  beleuchtet 
imd  mit  seinen  drei  Vorläufern  verghchen,  wobei  die  durch  die  veränderten 
Verhältnisse  bedingten  Neuerimgen  besonders  hervorgehoben  sind.  Wei- 
terhin wild  die  Tätigkeit  der  Kassen  dargelegt,  ihre  Geschäftsfüh- 
rung, darimter  vor  allem  ihre  Beleüiungspolitik  (u.  a.  der  Kreis  der  be- 
leihbaren Objekte,  die  Festsetzung  der  Beleihimgsquoten,  die  Zinspolitik) 
geschildert,  mid  zwar  nicht  nur  mit  Bezug  auf  Wertpapiere,  sondern  auch 
auf  Waren.  Wir  erfahren  sodann  Näheres  über  die  Inanspruchnahme  der 
Kassen  durch  die  privaten  Wirtschaften  und  öffentHchen  Körperschaften. 
Dabei  wird  gezeigt,  wie  die  Kassen  besonders  bei  Kriegsausbruch  die 
Geldinstitute  sowie  den  Handel  und  die  Industrie  mobilisieren  halfen, 
wodurch  sie  damals  immerhin  einer  großen  Entwertimg  von  Effekten  tmd 
Waren  entgegenwirkten.  Bei  aller  Anerkennung  der  Vorzüge  der  Kassen 
wird  den  deutschen  Einrichtvmgen  vom  Verfasser  doch  keineswegs  in  allen 
Stücken  nur  Lob  gespendet,  was  ja  vielfach  bei  der  sonstigen  Kriegshteratur, 
zum  Teü  allerdings  unter  dem  Drucke  der  Zensur,  zu  konstatieren  war.  Viel- 
mehr wird  in  objektiver  imd  kritischer  Weise  bei  allen  Fragen  das  Pro  und 
Contra  erörtert.  So  wird  man  gern  dem  Verfasser  beipfhchten,  wenn  er 
den  Zeitpunkt  der  Eröffnung  der  Darlehnskassen  als  viel  zu  spät  bezeichnet 
und  darlegt,  daß  es  vielleicht  wünschenswert  gewesen  wäre,  daß  die  breite 
öffenthchkeit  bereits  vor  dem  i.  August  1914  über  die  Errichtung  dieser 
Kassen  informiert  worden  wäre.  Wer,  wie  der  Schreiber  dieser  Zeilen,  damals 
im  Geschäftsleben  stand,  wird  die  ungeheuere  Panik  erst  so  ganz  ermessen 
können,  die  sich  aller  Kreise  bemächtigte,  als  die  Kassen  erst  am  5.  August 
eröffnet  wurden  und  nicht  bereits  vor  Kriegsausbruch.  Inzwischen  haben 
sich  allerdings  diese  Panikerscheinimgen  infolge  der  durch  den  unglück- 
lichen Kriegsausgäng  bedingten  Verhältnisse  wiederholt. 

Wir  erfahren  in  dem  Buche  auch  Einzelheiten  über  die  Tätigkeit  der 
Kassen  für  die  öffentHchen  Körperschaften,  obenan  über  die  Unterstützung, 
welche  sie  dem  Reiche  bei  der  Unterbringung  seiner  Kriegsanleihen  ge- 
währten, wobei  man  vielleicht  bei  der  Erörterung  des  Kapitels  über 
die  Kriegsanleihedarlehen  etwas  von  der  Auffassung  des  Verfassers  ab- 
weichen könnte.     Besonders  interessant  ist  in  dem  Abschnitt,   welcher  der 
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Kritik  der  Darlehnskassen  gewidmet  ist,  das  Kapitel,  welches  sich  mit  der 
Frage  der  Einbeziehmig  der  Darlelmskassenscheine  in  die  Dritteldeckung 
der  Reichsbanknoten  befaßt,  wobei  es  wohltuend  berührt,  daß  sich  der 
Verfasser  mit  der  einschlägigen  Literatur  und  den  analogen  Verhältnissen 
des  Auslandes,  besonders  den  österreichischen  und  schweizerischen,  in  durch- 
aus objektiver  und  streng  wissen schafthch er  Weise  auseinandersetzt.  Wie 
er  auch  sonst  die  entsprechenden  Einrichtungen  des  Auslandes,  besonders 
auch  die  englischen,  immer  kritisch  zmn  Vergleich  heranzieht.  Für  die  Ob- 
jektivität, mit  welcher  der  Verfasser  an  alle  einschlägigen  Fragen  herantritt, 
spricht  es  aber  auch,  daß  die  Ausführungen  im  Kapitel  über  die  Darlehns- 
kassen nach  dem  Kriege  (zwar  miter  ganz  anderen  Eindrücken  ab- 
gefaßt), selbst  nach  dem  traurigen  Ausgange  des  Krieges  noch  gebilHgt 
werden  köimen.  Überhaupt  muß  man  gestehen,  daß  die  Arbeit  weit  mehr 
bietet  als  ihr  Titel  verspricht.  Denn  abgesehen  davon,  daß  darin  die  sonstige 
positive  Kreditfürsorge,  vor  allem  die  Kriegskreditbanken  sowie  die  restrik- 
tiven Maßnahmen,  insbesondere  die  Moratorien,  eingehend  geschildert  wer- 
den, erhalten  wir  bei  der  Lektüre  auch  den  Eindruck,  daß  das  Buch  gleich- 
zeitig einen  wertvollen  Beitrag  zur  Kriegswirtschafts-  tmd  besonders  zur 
Wälirungsgeschichte  des  Deutschen  Reiches  bildet.  Die  Arbeit  wird  durch 
eine  Anzalü  Tabellen  sowie  durcli  ein  bis  ins  kleinste  gehendes  Literatur- 
verzeichnis wirksam  ergänzt  luid  kann  auf  das  wärmste  zu  gründlichem 
Studimn  empfohlen  werden.  Dr.  Siegfried    Buff,    München. 


Agger,   Prof.   Eugene  E.,    Organized    Banking.      New  York   191 8. 
Henry  Holt  &  Co.     IX,  385  S. 

Das  Buch  von  Agger  ist  eine  Lehre  vom  „Bankenaufbau"  (diesen 
Begriff  im  Sinne  von  v.  Schulze-Gaevernitz  verstanden),  xmd 
zwar  sowolü  in  allgemeiner  wie  in  spezieller  Behandlung.  Li  letzterer  Hin- 
sicht ist  außer  dem  früheren  und  dem  modernen  amerikanischen  Bank- 
system dasjenige  Englands,  Frankreichs  tmd  Deutschlands  (diese  Länder 
zmn  Teil  nur  auf  Grundlage  der  seitens  der  National  Monetary  Conunis.:ion 
veröffentlicliten  Schriften)  berücksichtigt.  Das  Buch  gliedert  sich  folgender- 
maßen: Probleme  der  passiven,  solche  der  aktiven  Transaktionen,  hei- 
mischer, internationaler  Zahlimgsausgleich,  Res:  rveorganisation ;  alsdann 
das  Banksystem  der  einzelnen  Länder. 

Das  Werk,  welches  im  wesentlichen  als  ein  Lehrbuch  gedacht  ist  und 
selbst  nicht  den  Anspruch  erhebt,  neue  Forschungen  oder  Forschungsgnmd- 
Ic^en  darzubieten,  zeichnet  sich  sowohl  durch  eine  sorgfältige  Technik  aus, 
wie  dtuch  eine  vielfach  bemerkenswert  feine  problematische  Gedankenfühnmg. 
Im  JMittelpmikt  der  allgemeinen  organisatorischen  Frage  steht  die  Lehre 
vom  Verhältnis  des  Depositengeschäfts  zur  Notenausgabe.  Verfasser  betont 
in  vielfacher  Wiederholimg  das  allgemeine  Erfordernis  einer  leichten  „inter- 
transformability  of  deposits  into  notes"  und  lungekelu-t,  wobei  er  aber  für 
die  Praxis  zugibt,  daß  das  eigentliche  Problem  sich  auf  die  Notwendigkeit 
einer  leichten  Verwandlvmg  von  Depositen  in  Noten  beschränkt  (S.  181)- 
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Für  das  Verständnis  des  so  lehrreichen  amerikanischen  Banksystems 
ist  das  Buch  vorerst  imentbehrlich.  M  a  r  c  u  s  e  und  H  a  u  s  e  r  sind  über- 
holt. P  a  i  n  e  s'  Analysis  tmd  die  ausgezeichneten  regelmäßigen  Veröffent- 
lichtmgen  des  Federal  Reserve  Board  stellen  nuj  Material  darj  das,  was 
wir  durch  E.  J  a f  f  e  und  Ad.  Weber  für  das  Verständnis  des  eng- 
lischen, durch  ihre  Schüler  E.  Kaufmann  bzw.  W.  H  u  t  h  (vgl.  die 
Besprechung  seines  Buches  durch  h.  v.  Mises  im  „W.  A.",  15.  Band, 
S.  128)  für  das  französische  Bankwesen  besitzen,  bleibt  für  das  amerikanische 
durchzufühi-en  übrig.  Eine  solche  Untersuchvmg  würde  wohl  als  den  Zentral- 
gedanken der  amerikanischen  Bankreform  die  arbeitsteilige  Trenntmg  des 
Depositengeschäfts  von  der  Notenausgabe  (jenes  auf  die  Member  Banks, 
diese  auf  die  Reserve  Banks  konzentriert)  erkeimen  und  damit  einen 
Gesichtspunkt  in  den  Vordergiund  rücken  müssen,  der  leider  auch  von 
A  g  g  e  r  trotz  ähnlicher  Problemstellimg  nicht  scharf  genug  herausgear- 
beitet worden  ist.  Dr.  Hero   Moeller,    Kiel. 
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11.  Finanzwesen  und  Finanzpolitik. 

Steiger,   Prof.    Dr.    J.,    Der     Finanz  haus  halt    der     Schweiz. 
Herausgegeben  im  Auftrag  der  Konferenz  der  kantonalen  Finanzdirek- 
toren. LBand:  Sy.stematische  Darstellung  der  Grund 
Züge    des    Finanzhaushaltes    der    Schweiz.    XI,  362  vS, 
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II.  Band:  Der  Bund.  XXVI,  Textl.  Teil  190  S.,  tabellarischer  Teil  359  S. 
Bern  1916  u.   1919.     Stampf li  &  Cie. 

In  überraschend  kurzer  Zeit  nach  dem  3.  tmd  4.  Bande  des  Sammel- 
werkes :  Der  Finanzhaushalt  der  Schweiz^  ist  auch  der 
I.  Band,  Die  systematische  Darstellung  der  Grundzüge,  der  Schlußstein 
des  Ganzen,  erschienen,  und  zwar  noch  vor  dem  2.  Bande,  der  dem  Finanz- 
wesen des  Bundes  und  seiner  Verwaltungen  (allgemeine  Bundesverwaltrmg 
tmd  Bundesbahnen)  gewidmet  werden  sollte.  Man  hatte  der  Herausgabe 
dieses  i.  Bandes  mit  besonderer  »Spannung  entgegengesehen,  imd  er  hat  auch 
das  Viele  und  Interessante,  was  schon  die  Bände  3  und  4  erwarten  ließen, 
in  vollem  Umfange  gebracht. 

Nim  ist  vor  wenigen  Wochen  auch  der  2.  Band:  Der  Bund,  erschienen 
tmd  damit  das  Werk  als  solches  abgeschlossen. 

Das  in  diesen  beiden  Bänden  von  Steiger  gesammelte  und  darge- 
stellte Zahlen-  und  Tatsachenmaterial  behandelt  in  der  Hauptsache  die 
Entwicklung  der  Schweizer  öffenthchen  Haushalte  bis  zmn  Ausbruch  des 
Weltkrieges  —  die  Kriegszeit  selbst  konnte  nur  für  die  ersten  Jahre  zum  Teil 
berücksichtigt  werden  — ;  es^  ist  von  .Steiger  auch  nur  in  seinen  wich- 
tigsten Teilen  eingehender  bearbeitet  worden  und  harrt  im  übrigen  noch 
der  weiteren  Spezialbehandlimg.  Verf.  wollte,  wie  er  selbst  im  Vor- 
wort zum  I.  Band  betont,  auch  nur  ein  Gebälk  errichten,  auf  welchem  wei- 
tere Arbeiten  über  das  P'^inanzwesen  von  Bund,  Kantonen  imd  Gemeinden 
aufgebaut  werden  können;  einzelne  Arbeiten  solcher  Art  sind  inzwischen 
auch  bereits  erschienen.  Entsprechend  dem  mehr  finanzstatistischen  Cha- 
rakter des  Werkes  wurden  die  schwebenden  Finanzfragen  von  Steiger 
nur  kurz  behandelt. 

Bei  dem  für  eine  Besprechung  des  gebotenen  überreichen  Materials 
recht  eng  bemessenen  Räume  seien  hier  nur  wenige,  für  den  Finanz- 
statistiker  besonders  bemerkenswerte  Tatsachen  erwähnt :  die  Un- 
vergleichbarkeit der  Staatsrechnungen  der  einzelnen  K  a  n  - 
t  o  n  e  in  ihren  wesentlichen  Pimkten,  ebenso  der  Mangel  an  Einheitlichkeit 
in  den  Rechnungen  der  Gemeindehaushalte,  ohne  die 
der  Plan  einer  eitiheitlichen  Gemeindefmanzstatistik  schlechthin  miaus- 
führbar  ist.  Aber  auch  die  Art  der  Rechnimgslegung  der  Bundes  ver- 
waltimg  in  der  Eidgenössischen  Staatsrechnung  tmd  der  Regiebetriebe  ge- 
stattet heute  kein  zutreffendes  Bild  von  der  tatsächlichen  Höhe  ihrer  Ein- 
nahmen und  Ausgaben.  Die  Einstellung  der  Nettozahlen,  besonders  bei 
den  Regiebetrieben,  läßt  Einnahmen  und  Aiisgaben  der  gesamten  Verwal- 
txmgsrechnimg  zu  gering  erscheinen  (im  Jahre  191 3  um  124  Mül.  Fr.), 
wogegen  Doppel zählimgen  als  P'olge  der  Verrechntmgen  innerhalb  der  ein- 
zelnen Verwaltungen  die  nachgewiesene  Gesamtsumme  der  Einnahmen 
tmd  Ausgaben  wieder  als  zu  hoch  (im  Jahre  191 3  um  17  Mül.  Fr.) 
nachweisen,  so  daß  die  Verwaltungsrechnung  ohne  vorherige  Prüfung  und 
Umformtmg  zu  wissenschaftlichen  Zwecken  nicht  verwendbar  ist. 


"•  Vgl.  die  Besprechung  dieser  2  Bände  im  „W.  A.",  8.  Bd.     S.  468  ff. 
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Finanzpolitisch  ist  bei  der  Gesamtdarstellung  der  finan- 
ziellen Entwicklung  der  Kantone  und  Gemeinden  die  F'eststellimg  vor  allem 
wertvoll,  daß  die  Kantone  im  Jahre  191  o  bereits  48,8  v.  H.  ihrer  Einnahmen 
aus  den  Steuern  bezogen,  denen  gegenüber  die  übrigen  Einkünfte  aus  Kapi- 
talzmsen  (11,4  v.  H.),  staatlichen  Betrieben  (13,4  v.  H.)  vmd  dergleichen 
erheblich  zurücktreten.  Dabei  zeigt  die  Darstellung  des  Steuerwesens  in 
Kantonen  und  Gemeinden  ein  bimtscheckiges  Nebeneinander  der  verschie- 
densten Steuersysteme  und  Steuerarten,  dazu  eine  geringe  Entwicklung 
oder  gar  völliges  Fehlen  der  modernen  Einkommen,steuer.  Ein  systemati- 
scherer Ausbau  der  direkten  Steuern,  namentlich  auch  eine  käftigere  Heran- 
ziehung der  juristischen  Personen  könnte  nach  Ansicht  Steigers  die 
Finanznöte  der  -kantonalen  Haushalte  wesentlich  mildem.  Noch  unent- 
wickelter als  bei  den  Kantonen  ist  das  Steuerwesen  der  Gemeinden, 
wo  die  alte  Gnmdsteuer  noch  eine  ebenso  bedeutende  wie  bedenkliche  Rolle 
spielt. 

Als  Gesamtergebnis  dieser  systematischen  Darstelltmg  wird  für  das 
kantonale  und  Gemeindefinanzwesen  in  der  Zeit  vor  Kriegsausbruch  fest- 
gestellt :  Weniger  die  Entwicklung  des  kantonalen 
S  t  a  a  t  s  ver  m  ög  ens  als  die  Steigerung  des  Vermögens- 
steuerkapitals, der  direkten  und  indirekten  Steuern, 
sowie  die  Erträgnisse  der  staatlichen  und  kommu- 
nalen Betriebe  von  1900 — 191 3  geben  Zeugnis  von  einer 
allgemeinen  erfreulichen,  wirtschaftlichen  und  fi- 
nanziellen Entwicklung  der  meisten  Kantone  und 
größeren  Ortschaften  bis  zum  Kriegsausbruch.  Sie 
ist  nebst  der  allgemeinen  ktilturellen  imd  wirtschaftlichen  Entwicklimg  der 
zielbewußten  Finanzpolitik  zu  danken,  die  in  den  Kantonen  bei  den  gesamten 
staatlichen  imd  kommunalen  Verbänden  herrscht. 

Aus  den  Darstelhmgen  des  Bundesfinanzh  aus  h  altes 
(Band  2)  verdient  vor  allem  die  P'eststellung  hier  Erwähmmg,  daß  die  Finanz- 
lage des  Btmdes  bis  zum  Kriegsausbruch  durchaus  normal  imd  keineswegs 
ungünstig  war.  Hatte  sich  doch  der  Bimd  bei  seiner  Schaffvmg  die  damals 
ergiebigste  Einnahmequelle  der  Kantone,  die  Zölle,  zu  deren  unverkenn- 
barem Nachteile  zu  eigen  gemacht  imd  auf  ihnen,  dank  ihrer  besonders  seit 
1900  imerwartet  kräftigen  Entwicklung,  sein  ganzes  Einnahmesystem  auf- 
gebaut. So  deckten  die  Zollerträgnisse  im  Jahre  1913  mehr  als  87  v.  H. 
des  gesamten  Finanzbedarfs  der  eigentlichen  Bimdesverwaltung;  ihre  Zu- 
nahme betrug  allein  seit  1900:  76  v.  H.  Demgegenüber  war  der  Beitrag 
der  Regiebetriebe,  insbesondere  derjenigen,  welche  nach  der  Bestimmung 
der  Verfassung  Einnahmequellen  sein  imd  dem  Bimde  Mittel  zur  Bestrei- 
tvmg  seiner  Ausgaben  liefern  sollen  (Post-  imd  Telegraphenverwaltung  u.  a.) 
sehr  bescheiden  (19 13  =   1,3  v    H.  aller  Bimdeseinnalimen). 

Dieser  einseitige  Aufbau  seines  Einnahmesystems  auf  den  5^11erträgen 
rächte  sich  für  den  Bund  mit  wachsender  Kriegsdauer  mehr  imd  mehr  und 
die  andererseits  plötzhch  imd  tmerwartet  auftretenden  Ausgaben  insbesondere 
für  die  MobiHsation,  zwangen  ihn,  das  bisher  den  Kantonen  —  abgesehen 
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von  der  Militärpflichtersatzsteuer,  deren  Charakter  als  Steuer  mehr  als 
fraglich  ist  —  vorbehaltene  Gebiet  der  direkten  Besteuernng  vorüber- 
gehend zu  betreten  (eidgenössische  Kriegssteuer  und  Kriegsgewinnsteuer). 
Heute  ist  auch  schon  eine  temporäre,  zur  Deckung  der  Mobilisations- 
kosten  bestimmte  direkte  Bundessteuer  so  gut  wie  gesichert.  Dabei  hat  der 
Bund  sein  bisheriges  Gebiet  der  indirekten  Steuern  bei  dem  andauernd  steigen- 
den Finanzbedarf,  dessen  Lasten  die  von  Jahr  zu  Jahr  seit  Kriegsausbruch 
steigenden  Betriebsdefizite  der  Bundesbahnen  noch  erhöhen,  nicht  vernach- 
lässigt (Wechsel-  imd  Wertpapiersteuer  vom  Jahre  1917)  imd  weitere  in- 
direkte Steuern,    vor  allem  Verbrauchösteuem  (Tabak)  v^rerden  noch  folgen. 

Diese  Entwicklimg  der  Btmdesfinanzen  einerseits,  die  Tatsache,  daß 
seit  der  Bundesverfassung  von  1874  Kantone  und  Gemeinden  sich  in  ihrem 
Finanzgebaren  mehr  und  mehr  auf  die  Zuschüsse  des  Bimdes  (Subven- 
tionen) teils  verfassungsmäßiger,  teils  gesetzlicher  Art  eingestellt  haben, 
andererseits  haben  schon  heute  ein  engeres  Zusammengehen  der  einzelnen 
Finanzgewalten,  insbesondere  des  Bundes  mit  den  Kantonen,  für  ihre  weitere 
Finanzpohtik  notwendig  gemacht;  die  Schwierigkeiten  dabei  sind  um  so 
größer,  je  mehr  die  beiderseitigen  Lasten  steigen  und  je  geringer  die  Aus- 
sichten auf  Herstelltmg  der  alten  Einnahmequellen  (Zölle  usw.)  sind.  Diese 
Frage  eines  künftigen  Zusammengehens  steht  heute  wohl  als  die  wichtigste 
im  Mittelpunkte  aller  Finanzprobleme  der  schweizerischen  Finanzgewalten. 

Um  sie  richtig  zu  beurteüen  und  zu  lösen,  bedarf  es  vor  allem  der  ge- 
nauen Kenntnis  des  finanziellen  Aufbaues  dieser  letzteren.  In  dieser  Hin- 
sicht kommt  dem  mmmehr  vollständig  vorliegenden  Werke  Steigers 
erhöhte  Bedeutung  zu.  Jedem,  der  sich  mit  dieser  oder  mit  anderen  Fragen 
auf  dem  Gebiete  des  schweizerischen  Finanzwesens  beschäftige,  bietet  das 
Werk  mit  seinem  reichen  Tabellenmaterial  tmd  ausfülirlichen  Text  wert- 
vollen Aufschluß. 

Aber  auch  für  die  Förderung  einer  einheithchen  schweizerischen  Finanz- 
statistik stellt  es  sich  als  mustergültige  Gnmdlage  dar,  und  es  kann  nur  gehofft 
und  erwartet  werden,  daß  seitens  der  zuständigen  Finanzverwaltungen  auf 
dieser  Grimdlage  in  gleicher  Weise  finanzstatistisch  weitergebaut  wird. 
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financi^re  et  le  contröle  financier  pen- 
dant  les  annees  1916,  191 7  et  1918. 
Paris  1918.  M.  Giard  &  E.  Brifere. 
248  S. 
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1919.  A.  Marcus  &  E.  Weber.  VIII,  80 
S.  .K  4,80.  —  Die  Schrift,  welche  einen 
Teil  eines  vom  Verf.  in  Angriff 
genommenen  größeren  Werkes  über  die 
Wanderbewegungen  der  Juden  im 
Altertum,  im  Mittelalter  und  in  der 
Neuzeit  bildet,  enthält  umfassendes, 
statistisch  gut  gegliedertes  Tatsachen- 
material sowie  wertvolle  Darlegungen 
über  die  Ursachen  und  Wirkungen  der 
Wanderbewegungen  in  der  letzten 
Epoche.  If. 
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des  deutschen  Auswanderers  in  Ar- 
gentinien. (Veröffentlichungen  des 
Deutsch- Argentinischen  Zentralverban- 
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teressen. Heft  13.)  Berlin  1919.  Diet- 
rich Reimer.     36  S.      .H.  1,50. 
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Wer  kann  nach  Argentinien  auswan- 


dern ?  Aufzeichnungen  eines  soeben 
von  dort  zurückgekehrten  Deutschen. 
II.,  Aufl.  (Koloniale  Abhandlungen. 
Heft  75/76.)  Berlin  191g.  W.  Süsse- 
rott.  14  S.  .ft  1,40. 
Schätzel,  Walter,  Internationale 
Arbeiterwanderungen,  ein  weltwirt- 
schaftliches Problem  des  Völkerbun- 
des. (Monographien  zum  Völkerbund. 
Heft  7.)  Berlin  1919.  Hans  Robert 
Engelmann.  79  S.  —  Eine  ausführ- 
liche Darstellung  der  internationalen 
Arbeiterwanderungen,  die  sozialökono- 
misch nachweist,  daß  der  Völkerbund 
in  der  Überbrückung  der  Gegensätze 
zwischen  ,,Kapitalistenstaateu"  (die 
Überfluß  von  Produktionsmitteln  ha- 
ben) und  ,, Arbeiterstaaten"  (mit  star- 
ker, der  notwendigen  Beschäftigung 
entbehrenden  Bevölkerung) ,  seine  welt- 
versöhnende Aufgabe  erblicken  müsse. 
Als  Hauptmittel  dafür  sieht  Verf. 
freie  gleichmäßige  Verteilung  der  Roh- 
stoffe und  Freiheit  der  internationalen 
Wanderung  an.  am. 


15.  Arbeitgebßr,  Arbeitnehmer,  Sozialpolitik,  Sozialismus. 

State  Socialism,  Pro  and  Con.  Off  icial  Documents  and  other  Authori- 
tative  Selectionsshowing  the  World- Wide  Replacement  of  Private  by 
Governmental  Industry  before  and  during  the  War.  Edited  by  William 
English  Walling  and  Harry  W.  Laidler.  With  a  Chapter  on  Mimicipal 
Socialism  by  Evans  Clark.  New  York  1917.  Henry  Holt  &  Co.  xliv, 
649  S. 

Der  lange  Untertitel  dieses  Buches  lautet  deutsch:  „Amtliche  Dokmnente 
und  andere  beglaubigte  Zeugnisse,  die  die  weltumfassende  Ersetzung  der  pri- 
vaten durch  öffentliche  Industrie  vor  xmd  während  des  Krieges  aufzeigen." 
Damit  ist  zugleich  der  Inhalt  gekennzeichnet.  Das  Werk  ist  in  keiner  Weise 
ein  Plädoyer  für  den  Staatssoziaüsmus.  Die  Herausgeber  erklären  in  der 
Vorrede  selbst,  daß  sie  sich  der  Unstimmigkeiten  in  vielen  öffentlich-recht- 
lichen Industrien  wohl  bev/ußt  sind.  Sie  haben  es  sich  lediglich  zur  Aufgabe 
gemacht,  an  der  Hand  zuverlässiger  Berichte  die  Ausdehntmg  dieser  neuen 
Erscheinung  im  Staatsleben  zu  schildern  und  die  Linie  ihrer  mutmaßlichen 
Entwicklvmg  zu  zeichnen.  Es  ist  also  ein  Quellenbuch,  ohne  Anspruch  auf 
Ktmdgebvmg  eigener  Ansichten  der  Verfasser,  die  sich  bemüht  haben,  sach- 
verständige Zeugnisse  nach  Materien  geordnet  zusammenzustellen,  ohne  avif 
lückenlose  Vollständigkeit  Anspruch  zu  erheben.  Auch  unter  diesem  Vor- 
behalt kann  das  Buch  gute  Dienste  leisten,  obwohl  man  bei  der  Durch- 
sicht sich  hin  und  wieder  des  Gefühls  nicht  erwehren  kann,  daß  bei  der  Aus- 
wahl der  Berichte  bisweilen  mehr  der  Zufall  als  eine  planmäßige  Kritik  ge- 
waltet hat.  Da  aber  die  Quelle  der  Mitteilungen  stets  gewissenhaft  ange- 
geben ist,  ermöglicht  sich  in  Zweifelsfällen  eine  Nachprüfung. 
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Daß  bei  der  Auswahl  die  Quellen  der  Ententeländer  reicher  flössen  als 
die  der  Mittehnächte,  ist  für  ein  in  Amerika  und  von  Amerikanern  während 
des  Weltkrieges  veröffentlichtes  Werk  selbstverständlich.  Immerhin  sind 
doch  auch  die  gegnerischen  Länder  berücksichtigt,  wenn  auch  öfter  nicht 
auf  Grvmd  deutscher  oder  österreichischer  Originalberichte,  sondern  nach 
neutralen  imd  feindlichen  Angaben.    Hier  ist  also  einige  Vorsicht  geboten. 

Eine  loirze  Inhaltsübersicht  zeigt  Anordntmg  vmd  Reichhaltigkeit  des 
Stoffes.  Nach  einer  Einleitimg,  die  sich  mit  „Staatssozialismus"  imd  , .Kriegs- 
sozialismus" auseinandersetzt,  wird  eine  sehr  knapp  gehaltene  Darstellvmg 
vom  Staatssozialismus  vor  tmd  nach  (?)  dem  Kriege  gegeben;  die  Bezie- 
himgen  zu  den  verwandten  Regienmgsaufgaben  Polizei,  Regulienmg,  Hilfs- 
gelder, Besteuenuig)  werden  berührt,  das  Verhältnis  von  Demokratie,  So- 
zialismus und  Nationalismus  zum  Staatssozialismus  vmtersucht.  In  diesen 
einleitenden  Ausführvmgen  liegt  nicht  der  Haupt  wert  des  Buches  Dieser 
wohnt  den  tatsächlichen  Mitteilungen  aus  den  verschiedenen  Wirtschafts- 
gebieten bei.  Im  ersten  Teil  werden  die  Finanzen  behandelt  (Zentralbanken, 
Sparkassen,  Landwirtschaftliche  Kassen,  Eigentumsversicherimg).  Dann 
folgt  ein  zweiter,  umfangreicher  imd  wichtiger  Teil  über  die  Landwirt- 
schaft mid  die  Erhaltung  gewisser  Bodenschätze  (Landverteilung  landwirt- 
schaftlicher Kollektivismus,  Landwirtschaftswissenschaft),  mit  besonderer,  ein- 
gehender imd  bedeutsamer  Betonung  der  nordamerikanischen  Verhältnisse 
(Forstwesen,  Wege,  Fischerei,  Wasserkräfte).  Der  dritte  Teil  ist  dem  Trans- 
port tmd  Verkehrswesen  gewidmet  (Internationale  Wasserwege,  Panamakanal, 
binnenländische  Wasserwege,  Schiffahrt,  Eisenbalinen,  Telegraph  mid  Tele- 
phon). Im  vierten  Abschnitt  werden  Handel,  Industrie,  Bergbau  behandelt 
(Bergwesen,  Petroleum,  Regierungsmonopole,  Fabriken,  Hilfsindustrien,  In- 
dustriewissenscliaft,  Staatshilfe  für  den  Handel).  Der  letzte  Teil  endlich 
sammelt  Belege  für  die  Beziehungen  zwischen  Kollektivismus  und  Indi- 
viduum, als  da  sind  Staatsbürger  im  allgemeinen,  Verbraucher,  Produzent, 
Steuerzahler  (öffentliche  Gesmidheitspflege  und  Sozialversicherimg,  Staats- 
tmterstützimg  für  Erholung  mid  Kräftigimg,  gemeindliches  Eigentum,  Er- 
nährung, Wohnungswesen,  Besteuerung  von  Kapital  imd  Industrie  für  soziale 
Zwecke).    Ein  Namen-  und  Sachregister  erleichtert  den  Gebrauch  des  Werkes, 
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Reden  und  Denkschriften  des  Mini- 
sters während  seiner  Amtszeit,  die  in 
dem  Programm  der  Gemeinwirtschaft 
gipfelten.  Die  Einleitung  stellt  eine 
Verteidigung  seines  Planes  dar,  dessen 
Verwirklichung  nicht,  wie  ihm  vor- 
geworfen, Verewigung  der  Zwangs- 
wirtschaft bedeute,  er  habe  nur  be- 
absichtigt, die  Produktion  unter  die 
Kontrolle  der  Allgemeinheit  zu  stellen. 

hg. 


16.  Völkerrecht,  Kriegsrcdit,  Kolonialredit,  Friedensbewegung, 

Schiedsgerichte. 

Minost,  Dr.  E.,  De  1' Intervention  des  puissances  dans 
les  entreprises  contemporaines  d'interet  inter- 
national.    Paris  1917.     Recueil  Sirey.     186  S.     Fr.  7,20. 

Das  Problem,  das  den  Verfasser  interessiert,  ist  die  privatvdrtscliaft- 
liche  Unternehmung,  die  von  Angehörigen  verschiedener  Länder  betrieben 
wird,  tmd  an  der  mehrere  Staaten  in  privatrechtheher  Form,  aber  mit  poU- 
tischem  Zweck  beteiligt  sind.  Wo  sich  in  der  Fremde,  namentlich  in  einem 
Lande,  das  außerhalb  der  Völkerrechtsgemeinschaft  steht,  ein  neues  Feld 
der  kommerziellen  oder  industriellen  Expansion  eröffnet,  da  werden  die  Staa- 
ten die  Privatbetriebe  ihrer  Bürger  nicht  gleichgültig  verfolgen.  Denn  die 
privatwirtschafthche  Expansion  bedeutet  nicht  nur  eine  Mehrung  des  natio- 
nalen Reichtums,  sondern  ist  auch  ein  Tor,  durch  das  der  diplomatische 
Einfluß  seinen  Weg  finden  kann.  Die  Staaten  werden  deshalb  ihre  finan- 
zielle Unterstützung  gewähren  und  die  Leitimg  zu  erlangen  suchen.  Gleich- 
zeitig erwächst  ihnen  die  Aufgabe,  ihre  Bürger  in  dem  Wettstreit  zu  schützen, 
den  sie  notwendig  mit  anderen  Nationen  zu  bestehen  haben.  Da  ist  denn 
jene  komplexe  Form  der  Beteihgimg  eine  geeignete  Methode,  um  die  Rivahtät 
der  privaten  und  staathchen  Interessen  und  zugleich  die  Rivahtät  der  Na- 
tionen auszugleichen.  Man  kann  vielleicht,  in  Analogie  zu  einer  modernen 
Institution  des  Verwaltungsrechts,  von  einer  internationalen  gemischt-wirt- 
schafthchen  Unternehmung  sprechen,  imd  zwar  gemischt  in  einem  doppelten 
Sinn,  wie  eben  gezeigt. 

Der  Verfasser  legt  dar,  wie  diese  Methode  zuerst  bei  der  Verwaltung 
des  Suezkanals  angewendet  worden  ist.  Hier  ist  das  Urbild  gegeben.  Er 
geht  dann  zu  der  äthiopischen  Eisenbahn  von  Djibouti  nach  Addisabeba 
über  vmd  zeigt,  wie  die  französische  Republik  das  1896  von  Franzosen 
begründete  Unternehmen  6  Jahre  später  subventioniert  tmd  ihrer  Kontrolle 
imterwirft.  Die  EisenbahngeseUschaft,  so  schildert  er  weiter,  nimmt  aus 
Mangel  an  Geldern  ihre  Zuflucht  zu  enghschen  und  itahenischen  Kapitahen. 
Infolge  dieser  Beteiligung  fremden  Geldes  wird  Frankreich  genötigt,  durch 
einen  Vertrag  von  1906  einem  Engländer  und  einem  Italiener  einen  Sitz 
im  Verwaltungsrat  der  bestehenden  imd  jeder  künftigen  Gesellschaft  zu 
sichern,  welche  jene  Eisenbahn  bauen  und  betreiben  wird.  Ein  gleiches  Ver- 
sprechen geben  England  imd  Itahen  der  französischen  RepubHk  für  die  Eisen- 
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balinen,  die  später  von  Abessinien  nach  englischem  oder  itahenischem  Ge- 
biet angelegt  werden  sollen. 

Der  Verfasser  wendet  sich  dann  zu  der  marokkanischen  Staatsbank. 
Ihre  Gründung,  so  zeigt  er,  war  notwendig,  um  die  Rivalität  zu  schhchten, 
welche  vmter  französischen  und  deutschen  Kapitalisten  als  Darlelinsgebem 
des  Maghzen  entstand.  In  dem  Statut,  das  die  Konferenz  von  Algeciras 
am  31.  März  1906  für  die  Bank  bescliHeßt,  ist  vorgesehen,  daß  die  deutsche 
Reichsbank,  die  Bank  von  England,  die  Bank  von  Spanien  und  die  Bank 
von  Frankreich  je  einen  Zensor  ernennen  sollen,  um  die  Aufsiclit  zu  führen. 
Es  ist  klar,  daß  diese  Zensoren  berufen  sind,  die  poHtischen  Interessen  ihres 
Staates  wahrzmielunen.  Die  Bedeuttmg  der  Bank  und  damit  die  Bedeutimg 
der  Kontrolle,  welche  die  vier  Mächte  in  die  Hand  nehmen,  erhellt  daraus, 
daß  die  Bank  alle  Finanzoperationen  des  marokkanischen  Staates  in  die 
Hand  nimmt,  die  wichtigsten  Einkünfte  des  Maghzen  in  ihre  Kasse  leitet 
imd  selbst  über  diese  Gelder  für  die  zwei  wichtigsten  Staatsaufgaben,  die 
Einriclitung  der  Pohzeimannschaft  imd  die  öffentlichen  Arbeiten,  verfügt. 

In  einem  Vertrag  von  1909  beschließen  Frankreich  und  das  Deutsche 
Reich,  daß  sie  jede  ökonomische  Privilegierung  eines  eiiropäischen  Staates 
in  Marokko  bekämpfen  und  ihre  Staatsangehörigen  an  den  Unternehmungen, 
deren  Konzession  sie  erhalten  können,  gememsam  beteihgen  wollen.  Demgemäß 
wird  eine  marokkanische  Gesellschaft  der  öffentlichen  Arbeiten  begründet, 
m  der  Frankreich  mid  Deutschland  80%  des  Kapitals,  die  Präsidentschaft 
und  10  von  12  Sitzen  im  Verwaltungsrat  besitzen.  Freilich  entspricht  der 
Erfolg  den  Erwartvmgen  nicht.  Aber  höchst  fessehid  ist  der  Beschluß  an 
sich  selbst. 

Schließhch  beschreibt  der  Verfasser  noch  den  Werdegang  tmd  die  Ver- 
fassung der  Deutsch-Niederländischen  Telegraphengesellschaft.  Ilir  Zweck 
ist,  das  Deutsche  Reich  in  Ozeanien  von  der  telegraphischen  Hegemonie 
Großbritaimiens  zu  emanzipieren.  Die  Gesellschaft  wird  1904  in  Köln  ge- 
gründet. Sie  hat  einen  deutschen  und  einen  holländischen  Direktor,  die 
beide  von  ihren  Regiermigen  bestätigt  sind.  Der  Verwaltungsrat  besteht 
zu  ^1^  aus  deutschen  mid  holländischen  Bürgern.  Ein  Abgesandter  jedes 
Staates  ist  im  Verwaltmigsrat  vmd  in  der  Generalversammlung  zugelassen. 
Bestimmte  Maßnahmen  der  Gesellschaft  bedürfen  der  Ratifikation  beider 
Regierimgen. 

Damit  hat  der  Verfasser  seine  Aufgabe  erscliöpft.  Er  hat  die  wich- 
tigsten Typen  der  internationalen  gemischt-wirtschaftlichen  Unterneh- 
mungen dargestellt,  die  heute  bestehen.  Er  prophezeit  dieser  Form  in- 
ternationaler Tätigkeit  eine  große  Zukmift.  Auf  einzelne  Vorschläge  geht 
er  niclit  ein.  Er  begnügt  sich  mit  der  Andeutmig,  daß  der  Suezkanal  nach 
El  löschen  der  Konzession  imd  die  afrikanischen  Eisenbahnen  einmal  in  dieser 
Weise  verwaltet  werden  können. 

Den  Charakter  dieser  Untemelmmngen  historisch  imd  systematisch 
mit  Klarheit  herausgearbeitet  zu  haben,  ist  das  Verdienst  der  vorhegenden 
Arbeit.    Die  Darstelhmg  ist  wissenschafthch  imd  in  gefälhgem  Stü  gehalten. 

Prof.  Robert    Redslob. 
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Wohl  niemand  war  berufener,  die  Grundsätze  zur  Darstellvmg  zu  brin- 
gen, von  denen  sich  die  Diplomaten  der  Union  seit  deren  Bestehen  haben 
leiten  lassen,  als  der  kenntnisreiche  Verf.  der  monumentalen  Werke  „Digest 
of  International  Law"  tmd  der  ,, International  Arbitrations",  jener  für  die 
Ermittlung  der  vStaatenpraxis  imd  damit  für  die  Feststellung  positiven  Völker- 
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reclitsgrundlegenden,  leider  nur  auf  deui  Koutiuent  nicht  genügend  ausge- 
scliöpften  Veröffentlichvingen.  (Ich  benutze  mit  besonderer  Freude  die  Ge- 
legenheit, tim  mit  dem  Hinweis  auf  diese  überaus  bedeutsamen  Publikationen 
dem  Danke  für  das  Viele  Ausdruck  zu  geben,  das  sie  mir  gegeben  haben  imd 
täglich  noch  geben.)  In  dem  vorhegenden  Buche  wird,  nach  einer  knappen 
historischen  Einlei ttmg  (bis  S.  32),  zimächst  das  Neutralitätssystem  bis 
zur  Gegenwart  besproclien,  das  in  den  Anfängen  der  Union  zum  Teil  so 
wesentüch  von  den  Grundsätzen  abgewichen  ist,  die  Amerika  bis  zu  seinem 
Eintritt  in  den  Weltkrieg  Deutschland  gegenüber  zvx  Anwendimg  gebracht 
hat.  An  die  Darstellimg  dieses  Kapitels  (bis  S.  102)  schheßt  sich  das 
„Problem  der  Meeresfreiheit",  bei  dessen  Erörterung  auch  die  amerikanische 
Theorie  des  imbeschränkbaren  Reiserechtes  auch  in  Kriegszeiten  als  bereits 
zu  Begiim  der  Unionsgescliichte  in  Geltung  festgestellt  wird.  Eingehende 
Darstellung  erfährt  in  diesem  Abschiütte  das  Durchsuchungsrecht  in  Krieg 
vmd  Frieden  (bis  S.  134).  Von  partikulärem  Interesse  sind  die  bekannten 
Fischereifragen  (bis  S.  158),  an  die  sidi  ein  Abschnitt  über  Handelsbe- 
schränkungen anschließt  (bis  S.  196).  Es  folgt  das  Nichtinterventions- 
prinzip  und  die  Monroe-Doktrin  (bis  S.  267);  diese  Seiten  bieten  dem 
Kenner  der  wichtigeren  neueren  Schriften  (besonders  der  von  Herbert  Kraus 
und  Hodges)  kaum  etwas  Neues.  Das  VII.  Kapitel  handelt  von  der  Ex- 
patriierung, die  in  so  zahlreichen  Staatsangehörigkeitsfällen  im  Weltkriege 
eine  imerfreuHche  praktische  Bedeutvmg  erlangt  hat  (bis  S.  304).  Leider 
gibt  dieser  Abschnitt,  der  sich  im  wesentlichen  mit  dem  Koszta-Fall  be- 
schäftigt, erheblich  weniger,  als  man  nach  seiner  Überschrift  erwarten  durfte. 
Das  gleiche  gilt  von  dem  Absclmitte  über  Internationale  Schiedsgerichtsbar- 
keit (S.  305 — 338).  Interessant  sind  die  Kapitel  über  die  territoriale  Aus- 
dehnimg der  Union  (bis  S.  364)  und  über  Panamerikanismus  (bis  S.  419). 
Den  Schluß  des  Werkes  bilden  Ausfülirungen  über  die  Einflüsse  und  Ten- 
denzen, die  von  Amerika  ausgegangen  sind.  Finden  wir  hier  manche  Über- 
schätzung jener,  so  auch  wieder  interessante  Feststellungen,  die  bisher 
nicht  genügende  Beachtimg  gefunden  hatten.  Als  knappe  Geschichte  der 
amerikanisclien  Diplomatie  verdient  das  Buch  volle  Beachtung,  wer  kritische 
Stellungnahme  zu  der  einen  oder  anderen  Frage  erhofft,  wivd  enttäuscht. 
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Vom  Jahre  1897  an  hat  das  belgische  Ministeritiln  des  Auswärtigen 
einen  großen  Teil  der  einlaufenden  Gesandtenberichte  überarbeitet  auf  dem 
Wege  der  mechanischen  Vervielfältigung  den  Vertretern  in  anderen  Staaten 
regelmäßig  zugänglich  gemacht.  Diese  Zirkulare  sind  in  den  Beständen 
des  Archivs  gefimden  und  werden  ntmmehr  in  einer  Auswahl  ver- 
öffentlicht. Berücksichtigt  sind  nur  solche  Stücke,  die  Deutschlands  Stel- 
lung inmitten  der  europäischen  Politik  kennzeichnen.  Die  Auswahl  ist  nach 
der  Versicherung  des  Herausgebers  ohne  Tendenz  erfolgt.  Die  Zirkulare 
selbst  sind  ohne  irgendwelche  Abändervmg  oder  Überarbeitung  wörtlich  zum 
Abdruck  gebracht  —  sagt  das  Vorwort.  Man  kann  ihm  darin  unbedingt 
glauben,,  schon  weil  der  belgischen  Regierung  eine  Kontrolle  jederzeit  mög- 
lich wäre. 

Die  Zirkulare  weichen  von  dai  zugrundegelegten  Berichten  im  Wort- 
laut öfters  wesentlich  ab.  Ganz  methodisch  imd  in  vorzüglicher  Weise  wur- 
den die  Originale  im  Ministerimn  tunredigiert.  Nebensächliches  wurde  ge- 
strichen, ebenso  alles,  was  inzwischen  an  äußeren  Vorgängen  allgemein  be- 
kannt geworden  war.  Dazu,  und  das  ist  sehr  wichtig,  alles,  w^as  dem  Mini- 
sterium nicht  beglaubigt  oder  imwahrscheinlich  schien;  ebenso  rein  sub- 
jektive Äußerungen  des  betreffenden  Gesandten.  In  einigen  seltenen  Fällen 
auch  Anspielungen  eines  Gesandten  auf  die  Politik  des  eigenen  Staates; 
solche  Stücke  der  Berichte  nur  insoweit,  als  es  dem  Leiter  nicht  gefähr- 
lich erschien,  sie  allen  Büros  bekanntwerden  zu  lassen. 

Dadurch,  daß  einige  Male  die  Originale  mitgeteilt  sind,  hat  man  Ver- 
gleichsmöglichkeiten, die  noch  vermehrt  werden  durch  die  Originale,  die 
in  den  belgischen  Aktenstücken  schon  enthalten  sind.  Für  die  Beurteilung 
des  Quellenwertes  ist  das  sehr  wichtig;  es  zeigt  sich  dabei  übrigens,  daß 
die  belgischen  Aktenstücke,  wenigstens  in  den  Teilen,  die  wir  nunmehr  in 
der  doppelten  Ausführvmg  haben,  im  einzelnen  durchaus  nicht  zurecht- 
gemacht sind. 

Der  geschichtliche  Wert  ist  natürlich,  wie  bei  allen  Gesandtschafts- 
berichten, verschieden.  Wo  der  Schreiber  von  den  leitenden  Staatsmännern 
Informationen  oder  ihre  Auffassung  einer  bestimmten  politischen  Ange- 
legenheit direkt  gehört  hat  und  referiert,  ist  der  Quellenwert  für  die  Beur- 
teilung dieser  Regierung  natürlich  hoch;  denn  die  Gesandten  sind  augen- 
scheinlich bestrebt  gewesen,  möglichst  so  sachlich  zu  referieren,  daß  die 
Zentrale  sich  selbst  ein  Bild  machen  konnte.  Gleich  wertvoll  können  im 
einzelnen  die  IMitteilungen  anderer  Mitglieder  des  diplomatischen  Corps 
sein ;  doch  liegt  oft  darin  eine  Schwierigkeit  der  Verwertung,  daß  die  Quelle 
nicht  namhaft  gemacht  ist.  Die  eigenen  Betrachtungen  der  Gesandten  sind, 
als  auf  guten  Informationen  beruhend,  immerhin  beachtlich,  aber  sie  sind 
subjektiv  imd  deshalb  von  geringem  Quellenwert. 

Wenn  man  die  410  Stücke  auch  nur  einer  oberflächlichen  Durchsicht 
unterzieht,  so  kann  man  sofort  feststellen,  daß  sie  an  neuen  Einzelheiten 
eine  ganze  Menge  bringen;  besondere  Hinweise  erübrigen  sich,  sind  bei  der 
Fülle  des  Materials  auch  nicht  gut  möglich.  Die  Wissenschaft  wird  trotz 
der  großen  Anzahl  von  Aktenstücken  über  den  Kriegsausbruch  gerade  diese 
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Sammlung  begrüßen,  weil  sie  eine  verhältnismäßig  große  Zeitspanne  um- 
faßt und  weil  einzelne  Perioden,  wie  die  verschiedenen  Phasen  der  Marokko- 
frage, die  Entwicklung  der  Balkanangelegenheitcn,  besonders  eingehend  be- 
rücksichtigt sind.  Ein  Vergleich  mit  den  neuesten  Darstellimgen,  etwa  mit 
den  letzten  Kapitehi  von  Fried  jung,  ergibt  sofort,  wie  sehr  diese 
Werke  durch  das  neue  Material  bereichert  werden. 

Leider  haben  die  Bearbeiter,  für  Bd.  I:  Wilhelm  Köhler,  Bd.  II : 
der  Herausgeber,  Bd.  III  imd  IV:Alfred  Doren,  keinerlei  Vorarbeiten 
geleistet.  Die  Einleitungen,  die  manchmal  recht  breit  sind,  beschränken 
sich  darauf,  tmter  Zugnmdelegung  der  Akten  etwas  zusammenzustellen, 
das  wie  eine  einheitliche  Erzählmig  aussehen  soll ;  dabei  werden  große  Stücke 
wörtlich  übersetzt.  Zu  welchem  Zwecke  ist  durchaus  imerfindlich.  Für 
einen  größeren  Kreis  können  diese  Akten  schon  des  enorm  hohen  Preises 
wegen  nicht  berechnet  sein;  wer  sie  sonst  in  die  Hand  nimmt,  Presse  oder 
Geschichtswissenschaft,  pflegt  die  französische  Sprache  zu  beherrschen. 
Viel  wichtiger  wäre  es  gewesen,  ganz  kurz  die  bekannten  Tatsachen  zu- 
sammenzustellen imd  hervorzuheben,  was  die  veröffentlichten  Stücke  Neues 
bringen.  Dazu  gehört  allerdings  eine  gründliche  Arbeit,  während  so  das 
Bächlem  der  Phrasen  henmnmgslos  plätschern  kann;  am  schlimmsten  ist 
die  Einleitung  des  Herausgebers,  der  noch  nicht  eimnal  so  gewandt  ist,  ver- 
nünftige Übergänge  von  einem  Absatz  zum  anderen  zu  finden,  so  daß  z.  B. 
auf  S.  40  imd  S.  46  das  gleiche  nichtssagende  Bild  als  Überleitimg  gebraucht 

wird:    „auf    denselben  Ton   ist    der   Bericht   vom gestimmt". 

Doren  gibt  wenigstens  in  Anmerkungen  zu  den  Zirkularen  an,  welche 
von  ihnen  im  Original  schon  in  den  Aktenstücken  veröffentlicht  sind,  bei 
den  beiden  anderen  Herausgebern  muß  man  diese  Angaben  aus  der  Ein- 
leitxmg  entnehmen,  wo  sie  einmal  im  Text  stehen,  das  andere  Mal  in  der 
Amnerkimg. 

Das  belgische  2^ntralbüro  hat  die  Zirkulare  erst  allmählich  ausge- 
staltet ;  die  Angabe,  welcher  Bericht  zugrimde  liegt,  fehlt  in  der  ersten  Zeit ; 
sie  hätten  auf  Grimd  der  Originale  von  den  Herausgebern  ergänzt  werden 
können;  ebenso  wäre  dem  Benutzer  seine  Arbeit  erleichtert  worden,  wenn 
die  kurzen  Inhaltsangaben,  die  späteren  Zirkularen  beigefügt  wurden,  von 
den  Herausgebern  nach  rückwärts  ergänzt  worden  wären.  Ein  Namen- 
und  Sachverzeichnis  fehlt,  man  kann  schon  sagen,  selbstverständlich.  Da- 
gegen ist  das  allgemeine  Vorwort  des  Herausgebers  jedem  Bande  voran- 
gestellt worden;  eine  sinnlose  Papierverschwendimg.  ;'  r^^i  . 

Zu  alledem  kommt  nun  noch,  daß  die  Heraasgeber  vielfach  einzelne 
Stellen*  aus  den  Zirkularen  durch  Fettdruck  hervorgehoben  haben ;  meist 
dieselben,  die  sie  in  wörtlicher  Übersetzmig  in  ilire  sogenannten  Einleitungen 
übemalunen;  leider  fast  immer  Stellen,  die  nicht  Tatsachen,  sondern  Rai- 
sonnements  bringen,  also  minderen  Wertes  sind;  auf  ihnen  wird  dann  ein 
Teil  der  Einleitung  aufgebaut,  und  das  ergibt  ein  Stück  Tendenz,  die  natür- 
lich auf  niemanden  wirkt,  während  sachliche  Bemerkungen  ihren  Eindruck 
nicht  verfehlt  hätten.  Die  Ursache  von  alledem  ist  klar.  Wenn  jemand  ein 
paar  Schuhe  besohlen  lassen  will,   geht  er  zmii  Schuhmacher.     Wejm  das 
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Auswärtige  Amt  geschichtliche  .Iktenstücke  herausgeben  will,  geht  es  natür- 
lich nicht  zvmi  Historiker. 

Über  das  rein  Geschichtliche  hinaus  enthalten  die  Doktunente  gerade 
in  den  mehr  betrachtenden  Teilen  viel  Stoff  zur  pohtischen  Kritik.  Was 
die  belgischen  Gesandten  in  Berlin  über  Möglichkeiten  imd  Grenzen  deut- 
scher Politik  sagen,  zeigt,  daß  sie  die  wesentlichen  Faktoren  oft  recht  gut 
erkannten,  viel  besser  jedenfalls  als  die  Ivciter  der  deutschen  Politik  selbst. 
So  können  auch  diese  Quellenstücke  dazu  beitragen,  die  deutsche  Politik 
zu  desillusionieren,  was  ja  leider  immer  noch  notwendig  ist;  es  ist  viel  Stoff 
darin  zu  einer  Herausarbeitimg  der  natürlichen  Grimdlagen  der  auswärtigen 
Politik.  Prof.  I/ud  wig    Ber  gstr  äßer  ,    Berlin. 

GopSeviö,  Spiridion  Graf,  Rußland  und  Serbien  1804 — 191 5.  Nach 
Urkimden  der  Geheimen  Archive  von  St.  Petersbtirg  imd  Paris  und  des 
Wiener  Archivs.     München  1916.    Hugo  Schmidt.    188  S. 

Graf  Spiridion  Gopöeviß  dürfte  sich  nicht  zu  den  zünftigen 
Gelehrten  zählen.  BJr  hat  das  auch  gar  nicht  nötig.  Sein  Geschick,  das,  was 
jene  forschend  festgestellt  haben  und  was  ihm  selbst  in  verschiedenen  Ar- 
chiven an  historisch  interessanten  Schriftstücken  in  die  Hände  fiel,  rasch 
und  lesbar  in  weitere  l/cserkreise  zu  tragen,  überhebt  ihn  aller  schweren 
akademischen  Sorgen.  So  hat  er  bereits  mit  einer  langen  Reihe  von  Büchern, 
Broschüren  imd  Aufsätzen  meist  geschichthchen  Inhalts  zur  Popularisierung 
der  Balkanfragen  —  insbesondere  der  serbischen  —  beigetragen.  Er  selbst 
ist  serbischen  Stammes.  In  einer  selbstverfaßten  Lebensskizze  zählt  er  unter 
seinen  Vorfahren  einige  serbische  xmd  einen  dalmatinischen  König  auf  tmd 
wül  nicht  nur  einen  montenegrinischen  Gesandtenposten,  sondern  auch 
wiederholt  serbische  Ministerportefeuilles  ausgeschlagen  haben,  die  ihm  von 
den  Obrenovich  angeboten  worden  waren.  In  Triest  geboren,  in  Wien  ge- 
bildet, ist  er  als  fahrender  PubUzist  Österreicher  geblieben,  imd  als  solcher 
hat  er  auch  sein  letztes  Buch  über  „Rußland  und  Serbien"  verfaßt. 

Dieses  persönliche  Moment  muß  man  in  Rechnung  ziehen,  um  nicht 
versehenthch  einen  pedantischen  Ton  anzuschlagen,  wenn  man  es  kritisiert; 
schon  weil  es  den  sehr  anerkennenswerten  Zweck  verfolgt,  zu  zeigen,  wie 
schlecht  Serbien  von  Rußland  für  seine  Anhänghchkeit  seit  mehr  als 
einem  Jahrhundert  belohnt  worden  war,  „so  daß  Rußland  immer  nur  der 
böse  Dämon  Serbiens  genannt  werden  kann,  der  es  nach  Erfordernis  rück- 
sichtslos ausbeutete  und  opferte,  wie  es  eben  in  die  jeweihge  russische  PoUtik 
paßte".  Das  soll  in  dem  Buch  an  der  Hand  der  Tatsachen  imd  wichtiger 
Dokumente  nachgewiesen  werden,  obgleich  sich  dessen  Gegenstand  zum 
größten  Teil  zeithch  mit  den  Jahren  1804,  als  Kara  Georg  in  der  Geschichte 
seines  Volkes  emporkam,  und  181 5,  wo  ein  zweiter  Aufstand  diesem  die  in- 
zwischen verloren  gegangene  Freiheit  verschaffte,  begrenzt,  während  das 
übrige  dem  Titel  nur  in  sehr  großen  Zügen  gerecht  wird. 

BekanntHch  hat  dieses  Thema  bereits  Ranke  ein  selir  warmes  Inter- 
esse abgewonnen,  dessen  „Serbische  Revolution"  heute  allerdings  durch 
neue  Forschungen  überholt  ist.    Aus  diesen  ging  insbesondere  eine  gedrängte 
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Darstellving  der  „Wiedergeburt  des  serbischen  Staates  1804 — 1813"  durch 
den  Präsidenten  der  serbischen  Akademie  der  Wissenschaften,  S  t  o  j  a  n 
Novakoviö,  hervor,  ein  Buch,  das  in  deutscher  Übersetzung  191 2  bei 
einem  österreichischen  Verlag  erschien  imd  als  ein  zuverlässiger  Führer  an- 
gesehen werden  kann.  Vorher  war  Gavriloviös  wertvolle  „ Quellen- 
sammlung zixr  Himdertjahrfeier  des  serbischen  Freiheitskampfes"  erschienen, 
imd  aus  dem  Nachlaß  des  österreichischen  Ministers  v.  K  ä  1 1  a  y  die  ,, Ge- 
schichte des  serbischen  Aufstandes  von  1807 — 1810"  veröffenthcht  worden. 
Aber  diese  Pubhkationen  haben  Gopöevits  kleines  Werk  nicht  über- 
flüssig gemacht.  Dvu'ch  die  wörthch  oder  doch  inhalthch  genau  mitgeteilten, 
in  eine  temperamentvolle  Erzälilung  eingefügten  Briefe  und  Berichte,  die 
dem  deutschen  I^eser  sonst  nicht  oder  nur  auf  Umwegen  zugänglich  wären, 
beweist  er  die  eingangs  aufgestellte  These. 

Der  Gewaltmensch  Kara  Georg,  ein  kriegsbegabter  Analphabet,  der 
sich  1804  die  erste  Stelle  imter  seinen  Volksgenossen  errungen  und  an  ihrer 
Spitze  sein  Land  von  der  Drangsal  des  Türkenjochs  befreit  hatte,  war  ehevor 
in  österreichischen  JMihtärdiensten  zum  Unteroffizier  aufgerückt  und  hatte  aus 
dieser  Zeit  viel  S3mipathie  für  die  große  Nachbarmonarchie  übrigbehalten. 
Ihr  hätte  er  das  Schicksal  seiner  Nation  —  von  der  ein  guter  Teil  bereits 
in  Ungarn  wohnte  —  viel  Heber  anvertraut  als  dem  entfernten  Rußland, 
dem  eine  starke  Partei  schon  des  gleichen  griechischen  Glaubens  wegen  an- 
hing. In  Österreich  war  man  seit  zwölf  Jahren  von  dem  türkenfeindlichen 
System  Josephs  II.  abgekommen  und  hielt  eine  der  Pforte  freiuidliche 
Haltimg  angesichts  des  Übergreifens  Frankreichs  von  Westen  her  imd  der 
expansiven  Zarenmacht  im  Osten  für  weit  richtiger.  Aber  auch  Na- 
poleons Orientpohtik  hinderte  Rußland,  den  Serben  die  von  ihnen  erbetene 
Hilfe  zu  leisten.  Es  kam  der  Elrieg  von  1805,  die  Niederlage  Rußlands  imd 
Österreichs  bei  Austerlitz,  der  Preßburger  Friede,  den  der  Wiener  Hof  mit 
Frankreich  schloß,  der  Fintritt  Preußens  in  den  Kampf  wider  das  imperia- 
listische System  des  großen  Korsen:  Da  hatte  niemand  Zeit,  Geld  und 
Truppen  für  Serbien  übrig,  und  dieses  mußte  sich  allein  seine  Unabhängig- 
keit erkämpfen.  Erst  als  Zar  Alexander  I.,  infolge  der  Wühlarbeit  französi- 
schen Einflusses  in  Konstantmopel,  nüt  der  Türkei  in  Krieg  geriet,  und 
ihm  Serbiens  fortgesetzte  Kämpfe  als  Diversion  wertvoll  wurden,  umwarb 
ein  russischer  Sendbote  —  der  auch  sonst  in  der  Geschichte  nicht 
imbekannte  Marchese  Paulucci  —  den  schwarzen  Georg,  nahm  ihn 
gegen  Österreich  ein  und  schloß  mit  ihm  im  Sommer  1807  einen  Ver- 
trag, worin  es  hieß,  es  sei  vor  allem  der  Wunsch  des  serbischen  Volkes,  unter 
Rußlands  Schutz  zu  stehen,  das  ihm  einen  Sachwalter  zur  pohtischen  Or- 
ganisierung des  Landes  senden  möge.  Dafür  erwarte  es  allerdings  von  Väter- 
chen ,, alles,  was  es  benötigt",  das  sind  8 — 10 000  Mann  Hilfstruppen  und  für 
das  eigene  Heer  Geld,  Pulver  und  Geschosse,  insbesondere  aber  Artillerie-, 
Genieoffiziere  und  Ärzte,  ,,da  es  im  Lande  keinen  Doktor  und  keine 
Apotheke  gebe".  Dieser  Schutzvertrag  hatte  das  Charakteristische,  daß 
er   zwar   von    Kara    Georg    imd   seinen   Untergeneralen,   nicht   aber  von 
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dem  russischen  Unterhändler  unterzeichnet  wurde,  so  daß  er  bloß  einen 
der  Kontrahenten,  nicht  aber  den  andern  verpfhchtete.  Es  kam  auch  an- 
statt der  erbetenen  Unterstützung  von  Petersburg  nur  wieder  ein  neuer 
Agent,  der  Grieche  Rodofinikin,  nach  Belgrad,  der  zwar  den  Entwurf 
einer  Verfassung  für  Serbien  vmter  türkischer  Oberhoheit,  sonst  aber 
bloß  die  Sentenz  mitbrachte,  die  volle  Unabhängigkeit  des  Landes  sei  jetzt 
noch  nicht  an  der  Zeit.  Tatsächhch  war  in  einem  Präliminarfrieden,  den 
Rußland  im  August  1807  mit  der  Türkei  schloß,  von  den  Serben  nicht  weiter 
die  Rede. 

Die  Russenfreimde  in  Belgrad  waren  enttäuscht;  doch  bald  überwog 
die  austrophile  Richtvmg  Georgs,  der  sich  mit  dem  kaiserUchen  Komman- 
dierenden der  Grenze  im  Jahre  1808  in  Verbindtmg  setzte  imd  Serbien  als 
neues  Kronland  der  Donaumonarchie  anbot,  mit  der  einzigen  Bedingung,  daß 
es  nicht  Ungarn  einverleibt  werde.  Da  kam  aber  Rodofinikin  hinter  das 
Geheimnis,  berief  sich  auf  den  Schutzvertrag,  im.d  Kara  Georg  Heß  sich 
von  ihm  ins  Bockshorn  jagen.  Die  Verhandlxmgen  mit  Österreich  wurden 
abgebrochen.  Dafür  erhielt  der  russische  General,  der  in  den  Donau- 
fürs tentümem  kommandierte  —  jener  Prähminarfriede  war  von  Alexander 
nicht  ratifiziert  worden,  mid  der  Krieg  mit  der  Türkei  ging  weiter  —  Befehl, 
den  Serben  ausgemusterte  Gewehre  imd  6  Kanonen,  „die  für  sie  noch  immer 
gut  genug  sind",  zuzustellen.  Das  war  alles.  In  den  von  Gopöevi6 
mitgeteilten  Berichten  dieses  Generals  und  Rodofinikins  nach  Pe- 
tersburg ist  namenthch  der  geheime  Krieg  gegen  Österreichs  mögliche  Ein- 
flußnahme, wie  er  in  verschiedenen,  an  jüngst  vergangene  Verhältnisse  ge- 
mahnenden Wendungen  zutage  kommt,  bemerkenswert.  Denn  die  Bericht- 
erstatter dürften,  so  wenig  wie  die  Serben,  eine  Ahnimg  davon  gehabt  haben, 
daß  zur  selben  Zeit  das  Petersburger  Kabinett  der  mit  ihr  seit  einem  Jahr 
verbündeten  französischen  Regierung  einen  Plan  zur  Teilung  der  Türkei 
vorlegte,  worin  Frankreich  das  Gebiet  von  Saloniki  zur  Unterstützung  seiner 
Stellxmg  in  Albanien,  Österreich  aber  Serbien  mit  Bosnien  imd  Mazedonien 
und  einer  Grenzlinie  von  Usküb  bis  Orfana  am  Ägäischen  Meer  zugedacht 
waren.     (T  h  i  e  r  s  ,    Consulat  et  Empire,  VIII.) 

Ob  Kara  Georg  später  davon  erfuhr  ?  Im  April  1809  schrieb  er  wieder 
an  den  Grenzgeneral  v.  Simbschen  —  es  war  die  Zeit,  als  Österreich  im 
Begriff  stand,  den  Krieg  gegen  Napoleon  zu  eröffnen  — ,  Kaiser  Franz  könne 
seine  Truppen  getrost  von  der  serbischen  Grenze  abziehen,  da  er  von  dieser 
Seite  völhg  sicher  sei,  und  erklärte  sich  auch  später  noch,  als  bereits  die 
Schlacht  bei  Wagram  für  Österreich  verloren  gegangen  war,  bereit,  Belgrad, 
Semendria  und  Schabatz  an  die  kaiserhchen  Truppen  abzutreten,  die  sie 
besetzen  mögen.  Da  man  aber  jenseits  des  Stromes  noch  überlegte,  ob  man 
nicht  den  Kampf  gegen  Napoleon  erneuern  solle,  fand  der  Appell  kein  Echo, 
so  daß  die  Russenfreunde  in  Serbien  wieder  Oberwasser  gewannen  und  die 
Skupschtina  zu  Weihnachten  1 809  beschloß,  aufs  neue  den  russischen  Kom- 
mandanten in  Rumänien  um  Hilfe  in  der  fortdauernden  Fehde  mit  den  Tür- 
ken anzugehen.  Daß  Österreich  damals  das  Anerbieten  des  vom  Parteihader 
durchsetzten  Volke«  imd  seines  Führers  nicht  angenommen  hatte  und  auch 
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Später,  nach  dem  Abschluß  des  Schönbrunner  Friedens,  nicht  annahm, 
macht  Gop6evi6  Metternich  wohl  mit  Unrecht  zum  Vorwurf,  dei 
mitten  zwischen  den  siegreichen  Franzosen  und  den  über  ihre  Grenzen  drän- 
genden Moskowitern  sich  nicht  auch  noch  die  Türken  zu  Feinden  machen 
konnte.  Eher  wäre  es  mögUch  gewesen,  nachdem  der  österreichische  Minister 
im  Juli  18 10  in  Paris  aus  Napoleons  eigenem  Mimde  gehört  hatte,  Serbien 
müsse  Österreich  einmal  zufallen  und  er  werde  sich  einer  Besetzung  Bel- 
grads durch  die  Truppen  seines  Schwiegervaters  —  das  war  Kaiser  Franz 
inzwischen  geworden  —  nicht  widersetzen,  könne  es  nur  nicht  zugeben, 
daß  Serbiens  Fürst  unter  russisches  Protektorat  gelange,  da  er  die  Okku- 
pation eines  festen  Platzes  am  rechten  Donauufer  durch  die  Russen  wie  eine 
Besitzergreif img  Konstantinopels  ansehen  müsse  (Nachgelassene  Papiere, 
II,  368).  Aber  auch  da  widerstand  die  tief  erschöpfte,  mmmehr  von  der 
Adria  weggedrängte  Donamnacht  der  Lockung ;  sie  wollte  sich  für  den  Augen- 
blick, wo  es  einmal  gelingen  konnte,  das  schier  erdrückende  Übergewicht 
Frankreichs  abzuschütteln,  nicht  in  Rußland  den  letzten  aufrechten  Ver- 
bündeten entfremdet  haben. 

Von  dem  schwerhörigen  Osterreich  weg  wandte  sich  Kara  Georg  im 
Sommer  18 10  an  den  sieghaften  Franzosenkaiser,  der  inzwischen  mit  seiner 
Macht  bis  an  die  Save  herangerückt  war :  man  sei  mmmehr  in  Serbien  zur 
Einsicht  gekommen,  daß  Rvißland  bloß  für  eigene  Interessen,  niemals  aber 
für  die  Serbiens  tätig  war ,, und  keine  freien  Männer,  sondern  nur  Sklaven  suche, 
.  .  .  der  schon  übermächtige  nordische  Koloß  würde  eines  Tages  eine  große 
Gefahr  für  Südeuropa  werden".  Aber  auch  Napoleon,  den  andere  Projekte 
beschäftigten,  wicli  aus  imd  Überheß  das  kleine,  in  sich  ewig  imeinige  Volk 
seinem  vSchicksal.  Dieses  hätte  mm  zu  dauernder  Ruhe  kommen  können, 
wenn  die  Serben,  was  die  Pforte  ihnen  181 1  aufrichtig  antrug,  Autonomie 
angenommen  und  Kara  Georg  als  erbhchen  Fürsten  eingesetzt  hätten. 
Sie  taten  es  nicht  tmd  lehnten  —  da  nach  dem  Refus  im  Norden  imd  Westen 
die  Russophilen  sich  gegen  den  Führer  erklärten  —  auf  Rußlands  Wink 
die  türkischen  Anträge  ab,  worauf  russische  Truppen  in  Belgrad  einrückten. 
Aber  der  Triumph  der  Zarenfreimde  war  kurz.  Als  bald  nachher  der  Krieg 
mit  Napoleon  drohte,  bot  Alexander  I.  Osterreich  für  sein  Bündnis  Serbien 
und  die  Serethgrenze  im  Osten  an,  imd  als  er,  da  Kaiser  Franz  ablehnte, 
Frieden  mit  den  Türken  machen  mußte,  heß  er  Serbien  glatt  fallen;  er 
stimmte  zu,  daß  die  Türken  die  serbischen  Festungen  besetzten.  Diese 
nützten  aber  die  Gelegenheit,  da  Rußland  und  Osterreich  im  Freiheitskrieg 
gegen  Frankreich  fochten,  voll  aus,  besetzten  nicht  nur  die  Festxmgen,  son- 
dern das  ganze  Land  und  machten  der  Unabhängigkeit  der  Serben  ein  jähes 
Ende.  Kara  Georg  mußte  ins  Ausland  flüchten.  In  dieser  Zeit  neuer  Be- 
drängnis wandten  sich  die  Serben  an  den  Wiener  Kongreß  imd  erbaten  eine 
Audienz  bei  dem  Protektor  von  1807.  Alexander  empfing  sie  aber  gar  nicht, 
sondern  heß  ihnen  durch  einen  Minister  kurz  sagen,  sie  möchten  sich  mit 
den  Türken  versöhnen.  Wieder  mur  auf  ihre  eigene  Kraft  angewiesen,  erwehrte 
sich  das  tapfere  Volk  im  Jahre  181 5  zum  zweiten  Male  seiner  Bedrücker, 
ohne  von  Rußland  auch  nur  beachtet  zu  werden,  das  sich  erst  im  Jahre  1828, 
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als  es  mit  den  Türken  von  neuem  in  Kampf  geriet,  seiner  Schütz- 
linge entsann. 

Und  da  begann  dasselbe  Spiel  wie  vor  20  Jahren.  Nur  stand  jetzt  an 
der  Spitze  der  Serben  ein  weniger  temperamentvoller,  aber  mit  größerer 
Klugheit  begabter  Fürst  als  es  Kara  Georg  gewesen  war:  Milosch  Obreno- 
vich,  dem  ru.ssische  Agenten  rieten,  er  könne  nur  bei  völliger  Fügsam- 
keit auf  Rußlands  Unterstützung  zählen;  augenbhckhch  —  es  war  nach 
dem  russisch-türkischen  Vergleich  von  Hunkiar-Skelessi  —  erheische  es  das 
russische  Interesse,  daß  die  Serben  sich  als  gute  Untertanen  des  Sultans 
zeigen.  Milosch  hatte  seinem  Volke  eine  Verfassimg  zugedacht;  sie  war  in 
Petersburg,  wo  der  starre  Autokrat  Nikolaus  I.  herrschte,  nicht  genehm, 
und  er  heß  dem  Serben  sagen,  er  möge  vmumschränkt  regieren  und  der 
russischen  Unterstützung  versichert  sein,  wofern  er  sich  nur  in  allen  Dingen 
nach  den  Befehlen  des  Zaren  richte.  Daß  sich  Milosch  in  solcher  Lage  an 
England  wandte,  das  ihn  natürlich  bei  der  ersten  Gelegenheit  im  Stiche 
ließ,  kostete  ihm  seine  Fürstenwürde  und  trieb  ihn  außer  Landes. 

Das  letzte  Kapitel  des  Buches:  , »Rußland  und  Serbien  seit  1839"  hat 
bloß  skizzenhaften  Charakter,  namentlich  dort,  wo  Österreich,  als  es  nach 
1 866  seine  Pohtik  ostwärts  orientierte,  auf  das  ihm  seinerzeit  von  Napoleon  I. 
in  Aussicht  gestellte  Land  stärkeren  Einfluß  ausübte.  In  jener  Zeit  wurde 
mit  Rußlands  Zustimmung  die  Erwerbung  Bosniens  ins  Auge  gefaßt, 
und  Alexander  II.  war  —  nicht  durch  den  Grafen  Simiarokow  1876,  wie 
Gopßeviö  meint,  sondern  durch  seinen  Botschafter  Novikow  1877 
veranlaßt  —  bei  Gelegenheit  des  Budapester  Vertrages  bereit,  die  Einfluß- 
sphären der  beiden  Mächte  am  Balkan  derart  zu  teilen,  daß  Serbien  in  den 
Aktionsbereich  Österreich-Ungarns  fiel  (siehe  mein  „Wie  wir  zu  Bosnien 
kamen",  S.  44).  Freilich  hat  dann  der  Krieg  Rußlands  mit  der  Türkei  den 
Bruch  seiner  Zusage  gebracht,  was  Österreich  benützte,  um  auf  dem  Berliner 
Kongreß  eine  Erweitervmg  des  serbischen  Staatsgebietes  durchzusetzen  vmd 
sein  Prestige  im  Süden  zu  festigen,  bis  das  blutige  Ende  der  Obrenovich  die 
radikale  russophile  Partei  im  Lande  zu  dessen  Unheil  wieder  emporbrachte. 
Die  Darstellung  Gopöevißs  Idingt  in  den  bekannten  Wehruf  des 
flüchtigen  Königs  Peter  aus,  der  Rußland  anklagt,  ihn  zum  Krieg  verleitet 
zu  haben,  bei  dem  ihn  dann  Englands  PoHtik  bis  zum  völhgen  Verderben 
festhielt.  Prof.  August    Fournier,  Wien. 

Auerbach,  Felix,  Ernst  Abbe.  Sein  Leben,  sein  Wirken,  seine  Persön- 
lichkeit nach  den  Quellen  und  aus  eigener  Erfahrung  geschildert.  Mit 
I  Gravüre,  1 1 5  Textabb.  imd  der  Wiedergabe  zweier  Origüial- Schriftstücke. 
(Große  Männer,  Studien  zur  Biologie  des  Genies.  5.  Band.)  Leipzig  1918. 
Akademische  Verlagsgesellschaft.   XV,  512  Seiten.   Ji  18, — . 

Wir  haben  seit  dem  Tode  Ernst  Abbes  am  14.  Januar  1905 
ein  halbes  Viertel jahrhtmdert  auf  seine  Biographie  warten  müssen,  die  tun 
so  schmerzlicher  vermißt  wurde,  als  wir  zwar  viel  von  der  Bedeutimg 
aber  fast  mchts  vom  Lebensweg  Abbes  wußten.  Es  ist  daher  an  sich 
verdienstlich,   daß    Felix  Auerbach,    dem    wir    bereits    „Das   Zeiß- 
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werk  und  die  Carl  Zeiß-Stiftxmg  in  Jena''^  verdanken,  Urkunden,  Briefe, 
Erinnerungen  von  Zeitgenossen  usw.  gesammelt,  gesichtet  und  zu  einem 
Band  verarbeitet  hat,  der  in  Wilhelm  Ostwald's  Sammlung  ,, Große 
Männer"  jetzt  vorliegt.  Die  Aufgabe  war  angesichts  der  Eigenart  der  Per- 
sönlichkeit Abbes,  der  Vielseitigkeit  seines  hervorragenden  Schaffens  imd 
Wirkens  ungeheuer  schwer,  und  es  hegt  kein  Vorwurf  in  der  Feststellimg, 
daß  sie  nicht  in  allen  Teilen  gleich  gut  gelöst  ist. 

Wertvoll  ist  die  Arbeit  aber  gerade  da,  wo  wir  bisher  einer  terra  incognita 
gegenüberstanden.  Wir  erfahren  von  den  Vorfahren  Abbes,  erhalten  reiz- 
volle anschauliche  Bilder  von  seinem  Elternhaus  in  Eisenach,  seiner  Kind- 
heit, den  Schülerjahren  xmd  seinem  Werdegang  als  Student  in  Jena  und 
Göttingen,  seiner  Tätigkeit  in  Frankfurt  a.  M.,  der  Niederlassmig  des  23Jäh- 
rigen  als  Dozent  in  Jena  iind  Gründung  eines  eigenen  Hausstandes.  Die 
Verbindimg  mit  Carl  Zeiß,  über  die  zmn  erstenmal  Authentisches 
veröffentlicht  wird,  steckt  seinem  Leben  neue  Ziele  und  Möghchkeiten. 
Bewundernd  verfolgen  wir,  wie  ihm  Großes  um  Großes  gehngt,  wie  er  in 
unerhörter  Scliöpferkraft  Entdeckimgen  und  Erfindungen  macht,  eine  neue 
geistige  mid  technische  Welt  aufschließt.  Wertvoll  sind  die  Mitteilxmgen 
über  seine  Reisen  nach  England  und  seine  Beziehimgen  zur  Londoner 
Royal  Microscopical  Society,  die  Abbe  in  England  früher  ziu-  Geltung 
kommen  heßen  als  im  eigenen  Vaterland.  Die  mehr  wissenschaftlichen  als 
geschäftlichen  Beziehungen  nach  England  sind  der  Ausgangspunkt  für  die 
Ausfiüir  von  deutschen  optisch-feinmechanischen  Instrumenten,  von 
welchen  das  Ausland  vor  dem  Krieg  jährhch  für  mehr  als  100  Mill.  Mk. 
aufnalim. 

Lebendige  Vorstellimg  gewinnen  wir  von  der  Vorgeschichte  der  Grün- 
dmig  dei  Carl  Zeiß-Stiftimg  und  der  vorher  notwendigen  Auseinandersetzimg 
mit  Roderich  Zeiß,  dem  Solm  von  Carl  Zeiß.  In  dem  Statut 
der  Carl  Zeiß-Stiftmig  verwirklichte  Abbe  sein  sozialpohtisches  Reformwerk. 
Leider  gehört  dieser  Abschnitt  zu  den  schwächsten  Teilen  des  Buches.  Die 
Darstellung  hält  sich  zu  sehr  an  Einzellieiten  und  geht  nicht  über  das 
im  „Zeißwerk  und  Carl  2^iß-Stiftung"  Gebotene  hinaus.  Seitdem  sind 
aber  Abbes  SozialpoHtische  Schriften  und  Reden  erschienen,  die  den  Ver- 
fasser zu  einer  neuen  Durcharbeitimg  nach  der  grundsätzhchen  Seite  hin 
hätten  veranlassen,  wie  sie  überhaupt  als  wertvollste  Quelle  für  die  sozial- 
politische Gedankenwelt  Abbes  hätten  herangezogen  werden  sollen. 

Viel  des  Interessanten  findet  sich  zerstreut:  Abbes  Familienleben  und 
Lebensführung,  seine  Reisen  nach  ItaUen  und  der  Schweiz,  seine  rehgiöse 
und  politische  Stellungnahme,  seine  Freimde  und  Mitarbeiter,  das  langwie- 
rige, zum  Tode  führende  Leiden  u.  a.  Hin  und  wieder  legt  die  Ausdrucks- 
weise Gedanken  nahe,  die  entschieden  zvirückgewiesen  werden  müssen. 

Eine  Biographie  Abbes  komite  wohl  kaum  auf  den  ersten  Wurf  ge- 
lingen, jeder  zweite  oder  dritte  wird  es  leichter  haben  und  die  Person  hchkeit 
vollkommener    herausarbeiten  können.      Alle  Verehrer  Abbes  werden  aber 


4.  Aufl.     Jena  1914.  Verlag  von  Gustav  Fischer. 


442 


Literatur. 


Auerbach  Dank  wissen,  daß  er  die  Aufgabe  aufgegriffen  und  viel  Material 
ans  Licht  gebracht  hat,  das  sonst  dem  Untergang  geweiht  gewesen  wäre. 

Dr.  Friedrich  Schomerus,    Jena. 
Valter,  M.  P.  C,    Duitschland    en    de    Hollandsche    repu- 
blieken    in    Zuid-Afrika.      Amsterdam  (1918).      „De  Buiten- 
landsche  Post."    79  S. 

Der  Verfasser,  ein  alter  Kenner  Südafrikas,  weist  in  diesem  Werk  auf 
dem  Wege  empirischer  Forschtmg  auf  die  Bedeutung  des  deutschen  Elements 
ujid  der  deutschen  PoUtik  für  die  Entwicklung  des  Burentums  in  Südafrika 
hin.  Einleitend  zeigt  er,  wie  die  engHsche  PoKtik  immer  wieder  unter  dem 
Einfluß  der  Erstarkung  Frankreichs  unter  den  Napoleonen  zu  vorsichtigem 
Vorgehen  in  Südafrika  gezwungen  war,  um  nach  dem  Zusammenbruch  der 
Kaiserreiche  jeweils  tun  so  rücksichtsloser  aufzutreten.  Nach  1870  gewann 
also  England  zimächst  in  Südafrika  von  neuem  an  Boden,  und  somit  war 
die  Zeit  nach  der  Errichtung  des  deutschen  Kaiserreiches  zunächst  für  die 
burischen  Republiken  nachteihg. 

Erst  um  1880  machte  sich  Bismarcks  gewaltige  Hand  weltpolitisch 
auch  in  Südafrika  fühlbar,  und  so  erklärt  sich  der  Erfolg  des  ersten  Freiheits- 
kampfes der  Buren  von  1881.  Späterhin  bheb  das  kolonisatorische  Auf- 
treten Deutschlands  in  Südafrika  stets  ein  wirksames  Gegengewicht  gegen 
Englands  Aufsaugungspläne. 

Die  zwar  noch  einflußreiche  aber  schwankende  Politik  Deutschlands 
nach  Bismarcks  Abgang  beurteilt  der  Verfasser  wohlwollend.  Er  neigt  der 
Ansicht  zu,  daß  es  Deutschland  schließlich  nicht  mehr  möglich  gewesen 
wäre,  weltpoHtisch  dem  Angelsachsentum  das  Gegengewicht  zu  halten. 
Auf  den  Weltkrieg  geht  die  im  März  19 18  erschienene  Studie  nicht  direkt 
ein,  Valter  bekennt  sich  aber  als  Freund  eines  weltpoUtisch  starken 
Deutschlands.  „Een  zeer  sterk  gesitueert  Dmtschland  is  meer  dan  ooit 
noodig  als  tegenwicht  tegen  de  Angelsaksers,  die  voor  alle  de  bloedige  oor- 
logen  der  laatste  twintig  jaren  verantwoordUjkheit  in  de  hoogste  mate  dra- 
gen  moeten."  Aus  den  Zeitverhältnissen  heraus  erhofft  eben  Valter, 
daß  Deutschland  verstärkt  aus  dem  Kriege  hervorgehen  möge,  da  er  darin 
„een  waarachtig  levensbelang  voor  Hollandsch  Ziüd-Afrika"  sieht. 

Das  Schicksal  hat  einen  vollkommenen  Tritunph  der  angelsächsischen 
Sache  bestimmt.  Gewiß  sind  damit  ztmächst  die  Hoffnungen  des  zweifellos 
der  Herzogpartei  angehörenden  Verfassers  zu  Grabe  getragen.  Ob  nicht 
dennoch  auf  dem  Boden  der  mächtigen  Bewegxmg  der  Verselbständigung 
aller  Nationalitäten,  welche  jetzt  die  Welt  ergriffen  hat,  für  Holländisch- 
Südafrika  eine  neue  Art  Selbständigkeit  erwächst,  muß  die  Zukunft  zeigen. 

Wie  anmaßend  weltgeschichtHche  Prophezeiungen  zu  sein  pflegen,  hat 
kaum  eine  Spanne  der  Geschichte  in  so  hohem  Maße  gezeigt,  als  diejenige, 
die  wir  jetzt  dvirchleben.  Kaum  eine  hat  aber  auch  bewiesen,  wie  sehr  selbst 
die  scheinbar  gefestigtsten  staatUchen  Organisationen  und  Verbände  mit 
geheimnisvollen  psychologischen  Kräften  rechnen  müssen,  die  wider  Er- 
warten das  Weltbüd  in  kurzer  Zeit  umzugestalten  vermögen. 

Dr.  Paul    1/  e  u  t  w  e  i  n  ,    Berlin. 
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Braun,  Adolf,  Der  Friede  von  Ver- 
sailles. Wirtschafts-  und  sozialpoliti- 
sche Ausblicke.  (,,Annalen  für  soziale 
Politik  u.  Gesetzgebung".  6.  Bd.,  Heft 
5  u.  6,  S.  533—566.)  Berlin  1919- 
Julius  Springer. 

Chauvinismus  und  Welt- 
krieg, Herausgeg.  v.  Paul  Rohrbach. 

1.  Bd.:  Die  Brandstifter  der  Entente, 
von  Paul  Rohrbach  und  Joachim 
Kühn.  2.  Aufl.  —  2.  Bd.:  Die  All- 
deutschen, von  Martin  Hobohm  und 
Paul  Rohrbach.  Berlin  191 9.  Hans 
Robert  Engelmann.  XV,  371;  VII, 
314  S.,  —  Im  I.  Bande  werden  die  ein- 
seitigen Darstellungen  der  Ziele  deut- 
scher auswärtiger  Politik  im  Ausland 
unter  den  Schlagworten  ,, Kriegsdro- 
hungen", ,, die  Verherrlichung  des  Krie- 
ges", ,,die  Lehre  vom  auserwählten 
Volk",  ,,Land-  und  Machthunger", 
,,der  entfesselte  Vernichtungswille  ge- 
gen   Deutschland"    beleuchtet.       Der 

2.  Band  enthält  Äußerungen  von  deut- 
scher Seite,  durch  welche  den  Gegnern 
Material  für  ihre  Bearbeitung  der  öf- 
fentlichen Meinung  zugetragen  wurde. 
Es  wird  gezeigt,  wie  sie  es  verwandten. 

hg. 

Egelliaaf,  Gottlob,  Historisch- 
politische Jahresübersicht  für  1918. 
II.  Jahrg.  der  Politischen  Jahresüber- 
sicht. Stuttgart  191 9.  Carl  Krabbe. 
222   S.      JL  5,60. 

Farrand.Max,  Prof.  of  History  in 
Yale  University,  The  Development  of 
the  United  States  from  Colonies  to  a 
World  Power.  Boston  and  New  York 
(1918).  Houghton  Miffiin  Co.  X, 
356  S.    Doli.  1,50  net. 

Fenner,  Heinz,  Deutschland  und 
Rußland.  Eine  Antwort  an  Prof. 
Dr.P.  Eltzbacher.  (Revolutions- Streit- 
fragen. Heft  7.)  Berli'^,1919).  Verlag 
der  Kulturliga.  63  if.  M.  1,20.  — 
Will  nachweisen,  daß  die  tatsächlichen 
Zustände  in  Rußland  nicht  den  Be- 
stimmungen der  Verfassung  der  Sow- 
jetrepublik, auf  die  sich  Eltzbacher  bei 
seiner  Empfehlung  des  Bolscheuäsmus 
stützt,  entsprechen.  Befürwortet  den 
Anschluß  Deutschlands  an  ,,da3  wer- 
dende, antibolschewistische,  eatente- 
feindliche  Rußland".  hg. 

Frei  Wirtschaft.  Frei  von  privater 
Ausbeutung  !  Frei  von  staatlicher  Be- 
vormundung !  Stark  zur  Sclbstverant- 
Weltwirtechaftliclios  Archiv  Bd.  XV. 


wortung  1  Eine  Absage  an  den  Kapita- 
lismus und  an  den  Marxschen  Sozia- 
lismus. Von  einem  Unbeugsamen. 
(Freiland-Freigeld-Bund.)  Berlin  1919- 
Verlag  des  Freiland-Freigeld-Bundes. 
43  S.      JL  1,30. 

Giddings,  Franklin  Henry, 
The  Responsible  State.  Boston  u.  New 
York  1918.  Houghton  Miffiin  Co.  XI, 
108  S.  —  Umschreibt  die  Grenzen 
der  staatlichen  Rechte  und  Pflichten. 
Er  verwirft  den  ,, mechanischen"  So- 
zialismus wie  den  übertriebenen  Indi- 
vidualismus und  empfiehlt,  unter  Aus- 
fällen gegen  die  bisherige  Staatsfonn 
Deutschlands,  die  demokratische  Re- 
publik als  die  beste  Verkörperung  der 
staatlichen  Idee.  hg. 

Graf,  Georg  Engelbert,  Die 
Landkarte  Europas  gestern  und  mor- 
gen. Berlin  1919.  Paul  Cassirer.  271  S. 
Gibt  einen  historischen  Überblick  über 
die  Entwicklung  der  politischen  Land- 
karte Europas  unter  Erörterung  der 
geographischen,  wirtschaftlichen  und 
politischen  Gründe,  welche  die  Grenzen 
des  Territorialstaats  schufen  und  zu 
deren  Änderung  stets  anreizten.  Er 
erwartet,  daß  die  Staaten  der  Zukunft 
sich  aus  dem  Zusammengehörigkeits- 
willen der  Gesamtheit  heraus  kon- 
stituieren, und  daß  die  Grenzlinien  im 
Interesse  rationellster  Wirtschaft ,, aus- 
bleichen und  verschwinden".       hg. 

Helfferich,  Staatsminister  Dr.,  Die 
Friedensbemühungen  im  Weltkriege. 
Vortrag  gehalten  in  der  Deutschen  Ge- 
sellschaft 1914  am  I.  Sept.  1919.  Ber- 
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„Wertfreie"  Sozialökonomik. 

Von 

Franz  Eulenburg,  z.  Zt.  Kiel. 


I.  Es  ist  um  die  I^ehrbücher  der  Volkswirtschaft  in  deutscher  Sprache 
eigentümlich  bestellt.  I/ange  Zeit  gab  es  im  Grunde  nur  eines,  das 
wissenschaftlichen  Anforderungen  entsprach,  das  von  Philipovich, 
Aber  gerade  dieses  imterliegt  in  den  neueren  Auflagen  mannigfachen 
Bedenken,  so  viel  auch  Studierende  wie  Fachleute  noch  immer  daraus 
lernen  können.  In  das  Buch  ist  in  den  verschiedenen  Auf  lagen  allmählich 
sehr  viel  hineingepreßt  worden,  so  daß  die  Übersicht  des  Ganzen  und  die 
Einheitlichkeit  des  Aufrisses  vollkommen  verloren  gingen.  Die  im  Laufe 
der  Zeit  stärker  hervortretende  Zimeigung  zur  subjektiven  Wertlehre  hat 
dem  Buche  nicht  zum  Vorteile  gereicht.  Trotzdem  ist  es  als  Nachschlage- 
werk über  alle  theoretischen  Fragen,  die  dort  mindestens  berührt  werden, 
auch  jetzt  nicht  zu  entbehren.  Daneben  käme  noch  die  Volkswirtschafts- 
lehre von  L  e  X  i  s  in  Betracht,  die  an  sich  ausgezeichnet  ist,  nur  leider  ein- 
zelne Teile  gar  zu  kurz  behandelt,  um  allen  Wünschen  zu  entsprechen; 
sodann  fehlt  ihr  im  Grunde  eine  Systematik.  Ferner  das  Werk  von 
Marshall,  das  auch  in  seiner  deutschen  Übersetzung  sich  mannig- 
fache Freunde  erworben  hat.  Mit  Recht,  da  es  tatsächlich  sehr  viel- 
seitig ist  und  durchgehends  die  Probleme  vertieft  und  in  origineller  Form 
behandelt.  Schmoller  und  Oppenheimer  verfolgen  beson- 
dere Absichten  und  sind  zu  eigenartig,  um  als  allgemeine  Lehrbücher 
gelten  zu  können. 

Diesem  Mangel  scheint  nun  neuerdings  eine  Abhilfe  entstanden  zu 
sein.  Es  sind  in  den  letzten  Jahren  nicht  weniger  als  sieben  kleinere 
bzw.  größere  Lehrbücher  oder  Grundrisse  der  Allgemeinen  Volkswirt- 
schaftslehre erschienen.  Sie  unternehmen  es  in  verschiedener  Absicht 
und  von  verschiedenen  Ausgangspunkten,  den  Stoff  zu  meistern  und  in 
ihrer  Art  darzustellen.  Es  sind  Gruntzel,  Grundbegriffe ;  Schwied- 
land,  Liefmann,Wicksell,  Gelesnoff,  Cassel;  dazu 
von  Wi  e  s  e  r  im  „Grundriß  der  Sozialökonomik".  Über  Liefmanns großes 
Werk,  welches  das  ganze  System  auf  einer  neuen  Grundlage  aufzubauen  ver- 
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sucht,  wird  an  dieser  Stelle  noch  ausführlich  zu  sprechen  sein,  nachdem 
es  sowohl  begeisterte  Zustimmung  wie  zum  Teil  vernichtende  Ablehnung 
(von  Bsslen  und  Ammon)  erfahren  hat.  Über  Gruntzel  imd  Schwiedland 
an  dieser  Stelle  zu  berichten,  liegt  kaum  besonderer  Anlaß  vor,  da  beide 
höheren  wissenschaftlichen  Ansprüchen  nur  wenig  entsprechen. 

Die  Darstellung  von  W  i  e  s  e  r  ist  darum  wichtig  imd  interessant, 
weil  sie  zum  ersten  Male  es  in  Deutschland  unternimmt,  vom  Standpunkt 
der  österreichischen  Schule  das  Ganze  der  Volkswirtschaft  zu  erfassen. 
Seit  dem  Torso  von  Menger  aus  dem  Jahre  1871  war  das  nicht  mehr 
der  Fall,  wenn  auch  Schumpeter  die  Hauptprobleme  der  Theorie  in  seinen 
beiden  Werken  behandelt  hat.  Ob  der  Versuch  Wiesers  wohl  als  gelungen 
zu  betrachten  ist  ?  Ich  glaube  kaum.  Br  ist  dazu  nicht  nur  für  die  Stu- 
dierenden viel  zu  schwer  imd  abstrakt.  Er  bringt  auch  als  systematische 
Darstellung  keineswegs  eine  befriedigende  I/3sung.  Vor  allem  gibt  gerade 
Wiesers  Darstelltmg  kein  adäquates  und  anschauliches  Bild  des  modernen 
Wirtschaftssystems  sowie  des  Ineinandergreifens  der  Elementarvor- 
gänge. Vergebens  wird  man  die  Theorie  der  modernen  Verkehrswirt- 
schaft in  diesem  System  wieder  zu  erkennen  vermögen,  abgesehen  davon, 
daß  einzelne  Teile  sehr  ungleich  behandelt  sind.  Dabei  enthalten  manche 
Ausführungen  allerdings  sehr  viele  logische  imd  formelle  Feinheiten, 
sie  helfen  aber  doch  über  die  Hauptmängel  nicht  fort.  Wenn  dies 
das  letzte  Wort  der  österreichischen  Schule  darstellen  soll,  so  hat  sie 
versagt,  und  man  hat  nicht  ohne  Grund  von  ihrem  Bankerott  gesprochen. 
So  ist  es  das  Eigentümliche,  daß  in  Deutschland  Werke  auswärtiger 
Forscher  Übersetzung  und  auch  Nachfrage  gefunden  haben,  weil  tat- 
sächlich ein  Bedürfnis  nach  neuen  Darstellungen  des  ganzen  Systems 
vorhanden  ist.  Es  sind  W  i  c  k  s  e  1 1  s  (Prof.  in  Lund)  „Vorlesungen  über 
Nationalökonomie  auf  Grundlage  des  Marginalprinzipes" ;  es  ist  G  e  1  e  s  - 
11  o  f  f  s  (Prof.  in  Moskau) ,, Grundzüge  der  Volkswirtschaf  tslehre" ;  endlich 
die  jüngst  erschienene  „Theoretische  Sozialökonomie"  Gas s eis,  die  als 
zweite  Abteilung  des  von  Pohle  und  Cassel  herausgegebenen  I^ehrbuches 
der  Allgemeinen  Volkswirtschaftslehre  von  dem  Professor  an  der  Uni- 
versität Stockholm  verfaßt  ist.  Erfüllen  nun  diese  Werke  ihren  Zweck 
tuid  werden  sie  das  Bedürfnis  nach  zusammenfassender  Darstellung  des 
Systems  befriedigen  ? 

Von  den  Vorlesungen  Wicksells  wird  man  das  am  allerwenigsten 
sagen  dürfen.  Nach  den  früheren  Untersuchungen  des  Verfassers  über 
„Wert,  Kapital  und  Rente"  sowie  über  „Kapitalzins  und  Güterpreise", 
von  denen  die  letztere  das  Problem  der  Quantitätslehre  sehr  vertiefte, 
wird  man  von  dem  neueren  Werk  einigermaßen  enttäuscht  sein.  Es 
enthält  formell  die  I^ehre  von  der  Bevölkerung,  die  Wertlehre,  die  Pro- 
duktions- und  Verteilungslehre,  sowie  die  der  Kapitalbildung ;  die  Geld- 
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und  Kreditlehre  steht  noch  aus.  Aber  der  vorliegende  erste  Band  läßt 
doch  ein  Urteil  darüber  zu,  daß  dem  Verfasser  die  Aufgabe  im  ganzen 
nicht  gelungen  ist.  Was  vor  allem  fehlt,  ist  ein  erkennbarer  organischer 
Zusammenhang  der  einzelneu  Teile  und  die  Aufzeigung  des  volkswirt- 
schaftlichen Prozesses  als  einer  Einheit.  Darüber  hilft  die  durchgehends 
mathematische  Behandlung  des  Stoffes  nicht  hinweg.  Sie  verwendet 
allenthalben  das  Grenzprinzip  Thünens  und  der  Österreicher  als  methodo- 
logisches Hilfsmittel  der  Beweisführung.  Aber  die  einheitliche  Methode 
des  Marginalprinzips  vermag  in  keiner  Weise  die  Einheit  eines  Gesamt- 
aufbaues der  Volkswirtschaft  zu  ersetzen,  so  geistvoll  sich  auch  man- 
cher Ansatz  wohl  gibt.  Die  Erörterungen  führen  an  die  eigentlich  mo- 
dernen Probleme  kaum  heran.  Die  lychre  der  Bevölkerung  ist  ein  Lieb- 
lingsthema des  Verfassers,  das  er  ganz  im  Malthusschen  Sinne  zu  beant- 
worten imternimmt,  aber  der  Beweis  ist  sehr  dürftig  imd  geht  auf  die 
Frage  des  I^ebensunterhaltes  überhaupt  nicht  ein.  Die  I^ehre  von  der 
Produktion  wird  in  dem  ganzen  Werk  gar  niclit  behandelt.  Nur  die 
eine  Seite  des  Bevölkerungsproblems  —  noch  dazu  mit  so  dürftigem 
Material  —  und  die  andere  gar  nicht  zu  behandeln,  hat  doch  wenig  Zweck. 
In  den  übrigen  Ausführungen  schließt  er  sich  in  der  Hauptsache  eng  an 
Böhm-Bawerk  an,  ohne  doch  die  Theorie  der  Grundrente  und  des  Ar- 
beitslohnes ganz  darauf  aufbauen  zu  können.  Die  langen  mathematischen 
Auseinandersetzungen  können  über  die  völlige  Anschauungsleere  des 
Ganzen  nicht  gut  hinweghelfen.  Vor  allem  ersieht  man  nicht  deutlich, 
mit  welcher  Wirtschaft  man  es  eigentlich  zu  tun  hat.  Ob  mit  der  „reinen 
Ökonomie"  von  Walras  oder  mit  der  modernen  Verkehrswirtschaft. 
Die  vereinfachten  Schemata  passen  auf  letztere  in  keiner  Weise.  Die 
Ableitung  des  Verteilungsproblems  in  der  „kapitallosen  Wirtschaft" 
beruht  zudem  auf  einer  logisch  nicht  zulässigen  Annahme,  auf  einer 
petitio  principii,  die  einen  Widerspruch  in  sich  enthält:  nämlich  auf 
dem  Begriff  eines  funktionslosen  ,, Kapitals".  Die  theoretischen  Vor- 
aussetzungen entfernen  sich  durchgtJiends  so  stark  von  der  Wirklichkeit 
(Tausch  von  nur  ein  oder  zwei  Waren  auf  dem  Markte),  daß  ein  Zurück- 
finden zu  ihr  nur  schwer  möglich  ist.  Wickseil  selbst  wenigstens  hat  es 
kaum  versucht.  Die  Schwierigkeit  beginnt  gerade  dort,  wo  seine  Be- 
trachtungen aufhören,  wo  z.  B.  eine  Vielheit  von  Waren  und  ein  Geld- 
verkehr auf  dem  Markte  auftreten.  Das  Problem  der  Kapitalbildung 
endlich,  das  ebenso  wie  das  der  Bevölkerungslehre  in  die  Dynamik  ge- 
hört, erfährt  nur  eine  recht  dürftige  Behandlung.  Das  ganze  Werk 
hinterläßt  in  der  jetzigen  Form  einen  unbefriedigenden  Eindruck  und  den 
einer  methodologischen  Verwilderung  trotz  des  mathematischen  Ge- 
wandes, in  das  es  sich  hüllt. 

Anders  das  Buch  von   Gelesnoff.    Aus  Vorlesungen  vor  einem 
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Kreis  älterer  Hörer  entstanden,  ist  es  vorwiegend  als  volkswirtschaft- 
liches I^esebuch  zu  betrachten.  Es  liest  sich  tatsächlich  in  der  Über- 
setzung recht  gut  und  behandelt  eine  Menge  Probleme  der  Theorie  wie 
der  Sozialpolitik.  Im  ganzen  auf  gemäßigt  marxistischem  Standpunkt 
stehend,  bringt  der  Verfasser  durchgehends  auch  abweichende  Ansichten 
zur  Geltung.  Er  benutzt  die  französische  und  englische,  besonders  aber 
auch  die  deutsche  Literatur  im  umfassenden  Maße  und  ist  in  ihrer  Ver- 
wendung von  großer  Objektivität  und  Unbefangenheit.  Aber  der  Titel 
wird  nun  der  Darstellung  keineswegs  ganz  gerecht.  Es  sind  nichts  weniger 
als  „Grundsätze",  die  er  bietet.  Gelesnoff  behandelt  unter  anderem  Ver- 
kehrswesen und  Handel  besonders  ausführlich ;  sodann  die  Arbeiterfrage, 
die  verschiedenen  Gewerbesysteme,  Wohnungswesen,  soziale  Gesetz- 
gebung und  Sozialreform :  die  innere  Notwendigkeit  dieser  Behandlung 
leuchtet  immer  ein.  Oft  wird  der  theoretische  Gedankengang  durch 
diese  speziellen  Darlegungen  unterbrochen,  indem  historische  und  poli- 
tische Ausführungen  von  größerem  Umfange  eingeschoben  werden. 
Darüber  kommt  der  eigentlich  theoretische  Teil  wesentlich  zu  kurz. 
Vor  allem  stehen  die  einzelnen  Lehren  über  Kapital,  Arbeitsteilung, 
über  Wert  und  Preis,  über  Arbeitslohn  und  Kapitalzins  etwas  unver- 
mittelt nebeneinander.  Nicht  nur,  daß  sie  nicht  aus  einem  letzten  Prinzip 
erklärt  werden,  ist  bedenklich.  Vielmehr,  daß  man  nicht  recht  sieht, 
wie  denn  das  ganze  System  der  modernen  Wirtschaft  eigentlich  funk- 
tioniert: wie  die  Teile  zusammengehalten  werden  und  eine  innerliche 
Einheit  bilden.  Kurz,  man  erhält  keinen  vollen  Einblick  in  den  volks- 
wirtschaftlichen Gesamtprozeß.  Gelesnoff  gibt  bei  Darstellung  der  ein- 
zelnen Lehren  dankenswerterweise  auch  die  hervorragendsten  Theorien 
eingehend  wieder.  Vor  allem  die  subjektive  Wertlehre  findet  eine  ein- 
gehende Würdigung,  ebenso  die  verschiedenen  Zins-  und  Grundrenten- 
theorien. Dafür  ist  nun  die  eigene  Stellungnahme,  die  zumeist  an 
Marx  anknüpft  und  ihn  vorwiegend  zur  Geltung  bringt,  keineswegs  eine 
ganz  bestimmte.  Hinzu  kommen  dann  ausführliche  Einschübe  und  Ex- 
kurse über  praktische  Probleme,  die  den  Gang  der  Betrachtung  auf 
weite  Strecken  unterbrechen  und  von  der  einheitlichen  Auffassung  wieder 
hinausführen.  Vom  Standpunkte  eines  systematischen  Lehrbuches  sind 
das  gewiß  Mängel,  die  in  der  Eigenart  des  Verfassers  begründet  sind. 
Aber  es  sind  doch  auf  der  anderen  Seite  wieder  Vorzüge,  indem  die  Wirk- 
lichkeit des  Lebens  dadurch  erfaßt  wird  und  mannigfache  Ein-  und 
Ausblicke  auf  dem  Nachbargebiete  sich  eröffnen.  Jedenfalls  zeichnet 
sich  das  Werk  durch  Vielseitigkeit  der  Gesichtspunkte  vor  manchem 
anderen  vorteilhaft  aus.  Gerade  auch  wegen  der  mehr  eklektischen  Art 
der  Behandlung  kann  man  das  Werk  den  Studierenden  und  Nichtfach- 
leuten  als  Einführung  und  Lesebuch  wärmstens  empfehlen.     Der  Leser 
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bekommt  ein  Verständnis  für  die  hauptsächlichsten  Theorien,  für  wesent- 
liche Probleme  der  Wirtschafts-  und  Sozialpolitik,  dazu  eingehende 
Kenntnisse  und  Einblicke  in  die  neue  lyiteratur,  ohne  schon  nach  einer 
bestimmten  Seite  gebunden  zu  werden.  Offenbar  aber  entspricht  Geles- 
noff  nicht  den  Ansprüchen,  die  man  an  eine  geschlossene  Darstellung 
des  Systems  stellen  könnte. 

2.  Vielleicht  vermöchte  dem  nun  das  dritte  von  einem  ausländischen 
Verfasser  herrülireude  Lehrbuch  zu  genügen  ?  Die  beiden  Herausgeber 
P  o  h  1  e  und  C  a  s  s  e  1  haben  eine  Arbeitsteilimg  derart  vorgenommen, 
daß  der  Deutsche  den  entwickluugsgeschichtlich-soziologischen  Teil  über- 
nommen hat,  während  Cassel  die  eigentlich  theoretische  Sozialökonomie 
bearbeitete.  Dieser  zweite  Band  liegt  nimmehr  vor.  Ein  Urteil  über  das 
Ganze  wird  sich  erst  abgeben  lassen,  wenn  auch  der  von  Pohle  bearbeitete 
Band  erschienen  ist.  Dann  wird  sich  erst  sagen  lassen,  ob  man  wirklich 
ein  vollständiges  lyehrbuch  der  allgemeinen  Volkswirtschaftslehre 
vor  sich  hat.  Nach  dem  vorliegenden  Bande  ist  das  stark  zu  bezweifeln. 
Freilich  eine  Anerkennung  wird  man  dem  Verfasser  von  vornherein  zu- 
gestehen: die  Darstellung  geht  von  einem  einheitlichen  Standpunkte 
aus  und  ist  dadurch  einheitlich  fundiert.  Ja,  mehr  noch  —  alle  diejenigen 
Partien,  die  sich  nicht  dem  Standpunkt  unterordnen  lassen,  werden 
nicht  behandelt.  Das  Ganze  ist  daher  im  Grunde  nicht  als  „theoretische 
Sozialökonomie"  zu  bezeichnen,  nicht  als  ein  Versuch,  ein  ganzes  System 
der  modernen  Verkehrswirtschaft  zu  geben,  sondern  mehr  als  eine  Mo- 
nographie über  Preisbildung.  Die  Aufgabe  einer  syste- 
matischen Darstellung  der  Volkswirtschaft  erscheint  mir  nicht  erfüllt, 
oder  sie  war  gar  nicht  beabsichtigt.  Allerdings  hat  der  Verfasser  den 
Gegenstand  von  vornherein  beschränkt,  indem  er  erklärte,  daß  die  Auf- 
gabe der  theoretischen  Sozialökonomie  sich  in  der  Theorie  der  Preis- 
bildung erschöpfe.  Einen  Beweis  für  diese  These  hat  er  indessen  nicht 
versucht,  vor  allem  nicht  gezeigt,  warmn  das  ganze  Produktionsproblem 
nicht  in  die  theoretische  Sozialökonomie  gehört.  Der  Umstand,  daß 
jenes  Problem  von  den  österreichischen  Volkswirten  ebenso  wie  von 
Ricardo  und  Marx  gleichfalls  nicht  behandelt  wird,  ist  noch  kein  Grund, 
es  mit  Stillschweigen  zu  übergehen.  Auch  der  Umstand,  daß  für  Schum- 
peter  und  Ammon  Objekt  und  Inhalt  der  Volkswirtschaftslehre  sich  in 
dem  Wert-  und  Verteilungsproblem  erschöpfen,  kann  noch  keinen  An- 
laß abgeben,  die  Fragestelle  von  vornherein  zu  beschränken.  Es  dürfte 
vielmehr  künftig  notwendig  sein,  den  Gesamtinhalt  der  Volkswirtschafts- 
lehre wieder  zu  umreißen.  Sonst  droht  die  Hauptsache,  nämlich  die 
Darstellung  des  Gesamtprozesses  der  Reichtumsbildung,  ganz  zu  kurz 
zu  kommen.  Möglich,  daß  hier  der  erste  Band  von  Pohle  eine  Er- 
gänzung bringt.    Wir  köimen  ims  nur  an  das  halten,  was  bisher  vorliegt 
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und  nach  der  Ansicht  des  Verfassers  den  Inhalt  der  theoretischen  So- 
zialökonomie bilden  soll. 

Cassel  hatte  bereits  vor  Jahren  in  zwei  Aufsätzen  ,,Grundiiß  einer 
elementaren  Preislehre"  und  „Ausgangspunkt  der  theoretischen  Öko- 
nomie" einen  Versuch  in  dieser  Richtung  unternommen.  In  seinem 
,, Recht  auf  den  vollen  Arbeitsertrag"  sowie  der  Schrift  „Natura  and 
Necessity  of  interest"  hatte  er  sodann  einige  weitere  Probleme  behandelt. 
Inzwischen  hat  seine  Auffassung  eine  wesentliche  Vertiefung  erfahren 
und  ihn  zu  einer  einheitlichen  Darstellung  der  Lehre  vom  Preise  geführt, 
die  auch  die  I^ehre  vom  Einkommen  einschließt.  Er  faßt  die  Einkommens- 
arten Zins,  Grundrente  und  Arbeitslohn  als  ,, Preisbildung  der  Produk- 
tionsfaktoren" auf  und  läßt  diese  sich  organisch  der  allgemeinen  Theorie 
der  Preisbildung  anschließen.  Nach  einem  allgemeinen  Überblick  über 
die  Volkswirtschaftslehre,  die  das  erste  Buch  bildet  (S.  i — 135),  macht 
das  den  umfangreichsten  Teil  des  ganzen  Werkes  aus  (S.  136 — 320). 
Es  folgt  die  andere  Seite  der  Preisbildung,  die  ,, Lehre  vom  Gelde"  als 
drittes  Buch  (S.  325 — 453);  ihm  schließt  sich  ein  letztes  (S.  454 — 551) 
über  die  „Theorie  der  Konjunkturbewegungen"  an. 

3.  Welches  ist  nun  der  Ausgangspunkt  Cassels  und  worin  beruht 
die  Eigenheit  seiner  Theorie,  daß  es  sich  lohnt,  etwas  ausführlicher  auf 
das  Unternehmen  einzugehen  ?  Das  Eigentümliche  in  der  besonderen 
Lehre  Cassels  besteht  kurz  gesagt :  einmal  in  der  Entfernung  je- 
des Wertbegriffes  aus  der  theoretischen  Sozialökonomik,  sodann 
in  der  Ableitung  der  Preisbildung  aus  dem  Prinzip  der  Knapp- 
heit. Die  ganze  alte  sogenannte  Wertlehre  mit  ihren  tmendlichen 
Wortstreitigkeiten  und  ihrer  imfruchtbaren  Scholastik  gehöre  zu  dem 
auszumusternden  Ballast  der  theoretischen  Ökonomie.  Es  verdient  be- 
merkt zu  werden,  daß,  nachdem  ein  Menschenalter  die  Wertlehre  die 
theoretische  Sozialökonomik  beherrscht  hatte,  nunmehr  wieder  der  mn- 
gekehrte  Weg  beschritten  zu  werden  scheint.  Denn  Liefmann  so- 
wohl wie  Sombart  haben  den  Begriff  des  Wertes  nicht  mehr  unter 
die  Elementarbegriffe  aufgenommen  und  ihn  ausdrücklich  als  über- 
flüssig bezeichnet.  Cassel  nennt  „wirtschaften  diejenigen  Tätigkeiten, 
die  unter  der  Voraussetzung  einer  begrenzten  Möglichkeit  der  Bedürf- 
nisbefriedigung betrieben  werden".  Die  Wirtschaft  steht  danach  unter 
dem  Prinzip  der  Knappheit :  ihre  ganze  Aufgabe  besteht  darin,  die  nötige 
Übereinstimmung  zwischen  den  Bedürfnissen  und  den  Mitteln  zu  ihrer  Be- 
friedigung in  möglichst  vorteilhafter  Weise  herbeizuführen.  Dies  kann 
geschehen:  entweder  durch  angemessene  Begrenzung  der  Bedürf- 
nisse selbst  oder  durch  bestmöglichste  Anwendung  der  zur  Verfügimg 
stehenden  Mittel  oder  endlich  durch  gesteigerte  persönliche  Leistungen. 
Die  beiden  ersteren  fallen  zusammen  mit  der  Forderung  der  Wirtschaft- 
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lichkeit.  Die  theoretische  Voraussetzung  der  Untersuchung  bildet  die 
geschlossene  und  nach  außen  isolierte  Wirtschaft.  Dabei  gehören  die 
Dienste,  das  sind  neben  persönlichen  lycistungen  auch  sachliche  Nutzungen 
dauerhafter  Güter,  selbst  zu  den  Gütern.  Die  Produktion  hebt  nun  die 
Knappheit  an  sich  nicht  auf,  sondern  fülirt  sie  nur  auf  die  Knapp- 
heit der  Produktionsmittel  zurück,  deren  es  die  bekannten 
drei  gibt.  Im  Gegensatz  zur  stationären,  bei  der  es  nur  auf  die  Aufrecht- 
erhaltung der  Materialien,  Halbfabrikate  und  Verbrauchsgüter  ankommt, 
setzt  die  fortschreitende  Wirtschaft  voraus,  daß  gewisse  Teile  der  Pro- 
duktionsmittel zu  einer  stetigen  Vermehrung  des  Realkapitals  verwendet 
werden.  Das  heißt  also:  dieses  letztere  muß  den  sonst  möglichen  Be- 
dürfnisbefriedigungen entzogen  oder  die  persönlichen  Leistmigen  müssen 
über  das  für  die  gegenwärtige  Bedürfnisbefriedigung  nötige  Maß  ge- 
steigert werden.  Man  nennt  eine  solche  Beschränkung  sparen:  sie 
beginnt  mit  der  Vermehrung  des  Realkapitals.  Diese  Kapitalbildung 
ist  mithin  eine  Bedingung  für  jede  fortschreitende  Wirtschaft;  sie  ist 
schon  aus  dem  Grunde  der  Volksvennehrung  unbedingt  nötig. 

Nach  den  einleitenden  Bemerkungen  wendet  sich  Cassel  der  Haupt- 
frage zu —  nämlich  der  Bestimmung  der  Tauschwirtschaft,  auf  welcher 
die  Gesetze  der  Preisbildung  beruhen.  Das  Geld  erscheint  hierbei  lediglich 
in  seiner  Funktion  als  gemeinsame  Rechnungsskala  für  alle  wirtschaft- 
lichen Schätzungen:  dafür  bleibt  es  freilich  unentbehrlich.  Es  sei  ein 
verhängnisvoller  Fehler,  den  die  Anhänger  der  Grenznutzenlehre  be- 
gehen, eine  Tauschwirtschaft  mit  direktem  Tausche  ohne  Geld  anzu- 
nehmen. Eine  solche  gedachte  „reine  Tauschwirtschaft"  bilde  die  Grund- 
lage der  subjektiven  Wertlehre;  sie  sei  dadurch  in  mivermeidliche  Schwie- 
rigkeiten und  unfruchtbare  Auseinandersetzungen  geraten.  Denn  dadurch 
werde  sie  veranlaßt,  die  Faktoren,  welche  den  Güteraustausch  regeln,  unter 
Absehen  vom  Gelde  zu  untersuchen.  Sie  koimte  darum  auch  nicht  die 
in  Geld  ausgedrückten  Schätzungen  der  Güter  zum  Gegenstand  der 
Untersuchung  machen.  Dem  verdankt  die  Wortkasuistik  der  ganzen 
Schule  ihren  Ursprung.  Sie  mußte  unklar  und  dehnbar  bleiben  und 
konnte  niemals  die  Schärfe  der  arithmetisch  ausgedrückten  Größen- 
begriffe erlangen.  Die  bleibt  allein  der  Geldrechnung  vorbehalten.  Für 
das  praktisch-wirtschaftliche  Handeln  vollends  kommt  die  Intensität 
der  BedürfniserfüUmig  nur  so  weit  in  Betracht,  als  sie  in  Geldschät- 
zuugen  hervortritt.  Auch  die  Wirtschaft  kann  die  subjektiven  Momente 
nur  dann  erfassen,  wenn  sie  in  solchen  Geldschätzungen  sich  ausdrückt. 
Die  theoretische  Darstellung  muß  darurai  die  sogenannte  Wertlehre  voll- 
ständig ausmustern  und  von  Anfang  an  das  Geld  in  Betracht  ziehen. 
Sie  müsse  also  im  wesentlichen  eine  I^hre  der  Preisbildimg  werden. 

Nach  dem  Prinzip  der  Knappheit  hat  die  Preisbildung  die  ökono- 
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mische  Aufgabe,  die  Ansprüche  auf  die  Güter  soweit  zu  beschränken, 
daß  sie  mit  den  zur  Verfügung  stehenden  Mitteln  befriedigt  werden 
können.  Das  Prinzip  der  Knappheit  besteht  für  die  Tauschwirtschaft 
in  der  Notwendigkeit,  die  Konsumtion  durch  den  Druck  der  Preisbil- 
dung in  Übereinstimmung  mit  einer  an  sich  knappen  Güterversorgung 
zu  bringen.  Durch  die  Elastizität  der  Nachfrage  ist  das  allenthalben 
möglich.  Sie  drückt  sich,  kurz  gesagt,  darin  aus,  daß  die  Steigerung  der 
Preise  einen  Rückgang  der  Nachfrage  veranlaßt  und  umgekehrt.  Dabei 
ist  es  für  die  Wirtschaftslehre  gleichgültig,  warum  die  Nachfrage 
sich  so  oder  so  gestaltet.  Es  ist  darum  auch  ganz  überflüssig,  wie  die 
Grenznutzenlehre  es  tut,  die  Gestaltung  der  Nachfrage  aus  einem  ein- 
zigen Prinzip  ableiten  zu  wollen.  Vielmehr  mißt  die  Tauschwirtschaft 
die  Wichtigkeit  der  verschiedenen  Bedürfnisse  nach  der  Geldsumme, 
die  für  ihre  Befriedigung  seitens  der  Kaufenden  geboten  wird.  Auch 
die  Produktionsmittel  werden  in  der  Richtung  verwendet,  wo  sie  die 
zahlungskräftigsten  Bedürfnisse  befriedigen.  Sonach  umfaßt  der  ganze 
Prozeß  der  Preisbildung  gleichzeitig  sowohl  die  elementaren  Produk- 
tionsmittel (Boden,  Kapital  und  Arbeit)  wie  auch  die  für  den  Konsum 
fertigen  Produkte,  dazu  alle  Güter  auf  den  dazwischenliegenden  Stadien 
des  Produktionsprozesses.  Die  Preise  der  fertigen  Produkte,  die  dem 
Gesamtpreis  aller  für  ihre  Herstellung  in  Anspruch  genommenen  Pro- 
duktionsmittel entsprechen,  sind  ihre  „K  o  s  t  e  n".  Sie  stellen  also 
einen  rein  tauschwirtschaftlichen  Begriff  dar  —  im  Unterschied  zu  dem 
sonst  üblichen  Kostenbegriff.  Es  ist  zudem  auch  ein  rein  objek- 
tiver Begriff  (dagegen  I^iefmann !),  eben  als  ein  Ergebnis  des  Preis- 
bildungsprozesses. Bei  ihm  ist  nur  die  Knappheit  des  betreffenden  Pro- 
duktionsmittels eine  wesentliche  Voraussetzung.  Die  Produktionskosten 
haben  keine  selbständige  Existenz,  sondern  werden  von  den  Preisen  der 
Produktionsmittel  bestimmt,  die  ebenso  wie  die  der  Fertigprodukte 
durch  den  großen  einheitlichen  Preisbildungsprozeß  festgestellt  werden 

(s.  75/76). 

Das  „Kostenprinzip"  besagt  nur,  daß  jede  Nachfrage  die  vollen 
Kosten  ihrer  Befriedigung  trägt  und  jedes  fertige  Gut  einen  Preis  be- 
kommt, der  seinen  Produktionskosten  entspricht.  Der  Gegensatz  wäre 
das  Gratisprinzip.  Es  stehen  nun  im  Wirtschaftsleben  alle  unbekannten 
Faktoren  zueinander  in  Abhängigkeit.  Sie  werden  erst  durch  die  I/)sung 
des  Preisbildungsproblems  selbst  gleichzeitig  bestimmt.  Methodo- 
logisch geht  man  indessen  so  vor,  daß  man  die  einzelnen  Faktoren  (somit 
auch  Einkommen  und  Nachfrage)  als  gegeben  annimmt  und  untersucht, 
unter  welchen  Bedingungen  bei  dieser  Preislage  die  Nachfrage  durch  die 
Produktion  gedeckt  ist  (S.  78). 

Den  Ausgangspunkt  für  das  Studium  der  Tauschwirtschaft  bildet 


„Wertfreie"  Sozialökonomik.  a^^ 

sonach  das  Kostenprinzip.  Es  ist  sozusagen  jeder  Art  Tauschwirtschaft 
immanent,  welche  Form  diese  auch  annehmen  mag.  Dazu  gehört  auch 
die  sozialistische;  als  Gegensatz  könnte  wohl  nur  eine  kommunistische 
Bedarfsdeckungswirtschaft  gedacht  werden,  bei  der  es  nicht  gelten 
würde.  Dieses  Prinzip  ist  jedoch  unter  der  Annahme  der  freien  Kon- 
kurrenz keineswegs  schon  gewährleistet.  Dazu  müßte  einmal  die  be- 
liebige Beweglichkeit  aller  Produktionsmittel  vorausgesetzt  werden, 
also  ihre  mögliche  Überführung  in  andere  Produktion,  sodann  auch  die 
Existenz  des  freien  Marktes.  Beides  trifft  nun  aber  imter  modernen 
Verhältnissen  mit  nichten  zu,  z.  B.  nicht  dort,  wo  die  Betriebseinheit 
im  Verhältnis  zum  Gesamtbedarf  sehr  groß  ist.  Ebensowenig  besteht  beim 
Arbeitslohn  noch  die  Voraussetzung  der  freien  Konkurrenz.  Sie  ist 
wesentlich  unvereinbar  mit  der  für  die  modernen  wirtschaftlichen  Ver- 
hältnisse sehr  bedeutungsvollen  Erscheinung  der  Überlegenheit  des  Groß- 
betriebes. So  rechtfertigt  es  sich  für  die  Theorie,  die  ja  die  allgemeinen 
Erscheinungen  zu  erfassen  hat,  zum  Ausgangspunkt  nicht  die  freie  Kon- 
kurrenz zu  wählen.  Vielmehr  ist  das  Kostenprinzip  gleich- 
sam der  Normalzustand  jeder  Tauschwirtschaft 
überhaupt,  um  den  die  wirkliche  Preisbildung 
sich  bewegt.  Die  Preisbildung  auf  Grund  des  Kostenprinzips  be- 
findet sich  dabei  in  Übereinstimmung  mit  dem  Prinzip  der  Knappheit 
und  den  vier  supplementären  Prinzipien  der  Preisbildung,  wie  dem 
Differenzialprinzip,  dem  der  sinkenden  Durchschnittskosten  und  den 
anderen,  die  wir  hier  übergehen.  Übrigens  würde  auch  eine  sozialistische 
Gesellschaft  sich  durchaus  als  Tauschwirtschaft  mit  Geldrechnung  dar- 
stellen. Auch  sie  müßte  die  Preise  nach  dem  Prinzip  der  Knappheit 
berechnen,  weil  sonst  keine  Übereinstimmung  zwischen  der  Nachfrage 
und  den  zur  Verfügung  stehenden  Quantitäten  herzustellen  wäre. 

Nach  alledem  genügt  also  das  Prinzip  der  Knappheit  an  Produk- 
tionsmitteln vollständig,  um  den  Mechanismus  der  Preisbildung  eindeutig 
zu  bestimmen.  Denn  seine  Aufgabe  besteht  eben  ein  für  allemal  darin, 
die  Nachfrage  soweit  zu  beschränken,  daß  sie  mit  den  zur  Verfügung 
stehenden  Gütermengen  befriedigt  werden  kann.  Die  Bestimmungsgründe 
der  Preise  lassen  sich  nun  in  einem  System  von  simultanen  lyinearglei- 
chungen  darstellen.  Dabei  wird  man  objektive  und  subjektive 
Bestimmungsgründe  unterscheiden.  Die  ersteren  werden  gebildet  durch 
die  gegebene  Knappheit  der  Produktionsmittel,  die  letzteren  durch 
die  Nachfrage,  die  sich  selbst  wieder  als  eine  Funktion  der  Preise  der 
gesamten  Produktionsmittel  darstellt.  Es  besteht  sonach  eine  g^en- 
seitige  Abhängigkeit  der  Produktionskosten  eines  Gutes  von  der  Nach- 
frage nach  den  übrigen  Gütern ;  ebenso  eine  solche  der  Nachfrage  nach  einem 
Gute  von  den  Preisen  der  übrigen.    Die  verschiedenen  Einkomm^en  der 
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Mitglieder  der  Tauschwirtschaft  werden  selbst  erst  wieder  durch  den 
Preisbildungsprozeß  bestimmt.  Das  so  verallgemeinerte 
Preisbildungsproblem  schließt  mithin  die  wirt- 
schaftliche Verteilung  als  einen  besonderen  Fall 
in  sich.  lyiegen  die  subjektiven  Bestimmungsgründe  in  der  Art  der 
Abhängigkeit  der  Nachfrage  nach  fertigen  Produkten  von  deren  Preisen, 
so  bestehen  die  objektiven  teils  in  den  technischen  Bedingungen  der 
Produktion,  teils  in  den  Mengen  der  zur  Verfügung  stehenden  Produk- 
tionsmittel selbst.  Die  technischen  Bedingungen  haben  die  meisten  und 
wichtigsten  Veränderungen  der  Preise  herbeigeführt.  Andererseits  ist 
natürlich  auch  die  mehr  oder  weniger  reichliche  Ausstattung  der  Tausch- 
wirtschaft mit  Produktionsmitteln  (Boden,  Kapital  und  Arbeit)  von 
wesentlichem  Einfluß  auf  die  Preise.  Da  die  Preise  der  letzteren  als 
fest  angenommen  werden  dürfen,  so  kann  man  behaupten,  daß  die  Preise 
der  fertigen  Güter  in  direktem  Verhältnis  zu  deren  Produktionskosten 
stehen,  sich  also  auch  gegenseitig  in  diesem  Verhältnis  austauschen. 
Indem  aber  die  Menge  der  Produktionsmittel  als  gegeben  und  mithin 
als  objektiver  Faktor  angesehen  wird,  so  fragt  es  sich  nunmehr,  wie  demi 
die  Preise  der  Produktionsmittel  selbst  bestimmt  werden  ? 

4.  Die  Preise  von  Arbeit,  Boden  und  Kapital,  die  Cassel  in  alter 
Weise  wieder  als  Produktionsfaktoren  annimmt,  müssen  nun  so  hoch 
sein,  daß  die  Nachfrage  nach  ihnen  mit  der  zur  Verfügung  stehenden 
Menge  in  Einklang  steht.  Es  entspricht  das  einfach  dem  Prinzip  der 
Knappheit.  Diese  Preisbildung  bestimmt  auch  die  wirtschaftliclie  Ver- 
teilung des  Einkommens.  Während  das  sogenannte  Zurechnungsproblem 
die  gerechte  Verteilung  zu  ermitteln  versucht,  ist  das  rein  wissenschaft- 
liche Problem  vielmehr  dahin  zu  charakterisieren  (S.  150) :  „wieviel  bei 
der  jeweiligen  wirtschaftlichen  Lage  nach  tauschwirtschaftlichen  Grund- 
sätzen jedem  der  verschiedenen  Produktionsfaktoren  zukommt".  Es  be- 
stehen also  auch  hier  durchaus  einheitliche  Grundsätze.  Solange  sich 
das  Privateigentum  auf  die  materiellen  Produktionsmittel  erstreckt, 
fallen  die  Anteile,  die  dem  Boden  und  Kapital  im  Preisbildungsprozeß 
zugerechnet  werden,  dem  Besitzer  eben  dieser  Produktionsfaktoren  zu 
Dabei  bedeutet  Kapital  (S.  43)  „die  Geldsumme,  die  für  den  Augenblick 
in  einem  gewissen  konkreten  Realkapital  verkörpert  ist,  die  aber  zu 
jeder  beliebigen  Zeit  durch  Verkauf  und  Ankauf  eines  anderen  eine  neue 
und  beliebige  konkrete  Form  annehmen  kann".  Das  Gesamtkapital 
der  geschlossenen  Wirtschaft  wird  ausschließlich  durch  das  Realkapital 
und  den  Grund  und  Boden  dargestellt.  Andererseits  gilt  der  Satz,  daß 
das  Einkommen  der  Gesamtwirtschaft  in  jeder  gegebenen  Periode  hin- 
reicht, um  das  ganze  Ergebnis  der  Produktion  zu  kaufen.  Es  kommt 
also  nur  darauf  an,  die  drei  Einkommensarten  als  Preise  der  Produktions- 
faktoren zu  erklären. 
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Der  Zins  bestimmt  sich  mit  Rücksicht  auf  das  Angebot  des 
Kapitals  als  der  Preis,  der  für  das  Warten  bezahlt  wird.  Dieser  Preis 
muß  so  hoch  sein,  daß  auf  der  einen  Seite  ein  genügendes  Angebot  her- 
vorgelockt, andererseits  aber  die  Nachfrage  hinreichend  beschränkt  wird. 
Cassel  nennt  das  mit  einem  etwas  seltsamen  Worte  „K  apitaldis- 
Position",  das  ist  die  zeitweise  Überlassung  des  Verfügungsrechts 
über  eine  Wertsumme  und  damit  der  vorläufige  Verzicht  auf  eine  Be- 
dürfnisbefriedigung. Cassel  nährt  sich  hiermit  der  alten  Auffassung  von 
J.  B.  Say  und  der  Abstinenztheorie  der  Engländer,  die  bereits  den  Ausdruck 
„waiting"  hatten.  Die  Höhe  des  Zinses  wird  ebenfalls  durch  die  Knappheit 
des  Kapitals  bestimmt.  Andererseits  ist  aber  die  Funktion  des  Wartens 
eine  notwendige  Voraussetzung  dafür,  daß  überhaupt  das  Gut  produziert 
werden  kann.  Ohne  eine  gewisse  Kapitaldisposition  ist  die  Produktion 
gar  nicht  möglich.  Sonach  bildet  diese  eine  notwendige  und 
natürliche  Bedingung  jeder  Gütererzeugung  überhaupt.  Der  Grund  ist 
darin  zu  suchen,  daß  die  Ausnutzung  dauerhafter  Produkte  Zeit  in  An- 
spruch nimmt.  Den  Preis,  der  für  die  Kapitaldisposition  während  der 
Zeit  der  Nutzung  bezahlt  wird,  nennen  wir  den  Zins.  Seine  Aufgabe 
ist  es  auch,  die  Nachfrage  nach  den  Diensten  der  dauerhaften  Güter 
zu  beschränken.  Er  muß  darum  in  jeder  Wirtschaft  vorhanden  sein  und 
kann  nicht  verschwinden.  Wäre  der  Zinsfuß  gleich  Null,  so  würde  die 
reine  Nutzung  dauerhafter  Güter  den  Menschen  ganz  umsonst  zur  Ver- 
fügung stehen.  Es  müßten  wohl  Unterhaltungen  und  Erneuerungen 
bezahlt  werden,  die  Nutzung  als  solche  würde  aber  ein  freies  Gut  sein. 
Dies  widerspricht  jedoch  dem  Prinzip  der  Knappheit,  das  es  verhindert, 
ein  wirtschaftliches  Gut  gratis  zur  Verfügung  zu  stellen.  Dabei  kann  sich 
allerdings  die  Nachfrage  nach  Kapitaldisposition  vermindern.  Die  Ver- 
kürzung des  Produktionsprozesses  bedeutet  eine  solche'  Verminderung 
des  Bedarfes  an  Kapitaldisposition  für  die  eigentliche  Produktion;  sie 
|inuß  darum  eine  Erniedrigung  des  Zinsfußes  herbeiführen. 

Die  Kapitalbildung  selbst  geschieht  durch  Sparen.  Sie  steigt  zwar, 
^aber  wahrscheinlich  nicht  so  schnell  wie  die  Produktion  und  die  An- 
sprüche, welche  diese  an  die  Kapitaldisposition  stellt.  Mithin  rechtfertigt 
[es  sich,  den  Zins  in  erster  I^inie  auf  die  Notwendigkeit,  die  Nachfrage 
i.  einzuschränken,  zurückzuführen.  Umgekehrt  hängt  nun  aber  auch  das 
[Angebot  an  Kapitaldisposition  selbst  wieder  von  der  Höhe  des  Zins- 
tfußes  ab.  Die  Notwendigkeit  dieser  Aufgabe  des  Zinsfußes  liegt  wiederum 
:in  der  Knappheit  der  zur  Verfügung  stehenden  Kapitaldisposition.  Die 
.Schwankungen  des  Zinsfußes  erklären  sich  aus  der  wechselnden  Nach- 
ffrage  nach  dauerhaften  Gütern,  also  in  der  wechselnden  Produktion 
*  von  festem  Realkapital.  Es  besteht  ein  gewisser  Zusammenhang  zwischen 
[Zinsfuß  und  I^ebensdauer  des  Menschen  (ein  Satz,  der  historisch  jeden- 


^cß  Franz    Eulenburg, 

falls  sich  nicht  begründen  läßt !).  Aber  auch  die  sozialistische  Gesell- 
schaft dürfte  ihrer  ganzen  I^eitung  der  Produktion  einen  bestimmten 
Zinsfuß  zugrunde  legen.  Täte  sie  das  nicht,  so  würde  sie  sich  den  un- 
ersättlichen Ansprüchen  der  Konsumenten  gegenübergestellt  sehen.  Sie 
muß  darum  genaue  Prodiiktionskostenrechnung  vornehmen  und  durch 
Preisaufschläge  auf  die  festen  Güter  eine  Unterkonsumtion  der  Mit- 
glieder der  Gesellschaft  herbeiführen.  Nur  dadurch  vermag  sie  für  die 
Vermehrung  des  Realkapitals  zu  sorgen. 

Auch  die  Preisbildung  der  Bodennutzung  hat  die  Aufgabe, 
die  Nachfrage  nach  den  fertigen-  Produkten  zu  beschränken  und  die 
indirekte  Nachfrage  nach  dem  Boden  in  Übereinstimmung  m^it  der  zur 
Verfügung  stehenden  Menge  zu  bringen.  Die  Bodenrente  ist  also  der 
Regulator  des  wirtschaftlich  richtigen  Aufwandes  von  Kapital  und 
Arbeit  auf  den  Boden.  Sie  müßte  in  einer  sozialistischen  Gesellschaft 
prinzipiell  dieselbe  sein  wie  in  der  bestehenden.  Damit  wird  auch  dieses 
Problem  in  die  allgemeine  Preisbildung  eingeschlossen  und  die  Ricardo- 
sche  Grundrententheorie  im  Grunde  verlassen.  Vor  allem  ist  nunmehr 
auch  der  Boden  ein  Element  in  den  Produktionskosten  geworden  wie 
Kapital  und  Arbeit,  während  bei  Ricardo  bekanntlich  die  Bodenrente 
erst  eine  Folge  der  Preisbildung  ist.  Von  der  Bodennutzung  trennt 
Cassel  die  Preise  der  Naturalmaterialien.  Sie  sind  rein  als  Knappheits- 
preise zu  charakterisieren.  Der  Preis  hat  auch  hier  die  Aufgabe,  die 
Nachfrage  so  einzuschränken,  daß  ein  gewisser  Grad  von  Gleichmäßig- 
keit in  ihrer  Versorgung  wenigstens  für  eine  gewisse  Zeit  gewonnen  wird. 

Aber  auch  der  Arbeitslohn  läßt  sich  in  das  allgemeine  Schema 
der  Preisbildung  bequem  einreihen.  Er  ist  nur  als  ein  Preis  dieses  Pro- 
duktionsfaktors im  allgemeinen  Preisbildungsprozeß  anzusehen.  Die 
Arbeitstheorien  von  Ricardo  und  Marx  lehnt  Cassel  darum  ab,  weil  sie  auf 
unrichtigen  und  unwirklichen  Annahmen  beruhten:  dazu  gehört  die 
Rückführung  der  verschiedenen  Arbeitsarten  auf  eine  einzige,  dazu  auch 
die  Forderung  einer  Proportionalität  der  Kapital anwendung  mit  der 
Arbeitsmenge.  Auch  der  Preis  der  Arbeit,  der  ja  nur  der  Entgelt  für 
die  Verfügung  über  eine  Arbeitskraft  bestimmter  Qualität  während 
einer  bestimmten  Zeit  ist,  wird  durch  ihre  relative  Knappheit  bestimmt, 
das  heißt  durch  das  Angebot  von  Arbeit  im  Verhältnis  zur  Nachfrage 
nach  ihr.  Seine  Höhe  wird  wesentlich  durch  die  Konkurrenz  der  ge- 
sellschaftlichen Kaufkraft  um  die  Arbeit  bestimmt:  er  ist  der  Ausdruck 
für  die  Schätzung  der  betreffenden  Arbeit  seitens  der  Konsumenten. 
Darum  verstärkt  jeder  Umstand,  welcher  die  Effektivität  der  gesellschaft- 
lichen Produktion  steigert,  indirekt  (auf  dem  Wege  der  Einkommens- 
bildung) auch  die  allgemeine  Nachfrage  nach  Arbeit.  Sie  wirkt  damit 
in  der  Richtung  einer  Erhöhung  des  allgemeinen  Lohnniveaus.    Es  ist 
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demnach  nicht  das  Kapital,  sondern  das  Einkommen  die  (letzte)  Quelle 
der  gesellschaftlichen  Nachfrage  nach  Arbeit  und  der  gesellschaftlichen 
Kaufkraft  für  Arbeit. 

Ein  gesteigerter  Kapitalreichtum  beeinflußt  allerdings  diese  Nach- 
frage wesentlich  durch  eine  Steigerung  der  Produktion  und  damit  der 
Geldeinkommen  der  Tauschenden.  Daneben  aber  wirkt  jener  auch  auf 
die  relative  Verbesserung  der  Marktlage  für  die  Arbeit,  die  er  durch 
Vermehrung  eines  konkurrierenden  Produktionsmittels  zustande  bringt. 
Das  Prinzip  der  Knappheit  verschafft  sich  insofern  Geltung,  als  das 
Angebot  von  Arbeit  bestimmt  wird  durch  die  Zahl  der  Arbeitenden, 
aber  auch  durch  die  Begrenzung  der  Arbeitsleistung  pro  Arbeiter.  Die 
letztere  hängt  einmal  ab  von  der  Höhe  des  Arbeitslohnes,  sodann  aber 
von  der  Arbeitszeit,  also  von  einem  Faktor,  der  außerhalb  des  Preis- 
bildungsprozesses steht.  In  einer  sozialistischen  Gesellschaft,  die  eine 
bestimmte  Einkommensverteilung  durchsetzen  will,  wäre  es  nicht  mög- 
lich, gleichzeitig  die  Freiheit  der  Konsumtion,  der  Berufswahl,  der  Orts- 
wahl und  der  Fortpflanzung,  also  überhaupt  die  Freiheit  des  Angebotes, 
zu  gewährleisten.  Hier  würde  die  sozialistische  Gesellschaft  wesentliche 
Eingriffe  vornehmen  müssen. 

5.  In  der  Geldlehre  folgt  Cassel  der  Fimktionentheorie :  das  heißt 
der  Begriff  des  Geldes  wird  nicht  durch  die  Eigenschaft  eines  Dinges, 
sondern  durch  die  Funktionen  des  Geldes  bestimmt.  Danach  ist  jedes 
allgemeine  Zahlungsmittel,  das  als  solches  anerkannt  wird,  „Geld". 
Die  Tauschwirtschaft  beruht  von  vornherein  auf  der  primären  Not- 
wendigkeit der  Preisrechnung.  Gerade  darum  hat  die  Analyse  des 
Geldwesens  für  die  Theorie  besondere  Bedeutung.  Dabei  regelt  sich 
der  Münzwert  ebenfalls  nach  dem  Prinzip  der  Knappheit  und  dem  Diffe- 
renzialprinzip.  Auch  die  Markwährung  ist  nur  eine  abstrakte  Rechnungs- 
skala, die  allerdings  durch  die  Bindung  an  das  Gold  näher  fixiert  wird. 
Aber  die  Preisskala  hat  eine  selbständige  Existenz  und  stellt  eine  rein 
abstrakte  Einheit  dar,  nicht  etwa  eine  gewisse  Gewichtsmenge  Gold. 
Die  Fixierung  der  Preisskala  eifolgt  immer  durch  Bestimmung  eines 
Zahlungsmittels,  das  in  der  Preisskala  unbeschränkte  gesetzliche  Zah- 
lungskraft hat.  Die  Papierwährung  ohne  jede  Verbindung  mit  einem 
metallischen  Zahlmigsmittel  ist  als  die  theoretisch  einfachste  Währung 
anzusehen.  Die  Depositen  erhalten  den  Charakter  von  selbständigen, 
das  Geld  ersetzenden  Zahlungsmitteln,  der  Bedarf  an  solchen  verteilt 
sich  darum  auf  Geld  und  Depositen  zugleich.  Durch  die  Vorschußbe- 
dingungen verm.ögen  die  Banken  den  Depositen  eine  gewisse  Knappheit 
und  damit  eine  gewisse  grobe  Wertparität  mit  dem  Gelde  zu  geben. 
Dadurch  kann  dann  eventuell  eine  absolute  Parität  der  Depositen  mit 
dem  Gelde  hergestellt  werden.    Auch  die  Noten  gehören  zu  den  Bank- 
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Zahlungsmitteln.  Die  Versorgung  des  Verkehrs  mit  solchen  w"  d  lediglich 
durch  die  Bedingimgen,  unter  denen  sie  dem  Verkehr  zur  Verfügung 
gestellt  werden,  reguliert.  Das  geschieht  normalerweise  durch  die  Dis- 
kontpolitik. Die  Aufgabe  des  Zinsfußes  ist  es  auch  hier,  die  Nachfrage 
nach  neuer  Kapitaldisposition  in  Übereinstimmung  mit  dem  Angebot, 
also  mit  den  neuen  Sparmitteln,  zu  regulieren.  Man  sieht,  es  besteht  hier 
eine  Annäherung  an  die  neueren  Theorien  Knapps  und  Bendixens, 
wenigstens  was  die  Geldqualität  anbetrifft. 

Entscheidend  für  die  Theorie  ist  die  Frage  des  Geldwertes. 
Die  Anschauungen  Cassels  waren  bereits  aus  seinen  früheren  Veröffent- 
lichungen, besonders  aus  seiner  Schrift  über  die  „Widerstandskraft 
Deutschlands"  bekannt.  Er  gibt  jetzt  nun  die  ausführliche  theoretische 
Begründung.  Die  Schwankungen  des  allgemeinen  Preisniveaus  werden 
bei  xmveränderten  Realumsätzen  durch  die  gesamte  Goldmenge  sowie 
durch  den  Gebrauch  von  Bankzahlungsmitteln  und  die  Ausnutzung  der 
Goldreserve  und  des  Goldfonds  bestimmt.  Cassel  konstruiert  zu  diesem 
Zwecke  den  Begriff  der  ,, relativen  Goldmenge",  das  ist  der  Quote  zwi- 
schen faktischer  und  normaler  Goldmenge.  Danach  beträgt  die  „nor- 
male Goldvermehrimg",  die  das  Preisniveau  in  einer  gewissen  Zeit  un- 
verändert läßt,  etwa  3% ;  die  faktische  weicht  natürlich  davon  ab.  Cassel 
findet,  daß  das  allgemeine  Preisniveau  der  relativen  Goldmenge  direkt 
proportional  ist.  Dagegen  wirkt  die  Goldproduktion  nicht  auf  die  ganz 
unbestimmten  Produktionskosten,  sondern  nur  auf  die  Quantität  des 
Goldes,  die  bei  dem  geltenden  Preisniveau  gewonnen  werden  kann.  Die 
sekundären  Variationen  des  allgemeinen  Preisniveaus  sind  in  der  Haupt- 
sache auf  die  Variation  der  relativen  Goldmenge,  im  übrigen  auf  gewisse 
Unregelmäßigkeiten  bei  der  im  allgemeinen  gleichmäßigen  Steigerimg  der 
Goldnachfrage  zurückzuführen.  Die  Goldmenge  wirkt  dabei  nur  mittel- 
bar auf  das  allgemeine  Preisniveau:  nämlich  dadurch,  daß -sie  die  Bank 
in  ihrer  Regulierung  der  Zahlungsmittelversorgung  beeinflußt.  Sonach 
ist  es  in  jedem  gegebenen  Augenblicke  die  Bankpolitik  allein, 
die  auf  der  monetären  Seite  unmittelbar  für  die  Veränderung  des  all- 
gemeinen Preisniveaus  verantwortlich  zu  machen  ist.  Da  nun  die  Vor- 
schußbedingungen der  Banken  wesentlich  durch  den  Bankzins  beein- 
flußt werden,  so  ist  es  die  Diskontrate,  die  in  jedem  Augenblicke  auf  der 
monetären  Seite  die  Bewegung  des  allgemeinen  Preisniveaus  beeinflußt- 
Cassel  gehört  sonach  zu  den  Anhängern  einer  modifizierten  Quantitäts- 
theorie. Er  glaubt,  daß  die  Erfahrungen  des  Krieges  in  einem  Punkte 
nicht  vorausgesehen  werden  konnten:  daß  nämlich  die  Neuschaffung 
von  Zahlungsmitteln  und  die  Verstärkimg  der  gesellschaftlichen  Kauf- 
kraft mittelbar  eine  proportionale  Steigerung  des  allgemeinen 
Preisniveaus  hervorruft.  Erst  die  Papierwährung  als  die  theoretisch  ein- 
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fachsteWi'irungsform  vermag  unmittelbar  diese  Abhängigkeit  des  Preis- 
niveaus von  der  Veränderung  der  Geldmenge  zu  erklären.  Ja,  Cassel 
glaubt  sogar  arithmetisch  die  Preissteigerung  gleich  der  Quote  zwischen 
dem  relativen  Zirkulationszuvvachs  und  der  relativen  Veränderung  der 
Warenmenge  bestimmen  zu  können.  Während  in  normalen  Zeiten  die 
willkürliche  Vermehrung  der  Kaufkraft  durch  Schaffung  neuer  Bank- 
zalilungsmittel  mit  Hilfe  der  Diskontpolitik  verhindert  werden  kann, 
fällt  diese  Selbstregulierung  im  Kriege  fort. 

6.  Bin  besonderes  Gesicht  erhält  das  Casselsche  Werk  di  rch  seine 
durchgeführte  Theorie  der  Konjunkturbewegung.  Böhm-Bawerk  hat 
einmal  erklärt,  daß  jede  Konjmiktur-  und  Krisenlehre  nur  das  letzte 
Kapitel  eines  geschriebenen  oder  ungeschriebenen  Systems  der  Volks- 
wirtschaft sein  könne.  Aber  es  ist  nun  eigentümlich,  daß  in  diesem 
letzten  Buche  von  dem  Verfasser  eine  völlig  andere  Betrachtungsweise 
und  Methode  eingeschlagen  wird.  Hatte  besonders  in  dem  ersten  Kapitel 
das  rein  deduktive  Verfahren  vorgeherrscht,  so  geht  Cassel  in  diesen 
Abschnitten  anders  zu  Werke.  Er  unternimmt  es  nämlich,  die  seit  1870 
zutage  getretenen  Symptome  der  Konjunkturbewegungen  an  der  Hand 
von  Statistiken  und  darauf  fußenden  graphischen  Darstellungen  zu  er- 
fassen. Er  untersucht  besonders  auf  Grund  von  deutschem  Material 
den  Einfluß  der  Konjunkturen  auf  die  Hauptzweige  der  Produktion, 
die  Arbeiterzahl  und  die  in  einem  Beruf  beschäftigten  Personen, 
auf  die  Ausnutzung  der  dauerhaften  materiellen  Produktionsmittel, 
auf  die  Preis-,  Einkommen-  mid  Kapitalbildung,  endlich  auf  Kapital- 
umsatz und  Kapitalmarkt  (Zinsfuß  und  Effektenkurs).  Die  Ergeb- 
nisse selbst  sind  keineswegs  neu  und  brauchten  kamn  in  der  aus- 
führlichen Weise  induktiv  au  einzelnem  Material  aufgezeigt  zu  werden. 
Denn  die  theoretischen  Grimdgedanken  können  durch  das  Material 
höchstens  eine  Bestätigung  und  Unterstützimg,  aber  kamn  einen  Beweis 
erhalten,  wenn  nicht  die  Gedanken  selbst  stichhaltig  sind.  Das  Ergebnis 
ist,  daß  eine  Disproportionalität  zwischen  Anlage  in  festem  Kapital, 
also  der  Kapitalproduktion,  und  der  übrigen  Produktion,  also  der  Kon- 
sumgutherstellrmg,  besteht.  Es  findet  in  der  Hochkonjunktur  eine  Über- 
schätzung des  Kapitalangebotes  und  der  Menge  der  Sparmittel  statt, 
die  zur  Übernahme  des  produktiven  Realkapitals  zur  Verfügung  stehen. 
Umgekehrt  wird  die  Krise  durch  einen  absoluten  Mangel  an  Kapital 
(also  an  Sparmitteln)  zur  Übernahme  des  produktiven  Realkapitals 
gekennzeichnet.  In  der  Depression  werden  die  dauerhaften  Produktions- 
mittel nicht  voll  ausgenutzt,  die  in  der  Hochkonjunktur  eine  Steigerung 
über  das  normale  Maß  hinaus  erfahren  haben.  Jene  Knappheit  der 
Kapitalangebote  kaim  wohl  in  der  Zeit  der  Hochkonjunktur  zeitweise 
verschleiert  werden.   Sie  tritt  aber  nachher,  wemi  die  Banken  zur  Ein- 
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schränkung  der  Zahlungsmittelversorgung  schreiten,  deutlich  zutage. 
Die  wechselnden  Konjunkturen  sind  danach  das  Ergebnis  des  Wechsel- 
spiels der  Unternehmertätigkeit  und  der  großen,  in  der  wirtschaftlichen 
Knappheit  wurzelnden  Regulatoren  der  Volkswirtschaft:  der  Material- 
preise, des  Arbeitslohnes  und  des  Zinsfußes  (S.  549).  Auch  eine  sozia- 
listische Gesellschaftsordnung  würde  der  Gefahr  einer  zu  starken  In- 
vestierung und  Produktion  von  festem  Kapital  nicht  enthoben  sein.  — 
Ich  kann  nicht  finden,  daß  das  letzte  Buch  in  einem  engen  Zusammen- 
hange mit  dem  vorangegangenen  Inhalt  steht.  Schon  die  induktive 
Methode,  die  Cassel  hier  befolgt,  zeigt,  daß  er  nicht  imstande  war,  sie 
aus  den  vorangehenden  Prämissen  abzuleiten.  An  sich  ist  diese  ganze 
Abhandlung  interessant  genug. 

7.  So  fragt  es  sich  denn,  welches  unser  Urteil  über  das  Werk  im 
ganzen  sein  kann,  dessen  Gedankengänge  wir  so  objektiv  als  möglich, 
ziun  Teil  mit  den  eigenen  Worten  des  Verfassers,  wiederzugeben  ver- 
suchten. Daß  es  kein  I,ehrbuch  im  eigentlichen  Sinne  darstellt,  dürfte 
schon  aus  der  Inhaltsangabe  deutlich  hervorgehen.  Es  ist  im  Grundfe 
eine  ausführliche  Monographie  über  Preisbildung  im  weitesten  Sinne 
mit  einem  Anhang  über  die  Konjunkturbewegimgen.  Damit  erübrigt  sich 
die  Frage,  ob  das  Werk  den  Aufriß  eines  volkswirtschaftlichen  System.s 
gibt;  das  heißt,  ob  es  die  gesetzmäßigen  Zusammenhänge  der  Tausch- 
wirtschaft und  das  Ineinandergreifen  der  einzelnen  Elementarerschei- 
nungen als  einen  einheitlichen  Gesamtprozeß  aufzeigt.  Nach  allem  Vor- 
angehenden ist  es  offenbar  nicht  der  Fall.  Die  Ableitimg  der  einzelnen 
Einkommensarten  aus  dem  Prinzip  der  Knappheit  bezüglich  der  Wirt- 
schaftlichkeit ist  gewiß  eine  hervorragende  I^eistung :  Nur  ein  organisch 
zusammenhängendes  System  der  Volkswirtschaft  erhalten  wir  dadurch 
nicht.  Wir  sehen  nicht  das  organische  Funktionieren  des  Ganzen,  nicht  also 
den  volkswirtschaftlichen  statischen  Prozeß  selbst.  Schon  darum  nicht, 
weil  die  I^ehre  von  der  Güterher  vor  bringung,  die  Grundlage  und  Aus- 
gangspunkt jedes  wirtschaftlichen  Systems  sein  muß,  überhaupt  nicht  be- 
handelt wird.  Warum  die  theoretische  Sozialökonomie  auf  das  Problem 
der  Preisbildimg  sich  beschränken  müsse,  wird  nicht  gesagt:  Warum 
soll  nur  der  Umlauf  der  Güter,  nicht  aber  ihre  Bildung  einer  theoretischen 
Behandlung  bedürftig,  aber  auch  fähig  sein?  Der  Umstand,  daß  das 
heutige  System  auf  dem  Tausche  beruht,  schließt  das  Problem  der  Reich- 
tumsbildung  und  deren  Gesetze  nicht  aus.  Mithin  wird  auch  deren 
Darstellung  unter  den  besondereji  Bedingungen  der  Verkehrswirtschaft 
nötig  werden.  Dann  erst  wird  die  Frage  der  realen  Verteilung  und  des 
Umlaufes  der  Güter  ganz  lösbar,  wenn  das  zu  Verteilende  und  das  Um- 
laufende selbst  in  ihrer  Statik  und  Dynamik  erfaßt  werden. 

Es  ist  gewiß  ein  gestatteter,  ja  zum  Teil  sogar  notwendiger  methodo- 
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logischer  Kunstgriff,  die  Gütermenge  als  gegeben  zu  betrachten,  um  die 
Gesetze  der  Preisbildung  erörtern  zu  können.  Auch  ist  es  ein  öfter  wieder- 
kehrender Gedanke  Cassels,  die  Rückwirkung  der  Preise  auf  das  Angebot 
zu  mitersuchen,  also  den  Preis  als  eine  inverse  Funktion  der  Produktions- 
faktoren zu  betrachten.  Dabei  werden  die  tauschwirtschaftlichen  Be- 
ziehungen ausschließlich  unter  statischen  Gesichtspunkten  bei  ge- 
gebenen Bedingungen,  also  bei  gegebener  Gütermenge  und  Produktion 
verfolgt.  Soweit  ganz  gut.  Aber  darum  darf  man  doch  von  einer  Dis- 
kussion der  Produktionsfaktoren  selbst  nicht  so  Abstand  nehmen,  wie 
dieses  lydirbuch  es  tut.  Sonst  werden  eben  der  Gesamtprozeß  der  volks- 
wirtschaftlichen Reichtumsbildmrg  und  seine  Verändermigen  nicht  er- 
kennbar. Gerade  weil  Cassel  sich  die  Aufgabe  stellt,  das  System  einer 
geschlossenen  Volkswirtschaft  vorzuführen,  darf  die  I,ehre  von  den  Pro- 
duktivkräften wie  die  Frage  der  Kapitalakkumulation  und  ihrer  Wir- 
kungen nicht  fehlen.  Die  Charakterisierung  der  heutigen  Wirtschaft 
aJs  Tauschwirtschaft  genügt  nicht,  um  von  vornlierein  die  Eigentüm- 
lichkeit der  Güterhervorbringtmg  und  des  Güterverbrauchs  zu  erfassen, 
wenn  man  diese  nicht  selbständig  darstellt.  Jene  Charakterisierung 
trifft  nur  eine  Seite  des  herrschenden  Systems,  das  zwar  stillschweigend 
vorausgesetzt,  aber  selbst  nicht  erklärt  wird.  Einmal  übt  der  Kredit 
eine  eigentümliche  Wirkung  auf  die  Güterhervorbringung  aus  und  be- 
einflußt den  Produktionsprozeß  von  Grund  aus,  der  aus  der  bloßen  Tat- 
sache des  Tausches  sich  noch  nicht  ergibt.  Sodann  schafft  die 
Zusammenfassung  der  Produktionsfaktoren  zu  der  neuen  Einheit  der 
,, Unternehmung"  eine  Verbindung  mit  ganz  besonderen  Folgen.  Schon 
der  Umstand,  daß  Marshall,  mit  dem  ja  Cassel  sich  mehrfach  auseinander- 
setzt, die  „Organisation"  als  selbständigen  Produktionsfaktor  einführt, 
weist  auf  die  Notwendigkeit  einer  anderweitigen  Behandlung  des  Gegen- 
standes hin.  Die  Produktionsfaktoren  stehen  in  dieser  Behandlung 
völlig  isoliert  nebeneinander,  obwohl  sie  durch  gesellschaftliche  Kräfte 
miteinander  verbimden  sind:  sie  hängen  von  dem  gemeinsamen  Real- 
ertrage der  Volkswirtschaft  ab,  der  gerade  erst  durch  ihre  Verbindung 
hervorgebracht  wird.  Die  Charakterisierung  als  ,, Verkehrswirtschaft" 
erscheint  darmn  richtiger,  weil  der  Tausch  nur  das  einzelne  Moment 
eines  allgemeineren  Vorganges  darstellt. 

Nicht  würde  ich  damit  groß  rechten,  daß  Cassel  in  der  Auswahl 
der  Schriftsteller,  mit  denen  er  sich  auseinandersetzt,  sehr  zurückhält; 
daß  über  Karl  Marx  z.  B.  sich  nur  ein  wegwerfendes  Urteil  findet,  ohne 
es  näher  zu  begründen;  über  die  grundlegenden  abweichenden  Auf- 
fassimgen  werden  wir  daher  nicht  genügend  unterrichtet.  Daß  Cassel 
mehr  Schriftsteller  kermt,  als  er  hier  benutzt  oder  bekämpft,  weiß  man 
aus  seinen  früheren  Schriften.    Zudem  hat  er  ausdrücklich  in  dem  Vor- 
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wort  erklärt,  daß  er  literarischen  Auseinandersetzungen  in  der  Regel 
aus  dem  Wege  gehen  wolle.  Etwas  anderes  aber  ist  es,  ob  man  denn  die 
Probleme,  die  bei  jenen  behandelt  werden  oder  gar  im  Vordergrunde 
stehen,  selbst  miterfaßt.  Das  ist  zum  Teil  eben  nicht  der  Fall.  Dann 
wird  jene  Unterlassung  allerdings  bedenklich. 

Die  Frage  der  Kapitalbildung,  die  sich  in  der  modernen  Wirtschaft 
nicht  auf  das  Sparen  allein  zurückführen  läßt,  die  Rückwirkung  des 
Gut  er  Verbrauches  auf  die  Produktion  und  ihr  Tempo,  der  ganze  Umlauf- 
prozeß des  Kapitals,  der  Zusammenhang  andererseits  zwischen  Güter- 
produktion und  -Verteilung  sowie  die  Reproduktion  des  Reichtums  fallen 
in  der  Hauptsache  fort.  Das  sind  doch  nun  aber  Grundprobleme  der 
theoretischen  Sozialökonomie  —  abgesehen  von  der  Preisbildung.  Die 
ganze  Marxsche  Fragestellung  besteht  für  ihn  überhaupt  nicht,  wenn 
er  sie  auch  gelegentlich  berührt.  Um  diese  Fragestellung  kommt  man 
aber  für  das  Verständnis  der  Verkehrswirtschaft  nicht  hermn.  Man 
erkennt  die  Mängel  der  Casselschen  Sozialökonomie  am  deutlichsten, 
wenn  man  sie  mit  dem  Marshallschen  Handbuch  vergleicht,  mit  dem  sie 
sonst  mehrfache  Berührungspunkte  hat.  Ebenso  wie  aus  dem  Wieser- 
schen  Grundriß  vermag  man  auch  aus  Cassel  ein  Gesamtbild  der  ver- 
kehrswirtschaftlichen Vorgänge  nicht  zu  erlangen.  Das  gilt  sogar  von 
dem  Anhange,  der  Theorie  der  Konjunkturbewegungen,  der  aus  dem 
Rahmen  des  Ganzen  herausfällt.  Schon  methodologisch  ist  dies  der  Fall. 
Der  Verfasser  hatte  zwar  gelegentlich  historische  Exkurse  über  die  Ent- 
wicklungen der  einzelnen  Theorien  eingeflochten,  im  ganzen  aber  doch 
eine  stationäre  (geschlossene)  Volkswirtschaft  zugrunde  gelegt.  Hier 
aber  handelt  es  sich  um  ein  dynamisches  Problem,  das  auf  ganz  anderem 
Boden  steht.  Es  hätten  dann  auch  die  anderen  Probleme  der  Dynamik 
—  eben  Gut  er  her  vor  bringung,  Kapitalbildung,  Reproduktion  und 
Güterverbrauch  —  in  ihrer  Rückwirkung  auf  Tausch  und  Güterver- 
teilung mit  behandelt  werden  sollen.  Zur  Methodologie  der  theoretischen 
Sozialökonomik  ist  darum  gerade  Cassel  lehrreich,  weil  er  diesen  Fragen 
naiv  gegenübersteht  und  zwiespältig  zu  Werke  geht,  ohne  sich  dessen 
ganz  bewußt  zu  werden. 

8.  Wir  müssen  uns  also  an  das  halten,  was  wirklich  vorliegt  —  das; 
ist  an  die  Monographie  über  Tauschwirtschaft  und  Preisbildung.  Wie 
steht  es  daudt  ?  Das  Charakte  istikum  der  neuen  I^ehre  ist  die  völlige 
Ablehnung  des  Wertbegriifes.  Wir  haben  es  tatsächlich  ndt  einer  „wert- 
f-eieu"  Theorie  in  des  Wortes  eigentlichem  Sinne  zu  tun.  Der  Versuch] 
wird  in  der  küaf.igea  Diskussion  nicht  zu  übersehen  sein.  Cassel  hatj 
zmiächst  darin  recht,  daß  es  für  die  Theorie  nicht  darauf  ankommen! 
kömie,  die  psychologischen  Motive  und  Erwägungen  zu  beachten,  die 
sich  im  Imrern  des  Menschen  hinter  den  äußeren  Erscheinungen  ab- 
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spielen.  Diese  sind  für  die  Wirtschaftslehre  letzte  Gegebenheiten.  Sie 
darf  sie  als  feststehend  annehmen  und  deren  Untersuchung  auf  andere 
Wissenschaften  und  Hilfsfächer  abschieben.  Zumal  dann  muß  es  der 
Fall  sein,  wenn  die  Psychologie  so  fragwürdig  ist  wie  bei  der  subjektiven 
Wertlehre.  Ebenso  hat  der  Verfasser  darin  recht,  daß  die  Wertberechnung 
in  Wirklichkeit  auf  eine  Preisberechnung  in  Geld  hinausläuft,  ja  über- 
haupt auf  ihr  beruht.  Wir  nehmen  die  angeblichen  Wertvergleiche  erst 
darum  vor,  weil  wir  das  Geld  als  Maßstab  schon  besitzen.  Die  Wert- 
schätzung ist  in  Wirklichkeit  nur  die  Vorwegnähme  einer  Preisschätzung. 
In  der  Geldwirtschaft  hat  das  Gut  für  den  Produzenten  überhaupt  gar 
keinen  Wert,  sondern  bedeutet  nur  einen  Aufwand  von  Kosten,  die  sich 
im  Preise  ausdrücken.  Wir  schätzen  in  der  Tauschwirtschaft  die  Dinge 
nicht  mehr  nach  dem  subjektiven  Wert  eines  gegebenen  Vorrates  gleicher 
Güterarten,  sondern  nach  dem  Gelde.  Die  ganze  Schw^äche  der  subjek- 
tiven Lehre  erweist  sich  sofort,  wenn  sie  versucht,  die  Theoreme  der 
„reinen"  Ökonomie  auf  die  Geldwirtschaft  zu  übertragen.  Ohne  die 
Preisberechntmg  nehmen  wir  gar  keine  Schätzungen  wirtschaftlicher 
Vorgänge  vor.  Der  Mann  der  Grenznutzenlehre,  der  alle  Erwägungen 
nach  dem  subjektiven  Gebrauchswert  überschlägt,  ist  im  Grmide  der 
moderne  Geldmensch,  nur  ohne  Geld  gedacht :  er  bringt  von  vornherein 
die  Skala  der  in  Geld  ausgedrückten  Preise  mit,  erklärt  aber  die  Sache 
im  Grunde  gar  nicht  aus  einer  Wertschätzung.  Es  ist  also  ungefähr  das 
Gegenteil  jener  Lehre  einer  ,, Entstehung  der  Preise  aus  subjektiven 
Wertschätzungen"  für  die  Verkehrswirtschaft  Wirklichkeit.  Die  isolierte 
Wirtschaft  andererseits  kennt  die  „Nutzkomputationen",  um  den  Wieser- 
schen  Ausdruck  zu  gebrauchen,  überhaupt  nicht.  Es  gibt  sonach  auch 
logisch  keinen  „natürlichen  Wert".  Die  Voraussetzung  eines  solchen  ist, 
wie  Wieser,  ,,Der  natürliche  Wert"  (S.  37),  bemerkt,  eine  wirtschaftlich 
hoch  entwickelte  Gesellschaft  ohne  Tausch  imd  Preis.  Eine  solche  kann 
aber  logisch  nicht  gedacht  werden,  da  beides  eben  Stücke  jeder  ,, hoch- 
entwickelten" Wirtschaft  sind.  Dieser  Gedanke  Cassels  berührt  sonach 
das  Grundproblem  der  subjektiven  Wertlehre;  er  ist  früher  schon  von 
Eugen  Dühring,  neuerdings  von  Oito  Conrad,  ausgesprochen  tmd  hat 
in  der  vorliegenden  Darstellimg  eine  positive  Stütze  gefunden. 

Dazu  konunt  noch  der  weivere  Un.stand,  daß  der  Wert  des  Geldes 
selbst  sich  gar  nicht  auf  den  Grenznutzen  und  die  subjektiven  Wert- 
schätzungen zurückführen  läßt:  diese  haben  es  nur  n.it  den  unmittel- 
baren Nützlichkeiten  von  Gebrauchsgütern  gleicher  Art  zu  tun,  nach 
denen  sich  auch  die  Gü.er  höheier  0/dnimg  wie  die  Produktionsmittel 
lichten.  Für  den  Geldwert  konmen  solche  Schätzungen  nicht  in  Be- 
tracht. Die  Theorie  des  Sub^titutions wertes  ist  doch  nur  ein  sehr  ge- 
künstelter Erklärungsversuch.     Die  Ableitmig  cer  Gelupieise  aus  sub- 
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jektiven  Wertschätzungen  ist  darum  bisher  nicht  gelungen.  Und  konnte 
es  auch  gar  nicht.  Diese  vermögen  eben  das  Angebot  nicht  zu  erklären, 
das  sich  der  subjektiven  Momente  entzieht.  Auch  setzen  sie  die  Erklä- 
rung des  Einkommens  schon  voraus,  das  selbst  erst  aus  den  Preisen 
erklärt  werden  muß.  Darum  bleibt  die  Möglichkeit,  ja  die  Notwendigkeit 
einer  objektiven  I^ehre  durchaus  bestehen.  Natürlich  will  Cassel,  ebenso 
wie  Hermann,  mit  dem  alle  modernen  Preistheorien  eine  starke  Berüh- 
rung haben,  die  subjektive  Seite  keineswegs  ausschalten:  sie  kommt 
durch  das  Moment  der  Nachfrage  und  deren  Bestimmtheit  durch  die 
Preise  wieder  zu  ihrem  völligen  Ausdruck.  Ebenso  bleibt  das  „Grenz- 
prinzip" selbst,  das  sich  zuerst  wohl  bei  Thünen  findet,  als  Forschungs- 
methode durchaus  bestehen,  auch  wenn  man  vom  Grenznutzen  Abstand 
nimmt. 

Um  nun  der  Grenznutzenlehre  eine  einheitliche  I^ehre  gegenüber- 
zustellen, mußte  Cassel  versuchen,  ebenfalls  von  einem  einheitlichen 
Prinzip  aus  die  verschiedenen  Faktoren  zu  erklären.  Dann  erst  konnte 
von  einer  Überwindung  dieser  Richtung  die  Rede  sein,  wenn  ihm  das 
völlig  gelang.  So  möchte  ich  das  Werk  interpretieren,  so  auch  den  Ver- 
such, nur  die  Dinge  als  theoretische  Sozialökonomie  gelten  zu  lassen, 
die  sich  jenem  Prinzip  unterordnen.  Dabei  mußte  er  auf  der  anderen 
Seite  versuchen,  der  Ricardo-Marxschen  Arbeitswerttheorie  zu  entgehen. 
Ist  ihm  das  durch  Rückführung  auf  das  allgemeine  ökonomische  Prinzip 
der  Knappheit  gelungen  ?  Das  Preisbildungsgesetz  wie  die  supplemen- 
tären Gesetze  baut  Cassel  auf  dem  Kostenprinzip  auf.  Allerdings  will 
er  dieses  nunmehr  anders  verstanden  wissen  als  bei  den  früheren  Auf- 
fassungen. Es  besteht  nicht  etwa  in  der  Rückführung  auf  eine  einzige 
Einheit;  als  solche  könnte  sich  doch  nur  die  Arbeitszeit  im  Ricardo- 
Marxschen  Sinne  herausstellen.  Vielmehr  führt  er  jene  auf  die  in  Geld 
ausgedrückten  Kosten,  welche  die  Produktionsfaktoren  selbst  verursachen, 
zurück.  Hieraus  ergibt  sich  der  bemerkenswerte  Umstand,  daß  die  Preise 
nur  durch  das  Moment  der  Nutzung  an  sich  knapper  Pro- 
duktionsmittel erklärt  werden  sollen.  Das  aber  reicht  bei  der  Frage 
des  Arbeitslohnes  nicht  aus:  woher  stammt  die  verschiedene  Nutzung 
der  Arbeitskräfte  selbst  ?  Ebensowenig  scheint  mir  der  Zins  schon  durch 
das  Moment  des  Wartens  und  die  Kapitaldisposition  erklärbar  zu  sein. 
Vielmehr  bedarf  es  dazu  einer  besonderen  Darstellimg  des  Unternehmens 
und  des  Unternehmergewinnes,  die  erst  jene  ,, Nutzung"  des  Kapitals 
wie  der  Arbeit  überhaupt  möglich  machen.  Denn  das  Kapital  als  Pro- 
duktionsfaktor ist  doch  nicht  das  Geld-,  sondern  das  Realkapital. 
Dieses  aber  wird  allein  in  der  Unternehmimg  zusammen  m.it  den  anderen 
Produktionsfaktoren  verwertbar  imd  bringt  dort  den  Kapitalgewinn 
(„profit")  hervor,  von  dem  der  reine  Geldzins  nur  einen  Teil  ausmacht. 
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Jener  Gewinn  aber  fällt  bei  Cassel  überhaupt  aus,  obwohl  das  englische 
„profit"  doch  beides  bedeutet  —  Zins  („iuterest")  sowohl  wie  Unter- 
nehmergewinn. Das  bloße  Nebeneinanderstellen  der  einzelnen  Pro- 
duktionsfaktoren außerhalb  eines  Zusammenarbeitens  dieser  genügt 
eben  nicht  zur  Erklärung. 

Auch  die  gegenseitige  Bedingtheit  und  Abhängigkeit  des  Arbeits- 
lohnes von  Kapitalzins  und  Grundrente,  bekanntlich  ein  Grundproblem 
von  Ricardo  und  Marx,  findet  durch  die  isolierende  Methode  keine  Er- 
klärmig.  Der  technische  Fortschritt  ist  zwar  als  Koeffizient  des  Preis- 
bildimgsgesetzes  anerkannt.  Aber  durch  die  isolierten  Bestimmungs- 
gründe der  einzelnen  Produktionsfaktoren  kommen  diese  Beziehungen 
nicht  zu  deutlicher  Geltung:  die  P'rage  also,  ob  eine  konträre  oder  pa- 
rallele Bewegung  beider  stattfindet,  verschwindet  überhaupt  aus  der 
Diskussion.  Freilich  hat  Cassel  betont,  daß  das  Einkommen  der  Gesamt- 
heit hinreiche,  um  das  ganze  Erträgnis  eines  Jahres  zu  kaufen.  Das  scheint 
eine  Tautologie  zu  bedeuten,  weil  Einkommen  und  Preis  der  Produk- 
tionsfaktoren für  Cassel  zusammenfallen.  Jedoch  ist  die  Sache  selbst  zu 
bestreiten.  Wenn  das  Einkommen  eines  Jahres  wirklich  das  ganze  Pro- 
dukt des  vorigen  Jahres  kaufen  könnte,  so  bleibt  ja  kein  Platz  für  die 
Erweiterung  der  Produktion,  für  die  Akkumulation  des  Kapitals  übrig. 
Vielmehr  muß,  wie  schon  Sismondi  dartat,  der  Austausch  jedes  Jahr 
einen  Verlust  hervorbringen,  der  zugleich  eine  Vergütung  der  zukünf- 
tigen Ivage  darstellt.  Es  ist  die  Frage  des  I^ohn-  bezw.  Substanz- 
mittel-Fonds. Es  sind  aber  sowohl  Produktions-  wie  Konsumtions- 
mittel in  der  nächsten  Periode  nötig,  die  nicht  durch  das  Einkommen 
in  der  vorigen  verzehrt  werden  dürfen.  Weder  der  besondere  Unter- 
nehmergewinn noch  die  Konjunkturen,  die  das  Einkommen  weit  über 
das  Preisbildungsmoment  heraustreiben,  werden  hierbei  berücksichtigt. 
Die  supplementären  Preisbildungsmomente  vermögen  jenes  ebenfalls  nicht 
hinreichend  zu  erklären. 

Es  bleiben  sodann  zwei  andere  Möglichkeiten  übrig,  um  eine  Über- 
einstimmung zwischen  Bedürfnisbefriedigung  und  vorhandenen  Mitteln 
zu  erzielen:  nämlich  eine  andere  Ausnutzung  der  Mittel  selbst  (andere 
organische  Zusammensetzung  des  Realkapitals),  sodann  eine  Steigerung 
der  persönlichen  I^eistungsfähigkeit.  Diese  beiden  Momente  sind  gewiß 
von  höchster  Wichtigkeit.  Sie  entziehen  sich  aber  dem  Prinzip  der  Knapp- 
heit und  würden  darum  auch  eine  andere  Ableitung  der  Einkommens- 
arten möglich  machen.  Die  Steigerung  der  persönlichen  Leistung,  die  auf 
der  Unternehmung  und  Organisation  beruht,  läßt  sich  durchaus  nicht 
auf  das  Sparen  und  das  Prinzip  der  Knappheit  zurückführen.  So  ist 
also  jene  versuchte  Ableitung  des  Preises  der  Produktionsfaktoren,  die 
zugleich  als  Einkommen  sich  darstellt,  nicht  schlüssig. 
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Unter  den  einzelnen  Lehren  wird  die  von  der  Kapitalbildung  an; 
meisten  Widerspruch  finden.  Sie  kann  in  einer  fortgeschrittenen  Tausch- 
und Verkehrswirtschaft  keineswegs  mit  „Sparen"  erklärt  werden.  Auf 
dem  Kapitalmarkt  gehen  durch  die  Vermittlung  des  Kredits  sehr  viele 
Teile  ein,  die  nicht  auf  das  Sparen  zurückzuführen  sind :  Kassenvorräte, 
Vermögensteile,  Konjunkturgewinne  u.  a.  Also  Teile,  die  keineswegs 
auf  Genußverzicht  beruhen,  weil  sie  noch  gar  nicht  in  die  Konsumsphäre 
gelangt  sind.  Es  fragt  sich,  woher  diese  Überschüsse  einer  Wirtschafts - 
periode  stammen  und  sich  immer  wieder  von  neuem  bilden,  um  über- 
haupt die  Kapitalakkumulation  zu  ermöglichen.  Aus  der  bloßen  Ver- 
fügung ihrer  Boden-  und  Kapitalnutzung  kann  sie  noch  nicht  erklärt 
werden,  wenn  nicht  ein  Überschuß  (Mehrwert)  aus  dem  Markt  erzielt 
wird,  der  über  die  Kosten  der  Produktionsfaktoren  hinausgeht. 

Ebenso  bestritten  möchte  die  theoretische  Begründung  der  modi- 
fizierten Quantitätstheorie  werden.  Zunächst  schon  darum,  weil  der 
Beweis  hier  rein  empirisch  gefülirt  wird;  das  reicht  zu  einer  allgemeinen 
Begründung  nicht  aus.  Cassel  gibt  im  Anhang  allerdings  selbst  zu, 
daß  hier  der  Krieg  unsere  Erfahrung  und  die  Erkenntnis  der  Ursachen- 
zusammenhänge wesentlich  vertieft  hätte.  Das  ist  gewiß  richtig,  wie 
es  zweifellos  auch  von  der  Entstehung  der  älteren  Theorie  in  der  Restrik- 
tionsperiode ebenfalls  gilt.  Aber  gerade  darum  ist  es  die  Frage,  ob  denn 
die  bankmäßigen  Zahlungsmittel  (Depositen  und  Kreditoren)  den  Noten 
gleich  zu  achten  sind.  Wenn  das  der  Fall  ist,  so  dürfte  der  Diskontsatz 
unmöglich  den  Einfluß  auf  die  Umsatzmenge  der  Zahlungsmittel  und 
damit  auch  den  Geldwert  ausüben,  wie  diese  Theorie  annimmt.  Man 
versteht  im  Grunde  nicht,  wie  mit  einemmal  alle  Bankzahlungsmittel  als 
volles  Geld  erscheinen  und  wie  hier  die  rein  politischen,  also  zufälligen  und 
willkürlichen  Maßnahmen  der  Vorschußbedingungen  schließlich  den  Preis 
beeinflussen  können.  Die  Umlaufsgeschwindigkeit  bezöge  sich  dann  ja 
ebenso  auf  das  gesamte  Giralgeld  wie  auf  Banknoten  und  Gold.  Hier 
ist  in  der  Theorie  nicht  alles  stimmig,  weil  der  erweiterte  Geldbegriff 
nicht  eindeutig  feststeht. 

Dadurch,  daß  lediglich  die  Preisbildung  der  Produktionsfaktoren 
einzeln  bestimmt  wird,  kommt  offenbar  der  Zusammenhang  der  einzelnen 
Einkommenteile,  insbesondere  die  Abhängigkeit  des  Arbeitslohnes  von 
der  Höhe  und  der  Zusammensetzung  des  Realkapitals,  wesentlich  zu 
kurz.  Wir  erhalten  höchstens  einen  Einblick  in  die  Höhe  des  Nominal- 
lohnes, aber  nicht  auch  des  Realbetrages,  auf  den  es  für  den  Arbeiter 
entscheidend  ankommt. .  Es  müßte  das  Steigen  des  Geldlohnes,  die  in- 
folge der  gesteigerten  Nachfrage  nach  Arbeit  eintritt,  wiederum  die 
Preise  der  Produkte  selbst  steigern.  Mithin  müßte  dadurch  der  Real- 
lohn   gerade    gesenkt    werden.      Andererseits    wurde    unter    den    sub- 
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jektiven  Momenten  der  Preisbildung  allein  die  Nachfrage  des  Einkom- 
mens betont.  Aber  in  den  Erwerbswirtschaften,  die  ein  wesentliches 
Stück  der  Nachfrage  entfalten,  kommt  es  weit  mehr  auf  die  Höhe  des 
Betriebskapitals  an,  die  von  Einfluß  auf  die  Preise  selbst  wird :  das  Ein- 
kommen entfaltet  überhaupt  keine  direkte  Nachfrage  nach  Arbeit  oder 
höchstens  nach  unproduktiver.  Die  Voraussetzung,  von  der  auch  diese 
Preistheorie  ausgeht,  ist  eine  bestimmte  Einkommensverteilung,  die 
als  gegeben  und  quasi  unveränderlich  angesehen  wird.  Nun  ist  aber 
diese  selbst  erst  wieder  von  den  Preisen  abhängig,  und  wir  erfahren 
über  diese  Abhängigkeit  nichts.  Die  Stärke  Cassels  beruht  darin,  daß 
er  das  Einkommen  als  Preis  zu  erklären  versucht,  die  Schwäche  darin, 
daß  er  nur  das  Geldeinkommen  im  Auge  behält  und  die  reale  Güter- 
menge und  deren  Verteilung  übergeht. 

Doch  wir  wollen  nicht  bei  der  Kritik  der  einzelnen  Theoreme  ver- 
weilen. Sie  setzt  eine  vollständige  Auseinandersetzung  mit  den  Fragen 
der  Theorie  voraus,  die  hier  nicht  beabsichtigt  sein  kann.  Vielmehr 
ist  die  P'rage,  ob  der  Versuch  Cassels,  eine  vom  Wertbegriff  gereinigte 
Sozialökonomie  zu  schaffen,  geglückt  ist.  Kann  man  auf  der  einen  Seite 
von  dem  Moment  des  Nutzens  und  des  Gebrauchswerts,  andererseits 
vom  Moment  des  Mehrwertes  absehen  ?  Es  ist  darauf  hingewiesen, 
daß  auch  innerhalb  des  begrenzten  Gebietes,  das  allein  Cassel  aus  dem 
ganzen  Bereich  der  Theorie  sich  zur  Aufgabe  stellt,  Lücken  vorhanden 
sind;  daß  eine  restlose  Erklärung  des  Zusammenhanges  der  Preise  und 
der  Produktionsfaktoren  noch  nicht  gegeben  ist.  Eine  Entscheidung 
muß  so  lange  ausstehen,  bis  auch  diese  Probleme  durch  die  Theorie  ge- 
faßt sind.  Die  obige  Frage  läßt  sich  also  einstweilen  nicht  beantworten. 
Aber  Cassel  bleibt  ein  interessanter  Versuch,  um  unter  Umgehung  des 
Wertbegriffes  das  Tausch-  und  Preisproblem  in  den  Mittelpunkt  der 
Theorie  zu  stellen  und  unter  einheitlichem   Gesichtspunkte  zu  lösen. 

Wir  haben  auf  der  einen  Seite  die  objektive  Wertlehre  der  Klas- 
siker, deren  Ausläufer  Marx  darstellt.  Auf  der  anderen  Seite  die  Grenz- 
nutzenlehre der  Österreicher.  Die  amerikanische  Schule  unter  Clark 
scheint  mir  durch  Einführung  der  ,,disutüity",  die  direkt  wieder  auf 
Smith  (I,  5  „toil  and  trouble")  zurückführt,  eine  Brücke  zur  objektiven 
Wertlehre  zu  bedeuten.  Es  ist  dasselbe  wie  die  „Erlangungsschwierig- 
keit" von  Carey-Dubring,  die  objektive  und  subjektive  Momente  zu- 
gleich enthält.  Dem  stände  nunmehr  Cassel  gegenüber,  der  es  unter- 
nimmt, den  Wertbegriff  überhaupt  zu  beseitigen  und  die  Preise  aus 
dem  Kostenprinzip  abzuleiten.  Der  Gedanke  einer  wertfreien  theore- 
tischen Sozialökonomik  wird  damit  von  neuem  zur  wissenschaftlichen 
Erörterung  gestellt. 


Verkehrsfreiheit  und  Völkerbund. 

Von 

Dr.  Hans  Wehberg,  Berlin. 


I. 

Nicht  umsonst  waren  große  Vorkämpfer  des  Friedens,  wie  C  o  b  d  e  n , 
gleichzeitig  ^begeisterte  Anhänger  der  Idee  des  Freihandels.  Nur  wenn 
die  Völker  sich  als  wirtschaftlich  Gleichberechtigte  anerkennen,  wenn 
sie  sich  nicht  gegenseitig  zu  vernichten  suchen,  sondern  wenn  jede  Re- 
gierung das  nötige  Verständnis  für  die  I^ebensnotwendigkeiten  der  an- 
dern hat,  nur  dann  ist  ein  Friedensbund  der  Staaten  möglich.  Die  ge- 
fährlichsten politischen  Streitigkeiten  der  Staaten  werden  gerade  in  Zu- 
kunft rein  wirtschaftlicher  Natur  sein;  denn  dem  Streben  nach  neuem 
I^andbesitz  soll  durch  die  Grundidee  des  Völkerbundes  ein  Ende  gemacht 
und  die  Ehrenfragen  einem  Schiedsgericht  überwiesen  werden.  Um 
so  bedeutsamer  ist  es,  daß  die  Völker  in  wirtschaftlichen  Dingen  auf- 
einander Rücksicht  nehmen.  Ohne  ein  allseitiges  Entgegenkommen 
sind  schlechterdings  die  größten  wirtschaftspolitischen  Fragen  über- 
haupt nicht  zu  lösen.  Es  ist  nicht  richtig,  daß  ein  Schiedsgericht 
oder  der  neue  Staatengerichtshof  in  absehbarer  Zeit  solche  Fragen  ent- 
scheiden können.  Dazu  wäre  erforderlich,  daß  sich,  wie  es  aber  nur  zu 
einem  kleinen  Teil  der  Fall  ist,  schon  Rechtssätze  auf  diesem  Gebiet 
gebildet  hätten.  Die  Frage,  was  ein  Staat  tun  soll,  wenn  er  seine  über- 
schüssige Bevölkerung  nicht  ernähren  kann,  die  Frage,  ob  ein  Staat 
Kolonien  besitzen  soll  oder  nicht,  oder  ob  die  I^ostrennung  gewisser 
Gebietsteile  seine  selbständige,  insbesondere  wirtschaftliche  Existenz  ge- 
fährdet, können  nicht  lediglich  nach  Grundsätzen  des  formalen  Rechts, 
sondern  müssen  nach  der  Idee  der  Billigkeit  (in  weitestem  Sinne)  ent- 
schieden werden.  Darum  hat  ja  auch  der  Gedanke  Anklang  gefunden, 
daß  solche  Fragen  selbst  innerhalb  des  Völkerbundes  einem  Vermitt- 
lungsrat (Einigungsamt  des  Völkerbundes)  überwiesen  werden  sollen, 
der  im  allgemeinen  lediglich  einen  Versuch  der  friedlichen  Streiter- 
ledigung imternehmeu  soll. 
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Die  Pariser  Völkerbundakte  haben  dem  Gutachten  des  Völker- 
bundrates nur  für  den  Fall  bindende  Kraft  zugesprochen,  daß  es  ein- 
stimmig beschlossen  wird  und  lediglich  gegenüber  der  Partei,  die  sich 
dem  Vorschlag  fügt.  Auf  jeden  Fall  aber  lassen  sie  noch  die  Mög- 
lichkeit eines  Krieges  offen,  so  daß  unter  bestimmten  Voraussetzungen 
lediglich  der  gute  Wille  der  Parteien  die  entscheidende  Rolle  spielt. 

Es  ist  in  hohem  Maße  bedeutsam,  daß  somit  die  schwierigsten  wirt- 
schaftspolitischen Fragen  letzten  Endes  in  gegenseitigem  Entgegen- 
kommen von  den  Parteien  selbst  gelöst  werden  müssen,  und  daß  man 
die  friedliche  I^ösung  lediglich  durch  den  Vorschlag  eines  Vermittlungs- 
rates  erleichtern  kann.  Die  Parteien  werden  also  auch  im  Völkerbund 
darauf  angewiesen  sein,  die  I^ebensinteressen  der  anderen  zu  verstehen, 
sich  bei  allen  Streitigkeiten  zu  fragen:  wie  finde  ich  eine  Lösimg,  die 
sowohl  dem  Gegner  als  auch  mir  gerecht  wird  ?  Das  ist  aber  nur  mög- 
lich, wenn  man  nicht  die  Vernichtung  der  Lebensint  er  essen  des  anderen 
Staates  sucht,  sondern  sich  vielmehr  als  Glied  einer  Gesamtheit  fühlt 
und  davon  überzeugt  ist,  daß  man  zwar  auf  der  einen  Seite  das  Recht 
hat,  seine  Lebensinteressen  anerkannt  zu  sehen,  dafür  sich  aber  auch 
andererseits  der  Verpflichtung  nicht  entziehen  kann,  dem  Gegner  zu 
geben,  was  des  Gegners  ist.  Ein  solcher  Kompromiß  wird  keineswegs 
sehr  einfach  sein.  Es  wird,  selbst  unter  Voraussetzung  des  besten 
beiderseitigen  Willens,  der  größten  Sachkenntnis  mid  der  größten  wirt- 
schaftspolitischen Erfahrungen  bedürfen,  um  zum  Ziele  zu  gelangen. 
Ganz  neue  wirtschaftliche  Fragen  werden  mit  der  Zeit  auftauchen,  für 
deren  Lösung  keine  Anhaltspunkte  bestehen.  Man  kann  sagen:  wenn 
zu  all  diesen  Schwierigkeiten  noch  das  Fehlen  des  guten  Willens 
hinzutritt,  dann  ist  die  friedliche  Erledigung  aller  solcher  Konflikte 
ausgeschlossen. 

Diese  Auffassung  ist  keineswegs  idealistisch,  sondern  den  wirt- 
schaftlichen Entwicklungstendenzen  entsprechend.  Denn  zieht  man 
einen  Vergleich  zwischen  der  Stärke  der  Faktoren,  die  auf  eine  rein  na- 
tionale Wirtschaftspolitik  hinzielen,  und  denjenigen,  die  auf  einen  Wieder- 
aufbau und  eine  Vertiefung  der  vor  dem  Kriege  bestehenden  Weltver- 
kehrsgemeinschaft hinarbeiten,  so  fällt  meines  Erachtens  dieser  Ver- 
gleich zugunsten  der  letzteren  aus.  Nach  Schaffmig  des  Völkerbmides 
dürfte  das  Bestreben  einzelner  Staaten,  sich  für  den  Fall  eines  Krieges 
wirtschaftlich  stark  zu  machen,  keine  entscheidende  Rolle  mehr  spielen. 
Das  vor  dem  Weltkrieg  vorhandene  Verlangen,  beim  Ausbruch  eines 
Konfliktes  von  dem  Bezug  auswärtiger  Rohstoffe  und  I^ebensniittel  un- 
abhängig zu  sein,  ist  damit  in  der  Hauptsache  hinfällig  geworden.  Noch 
am  19.  September  1918  konnte  Harms  in  seiner  Rede  vor  der  „Deut- 
schen Gesellschaft  für  Völkerrecht"  den  Standpunkt  vertreten,  der  Fort- 
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fall  dieses  Sicheruiigsgedankens  sei  unwahrsclieiiilich^.  Heute,  nachdem 
das  Pariser  Statut  eines  Völkerbundes  mit  solcher  Entschiedenheit 
die  Möglichkeit  eines  Angriffskrieges  beseitigt,  glaube  ich  nicht,  daÜ 
dieser  Gesichtspunkt  in  Zukunft  irgendeine  bedeutsame  Rolle  spielen 
wird.  Allerdings  ist  nicht  zu  leugnen,  daß  auch  nach  dem  Kriege  das 
Bestreben,  die  eigene  Industrie  lebensfähig  zu  halten  und  überhaupt  die 
eigene  Volkswirtschaft  zu  heben,  bei  allen  Völkern  stark  sein  wird.  Nie 
zuvor  hat  ein  Ereignis  den  wirtschaftlichen  Egoismus  der  Staaten  so  in 
den  Vordergrund  gerückt  wie  dieser  Krieg.  Ein  vollständiges  System 
von  Beschlagnahmungen,  Zwangsverkäufen,  lyiquidationen,  Handels- 
verboten usw.  ist  ins  Leben  gerufen  worden.  Auch  die  Vereinigten  Staaten 
von  Amerika,  obwohl  von  jeher  die  Vorkämpfer  der  Idee  der  Unverletz- 
lichkeit des  Privateigentums  im  Seekrieg,  haben  sich  die  neuen  Grund- 
sätze zu  eigen  gemacht.  Die  völlige  Ausschaltung  deutscher  Konkur- 
renz in  den  Vereinigten  Staaten  war  das  Ziel  jener  Novelle  vom 
28.  März  1918,  durch  die  das  amerikanische  Gesetz  über  den  Handel 
mit  dem  Feinde  vom  6.  Oktober  1917  so  sehr  verschärft  wurde.  Daß 
solche  Maßnahmen  lange  Zeit  nachwirken  und  namentlich  psycholo- 
gisch von  ungünstiger  Wirkung  sein  werden,  läßt  sich  nicht  leugnen. 
Entscheidend  ist  aber,  ob  nicht  die  Staaten  allzusehr  aufeinander  an- 
gewiesen sind.  War  schon  vor  dem  Kriege  eine  isolierte  Volkswirtschaft 
nicht  denkbar,  so  ist  sie  nach  dem  Friedensschluß  noch  weniger  mög- 
lich. Die  meisten  kriegführenden  I^änder  sind  in  bezug  auf  Waren 
ziemlich  ausgepumpt.  Es  wird  ein  gegenseitiger  Austausch  von  Roh- 
stoffen und  lyebensmitteln  stattfinden  müssen,  und  diese  Tatsache  drängt 
zu  gegenseitigen  Zugeständnissen,  d.  h.  zur  Abkehr  von  einer  rein  national 
orientierten  Wirtschaftspolitik.  Auch  Waren,  welche  die  Staaten  nicht  in 
solchem  Maße  nötig  haben,  werden  die  Regierungen  in  ihrem  I^ande  ohne 
Zollerschwerungen  einführen  lassen  müssen,  weil  im  anderen  Fall  ihre 
eigenen  Waren  nicht  abgenommen  werden  würden^.  Die  Völker  werden 
daher  nach  wie  vor  Handelsverträge  schließen. 

Nicht  anders  wird  es  auf  dem  Gebiete  des  Verkehrswesens  sein. 
Auch  hier  werden  die  rechtlichen  Beziehungen  der  Staaten,  wie  sie  schon 
bis  1914  vorhanden  waren,  nach  dem  Kriege  wieder  in  Kraft  treten 
und  weiter  ausgebaut  werden. 

Alle  Staaten  müssen  das  größte  Interesse  daran  haben,  zur  Wieder- 
herstellung der  „Weltverkehrsgesellschaft"  (Harms ) 
nicht  erst  auf  Grund  langer  wirtschaftlicher  Fehden  zu  gelangen.    Welche 

^  Harms,  Völkerrechtliche  Sicherungen  der  wirtschaftlichen  Verkehrsfreiheit  in 
Friedenszeiten.  Jena  1918.  S.  42.  Vgl.  auch  van  Calkers  gleichlautende  Schrift. 
Jena  191 8. 

*  Harms,  a.  a.  O.,  S.  46. 
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Unsumme  an  wirtschaftlicher  Kraftverschwendung  muß  es  kosten,  wenn 
die  Einigvmg,  die  doch  einmal  kommen  muß,  erst  nach  langen  Zollkänipfen 
und  Ausnahmegesetzen  erreicht  wird,  in  denen  sich  die  Staaten  gegen- 
seitig schädigen,  ohne  dafür  dauernde  Vorteile  einzutauschen.  Wie 
sehr  muß  der  wirtschaftliche  Wettstreit,  wenn  er  in  Form  eines  Wirt- 
schaftskrieges geführt  wird,  die  Staaten  verbittern!  Gerade  in  dem 
Augenblick,  wo  man  einen  Völkerbund  schafft,  ist  es  dringend  notwendig, 
daß  man  alles  vermeidet,  was  die  politische  Atmosphäre  vergiften  kann; 
man  muß  alles  versuchen,  um  von  vornherein  die  wirtschaftlichen  Be- 
ziehungen der  Staaten  so  zu  gestalten,  daß  die  Reibungsflächen  ver- 
ringert werden. 

Erkennt  man  das  als  richtig  an,  so  taucht  die  weitere  Frage  auf, 
ob  das  bisher  rechtlich  geregelte  Gebiet  der  wirtschaftlichen  Beziehungen 
nicht  erheblich  erweitert  werden  soll.  Die  sämtlichen  Bestimmungen 
über  das  Fremdenrecht,  die  Niederlassungs-,  Handels-  und  Gewerbe- 
freiheit der  Ausländer,  über  ihre  Einbürgerung,  Besteuerung,  ihre  Militär- 
pflicht usw.  sind  bisher  regelmäßig  in  partikularen  Verträgen  fest- 
gesetzt. Welch  großen  Fortschritt  würde  es  bedeuten,  wenn  für  diese 
Frage  ein  einheitlicher  Kodex  geschaffen  würde,  an  den  alle  Staaten 
gebunden  wären !  Dadurch  würden  gewissennaßen  Rechte  und  Pflichten 
der  Ausländer,  das  Recht  des  Handels  und  Verkehrs  usw.  den  Charakter 
des  mehr  Zufälligen  verlieren,  und  es  würden  Grimdrechte  geschaffen, 
an  denen  kein  Staat  rütteln  könnte,  ohne  sich  mit  dem  Völkerrecht  in 
Widerspruch  zu  setzen.  Sehr  treffend  sagte  hierüber  der  belgische  Senator 
La  Fontaine,  Direktor  der  internationalen  Vereinigung  der  inter- 
nationalen ,, Gesellschaften",  im  Jahre  1912  auf  dem  Genfer  Welt- 
friedenskongreß : 

„Es  handelt  sich  schließlich  darum,  die  internationalen  Rechte  der 
Menschen  festzusetzen.  Die  Freiheit,  sich  zu  bewegen,  sich  zusammen- 
zuschließen, Handel  zu  treiben  und  zu  besitzen,  muß  jedem  Menschen 
auf  jedem  Teil  des  Erdballs  gehören.  Die  törichte  Legende,  daß  die  Völker 
an  ihre  Territorien  gebunden  sind  und  den  Fremden  feindlich  gegenüber- 
stellen, muß  ein  Ende  nehmen.  Diese  Ursache,  eine  der  schwersten  viel- 
leicht, von  allen  Staatenkonflikten,  beruht  auf  einem  Mißverständnis 
und  einem  Irrtum.  Jener  Formel  des  Hasses  und  der  Mißgunst  fordere 
ich  vSie  auf,  die  Formel  der  Verständigung  und  der  Versöhnung  gegen- 
überzustellen:   die  Erde  den  Erdenbürgern!" 

Aber  nicht  nur  die  Materien,  die  bisher  in  den  Handelsverträgen 
geregelt  wurden,  müssen  einheitlich  niedergelegt  werden.  Man  wird  auch 
die  Bestrebungen  nach  Schaffung  eines  einheitlichen  Handelsrechts 
wieder  aufnehmen.  Wir  haben  ja  bereits  den  Anfang  dazu  in  dem 
Abkonimen    über    den    internationalen    Eisenbahn-Frachtverkehr    von 
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1890.  Die  Bestrebungen  zwecks  Vereinheitlichung  des  Wechsels-  und 
Scheckverkehrs  werden  nach  ihren  verheißungsvollen  Anfängen  aus  der 
Zeit  vor  dem  Kriege  v/eiter  fortgesetzt  werden  müssen.  Das  seit  1897 
bestehende  ,,Comit6  maritime  international"  zu  Antwerpen,  hat  wert- 
volle Vorarbeiten  für  ein  internationales  Seerecht  geschaffen. 

Stufenweise  wird  man  so  dahin  gelangen,  die  gesamten  wirtschaft- 
lichen Fragen  zu  regeln.  Dadurch  wird  in  die  wirtschaftlichen  Bezie- 
hungen der  Völker  eine  größere  Ruhe  und  Stetigkeit  hineingetragen 
werden, 

II. 

Bs  bleiben  noch  die  Einzelheiten  der  wichtigsten  Reformen  an  Hand 
der  bisherigen  Vorschläge  und  Resultate  zu  erläutern. 

In  seiner  bereits  erwähnten  Schrift  hat  Harms^  ein  Mindest- 
programm entworfen,  das  nach  seiner  Auffassung  zur  Wiederherstellung 
der  früheren  Weltverkehrsgesellschaft  verwirklicht  werden  muß.  Er 
fordert  zunächst  die  Wiederherstellung  des  Weltpostverkehrs,  wenn 
möglich  unter  Gleichstellung  des  Portos  für  In-  und  Auslandssendungen. 
Ebenso  soll  der  Telegraph  und  insbesondere  auch  das  Kabel  wieder  dem 
internationalen  Verkehr  geöffnet  werden.  Solche  Programnipunkte  sind 
bereits  in  den  Versailler  P'riedensvertrag  aufgenommen  worden. 

In  zweiter  Linie  befürwortet  Harms  die  Wiederherstellung  der 
übrigen,  auf  das  Verkehrswesen  zu  Wasser  und  zu  I^ande  be- 
züglichen internationalen  Verträge,  die  vor  dem  Kriege  bestanden  haben, 
sowie  des  früheren  internationalen  Verkehrsgewohnheitsrechts.  Er  geht 
davon  aus,  daß  in  absehbarer  Zeit  nicht  mehr  zu  erreichen  sei,  und  daß 
man  insbesondere  bezüglich  der  internationalen  Fluß-  und  Kanal- 
schiffahrt mit  der  bisherigen  Regelung  zufrieden  sein  müsse.  Bereits 
der  vom  „Board  of  Trade"  in  England  eingesetzte  Schiffahrtsausschuß 
war  in  dieser  Hinsicht  weiter  gegangen  und  hatte  insbesondere  das  freie 
Recht  des  Durchgangsverkehrs  für  Personen  und  Güter  vorbehaltlos 
proklamiert.  In  der  Tat  ist  namentlich  das  Durchgangsrecht  durch 
Deutschland  für  England  sehr  wichtig. 

Was  die  Völkerbundentwürfe^  betrifft,  so  haben  sich  die  deutschen 
und  italienischen  Entwürfe  mit  diesen  und  den  anderen  Fragen  der  wirt- 
schaftlichen Verkehrsfreiheit  befaßt.  Der  schweizerische  Regierungs- 
entwurf hat  in  der  Präambel  des  Bundesvertrages  lediglich  darauf  liin- 

^  a.  a.  O.,     S.  6iff. 

*  Ich  ziehe  hier  nur  die  wichtigsten  Völkerbundentwürfe  zum  Vergleich 
heran.  Auch  in  den  Projekten  von  La  Fontaine,  Otlet,  v.  Wrangel,  d?r  norwegischen 
Gesellschaft  für  Völkerbund  und  in  dem  schweizerischen  „Vorentwurf"  einer  Verfassung 
des  Weltvölkerbundes  finden  sich  Vorschläge  wirtschaftlicher  Natur.  Vgl.  über  diese 
Projekte  W  e  h  b  e  r  g  ,  Die  Pariser  Völkerbundakte.     Berlin  1919.     S.  58ff. 
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gewiesen,  daß  in  dem  Völkerbundvertrage  auch  die  Fragen  wirtschaft- 
licher Natur  geregelt  werden  müßten^.  Die  hier  in  Betracht  kom- 
menden deutschen  Entwürfe  sind  diejenigen  der  Deutschen  Gesell- 
schaft für  Völkerrecht^  (Art.  23ff)  und  der  deutschen  Regierung'  (Art. 
43ff).  Die  beiden  deutschen  Entwürfe  stimmen  in  vielfacher  Hinsicht 
überein,  wobei  jedoch  zu  bemerken  ist,  daß  der  Entwurf  der  Deutschen 
Gesellschaft  für  Völkerrecht  vor  demjenigen  der  deutschen  Regierung 
veröffentlicht  wurde.  In  der  Anlage  C*  der  österreichischen  Friedens- 
delegation von  23.  Juni  1919  sind  Grundsätze  aufgestellt,  w^elche  mit 
denen  der  deutschen  Regierung  im  wesentlichen  übereinstimmen.  Was 
die  italienischen  Vorentwürfe  betrifft,  so  handelt  es  sich  um  die  Pro- 
jekte von  Ricci-Busatti-d'Amelio^  (Prinzipien  III — V)  und  Torre- 
Tosti«  (Art.  I  Nr.  5,  7,  8,  9;  Art.  8). 

Nach  den  deutschen  Regierungsvorschlägen  sollte  die  Herrschaft 
über  das  Meer  dem  Völkerbund  übertragen  und  durch  eine  inter- 
nationale Seepolizei  ausgeübt  werden,  über  deren  Organisation  ein  be- 
sonderes Abkommen  zu  entscheiden  hätte.  Die  für  die  Seepolizei  er- 
forderlichen Machtmittel  sollten  zwischen  den  Seestaaten  des  Völker- 
bundes durch  das  Abkonuuen  kontingentiert  werden,  außer  ihren 
Schiffen  dürfen  keine  bewaffneten  Schiffe  das  Meer  befahren 
(Art.  43).  Die  für  den  internationalen  Seeverkehr  unentbehrlichen 
Meerengen  und  Kanäle  hätten  den  Schiffen  aller  Völker bimdstaaten 
gleichmäßig  offenzustehen  (Art.  44).  Kein  Völkerbundstaat  sollte  die 
See-  und  Binnenschiffahrt  eines  anderen  Völkerbundstaates  ungünstiger 
behandeln  dürfen  als  diejenige  des  eigenen  oder  des  meistbegünstigten 
Landes.  Dies  würde  insbesondere  für  die  Benutzung  der  Einrichtungen 
für  die  Versorgung  der  Schiffe  mit  Feuerungs-  und  Betriebsstoffen  gelten. 
Die  Küstenschiffahrt  wäre  durch  ein  besonderes  Abkommen  zu  regeln. 
Wegen  der  Seetüchtigkeit  der  Schiffe  und  der  Bordverhältnisse  sollten 
bis  zur  Regelung  durch  den  Völkerbund  die  Gesetze  des  Flaggenstaates 
als  maßgebend  anerkannt  werden  (Art.  45).  Der  Entwurf  der  Deut- 
schen Gesellschaft  für  Völkerrecht   hatte  weiterhin   zur  Sicherung  des 


^  Vgl.  ferner  auch  die  Vorschlags  amerikanischer  Juristen  zum  Völkerbundentwurf 
Wilsons,  die  mir  erst  nach  Fertigstellung  des  Aufsatzes  bekannt  geworden  sind:  Hearings 
before  the  Committee  on  Foreign  Relations.  United  States  Senate,  66.  congress,  I.  Session, 
vol.  2.     Washington  1919.     S.  1177Ü. 

*  Vgl.  Monographien  zum  Völkerbund,  herausgeg.  von  der  Deutschen  Liga  für  Völker- 
bund.  Heft  I :   Der  Völkerbundsentwurf  der  Deutschen  Gesellschaft  für  Völkerrecht.    Berlin 

1919- 

'  Vgl.  W  e  h  b  e  r  g  ,  Der  Völkerbundvorschlag  der  Deutschen  Regierung.  12.  Flug- 
schrift der  Deutschen  Liga  für  Völkerbund.     Berlin  1920. 

*  Vgl.  Wehberg,    Die  Pariser  Völkerbund  akte.     S.  I34ff. 

^  Rivista  di  Diritto  internazionale.     Rom   191 8.    S.  273ff,  276ff. 
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Grundsatzes,  daß  Seeschiffe  und  I^adungen  anderer  Völkerbundstaaten 
nicht  ungünstiger  behandelt  werden  dürfen  als  die  eigenen  Schiffe  und 
Ladungen,  befürwortet,  daß  an  großen  Küstenplätzen  mit  gemisci^ter 
Bevölkerung  internationale  Schiffahrtskommissionen  gebildet  wi'  .en 
{Art.  23,  Abs.  2,  Satz  2).  Ferner  betonte  er  in  diesem  Zusammenhang, 
daß  jeder  Angehörige  eines  Völkerbundstaates  das  Recht  haben 
sollte,  die  Straßen  und  Schienenwege  sämtlicher  Völkerbundstaaten 
zum  Durchgangsverkehr  mit  eigenen  Transportmitteln  zu  benutzen 
(Art.  24).  Der  italienische  Entwurf  von  Torre-Tosti  hatte  lediglich  be- 
fürwortet, die  Handelsschiffahrt  müßte  auf  allen  Meeren  frei  sein;  die 
nach  Maßgabe  des  internationalen  Rechts  für  Küstengewässer  und 
Häfen  bestehenden  Einschränkungen  sollten  bestehen  bleiben  (Art.  i, 
Nr.  8).  Ähnlich  betonte  der  Vorentwurf  von  Ricci-Busatti-d'Amelio, 
die  Schiffahrt  solle  für  die  Handelsschiffe  jeder  Flagge  frei  sein;  die 
Hoheitsrechte  über  Küstengewässer  und  Häfen  dürften  nicht  so  ausgeübt 
werden,  daß  sie  diese  Freiheit  ernstlich  in  Frage  stellten  (Prinzipien  IV). 
Weiter  sollte  nach  dem  deutschen  Regierungsentwurf  die  Luft  dem  Ver- 
kehr der  Luftfahrzeuge  aller  Völkerbundstaaten  gleichmäßig  offenstehen. 
Zur  Durchfülirung  dieses  Grundsatzes  wäre  ein  besonderes  Abkommen 
zu  treffen,  das  u.  a.  die  Notlandung  auf  dem  Gebiete  des  überflogenen 
Staates,  sowie  die  Sicherung  des  Zoll  auf  kommens  regelte  (Art.  46).  Ferner 
sollte  kein  Völkerbundstaat  in  der  Freiheit  des  Kabel-  und  Funkspruch- 
Verkehrs  beschränkt  werden  (Art.  47);  ein  Vorschlag,  der  in  dem  Ent- 
wurf der  Deutschen  Gesellschaft  für  Völkerrecht  nicht  enthalten  ge- 
wesen war. 

Als  dritten  Programmpmikt  für  eine  Wiederaufnahme  des  wirt- 
schaftlichen Verkehrs  nach  dem  Kriege  stellt  Harms^  die  vertrag- 
liche Festsetzung  bestimmter  Grundsätze  in  der  Gestaltung  und  Hand- 
habung des  Fremdenrechts  auf.  Er  wünscht  das  Recht  des 
Fremden  anerkannt  zu  sehen,  jedes  Staatsgebiet  zu  betreten,  sich  dort 
niederzulassen  und  ein  Gewerbe  zu  betreiben.  Er  hält  es  aber  für  aus- 
geschlossen, gleich  nach  dem  Kriege  sämtliche  auf  diesem  Gebiet  be- 
stehenden Ausnahmen  zu  beseitigen  und  Inländer  und  Ausländer  restlos 
gleichzustellen.  Er  meint,  daß  man  sich  insoweit  mit  der  Meistbegünsti- 
gungsklausel begnügen  könne.  Dagegen  will  auf  er  dem  Gebiete  der  Rechts- 
und Prozeßfähigkeit  die  In-  und  Ausländer  unbedingt  gleichstellen. 
Ferner  bekämpft  er  die  Auffassung,  wonach  künftig  Ausländer  mit  höheren 
Steuern,  Abgaben  und  Gebühren  belastet  werden  als  Inländer.  Außerdem 
fordert  Harms  an  vierter  Stelle  die  Wiederherstellung  der  Pariser 
Konvention  zum  Schutze  des  gewerblichen  Eigentums  und  der  Berner 
Konvention  zum  Schutze  der  Literatur  und  Kunst. 

^  a.  a.  O-,  S.  64ff. 
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Auch  bezüglich  dieser  Forderungen  sind  die  deutschen  Entwürfe 
erheblich  weiter  gegangen.  Nach  dem  deutschen  Regierungsentwurf 
s  Ute  die  Rechtsstellung  der  Angehörigen  des  einen  Völkerbundstaates 
ii*!!-*- Gebiete  des  anderen  in  bezug  auf  persönliche  Freiheit,  Kultus- 
freiheit, Aufenthalts-  und  Niederlassungsrecht,  sowie  Gerichtsschutz 
durch  ein  besonderes  Abkonuneu  auf  der  Grundlage  möglichster  Gleich- 
berechtigung mit  den  Inländern  geregelt  werden  (Art.  48).  In  der  Aus- 
übung von  Handel,  Gewerbe  und  I^andwirtschaft  sollten  die  Angehörigen 
des  einen  Völkerbundstaates  im  andern  Völkerbundstaate  den  Inländern 
gleichgestellt  sein,  insbesondere  auch  hinsichtlich  der  damit  verbundenen 
Abgaben  und  Lasten  (Art.  49).  Etwas  abweichend  hiervon  hatte  die 
Deutsche  Gesellschaft  für  Völkerrecht  folgende  Vorschläge  gemacht: 
Die  Staatsangehörigen  der  Völkerbundstaaten  sollten  in  jedem  Völker- 
bundstaate in  bezug  auf  persönliche  Freiheit  und  Hausrecht,  Kultus- 
freiheit, Polizei-  und  Gerichtsschutz,  Erwerb  von  Grundeigentum, 
geistiges  Eigentum,  Verlags-  und  Markenschutzrecht,  Ein-  und  Ausreise- 
freiheit den  Inländern  gleichgestellt  sein.  Auch  duften  die  Staatsan- 
gehörigen der  Völkerbundstaatea  in  keinem  Fall  höheren  Steuern,  Ge- 
bühren oder  sonstigen  Abkommen  unterworfen  werden,  als  die  Inländer 
(Art.  26).  Ferner  sollten  in  jedem  Völkerbundstaate  die  Augehörigen 
der  übrigen  Völkerbundstaaten  gleich  behandelt  werden,  was  insbesondere 
für  Niederlassungs-  und  Gewerbefreiheit,  Steuern  und  Gebühren  und 
sonstige  Abgaben,  Zulassung  zur  Benutzung  von  Unterrichtsanstalten 
und  anderen  Kultureinrichtungen  gelten  (Art.  27)  würde. 

Als  letzte  und  wohl  wichtigste  F'orderung  wünscht  Harms  das 
handelspolitische  Prinzip  der  offenen  Tür  anerkannt  zu  sehen.  Er  ver- 
steht hierunter,  daß  sich  die  sämtlichen  Staaten  zum  Kommerzium  be- 
kennen. Allerdings  glaubt  er  nicht,  daß  es  in  absehbarer  Zeit  n^öglich 
wäre,  die  Idee  des  Freihandels  zu  realisieren.  Er  ist  überzeugt,  daß 
nie  nals  eine  Zeit  dieser  Idee  ungünstiger  war  als  die  gegenwärtige,  ob- 
wohl durch  seine  Anerkennung  die  internationale  Verständigung  in  hohem 
Maße  gefördert  werden  könnte.  Dem  wird  leider  zugestimmt  werden 
müssen,  und  die  jüngst  wieder  von  dem  holländischen  Publizisten  Daehne 
van  Varick  in  seiner  Schrift  ,, Point  de  Paix  sans  Libreexchange"  (Haag 
1919)  aufgestellte  große  Forderung,  die  seit  Jahrhunderten  die  edelsten 
Geister  beschäftigt  hat,  wird  leider  von  den  Staatsmännern  aer  Gegen- 
wart de:  E  füilung  nicht  näher  gebracht  werden.  Harn.s  vertritt 
die  Auffassung,  daß  zur  Zeit  nicht  mehr  zu  erreichen  sei,  als  die  Aner- 
kennung der  handelspjlitischen  Meistbegünstigung  im  Frieuensve.trage 
für  die  Dauer  von  10  Jahren.  Die  zeitliche  Beschränkung  ist  nach  seiner 
Ansicht  t.eswegen  angebracht,  damit  die  das  Tarifve/tragwesen  he.un.en- 
den  Wiikuusreii  der  Meistbegünstigung  beseitigt  werden.    Denn  die  Ge- 
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fahr  besteht  dann  allerdings,  daß  manche  Staaten  keine  Tarifver- 
träge abschließen,  sondern  sich  damit  begnügen,  die  Vorteile,  die  an- 
deren Staaten  aus  solchen  Verträgen  erwachsen,  auf  Grund  der  Meist- 
begünstigimg  für  sich  in  Anspruch  zu  nehmen.  Harms  wünscht  ferner 
zutreffenderweise,  daß  die  englischen  Dominions  das  Mutterland  nicht 
günstiger  behandeln  dürfen  als  andere  Staaten.  Die  Festsetzung  der 
Meistbegünstigung  wäre  sehr  wichtig,  denn  die  Pariser  Wirtschafts- 
konferenz hat  bekanntlich  1916  beschlossen,  daß  den  früher  feindlichen 
Staaten  die  Meistbegünstigung  nicht  zuerkannt  werden  soll,  und  der 
damalige  Premier-Minister  Asquith  hat  bald  darauf  diesen  Vorschlag 
befürwortet.  Weiterhin  wünscht  Harms\  daß  Einfuhr-  und  Durch- 
fuhrverbote überhaupt  nicht,  Ausfuhrverbote  nur  für  Nahrungsmittel 
erlassen  werden  dürfen. 

Die  Völkerbundentwürfe  haben  in  dieser  Frage  folgende  Grund- 
sätze vertreten.  Nach  den  deutschen  Regierungsvorschlägen  sollten  die 
Völkerbundstaaten  sich  weder  unmittelbar  noch  mittelbar  an  Maß- 
nahmen beteiligen,  die  auf  eine  Fortsetzung  oder  eine  Wiederaufnahme 
des  Wirtschaftskrieges  abzielen;  vorbehaltlich  etwaiger  Zwangsmaß- 
nahmen des  Völkerbundes  (Art.  50).  Der  Entwurf  der  Deutschen  Ge- 
sellschaft für  Völkerrecht  hatte  die  Beendigung  des  Wirtschaftskrieges 
als  selbstverständlich  angesehen  und  lediglich  die  allgemeine  Regel  auf- 
gestellt, daß  die  Völkerbundstaateu  sich  gegenseitig  wirtschaftliche 
Gleichberechtigung  gewähren  und  sich  zu  freundschaftlicher  Pflege  ihrer 
wirtschafts-  und  verkehrspolitischen  Beziehungen  verpflichten  sollten 
(Art.  28).  Dagegen  hatte  Torre-Tosti  (Art.  i,  Nr.  7)  ein  ausdrückliches 
Verbot  jeglichen  Boykotts,  abgesehen  bei  Zwangsmaßnahmen  des  Völker- 
bundes, aufgestellt. 

Die  deutschen  Regierungsvorschläge  hatten  weiter  gefordert,  daß 
Waren  aller  Art,  die  aus  dem  Gebiete  eines  Völkerbundstaates  kämen 
oder  nach  einem  solchen  gingen,  in  den  Gebieten  der  Völkerbundstaaten 
von  jeder  Durchfuhrabgabe  frei  blieben  (Art.  51).  Ferner  sollte  der 
gegenseitige  Verkehr  innerhalb  des  Völkerbundes  nicht  durch  Ein-,  Aus- 
oder Durchfuhrverbote  gehemmt  werden,  soweit  dies  nicht  aus  Gründen 
der  öffentlichen  Sicherheit,  der  Gesundheits-  und  Seuchenpolizei  oder 
zur  Durchführung  der  wirtschaftlichen  Gesetzgebung  erforderlich  sei 
(Art.  52).  Der  Entwurf  der  Deutschen  Gesellschaft  für  Völkerrecht 
wollte  Ausfuhrverbote  nur  für  Nahrungs-  und  Futtermittel  zulassen. 
Sie  sollten,  falls  sie  in  Dominions,  Kolonien,  Schutzgebieten  oder  Pro- 
tektoraten erlassen  würden,  auch  für  das  Mutterland  gelten  (Art.  30, 
Satz  2  und  3).  Schließlich  würde  es  nach  den  deutschen  Regierungsvor- 
schlägen den  einzelnen  Völkerbundstaaten  frei  stehen,  die  wirtschaft- 

^  S.  T2ii. 
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liehen  Beziehungen  zueinander,  unter  Berücksichtigung  der  besonderen 
Bedürfnisse,  durch  Sonderabkommen  auch  in  andern  als  den  bereits  er- 
wähnten Beziehungen  zu  regeln.  Sie  sollten  als  Ziel  ihrer  Bestrebungen 
die  Schaffung  eines  Welthandelsvertrages  anerkennen  (Art.  53).  Nach 
dem  Entwurf  der  Deutschen  Gesellschaft  für  Völkerrecht  sollten  sich 
die  Völkerbundstaaten  gegenseitig  handeis-  und  zollpolitische  Meist- 
begünstigung gewähren  mit  der  Wirkung,  daß  jede  Begünstigung,  welche 
einem  andern  Völkerbundstaate  oder  einem  Staate,  der  nicht  zum  Bunde 
gehöre,  gewährt  würde,  bedingungs-  und  vorbehaltlos  sämtlichen  andern 
Völkerbundstaaten  zustände  (Art.  29).  In  einem  andern  Zusammen- 
hang hatten  die  deutschen  Regierungsvorschläge  hervorgehoben,  daß 
der  Völkerbund  alle  Bestrebungen  für  die  Zusammeifassung  der  gemein- 
samen Interessen  der  Völker  fördern  und  auf  die  Weiterbildung  der  be- 
stehenden und  die  Schaffung  neuer  internationaler  Einrichtungen  hin- 
wirken müsse.  Dies  sollte  insbesondere  für  die  Gebiete  des  Rechts,  der 
Wirtschaft  und  des  Finanzwesens  gelten  (Art.  19).  Die  italienischen 
Entwürfe  von  Ricci -Busatti-d'Amelio  (Prinzipien  V)  und  Torre-Tosti 
(Art.  I,  Nr.  9)  hatten  noch  befürwortet,  die  internationale  Verteilung  der 
I,ebensmittel  und  der  für  die  Industrie  notwendigen  Rohstoffe  sollte  mit 
Rücksicht  auf  die  Bundesstaaten  derart  gehandhabt  werden,  daß  jedem 
Ivande  die  für  seine  Existenz  und  seine  Arbeit  erforderlichen  Bedingungen 
gewährleistet  blieben.  In  diesem  Geiste  wären  auch  die  Geldmittelum- 
läufe, der  Wechselverkehr,  Zolleinrichtungen,  öffentlicher  Kredit,  sowie 
schließlich  alle  andern,  die  internationalen  Wirtschaftsbeziehungen  be- 
rührenden Angelegenheiten,  deren  übereinstimmende  Regelung  im  ge- 
meinsamen Interesse  liege,  seitens  der  zuständigen  Völkerbundorgane 
zu  behandeln. 

In  der  Versailler  Note  vom  22.  Mai  1919  hat  die  Entente  ausgeführt, 
daß  sie  dem  größten  Teil  der  in  dem  deutschen  Regierungsentwurf  ge- 
machten Vorschläge  betreffend  die  wirtschaftliche  Verkehrsfreiheit 
sympathisch  gegenüberstehe.  Sie  hat  weiter  hervorgehoben,  daß  all- 
gemeine, hierauf  bezügliche  Vereinbarungen  in  der  Art,  wie  sie  von  der 
deutschen  Regierung  vorgeschlagen  worden  seien,  bereits  von  den  alli- 
ierten und  assoziierten  Mächten  geprüft  wären  und  zur  gegebenen  Zeit 
dem  Völkerbund  unterbreitet  werden  sollten.  Für  eine  Übergangs- 
zeit hat  es  die  Entente  für  erforderlich  gehalten,  Deutschland  Be- 
dingungen ohne  Gegenseitigkeit  im  Handelsverkehr  aufzuerlegen.  Her- 
vorgehoben sei  auch,  daß  die  Ententemächte  einseitig  für  Deutschland 
internationale  Regeln  betreffend  deutsche  Häfen,  Schiffahrtsstraßen  und 
Eisenbahnen  aufgestellt  haben^.     Die  Alliierten  haben   in   ihrer  Note 

^  Wehberg,  Die  Fortbildung  des  Flußschiffahrtsrechtes  im  Versailler  Friedens- 
verträge.    Flugschrift  des  Handelsvertragsvereins.     Berlin  1919. 
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vom  i6.  Juli  1919  versprochen,  daß  diese  Vorschriften  später,  frühestens 
in  5  Jahren,  auf  die  Verkehrswege  aller  Völkerbundstaaten  auszudehnen 
seien  und  Deutschland  die  Gegenseitigkeit  gewährt  werden  sollte. 

Ivcider  haben  sich  die  Pariser  Völkerbundakte  in  Artikel  23  unter  e) 
darauf  beschränkt  zu  erklären,  es  sollten  in  Zukunft  die  nötigen  Be- 
stimmungen getroffen  werden,  um  die  Freiheit  des  Verkehrs  und  der 
Durchfuhr  sowie  die  gerechte  Regelung  des  Handels  aller  Bundesmit- 
glieder zu  gewährleisten  und  aufrechtzuerhalten  mit  der  Maßgabe,  daß 
die  besonderen  Bedürfnisse  der  während  des  Krieges  1914 — 1918  ver- 
wüsteten Gegenden  berücksichtigt  werden  sollten. 

Im  vorhergehenden  habe  ich  nur  die  materielle  Seite  der  Verkehrs- 
freiheit behandelt.  Wie  wichtig  es  ist,  auch  ein  Verfahren  zur  Verfügung 
zu  haben,  um  die  zahlreich  auftauchenden  Zoll-  usw.  Streitigkeiten  zu 
entscheiden,  wurde  bereits  oben  betont.  Die  Schaffung  eines  ständigen 
Staatengerichtshofes,  eines  Vermittlungsrates  usw.  dürfte  in  dieser  Hin- 
sicht von  besonderer  Bedeutung  sein. 

Eine  spezielle  Regelung  von  Kolonialfragen  ist  nur  von 
einzelnen  Entwürfen,  vor  allem  den  deutschen,  vorgesehen  worden. 
Gemäß  dem  Entwürfe  der  Deutschen  Gesellschaft  für  Völkerrecht 
(Art.  32)  sollten  folgende  Grundsätze  gelten:  i.  Die  Verwaltung  der 
Kolonien  müßte  beherrscht  sein  von  dem  Grundsatze  der  Gerechtigkeit. 
Sie  sollte  den  berechtigten  Ansprüchen  der  Eingeborenen  und  des  kolo- 
nisierenden Volkes  dienen.  2.  Die  kolonisierenden  Staaten  sollten  die 
Pflicht  haben,  die  Eingeborenen  zu  schützen  und  ihre  sittliche  und  wirt- 
schaftliche Lage  zu  heben.  Insbesondere  müßten  die  kolonisierenden 
Staaten  für  vollständige  Beseitigung  des  Sklavenhandels  und  Aufhebung 
der  Sklaverei,  ferner  für  Gesundheit,  Erziehung,  Wohlstand,  Sicherung 
des  Grundbesitzes  und  Arbeiterschutz  der  Eingeborenen  sorgen.  Sie 
sollten  gegen  den  Mißbrauch  von  Alkohol  und  narkotischen  Genuß- 
mitteln Maßnahmen  ergreifen;  ferner  den  Verkehr  mit  Waffen  und 
Munition  regeln.  3.  Den  in  den  Völkerbundstaaten  anerkannten  Reli- 
gionsgenossenschaften wäre  die  freie  Ausübung  ihres  Bekenntnisses 
und  der  Mission  zu  gewährleisten.  Die  Tätigkeitsgebiete  der  einzelnen 
Missionsgesellschaften  sollten  diirch  den  kolonisierenden  Staat  abge- 
grenzt werden,  wozu  die  Genehmigung  des  Völkerbundes  erforderlich 
wäre.  4.  In  den  Kolonialgebieten  sollte  eine  bewaffnete  Macht  nur 
in  dem  Umfange  bestehen,  wie  sie  für  die  Aufrechterhaltung  der  Ord- 
nung nötig  sei,  und  Kolonialtruppen  dürften  nur  zum  Schutze  eigener 
Kolonien  verwandt  werden.  5.  Der  Handel  aller  Völker  sollte  in  den 
Kolonien  vollständige  Freiheit  genießen,  alle  Flaggen  müßten  freien  Zu- 
gang zu  der  Küste,  den  Lagunen  und  den  dort  einmündenden  Flüssen  nebst 
ihren  Stroaigebieten  sowie  zu  den  Binnengewässern  (Flüssen  und  Seen) 
haben.      Jede    ungleiche   Behandlung    der    Schiffe    und   Waren    müßte 
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untersagt  werden,  insbesondere  hinsichtlich  sämtlicher  Abgaben  und 
des  Verfahrens  bei  ihrer  Erhebung.  Ausnahmen,  namentlich  Monopole 
aller  Art,  sollten  der  Genehmigung  des  Völkerbundes  bedürfen.  6.  Es 
dürfe  kein  Unterschied  gemacht  werden  zwischen  den  eigenen  Staats- 
angehörigen und  Fremden  in  bezug  auf  den  Schutz  ihrer  Person  und 
ihres  Vermögens,  die  Ausübung  ihres  Berufes  und  Gewerbes,  den  Erwerb 
beweglichen  und  unbeweglichen  Eigentums  und  die  Vergebung  öffent- 
licher Aufträge.  7.  Zur  Überwachung  und  Ausführtmg  der  vorstehenden 
Bestimmungen  sollte  ein  internationales  Verwaltungsamt  (Weltkolonial- 
amt) eingerichtet  werden.  8.  In  jeder  Kolonie  sollten  Beauftragte  des 
Völkerbundes  (Konsuln  des  Völkerbtmdes)  verpflichtet  sein,  über  die 
Innehaltung  der  vorstehenden  Bestimmungen  zu  wachen  und  der  koloni- 
sierende Staat  hätte  sie  bei  der  Ausübung  dieser  Tätigkeit  in  jeder 
Weise  zu  unterstützen.  Die  Beauftragten  sollten  im  Falle  der  Ver- 
letzung dieser  Bestimmungen  beim  Weltkolonialamt  Anzeige  erstatten. 

Der  deutsche  Regierungsentwurf  (Art.  57/61)  hatte  die  meisten  Be- 
stimmungen des  Projekts  der  Deutschen  Gesellschaft  für  Völkerrecht 
(abgesehen  etwa  von  denen  unter  Nr.  i  und  4),  allerdings  in  wesentlich 
kürzerer  Fassung,  übernommen  und  außerdem  die  internationale  Regelung 
der  Fürsorge  für  Gesundheit,  Erziehung  und  Wohlstand  der  Eingeborenen 
sowie  die  Sicherung  ihrer  Gewissensfreiheit,  ferner  die  Garantie  des 
Friedens  durch  Neutralisierung  der  Kolonialgebiete  und  durch  Verbot 
der  Militarisierung  vorgeschlagen.  Weiterhin  sollte  über  das  Schicksal 
der  de.n  Völkerbund  nicht  unmittelbar  oder  mittelbar  angeschlossenen 
Gebiete  kolonialen  Charakters  nur  durch  Beschluß  des  Völkerbundes 
zugunsten  eines  Mitgliedes  verfügt  werden  können. 

Auf  ganz  anderer  Grundlage  hatte  S  m  u  t  s^  die  Regelung  der 
Kolonialfrage  gewünscht.  Seine  Gedanken  lassen  erkennen,  wie  stark 
die  Pariser  Akte  in  dieser  Frage  von  ihm  beeinflußt  worden  sind.  Er 
schlug  keine  Regelung  des  gesamten  Kolouialproblems  vor,  sondern  nur 
die  Verwaltung  bestimmter  Kolonien,  die  friiher  den  Zeutralmächten 
gehört  hatten,  durch  beauftragte  Mächte  des  Völkerbundes.  Er  betonte, 
z.  B.  die  transkaukasischen  und  transkaspischen  Provinzen  Rußlands 
seien  zur  selbständigen  Verwaltung  ihres  Gebietes  noch  nicht  reif  und 
brauchten  die  leitende  Hand  einer  auswärtigen  Autorität,  um  ihrer 
Verwaltung  die  nötige  Festigkeit  zu  ve.leihen.  In  ähnlicher  lyage 
befänden  sich  Ober-  und  Unter-Mesopotamien,  Syrien  und  Libanon, 
obwohl  sie  sich  im  einzelnen  weit  voneinander  unterschieden.  Andere 
Mächte  könnten  selbst  mit  freaider  Hilfe  die  Regierung  ihres  Landes 
nicht  führen,  sondern  man  müsse  die  Verwaltimg,  insbesondere  die  Polizei, 
ganz  -In  die  Hand  einer  Mandatarmacht  legen,  weil  die  Bevölkerung  zu 
ve  schiec.e  lartigen  Charakter  trage  und  zu  administrativem  Zusammen- 

^  League  of  nations.     London  191 8.     S.  iiff. 
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arbeiten  unfähig  sei.  Dazu  gehörten  Palästina  und  Armenien.  Die 
Mandatarmacht  sollte  ihren  Auftrag  von  dem  Völkerbund  ableiten;  sie 
dürfte  sich  auch  den  hilflosen  und  schwachen  Zustand  des  betreffenden  Ge- 
bietes nicht  zunutze  machen,  um  ihn  für  uneigennützige  Zwecke  auszu- 
beuten. Keine  Mandatarmacht  sollte  ernannt  werden,  bevor  das  be- 
treffende Volk  befragt  worden  sei,  und  falls  die  Kolonie  mit  dem  Mandatar 
unzufrieden  sei,  müßte  ein  anderer  ernannt  werden.  Die  lyiga  sollte  dem 
beauftragten  Staate  eine  besondere  Vollmachtsurkunde  ausstellen,  worin 
seine  Pflichten  genau  aufgezählt  seien.  Der  Mandatarstaat  hätte  die 
Stellung  als  einen  Vertrauens-  und  Ehrenposten  anzusehen,  nicht  aber 
als  ein  einträgliches  Amt.  Die  Kolonien  sollten  das  Recht  der  Beschwerde 
bei  der  I^iga  über  den  Mandatarstaat  haben.  Für  alle  Kolonien  müßte 
ferner  das  Prinzip  der  offenen  Tür  gelten. 

Leider  enthalten  auch  über  diese  Frage  die  Pariser  Völkerbundakte 
(Art.  22)  etwas  ganz  anderes.  Man  hat  sich  darauf  beschränkt,  die  Stel- 
lung der  den  Zentralmächten  im  Kriege  abgenommenen  Kolonien  zu  regeln 
imd  drei  Arten  von  Kolonien  unterschieden.  Die  einen,  wie  z.  B.  früher 
zum  türkischen  Reich  gehörende  Gebiete,  sollen  unabhängig  werden  und 
lediglich  den  Rat  und  die  Hilfe  einer  vom  Völkerbund  beauftragten 
Macht  erhalten.  Eine  zweite  Gruppe  von  Völkern,  besonders  in  Zentral- 
Afrika,  sollen  ausschließlich  von  einer  Mandatarmacht  des  Völkerbundes 
verwaltet  werden.  Wieder  eine  dritte  Gruppe  von  Kolonien,  z.  B.  gewisse 
Inseln  des  Stillen  Ozeans,  sollen  unlöslicher  Bestandteil  einer  solchen 
Mandatarmacht  werden.  Dagegen  enthalten  die  Akte  über  die  Regelung 
der  den  feindlichen  tmd  neutralen  Mächten  gehörigen  Kolonien  nicht 
das  geringste. 

Welche  Förderung  die  Idee  des  internationalen  Arbeiter- 
Schutzes^  durch  die  Pariser  Akte  bzw.  den  Friedensvertrag  erfahren 
hat,  ist  bekannt  und  bedarf  an  dieser  Stelle  nicht  mehr  einer  ausführ- 
lichen Darlegung.  Immerhin  sind  die  Forderungen  der  deutschen  Ent- 
würfe noch  lange  nicht  verwirklicht. 

Insgesamt  kann  man  sagen,  daß  die  unmittelbare  Förderung  der 
Idee  der  wirtschaftlichen  Veikehrsfreiheit  durch  die  Pariser  Völkerbund- 
akte geringfügig  ist.  Doch  darf  man  nicht  übersehen,  daß  schon  die 
Tatsache  der  Hineinbeziehung  dieser  Probleme  in  den  Arbeitsbereich  des 
Völkerbundes  einen  großen  Fortschritt  bedeutet.  Nachdem  dies  eimnal 
geschehen  ist,  wird  die  Zahl  der  von  dem  Völkerbimd  in  Angriff  zu 
nehmenden  wirtschaftlichen  Fragen  infolge  der  Macht  der  Tatsachen 
immer  größer  werden;  auch  die  oben  wiedergegebenen  Anregungen 
der  Völkerbundentwürfe  können  ja  keineswegs  beanspruchen,  in  einer 
irgendwie  erschöpfenden  Weise  die  Probleme  zu  erörtern. 

^  Vgl.  F  r  a  n  c  k  e  ,  Die  Organisation  der  Arbeit  im  Friedensvertrag  und  im  Völker- 
tund.     „W.  A.".     Lfd.  Bd.,  S.  299ff. 
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Dr.  Hans  Goldschmidt,  Kiel. 


Bereits  seit  der  Mitte  des  19.  Jahrhunderts  sind  in  den  jährlich  er- 
scheinenden Staatshandbüchern  des  britischen  Reiches,  die  teils  direkt  von 
der  I^andesregierung,  teils  mit  deren  Unterstützung  herausgegeben  wurden, 
neben  dem  Stand  der  einheimischen  und  fremden  Behörden  und  der 
Verwaltungseinteilung  Angaben  über  die  wirtschaftliche  und  kulturelle 
Entwicklung  der  I^änder  gemacht  worden,  welche  eine  notdürftige  Orien- 
tierung über  wirtschaftliche  Lage  und  Bedürfnisse  ermöglichten.  „The 
Statesman's  Year  Book^",  „The  Colonial  Office  I^ist''^  und  „Whitakers 
Almanack"'  haben  mehr  als  ein  halbes  Hundert  Auflagen  hinter  sich; 
in  „The  India  Office  I^ist"*  finden  sich  auch  neben  statistischen  An- 
gaben über  den  Staatshaushalt  knappe  Darstellungen  der  geographischen, 
klimatischen  und  wirtschaftlichen  Verhältnisse  in  den  einzelnen  I^andes- 
t eilen.  Deutschland  und,  soweit  ich  unter  den  gegenwärtigen,  für  alle 
Forschung  im  Ausland  erschwerten  Verhältnissen  feststellen  konnte, 
auch  die  übrigen  europäischen  und  außereuropäischen  Staaten  konnten 
dem  nichts  Gleichwertiges  an  die  Seite  stellen.  Die  Handbücher  des 
Deutschen  Reiches  und  seiner  Einzelstaaten  bieten  nur  das  Beamten- 
schema, der  ,,  Gothaische  Hof  -  Kalender"  neben  der  Genealogie  der 
europäischen  Fürstenhäuser    einige   dürftige    statistische   Daten,    auch 

1  „The  statesman's  Year  Book"  ed.  by  John  Scott  Keltie&M.  Ep- 
stein.    London  1919.     56.  Aufl. 

^  „An  Almanack  for  1918  by  Joseph  Whitaker  containing  an  account  of 
the  astronomical  and  other  phenomena.  A  vast  amount  of  Information  respecting  the 
government,  finances,  population,  commerce  and  general  statistics  of  the  various  nations 
of  the  World  with  special  reference  to  the  British  Empire  and  The  United  States."  London. 
50.   Aafl. 

'  „The  Colonial  Office  List"  for  1919  comprises  historical  and  Statistical  Information 
respecting  the  colonial  dependencies  of  Great  Britain,  ed.  W.  H.  Mercer,  A.  E.  Col- 
li n  s  and  I.  R.  W.  Robinson.     London.     58.  Aufl. 

*  „The  India  Office  List"  for  1919,  compiled  from  official  records  by  direction  of 
the  Secretary  of  State  for  India  in  Council.     London. 
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Kürscliners  „Staats-,  Hof-  und  Kommunalhandbuch  des  Reichs  mrd 
der  Biuzelstaaten,  zugleich  Statistisches  Jahrbuch  (begründet  1883)'* 
beschränkt  sich  auf  die  Wiedergabe  des  Behördenschemas  and 
auf  summarische  statistische  Angaben.  Werke  wie  der  „Staatsalmanac 
voor  het  Koninkrijk  der  Nederlanden"  oder  das  französische  „Annuaire 
diplomatique  et  consulaire"  bieten  ebensowenig.  Naturgemäß  können 
in  solchen  Werken,  welche  wie  die  „Colonial  Office  lyist"  und  die  „India 
Office  Ivist"  als  Hauptzweck  die  Wiedergabe  des  Behördenstandes  haben, 
wie  „Whitakers  Almanack",  der  den  Charakter  des  Almanachs  trägt, 
oder  wie  ,,Statesman's  Year  Book",  welches  in  einem  Bande  die  sämtlichen 
Zweige  des  Staatslebens  für  die  ganze  Welt  umfaßt,  nur  summarische, 
anderen  Werken  entnommene  Nachrichten  und  statistische  Mitteilungen 
enthalten  sein,  die  wohl  zur  oberflächlichen  Orientierung  genügen,  aber 
keinen  wissenschaftlichen  Quellenwert  beanspruchen  können. 

Die  fortschreitende  Internationalisierung  der  einzelwirtschaftlichen 
Beziehungen  und  die  wachsende  Teilnahme  an  den  eigenen  und  fremd- 
staatlichen politischen  Einrichtungen  haben  nun  bewirkt,  daß  seit  den 
letzten  Jahrzehnten  des  19.  Jahrhunderts  Jahrbücher  entstanden  sind, 
welche  sich  auf  die  Darstellung  politischer,  wirtschaftlicher  und  kultureller 
Zustände  und  Fortschritte  eines  bestimmten  Landes  beschränken.  In 
ihrer  Mehrzahl  erschienen  sie  für  solche  Länder,  die,  noch  wirtschaft- 
lich unentwickelt,  fremdes  Kapital  imd  fremde  Arbeitskräfte  heranzu- 
ziehen wünschten.  Der  größere  Ratmi,  welcher  hier  zur  Verfügung  steht, 
ermöglicht  eine  weit  eingehendere  Behandlung  der  einzelnen  Themen, 
Eigene  Gedankenarbeit  kann  hier  zur  Geltung  kommen,  aber  auch  die 
reine  Kompilation  ist  an  sich  nicht  zu  verwerfen,  wenn  sie  sich  auf  ein- 
wandfreie Quellen  stützt  und  diese  bei  ihrer  Wiedergabe  nicht  in  sinn- 
entstellender Weise  gekürzt  werden,  zumal  wenn  sie  für  den  Einzelnen 
schwer  und  umständlich  zu  erreichen  sind.  Das  britische  Imperimn  ist 
ebenfalls  hier  vorangegangen.  Die  Mehrzahl  der  zur  Zeit  vorhandenen  Jahr- 
bücher ist  für  seine  Kolonien  und  für  die  Länder,  welche  in  seinen  welt- 
politischen und  weltwirtschaftlichen  Interessenkreis  gezogen  wurden, 
erschienen.  Andere  Länder  haben  dann  die  gegebenen  Beispiele  nach- 
geahmt. Teils  wurden  die  Jahrbücher  in  den  betreffenden  Ländern 
selbst  ediert,  teils  von  dritter,  irgendwie  interessierter  Seite,  Über- 
wiegend sind  die  Herausgeber  Privatpersonen,  denen  die  Behörden 
mehr  oder  minder  weitgehende  Unterstützung  geliehen  haben,  vielfach 
haben  jedoch  auch  die  Regierungen  der  fraglichen  Länder  selbst, .  meist 
durch  ihre  statistischen  Büros,  die  Redigierung  übernommen  und  lassen 
sie  als  „Official  Yearbooks"  erscheinen.  Dies  ist  besonders  in  den 
britischen  Dominions  der  Fall,  wo  schon  eine  gewisse,  nach  Einheitlich- 
keit strebende  Systematik  in  der  Herausgabe  der  Jahrbücher  herrscht. 
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In  Deutschland  hat  Davis  Trietsch  in  den  letzten  10  Jahren  mit 
der  Herausgabe  von  Handbüchern,  die  jährlich  erscheinen  sollten,  für 
Ivänder  begonnen,  für  welche  besonderes  ^virtschaftliches  Interesse  vor- 
lag. Infolge  des  Kriegsausbruchs  ist  sein  Unternehmen  jedoch  nicht 
aus  den  Kinderschuhen  herausgekommen.  Die  Werke  stehen  technisch 
und  inhaltlich  weit  hinter  den  englischen  zurück.  Erwähnt  seien  hier 
auch  die  beiden  deutschen  Versuche  zur  Herausgabe  internationaler 
wirtschaftlicher  Jahrbücher  durch  Ernst  von  Halle,  „Die  Welt- 
wirtschaft, Ein  Jahr-  und  Lesebuch"^,  und  Richard  Calwer, 
„Jahrbuch  der  Weltwirtschaft"^,  v.  Halles  Werk  ist,  wie  schon  sein  Titel 
sagt,  mehr  ein  Ivcsebuch  als  ein  Handbuch;  die  in  drei  Teile  eingeordneten 
Aufsätze  (i.  Internationale  Übersichten,  2.  Deutschland,  3.  Ausland) 
enthalten  wirtschaftlich  wertvolle  Nachrichten  über  den  Verlauf  des 
Berichtsjahres;  ein  systematischer  Überblick  über  Zustand  und  Fort- 
schritt in  den  einzelnen  Staaten  wird  nicht  gegeben.  Infolge  des  frühen 
Todes  des  Herausgebers  ging  das  Jahrbuch  schon  1909  wieder  ein.  Cal- 
wers Jahrbuch  beschränkte  sich  auf  Statistik  mit  wenigen  Zeilen  ver- 
bindenden Textes.  Deutschland  nahm  im  Vergleich  zu  den  übrigen  Län- 
dern der  Welt  einen  unverhältnismäßig  großen  Raum  in  dem  Werk  ein. 
Seit  191 3  ist  es  nicht  mehr  erschienen. 

Je  nach  den  Persönlichkeiten  der  Herausgeber  und  nach  den  Ten- 
denzen, aus  denen  heraus  die  Werke  bearbeitet  werden,  sind  ihr  Inhalt 
imd  Wert  sehr  verschieden.     Es  sind  hier  zu  unterscheiden: 

1.  Jahrbücher,  welche  rein  sachlich  in  der  Absicht  geschrieben 
sind,  gleichmäßig  über  die  Ziistände  und  Fortschritte  des  frag- 
lichen Landes  zu  unterrichten. 

2.  Jahrbücher,  welche  aus  der  Tendenz  heraus  geschrieben  sind, 
die  Beziehungen  des  Landes,  mit  welchem  sie  sich  beschäftigen, 
zu  einem  bestimmten  anderen  enger  zu  gestalten. 

Die  ersteren  tragen  mehr  den  Charakter  der  Staatshandbücher, 
d.  h.  sie  gehen  aus  von  dem  Aufbau  des  Staatsorganismus:  Verfassung, 
Verwaltung,  Behördenorganisation.  In  diese  werden  auch  Handel 
und  Industrie,  Arbeitsverhältnisse  usw.  eingeordnet,  wobei  diese  Themata 
infolge  rein  schem atischer  Behandlung  oft  zu  kurz  kommen.  Teilweise 
sind  diese  Jahrbücher  aus  rein  statistischen  Werken  entstanden.  Die 
zweite  Kategorie  beschäftigt  sich  meist  mehr  mit  wirtschaftlichen  Pro- 
blemen, wobei  jedoch  oft  einzelne  Zweige,  für  welche  der  Autor  ein  be- 
sonderes Interesse  hat  oder  besonderes  Interesse  erwecken  will,  einen 
ungebührlich  großen  Ratmi  erhalten. 

^  Bd.  I — 3.     Berlin  u.  Leipzig  1906  ff. 
*  Bd.  1/2.     Jena  1911  u.  1912. 
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Im  folgenden  sollen  nun  beide  Arten  von  Jahrbüchern  auf  ihren 
Quellenwert  untersucht  werden.  Ebenso  wie  für  die  Geschichte  ist 
für  die  Sozialökonomik  eine  bisher  in  der  Praxis  oft  genug  nicht  aus- 
reichend beachtete  Vertiefung  nötig,  imi  das  Material,  auf  welchem  ihre  For- 
schung aufbaut,  nach  quellenkundlichen  Grundsätzen  zu  sichten,  zwischen 
„Überresten"  und  „Traditionen"  zu  trennen  und  bei  beiden  die  Wert- 
unterschiede und  die  etwaigen  Tendenzen,  die  sie  in  ihrer  Qualität  be- 
einflussen, festzustellen.  Wir  brauchen  nur,  da  es  sich,  abgesehen  von 
wirtschaftshistorischen  Studien,  für  welche  sowieso  die  Prinzipien  der 
historischen  Methode  anzuwenden  sind,  bei  uns  nicht  um  längst  ver- 
flossene Zeiten,  sondern  um  die  jüngste  Vergangenheit  und  die  Gegen- 
warthandelt, anstelle  vonBernheims  begrifflicher  Scheidung  in„Über- 
reste"  und  „Tradition"^  die  Worte  „Materialsammlung"  und  „Dar- 
stellung" zu  setzen.  Für  die  Sozialökonomik  liegen  die  Dinge  im  übrigen 
teils  schwieriger,  teils  leichter  als  für  die  Geschichte.  Die  zerlegende 
Reduzierung  zweifelhafter  Quellen  auf  ihren  eigentlichen  Kern,  wie 
sie  für  historische  Arbeiten  angesichts  der  trümmerhaften  Überlieferung 
oft  nötig  ist,  fällt  meist  fort,  oder  sie  ist  jedenfalls  weniger  umständlich, 
dagegen  lassen  sich  die  Dinge  oft  schwerer  erkennen,  wie  sie  sind,  als  wie 
sie  gewesen  sind.  Die  unverfälscht  überlieferten  Akten  geben  die  Ge- 
schichte wieder,  wie  sie  sich  zugetragen  hat,  während  z.  B.  das  heute 
amtlich  dargebotene  statistische  Material  erst  dann  als  die  Verhältnisse 
richtig  widerspiegelnd  angesehen  werden  kann,  wenn  festgestellt  ist, 
daß  einwandfreie,  das  Objekt  im  ganzen  Umfang  erfassende  Methoden 
angewandt  wurden.  Die  Jahrbücher  lassen  sich  inhaltlich  leicht  in 
Materialsammlung  und  Darstellung  gliedern,  und  diese  sich  unter  An- 
wendung äußerer  wie  innerer  Kritik  auf  ihren  relativen  wie  absoluten 
Wert  hin  prüfen. 

Die  Grenzen  des  zu  berücksichtigenden  Jahrbücher  komplexes  er- 
geben sich  aus  den  obigen  Darlegungen:  Es  sind  nur  die  Jahrbücher 
behandelt,  welche  für  ein  einzelnes  I^and  oder  einen  zusammengehörigen 
I^änderkomplex  geschrieben  sind  und  Mitteilungen  von  irgend- 
welcher Bedeutung  für  die  weltwirtschaftliche  Forschung  enthalten. 
Dabei  brauchen  keineswegs  besondere  Abschnitte,  welche  sich  mit  wirt- 
schaftlichen Problemen  beschäftigen,  in  den  Büchern  vorhanden  zu 
sein.  Jahrbücher,  welche  Kenntnisse  der  Landeseigentümlichkeiten 
verbreiten  wollen,  müssen  ja  stets  die  Wirtschaft  berührende  Nachrichten 
bringen.  Ob  ihnen  ein  wissenschaftlicher  Wert  innewohnt,  ist  eine  andere 
Frage.  Fortgelassen  sind  alle  Jahrbücher  rein  statistischen  Inhalts, 
sowie  diejenigen,  welche  ganze  Erdteile  oder  die  ganze  Welt  umfassen, 

*  Lehrbuch  der  historischen  Methode  und  der  Geschichtsphilosophie.  5.  Aufl.  I^ipzig 
1908.     S.  254,  465ff. 
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und  die,  welche  rein  den  Charakter  der  Adreßbücher,  Reiseführer  und 
des  unterhaltenden  Almanachs  tragen.  Dabei  kann  es  indes  sehr  wohl 
vorkommen,  daß  in  diesen  letzteren  wirtschaftliche  Momente  in  solchem 
Umfange  und  in  solcher  Form  zur  Geltung  kommen,  daß  sie  in  die  fol- 
gende Besprechung  aufgenommen  sind.  Die  Untersuchung  soll  sich 
grundsätzlich  auf  sämtliche  bisher  erschienene  Werke  erstrecken.  Über 
50  konnten  hier  verarbeitet  werden;  damit  ist  hoffentlich  die  Mehr- 
zahl der  in  Betracht  kommenden  Jahrbücher  erfaßt  worden.  Der  An- 
spruch auf  Vollständigkeit  kann  bei  der  durch  die  Kriegszeit  entstandenen 
Schwierigkeit,  die  ausländische  Literatur  zu  verfolgen,  nicht  erhoben 
werden.  Auch  das  Weitererscheinen  der  Werke  war  nicht  überall  fest- 
zustellen. Die  Bedeutung  für  das  hier  zu  erörternde  Problem  bleibt  ja 
indes  die  gleiche,  auch  wenn  es  sich  nur  um  Versuche  handelt  und  die 
Jahrbücher  nach  kurzer  Zeit  wieder  eingingen^. 

1.  Europa, 

In  Europa  liegen  für  Italien,  Rußland,  die  Schweiz  und  Spanien 
Jahrbücher  vor,  die  dem  gekennzeichneten  Kreis  zugehören.  Das 
italienische  „L'Italia  Economica"^  ist  ein  rein  wirtschaftliches 
Jahrbuch,  herausgegeben  anfangs  im  Namen  des  Laboratorio  di  Eco- 
nomia  Politica  S.  Cognetti  de  Martiis  della  R.  Universitä  e  del  Regio 
Politecnico  diTorino,  dann  von  dem  Comitato  promotore  della  revista  ,,I/a 
riforma  sociale"  durch  Riccardo  Bachi.  Er  ist  jedoch  nicht  der  einzige 
Autor,  sondern  die  einzelnen  Abschnitte  sind  von  verschiedenen  Fach- 
leuten bearbeitet.  Es  zerfällt  in  zwei  Teile,  von  welchen  der  erste  die 
situacione  economica,  der  zweite  die  situacione  politica  des  abgelaufenen 
Jahres  erörtert.  Die  statistischen  Angaben  des  ersten  TeÜes  basieren 
vielfach  auf  Fachzeitschriften  wie  „Economist",  „Engineering  and 
Mining  Journal";  die  Berichte  der  situacione  politica  sind  in  den  älteren 
Auflagen  ebenfalls  teilweise  fremden  Zeitungen  wie  der  „Frankfurter  Zei- 
tung", der  „Petroleum  Review"  usw.  entnommen,  in  den  neueren  Auflagen 
ist  au  Stelle  der  Kompilation  eigene  Arbeit  getreten,  die  ein  vielleicht  etwas 
subjektiv  gefärbtes,  aber  doch  übersichtliches  Bild  der  jüngsten  italie- 
nischen Wirtschaftsentwicklung  gibt.  Das  Buch  ist  ungleich  gearbeitet, 
Produktion  und  Arbeiterfrage  nehmen  nicht  immer  den  ihrer  Bedeutung 

^  Die  Mehrzahl  der  herangezogenen  Jahrbücher  befindet  sich  in  der  Bibliothek  des 
Instituts  für  Seeverkehr  undWeltwirtschaftan  der  Universität 
Kiel,  die  übrigen  enthält  diejenige  des  Hamburgischen  Welt-Wirtschafts- 
Archivs  (der  früheren  Zentralstelle  des  Kolonialinstituts),  welches  sie  für  die  vor- 
liegende Untersuchung  in  dankenswerter  Weise  rur  Verfügung  stellte. 

*  „L'Italia  Economica".  Annuario  della  vita  commcrciale,  industriale,  agraria  usw.  Citi 
dl  Castello  und  Rom  igogff. 
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entsprechenden  Raum  ein,  im  ganzen  macht  es  aber  einen  soliden  und 
sachkundig  geschriebenen  Eindruck;  besonders  beachtenswert  ist  die  für 
das  Berichtsjahr  jeweils  beigegebene  „Bibliografia  economica  sociale 
italiana". 

Rußland  ist  bezeichnenderweise  das  einzige  europäische  Land, 
für  welches  von  englischer  Seite  aus  ein  Jahrbuch  herausgegeben  ist. 
Die  politische  Annäherung  ermöglichte  England,  an  die  wirtschaftliche 
Durchdringung  Rußlands,  dessen  reiche  Naturschätze  ja  größtenteils 
ähnlich  denen  der  südamerikanischen  Staaten  und  der  englischen  Kolonien 
noch  der  Ausbeutung  harren,  mit  Zustimmung  der  russischen  Politiker 
und  Interessenten  heranzutreten;  ähnlich  wie  für  die  außereuropäischen, 
wirtschaftliches  Neuland  darbietenden  Staaten  sollte  ein  Jahrbuch  die 
englischen  Interessenten  informieren  und  zur  Handelsanknüpfung  an- 
regen. Es  erschien  zuerst  1911^.  Der  Heravisgeber  bezeichnete  sich  als 
Verfasser  des  „Russian  Peasant"  und  stellte  die  Edition  eines  ,,Russian 
Statesman's  Year  Book  and  Commercial  Gmde"  in  Aussicht;  er  sah  augen- 
scheinlich die  Förderung  der  englisch-russischen  Annäherung  als  seine 
Lebensaufgabe  an.  Die  Tendenz,  besonders  Nachrichten  zu  bringen, 
welche  geeignet  sind,  den  Engländer  stärker  für  die  Pflege  der  russischen 
Handelsbeziehungen  zu  interessieren  und  ihm  durch  alle  möglichen  Aus- 
künfte und  Fingerzeige  das  Eindringen  in  den  russischen  Handel  zu 
erleichtern,  beherrscht  das  ganze  Buch.  Es  sind  überall  dvirch  dasselbe 
Abschnitte  verstreut,  die  allein  diesen  Zweck  haben.  Dahin  gehören 
Vergleiche  zwischen  dem  englischen  und  deutschen  Handel  in  Rußland 
mit  Reflexionen  über  den  Umfang,  in  welchem  Deutschland  Englands 
Import  an  Textilwaren  usw.  „outdistanced"  habe.  Der  russische  General- 
konsul in  London,  Baron  Heyking,  hatte  selbst  einen  Aufsatz  verfaßt 
„Practical  Hints  to  Importers  of  Russian  Produce."  Trotz  dieser  weit- 
gehenden Bevorzugung  der  gegenseitigen  Beziehungen  muß  das  „Russian 
Year  Book"  als  ein  gutes  Nachschlagewerk  von  allgemeiner  Bedeutung 
für  die  Zeit,  in  welcher  es  erschienen  ist,  bezeichnet  werden.  Die  russische 
Staatsverfassung,  die  Finanzen,  die  Verkehrswege,  die  wirtschaftlichen 
Quellen,  die  Schiffahrt  und  die  Arbeitergesetzgebung  werden  in  be- 
sonderen Abschnitten  behandelt.  Gibt  die  Absicht,  dem  Kaufmann  zu 
nützen,  auch  dem  Buch  sein  Gepräge,  so  ist  es  doch  durch  die  Wieder- 
gabe der  Handelsgesetze,  der  Zollbestimmungen,  des  Budgets,  der  t)ber- 
sicht  über  das  Eisenbahnnetz,  über  die  Aus-  und  Einwanderung  auch 
für  den  Politiker,  Juristen  und  Wissenschaftler  von  erheblichem  Wert. 
Soweit  möglich,  wurde  die  Übereinstimmung  der  Angaben  mit  den 
offiziellen   Statistiken  untersucht    und    auch  festgestellt;    die   „Trade 

^  Compiled  &  edited  by  Howard  P.  Kennard,  M.  D.  London  igiiff . 
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Reports"  des  Werks  sind  offenbar  von  den  englischen  „Consular 
Reports",  die  dem  Parlament  alljährlich  vorgelegt  werden,  abgeschrieben 
und  ausgezogen  worden. 

Das  Jahrbuch  ist  dann  in  seinen  späteren  Auflagen,  die  nach 
KennardsTode  von  seiner  Gehilfin  Miß  N.  Peacock  herausgegeben  sind, 
sinngemäß  ausgebaut  worden.  Ein  Verzeichnis  der  in  Rußland  kon- 
zessionierten ausländischen  Firmen  auf  Grund  der  Veröffentlichungen 
des  Handelsministerimns  gibt  einen  Überblick  über  die  in  Rußland 
angelegten  Kapitalien  und  über  den  Nutzen,  den  sie  abwerfen.  Mit- 
teilungen über  Frauenarbeit,  Streiks  und  Arbeitslöhne  sind  in  das  Buch 
aufgenommen.  Graphische  Darstellungen  zeigen  Englands  Anteil  am 
russischen  Handel.  Der  Kriegsausbruch  führte  zu  tiefgreifenden  Ände- 
nmgen  und  Umstellungen.  Abschnitte,  für  welche  das  Material  rdcht 
zu  erhalten  oder  deren  Inhalt  unter  den  veränderten  Verhältnissen  wert- 
los geworden  war,  sind  fortgefallen,  in  anderen  ist  das  Ziel,  dem  eng- 
lischen Handel  in  Rußland  größere  Ausdehnung  zu  verschaffen,  um  so 
energischer  gefördert,  als  gewisse  Rücksichten  der  Friedenszeiten  nicht 
mehr  bestanden.  Die  Wirkungen  des  Krieges  in  der  2.  Hälfte  1914  auf 
die  russische  Industrie  werden  im  Jahrbuch  1915  in  einem  besonderen 
Abschnitt  dargestellt;  an  ihn  schließt  sich  ein  Kapitel  ,, The  Position  in 
Russia  and  Openings  for  British  Trade"  an.  Es  enthält  durch  die  eng- 
lischen Konsulate  in  ganz  Rußland  vermittelte  Angebote  einzelner 
Firmen,  die  mit  England  für  bisher  von  Deutschland  und  Österreich 
gelieferte  Artikel  in  Verbindung  zu  treten  wünschen.  Für  Finnland 
wird  über  Handelserleichterungen  berichtet,  welche  Deutschland  ihm 
im  Gegensatz  zu  England  gewährte.  Durch  Wiedergabe  des  Kriegsbud- 
gets, des  neuen  interimistischen  Zolltarifs,  der  Bestimmungen  über  den 
Handel  mit  dem  Feinde  wurde  das  Jahrbuch  im  Kriege  aber  auch  ander- 
weitigen Ansprüchen  gerecht.  Die  Vorrede  des  Jahrbuchs  1916  datiert 
vom  September  des  Jahres,  ein  neueres  liegt  nicht  vor.  Offenbar  haben 
die  Herausgeber  ihre  Tätigkeit  einstweilen  eingestellt,  bis  in  Rußland 
wieder  geordnetere  Verhältnisse  herrschen,  welche  die  Zusammenstellung 
eines  Jahrbuchs  überhaupt  und  dann  auch  wieder  die  neuerliche  Ver- 
folgung  der    dem    Buche   innewohnenden   Tendenzen  ermöglichen^. 

Ein  deutsches  Handbuch  über  die  wirtschaftlichen  Verhältnisse  Ruß- 
lands hat  Davis  Trietsch  in  Gemeinschaft  mit  dem  russischen  Hofrat 
Dr.  Axel  von  Boustedt  1910  her  ausgegeben  2;  es  sollte  ebenfalls 
jähilich  erscheinen,  hat  jedoch   nur  191 3   eine  Neuauf l^e   erlebt,    die 


^  Im  Sept.  1919  wird  von  derselben  Herausgeberin  ein  ,,Russian  Almanac",  London 
1919,  angezeigt.  Ob  er  als  Nachfolger  des  Year  Book  anzusehen  ist,  konnte  nicht  festgestellt 
werden. 

"  „Das  russische  Reich  in  Europa  und  Asien."     Berlin  1910. 


488 


Hans    Goldschmidt, 


im  wesentlichen  Neudruck  ist.  Das  Buch  zeigt  noch  die  Fehler  des  Erst- 
lingswerks;- es  ist  unübersichtlich,  der  Text  ist  vielfach  oberflächlich 
und  dilettantenliaft;  mehr  Zahlenmaterial,  ohne  das  Buch  zu  sehr  zu 
überlasten,  wäre  erwünscht  gewesen.  Aber  die  gegebenen  Zahlen  stimmen 
mit  den  amtlichen  russischen  überein,  und  das  Buch  bringt  Verschiedenes, 
was  im  ,,Russian  Year  Book"  nicht  geboten  wird.  Der  wirtschaftlichen 
Bedeutung  Russisch-Asiens  wie  den  Naphtaquellen  im  Gebiet  von  Baku 
und  Maikop  ist  hier  ein  weit  mnf  angreicher  er  Teil  gewidmet  als  dort, 
obwohl  England  laut  dem  russobritischen  Firmenverzeichnis  an  den 
Ölquellen  in  weitgehendem  Maße  beteüigt  ist.  Ein  Kapitel  über  den 
deutsch-englischen  Wettbewerb  wäre  in  der  vorliegenden  Form  besser 
fortgeblieben.  Während  die  gleichen  Hinweise  im  ,,Russian  Year  Book" 
auf  den  englischen  I^eser  aufmunternd,  auf  den  deutschen  nicht  krän- 
kend wirken  können,  hat  dieser  Teil  im  deutschen  Jahrbuch  für  den 
deutschen  Leser  keinen  Nutzen,  da  er  kein  Tatsachenmaterial  bringt, 
auf  den  englischen  muß  er  durch  seine  Tonart  verärgernd  wirken.  Im 
Jahrbuch  1913  bringt  der  Anhang  einige  neue  Materialien  wie  Winke 
für  den  Handelsverkehr  mit  Rußland  und  den  dortigen  deutschen  Kon- 
sulaten, die  Außenhandelsstatistik  1910/12  usw. 

Für  die  Schweiz  liegt  ein  Jahrbuch  vor,  dessen  Typ  von  den 
übrigen  hier  besprochenen  etwas  abweicht,  das  „Schweizerische  Finanz- 
Jahrbuch"^.  Es  ist  in  erster  lyinie  für  den  Kapitalisten  bestimmt,  der 
sich  über  den  Stand  der  staatlichen  Gemeindefinanzen  wie  über  die 
Entwicklung  des  Anlagemarktes  unterrichten  will.  Verfassung  und  Ver- 
waltung sind  daher  gar  nicht  berücksichtigt,  Handel  und  Industrie  nur 
insoweit,  als  sie  mit  dem  Bank-  und  Börsenwesen  in  Zusammenhang 
stehen  (Übersicht  über  die  Schweizer  A.-G.).  Auch  ist  das  Buch  in 
stärkerem  Maße  rein  private  Arbeit  ohne  behördliche  Unterstützung, 
als  sonst  der  Fall  zu  sein  pflegt.  Trotzdem  ist  es  für  den  Volkswirtschaftler 
und  Beamten  ebenso  wertvoll  wie  für  den  Kaufmann  und  Kapitalisten. 
In  6  Teilen  werden  gleichmäßig  sachkundig  die  Ergebnisse  des  abge- 
laufenen Wirtschaftsjahres  behandelt,  für  Handels-  und  Zollstatistik, 
Emissionstätigkeit,  Börsen,  Edelmetall-  und  Währungsverhältnisse, 
Staats-  und  Gemeindefinanzen,  Anleihen  und  Gründungen  im  Bank- 
wesen, für  die  Entwicklung  der  Eisenbahnen  und  für  das  Versicherungs- 
wesen wird  reiches  Material  beigebracht.  Die  Darstellung,  teilweise  aus 
der  Feder  des  Syndikus  der  Basler  Handelskammer,  Traugott  Geering, 
ist  übersichtlich,  die  statistischen  Angaben  sind,  soweit  möglich,  dem 
,, Statistischen  Jahrbuch  der  Schweiz"  entnommen,  doch  kommt  dieses 
für  die  Statistik  des  Bank-  und  Börsenwesens  u.  a.  nur  wenig  in  Betracht. 

^  Redigiert  von  Dr.  jur.  J.  Steiger,  Bern.     Bern  iSggff. 
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Hier  sind  teils  die  einschlägigen  Zeitungen  und  Amtsblätter,  teils 
Fachzeitschriften  benutzt  worden.  Seit  1915  verbreitet  sich  das  Jahr- 
buch auch  ausführlich  über  die  Wirkungen  des  Krieges  auf  das  Schweizer 
Wirtschaftsleben;  es  erweckt  stets  einen  zuverlässigen  Eindruck.  Er- 
wähnt sei  an  dieser  Stelle  noch  das  „Politische  Jahrbuch  der  Schweize- 
rischen Eidgenossenschaft"^,  das  in  der  Hauptsache  Aufsätze  politischer 
und  rechtlicher  Natur  enthält,  sich  in  seinem  regelmäßigen  Jahresbericht 
aber  auch  mit  den  wirtschaftlichen  Ereignissen  des  Jahres  beschäftigt. 
Ebenso  sind  die  am  Ende  des  Buches  veröffentlichten  Bundesratsbe- 
schlüsse und  -Verordnungen  zu  beachten. 

Die  gleiche  Tendenz  wie  das  „Finanz- Jahrbuch"  hat  ein  1916  zum 
ersten  Male  in  Spanien  erschienenes  „Anuario  financiero  y  de  va- 
lores  mobiliares"''.  Es  steht  jedoch  in  der  vorliegenden  Form  weit  hinter 
dem  Schweizer  Werk  zurück.  Neben  summarischen  Auszügen  der  amt- 
lichen Statistiken  enthält  der  i.  Teil,  die  „Economia  gener al",  als  eigene 
Arbeit  der  Redaktion  nur  Preistabellen,  die  besonders  für  das  Getreide 
eingehend  Tag  für  Tag  nach  den  schwankenden  Marktpreisen  angegeben 
sind.  Das  Hauptstück  des  Buches  ist  der  2.  Teil,  die  „Economia  finan- 
ciera",  die  sich  eingehend  mit  dem  Bank-  und  Börsenwesen  Spaniens 
beschäftigt.  Sämtliche  größere  Banken  Spaniens,  ihre  Verwaltung  und 
ihre  letzte  Bilanz  werden  verzeichnet,  daran  schließt  sich  an  eine  außer- 
ordentlich ins  einzelne  gehende  Wiedergabe  der  Kurse  für  Aktien,  Ob- 
ligationen usw.,  zu  denen  sie  an  jedem  einzelnen  Tage  des  Jahres  1915 
in  Madrid  und  an  anderen  spanischen  Plätzen  gehandelt  wurden.  Wer  sich 
mit  dem  spanischen  Bank-  und  Börsenwesen  und  mit  Preisschwankungen 
für  Getreide  usw.  beschäftigen  will,  wird  aus  den  detaillierten  Zusammen- 
stellungen erheblichen  Nutzen  ziehen.  Sie  bauen  zweifellos  auf  den 
täglichen  offiziellen  Preisnotierungen  auf  und,  da  die  nachprüfbaren 
Daten  über  die  staatliche  Finanzwirtschaft,  die  Bevölkerungsbewegung 
usw.  mit  dem  amtlichen  statistischen  Jahrbuch  übereinstmimen,  darf 
man  wohl  hoffen,  daß  auch  das  übrige  Werk  sorgsam  gearbeitex  ist. 
In  weitergehendem  Maße  dürfte  dies  Jahrbuch  als  Nachschlagewerk 
erst  nützlich  werden,  wenn  der  für  die  späteren,  dem  Anschein  nach 
noch  nicht  erschienenen  Auflagen  angekündigte  Ausbau  stattgefunden 
hat. 

2.  Asien. 

Für  die  sämtlichen  bedeutenderen  Wirtschaftsgebiete  Asiens  liegen 
Jahrbücher  vor.  In  China  ermöglichte  es  erst  die  Revolution  und 
die  damit  erfolgte  Umwandlung  des  L^andes  in  einen  modernen  Ver- 

^  Herausgeber  Prof.  Dr.  W.  B  u  r  c  k  h  a  r  d  t.     Bern  r886ff. 
*  Ed.  D.  Daniel    Riü    Periquet.     Madrid  1916. 
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fassungstaat,    das    für   ein   Jahrbuch    notwendige   wirtschaftliche   und 
politische  Material  zu  erlangen.    Zwei  englische  Zeitungsverleger  haben 
igi2,  unterstützt  durch  die  neue  chinesische  Regierung  und  besonders 
durch  die  englische  Gesandtschaft,   mit  der  Herausgabe   eines   „China 
Year  Book"  begonnen^.   Die  B3arbeiter  sind  überwiegend  Engländer  und 
dementspiechend  ist  auch  der  Charakter  des  Buches  der  eines  englischen 
Handbuches,  gearbeitet  nach  dem  Typ,  wie  er  etwa  bei  J  amaica  weiter  unten 
(S.  504)  charakterisiert  ist.    Ein  einseitig  englischer  Standpunkt  läßt  sich 
dem  Buch  trotzdem  nicht  nachsagen,  wenn  auch  englischen  und  an  zweiter 
Stelle  amerikanischen  Interessen  an  manchen  Stellen  ein  Vorzug   zu- 
teil geworden  ist.    Das  Werk  ist  mehr  Staats-  als  wirtschaftliches  Hand- 
buch,   in  Urkunden    und  Darstellungen   wird  über    den    Aufbau    des 
neuen    republikanischen    Staatswesens    und    seine   finanzielle    Fundie- 
rung ausführlich  Aufschluß  gegeben,  weniger  über  die  wirtschaftlichen 
Verhältnisse,   wobei   die    Schwierigkeit,   verläßliche   Unterlagen  zu   be- 
schaffen, mitspielen  mag.    Es  wird  auf  die  unsichere  Basis  der  stati- 
stischen Angaben  für  das  Budget,  weil  die  Aufzeichnungen  der  Provinzial- 
behörden  auf  verschiedenartigen  Berechnungen  aufbauen,  ausdrücklich 
hingewiesen.     Die  verhältnismäßig  umfangreichen,  aber  neben  der  all- 
gemeinen Aus-  und  Einfuhr   nur  Tee,   Opium  und  Sjide  eingehender 
behandelnden    Handelsstatistiken    sind    den    „Rcforms    of    Trade    and 
Trade  Reports"  der  Seezollverwaltung  entnommen.    Im  übrigen  stützt 
sich  das  Buch  auf  Zeitungs-  und  Zeitschi iftenaufsätze,  mehr  oder  minder 
wissenschaftliche  Werke,   die  englischen  Konsulatsberichte  usw.      Die 
Bevölkerungsstatistik  im  Jahrbuch  1912  hat  einen  Bericht  des  ameri- 
kanischen Botschafters  vom  Jahre  1910  zur  Grundlage.     Die  neue  Re- 
gierung, welche  den  Bearbeitern  jegliche  mögliche  Unterstützung  zuteil 
werden  läßt,  ist  jedoch  augenscheinlich  bemüht,  bessere  Unterlagen  zu 
beschaffen.    Das  läßt  sich  in  dem  Jahrbuch  von  Jahr  zu  Jahr  verfolgen. 
Es  enthält  offenbar  das  beste  Material,  welches  für  China  einstweilen 
erhältlich  ist. 

Für  Indien  hat  der  Verlag  der  ,, Times  of  India",  einer  in  Bom- 
bay wöchentlich  erscheinenden  Zeitung,  die  in  ihrer  Aufmachung  im  poli- 
tischen wie  wirtschaftlichen  und  allgemeinen  Teil  den  „Times"  ent- 
spricht, inhaltlich  mehr  indische  Interessen  vertritt,  1914  mit  der  Heraus- 
gabe eines  Jahrbuchs  begonnen^.  Der  Herausgeber  R  e  e  d  will  an  die 
Stelle  der  umfangreichen  offiziellen  lyiteratur  und  statistischen  Werke 

^  ,,The  China  Year  Book"  ed.  H.  T.  M  o  n  t  a  g  u  e  Bell,  formerly  editor  of  the 
,, North  China  Daily  News,  and  Woodhead",  editor  of  the  „Peking  and  Tientsin  Times". 
London  1912,  1913,   1914,  1916. 

*  „Indian  Year  Book"  ed.  Stanley  Rced  LL.  D.  London,  Bombay  and  Calcutta 
I9i4ff. 
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Über  Indien  ein  handliches  Nachschlagewerk  setzen.  Die  Arbeit  ist  solide. 
Die  Reihenfolge  der  Kapitel  ist  zwar  in  der  ersten  Auflage  noch  sehr 
bunt.  Zusammengehöriges  ist  nicht  in  die  gleichen  Abschnitte  geordnet, 
aber  inhaltlich  sind  diese  klar  und  instruktiv.  Die  wichtigsten  politischen, 
sozialen  und  wirtschaftlichen  Probleme  sind  voll  erfaßt  und  sachver- 
ständig knapp  ohne  Schönfärberei  nach  ihrem  gegenwärtigen  Stande, 
wie  auf  die  Frage  ihrer  künftigen  lyösung  behandelt.  Dies  ist  besonders 
bei  einem  Staatsgebilde  wie  Indien  anzuerkennen,  das,  wie  kavmi  ein 
anderes,  mit  seinen  verschiedenen  eingeborenen  Rassen,  den  unsicheren 
Zuständen  in  seinen  Grenzgebieten  und  den  besonderen  klimatischen 
Verhältnissen  ständig  seine  Aufmerksamkeit  den  schwierigsten  Fragen 
auf  dem  Gebiet  der  inneren  und  äußeren  Politik  widmen  muß.  Das 
eigentliche  Wirtschaftsleben  kommt  zunächst  noch  ziemlich  schlecht 
weg.  Das  Finanz-  und  Bankwesen  ist  zwar  ausführlich  behandelt,  da- 
gegen sind  aus  dem  Gebiet  von  Handel  und  Industrie  nur  einzelne  Zweige 
wie  die  Toxtil-  und  Juteindustrie  willkürlich  herausgegriffen  und  an 
verschiedenen  Stellen  kurz  bearbeitet.  Wichtigen  Naturprodukten  wie 
Tee  und  Reis  sind  nur  wenige  Zeilen  gewidmet.  Dagegen  finden  die 
für  die  wirtschaftspolitische  Entwicklung  Indiens  wichtigen  Faktoren 
von  vornherein  entsprechende  Würdigung.  In  dem  Abschnitt  „The  In- 
dian  Frontiers"  werden  die  Grenzfragen,  das  Verhältnis  zu  Rußland  als 
asiatischem  Nachbarn,  die  Lage  am  persischen  Golf,  an  den  Grenzen 
von  Persien  slbst,  von  Afghanistan  und  Tibet  besprochen;  über  die 
Handelsmöglichk-jiten  am  pe.sischen  Golf  befindet  sich  an  anderer  Stelle 
sogar  noch  ein  b  sonderes  Kapitel.  Aus  dem  Gebiet  der  inneren  Politik 
sind  die  Abschnitte  über  Bewässerung,  Hungersnot,  Gesundheits-  und 
Bildungswesen  zur  Orientierung  besonders  wertvoll.  In  den  späteren 
Auflagen  sind  auch  die  Artikel  rein  wirtschaftlichen  Inhalts  vermehrt 
worden;  zu  beachten  sind  noch  Aufsatz:'  wie  „India  und  Free  Trade", 
über  indische  Presse  und  Presserecbt  sowie  der  Abdruck  des  gesamten 
Zolltarifs.  Seit  1916  wird  auch  das  indische  Genossenschaftswesen  von 
seinen  ersten  Anfängen  bis  zu  den  zur  Zeit  zur  Diskussion  stehenden 
Reformen  behandelt.  Im  ganzen  muß  man  sagen,  daß  dem  Herausgeber 
sein  Plan,  „a  Standard  work  of  reference  on  the  Indian  Empire"  zu 
schaffen,  zu  gelingen  scheint. 

Für  Japan  liegen  drei  verschiedene  Jahrbücher  vor,  die  nach 
Ursprung  und  Inhalt  verschieden  zu  bewerten  sind.  Das  japanische  Fi- 
nanzministerium gab  im  Jahre  1901  erstmalig  ein  „Financial  Annual  of 
Japan",  ein  rein  statistisches  Werk  heraus^.    Bereits  1902  wurde  es  er- 

^  Financial  and  Economical  Annual  of  Japan,  Annuaire  financier  et  economique  du 
Japon,  Finanzielles  und  wirtschaftliches  Jahrbuch  für  Japan,  ed.  kais.  Japan.  Finanzmini- 
sterium.    Tokio  igoiff. 
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weitert,  die  Statistiken  erhielten  etwas  erklärenden  Text.  Seit  1904  ist 
das  Buch  dann  auch  in  deutscher  Sprache  erschienen  una  in  seinen 
Grundlagen  seit  dieser  Zeit  unter  ständiger  Erweiterung  des  Textes 
und  Vermehrung  der  statistischen  Angaben  in  der  Form  dieses  Jahres 
bis  zu  dem  letzten  vorliegenden  Band  1913  bestehen  geblieben.  Seit 
1906  wird  das  Werk  durch  eine  allgemeine  finanzielle  und  wirtschaft- 
liche J  ahresübei  sieht  eingeleitet.  Es  ist  übersichtlich  in  fünf  Teile  (i .  Finan- 
zen, 2.  Landwirtschaft,  Handel  und  Gewerbe,  3.  Auswärtiger  Handel, 
4.  Banken  und  Geldmarkt,  5.  Verkehr)  eingeteilt.  Der  begleitende  Text 
ist  klar,  gibt  meistens  einen  historischen  Überblick  über  die  Gesetz- 
gebung, schildert  die  Konjunkttn  des  abgelaufenen  Wirtschaftsjahres 
und  tut  einen  Ausblick  in  das  kommende.  Die  Statistik  ist  sehr  fein 
gegliedert.  Die  Fabriken  sind  nach  der  Art  der  in  ihnen  angewandten 
Maschinen  (Gas,  Dampf,  öl,  Dynamo  usw.)  geordnet,  die  Arbeiter  nach 
dem  durchschnittlichen  Tagelohn  und  der  Beteiligung  in  den  einzelnen 
Gewerben,  bei  den  staatlichen  Fabriken  wird  auch  der  Kohlenverbrauch 
einer  jeden  mitgeteilt.  Sorgfältige  graphische  Darstellungen  veranschau- 
lichen neben  den  Statistiken  die  finanzielle  und  wirtschaftliche  Ent- 
wicklung des  Landes.  Nehmen  wir  auch  an,  daß  die  notorische  japanische 
Flüchtigkeit  hier  manchen  Fehler  veranlaßt  hat,  so  bleibt  doch  bestehen, 
daß  es  eine  offizielle  Publikation  ist  und  daß  das  gesamte  Material  als 
authentisch  anzusehen  ist.  Es  kommt  für  die  Bedeutung  des  Jahrbuches 
hinzu,  daß  es  gerade  mit  dem  russisch-japanischen  Kriege  einsetzt  und 
so  aus  ihm  als  erster  Quelle  die  wirtschaftlichen  Folgen  dieses  Krieges 
für  Japan  ersichtlich  sind. 

Während  das  offiziell  herausgegebene  Jahrbuch  nur  bestimmte 
Zweige  des  staatlichen  Organismus  imifaßt,  ist  von  privater  Seite  unter- 
nommen worden,  ein  den  Charakter  des  Staatshandbuch  tragendes  Werk, 
welches  das  gesamte  staatliche  Leben  behandelt,  herauszubringen.  Es 
ist  das  „Japan Yeai  Book"  redigiert  von  J.  Takenob,  dem  frülieren 
Schriftleiter  der  ,, Japan  Times",  Professor  an  der  Waseda  Universität, 
einem  ,,undergraduate  coUege",  das  von  dem  bekannten  japanischen 
Staatsmann  Grafen  Okuma  begründet  wurde^.  Es  erscheint  seit  1905,  dem 
Endjahr  des  russisch- japanischen  Krieges,  welches  die  Japaner  se.lbst, 
ebenso  wie  1895,  das  Jahr  des  Friedens  von  Shimonoseki,  als  Beginn 
einer  neuen  Epoche  für  Japan  ansehen.  Stets  wird  in  dem  Jahrbuch 
darauf  aufmerksam  gemacht,  welche  Wirkung  beide  Kriege  für  das 
Land  gehabt  haben.  Das  Jahrbuch  bringt  in  jedem  der  ca.  35  Abschnitte, 
welche  Geographie,  Verfassung,  Religion,  Erziehung,  Presse,  Sport, 
Sozialpolitik,  Handel  und  Industrie,  Kunst  und  Kunstgewerbe,  Ver- 
kehrswesen usw.  in  bunter  Reihe  behandeln,  Darstellung  und  Statistik, 

^  „Japan   Year  Book"  ed.  J.  Takenob.     Tokio  igosff. 
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die  einen  Überblick  über  Organisation  und  Fortschritt  der  verschiedenen 
Materien  geben.  Es  ist  von  Jahr  zu  Jahr  verbessert  worden,  die  Zahl 
der  mit  Namen  gezeichneten,  einführenden  Aufsätze  hat  sich  stark  ver- 
mehrt, und  so  kann  das  „Japan Year  Book"  zur  allgemeinen  Orientierung 
wohl  empfohlen  werden.  Nur  ist  dabei  die  aller  japanischen  Arbeit 
gegenüber  angebrachte  Vorsicht  zu  beobachten.  Es  haftet  ihm  die  den 
Japanern  eigentümliche  Oberflächlichkeit  an.  Insbesondere  sind  die 
statistischen  Angaben  in  höchstem  Maße  unzuverlässig.  Sie  scheinen 
zwar  durchweg  amtlichen  Unterlagen  zu  entstammen,  aber  im  Vergleich 
mit  diesen  ergibt  fast  jede  Aufstellung  Abweichungen  durch  Druck- 
fehler, Verschieben  der  Skalen  und  auf  ihre  Ursachen  nicht  festzu- 
stellende Unregelmäßigkeiten. 

Ein  drittes  Jahrbuch  für  Japan^  ist  von  englischer  Seite  mit  der 
Begründung  herausgegeben  worden,  die  bisher  erschienenen  Jahrbücher 
seien  von  Japanern  verfaßt,  welche  „naturally  do  not  present  the  infor- 
mation  required  by  foreigners  either  in  form  or  selection".  Das  Buch  sollte 
zur  Information  des  fremden  Politikers,  Kaufmanns,  Journalisten  und 
Historikers  dienen.  Der  Gedanke  ist  sicherlich  nicht  schlecht,  nur  müßte 
das  Buch  dementsprechend  dem  Ausländer  Besseres  als  die  oben  er- 
wähnten bieten.  Tatsächlich  sind  jedoch  Text  wie  Statistik  zu  ^/g  von 
dem  finanziellen  und  wirtschaftlichen  Jahrbuch  1913  abgeschrieben.  Desto 
unverfrorener  ist  es,  zu  behaupten,  die  Aufsätze,  „The  finance  und  eco- 
nomy  of  Formosa,  Kwantung  etc."  seien  „filling  an  acknowledged  hiatus"  ;• 
sie  sind  Wort  für  Wort  dem  genannten  Jahrbuch  entnommen.  Beim  Ver- 
sicherungswesen ist  der  Bericht  des  britischen  Handelsattache  abge- 
schrieben. Nur  für  das  Geld-  und  Börsenwesen  und  in  erhöhtem  Maße 
für  die  Agrarstatistiken  sind  SpezialStatistiken  herangezogen  und  wird 
mehr  als  in  den  anderen  Jahrbüchern  geboten.  An  sich  sind  übrigens 
die  Statistiken  hier  zuverlässiger  als  im  Japan  Year  Book  wiedergegeben, 
Schreibfehler  aber  kommen  auch  hier  vor,  und  die  amtlichen  Werke 
bleiben  vorzuziehen. 

Ebenfalls  von  japanischer  Seite  und  im  japanischen  Interesse  ge- 
schrieben sind  die  „Annual  Reports  on  Reform  and  Progress  in  Korea"*. 
Sie  beginnen  mit  dem  Jahr  der  Einsetzung  eines  japanischen  General- 
gouverneurs und  sollen  offenbar  in  erster  Linie  die  Unfähigkeit  der 
Koreaner,  sich  selbst  zu  regieren  und  die  Notwendigkeit  des  Ein- 
greifens der  Japaner  nachweisen,  vor  allem  aber  ihre  Fähigkeiten 
bei   der   Durchführung    der    Reformen    und    ihre    Erfolge    ins    rechte 


^  „The  Japan  Gaiette    Japan  Year  Book"  ed.  The  Japan  Gazette  Co.     Yokohama 
1913/14- 

*    Ed.    Government    General    of  Chosen.      Seoul   1907,    1908/09,    1909/10,   1910/11, 
1912/13. 
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lyicht  setzen.  Der  objektiven  Richtigkeit  der  Angaben  über  diese 
muß  man  etwas  skeptisch  gegenüberstehen,  wenn  man  in  den  späteren 
Reports  die  Klagen  über  das  Verhalten  der  Koreaner  liest  (poli- 
tische Morde,  Aufstände,  Presse  verböte  usw.).  Die  Einteilung  des 
Buchs  deckt  sich  dem  Schema  nach  mit  der  üblichen  der  Staatshand- 
bücher: an  Verwaltung,  Justiz,  Finanzen,  Währung  usw.  schließen 
sich  Bankwesen,  Handel,  Verkehrswesen,  Erziehung  usw.  an.  Inhalt- 
lich bietet  der  Bericht  aber  durch  Schilderung  der  Zustände  vor  der 
japanischen  Besitzergreifung  und  der  nach  dieser  eingeführten  Reformen 
als  historische  Quelle  mehr,  auch  die  Wirtschaft  ist  ausreichend  be- 
rücksichtigt, wobei  immer  im  Auge  behalten  werden  muß,  daß  es  sich 
imi  eine  einseitig  gefärbte,  japanische  Quelle  handelt.  Zahlenangaben 
sind  in  den  Text  eingeflochten,  die  eigentlichen  Verwaltungs-  und  Wirt- 
schaftsstatistiken am  Ende  des  Buches  zusammengestellt.  Sie  sind  ganz 
nach  japanischem  Muster  angelegt  und  jedenfalls  als  authentisch  amt- 
lich anzusehen.  Der  Quellenwert  der  ,, Reports"  wird  in  den  vorliegenden 
Bänden  noch  durch  den  Abdruck  der  wichtigsten  Abmachungen  zwischen 
Japan  und  Korea  von  der  Einrichtung  des  Generalgouvernements  ab 
bis  zur  endgültigen  Annexion  erhöht. 

Die  Regierung  von  Niederländisch-Indien  (Abt.  Handel 
und  Industrie)  hat  zum  erstenmal  für  1916  ein  Jahrbuch  herausgegeben^. 
Es  soll  dem  großen  Publikum  in  Holland  und  im  Ausland  ein  allge- 
meines Bild  der  Verhältnisse  der  Kolonie  und  der  Ergebnisse  von  Hol- 
lands Tätigkeit  als  Kolonialmacht  geben.  Das  übliche  Behördenschema 
konnte  fortfallen,  weil  hierüber  ein  Regierungsalmanach  erschöpfend 
Auskunft  erteilt.  Es  wird  für  alle  Materialien  ein  kurzer  historischer 
Überblick  gegeben  und  dann  auf  die  gegenwärtigen  Verhältnisse  ein- 
gegangen. Regierungsform,  Rechtswesen,  Finanzwirtschaft  und  Unter- 
richtswesen werden  in  den  ersten  Kapiteln  in  der  üblichen  Art  geschildert. 
Der  Schwerpunkt  des  Buches  liegt  indes  in  den  Abschnitten  über  die 
wirtschaftlichen  Verhältnisse,  und  hier  steht  die  Produktion  im  Vorder- 
grunde. Zucker,  Tabak,  Gummi,  Kaffee  usw.  als  wichtigste  Boden- 
produkte werden  eingehend  behandelt,  das  frühere  Ausbeutungssystem 
des  I^andes  durch  die  ostindische  Kompanie  im  Gegensatz  zu  den  Be- 
strebungen der  jetzigen  Regierung,  die  in  erster  Linie  das  Interesse  der 
Kolonie  im  Auge  habe,  g^schÜdert.  Am  Schluß  des  Buches  ist  die  Ar- 
beiterfürsorge, die  Kulifrage,  überhaupt  die  Versorgung  mit  Arbeits- 
kräften behandelt.  Das  veröffentlichte  statistische  Material  ist  gering, 
hierfür  stehen   aber   auch   andere    Publikationen  zur   Verfügung.      Das 

^  ,,Jaarboek  van  Nederlandsch-Indie",  samengesteld  . . .  door  de  Afdeeling  Nijverheid    ' 
en  Handel  van  het  Department  van  Landbouw   ....     s'Gravenhage  1916. 
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Buch  ist  jedenfalls  als  ein  auf  amtlicher  Bearbeitung  beruhendes,  zu- 
verlässiges Quellenwerk  anzusehen,  wohl  geeignet,  über  die  wirtschaft- 
lichen Verhältnisse  der  Kolonie  zu  unterrichten. 

3.  Afrika. 

In  Afrika  dominieren  Jahrbücher  englischen  Ursprungs.  Allein  für  das 
britische  Ostafrika  liegen  aus  den  letzten  15  Jahren  vier  verschie- 
dene vor,  von  denen  sich  allerdings  für  keins  feststellen  läßt,  daß  es  über 
die  erste  Auflage  hinausgekommen  ist.  Sie  sind  sämtlich  in  Zeitungsver- 
lagen erschienen,  haben  aber  nichts  miteinander  gemein.  Die  Ostafrika 
benachbarten  und  wirtschaftlich  eng  mit  ihm  verknüpften  Gebiete  sind, 
wie  schon  aus  den  Titeln  hervorgeht,  das  eine  Mal  mehr,  das  andere 
Mal  weniger,  ausführlich  behandelt  worden.  Das  älteste  Jahrbuch,  das 
., Handbook  for  East  Africa,  Uganda  and  Zanzibar"^  gibt  den  gewöhn- 
lichen Überblick  über  die  Behörden,  geographische  I,age,  Gerichtsver- 
fahren, Jagd  usw.  Es  erweckt  einen  oberflächlich  und  wenig  systematisch 
gearbeiteten  Eindruck.  Aus  dem  Abdruck  von  Verordnungen  über  lyand- 
erwerb  läßt  sich  schließen,  daß  das  Handbuch  zur  Ansiedlung  anregen 
soll.  Recht  ausführlich  ist  die  Organisation  und  Tätigkeit  der  Missionen 
behandelt,  mit  den  wirtschaftlichen  Verhältnissen  beschäftigt  sich  das 
Buch  dagegen  kaum. 

Dem  Anschein  nach  das  einzige  unter  amtlicher  Mitwirkung  zu- 
standegekommene Jahrbuch  Ostafrikas  ist  „Drimikeys  Year  Book  for 
East  Africa"'^.  Der  Autor  war  Sekretär  des  Sultans  von  Sansibar.  Das 
Buch  entstammt  dem  Verlage  des  ,,Indian  Year  Book"'  und  erinnert 
auch  in  seiner  Aufmachung  an  dieses  und  andere  gut  gearbeitete 
englische  Kolonialhandbücher.  Alle  I^andesteile  und  Verwaltungsge- 
biete sind  gleichmäßig  berücksichtigt.  Vor  den  anderen  ostafrika- 
nischen Büchern  hat  es  den  Vorzug  der  Wiedergabe  eines  Berichts  des 
Gouverneurs  über  die  Entwicklung  des  Handels  ün  Berichtsjahr  und 
den  reichen  statistischen  Materials.  Das  letztere  wird  vom  „treasurer" 
des  Protektorats  mitgeteilt  und  ist  daher  als  amtlichen  Ursprungs  an- 
zusehen. Da  die  Zahlen  bis  1900  zurückgehen,  gewähren  sie  einen  be- 
sonders guten  Überblick  über  den  ständigen  wirtschaftlichen  Aufschwung 
der  3  Protektorate.  Am  Schluß  enthält  das  Buch  ein  reiches  nach  beruf- 
lichen und  persönlichen  Gesichtspunkten  geordnetes  Adressenmaterial. 
Für  1912/13  erschien  ein  „Handbook  of  British  East  Africa"*,  welches 
dadurch  charakterisiert  ist,  daß  der  eine  Herausgeber  „I^and  and  Estate 
Agent"  in  Nairobi  ist.     Das  ganze  Buch  ist  eine  etwas  überschweng- 

^  Ed.  East  Africa  Standard.     Mombassa  1906. 

*  Ed.    Y.  S.  A.  Drumkey.     Bombay  1909. 
8  Vgl.  S.  490/91. 

*  Ed.  H.  F.  W  a  r  d    &  J.  Milligan.     London  and  Nairobi  1912/13. 
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liehe  Anpreisung  des  I^andes,  man  merkt  den  Wunsch,  Besucher 
und  Ansiedler  anztilocken.  Dem  verdankt  das  Werk  aber  auch, 
daß  die  den  Ansiedler  besonders  interessierenden  Abschnitte  über  die 
I/andwirtschaft  (Anbau  von  Sisalhanf,  Tabak,  Bamnwolle,  Schaf-  und 
Straußenzucht)  sehr  sorgfältig  und  ausführlich  gearbeitet  sind.  Nach 
dieser  Richtung  bietet  das  Buch  weit  mehr  als  Drumkeys  Jahrbuch. 
Der  1914  erschienene  „I^eader  Annual  and  Gazetteer  of  British  East 
Africa"^  trägt  das  stärkste  joiurnalistische  Gepräge  von  den  vier 
Büchern.  Er  ist  nicht  nur  im  Zeitungsverlag  erschienen,  sondern  ein 
erheblicher  Teil  seines  Inhalts  ist  auch  der  ost afrikanischen  Tages- 
zeitung ,,The  Leader"  direkt  entnommen,  z.  B.  gute  Artikel  über 
Klima,  Gesundheitszustand,  und  Eisenbahnen.  Dem  Handel  ist  nur 
ein  kurzer  Abschnitt  gewidmet,  der  sich  zur  Hälfte  mit  dem  Einge- 
borencnhandel  beschäftigt.  Der  Zolltarif  scheint  vollständig  abgedruckt 
zu  sein.  Die  Anlehnung  an  die  Zeitung  hat  bewirkt,  daß  auch  einzelne 
Artikel  aus  ihr,  die  sich  mit  politischen  Tagesfragen  beschäftigen,  wie 
Forderung  des  Settier  Parlaments  nach  Selbstverwaltung  usw.,  abge- 
druckt sind. 

Für  das  portugiesische  Kolonialgebiet  Ost- 
afrikas liegt  in  dem  „Annuario  de  Mogambique"^  ebenfalls  nur 
eine  private  Arbeit  vor,  jedoch  haben  die  Behörden  der  Kolonie 
den  Herausgeber  nach  Möglichkeit  imterstützt,  die  Angaben  dürften 
daher  als  zuverlässig  anzusehen  sein.  Das  Werk  trägt  den  Charakter 
des  Staatshandbuchs  und  ist  sehr  sorgfältig  und  übersichtlich  gearbeitet. 
Organisation  und  Behördenschema  der'  zentralen  wie  der  Distriktsver- 
waltung nehmen  den  größten  Teil  des  umfangreichen  Buches  (892  S.) 
ein.  Handel  und  Verkehr  sind  nur  wenig  berücksichtigt ;  einige  statisti- 
sche Tabellen  geben  nach  Häfen  geordnet  einen  Überblick  über  Ein- 
und  Ausfuhr  der  letzten  10  Jahre  (ein  Vergleich  der  sehr  smnm arischen 
statistischen  Angaben  mit  der  amtlichen  „Estatistica  do  Commercio  e 
Navega9äo"  war  nicht  möglich).  Wertvoll  sind  auch  die  Adressen- 
verzeichnisse der  geschäftlichen  Niederlassungen  und  die  im  Anhang 
abgedruckten  Urkunden  und  Verträge,  wie  der  Handelsvertrag  mit 
England  1843,  der  Freundschaf  tsver  trag  mit  Transvaal  1864  usw.  Im 
ganzen  ist  das  Jahrbuch  zur  allgemeinen  Orientierung  über  die  Ivandes- 
verhältnisse geeignet,  für  wirtschaftliche  Fragen  sind  andere  Werke 
heranzuziehen,  wie  die  „Relatorios  sobre  Mo^ambique"  von  A.  Freire 
d'Andrade;  auch  das  „Delagoa  Directory"  ist  schon  ergiebiger. 


^  Ed.  The  Caxton  Printing  &  Publishing  Co.,  Ltd.    Nairobi  and  Mombassa  1914- 
*  Ed.  Sousa    Ribeiro.     Lourenjo  Marques  igoSff. 
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Dieses  umfaßt  als  einziges  der  hier  untersuchten  kein  ganzes  Ter- 
ritorium, sondern  nur  den  eng  begrenzten  Teil  eines  solchen^.  Es  ist  je- 
doch der  für  das  wirtschaftliche  Gedeihen  der  Provinz  ausschlaggebende, 
deshalb  scheint  seine  Berücksichtigung  gerechtfertigt.  Der  Bearbeiter 
A.  W.  Bayly  vertritt  zweifellos  die  Interessen  des  englischen  Kauf- 
manns, indes  sind  die  Mitteilungen  im  ganzen  neutral,  die  Behörden  haben 
ihn  bei  der  Sammlung  des  Materials  unterstützt.  Das  Behördenschema,  der 
Zolltarif  usw.  sind  in  üblicher  Weise  wiedergegeben.  Im  Mittelpunkt  des 
Buchs  steht  der  Hafen  von  lyourengo  Marques.  Seine  Bedeutung  für  das 
I^and  und  sein  wirtschaftlicher  Aufschwung,  der  von  der  Herstellung  des 
Eisenbahnverkehres  mit  Transvaal  datiert,  findet  eingehende  Würdigung. 
In  diesem  Teil  des  „Directory"  liegt  der  Hauptwert  für  wirtschaftliche 
Studien.  Am  Ende  enthält  er  reichliches  geschäftliches  Adressenmaterial. 

„The  Haudbook  of  Nyassaland"^  gibt  das  Bild  einer  neu 
erworbenen  britischen  Kolonie.  Es  ist  keine  offizielle  Veröffent- 
lichung, aber  auf  offiziellen  Quellen  beruhend.  Die  Angaben  machen 
einen  zuverlässigen  Eindruck.  Die  Zahlen  sind  die  gleichen  wie  in  den 
.,Colonial  Reports",  zu  denen  die  Beziehungen  diesmal  noch  näher  als 
sonst  zu  sein  scheinen,  denn  einzelne  Abschnitte  lehnen  sich  im  Wort- 
laut an  dieselben  an,  wobei  zu  beachten  ist,  daß  der  Verlag  des  Hand- 
buchs (Wyman  &  Sons)  zugleich  den  Vertrieb  der  „Reports"  hat.  Die 
benutzte  I^iteratur  ist  angegeben.  Die  Anlage  des  Buchs  ist  die  des 
Staatshandbuchs,  wobei  dem  besonderen  Charakter  dieses  zentral- 
afrikanischen Reichs  Rechnung  getragen  ist.  Beim  Gesundheitswesen 
werden  die  wichtigsten  Tropenkrankheiten  und  ihre  Prophylaxe  (Schlaf- 
krankheit) angegeben.  Das  Erziehungswesen  fällt  hier  ganz  den  Missionen 
zu,  deren  wichtige  Aufgabe  für  die  kulturelle  Hebung  der  Kolonien 
besonders  vor  Augen  tritt.  Für  die  Weltwirtschaft  ist  der  Abschnitt 
.,Agriculture"  der  wichtigste.  In  dem  Bericht  über  die  planmäßige 
Pflege  und  Ausfuhr  der  Bodenprodukte,  wie  Tabak  und  BaimiwoUe, 
spiegelt  sich  deutlich  der  Aufschwung  wieder,  den  das  I^and  in  den 
letzten  10  Jahren  unter  britischer  Herrschaft  genommen  hat.  Das  Buch 
schließt  mit  einem  Abschnitt  über  die  britische  Konzession  in  Chinde 
und  mit  einem  Adreßbuch. 

Sieben  J ahre  nach  ihrer  Begründung  hat  die  Südafrikanische 
Union   für  1917  ihr  erstes  offizielles  Jahrbuch  herausgegeben^.     Die 

^  „The  Delagoa-Directory",  a  year  book  of  Information  regarding  the  port  and  town 
of  Louren9o  Marques,  ed.  ,,Louren9o  Marques  Guardian".     Lourcn9o  Marques  iSgSff. 

'  Kein  Herausgeber  genannt.     London  1909,  1910. 

^  „Official  Year  Book  of  the  Union  of  South  Africa".  Statistics  mainly  for  the 
period  1910 — 16;  published  under  authority.  Ed.  C.  W.  Cousins,  Director  of  Census. 
Pretoria  1918. 
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mit  der  Bearbeitung  statistischer  Veröffentlichungen  betraute  Kom- 
mission hat  die  Bditionsprinzipien  festgesetzt;  sie  hat  sich  die  Er- 
fahrungen anderer  englischer  Kolonien  zunutze  gemacht  und  nach  ein- 
gehender Prüfung  das  „Official  Year  Book  of  Commonwealth" ^  zum 
Muster  gewählt,  ohne  es  sklavisch  nachzuahmen.  Es  ist  der  übliche 
Aufbau  des  Staatsharidbuchs.  An  die  historische  Darstellung  der  Ent- 
stehung der  Union  schließen  sich  das  Behördenschema,  die  Mitteilung 
der  Verfassungsurkunde  von  1909  und  der  Gesetze  1910 — 17  an.  Zu 
rühmen  ist  die  tabellarische  Aufstellung  der  „Fimctions  of  Departments 
of  State".  Die  Kompetenzabgrenzung  wird  hier  ersichtlich  und  so  ein 
weit  tieferer  Einblick  in  den  Staatsorganismus  gewährt  als  in  den  Staats- 
handbüchern durch  die  Aufzählung  aller  Beamten  und  ihres  I^ebens- 
laufes.  Das  australische  Vorbild  läßt  sich  leicht  daran  erkennen,  daß 
das  soziale  Moment  in  den  Statistiken  mehr  als  das  wirtschaftliche  zur 
Geltung  kommt,  obwohl  in  Südafrika  die  soziale  Gesetzgebung  nicht 
im  entferntesten  soweit  ausgebaut  ist  wie  in  Australien.  Dafür  sind 
hier  das  Problem  der  farbigen  Arbeiter  und  die  Einwanderungsfrage 
wichtiger.  Auch  in  den  Abschnitten  über  Handel  und  Industrie  stehe» 
die  Arbeiter  mehr  im  Vordergrund  als  die  Unternehmer  selbst.  Die 
Ein-  und  Ausfuhrstatistiken  gehen  für  die  Kapkolonien  bis  1826  zurück, 
können  aber  für  die  ältere  Zeit  wohl  kaum  den  Anspruch  auf  Zuver- 
lässigkeit erheben.  Die  Grundlagen  des  Buches  bilden  die  amtlichen 
statistischen  Publikationen,  über  welche,  wie  überhaupt  über  die  Ent- 
wicklung der  Statistik,  ausführlich  berichtet  wird;-  beachtenswert  ist 
imter  den  angegebenen  Quellen  auch  die  ausgezeichnete  Bibliographie 
für  Südafrika.  Das  Jahrbuch  ist  seiner  Anlage  nach  jedenfalls  als  vor- 
bildlich zu  bezeichnen.  Ungleichheiten  in  der  Behandlung  einzelner 
Themen  wie  die  geringe  Berücksichtigung  von  Handel  und  Industrie 
und  die  zu  starke  Beschränkung  des  Textes  auf  erklärende  Mitteilungen 
zur  Statistik  werden  vermutlich  in  den  weiteren  Auflagen  verschwinden. 
Für  das  nördlich  an  die  südafrikanische  Union  angrenzende  Ge- 
biet Süd-Rhodesia,  die  Provinzen  Matabele-  und  Maschonaland 
umfassend,  ist  von  der  British  South  Africa  Co.  ein  Handbuch  herausge- 
geben worden,  das  in  erster  lyinie  den  Ansiedlern  einen  Begriff  von  ihrer 
neuen  Heimat  geben  soll^.  Demgemäß  trägt  die  Schilderrmg  aller  I^andes- 
einrichtungen  im  ganzen  einen  empfehlenden  Charakter,  sie  ist  aber 
zur  allgemeinen  Orientierung  sachlich  genug  gehalten.  Die  Organi- 
sation von  Behörden,  Schulen  usw.  ist  übersichtlich  wiedergegeben, 
das  Zahlenmaterial  gering  und  auf  seine  Richtigkeit  nicht  nachprüfbar. 

1  Vgl.  s.  512. 

*  „The  Southern  Rhodesia  Handbook",  published  by  authority.     Ed.  The  British 
South  Africa  Co.     London  1914. 
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In  wirtschaftlicher  Hinsicht  sind  die  Abschnitte  über  das  Ansiedlungs- 
wesen,  den  Anbau  von  Tabak,  Straußenfarmen  und  die  Geldgewinnung 
die  wichtigsten.  Im  übrigen  nimmt  das  Buch  auf  Vergnügungsreisende 
und  lokale  Interessen  weitgehende  Rücksicht. 

Ein  leidlich  brauchbares  Handbuch  amtlichen  Ursprunges  ist  auch 
das  für  die  französische  west afrikanische  Kolonie  (umfassend  Senegal, 
Guinea,  Elfenbeinküste,  Dahomey,  Haut-Sene- 
gal, Niger,  Mauretanien),  herausgegebene  ,,Annuaire  du 
gouvernenient  g^n^ral  de  l'Afrique  occidentale  frangaise"^.  In  seinen 
älteren  Auflagen  ähnelt  es  noch  ganz  dem  S.  510  bei  Französisch-Guyana 
charakterisierten  Typus  französischer  Jahrbücher,  der  sich  in  der  Haupt- 
sache auf  die  Wiedergabe  der  heimatlichen  Kolonialbehörden  in  größter 
Ausführlichkeit  beschränkt  und  nur  im  Rahmen  einer  geographischen 
Beschreibung  wenige  über  das  I^and  unterrichtende  Notizen  bringt.  In  der 
Auflage  1909  des  Jahrbuches  werden  in  6,  nur  einige  Seiten  umfassenden 
Kapiteln  geographische  Verhältnisse,  Geschichte,  eingeborene  Rassen,  Ver- 
waltung, Transportwesen,  Zölle  und  Abgaben,  wirtschaftliche  Hilfsmittel 
und  Landkonzessionsweseu  der  6  Kolonien  erörtert.  Die  Arbeit  ist  ganz 
mechanisch  und  unzulänglich.  Nur  die  im  Wortlaut  abgedruckten 
wichtigen  Gesetze  und  Verordnungen  sind  als  Quelleimiaterial  für  Ver- 
fassung und  Verwaltung  der  Koloiüe  wertvoll.  Das  Jahrbuch  1915/16 
weist  demgegenüber  große  Fortschritte  auf.  Die  Einteiltmg  ist  die  gleiche 
geblieben,  aber  die  Kapitel  sind  besser  durchgearbeitet  und  bieten  in 
wirtschaftlicher  Hinsicht  mehr.  Man  gewinnt  einen  Überblick  über 
die  wichtigsten  Ein-  und  Atisfuhrartikel;  Dakar,  der  Sitz  des  General- 
gouverneurs erfährt  eingehende  Betrachtung  als  Handels-  und  Zwischen- 
hafen, die  besonderen  Handelsbeziehungen  zu  Frankreich  werden  be- 
rücksichtigt, die  Handelshäuser,  welche  ihren  Hauptsitz  in  Europa  haben, 
aufgeführt.  Recht  wertvoll  sind  auch  die  bei  verschiedenen  der  Kolonien 
gemachten  lyiteraturangaben.  Die  wirtschaftlichen  und  kulturellen  Fort- 
schritte der  Kolonien  selbst  dürften  mit  den  Anlaß  ztu  Verbesserung 
des  „Aunuaire"  gegeben  haben. 

4.  Amerika. 

a)    Nordamerika. 

Gemäß  der  Teilung  des  nordamerikanischen  Kontinents  in  die 
Interessensphäre  Englands  und  die  der  Vereinigten  Staaten,  zerfallen 
die  Jahrbücher  dieses  Gebietes  in  solche  rein  amerikanischer  Urheber- 
schaft und  in  solche  englischen  Ursprungs.     Für  die  Vereinigten 

^  Ed.  Service  des  publications,  Dakar.     Paris  igogff. 
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Staaten  wurde  im  Jahre  1910  ein  „American  Year  Book"^  auf  ganz 
anderer  Grundlage  geschaffen,  als  sie  die  bisher  besprochenen  Jahrbüchälr 
haben;  sein  Charakter  ist  im  wesentlichen  wissenschaftlich.  Ein  Ausschuß 
von  39  wissenschaftlichen  und  technischen  Gesellschaften  des  Landes  ist 
1910  gebildet  worden,  um  die  Herausgabe  des  Buches  beratend  zu  über- 
wachen. Das  politische  und  statistische  Material  ist  laut  der  Vorrede 
zugunsten  der  wissenschaftlichen  Behandlung  der  Gegenstände  be- 
schränkt worden,  es  wird  für  seine  Einsicht  auf  die  Spezialjahrbücher 
verwiesen.  Weniger  die  Zustände  als  die  Ereignisse  und  Fortschritte 
des  laufenden  Jahres  werden  geschildert,  am  ausführlichsten  und  über- 
sichtlichsten Geschichte  und  Ereignisse  des  politischen  I^ebens  im  laufen- 
den Jahre;  für  die  Fortschritte  in  Verfassung,  Verwaltung,  Gesetzgebung 
des  Bundesstaats,  der  Einzelstaaten  und  der  Munizipalitäten  ist  das 
Jahrbuch  zweifellos  ein  erschöpfendes  Nachschlagewerk.  Der  Abschnitt 
„Economic  Conditions  and  The  Conduct  of  Business"  gibt  in  großen 
Zügen  einen  Überblick  über  die  „business  condition"  im  laufenden  Jahr. 
Wer  sich  aber  über  Einzelheiten  unterrichten  will,  muß  sich  an  andere 
Veröffentlichungen  halten.  Ähnliches  gilt  von  dem  Abschnitt  „Social 
and  Economic  Problems".  Die  anfangs  im  Abschnitt  „Himianities"  zu- 
sammengefaßten Wissenschaften,  von  welchen  in  den  ersten  Jahrgängen 
meist  einzelne  Probleme  behandelt  sind,  werden  später  immer  mehr  zu 
chronikartigen  Besprechungen  der  Erfindungen  und  der  neuen  Fach- 
literatur im  letzten  Jahr.  Die  Autoren  sind  durchweg  wissenschaftlich 
gebildete  Fachleute.  Die  Quellen  sind  meist  angegeben,  Fachzeitschriften 
oft  stark  benutzt,  so  daß  einzelne  Artikel  wie  „Engineering"  nur  als 
Kompilationen  aus  ihnen  erscheinen.  Die  Grundlagen  der  Statistiken 
sind  meist  amtliche. 

Man  möchte  eigentlich  annehmen,  daß  bereits  eine  ganze  Anzahl 
von  Einzelstaaten  der  Union  ihre  eigenen  Handbücher  haben,  festzu- 
stellen war  dies  nur  für  Indiana.  Das  „  Year  Book  of  the  State 
of  Indiana"^  wird  auf  Anregung  der  gesetzgebenden  Versammlung 
des  Staates  von  dem  Bureau  of  I^egislative  Information  unter  I/citung 
des  Gouverneurs  herausgegeben.  Es  soll  i.  einen  Überblick  über  Tätig- 
keit und  Aufgaben  sämtlicher  öffentlicher  Behörden  und  Einrichtungen 
des  Staats  geben,  2.  als  Nachschlagewerk  für  die  sozialen  und  wirtschaft- 
lichen Zustände  und  für  statistische  Auskünfte  dienen.  Es  trägt  den 
Charakter  des  Staatshandbuchs.  Die  Behörden  und  anderen  öffent- 
lichen Einrichtungen  haben,  der  Aufforderung  des  herausgebenden 
Büros    folgend,    knappe   Berichte    über    den  Umfang  ihres  Arbeitsge- 

^  A  record  of  events  and  progress.  Ed.  seit  191 1  O.  W  i  c  k  w  a  r  e  B.  A.  B.  Sc.  New 
York  igioff. 

^  Ed.  Govornor  J.  P.  Goodrich.     Indianopolis  1917. 


Jahrbücher  als  Quelle  weltwirtschaftlicher  Forschung.  ^01 

bietes  und  ihrer  Tätigkeit  im  abgelaufenen  Jahr  nebst  statistischen 
Beilagen  ausgearbeitet.  Durch  die  Berichte  der  für  viele  Gebiete 
des  wirtschaftlichen  Ivcbens  zur  Kontrolle  eingerichteten  „Boards"  oder 
„Commissions"  erhält  man  einen  Einblick  in  die  wirtschaftlichen  Ver- 
hältnisse des  I^andes.  Sehr  tiefgehend  ist  dieser  jedoch  nicht,  auch  das 
beigefügte  statistische  Material  ist  gering,  die  Beurteilung  erfolgt  weit 
mehr  vom  sozialen  als  vom  ökonomischen  Standpunkte  aus.  Die 
Staatsfinanzen  sind  zwar  ausführlich  behandelt,  die  Privatwirtschaft 
Jedoch  nur,  wo  sie  mit  den  Behörden  durch  Abgaben  oder  Aufsichts- 
rechte  in  Berührung  kommt.  Im  ganzen  ist  das  Buch  jedenfalls  für  den 
Politiker,  der  sich  über  Verfassung,  Parteiverhältnisse,  Zusammensetzung 
des  Parlaments,  Gesetzgebung  usw.  unterrichten  will,  ergiebiger  als 
für  den  Kaufmann  oder  den  anderweitig  wirtschaftlich  interessierten  Be- 
nutzer. Charakteristisch  für  die  weitgehende  Teilnahme,  welche  der 
amerikanische  Bürger  am  öffentlichen  ]>ben  nimmt  oder  wenigstens 
nehmen  soll,  ist  der  breite  Ramn,  welchen  in  beiden  Jahrbüchern  die 
Mitteilung  der  politischen  Staatseinrichtungen  einnimmt. 

Erwähnt  sei  hier  noch  das  „Anglo- American  Year  Book"^,  das  seit 
1913  mit  dem  offensichtlichen  Zweck  erscheint,  die  Beziehungen  zwischen 
England  und  Amerika  enger  zu  knüpfen.  Es  ist  jedoch  weder  ein 
Staats-  noch  wirtschaftliches  Handbuch,  sondern  ein  einfacher  Fremden- 
führer für  Amerikaner  in  England.  Ein  Handelsadreßbuch,  welches  die 
Niederlassungen  der  amerikanischen  Firmen  in  England  und  der  eng- 
lischen in  Amerika  sowie  der  englischen  Vertreter  amerikanischer  Häuser 
enthält,  ist  indes  immerhin  als  Quelle  für  Art  und  Ausdehnung  der 
wechselseitigen  Handelsbeziehungen  wertvoll,  wenn  die  Vollständig- 
keit auch  keineswegs  feststeht. 

In  K  a  n  a  d  a  ist  das  aus  dem  Census  and  Statistic  Office  her- 
■'orgehende  „Canada  Year  Book"^  als  offizielles  anzusehen.  Es  erscheint 
auf  Ermächtigung  des  Handelsmiiusteriums.  Bis  zum  Jahrgang  1911 
ist  es  ein  rein  statistisches  Werk,  nur  im  Vorwort  wird  ein  Textkapitel 
gebracht,  welches,  im  wesentlichen  die  Parlamentssitzung  zugrunde 
legend,  über  die  „events  of  the  year"  berichtet,  darunter  werden  auch 
Waldbrände,  Ordensverleihungen,  Tage  mit  ungewöhnlich  heißem  Wetter 
erwähnt.  Seit  1912  wird  dann  begonnen,  zu  einzelnen  Abschnitten  der 
Statistik  Text  zu  bringen,  welcher  über  rein  erklärende  Bemerkungen 
hinausgeht    und   sich   allmählich   zu  regelrechten   Darstellungen,    von 

^  With  which  is  incorporated  Americans  with  British  Titles  and  The  Anglo-Ameri- 
can  Who's  who.    Containing  an  authentic  commercial,  professional  und  residential  directory 
i  Americans  in  Great  Britain.     Under  official  patronage.     London  igisff. 
*  Ed.  Census  and  Statistic  Office.  Ottawa  1905  {II.  Serie)ff. 
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Fachleuten  geschrieben,  auswächst.  In  dem  letzten  vorliegenden  Jahr- 
buch 1904  bilden  aber  noch  die  Statistiken,  welche  aus  Spezial werken 
wie  den  „Reports  of  the  Department  of  Trade"  zusammengestellt  sind, 
den  Hauptinhalt.  Die  ergiebigsten  der  9  Abschnitte  des  Buches  sind:  3. 
Area  and  Population,  6.  Production,  7.  Trade  and  Commerce,  8.  Trans- 
portation and  Communication,  10.  Finance.  Besonders  die  ausführlichen 
Ein-  und  Ausfuhr-  und  die  Getreidestatistiken  seien  hier  hervorgehoben. 
Der  Abschnitt  „I^abour"  ist  noch  sehr  unentwickelt,  zumal  im  Vergleich 
zu  dem  Jahrbuch  Australiens^,  hinter  dem  Kanada  in  sozialpolitischer 
Beziehung  augenscheinlich  weit  zurücksteht.  Am  Schluß  werden  unter 
dem  Stichwort  „Administration"  noch  Angaben  über  das  Ansiedlungs- 
wesen  gebracht.  Das  Buch  hat  starken  Quellenwert,  wird  aber  wenig- 
stens 1914  noch  von  den  australischen  Jahrbüchern  an  schöpferischem 
Gehalt  erheblich  über  troffen. 

Ähnlich  dem  „Anglo-American  Year  Book"  sind  während  des  Krieges 
für  Kanada  2  Jahrbücher  entstanden,  welche  es  als  ihre  Hauptaufgabe 
ansehen,  die  Beziehungen  zum  Mutterlande  fester  zu  gestalten.  Im 
Gegensatz  zu  dem  erwähnten  Jahrbuch  stehen  hier  aber  die  wirtschaft- 
lichen Gesichtspunkte  ganz  im  Vordergrund.  Das  „Anglo-Canadian  Year 
Book"2  ist  laut  dem  Vorwort  für  alle  diejenigen  Einwohner  Groß- 
britanniens bestimmt,  welche  in  Kanada  direkte  Interessen  haben, 
und  welche  sich  über  Kapitalanlagen  oder  auch  die  Einwanderung  selbst 
unterrichten  wollen;  der  Herausgeber  Morris  bezeichnet  sich  als  Ver- 
fasser der  Bücher  „Canada  for  British  Gold  and  British  Enterprise" 
und  „The  Canadian  Settiers  Handbook",  ist  also  schon  länger  tätig, 
England  und  sein  Kapital  für  Kanada  zu  interessieren.  Der  Inhalt  ent- 
spricht nicht  ganz  dem  Programm.  Im  Mittelpunkt  des  Werks  steht  die 
Einwanderung  und  Kolonisierung  des  I/andes.  Die  ,, Immigration  Act" 
ist  ganz  abgedruckt,  die  provinzielle  lyandgesetzgebung  wird  mitgeteilt, 
über  die  I^anderwerbsgesellschaften  und  die  „Homesteading  Regulations" 
unterrichtet.  Ebenso  ausführlich  werden  die  Arbeitsbedingungen  für 
Ingenieure,  „barristers  and  solicitors,  clergymen",  die  Möglichkeit  des 
Studiimis  usw.  erörtert.  Dabei  sind  die  in  England  üblichen  Anforde- 
rungen als  Maßstab  genommen.  In  seinen  übrigen  Teilen  bietet  das  Buch 
nichts  Originales,  es  ist  nach  Art  des  Staatshandbuchs  disponiert,  doch 
ist  alles  ziemlich  oberflächliche  Kompilation;  Erziehung,  Gesundheits- 
wesen u.  a.  m.  fehlen  ganz.  Die  Statistiken  sind  dem  „Canadian  Year 
Book"  entnommen.  Zu  beachten  ist  niu  der  ganz  abgedruckte  Zolltarif; 
im  übrigen  bietet  das  Werk  nvir  für  Einwanderungsprobleme  Quellen- 
material. 

1  Vgl.  s.  512. 

*Ed.  Keith   Morris.     London  191 5/1 6. 
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Das  andere,  das  „Imperial  Year  Book  for  Dominion  of  Canada"*^ 
ist  eine  ausgesprochene  Kriegsschöpfung.  Es  will  als  kanadisches  Jahr- 
buch zugleich  die  Ivcbensnotwendigkeit  des  Zusammenhangs  zwischen 
Kanada  und  dem  Reich  zeigen.  Es  sieht  für  Kanada  zwei  Probleme 
mit  dem  Krieg  verknüpft:  den  Schutz  des  Britischen  Weltreichs  in 
seiner  Einheit  und  die  günstige  Gelegenheit  für  Kanada,  seinen  Handel 
auf  Kosten  Deutschlands  und  Österreichs  dauernd  auszudehnen. 
Deshalb  sucht  es  in  erster  Linie  die  verbindenden  Momente  zwischen 
den  Dominions  im  Text  hervorzuheben  und  dann  ausreichend  wirt- 
schaftliches Material  zu  bringen,  damit  der  Benutzer  sieht,  wo  seine 
Arbeit  den  bisherigen  feindlichen  Handel  ersetzen  kann.  Das  Buch  ist 
ein  Staats-  und  wirtschaftliches  Handbuch,  kulturelle  Interessen  sind 
kaum  berücksichtigt  5  nur  dem  Sport  und  seinen  Champions  im  abge- 
laufenen Jahr  wird  in  für  englische  Denkungsart  charakteristischer 
Weise  unter  der  Rubrik  „Education"  ungewöhnlich  großer  Raum  zu- 
gebilligt. In  den  wirtschaftlichen  Teilen  des  Buchs  ist  das  Hauptgewicht 
auf  die  Handelsstatistiken  gelegt,  bei  denen  besondere  Rubriken 
eingerichtet  sind  i.  für  die  „Imports  into  the  United  Kingdom",  2,  für 
die  „Imports  to  Canada  from  Germany  and  Austria."  Die  Statistiken 
stimmen  ün  allgemeinen  mit  denen  des  „Canada  Year  Book"  überein, 
aber  nicht  immer.  Als  Quellen  werden  das  ,,Census  and  Statistic 
Monthly",  das  „Statement  of  the  Minister  of  Finance  in  the  Budget- 
speech" und  „The  Unrevised  Monthly  Trade  and  Navigation  State- 
ments" genannt;  auf  sie  ist  jedenfalls  zurückzugreifen.  Die  letzten 
150  Seiten  enthalten  handbuch artige  Angaben  über  die  übrigen  Teile 
des  Britischen  Imperiums  einschließlich  des  Mutterlandes,  bei  welchen 
sich  eine  besondere  Aufstellung  der  „Principal  Goods  supplied  by  Ger- 
many to  Australia,  New-Zealand,  South  Africa  and  the  Empire"  be- 
findet. Die  Beziehungen  der  einzelnen  Dominions  zu  Kanada  sind 
überall  hervorgehoben,  im  übrigen  sind  für  diese  Länder  selbstver- 
ständlich die  Spezialhandbücher  zu  bevorzugen,  zumal  Nachprüfung 
der  Zahlenangaben  vielfach  fehlerhafte  Abschrift  ergab.  Bei  dem 
bisherigen  knappen  Text  des  „Canadian  Year  Book"  ist  das  „Imperial 
Year  Book"  trotz  seiner  Einseitigkeit  in  den  hervorgehobenen  Punkten 
eine    brauchbare    Ergänzung    zu   jenem. 

Ein  Teilgebiet  Kanadas  behandelt  endlich  noch  das  „Handbook  of 
British  Colmnbia"^.  Es  ist  offiziell  von  der  Provinzialver waltung  her- 
ausgegeben —  in  England  erscheint  eine  besondere,  von  der  englischen 

^  Ed.  A.  E.  South  all   &  C.  H.  Moody.     Montreal  I9i4/i5ff. 
^  English   Edition,    Official    Government   Bulletin.     Ed.   The  Office   of   the  Agent 
General  for  British  Columbia.     London  1913. 
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Vertretung  der  Kolonie  besorgte  Ausgabe  —  und  offenbar  in  erster 
Ivinie  für  Siedlungslustige  bestimmt,  bietet  indes  zur  Orientierung 
über  wirtschaftliche  Verhältnisse  mehr  als  die  vom  Emigrants  Infor- 
mation Office  edierten  „Handbooks  on  Canada,  Australia"  usw.  Die  Mit- 
teilungen über  den  Zustand  von  Fischerei,  Obstkultur  und  besonders 
Bergbau,  dessen  Bedeutung  für  das  Land  durch  die  Worte  charakterisiert 
wird  „Gold  is  distributed  all  over",  sind  recht  ausführlich  und  unter- 
richtend. Am  eingehendsten  wird  dem  Zweck  des  Buchs  entsprechend 
die  Verleihung  von  Land  behandelt,  das  von  der  Regierung  oder  der 
Canadian  Pacific  Co.  u.  a.  erworben  werden  kann.  Statistische  An- 
gaben werden  nicht  gemacht.  Da  solche  im  „Canadian  Year  Book" 
sehr  reichlich  sind,  die  wirtschaftlichen  Verhältnisse  dort  dagegen 
kamn  beschrieben  werden,  ist  das  Büchlein  ebenfalls  zur  ergänzungs- 
weisen Heranziehung  praktisch. 

b)  Mittelamerika. 

Für  Mittelamerika  liegen  für  zwei  in  englischem  Besitz  befindliche 
Inseln  Westindiens,  Grenada  und  Jamaika,  Jahrbücher  vor :  Das 
,,  Grenada  Handbook,  Directory  and  Almaüac^"  spiegelt  so  recht  dea 
Horizont  wider,  unter  dem  sich  das  Leben  einer  kleinen  englischen  Kolonie 
abspielt.  Neben  Angaben  über  Geschichte,  Verwaltung,  kirchliche  Ein- 
teilung, Verkehrswesen,  Pflanzen,  Vögel  sowie  einigen  Auszügen  der 
amtlichen  Finanz-  und  Handelsstatistiken  nehmen  Besuche  hervor- 
ragender Persönlichkeiten  und  alle  sportlichen  Ereignisse,  dann  aber 
auch  besonders  große  Verschiffungen  von  Kakao  den  gleichen  Raum 
ein.  Die  statistischen  Angaben  sind  ungenau  und  müssen  in  den  „Stati- 
stical Abstracts  for  the  British  Seif  Governing  Dominions"  nach- 
geprüft werden. 

Das  „Handbook  of  Jamaica"^  zählt  bereits  fast  40  Jahrgänge, 
sein  Schema  liegt  seit  Jahren  fest,  hat  sich  zweifellos  voll  den  Be- 
dürfnissen angepaßt  und  ist  wohl  als  Typ  ähnlicher  Handbücher  an- 
zusehen. Die  Herausgeber  sind  ein  Angehöriger  der  Zivilverwaltung 
und  der  Bibliothekar  des  Institute  of  Jamaica;  es  wird  betont,  daß 
das  Handbuch  „though  in  part  compiled  from  official  records  is  not  an 
official  publication."  Staatliche  und  Kommunaleinrichtungen  stehen 
in  dem  ganzen  Werk  im  Vordergrund,  mit  Stolz  wird  über  sie  berichtet, 
und  man  erhält  aus  ihm  vielleicht  einen  besseren  Eindruck,  z.  B.  von 
dem  Medizinal-,  Unterricht-  und  Armenwesen,  als  in  Wirklichkeit  be- 
rechtigt ist.  Die  kirchliche  Organisation  mit  ihren  Sekten  nimmt  einen 
breiten  Raum  in  dem  Buch  ein.      Neben  der  staatlichen  Organisation 

*  Compiled  by  the  Colonial  Secretary  (not  an  official  publication).      London  1914- 

*  Ed.  Jos.  C.  Ford  und  Frank  Cundall.     Kingston  i88off. 
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ist  die  allgemeine  Wirtschaft  verhältnismäßig  wenig  berücksichtigt,  doch 
befinden  sich  in  dem  Abschnitt  über  das  „Imperial  Department  of 
Agriculture  for  the  West-Indies"  ausführliche  Angaben  über  Zucker-  und 
Kaffeeplantagen,  Bananen-  und  Kakaopflanzungen,  über  ihre  Aus- 
dehnung und  ihre  Besitzer.  Versicherungsgesellschaften,  Schiffahrts- 
linien und  Reiseverbindungen  werden  in  üblicher  Weise  berücksichtigt. 
Die  statistischen  Angaben  lassen  durch  ihre  Übereinstimmung  mit  den 
„Colonial  Reports"  erkennen,  daß  sie  auf  der  amtlichen  Statistik  basieren. 

Es  sei  bei  dieser  Gelegenheit  bemerkt,  daß  die  Heranziehung  der 
„Colonial  Reports"  neben  der  Benutzung  der  Handbücher  bei  den  englischen 
Kolonien  in  allen  wirtschaftlichen  und  sozialen  Fragen  unbedingt  zu 
empfehlen  ist.  In  ihnen  finden  sich  vom  englischen  Standpunkt  sachlich 
gehaltene  Berichte  über  die  fortschreitende  Entwicklung  auf  allen  Ge- 
bieten im  jeweils  verflossenen  Jahr,  während  die  Angaben  des  Hand- 
buches allein  oft  eine  lokalpatriotische  Färbung  haben,  so  daß  sich  ohne 
persönliche  Kenntnis  des  I^andes  schwer  beurteilen  läßt,  ob  sich  die 
vorhandenen  Einrichtungen  wirklich  in  dem  geschilderten  Zustand 
befinden. 

In  Mexiko,  dem  wichtigsten  mittel  amerikanischen  Staat,  er- 
scheint das  „Mexican  Year  Book"^.  Es  ist  in  seinen  älteren  Auflagen 
recht  geeignet,  ein  Bild  der  reichen  Naturschätze  und  der  in  ihnen  ruhen- 
den wirtschaftlichen  Möglichkeiten  des  Landes  zu  geben.  Ob  das  Buch 
auch  in  einer  spanischen  oder  nur  in  der  vorliegenden  englischen  ediert 
worden  ist,  ließ  sich  nicht  feststellen.  Jedenfalls  handelt  es  sich  hier 
nicht  um  ein  Werk,  das  aus  einer  mehr  oder  minder  einseitig  eng- 
lischen Perspektive  heraus  entstanden  ist,  es  bezeichnet  sich  als  „com- 
piled  from  official  and  other  returns  and  issued  under  the  auspices 
of  the  Department  of  Finance",  die  Unterlagen  sind  offenbar  größten- 
teils von  den  Staatsbehörden  gegeben  worden,  also  unter  starker  Be- 
teiligung der  Behörden  entstanden.  Die  Zahlen  sind,  soweit  es  sich 
nachprüfen  läßt,  den  amtlichen  Statistiken  entnommen.  Im  Gegen- 
satz zu  anderen  halbamtlichen  Jahrbüchern  ist  in  diesem  die  Behördeu- 
organisation  nur  mit  wenigen  oberflächlichen  Strichen  gezeichnet,  sein 
Charakter  ist  mehr  der  eines  wirtschaftlichen  als  eines  Staatshandbuches. 
Das  Bankwesen,  die  wichtigsten  Zweige  von  Handel  und  Industrie  und 
der  Bergbau  sind  in  weitgehendem  Maße  berücksichtigt.  Unter  „Land- 
wirtschaft" werden  die  bedeutendsten  Bodenprodukte  wie  Kaffee,  Tabak 
usw.  und  ihre  Ausfuhr  behandelt.  Bei  der  Beschreibung  der  einzelnen 
„States  and  Territories  of  the  Federation"  wird  ihre  wirtschaftliche 
Beschaffenheit  im  einzelnen  durch  die  Angabe  der  Zoll-  und  Steuer- 
verträge aus  den  Landeserzeugnissen  erläutert.     Besonderen  Quellenwert 

^  Bearbeiter  nicht  genannt.     London  igoSff. 
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verleiht  dem  Buch  wiederum  der  Abdruck  gesetzlicher  Bestimmungen 
wie  des  Wasser-  und  Bergrechts,  der  Einwanderung-  und  Bankgesetz- 
gebung usw.  Die  Darstellungen  enthalten  keine  einseitige  Schönmalerei, 
am  zur  Kapitalanlage  zu  verlocken;  schlechte  Aussichten,  wie  z.  B. 
damals  beim  Silberbergbau  durch  die  vermehrte  Förderung  und  das 
Sinken  des  Silberpreises,  werden  hervorgehoben. 

Die  seit  Ausbruch  der  Revolution  nicht  aufhörenden  Unruhen 
haben  die  weitere  Entwicklung  des  Jahrbuchs  stark  beeinträchtigt.  Die 
Aufsätze  sind  aus  Zeitschriften  abgeschrieben,  vermengt  mit  denen 
früherer  Auflagen.  Die  Angaben  über  den  Etat  werden  immer  dürftiger, 
die  Bankabschlüsse  fehlen  ganz.  Das  Jahrbuch  1909/10  oder  ein 
früheres  muß  jeden. alls  als  Grundlage  zur  Orientierung  dienen,  die 
späteren  sind  nur  subsidiär  heranzuziehen. 

c)    Südamerika. 

Eigene  und  fremde  Initiative  wechseln  in  den  Jahrbüchern  süd- 
amerikanischer lyänder  je  nach' dem  Stand  der  eigenen  Arbeit  und  des 
fremden  Interesses.  Die  Firma  R.  Grant  &  Co.  in  Buenos  Aires, 
bezeichnet  sich  als  „proprietor"  und  ,,publisher"  des  seit  1904 
erscheinenden  „A rgentinian  Year  Book''^.  In  der  Vorrede  der 
ältesten  vorliegenden  Ausgabe  für  1909  htißt  es,  sie  sei  die  erste  in 
England  veröffentlichte.  „We  also  feel,  that  its  publication  in  Eng- 
land will  conform  in  a  better  and  stricter  sense  to  the  »raison  d'etre«  of 
the  Year  Book."  Später  ist  es  dann  wieder  in  Buenos  Aires  verlegt 
worden.  Die  Bevorzugung  englischer  Interessen  und  Firmen  gelangt 
aber  in  allen  Jahrgängen  zum  Ausdruck,  tritt  in  den  neueren  sogar  noch 
schärfer  hervor.  Es  wird  betont,  die  Republik  benötige  Ansiedler,  es  biete 
sich  für  den  kleinen  britischen  Kapitalisten  mit  landwirtschaftlicher  Er- 
fahrung eine  günstige  Gelegenheit;  die  Herausgeber  empfehlen  ihre  Ver- 
mittlung bei  den  I,andgesellschaften.  Viehzucht,  Milchwirtschaft,  Gefrier- 
fleischindustrie, Ackerball,  ihre  Verteilung  auf  die  verschiedenen  lyandes- 
teile  und  die  Aussichten  in  denselben  sind  eingehend  behandelt.  Indes  ist 
das  „Argentine  Year  Book"  nicht  etwa  als  einfaches  Auswandererhand- 
buch anzusehen,  es  ist  vielmehr  noch  für  den  Geschäftsmann  bestünmt. 
Die  Mitteilungen  über  das  Anleihe-  und  Bankwesen  sowie  über  die  Eisen- 
bahnen nehmen  auf  die  starken  englischen  Kapitalanlagen  in  Argen- 
tinien Rücksicht.  Die  Einrichtung  der  Häfen  wird  entsprechend  der  Be- 
deutung der  Überseeschiffahrt  für  das  lyand  dargestellt.  Die  Angaben 
über  die  staatliche  Organisation  sind  spärlich,  erst  in  den  letzten  Jahr- 
gängen werden  die  Staatsfinanzen  ausführlicher  behandelt.    Von  sozial- 

*  Ed.  Wilfried  J.  Lamb.     Buenos  Aires  u.  London  igosff. 


Jahrbücher  als  Quelle  weltwirtschaftlicher  Forschung.  «Oy 

politischer  Gesetzgebung  und  Maßnahmen  ist  nur  die  Rede,  wo  sie  mit 
wirtschaftlichen  lyebensnotwendigkeiten  unmittelbar  zusammenhängen, 
wie  es  bei  der  Einwanderungsfrage,  der  Heuschreckenplage,  gesundheits-: 
polizeilichen  Vorschriften  für  das  Vieh  usw.  der  Fall  ist.  Ein  beachtens- 
wertes Quellenmaterial  bieten  die  am  Ende  des  Werkes  zusammenge- 
faßten, ständig  verbesserten  „Companies  Reports  and  Balance  Sheets", 
die  allerdings  sehr  ungleich  ergiebig  sind,  sowie  ein  Überblick  über  die 
Kmsschwankungen  der  an  den  Börsen  von  Buenos  Aires  und  London 
in  den  letzten  Jahren  gehandelten  Papiere.  Kurze  Kapitel  im  Anhang 
über  Uruguay,  Paraguay  und  Chile  können  nicht  die  Wertung  originaler 
Arbeit  beanspruchen. 

Bolivien  hat  1917  zuerst  den  Versuch  mit  einem  eigenen  Hand- 
buch gemacht^.  Es  ist  rein  bolivianischen  Ursprungs  und  soll  bereichern 
„la  ya  larga  lista  de  uuestra  bibliografla  de  Propaganda  nacional  en  ser- 
vicio  de  los  intereses  del  pais".  Der  erste  Teil  enthält  die  Zusammen- 
stellung der  Regierungsmitglieder,  des  diplomatischen  Korps,  ferner  die 
Verwaltungseinteilung,  Post-  und  Eisenbahnverbindungen  und  -tarife. 
Das  Wertvollste  ist  im  zweiten  Teil  ein  „Diccionario  Geografico  del  De- 
partamento  de  Potosi".  Bei  jeder  Ortschaft  sind  Angaben  über  ihre  wirt- 
schaftliche Bedeutung  und  ihre  charakteristischen  Merkmale  gemacht, 
bei  jedem  Distrikt  über  seine  Verwaltung,  die  natürlichen  Quellen,  Han- 
del, Industrie,  landwirtschaftliche  Erzeugung,  den  Viehbestand,  Berg- 
werksgesellsehaften,  Herkunft  der  angewandten  Maschinen,  überhaupt 
Mitteilungen  über  Anlagen  landwirtschaftlicher  und  industrieller  Natur 
gemacht;  eitüge  simimarische  Statistiken  sind  beigefügt,  I^eider  ist  das 
„Diccionario"  erst  bis  zum  Buchstaben  C  vorgedrungen,  auch  sonst  ist 
das  Werk  noch  recht  unvollkommen,  aber  es  finden  sich  doch  in  ihm 
wichtige  Nachrichten  über  die  wirtschaftlichen  Zustände  des  lyandes, 
die  bisher  nicht  bekannt  und  schwer  erhältlich  waren. 

Die  wirtschaftliche  Bedeutung  Brasiliens  hat  in  Europa  eine 
verhältnismäßig  große  Anzahl  von  Jahrbüchern  für  dieses  Land  entstehen 
lassen.  J.  P.  Wileman,  der  Herausgeber  von  „WÜemans  Brazilian  Re- 
view", einer  Finanz-  und  Handelszeitschrift,  die  wöchentlich  erscheint, 
„to  catch  British  mail",  hat  ein  „Brazilian  Year  Book"^  bearbeitet,  das 
die  gleiche  Tendenz  wie  die  genannte  Zeitschrift  hat.  Beide  sind  ganz 
auf  britische   Bedürfnisse   zugeschnitten  und  sollen  den  Handel   Bra- 


^  „Anuario  Nacional  Estadlstico  y  Geografico  de  Bolivia"  ed.  Direcciön  National 
Estadistico  y  Estudios  Geogräficos.     La  Paz  1918. 

^  Issued  ander  the  Patronage  of  the  Brazilian  Government.  Ed.  J.  P.  Wileman. 
Rio  de  Janeiro  und  London  1908,  1909. 
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siliens  mit  dem  britischen  Reich  fördern.  Diese  Absicht  tritt  aber  nur 
in  einzelnen  Einseitigkeiten  hervor.  Das  Jahrbuch  ist  zwar  in  erster 
I/inie  Geschäftshandbuch,  aber  die  Staatswirtschaft  wird  auch  weit- 
gehend berücksichtigt.  Die  starke  Beteiligung  englischen  Kapitals  an 
brasilianischen  Anleihen  und  Kisenbahnen  hat  offenbar  entscheidend  auf 
diesen  Teil  des  Buches  gewirkt:  Schienenlänge,  Beförderung  von  Per- 
sonen und  Gütern,  Rentabilität  der  Eisenbahnen  sind  eingehend  be- 
handelt. Für  die  Fundierung  der  Anleihen  und  ihre  letzten  Notierungen  in 
Rio  de  Janeiro  und  Ivondon  ist  eine  Übersicht  aufgestellt.  Hierbei  sind 
nicht  nur  die  Schulden  des  Gesamtstaates  und  der  Einzelstaaten, 
sondern  auch  die  der  Gemeinden  aufgezählt.  Aufsätze,  welche  die  Pro- 
duktion und  die  wirtschaftlichen  und  sozialen  Verhältnisse  des  Ivandes 
schildern,  fehlen  gänzlich,  dagegen  ist  sehr  reich  gegliedertes  handels- 
statistisches Material  zusammengestellt  (Ernte-  und  Ausfuhrstatistiken 
für  Kaffee,  Gmnmi  usw.).  Am  Schluß  werden  die  wichtigsten  ein- 
heimischen und  fremden  in  Brasilien  domizilierten  Aktiengesellschaften 
getrennt  angegeben,  die  letzteren  nach  ihrem  Heimatsitz  geordnet. 

Als  zweites  Werk  über  Brasilien  erschien  in  mehreren  Auflagen 
in  englischer  Sprache  (under  the  auspices  of  the  Brazilian  Government 
Commissionof  Propaganda  and  Economic  Expansion)  „Brasil  in  1909"^  etc. 
Es  soll  ebenfalls  über  die  Vorzüge  und  wirtschaftlichen  Aussichten  des 
Landes  unterrichten,  es  ist  aber  mehr  eine  Plauderei  als  ein  Handbuch, 
da  es  laienhaft  gearbeitet  und  teilweise  aus  mehr  oder  minder  guten 
Werken  kompiliert  ist.  Bankruptcy  law  und  Patent  law  sind  abgedruckt, 
die  Bedingungen  für  Einwanderung  und  Naturalisation  mitgeteilt;  die 
spätere  Auflage  bringt  im  Anhang  ein  Verzeichnis  von  Exportfirmen, 
Konsulate,  Ivcbensmittelpreise  und  eine  Bibliographie  Brasiliens,  aber  die 
wirtschaftliche  Bedeutung  des  Buches  ist  doch  gering  und  die  Zuver- 
lässigkeit seiner  Angaben  zweifelhaft. 

Ähnlich  wie  das  „Brazilian  Year  Book"  die  Beziehungen  Englands 
zu  Brasilien  fördern  soll,  so  will  „Vannuaire  du  Bresil  Economique"^  in 
Frankreich  für  Brasilien  Propaganda  machen.  Der  Herausgeber  ist  gleich- 
falls Journalist.  Mehr  noch  als  Wilemans  Werk  ist  das  Annuaire  auf  kauf- 
männische Bedürfnisse  zugeschnitten.  Der  ganze  Zolltarif  und  die  Be- 
stimmungen für  Konsulatsfakturen  sind  abgedruckt,  für  Zollrechnungen 
usw.  Muster  gegeben.  Die  Statistiken  ähneln  gleichfalls  denen  des  „Brazi- 
lian Year  Book",  sind  aber  nicht  so  vollständig,  sondern  willkürlicher  zu- 
sammengestellt. Dagegen  sind  den  einzelnen  Abschnitten  wirtschaftliche 
Situationsberichte  beigegeben,  wie  sie  dem  englischen  Handbuch  fehlen; 
sie  tragen  indes  zweifellos  sehr  subjektiven  Charakter.    Die  Ansiedlungs- 

^  Ed.  J.  P.  O'akenful'l.     Frome  u.  London  1909,  191 1. 

•  Ed.  E.  Bloch,  Directeur  du  Bresil  Economique.    Rio  de  Janeiro  u.  Paris  I9i2ff. 
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und  Kolonisationsfrage  wird  eingehender  als  bei  Wileman  behandelt,  das 
Einwanderungsgesetz  ist  abgedruckt,  ebenso  gesetzliche  Bestimmungen 
für  die  Besoldung  ländlicher  Arbeiter,  für  die  Kautschuckausbeutung  usw. 
Die  Zukunft  der  Goldbergwerke  die  „richesses  minieres  et  forestieres" 
werden  angepriesen,  überhaupt  ist  das  ganze  Buch  von  dem  Gesichtspunkt 
aus  zusammengestellt,  den  Kapitalisten,  Kaufmann  und  Kolonisten  für 
das  Land  zu  interessieren.  Die  Aufsätze  sind  oberflächlich  gearbeitet  und 
nur  für  den  Augenblick  berechnet. 

Trotzdem  das  im  Lande  herausgegebene  „Annuario  Brasileiro  de 
Agricultura,  Commercio  e  Industria"^  seinem  Titel  nach  Landwirtschaft, 
Handel  und  Industrie  gleichmäßig  berücksichtigen  soll,  ist  es  in  der  Tat 
fast  ausschließlich  ein  landwirtschaftliches  Handbuch,  ein  Hilfsmittel  für 
den  Ansiedler,  der  bei  der  Entfernung  von  größeren  Niederlassungen  in 
gleicher  Weise  Rat  finden  soll  für  Landvermessung  und  den  Ankauf  land- 
wirtschaftlicher Maschinen,  wie  bei  Unglücksfällen,  wenn  ein  Arzt  nicht 
gleich  zur  Verfügung  steht.  Weitergehendes  Interesse  haben  vielleicht  die 
Bestimmungen  über  die  Einfuhr  von  Vieh,  auf  dessen  Veredelung  und 
Stammbaum  großer  Wert  gelegt  wird,  und  der  Abschnitt  über  das  länd- 
liche Genossenschaftswesen.  Verfasser  klagt  über  die  unzulängliche  Unter- 
stützung, welche  ihm  für  sein  Werk  zuteil  geworden  ist. 

Ein  Spezialhandbuch  ist  das  „Deutsche  Exporthandbuch  für  Brasilien 
nebst  Adreßbuch  deutscher  Geschäftsleute,  Handwerker  usw.  in  den 
wichtigsten  Küstenstaaten"^.  Es  ist  gewiß  zu  begrüßen,  wenn  ein 
solches  Handbuch  eimnal  von  einem,  in  mancher  Richtung  für  den 
fremden  Benutzer  wichtigeren  Gesichtspunkt  geschrieben  wird,  als  ihn 
der  Einheimische  haben  kann.  Der  Autor  muß  sich  aber  auf  rein  sach- 
liche Angaben  beschränken  und  seine  eigenen  Ansichten  zurückstellen. 
Das  geschieht  hier  leider  nicht;  der  Text  des  ganzen  Buches  trägt  eine 
persönliche  Note.  Es  wird  stark  Kritik  an  brasilischen  Einrichtungen, 
wie  an  Heer-  und  Finanzpolitik  der  Einzelstaaten  geübt,  und  der  deutsche 
Maßstab  an  fremde  Verhältnisse  gelegt.  Im  übrigen  ist  das  Buch  ganz 
auf  seinen  Benutzer,  den  deutschen  Kaufmann  und  Einwanderer  zu- 
geschnitten; so  wird  über  die  staatliche  Organisation  Brasiliens  nur  ge- 
bracht, was  diese  interessieren  muß.  Die  Ansiedlung  in  den  deutschen 
Kolonien  wird  warm  empfohlen,  über  die  Siedlungsfragen  überhaupt  aus- 
führlich orientiert.  Die  Statistiken  der  Ein-  und  Ausfuhr  usw.  lassen  sich 
nicht  immer  mit  denen  des  „Brazilian  Year  Book"  und  anderen  in  Ein- 
klang bringen.  In  den  Winken  für  Exporteure  und  Handlungsreisende,  in 
dem  Abdruck  des  Zolltarifs  und  den  Mitteilungen  über  Zahlungsbräuche 
usw.  sowie  den  Adressen  deutscher  Geschäftsleute  und  Handwerker  wird 

^  Ed.  Julio   Brandao  Sobrinho.     SSo  Paulo  1910/1  iff. 
'  Berlin  1906. 
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der  Interessent  viel  für  ihn  Wichtiges  finden,  und  auch  dem  wissen- 
schaftlichen Benutzer  wird  hier  manche  Ergänzung  des  Inhalts  anderer 
brasilischer  Jahrbücher  gebracht.  Vor  allem  ist  für  ihn  die  Beurteilung 
Brasiliens  vom  deutschen  Standpunkt  interessant. 

„The  British  Guiana  Handbook" ^  wird  von  einem  Beamten  des 
Department  of  Science  and  Agriculture  in  British  Guyana 
herausgegeben  und  verlegt  von  dem  ständigen  Ausstellungskomitee,  das 
bemerkenswerterweise  als  seine  Aufgabe  bezeichnet,  „to  reestablish  the 
British  Guiana  Court  at  the  Imperial  Institute  in  connexion  with  the 
utilization  of  the  Technical  I^aboratories  of  the  Institute".  Die  ver- 
schiedenen Teile  des  Buches  (Country,  Political,  Economical  Excursions, 
Statistical)  sind  ziemlich  gleichmäßig  gearbeitet,  nicht  tiefgehend,  in 
leichtem  Plauderton,  aber  zur  allgemeinen  Orientierung  des  Laien,  der 
das  Land  kennen  lernen  will,  wie  des  Kaufmannes  und  vor  allem  des 
Auswanderers  geeignet.  Diesen  letzteren  soll  es  wohl  auch  in  erster 
Linie  anziehen,  und  demgemäß  ist  der  erste  Teil  ausgearbeitet.  Die 
Bestimmungen  über  Landverleihung  sind  besonders  ausführlich.  Der 
Geschichte  der  Einwanderung  der  Indier,  Kuli  usw.,  deren  Arbeitshilfe 
für  die  Pflanzer  als  eine  ,,dire  necessity"  bezeichnet  wird,  ist  ebenfalls 
ein  breiter  Raum  gewidmet.  Soweit  sich  die  nicht  sehr  zahlreichen 
statistischen  Angaben  nachprüfen  ließen,  entstammen  sie  der  gleichen 
Quelle  wie  die  des  „Colonial  Office  Report",  der  für  Guiana  ausgezeichnet 
ist,  und  als  dessen  in  wirtschaftlicher  Hinsicht  anregende  Ergänzung 
dieses  Handbuch  angesehen  werden  kann. 

Noch  weit  unergiebiger  ist  aber  das  amtliche  ,,Annuaire  de  la  Guyane 
Fran9aise"^,  das  in  größter  Ausführlichkeit  das  Beamtenverzeichnis  sämt- 
licher Landes-  und  Kolonialbehörden  von  Französisch-Guyana  ent- 
hält. Ferner  sind  die  wichtigsten  Gesetze  des  Mutterlandes  und  die  Erlasse 
für  die  Kolonien,  die  Gebührentarife  und  die  Hauptsummen  des  Etats  ab- 
gedruckt. Eine  topographische  Beschreibung  bringt  einige  Mitteilungen 
von  wirtschaftliche!  Bedeutung  über  die  Bodenbeschaffenheit,  Vege- 
tation, Lage  der  Häfen  usw.  Im  ganzen  bietet  das  Jahrbuch  aber  für 
den  Benutzer,  der  sich  über  die  Staats-  und  Privatwirtschaft  des  Landes 
unterrichten  will,  außerordentlich  wenig.  Statistisches  Material  ist, 
abgesehen  von  den  Bevölkerungszahlen,  nicht  veröffentlicht. 

Mit  allen  Staaten  des  südamerikanischen  Festlandes  beschäf- 
tigt sich  das  „South  American  Yearbook"^.    Der  Herausgeber  wünscht 

^  Ed.  Alleyne  Leechman.     Georgetown  1909,  2.  Aufl.  1913. 

^  Ed.  Republique  Franfaise.     Cayenne  1913. 

'  Incorporating  the  South  American  Railway  Yearbook,  South  American  Annual  and 
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England  auf  die  „untold  wealth  of  natural  sources,  which  is  calling 
every  day  for  capital  to  assist  in  its  development"  aufmerksam  zu 
machen,  und  es  über  die  vorhandenen  Möglichkeiten  zu  unterrichten. 
Dieser  Absicht  entspricht  die  ganze  Anlage  des  Buches.  Sein  Charakter 
ist  im  wesentlichen  der  eines  Geschäftshandbuches,  wenn  auch  Angaben 
über  die  Staatsverwaltung  und  besonders  ausführlich  über  die  diplo- 
matischen Vertretungen  gemacht  werden.  Aber  die  wirtschaftlichen 
Bedingungen,  Nachrichten  über  industrielle  Unternehmungen  werden 
sehr  oberflächlich  mitgeteilt,  soweit  sie  nicht  besonderes  Interesse  für 
England  haben  und  englische  Firmen  beteiligt  sind.  Dadurch  ist  das 
ganze  Buch  ein  recht  ungleichmäßig  gearbeitetes  Werk  geworden.  Über 
200  Seiten  sind  entsprechend  der  starken  finanziellen  Beteiligung  Eng- 
lands am  Eisenbahnwesen  Südamerikas  diesem  gewidmet.  Die  ein- 
leitenden Artikel  dazu  sind  für  die  lo  Republiken  von  ein  und  derselben 
Persönlichkeit  geschrieben,  Spezialkenner  der  einzelnen  Länder  also  nicht 
herangezogen  worden.  Im  übrigen  weist  das  Werk  sehr  wenig  selb- 
ständige Arbeit  auf;  es  ist  sichtbarer  mit  Schere  und  Leimtopf  ge- 
arbeitet worden,  als  es  sonst  bei  den  Hanabüchern  der  Fall  ist.  Die 
wirtschaftlichen  und  anderen  Berichte  sind  Auszüge  aus  dem  „Board 
of  Trade  Journal",  den  „Consular  Reports"  und  Journalen  wie  ,,Elec- 
trical  Industry"  und  anderen.  Einen  schlechten  Eindruck  macht  es 
auch,  daß  die  Angaben  über  die  diplomatischen  und  konsularischen 
Vertretungen  veraltet  sind,  so  werden  1915  Roger  Casement  und  Micha- 
helles (Gesandter  in  Sofia)  noch  unter  den  Vertretern  ihrer  Länder  in 
Brasilien  genannt.  Dagegen  stimmen  die  Statistiken  mit  den  amt- 
lichen imd  denen  der  Spezialhandbücher  im  wesentlichen  überein.  Zu 
erwähnen  ist  auch  eine  Bibliographie  Südamerikas.  Das  Handbuch  be- 
hält seine  Bedeutung  für  das  Eisenbahnwesen,  denn  auf  diesem  Gebiet 
bringt  es  mehr  Quellenmaterial  für  Prosperität,  Schienenlänge  usw.  der 
einzelnen  Gesellschaften  als  die  Spezialhandbücher,  im  übrigen  sind 
diese  sonst  jedenfalls  vorzuziehen,  soweit  es  solche  gibt. 

5.  Australien. 

Australien  steht  zweifellos  an  erster  Stelle  in  der  systematischen 
Herausgabe  von  jährlich  erscheinenden  Handbüchern,  welche  über  den 
Rahmen  rein  statistischer  Werke  hinausgehen.  Die  Einzelstaaten  geben 
größtenteils  offiziell,  sonst  unter  Mitwirkung  der  Regierungen  schon  seit 
den  letzten  Jahrzehnten  des  19.  Jahrhunderts  Jahrbücher  heraus,  welche 
über    ihre   fortschreitende   politische   und   wirtschaftliche   Entwicklung 


South  American  Blue  Book.    Ed.  C.  S.  Vecsey   Brown.    London  igisff.    Seit  1916 
nicht  mehr  erschienen. 
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unterrichten.    Das  Commonwealth  Bureau  of  Census  and  Statistics  hat 
alsbald  nach  seiner  Einrichtung  1905  das  gesamte  bei  ihm  selbst  zu- 
sammenfließende Material  in  Verbindung  mit  dem   der  Einzelstaaten 
und  ihren  Publikationen  erfaßt  und  hierauf  fußend  das  „Official  Year 
Book  of   the   Commonwealth   of  Australia"^  herausgegeben.     Es  wird 
nach  verschiedenen  Gesichtspunkten  bearbeitet  und  soll  zeigen:   i.  die 
Entwicklung    der    Einzelstaaten,    2.    den    Fortschritt    Australiens    als 
Ganzes    von    frühesten    Zeiten    her,     3.    den    statistischen    Vergleich 
Australiens    mit    anderen    führenden  Ländern   der  Welt.     Der    zweite 
Punkt  tritt  naturgemäß  am  meisten  in  den  Vordergrund;  dabei  ist  die 
Nebeneinanderstellung   der  Einzelstaaten   sowohl   in   der   Statistik   als 
auch   für   ihre   Gesetzgebung  imd  Verfassung    in   sehr  übersichtlichen, 
man  kann  wohl  sagen  vorbildlichen  Tabellen  recht  lehrreich.    Das  Buch 
trägt  den  Charakter  des  Staatshandbuches:    geographische  I^age,    Be- 
völkerungsverhältnisse, Ackerbau,   Forstwesen,   Handel   und  Industrie, 
Justiz,  Verkehrswesen  und  Finanzen  sind  gleichmäßig  berücksichtigt, 
Klima  und  Regenfall  werden  entsprechend  ihrer   Bedeutung  in  dem 
regenarmen  I/ande    ausführlich    behandelt.       Die   Bestimmungen  über 
Ansiedlung,  die  Mitteilung  der  verschiedenen  Möglichkeiten  des  Land- 
kaufes nehmen  einen  umfangreichen  Abschnitt  ein.     Die  Propaganda- 
tendenz, der  Wunsch,  kapital-  und  arbeitskräftigen  Zuwachs  ins  Land 
zu  ziehen,   der  im    Grunde    allen   Jahrbüchern  minder  kultivierter  imd 
schwach  besiedelter  Staaten  innewohnt,  tritt  an  dieser  Stelle  stark  her- 
vor.   Jeder  Band  bringt  mm  informative,  später  nicht  wiederholte,  wohl 
aber  zitierte  Aufsätze  wie  über  die  Seen  und  Mineralquellen  Australiens, 
die  Kosten  der  Lebenshaltung  usw.     Besonderes  Interesse  beansprucht 
die  in  Australien  schon  soweit  fortgeschrittene  wirtschaftliche  und  so- 
ziale Gesetzgebung,   das  Kapitel   „Industrial  Unionism  and  Industria! 
Legislation"  erfährt  im  Laufe  der  Jahre  ständige  Erweiterung.    Im  Ab- 
schnitt „Laboui  and  Industrial  Statistics"  werden  die  Prinzipien,  nach 
denen  das  zusammenstellende  Büro  arbeitet,  mitgeteilt,  die  Arbeitslosen- 
zählung und  der  Vergleich  der  Wochenlöhne  in  den  verschiedenen  einzel- 
staatlichen Industrien  sind  hier  zu  beachten.   Sämtliche  ab  1901  jährlich 
wiederholte  Statistiken  bringen  reichstes  Material  für  soziale  Forschung. 
Gibt  das  „Commonwealth  Year  Book"  einen  reichen  Überblick  über 
die  Entwicklimg  der  politischen  imd  wirtschaftlichen  Entwicklung  des  Ge- 
samtstaates, so  liefern  die  mehr  ins  einzelne  gehenden  Handbücher  der 
Bundesstaaten  erwünschte  Ergänzungen  zu  ihm.    Die  Anlage  des  „Oifi- 


^  Containing  authoritative  statistics  for  the  period  1901 —  ....  and  corrected  sta- 
tistics for  1788 — 1900.  Prepared  under  instructions  from  the  Minister  of  State  for  Home 
and  Territories  by  G.  H.  K  n  i  b  b  s  ,  C.  M.  G.  Commonwealth  Statistician.  Melbourne 
rgoöff. 
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cial  Year  Book  of  New  S  o  u  t  h  W  a  1  e  s"^  ist  die  gleiche  wie  die  des 
,, Commonwealth  Year  Book",  doch  tritt  hier  naturgemäß  die  zusammen- 
fassende Statistik  mehr  in  den  Hintergrund,  der  Text  verarbeitet  mehr 
als  er  erklärt,   den  Einzelvorgängen  im  wirtschaftlichen  und  sozialen 
lycben  wird  größere  Aufmerksamkeit  geschenkt.     In  jedem   Jahrgang 
des  Buches  werden  die  Hauptsachen  wiederholt,  die  wichtigen  Probleme 
immer   neu  behandelt   und  die   Fortschritte   des   abgelaufenen   Jahres 
mitgeteilt.    Es  seien  hier  nur  hervorgehoben  der  Ausbau  von  Verfassimg 
und  Verwaltung,  die  Arbeitsverteilung  in  den  verschiedenen  Ministerien, 
Kinderschutz,    Verbesserung    des    Erziehungs-    und    Medizinalwesens, 
Übersicht  über  die  I^and-  und  Seestreitkräfte,  Stand  des  Arbeitsmarktes, 
Verkürzung   der   Arbeitszeit,    das   Problem    der   Arbeitslosigkeit,    Ent- 
wicklung der  Friendly  Societies  und  der  Trade  Unions.      Der  Handel 
hat  seit  Entdeckung  der  Broken  Hill  Silberminen  zugenommen,  doch 
ist  die  Handelsbilanz  passiv,  der  Grund  wird  untersucht,  der  Handel 
mit  dem  anderer  australischer  Staaten  verglichen.   Besiedlung,  Ackerbau, 
Verwertung    der    Ackerbauprodukte    erfahren    ihrer    Wichtigkeit    ent- 
sprechende Darstellung.   Das  ländliche  Kreditwesen  der  I^änder  der  Welt 
wird  in  der  Erwägung  erörtert,  daß  Neusüdwales  sich  auch  zur  Ein- 
führung eines  der  verschiedenen  Systeme  entschließen  müsse.     Beson- 
ders ausführlich  ist  das  Kapitel  „Employment  and  Arbitration" ;  diirch 
Zusammenstellung  der  sämtlichen  gesetzlichen  Bestimmungen  für  die 
Schiedsgerichtsbarkeit  in  Industrie  und  Gewerbe  wird  hier  ein  wert- 
volles, übersichtlich  geordnetes  Quellenmaterial  geboten.     Durch  Ver- 
öffentlichung einzelner  Kapitel  mit  den  neuesten  und  wichtigsten  An- 
gaben sofort  nach  Fertigstellung  wird  freilich  eine  gewisse   Ungleich- 
mäßigkeit     des     zeitlichen  Abschlusses  in   den    einzelnen   Teilen    des 
Buches  hervorgerufen. 

Das  ,,  Year  Book  of  Queensland"^  wird  von  dem  Agent  General, 
dem  Vertreter  der  Interessen  des  Landes  in  London  herausgegeben. 
Er  bezweckt  offenbar  mit  der  Herausgabe  dieses  Buches,  wie  ähn- 
licher für  Südaustralien  und  vermutlich  auch  der  übrigen  südaustra- 
lischen Territorien,  das  Interesse  für  das  Land  anzuregen  und  die  Ein- 
wanderung zu  fördern.  Es  trägt  den  Charakter  eines  Almanachs  und 
Fremdenführers,  der  Satz  ist  zum  erheblichen  Teil  der  gleiche  wie  beim 
,,  Year  Book  of  South  Australia".  Das  ist  möglich,  weil  sich  der  Inhalt 
in  starkem  Maße  mit  ganz  Australien  beschäftigt.  Auf  einen  ausführ- 
lichen Kalender  folgen  kurze  statistische  Auszüge,  „useful  inform ations", 
besonders  für  Landwirte  berechnet,  ,,hints  to  travellers  specially  prepared 
for  the   Year  Book  of  Australia",  das  Verzeichnis  der  Staatsbehörden, 

^  Ed.  John  B.  Trivett,  Government  Statistician.     Sydney  igogii. 
*  Ed.  The  Editor  of  the   Yearbook  of  Australia  (?).     igiiff. 
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der  Beamten  und  der  Parlamentsmitglieder,  die  Bestimmungen  für 
I^andkauf,  der  Abdruck  des  Zolltarifs  usw.  Die  statistischen  Zahlen 
sind  zwar  genau,  aber  das  ,,  Year  Book  of  Commonwealth"  ist  zur  ernsten 
Information  stets  vorzuziehen,  nur  wer  sich  mit  dem  sportlichen  lieben 
Australiens  oder  auch  mit  den  Behörden  und  Einrichtungen  (Handels- 
kammer) Brisbanes  beschäftigen  will,  findet  im  „  Year  Book  of  Queens- 
land" mehr. 

Genau  das  gleiche  gilt  von  dem  schon  durch  obige  Zeilen  charak- 
terisierten „  Year  Book  of  South  Australia"^  In  diesem  Einzelstaate 
erscheint  aber  seit  1912  noch  ein  ,,Official  Year  Book  of  South  Australia"^, 
herausgegeben  von  dem  Verwalter  des  Kronlandes,  den  der  Secretary  to 
Commissioner  of  Crown  Lands  and  Immigration  unterstützt  hat.  Aus  der 
Stellung  der  beiden  Beamten  darf  man  wohl  schließen,  daß  das  Buch  eben- 
falls in  erster  Linie  zur  Förderung  der  Landansiedlung  bestimmt  ist,  indes 
trägt  es  doch  weit  mehr  den  Charakter  des  Staatshandbuches  als  die  eben 
geschilderten.  Die  Einteilung  ähnelt  der  des  „  Year  Book  of  Common- 
wealth", die  statistischen  Zahlen  stimmen  mit  diesem  überein,  sind 
aber  naturgemäß  detaillierter,  auch  sonst  ist  der  Text  nieist  ausführlicher, 
das  Erziehungswesen  ist  z.  B.  sehr  eingehend  behandelt.  Beachtenswert 
sind  die  Angaben  über  die  Berufs  Verteilung  und  die  Untersuchung  der 
Einkommen  auf  ihre  Entstehung,  dagegen  ist  für  Handelsstatistik  und 
Eisenbahnen  mehr  im  „Commonwealth  Year  Book"  zu  finden. 

Außerordentlich  früh  ist  im  Staate  Victoria  ein  Jahrbuch 
herausgekommen,  das  älteste  uns  vorliegende  für  1909/10  ist  bereits 
die  30.  Auflage^.  Seinem  Herausgeber  haben  als  Government  Statist  die 
besten  amtlichen  Quellen  zur  Verfügung  gestanden.  Die  stoffliche  Ver- 
arbeitung weist  starke  Abweichungen  von  der  in  anderen  australischen 
Jahrbüchern  auf.  Der  soziale  Gedanke,  welcher  in  diesen  das  Rück- 
grat des  ganzen  Buches  ist  und  die  äußere  Einteilung  wie  den  Inhalt 
der  Kapitel  wesentlich  beeinflußt,  verleiht  dem  „Victorian  Year  Book" 
keineswegs  das  Gepräge.  Diese  Ideen  hatten  die  australischen  Staaten 
bei  seinem  ersten  Erscheinen  noch  nicht  in  dem  Maße  wie  später  durch- 
drungen- dann  ist  an  dem  einmal  festgelegten  Schema  des  Jahrbuches 
nichts  geändert  worden,  es  weist  nicht  die  feine  Gliederung  der  anderen 
Werke  auf  und  ist  verknöchert;  seine  Einteilung  trägt  einen  gewissen 
manchesterlich  kapitalistischen  Zug  zur  Schau.  Der  Abschnitt,  welcher 
sonst  unter  dem  Titel  „Private  Finance"  sich  mit  der  privaten  Geld- 
wirtschaft befaßt,  heißt  hier  „Accumulation"  und  Adam  Smiths  Idee 

^  Ed.  The  Editor  of  the  „  Year  Book  of  Australia".     London  1912. 
^  Ed.  David  J.  Gordon.     Adelaide  igisff. 
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von  der  Vermögensbildung  beherrscht  ihn  auch.  In  anderen  Kapitehi, 
wie  „Municipal  Statistics",  steht  ebenfalls  das  wirtschaftliche  Moment 
im  Vordergrund,  die  einzelnen  Verwaltungszweige  werden  vom  fiskalischen 
Standpunkt  beurteilt.  Dem  Kapitel  „Social  Condition"  gibt  der  Heraus- 
geber einen  ganz  anderen  Inhalt  als  sonst  üblich.  Bs  beginnt  mit  der 
Schilderung  der  Melbourne  University,  das  gesamte  Bildungswesen  wird 
dann  erörtert,  sogar  die  Royal  Horticultural  Society  of  Victoria  hat  hier 
ihren  Platz  gefunden,  die  eigentlichen  sozialen  Fragen  werden  wenig  be- 
rücksichtigt. Einen  desto  breiteren  Ramn  nimmt  dafür  der  Abschnitt 
„Production"  ein.  Freilich  finden  sich  hier  ebenfalls  Themata,  welche 
sonst  unter  anderen  Gesichtspmikten  an  anderen  Stellen  erörtert  werden, 
so  z.  B.  Umfang  und  Erträgnisse  der  Wasserwerke.  Die  Mitteilungen 
über  die  ländlichen  Erzeugnisse  sind  recht  reichlich,  über  Bergwerke  und 
Fabriken  spärlicher.  Beachtenswert  ist  die  ,,Factories  Statistic"  nach 
der  Zahl  der  Beschäftigten,  dem  Wert  von  I,öhnen,  Material  und  Feue- 
rung. Die  I/öhne  für  erwachsene  Arbeiter  in  Melboiurne  werden  am 
Schluß  besonders  behandelt,  wie  überhaupt  mehrfach  Einzeldaten  für 
Melbourne,  die  Landeshauptstadt,  eingestreut  sind.  Das  Buch  leidet 
entschieden  unter  der  im  Laufe  der  Jahre  verabsäumten  Neubearbeitung. 
Die  einzelnen  Abschnitte  sind  wie  beim  „  Year  Book  of  New  South  Wales" 
je  nach  Vollendung  einzeln  veröffentlicht  und  schließen  dementsprechend 
mit  verschiedenen  Zeitpunkten  ab. 

Das  „Western  Australian  Year  Book"^  liegt  nur  in  der  letzten 
erschienenen,  der  13.  Ausgabe  1902 — 04  vor.  Es  ist  zwar  nicht  als  amt- 
liches Jahrbuch  bezeichnet,  aber  dem  Herausgeber  als  statistischem 
Regierungsbeamten  haben  offenbar  alle  amtlichen  Quellen  zur  Verfügung 
gestanden.  Deshalb  möchte  man  annehmen,  daß  die  Statistiken  zu- 
treffend sind,  ihre  Nachprüfung  mit  Hilfe  des  hier  vorliegenden  ge- 
druckten Materials  war  nicht  möglich,  insbesondere  stimmen  sie  nach 
Anlage  und  Inhalt  mit  denen  des  „Commonwealth  Year  Book"  nur 
vereinzelt  überein,  das  sie  in  ihrer  großen  Ausführlichkeit  im  übrigen  in 
erwünschter  Weise  ergänzen.  Im  ganzen  liegt  aber  der  Schwerpunkt  des 
Jahrbuches  in  den  eingehenden  Darstellungen,  welche  dtnchweg  von 
Fachleuten  und  Ressortbeamten  geschrieben  sind.  Es  trägt  den  Charakter 
des  Staatshandbuches  und  beginnt  mit  einer  breiten,  historischen  Dar- 
stellung. Ausführlich  werden  die  frühere  und  die  jetzige  Verfassung 
gewürdigt  und  der  Beitritt  zur  Commonwealth  begründet.  Über  die 
Bedingungen  und  Verhältnisse  der  Landansiedlung  berichtet  für  jeden 
Distrikt  der  betreffende  Inspektor;  die  Vor-  und  Nachteile  jeder 
einzelnen  Provinz  werden  auseinandergesetzt  und  die  nach  ihrer 
Eigenart  angebrachte  Art  der  Ansiedlung  empfohlen.    Über  den  Handel 

^  Ed.  Mal  colm  A.  Fräser,  Gov.  Statistician.     Perth  1904. 
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wird  verhältnismäßig  wenig  geboten;  ergiebiger  ist  der  Abschnitt 
„Mineral  Ressources  and  Production"  gemäß  der  Bedeutung  der  Gold- 
felder für  das  I^and.  Zur  Kenntnis  der  sozialen  Verhältnisse  ist  der  Auf- 
satz über  die  „Friendly  Societies,  Building  Societies  and  Cooperative 
Societies"  beachtenswert.  Da  das  „Commonwealth  Year  Book"  bei 
weitem  nicht  soviel  Einzelheiten  bietet  und  'auch  nicht  bieten  kann, 
bleibt  das  Werk  bei  dem  Mangel  eines  ähnlichen  Jahrbuches  späteren 
Datimis  ein  wertvolles,  ergänzendes  Nachschlagewerk. 

Das  Jahrbuch  des  einzigen,  nicht  der  Commonwealth  angehörigen 
australischen  Staates  Neuseeland^  ist  im  Auftrage  seiner  Re- 
gierung 1892  zum  erstenmal  erschienen.  Der  älteste  vorliegende  Band 
von  1895  weist  folgende  Einteilung  auf,  die  dem  Werk  offenbar  von  An- 
fang an  zugrunde  gelegt  worden  ist:  i.  Official,  2.  Statistical  Information, 
3.  Articles  on  Special  Subjects,  4.  Description  of  I^and  Districts.  Die 
Auffassung,  welche  sich  in  seinen  ersten  Jahrgängen  widerspiegelt, 
ähnelt  der  des  anderen  schon  seit  lange  erscheinenden  australischen 
Jahrbuches,  des  „Victorian  Year  Book":  die  sozialen  Bedingungen  und 
Entwicklungen  werden  wenig  beachtet,  der  Entwicklung  der  staatlichen 
Einnahmen  und  privater  Vermögensbildung  wird  mehr  Bedeutung  bei- 
gemessen. In  der  eben  geschilderten  Einteilung  ist  wenig  übersichtlich 
verfahren.  Zusammengehöriges  auseinandergerissen  und  das  gebotene 
Zahlenmaterial  gering.  Im  Gegensatz  zum  Jahrbuch  Victorias  wird 
das  Neuseelands  von  Jahr  zu  Jahr  verbessert,  die  Statistik  ausgebaut, 
der  Arbeitergesetzgebung  entsprechender  Raum  gewährt. 

Die  neuesten  Jahrgänge  entsprechen  vollkommen  der  musterhaften 
Anlage  des  „Comaru-^nwealth  Year  Book".  Es  sei  aus  ihnen  hervorge- 
hoben: Im  Abschnitt  ,,'^ommerce"  ermöglicht  der  über  die  Geschichte 
des  Zolltarifs  gegebene  Überblick  ein  UrteÜ  über  die  gesamte  Handels- 
politik Netiseelands,  in  welcher  das  Streben  nach  möglichster  Umwand- 
lung der  passiven  Handelsbilanz  in  eine  aktive  hervortritt.  In  einem 
Unterabschnitt  sind  seit  Kriegsausbruch  die  Maßnahmen  gegen  den  feind- 
lichen Handel  zusammengestellt,  das  Jahrbuch  ist  hierfür  die  wichtigste 
Quelle.  Das  Kapitel  „Manufactures  and  Works"  beschäftigt  sich  in 
erster  I^inie  mit  den  Arbeitslöhnen,  Verteilung  der  Fabriken  auf  die 
einzelnen  lyandesteile  und  den  Gas-,  Wasser-  und  ölkräften,  der  Zahl  der 
Haudbeschäftigten  und  dem  Wert  der  Fabriken.  Section  XXIV:  „In- 
dtistrial"  beginnt  mit  „Arbitration  Courts  and  Conciliation  Councils, 
Accidents  in  Factories".  Die  soziale  Gesetzgebung  kommt  also  jetzt  zu 
ihrem  Recht.  Section  XXV:  „State  Aid  to  Settiers  and  Workers"  er- 
gänzt die  Schilderung  der  Vorteile  für  den  Ansiedler,  welche  bereits  im 

^  „The  New  Zealand  Official  Year  Book",  ed.  E.  T.  v  on  D  adel  s  zen,  Registrar- 
General  bzw.  seit  1912  Malcolm  Fräser,  Government  Statistician.    Wellington  iSgaff. 
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Abschnitt  über  lyanderwerb  hervorgehoben  sind.  Das  Bankwesen  hat 
einen  eigenen  Abschnitt  erhalten  und  ist  nicht  mehr  der  „Acciimulation" 
eingereiht,  ebenso  die  Lebensversicherung,  bei  der  die  Mitteilungen  über 
die  Prosperität  der  staatlichen  Lebensversicherungen  zu  beachten  sind. 
Section  XXX:  „Prices  and  Wages"  enthält  beachtenswertes  Material  über 
die  Durchschnittspreise  der  wichtigsten  Gebrauchsartikel,  über  die  Lebens- 
kosten, über  die  Kaufkraft  des  Geldes  usw.  Die  Ein-  und  Ausfuhr- 
statistik ist  weitgehend  spezifiziert,  die  Methode,  nach  welcher  Im-  und 
Export  registriert  werden,  wird  mitgeteilt,  die  Einfuhrentwicklung  von 
1830  ab  verfolgt.  Endlich  zeigen  eine  Anzahl  statistische  Tabellen  die 
Fortschritte  der  staatlichen  Entwicklung  Neuseelands  in  den  letzten 
50  Jahren. 

6.  Verschiedenes. 

Es  bleiben  noch  zwei  Jahrbücher  zu  erwähnen,  welche  aiif  ver- 
schiedenen Erdteilen  liegende  Länder  umfassen.  Das  eine  „The  Bri- 
tish Dominion  Year  Boo  k"^  verdient  kaum  Erwähnung.  Der 
Verlag  diuch  die  Eagle  Star  and  British  Dominions  Insurance  Co.  legte 
die  Vermutung  nahe,  es  handle  sich  um  ein  wirtschaftliches,  das  Ver- 
sicherungswesen berücksichtigendes  Jahrbuch.  Tatsächlich  hat  der 
Inhalt  jedoch  mit  dem  Geschäftszweig  nichts  zu  tun;  er  trägt  mehr 
den  Charakter  des  Almanachs,  die  Gesellschaft  hat  offenbar  mit  der 
Herausgabe  nur  Reklame  bezweckt.  Die  wichtigsten  Ereignisse  des 
Jahres  werden  in  einzelnen  Aufsätzen  von  teilweise  namhaften  Autoren 
(„A  Crowded  Naval  Period"  by  Archibald  Hurd)  behandelt,  der  glücklich 
beendete  Krieg  steht  im  Vordergrund.  Im  l^^mmenhang  mit  ihm 
werden  auch  einige  wirtschaftliche  Fragen  m^  Umwälzungen  erörtert. 
Dahin  gehören  Aufsätze  wie  „The  Econom^-^/v^eapon",  „Bedeutung  der 
Universität  für  die  moderne  Ausbildung'*^' „Comradship  in  Industry",  in 
welchem  die  Lösung  des  Problems  des  6-Stundentages  durch  Arbeit 
in  2  Schichten  versucht  wird.  Der  Notenaustausch  zwischen  Deutsch- 
land und  Amerika  im  Oktober  1918  und  einige  andere  Dokumente  sind 
im  Wortlaut  wiedergegeben.  Interessant  ist  ein  Vergleich  der  Kriegs- 
steuergesetzgebung in  den  einzelnen  Ländern.  Im  ganzen  ist  der  wirt- 
schaftliche wie  politische  Wert  des  Jahrbuches  gering. 

Ferner  hat  Davis  Trietsch  1910  zuerst  ein  „Levante- 
h  andbuch"^  und  damals  noch  getrennt  davon  ein  solches  für  Ma- 
rokko und  Persien^  herausgegeben.  Seinen  ursprünglichen  Plan, 
das  Werk  jährlich  erscheinen  zu  lassen,  wie  es  für  die  dauernde  Brauch- 

^  Ed.  Edward    Salmon    &    James   Worsfeld.     London  1 919. 
*  Berlin  1910,  1914. 
^  Berlin  1910. 
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barkeit  solcher  Handbücher  von  ausschlaggebender  Bedeutung  ist,  hat 
er  zwar  nicht  durchgeführt,  aber  immerhin  kam  1914  eine  neue,  erheblich 
erweiterte  Auflage  heraus,  welche  die  genannten  lyänder  in  einem  Bande 
vereinigte.  Trietschs  ausgesprochene  Absicht  war,  das  Buch  speziell 
dem  deutschen  und  österreichischen  Wirtschaftsleben  anzupassen,  die 
mitgeteilten  Daten  sind  jedoch  zum  Vorteil  des  Werkes  viel  weniger 
als  in  manchem  englischen  Handbuch  auf  besondere  nationale  Interessen 
eingestellt.  Dagegen  entbehrt  es  in  beiden  Auflagen  noch  völlig  der 
Systematik,  nicht  einmal  die  eigentlich  zugrunde  liegende  Einteilung 
nach  geographischen  Gesichtspunkten  ist  einheitlich  durchgeführt.  In 
seiner  zweiten  Hälfte  hinken  Konsulats-  und  andere  Berichte,  Winke 
für  den  Geschäftsverkehr  und  den  Verkehr  mit  den  deutschen  Konsu- 
laten wirr  durcheinander  nach.  In  den  Darstellungen  der  einzelnen 
Länder  ist  der  Inhalt  sehr  verschieden,  je  nach  dem  gerade  vor- 
liegenden Material.  Die  statistischen  Daten  sind  nicht  nachprüfbar, 
nicht  einmal  die  Jahreszahlen  sind  angegeben.  Es  bleibt  zwar  bestehen, 
was  in  dieser  Zeitschrift^  gelegentlich  der  Anzeige  der  3.  Auflage 
gesagt  worden  ist:  es  ist  viel  Material  zusammengetragen,  das  dem 
Benutzer  zweifellos  manches  bietet.  Ohne  die  Störung  durch  den  Krieg 
hätte  sich  das  Werk  wohl  zu  einem  brauchbaren  Nachschlagewerk  ent- 
wickelt, so  aber  zeigt  dies  Handbuch  deutschen  Ursprungs  gerade, 
wie  sehr  Deutschland  in  dem  systematischen  Ausbau  der  zur  Unter- 
stützung seiner  Weltwirtschaft  nötigen  Hilfsmittel  noch  in  den  Kinder- 
schuhen steckte.    Eine  gewisse  Naivität  spricht  aus  dem  ganzen  Buch. 


Die  Bedeutung  der  Jahrbücher  für  die  weltwirtschaftliche  Forschung 
ergibt  sich  aus  dieser  Übersicht  von  selbst.  Es  sollten  hier  keine  er- 
schöpfenden Inhaltsangaben  gemacht,  sondern  nur  die  jeweiligen  cha- 
rakteristischen Merkmale  hervorgehoben  werden,  um  den  selbständigen 
Schluß  auf  den  Quellenwert  im  einzelnen  zu  ermöglichen.  Sachlich 
läßt  sich  kaum  eine  der  wesentlichen  Materien  in  Stoffsammlung  wie 
Darstellung  wertvoller  als  die  andere  bezeichnen.  Jedes  Jahrbuch  will 
über  sein  I^and  in  allen  in  Betracht  gezogenen  Punkten  erschöpfend 
Auskunft  geben  und  weist  doch  seine  Schwächen  auf.  Die  Sachkenntnis 
der  Bearbeiter  ist  verschieden,  und  der  Schwerpunkt  liegt  bei  jedem  Buch 
an  anderer  Stelle;  je  nach  dem  in  Frage  kommenden  Problem  wird 
der  Benutzer  mehr  oder  minder  ausreichend  die  gesuchte  Auskunft 
finden.  In  der  gegenwärtigen  Form  wird  für  die  weltwirtschaftliche 
Forschung  auf  den  Gebieten,  welche  für  sie  im  Mittelpunkt  stehen, 
wie  Produktion,  Handel  und  Industrie,  Ein-  imd  Ausfuhr,  Handelsge- 

1  „w.  A."  5.  Bd.,  S.  400. 
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setzgebung,  Finanzen,  Geld-,  Bank-  und  Börsenwesen  das  Gebotene 
vielfach  nicht  die  ausreichende  Grundlage  sein,  sondern  nur  die  Stelle 
zeigen,  wo  der  Hebel  anzusetzen  ist.  Dabei  sind  die  sonstigen  Mitteilungen 
über  Verfassung  und  Verwaltung,  Religion,  Erziehung,  Gesundheits- 
wesen, Klima  usw.,  welche  direkt  nicht  mit  den  weltwirtschaftlichen 
Problemen  zusammenhängen,  in  ihrer  Bedeutung  für  die  weltwirtschaft- 
liche Forschung  nicht  zu  unterschätzen.  Sie  geben  je  nach  der  Eigenart 
des  Landes  dem  Forscher  Aufschluß  über  Erscheinungen  im  wirtschaft- 
lichen Leben,  für  welche  sonst  die  Erklärung  fehlt.  Es  sei  hier  nur  auf 
die  neuerliche  Ausgestaltung  Chinas  zum  Verfassungstaat,  welche  sich 
im  „China  Year  Book"  genau  verfolgen  läßt,  und  auf  die  klimatischen  Be- 
sonderheiten der  tropischen  und  subtropischen  Länder,  wie  sie  die  in- 
dischen und  afrikanischen  Jahrbücher  schildern,  hingewiesen.  Mit  dem 
ständig  wachsenden  Einfluß  der  sozialen  Gesetzgebtmg  auf  die  wirt- 
schaftliche Entwicklung  ist  zweifellos  auch  immer  mehr  Gewicht  auf  die 
Mitteilungen  der  Jahrbücher  über  dies  Thema  zu  legen.  Gerade  die 
besten,  die  australischen  Jahrbücher,  berücksichtigen  es  ja  auch  in 
weitestgehendem  Maße. 

Zusammenfassend  ist  in  Anlehnung  an  die  oben  umrissene  Teilung 
der  Quellen  zu  sagen:  die  Jahrbücher  bieten  an  Materialsammlung 
im  wesentlichen  Statistik,  Gesetze,  Verordnungen,  Zolltarife,  Behörden- 
schematismen, Adressenverzeichnisse  und  Bibliographien.  Reine  Quellen 
liegen  jedoch  niu:  in  den  letzteren  beiden  vor,  da  es  sich  bei  ihnen  mn 
Originalzusammenstellungen  handelt.  Alle  übrigen  Stoffsammlungen 
sind  Auszüge  und  Abschriften,  welche  den  Originaltexten  der  amtlichen 
statistischen  Werke  und  Gesetzespublikationen  entnommen  sind.  Für 
Untersuchungen,  bei  denen  es  genau  auf  den  Wortlaut,  den  Buchstaben, 
die  Zahl  ankommt,  sind  die  Jahrbücher  als  ausschließliche  Grundlage 
nicht  geeignet.  Auch  wenn  keine  bestimmten  Tendenzen,  wie  die  Ab- 
sicht zur  Einwanderung  anzuregen,  die  Handelsbeziehungen  einseitig 
zu  einem  anderen  Land  auszubauen  oder  überhaupt  nur  ein  möglichst 
günstiges  Bild  von  den  Landesverhältnissen  zu  entwerfen,  vorliegen,  so 
ließen  sich  doch  in  obiger  Untersuchung  bei  im  übrigen  sorgfältig  ge- 
arbeiteten Jahrbüchern  in  den  Statistiken  durchweg  Abweichungen  von 
ihren  Unterlagen,  zirni  mindesten  übersehene  Druckfehler  feststellen, 
und  bei  Gesetzen  genügt  schon  das  Fehlen  oder  Entstellen  eines  ein- 
zigen Wortes,  um  den  Sinn  des  Ganzen  zu  verändern.  Anders  liegen 
die  Dinge  bei  den  Adressen-  und  Firmenverzeichnissen,  wenn  in  ihnen 
eine  Trennung  nach  Branchen  oder  Nationalität  vorgenommen  ist.  Ihr 
Quellenwert  darf  nicht  unterschätzt  werden.  Sie  gestatten  unter  Vor- 
behalt der  Prüfung  ihrer  Vollständigkeit  unter  Umständen  gerade  durch 
ihre  bewußt  einseitige  Zusammenstellung,  wie  z.  B.  in  dem  „Anglo-Ca- 
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nadian  Year  Book"  (s.  S.  502),  einen  besseren  Einblick  in  die  Verteilung 
des  Handels,  der  verschiedenen  Industrien  und  der  Kapitalanlagen  und 
lassen  eine  ursprünglichere  Bearbeitung  einschlägiger  Fragen  zu,  als 
sie  Statistiken  geben  können.  Kaum  geringer  als  der  Wert  der  Ma- 
terialsammlung ist  der  der  Darstellung,  wenn  sich  einwandfreie  und 
sachkundige  Quellenbenutzung  erkennen  läßt.  Einerseits  unterrichtet 
sie  ebenfalls  über  die  Landesverhältnisse  und  über  die  schwebenden 
Fragen,  andererseits  lassen  sich  aus  ihr  durch  Vergleich  der  einzelnen 
Jahrgänge,  die  sich  im  Lande  vollziehenden  Fortschritte  auf  den  ein- 
zelnen Gebieten  feststellen  und  reines  Tatsachenmaterial  herausschälen. 
Der  Wert  der  Jahrbücher  liegt  in  der  allgemeinen  Orientierung, 
welche  sie  über  die  Landesverhältnisse,  Zustand  wie  Fortschritte  ermög- 
lichen, Sie  sind  mithin  als  ein  wichtiges  Hilfsmittel  weltwirtschaftlicher 
Forschung,  aber  doch  nur  als  Quellen  zweiten  Grades  anzusehen.  Ist 
es  dem  Forscher  nicht  möglich,  ursprünglichere  Unterlagen  zu  gewinnen, 
so  muß  er  sich  bei  der  Anlehnung  an  die  Jahrbücher  immer  der  Mängel 
seiner  Quellen  bewußt  bleiben.  Hiermit  soll  nicht  gesagt  sein,  daß  es 
nicht  möglich  sei,  Jahrbücher  herauszugeben,  welche  unter  Berück- 
sichtigung wissenschaftlicher  wie  praktischer  Bedürfnisse  mit  solcher 
Genamgkeit  gearbeitet  sind,  daß  sie  den  Ansprüchen  an  eine  Quelle 
ersten  Ranges  genügen.  Es  muß  nur  ihr  Zweck,  als  reine  Quelle  zu 
dienen,  schon  bei  der  Anlage  ins  Auge  gefaßt  werden)  bei  den  vorliegen- 
den Jahrbüchern  war  ein  solcher  Zweck  jedoch  nicht  beabsichtigt. 
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Das  Bankwesen  in  Niederländisdi-Westindien. 

Von 
Dr.  Ä.  S.  van  Nierop,  Amsterdam. 


Schon  zu  wiederholten  Malen  ist  die  Frage  des  Bankwesens  in  Nieder- 
ländisch-Westindien  zur  Sprache  gebracht  worden,  ohne  daß  es  bis  jetzt 
gelungen  wäre,  eine  befriedigende,  endgültige  I^simg  derselben  zu  finden. 
Bei  der  Behandlimg  des  Voranschlages  für  den  Staatshaushalt  der  Kolonie 
Surinam  für  das  Dienst  jähr  19 17  wurde  am  i.  März  1917  von  der  Zweiten 
Kammer  der  Generalstaaten  ein  Antrag  ihres  Mitghedes  Dr.  jur.  J.  H.  P  a  - 
t  i  j  n  angenommen,  in  welchem  ausgesprochen  wurde,  es  sei  wünschens- 
wert, das  Privilegium  („octrooi")  der  „Surinaamsche  Bank"  nicht  wieder 
zu  erneuern,  bevor  die  Organisation  eines  genügenden  Klredites  für  die  Land- 
wirtschaft in  Surinam  gesichert  sei.  Dies  gab  Dr.  jur.  F  a  b  i  u  s  Veran- 
lassung, eine  Übersicht  über  diese  Frage  zusammenzustellen^,  an  deren  Schluß 
die  Richtlinien  gegeben  werden,  denen  man,  seiner  Meinung  nach,  zu  folgen 
hat,  wenn  man  zu  einer  guten  Lösung  kommen  will. 

Die  Geschichte  Surinams  und  Cura9aos  kami  in  zwei  Zeitabsclmitte 
geteilt  werden.  Der  erste  Abschnitt  begiimt  mit  der  Kolonisation  und  endet 
ungefähr  mn  das  Jahr  1828.  In  diesem  Jahre  nämHch  wurde  Graf  van 
den  Bosch  als  Generalkommissar  von  König  Wilhelm  I.  mit  der  Hebimg 
der  Kolonien  betraut,  imd  die  von  ihm  eingeführten  neugestaltenden  Ver- 
besserungen, auch  auf  dem  Gebiete  der  Volkswohlfahrt,  waren  so  einschnei- 
dender Art,  daß  man  von  seinem  Ministerium  einen  neuen  Zeitabschnitt 
datieren  kann. 

Die  ersten  Zeiten  der  Geschichte  Surinams  kennzeichneten  sich  durch 
die  verschiedensten  Versuche,  das  Abfließen  des  harten  Tauschmittels  zu 
verhindern  imd  dem  Bedürfnis  danach  zu  genügen.  Vor  allem  beschäftigte 
diese  Frage  die  Gouverneure  Heinsius  (1678)  und  van  Aerssen  (1634),  ohne 


^  F  a  b  i  u  s ,  G.  J.,  Het  bankwezön  in  Nederlandsch  West-IndiS.  (Instituut 
voor  economische  Geschriften.  Nr.  2.)  Rotterdam  191 7.  Nijgh  &  van  Ditmar.  64  S. 
fl.  1,50. 
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daß  sie  jedoch  einen  Erfolg  erzielten.  So  wurde  z.  B.  von  der  „Societeit 
van  Suriname"  gemünztes  Geld  aus  den  Niederlanden  eingeführt;  doch, 
da  dies  zur  Übermachung  von  Beträgen  nach  dem  Mutterlande  benutzt 
wiude,  verschwand  das  Geld  ebenso  schnell  wie  es  gekommen  war.  Später 
bediente  man  sich  der  Wechsel,  die  6  Wochen  nach  Sicht  zahlbar  gemacht 
tmd  von  den  Pflanzern  auf  ihre  Korrespondenten  ausgestellt  wurden;  da 
jedoch  diese  Wechsel,  die  zuweilen  Jahre  in  der  Koloxiie  bheben,  oft  bei 
Vorzeigung  nicht  mehr  gültig  waren  und  protestiert  werden  mußten,  brachte 
auch  dieses  Mittel  nicht  den  beabsichtigten  Erfolg. 

Ungefähr  tun  1750  tritt  das  Kreditwesen,  mit  welchem  das  Gebiet  des 
Münzwesens  in  engem  Zusammenhang  steht,  in  den  Vordergnmd,  so  daß 
es  nötig  ist,  der  Entwicklung  des  Kreditwesens  einige  Aufmerksamkeit  zu 
schenken. 

Der  Handel  mit  Siurinam  nalun  in  dieser  Zeit  einen  sehr  großen  Auf- 
schwung, und  infolgedessen  stiegen  die  Preise  der  Ptlanzimgen.  Aus  jener 
Zeit  schreiben  sich  demi  auch  die  ersten  Anleihen  der  Pflanzungen  her, 
die  sogenannten  „Negotiatien",  die  gedeckt  wurden  durch  erste  Hypo- 
theken bis  zu  einem  Maximum  von  ^/g  des  Wertes,  rnid  deren  Zinsfuß  6% 
betrug.  Bei  der  Abschätzung  der  Pflanztmgen  wurde  jedoch  viel  gepfuscht 
und  das  aufgenommene  Geld  verkehrt  angewendet,  so  daß  der  Kolonie  mit 
diesen  Anleihen  nicht  viel  geholfen  war.  Als  danach  in  den  Jahren  1769 
und  1770  noch  im  Mutterlande  ein  großer  Handel  in  westindischen  Wer- 
ten entstand,  der  im  Jahre  1773  "^^  einer  Elrisis  endete,  verfiel  Surinam 
in  einen  solch  elenden  Zustand,  daß  es  Jahrzehnte  dauerte,  bevor  es  sich 
hiervon  einigermaßen  wieder  zu  erholen  vermochte.  Infolge  dieser  mn- 
fangreichen  Kredite  nämlich,  deren  Gesamtbetrag  auf  60 — 70  Mill.  Guldai 
geschätzt  wird,  kam  der  Ertrag  der  Erzeugnisse  der  Kolonie  nicht  mehr 
der  Kolonie  selbst,  sondern  dem  Mutterlande  zugute,  was  natürhch  das  Ab- 
fheßen  des  Metallgeldes  wiederxun  stark  begünstigte.  Die  Lage  wurde  noch 
kritischer,  als  Gouverneur  Crommelin  im  Jahre  1761  zur  Ausgabe  von 
„Kaartengeld"  schritt,  wobei  schon  nicht  mehr  das  Bestreben  zugrunde  liegt, 
dem  Mangel  an  Tauschmitteln  abzuhelfen,  sondern  sich  auf  bequeme  Weise 
eine  Stärkung  der  Geldmittel  der  Kolonie  zu  verschaffen.  Das  mußte  auf 
die  Dauer  wohl  eine  Entwertimg  (Depretiation)  der  ,,rekeneenheid"  (Wäh- 
nuig)  zur  Folge  haben.  Von  der  Bereitwilligkeit  des  Mutterlandes,  Kapital 
für  die  Kolonie  zur  Verfügimg  zu  stellen,  wurde  natürlich  dankbar  Gebrauch 
gemacht,  auch  seitens  des  Gouvernements,  das  zu  diesem  Zwecke  ObU- 
gationen  ausgab,  die  in  den  Niederlanden  sehr  willige  Abnahme  fanden. 
Doch  vermehrte  sich  hierdurch  natürlich  die  Schuldenlast  immer  mehr, 
so  daß  sie  im  Jahre  1799  bereits  4I4  ^^l-  Gidden  betrug.  Es  ist  wohl  selbst- 
verständlich, daß  alle  diese  Maßnahmen  den  Wert  der  Tauschmittel  ernst- 
lich erschütterten,  so  daß  z.  B.  im  Jahre  181 1  der  Kurs  des  Pfvmdes  Sterling 
fl.  48,10  betrug.  Während  der  englischen  Herrschaft  (1804 — 18 16)  wurde 
jedoch  kein  neues  ,, Kaartengeld"  mehr  ausgegeben.  Überdies  hatte  man 
die  Verpflichttmgen  der  Pflanzer  an  die  Niederländer  während  dieser  Zeit 
außer  Kraft  gesetzt,  so  daß  die  Pflanzer  kein  Geld  zur  Bezahlung  ihrer  Schul- 
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den  nötig  hatten.  Hierdurch  wurde  eine  merkliche  Besserung  der  Lage  be- 
wirkt, so  daß  der  Kiurs  des  Pfimdes  SterUng  allmählich  wieder  auf  fl.  25, — 
Papier  sank. 

Die  Verpflichtungen  der  „Administra teuren"  (Plantagenleiter)  gegenüber 
den  Geldgebern  traten  jedoch  mit  der  Rückgabe  der  Kolonien  im  Jahre  18 16 
wieder  in  Kraft,  imd  dadxurch  machten  sich  natürhch  wieder  große  An- 
schaffimgen  (Rimessen)  nötig,  die  einen  sehr  nachteihgen  Einfluß  auf  das 
Tauschmittel  ausübten.  Als  die  verschiedenen  Maßnahmen,  diesen  Mißstand 
zu  beheben,  nicht  die  gewünsclite  Wirkimg  hatten,  begann  man,  die  Ver- 
besserimg der  finanziellen  Lage  gerade  in  der  entgegengesetzten  Richtung 
7.U  suchen,  und  so  verordnete  ein  Königlicher  Beschluß  vom  15.  August  1826, 
daß  die  niederländische  Währung,  wie  sie  im  Gesetze  vom  28.  September 
18 16  festgelegt  worden  war,  am  i.  Januar  1827  in  Surinam  in  Kraft  treten 
solle.  Außer  den  in  diesem  Gesetze  genannten  Münzen  sollten  gangbar  sein 
die  Noten  der  Nederlandsche  Bank  zu  Amsterdam  und  die  der  Algemeene 
Nederlandsche  Maatschappij  ter  Begünstiging  van  den  Volksvlijt  (Allge- 
meine Niederländische  Gesellschaft  zur  Förderung  des  Volksfleißes)  zu 
Brüssel,  welche  von  Wilhelm  I.  gegründet  worden  war,  und  deren  Papiere 
auch  im  Mutterlande  selbst  Kurs  hatten.  Überdies  wurde  durch  Ver- 
öffentlichung vom  16.  Januar  1828  das  Kartengeld  nach  dem  31.  Mai 
1828  für  wertlos  erklärt  und  mußte  vor  dieser  Zeit  gegen  Noten  der  Alge- 
meene Maatschappij  eingetauscht  worden  sein.  Auch  diese  Maßregel  führte 
nicht  zu  dem  gewünschten  Erfolge,  da  die  großen  Anschaffungen,  die  sich 
wegen  der  Abwesenheit  der  Eigentümer  nötig  machten,  zu  einem  Weg- 
fUeßen  der  Noten  fülirten,  so  daß  schon  bald  wieder  ein  Mangel  an  Tausch- 
mitteln entstand. 

Was  die  Geschichte  Curagaos  bis  1828  betrifft,  so  ist  zimächst  zu  be- 
merken, daß  bei  dieser  Insel  die  Umstände  etwas  anders  lagen,  da  sie  wenig 
Aus-  und  Einfuhr  hatte,  sondern  ihre  Bedeutung  als  Handelsplatz  viel- 
melir  allein  ihrer  günstigen  Lage  verdankte.  Da  die  Insel  bis  zu  Anfang  des 
19.  Jahrhunderts  größtenteils  unter  spanischer  Herrschaft  stand,  kannte 
man  daselbst  keine  andere  Währung  als  die  spanische  mit  dem  Silber- Piaster 
oder  dem  Silber-Peso  als  der  wichtigsten  Münze.  Hatte  diese  Kolonie,  zu- 
mal in  den  Jaliren  des  amerikanischen  Freiheitskrieges  (1775 — 1783),  eine 
Zeit  großer  Blüte  erlebt,  so  trat  infolge  der  Unterbindung  der  Gemeinschaft 
mit  dem  Mutterlande  in  den  darauf  folgenden  Jahren  und  infolge  der  Ver- 
legung des  Verkehrs  nach  dem  dänischen  St.  Thomas  an  die  Stelle  der 
früheren  Blüte  große  Verarmung. 

Um  nun  dem  Bedürfnis  an  Taiischmitteln  zu  genügen,  wurden  verschie- 
dene Maßnahmen  getroffen,  wie  das  „Kappen"  (Beschneiden)  von  Talern 
und  die  Emführung  der  5  Centsstücke  (,,stuiver"),  wälirend  1826  die  nieder- 
ländische Währung  eingeführt  wurde.  Keine  dieser  Maßregeln  jedoch  ver- 
mochte zu  verhindern,  daß  das  gute  Geld  ebenso  schnell  wieder  verschwand, 
wie  es  gekommen  war,  imd  daß  die  fremde  Münze  auch  weiterhin  das  ge- 
bräuchliche Zahlungsmittel  blieb. 

So  lagen  also  die  Verhältnisse  in  den  Westindischen  Kolonien,  als  im 
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Jahre  1828  van  den  Bosch  zum  könighchen  Generalkommissar  für  die  nieder- 
ländischen Besitzungen  in  Westindien  ernannt  wurde  und  durch  zahheidie 
eingreifende  Maßnahmen  die  I^age  derselben  zu  bessern  suchte. 

Eine  der  ersten  Maßregeln  bestand  darin,  daß  van  den  Bosch  1828  die 
Cura9aosche  Bank  zu  Willemstad  und  1829  die  ParticuJiere  Westindische 
Bank  (Westindische  Privatbank)  zu  Paramaribo  gründete.  Er  bezweckte 
mit  dieser  Gründung  sowohl  Verbesserung  des  Münzwesens  durch  Ausgabe 
von  Banknoten  als  auch  Gewähnmg  von  Krediten  an  Landwirtschaft  und 
Handel  mit  Hilfe  der  Gelder,  die  durch  die  Notenausgaben  eingenommen 
wurden. 

Es  folgt  in  kurzen  Zügen  die  Geschichte  der  beiden  Banken,  aus  der 
ersichtlich  ist,  daß  beide  Schöpfungen  ein  Fehlschlag  waren. 

Die  Westindische  Privatbank,  die  im  Jahre  1829  gegründet  wurde, 
mußte  bereits  1849  liquidieren.  Als  Hauptursache  hierfür  ist  anzuLführen, 
daß  sie  es  bei  der  Gründung  übernommen  hatte,  ohne  irgendwelches  Agio 
Wechsel  auf  das  Mutterland  auszustellen.  Aber  .  .  .  um  fortwährend  ziehen 
zu  können,  ist  das  Vorhandensein  genügender  Barmittel  erforderlich,  und 
die  Versuche,  sich  diese  zu  verschaffen,  schlugen  vollkommen  fehl.  Im  Jahre 
1831  war  die  Bank  daher  bereits  genötigt,  den  Verkauf  von  Wechseln  ein- 
zustellen. Überdies  begannen  ihre  Noten  im  Kurse  zu  sinken,  was  not- 
wendigerweise die  Währung  in  Mitleidenschaft  ziehen  mußte.  Schheßlich 
mußte  die  Regierung  zuhilfe  kommen;  die  Noten  der  Bank  wurden  einge- 
zogen und  gegen  Schatzscheine  eingelöst,  die  später  gegen  niederländische 
grobe,  gangbare  Münzen  einlösbar  sein  sollten. 

Die  Cura9aosche  Bank,  die  laut  VeröffentHchung  vom  6.  Februar  1828 
gegründet  worden  war,  trug  den  Charakter  einer  Staatsbank.  Auch  diese 
Bank  brachte  Noten  in  Umlauf,  während  die  Absicht  zugrunde  lag,  die  Gel- 
der zur  Gewähnmg  von  Handelskrediten  zu  verwenden.  Aber  die  Zeiten 
hatten  sich  inzwischen  geändert.  An  die  Stelle  des  alten  Wohlstandes  Cura- 
9aos  war  infolge  der  Verlegung  der  „Großen  Fahrt"  Armut  getreten,  so  daß 
für  Handelskredite  so  gut  wie  gar  kein  Bedürfnis  vorhanden  war.  Ganz 
anders  jedoch  verhielt  es  sich  mit  dem  Bodenkredit.  Gerade  zur  Zeit  der 
Errichtung  der  Bank  brach  eine  große  Krisis  aus,  da  die  Hypotheken  gewährt 
worden  waren  nach  dem  Werte,  den  der  Grund  imd  Boden  in  den  Zeiten 
des  Wohlstandes  besaß,  so  daß  sich  einige  Jahre  später,  als  die  Umstände 
sich  in  imgünstigem  Sinne  verändert  hatten  und  der  Wert  des  Gnmd  imd 
Bodens  bedeutend  gefallen  war,  die  meisten  Hypotheken  bei  der  Exekution 
als  nicht  genügend  gedeckt  erwiesen.  Als  jedoch  die  Bank  den  Eigentümern 
zuhilfe  kam,  lief  sie  sich  schon  in  sehr  kurzer  Zeit  voUkormnen  fest,  ebenso 
wie  ihre  Schwesteranstalt  in  Surinam,  und  es  war  allein  einem  tatkräftigen 
Eingreifen  zu  verdanken,  daß  diese  Bank  nicht  dabei  zugnmde  ging.  Durch 
VeröffentHchung  vom  28.  Mai  und  22.  Jimi  1831  wurde  die  Einlösbar keit 
der  Noten  vorübergehend  aufgehoben,  während  es  der  Direktion  verboten 
wurde,  ohne  besondere  Genehmigung  des  Generalgouvemeurs  zu  Paramaribo 
Geld  auf  Liegenschaften  vorzustrecken. 

Als  einzige  Geschäftshandlimg,  mit  der  die  Bank  damals  noch  Gewinn 


Das  Bankwesen  in  Nicderländisch-Wcstindien.  ^25 

erzielen  luid  auf  diese  Weise  an  der  Wiedergewinnung  ihres  verlorenen  Kapi- 
tals arbeiten  konnte,  blieb  das  Diskontieren  von  Wechseln  übrig ;  doch  hatte 
dieser  Geschäftszweig  damals  so  wenig  wie  jetzt  zu  bedeuten. 

Das  fortdauernde  Abfließen  des  hatten  Tauschniittels  gab  inzwischen 
Veranlassimg  zur  „verkapping"  des  niederländischen  Guldens  in  Viertel- 
gulden („kwartjes"),  welche  bis  zur  zweiten  Münzregelxing  nach  dem  Gesetz 
vom  14.  Dezember  1853  gangbar  blieben.  Wohl  hörten  nach  diesem  Ge- 
setze die  fremden  Goldstücke  ebenso  wie  die  niederländischen  auf,  gesetz- 
Hches  Zahlimgsmittel  zu  sein,  \dele  sclilechte  luid  alte  Münzen  wurden  dem 
Umlauf  entzogen,  doch  die  eingefülirten  niederländischen  Scheidemünzen 
waren  so  schnell  nach  der  Einführmig  bereits  wieder  abgeflossen,  daß  man 
sich  genötigt  sah,  die  alten,  außer  Kurs  gesetzten  Münzen  zu  ihrem  früheren 
Werte  wieder  weiter  anzunehmen. 

Inzwischen  war  die  spanische  „Mat"  oder  ,,Pilaardaalder"  das  wich- 
tigste Zahlvmgsmittel  geblieben.  Als  jedoch  imgefähr  um  1870  der  Wert 
des  Silbers  zu  sinken  begann,  brachte  dies  selir  große  Nachteile  mit  sich; 
es  wurde  daher  durch  das  Gesetz  vom  28.  Juli  1881  das  goldene  Zehngulden- 
stück (,,goudtientje")  eingeführt  imd  die  silbernen  Münzen  als  Kuratmünzen 
anerkannt,  während  zugleich  gestattet  wurde,  neben  den  fremden  Silber- 
münzen auch  fremde  Goldmünzen  als  Zahlimgsmittel  bei  den  Kassen  des 
Landes  zuzulassen.  Endhch  wurde  durch  Gesetz  vom  25.  Mai  1897  der 
Gulden  Ciira9aoscher  Wälirung  abgeschafft  und  ersetzt  durch  den  Gulden 
Niederländischer  Wälirung,  das  Verhältnis  zwischen  diesen  beiden  Werten 
festgestellt,  eine  besondere  Cura9aosche  Silber- Scheidemünze  eingeführt,  die 
allein  in  der  Kolonie  giltig  war  und  also  niemals  wegfheßen  konnte;  bei  der 
Regelimg  der  gesetzhchen  Zahlungsmittel  folgte  man  den  niederländischen 
Bestimmungen. 

Die  günstigen  Folgen  dieses  Münzgesetzes  waren,  daß  schon  unmittel- 
bar darauf  alle  Privatbons  und  schlechten  Scheidemünzen  verschwanden, 
während  insbesondere  die  Abschaffung  des  Giddens  Cura^aoscher  Währung 
eine  gute  Wirkung  ausübte,  insofern  als  Übereinstimmung  mit  dem  Mutter- 
lande  hergestellt  wurde. 

Wenn  auch  die  Verhältnisse  in  beziig  auf  das  Tauschmittel  sich  seitdem 
sehr  gebessert  haben,  so  hat  doch  die  unangenehme  Erscheinung  des  Wegf  Heßens 
auch  weiter   angehalten,   trotz  der  Bemühungen  der  Curagaoschen  Bank. 

Wohl  sind  zu  diesem  Behufe  mehrere  Versuche  unternommen  worden. 
Im  Jahre  1901  wurde  ein  Ausschuß  eingesetzt,  der  zu  untersuchen  hatte, 
ob  Abänderung  der  Einrichtimg  und  des  Arbeitsfeldes  der  Curagaoschen  Bank 
Abhilfe  bewirken  könne.  Der  Bericht  dieses  Ausschusses  ist  niemals  be- 
kanntgegeben worden,  er  hat  jedoch  zu  einer  Kolonial- Verordnung  geführt, 
laut  welcher  ein  neues  Reglement  für  die  Cura9aosche  Bank  aufgestellt 
wurde.  Die  wichtigsten  Änderungen,  die  diese  Verordnimg  gebracht  hat, 
sind:  Aufnahme  des  Wechselhandels  unter  die  bankmäßigen  Handhmgen, 
was  zur  Herabsetzung  der  Wechselkurse  mitgewirkt  und  dadurch  einen 
günstigen  Einfluß  auf  das  Münzwesen  gehabt  hat,  und  die  Gewährung  von 
Geschäfts-  und  hypothekarischen  Krediten. 

Weltwirtschaftliches  Archiv  Bd.  XV.  35 


526 


Literatur. 


Doch  sind  die  wirtschaftlichen  Verhältnisse  der  Kolonie  zeitweise  sehr 
ungünstig;  mit  ihren  kleinen  Hilfsmitteln  vermag  die  Cura9aosche  Bank 
dagegen  nicht  viel  auszurichten. 

Die  Surinamsche  Bank,  eine  private  Bankanstalt,  wurde  im  Jahre  1865 
gegründet;  sie  hat  von  ihrer  Gründung  ab  das  Privilegitun  gehabt,  in  der 
Kolonie  Surinam  als  Notenbank  tätig  zu  sein,  welches  Privilegium  binnen 
kurzem,  vorbehalthch  weiterer  Gültigkeitserklärtmg,  abläxift.  Sowohl  die 
Lage  der  Bank  selbst  —  sie  schüttete  fast  immer  eine  anständige  Dividende 
aus  —  wie  auch  die  des  Münzwesens  während  der  Tätigkeit  der  Surinam- 
schen  Bank  können  befriedigend  genannt  werden.  Dieser  günstige  Zustand 
ist  zu  einem  großen  Teile  der  Tatsache  zu  verdanken,  daß  durch  den  Rück- 
gang der  Kolonie  die  Anzahl  der  Pflanzungen  sich  verminderte  und  damit 
auch  das  Interesse  des  niederländischen  Kapitals  an  der  I^andwirtschaft 
Sur  nams,  so  daß  die  große  Nachfrage  nach  Rimessen,  die  auf  die  Wechsel- 
kurse und  die  Tauschmittel  stets  den  nachteiligsten  Einfluß  gehabt  hatten, 
schwand.  Zu  gleicher  Zeit  wurden  die  Forderungen  der  Kolonie  an  das 
Mutterland  viel  größer.  Die  Schadenvergütungen  für  die  Emanzipation  der 
Sklaven  nötigten  die  Kolonie  zum  Schließen  von  Anleihen,  während  über- 
dies das  Zustandekommen  der  gesetzhchen  Regierungs-Reglements  für  die 
westindischen  Kolonien  die  Möghchkeit  eröffnet  hatte,  den  Staatshaushalts- 
Voranschlag  der  Kolonie  ohne  ein  Defizit  aufzustellen,  dank  einem  Beitrag 
aus  der  Staatskasse  zur  Ergänzung  der  Mittel  der  Kolonie,  welcher  für  die 
Folge  regelmäßig  einging. 

Dieses  Gleichgewicht  in  der  Zahlimgsbilanz  Surinams  infolge  Zunahme 
der  Fordervmgen  imd  Verminderung  von  Rimessen  hat  eine  günstige  Wir- 
kimg auf  die  Wechselkurse  und  Tauschmittel  gehabt.  Überdies  war  die 
Surinamsche  Bank  so  vorsichtig,  sich  im  allgemeinen  sorgfältig  der  Gewäh- 
rung von  Kulturkredit  zu  enthalten.  Die  Nachfrage  danach  war  besonders 
stark  zu  Beginn  dieses  Jahrhunderts,  als  die  Kulturen  plötzhch  durch  die 
„Krulloten"-krankheit  mit  gänzlicher  Vernichtung  bedroht  wurden.  Die 
Pflanztmgen  gingen  dadurch  so  sehr  im  Werte  zurück,  daß  die  Gewährung 
von  Kulturkredit  praktisch  zu  den  Unmöghchkeiten  gehört  hätte. 

Der  Minister  für  die  Kolonien,  de  Waal  Malefijt,  setzte  einen  Ausschuß 
ein,  der  zu  untersuchen  hatte,  welclie  Maßregeln  zur  Gesimdung  der  wirt- 
schafthchen  und  finanziellen  I^age  zu  ergreifen  wären.  Dieser  Ausschuß 
wies  in  seinem  Berichte  auf  den  unbefriedigten  Kreditbedarf  in  der  Kolonie 
hin  und  befürwortete  die  Errichtung  einer  besonderen  landwirtschaftlichen 
Zentralbank  neben  der  Surinamschen  Bank,  da  letztere  als  Notenbank 
hierzu  nicht  geeignet  sei.  Dieser  Plan  der  Errichtvmg  einer  Bank  für  die 
Landwirtschaft  ist  jedoch  von  der  Zweiten  Kammer  der  Generalstaaten 
vereitelt  worden,  die  die  Interessen  der  Surinamschen  Bank  dadurch  für 
bedroht  erachtete. 

Daß  man  jedoch  allgemein  der  Ansicht  war,  daß  die  Regelvmg  des  Papier- 
umlaufs nicht  weiter  den  Maßregeln  zur  Hebimg  des  Wohlstandes  im  Wege 
stehen  dürfte,  geht  hervor  aus  dem  bereits  zu  Eingang  erwähnten  Antrag 
des  Herrn  Patijn,  in  welchem  die  Errichtvmg  einer  „Kulturbank"  mit  der 
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Erneuerung  des  Privilegiums  (,,octrooi")  der  Surinamschen  Bank  in  Zu- 
sanunenhang  gebracht  wurde. 

Dr.  F  a  b  i  II  s  befürwortet  mm  die  folgende  Lösung:  Nach  seiner  Über- 
zeugung ist  die  Kolonie  nicht  groß  genug  dafür,  daß  zwei  Banken  von  einiger 
Bedeutung  nebeneinander  bestehen  können.  Will  man  also  die  Surinamsche 
Bank  mit  der  Gewährung  von  Kulturkredit  betrauen,  dann  verlege  man 
den  Notenverkehr  nach  einem  anderen  Institute,  und  zwar  nach  der  einzig 
hierfür  in  Betracht  kommenden  Stelle,  der  Niederländischen  Bank.  Ge- 
schieht dies,  so  wird  niederländisches  Bankpapier  in  der  Kolonie  in  Umlauf 
kommen,  das  auch  im  Mutterlande  gültig  ist,  wodurch  das  Abfließen  des 
harten  Tauschmittels  eingescliränkt  werden  wird,  während  im  allgemeinen 
die  Wechselkurse  fallen  werden. 

In  Cura9ao  hat  man  noch  stets  mit  zu  hohen  Wechselkursen  imd  ab- 
fheßendem  Metollgeld  zu  kämpfen,  so  daß  sich  auch  liier  eine  Bessertmg 
dringend  nötig  erweist.  Von  der  Kolonialnotenbank  ist  diese  Besserung 
nicht  zu  erwarten ;  dafür  ist  die  wirtschaftliche  Lage  der  Kolonie  zu  schlecht. 
Dr.  Fabius  rät  nun,  die  Benutzung  des  Bankpapiers  als  Rimesse  zu  er- 
möglichen, wodurch  der  Einfluß  der  Zirkulation  auf  die  Wechselkurse  ver- 
stärkt und  überdies  der  Vorrat  an  harten  Tauschmitteln  in  der  Kolonie  ge- 
schützt wird.  Bankpapier,  das  jederzeit  als  Rimesse  verwendet  werden  kann, 
wäre  das  in  den  Niederlanden  gangbare,  also  die  Noten  der  Nederlandsche 
Bank.  Die  Notwendigkeit  einer  besonderen  Kolonialbank  wird  dadurch 
hinfällig,  imd  Dr.  Fabius  kommt  demnach  zu  der  für  beide  Kolonien 
geltenden  Lösmig:    Anschluß  an  das  Mutterland. 

Dr.  Fabius  sieht  selbst  wohl  die  Nachteile  ein,  welche  die  von  ihm 
vertretene  Lösimg  im  Gefolge  haben  wird. 

An  erster  Stelle  werden  durch  die  Einführung  niederländischer  Bank- 
noten die  Wechselkurse  sehr  gedrückt  werden,  so  daß  das  Wechselgeschäft 
viel  von  seiner  Anziehmigskraft  verHeren  und  der  Verdienst  für  das  Bank- 
wesen in  Wegfall  kommen  wird.  Die  Niederländische  Bank  braucht  jedoch 
vorläufig  nicht  weiter  zu  gehen  als  mibedingt  nötig  ist,  um  die  gewünschte 
Verbesserung  zu  bringen.  Sie  hätte  sich  vorläufig  zu  beschränken  auf  das 
Girieren  großer  Beträge  vom  Mutterlande  nach  den  Kolonien,  auf  die  Ab- 
gabe von  Bankpapier  gegen  die  daraus  entstehenden  Kredit-Saldi,  auf  die 
Ausgabe  von  Bankpapier  gegen  Empfang  von  Münzen  und  auf  das  Ver- 
kaufen von  Giro- Amsterdam  der  Bankiers  aus  den  Kolonien;  das  ganz  wei- 
tere Gebiet  der  Bankgeschäfte  hätte  sie  jedoch  dem  gewölinlichen  Bank- 
wesen zu  überlassen. 

In  zweiter  Linie  würde  der  Mangel  an  Kapital,  nimmt  man  den  in  der 
Kolonie  arbeitenden  Banken  die  Notenausgabe,  also  den  Verdienst  aus  den  in 
der  Kolonie  verfügbaren  Werten,  sich  noch  viel  stärker  fühlbar  machen  und 
würden  die  Aussichten  auf  eine  bessere  Zukimft  des  Bank-  und  Kreditwesens 
noch  unsicherer  werden,  als  sie  jetzt  bereits  sind.  Dr.  Fabius  empfindet 
dies  mit  Recht  als  ein  sehr  großes  Bedenken  gegen  seine  Lösimg,  meint 
jedoch,  diese  Schwierigkeit  könne  dadurch  beseitigt  werden,  daß  die  Neder- 
landsche Bank  das,   was  sie  durch  die  Ausgabe  der  Banknoten  von  dem 
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Publikum,  der  Gesamtheit,  in  den  Kolonien  liehe,  als  einen  vom  Staate 
verbürgten  Vorschuß  den  Regierxingen  der  Kolonien  wieder  abzulassen  hätte. 
In  den  Kolonien  köimte  dann  das  Gouvernement  die  von  der  Nederland- 
sche  Bank  in  Vorschuß  empfangenen  Banknoten  bei  den  früheren  Noten- 
banken in  Deposito  geben,  imd  diese  könnten  das  Papier  dazu  benutzen, 
ihre  eigenen  Noten  einzuziehen.  Ein  nicht  zu  beseitigender  Nachteil  würde 
jedoch  auch  dann  weiter  bestehen:  während  nämhch  jetzt  das  Kapital  vöUig 
kostenlos  zur  Verfügung  stand,  müßten  bei  der  neuen  Gestaltung  der  Dinge 
nach  Art  der  Sache  für  den  Vorschuß  Zinsen  bezahlt  werden.  Diese  Zinsen 
könnten  jedoch  für  den  Anfang  sehr  niedrig  angesetzt  werden  und  wären 
erst  allmählich  zu  einer  immer  noch  mäßigen  Höhe  zu  steigern. 

Soweit  das  Referat  über  die  von  Dr.  Fabius  dargelegten  Betrach- 
tungen. Am  Schlüsse  der  Arbeit  folgen  noch  als  Nachträge  nähere  Einzel- 
heiten über  die  Ausführung  des  Planes  imd  über  die  dazu  nötigen  gesetz- 
lichen Vorkehrungen,  welche  jedoch  bei  der  Beurteilimg  der  grujidlegenden 
Gedanken  der  Arbeit  außer  Betracht  bleiben  können. 

Der  Gedankengang,  den  Dr.  Fabius  verfolgt,  ist  mm  in  der  Haupt- 
sache der  folgende  gewesen: 

Neben  der  Bank,  welche  die  Kulturkredite  gewährt,  kann  eine  zweite 
Bank  mit  Aussicht  auf  Erfolg  nicht  bestehen,  und  es  muß  deshalb  diese 
„Kulturbank"  alle  Bankgeschäfte  in  der  Kolonie  ausführen  können;  nur 
die  „Zirkulation"  muß  ihr  vorenthalten  werden.  Für  diesen  Zweig  des 
Bankgeschäftes  hätte  dann  die  Nederlandsche  Bank  zu  sorgen. 

Gegen  diese  Prämisse  des  Herrn  Fabius  hat  man  mm  von  verschie- 
denen Seiten  Einspruch  erhoben.  Wie  verschiedene  Kenner  der  Verhält- 
nisse und  Sachverständige  behaupten,  ist  es  wohl  möglich,  daß  zwei  An- 
stalten mit  so  verschiedenen  Zwecken  nebeneinander  in  Surinam  arbeiten 
können,  wenn  nur  das  Arbeitsfeld  beider  deutlich  abgegrenzt  wird.  Und 
das  kann  geschehen,  weil  die  Kulturbank  sich  notwendigerweise  allmäh- 
lich aus  einer  Kreditbank  zu  einer  Anstalt  entwickeln  wird,  welche  Kultur- 
imtemehmungen  verwalten  und  kontroUieren,  und  damit  Arbeit  in  Fülle 
haben  wird;  die  Zirkulations-  und  Kreditbank,  in  diesem  Falle  die  Suri- 
namsche  Bank,  könnte  daneben  ihr  gewohntes  Arbeitsfeld  beibehalten. 
Überdies  werden  sich  die  Verhältnisse  beider  Banken  bei  einem  Neben- 
einander besonders  gut  gestalten,  wenn  beide  Anstalten  durch  eine  gemein- 
same Direktion  enger  miteinander  verbunden  werden. 

Gestützt  auf  die  vorstehende  Auffassung,  haben  denn  auch  vor  kvurzem 
die  Surinamsche  Bank,  die  Nederlandsche  Handelmaatschappij,  die  Rotter- 
damsche  Bankvereeniging  und  die  Koninkhjke  West-Indische  Mail  die  Er- 
richtimg der  Westindische  Cultuurbank  beschlossen,  deren  Verwaltung  imd 
Leitung  in  die  Hände  der  Direktion  der  Surinamschen  Bank  zu  Amsterdam 
gelegt  werden  soll,  während  der  Surinamsche  Direktor  derselben  in  Para- 
maribo seinen  Sitz  hat.  Diese  Bank  stellt  sich  zur  Aufgabe,  die  Land- 
wirtschaft in  West-Indien  zu  fördern  durch:  Gewährung  von  Vorschüssen 
auf  die  zu  konsignierenden  Erzeugnisse,  Unterstützung  durch  die  Be- 
förderung   und    den    Verkauf    derselben,    durch    den    Erwerb,    den    Be- 
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trieb  und  den  Wiederverkauf  von  Kulturimtemelinivmgen  für  eigene 
Rechnimg  und  durch  das  Verwalten  oder  Beaufsichtigen  solcher  Kultur- 
unternehmungen . 

Es  ist  nicht  zu  leugnen,  daß  das  eben  aufgestellte  Programm  der  neuen 
Kulturbank  allen  Bedingtmgen  genügt,  die  niederländischen  Kolonien  in 
West-Indien  wieder  zur  Blüte  zu  bringen. 

Die  zweite  Kammer  der  Generalstaaten  war  derselben  Meintmg,  als  sie 
in  ihren  Sitzmigen  vom  9.  und  10.  April  191 8  beschloß,  das  Privilegium 
der  Surinanischen  Bank  zu  verlängern,  nachdem  sie  ihre  Befriedigxmg  über 
die  Errichümg  der  so  dringend  nötigen  Kulturbank  ausgesprochen  hatte. 

Daß  für  Hollands  westindische  Kolonien  eine  Kulturbank  höchst  nötig 
war,  ist  nicht  zu  leugnen.  Weim  wir  aber  die  Geschichte  der  letzten  80, 
90  Jahre  noch  einmal  aufschlagen,  dann  können  wir  wohl  einen  langsamen 
Fortschritt  feststellen,  aber  keine  derartige  Entwicklung  und  Ausbreitung, 
welche  die  Errichtung  einer  neuen  Kulturbank  rechtfertigt,  die  natürlich 
auf  die  Dauer  kaufmännisch  bestehen  muß.  Wäre  es  nicht  vorsichtiger 
gewesen,  mit  Rücksiclit  auf  die  großen  Gefahren,  die  erfahrungsgemäß  mit 
der  Gewährung  von  Kulturkrediten  verbunden  sind,  dem  Plane  von  Dr. 
Fabius  zu  folgen  imd  die  Gewährung  von  Kulturkrediten  dem  dafür 
bestimmten  Institut,  der  Surinamschen  Bank,  zu  übertragen,  nachdem  zu- 
erst die  Notenausgabe  gesichert  worden  wäre  —  wiederum  bei  der  dazu 
bCvStimmten  Anstalt  —  der  Nederlandsche  Bank  ?  Nun  erhält  die  bestehende 
Zirkulationsbank  eine  ,, Kulturbank"  neben  sich,  was  notwendig  zur  Folge 
haben  wird,  daß  letztere,  will  sie  bestehen  können,  alle  Bankgeschäfte  aus- 
führen und  sich  damit  auf  das  Gebiet  der  Zirkulationsbank  begeben  muß. 
Wohl  ist  keine  Konkurrenz  zu  fürchten,  da  die  Direktion  ja  gemeinschaft- 
hch  ist;  aber  gerade  durch  dieses  enge  Handinhandgehen  besteht  die  nicht 
zu  imterschätzende  Gefalir  auch  weiter,  daß  durch  das  imvermeidhche  Ver- 
wachsen der  Zirkulationsbank  mit  der  Kulturbank  der  vor  allem  in  Surinam 
höchst  gewagte  und  gefährHche  Geschäftszweig  der  Gewährung  von  Boden- 
kredit sich  mit  dem  Zirkulationsgeschäft  vermischt.  Und  weim  dann  wieder 
eine  Krisis  ausbrechen  sollte,  wie  Surinam  bereits  einige  kennen  gelernt  hat, 
dann  wären  die  Folgen  nicht  zu  übersehen  und  würden  ohne  Zweifel  äußerst 
verderbliche  sein. 

Die  Würfel  sind  mm  jedoch  gefallen.  Die  niederländischen  Kolonien 
in  West-Indien  erhalten  ihre  Kultiu-bank  unter  Erhaltimg  der  Zirkulations- 
bank. Mögen  diese  beiden  Banken  in  gemeinschafthcher  Arbeit  die  Kolo- 
nien zu  größerer  Blüte  bringen,  so  daß  kein  späterer  Geschichtsschreiber 
zeugen  muß,  daß  die  Errichtung  der  neuen  Kultm-bank  sich  als  ein  zu 
großes  Wagestück  herausgestellt  habe,  das  nicht  von 
kluger   Umsicht  zeugte. 
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schlagewerke und  Lehrbücher,  allgemeine  Theorie,  Methodik  und 
Systematik,  allgemeine  Zeitschriften,  Unterrichtsfragen. 

Birck,  Dr.  L.  V.,  Lseren  om  grsensevserdien  et  fors0g  paa 
en  fulstaendig  prislsere.  I.  Bd.  Kopenhagen  191 8,  „B0rsens" 
forlag.     336  S. 

Das  Buch  gibt  eine  recht  gute,  durch  mehrere  interessante  Details 
bereicherte  Orientierung  über  die  allgemeinsten  Sätze  der  modernen  Wert- 
lehre. Ob  es  auch  nötig  war,  diesem  Zweck  einen  Band  größten  Oktavs 
zu  widmen,  der  beinahe  2/4  kg  wiegt  und  dabei  nur  der  erste  von  meh- 
reren —  wenigstens  drei  —  Bänden  ist,  die  Verf.  über  denselben  Gegen- 
stand „in  nächster  Zukunft"  in  Aussicht  stellt,  mag  bezweifelt  werden. 

Birck  nennt  als  seine  Hauptlelurer  Clark,  Marshall,  Wester- 
gaar d  (den  berühmten  Statistiker,  als  Nationalökonom  jedenfalls  weniger 
bekannt)  und  v-  W  i  e  s  e  r.  Dagegen  wähnt  er  sich,  trotz  „aller  Bewunde- 
rung" für  Böhm-Bawerk,  diesem  Denker  ,, wenig  Dank  schuldig", 
weil  dessen  .  .  .  „mißweisende  I^ehre  vom  Verhältnis  zwischen  Kapitalzins, 
Investitionszeit  und  Arbeitslohn"  ihn  selbst  „jahrelang  verhindert  habe, 
die  Ivchre  vom  Wert  der  produktiven  Faktoren  zu  erbauen".  So  steht  es 
im  Vorwort.  Im  Buch  selbst  aber  kommt  eine  Auseinandersetztmg  mit 
Böhm-Bawerk  nirgends  vor;  höchstens  finden  sich  ein  paar  ganz 
kurze  Bemerkungen.  Dagegen  wird  man  fast  auf  jeder  Seite  an  Böhm- 
Bawerk  erinnert,  indem  seine  leitenden  Gedanken  —  jedoch  ohne 
Nennimg  seines  Namens  —  immerfort  vorgeführt  werden.  Einmal  (S.  162) 
wird  dem  Norweger  Schönheyder  mit  Ivob  eine  „Zinstheorie"  zu- 
geschrieben, die  tatsächlich  nur  einen  integrierenden  Bestandteil  der  Böhm- 
schen  Lehre  darstellt.  Die  Behauptxmg  des  letzteren  von  der  höheren  Schät- 
zimg der  Gegenwartsgüter  gegenüber  den  Zvikimftsgütern  wird  dagegen  vom 

1  Zur  Beadltung:  Die  Literatur  dieser  Zeitschrift  berücksichtigt  vornehmlich  solche 
Arbeiten,  die  insgesamt  weltwirtschaftliche  Untersuchungen  zum  Gegenstand  haben.  Es 
finden  jedoch  auch  diejenigen  Schriften  Aufnahme,  welche  sich  nur  in  einzelnen  Teilen  mit 
weltwirtschaftlichen  Beziehungen  befassen.  Dasselbe  gilt  von  literarischen  Erscheinungen 
aus  dem  Gebiet  der  vergleichenden  Volkswirtschaftslehre.  Die  Besprechungen  erscheinen  in 
deutscher,  englischer  oder  französischer  Sprache.  Die  Herren  Mitarbeiter  können  sich  aber 
einer  beliebigen  anderen  eiuropäischen  Sprache  bedienen,  sofern  sie  mit  deren  Übersetzung 
einverstanden  sind.  Die  der  Redaktion  zugegangenen,  für  das  Archiv  geeigneten  Druck- 
schriften werden  sofort  mit  ihrem  genauen  Titel  aufgeführt,  wobei  in  geeigneten  Fällen 
eine  Inhaltsangabe  mit  kurzer  Charakteristik  erfolgt.  Darüber  hinaus  kann  eine  Gewähr 
für  die  Besprechung  der  Bücher,  auch  wenn  diese  eingefordert  sind,  nicht  übernommen 
werden.  In  der  gesamten  Literaturübersicht  werden  nur  solche  Druckschriften 
aufgeführt,  die  der  Redaktion  vorgelegen  haben.  Eingereichte  Bücher,  die 
dem  Spezialgebiet  des  Archivs  (in  dem  oben  begrenzten  Umfange)  fernliegen,  bleiben 
auch  im  Titelverzeiclmis  unberücksichtigt;  sie  werden  den  Verlegern  jedoch  zurückge- 
schickt. 
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Verf.  als  ,,an  sich  unrichtig"  bezeichnet,  denn  , »dieser  Satz  gilt  ja  nur 
für  Quanta  mit  demselben  Platz  in  der  Reihe"  (der  Bedarfsdeckimg).  Und 
dies  hätte  Böhm-Bawerk  übersehen  ?    Wie  hat  ihn  denn  der  Verf.  gelesen  ?  1 

Wohltuend  wirkt  immerhin  Bircks  starke  Betonxmg  der  imiversellen 
Bedeutung  der  Grenznutzenlehre  — ,  um  so  mehr,  da  ja  neuer- 
dings C  a  s  s  e  1  mit  dieser  ganzen  Lehre  aufräumen  zxi  können  meint.  In 
der  Geringschätzung  von  Böhm-Bawerk  reichen  sie  sich  jedoch  die  Hand, 
was  allerdings  nicht  verhindert,  daß  sie  beide  ihre  besten,  um  nicht  zu  sagen 
einzig  haltbaren  Ideen  aus  Böhm  Bawerks  Schriften  geschöpft  haben  dürften. 
Allein  diese  Erscheinung  kommt  ja  leider  ebensogvit  —  sogar  noch  ausge- 
sprochener —  außerhalb  des  Kreises  skandinavischer  Nationalökonomen 
vor. 

Birck  ist  in  mancher  Hinsicht  eiii  hervorragender  Pädagoge,  allein 
von  der  Erbsünde  der  hervorragenden  Pädagogen,  zum  Vergnügen  ihrer 
Zuhörer  den  betreffenden  Gegenstand  allzu  leicht,  allzu  bequem  zu  machen, 
kami  er  nicht  freigesprochen  werden.  Trotz  der  ungeheuren  Breite  der 
Darstellung  sind  seine  Raisoimements  durchgehend  viel  zu  kurzatmig;  mit 
großer  Lebhaftigkeit  und  unter  vielen  witzigen  Bemerkungen  führt  er  die 
Diskussion  ein  Stück  weit,  bis  die  Schwierigkeiten  beginnen ;  dann 
bricht  er  regelmäßig  ab.  So  z.  B.,  wenn  von  den  Gründen  die  Rede  ist,  die 
den  Tauschwert  des  Goldes  bestimmen,  verspricht  er  (S.  223),  daß 
„die  zur  Kredittheorie  veränderte  Quantitätstheorie 
uns  die  Antwort  geben  wird"  —  von  einer  solchen  Theorie  aber  trifft  man 
jedenfalls  in  dem  vorliegenden  Band  keine  Spur;  imd  der  Satz  stimmt  auch 
nicht  gut  mit  Bircks  eigener  Behauptung  (S.  232)  überein,  daß  „das 
Gold  noch  immer  der  Probestein  ist  mid  bleiben  wird,  an  dem  der  innere 
Gehalt  der  nationalen  Zahlungsmittel  festgestellt  wird"  was  ja  keinen  Sinn 
hat,  wenn  der  ,, Probestein"  selbst  nach  Belieben  im  Werte  verändert  werden 
kann. 

Dabei  leidet  die  Dtirstellung  an  einer  Verschrobenheit,  die  zuweilen  ans 
Lächerliche  streift.  Z.  B.  im  10.  Kapitel,  das  von  der  Elastizität  des  Ver- 
brauchs handelt,  bespricht  Verf.  ziemlich  eingehend,  imd  zwar  mit  vielen  guten 
Bemerkimgen,  das  Verhalten  der  verschiedenen  Warenarten  in  dieser  Hin- 
sicht. Die  gewählte  Reihenfolge  dieser  Waren  ist  aber  eine  sehr 
sonderbare:  Roggen,  Weizen,  Brot,  Fleisch,  Bramitwein,  Kaffee  imd  Zichorie, 
Kolonialwaren,  Nähartikel,  Gesanglehrer,  Literatur,  Milch, 
Butter,  Margarine!  Irgendein  Grmid,  weshalb  Gesanglelirer  vmd  Literatur 
in  der  Mitte  zwischen  Nähartikeln  vmd  Molkereiprodukten  erscheinen,  wird 
nicht  erwähnt  und  ist  auch  nicht  zu  ergründen. 

Es  tut  mir  leid,  über  das  Werk  von  Birck,  den  ich  als  einen  sehr  fleißigen, 
für  sein  Fach  und  seine  Schüler  stark  interessierten  Mann  kenne,  nicht 
besser  turteilen  zu  können.  Hoffentlich  wird  sein  nächster  Band,  der  von 
der  ..Mechanik  des  ökonomischen  Kreislaufs"  xind  der  ,, Organisation  der 
Gesellschaf tsproduktion"  handeln  soll,  etwas  mehr  von  wirklichen  Unter- 
suchungen, etwas  weniger  von  ,, geistreichen"  Plaudereien  bringen. 

Prof.  Knut    Wicksell,    Mörby  (Schweden). 
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humaine.  Avec  31  cartes  et  croqiiis  dans  le  texte  et  9  cartes  hors  texte. 
Paris  191 8.     Armand  Colin.     VIII,  528  S.     Fr.  17, — . 

Der  Verf.,  welcher  seine  Ausbildung  als  Geograph  an  der  Universität 
Wien  tuiter  Leitung  von  Albrecht  Penck  erhalten  hat,  ist  in  Fachkreisen 
als  einer  der  bedeutendsten  Vertreter  der  geographischen  Wissenschaft  bei 
den  slavischen  Völkern  längst  bekannt  und  nimmt  besonders  in  allen  die 
Balkanhalbinsel  betreffenden  Fragen  eine  führende  Stellui^  ein.  Eine  große 
Zahl  grvmdlegender,  im  einzehien  freilich  nicht  inmier  unwidersprochen  ge- 
bliebener Untersuchungen  ztir  physischen  Geographie  der  Halbinsel,  jedoch 
mit  Ausschluß  des  griechisclien  Südens,  sind  aus  seiner  Feder  hervor- 
gegangen, und  auch  die  Anthropogeographie  der  von  Slaven  bewohnten 
Gebiete  ist  teils  durch  ihn  selbst,  teils  durch  seine  Schüler  an  der  Universität 
Belgrad  in  zahlreichen  Arbeiten  gefördert  worden. 

Während  der  Besetzung  Serbiens  durch  die  Mittelmächte  hat  C,  wie 
aus  der  Vorrede  zu  ersehen  ist,  längere  Zeit  in  Paris  gelebt  und  an  der  Sor- 
boime  191 7/1 8  Vorlesungen  gehalten,  welche  in  dem  vorliegenden  Werk 
zusammenfassend  verarbeitet  sind.  Als  eifriger  serbischer  Patriot  hat  Verf. 
dabei,  wie  auch  schon  frülier  in  seinen  Veröffentlichungen  über  die  Ethno- 
graphie der  Balkanl ander,  besonders  Mazedoniens  vmd  Albaniens,  einen 
Standpunkt  vertreten,  der  nach  seiner  Nationalität  verständlich,  aber  für 
die  objektive  wissenschaftliche  Forschung  nicht  dxirchweg  annehmbar  ist. 
Auch  sein  neuestes  Werk  steht  bis  zu  einem  gewissen  Grade  unter  dem  Ein- 
fluß der  Kriegspsychose. 

Die  Anlage  des  Buclies  ist  durchaus  eigenartig.  Wer  es  in  der  Erwar- 
tung zur  Hand  ninunt,  darin  über  alle  Dinge  Aufschluß  zu  finden,  die 
in  modernen  länderkimdlichen  Werken  als  anthropogeographischer  Teil  zu- 
sammengefaßt zu  werden  pflegen,  wird  in  mancher  Beziehimg  enttäuscht 
sein.  Weder  die  Staaten  als  solche,  noch  die  wirtschaftlichen  Verhältnisse 
oder  die  einzelnen  Siedelungen  (Topographie  im  engeren  Sinne)  sind  Gegen- 
stand der  Darstellung. 

Der  Schwerpimkt  liegt  vielmehr  auf  der  Schildermig  des  Volkstums 
und  dessen  Beziehimgen  zu  seiner  geographischen  Umgebung,  wobei  vielfach 
neue  Gesichtspimkte  in  den  Vordergrmid  treten.  Doch  erstreckt  sich  auch 
diese  Betrachtung  nicht  gleichmäßig  auf  die  ganze  Balkanhalbinsel  und  die 
zugehörigen  Inseln.  Der  griechische  Süden,  die  „ägäische  Region",  vom  Verf. 
der  Festlandsmasse  (Bloc  Continental)  als  wesentlich  verschiedenes  Natur- 
und  Volksgebiet  gegenübergestellt,   wird  nur  der   äußeren  Vollständigkeit 
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halber  in  die  allgemeine  Übersicht  mit  einbezogen.  Die  spezielle  Darstellung, 
zum  großen  Teil  auf  eigenen  Beobachtungen  des  Verf.  tmd  seine  Beherr- 
schung der  slavischen  Idiome  gegründet,  erstreckt  sich  im  wesentlichen 
auf  das  breite  Festland  zwischen  Donau  mid  Ägäis,  Pontus  tmd  Adria,  und 
auch  hier  entfällt  der  Löwenanteil  wieder  auf  das  jugoslavische,  bzw.  serbo- 
kroatische Volkstum.  Das  gilt  vor  allem  von  dem  reichlich  die  Hälfte  des 
Buches  füllenden  zweiten  Teil,  einer  eingehenden  völkerpsychologischen 
Charakteristik  der  Jugoslaven  nach  ihren  lokalen  Verschiedenheiten. 

Im  ersten  Hauptteil  werden  unter  dem  Titel  „L,e  milieu  geographique 
et  l'homme"  zunächst  die  geographischen  Grundzüge  der  gesamten  Halbinsel 
und  ihre  Einwirkimgen  auf  das  Völkerleben  zusammengefaßt.  Einen  breiten 
Raum  nehmen  die  Ausführungen  über  die  Verschiebungen  der  Bevölkerung 
ein,  welche  der  Verf.  als  ,,Mouvements  metanastasiques"  bezeichnet.  Er 
versteht  darvmter  im  Gegensatz  zur  Einwanderung  neuer  Volkselemente 
im  großen,  wie  die  alte  indogermanische,  die  spätere  slavische  und  türkische 
Einwanderxmg,  die  kleinen  Wanderungen,  welche  sich  nach  Familien  oder 
Stämmen,  teils  periodisch  wie  bei  den  Hirten,  teils  infolge  der  sozialen  xmd 
politischen  Verhältnisse  nach  bestimmten  Richtungen  hin  bis  zur  Gegen- 
wart vollzogen  haben.  Hierüber  haben  der  Verf.  und  seine  Schüler,  besonders 
für  den  Nordwesten  der  Halbinsel,  wertvolles  Material  gesammelt,  das  hier 
auch  bezüglich  der  Ursachen  tmd  Folgeerscheinungen  (Anpassung  an  die 
neue  Umgebiuig,  Ausgleichung  der  Dialekte  usw.)  verarbeitet  wird.  Dankens- 
wert ist  ferner  die  ausführliche  Darstellung  der  Siedlxuigen  nach  örtlicher 
lyage,  Dorfformen  und  Haustypen,  sowie  der  sozialen  Zustände,  die  in 
der  ersten  Hälfte  des  vorigen  Jahrhimderts  Ami  Boue  in  seinem  grund- 
legenden Werke  über  die  europäische  Türkei  eingehend  behandelt,  xmd 
über  die  neuerdings  Arthur  Haberlandt  wertvolle  Untersuchimgen 
veröffentlicht  hat.  Ein  Vergleich  mit  der  Schilderimg  von  Boue  ist  sowohl 
mit  Bezug  auf  die  seither  eingetretenen  Veränderungen,  wie  auch  auf  die 
methodische  Auffassung  von  Interesse. 

^■',  Die  neuen  Gesichtspvuikte  des  Verf.  kommen  in  anschaulicher  Weise 
in  den  beigegebenen  Karten  zum  Ausdruck.  Vier  große  farbige  Karten- 
blätter zeigen  die  Urographie  der  Halbinsel,  die  Züge  der  ,,metanastasischen" 
Wanderungen  (nur  im  Nordwesten!),  die  Verteilung  der  Völker  nach  Sprache 
imd  Religion  imd  die  lokalen  Ausprägungen  der  geistigen  Eigenart  der  Jugo- 
slaven, letzteres  wohl  der  erste  Versuch  einer  völkerpsychologischen  Karte. 
In  Schwarzdruck  sind  dem  Text  eingefügt  je  eine  Karte  der  Klimazonen, 
der  Kulturzonen,  der  Formen  des  Grimdeigentums  luid  der  Hirtenwande- 
rimgen,  der  Dorftypen  und  der  Haustypen. 

Für  eine  geographische  Fachzeitschrift  würde  es  sich  wohl  verlohnen,  den 
reichen  imd  vielseitigen  Inhalt  des  Buches  eingehender  auszuschöpfen,  als 
es  hier  geschehen  kann,  wo  ich  mich  mit  obigen  Andeutungen  begnügen  muß. 
Doch  kann  eine  kritische  Besprechxmg  auch  nicht  alle  Ausfülurxmgen  wider- 
spruchslos hinnehmen,  in  denen  der  subjektive  Standpmikt  des  Verf.  vmd 
die  politischen  Gegensätze  des  Weltkrieges  zum  Ausdruck  konunen.  Daß 
sein  Urteil  über  die  Bulgaren,  wie  er  selbst  (S.  478)  zugibt,  imter  diesem 
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Banne  steht  und  in  einer  Herabsetzung  dieses  Volkscharakters  förmlich 
schwelgt,  wird  nicht  verwundern.  Die  Erklärung  der  von  den  Serbokroaten 
so  sehr  verschiedenen  äußeren  Erscheinung  und  geistigen  Veranlagung  des 
bulgarischen  Volkes  aus  dessen  ethnischen  imd  Rassengrundlagen  ist  an  sich 
richtig,  wenn  auch  der  Einfluß  des  „turanischen"  (richtiger  „türkischen")  Ur- 
bulgarentums  wohl  absichtlich  zu  stark  unterstrichen  wird.  Am  liebsten  würde 
C.  den  Bulgaren  die  Zugehörigkeit  zur  slavischen  Völkerfarailie  ganz  ab- 
sprechen (S.  475),  was  aber  mit  Rücksicht  auf  die  Sprache  eben  doch  nicht 
möglich  ist,  so  sehr  dieselbe  auch  in  mancher  Beziehvmg  eine  Sonderstelltmg 
eimiimmt  (Fehlen  des  Infinitivs,  postpositiver  Artikel  vmd  andere  „Balkanis- 
men", welche  das  Bulgarische  z.  T.  mit  dem  Albanischen,  Rumänischen  und 
Neugriechischen  gemein  hat).  Wenn  aber  C.  das  eigentliche  Bulgarentum  erst 
östlich  des  Isker  und  der  Stadt  Ichtiman  beginnen  läßt,  und  damit  das  Becken 
von  Sofia  den  Serben  zuweist,  so  liegt  darin  wohl  ein  Stück  von  serbiscliem 
Imperialismus,  der  sich  ja  auch  gegenüber  deutschen  Gebieten  Österreichs 
betätigt  hat.  Tatsache  ist,  daß  zwischen  westbulgarischen  und  ostserbischen 
Dialekten  keine  scharfe  Grenze,  sondern  ein  allmählicher  Übergang  besteht, 
ähiüich  wie  vom  französischen  zum  italienischen  imd  sparüschen  bzw^. 
katalanischen  Volkstmn,  und  daß  mit  mindestens  gleichem  Recht  die  Bul- 
garen das  Gebiet  von  Pirot,  Nisch  und  Vranja  für  sich  beanspruchen.  Ein 
näheres  Eingehen  auf  diese  Kontroverse  ist  hier  ebensowenig  möglich,  wie 
bezüglich  der  vielerörterten  Frage  der  mazedonischen  Slaven,  die  C.  auf 
seiner  Karte  immerhin  als  einen  Typus  sui  generis  gelten  läßt.  Der 
I^ser  wird  gut  tun,  zu  diesen  Fragen  auch  die  bulgarischen  Arbeiten  von 
A.  Ischirkoff  (]£tude  ethnographique  etc.  1908 ;  I^a  Macedoine  etc. 
191 8;  IvC  Nom  de  Bulgare  191 8;  Confins  occidentaux  des  terres  bulgares 
191 5,  letzteres  besser  im  bulgarischen  Original),  J.  Iwan  off  (Die  Bul- 
garen in  Mazedonien  19 18,  reiches  Quellenmaterial  in  bulgarischer  Sprache), 
S.  Rade  ff  (Da  Macedoine  19 18),  N.  S.  D  e  r  s  c  h  a  w  i  n  (Rapports 
bulgaro-serbes  1918),  V.  Sis  (Mazedonien  1918)  u.  a.  heranzuziehen,  die  ja 
auch  von  nationalen  Interessen  beeinflußt,  aber  im  Widerstreit  der  Mei- 
nimgen  die  unerläßliche  Ergänzimg  der  serbischen  Ansprüche  sind.  Auf  Grimd 
der  letzteren  gibt  C.  (S.  165),  sonst  mit  Zahlen-  xmd  Diteraturangaben  sehr 
sparsam,  den  Bulgaren  4 — 5  Mill.,  den  Serben  7,  den  Kroaten  tind  Slovenen 
zusammen  4  Mill.,  während  ich  selbst  (Die  Balkanvölker  1917)  für  die  Bvd- 
garen  5,2  Mill.  (richtiger  jetzt  5),  für  die  Serbokroaten  5  imierhalb  und  3  Mill. 
außerhalb  der  Balkanhalbinsel  angenommen  habe,  natürlich  ohne  die  (1910) 
I  350  000  Slovenen  der  Monarchie.  Indem  C.  die  letzteren  von  (S.  264) 
,,Celovac"  (Klagenfurt!)  bis  Saloniki  mit  den  Serbokroaten  zu  einer  völki- 
schen Einheit  verbindet,  stellt  er  sich  zwar  auf  den  Boden  des  aus  dem  Zu- 
sammenbruch der  Monarchie  geborenen  Staates  ,,S.  H.  S.",  aber  nicht  auf 
den  der  historischen  Tatsachen.  Slovenisch  ist,  imgeachtet  der  nahen  Ver- 
wandtschaft zum  Kroatischen,  stets  als  besonderes  Volkstum  und  als  ein 
selbständiger  Zweig  der  südslavischen  Sprachen  betrachtet  worden.  Als 
solcher  hatte  es  im  alten  Österreich  neben  dem  kroatischen  offizielle  Geltvmg, 
wie  noch  heute  die  Aufschriften  der  Banknoten  zeigen.   Auch  durch  die  zahl- 
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reichen  Schüler  aus  dem  slovenischen  und  kroatischen  Sprachgebiet,  die  bis- 
her an  der  Universität  Wien  ihre  Ausbildung  fanden,  wurde  mir  die  Richtig- 
keit dieser  Auffasstmg  bestätigt.  An  eine  politische  Vereinigung  mit  Serbien 
hat  unter  den  Slovenen  wohl  niemand  im  Ernst  bis  191 8  gedacht,  wo  vielleicht 
ohne  die  intransigente  Haltung  Ungarns  noch  einige  Monate  vor  dem  Zu- 
sammenbruch die  sogenannte  großkroatische  Lösung  im  Rahmen  der  Monar- 
chie (Trialismus)  möglich  gewesen  wäre. 

Daß  Serben  tmd  Kroaten,  von  lokalen  Dialekten  abgesehen,  sprachlich 
eine  Einheit  bilden,  ist  allgemein  anerkannt.  Aber  gerade  hier  war  der  Gegen- 
satz zwischen  den  nach  Westen  orientierten  Katholiken  mit  lateinischer 
Schrift  und  den  im  osteuropäischen  Bannkreis  stehenden  Orthodoxen  stets 
ein  so  scharfer,  daß  er  erst  jetzt,  und  zwar  offengestanden,  infolge  der 
Fehler  der  österreichischen  und  mehr  noch  der  ungarischen  Politik,  äußer- 
lich überbrückt  werden  konnte ;  ob  er  auch  innerlich  überwvmden  ist,  muß 
die  Zukimft  lehren.  Das  gilt  femer  ganz  besonders  von  dem  dritten  Element 
des  serbokroatischen  Volkstums,  den  (19 10)  612000  Mohammedanern 
Bosniens  tmd  der  Herzegowina.  Diesem  war  nach  der  Loslöstmg  von  der  Türkei 
nur  innerhalb  der  österreichisch  tmgarischen  Monarchie  die  Möglichkeit 
gegeben,  sich  ihrer  Religion  tmd  ihren  Überlieferungen  entsprechend  frei 
auszuleben  und  ihre  kulturellen  Bedürfnisse  zu  befriedigen.  Numerisch  zu 
schwach,  um  sich  ihren  andersgläubigen  Volksgenossen  gegenüber  zur  Geltung 
zu  bringen  und  der  nationalistischen  Hochflut  entgegenzustehen,  sind  sie 
rettungslos  dem  Druck  der  orthodoxen  Kirche  ausgeliefert,  deren  Eigenart 
Intoleranz  tmd  Verständnislosigkeit  für  fremde  religiöse  Gefühle  von  Athen 
bis  Petersburg  ist.  C.  gleitet  darüber  mit  begreiflicher  Zurückhaltung  hin- 
weg, ebenso  wie  über  die  Kulturarbeit  Österreich-Ungarns  in  Bosnien  tmd 
der  Herzegowina  und  über  die  Zeit,  da  Serbien  unter  der  Dynastie  Obr^no- 
witsch  politisch  seine  Anlehnung  und  Hauptstütze  an  der  Monarchie  fand. 
Hierüber  und  über  die  russischen  Intriguen,  welche  zur  Mordtat  von  Sara- 
jevo und  zum  Ausbruch  des  Weltkrieges  geführt  haben,  könnte  der 
Verf.  in  der  leider  noch  zu  wenig  bekaimten  Schrift  seines  Landsmannes 
M.  Boghitschewitsch,  ehemaligem  serbischen  Geschäftsträger 
in  Berlin,  „Kriegsursachen"  (Zürich  19 19),  manches  Interessante  nach- 
lesen. 

Die  jüngste  politische  Gestaltung  konnte  in  dem  Buch,  das  nach  der 
Vorrede  schon  vor  dem  Zusammenbruch  abgeschlossen  ist,  allerdings  noch 
nicht  berücksichtigt  werden,  und  damit  auch  nicht  das  Aufgehen  von  Monte- 
negro im  jugoslawischen  Staat,  das  für  seine  Teilnahme  am  Weltkrieg  durch 
den  Verlust  seiner  in  jahrhundertelangen  Kämpfen  erstrittenen  staatlichen 
Selbständigkeit  belohnt  wurde.  Daß  gerade  hier  ein  besonderes  Verlangen 
nach  politischer  Vereinigtmg  und  Tausch  der  heimischen  Dynastie  mit  der 
blutbefleckten  Herrschaft  der  Karadjordjewitsch  bestand,  ist  an  sich  wenig 
wahrscheinlich  und  wird  durch  die  Nachrichten  über  den  Widerstand  der 
Bevölkerung,  soweit  solche  nach  außen  gelangen  können,  nur  bestätigt. 

Manches  wäre  noch  zu  sagen  über  die  eigentümliche  Auffassung  des  Verf. 
von  einem  Teil  der  benachbarten  albanischen  Stämme,  die  er  für  „albani- 
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sierte  Serben"  erklärt,  und  andere  dem  nationalen  Standpunkt  entsprungene 
Ausführungen.  Ich  muß  mich  hier,  um  nicht  zu  weitschweifig  zu  werden, 
darauf  beschränken  zu  betonen,  dafß  das  Buch  in  allen  Fragen,  die  nationale 
serbische  Interessen  berühren,  nur  mit  Vorsicht  zu  gebrauchen  ist,  im  übrigen 
jedoch  eine  durch  originelle  Ideen  vmd  die  Anbahnung  neuer  Probleme  der 
Anthropogeographie  höchst  beachtenswerte  Leistung  darstellt.  Niemand, 
der  sich  mit  den  Balkanländern  beschäftigt,  wird  daran  vorübergehen  körmen, 
imd  auch  die  Methodik  landeskundlicher  Beschreibimg  wird  daraus  manchen 
Nutzen  ziehen.  Prof.  Eugen    Oberhummer,    Wien. 

Russisches  Wirtschaftsleben  seit  der  Herrschaft 
der  Bolschewiki.  Nach  russischen  Zeitungen.  Mit  einer  Einleitung, 
herausgeg.  v.  Dr.  Wlad.  W.  Kaphin-Kogan,  Wirtschaftlichem  Beirat  am 
Osteuropa-Institut  in  Breslau.  (Osteuropa-Institut  in  Breslau.  Quellen 
und  Studien.  I.  Abt.)  Leipzig  u.  Berlin  19 19.  B.  G.  Teubner.  XII,  266  S. 
M  5,—. 

Es  geschehen  Wunder  über  Wunder:  die  längst  totgesagte  Herrschaft 
der  Bolschewiki  tritt  eben  in  ihr  drittes  Jalu:  im  Zeichen  eigener  Erfolge 
und  Zersetzung  ilner  Gegner.  Dem  Außenstehenden  fällt  es  unendlich 
schwer,  den  Bolschewismus,  d.  h.  seine  Theorie  und  seine  (grundver- 
schiedene!) Praxis  richtig  einzuschätzen,  denn  was  nach  außen  durchsickert, 
ist  immer  parteiisch,  verherrlichend  oder  verdammend.  Die  einzigen 
authentischen  Quellen  sind  —  Zeitungsberichte,  Reden,  Edikte  (der  Räte- 
regierimg) ;  was  sich  aus  ihnen  für  das  erste  Jalir  der  Räteregierung  ergibt, 
Vernichtung  der  Industrie  und  Zerrüttung  des  Wirtschaftslebens,  hat  der 
Verf.,  oder  eigentlich  bloß  Übersetzer,  auf  Grund  von  vier  russischen  Zei- 
tungen, zwei  bolschewistischen  und  zwei  bürgerlichen,  zusammengestellt. 
Er  ordnet  ihre  Angaben  nach  Rubriken:  Handel,  Industrie,  Valuta,  Agrar- 
fragen, Verpflegungswesen  usw.,  verzichtet  auf  jegliche  Kommentare,  Ver- 
gleiche, Schlüsse,  läßt  allein  die  Quellen  für  sich  reden  und  gewährt  un- 
mittelbaren Einblick  in  die  modernste  und  krauseste  russische  Gedanken- 
welt, wie  sie  sich  in  Taten  und  Versuche  umsetzt ;  äußerst  lehrreich  für  alle, 
denen  Bolschewismus  empfohlen  oder  angedroht  wird. 

Prof.  Alexander    Brückner,    Berlin. 


Agriculture,  Royal  Commission 
on  — .  Minutes  of  Evidence.  Vol. 
II,  III,  IV.  (Cmd.  365,  391,  445.) 
London  1919.  Published  by  H.  M.'s 
Stationery  Office.  128,  32,  III;  119, 
163,  III;  92,  41,  III  S.  Terms  of  Re- 
ference:  ,,To  enquire  into  the  economic 
prospects  of  the  agricultural  industry 
in  Great  Britain,  with  special  reference 
to  the  adjustment  of  a  balance  bet- 
ween  the  prices  of  agricultural  commo- 
dities,  the  costs  of  production,  the 
remuneration  of  labour,  and  hours  of 
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If. 

Gruntzel,  Prof.  Dr.  Josef, 
Industriepolitik.  2.verb.Aufl.  (Grund- 
riß der  Wirtschaftspolitik.  III.  Bd.) 
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politik, Förderung  des  Kleingewerbes 
und  der  Fabrikindustrie,  Submissions- 
wesen. Den  Schluß  bilden  Darstel- 
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die  industrielle  Entwicklung  in  Norwe- 
gen von  1897  bis  191 7  für  die  vom 
Versicherungszweig  betroffenen  Un- 
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&  Humblot.  200  S.  M  10, — .  — Weist 
an  der  Hand  der  wirtschaftlichen  Ent- 
wicklung Bayerns  in  den  letzten  Jahr- 
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der  Zeit  vom  Frühjahr  1917  bis  Ende 
des  Jahres  1918.  (Veröffentlichungen 
aus  dem  Gebiete  der  Medizinalver- 
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gerechnet,  und  auf  diese  die  Wirt- 
schaftspolitik in  ihren  bevölkerungs- 
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industriali  in  Italia  ieri  ed  oggi.  Per 
l'organizzazione  economica  del  dopo 
guerra.  (Quaderni  della  Guerra  N.  90.) 
Mailand  1918.  Fratelli  Treves.  XI, 
102  S.  —  Enthält  Vergleiche  yon  Zahl 
und  Kapital  der  Aktiengesellschaften 
in  den  verschiedenen  Erwerbszweigen 
am  31.  Dez.  1913  und  31.  Dez.  1917 
nebst  kurzen  Ausblicken  auf  die  künf- 
tige Entwicklungsmöglichkeit,     rm. 

Trade  Directory  of  South 
Australia.  Compiled  by  Henry  P. 
Starrett,  American  Consul  at  Adelaide, 
Australia.  (Department  of  Commerce, 
Bureau  of  Foreign  and  Domestic  Com- 
merce. Miscellaneous  Series  No.  83.) 
Washington  1919.  Government  Prin- 
ting Office.     31   S.     $  0,05. 

Zabels  Jahr-  und  Adreßbuch 
der  Zuckerfabriken  Euro- 
pas    für    die    Betriebszeit    1919/20 
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Herausgeg.  vom  „Centralblatt  für 
Zuckerindustrie".  49.  Jahrg.  Magde- 
burg (1919).  Verlagsanstalt  für  Zucker- 


industrie.     XV,    40,    II,    170, 
158   S.      Ji   10, — . 
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5.  Verkehrswesen. 
Ä.  Allgemeines. 

B.  Seeverkehr,  Kanal-  und  FluBverkehr. 

Delmer,  A.,  Le  mouvement  des  combustibles  mineraux 
sur  les  voies  navigables  beiges.  Etüde  economique  et 
cartes.     Bruxelles  191 9.     Lucien  Narcisse.     V,  93  S. 

Die  eingehende  Studie  der  Kohlenbewegung  in  und  durch  Belgien  war 
im  Jahr  191 4  abgeschlossen,  der  Verf.  hatte  die  wirtschaftlichen  Vorteile 
und  Schäden  des  Eindringens  der  deutschen  Kohle  (durch  eine  Politik  des 
dumping)  klargelegt  und  weist  nun  insbesondere  auf  die  Wirkungen  der 
durch  den  Versailler  Vertrag  veranlaßten  großen  Kohlentransporte  hin, 
die  über  Belgien  von  der  Ruhr  nach  Frankreich  gehen  werden.  Er  erstrebt 
Verschiebungen  in  dem  Absatz  der  belgischen  Kohle  nach  entfernteren  Märkten 
und  größere  Entwicklung  der  belgischen  Koksfabrikation,  die  namentlich 
durch  Ausnutzung  der  zählreichen  Wasserwege  gefördert  werden  könnte. 
Delmer  untersucht  sorgfältig  die  Frachtenlage  für  die  einzelnen  Bezirke 
und  die  Beziehungen  der  Kohlen-  und  Erzgebiete,  den  Einfluß  des  Rhein- 
verkehrs und  des  Hafenverkehrs  in  Antwerpen.  Die  bekannten  großen  Mängel 
des  belgischen  Kanalnetzes  werden  seine  Hoffnungen  wesentlich  hemmen. 
Ministerialdirektor  Jos.  v.  Graßmann,    München. 


G  i  e  s  e  ,  Dr.  Kurt,  Das  Seefracht- 
tarifwesen. Berlin  1919.  Julius  Sprin- 
ger.    XVI,  379  S.     Ji  34,—. 

Jantzen,  Johs.,  Tidsbefragtning. 
Kristiania  1919.  Grondal  &  Sons. 
294  S.  —  Der  Direktor  von  Nordisk 
Skibsrederforening,  Johs.  Jantzen,  ist 
auf  dem  Gebiete  des  Seerechts  in 
Skandinavien  bereits  durch  das  1909 
erschienene  Buch  ,,Maanedsbefragt- 
ning"  und  das  19x2  herausgekommene 
Handbuch  ,,Certepartier  og  Konnos- 
sementer" bekannt.  In  dem  vorliegen- 
dem Werke  werden  alle  wichtigeren, 
mit  der  Zeitbefrachtung  zusammen- 
hängenden Fragen  behandelt,  wobei 
Theorie  und  Praxis  in  gleicher  Weise 
berücksichtigt   worden  sind.  ep. 

Navigation  and  Shipping  of 
the  United  Kingdom  for 
the  Year  1917,  Annual  State- 
ment of  the  — .  With  Comparative 
Tables  for  the  Years  1913  to  1917. 
(Cmd.  327.)  London  1919.  Published 
by  H.  M.'s  Stationery  Office.  XIV, 
320  S.     3  sh.  net. 


Schiffahrt-  Jahrbuch  1920  des 
Seedienst.  Hamburg-Berlin     1919. 

Verlag  Seedienst  A.-G.  494  S.  M  15, — . 
—  Das  zum  erstenmal  erschienene 
Buch  zerfällt  in  4  Teile:  i.  Seeschiff- 
fahrt, 2.  Versicherung,  3.  Binnen- 
schiffahrt, 4.  Allgemeines  (Seedienst- 
vertreter, Kanäle,  Hafengebühren,  Spe- 
diteure usw.).  Die  fundamentalen, 
durch  den  Krieg  bewirkten  Umwäl- 
zungen sind  in  besonderen  Aufsätzen 
behandelt.  hg. 

Schiffs-  und  Achsengrößen, 
Zeiten,  Kosten  und  Frach- 
tenbildung im  Bremischen 
Binnenverkehr  im  18.  u.  19. 
Jahrhundert.  Herausgeg.  v. 
Bremischen  Statistischen  Amt.  Bre- 
men 1919.  Franz  Leuwer.  XXXII, 
54   S. 

S  j  ö  f  a  r  t.  Berättelse  för  är  191 7  av 
Kommerskollegium.  (Sveriges  Offi- 
ciella  Statistik.)  Stockholm  1919.  P. 
A.  Norstedt  &  Söner.   XII,  31*,  138  S. 


Theorie  der  weltwirtschaftlichen  Beziehungen,  Zustandsschilderungen  usw.       e^o 


C.   Landverkehr. 


H  e  n  n  i  g  ,  Dr.  R.,  Untertunnelung  von 
Meeresteilen.  (Jahrbücher  für  Natio- 
nalökonomie und  Statistik.  113.  Bd., 
Heft  6,  S  523 — 540.)  Jena  1919-  Gu- 
stav Fischer. 

Lange,  Dr  jur.  Friedrich,  Das 
Eisenbahnwesen  in  Bosnien  und  der 
Herzegowina.  Mit  i  Karte.  (,, Archiv 
für  Eisenbahnwesen."  Jahrg.  1919, 
Heft  6,  S.  1075 — 1129.)  Berlin  I9i9. 
Julius  Springer. 

öffentliche  Verkehr  in  Frank- 
reich während  des  Welt- 
krieges, Der  — .  (,, Archiv  für 
Eisenbahnwesen."  Jahrg.  1919,  Heft  6, 


S.  1039 — 1061.)  Berlin  1919.  Julius 
Springer. 

Railway  Materials,  Equip- 
m  e  n  t  and  Supplies  in  Au- 
stralia  and  New  Zealand. 
By  Frank  Rhea.  (Department  of 
Commerce,  Bureau  of  Foreign  and 
Domestic  Commerce.  Special  Agents 
Series  No.  156.)  Washington  1918. 
Government  Printing  Office.  164  S. 
I  0,25. 

Wernekke,  Der  Anschluß  Griechen- 
lands an  das  europäische  Eisenbahn- 
netz. (,, Archiv  für  Eisenbahnwesen." 
Jahrg.  1919,  Heft  6,  S.  1063 — 1074.) 
Berlin  1919.      Julius  Springer. 


Telefon  och  telegraf  ar  1918 
av  Kungl.  Telegrafstyrelsen.  (Sveriges 
Officiella  Statistik.)     Stockholm  1919. 


D.  Post,  Tclegraphie,  Telcphonie. 

K.  L.  Beckman. 
gramme. 


IV,  266  S.     6  Dia- 
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sdiildcrungcn  weltwirtsdiaftlidier  Beziehungen,  allgemeine  Statistik 

des  Güteraustausches. 


Business  with  China,  The 
Conduct  of  — .  (Department  of  Com- 
merce, Bureau  of  Foreign  and  Do- 
mestic Commerce.  Miscellaneous  Se- 
ries No.  70.)  Washington  1919.  Go- 
vernment Printing  Office.  47  S.  $  0,10. 

Comercio  exterior  de  la  Re- 
püblica  de  Colombia.  Ano 
de  1916.  (Repüblica  de  Colombia.  Mi- 
nisterio  de  Hacienda.  Direcciön  Gene- 
ral de  Estadfstica.)  Bogota  1919. 
Imprenta  Nacional.     XXXIV,  498   S. 

Handel.  Berättelse  för  är  1917  av 
Kommerskollegium.  (Sveriges  Offi- 
ciella Statistik.)  Stockholm  1919.  P 
A.  Norstedt  &  Söner.  XVI,  27*, 
577  S. 

Fahl,  W.,  Einfuhr-Erleichterungen  und 
-Erschwerungen  im  Deutschen  Reiche. 
Nach  dem  Stande  vom  10.  Juni  1919. 
Im  Auftrage  der  Handelskammer  zu 
Berlin.  2. Aufl.  (Veröffentlichungendes 
Verkehrsbüros  der  Handelskammer 
zu  Berlin.  X.)  87  S.  —  Stellt  die  zoll- 
politischen Verhältnisse  im  Verkehr 
mit  dem  gesamten  Ausland  dar,  die 
deutscherseits  vorgenommenen  Ein- 
fuhrerleichterungen  und   Erschwerun- 


gen durch  Änderung  des  Zolltarifs, 
Lockerung  oder  Verschärfung  der  be- 
stehenden Einfuhrverbote,  ferner  die 
Bestimmungen  über  Melde-  und  Liefer- 
pflicht für  die  staatlich  bewirtschafte- 
ten Waren  und  ein  Adressenverzeichnis 
von  Behörden  und  Privatverbänden, 
die  für  obige  Gegenstände  von  Bedeu- 
tung sind.  wha. 
Renner,  Robert,  Der  Außen- 
handel der  Türkei  vor  dem  Weltkriege. 
Mit  einem  Anhang:  Die  Organisation 
des  türkischen  Handels.  (Auslands- 
wirtschaft in  Einzeldarstellungen.  3. 
Bd.)  Berlin  1919.  Auswärtiges  Amt. 
288  S.  Ji  20, — .  —  Bringt  eine  über- 
sichtliche Darstellung  des  türkischen 
Außenhandels  in  den  Jahren  1910/11, 
1911/12,  1913/14,  die  einzigen,  für  die 
vergleichbare  amtliche  Statistiken  zu- 
grunde gelegt  werden  können.  Nach 
einer  allgemeinen  Übersicht  folgen 
Tabellen,  welche  die  Ein-  und  Ausfuhr 
der  einzelnen  Waren  und  den  prozentu- 
alen Anteil  der  einzelnen  Handelsvölker 
daran  wiedergeben,  und  ein  Anhang 
über  die  Organisation  des  türkischen 
Handels.  ph. 
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Shanghai  1919.  Published  at  the  Sta- 
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414;  VIII,  415—772;  773—1002;  521; 
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Agriculture  and  Technical  Instruction 
for  Ireland.)  (Cmd.  338.)  Dublin  1919. 
Published  by  H.  M.'s  Stationery  Office. 
XXII,  II,   120  S.     9  d.  net. 

Trade  of  the  United  King- 
dom with  Foreign  Coun- 
tries  and  British  Posses- 
sions 1918,  Annual  Statement  of 
the  — .  Compared  with  the  four  Prece- 
ding  Years.  Compiled  in  the  Statisti- 
cal Office  of  the  Customs  and  Exise 
Department.  Vol.  IL  (Cmd.  366.) 
London  1919.  Published  by  H.  M.'s 
Stationery  Office.  XI,  514  S,  sh.  4/6 
net. 

Trade  of  the  United  States 
with  the  World  1917 — 1918. 
Part  I:  Imports.  Imports  of  Marchan- 
dise  into  the  United  States  byCountries 
and  Principal  Articles,  during  the 
Years  ending  June  30,  1917  and  1918. 
—  Part  II:  Exports.  Exports  of  Mer- 
chandise  from  the  United  States  by 
Countries  and  Principal  Articles,  du- 
ring the  Years  ending  June  30,  1917 
and  1918.  (Department  of  Commerce, 
Bureau  of  Foreign  and  Domestic  Com- 
merce. Miscellaneous  Series  No.  78.) 
Washington  1919.  Government  Prin- 
ting Office.   112,  346  S.  $  0,10;  0,25. 

Trading  with  China.  Methods 
Found  Successful  in  Dealing  with  the 
Chinese.  New  York  1919.  Guaranty 
Trust  Co.     24   S. 


7.  Produktion,  Zirkulation  und  Konsumtion  wichtiger  Wcltliandels- 
güter,  einsdiließlidi  spezieller  Statistik. 

Saitzew,  Dr.  Manuel,  Privatdozent  a.  d.  Universität  Zürich,    Die  M  o  t  o  - 
ren Statistik.     Ihre   Methoden   und   Ergebnisse.     Eine 
Studie  aus  dem  Gebiete  der  internationalen  Wirtschaftsstatistik.     Zürich 
19 18.     Rascher  &  Cie.     VII,  275  S. 
Den  Gewerbezählungen  ist  die  Erfassung  des  Kapitals  bisher  nicht  ge- 
lungen j  soweit  sie  Angaben  über  die  Benutzung  von  Motoren  und  Maschinen 
bringen,  sind  diese  nicht  vollständig  und  vor  allem  nicht  vergleichbar.   Auch 
die  besonderen  statistischen  Ermittlungen  über  die  Verwendung  motorischer 
Kraft  sind  nicht  genügend  entwickelt  und  lassen  die  Bedeutung  der  Technik 
für  die  Umformung  des  Produktionsprozesses  wie  für  die  Veränderungen 
der   sozialen  Verhältnisse  nicht   klar    genug  erkennen.     Der  Verf.    kommt 
daher  einem  dringenden  Bedürfnis  entgegen,  wenn  er  diese  wichtigen  Fragen 
einer  Bearbeitung  unterzieht. 


Produktion,  Zirkulation  und  Konsumtion  wichtiger  Welthandelsgüter,  usw.      ^45 


Seine  Absicht  ist,  einmal  die  vorliegenden  E)rgebnisse  der  Motoren- 
statistik zu  verarbeiten  und  Ausdehnung  und  Entwicklung  der  Mechani- 
sierung des  Produktionsprozesses  zu  schildern.  Ferner  will  er  eine  ver- 
gleichende Kritik  der  Methoden  der  Motorenstatistik  geben  und  dadurch 
Richtlinien  für  ihren  weiteren  Ausbau  gewinnen.  Zu  diesem  Zweck  behandelt 
er  zunächst  die  verschiedenen  Arten  von  Motoren,  dann  die  Methode  und 
neuesten  Ergebnisse  der  jVIotorenstatistik  und  in  dem  dritten,  umfangreichsten 
Kapitel  die  Entwicklung  und  Ausdehnung  der  Motorenverwendung  in  den 
vsdchtigsten  Staaten. 

Ein  jeder,  der  sich  mit  wirtschaftsstatistischen  Fragen  beschäftigt, 
wird  außer  den  Mängeln  des  statistivSchen  Materials  auch  die  I^ücke  in  der 
Literatur  empfunden  haben,  da  eine  darstellende  und  kritische  und  somit 
auch  die  Praxis  wieder  anregende  Untersuchung  felilte.  Er  wird  es  dem  Verf. 
danken,  daß  er  sich  dieser  Aufgabe  unterzogen  hat,  deren  lyösung  ihm  voll 
gelimgen  ist,  und  unter  Würdigung  der  Schwierigkeiten,  die  nicht  nur  im 
Problem,  sondern  auch  in  der  Beschaffung  des  Materials  liegen,  sowohl  die 
Gründlichkeit  der  Untersuchung  anerkennen,  wie  den  Umfang,  den  der  Verf. 
seiner  Darstellung  gegeben  hat. 

Prof.  Albert    Hesse,    Königsberg. 
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bungen und  Fortschritte  in  diesen  Län- 
dern gewähren  sollen.  If. 

Industri.  Berättelse  för  är  1917  av 
Kommerskollegium.  (Sveriges  Offi- 
ciella  Statistik.  Industri  och  Bergs- 
hantering.)  Stockholm  191 9.  Isaac 
Marcus.     170  S. 

International  Trade  in  Ge- 
rn e  n  t.  Import  Statistics  for  Countries 
whose  Imports  Exceeded  $  200,000 
in  Value  and  Exports  Statistics  for 
Countries  whose  Exports  Exceeded 
$  1,000,000  in  Value  1908,  1913  and 
Latest  Available  Year.  By  Edward 
Whitney.  (Department  of  Commerce, 
Bureau  of  Foreign  and  Domestic  Com- 
merce. Miscellaneous  Series  No.  79.) 
Washington  1919.  Government  Prin- 
ting Office.     76  S.     $  0,10, 

Kirchhoff,  Dr.  Robert,  Der 
Großhandel    in    Häuten,    Fellen    und 


Gerbstoffen.  (Der  Großhandel  und 
die  deutsche  Volkswirtschaft.  Heft 
20.)  Berlin  1919.  Reimar  Hobbing. 
32  S.     M  0,60. 

Kretzschmar,  Walther,  Die 
Fleischversorgung  der  Stadt  Leipzig 
vor  dem  Kriege.  Tübinger  Disserta- 
tion.    Stuttgart  1919.     VI,  252  S. 

Lange,  Dr.  F.,  Die  Grundlagen  für 
die  Preisbemessung  der  landwirtschaft- 
lichen Erzeugnisse  im  Jahre  1919. 
(Beiträge  zur  Kriegswirtschaft.  Heft 
61/62/63.)  Berlin  1919.  Reimar  Hob- 
bing.    157   S.     M   2,10. 

Leinen-Industrie,  Wie  helfen 
wir  der  deutschen  —  ?  Ein  Wort  zur 
Erhaltung  und  Förderung  des  deutschen 
Flachsanbaues.  (Denkschrift  No,  2  des 
Verbandes  Deutscher  Bastfaser -Röst- 
und  Aufbereitungs- Anstalten  E.  V.) 
Sorau  1919.     123  S. 

Matiöres  premiöres  africai- 
n  e  s.  Tome  I :  Caoutchouc,  Textiles, 
Matieres  grasses,  Paris  1918.  Emile 
Larose.     XII,  508  S.     Fr.  25,—. 

M  e  r  c  k's  Warenlexikon  für 
Handel,  Industrie  und  Gewerbe.  Be- 
schreibung der  im  Handel  vorkommen- 
den Natur-  und  Kunsterzeugnisse  un- 
ter besonderer  Berücksichtigung  der 
chemisch-technischen  und  anderer  Fa- 
brikate, der  Drogen-  und  Farbwaren, 
der  Kolonialwaren,  der  Landespro- 
dukte, der  Material-  und  Mineralwa- 
ren. 6.  völlig  neubearb.  Aufl.  Leipzig 
1919.  G.  A.  Gloeckner.  IV,  555  S. 
M  20, — .  —  Ein  alphabetisch  ange- 
legtes Werk  der  Warenkunde,  beste- 
hend aus  einer  sehr  großen  Zahl  kleiner 
und  kleinster  Artikel,  in  denen  im  all- 
gemeinen zunächst  Angaben  über  Ab- 
stammung und  natürliches  Vorkom- 
men, darauf  über  Herstellung,  Eigen- 
schaften und  Verwendung  der  Waren 
gebracht  sind,  worauf  am  Schluß  eine 
Besprechung  rechtlicher  und  handels- 
technischer Gesichtspunkte  zu  erfolgen 
pflegt.  Angaben  über  Zollverhältnisse 
sind  nicht  mit  aufgenommen  worden. 

hm. 

Mineral  Resources  of  the 
United  States  1916.  Part  I: 
Metals;  Part  II:  Nonmetals.  (Depart- 
ment of  the  Interior.  United  States 
Geological  Survey.)  Washington  1919. 
Government  Printing  Office.  IV,  73a, 
871;  1115  S.  —  Der  erste  Band  enthält 
zunächst  (S.   la — 71a)  eine  Übersicht 
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über  die  Produktion  von  Mineralien 
aller  Art  in  den  Vereinigten  Staaten 
in  den  Jahren  1915  u.  1916,  sowoh] 
nach  Waren  wie  nach  Einzelstaaten. 
Der  Rest  des  Bandes  behandelt  die 
einzelnen  Metalle,  vor  allem  Edel- 
metalle; der  zweite  Band  die  sonstigen 
Mineralien.  Besonders  umfangreich 
(ca.  100  S.)  sind  hier  die  Berichte  über 
Kali  (KgO),  Naturgas,  Petroleum  und 
Kohle.  Die  einzelnen  Beiträge  bringen 
auch    privatwirtschaftliches    Material. 

hm. 

Müssig,  Emil,  Eisen-  und  Kohlen- 
Konjunkturen  seit  1870.  Preisentwick- 
lung in  der  Montanindustrie  unter  Ein- 
wirkung von  Technik,  Wirtschaft  und 
Politik.  Zugleich  Erläuterung  zur  Kon- 
junkturtafe]  gleichen  Namens  (140  x 
70  cm,  20  farbige  Linien).  2.  erg.  u. 
erw.  Aufl.  Augsburg  1919.  Theodor 
Lampart.     362  S.     Ji  25, — . 

Pfitzner,  Privatdozent  Dr.  Jo- 
hannes, Der  ostasiatische  Wett- 
bewerb auf  dem  Textilmarkte.  (Tex- 
tilindustrie und  Bekleidungsgewerbe  in 
der  Kriegs-  und  Übergangszeit.  Schrif- 
tenfolge herausgeg.  v.  Prof.  Dr.  Paul 
Arndt.  Heft  2.)  Berlin  1919.  Dietrich 
Reimer.     62  S. 

Plaut,  Dr.  Theodor,  England  auf 
dem  Wege  zum  Industrieschutz. 
Schlüsselindustrien  und  Handelspoli- 
tik. (Hamburgische  Forschungen. 
Heft  7.)  Braunschweig  (1919).  Georg 
Westermann.     VH!,   104  S.     M   7, — . 

P  ö  s  c  h  1 ,  Prof.  Dr.  Viktor,  Stoff- 
kunde.     Einführung   in   die   Waren-, 


insbesondere  in  die  Chemikalienkunde. 
(Hochschul-Bibliothek.  17.  Bd.)  Leip- 
zig 1919.  G.  A.  Gloeckner.  XVI,  457 
S.     M  20, — . 

Production  and  Conserva- 
tion  of  Fats  and  Oils  in  the 
United  States,  The  — .  By 
Herbert  S.  Bailey  in  Collaboration  with 
B.  E.  Reuter.  (United  States  Depart- 
ment of  Agriculture.  Bulletin  Nr.  769.) 
Washington  1919.  Government  Prin- 
ting  Office.     48   S. 

Production  and  Distribu- 
tion o  f  Milk,  Final  Report  of 
the  Committee  on  the  — .  (Production 
and  Distribution  of  Milk.)  (Cmd.  483.) 
London  1919.  Published  by  H.  M.'s 
Stationery  Office.    89  S.    sh.  1/6  net. 

Renaissance  6conomique  de 
la  Belgique,  La  — .  Fascicule 
XI:  Les  Industries  electriques  par  G. 
Gillon,  Prof.  a.  d.  Universität  Louvain. 
(Collection  d'dtudes  publiees  par  le 
Credit  Anversois.)  Brüssel.  Imprimeur 
du  Roi.     VIII,  170  S. 

Senst,  Dr.,  Geestemündes  Hochsee- 
Fischerei  und  Fischmarkt.  Geeste- 
münde  1919.  Fischereihafen-Betriebs- 
genossenschaft e.  G.  m.  b.  H.  32  S. 
M  I,—. 

Wholesale  Prices  of  Leading 
Articles  in  United  States  Markets. 
January  191 7,  to  December  1918. 
(Department  of  Commerce,  Bureau  of 
Foreign  and  Domestic  Commerce. 
Miscellaneous  Series  No.  80.)  Washing- 
ton 1919.  Government  Printing  Office. 
14  S.     $  0,05. 


8.   Handelspolitik. 

Antonescu,  Cornelius  G.,  Die  rumänische  Handelspolitik 
von  1875 — 1910.  Leipzig  1915.  Wilhelm  Schunke.  XII  und  295  S. 
EJrst  seitdem  die  Prinzipienfrage:  Schutzzoll  oder  Freihandel  —  theo- 
retisch überwunden  ist,  erst  seitdem  Schutzzoll  und  Freihandel  als  „histo- 
rische Kategorien"  erkannt  sind,  deren  Berechtigung  von  den  politischen, 
wirtschaftlichen,  sozialen  und  kulturellen  Bedingungen  des  Augenblickes 
abhängt,  ist  eine  wissenschaftliche  Geschichtsschreibung  der  Handelspolitik 
möglich  geworden.  Dabei  stellte  sich  in  vielen  Fällen  heraus,  daß  die  han- 
delspolitischen Entscheidungen,  welche  die  Staaten  und  selbständigen  Wirt- 
schaftskörper trafen,  auch  dann  noch  zweckmäßig  und  daher  in  höherem 
Sinn  richtig  waren,  wenn  sie  unabhängig  von  ökonomischen  Rücksichten, 
zum  Teil  sogar  im  Widerstreit  zu  ihnen  erfolgten,  weim  politische,  ethische, 
soziale  und  kultiurelle  Momente  den  Ausschlag  gaben.    Wie  sich  die  Gegen- 


54^ 


Literatut. 


sätze  zwischen  dem  ökonomisch  -  Rationellen  und  dem  Allgemein -Zweck- 
mäßigen gelegentlich  vertiefen  können,  lehren,  wie  an  einem  Schulfall,  die 
Anfänge  der  rumänischen  Handelspolitik. 

Erst  allmählich  ist  es  Rumänien  gelimgen,  seine  handelspolitischen 
Maßregeln  mehr  tmter  wirtschaftlichen,  weniger  unter  politischen  Gesichts- 
punkten zu  treffen.  Als  das  Fürstentum  Rumänien  in  den  siebziger  Jahren 
des  19.  Jahrhunderts  zum  ersten  Mal  als  selbständige  Wirtschafts  macht 
den  westeuropäischen  Staaten  gegenübertrat,  durfte  es  ihm  nicht  so  sehr 
darauf  ankommen,  ökonomisch  vorteilhafte  Konventionen  abzuschließen, 
als  durch  einen  tmbestreitbaren  völkerrechtlichen  Akt  die  Brüchigkeit  der 
tüikischen  Suzeränität  zu  erweisen.  Um  die  Großmächte  zu  unmittelbaren 
und  unter  Ausschluß  der  Türkei  gefülirten  Verhandlungen  zu  verlocken, 
adoptierte  Rumänien  das  Freihandelsideal,  das  —  wie  Bismarck  es  aus- 
drückte: eine  gemeinschädliche  Krankheit  ,,wie  der  Koloradokäfer"  —  da- 
mals die  westeuropäischen  Staaten  beherrschte,  das  aber  die  Kräfte  der 
jugendlich  unentwickelten  Volkswirtschaft  Rumäniens  hoch  erheblich  über- 
stieg und  mit  ihrem  Schutzbedürfnis  gegenüber  dem  ausländischen  Wett- 
bewerb nicht  in  Einklang  zu  bringen  war.  Wirtschaftlich  vorteilhaft  war 
der  Freihandel  nur  für  den  engen  Kreis  der  rumänischen  Großgrundbesitzer, 
denen  er  —  ähnlich  den  preußischen  Agrariern  der  sechziger  Jahre  —  gün- 
stige Exportmöglichkeiten  für  Getreide  und  Vieh  versprach;  woraus  sich 
zugleich  erklärt,  warum  die  konservative  Partei,  die  sich  von  jeher  auf  den 
Großgrundbesitz  stützte,  —  den  altpreußischen  Konservativen  ähiüich  — 
die  Freihandelsforderung  in  ihre  Parteigrundsätze  übernahm  und  sie  Jahr- 
zehnte lang  dort  in  mehr  oder  weniger  reiner  Fassung  erhalten  hat.  Nur 
insoweit  ist  es  beachtenswert,  daß  eine  konservative  Regierimg  den  ersten 
freihändlerisch  gestalteten  Handelsvertrag  Rumäniens  abgeschlossen  hat. 
Aber  die  wirtschaftlichen  Interessen  —  das  ist  festzuhalten  —  spielten  da- 
mals niu:  eine  Nebenrolle.  Das  entscheidende  Moment  beim  Abschluß  des 
rumänisch-österreichisch-ungarischen  Handelsvertrages  vom  Jahre  1875 
—  dem  alsbald  eine  Reihe  anderer  freihändlerischer  Verträge  mit  Rußland, 
Deutschland,  Italien,  England  usw.  nachfolgte  —  bestand  vielmehr  darin, 
daß  der  Vertrag  dem  Fürstentum  Rumänien  in  der  europäischen  Staaten- 
welt eine  völkerrechtliche  Legitimation  erwarb,  daß  er  die  staatsrechtlichen 
und  völkerrechtlichen  Voraussetzimgen  schuf,  unter  denen  Rumänien  in 
der  Folgezeit  eine  selbständige  Handels-  xmd  Zollpolitik  inaugurieren  konnte. 
Auf  wirtschaftlichem  Gebiet  begegnete  die  Freihandelsära  der  siebziger 
Jahre  —  wie  damals  schon  die  I^iberalen  unter  häufiger  Berufung  auf  Fried- 
rich lyist  erkannten  —  schweren  Bedenken;  sie  hat  Rumänien  gewaltige 
Opfer  gekostet.  Auf  politischem  Gebiet  war  das  Bekenntnis  zur  freihänd- 
lerischen Handelspolitik  Westeuropas  unentbehrlich,  um  den  wichtigsten, 
dem  jtmgen  Staatswesen  vorschwebenden  Zweck,  die  Freiheit  von  türkischer 
Vormundschaft,  zu  erkämpfen. 

Unorigineller  als  in  den  Anfängen  verlaufen  die  Kurven  der  rumäni- 
schen Handelspolitik  in  den  späteren  Jahrzehnten.  In  der  Hauptsache 
paßten  sie  sich  den  Zeitströniungen  an,  so  daß  die  rumänischen  Tarife  und 
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Verträge  oft  nur  als  ein  Widerspiel  der  von  den  Großmächten  befolgten 
Handelspolitik  erscheinen.  Unter  dem  Druck  der  schutzzöllnerischen  Be- 
wegmig  der  achtziger  Jahre  schwenkte  Rumänien  vom  Freihandel  flink 
zum  Protektionismus  über,  dessen  Kulminationspunkte  zimächst  der  Zoll- 
tarif von  1886  und  das  später  in  mehrfacher  Hinsicht  erweiterte  Industrie- 
förderungsgesetz von  1887  darstellten.  Im  Beginn  der  neunziger  Jahre 
glaubte  Rumänien,  zur  Aufstellung  eines  autonomen  Zolltarifs  befähigt  zu 
sein;  erkannte  aber  alsbald,  daß  es  der,  von  den  Dreibundstaaten  her  an- 
rollenden Woge  der  Handelsverträge  allein  nicht  widerstehen  könnte  und 
schloß  sich  imter  Preisgabe  seiner  Pläne  auch  dieser  Bewegung  an.  Schließ- 
lich ist  es  im  Beginn  des  zwanzigsten  Jalirhunderts,  als  die  agrarschutz- 
zöllnerischen  Tendenzen  in  Deutschland  vmd  Österreich-Ungarn  lebhafter 
hervortraten,  zu  einem  noch  gesteigerten  Industrieschutzzollsystem  über- 
gegangen. Der  politische  Pulsschlag  Europas  —  so  ist  oft  behauptet  worden 
—  lasse  sich  nirgends  deutlicher  spüren  als  in  Bukarest.  Die  Geschichte 
der  rtmiänischen  Handelspolitik  von  1880 — 1906  scheint  diesen  Satz  zu 
bestätigen.    — 

Antonescus  fleißige  Doktordissertation,  aus  dem  Münchener 
Seminar  Brentanos  hervorgegangen,  schildert  den  Gang  der  rumänischen 
Handelspolitik  (deren  Umrisse  ich  bei  den  vorstehenden  Ausführungen 
nachzuzeichnen  versuchte)  im  allgemeinen  richtig  und  trägt  reiches  Material 
zur  Geschichte  der  rumänischen  Handelspolitik  von  1875 — 1910  zusammen. 
Kine  wissenschaftlichen  Ansprüchen  genügende  Geschichte  der  rumänischen 
Handelspolitik  liefert  sie  jedoch  nicht:  was  wolü  auch  trotz  der  Zusicherung 
des  Verfassers,  er  wolle  seinen  Stoff  ,, erschöpfend"  behandeln  (Vorwort), 
von  einer  Doktorarbeit  nicht  zu  verlangen  war. 

Daß  uns  der  Verfasser  keinen  tieferen  Einblick  in  die  Zusammen- 
hänge der  rumänischen  Handelspolitik  vermitteln  kann,  liegt  zum  Teil 
an  der  unzweckmäßigen  Gliederung  seiner  Darstelhmg.  In  den  ersten  vier 
Abschnitten  schildert  er  die  handeis-  und  zollpolitischen  Zustände  der  Pe- 
rioden 1875 — 1885,  1886 — 1890,  1891 — 1903,  1904 — 1910,  ohne  indessen 
näher  darauf  einzugehen,  wie  sich  im  Zeichen  der  wechselnden  Handelspolitik 
jeweils  die  Beziehungen  zum  Ausland  imd  die  Verhältnisse  der  rumänischen 
Volkswirtschaft  gestaltet  haben.  Die  Erzählung  der  äußeren  Begebenheiten 
drängt  die  Erforschimg  der  wirtschaftlichen  Zusammenhänge  zurück.  Einen 
teilweisen  Ersatz  glaubt  der  Verfasser  in  den  beiden  letzten  Abschnitten 
seiner  Schrift  zu  bieten,  die  dem  ,, Handel  mit  dem  Auslande  von  1875 — 
1910"  tmd  der  , .Entwicklung  der  Industrie  imter  dem  Schutz  der  zoll-  tmd 
industriepolitischen  Maßnahmen  von  1887 — 1910"  gewidmet  sind.  Gerade 
diese  Abschnitte  aber  sind  die  schwächsten  des  ganzen  Buches:  sie  begnügen 
sich  mit  einer  Paraphrase  der  amtlichen  und  privaten  rumänischen  Statistik, 
während  die  wissenschaftliche  Aufgabe  in  der  kritischen  Durchdringvmg 
und  Sichttmg  des  durch  seine  Unzuverlässigkeit  imd  Unvergleichbarkeit 
bekannten  Materials  gelegen  hätte.  Wie  lückenhaft  die  Schilderung  Anto- 
nescus ist,  deutet  die  Tatsache  an,  daß  er  die  Wirkimg  der  Handels-  und 
Zollpolitik  auf  einen  der  wiclitigsten  Zweige  rumänischen  Gewerbefleißes, 
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die  Mineralölproduktion,  mit  Stillschweigen  übergeht  und  sich  ntu-  auf  die 
Untersuchung  dei,  ihrer  volkswirtschaftlichen  und  weltwirtschaftlichen  Be- 
deutung nach,  vmgleich  bescheideneren  rumänischen  Mineralölraffinerien 
beschränkt. 

Ein  praktischer  Mangel  des  Buches  besteht  auch  darin,  daß  es  ein  histo- 
rischer Torso  geblieben  ist.  Der  Verfasser  verfolgt  den  Gang  der  rumänischen 
Handelspolitik  nicht  bis  zur  Zeit  der  Veröffentlichung  seiner  Schrift  U9i5). 
sondern  läßt  seine  Darstellving  schon  mit  dem  Jahre  1910  abbrechen.  Hier 
ist  eine  wichtige  Ergänzungsarbeit  noch  zu  leisten;  ist  doch  —  ebenfalls 
im  Jahre  191 5  —  die  Statistik  des  rumänischen  Finanzministeriums  über 
den  Außenhandel  im  Jahre  191 3,  das  wichtigste  und  bisher  umfassendste 
Material  aus  der  Vorkriegszeit,  erschienen  („Comer^ul  Exterior  al  Romaniei 
^i  Mi^carea  Porturiltr  in  191 3,  Bucure^ti  191 5");  hat  doch  im  gleichen  Jahr 
19 13  eine  bisher  wissenschaftlich  noch  un verwertete,  aber  verhältnismäßig 
sorgsam  angestellte  rumänische  Industrieenquete  stattgefunden. 

Dr.  Fritz    Karl    Mann,    Kiel. 


Bonn,  M.  J.,  Direktor  der  Handels- 
hochschule München,  Herrschaftspoli- 
tik oder  Handelspolitik.  München  u. 
Leipzig  1919.  Duncker  &  Humblot. 
46  S.  M  1,60.  —  Eine  Darstellung  der 
wirtschaftlichen  und  nationalen  Trieb- 
federn einer  Expansions-  und  Kolonial- 
politik und  der  aus  ihr  entstehenden 
Verwicklungen.  hg. 

H  u  t  h  ,  Dr.  Walter,  Völkerbund  und 
Weltwirtschaft.  Berlin  19 19.  Franz 
Siemenroth.     45  S. 

Le  Coutre,  Dr.  Walter,  Die 
Grundgedanken  der  deutschen  Preis- 
politik im  Weltkriege  1914 — 1918. 
Berlin  1919.  Haude  &  Spener.  117  S. 
M,  8, — .  —  Darlegung  der  Methoden 
und  Ziele  der  deutschen  Preispolitik 
im  Kriege;  den  Beschluß  bildet  ein 
Literaturverzeichnis  (S.  104 — 117) 

If. 

Schilder,  Privatdozent  Dr.  S  i  e  g  - 
m  u  n  d  ,  Der  Völkerbund  als  handels- 
politisches Gebilde.  (Sonderabdruck 
aus  ,Das  Handelsmuseum"  vom  4., 
II.   u.    18.    Sept.    1919.)      Wien   1919. 


31  S.  —  Verf.' prüft^die  wirtschaft- 
lichen Bestimmungen  der  verschie- 
denen Entwürfe  einer  Völkerbund- 
satzung und  kommt  zu  dem  Ergebnis, 
daß  die  Völkerbundsatzung  des  Ver- 
sailler  Friedens  in  ihren  einschlägigen 
Artikeln  die  Meistbegünstigung  in  han- 
deis- und  zollpolitischer  Beziehung  fest- 
gesetzt habe  und  deshalb  keineswegs  als 
Grundlage  der  künftigen  internationa- 
len Wirtschaftspolitik  ungeeignet  sei. 

hg. 

Thompson,  Prof.  Charles  D,, 
Modern  Mercantilism  in  India.  (In- 
dian  Journal  of  Economics.  IL  Bd., 
Teil  4,  S.  507 — 519.)  University  of 
Allahabad.   Department  of  Economics. 

Toldtarifen  af5.  Maj  1908  samt 
fuldstaendig  alfabetisk  varefortegnelse 
m.  m.  Med  Tilladelse  af  Departement 
for  Told-  og  Forbrugsafgifter.  Udar- 
bejdet  af  N.  Marcussen  og  C.  Anders- 
kouv.  3.  gennemarbejdede  og  forogede 
udgave  af  ,,den  Ny  Toldtarif",  Kopen- 
hagen 1919.  G.  E.  C.  Gads  Forlag. 
197  S. 


9.  Wirtsdiaftlidie,  politische  und  kulturelle  Expansionsbestrebungen 
der  Staaten  und  Völker,  einsdiließlidi  Kolonialpolitik. 

Wallacft,    William    Kay,    Greater    Italy.     London  191 7.     Constable 
&  Co.     X,  312  S. 

Das  vorUegende  Buch  will  unter  besonderer  Berücksichtigung  der  poH- 
tischen  Entwicklimg  ein  Bild  des  Aufstieges  Italiens  seit  seiner  Einigung 
zu  einem  einheitiichen  Königreiche  geben  und  will  den  Nachweis  führen, 
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daß  die  Politik  der  neuesten  Zeit  eine  logische  Folge  des  gesamten  Ver- 
hältnisses Itahens  zu  den  mitteleuropäischen  Staaten  ist,  imd  daß  besonders 
in  Anbetracht  der  pohtischen  rnid  wirtschafthchen  Zusammenhänge  Itahen 
nur  so  handeln  konnte,  wie  es  tat.  Der  Vertasser  schildert  zum  Beweise 
die  Pohtik  Italiens  seit  1860,  um  dann  zu  der  mit  der  pohtischen  Hand 
in  Hand  gehenden  wirtscliafthchen  EJntwicklvmg  überzugehen,  die  er  durch 
Heranziehung  einiger  Zahlen  als  sehr  bedeutsam  charakterisiert.  Er  be- 
leuchtet in  diesem  Zusammenhange  die  dvurch  das  gespannte  Verhältnis  zu 
Frankreich  bedingte  Abhängigkeit  von  Deutschland  zur  Zeit  des  Abschlusses 
und  der  Erneuerung  des  Dreibimdvertrages  und  will  nachweisen,  daß  durch 
die  wirtschafthche  Eroberimg  des  itahenischen  Marktes  durch  Deutschland 
eine  Spannung  zwischen  dem  nationalen  und  dem  wirtschafthchen  Em- 
pfinden des  Volkes  entstand,  die  letzten  Endes  nur  zu  dem  tatsächhch  ein- 
getretenen Versuche  der  I^oslösimg  von  der  deutschen  Vormimdschaf t  führen 
konnte. 

Dem  Buche  kann  jedoch  ein  zustimmendes  Urteil  nicht  gegeben  werden, 
denn  in  der  Schilderung  der  pohtischen  Entwicklimg  erhebt  sich  der  Ver- 
fasser nie  über  bereits  längst  bekaimte  Daten  imd  Zusammenhänge,  und  bei 
der  Beweisführung  der  wirtschafthchen  Abhängigkeit  Itahens  von  Öster- 
reich-Ungarn imd  speziell  von  Deutschland  genügen  einige  dem  Annuario 
statistico  entnommene  Zahlen  nicht,  imi  eine  Annahme  zu  bekräftigen,  die 
in  manchen  Pimkten  zweifellos  richtig  ist,  aber  in  ihren  innersten  Zusammen- 
hängen noch  der  Klärimg  dvurch  eine  eingehendere  Untersuchimg  bedarf, 
eine  Untersuchmig,  die  zweifellos  des  Interessanten  die  FüUe  böte. 

Als  Handbuch,  um  sich  schnell  einen  Uberbhck  über  die  Pohtik  Itahens 
bis  zu  den  heutigen  Tagen  zu  verschaffen,  mag  es  Dienste  leisten,  als  Beweis 
für  die  Frage,  die  der  Verfasser  sich  stellt,  kann  es  nicht  gelten. 

Dr.  Robert  Züblin,    Straßburg  i.  E. 


Daenell,  E.,  Prof.  a.  d.  Universität 
Münster,  Das  Ringen  der  Weltmächte 
um  Mittel-  und  Südamerika.  (Meeres- 
kunde. 13.  Jahrg.,  Heft  2.)  Berlin 
1919.  E.  S.  Mittler  &  Sohn.  35  S. 
M  I  — . 


Pitman,  Frank  Wesley,  The 
Development  of  the  British  West- 
Indies  1700 — 1763.  (  Yale  Historical 
Publications.  Studies  IV.)  Oxford 
191 7.     Yale  University  Press.     XIV, 

495  s. 


10.  Geld-,  Kredit-,  Bank-  und  Börsenwesen,  Kapitalanlagen  im 
Auslände,  Versidierungswesen. 

Schulte,  Dr.  Fritz,  Die  belgischen  Bodenkreditinstitute. 
(Veröffentlichungen  zur  Statistik  des  Bodenkredits  und  verwandter  Ge- 
biete. Herausgeg.  v.  Archiv  für  Bodenkredit  der  Bayerischen  Handels- 
bank zu  München.  Heft  4.)  Mihichen  u.  Deipzig  1918.  Duncker  &  Hum- 
blot.     VI,   178  S.     M,   12,—. 

Während  der  Titel  ein  Spezialgebiet  beschränkten  Umfanges  vermuten 
läßt,  gibt  Verfasser  in  jedem  Abschnitt  Darlegungen  von  allgemeiner  Trag- 
weite, die  seiner  Schrift  ein  nicht  gewöhnliches  Interesse  verleihen.  Die  ersten 
Kapitel  sind  der  Übersicht  der  Grundlagen  des  Inunobiharkredits  in  recht- 
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lieber,  wirtschaftlicher  vind  sozialer  Beziehung  gewidmet.  Die  E^rörterung 
ist  in  der  Weise  aufgebaut,  daß  den  belgischen  Einrichtungen  jeweils  die 
in  anderen  lyändem,  namentlich  in  Deutschland  bestehende  Regelung  gegen- 
übergestellt wird.  Das  Hypothekenrecht  Belgiens  hat  das  Inskriptionen- 
system Frankreichs  übernommen,  das  die  Bodenverschuldung,  man  kann 
wohl  sagen,  mit  einem  gewissen  Mißtrauen  betrachtet  xmd  die  Rechtslcraft  | 
der  Einschreibimg  auf  einen  bestimmten  Zeitraum  (in  Belgien  sind  es  15 
Jahre)  befristet,  nach  dessen  Ablauf  eine  Erneuerimg  vorgenommen  werden 
muß.  Mit  dem  diaglichen  Charakter  des  deutschen  Grxmdbuches  ist  das 
belgisch-französische  Inskriptionensystem  nicht  vergleichbar.  Die  Hypo- 
thek soll  ledighch  ein  Sicherimgsmittel  für  den  individuellen  Kredit  sein, 
kein  Instrument  des  Kapitalverkehrs.  Aus  den  Voraussetztmgen  des  bel- 
gischen Hypothekenrechts,  mit  seinen  Unsicherheiten  der  Rangstellimg  und 
den  formalen  Schwierigkeiten,  ergibt  sich  die  wichtige  Stellving  der  Notare, 
denen  die  Vermittelxmg  des  Hypothekenkapitals  wie  der  Immobiliarverkehr 
überhaupt  zu  eüiem  großen  Teil  anvertraut  ist. 

Für  die  Vermögens  anläge  in  mobilen  Werten  kommen  in  der  Haupt- 
sache die  Banken  imd  Bankiers  in  Betracht,  durch  deren  Geschäftsbetrieb 
das  reiche  Sparkapital  des  Dandes  ,, infolge  des  eigenartigen  Kjreditsystems, 
der  Freiheit  der  Gesellschaftsgründung,  der  Obligationenausgabe  und  der 
Börse  in  weitgehendem  Maße  großkapitalistischen  Interessen  dienstbar  ge- 
macht wird".  Die  Kapitel,  in  denen  Verfasser  die  Geschichte  tmd  die  Or- 
ganisation des  belgischen  Finanzwesens  schildert,  zählen  zu  den  lesens- 
wertesten des  Buches.  Es  ist  namentlich  der  Abschnitt  1850 — 1873,  der 
ausführlich  und  unter  Beibringung  neuen  Materials  dargestellt  wird.  Wir 
folgen  der  aufsteigenden  wirtschaftlichen  Entwicklung  unter  Regier  vmd 
Frere-Orban;  wir  lernen  die  organisatorischen  Schöpfungen  des  lyibe- 
ralismus  imd  seiner  Nachfolger  kennen;  wir  begleiten  in  der  fesselnden  Dar- 
stellung die  belgischen  Fiuanzmänner  in  ihren  weitgreifenden  Untemeh- 
mxmgen.  Ein  besonders  inhaltsvoller  Abschnitt  schildert  die  Tätigkeit  des 
erfolgreichsten  Gründers  Dangrand-Dumonceau,  seine  Verbindungen  mit 
dem  Klerus,  die  Ausbreitxmg  der  Geschäfte  nach  Österreich  und  Ungarn, 
Holland  tmd  England,  wobei  ein  genaues  Bild  der  Wirtschafts-  und' Finanz- 
zustände jener  Periode  entworfen  wird. 

Bei  der  Beurteüimg  der  jüngsten  Entwickltmg  ist  nach  Verfasser  davon 
auszugehen,  daß  die  sozialen  und  wirtschaftHchen  Verhältnisse  Belgiens 
ein  durchgreifendes  Bedürfnis  nach  Bodenkredit  nicht  gezeitigt  haben. 
Als  Hauptursache  bezeichnet  Verfasser,  neben  dem  Kapitalreichtum  und 
der  Deichtigkeit  des  Geldverdienens,  an  erster  Stelle  das  Vorherrschen  des 
Kleinhaussystems.  (S.  52  u.  54).  Es  ist  erfreulich,  daß  Verfasser  diese  Tat- 
sache anerkannt  und  sich  hier  von  der  Einseitigkeit  fernhält,  die  ihn  in 
seiner  gleichzeitig  erschienenen  Schrift  ,,Die  Hypothekenbanken"  (München 
191 8)  verhindert,  die  gleichen  Zusammenhänge  zwischen  Bausystem  und 
Realkredit  für  Deutschland  zu  würdigen.  Für  das  Kreditbedürfnis 
der  arbeitenden  Klassen  in  Stadt  imd  Land  ist  durch  die  an  die  bel- 
gische Wohnimgsgesetzgebtmg   anschließende   Organisation   in  ausgiebigem 
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Maße  gesorgt.  Die  Einrichtimg  der  Hypothekar-Iyebensversicherung  ist 
durch  das  Verdienst  von  F.  Hankar  in  vorbildlicher  Weise  ausgebildet 
worden.  Die  belgische  Bodenpolitik,  die  sich  im  wesentlichen  als  eine 
Ansiedehmgspolitik  kennzeichnet,  hat  in  Stadt  imd  Land  —  die  Haupt- 
städte Brüssel  und  Antwerpen  nehmen  eine  Sonderstellung  ein  —  große  Er- 
folge erzielt,  wenn  auch  in  diesem  Staatswesen  des  polizeilichen  Gehen-  vmd 
Geschehenlassens  nicht  alles  Vollkommenheit  ist  und  Wohnimgsmißstände, 
namentlich  in  den  älteren  Gebäuden,  vielfach  anzutreffen  sind.  Die  Kapi- 
talkraft Belgiens  und  der  geringere  Anspruch  des  einheimischen  Boden- 
kredits ermöglichen  eine  weitgehende  Beteiligung  an  ausländischen  und 
überseeischen  Unternehmungen  des  Bodenkredits,  deren  Schilderxmg  den 
allgemeinen  Teil  der  Schrift  abschließt. 

Trefflich  gelungen  sind  dem  Verfasser  die  Zusammenfasstmgen  imd 
Vergleiche  internationaler  Einrichtxmgen  und  Zustände.  Den  grundlegenden 
Gegensatz  staatspolitischer  Auffassimg  zwischen  Deutschland  imd  Belgien 
kennzeichnet  Verfasser  dahin,  daß  Deutschland  seit  Jahrzehnten  in  zu- 
nehmendem Maße  den  Gedanken  des  sozialen  Ausgleichs  zu  verwirklichen 
sucht,  während  Belgien  bis  in  die  neueste  Zeit  auf  dem  Standpunkt  des 
Individualismus  verharrt.  ,,Die  Förderung  der  privaten  Interessen  des 
Kapitalbesitzes  ist  hier  von  jeher  leitender  Gesichtspmikt  der 
Staatsraison  gewesen."  In  Belgien  also,  nicht  in  Deutschland,  zeigen  die 
Verwaltungseinrichtungen  den  vorwiegend  kapitalistischen  Einfluß.  Ge- 
mäß dieser  Feststellung  wird  man  schwerlich  in  Deutschland  dem 
Kapitalismus  die  Schuld  an  der  eigenartigen  Entwicklung  der  Bodenpolitik 
und  des  Realkredits,  die  längst  von  den  Interessenten  selber  als  ,, Notstand" 
bezeichnet  wird,  beimessen  können.  Die  Ursachen  liegen  auf  anderen  Ge- 
bieten, und  es  wäre  von  Wert,  wenn  diese  Erkenntnis  in  den  Kreisen  der 
Verwaltung  und  der  Politik  durclidringen  würde.  Der  belgische  Staat,  be- 
merkt Verfasser  an  einer  anderen  Stelle,  hat  wichtige  Angelegenheiten  des 
Gemeinwohls  in  der  Weise  organisiert,  daß  die  Formen  der  privatwirtschaft- 
lichen Organisation  zwar  beibehalten,  aber  so  unter  öffentHche  Kontrolle 
gestellt  werden,  daß  das  Interesse  der  Allgemeinheit  vollständig  gesichert 
bleibt.  Zweifellos  bestehen  in  Belgien  auf  sozialem  Gebiet  schwere  Miß- 
stände, und  einer  unbedingten  Anerkennung  belgischer  Regelung  —  zu  der 
sich  übrigens  Schulte  selber  keineswegs  bekennt  —  wird  man  nicht 
das  Wort  reden  können.  Immerhin  sollten  wir,  wenn  wir  internationale 
Vergleichung  betreiben,  auch  an  der  obigen  Erwägung  des  Verfassers  nicht 
achtlos  vorübergehen. 

Die  oft  erörterte  ablehnende  Stellung  Belgiens  zur  Sozialpolitik  nach 
deutschem  Muster  ist  im  übrigen  nur  verständlich,  wenn  man  berücksichtigt, 
daß  nach  belgischer  Auffassung  die  Bodenpolitik  das  Hauptstück  sozialer 
Fürsorge  zu  bilden  hat.  Unter  den  bodenpolitischen  Einrichtungen  aber 
ist  die  von  Verfasser  untersuchte  Organisation  des  Realkredits  sicherlich 
eine  der  wichtigsten  und  ausschlaggebenden.  Wenn  Verfasser  zu  dem  Er- 
gebnis gelangt,  daß  in  dem  in  Belgien  festgehaltenen  System  des  Klein- 
h  a  u  s  e  s   die  Hauptursache  für  den  maßvollen  Bedarf  und  die  zureichende 
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Befriedigung  des  Hypothekenkredits  liegt,  so  erscheint  auch  diese  Fest- 
stellung gerade  für  die  gegenwärtigen  Zeitumstände,  was  kaum  der  Hervor- 
hebung bedarf,  von  hoher  Bedeutxmg.  In  der  jüngsten  Zeit  hat  sich  ein 
angesehener  Verwalttmgspolitiker,  Oberbürgermeister  Koch-  Cassel,  zu 
der  gleichen  Anschauung  bekannt,  die  ihre  entschiedenen  und  einflußreichsten 
Gegner  in  den  Kreisen  der  Boden-  und  Hypothekeninteressenten  findet. 
Für  die  bodentechnische  Entwicklxmg  Deutschlands  wäre  es  ein  wesent- 
licher Gewinn,  wenn  durch  die  Schultesche  Darlegimg  die  gerade  an 
diesen  Stellen  noch  bestehenden  IVIißverständnisse  beseitigt  würden.  Die 
Arbeit  Schultes  ist,  obwohl  während  des  Hochstandes  der  kriegerischen 
Entwickltmg  verfaßt,  in  einer  vollendeten  Objektivität  geschrieben.  Es 
wäre  zu  wünschen,  daß  die  Ivcistimg  des  Verfassers  auch  im  Auslande,  vor 
allem  in  Belgien,  die  reichlich  verdiente  Anerkennung  fände. 

^    Prof.  Rudolf    Eber  Stadt,    BerHn. 

Raffalovich,  Arthur,  L'inflation  des  signes  monetaires  et 
du    credit.     Causes,  dangers,  remedes.     Paris  191 8.     24  S. 

Der  als  Finanzfachmann  bekannte  und  berühmte  Verf.  schildert  zu- 
nächst, wie  die  kriegführenden  Staaten  durch  die  Verhältnisse  gezwungen 
worden  seien,  neben  allgemeinen  Anleihen  Darlehen  bei  den  Notenbanken 
aufzunehmen,  um  sich  die  Mittel  zur  Kriegführung  zu  beschaffen,  und  wie 
hierdurch  eine  wachsende  Vermehrung  der  Notenmenge  herbeigeführt  wor- 
den sei.  Sodann  bringt  er  das  allmähliche  Steigen  der  Preise  zur  Darstellung 
und  stellt  fest,  daß  diese  Erscheinung  auf  eine  Vielheit  von  Ursachen  zurück- 
geführt werden  müsse.  Eine  dieser  Ursachen  sei  die  Vermehrung  der  Geld- 
zeichen neben  der  Aufblähung  des  Kredits.  Als  Heilmittel  für  diesen  xinge- 
sunden  Zustand  empfiehlt  er  die  Sanienmg  des  Budgets  unter  Vermehrung 
der  regelmäßigen  Einnahmen  zur  Ermöglichung  einer  Verminderung  der 
Notenmenge  auf  dem  Wege  der  Rückzahlung  der  dem  Staate  gewährten 
Darlehen  an  die  Notenbanken  oder  auf  dem  Anleihewege. 

Recht  befriedigend  sind  diese  Darlegungen  nicht.  Ganz  abgesehen 
davon,  daß  es  wenig  aussichtsvoll  erscheint,  bei  einer  Vielheit  von  Ursachen 
sich  auf  die  Bekämpfmig  einer  einzigen  zu  beschränken,  wird  übersehen, 
daß  die  nachträgliche  Beseitigung  der  ersten  Ursachen  einer  Erscheinung 
im  Wirtschaftsleben  vielfach  nicht  genügt,  um  auch  die  Folgen  zum  Ver- 
schwinden zu  bringen.  Jedenfalls  kann  ein  Heilmittel  en^t  dann  empfohlen 
werden,  wenn  man  die  Konsequenzen  seiner  Anwendung 
im  einzelnen  untersucht  hat.      In  dieser  Beziehung  geschieht  aber  nichts. 

Die  Vermindenmg  der  Notenmenge  auf  dem  Anleihe  wege  würde 
nun  m.  E.  überhaupt  nichts  nützen.  Ihre  Verminderung  auf  dem  Steuer- 
wege  würde  wenigstens  dazu  beitragen,  die  Nachfrage  einzuschränken 
und  dadurch  auf  einen  der  beiden  Faktoren  einzuwirken,  welche  den 
Preis  bilden.  Der  Erfolg  würde  aber  nur  dann  ein  wesentlicher  sein,  wenn 
die  Erhebung  der  Steuern  sich  auch  auf  die  unteren  Klassen  erstreckte, 
und  wenn  sie  nicht  durch  Lohn-  bzw.  Preiserhöhungen  sofort  wieder  abge- 
wälzt würde.     Im  anderen  Falle  würde  nur  das  Angebot  von   K  a'p  i  t  a^l 
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eingeschränkt  werden  vind  eine  Kreditrestriktion  die  Folge 
sein,  die  ungünstig  wirken  müßte.  Die  hohen  Preise  beruhen  aber 
zur  Zeit  viel  weniger  auf  einem  Übermaß  an  Nachfrage,  als  da- 
rauf, daß  nicht  genug  Waren  angeboten  werden  und  daß 
die  vorhandenen  in  Anbetracht  der  Knappheit  an  Rohstoffen,  der  hohen 
Löhne  und  des  niedrigen  Standes  des  Valutakurses  nur  zu  hohen 
Preisen  angeboten  werden  können.  Hier  gilt  es  in  erster  Linie  einzusetzen. 
In  dieser  Beziehung  eine  Besserung  herbeizuführen,  ist  aber  die  Einschrän- 
kung der  Notenmenge  nicht  imstande.  Hier  helfen  nur:  arbeiten  und 
die  Produktion  ergiebiger  gestalten,  um  ein  reichlicheres  und  billigeres  Waren- 
angebot im  Inlande  zu  ermöglichen,  durch  die  Steigerung  des  Exportes  (in 
Verbindung  mit  der  Aufnahme  von  Darlehen  im  Auslande)  eine  Hebung 
der  Valuta  herbeizuführen  und  dadurch  eine  Verbilligung  der  Einfuhr  zu 
veranlassen.  Um  die  Produktion  zu  fördern,  haben  wir  billiges  Kapital  nötig. 
Das  wäre  aber  in  Frage  gestellt,  wenn  wir  mit  der  Verminderung  der  Geld- 
menge anfangen.  Erst  dann,  wenn  der  Kapitalbedarf  (Bedarf  an  Geld- 
kapital) sichergestellt  ist,  darf  daran  gedacht  werden,  das  sich  nun  als  über- 
schüssig erweisende  Gcldkapital  für  den  Staat  einzuziehen.  Das  eigentliche 
Ziel  darf  aber  auch  dann  nicht  die  Einschränkung  der  Geldmenge  sein,  son- 
dern entweder  die  Darbietung  neuer  Anlagemöglichkeiten  für  den  Über- 
schuß des  privaten  Kapitalvermögens  (um  durch  vermehrtes  Angebot 
die  Preise  auf  dem  Kapitalmarkt  herabzudrücken)  —  so  im  Falle  der  Geld- 
einziehung auf  dem  Anleihewege  —  oder  die  Inanspruchnahme  von  privaten, 
auf  dem  Warenmarkte  oder  auf  dem  Kapitalmarkte  zu  verwendenden  Ver- 
mögen mit  der  Folge  der  Einschränkung  der  Nachfrage  auf  beiden 
Märkten  —  so  im  Falle  der  Einschlagung  des  Steuerweges.  Kommen  wir 
doch  endlich  einmal  davon  zurück,  die  Geldzeichen  als  etwas  anderes  anzu- 
sehen, als  was  sie  sind:  Instrumente  des  Verkehrs  imd  Repräsentanten  von 
Vermögen,  Mittel  zum  Zweck  in  der  Hand  des  disponierenden  Menschen, 
aber  nicht  selbständige  Ursachen  von  volkswirtschaftlichen  Erscheinungen ! 

Neben  der  Einschränkimg  der  Geldmenge  empfiehlt  Raffalovich 
die  Abkehr  von  dem  angeblich  seinem  Wesen  nach  schwankenden  und  un- 
elastischen Papiergeld  ohne  Wert,  dessen  übermäßige  Ausgabe  nicht  durch 
Export  korrigiert  werden  könne,  und  die  Rückkehr  zum  Metallgeld.  Die 
Rückkehr  zum  Metallgeld  würde  aber  nicht  vor  Inflationen  schützen  — 
oder  hat  etwa  die  Goldwähnmg  stand  gehalten,  als  der  Krieg  ausbrach  ?  — , 
und  die  Geschichte  beweist  an  den  Beispielen  von  Österreich-Ungarn  vor 
dem  Kriege,  von  Argentinien  seit  der  Währungsreform  imd  anderen,  daß 
auch  eine  Papier  Währung  bestehen  kann,  ohne  daß  die  Geldmenge 
übermäßig  vermehrt  wird  und  ohne  daß  der  Wert  des  Geldes  unaufhörhch 
schwankt. 

Raffalovich  schließt  mit  dem  Ausspruch  von  M.  S  h  i  e  1  d 
Nicholson,  dem  er  zustimmt:  ,,Si  l'inflation  mon^taire  continue,  les 
hausses  de  prix  continueront  aussi."  Damach  scheint  er  einen  Rückgang 
der'Preise  ohne  Verminderung  der  Notenmenge  für  ausgeschlossen  zu  halten. 
Ein  Beweis  dafür  wird  nicht  einmal  angetreten.   Ich  behaupte  das  Gegenteil. 
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zustellen. Daran  schließt  sich  ein  ge- 
schichtlicher Abriß  ihrer  Entwicklung, 
eine  Übersicht  über  ihr  Arbeitsfeld 
und  ihre  Organisation,  ihre  inneren 
und  äußeren  S<-hwierigkeiten.  Ein 
kurzer  Rückblick  sowie  ein  Ausblick 
auf  die  etwa  mögliche  Entwicklung 
der  Genossenschaft  sowie  des  Gesamt- 
lebens machen  den  Schluß."  (Aus 
dem  Vorwort.) 
Zentralverbandes  deutscher 
Konsumvereine,  Jahrbuch  des 
— .  Siebzehnter  Jahrgang  1919.  i. 
u.  2.  Bd.  Herausgeg.  im  Auftrag 
des  Vorstandes  des  Zentralverbandes 
deutscher  Konsumvereine  von  dessen 


Mitglied  Heinrich  Kaufmann.  Ham- 
burg 191g.  Selbstverlag.  XXXI, 
1035;  VII,  1127  S.  Ji  30, — .  —  Der 
I.  Band  beginnt  mit  einer  Schilderung 
der  wirtschaftlichen  Lebensbedingun- 
gen, unter  denen  die  genossenschaft- 
lichen Verbände  1918  arbeiten  mußten, 
An  ihn  schließen  sich  der  Bericht  über 
das  Jahresergebnis  sowie  über  die  Gene- 
ralversammlung des  Zentralverbandes 
an.  Umfangreiches  statistisches  Mate- 
rial über  die  Entwicklung  des  deutschen 
Genossenschaftswesens  (Berufszuge- 
hörigkeit der  Mitglieder,  Großeinkauf, 
Eigenproduktion,  Kreditwesen  usw.) 
teilweise  bis  1900  zurückreichend,  ist 
beigegeben.  Der  2.  Band  enthält  die 
Jahresberichte  der  9  großen  Revisions- 
verbände in  den  deutschen  Einzel- 
staaten. Auch  hier  ergänzen  Zahlen- 
angaben die  Darstellung.  hg. 


13.  Wirtsdiaftlidic  Interessenvertretungen,  Vereine,  Kongresse, 
Messen,  Ausstellungen. 
Tschierschky,  Dr.  S.,    Neuaufbau    der    deutschen   industri- 
ellen   Interessenorganisation.       ( Sonder abdruck   aus    der 
Kartell- Rundschau,  Heft   i — 5.      17.    Jahrg.)      Berlin  1919.    Verlag  der 
Kartell-Rundschau.     50  S. 

Der  durch  seine  Arbeiten  auf  dem  Gebiete  des  industriellen  Organi- 
sationswesens, sowie  als  Deiter  industrieller  Verbände  bekannte  Verfasser 
gibt  hier  eine  Dai  Stellung  und  kritische  Würdigung  der  industriellen  Inter- 
essenvertretung nach  ihrem  jetzigen  Stande  (Frühsommer  191 9)  unter  Be- 
rücksichtigung der  Erfordernisse  eines  den  jetzigen  gesteigerten  Bedürfnissen 
industrieller  Interessenvertretung  entsprechenden  Aufbaues  der  Organi- 
sation. 

Im  Mittelpunkt  der  Darlegungen  Tschierschky's  steht  mit 
Recht  der  systematisch  gegliederte,  im  ,, Reichsverband  der  deutschen  In- 
dustrie" gpfelnde  Aufbau  freier  industrieller  Interessenvertretungen,  der 
sich  nach  der  fachlichen  Gliederung  des  Gewerbes  ordnet.  Der  ..Reichs- 
verband" und  die  dazu  gehörigen  Landesverbände  für  regionale  Inter- 
essen stellen  in  diesem  Aufbau  die  überfachliche  Zusammenfassung  der  In- 
dustrie zu  wirtschaftspohtischer  und  sozialpolitischer  Arbeit  dar.  Wie  der 
Verfasser  mit  Recht  hervorhebt,  ist  die  systematische  Zusammenfassung, 
Ordnung  und  Ergänzung  der  bisherigen  Organisation  der  Unternehmer  für 
wirtschaftspolitische  und  sozialpolitische  Interessenvertretung  dmxh  die 
Begründung  der  Arbeitsgemeinschaft  eine  zwmgende  Notwendigkeit  ge- 
worden. Tschierschky  läßt  offen,  ob  für  die  Arbeitsgemeinschaft  eine  be- 
sondere systematisch  aufgebaute  Unternehmer-Interessenvertretung  neben 
den  bisherigen  im   „Reichsverband"  zusammengefaßten  Organisationen  ge- 


Wirtschaftliche  Interessenvertretungen,  Vereine,  Kongresse,  Messen,  usw.        ^ÖI 

schaffen  werden  soll.  Glücklicherweise  scheint  diese  Frage  inzwischen  in  ver- 
neinendem Sinne  entschieden  zu  sein.  Der  Verlust  an  Systematik  im  Aufbau 
der  Arbeitsgemeinschaft  und  der  Unternehmer  -  Interessenvertretung  bei 
Aufrechterhai timg  der  bisherigen  Organisation,  wird  wohl  reichlich  aufge- 
wogen durch  die  Ersparung  des  personellen  und  sachlichen  Aufwandes  für 
einen  neuen  Organisationsaufbau  und  durch  die  Anpassung  an  das  histo- 
risch Gewordene,  die  in  sachlicher  und  personeller  Hinsicht  auch  ilire  starken 
Vorteile  hat.  Dies  gilt  wenigstens  dann,  wenn  der  Reichsverband  die  von 
Tschierschky  angezweifelte  Kraft  findet,  gegen  die  sich  aus  dem  Ge- 
gebenen herausstellenden  Widerstände  und  Ansprüche  das  zur  Systemati- 
sierung und  zweckmäßigen  Gliederung  der  Gesamtorganisation  Notwendige 
durchzusetzen. 

In  dieser  Hinsicht  betont  Tschierschky  mit  Recht  die  Notwendigkeit 
einer  Einschmelzung  der  Arbeitgeberverbände  in  die  allgemeine  Interessen- 
vertretung der  Industrie,  die  sich  aus  der  mit  der  Arbeitsgemeinschaft  an- 
erkannten neuen  sozialpolitischen  Einstellung  ergibt,  die  nicht  lediglich  auf 
Kampf  um  den  Arbeitsertrag,  sondern  auf  gemeinsamen  Aufbau  dei  Wirt- 
schaft durch  Unternehmer  und  Arbeiter  gerichtet  ist.  Allerdings  sind  seine 
Ausführungen  zu  diesem  Problem  im  einzelnen  wenig  klar  und  bestimmt. 

Sehr  zutreffend  ist  seine  Bemerkung,  daß  die  Zwangsorganisation 
gewerblicher  Interessen  in  Handels-  und  Gewerbekammern  nicht  in  den 
Aufbau  der  fachlich  gegliederten  industriellen  Interessenvertretung  hinein- 
passen, da  sie  zu  heterogen  zusammengesetzt  und  zu  sehr  lokal  orientiert 
sind. 

Ein  besonderes  Kapitel  widmet  der  Verfasser  den  privatwirtschattlichen 
Verbänden,  d.  b.  den  Kartellen  und  Syndikaten,  in  deren  zwangsweiser 
Durchführung  er  die  in  vielen  Fällen  zweckmäßigste  Form  der  Sozialisierung 
erblickt.  An  dieser  Stelle  ist  ihm  entschieden  zu  widersprechen,  wenn  er 
die  Syndikate  als  ein  Mittel  zur  Abwälzung  der  sozialpolitischen  Produk- 
tionskostenverteuerung empfiehlt  oder  doch  für  zweckmäßig  hält.  Eine 
solche  Abwälzung  setzt  starke  Schultern  voraus,  welche  die  überwälzte  Last 
tragen  können,  ohne  sie  weiter  zu  geben  und  damit  letzten  Endes  wieder 
zurückzu wälzen ;  eine  solche  starke  Konsumentenklasse  wird  aber  fehlen. 
Eine  mehr  als  scheinbaie  Besserung  der  sozialen  Lage  der  Arbeiter  kann 
heute  nur  aus  einem  realen  Mehrertrag  der  Produktion  erfolgen,  mag  dieser 
auf  ergiebigerer  Produktionsmethode  oder  Mehrarbeit,  oder  auf  technischer 
Ersparnis  und  verbesserter  Wirtschaftsorganisation  beruhen. 

Im  ganzen  gibt  die  Sclnift,  welche  dmrch  eine  auf  Mitteilungen  der 
,, Neuen  Zürcher  Zeitung"  beruhenden  Notiz  über  die  neuen  Wege  der  Indu- 
striepolitik in  England  ergänzt  wird,  einen  wertvollen  Beitrag  zur  Kenntnis 
und  Würdigung  der  werdenden  neuen  Industriewirtschaft  und  industriellen 
Interessenvertretung,  ohne  naturgemäß  Endgültiges  bieten  zu  können  imd 
zu  wollen.  Dr.  Herbert    von    Beckerath,    Freiburg. 
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14.  Auswanderung,  Einwanderung,  Wanderarbeit. 


Alba,  F.,  Auswanderung  nach  Ar- 
gentinien. Betrachtungen  über  die 
Möglichkeiten,  in  Südamerika  eine 
neue  Heimat  unter  besseren  Lebens- 
bedingungen zu  finden.  Berlin  1919. 
H.  Althoff.     69  S.     M  3,50. 

Hagelberg,  Carl,  Wo  siedeln 
wir  uns  an  ?  Mexiko  als  Siedlungsland 
für  deutsche  Acker-  und  Gartenbauern, 
sowie  Viehzüchter  mit  kleinem  bis 
mittlerem  Kapital.  Schleswig  191 9. 
Johs.  Ibbeken.     60  S. 

Runge,     Dr.    E.,     Wie    wandere    ich 


nach  Südamerika  aus  ?  Ratgeber  für 
Auswanderungslustige.  Teil  II:  Ar- 
gentinien, Bolivia,  Chile,  Ekuador, 
Kolumbien,  Paraguay,  Peru,  Uruguay, 
Venezuela.  2.  unveränd.  Aufl.  Berlin. 
Süßerott.  85  S. 
Ut-  och  invandring  är  1918. 
Av  Kungl.  Statistiska  Centralbyrän. 
(Sveriges  Officiella  Statistik.  Folk- 
mängden  och  dess  förändringar.) 
Stockholm  1919.  P.  A.  Norstedt 
&   Söner.     V,  41   S. 


15.  Arbeitgeber,  Arbeitnehmer,  Sozialpolitilt,  Sozialismus. 


Arbeit  in  den  Fabriken, 
Vorschriften  des  Bundes  über  die  — . 
Herausgeg.  v.  d.  Schweiz.  Bundes- 
kanzlei 1919.     Bern.     112  S. 

E  I  b ,  Dr.  Peter,  Kommunismus 
imd  Produktivität.  (Beiträge  zu  den 
Problemen  der  Zeit.  Heft  12.)  Berlin 
1919.  Verlag  der  Kulturliga.  16  S. 
M  0,40. 

G  e  r  1  i  c  h  ,  Dr.  Fritz,  Der  Kom- 
munismus als  Lehre  vom  Tausend- 
jährigen Reich.  München  1920.  Hugo 
Bruckmann.  275  S.  Ai  7, — .  — 
Gerlich  geht  dem  Gedanken  vom 
tausendjährigen  Reich,  dem  Chilias- 
mus,  von  seiner  frühesten  Zeit  her, 
insbesondere  seit  seiner  Wiederbe- 
lebung durch  die  Mystik,  wie  sie  der 
Pietismus  des  17.  und  18.  Jahrhun- 
derts brachte,  nach  und  verfolgt  ihn 
in  der  Literatur  über  Lessing,  Herder, 
Kant  und  Fichte,  Marx  und  Engels 
bis  zu  den  Schriften  von  Landauer. 
Lenin  und  Trotzki.  Er  übt  einmal 
Kritik  an  dem  deutschen  philosophi- 
schen Chiliasmus  überhaupt,  dann 
aber  auch  an  der  Verwirklichung, 
welche  er  praktisch  durch  den  Kom- 
munismus in  Rußland  gefunden  haben 
soll.  hg. 

Harkort,  Friedrich,  Bemer- 
kungen über  die  Hindernisse  der  Zivi- 
lisation und  Emanzipation  der  unteren 
Klassen.  Fortsetzung  der  ,. Bemer- 
kungen über  die  Preußische  Volks- 
schule". Nach  der  Originalausgabe 
(Elberfeld  1844,  Julius  Baedeker) 
mit  Einleitung  und  Anmerkungen 
herausgeg.     von    Dr.     Julius    Ziehen. 


(Historisch-politische  Bücherei.  Heft 
I.)  Frankfurt  a.  M.  1919.  Moritz 
Diesterweg.     IV,  99  S.     M   3,80. 

H  a  s  b  a  c  h  ,  Prof.  Dr.  W.,  Einige  Be- 
merkungen zum  Entwürfe  eines  Ge- 
setzes über  Betriebsräte.  Gutachten 
dem  Verband  Sächsischer  Industrieller 
erstattet.  Mit  einem  Anhang :  Arbeits- 
steigerung durch  Betriebsräte  ?  Dres- 
den 1919.  Verlag  des  Verbandes 
Sächsischer  Industrieller.  24  S.  — 
Der  Aufsatz  von  Hasbach  fordert 
insbesondere  Abgrenzung  der  Befug- 
nisse von  Gewerkverein,  Arbeiter- 
ausschuß und  Betriebsrat,  Freiheit 
des  Unternehmers  bei  der  Einführung 
neuer  Methoden  und  der  Wahl  seiner 
Arbeiter,  Nichteintritt  von  Betriebs- 
ratsvertretern in  den  Aufsichtsrat  und 
NichtVorlegung  der  Bilanz.         hm. 

Kaufkraft  des  Lohnes  und 
ihre  Wiederherstellung, 
Die  gesunkene  — .  V. :  i.  Gemein- 
wirtschaftliche Förderung  der  Haus- 
haltung und  der  Lebenskraft.  Von 
Frau  Henriette  Fürth,  Frankfurt  a.  M. 
2.  Geldentwertung  und  Reallohn.  3. 
Schlußwort.  Von  Prof.  Dr.  Waldemar 
Zimmermann,  Berlin.  (Schriften  der 
Gesellschaft  für  Soziale  Reform  Heft 
69.)  Jena  1919.  Gustav  Fischer, 
loi   S.     M  3,50. 

Kautsky,  Karl,  Terrorismus  und 
Kommunismus.  Ein  Beitrag  zur 
Naturgeschichte  der  Revolution,  6. 
bis  10.  Tausend.  Berlin  (1919).  Ver- 
lag Neues  Vaterland.  154  S.  M  4, — . 
—  An  Hand  des  Verlaufes  der  Herr- 
schaft   der    Kommune    in    den    fran- 
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zösischen  Revolutionen  wird  von  K. 
dargelegt,  daß  die  Kommune  jedesmal 
zugrunde  geht  und  ihre  Anhänger 
verliert,  wenn  sie  sich  mit  dem  Terro- 
rismus verbindet.  Er  prophezeit  des- 
halb der  Bolschewistenherrschaft  in 
Rußland  ein  ähnliches  Ende  wie  der 
Pariser  Kommune  von  1794.       hg. 

M  e  t  a  1 1  a  r  b  e  i  t  e  r  -  V  e  r  b  a  n  d  im 
Jahre  1918,  Der  Deutsche  — . 
Jahr-  und  Handbuch  für  Verbands- 
mitglieder. Herausgeg.  vom  Vorstand 
des  Deutschen  Metallarbeiter-Verban- 
des. Stuttgart  1919.  Selbstverlag  des 
Verbandes.     VII,  299  S. 

Min  Utes  of  Evidence  taken 
before  the  Committee  of 
Inquiry  into  the  Schema 
of  Out-Of-Work  Donation. 
(Ministery  of  Labour.)  (Cmd.  407.) 
London  1918.  Published  by  H.  M.'s 
Stationery  Office.  VI,  202  S.  sh. 
1/9  net. 

Old  Age  Pensions,  inclu- 
ding  Minutesof  Evidence, 
Appendix  to  the  Report  of  the  De- 
partmental  Committee  on  — .  (Old 
Age  Pensions.)  (Cmd.  411.)  London 
1919.  Published  by  H.  M.'s  Sta- 
tionery Office.  VIII,  362  S.  sh.  3, — 
net. 

Rauecker,  Dr.  Bruno,  Archivar 
im  bayr.  Ministerium  für  soziale  Für- 
sorge, Die  Erweiterung  der  Sozial- 
politik zur  Kulturpolitik.  München 
u.  Leipzig  191 9.  Duncker  &  Hum- 
blot.  30  S.  —  Eine  ethische  Sozial- 
politik müsse  durch  Schaffung  der 
pädagogischen  Voraussetzungen  (Ein- 
setzung einer  Behörde  für  imperative 
Kultur)  die  allgemeine  Hebung  der 
sittlichen  Persönlichkeit  zu  erreichen 
suchen.  hg. 

Sozialisierungsfrage,  Gut- 
achten zur  — .  Erstattet  der  General- 
versammlung des  Vereins  für  Sozial- 
politik in  Regensburg  am  15.  und  16. 
September  191 9.  i.  Arten  und  Stufen 
der  Sozialisierung.  Von  Franz  Eulen- 
burg. 2.  Die  Probleme  der  ,, Soziali- 
sierung". Von  Leopold  v.  Wiese.  Als 
Manuskript  gedruckt.  München  u. 
Leipzig  1919.  Duncker  &  Humblot. 
54  S. 

Tobler-Christinger,  Minna, 
Die     Probleme     des     Bolschewismus. 


(Der  Rote  Hahn.)  Berlin-Wilmers- 
dorf 1919.  Verlag  ,,Die  Aktion".  31  S. 
—  Zusammenstellung  von  Tatsachen 
über  die  Organisation  des  bolsche- 
wistischen Rußland,  nebst  Literatur- 
verzeichnis, hm. 
Wilbrandt,  Robert,  Sozialis- 
mus. Jena  1919.  Eugen  Diederichs. 
I,  338  S.  jU,  15.—.  —  W.  sieht  die 
Wurzeln  des  Sozialismus  in  der  Lage 
des  Proletariats  sowie  in  der  Unwirt- 
schaftlichkeit  der  Volkswirtschaft  (die 
von  der  Erwerbssucht  der  Unternehmer 
abhängig  sei)  und  der  Weltwirtschaft, 
aus  der  ein  System  gegenseitiger  Ab- 
sperrung und  Bekämpfung  geworden  sei. 
Er  führt  an  Hand  von  Versuchen,  wie 
sie  die  Konsumgenossenschaften  und 
-verbände  in  Hamburg  und  Basel  dar- 
stellen, welche  auch  die  Produktion 
selbst  übernommen  haben,  die  Vor- 
teile der  freien  Gemeinwirtschaft  vor: 
der  Mehrwert  fällt  an  seine  Erzeuger, 
die  Absatznot  und  der  Kampf  um  die 
Märkte  fallen  fort  und  mit  dem 
Schwinden  dieser  letzteren,  eigent- 
lichen Gründe  des  modernen  Völker- 
gegensatzes bringe  die  durchgeführte 
Gemeinwirtschaft  eine  wirkliche  Welt- 
wirtschaft. Sie  werde  auch  den  Geist 
des  Christentums  in  seinem  innersten 
soziologischen  Kern  zur  Wirklichkeit 
machen,  für  den  im  Wirtschaftsleben 
des  Tauschverkehrs  wenig  Raum  sei. 
Im  letzten  Teil  des  Buches  gibt  W. 
seine  Ideen  über  die  Sozialisierung 
wieder  und  teilt  seine  praktischen  Er- 
fahrungen als  Mitglied  der  Soziali- 
sierungskommission  mit.  Er  wünscht 
vor  allem,  daß  die  Betriebsleitung 
frei  beweglich  bleibt  wie  bisher  in 
der  Privatindustrie,  der  Staat  dürfe 
nicht  Betriebsleiter  sein.  Er  bejaht 
auch  die  Möglichkeit  und  Notwendig- 
keit der  Sozialisierung  in  der  Land- 
wirtschaft, deren  Produktionskraft 
zum  Ausgleich  der  Exporteinbuße 
durch  Bauernsiedlung  auf  Großgrund- 
besitzerland vermehrt  werden  müsse. 
Außerdem  bedürfe  es  aber  auch  der 
Sozialisierung  der  Bildung,  erst  diese 
als  Gemeineigentum  werde  das  Ver- 
ständnis und  die  Arbeitsfreude  brin- 
gen, die  Abhängigkeit  erträglich  ma- 
chen und  zur  höchsten  Leistung  an- 
spornen. Mehrere  Sozialisierungs- 
programme  sind  im  Wortlaut  abge- 
druckt, hg. 
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16.  Völkerrecht,  Kriegsredit,  Kolonialredit,  Friedensbewegung, 

Schiedsgerichte. 

Huber,    Prof.    Max,     Die    rechtlichen  Verhältnisse     einer 
schweizerischenMeerscliiffahrt  unter  Schweizer- 
flagge.   (Schweizerische  Vereinigimg  für  internationales  Recht.    Nr.  7.) 
Zürich  191 8.     Orell  Püssli.     34  S. 
Die  Frage  der  Möglichkeit  und  Wünsclibarkeit  einer  schweizerischen 
Meerschiffahrt  unter  schweizerischer  Flagge,  die  in  der  Schweiz  seit  1862 
wiederholt  erörtert  wurde   und   den   Bundesrat  des  öfteren   beschäftigte, 
wird  von  Max  Huber  einer  erneuten  Prüfung  unterzogen.    Die  völker- 
uaid  landesrechtlichen  Gesichtspunkte  werden  in  knapper  Form  erschöpfend 
gewürdigt,  imd  das  Recht  der  Schweiz  auf  Teilnahme  an  der  Meerschiffahrt 
unter  eigener  Flagge  wird  nach  kritischer  Würdigung  aller  Bedenken  nach- 
drücklich gewahrt.     Schwierigkeiten  seien  wohl  vorhanden,  aber  zu  über- 
winden.   Man  wird  dem  Verf.  zustimmen  können,  wenn  seine  Beweisführung 
auch  in  Einzelheiten  beanstandet  werden  mag.    So  meint  er  z.  B.,  wenn  ein 
Heimathafen  für  ein  Schiff  notwendig  sein  sollte,  so  könnte  Basel,  das  an 
einem  internationalen  in  das  Meer  mündenden  Strom  liegt,  ja  als  Heimat 
hafen  bezeichnet  werden.      „Daß  ein  Schiff  tatsächlich  den  Heimathafen 
auch  erreichen  könne,  erscheint  nicht  als  notwendig"  (S.  15).     Im  ganzen 
aber  ist  der  Standpunkt  des  Verf.  wohl  begründet. 
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tikel des  Friedensvertrages  mit  Er- 
läuterungen von  Dr.  Ernst  Decke. 
Breslau  1919.  Wilh.  Gottl.  Korn. 
118   S. 

Grotius,  Hugo,  Von  der  Freiheit 
des  Meeres.  Übersetzt  und  mit  einer 
Einleitung,  erklärenden  Anmerkungen 
und  Register  versehen  von  Dr.  Richard 
Boschan.  Leipzig  igiq,  Felix  Meiner. 
92   S. 

G  u  ttmann,  Bernhard,  Soll 
Deutschland  in  den  Völkerbund  ? 
(Deutsche  Liga  für  Völkerbund.  9. 
Flugschrift.)  Berlin  1919.  Hans 
Robert  Engelmann.     15   S. 

Lammasch,  Heinrich,  Der 
Friedensverband  der  Staaten,  Leipzig 
(1918).  Der  Neue  Geist- Verlag.  43  S. 
■  'H,  1,50, 


W  e  h  b  e  r  g  ,  Dr.  H  a  n  s  ,^  Die  Fort- 
bildung des  Fluß- Schiffahrtsrechts  im 
Versailler  Friedensvertrage.  (Welt- 
wirtschaft und  Weltfriede.  Heft  7.) 
Berlin- Schöneberg  191g.  Buchholz 
&  Weißwange.     12   S. 

Weltprotest  gegen  denVer- 
saillerFrieden,  Der  — ,  Stim- 
men aus  Amerika,  Belgien,  China, 
Dänemark,  England,  Frankreich,  Hol- 
lajid,  Italien,  Japan,  Norwegen,  Polen, 
Portugal,  Rußland,  Schweden,  der 
Schweiz,  Spanien,  Tschecho-Slowakien, 
internationalen  Verbänden,  gesammelt, 
herausgegeben  und  eingeleitet  von  Dr. 
Alfred  H.  Fried.  Leipzig  1920. 
Der  Neue  Geist- Verlag.  78  S.  M,  6, — . 
—  ,,Die  Sammlung  enthält:  Artikel 
hervorragender  Persönlichkeiten, Äuße- 
rungen bekannter  Politiker  und  Jour- 
nalisten, die  Proteste  großer  Zeitungen, 
die  Resolutionen  von  Parteien  und 
Gruppen,  die  Kundgebungen  inter- 
nationaler Körperschaften,  Kongresse 
usw.  gegen  den  Gewaltfrieden  von 
Versailles." 

Wolzendorff,  Dr.  Kurt,  Prof. 
der    Rechte,    Deutsches   Völkerrechts- 
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denken.  Eine  Erinnerung  an  die 
rechtlich-politische  Ideologie  vor  hun- 
dert Jahren.  München  1919.  Mu- 
sarion-Verlag.  XI,  72  S.  M  4,50.  — 
Vornehmlich  an  Hand  einer  Schrift 
Fr.  Th.  Weickers  weist  Verf.  nach, 
daß  in  deutschen  Schriften  schon  1815 
im  Anschluß  an  die  heilige  Allianz  der 


Gedanke  an  einen  VölkerBund  auf- 
tauchte. Er  nimmt  die  Rechtsidee 
des  Völkerbundes  für  Deutschland  in 
Anspruch,  weil  sie  der  deutschen 
Rechtsentwicklung  entspreche ;  das 
deutsche  Rechts-  und  Gemeinschafts- 
denken sei  Völkerrechtsdenken,     hg. 


17.   Privates  und  öffentliches  Rcdit  (soweit  nidit  in  besonderen 
Abteilungen  aufgefülirt).' 


Gesetzgebung  der  Bolsche- 
wik i  ,  Die  — .  Übersetzt  und  bear- 
beitet von  H.  Klibanski.  (Osteuropa- 
Institut  in  Breslau.  Quellen  und  Stu- 
dien. I.  Abteilung:  Recht  und  Wirt- 
schaft, 2.  Heft.)  Leipzig  1920.  B.  G. 
Teubner.     XII,   193  S. 

Lusensky,  F.,  Die  Inanspruch- 
nahme ausländischen  deutschen  Pri- 
vatvermögens durch  die  gegnerischen 
Staaten.  (,,Die  Bank",  1920.  Heft  i, 
S.  12 — 31.)  Berlin  1920.  Bank- 
Verlag. 

P  o  11  a  k  ,  Universitätsprof.  Dr.  Ru- 
dolf,   Rechtsgleichheit.    (Flugschrif- 


ten zum  Neuaufbau  Deutschöster- 
reichs. Heft  39.)  Wien  u.  Leipzig 
1919.  Ed.  Strache.  24  S.  —  P.  er- 
wägt die  Möglichkeit,  die  er  in 
der  Hauptsache  bejaht,  eine  Rechts- 
einheit zwischen  Deutsch-Österreich 
und  dem  Deutschen  Reich  eventuell 
auch  mit  den  österreichischen  Suk- 
zessionsstaaten herbeizuführen,  hg. 
Schlegelberger,  Dr.  Franz, 
Die  Ausführungsgesetze  zum  Friedens- 
vertrag vom  31.  August  1919.  Text- 
ausgabe mit  Anmerkungen.  Berlin 
1919.    Franz  Vahlen.    82  S.    M,  3, — . 


18.  Diplomatie  und  Konsulats wesen. 


19.  Verschiedenes. 

Tönnies,  Ferdinand,  Der  englische  Staat  und  der  deutsche 
Staat.     Eine  Studie.     Berlin  191 7.    Karl  Curtius.     VIII,  211  S. 

Tönnies ,  dem  wir  die  grimdlegende  Schrift  ,, Gemeinschaft  und 
Gesellschaft"  verdanken  und  der  sich  seit  40  Jahren  mit  der  Entwicklung 
des  politischen  Lebens  in  England  beschäftigt  und  das  lyand  häufig  besucht 
hat,  vergleicht  Verfassimg  xmd  Verwaltimg  des  Deutschen  und  des  Bri- 
tischen Reiclies,  untersucht  den  gesellschaftlichen  Zustand  beider  Reiche, 
der  ihren  Staatseinrichtimgen  Bestand  verleiht  und  die  Linien  ihrer  vor- 
aussichtlichen weiteren  Entwicklung  bedingt.  Auch  die  preußische  Staats- 
verfassung und  -Verwaltung  werden  in  ihren  Hauptgrimdsätzen  mit  der 
englischen  verglichen.  "In  dem  Kapitel  „Freilieit  und  Freiheiten"  wird 
gezeigt,  wie  die  Überschätzung  der  englischen  Freiheit  auf  die  Anpreisung 
oberflächlicher  englischer  Scliriftsteller  und  auf  Unkermtnis  von  Gesetz 
und  Wissenschaft  zurückzuführen  ist. 

Hieran  schließen  sich  geschiclitliche  Rückblicke  auf  die  Entwicklung 
von  Staat,  Volkswirtschaft  und  Gesellschaft  in  England  und  Deutschland, 
worin  u.  a.  namentlich  gezeigt  wird,  wie  die  Engländer  (namenthcli  Lloyd 
George  selber)  anerkennen,  daß  sie  bei  der  Behandlung  der  sozialen  Frage 
das  balinbrechende  Beispiel  Deutschlands,  seinen  Sprung  ins  Dunkle,  nach- 
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geahmt  haben.  Das  7.  Kapitel  beschäftigt  sich  mit  der  englischen  imd  deut- 
schen Staatslehre.  Im  8.  (Schluß)kapitel  werden  die  E)rgebnisse  zusammen- 
gefaßt imd  ergänzt.     Danach  ist 

1 .  der  englische  Staat  in  den  Grundformen  seiner  ungeschriebenen  Ver- 
fassung so  geblieben,  wie  er  im  späteren  Mittelalter  unter  könighcher  Macht 
geworden  ist ;  geblieben,  auch  nachdem  der  Krone  der  größere  Teil  ihrer  Macht 
vom  Parlament  entrissen  war.  Dieser  vmmoderne  Charakter  macht  sich  be- 
sonders durch  den  Mangel  einer  geordneten  Verwaltxmg,  eines  geschulten  Be- 
amtentums und  eines  ausgebildeten  Verwaltimgsrechts  fühlbar.  Die  Supre- 
matie des  Privatrechts  imd  der  ordentlichen  Gerichte  bedeutet  eine  große 
Macht  der  Reichen  gegenüber  den  ausgleichenden  Wirkungen  der  Gesetze 
und  oft  einen  in  die  Ausführung  der  Gesetze  übertragenen  Parteikampf. 
Die  für  den  modernen  Staat  wesentliche  Scheidimg  der  vollziehenden 
von  der  gesetzgebenden  Gewalt  fehlt  ebenso  wie  die  Trennung  von  Rechts- 
pflege und  Verwaltung,  von  öffentlichem  und  Privatrecht  im  englischen 
Staat  und  im  englischen  Denken. 

2.  Die  gesellschaftlichen  Grundlagen,  die  in  England  mehr  als  in  mo- 
dernen Staaten  die  Verfasstmg  bestimmen,  sind  ausgeprägt  aristokratisch, 
und  sind  es,  imgeachtet  der  Ausdehnxmg  politischer  Rechte  auf  die  arbei- 
tende Menge,  geblieben.  Dieser  Charakter  wird  durch  das  Zweiparlaments- 
system und  das  Absterben  der  monarchischen  Macht  erhalten. 

3.  Die  wirkliche  politische  Macht  geht  immer  offenkundiger  vom  Unter- 
haus auf  das  Kabinett  über,  stellt  sich  hier  als  ausgesprochene  OHgarchie 
dar;  zumal  in  auswärtigen  Angelegenheiten  und  denen  der  Kolonien  und 
Indiens  nähert  sich  die  Stelltmg  des  ersten  Ministers  der  Alleinherrschaft, 
dem  Cäsarismus. 

4.  Der  Tendenz  zum  Cäsarismus  kommt  die  Organisation  der  Parteien 
und  das  sogenannte  Kaukussystem  zuhilfe.  ,,Die  ganze  .Drahtzieherei'  der 
Wahlmache  demoralisiere  methodisch  die  Führer  der  unteren  Mittelklasse 
imd  der  Arbeiterklasse,  dadurch,  daß  sie  in  ihnen  die  niedrige  Schwänzerei 
(the  abject  anobbishness)  fördere,  welche  die  sozialen  Beziehimgen  in  Eng- 
land vergiftet." 

5.  Der  deutsche  vStaat  ist  seinem  Wesen  nach  geteilt  zwischen  dem 
einen  Reich  und  den  vielen  Gliedstaaten.  Im  Reicli  und  in  mehreren 
größeren  Staaten  ist  das  Wahlrecht  ausgedehnter  als  in  England,  in  keinem 
sind  die  gesellschaftlichen  Grundlagen  so  stark  aristokratisch  wie  hier,  weil 
in  Deutschland  Bauern-  imd  Bürgertum  stark  tind  selbständig  geblieben 
sind  und  aucli  die  Arbeiterklasse  der  Städte  politischen  Willen  hat.  Die 
Monarcliie,  die  auch  durch  Mihtärmacht  und  Beamtentum,  obschon  deren 
Spitzen  selber  aristokratisch  organisiert  sind,  ein  starkes  Gegengewicht 
gegen  Aristokratie  imd  besonders  gegen  deren  plutokratische  Entwicklung 
darstellt,  ist  außerdem  auf  die  Wechselwirkung  mit  jenen  Schichten  als  die 
Bedingung  ihres  Daseins  angewiesen. 

6.  Die  persönliche  Freiheit  ist  in  England  immer  wieder  durch  Kriegs - 
gesetze  aufgehoben  worden.  Politische  Freiheit  haben  die  Fabrikanten 
erst  im  Jahre  1832,  die  Arbeiter  im  Jahre  1867  und  im  Jahre  1885  erworben. 
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Bürgerliche  Freiheiten  sind  in  Großbritannien  (aber  nicht  in  Irland)  teil- 
weise besser  gesichert  als  in  Deutschland.  Die  wirtschaftliche  Freiheit  des 
Eigentums  ist  dort  wie  hier  durch  Sozialgesetzgebung  eingescliränkt  worden ; 
die  Koalitionsfreiheit  begegnet  auch  in  England  Hemmungen,  die  auch 
neuerdings  stark  hervorgetreten  sind.  Die  geistige  Freiheit  wird  durch  das 
Kirchentum  und  die  unduldsame  öffentliche  Meinmig  eingeengt. 

7.  Das  aristokratische  England  hat  den  Untergang  des  Bauernstandes 
beschleimigt ;  in  der  Sozialpolitik  und  insbesondere  in  der  Arbeiterversicherung 
hat  es  das  deutsche  Vorbild  nachgeahmt.  Im  Schulwesen  ist  man  gegen- 
wärtig damit  beschäftigt,  das  deutsche  Muster  nicht  bloß  auf  dem  Gebiete 
der  Volks-  und  Fortbildimgs-,  sondern  auch  der  höheren  Schulen,  insbe- 
sondere der  technischen  Hochschulen  zu  erreichen.  Der  Volksschulreform 
werden  aber  nocli  heftige  Widerstände  entgegengesetzt, 

8.  Die  sonderbare  und  innerlich  unwahre  englische  Verfassung  kann 
nicht  für  andere  Staaten  als  mustergültig  hingestellt  werden.  Als  Vorzug 
erkennt  es  Tönnies  allerdings  an,  daß  der  Polizeigei.st  und  die  Büro- 
kratie in  ihr  weniger  entwickelt  sind,  „viel  zu  wenig  für  die  modernen  Auf- 
gaben des  Staates  imd  der  Gemeinden". 

9.  Wie  der  Staat  selber,  so  ist  die  Staatswissenschaft  trotz  hervor- 
ragender Anfänge  in  England  verkümmert.  Insbesondere  das  öffentHche 
Recht  und  der  Schutz  der  Schwachen  gegen  die  wirtschaftlich  Übermäch- 
tigen haben  sich  spät  und  nach  festländischem  Vorbild  entwickelt.  Der 
Staatsgedanke  sei  in  Deutschland  stärker  und  philosophisch  vertieft. 

Das  Buch  ist  vor  der  Revolution  geschrieben.  Die  scharfen  Urteile 
über  die  Mängel  des  englischen  Staates  imd  der  Gesellschaft  sind  durchweg 
aus  angesehenen  englischen  Schriftstellern  belegt. 

Dr.  C  1  e  m  e  n  s    H  e  i  s  s  ,    Berlin -Mariendorf. 

Helfferich,    Karl,    Die    Vorgeschichte    des   Weltkrieges.  — 
Vom  Kriegsausbruch  bis  zum  uneingeschränkten   U-Bootkrieg.  —  Vom 
Eingreifen  Amerikas  bis  zum  Zusanunenbruch.     (Der  Weltkrieg,     i. — 3. 
Bd.)     Berlin   19 19.     Ullstein  &   Co.     230;  430;  658  S.     Ji  5, — ;  12, — •; 
16,50. 
Pourtales,   Graf,    Am     Scheidewege     zwischen    Krieg    und 
Frieden.    Meine  letzten  Verhandlmigen  in  Petersburg,  Ende  Juli  1914. 
Veröffenthcht  mit    Genelmiigimg   des   Auswärtigen   Amtes.     Qiarlotten- 
burg   19 19.    Deutsche  Verlagsgesellschaft  f.  Pohtik  u.  Geschichte.    94  S. 
M  3—. 
Bei  der  Flut  von  Neuerscheinungen  über  Kriegsausbruch  und  Kriegs- 
politik wird  man  sich  darauf  zu  beschränken  haben,  im  einzelnen  Werke  nur 
das  Neue  herauszulieben.      Bei   Helfferich   liegt   in   dieser  Hinsicht  im 
I .  Band  der  Hauptwert  in  Mitteilungen  über  die  diplomatische  Geschichte  der 
Bagdadbahn,  besonders  aber  die  Abkommen  mit  Frankreich  imd  mit  England, 
die  eine  Abgrenzung  der  gegenseitigen  Interessen  erstrebten.      Hier  weiß 
er  Authentisches.     Über  den  Kriegsausbruch  notieren  wir  die  Versuche  der 
russischen   Friedenspartei,    zu   einem  Ausgleich    zu  kommen,    die    in    der 
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Reise  des  Finanzmannes  Davydoff  liegen;   was  Helfferich  sonst  über  den 
Kriegsausbruch  sagt,  ist  gegenüber  seiner  Broschüre  von  191 5  nicht  neu. 

In  den  beiden  folgenden  Bänden  sind  hervorzuheben  eine  Dar- 
stellung der  deutschen  Kriegswirtschaft,  bei  welcher  die  finanzielle  Seite 
besonders  berücksichtigt  ist,  in  Bd.  2  und  in  dem  sonst  fast  ganz  der  inner- 
politischen Entwicklung  gewidmeten  dritten  Bande  die  Schlußteile  über 
den  Ostfrieden  und  das  Verhältnis  Deutschlands  zu  Sowjetrußland,  wobei  der 
Verf.  vieles  aus  eigener  Kenntnis  als  Mithandelnder  schildern  kann. 

Klare  Darstellung  und  sachliche  Form  erfreuen  an  dem  großen 
Werke. 

Graf  Pourtales  veröffentlicht  Aufzeiclmvmgen,  die  er  auf  der 
Rückreise  von  Petersburg  nach  Berlin  unter  Zugriuidelegung  des  offiziellen 
Schriftwechsels  machte;  sie  haben  dokumentarischen  Wert;  ein  Vergleich 
mit  einigen  im  deutschen  Weißbuch  veröffentlichten  Berichten  zeigt,  daß 
Pourtales  vielfach  nur  amtliche  Äußerimgen  umschreibt.  So  wird  man  auf 
seiner  Schrift  fußen  können,  bis  die  Originale  veröffentliclit  werden;  auch 
dann  wird  hier  immer  einiges  Subjektives  stehen,  das  in  der  Berichter- 
stattung zu  Recht  weggelassen  wurde. 

Prof.  Ludwig    Bergsträßer,    Berlin. 


Baulconstruktionen.  In  sechs 
Sprachen:  Deutsch,  Englisch,  Fran- 
zösisch, Russisch,  Italienisch,  Spanisch. 
(Schlomann  -Oldenbourg,  Illustrierte 
Technische  Wörterbücher.  13.  Bd.) 
München  und  Berlin  (1919).  R.  Olden- 
bourg.    XV,  1030  S.     Geb.  M  25,—. 

Becker,  C.  H.,  Kulturpolitische  Auf- 
gaben des  Reiches.  Leipzig  1919. 
Quelle  &  Meyer.  58  S.  M  2,75.  — 
Nach  Ansicht  B.'s,  der  seine  dem  Ver- 
fassungsausschuß der  Nationalver- 
sammlung vorgelegte  Denkschrift  ab- 
druckt, müssen  in  Zukunft  feste  kultur- 
politische Ziele  auch  Richtschnur  und 
Schranke  für  die  deutsche  Wirtschafts- 
politik sein.  hg. 

B  o  r  g  i  u  s  ,  Dr.  W  a  1 1  h  e  r  ,  Zur 
Sozialisierung  des  Buchwesens.  (Son- 
derdruck aus  ,,Wege  und  Ziele  der 
Sozialisierung",  dem  Protokoll  der 
Verhandlungen  der  I.  Sozialistischen 
Wirtschaftskonferenz  des  Bundes 
, .Neues  Vaterland"  vom  27.  Dez.  1918 
bis  2.  Jan.  I9r9  in  Charlottenburg.) 
Berlin.  Verlag  Neues  Vaterland.  53  S. 
M  3, — .  —  B.  schildert  die  Mängel  des 
gegenwärtigen  kapitalistischen  Betrie- 
bes im  Buchhandel,  den  schlechten 
Einfluß  desselben  auf  die  Qualität,  das 
Unökonomische  des  Kommissionsge- 
schäftes. Er  empfiehlt  Kommunali- 
sierung der  Leihbibliotheken,  Verstaat- 


lichung des  Bahnhofbuchhandels.  Der 
zweite  Aufsatz  beschäftigt  sich  mit  der 
Zersplitterung  im  Bibliotheks-  und  be- 
sonders Katalogwesen,  sowie  in  den 
bisherigen     Zentralisierungsversuchen. 

hg. 
Brandi,  Karl,  Deutsche  Geschichte. 
2.  Aufl.  Berlin  1919.  E.  S.  Mitt- 
ler &  Sohn,  XIV,  297  S.  M  10,50.  — 
Eine  Darstellung  der  deutschen  Ge- 
schichte von  den  Zeiten  Cäsars  bis 
zum  Ende  1918,  welche  neben  der  po- 
litischen auch  die  geistige  und  Wirt- 
schaftsgeschichte in  gleichem  Maße 
berücksichtigt.  Am  Schluß  werden 
die  Zukunftsaufgaben  umrissen,  vor 
welche  das  deutsche  Volk  nach  Ansicht 
des  Verfs.  durch  den  Krieg  und  seine 
Folgen  gestellt  ist.  hg. 

Delbrück,  Hans,  Krieg  und  Po- 
litik. II.  Teil  1916 — 1917.  Berlin 
1919.       Georg    Stilke.       XV,    380    S. 

Jt   19,80, 

Deutschen  Dokumente  zum 
Kriegsausbruch,  Die  — ,  Voll- 
ständige Sammlung  der  von  Karl 
Kautsky  zusammengestellten  amt- 
lichen Aktenstücke  mit  einigen  Er- 
gänzungen im  Auftrage  des  Auswär- 
tigen Amts  nach  gemeinsamer  Durch- 
sicht mit  Karl  Kautsky  herausgeg, 
von    Graf   Max   Montgelas   und   Prof. 
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Walter  Schücking.  i.  Bd. :  Vom  Atten- 
tat in  Sarajewo  bis  zum  Eintreffen 
der  serbischen  Antwortnote  in  Berlin 
nebst  einigen  Dokumenten  aus  den 
vorhergehenden  Wochen.  2.  Bd.: 
Vom  Eintreffen  der  serbischen  Ant- 
wortnote in  Berlin  bis  zum  Bekannt- 
werden der  russischen  allgemeinen 
Mobilmachung.  3.  Bd. :  Vom  Be- 
kanntwerden der  russischen  allge- 
meinen Mobilmachung  bis  zur  Kriegs- 
erklärung an  Frankreich.  4.  Bd.: 
Von  der  Kriegserklärung  an  Frank- 
reich bis  zur  Kriegserklärung  Öster- 
reich-Ungarns an  Kußland  nebst  An- 
hang. Charlottenburg  1919.  Deutsche 
Verlagsgesellschaft  für  Politik  und  Ge- 
schichte. XXXIV,  268;  XVI.  198; 
XX.  188;  XV,  221  S.  —  Neben  der 
gesamten  Korrespondenz  des  Aus- 
wärtigen Amtes  über  die  durch  den 
Mord  von  Serajewo  ins  Rollen  ge- 
brachten politischen  Fragen  enthält 
das  Werk  Dokumente  von  internatio- 
naler Bedeutung,  wie  den  Dreibunds- 
vertrag in  der  Fassung  vom  5.  Dez. 
1912  und  den  österr.-ungarisch-rumä- 
nischen  Bündnisvertrag  von  1913  mit 
der  deutschen  Beitrittserklärung,  so- 
wie Bündnisentwürfe  des  deutschen 
Reiches  mit  der  Türkei  und  Bulgarien. 

tg. 

D  i  e  z  ,  Dr.  Hermann.  Das  Zei- 
tungswesen. („Aus  Natur  und  Geistes- 
welt". 328.  Bändchen.)  2.  durchges. 
Aufl.  Leipzig  19 19.  B.  G.  Teubner. 
128  S.  Ji  2, — .  —  Bringt  unter  Be- 
schränkung in  der  Hauptsache  auf 
Deutschland  eine  Geschichte  des  Zei- 
tungswesens mit  besonderer  Berück- 
sichtigung des  neueren  Kampfes  um 
die  Freiheit  der  Presse  gegenüber  dem 
Staat  und  der  Inserentenschaft  sowie 
eine  Darstellung  der  gegenwärtigen 
äußeren  und  inneren  Organisation  des 
Zeitungswesens  nebst  einer  Charak- 
terisierung der  allgemeinen  Bedeutung 
des  Presse.  hm. 

Gesundheitlicher  Ratgeber 
für  Auswanderer.  Zusammen- 
gestellt vom  Institut  für  Schiffs-  und 

[  Tropenkrankheiten  zu  Hamburg.  (Aus- 
landswegweiser. 2.  Bd.)  Hamburg 
1920.  L.  Friederichsen  &  Co.  66  S. 
M  3,— 

Helfferich.  Staatsminister  Dr., 
Der    wirtschaftliche    Hintergrund    des 


Weltkriegs.  Vortrag  gehalten  in  der 
Gehe- Stiftung  zu  Dresden  am  18.  Okt. 

1919.  (Vorträge  der  Gehe-Stiftung 
zu  Dresden.   X.  Bd.,  Heft  3.)    Leipzig 

1920.  B.  G.  Teubner.  34  S.  Ji  1,20. 
—  Untersucht  in  großen  Zügen  die 
Triebkräfte,  die  zum  Weltkrieg  führ- 
ten, soweit  sie  wirtschaftlicher  Art 
waren,  vor  allem  den  Handelswett- 
bewerb zwischen  Deutschland  einer- 
seits und  den  übrigen  wirtschaftlichen 
Weltmächten,  insbesondere  England, 
andrerseits,  der  sich  vielfach  zu  einem 
Kampf  des  Kapitals  der  Westmächte 
gegen  die  deutsche  Arbeit  und  den 
deutschen  Unternehmungsgeist  gestal- 
tet habe.  England  hätte  den  Krieg 
im  letzten  Augenblick  verhindern  kön- 
nen. Aber  es  mußte  die  stärkste  Kon- 
tinentalmacht, seinen  stärksten  Wett- 
bewerber, seinen  historischen  Tradi- 
tionen entsprechend,  zu  vernichten 
trachten.  Hiervon  geben  die  englische 
Kriegführung  und  der  Friede  von 
Versailles  Zeugnis.  ,,Der  Ausgang 
des  Krieges  erscheint  als  die  Krönung 
der  säkularen  englischen  Weltpolitik, 
als  die  Befestigung  und  Erweiterung 
der  britischen  Wirtschaftsmacht,  als 
die  höchste  Vollendung  des  britischen 
Weltreichs"    (S.  21).     Auf    allen    Ge- 

.  bieten  der  Wirtschaft  aber,  sogar  auf 
dem  des  internationalen  Bankgeschäfts, 
ist  nunmehr  die  Stellung  Englands 
von  neuem  bedroht  durch  die  Ver- 
einigten Staaten,  der  Versailler  Friede 
bezeichnet  in  diesem  Sinne  den  An- 
fang einer  neuen  Epoche  der  Welt- 
geschichte, hm. 
Helmolt,  Hans  F.,  Ein  Viertel- 
jahrhundert Weltgeschichte  1894 — 
1919.  Charlottenburg  1919.  Deutsche 
Verlagsgesellschaft  für  Politik  und 
Geschichte.     152  S. 

H  u  r  w  i  c  z  ,  Dr.  Elias,  Die  Seelen 
der  Völker.  Ihre  Eigenarten  und  Be- 
deutung im  Völkerleben.  Ideen  zu 
einer  Völkerpsychologie.  Gotha  1920. 
Friedrich  Andreas  Perthes.  IX.  164  S. 
M  6.—. 

Marx,  Karl,  Lohnarbeit  und  Kapi- 
tal. Zur  Judenfrage  und  andere 
Schriften  aus  der  Frühzeit.  Ausge- 
wählt und  eingeleitet  von  Ernst  Drahn. 
(Bücher  für  staatsbürgerliche  Bildung, 
heran  sgeg.  von  Prof.  Dr.  Richard 
Schmidt.     Nr.    6068,    6069.)     Leipzig 
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Günstiger  sind    die  Aussichten  der 
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Chronik  und  Archivalien. 

I. 

Wirtsdiaftlidie,  soziale  und  kulturelle  Zustands- 
sdiilderungen. 


Die  volkswirtschaftlichen  Grundlagen  von  Deutsch-Donauland 
und  seine  Abhängigkeit  vom  Weltmarkte\ 
Bergbau  und  Hüttenwesen'^,  Wasserkräfte^. 
1.  Die  Bodenschätze  eines  Landes  sind  in  erster  Linie  als  Roh- 
stoffe von  Industrien  bedeutsam,  die  sie  durch  Lage,  Art  und  Mächtigkeit 
ihres  Vorkommens  in  Standort  und  Produktionskosten  mitbeeinflussen. 
Mußte  schon  für  die  einstige  Monarchie  gegenüber  dem  die  Erzeugung  stark 
übersteigenden  Bedarfe  einer  aufstrebenden  Industrie  von  einer  relativen 
Armut  an  Bodenschätzen  gesprochen  werden,  so  ist  Deutsch-Inneröster- 
reich hierin  doppelt  ungünstig  daran.  1913  hatte  der  Wert  der  reichs- 
deutschen  Bergwerksproduktion  mit  2440  Mill.  K  die  Werte  Österreichs 
mit  371  und  Ungarns  mit  164  Mill.  K  um  das  iy^iache  übertroffen; 
Deutsch-Innerösterreich,  das  etwas  weniger  als  ein  Drittel  von  der  Fläche 
des  alten  Österreich  bedeckt,  war  im  gleichen  Jahre  mit  nur  rmid  ein 
Siebentel  am  Gesamtwerte  der  österreichischen  Erzeugung  beteihgt.  Kohle 
und  Eisenerz  gelten  als  Grundpfeiler  der  industriellen  Entwicklung  eines 
Landes.  Doch  nur  mit  Eisenerz  (Tabelle)  wird  sich  Deutsch-Innerösterreich 
selbst  versorgen  können*,   und  auch  Roheisen  wird  es  (Kohleneinfuhr  zur 

^  Es  werden  hierdurch  die  im  14.  Bande,  S.  199*  ff.  unter  gleichem  Titel 
veröffentlichten  Untersuchungen  fortgesetzt. 

^  „Statistik  des  Bergbaues  in  Österreich  für  das  Jahr  1913"  und  „Statistik  des 
Bergbaues  in  Österreich  für  das  Jahr  1915";  diese  Quollenfol^e  wurde  vom 
(früheren  k.  k.)  Ministerium  für  öffentliche  Arbeiten  herausgegeben,  „öster- 
reichisches statistisches  Handbuch".  33.  Jahrg.  Wien  1915.  „Jahrbuch  der 
österreichischen  Industrie",  Wien  1913  und  1917,  Compaßverlag. 

ä  Im  allgemeinen:  E.  Engelmann,  Die  wirtschaftliche  Bedeutung  der 
Wasserkräfte  und  ihr  rationeller  Ausbau,  mit  besonderer  Berücksichtigung  der 
Wasserkräfte  Österreichs.  In:  ,, Schriften  des  Vereins  zur  Verbreitimg  naturwissen- 
schaftlicher Kenntnisse".    Bd.  50.    Wien  1910. 

*  Für  Österreich-Ungarn  war  1913  noch  eine  Eisenerzeinfuhr  von  9,4  Mill.  dz 
erforderlich  (ein  Fünftel  der  eigenen  Produktion,  die  sich  im  gleichen  Jahre  auf 
51  Mill.  dz  belief,  davon  zu  zwei  Drittel  österreichischer  Herkunft).  Das  berühmte 
Weltwirtschaftliches  Archiv  Bd.  XV.  I 
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Verhüttung!)  genügend  zu  erzeugen  vermögen^;  betrug  doch  1913  die 
Roheisenproduktion  Deutsch-Innerösterreichs  mit  über  6  Mül,  dz^:  34,5% 
der  österreichischen  Gesamtmenge^.  Sehr  fühlbar  wird  aber  der  Ausfall  an 
Kohle  sein  (Tabelle).  An  und  für  sich  war  ja  die  Kohlenproduktion  der 
Monarchie  nicht  gering;  1911  kam  sie  mit  498,6  Mill.  dz  an  vierter  Stelle  zu 
stehen  hinter  den  Vereinigten  Staaten  mit  4501,7  Mill.  dz  und  dem  diesen 
hart  auf  dem  Fuße  folgenden  Deutschland  mit  2345,2  Mill.  dz;  aber  Deutsch- 
Innerösterreich  heferte  nur  rund  ein  Fünftel  zur  österreichischen  Erzeu- 
gungsmenge*. Bei  Steinkohle  verhält  es  sich  für  Deutsch- Innerösterreich 
Aveitaus  schlimmer  als  bei  Braunkohle.  Genügte  schon  die  Steinkohlenpro- 
duktion Österreich-Ungarns  (1913  Österreich  164,6,  Ungarn  10,6  Mill.  dz)  dem 
Bedarf e  nicht,  so  daß  ein  wesenthcher  Betrag  höherwertiger  Auslandskohle 
zugesetzt  werden  mußte  (1913:  136,9  Mill.  dz  für  Hausbrand,  Gaserzeugung 
und  Dampfmaschinenbetrieb),  so  trifft  dies  Deutsch-Innerösterreich,  welches 
die  gewaltige  Industrie  des  Wiener  Beckens  zu  versorgen  hat,  um  so  härter, 
als  es  an  der  österreichischen  Erzeugung  mit  nicht  einmal  ganz  1/2%  be- 
teiligt ist^.    Von  ihrer  Braunkohlenerzeugung  (1913  Österreich  273,8,  Ungarn 

mährische  Hüttenwerk  in  Witkowitz  und  das  schlesische  Trzynietz  verarbeiteten 
hauptsächlich  ungarische  und  schwedische  Erze  (1915:  4,2  von  5  Mill.  dz),  die  Hoch- 
öfen von  Servola-Triest  bezogen  auf  dem  Seewege  schwedische,  spanische  und 
algerische  Erze.  Das  deutsch-innerösterreichische  Eisenerzvorkommen  ist  auf  den 
Eisenerzer  Erzberg  (Steiermark)  konzentriert,  dessen  Spateisensteinlager  160 — 200  m 
mächtig  sind;  von  besonderer  Reinheit,  besitzen  sie  bereits  den  sonst  meist  in  Form 
von  Kalziumkarbonat  erforderlichen  Zuschlag.  Weniger  bedeutend  ist  der  Berg- 
bau bei  Hüttenberg  (Nordostkärnten)  und  Bischofshofen  (Salzburg). 

^  Früher,  als  die  Verhüttung  durch  Holzkohle  und  Wasserkraft  geschah, 
waren  Hochöfen  und  kleine  Hammerwerke  in  weitem  Umkreise  um  die  Erzfund- 
stätten verbreitet;  der  Übergang  zur  Kohlen-  und  Kokserzeugung  ließ  ihre  Zahl 
stark  zurückgehen  und  bewirkte  die  Konzentration  des  Betriebes  auf  Wenige,  auch 
verkehrsreiche  Punkte  „und  es  mag  noch  als  Glück  betrachtet  werden,  daß  die 
Reinheit  und  leichte  Bearbeitung  der  Erze  einen  ökonomischen  Betrieb  der  Hoch- 
öfen in  der  Steiermark  ermöglichen,  obwohl  das  Heizmaterial  zum  größten  Teile 
aus  der  Feme  kommt"  (s.  Krebs,  Länderkunde  der  Österreichischen  Alpen, 
Stuttgart  1913,  Engelhorn.  S.  212).  Deutlich  snricht  sich  hierin  der  Ein- 
fluß des  Kohlenmangels  ausj 

^  Mttelpunkt  der  Verhüttung  in  Deutsch- Innerösterreich  ist  vor  allem  das 
steirische  Donawitz  bei  Leoben;  benachbarte  Hochöfen  in.  Hieflau,  Eisenerz,  Vor- 
dernberg,  Trofeiach  usw. 

*  1913  erzeugte  Österreich  17,6  Mill.  dz  (Ungarn  6,2  Mill.  dz)  Roheisen.  Am 
Weltmaßstabe  gemessen,  stand  die  Monarchie  damit  an  sechster  Stelle  hinter  den 
fast  zwölfmal  soviel  Roheisen  erzeugenden  Vereinigten  Staaten  (302  Älill.  dz)  und 
einem  fast  siebenmal  soviel  produzierenden  Deutschland  (176,2  Mill.  dz).  Trotz 
hoher  Zölle  war  in  Österreich  weniger  die  (durch  die  Frachtspesen  für  die  gegenüber 
Deutschland  auch  am  Erzeugungsorte  kostspieligere  Kohle  vielfach  verteuerte) 
Herstellung  des  Roheisens  als  seine  Weiterverarbeitung  gewinnbringend. 

*  So  wurde  auch  nur  ein  geringfügiger  Teil  der  Koks-  und  Briketterzeugung 
Österreichs  (1913:  30,5  Mill.  dz)  auf  dem  Boden  Deutsch-Innerösterreichs  geleistet. 

^  Die  deutsch-innerösterreichischen  Produktionsstätten  für  Steinkohle  be- 
finden sich  alle  in  Niederösterreich;  Grünbach  am  Fuße  der  Hohen  Wand  und 
Schrambach  bei  Libenfeld  stehen  an  erster  Stelle.  Die  alpinen  Steinkohlen  haben 
aber  einen  kleineren  Heizwert  als  die  oberschlesischen  oder  Ostrau-Karwiner 
Kohlen,  auch  ist  ihr  Abbau  (geringe  Mächtigkeit  der  Flöze)  schwieriger  und  kost- 
spieliger. 
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88  Mill.  dz)  vermochte  die  Monarchie  zwar  sogar  nicht  unerheblich  an  das 
Au&land  abzugeben  (1913:  70,5  Mill.  dz);  aber  Deutsch-Innerösterreich,  das 
bloß  etwa  11%  zur  österreichischen  Gesamtförderung  beisteuerte^,  hatte 
hiervon  keinen  Vorteil,  da  die  überwiegend  auf  der  Elbe  nach  Deutsch- 
land gerichtete  Ausfuhr  fast  durchweg  vom  Egerländer,  Falkenauer  und 
Dux-Brüxer  Revier  bestritten  wird.  Der  Abhängigkeit,  in  die  Deutsch-Inner- 
österreich für  Steinkohle  vom  tschechoslowakischen  Staate  als  seiner  nächsten 
Versorgungsquelle  gerät^,  eine  Abhängigkeit,  der  es  nur  durch  weitest- 
gehende Ausnützung  seiner  Wasserkräfte  wird  steuern  können,  hat  es  nur 
den  Besitz  von  Salz  entgegenzustellen,  welches  den  Sudetenländern  gänz- 
lich abgeht^;  hierbei  wird  es  sich  aber  wohl  nur  um  geringe  Mengen  an 
Speisesalz  (von  dem  1913  Deutsch -Innerösterreich  1,2  Mill.  dz  erzeugte) 
handeln  können;  die  verhältnismäßig  teueren  eigenen  Industriesalze  (1913: 
434  000  dz  in  Deutsch-Innerösterreich)  wird  es  nach  wie  vor  duxch  billigere 
Bezüge  aus  Deutschland  ergänzen  müssen;  Dungsalze  kamen  1913;  1,1  Mill. 
dz  herein. 

Und  wie  verhält  es  sich  für  Deutsch-Innerösterreich  mit  jenen  Montan- 
produkten, welche  die  zerfallene  Monarchie  —  den  Grundgedanken  ihrer 
relativen  Armut  an  Bodenschätzen  durchaus  festgehalten  —  doch  immerhin 
in  Mengen  besaß,  die  eine  Nennung  auch  unter  weltwirtschaftlichen  Ge- 
sichtspunkten noch  rechtfertigen  können,  also  mit  Erdöl  (Petroleum)  und 
Erdwachs  (Ozokerit),  Quecksilber,  Porzellanerde,  Uranerz,  Graphit  und 
Magnesit?  Erdöl,  mit  dem  die  Monarchie  1912  mit  2,54%  Anteil  an  sechster 
Stelle  der  Weltproduktion  hinter  den  führenden  Ländern,  den  Vereinigten 
Staaten  (62,24%)  und  Rußland  (19,93%)  stand,  ist  ganz  in  den  Besitz  des 
polnischen  (Jaslo)  und  ukrainischen  (Drohobycz,  Stanislau),  Erdwachs  in 
den  Bereich  des  ukrainischen  Sprachgebietes  (Drohobycz,  Stanislau)  über- 
gegangen. Seinen  künftigen  Bedarf  würde  Deutsch-Innerösterreich  geogra- 
phisch am  leichtesten  auf  dem  Donauwege  aus  Rumänien  befriedigen  können; 
für  die  zur  Ausfuhr  verfügbaren  Mengen  des  galizischen  Rohöls  —  in  der  Mon- 
archie erreichte  die  Mehrausfuhr  1913  die  Höhe  von  fast  der  Hälfte  des 
Produktionswertes  (60  Mill.  K)  —  müssen  wahrscheinlich  neue  Wege  ge- 
sucht werden.  Auch  von  der  Quecksilberausfuhr  der  einstigen  Monarchie, 
die,  über  Deutschland  gehend,  1913:  3,6  Mill.  K  einbrachte,  wird  Deutsch- 
Innerösterreich  nichts  haben;  die  Gesamtproduktion,  mit  1,3  Mill.  dz  Erz- 
förderung und  8200  dz  verhütteter  Menge  ein  Fünftel  der  Weltgewinnung, 
entstammt  den  Gruben  und  Hüttenwerken  des  krainischen  Idria,  wird  also 

^  Die  deutsch-innerösterreichischen  Produktionsstätten  für  Braunkohle  liegen 
überwiegend  in  der  Steiermark,  und  zwar  im  Judenburger  Becken  (Fohnsdorf- 
Knittelfeld),  bei  Leoben  (Seegraben,  Münzenberg,  Tollinggi-aben),  bei  Voitsberg- 
Köflach  usw.;  zu  den  rund  19  Mill.  dz  Steiermarks  liefert  noch  Oberösterreich 
(Wolfsegg-Thomasroith  am  Hausruck)  etwa  4,  Niederösterreich  mcht  ganz  1  Mill.  dz. 

2  Geringer  ist  die  Abhängigkeit  in  Braunkohle,  für  welche  das  deutsche 
Sprachgebiet  in  Nordwestböhmen  die  Deutsch-Innerösterreich  noch  nötigen  Zu- 
schüsse gewähren  könnte. 

'  Deutsch-Innerösterreich  gewinnt  Salz  hauptsächlich  in  Oberösterreich 
(Ischl,  Haistatt,  Ebensee),  in  Salzburg  (Hallein),  der  Steiermark  (Aussee)  und 
in  Tirol  (Hall). 
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künftig  ein  Monopol  des  jugoslawischen  Staates  bilden.  Wohl  Deutsch- 
österreich (Zedlitz  bei  Karlsbad),  doch  nicht  Deutsch-Innerösterreich  fallen 
die  Lager  von  Porzellanerde  (Kaolin)  zu,  die  über  den  österreicliischen  Be- 
darf hinaus  auch  ausländischen  (reichsdeutschen)  —  1913  mit  1,8  Mill.  dz 
Mehrausfuhr  —  versorgen  konnten.  Ebenso  verhält  es  sich  mit  den  Uran- 
erzen, die  im  erzgebirgischen  Joachimsthal  gefördert  (1915:  117  dz)  und 
verhüttet  werden;  aus  den  Rückständen  der  Uranfarbenfabrikation  gewinnt 
man  bekanntüch  das  Radium  (1915:  1,754  g  Radiumelement  im  Werte  von 
1  031  352  K).  Besser  steht  es  mit  Graphit;  1915  kamen  auf  das  tschecho- 
slowakische Sprachgebiet  178  218  dz,  auf  Deutsch-Innerösterreich  148  148  dz, 
fast  alles  in  den  paläozoischen  Schiefern  der  Nordsteiermark  gewonnen 
(bei  Trieben,  Kallwang,  Aflenz  u.  a.);  von  der  Graphitmehrausfuhr  der 
Monarchie    (1913  über  2  Hill.  K)    dürfte  auch  für  Deutsch- Innerösterreich 
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10 
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Die  nicht  zu  Deutsch-Innerösterreich 
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16426532 

— 

50 

I 
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— 
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— 
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— 

— 
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Summe 

162  897931 

220  638  347 

25  469  086 

21 

12 

Als  Vergleich  die  Produktion  Gesamt- 

österreichs 1913 

164  598  889 

273  7^3  324 

30  393  241 

— 

Ungarns  für  das  Jahr  191 3 

10588773 

88  oii  599 

20  590  759 

— 

— 

1  Nach  „Osten-,  statiet.  Handbuch."  32.  Jahrg.;  „Handelsmuseum".  1918.  Nr.  '. 
den  das  Zentralbureau  des  ehemaligen  österr.  Ministeriums  für  öffentliche  Arbeiten  herausg 
Maßnahmen  der  österr.  Staatseiscnbahnverwaltung  zur  Ausnützung  der  Wasserki'äfte  u.  zur  Ei 
Eisenbahnministerium  —  (Wien  1917,  Hof-  und  Staatsdruckerei)  erschienen  sind.  Hier  (S.  ö 
schätzt,  die  derzeit  ausgenutzten  mit  etwa  250  000  PS.  (also  8%)  angenommen. 
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etwas  verbleiben.  Große  Zukunftshoffnungen  aber,  namentlich  für  einen 
Export  bereits  in  nächster  Zeit,  gründen  sich  auf  die  Magnesitlager  in 
Deutsch-Innerösterreich,  denn  es  vereinigt  fast  alle  Fundstätten  des  mannig- 
fach (zu  feuerfesten  Steinen,  bei  der  Stahlerzeugung  usw.)  verwendeten 
Minerals,  für  das  Österreich-Ungarn  auf  dem  Weltmarkte  so  gut  wie  keinen 
Wettbewerber  besaß;  gebrannten  Magnesit  gab  es  1913  zu  mehr  als  der  Hälfte 
des  Exportes  (2  Mill.  dz)  an  die  Vereinigten  Staaten  ab.  Keinesfalls  aber 
wird  dieser  Export  (selbst  bei  den  heutigen  Höchstpreisen)  30 — 40  Mill.  K 
übersteigen  können  (vor  dem  Kriege  betrug  er  rund  13  Mill.),  er  vermag 
also  übertriebene  Erwartungen  kaum  zu  befriedigen.  Die  Veitscher  Mag- 
nesitwerke (in  Veitsch,  Breitenau,  Trieben,  Eichberg)  mit  einer  Erzeugung 
von  rund  1  Mill.  dz  Rohmagnesit  stehen  an  der  Spitze  der  Produktion; 
andere  Vorkommen   auf   der  Millstätter  Alpe    in  Kärnten    (Werke  im  be- 
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17  578  642 
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I  goi  258 

59135 
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ad  ,,Ung.  Statist.  Jahrbuch."  Bd.  21.  ^  Entnommen  dem  Österreich.  Wasserkraftkataster, 
jben  hat.  Abweichende  Zahlen  enthalten  dio  .»Mitteilungen  über  die  Studien  und  vorarbeitenden 
Lhrung  des  elektrischen  Betriebes  auf  Vollbahnen",  die  —  bearbeitet  im  ehemaligen  österr. 
erden  in  den  Alpenländern  allein  die  aus  bauwürdigen  Wasserkräfte  auf  rund  3  Mill.  PS.  ge- 
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nachbarten  Radentheim),  in  Neuberg  (Steiermark),  Schottwien — Aue  (Nieder- 
österreich). 

An  den  Schluß  dieses  Abschnittes  noch  einige  Worte  über  jene  Boden- 
schätze, für  welche  bereits  die  Monarchie  mit  steigendem  Mehrverbrauch  ihrer 
Industrie  in  den  letzten  Jahren  vor  dem  Kriege  in  erhöhtem  Maße  Schuld- 
nerin des  Auslandes  geworden  war,  die  daher  auch  das  Ausgabenkonto 
Deutsch-Innerösterreichs  mehr  oder  minder  belasten  dürften,  aber  weniger 
als  das  der  übrigen  Nationalstaaten,  da  sich  die  Produktion  hauptsächhch 
in  Deutsch-Innerösterreich  vollzieht.  Hierher  gehört  in  erster  Linie  Roh- 
kupfer; 1913  war  zur  österreiclüschen  Kupfererzförderung  von  163  500  dz, 
die  sich  gänzlich  auf  deutsch-innerösterreichischem  Boden  vollzog  (über- 
wiegend im  Salzburgischen  am  Mitterberg  bei  Bisch ofshofen)  und  zu  einer 
Hüttenproduktion  von  36  800  dz  (davon  25  700  dz  im  benachbarten  Salz- 
achtal zu  Außerfelden  gereinigt  und  etwa  10  000  dz  im  tschecho-slowakischen 
Sprachgebiet  als  Nebenprodukt  gewonnen)  noch  eine  Mehreinfuhr  von 
Kupfer  (nicht  Kupfererzen)  von  über  350  000  dz  notwendig;  Deutsch-Inner- 
österreich wird  auch  weiterhin  einführen  müssen.  Zinnerze  besitzt  (1913: 
9385  dz)  und  verhüttet  (1913:  106  dz)  allein  Deutsch-Böhmen;  dazu  betrug 
die  Mehreinfuhr  an  Zinn  (auch  legiertem)  im  gleichen  Jahre  etwa  32  000  dz 
(im  Werte  von  über  15  Mill.  K).  Die  meisten  Zinkerze  finden  sich  hart 
an  der  slowenischen  Sprachgrenze  auf  deutschem  Boden  (1913  stellte 
Kärnten  zu  den  in  Österreich  gewonnenen  342  247  dz  Zinkerzen  2  994  880  dz, 
fast  durchweg  in  den  Bergwerken  von  Raibl,  südlich  von  Tarvis  geschürft) ; 
verschmolzen  wurden  diese  Erze  überwiegend  in  der  einst  staatlichen  Zink- 
hütte von  CilH  (1913:  43  433  dz),  das  heute  den  Südslawen  angehört; 
186  000  dz  Zink  (im  Werte  von  etwa  12  Mill.  K)  waren  1913  überdies  als 
Mehreinfuhr  nötig.  Auch  von  der  Bleierz  (Bleiglanz) -Gewinnung  dürfte  für 
Deutsch-Inneröbterreich  kaum  viel  zu  retten  sein;  Kärnten  förderte  1913  Blei- 
erze zu  zwei  Drittel  der  österreichischen  Produktionsmenge  (257  511  dz), 
aber  das  Bleiberger  Revier  grenzt  unmittelbar  an  das  slowenische  Sprach- 
gebiet, und  die  Bleigruben  von  Mieß  (bei  Bleiburg)  liegen  auf  slowenischem, 
freilich  stark  von  deutscher  Bevölkerung  durchsetztem  Sprachboden.  Die 
kärntnerischen  Schmelzöfen  verhütteten  im  gleichen  Jahre  133  571  dz  (in 
ganz  Österreich  waren  es  223  116  dz);  überdies  brachte  die  Mehreinfuhr 
etwa  110  000  dz  Blei  (im  Werte  von  5  Mill.  K)  ins  Land.  Sonst  wurden 
1913  in  nennenswerten  Beträgen  in  die  österreichisch-ungarische  Monarchie 
eingeführt  (ohne  daß  über  ein  Vorkommen  im  eigenen  Lande  etwas  zu 
sagen  wäre):  Chilisalpeter  (25,1  Mill.  K),  Phosphate,  und  zwar  natürliche 
(11,6  Mill),  und  mit  Säuren  aufgeschlossene  (5,1  Mill.)  und  Schwefel  (4,4 
Mill.  K). 

2.  Unter  den  gewiß  nicht  allzu  zahlreichen  wirtschaftlichen  Aktiv- 
posten von  Deutsch-Innerösterreich  spielen  die  größtenteils  noch  nicht  aus- 
gewerteten Wasserkräfte  jedenfalls  eine  Hauptrolle  (Tabelle).  Über 
ihre  Bedeutung,  zumal  bei  mangelndem  Kohlenvorkommen,  ist  man  sich  all- 
seits einig.     So  heißt  es  z.  B.  an  einer  Stelle^:  „Während  die  Kohlenvorräte 

1  „Handelsmuseum."    1918.    Nr.  47.    S.  371. 
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stetig  abnehmen,  bleiben  die  Wasserkräfte  unerschöpflich  und  stellen  dauernd 
sich  erneuernde  Energiequellen  dar.  Während  die  Kohlengewinnung  sich 
täglich  teurer  stellt,  ist  die  Gewinnung  elektrischer  Energie  nicht  in  dem- 
selben Maße  von  Arbeitslöhnen,  Gewinnungsschwierigkeiten  und  anderen 
Umständen  abhängig;  deren  Betriebsausgaben  sind  vielmehr  als  nahezu 
stabil  zu  betrachten,  vorausgesetzt,  daß  die  (allerdings  nicht  geringen)  Kosten 
für  die  nötigen  Kraftanlagen  bestritten  sind.  An  diesem  enormen  National- 
kapital des  alten  Österreich  hat  Deutsch-Österreich  und  vor  allem  Inner - 
Österreich  den  Löwenanteil  der  Erbschaft  schon  in  seiner  Lage  erhalten, 
nur  muß  dieses  Nationalvermögen  erst  gehoben  werden,  was  unserer  Gene- 
ration volle  Beschäftigung  und  hohen  Verdienst  sichern  könnte."  Und 
anderswo':  „Die  weitere  Erbauung  regulierender  Talsperren,  die  Durch- 
führung der  schon  lange  geplanten  Reformen  des  Wasserrechts  würden  ein 
erfolgreiches  Fortschreiten  auf  jenem  Wege  bedeuten,  der  mit  dem  neuen 
Elektrizitätsgesetz  so  erfolgreich  betreten  wurde."  Oder  mit  anderen  Worten: 
1  dz  Kohle,  zum  Friedenspreis  von  2  K  veranschlagt,  würde  die  Ausnützung 
der  IV2  Mill.  PS.  von  Deutsch-Innerösterreich,  bei  3000  stündiger  Inan- 
spruchnahme im  Jahre  und  beim  Ansatz  von  1  kg  Kohle  pro  stündlicher 
Pferdestärke,  einer  Ersparnis  von  40  Mill.  dz  Kohle  oder  90  Mill.  K  an 
Kohleneinfuhr  gleichkommen.  Darum  wären,  so  lautet  ein  vom  deutsch- 
österreichischen Wasserwirtschaftsverband  an  die  Regierung  gestellter  An- 
trag, in  fiskalischer  Beachtung  des  hohen  Wertes  der  Wasserkraftausnützung 
auf  die  Verminderung  besonders  des  Kohlen-  und  Düngemittelimportes  und 
in  Würdigung  ihrer  Wichtigkeit  für  die  Erhöhung  der  Ausfuhr  in  Fertig- 
waren (die  nur  durch  die  verbilligte  Betriebskraft  auf  den  Weltmarkt  kom- 
men können)  alle  in  begründeter  Weise  geforderten  Steuererleichterungen 
zu  gewähren  .  .  . 

Das  Grundsätzliche  dürfte  also  klar  sein:  ein  Ausbau  der  Wasser- 
kräfte würde  Deutsch-Innerösterreichs  Abhängigkeit  vom  Auslande  in  der 
Kohlen  Versorgung  in  hohem  Maße  verringern.  Auch  ergibt  sich  schon  aus 
der  Tabelle,  daß  nian  vorläufig  in  der  Ausführung  über  die  Anfänge  nicht 
hinausgekommen  ist^.  Nun  gilt  es  ein  mehrfach  bis  in  die  Einzelheiten  be- 
reits durchdachtes  Programm  großzügig  in  Angriff  zu  nehmen;  die  sich  da- 
mit verknüpfenden  Fragen  aber  können  ims  naturgemäß  in  diesem  Zusam- 
menhange  nicht  beschäftigen^.     Wir  möchten  nur  wünschen,  daß  hier  ein 

'R.  Dolberg,  in  Doms  „Volkswirtschaftlicher  Wochenschrift".  1918. 
S.  253. 

2  Vgl.  die  Karte  „Elektrische  Zentralen"  bei  N.  Krebs  ,  a.  a.  0.,  S.  218. 
Zu  den  größten  Wasserkraftwerken  gehören  heute:  Die  Gesamtleistung  aller  An- 
lagen der  Gmundner  (Oberösterreich)  Elektrizitätswerke-Aktiengesellschaft  mit 
23  500  PS.,  die  Sill-  und  Mühlauwerke  des  Städtischen  Elektrizitätswerkes  Inns- 
bruck mit  21  800  PS.,  die  Vorarlberger  Kraftwerke  (Zentralen  in  Rieden,  Dornbirn 
und  Andelsbuch)  nüt  11  550  PS.  imd  die  Etschwerke  des  Städtischen  Elektrizitäts- 
Werkes  Bozen — Meran  mit  11  000  PS. 

3  Über  gelegentliche  bisherige  und  die  gegenwärtigen  Strömungen  unter- 
richten am  besten  mehrere  Aufsätze  in  den  ersten  Heften  des  Jahrgangs  1919  der 
Zeitschrift  ,,Die  Wasserwirtschaft".  Wien — München.  Viele  Gesichtspunkte  ent- 
halten   auch    die    bereits  erwähnten  „Mitteilungen  über  die   Studien  \md  vorar- 
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Grundpfeiler  des  zukünftigen  volkswirtschaftlichen  Besitzstandes  errichtet 
würde  und  sich  die  darauf  bezüglichen  Erwartungen  in  reichstem  Maße 
erfüllen  werden.  — 

Die  industrielle  Entwicklung  v  o  n  D  e  u  t  s  c  h  -  D  o - 
nauland  wird  später  an  dieser  Stelle  Behand- 
lung    finden.  Prof.  Oskar    Kende,    Wien. 


Das  Paditsystem  im  Äckerbau  Argentiniens. 

Ein  Beitrag  zur  Frage  der  südamerikanischen  Einwanderung. 

Die  allgemeine  Verbreitung  des  Pachtwesens  im  argentinischen  Acker- 
bau ist  in  erster  Linie  eine  Folge  der  eigenartigen  Besitzverhältnisse  an 
Grund  und  Boden.  Trotz  einer  allmählich  fortschreitenden  Aufteilung 
seiner  Riesengüter  ist  Argentinien  auch  heute  noch  das  Land  der 
Latifundien.  Diese  Zusammenballung  des  Grundbesitzes  in  wenigen 
Händen  erklärt  sich  teils  aus  politisch-historischen  Ereignissen,  teils  ist 
sie  eine  Folge  falscher  Bodenpolitik  des  Staates  in  vergangenen  Jahrzehn- 
ten. Als  nun  der  Getreidebau,  besonders  seit  den  90er  Jahren  des  vorigen 
Jahrhunderts,  immer  mehr  Raum  gewann,  konnten  sich  die  Großgrund- 
besitzer, die  von  jeher  ausschließlich  Viehzüchter  gewesen  waren,  nicht 
dazu  entschließen,  der  veränderten  Sachlage  Rechnung  zu  tragen  und  selbst 
Getreideproduzenten  zu  werden.  Um  sich  nicht  eines  großen  Teils  ihres 
Landes,  dessen  Wert  mit  der  fortschreitenden  landwirtschaftlichen  Erschlie- 
ßung der  Pampaebenen  ständig  stieg,  entäußern  zu  müssen,  überließen  sie 
es  Pächtern  zum  vorübergehenden  Getreideanbau,  von  vornherein  mit  der 
Absicht,  dies  Land  nach  mehrjähriger  Beackerung  wieder  als  Weide  der 
Viehzucht  zuzuführen.  So  entstanden  in  Argentinien  nicht,  wie  in  Nord- 
amerika, große  Weizenfarmen,  die  von  den  Grundeigentümern  selbst  be- 
wirtschaftet werden,  sondern  die  Getreideproduktion  geschieht  in  kleinen 
und  mittleren  Pachtbetrieben. 

Nach  dem  Zensus  von  1895  wurden  von  den  insgesamt  180  495  land- 
wirtschaftlichen Betrieben,  die  damals  in  ganz  Argentinien  vorhanden 
waren,  60,7%  von  Eigentümern,  30,6%  von  Pächtern  und  8,7%  von  Me- 
dieros (Pächtern  auf  halben  Ertragsanteil)  bewirtschaftet.  Die  neuere  Ent- 
wicklung hat  dies  Verhältnis  immer  mehr  zuungunsten  der  Zahl  der  Eigen- 
tümer verschoben.  1910  war  der  Anteil  der  Eigentümer  in  der  Hauptanbau- 
zone auf  31,8%  gesunken,  derjenige  der  Pächter  und  Medieros  dagegen  auf 
56,1%,  bezw.  auf  12,1%  gestiegen.  Die  Tendenz  des  argentinischen  Grund- 
besitzers, den  Ackerbau  nicht  selbst,  sondern  von  Pächtern  betreiben  zu  lassen, 
hat  sich  dauernd  verstärkt.  Die  argentinische  Statistik  gibt  lediglich  die  ab- 
solute Zahl  der  Eigentümer  und  Pächter  an,  gestattet  aber  keinen  Vergleich 
des  Anteils  beider  Kategorien  an  den  verschiedenen  Betriebsgrößenklassen, 

beitenden  Maßnahmen  der  österreichischen  Staatseisenbahnverwaltung  zur  Aus- 
nutzung der  Wasserkräfte  und  zur  Einführung  des  elektr.  Betriebes  auf  Voll- 
bahnen".   Wien  1917. 
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der  ja  die  wirtschaftliche  Bedeutung  des  Pachtwesens  erst  in  das  rechte  Licht 
rücken  würde.  Bedenkt  man,  daß  die  ganz  kleinen  Betriebe,  die  der  Zahl 
nach  einen  erheblichen  Prozentsatz  ausmachen^,  aber  für  die  Getreideproduk- 
tion nur  geringe  Bedeutung  haben,  in  der  Regel  Eigentum  sind,  so  kommt 
die  Tatsache,  daß  der  weitaus  größte  Teil  der  argentinischen  Getreideaus- 
fuhrmengen im  Pachtverhältnis  produziert  wird,  noch  deutlicher  zum  Ausdruck. 
Die  folgenden  Betrachtungen  beschränken  sich  auf  die  Hauptanbau- 
zone Argentiniens,  welche  die  Provinzen  Buenos  Aires,  Santa  Fe,  Cordoba 
und  Entre  Rios  sowie  den  nördlichen  und  östlichen  Teil  des  Territoriums 
Pampa  Central  umfaßt.  Diese  Gebiete  enthalten  über  90%  der  gesamten 
Körneranbaufläche  des  Landes,  sie  bilden  die  Grundlage  für  die  Stellung 
Argentiniens  auf  dem  Weltmarkt.  Hier  gestaltete  sich  die  Entwicklung  in 
dem  Jahrzehnt  1904/13  folgendermaßen: 

Entwicklung  der  Bositzverhältnisse  der  Ackerbaubetriebe 
in  der  Hauptanbauzone  in  den  Jahren  lOOl/lS^. 


Jahr 

Eigentums- 
be  triebe 

0/ 
/o 

Pacht- 
betrieba 

% 

Mediero- 
betriebe 

% 

Insgesamt 

1904/05 

17  222 

34,7 

24853 

51,0 

6964 

14,3 

49039  ', 

1905/06 

16359 

34,7 

26643 

51,0 

8425 

14,3 

51  427    . 

1906/07 

18  476 

32,4 

31  029 

54,4 

7551 

13,3 

57056 

1907/08 

21  958 

32,8 

36685 

54,7 

8397 

12,5 

67  040 

1908/09 

21491 

31,« 

36389 

54,5 

8  169 

13,7 

66  049 

1909/10 

21337 

31,« 

37469 

56,1 

8  090 

12,1 

66896 

1910/11 

21  546 

33,1 

36458 

56,0 

7  107 

10,9 

65  III 

1912/13 

27428 

32,6 

46325 

55,1 

10323 

12,3 

84  076 

Im  gleichen  Zeitraum  hat  sich  die  Zahl  der  Eigentumsbetriebe  um 
10  206,  die  der  Pachtbetriebe  dagegen  um  zusammen  24  831  vermehrt. 
Die  Ausdehmmg  der  Anbauflächen  hat  erneut  in  einer  Zunahme  der  Pach- 
tungen ihren  deutlichen  Ausdruck  gefunden,  die  Proportion  von  einem 
Drittel  Eigentumswirtschaften  und  zwei  Dritteln  Pacht  wirtschaften  ist 
stets  die  gleiche  gebheben.  Die  Gesamtvermehrung  der  Ackerbaubetriebe  in 
dem  genannten  Zeitraum  um  rund  35  000,  die  eine  Zunahme  von  72  %  be- 
deutet, hat  an  diesem  ungünstigen  Verhältnis  nichts  zu  ändern  vermocht. 
Die  ständig  weitergreifende  Ausbreitung  des  Ackerbaus,  die  zunehmende 
landwirtschaftUche  Erschließung  aller  anbaufähigen  Teile  der  Getreide- 
zone hat  nicht  das  Entstehen  einer  breiten  Schicht  grundbesitzender  Bauern 
zur  Folge  gehabt,  sondern  stets  nur  die  Zahl  der  Pachtkolonisten  vermehrt. 
Damit  sind  zugleich  die  relativ  geringen  Erfolge  aller  bisherigen  Bestrebungen 
und  Maßnahmen  auf  dem  Gebiete  der  inneren  Kolonisation  bedeutsam 
gekennzeichnet.  i 

^  1908  hatten  von  222 174  vorhandenen  landwirtschaftlichen  Betrieben 
48  323  oder  21%  eine  Größe  von  10  ha  und  weniger.  („C  enso  Agropecu- 
ario"    1908,  Bd.  I,  S.  133.)  ,^.,..  > 

^  „Estadistica  Agricola",  Buenos  Aires  1911.  S.  31.  Die  Zahl 
für  1912/13  ergänzt  nach  „Argentme  Yearbook"  1915/16.    S.  229. 
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Wo  liegen  die  Ursachen  für  diese  fortschreitende 
Zunahme  der  Pachtungen?  Der  besondere  Einfluß  der 
herrschenden  Grundbesitzverteilung,  welche  der  Großgrundbesitz  mit  allen 
Mitteln  zu  erhalten  sucht,  ist  bereits  betont  worden.  Zum  besseren 
Verständnis  der  im  folgenden  behandelten  Fragen  muß  hier  hervorge- 
hoben werden,  daß  bei  der  Grundbesitzverteilung  die  scharf  getrennte 
Arbeitsteilung  der  argentinischen  Agrarproduktion  in  Ackerbau  und  Vieh- 
zucht eine  entscheidende  Rolle  spielt.  ,, Diese  beiden  großen  Gebiete  der 
landwirtschaftlichen  Kultur  unterhalten  ganz  im  Gegensatz  zu  der  inten- 
siven Landwirtschaft  europäischer  Länder  nur  geringe  Beziehungen  zuein- 
ander. Sie  vereinen  sich  nicht  zu  einem  einheitlichen  organischen  Gesamt- 
betrieb, sondern  stehen  ziemlich  unvermittelt  nebeneinander,  haben  jeder 
seinen  besonderen  Aktionsradius  und  seine  besonderen  Betriebsmittel^." 
Das  entscheidende  Merkmal  dieser  gradlinigen  Arbeitsteilung  ist  nun, 
daß  der  Getreidebau  nur  im  Klein-  und  Mittelbesitz, 
die  Viehzucht  nur  im  Groß-  und  Latifundienbesitz 
betrieben  wird.  Dank  der  Gunst  der  klimatischen  Verhältnisse  ist  in  der 
argentinischen  Viehzucht  der  ewige  Weidegang  die  Regel,  Stallhaltung  und 
Verwendung  besonderer  Futtermittel  finden  sich  nur  ausnahmsweise.  FAiie 
solche  Methode,  die  außerordentlich  wenig  menschliche  Arbeitskräfte  braucht, 
verlangt  große  Weideflächen.  Rechnet  man  doch  auf  den  großen  Vieh- 
zuchtestancien  unter  Benutzung  von  Luzerneweiden  im  Durchschnitt  etwa 
ein  Stück  Vieh  auf  den  Hektar,  dagegen  erheblich  weniger,  wenn  nur  Natur- 
kamp mit  Hartgräsern  zur  Verfügung  steht^. 

Der  Viehzuchtgroßbetrieb  wird  stets  auf  eigene  Rechnung  des  Be- 
sitzers geführt.  Als  Pacbtbetrieb  findet  er  sich  fast  nur  auf  Staatsländereien, 
wo  dann  die  meist  fünfjährige  Pacht  als  Übergang  zu  späterem  Eigentums- 
erwerb dient^.  Dagegen  pflegt  der  argentinische  Großgrundbesitzer  sehr 
häufig  seinen  Viehzuchtbetrieb  nicht  selbst  zu  leiten,  vielmehr  hat  das 
Latifundienwesen  die  allgemeine  Verbreitung  des  ,, Absentismus"  zur  Folge. 
Der  Grundbesitzer,  welcher  den  Aufenthalt  in  Buenos  Aires  oder  Paris  der  Ein- 

1  Hermes  und  Holtiueier-Schomberg:  Zur  Kenntnis  der  ar- 
gentinischen Landwirtschaft.  (Berichte  über  Landwirtschaft,  herausgeg.  im  Reichs- 
amt des  Innern,  Heft  29.)     Berlin  1913.     S.  96. 

2  Verf.  hatte  während  seines  Aufenthalts  in  Argentinien  Gelegenheit,  an  der 
Peripherie  der  Hauptlandwirtschaftszone  der  mittleren  Provinzen  Viehzucht- 
latifundien von  30 — 50  000  ha  kennen  zu  lernen,  wo  auf  natürlichen  Hartgras- 
flächen (pasto  fuerte)  nur  auf  je  5 — 6  ha  ein  Stück  Rindvieh  gehalten  wurde. 

3  Die  Verpachtung  von  Staatsländereien  ist  durch  Veiordnung  vom  7.  Fe- 
bruar 1917  neu  geregelt  worden.  Staatsland  darf  nur  noch  zu  Wöidezwecken  ver- 
pachtet werden ;  wenn  es  für  Ackerbau  geeignet  ist,  so  ist  es  zu  Kolonisationszwecken 
aiifzuteilen.  Der  Pachtzins,  der  vom  Landwirtschaftsministerium  festgesetzt  wird, 
soll  nicht  imter  200  Pesos  für  die  Quadratlegua  (2500  ha)  betragen.  Die  Maximal- 
fläche, die  an  eine  Person  oder  Gesellschaft  abgegeben  werden  darf,  beträgt  in  den 
patagonischen  Territorien  Chubut  mid  Santa  Cruz  20  COO  ha,  in  den  übrigen  Terri- 
torien 10  000  ha.  Nach  Ablauf  der  Pachtzeit  hat  der  Pächter  das  Vorkavifsrecht 
auf  die  Hälfte  seines  Pachtlandes.  Er  ist  verpflichtet,  das  Land  selbst  zu  bewkt- 
schaften  und  ein  niedrig  bemessenes  Minimtua  an  Kapital  zu  investieren.  (Bo  le  - 
t  i  n    0  f  i  0  i  a  1   de  la  Repüblica  Argentina.     Nr.  6916,  12.  Februar  1917.) 
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tönigkeit  des  Landlebens  vorzieht,  überläßt  Verwaltung  und  Bewirtschaftung 
Administratoren  und  Pächtern.  Er  ist  lediglich  Rentenempfänger.  Um 
seine  Grundrente  möglichst  bequem  und  sicher  beziehen  zu  können,  wird 
vielfach  ein  Generalpächter  als  Zwischenpächter  eingeschoben,  der  dem 
Grundherrn  den  Geschäftsverkehr  mit  den  Pachtkolonisten  sowohl  wie  das 
Risiko  des  Pachtgeschäfts  abnimmt.  Zum  Verkauf  von  Parzellen  seines 
Besitzes  entschließt  sich  der  Großgrundbesitzer  nur  selten,  sondern  zieht 
es  vor,  zu  verpachten.  Teils  hält  ihn  die  Erwartung  weiterer  Wertsteigerung 
des  Bodens  davon  ab,  sich  des  Eigentums  für  immer  zu  begeben  und  damit 
ein  für  allemal  auf  zukünftigen  Wertzuwachs  zu  verzichten,  nachdem  die 
Preise  des  Ackerlandes  in  den  letzten  15  Jahren  um  das  Zehnfache  gestiegen 
sind,  teils  führt  ihn  die  außerordentliche  Höhe  der  Pachtsätze  dazu,  am  Pacht- 
systera  festzuhalten. 

Die  kurzsichtige  Bodenpolitik  der  Großgrundbesitzer  bedeutet  für  die 
gesamte  landwirtschaftliche  Entwicklung  des  Landes  in  jeder  Beziehung  ein 
schweres  Hemmnis.  Sie  wirkt  abschreckend  auf  die  Einwanderung,  die  wieder 
aus  dem  Lande  getrieben  wird,  weil  ihr  keine  wohlfeilen  Ansiedlungsmög- 
lichkeiten  geboten  werden^.  Sie  vermindert  die  Dichtigkeit  der  ländhchen 
Bevölkerung,  verursacht  den  Mangel  an  landwirtschaftUchen  Arbeitern  und 
führt  damit  zu  den  hohen  Löhnen,  die  eine  unverhältnismäßige  Belastung  der 
Produktionskosten  des  Ackerbaus  bedeuten.  Sie  bedingt  endlich  die  ständig 
zunehmende  Verbreitung  des  Pachtwesens,  das  für  die  große  Masse  der 
Bauern  keine  günstigen  wirtschaftlichen  Daseinsbedingungen  begründet. 

Was  den  argentinischen  Kolonisten,  insbesondere  den  Italiener 
angeht,  so  mögen  bei  diesem  vielfach  die  psychologischen  Voraussetzungen, 
die  ihm  den  Erwerb  des  Eigentums  an  der  beackerten  Scholle  unter  allen 
Umständen  als  erstrebenswertestes  Ziel  erscheinen  lassen  müßten,  gar  nicht 
gegeben  sein.  Eine  große  Mehrzahl  der  einwandernden  Italiener  und  neuer- 
dings auch  der  Spanier  ist  von  vornherein  nur  auf  einen  vorübergehenden 
Aufenthalt  im  Lande  eingestellt,  dessen  Dauer  sich  nach  der  Zeit  richtet, 
in  der  es  der  Einzelne  zu  größeren  Ersparnissen  bringt.  Die  hohen  Rück- 
wanderungsziffern liefern  uns  hierfür  den  Beweis.  Diesen  Einwanderern, 
die  nur  gekommen  sind,  um  in  wenigen  Jahren  in  der  argentinischen  Land- 
wirtschaft ihr  Glück  zu  machen,  bietet  gerade  das  Pachtsystem  die  geeignete 
Wirtschaftsform.  Erlaubt  dem  Kolonisten  unmittelbar  nach  seiner  Ankunft 
zunächst  seine  Mittellosigkeit  nicht,  Land  zu  erwerben,  so  ist  auch,  falls  er 
wirklich  nach  einigen  Jahren  ein  kleines  Kapital  erübrigt  hat,  der  Wunsch, 
sich  mit  dessen  Hilfe  in  der  alten  Heimat  eine  neue  Existenz  zu  gründen, 
lebhafter  als  das  Bestreben,  das  Erworbene  in  Argentinien  in  Landeigentum 
anzulegen.  Zudem  machen  —  abgesehen  von  der  durchweg  der  Parzelherung 
abgeneigten  Haltung  der  Grundbesitzer  —  die  gewaltig  gestiegenen  Boden- 
preise den  Landkauf  immer  schwieriger. 

Aber  auch  diejenigen  italienischen  Pachtkolonisten,  die  nicht,  sobald 
sie  in  den  Besitz  einiger  Barmittel  gelangt  sind,  sofort  dem  Lande  den  Rücken 

^  Vgl.   Julie  Lopez  Manan,   El   actual  problema  Agrario.    Buenos 
Aires  1912.     S.  6. 
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kehren,  ziehen  es  oft  vor,  weiter  Pächter  zu  bleiben  und  spekulationsmäßig 
eine  möglichst  große  Fläche  mit  einer  einzigen  Fruchtart  in  Teil-  oder  fester 
Geldpacht  zu  bewirtschaften.  Der  extensive  Ackerbaubetrieb  auf  Pachtland, 
ohne  Fruchtwechsel,  ohne  Düngung  uiid  ohne  eine  sorgfältigere  Boden- 
bearbeitung erscheint  ihnen  rationeller  als  die  Möglichkeit,  mit  demselben 
Kapital  ein  kleineres  Eigentum  zu  erwerben,  auf  dem  sie  in  mancher  Be- 
ziehung überlegter  und  intensiver  wirtschaften  müßten.  Der  italienische 
Kolonist  ist  Ackerbauunternehmer  und  nicht  Bauer  im  eigentlichen  Sinne. 
Für  ihn  hat  die  Landwirtschaft  einen  lotteriemäßigen  Charakter,  der  Einsatz 
besteht  in  den  möglichst  niedrigen  Bestellungskosten,  der  Gewinn  in  einer 
besonders  guten  Ernte,  die  ihm  günstige  Wetterbedingungen  bescheren. 
Die  Gewinnchancen  sind  um  so  größer,  je  ausgedehnter  die  Fläche  ist,  die 
er  bestellt  hat.  Er  verwendet  darum  vergrößertes  Betriebskapital,  anstatt 
auf  Intensivierung  der  Anbaumethode  und  damit  auf  Steigerung  der  Er- 
träge auf  die  Flächeneinheit,  lieber  zur  Vergrößerung  der  Anbaufläche 
und  braucht  dazu  wiederum  Pachtland,  denn  die  hohen  Bodenpreise 
gestatten  es  ihm  normalerweise  nicht,  soviel  Land  käuflich  zu  erwerben. 
Damit  besteht  eine  enge  Wechselwirkung  zwischen  dem  Festhalten  an  ex- 
tensiver Betriebsweise  und  der  Tendenz  weiterer  Zunahme  der  Pachtwirt- 
schaften. 

Durch  das  vorstehend  Gesagte  soll  nicht  die  Bedeutung  gerade  des  ita- 
lienischen Kolonistenelements  für  Argentinien  in  ein  falsches  Licht  gerückt 
werden.  Selbstverständlich  gibt  es  auch  eine  Menge  Italiener,  die  nur  solange 
Pächter  bleiben,  bis  ihre  Ersparnisse  es  ihnen  gestatten,  zum  selbständigen 
Eigentümer  aufzurücken,  und  „die  800 — 900  000  Italiener,  welche  jetzt  in 
Argentinien  ansässig  sind,  beweisen  zur  Genüge,  wie  wenig  ihr  Sinn  darauf 
gerichtet  gewesen  ist,  möglichst  schnell  wieder  mit  den  errungenen  Mitteln 
nach  Hause  zurückzukehren^."  Zweifellos  ist  aber  die  Tatsache,  daß  es  bei 
weitem  nicht  das  Ziel  aller  Italiener  ist,  in  Argentinien  Landeigentümer 
zu  werden,  mit  Recht  zur  Erklärung  der  zunehmenden  Verbreitimg  des 
Pachtwesens  heranzuziehen.  Es  wird  auch  sehr  häufig  darauf  hingewiesen, 
daß  der  italienische  Pachtkolonist,  so  außerordentlich  fleißig  er  in  der  Sommer- 
zeit ist  und  so  sehr  er  während  der  Erntemonate  das  Äußerste  seiner  Arbeits- 
kraft hergibt,  im  Winter,  zu  Zeiten  der  toten  landwirtschaftüchen  Saison, 
um  so  ausgiebiger  sich  dem  „dolce  far  niente"  zu  ergeben  pflegt.  Das  muß  sich 
ändern,  sobald  er  ein  kleineres  Eigentum  zu  bewirtschaften  hat,  dessen  Ren- 
tabilität möglichst  günstig  gestaltet  werden  soll.  Die  Beschäftigimg  mit 
Obst-  und  Gemüsebau,  Milchwirtschaft,  Kleinvieh-  und  Geflügelzucht  usw., 
die  auf  dem  argentinischen  Pachthof  niemals  zu  finden  ist,  bewirkt  und  ver- 
langt im  Eigentumsbetrieb  eine  gleichmäßigere  Beschäftigung  und  Ver- 
teilung der  Arbeitsleistimg  über  das  ganze  Jahr.  Die  Erziehung  des  Kolo- 
nisten zu  einer  derartigen  gemischtwirtschaftlichen  Betriebsweise,  die  vor 
allem    gegenüber    der    einseitigen    Einfruchtkultur    die    Betriebserträgnisse 

1  G.  H i II e  r ,  Einwanderung  und  Kolonisation  in  Argentinien.  Berlin 
1912.  S.  107.  Vgl.  hierzu  den  Artikel  des  Verf.:  Die  neuere  deutsche  Literatur 
über  Argentinien  im  „W.  A.",  4.  Bd.,  Heft  1,  S.  181  ff. 
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wesentlich  stabilisiert,  sollte  darum  auch  eine  der  vornehmsten  Aufgaben 
für  die  argentinische  Siedlungspolitik  und  das  landwirtschaftliche  Unter- 
richtswesen sein. 

Ein  maßgebenderer  Grund  für  die  ständige  Zunahme  der  Pachtbetriebe 
ist  ein  rein  agrartechnischer,  bedingt  durch  die  spezifischen  Eigenarten 
südamerikanischer  Land  Wirtschaftsweise.  Die  eingehendere  Untersuchung 
deckt  hier  eigenartige  Zusammenhänge  auf.  Ein  großer  Teil  des  argentini- 
schen Getreideanbaus  findet  auf  Flächen  statt,  die  nicht  dauernd 
für  den  Ackerbau  bestimmt  sind,  sondern  nach  kurzer  BestcUungs- 
periode  wieder  ihrem  ursprünglichen  Nutzungszweck,  der  Viehzucht, 
anheimgegeben  werden.  Dieser  Vorgang  erklärt  sich  aus  dem  Bestreben 
der  Großgrundbesitzer,  ihren  Naturkamp  durch  eine  mehrjährige  Bearbei- 
tung mit  dem  Pfluge  für  ihre  viehzüchterischen  Zwecke  zu  verbessern  und 
in  Qualitätsweiden  umzuwandeln.  Zur  Herstellung  von  Fettweiden  wird 
ausschließlich  Alfalfa,  eine  perennierende  Luzerneart,  verwandt.  Diese  Al- 
falfa  ist  für  Argentinien  neben  dem  Weizen  die  \viclitigste  Anbaupflanze. 
Auf  dem  jungfräulichen  Boden  der  argentinischen  Alluvialebene  erreicht 
sie  eine  Vegetationsdauer  von  10,  15,  ja  20  Jahren  —  abschließende 
Erfahrungen  liegen  in  dieser  Beziehung  noch  nicht  für  alle  Landesteile 
vor  — ,  ohne  erneute  Bearbeitung  zu  verlangen  und  ohne  andrerseits  in 
ihrer  Ertragsfälligkeit  als  Futterpflanze  wesentlich  nachzulassen.  Ferner 
bereichert  sie  als  Leguminose  den  Boden  ständig  mit  Stickstoff  und  er- 
reicht mit  ihren  außerordentlich  starken  und  tiefdringenden  Wurzeln  das 
Grundwasser  noch  in  erheblichen  Tiefen,  ist  somit  in  hohem  Grade  von 
den  Kegenfällen  unabhängig. 

Der  Großgrundbesitzer  führt  nun  diese  Umwandlung  der  natürlichen 
Steppengrasflächen  in  mit  Alfalfa  besetzte  Kunstweiden,  die  erst  die  Züch- 
tung hochwertiger  Viehrassen  und  damit  die  Produktion  erstklassigen  Fleisches 
für  die  Ausfuhr  in  Gestalt  von  Gefrierfleisch  ermögUchen,  nicht  selbst  durch, 
sondern  überträgt  sie  auf  dem  Wege  des  Pachtvertrages  an  den  Kolonisten. 
Die  Neuschaffung  von  fast  7  Mill.  ha  Luzerneweiden  in  den  letzten  20  Jahren, 
die  gegenwärtig  eine  ganz  unentbehrliche  Grundlage  der  modernen  argen- 
tinischen Viehzucht  und  der  Fleischausfuhr  bilden,  ist  also  dem  Verdienst 
der  Pachtkolonisten  zuzuschreiben  und  nicht  dem  des  Grundbesitzers  und 
Viehzüchters  selbst.  Praktisch  wird  nun  dieses  Ziel  erreicht,  indem  in  den 
Pachtvertrag  die  Bestimmung  aufgenommen  wird,  daß  der  Pächter  am  Ende 
der  Vertragszeit,  die  in  der  Eegel  2 — 3,  höchstens  5  Jahre  dauert,  in  die  letzte 
Aussaat  von  Weizen  oder  Leinsaat  Alfalfa  mit  eindrillen  muß,  wozu  ihm 
das  nötige  Saatgut  vom  Grundbesitzer  geliefert  wird. 

In  derartigen  Pachtverträgen  ist  meistens  auch  bestimmt,  daß  die  pro- 
visorische Behausung,  in  welcher  der  Kolonist  während  der  kurzen  Vertrags- 
zeit gewohnt  hat,  wieder  dem  Erdboden  gleichgemacht,  Brunnen  zugeschüttet, 
Umzäunungen  niedergelegt,  kurz  alles  beseitigt  werden  muß,  was  dem  vollen 
Wiedereinsetzen  des  Viehzuchtbetriebes  hinderlich  sein  könnte.  Daß  bei 
diesem  System  sich  kein  Anhänglichkeitsgefühl  des  Pachtbauern  an  den 
von  ihm  bebauten  Acker  entwickeln  kann,  ist  selbstverständlich.     Er  hat 
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kein  Interesse  daran,  sein  Haus  und  dessen  Umgebung  wohnliclier  zu  ge- 
stalten, wenn  er  weiß,  daß  er  nach  3  Jahren  weiterziehen  muß.  Darum  pflanzt 
er  keine  Bäume,  wenn  ihn  der  Pachtvertrag  nicht  ausdrücklich  dazu  ver- 
pflichtet^, darum  baut  er  keinen  Schuppen,  sondern  läßt  seine  Maschinen 
das  ganze  Jahr  im  Freien  liegen,  darum  legt  er  keinen  Garten  an  usw.  Sein 
einziges  Streben  ist  darauf  gerichtet,  mit  möglichst  geringem  Kostenauf- 
wand raubbaumäßig  Erntegewinne  zu  erzielen. 

Es  ist  mit  Sicherheit  anzunehmen,  daß  diese  Pachtbetriebe,  bei  denen  auf 
nur  vorübergehend  dem  Ackerbau  gewidmeten  Flächen  Getreide  gebaut  ist 
—  zwecks  Verfeinerung  des  Bodens,  Herstellung  von  Alfaifaweiden  und  zur 
Neubesäung  erschöpfter  Luzerneflächen  —  sich  in  Zukunft  noch  weiter 
vermehren  werden.  Dieser  Prozeß  hört,  soweit  es  sich  nicht  um  Erneuerung 
erschöpfter  Alfalfa weiden  handelt,  erst  auf,  wenn  die  gesamte  alfalfaanbau- 
fähige  Zone  mit  Luzerne  besetzt  ist.  Die  Schätzungen  über  ihren  Umfang 
gehen  sehr  auseinander,  doch  ist  wahrscheinlich,  daß  die  vorhandenen  7  Mill. 
ha  noch  nicht  die  Hälfte  der  Alfalfazone  ausmachen.  Es  ist  also  zur  weiteren 
Ausdehnung  Raum  genug  vorhanden,  andererseits  aber  auch  zu  erwarten, 
daß  die  Grundbesitzer  für  ihre  ständig  verbesserten  Viehrassen  in  zuneh- 
mendem Maße  die  Verfeinerung  ihrer  Kämpe  auf  dem  geschilderten  Pacht- 
wege vornehmen  werden.  Die  Viehzucht  und  ihre  Bedürfnisse  geben  den 
Anstoß  zu  einer  ständigen  weiteren  Vermehrung  der  interimistischen  Ge- 
treideanbauflächen, welche  die  unumstrittene  Domäne  des  Pächtertums 
sind. 

Ein  letzter  und  wichtigster  Grund  endUch,  der  neuerdings  in  immer 
ausgedehnterem  Maße  den  Übergang  zum  Pachtsystem  veranlaßt  hat,  sind 
die  riesigen  Steigerungen,  welche  die  Boden  preise  in  der  Haupt- 
anbauzone erfahren  haben.  Die  rasche  Entwicklung  der  landwirtschaft- 
lichen Produktion  mußte  naturgemäß  eme  ständige  Wertsteigerung  des 
Bodens  zur  Folge  haben.  Diese  überschritt  aber  infolge  der  allgemein  be- 
triebenen Landspekulation  vielfach  das  berechtigte  Maß  erheblich.  An- 
dererseits stieg  mit  der  fortschreitenden  landwirtschaftlichen  Erschheßung 
des  Landes  und  der  zunehmenden  Einwanderung  die  Nachfrage  nach  land- 
wirtschaftlichem Boden,  während  durch  die  schon  besprochene  Abneigung 
der  Großgrundbesitzer  gegen  Verkleinerung  ihres  Besitzes  durch  Parzellen- 
verkauf das  Verhältnis  von  Angebot  und  Nachfrage  auf  dem  Gütermarkt 
sich  zuungunsten  der  Landsuchenden  verschieben  mußte.  Ein  Preis  von 
200  Pesos  für  den  ha  dürfte  dem  heutigen  mittleren  Durchschnitt  am  meisten 
entsprechen,  wobei  entsprechende  Preissteigerungen  eintreten,  je  näher  das 
Land  den  Bahnstationen  und  Verschiffungshäfen  liegt^.  Unzweifelhaft  ist 
die  Bodenbewertung  weit  über  die  Grenze  hinausgegangen,  bis  zu  der  sie 
durch   Verkehrsanlagen,    Bodenmelioration,    Bevölkerungszuwachs   und   er- 

^  Die  Besetzung  der  gänzlich  baumlosen  Pampa  mit  Baumwuchs  ist  ein 
wichtiges  Problem,  besonders  auch  miter  dem  Gesichtspunkt  des  Ausgleichs 
klimatischer  Vorgänge. 

2  Vgl.  für  die  Zeit  vor  dem  Kriege  „Mitteilungen  des  Deutsch- 
Argentinischen  Zentralverbandes,"  3.  Heft,  1913,  S.  112  und 
5.  Heft,  1914,  S.  141. 
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höhte  Rentabilität  gerechtfertigt  war.  Für  das  Pachtwesen  hat  dies  zwei 
bedeutsame  Folgen:  einmal  sind  den  Bodenpreisen  entsprechend  die  Pacht- 
preise bedeutend  gestiegen,  zum  andern  erschweren  die  hohen  Landpreise 
dem  mittellosen  Pächter  das  Aufsteigen  zum  Eigentümer  auf  das  Bedenk- 
lichste und  tragen  somit  zur  Erhaltung  und  Verbreitung  des  Pachtwesens 
bei.  In  der  Getreidezone  dürfte  es  dem  Bauern  gegenwärtig  fast  unmöglich 
geworden  sein,  Land  in  guter  Verkehrslage  und  von  guter  Bodenbeschaffen- 
heit zu  einem  Preise  zu  erwerben,  bei  dem  er,  bei  der  gegenwärtigen  exten- 
siven Betriebsweise,  mit  pekuniärem  Erfolg  wirtschaften  könnte^. 

Die  Frage  ist  nicht  leicht  zu  entscheiden,  ob  sich  innerhalb  des  argen- 
tinischen Pachtwesens  allmählich  ein  seßhafter  Getreidebau,  bei  dem  die- 
selbe Landfläche  in  ununterbrochener  Folge  vom  Pächter  bestellt  wird, 
entwickeln  oder  ob  der  nomadisierende  Pachtbetrieb  die  Oberhand  behalten 
wird.  Zunächst  wird  der  wandernde  Körnerbau  in  der  Unternehmungsform 
der  Pachtung  durch  die  Erfordernisse  der  Viehzucht  immer  neuen  Anstoß 
erhalten.  Letzten  Endes  kann  angesichts  der  Einstellung  der  gesamten 
argentinischen  Landwirtschaft  auf  den  Export  allein  die  Konjunktur  auf 
dem  Weltmärkte  auf  diesen  Prozeß  entscheidenden  Einfluß  ausüben.  Gün- 
stige Getreideweltmarktpreise  mögen  vorübergehend  auch  dem  pachtweisen 
Getreideanbau  auf  ,, Interimsackerbauflächen"  mehr  den  Charakter  des 
Selbstzwecks  geben.  Seit  dem  Kriege  haben  die  hohen  Fleischpreise,  mit 
ihrer  Tendenz,  schneller  zu  steigen  als  die  Weizenpreise,  die  Grundbesitzer 
erneut  dazu  geführt,  den  Schwerpunkt  ihres  Wirtschaftsinteresses  auf  die 
Viehzucht  zu  verlegen.  Zudem  entsprechen  bei  den  hohen  Bodenpreisen 
die  gezahlten  Pachtsätze  trotz  ihrer  relativen  Höhe  häufig  nicht  einer  an- 
gemessenen Verzinsung  des  im  Boden  investierten  Kapitals  vorausgesetzt, 
daß  der  Grundeigentümer  sein  Land  erst  in  neuerer  Zeit  erworben  hat.  Die 
landläufigen  Hypothekenzinssätze  betragen  12 — 15%!  Freilich  pflegt  der 
derartig  entstehende  Verlust  durch  den  eintretenden  Wertzuwachs  aus- 
geglichen zu  werden.  In  allen  solchen  Fällen  wird  der  Ackerbau  nur  betrieben, 
um  den  Handelswert  des  Bodens  zu  erhöhen.  Die  Verpachtung  dient  mittel- 
bar der  Landspekulation. 

Zahlenmäßige  Unterlagen  zur  Beurteilung  der  Frage,  wie  groß  durch- 
schnittlich der  Anteil  der  Wanderpächter  an  der  jeweiligen  Gesamtzahl 
der  Pachtbetriebe  ist,  sind  nicht  vorhanden.  Sicherlich  beträgt  ihre  Zahl 
weit  mehr  als  die  Hälfte  aller  körnerbauenden  Betriebe  der  Hauptacker- 
bauzone überhaupt.  Daß  diese  Zahl,  trotz  aller  möglichen  Erfolge  innerer 
Kolonisation  und  sonstiger  Einflüsse,  noch  eine  gewisse  Zunahme  erfahren 
wird,  dafür  sorgen  zwei  Tatsachen.  Einmal  sind  noch  Millionen  ha  jung- 
fräulichen Landes  vorhanden,  die  durch  melirjährigen  Körnerbau,  haupt- 
sächlich Weizen,  verfeinert  werden  müssen;  zum  andern  wird  immer  wieder 
auf  ,, luzernemüden"  Böden,  die  aber  dadurch  ihrer  Dauerbestimmung  zur 
Viehzucht  nur  vorübergehend  entzogen  werden,  von  neuem  Weizen,  Lein- 

^E.  Pfannenschmidt,  Die  landwirtschaftlichen  Produktionsver- 
hältnisse Argentiniers.  (Schriften  des  Vereins  für  Sazialpolitik.  141.  Band).  Mün- 
chen iwd  Leipzig  1913.    S.  39. 
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saat  und  Mais  gebaut  werden.  Damit  eröffnet  sich  zugleich  die  Aussicht, 
daß  dem  Weltmarkt  auf  eine  Keihe  von  Jahren  hinaus  noch  große 
Mengen  argentinischen  Getreides,  die  Produktion  dieser  auf  Interimsacker- 
bauland arbeitenden  Wanderpächter  zufließen  werden. 

Was  die  vertraglichen  Bedingungen  der  Pacht  betrifft,  so  herrscht 
in  Argentinien  das  System  der  Anteilpacht  vor,  besonders  im  nomadi- 
sierenden Pachtbau.  Die  Naturalabgabe,  in  der  die  Pachtsumme  besteht,  ist 
keine  absolute  Größe,  sondern  stellt  einen  prozentualen  Anteil  des  Reinertrages 
in  der  natürlichen  Form,  in  der  er  aus  der  Wirtschaft  herauswächst,  dar. 
Ist  der  Ertrag  niedrig,  so  fällt  mit  dem  geringeren  Wirtschaftseinkommen 
des  Pächters  auch  die  Pachteinkunft  des  Grundeigentümers ;  steigt  der  Ertrag 
dagegen,  so  steigt  zugleich  mit  dem  erhöhten  Gewinn  des  Pachtbauern  auch 
der  Gewinnanteil  des  Eigentümers,  der  das  Plus  des  Bauern  verringert. 
Dieses  Prinzip  wirkt  nach  den  argentinischen  Erfahrungen  hemmend  auf 
den  Produzenten  und  den  agrarischen  Fortschritt.  Für  den  Pachtbauern 
fehlt  der  Anreiz,  über  ein  bestimmtes,  niedrig  bleibendes  Minimum  hinaus 
durch  erhöhten  Arbeits-  oder  Kapitalaufwand  eine  Ertragssteigerung  zu 
erstreben,  weil  sich  seine  Produktionskosten  —  unter  deren  Faktoren  die 
Pachtsumme  der  bedeutendste  ist  —  gleichzeitig  mit  den  gesteigerten  Er- 
trägen automatisch  erhöhen.  Dies  bedeutet,  daß  der  Kolonist  durch  das 
Anteilpachtsystem  wiederum  nur  dazu  veranlaßt  wird,  an  seiner  extensiven 
Betriebsweise  festzuhalten  und  wohl  durch  Vergrößerung  der  Fläche,  die  er 
unter  den  Pflug  nimmt,  nicht  aber  durch  intensivierte  Kulturmethoden 
eine  Ertragssteigerung  zu  versuchen. 

Die  außerordentliche  Unsicherheit  der  argentinischen  Ernten,  deren 
Totalverlust  in  einzelnen  Landesteilen  durch  Dürre,  Hagelschlag  oder  Heu- 
schreckenfraß jährlich  droht,  macht  den  Pächter  der  Dialektik  des  Grund- 
besitzers besonders  zugängUch,  welcher  ihm  die  Anteilpacht  als  die  Risiko- 
verteilung auf  zwei  Schultern  darstellt,  ihm  aber  verschweigt,  wie  unver- 
hältnismäßig wenig  seine  Gewinnaussichten  bei  gutem  Ernteausfall  steigen. 
Diese  geringe  Beständigkeit  des  Ernteausfalles  von  einem  Jahr  zum  andern 
ist  zweifellos  als  ein  Hauptgrund  für  die  allgemeine  Verbreitung  der  An- 
teilwirtschaft anzusehen. 

Der  gänzlich  mittellose  Einwanderer,  der  als  einziges  Kapital  seine 
Arbeitskraft  mitbringt,  beginnt  als  H  a  1  b  p  ä  c  h  t  e  r.  Als  solcher  arbeitet  er 
ohne  eigenes  Inventar.  Der  Grundbesitzer  stellt  ihm  Arbeitstiere,  Maschinen 
und  Saatgut  zur  Verfügung,  gibt  ihm  häufig  sogar  Kleidung  und  Lebens- 
unterhalt bis  zur  kommenden  Ernte  auf  Kredit.  Der  Pachtvertrag  läuft 
meist  nur  auf  ein  Jahr.  Der  Pächter  trägt  die  Kosten  für  die  gesamte  Be- 
stellung und  Ernte,  auch  die  Dresch-  und  Transportunkosten  für  die  auf 
den  Grundbesitzer  entfallende  Erntehälfte.  Die  Teilung  des  Ernteertrages 
erfolgt  zu  gleichen  Hälften  nach  dem  Erdrusch.  Da  es  sich  bei  diesen  Me- 
dieroverträgen  meist  um  das  erste  Umbrechen  jungfräulichen  Bodens  handelt, 
findet  sich  häufig  die  Vereinbarung,  daß  mehrmaUges  Pflügen  und  Einsaat 
von  Luzerne  besonders  vergütet  wird.     Die  Pachtverträge  sind  mehr  oder 


Wirtschaftliche,  soziale  und  kulturelle  Zustandsschilderungen.  17* 

minder  deutlich  auf  den  einseitigen  Zweck  der  Grundbesitzer,  Verbesserung 
des  Bodens  für  die  Viehweide,  zugeschnitten. 

Dem  mittellosen  Halbpächter  steht  der  Vollpächter  gegenüber,  der 
sich  im  Besitz  von  Betriebskapital  befindet  und  mit  eigenem  Inventar  wirt- 
schaftet. Auch  er  zieht  es  vor,  die  Pacht  nicht  in  einem  festen  Geldsatz, 
sondern  in  einem  Erntebruchteil  zu  entrichten.  Der  Vertrag  läuft  in  der 
Regel  auf  3  Jahre.  In  seiner  typischen  Form  enthält  er  ebenfalls  stets  eine 
Reihe  von  Vorschriften,  die  nur  die  Interessen  des  Grundbesitzers  vertreten. 
Er  schreibt  vor,  der  wievielte  Teil  des  Pachtlandes  als  Weide  für  die  Arbeits- 
tiere des  Pächters  liegen  bleiben  darf,  ohne  unter  den  Pflug  genommen 
werden  zu  müssen.  Hat  der  Pächter  die  übrige  Fläche  nicht  voll  bestellt, 
so  hat  er  auch  für  den  unbestellt  gebHebenen  Acker  nach  Maßgabe  des  auf 
dem  bestellten  geernteten  Ertrages  den  Pachtanteil  zu  entrichten.  Oft  wird 
die  Fruchtart  vorgeschrieben,  die  anzubauen  ist^.  Die  wirtschaftliche  Ent» 
Schlußfreiheit  und  Initiative  des  Anteilpächters  ist  auf  Schritt  und  Tritt 
gehemmt  und  der  dauernden  Bevormundung  des  Eigentümers  unterstellt. 
In  noch  viel  ausgeprägterem  Maße  ist  dies  der  Fall,  wenn,  was  auf  großen 
Latifundien  häufig  geschieht,  sich  zwischen  Grundeigentümer  und  Kolonist 
ein  Generalpächter  einschiebt,  der  mächtige  Flächen  auf  feste  Vorschuß- 
raten mietet  und  dieselben  dann  in  kleineren  Stücken  an  Kolonisten  mit 
einem  entsprechenden  Aufschlag  weiterverpachtet.  Die  Zahl  dieser  Pacht- 
kolonisationsunternehmer, wie  sie  in  Argentinien  genannt  werden,  vermehrt 
sich  ständig.  Das  Verfahren,  das  die  Verfügung  über  größere  Kapital- 
summen zur  Voraussetzung  hat,  wirft  durchweg  große  Gewinne  ab.      Die 

^  Das  „Argentinische  Wochenblatt"  vom  15.  März  1919 
(S.  58)  bringt  ein  sehr  krasses  Beispiel  eines  derartigen  Vertrages,  dessen  Einzel- 
bestimmungen unglaubliche  Härten  enthalten.  Es  handelt  sich  um  einen  ge- 
dnickten  Pachtvertrag,  der  den  Ansiedlern  der  Pächterkolonie  ,,Cotita"  in  Hucal 
(Ferrocarril  Pacifico)  zur  Unterschrift  vorgelegt  wird.  Die  Dauer  des  Vertrages 
ist  3  Jahre.  Der  Pachtzins  besteht  aus  20°/o  des  Ernteertrages,  der  in  neue 
Säcke  verpackt  in  die  Lagerschuppen  abgeliefert  werden  muß.  Das  Land  ist 
mit  Weizen  zu  bestellen,  und  zwar  vom  ersten  Jahre  ab  in  seiner  ganzen  Aus- 
dehnung. Weiterverpachtung  ist  verboten.  Der  Grundherr  hat  das  Recht,  zur 
Beaufsichtigung  der  Ernte  Inspektoren  zu  ernennen,  die  der  Pächter  unterbringen 
und  beköstigen  muß.  Für  jeden  nicht  bestellten  ha  zahlt  der  Pächter  10  Pesos 
Strafe,  außerdem  den  auf  das  nichtbestellte  Land  entfallenden  Emteertragsteil. 
Der  Pächter  muß  sein  Land,  bei  einer  vom  Grundherrn  zu  bezeichnenden  Gesell- 
schaft, gegen  Hagel  versichern.  Geht  die  Ernte  dm-ch  Hagel  verloren,  so  hat 
er  IS'/o  der  Versicherungssumme  an  den  Grundbesitzer  abzuführen.  Der  Pächter 
darf  6  Kühe  und  für  je  5  ha  ein  Pferd  halten,  für  jede  weitere  Kuh  hat  er  10 
Pesos  jährlich  zu  zahlen.  Ackergerät  und  Vieh  gelten  als  Pfand  für  die  Ver- 
waltung und  dürfen  nicht  vor  Ablauf  des  Kontraktes  entfernt  oder  veräußert 
werden.  In  der  Erntezeit  darf  der  Pächter  von  dem  Wasser  der  auf  seinem 
Land  stehenden  Mühlen  (Windmotore,  die  Wasser  pumpen)  für  sich  und  sein  Vieh 
erst  Gebrauch  machen,  nachdem  der  Bedarf  der  landwirtschaftlichen  Meischinen 
gedeckt  ist.  Der  Pächter  hat  das  in  der  Nähe  weidende  Vieh  des  Grundherrn 
zu  überwachen.  Wird  eine  der  Vertragsklauseln  nicht  erfüllt,  so  kann  der 
Grundherr  den  Vertrag  für  gelöst  erklären  oder  auf  eine  genaue  Erfüllung  dringen. 
Im  ersteren  Falle  hat  der  Pächter  das  Land  binnen  10  Tagen  zu  räumen  und 
auf  die  noch  stehende  Ernte  und  alle  von  ihm  eingeführten  Verbesserungen  ohne 
Entschädigung  zu  verzichten. 
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Pachtunternelimer  spielen  gleichzeitig  eine  wichtige  Rolle  als  ländliche 
Kreditgeber. 

Neben  den  mannigfachen  Variationen  der  Pachtbedingungen  stehen 
noch  erheblich  größere  Schwankungen  in  den  Pachtpreisen.  Bei  der  Anteil- 
pacht  bewegen  sich  die  Sätze  gegenwärtig  im  Durchschnitt  zwischen  20 
und  30%  der  Ernte.  Sie  pflegen  bei  Mais-  und  Leinsaatbau  stets  etwas  höher 
zu  sein  als  bei  Weizenbau.  Der  Grund  dafür  liegt  darin,  daß  Mais  und  Lein- 
saat größere  Anforderungen  an  die  Kraft  des  Bodens  stellen  und  auf  jung- 
fräulichem Kamp  höhere  Erträge  abwerfen  als  der  Weizen.  Für  1910  gibt 
die  ,,Estadistica  Agricola"  als  höchsten  Pachtsatz  35  %  Ernteanteil  an,  als  nie- 
drigsten 9%  in  entlegenen  Teilen  der  Provinz  Entre  Rios.  Die  Abstufung 
der  Sätze  innerhalb  desselben  Gebietes  von  gleicher  Bodenbeschaffenheit 
geschieht  ausschlaggebend  nach  der  größeren  oder  geringeren  Entfernung 
zur  nächstgelegenen  Bahnstation.  Die  Pachtverträge  schreiben  regelmäßig 
vor,  daß  der  Pacht  anteil  an  Getreide  in  neue  Säcke  verpackt  auf  der  Bahn- 
station abzuliefern  ist.  Hat  der  Grundbesitzer  nach  dem  Vertrage  das  Recht, 
sich  aus  der  gesamten  Ernte  seines  Pächters  Getreide  bester  Qualität  aus- 
zuwählen, für  das  er  unter  Umständen  einen  höheren  Preis  erzielt  als  der 
Kolonist  für  die  ihm  verbleibenden  geringwertigeren  Mengen,  so  bedeutet 
das  natürlich  für  letzteren  eine  besondere  Benachteiligung,  für  den  Grund- 
besitzer dagegen  eine  Erhöhung  des  Pachtzinses. 

Daß  die  Pachtabgaben  vielfach  eine  drückende  Höhe  erreicht  haben, 
geht  daraus  hervor,  daß  die  Pächter  seit  einer  Reihe  von  Jahren  durch  immer 
wiederkehrende  Streiks  ihre  Lage  zu  bessern  suchen.  Auch  während  des 
Krieges  fanden  derartige  Pächterstreiks  der  Kolonisten,  die  sich  inzwischen 
teilweise  in  der  Federacion  Agraria  organisiert  haben,  statt,  so  1917  in  der 
Provinz  Santa  Fe^.  Verlangt  wird  außer  Herabsetzung  der  Pachtsätze  vor 
allem  auch  Verlängerung  der  kurzen  Pachtfristen  und  Beseitigung  einer 
Reihe  von  drückenden  Vertragsklauseln.  Es  bedeutet  z.  B.  unzweifelhaft 
eine  Ungerechtigkeit,  den  Pächter  zur  Abheferung  gesunden,  reinen  und 
trockenen  Getreides  zu  verpflichten  und  ihm  bei  Nichtinnehalten  dieser 
Vorschrift  erhebhche  Abzüge  zu  machen,  wenn  das  gänzliche  Fehlen  von 
Schuppen  und  Speichern  auf  der  Pachtung  wie  auf  der  Bahnstation,  wie 
es  in  weiten  Gebieten  der  Ackerbauzone  noch  allgemein  der  Fall  ist,  es  ihm 
zur  Unmöghchkeit  macht,  die  Ernte  den  schädigenden  Einflüssen  der  Witte- 
rung zu  entziehen^. 

Der  argentinische  Pachtkolonist  pflegt  seine  ohnehin  sehr  schwierige 
wirtschaftliche  Lage  durch  eine  Reihe  typischer  und  stets  sich  wiederholen- 
der fundamentaler  Fehler  in  der  Eiilrichtung  und  Führung  seines  Betriebes 
zu  verschärfen.      Sie  erklären  sich  aus  der  mangelhaften  Vorbildung  und 


1  „F  a  1  r  p  1  a  y",  vom  21.  Juni  1917.  Die  englische  Zeitung  bemerkt  dazu: 
„Möglicherweise  werden  die  Kolonisten  in  ihrem  Widerstand  durch  deutsches  Gold 
unterstützt"  ( !). 

2  Die  Frage  der  Herstellimg  von  Getreidespeichern  im  Innern  des  Landes, 
das  „Elevatorenproblem",  wird  schon  seit  langem  lebhaft  diskutiert.  Ihre  Lösung 
wird  in  befriedigender  Weise  nur  auf  genossenschaftlichem  W^ge  zu  erreichen  sein. 
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Schulung  sowie  dem  geringen  Maß  landwirtschaftlicher  Fachkenntnisse, 
über  das  der  große  Durchschnitt  der  Ackerbautreibenden  verfügt^.  Der 
mittellos  ins  Land  gekommene  Einwanderer,  der  sich  als  Landarbeiter  ein 
geringes  Kapital  erübrigt  hat,  übernimmt  —  in  dem  begreiflichen  Streben, 
möglichst  schnell  selbständig  zu  werden  und  größeren  Gewinn  zu  erzielen  — 
eine  eigene  Pachtung,  ohne  die  nötige  praktische  Erfahrung  gesammelt  zu 
haben.  Er  ist  gar  nicht  in  der  Lage,  zu  prüfen,  ob  die  Größe  der  Fläche,  die 
er  zu  bestellen  unternimmt,  im  richtigen  Verhältnis  zu  seinen  Betriebsmitteln 
und  seiner  Arbeitskraft  steht.  Der  Fall  ist  häufig,  daß  die  ersten  Einrich- 
tungskosten sein  ganzes  Kapital  aufzehren  und  er  schon  auf  Kredit  ange- 
wiesen ist,  ehe  er  die  erste  Furche  gezogen  hat.  Da  er  meist,  durch  seinen 
Pachtvertrag  gezwungen,  eine  viel  zu  große  Fläche  bestellt,  ist  er  besonders 
in  der  Ernte  darauf  angewiesen,  teure  Arbeitskräfte  zu  mieten,  die  seine 
Betriebskosten  unverhältnismäßig  hoch  belasten.  Hat  er  wirklich  eine  gute 
Ernte  eingebracht,  so  unterliegt  er,  der  in  65  von  100  Fällen  Analphabet 
ist  und  von  Marktpreisen  nichts  weiß,  der  geistigen  Überlegenheit  des  Händ- 
lers. „Der  Ackerbau  liegt  in  unerfahrenen  Händen,  und  die  wirtschaftlichen 
Anforderungen,  die  er  stellt,  können  von  der  landwirtschaftUchen  Bevöl- 
kerung, wie  wir  sie  haben,  nicht  erfüllt  werden"  2. 

Das  Pachtwesen  hat  an  der  landwirtschaftlichen  Entwicklung  Argen- 
tiniens entscheidenden  Anteil,  ja  es  hat  sie  zum  Teil  überhaupt  erst  mögUch 
gemacht.  Auf  dem  Wege  der  Verpachtung  entstanden  sowohl  die  gewaltigen 
Kunstweideflächen  wie  die  Millionen  Hektar  von  Weizen-  und  Maisfeldern, 
beides  zusammen  die  Grundlagen  für  die  agrarische  Exportkraft  und  den 
wirtschaftlichen  Aufschwung  des  Landes.  Vielleicht  war  das  Pachtsystem 
das  allein  geeignete  Wirtschaftsinstrument,  um  eine  solche  sprunghafte  agra- 
rische Expansion  zu  vermrklichen.  Durch  die  Teilpacht  wird  der  Kreis 
derjenigen,  die  unabhängig  von  Betriebskapital  selbständig  Ackerbau  treiben 
können,  bedeutend  erweitert  und  damit  die  Zahl  der  Betriebe  und  die  Ge- 
samtproduktion von  Getreide  vermehrt. 

Diesen  allgemein  fördernden  Einwirkungen  auf  die  Volkswirtschaft  stehen 
die  erwähnten  schweren  Nachteile  entgegen,  die  das  argentinische  Pacht- 
system gezeitigt  hat. 

Es  hat  nicht  an  Vorschlägen  zur  Lösung  des  schwierigen  Agrar- 
problems  gefehlt.  Vielfach  erhofft  man  alles  vom  Ausbau  des  länd- 
lichen Kredit-  und  Genossenschaftswesens  wie  von  dei  weiteren  Aus- 
dehnung der  durch  landwirtschaftliches  Unterrichts-  und  Versuchswesen 
erfolgenden  Aufklärung  der  Bauern.  Man  fordert  die  Grundbesitzer  zur 
Verlängerung  der  Pachtfristen  auf  und  weist  die  Kolonisten  auf  die  Not- 
wendigkeit hin,  ihre  Betriebsgrößen  einzuschränken  und  von  der  schädUchen 
Monokultur  zur  gemischten  Wirtschaft  und  zum  Fruchtwechsel,  vom  exten- 

^  Vgl.  den  Bericht  der  zur  Untersuchung  der  Ursachen  des  großen  Pächter- 
streika  von  1913  eingesetzten  staatlichen  Koracaission:  Conflictos  Agra- 
rios.  „Investigaciones  AgricoJa  s",  Nr.  4.  Dirccciön  General  de 
Agricultura  y  Defensa  Agricola.     Buenos  Aires  1913.     S.  7ff. 

^  ,,I  n  v  e  s  t  i  g  a  c  i  o  n  e  8    A  g  r  i  c  ol  a  s"  a.  a.  O.,  S.  13. 
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siven 'System,  das  sich  mit  den  gesteigerten  Boden-  und  Lebensmittelpreisen 
nicht  mehr  verträgt,  zum  intensiven  überzugehen.  Alles  das  ist  nötig  und 
nützlich,  berührt  aber  nicht  den  Kern  des  Problems.  Im  Wandergetreide- 
anbau, den  die  Interessen  der  Grundbesitzer  aufrechterhalten,  ist  aus  nahe- 
liegenden Gründen  eine  Änderung  der  gegenwärtigen  Betriebsmethode  gar 
nicht  ohne  weiteres  möglich,  ebensowenig  eine  Verlängerung  der  Pacht- 
fristen. 

Eine  wirklich  durchgreifende  Reform  des  Pachtwesens,  die  eine  Um- 
organisierung  des  gesamten  Ackerbaues  bedeutet,  kann  nur  mit  einer  Ände- 
rung der  gegenwärtigen  Grundbesitzverteilung  und  mit  dem  Fortschritt 
der  inneren  Kolonisation  erfolgen.  Die  Kolonisation  muß  die  große  Masse 
der  Pachtkolonisten  in  freie  Bauern  auf  eigener  Scholle  verwandeln.  Das 
fast  völüge  Fehlen  eines  Kleinbauernstandes  ist  die  größte  Schwäche  in 
der  Organisation  der  argentinischen  Landwirtschaft.  Die  Grundbesitz- 
verteilung hat  das  Pachtsystem  in  seinen  besonderen  und  eigenartigen  Er- 
scheinungsformen herausgebildet,  sie  hat  den  Pächter  zu  dem  getreide- 
bauenden Nomaden  gemacht,  als  der  er  uns  heute  entgegentritt. 

Das  Ergebnis  unserer  Untersuchung  ist,  daß  die  wirtschaftHche  Lage 
der  großen  Mehrzahl  der  argentinischen  Pachtkolonisten  keine  sehr  gute  ist. 
Der  Krieg  hat  in  dieser  Richtung  nicht  bessernd  gewirkt.  Nach  der  völligen 
Mißernte  1916/17,  die  infolge  langanhaltender  Dürren  und  Auftretens  rie- 
siger Heuschreckenschwärme  eintrat,  war  die  Lage  vieler  Kolonisten  so 
kritisch,  daß  die  Regierung  sich  zu  einer  größeren  Hilfsaktion  in  Gestalt 
der  Gewährung  von  Darlehen  durch  die  Nationalbank  und  Verteilung  von 
Saatgut  genötigt  sah^.  In  den  guten  Enitejahren  des  Krieges  wurden  ent- 
gegen den  Hoffnungen,  welche  die  argentinischen  Bauern  auf  reiche  Ernten 
und  den  hohen  Getreidepreis  in  Europa  gesetzt  hatten,  die  Ergebnisse  stark 
durch  den  Schiffsraummangel  und  die  außerordentliche  Steigerung  der 
Frachtsätze,  die  für  Getreide  höher  waren  als  der  Wert  der  Ware  im  Er- 
zeugungsland, beeinträchtigt. 

„Auf  das  Heraufarbeiten  zu  der  selbständigen  Existenz  eines  unab- 
hängigen Grundeigentümers  darf  der  mittellose  Pächter  nur  dann  rechnen, 
wenn  er  das  Glück  hat,  mehrere  gute  Ernten  in  rascher  Folge  zu  haben, 
und  es  versteht,  das  Gewonnene  durch  sehr  große  Sparsamkeit  festzuhalten". ^ 
Daraus  ergeben  sich  die  Folgerungen  für  den  mittellosen  Einwanderer. 
Gewiß  ist  diesem  durch  die  Teilpacht  die  Möglichkeit  gegeben,  sich  im  Acker- 
bau heraufzuarbeiten  und  selbständig  zu  werden.  Der  Weg  des  Aufstiegs 
geht  über  die  3  Etappen  des  Lohnarbeiters,  des  Halbpächters,  des  Voll- 
pächters zum  Eigentümer.  Er  ist  mühselig  und  führt  häufig  nicht  zu  dem 
erstrebten  Ziel.  Der  mittellose  Einwanderer,  besonders  der  Deutsche,  der 
zudem  in  der  physischen  Leistungsfähigkeit,  wie  sie  besonders  die  Ernte- 
arbeit in  den  heißesten  Monaten  des  Jahres  verlangt,  dem  Romanen  durch- 
weg weit  unterlegen  ist,  ohne  dabei  von  der  gleichen  Anspruchslosigkeit  zu 
sein,  sollte  meines  Erachtens  am  besten  von  vornherein  auf  diese  Möglich- 

i„The   Standard".     Buenos  Aires.     13.  Juni  1918. 
2  P  f  a  n  n  e  n  s  c  h  m  i  d  t ,    a.  a.  O.,  S.  59, 
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keit,  auf  dem  Pachtwege  selbständig  zu  werden,  ganz  verzichten.  Er  sollte 
statt  dessen  sein  Heil  im  Anschluß  an  ein  Kolonisationsunternehmen  suchen 
mid  nicht,  wie  es  der  argentinische  Pächter  tun  muß,  spekulationsmäßig 
auf  großer  Fläche  Monokultur  treiben,  sondern  im  Kleinbetrieb  auf  gemischt- 
wirtschaftUcher  Basis  —  etwa  nach  dem  Vorbilde  des  nordamerikanischen 
Farmers  —  zu  einem  guten  und  sicheren  Lohn  seiner  Arbeit  zu  gelangen 
suchen.  Ernst    Wilhelm    Schmidt,    z.  Zt.  Kiel. 


II. 

BevölkerungswGsen,  Rassenfragen,  Wanderungen. 


Die  Bevölkerungsverluste  der  Nationalitäten  des  öslerreidiisdi-ungarisdicn 
Staatsgebietes  während  des  Krieges. 

Noch  während  des  Bestehens  der  österreiclüsch-ungarischen  Monarchie  sind  im 
Wiener  Kriegsministerium  Untersuchungen  über  die  Opfer  an  Toten,  welche  derKi-ieg 
von  den  einzelnen  Nationalitäten  des  alten  Staatsgebiets  gefordert  hat,  unter  Leitung 
des  Statistikers  W  i  n  k  1  e  r  und  des  Professors  Dr.  0.  S  p  a  n  n  angestellt  worden. 
Die  beiden  Arbeiten  der  im  Jahre  1919  erschienenen  Veröffentlichung^  bringen 
nur  das  Material  bis  Ende  1917,  doch  dürften  die  Ergebnisse  kaum  durch  neuere 
Verlustlisten  erschüttert  werden,  da  nur  Verhältniszahlen  ermittelt  wurden,  die 
eine  dauernde  Gültigkeit  haben.  Die  Methode  ihrer  Gewinnung,  eine  stichproben- 
weise Auszählung  von  einem  Zehntel  der  gemeldeten  Toten  ist  fein  durchdacht 
und  ausgeführt.  Mit  ihr  werden  typische  Gestaltungen  der  Verluste  Österreich- 
Ungarns  an  unmittelbaren  Kriegsverlusten  gefunden,  zunächst  in  bezug  auf  die 
Erschöpfung  der  einzelnen  Geburts Jahrgänge  durch  den  I^ieg,  die  natürlich  mit 
dem  Kriegsverlauf o  wechselte  und  daher  noch  eine  Berichtigung  für  1918  erheischen 
wird.  Bis  Ende  1917  war  der  Jahrgang  1895  mit  715  von  je  10  000  Gefallenen  am 
schwersten  betroffen. 

Besonders  interessant  aus  nationalen  und  politischen  Gründen  ist  die  Antwort 
auf  die  Prags,  in  welchem  Umfange  die  einzelnen  Nationen  und  Staatsbezirke  des 
alten  Habsburgerstaates  an  den  Blutopfem  teilhatten.  Dieser  Teil  der  Veröffent- 
lichung bringt  bei  all  seiner  Knappheit  eine  Pülle  von  Nachrichten  und  Einblicken, 
die  von  größtem  allgemeinen  Interesse,  aber  auch  von  Wichtigkeit  für  den  Fachmann 
sind.  Ich  kann  nur  mit  einigen  Daten  auf  die  Bedeutung  der  Untersuchung  hinweisen. 
Es  entfielen  auf  1000  Einwohner:  in  Österreich  23,3,  in  Ungarn  (ohne  Kroatien  und 
Slavonien)  2,67,  in  Kroatien-Slavonien  20,2,  in  Bosnien  und  der  Herzegowina  19,1 
Kriegstote.  Natürlich  spielt  die  Kriegstauglichkeit  der  Bevölkerung,  ihre  berufliche 
Zusammensetzung  (Städte  haben  mehr  Enthebungen)  und  die  Beeinflussung  des  Re- 
krutierungägebictes  durch  feindliche  Handlungen  hinein.  Wie  sehr  aber  die  nationale 
Poütik  von  Wichtigkeit  ist,  sieht  man  bei  Auflösung  der  genannten  Durchschnitts- 
zahlen in  ihre  nationalen  Komponenten.     Da  erhalten  wir  folgende  Ziffern: 

^  Winklor,  Dr.  Wilhelm,  (Ministerialsekretär  im  Djutschöstorr. 
Staatsamt  für  Heerwesen),  Die  Totenverlusto  der  öst.-ung.  Monarchie  nach  Natio- 
nalitäten. Die  Altersgliederung  der  Toten.  Ausblicke  in  die  Zukunft.  Wien  1919. 
L.  W.  Seidel  &  Sohn.  VI,  84  S.    Mit  14  Tafehi  und  1  Karte. 
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Für  Österreich: 

Rein  deutsche  Gebiete 29,1  Tote  auf  1000  Bewohner 

,,      slovenische  Gebiete 27,5  ,,  „  1000  „ 

,,     tschechische  Gebiete  Mährens 26,7  „  „  1000  „ 

„              „                 „        Böhmens 22,5  „  „  1000  „ 

,,     ukrainische  Gebiete 21,5  „  ,,  icoo  „ 

„     serbokroatisclie  Gebiete 17,0  „  „  1000  ,, 

„     pohlische  Gebiete 16,2  „  „  1000  „ 

Für  Ungarn: 

Rein  madjarische  und  madjarisch- deutsche  Gebiete  28,0  Tote  auf  1000  Bewohner 

„     slovakische  Gebiete 23,7     ,,       ,,    1000  „ 

„     rumänische  Gebiete 23,0     „       „    1000         „ 

gemischt  serbische  Gebiete 22,2     ,,       „    1000  „ 

„         ukrainische  Gebiete 11,9     „       „    1000  „ 

Es  wäre  verlockend,  diesen  Zahlen  nachzugehen  und  sie  zu  deuten,  besonders 
nach  den  Verschiedenheiten  innerhalb  der  einzelnen  Nationsgebiete,  die  überraschend 
groß  sind,  doch  muß  ich  es  mir  hier  versagen  und  auf  die  reichhaltige  Arbeit  selbst 
verweisen,  die  große  Verbreitung  verdient. 

Die  Schrift  bringt  noch  einen  allgemeinen  Teil,  der  sich  mit  der  Beschaffenheit 
der  Kriegsverluste  überhaiipt  beschäftigt  und  unter  anderem  den  Glauben  an  den 
größeren  Knabenüberschuß  zerstört,  der  angeblich  nach  Klriegen  die  Regel  sein 
soll.  Nach  W  i  n  k  1  e  r  sind  die  Aussichten  für  die  Heilung  der  1  ^  Millionen 
unmittelbarer  Kriegsverluste,  der  Millionen  ausgefallener  Geburten  der  Kriegszeit, 
der  Opfer  der  Blockade  und  der  Kriegsnöte,  sowie  des  Ausfalles  ganzer  Eltern-, 
Großeltern-  usw.  Generationen  wenig  günstig  für  das  ehemalige  Österreich-Ungarn, 
noch  schlimmer  aber  für  einen  Teil  seiner  Erbstaaten  und  am  ungünstigsten  für 
Deutschösterreich  mit  seiner  geringen,  ohnehin  im  raschen  Abfall  begi-iffenen  Ge- 
burtlichkeit,  das  auch  nicht  wie  Serbien  über  Reserven  an  Auswanderern  verfügte, 
welche  diesem  die  Verluste  an  wehrfähigen  Männern  leicht  ersetzen  werden,  beson- 
ders da  es,  wie  die  meisten  slavischen  Staaten,  viel  günstigere  Geburtenziffern  hat. 
Die  bevölkerungspolitische  Verschiedenheit  der  neuen  Staaten  an  der  Donau  be- 
deutet eine  weitere  Gefahr  für  das  Deutschtum,  das  sich  im  Kriege  so  rückhaltlos 
aufgeopfert  hat.  eg. 


m. 
Verkehrswesen. 


A.  Seeverkehr,  Kanal-  und  Flußverkehr. 

Die  Zusammensdilußbewegung  in  der  englisdien  Handelssdiiffahrt. 

Wie  auf  fast  allen  Gebieten  nationalen  Wirtschaftslebens,  so  hat  auch 
in  der  englischen  Handclsschiffahrt  unter  dem  Einfluß  des  Krieges  eine 
Konzentrationsbewegung  stattgefunden,  die  in  bezug  auf  Umfang  und 
Machtentfaltung  ohne  Beispiel  ist.  Allerdings  haben  die  Konzentrations- 
bestrebungen in   der  englischen   Handelsschiffahrt  bereits  in  den  letzten 
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Friedensjahren  eingesetzt^.  Im  allgemeinen  aber  stehen  diese  Tendenzen 
im  Gegensatz  zu  den  vor  dem  Kriege  vorherrschenden  wirtschafthchen 
Anschauungen.  Während  nämhch  in  Deutschland  fast  alle  heute  bestehen- 
den Schiffahrtsgesellschaften  als  öffentHche  Gesellschaften  in  Form  von 
Aktienreedereien  ins  Leben  getreten  sind,  stellen  die  meisten  engHschen 
Reedereien  Erweiterungen  älterer  Privatunternehmen  dar,  deren  Be- 
triebsführung auch  heute  noch  zum  großen  Teil  in  der  Hand  dieser 
Privatfirmen  ruht,  die  ihr  Aktienkapital  zwar  durch  die  Gründung  einer 
Gesellschaft  erweitert,  sich  den  entscheidenden  Einfluß  aber  durch  die 
Einbehaltung  der  Aktienmehrheit  gesichert  haben^.  Wenn  so  bei  den  meisten 
englischen  Schiffahrtsunternehmungen  das  persönliche  Moment  bedeutend 
schärfer  in  Erscheinung  tritt  als  bei  den  deutschen  Gesellschaften,  so  werden 
dadurch  der  Kapitalkonzentration  engere  Grenzen  gezogen;  denn  der  Unter- 
nehmer ist  nur  so  viele  Anteile  zu  schaffen  geneigt,  als  seiner  eigenen  Kapital- 
kraft entspricht^.  Eifersüchtiges  Festhalten  an  der  Selbständigkeit  war  das 
charakteristische  Merkmal  des  britischen  Unternehmers  vor  dem  Kriege. 

Als  besonders  erschwerendes  Moment  tritt  den  Konzentrationsbestre- 
bungen in  England  die  Verteilung  der  Handelsschiffahrt  auf  die  vielen  großen 
und  kleineren  Häfen  entgegen.  In  Deutschland  sind  es  nur  eine  Seeküste 
und  im  wesentlichen  zwei  Häfen,  dazu  noch  Zwillingshäfen,  deren  Interessen 
vielfach  die  gleichen  sind,  auf  die  sich  der  Verkehr  konzentriert  hat.  England 
ist  meerumschlungen.  Es  gibt  dort  fünf  bis  sechs  Häfen  von  erster  Be- 
deutung und  eine  Anzahl  kleinerer  Häfen,  die  untereinander  wieder  in 
scharfem  Wettbewerb  stehen,  indem  jeder  Hafen  einen  möglichst  großen  An- 
teil am  nationalen  Verkehr  an  sich  zu  reißen  sucht.  Diese  Mannigfaltigkeit 
und  die  teilweise  entgegengesetzten  Interessen  der  verschiedenen  Hafenplätze 
haben  stets  erschwerend  für  eine  Verständigung  unter  den  Schiffahrtsgesell- 
schaften gewirkt.  Außerdem  gehörten  in  England  vor  dem  Kriege  über  zwei 
Drittel  der  gesamten  Tonnage  der  freien  Schiffahrt  an,  die,  wie  die  Erfahrung 
gelehrt  hat,  sich  nur  sehr  schwer  zu  Verbänden  zusammenschließen  läßt. 

Diese  den  Konzentrationsbestrebungen  in  der  englischen  Handelsschiff- 
fahrt entgegenstehenden  Tatsachen  hat  nun  der  Krieg  zum  großen  Teil  in 
ihrer  Bedeutung  herabgedrückt.  Unter  seinem  Einfluß  festigte  sich  in  Eng- 
land immer  mehr  die  Überzeugung,  daß  die  Zukunft  der  britischen  Handels- 
flotte abhängig  sei  von  einer  durch  Zusammenschluß  zu  möglichst  mächtigen 
Konzernen  herzustellenden  strafferen  Organisation'*. 

1  In  den  Jahren  1910—1912  hat  die  Royal  Mail  Steam  Packet  Co.  bereits 
eine  Anzahl  kleinerer  und  größerer  Gesellschaften  sich  angegliedert.  1913  fand 
die  Verschmelzung  der  Peninsular  and  Oriental  mit  der  British  India  statt. 

2  Overzier,  Der  Amerikamsch-Englische  Schiffahrtstrust  (Morgan- 
Trust).     Berlin  1912.    S.  18ff. 

'  Wiedenfeld,  Die  nord westeuropäischen  Welthäfen.  Berlin  1903. 
S.  211ff. 

*  ,, Fairplay"  schreibt  anläßlich  der  Übemahms  der  Wilson-Line  durch  den 
EUermann- Konzern  am  16.  Oktober  1916:  ,,Last  week's  deal  under  which  Sir  John 
Ellermann  has  acquired  the  whole  of  the  shipping  interest  of  Thos.  Wilson  Sons  &  Co. 
Ltd.  of  Hüll,  is  another  step  towards  that  organised  consolidation  o  n  which 
fthe      uture    of    ourmercantile  marine  depends." 
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Begünstigt  wurden  die  Konzentrationsbestrebungen  während  des  Krieges 
dadurch,  daß  es  für  kleinere  Reedereien  außerordentlich  schwierig  wurde, 
mit  größeren  Konzernen  zu  konkurrieren;  die  kleineren  Gesellschaften  hatten 
vielfach  das  Bestreben,  ihren  Besitz  abzustoßen,  da  sie  bei  mehreren  größeren 
Schiffsverlusten  nicht  mehr  in  der  Lage  waren,  ihren  Betrieb  aufrechtzu- 
erhalten. 

Die  großen  Gesellschaften  dagegen  suchten  den  durch  die  Beschlagnahme 
der  Schiffe  seitens  der  Regierung  und  durch  die  kriegerischen  Maßnahmen 
entstandenen  Tonnagemangel  durch  den  Erwerb  neuer  und  alter  Schiffe 
wettzumachen.  Die  Schiffbauindustrie  konnte  den  gesteigerten  Bedarf  bei 
weitem  nicht  decken,  und  so  führten  denn  die  durch  den  Krieg  hervorgerufenen 
Zustände  zu  einer  weitgehenden  Aufsaugung  der  kleineren  Reedereien  durch 
die  größeren  und  zu  Vertrustungen  der  führenden  englischen  Schiffahrts- 
gesellschaften untereinander.  Hinzu  kam  noch,  daß  infolge  der  erzielten 
hohen  Kriegsgewinne  und  der  umfangreichen  Zahlungen  der  Versicherungs- 
gesellschaften für  die  vielen  Schiffsverluste  sich  bei  den  Reedereien  bedeu- 
tende flüssige  Kapitalien  angesammelt  hatten,  die  anlagesuchend  auf  dem 
Kapitalmarkt  auftraten,  und  daß  gleichzeitig  kleinere  Reedereien  bei  dem 
durchschnittlich  um  mehr  als  das  Dreifache  gestiegenen  Marktpreise  des 
Schiffsmaterials  und  bei  der  im  allgemeinen  unsicheren  Zukunft  der  Schiff- 
fahrtsunternehmungen den  Zeitpunkt  für  eine  Veräußerung  des  Schiff- 
parks als  besonders  günstig  erachteten.  Viele  Besitzer  kleiner  und  mittlerer 
Reedereien  verkauften  hauptsächlich  in  dem  Jahre  1916  und  1917  zu  äußerst 
günstigen  Bedingungen  ihre  gesamten  Schiffe  an  die  großen  Konzerne 
und  zogen  sich  vom  Reedereigeschäft  zurück. 

Unverkennbar  ist  auch  die  Absicht,  dem  Wiedereintritt  der  deutschen 
Handelsschiffahrt  in  den  Weltverkehr  nach  Friedensschluß  durch  Schaffung 
mächtiger  Konzerne  hindernd  in  den  Weg  zu  treten,  als  wichtiger  Faktor 
zur  Förderung  der  Konzentrationsbestrebungen  anzusehen.  Alle  wichtigen 
Beziehungen,  welche  die  deutschen  Schiffahrtsgesellschaften  vor  dem  Kriege 
unterhielten,  sollen  für  immer  abgebrochen  werden.  Die  Kaianlagen,  Repara- 
turwerkstätten und  Gebäude  deutscher  Reedereien  in  den  feindlichen  Län- 
dern wurden  bereits  nach  Möglichlceit  englischen  Gesellschaften  dienstbar 
gemacht.  Wichtige  Reedereien,  die  in  neutralen  Uberseeländern  den  An- 
schlußverkehr bedienten,  hat  man  durch  Erwerb  des  Aktienkapitals  engli- 
schem Einfluß  unterworfen^. 

Hand  in  Hand  mit  den  Fusionen  und  Vertrustungen  ging  eine  verstärkte 
Anhäufung  von  Kapitalien  im  Besitz  einzelner.  Die  zur  Abfindung 
der  früheren  Besitzer  der  übernommenen  Gesellschaften  notwendigen  Mittel 
bedingten  eine  stete  Vergrößerung  des  in  den  einzelnen  Großschiffahrts- 
unternehmungen  arbeitenden  Kapitals.  Wie  bereits  erwähnt,  hatten  außer- 
dem die  umfangreichen  Zahlungen  der  Versicherungsgesellschaften  für  die 
vielen  Schiffsverluste  zur  Ansammlung  flüssiger  Mittel  geführt,  die  noch  durch 

^  Zu  erwähnen  ist  hier  hauptsächlich  die  Übernahme  der  Argentine  Navi- 
gation Co.  (Nikolas  Mihanovich)  durch  ein  unter  Führung  der  Royal  Mail  gegrün- 
detes Syndikat. 
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die  reichen  Kriegsgewinne  insbesondere  der  Jahre  1915,  1916  und  teilweise 
1917  eine  entsprechende  Vermehrung  erfuhren. 

Wenn  auch  der  U-Boot-Krieg,  vor  allem  in  seiner  verschärften  Form, 
die  enghsche  Volkswirtschaft  im  ganzen  schwer  getroffen  und  wesentlich 
zu  dem  heutigen  empfindlichen  Tonnagemangel  beigetragen  hat,  so  sind 
doch  die  einzelnen  Schiffahrtsunternehmungen  hierdurch  weniger  in  Mit- 
leidenschaft gezogen  worden.  Die  Jahre  1915  und  1916  waren  vielmehr 
für  die  englische  Handelsschiffahrt  Jahre  der  Hochkonjunktur.  Die  Schiffs- 
verluste deckte  die  Versicherung,  während  die  hohen  Frachtraten  reiche 
Gewinne  abwarfen.  Allerdings  hat  hier  das  Jahr  1917  insofern  eine  Än- 
derung geschaffen,  als  durch  die  Notwendigkeit  einer  immer  stärkeren  Heran- 
ziehung der  im  freien  Verkehr  tätigen  Schiffe  seitens  der  britischen  Regie- 
rung und  durch  die  Einführung  der  Blaubuchraten  der  Verdienst  der  eng- 
lischen Reeder  auf  ein  Minimum  beschränkt  worden  ist^. 

Die  erwähnten  Umstände  haben  zu  einer  völligen  Umgruppierung  ins- 
besondere der  im  internationalen  Verkehr  tätigen  Schiffahrtsunterneh- 
mungen geführt.  In  der  englischen  überseeischen  Handelsschiffahrt  bildeten 
sich  durch  Fusionen  und  Vertrustungen  fünf  Konzerne  heraus,  die  mit  mehr 
als  7  000  000  BRT.  über  40%  der  gesamten  englischen  Tonnage  umfassen. 

Es  handelt  sich  um: 

1.  den  Cunard-Konzern, 

2.  den  Royal  Mail-Konzern, 

3.  den  Peninsular  and  Oriental-Konzern, 

4.  den  Ellermann-Konzern, 

5.  den  Furness-Konzern. 

Auch  außerhalb  dieser  Gruppen  haben  unter  den  mittleren  und  kleineren 
Gesellschaften  eine  Reihe  von  Verschmelzungen  stattgefunden,  wodurch  für 
die  Zukunft  ein  vollkommen  verändertes  Bild  der  Organisation  der  gesamten 
enghschen  Handelsschiffahrt  geschaffen  ist. 

Aufgabe  der  nachstehenden  Ausführungen  soll  sein,  für  die  einzelnen 
Konzerne  in  km'zen  Umrissen  das  Tatsächliche  dieser  Fusionen  und  Vertru- 
stungen unter  besonderer  Berücksichtigung  der  gleichzeitigen  Kapitals- 
transaktionen und  Geschäftsergebnisse  mitzuteilen.  Da  diese  Untersuchun- 
gen in  bezug  auf  die  Vorgänge  während  des  Krieges  auf  Pressemeldungen 
angewiesen  sind,  so  mußte  leider  eine  systematische  und  vergleichende 
Prüfung  der  Fusionsarten  und  des  Konzentrationsgrades  noch  imterbleiben. 

Der    Cunard-Konzern. 
Den  Kern  des  Cunard-Konzerns  bildet  die  Cunard  Line,  die  älteste, 
im   Jahre   1840  auf  Veranlassung  und  mit  Unterstützung  der  enghschen 


^  Während  bis  Anfang  1917  die  Mehrzahl  der  englischen  Schiffe  sich  immer- 
hin noch  in  freiem  Verkehr  betätigten,  begann  im  April  1917  die  Massenanfor- 
derung der  Dampfer  zu  Blaubuchraten,  so  daß  schließlich  fast  die  gesamte  englische 
Handelsflotte  Regierungszwecken  diente. 
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Regierung  mit  einem  Kapital  von  270  000  £  unter  dem  Namen  ,,T  h  e  Bri- 
tish and  North  American  Royal  Mail  Steam  Packet 
Company"  gegründete  Post-  und  Schnelldampferlinie.  Bis  zum  Jahre 
1878  war  sie  ein  Privatunternehnien.  Meinungsverschiedenheiten  zwischen 
den  Teilhabern  Charles  Mac-Iver  und  John  Burns  über  die  finanzielle  Betei- 
ligung und  über  die  Ausdehnung  der  Gesellschaft  führten  in  diesem  Jahre 
zu  einer  Umwandlung  des  privaten  Unternehmens  in  eine  limited  liability 
Company,  wodurch  die  beiderseitigen  Anteile  und  Machtbefugnisse  eine  ver- 
tragliche Regelung  fanden.  Erst  1880  wurde  die  Cunard  Line  unter  dem  Namen 
Cunard  Steam  Ship  Company,  Ltd.,  eine  öffentliche  Gesellschaft,  indem 
man  die  Aktien  auf  den  Markt  brachte  und  gleichzeitig  eine  entsprechende 
Kapitalerweiterung  erzielte^. 

Anfang  1914  verfügte  die  Cunard  Line  über  25  Dampfer  und  2  Tender 
von  zusammen  284  097  BRT.  Außerdem  hatte  sie  3  Dampfer  im  Bau,  dar- 
unter die  ,,Aquitania"  von  45  600  BRT,  Bis  zum  Ausbruch  des  Krieges 
war  sie  hauptsächlich  im  nordatlantischen  Verkehr  tätig. 

Die  Cunard  Line  hat  sich  stets  des  besonderen  Wohlwollens  der  eng- 
lischen Regierung  erfreut,  die  ihr  durch  Zuweisung  der  Post  und  durch  Sub- 
ventionen reiche  Unterstützungen  zuteil  werden  ließ.  Als  im  Jahre  1903 
nach  der  Gründung  der  International  Mercantile  Marine  Company  die  Cunard 
Line  in  ihrer  Isolierung  gefährdet  schien  und  ihr  Übergang  in  amerikanische 
Hände  zu  befürchten  war,  bewilligte  die  englische  Regierung  ihr  ein  in  20 
Jahren  zu  amortisierendes  Darlehen  von  2  600" 000  £  zu  2%%  zum  Bau  zweier 
Schnelldampfer,  die  im  Jahre  1907  als  ,,Lusitania"2  und  ,,Mauretania"  in 
Dienst  gestellt  wurden.  Hiergegen  übernahm  die  Cunard  Line  die  Ver- 
pflichtung, in  jeder  Beziehung  ein  rein  britisches  Unternehmen  zu  bleiben 
und  die  gesamte  Flotte  jederzeit  der  englischen  Regierung  zu  Charter  oder 
Kauf  zu  angemessenen  Preisen  zur  Verfügung  zu  halten.  Die  Rückzahlung 
des  Darlehens  hatte  in  jährlichen  Raten  von  130  000  £  zu  erfolgen. 
Außerdem  erhielt  die  Cunard  Line  vom  Tage  der  Inbetriebsetzung  der 
beiden  Dampfer  an  eine  jährliche  Subvention  von  150  000  £  und  für  den 
wöchentlichen  Postdienst  zwischen  Liverpool  und  New  York  68  000  £  pro 
Jahr^. 

Bereits  im  Jahre  1911  hatte  sie  die  Kontrolle  der  Thomson  Line 
erworben  und  sich  hierdurch  einen  bedeutenden  Anteil  am  Kanada- Geschäft 
gesichert. 

Im  Jahre  1912  erweiterte  die  Cunard  Line  durch  den  Erwerb  der  Aktien- 
mehrheit der  Anchor  Line  (Henderson  Brothers)  aber- 
mals ihren  Machtbereich,  indem  sie  hierdurch  nicht  nur  ihren  Dienst  in  der 
Fahrt  nach  New  York,  namentlich  vom  Mittelmeer  aus,  festigte,  sondern 
gleichzeitig  auch  in  die  Fahrt  nach  Indien  eindrang.  Die  Anchor  Line  be- 
hielt vorläufig  ihre  Selbständigkeit.    Durch  den  Eintritt  der  leitenden  Per- 


1  „The  Times".     14.  März  1917. 

2  Die  „Lusitania"  wurde  bekanntlich  im  Mai  1915  versenkt. 
'  The  Stock  Exchange  Year  Book  1915.    S.  936. 
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sönlichkeiten  jeder  der  beiden  Reedereien  in  das  Direktorium  der  anderen 
wurde  der  gegenseitige  Einfluß  gewährleistet^.  Mit  der  Anchor  Line  in  Glasgow 
gingen  14  Dampfer  von  zusammen  85  819  BRT.  und  die  von  dieser  kontrol- 
lierte Anchor-Brocklebank  Line  in  Liverpool  (Thos.  and  J. 
Brocklebanlc,  Ltd.)  mit  12  Dampfern  von  80  314  BRT.  in  den  Besitz  der 
Cunard  Line  über. 

Das  Kapital  der  Anchor  Line  betrug  1912:  250  000  £  Stammaktien 
und  325  000  £  Vorzugsaktien.  Außerdem  waren  465  000  Scliuldverscbrei- 
bungen  im  Umlauf.    Der  Buchwert  der  Flotte  stellte  sich  auf  1  595  985  £. 


Tabelle  i.    Finanzielle    Entwicklung   der   Anchor   Line 
in    den  Jahren    1909/10—1916/17.     (Beträge  in  £.) 


1909 — •10 


1910 — II 


I9II — '12 


I912— 13 


Stammaktien 

Vorzugsaktien 

Schuldverschreibungen 

Kreditoren  (Hypotheken)    .... 

Buchwert  der  Flotte 

Debitoren,  Kasse  usw 

Gewinn 

Hiervon  für  Abschreibungen  und 

Raservefonds 

Dividenden  und  Bonus 

auf  Stammaktien  in  %  ...  . 
„    Vorzugsaktien  in  %     ... 


250  000 
325  000 
465  000 
560  923 
527  904 
256  094 
147  601 

85  000 


5^2 


250  000 
325  000 
465  000 
430  377 
I  409  640 

304  294 
219  560 

165  000 

7^2 

5^2 


250  000 

325  000 
465  000 
634  096 

I  595  958 
375  319 
261  974 

188  061 

7^2 

5V2 


250  000 

325  000 

465  000 

353  545 
297  914 
477  612 
328615 

238  513 

15 

5V2 


1913— 14 


1914— 15 


1915— 16 


1916 — 17 


Stammaktien 

Vorzugsaktien 

Schuldverschreibungen 

Kreditoren  (Hypotheken)    .... 

Buchwert  der  Flotte 

Debitoren,  Kasse  usw. 

Gjwdnn    

Hiervon  für  Abschreibungen  und 

Reservefonds 

Dividenden  und  Bonus 

auf  Stammaktien  in  %  ...  . 
„    Vorzugsaktien  in  %     ... 


250  000 
325  000 
465  000 
315  006 
323  454 
474  380 
314  572 

229  717 
15 

5y2 


250  000 

325  coo 
465  000 
701  506 

878  396 
413  290 
307  272 

225  867 

15 

5^2 


250  000 

325  000 

465  000 
931  662 

791  057 

854  435 
323539^ 

228  699^ 
20 

5y2 


250  000 

325  000 

379  030 

2  343  772 

2  045  151 

2  212  833 

366  955  ^ 

250  000 

20 

51/2 


Steuer. 


1  „Nauticus".  Jahrbuch  für  Deutschlands  Seeinteressen.  Berlin  1912,  S.  394. 

2  Nach  Abzug  einer  Speziaireserve  für  Kriegsgewinnsteuer. 

^  Nach  Abzug  für  Abschreibungen  und  einer  Speziaireserve  für  Kriegsgewinn- 


*  Nach  Abzug  für  Abschreibungen. 
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Bis  zum  Ausbrucli  des  Krieges  hatte  die  GeseUschaft  durchweg  5%  Dividende 
ausschütten  können,  während  des  Krieges  stieg  dieser  Satz  im  Jahre  1914  und 
1915  auf  15%  und  in  den  Jahren  1916  und  1917  auf  20%.  Gleichzeitig  konnten 
reichliche  Abschreibungen  stattfinden.  Die  finanzielle  Entwicklung  der 
Anchor  Line  bis  Ende  1917  ist  in  Tabelle  1  zahlenmäßig  dargestellt. 

Im  Januar  1916  erwarb  die  Anchor  Brock] ebank  Line  die  Kontrolle  der 
Well  Line,  Ltd.  (Tyzack  &  Branfoot),  Newcastle-on-Tyne.  Diese 
Eeederei  war  erst  im  Jahre  1894  unter  dem  Namen  Tyzack  and  Branfoot 
Steam  Shipping  Company  Ltd.  mit  einem  Kapital  von  150  000  £,  eingeteilt 
in  10  £- Aktien,  gegründet  worden.  1911  wurde  der  Name  der  Gesellschaft 
in  Well  Line  Ltd.  geändert  und  weitere  45  000  £  Vorzugsaktien  zu  1  £  pro 
Stück  verausgabt.  Die  Well  Line  war  eine. Privatgesellschaft,  deren  Aktien 
sich  in  Händen  der  Familien  Branfoot  und  Samuel  Tyzack  befanden'^.  Bei 
Übernahme  durch  die  Brocklebank  Line  besaß  sie  6  Dampfer  von  zusammen 
28  984  BRT.  mit  einem  Buchwert  von  288  329  £.  Eegelmäßige  Linien  unter- 
hielt die  Well  Line  nicht. 

Im  April  1916  übernahm  die  Cunard  Line  die  Dampfer  der  C  a  n  a  - 
dian  Northern  Steamship,  Ltd.,  und  schloß  gleichzeitig 
mit  der  Canadian  Northern  Railway  einen  Vertrag  ab,  der  eine  enge  Betriebs- 
gemeinschaft vorsah.  Vor  dem  Kriege  bediente  die  Canadian  Northern 
Steamship  Co.  mit  2  Dampfern,  der  „Royal  George"  mit  11  146  Tons  und 
der  „Uranium"  mit  5  189  Tons,  den  Dienst  zwischen  Avonmouth  und  Ka- 
nada. Die  Cunard  Line  richtete  mit  diesen  Dampfern  sofort  eine  Linie  zwischen 
Kanada  und  England  ein. 

Der  Vertrag  mit  der  Canadian  Northern  Railway,  welche  die  Eisenbahn- 
linien zwischen  der  atlantischen  und  pazifischen  Küste  beherrscht,  räumte 
der  Cunard  Line  eine  Vorzugsstellung  ein;  gleichzeitig  verpflichtete  sich  die 
Cunard  Line,  sich  nach  Mögüchkeit  den  Betriebsverhältnissen  der  Canadian 
Northern  Railway  anzupassen. 

Im  Juni  1916  wurde  die  Commonwealth  and  Dominion 
Line,  Ltd.,  übernommen,  die  erst  im  Jahre  1913  durch  Zusammen- 
schluß der  Firmen 

Tyser  &  Co.  mit  8  Dampfern  von  6o  724  BRT. 

M.  IVIilburn  &  Co.    „    9  „  „     64  218       „ 

J.  P.  Corry  &  Co.     „     5  „  „     37  725       „ 

T.  B.  Boydeu  „    3  „  „     22  208       „ 

gegründet  worden  war  und  sich  hauptsächUch  mit  dem  Transport  von  Ge- 
frierfleisch von  Austrahen  nach  Europa  beschäftigte^.  Das  ausstehende 
Kapital  der   Gesellschaft  betrug  bei  Übernahme  durch  die  Cunard  Line: 

I  248  469  Stammaktien  zu  i  £  und 
749  075  „  6%ige  kumulative  Vorzugsaktien  zu  i  £. 


^  Von  den  15  000  Stammaktien  besaß  die  Familie  Branfoot  4872  und  Samuel 
Tyzack  5000  Stück,  während  von  den  45  000  Vorzugsaktien  die  Familie  Brajifoot 
15  833  und  Tyzack  15  000  Stück  besaß.     „Fairplay".     6.  Januar  1916. 

2  „Nauticus".     1914.    S.  396/97. 
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Nach  dem  Zirkular  der  Cunard  Line  zu  urteilen,  haben  die  Aktionäre 
der  Commonwealth  erhalten:  Für  ihre  1  997  544  £  Stamm-  und  Vorzugs- 
aktien 4  961  013  £  in  Anteilen  der  Cunard  Line,  und  zwar: 

561  81 1  £  Stammaktien  zu  i  £  der  Cunard  Line  bewertet  zu  88  .sh  6  d  =  2  596  013  £ 

365  000  „  5%ige  Vorzugsaktien 365  000  „ 

I  000  000  „  neue  6%ige  second  preference  stock i  000  000  „ 

I  000  000  „  5^/^%  debenture  stock i  000  000  „ 

4  961  013  £1 

Die  Commonwealth  and  Dominion  Line  verfügte  über  24  Dampfer  von 
zusammen  166  341  BRT.  und  fuhr  zwischen  England,  Austrahen  und  Neu- 
seeland und  zwischen  New  York  und  Australien  und  Neuseeland. 

Im  Zusammenhang  mit  der  Verschmelzung  der  Commonwealth  and 
Dominion  Line  wurden  auch  deren  Agenten  in  New  York,  die  Firma  Funch 
Edye  &  Co.,  dem  Cunard-Konzern  angeghedert.  Auf  Grund  eines  Überein- 
kommens soll  diese  Gesellschaft  nach  und  nach  in  das  Eigentum  der  Cunard 
Line  übergehen^, 

Zwecks  Übernahme  der  Commonwealth  and  Dominion  Line  wurde  auf 
Beschluß  der  Generalversammlung  vom  22.  Juni  1916  das  Kapital  der  Cu- 
nard Line  auf  4  500  020  £  erhöht,  und  zwar : 

1.  Durch  Ausgabe  von  1  Mill.  £  6%ige  second  cumulative  preference 
shares  zu  1  £  per  Stück,  die  hinter  den  bereits  bestehenden  1  500  000  £ 
5%igen  Vorzugsaktien  rangieren. 

2.  Durch  Neuausgabe  von  1  Mill.  £  Stammaktien  zu  1  £  per  Stück, 
die  mit  den  bestehenden  Stammaktien  gleichberechtigt  sind. 

Im  September  1916  fusionierte  sich  sodann  die  Anchor  Line  mit  der 

Donaldson   Line   of    Steamers  (Donaldson  Bros.),  Glasgow,  die 

im  Dienst  zwischen  Liverpool,  dem  La  Plata  und  den  führenden  Südamerika- 

läfen  beschäftigt  war.     Unter  dem  Namen  Anchor-Donaldson  Line  wurde 

|cine  neue  Gesellschaft  errichtet  und  der  Passagier-  und  Frachtdienst  der 

)eiden  Reedereien  zwischen  Glasgow  und  Kanada  zusammengelegt.     We- 

senthch  erleichtert  wurde  die  Fusion  der  beiden   Gesellschaften  dadurch, 

laß  sich  die  Majorität  der  Aktien  in  Händen  der  Familie  Donaldson  befand. 

)as  Kapital  der  Donaldson  Line  betrug  552  213  £.     Sie  verfügte  über  13 

)ampfer  von  zusammen  72  512  BRT.^. 

Die  Donaldson  Line  war  die  letzte  Gesellschaft,  die  im  Passagierdienst 
ron  England  nach  Kanada  noch  außerhalb  der  großen  Kombinationen  stand. 
5ie  unterhielt  regelmäßige  Linien  von  Glasgow  nach  Halifax,  Norfolk  und 
fewport  News. 

Schließlich  wurde  im   Jahre   1917   noch  die    America-Levant 
ine,    eine  kleine  Gesellschaft  mit  2  Frachtdampfern  erworben^. 

Geschlossen  erscheint  der  Kreis  der  durch  den  Cunard-Künzern  um 
len  Erdball  gezogenen  Verbindungen,  wenn  man  hinzunimmt,  daß  der  Vor- 


1  „Fairplay".     22.  Juni  1916  und  21.  Dezember  1916. 

2  Jahresbericht  der  Ctmard  Line.     „Financial  Times".    17.  April  1917. 
'  Jahresbericht  der  Anchor  Line  Ltd.     „Fairplay".     26.  Juli  1917. 

*  „The  Financial  Times  '.     16.  Juli  1918. 
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sitzende  der  Cunard  Line,  Sir  Alfred  Booth.,  gleichzeitig  Eigentümer  der 
Booth  Steamship  Company,  Ltd.  in  Liverpool  ist,  die  mit 
26  Dampfern  von  117  000  BRT.  eine  hervorragende  Stellung  im  Süd- 
amerikaverkehr einnimmt. 


Tabelle  2.     Finanzielle    Entwicklung   der   Cunard    Line 
in    den    Jahren  1909~1616i.     (Beträge  in  £). 


1909 


1910 


1911 


1912 


Stammaktien 

Vorzugsaktien  5% 

6% 

Schuldverschreibungen 

Verbindlichkeiten  usw 

Buchwert  der  Flotte 

Anzahlungen  auf  Neubauten  .  .  . 
Buchwert  der  Neubauten  usw.  .  . 
Debitoren,  Beteiligungen,  Kasse   . 

(Jewinn 

Gewinn  aus  Zinsen 

Hiervon  für  Abschreibungen  .    .    . 
„        auf  Vers.-  u.  Ros. -Fonds 
Dividenden  und  Bonus 

auf  Stammaktien  in  % 

„    Vorzugsaktien  in  %      .    .    .    . 
Flotte:  BRT 


640  020 
960  000 

3  940  000 
416  432 

5  158  740 
107  091 
247  225 

I  018  410 

582  818 

II  003 

376  483 
80  000 

o 
o 

217  109 


640  020 
960  000 

3  810  000 

491  474 

4  839  026 
426  805 
227  691 

I  510495 

942  971 

29  003 

471  198 

154  812 

5 

o 

224  311 


640  020 
960  000 

3  600  000 

476  544 

4  666  605 
904  675 

251  355 
924  992 
743  087 

22  302 
455  298 

74  379 

5 
267  107 


640  020 
I  135  000 

3  390  000 
858  537 

4  073  531 
497  749 
376  909 

I  029  337 

^51  321 

29  954 

500  652 

145  377 

IG 

5 

259  520 


1913 


1914 


1915 


1916 


Stammaktien    .... 

Vorzugsaktien  5%  .    . 

Schuldverschreibungen 
Verbindlichkeiten  usw 
Buchwert  der  Flotte  . 
Anzahlungen  auf  Neubauten 
Buchwert  d.  Neubauten  usw. 
Debitoren,     Beteiligungen, 

Kasse 

Gswinn      

„    aus  Zinsen     .    .    . 
Hiervon  für  Abschreibungen 
,,  auf  Vers. -u.Res. -Fonds 
Dividenden  und  Bonus 
auf  Stammaktien  in  %     . 
„    Vorzugsaktien  in  %    . 
Flotte:  BRT 


640  020 
I  135  000 

3  180  000 

I  551  747 

5  420  358 

I  174  i6r 

423  087 

957  320 

827  834 

63284 

443  637 
162  987 

10 

5 

284  097 


640  020 

1  135  000 

2  970  000 
2  466  768- 
6  075  053 
I  018  599 

589  184 

I  216  275 

977  406 

18954 

550  472 

128  361 

20 
5 

331  '^n 


703  719 
1 135  000 

2  760  000 
2  075  2562 

5  087  66i3 
39  549 
816  027 

2  900  999 
I  298  676^ 
49  968/ 
559  062 
433  878 


5 
280  208 


^  Zusammengestellt  nach  „Fairplay"  1909 — 1918. 

^  Einschließlich  Rückstellungen  aiif  Kriegsgewinnsteuer. 

^  Einschließlich  Beteiligungen. 


I  135  403 
I  500  000 
I  000  000 

3  103  631 

4  984  062 
9  355  878 

1  021  130 

3  650  555 

2  353  455 

I  470  177 
250  000 

20 

.5 

415  745 
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Ende  1917  kontrollierte  die  Cunard  Line  somit  eine  Flotte  von  rund 
1  250  000  BRT.  Außerdem  hat  sie,  insbesondere  in  den  Vereinigten  Staaten, 
bedeutende  Neubauaufträge  vergeben. 

Die  finanzielle  Entwicklung  der  Cunard  Line  veranschaulicht  Tabelle  2. 

Die  Bilanz  der  Cunard  Line  zeigt  in  den  Jahren  1915  und  1916  eine 
Vermehrung  der  Stammaktien  von  640  020  auf  1  135  403  £,  während  die 
Vorzugsaktien  von  1  135  000  £  im  Jahre  1913  auf  1  500  000  £  gestiegen 
sind,  und  außerdem  im  Jahre  1916:  1  Mill.  £  neue  6%ige  Vorzugsaktien 
als  Folge  der  Übernahme  der  Commonwealth  and  Dominion  Line  ausge- 
geben wurden.  Die  Schuldverschreibungen  haben  sich  nach  einem  zeit- 
weisen kurzen  Rückgang  in  den  Jahren  1914  und  1915  ziemlich  auf  der 
Höhe  des  Jahres  1913  gehalten.  Dagegen  ist  der  Buchwert  der  Flotte  von 
5  420  358  £  im  Jahre  1913  auf  9  355  878  £  im  Jahre  1916  emporgeschnellt, 
eine  Folge  des  Anwachsens  der  Flotte  der  Cunard  Line^  von  284  097  auf 
415  745  BRT.  im  gleichen  Zeiträume.  Der  sehr  gekürzte  Geschäftsbericht 
für  das  Geschäftsjahr  1917  läßt  die  übliche  Aufstellung  der  Flotte  der  Ge- 
sellschaft fehlen. 

Die  Abschreibungen  zeigen  in  den  Kriegsjahren  eine  außerordentliche 
Steigerung  und  erreichten  im  Jahre  1916  mit  1  470  177  £  ihren  Höhepunkt, 
während  im  Jahre  1917  infolge  der  durch  die  Einstellung  der  Schiffe  zu 
Blaubuchraten  in  den  Regierungsdienst  erzielten  geringeren  Einnahmen  nur 
ein  Betrag  von  379  600  £  zurückgestellt  werden  konnte.  Die  Nettogewinne 
sowie  die  Abschreibungen  und  Rückstellungen  auf  Versicherungs-  und  Re- 
servefonds in  den  Jahren  1907 — 1917  sind  aus  Tabelle  3  ersichtlich. 

Tabelle  3.     Die    Verteilung    des    Bruttogewinns    bei    der   Cu- 
nard   Line    in   den   Jahren    1907 — 1917.     (Beträge  i  £). 


Nettogewinn 

Divi- 
dende 
/o 

Abschreibungen, 

Reparaturen  und 

Erneuerungen 

Rückstellungen 
auf  Versiche- 
rungs- und  Re- 
servefond 

Vortrag 

1907 

242  200 

5 

514  300 

6800 

109  900 

1908 

249  800 

0 

482  500 

6500 

3  600 

1909 

150  000 

0 

586  600 

146  600 

7  000 

I9I0 

303  300 

5 

682  500 

170  000 

60  300 

I9II 

270  000 

iVi 

634  400 

147  000 

87  300 

I9I2 

264  700 

10 

800  700 

142  300 

89  000 

I9I3 

321  900 

10 

743  600 

159  700 

130  400 

I9I4 

265  300 

20 

900  500 

68  900 

142  000 

I9I5 

532  000 

20 

909  100 

314  400 

162  100 

I9I6 

641  500 

20 

I  470  200 

250  000 

151  500 

I9I7 

408  200 

20 

379  600 

0 

157  600 

Das  Abhängigkeitsverhältnis  der  Untergesellschaften  zur  Cunard  Line 
hatte  sich  Ende  1917  wie  folgt  gestaltet: 


Ausschließlich  Beteiligungen. 
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Cunard  Line 


Oommonweallh 
and  Dominion 

Line 


Anchor  Line 


r" 


Donaldson  Line 


Canadian 

Northern 

Steamship  Co. 


Booth  Line^ 


Anchor- 

Brocklebank 

Line 


Well  Line 


Die  von  diesen  Gesellschaften  vor  Ausbruch  des  Krieges  unterhaltenen 
festen  Linien  sind  folgende^: 


CunardLine. 

Liverpool  —  Queenstown  —  New  York  (wöchentlich). 

Liverpool  —  Queenstowa  —  New  York  (Hilfslinie,  vom  Mai  bis  November  vier- 
zehntägig). 

Liverpool  —  Queenstown  —  Boston. 

liiverpool  —  Havre    (wöchentlich). 

Liverpool  —  Portugal,  Mittelmeer  und  Levantehäfen  (vierzehntägig). 

London  —  Southampton  — •  Kanada. 

New  York  —  Madeira,  Gibraltar,  Algier, Villefranche,  Genua,  Neapel,  Alexandrien, 
Triest,  Fiume  (vierzehntägig). 

Triest,  Fiume,  Palermo,  Neapel,  Gibraltar  —  New  York  (vierzehntägig) 


^  Nur  durch  Personalunion  des  Vorsitzenden  der  Cunard  Line,  Sir  Alfred 
Booth,  der  gleichzeitig  Besitzer  der  Booth  Line  ist. 

"^  Zusammengestellt  nach  Kaegbein,  Schiffahrt  und  Schiffbau  Deutsch- 
lands und  des  Auslandes.  Handbuch  1914.  Hamburg;  und  Praktisches  Handbuch 
für  Seeverkehr.    Duisburg  1914, 
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A  n  c  h  0  r    Line. 
Glasgow,  Liverpool  —  Gibraltar,  Port  Said,  Bombay  (zweimal  wöchentlich). 
Glasgow  —  Kew  York  (wöchentlich). 

Glasgow  —  Liverpool  —  Port  Said  (Anchor-Brocklebank  Line,  zweimal  monatlich). 
Mittehneer  —  New  York. 
Marseille,  Gibraltar  —  Liverpool,  Glasgow. 
Bombay  — •  Marseille. 
Kalkutta  — •  Genua,  Livorno,  Spezia. 
Livorno  —  London. 

Anchor-Brocklebank    Line. 
Glasgow  und  Liverpool  —  Kalkutta. 
Liverpool  — ■  Kalkutta  (direkt). 
Kalkutta  —  Colombo  —  London  (direkt). 
Kalkutta  —  Genua,  Livorno,  Spezia  —  London. 

Commonwealth   and   Dominion   Line. 
London  —  Kapstadt,  Australien,  Neuseeland  (monatlich). 
New  York  — ^  Australien,  Neuseeland. 

Häfen  der  Westküste  Großbritamiiens  — ■  Australien,  Neuseeland. 
London  —  Hüll,  Adelaide,  Melbomne,  Sydney. 

Donaldson    Line. 
Glasgow  —  Quebeck,  Montreal,  St.  John  N.  B.,  Halifax  (wöchentlich). 
Glasgow  — •  Portland,  Baltimore,  Norfolk,  Newport  NeAvs  (jede  zweite  imd  dritte 
Woche). 

Canadian    Northern    Steamship. 
Avonmouth  —  Quebeck,  Montreal  (im  Sommer). 
Avonmouth  —  Halifax  (im  Winter). 

Booth    Steamship    Co. 
Liverpool  (London,   Havre,  Vigo   usw.)  — Para,   Manaos,   Maranhäo,   Cearä   und 

Parnahyba. 
New  York  —  Barbados,  Para,  Manaos,  Maranhäo,  Ceara  und  Parnahyba  (zweimal 

monatlich). 
Liverpool  (Hamburg,  Havre,  Leixoes,  Lissabon)  —  Iquitos  (Peru). 
New  York  — •  Iquitos. 
Buenos  Aires  —  Manaos. 
Galveston  —  Liverpool. 

(In  Fortsetzung  dieses  Aufsatzes  werden  in  den  nächstfolgenden  Heften  die 
Konzerne  Royal  Mail,  Peninsular  and  Oriental,  Eilermann  und  Fumess  in 
ähnlicher  Weise   behandelt  werden.) 

Dr.  Paul    Overzier,   Cöln. 
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B.  Landverkehr. 

Die  Fortschritte  im  Eisenbahnwesen  Asiens  in  den  Jahren 
1917  und  1918^ 

In  Asien  brachten  die  beiden  letzten  Kriegsjabre  eine  bemerkenswerte 
Fülle  von  neuen  Eisenbahnbauten  und  -projekten.  Zum  Teil  sind  diese 
allerdings,  insbesondere  soweit  sie  sich  auf  das  bisherige  Türkisch- 
Vorderasien  beziehen,  durch  den  Kriegsausgang  überholt  oder  in  eine 
neue  Beleuchtung  gerückt;  doch  seien  auch  diese  in  der  nachfolgenden  Zu- 
sammenstellung der  Vollständigkeit  halber  mit  angeführt. 

Die  Frage  der  Überbrückung  oder  Untertunnelung  des  Bosporus, 
die  schon  seit  einem  halben  Jahrhundert  erörtert  wurde,  lebte  im  Zusam- 
menhange mit  dem  Kriege  und  dem  Wunsche,  die  Transporte  zwischen  Eu- 
ropa und  Kleinasien  zu  beschleunigen,  neuerdings  auf.  Der  österreichische 
Ingenieur  Robert  entwarf  einen  neuen  Plan  für  eine  Bosporus-Brücke, 
die  aus  drei  Teilen  von  162%  -j-  205^  -{-  162%  m  Spannweite  bestehen 
und  14  Mill.  Kronen  kosten  sollte^.  Dann  trat  wieder  der  Gedanke  des 
Bosporustunnels  in  den  Vordergrund,  da  ein  solcher  vor  feindlichen  An- 
griffen natürhch  ungleich  besser  gesichert  gewesen  wäre  als  eine  Brücke. 
Der  Kriegsausgang  scheint  dem  einen  wie  dem  anderen  Plan  bis  auf  weiteres 
ein  Ende  bereitet  zu  haben. 

Dasselbe  gilt  von  dem  an  sich  überaus  interessanten  Plan  einer  eigenen 
Drahtseilbahn  Berli  n — K  onstantinope  1 — B  a  g  d  a  d  zur 
Beförderung  von  Massengütern,  der  im  Stuttgarter  Bezirksverein  deutscher 
Ingenieure  am  7.  Dezember  1916  durch  den  Geh.  Hof  rat  Prof.  Dr.  A. 
von  Schmidt  erörtert  wurde,  und  von  dem  1917  von  der  tür- 
kischen Regierung  erwogenen  Plan,  die  französische  Bahn  Smyrna — Kassala 
(717  km),  die  englische  Bahn  Smyrna — Aidin  (610  km),  den  Hafen  und  Kai 
von  Smyrna  selbst  und  die  kurze  Bahn  Mudania — Brussa  (42  km)  zu 
verstaatlichen. 

Für  die  anatolische  Bahn  wurde  vom  türkischen  Ministerium 
der  öffentlichen  Arbeiten  ein  zweigleisiger  Ausbau  vorgesehen^.  Dieser  Plan 
wird  vermutlich  auch  von  den  neuen  Herren  der  Bahn,  den  Engländern,  im 
Auge  behalten  werden.  —  Der  Weiterbau  der  Bagdad  bahn  litt  natur- 
gemäß empfindlich  unter  den  Wirkungen  des  Krieges  und  der  Blockade. 
Um  so  anerkennenswerter  ist  es,  daß  es  noch  in  den  allerletzten  Kriegs- 
wochen, im  Oktober  1918,  gelang,  den  Großen  Tunnel  im  Taurus(3795  m  lang), 
zu  durchschlagen.  Da  die  Engländer  nach  der  Niederwerfung  der  Türkei 
zwar  aus  der  Verwaltung  des  Bagdadbahn-Unternehmens  alle  deutschen  Be- 
amten entfernten,  die   eingearbeiteten  deutschen  Ingenieure   und  Arbeiter 

1  Vgl.  „W.  A."    14.  Bd.    S.  214*ff.     Letzte  Chronik  über  Asien:    „W.  A." 
12.  Bd.    S.  24*ff. 

2  Korrespondenzblatt  der  Nachrichtenstelle  f.  d.   Orient.    1916/17.    S.  2.33. 
^  Zeitung  des  Vereins   deutscher   Eisenbahn- Verwaltungen.     13.  März  1918. 

S.  202. 
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aber,  als  unersetzbar,  weiter  arbeiten  ließen,  so  ist  nunmehr,  trotz  der 
gewaltigen  Umwälzung,  auf  eine  Vollendung  der  gesamten  kleinasiatischen 
Strecke  der  Bagdadbahn  in  sehr  naher  Zukunft  zu  rechnen.  Inzwischen 
ist  auch  der  Bau  in  Nordmesopotamien  soweit  gefördert  worden,  daß  der 
Betrieb  bis  Nassibin,  etwa  150  km  vor  Mossul,  alsbald  aufgenommen  werden 
kann.  Schließlich  haben  die  Engländer  vom  Persischen  Golf  bzw.  Basra 
aus  eine  Bahn,  zunächst  für  miUtärische  Zwecke,  bis  Bagdad  geführt, 
die  nur  geringfügiger  Umänderungen  bedarf,  um  für  friedüch- wirtschaftliche 
Zwecke  brauchbar  zu  sein.  Da  von  Bagdad  bis  Samarra  eine  130  km  lange 
Teillinie  schon  seit  1914  führt  und  eine  Strecke  Samarra — Tekrit  von  den 
Engländern  bereits  gebaut  worden  ist,  bleibt  somit  ledigüch  noch  eine  ver- 
hältnismäßig kleine  Lücke  Nassibin — Mossul — Tekrit  im  ebenen  Gelände 
bestehen,  deren  Ausfüllung  binnen  Jahresfrist  erwartet  werden  kann,  so 
daß  eine  Vollendung  der  gesamten  Bagdadbahn  vom  Bosporus  bis  zum 
Persischen  Golf  bis  Mitte  1920  erwartet  werden  kann. 

Von  der  türkischen  Regierung  war  im  Einverständnis  mit  den  maß- 
gebenden deutschen  Kreisen  in  Vorderasien  ferner  in  Aussicht  genommen: 
eine  Zweigünie  der  Bagdadbahn  Ras  el  Ain — Diarbekr — Erghene,  ferner 
der  Bau  der  Linien  Siwas — Angora,  von  der  eine  45  km  lange  Teilstrecke 
schon  Ende  1916  dem  Betriebe  übergeben  wurde^,  Siwas — Ersingjan — 
Erzerum,  Afiun  Karahissar — Sandikli — Burdur — Adalia,  Aidin — Marmaras 
(gegenüber  Rhodos),  Adabasar — Bolu  usw. 2.  Was  hiervon  ausgeführt  wer- 
den wird,  hängt  nun  freilich  fortan  nicht  mehr  von  den  türldschen  Wün- 
schen ab,  sondern  von  den  Bedürfnissen  der  Entente.  Als  feststehend  kann 
man  schon  heute  ansehen,  daß  die  Engländer  eine  direkte  Verbindung 
Alexandrette — Muslim  (nördhch  Aleppo)  durchs  Gebirge  bauen  werden, 
da  sie  Alexandrette,  auf  Kosten  des  Bosporus,  zum  künftigen  alleinigen 
Haupthafen  Mesopotamiens  am  JMittelmeer  machen  wollen. 

Weiter  südlich  haben  sie  nach  der  Einnahme  Jerusalems  (9.  Dezember 
1917)  die  Bahn  durch  die  Halbinsel  Sinai  mit  größter  Beschleunigung, 
zunächst  wieder  für  militärische  Zwecke,  geschaffen  und  damit  eine  Bahn- 
verbindung Kairo — Jerusalem  ins  Leben  gerufen,  so  daß  nach  Vollendung 
der  letzten  Arbeiten  im  Taurus  wohl  noch  in  diesem  Jahr  ein  fortlaufender 
Schienenweg  vom  Bosporus  bis  nach  Oberägypten  vorhanden  sein  wird. 
Die  in  der  letzten  Asien-Rundschau  erwähnte  türkische  Sinaibahn,  von 
der  um  Neujahr  1917:  230  km  fertiggestellt  waren^,  ist  nun  also  von 
den  Feinden  der  Türkei  für  ihre  eigenen  Zwecke  verwirklicht  worden. 
Der  Suezkanal  selbst  ist  dabei  durch  eine  am  15.  Mai  1918  dem  Betrieb 
übergebene  Drehbrücke  bei  El  Kantara  von  der  Bahn  überwunden 
worden*. 

1917  wurde  als  Gegenzug  gegen  den  deutschen  Bagdadbahn-Plan  von 
den  Engländern  eine  4615  km  lange  „e  n  g  1  i  s  c  h  e  B  a  g  d  a  d  b  a  h  n"  Syrisch 

^  „Deutsche  Levante-Zeitang."    1.  Januar  1917. 
2  „Deutsche  Levante  Zeitung."    1918.    S.  164. 
^  „Tägliche  Rundschau."    4.  März  1917. 
*  Meldung  des  Reuter  Bureaus.    16.  Mai  1918. 

lU* 
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Tripolis — Homs — Bagdad — Kueit  in  Aussiclit  genommen^  (Tripolis — Bagdad 
=  970  km,  Bagdad — Kueit  =  645  km),  doch  wird  nach  der  politischen  Er- 
oberung der  gesamten  Bagdadbahn  zweifellos  der  schon  erwähnte  Gedanke 
einer  Linie  Alexandrette — Pcrs.  Golf  das  genannte  Projekt  ablösen. 

Im  Kaukasusgebiet  wurde  im  August  1916  von  den  Russen 
mit  dem  Bau  einer  Bahn  Batum — Trapezunt  sowie  einer  weiteren  Baku — 
Dschulfa  begonnen,  welch  letztere  Linie  den  Namen  Araxestal-Ei- 
s  e  n  b  a  h  n  führt.  Geplant  wurde  auch  eine  Bahn  Batum — Kars — 
Dschulfa,  außerdem  immer  noch  die  seit  langem  projektierte  elektrische 
Vollbahn  Wladikawkas — TifUs  über  den  Kaukasus-.  Alle  diese  und 
manche  ähnUche  Bauten  und  Pläne  sind  durch  den  Zusammenbruch 
Rußlands  und  die  nachfolgenden  schweren  Wirren  auf  unabsehbare  Zeit 
vereitelt  worden. 

Als  im  Frühjahr  1918  die  Deutschen  siegreich  in  die  Krim  und  in  den 
Kaukasus  vordrangen,  tauchte  ein  deutscher  Plan  auf,  als  Ersatz  für  die 
infolge  der  Einnahme  Bagdads  durch  die  Engländer  (11.  März  1917)  schwer 
gefährdete  deutsche  Bagdadbahn  ein  neues  weltpolitisches  Verkehrsprojekt 
ins  Auge  zu  fassen,  das  eine  direkte  Bahnverbindung  von  Deutschland  bis 
Afghanistan  zum  Ziele  haben  sollte^.  Auch  dieses  Projekt  ist  durch  die 
nachfolgenden  Ereignisse  vereitelt  Avorden. 

In  Persien  wurde  die  vielerwähnte  russische  Bahn  Dschulfa — 
Täbris  im  Juli  1917  dem  Verkehr  übergeben,  zugleich  mit  ihr  die  Zweig- 
linie von  Sofian  zum  Urmiasee.  Der  Plan  einer  ,;russischen  Bagdadbahn" 
quer  durch  Persien  auf  dem  Wege  Enseli — Teheran — Chanikin — Bagdad 
(900  Werst)  ist  kurz  vor  dem  Zusammenbruch  der  zarischen  Regierung  noch 
erörtert*,  gleich  darauf  aber  gegenstandslos  geworden.  Dagegen  dürfte 
der  schon  bald  ein  halbes  Jahrhundert  alte  und  auch  im  Kriege  erörterte^ 
Plan  einer  britischen  Bahn  nach  Lidien  durch  Mesopotamien  und  Persien 
neues  Leben  gewinnen.  Der  schwierige  Übergang  nach  Persien,  von  Bag- 
dad nach  Hamadan,  könnte  nur  über  die  2400  m  hohen  Pässe  des  El- 
wend- Gebirges  hinweg  erfolgen^.  Sogar  der  Gedanke  der  Fortführung 
einer  solchen  ^ahn  bis  Birma,  nach  Umbau  von  1000  engUschen  Meilen 
nordindischer  schmalspuriger  Bahnen  in  Normalspur  ist  in  England  wieder 
erörtert  worden'^,  verhert  aber  kaum  seinen  stark  phantastischen  Cha- 
rakter durch  den  Umstand,  daß  die  Briten  jetzt  weder  in  Mesopotamien 
noch  in  Persien  irgendeinen  nennenswerten  Widerstand  gegen  ihre  Pläne 
finden  würden. 

1  Die  transux3Sopotamische  Eisenbahn  Kueit — Bagdad — Homs.  Zeitung  dea 
Vereins  deutschar  Eisenbahn- Verwaltungen.  26.  Saptember  1917.  S.  630,  und 
Zeitschrift  f.  Handelswissenschaft.    X.  Bd.,    S.  278. 

2  „Der  neue  Orient."    II.  Bd.,  S.  134. 

3  Dr.  Frhr.  v.  Mackav,  Berlin— Herat.  „Weltwirtschaft."  Juni/Juliheft 
1918.    S.  160. 

*  N.  Filkowitsch   im  „Nowij  Ekonomist".    3.  März  1917. 
^George    Mathers    im  „Indian  Journal  of  Economics".    1917. 
«  Kob.  Deutsch,   Vorderasiatische  Zukunftsfragen.   „Magazin  f.  Technik 
und  Industrie-Politik."    Augustheft  1917.    S.  323. 
'George  Mathers,  a.  a.  O. 
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In  Turkestan  wurde  am  22.  Februar  1916  von  den  Eussen  die  erst 
während  des  Krieges  in  Angriff  genommene  Bahn  Neu  Buchara— Tarmes 
eröffnet.  Sie  zweigt  von  der  Linie  Kokan— Krasnowodsk  ab  und  führt, 
490  km  lang,  bis  zum  Amu  Darja  an  der  Grenze  von  Afghanistan.  Die  Bau- 
kosten beUefen  sich  auf  70  Mill.  Eubel,  einschließlich  einer  70  km  langen 
Zweigbahn  Kibat — Kabasch;  bei  PuUsindant  befindet  sich  ein  355  m, 
bei  Kulan  Aschar  ein  4^8  m  langer  Tunnel,  Die  Bahn  erschließt  die  wert- 
vollen Baumwollgebiete  von  Ost-Buchara^  die  bisher  wegen  der  schlechten 
Schi ffahrts Verhältnisse  des  Amu  Darja  keinen  rechten  Anschluß  an  den 
Weltverkehr  besaßen.  Große  Unternehmungen  zur  Ausführung  von  Bewäs- 
serungsanlagen haben  sich  gebildet^.  Die  hohe  strategische  Bedeutung  der 
Linie  für  Rußland,  das  seine  Stellung  gegenüber  Afghanistan  und  Britisch-In- 
dien  durch  die  Bahn  bedeutend  gestärkt  sah,  ist  heute  natürUch  geschwunden. 

In  Britisch-Indien  wurden  im  Betriebsjahr  1916/17 :  467  eng- 
Hsche  Meilen  neue  Bahnen  eröffnet.  Das  gesamte  Netz  umfaßte  Anfang  1917 
36  286  miles;  im  Bau  begriffen  waren  2082  miles^.  Neu  aufgetaucht 
ist  der  Plan  einer  Eisenbahnbrücke  über  die  Pambamstraße  zwischen 
Vorderindien  und  Ceylon.  Zum  Teil  ist  die  sehr  wenig  tiefe  und 
durch  zahlreiche  Riffinseln  ausgefüllte  Meerenge  schon  1914  durch  einen 
Viadukt  ausgeschaltet  worden.  Offen  ist  noch  die  Strecke  zwischen  den 
Inseln  Manar  und  Rameswaram,  wo  der  Verkehr  durch  eine  Fähre  auf- 
rechterhalten wird.  Auch  diese  soll  nun  entweder  durch  einen  zusammen- 
hängenden festen  Deich  oder  durch  eine  aus  Deichen  und  Brücken  ge- 
mischte Anlage  ersetzt  werden^. 

In  B  i  r  m  a  wurde  1917  von  der  Handelskammer  nachdrücklich  der 
Bau  der  bereits  vermessenen  Linien  Chittagong — Akyab  und  Pyinmana — 
Magwe  empfohlen*. 

In  S  i  a  m  ist  um  Neujahr  1917  die  33  km  lange  Strecke  Lampang — 
Pang  Hoa  Pong  der  siamesischen  Nordbahn  dem  Verkehr  übergeben  worden  ^ 
welche  den  Koon  Tan- Tunnel  als  bemerkenswertestes  Bauwerk  aufweist. 
Ebenso  ist  die  Südbahn  gefördert  worden:  von  Trang  an  der  Westküste 
Malakkas  bestand  im  Sommer  1917  ein  durchgehender  Verkehr  bis  Bang- 
kok und  bis  Singora  an  der  Ostküste.  Die  gesamte  Strecke  ist  etwa  1000  km 
lang.  Die  Endstrecken  bis  Kedah  an  der  West-  und  Kelantan  an  der  Ost- 
küste sind  erst  zum  Teil  fertig:  auf  den  267  km  langen  Strecken  waren  1917: 
125  km  Schienen  verlegt.  Die  Südbahn,  die  durch  die  Staaten  Kedah  und 
Perlis  führt,  hat  in  Prai  über  die  malayische  Bahn  Anschluß  nach  Singapur. 
Von  Kelantan  aus  wird  ein  weiterer  Anschluß  gesucht  werden.  Von  Prai  nach 
Bangkok  fährt  man  etwa  36  Stunden.  Durch  die  Bahnverbindung  mit  der 
Westküste  wird  die  Fahrt  nach  Bangkok  für  die  Europa-Reisenden  um  etwa 
5  Tage  verkürzt.    In  der  Verbindung  Bangkok — Singapur  fehlten  noch  ein 

1  „Geograph.  Zeiteclirift."    1917.    S.  168. 

2  „Der  neue  Orient."    1918.    S.  559. 

3  „Tägliche  Rundschau."    1.  März  1918. 

*  Korrespondenzblatt   der  Nachrichtenstelle    f.  d.  Orient.    1916/17.    S.  194. 
•    5  Ebendort.    S.  445. 
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paar  Brückenbauten,  doch  sollte  der  Personen-  und  Güterverkehr  jm  April 
1919  eröffnet  werden  können^.  —  Am  1.  Juli  1918  wurde  ferner  eine  Bahn- 
linie Bangkok — Penang  dem  Betrieb  übergeben,  deren  Bau  durch  eine  An- 
leihe bei  den  malayischen  Bundesstaaten  finanziert  wurde ;  die  Züge  verkehren 
zunächst  nur  in  den  Tagesstunden^. 

In  Niederländisch-Indien  wurde  am  1.  Dezember  1916  die 
Bahn  Bandjar — Kalipoetjang  dem  Verkehr  übergeben. 

In  China  haben  die  Vereinigten  Staaten  und  Japan  die  durch  den 
Weltkrieg  bedingte  Lähmung  Europas  kräftig  benutzt,  um  möglichst 
umfangreiche  Eisenbahnvorteile  für  sich  herauszuschlagen.  Die  Amerikaner 
planen  u.  a.  eine  aussichtsreiche  Neuerschließung  der  Provinz  Kwangsi  vom 
Hafen  Yamtschou,  westHch  Pakhoi,  aus.  Sie  soll  bis  Höngtschou  (Provinz 
Hunan)  geführt  werden  und  wird  im  wesentlichen  der  Erschließung  der 
großen  Kohlenfelder  von  Sipa  (Präfektur  Lohtschöng)  dienen,  die  bisher 
wegen  der  schlechten  Transportverhältnisse  für  Südchina  kaum  in  Betracht 
kamen,  so  daß  z.  B.  Hongkong  große  Mengen  japanischer  Kohle  einzuführen 
gezwungen  war.  Um  auch  den  Lungfluß  zur  Beförderung  der  Kohle  aus- 
zunutzen, wird  außerdem  eine  Zweigbahn  von  Lintschou  nach  Kingjuen 
gebaut.  Es  ist  nicht  unmögüch,  daß  Yamtschou  durch  diese  Bahnbauten 
einst  ein  ernsthafter  amerikanischer  Konkurrent  Hongkongs  werden  wird. 
Allerdings  muß  der  Hafen  von  Yamtschou,  der  auch  von  der  geplanten 
französischen  Yünnan-Bahn  als  Endpunkt  in  Aussicht  genommen  ist,  erst 
noch  einer  ausgedehnten  Ausbaggerung  unterworfen  werden^.  —  Des  wei- 
teren hat  die  „American  International  Corporation",  vereint  mit  der 
in  San  Paul  ansässigen  „Siems-Carey  Railway  and  Canal  Company",  mit 
der  chinesischen  Regierung  einen  Vertrag  abgeschlossen;  dieser  sichert  den 
Amerikanern  fortan  den  Bau  folgender  vier  Linien,  die  mit  einem  Kosten- 
aufwand von  100  Mill.  Dollar  geschaffen  werden  sollen^: 

1.  Von  Föngtschöng,  dem  Endpunkt  der  Peking — Suiyuan-Bahn  (Pro- 
vinz Shansi),  über  Ninghsiafu  (NO-Kansu)  nach  Lantschoufu; 

2.  von  Höngtschoufu  an  der  Strecke  Hankou — Canton  (Provinz  Hunan) 
nach  Nanning; 

3.  von  Hangtschou  nach  Wentschou  (Provinz  Tsekiang); 

4.  von  Kiungtschou  quer  durch  die  Insel  Hainan  zur  Ostküste  der  Insel. 
Die  vier  Linien  erstrecken  sich  also  über  ganz  verschiedene  Teile  von 

China  und  dokumentieren  somit  den  Anspruch  der  Vereinigten  Staaten, 
sich  im  ganzen  Lande  nach  Gefallen  zu  betätigen.  Kommt,  der  Plan  zur 
Verwirkhchung,  so  kann  er  beträchthche  politische  Schwierigkeiten  nach 
sich  ziehen.  Zwar  ist  durch  den  Zerfall  Rußlands  der  zweifellose  Widerstand 
der  zaristischen  Regierung  gegen  das  Projekt  1  ausgeschaltet  worden,  das 
Rußlands  Mongolei-Pohtik  und  seinen  Wunsch,  zum  Golf  von  Tschihli  vor- 


1  „Der  neue  Orient."    11.  Bd.    S.  138. 

2  „Timss".    29.  Juni  1918. 

3  „Der  neue  Orient."    II.  Bd.,    S.  87. 

*  Kon-espondenzblatt   der  Nachrichtenstelle   f.   d.  Orient,     1916/17.    S.  137 
und  380. 
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zustoßen,  abgeriegelt  hätte;  aber  die  Projekte  3  und  4  kollidieren  merk- 
lich mit  japanischen  Interessensphären  und  sind  auch  geeignet,  Formosa 
strategisch  zu  bedrohen. 

Japan,  dessen  politische  Interessen  sich  ja  in  China  mit  denen  der  Ver- 
einigten Staaten  so  vielfach  kreuzen,  ist  auf  dem  Gebiete  der  Eisenbahn- 
pohtik  nicht  minder  rührig  gewesen  als  sein  Nebenbuhler.  Zunächst  wurde 
1917  im  Anschluß  an  den  russisch-japanischen  Vertrag  vom  3.  Juli  1916 
ein  Vertrag  abgeschlossen,  wonach  die  Strecke  Kwangtschöngtse — Chen- 
chiachih  (am  Sungari)  gegen  einen  in  Waffen  und  Munition  zahlbaren  Kauf- 
preis von  30  Mill.  Doli,  in  japanischen  Besitz  übergegangen  ist^.  Des  wei- 
teren ist  einer  japanischen  Unternehmergruppe  von  China  die  Konzession 
erteilt  worden,  eine  277  km  lange  Verlängerung  der  Kirin-Huilin-Bahn  zu 
bauen.  Die  Japaner  verpfhchteten  sich,  an  China  einen  Vorschuß  von  5  Mill. 
Doli,  zu  zahlen.  —  Ebenfalls  in  das  Gebiet  der  japanischen  Bahnpolitik 
in  China  gehören  die  Verhandlungen  über  die  Verlängerung  der  Supingkai — 
Tschöngtschiatun-Linie  nach  Kailun  in  der  Ostmongolei,  wobei  der  Liaofluß 
zunächst  durch  eine  provisorische  Holzbrücke  überwunden  worden  ist.  Die 
Länge  dieser  Bahn,  deren  Kosten  in  Höhe  von  1^/^  Mill.  Yen  von  der  Yoko- 
hama Speciebank  vorgeschossen  wurden,  beträgt  rund  130  enghsche  Meilen^. 

Die  Sunning-Bahn,  die  Kongmun  mit  Sunning  an  der  Grenze  von  Kan- 
ton verbindet,  soll  in  westHcher  Richtung  nach  Pak-Scha  und,  wenn  mög- 
lich, außerdem  in  südUcher  Richtung  nach  Yöng-Kong  ausgebaut  werden. 
Von  Yöng-Kong  denkt  man  später  eine  Bahn  in  die  Provinz  Kwangsi  zu  bauen 
und  von  dort  aus  durch  die  oben  erwähnte  amerikanische  Linie  die  Ver- 
bindung mit  Pakhoi  und  Hongkong  zu  gewinnen^.  —  Ferner  sei  erwähnt,  daß 
die  Trassierung  der  vielumstrittenen,  schicksalsreichen  Bahn  Tsitsikar — 
Aigun  1917  beendet  war.  Die  Gesamtkosten  des  Baues  wurden  auf  20  Mill. 
mexikanische  Doli,  berechnet.  Beim  Bau  dieser  Linie  wünschte  die  chine- 
sische Regierung  kein  fremdes  Kapital  zu  beteihgen,  sondern  alle  Kosten 
in  den  Provinzen  Kirin  und  Föngtien  (Mukden),  ferner  durch  den  Ertrag 
der  Bodensteuer  in  Heilungkiang  und  die  ErschHeßung  wüst  Hegender  Lände- 
reien aufzubringen*.  —  Schließhch  ist  als  besonders  interessant  der  chine- 
sische Plan  hervorzuheben,  die  durch  hohe  Gebirge  umrahmte,  unzugäng- 
lichste Provinz  Szetschwan  durch  eine  von  Sinyangschou  ausgehende  Bahn 
zu  erschließen.  Szetschwan  ist  eine  ungemein  reiche  Provinz;  der  Wert  ihrer 
Land  Wirtschaftsprodukte  wurde  1914  auf  117  Mill.  Pfd.,  ihres  Obstes  auf 
416  000,  ihrer  MineraHen  (Platin,  Gold,  Silber,  Kupfer,  Eisen,  Blei,  Kohlen, 
Kalk,  Antimon,  Nitrate,  Salz)  auf  440  000,  anderer  Produkte  auf  6  270  000  £ 
veranschlagt^. 

Korea  hat  in  der  Provinz  Nord-Kankyo  eine  neue,  58  miles  lange 
Eisenbahn  zwischen  Seischin  und  Kainei  erhalten.    Die  ganze  Strecke  wird 


^  „Der  neue  Orient."    IL  Bd.,  S.  177. 

2  Ebendort.    S.  559. 

3  Ebendort.    S.  87. 

*  Korrespondenzblatt  der  Nachrichtenstelle  f.  d.  Orient.     1917.     S.  444. 
5  „British  Export  Gazette."    Oktoberheft  1918. 
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in  Sy^  Stunden  zurückgelegt.  Die  Bahn  ist  geeignet,  den  Grenzhandel  mit 
China  zu  fördern  und  Nordost-Korea  kräftig  zu  entwickeln.  In  ganz  Korea 
gab  es  Ende  1917:  1092  miles  Eisenbahnlinien^. 

In  Japan  genehmigte  der  Ministerrat  den  Plan,  Verbindungs-  Quer- 
bahnen an  verschiedenen  Stellen  durch  das  Land  zu  ziehen.  Insgesamt 
sind  bisher  hierfür  217  Mill.  Yen  ausgeworfen  worden,  die  auf  10  Jahre  ver- 
teilt werden.  Es  ist  die  Einführung  einer  breiteren  Spurweite  beabsichtigt. 
Zunächst  sollen  folgende  Strecken  gebaut  werden^: 

Ichinosöki — Kcsennuma  ...  31  englische  Meilen 

Takasaka — Niigata 95 

Hojo — Matsuda 8 

Gifu — Takayama 85 

Maizuru — Mineyama    ....  30 

Okayama — Yonago 88 

Hagi — Shimonoseki 3 

Kyuschu — S3ndai 68 

Saijo — Madsujama 47 

Auf  der  Insel  Tschikoku    .    .  13 


In  Sibirien  wurde,  noch  unter  der  Zarenregierung,  die  große 
Amurbrücke  der  Amurbahn  bei  Chabarowsk  vollendet.  Sie  weist  19  Pfeiler 
und  eine  Länge  von  2417  m  auf;  damit  ist  sie  die  zweitgrößte  Eisenbahn- 
brücke der  Welt;  nur  die  Brücke  über  den  Firth  of  Forth  ist  noch,  etwas 
länger^.  —  Begonnen  wurde  im  Juni  1916  mit  dem  Bau  der  Kalchu- 
ginsk-Bahn,  die  in  Bayanrowo  von  der  Altai-Bahn  abzweigt.  — 
In  Aussicht  genommen  wurde  der  Bau  einer  Linie  Omsk — Akmolinsk — 
Ekibad-tus — Pawlodar — Barnaul.  Von  Ekibad-tus,  wo  sich  reiche  Kohlen- 
lager befinden,  soll  eine  Zweigbahn  über  die  Eidderschen  Gold-  und  Silber- 
bergwerke nach  Semipalatinsk  führen.  Der  Bau  der  Bahn  sollte  durch  die 
Südsibirische  Eisenbahngesellschaft  erfolgen,  die  sich  verpflichtete,  auch,  die 
Altai-Bahn  anzukaufen.  —  Die  Westuralbahn- Gesellschaft  plante  ferner  den 
Bau  einer  1920  Werst  langen  Bahn  Krasnoufimsk — Schadrinsk — Ischim — 
Tomsk,  um  eine  direkte  Verbindung  zwischen  Perm  und  Tomsk  zu  schaffen. 
Eine  135  Werst  lange  Seitenlinie  Schadrinsk — Kurgan  sollte  überdies  einen 
Anschluß  an  die  Sibirische  Bahn  gewähren.  Durch  die  russische  Revolution 
sind  natürlich  alle  sibirischen  Pläne  gestört  und  auf  unabsehbare  Zeit  ver- 
eitelt worden.  Dr.  Richard    Hennig,    Berlin. 


1  „Der  neue  Orient."    II.  Bd.,    S.  586. 

2  Ebendort.    S.  413  und  506. 

'^Frithjof    Nansen,    Sibirien.    Ein  Zukunftsland. 
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C  Post,   Telegraphie,  Telcphonie. 

Organisation  und  Wirksamkeit  der  deutschen  Post  in  Belgien 
während  des  Kriegest 

Quellen-: 

Gesetz-  und  Verordnungsblatt  für  die  okkupierten  Gebiete  Belgiens'.  Brüssel 
1914  bis  1918  {B). 

Dasselbe,  Handausgabe  Bd.  I.  Brüssel  1916.  Bd.  II.  Stuttgart  1917,  mit  den 
Verordnungen  usw.  bis  einschl.  31.  Dezember  1916  (H). 

Verordnungsblatt  für  das  Etappengebiet  der  IV.  Armee*.   Gent  1915  bis  1918  (£). 

Amtsblatt  der  Kaiserlich  Deutschen  Post-  und  Telegraphenverwaltung  in  Belgien*. 
Brüssel  1914  bis  1918  ( P). 

Archiv  für  Post  und  Telegraphie.     Berlin  1916  und  1918  (A). 

Amtsblatt  des  Reichs-Postamts^.     Berlin  1914  bis  1919  (R). 

Postbuch  für  Belgien,  herausgeg.  von  der  K.  D.  Post-  usw.  Verwaltung  in  Belgien 
nach  dem  Stande  vom  1.  April  1916  ( Pb). 

Auskunf  tsbucli  über  Kriegs-Post-  und  Telegraphenangelegenheiten,  herausgeg.  von 
der  Ober-Postdirektion  in  Berlin.      3.  Aufl.      Berlin,    Januar  1917^    i-^b). 

,,B  e  1  g  i  e  n  ,  Land,  Leute,  Wirtschaftsleben".  Druckschrift  herausgeg.  (von  der 
K.  D.  Post-  usw.  Verwaltung  in  Belgien^)  im  Auftrage  des  K.  D.  General- 
gouvernements.    Berlin,  E.  S.  Mittler  &  Sohn,  1915  (D). 

Literaturverzeichnis  über  einschlägige  Zeitschriftenaufsätze  im  „Archiv  für  Post 
usw."  1915,  S.58,  187,  251,  387;  1916,  S.63,  210,  318,  407;  1917,8.131,  363; 
1918,  S.  251,  374. 

Einrichtung  und  Ausbau. 
Am  7.  August  1914  fiel  Lüttich,  am  20.  Brüssel  in  die  Hand  der  deut- 
schen Heere.  Die  belgische  Regierung  hatte  Brüssel  bereits  am  18.  August 
verlassen.  Am  25.  Augast  wurde  eine  deutsche  Landesverwaltung  in  dem 
bis  dahin  besetzten  Teile  Belgiens  eingesetzt.  Die  Ernennung  des  General- 
gouverneurs und  des  (Zivil-)  Verwaltungschefs  bei  diesem  geschah,  durch 
Allerhöchste  Kabinettsorder  vom  26.  August^.  Am  gleichen  Tage  fiel  Namur, 

^  Vergl.  den  entsprechenden  Aufsatz  über  Polen,  ,,\V.  A."  14.  Bd.  1919, 
S.  32*  ff. 

'^  Die  in  Klammern  gesetzten  Buchstaben  dienen  zur  abgekürzten  Anführimg 
in  den  Fußnoten. 

2  Erste  Nummer  ausgegeben  am  5.  September  1914.  Seit  1918  veränderte 
Bezeichnung  als  „Gesetz-  und  Verordnungsblatt  für  Flandern"  (erste  Nummer 
vom  3.  Januar  1918),  Brüssel,  gültig  für  das  flämische  Verwaltungsgebiet;  zugleich 
wurde  ein  bs.sonderes  ,, Gesetz-  und  Verordnungsblatt  für  Wallonien"  begründet, 
Namur;  vgl.  P  1917,  S.  169. 

*  Erste  Nummer  ausgegeben  am  2.  August  1915,  nicht  jahrgangsweise  ge- 
ordnet. 

^  Erste  Publikation  unter  dem  10.  Dezember  1914.  Ausgabedatum  und  durch- 
gehende Seitenbezifferimg  erst  seit  1916. 

^  Maßgebend  für  den  Postverkehr  zwischen  Deutschland  und  Belgien.  Erste 
einschlägige  Publikation  vom  10.  Oktober  1914  (S.  387),  letzte  —  nicht  abschließende 
—  vom  28.  Oktober  1918  (S.  273). 

'  Dazu  die  Barichtigungen  Nr.  31,  72—74,  106,  123,  153,  167,  173,  190, 
229,  237,  251,  267.  285 f.,  298f.,  311,  318,  335f.,  356,  365 f.,  391,  398,  504. 

8  A  1918,  S.  179. 

»  B  1914,  .S.  1,  H  I,  S.  1. 
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erst  am  9.  Oktober  Antwerpen.  Bis  zum  18.  Oktober  war  die  Yserlinie  er- 
reicht, die  dann  bis  zuletzt  im  allgemeinen  die  Kampfstellung  geblieben  ist. 

In  demselben  Maße,  wie  das  Kampf-  und  das  Etappengebiet  westwärts 
vorrückten,  dehnte  sich  schrittweise  auch  der  Zuständigkeitsbereich  der 
deutschen  Landes- Zivil  Verwaltung  aus.  Nach  internationalem  Recht  hatte 
diese,  nachdem  die  gesetzmäßige  Gewalt  in  Belgien  tatsächlich  in  die  Hände 
Deutschlands  übergegangen  war,  „alle  von  ihr  abhängenden  Vorkehrungen 
zu  treffen,  um  nach  Möglichkeit  das  öffentliche  Leben  wiederherzustellen, 
und  zwar,  soweit  kein  zwingendes  Hindernis  bestand,  unter  Beachtung  der 
belgischen  Landesgesetze"^.  Im  Bereiche  des  Landes  -  Postwesens^ 
ergingen  die  hierzu  erforderlichen  Schritte  von  selten  einer  deutschen 
Post-  und  Telegraphenverwaltung,  die,  vom  Reichs-Postamt  in  Berlin  ab- 
hängend, Anfang  September  1914  in  Brüssel  eingerichtet  wurde^.  Der 
Versuch,  die  belgischen  Landes-Postbehörden  zur  Mitwirkung  heranzuziehen, 
scheiterte  zunächst  an  einem  Verbot  der  General-Postdirektion  beim  bel- 
gischen Marine-  usw.  Ministerium  an  das  imterstellte  Personal,  sich  der 
deutschen  Behörde  zur  Verfügung  zu  stellen.  Infolgedessen  lenkte  das  deut- 
sche Landespostwesen  in  Belgien  von  Anfang  an  in  die  Bahn  wesentlich 
deutscher  Verwaltungsformen  ein.  Insbesondere  wurden  Post  und  Tele- 
graphie  als  zusammenhängende,  nicht,  wie  unter  der  belgischen  Regierung, 
als  getrennte  Verwaltungen  eingerichtet,  wie  seit  1876  im  Deutschen  Reich*. 
Erst  Ende  Dezember  1914  nahm  die  belgische  Behörde  ihr  Verbot 
zurück^.  Das  Postv.^esen  in  Belgien  behielt  indessen  nunmehr  seine  deut- 
sche Richtung  in  allen  Hauptsachen  bei. 

Als  verwaltungstechnische  Zwischenglieder  zwischen  der  Zentralbehörde 
in  Brüssel  und  den  örtlichen  Postanstalten  wurden  im  Januar  1915  die  soge- 
nannten Kreis-Postämter  in  den  Hauptorten  der  belgischen  Kreise  einge- 
setzt. Neben  ihren  eigentlichen  Betriebsaufgaben  hatten  diese  Postämter 
insofern  verwaltungsmäßige  Obliegenheiten  zu  erfüllen,  als  sie  ,,die  Ver- 
kehrsbedürfnisse im  Kreise  zu  erforschen,  Postverbindungen  zu  schaffen 
und,  mit  der  politischen  Behörde  zusammenarbeitend,  nach  Kräften  daran 
mitzuwirken  hatten,  daß  Handel  und  Wandel  im  Kreise  wieder  in  Gang 
kämen" ^.  Bis  Ende  1917  waren  14  Kreispostämter  eingerichtet  und 
dementsprechend  wurden  im  Besatzungsgebiet  14  „Postbezirke"  unter- 
schieden'^. 

Mit  fortschreitender  Wiederbeteiligung  des  belgischen  Postpersonals 
an  den  Dienstgeschäften  ergab  sich  die  Notwendigkeit,  zur  Wahrnehmung 
der  Personal- Verwaltungsangelegenheiten  die  einheimische  Behörde  heran- 
zuziehen. Die  belgische  General-Pcstdirektion^  wurde  infolgedessen, 
mit   einer   nach  Vorstehendem   beschränkten    Zuständigkeit,    Anfang    Juli 

1  Artikel  43    der  LandkriegsO.    (IV.  Haager  Abk.)  vom  18.  Oktober  1907. 
(Reichsgesetzbl.  1910,  S.  107). 

2  Statistische  Angaben  für  die  Jahre  1900,  1910  und  1911  in  D,  S.  45. 

3  A   1916,  S.  35.      ■*  Reichsgesetzbl.  1876,  S.  379. 

•^  A  1916,  S.  36.      «  Verfügung  vom  30.  Januar  1915,  P,  S.  29. 

''    P  1917,  S.  162. 

«  Kicht    auch  die  General- Telegraphendirektion,  s.    P  1917,  S.   129,  Art.  2. 
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1915  durch  Erlaß  des  Generalgouverneurs^  wieder  in  Wirksamkeit  ge- 
setzt^. Dieselbe  betätigte  sich  ausschließlich  vorbereitend,  während 
die  Entscheidung  bei  der  deutschen  Zentralpostbehörde  verblieb,  die  gleich- 
zeitig die  Funktionen  des  belgischen  Marine-,  Post-  und  Telegraphenmini- 
steriums übernahm^. 

Die  Trennung  Belgiens  in  die  zwei  Verwaltungsgebiete  Flandern  und 
Wallonien^  führte  vom  1.  Januar  1918  ab  zur  Teilung  des  belgischen 
Post-  usw.  Ministeriums  in  eine  flämische  und  eine  wallonische  Verwaltung 
mit  den  Sitzen  in  Brüssel  und  Namur,  deren  obere  Leitung  indessen  einheit- 
lich in  Händen  der  deutschen  Zentral-Postbehörde  verblieb^.  Die  Post- 
bezirke fielen  von  da  ab  mit  den  belgischen  Provinzen  zusammen^,  die 
Kreis-Postämter  von  1915  wurden  aufgehoben;  an  ihre  Stelle  traten  8  deutsche 
Postdirektionen',  nunmehr  als  reine  Verwaltungsbehörden  eingerichtet, 
ohne  betriebsmäßige  Nebenaufgaben^.  Infolge  Wegfalls  der  Kreis-Post- 
ämter^ wurden  zahlreiche  belgische  Beamte  wieder  verfügbar,  die  alsbald, 
und  zwar  in  den  Formen  des  belgischen  Verfahrens,  aus  ihren  Ämtern  ent- 
lassen wurden^", 

Rechtsgrundlagen  des  Postverkehrs. 
Deutsche  oder  belgische  Postgesetze  oder  -Verordnungen  sind  als  solche 
und  in  extenso  nicht  eingeführt  worden.  Rechtsquelle  für  die  Handhabmig 
des  Postbetriebs  waren  daher  lediglich  die  Verordnungen  des  Generalgouver- 
neurs und  ,,die  sonstigen,  vom  Generalgouvernement  und  der  Post-  usw. 
Verwaltung  erlassenen  Bestimmungen"^^.  Daß  diese  Verordnungen  usw. 
außer  deutschen  gelegentlich  auch  belgische^^  Normen  einführten,  ergab  sich 
aus  der  wechselnden  Natur  der  Gegenstände.  Vielfach  erfuhr  dabei  das  eine 
oder  das  andere  Recht  Modifikationen,  entsprecbend  den  tatsächlichen 
Erfordernissen.  Eine  ganze  Reihe  von  Verkehrsinstituten  wurde  nach  deut- 
schem Vorbild    ausgebaut^^,    das    sehr    ausgebreitete    belgische    Portofrei- 

I  Nicht  in  B  und  P.      2  a   1916,  S.  40f. 

3  Ebd.  S.  41.      4  Verordnung  vom  21.  März  1917,  B,  S.  3457. 

5   P  1017,  S.  128;  1918,  S.  30. 

8  Flandern  s.  P  1917,  S.  129,  Wallonien  ebd.  S.  146,  und  1918,  S.  31. 

7  P  1917,  S.  162;  1918,  S.  47.  Von  den  9  Provinzen  Belgiens  fielen  2  (West- 
und  Ostflandern)  als  Kampf-  und  Etappengebiet  aus;  die  verkehrsreiche  Provinz 
Hennegau  wurde  in  2  Postbezirke  geteilt. 

8  Ihre  besondere  Aufgabe  bestand  in  der  „Pflege  des  Verkehrs  mit  den 
belgischen  Bezirksdirektionen"  ( P  1918,  S.  47). 

ä    P  1917,  S.  162. 

10   P  1917,  S.  170;  1918,  S.  1,  28,  50,  61,  75,  90,  103,  107. 

II  P  1918,  S.  47. 

^2  So  bei  Wiederaufnahme  des  belgischen  Post-Sparkassendienstes,  der  in 
Deutschland  nicht  besteht;  P  1917,  S.  70  und  weiterhin;  auch  beim  Post-Scheck- 
verkehr, P  1916,  S.  88. 

^^  So  die  Zurückziehung  von  Postsendungen  und  Änderung  von  Aufschriften 
durch  den  Absender:  P1915,  S.  64  (vgl.  PostO.  für  das  D.  Reich  vom  28.  Juli  1917, 
Reichsgcsetzbl.  S.  763,  §  33),  das  Rückscheinverfahren  (nur  für  Behörden),  ebd. 
S.  92  (PostO.  §  26),  das  Unbestellbarkeitsverfahren  bei  Postanweisungen,  ebd.  S.  98 
(PostO.  §  44,  II,  Abs.  2),  mehrfache  Ausschlüsse  von  der  Postbeförderung  (PostO. 
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heitswesen  nach  deutschen  Grundsätzen  eingeschränkt^,  und  selbst- 
verständlich blieb  für  alle  Angelegenheiten  des  Betriebsdienstes  im  Zweifels- 
falle die  in  Deutschland  geltende  Instruktion  maßgebend^. 

Der  in  Deutschland  gesetzlich  eingeführte  Postzwang  für  verschlossene 
Briefe  und  politische  Zeitungen^  konnte  für  Belgien  nicht  gelten,  da  im 
Bereiche  der  deutsch-belgischen  Einwohner]DOst  nur  unverschlossene  Briefe 
zugelassen  waren,  und  wegen  der  politischen  Zeitungen  ist  er  ausdrücklich 
abgelehnt  worden*.  Die  durch  den  Postzwang  erstrebte  Verhütung 
einer  Umgehung  der  Post  bei  der  Briefbeförderung  wurde  für  Belgien  im 
Wege  unmittelbaren  Verordnungsverbots  mit  Strafandrohung  erzielt^. 
Im  Rahmen  des  Kriegswirtschaftsrechts  wurde  nach  reichsdeutschem  Vor- 
gang späterhin  die  Paketversendung  mit  gewissen  Einschränkungen  be- 
dacht^. 

Betriebswesen. 

Entsprechend  ihrer  doppelseitigen  Aufgabe,  den  Postverkehr  einer- 
seits für  die  deutschen  Truppen  und  Behörden  in  Belgien,  andrer- 
seits für  die  Landeseinwohnerschaft  zu  besorgen,  wurde  auch  bei  den  ört- 
lichen Postanlagen  eine  technische  Scheidung  beider  Betriebe  nach  Möglich- 
keit angestrebt  und  durchgeführf^.  An  Orten  mit  zwei  Postanstalten 
wurde  von  vornherein  die  eine  für  den  deutschen,  die  andere  für  den  bel- 
gischen Verkehr  eingerichtet^.  Im  Nachfolgenden  interessiert  nur  der 
letztere. 

Im  allgemeinen  wurde  beim  Ausbau  des  Verkehrsnetzes  nur  schritt- 
weise vorgegangen,  je  nach  Maßgabe  der  tatsächlichen  Durchführbarkeit 
und  des  Verkehrsbedürfnisses.  Als  Hilfsmittel  zur  Beurteilung  des  letzteren 
diente  der  Postverwaltung  vorzugsweise  die  eingangs  benannte  Druck- 
schrift ,, Belgien  usw."^. 

In  subjektiver  Hinsicht  war  eine  Beförderungspflicht  der  Postverwal- 
tungi^  gegenüber  dem  belgischen  Publikum  nicht  anerkannt.  Vielmehr 
herrschte  der  Grundsatz  einer  ,,  Zulassung"  der  Einwohnerschaft  zum  Post- 
verkehr. Die  Zulassung  erstreckte  sich  regelm.äßig  auf  ganze  Ortschaften 
sowie  auf  Städte  und   deren  Umgebung,    jedoch   ohne  daß  von  vornherein 


§  5:  feuergefährliche  Sachen,  P  1915,  S.  109,  leicht  schmelzende  Sachen,  P  1917, 
S.  99a),  die  Posttaxen  (  P 1914/15,  S.  2)  und  deren  Erhöhung  {Hll,  S.  149,  P1918, 
S.  95) ;  außer  Anwendung  blieb  die  ermäßigte  Brief  taxe  im  Grenzverkehr  mit  Deutsch- 
land (P1917,  S.  42);  ferner  das  Nachnahme  verfahren:  P 1914/15,  S.  140  (PostO. 
§  19),  die  Eilbestellung,  ebd.  S.  152  (PostO.  §  22),  der  ganze  Zeitungsvertrieb  (s. 
später)  sowie  endlich  das  gesamte  Haftpflichtrecht  (Reichs-PostG.  vom  28.  Oktober 
1871  §§  6  bis  15):    P  1917,  S.  26  und  104. 

1  A  1916,  S.  43,  P1917,  S.  86,  E,  S.  117;   wegen  des  Verfahrens  mit  porto- 
pflichtigen Dienstbriefen  s.    P  1914/15,  S.  202. 

2  P  1918,  S.  47.      3  RPostG.  §  1.      4   P  1914/15,  S.  157. 
s  i/  I,  S.  172,  393;    P  1914/15,  S.  28;  E,  S.  32. 

^  Butter:    P  1916,  S.  125,   Lebensmittel   nach  der  deutschen  Grenze,  ebd. 
1917,  S.  57.  Waren  nach  Deutschland,  ebd.  S.  12. 
^  A   1918,  S.  175.      8   p  1914/15.  s.  1. 
»  A  1918,  S.  179.       1»  RPostG.     §  3. 
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auch  zwischen  allen  Plätzen  wechselseitige  Verkehrsbeziehungen  bestanden 
hätten^.  Zum  Teil  waren  auch  rein  persönliche  Gesichtspunkte  für  die 
Zulassung  einzelner  Bevölkerungsgruppen  maßgebend^.  Wirtschaftliche  Or- 
ganisationen wurden  den  deutschen  Behörden  hinsichtlich  der  erweiterten 
Freizügigkeit  ihrer  Postsendungen  gleichgestellt^. 

In  objektiver  Beziehung  wurde  auch  in  Belgien  der  Anfang  mit  der 
Einführung  eines  Briefpostverkehrs  gemacht  (gewöhnliche  und  eingeschrie- 
bene Briefe,  Postkarten,  Drucksachen,  Geschäftspapiere  und  Warenproben)*. 
Rasch  folgte  die  Einrichtung  eines  innerbelgischen  Zeitungspost- 
vertriebs^.  Bis  Ende  1915  waren  der  Postanweisungs-^  und  der 
Nachnahmeverkehr'^  organisiert,  bis  Ende  1916  der  Postauftrags- ^, 
Postprotest-^  und  Postscheckdienst^"  sowie  der  Paketverkehr^^. 

Über  die  Grenzen  des  Generalgouvernements  hinausführende  Post- 
verkehrsbeziehungen wurden  angeknüpft  mit  Deutschland^^,  mit  dem 
westbelgischen  Etappengebiet^^,  mit  den  deutschen  Besatzungsgebieten 
in  Nordfrankreich^*  und  Rumänien^  ^,  mit  den  Kriegsverbündeten 
Deutschlands^^    und    mit    denjenigen    neutralen  Ländern,    die  nach  Maß- 


1  P  1914/15,  S.  Iff. 

2  Kriegsgefangene,  bzw.  in  Holland  internierte  belgische  Heeresangehörige 
(  P  1914/15,  S.  5  passim,  ebd.  S.  148);  nach  Deutschland  abtransportierte  belgische 
Zivilarbeiter  (P  1916,  S.  151;  1917,  S.  15  u.  56),  Abschüblinge  aus  dem  nordfranzösi- 
schen  Besatzungsgebiet  (  P  1917,  S.  120),  Arbeiter  aus  dem  Gen.-Gouv.  Warschau 
(ebd.  S.  143),  wegen  der  Zivilarboiter  im  Etappengebiet,  s.   E,  S.  489. 

3  P  1914/15,  S.  42,  95,  107,  122,  124,  130,  148,  192,  195;  1916,  S.  4,  5,  77, 
150,  153;  1917,  S.  37,  42,  126;  1918,  S.  67.        *   P  1914/15,  S.  3. 

5  Vom  4.  Februar  1915  ab  ( P  1914/15,  S.  35  und  weiterhm). 
«  Vom  19.  Januar  1915  ab  (P  1914/15,  S.  22,  56). 

7  Vom  1.  September  1915  ab  (P  1914/15,  S.  140;  1916,  S.  131). 

8  Vom  1.  März  1916  ab  (  P  1916,  S.  11;  1918,  S.  53). 

9  Vom  1.  März  1916  ab  (  P  1916,  S.  14,  60,  85). 

^ö  Vom  16.  September  1916  ab  (P  1916,  S.  88,  110,  149;  1917,  S.  22). 
"  Vom  1.  März  1916  ab  ( P  1916,  S.  20,  46,  125;  1918,  S.  116). 

12  Zeitungen  Anfang  1915  ( P  1914/15,  S.  14),  Briefe  s.  Anm.  44,  Postanwei- 
sungen s.  Anm.  46,  Wertkästchen  (nur  flu-  Antwerpen  und  nur  zur  Erleichterung 
des  Diamantenhandels,  s.  Blätter  f.  Post  u.  Telegr.,  Jahrg.  1915,  Bcrlhi,  S.  171) 
vom  3.  November  1916  ab  (  P1916,  S.  172),  Postaufträge,  s.  Anm.  48,  Zählkarten 
(ebd.  S.  90)  vom  1.  August  1916  ab,  Pakete  (ebd.  S.  97)  vom  21.  August  1916  ab, 
Postschecks  (ebd.  S.  149)    vom  1.  Januar  1917  ab,  Postnaclmahmen  t;.  Anm.  47. 

13  P  1914/15,  S.  97:  Verf.  vom  11.  Juni  1915  mit  vielfachen  Änderungen; 
E,  S.  64,  106,  113,  158,  628.  "   P  1914/15,  S.  169;  1916,  S.  57. 

1»    P  1917,  S.  114;  1918,  S.  42. 

1"  Österreich  und  Ungarn:  Brief  verkehr  ab  10.  Februar  1915 
( P  1914/15,  S.  39),  dgl.  Bosnien  und  Herzegowina  ab  Mai  1915  (ebd. 
S.  79),  Postanweisungen  (Ö,  U,  B,  H)  ab  20.  Mai  1915  (ebd.  S.  88),  Postnachnahmeu 
(Ö)  ab  November  1915  (ebd.  S.  180),  dgl.  U,  B  u.  H  ebd.  S.  187,  Wertkästchen 
(Ö)  ab  14.  April  1916  (ebd.  1916,  S.  48),  dgl.  U  ab  Mai  1916  (ebd.  S.  66),  Pakete 
(Ö,  U,  B,  H)  ab  1.  Januar  1917  (ebd.  S.  153),  eingestellt  23.  Oktober  1918  (P 
1918,  S.  115).  —  Bulgarien:  Briefverkehr  ab  Januar  1916  (P  1916,  S.  6), 
Postanweisungen  ab  17.  März  1916  (ebd.  S.  32),  Wertkästchen  wie  bei  Ungarn. 
—  Türkei:  Briefverkehr  ab  November  1915  (P  1914/15,  S.  187),  Postanwei- 
sungen und  Postnachnahmen  ab  1.  April  1916  ( P  1916,  S.  29),  Wertkästchen  wie 
bei  Ungarn. 
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gäbe  der  bestehenden  Postverbindungen  erreichbar  waren^.  Dieser  außer- 
belgiscbe  Verkehr  bewegte  sich  im  allgemeinen  auf  der  Rechtsgrundlage 
des  Weltpostvertrags^.  Für  den  besonderen  deutsch-belgischen  Verkehr 
traten  z.  T.  innere  deutsche  Nonnen  und  ad  hoc- Verordnungen  ein.  Gegen- 
über den  Etappen-  und  Besatzungsgebieten  galt  ausschließlich  Verordnungs- 
recht von  häufig  recht  begrenztem  Umfang.  Für  weitere  Ausführungen  über 
diesen  Gegenstand  ist  hier  nicht  der  Ort^. 

Der  Abbau. 

Es  lag  in  den  Umständen,  daß  der  Abbau  des  deutschen  Postwesens 
in  Belgien  schneller  vor  sich  gehen  mußte,  als  seine  schrittweise  begonnene 
Aufrichtung. 

Was  darüber  seinen  Weg  in  das  belgische  Postamtsblatt  gefunden  hat, 
beschränkt  sich  auf  drei  Verfügungen  vom  1.,  22.  und  28.  Oktober  1918* 
über  das  östliche  Vorrücken  der  Grenze  zwischen  Generalgouvernement 
und  Etappengebiet  und  die  sich  daraus  ergebende  verminderte  Anzahl 
an  deutschen  Postanstalten  nach  dem  Stande  vom  1.  November  1918.  Der 
Waffenstillstand  vom  11.  November  1918  bereitete  zugleich  mit  der  deutschen 
Landesbesetzung  auch  der  deutschen  Post  in  Belgien  ein  Ende^. 

Ob  und  in  welchem  Umfange  die  deutsche  Postverwaltung  während 
ihres  mehr  als  vierjährigen  Bestehens  in  Belgien  der  selbstgestellten  Auf- 
gabe, Handel  und  Wandel  im  Lande  wiederherzustellen,  hat  gerecht  werden 
können,  darüber  hat  sie  selbst  einen  ziffernmäßigen  Nachweis  nicht  mehr 
erbracht.  Die  Gründe  sind  bekannt  genug.  Hätte  sich  der  Rückübergang 
der  Landes-  und  damit  auch  der  Postverwaltung  auf  die  einheimischen  Be- 
hörden in  der  geordneten  Form  vollzogen,  mit  der  bis  zuletzt  hatte  gerechnet 
werden  dürfen,  kein  Zweifel,  daß  sich  dabei  Zeit  und  Gelegenheit  geboten 
hätte,  ein  ansehnliches  Ergebnis  geleisteter  Arbeit  und  erzielten  Nutzens 
vorzulegen.     Das  ist  nun  abgeschnitten.     Mit  um  so  mehr  Interesse  wird 

1  Luxemburg:  Briefverkehr  ab  1.  Jamiar  1915  ( P  1914/15,  S.  13), 
Zeitungen  vgl.  ebd.  S.  47,  Postanweisungen  ab  1.  Mai  1915  (ebd.  S.  75),  Wertkäst- 
chen ab  14.  April  1916  (  P  1916,  S.  48).  —  Niederlande:  Briefverkehr  ab 
7.  Februar  1915  (  P  1914/15,  S.  36,  99),  Postanweisungen  wie  bei  Österreich,  Wert- 
kästchen ab  1.  August  1915  ( P  1914/15,  S.  118).  —  Nioderländisch-In- 
d  i  e  n:  Briefverkehr  ab  Februar  1916  (  P 1916,  S.  20).  —Schweiz:  Briefverkehr 
ab  1.  Juni  1915  ( P  1914/15,  S.  93),  Postanweisungen  ab  1.  Juli  1915  (ebd.  S.  107), 
Wertkästchen  wie  bei  Luxemburg.  —  Dänemark:  Brief  verkehr  wie  bei  Bos- 
nien, Postanweisungen  ab  1.  Jmii  1915  (  P  1914/15,  S.  94),  Wertkästchen  wie  bei 
Luxemburg.  — Schweden:  Briefverkehr  ab  August  1915  (  P  1914/15,  S.  123), 
Postanweisungen  ab  1.  November  1915  (ebd.  S.  175).  —  Norwegen:  Brief- 
verkehr und  Postanweisungen  wie  bei  Schweden,  Wertkästchsn  wie  bei  Luxem- 
burg. —  Spanien:    Briefverkehr  ab  Mai  1916  (  P  1916,  S.  63). 

2  Rom,  26.  Mai  1906  (Reichsgesetzbl.  1907,  S.  593). 
^  Ab,  S.  65  bis  74,   Pb,  S.  15  bis  32. 

*   P  1918,  S.  108,  114,  116. 

^  Die  Restabwicklung  der  Geschäfte  wird  von  der  Ober-Postdirektion  in 
Erfurt  besorgt,  die  insoweit  noch  die  Bezeichnung  ,,Post-  und  Telegraphenver- 
waltung Belgien  (Abwicklung)"  weiterführt  {R  1919,  S.  156). 


Allgemeine  Übersichten  über  den  internationalen  Güteraustausch.         47* 

dem  nächsten  Jahresbericht  der  belgischen  Postverwaltung  entgegenzu- 
sehen sein,  der  zu  den  Ergebnissen  der  Okkupations-Postverwaltung  not- 
wendigerweise Stellung  nehmen  muß.  Zu  gegebener  Zeit  wird  hier  darauf 
zurückgekommen  werden. 

Dr.  jur.  Ernst  St  a  edler,  Berlin. 


IV. 

Allgemeine  Übersichten  über  den  internationalen 

Güteraustausch. 


Der  Begriff  des  Spezialhandels  in  der  deutsdien 
Äußenhandelsstatistik. 

Die  Vorschläge,  welche  kürzlich  der  frühere  Präsident  des  Statistischen 
Reichsamts,  Dr.  van  der  Borght,  zur  Reform  der  Deutschen  Außen- 
handelsstatistik unterbreitet  hat\  richten  sich  ebensowohl  wie  die  in  der 
gleichen  Angelegenheit  durchgeführten  Untersuchungen  von  Prof.  Carl 
von  Tyszka,  Hamburg^,  in  erster  Linie  auf  eine  veränderte  Fassung 
der  Begriffe  Gesamteigenhandel  und  SpezialhandeP, 

Da  die  überall  wiedergegebene  amtliche  Definition  der  beiden  Begriffe 
wenig  klar  und  der  Form  nach  nicht  fehlerfrei  ist,  so  soll  hier,  ohne  die  Frage 
nach  ihrer  materiellen  Seite  zu  prüfen,  das  Schema  der,  nach  Maßgabe  der 
in  Deutschland  gegebenen  Unterscheidungsmerkmale  überhaupt  möglichen 
Fälle  der  Ein-  und  Ausfuhr  aufgezeichnet  und  die  Folgerichtigkeit  der  Be- 
griffe daran  geprüft  werden.     (Siehe  amtliche  Definition  auf  Seite  48*). 

Bei  einer  logischen  Verbindung  der  in  diesen  Definitionen  gegebenen 
und  der  überhaupt  denkbaren  selbständigen  Fälle  der  Einfuhr  und  Ausfuhr 
ergibt  sich  zunächst  grundsätzlich,  daß  die  Ausfuhr  nur  das  Spiegelbild 
der  Einfuhr  darstellen  kann.  Zergliedern  wir  diese  (im  Generalhandel), 
so  wäre  zunächst  zwischen  den  beiden  sich  gegenseitig  ausschließenden 
Möglichkeiten  der  unmittelbaren  Bestimmung  der  Ware  fürs  Ausland  (un- 
mittelbaren Durchfuhr)  und  fürs  Inland,  d.  h.  das  politische  Inland,  zu  scheiden. 
Im  Inland  ergeben  sich  wiederum  zwei  zolltechnische,  einander  ausschhe- 
ßende  Möglichkeiten :  Die  Y/are  gelangt  ins  ZolHnland  (in  den  freien  Verkehr) 

1  Dr.  R.  van  der  Borght,  Die  Umgestaltung  der  deutschen  Handels- 
statistik. (Handelspolitische  Flugschriften,  herausgegeben  vom  Handelsver- 
tragsvorein,  Heft  16.)     1918. 

2  Prof.  Dr.  Carl  von  Tyszka,  Vorschläge  für  die  Gastaltung  der  deut- 
schon Handelsstatistik  nach  dem  Kriege.  (Heft  17  der  gleichen  Schriftenfolge.) 
1919. 

^von  Tysxka  hat  allerdings  mit  besonderer  Sorgfalt  die  Frage  der  Er- 
stellung einer  Statistik  nach  Erzeugimgs-  imd  Verbrauchs  bezirken  l)ehandelt  und 
auf  dem  Wege  einer  Enquete  bei  Haadelskammsm  prüfen  lassen.  Doch  ist  daa 
Rasultat  ein  in  der  Hauptsache  verneinendes. 


48* 
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Die  amtliche  Definition^  lautet: 

Der  Spezialhandel  umfaßt  seit  1.  März  1906: 
Die  Einfuhr:  Die  Ausfuhr: 


in  den  freien  Verkehr  aus  dem  Ausland, 
von^  Zollausschlüssen,  von  Freibezir- 
ken, Niederlagen,  Konten  usw. ; 

zur  Veredelung  (einschließlich  der  Be- 
oder  Verarbeitung  im  Freihafen  Ham- 
burg) auf  inländische  Rech- 
nung, ferner  die  Einfuhr  in  die  ZoU- 
ausschlüsae  zum  Verbrauche,  die  Ver- 
bringung von  Schiffsbedarf  an  aus- 
läiidischen  Waren  auf  ausgehende 
deutsche  Schiffe. 


aus  dem  freien  Verkehr  nach  dem  Aus- 
land einschließlich  der  unter  amtlicher 
Überwachung  ausgehenden,  einer  Ver- 
brauchs- oder  Stempelabgabe  imter- 
iiegenden  inländischen  Waren  (Bier, 
Branntwein,  Essigsäure,  Louchtmittel, 
Salz,  Schaumwein,  Spielkarten,  Tabak, 
Zucker,   Zündwaren) ; 

nach  der  Veredelung  auf  inländi- 
sche Rechnung,  ferner  die  Ausfuhr 
der  im  Freihafen  Hamburg  herge- 
stellten Waren. 


Der  Gesamteigenhandel  umfaßt  seit  1.  März  1916: 


In  der  Einfuhr: 
die   aus  dem  Ausland  in  das  deutsche 
Wirtschaftsgebiet  eingefülirten  Waren. 


In  der  Ausfuhr: 
die  aus  dem  deutschen  Wirtschaftsgebiete 
nach  dem  Ausland  ausgeführten  Wa- 


oder  ins  Zollausland  (womit  hier  außer  den  Freihäfen,  Freibezirken,  Nieder- 
lagen usw.  jede  Form  der  Zollgebundenheit,  abgesehen  von  der  schon  heraus- 
gehobenen unmittelbaren  Durchfuhr,  bezeichnet,  worunter  also  auch  der 
Veredelungsverkehr^  gerechnet  werden  soll).  Das  Zollausland  (inländische 
Zollausland)  ist  entweder  der  endgültige  (die  Ware  wird  im  Freihafengebiet 
usw.  konsumiert)  oder  der  vorübergehende  Aufenthalt  der  Ware.  In  letzterem 
Falle  bestehen  wiederum  die  zwei  MögUchkeiten,  daß  die  Ware  vom  in- 
ländischen „Zollausland"  ins  Inland  (mittelbare  Einfuhr)  oder  ins  Ausland 
gelangt.  Bei  den  später  ins  Ausland  zurückgehenden  Waren  kann  es  sich 
um    Rücklieferung    im    unveränderten    Zustande    (mittelbare    Durchfuhr) 


^  Die  Griuidlagen  der  Statistik  des  ausv/ärtigen  Handels.  Erläuterungen  und 
Bemerkungen  zur  Statistik  des  auswärtigen  Handsls  im  Jahre  1912.  (Statistik  des 
Deutschen  Reiches.    Band  260,  Heft  1.  "S.  2).     Berlin  1914. 

^  Statt  ,,von"  muß  es  hier  augenscheinlich  ,,aus"  heißen,  ebenso  beim 
übernächsten  Wort.  Dieses  Wörtchen  enthält  in  seiner  Doppelsinnigkeit  den 
ganzen,  im  folgenden  dargelegten  Widerspruch  in  sich,  und  pflegt  den  Anfänger 
zur  Verzweiflung  zu  bringen.  (Mau  hat  anscheinend  aus  ästhetischen  Gründen 
das  Wort ,, aus"  nicht  wiederholen  wollen.)  —  Zweckmäßigerweise  hat  Borgius 
folgende  Fassimg  der  Definition  gewählt:  Der  Spezialhandel  umfaßt  „die  Ein- 
fuhr aus  dem  Auslande  oder  von  ZoUatisschlilssen,  Freibezü'ken,  Zollniederlagen, 
Zollkonten  in  den  freien  Verkehr  [im  Original  gespsn-t]  des  Zoll- 
ietes  ..."    (Zollpolitisches  ABO-Buch.      München  u.  Leipzig.     1913.    S.  58.) 

^  Und  zwar  der  passive  Veredelungsverkehr  für  eigene  und  fremde  Rechnimg 
(eigene  Veredelung  und  Lohn  Veredelung).  Der  aktive  Voredelungsverkehr  (Ver- 
edelimg  inländischer  Waren  im  Ausland)  soll  hier  ebenso  wie  einige  andere  Spezial- 
fälle in  Anbetracht  seiner  Bedeutungslosigkeit  im  deutschen  Verkehr  (Umsatz  1912 
in  jeder  Richtung  ca.  40  000  Mk. ;  vgl.  Statistik  a.  a.  O.,  Heft  5,  S.  42,  48)  auch 
theoretisch  unberücksichtigt  bleiben.  Auch  die  Stellung  der  Insel  Helgoland  mid 
der  badischsn  Zollausschlüsse  bleibt  hier  außer  Betracht. 
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handeln  oder  um  RückKeferung  nach  Veränderung  (Veredelungs verkehr). 
Diese  Veredelung  schließlich  gliedern  wir  in  solche  für  ausländische  und 
solche  für  inländische  Rechnung. 

Es  ergibt  sich  hiernach  folgendes  Schema*: 

Schema   der   z  o  1 1  te  c  hn  is  c  he  n   Möglichkeiten   der   Waren- 
einfuhr 2. 


^ 


W 


Auslfind 

Inland 

(Liländischss)  „Zollauslajad" 

Zoll- 
inland 

^ 

Vorübergehend 

Endgültig 

a 

S 

Ausland 

(Zoll-) 

p 

Inland 

-§ 
J 

2 

unverändert 

verändert 

U 

ausl. 

Inland. 

Ä 

t^ 

3 

Rechnung 

Rechnung 

^ 

J 

g 

45 

.^.-. 

0 

J 

iu"chfuh 
ter  zur 
gelangt 

S  .3 

bC  M 

•^     CD 

i 

t-l      "^ 

a 

TS 

.3 

^ 

3   '=0 

(-1 

0 

0    '"^ 

u  B 

'"    § 

3 

S 

.3 

Mittelbar 

fuhr,  die 

aus 

c 

.3 

Spazialhandel 


Gas  am  teigen  handeP 


Generalhandel 


Für  die  Ausfuhr  ergeben  sich  auf  Grund  des  gleichen,  unter  Umkehrung 
der  Begriffe  angewandten  Schemas  die  Möglichkeiten: 
Ausfuhr  nach  unmittelbarer  Durchfuhr. 


1  Eine  Übersicht  ähnlicher  Art  soll  auch  von  anderer  Seite  versucht  worden 
sein.  Ob  auch  bei  ihr  das  hi«r  dio  Gliedonmg  beherrschende  Prinzip  der  Teilung 
jedes  Begriffes  üi  zwei  einander  ausschli^'ßende  Unterbegriffe  (gleich  einer  Auf- 
lösimg von  Synthesis  in  Thasis  imd  Antithosis)  verfolgt  worden  ist,  konnte  nicht 
festgestellt  werden. 

2  Unter  Einfuhr  ist  grundsätzlich  die  Güterbewegimg  über  die  po- 
litische Grenze  zu  verstehen. 

^  Vgl  van  der  Borght:  „Wird  vom  G ^samteigenhandel  abgesetzt 
die  „mittelbare"  Durchfuhr  (durch  Vermittlung  des  Ninderlagenverkelirs  and  ähn- 
liolier  Einrithtimgen)  mid  femer  der  Veredehmgsverkehr  für  ausländische  Rech- 
nmig,  die  „Lohnveiedelung",  so  entsteht  der  Spezialhandel  im  Sinne  der  deutschon 
Statistik."     a.  a.  0.,  S.  5. 
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Mittelbare  Durchfuhr  (Ausfuhr  aus  inländischem  „Zollausland"  nacli 
vorheriger  Einfuhr), 

Ausfuhr  im  Lohnveredelungsverkehr. 

Ausfuhr  im  eigenen  Veredelungsverkehr. 

Mittelbare  Ausfuhr  (aus  dem  Inland  über  das  inländische  Zollausland^). 

Ausfuhr  nach  Produktion  im  Freihafen  usw. 

Ausfuhr  aus  dem  freien  Verkehr. 

Die  Statistik  klassifiziert  also  die  Einfuhr  nach  ihrer  zollteclinisclien 
Bestimmung.  Nun  ist  diese  Bestimmung  ein  Attribut,  welches  der  Ware 
in  dieser  Feinheit  der  Klassifikation  nicht  bereits  beim  Übergang  über  die 
politische  Grenze  als  etwas  Bekanntes  anhaftet.  Infolgedessen  ist  die 
statistische  Aufnahme  genötigt,  eine  Inkonsequenz  gegenüber  dem 
ursprünglichen  Begriff  der  Einfuhr  zu  begehen,  indem  sie  diejenigen  Güter, 
deren  Klassifikation  beim  Übergang  über  die  politische  Grenze  nicht  mög- 
lich ist,  in  einem  späteren  Zeitraum  notiert. 

Für  den  Generalhandel,  der  den  Gesamtübergang  über  die  Grenze 
umfaßt,  ist  dies  ohne  Belang,  ebenso  für  den  Gesamteigenhandel,  der  bei  der 
Einfuhr  sämtliche  zunächst  fürs  Inland,  einschüeßlich  des  inländischen  „Zoll- 
auslandes", bestimmte  Güter  verzeichnet.  Nur  der  Spezialhandel  muß  die 
feine  Gliederung  bei  der  Aufnahmetechnik  berücksichtigen,  und  so  ergibt 
sich,  indem  die  Mengen  der  mittelbar,  d.  h.  über  das  inländische  ,,  Zoll  ausländ'* 
eingeführten  Waren  erst  im  Zeitpunkte  ihres  Übergangs  ins  Zollinland  no- 
tiert werden,  ein  Widerspruch  gegenüber  dem  dem  Ganzen  zugrundegelegten 
Einfuhrbegriff 2.  Der  Begriff  des  Spezialhandels  in  der 
deutschen  A  u  ß  e  n  h  a  nd  e  1  s  s  t  a  t  i  s  t  i  k  ist  —  im  logi- 
schen Sinne  —  kein  Bestandteil  des  Begriffes  der 
Ein-undAusfuhr.  H.  M. 


V. 

Produktion,  Zirkulation  und  Konsumtion  widitiger 
Welthandelsgüter. 

Die  Wcltzud^crproduktion  während  des  Krieges 
und  der  Zudterpreis. 

Mit  1  graphischen  Darstellung. 
Im  Jahre  1915  babe  icb  im  „W.  A."  einen  Aufsatz  über  den  Einfluß 
des  Weltkrieges  auf  die  Zuckermärkte  veröffentlicht^,  in  welchem  die  ersten 
Maßnahmen  der  hauptsächlich  in  Betracht  kommenden  Regierungen  fest- 

^  Dij  materielle  Bedeutung  der  eiazelnen  Posten  ist  bei  Einfuhr  und  Ausfuhr 
naturgemäß  sehr  verschieden.  Vgl.  v.  Scheel  imd  L  e  x  i  s  ,  Art.  Handols- 
statistik  im  H.  d.  St.    IIL  Aufl.    VIII.  Band.    S.  330ff. 

2  Auf  die  Zntdiffarenz  als  solche  und  ihre  praktischen  Konsequenzea  haben 
hingewiesen  Scheel  xmd  L  e  x  i  s  ,  a.  a.  0.,  S.  333,  ferner  van  der  Borght, 
a.  a.  O.,  S.  7. 

3  „W.  A."  5.  Bd.,  Chronik  und  ArchivaUen.    S.  110—122. 
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gestellt  und  in  ihren  "Wirkungen  verfolgt  wurden.  Die  dort  mitgeteilten 
statistischen  Daten  über  die  Zuckerproduktion  werden  im  folgenden,  nach 
Produktionsländern  geordnet,  für  die  gesamte  Kriegszeit  ergänzt  und  wesent- 
lich vervollständigt.  Zum  Zweck  der  Kenntlichmachung  der  Wechsel- 
wirkungen zwischen  Produktion  und  Preisbildung  während  des  Krieges 
findet  die  Gestaltung  der  Zuckerpreise  besondere  Berücksichtigung.  Gleich 
eingangs  muß  allerdings  erwähnt  werden,  daß  die  Zuckerstatistik  während 
des  Krieges  sich  zumeist  nur  auf  Schätzungen  stützen  konnte,  zumal  die 
beiden  Zentralmächte,  als  die  wichtigsten  Rübenzuckerproduktionsgebiete, 

Tabelle  i.  Preisnotierungen  von  raffiniertem  Zucker  der 
hauptsächlichsten     Zuckermärkte     am     i.    Juli     1914^     und 

I.   Juli    19182. 


am  I.  Juli 

am  I.  Juli 

Steigerung 

1914 

1918 

um  % 

Wien  I.    Brote     .    .    .   100  kg 

ä  K. 

78- 

146, — 

87 

Magdeburg  „         ...     50   ,, 

„  Mk. 

19,40 

36,— 

86 

Paris ICD   ,, 

„  Frcs. 

66,75 

173  — 

159 

London  Täte  Cubes  i  cwt   .    . 

.  sh. 

18/- 

64/9 

260 

New  York  Zentrifugais  i  Ib.    . 

.  cts. 

3,32 

7,45 

124 

Tabelle  2.     Zuckerpreise  am   i.  Juli   1918  für  weißen  Kristall 
zucker   im    GroßhandeP. 


Land 


Gewicht 


Preis 


Umgerechnet  auf  100  kg 
auf  Grund  der  Goldparität 


Mk. 


österr.  K 


Java 

Dänemark  .... 
Vereinigte  S 1  aaten  . 
Deutschland      .    .    . 

Schweden 

Niederlande  .... 

Schweiz 

Spanien 

England 

Polen 

Österreich      .      ... 

Norwegen 

Fi'ankreich    .... 

Ungarn 

Italien 

Belgien 

Ukraine 


I  Pikul 
100  kg 

I  Ib 
50  kg 
100  „ 
100  „ 
100  „ 
100    „ 

I  cwt 
100  kg 
100 
100 

IOC 

100 
100 

IOC 

I 


Pud 


fl. 
Kr. 

cts. 

Mk. 

Kr. 

fl. 

Frcs. 

Pes. 

sh. 

Mk. 

K. 

K. 

Fi-cs. 

K. 

Lire 

Frcs. 

Rbl. 


7,— 

55,— 

7,45 

36,- 

74,— 

51,50 

112,— 

142,— 

57  d  9 
120, — 
146,— 
HO, — 

173,— 
212, — 
225, — • 

286,— 
72,— 


19,- 
62,- 
69,- 
72,- 
83,- 
87,- 
90,- 

115,- 
116,- 
120,- 
123,- 
125,- 
140,- 

179,- 
182,- 

232,- 
950,- 


23,- 
73,- 
81,- 

85,- 
99,- 
102,- 
107,- 
136,- 
138,- 
142,- 
146,- 

147.- 
166,- 
212,- 
216,- 

275,- 
1124,- 


^  Siehe    ,,  Wochenschrift    des    Zentral  Vereins    für    die    Rübenzuckerindustrie 
Österreichs  und  Ungarns".     Wien  1914.     Nr.  27.    8.  Juli. 

2  Siehe  F.  O.  Licht,    Wochenbericht  Magdeburg.     Nr.  44.     12.  Juli  1918. 

3  Nach  Dr.  H.  C.  P  r  i  n  s  e  n  -  G  e  r  1  i  g  s   in  ,,De  Indische  Mercuur"  zusam- 
mengestellt, siehe  F.  0.  Licht,    Wochenbericht.     Nr.  44.     12.  JuU  1918. 
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von  jeder  offiziellen  Veröffentlichung  der  diesbezüglichen   Zahlen  in  der 
Kriegszeit  Abstand  genommen  haben. 

Die  abgeschlossene  Ernte  des  Jahres  1913/14  war  in  Rübe  und  Rohr 
eine  Rekordernte,  und  dazu  waren  die  Aussichten  für  die  nächste  Ernte  die 
denkbar  günstigsten.  Die  Zuckervorräte  in  der  ganzen  Welt  waren  sehr 
groß,  der  Kubazucker  machte  dem  Rübenzucker  den  englischen  Markt  streitig, 
imd  die  Marktpreise  für  Zucker  waren  sehr  niedrig. 


Tabelle   3.      Schätzung    der    Weltzuckerproduktion    in 
letzten    5    Jahren    1913/14    bis    1917/181    (in  Mill.  dz.). 


den 


Land 


1917/18 


1916/17  1915/16 


1914/15 


1913/14 


Ab-  od. 

Zu- 
nahme 


Deutschland  .  . 
Österreich-Ungarn 
Rußland  .... 
Frankreich    .    .    . 

Italien 

Holland  .... 
Dänemark     .    .    . 

Belgien 

Schweden  .... 
Andere  Länder    . 

Europa 


16,— 

6,97 
12,— 
2,25 
1,10 
2,— 
1,35 
1,30 
1,33 
1,70 


15,50 
9,35 

13,25 
2,07 
1,40 
2,69 
1,12 

1,35 
1,18 
2,09 


15,12 

9,39 
16,70 

1,51 
1,80 

2,43 
1,25 
1,13 
1,27 
2,40 


Kuba     .    .    .    . 
Britisch-Indien 


Java 


iLuisiana  Bohr 


Ver.  Staaten  Rübe 
(Kanada  ,, 


Nordamerika  F^^*^ 
Sandwichs- 
Inseln 

Portoriko 

Formosa  und  Japan  .    . 

Brasilien 

Queensland,  Neusüdwales 

Peru 

Philippinen  ...... 

Mauritius 

Argentinien 

San  Domingo 

Demerara 

Natal 

Ägypten 

Fidschi-Inseln 

Andere  Länder    .... 

Kolonialzucker^  .... 


46,— 

32,— 
27,50 
18,— 
11,52 

5,25 
4,75 
4,50 
3-75 
2,65 
2,65 
2,50 
2,24 
1,50 
1,45 
1,20 

1,15 
I,— 
I, — 

4,90 


50,— 

30,— 
26,26 
15,96 
10,12 

5,79 
4,49 
4,36 
3.— 
1,95 
2,50 
1,70 
2,09 
0,84 
1,30 
I  20 

1,15 
1,02 
I, — 
5,01 


129,51 


119,74 


53,— 

30,08 

26,34 

11,99 

9,04 

5,30 
4,31 
4,05 

1,94 
1,60 

2,50 
3,32 
2,16 
1,49 
1,26 
1,16 
1,15 
0,99 
0,90 
5,08 


26,— 
16,02 
19,16 

3,31 
1,70 
3,02 
1,50 
2,04 

1,54 
2,71 


27,16 
16,85 
17,24 
7,85 
3,28 
2,29 
1,46 
2,26 

1,37 
2,24 


77»— 

25,93 
24,61 

13,03 
8,80 

5,77 
3,08 
2,62 
2,40 
2,46 
2,63 
2,43 
2,77 
3,36 
1,08 
1,14 
0,92 
0,76 
1,02 
4,61 


82,— 

25,98 

22,92 

12,72 

9,35 

5,51 
3,25 
2,04 
2,03 
2,55 
1,77 
2,25 
2,50 
2,80 
1,06 
1,04 
0,86 
0,69 
I,— 
4,43 


114,66 


109,42 


104,75 


Weltzuckerproduktion 


41 
59 
30 
71 
70 
13 
8 

42 

3 
24 


44 

+  23 

-f  20 

+  42 

+  23 

—  5 

+  46 

-f  120 

+  84 

+  2 

+  50 

+  II 

—  10 

—  46 
+  37 
+  15 
+  34 
+  45 

+  II 


+     24 


175,51     169,74     167,66     186,42     186,75      —       6 


1  Für  die  früheren  Jahre  vgl.  „W.  A."  5.  Bd.,  Chron.  u.  Arch.     S.  121. 

2  Kolonialzucker  geschätzt  von   W  i  1 1  e  t   und   Gray   in  New  York,  siehe 
F.O.Licht,    Wochenbericht.     Nr.  16.    21.  Dezember  1917. 
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Die  Tabelle  1  zeigt  die  Zuclcerpreise  auf  den  wichtigsten  Marktplätzen 
vor  dem  Kriege^  und  nach  4  Jahren^  an  und  läßt  die  gewaltige  Steigerung 
der  Zuckerpreise,  wie  sie  besonders  in  England  (mit  260%)  hervortrat, 
erkennen. 

Die  Tabelle  2  zeigt  die  Preise  am  1.  Juli  1918  in  den  verschiedenen  Län- 
dern, geordnet  nach  der  Höhe  und  umgerechnet  auf  100  kg  in  Mark  und 
österreichischen  Kronen  (auf  Grund  der  Goldparität)^. 

Die  Tabelle  3  gibt  die  Schätzung  der  Weltproduktion  in  den  letzten 
5  Jahren  an*.  Man  ersieht  hieraus,  daß  unter  dem  Einflüsse  des  Krieges 
die  Produktion  in  Europa  um  44%  zurückgegangen,  in  den  anderen  Konti- 
nenten dagegen  um  24%  gestiegen  ist.  Im  ganzen  würde  die  Weltzucker- 
produktion während  des  Krieges  nur  um  6%  zurückgegangen  sein. 

Deutsches    Eeich. 

Bei  Ausbruch  des  Krieges  befanden  sich  in  Deutschland  erhebliche 
Zuckervorräte,  und  in  Anbetracht  der  behinderten  Ausfuhr  war  die  Markt- 
stimmung für  Zucker  sehr  pessimistisch.  Dazu  wurde  die  reiche  Rübenernte 
im  ersten  Kriegsjahr  rechtzeitig  beendet  und  die  Rübe  ohne  große  Anstände 
auf  Zucker  verarbeitet. 

Im  Frühjahr  des  Jahres  1915  hatte  die  deutsche  Regierung  die  Verar- 
beitung der  Nachprodukte  auf  Verbrauchszucker  und  die  Entzuckerung 
der  Melasse  verboten  und,  um  den  Getreidebau  auf  Kosten  des  Rübenbaues 
zu  fördern,  eine  Verordnung  erlassen,  wonach  für  25  %  der  früher  geschlossenen 
Rübenanbaufläche  eine  Befreiung  vom  Vertrage  stattfinden  sollte.  Der  preu- 
ßische Landwirtschaftsminister  hatte  sogar,  mn  den  Bestand  an  Saatkartoffeln 
zu  schonen,  und  weil  genügend  Zuckerrübensamen  vorhanden  war,  den 
Landwirten  empfohlen,  statt  Kartoffeln  Rüben  zu  Brennereizwecken  an- 
zubauen. 

Doch  bald  sollte  sich  das  Bild  erhebUch  ändern.  Zufolge  der  immer 
knapper  werdenden  Rohstoffe  —  der  Kartoffeln  und  der  Zerealien  —  traten 
die  Spiritusbrennereien,  die  Preßhefefabriken  und  die  Bierbrauereien  als 
Käufer  für  Zucker  auf,  besonders  aber  nahm  die  Verfütterung  des  Zuckers 
großen  Umfang  an  und  räumte  mit  den  Vorräten  auf.  Dazu  stieg  der  Ver- 
brauch an  Zucker  für  die  menschliche  Nahrung  in  ungeahnter  Weise.  Es 
zeigte  sich,  daß  Zucker  als  Ersatz  für  das  mangelnde  Fett  dienen  mußte. 
Die  Marmeladefabriken  sproßten  wie  Pilze  aus  der  Erde,  da  ihr  Produkt 
als  Brotaufstrich  reißenden  Absatz  fand.  Auch  der  Verbrauch  für  das  Heer 
stieg  gewaltig.  Während  im  Jahre  1914/15  das  deutsche  Heer  195  860  dz 
Zucker  konsumierte,  war  der  Zuckerbedarf  im  Jahre  1915/16  schon  511  170  dz; 
der  Marmeladebedarf  für  das  deutsche  Heer  stieg  von  57  310  dz  im  Jahre 

^  „Wochenschrift  des  Zentralvereins  für  die  Rübenzucker-Industrie  öster. 
reicfcs  und  Ungarns".     Wien  1914.     Nr.  27.    8.  Juli. 

2  F.  0.  L  i  0  h  t ,    Woclienbericht  Magdeburg.     Nr.  44.    8.  Juli  1918. 

^  Nach  Dr.  H.  C.  Prinsen-Gerligs  in  „De  Indische  Mercuur"  zu- 
sammengestellt, siehe  F.  O.  Licht,   Wochenbericht.    Nr.  44.    12.  Juli  1918. 

*  Europa  geschätzt,  Kolonialzuckor  nach  Willet-Gray  in  New  York, 
siehe  F.  0.  Licht,    Wochenbericht.     Nr.  16.    21.  Dezember  1917. 
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1914/15  auf  660  100  dz  im  Jahre  1915/161.  Eine  große  Eolle  im  Kriege 
spielt  auch  der  Zucker  bei  der  Erhöhung  der  wehrhaften  Rüstung.  Auf  bio- 
logischem Wege  ist  es  gelungen,  Zucker  in  Fermentol  resp.  Glyzerin  umzu- 
wandeln, welches  als  wesentlicher  Hilfsstoff  bei  der  Erzeugung  von  Spreng- 
mitteln benutzt  wird. 

Als  dazu  die  im  Sommer  1915  herrschende  Dürre  eine  schlechte  Rüben- 
ernte erwarten  ließ,  trat  die  drohende  Zuckernot  in  Erscheinung;  das  Pu- 
bhkum  wurde  unruhig  und  nahm  Angstkäufe  in  Zucker  vor.  Die  Regierung 
sah  sich  daher  gezwungen,  den  gesamten  Zuckerverkehr  der  staatlichen 
Bewirtschaftung  zu  unterwerfen  und  errichtete  zu  diesem  Zwecke  die  „Reichs- 
zuckerstelle". 

Die  Rohzuckerpreise  für  die  einzelnen  Fabriken  frei  ab  Verladestation 
oder  der  betreffenden  Lagerorte  wurden  festgesetzt  (vgl.  Tabelle  4).  Die 
Preise  des  Verbrauchszuckers  wurden  bestimmt  unter  Berücksichtigung 
des  Rohzuckerpreises,  der  Fracht  und  einer  gewissen  Spanne  für  die  Raffi- 
nationskosten. Außerdem  wurden  für  die  einzelnen  Verbrauchszuckersorten 
die  Zuschläge  zum  Höchstpreise  festgesetzt.  Es  wurde  das  Verbot  des  Vor- 
verkaufes von  Getreide,  Futtermitteln  und  Zucker  erlassen.  Zuckerhaltige 
Futtermittel  durften  nur  durch  die  Bezugs  Vereinigung  der  deutschen  Land- 
wirte abgesetzt  und  Zuckerrüben  nur  an  Rüben  verarbeitende  Zuckerfabriken 
geliefert  werden,  welche  nur  75%  der  Schnitzel  an  die  Landwirte  abgeben 
durften,  da  die  restlichen  25%  wegen  Mangel  an  Rauh-  und  Körnerfutter 
zufolge  der  Trockenheit  des  Sommers  1915  zur  Herstellung  von  Viehfutter 
für  die  Heeresverwaltung  und  die  Städte  dienen  sollten. 

Der  Zuckerverbrauch  wurde  für  den  Kopf  der  Bevölkerung  mit  1  kg 
monatlich  festgesetzt,  und  unter  dem  Zwange  der  Zuckernot  mußte  sich  der 
Staat  entschließen,  die  künstlichen  Süßstoffe  dem  weiteren  Verbrauch  zu- 
zuführen, doch  konnte  der  Bedarf  durch  die  bestehende  Produktion  an 
Saccharin  nicht  gedeckt  werden. 

Der  Zuckerrübenanbau  ging  von  569  000  ha  im  Jahre  1914  auf  389  000  ha 
im  Jahre  1917  (vgl.  Tabelle  5)  zurück,  der  Minderanbau  betrug  also  mehr 
als  30%.  Dazu  gingen  die  Erträge  per  ha  zurück.  Die  Zuckerproduktion 
fiel  von  26  auf  16  Mill.  dz,  mithin  während  der  4  Kriegsjahre  um  38%. 
Die  Gründe  hierfür  waren  mehrfacher  Art:  In  erster  Linie  das  während  des 

Tabelle  4.  Amtliche  Rüben-  und  Zuckerpreise  im  Deutschen 

Reiche. 


1918/19 


1917/18 


1916/17 


1915/16 


1914/15 


1913/14 


Rüben       .   .  50  kg  Mk. 
Rohzucker    .   50    „     ,, 
Verbrauchs- 
zucker .    .   50    „     „ 


3,— 
27,50 

42,30 


2,50 
23,— 

36,— 


1,50 
15,— 

26,— 


1,10 
12,— 

22,60 


I,— 

9,50 


19,50 


I,— 
9,05 

19,36 


^  Nach  Mitteilungen  aus  dem  Kriegsemährungsamt.    F.  O.  Licht.    Nr.  26. 
2.  März  1917. 


Produktion,  Zirkulation  und  Konsumtion  wichtiger  Welthandelsgüter.    55* 


Tabelle  5 

Rübenernte    und    Zucker 
im    Deutschen    Reiche. 

Produktion 

1917/18 

1916/17 

1915/16 

1914/15 

1913/14I 

Anbaufläche  in  ha 
Rübenerute    „  dz 
Rohzucker      „  „ 
Rübe  pro  ha  ,,  „ 
Zucker,,    „    „  ,, 

389  000 

105  000  000 

16  000  000 

265 

41 

404  000 

100  000  000 

15  500  000 

250 

38 

400  150 

1 09  633  000 

15  120  000 

274 

38 

569  000 

169  188  000 

26  000  000 

297 
46 

532  843 

169  399  786 

27  158  701 

318 

51 

Krieges  herrscliende  anormale  Wetter  —  trockene  Frühjahre  und  heiße  Som- 
mer — ,  die  Not  an  Arbeitern  für  die  Eübenkultur,  der  mangelnde  Dünger 
und  nicht  zuletzt  der  Umstand,  daß  ein  größerer  Teil  der  Rübe  statt  zur 
Zuckererzeugung  verwendet  zu  werden,  zu  Zuckersirup,  Kraut,  Marmelade 
und  Kaffeersatz  verarbeitet  worden  ist.  Zufolge  der  schlechten  Heuernten 
und  der  Futtermittelnot  wurde  auch  ein  großer  Teil  der  Rübe  in  der  eigenen 
Wirtschaft,  trotz  der  diesbezüglichen  Verbote,  verfüttert. 

Eine  weitere  Ursache  für  den  Rückgang  des  Rübenanbaues  ist  darin 
zu  suchen,  daß  die  Rübenpreise  im  Verhältnis  zu  den  Kartoffel-  und  Gemüse- 
preisen viel  zu  niedrig  angesetzt  wurden,  und  diese  Bodenprodukte  überdies 
im  Schleichhandel  noch  günstiger  verwertet  werden  konnten.  So  erhöhte 
sich  die  Anbaufläche  für  Futterrüben  in  Preußen  von  351  063  ha  im  Jahre 
1913  auf  363  460  ha  im  Jahre  1914  und  411  341  ha  im  Jahre  1915^;  in 
den  weiteren  Jahren  ist  sie  noch  erheblich  gestiegen.  Die  Anbaufläche 
von  Kohlrüben  betrug  schon  im  Jahre  1916 :  235  000  ha,  um  im  folgenden 
Jahre  auf  266  000  ha  zu  steigen;  ebenso  stieg  die  Anbaufläche  von  Mohr- 
rüben im  Jahre  1916  von  28  000  ha  auf  45  200  ha  im  Jahre  1917.  Die  An- 
baufläche von  Gemüse  mit  36  000  ha  im  Jahre  1916  stieg  auf  105  000  ha  im 
Jahre  1917^. 

Um  den  Rübenanbau  zu  fördern,  hat  die  Regierung  durch  die  späteren 
Verordnungen  den  Zuckerfabriken  das  wohl  problematische  Recht  eingeräumt, 
von  solchen  Landwirten,  die  im  Jahre  1916  Zuckerrüben  an  sie  zu  liefern 
verpflichtet  waren,  für  den  Anbau  1918  die  gleich  große  Fläche  zu  verlangen. 
Trotzdem  rechnet  man  mit  einem  Minderanbau  von  5%  gegen  das  Vorjahr, 
da  der  Rübenpreis  von  3  Mk.  per  50  kg  Rübe  ungenügend  ist,  und  auch  das 
Lockmittel,  daß  die  rübenliefernden  Landwirte  außer  der  von  den  Kommunal- 
verbänden festgesetzten  Kopfmenge  für  je  100  dz  abgelieferte  Rübe  Bezugs- 
scheine auf  3  kg  Zucker  erhalten  sollen,  hat  nicht  genutzt. 

Im  Sommer  1918  waren  die  Mittelmächte  sogar  genötigt,  aus  der  Ukraine 
Zucker,   allerdings  zu  sehr  hohen  Preisen,  einzuführen,  um  den  Zucker  ver- 

^  Nach  amtl.  Zahlen:  „Zeitschrift  des  Vereins  der  Deutschen  Zucker- Industrie." 
Jahrg.  1915.  Sonst  nach  Geh.  Regierungsrat  Proi.  Dr.  A.  Herzfeld,  „Nordd. 
Allgem.  Zeitg."     BerUn  1918.     Nr.  430.    23.  August. 

2  Nach  dem  Kaiserl.  statistischen  Amt.  F.  0.  Licht,  Wochenbericht. 
Nr.  18.    5.  Januar  1917. 

3  Nach  Direktor  Dr.  Preisler,  vorgetragen  in  der  Hauptversammlung 
des  Vereins  der  Deutschen  Zucker-Industrie,  siehe  F.  0.  L  i  c  h  t.  Nr.  43.  4.  Juli  1918. 
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arbeitenden  Industrien  eine  größere  Menge  zuweisen  zu  können.  Der 
Preis  soll  jedoch  fast  zehnmal  so  hoch  gewesen  sein  wie  in  Deutschland. 
Es  soll  sich  um  ein  Quantum  von  ca.  450  000  dz  gehandelt  haben.  Nach 
dem  abermals  trockenen  Frühjahr  1918  stellte  sich  endlich  Mitte  Juni 
Regen  ein,  welcher  den  Rübenstand  derart  verbesserte,  daß  mit  einer  sehr 
günstigen  Rübenernte  gerechnet  werden  konnte. 

Während  der  ganzen  Kriegszeit  waren  die  Verhältnisse  im  Betriebe 
sehr  schwierig,  besonders  die  Arbeiterfrage,  die  Beschaffung  der  Materia- 
lien und  hauptsächlich  die  der  Kohle,  so  daß  nur  bei  Überwindung  dieser 
Hindernisse  in  der  Kampagne  1918/19  eine  größere  Produktion  als  im  Vor- 
jahre zu  erwarten  war. 

Durch  die  großen  politischen  Umwälzungen  hat  sich  die  Lage  der  deut- 
schen Zuckerindustrie  weiter  ungünstig  gestaltet,  weil  die  Kriegsgefangenen 
ihre  Arbeitsorte  verließen  und  besonders  im  Osten  kein  ausreichender  Er- 
satz für  sie  geschafft  werden  konnte;  außerdem  erlitten  die  Feldarbeiten 
durch  das  Anfang  Dezember  eingetretene  Schneewetter  eine  weitere  Ver- 
zögerung. Die  Fabriken  litten  unter  Kohlenknappheit,  Waggon-  und  Leute- 
mangel, und  häufige  Betriebsunterbrechungen  waren  die  Folge. 

Obgleich  der  Bedarf  an  Zucker  für  die  Herstellung  von  Munition  auf- 
hörte —  er  hatte  ein  Achtel  der  Produktion  in  Anspruch  genommen  — 
und  auch  der  Verbrauch  für  die  Armee  durch  die  Beurlaubungen  nachließ, 
v/eil  den  Entlassenen  von  den  Kommunalverbänden  geringere  Mengen  an 
Zucker  zugewiesen  wurden,  mußte  der  Konsum  eingeschränkt  bleiben,  da 
man  mit  einer  gegen  das  Vorjahr  verminderten  Zuckerproduktion  rechnete. 
Die  Mindererzeugung  wird  auf  ungefähr  600  000  dz  veranschlagt. 

Österreich-Ungarn. 

In  Österreich-Ungarn  nahm  die  Zuckerproduktion  während  des  Krieges 
fast  dieselbe  rückläufige  Entwicklung  wie  im  Deutschen  Reiche.  Die  Rüben- 
anbaufläche betrug  vor  dem  Kriege  im  Jahre  1914:  424  180  ha,  um  auf 
276  640  ha  im  Jahre  1917  (vgl.  Tabellen  6  und  6a)  zu  sinken;  mithin  be- 
trug der  Minderanbau  35%.  Die  Zuckerproduktion  fiel  aber  von  16  auf 
7  Mill.  dz,  also  um  56%.  Die  Ursache  liegt  ebenso  wie  im  Deutschen 
Reiche  in  dem  durch  ungünstiges  Wetter,  schlechtere  Kultur,  Mangel  an 
Dünger  hervorgerufenen  Minderertrag  und  besonders  in  dem  Zurückhalten 
der  Rübe  in  der  eigenen  Wirtschaft  behufs  Verfütterung  und  zu  anderen 
Zwecken,  so  daß  die  Ertragsziffern  nicht  ganz  der  Wirklichkeit  entsprechen. 

Auch  hier  war  die  Marktstimmung  bei  Kriegsausbruch  sehr  gedrückt. 
Die  Vorräte  am  1.  September  1914  betrugen  2  469  330  dz,  und  die  Ernte 
des  Jahres  1914/15  versprach,  die  vorjährige,  welche  die  Rekordziffer  von 
16,85  Mill.  dz.  hatte,  zu  erreichen.  Nur  nach  der  Schweiz  und  nach  der  Le- 
vante unter  griechischer  Flagge  konnte  der  Export  aufrechterhalten  werden. 
Die  Preisnotierung  zu  Kriegsausbruch  war  19  K  für  100  kg  Rohzucker, 
um    aber    schon   im  Frühjahr  1915  auf  33  K  zu  steigen  (vgl.  Tabelle  7). 

In  Österreich-Ungarn  war  die  Zuckerindustrie  gut  organisiert,  und  das 
bestehende  Zuckerkartell  hat  es  verstanden,  durch  eine  weise  Preispolitik 
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Tabelle  6.     Rübenernte   und    Zuckerproduktion 
in   Österreich-Ungarn^. 


1917/18 


1916/17    1915/16 


1914/15 


1913/14 


Anbaufläche  in  ha 
Rübenernte  ,,  dz 
Rohzucker  „  ,, 
Rübe  pro  lia  ,,  ,, 
Zucker  „ 


»,  ,,  ,, 


276  640 

43  201  500 

6  973  000 

156 

25,2 


266  100 

59  045  000 

9  352  330 

222 

35,1 


266  320 

63  161  000 

9  389  360 

237 

35,3 


424  180 

100  000  500 

16  023  150 

236 

37,^ 


431  000 

107  397  000 
16  854  000 
249 
39,1 


Tabelle  6a.     Umfrage-Ergebnisse    in   Österreich-Ungarn 
vom    18.  M  a  i    19182. 


Länder  der 
Vereinigung 

Mel- 
dende 

Fa- 
briken 

Fabriken  im 
Betriebe 

Gesamte  Rüben- 
anbaufläche 
ha 

Mehr  oder  weniger 
von  1918  gegen  1917 

1918/19 

1917/18 

1918/19 

1917/18 

ha 

0/ 
/o 

Böhmen  .    .    . 
Mähren  usw.  . 
Ungarn  u.  Bosn. 

104 

55 
27 

104 
55 
29 

104 

52 
28 

102  030 

70550 

112  650 

105  940 
72  250 
98  450 

—  3910 

—  I  700 

+  14  200 

—  3,69 

—  2,35 
+  14,42 

Osterreicb-Ung. 

1S6 

188 

184 

285  230 

276  640 

+    8590 

+    3,10 

Tabelle  7.     Rüben-    und    Zuckerpreise 
in    Österreich    und    Ungarn. 


- 

1918/19 

1917/18 

1916/17 

1915/16 

1914/15 

1913/14 

Rüben    .... 

Robzucker    .    . 

Verbrauchszucke 
in  Österreich 

Verbrauchs- 
zucker i.  Ung. 

K  für  IOC  kg 
„      „    100    ,, 
r 
„   „      100    „ 

„     „    100   „ 

12,— 
112,— 

246,— 

306,— 

6,20 
57,50 

130,— 

212, — 

4,— 
41,50 

100, — 
137,50 

2,75 
33,— 

88,50 
III,— 

2,15 
20,50 

78,- 

2,10 
20,40 

77,60 

sowohl  dem  Publikum  als  auch  dem  Staate  gegenüber  die  Zuckerpreise 
auf  angemessener  Höhe  zu  halten.  Sie  hat  sogar  auf  den  Wunsch  der  Re- 
gierung im  Frühjahr  1915  für  den  Heeresbedarf  800  000  dz  und  für  die  Land- 
wirtschaft 200  000  dz  Rohzucker  zu  Fütterungszwecken  zum  Preise  von 
27  K,  also  weit  unter  dem  Tagespreise,  abgegeben.  Auch  die  Verbrauchs- 
zuckerpreise wurden  in  mäßigen  Grenzen  gehalten,  der  Preis  für  100  kg 
Raffinade  betrug  am  1.  Juli  1914:  74,75  K  und  erreichte  am  1.  August 
1915  die  Höhe  von  79  K,  so  daß  der  Zucker  dank  der  weisen  Zurückhaltung 
des  Kartells  an  der  allgemeinen  Preistreiberei  sicH  nicht  beteiligte. 

1  Für  die  Zeit  vor  dem  Kriege  laut  amtlichen  Ziffern,  später  nach  den  Um- 
frageergebnissen des  Zentralvereius  der  österreichisch-imgarischen  Zuckerindustrie. 

"^  „Wochensclurift  des  Zentralvereins  f.  d.  Rübenzucker- Industrie  Österreichs 
und  Ungarns."     Nr.  21.    23.  Mai  1918. 
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Am  10.  April  1915  wurde  das  Zuckerausfuhrverbot  erlassen.  Der 
Rübenanbau  im  Jahre  1915  wurde  um  47,2%  eingeschränkt.  Die  Ursachen 
waren  ganz  dieselben  wie  im  Deutschen  Reiche.  Außerdem  hatte  die  Re- 
gierung eine  Verordnung  erlassen,  wonach  die  Landwirte  von  30%  ihrer 
Verpflichtungen  zum  Rübenanbau  enthoben  wurden.  Es  kam  dann  die  lang- 
anhaltende Periode  der  Trockenheit,  so  daß  man  einen  schlechten  Ausfall 
der  Rübenernte  befürchtete.  Das  Publikum  nahm  Angstkäufe  vor  und 
häufte  Vorräte  an.  Es  wurde  auch  hier  der  Zuckerverkehr  unter  staatliche 
Aufsicht  genommen  und  zu  diesem  Zwecke  die  Zuckerzentrale  errichtet. 
Die  bereits  bestehende  und  gut  funktionierende  Organisation  des  Zucker- 
kartells hat  man  übernommen  und  in  gewissem  Sinne  verstaatliclit. 

Im  Frühjahr  1916  wurde  der  Minimalpreis  für  Rüben  auf  4  K  fest- 
gesetzt und  verordnet,  daß  das  Material  ausschließlich  zur  Zuckererzeugung 
verwendet  werden  muß.  Ebenso  wurde  der  Melasse  verkehr  der  Melasse- 
zentrale übertragen,  welche  bestimmte,  daß  an  die  Landwirte  nur  10% 
der  erzeugten  Melasse  abgegeben  werden  durften.  Der  Preis  wurde  mit 
15  K  für  100  kg  festgesetzt.  In  der  Kampagne  1916/17  war  die  Produktion 
sei  II  gering,  die  Zuweisungen  von  Zucker  an  die  zuckerverarbeitenden  In- 
dustrien wurden  wiederholt  gekürzt  und  die  Verwendung  des  Zuckers  zur 
Biererzeugung  verboten.  Man  wollte  nun  im  Jahre  1917  infolge  der  einge- 
tretenen Zuckernot  den  Rübenanbau  durch  Erhöhung  des  Rübenpreises 
von  4  K  auf  6  K  fördern.  Das  Verbot  der  Verfütterung  der  Rübe  in  der 
eigenen  Wirtschaft  wurde  erlassen  und  der  Verkehr  mit  Futter-  und  Zucker- 
rüben für  die  Kaffeesurrogatfabriken  geregelt.  Der  Rübenanbau  hat  sich 
jedoch  nur  in  Ungarn,  wo  höhere  Rübenpreise  bezahlt  wurden,  gehoben. 
Der  lang  andauernde  Winter  bis  in  den  April  1917  hinein  wurde  plötzlich 
von  sommerlicher  Witterung  abgelöst,  und  erst  in  der  zweiten  Hälfte  Mai 
war  der  Anbau  beendet;  dann  traten  wieder  die  Periode  der  Dürre  und  erst 
Ende  Juli  Regenfälle  ein.  Im  August  hat  sich  der  Stand  der  Rübe  gebessert, 
jedoch  zufolge  der  Futternot  wurde  trotz  des  Verbotes  ein  großer  Teil  der 
Rübe  nicht  an  die  Zuckerfabriken  abgeführt,  sondern  verfüttert,  und  daher 
resultiert  der  rechnungsmäßig  abnorm  niedrige  Ertrag  von  156  dz  pro  ha 
(Tabelle  6).  Die  nachträgliche  Erhöhung  der  Rübe  auf  6,20  K  und  des 
Rohzuckers  von  55  K  auf  57,50  K  besserten  nicht  wesentüch  die  Situation 
der  Rohzuckerfabriken.  Der  Preis  des  Verbrauchszuckers  wurde  auf 
100  K  für  100  kg  erhöht,  und  die  Raffinerien  müssen  in  den  sogenannten 
Ausgleichsfonds  eine  gewisse  Abgabe  leisten.  Aus  diesem  Ausgleichsfonds 
sollen  jene  Rohzuckerfabriken  und  Raffinerien  entschädigt  werden,  welche 
durch  die  Kriegs  Verhältnisse  in  der  Kampagne  1917/18  am  schwersten  zu 
leiden  hatten.  Auch  der  Preis  von  Heeres-  und  Industriezucker  wurde  um 
12  K,  später  um  25,50  K  per  100  kg  höher  gestellt  als  der  Verbrauchs- 
zucker, der  sogenannte  Mundzucker,  und  der  Mehrerlös  wird  in  einem  beson- 
deren Fonds  zur  Verfügung  der  Regierung  gehalten. 

Anfang  Februar  1917  wurde  der  Stadtkonsum  von  l'/4  auf  1  kg,  der  Land- 
konsum von  1  auf  %  kg  und  im  November  1917  sogar  auf  %  resp.  ^4  ^S 
pro  Kopf  und  Monat  herabgesetzt.    Vom  1.  Dezember  1917  hatte  Ungarn, 
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wo  überhaupt  die  Rüben-  und  Zuckerpreise  wesentlich  höhere  waren  als  in 
der  anderen  Reichshälfte  (vgl.  Tabelle  7),  die  Zuckersteuer  per  100  kg  von 
38  K  auf  54  K  erhöht.  Im  Frühjahr  1918  wurden  aus  der  Ukraine  ungefähr 
200  000  dz  Zucker  zu  allerdings  sehr  hohen  Preisen  zur  teilweisen  Behebung 
der  Zuckernot  eingeführt.  Für  das  Jahr  1918  wurden  in  Österreich  die  Min- 
destpreise für  Rübe  auf  12  K  für  100  kg,  in  Ungarn  sogar  auf  15  K  von 
den  Regierungen  festgesetzt.  Die  Rohzuckerpreise  wurden  in  Österreich 
entsprechend  den  doppelten  Rübenpreisen  auf  112  K  per  100  kg  erhöht, 
da  sich  ja  auch  die  Verwaltungskosten,  wie  Löhne,  Materialien,  Transport- 
kosten usw.  in  steter  Steigerung  befanden.  (Tabelle?.)  Auch  der  Rübensamen, 
dessen  Ausfuhr  aus  dem  Deutschen  Reiche  verboten  wurde,  weshalb  die 
früheren  Schlüsse  hinfällig  wurden,  hat  sich  im  Preise  mehr  als  verdoppelt. 
Es  ist  jedoch  gelungen,  im  Wege  des  Übereinkommens  noch  ein  Einfuhr- 
kontingent von  800  Waggons  freizubekommen.  Das  Reizmittel  für  die  Land- 
wirte, daß  sie  bei  gleicher  Anbaufläche  wie  im  Vorjahre  für  je  100  dz  im 
Vorjahre  abgelieferter  Rübe  1  kg  Zucker  nachgeliefert  bekamen  und  für  den 
Herbst  1918  für  je  100  dz  abzuliefernde  Rübe  den  Anspruch  auf  den  Bezug 
von  3  kg  Zucker  außer  ihrer  Zuckerkarte  haben,  wirkte  auf  den  Rüben- 
bau nicht  fördernd.  Es  ist  also  trotz  allem  der  Rübenbau  in  Österreich  um 
3%  gegen  das  Vorjahr  zurückgegangen,  während  Ungarn  allerdings  einen 
Mehranbau  von  14%  aufweist.  Der  Durchschnitt  des  Mehranbaues  in  der 
Monarchie  beträgt  daher  3%  (vgl.  Tabelle  6a). 

Da  die  Witterung  für  die  Rüben  Vegetation  eine  sehr  günstige  war,  konnte 
trotz  des  kleinen  Mehranbaues  von  nur  3%  gegen  das  Vorjahr  in  Österreich- 
Ungarn  mit  einer  wesentlich  höheren  Zuckerproduktion  gerechnet  werden. 
Da  jedoch  die  Förderung  der  Kohle  immer  mehr  zurückging  und  die  Eisen- 
bahnen und  die  für  die  Heeresverwaltung  arbeitenden  Lidustrien  an  erster 
Stelle  versorgt  werden  müssen,  hegte  die  Zuckerindustrie  starke  Befürch- 
tungen, ob  sie  in  der  Lage  sein  würde,  alle  Zuckerrübe  verarbeiten  zu  können; 
besonders  die  Raffinerien  waren  in  Besorgnis,  ob  es  ihnen  möglich  sein  werde, 
den  Rohzucker  zu  raffinieren. 

Als  am  28.  Oktober  1918  die  großen  historischen  Ereignisse  die  Zer- 
trümmerung der  österreichisch-ungarischen  Monarchie  und  damit  die  Er- 
richtung des  selbständigen  tschecho-slowakischen  Staates  zur  Folge  hatten, 
entstanden  den  Zuckerfabriken  neue  Verlegenheiten.  Die  Kriegsgefangenen 
und  die  von  der  Kriegsverwaltung  beigestellten  militärischen  Arbeiter  be- 
trachteten sich  als  befreit  und  kehrten  in  ihre  Heimat  zurück.  Es  mußte 
daher  in  den  meisten  Fabriken  der  Betrieb  eingestellt  werden,  und  als  er 
mit  den  heimgekehrten  früheren  Soldaten  wieder  aufgenommen  wurde, 
zeigte  es  sich,  daß  diese  arbeitsunwillig  waren,  hohe  Lohnforderungen  stellten 
und  die  achtstündige  Arbeitszeit  durchsetzen  wollten.  Noch  viel  schwieriger 
war  die  Kohlenfrage,  indem  die  meisten  Fabriken  wegen  Mangel  an  Kohle 
den  Betrieb  überhaupt  nicht  aufnehmen  konnten,  besonders  die  Zucker- 
raffinerien mußten  feiern,  und  es  konnte  nur  Roh-  oder  Sandzucker  zur 
Versorgung  des  Konsums  herangezogen  werden. 

Da  sich  die  meisten  Zuckerfabriken  der  frühereu  Monarchie  im  tschecho- 
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slowakischen  Staate  befinden,  wurden  alle  Befugnisse  der  früheren  Zucker- 
zentrale  in  Wien  der  tschecho-slowakischen  Zuckerkommission  in  Prag  über- 
tragen, welche  innerhalb  des  neuen  Staatsgebietes  wohl  in  der  Lage  ist, 
den  Bewohnern  desselben  eine  höhere  Zuckerquote  zuzuweisen.  Dagegen 
leiden  die  anderen  Teile  der  früheren  österreichisch-ungarischen  Monarchie, 
wie  Deutschösterreich,  Ungarn  und  Jugoslawien  unter  einem  empfind- 
lichen Zuckermangel,  weil  der  tschecho-slowakische  Staat  durch  die  geringere 
Produktion,  durch  die  Verzögerung  der  Rodung  der  Rübe  und  die  damit 
bedingte  Hinausschiebung  der  Kampagne  nicht  in  der  Lage  ist,  den  Konsum 
der  Nachbarländer  zu  decken.  Man  nimmt  an,  daß  trotz  der  gegen  das  Vor- 
jahr um  3  %  gesteigerten  Rübenanbaufläche  und  des  größeren  Rübenertrages 
pro  1  ha  die  vorjährige  Produktion  kaum  erreicht  wird,  da  ein  großer  Teil 
der  Rüben  nicht  auf  Zucker  verarbeitet  werden  kann,  sondern  anderen 
Industrien,    wie    Spiritusbrennereien,    Bierbrauereien   u^w.    zugeführt  wird. 

Rußland. 

In  Rußland  ist  die  Zuckerproduktion  seit  Beginn  des  Krieges  von  19,16 
auf  12  Mill.  dz  zurückgegangen,  mithin  um  37%  (vgl.  Tabelle  3).  Die  Vorräte 
betrugen  vor  dem  Kriege  4  Mill.  dz,  so  daß  in  der  ersten  Kriegskampagne 
rund  23  Mill.  dz  Zücker  zur  Verfügung  standen.  Die  Ausfuhr  von  1  Mill.  dz 
erfolgte  ausschließlich  nach  Finnland  und  Persien,  und  die  große  Produktion 
fand  schnellen  Absatz,  da  der  Handel  erhebliche  Vorräte  anhäufte. 

Durch  den  Krieg  wurde  die  Produktion,  besonders  in  Russisch-Polen 
als  unmittelbarem  Kriegsschauplatz,  wo  von  den  300  Fabriken  51 
zum  größten  Teil  zerstört  worden  sind,  wesentlich  beeinträchtigt. 
Nach  dem  Zusammenbruch  der  zaristischen  Regierung  versuchte  die  Sowjet- 
regierung Großrußlands,  die  kommunistische  Bewirtschaftung  des  Rüben- 
baues und  der  Zuckerfabrikation  durchzuführen.  Alle  Zuckerfabriken 
mit  den  gesamten  Vorräten  wurden  nationalisiert  bzw.  monopolisiert;  Fabrik- 
komitees verwalten  die  Fabriken,  und  der  Zentralzuckerausschuß  hat  die 
Oberleitung.  Die  Zuckerpreise  sind  riesig  hoch,  und  es  ist  kaum  anzunehmen, 
daß  unter  solchen  Verhältnissen  die  Zuckerindustrie  eine  gedeihliche  Ent- 
wicklung nehmen  kann.  Auch  in  der  Ukraine  herrschen  keine  konsolidierten 
Verhältnisse.  Die  von  den  Landausschüssen  angebaute  Rübe  wird  nicht 
genügend  kultiviert,  und  die  Eigentumsrechte  der  früheren  Besitzer  sind 
nicht  ganz  klar,  dazu  fehlen  die  finanziellen  Mittel.  Die  Zuckerpreise  sind 
außerordentlich  hoch,  1  Pud  kostet  72  Rubel,  das  sind  zur  alten  Parität 
umgerechnet  auf  100  kg  950  Mk.  (vgl.  Tabelle  2).  Wie  schon  früher  erwähnt, 
haben  die  Mittelmächte  ungefähr  650  000  dz  ukrainischen  Zucker  zu  einem 
Preise  von  ca.  300  Mk.  gekauft. 

Frankreich. 
Die  Zuckerproduktion  ist  von  7,85  im  Jahre  1913/14   auf  2,25  Mil . 
dz  (vgl.  Tabelle  3)  gesunken,   die  Abnahme  beträgt  71%;   für  das  nächste 
Jahr  hat  sich  die  Lage  noch  verschlechtert,  weil  sich  das  Kriegsgebiet  —  in 
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welchem  die  Zuckerindustrie  ihren  Hauptsitz  hat  —  noch  weiter  nach  Westen 
ausdehnte.  Es  herrschte  daher  eine  große  Zuckernot,  und  fremder  Zucker 
mußte  eingeführt  werden.  Die  eigenen  Kolonien,  Reunion,  Martinique  und 
Guadeloupe,  liefern  ungefähr  1  Mill.  dz,  so  daß  die  fehlenden  3 — 4  Mill.  dz 
aus  Kuba,  Java,  Surinam,  Peru  und  Brasilien  eingeführt  werden  mußten. 
Nach  Algier,  Marokko  und  Tunis  wurden  ca.  1  Mill.  dz  exportiert. 

Die  wegen  des  Zuckermangels  eingeführten  Zuckerkarten  lauten  auf 
^  kg  pro  Kopf  und  Monat;  der  Verbrauch  für  die  Konditoreien,  Gast-  und 
Kaffeewirtschaften  wurde  stark  beschränkt.  Die  Zuckersteuer  hat  man 
im  Jahre  1916  von  25  Frcs.  auf  40  Frcs.  per  100  kg  Zucker  erhöht.  Der 
Zuckerpreis  per  100  kg  betrug  173  Frcs.  imd  ist  verhältnismäßig  sehr  hoch 
(vgl.  Tabelle  2). 

Am  1.  September  1917  kündigte  die  Regierung  die  Brüsseler  Konvention 
mit  der  Begründung,  daß  die  meisten  französischen  Fabriken  vernichtet  seien. 
Von  den  200  früheren  Zuckerfabriken  sind  fast  zwei  Drittel  vollständig 
zerstört,  und  man  hat,  zur  Beschleunigung  und  Verbilligung  des  Wieder- 
aufbaus nach  dem  Kriege,  vielfach  die  Einführung  eines  einheitlichen  Systems 
bzw.  der  Type  einer  Einheitsfabrik  in  Aussicht  genommen. 


Italiens  Zuckerindustrie  ging  von  3,28  Mill.  dz  Erzeugung  im  Jahre 
1913/14  auf  1,10  Mill.  dz  im  Jahre  1917/18  zurück,  mithin  um  70%  (vgl. 
Tabelle  3).  Bei  Kriegsausbruch  waren  die  Vorräte  infolge  der  Überproduktion 
der  letzten  Jahre  sehr  groß  und  konnten  bei  der  durch  den  Krieg  eingetretenen 
Preissteigerung  in  die  Schweiz,  Frankreich  und  England  gewinnbringend 
ausgeführt  werden.  Jetzt  findet,  um  den  Konsum  von  ca.  2  Mill.  dz  zu  decken, 
eine  Einfuhr  von  ca.  1  Mill.  dz  Kolonialzucker  statt.  Der  Zuckerpreis  ist 
sehr  hoch,  er  beträgt.  225  Lire  für  100  kg  (vgl.  Tabelle  2). 

Auch  in  Holland  ist  ein  Rückgang  der  Zuckerproduktion  zu  ver- 
zeichnen; die  Erzeugung  ging  von  3,02  Mill.  dz  im  Jahre  1914/15  auf  2  Mill. 
dz  im  Jahre  1917/18  zurück  (vgl.  Tabelle  3),  verursacht  durch  den  vermehrten 
Anbau  von  lohnenderen  Gewächsen,  wie  Kartoffeln,  Zwiebeln  usw. 

Die  Regierung  kontrollierte  den  Verbrauch  und  setzte  Höchstpreise 
fest.  Die  zur  Ausfuhr  freigegebene  Menge  muß  durch  Ausfuhrscheine  für 
Zucker  und  zuckerhaltige  Waren,  wie  Kondensmilch,  Schokolade  usw. 
gedeckt  sein.  Für  die  Kampagne  1918/19  wurde  die  zu  erntende  Zuckerrübe 
auf  die  bestehenden  25  Rübenzuckerfabriken  nach  einem  Kontingentschlüssel 
verteilt  und  der  Rübenpreis  für  die  Tonne  mit  24,58  bis  28,20  fl.  festgesetzt. 

Die  Einfuhr  aus  der  Kolonie  Java  mit  ihrer  Erzeugung  von  nicht  weniger 
als  18  Mill.  dz  Zucker  war  in  der  letzten  Zeit  durch  die  Schiffsraumnot  stark 
behindert.  England  und  die  Vereinigten  Staaten  hatten  die  Tonnage 
zum  großen  Teil  für  ihre  Zwecke  beschlagnahmt,  und  Holland  war  von  diesen 
Ländern  bezüglich  des  Umfaugs  seiner  Verfrachtungen  abhängig. 

Die  Ausfuhr  des  raffinierten  Zuckers  erfolgte  zumeist  nach  der  Schweiz, 
Frankreich  und  England. 
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Das  vom  deutschen  Generalgouverneur  verwaltete  Belgien  hat 
seine  Zuckerproduktion  um  fast  40%  verringert  (vgl.  Tabelle  3),  und  dieser 
Betrag  würde  trotzdem  für  den  inländischen  Konsum  fast  ausreichend  ge- 
wesen sein,  wenn  nicht  der  Bedarf  des  deutschen  Heeres  in  Belgien  und  in 
den  von  deutschen  Truppen  besetzten  Gebieten  Frankreichs  ein  sehr  großer 
gewesen  wäre,  so  daß  für  diesen  Zweck  Zucker  aus  Deutschland  nachge- 
schoben werden  mußte. 

In  Dänemark  ist  die  Produktion  von  Zucker  nur  unwesentlich 
zurückgegangen,  sie  betrug  im  Jahre  1917/18:  1,35  Mill.  dz  (vgl.  Tabelle  3), 
und  da  der  Konsum  ca.  1,10  Mill.  dz  groß  ist,  steht  ein  kleines  Exportquan- 
tum von  200  000  dz  nach  Norwegen  usw.  zur  Verfügung. 

Die  Zuckerproduktion  Schwedens  von  etwa  1,4  Mill.  dz  bleibt 
ziemlich  stationär  und  deckt  fast  den  ganzen  Konsum.  Es  wurde  ein  Zucker- 
ausfuhrverbot festgesetzt  und  Saccharin  zum  Konsum  zugelassen. 

Zu  Beginn  des  Krieges  wurden  in  Spanien  die  großen,  durch  die 
Überproduktion  angehäuften  Vorräte  zu  hohen  Preisen,  zumeist  nach  Eng- 
land, verkauft.  Die  Fabriken  sind  kartelliert  und  haben  früher  ihre  Produk- 
tion den  jeweiligen  Verhältnissen  angepaßt;  während  des  Krieges  mußte  noch 
Zucker  eingeführt  werden,  da  besonders  die  Rohproduktion  stark  zurück- 
ging- 

Die  Balkanländer  wie  Rumänien,  Bulgarien  und  Serbien, 
haben  vor  dem  Kriege  ihre  Zuckerproduktion  durch  Anlage  von  neuen 
Zuckerfabriken  unter  dem  Schutze  von  hohen  Eingangszöllen  erhöbt.  Spe- 
ziell Rumänien  war  schon  in  der  Lage,  seinen  ganzen  Konsum  zu  decken. 
Während  des  Krieges  litten  die  Fabriken  in  Rumänien  und  Serbien,  die 
jetzt  wiederhergestellt  sein  werden.  Der  Konsum  des  besetzten 
Serbiens  und  zum  Teil  auch  Rumäniens,  ferner  derjenige  Bidgariens,  der 
Türkei  und  der  Levante  mußte  zum  größten  Teil  von  Österreich-Ungarn 
aus  gedeckt  werden.  Griechenland  erzeugt  keinen  Zucker,  früher  wurde 
sein  Verbrauch  fast  ausschließlich  von  Österreich-Ungarn  gedeckt,  im  Kriege 
mußte  die  Entente  für  die  Zuckereinfubr  sorgen. 

Die  Schweiz  hat  nuj  eine  einzige  kleine  Zuckerfabrik  mit  einer 
Erzeugung  von  ca.  40  000  q  und  ist  in  arger  Verlegenheit  wegen  des 
Zuckerimports,  da  die  Mittelmächte  nicht  mehr  in  der  Lage  sind,  den  Zucker- 
konsum des  Landes  wie  vor  dem  Kriege  zu  decken.  Nur  eine  kleine  Menge 
wird  im  Kompensationswege  für  Fleisch  und  Milchprodukte  usw.  von  ihnen 
noch  eingeführt.  Die  Vereinigten  Staaten  haben  mit  der  Schweiz  ein 
Übereinkommen  getroffen,  um  ihr  gewisse  Einfulirkontingente  von  Getreide 
und  Kolonialzucker  zu  bewilligen. 

Tabelle  8  gibt  eine  Übersicht  über  den  Rückgang  der  Zuckereinfuhr 
und  damit  zusammenhängend  der  Ausfuhr  von  Schokolade  und  Milch. 
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Tabelle  8.     Zuckcrcinfuhr    in    die    Scliweiz^    (in  dz). 


Land 

1917 

1916 

1915 

1914 

aus  Deutschland   .... 
„    Österreich-Ungarn     . 
„    den  Verein.  Staaten 

„    Java     

„    anderen  Ländern  .    . 

127297 

73821 

478  103 

389  178 
96 

109  094 
iio  141 
482  132 

311  311 

90  906 

248  786 

918  278 

19  422 

27  901 

401  081 
897  647 

46  844 

Zusammen 

I  068  495 

I  103  584 

I  214  387 

I  345  572 

Schokoladeausfuhr    aus    der   Schweiz\ 
Nach  verschied.  Ländern  |        148  159     |        201  341     |        249  644     |        153  395 

Kondensierte    und   sterilisierte    Milchausfuhr 
aus    der   Schweiz^ 
Nach  verschied.  Ländern  |        278  468     |        397  744     |        436  816    |        453  918 

England. 

Vor  dem  Kriege  bildete  England  das  Hauptabsatzgebiet  für  den  aus 
Deutschland  und  Österreich-Ungarn  ausgeführten  Zucker.  Im  Jahre  1913 
betrug  die  Zuckereinfulir  nach  England  19,69  Mill.  dz,  woran  die  beiden 
Zentralmächte  mit  12,96  Mill.  dz,  d.  h.  fast  zwei  Drittel,  beteiligt  waren. 

Bei  Kriegsausbruch  hatte  England  nur  einen  Zuckervorrat  für  2  Monate. 
Um  deshalb  der  Gefahr  einer  Zuckernot  zu  begegnen,  wurde  die  Kommission 
für  Zuckerversorgung  gegründet,  die  in  allen  Teilen  der  Welt  umfassende 
Zuckereinkäufe  vornahm^. 

Der  Zoll  für  Zucker  betrug  vor  dem  Kriege  1  sh  10  d  für  1  cwt  —  oder 
4,49  Frcs.  für  100  kg  — ,  am  1.  September  1917  wurde  dieser  Zoll  auf  9  sh  4  d 
und  am  4.  April  1916  auf  14  sh  oder  34,44  Frcs.  für  100  kg  erhöht. 
Außerdem  wurden  die  Steuern  für  die  mit  dem  Zuckerverbrauch  in  Betracht 
kommenden  Artikel,  wie  Tee,  Kakao  und  Kaffee  bedeutend  heraufgesetzt. 

Der  Konsum^  Englands  betrug 


im  Jahr 

3  1914: 

17      MU. 

dz 

>>       >> 

1915: 

16,38    „ 

»> 

>>       »» 

1916: 

13,73    ., 

,, 

>j       >» 

191 7: 

12,—    „ 

)> 

er  ist  mithin  während  der  4  Kriegsjahre  um  30%  gesunken.  Vor  dem 
Kriege  hatte  England  mit  39  kg  den  höchsten  Zuckerverbrauch  pro  Kopf 
und  Jahr,  inzwischen  ging  dieser  Satz  auf  27  kg  zurück. 

1  Siehe  F.  0.  Licht,    Wochenbericht  Magdeburg.     Nr.  37.    24.  Mcii  1918. 

2  Nach  dem  Bericht  der  Kommission  über  ihre  Tätigkeit  vom  30.  August 
1914  bis  Anfang  Dezember  1916.  F.  O.  L  i  c  h  t ,  Nr.  10.  9.  November  1917.  Über 
die  Tätigkeit  und  den  Umfang  der  Handulsgeschäftc  der  Kommission  mit  den  c  in- 
zelnen  Erzeugungsländern  während  der  Jahre  1914  bis  1910  vgl.  Feucht  w  auger, 
Der  erste  Bericht  der  englischen  Kommission  für  Zuckerversorgung.  ,,W.  A.", 
13.  Bd.,  S.  116*ff. 

^  Nach  dem  Jahresbericht  der  Firma  William  Connal  &  Co.,  Glasgow,  im 
„Economist",    Siehe  F.  O.  L  i  c  h  t.    Nr.  29.    28.  März  1918. 
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Die  einheimische  Rübenzuckerproduktion  beschränkte  sieb  auf  eine 
Fabrik,  und  alle  Bemühungen,  eine  eigene  Zuckerproduktion  zu  schaffen, 
scheinen  trotz  der  Subventionen  nicht  zum  Ziele  zu  führen. 

Zu  Ausbruch  des  Krieges  sandte  das  „West  India  Comittee"  an  die 
Statthalter  der  britischen  Kolonien  Nachfrageschreiben,  wie  hoch  die  Zucker- 
produktion gesteigert  werden  könne.  Die  Antworten  sollen  sehr  sanguinisch 
gelautet  haben,  besonders  für  Demerara  (Britisch- Guyana)  soll  man  in  phan- 
tastischer Weise  eine  fünfzehnfache  Erhöhung  ins  Auge  gefaßt  haben.  Die 
Schätzungen  der  Zuckerproduktion  in  den  britischen  Kolonien  nach  W  i  1 1  e  t 
&  Gray  sind  an  Tabelle  3  ersichtlich.  Für  Mauritius,  Demerara,  Natal, 
Fidschiinseln,  Trinidad,  Barbados,  Jamaika  und  kleine  Inseln  ergeben  sich 
für  1917/18  zusammen  7^  Mill.  dz. 

Die  Zuckereinfuhr  ist  durch  die  Schiffsraumnot  und  den  Unterseeboot- 
krieg immerhin  schwierig  geworden,  und  daher  mußte  auch  in  England  der 
Zuckerverbrauch  wesenthch  eingeschränkt  werden.  Die  wöchentliche  Zucker- 
menge pro  Kopf  wurde  auf  ^  Pfund  herabgesetzt  und  der  Verbrauch  für 
die  Zucker  verarbeitenden  Industrien  auf  25%  beschränkt,  mit  Ausnahme 
für  Marmelade,  Kondensmilch  und  Bier.  Die  Zahl  der  staatlichen  Marmeladen- 
fabriken wurde  rapide  vermehrt. 

In  London  stieg  während  des  Krieges  der  Preis  von  Würfelzucker  von 
18  auf  64  sh  9  d  per  1  cwt,  mithin  um  260%  (vgl.  Tabelle  1). 

In  Australien  deckt  die  Produktion  von  Queensland  und  Neu- 
südwales mit  2,65  Mill.  dz.  (vgl.  Tabelle  3)  den  einheimischen  Konsum. 

In  Ostindien  genügt  die  Produktion  mit  27,50  Mill.  dz  kaum 
für  den  Inlandsverbrauch.  Die  Art  der  Erzeugung  ist  sehr  rückständig  und 
hat  mehr  den  Charakter  der  Hausindustrie. 

Ägypten  mit  seiner  Erzeugung  von  1  Mill.  dz  deckt  den  einheimi- 
schen Konsum  selbst  und  exportiert  schon  ein  kleines  Quantum.  Die  „So- 
ciete  Generale  des  Sucreries  et  de  la  Eaffinerie  d'Egypte"  monopolisiert 
gewissermaßen  den  Zucker  und  hält  dessen  Preis,  durch  den  hohen  Zoll 
geschützt,  sehr  hoch  und  erzielt  daher  große  Gewinne,  um  so  mehr,  als 
der  technische  Fortschritt  in  den  Bewässerungsanlagen  sich  auch  auf  die 
Zuckerrohrkulturen  erstreckt. 

Vereinigte    Staaten    von    Amerika. 

In  den  Vereinigten  Staaten  konnte  sich  die  heimische  Rüben-  und 
Rohrzuckerproduktion  nur  auf  Grund  des  hohen  Schutzzolles,  1,68  Doli, 
für  100  Pfund  Rohzucker  und  1,90  Doli,  für  100  Pfund  Raffinade,  entwickeln. 
Am  1.  März  1914  wurde  der  Schutzzoll  um 25%  herabgesetzt,  und  vom  I.Mai 
1916  hätte  die  Zollfreiheit  eingeführt  werden  sollen. 

Die  Zuckerproduzenten  der  Union  und  die  Pflanzer  auf  Portoriko, 
Hawai  und  den  Philippinen  fürchteten  diesen  Tag  und  atmeten  erleichtert 
auf,  als  Wilson  in  Anbetracht  der  großen  Agitation  die  Zollfreiheit  gar  nicht 
ins  Leben  treten  ließ  und  am  27.  April  1916  das  Inkrafttreten  des  bereits 
im  Jahre  1913  beschlossenen  Gesetzes  inhibierte. 
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Die  Rübenzuckerproduktion  in  den  letzten  5  Jahren  betrug  7 — 8,  die 
Rohrzuckerproduktion  ca.  2,5  Mill.  dz  (Tabelle  9).  Für  das  Jahr  1917/18 
ist  aber  die  Schätzung  von  W  i  1 1  e  t  und  Gray  in  New  York  für  die 
Rübenzuckerproduktion  der  Union  mit  8,75  Mill.  dz  zu  hoch  gegriffen; 
die  Produktion  dürfte  ca.  7  Mill.  dz  erreicht  haben. 

Tabelle  9-     Zuckerproduktion    der   Vereinigten    Staaten 
in    den    letzten    5  Jahren    (in  Milir  dz). 


1917/18 

1916/17 

1915/16 

1914/15 

1913/14 

Rübenzucker^ 

Rohrzucker  in  Luisiana^.    . 
„   Texas^   .    .    . 

7,65 
2,75 
0,02 

8,21 
2,71 
0,06 

8,74 
1,23 
0,01 

7,22 
2,17 
0,04 

7,33 
2,61 
0,07 

Zusammen 

10,42 

10,98 

9,98 

9,43 

10,01 

Die  Minderproduktion  an  Rübenzucker  ist  wohl  zum  großen  Teil  durch 
den  Mangel  an  dem  hochwertig  gezüchteten  deutschen  Rübensamen  her- 
vorgerufen. Von  den  großen  Fabriken  wurde  eine  Genossenschaft  mit 
300  000  Doli.  Aktienkapital  behufs  Züchtung  von  Rübensamen  gebildet. 
Der  Zuckerbedarf  der  Union  betrug  im  Jahre  1914:  37,60  Mill.  dz.  Die  eigene 
Produktion  beträgt  8,80  Mill.  dz,  zuzüglich  3,08  aus  Portoriko,  5,77  aus  Ha- 
wai,  2,43  von  den  Philippinen,  zusammen  20,08  Mill.  dz,  so  daß  ungefähr 
17,52  Mill.  dz  aus  Kuba  bezogen  werden  mußten.  Auch  die  westindische 
Negerinsel  San  Domingo  mit  ihrem  für  die  Rohrkultur  günstigen  Boden 
und  Klima,  die  sich  im  Abhängigkeitsverhältnis  zu  den  Vereinigten 
Staaten  befindet,  kommt  mit  ihrer  Produktion  von  1,45  Mill.  dz  für  die  Ver- 
sorgung des  amerikanischen  Marktes  in  Betracht. 

Selbstverständlich  treten  auch  innerhalb  der  eigenen  Produktions- 
gebiete Verschiebungen  ein,  da  ja  z.  B.  der  Philippinenzucker  zum  großen 
Teil  den  viel  kürzeren  Weg  nach  China  sucht,  während  die  nahen  Inseln, 
wie  San  Domingo,  wieder  nach  der  Union  gravitieren. 

Der  Zuckerbedarf  in  der  Union^  ist  im  Gegensatz  zu  dem  der  europäischen 
Gebiete  sehr  gestiegen. 

Der  Konsum  der  Union  betrug 

im  Jahre  1913:  37,43  Mill.  dz 
1914:  37,60  „  „ 
1915:  38,01  „  „ 
1916:  36,59  „  „ 
1917:      39,54    „      „  • 

Auch  der  Zuckerpreis  ist  in  der  Union  gestiegen,  1  Ib  Zentrifugais,  der 
am  1.  Juli  1914:  3,32  Cents  notierte,  stieg  bis  zum  1.  Jidi  1918  auf  7,45  Cents, 
mithin  um  124%  (vgl.  Tabelle  1). 

^  Nach  Ackerbauabteilung  der  nordamerikanischen  Regierung,  siehe  F.  0. 
Licht,    Wochenbericht  Magdeburg.     Nr.  42.     28.  Juni  1918. 

2  Nach    Willet   und    Gray,    New  York,  siehe  F.  O.  L  i  c  h  t ,    Nr.  16. 
21.  Dezember  1917. 

*  F.  O.  L  i  c  h  t ,    Wochenbericht.     Nr.  26.    8.  März  1918. 
Weltwirtschaftliches  Archiv  Bd.  XV.  V 
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Unter  diesen  Umständen  sind  die  Gewinne  der  amerikanischen  Fabriken, 
besonders  der  Raffinerien,  sehr  groß.  So  hat  die  American  Sugar  Refining 
im  Jahre  1914:  2,79  gegen  1,01  Mill.  Doli,  im  Jahre  1913  verdient. 

New  York  ist  seit  Kriegsausbruch  der  maßgebende  Markt  für  die  ganze 
Welt  geworden,  wohin  sich  alle  Länder,  die  ein  Importbedürfnis  haben, 
wie  England,  Frankreich,  Italien,  die  Schweiz,  Griechenland,  wenden  müssen. 

Kuba. 
Kuba  hat  die  höchste  Zuckerproduktion  der  Welt  erreicht. 
Die  Produktionsziffern  nach  G  u  m  a   &  M  e  j  e  r  in  New  York  betrugen 
in  den  letzten  5  Jahren^: 

im  Jahre  1913/14:  25,98  Mill.  dz 

„      1914/15:  25,93     „      „ 

„       „       1915/16:  30,08     „      „ 

1616/17:  30,24     „      „ 

„       1917/18:  32,50     „      „  . 

Die    Produktion    ist    in    den    letzten    5    Jahren    um    25%    gestiegen. 

Gleich  bei  Ausbruch  des  Krieges  gingen  die  kubanischen  Pflanzer  daran, 
den  Anbau  des  Zuckerrohres  bedeutend  zu  erweitern.  Teils  waren  sie  an- 
gelockt durch  die  hohen  Zuckerpreise,  teils  sahen  sie  voraus,  daß  der  euro- 
päische Krieg  die  Rübenproduktion  erheblich  vermindern  werde.  In  den 
Jahren  1893/94  bis  1902/03,  d.  h.  in  den  10  Jahren  vor  der  Brüsseler  Kon- 
vention, war  die  durchschnittliche  jährliche  Erzeugung  nur  5,98,  in  den  10 
Jahren  nach  der  Brüsseler  Konvention  1903/04  bis  1912/13:  14,90,  und  in 
den  letzten  5  Jahren  1913/14  bis  1917/18  betrug  der  Durchschnitt  bereits 
29,30  Mill.  dz.  Im  Jahre  1893/94,  also  2  Jahre  vor  dem  Aufstand,  belief  sich 
die  Kubaproduktion  auf  10,87,  um  im  Jahre  1917/18  auf  32,50  Mill.  dz 
zu  steigen.  Die  Erzeugung  hat  sich  demnach  innerhalb  25  Jahren  verdrei- 
facht. 

Hand  in  Hand  mit  der  Vergrößerung  der  Anpflanzungen  wurden  immer 
neue  Fabriken  —  in  Kuba  Zentralen  genannt  —  errichtet  und  weitere  Lager- 
häuser erbaut.  Es  hat  sich  eine  Gesellschaft  mit  440  Mill.  Mk.  Kapital, 
die  Central  Cuba  Sugar  Co.,  gebildet,  welche  den  größten  Teil  der  Fabriken 
unter  ihre  Verwaltung  bringen  will  und  mit  großen  Gewinnen  arbeitet. 

Ein  amerikanisches  Banksyndikat  mit  100  Mill.  Doli.  Kapital  hat 
sich  die  Option  auf  22  Mill.  dz  Kubazucker  gesichert,  und  bei  dem  amerika- 
nischen Unternehmungsgeist  ist  noch  an  eine  weitere  Erhöhung  der  Produk- 
tion zu  denken,  wenn  auch  die  phantastischen  Ziffern  für  die  Zukunft  an 
der  Realität  der  tatsächlichen  Verhältnisse,  besonders  der  Arbeiterfrage, 
abgesehen  von  dem  gewaltigsten  Faktor  —  Wind  und  Wetter  —  ein 
natürliches  Hindernis  finden  dürften.  — 

Portoriko,  Hawai  imd  die  Philippinen  können  ihre 
Erzeugung  von  4,75,  5,25  und  2,50  Mill.  dz  wohl  nicht  viel  mehr  ausdehnen. 
Bei  Hawai  und  den  Philippinen  war  durch  die  Schiffsnot  der  Abtransport 

1  F.  0.  L  i  c  h  t ,   Wochenbericht.    Nr.  24.    22.  Februar  1918. 
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sehr  erschwert,  so  daß  der  für  die  nordamerikanisclien  Raffinerien  bestimmte 
Zucker  nicht  direkt  nach  New  York  mit  Schiffen  verfrachtet  werden  konnte, 
sondern  nur  bis  nach  San  Franzisko,  um  von  da  den  langen  Eisenbahnweg 
quer  durch  die  Vereinigten  Staaten  bis  nach  New  York  und  Philadelphia 
zurückzulegen. 

Peru,  welches  als  einziges  außereuropäisches  Land  der  Brüsseler 
Konvention  angehört,  hat  bereits  eine  Produktion  von  2,65  Mill.  dz  und 
führt,  da  es  nur  ca.  400  000  dz  für  den  eigenen  Konsum  benötigt,  viel  Zucker 
aus,  besonders  nach  den  Vereinigten  Staaten  und  England. 

Die  Zuckerproduktion  Brasiliens  entwickelt  sich  in  steigender 
Richtung,  sie  beträgt  bereits  3,75  Mill.  dz  und  ist  in  den  letzten  5  Jahren 
um  84%  gestiegen.  Ein  amerikanisches  Syndikat  will  große  Raffinerien  er- 
richten, um  2  Mill.  dz  weißen  Zuckers  für  den  Export  herzustellen.  Das  große 
Land  mit  seinen  mehr  als  20  Mill.  Einwohnern  hat  einen  erhebhchen  Konsum, 
welcher  jedoch  auf  dem  Lande  durch  die  Hausindustrie  unter  Verwendung 
primitiver  Mühlen  gedeckt  wird. 

Die  Zuckerproduktion  Argentiniens  ging  zufolge  schlechter 
Ernten,  besonders  im  Jahre  1916,  stark  zurück  und  brachte  1917/18:  1,5  Mill. 
dz ;  der  Konsum  beträgt  2,25  Mill.  dz,  so  daß  Zucker  aus  Brasilien,  Peru  usw. 
eingeführt  werden  muß. 

Java  hat  seine  Zuckerproduktion,  dank  der  Fortschritte  in  der 
Zuchtwahl  des  Zuckerrohres  und  im  technischen  Betrieb,  in  den  letzten 
Jahren  wesentHch  erhöht;  die  Erzeugung  von  mögUchst  viel  weißem  Zucker 
wird  angestrebt.  Die  Produktion  der  letzten  Kampagne  beträgt  bereits 
18  Mill.  dz  und  ist  um  42%  höher  als  die  Erzeugung  im  Jahre  191.3/14. 
Infolge  der  Schiffsraumnot  kann  jedoch  der  Zucker  nicht  exportiert  werden, 
und  die  Preise  für  Javazucker  waren  am  1.  Juli  1918  die  niedrigsten  der  ganzen 
Welt.  1  Pikul  =  60,45  kg  ist  7  holl.  Gulden  wert  oder  100  kg  =  19  Mk. 
(vgl.  Tabelle  2);  dazu  kommt  die  Konkurrenz  des  Formosazuckers  auf  dem 
chinesischen  und  japanischen  Markt.  Die  Fabriken  befinden  sich  daher  in 
einer  schlechten  Lage,  und  man  will  den  Rohranbau  um  25%  zugunsten  der 
Reiskultur  ermäßigen,  da  bisher  der  Reis  eingeführt  werden  muß. 

Neuerdings  sollen  die  Vereinigten  Staaten  erlaubt  haben,  daß  eine 
Anzahl  holländischer  Schiffe  nach  Hongkong  und  Japan  in  kurzer  Fahrt 
Zucker  ausführen  und  zurück  Reis  mitnehmen. 

Die  Japaner  haben  ihre  Zuckerproduktion  bedeutend  erhöht,  sie 
stieg  in  5  Jahren  von  2,04  auf  4,50  Mill.  dz,  mithin  um  120%.  —  Auf  Formosa 
allein  entfallen  3,50  Mill.  dz.  —  Japan  versorgt  Ostasien  mit  Zucker,  so  daß 
die  Insel  Java  und  die  Philippinen  dadurch  ihr  nächstliegendes  Absatzgebiet 
verloren  haben.  In  Japan  ist  aus  staatsfinanziellen  Gründen  ein  Zucker- 
monopol geplant.  — 
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Die  im  Jakre  1903  auf  Betreiben  der  damals  am  Ruder  befindlichen 
konservativen  Partei  in  England  zustande  gekommene  Brüsseler  Kon- 
vention hatte  den  Zweck,  die  Konkurrenz  des  Rübenzuckers,  welcher 
einerseits  hohe  Ausfuhrprämien  genoß  und  andererseits  durch  die  auf  Grund 
der  hohen  Zuckereingangszölle  entstandenen  Kartelle  begünstigt  war,  gegen- 
über dem  Rohrzucker  auszuschalten.  Der  Zoll  durfte  nicht  mehr  als  6  Frcs. 
für  Raffinade  und  5^  Frcs.  für  Rohzucker  betragen.  Der  Konvention  waren 
damals  beigetreten:  Deutschland,  Österreich,  Ungarn,  Frankreich,  Belgien, 
Holland,  England,  Luxemburg,  die  Schweiz,  Itahen,  Schweden  und  Peru. 

Im  Jahre  1908  wm-de  die  Konvention  auf  weitere  5  Jahre,  bis  zum  Jahre 
1913,  verlängert,  und  zwar  unter  Beitritt  Rußlands,  dem  ein  bestimmtes 
Exportquantum  bewiUigt  wurde.  Aber  schon  im  Jalire  1912  erklärte  Sir 
Edward  Grey,  daß  es  mit  der  Politik  seiner  Regierung  und  dem  Interesse 
der  englischen  Verbraucher  unvereinbar  sei,  prämiierten  Zucker  mit  einem 
Strafzoll  zu  belegen.  England  imd  Italien  traten  der  Konvention  nicht 
mehr  bei,  ersteres  gab  jedoch  das  Versprechen,  daß  es  keinem  Zucker  irgend- 
ein Vorrecht  einräumen  und  die  Konventionsbestimmungen  auch  sonst 
einhalten  werde.  Sollte  es  seine  diesbezüglichen  Absichten  ändern  wollen, 
würde  es  6  Monate  früher  den  beteiligten  Mächten  hiervon  Mitteilung  machen. 
Das  ist  nun  geschehen.  Da  inzwischen  auch  die  französische  Regierung, 
die  Konvention  gekündigt  hat,  ist  mit  ihrem  Erlöschen  zu  rechnen;  ihren 
Zweck,  wie  er  im  ersten  Absatz  der  Konvention  ausgesprochen  war,  nämlich 
die  Konkurrenzbedingungen  zwischen  Rüben-  und  Rohrzucker  auszugleichen, 
hat  sie  erreicht.  Der  Weltkrieg  hat  die  Rübenzuckerindustrie  auf  Jahre 
hinaus  aus  ihrer  Entwicklung  so  stark  zurückgeworfen,  daß  es  keiner  inter- 
nationalen Vereinbarung  mehr  bedarf,  sie  einzudämmen.  Die  diesem  Auf- 
satz beigegebene  graphische  Darstellung  gewährt  ein  Bild  der  Entwicklung 
der  Rüben-  und  Kolonialzuckerproduktion  in  den  letzten  25  Jahren. 

Die  Rübenzuckerproduktion  stieg  in  dieser  Periode 

von  37,90  Mill.  dz  im  Jahre  1893/94 

auf  46,—    „      „     „       „       1917/18 

d.  i.  um  8,10  Mll.  dz     =  21% 

Die  Kolonialzuckerproduktion  stieg  in  den  letzten  25  Jahren 

von  53,80  Mill.  dz   im  Jahre  1893/94 

auf         129,51      „      „      „       „       1917/18 

d.  i.  um  75,71  Mill.  dz    =   140% 

Die  Weltzuckerproduktion  stieg  in  den  letzten  25  Jahren 
von  91,70  Mill.  dz   im  Jahre  1893/94 

auf         i75>5i      „      „      „       »       1917/18 

d.  i.  um  83,81  Mill.  dz    -=  91%. 

Siegmund    Ziegler,    Rossitz  bei  Brunn. 
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Zur  Sicherung  der  deutschen  Ol-  und  Fettvcrsorgungi. 

Nicht  ganz  mit  Unrecht  ist  während  des  Krieges  in  Deutschland  vielfach 
darüber  geklagt  worden,  daß  die  Öffentlichkeit  über  die  Maßnahmen  auf  dem  Ge- 
biete der  Versorgung  mit  Nahrungs-  und  Genußmitteln  wenig  oder  gar  nichts  er- 
fahren habe.  Nunmehr  hat  Dr.  A.  Knetsch,  der  Direktor  des  Eeichsaus- 
schusses  für  Öle  und  Fette,  eine  Schrift  veröffentlicht^,  welche  die 
deutsche  Eohfettwirtschaft  in  den  vier  Kriegsjahren  und  die  Aussichten  für  ihre 
Weiterentwicklung  behandelt. 

Von  einer  einfachen  Begriffsentwicklimg  ausgehend,  deutet  Knetsch  zunächst 
die  Ursachen  für  das  Eingreifen  der  Verwaltungsorgane  in  die  Fettwirtschaft  an, 
um  dann  die  gesetzlichen  Bestimmimgen  in  ihrer  Wirkung  klarzulegen.  Besonders 
dankenswert  ist  es,  daß  Knetsch  der  Öffentlichkeit  einen  Einblick  in  das  Zustande- 
kommen und  die  Zusammensetzung  des  Reiclisausschusses  für  Öle  und  Fette  ge- 
währt. Ebenso  wird  die  Darstellung  der  Entstehmig  der  Rohfett- G.  m.  b.  H.  in 
Berlin  und  der  Kommission  für  rituelle  Lebensmittel,  die  in  weiten  Kreisen  in 
Deutschland  geäußerten  Zweifel  an  der  Notwendigkeit  dieser  Organe  bald  ver- 
schwinden lassen.  Die  der  Organisation  der  deutschen  Fettindustrie,  besonders 
der  Organisation  der  Schmelzen,  gewidmeten  Ausführungen  zeigen,  daß  die  Kriegs- 
organisation zur  Hebung  dieser  Industrien  erheblich  beigetragen  hat.  In  noch 
höherem  Maße  gilt  dies  vom  deutschen  Handwerk,  besonders  von  der  Fleischerei 
(Metzgerei),  von  der  Knetsch  noch  eine  weitere,  aufsteigende  Entwicklxmg  in  dieser 
Richtung  erwartet. 

Welche  Riesenarbeit  hierbei  von  dem  Reichsausschuß  selbst  geleistet  wurde, 
kann  man  aus  den  Abschnitten,  in  denen  über  die  Schaffung  der  Arbeits  bezirke 
für  die  Schmelzen  im  Reiche  gesprochen  wird  und  in  denen  die  rechnerischen  Er- 
gebnisse der  Rohfettwarenwirtschaft  zur  Darstelliuig  gebracht  werden,  ersehen. 
Es  galt,  wirtschaftlich,  Verkehrs-  und  verwaltungs technisch  möglichst  leicht  über- 
sehbare und  bearbeitbare  Gebiete  in  kürzester  Zeit  einzurichten,  imd  zwar  ohne 
jede  Vorarbeit,  ohne  Material,  ohne  irgendwelche  Erfalirxmg  und  ohne  Verluste. 
,,Zeit  zum  Ausprobieren  verschiedener  Ideen  theoretischer  Natur  war  nicht  ge- 
geben." 

Die  Darstellung  der  Erfassung  mid  Verwendung  der  Abdeckereifette  wird 
sehr  geeignet  sein,  das  Märchen  von  der  Verwezadimg  dieser  Stoffe  zur  Margarine- 
herstellung verschwinden  zu  lassen.  Für  die  Industrie  und  Technik  sind  die  Aus- 
führxmgen  von  Knetsch  über  die  Verwendung  der  Knochenfette  und  Rinderfuß- 
fette und  -öle  von  größter  Bedeutung,  luad  die  Berichte  über  die  Gewinnimg  und 
Verwendimg  von  Spülwasser  imd  Kanalfetten  sowie  das  Verhältnis  der  A.  G. 
Schoidemantel  zu  diesem  Industriozweig  werden  wesentlich  zur  Klärung  der  in 
der  Öffentlichkeit  erhobenen  Angriffe  beitragen.  Auch  die  Legende  von  der  leichten 
Verwertbarkeit  und  Ausnutzungsfähigkeit  der  Kanalfette  kann  man  als  endgültig 
erledigt  betrachten. 

Sehr  wichtig  sind  die  Mitteilungen  von  Knetsch  über  die  Entwicklimg  der 
deutschen  Margarineindustrie  und  die  Stellung  der  Rohfettwirtschaft  zu  dieser. 
Mögen  die  Whike,  die  Knetsch  hinsichtlich  weiteren  Zusammanarbeitens  der  Roh- 
fettwirts chaft,  besonders  des  Schlächter-  (Metzger)gewerbes  mit  dieser  Industrie 


1  Vgl.  hierüber  die  Beiträge  an  dieser  Stelle:  12.  Bd.,  S.  353*ff.;    14.  Bd., 
S.  129*ff. 

2  Dr.  A.  Knetsch,   Die  Rohfettwirtschaft.     1919. 
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gibt,  von  dem  Haadwerk  nicht  vergossen  werden,  wobei  besonders  der  Satz  Be- 
deutung haben  dürfte:  „Für  das  Deutsche  Rsich  ist  eine  beliebige  Einfuhr  von 
Fett,  Kiiochen,  Hörn  heute  nicht  mehr  möglich,  sondern  es  kommt  nxmmehr  da- 
rauf an,  den  Inlandsanfall  (Vorrat)  restlos  zu  verwerten." 

Es  liegt  nach  Knetsch  in  der  Natur  der  Sache,  daß  auch  die  deutschen  Fett- 
schmelzen noch  enger  als  bisher  mit  den  Metzgern  und  Margarinefabrikanten 
Hand  in  Hand  gehen  müssen,  um  dieses  Ziel  zu  erreichen,  wobei  natürlich  die  He- 
bung der  Inlandsmast  und  Schaffung  geeigneter  Märkte  und  Notierungen  die  Vor- 
aussetzimg sind. 

Für  das  Verhältnis  der  Lederindustrie,  Metall-  tmd  Sprengstoffindustrie, 
Seifen-,  Kerzen-  und  Textilindustrie  zur  Rohfettwirtsohaft  ist  von  Interesse,  daß 
der  vor  dem  Kriege  ca.  ein  Viertel  aller  verbrauchten  Rohfette  umfassende  Ver- 
brauch dieser  Industrien  dank  der  angestrengten  wissenschaftlichen  und  prak- 
tischen Tätigkeit  aller  beteiligten  Organe  auf  ca.  den  vierten  Teil  beschränkt  werden 
konnte.  —  Die  hier  gesammelten  Erfahrungen  und  Fortschritte  der  Industrie  und 
die  Entdeckungen  der  Wissenschaft,  von  denen  nur  die  Synthese  des  Glyzerins 
angeführt  sei,  werden  in  späterer  Zeit  reiche  Früchte  tragen.  Knetsch  gibt  am 
Schluß  auch  diesen  Industriegruppen  über  ihre  Weitergestaltimg  und  ihre  Be- 
ziehungen zur  Rohfettwirtschaft  noch  eine  Reihe  von  Winken,  von  denen  einer 
der  wichtigsten  Beibehaltung  und  Ausbau  der  im  Kriege  begonnenen  Organisation 
zu  sein  scheint;  hier  dürfte  wohl  dem  folgenden  Satze  noch  besondere  Bedeutung 
zukommen:  „Der  normale  Weg  zur  Erfassung  der  Rohfette  von  Rind  und  Hammel 
ist  vielleicht  in  einer  Hinübernahme  einer  veränderten  Rohfettabteiluug  des  Reichs- 
ausschusses mit  dem  Schwerpunkt  im  Handwerk  und  Gewerbe,  Handel  und  In- 
dustrie zu  suchen.  Die  amtliche  Tätigkeit  wird  hierbei  durch  die  Angehörigen  der 
freien  Wirtschaft  auszuüben  sein,  die  gelernt  haben,  die  amtlichen  Funktionen 
mit  kaufmännischen  und  fachmännischen  zu  verbinden." 

Nach  Niederschrift  dieser  Zeilen  lese  ich  die,  auf  meinen  im  12.  Band,  S.  353*ff. 
des  „W.  A."  erschienenen  Artikel  erfolgte  Entgegnung  seitens  des  Geschäftsführers 
des  Verbandes  deutscher  Ölmühlen,  Rechtsanwalt  Willemsen,  Berlin  („W. 
A."  14.  Band,  S.  129*ff.),  die  mich  kurz  zu  folgenden  Feststellungen  veranlaßt. 

Herr  Rechtsanwalt  Willemsen  behauptet,  daß  meine  in  dem  erwähnten 
Artikel  aufgestellte  Rechnung  nicht  stimmen  könne,  da  die  400  000  ha  Rapsanbau- 
fläche, die  von  mir  verlangt  werden,  nicht  zur  Deckung  des  dringlichsten  Bedarfs 
an  Ölen  und  Fetten  in  Deutschland  ausreicht.  Herr  Rechtsanwalt  Willemsen  be- 
rechnet, daß  aus  diesen  400  000  ha  Raps  höchstenfalls  251  000  Tonnen  Öl  gewonnen 
werden  könnten  und  meint,  daß  diese  Menge  bei  weitem  nicht  ausreiche,  zur 
Deckung  des  dringlichsten  Bedarfs,  den  er  mit  zwei  Drittel  des  Bedarfs  aus  dem 
Jahre  1913,  und  zwar  mit  386  000  Tonnen  bewertet.  Es  ist  bedauerlich,  daß  die 
Akten  des  Reichsausschusses  für  Öle  mid  Fette  hinsichtlich  der  Fettversorgung 
Deutschlands  in  der  Kriegszeit  noch  nicht  der  Öffentlichkeit  übergeben  werden 
konnten,  sonst  würde  Herr  Rechtsanwalt  Willemsen  aus  ihnen  ersehen  können, 
daß  man  sich  in  Deutschland  in  der  Kriegszeit  jahrelang  mit  zwei  Dritteln,  ja  zum 
Teil  mit  der  Hälfte  dieses  Bedarfs  hat  begnügen  müssen. 

Herr  Rechtsanwalt  Willemsen  scheint  fernerhin  nicht  beachtet  zu  haben, 
daß  der  Stand  der  Valuta  und  der  gesamten  deutschen  Geldwirtschaft  in  abseh- 
barer Zeit  die  Einfuhr  größerer  Mengen  von  Fetten  und  Ölen  wahrscheinlich  sehr 
erschweren  wird,  so  daß  es  fraglich  scheint,  ob  die  Versorgmig  mit  den  von  mir 
als  erwünscht  bezeichneten  251  000  Tonnen  Öl  in  nächster  Zeit  als  gesichert  be- 
trachtet werden  kann.     Die  heimische  Produktion  Deutschlands  ist  bisher  leider 
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noch  längst  nicht  in  der  Lage  gewesen,  diese  erwünschte  Menge  öl  zu  erzeugen, 
und  so  ist  man  auch  in  der  Übergangszeit  vom  Krieg  zum  Frieden,  auf  die  sich  meine 
Ausführungen  vorwiegend  bezogen,  tätsächlich  genötigt,  den  Fett-  imd  Ölver- 
brauch bedeutend  einzuschränken.  Hiermit  ist  die  Richtigkeit  meiner  früheren 
Ausführungen  ohne  weiteres  bewiesen,  denn  hätte  man  durch  Icräftige  allseitige 
Förderung  des  Ölsamanbaues  eine  Steigerung  desselben  in  Deutschland  bis  auf 
400  000  ha  erreicht,  dann  stände  wenigstens  jetzt  das  für  die  Erhaltung  der  Be- 
völkerung allernotwendigste  Öl  in  dem  Maße  zur  Verfügung,  daß  von  einer  un- 
mittelbaren Not  wohl  nicht  mehr  gesprochen  werden  könnte.  Daß  zur  Deckxmg 
des  Friedensbedarfs  und  zur  Versorgung  der  Industrie  mad  Technik  weit  größere 
Ölmengen  nötig  waren,  ist  dem  Unterzeichneten  ebenso  bekannt,  wie  Herrn  Rechts- 
anwalt Willemsen  und  ist  in  der  Zwischenzeit  wohl  auch  in  weitesten  Kreisen  der 
Öffentlichkeit  bekannt  geworden. 

Die  hier  zur  Debatte  stehende  Frage  lautet  aber  nicht,  wie  soll  Deutschland 
am  schnellsten  auf  seine  FViedenszufuhr  an  Öl  gebracht  werden,  sondern:  wie 
richtet  sich  Deutschland  am  raschesten  so  ein,  daß  es  wenigstens  die  allernot- 
wendigste Ölmenge  sicher  und  unabhängig  vom  Ausland  erhält.  Die  Antwort  auf 
diese  Frage  muß  gerade  nach  den  Ergebnissen  der  Friedensverhandlimgen  und 
nach  den  heutigen  politischen  Aussichten  mehr  als  je  lauten:  Deutschland  kann 
sich  nur  vor  einem  Verhungern  bewahren,  wenn  es  mindestens  400  000  ha  Ölsamen- 
bau  aufweist. 

Sowohl  bei  den  Verhandlungen  im  Rsicbsemähvungsamt,  wie  auch  bei 
den  Verhandlungen  des  Verbandes  deutscher  Bastfaser-Röst-  und  Aufbereitimgs- 
anstalten  ist  einerseits  von  den  Vertretern  der  Kommunalverbände,  andererseits 
von  den  Vertretern  der  Industrie  und  Landwirtschaft,  also  von  den  Verbrauchern 
und  Erze\igern  gleichzeitig  imd  unabhängig  voneinander  die  Forderung  auf  Schaf- 
fung eines  lebensfähigen  inländischen  Ölsamenbaues,  unterstützt  durch 
eine  größere  Anzahl  von  Ölmühlen,  die  möglichst  in  jedem  Kommunalverband 
gelegen  sein  sollten,  aufgestellt  woiden,  imd  zwar  aus  wirtschaftlichen,  verkehrs- 
technischen imd  verwaltungstechnischen  Gründen  heraus. 

Die  Einwendungen  des  Herrn  Rechtsanwalt  Willemsen  gegen  diese  auch 
von  mir  mit  allem  Nachdruck  als  richtig  anerkannte  und  vertretene  Forderung 
sind  rein  privatwirtschaftlicber  Natur,  d.  h.  der  Verband  deutscher  Ölmühlen 
fürchtet,  daß  mit  der  Schaffung  dieser  inländischen  Ölmühlen  sein  seitheriges 
glänzendes  Geschäft,  beruhend  auf  der  Verarbeitung  billiger  ausländischer  Öl- 
samen,  gefährdet  werde.  —  Die  Verhandlungen  beim  Friedensschluß  dürften  in- 
zwischen den  Beweis  erbracht  haben,  daß  die  Spekulationen  dea  Herrn  Rechts- 
anwalts Willemsen  und  seines  Verbandes  falsch  sind. 

Es  steht  zu  hoffen,  daß  die  Weiterentwickhmg  der  wirtschaftlichen  Verhält- 
nisse in  Deutschland  auch  dieser  Forderung,  die  hinsichtlich  der  Überwachung 
vielleicht  manche  Schwierigkeiten  in  sich  schließt,  imbedingt  zum  Sieg  verhelfen 
werden,  zmnal  die  heutige  politische  Lage  mid  Verkehrslage  den  klaren  Beweis 
für  die  große  Gefahr  der  Konzentration  des  Öhnühlengewerbes  in  den  Hafenplätzen 
und  an  den  großen  Flußläufen  erbringt. 

Prof.  W.  Klebe  rger.    Gießen. 
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Die  Anglo  Persian  Oil  Company,  Limited \ 
Die    Entstehung    der    Gesellschaft. 

Die  Burma  Oil  Company  Ltd.,  deren  Hauptsitz  in  Glasgow 
ist,  und  deren  ölfelder  und  Fabrikanlagen  sich  in  Birma  befinden,  inter- 
essierte sich  zuerst  im  Jahre  1905  für  die  Ölvorkommen  in  Persien.  Sie  trat 
damals  mit  W.  Knox  D'Arcy,  der  seit  1901  eine  Konzession  besaß, 
und  der  bereits  in  verschiedenen  Gegenden  Persiens  Bohrungen  vorgenom- 
men hatte,  in  Verbindung. 

Die  Konzession  war  D'Arcy  von  der  persischen  Eegierung  erteilt  wor- 
den. Sie  gilt  für  60  Jahre,  also  bis  1961,  und  erstreckt  sich  auf  ganz  Persien 
mit  Ausnahme  der  5  Provinzen  des  nördlichen  Teils,  Azerbadjan,  Ghilan, 
Mazendaran,  Asdrabad  und  Khorassan,  die  in  der  russischen  Interessen- 
sphäre liegen.  Sie  gewährt  dem  Inhaber  ein  alleiniges  Bohr-  und  Produk- 
tionsrecht, den  alleinigen  Handel  in  Erdöl,  Gas,  Asphalt  und  Ozokerit  (Erd- 
wachs), sowie  die  Berechtigung,  Kohrleitungen  zu  legen  und  Transportmittel 
für  die  Beförderung  des  erzeugten  Öles  zu  bauen.  Die  Konzession  schließt 
demnach  nicht  die  Verarbeitung  der  Rohstoffe  ein.  Der  Konzessionsinhaber 
hat  15%  vom  Reingewinn  an  die  persische  Regierung  abzuführen.  Das  ganze 
Gebiet  der  Konzession  umfaßt  etwa  1^/4  Mill.  qkm. 

D'Arcy  hatte,  bevor  die  Verhandlungen  mit  der  Burma  Oil  Company 
Ltd.  begannen,  seine  zahlreichen  Bohrungen  nur^ im  nördlichen  Teile  des 
Konzessionsgebietes  vorgenommen  und  den  Nachweis  erbracht,  daß  Erdöl 
in  größeren  Mengen  vorhanden  war.  Zur  Vornahme  weiterer  Versuche  auf 
breiterer  kaufmännischer  Grundlage  wurde  nun  im  Jahre  1906  gemeinsam 
durch  die  Burma  Oil  Company  Ltd.,  D'Arcy  und  Lord  Strathcona  (High 
Commissioner  von  Kanada)  das  Concession  Syndicate  Ltd. 
gebildet,  durch  welches  die  Burma  Oil  Company  Ltd.  ^^/xoo  Anteil  an  der 
D'Arcyschen  Konzession  erwarb.  In  dem  Vertrag  hatte  D'Arcy  für  sich  und 
seine  Interessenten  1^/20  Anteil  an  einer  etwa  zu  gründenden  Gesellschaft 
zur  ölgewinnung  und  -Verwertung  gesichert.  Nach  Aussage  des  Chairman 
der  Burma  Oil  Company  Ltd.  in  der  Generalversammlung  in  Glasgow  am 
7.  Mai  1909  kam  das  Board  der  schottischen  Gesellschaft  aber  zu  dem  Schluß, 
daß  es  vom  nationalen  Standpunkt  aus  wünschenswert  sei,  ein  neues  Unter- 
nehmen zu  gründen,  in  dem  die  Burma  Oil  Company  Ltd.  die  Führung 
haben  solle.  Man  beschloß  daher,  D'Arcys  Anteil  aufzukaufen.  Nach  län- 
geren Verhandlungen  einigte  man  sich  dahin,  daß  D'Arcy  170  000  Aktien 
(zu  1  £)  der  Burma  Oil  Company  Ltd.  erhielt,  wogegen  er  auf  seinen  Anteil 
an  der  persischen  Konzession  verzichtete.   Lord  Strathcona  wiederum  kaufte 

^  Als  Quelle  für  die  nachfolgenden  Aufzeichnungen  standen,  abgesehen  von 
persönlichen  Kenntnissen,  in  der  Hauptsache  die  Jahi-esberichte  der  Burma  Oil 
Company  Ltd.  und  der  Anglo  Persian  Oil  Company  Limited  zur  Verfügung. 
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von  der  Burma  Oil  Company  Ltd.  ^/go  der  von  D'Arcy  abgetretenen  Betei- 
ligung. Die  Bohrungen  wurden  unterdessen,  namentlich  im  Distrikt  Mu- 
sjid-i-Suleiman,  mit  gutem  Erfolge  fortgesetzt. 

Nachdem  die  Burma  Oil  Company  Ltd.  auf  diese  Weise  zusammen  mit 
Lord  Strathcona  Alleininhaber  der  Konzession  geworden  war,  gründete  sie 
1909  die  Anglo  Persian  Oil  Company  Ltd.,  welche  die  ge- 
samten Interessen  des  Concession  Syndicate  Ltd.  übernahm.  Nach  voll- 
zogener Gründung  sagte  Sir  Cargill,  der  Chairman  der  Burma  Oil  Company 
Ltd. :  „Mit  der  von  uns  verfolgten  Politik  haben  wir  der  Burma  Oil  Company 
Ltd.  nicht  nur  den  ausschlaggebenden  Anteil  an  einer  großen  ölkonzession 
verschafft,  sondern  wir  haben  auch  dem  britischen  Reich  einen 
Besitz  gesichert,  der,  wie  wir  hoffen,  einmal  von  großem  nationalen  Wert 
sein  wird;  wir  haben  verhindert,  daß  ein  solcher  Besitz  jemals  in  fremde 
Hände  fallen  kann."     Seine  Vermutung  hat  sich  als  richtig  erwiesen. 

Die    Finanzierung^. 

Bei  der  Gründung  betrug  das  Kapital  der  Anglo  Persian  Oil  Company 
Ltd.  2  Mill.  £,  und  es  bestand  je  zur  Hälfte  aus  6%igen  Vorzugsaktien  und 
Stammaktien.  Die  ersteren  nehmen,  sobald  die  gewöhnlichen  Aktien  6% 
Dividende  erhalten  haben,  bis  zu  8%  am  Gewinn  teil,  ein  weiterer  Gewinn 
fällt  den  Stammaktien  zu.  Auf  Vorzugsaktien  wurden  999  000  £  eingezahlt. 
Die  Stammaktien  wurden  voll  einbezahlt  und  befanden  sich  von  Anfang  an 
zum  weitaus  größten  Teil  in  den  Händen  der  Burma  Oil  Company  Ltd.; 
der  Rest  war  hauptsächlich  in  Lord  Strathconas  Besitz.  Außerdem  gab  die 
Gesellschaft  600  000  £  5%ige  Schuldverschreibungen  aus.  Die  Burma  Oil 
Company  hatte  bei  der  Gründung  der  Anglo  Persian  Oil  Company  Ltd. 
6%  Dividende  auf  die  Vorzugsaktien  für  5  Jahre  garantiert.  Durch  die 
Zahlung  dieser  Dividende  hatte  sich  bis  Anfang  1918  eine  Schuld  von  221  390. 
13.11  £  bei  der  Burma  Oil  Company  Ltd.  angesammelt.  Zur  Tilgung  dieser 
Summe  hatte  die  Anglo  Persian  Oil  Company  Ltd.  bereits  am  31.  März  1917 
einen  Reservefonds  geschaffen,  dem  50  000  £  aus  dem  Gewinn  des  Jahres 
1916/17  überwiesen  worden  waren.  Am  1.  Januar  1918  erfolgte  die  Tilgung 
der  gesamten  Schuld,  und  zwar  wurden  201  000  £  durch  neu  verausgabte 
5%ige  Schuldverschreibungen  und  der  Rest  in  Kasse  beglichen.  44  907.68  £ 
Zinsen,  die  sich  bis  zum  31.  Dezember  1917  angesammelt  hatten,  wurden 
ebenfalls  bezahlt^.  Der  Besitz  Lord  Strathconas,  der  bis  zu  seinem  1914 
erfolgten  Tode  Chairman  der  Gesellschaft  war,  an  Stammaktien  scheint 
der  Hauptsache  nach  von  der  Burma  Oil  Company  Ltd.  übernommen  zu 
sein. 

Im  Jahre  1914  beteiligte  sich  die  englische  Regierung  an  der  Anglo 
Persian  Oil  Company  Ltd.,  und  zwar  übernahm  sie  die  zur  Bestreitung  der 

^  Über  die  Gründung  und  die  finanziellen  Verhältnisse  der  Anglo  Persian 
Oil  Company  vergl.  auch  die  inzwischen  veröffentlichte  Arbeit  von  Dr.  Wal- 
ther Schweer,  Die  türkisch-persischen  Erdölvorkommen  (Abhandl.  des 
Hamb.  Kolonialinstituts    Bd.  XXXX),  Hamburg  1919,  S.  61—70. 

'■'  „The  Economi8t'\    London.    20.  Juii  1918. 


Wirtschaftliche  Untemehraungen  und  Technik  des  Geschäftslebens.      75* 

Kosten  für  die  Erweiterung  der  Anlagen  zur  Ausgabe  gelangenden  2  Mill.  £ 
Aktien  und  199  000  £  Schuldverschreibungen,  und  behielt  sich  außerdem 
das  Eecht  vor,  die  im  Jahre  1920  fällig  werdenden  600  000  £  Schuld- 
verschreibungen ebenfalls  zu  erwerben.  Das  Aktienkapital  war  dadurch 
von  2  auf  4  Mill.  £  und  um  die  600  000  £  Schuldverschreibungen  erhöht. 
Von  dem  Aktienkapital  sind  nur  999  000  Vorzugsaktien  auf  dem  offenen 
Markte,  und  auch  diese  befinden  sich  hauptsächlich  in  den  Händen  von 
Direktoren  der  Burma  Oil  Company  Ltd.  und  der  Anglo  Persian  Oil 
Company  Ltd. 

Am  Schluß  des  Geschäftsjahres  1914/15  waren  von  dem  Kapital 
2  750  000  £  eingezahlt.  Hierbei  war  die  Regierung  mit  1000  £  Vorzugs- 
und 750  000  £  Stammaktien  beteiligt;  in  den  beiden  folgenden  Jahren  zahlte 
sie  je  250  000  £  ein.  Der  Rest  von  750  000  £  Stammaktien  und  199  000  £ 
Obligationen  war  im  Jahre  1917/18  einzuzahlen. 

In  der  Generalversammlung  am  3.  Dezember  1917  ist  die  Erhöhung 
des  Aktienkapitals  auf  5  Mill.  £  durch  Ausgabe  einer  weiteren  Mill.  6%iger 
Vorzugsaktien  beschlossen  worden.  Die  neuen  Aktien  wurden  den  Aktio- 
nären der  Anglo  Persian  Oil  Company  Ltd.  und  der  Burma  Oil  Company 
Ltd.  zum  Kauf  angeboten,  nur  etwa  nicht  aufgenommene  Aktien  sollten 
an  den  Markt  kommen.  Da  durch  diese  Kapitalserhöhung  die  Regierung, 
die  bisher  2  001  000  Stimmen  von  4  Mill.  hatte,  die  Kontrolle  verloren  hätte, 
so  wurde  gleichzeitig  bestimmt,  daß  jede  Stammaktie  zwei,  die  Vorzugs- 
aktien aber  nur  eine  Stimme  haben  sollten.  Danach  verfügt  die  Regierung 
jetzt  über  4  001  000  von  insgesamt  8  Mill.  Stimmen. 

Die  erste  Dividende  auf  die  Stammaktien  hat  die  Anglo  Persian  Oil 
Company  Ltd.  als  Ergebnis  des  Geschäftsjahres  1915/16  zahlen  können; 
es  waren  6%.  Außerdem  erhielten  die  Vorzugsaktien  eine  Extradividende 
von  2%,  so  daß  ihr  Gesamtertrag  auf  8%  stieg.  Bis  zu  dem  Geschäftsjahre, 
das  am  31.  März  1914  endete,  hat  die  Anglo  Persian  Oil  Company  Ltd., 
da  erst  die  Anfänge  einer  Produktion  zu  verzeichnen  waren,  mit  Verlust 
gearbeitet.  Das  Jahr  1913/14  hatte  mit  26  711  £  Verlust  abgeschlossen; 
1914/15  ergab  den  ersten  Gewinn  von  90  431  £  (nach  Abzug  der  Absclirei- 
bungen),  der  aber  zur  Abtragung  des  vorgetragenen  Verlustes  und  zur  Zah- 
lung von  Dividenden  auf  die  Vorzugsaktien  benutzt  wurde^.  Das  Jahr 
1915/16  hatte  einen  Gewinn  von  171723.1.4  £  ergeben;  60  000  £  wurden 
hiervon  für  die  6%  Dividende  auf  die  Vorzugsaktien  verwandt,  und  der  Rest 
wurde  vorgetragen.  Das  Jahr  1916/17  hat  einen  Gewinn  von  415  827.5.10  £ 
ergeben.  Außer  den  übrigen  Dividenden  wurden  50  000  £  als  Reserven 
für  Vorzugsaktien  und  100  000  £  als  allgemeine  Reserven  zurückgestellt. 
Für  1917/18  stellte  der  Chairman  einen  Gewinn  von  etwa  1  Mill.  £  in  Aus- 
sicht. Das  eingezahlte  Kapital  behef  sich  auf  3  250  000  £,  außerdem  sind 
die  Schuldverschreibungen  durch  Neuausgabe  von  1  400  000  £  auf  2  Mill.  £ 
gebracht  worden.  Das  Kapital  der  Anglo  Persian  Oil  Company  Ltd.  setzte 
sich  somit  Ende  1917  wie  folgt  zusammen: 


1  „The  Statist."    London.     11.  Dezember  1916. 
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Das    Aktienkapital    der    Anglo    Persian    Oil    Co    Ltd.    und 
seine    Verteilung    Ende    1917. 

Stammaktien  im  Besitz  der  englischen  Regierung 2  000  000  £ 

6%  Vorzugsaktien  im  Besitz  der  englischen  Regierung i  000  „ 

5%  Schuldverschreibungen  im  Besitz  der  englischen  Regierimg    .    .         199  000  „ 
Stammaktien  fast  ausschließlich  im  Besitz  der  Burma  Oil  Co.  Ltd.     i  000  000  „ 

6%  Vorzugsaktien 999  000  ,, 

6%  „  neue  Ausgabe i  000  000  ,, 

5%  Schuldverschreibungen i  801  000  ,, 

7  000  000  £ 
von  denen  demnach  3  000  000  £  Stammaktien, 

2  000  000  „  Vorzugsaktien  und 

2  000  000  „  Schuldverschreibungen  sind. 

Die  Beteiligung  der  Regierung, 
Im  Jahre  1913  wurde  durch  die  Admiralität  die  Aufmerksamkeit  der 
englischen  Regierung  auf  die  große  Bedeutung  des  Erdöls  für  Heizzwecke 
der  Kriegs-  und  Handelsmarine  gelenkt.  Churchill  bezeichnete  es  als  un- 
bedingt notwendig,  große  ölreserven  für  den  Kriegsfall  anzulegen,  und  mit 
Petroleumgesellschaften  in  den  verschiedenen  Teilen  des  Erdballs  Lieferungs- 
verträge abzuschließen,  um  nicht  auf  einzelne^  Handelsrouten  und  Erzeu- 
gungsgebiete bei  der  Versorgung  angewiesen  zu  sein.  Außerdem  müsse  Eng- 
land über  einen  Teil  der  ölproduktion  die  Kontrolle  erlangen,  um  von 
fremden  oder  internationalen  Unternehmen  unabhängig  zu  werden,  sowie 
einen  gewissen  Einfluß  auf  die  Preisbildung  zu  gewinnen.  Mit  der  Ausfüh- 
rung dieser  Forderung  wurde  der  Anfang  bei  der  Anglo  Persian  Oil  Com- 
pany Ltd.  gemacht.  Auf  Veranlassung  von  Lord  Fisher  besuchte  jm  Winter 
1913/14  ein  Studienausschuß  unter  dem  Vizeadmiral,^  Sir  Edmond  Slade 
die  südpersischen  ölfelder.  Das  Ergebnis  der  Reise  war,  daß  am  20,  Mai 
1914  ein  Vertrag  zwischender  englischen  Regierung 
und  der  Anglo  Persian  Oil  Company  zustande  kam.  Die 
Gesellschaft  verpfhchtete  sich,  stets  eine  unabhängige  britische  Gesellschaft 
zu  sein  und  zu  bleiben.  Gleichzeitig  verschaffte  sich  die  Regierung  die  Kon- 
trolle über  sie,  indem  sie  sich  finanziell  beteiligte.  Sie  übt  zusammen  mit 
der  Burma  Oil  Company  Ltd.  die  alleinige  Kontrolle  über  die  Anglo  Persian 
Oil  Company  Ltd.  aus,  hat  aber  durch  den  Besitz  des  größeren  Teiles  der 
Stammaktien  die  ausschlaggebende  Stimme. 

Zur  Wahrung  der  Interessen  der  Regierung  sind  dem  Abkommen  ge- 
mäß in  die  Boards  der  Anglo  Persian  Oil  Company  Ltd.  und  ihrer  noch  zu 
erwähnenden  Konzessions- Gesellschaften  zwei  ex-officio  Direktoren,  die 
keine  Aktien  zu  besitzen  brauchen,  als  Vertreter  des  Schatzamtes  und  der 
Admiralität  aufgenommen  worden,  die  ein  Vetorecht  gegen  alle  Maßnahmen 
der  Gesellschaften  besitzen.  Diese. können  aber  gegen  einen  etwaigen  Ein- 
spruch bei  der  Regierung  Protest  einlegen.  Die  ersten  Regierungsvertreter 
waren  Lord  Inchcape  und  Vizeadmiral  Slade.  Der  Treasury  hat  das  Recht, 
die  Bücher  der  Gesellschaften  jederzeit  einer  Revision  unterziehen  zu  lassend 

1  „Fmancial  Times.'      London.    28.  Juli  1916. 
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Gleichzeitig  mit  dem  Vertrage  über  die  Beteiligung  der  Regierung  wurde 
mit  der  Admiralität  ein  Abkommen  geschlossen,  nach  dem  sie  für  die  Dauer 
von  30  Jahren  der  Anglo  Persian  Oil  Company  Ltd.  bestimmte  Mengen 
Heizöl,  gemäß  dem  jährlich  dafür  ausgesetzten  Etat,  abnimmt.  Die  Einzel- 
heiten der  Li  eferungs vertrage  werden  geheimgehalten. 

Im  englischen  Parlament  ist  viel  für  und  wider  die  Beteiligung  des 
Reiches  an  einem  privaten  Unternehmen  geredet  worden,  die  große  Mehr- 
heit war  aber  für  den  Plan.  Führende  Zeitungen  und  Zeitschriften,  darunter 
,, Times",  ,,Economist"  und  „Manchester  Guardian"  erhoben  Einspruch, 
da  die  Anlagen  sich  auf  fremdem  Gebiete  befinden,  das  sich  noch  dazu  in 
einem  ununterbrochenen  Zustand  der  Anarchie  befindet.  Aui3erdem  hat 
die  englisch-indische  Heeresleitung  zu  verschiedenen  Malen  ausdrücklich  er- 
klärt, daß  sie  nicht  imstande  sei,  diese  Gebiete  zu  schützen.  Da  das  öl  in 
einer  mehrere  hundert  Kilometer  langen  Rohrleitung,  die  durch  von  halb- 
wilden Stämmen  bewohnte  Gegenden  führt,  an  die  Küste  gepumpt  werden 
muß,  so  ist  ein  sicherer  Schutz  natürUch  sehr  schwierig.  Trotzdem  setzte 
die  Regierung  aber  ihr  Vorhaben  ohne  Schwierigkeit  durch  —  im  Unterhause 
wurde  der  Antrag  auf  BewiUigung  von  2  200  000  £  mit  254  gegen  18  Stimmen 
angenommen  — ,  und  eingeweihte  Parlamentsmitgheder  bezeichneten  schon 
damals  die  Anglo  Persian  Oil  Company  Ltd.  als  ein  sehr  aussichtsreiches 
Unternehmen,  das  für  die  Beschaffung  von  öl  für  die  Marine  im  Falle  eines 
Krieges  von  der  allergrößten  Bedeutung  sein  würde.  Heute  wird  die  Anglo 
Persian  Oil  Company  in  England  als  eine  Art  nationales  Besitztum  ange- 
sehen, und  verschiedenthch  ist  der  Erwerb  ihrer  Aktien  durch  die  Regierung 
mit  dem  Kauf  der  Suez-Kanal-Aktien  durch  IsraeU,  der  England  die  Kon- 
trolle über  den  Suezkanal  verschaffte,  verghchen  und  sogar  als  noch  be- 
deutungsvoller hingestellt  worden. 

Die    ölfelder    und    Werke    der    Gesellschaft. 

Die  im  Besitze  der  Anglo  Persian  Oil  Company  Ltd.  befindlichen  öl- 
felder gehören  zu  den  ausgedehntesten  der  überhaupt  bekannten  öllager. 
Sie  erstrecken  sich  von  der  Provinz  Mosal  über  Shuster  bis  nach  Bender 
Abbas.  Die  wichtigsten  Felder  sind  darin  die  von  Gayara,  Kerkuk  und 
Mendeh  in  Nordmesopotamien,  von  Kasr-i-Shirin  nordösthch  von  Bagdad 
hart  an  der  mesopotamischen  Grenze  und  von  Maidan-i-Naphtun  am  Karun- 
fluß  zwischen  Ahwaz  und  Shuster  in  Südpersien.  Sie  hegen  größtenteils 
in  der  sogenannten  neutralen  Zone  und  näher  der  russischen  als  der  eng- 
lischen Interessensphäre.  Maidan-i-Naphtun  ist  nach  Angaben  enghscher 
Geologen  das  reichste  ölgebiet  in  ganz  Persien.  Es  ist  sehr  günstig  gelegen, 
da  es  nahe  dem  auf  seinem  Unterlaufe  schiffbaren  Flusse  Karun  hegt,  der 
bei  dem  aufblühenden  Hafen  von  Mohammerah  in  den  Schatt-el-Arab  mün- 
det. Von  Mohammerah  hegt  es  etwa  230  km  weit  entfernt.  Es  bildet  heute 
den  Mittelpunkt  der  Bohrtätigkeit  der  Anglo  Persian  Oil  Company  Ltd. 

Bei  Maidan-i-Naphtun  befinden  sich  bereits  große  Anlagen,  Tanks, 
offene  Reservoirs  und  Wohngelegenheiten  für  das  zahlreiche  Personal  usw. 
Dieses  besteht  aus  enghschen  Leitern  und  gelernten  indischen  Arbeitern, 
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die  von  der  Burma  Oil  Company  Ltd.  in  Burma  ausgebildet  sind.  Das  un- 
gelernte Arbeiterpersonal  setzt  sich  fast  ausschließlich  aus  Persern  zusammen. 
Die  Raffinerien  befinden  sich  auf  der  für  99  Jahre  gepachteten  Insel  Abadan, 
die  in  der  Mündung  des  Schatt-el-Arab  liegt,  und  die  durcb  diesen  und  einen 
östlich  mündenden  Arm  gebildet  wird.  Das  öl  wird  von  den  Bohrstätten 
in  Rohrleitungen  dorthin  gepumpt.  Die  erste  Rohrleitung,  die  im  August 
1914  fertiggestellt  worden  war,  hatte  einen  Durchmesser  von  6  Zoll  bzw. 
8  Zoll  und  war  235  km  lang.  Die  neueste  im  Januar  1917  vollendete  Leitung 
mißt  10  Zoll.  Nach  Fertigstellung  der  letzten  Pumpstationen  sollen  die 
Rohrleitungen  jährlich  3  Mill.  Tonnen  Rohöl  nach  den  Werken  auf  Abadan 
befördern  können.  Die  Arbeiten  erfuhren  im  Februar  1915  eine  Unter- 
brechung von  4^  Monaten  durch  die  Zerstörung  der  Rohrleitungen  durch 
Eingeborenenstämme.  Da  ein  Abtransport  und  Lagern  des  trotz  aller  Ein- 
schränkungsmaßnahmen ausfließenden  Erdöles  nicht  möglich  war,  so  mußten 
große  Mengen  öl,  angeblich  144  000  Tonnen,  verbrannt  werden.  Nach  dem 
Abkommen  mit  der  persischen  Regierung  ist  diese  für  den  Schaden  verant- 
worthch,  und  die  Anglo  Persian  Oil  Company  Ltd.  hat  sie  auch  zur  Zahlung 
des  Verlustes,  den  sie  auf  402  887 .3.1  £  berechnet,  aufgefordert.  Einen 
weiteren  Schadenersatzanspruch  ihrer  beiden  Produktionsgesellschaften  von 
211  602  £  gegen  die  persische  Regierung  begründet  die  Gesellschaft  mit  der 
durch  politische  Unruhen  hervorgerufenen  Verzögerung  in  der  Fertigstellung 
der  neuen  Rohrleitungen,  Zerstörungen  an  Eigentum,  Requisitionen  usw. 
Die  der  persischen  Regierung  vorgelegte  Rechnung  auf  Schadenersatz  be- 
läuft sich  demnach  auf  614  489.3.1  £.  Die  Gesellschaft  hat  sich  an  die  eng- 
hsche  Regierung  um  Unterstützung  bei  der  Geltendmachung  dieser  Forde- 
rung gewandt.  Im  Juli  1917  zerstörte  ein  ernstüches  Schadenfeuer  die  Pump- 
station in  Tembi,  wodurch  die  Benutzung  der  kleineren  Rohrleitung  zeit- 
weihg  unmöghch  gemacht  wurde.  Die  unversehrt  gebhebene  größere  Leitung 
vermochte  jedoch  allein  die  Werke  in  Abadan  in  ihrer  vollen  Leistungsfähig- 
keit zu  versorgen. 

Die  Raffinerien  auf  der  Insel  Abadan,  deren  erste  Einrichtungen  1913, 
und  deren  Erweiterungen  im  August  1916  in  Betrieb  genommen  wurden, 
werden  durch  abermaUge  Vergrößerungen,  die  Mitte  1918  fertiggestellt  sein 
sollten,  auf  die  doppelte  Leistungsfähigkeit  gebracht.  Nach  Inbetriebsetzung 
der  Neuanlagen  sollen  sie  allein  600  000 — 700  000  Tonnen  Benzin  herstellen 
können  gegenüber  einer  Leistungsfähigkeit  von  150  000  Tonnen  im  Jahre 
1916/17.  Zum  Vergleich  sei  erwähnt,  daß  sich  vor  dem  Kriege  der  Umsatz 
an  Benzin  auf  den  britischen  Inseln  auf  insgesamt  nur  etwa  400  000  Tonnen, 
der  Verbrauch  in  Europa  etwa  auf  1  Mill.  Tonnen  belief.  Für  die  Zeit  nach 
dem  Kriege  wird  der  Verbrauch  an  Benzin  aber  auf  ein  Mehrfaches  geschätzt; 
ihm  zu  begegnen,  ist  die  Anglo  Persian  Oil  Company  Ltd.  gerüstet.  Außer 
Benzin  und  Petroleum  werden  in  den  Werken  auf  Abadan  Paraffin,  Schmieröl, 
Kerzen  und  verschiedene  andere  öle  hergestellt.  Weitere  Neuanlagen  werden 
augenblicklich  für  Kriegszwecke  gebaut,  doch  sollen  solche  später  ohne 
Schwierigkeiten  auch  auf  Friedensarbeit  eingestellt  werden  können.  Die 
Kosten  dieser  Bauten  werden  aus  der  im  Dezember   1917   ausgegebenen 
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Mill.  £  Vorzugsaktien  bestritten.  Abadan  ist  für  Seedampfer  mit  17  Fuß 
Tiefgang  zugängig. 

Die  sämtlichen  Anlagen  der  Anglo  Persian  Oil  Company  Ltd.  zeichnen 
sich,  ebenso  wie  die  der  Burma  Oil  Company  Ltd.  in  Burma,  durch  große 
Zweckmäßigkeit  und  Großzügigkeit  aus.  Die  zum  Aufbewahren  von  Erdöl, 
Petroleum,  Benzin  usw.  benutzten  Tanks  liegen  voneinander  sowie  von  den 
Fabrikanlagen  räumlich  getrennt  und  sind  nur  durch  unterirdische  Rohr- 
leitungen mit  ihnen  verbunden,  so  daß  Schadenfeuer  nach  menschüchem 
Ermessen  stets  nur  eine  einzige  Anlage  zerstören  können.  Für  die  Zeit  nach 
dem  Kriege  sind,  wie  der  Chairman  in  der  Generalversammlung  am  3.  De- 
zember 1917  anführte,  noch  weitere  große  Neuanlagen  vorgesehen,  welche 
die  gesamte  gewaltige  Produktion  an  öl  verarbeiten  können,  und  die  das 
Unternehmen  zu  einem  der  größten  der  Welt  und  sicherlich  dem  bedeu- 
tendsten enghschen  dieser  Art  machen  sollen. 

Im  Oktober  1917  pachtete  die  Anglo  Persian  Oil  Company  Ltd.  auf 
99  Jahre  in  Swansee  in  England  Kaianlagen  in  der  Größe  von  4444  Quadrat- 
Yards.  Diese  sollen  zum  Entladen  von  Rohöl  und  zum  Verladen  des  daraus 
gewonnenen  Petroleums,  Benzins  usw.  dienen.  Die  zurVerarbeitung  erforder- 
lichen Raffinerien  und  Tankanlagen  sollen  auf  einem  Grundstück  errichtet 
werden,  das  etwa  1,8  km  von  den  Hafenanlagen  entfernt  liegt.  Das  Rohöl 
sowohl  wie  das  gewonnene  Petroleum  sollen  durch  unterirdische  Rohr- 
leitungen von  und  nach  den  Verladestellen  gepumpt  werden^. 

Der    Ertrag    und    die    Qualität    des    Öles. 

Von  welch  außerordentlicher  Ausgiebigkeit  einige  der  persischen  öl- 
felder  sind,  geht  aus  den  Ausführungen  des  Chairmans  Greenway  in  der 
Generalversammlung  gelegentüch  des  Abschlusses  der  Jahre  1915/16  und 
1916/17  hervor.  Ein  Bohrturm,  Nr.  F  7,  lieferte  täglich  etwa  10  000  Faß 
oder  1600  Tonnen  öl  bei  einem  zur  Verlangsamung  des  Ausflusses  ausge- 
übten Druck  von  220  englischen  Pfund  pro  Quadratzoll,  oder  etwa  15^-2 
Atmosphären  auf  1  qcm.  Man  schätzt,  daß,  wenn  dem  Ausfluß  freier  Raum 
gelassen  würde,  die  Produktion  sich  auf  25  000  Faß  oder  4000  Tonnen  täg- 
hch  belaufen  würde.  Die  Quelle,  die  seit  1912  in  Betrieb  ist,  hatte  bis  Ende 
1917  bereits  1  750  000  Tonnen  öl  geliefert  und  zeigt  auch  jetzt  noch  kein 
Nachlassen,  selbst  der  Druck  ist  noch  nicht  verringert  worden.  Der  Chair- 
man führte  aus,  daß  dies  durchaus  keine  Seltenheit  sei,  daß  im  Gegenteil 
eine  große  Anzahl  Bohrlöcher  gleiche  Ergebnisse  zeigen,  und  weitere  Boh- 
rungen mit  Bestimmtheit  vermuten  lassen,  daß  auch  in  Zukunft  auf  lange 
Zeit  hinaus  kein  Nachlassen  des  Ausflusses  zu  erwarten  ist.  Die  persischen 
ölfelder  würden  eines  Tages  den  amerikanischen  an  Ausbeute  nicht  nach- 
stehen, ihre  Ausgiebigkeit  sei  tatsächlich  unbegrenzt.  Grenzen  werden  nur 
durch  die  Absatzmöglichkeit  und  die  Leistungsfähigkeit  der  Raffinerien 
gezogen.  Vergleichsweise  stellte  Greenway  ein  einziges  südpersisches  ölfeld 
den  bedeutendsten  in  Europa  gegenüber  und  sagte,  daß  der  Ertrag  der  ge« 

^    „Financiail  Times."    London.     13.  Oktober  1917. 
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samten  rumänischen  und  galizischen  Felder  zusammen  vor  dem  Kriege 
hinter  einem  einzigen  der  Anglo  Persian  Oil  Company  Ltd.  weit  zurück- 
bleibe, obgleich  diese  noch  lange  nicht  voll  ausgenutzt  werden.  Dabei  seien 
auf  den  europäischen  Feldern  etwa  2000  Bohrlöcher  erforderlich  gewesen, 
und  das  dabei  angelegte  Kapital  betrage  etwa  40  Mill.  £.  Der  Vorsitzende 
erwähnte  weitere  aussichtsreiche  Felder,  die  in  der  letzten  Zeit  festgestellt 
worden  seien,  darunter  eines,  das  über  200  km  näher  dem  persischen  Golf, 
in  der  Nähe  eines  für  Seeschiffe  benutzbaren  Hafens  liegt,  und  das  den  besten 
bekannten  Feldern  an  Ergiebigkeit  gleichzukommen  verspreche.  Gemeint 
sind  hiermit  vermutlich  die  Felder  auf  Kishm  am  Eingang  des  persischen 
Golfes  an  der  Straße  von  Hormus.  Greenway  führte  aus,  daß  allein  aus  den 
bis  jetzt  gebohrten  Quellen  auf  dem  hauptsächlich  ausgebauten  Feld  Mai- 
dan-i-Naphtun  jährlich  4  Mill.  Tonnen  Rohöl  gewonnen  werden  könnten, 
daß  aber  die  meisten  Bohrlöcher  künstlich  geschlossen  bzw.  deren  Ausfluß 
vermindert  werden  müßte,  da  es  an  Raffinerien  und  Transportmöglich- 
keiten mangelte. 

Die  Qualität  des  persischen  Öles  übertrifft  die  der  Durchschnittsware 
Amerikas  erheblich.  Es  enthält  einen  hohen  Prozentsatz  an  Benzin  —  bei 
einigen  Quellen  beträgt  derselbe  73%  —  und  Petroleum  bester  Qualität, 
ausgezeichnete  Schmieröle,  einen  hohen  Prozentsatz  erstklassigen  Paraffins, 
und  liefert  für  ölfeuerungen  ein  hervorragendes  Heizmaterial  von  außer- 
gewöhnlich hohem  Heizwert.  Da  die  Bohrlöcher  selbsttätig  ausfließen, 
sind  die  Gewinnungskosten  äußerst  niedrig  und  wiegen  die  bei  den  persi- 
schen ölfeldern  verhältnismäßig  große  Entfernung  von  den  Hauptver- 
brauchsländern reichlich,  auf. 

Der    Absatz    der    Erzeugnisse. 

Für  den  Absatz  ihrer  Erzeugnisse,  namentlich  für  Heizöl,  hat  die  Anglo 
Persian  Oil  Company  Ltd.  große  Kontrakte  laufen,  die  sich  nach  Angabe 
des  Chairman  in  der  Generalversammlung  im  Dezember  1917  auf  12 — 15 
Mill.  Tonnen  beliefen,  und  welche  die  Gesellschaft  für  Jahre  hinaus  von 
jeder  Konkurrenz  unabhängig  machen.  Wie  schon  erwähnt,  hat  sich  die 
englische  Regierung  verpflichtet,  für  die  nächsten  Jahre  der  Anglo  Persian 
Oil  Company  Ltd.  jährlich  einen  großen  Teil  ihres  Bedarfs  an  Heizöl  für 
die  Flotte  abzunehmen.  Wie  groß  diese  Mengen  sein  müssen,  geht  schon 
daraus  hervor,  daß  die  englische  Marine  bereits  1914:  280  000  Tonnen  Heizöl 
von  der  Anglo  Persian  Oil  Company  Ltd.  bezog,  und  seitdem  ist  die  Zahl 
der  Schiffe  für  ölfeuerung  noch  sehr  stark  angewachsen.  Auch  nimmt  die 
Zahl  der  Schiffe  der  englischen  Handelsflotte,  die  mit  öl  geheizt  werden, 
beständig  zu.  Ein  weiterer  wichtiger  Faktor  ist  die  zum  Teil  bereits  durch- 
geführte Einstellung  der  Lokomotiven  der  Eisenbahnen  im  westlichen  Indien 
auf  ölfeuerung.  Der  Übergang  ist  beschlossen  worden,  nachdem  die  indische 
Regierung  im  Dezember  1916  eingehende  Versuche  ausgeführt  hatte,  die 
gezeigt  haben,  daß  ölfeuerung  den  Kohlen  gegenüber  den  doppelten  Heiz- 
wert hat.  Außerdem  kommt  in  Betracht,  daß  ein  Kohlendampfer  zur  Fahrt 
von  dem  für  die  Kohlenbeschaffung  in  Frage  kommenden  Kalkutta  nach 
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einem  Hafen  der  Westküste  Indiens  und  zurück  etwa  30  Tage  benötigt, 
während  ein  Öltankdampfer  von  Persien  aus  in  15  Tagen  die  doppelte  Reise 
machen  kann.  Dies  bedeutet  eine  Ersparnis  von  %  der  Tonnage,  was  für 
die  nächste  Zeit  von  großer  Bedeutung  sein  dürfte,  ölfeuerung  soll  deshalb 
für  die  Bahnen  im  Westen  und  Nordwesten  Indiens  vorteilhafter  sein  als 
der  Gebrauch  von  Kohlen,  Es  sind  bei  der  Northwestern  Railway  auch, 
bereits  250  Lokomotiven  für  ölfeuerung  eingerichtet,  und  sie  soll  auch  für 
die  Bahnen  in  Mesopotamien  eingeführt  werden. 

Für  die  Erdölprodukte,  wie  Benzin  usw,,  wird  ebenfalls  ein  guter  Markt 
für  die  Zeit  nach  dem  Kriege  erwartet.  Auch  hier  befindet  sich  die  Anglo 
Persian  Oil  Company  Ltd.  in  einer  sehr  vorteilhaften  Lage,  da,  wenigstens 
nach  ihren  Angaben,  die  Erzeugung  infolge  der  großen  Ausgiebigkeit  der 
Quellen,  die  selbsttätig  ausfließen,  ihr  billiger  zu  stehen  kommt  als  den 
meisten  Konkurrenzunternehmen. 

Ab  gezweigte  [Unternehmungen    und  Beteiligungen. 

*  Zum  Konzern  der  Anglo  Persian  Oil  Company  gehören  ölproduktions- 
unternehmungen,  Reedereien  und  Vertriebsgesellschaften,  Mit  fremden 
Unternehmungen  der  gleichen  Art  ist  die  Burma  Oil  Company  durch  finan- 
ziellen Anteil  und  Abkommen  verknüpft.  Auch  die  englische  Regierung 
hat  sich  Beteiligungen  an  ihnen  gesichert. 

Schon  ehe  die  Burma  Oil  Company  sich  für  Persien  interessierte,  hatte 
eine  Gründung  D'Arcys,  die  First  Exploitation  Company  Ltd.  oder  D'Arcy 
Exploitation  Company  Ltd,  bestanden,  die  bei  Kasr-i-Shirin  mit  mäßigem 
Erfolg  Bohrungen  vorgenommen  hatte.  Bei  Gründung  der  Anglo  Persian 
Oil  Company  Ltd.  wurde  der  Anteil  dieser  Gesellschaft  auf  die  Felder  von 
Maidan-i-Naphtun  beschränkt.  Gleichzeitig  wurde  das  Interesse  der  Scheichs 
der  Bachtiaren,  in  deren  Gebiet  die  Konzession  lag,  und  des  Scheichs  von 
Mohammerah  durch  dessen  Gebiet  die  Rohrleitung  läuft,  und  dem  auch 
Abadan  gehört,  dadurch  gewonnen,  daß  ihnen  3%  der  Aktien  aller  in  ihrem 
Gebiet  gegründeten  Gesellschaften  für  ölgewinnung  zugesichert  wurden. 
Um  die  Durchführung  dieses  Abkommens  zu  vereinfachen,  gründete  die 
Anglo  Persian  Oil  Company  Ltd,  eine  weitere  Tochtergesellschaft,  die 
Bachtiari  Oil  Company  Ltd.,  mit  400 000  £  Kapital,  welche 
die  verbleibenden  ölfelder  im  Bachtiarengebiet  erschließen  soll.  Von  diesen 
beiden  Gesellschaften  besitzen  die  genannten  Scheichs  somit  3%  der  Aktien, 
während  der  Rest  in  den  Händen  der  Anglo  Persian  Oil  Company  Ltd,  ist. 
Diese  besaß  am  31.  März  1916  von  der  Exploitation  Ltd.  477  680  der  544  000 
ausgegebenen  Aktien  (zu  je  1  £),  von  der  Bachtiari  Oil  Company  582  000 
Aktien  von  insgesamt  600  000  (ebenfalls  zu  je  1  £),  Durch  diese  beiden 
Konzerne  wird  das  eigentliche  Bohren  nach  öl  ausgeführt;  sie  verkaufen 
das  gewonnene  Rohöl  an  die  Ai  glo  Persian  Cil  Company  Ltd.,  die  allein  die 
Verarbeitung  und  den  Vertrieb  les-irgt.  Der  Zweck  dieser  Einrichtung  ist, 
daß  die  Anglo  Persian  Oil  Company  Ltd.  dadurch  verhütet,  daß  die  Gewinne 
der  mitbeteiligten  Scheichs  und  der  persischen  Regierung  zu  groß  werden, 
was  sie  durch  die  Festsetzung  des  Verkaufspreises  für  das  Bohrerzeugnis 
Weltwirtschaftliches  Archiv  Bd.  XV.  VI 
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ja  leicht  erreichen  kann.  Wie  bereits  erwähnt,  erhält  die  persische  Regierung 
ihre  16%  vom  Reingewinn  ebenfalls  nur  von  den  Gesellschaften,  welche 
die  Konzession  ausüben,  nicht  aber  von  der  Anglo  Persian  Oil  Company 
Ltd.,  welche  die  Verarbeitung  besorgt.  Die  bereits  erwähnten  Scheichs  sind 
durch  die  Gewährung  einer  Summe  von  zusammen  3000  £  pro  Jahr  dafür 
gewonnen  worden,  den  Schutz  der  Anlagen  und  der  Rohrleitung  der  Anglo 
Persian  Oil  Company  zu  übernehmen. 

Die  Anglo  Persian  Oil  Company  Ltd.  unterhält  unter  dem  Namen 
British  Tanker  Company  Ltd.,  deren  Aktien  sämtlich  in 
ihrem  Besitz  sind,  eine  eigene  Flotte  von  Tankdampfern.  Durch  Kauf 
der  Aktien  der  Petroleum  Steamship  Company  Ltd.,  die  Eigentum  der 
Europäischen  Petroleumgesellschaft  war,  von  dem  Verwalter  feindlichen 
Eigentums  (Public  Trustee)  in  London,  erwarb  sie  neue  Tankdampfer,  so 
daß  die  Flotte  der  Anglo  Persian  Oil  Company  Ltd.  Ende  1917:  22  Schiffe 
mit  einer  Tragfähigkeit  von  130  915  Tonnen  betrug.  Des  weiteren  verfügte 
sie  durch  Charter  über  9  Tankdampfer  von  74  500  Tonnen  Tragfähigkeit, 
so  daß  ihr  31  Seedampfer  für  205  415  Tonnen  öl  zur  Verfügung  stehen. 
Diese  Flotte  genügt  den  Anforderungen  aber  noch  nicht  annähernd,  und 
die  Anglo  Persian  Oil  Company  Ltd.  ist  deshalb  bestrebt,  sie  durch  Kauf 
und  Neubau  zu  vermehren.  Im  Jahre  1916  wurde  auch  der  erhebliche  Be- 
stand der  Anglo  Persian  Oil  Company  Ltd.  an  Flußfahrzeugen  auf  die  British 
Tanker  Company  Ltd.  übertragen,  die  bei  der  Versorgung  der  englischen  Armee 
in  Mesopotamien  mit  Flußschiffen  im  Kriege  einen  großen  Anteil  gehabt  hat. 

Im  Juni  1917  erwarb  die  Anglo  Persian  Oil  Company  Ltd.  von  dem  Ver- 
walter f eindhchen  Eigentums  (Public  Trustee)  die  Aktien  der  B  r  i  t  i  s  h  P  e  - 
troleum  Company  Ltd.  und  der  Homelight  Oil  Company  Ltd. 
Die  Gesellschaften  waren  deutsche  gewesen,  ihre  Aktien  hatten  sich  in  dem  Be- 
sitz der  Europäischen  Petroleumunion  befunden ;  angeblich  waren  es  einschließ- 
lich der  bereits  erwähnten  Petroleum  Steamship  Company  Ltd.  1  057  000  £. 
Die  British  Petroleum  Company  Ltd.  und  die  Homelight  Oil  Company  Ltd. 
hatten  sich  mit  dem  Vertrieb  von  Petroleum,  Benzin  usw.  befaßt.  Sie  be- 
sitzen eine  ausgezeichnete  Organisation  in  Europa  und  werden  der  Anglo 
Persian  Oil  Company  Ltd.  nach  dem  Kriege,  wenn  der  Verkauf  aller  Erdöl- 
erzeugnisse wieder  freigegeben  und  die  bisher  laufenden  Kontrakte  der  Anglo 
Persian  Oil  Company  Ltd.  für  den  Verkauf  ihrer  Erzeugnisse  abgelaufen 
sein  werden,  von  großem  Nutzen  zur  Hebung  ihres  Absatzes  sein,  und  ihr 
vor  allem  bessere  Verkaufspreise  sichern  als  bisher.  Durch  den  Übergang 
der  deutschen  Aktien  in  ihren  Besitz  erwarb  die  Anglo  Persian  Oil  Company 
Ltd.  allein  in  England,  außer  den  bereits  erwähnten  Dampfern,  15  große 
Entladevorrichtungen  für  öl  in  Verbindung  mit  Tanks,  die  eine  Aufnahme- 
fähigkeit von  185  000  Tonnen  haben,  520  kleine  öldepots  im  Inlande,  535 
Eisenbahntankwagen,  über  1100  Motorfahrzeuge  und  außerdem  zahlreiche 
Grundstücke,  Häuser  usw.  in  den  verschiedensten  Teilen  des  Landes^. 

Im  Juli  1918  interessierte  sich  die  Anglo  Persian  Oil  Company  Ltd. 


^  „Financial  Times."     London.     19.  Juni  1917. 
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für  die  Ölvorkommen  auf  Borneo  und  traf  durch  eine  ihrer  Produktions- 
gesellschaften, die  bereits  erwähnte  D'Arcy  Exploitation  Company  Ltd., 
mit  dem  British  Borneo  Petroleum  Syhdicate  ein  Ab- 
kommen, nach  dem  die  D'Arcy  Exploitation  Company  Ltd.  die  Ölvor- 
kommen auf  Borneo  untersucht,  worauf  dann  eine  rationelle  Ausbeutung 
stattfinden  soll.  Das  Abkommen  läuft  bis  zum  3L  Dezember  1921.  Die 
Exploitation  Company  hat  alle  Kosten  der  Versuche  zu  tragen.  Während 
der  Gültigkeitsdauer  des  Kontraktes  hat  sie  jederzeit  das  Recht,  die  Kon- 
zession der  Borneo  Oil  aufzukaufen,  und  zwar  durch  eine  für  die  Aus- 
beutung von  ihr  zu  gründende  besondere  Gesellschaft,  die  Brunei  Petro- 
leum Company  Ltd.,  welche  die  Bearbeitung  der  Felder  zu  übernehmen 
hat.  Als  Kaufpreis  soll  das  British  Borneo  Petroleum  Syndicate  ein  Drittel 
des  Aktienkapitals  der  Brunei,  das  750  000  £  betragen  soll,  also  250  000  £, 
in  Aktien  erhalten.  Auf  diese  Weise  hat  sich  die  Anglo  Persian  Oil  Com- 
pany Ltd.  auch  die  ölfelder  auf  Borneo  gesichert^. 

Ein  ähnUches  Abkommen  wie  mit  dem  British  Borneo  Petroleum  Syndi- 
cate ist  mit  der  Societe  Frangaise  de  Petrol  geschlossen 
worden^.  Diese  hat  der  D'Arcy  Exploitation  Company  Ltd.  das  Recht 
gewährt,  innerhalb  4^  Jahren  durch  Kauf  die  gesamten  von  ihr  gehaltenen 
Konzessionen  an  der  Goldküste  zu  erwerben.  Während  der  ersten  21/2 
Jahre  soll  die  D'Arcy  Company  auf  ihre  Kosten  durch  Geologen  das  Land 
auf  Ölvorkommen  erforschen  lassen,  während  sie  verpflichtet  ist,  in  den 
letzten  zwei  Jahren  zum  mindesten  25  000  £  für  praktische  Bohrungen 
aufzuwenden.  Bei  zufriedenstellenden  Ergebnissen  soll  dann  eine  engUsche 
Gesellschaft  gegründet  werden,  welche  die  Konzession  käuflich  erwirbt 
und  die  Verwertung  der  ölfelder  besorgt. 

Nach  Zeitungsberichten  hat  die  Anglo  Persian  Oil  Company  Ltd.  auch 
in  Australien  Schritte  unternommen,  um  sich  vermutliche  ölfelder  zu  sichern, 
und  sie  hat  sich  bereit  erklärt,  sobald  ein  abbauwürdiges  Ölvorkommen 
nachgewiesen  ist,  die  Gewinnung  zu  übernehmen,  und  Raffinerien  in  Austra- 
lien zu  errichten'. 

Durch  ihre  enge  Verbindung  mit  der  Burma  Oil  Company  Ltd.  gehört 
der  bei  weitem  größere  Teil  der  bekannten  ölfelder  in  Indien  bereits  zu  dem 
Konzern.  Die  Burma  Oil  Company  Ltd.  ihrerseits  ist  in  den  letzten  Jahren 
in  freundschaftUche  Beziehungen  zu  der  zweiten  großen  ölgesellschaft  in 
Burma,  der  British  Burmah  Petroleum  Company  Ltd.  ge- 
treten, die  selbst  mehrere  indische  Gesellschaften  aufgekauft  hat  und  mit 
der  Rangoon  Oil  Company  Ltd.  und  verschiedenen  anderen  kleineren  öl- 
gesellschaften  auf  freundschafthchem  Fuße  steht.  Außerdem  ist  die  Burma 
Oil  Company  Ltd.  mit  der  enghschen  Shell  Transport  and 
T  r  a  d  i  n  g  Company  Ltd.,  die  bekanntlich  nur  eine  Holding  Com- 
pany   ist,    in    enge    Beziehungen    getreten.      Diese     ist    namenthch    auf 
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Niederländisch-Indien  durch  die  Royal  Dutch  Petroleum  Company  und 
die  Bataafsche  Petroleum  Maatschappij  interessiert.  Außerdem  steht  sie 
mit  der  Anglo  Saxon  Petroleum  Company  Ltd.,  der  Societe  Caspienne  et 
de  la  Mer  Noire,  der  Societe  de  Mazul,  der  Anglo  Egyptian  Oil  Fields 
Ltd.,  der  Mexican  Eagle  Company  Ltd.,  der  Roxans  Petroleum  Company 
Ltd.,  der  General  Asphalt  Company  of  Philadelphia  und  der  California  Oil 
Fields  Company  Ltd.  in  engen  Beziehungen.  Sie  kontrolliert  dadurch, 
außer  in  Niederländisch-Indien,  auch  Ölvorkommen  in  Nordamerika,  Ägypten, 
Venezuela,  Mexiko,  Rußland  und  Rumänien. 

Nach  den  Angaben  des  Chairman  in  der  letzten  Generalversammlung 
beschäftigt  sich  die  Shell  Company  Ltd.  mit  der  Errichtung  von  ölstationen 
für  die  Versorgung  der  Handelsschiffahrt  auf  der  ganzen  Erde.  An  der  Royal 
Dutch  ist  auch  die  britische  Regierung  selbst  stark  beteiligt.  Sie  hat  1918 
sämtliche  in  englischem  Privatbesitze  befindlichen  Aktien  der  Gesellschaft 
zwangsweise  aufgekauft  und  auch  auf  dem  New  Yorker  Markt  große  Käufe 
bewerkstelligt,  die  namentlich  in  Holland  Beunruhigung  hervorriefen.  Die 
Zahl  der  in  Händen  der  englischen  Regierung  befindlichen  Aktien  der  Royal 
Dutch  konnte  nicht  ermittelt  werden;  daß  sie  aber  sehr  erheblich  ist,  geht 
aus  der  Mitteilung  des  Chairman  der  Shell  Transport  and  Trading  Company 
Ltd.  in  der  Generalversammlung  am  30.  Juli  1918  hervor,  nach  der  die 
finanzielle  Beteiligung  der  Regierung  an  der  Royal  Dutch  größer  ist  als  an 
der  Anglo  Persian  Oil  Company  Ltd.^  Jedenfalls  besitzen  die  englische 
Regierung  und  die  Shell  zusammen  die  Kontrolle. 

Das  englische  Konzern  beherrscht,  wie  ersichtlich,  heute  schon  die 
meisten  nichteuropäischen  ölfelder,  soweit  sie  nicht  der  Standard  Oil  Com- 
pany oder  von  ihr  abhängigen  Unternehmen  gehören.  Außer  diesen  kommen 
nur  noch  russische  Felder  und  solche  in  Rumänien  und  Galizien  in  Betracht, 
über  die  der  englische  Einfluß  ebenfalls  ein  nicht  geringer  ist.  Die  beiden 
letztgenannten  können  sich  aber  an  ÖLreichtum  nicht  mit  den  Feldern  in 
Persien  und  Ostasien  messen. 

Es  ist  daraus  ersichtlich,  daß  der  bereits  in  der  Einleitung  erwähnte 
Plan  der  britischen  Admiralität,  sich  in  allen  Teilen  der  Welt  Ölquellen  zu 
sichern,  seiner  Verwirklichung  nahe  ist,  und  zwar  unter  der  Führung  der 
Anglo  Persian  Oil  Company  Ltd.  Das  Ganze  richtet  sich  in  erster  Linie 
gegen  die  Standard  Oil  Company  Ltd.,  deren  Versuche,  sich 
die  Kontrolle  über  englische  Gesellschaften  zu  verschaffen,  in  England  recht- 
zeitig erkannt,  und  durch  ein  Gesetz,  das  den  Verkauf  gewisser  ölaktien  an 
Ausländer  verbot,  verhindert  wurden.  Schon  heute  darf  das  erstrebte  Monopol 
der  Standard  Oil  Company  Ltd.  als  gescheitert  gelten. 

Die  großzügigen  englischen  Absichten  gehen  sehr  klar  aus  den  folgenden 
Sätzen  hervor,  die  der  Chairman  der  Anglo  Persian  Oil  Company  Ltd.  auf 
der  Generalversammlung  im  Dezember  1917  sagte:  ,,Wir  wünschen,  daß 
die  Regierung  die  Politik,  die  sie  mit  dem  Erwerb  der  Kontrolle  über  die 
Anglo  Persian  Oil  Company  Ltd.  begonnen  hat,  fortsetzt  und  diirch  Bildung 
eines  allbritischen  Unternehmens,  das  frei  von  jedem  fremden  Einfluß  ist, 
die  Ausbeutung  von  ölfeldern  außerhalb  der  britischen  Inseln  unternimmt, 

1  „The  Times."     London.     31.  Juli  1918. 
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Diese  Gesellschaft  sollte  alle  bestehenden  britischen  ölgesellschaften  in  sich 
aufnehmen,  und  die  Untersuchung  und  Ausbeutung  aller  bekannten  öl- 
gebiete  der  Welt,  soweit  noch  Konzessionen  erhältlich  sind,  und  soweit  sie 
noch  nicht  durch  bestehende  Gesellschaften  bearbeitet  werden,  unternehmen. 
Sie  sollte  ihre  Aufmerksamkeit  in  erster  Linie  auf  britische  Besitzungen 
und  solche  Länder  richten,  auf  deren  Freundschaft  wir  uns  verlassen  können. 
Es  ist  dies  um  so  wichtiger,  da  die  bisherigen  Hauptversorger  der  Welt, 
die  Vereinigten  Staaten,  an  dem  Punkte  angekommen  sind,  bei  dem  die 
Nachfrage  die  Erzeugung  übersteigt  und  ernste  Zweifel  bestehen,  ob  sie 
ihre  ölausfuhr  noch  auf  längere  Zeit  hinaus  werden  aufrechterhalten  können." 

Leo    Ulrich,    z.  Zt.  KieL 


vn. 
Geld-,  Kredit-,  Bank-  und  Börsenwesen,  Kapitalanlagen 

im  Auslände. 


VIIL 
Versicherungswesen. 


IX. 


Finanzwesen  und  Finanzpolitik. 


Die  finanziellen  Verbindlichkeiten  der  früheren  österreidiisdi- 
ungarischen  Monarchie^ 

I.  Kriegsschulden  (Kr  iegsl?  Osten)  der   beiden  Staaten   der 

Monarchie,   geordnet   nach   Schuldarten    (in  K). 

Stand  vom  31.  Oktober  1918,  als  dem  gemeinsam  zwischen  den  Nationalstaaten 

vereinbarten  Auflösungstag  für  die  alte  Staatswirtschaft. 


Bezeichnung  der  Schuld 


Österreich 


Ungarn 


Monarchie 


Kronen 


Kriegsanleihen: 

a)  öffentlich  subskribierte    . 

b)  nicht  öffentlich  subskri- 
bierte   

Schulden  an  die  Österreichisch- 
ungarische  Bank: 

a)  Darlehen 

b)  Kassenscheine 

Vorschüsse  der  heimischen 

Geldinstitute 

Markschulden      

Schulden  in  anderen  Wäh- 
rungen       


35  069  002  650 
161  600  000 


23  596  800  000 
I  822  352  424 

4532929418 
3  170  576  556 

126  325  950 


15  667  835  850 
2  950  000  000 


9  042  700  000 

1  125  489  092 

2  562  225  283 
I  700  268  444 

42  979  099 


50  736  838  500 
3  1 1 1  600  000 


32  639  500  000 
2  947  841  516 

7  095  154  701 
4  870  845  000 

160  305  049 


Summe     Ob  479  500  998 

Amtliche  „Wiener  Zeitung".  1919.  Nr.  36. 


33  091  497  708  I  101  571  ob4  706 
13.  Februar  1919. 
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Kriegsschulden     (Kriegskosten)     der     beiden     Staaten 
der   Monarchie,    geordnet   nach  Währungen. 


Bezeichnung  der  Schuld^ 

Österreich 

1.  Kronenschulden 

2.  Markschulden 

3.  Holl.  Gulden-Schulden     .    . 

4.  Dänische   Kronen-Schulden 

5.  Schwed.  Kronen  -  Schulden 

6.  Bulgarische   Leva-Schulden 

65  182  684  492    K 

2  696  068  500  Mk.             =       3  170  576  556    „ 

42  923  570  h.  fl.           =           85  160  364     „ 

20  569  150  d.  Kr.         =            27  212  985     „ 

7  955  707  schw.  Kr.    =             10  525  401     „ 

■  3  600  000  b.  L.           ==              3  427  200    „ 

Summe 

68479586998    K 

Bezeichnung  der  Schuld^ 

Ungarn 

1.  Kronenschulden 

2.  Markschulden 

3.  Holland.     Gulden-Schulden 

4.  Dänische   Kronen-Schulden 

5.  Schwed.  Kronen  -  Schulden 

6.  Bulgarische   Leva-Sohulden 

31  348  250  225    K 

I  445  806  500  Mk.             —       I  700  268  444    ,, 

15  750000  h.  fJ.            =            31  248  000    „ 

7  350  000  d.  Kr.         =              9  724  050    „ 

I  517  044  schw.  Kr.   =              2007049    „ 

Summe 

33  091  497  768    K 

Bezeichnvmg  der  Schuld^ 


Monarchie 


1.  Kjonenschulden 

2.  Markschulden 

3.  Holland.     Gulden-Schulden 

4.  Dänische    Kronen-Schulden 

5.  Schwed.  Kronen  -  Schulden 

6.  Bulgarische   Leva-Schulden 


Summe 


4  141  875  000  Mk. 
58  673  570  h.  fl. 
27  919  150  d.  Kr. 

9472751  schw.  Kr. 

3  600  000  b.  L. 


96  530  934  717 

4  870  845  000 

116  408  364 

36  937  035 
12  532  450 

3  427  200 


K 


loi  571  084  766  K 


Allgemeine    Bemerkungen: 

1.  Bei  allen  Zahlen  handelt  es  sich  bloß  um  Schätzungen,  wenngleich  um 
solche,  die  einen  ziemlichen  Grad  von  Sicherheit  beanspruchen  dürfen. 

2.  So  gut  wie  alle  durch  den  Krieg  verursachten  Ausgaben  der  Militär-  und 
Zivilverwaltung  mußten  —  da  die  normalen  (im  Verlauf  des  Klrieges  übrigens  immer 
mehr  zurückgehenden)  Staatseinnahmen  gerade  für  die  regelmäßige  Friedens- 
Zivilverwaltung  gereicht  hätten  —  durch  Anleihen  gedeckt  werden,  so  daß  Kriegs- 
ausgaben und  Kriegsschulden  gleichgesetzt  werden  konnten. 

^  Die  Schulden  in  fremden  Währungen  sind  nach  dem  Kassen  werte  in  der 
gesetzlichen  Münzrelation  ausgewiesen. 
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Gesamte     finanzielle     Verbindlichkeiten     der     beiden 
Staaten    der   Monarchie    (in  Mill.  Kronen). 


Österreich 

Ungarn 

Monarchie 

1.  Vorkriegsschulden 

2.  ELriegsschulden      

3.  Andere   noch   nicht   geleistete   Ver- 
bindlichkeiten^       

II  495^ 
68  480 

3180 

79802 
33091 

I  820 

19475 
loi  571 

5  000 

Grcsamtsummo 

83155 

42  891 

126  046 

.).     Die    militärischen    Kriegsausgaben    der    beiden 
Staaten    der   Monarchie    (in  Mill.  Kronen). 


Jahr 

Österreich 

Ungarn 

Monarchie 

1.  Kriegsjahr  1914/15      

2.  „           1915/16     

3-  „           1916/17      

4-  „           1917/18      

I.  Juli   1918   bis   31.   Oktober   1918   . 

6809 

10  002 

11  949 

12  003 
3  151 

3897 
5724 
6839 
6  870 
I  803 

IG  706 

15726 

18  788 

.          18  873 

4  954 

I.  Juli  1914  bis  31.  Oktober  1918   .    . 

43914 

25  133 

69047 

NB.  Die  Kriegsausgaben  der  Zivilverwaltung  wird 
man  auf  32  Milliarden  K  (=  101  Milliarden  Kriegsschulden  überhaupt  [s.  o.] 
weniger  69Milliarden  militärischer  Kriegsausgaben)  veranschlagen  dürfen,  und  zwar 
auf  mehr  als  22  Milliarden  K  für  Österreich,  auf  weniger  als  10  für  Ungarn;  zu 
diesen  Ausgaben  gehören:  Unterhaltungsbeiträge  für  die  Angehörigen  der  Ein- 
gerückten (in  Österr.  u.  Ungarn  zusammen  rund  10  Milliarden  K),  Flüchtlings- 
fürsorge, Ernährung  der  Bevölkerung,  Teuerungszulagen  für  Staatsangestellte, 
Wiederaufrichtung  der  Kriegsgebiete,  Arbeitslosenunterstützung  usw. 

ok. 


^  Wobei  155  Miil.  K  der  auf  Bosnien-Herzegowina  entfallenden  Schuld 
quotenmäßig  einbezogen  sind. 

2  Wobei  88  Mill.  K  der  auf  Bosnien-Herzegowina  entfallenden  Schuld 
quotenmäßig  einbezogen  sind.  Die  Vorkriegsschuldeu  Ungarns  allein  zerfallen: 
a)  in  seine  Schuld  an  Österreich  (Österr.  Gesetz  vom  30.  Dez.  1907  u.  Ungar.  Gesetz- 
artikel XVI  ex  1908)  im  Betrage  von  1349  Mill.  K  und  b)  in  die  eigentliche  Vor- 
kriegsschuld Ungarns  mit  6543  Mill.  K. 

3  Ganz  roh  auf  5000  Mill.  K  geschätzt  \md  auf  Österreich  u.  Ungarn  quoten- 
mäßig aufgeteilt. 
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X. 
Konventionen,  Kartelle,  Trusts,  Genossenschaftswesen. 

Die  gegenwärtige  Reditslage  der  Kartelle  und  Trusts 
in  den  widitigsten  Kulturländern. 

Einleitung  zu  einer  Chronik  der  Kartellpolitik. 
In  meinem,  im  April  1913  an  dieser  Stelle  erscliienen  Aufsätze^  streifte 
ich  kurz  die  rechtlichen  Grundlagen  für  die  Organisation  der  internationalen 
Kartelle.  Es  ist  nun  beabsichtigt,  an  dieser  Stelle  regelmäßig  neben  der 
wirtschaftlichen  Entwicklung  der  internationalen  Kartelle  und  kapitali- 
stischen Organisationen^  parallel  mit  anderweitigen  wirtschafts  poli- 
tischen Chroniken  die  rechtlichen  Grundlagen  der  Kartelle  und  ver- 
wandten Gebilde  überhaupt  für  die  wichtigsten  einzelnen  Länder  in  Form 
einer  ,, Chronik  der  Kartellpohtik"^  zu  untersuchen.  Ich  glaube  auch,  daß 
es  an  Stoff  hierfür  in  Zukunft  nicht  mangeln  wird.  Die  wirtschaftlichen 
Umwälzungen,  die  der  Krieg  den  europäischen  wie  den  wichtigsten  außer- 
europäischen Wirtschaftsgebieten,  vor  allen  Nord-  und  Südamerika,  dem 
englischen  Kolonialreiche  und  Ostasien  bringen  muß,  gleichwie  auch  die 
damit  in  Zusammenhang  stehenden  mehr  oder  minder  weitgreifenden  po- 
Htischen,  vor  allem  sozialpoUtischen  Reformen  können  sich  nicht  ohne  tief- 
greifenden Einfluß  auf  das  wirtschaftüche  Organisationsproblem  vollziehen. 
Welche  Richtung  er  im  einzelnen  Falle  einschlagen  wird,  steht  dahin,  wie 
ich  in  meinen  Untersuchungen  im  14.  Bd.*  dieser  Zeitschrift  des  näheren 
ausgeführt  habe.  Sicher  ist  hingegen,  daß  die  Bedeutung  der  Organisation 
wachsen,  daß  aber  zugleich  auch  damit  mehr  als  es  bisher  in  den  meisten 
Ländern  der  Fall  war,  diese  Entwicklung  nicht  mehr  der  privatwirtschaft- 
lichen Willkür  überlassen,  sondern  der  Rechtsaufsicht  unterworfen  werden 
wird.  Etwas  Neues  würde  hiermit  überdies  keineswegs  geschaffen,  viel- 
mehr sind  ja  die  Pläne,  Ansätze  und  Grundlagen  für  eine  spezifische  Kar- 
tell- und  Trustgesetzgebung  in  allen  Ländern  längst  vorhanden.  Die  wirt- 
schaftliche Welt  blühte  aber  vor  dem  Kriege  so  kräftig,  daß  sie  diesen 
Organisationen,  die  selbst  sowohl  Folge  wie  Triebkraft  dieser  Blüte  waren, 
selbst  da,  wo  offenkundige  Mißstände,  wie  in  den  Vereinigten  Staaten,  zu- 
tage traten,  mit  weitgehendem  rechtüchen  Wohlwollen  gegenübertrat.  Ich 
möchte  glauben,  daß  die  neue  Weltwirtschaft  hingegen  sehr  bald  Grund 
haben  wird,  aus  dieser  Passivität  zu  einer  stärkeren  legislativen  Aufsicht 
überzugehen.  Als  Einleitung  zu  den  späteren  Übersichten  will  ich  daher 
zunächst  versuchen,  in  kurzen  Strichen  den  gegenwärtigen  Stand  der  Rechts- 
lage zu  zeichnen. 

1  „W.  A.",  1.  Bd.,  Chronik  u.  Arch.,  S.  192ff. 

2  Zuletzt  „W.  A".     14.  Bd.,  S.  147*ff.,  S.  189*ff. 

'  Die  staatlichen  Maßnahmen  und  verwandten  Bestrebungen  sind  es,  was 
an  dieser  Stalle  überall  unter  „Politik"  verstanden  werden  soll.  Zur  „KarteU"politik 
werden  hier  auch  diejenigen  staatlichen  Maßnahmen  gerechnet,  die  sich  auf  Trusts 
und  ähnlicha  Orgaiiisationsformen  bsziehf^n. 

*  Vgl.  „W.  A.-'  14.  Bd.,  S.  147*  u.  S.  189*. 
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Kartelle  und  Trusts,  diese  in  ihren  verschiedenen  kapitalistischen  For- 
men, sind  —  hiervon  ist  auszugehen  —  mit  wenigen  Ausnahmen  Organisa- 
tionen auf  privatrechtlicher  Grundlage.  Die  Sonderfälle  der  staatlichen 
Zwangskartelle  bedürfen  einer  besonderen  Behandlung.  Sie  weisen  im 
deutschen  Kalisyndikat  ein  Vorkriegsbeispiel  auf,  haben  jedoch  während  des 
Krieges  besonders  in  Deutschland  und  Österreich-Ungarn,  vermutlich  aber 
auch  in  den  feindlichen  Ländern  eine  größere  Ausdehnung  erfahren,  wor- 
über noch  genauere  Untersuchungen  anzustellen  wären.  Jetzt  nach  dem 
Kriege  werden  sie  voraussichtlich  zunächst  in  Deutschland  im  Rahmen  der 
Sozialisierungsbestrebungen  eine  neue  Gestalt  annehmen,  wie  der  erste 
Schritt  beim  Kohlenbergbau  erweist.  Kartelle  und  Trustorganisationen 
entstehen  durch  Privatvertrag,  jene  allgemein  auf  der  Grundlage  des  Vereins- 
oder Gesellschaftsrechtes  im  Rahmen  der  bürgerlichen  Rechtsordnung, 
letztere  überwiegend  als  handelsrechtliche  Gebilde  in  der  Form  der  Aktien- 
gesellschaft. Der  Staat  hat  —  soweit  er  ein  Interesse  an  ihrem  Verbot  oder 
ihrer  Regelung  (im  Sinne  der  Unterbindung  von  Auswüchsen  oder  auch 
lediglich  ihrer  Beaufsichtigung)  nimmt,  zunächst  den  Karteilen  gegenüber 
nur  4  Möglichkeiten  legislativen  Eingreifens.  Er  kann  einmal  sein  Zivil- 
recht so  ausgestalten,  daß  einerseits  darin  selbst  der  privaten  Vertragsfrei- 
heit gewisse  Beschränkungen  gesetzt  werden,  z.  B.  durch  Einengung  der 
Rechtskraft  der  Organisationsverträge,  die  ihrer  Wirksamkeit  von  vornherein 
Scliranken  bieten.  Oder  er  kann  durch  Spezialgesetzgebung  den  Organi- 
sationen besondere  Rechtsschranken  und  öffentliche  Kontrolle  auferlegen, 
oder  er  kann  endlich  so  weit  gehen,  sie  öffentlich-rechtlich  im  Rahmen  seiner 
Strafgesetzgebung  ganz  oder  in  bestimmten  Abarten  zu  verbieten.  Ein 
vierter  Weg  ist  die  Bekämpfung  der  Schädigimgen  durch  inländische  oder 
ausländische  Organisationen  im  Wege  der  Zoll-  und  Handelsgesetzgebung. 
Der  erste  Weg  erscheint  im  allgemeinen  als  der  unfruchtbarste,  weil  er  durch 
die  ausgezeichnet  entwickelte  Organisationstechnik  leicht  umgangen  werden 
kann.  Er  findet  sich  in  schwachen  Ansätzen  im  deutschen  bürgerUchen 
Recht. 

Das  Ausland  hat  im  Gegensatz  zu  Deutschland,  das  seit  der  Neuordnung 
des  Zivil-  und  Strafrechts  mit  der  Reichsgründung  entsprechende  Bestim- 
mungen nicht  mehr  kennt,  fast  durchweg  die  Kartellorganisationen  straf - 
rechtUch  verboten,  und  zwar  .  ähneln  sich  hierin  das  angelsächsische,  das 
romanische  und  das  slawische  Recht  durchaus.  Diese  Verbote  leiten  ihre 
Quelle  auf  das  alte  römische  Recht  zurück^,  aus  dem  sie  in  die  mittelalter- 
lichen Staatsrechte  und  das  alte  Reichsrecht  zur  Bekämpfung  der  Monopol- 
bestrebungen der  Zünfte  und  der  mittelalterlichen  Großkaufleute  über- 
gingen^. 


'^  Vgl.  die  übersichtliche  Zusammenstellung  in  K  o  h  1  e  r ,  Der  unlautere 
Wettbewerb.     Berlin  1914.     S.  1  ff. 

2  Vgl.  Strieder,  Scudiea  zur  Geschichte  der  kapitalistischen  Organi- 
sationsformen. Lsipzig  1914.  L  e  V  y  ,  Monopole,  Kartelle  und  Trusts  in  ihren 
Beziehungen  zur   Organisation  der  kapitalistischen  Industrie.    —    K estner, 
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Ihre  Anwendung  gegenüber  der  Praxis  ganz  anders  gestalteter  wirt- 
schaftlicher Verhältnisse  und  ganz  wesentlich  subtilerer  Organisations- 
methoden  hat  fast  durchweg  versagt.  Tatsächlich  hat  die  moderne  Rechts- 
sprechung auch  da,  wo  sie  verbieten  sollte,  der  Entwicklung  Rechnung  ge- 
tragen und  weitgehende  Duldung  den  Kartellen  gegenüber  gezeigt,  so  daß 
z.  B.  Belgien  schließlich  die  fraglichen  Art.  412  und  214  des  französischen 
Code  penal  sogar  ganz  aufgehoben  hat. 

Im  angelsächsischen  Rechte  der  Vereinigten  Staaten  sowie  Englands 
und  seiner  Kolonien  ist  die  Bekämpfung  der  Organisationen  keine  einheit- 
liche geblieben.  Während  das  Mutterland  selbst  die  „contracts  in  restraint 
of  trade",  sobald  sie  nicht  ausgesprochen  als  „conspiracy"  zu  erachten 
sind,  nicht  durchweg  verurteilt,  sind  Nordamerika,  Australien  und  Neusee- 
land sehr  scharf  gegen  alle  Organisationen  vorgegangen,  die  den  Markt 
künstlich  zu  beeinflussen  suchten.  Die  Vereinigten  Staaten  haben  damit 
bekanntUch  erreicht,  daß  an  Stelle  der  verhältnismäßig  leicht  zu  kontrol- 
lierenden Kartelle  die  kapitalistische  Gewaltpolitik  der  ,, Trusts"  getreten 
ist,  die  dann  überall  zu  besonderer  Spezialgesetzgebung  führte.  —  Wir  be- 
trachten nunmehr  die  wichtigsten  Rechtsgebiete. 


IL 

Im  deutschen  Rechtsgebiete^  müssen  wir  für  den  bisherigen 
Rechtszustand  davon  ausgehen,  daß  die  Kartelle  durchaus  auf  ihrem  im 
Rahmen  des  bürgerlichen  Vereins-  und  Gesellschafts-  und  des  Handelsrechtes 
selbstgeschaffenen  Privatrechte  beruhen.  Diese  Rechtsautonomie  ist  soweit 
durchgebildet,  daß  die  Kartelle  sogar  die  staatliche  Gerichtsbarkeit  und  den 
Vollstreckungszwang  im  Wege  weitgehender  Durchführung  des  Schieds- 
gerichtsverfahrens auf  Grund  des  X.  Buches  der  CPO.  ausgeschaltet  haben. 
Und  zwar  unterstellen  sie  diesem  Sondergerichtsverfahren  nicht  nur  die 
eigenen  Genossen,  sondern  im.  Wege  entsprechender  vertragücher  Bindungen 
ihrer  Abnehmerkreise  auch  diese.  Die  Sicherungen  des  bürgerlichen  Rechts 
zunächst  gegen  eine  weitgehende  Diktatur  den  eigenen  Mitgliedern  gegenüber 
sind  gering.  Soweit  die  Kartelle  als  Vereine  nach  BGB.  konstruiert  sind, 
bietet  die  befristete  Kündigung  des  §  39  einen  gewissen  Schutz^.  Sie  hat 
aber  nur  bewirkt,  daß  Kartelle  diese  Rechtsform  immer  seltener  gerade 
wegen  der  ungenügenden  Bindung  der  Mitglieder  wählen.  Als  ,, eingetragene 
Vereine"  können  die  Kartelle  juristische  Persönlichkeit  gewinnen,  ich 
stehe  aber  mit  einem  Teile  der  Juristen  auf  dem  Standpunkte,  daß  Kartelle 


Der  Organisationszwang.  Berlin  1912,  weist  S.  187f.  mit  Recht  darauf  hin, 
daß  es  sich  bei  dem  tiefgreifenden  Unterschiede  zwischen  den  früheren  monopoli- 
tischen Organisationen  und  den  neuzeitlichen  um  nicht  mehr  als  Analogien  han- 
dele. Und  in  der  Tat  hat  ja  die  moderne  Rechtspflege  in  allen  Länderji,  wo  straf- 
rechtlichB  Verbote  bestehen,  praktisch  eine  weitgehende  Unmöglichkeit  der  Anwen- 
dung dieses  veralteten  Rechts  ergeben ! 

^  Übsr  alle  Einzelheiten  ist  zu  vergl.  das  erwähnte  Werk  von    K  e  s  t  n  e  r. 

2  Hierzu    Flechtheim,    Deutsches  Kartellrecht.     Bd.  I.     S.  138. 
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überhaupt  nicht  als  ,, Idealvereine"  anzusehen  sind  und  demgemäß  nach 
§  21,  BGB.  überhaupt  nicht  eingetragen  werden  sollten^. 

Die  Mehrzahl  der  einfacheren  Kartellformen  entspricht  dem  Rechts- 
charakter der  bürgerhchen  Gesellschaft  (§§  705ff.,  BGB.).  Bei  ihr  bietet  der 
§  723  einen  Schutz  des  Mitgliedes  gegen  Organisationszwang,  insofern  er 
eine  vorzeitige  Kündigung  aus  wichtigem  Grunde  zuläßt.  Die  höher  ent- 
wickelten Kartelle,  zumal  alle  diejenigen,  die  in  die  privatwirtschaftliche 
Freiheit  der  Mitglieder  durch  Kontingentierung,  Rayonnierung,  Regelung 
von  Mehr-  und  Minderlieferung  eingreifen,  wählen  indessen  überwiegend  die 
gebundenere  Rechtsform  der  Gesellschaft  mit  beschränkter  Haftung  und  die 
Aktiengesellschaft.  Namentlich  aber  die  erstere  Gesellschaftskonstruktion 
hat  bereits  die  größte  Ausdehnung  gewonnen  und  dürfte  sie  auf  dem  Boden 
des  geltenden  Rechts  behalten.  Denn  sie  gestattet  nicht  nur  nach  innen  eine 
sehr  weitgehende  Rechtsbindung  der  Mitglieder,  sondern  sie  ist  auch  als 
selbständige  handelsrechthche  Person  Dritten  gegenüber  mit  großer  Macht- 
vollkommenheit auszustatten.  Das  gleiche  gilt  von  der  etwas  schwerfällige- 
ren und  daher  überwiegend  nur  von  den  großen  Syndikaten  mit  eigener 
Verkaufsorganisation  gewählten  Aktiengesellschaft.  Für  das  öffentliche 
Interesse  ist  aber  nicht  sowohl  die  Frage  von  Bedeutung,  welchen  Schutz 
das  Recht  dem  einzelnen  KartellmitgUede  gegen  die  eigene  Organisation 
gewährt,  obwohl  auch  diese  im  Sonderfalle  erhebliches  Gewicht  beansprucht, 
als  vielmehr  die  Frage,  welchen  Rechtsschutz  Dritte  gegenüber  einem  Mono- 
polzwange genießen.  Die  Mittel  der  Kartellzwangspolitik  können  hierbei 
als  bekannt  vorausgesetzt  werden.  Die  deutsche  Rechtslage  wird  treffend 
charakterisiert  durch  folgende  Bemerkung  des  Report  of  Cooperation  im 
American  Export  Trade^:  ,,The  german  civil  law  recognizes  the  complete 
validity  of  industrial  combinations,  while  the  criminal  code  contains  no 
Prohibition  against  cartels,  nor  any  special  law  concerning  them.  Their 
is  no  cartel  law  proper  in  Germany.  A  cartel  contract  is  put  on  the  same 
basis  as  any  other  contract  by  the  German  law,  and  the  courts  have  ex- 
pressly  declared  them  valid,  including  the  penalty  clauses  embraced  therein 
for  violation  of  such  agreements.  Various  provisions  of  the  Unfair  Com- 
petition  —  Law  of  1909  —  and  of  the  Penal  and  Civil  Codes  have  been 
applied  successfuUy  by  the  German  courts  to  suppress  objectionable  cartel 
practices." 

Angesichts  des  auch  im  vorstehenden  mit  Recht  in  den  Vordergrund 
gestellten  weitgehenden  Schutzes  der  Vertragstreue  und  der  durchweg  an- 
erkannten rechtüchen  und  wirtschaftlichen  Bedeutung  der  Kartelle  ist  ein 
Schutz  Dritter  aus  den  §§  138  (Verstoß  gegen  die  guten  Sitten)  823  (vorsätz- 
liche Verletzung  von  Eigentum  und  sonstigen  Rechten)  226  (sittenwidrige 
vorsätzUche    Schädigung)    nur   in   besonders   gravierenden   Fällen   erfolgt^. 


^  Vgl.  meinen  Aufsatz  Übor  den  zivil-orgauisatorischen  Charakter  der  Kar- 
tell-Organisvation.     Kartell-Rundschau.     Jahrg.  1913, 

2  Washington  1916.     Part.  I.    S.  106. 

^  Vgl.  Die  Prozeßbeispiele  in  der  amtlichen  Denkschrift  über  das  Kartell- 
wesen, 2.  Teil.     Berlin  1906.    S.  Iff. 
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Dabei  ist  gar  nicht  abzustreiten,  daß  vor  dem  Kriege  infolge  des  zunehmen- 
den Druckes  nationalen  und  internationalen  Wettbewerbs  im  Verein  mit 
einer  ständig  schärfer  ausgeprägten  Organisationstechnik  die  Kartelle  durch 
die  Mittel  der  Lieferungssperre,  des  ausschließlichen  Verbandsverkehrs  und 
der  Preisunterbietungskämpfe  in  vielfach  sehr  scharfer  Form  ihre  Monopol- 
stellung zu  sichern  trachteten^.  Einen  erheblich  weitergehenden  Schutz 
gegenüber  dem  vorher  allein  in  Frage  kommenden  §  824  des  BGB.  bietet 
gegen  die,  im  Wettbewerbskampf  der  Kartelle  ja  sehr  nahehegenden,  als 
„unlauterer  Wettbewerb"  anzusprechenden  Mittel,  das  neue  scharfe  Spezial- 
gesetz von  1909.  Durch  den  §  1  dieses  Gesetzes  ist,  wie  z.  B.  F  u  1  d^  meiner 
Ansicht  nach  zutreffend  hervorhebt,  dem  Richter  eine  weit  über  das  bis- 
herige bürgerliche  Recht  hinausgehende,  ja  eine  dem  römischen  Prätor 
sich  nähernde  Machtfülle  verüehen.  Strafrechtlich  käme  endlich  im  deut- 
schen Rechte  nur  der  Schutz  gegen  Erpressung  z.  B.  bei  angedrohter  Liefer- 
sperre durch  ein  Kartell  in  Frage,  doch  ist  er  meines  Wissens  niemals 
von  Bedeutung  geworden. 

Stellte  sich  so  die  Rechtslage  im  Umriß  vor  dem  Kriege  dar,  so  hat  dieser 
selbst  durch  die  Schaffung  von  Zwangskartellen  Kartelle  von  öffentlich- 
rechthchem  Charakter  geschaffen,  nachdem  ein  Vorbild  bereits  in  dem  1910 
geschaffenen  ,,  Gesetz  über  den  Absatz  von  Kalisalzen"^  errichtet  worden  war, 
das  Silberberg  mit  gutem  Grunde  als  „das  erste  deutsche  Kartell - 
gesetz"  bezeichnet.  In  ihm  werden  nicht  nur  kartellmäßige  Organe  von 
Staats  wegen  eingesetzt,  wird  nicht  allein  die  Preispolitik  und  die  Absatz- 
kontingentierung geregelt,  sondern  —  und  das  ist  vor  allem  bemerkens- 
wert —  auch  Schutzvorschriften  zugunsten  der  Arbeiter  und  Arbeitnehmer 
sind  darin  bereits  aufgenommen.  Trotzdem  hat  das  Gesetz  die  notwendige 
Gesundung  der  Kali  Industrie  nicht  gebracht,  insbesondere  ihre  ungesunde 
Vergrößerung  nicht  einzudämmen  vermocht.  Hierin  ist  es  lange  nicht  weit 
genug  gegangen.  Ob  es  in  seiner  jetzigen  Form  aufrechterhalten  werden  kann, 
wenn  das  deutsche  Naturmonopol  durch  Übergang  des  bedeutenden  elsaß- 
lothringischen Kalibergbaues  an  Frankreich  gebrochen  ist,  wird  sehr  be- 
zweifelt werden  müssen;  gewiß  ist  seine  „SoziaUsierung". 

Die  Kriegszwangskartelle  können  mit  diesem  Vorbilde  nicht  in  Parallele 
gestellt  werden.  Sie  waren  durchweg  Notgeburten  des  Krieges  und  stellten 
als  solche  den  Versuch  dar,  von  Staats  wegen  Kontingentierungs-  und  Rayon- 
nierungskartelle  zu  schaffen,  einmal  um  mit  Menschen  und  Produktions- 
mitteln zu  sparen  und  sodann,  um  den  Massenverbrauch  größtenteils  mit 
Surrogatwaren  zu  versorgen.  Zwangskartelle,  auch  ohne  diesen  Namen  zu 
tragen,  waren  ferner  fast  sämtliche  mit  der  Rohstoffbewirtschaftung  und  der 
Belieferung  des  Heeres  und  der   Zivilbevölkerung  betrauten  Kriegsgesell- 

^  Erinnert  sei  nur  als  ein  Beispiel  an  die  scharfen  Kämpfe  gegen  das  Buch- 
händicrkartell. 

^  Die  Bedeutung  des  Wettbewerbsgesetzes  für  die  Kartelle  in  Kartell- 
Rundschau.  Jahrg.  1910.  S.  98ff.  S  i  1  b  o  r  b  e  r  g  ist  im  gleichen  Jahrgang  der 
Zeitschrift  S.  278ff.  ebenfalls  der  Ansicht,  daß  das  neue  Gesetz  „eine  Gefährdung 
schärferer  Kartellpolitik  bedeutet". 

"  Vgl.  den  Kommentar  von    Silberberg.     Halle  1910 
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Schäften,  namentlich  auch  in  der  Richtung,  daß  sie  Abgaben  von  den  arbei- 
tenden Werken  zugunsten  stilliegender  erhoben  und  zu  diesem  Zwecke 
eine  weitgehende  Kontingentierung  und  scharfe  PreispoUtik  durchführten. 
Es  mußte  nun  sehr  naheliegen,  die  Grundgedanken  dieser  Zwangsorgani- 
sation für  einen  rationellen  Wiederaufbau  der  deutschen  Volkswirtschaft 
nutzbar  machen  zu  wollen.  Walther  Rathenau,  von  Moellen- 
dorff,  Jaffe  und  zahlreiche  andere  haben  Programme  hierfür  ent- 
worfen^, die  Industrie  selbst  und  namhafte  Wirtschaftspolitiker,  wie  beson- 
ders Richard  Calwer^  bekämpfen  sie  scharf  und  erwarten  von  einer 
weitgehenden  Wirtschaftsfreiheit  allein  das  Wiedererstarken  der  deut- 
schen Volkswirtschaft. 

Der  ,, freien  Wirtschaft"  erscheinen  aber  im  Gefolge  der  politischen  Um- 
wälzung in  Deutschland  von  vornherein  grundsätzHche  Schranken  gesetzt. 
Sie  wurzeln  in  dem  Verlangen  der  zur  Macht  gelangten  Arbeiter  und  An- 
gestellten nach  weitgehender  Sozialisierung.  Es  ist  hier  nicht  der  Ort,  dieses 
schwierige  ökonomische  Problem  eingehend  zu  behandeln.  Es  sei  nur  dar- 
auf hingewiesen,  daß  die  überwiegende  Mehrheit  der  Nationalversammlung 
und  einhellig  die  jetzige  Regierung  auf  dem  Standpunkte  stehen,  daß  eine 
VoUsoziahsierung,  d.  h.  Verstaatlichung  der  Industrie,  mit  der  das  ganze 
Kartellproblem  wenigstens  auf  dem  Inlandsmarkte  —  für  den  internatio- 
nalen wären  Kartelle  zwischen  den  deutschen  Staatsunternehmen  und 
ausländischen  Kartellen  immerhin  möglich  —  verschwinden  würde,  in 
größerem  Umfange  grundsätzlich  gar  nicht  in  Frage  kommen  kann.  Da- 
gegen wird  man  wohl  den  Weg  fortsetzen,  den  ich  in  einem  Aufsatze  über 
Sozialisierung  und  Kartellproblem^  bereits  andeutete,  und  den  die  Re- 
gierung mit  ihrem  Sozialisierungsgesetz  für  den  Kohlenbergbau  vom  23.  März 
d.  J.  bereits  beschritten  hat,  den  Weg  der  Umwandlung  geeigneter  hoch- 
organisierter Kartelle,  andere  kommen  zunächst  auch  hierfür  nicht  in  Frage, 
in  öffentlich-rechtliche  Körperschaften,  die  von  Arbeitern,  Angestellten  imd 
Verbrauchern  auf  Grund  besonderer  staatücher  Satzungen  gemeinsam  mit 
der  Regierung  verwaltet  würden.  Weiterhin  wird  man  sich  wahrschein- 
lich zu  einer  besonderen  Kartellgesetzgebung  und  einem  Kartellaufsichts- 
amte entschUeßen,  wie  sie  z.B.  L  i  e  f  m  a  n  n  auch  in  der  neuen  Auflage 
seines  Kartelle  und  Trusts^  wieder  vorschlägt.  Zwei  Gründe  werden  es  sein, 
die  hierzu  führen.  Man  wird,  ähnüch  wie  es  beim  Bergbau  bereits  geschehen 
ist,  die  vielfach  stark  geschwächte  Industrie  nicht  dem  völlig  freien  Wett- 
bewerb überlassen  können,  ebenso  wie  man  gleichzeitig  auf  der  Grundlage 
solcher  Organisation  die  geeignetste  Mitwirkung  der  Räte  schaffen  könnte, 
und  vor  allem  wird  der  planmäßige  ausländische  Wettbewerb  a\if  organi- 
satorischen Schutz  sowohl  für  den  Inlandsmarkt,  wie  im  Wege  internatio- 

^  Vgl.  hierzu  meine  kritische  Studie  Zur  zwangsweisen  Kartellierung  der  In- 
dustrie in  Kartell-Rundschau.     Jahrg.   1918. 

-  Das  sozialdoinokratischa  Programm.  Jena  1914.  Und  Produktionspolitik 
zmu  Wiederaufbau  dor  deutschju  Wirtschaft.  Bjriin  1918.  Leopold  von 
Wiese,  Freie  Wirtschaft.     Leipzig  1918. 

^  ,,Weltwirtschaftszeitmig".     31.  Januar  1919. 

*  Stuttgart  1919.     S.  272. 
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naler  Abmachungen  (internationale  staatliche  Wettbewerbsgesetzgebung 
und  Kartelle)  auch  für  den  Weltmarkt  hindrängen.  Bislang  hat  Deutschland 
den  Weg  besonderer  Schutzgesetzgebung  gegen  den  Wettbewerb  ausländischer 
Kartelle  nicht  beschritten,  weder  in  seiner  Zollpolitik  noch  durch  besondere 
Antidumpingklauseln.  Auch  hierin  wird  aber  wohl,  vorausgesetzt,  daß 
Deutschland  die  erforderliche  zoll-  und  handelspohtische  Autonomie  behält, 
bei  dem  überlegenen  Wettbewerbe  anderer  Länder,  vor  allem  der  Vereinigten 
Staaten  und  Großbritanniens,  Wandel  eintreten  müssen, 

III. 

Im  romanischen  Eechtsgebiete  ist  die  legislatorische  Grundlage 
der  Kartelle  zumeist  eine  wesentlich  ungünstigere  als  nach  deutschem  Recht, 
ohne  daß  jedoch,  wie  schon  einleitend  bemerkt  wurde,  für  die  wirtschaftliche 
Praxis  hieraus  wesentliche  Nachteile  erwachsen  wären. 

Für  Frankreich,  dessen  Code  penal  mit  Art.  419  die  allgemeine 
Grundlage  des  romanischen  Rechts  bildet,  bemerkt  Et.  Martin  Saint- 
L  e  o  n^  sehr  fein,  daß  der  Gesetzgeber  von  1810  mit  jenem  Straf- 
paragraphen allerdings  alle  Vereinbarungen  verbieten  wollte,  die  Verkaufs- 
sperre oder  feste  Preise  bezwecken,  oder  ihren  Mitgliedern  den  Verkauf 
nur  innerhalb  eines  bestimmten  Gebietes  gestatten,  ,,mais  la  jurisprudence 
ne  l'entend  pas  —  ainsi  et  ce  n'est  pas  sans  difficulte,  ni  sans  biens  des  re- 
serves  qu'elle  se  decide  ä  appliquer  finalement  les  dispositions  de  l'article 
419". 

Zu  gleicher  Bedeutungslosigkeit  verurteilt  sind  auch  die  parallelen 
Bestimmungen  des  CP.,  Art.  420,  der  sich  speziell  gegen  Nahrungsmittel- 
wucher und  Art.  412,  der  sich  ähnlich  einer  Bestimmung  des  alten  preu- 
ßischen Rechts,  aber  dieses  nur  für  staatliche  Submissionen  —  gegen  Ringe 
bei  Versteigerungen  wendet.  Spezialgesetze  vom  Jahre  1844  und  1852  richten 
sich  dann  noch  gegen  Frachtratenpolitik  der  Privateisenbahnen  und  Verei- 
nigung von  Bergbaukonzessionen. 

Der  Code  civil  enthält  in  den  Art.  6,  1131,  1133  die  Nichtigkeitsklage 
gegen  Verträge,  die  den  guten  Sitten,  der  öffentlichen  Ordnung  und  dem 
Gesetze  widersprechen.  Auf  Grund  dieser  Bestimmungen  sind  in  der  Tat  ver- 
einzelte scharfe  Urteile  gegen  Kartelle  ergangen^,  sie  haben  jedoch  nicht  ge- 
hindert, daß  das  Kartellwesen  eine  hohe  Entwicklung  genommen  hat. 

In  Belgien  löste  1866  Art.  311  des  Code  penal  den  französischen 
Art.  419  in  gemilderter  Fassung  ab,  wonach  nur  noch  Preisvereinbarungen 
über  Lebensmittel,  Waren  und  öffentliche  Wertpapiere,  nicht  aber  schlecht- 
hin die  Kartelle  verboten  sind.  Die  Art.  1131  und  1133  des  französischen 
Code  civil  sind  in  Geltung.  De  Leener  erwähnt  in  seinem  Werke  ,,Les 
Sjmdicats    Industrieis    en    Belgique"^    ausdrückhch    ihre    Nichtanwendung 


^  In  seinem  bekannten  Cartells  et  Trusts  2.  Aufl.    Paris  1903.    S.  76. 

2  Vgl.  Baumgarten-Meszleny,  Kartelle  und  Trusts.  Berlin 
1906.     S.  270ff. 

^  Brüssel  1903.  S.  206ff.  Ebenso  Duchaine,  Les  associations  de  pro- 
ducteurs.     1903. 
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mit  den  Worten  „II  semble  donc  que  la  jurisprudence  accorde  un  caractere 
licite  aux  syndicats". 

Das  italienische  Recht  nimmt  gleichfalls  eine  ähnliche  Stellung 
wie  das  belgische  ein.  Auch  hier  bietet  zwar  der  Code  penal,  Art.  293  und 
306  Handhaben  gegen  betrügerische  Preispolitik,  ebenso  der  Code  civil  in 
Art.  1122  und  1104,  wofern  gegen  Gesetz,  gute  Sitten  und  öffentUche  Ord- 
nung verstoßen  wird,  aber  die  Auslegung  ist  durchaus  kartellfreundüch. 
Übrigens  hat  Italien  1906  ein  Zwangskartell  für  die  Schwefelindustrie  in 
Sizilien  mit  mannigfacher  Übereinstimmung  mit  dem  späteren  deutschen 
Kaligesetz  und  ferner  für  das  Orangengeschäft  geschaffen,  damit  also 
gleichfalls  die  Kartelle  öffentlich-rechtlich  eingebürgert.  Ähnlich  Ru- 
mänien   durch  sein  staatliches  Petroleumkartell. 

Die  anderen  Staaten  des  romanischen  Rechts  sind  für  das  vorliegende 
Problem  ohne  Bedeutung. 

Die  übrigen  Rechtsgebiete,  insbesondere  das 
e n gl i s  ch  -  a  m e r i k a n i s c h e ,  werden  später  an  dieser 
Stelle    Behandlung    finden. 

Dr.  Siegfried    Tschierschky,    Berhn. 


XI. 
Handelspolitik. 


Xll. 
WirtsdiaftlidiG,  politisdie  und  kulturelle  Expansions- 
bestrebungen  der  Staaten  und  Völker,  einschließlich 

Kolonialpolitik. 


Riditiinien  der  brasilianisdien  Außenhandclsförderung. 

Im  April  1918  ist  Brasilien  dazu  übergegangen,  auf  gesetzgeberischem 
Wege  das  System  seiner  Außenhandelsförderung  zu  reformieren  und  aus- 
zubauen. In  Brasilien,  als  einem  Rohstoffland,  müssen  die  Maßnahmen 
zur  Förderung  des  Außenhandels  einen  anderen  Charakter  tragen  als  in 
Industrieländern^.  Infolge  der  Schwierigkeiten  der  Absatzverhältnisse  seiner 
Erzeugnisse  liegen  für  BrasiUen  aber  auch  im  Vergleich  zu  der  Mehrzahl 
der  anderen  Rohstoffländer  besondere  Bedingungen  vor.  Im  folgenden  sei 
versucht,  aus  den  Besonderheiten  der  brasilianischen  Wirtschaft  die  Or- 
ganisation seiner  Außenhandelsförderung  zu  erklären. 

1  Vgl.  hierzu  die  an  dieser  Stelle  veröffentlichten  Arbeiten:  Böhmer,  Die 
.staatliche  Außenhandelsförderung  in  den  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika.  ,,W.  A."  14.  Band.  S.  64*ff.  —  Die  staatliche  Außenhandelsförderung 
in  der   Schweiz.     „W.  A."    14.  Band.    S.  275*ff. 

Für  die  Außenhandelsförderung  in  den  wichtigsten  übrigen  Ländern  vgl.,  ab- 
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Wir  beschränken  uns  zunächst  darauf,  den  Inhalt  der  neuen  Verord 
nungen,  von  denen  die  erstere^  die  Reform  des  brasilianischen  Konsular- 
dienstes  gebracht  hat,  während  die  zweite^  eine  neue,  ausführliche  Geschäfts- 
anweisung für  das  Staatssekretariat  des  Äußern  darstellt,  in  seinen  wichtigeren 
Einzelheiten  wiederzugeben. 

Nach  der  ersten  Verordnung  besteht  in  Zukunft  der  Stab  der  brasilianischen 
Konsularbeamten  aus  Genoralkonsuln  1.  imd  2.  Klasse,  Konsuln,  Vize- 
konsuln, Kanzlisten  (Chancelleres)  und  Konsularagenten  (früher  Handelsagenten). 
Der  bisherige  Konsulardienst  wird  stark  erweitert.  Das  Generalkonsulat 
IL  Klasse  in  Barcelona  wird  zum  Generalkonsulat  I.  Klasse  erhoben,  die  Konsu- 
late in  Bordeaux,  Yokohama  und  üporto  zu  Generalkonsulaten  II.  Klasse  und  die 
Vizekonsulate  in  Manchester  und  Golhenburg  zu  Konsulaten.  Das  Vizekonsulat 
in  Nantes  wird  nach  Lyon  übertragen.  Generalkonsulate  2.  Klasse  entstehen 
in  Kristiania,  Neu-Orleans,  Zürich,  Schanghai  imd  Vera  Cruz.  Konsulate  werden 
geschaffen  in  St.  Louis,  St.  Francisco  in  Kalifornien,  Montreal,  Livorno,  Kalkutta, 
Kapstadt,  Belgrad,  Saloniki,  Galatz  (Rumänien),  Helsingfors,  Alexandria,  Cherbourg, 
Moskau,  Odessa  mid  Sydney;  und  Vizekonsulate  in  Chicago,  Barbados,  Bahia 
Bianca,  Dakar,  Swansea,  Alger,  Bilbao.  Kohe,  Bombay,  Wladiwostok,  Lüttich 
und  Antofagasta.  —  Es  werden  drei  konsularische  lnspektionen  geschaffen,  eine 
für  Südamerika  und  Südafrika,  eine  zweite  für  Nord-  und  Mittelamerika  und  Asien 
und  eine  dritte  für  Europa  und  Nordafrika. 

Bei  dem  Staatssekretariat  des  Äußeren  werden  die  beiden 
alten  G  ;neraldirektorien  umgestaltet.  Dem  Ersten  Generaldirektor  unterstehen 
jetzt  vier  Abteilungen,  von  denen  die  dritte  die  konsularischen  Angelegenheiten 
und  die  vierte  die  Wirtschafts-  und  Handelssachen  zu  bearbeiten  hat. 

Diese  Ausgestaltung  an  sich  ist  nitht  so  b«  merkt  nt- weit.  Eist  eine  genauere 
Prüfung  der  Aufgaben,  welcher  die  Konsuln  und  die  Abteilung  des  Auswärtigen 
Amtes  ihre  besondere  Sorgfalt  zu-w  enden  sollen,  läßt_^  das  für  Brasilien  Chaiak- 
teristische  erkennen. 

Die  Konsuln  sind  angewiesen,  die  Gründung  von  Handelskammern  im  Aus- 
lande zu  fördern  \md  die  bereits  vorhandenen  in  jeder  Weise  zu  unterstützen. 
In  den  Konsulaten  sollen  Mustersammlungen  und  Preisverzeichnisse  für  die  wich- 
tigsten Erzeugnisse  Brasiliens  angelegt  werden.  Ferner  ist  für  eine  sofortige  Ver- 
breitimg der  vom  Staatssekretariat  zugehenden  Mitteilungen  über  Gefrierfleisch, 
Gummi,  Kaffee,  Getreide,  Zucker,  Tabak,  Baumwolle,  Kakao  und  sonstige  land- 
wirtschattliche  Erzeugnisse  Sorge  zu  tragen.  Zu  diesen  Mitteilungen  gehören  auch 
gegebenenfalls  in  fremder  Sprache  zu  veröffentlichende  Denkschriften  über  die 
wirtschaftliche  Lage  hinsichtlich  dieser  Erzeugnisse.  Der  Gteneraldirektor  soll  zu 
diesem  Zweck  in  Zusammenarbeit  mit  der  Abteilung  für  Handels-  und  Wirt- 
schaftsangelegenheiten die  Interessenten  zur  Einsendimg  von  Mustern  dei  brasi- 
lianischen  Erzeugnisse   auffordern,   welche  den  brasilianischen  Auslandsvertretern 

gesehen  von  dem  Buche  von  Th.  Schuchardt,  die  vom  Institut  für  Seever- 
kehr mid  Weltwirtschaft  herausgegebenen  Denkschriften:  Der  Wirtschaftskrieg. 
Erste  Abteilung:  England.  Jena  I9I7.  S.  245.  Zweite  Abteilung:  Rußland. 
Jena  1918.  S.  162ff.,  282.  Dritte  Abteilung:  Japan.  Jejial917.  S.  40ff.  Vierte 
Abteilung:    Frankreich.    Jena  1918.    S.  61  ff. 

1  No.  12  996:  „Diario  official."  Rio  de  Janeiro.  28.  April  1918.  S.  6012  ff. 
Vgl.  „Wcltwirtschattliche  Nachrichten"  1918.  S.  587. 

2  No.  12  997:  Ebenda.  S.  6014ff.  Vgl.  „Weltwirtschaftliche  Nachrichten" 
1918.     S.  729  f. 
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zugesandt  werden  sollen.  Ferner  soll  er  den  Konsulaten  telegraphisch  von  den 
Marktpreisnotierungen  der  einheimischen  Erzeugnisse,  deren  Ausfuhr  in  die  Wege 
geleitet  oder  verstärkt  werden  muß,  Mitteilimg  machen. 

Die  Konsuln  erhalten  Zulagen  zu  ihren  Gehältern  entsprechend  der  Ver- 
mehrung der  brasilianischen  Ausfuhr  nach  ihrem  Konsularbezirk  während  des 
letzten  halben  Jahres. 

Die  Tätigkeit  der  Konsuln  und  der  Abteilung  für  Handels-  und  Wirtschafts- 
angelegenheit ist  also  wesentlich  nach  außen  gerichtet.  Es  ist  eine  Propaganda- 
tätigkeit für  die  brasilianischen  Erzeugnisse. 

Brasilien  hat  man  mit  Recht  ,,the  greatest  storehouse  of  raw  material 
in  the  world"  genannt.  Wenn  irgendwo  für  den  Absatz  von  Industrieer- 
ze ugnissen  eine  rege  Propagandatätigkeit  entfaltet  wird,  so  pflegt  das  in 
Anbetracht  des  starken  Wettbewerbs  und  der  groi3en  Mannigfaltigkeit 
solcher  Erzeugnisse  verständlich  zu  sein,  eine  Propaganda  für  den  Absatz 
von  Rohstoffen  erscheint  ungewöhnlich.  Argentinien  macht  für  Wolle,  Lein- 
saat und  Weizen  keine  Reklame,  ebensowenig  Australien  für  Wolle,  Nord- 
amerika für  Baumwolle,  Bolivien  für  Zinn:  bei  Rohstoffen  pflegt  der  Ver- 
braucher den  Erzeuger  aufzusuchen,  bei  Industrieerzeugnissen  der  Erzeuger 
den  Verbraucher. 

Wenn  im  Gegensatz  hierzu  ein  Land  wie  Brasilien  gezwungen  ist, 
seinerseits  im  Ausland  Propaganda  zu  machen,  so  liegt  das 
daran,  daß  sich  dem  Absatz  seiner  wichtigsten  Erzeugnisse  schwere  Hinder- 
nisse in  den  Weg  stellen.  Das  brasilianische  Hauptprodukt,  der  Kaffee, 
welcher  1913:  62,9%  der  gesamten  Ausfuhr  ausmachte,  leidet  seit  langem 
an  Überproduktion.  Die  Blockade  der  wichtigen  mitteleuropäischen  Märkte 
hat  die  Lage  noch  verschärft,  und  ob  die  Stapel,  welche  sich  während  des 
Krieges  angesammelt  haben,  überhaupt  Absatz  finden  werden,  ist  zweifel- 
haft. Der  Amazonasgummi,  das  zweite  Hauptausfuhrerzeugnis,  welcher 
früher  so  große  Gewinne  abwarf,  daß  man  ihn  als  das  schwarze  Gold  be- 
zeichnete, hat  in  dem  Plantagen  gummi  einen  überwältigenden  Wettbewerber 
gefunden.  Die  schnelle  Entwicklung  der  Gummiplantagen  raubte  Brasilien 
seine  alte  Monopolstellung  für  Gummi  völlig.  Im  Jahre  1917  betrug  Bra- 
siliens Anteil  an  der  Weltgummierzeugung  nur  noch  knapp  15,3%,  und  der 
wertvollste  brasilianische  Gummi  Eine  Parä  machte  nicht  mehr  als  6% 
der  Welterzeugung  aus.  Der  Preis  für  Amazonasgummi  fiel  seit  1910 
ständig.  1910/11  betrug  der  Durchschnittspreis  für  das  kg  13,8  sh  und 
sank  in  den  folgenden  Jahren  ziemlich  gleichmäßig  bis  auf  3,9  sh  im  Jahre 
1914/15.  Bei  einem  solchen  Preis  ist  die  Rentabilität  der  Gummiindustrie 
in  Frage  gestellt.  Die  Erzeugungskosten  des  Plantagengummis  sind  niedriger, 
und  für  den  größten  Gummiverbraucher,  die  AutomobiUndustrie,  kommt 
schon  des  Preises  wegen  der  Amazonasgummi  kaum  noch  und  Eine  Parä 
gar  nicht  in  Frage.  Der  Krieg  hat  die  Lage  noch  verschärft,  und  man 
sah  sich  genötigt,  nach  dem  Vorbild  der  Kaffeevalorisation  eine  Gummi- 
valorisation    vorzunehmen^.      So    machen  Kaffee   und  Gummi,    1913  über 

^  Vgl.  Näh2re8  hierüber  bei  Hans  Scherrer,  Die  Kaffeevalorisation 
tuid  Valori^ationsversuche  in  anderen  Welthandelsartikeln.  „W.  A."  14.  Band. 
S.  336ff.  und  602ff. 
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drei  Viertel  des  gesamten  Ausfuhrwertes,  eine  schwere  Krisia  durch,  und 
auch  als  Kakaolieferant  wird  Brasilien  durch  die  portugiesischen  Inseln 
Principe  und  S.  Thome  und  durch  Ekuador  mehr  und  mehr  bedrängt.  Da- 
her ist  es  verständlich,  daß  es  alles  daran  setzt,  seinen  Erzeugnissen  einen 
kräftigeren  Absatz  zu  sichern.  Brasilien  steht  für  seine  wichtigsten  Er- 
zeugnisse in  der  Verteidigungsstellung.  Dem  entspricht  es  auch,  wenn 
das  Wort  Defesa,  Verteidigung  und  Proteccäo,  Schutz,  eine  solche  Rolle 
bei  den  brasilianischen  Wirtschaftspolitikern  spielt.  Zu  der  Tätigkeit  der 
Konsularinspektoren  gehört  ganz  besonders  (,,muito  especialemente")  die 
Überwachung  der  von  den  Konsuln  zur  Unterstützung  und  zum  Schutz 
(„fomento  e  proteccäo")   der  Handelsbeziehungen  ergriffenen  Maßnahmen. 

Die  Vereinigten  Staaten  sind  die  besten  Abnehmer  des  bra- 
silianischen Kaffees;  1913  wurden  4,9  Mill.  Sack  von  der  Gesamtausfuhr  von 
13,3  Mill.  Sack  dorthin  exportiert.  Trotzdem  soll  der  Verbrauch  in  den 
Vereinigten  Staaten  durch  Propaganda  noch  gesteigert  werden.  Die  Socie- 
dade  Promotora  da  Defesa  do  Cafe  betätigt  sich  vor  allem  nach  dieser 
Richtung  und  wird  bei  ihrer  Arbeit,  die  sich  auch  auf  andere  Länder  er- 
strecken soll,  vom  Staate  Säo  Paulo,  der  zur  Deckung  ihrer  Propaganda- 
unkosten eine  Steuer  von  100  Reis  auf  den  Sack  Kaffee  von  60  kg  legt,  unter- 
stützt. Zur  Förderung  des  Absatzes  des  Brasilkaffees  in  Japan  ist,  eben- 
falls in  Verbindung  mit  der  Regierung  von  Säo  Paulo,  die  Companhia  Pau- 
lista  de  Tokio  gegründet  worden,  doch  dürfte  hier  der  Wettbewerb  mit  dem 
im  Lande  selbst  erzeugten  National getränk,  dem  Tee,  besonders  schwer  sein. 

Die  oben  angedeuteten  Unterschiede  zwischen  den  brasilianischen  Me- 
thoden zur  Förderung  des  Außenhandels  und  den  Bemühungen  der  Indu- 
striestaaten werden  besonders  deutlich,  wenn  man  die  verschiedenen  ein- 
schlägigen Veröffentlichungen  miteinander  vergleicht.  Zu  den 
Aufgaben  der  Abteilung  für  Wirtschafts-  und  Handelsangelegenheiten  im 
brasilianischen  Staatssekretariat  des  Äußeren  gehört  die  Herausgabe  einer 
Zeitschrift  mit  dem  Titel  Boletim  Commercial  da  Sec9äo  dos  Negocios 
Economicos  e  Commercaes  do  Ministerio  dos  Rela9oes  Exteriores^.  Die 
deutschen  Nachrichten  für  Handel,  Industrie  und  Landwirtschaft,  um  nur 
die  amtliche  Veröffentlichung  zu  nennen,  die  nordamerikanischen  Commerce 
Reports,  das  englische  Board  of  Trade  Journal  usw.  berichten  für  den 
Auslandskaufmann  und  den  Exportindustriellen  des  betreffenden  Landes 
über  die  Lage  des  Weltmarktes.  Sie  sollen  die  Ausnutzung  günstiger  Ge- 
legenheiten, die  Anpassung  an  die  Bedürfnisse  der  verschiedensten  Märkte 
zum  erfolgreichen  Kampfe  gegen  den  Wettbewerb  anderer  Länder  ermög- 
hchen.  Sie  dienen  also  wesentlich  dem  Lande  selbst,  indem  sie  den  Nach- 
richtenstTom  in  übersichtlicher  Form  an  die  Interessenten  im  Lande  leiten. 
Für  Brasilien  kommen  solche  Zwecke  nicht  in  Frage.  Bei  der  vorwiegend  land- 
wirtschaftlichen Produktion  ist  eine  Anpassung  an  die  Bedürfnisse  der  aus- 
wärtigen Märkte  in  dem  Maße  und  mit  der  Schnelligkeit  wie  bei  der  Industrie 
gar  nicht  denkbar,  ebensowenig  schwanken  die  Absatzmöglichkeiten  in  so 
hohem  Maße  wie  bei  den  Industrieerzeugnissen.      Deshalb  erscheinen  die 

1  Vgl.  „Weltwirtschaftliche  Nachrichten"  1918.     S.  923f. 
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Veröffentlichungen  der  Industriestaaten  in  schneller  Folge,  das  brasilianische 
Boletim  aber  nur  monatlich.  Es  ist  wesentlich  für  das  Ausland  bestimmt 
und  erscheint  infolgedessen  auch  in  französischer  und  englischer  Sprache, 
um  seine  Propagandazwecke  voll  erfüllen  zu  können. 

Die  Förderung  des  Absatzes  brasiUanischer  Erzeugnisse  im  Auslande 
kann  die  großen  wirtschaftlichen  Schwierigkeiten  wohl  mildern,  erfaßt  jedoch 
das  Übel  naturgemäß  nicht  an  der  Wurzel,  d.  h.  unmittelbar  im 
Lande  selbst.  Die  Konkurrenzfähigkeit  der  brasihanischen  Erzeug- 
nisse ist  vielfach  dadurch  beschränkt,  daß  infolge  der  einseitigen  Pro- 
duktion Lebensmittel  eingeführt  werden  müssen  und  daher  die  Erzeugungs- 
kosten zu  hoch  sind,  deshalb  wird  für  den  verstärkten  Anbau  von 
Lebensmitteln  im  Lande  selbst  Propaganda  gemacht.  Gleichzeitig  kann 
die  Lage  des  brasihanischen  Außenhandels  dadurch  günstiger  gestaltet  werden, 
daß  an  Stelle  der  weniger  einträgüchen  Erzeugnisse  andere  auf  den  Markt 
gebracht  werden,  deren  Rentabilität  besser  ist.  Es  ist  dies  das  Programm 
der  Polykultur,  welches  durch  den  Krieg  an  Boden  gewonnen  hat  und 
in  dessen  Dienst  sich  auch  die  Regierung,  in  diesem  Falle  vertreten  nicht 
durch  das  Auswärtige  Amt,  sondern  durch  die  dem  Ministerium  für  Land- 
wirtschaft unterstehende  Delegayäo  executiva  da  Produc9äo  Nacional,  ge- 
stellt hat.  Es  werden  in  großem  Umfang  Propagandaschriften  mit  Anlei- 
tungen zur  Kultur  der  verschiedensten  Nutzpflanzen  unter  die  Landwirte 
verteilt,  auch  besteht  im  Landwirtschaftsministerium  für  diese  Zwecke 
ein  besonderer  Auskunftsdienst.  Die  Sociedade  Nacional  de  Agricultura 
arbeitet  auf  das  gleiche  Ziel  hin.  Die  Umstellung,  auf  welche  diese  Pro- 
paganda hinarbeitet,  wird  für  den  Außenhandel  große  Bedeutung  erlangen. 
Die  Brasilianer  wiesen  während  des  Krieges  mit  besonderem  Stolz  darauf 
hin,  daß  die  ,,Novas  correntes  commerciaes",  die  neuen  Handelsströme 
der  während  des  Krieges  neu  aufgenommenen  bzw.  vermehrten  Ausfuhr- 
waren die  Verluste  bei  den  alten  zum  Teil  ausgegUchen  hätten. 

Da  Brasihen  zur  Aufschheßung  seiner  Reichtümer  auf  die  Hilfe  des 
ausländischen  Kapitals  und  fremder  Ingenieure,  Unternehmer,  Kaufleute 
und  Einwanderer  nach  wie  vor  angewiesen  ist,  so  richtet  sich  die  nationale 
Propaganda  naturgemäß  auch  auf  den  Zweck,  allgemeines  Inter- 
esse für  Brasilien  und  seine  Schätze  und  Erwerbsmöghchkeiten 
zu  wecken.  Das  geschieht  teilweise  auf  dem  Wege  der  Literatur.  Im  Auftrage 
des  Ministers  Lauro  Müller  gab  der  Centro  Industrial  do  Brasil  das  Propa- 
gandabuch: 0  Brasil,  suas  riquezas  naturaes,  suas  industrias,  heraus,  welches 
in  verschiedene  Sprachen  übersetzt  ist.  Auf  Wunsch  der  brasilianischen 
Regierungskommission  für  Propaganda  und  Wirtschaftsexpansion  veröffent- 
hchte  J.  C.  Oakenfull  seine  Bücher  über  BrasiUen^.  In  der  neuen  Vorschrift 
für  den  Konsulardienst  wird  ferner  den  Konsuln  die  Aufgabe  zugewiesen, 
in  ihrem  Bezirk  Versammlungen  einzuberufen,  um  über  die  wirtschaftüchen 
Reichtümer  und  die  Aussichten  für  Handel  und  Industrie  in  Brasihen  auf- 


^  Das  brasilianische  Laudwirtschaftsministerium  gab  jüngst  zur  Propaganda 
in  den  Vereinigten  Staaten  eine  Schrift  unter  dem  Titel:  „What  Brazil  buys 
and  ßells"  heraus. 
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zuklären.  Ferner  soll  der  Generaldirektor  für  Wirtschafts-  und  Handels- 
angelegenheiten den  brasilianischen  Auslandsbeamten  Mitteilungen  zukommen 
lassen,  welche  diese  in  die  Lage  versetzen,  Interessenten  über  die  brasilia- 
nische Eisen-  und  Montanindustrie  im  allgemeinen,  über  Mangan,  Kohle, 
Petroleum,  Graphit,  Gefrierfleischindustrie  usw.  Auskunft  zu  geben  ^. 

Die  dargestellten  Bemühungen  Brasiliens  zur  Förderung  seines  Außen- 
handels unterscheiden  sich  also  in  manchen  Punkten  von  den  Maßnahmen 
der  Industrieländer  wegen  des  besonderen  Charakters  der  brasilianischen 
Wirtschaft.  Das  bei  den  Industriestaaten  stark  hervortretende  aus  dem 
Ausland  in  das  betreffende  Land  einströmende  Nachrichtenmaterial  spielt 
für  Brasilien  nur  eine  nebensächliche  Rolle.  Die  brasilianische  Außen- 
handelsförderung ist  im  wesentlichen  Propaganda,  welche  im  Auslande  ge- 
trieben wird,  um  den  Absatz  der  brasilianischen  Ausfuhrerzeugnisse  zu  er- 
weitern und  die  ausländischen  Finanz-,  Industrie-  und  Handelskreise  für 
Brasilien  zu  interessieren,  dazu  Propaganda  im  Innern,  um  neue  Ausfuhr- 
erzeugnisse zu  schaffen.  Was  in  der  ersten  Nummer  der  französischen 
Ausgabe  des  Boletim  commercial  über  den  Zweck  der  Zeitschrift  gesagt 
wird,  trifft  für  die  gesamte  brasilianische  Außenhandelsförderung  zu.  „II 
s'attachera  ä  faire  connaitre  et  apprecier  ä  l'etranger  les  conditions  et  les 
ressources  de  nos  marchees  d'exportation,  l'evolution  de  notre  vie  econo- 
mique  et  sa  merveilleuse  productivite." 

Hermann   Bargheer,    Eael. 


xin. 
Weltpolitik. 


Chronik  der  Weltpolitik. 

Wesentlich  infolge  von  Zensurschwierigkeiten  konnte  die  weltpolitische 
Chronik  während  des  Krieges  in  ihrer  bisherigen  Anlage  nicht  fortge- 
setzt werden.  Ihr  Charakter  hat  von  Anfang  an  darin  beruht,  daß 
der  Versuch  gemacht  wurde,  auf  Grund  des  jeweils  vom  Tage  gebrachten 
Materials  nicht  für  den  Tag,  sondern  in  längeren  Abschnitten,  für  die  ruhige 
Betrachtung,  die  Grundlagen  zu  liefern.  Dabei  sollte  der  weltpolitische  Zu- 
sammenhang der  einzelnen  Ereignisse  besonders  betont  und  der  einseitig 
deutsche  Standpunkt  der  Betrachtung  möglichst  ausgeschaltet  werden. 
Diese  Gesichtspunkte  werden  auch  der  zukünftigen  Arbeit  zugrunde  hegen. 
Wir  verhehlen  uns  dabei  nicht  die  besonderen  Schwierigkeiten,  die  zur  Zeit 
zu  überwinden  sind  und  vor  allem  darin  Hegen,  daß  die  Materialbeschaffung, 
solange  der  Verkehr  zwischen  den  Völkern  nicht  freigegeben  ist,  kaum  in 
dem  wünschenswerten  Maße  sich  ermöglichen  läßt^. 

1  In  Brüssel  wurde  1919  unter  dem  Ncamen  ,,Pro  Brazil"  eine  Propaganda- 
Btelle  gegründet,  die  dem  belgisch- brasilianischen  Handel  nach  dem  Kriege  dient. 

2  Vgl.  die  letzte  Chronik  dor  Weltpolitik  „W.  A.",  8.  Bd.,  Chron.  u.  Arch., 
S.  265ff.  —  Der  hier  zur  Verfügung  stehende  Raum  ist  zunächst  nur  geling.    Des- 
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Es  läge  nahe,  zu  versuchen,  durch  eine  kurze  Zusammenfassung  die 
Lücke  zwischen  1916  imd  1918  zu  schließen.  Dies  ist  jedoch  unmöglich, 
da  der  Stoff  auf  einem  geringen  Kannie  nicht  bewältigt  werden  könnte; 
es  ist  wohl  auch  insofern  nicht  wichtig,  als  die  meisten  Ereignisse  jener 
Zeit,  wenigstens  soweit  sie  von  dem  Konzern  der  Mittelmächte  ausgingen, 
durch  die  neue  Entwicklung  seit  dem  November  1918  ihre  praktische 
Bedeutung  verloren  haben;  sie  wirken  nicht  mehr  nach.  Was  in  jener 
Zeit  auf  der  gegnerischen  Seite  geschah,  ist  in  Deutschland  nur  sehr  bruch- 
stückweise zur  Kenntnis  gekommen.  Soweit  die  augenblickliche  weltpoli- 
tische Lage  von  diesen  Vorgängen  innerhalb  der  gegen  Deutschland  ver- 
bündeten Mächte  abhängig  oder  beeinflußt  ist,  wird  auf  sie  zurückzugreifen 
sein,  wenn  der  gegenwärtige  Verlauf  geschildert  wird. 

Die  augenblickliche  weltpohtische  Lage  wurde  eingeleitet  durch  eine 
Note  der  deutschen  Regierung  vom  5.  Oktober  1918,  in  der  sie  der  Regierung 
der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  mitteilte,  daß  sie  das  vom  Präsidenten 
in  der  Kongreßbotschaft  vom  8.  Januar  1918  und  in  seinen  älteren  Kund- 
gebungen, namentlich  in  der  Rede  vom  27.,  September  aufgestellte  Pro- 
gramm als  Grundlagen  für  die  Friedensverhandlungen 
annehme  und  ihn  um  Einleitung  derselben  und  vorherige  Herbeiführung 
eines  Waffenstillstandes  bitte.  Auf  eine  Anfrage  erklärte  die  deutsche  Re- 
gierung dann  am  12.  Oktober:  ,,Der  Zweck  der  einzuleitenden  Bespre- 
chungen wäre  also  lediglich  der,  sich  über  praktische  Einzelheiten  ihrer  An- 
wendung zu  verständigen."  Indem  die  deutsche  Regierung  hierbei  den 
Wortlaut  der  Anfrage  absichthch  übernahm,  ergab  sich  eine  klare  Grundlage. 
Daraufhin  leitete  die  Regierung  der  Vereinigten  Staaten  Besprechungen 
mit  den  alliierten  Regierungen  ein,  deren  Ergebnis  in  einer  Note  vom  5.  No- 
vember dahin  zusammengefaßt  wurde,  daß  die  alliierten  Regierungen  ihre 
Bereitschaft  zum  Friedensschlüsse  auf  der  angegebenen  Grundlage  erklärten, 
jedoch  mit  zwei  Einschränkungen.  Sie  behielten  sich  über  die  Freiheit  der 
Meere  volle  Freiheit  vor  und  legten  die  Frage  der  Wiederherstellung  der  be- 
setzten Gebiete  dahin  aus,  ,,daß  Deutschland  für  allen  durch  seine  Angriffe 
zu  Lande,  zu  Wasser  und  in  der  Luft  der  Zivilbevölkerung  der  Alüierten 
und  ihrem  Eigentimi  zugefügten  Schaden  Ersatz  leisten  soll".  Diese  Be- 
dingungen wurden  von  der  Reichsregierung  angenommen. 

Nimmt  man  die  Kongreßbotschaft  Wilsons  vom  8.  Januar  mit  ihren 
14  Punkten,  die  4  Punkte  der  Kongreßrede  vom  11.  Februar,  die  4  Punkte 
der  Rede  von  Mount  Vernon  vom  4.  Juh  und  die  5  Punkte  der  in  NewYork 
zur  Eröffnung  der  vierten  Friedensanleihe  gehaltenen  Rede  vom  27.  Sep- 
tember 1918  zusammen,  so  ergibt  sich,  systematisch  geordnet,  das  Folgende, 
wobei  die  Auslegung  und  die  Reservation  der  Alüierten  berücksichtigt  sind: 

Die  Grenzen  der  europäischen  Staaten  werden  nach  dem  Grundsatze 


halb  ist  es  nicht  die  Aufgabe  dieser  Chronik,  eine  Fülle  von  Tatsachen  zu  regi- 
strieren, sondern  auf  diejenigen  Vorgänge  hinzuweisen,  in  denen  der  Schlüssel 
der  weltpolitischen  Gesamtlage  enthalten  zu  sein  scheint.  Es  wüd  dementsprechend 
auch  von  einer  Festlegung  auf  eine  bestimmte  Berichtsperiode  Abstand  genommen. 

D.  Red. 
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der  Nationalität  bestimmt,  wobei  Elsaß-Lothringen  vorweg  als  nur  zu  Un- 
recht von  Frankreich  losgerissenes  Gebiet  gilt;  darum  findet  hier  keine 
Volksabstimmung  statt;  letzteres  ist  zwar  nicht  ausdrücklich  gesagt,  liegt 
aber  im  Zusammenhang.  Belgien  wird  wiederhergestellt.  Italiens  Grenzen 
sollen  nach  den  genau  erkennbaren  Linien  der  Nationalität  durchgeführt 
werden.  Rumänien,  Serbien,  Montenegro  sollen  wiederhergestellt  werden, 
Serbien  einen  Zugang  zur  See  erhalten  und  die  Balkanstaaten  durch  inter- 
nationale Bürgschaften  in  jeder  Weise  gesichert  werden.  Polen  wird  als 
nationaler  Staat  errichtet,  ,,der  die  von  unbestritten  polnischer  Be- 
völkerung bcAvohnten  Gebiete  einzubegreifen  hätte,  dem  ein  freier  und  sicherer 
Zugang  zur  See  gesichert  und  dessen  politische  sowohl  wie  wirtschaftliche 
Unabhängigkeit  und  territoriale  Unverletzlichkeit  durch  internationale  Über- 
einkommen garantiert  werden  sollen".  Den  Völkern  Österreich-Ungarns 
soll  freieste  Gelegenheit  zu  autonomer  Entwicklung  zugestanden  werden. 
Die  russischen  Gebiete  sind  zu  räumen,  Rußland  soll  nicht  nur  in  den  Bund 
der  Nationen  aufgenommen,  ihm  soll  auch  Hilfe  zu  seinem  Neuaufbau  ge- 
währt werden. 

In  den  türkischen  Staatsgebieten  soll  ebenso  die  Freiheit  der  Natio- 
nalität durchgeführt  werden.  Für  alle  Veränderungen  staatlicher  Zugehörig- 
keit hat  der  Grundsatz  maßgebend  zu  sein,  daß  sie  erfolgen  auf  Grundlage 
freier  Annahme  durch  das  betroffene  Volk;  die  wirtschaftlichen  Fragen 
sollen  so  geregelt  werden,  daß  alle  wirtschaftlichen  Schranken  möglichst 
beseitigt  und  für  alle  Nationen  Gleichheit  der  Handelsbedingungen  herge- 
stellt wird.  Boykott  oder  Ausschließung  dürfen  nicht  stattfinden.  Die  Kon- 
trollfragen sind  unparteiisch,  und  gerecht  zu  schlichten. 

Über  diesen  besonderen  Gesichtspunkten  für  Einzelheiten  steht  dann 
der  allgemeine  Gedanke  eines  auf  Abrüstung  fußenden  Bundes  der  Völker, 
derart,  daß  Vergewaltigungen  ausgeschlossen  und  zukünftige  Kriege  ver- 
hindert werden. 

Eine  theoretische  Kritik  dieser  allgemeinen  Forderungen  aus  dem  Pro- 
gramm des  amerikanischen  Präsidenten  gehört  nicht  in  den  Rahmen  dieser 
Chronik;  wir  stellen  nur  fest,  daß  diese  Gedankengänge  gerade  während 
des  Krieges  und  durch  den  Gegensatz  zu  allem  Schrecklichen,  das  er  brachte, 
vielfach  neue  Anhänger  gefunden  haben.  Der  Vorgang  ist  ähnlich  dem 
während  des  spanischen  Erbfolgekrieges,  auf  dessen  geistiger  Stimmung 
die  Schrift  von  St.  Pierre  beruhte. 

Nachdem  Wilsons  Vorschläge  als  Grundlage  für  die  Friedensverhand- 
lungen angenommen  waren,  fanden  zunächst  Waffenstillstandsver- 
handlungen statt,  die  von  dem  Oberkommandierenden  der  Alliierten, 
Marschall  Foch,  geführt  wurden.  Die  Bedingungen  waren  derart,  daß  jeder 
weitere  Widerstand  Deutschlands  zu  Lande  wie  zur  See  unmöglich  gemacht 
wurde;  dahin  wirkte  schon  allein  die  Auslieferung  des  Kriegsmaterials  und 
der  Schiffe.  Zugleich  blieb  Deutschland  nicht  nur  durch  die  Besetzung 
der  linksrheinischen  Gebiete,  sondern  noch  mehr  dadurch  in  der  Hand  seiner 
Feinde,  daß  die  Blockade  nicht  nur  nicht  aufgehoben,  vielmehr  auf  die  Ost- 
see ausgedehnt  wurde.     Auch  die  den  neutralen  Staaten  auferlegten  Aus- 
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fuhrverbote  blieben  in  Kraft,  so  daß  die  Lebensmittelversorgung  Deutsch- 
lands nach  wie  vor  äußerst  gespannt  und  jede  Besserung  von  der  Entente 
abhängig  bUeb.  Schon  bei  den  ersten  Waffenstillstandsverhandlungen  hatten 
die  deutschen  Unterhändler  darauf  aufmerksam  gemacht,  daß  die  Lage  un- 
haltbar sei  und  die  Alliierten  und  die  Vereinigten  Staaten  ,,in  Aussicht 
genommen  hätten,  Deutschland  während  der  Dauer  des  Waffenstillstandes 
in  dem  als  notwendig  erkannten  Maße  mit  Lebensmitteln  zu  versorgen". 
Bei  der  Verlängerung  des  Waffenstillstandes  am  16.  Januar  1919  übernahm 
Deutschland  die  Verpflichtung,  hierfür  während  der  Dauer  des  Waffenstill- 
standes seine  ganze  Handelsflotte  zur  Verfügung  zu  stellen,  aber  es  dauerte 
bis  Anfang  März,  ehe  auch  nur  Verhandlungen  über  die  Ausführung  dieser 
sehr  allgemein  gehaltenen  Bestimmungen  begannen.  Man  wird  nicht  fehl- 
gehen, wenn  man  annimmt,  daß  die  AUiierten  zunächst  überhaupt  die 
Lebensmittelversorgung  bis  zum  Abschluß  des  Vorfriedens  hinausschieben 
wollten,  um  Deutschlands  Notlage  als  weiteres  Druckmittel  zu  benutzen, 
daß  dann  aber  die  verschiedenen  spartakistischen  Putsche  eine  andere  Po- 
litik als  nötig  erscheinen  ließen,  einmal,  weil  man  ein  Übergreifen  auch 
auf  die  eigenen  Länder  befürchten  konnte,  dann  auch,  weil  es  natürlich  den 
Interessen  der  Alliierten  durchaus  widersprochen  hätte,  wenn  in  Deutsch- 
land nicht  eine  gewisse  Konsolidierung  der  Regierung  zustande  gekommen 
wäre.  Denn  eine  solche  ist  zu  einem  Friedensschlüsse  nötig,  der  Aussicht 
auf  Einhaltung  und  Durchführung  bieten  soll.  Inwieweit  sich  in  der  Be- 
handlung dieser  Frage  unter  den  Gegnern  Deutschlands  verscliiedene  An- 
sichten gebildet  hatten,  ist  nicht  mit  Sicherheit  festzustellen. 

Nur  in  zwei  Fällen  ist  es  innerhalb  der  alhierten  und  assoziierten  Mächte 
(wir  übernehmen  absichtlich  diesen  Ausdruck,  der  den  Unterschied  zwischen 
der  alten  Entente  und  ihren  neueren  Freunden,  besonders  Amerika,  festlegt) 
zu  offensichtlichen  Gegensätzen  gekommen.  Italien  konnte  sich  mit  den 
anderen  über  ein  Stück  der  südslawischen  Frage  nicht  einigen,  Japan  ist 
in  der  ostasiatischen  Angelegenheit  nicht  zu  einem  ihm  genehmen  Abschluß 
gelangt. 

Die  südslawische  Streitfrage  verkörpert  sich  in  den  gegen- 
teihgen  Wünschen  über  die  zukünftige  Zugehörigkeit  des  Hafens  von  Fiume. 
Letzten  Endes  greift  sie  natürlich  viel  weiter  und  umfaßt  den  Gegensatz 
zwischen  Italien  und  dem  südslawischen  Staat,  in  den  die  ganze  seepolitische 
Lage  Italiens  eingreift.  Italien  berief  sich  bei  seinem  Verlangen  darauf, 
daß  die  Stadt  Fiume  eine  italienische  Mehrheit  habe;  wer  je  Nationalitäten- 
statistiken aus  national  strittigen  Gebieten  genauer  kennen  gelernt  hat, 
wird  ihnen  nicht  trauen;  im  besonderen  Falle  machten  die  Vertreter  der  süd- 
slawischen Interessen  wohl  zu  Recht  darauf  aufmerksam,  daß  die  Vorstädte 
des  eigentlichen  Fiume,  in  denen  die  Arbeiterbevölkerung  wohne,  die  also 
organisch  zu  der  Hafenstadt  hinzugehören,  fast  geschlossen  slawisch  seien. 
Auf  der  Konferenz  in  Paris  hat  der  Präsident  der  Vereinigten  Staaten  am 
energischsten  den  italienischen  Wünschen  widersprochen;  er  hat  schheßlich, 
ganz  entgegen  dem  sonstigen  Brauch  der  Konferenz,  über  alle  Beratungen 
tiefstes  Geheimins  zu  bewahren,  eine  Art  Flucht  in  die  öffentüchkeit  an- 
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getreten  und  eine  ,, Erklärung  in  der  Adriatischen  Sache"  ausgegeben,  deren 
kurzer  Sinn  ist:  Italien  muß  auf  den  Hafen  verzichten,  der  den  natür- 
lichen Ausgangspunkt  für  die  Länder  Ungarn,  Böhmen,  Rimiänien  und  die 
Staaten  der  neuen  südslawischen  Gruppe  darstellt.  Demgegen'über  machte 
Orlando  in  einer  Gegenerklärung  vom  folgenden  Tage  (25.  April)  darauf 
aufmerksam,  ,,daß  auch  andere  internationale  Häfen,  wie  Genua,  Ant- 
werpen, Rotterdam,  verschiedeneu  Völkern  und  Gebieten  als  Ausgangs- 
pmikt  dienen,  ohne  daß  sie  dieses  Vorrecht  teuer  zu  bezahlen  brauchen". 

Infolge  dieser  Spannung  reisten  kurz  darauf  Italiens  Vertreter  bei  den 
Pariser  Konferenzen  ab;  sie  ließen  sich  in  Rom  durch  Beschlüsse  der  Kam- 
mern den  Rücken  decken  und  hofften  wohl  um  so  mehr  auf  ein  Nachgeben 
der  anderen,  als  inzwischen  die  deutschen  Friedensdelegierten  nach  Ver- 
sailles eingeladen  imd  angekommen  waren.  Man  mußte  Wert  darauf  legen, 
diesen  geschlossen  gegenüber  zu  treten,  ein  Gedanke,  den  auch  die  Zurück- 
gebliebenen nicht  abwiesen,  w'eshalb  es  zu  einer  Verzögerung  der  Übergabe 
des  Friedensinstrimientes  kam;  beim  Austausch  der  Vollmachten  fehlten  die 
italienischen  noch,  bei  der  ersten  Sitzung  waren  die  italienischen  Vertreter 
wieder  anwesend,  obwohl  sich  inzwischen  nichts  geändert  hatte.  Sie  schienen 
zu  dem  Schlüsse  gekommen  zu  sein,  daß  bei  weiterem  Wegbleiben  auch  noch 
über  andere  italienische  Interessen  anders  verfügt  würde,  als  sie  hoffen 
mußten.  So  ging  der  Zwischenfall  augenscheinlich  mit  einer  Niederlage  der 
Italiener  aus.  Der  Grund  liegt  wesentlich  darin,  daß  Italien  in  seiner  Roh- 
stoff- wie  Nahrungsmittelversorgung  von  seinen  großen  Verbündeten  ab- 
hängig ist  und  daß  diese  das  Land  überdies  dm-ch  ihre  Flottenstellung 
im  Mittelmeer  in  der  Hand  haben.  Das  ist  schon  seit  langem  der  Fall; 
Bismarck  sah  seinerzeit  nur  eine  Möglichkeit  voraus,  daß  Italien  den  Drei- 
bundvertrag lösen  werde,  nämlich,  wenn  England  sich  gegen  den  Dreibund 
stelle. 

In  Italien  ist  man  sich  dieser  Begrenzung  der  eigenen  Macht  natürlich 
bewußt  und  sucht  schon  darum  das  adriatische  Meer  völlig  in  eigene 
Hand  zu  bekommen.  Darüber  hinaus  sieht  man  die  Rivalität  z^vischen  sich, 
und  dem  zukünftigen  großslawischen  Staate  als  eine  derart  tiefliegende  an, 
daß  sie  zu  einer  dauernden  Feindschaft  wird  führen  müssen ;  schon  darum  ist 
Italien  für  den  Anschluß  Deutschösterreichs  an  Deutschland.  Es  will  wenig- 
stens Tscheche- Slowalden  einen  starken  Nachbarn  auf  der  anderen  Seite 
schaffen,  imi  durch  Vereinbarungen  mit  diesem  auf  den  dazwischen  Hegenden 
gemeinsamen  Gegner  einen  Druck  ausüben  zu  können.  Hierbei  schneiden 
sich  seine  Interessen  mit  denen  Frankreichs,  das  aus  einem  solchen  Zu- 
sammenschhisse  eine  zu  große  Stärkung  des  deutschen  Staates  befürchtet. 
In  der  Adriafrage  dagegen  steht  Frankreich  offenbar  mehr  zu  Italien,  wäh- 
rend die  Gegnerschaft  Englands  wie  Amerikas  sich  schon  daraus  erklärt, 
daß  sie  hoffen  können,  in  einem  südslawischen  Ausfuhrhafen  Fiume  einen 
großen  Teil  des  Geschäftes  in  die  Hand  zu  bekommen,  während  die  Aus- 
sichten hierzu  in  einem  italienischen  weniger  groß  sind.  Überdies  hofft  man 
wohl  so  am  ehesten  verhindern  zu  können,  daß  Deutschösterreich  sich  hier 
seine  alte  Stellung  neu  befestige. 
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Die  zweite  Frage,  in  der  es  zwischen  den  verbündeten  Mächten  zu  Aus- 
einandersetzungen kam,  war  die  ostasiatische.  Hier  verlangte  Japan, 
daß  die  deutsche  Besitzung  Kiautschou  mit  allen  Rechten  ihm  übertragen 
werde.  Es  hat  dabei  amerikanischen  Widerstand  schUeßlich  besiegt.  Japan 
hat  damit,  da  ihm  Korea  schon  gehört  und  es  während  des  Krieges  China 
gegenüber  eine  Reihe  sonstiger  Sonderrechte  durchgesetzt  hat,  in  China 
eine  durchaus  überlegene  Stellung.  Allerdings  hat  es  demgegenüber  eine 
sehr  wichtige  Konzession  machen  müssen.  Da  die  japanischen  Staatsmänner 
Schwierigkeiten  in  der  Erreichung  ihrer  ostasiatischen  territorialen  Ziele 
voraussahen,  so  stellten  sie  in  den  Konferenzverhandlungen  den  Antrag, 
daß  die  Gleichberechtigung  der  Rassen  für  alle  am  Völkerbunde  beteiligten 
Staaten  im  Statut  ausgesprochen  werde  (28.  April).  Damit  hätten  sie  die 
Aufhebung  der  Sonderbestimmungen  gegen  gelbe  Einwanderung  in  Amerika 
und  Austrahen  erreicht.  Da  die  Vereinigten  Staaten  darauf  unbedingt  nicht 
eingehen  wollten,  so  mußten  sie  sich  bezüglich  Chinas  zu  Konzessionen  be- 
quemen, um  Japan  in  der  KoaUtion  zu  halten. 

In  diese  Weltpolitik  im  eigentüchen  Sinne  spielt  sehr  stark,  oft  auch 
in  Einzelheiten  bestimmend,  die  Summe  von  Veränderungen  hinein,  die  sich 
aus  dem  Zusammenbruch  Österreich- Ungarns  und  aus  der  augenblickliche!! 
Machtlosigkeit  ergeben,  in  der  sich  zugleich  Rußland  und  Deutschland  be- 
finden. Auf  diesen  Tatsachen  baut  sich  der  Prozeß  der  Konsolidierung 
einer  größeren  Anzahl  neuer  nationaler  Staats- 
wesen auf,  der  einsetzte  mit  der  Errichtung  einer  polnischen  Staatlich- 
keit noch  während  des  Krieges,  einem  Versuch,  der  damals  von  Deutschland 
und  Österreich-Ungarn  unternommen  wurde,  um  die  polnische  Frage  zu  lösen. 

Wir  registrieren  zunächst  kurz,  daß  sich  —  in  der  Zeit  vor  der  Spanne 
dieser  Berichterstattung  —  der  finnische  und  in  gewissem  Sinne  auch  der 
polnische  Staat  gebildet  hatten.  Ihnen  folgten  auf  dem  Gebiete  der  ehe- 
maligen Doppelmonarchie  der  südslawische  Staat  unter  der  einst - 
weihgen  Regierung  des  serbischen  Kronprinzen  Alexander,  der  außer  Serbien 
die  serbo-kroatischen  Gebiete  Bosnien,  Herzegowina,  Kroatien,  Slawonien 
und  einen  Teil  Dalmatiens  umfaßt  und  bestrebt  ist,  sich  auch  Montenegro 
einzugliedern. 

Die  Richtlinien  seiner  außenpolitischen  Zukunft  sind  ihm  insofern  be- 
stimmt, als  er  gegenüber  Itahen  und  Ungarn  in  gleicher  Weise  Interessen- 
gegensätze hat,  während  sich  zur  Tschecho- Slowakei  schon  aus  dem  gemein- 
samen Antagonismus  zu  Ungarn  und  zu  Deutschösterreich  eine  Verbindung 
ergeben  wird,  die  teilweise  schon  besteht  und  auf  die  Zeit  gemeinsamer  pan- 
slawistischer  Arbeit  der  jetzigen  Führer  zurückgeht.  Der  Staat  ist  von  der 
Entente  anerkannt  und  wird  von  ihr  gefördert. 

Das  jetzige  Ungarn  ist  nur  ein  sehr  verkleinertes  Abbild  des  frü- 
heren; es  hat  nicht  nur  seine  serbo-kroatischen  Gebiete  verloren,  sondern  auch 
seine  rumänischen.  Rumänische  Truppen  standen  alsbald  an  der  Theiß,  vom 
Norden  griffen  tschechische  bis  nach  Preßburg  vor,  um  ihrem  Staate  den 
vollen  Anschluß  an  die  Donau  zu  sichern;  die  Slowakei  hat  sich  dem  Tsche- 
chischen Staate  angeschlossen,  und  die  deutschen  Teile  Nordungarns  streben 
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zu  Deutschösterreich.  Alle  diese  Loslösungsbestrebungen,  mit  Ausnahme  der 
deutschen,  wurden  von  der  Entente  gefördert,  deren  Mandatar  hier  Frank- 
reich ist.  Unter  dem  Drucke  dieser  Gegenwirkungen,  die  Ungarn  im  wesent- 
lichen auf  die  Donauebene  beschränken  sollten,  hat  der  revolutionsgeborene 
Leiter  des  Staates  sein  Amt  niedergelegt  in  dem  Augenblicke,  als  Entente- 
truppen und  ihre  Verbündeten  eine  bisher  festgelegte  Demarkationslinie 
überschritten  und  die  letzten  Hoffnungen,  die  er  hatte,  den  nationalen  Zu- 
sammenbruch durch  Anschluß  an  die  westlichen  Demokratieen  hintanzu- 
halten,  zusammenbrachen.  Graf  Karolyi  hinterließ  die  Regierung  der  links- 
radikalen Partei,  den  Bolschewisten.  Trotzdem  ihre  Lage  außenpolitisch 
verzweifelt  schien,  haben  sie  es  doch  verstanden,  die  Besetzung  der  Haupt- 
stadt und  das  Vorrücken  der  Rumänen  wie  der  Tschechen  aufzuhalten. 
Eine  eigentliche  Übersicht  über  die  Lage  dieser  bolschewistischen  Regierung, 
die  nicht  ganz  unzutreffend  mit  der  Pariser  Kommune  von  1871  verglichen 
worden  ist,  ließ  sich  nur  schwer  gewinnen.  Im  Innern  wurde  das  bolschewi- 
stische Programm  durchgeführt,  jedoch  unter  starker  Rücksichtnahme  auf 
die  Bauern,  denen  ihr  Privateigentum  an  Produktionsmitteln  bis  zu  einer 
hohen  Grenze  erhalten  bleiben  sollte. 

Der  Tschecho-slowakische  Staat,  seit  November  konsti- 
tuiert, wurde  sogleich  von  der  Entente  und  bald  darauf  auch  von  Deutsch- 
land anerkannt,  ohne  daß  allerdings  bisher  seine  Grenzen  festgelegt  waren. 
Bei  ihrer  Bestimmung  schneiden  sich  völkische  und  militärpolitische  Ge- 
sichtspunkte, besonders  in  der  Frage  Böhmens  selbst;  würden  die  Wünsche 
der  tschechischen  Nationalisten  erfüllt,  so  würden  diesem  Staate  3^  Mill. 
Deutscher  angegliedert.  Schon  jetzt  kam  es  zwischen  ihnen  und  den 
Tschechen  zu  erbitterten  Kämpfen,  und  in  der  nächsten  Zeit  wenigstens 
würden  die  Leiter  des  Staatswesens,  auch  wenn  sie  es  wollten,  der  na- 
tionalistischen Hetze  gegenüber  einen  modus  vivendi  für  diese  nationale 
Minderheit  wohl  kaum  durchführen  können.  Die  systematische  Umwand- 
lung deutscher  Industrieunternehmimgen  in  tschechische,  wofür  die  Skoda- 
werke das  typische  Beispiel  sind,  ist  ein  Wegzeiger.  Ähnlich  steht  es  mit 
dem  Verhältnis  zu  Deutschland,  trotzdem  Präsident  Masaryk  die  Not- 
wendigkeit wiederholt  betonte,  daß  beide  Staaten  zu  einem  Ausgleich 
kommen.  Der  Abschluß  verschiedener  wirtschaftlicher  Abkommen  spricht 
nicht  gegen  die  angenommene  Grundlinie  der  Zukunftspolitik.  Die  ge- 
samten Staaten,  die  sich  aus  der  zerfallenden  Habsburgermonarchie  ge- 
bildet haben,  stehen  noch  vor  allerschwersten  Aufgaben,  wenn  es  sich  um 
die  wirtschaftüche  Liquidation  der  früheren  Gemeinsamkeit  handelt.  In 
der  Frage  des  Geldes  sind  die  beiden  slawischen  Staaten  mit  Sonderab- 
stempelungen der  Noten  vorgegangen;  Deutschösterreich  ist  gefolgt.  Die 
Auseinandersetzung  über  die  Staatsschuld  ist  noch  offen,  ebenso  die  über 
die  zukünftigen  wirtschaftHchen,  besonders  die  zollpoütischen  Beziehungen. 

Am  meisten  leidet  unter  alledem  natürlich  die  bisherige  Zentrale, 
Deutschösterreich;  schon  deshalb,  weil  es  wirtschaftlich  be- 
züghch  seiner  Ernährung  ein  ausgesprochenes  Zuschußgebiet  ist.  Das  Schick- 
sal Deutschösterreichs    ist  noch,  ganz  ungewiß.      Im  Lande  selbst  stehen 


Weltpolitik.  107* 

sich  zwei  Strömungen  ziemlicli  scliroff  gegenüber,  von  denen  die  eine  unter 
Führung  der  Sozialdemokratie,  die  zugleich  die  Trägerin  der  Regierung  ist, 
den  engen  Anschluß  an  Deutschland  propagiert,  während  die  andere  einen 
eigenen  und  möghchst  einen  neutralen  Staat  bilden  möchte ;  bei  der  letzteren 
hat  die  christHch-soziale  Partei  die  Führung;  sie  wird  von  wirtschaftüchen 
Kreisen,  besonders  von  der  Finanz  unterstützt  und  denkt  um  so  mehr  an 
eine  Anlehnung  an  die  Entente,  als  diese  ihr  durch  den  sehr  geschickten 
französischen  Diplomaten  AUize  in  allerdings  ziemüch  platonischer  Weise 
verschiedenste  Versprechungen  macht.  Die  trostlose  Lage  der  Ernährung 
hindert  die  Regierung  selbstverständüch  in  der  freien  Entfaltung  einer 
selbständigen  Außenpohtik. 

Das  polnische  Staatswesen  hat  sich  nach  dem  deutschen  Zu- 
sammenbruch ungemein  schnell  in  den  vollen  Besitz  von  Kongreßpolen  und 
auch  des  größeren  Teiles  der  Provinz  Posen  gesetzt;  es  hat  am  15.  Dezember 
1918  die  Beziehungen  zu  Deutschland  abgebrochen.  Dem  offenen  Kriegs- 
zustande ist  durch  eine  Intervention  der  Entente  mit  der  Ziehung  einer 
Demarkationslime  ein  Ende  gemacht  worden.  Die  Regierung  des  polnischen 
Staates  lag  zuerst  in  der  Hand  des  Generals  Pilsudski,  der  trotz  seiner  gewiß 
nicht  geschickten  Behandlung  seitens  Deutschlands  entsprechend  dem  Pro- 
gramm seiner,  der  sozialistischen  Partei,  einen  Ausgleich  nach  allen  Seiten, 
also  auch  mit  Deutschland  erstrebte.  Durch  einen  Putsch  in  Warschau 
wurde  er  gezwungen,  am  17.  Januar  sein  Kabinett  umzubilden  und  dem 
nationaldemokratischen  Paderewski  die  Ministerpräsidentschaft  zu  über- 
lassen. Dieser  ist  einseitig  ententistisch.  Er  erreichte,  daß  die  Entente  am 
22.  Februar  den  neuen  Staat  feierhch  anerkannte;  ein  Gleiches  hat  auch  der 
päpstliche  Stuhl  getan,  indem  er  den  bisherigen  Bischof  von  Gnesen  und 
Posen  zum  Erzbischof  in  Warschau  für  das  ganze  polnische  Gebiet  ernannte; 
sein  Vorgänger  in  Warschau  wurde  Kurienkardinal.  -  Die  Politik  des  pol- 
nischen Staates  geht  darauf  aus,  das  alte  jagellonische  Reich  neu  zu  er- 
richten; er  kämpft  dafür  nach  Osten  gegen  die  russischen  bolschewistischen 
Truppen,  nach  Süden  gegen  die  Ukraine,  nach  Norden  findet  er  Litauen 
vmd  Lettland  sich  vorgelagert.  Wilna  kam  in  polnische  Hand,  wurde 
aber  von  den  Bolschewisten  stark  bedroht.  Die  litauische  Regierung  sucht 
ihrem  Volke  eine  gewisse  Sonderstellung  zu  erhalten. 

In  Lettland  ist  es  kurz  nach  der  deutschen  Friedensbitte  zur  Er- 
richtung einer  nationalen  Regierung  unter  Ministerpräsidentschaft  von 
Karl  Ulmannis,  dem  Führer  der  radikaldemokratischen  lettischen  Bauern- 
vereine, gekommen.  Es  gelang  nicht,  den  Widerstand  gegen  die  bolsche- 
wistischen Truppen  wirksam  zu  organisieren,  so  daß  diese  Riga  und  auch 
Ostkurland  besetzen  konnten;  einen  Teil  dieser  Gebiete,  nämlich  Ostkur- 
land, haben  sie  inzwischen  wieder  verloren.  Im  April  wurde  das  lettische 
Ministerium  Ulmannis  durch  einen  Putsch  der,  zum  größten  Teil  aus  Deutsch- 
Balten,  daneben  aus  konservativ  gerichteten  Letten  bestehenden  baltischen 
Landeswehr  gestürzt  und  floh  auf  englische  Schiffe;  die  neuen  Machthaber 
übertrugen  die  Regierung  einem  vorläufigen  Übergangskabinett,  dessen 
Leitung  der  deutsche  libauische  Rechtsanwalt  Borkowsky  übernahm.    Dann 
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bildete  sich  ein  neues  lettisches  Ministerium,  das  sich  aber  nicht  halten 
konnte;  sein  Präsident  soll  auf  merkwürdige  Weise  verschwunden  sein. 

Die  russische  Eegierung  hat  ihre  Ansprüche  auf  diese  Gebiete  nicht 
aufgegeben,  vielmehr  durch  die  Tat  sowohl  wie  durch  verschiedene  Erklä- 
rungen gewahrt.  Die  Verhältnisse  in  Rußland  haben  zu  einer  Annäherung 
der  Bolschewiki  an  die  linken  Sozialrevolutionäre  geführt,  ein  Prozeß  der 
Erweiterung  der  Grundlage  der  Regierung,  der  noch  nicht  abgeschlossen  ist. 
Außenpolitisch  versuchte  die  Regierung  sowohl  eine  Annäherung  an  die 
Entente  als  eine  Besserung  des  Verhältnisses  zu  Deutschland,  beides  blieb 
bisher  ohne  positives  Ergebnis.  Neuerdings  scheint  die  Entente  den  Versuch 
des  Generals  Koltschak,  eine  bürgerliche  Regierung  zu  bilden,  lebhaft  zu 
unterstützen. 

Die  östlichen  Verhältnisse  sind  noch  ungeklärt  und  werden  es  so  lange 
bleiben,  bis  sich  entschieden  hat,  was  aus  Rußland  wird;  nur  das  eine  steht 
jetzt  schon  fest,  daß  die  Bildung  des  polnischen  Staates  hier  für  die  nächste 
Zeit  die  politischen  Beziehungen  bestimmen  wird.  Der  Staat  wird  zu  Deutsch- 
land in  feindUchen  Beziehungen  stehen,  aus  eigener  Absicht  sowohl  wie  aus 
Inspiration  der  Entente;  besonders  Frankreich  fördert  diese  Spannung, 
nach  dem  Gesetze,  den  feindlichen  Nachbarn  des  eigenen  nachbarhchen 
Feindes  zu  unterstützen.  Der  gleiche  Gnmdsatz  auf  Deutschlands  Ver- 
hältnis zu  Polen  angewandt,  ergibt  als  Folgerung,  daß  Deutschland  ver- 
suchen wird,  sich  mit  Rußland  zu  verbinden. 

Die  Übersicht  wurde  abgeschlossen,  als  eben  die  Friedensbedingungen 
der  Entente  bekannt  wurden;  sie  ist  auf  diese  absichthch  nicht  eingegangen, 
da  sie  in  weiterem  Ausmaße  erst  nach  Abschluß  der  Verhandlungen  gewür- 
digt werden  können.  Prof.  Ludwig    Bergs  träßer,    Berlin. 


XIV. 
Privates  und  öffentliches  Redit  von  wirtsdiaftlidier 
Bedeutung,  Staatsverträge. 

Die  italienisdie  Prisengesetzgebung  während  des  Weltkrieges. 

I. 

In  meiner  in  der  Hanseatischen  Rechtszeitschrift  erschienenen  Ab- 
handlung „Die  Rechtsprechung  der  österreichisch-ungarischen  Prisen- 
gerichte im  Weltkriege"^  habe  ich  die  Grundsätze  des  Prisenrechts  und 
der  Prisengerichtsordnung  der  österreichisch-ungarischen  Monarchie  dar- 
gestellt, sowie  eine  Übersicht  über  die  im  Weltkriege  getroffenen  Ent- 
scheidungen gegeben.  Da  nun  von  allen  Staaten,  noit  welchen  die  öster- 
reichisch-ungarische Monarchie  auch  zur  See  Krieg  führte,  das  Königreich 
Itaüen  schon  mit  Rücksicht  auf  seine  geographische  Lage  an  erster  Stelle 

1  2.  Beüieft,  Leipzig  1918. 
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stand,  so  wird  es  sich  lohnen,  einen  Blick  auf  die  Prisengesetzgebung  dieses 
Staates  zu  werfen  und  die  wichtigsten  unterscheidenden  Ge- 
setzesbestimmungen zu  studieren.  Dabei  soll,  soweit  das  Recht  Österreich- 
Ungarns  in  Betracht  kommt,  der  Kürze  halber  auf  meine  früheren  Aus- 
führungen verwiesen  werden. 

1.  Die  Bestimmungen  des  italienischen  Seekriegsrechtes  sind  im  4.  Titel 
des  Codice  per  la  marina  mercantile  vom  25.  Juni 
1865  und  24.  Oktober  1877  (Del  diritto  marittimo  in  tempo  di  guerra, 
Art.  207 — 251  inkl.)  enthalten.  Das  Ausführungsgesetz  zu  diesem  Codice, 
das  Regolamento  per  la  esecuzione  del  codice  per  la  marina  mercantile  vom 
20.  November  1879,  bestimmt  im  Art.  1075,  daß  eine  besondere  Durchfüh- 
rungsverordnung (speciale  regolamento)  die  Durchführungs Vorschriften  zum 
4.  Titel  des  Codice  enthalten  soll. 

Während  des  Krieges  mit  Abessinien  wurde  mit  k.  Verordnung  vom 
16.  August  1896  in  Ausführung  des  Art.  225  Cod.  eine  Prisenkom- 
mission eingesetzt,  welche  nach  den  Bestimmungen  des  Codice  zu  ent- 
scheiden hatte  (vgl.  Art.  2.  Verordn.  cit.).  Die  Wirksamkeit  dieser  Verordnung 
erlosch  mit  der  Beendigung  jenes  Krieges  (vgl.  Art.  11  Verordn.  cit.).  Im 
italienisch-türkischen  Kriege  wurde  die  Einsetzung  der  Prisenkommission 
und  die  Ausübung  des  Prisenrechts  hauptsächlich  durch  die  k.  Verordnung 
vom  11.  Oktober  1911  geregelt^.  Im  Weltkriege  erfolgte  die  Einsetzung 
der  Prisenkommission  durch  die  k.  Verordnung  vom  15.  Juni  1915, 
deren  Bestimmungen  mit  den  vorhergenannten  Verordnungen  im  wesent- 
hchen  übereinstimmen. 

Die  Zusammensetzung  dieser  Prisenkommission  unterscheidet  sich  zu 
ihrem  Vorteil  von  den  betreffenden  Vorschriften  der  österreichisch- unga- 
rischen Prisengerichtsordnung  vom  9.  Dezember  1914,  weil  den  Vorsitz  in 
der  Kommission  ein  erster  Präsident  des  Appellgerichtshofes  oder  ein  Se- 
natspräsident des  Kassationshofes  führt  (vgl.  Art.  2)  und  die  erste  Instanz 
nicht  ausschUeßlich  mit  Offizieren  besetzt  ist  wie  jene  des  Prisengerichts 
in  Pola.  Während  ferner  das  österreichisch-ungarische  Oberprisengericht 
gleichfalls  nur  aus  Marineoffizieren  und  Verwaltungsbeamten  gebildet  wird, 
ist  in  Itahen  gegen  die  Urteile  der  Prisenkommission  der  Rekurs  an  den 
Kassationshof  zulässig  (vgl.  Art.  10).  Doch  ist  dieser  Rekurs  auf  die  im  Art.  3 
des  Gesetzes  vom  31.  März  1877,  Nr.  3761,  über  die  Kompetenzkonflikte 
(sui  conflitti  di  attribuzioni)  aufgezählten  Fälle  beschränkt  (positive  oder 
negative  Kompetenzkonflikte  zwischen  ordentlichen  Gerichten  und  beson- 
deren Gerichtshöfen,  z.  B.  der  Prisenkommission;  Nichtigkeit  der  Urteile 
dieser  besonderen  Gerichtshöfe  infolge  Unzuständigkeit  oder  Überschreitung 
der  Amtsgewalt).  Dagegen  ist  in  Italien  gegen  die  Urteile  der  Prisenkom- 
mission weder  die  Berufung  (appellazione,  Art.  481 — 93  Cod.  di  procedura 
civile),  noch  der  Einspruch  gegen  das  Versäumniaurteil  (opposizione,  Art. 
474 — 80  C.  pr.  c),  noch  die  Restitutionsklage  (rivocazione,  Art.  494 — 509 

^  Vgl.  über  die  Praxis  während  des  italienisch-türkischen  Krieges  Georg 
Schramm,  Das  Prisenrecht  in  seiner  neuesten  Gestalt.  Berlin  1913.  S.  246 
bis  249. 
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C.  pr.  c.)  zulässig.  Da  das  österreichische  Gesetz  keine  Einschränkungen 
macht,  können  in  der  Berufungsinstanz  neue  Tatsachen  und  Beweismittel 
vorgebracht  und  die  Kechtsfrage  überprüft  werden.  In  Italien  ist  der  Eekurs 
wegen  unrichtiger  Gesetzesanwendung  nicht  zulässig^.  Unser  Verfahren  ist 
ferner  schriftlich.  In  Italien  entscheidet  die  Kommission  auf  Grund  münd- 
licher Verhandlung,  bei  welcher  die  Anwälte  der  Parteien  das  Wort  ergreifen 
und  Anträge  stellen  können  (vgl.  die  Art.  13  und  16  der  in  der  Gazzetta 
üfficiale  vom  5.  Juli  1915  veröffentlichten  Geschäftsordnung  der  Prisen- 
kommission)^. 

2.  Italien  hatte  bereits  mit  k.  Verordnung  vom  15.  Mai 
1915  die  Art.  211  und  243  des  Codice  für  den  Fall  seiner  Teilnahme  am 
Weltkrieg  außer  Kraft  gesetzt  (suspendiert).  Nach  Art.  211  soll  das  S  e  e  - 
beuterecht  im  Wege  der  Reziprozität  jenen  Mächten  gegenüber  nicht 
ausgeübt  werden,  welche  der  itaUenischen  Handelsmarine  gegenüber  ein 
gleiches  Verfahren  beobachten  (che  adotteranno  eguale  trattamento  a  favore 
della  marina  mercantile  nazionale),  Art.  243  gestattet  den  feindlichen  Han- 
delsscliiffen,  welche  sich  zur  Zeit  der  Kriegserklärung  in  den  itaHenischen 
Häfen  oder  Küstengewässern  befinden,  die  freie  Abreise  zu  jeder 
Zeit  (saranno  hbere  di  uscirne  in  qualunque  tempo),  wenn  die  Regierung 
nicht  mit  Rücksicht  auf  besondere  Umstände  eine  Frist  für  die  Abreise 
dieser  Schiffe  festzusetzen  findet.  Durch  eine  Verordnung  des  Statthalters 
vom  30.  Mai  1915  wurde  aber  ausgesprochen,  daß  diese  Schiffe  unter  Auf- 
sicht (sequestro)  der  Hafenbehörden  zu  stellen  sind  (Art.  1).  Eine  besondere 
Kommission  hat  zu  untersuchen,  welche  von  diesen  Handelsschiffen  be- 
stimmt waren,  eventuell  in  Kriegsschiffe  umgewandelt  zu  werden  (Art.  2). 
Diese  Schiffe  unterhegen  der  Wegnahme  (cattura)  und  werden  zur  Aburtei- 
lung der  Prisenkommission  überwiesen  (Art.  3).  Die  übrigen  Handelsschiffe 
können  auf  Kriegsdauer  vom  Marineministerium  nach  besonderen  zu  er- 
lassenden Vorschriften  angefordert  (requiriert)  werden  (vgl.  Art.  4  Abs.  2). 
Die  auf  diesen  Schiffen  verladenen  feindhchen  Waren  werden  in  Verwah- 
rung genommen  und  nach  Beendigung  des  Krieges  ohne  Entschädigung 
zurückgestellt.  Werden  sie  aber  angefordert,  so  ist  Entschädigung  zu  leisten 
(Art.  5).  Italien  erklärte  gleichzeitig  in  der  Einleitung  zu  dieser  Verordnung, 
daß  es  sich  an  die  von  ihm  überhaupt  nicht  ratifizierten  (vgl.  Ost.  R.  G.  Bl. 
ex  1913,  S.  654,  744)  Bestimmungen  der  VI.  und  XI.  Haager  Konventionen 
vom  18.  Oktober  1907  nur  insoweit  gebunden  erachte,  als  sie  sich  nicht 
mit  den  im  Königreiche  geltenden  Gesetzen  und  den  sonstigen  von  der 
Regierung  des  Königs  darüber  erlassenen  Vorschriften  im  Wider- 
spruche befinden  (in  quanto  lo  consentano  le  leggi  vigenti  nel  Regno  e  le 
altre  disposizioni  emanate  dal  Governo  del  Re  sullo  stesso  argomento). 
Soweit  ohne  vollständige  Kenntnis  des   einschlägigen  Aktenmaterials  ein 

^  Vgl.  die  bei  Dr.  v,  Rauchhaupt,  Die  Prisenrechtsprechung  Italiens 
während  des  gegenwärtigen  Krieges,  „Hanseatische  Rechts-Zeitschrift",  I.,  2.  Bei- 
heft, bei  Anm.  4  daselbst  zitierte  Entscheidung  des  römischen  Kassationshofes  vom 
19.  April  1915. 

^  Abgedruckt  in  der  Sammlung:  Der  Wirtschaftskrieg. 
(2.  Aufl.)    Wien  1915.     S.  169—171. 
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Urteil  möglich  ist,  wollte  sich  Italien  anscheinend  mit  der  Suspendierung 
der  Wirksamkeit  der  Art.  211  und  243  des  Codice  einerseits  Handlungs- 
freiheit wahren,  andererseits  aber  den  Schwierigkeiten  ausweichen,  welche 
entstehen,  wenn  Gegenstände  des  Völkerrechtes  gleichzeitig  durch  die  inner- 
staatliche Gesetzgebung  geregelt  sind^.  Nach  Art.  211  Abs.  2  des  Codice 
hätte  auch  eine  einseitige  Erklärung  Österreich-Ungarns  vor  Beginn  der 
Feindseligkeiten  genügt,  um  das  Reziprozitätsverhältnis  zu  begründen, 
d.  h.  Italien  wäre  dadurch  genötigt  worden,  auf  das  Seebeuterecht,  abge- 
sehen von  der  Wegnahme  der  Bannware  und  der  Beschlagnahme  wegen 
Blockadebruches  (vgl.  Art.  212  des  Codice)  zu  verzichten.  Ein  solcher  Ver- 
zicht hätte  schon  mit  Rücksicht  auf  das  abweichende  Verfahren  Englands 
und  Frankreichs  keinen  Zweck  gehabt.  Ferner  war  Italien  durch  die  VI.  Haa- 
ger Konvention  bezüglich  der  in  seinen  Häfen  bei  Kriegsausbruch  befind- 
lichen Handelsschiffe  der  feindlichen  Mächte  günstiger  gestellt  als  nach 
seinem  eigenen  nationalen  Rechte.  Man  darf  nämhch  nicht  übersehen,  daß 
es  im  Art.  1  des  VI.  Haager  Übereinkommens  vom  18.  Oktober  1907  ledig- 
lich als  erwünscht  bezeichnet  v/ird  (il  est  desirable),  den  beim  Ausbruche 
der  Feindseligkeiten  in  einem  feindhchen  Hafen  befindlichen  Handelsschiffen 
der  kriegführenden  Mächte  das  Auslaufen  zu  gestatten,  daß  somit  eine  völker- 
rechtliche Verpflichtung  zur  Erteilung  der  Erlaubnis  der  Abreise  überhaupt 
nicht  besteht^.  Auf  dieses  Haager  Übereinkommen  hat  sich  gleichfalls  die 
itahenische  Regierung  berufen,  als  sie  nach  der  Kriegserklärung  Italiens 
an  Österreich-Ungarn  auch  die  in  den  itaUenischen  Häfen  befindlichen 
deutschen  Schiffe  requirierte,  weil  laut  Art.  4  des  zwischen  Italien 
und  Deutschland  am  21.  Mai  1915  abgeschlossenen  Übereinkommens  die 
Bestimmungen  des  VI.  Haager  Übereinkommens  über  die  Behandlung  der 
feindlichen  Kauffahrteischiffe  bei  Ausbruch  der  Feindseligkeiten  auf  die 
deutschen  Handelsschiffe  in  italienischen  Häfen  Anwendung  finden^.  Der 
Einwand,  daß  ItaHen  den  Krieg  zur  Zeit  der  Requisition  dieser  Schiffe 
Deutschland  gegenüber  noch  nicht  erklärt  hatte,  ist  wohl  unzutreffend, 
weil  selbst  nach  einer  Entscheidung  des  deutschen  Reichsgerichtes  vom 
5.  Juni  1916*  der  Kriegszustand  zwischen  Deutschland  und  Italien  schon 
vor  der  Kriegserklärung  an  Deutschland  (27.  August  1916)  tatsächUch  be- 
standen hatte. 

3.  Art.  216  des  Codice  unterscheidet  nicht  zwischen  absoluter  und  rela- 
tiver Konterbande.  Abgesehen  von  Waffen,  Munition  und  militärischen 
Ausrüstungsgegenständen  (attrezzi  militari)  soll  nur  dasjenige  Bann- 
ware sein,  was  ohne  Bearbeitung  (senza  manipolazione)  unmittelbar  zur 
Ausrüstung  (armamento)  der  See-  oder  Landstreitkräfte  dient.    Durch  eine 

^  Vgl.  die  Zeitungsnachrichten  vom  23.  Mai  1915  im  Wirtschafts- 
krieg,   S.  162—163. 

^  Vgl.  darüber  und  über  den  schwedischen  Vermittlxmgsvorschlag  auf  der 
Konferenz    Schramm,    S.  131 — 133. 

^  Siehe  die  Erklärung  der  italienischen  Regieriuig  vom  19.  Jvdi  1916  bei 
Arthur  Curti,  Der  Handelskrieg  von  England,  Frankreich  und  Italien 
gegen  Deutschland  und  Österreich-Ungarn.     Berlin  1917.     S.  102. 

*  mtgeteilt  von    E.  Brück,    Hans.  Rechts  Z.,  I.     1917.     S.  21. 
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Verordnung  des  Statthalters  vom  3.  Juni  1915  erklärte  aber  Italien,  während 
des  gegenwärtigen  Krieges  die  Bestimmungen  der  Londoner  Seekriegsrechts- 
deklaration vom  26.  Mai  1909  mit  Ausnahme  der  Art.  22,  24  und  28  dieser 
Erklärung  und  der  im  Dekret  selbst  enthaltenen  Abänderungen  zu  beob- 
achten. Tatsächlich  hat  Italien  nachher  eine  Reihe  von  Konterbandelisten 
veröffentlicht,  welche  zwischen  beiden  Arten  von  Bannwaren  unterscheiden^. 
Nach  dem  Dekret  vom  3.  Juni  1915  unterliegt  ein  neutrales  Schiff,  welches 
nach  den  Schiffspapieren  nach  einem  neutralen  Bestimmungshafen 
zu  fahren  hat  und  trotz  dieser  in  den  Schiffspapieren  enthaltenen  Erklärung 
nach  einem  feindlichen  Hafen  fährt,  der  Beschlagnahme  und  Ein- 
ziehung, wenn  es  vor  Beendigung  der  Rückreise  angetroffen  wird. 
(Art.  2;  abweichend  Art.  38  Lond.  E.).  Die  im  Art.  33  der  Londoner  Er- 
klärung angeführte  feindliche  Bestimmung  einer  Ware  wird,  abgesehen 
von  der  Vermutung  des  Art.  34,  auch  dann  als  bestehend  angenommen, 
wenn  die  Waren  an  einen  Agenten  eines  feindlichen  Staates  oder  für 
Rechnung  eines  solchen  verschifft  sind  (Art.  3).  Relative  Konterbande 
unterliegt  auch  dann  der  Beschlagnahme,  wenn  das  Schiff  nach  einem  neu- 
tralen Hafen  fährt,  aus  den  Schiffspapieren  aber  nicht  der  Name  des  Emp- 
pfängers  der  Ware  zu  entnehmen  ist  oder  hervorgeht,  daß  er  im  Feindes- 
land oder  in  dem  vom  Feinde  besetzten  Gebiete  seinen  Wohnsitz  hat 
(Art.  4;  abweichend  Art.  35  Lond.  E.).  Die  Beweislast,  daß  die  Ware  in 
den  Fällen  des  Art.  4  keine  feindliche  Bestimmung  hat,  obliegt  dem  Eigen- 
tümer der  Ware  (Art.  5).  Wenn  feststeht,  daß  der  Feind  seine  Streitkräfte 
mit  Hilfe  oder  im  Wege  eines  neutralen  Staates  verpflegt  und  ausrüstet 
(rifornisce  le  sue  forze  armate  per  mezzo  o  attraverso  un  paese  neutrale), 
können  der  Minister  des  Äußern  und  der  Marineminister  einvernehmhch  fest- 
setzen, daß  Art.  35  Lond.  E.  auf  Schiffe,  welche  nach  einem  Hafen  dieses 
Staates  fahren,  nicht  anwendbar  ist.  Ein  Schiff,  welches  bedingte  Bann- 
ware nach  einem  solchen  Hafen  führt,  unterliegt  der  Beschlagnahme 
(Art.  6).  Die  Vorschriften  dieser  Verordnung  vom  3.  Juni  1915  sind  den 
bekannten  britischen  Kronratsverfügungen  vom  20.  August  1914  (§§  2,  3, 
5)  und  vom  29.  Oktober  1914  wörtlich  entnommen.  Da  diese  Kronrats- 
verfügungen in  der  Literatur  zu  wiederholten  Malen  schon  besprochen 
worden  sind,  kann  eine  Erläuterung  an  dieser  Stelle  unterbleiben^. 


^  Vgl.  die  Aufzählung  dieser  Listen  bei  Fr.  W.  v.  Rauchhaupt,  Die 
italienische  Prisenordnung  vom  25.  März  1917.  Hamburg  1918.  S.  2.  Diese  Ausgabe 
gibt  außer  einer  Einlcitimg  eine  (hier  benutzte)  deutsche  Übersetzimg  der  Prisen- 
ordnung und  eine  Quellenvergleichung  als  Anhang  Vgl.  jetzt  die  mit  Verordnung 
des  Statthalters  vom  8.  November  1917,  ,,Gazzetta  Ufiiziale"  vom  24.  November 
1917,  veröffentlichte  Konterbaudeliste  (vgl.  ,, Deutsches  Handelsarchiv",  1918,  S. 
65 — 58),  welche  gleichfalls  zwischen  bedingter  und  unbedingter  Bannware  unter- 
scheidet. 

2  Vgl.  insbesondere  Edwin  Clapp,  Britisches  Seekriegsrecht  und  die 
Neutralen  im  Kriege  1914— 1916.  Berlin  1916.  S.  13— 39;  Charles  Henry 
Huberich,  Das  englische  Prisenrecht  in  seiner  neueston  Grestalt.  Berlin  1915. 
S.  68—75,  78—79;  Hans  W  e  h  b  e  r  g  ,  Das  Seekriegsrecht.  1915.  S.  449—456. 
Eine  neue  Order  vom  8.  Juli  1916,  erwähnt  von  Richard  Wagner,  Zeit- 
schrift   für   die    gesamte  Versicherungs-Wissonschaft.     (XVIII,  1918),    102 — 103, 
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II. 

4.  Am  31.  Januar  1917  hatte  der  k.  u.  k.  Minister  des  Äußern  au 
sämtliche  beim  k.  u  k.  Hofe  beglaubigten  Vertreter  der  neutralen  Staaten 
eine  Note  gerichtet,  in  welcher  unter  Hinweisung  auf  die  Absichten  der 
feindlichen  Mächte,  den  Seeverkehr  Österreich-Ungarns  und  seiner  Ver- 
bündeten zu  unterbinden  und  diesen  jede  Zufuhr  abzuschneiden,  erklärt 
wird,  Österreich-Ungarn  werde  vom  1.  Februar  1917  anfangen,  in  bestimmt 
bezeichneten  Sperrgebieten  um  Großbritannien,  Frankreich  und  Italien 
imd  im  östüchen  Mittelmeer  jedem  Seeverkehr  ohne  weiteres  mit  allen 
Waffen  entgegenzutreten.  Die  neue  italienische  Prisenord- 
nung vom  25.  März  1917  war  nun  die  Antwort  auf  die  sog.  Sperrge- 
bietserklärungen und  den  verschärften  Unterseebootskrieg  der  Mittelmächte. 

Art.  1  der  Einführungsverordnung  schiebt  die  Anwendbarkeit  der  Art. 
207  und  245  des  Codice  per  la  marina  mercantile  während  des  gegenwärtigen 
Krieges  auf.  Art.  207  verbietet  den  Handelsschiffen,  feindliche  Handels- 
schiffe zu  durchsuchen,  aufzubringen  oder  überhaupt  kriegerische 
Handlungen  gegen  sie  vorzimehmen  (esercitare  atti  di  guerra).  Nach  Art.  245 
ist  die  Besatzung  unter  Aufsicht  gestellter  (beschlagnahmter),  auf- 
gebrachter oder  eingezogener  Handelsschiffe,  wenn  nicht  ausnahmsweise 
Repressahen  Platz  greifen,  in  allen  Fällen  freizulassen.  Jetzt  bestimmt 
Art.  90  P.  b.)  der  neuen  itaüenischen  Prisenordnung,  daß  die  Be- 
satzungen aufgebrachter  feindüchcr  Kauffahrteischiffe,  die  zur  Dienst- 
leistung im  Heere  oder  in  der  Flotte  tauglich  sind,  als  Kriegsgefangene 
zu  behandeln  sind,  ftin  Gleiches  gilt  auch  vom  legitimierten  Gefolge  der 
Streitmacht,  wenn  seine  Freilassung  nicht  als  zweckdienlich  erachtet  wird 
(Art.  90,  letzter  Abs.).  Auf  diese  Weise  soll  die  Möglichkeit  eines  Flucht- 
versuches erschwert  und  verhindert  werden,  daß  diese  Besatzungen  in  die 
feindliche  Streitmacht  wieder  eingereiht  werden.  Es  ist  mir  nicht  bekannt, 
ob  die  abweichenden  Vorschriften  des  Art.  6  des  XI.  von  Itaüen  nicht  rati- 
fizierten Haager  Übereinkommens  (übereinstimmend  §  100  deutsche  Pr.  0.) 
von  den  anderen  kriegführenden  Mächten  beobachtet  worden  sind^. 

5.  Art.  4  der  neuen  Prisenordnung  hat  die  Vorschrift  des  Art.  208  Abs.  3 
des  Codice,  welcher  sich  auf  die  Ausübung  von  Repressalien 
gegen  Kaperschiffe  bezog,  ausdrücklich  übernommen.  Die 
Reeder  italienischer  Schiffe  können  von  der  Regierung  die  Ermächtigung 
erhalten,  über  das  übliche  Maß  hinaus  (oltre  il  consueto)  an  Bord  Waffen, 
Munition  und  Besatzung  aufzunehmen  (Art.  4,  Abs.  2).  Es  ist  den  Kauf- 
fahrteischiffen gestattet,  sich  zu  verteidigen  und  angegriffenen  italienischen 
oder  verbündeten  Schiffen  zu  Hilfe  zu  eilen;  in  diesem  Falle  sind  während 
des  Angriffes  und  der  Verteidigung  die  besonderen  Pflichten  und  Rechte 
der  Kriegsschiffe  nach  der  Prisenordnung  auf  sie  anzuwenden  (Art.  4  Abs.  1). 
Diese  Bestimmung  stimmt  gleichfalls  mit  Art.  209  des  Codice  fast  wörtlich 

findet  sich  mit  den  jüngsten  Erlässen  der  englischer  Regierung  abgedruckt  bei 
Heinrich  Pohl,  Englisches  vSeekriegsrecht  im  Weltkriege,  Berlin  1917, 
S.  36—51. 

^  Vgl.  die  Mitteilungen  bei  W  e  h  b  e  r  g  ,    S.  313—316. 
Weltwirtschaftliches  Archiv  Bd.  XV.  VIII 
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überein.  Doch  spricht  Art.  4  Abs.  1  der  neuen  Prisenordnung  auch  von 
einem  Angriff,  nicht  bloß  von  der  Verteidigung,  wie  Art.  209.  Es  ist 
aber  an  einen  Angriff  gedacht,  welcher  zu  dem  Zwecke  erfolgt,  einem  anderen 
angegriffenen  italienischen  oder  verbündeten  Schiffe  zu  Hilfe  zu  kommen 
(arg.:  accorrere  in  soccorso  di  na  vi  nazionali  od  alleate  aggredite). 
Es  ist  den  Handelsschiffen  gestattet,  einen  nach  Auffassung  Italiens 
unrechtmäßigen  Angriff  eines  feindlichen  Kriegsschiffes,  also  na- 
mentlich eines  Unterseebootes,  mit  Waffengewalt  abzuwehren,  ohne 
sich  durch  diese  gewaltsame  Abwehr  einer  völkerrechtlich  unerlaubten 
Handlung  schuldig  zu  machen.  Dagegen  würde  auch  nach  der  italienischen 
Prisenordnung  gewaltsamer  Widerstand  gegen  die  rechtmäßige  Aus- 
übung des  Durchsuchungs-  und  Wegnahmerechtes  (vgl.  Art.  6:il  diritto 
di  visita  e  di  cattura)  das  feindliche  Kriegsschiff  berechtigen,  diesen  Wider- 
stand mit  Waffengewalt  zu  brechen,  ohne  für  den  dadurch  entstehenden 
Schaden  verantwortlich  zu  werden  (vgl.  auch  die  Anlage  zur  deutschen  Pr.  0. 
vom  22.  Juni  1914  P.  2,  K.  G.  Bl.  S.  300).  Die  k.  u.  k.  Prisengerichte  be- 
trachten bewaffnete  Schiffe  nicht  als  Handelsschiffe  und 
haben  sich  überhaupt  für  unzuständig  erklärt,  in  solchen  Fällen  zu  ent- 
scheiden. Insbesondere  aber  hat  der  k.  u.  k.  Minister  des  Äußern  in  seinem 
der  amerikanischen  Botschaft  übermittelten  Aide-Memoire  vom  5.  März  1917 
die  Bewaffnung  von  Handelsschiffen  auch  nur  zum  Zwecke  der  Vertei- 
digung gegen  die  Ausübung  des  Beuterechtes  mit  dem  modernen  Völ- 
kerrechte für  unvereinbar  erklärt.  Einem  Kriegsschiffe,  so  meinte  er, 
könne  doch  schwerlich  zugemutet  werden,  ,, unter  den  Mündungen  feind- 
licher Kanonen  des  Amtes  zu  handeln,  mögen  die  Kanonen  zu  welchem 
Zweck  immer  an  Bord  gebracht  worden  sein.  Ganz  zu  schweigen  von 
der  Tatsache,  daß  die  Handelsschiffe  der  Ententemächte  trotz  aller  gegen- 
teiligen Beteuerungen  erwiesenermaßen  zu  Angriffszwecken  mit  Geschützen 
versehen  sind  und  sich  ihrer  zu  solchen  Zwecken  auch  bedienen.  Auch  hieße 
es  Pflichten  der  Menschlichkeit  verkennen,  würde  man  die  Besatzungen  der 
Kriegsschiffe  verhalten,  sich  den  Waffen  der  Feinde  ohne  Gegenwehr  preis- 
zugeben". Ohne  diese  Meinimgsverschiedenheiten  hier  weiter  zu  erörtern, 
möchte  ich  nur  feststellen,  daß  auch  in  der  deutschen  Literatur  von  ernster 
Seite  in  der  Ausrüstung  des  Schiffes  mit  einer  entsprechenden  Bewaffnung 
lediglich  eine  Vorbereitungshandlung,  keine  gewaltsame  Abwehr  und  auch 
kein  Eingriff  in  die  Rechtssphäre  des  Kriegführenden  erblickt  wird^. 

^Schramm,  S.  31Ö.  Die  englisch-amerikanische  Auffassung  über  das 
allgemeine  Verteidigungsrecht  der  Handelsschiffe  gegen  die  rechtmäßige 
Ausübung  des  Durchsuchungs-  und  Wegnahmerechtes  der  Kriegsschiffe,  welche 
sich  auch  im  italienischen  Codice  per  la  marina  mercantile  findet  (vgl.  die  Art.  209, 
210  und  dazu  Cesare  L.  Gasca,  Le  leggi  della  guerra.  Turin  1914.  S.  70.), 
lehnt  er  aber  ausdrücklich  ab  (S.  308 — 310).  Abweichend  W  e  h  b  e  r  g  ,  welcher 
nur  den  Widerstand  der  Besatzung  neutraler  Handelsschiffe  für  unzulässig 
erklärt,  S.  282 — 288.  Vgl.  insbesondere  die  Denkschrift  der  kaiserlich 
deutschen  Regierung  über  die  Behandlung  bewaffneter 
Kauffahrteischiffe  vom  8.  Februar  1916,  abgedruckt  im  „Schrift- 
wechsel mit  der  Regierung  der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  betreffend  den 
Unterseehandelskrieg",  S.  57 — 89. 
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6.  Art.  7  und  8  P.  b)  der  neuen  Prisenordnung  enthalten,  wie  schon 
früher  der  Codice  (vgl.  die  Art.  208,  211)  Bestimmungen  über  die  Ausübung 
des  Prisenrechtes  als  Repressalien  und  seine  Beseitigung  im  Wege  der  Gegen- 
seitigkeit. 

Art.  10  Abs.  2  steht  vollständig  auf  dem  Boden  der  Pariser  Seerechts- 
deklaration. Feindliche  Waren  an  Bord  eines  neutralen  Schiffes 
unterliegen,  mit  Ausnahme  der  Kriegskonterbande,  nicht  dem  Prisenrechte. 
England  und  Frankreich  haben  bekanntlich  Anfang  März  1915  beschlossen, 
als  Repressalie  gegen  die  Bekanntmachung  der  deutschen  Regierung  vom 
4.  Februar  1915,  durch  welche  die  britischen  Gewässer  als  Kriegsgebiet 
erklärt  werden  (vgl.  die  Fassung  der  Order  in  Council  vom  11.  März  1915: 
"And  whcreas  such  attempts  on  the  part  of  the  enemy  give  to  His  Majesty 
an  unquestionable  right  ofretaliation  ..  ."),  auch  feindliche 
Ladungen  an  Bord  neutraler  Schiffe  zwar  nicht  einzuziehen,  zu 
konfiszieren,  aber  mit  Beschlag  zu  belegen  und  zu  detenieren^.  Der  Ein- 
~  Ziehung  unterliegen  feindliche  Güter  unterschiedslos  erst  gemäß  P.  3  der 
Order  in  Council  vom  16.  Februar   1917^. 

Wenn  feindliche  Kauffahrteischiffe,  welche  sich  bei  Ausbruch  der  Feind- 
seligkeiten in  einem  italienischen  Hafen  befinden,  mit  Beschlag 
belegt  werden,  werden  die  Besatzung  und  die  Passagiere  freigelassen;  doch 
sind  die  Vorschriften  zu  beobachten,  welche  von  der  Regierung  betreffend 
die  bei  Beginn  der  Feindseligkeiten  in  Italien  anwesenden  Ausländer  er- 
lassen wurden  (Art.  16). 

7.  Während  nach  den  Entscheidungen  der  k.  u.  k.  Prisengerichte  Handels- 
schiffe, deren  Flagge  wegen  des  Fehlens  der  wichtigsten  Schiffspapiere 
nicht  festgestellt  werden  kann,  als  f  e  i  n  d  1  i  c,h  e  zu  behandeln  sind  (über- 
einstimmend §  11  Abs.  3  D.  P.  0.),  ist  nach  Art.  17  Abs.  2  it.  P.  0.  auf  die 
Staatsangehörigkeit  des  Eigentümers  Rücksicht  zu  nehmen,  wenn 
das  Schiff  zur  Führung  einer  bestimmten  Flagge  nicht  berechtigt  ist.  Diese 
Vorschrift  nähert  sich  dem  englischen  Recht,  doch  ist  nach  diesem  nicht 
die  Staatsangehörigkeit,  sondern  der  Wohnsitz  des  Eigentümers  bei 
Beurteilung  der  feindlichen  Eigenschaft  eines  Schiffes  entscheidend^.  Art.  17 
Abs.  1  it.  P.  0.,  nach  welchem  die  Nationalität  eines  Schiffes  durch  die 
Flagge,  zu  deren  Führung  es  berechtigt  i^t,  bestimmt  wird,  deckt  sich  mit 
der  Vorschrift  des  Art.  57  der  Londoner  Erklärung.  Dagegen  hat  England 
durch  eine  Order  in  Council  vom  20.  Oktober  1915  bekanntgegeben,  daß 
seine  Prisengerichte  statt  dieses  Artikels  das  frühere  englische  Recht  an- 
wenden werden  (British  Prize  Courts  shall  apply  the  rules  and  principles 
formerly  observed    in   such  Courts)^.    Denn  nach  Art.  57  Abs.  1  Lond.  E. 

^  Vgl.  das  Nähere  darüber  bei  H  u  b  e  r  i  c  h  ,  S.  59 — 64,  und  den  Original- 
text der  Order  in  Council  vom  11.  März  1915  daselbst  Anhang  V.,  S.  127 — 129. 
Die  französische  Verordnung  vom  13.  März  1915  ist  abgedruckt  im  W  irtschafts- 
krieg,    S.  64—65. 

2  Vgl    darüber  Pohl,  S.  20—21. 

3  Zum  Texte  Schramm,  S.  120—123;  Huberich,  S.  27—28; 
Wehberg,    S.  180—183. 

*  Vgl.  darüber  Georg  Schaps,  Die  Aufbringung  des  argentinischen 
Dampfers  „Presidente  Mitre",  „Weser-Zeitung"  vom  23.  März  1916  (Nr.  24  951). 
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hätte  eich  das  Seebeuterecht  auf  die  in  deutschem  Eigentum  stehenden,  aber 
zur  Führung  einer  neutralen  Flagge  berechtigten  Schiffe  nicht    erstreckt. 

8.  Die  blockierenden  Streitkräfte  können  auch  die  der 
feindlichen  oder  vom  Feinde  besetzten  Küste  angrenzenden  Ge- 
wässer blockieren  (Art.  23)  und  den  Zugang  zu  neutralen  Häfen  und  Küsten 
zwar  nicht  versperren,  aber  beaufsichtigen  (Art.  24;  vgl.  die  Art.  1, 
18  Lond.  E.)i. 

Laut  Art.  34  Abs.  2  erscheint  der  Tatbestand  der  Blockade  Verletzung 
auch  dann  gegeben,  wenn  Schiff  oder  Ladung  für  eine  blockierte  Zone  be- 
stimmt sind,  auch  wenn  das  Schiff  zur  Zeit  der  Durchsuchung  nach  einem 
nicht  blockierten  Hafen  fährt.  Das  ist  die  englisch-amerikanische  Lehre 
von  der  sog.  einheitlichen  Reise,  welche  Art.  19  der  Lond.  E.  abgelehnt 
hat^.  Sie  kehrt  im  Art.  45  it.  P.  0.  wieder,  nach  welchem  Bannware,  und 
zwar  auch  die  relative  Konterbande,  der  Beschlagnahme  unter- 
liegt, wenn  bewiesen  wird,  daß  ihre  Bestimmung  das  feindliche  oder  vom 
Feinde  besetzte  Gebiet  oder  die  feindliche  Streitmacht  ist,  d.  h.  der  Umstand, 
daß  diese  Konterbande  in  einem  neutralen  Hafen  ausgeladen  werden  soll, 
kommt  nicht  weiter  in  Betracht  (abweichend  Art.  35  Lond.  E.).  Und  es 
ist  dieselbe  Lehre  von  der  einheitlichen  Reise,  wenn  nach  Art.  46  it.  P.  0. 
die  feindliche  Bestimmung  der  Konterbande  vermutet  wird,  wenn  das  Schiff 
nach  einem  neutralen  Hafen  fährt,  von  welchem  aus  die  Waren  in  das 
feindliche  Land  oder  zur  feindlichen  Streitmacht  geführt  werden  können 
(porto  neutrale  di  transito  verso  il  territorio  o  le  forze  armate  del  ne- 
mico),  und  die  Ware  an  Order  oder  auf  den  Namen  des  Abladers  oder  eines 
seiner  Agenten  verfrachtet  ist,  oder  aus  den  Verschiffungsdokumenten  der 
Name  des  Empfängers  nicht  zu  entnehmen  ist,  oder  wenn  aus  diesen  hervor- 
geht, daß  die  Ware  an  Agenten  einer  feindüchen  Regierung  oder  an  Personen 
gerichtet  ist,  welche  Waren  für  Rechnung  dieser  oder  anderer  Personen,  welche 

1  Über  die  Blockade  der  auf  neutralem  Gebiete  liegenden  Flußmündungen, 
wenn  der  Fluß  im  Oberlaufe  feindliches  Gebiet  durchfließt,  vgl.  Schramm, 
S.  181,  425;    Hub  er  ich,    S.  86. 

2  Vgl.  über  die  Lehre  von  der  einheitlichen  Reise  z.  B.  den  General- 
bericht des  Redaktionsausschusses  der  Londoner  See- 
kriegsrechtskonferenz, mitgeteilt  im  Weißbuche  des  deutschen  Reichs- 
kanzlers vom  30.  November  1909,  S.  43,  45,  49—51,  102—103;  ferner  E.  H  e  y - 
mann  in  der  „Deutschen  Juristen-Zeitung",  XIX,  1914,  S.  1051 ;  Huberich, 
S.  72— 75;  Schramm,  S.  172—176,  450—451,  473—474,  484—487,  490; 
Wehberg,  S.  158—162,  113—116;  ferner  Alexander  Freiherr 
V.  Hold,  Die  Reform  des  Seekriegsrechts  durch  die  Londoner  Korferenz  1908/09. 
Stuttgart  1914.  S.  117,  Anm.  1,  130—132,  welcher  ausführt,  daß  em  Schiff  mit 
einer  für  den  Feind  bestimmten  Konterbande  an  Bord  auch  auf  der  Fahrt  nach 
einem  neutralen  Zwischenhafen  aufgebracht  werden  dürfe,  bevor  es  nach 
dem  feindlichen  Hafen  fährt.  Dies  habe  mit  der  Lehre  von  der  einheitlichen  Reise 
nichts  zu  tun.  Denn  diese  beziehe  sich  nvir  auf  die  Wegnahme  von  Gegenständen, 
welche  auf  ein  anderes  Schiff  oder  auf  ein  zum  Transport  zu  Lande  bestimmtes 
Beförderungsmittel  umgeladen  werden  müssen,  um  ihre  feindliche  Bestim- 
mung zu  erreichen.  Vgl.  auch  die  Denkschrift  der  Kaiserlich 
Deutschen  Regierung  vom  10.  Oktober  1914 ,  Norddeutsche 
AUgem.  Z.  vom  25.  Oktober  1914,  Nr.  262,  und  dazu  Dambitsch,  D. 
J.  Z.,  XIX,  1914,  S.  1350—1354. 
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im  feindlichen  oder  vom  Feinde  besetzten  Gebiete  ansässig  sind,  empfangen 
oder  bereits  vorher  empfangen  haben.  Und  es  ist  schließlich  wiederum 
die  Lehre  von  der  einheitlichen  Reise,  wenn  Art.  48  it.  P.  0.  in  Übereinstim- 
mung mit  der  älteren  enghschen  Praxis  bestimmt,  daß  ein  Schiff  bis  zur 
Beendigung  der  Rückreise  beschlagnahmt  und  eingezogen 
werden  kann,  wenn  es  mit  Konterbande  nach  einem  feindlichen  Hafen  fährt 
oder  gefahren  ist,  während  die  Verschiffungsdokumente  eine  neutrale  Be- 
stimmung der  Ware  angeben  (abweichend  Art.  38  Lond.  E.).  Diese  kasui- 
stischen Bestimmungen  entstammen  der  bereits  erwähnten  englischen 
Order  in  Council  vom  29.  Oktober  1914  und  verfolgen  den  Zweck,  die  Zu- 
führung von  Bannware  an  den  Feind  durch  ihre  Verschiffung  nach  neutralen 
Häfen  zu  verhindern.  Es  soll  an  dieser  Stelle  nur  darauf  aufmerksam  ge- 
macht werden,  daß  auch  in  Deutschland  §  54,  Abs.  2,  P.  1)  der  Allg.  See- 
versicherungsbedingungen von  1867  vorschreibt,  daß  in  Kriegszeiten  bei 
Versichf  rangen  auf  Güter  die  Konnossemente  nicht  an  Order  ausgestellt 
sein  dürfen,  sondern  auf  den  Namen  und  unter  Angabe  der  Nationalität 
des  Abladers,  Eigentümers  und  Empfängers  der  Güter  ausgestellt  sein 
müssen. 

Nach  Art.  35,  Abs.  2  it.  P.  0.  wird  die  Kenntnis  der  Blockade  bis  zum  Be- 
weise des  Gegenteils  vermutet,  wenn  das  Schiff  einen  neutralen  Hafen 
nach  Ablauf  angemessener  Zeit  seit  Bekanntgabe  der  Blockade  an  die  diesen 
Hafen  innehabende  Macht  verlassen  hat  (wörtlich  übereinstimmend  mit 
Art.  15  Lond.  E.).  Nach  P.  4a)  der  bereits  erwähnten  englischen  Order  in 
Council  vom  20.  August  1914  wird  die  Kenntnis  der  Blockade  auch  dann 
vermutet,  wenn  das  Schiff  „sailed  from  or  touched  at  an  e  n  e  m  y  port  a 
sufficient  time  after  the  notification  of  the  blockade  to  the  local  authorities 
to  have  enabled  the  enemy  Government  to  make  known  the  existence  of  the 
blockade."  Gegen  diese  Bestimmung  hat  die  deutsche  Regierung  in  ihrer 
Denkschrift  vom  10.  Oktober  1914  (P.  IV.)  gleichfalls  Verwahrung  eingelegt, 
weil  die  britische  Regierung  durch  sie  ,,die  Behörden  des  feindlichen  Staates 
über  die  durch  das  Völkerrecht  gezogenen  Grenzen  hinaus  in  den  Dienst 
der  eigenen  Schiffahrt  stellen  und  diesen  Dienst  durch  die  Wegnahme  neu- 
traler Schiffe  erzwingen  wolle."  Es  wird  nur  bemerkt,  daß  bei  der  Entschei- 
dung über  die  Aufbringung  solcher  Schiffe  in  jedem  einzelnen  Falle  zu  prüfen 
ist,  ob  die  feindliche  Regierung  in  der  Lage  war,  die  ihre  Häfen  verlassenden. 
Schiffe  von  der  Blockade  in  Kenntnis  zu  setzen.  Eine  Verpflichtung  zur 
Mitteilung  der  Blockade  an  die  in  den  feindlichen  Häfen  weilenden  Schiffe 
der  Neutralen  seitens  der  feindlichen  Regierung  wird  wohl  nach  allgemeinen 
völkerrechtlichen  Grundsätzen  kaum  abgelehnt  werden  können.  Und  was 
die  Frist  selbst  anlangt,  so  wird  auch  von  deutscher  Seite  behauptet,  daß' 
im  Hinblick  ,,auf  die  Ausgestaltung  der  modernen  Verkehrsmittel  kein  allzu 
langer  Zwischenraum  zwischen  der  Errichtung  der  Blockade  und  deren 
Bekanntsein  in  den  übrigen  feindlichen  Küstenplätzen  anzunehmen  sein 
werde^". 

9.  Wie  der  Codice,  so  macht  auch  die  neue  it.  P.  0.  (Art.  42 — 53)  zwischen 
absoluter   und   relativer   Konterbande   keinen  Unterschied.      Doch   halten 

^  Schramm,    S.  441. 
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die  veröffentlichten  KonterbandeKsten  an  diesem  UnterscMede  fest.  Er  hatte 
aber  für  die  Mittelmächte  nach  meiner  Meinung  seine  Bedeutung  im 
Kriege  dadurch  verloren,  daß  der  Handel  mit  den  für  kriegerische 
Zwecke  verwendbaren  Gegenständen  und  Stoffen  durch  staatliche  Verwal- 
tungsstellen geregelt  wurde  und  der  Nachweis,  daß  diese  Gegenstände  tat- 
sächhch  nicht  für  den  derzeitigen  Krieg  benutzt  werden  konnten,  vom  Re- 
klamanten nicht  erbracht  werden  wird  (vgl,  Art.  33  Lond.  E.)^, 

Nach  Art.  215  des  Codice  unterliegt  ein  neutrales  Schiff  schon  dann 
der  Einziehung,  wenn  es  überhaupt  Bannware  führt  (le  navi  neutrali  cariche 
in  tutto  o  in  parte  di  generi  di  contrabbando  dirette  ad  un  paese  nemico, 
saranno  catturate  e  condotte  in  uno  dei  porti  dello  Stato,  dove  1  a  n  a  v  e 
e  la  merce  di  contrabbando  saranno  confiscate,  ele  altre  mercanzie 
lasciate  a  disposizione  dei  proprietari)^.  Jetzt  bestimmt  Art.  51  it.  P.  0. 
in  Übereinstimmung  mit  Art.  40  Lond.  E.,  daß  das  Schiff  der  Einziehung 
unterliegt,  wenn  die  Konterbande  nach  Wert,  Gewicht,  Umfang  oder  Fracht 
mehr  als  die  Hälfte  der  Ladung  ausmacht.  Im  früheren  österreichischen 
ßechte  kann  man  zwei  Phasen  unterscheiden.  Die  Verordnung  vom  3.  März 
1864  R.  G.  Bl.  Nr,  23,  bestimmte,  daß  ein  neutrales  Schiff,  dessen  ganze 
Ladung  aus  Kriegskonterbande  bestand,  als  gute  Prise  angesehen  werde. 
War  nur  ein  Teil  der  Ladung  Konterbande,  so  konnte  der  Schiffsführer 
selbst  der  Aufbringung  entgehen,  wenn  er  die  Konterbande  freiwiUig  auf 
der  Stelle  oder  im  nächsten  Hafen  löschte.  Nach  geschehener  Entlöschung 
konnte  das  Schiff  mit  der  übrigen  Ladung  weitersegeln.  Die  Kriegskonter- 
bande war  gute  Prise  (vgl.  §  6b).  Nach  der  Verordnung  vom  9.  Juli  1866 
R.  G.  BI.  Nr.  90  galt  ein  Schiff,  welches  Konterbande  führte,  als  gute  Prise, 
jedoch  nur  dann,  wenn  die  Menge  der  Konterbande  im  Verhältnisse  zur  übrigen 
Ladung  erheblich  war  (§  5d).  Jetzt  kommen  auch  in  Österreich  die 
Vorschriften  der  Lond.  E.  zur  Anwendung  und  die  Prisengerichte  haben 
ausdrückhch  so  entschieden. 

Wenn  sich  unter  den  Postsendungen  (Briefschaften,  Paketen)  Konter- 
bande befindet,  so  wird  sie  mit  Beschlag  belegt  (Art.  65  it.  P.  0.,  vgl.  auch 
die  Art.  60,  84).  Die  abweichenden,  nur  Brief  Postsendungen  betreffenden 
Bestimmungen  des  XL  Haager  Übereinkommens  vom  18,  Oktober  1907 
(Art.  1 — 2)  koinmen  nicht  zur  Anwendung,  Obgleich  England  dieses  Über- 
einkommen ratifiziert  hat,  wird  es  in  England  gleichwohl  nicht  als  verbind- 
lich betrachtet,  weil  ihm  Rußland  nicht  beigetreten  ist^. 

10,  Art.  71  verfügt,  daß  die  Regierung  berechtigt  ist,  auch  die  in  den 
italienischen  Häfen  einlaufenden  oder  aus  ihnen  auslaufenden  Schiffe  jeder 
Flagge  unter  sinngemäßer  Anwendung  der  vom  Verfahren  bei  der  Durch- 

^  Vgl.  über  die  Schwierigkeit  dieser  Nachweisung  Brück,  Hans.  R,  Z,  I,, 
1918,  S.  282 — 283,  Vgl,  über  das  Verhältnis  von  absoluter  und  relativer  Konterbande 
auch  die  Erklärung  des  Foreign  Office  vom  13,  April  1916,  abgedruckt  bei  Pohl, 
S.  12. 

2  Rechtsvergleicbendes  bei   Schramm,  238 — 240. 

3  Vgl,  Hu  b  e  r  i  c  h  ,  S,  24.  Über  den  Streitfall  des  Postdampfers  „Prinz 
Heinrich"  im  russisch-japanischen  Kriege,  Schramm,  S.  149 — 151. 
Vgl.  auch    Wehberg,    S.  200—202. 
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suchung  handelnden  Vorschriften  (Art.  64 — 70)  durchsuchen  zu  lassen 
(vgl.  auch  Art.  85) i. 

Art.  86 — 89  geben  eingehende  Bestimmungen  über  die  Anforderung 
(requisizione)  der  Prisen.  Zu  den  betreffenden  §§  9  und  110  der  deutscheu 
P,  0.  stehen  diese  Vorschriften  nicht  im  Gegensatze,  weil-  die  Anforderung 
der  dringend  benötigten  Gegenstände  nur  bei  aufgebrachten  Schiffen 
stattfindet  (vgl.  Art.  86:  il  comandante  avrä  facolta  di  prelevarli  dalla  nave 
c  a  1 1  u  r  a  t  a),  die  Requisition  des  Schiffes  nach  Art.  88  sich  gleichfalls 
auf  aufgebrachte  Schiffe  bezieht  und  Art.  83  bezüglich  neutraler  Waren  aus- 
drücklich verfügt,  daß  sie  nach  dem  Orte,  wohin  die  Prise  gebracht  wird, 
zu  befördern  sind  und  daselbst  zur  Verfügung  der  Berechtigten  zu  bleiben 
haben. 

Nach  Art.  47  Lond.  E.  kann  jede  in  die  feindliche  Streitmacht  ein- 
gereihte Person,  die  an  Bord  eines  neutralen  Kauffahrteischiffes  be- 
troffen wird,  zum  Kriegsgefangenen  gemacht  werden,  auch  wenn  dieses 
Schiff  der  Beschlagnahme  nicht  unterUegt.  Art.  90a)  it.  P.  0.  bestimmt, 
daß  im  Falle  der  Aufbringung  auch  Personen,  die  zum  Eintritt  in  die  feind- 
liche Streitmacht  bestimmt  sind,  als  Kriegsgefangene  behandelt 
werden.  Ich  vermute,  daß  mit  Berufung  auf  die  von  England  geübte 
Praxis  die  Festnehmung  dieser  Personen  auch  dann  erfolgen  wird,  wenn 
das  Schiff  nicht  aufgebracht  wurde^. 

11.  Geht  die  Prise  infolge  höherer  Gewalt  verloren,  so 
wird  weder  für  Schiff  noch  Ladung  ein  Schadenersatz  geschuldet,  auch  wenn 
späterhin  die  Rechtmäßigkeit  der  Aufbringung  durch  die  zuständige  Behörde 
nicht  anerkannt  wird  (Art.  95).  AusdrückHch  hat  ferner  nach  Art.  100 
Abs.  2  der  Eigentümer  neutraler,  der  Einziehung  nicht  unterüegender 
Waren  einen  Anspruch  auf  Schadenersatz,  wenn  diese  Waren  mit  einem 
feindlichen  Schiffe  zerstört  wurden.  Da  das  Gesetz  nicht  unterscheidet, 
besteht  dieser  Anspruch  auf  Schadenersatz  auch  dann,  wenn  die  Zerstörung 
des  als  Prise  aufgebrachten  feindlichen  Schiffes  rechtmäßig  erfolgte, 
d.  h.  wenn  die  in  Art.  96  Abs.  2  demonstrativ  aufgezählten  Vorausset- 
zungen vorlagen,  also  Umstände,  welche  die  Erhaltung  und  Bewachung 
des  Schiffes  schwierig  oder  gefährhch  machten  (vgl.  Art.  96,  Abs.  1). 
Deutsche  und  österreichische  Prisengerichte  haben  bekanntlich  die  Schaden- 
ersatzpflicht verneint^  Wie  nach  §  115  D.  P.  0.  ist  für  das  zerstörte 
Schiff  Schadenersatz  zu  leisten,  wenn  zwar  die  Zerstörrmg  gerechtfertigt, 
die  Aufbringung  aber  vom  Prisengericht  für  unrechtmäßig  erklärt  wurde 
(Art.  100  Abs.  1).  Wichtig  ist  schließlich  noch  Art.  107:  Die  Aufbringung  gilt 


'  Vgl.  die  bei  Rauch  haupt,  Hans.  R.  Z.,  a.  a.  0.,  Kap.  III,  erwähnten 
italienischen    Entsrheidungen    über    den    Aufbringungsort    von    Prisen. 

■^  Vgl.  deu  diesbezüglichen  gegen  England  gerichteten  Protest  der  deutschen 
Regierung  in  der  bereits  erwähnten  Denkschrift  vom  10.  Oktober  1914.  Dazu 
Wehberg,    S.  311  —  316,  msbesondere  313,  Anm.  4. 

^  Literaturnachweise  und  Rechtsprechung  der  deutschen  Prisengerichte  bei 
S  c  h  a  p  s  ,  J.  W-,  1915,  Nr.  18.  Abweichend  VV  ebbe  r  g  ,  S.  297,  Anm.  3.  — 
Über  Sehadenersatz  für  vernichtete  neutrale  Güter  auf  zerstörten  neutralen 
Schiffen  vgl.  die  Entscheidungen  in  der  Hans.  R.  Z.  I.,  S.  248 — 254. 
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als  rechtmäßig,  solange  eine  gegensätzliclie  Entscheidung  nicht  ergangen 
ist,  d.  h.  die  Vermutung  spricht  zugunsten  des  Nehmestaates'.  Ferner 
hat  die  Entscheidung  über  die  Rechtmäßigkeit  der  Prise  auf  den  Zeitpunkt 
der  Aufbringung   rückwirkende    Kraft^, 

Diese  Ausführungen  haben  sich  darauf  beschränkt,  die  wichtigsten, 
auch  für  das  Ausland  Interesse  bietenden  Vorschriften  des  neuen  italie- 
nischen Prisenrechtes  zu  besprechen.  Im  allgemeinen  steht  auch  die  Prisen- 
ordnung vom  25.  März  1917  auf  dem  Boden  der  Londoner  Konferenz  und 
hat  von  ihr  zahlreiche,  hier  nicht  weiter  behandelte  Bestimmungen  wörtlich 
übernommen.  Aber  in  den  oben  ausdrücklich  hervorgehobenen  Punkten 
ist  eine  Annäherung  an  das  englische  Recht  festzustellen.  Es  darf  das  nicht 
wundernehmen,  wenn  man  bedenkt,  daß  Italien  an  Seite  Englands  kämpfte 
und  daß  sich  nach  der  Auffassung  seiner  Bundesgenossen  die  Regeln  der 
Londoner  Erklärung  zur  wirksamen  Bekämpfung  des  feindhchen  Handels 
als  unzureichend  erwiesen  haben.  Aber  es  hat,  wenn  man  von  jenen  beson- 
deren Vorschriften  absieht,  an  seinem  nationalen  Rechte,  welches  in  weit- 
gehender Weise  die  Ausschließung  des  Seebeuterechtes  im  Wege  der  Gegen- 
seitigkeit vorsieht,  festgehalten  (vgl.  Art.  P.  6).  Wer  leidenschaftslos  und  ohne 
Vorurteil  für  den  Gegner  die  Dinge  betrachtet,  wird  Italien  nicht  zum  Vor- 
wurfe machen,  daß  die  verschärften  Formen  des  Seekrieges  an  ihm  einen 
Anwalt  gehabt  haben. 

Dr.    Otto    Weinberger,    Wien. 

^  Über  die  Beweisregelung  Webberg,  341 — 343;  ferner  die  bei 
Rauchhaupt,  Ital.  P.  O.,  S.  48,  Anm.  1  angefünrten  Entscheidungen;  Brück, 
Hans.  R.  Z.  1.,  S.  278—283. 

2  Abweichend  Wehberg,  S.  268,  Anm.  3.  Vgl.  insbesondere  H.  W  i  1 1  - 
m  a  a  0  k  ,  Goldschmidts  Z.,  LXXVI,  S.  337—408,  und  die  Entscheidung  des  R.  G. 
vom  13.  Januar  1917,  Hans.  R.  Z.,  L,  S.  55. 
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WirtsdiaftlidiG,  soziale  und  kulturelle  Zustands- 

sdiilderungen. 


Die  volkswirtsdiaftlidien  Grundlagen  von  Deutsdi-Donauland 
und  seine  Abhängigkeit  vom  Weltmärkte^. 

Die  Industrie  n^.  Die  ganze  Monarchie,  zumal  aber  Öster- 
reich, hat  sich  in  dem  Jahrzehnt  vor  dem  Kriege  in  mächtig  aufstrebender 
industrieller  Entwicklung  befunden,  eine  Parallelerscheinung  zum  gleichen 
Vorgang  auch  in  anderen  Ländern;  es  war  ein  Aufschwung,  der  die  Monar- 
chie z.  B.  hinter  Deutschland  (bei  ganz  außerordentlicher  absoluter  Distanz) 
relativ  gar  nicht  so  zurückstehen  ließ,  ja  sich  in  ihr  in  noch  stärkerem  Ausmaße 
vollzog  als  anderswo.  Dieser  bedeutsame  Aufstieg  hatte  sich  nicht  minder  im 
gewaltigen  Verbrauch  von  Rohstoffen  wie  im  Ansteigen  der  Zahl  von  Be- 
trieben und  Arbeitern,  doch  ebenso  im  erhöhten  Ausfuhrwert  industrieller 
Erzeugnisse  kundgetan,  auch  sich  ziemlich  gleichmäßig  auf  alle  Industrie- 
zweige erstreckt;  die  noch  größeren  Einfuhrwerte  der  Gesamthandelsbilanz, 
soweit  sie  sich  nicht  auf  überwiegend  fremdbürtige  Rohstoffe  bezogen  (Baum- 
und Schafwolle,  Kautschuk,  Rohmetalle),  beweisen  nur,  daß  trotz  ihres  An- 
wachsens die  österreichische  Industrie  den  an  sie  gestellten  Ansprüchen  in  ein- 
zelnen Erzeugnissen  nicht  zu  genügen  vermochte.  Der  Krieg  unterbrach  ge- 
waltsam den  normalen  Weiterverlauf  dieser  Entwicklung,  die  vielleicht  bloß 
(worauf  die  Krise  noch  zu  Anfang  1914  hindeuten  würde)  im  Verhältnis  zur 
inneren  Tragfähigkeit  allzu  schnell  hochgekommen  war.    Nicht  alle  Teile  des 


^  Es  werden  hierdurch  die  im  14.  Bd.,  S.  199*ff.  unter  gleichem  Titel  be 
gonnenen  und  im  15.  Bd.,  S.  l*ff.  fortgesetzten  Untersuchungen  weitergeführt 
*  N.  Krebs,  Deutsch-Österreich  i.  d.  ,, Geographischen  Zeitschrift."  1919 
Heft  2 — 4.  Fr.  Hertz,  Die  Produkt ionsgnindlagen  der  österreichischen  Indu 
strie  vor  und  nach  dem  Kriege.  4.  Aufl.  Wien  1917.  G.  S  t  o  1  p  e  r  ,  Das  mittel 
europäische  Wirtschaftsproblem.  2.  Aufl.  Wien  1918.  K.  H  a  s  s  a  c  k  ,  Hervor 
ragende  österreichische  Industrien  in  , .Beiträge  zur  Wirtschaftskmide  Österreichs" 
Wien  1911.  ß.  Kobatsch,  Die  österreichische  Volkswirtschaft  (österreichische 
Bücherei,  4).  Wien  1918.  (Das  bis  1918  jährlich  erschienene)  „Jahrbuch  der  öster- 
reichischen Industrie".    Wien    IX.    Compaseverlag. 
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alten  Österreichs  hatten  diese  Aufwärtsbewegung  in  gleicher  Weise  mitge- 
macht. In  Deutsch-Innerösterreich  war  die  Zahl  der  Fabrikbetriebe  nur  um 
rund  vier  Fünftel  der  sudetenländischen  gestiegen.  Niederösterreich,  unter 
dem  Einflüsse  Wiens  und  des  Wiener  Beckens,  fiel  überragend  ins  Gewicht, 
ähnlich  scharf  hoben  sich  die  braunkohlenreiche  Steiermark  und  das  der 
Schweiz  angrenzende  Vorarlberg  gegen  die  übrigen  Alpenländer  ab.  (Die  in- 
dustrielle Bedeutung  von  Deutsch- Weßtungarn  kann  als  ganz  geringfügig  hier 
übergangen  werden.) 

Die  Textilindustrie,  die  nach  ihrem  Produktionswerte  von  über 
2  Millarden  K  an  der  Spitze  der  österreichischen  Industrien  stand^,  ist 
überwiegend  an  die  Sudetenländer  geknüpft.  Für  Deutsch-Innerösterreich 
liegt  das  industrielle  Schwergewicht  zweifellos  in  der  Metallverar- 
beitung^. Für  ganz  Österreich  war  der  Produktionswert  der  Industrien 
in  Eisenwaren  und  Maschinen,  einschließlich  der  übrigen  Metallverarbeitung, 
vor  dem  Kriege  auf  1,7  Milliarden  K  veranschlagt  worden^.  Auch  hier  hatte 
eine  lebhafte  Aufwärtsentwicklung  im  letzten  Jahrzehnt  vor  1914  eingesetzt. 
Die  Zahl  der  fabrikmäßigen  Betriebe,  die  sich  mit  der  Erzeugung  von  Ma- 
schinen, Apparaten,  Instrumenten  und  Transportmitteln  beschäftigten,  stieg 
zwischen  1904  und  1913  von  822  auf  1182,  der  durchschnittliche  Umfang  der 
Maschinen-  und  Metallwaren-Aktiengesellschaften  vergrößerte  sich  zwischen 
1904  und  1912  um  mehr  als  70  v.  H.  Während  aber  diese  Industriegruppe  als 
Ganzes  vom  Auslande  (namentlich  Deutschland)  dennoch  abhängig  erschien, 
vermochte  sie  in  hohem  Maße  den  ungarischen  Markt  zu  versorgen,  ja,  ein- 
zelne Zweige,  wie  Maschinen-  und  Motorindustrie,  Waggon-,  Lokomotiv- 
und  Automobilfabrikation,  die  Herstellung  von  Turbinen  und  Werkzeugen 
aller  Art,  konzentriert  in  Deutsch-  Innerösterreich  in  rund  15  wirklich  lei- 
stungsfäh  gen  Betrieben  (mit  je  über  1000  Arbeitern*),  waren  imstande,  nicht 
allein  nach  Süd-  und  Westeuropa  zu  exportieren,  sondern  auch  in  Übersee  sich 
ihre  Wettbewerbsfähigkeit  zu  sichern^.  Demgegenüber  ist  die  Bedeutung  der 
Textilindustrie  nicht  sonderlich  groß;  hier  ist  Deutsch-Inner- 
österreich im  Erbe  des  alten  Österreichs  entschieden  zu  kurz  gekommen. 
Hatte  doch  für  Österreich-Ungarn  der  Wert  der  ausgeführten  Textilerzeug- 
nisse einen  namhaften  Anteil  an  dem  Wert  der  gesamten  Ausfuhr  dieses 
Staates,  die  Einfuhr  textiler  Rohstoffe  und  Halbfabrikate  (Baumwolle,  Schaf- 

^  F  r.  Felln^'e  r  , ''Das  Volkseiakommen  Österreichs  und  Ungarns.  Wien 
1917.    S.  89. 

^  Übar  die  Erzeugung  von  Roheisen  in  Deutsch-Innerösterreich  vgl.  ,,W. 
A.",  15.  Bd.,  S.  l*ff.  Bai  dieser  Galegenheit  sei  richtiggestellt,  daß  der  Beitrag 
Kärntens  zu  den  in  Österreich  gewonnenen  Zinkerzen  294523  dz  betrug,  nicht 
2994880,  wie  auf  S.  6*  zu  lesen  war.  — Vgl.  ferner  Die  nationalen  Sprachgebiete 
Österreichs  als  selbständige  Wirtschaf tsgebiete  (VI:  Eisen-,  Maschinen-  und  Metall- 
industrie) „Handelsmuseum",  Bd.  34,  Nr.  31,  S.  241ff.  (31.  Juli  1919.) 

3  Fr.  Fellner,    a.  a.  O.,  S.  89. 

*  In  Wien  und  im  Wiener  Becken  (Leobersdorf,  Wiener  Neustadt),  im  Alpen- 
vorland (Graz,  Steyr)  und  in  den  Tälern  der  Alpenausläufer  (Berndorf,  Mürzzu- 
schlag). 

5  Vgl.  ,, Jahrbuch  der  österreichischen  Industrie"  für  1917.  S.  376,  494,  545, 
562  usw. 
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wolle  und  SchafwoUgame,  Flachs,  Jute,  und  Seidengarne)  stieg  zwischen 
1904  und  1912  um  rund  40  v.  H.  Aber  Deutsch-Innerösterreich  wird  nicht 
viel  davon  berührt. 

Was  zunächst  die  Well  industrie  betrifft^,  so  ist  die  Spindelzahl  Inner- 
österreichs für  Spinnerei  von  Kamm-  und  Streichgarnen  sehr  gering,  trotzdem 
Niederösterreich  zwei  größere  Betriebe  (Vöslau  und  Möllersdorf)  besitzt.  Be- 
stand schon  für  die  frühere  Monarchie  in  Kamm-  und  Streichgarnen  eine  be- 
deutende Mehreinfuhr  (aus  Großbritannien  und  Deutschland),  so  wird  Deutsch- 
Innerösterreich  vollends  auf  den  Import  angewiesen  sein.  Aber  auch  die 
Wollweberei  hat  in  Deutsch-Innerösterreich  nur  bescheidenen  Umfang 
(3,4  V.  H,  aller  im  ehemaligen  Österreich  vorhandenen  Webstühle)  und  be- 
schäftigt sich  in  einigen  größeren  Fabriken  vorwiegend  mit  der  Herstellung 
von  Loden  (Bregenz,  Innsbruck,  Graz).  Man  wird  also  in  Deutsch-Inner- 
österreich auf  den  Bezug  aus  den  Sudetenländern,  die  über  eine  geschlossene 
Großindustrie  gebieten,  angewiesen  sein,  ihnen  wird  auch  die  vollständige 
Versorgung  Ungarns,  dem  mit  der  Slowakei  seine  wichtigsten  Tuchfabriken 
genommen  wurden,  und  der  noch  mögliche  Export  ins  frühere  Zollausland, 
der  1913  rund  32  000  dz  Webwaren  betrug,  zufallen.  An  der  Erwerbung  des 
eigentlichen  Rohstoffes,  der  Schafwolle,  den  Österreich-Ungarn  vor  dem  Kriege 
sich  direkt  aus  Argentinien  und  Australien  oder  über  Deutschland  und  Bel- 
gien (Antwerpen)  holte,  besitzt  Deutsch-Innerösterreich  für  seine  wenigen 
Produktionsstätten  im  Vergleich  zum  tschechoslowakischen  Staate  ein  ver- 
hältnismäßig geringes  Interesse,  sicherlich  aber  wird  Deutsch-Inneröster- 
reich es  dyrin  nicht  so  leicht  haben  wie  dieser. 

Auch  für  die  Spinnerei  und  Weberei  der  B  a  u  m  w  o  1 1  Industrie^  ist 
der  Hauptsitz  im  Sudetenland  (Böhmen,  und  zwar  zum  größeren  Teil  in  deut- 
schem Gebiete).  Sie  zeigte  in  Österreich  in  den  letzten  Jahren  vor  dem  Kriege 
nach  Spindelzahl  und  Menge  des  verarbeiteten  Rohstoffes  unter  den  Zweigen 
der  Textilindustrie  den  stärksten  Aufschwung,  die  Zahl  ihrer  Spindeln  und 
Webstühle  übertraf  jene  für  Schafwolle  um  das  3^/2  fache,  auch  vermochte 
Österreich  mit  einer  Garnproduktion  von  1,47  Mill.  dz  und  einer  Gewebe-, 
Samt- und  W^irkwarenerzeugung  von  1,1  Mill.  dz  nicht  allein  Ungarn  zu  ver- 
sorgen, sondern  überdies  noch  eine  Mehrausfuhr  von  etwa  340  000  dz,  also 
rund  ^/^  der  erzeugten  Menge  an  das  Zollausland  abzugeben  (wobei  freilich 
die  erhöhte  Ausfuhr  der  letzten  Jahre  vor  1914  bloß  einen  mit  Opfern  erkauf- 
ten Zwangsexport  infolge  Stockung  des  Inlandverkehrs  bedeutete).  Die 
Mittelpunkte  der  Baumwollspinnerei  und  -Weberei  sind  in  Deutsch-Inner- 
österreich, das  rund  ^^  der  Spindeln  und  ^/^q  der  Webstühle  des  alten  Öster- 
reichs  umfaßt,   einerseits  das  Wiener  Becken  (Pottendorf,  Rohrbach- Neun- 

^K.  Janovsky,  Die  Wollindustrie  (Wirtschaftsgeographische  Karten 
und  Abhandlungen  zur  Wirtschaftskunde  von  Österreich-Ungarn.  Herausgeg.  von 
Fr.  Heiderich.  Heft  15).  Wien  1918.  Derselbe,  Unsere  Wollindustrie  in  der 
Übergangswirtschaft.    „Handelsmuseum."    Bd.  33,    Nr.  51.    (19.  Dez.  1918.) 

2  E.  O  b  e  r  h  u  m  ra  e  r  ,  Die  Baumwollindustrie  (Wirtschaftsgeogr.  Karten 
und  Abhandlungen,  Heft  14.)  Wien  1917.  K.  Janovsky,  Die  nationale 
Oliederung  der  Baumwollindustrie  Österreich-Ungarns.  „Handelsmuseum." 
Bd.  34.    Nr.  6.    (6.  Febr.  1919.) 
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kirchen,  Teesdorf),  andererseits  Vorarlberg  (Dornbirn,  Feldkircb),  Der  Roh- 
stoffbezug,  der  für  Österreicli-Ungarn  1913  die  Mehreinfubr  von  2,1  Mill.  dz 
Baumwolle  nötig  machte,  wird  auch  für  den  schwächeren  Bedarf  Peutsch- 
Innerösterreichs  durch  die  Schwierigkeiten  der  Finanzierung  einigermaßen 
gestört  sein,  im  übrigen  wird  es  sich  auch  für  Fertigware  ans  Ausland 
wenden  müssen. 

Spinnerei  und  Weberei  von  Flachs  waren  im  alten  Österreich  von 
geringer  Bedeutung^;  immerhin  genügten  sie  im  allgemeinen  zur  Befriedigung 
des  österreichisch-ungarischen  Marktes^;  doch  wurzelt,  was  vorhanden  ist, 
vorwiegend  in  den  deutschen  Teilen  der  Sudetenländer,  Deutsch-Inner- 
österreich kommt  für  die  Spinnerei  so  gut  wie  gar  nicht,  für  die  Weberei  nur 
sehr  wenig  in  Betracht;  es  wird  seinen  Bedarf  auswärts  decken  müssen.  Von 
einer  Mehreinfuhr  des  Rohstoffes  (die  1913  für  ganz  Österreich-Ungarn 
492  000  dz  betrug)  wird  sich  Deutsch-Innerösterreich  bei  nur  etwas  inten- 
siverem Anbau  völlig  unabhängig  machen  können. 

Die  Seiden  industrie^,  deren  Produktionswert  im  alten  Österreich 
mit  jährlich  rund  70  Mill.  K  angegeben  v  urde^,  arbeitete  in  diesem  Staate 
überwiegend  für  den  heimischen  Markt;  Seider  garne  wie  Seiden  waren 
wurden  in  Österreich-Ungarn  mehr  ein-  als  ausgeführt.  Deutsch-Inner- 
österreich hat  die  Stätten  der  Rohseidenerzeugung  des  alten  Österreichs 
ganz,  die  seiner  Seidenweberei  größtenteils  eingebüßt.  Einige  wichtige 
Kunstseidenbetriebe  besitzt  es  dagegen  derzeit  allein.  Seidenwaren  wird 
Deutsch-Innerösterreich  in  nicht  geringem  Maße  im  Auslande  kaufen 
müssen. 

Eng  verwandt  mit  der  Textilindustrie  ist  das  Gesamtgebiet  der  soge- 
nannten Zubehör-  und  Bekleidungsindustrie ;  in  solchen  ,, Konfektion  s- 
waren",  wie  Hüten  (Fez),  Herren-  und  Damenkleidern,  Schmuckfedern 
(Strauß,  Reiher),  Wäsche,  Tüchern  und  Schirmen,  besaß  die  frühere  Monarchie 
eine  durch  die  geschmackvolle  Herrichtung  dieser  Qualitätswaren  gerecht- 
fertigte, nicht  unbeträchtliche  Mehrausfuhr  (1913  im  Werte  von  85  MiU.  K, 
hauptsächlich  nach  dem  Deutschen  Reiche  und  England).  Deutsch-Inner- 
österreich hat  in  seinen  Hauptstädten  (Innsbruck,  Salzburg,  Graz,  besonders 
aber  Wien)  wichtige  Mittelpunkte  der  im  Kriege  durch  die  Heeresbedürfnisse 
wesentlich  erweiterten  Konfektionsindustrie  behalten,  es  wird  gewß  im- 
stande sein,  auch  einen  Teil  des  Exportes  der  alten  Monarchie  in  Konfektions- 
artikeln zu  übernehmen. 


1  Baumwolle,  Schafwolle,  Flachs,  Hanf,  Jute  und  Seide  besaßen  im  alten 
Österreich,  was  die  Zahl  ihrer  Spindeln  betrifft,  folgende  Hundert  an  teile:  76,2 
21,6,  4,5,  1,3  und  0:  hinsichtlich  der  Zahl  ihrer  Webstühle:  66,5,  18,6,  5,4,  1,6 
und  7,9. 

2  H.  Leiter,  Die  Leinen-,  Hanf-  und  Juteindustrie.  (Wirtschaftsgeogra- 
phische Karten  und  Abhandlungen,  Heft  16.)  Wien  1916.  K.  Janovsky, 
hie  nationale  Gliederung  der  Flachs-,  Hanf-  und  Juteindustrie  Österreich-Ungarns. 
„Handelsmuseum."     Bd.  34.    Nr.  8.     (20.  Febr.  1919.) 

ä  K.  Janovsky,   Die  nationale  Gliederung  der  Seiden-  und  Konfektions- 
industrie Österreich-Ungarns.    ,, Handelsmuseum,"   Bd.  34.   Nr.  10.    (6.  März  1919.) 
*  Fr.  Fellner,    a.  a.  O.,  S.  143. 
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Die  in  ihrem  Holzrohstoff  vom  Auslande  unabhäng'ge  Papiererzeugung 
wird,  wie  sie  für  das  alte  Österreich  eine  wichtige  Exportindustrie  war  (die 
zu  über  der  Hälfte  ihres  Wertes  für  den  Verkauf  nach  Ungarn  arbeitete),  dies 
auch  für  Deutsch-Innerösterreich  um  so  eher  bleiben,  als  der  Inlandbedarf 
mannigfache  Beengungen  zeigt.  Die  Papier-,  Holzstoff-  und  Pappenfabri- 
kation, die  Papierwarenerzeugung  verfügen,  bereits  heute  teilweise  elek- 
trische Kraft  verwertend,  über  eine  Anzahl  erstklassiger  Betriebe  (in  Nieder- 
österreich Pitten  und  Schlöglmühl,  in  Oberösterreich  Steyrermühl,  in  Steier- 
mark Grat  wein  bei  Graz).  Auch  im  ganzen  steuert  Deutsch-Innerösterreicb 
in  zahlreichen,  vom  Waldreichtum  und  der  Verkehrslage  des  Gebietes  viel- 
fach beeinflußten  Standorten,  durchweg  über  die  Hälfte  der  Produktion  des 
alten  Österreichs  in  diesem  Industriezweige  bei^.  Die  Papiergarnindustrie,  die 
als  echte  Kriegsindustrie  in  Österreich,  zumal  seit  Mitte  1917,  einen  außer- 
ordentlichen Aufschwung  zeigte  (Deutsch-Innerösterreich  mit  etwa  ^/^  an 
der  österreichischen  Gesamtproduktion  beteiLgt)^,  dürfte  mit  Beendigung  des 
Krieges  wieder  dem  Erlöschen  entgegengehen  und  sei  deshalb  hier  nicht  weiter 
besprochen. 

Die  hochwertige  Möbel  industrie  des  alten  Österreichs,  die  trotz  eines 
nicht  geringen  Werkstättenmöbelimportes  aus  Deutschland  die  Ausfuhr  zu- 
mal von  Möbeln  aus  gebogenem  (Rotbuchen-)  Holz  auf  nennenswerter  Höhe 
hielt,  fußte  auch  auf  dem  Holzreichtum  des  Landes;  wir  sind  überzeugt, 
daß  diese  Industrie,  ebenfalls  wie  die  Herstellung  anderer  Holzwaren  und 
Gegenstände  aus  Drechsler-  und  Schnitzstoffen,  stets  im  Handel  der  früheren 
Monarchie  mit  dem  Zollauslande  beachtenswert  aktiv  (Mehrausfuhr  1913  um 
über  50  Mill.  K),  den  größten  Waldbeständen  folgen  und  aus  den  National- 
staaten teilweise  nach  Deutsch-Innerösterreich  übersiedeln  werden. 

Die  österreichische  Leder  industrie,  der  eine  reiche  Produktion  von 
Kalbfellen  und  vorzügliche  einheimische  Gerbstoffe  (Eichenlohe  und  -extrakt) 
zu  Grebote  stehen,  war  vor  dem  Kriege  in  ihrer  Bedeutung  etwas  zurückge- 
gangen. Nur  ein  Bruchteil  der  Kalbfelle  wurde  im  Lande  selbst 
verarbeitet,  Deutschland  hatte  in  der  Erzeugung  von  Oberleder  neben  den 
Vereinigten  Staaten  eine  ganz  einzigartige  Stellung  eingenommen,  die  Österreich 
darin  durchaus  von  ihm  abhängig  machte.  So  war  zuletzt  die  Schuhwaren- 
ausfuhr Österreichs  höchstens  noch  gegenüber  Ungarn  von  Wichtigkeit.  Die 
altberühmte  Erzeugung  von  Ledergalanteriewaren  und  Handschuhen,  als 
Exportindustrie  zum  größten  Teil  in  Wien  angesiedelt,  wird  als  für  Deutsch- 
Innerösterreich  von  maßgebendem  Belange,  in  Ausnutzung  ihres  guten  Rufes 
um  eine  gesunde  Weiterentwicklung  besorgt  sein  müssen. 
;    Nur  ganz  bescheiden  sind  die  Glas-  und  Glaswarenerzeugung  wie  die 


^  Die '  deutschen  Alpenländer  erzeugten  1913  durchschnittlich  im  Monat 
Waggons  (zu  10  000  kg):  1565,9  Papier,  503,8  Pappe,  970,8  Zellstoff,  255,3  Holz- 
schliff u.  Holzstoff,  womit  sie  55,57,  65,43,  56,73  bzw.  74,19  v.  H.  Anteil  an  der 
Produktion  von  ganz  Österreich  hatten.  Vgl.  „Wirtschaftsstatistische  Materialien 
über  Deutschösterreich".    Wien  1918.    S.  23. 

2  Ausführliches  darüber  im  „Handelsmuseum".  Bd.  34.  Nr.  11.  (13.  III. 
1919.) 
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keramisclie  Industrie  Deutsch-Innerösterreichs;  für  das  alte  Österreich  von 
bezeiclmendem  Eufe  bei  einem  Produktionswerte  von  rund  ^/a  Milliarde  K^, 
haften  sie  durchaus  in  den  deutschen  und  tschechischen  Teilen  der  Sudeten- 
länder. Die  auf  hohes  Alter  zurückblickende  Herstellung  von  Glas-  und 
Glaswaren  erfuhr  in  Österreich  zwischen  1904  und  1912  eine  Zunahme  der 
Betriebe  und  Arbeiterzahl  um  etwa  40  v.  H. ;  böhmisches  Glas  (Mittel- 
punkte: Böhmerwald  und  Nordwestsudeten)  kann  sich  mit  belgischem  und 
französischem  messen.  In  Glas  und  Glaswaren,  besonders  Hohlglas  und 
Glasschmucksachen,  bestand  1913  eine  Mehrausfuhr  von  über  78  Mill.  K, 
Gablonz  a.  d.  Neiße  beschäftigte  etwa  25  000  Heimarbeiter  und  führte  seine 
Edelsteinnachahmungen,  Perlen  und  Knöpfe  nach  Afrika,  Südamerika, 
Süd-  und  Ostasien  aus.  Böhmisches  Porzellan  (aus  der  näheren  und  weiteren 
Umgebung  A^on  Karlsbad)  findet  in  Ungarn,  Deutschland  und  England  stän- 
dige Käufer  (Mehrausfuhr  der  Monarchie  1913  nach  dem  Zollausland 
13  Vz  Mill.  K). 

Bereits  vor  dem  Kriege  war  die  österreichische  chemische  In- 
dustrie^, in  der  Deutschland  (durch  ein  glänzendes  Zusammenwirken  von 
Wissenschaft  und  Praxis)  mit  seinen  Erzeugnissen  den  "Weltmarkt  beherrschte, 
im  Aufschwung  begriffen;  die  erhöhten  Anforderungen  des  Krieges  führten 
zu  einer  weiteren  Vergrößerung  der  Betriebe.  Die  Erzeugung  von  Aluminium 
und  Kalziumkarbid  ist  überwiegend  an  Deutsch-Innerösterreich  geknüpft 
(Lend- Gastein,  Landeck,  Deutsch-Matrei).  Für  Teerfarbstoffe  und  Arznei- 
waren war  Österreich  im  Frieden  so  gut  wie  ganz  auf  Deutschland  angewiesen, 
auch  Deutsch-Innerösterreich  im  besonderen  hatte  keine  einschlägigen 
nennenswerten  Betriebe.  Von  Säuren  spielt  die  Schwefelsäure  infolge  ihrer 
vielfältigen  Verwendung  die  Hauptrolle;  von  ihr,  deren  Herstellung  im  Kriege 
ungemein  gestiegen  ist^,  wird  Deutsch-Innerösterreich,  trotzdem,  es  nur 
2  große  Betriebe  sein  eigen  nennt  (gegenüber  12  im  tschechoslowakischen 
Sprachgebiet),  auch  im  Frieden  auszuführen  imstande  sein.  Auch  in  Sal- 
petersäure wird  Deutsch-Innerösterreich  mit  seinen  beiden  Fabriken  (Patsch- 
innsbruck und  Wien)  nicht  bloß  seinen  eigenen  Bedarf  befriedigen,  sondern 
auch  exportieren  können.  Die  Sodaerzeugung  ist  in  Deutsch-Innerösterreich 
durch  eine  sehr  leistungsfähige  Fabrik  der  österr.  Solvaywerke  in  Ebensee 
(am  Gmundner  See)  vertreten  und  wird  mindestens  den  eigenen  Bedarf  des 
Landes  decken  können.  Die  Seifenfabrikation,  die  im  alten  Österreich-Ungarn 
sogar  eine  geringe  Mehrausfuhr  ermöglichte  (1913 :  ^/^Mill.  K),  hat  in  Deutsch- 
Innerösterreich  —  neben  Böhmen  —  wichtige  Betriebe  aufzuweisen;  ähnlich 
steht  es  hinsichtlich  der  Kerzenindustrie;  ist  erst  genügend  Rohmaterial 
vorhanden,  so  wird  das  Land  nicht  bloß  den  eigenen  Bedarf  zu  befriedigen, 
sondern  auch  auszuführen  vermögen.    Die  Zündholzindustrie,  die  1913  in  der 


1  Fr.  Fellner,    a.  a.  O.,  S.  39. 

2  Die  nationalen  Sprachgebiete  Österreichs  als  selbständige  Wirtschafts- 
gebiete. V:  Chemische  Industrien.  ,,Handelsmuseuni."  Bd.  34.  Nr.  16 — 19, 
Nr.  21/22.    (17.,  24.  April,  1.,  8.,  22.,  29.  Mai  1919.) 

*  So,  daß  die  Monatserzeugung  ein  Mehrfaches  der  früheren  Jahresproduktion 
betrug. 
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Monarchie  einen  Ausfuhrwert  von  5^/2  Mill.  K  erreichte  (dem  so  gut  wie  keine 
Einfuhr  gegenüberstand),  wird  in  Deutsch-Innerösterreich  kaum  mehr  als 
die  heimischen  Ansprüche  stillen  können,  während  der  Export  von  den  sude- 
tenländischen  Fabriken  bestritten  werden  wird.  Die  Spreng-  und  Schieß- 
stoffindustrie  besitzt  gegenwärtig  in  Deutsch-Innerösterreich  eine  Anzahl 
namhafter,  überwiegend  im  Wiener  Becken  vereinigter  Fabriken;  da  künftig 
für  das  gewaltige  Mehr  ihrer  Erzeugung  sehr  schwer  Absatzgebiete  zu  finden 
sein  werden,  müssen  einzelne  Betriebe  ihre  Produktion  ändern.  An  künst- 
lichen Düngemitteln  (Dungsalzen,  Superphosphaten,  Thomasschlacke  usw.) 
war  schon  in  die  alte  Monarchie  viel  eingeführt  worden  (1913  über  5  Mill.  dz, 
ausgeführt  bloß  238  000  dz) ;  je  größeren  Bedarf  die  Landwirtschaft  jetzt 
nach  dem  Kriege  haben  wird,  desto  mehr  wird  sich  auch  für  Deutsch-Inner- 
österreich, das  bei  geringer  Eigenleistung  die  Erzeugung  immerhin  steigern 
könnte,  die  Notwendigkeit  starker  Einfuhr  ergeben^. 

Die  Nabrungsmittelindustrie^  war  mit  über  2^/3  Milli- 
arden K  Produktionswert*  eine  der  bedeutendsten  Industriegruppen  Öster- 
reichs. Von  den  in  ihr  vereinigten  Gewerben  nennen  wir  an  erster  Stelle  die 
Mühlenindustrie;  die  Zahl  der  Mühlen  ist  in  Deutsch-Innerösterreich  gegen- 
über den  Sudetenländern  wohl  größer,  ihre  Leistungsfähigkeit  aber  germger, 
vermag  jedoch  dem  eigenen  Bedarf  durchaus  zu  genügen.  In  der  produzierten 
Biermeiige  wurde  die  Monarchie  nur  von  den  Vereinigten  Staaten,  Deutsch- 
land und  Großbritannien  übertroffen,  sie  hatte  (1913)  auch  bloß  um 
etwas  über  1  Mill.  K  (meist  belgisches)  Bier  vom  Auslande  aufgenommen, 
dagegen  sich  an  dieses  (überwiegend  an  Deutschland  und  die  Vereinigten 
Staaten)  mit  einer  Mehrausfuhr  von  7,7  Mill.  K  gewendet.  Wichtige  Er- 
zeugungsstätten liegen  in  Deutscb-Innerösterreich,  dem  über  ^/g  der  normalen 
jährlichen  Friedenserzeugung  verbleiben*.  Für  den  Verlust  von  Pilsen, 
Budweis,  Brunn,  Smichow  und  Wittingau  an  den  tschechoslowakiscben 
Staat  entschädigen  reichlich  die  Brauereien  in  der  näheren  und  weiteren  Um- 
gebung von  Wien  (Nußdorf,  Hütteldorf,  Schwechat,  Liesing)  und  Graz 
(Puntigam,  Goß).  Sobald  wieder  genügend  Rohstoffe  (Gerste,  Malz)  vorhanden 
sein  werden,  um  den  im  Kriege  stark  eii]geschränkten  Betrieb  auf  die  alte  Köhe 
zu  bringen,  wird  Deutsch-Innerösterreich  auch  zu  exportieren  vermögen. 
Der  Biergewinnung  hatte  im  alten  Österreich  eine  erstklassige,  auch  im  Aus- 
land lebhaft  begehrte  Malzerzeugung  in  die  Hände  gearbeitet;  an  ihr  hatte 
freilich  das  tschechoslowakische  Sprachgebiet,  das  in  der  ,, Hanna"  die  beste 
Gerste  besitzt,  überwiegenden  Anteil  (rund  90  v.  H.),  und  Deutsch-Inner- 

^  Über  einzelne  Zweige  der  Stickstoffindustrie  und  die  Beziehungen  der  ein- 
zelnen Teilstaaten  des  alten  Österreichs  zu  ihnen  vgl.  ,, Handelsmuseum." 
Bd.  34.  Nr.  18.    (1.  Mai  1919.)    S.  I38ff. 

^  Die  nationalen  Sprachgebiete  Österreichs  als  selbständige  Wirtschafts- 
gebiete. (IV.  Lebensmittelindustrie.)  „Handelsmuseum."  Bd.  34.  Nr.  13/14. 
(27.  März  und  3.  April  1919.) 

3  Fr.  Fellner,    a.  a.  O.,  S.  89. 

*  1913  Bierproduktion  Österreichs  20  331  525  hl,  davon  Deutsch-Inneröster- 
reich 7  259  266  (=  35,7  v.  H.).  Berechnet  aus  den  Angaben  in  den  „Wirtschafts- 
statistischen Materialien",  S.  16. 
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Österreich  wird  zunächst  für  seinen  Malzbezug  auf  diesen  Nachbar  ange- 
wiesen sein.  Die  Ausfuhr  von  Zucker  (zu  ^/g  von  Österreich,  zu  1/3  von  Ungarn 
bestritten)  wetteiferte  in  der  Handelsbilanz  der  Monarchie,  bei  fast  völligem 
Fehlen  einer  Einfuhr,  mit  Holz  um  die  erste  Stelle  (1913  rund  300  Mill.  K). 
Die  österreichische  Zuckerindustrie,  nur  zu  3  v.  H.  an  Deutsch-Inneröster- 
reich gebunden  und  überwiegend  in  Böhmen  und  Mähren  bodenständig^, 
wo  sie  sich  auf  einer  vorzüglichen  Rübenkultur  aufbaut,  spielte  sogar  auf  dem 
Weltmarkte  eine  bedeutsame  Rolle;  die  Monarchie  stand  in  der  Welterzeu- 
gung von  Rübenzucker  mit  einem  Anteil  von  20  v.  H.  nur  hinter  Deutsch- 
land (30  V.  H.)  zurück.  Deutsch-Innerösterreich  ist  aber  durch  den  Zerfall 
der  Monarchie  in  eine  drückend  fühlbare  xibhängigkeit  vom  tschechoslowa- 
kischen Staate  gekommen,  der  nunmehr  ein  Hauptexporteur  von  Zucker  sein 
wird.  Wenngleich  Deutsch-Innerösterreich  natürlich  nicht  daran  denken 
kann,  auch  nur  einen  Teil  des  Zuckerexportes  der  alten  Monarchie  für  sich 
wiederzugewinnen,  so  wird  es  doch  mit  allen  Mitteln  auf  eigenem  Boden  eine 
leistungsfähige  Zuckerindustrie  schaffen  müssen.  (Rübenbau  im  Marchfeld, 
Fabriken  in  Wien-Umgebung.)  Auch  hinsichtlich  der  Branntwein-( Spiritus-) 
Erzeugung  ist  Deutsch-Innerösterreich  im  Erbe  des  früheren  Österreichs 
schlecht  weggekommen  (bloß  7,7  v.  H,  der  in  der  Betriebsperiode  1913/14 
in  ganz  Österreich  hergestellten  Mengen  entfällt  auf  das  Land,  und  zwar 
auf  Niederösterreich);  Galizien,  Böhmen  und  Mähren  besitzen  die  Haupt- 
produktionsstätten. Die  Monarchie  hatte  bei  einer  Jahresproduktion,  die  sie 
an  die  5.  Stelle  in  der  Welterzeugung  rückte^,  sogar  auszuführen  vermocht 
(1913  um  7  Mill.  K);  Deutsch-Innerösterreich,  für  den  Rohstoffbezug  teil- 
weise auf  Einfuhr  angewiesen,  wird  wohl  in  Spiritus  gerade  den  eigenen  Be- 
darf befriedigen  können,  Preßhefe  aber  (die  in  Fabriken,  die  mit  der  Spiritus- 
erzeugung verbunden  sind,  hergestellt  wird)  nach  den  neuen  Nationalstaaten 
auszuführen  imstande  sein.  In  den  Erzeugnissen  der  öl-  und  Fettindustrie 
ist  Deutsch-Innerösterreich  (Wien)  nicht  günstig  gestellt.  Der  mit  der  Er- 
neuerung des  alpenländischen  Rinderbestandes  über  die  Friedenserzeugung 
hinaus  zu  steigerndenProduktion  von  Naturbutter  vermag  die  Deutsch-Inner- 
österreichische Industrie  (1913  als  Maßstab  genommen)  zwar  nur  wenig 
Speiseöl  (das  es  aus  Triest,  Italien  und  Frankreich  wird  beziehen  können), 
aber  über  220  000  dz  Speisefette  (Margarine)  hinzuzusetzen,  für  die  es  aller- 
dings die  Rohstoffe  wird  einführen  müssen. 


Wollte  der  Reichsdeutsche  vor  dem  Kriege  die  wirtschaftliche  Struktur 
von  Deutsch-Innerösterreich  ganz  verstehen,  so  hatte  er  für  diesen  Teil  wie 
für  das  gesamte  Österreich  zu  beachten,  daß  hier  der  ,, ökonomische  Koeffi- 

1  In  der  Betriebsperiode  1912/13  betrug  die  Zuckererzeugung  Österreichs 
21  709  359  dz,  davon  Niederösterreich  679  013  {=  3  v.  H.),  Deutsch-Sudetenland 
4  255  732  {=  rund  20  v.  H.),  Tschechoslowakisches  Sprachgebiet  16  278  688  dz 
(=  rund  75  v.  H.).  Berechnet  aus  den  Angaben  in  den  ,, Wirtschaftsstatistischen 
Materialien".    S.  17. 

2  1913  betrug  die  Erzeugung  2,8  Mill.  hl,  zu  denen  Österreich  1,16  Mill.  hl 
beisteuerte. 
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zient",  das  ist  die  aus  dem  produktiven  Gesamtzustande  hervorgehende  Be- 
ziehung zwischen  Aufwand  und  Ergebnissen  der  nationalen  Produktion,  un- 
günstiger war  als  in  Deutschland;  Strakosch  scheint  uns  dies  für  die 
Landwirtschaft,  Fr.  Hertz  für  die  Industrie  unzweideutig  nachgewiesen 
zu  haben.  Natürliche,  historische,  verkehrsgeographische,  nationale,  soziale 
und  wirtschaftspolitische  Ursachen  erschwerten  die  Produktionsbedingungen 
von  Österreichs  Landwirtschaft  und  Industrie,  verteuerten  die  Gestehungs- 
kosten, verminderten  den  Erfolg.  Für  die  Industrie  im  besonderen  kam  als 
Verschlechterung  der  Wettbewerbsfähigkeit  einzelner  ihrer  Zweige  in  Be- 
tracht, daß  ihr  Standort,  der  zu  einer  Zeit  mit  ganz  anderen  Bedürfnissen 
und  Grundlagen  gewählt  worden  war,  später  im  Zwiespalt  zwischen  dem  Vor- 
teil erprobter  Arbeiterschaft  und  dem  Nachteil  größerer  Frachtspesen  und 
der  eine  Verlegung  erschwerenden,  beträchtlichen  Anlage-  und  Baukosten 
nicht  überall  so  le.cht  vom  historischen  Boden  abzulösen  und  zu  verschieben 
war;  die  geringe  Verkehrsentwicklung  hemmte  zumal  die  Massenerzeugung 
von  billiger,  schwerer  Ware;  die  geringe  Zahl  größerer  Orte  beengte  den  in- 
neren Markt,  der  auch  unter  Sonderbestrebungen  einzelner  Kornländer  litt. 

Österreich-Ungarn  zerfiel,  und  es  ist  heute  nicht  leicht  abzusehen,  inwie- 
weit Deutsch-Innerösterreich  unfreiwillig  eine  erbliche  Belastung  in  einzelnen 
Belangen  wird  weitertragen  müssen;  gewiß  wird  der  veränderte  politische 
Rahmen  mit  neuen  gesetzlichen  Wirtschaf tsmaßnahraen  —  für  die  Einstel- 
lung der  inneren  Wirtschafts-  und  äußeren  Handelspolitik  des  alten  öster- 
reichischen Staates  waren,  wie  G.  S  t  o  1  p  e  r  mit  Recht  betont,  Deutsch- 
böhmen und  die  sudetenländischen  Gebiete  maßgebend  —  viele  Hemmungen 
einer  vergangenen  Zeit  von  selbst  beseitigen,  sicherlich  vermag  ein  völliger 
Neuaufbau,  der  sich  in  manchem  Wirtschaftszweige  als  nötig  erweisen 
wird,  von  vornherein  erkannten  Schwierigkeiten  aus  dem  Wege  zu  gehen; 
um  so  störender  werden  sich  aber  vielleicht  andere  Momente  geltend  machen : 
wie  denn  das  Verselbständigungsstreben  der  einzebien  Kronländer  mit  ihren 
Verschiedenen  verkehrsgeographischen  Interessen,  ihrem  gegenüber  Wien 
und  seinem  engeren  Industriegebiet  durchaus  andersartigen  wirtschaftlichen 
und  sozialen  Charakter  bereits  heute  in  zahllosen  Einzelheiten  recht  unlieb- 
sam in  Erscheinung  tritt  und  manchen  Konflikt  mit  der  Zentralregierung 
heraufbeschwört. 

Wohin  führt  der  Weg?  Wie  wird  sich  in  Deutsch-Innerösterreich, 
das  Staatskanzler  Dr.  Renner  einen  ausgesprochenen  Exportstaat 
nannte,  dessen  Industrie  nur  mit  10  v.  H.  für  das  eigene  Land,  mit 
90  V.  H.  für  das  Ausland  arbeitete,  neben  der  Landwirtschaft,  für  die  man 
stärkste  Intensivierung  forderte,  neben  der  zweckmäßigen  Ausnutzung 
seiner  Wälder,  dem  schnellen  Ausbau  seiner  Wasserkräfte,  die  Industrie 
entwickeln  ?  Deutsch-Innerösterreich  wird,  mn  seine  Schulden  an  die  En- 
tentestaaten abzahlen  zu  können,  viele  seiner  Landschaften,  wohl  mit  Hilfe 
re ichsdeutscher  Arbeiter  und  Gelder,  industrialisieren  müssen,  und  zwar  in 
der  Richtung,  daß  es  die  Erzeugung  der  schon  bisher  von  ihm  gepflegten 
Qualitätswaren  weiter  vervollkommnet  und  sich  neue  dazu  erobert;  Qualitäts- 
waren,   für    deren  Herstellung  der  Deutschösterreicher  guten   Geschmack 
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mitbringt,  erheischen  ja  an  und  für  sicli  weniger  Rohstoffe  als  Massenwaren, 
was  dem  an  Rohstoffen  ohnehin  relativ  armen  Lande  zugute  kommen  muß. 
Immerhin  wären  naturgemäß  jene  Zweige  zu  bevorzugen,  deren  Rohstoffe 
bzw.  Halbfabrikate  das  eigene  Wirtschaftsgebiet  bereitzustellen  vermag. 
Vor  allem  aber  wird  es  dann  gelten,  der  noch  gesteigerten  Exportfähigkeit 
Deutsch-Innerösterreichs  etwa  in  Metallwaren,  Papier,  Lederwaren  und 
Möbeln  Märkte  zu  gewinnen.  Soweit  sich  diese  Ausfuhr  gegen  Südosten, 
also  in  den  näheren  und  ferneren  Orient  bewegen  wird,  könnte  Wien  dazu 
ausersehen  sein,  das  Ausfallstor  des  gesamten  deutschen  Handels  und  Kapitals 
zu  werden.  Prof.  Oskar    Kende,    Wien. 


II. 

Bevölkerungswesen,  Rassenfragen,  Wanderungen. 


IIL 
Verkehrswesen. 


Ä.   Seeverkehr,  Kanal-  und  Flußverkehr. 

Die  Zusammenschlußbewegung  in  der  englischen  Handclsschiffahrt\ 
Der    Royal    Mail-Konzern. 

Als  zweite  Gruppe  kommt  der  Royal  Mail-Konzern  in  Frage,  als  dessen 
Seele  der  Vorsitzende  der  1839  gegründeten  Royal  Mail  Steam 
Packet  Company  in  London,  Sir  Owen  Philipps,  anzusprechen  ist. 
Im  Jahre  1903  besaß  diese  Reederei  29  Dampfer  mit  89  460  BRT., 
Ende  1910  war  die  Flotte  bereits  auf  50  Dampfer  mit  211  831  BRT.  an- 
gewachsen^.  In  dieses  Jahr  fallen  die  Anfänge  der  gesamten  Konzentra- 
tionsbewegung in  der  englischen  Handelsschiffahrt,  und  hier  ist  es  Sir  Owen 
Philipps,  der  diese  Bewegung  ins  Werk  gesetzt  hat.  Im  Laufe  der  Jahre 
1910  und  1911  hat  er  der  Royal  Mail  eine  Reihe  größerer  Gesellschaften 
angegliedert,  so  daß  Ende  1912  die  Tonnage  bereits  1  300  000  BRT.  betrugt. 

Zunächst  wurden  im  Jahre  1910  von  Lord  Pirrie,  dem  Leiter  der  Bel- 
faster Werft  Harland  &  Wolff,  und  Sir  Owen  Philipps  die  dem  verstorbenen 
Sir  Alfred  Jones  gehörenden  verschiedenen,  von  der  Firma  Eider  Demp- 
s  t  e  r    &    Co.    betriebenen  Schiffahrtsgesellschaften  erworben.     Es  kamen 

^  Fotteetzung  des  im  If.  Bd.,  S.  22*  begonnenen  Aufsatzes. 
*  Wiedenfeld,    Die   nord westeuropäischen    Welthäfen.      Berlin    1903. 
S.  216. 

*Paul   Lenz,   Die  Konzentration  im  Seeschiffahrtsgewerbe.    Jena  1913. 
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auf   diese  Weise    die    folgenden  Reedereien  unter  die  Kontrolle  der  Royal 

MaiP: 

Tabelle  4.     Von     der    Royal  Mail    kontrollierte    Reedereien. 


African  Steam  Ship  Company 24  70  475 

British  &  African  Steam  Navigation  Co.,  Ltd.  ...  35  92  618 

Eider  Line,  Ltd.  (früher  Eider  Dempster  Shipping  Ltd.)  26  78  717 

Imperial  Direct  Line,  Ltd.,  West  Lidian  Mail  Service  5  23  572 

La  Beige  Maritime  du  Congo  (nur  teilweise)  ....  3  16  058 

Eider  Dempster  &  Co 12  33  120 

im  Bau  befindlich 8  29  578 


Übernommen  wurden  auf  diese  Weise^: 


BRT. 


344  138 


26  328  Aktien  zu  20  £  der  African  Steam  Ship  Company      526  560  £ 

62  140  Aktien  zu  10  £  der  British  and  African  Steam  Navigation  Com- 
pany       621  400  ,, 

49  240  Aktien  zu  10  £  der  Eider  Dempster  Shipping  Ltd 492  400  ,, 

24  896  Aktien  zu  10  £  der  Imperial  Direct  Line  Ltd 248  960  ,, 

7  500  Obligationen  der  Imperial  Direct  Line  Ltd 7  500  „ 

68  995  Aktien  zu  i   £  der  Eiders  and  Fyffes  Ltd 68  995  „ 

34  498  Aktien  zu  i  £,  eingezahlt  mit  5  sh,  der  Eiders  and  Fyffes  Ltd.  8  624  „ 

15  437  Obligationen  der  Eiders  and  Fyffes  Ltd 15  437  „ 

6071  £  20  voll  eingezahlte  Aktien  der  Cunard  Steam  Ship  Co.      .    .  121  420  ,, 

3  978  Aktien  zu  20  £,  eingezahlt  mit  10  £,  der  Cunard  Steam  Ship  Co.  39  780  ,, 

3  598  Aktien  zu  8  £  der  African  Association,  Ltd 28  784  ,, 

49  Founders  Shares  zu  8  £  der  African  Association,  Ltd 392  „ 

4  010  5%ige  Vorzugsaktien  der  Swan,  Hunter  and  Wigham  Richardson  4  010  ,, 
20  383  Shares  zu  i  £  von  Swan,  Hunter  and  Wigham  Richardson  .  .  20  383  ,, 
IG  000  £  Obligationen  von  Swan,  Hunter  and  Wigham  Richardson     .  10  000  ,, 

3  715  Aktien  zu  10  £  der  African  Oil  Mills,  Ltd 37  150  ,, 

3  747  Aktien  zu  10  £,  eingezahlt  mit  5  £,  der  African  Oil  Mills,  Ltd.  18  735  ,, 

2  270  530  £ 

Unter  der  Firma  Eider  Dempster  &  Co.,  Ltd.,  wurde  am 
31.  März  1910  eine  neue  Gesellschaft  gegründet  und  in  diese  der  vorerwähnte 
Besitz  eingebracht. 

Die  British  and  African  Steam  Navigation  Company,  Ltd.,  die  African 
Steam  Ship  Company,  die  Eider  Line,  Ltd.,  und  die  Imperial  Direct  Line, 
Ltd.,  behielten  als  Untergesellschaften  der  Eider  Dempster  &  Co.,  Ltd.,  nach 
außen  hin  ihre  Selbständigkeit.  Außerdem  übernahm  die  Eider  Dempster 
&  Co.,  Ltd.,  Anlagen  in  Liverpool,  den  Kanarischen  Inseln,  in  Westafrika 
und  auf  Jamaika. 

Die  Geschäfte  der  Grand  Canary  Coaling  Company  auf  Teneriffa  und 
die  Sierra  Leone  Coaling  Company  in  Sierra  Leone  wurden  mit  Aktiven 
und  Passiven  übernommen^. 

1  „Nauticus".     1911.    S.  292. 

2  „Fairplay".     1910.    S.  474ff. 

^  Soweit  bekannt  geworden  ist,  sind  inzwischen  nur  die  Aktien  der  Eiders 
and  Fyffes  Ltd.  verkauft  worden. 
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Kurze  Zeit  nacli  ihrer  Gründung  erwarb  die  Eider  Dempster  &  Co., 
Ltd.,  zum  Preise  von  180  000  £  die  Kontrolle  der  Glen  Line  (McGre- 
gor  Gow  &  Co.),  Ltd.,  die  seit  Jahren  einen  regelmäßigen  Dienst 
von  Antwerpen  nach  den  Straits,  China  und  Japan  unterhielt  und  über  eine 
Flotte  von  7  Schiffen  mit  31  978  BKT.  verfügte^.  Mitte  Mai  1911  wurde 
sodann  die  Shire  Line  der  Firma  Brocklebank  in  Liverpool,  an  der 
die  Royal  Mail  bereits  seit  längerer  Zeit  interessiert  war,  und  die  ebenfalls 
Verbindungen  ab  Hamburg,  Antwerpen,  Middlesborough  und  London  nach 
dem  fernen  Osten  unterhielt,  von  dieser  gänzüch  übernommen  und  mit  der 
Glen  Line  verschmolzen. 

Im  Jahre  1912  erwarben  die  Eider  Dempster  &  Co.,  Ltd.,  und  die  Royal 
Mail  Steam  Packet  Company  zu  gleichen  Teilen  die  gesamten  Stamm- 
aktien der  Union- Castle  Mail  Steamship  Company,  Ltd., 
im  Betrage  von  1  418  410  £  zum  Preise  von  ^^/lo  £  per  Aktie,  zu  welchem 
Zwecke  seitens  der  Eider  Dempster  &  Co.,  Ltd.,  1  Mill.  £  5%ige  Schuld- 
verschreibungen ausgegeben  wurden^. 

Im  Jahre  1916  wurden  von  der  Eider  Dempster  &  Co.,  Ltd.,  bei  einer 
Versteigerung  feindhcher  Besitztümer  in  Nigeria  der  in  Lagos  befindHche 
Grund-  und  Gebäudebesitz  der  ehemaligen  deutschen  Firma  Gaiser  sowie 
die  dortigen  Geschäftsgebäude  und  Kaianlagen  der  Woermann-Linie  er- 
worben und  die  Maschinenwerkstätten  und  Ländereien  der  letzteren  in 
Apape  übernommen^. 

Anfang  1917  übernahm  die  Eider  Dempster  &  Co.,  Ltd.,  gemeinsam  mit 
den  ihr  nahestehenden  Schiffahrtsgesellschaften  die  Powell,  Bacon 
and  Hough  Lines,  Ltd.,  in  Liverpool,  von  der  die  Coast  Line  be- 
trieben wurde.  Die  Powell,  Bacon  and  Hough  Lines,  Ltd.,  die  aus  einer  un- 
mittelbar vor  dem  Kriege  vorgenommenen  Verschmelzung  hervorgegangen 
war,  versah  den  regelmäßigen  Passagier-  und  Frachtdienst  zwischen  Liver- 
pool, London  und  den  Häfen  der  Südküste  und  zwischen  Liverpool,  Man- 
chester und  Süd- Wales.  Die  Flotte  bestand  aus  22  Dampfern.  Das 
Kapital  der  Gesellschaft  betrug  ca.  7  Mill.  £,  eingeteilt  in  zwei  Drittel 
Stammaktien  imd  ein  Drittel  Vorzugsaktien.  Schuldverschreibungen  waren 
nicht  ausgegeben. 

Im  gleichen  Jahre  wurde  seitens  Eider  Dempster  &  Co.  von  der  Firma 
I.  H.  W  e  1  s  f  o  r  d  &  Co.,  Ltd.,  der  Verkehr  der  Gulf  Transport  Line 
nach  dem  Golf  von  Mexiko  erworben,  die  regelmäßige  Linien  von  Liverpool 
und  Le  Havre  nach  Galveston  unterhielt^. 

Im  JuU  1917  ging  an  die  Eider  Dempster  &  Co.,  Ltd.,  in  öffentlicher 
Versteigerung  ein  bedeutender  Anteil  der  in  feindlichem  Besitz  befind- 
lichen  Aktien   der  Pacific  Phosphate  Company,   Ltd.,   über,    die   auf  ver- 

^  Schiffahrt  und  Schiffbau  Deutschlands  und  des  Auslandeß.  Handbuch 
1914.     Herausgeg.  von  Dr.   Aug.  Kaegbein,  Hamburg. 

2  The  Stock  Exchange  Year-Book  1915.     S.  939. 

^  Der  Gesamterlös  der  Regierung  aus  dem  Verkaufe  feindlicher  Besitzungen 
in  Nigeria  betrug  383  000  £.     „Fairplay".     31.  Mai  1917. 

*  Jahresbericht  der  Eider  Dempster  &  Co.,  Ltd.  „The  Financial  Times" 
25.  Mai  1917. 
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schiedenen  Inseln  des  Stillen  Ozeans  die  Konzession  für  den  Abbau  reicb- 
haltiger  Phosphatlager  besaßt. 

Das  Kapital  der  Eider  Dempster  &  Co.,  Ltd.,  betrug  bei  Übernahme 
durch  den  Royal  Mail-Konzern: 

500000  5%%  cumulative    preference  shares  zu  i  £  .    .      500000  £ 

400  000  ordinary  shares  zu  i  £ 400  000  „ 

10  000  management  shares  zu  i   £ 10  000  „ 

910  000  £ 

außerdem  5%ige  debenture  stock i  000  000  £ 

zusammen  i  910  000  £ 

Im  April  1910  wurden  weitere  800  000  £  5%ige  debenture  stock  zu  pari 
und  400  000  51/2  %ige  cumulative  preference  shares  zu  1  £  per  Stück  zu 
pari  ausgegeben. 

Die  Entwicklung  der  Eider  Dempster  &  Co.,  Ltd.,  und  ihrer  haupt- 
sächüchen  Untergesellschaften,  der  British  and  African  Steam  Navigation 
Company,  Ltd.,  und  der  African  Steam  Ship  Company  veranschauhchen 
die  Tabellen  5—7. 

Schon  im  Juni  1910  erweiterte  der  Royal  Mail -Konzern  abermals  seinen 
Machtbereich  durch  die  Anghederung  der  Pacific  Steam  Navi- 
gation Company.  Diese  Reederei,  deren  Gründung  in  das  Jahr  1840 
fällt,  war  die  erste  Dampfschiffahrtsgesellschaft,  die  den  Stillen  Ozean  be- 
Tabelle 6.  Finanzielle  Entwicklung  der  Eider  Dempster 
&  Co.,    Ltd.,    i.    d.    Jahren    1910    bis    19172.     (Beträge  in  £). 


1910 


1911 


1912 


1913 


Stammaktien 


( 


Vorzugsaktien    |  5M'%ige 

l  ö%ige 

Management  Shares 

Obligationen 

Kreditoren  usw 

Freies  und  gepachtetes  Eigentum 

Schiffe  und  Beteiligungen  .... 

Anzahlungen  auf  Schiffsneubauten 

Debitoren,  Kasse  usw 

Gewinn  und  Dividende 

Hiervon  auf  R,^servefond3  .... 

Dividende  auf  Stammaktien    .    ,  % 
„  „   Vorzugsaktien  .    .  % 

,,  ,,   neue  Vorzugsakt.  % 

„  „   Managern.  Shares  % 

Flotte  BRT 


40  000 
500  000 


10  000 

1  000  000 
769  590 

348  283 

2  776  707 

572  876 
228  565 
25  000 
10 

5y2 


321 064 


220  000 
500  000 


10  000 

1 000  000 

652  842 

321 036 

2  962  881 

183  496 

444 164 

236  749 

50  000 

10 

325  983 


I  200  000 
425  000 


10  000 
2  000  000 

I  876  787 
328  542 

4  576  982 

168  000 

I  248  645 

287  968 

100  000 

10 

5  Vi 


347  155 


1  200  000 
675  000 
425  000 
250  000 

10  000 

2  000  000 
1  381  850 

344  875 

4  943  035 

190  000 

703  029 

307  379 
75  000 
8 

5V2. 

6 

* 

325  321 


1  „Fairplay".     13.  Juni  1918. 
Zusammeixgestellt    nach  den  Jahresberichten  der  Eider  Dempster  &  Co. 


abgedruckt  im  ,, Fairplay"  191 
'  *  niclit  angegeben. 
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1914 


1915 


1916 


1917 


Stammaktien 

Vorzugsaktien    •!  5^/i%ige  •    •    •    • 
I  6%ige 

Management  Shares 

Obligationen 

Kj-editoren  usw. 

Freies  und  gepachtetes  Eigentum 

Schiffe  und  Beteiligungen  .... 

Anzahlungen  auf  Schiffsneubauten 

Debitoren,  Kasse  usw 

Grewinn  und  Dividende 

Hiervon  auf  Reservefonds  .... 

Dividende  auf  Stammaktien  .    .  % 
„  „   Vorzugsaktien  .    .  % 

„  ,,  neue  Vorzugsakt.  % 

„  „   Managern.  Shares  % 

Flotte  BRT 


1  200  000 
9  25000 
425  000 
500  000 

10  000 

2  000  000 
I  561  988 

358  117 
4  923  634 

334519 
I  015  017 

325  940 
50  000 

8 

6 

*i 

319  490 


1  200  000 
925  000 
425  000 
500  000 

10  000 

2  000  000 
I  528  191 

363  382 
4  973  485 

250  547 
I  068  680 

349  334 
50  000 

9 

5% 
6 
120 
289  234 


1  200  000 
925  000 
425  000 
500  000 

10  000 

2  000  000 
I  804  046 

479  664 
5  375  352 

I  137  095 
358  079 
50  000 
10 

6 
240 


I  200  000 

1  175  000 
425  000 
750  000 

10  000 

2  000  000 
2  094  436 

483  483 
6  129  295 

966  759 
366  808 

50  000 

10 

5/2 

6 
240 


fahren  hat.  Sie  ließ  ihre  Schiffe  von  Panama  aus  nördlich  bis  nach  San 
Francisco  und  südHch  bis  nach  Valparaiso  laufen  und  unterhielt  ebenfalls 
regelmäßige  Linien  von  Liverpool  und  Glasgow  aus  nach  Brasilien  und  dem 
La  Plata. 

Das  Kapital  der  Pacific  Steam  Navigation  Co.  betrug  ursprünglich 
2  954  250  £,  eingeteilt  in  50  £- Aktien;  es  wurde  jedoch  während  der  Jahre 
1878 — 1883  unter  Herabsetzung  des  Nominalbetrages  der  Aktie  auf  25  £ 
durch  Rückzahlung  an  die  Aktionäre  auf  1  477  125  £  ermäßigt.  An  den 
Royal  Mail-Konzern  gingen  98%  des  gesamten  Aktienkapitals  über.  Die 
Flotte  der  Pacific  Steam  Navigation  Co.  betrug  bei  Übernahme  durch  den 
Royal  Mail-Konzern  183  234  BRT. 

In  der  Generalversammlung  der  Royal  Mail,  in  der  die  Fusion  der  beiden 
Gesellschaften  beschlossen  wurde,  wies  der  Vorsitzende,  Sir  Owen  Philipps, 
darauf  hin,  daß  durch  die  Fertigstellung  des  Andentunnels  und  durch  den 
Umstand,  daß  der  Panama- Kanal  seiner  Vollendung  entgegengehe,  eine 
Neuregelung  des  bisherigen  freundschaftlichen  Verhältnisses  zur  Pacific 
Steam  Navigation  Co.  erforderlich  geworden  sei.  Nach  langen  Verhand- 
lungen habe  es  sich  als  unmöglich  erwiesen,  für  die  Zukunft  Vereinbarungen 
zu  treffen,  die  im  Interesse  der  Aktionäre  beider  Gesellschaften  lägen.  Da- 
her sei  nur  die  Wahl  zwischen  Konkurrenzkampf  oder  Fusion  geblieben. 

Die  Entwicklung  und  finanzielle  Lage  der  Pacific  Steam  Navigation 
Company  zeigt  Tabelle  8. 


^  nicht  angegeben. 
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Tabelle  8.     Finanzielle    Entwicklung   der    Pacific    Steam    Navigatio 
Company"^    in   den  Jahren  1906  bis  1910    (Betraue  in  £). 


1906 


1907 


1909 


1910 


Kapital 

Debts  owing  by  the  Company  .    . 

Buchwert  der  Flotte 

Kasse,  Debitoren  und  Beteiligungen 

Gewinn 

Dem  Reservefonds  entnommen.    . 

Abschreibungen 

Übertrag  auf  Reservefonds.    .    .    . 

Dividende % 

Flotte 


477  125 
104  361 
795  420 
443  239 
381  960 

205  375 
50  000 
6 
162  731 


1  477  125 
296  709 

2  092  939 

275  587 
225  348 

183  877 


171  616 


1  477  125 
389  780 

2  221  041 
225  299 
167  947 

78  796 
184  070 

4 
183  185 


1  477  125 
285  965 

2  061  046 
113  722 
191  738 

45251 
184  950 

4 
183  274 


I  477  125 
281  193 

I  667  181 
475  049 
108  806 


28  iSc 

5 
182  jit 


Im  Jahre  1911  wurden  2  bedeutende  Reedereien  dem  Royal  Mail- Kon- 
zern angegliedert,  die  Lamport  and  Holt  Line  (The  Liverpool,  Brazil  and 
River  Plate  Steam  Navigation  Company,  Ltd.)  und  die  Union  Castle  Line 
(Union  Castle  Mail  Steamship  Company,  Ltd.). 

Die  Lamport  and  Holt  Line,  die  unter  der  Firma  Brazil 
and  River  Plate  Steam  Navigation  Company  im  Jahre  1865  gegründet 
worden  war,  hatte  ihren  Verkehr  so  erweitert,  daß  sie  von  Antwerpen,  Havre, 
London,  Manchester  und  Glasgow  aus  regelmäßige  Linien  nach  dem  La 
Plata  und  Brasilien  und  nach  der  südamerikanischen  Westküste  unterhielt. 
Außerdem  war  von  ihr  ein  Personen-  und  Frachtdampferdienst  von  New 
York  und  New  Orleans  nach  dem  La  Plata  und  nach  Brasilien  eingerichtet 
worden^.  Ihre  Angliederung  brachte  somit  bei  einem  Tonnagezuwachs  von 
29  Dampfern-  mit  146  670  BRT.  der  Royal  Mail  eine  Abrundung  und 
Stärkung  ihres  Einflusses  in  der  Südamerikafahrt.  Das  Nominalkapital  der 
Lamport  and  Holt  Line,  das  bei  ihrer  Gründung  350  000  £  betrug,  war 
1873  um  weitere  250  000  £  erhöht  worden  und  stand  bei  Übernahme  durch 
die  Royal  Mail  auf  595  000  £.  Die  Schuldverschreibungen  beliefen  sich 
auf  288  480  £.    Der  Buchwert  der  Flotte  war  1 488  669  £. 

Im  Jahre  1917  übernahm  sie  zusammen  mit  der  Royal  Mail  und  dem 
von  dieser  gebildeten  Syndikat  einen  bedeutenden  Anteil  an  der  Argen- 
tine  Navigation  Co.  (Nicolas  Mihanovich,  Ltd.).  Durch  E  n- 
setzung  des  Direktors  Arthur  Cook  der  Lamport  and  Holt  Line  in  die 
Direktion  der  Argentine  Navigation  Co.  wurde  ein  Zusammenarbeiten 
beider  Gesellschaften  sichergestellt^. 

Anfang  1918  wmde  noch  die  Majorität  der  Aktien  der  Schiffbaugesell- 
schaft Archibald  McMillan  and  Sons,  Ltd.,  in  Dumbarton, 
die  bereits  früher  eine  Anzahl  Dampfer  für  den  Konzern  gebaut  hatte,  er- 
worben^. 


1  „Fairplay".     1.  Juni  1911. 

2  Nach  Abzug  der  Abschreibungen. 

3  „Nauticus".     1912.     S.  393  und  „Fairplay" 
*  Hierüber  S.  139*. 

'  Jahresbericht  der  Lamport  and  Holt  Line. 


20.  Juli  1911. 
„Fairplay".     18.  April  1918. 
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Tabelle  9    zeigt    die    finanzielle  Entwicklung    der  Lamport    and  Holt 
Line. 

Tabelle  9.     Finanzielle  Entwicklung    der    Lamport  and  Holt 
Line    in   den    Jahren  1912    bis    1917^    (Beträge  in  £). 


1912 


1913 


1914 


Stammaktien 

Vorzugsaktien 

Schuldverschreibungen 

Kreditoren  usw 

Beteiligungen 

Debitoren,  Kasse  usw 

Gewinn  n.  Abzug  d.  Abschreibungen 
Hiervon  auf  Reservefonds  .... 
Di^'idende  auf  Stammaktien  .  .  % 
„  ,,  Vorzugsaktien  .  % 
Flotte  BRT 


410  000 
500  000 

I  000  000 
267  718 

I  940  461 
378  790 
229  126^ 
100  000 
8 
6 
213  095 


410  000 
500  000 

1  000  000 
252  006 

2  219  149 
240  999 
254  528 
100  000 

8 

6 

204  502 


460  000 

797  469 

1  000  000 

399  153 

2  912  566 
122  I4T 
227  594 
100  000 

8 

6 

204  180 


(Fortsetzung. 


1915 


1916 


1917 


Stammaktien 

Vorzugsaktien 

Schuldverschreibungen 

Kreditoren  usw 

Beteiligungen 

Debitoren,  Kasse  usw 

Gewinn n.  Abzug  d.  i'.bschreJbungen 
Hiervon  auf  Reservefonds  .... 
Dividende  auf  Stammaktien  .  .  % 
„  ,,  Vorzugsaktien  .  % 
Flotte  BRT 


460  000 

799  910 

980  000 

337  665 

2  S50  006 

330  746 

432  756 

250  000 

10 

6 

227  907 


640  000 
800  000 
850  000 

233  657 

3  020  596 

483  464 

554  699 

250  000 

10 

6 

222  588 


1  000  000 
800  000 
950  000 
325  667 

2  500  006 
I  580  609 

350  125 

100  000 

10 

6 

219  071 


Die  Union-Castle  Line  (Union- Castle  Mail  Steamship  Co.. 
Ltd.)  wurde  im  Dezember  1911  dem  Royal  Mail- Konzern  angegliedert. 
Den  Grund  hierfür  bildete  die  Frage  der  südamerikanischen  Postbeförderung, 
die  bisher  von  der  Union-Castle  Line  ausgeführt  wurde.  Die  Union-Castle 
Line  gehörte  bisher  dem  südafrikanischen  Schiffahrtsring  an,  mit  dem  die 
südafrikanische  Regierung  wegen  der  Rabattfrage  zu  keiner  Einigung  kom- 
men konnte.  Die  Regierung  wollte  deshalb  nur  mit  Gesellschaften  verhan- 
deln, die  dem  Ring  nicht  angehörten.  Da  jedoch  keine  dieser  Gesellschaften 
über  ein  erstklassiges  Dampfermaterial  verfügte,  ging  sie  bereits  mit  dem 
Gedanken  um,  eigene  Schiffe  zu  beschaffen  und  diese  für  die  Postbeförderung 
in  Dienst  zu  stellen.  Da  nun  die  Royal  Mail  dem  südafrikanischen  Schiff- 
fahrtsring nicht  angehörte,  konnte  sie  mit  den  übernommenen  Dampfern 


^  Zusammengestellt  nach  „Fairplay"  1912 — 1918. 
a  Für  ISVa  Monate. 
WoltwirtechaftUches  Archiv  Bd.  XV. 
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der  Union- Castle  Line  der  Regierung  von  Südafrika  "befriedigende  Bedin- 
gungen für  den  Postdampferdienst  unterbreiten.  Die  Dampfer  der  TJnion- 
Castle-Line  führten  den  Postdienst  zwischen  Kapstadt  und  Southampton 
unter  anderem  Namen  weiter,  und  die  Gesellschaft  erhielt  eine  Subvention 
von  171  000  £  pro  Jahr. 

Die  Union- Castle  Line  war  ein  gut  fundiertes  Unternehmen,  das  stets 
eine  vorsichtige  Dividendenpolitik  getrieben  hatte  und  über  außerordentlich 
kräftige  Reserven  verfügte.  An  den  Royal  Mail-Konzern  gingen  141  841 
Stammaktien  ä  10  £  gleich  1  418  410  £  nominal  zum  Kurse  von  ^^/^o  sh 
über.  Außerdem  erhielten  die  Geschäftsführer  der  Union- Castle  Line,  die 
Firma  Donald,  Currie  and  Co.  700  000  £,  so  daß  der  volle  Kaufbetrag,  der 
an  die  früheren  Inhaber  der  Urüon- Castle  Mail,  die  Firma  Donald,  Currie 
and  Co.  beglichen  wurde,  5  100  000  £  betrug. 

Die  Flotte  der  Union- Castle  Line  umfaßte  zur  Zeit  der  Verschmelzung 
48  Schiffe  mit  rund  320  000  BRT.  Mit  dieser  Neuerwerbung  verfügte  der 
Royal  Mail- Konzern  über  280  Schiffe  von  zusammen  rund  1  287  950  BRT.i 

Im  März  1913  zog  der  Royal  Mail-Konzern  die  beiden  unter  einheit- 
licher Regie  stehenden,  ebenfalls  in  der  La  Plata  Fahrt  tätigen  Firmen 
Nelson  Line  (Liverpool) ,  Ltd.,  und  Nelson  Steam  Navi- 
gation Company,  Ltd.,  in  seinen  Bannkreis  und  stärkte  hier- 
durch seine  Position  im  Verkehr  nach  Argentinien  so  wesentlich,  daß  er 
nunmehr  hier  unbestritten  die  Führung  hatte.  Die  Nelson  Line  verfügte 
über  9  für  den  Gefrierfleisch-  und  den  Getreidetransport  vom  La  Plata  be- 
sonders geeignete  Dampfer  von  44  755  BRT.  Ihre  Schwestergesellschaft, 
die  Nelson  Steam  Navigation  Company  besaß  10  Passagier-  und  Fracht- 
dampfer moderner  Gattung  von  zusammen  73  693  BRT.,  mit  denen  sie 
einen  wöchentlichen  Dienst  nach  Montevideo  und  Buenos  Aires  unterhielt. 
Der  Ankauf  beider  Linien  brachte  der  Royal  Mail- Flotte  einen  Zuwachs 
von  19  Dampfern  mit  einem  Raumgehalt  von  118  400  BRT.  Die  gesamte 
von  der  Gesellschaft  kontrollierte  Tonnage  war  damit  auf  mehr  als  1  500  000 
BRT.  gestiegen^. 

Zu  erwähnen  ist  noch  die  im  Jahre  1914  seitens  der  Royal  Mail  erfolgte 
Gründung  der  Royal  Mail  Steam  Packet  Meat  Trans- 
port Co.  mit  einem  Kapital  von  1  Mill.  £  zum  Betrieb  einer  Dampfer- 
linie  für  den  Fleischversand  vom  La  Plata  nach  England,  für  die  zunächst 
4  Dampfer  vorgesehen  wurden,  deren  erster  im  Jahre  1917  eingestellt  wor- 
den ist^. 

An  kleineren  Gesellschaften  sind  noch  im  Jahre  1916  die  M  o  s  s  Line 
der  Firma  James  Moss  &  Co.  in  Liverpool,  die  vor  dem  Kriege  mit  1 1  Damp- 
fern von  zusammen  29  857  BRT.  in  der  Hauptsache  regelmäßige  Linien 
von  Liverpool  aus  nach  Ägypten  und  der  Levante  unterhielt,  ferner  die 
Firma    R.  MacAndrew    &    Co.,    die  mit  9  Dampfern  von  zusammen 

1  „Nauticus".     1912.    S.  394. 

2  Kaegbein,  Schiffahrt  und  Schiffbau  Deutschlands  und  dea  Auslandes. 
Handbuch  1914.     Hamburg.     S.  113. 

3  „Fairplay".    1914.    S.  1043. 
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13  018  BRT.  regelmäßige  Verbindungen  nach  Spanien  imterhielt,  sowie 
die  in  der  Küstenscliiffalirt  tätige  V  o  1  a  n  a  S  h  i  p  p  i  n  g  &  C  o.,  Ltd., 
käuflich  erworben^. 

Unter  Führung  der  Royal  Mail  wurde  sodann  1917  ein  Syndikat  zur 
Übernahme  der  bereits  mehrfach  erwähnten  Argentine  Navigation 
C  o.  (Nicolas  Mihanovich,  Ltd.)  gegründet.  Das  Syndikat  übernahm 
1  415  000  Stammaktien  zu  1  £  zu  pari,  die  sich  wie  folgt  verteilen^: 

Royal  Mail  Konzern i  ooo  ooo  £ 

Lloyd  Argentine  Dodero  Brothers    .    .  245  000  „ 

Transports  Maritimes 54  000  ,, 

Sud  Atiantique 33  000  „ 

Chargeurs  Röunis 33  000  ,, 

Transatlantica  Italiana 50  000  „ 

Das  Kapital  der  Argentine  Navigation  Company  betrug  1  600  000  £ 
Stammaktien  und  400  000  £  Vorzugsaktien.  Sie  verfügte  über  ca.  300  Schiffe 
und  hatte  eine  beherrschende  Stellung  in  der  Flußschiffahrt  Argentiniens, 
Uruguays  und  Paraguays.  Auch  kontrollierte  sie  die  weniger  bedeutungs- 
volle Küstenschiffahrt  Argentiniens  sowie  die  Schleppschiffahrt  im  Hafen 
von  Buenos  Aires.  Besonders  wichtig  war  die  Argentine  Navigation  Co. 
als  Anschlußhnie  für  die  von  Europa  nach  dem  La  Plata  verkehrenden 
großen  Schiffahrtsgesellschaften.  Ihr  auf  dem  Parana  unterhaltener  Leichter- 
betrieb diente  den  größeren  Schiffen,  die  in  Ermangelung  geeigneter  Lade- 
plätze auf  offener  Reede  löschen  mußten,  zum  Zwischentransport.  Die 
finanzielle  Entwicklung  der  Argentine  Navigation  Company  geht  aus  Ta- 
belle 10  hervor: 

Tabelle  10.     Finanzielle    Entwicklung    der  Argentine  Navi- 
gation    Companv     (Nicolas     Mihanovich)     in     den     Jahren 
1910/11    bi^    1914/15    und    1916/17^    (Beträge  in  £). 


igio/ii 


1911/12 


1912/13 


Stammaktien 

Vorzugsaktien 

Schuldverschreibungen 

Kreditoren 

Buchwert  der  Flotte 

Buchwert  der  Grundstücke  imd  Ge- 
bäude, Beteiligimgen 

Lagerbestände  und  Material  .    .    . 

Debitoren,  Kasse  usw 

Gewinn 

Hiervon  für 

Abschreibungen  und  Reservefonds 

Dividende  auf  Stammaktien  .    .  % 
„  „    Vorzugsaktien     .  % 

^  Jahresbericht  der  Royal  Mail  für  das  Geschäftsjahr  1916. 

2  „Fairplay".    3.  Januar  1918. 

3  „Fairplay".    6.  Januar  1916. 


I  400  000 

I  600  000 

I  600  000 

400  000 

767  300 

175  012 

I  949  137 

400  000 

742  500 

159  201 

2  125  621 

400  000 

742  500 

183  049 

2  313  002 

245  642 

88883 

660  639 

415  106 

252  309 
109  286 
739  365 
434  J34 

274  141 
113  464 
673  205 
482  325 

79  696 

9 
10 

78787 
9 
10 

92378 
9 
10 

X* 
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1913/14 


1914/15 


1915/16        1916/17 


Stammaktien 

Vorzugsaktien 

Schuldverschreibungen 

Kreditoren 

Buchwert  der  Flotte 

Buchwert  der  Grundstücke  und  Ge- 
bäude, Beteiligungen 

Lagerbestände  und  Material  .    .    . 

Debitoren,  Kasse  usw. 

Gewinn 

Hiervon  für 

Abschreibungen  und  Beservefonds 

Dividende  auf  Stammaktien  .    .  % 
„  „    Vorzugsaktien     .  % 


I  600  000 
400  000 

1  016  200 
133  993 

2  540  525 

284  738 
117  071 
521  685 
246  747 

79997 
3 


1  600  000 
400  000 
981  680 
166  668 

2  647  592 

290  804 
150  388 

424  330 
189  671 

98  921 


I  600  000 
400  000 

o 
190  688 

I  567  168 

294  073 
137  061 

438  554  ^ 
80  726 

45916 


Ende  1917  kontrollierte  die  Royal  Mail  somit  ca.  1  600  000  BRT.  Das 
Abhängigkeitsverhältnis  der  Untergesellschaften  hatte  sich  zu  ihr,  wie  aus 
nebenstehender  Tafel  ersichtlich,  gestaltet. 

Die  finanzielle  Entwicklung  der  Royal  Mail  Steam  Packet  Company 
(vgl.  Tabelle  11)  zeigt,  daß  die  Stammaktien  von  900  000  £  im  Jahre  1911 
infolge  der  Angliederung  der  Pacific  Steam  Navigation  Co.,  der  Lamport 

Tabelle  11.    Finanzielle  Entwicklung  der  Eoyal  Mail  Steam 
Packet    Company     in    den    Jahren    1911    bis    1917    (Beträge  in  £). 


1911 


1912 


1913 


1914 


Stammaktien 

Vorzugsaktien 

Schuldverschreibungen 

Verbindlichkeiten  usw 

Buchwert  der  Flotte 

Anzahlungen  auf  Schiffsneubauten 

Beteiligungen 

Gebäude  und  Anlagen 

Debitoren,  Kasse  usw 

Gewinn  n.  Abzug  d.  Abschreibungen 
Hiervon  auf  Reservefonds  .... 
Dividende  atif  Stammaktien  .  .  % 
„  „  Vorzugsaktien  .  % 
Flotte  BRT 


900  000 

800  000 

2  250  000 

I  196  516 

4  875  1832 


336010 

481  444 

291  211 

80  000 

5 

5 
237  502 


2  100  000 
900  000 

3  500  000 
I  728  743 
6904553^ 


595  069 

I  499  231 

481  539 

177  073 

6 

5 
301  935 


3  300  300 

900  000 

3  500  000 

I  953  461 
89225782 


758  515 
804517 
430  987 

IG  000' 

6 

5 

268  516 


3  300  300 
900  000 

4  426  839 
2598515 
4  845  592 

860  435 

4  563  126 

809  278 

791  6r8 

91  446 

o 

5 
326516 


^  Nach  Abzug  der  Abschreibungen. 

2  Einschließlich  Anzahlungen  auf  Schiffsneubauten  und  Aktienbesitz  an 
Untergesellschaften. 

^  Außerdem  wurden  100  000  £  dem  Reservefonds  überschrieben,  die  aus  dem 
Überparikui-se  der  neuen  Aktien  erzielt  vmrden. 

*  1914  wurden  200  000  £  dem  Reservefonds  zur  Deckung  der  Verluste  ent- 
nommen. 
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1915 


1916 


1917 


Stammaktien 

Vorzugsaktien 

Schuldverschreibungen 

Verbindlichkeiten  usw 

Buchwert  der  Flotte 

Anzahlungen  auf  Schiffsneubauten 

Beteiligungen 

Gebäude  und  Anlagen 

Debitoren,  Kasse  usw 

Grewinn  n.  Abzug  d.  Abschreibungen 
Hiervon  auf  Reservefonds  .... 
Dividende  auf  Stammaktien  .  .  % 
„  „  Vorzugsaktien  .  % 
Flotte  BRT 


3  300  000 
900  000 

4  950  000 
I  788  176 

10  161  IIÖ'^ 


770  442 

949  787 

803  313 

200  000 

6 

5 
311  163 


4  100  000 

900  000 

4  500  000 

2  711  377 

IG  364  949I 


852  625 

2  344  579 
737  972 
200  000 

7 

5 

309  683 


4  100  000 

900  000 

4  500  000 

3  174  607 

IG  437  769I 


834  155 

3  02G  697 
724  902 
2GO  000 

7 
5 


and  Holt  Line,  der  Union- Castle  Line  und  der  Nelson  Line  sprungweise 
im  Jahre  1912  auf  2  100  000  £,  im  Jahre  1913  auf  3  300  000  £  und  im  Jahre 
1916  auf  4  100  000  £  erhöht  wurden,  während  die  Vorzugsaktien  sich  im 
allgemeinen  auf  gleicher  Höhe  gehalten  haben.  Die  Schuldverschreibungen 
dagegen  erfuhren  im  Jahre  1912  eine  Erhöhung  auf  3  500  000  £  von  2  250  000 
£  im  Jahre  1911.  1914  wurden  sie  auf  4  426  839  £  erhöht  und  haben  sich 
seitdem  mit  Ausnahme  einer  zeitweisen  weiteren  Erhöhung  im  Jahre  1915 
auf  gleicher  Höhe  gehalten.  Der  Buchwert  der  Flotte  ist  von  4  875  183  £ 
im  Jahre  1911  auf  10  437  769  £  im  Jahre  1917  angewachsen,  eine  Folge 
der  Angliederung  der  verschiedenen  Gesellschaften.  Er  schließt  die  An- 
zahlungen auf  Schiffsneubauten,  sowie  die  Beteiligungen  an  anderen  Gesell- 
schaften ein,  und  zwar: 

I  5GG  GOG  £  Aktienbesitz  an  der  Pacific  Steam  Navigation  Company, 
900  000  ,,  Aktien  an  der  Nelson  Line, 
88g  000  „       „       der  Union-Castle  Line, 
603  Goo  „       „        „    Eider  Dempster  &  Co.  und 
iGG  oGG  „       ,,        ,,    Lamport  and  Holt  Line, 

neben  anderem  Aktienbesitz.  Besonders  hervorzuheben  ist  hierbei,  daß 
diese  Beteiligungen  sämtlich  vor  dem  Kriege  erworben  wurden,  und  daß 
seit  Kriegsausbruch  der  Wert  der  Tonnage  erheblich  gestiegen  ist^. 

Die  Royal  Mail  hat  im  allgemeinen  nicht  in  gleichem  Maße  wie  die 
anderen  Schiffahrtsgesellschaften  aus  der  Kriegskonjunktur  Vorteile  ziehen 
können.  Im  Jahre  1914  hat  sie  zunächst  unter  der  infolge  des  Kriegsaus- 
bruches  eingetretenen   allgemeinen   Verkehrsstockung   sehr  gelitten.      Sie 

^  Einschließlich  Anzahlungen   auf  Schiffsneubauten   und  Aktienbesitz   an 
Untergeeellschaften. 

*  Nicht  angegeben. 

•  „Fairplay"  vom  30.  Mai  1918  schätzt  die  Werterhöhung  auf  ca.  10  £  für 
die  Tonne. 
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konnte  für  dieses  Jahr  nicht  nur  keine  Dividende  ausschütten,  sondern  war 
gezwungen,  dem  Reservefonds  zur  Deckung  der  entstandenen  Verluste  einen 
Betrag  von  200  000  £  zu  entnehmen.  In  den  folgenden  Kriegsjahren  hat 
sie  diese  Verluste  nicht  nur  ausgleichen,  sondern  noch  erhebliche  Gewinne 
erzielen  können,  die  weniger  in  der  verteilten  Dividende  als  in  den  beträcht- 
lichen Rückstellungen  zum  Ausdruck  kommen.  Tabelle  12  zeigt  die  Ge- 
winne der  Royal  Mail  und  deren  Verteilung  seit  1905: 

Tabelle  12.  Verteilung  der  Bruttogewinne  der  Royal  Mail 
Steam    Packet    Co.    in    den   Jahren    1905  bis  1917^    (Beträge  in  £). 


Versiche- 

Reserve- 

Vorzugs- 

Stammaktien 

Brutto- 
gewinn 

Zinsen 

rungs- 
fonds 

fonds 
usw. 

aktien 
Divi- 

Divi- 

0/ 

Vortrag 

dende 

dende 

/o 

1905 

57588 

13750 

35000 

9  000 

0 

0 

8  076 

1906 

96845 

17  566 

47  000 

— 

23815 

0 

0 

16  340 

1907 

138  146 

33588 

52  000 

— 

30  000 

22  500 

^y. 

16398 

1908 

136  206 

43982 

33500 

20  000 

30  000 

18  000 

2 

2979 

1909 

180  369 

45  193 

41  792 

30  000 

30  000 

27  000 

3 

3958 

I9I0 

176823 

66983 

— 

30  000 

30  000 

36  000 

4 

4039 

I9II 

291  211 

107  500 

40  000 

40  000 

32259 

45  000 

5 

8840 

I9I2 

481  540 

155  388 

47073 

130  000 

45  000 

97  343 

6 

7570 

I9I3 

436  470 

187  OII 

37  113 

— 

45  000 

151  299 

6 

23900 

I9I4 

98  232 

249  265 

8945 

200  ooo^ 

45  000 

0 

0 

18  921 

I9I5 

808  731 

312  932 

— 

225  000 

45  000 

198  000 

6 

46719 

I9I6 

791  097 

242037 

— ■ 

225  000 

45  000 

273  536 

7 

52  502 

I9I7 

764  446 

218  000 

— • 

225  000 

45  000 

287  000 

7 

52  068 

Die  vom  Royal  Mail-Konzern  vor  Ausbruch  des  Krieges  unterhaltenen 
regelmäßigen  Schiffahrtslinien  sind  folgende: 

Royal   Mail   Steam   Packet   Co. 
Southampton  —  Cherbourg  —  Spanien,    Portugal,    Madeira,    Brasilien,    La    Plata 

(vierzehntäglich  und  öfter). 
HuU,  Antwerpen,  Newport,  Swansea  —  Brasilien. 
Hüll,    London  —  La  Plata. 
Southampton  —  Cherbourg  — -  Westindien,    Zentraleunerika,    Antillen,    New    York 

(vierzehntäglich). 
London  —  Glasgow  —  Westindien. 

London  —  Gibraltar,  Marokko,  Kanarische  Inseln,  Madeira  (vierzehntäglich). 
London  —  Port  Said,  Ceylon,  Straits,  China,  Japan. 
Antwerpen,  London  —  Jamaika,  Mexiko. 
Grimsby  und  Leith  — •  Norwegen,  Mittelmeer,  Ägypten  (Vergnügungsreise). 

Eider    Dempster    &    Co. 
a)    British   and   African   Steam   Navigation   Co.,    Ltd. 
Hamburg  — •  Westküste  Afrikas. 
Liverpool  —  Madeira,  Teneriffa,  Gran  Canaria. 
Liverpool  —  Sierra  Leone,  Monrovia,  Goldküste,  Lagos,  Nigeria. 
Südwestafrika  —  Angola. 

1  „The  Economist".     1.  Juni  1918. 

2  200  000  £  dem  Reservefonds  entnommen. 
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b)    African    Steam    Ship    Co. 
Hamburg,  Rotterdam  —  Westküste  Afrikas. 
Liverpool  —  Madeira,  Teneriffa,  Gran  Canaria. 
Liverpool  —  Sierra  Leone,  Monrovia,   Goldküste,   Lagos,   Nigeria,  Kameran  und 

Südwestafrika. 
London  -^  Westküste  Afrikas. 

e)    Eider    Line,    Ltd. 
Liverpool  —  Westafrika. 
Liverpool  —  Südwestafrika. 
Hamburg  — >  Westafrika. 
Hamburg  —  Lagos. 
Rotterdam  — ■  Westafrika. 

d)    Imperial   Direct   Line,    Ltd.     (In  Gemeinschaft  mit  der  Royal  Mail 

Steam  Packet  Co.) 
Ixjndon,.  Dartmouth  —  Barbados,  Trinidad,  Demerara  (vierzehntäglich). 
London  — ■  Antigua,  St.  Kitts,  Montserrat,  St.  Vincent  (vierwöchentlich). 
Antwerpen,  London  — >  Jamaika  und  Mexiko  (monatlich). 
Glasgow — 'Barbados,  Trinidad,     Demerara  (jede  dritte  Woche) ^. 

Pacific   Steam   Navigation   Co. 

Liverpool  über  La  Pallice,  La  Coruna,  Vigo,  Leixoes,  Lissabon,  Las  Palmas  nach 
Pernambuco,  Bahia,  Rio  de  Janeiro,  Montevideo,  Punta  Arenas  und  den 
Häfen  Chiles  und  Perus.     Postdampferlinie  (vierzehntäglich). 

Glasgow,  Liverpool  über  Havre  nach  Chile  und  Peru  (vierwöchentlich). 

Glasgow,  Liverpool  über  La  Pallice  und  spanische  Häfen  nach  Montevideo,  Bahia 
Bianca,  Chile  und  Peru  (vierwöchentlich). 

Valparaiso  über  Zwischenhäfen  nach  Panama.     Postdampferlinien. 

Lamport    &    Holt    Line. 

a)    Passagier  dampferdienst. 

Southampton  — ■  Cherbourg,  Vigo,  Lissabon,  Rio  de  Janeiro,  Montevideo,  Buenos 

Aires,  rückkehrend  Bahia,  Madeira. 
New  York,  Rio  de  Janeiro,  Santos,  Montevideo  und  Buenos  Aires,  rückkehrend 
Trinidad  mid  Barbados  (vierzehntäglich). 

b)    Frachtdampferdienst. 
Antwerpen,  London  — ■  La  Plata  (vierzehntäglich). 

Antwerpen,  London  —  Bahia,  Rio  de  Janeiro,  Santos  (vierzehntäglich). 
Glasgow,  Liverpool  —  La  Plata  (vierzchntäglich). 
Glasgow,  Liverpool,  Havre  —  Chile,  Peru,  Ekuador  (monatlich). 
Ijiverpool  (Glasgow,  Manchester)  —  Bahia,  Rio  de  Janeiro,  Santos  (vierzehntäglich). 

Union-Castle    Line. 
Southampton  —  Madeira,    Kapstadt,    Algoabai,    East  London,    Natal,  Louren^o 

Marquez,  Beira,  Chinde  (vierwöchentlich). 
London,  Southampton  —  Las  Palmas,  Teneriffa  (St.  Helena,  Ascension)  Kapstadt, 

Natal,  Delagoabai  (wöchentlich). 
Southampton — 'Kapstadt,    Natal,     Delagoabai,  Chinde,    Mosambik,   Daressalam, 

Sansibar,  Mombasa  (vierzehntäglich). 
London  und  Southampton  —  Gibraltar,  Marseille,  Neapel,  Port  Said,  Port  Sudan, 

Aden,  Kilindini,  Sansibar,  Mosambik,  Beira,  Delagoabai  (monatlich). 


^Kaegbein,    a.  a.  0. 
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Nelson   Line,    Ltd.,    und    Nelson    Steam 
Navigation    Co.,    Ltd. 
Liverpool  —  La  Plata  (vierzehntäglich). 
London  —  La  Plata  (wöchentlich). 

Gulf    Transport   Line. 
Liverpool  —  Galveston. 
Galveston — ^  Liverpool,  Havre,  Bremen. 

Moss   Steamship   Co.    Ltd. 
Ijverpool  — ■  Bordeaux  —  Alexandrien  — ■  Gibraltar  —  Konstantinopcl  —  Malta  — 

Smyrna  und  Syra. 
Glasgow  — ■  Alexandrien  —  Gibraltar  und  Malta. 
Swansea  —  Newport  und  I.evante. 
Nach  Syrien  und  dem  Schwarzen  Meer. 

R.    MacAndrew    &   Co. 
Antwerpen  —  spanische  Häfen. 

Dr.  Paul    Overzier,    Cöln. 

(Fortsetzung  folgt  im  nächsten  Heft.) 


B.  Landverkehr. 

Die  Fortschritte  des  Eisenbahnwesens  in  Afrika,  Amerika 
und  Australien  1917-1918^ 

Über  die  Ereignisse  im  außereuropäischen  Eisenbahnwesen  fließen  die 
Quellen  noch  immer  recht  spärlich.  Die  nachfolgende  Zusammenstellung 
kann  daher  in  keiner  Weise  auf  Vollständigkeit  Anspruch  machen. 

Afrika. 
Im  Zusammenhang  mit  dem  schon  seit  vielen  Jahren  immer  aufs  neue 
auftauchenden,  bereits  auf  der  Algeciras-Konferenz  erörterten  Plane  des 
„Parasaharien"^,  d.  h.  der  Eisenbahn  Tanger — Dakar,  mit  deren  Hilfe 
ein  neuer  Schnellverkehr  zwischen  Europa  und  Südamerika  erhofft  wird, 
ist  neuerdings  der  bereits  früher  gelegentlich  erörterte  Gedanke  einer  Unter- 
tunnelung  der  Straße  von  Gibraltar  z\mi  direkten  Anschluß 
der  Bahnen  Spaniens  an  diejenigen  Marokkos  besonders  oft  und  lebhaft 
diskutiert  worden. 

Der  Tunnel  ist  schon  1898  von  Bertier  vorgeschlagen  worden,  wurde  aber, 
als  zu  abenteuerlich  anmutend,  zunächst  nicht  ernstlich  in  Erwägung  gezogen,  bis 
er  1906  auf  der  Algeciras-Konferenz  plötzlich  einer  internationalen  Beschäftigung 
mit  dem  Gegenstand  gewürdigt  wurde.  Der  neu  aufgetauchte  Plan  sieht  einen 
Tunnel  von  25  km  Länge  vor,  der  auf  spanischer  Seite  am  Punto  Marroqui  bei 
Tarifa  beginnen  soll,  während  am  marokkanischen  Ufer  zwei  Endpunkte  zur  engeren 

1  Vgl.  „W.  A.",  15.  Bd.,  S.  34*ff.  Letzte  Chronik  über  Afrika:  „W.  A."  12.  Bd., 
S.  29*ff.;  über  Amerika  und  AustraUen  13.  Bd.,  S.   193*£f. 
ä  Vgl.  „W.  A.",  1.  Bd.,  Chron.  u.  Arch.,  S.  130 
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Wahl  stehen.  Der  Tunnel  würde,  eine  80-km- Stundengeschwindigkeit  vorausgesetzt, 
in  20  Minuten  durchfahren  werden.  Die  tiefste  Stelle  müßte  etwa  780  m  unter  dem 
Meeresspiegel  liegen,  da  die  günstigste  Übergangsstelle  eine  Tiefe  bis  zu  760  m 
aufweist.  Der  Boden  der  Straße  von  Gibraltar  besteht  aus  Felsboden,  so  daß  etwa 
dieselben  Verhältnisse  wie  beim  Bau  der  Alpentunnels  obwalten  würden.  Die 
Kosten  werden  auf  250  Mill.  Fr.  veranschlagt,  was  etwas  optimistisch  gerechnet 
erscheint.  Voraussetzung  für  den  neuen  ,, Südamerika-Expreß"  wäre  die  Anpassung 
der  in  Spanien  dominierenden  Breitspiu*  (1,676  m)  an  die  im  internationalen  Durch- 
gangsverkehr sonst  zumeist  übliche  Normalspur  (1,435  m).  Diese  Anpassung  müßte 
entweder  dvu-ch  den  Neubau  einer  Normalspiu-linie  von  der  französischen  Grenze 
nach  Tarifa  oder  durch  Einbau  einer  dritten  Schiene  in  die  vorhandene  Breitspur- 
linie erreicht  werden.  Nach  Fertigstellung  des  Tunnels  und  der  von  den  Pyrenäen 
an  ganz  neu  zu  erbauenden  Bahn  soll  man  von  Paris  nach  Dakar  in  3,  nach  Rio 
de  Janeiro  tuid  Buenos  Aires  in  7,  nach  Santiago  in  Chile  in  10  Tagen  gelangen 
können^. 

Im  anschließenden  Spanisch-Marokko  wurde  am  17.  Mai 
1917  die  46  km  lange,  in  Meterspur  gebaute  Bahn  Ceuta  — Tetuan  dem  Be- 
trieb übergeben  (Tetuan  ist  schon  seit  längerer  Zeit  mit  dem  Hafenorte  Eio 
Martin  durch  eine  11  km  lange  Bahn  verbunden).  Die  Baukosten  betrugen 
10,85  Mill.  Pes.  Man  kann  fortan  von  Algeciras  nach  Tetuan,  wo  ein  großes, 
modernes  Hotel  eingerichtet  ist,  in  4  Stunden  gelangen.  Der  auf  Grund 
eines  Vertrages  vom  27.  November  1912  in  Aussicht  genommene  Bau  der 
Bahn  Tanger — Fes  ist  in  der  spanischen  Zone  neuerdings  nicht  fortge- 
schritten^. 

In  Französisch-Marokko  gab  es  Ende  1917  ein  Netz  von 
773  km  Eisenbahnen,  bestehend  aus  folgenden  Linien: 

Säle  —  Fes 246  km         Rabat  —  Casablanca  ...      90  km 

Taza  —  Udjda 235    „  Ben  Reschid  —  Ben  Ahmed    49     „ 

Casablanca  —  Wadi  Tunsi .    153    „ 

150  km  Bahn  waren  gleichzeitig  in  Marokko  noch  im  Bau  begriffen^. 

In  Algerien  wurde  der  Umbau  der  Linie  Souk  Ahras  —  Tebessa 
in  Aussicht  genommen.  —  In  Tunis  wurde  eine  neue  Linie  von  Sfax, 
über  Graiba  zur  Oase  Gabes  eröffnet.    Die  Gesamtlänge  beträgt  145  km. 

Man  kann  nunmehr  auf  der  524  km  langen  Bahnlinie  Bizerta  —  Tunis  —  Susa 
—  Sfax  —  Gabes  in  12  Stunden  ans  Ziel  gelangen.  Eine  Fortführung  der  Linie 
über  Gabes  südwärts  bis  Fum-Tatahuin  oder  Dehibat,  die  wirtschaftlich  für  den 
Saharaverkehr  mit  Ghadames,  aber  auch  militärisch  wichtig  wäre,  ist  in  Aussicht 
genommen.  Die  nach  Tabaka  laufende  Bahn  wurde  am  1.  Januar  1917  bis  Nefzas 
dem  Verkehr  übergeben,  wodm-ch  die  Ebene  am  Djebel  Abiod  wirtschaftlich  er- 
schlossen worden  ist.  Von  Nefzas  nach  Tabaka  wären  noch  30  km  zu  bauen.  Nahezu 
vollendet  war  Ende  1918  femer  eine  Bahn  zu  den  erst  neuerdings  entdeckten  Braim- 
kohlenlagem  am  Kap  Bon,  aus  denen  1917:  32  000  imd  1918:  50  000  Tonnen  gefördert 
wurden,  und  die  noch  einen  wesentlich  stärkeren  Abbau  gestatten,  sobald  die  Trans- 
portfrage gelöst  ist*. 


^  „Weltwirtschaf ts-Ztg."     1918.     S.  1363. 

^  „Wirtschaftsdienst."  6.  Sept.  1918.  —  Vgl.  hierzu  „W.  A.",  Chron.  u.  Arch., 
3.  Bd.,  S.  37  und  6.  Bd.,  S.  102. 

3  „Der  neue  Orient."     Bd.  IV,  S.  453. 
*  Ebenda.     Bd.  IV,  S.  163. 
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Nachdem  Ende  1916  die  Türken  aus  der  Sinai -Halbinsel  verdrängt 
worden,  und  damit  die  Aussichten  eines  türkischen  Vorstoßes  gegen  den  Suez- 
kanal gescheitert  waren,  taten  die  Engländer  ihrerseits  alles,  um  die  mili- 
tärisch hochwichtige,  von  den  Türken  in  Angriff  genommene  Bahn  durch 
die  nördliche  Sinai-Halbinsel  vom  entgegengesetzten  west- 
lichen Ende  aus  herzustellen.  Diese  Sinaibahn,  die  dem  Zuge  der  uralten 
Karawanen  Straße  folgte,  gestattete  den  Briten  eine  gründliche  Vorbereitung 
ihres  Feldzuges  nach  Palästina,  der  am  9.  Dezember  1917  zur  Erobe- 
rimg Jerusalems  und  im  September  1918  zmn  völligen  Zusammenbruch  der 
türkischen  Front  führte.  Eine  Drehbrücke  über  den  Suezkanal,  die  am.  15.  Mai 
1918  bei  El  Kantara  dem  Betrieb  übergeben  wurde^,  gestattete  in  der  Folge- 
zeit einen  Durchgangsverkehr  der  Eisenbahnzüge  zwischen  Kairo  und  Je- 
rusalem. 

Im  eroberten  Deutsch-Ostafrika  stellten  die  Engländer  einen 
Anschluß  zwischen  Uganda-  und  Usambarabahn  im  Zuge  der  Linie  Voi  — 
Mwatate  —  Makata  —  Mbuyuni  —  N joro  —  Taveta  —  Moschi  her,  der  am 
22.  April  1916  dem  Verkehr  übergeben  wurde^.  — Erst  im  Laufe  des  Jahres 
1917  wurde  durch  die  Aussage  eines  schwedischen  Ingenieurs  bekannt,  daß 
von  den  Deutschen  trotz  des  Krieges  bis  1916  noch  200  kna  der  von  ihnen 
neu  geplanten  Bahn  Tabora  —  Ruanda  fertiggestellt  worden  waren. 

In  Südafrika  erfolgten  die  ersten  größeren  Schritte  zur  Einführung 
des  elektrischen  Bahnbetriebes,  zunächst  allerdings  noch  nicht  im  Fern-, 
sondern  nur  im  Lokalverkehr.  So  wurde  die  Elektrisiermig  in  Aussicht  ge- 
nommen^für  die  Linien  von  Kapstadt  nach  Wynberg,  Simonstown  und 
Sea  Point  im  Süden  und  Südwesten  von  Kapstadt,  ferner  für  die  Bahn  Springs- 
Randfontein  im  Randgebiet  bei  Johannesburg  und  einige  Strecken  in  der 
Umgebung  von  Durban  imd  Pietermaritzburg'. 

Im  ehemaligen  Deutsch-Südwest'afrika  haben  die  Eng- 
länder außer  der  schon  früher  erwähnten  Anschlußbahn  von  Upington  nach 
Keetmanshoop,  die  sie  bis  1914  lebhaft  bekämpft  hatten*,  mid  die  sie  nun 
selbst  gebaut  haben,  nachdem  die  deutsche  Konkurrenz  ausgeschaltet  ist, 
noch  weitere  Bahnbauten  von  Bedeutung  ausgeführt.  Erstens  einmal  haben 
sie  die  Walfischbai  mit  Swakopmund  durch  eine  Bahn  verbunden,  die  sehr 
leicht  den  endgültigen  Niedergang  des  mit  dem  besseren,  natürhchen  Hafen 
nicht  dauernd  wettbewerbsfähigen  Swakopmrmd  nach  sich  ziehen  kann. 
Ferner  ist  die  Otavibahn,  die  bisher  längste  schmalspurige  Bahn  der  Erde, 
in  Kapspur  mngebaut  worden^,  was  übrigens  schon  die  deutsche  Verwaltung 
in  Aussicht  genommen  hatte*. 

Im  benachbarten  Angola,  das  die  Briten  vorläufig  noch  nicht  poh- 
tisch,  wohl  aber  wirtschafthch  nahezu  ganz  beherrschen,  gewinnen  die  vor 

^  Meldung  des  Reuter-Biireaus.     16.  Mai  1918. 

2  Zeitschr,  der  Berliner  Ges.  f.  Erdkunde.     1916,     S.  632. 

3  „African  World."     3.  Februar  1917. 

*  Vgl.  „W.  A."     1.  Bd.,  Chron.  u.   Arch.     S.  132. 
5  Geographical  Joizrnal.     Bd.  49.,  S.  282. 
«  „W.  A.",  6.  Bd.,  Chron.  u.  Arch.,  S.  104- 
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handenen  Seehäfen  weltwirtschaftlich  mehr  und  mehr  an  Bedeutung.  Der 
kleine  Hafenort  Porto  Alexandre  soll  jetzt  von  ihnen  durch  eine  Bahn  mit 
Mafeking  verbunden  werden,  womit  die  Entfernung  Johannesburgs  von 
Europa  um  volle  4  Tagereisen  abgekürzt  werden  würde.  Weiter  hat  sich  die 
portugiesische  Regierung  entschlossen,  die  zurzeit  von  Säo  Paolo  de  Loanda 
nach  Ambaka  und  Malange  führende,  504  km  lange^  Bahn  um  180  km  bis 
zmn  Kwango-Fluß  zu  verlängern^,  der  bereits  dem  schiffbaren  Kongo-System 
angehört. 

Es  ist  aber  leicht  möglich,  daß  sich  Unternehmer  finden  werden,  die  dereinst 
eine  bis  an  den  Kwango  vorgeschobene  Bahn  noch  um  einige  weitere  h\indert  Kilo- 
meter, bis  ins  Katangagebiet  hinein,  auszubauen  bereit  sind^  Kommt  es  zum 
Bau  dieser  Bahn,  so  entsteht  der  früher  erwähnten*  Benguellabahn  in  ihren  letzten 
Zielen  ein  empfindlicher  Wettbewerb.  Die  Erdarbeiten  an  der  Benguellabahn  waren 
im  Oktober  1915  bis  km  631  beiBihe  gediehen;  vertragsmäßig  sollten  jährlich  100  km 
fertiggestellt  werden;  doch  mußte  die  Verpflichtimg  im  Hinblick  auf  die  durch  den 
Krieg  bedingten  Schwierigkeiten  aufgehoben  werden^.  Es  ist  anzunehmen,  daß 
die  Engländer,  die  ihre  Wirtschaftspolitik  im  vorläufig  noch  belgischen  Katanga 
auf  die  Benguellabahn  eingestellt  haben,  Mittel  und  Wege  finden  werden,  um  das 
Zustandekommen  einer  von  S.  Paolo  de  Loanda  ausgehenden  portugiesischen  Bahn, 
die  über  den  Kwango  hinaus  nach  Katanga  vordringen  will,  zu  vereiteln. 

Inzwischen  hat  auch  die  Kap  —  Kairo-Bahn,  unter  vorläufiger 
gänzhcher  Aufgabe  der  ursprünghchen  Führung  (nahe  dem  Ufer  des  Tan- 
ganyika),  den  schiffbaren  Kongo  und  damit  ihre  wichtigste  Etappe  im 
inneren  Afrika  erreicht.  Der  jetzige  Endpunkt  Bukama  am  Kongo  ist 
3922  km  von  Kapstadt  entfernt. 

Die  Reise  von  dort  beansprucht  8  Tage,  nämlich^ :  Kapstadt  —  Buluwayo 
3  Tage.  Buluwayo — Elisabethville  3  Tage,  Elisabethville — Tshilongo  1  Tag,  Tshi- 
longo  —  Bukama  1  Tag. 

Der  Güterverkehr  der  Katangabahn  selbst  hat  sich  von  1913 
bis  1916  mehr  als  verdoppelt,  indem  er  sich  von  jährhch  253  985  Tonnen 
auf  576  673  Tonnen  hob^. 

In  Kamerun  haben  die  Franzosen  die  von  den  Deutschen  begonnene 
Mittellandbahn  bis  Eseka  (km  173)  in  Betrieb  genommen.  Eseka  ist  in  jüng- 
ster Zeit  eine  bedeutende  Handelsstadt  geworden,  die  in  immer  höherem 
Grade  den  vom  Inland  kommenden  Handel  auf  sich  vereinigt  und  besonders 
Kribi  eine  empfindhche  Konkurrenz  macht. 

In  N  i  g  e  r  i  6  n  ist  die  von  Port  Harcourt  am  Bonnyfluß  ausgehende 
,,ostnigerische  Bahn",  die  in  Kapspur  angelegt  ist,  auf  180  km  Länge  1916 
dem  Verkehr  übergeben  worden.  Sie  war  bis  Aba  im  Betrieb  und  bis  Aboh 
fertiggestellt. 


1  „Neptime."     3.  August  1918. 

2  „Times."     19.  JuU     1918. 

2  „Dtsch.  Kolonial-Ztg."     1917.     S.  104. 

*  „W.  A."     Chron.  u.  Arch.     1.  Bd.,   S.  132  und  3.  Bd.,  S.  32. 

^  „Arch.  f.  Eisenbahnwesen."     1918.     S.  343. 

'  Geographical  Journal.     1918.     S.  45 — 47. 

'Charles   Kuck,    Beiges !    Connaissons  notre  Congo !    Brüssel  1919. 
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Schiffo  bis  zu  20  Fuß  Tiefgang  können  über  die  Barre  des  Bonnyflusses  bia 
Port  Harcourt  gelangen^.  Die  gesamte  Bahn  soll  800  km  Länge  erhalten  und  dereinst 
zu  den  Kohlenfeldern  von  Udi  und  darüber  hinaus  zum  Benue  führen,  der  westlich 
von  Abinsi  übersclu-itten  werden  soll,  um  schließlich  bei  Kaduna  die  westnigerische 
Stammbahn  Lagos  —  Kano  zu  erreichen.  In  dieser  1146  km  langen  Stammbahn 
mußte  die  Überwindung  des  Niger  bisher  mit  Fähren  erfolgen.  Am  31.  Januar  1916 
aber  wurde  bei  der  Insel  Jebba  die  seit  Jahren  in  Arbeit  befindliche  große  Eisen- 
bahnbrücke über  den  Niger  vollendet  und  feierlich  eingeweiht.  Damit  ist  nicht  nur 
die  Stammbahn  technisch  zu  einer  Einheit  verschmolzen,  sondern  es  sind  auch  die 
beiden  Provinzen  Süd-  und  Nordnigerien  nun  erst  in  Wahrheit  politisch  vereinigt 
worden^. 

In  Senegambien  schreitet  der  Bau  der  wichtigen  Bahn  Thies  — 
Kayes  rüstig  fort.  1918  waren  die  Strecken  von  km  1 — 422  und  633 — 677 
vollendet.    Es  fehlten  noch  die  211  km  zwischen  Naude  und  Ambidedi^. 

Das  gesamte  französische  Kolonialbahnnetz  in  Afrika 
belief  sich  am  I.  Juli  1918  auf  4713  km  Umfang.  Es  bestand  aus  folgenden  Einzel- 
netzen* : 

Französisch-Westafrika  .    .    .    2656  km 

Marokko 773    „ 

Somaliküste      762    „ 

Madagaskar 396     ,, 

R6union 126    „ 

Amerika. 

Über  die  Vorgänge  in  Amerika  auf  eisenbahntechnischem  Gebiet  waren 
während  des  Krieges  die  Nachrichten  lückenhafter  als  für  jeden  anderen 
Erdteil.  Nur  einige  besonders  bemerkenswerte  Vorgänge  können  daher 
nachstehend  registriert  werden. 

In  den  V  e  r.  S  t  a  a  t  e  n  ist  eine  durchgehende  Linie  zwischen  Kansas 
City  und  Denver  vollendet  worden.  Die  neue  Bahn  gehört  der  „Chicago-, 
Burhngton-  and  Quincy  Eailway  Co."  Die  ehemals  über  Hartville  führende 
Verbindung  zwischen  Guernsey  und  Wendover  ist  in  Sjähriger  Bauzeit 
durch  eine  neue,  im  tief  eingeschnittenen  Tal  des  Platteflusses  verlaufende 
Bahn  abgelöst  worden^.  —  Weiter  wird  in  den  Ver.  Staaten  an  der  größten 
elektrischen  Vollbahn  der  Welt  gebaut.  Die  schon  vorhandene  Bahn  Chicago 
—  Milwaukee,  die  mit  3000  Volt  Gleichstrom  betrieben  wird,  soll  bis  an 
den  Stillen  Ozean  weitergeführt  werden,  durchs  Felsen-  und  Kaskaden- 
gebirge hindurch.  Die  Linie  soll  über  Othello  (Wash.)  nach  Seattle  und  Ta- 
coma  verlängert  und  von  den  Wasserkräften  des  Felsengebirges  gespeist 
werden.  Die  gesamte  elektrisch  betriebene  Bahnlinie  wird  rund  1000  km 
Länge  aufweisen^. 

Der  Rückgang  der  Kohlenförderung  durch  den  Krieg  hat  überhaupt  die  Frage 
der  natürlichen  Wasserkräfte  in  den  Ver.  Staaten  und  ihrer  Ausnutzung  akut  werden 
lassen.     Hatten  doch  1918  nicht  weniger  als  120  KommunaJverwaltungen  Korizes- 

^  „African  World."     Ergänzungsheft.     6.  Januar  1917. 

2  „Deutsche  Kolonial-Ztg."     1917.     S.  104. 

'  „L'Afrique  fran9aise."     1918.     S.  130. 

*  „Arch.  f.  Eisenbahnwesen."     1918.     S.  511. 

6  Ztg.  des  Vereins  dtsch.  Eisenb.-Verw.     4.  Juli  1917.     S.  430. 

«  „Die  Wasserwirtschaft."     1917,     S.  355. 
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sionen  für  Ausnutzung  von  Wasserkräften  im  Gesamtbetrage  von  4  Mill.  Pferdestärken 
eingereicht^.  Da  nun  mit  der  Elektrisierung  von  Bahnen  in  den  U.  S.  A.  eine  be- 
sonders große  Kohlenersparnis  eingetreten  sein  soU^,  ist  es  kein  Wunder,  daß  der 
Gedanke  eines  möghchst  umfangreichen  elektrischen  Betriebes  rasch  an  Boden  ge- 
winnt. Die  vereinsstaatlichen  Eisenbahnen  verbrauchen  von  den  im  Lande  geförder- 
ten Steinkohlen-  und  Anthrazitmengen  allein  25  bzw.  8%^,  dazu  noch  gewaltige 
Mengen  von  Erdöl. 

In  Kalifornien  wurden  Versuche  mit  einer  neuartigen,  von  einem  gewissen 
Fawkes  erfundenen  Schwebebahn  gemacht,  die  eine  sehr  hohe  Geschwindig- 
keit besitzt  (320 — 360  km  in  der  Stunde).  Ihre  Wagen  sind  15  m  lang, 
weisen  Lenkballonform  auf  und  können  je  56  Personen  aufnehmen.  60pferdige 
Motoren,  die  1000  Umdrehungen  in  der  Minute  machen  und  durch  eine  im 
Wagen  selbst  befindliche  Kraftquelle  gespeist  werden,  setzen  Triebschrauben 
in  Bewegung,  die  der  Schwebebahn  die  gewaltige  Geschwindigkeit  verleihen*. 
Über  das  Ergebnis  der  angestellten  Versuche  liegen  bisher  abschließende 
Nachrichten  nicht  vor. 

In  Kanada  ist  eine  Verstaatlichung  aller  vorhandenen  Bahnen 
beabsichtigt.  In  erster  Linie  soll  dabei  die  Hauptlinie  des  Landes  in 
Aussicht  genommen  sein,  die  alte  Pacific-Bahn,  deren  Direktion  insgesamt 
13  337  miles  Schienenstränge  unterstehen,  ungerechnet  die  von  ihr  außerdem 
gepachteten  Linien  in  Minneapohs,  St.  Paul  and  Sault  Ste.  Marie  sowie 
Duluth,  South  Store  and  Atlantic  mit  4228  bzw.  627  miles  Schienenweg- 
länge. Überdies  besitzt  die  Gesellschaft  44  Dampfer  im  Atlantischen  und 
Stillen  Ozean.  Das  Aktienkapital  beläuft  sich  auf  260  Mill.  Doli.  —  Die  Eisen- 
bahnbrücke bei  Quebec  über  den  St.  Lorenzstrom  mußte  z.  T.  neu  gebaut 
werden,  da  ihr  Mittelteil  infolge  verfehlter  Bauart  eingestürzt  war.  Ein  neues 
Mittelstück  wurde  am  20    September  1917  eingefügt^. 

In  Alaska  wurde  von  der  nach  Fairbanks  im  Bau  befindhchen 
Bahn  die  Strecke  von  Anchorages  am  Ship  Creek  bis  Matanuska  vollendet. 
Die  Linie  gehört  zu  den  von  der  Regierung  angekauften  Bahnhnien^. 

In  Mexiko  wurde  die  Verstaatlichung  der  von  der  Firma  Pearson 
umgebauten  imd  betriebenen,  berühmten  Tehuantepec-Bahn'^  in  die  Wege 
geleitet,  einschließlich  des  zugehörigen  Endhafens  Puerto  Mexiko®.  —  Neue 
Bahnhnien  werden  zwischen  Tapachula  im  Staate  Chiapas  und  dem  Hafen 
San  Benito,  sowie  im  Staate  Coahuila  zwischen  Cuatro  Cienegas  und  der 
Sierra  Mojada  gebaut.  Die  erstere  dient  den  Interessen  der  großen  Kaffee- 
plantagen jener  Gegend,  die  letztere  vermag  ein  an  mancherlei  wertvollen 
Minerahen  reiches  Gebiet  neu  zu  erschließen. 

Im   übrigen   haben   die   mexikanischen  Bahnen  unter   den  schweren  Wirren 
der   letzten   Jahre   empfindlich   gelitten;   große   Zerstönmgen   an   Bahnlinien   und 


^  „Power."     5.  März  1918. 

2  „Boston  News  Bureau."     21.  Nov.  1917. 

3  „Prometheus."     3.  Aug.  1918.     Beibl.     S.  174. 

*  Zeitung  d.  Ver.  deutsch.  Eisenb. -Verw.     25.   Juli  1917.     S.  480. 
5  „Engmeering  News  Record."     27.  Sept.  1917.     S.  580ff. 

«  Zeitg.  d.  Ver.  deutsch.  Eisenb.-Verw.     30.  Dezember  1916.     S.  1151. 
'  Vgl.  „W.  A."     2.  Bd.,  Chron.  u.  Arch.,  S.  55. 

*  „Manchester  Guardian."     21.  Dezember  1917. 
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Material  sind  seit  1914  vorgekommen,  wurden  z.  T.  sogar  systematisch  von  den  sich 
bekämpfenden  Parteien  vorgenommen,  Neubauten  wurden  aufgegeben,  vorhanden© 
Verbindungen  lahmgelegt  usw.  Die  Größe  der  entstandenen  Gesamtschäden  wurde 
vom  Generaldirektor  selbst  auf  2 — 400  Mill.  Doli,  veranschlagt.  Seit  1916  haben 
sich  aber  die  Verhältnisse  langsam  wieder  ein  wenig  gebesserte 

In  Nicaragua  hat  die  Südbahngesellschaft  von  der  Regierung 
die  Konzession  erhalten  für  eine  neue,  360  km  lange  Kapsptir-Linie  von  der 
atlantischen  Küste  ins  Innere  des  Landes^. 

In  Kolumbien  hat  die  Regierung  den  Eisenbahnausschuß  zu  Vor- 
arbeiten für  einen  großen  Tunnel  durch  die  Anden  ermächtigt,  der  etwa 
halbwegs  zwischen  der  Stadt  Medellin  und  dem  Magdalenenstrom  angelegt 
werden  solP. 

In  Peru  will  die  Reg'erung  mit  einem  Aufwand  von  8  Mill.  Pfd.  das 
bestehende  Bahnnetz  erweitern.  Zu  diesem  Zweck  soll  eine  Anleihe  im  Aus- 
land aufgenommen  werden,  die  durch  die  Einkünfte  aus  der  Tabak-  imd 
Petroleumindustrie  sichergestellt  werden  soll.  Vor  allem  will  man  die  über 
10 — 12  miles  ausgedehnten,  guten  Kohlenlager  von  Jatunhuasi  durch  eine 
von  Huancayo  heraufkommende  Bahn  erschheßen*. 

In  Bolivien  haben  die  bolivianische  Eisenbahngesellschaft  und  die 
Antofagasta  und  Bolivia-Bahngesellschaft  unter  Aufwendung  von  6  Mill.  Pfd. 
eine  Bahn  erbaut,  die  das  Netz  der  Antofagasta-Bahn  mit  La  Paz,  Potosi 
und  Cochabamba  verbindet.  Ferner  ist  eine  Linie  in  die  Bergwerksbezirke 
des  Südens  geführt  worden,  und  man  hofft,  diese  zu  einer  nach  Argentinien 
hineinführenden  Verbindung  ausbauen  zu  können.  Schließhch  wurde  1916 
mit  dem  Bau  der  elektrischen  Yungas-Bahn  begonnen,  die  von  La  Paz 
in  den  fruchtbaren  Yungas-Distrikt  führt,  und  von  der  man  die  günstigsten 
Betriebsergebnisse  unter  allen  bolivianischen  Bahnen  erhofft.  Die  Bau- 
kosten werden  auf  2,4  Mill.  Doli,  veranschlagt. 

In  Chile  gab  es  1914  insgesamt  8079  km  Bahnen,  was  im  Hinbhck 
auf  die  ungewöhnUch  schwierigen  Terrainverhältnisse  als  viel  bezeichnet 
werden  muß. 

Neu  im  Bau  begriffen  waren  1918:  2301  km  Bahnen,  darunter  361  km  in  Breit- 
spvir  (1,676  m),  1858  km  in  Meterspur  und  124  km  in  Schmalspiu"  (0,6  m).  1463  km 
entfallen  auf  die  große  Längsbahn,  439  km  auf  die  Strecke  Arica  —  La  Paz,  197  km 
auf  Abzweigungen  der  Längsbahn  nach  den  Anden,  186  km  auf  solche  nach  der 
Küste.  Neu  fertiggestellt  wurden:  Arica  —  Morro  439  km.,  Osorno  —  Puerto  Montt 
126  km,  Süd-Längsbahn  180  km,  Nord-Längsbalm  404  km. 

In  Brasilien  wird  vom  Staate  Säo  Paulo  eine  neue,  550  km  lange 
Bahn  San  Sebastian  —  Campinas  —  Porto  Alegre  geplant.  Der  Hafen  von 
San  Sebastian  hegt  100  km  nordösthch  Santos.  Wenn  er  für  tiefgehende 
Schiffe  ausgebaut  wird,  wofür  ein  Betrag  von  19  Mill.  Fr.  vorgesehen 
ist,  so  stellt  die  neue  Bahn,  deren  Kosten  auf  258^9  Mill.  Fr.  veranschlagt 
sind,    eine   wesenthche  Verbesserung  gegenüber  der  einzigen  vorhandenen 

^  Dr.  Ernst  Schnitze,  Die  mexikanischen  Eisenbahnen.  ,, Weltwirt- 
schaft".    Juh-Augustheft  1918.     S.  197. 

2  Zeitg.  d.  Ver.  deutsch.  Eisenb.-Verw.     30.  Dezember  1916.     S.  1151. 

3  „Lloyds  List."  14.  Juni  1918. 
*  „Statist."     9.  März  1918. 
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Verbindung  der  Küste  mit  dem  Landesinneren  dar,  die  vom  Hafen  Santos 
nach  Säo  Paolo  und  Campinas  führt,  zumal  da  der  Hafen  von  Santos  nicht 
allen  Anforderungen  entspricht.  Die  Sierra  do  Mar,  deren  Hochebene  von 
der  alten  Bahn  mit  Hilfe  einer  10  km  langen  Kabelbahn  erreicht  wird,  soll 
durch  die  neue  Bahn  in  einer  30  km  langen,  starken  Steigung  bezwungen 
werden.  —  Neu  eröffnet  wurden  1918  die  Linie  Para — Tocantins  (54  km) 
mit  einer  Zweigbahn  nach  Kacabona  (Bahia),  ein  36  km  langes  Stück  der 
Goyazbahn  zwischen  Salitre  und  Patrocinio  und  die  Verbindungslinie  zwischen 
der  Zentral-  und  der  Südbahn,  von  Minas  Geraes  nach  Santa  Kita  de  Ja- 
catunga,  womit  die  2600  km  lange  Durchgangsverbindung  von  Rio  de  Ja- 
neiro nach  Porto  Esperanca  am  Paraguay-Fluß  hergestellt  ist^.  —  Die  bra- 
silianische Regierung  hat  den  Japanern  Bahnkonzessionen  in  größerem 
Umfang  eingeräumt^.  —  Die  Mamore — Madeira-Bahn^,  deren  Erhaltung 
durch  die  große  Kautschukkrise  zeitweise  sehr  in  Frage  gestellt  war*,  hat 
die  Krise  überstanden;  sie  beförderte: 

1914:      9  377  Tonnen  Güter,  darunter  3818  Tonnen  Kautschuk 
1915:    10  206        „  „  „         4300 

1916:    12  677        „  „  „         5140 

In  der  Folgezeit  haben  sich  die  Verhältnisse  noch  mehr  gebessert^. 

Der  Regierung  von  Uruguay  ging  ein  anscheinend  vom  britischen 
Schatzamt  ausgehendes  Angebot  zur  Verstaatlichung  der  mit  englischem 
Gelde  erbauten  Bahnen  der  Central  Uruguay  Railway  Co.  zu.  Der  Kauf- 
preis sollte  50  Mill.  Pesos  betragen.  Die  Regierung  beschloß  den  Ankauf 
der  mit  ausländischem  Kapital  gegründeten  und  von  ausländischen  Verwal- 
tungsräten geleiteten  Eisenbahnen,  Straßenbahnen  und  Elektrizitätsgesell- 
schaf ten^. 

Australien. 

In  Australien  hat  die  Berichtszeit  den  größten  Fortschritt  auf  eisen- 
bahntechnischem Gebiet  gebracht,  den  die  Geschichte  des  Erdteils  bisher 
zu  verzeichnen  hatte:  die  Betriebsübergabe  der  großen  Ost- West-Über- 
landbahn, die  am  12.  November  1917  erfolgte.  Der  erste  Spatenstich  zu  dem 
großen  Werke  war  am  14.  September  1912  erfolgt.  1063  Meilen  wurden  neu 
hergestellt,  von  denen  der  weitaus  größte  Teil,  ca.  1000  Meilen,  durch  völlig 
Wasser-  und  menschenloses  Land  führt.  Wöchentlich  sollten  zunächst  nur 
2  Züge  fahren,  anfangs  mit  30,  später  mit  40  Meilen  Stimdengeschwindig- 
keit. 

Die  Linie  beginnt  in  Port  Augusta,  berührt  bei  Yorkeys  Crossing  den  Spencer 
Golf,  erreicht  bei  milo  262  Tarcoola,  wo  man  größere  Lager  von  Gold,  Kupfer  und 
Gips  gefunden  hat,  tritt  bei  mile  380  in  die  große  Sandregion,  bei  mile  428  in  das 
berüchtigte  NuUarbor- Gebiet  ein,  das  600  Fuß  über  dem  Meere  liogt,  läuft  dann 
330   Meilen   weit   vollkommen   gradlinig  nach   Westaustralicn   hinein,   verläßt   bei 

^  „Financial  Times."     20.  Dezember  1918. 

2  Mitteilvmgen  des  Vereins  f.  d.  Deutschtum  im  Ausland.      31.  Januar  1917. 

3  „W.  A."     2.  Bd.    Chron.  u.  Arch.,  S.  58. 

*  „W.  A."     4.  Bd.,  Chron.  u.  Arch.,  S.  156. 

*  „South  American  Journal."     20.  Dezember  1918. 
«  „Der  Welthandel."     9.  Aug.  1918.     S.  9. 
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mile  850  die  Ebene,  erreicht  bei  mile  956  ihren  höchsten  Punkt,  1354  Fuß  über 
dem  Meere,  und  mündet  schheßlich  bei  Kalgoorhe  in  die  alte,  von  Perth  herauf- 
kommende Stichbahn  ein^  Die  Kosten  der  Bahn,  die  ursprünglich  auf  etwas  mehr 
als  4  Mill.  £  veranschlagt  waren  (eine  im  Hinbhck  auf  die  große  Länge  der  Bahn 
merkwürdig  kleine  Summe,  die  sich  eben  nur  daraus  erklärt,  daß  das  Land  kostenlos 
benutzt  werden  konnte  und  kaum  irgendwelche  natürhchen  Hindernisse  bot), 
haben  sich  schließlich  doch  auf  7,1  Mill.  erhöht  und  dürften  bei  Einrichtung  der 
Strecke  für  den  Schnellverkehr  auf  8  Mill.  £  steigen^.  Man  erhofft  einen  Jahres- 
ertrag von  rund  160  000  £^,  so  daß  sie  mit  einem  beträch tUchen  Verlust  an  Ver- 
zinsung wird  arbeiten  müssen. 

Sehr  störend  ist  für  den  eigentlichen  Überlandverkehr  vorläufig  noch  der 
mehrfache  Wechsel  der  Spurweiten;  trotzdem  kann  mit  Hilfe  der  neuen 
Linie[_  Kalgoorhe  —  Port  Augusta  die  Reise  von  Fremantle  nach  Melbourne, 
die  auf  dem  Seewege  414  Tage  beanspruchte,  fortan  in  3^/^  Tagen  (80  Stunden) 
zurückgelegt  werden.  Verschiedene  Zweiglinien  zur  neuen  Bahn,  zwecks 
Erschließung  reicher  Bergwerksvorkommen,  sind  in  Aussicht' genommen*. 
—  Ferner  wurde  in  den  Berichtsjahren  1917/18  in  AustraHen  noch  eine  Ver- 
längerung der  von  Port  Darwin'^nach  Pine  Creek  führenden  Nordbahn^  bis 
Katherine  River  dem  Betrieb  übergeben.  —  Die  Gesamtlänge  aller  austra- 
lischen Bahnen  beträgt  jetzt  1733  Meilen. 

Dr.  Richard   Hennig,    Berlin. 


C.  Post,  Tclegraphic,  Tclephonie. 


IV. 

Allgemeine  Übersichten  über  den  internationalen 

Güteraustausch. 


V. 

Produktion,  Zirkulation  und  Konsumtion  wichtiger 
Welthandelsgüter. 

Das  Mangancrzproblem  in  der  Kriegszcit. 

Mit  Kriegsausbruch  schieden  die  für  die  Weltmanganerzversorgung  höchst 
bedeutsamen  russischen  Bergbaureviere  von  Tochiaturi  und  Nikopol 
nicht  nur  für  die  Länder  der  Mittelmächte,  sondern  —  wegen  der  Dardanellen- 

^  „British  Australasian."     7.  November  1918. 

*  Prof.  Alfr.  Manes,  Aiistreilische  Verkehrsprobleme  im  Kriege.    „Welt- 
wü-tschaft."     1918.     S.  81. 

'  „Financial  News."     15.  August  1918. 

*  „W.  A."     Chron.  u.    Arch.,  2.  Bd.,  S.  231  und  7.  Bd.,  S.  38. 
5  „Board  of  Trade  Journal."     3.  April  1919. 
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Schließung  —  auch  für  die  der  Entente  aus.  Der  Ausfall  dieses  wichtigsten 
Exportgebietes  und  der  bedeutend  erhöhte  Manganbedarf  der  Kriegszeit 
erzeugten  eine  ganz  außergewöhnliche  Knappheit  an  diesem  Metall,  von 
welcher  indessen  die  Industrieländer  nicht  gleichmäßig  betroffen  wurden. 
Wegen  der  gänzlichen  Absperrung  vom  Weltmarkt  wurde  Deutschland 
naturgemäß  am  stärksten  in  Mitleidenschaft  gezogen.  Amerika  und  England 
besaßen  wenigstens  die  Möglichkeit,  für  die  fehlenden  russischen  Erze  in 
Britisch-Ostindien  und  Brasilien  Ersatz  zu  suchen. 

Wenn  sieb  die  gänzliche  Absperrung  des  russischen  Marktes  für  die  bei- 
den großen  Industriestaaten  der  Entente  nicht  zu  einer  so  außerordent- 
lichen Kalamität  wie  für  Deutschland  auswuchs,  so  liegt  der  Grund  dafür 
in  dem  Umstand,  daß  die  manganverbrauchenden  Länder  in  dem  letzten 
Jahrzehnt  vor  dem  Kriege  ihre  Politik  darauf  richteten,  das  früher  für  lange 
Jahre  bestehende  Manganerzmonopol  durch  Erschließung  neuer  Bergbau- 
gebiete in  anderen  Teilen  der  Welt  zu  durchbrechen.  Als  solche  Gebiete  kamen 
in  erster  Linie  Britisch-Ostindien  und  in  geringerem  Maße  Brasilien  in  Frage. 
Der  für  die  Durchführung  dieser  Politik  maßgebende  Gesichtspunkt  ist  in  der 
UnZuverlässigkeit  des  russischen  Marktes  zu  suchen,  die  sich  wiederum  auf 
drei  verschiedene  Ursachen  zurückführen  heß,  und  zwar:  L  auf  die  Zer- 
splitterung des  kaukasischen  Bergbaus  in  viele  Hunderte  von  Kleinbetrieben, 
die  nicht  in  der  Lage  waren,  ihre  Erzeugung  der  vorliegenden  Nachfrage 
anzupassen;  2.  auf  die  gänzliche  Unzulänglichkeit  der  Eisenbahnverbindung 
des  Reviers  mit  den  beiden  Ausfuhrhäfen  Poti  und  Batum  und  3.  auf  die 
Unsicherheit  der  Dardanellenschiffahrt  in  politisch  unruhigen  Zeiten. 

Dieser  zuletzt  angeführte  Grund  war  wohl  der  schwerwiegendste  von 
allen;  jede  politische  Verwickelung  im  Orient  drohte  die  Meerenge  zu  sperren; 
so  bleiben  beispielsweise  während  des  italienisch-türkischen  Krieges  im  Jahre 
1911  die  russischen  Manganlieferungen  bedeutend  im  Rückstand.  Auf  Ur- 
sachen der  ersten  und  zweiten  Art  führte  sich  das  Versagen  des  russischen 
Marktes  in  den  Hochkonjimkturjahren  1906  und  1908  zurück.  Der  über- 
raschend schnelle  Aufschwung  Britisch-Indiens  stützte  sich  gerade  auf  diese 
schwachen  Jahre  des  russischen  Manganexportgeschäftes. 

Bei  England  zeigte  sich  im  Frieden  in  besonders  hohem  Maße  das 
Bestreben,  vom  russischen  Markte  freizukommen  und  den  Bedarf  mehr 
und  mehr  in  Ostindien  zu  decken.  Die  Förderziffern  dieses  jmigen  Mangan- 
reviers konnten  in  dem  letzten  Jahrzehnt  vor  dem  Kriege  einen  enormen 
Aufschwung  verzeichnen  und  übertrafen  in  manchen  Jahren  selbst  die  rus- 
sische Produktion.  Unter  diesen  Umständen  hätte  man  glauben  sollen, 
es  wäre  England  ein  leichtes  gewesen,  unter  Ausschluß  all  der  übrigen  Käufer 
für  indisches  Erz  den  Bergbau  so  zu  entwickeln,  daß  er  den  ganzen  englischen 
Manganerzbedarf  der  Kriegszeit  decken  konnte.  Tatsächlich  ist  dies  aber 
wohl  nicht  so  einfach  gewesen,  wie  einer  Meldung  der  „Central  News"^  zu 
entnehmen  ist.  Es  heißt  dort,  in  Kolonialkreisen  verlaute,  die  britische  Re- 
gierung in  Indien  wolle  gegen  die  Mangangrubenbesitzer  ein  Enteignungs- 

1  „Köhiische  Zeitung."     1.  Febr.  1916. 
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verfahren  einleiten  oder  eine  vorläufige  Beschlagnahme  ihrer  Gruben  vor- 
nehmen. Man  glaubt,  diese  Maßnahmen  seien  getroffen  worden,  weil  die 
Mangangrubenbesitzer  ihre  Gruben  nicht  genügend  ausbeuteten,  um  den 
Bedürfnissen  Englands  auf  dem  Gebiete  der  Munitions-  und  Geschützher- 
stellung nachzukommen.  Die  englische  Regierung  sollte  zu  jenem  Zeitpunkt 
bereits  2000  Arbeiter  nach  Indien  haben  kommen  lassen,  um  sie  in  den  Man- 
gangruben anzustellen.  Da  trotz  dieser  Maßnahme  die  Förderung  keine  be- 
friedigenden Ergebnisse  zeitigte,  wollte  sich  die  englische  Regierung  in 
Indien  zu  diesem  Schritte  entschließen. 

Die  in  der  Kriegszeit  geschöpfte  Erkenntnis  der  großen  Bedeutung  des 
indischen  Manganerzbergbaus  mag  wohl  mitbestimmend  für  die  englische 
Regierung  gewesen  sein,  im  Herbst  1917  in  Britisch-Indien  das  Verbot  der 
Übertragung  von  Bergwerken  an  Ausländer  zu  erlassen'^. 

Die  Schwierigkeiten  der  Manganerzversorgung  hielten  sich  für  die  eng- 
lische Industrie  immerhin  noch  in  erträglichen  Grenzen.  Weit  ernster 
sah  das  Manganerzproblem  für  die  Vereinigten  Staaten  aus. 
Die  amerikanische  Förderung  war  selbst  im  ersten  Kriegsjahr  noch  gänzüch 
unbedeutend  und  hielt  sich  unter  10  000  Tonnen.  Im  Jahre  1916  wurden 
aus  55  Betrieben  rund  27  000  Tonnen  gewonnen,  in  den  ersten  Monaten  von 
1917  hatte  sich  die  Zahl  der  Betriebe  auf  88  erhöht,  die  Jahresförderung 
von  1917  steigerte  sich  gegen  das  Vorjahr  um  mehr  als  das  Viereinhalbfache, 
die  von  1918  gegen  1916  sogar  um  mehr  als  das  Sechseinhalbfache.  Als 
Mangandistrikte  kommen  Philippsburg  in  Montana  und  die  Gegend  am 
Oberen  See  in  Frage. 

Die  Inlandsförderung  konnte  indessen  nur  einen  Bruchteil  des  durch 
die  Kriegslieferungen  gewaltig  gesteigerten  Bedarfs  decken.  Der  bei  weitem 
größte  Teil  mußte  durch  Einfuhr  ins  Land  gebracht  werden.  Die  Lösung  dieser 
Frage  stellte  Amerika  vor  Aufgaben  von  erheblicher  Schwierigkeit.  Zwar 
war  es  möglich,  auf  BrasiUen  zurückzugreifen,  doch  befand  sich  der  Berg- 
bau dort  zu  Kriegsbeginn  in  einem  durchaus  unentwickelten  Zustand.  Um 
ihm  die  erforderliche  Leistungsfähigkeit  zu  geben,  bedurfte  es  zuvor  einer 
weitgehenden  Erschließung,  die  mit  Hilfe  von  amerikanischem  und  brasi- 
lianischem Kapital  durchgeführt  wurde.  Von  welchem  Erfolg  diese  Er- 
schließung begleitet  war,  zeigt  die  nachstehende  Zusammenstellung. 

Hand  in  Hand  mit  der  Steigerung  der  Inlandsförderung  und  Einfuhr 
gingen  Bestrebungen,  die  auf  eine  sparsamere  Verwendung  des  Mangans 


^  Die  Bekanntmachung  Nr.  11  917  vom  6.  Okt.  1917  in  der  „Gazette  of  India" 
besagt:  Gemäß  Absatz  2  des  Defence  of  India  (Criminal  Law  Amendement)  Act 
von  1915  und  der  späteren  Ergänzung  verfügt  der  Governor  General  in  Council, 
daß  die  Defence  of  India  (Consolidation)  Rules  von  1915  folgendermaßen  zu  er- 
gänzen sind:  .  .  . 

Ohne  vorherige  Genehmigung  des  Governor  General  in  Council  darf  kein  Berg- 
werksbesitzer ein  Bergwerk  oder  eine  Beteiligung  daran  einem  nicht  britischen 
Staatsangehörigen  oder  einer  vom  Ausland  kontrollierten  Gresellschaft  übertragen  .  . . 

Hinsichtlich  der  Anwendung  dieses  Verbotes  sind  eine  Reihe  von  näheren 
Bestimmimgen  erlassen,  deren  Wiedergabe  hier  zu  weit  führen  würde.  (Nach  „The 
Indian  Trade  Journal".     Kalkutta.     12.  Okt.  1917.) 
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Manga ner z -  Ei nf u h r   und    -Förderung   der   Vereinigten 
Staaten    in    den    Jahren    igii — 1918  (in  Tonnen). 


Manganerzeinfuhr 

Manganerz- 
förderung 

Jahr 

totaP 

davon  aus 

Brasilien^ 

1911 

176  852 

von  1912 — 15 

1912 

300  661 

weniger 

1913 

345  090 

als  10  000  t 

1914 

283  294 

113  950 

1915 

313  985 

268  780 

1916 

576321 

471  837 

26997 

1917 

629  3653 

509  785^ 

122  275* 

1918 

350  ooo5 

175  ooo^ 

hinzielten.  Der  Legierungsausschuß  des  Landesverteidigungsrates  richtete 
wiederholt  die  dringliche  Ermahnung  an  die  Stahlhersteller,  soviel  wie  mög- 
lich Mangan  wieder  aus  Schlacken  zu  erschmelzen^.  Diese  Aufforderung 
blieb  nicht  unbeachtet.  So  hat  beispielsweise  die  Anaconda  Copper  Co.  zu 
Butte  and  Great  Falls  in  Montana  aus  den  manganhaltigen  Halden  ihrer 
Kupfer-  und  Zinkbergwerke  auf  elektrolytischem  Weg  Ferromangan  von 
80%  hergestellt'. 

Um  das  Manganproblem  auch  wissenschaftlich  zu  erforschen,  vor  allen 
Dingen,  um  neue  Wege  für  mangan sparende  Verfahren  aufzufinden,  richtete 
das  U.  S.  Bureau  of  Mines  in  Minneapolis  in  Minnesota  an  der  kürzlich  ins 
Leben  gerufenen  berg-  und  hüttenmännischen  Versuchsstation  des  Oberen 
See-Gebietes  eine    Manganforschungsabteilung    ein. 

Für  Deutschland  endlich  war  das  Manganproblem  wegen  der  Ab- 
schließung  von  den  großen  Märkten  von  ganz  außerordentlicher  Schwierig- 
keit. Zwar  hat  es  nicht  an  Bestrebungen  gefehlt,  um  im  Kriege  erreichbare 
ausländische  Manganerzquellen  zum  Fließen  zu  bringen,  haben  sich  doch 
sogar  die  Aufschließungsarbeiten  bis  auf  kleinasiatische  Vorkommen  er- 
streckt, ohne  indessen  bis  zum  Frühjahr  1917  von  besonderen  Erfolgen  be- 
gleitet gewesen  zu  sein.  Im  Winter  1917  ist  dann  die  Wiederinbetrieb- 
setzung der  bulgarischen  Manganerzgrube  Pobeda  ge- 
glückt. Die  bulgarische  Staatszeitung  (Derschawen  Westnik)  veröffent- 
licht einen  königlichen  Ukas,  durch  den  der  Beschluß  des  Ministerrates 
vom  13.  Mai  1918   betreffs  des  am  6.  November  1917  zwischen  dem  bul- 


1  „Iren  and  Goal  Trades  Review."     12.  April  1918. 

*  „L'Exportateur  Fran9ais."    25.  April  1918. 

8  „Oil  Paint  and  Drug  Reporter."     13.  Mai  1918.     S.  26. 

*  Schätzung  des  Geologischen  Amtes,  Angabe  bezieht  sich  atif  Erz  von  40% 
Mn  und  mehr.  Ferner  wurden  496  600  Tonnen  aus  15 — 40%igem  Erz  und  553  700 
Tonnen  aus  5 — 15%igem  Erz  gewonnen, 

*  Schätzungen  nach  „Iron  and  Goal  Trades  Review,"    28.  Jtmi  1918. 

*  „The  Iron  Age."   30.  August  1917.    „Mining  and  Scientific  Press."   25.  Au 
gust  1917. 

'  Zeitschrift  für  prakt.  Gteologie,  Lagerstätten-Chronik.     1918.    S.  65. 
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garischen  Kriegsministerium  und  dem  Bevollmächtigten  des  preußischen 
Kriegsministeriums  abgeschlossenen  Vertrages  genehmigt  wurde.  Dieser 
Vertrag  enthält  die  Bedingungen  für  die  Verwendung  des  technischen 
Personals  und  der  Mittel  des  preußischen  Kriegsministeriums  für  die  Aus- 
beutung der  Manganerzgrube  Pobeda  beim  Dorfe  Poschare  wo  (Sofianer 
Bezirk).  Ferner  wird  darin  bestimmt,  daß  alle  während  des  Krieges  ge 
wonnenen  Manganerze  an  das  preußische  Kriegsministerium  zum  Selbst- 
kostenpreis zuzüglich  1,50  Lewa  für  die  Tonne  abgegeben  werden  müssen. 
Die  Erze  durften  zoll-  und  gebührenfrei  ausgeführt  werden^. 

Ob  bulgarische  Erze  nach  Deutschland  ausgeführt  worden  sind,  und 
welche  Mengen  gegebenenfalls  in  Frage  kommen,  kann  leider  nicht  mitgeteilt 
werden;  einen  nennenswerten  Umfang  haben  die  Lieferungen  jedenfalls 
nicht  angenommen.  Es  blieb  die  deutsche  Industrie  deshalb  gezwungen, 
im  wesentlichen  ohne  Einfuhr  fremder  Erze  ihren  Betrieb  aufrechtzuerhalten. 
Sie  war  auf  dreifachem  Wege  bemüht,  dieser  Aufgabe  gerecht  zu  werden: 

1.  durch  mögUchste  Steigerung  der  inländischen  Mangan-  und  Mangan- 
eisenerzförderung ; 

2.  durch  möglichste  Streckung  der  vorhandenen  Vorräte  an  Mangan- 
erzen; 

3.  durch  sparsamsten  Verbrauch  des  Mangans. 

In  den  ersten  Kriegsjahren  war  die  Bergbautätigkeit  auf  Manganerz 
lediglich  der  privaten  Initiative  überlassen.  Im  Frühjahr  1917  erließ  dagegen 
der  Bundesrat  eine  Verordnung  zur  Hebung  des  Bergbaues 
auf  Manganerz  und  auf  Eisenerze  mit  niedrigem 
Phosphorgehalt  ^.  Zweck  der  Verordnung  ist,  den  Abbau  von  Man- 
ganerzen und  solchen  Erzen,  die  als  manganhaltige  Zuschläge  nutzbar  sind, 
sowie  von  Eisenerzen  mit  niedrigem  Phosphorgehalt,  soweit  es  technisch 
möglich  und  wirtschaftlich  vorteilhaft  ist,  auch  dort  herbeizuführen,  wo 
es  aus  freier  Initiative,  infolge  Zersplitterung  des  Felderbesitzes  oder  wegen 
mangelnden  Kapitals  oder  mangelnder  Unternehmungslust  des  Besitzers 
des  Erzvorkommens  bisher  unterblieb. 

Die  Verordnung  ermächtigte  den  Reichskanzler,  eine  Stelle  zu  bezeich- 
nen, die  befugt  ist:  a)  auf  fremden  Grundstücken  und  in  fremdem  Bergwerks- 
eigentum Erze  der  oben  bezeichneten  Art  aufzusuchen,  zu  gewinnen,  sowie 
die  zur  Aufbereitung  und  Abfuhr  erforderlichen  Anlagen  zu  errichten  und 
zu  betreiben;  b)  die  Überlassung  bestehender  Anlagen  zur  Aufsuchung  und 
Gewinnung  sowie  solcher  zur  Aufbereitung  und  zur  Abfuhr  der  genannten 
Erze  zum  Betrieb  auf  eigene  Rechnung  zu  verlangen;  c)  zu  fordern,  daß  Erze 
der  bezeichneten  Art,  die  in  einem  fremden  Felde,  in  dem  Bergwerksbetrieb 
stattfindet,  anstehen,  im  Zusammenhang  mit  den  dort  geförderten  Mine- 
ralien gegen  Erstattung  der  Selbstkosten  mitgefördert  werden. 


^  „Deutsche  Levante  Zeitung."  Hamburg.  1.  Aug.  1918.  „Deutsche  Berg- 
werks-Zeitung."   19.  Oktober  1918. 

2  Bekanntmachung  des  Stellvertreters  des  Reichskanzlers  über  Manganerze 
und  Eisenerze  mit  niedrigem  Phosphorgehalt  vom  1.  März  1917.  („Deutscher 
Reichsanzeiger"  und  „Königl.  Preuß.  Staatsanzeiger."    6.  März  1917.) 
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Zur  Trägerin  dieser  Befugnisse  wurde  durch  die  auf  Grund  der  Verord- 
nungen ergangenen  Ausf  ührungsbestiniinungen  die  Manganerzgesell- 
schaft   m.  b.  H.  in  Berlin  bestimmt. 

Für  die  Inanspruchnahme  des  Bergwerkseigentums,  der  Grundstücke 
oder  sonstiger  Anlagen  wird  Entschädigung  gezahlt,  deren  Höhe  im  Streit- 
falle durch  ein  vom  Reichskanzler  ernanntes  Schiedsgericht  festgesetzt 
wird.  Wenn  die  Manganerzgesellschaft  sich  bei  Ausübung  der  oben  bezeich- 
neten Befugnisse  mit  dem  Eigentümer  oder  Nutzungsberechtigten  nicht 
einigen  kann,  entscheidet  die  Landeszentralbehörde,  in  deren  Bezirk  das 
Bergwerk,  Grundstück  oder  die  Anlage  sich  befinden.  Funde  der  oben 
bezeichneten  Erze  müssen  der  Manganerzgesellschaft  angezeigt  werden. 
Besitzer  von  im  Betrieb  befindlichen  Bergwerken  sind  verpflichtet,  der  Man- 
ganerzgesellschaft Betriebsberichte  einzureichen. 

Im  Verlaufe  des  Krieges  sind  denn  auch  eine  größere  Zahl  von  Mangan- 
erzbergwerken ins  Leben  gerufen  worden,  in  der  Regel  handelte  es  sich  da- 
bei nicht  um  Neugründungen,  sondern  um  die  Wiederaufnahme  des  Betriebes 
auf  verlassenen  alten  Schächten.  Die  Förderung  der  bestehenden  Anlagen 
wurde  nach  Möglichkeit  erhöht. 

Zu  Kriegsbeginn  befanden  sich  größere  Vorräte  an  Mangan  —  sei  es 
in  Erzen  oder  Halbfabrikaten  —  in  Deutschland.  Um  eine  gleichmäßige 
Verteilung  dieser  Mengen  sicherzustellen,  wurde  deren  Beschlag- 
nahme am  20.  Juni  1917  verfügt.  Die  Aufbereitimg,  Verarbeitung  oder 
Veräußerung  der  beschlagnahmten  Gegenstände  war  nur  auf  Grund  einer 
besonderen  Erlaubnis  der  Kriegsrohstoffabteilung  gestattet,  und  es  wurde 
gleichzeitig  eine  Meldepflicht  für  die  50  kg  übersteigenden  Vorräte  an  Braun- 
stein oder  Kunstbraunstein  festgesetzt. 

Eine  sparsame  Verwendung  des  Mangans  wurde  auf  verschiedenen 
Wegen  angestrebt.  Vor  allen  Dingen  kam  es  darauf  an,  Spateisenstein  durch 
andere  Manganträger  zu  ersetzen,  wo  immer  sich  dieser  Ersatz  nur 
durchführen  ließ.  Infolge  des  Überganges  von  der  Weichstahl-  zur  Hartstahl- 
erzeugung stieg  der  Manganbedarf  erheblich,  und  es  mußte  auf  eine  möglichst 
vollständige  Verarbeitung  des  Spates  zu  Spiegeleisen  gesehen  werden.  Man- 
che Werke  bedienten  sich  Ende  1915  und  Anfang  1916  noch  des  Siegerländer 
Spates  für  die  Thomaseisenerzeugung,  diese  wurden  veranlaßt,  sich  Ersatz- 
mittel zu  beschaffen ;  in  gleicher  Weise  wurden  der  Stahleisenfabrikation  große 
Mengen  Siegerländer  Spates  entzogen^.  Als  Ersatzmittel  kommen  in  erster 
Linie  Martinschlacke,  Ilseder  Erze  und  Siegerländer  Manganschlacke  in 
Frage.  Die  Ilseder  Hütte  schloß  1915  mit  Hüttenwerken  im  Rheinland  und 
in  Westfalen  Verträge  zur  Lieferung  von  manganhaltigen  Erzen  aus  Bülten, 
Adenstädt  und  Isernhagen,  wodurch  diese  Werke  einen  großen  Teil  ihres 
Manganbedarfes  decken  konnten.  Die  Förderung  der  Bültener  Erze  erfuhr 
deshalb  eine  bedeutende  Steigerung,  sie  stieg  von  %  Mill.  Tonnen  im  Jahre 

1  Diese  und  die  folgenden  Angaben  über  Manganstreckung  stützen  sich  im 
Wesentlichen  auf  den  Bericht  des  Geschäftsführers  des  Vereins  Deutscher  Eisen- 
hüttenleute zu  Düsseldorf,  0.  Petersen,  auf  der  Hauptversammlung  des 
Vereins  vom  4.  März  1917. 
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1915  auf  IXL  Mill.  Tonnen  im  Jahre  1916,  ohne  damit  ihren  Höchststand 
erreicht  zu  haben ;  für  die  späteren  Kriegsjahre  Hegen  bisher  noch  keine  Zahlen 
vor. 

Die  Vorräte  an  Siegerländer  Manganschlackensand  wurden  1916  auf 
Grund  eingehender  Schätzimgen  auf  7  Mill.  Tonnen  bewertet,  davon  waren 
5,8  Mill.  Tonnen  in  granuüerter,  1,2  Mill,  Tonnen  in  stückiger  Form  vor- 
handen. Für  einen  geregelten  Hochofengang  ist  die  stückige  Beschickung 
die  zweckmäßigste.  Der  Manganschlackensand  in  Stücken  fand  deshalb 
den  schnellsten  Absatz.  Da  bei  größerem  Zusatz  von  Schlackensand  erheb- 
liche Störungen  im  Hochofenprozeß  zu  befürchten  stehen  und  auch  be- 
trächtliche Mengen  des  im  Möller  enthaltenen  Sandes  durch  die  Hochofen- 
gase wieder  entführt  werden,  legte  sich  von  selbst  der  Wunsch  der  Verfesti- 
gung des  Schlackensandes  nahe.  Der  auch  schon  in  Friedenszeit  für  die 
Stückigmachung  von  Feinmaterial  verwendete  Dwight-Lloyd-Apparat  soll 
auch  für  diese  Zwecke  gute  Dienste  geleistet  haben.  Auch  sollen  die  Agglo- 
merierungsversuche  des  Manganschlackensandes  im  Drehrohrofen  befrie- 
digende Ergebnisse  gezeitigt  haben,  nur  wird  die  geringe  Leistungsfähigkeit 
der  Öfen  getadelt.  Erike ttierungs versuche  waren  im  März  1917  noch  zu 
keinem  Abschluß  gekommen  und  Versuche,  den  Manganschlackensand  im 
Kuppelofen  umzuschmelzen,  ergebnislos  verlaufen. 

Da  sich  die  Herstellung  von  Ferromangan  bisher  niir  auf  hochprozen- 
tige Erze  stützte,  imd  diese  für  die  deutsche  Industrie  im  Kriege  unbeschaff- 
bar waren,  hat  es  auch  nicht  an  Bestrebungen  gefehlt,  aus  niedrighaltigen 
Manganträgern  —  z.  B.  Siegerländer  Hochofenschlacken  mit  8 — 10%  Mn  — 
Ferromangan  zu  gewinnen.  Ein  gewisses  Vorbild  hierfür  boten  manche 
schwedischen  Werke,  die  hochprozentiges  Ferro-Mangan- Silizium  mit  50 
bis  70%  Mn  und  20—30%  Si  in  elektrischen  Öfen  darstellen.  Die  Eisen- 
zentrale soll  nach  Analogie  dieses  schwedischen  Prozesses  in  einer  eigens  dazu 
hergerichteten  Anlage  Versuche  angestellt  haben,  SiHkomangan  herzustellen ; 
mit  welchem  Erfolg,  ist  unbekannt  geblieben.  Parallel  mit  diesen  Versuchen 
sind  andere  durchgeführt  worden,  die  —  unabhängig  von  dem  schwedischen 
Verfahren  —  darauf  abzielten,  gleichfalls  aus  Siegerländer  Schlacke  in 
elektrischen  Öfen  hochmanganhaltige  Produkte  zu  gewinnen. 

Auf  jeden  Fall  mußte  die  Verwendung  der  vorhandenen  Ferromangan- 
mengen  imter  Beobachtung  allergrößter  Sparsamkeit  erfolgen.  Soweit  Ferro- 
mangan zur  Desoxydation  des  Stahles  dient,  war  es  auf  doppeltem  Wege 
mögüch,  diesem  Ziele  nahezukommen,  durch  Erfindung  und  Verwendung 
von  Ersatzmitteln,  sowie  durch  Abänderung  des  bestehenden  Desoxyda- 
tionsverfahrens im  Sinne  eines  geringeren  Manganverbrauches. 

Für  diese  beiden  theoretisch  möglichen  Wege  der  Ferromanganersparnis 
seien  die  in  der  Praxis  beschrittenen  Wege  durch  zwei  Beispiele  angedeutet: 
Die  Deutsch-Luxemburgische  Bergwerks-  und  Hütten-A.-G.  fand  in  dem 
sogenannten  Kalzium-Karbid-Verfahren  die  MögHchkeit,  Mangan  beim 
Thomasbetrieb  durch  Kalzium-Karbid  zu  ersetzen. 

Das  Hasper  Eisen-  und  Stahlwerk  brachte  ein  Verfahren  zur  Einführung, 
welches  in  hohem  Maße  mangansparend  wirkte.     Dies  Verfahren  ist  nicht 
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als  eigentliche  Erfindung  der  Kriegszeit  anzusprechen;  es  wurde  bereits  vor 
längeren  Jahren  in  dem  Werk  erprobt,  ohne  eingeführt  zu  werden,  weil  Man- 
gan sehr  billig  war  und  seine  Verdrängung  nicht  geboten  erschien.  Unter 
den  ganz  anders  gearteten  Verhältnissen  des  Krieges  holte  man  das  Ver- 
fahren wieder  hervor  und  bildete  es  bis  in  die  Einzelheiten  durch.  Es  besteht 
im  wesentlichen  darin,  kohlenstoffhaltiges  Pulver  mittelst  Gebläsewindes 
von  unten  her  durch  das  Stahlbad  hindurchzublasen.  Gleich  nach  diesem 
Vorgange  wird  dann  der  noch  nötige  Zusatz  von  Ferromangan  flüssig  zu- 
gesetzt. Dies  Verfahren  soll  um  2 — 3  Mk.  billiger  als  das  Kalzium-Karbid- 
Verfahren  sein.  Die  Leitxmg  des  Hasper  Werkes  stellte  dies  Verfahren 
imentgeltlich  dem  Verein  Deutscher  Eisenhüttenleute  in  Düsseldorf  zur 
Verfügung,  damit  es  durch  dessen  Vermittlung  allen  Werken  zur  weiteren 
Ersparnis  von  Ferromangan  zugänglich  gemacht  würde. 

Soweit  die  Manganeinheiten  dem  Stahl  zugeführt  werden  mußten,  war 
eine  Ersparnis  natürlich  unmöglich,  es  sei  denn  durch  Herabsetzen 
der  Lieferungsbedingungen,  das  gleichbedeutend  mit  einer 
Qualitätsverschlechterung  des  Produktes  ist.  Wie  bedenklich  dieser  Weg 
auch  sein  mochte,  er  mußte  unter  dem  Zwange  der  Not  beschritten  werden. 
Vor  allen  Dingen  war  seitens  der  Artillerieprüfimgskommission  eine  Herab- 
setzung der  Lieferungsbedingungen  für  Artilleriegeschosse,  die  wegen  der 
Massenherstellimg  gewaltige  Manganmengen  erforderten,  nicht  zu  um- 
gehen. Die  Verminderung  des  Mangangehaltes  bedingte  in  diesem  Falle 
nicht  nur  eine  Qualitätsverschlechterung,  sondern  bereitete  auch  den  in 
gewissem  Umfang  von  dem  Mangangehalt  abhängigen  Preßgeschoßwerken 
Schwierigkeiten. 

Von  erheblicher  Bedeutung  ist  nun  die  Frage,  in  welchem  Umfange 
diese  Manganersatzverfahren  geeignet  sind,  den  zukünftigen  Man- 
ganerzverbrauch zu  beeinflussen.  Gelegentlich  findet  sich  diese 
Frage  in  der  Literatur  mit  großem  Optimismus  beantwortet.  Tatsächlich 
dürften  die  Dinge  bei  genauerer  Betrachtung  kaum  Veranlassimg  geben, 
von  der  Zukunft  grundlegende  Änderungen  im  Manganverbrauch  zu  er- 
warten. Wie  schon  betont  wurde,  kann  von  einem  Ersatz  des  Mangans,  so- 
weit es  dem  Stahl  zugeführt  werden  muß,  überhaupt  nicht  die  Rede  sein. 
Dies  Problem  ist  nach  wie  vor  ungelöst.  Ob  sich  die  angedeuteten  Mög- 
lichkeiten der  Manganersparnis  für  Desoxydationszwecke  behaupten  werden, 
ist  im  wesentlichen  eine  Kostenfrage.  Im  Kriege  treten  wirtschaftliche 
Erwägungen  naturgemäß  weitgehend  zurück,  im  Frieden  muß  dagegen 
wieder  die  Wirtschaftlichkeit  den  Ausschlag  geben.  Das  Manganersparnis- 
verfahren der  Hasper  Eisen-  und  Stahlwerke  war  dem  Werke  —  wie  schon 
hervorgehoben  wurde  —  bereits  lange  Jahre  vor  dem  Kriege  bekannt  und 
gelangte  nur  wegen  der  vergleichsweise  höheren  Kosten  nicht  zur  Einführung. 
Da  das  Kalzium-Karbid- Verfahren  noch  um  einige  Mark  teuerer  ist,  kann 
es  noch  viel  weniger  darauf  rechnen,  sich  unter  normalen  Verhältnissen 
zu  behaupten. 

Einen  Gewinn  wird  dagegen  die  Industrie  unter  allen  Umständen  mit 
in  die  Friedenszeit  nehmen,  das  ist  die  Kunst,  unter  voller  Wahrung  der 
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Qualität  des  Endproduktes,  durch  zweckmäßigere  Abänderung  des  Zusatz- 
verfahrens, an  Mangan  zu  sparen.  Der  Verbrauch  des  Mangans  war  wie  der 
der  meisten  anderen  industriellen  Rohstoffe  im  Frieden  durch  eine  gewisse 
Verschwendung  gekennzeichnet.  Insoweit  die  Industrie  eine  bessere  Aus- 
nutzung des  Rohstoffes  im  Kriege  gelernt  hat,  dürfte  der  Manganerzverbrauch 
auch  in  Zukunft  im  Sinne  einer  Verminderung  entscheidend  beeinflußt 
werden.  Dr.=3ng.   Wilhelm    Pothmann,    Kiel. 


VI. 

Wirtschaftliche  Unternehmungen  und  Technik 
des  Gesdiäftslebens. 


Die  Bedeutung  des  „Dircct  Trade"  im  japanisdien  Einfuhrhandcl. 

Der  Ausdruck  „Direct  Trade"  hat  für  den  japanischen  Außenhandel^ 
eine  besondere  Bedeutung.  Während  im  allgemeinen  unter  direktem 
Handel  der  unmittelbare  Verkehr  des  Fabrikanten  mit  dem  Konsumenten 
oder  auch  der  direkte  Verkehr  des  Fabrikanten  mit  dem  überseeischen 
Importeur  unter  Ausschaltung  des  heimischen  Exporteurs  verstanden  wird, 
bezeichnet  für  Japan  ,, Direct  Trade"  den  Verkehr  des  japanischen  Impor- 
teurs mit  dem  überseeischen  Exportem*.  Es  wird  also  kein  Ghed  aus  der 
Handelsorganisation  ausgeschaltet,  sondern  ledighch  der  in  Japan  sitzende 
fremde  Importeur  durch  den  japanischen  Importeur,  eventl.  auch  der 
überseeische  Exporteur  durch  die  Niederlassung  des  japanischen  Importeurs, 
ersetzt.  Es  handelt  sich  also  nicht  um  eine  Änderung  der  Organisation, 
sondern  um  eine  NationaUtätenfrage. 

Die  japanischen  Firmen  haben  eine  immer  größer  werdende  Bedeu- 
tung für  den  japanischen  Importhandel  gewonnen.  Zum  Teil  handelt  es 
sich  bei  den  japanischen  Importfirmen  um  bedeutende  kapitalkräftige 
Häuser,  die  außerdem  von  den  japanischen  großen  Banken'^  kräftig  unter- 
stützt werden.  Ihre  Güederung  ist  etwa  die  gleiche,  wie  die  der  fremden 
Firmen:  Häuser,  die  sich  mit  jeder  Art  von  Import  befassen,  solche,  die  ein- 
zelne Geschäfte  bevorzugen  und  Spezialfirmen. 

Die  bedeutendsten  Firmen  sind:  Mitsui  Bussan  Kaisha  Ltd.,  Okura  & 
Co.,  Suzuki  &  Co.,  Takata  &  Co.,  Iwai  &  Co.  Ltd.,  Shima  &  Co.,  Itoh  & 
Co.,  F.  Kanematsu  (Australien),  Masuda  &  Co.  (Bulk-Artikel),  I.  Naka- 
shima  (Metalle),  Jida  &  Co.  (Takashimaya)  (Hof-  und  Arsenal- Geschäfte), 
Tominaga  Ikeda  G.  K.  (Metalle  und  Sundries),  Ataka  &  Co.  (Zucker,  Eisen), 
K.  Hattori  (Uhren),  Kenzaisha  (Bauartikel),  Inabata  (Farben),  Nagase  & 
Co.  (Vertreter  der  Baseler  ehem.  Fabriken),  Shibakawa  &  Co.  (Textilwaren), 

^  Vom  Verf.  erscheint  demnächst:  Organisation  und  Betrieb  des  japanischen 
Importhandels.  Hannover  und  Leipzig.  Hahn.  Dieser  Beitrag  wird  auch  in  dem 
Gesamtwerk  enthalten  sein. 

2  Vgl.  Adler.  Das  Bankwesen  Japans.     „W.  A."    10.  Bd.,  S.  1Ö8*. 
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Yone  Shoten  (Gummi  und  techn.  Artikel).  Viele  dieser  Firmen  betreiben 
neben  Import  auch  Export  in  erheblichem  Umfange, 

Die  bedeutendsten  japanischen  Importfirmen  haben  zudem  im  Ausland 
eigene  Niederlassungen  und  sind  so  in  der  Lage,  in  manchem  Artikel  auch 
den  fremden  Exporteur  auszuschalten  und  sich  direkt  mit  dem  Grossisten 
oder  Fabrikanten  in  Verbindung  zu  setzen. 

In   China    sind  alle  bedeutenden  japanischen  Häuser  vertreten. 

In  London  sitzen  Mitsui^,  Mitsu  Bishi,  Takata,  Okura,  Yonei  und 
andere. 

In   Lyon:    Nagase  und  Jida. 

In   Hamburg:    Mitsui,  Shibakawa  und  Okura. 

In   New  York:    Takata,  Okura  und  Mitsui. 

Es  kann  als  sicher  angenommen  werden,  daß  der  „Direct  Trade"  nach 
dem  Kriege  noch  erhebhch  zunehmen  wird.  Die  japanischen  Firmen  sind 
mit  dem  Lande  sehr  verwachsen  und  können  daher  Geschäfte  riskieren, 
die  erst  nach  langer  Zeit  abgewickelt  werden,  während  die  fremden  Finnen 
das  Bestreben  haben,  ihr  Kapital  möghchst  schnell  umzuschlagen.  Zudem 
besitzen  die  großen  japanischen  Firmen  selbst  Fabriken,  Bergwerke  und 
andere  Unternehmungen  oder  sind  an  solchen  beteihgt,  so  daß  ihnen  viele 
Aufträge  ohne  weiteres  zufallen.  Besonders  gilt  dies  für  den  Bezug  von 
Rohmaterialien  (Bulk-Artikel),  der  bereits  jetzt  schon  zum  größten  Teil  in 
japanischen  Händen  liegt.  Der  vielseitige  Betrieb  der  großen  japanischen 
Firmen  bringt  es  außerdem  mit  sich,  daß  sie  im  Lande  sehr  bekannt  sind 
wodurch  ihnen  das  Anknüpfen  neuer  Verbindungen  erleichtert  wird 

Die  Entwicklung  des  ,, Direct  Trade"  wird  außerdem  dadurch  verstärkt 
werden,  daß  die  japanischen  Importeure  sich  noch  mehr  im  Auslande  nieder- 
lassen werden,  als  sie  es  bislang  getan  haben. 

Immerhin  hat  die  Ausdehnung  des  ,, Direct  Trade"  auch  seine  bestimmten 
Grenzen.  Die  japanischen  Importeure  werden  lange  Zeit  noch  auf  den  Handel 
in  bereits  eingeführten  Artikeln  beschränkt  bleiben.  Wo  es  sich  darum 
handelt,  einen  Artikel  neu  zu  bearbeiten  oder  eine  neuartige  Verkaufsorgani- 
sation zu  schaffen,  wo  z.  B.  der  Verkäufer  des  Importeurs  über  eine  neu 
einzuführende  Maschine  so  genau  unterrichtet  werden  muß,  daß  er  die 
Vorteile  derselben  einem  Kunden  klarmachen  kann,  ist  der  fremde  Im- 
porteur dem  japanischen  überlegen. 

Man  hört  bisweilen  die  Behauptung,  daß  die  japanischen  Firmen  den 
fremden  deshalb  den  Rang  ablaufen  würden,  weil  sie  mit  geringeren  Kosten 
arbeiten.  Dies  ist  ein  Irrtum,  der  wohl  dadurch  entstanden  ist,  daß  die  ja- 
panischen Angestellten  ein  niedrigeres  Gehalt  beziehen  als  die  europäischen. 
Man  muß  aber  berücksichtigen,  daß  japanische  Angestellte  außer  ihrem  Ge- 
halt noch  einen  Bonus  erhalten,  der  bei  manchen  Firmen  bis  zu  12  Monats- 
gehältern steigt  und  daß  es  auch  nicht  so  sehr  auf  die  absolute  Höhe  der  Ge- 
hälter ankommt,  als  vielmehr  auf  das  Verhältnis  der  Zahlung  zur  Leistung. 
Außerdem  wird  das  Gehälter-Konto  bei  japanischen  Firmen  noch  stark  be- 

^  Vgl.   Ulrich,    Die   Geschäftsuntemehmungen   der   Familie  Mitsui  in 
Japan.    „W-  A."     14.  Bd.,  S.  42*. 


Wirtschaftliclie  Unternehmungen  und  Technik  des  Geschäftslebens.    163* 

lastet  durch  Angestellte,  die  nichts  leisten  und  nur  verwandtschafthcher 
oder  anderer  Beziehungen  wegen  mitgeschleppt  werden. 

Betrachtet  mau  die  japanischen  Importeure  vom  Standpunkt  des  hei- 
mischen Fabrikanten,  so  muß  man  wohl  unterscheiden  zwischen  den  großen 
kapitalkräftigen  japanischen  Firmen  und  den  vielen  Eintagsfliegen,  die  durch 
Preisschleuderei  und  andere  imgesunde  Geschäftsprinzipien  ins  Geschäft 
zu  kommen  suchen,  und  mit  denen  der  heimische  Fabrikant  leicht  schlechte 
Erfahrungen  macht.  Man  kann  es  aber  dem  Fabrikanten  auch  nicht  verübeln, 
wenn  er  seine  Erfahrungen  verallgemeinert,  auch  den  guten  japanischen 
Firmen  mit  Mißtrauen  begegnet  und  sich  lieber  an  den  fremden  Importeur 
resp.  dessen  heimischen  Vertreter  wendet. 

Eine  Beunruhigung  des  heimischen  Fabrikanten  liegt  außerdem  darin, 
daß  die  großen  japanischen  Importeure  selbst  Fabrikanten  sind.  Der  Fabri- 
kant muß  daher  befürchten,  daß  der  Importeur  selbst  die  Fabrikation  auf- 
nimmt, sobald  der  Artikel  sich  einen  hinreichenden  Markt  erobert  hat  und 
anfängt,  rentabel  zu  werden.  Außerdem  binden  sich  die  japanischen  Impor- 
teure nicht  gerne  an  einen  Fabrikanten,  sondern  übernehmen  die  Vertretung 
mehrerer,  unter  sich  konkurrierenden  Fabriken.  Der  Fabrikant,  der  einem 
solchen  Importeur  größere  Mittel  für  die  Einführung  seiner  Artikel  zur 
Verfügung  stellen  würde,  läuft  Gefahr,  daß  die  Konkurrenz  die  Früchte 
seiner  Aufwendungen  erntet. 

Jedenfalls  muß  der  heimische  Exporteur  genaue  Erkundigungen  ein- 
ziehen, wenn  er  mit  einem  japanischen  Importeur  in  Verbindung  treten  will. 
Selbst  wenn  er  nur  auf  der  Basis  Dokumente  gegen  Bezahlung  liefert,  ist 
er  nicht  gegen  Verluste  geschützt,  wenn  er  an  einen  kapitalschwachen  Im- 
porteur geraten  ist,  der  bei  fallender  Marktlage  nicht  abnehmen  kann  oder 
will.  Nicht  selten  ist  der  mit  den  Verhältnissen  des  Landes  nicht  vertraute 
Exporteur  dann  gezwungen,  einen  Angestellten  nach  Japan  zu  schicken, 
um  die  Geschäfte  zu  regeln.  Für  Fabrikanten,  die  nicht  sehr  große  Erfahrung 
in  Exportgeschäften  haben,  ist  es  daher  sehr  schwierig,  mit  japanischen 
Importeuren  in  direkten  Verkehr  zu  treten. 

Im  großen  und  ganzen  kann  man  daher  wohl  sagen,  daß  die  großen 
Umsätze,  welche  die  japanischen  Importeure  aufweisen  können,  im  wesent- 
lichen durch  Rohprodukte  und  durch  marktgängige  Artikel  verursacht 
werden,  daß  aber  Artikel,  die  eine  individuelle  Behandlung  erfordern  oder 
eine  schwierige  Handelstechnik  haben,  die  Domäne  der  fremden  Firmen 
bilden  imd  wohl  auch  noch  für  lange  Zeit  bilden  werden. 

Prof.  S.  Berliner,  Tokio. 


VII. 

Geld-,  Kredit-,  Bank-  und  Börsenwesen,  Kapitalanlagen 

im  Auslande. 
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vin. 
Versidierungswesen. 


Chronik  der  Versicherungspolitik. 

Aufgabe  dieser  Chronik  soll  es  sein,  über  wichtige  staatliche  Maßnahmen 
auf  dem  Gebiete  des  Versicherungswesens  in  allen  Ländern,  die  durch  enge 
weltwirtschaftliche  Beziehungen  miteinander  verbunden  sind,  fortlaufend 
zu  imterrichten.  Zwar  hat  der  Krieg  rücksichtslos  in  die  internationalen 
Beziehungen  der  Völker  eingegriffen,  und  auch  der  Friedensvertrag  hat  durch 
seine  Bestimmungen  keineswegs  die  Möglichkeit  gegeben,  daß  der  unter- 
brochene internationale  Verkehr  durchweg  wieder  aufgenomm_en  werden 
kann.  Immerhin  sind  die  Bestimmungen  des  Friedensvertrages  über  Ver- 
sicherungen, die  weiter  unten  noch  eingehender  behandelt  werden  sollen, 
nicht  so  gefaßt,  daß  etwa  für  Deutschland  jeglicher  internationaler  Versiche- 
rungsverkehr in  Zukunft  ausgeschlossen  wäre.  Leider  ist  dem  Verf.  zurzeit 
ein  vollständiger  Überblick  über  alle  Länder  nicht  möglich,  weil  bis  vor 
kurzem  Material  aus  dem  Deutschland  feindlichen  Auslande  nur  schwierig 
und  lückenhaft  beschafft  werden  konnte,  und  somit  manche  ausländischen 
Maßnahmen  auf  dem  Gebiete  des  Versicherungswesens  in  Deutschland 
unbekannt  geblieben  sein  dürften.  Auch  wird  überhaupt  auf  die  Dauer  eine 
relativ  stärkere  Benutzung  ursprünglichen  Quellenm^aterials  stattfinden 
können^. 

I. 

Das  wichtigste  Problem  auf  dem  Gebiete  der  Versicherungspolitik, 
das  in  allen  Ländern  gleichermaßen  erörtert  wird,  ist  die  Verstaat- 
lichung des  Versicherungswesens.  Überall  treten  Be- 
strebungen auf,  nicht  nur  den  Wettbewerb  ausländischer  Gesellschaften 
auszuschalten,  sondern  auch  im  Inlande  selbst  an  die  Stelle  der  Privatunter- 
nehmen das  staatliche  Monopol  zu  setzen,  insbesondere  um  dadurch  ein  Mittel 
zu  haben,  für  die  durch  den  Krieg  überall  starkj  geschädigten  Staats- 
finanzen eine  neue  ertragreiche  Einnahmequelle  zu  schaffen. 

Als  weiteres  starkes  Motiv  für  die  Verstaatlichung  der  Versicherung 
wirkt  überall  die  grundsätzliche  Anschauung  aller  nach  links  orientierten 
politischen  Parteien,  auch  auf  dem  Gebiete  des  Versicherungswesens  die 
privatwirtschaftliche  Betätigung  zu  beseitigen  und  dieses  Gebiet  zu  sozia- 
lisieren, ohne  Rücksicht  darauf,  ob  die  finanziellen  Ergebnisse  diesen  Schritt 
rechtfertigen.  Soweit  mit  solchen  prinzipiellen  Gründen  die  Verstaatlichimg  ge- 
fordert wird,  vermögen  bloße  wirtschaftliche  Gegengründe  wenig  auszurichten. 

Im  Sowjet-Rußland  und  im  S  o  w  j  e  t  -  U  n  g  a  r  n  ist  die 
Verstaatlichung  durchgeführt  worden.  Allerdings  lassen  die  aus  Rußland 
eingegangenen  spärlichen  Nachrichten  (Schiffahrtszeitung.  20.  April  1919. 
,,Annalen  des  gesamten  Versicherungswesens."    1919.    S.  22.)  erkennen,  daß 

^  Diese  Chronik  wird  bearbeitet  in  Verbindung  mit  dem  Seminar  für  Ver- 
sicherungswissenschaft an  der  Universität  Hamburg,  und  unter  besonderer  freund- 
licher Unterstützung  seitens  seines  Direktors  Prof.  Ernst  Brück.         D.  Red. 
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die  Versicherungsgesellschaften  auch  unter  den  bolschewistischen  Macht- 
habern  zunächst  noch  weiter  gearbeitet  haben.  Erst  durch  eine  Verordnung 
vom  1.  Dezember  1918  (österreichische  Versicherungszeitung  und  Ver- 
sicherungsrecht. 1919.  S.  42.)  ist  von  der  Sowjetregierung  der  Versicherungs- 
betrieb in  allen  seinen  Zweigen  als  Regierimgsmonopol  erklärt  worden.  Die 
Liquidation  der  Versichervmgsunternehmungen  sollte  bis  zum  1.  April  1919 
beendigt  sein.  Als  Ergebnis  dieser  Liquidation  teilen  die  „Annalen  des  ge- 
samten Versicherungswesens".  1919.  S.  187,  mit,  daß  die  von  den  Verwal- 
tungen der  privaten  Versicherungen  übernommenen  Bestände  sich  auf 
415  831  000  Rbl.  belaufen,  wozu  noch  der  Besitz  der  liquidierten  Gesellschaften 
am  unbeweglichen  Vermögen  kommt  (Friedenswert  115  Mill.  Rbl.).  Im  Sowjet- 
Ungarn  ist  die  Verstaatlichung  schneller  verfügt  worden.  Als  Übergangs- 
ordnung war  bestimmt  worden,  daß  nur  Beträge  bis  2  000  K  ausbezahlt 
werden  sollten  (Schiffahrtszeitimg.  21.  April  1919).  Wieweit  die  Liqui- 
dation durchgeführt  ist,  ist  zurzeit  noch  imbekannt. 

Li  allen  übrigen  Ländern  haben  die  von  vielen  Seiten  erhobenen  Gegen- 
einwendungen, besonders  gegen  die  erhofften  Riesengewinne,  es  noch  nicht 
dazu  kommen  lassen,  daß  die  Verstaatlichung  der  gesamten  Privatversiche- 
rung oder  auch  nur  einzelner  Versicherungszweige  weitere  Fortschritte 
erzielt  hat^. 

Der  umfassendste  und  erschöpfendste  Versuch  wissenschaftlicher  Wider- 
legung der  von  der  Verstaatlichung  erhofften  Zustände  für  deutsche 
Verhältnisse  findet  sich  in  der  Schrift  von  van  der  Borght,  Reichs- 
versicherungsmonopol ?  (Berlin  1919.)  An  Hand  eingehenden  statistischen 
Materials  weist  der  Verf.  nach,  daß  der  Gewinn  aus  einem  Versicherungs- 
monopol für  das  Reich  höchstens  40  Mill.  Mk.  betragen  könne,  ein  Be- 
trag, welcher  viel  leichter  durch  Steuern  aus  dem  Versicherungswesen 
herausgezogen  werden  könnte.  Sollen  diese  40  Mill.  überhaupt  aus  der  Ver- 
sicherung herausgeholt  werden,  so  sei  auch  der  Staat  nicht  in  der  Lage, 
die  von  seinem  Betriebe  erhoffte  Verbilligung  der  Versicherung  zu  gewähren. 
Die  Schwerfälhgkeit  des  bürokratischen  Betriebes  werde  bei  den  Versicherten 
nur  Erbitterung  und  Verärgerung  hervorrufen;  jegliche  Kulanz  werde  aus- 
geschlossen sein.  Die  schlechten  Erfahrungen  mit  der  Reichsfeuerversiche- 
rungsstelle der  Kriegsrohstoffgesellschaften  gäben  ein  warnendes  Beippiel. 
Die  weit  verbreitete  Anschauung,  daß  Versicherimgsgesellschaften  nicht 
zahlten,  ohne  einen  Prozeß  geführt  zu  haben,  sei  nach  dem  Ergebnis  der 
Statistik  unhaltbar.  Die  Sicherheit  des  Reichs  sei  nicht  größer  als  die  der 
gut  fundierten  und  gut  geleiteten  Versicherungsgesellschaften.  Die  Gefahren, 
die  ein  Monopol  hinsichtlich  der  weltwirtschaftlichen  Beziehungen  Deutsch- 
lands mit  sich  bringe,  werden  vom  Verf.  überzeugend  dargestellt.  Schlösse 
nämlich  Deutschland  durch  ein  Monopol,  wie  ja  anzunehmen  wäre,  die  auslän- 
dischen Gesellschaften  bei  sich  aus,  so  wäre  natürlich  deutschen  Gesellschaften 
die  Arbeit  im  Auslande  auch  unmöglich.  Die  Wirkung  für  die  an  sich  schon 
so  schlechte  deutsche  Valuta  liege  auf  der  Hand,  da  bis  jetzt  Deutschland 

^  Vgl.  über  die  Erfahrungen,  die  mit  dem  staatlichen  Betriebe  im  Ausland 
gemacht  sind :  M  a  n  e  s  ,  Versicherungsstaatsbetrieb  im  Auslande.  2.  Auflage. 
Berlin  1918. 
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durch  das  internationale  Versicherungsgeschäft  weit  größere  Summen  aus 
dem  Ausland  erhalte,  als  es  seinerseits  zu  zahlen  habe.  Schlösse  dagegen 
Deutschland  die  ausländischen  Gesellschaften  bei  sich  nicht  aus,  so  sei  von 
dem  Monopolbetrieb,  der  dann  mit  den  privatwirtpchaftlich  arbeitenden 
Gesellschaften  in  Wettbewerb  treten  müßte,  ein  nennenswerter  Erfolg 
nicht  zu  erwarten,  wie  es  auch  die  Verstaatlichung  der  Versicherung  in  Uru- 
guay zeige,  in  welchem  Lande  trotz  der  Verstaatlichung  der  inländischen 
Versicherung  ausländische  Gesellschaften  weiter  arbeiten  dürfen. 

Außerhalb  Deutschlands  ist  in  jüngster  Zeit  das  Verstaatlichungsproblem 
besonders  in  Frankreich  erörtert  worden.  In  der  Deputiertenkammer 
sind  zwei  Anträge  dieser  Art  gestellt  worden,  und  zwar  einer  von  Nadi,  dahin- 
gehend, ein  allgemeines  Versicherungsstaatsmonopol,  ein  anderer  von  Bretin, 
ein  staatliches  Monopol  für  Rückversicherung  einzuführen.  Der  Bericht- 
erstatter der  Kommission,  der  diese  beiden  Anträge  überwiesen  waren,  spricht 
sich  auf  das  schärfste  gegen  jede  Verstaatlichung  aus;  er  betont  vor  allem, 
daß  man  daran  gehen  müßte,  den  behördlichen  Apparat  abzubauen,  ferner, 
daß  das  Versicherungsgeschäft  einen  internationalen  Charakter  trage,  in 
das  ein  einzelner  Staat  daher  nicht  eingreifen  dürfe;  gerade  dieser  inter- 
nationale Charakter  des  Versicherungsgeschäfts  bilde  ein  notwendiges 
Bindeglied  des  Völkerbundes  (Zeitschrift  für  Versicherungswesen.  1919. 
S.  214,   225). 

Auch  gegen  die  Verstaatlichung  einzelner  Versiche- 
rungszweige erheben  sich  die  Stimmen  der  Fachleute.  Das  besonders 
eindringliche  Beispiel,  daß  die  schon  in  den  Jahren  1912/13  erfolgte  Verstaat- 
lichung der  Lebensversicherung  in  Italien  gibt,  warnt  wegen  der  großen 
Mißerfolge  vor  Nachahmungen  (vgl.  M  a  n  e  s  ,  a.  a.  0.,  S.  21ff.).  Die  Ver- 
staatlichung der  gesamten  Feuerversicherung  wird  u.  a.  in  Deutschland  vielfach 
gefordert,  weil  die  staatlichen  Immobiliarfeuerversicherungsanstalten  im 
allgemeinen  nicht  erfolglos  gearbeitet  haben;  ein  weiterer  Grund  für  diese 
Forderung  ist  der  neuerdings  hervorgetretene  Gedanke,  eine  Besteuerung 
des  Besitzes  mit  seiner  Versicherung  gegen  Feuersgefahr  zu  verbinden.  Ein- 
gehende Gegengründe  gegen  die  Verstaatlichung  dieses  Versicherungszweiges 
gibt  V  a  t  k  e  (Beiheft  Wirtschaft  und  Recht  der  Feuerversicherung  im 
Februarheft  1919  der  Mitteilungen  für  die  öffentlichen  Feuerversicherungs- 
anstalten, ferner  ders.,  Zeitschr.  f.  Vers.-Wes.  1919.  S.  138).  Auch  er  legt 
besonderen  Wert  auf  die  Feststellung,  daß  Deutschland  durch  ein  solches 
Vorgehen  seine  günstige  internationale  Stellung  in  der  Feuerversicherung 
untergraben  und  damit  einen  wichtigen  Aktivposten  grundlos  aufgeben 
würde.  Daß  die  Verstaatlichung  der  Feuerversicherung  keineswegs  deshalb 
erforderlich  ist,  um  eine  Besitzsteuer  mit  der  Feuerversicherung  zu  ver- 
binden,   weist   Grüner  nach.      (Zeitschr.  f.  Vers.  We  .     1919.     S.  207.) 

Die  durch  die  Kriegswirtschaft  überall,  besonders  auf  dem  Gebiete  der 
Seeversicherung  vorgenommenen  staatlichen  Eingriffe  werden  jetzt  allmäh- 
lich abgebaut  (vgl.  M  a  n  e  s  ,  a.  a.  0.,  S.  76),  wie  bei  der  Besprechung  der 
gesetzgeberischen  und  sonstigen  Maßnahmen  der  einzelnen  Länder  auf  dem 
Gebiete  der  Seeversicherung  auszuführen  sein  wird. 
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II. 

In  Deutschland  lastet  auf  dem  Versicherungswesen  der  Druck 
der  drohenden  Verstaatlichung,  alle  Geschäftsberichte  befassen  sich  mit 
diesem  Problem.  Zurzeit  ist  offenbar  die  Verstaatlichung  auf  Grund  der  ein- 
mütigen Ablehnungen  durch  die  Fachkreise  abgewendet  worden.  Neben 
dieser  Sorge  wird  die  Stetigkeit  des  Geschäftes  durch  die  Erhöhung  der  Löhne 
der  Angestellten,  wie  sie  in  dem  Reichstarifvertrag  vom  12.  Mai  1919  fest- 
gelegt sind,  und  denen  gegenüber  eine  entsprechende  Erhöhung  der  Prämien- 
sätze nicht  ohne  weiteres  durchführbar  ist,  gefährdet.  Im  ,, Reichsanzeiger" 
vom  26.  Juni  1919  hat  der  Reichsarbeitsminister  eine  Bekanntmachung 
erlassen,  wonach  binnen  einer  bestimmten  Frist  Einwendungen  gegen  den 
Antrag  der  Angestellten,  diesen  Tarifvertrag  gemäß  §  2  der  Verordnung 
vom  23.  Dezember  1918  für  allgemein  verbindlich  zu  erklären,  zu  erheben 
sind. 

An  einzelnen  gesetzlichen  Maßnahm.en  ist  die  Verordnung  der  Volks- 
beauftragten vom  15.  Januar  1919  (,,RGB1."  S.  49ff.)  über  die  Verhinderung 
der  Kapitalabwanderung  in  das  Ausland  durch  Abschluß  von  Lebensversiche- 
rungsverträgen zu  erwähnen;  danach  müssen  ausländische,  im  Inland  zuge- 
lassene Versicherungsunternehmungen  den  Abschluß  von  Verträgen  mit 
Inländern  grundsätzlich  dem  Besitzsteueramt  anzeigen.  Hinsichtlich  der 
Versicherungen  über  die  sogenannten  Nothafenladungen  bestimmt  der  §  5, 
Absatz  2  der  Ausführungsbestimmungen  zu  der  Verordnung  vom  13.  Juni 
1919,  (,,RGB1."  S.511):  Versicherungsprämien  dürfen  dem  Reich  nur  auf  eine 
Versicherungssumme  belastet  werden,  die  nicht  über  20%  imaginären  Gewinn 
auf  den  Einstandspreis  der  Ware  einschließt.  Sämtliche  Versicherungen 
werden  dem  Reich  übertragen,  soweit  die  Prämien  dem  Reiche  belastet  werden. 
Nach  erfolgter  Übernahmeerklärung,  bzw.  Enteignung  seitens  des  Reiches 
ist  die  Versicherung  von  den  bisherigen  Ladimgsinteressenten  nicht  weiter 
zu  besorgen.  Die  Lebensmitteltransporte  nach  Deutschland  während  der 
Waffenstillstandszeit  sind,  soweit  die  Schiffe  in  Frage  kommen,  in  Deutsch- 
land versichert  („Ann.  d.  ges.  Vers.-Wes."  1919.  S.  87).  Bezüglich  der 
Warenversicherung  schwebten  nach  dieser  Mitteilung  noch  Verhandlungen 
mit  der  Entente. 

Skandinavien.  In  den  drei  skandinavischen  Ländern  geht  man 
an  den  Abbau  der  Kriegsversicherung  (über  ihre  Gestaltung  vgl.  M  a  n  e  s  , 
a.  a.  0.,  S.  79ff.);  in  Dänemark  hat  die  Kriegsversicherung  mit  einem  Über- 
schuß von  30  Mill.  Kr.  abgeschlossen.  Über  die  Verteilung  des  Gewinns  be- 
steht Streit;  dem  Anspruch  der  Reeder  wird  entgegengehalten,  daß  diese  ihre 
erhöhten  Kosten  und  Prämien  auf  die  Güter  und  damit  letzten  Endes  auf  die 
Verbraucher  abgewälzt  haben  (Zeitschr.  f.  Vers.-Wes.  1919.  S.  3).  In  Nor- 
wegen ist  am  31.  März  1919  versuchsweise  die  Erhebung  der  Prämien  einge- 
stellt. Die  Verträge  mit  den  privaten  Rückversicherern  werden  aufgehoben. 
Die  Auflösung  ist  zum  1.  Oktober  1919  geplant.  Die  norwegische  Waren- 
kriegsversicherung hat  einen  Überschuß  von  über  32  Mill.  erzielt,  wovon 
10  Mill.  an  die  Staatskasse  fallen  (Zeitschr.  f.  Vers.-Wes.    1919.    S.  205).   Es 
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werden  Vorbereitungen  getroffen,  um  die  Rechtslage  des  Versicherungswesens 
in  den  drei  skandinavischen  Staaten  zu  vereinheitlichen. 

Aus  Polen  berichtet  die  Schiffahrtszeitung  Nr.  23,  daß  man  an 
den  Abbau  der  deutschen  Versicherungsgesellschaften  gehe.  Einzelheiten 
finden  sich  in  der  in  den  Ann.  d.  ges.  Vers.  Wes.  1919.  S.  165  mitgeteilten 
Verordnung.  Unter  dem  16.  Juni  1919  ist  verordnet  worden,  daß  sämtliche 
mehrjährigen  Verträge,  die  Sachschädenversicherung  betreffen,  mit  dem 
Ablauf  der  nächsten  Jahresperiode  als  ungültig  erklärt  werden,  und  daß 
jede  weitere  Erneuerimg  derselben  verboten  bleibt  („Ann.  d.  ges.  Vers.-Wes." 
1919.     S.  34). 

Das  Zerfallen  der  österreichischen  Monarchie  bringt  auch  in 
versicherungsrechtlicher  Beziehimg  manche  Folgen  mit  sich,  da  sich  die  neuen 
Staatsgebilde  in  jeder  Weise  unabhängig  machen  wollen.  Vor  allem  bilden 
sich  in  den  neuen  Staaten  neue  Gesellschaften,  die  zmn  Teil  die  Geschäfte 
der  alten  Gesellschaften  übernehmen  (Zeitschr.  f.  Vers.-Wes.  1919.  S.  32 
u.  55). 

In  Deutschösterreich  sind  die  den  englischen  und  französischen  Ge- 
sellschalten bestellten  Aufsichtspersonen  ihres  Amtes  enthoben  worden. 
Am  8.  Juli  1919  ist  den  Versicherungsgesellschaften  verboten  worden,  Ver- 
sicherungsdividenden auszuzahlen  (Zeitschr.  f.  Vers.-Wes.  1919.  S.  101, 
258).  In  der  Tschecho-Slowakei  ist  eine  Verordnung  vom  10.  April  1919 
erlassen  betr.  die  Konskription  piler  Policen  und  Beschränkung  der  Aus- 
zahlung (österreichische  Vers.-Ztg.  1919.  S.  68).  Das  Tschecho-Slowakische 
Versicherungsregulativ  ist  abgedruckt  in  der  „österreichischen  Revue". 
1919.     S.  153. 

Über  die  jetzige  Lage  in  Ungarn  liegen  noch  keine  Nachrichten  vor. 
Kurz  vor  dem  kommunistischen  Umschwung  war  die  Staatsaufsicht  über  die 
Versicherungsanstalten  eingeführt  worden  („Ann.  d.  ges.  Vers.-Wes."  1919. 
S.  29—56). 

„The  Board  of  Trade  Journal"  Nr.  1167/18  meldet,  daß  englische  Gesell- 
schaften wieder  unbeschränkt  in  der  Türkei  Versicherungsgeschäfte 
betreiben  können,    i 

Die  Nachricht,  daß  in  Italien,  wo  bekanntlich  die  Lebensversiche- 
rung verstaatlicht  ist,  auch  die  Seeversicherung  verstaatlicht  werden  solle, 
wird  dementiert  (Zeitschr.  f.  Vers.-Wes.  1919.  S.  68).  Erinnert  sei  hier  daran, 
daß  die  Lebensversicherungsanstalt  während  des  Krieges  Seeversicherungs- 
gesellschaften auch  Rückversicherungen';  gewährte  (M  a  n  e  s  ,  a.  a.  0., 
S.  883). 

Die  Schweiz  hat  ein  Bundesgesetz  über  die  Kaution  der  Versiche- 
rungsgesellschaften in  der  Schweiz  unter  dem  4.  Februar  1919  erlassen.  Nach 
Artikel  1  bedürfen  Rückversicherungen  keiner  Kaution,  nach  Artikel  6ff. 
müssen  die  ausländischen  Gesellschaften  Sicherheit  leisten  für  die  Forderungen 
der  Schweizer,  nach  Artikel  12  gilt  der  Generalbevollmächtigte  der  auslän- 
dischen Gesellschaft  auch  dem  Bundesrat  gegenüber  als  gesetzlich  bevoll* 
mächtigt  („Ann.  d.  ges.  Vers.-Wes."     1919.    S.  84). 
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In  F  r  a  n  k  r  e  i  c  h  ist  das  an  sich  schon  bestehende  Moratorium  zu- 
gunsten von  Zahlungen  der  Versicherten  durch  eine  Verordnung  vom  25,  April 
1919  mit  genauer  Regelung  aller  Einzelheiten  neu  ausgesprochen  worden. 
(„Moniteur  des  Assurances".  1919.  S.  154ff.).  Das  französische  Aufsichts- 
gesetz vom  17.  März  190.5  ist,  wie  der  „Eclair"  vom  11.  Juli  1919  meldet, 
dahin  erweitert,  daß  bei  Aktiengesellschaften  und  Kommanditgesellschaften 
das  Gesellschaftskapital  2  Mill.  Fr.  betragen  muß,  bei  Versicherungsvereinen 
auf  Gegenseitigkeit  y,  Mill.  Fr.  Unter  dem  5.  Mai  hat  das  „Journal  officiel" 
eine  neue  amtliche  schwarze  Liste  der  Versicherungsgesellschaften  publi- 
ziert, trotzdem  nach  dem  Zusatzabkommen  zum  Waffenstillstand  vom 
28./29.  April  1919  alle  schwarzen  Listen  verschwinden  sollten. 

In  Elsaß-Lothringen  hat  der  Zwangsliquidator  Schissele, 
entsprechend  einer  Verordnung  des  französischen  Ministerpräsidenten  vom 
7.  Februar  1919  („Journal  off.ciel".  9.  Februar  1919)  bekanntgemacht,  daß 
1.  die  laufenden  Lebensversicherungsverträge  bestehen  bleiben,  2.  daß  alle 
anderen  Versicherungsverträge  als  aufgelöst  gelten;  bis  zum  30.  April  mußten 
die  feindlichen  Gesellschaften  für  Schäden  aufkommen,  danach  mußten  die 
Versicherten  anderweitig  Deckung  suchen.  Die  Klausel,  wonach  ein  Vertrag 
mangels  Kündigung  für  ein  Jahr  weiterläuft,  fällt  fort  (Zeitschr.  f.  Vers.- 
Wes.  1919.  S.  130).  Im  „Moniteur  des  Assurances".  1919.  S.  10,  wird  eine 
französ  sehe  Verordnung  mitgeteilt,  wonach  die  bisher  vom  Aufsichtsamt 
in  Berlin  ausgeübten  Befugnisse  auf  ein  Versicherungsamt  in  Elsaß -Lothringen 
übergehen. 

In  Belgien  liegt  ein  Gesetzentwurf  über  die  Staatsaufsicht  der 
Versicherimgsgesell Schäften  vor,  in  dem  außer  der  Beaufsichtigung  der 
belgischen  Versicherungsunternehmen  sofortige  Hinterlegung  von  Reserven 
verJangt  wird,  um  die  Erfüllung  der  mit  ausländischen  Gesellschaften  abge- 
schlossenen Verträge  zu  gewährleisten  (Zeitschr.  f.  Vers.-Wes.    1919.   S.  165). 

In  England  war  das  Jahr  1918  für  das  englische  Versicherungs- 
wesen als  sehr  zufriedenstellend  zu  bezeichnen  (,,The  Board  of  Trade  Jour- 
nal." 10.  April  1919).  Durchweg  alle  Gesellschaften  haben  mit  großen 
Überschüssen  abgeschlossen.  Die  Verbindimg  der  Lebensversicherung  mit 
der  Kriegsanleihe  habe  nach  dieser  Meldung  auch  dem  englischen  Geschäft 
große  Vorteile  gebracht.  In  der  Seeversicherung  sei  es  nur  durch  den  Wider- 
spruch der  Amerikaner  verhindert  worden,  daß  ein  Monopol  für  Kriegsge- 
fahren eingeführt  wäre. 

„The  Board  of  Trade  Journal"  vom  10.  April  1919  kann  den  ersten 
vorläufigen  Bericht  der  staatlichen  englischen  Kriegsversicherimg  mit- 
teilen, die  25  Systeme  („schemes")  hatte.  Die  gesamten  Einnahmen  beliefen 
sich  auf  198  Millionen  £,  die  gesamten  Verluste  auf  171  Mill.  Der  Überschuß 
von  fast  27  Mill.  £  geht  allerdings  zum  Teil  an  die  mit  England  verbündeten 
Regierungen.  Immerhin  bleiben  für  die  englische  Regiermag  fast  17  Mill.  £ 
Gewinn.  Die  meisten  Einnahmen  von  den  25  ,, Systemen"  zeigt  die  Versiche- 
rung von  britischen  Schiffen  mit  16  Mill.  Den  größten  Verlust  die  Versiche- 
rungen von  Ladungen  in  britischen  Schiffen  mit  11  Mill.  £.  Diese  Summe 
würde  vielleicht  noch  größer  gewesen  sein,  wenn  nicht  der  ursprüngliche  Tarif 
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mit  festen  Prämien  in  einen  mit  verschiebbaren  Prämien  abgeändert  wäre. 
Den  geringsten  Unterschied  zwischen  Gewinn  und  Verlust  zeigt  die  Aircraft 
and  Bombardment  (Egyptian  cotton)  mit  7200  £  Gewinn. 

Aus  der  Seeversicherung  ist  noch  zu  berichten,  daß  feindliche  Schiffe 
in  England  wieder  versichert  werden  durften,  solange  sie  unter  der  Aufsicht 
des  Allied  Maritime  Transport  Council  standen  (Zeitschr.  f.  Vers.-Wes. 
1919.  S.  55).  Eine  neue  Kaskoversicherungsklause]  ist  eingeführt,  um  den 
Versicherer  bei  der  Wertsteigerung  des  Schiffsraumes  davor  zu  bewahren, 
schon  im  Falle  einer  Teilbeschädigung  die  ganze  Versicherun gssimime  zu 
zahlen  (Zeitschr.  f.  Vers.-Wes.  1919.  S.  26).  In  alle  jüngster  Zeit  übernimmt 
die  staatliche  Kriegsversicherung  für  die  nach  Rußland,  in  das  Herrschaftt,- 
gebiet  von  Denikin,  eingeführten  englischen  Güter  die  Deckung;  die  Höhe 
der  Prämien  und  die  Versicherungsbedingnngen  werden  im  Einzelfalle  ge- 
regelt. 

In  England  ist  man  zuerst  dem  neuesten  Zweig  der  Versicherung,  der 
Luftverkehrsversicherung,  nähergetreten^.  Mehrere  englische  Versicherungs- 
gesellschaften haben  mit  Versicherern  von  Lloyds  zusammen  die  „Aviation 
Insurance  Co."  gegründet.  Gegenstand  der  Versicherung  ist:  1.  Jeg'iche 
Beschädigung  der  Flugmaschinen,  2.  Beschädigung  von  Personen  durch  herab- 
fallende Machinenteile  und  sonst'ge  Gegenstände.  3.  Beschädigung  der  Flug- 
zeugbesatzung und  der  Passagiere.  4.  Beschädigung  der  mitgeführten  Güter. 
Die  Prämien  sollen  zunächst  für  den  Einzelfall  festgesetzt  werden.  Es  ver- 
lautet, daß  die  Prämien  für  Personen  London  —  Paris  3  sh.  und  London  — 
Italien  5  sh.  auf  100  £,  für  Güter  England  —  Frankreich  15  sh.,  England  — 
Italien  18  sh.  auf  100  £  betragen.  Die  vereinigten  Gesellschaften  arbeiten 
unabhängig  voneinander,  jede  stellt  ihren  eigenen  Versicherungsschein  aus. 
Der  Versicherte  genießt  aber  außer  der  Sicherheit  seines  eigenen  Versicherers 
noch  die  Bürgschaft  der  anderen  vereinigten  Gesellschaften  (,,The  Financial 
Times".  29.  März  1919).  Als  fernere  Neuerung  ist  die  Versicherung  gegen 
Regenwetter  zu  verzeichnen:  Einmal  können  Veranstaltungen  unter  freiem 
Himmel  versichert  werden,  zum  anderen  können  Hotelbesitzer  an  der  See 
auf  Grund  ihrer  Versicherung  gegen  iRegenwetter  im  Falle  von  schlechtem 
Wetter  ihren  Gästen  einen  Nachlaß  von  20 — 40%  auf  die  Rechnung  ge- 
währen. 

Über  die  Lage  des  Versicherungswesens  in  den  Vereinigten  Staa- 
ten von  Amerika,  insbesondere  über  die  staatliche  Kriegstransport- 
versicherung, sind  die  Nachrichten  ganz  besonders  knapp,  so  daß  erst  später 
eingehend  über  die  dortigen  Maßnahmen  auf  dem  Gebiete  des  Versicherungs- 
wesens wird  berichtet  werden  können.  Interessant  ist  der  Abbau  der  Kriegs- 
versicherung. Aus  der  Kriegsversicherung  der  Soldaten  sollen  gewöhnliche 
Lebensversicherungen  mit  20  Prämienzahlungen  und  Auszahlung  beim 
62.  Lebensjahr  eingerichtet  werden  (Zeitschr.  f.  Vers.-Wes.    1919.     S.  47). 


^  In  Anbetracht  der  besonderen  Bedeutung  der  Entstehung  neuer  Versiche- 
rungsarten für  die  Fragen  der  staatHchen  Regekuig  wird  dieser  Gegenstand  in  diese 
Chronik  eingeschlossen. 
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In  Brasilien  ist  die  staatliche  Überwachung  der  deutschen  Ver- 
sicherungsgesellschaften aufgehoben  worden;  sie  bedürfen  allerdings  noch 
zu  jeder  Transaktion  der  Einwilligung  des  Wirtschaftsanxtes  („Nachrichten- 
dienst des  deutschen  Wirtschaftsverbandes  für  Süd-  und  Mittelamerika." 
1919.    Nr.  40^2). 

ni. 

Die  größte  Bedeutung  für  die  Zukunft  des  Versicherungswesens  wird 
der  Friedensvertrag  haben  (vgl.  darüber  F  u  1  d  ,  Das  Vers. -Wesen 
und  der  Friedensvertrag.  ,,Hans.RZ."  1919.  Sp.  310ff,).  Das  Versicherungs- 
wesen wird  besonders  im  Friedensvertrag  geregelt  im  Anhang  zum  5.  Abschnitt 
des  X.  Teils  Art.  299ff.  in  den  §§  8 — 24.  Selbstverständlich  greifen  aber  auch 
grundsätzlich  die  allgemeinen  Regelungen  des  Friedensvertrages  Platz, 
insbesondere  auch  der  Vorbehalt  des  Art.  297b,  wonach  die  alliierten  imd 
assoziierten  Mächte  das  Recht  haben,  alles  Eigentum,  alle  Rechte  der  deut- 
schen Staatsangehörigen  und  Gesellschaften  auf  ihrem  Gebiete  zu  liquidieren. 
Nach  Artikel  277  ist  lediglich  den  Angehörigen  der  alliierten  und  assoziierten 
Mächte  freier  Zutritt  zu  deutschen  Gerichten  gewährt;  eine  entsprechende 
Bestimmung  zugunsten  der  Deutschen  fehlt.  Schon  diese  beiden  Bestim- 
mungen zeigen  die  Schwierigkeiten,  mit  der  deutsche  Versicherungsgesell- 
schaften im  feindlichen  Ausland  zu  kämpfen  haben  werden. 

Die  besonderen  Bestimmungen  über  Versicherungsverträge  sind  in  einem 
verhältnismäßig  versöhnlichen  Geiste  gehalten.  Feuerversicherungsverträge 
(§  9  a.  a.  0.)  sollen  grundsätzlich  nicht  als  aufgehoben  gelten.  Selbst  dann 
gelten  sie  als  nicht  aufgehoben,  wenn  ein  Vertragsteil  seinen  Pflichten  nicht 
nachgekommen  ist.  Die  sogenannten  ,,Überführungs-  und  Haftungsverträge" 
in  der  Feuerversicherung  werden  aufrechterhalten  (§  10),  dem  m-sprün glichen 
Versicherer  ist  jedoch  volle  Aufklärung  zu  erteilen.  Auch  die  Lebensversiche- 
rungsverträge (§  11)  bleiben  aufrechterhalten,  während  des  Krieges  fällig  ge- 
wordene Forderungen  können  mit  5%  Zinsen  geltend  gemacht  werden.  Der 
§  12  gibt  jedoch  den  alliierten  und  assoziierten  Mächten  das  Recht,  alle  solche 
Verträge  zwischen  ihren  Angehörigen  und  deutschen  Gesellschaften  auf- 
zuheben. Seeversicherungsverträge,  bei  denen  der  Versicherungsnehmer 
nachträglich  zum  Feinde  wurde,  sollen  indessen  nach  §  16  als  aufgehoben 
gelten,  wenn  nicht  die  Gefahr  schon  zu  laufen  begonnen  hatte.  Rückver- 
sicherungen gelten  nach  §  20  grundsätzlich  auch  als  aufgehoben. 

Für  die  Streitigkeiten  aus  solchen  Versicherungsverträgen  werden  nicht 
die  ordentlichen  Gerichte  zuständig  sein,  sondern  das  nach  Art.  304  einzu- 
setzende gemischte  Schiedsgericht. 

Dr.  Kurt   Mittelstein,   Hamburg.    , 


IX. 
Finanzwesen  und  Finanzpolitik. 
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X. 

Konventionen,  Kartelle,  Trusts,  Genossenschaftswesen. 


Die  gegenwärtige  Rechtslage  der  Kartelle  und  Trusts 
in  den  wichtigsten  Kulturländern. 

IV. 

Das  Ergebnis  unserer  Übersiciiti  der  Kartell-  Rechtspraxis  in  den 
wichtigsten  Kulturstaaten  des  deutschen  und  des  romanischen  Rechtsgebietes 
läßt  sich  dahin  zusammenfassen,  daß  eine  staatliche  Aufsicht  und  selbst  ein 
verhältnismäßig  weitgehendes  Verbieten  dieser  Organisationsformen  immer- 
hin im  Bereich  des  staatlich  Möglichen  liegt,  weil  diese  Gebilde  auf  zivilrecht- 
lichen Verträgen  aufgebaut  sind,  deren  Wirksamkeit  der  Staat,  sei  es  durch 
das  bürgerliche  Recht  selbst  regeln,  d.  h.  einengen,  oder  einer  fortlaufenden 
Kontrolle,  z.  B.  durch  Registrierpflicht  für  alle  wichtigen  Versammlungs- 
beschlüsse unterwerfen  kann.  Die  Tatsache,  daß  die  Lebensäußerungen 
dieser  Organisationen  nur  möglich  sind  durch  das  Zusammenwirken  einer  mehr 
oder  minder  großen  Zahl  von  Wirtschaftssubjekten,  welche  über  die  Wahrung 
der  ihnen  verbliebenen  wirtschaftlichen  Selbständigkeit  —  und  diese  ist  selbst 
bei  den  hochorganisierten  Syndikaten  zmn  mindesten  auf  produktions- 
technischem, wenn  nicht  mehr  auf  kaufmännischem  Gebiete  immerhin  noch 
recht  weitgehend  —  eifersüchtig  wachen,  diese  Tatsache  läßt  eine  Geheim- 
politik, die  sich  der  staatlichen  Autorität  dauernd  und  vollkommen  ent- 
ziehen könnte,  ausgeschlossen  erscheinen. 

Auch  die  wenigen  „Geheimkartelle",  die  es  z.  B.  in  Deutschland  gegeben 
hat,  waren  stets  in  ihrer  Wirksamkeit  beschränkt,  da  sie  von  dem  guten 
Willen  ihrer  Teilnehmer  zur  Mitarbeit  abhängig  waren.  Die  einfachen  „friend- 
ly  agreements",  die  in  den  Vereinigten  Staaten  als  Ersatz  für  die  verbotenen 
Kartelle  und  als  Zwischenstufe  zur  Entwicklung  der  Trusts  eine  gewisse 
Rolle  gespielt  haben,  wahrscheinlich  auch  noch  spielen,  und  die  selbstverständ- 
lich auch  in  anderen  Ländern  nicht  unbekannt  sind,  können  als  eine  wirk- 
same organisatorische  Maßnahme  nicht  angesprochen  werden,  weil  ihnen, 
mangels  bindender  Rechtskontrakte,  stets  etwas  Willkürliches  anhaften  muß. 

Ganz  anders  aber  liegen  die  rechtlichen  und  die  organisatorischen  Grimd- 
lagen  bei  den  sogenannten  Trusts,  und  deshalb  hat  auch  der  stellenweise 
recht  drakonische  Versuch  ihrer  Unterdrückung  oder  wenigstens  recht- 
lichen Bindung  praktisch  in  ihrer  Heimat,  den  Vereinigten  Staaten, 
so  gut  wie  ganz  versagt.  Bei  diesen,  in  den  verschiedensten  Formen  auftreten- 
den Finanzorganisationen  (die  bisher  übliche,  auch  von  mir  gebrauchte 
Bezeichnung  „kapitalistische"  Organisation  umfaßt  ihr  Wesen  nicht 
völlig)  liegt  die  große  Macht,  aber  auch  die  außerordentliche  öffentliche 
Gefahr  gerade  in  der  Stille  und  Heimlichkeit  ihres  Wirkens.  Der  lebendige 
menschliche  Apparat  der  ,, genossenschaftlichen"  Kartellorganisation  kann 
nicht  im  Verborgenen  wirken,  das  Finanzkapital  aber  spinnt  seine  organi- 

^  „W.  A."     15.  Bd.,    S.  88*ff. 
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satorischen  Fäden  in  der  Stille.  Die  Beteiligungsgesellschaft  Holding  Cie., 
die  L  i  e  f  m  a  n  n  als  die  höchste  denkbare  Stufe  der  monopolistischen 
Vereinigung  überhaupt  bezeichnet,  „ist  ein  Vorhang,  der  zum  mindesten 
alle  kleinen  Besitzer  von  dem  Einblick  in  die  eigentlich  wirtschaftlich  tätigen 
Unternehmungen  abschließt  .  .  .  Das  gibt  den  Leitern  dieser  Gesellschaften 
. .  .  eine  große  Verfügungsfreiheit,  die  leicht  zu  effektenkapitalistischen  Trans- 
aktionen, Schiebungen  zwischen  den  verschiedenen  Gesellschaften  und  der- 
gleichen mißbraucht  werden  kann"^.  Es  ist  deshalb  auch  begreiflich,  daß 
als  Gegengift  gegen  die  monopolistischen  Gefahren  vor  allem  immer  wieder 
eine  möglichst  weite  Öffentlichkeit  ihrer  Geschäftspolitik  gefordert  worden 
ist^,  nachdem  sich  herausgestellt  hat,  daß  ihr  Verbot  gesetzlich  kaum  durch- 
führbar, vielfach  auch  gar  nicht  wünschenswert  erscheint.  Diese  Öffentlich- 
keit, die  auch  L  i  e  f  m  a  n  n^  fordert,  bietet  aber  erhebliche  gesetzgeberische 
Schwierigkeiten,  die  nicht  allein  juristischer,  sondern  namentlich  auch  wirt- 
Bchaftücher  Natur  sind. 

Vor  allem  ist  jedoch  zu  beachten,  daß  zunächst  in  dem  eben  erwähnten 
Sinne  Liefmanns  nur  ein  Schutz  für  die  unmittelbar  Besitzanteiligen 
(Aktionäre)  gefordert  wird.  Dagegen  aber  spielt  volkswirtschaftlich  die  viel 
bedenklichere  Rolle  der  vielfach  unübersehbare  organisatorische  Einfluß 
dieser  gewaltigen  Finanzkörper  auf  ganze  Industrie-  und  Wirtschaftszweige 
und  imter  Umständen  auf  die  ganze  Staatswirtschaft,  die  innere  und  selbst 
die  äußere. 

Ob  einzelne  Besitzer  oder  selbst  größere  Gruppen  derselben  durch  die 
Politik  der  Riesengesellschaften  zugrunde  gerichtet  werden,  kann  unter  der 
grundsätzlichen  Herrschaft  des  freien  Wettbewerbs  staatspolitisch  ziemlich 
gleichgültig  wirken,  obwohl  bei  den  kleinen  Aktien  des  englisch-amerika- 
nischen Handelsrechts  der  Aktienbesitz  auch  in  der  Masse  der  Bevölkerung 
weit  verteilt  ist.  Nicht  gleichgültig  kann  es  dagegen  staatspolitisch  bleiben, 
ob  es  einer  großen  Organisation  gelingt,  durch  ihre  monopolistische  Preis- 
politik große  Gebiete  des  eigenen  Marktes  willkürlich  aufzuteilen,  oder  etwa 
im  Interesse  ihrer  Monopolstellung  den  technischen  Fortschritt  z.  B.  durch 
Aufkaufen  wichtiger  Patente  umd  Verhinderung  ihrer  gewerblichen  Aus- 
nutzung zu  hemmen. 

„The  unfair  type  of  competition  is  that  of  the  compounded  corporation 
wherein  the  individual  disappears  in  the  aggregate  —  an  aggregate  invested 
with  a  maximum  of  semipublic  rights  and  divised  of  all  but  a  minimum 
of  personal  responsibility.  Such  was  the  Northern  Securities  Company. 
Glve  to  this  corporate  Imperium  in  imperio  the  power  over  the  sources  of 
credit  and  capital;  give  it  continuity  of  existence,  unity  of  control  from 
within,  and  free  access  to  a  home  market  of  75 — 100  Millions  consumers  and 


^  Liefmann,  Beteiligungs-  und  Finanzienuigsgesellachaften.  2.  Aufl. 
Jena  1913.     S.  564. 

^  ,,A11  corporations  which  exist  in  restraint  of  trade  should  be  subject  to  füll 
Publicity",  Charl.  R.  van  Hise,  Concentration  and  Control.  New  York  1912. 
S.  255. 

3  a.  a.  O.,  S.  666. 


274*  Chronik  und  Archivalien. 

Investors  and  we  have  the  actual  corporate  unite  in  which  lies  the  kernel 
of  the  trust  problem  in  the  United  States"  —  in  diesen  Worten  charakterisiert 
ein  neueres  amerikanisches  Werk  treffend  die  privat-  und  öffentlich  -  wirt- 
schaftliche Stellung  der  Trusts'. 

Die  Zentralregierung  der  United  States,  desgleichen  die  naeisten  Einzel- 
staaten haben  sich  diesen  Organisationen  gegenüber  schon  frühzeitig  auf 
den  Standpunkt  der  unbedingten  Notwendigkeit  ihrer  Bekämpfung  gestellt, 
ohne  indessen  nennenswerte  praktische  Erfolge  zu  erringen.  Die  Besprechung 
dieser  legislatorischen  Maßnahmen  wird  auch  ohne  Schwierigkeiten  die  Gründe 
für  ihr  Versagen  erkennen  lassen.  Nachdem  schon  mit  der  Bildung  des  Stan- 
dard Oil  Trust  1882  die  Bewegung  gegen  die  Trustbildung  eingesetzt  und  die 
politischen  Parteien  sich  lebhaft  mit  diesem  Problem  beschäftigt  hatten, 
wurden  bereits  1888  verschiedene  Bills  „to  regulate  the  growing  combinations 
in  industry"  im  Senate  eingebracht,  jedoch  als  ,,mit  der  Verfassung  im  Wider- 
spruch stehend  und  unbillig  verworfen"^. 

1889  und  1890  trat  dann  derjenige  Senator  auf,  dem  es  nach  harten  Kämp- 
fen gelungen  ist,  formell  die  bundesgesetzliche  Grundlage  zur  Bekämpfung 
der  Auswüchse  der  großkapitalistischen  Organisationen  zu  schaffen,  Senator 
S  h  e  r  m  a  n  von  Ohio.  Im  Dezember  1889  legte  er  eine  Bill  vor,  die  „trusts 
and  combinations  in  restraint  of  trade  and  production"  für  ungesetzlich 
erklären  wollte.  Diese  Bill  ging  bereits  in  der  Erfassung  der  unter  das  Verbot 
fallenden  organisatorischen  Gebilde  sehr  weit:  alle  Vereinbarungen  von 
Personen  oder  Körperschaften,  die  den  freien  Wettbewerb  in  Einfuhr,  Trans- 
port oder  Verkauf  eingeführter  oder  im  Lande  gewonnener  Rohmaterialien 
\md  Waren  verhinderten,  sollen  für  ungesetzHch  und  aufgelöst,  als  mit  der 
öffentlichen  Ordnung  unvereinbar  erklärt  werden. 

Ist  nun  schon  diese  Umgrenzung  des  strafbaren  Unterfangens  außer- 
ordentlich extensiv  und  darum  de  lege  lata  sehr  mangelhaft,  andererseits 
aber  in  der  Tat  namentlich  bei  dem  Charakter  des  englisch-amerikanischen 
Zivil-  und  Strafrechts  nicht  gut  anders  zu  fassen,  so  hat  besonders  eine  klare 
Kennzeichnung  der  straffälhgen  Rechtssubjekte  noch  viel  größere  Schwierig- 
keiten, die  praktisch  bis  zur  Stunde  nicht  behoben  werden  konnten.  In  diesen 
legislatorischen  Schwierigkeiten  liegt  das  Interessante  des  Problems  für  den 
Juristen  wie  den  Volkswirt^.     Die  Fassung  der  für  alle  spätere  Gesetzgebung 


'^John    F.  Crowell,    Trusts  and  Competition.     Chicago  1915.      S.'  32. 

*  Die  amerikanische  Trusthteratur  ist  bereits  sehr  umfangreich,  so  daß  ein 
Zitieren  auch  nur  der  einzelnen  Hauptwerke  nicht  in  Frage  kommen  kann.  Eine 
gute,  bis  auf  die  Gegenwart  fortgeführte  Übersicht  über  die  gesetzgeberische  Seite  der 
Frage  bietet  Oswald  Withmann  Knauth,  Ph.  D.,  The  Policy  of  the 
United  States  towards  industrial  Monopoly.  (Studies  on  History.  Economics  and 
pubhc  Law  of  Columbia  University.  Vol.  IV.  Nr.  2.)  New  York  1914.  Femer  sind 
zu  nennen  das  ,,Standard"-Werk  von  J  e  n  k  s  ,  The  Trust  Problem.  Neue  Aufl. 
New  York  1902.  John  Bates  Clark,  The  Control  of  Trusts.  Erw.  Aufl. 
New  York  1912.    Charles   van  Hise,    a.  a.  O. 

'  Neben  diesem  Vorgehen  der  Bundesgesetzgebung  bietet  die  außerordentlich 
reichhaltige  einzelstaatliche  Legislatur  großes  Interesse,  kann  hier  jedoch  nur  neben- 
bei erwähnt  werden.    J  e  n  k  s  ,    a.  a.  O.,  berichtet,  daß  (1900!)  bereits  27  Staaten 
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grundlegenden  Shermanschen  Bill  (Sektion  I)  lautet  dem  vollen  Sinne  nach 
in  ihrem  grundlegenden  Teile:  „Alle  Vereinbarungen,  Kontrakte,  Über- 
einkommen, Trusts  oder  Vereinigungen  zwischen  2  oder  mehreren  Bürgern 
oder  Korporationen  oder  zwischen  jenen  und  diesen  verschiedener  (Bundes)- 
Staaten  oder  (entsprechend)  der  Vereinigten  Staaten  und  fremden  Ländern, 
die  im  Hinblick  oder  mit  der  Absicht,  den  freien  Wettbewerb  in  Einfuhr, 
Transportverkehr,  im  Verkauf  von  Einfuhrgütern,  oder  den  freien  Wettbewerb 
im  Handel  mit  Erzeugnissen  der  Ver.  Staaten  oder  eines  seiner  Bundes- 
staaten zu  hindern,  ferner  alle  Organisationen  genannter  Art,  die  dem  Ver- 
braucher die  Kosten  all  dieser  Waren  zu  verteuern  streben  —  sollen  hier- 
mit als  gegen  das  öffentliche  Wohl  verstoßend  als  ungesetzlich  und  nichtig 
erklärt  sein," 

Gegenüber  seinem  ersten  Entwurf  hat  Sherman  im  vorstehend  Wieder- 
gegebenen bereits  insofern  dem  heftigen  Widerstände  der  Trustfreunde  nach- 
geben müssen,  als  er  die  kriminelle  Bestrafung  der  Sünder  fallen  ließ,  Sherman 
wollte  überdies  mit  seinem  Vorgehen  nicht  schlechtweg  jede  Kapital-  und 
Arbeitsorganisation,  ebensowenig  die  Teilnahme  an  Korporationen  verbieten, 
sondern  lediglich  ein  Verbot  und  eine  Kontrolle  aller  Versuche  durchsetzen,  den 
Handel  und  seinen  notwendigen  Wettbewerb  auszuschalten  und  eine  Bereiche- 
rung der  Erzeuger  auf  Kosten  d erVerbraucher  zu  erzielen.  Die  Schwäche  dieses 
legislatorischen  wie  übrigens  alles  späteren  Vorgehens  lag  aber  gerade  darin,  daß 
bei  diesen  Kapitalorganisationen  die  Grenze  zwischen  volkswirtschaftlich  ge- 
sunden Organisationen  und  ausbeuterischen  praktisch  kaum  jeweils  deutlich  zu 
ziehen  ist.  Genau  wie  bei  den  Kartellen,  aber  bei  den  Kapitalorganisationen  mit 
ihrer  aktienrechtlichen  Grundlage  noch  viel  schwieriger,  läßt  sich  ihr  eigent- 
licher Charakter  aus  der  Struktur  der  Organisation  selbst  erschließen.  Erst 
eine  genaue  und  fortlaufende  Kontrolle  ihrer  Politik  kann 
Aufschluß  darüber  geben,  ob  sie  lediglich  ungesunden,  d.  h.  rein  privatwirt- 
schaftlichen  Sonder  Interessen  auf  Kosten  eines  weiten,  ihnen  kraft  ihres 
monopolistischen  Charakters  hilflos  überlieferten  Abnehmerkreises  dienen, 
oder  aber  tatsächlich  durch  ihre  Organisation  einen  wirtschaftlichen  Fort- 
schritt gegenüber  dem  unorganisierten  Wettbewerbe  bringen,  der  auch  der 
gesamten  Volkswirtschaft  Vorteile  schafft.  Während  aber  bei  den  Kartellen, 
insofern  sie  sich  durchweg  lediglich  mit  Absatzpolitik  beschäftigen,  dieser 
Nachweis  im  Einzelfalle  unschwer  zu  erbringen  ist,  weil  hierfür  die  einfache 
Nachprüfung  ihrer  Verkaufspreise  ausreicht,  ist  er  bei  den  „Trusts",  die 
gleichzeitig  eine  tiefgreifende  organisatorische  Produktions-  imd  Absatz- 
pohtik  treiben  und  diese  PoHtik  überdies  in  häufig  sehr  dunkle  finanzielle 
Organisationsgewänder  kleiden,  kaum  zu  erbringen.  Die  großen  Trustprozesse, 
die  wir  im  Verlauf  unserer  Erörterungen  erwähnen,  haben  diese  Schwierig- 
keiten kraß  beleuchtet.  Aber  auch  entsprechende  Verbesserungen  der  Aktien- 
gesetzgebung, die  allein  eine  Handhabe  bieten  könnten,  um  durchgreifende 
präventive  Reformen  sicherzustellen,  müssen  mit  den  größten  Schwierigkeiten 

und  Territorien  Anti-Trustgesetze  erlassen,  15  Staaten  entsprechende  Maßnahmen 
in  ihre  Verfassungen  aufgenommen,  4  von  ihnen  aber  von  einer  gesetzgeberischen 
Ausführung  dieser  verfassungsgemäßen  Handhabe  abgesehen  hatten. 
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verknüpft  sein,  weil  auch  hierbei  den  starken  Bedürfnissen  der  im  Rahmen 
der  neuzeitlichen  Industriewirtschaft  notwendigen  Kapitalkonzentrationen, 
die  ja  bekanntlich  sogar  der  marxistische  Soziahsmus  für  eine  notwendig^-' 
Entwicklung  ansieht,  Rechnung  getragen  werden  muß.  Man  erinnere  sich 
der  gleich  gerichteten  Vorschläge  Schmollers  gegen  die  großkapita- 
listischen Monopoldiktaturgefahren  in  Deutschland,  die  an  ähnlichen  Aus- 
führungsschwierigkeiten krankten. 

Unter  diesen  Umständen  erübrigt  es  sich,  hier  die  weitere  Entwicklung 
der  amerikanischen  legislativen  Versuche  im  einzelnen  systematisch  zu  ver- 
folgen, lediglich  die  Hauptetappen  sollen  festgehalten  werden. 

Zunächst  wurde  die  Sherman  Akte  mit  wesentlichen  Einschränkungen 
nach  heftigen,  tagelangen  Debatten  angenommen.  Am  2.  Juh  1890  wurde 
sie  unter  dem  Namen  „Act  to  protect  trade  and  commerce  against  imlawful 
restraints  and  monopolies"  Gesetz  und  bildete  die  Grundlage  aller  weiteren 
Maßnahmen. 

Dann  ruhte  dieses  Gebiet  für  die  nächsten  10  Jahre,  obwohl  z.  B.  1894 
der  Senat  von  dem  Fortbestehen  des  „Trustübels"  ausdrückhch  Kenntnis 
nahm  und  durch  einige  Verbesserimgen  der  Wilson-Tarifakte  einzugreifen 
versuchte,  die  sich  speziell  gegen  die  Verteuerimg  durch  Organisationen  von 
Importeuren  richteten.  1896  forderte  der  Kongreß  vom  General-Staatsanwalt 
ein  Gutachten  über  die  Wirkung  der  Sherman  Akte,  das  zwar  erstattet, 
aber  weder  beraten  noch  veröffenthcht  wurde.  In  den  folgenden  Jahren 
wurden  vielfach  Reformvorschläge  eingebracht,  die  sämtlich  ohne  Wirkung 
bheben,  bis  1889  Präsident  McKinley  weitere  gesetzgeberische  Schritte 
forderte,  und  zwar  mit  Rücksicht  auf  „the  recent  enormously  rapid  growth 
of  the  concentration  of  industry".  Die  Folge  war  der  Versuch,  durch  Ver- 
fassungsänderung dem  Kongress  eine  größere  Macht  über  die  Trusts  zu  geben, 
der  jedoch   ohne  Folgen  bheb. 

1901  trat  dann  Roosevelt  als  neuer  Präsident  sehr  nachdrücklich 
für  „importance  of  pubhcity  in  the  regulation  of  corporate  business"  ein. 
Es  ist  von  Interesse,  daß  bereits  bei  dem  vorerwähnten,  wie  auch  bei  diesem 
Anlauf  zu  Reformen  starke  Meinung  für  eine  Bekämpfung  der  Trusts  im  Wege 
von  Tarifreformen  vorlag,  während  andererseits  jeder  Verquickung 
der  Tarif-  mit  der  Trustpolitik  starke  Opposition  gemacht  wurde^.  Auch  dieser 
Gedanke  einer  Eindämmung  der  Trustschäden  im  Wege  zolltarifischer  Maß- 
nahmen ist  kein  spezifisch  amerikanischer,  vielmehr  in  der  europäischen  Wirt- 
schaftspolitik gegenüber  den  Kartellen  vielfach  erwogen,  aber  gleichfalls,  im 
wesentlichen  aus  internationalen  handelspolitischen  Gründen,  immer  wieder 
verworfen  worden,  wie  ich  bereits  im  ersten  Teile  dieser  Übersicht  kurz 
hervorgehoben  habe.  Den  Kartellen  gegenüber  würde  eine  solche  Maßnahm,e 
aber  ebenfalls  weit  leichter  durchführbar  sein,  weil  sich  bei  ihnen  die  beschluß- 
mäßige Entwicklung  der  Preispolitik  ohne  Schwierigkeit  verfolgen  läßt. 
Bei  den  Trusts  hingegen  können  einschneidende  Änderungen  der  Preise, 
z.   B.   durch  Wandlungen  der  inneren  Verkaufsorganisation   leicht  derart 

^  Vgl.  hierzu  Franklin  Pierce,  The  Tariff  and  the  Trusts.    New  York 
1907.     Insbesondere  Kap.  XI. 
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verschleiert  werden,  daß  praktisch  hierbei  die  absolute  Preishöhe  vollständig 
verdunkelt  wird.  Ermöglicht  wird  dies  gegenüber  den  fast  ausschließlich 
auf  die  gemeinsame  Preispohtik  eingestellten  Kartellen  bei  den  ,, Trusts" 
auch  dadurch,  daß  sie  den  gesamten  Produktions-  und  Absatzprozeß  voll- 
ständig in  die  Hände  einer  Zentralleitung  legen,  die  in  der  Lage  ist,  jede 
Vergleichsgrundlage  durch  wesenthche  Änderungen  ihrer  GeschäftspoUtik 
zu  verschleiern.  Roosevelt  verlangte  deshalb  in  der  erwähnten  energischen 
Botschaft:  „p  u  b  1  i  c  i  t  y  in  the  regulation  of  corporate  business."  Auch 
dieser  Gedanke  bildet  übrigens  einen  ehernen  Bestandteil  der  legislativen 
Vorschläge  zur  Bekämpfung  der  Kartelle,  namenthch  in  der  auf  diesem 
Gebiete  ganz  besonders  produktiven  österreichischen  Literatur.  Dieser 
Gedanke,  der  praktisch  zu  einem  öffentlich-rechtlichen  Registrierzwang  für 
die  Gründungsakte  aller  derartiger  Organisationen,  sowie  zur  Deklaration 
aller  in  Betracht  kommenden  Beschlüsse  führen  müßte,  ist  auch  nach  meiner 
Überzeugung  der  erste  und  wichtigste  Schlüssel  zu  einer  erfolgreichen  Präven- 
tivpohtik  gegenüber  allen  monopolistischen  gewerbhchen  Organisationen. 

Roosevelt  erreichte  zwei  Fortschritte:  eiimial  mit  dem  1903  verabschie- 
deten Gesetze  ,,to  expedite  hearings",  durch  das  Regierungsprozessen  auf 
Grund  des  anti-trust  Aktes  besonderer  Vorrang  eingeräumt  wurde,  und  durch 
das  im  gleichen  Jahre  verabschiedete  Gesetz  über  die  Schaffung  des  „Bureau 
of  Corporations^".  Hiermit  wurde  für  die  Vereinigten  Staaten  das  Auf  sichts- 
amt geschaffen,  das  für  die  europäschen  Kartelle  sowohl  von  der  Wissenschaft 
(Liefmann  und  andere)  wie  von  der  Praxis,  besonders  in  den  österrei- 
chischen Kartellerörterungen  gleichfalls  ständig  gefordert  worden  ist.  Über 
die  Einrichtung  dieses  Amtes  sind  seine  eigenen  Drucksachen  zu  vergleichen^. 
Hier  interessieren  nur  seine  öffentUch-rechthchen  Aufgaben.  An  seine  Spitze 
wurde  ein  „Commissioner  of  Corporations"  gestellt,  der  die  Macht  und  Befug- 
nis haben  sollte,  unter  Leitung  des  Staatssekretärs  für  Handel  und  Industrie 
eingehende  Prüfungen  über  die  Organisation,  die  Tätigkeit  und  die  Geschäfts- 
gebahren  aller  in  Frage  kommenden  Organisationen  vorzunehmen,  die  zwischen 
den  einzelnen  Bundesstaaten  oder  mit  dem  Auslande  Handel  treiben.  Diese 
Untersuchungen  sollen  den  Präsidenten  befähigen,  dem  Kongreß  gesetzgebe- 
rische Vorschläge  zu  machen.  Ferner  soll  das  Amt  dem  Präsidenten  alle  im 
einzelnen  Falle  gewünschten  Angaben  verschaffen.  Dem  Commissioner 
wurde  hierfür  die  gleiche  (weitgehende)  Amtsgewalt  übertragen,  wie  sie  der 
bekannten    ,, Interstate  Commerce  Commission"  zustand.      Dies  involvierte 

^  Der  betreffende  Gesetzteil  hat  folgenden  Wortlaut:  ,,That  there  shall  be  in 
the  Department  of  Commerce  and  Labor  a  bureau  to  be  called  the  Bureau  of  Corpo- 
rations, and  a  Commissioner  of  Corporations  who  shall  be  the  head  of  said  bureau, 
to  be  appointed  by  the  President  .  .  .  The  said  Commissioner  shall  have  power  and 
authority  to  make,  under  the  direction  and  control  of  the  Secretary  of  Commerce 
and  Labor,  diligent  investigation  into  the  Organization,  conduct  and  management  of 
the  business  of  any  Corporation,  Joint  stock  Company  or  corporate  combination  .  .  . 
and  to  gather  such  Information  and  data  as  will  enable  the  President  of  the  United 
States  to  make  recommandations  to  Congress  for  legislation  for  the  regulation  of 
such  commerce  ..." 

2  Unter  dem  Titel:  Report  of  the  Commissioner  of  Corporations.  Wash. Govern- 
ment Printing  Office.     Jährlich  ein  Bericht. 
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weitgehende  Rechte  des  Zeugniszwanges,  der  Auflegung  der  Geschäfts- 
papiere der  Gesellschaften,  sowie  zur  Beschaffung  sonstiger  Beweismitte). 
Von  Bedeutung  mußte  es  ferner  sein,  daß  ausdrücklich  auch  alle  Auslands- 
geschäfte der  Kontrolle  unterstellt  wurden,  weil  hierdurch  die  internationalen 
Organisationen,  die  bei  den  großen  Trusts  eine  sehr  wichtige  Stütze  des  ganzen 
Geschäfts  bilden,  mit  kontrolliert  werden  sollten. 

Zahlreiche  Gesetzentwürfe,  die  namentlich  Verbessenmgen  der  Grund- 
gesetze über  die  Trusts  von  den  einzelnen  Kongressen  verlangten,  in  ihrer 
überwiegenden  Mehrzahl  aber  unter  den  Tisch  des  Hauses  fielen,  können  hier 
übergangen  werden,  obwohl  es  für  eine  eingehende,  hier  nicht  beabsichtigte 
juristische  Arbeit  selbstredend  von  größtem  Werte  sein  müßte,  den  allmäh- 
lichen konstruktiven  Aufbau  gerade  an  diesen  Anträgen  zu  verfolgen.  Um 
andererseits  den  Effekt  dieser  bisherigen  Gesetzgebimg  zu  charakterisieren, 
genügt  es,  darauf  hinzuweisen,  daß  im  62.  Kongreß  1911  der  Senator  La 
Follette  in  eingehenden  Ausführungen  alle  Schuld  an  dem  zeitigen  Übel  der 
Monopole  dem  Justizdepartement  in  die  Schuhe  schob  „for  not  properly 
enforcing  the  law"^.  Diese  Anklage  ist  in  mehr  als  einer  Hinsicht  inter- 
essant. Im  Zusammenhange  damit,  daß  gleichzeitig  Resolutionen  über  Unter- 
suchungen gegen  den  Stahl-,  Zucker-  und  Tabaktrust  gefaßt  wurden,  be- 
weist sie  die,  auch  in  Europa  auf  gleichem  Gebiete  gemachten  Erfahrungen 
über  das  vielfache  Versagen  der  Exekutive  bei  allem  Eifer  der  Legislative. 
Dieses  Versagen  ist  aber  überwiegend  ein  objektives  in  dem  Sinne,  daß  eben 
die  gesetzlichen  Grundlagen  für  die  Rechtspraxis  angesichts  der  außer- 
ordenthchen  organisatorischen  Beweglichkeit  dieser  Kapitalgebilde  nicht 
ausreichen.  Daran  ist  im  Grunde  bisher  auch  stets  di  •■  Verwirklichung  einer 
Kartellgesetzgebung  in  Europa  gescheitert.  Wertvoll  aus  dem  bisherigen 
Überblick  über  die  nordamerikanische  Legislative  ist  allein  die  Schaffung 
des  Bureau  of  Corporations,  insofern  ein  solches  Auf sichtsamt  über  die  Korpo- 
ration in  der  Tat  bei  entsprechender  energischer  Tätigkeit  das  notwendige 
Material  herbeischaffen  kann,  das  vorab  notwendig  ist  für  ihre  praktisch- 
ökonomische und  darauf  fußend  rechthche  Kritik. 

K  n  a  u  t  h  faßt  das  Ergebnis  der  Trustgesetzgebung  im  Kongreß  bis 
zum  Jahre  1913  in  folgenden  Worten  zusammen^:  „This  cumulative  evi- 
dence  shows  that  Congress  has  been  awake  to  the  evils  existing  in  our  indu- 
strial  System.  While  the  proposals  described  above  have  all  been  of  minor 
importance,  as  regards  the  general  governmental  policy,  they  show  that  the 
question  is  not  settled  in  Congress,  and  foreshadow  a  more  definite  step 
when  greater  unanimity  of  control  has  obtained."  Mittlerweile  waren  die 
Sonderuntersuchungen  über  einige  im  Wirtschaftsleben  besonders  hervor- 
stechende Trusts  durch  die  Special  comittees,  so  über  die  Smelting  and  Re- 
iining  Cie.,  den  Harvester  Trust,  den  Steel,  Sugar  and  den  Money  Trust 
auf  Veranlassung  des  Attorney- General  abgeschlossen  worden^.    Sie  führten 


1  Knauth  ,    a.  a.  O..     S.  62. 

2  a.  a.  O.,  S.  65. 

^  Teilweise  führten  sie  zu  besonderen  Untersuchungen  durch  den  Kongreß 
und  das  Komitee  des  Senats  für  Interstate-Commerce-Angelegenheiten.  Das  Mate- 
rial ist  in  extenso  niedergelegt  in  den  „Reports  of  the  industrial  Commission". 
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Oktober  1914  zu  dem  dritten  grundlegenden  Gesetz,  dem  „act  to  Supplement 
existing  laws  against  unlawful  restraints  and  monopolies".  Das  zweite 
Gesetz,  das  der  Legislative  gegen  die  Trusts  eine  stärkere  Stütze  verleihen 
sollte,  war  administrativer  Natur,  es  betraf  die  1913  erfolgte  Schaffung 
der  Federal  Trade  Commission^.  Sie  sollte  ein  „regulative  tribunal"  dar- 
stellen, „with  powers  ample  enough  to  insure  free  and  fair  business  activity 
andat  t  he  same  time  to  correctabusescomplained  of  among  industrial  concerns". 
Das  erwähnte  Bureau  of  Corporations  wurde  ihr  eingeghedert  und  damit 
eine  ganz  einheitliche  Organisation  zur  Bekämpfung  der  Trusts  geschaffen. 

Was  ist  nun  praktisch  erreicht  worden  ?  C  r  o  w  e  1 1^  gibt  eine  Zusam- 
menstellimg,  nach  der  nicht  weniger  als  159  Verfolgungen  von  Trusts  in  den 
Jahren  1889 — 1913  eingeleitet  sind,  die  sich  bis  1901  in  ganz  geringen  Grenzen 
bewegen,  dann  aber  unter  der  Präsidentschaft  von  Roosevelt  auf  44  Fälle 
in  8  und  der  Tafts  sogar  auf  89  in  4  Jahren  erstreckten.  Diese  Prozesse  sind 
in  der  europäischen  Presse,  ebenfalls  auch  in  diesem  Archiv,  teilweise  ver- 
folgt worden.  Sie  bieten  in  der  Tat  namentlich  bei  den  großen  Organisationen 
des  Zucker-  und  Tabaktrusts,  der  Havester  Cie.  und  der  Standard  Oil  sehr 
großes  Interesse  sowohl  vom  ökonomischen  wie  vom  juristischen  Standpunkte. 
Welche  Unsumme  von  prozessualem  Material  im  einzelnen  Falle  hierbei 
verarbeitet  werden  mußte,  mag  die  Tatsache  beweisen,  daß  im  Verfahren 
gegen  die  Standard  Oil  of  New  Jersey  das  Zeugnisverfahren  allein  12  000 
Seiten  umfaßt,  die  in  25  Bänden  gedruckt  wurden.  Das  Ergebnis  war  bekannt- 
lich das  Urteil  auf  eine  Auflösung  des  Trusts  als  Holding  Cie.  und  Verbot  jeg- 
licher Monopolwirtschaft.  Ganz  ähnlichen  Ausgang  nahmen  die  übrigen 
Prozesse.  Der  Erfolg  hat  in  den  Vereinigten  Staaten  selbst  keineswegs  be- 
friedigt, das  Urteil  erschien  nicht  weitgehend  genug,  insofern  es  zimaeist  nur 
eine  neue  Form  der  Organisation  forderte,  die  die  alten  Folgen  nicht  ausschloß. 
Teilweise  erfolgte  allerdings  zunächst  ein  schärferer  Wettbewerb  durch  die 
Einzelgesellschaften  der  zerschlagenen  Trusts,  der  aber,  so  bei  der  Auflösung 
der  Tobacco  Cie.  wiederum  die  sogenannten  unabhängigen  (trustfreien)  Ge- 
sellschaften schwerer  schädigte,  als  der  Wettkampf  mit  dem  Trust^.  Dabei 
blieben  die  einzelnen  Gesellschafter  des  Trusts  noch  immer  stark  genug, 
um  den  Wettbewerb  nach  ihrem  Wollen  zu  lenken.  Bei  der  Standard 
Oil  führte  die  Auflösung  interessanterweise  zimächst  zu  einer  Hausse  in  den 
Aktien  der  Einzelgesellschaften,  weil  die  wahre  Finanzlage  dieser  Industrie 
jetzt  erst  offenkundig  wurde. 

Insgesamt  war  der  praktische  Erfolg  der  Judikatur  gegen  die  Trusts,  so 
interessantes  Material  sie  im  einzelnen  bietet*,  nicht  von  der  Tragweite, 
daß  er  der  Bedeutung  der  Nachteile  der  Trusts  und  den  aufgewandten  Mitteln 
entsprochen  hätte. 

C  r  o  w  e  1 1^  zwar  äußert  sich  sehr  befriedigt.  „In  brief,  the  Courts  in 
enforcing    the  antitrust  acts  are  gradually  formulating  anew    the  legalized 

1  Cr  o  well,    a.  a.  O.,     S.  95. 

2  a.  a.  O.,    S.  89. 

8  Kn  auth,    a.  a.  O.,  S.  99. 

*  Hierzu  vgl.  d.  ausführliche  Darstellung  bei  K  n  a  u  t  h  ,  a.  a.  O  ,  Kap.  IV. 
,,The  Decisions  of  the  Supreme  Court.     S.  93ff. 
6  a.  a.  O.,    S.  94. 
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Standards  of  economic  freedom  by  defining  what  is  free  in  principle  by  for- 
bidding,  what  is  unfair  in  metbods  and  by  formulating  the  accented  canons 
of  equitable  business  conduct  within  those  limits  economic  efficiency  must 
work  out  its  salvation."  Indessen  kann  dieses  Urteil  doch  nur  zutreffen  auf 
den  praktischen  rechtlichen  Kleinkrieg  gegen  Auswüchse  der  Tru  tpolitik. 
Hierdurch  ist  in  der  Tat,  wie  gegenüber  den  europäischen  Kartellen  —  bei 
denen  es  hierfür,  wie  im  ersten  Teile  dieses  Aufsatzes  dargelegt  wurde,  keiner 
Spezialgesetzgebung  bedurfte^ —  manches  Übel  abgestellt  worden.  An  den 
Grundlagen  der  großkapitalistischen  Organisation  indessen,  an  der  Über- 
macht dieser  Gebilde  im  "Wirtschaftsleben  ist  grundsätzlich  nichts  ge- 
ändert worden,  trotz  des  Verbotes  bestimmter  Kapitalbeteiligungen  und 
Organisationswege  durch  die  letzterwähnte  Akte^.  Der  eine  Grund  liegt 
einmal  darin,  daß  solange  nicht  das  Aktienrecht  eine  vollständige  auf  die 
Bekämpfung  der  Trusts  abgestellte  Reform  erfährt,  das  Großkapital  immer 
Mittel  und  Wege  finden  wird,  die  Fußangeln  des  Gesetzes  zu  meiden  und  trotz- 
dem seine  organisatorischen  Ziele  zu  erreichen.  Der  zweite  —  ökonomische 
—  Grund  liegt  in  der  Notwendigkeit  der  Organisation  für  die  großkapitali- 
stische Unternehmung,  namentlich  bei  den  Dimensionen  amerikanischer 
Produktions-  und  Marktverhältnisse.  Die  Macht  wirtschaftlicher  Notwendig- 
keiten erweist  sich  in  dem  derzeitigen  Stadium  der  nordamerikanischen 
Wirtschaft  stärker  als  die  Mittel,  die  das  Rechtsbewußtsein  der  Legislative 
zur  Verfügung  stellen  will  und  kann^.    Tatsächlich  haben  sich  infolge  der  Be- 

^  Durch  sie  wurde  u.  a.  verboten:  ,,interlocking  directorates  of  banka  and 
trusts  companies  having  over  5  000  000  Doli,  of  deposits  capital,  surplus  and  un- 
divided  profus,  also  all  corporations  whose  limit  of  like  assets  is  1  000  000  Doli, 
dealings  of  500  000  Doli,  a  year  on  the  part  of  common  carries  with  Corporation 
having  the  same  officers. 

*  Jenks,  a.  a.  O.,  S.  218  trifft  offenbar  die  richtige  Charakteristik,  wenn 
er  über  diese  amerikanische  Gesetzgebung  zusammenfassend  schon  damals  urteilte: 
,,It  is  true  that  through  these  acts  of  legislatures  and  courts  the  form  of  combination 
has  varied  more  or  less.  Through  the  influence  of  these  Statutes  also  the  tenets 
of  the  common  law  regarding  monopoly  and  restraint  of  trade  have  been  slightly 
changed.  Under  the  common  law  restraint  of  trade  needed  to  be  unreasonable  in 
Order  to  be  condemned;  under  some  of  these  Statutes  all  restraint  of  trade,  whether 
reasonable  or  unreasonable  is  condemned.  Some  of  the  Statutes  have  gone  to  such 
extremes  that,  had  they  been  literally  interpreted,  they  would  practically  have 
stopped  many  of  the  ordinary  agreements  in  business  which  are  necessary  for  its 
successful  prosecution,  and  which  are  without  any  Intention  or  any  affect  of  mono- 
poly or  of  other  practice  which  would  tend  in  any  way  the  injury  of  the 
Community.  In  the  Interpretation  of  the  Statutes,  however,  our  courts  have 
regularly  been  rather  more  conservative  than  the  lawmakers,  and  have  practi- 
cally insisted  that  there  should  be  monopoly,  either  in  intent  or  to  a  certain  degree 
at  least  in  fact,  before  an  industriel  Organization  should  be  held  illegal.  It  may 
be  said  therefore  that,  so  far  as  State  legislation  is  concerned  at  least,  this  destructive 
tendency  in  legislation  has  perhaps  already  accomplished  its  utmost,  unless  more 
power  be  granted  the  States.  If  Congress  were  to  give  to  the  States  control  over  Inter- 
state traffic  carried  on  within  their  borders,  as  has  been  advocated,  possibly  still 
more  might  be  done  in  that  direction." 

Lief  mann,  a.  a.  O.,  S.  566  kommt  zu  einem  ganz  ähnlichen  Ergebnis: 
Auch  in  Amerika  liegt,  wie  ich  in  anderen  Arbeiten  des  öfteren  dargetan  habe,  die 
eigentliche  Aufgabe  der  Gesetzgebung  nicht  so  sehr  in  der  Verhinderung  von  Mono- 
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teiligung  der  Vereinigten  Staaten  am  Weltkriege  diese  organisatorischen 
Verhältnisse  nicht  rückwärts,  sondern  vielmehr  vorwärts  entwickelt,  teil- 
weise sogar  weitausgreifend  international.  Hierüber  werden  wir  Genaueres 
erst  nach  Wiederaufnahme  des  internationalen  Verkehrs  erfahien.  Ebenso 
hat,  wie  in  diesen  Blättern^  bereits  dargestellt  worden  ist,  die  amerikanische 
Kegierung  durch  Verabschiedung  der  W  e  b  b  -  B  i  1 1  zwecks  Bildung  von 
Exporttrusts  dem  Organisationsgedanken  zur  Eroberung  des  Weltmarktes 
sogar  neue  weitgehende  Grundlagen  gegeben,  ein  Vorgang,  der  trotz  aller 
Versuche,  seine  Rückwirkungen  auf  die  Weiterentwicklung  der  binnenlän- 
dischen Trusts  zu  hindern,  nur  zu  ihrer  Entwicklung  beitragen  kann.  Hier- 
über, sowie  über  die  gleichzeitigen  Bestrebungen  der  Vereinigten  Staaten, 
umgekehrt  etwaigen  Gefahren  der  ausländischen  Organisationspolitik  für 
die  Einfuhr  nach  Amerika  zu  begegnen,  sowie  über  die  Gesetzgebung 
Großbritanniens  und  seiner  Kolonien  wird  ein  Schluß- 
aufsatz im  nächsten  Hefte  handeln. 

Dr.  Siegfried    Tschierschky,    Berlin. 
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Handelspolitik. 

Die  Gebiete  der  offenen  Tür  im  Jahre  1918^ 

Allgemeines.      Gebiete    in    Europa;    Afrika. 

Die  im  Bericht  über  die  Gebiete  der  offenen  Tür  während  der  Jahre 
1916  und  1917  (siehe  „W.  A."  13.  Bd.,  S.  149*— 154*)  dargelegten 
Grundbehauptungen  haben  im  Verlauf  des  Jahres  1918  ihre 
volle  Bestätigung  erhalten,  nämUch 

1.  Es  dürfte  eine  starke  Verminderung  des  räum- 
lichen   Gesamtbereiches   der  Gebiete  der  offenen  Tür  bisheriger 

polstellungen  als  in  der  Verbesserung  vmd  Vereinheitliclning  des  Rechts  der  Gesell- 
schaftsunternehmungen und  in  einer  besseren  Kontrolle  über  diese.  Je  mehr  das 
Prinzip  der  Beteiligung  an  Ausdehnung  gewinnt  und  je  mehr  sie  zu  einer  vollkom- 
menen Effektensubstitution  führt,  um  so  notwendiger  wird  es,  das  Gesellschafts- 
recht durch  Bestimmungen  zu  ergänzen,  welche  diesen  Tatsachen  Rechnung  tragen 
und  Mißstände,  die  sich  daran  anknüpfen  können,  möglichst  verhindern." 

1  Vgl.   „W.  A."     13.  Bd.,    S.  146*ff. 

2  Vgl.  „Die  Gebiete  der  offenen  Tür  i.  J.  1912"  im  „W.  A."  (Chronik  u. 
Archivalien),  Bd.  1,  S.  95  u.  dieselbe  Abhandlung  für  das  Jahr  1913  im  Bd.  3, 
S.  233,  für  1914  im  Bd.  6,  S.  38  u.  266,  für  1915  im  Bd.  8,  S.  285,  für  1916  u.  1917 
Bd.  13,  S.  149*  u.  240*  u.  Bd.  14,  S.  156*.  In  der  Einleitung  der  zuerst  genannten 
Übersicht  wird  auch  der  völkerrechtUch-wirtschaftliche  Begriff  dieser  Gebiet»; 
erörtert. 
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Auffassung  eintreten,  die  gekennzeichnet  werden  durch  Unterwerfung  eines 
Staates  unter  unbefristete,  unkündbare,  grundsätzlich  beständige  Ver- 
träge mit  unbedingter,  unbeschränkter  Meistbegünstigung,  niedrigen  oder 
wenigstens  nur  schwer  erhöhbaren  Zöllen  und  mit  gewissen  rechtspolitischen 
Begünstigungen  der  Untertanen  des  berechtigten  Staates  im  verpflichteten. 
Diese  Verminderung  wird  Zustandekommen  oder  wird  wenigstens  angebahnt 
teils  durch  Verkleinerung  oder  Zerstörung  bisheriger  Gebiete  der  offenen 
Tür  (zu  denen  die  Türkei  wenigstens  bis  zum  Herbst  1914,  nach  streng  förm- 
Hcher  R echtsauf fassung  sogar  noch  später  gehört  hat),  teils  durch  Aufnahme 
einzelner  wichtiger  Gebiete  der  offenen  Tür  in  den  Völkerbund.  Diesem 
gehören,  nach  dem  Friedensvertrag  der  Entente  mit  Deutschland  (wie,  den 
Ereignissen  von  1919  vorgreifend,  bemerkt  werden  soll),  an:  Siam,  China, 
Liberia;  Persien  wurde  zum  Beitritt  eingeladen;  gegenüber  Abessinien, 
dem  noch  nicht  endgültig  anerkannten  Albanien  und  dem  im  Mai  1919 
mit  Großbritannien  in  Kriegszustand  geratenen  Afghanistan  wurde  von 
einer  Einladung  vorläufig  abgesehen. 

2.  Einem,  gegenüber  der  soeben  gegebenen  Begriffsbestimmung  stark 
verflachten  Begriff  von  Handelspolitik  der  of- 
fenen Tür,  der  fast  nur  aus  unbefristeter,  -unkündbarer,  unbedingter 
und  unbeschränkter  Meistbegünstigung  besteht,  scheint  es  bestim.mt  zu 
sein,  auf  dem  Umweg  über  die  Völkerbund-Satzungen  alle  Kulturstaaten 
der  Erde  zu  imifassen.  Diese  Erwartung  stützt  sich  auf  einen  handelspoU- 
tischen  Grundgedanken  der  Vö-kerbundsbestrebungen,  der  im  Artikel  23, 
Absatz  e  des  Friedensvertrages  zwischen  Deutschland  und  der  Entente  mit 
einer  wahrscheinlich  nicht  imbeabsichtigten  Beiläufigkeit  folgendermaßen 
ausgedrückt  wird:  ,,Die  Bundesmitglieder  werden  die  notwendigen  Bestim- 
mungen treffen,  um.  die  Freiheit  des  Verkehrs  und  der  Durchfuhr  sowie  eine 
angemessene  Behandlung  des  Handels  aller  Bundesmitgheder  zu  sichern 
und  aufrechtzuerhalten." 

Eine  Ausnahme  von  der  durch  den  Völkerbundsvertrag  gewährleisteten 
Meistbegünstigung  betrifft  die  Übersee-Besitzungen  der 
großen  Entente-Weltreiche  und  -Großmächte. 
Darnach  sollen  Großbritannien,  Frankreich,  die  Vereinigten  Staaten,  Italien 
nach  wie  vor  in  der  Lage  sein,  in  ihrem  Überseebesitz  die  bisherigen  Vor- 
zugszölle zu  genießen  und  den  dorther  stammenden  "Waren  im  Mutter- 
land die  altenVorzugszölle  einzuräumen  und  neue  zu  gewähren.  So  hat  bereits 
im  Mai  1919  das  britische  Parlament  eine  Reihe  mehr  oder  weniger  wichtiger 
Vorzugszölle  zugunsten  der  britischen  Übersee-Besitzungen  beschlossen. 

Die  Hindernisse,  denen  Frankreich  (und  Spanien)  in  Marokko, 
Großbritannien  in  Ägypten  begegnen  dürften,  falls  sie  eine  völlig  freie 
Verfügung  über  die  Handels-  und  ZollpoLtik  dieser  Länder  anstreben  sollten, 
werden  in  den  Ausführungen  über  diese  beiden  Gebiete  besprochen.  Be- 
züglich der  Besitzungen  Großbritanniens  und  Frankreichs,  freilich  auch  der 
Mittelstaaten  Belgiens  und  Portugals  in  jenen  Teilen  Mittelafrikas, 
die  den  der  BerUner  Kongoakte  von  1885  unterworfenen  Gebieten  ange- 
hören, würde  es  gleichfalls  nicht  genügen,  Deutschland  zum  Verzicht  auf 
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seine  dieser  Akte  entspringenden  Rechte  zu  zwingen.  Auch  hier  sind  alle 
europäischen  Großmächte  und  wichtigeren  Mittelstaaten  mitbeteiligt.  Hier 
käme  übrigens  ganz  besonders  die  im  letzten  Bericht  (über  die  Jahre  1916 
und  1917)  eingehend  besprochene  kolonialpolitische  Form  der 
„Handelspohtik  der  offenen  Tür"  (siehe  Bd.  13,  S.  149*— 152*)  in  Frage. 
Endlich  beruhen  die  S  a  m  o  a  betreffenden  unkündbaren  Meistbegünsti- 
gungsrechte auf  zwei  Verträgen  vom  14.  Juni  1889  und  14.  November  1899, 
woran  nicht  nur  Großbritannien  und  Deutschland,  sondern  auch  die  Ver- 
einigten Staaten  teilgenommen  haben. 

Abgesehen  von  diesen,  Marokko,  Ägypten,  Mittelafrika  imd  Samoa  be- 
treffenden Ausnahmen  sind  die  Entente-Weltreiche  und  ihre  kleineren  Mit- 
läufer in  folgender  höchst  günstiger  Lage:  sie  vermögen  einerseits  allen  an- 
deren Staaten  mit  Hilfe  des  Völkerbundes  die  unbedingte,  unbeschränkte 
Meistbegünstigung  aufzuerlegen  und  diesen  Staaten  den  Abschluß  u  n  - 
vollkommener,  auf  Zwischenzollinien  und  Vorzugszölle  gestützter 
Zollvereinigungen  (wenn  auch  nicht  die  zumeist  weit  schwierigere  Verein- 
barung vollkommener  Zollvereine  ohne  Zwischenzollinie)  zu  verwehren; 
andrerseits  steht  es  den  Entente-Weltreichen  völlig  frei,  ihren  Ubersee- 
besitz  samt  dem  Mutterlande  mittels  des  bequemen  Hilfsmittels  der  Vor- 
zugszölle in  unvollkommene,  innere  (koloniale)  Zollver- 
cinigungen    zusammenzufassen. 

Was  dies  bedeutet,  geht  daraus  hervor,  daß  schon  unmittelbar  vor  dem 
Weltkrieg  das  britische  Reich  (freilich  mit  Ägypten,  Oman,  Nipal  usw.) 
nahezu  ein  Viertel  der  bewohnbaren  Erdoberfläche  sowie  ungefähr  26% 
der  Erdbevölkerung  umfaßte,  das  inzwischen  freilich  halb  zertrümmerte 
Rußland  ungefähr  ein  Sechstel  der  bewohnbaren  Erde  und  mehr  als  ein 
Zehntel  der  Erdbevölkerung  (etwa  10,7%)  enthielt;  die  gleichen  Flächen 
und  Bevölkerungsziffern  betrugen  damals  für  das  französische  Weltreich 
(zum  überwiegenden  Teil  auch  französischer  ,, Reichszollverein")  nahezu 
8,3  und  5,7,  für  die  Vereinigten  Staaten  samt  Überseebesitz  (Philippinen, 
Hawai,  Kuba,  Portorico  usw.)  fast  7,5  und  6,7%.  Während  aber  gerade 
durch  die  Eroberungen  des  Weltkrieges  Großbritannien  und  Frankreich 
noch  mehr  als  früher  gewissermaßen  zu  „W  e  1 1  m  ä  r  k  t  e  n"  geworden 
sind,  soll  kleineren  oder  kleiner  gewordenen  Staaten  das  bequemste  Hilfs- 
mittel wirtschaftlichen  Zusammenschlusses,  nämhch  Vorzugszoll- 
Verträge  und  unvollkommene  Zollvereinigungen,  ganz  entzogen  werden. 
Andrerseits  dürfte  sich  die  Union  die  ihr  von  Brasilien  seit  1904,  von  Kuba 
seit  1903  gewährten  Vorzugszölle  nach  wie  vor  sehr  gern  gefallen  lassen. 

Doch  diese  halb  rechtlichen,  halb  tatsächUchen  Ausnahmen  von  dem 
durch  den  Völkerbund -Vertrag  geschaffenen  verflachten  Begriff  der 
offenen  Tür  sind  nicht  die  einzigen.  Weit  einschneidender  sind  die 
schon  gegen  Ende  1918  sichtbar  gewordenen  und  im  ersten  Halbjahr  1919 
verwirklichten  Bestrebungen,  zumindest  Deutschland  (wohl  auch 
Deutschösterreich,  Ungarn  und  Bulgarien)  von  der  im  soeben  erwähnten 
Begriff  der  offenen  Tür  liegenden  Meistbegünstigung  auf  eine  ganz  merk- 
würdige Weise  auszunehmen.     Danach  soll  zwar  Deutschland  gegenüber 
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dem  Ententebund  (d.  h.  gegenüber  dem  weitaus  überwiegenden  Teil  des 
Weltmarktes),  der  späterhin  als  „Völkerbund"  wohl  alle  irgendwie  in  Be- 
tracht kommenden  Handels-  und  Industriestaaten  umfassen  dürfte,  zur 
genauesten  Einhaltung  der  Meistbegünstigung  verpflichtet  sein.  Diese  hat 
nicht  nur  für  Zölle  und  Zollverwaltungsvorschriften  aller  Art,  sondern 
namenthch  auch  für  das  Verkehrswesen  zu  gelten,  wo  sie  sogar  zur  strengsten 
Gleichbegünstigung  im  Eisenbahnwesen,  der  Binnen-  und  Seeschiffahrt 
emporsteigt.  In  Art.  325  des  zuerst  vorgelegten,  später  freilich  einigermaßen 
abgeänderten  Friedensvertrags-Entwurfes  wurde  der  deutschen  Regierung 
sogar  untersagt,  Eisenbahntarife  einzuführen  oder  zuzulassen,  durch  die 
Hamburg  und  Bremen  für  die  Ausfuhr  und  Einfuhr  des  deutschen  Binnen- 
landes in  eine  günstigere  Lage  kämen  als  z.  B.  Antwerpen,  Genua  oder  Triest. 

Die  Ententestaaten  sollen  aber  durchaus  nicht  verpflichtet  sein,  diese 
überstrenge  Meistbegünstigung  auch  nur  durch  die  herkömmliche  Art  von 
Meistbegünstigung  zu  erwidern.  Es  steht  ihnen  vielmehr  frei,  deutsche  Waren, 
Schiffe  und  andere  Verkehrsmittel  sowie  Personen  ungünstiger  zu  behandeln 
als  solche  anderer  Ententeländer  und  neutraler  Staaten.  Die  Aufnahme 
Deutschlands  (weniger  jene  Deutschösterreichs)  in  den  Völkerbund, 
wodurch  dieser  schroffen  Ungleichheit  ein  Ende  bereitet  würde,  steht  im 
Weiten  und  hängt  jedenfalls  vom  Beheben  der  den  Völkerbund  leitenden 
fünf  Entente -Großmächte  ab,  ohne  daß  die  deutsche  Regierung  (eben  im 
Gegensatz  zur  deutschösterreichischen)  ein  hierauf  bezüghches,  einiger- 
maßen sicheres  Versprechen  erlangen  konnte. 

Diese  handelspolitische  Stellung  Deutschlands  entspricht  jenem  Bild 
der  älteren  Handelspohtik  der  offenen  Tür,  die  aus  dem  verpflichteten  Teil 
einen  hilflosen  Gegenstand  der  Handelspohtik  machte  und  ihm  die  Mög- 
lichkeit fast  entzog,  unabhängiger  Träger  einer-auf  dem  freien  Selbstbestim - 
mungsrecht  beruhenden  Handelspolitik  zu  sein.  Ich  habe  am  Beispiel 
Deutschösterreichs,  dem  im  Juni  1919  ein  ähnhcher  Entwurf  eines  Ver- 
gewaltigungsfriedens von  der  Entente  vorgelegt  wurde,  im  einzelnen  nach- 
gewiesen (vgl.  meinen  Aufsatz  Die  handelspolitischen  Bestimmungen  im 
Ententeentwurf  des  Friedensvertrages  mit  Deutschösterreich  im  Wiener 
„Handelsmuseum"  vom  12.  Juni  1919),  daß  die  handeis-  und  verkehrs- 
politische Stellung  eines  derartigen  eigentümhchen  „neueren  Gebietes  der 
offenen  Tür"  in  mancher  Hinsicht  noch  unbefriedigender  wäre  als  z.  B. 
die  der  Türkei  (bekannthch  das  Musterland  für  die  älteren  Gebiete  der 
offenen  Tür)  vor  der  Abschüttlung  der  Kapitulationen  im  September/Ok- 
tober 1914  war;  es  würde  an  dieser  Stelle  zu  weit  führen,  diese  Darlegungen 
in  Anwendung  auf  das  in  erster  Linie  in  Betracht  kommende  Deutschland 
zu  wiederholen. 

Nur  auf  eine  Bestimmung  sei  besonders  hingewiesen,  die  in  steuer- 
rechtlicher Beziehung  den  Staatsbürgern  der  Ententeländer  (mit  Einschluß 
der  auf  dem  Boden  des  ehemaligen  Österreich-Ungarn  entstandenen  oder 
zur  Ausbreitung  gelangten  Volksstaaten)  sogar  eine  bevorzugte  Stellung 
gegenüber  den  Deutschösterreichern  selbst  verleihen  und  damit  der  Finanz- 
pohtik   Deutschösterreichs    ein    höchst    unangenehmes   Hemmnis   bereiten 
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würde,  ganz  ähnlich  jenen  Hindernissen,  die  bis  Herbst  1914  der  türkischen 
Finanzpohtik  hinsichthch  der  meisten  direkten  und  indirekten  Abgaben 
entgegenstanden:  Deutschösterreich  soll  nämhch  von  den  genannten  Aus- 
ländern keine  Vermögensabgabe  erheben  dürfen.  Bei  der  Leich- 
tigkeit, womit  wohlhabende  Deutschösterreicher  die  tschechische,  polnische, 
südslawische  usw.  Staatsangehörigkeit  erwerben  können,  wäre  ein  nennens- 
wertes Erträgnis  dieser  derzeit  so  wichtig  gewordenen  Abgabe  ausge- 
schlossen. 

Die  Türkei  hatte  sich  bereits  unmittelbar  vor  ihrem  Eintritt  in  den 
Weltkrieg  im  Herbst  1914  von  den  drückenden  Fesseln  der  Kapitulationen 
durch  einseitiges  Vorgehen  befreit.  Durch  den  für  den  Vierbund  ungünstigen 
Ausgang  des  Weltkrieges  wurde  aber  nicht  nur  die  Frage  aufgeworfen,  ob 
das  osmani?che  Eeich  wieder  auf  den  Stand  eines  Gebietes  der 
offenen  Tür  (älterer  oder  neuerer  Form),  unter  Abtrennung  der  von 
Arabern  und  Griechen  bewohnten  Landstriche,  gebracht  werde;  überdies 
konnte  sogar  der  unabhängige  Fortbestand  auch  einer  stark  verkleinerten 
Türkei  mit  der  Hauptstadt  Konstantinopel  für  fraglich  gelten.  Doch  schien 
in  den  ersten  sieben  Monaten  des  Jahres  1919  die  letztgenannte  Gefahr, 
durch  die  bedrohhch  gewordene  Stimmung  der  rund  105  Mill.  Moshm  im 
gegenwärtigen  britischen  Weltreich  und  durch  den  mannhaften  Wider- 
stand des  Türkenvolkes  selbst,  eine  Abschwächung  erfahren  zu  haben. 

Nichtsdestoweniger  könnte  der  Ententeplan  verwirklicht  werden,  wonach 
Konstantinopel  (etwa  Stambul,  Galata,  Pera  samt  Skutari,  Hai  dar  Pascha, 
Kadiköi,  Moda  und  vielleicht  noch  einige  andere  Vorstädte  auf  beiden  Ufern  des 
Bosporus  sowie  am  Marmarameer)  ein  internationales  Freihafen- 
gebiet werden  soll,  da  hierdurch  die  Herrschaftsrechte  der  Türkei  über  ilxre  Haupt- 
stadt keineswegs  beeinträchtigt  werden  müßten.  Ob  damit  die  Wirksamkeit 
jener  Umstände  abgeschwächt  würde,  die  schon  vor  dem  Weltkrieg  die  Handels- 
bedeutung Konstantinopels  allmählich  verminderten  (Wettbewerb  Smymas,  Salo- 
nikis, Beiruts;  Ausbau  der  von  den  Küstenplätzen  her  ins  Binnenland  der  Balkan- 
halbinsel und  Anatoliens  führenden  Eisenbahnen),  mag  dahingestellt  bleiben. 

Ein  anderer  Ententeplan,  der  die  Beseitigung  der  lebendigen  Stützen  des 
deutschen  und  deutschösterreichischen  (auch  ungarischen)  Orientgeschäftes  be- 
zweckte, ist  bereits  ausgeführt  worden,  nämlich  die  Wegschaffung  aller 
deutschen  und  österreichisch-ungarischen  Marine-,  Mili- 
tär -  und  Zivilpersonen  gemäß  Absatz  19  der  Waffenstillstands -Vereinbarung 
vom  31.  Oktober  1918,  deren  Schlußabsatz  23  lautet:  „Die  Türkei  verpflichtet  sich, 
alle  Beziehungen  zu  den  Mittelmächten  aufzugeben."  In  die  Plätze,  die  durch  die 
Verdrängung  der  Deutschen,  Österreicher  und  Ungarn  aus  zahlreichen  leitenden 
Stellen  des  Wirtschafts-  und  Geschäftslebens,  in  den  Banken,  Verkehrsunterneh- 
mungen, Unterrichtsanstalten,  der  öffentlichen  Verwaltung  usw.  frei  geworden 
sind,  haben  sich  insbesondere  Briten  hineingesetzt,  wodurch  die  Herrschaft 
Englands  über  Wirtschaft  und  Politik  des  näheren  Orients  namhaft  gekräftigt  wiirde. 

Abgesehen  von  den  zur  Kriegswirtschaft  gehörigen  Ein-  imd 
Ausfuhreinschränkungen,  -Verboten  und  -Erlaubnissen,  die  insbesondere 
die  Ausfuhr  entbehrhcher  Erzeugnisse,  wie  Tabak,  Feigen,  Hasekiüsse  imd 
andere  Südfrüchte,  Wolle,  Seide  und  Baumwolle  usw.,  gegen  die  Einfuhr 
nötiger  Fabrikate  und  Lebensmittel  (Metallwaren,  Zucker  usw.)  betrafen, 
ist  insbesondere  eine  grundsätzhche  handelspolitische  Erklärung  zu  erwähnen, 
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die  der  Finanzminister  Dschawid  Beyim  April  1918  bei  Beratung  des 
Staatsvoranschlages  im  Senat  abgegeben  hat.  Darnach  sei  die  passive 
türkische  Handelsbilanz  durch  nachdrückhche  Einschränkung  der  Einfuhr, 
insbesondere  jener  von  Luxuswaren,  und  Förderung  der  Ausfuhr,  vornehm- 
lich jener  von  Eohstoffen,  zu  verbessern.  Zu  diesem  Zwecke  müsse  der 
Außenhandel  noch  fünf  bis  sechs  Jahre  nach  Friedensschluß  unter 
staatlicher  Aufsicht  und  Leitung  bleiben,  wobei  die  Waren 
der  Verbündeten  auf  besondere  Bevorzugung  rechnen 
könnten. 

Mögen  auch  diese  Pläne  durch  den  Ausgang  des  Weltkrieges  durch- 
kreuzt worden  sein,  so  hat  doch  die  türkische  Zollverwaltimg  bereits  im 
Dezember  1918,  nach  Erholung  vom  ersten  Eindruck  der  Niederlage  (viel- 
leicht etwas  voreilig  vor  Vereinbarung  des  Friedensvertrages  mit  seinen 
finanz-  und  handelspolitischen  sowie  Grenzfeststellungen),  ihre  Arbeiten 
an  der  Erneuerung  des  bis  zum  14.  September  1919  befristeten  Z  o  1 1  - 
t  a  r  i  f  e  s  wieder  aufgenommen.  Die  genannte  Verwaltung  schlug  Er- 
höhungen der  bisherigen  Zollsätze  um  ein  Fünftel  für  Zucker,  Zuckerwaren, 
Kaffee,  Spiritus  und  geistige  Getränke,  Seide  und  Seidenwaren,  Leder- 
waren imd  Pappe  vor. 

Weitläufige  rechtspolitische  Verträge  zwischen  der  Türkei  und  Öster- 
reich-Ungarn (behufs  Ersatz  der  Kapitulationen  nach  dem  Muster  der 
deutsch-türkischen  Verträge  vom  11.  Januar  1917),  die  am  12.  März  1918  unter- 
zeichnet und  bald  darauf  vom  türkischen  Parlament  genehmigt  wiu'den,  haben  nur 
mehr  wirtschafts-  und  rechtsgeschichthche  Bedeutimg.  Das  gleiche  gilt  von  den 
Verhandlungen  über  einen  Handelsvertrag  zwischen  der  Türkei  und  Österreich- 
Ungarn,  die  am  27.  Mai  1918  begonnen  haben.  Eher  könnte  den  Handels-  luid 
Axistausch vertragen  die  von  der  Pforte  im  Juli  1918  mit  Aserbeidschän 
(östliches  Transkaukasien  mit  Baku)  sowie  Georgien  abgeschlossen  wurden 
und  namentlich  den  Petroleumbezug  der  Türkei  regelten,  dauernde  Bedeutung 
zukommen,  namentlich  wenn  die  Entente  auf  den  sonderbaren  Einfall  eines  aus- 
gedehnten ostanatolisch-armenischen  Staates  verzichten  wollte,  der  kaum  zu  einem 
Viertel  aus  christHchen  Armeniern  und  im  übrigen  aus  mosleminischen  Türken  und 
Kurden  besteht. 

Das  durchaus  von  Türken  bewohnte  Wilajet  Batum,  das  der  Türkei 
nicht  nur  diu-ch  den  Brest  Litowsker  Frieden,  sondern  auch  durch  die  überwältigende 
Mehrheit  einer  Mitte  Juli  abgehaltenen  Volksabstimmung  zugesprochen  worden  ist, 
wurde  dturch  einen  Erlaß  vom  15.  September  1918  hinsichtlich  der  Zölle,  Hafen-  und 
Gerichtsgebühren,  des  Postportos,  der  Militärenthebimgssteuer,  der  Abgaben  auf 
Salz,  Seide,  Spirituosen  und  Fischerei  den  türkischen  Gesetzen  imterstellt.  Nach- 
dem die  Türkei  durch  den  Frieden  von  Brest  Litowsk  vom  3.  März  1918  wiederum 
völlig  freien  Zutritt  zu  ihren  von  Rußland  besetzten  ostanatolischen  Gebieten  er- 
langt hatte,  traf  die  Pforte  sofort  Maßregeln,  um  den  so  lange  unterbrochenen 
persisch -türkischenDurchfuhrhandel  auf  der  Straße  Trapezunt 
—  Erzerum  —  Täbris  wieder  in  Gang  zu  bringen,  und  stellte  zu  diesem  Zweck 
die  ZoUsteUe  von  Kisildise  (bei  Bajaset)  an  der  türkisch -persischen  Grenze  wieder  her. 

Am  18.  April  1918  wurde  ein  türkisches  Gesetz  über  die  Vollstreckung 
von  Urteilen  ausländischer  Gerichte  veröffentlicht.  Danach  ist 
die  Vollstreckung  solcher  Urteile  über  Sachen  des  bürgerlichen  und  Handelsrechts 
vom  Vorhandensein  eines  auf  dem  Grundsatz  der  Gegenseitigkeit  beruhenden 
Rechtshilfevertrages  abhängig,  den  die  Türkei  mit  dem  betreffenden 
Auslandsstaat  abgeschlossen  hat.  Auch  hat  ein  zuständiges  türkisches  Gericht  einen 
Beschluß  über  die  Notwendigkeit  der  Vollstreckung  zu  fällen.    Das  Urteil  wird  aber 
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nicht  vollstreckt,  wenn  es  einen  Rechtsstreit  betrifft,  der  ausschließlich  vor  die 
türkischen  Gerichte  gehört,  oder  wenn  es  Bestimmungen  enthält,  welche  die  öffent- 
liche Ordnung  stören  könnten  oder  fdlgemeinen  türkischen  Rechtsgnindsätzen 
zuwiderlaufen. 

Während  des  Weltkrieges  war  Albanien  aus  einem  Gebiet  der 
offenen  Tür  nait  einem  auf  alttürkischen  Grundlagen  beruhenden  Zoll-  und 
Gerichtswesen  zu  einem  „geographischen  Begriff"  geworden, 
innerhalb  dessen  anfangs  serbische,  montenegrinische,  griechische  und 
italienische,  seit  Frühjahr  1916  nur  österreichisch-ungarische  und  italienische 
Besatzungen  die  Herrschaft  ausübten.  Die  bis  Ende  September  1918 
dauernde,  um  Albaniens  wirtschaftlichen,  gesundheithchen  und  kulturellen 
Fortschritt  sich  lebhaft  bemühende  österreichisch-ungarische 
Verwaltung  im  nördlichen  und  mittleren  Albanien  suchte  auch  An- 
schluß an  die  von  früher  her  bestehenden  türkischen  Kechtsgrundsätze,  um 
die  sich  Italien  in  seinem  Herrschaftsgebiet  (Brückenkopf  Valona-Saseno 
bis  zur  Vojussa)  nicht  im  geringsten  kümmerte. 

Seit  Oktober  1918  ist  Italien  in  Albanien  an  Stelle  Österreich- 
Ungarns  getreten.  Es  wünscht,  trotz  französischen  orientpoh tischen  Eifer- 
süchteleien imd  griechischen  Gegenbestrebungen,  einen  albanischen  Staat 
imter  italienischem  Schutz,  zum  mindesten  im  Umfang  der  Festsetzungen  der 
Londoner  Botschafterkonferenz  von  1913,  aufrechtzuerhalten.  Da  Italien 
aus  Gründen  der  inneren  und  äußeren  Politik  über  ein  der  Form  nach  un- 
abhängiges Albanien  nur  eine  tatsächUche,  mittelbare  Herrschaft  ausüben 
könnte  und  darauf  verzichten  müßte,  Albanien  einfach  zur  „überseeischen 
Provinz"  zu  machen,  wie  Eritrea  oder  Libyen,  dürfte  die  itahenische  Aus- 
fuhr, gemäß  den  Satzungen  des  Völkerbundes,  in  Albanien  wohl  keiner 
Zollbevorzugung  teilhaft  werden,  mag  auch  ItaUen  bei  dortigen 
öffentlichen  Lieferungen,  öffenthchen  Arbeiten,  Konzessionen,  in  der  Ein- 
wanderung usw.  einen  tatsächlichen  Vorzug  genießen. 

Der  für  die  Entente  glückliche  Ausgang  des  Weltkrieges  hat  Groß- 
britannien in  die  Lage  versetzt,  die  Erklärung  seiner  Schutzherrschaft  über 
Ägypten  vom  18.  Dezember  1914  zum  allgemein  anerkannten  Völ- 
kerrechtssatz zu  machen.  Hiermit  sind  aber  die  den  Kapitulationen 
entstammenden  Meistbegünstigungsrechte  und  rechtspolitischen  Befugnisse 
nicht  nur  der  Großmächte,  sondern  auch  einer  Reihe  Mittelstaaten  Euro- 
pas, Asiens  und  Amerikas  durchaus  nicht  aufgehoben,  mag  auch  ein  solcher 
Verlust  vorläufig  für  Deutschland  und  für  die  Überbleibsel  Österreich-Un- 
garns eingetreten  sein.  Sogar  der,  den  Verzicht  Frankreichs  auf  seine  ge- 
schichtliche Stellung  in  Ägypten  enthaltende  britisch-französische  Kolonial- 
vertrag vom  8.  April  1904  sichert  für  Frankreich  die  Meistbegünstigung 
in  handeis-  und  zollpolitischer  Beziehung  bis  1934;  die  auf  Ägypten  bezüg- 
lichen Kapitulationen  einer  größeren  Anzahl  anderer  Staaten  s'nd  unbe- 
fristet und,  wenn  überhaupt,  nur  mittels  langwieriger,  mühevoller  Verhand- 
lungen zu  beseitigen.  Britische  Vorzugszölle  für  Erzeugnisse  aus  den  eigenen 
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überseeischen  Besitzungen,  so  z.  B.  jene  für  Kohtabak  und  Tabakwaren, 
die  im  Mai  1919  in  Kraft  getreten  sind,  kommen  Ägypten  freilich  sofort 
zugute. 

Die  Beseitigung  der  türkischen  Suzeränität  über  Ägypten,  die  schon 
längst  fast  nur  mehr  eine  Förmlichkeit  ohne  lebenskräftigen  Inhalt  dar- 
stellte, könnte  der  britischen  Regierung  Gelegenheit  geben,  das  ungemein 
verwickelte  staatsrechtliche  und  handelspolitische  Verhältnis  Ägyptens  zum 
ägyptischen  Sudan  zu  vereinfachen.  An  Stelle  der  britisch-ägyp- 
tischen Mitherrschaft  über  den  ägyptischen  Sudan  und  der  ziemhch  ver- 
schnörkelten Zollvereinigung  (des  Zollanschlusses)  zwischen  Ägypten  und 
dem  ägyptischen  Sudan  könnte  ein  von  Kairo  aus  beherrschter  Einheits- 
staat treten,  wie  er  seit  der  Eroberung  des  Sudan  unter  Mehemet  AU  bis 
Mitte  der  1880er  Jahre  (Abtrennung  des  Sudan  von  Ägypten  durch  die 
mahdistische  Empörung)  bestand. 

Hinsichtlich  des  auf  den  Kapitulationen  beruhenden,  ungemein  verwickelten 
ägyptischen  Gerichtswesens  wurden  während  des  Weltkrieges  weitgehende 
Verbesserungen  und  Vereinfachungen  vorbereitet,  worüber  i.  J.  1918  nachfolgende 
Mitteilungen  in  die  Öffentlichkeit  drangen :  In  den  bei  der  religiösen  Empfindlichkeit 
der  Moslim  heiklen  Fragen  des  Personalstatuts  (Familien-  und  Erbrecht, 
Vormundschaft  und  Minderjährigkeit)  dürfte  es  im  allgemeinen  beim  alten  bleiben. 
Nach  wie  vor  sollen  in  diesen  Angelegenheiten  für  die  Fremden  die  Konsulargerichte, 
für  die  Ägypter  die  (islamischen,  christlichen,  jüdischen)  geistlichen  Gerichte  zu- 
ständig sein.  Nur  die  wirtschaftlich  sehr  belangreichen  und,  nach  britischen  Be- 
hauptungen, vmter  der  bisherigen  islamischen  Gerichtsbarkeit  sehr  ungehörig  be- 
handelten Vormundschafts-  und  Pflegesachen  sollen  den  neuen  allgemeinen  Zivil- 
gerichten zufallen,  die  jedoch  hierbei  nach  dem  Personalrecht  der  Schutzbefohlenen 
(ausländisches  Recht  bei  Fremden,  geistliches  Recht  bei  Einheimischen)  vorzugehen 
haben . 

In  allen  anderen  Zivil-  und  Handelssachen  sollen  für  Fremde 
sowie  Einheimische  neue  ägyptische  Zivil-  und  Handelsgerichte  erster  vmd  zweiter 
Instanz  sowie  ein  oberster  Gerichtshof  in  Kairo  als  dritte  Instanz  zuständig  sein, 
und  ihrer  Rechtsprechung  sind  neue  Gesetzbücher,  an  Stelle  der  vielfach  veralteten 
tmd  mangelhaften  bisherigen,  zugrunde  zu  legen.  Das  bisherige  Handelsgesetzbuch 
wird  in  verbesserter  Form  teils  dem  allgemeinen  bürgerlichen  Recht  einverleibt, 
teils  in  Einzelgesetze  (so  z.  B.  für  Konkursrecht)  aufgelöst.  Die  verwickelte  Zivil- 
prozeßordnung, ein  sehr  geeigneter  Behelf  für  mannigfache  Schikanen  imd  Ver- 
schleppungen, soll  vollständig  erneuert  werden.  Auch  die  Rechtssätze  über  un- 
bewegliche Güter  sollen  vereinheitücht  und  die  Grundbücher  zeitgemäß  umgestaltet 
werden.  Die  neuen  Gerichte  sind  auch  für  alle  Streitigkeiten  über  imbewegliche  Güter 
zuständig,  wofern  es  sich  nicht  um  ein  Gut  der  toten  Hand  (Wakuf)  handelt,  worüber 
nach  wie  vor  das  geistliche  Gericht  der  Moslim,  der  Mehkemeh,  virteilt.  Zur  Sicherung 
der  Fremden  sollen  der  über  Angelegenlieiten  eines  Ausländers  entscheidende  Einzel- 
richter imd  bei  Kollegialgerichten  die  Mehrheit  der  Richter  ausländische  Staats- 
angehörige sein;  dagegen  werden  die  bisherigen  „Gemischten  Gerichte"  ver- 
schwinden. 

Es  soll  künftighin  nur  mehr  eine  einzige  ägyptische  Strafgerichts- 
barkeit, imter  Wegfall  der  bisherigen  Fülle  von  Konsulargerichten,  geben. 
Zur  Sicherung  der  Fremden  haben  über  einen  Avisländer  nur  ausländische  Mitglieder 
des  ägyptischen  Gerichtshofes  als  Einzelrichter  (auch  Untersuchungsrichter)  zu 
entscheiden;  in  einem  Kollegialgericht,  das  über  die  Strafsache  eines  Fremden  zu 
befinden  hat,  muß  die  Mehrheit  der  Richter  aus  Ausländern  bestehen.  Die  Straf- 
gerichte sollen  künftighin  auch  über  die  bisher  den  Verwaltungsgerichten  zugewie- 
senen Strafsachen,  so  z.  B.  über  Schmuggel,  zu  entscheiden  haben 
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Deutschland  und  Deutschösterreich  wurde  zwar  der  Verzicht  auf  jene 
Rechte  zugemutet,  die  sie  hinsichtlich  Marokkos  aus  der  Algeciras-Akte 
von  1906  und  dem  deutsch-französischen  Marokko-Kongo-Abkonunen  von 
1911  gegenüber  Frankreich  und  Spanien  hätten  in  Anspruch  nehmen  können, 
doch  denken  die  anderen  an  der  Konferenz  von  Algeciras  und  am  Madrider 
Abkommen  vom  3.  Juli  1880  sowie  am  britisch-französischen  Kolonialver- 
trag vom  8.  April  1904  beteiligten  Großmächte  nicht  daran,  auf  jene  be- 
sonders sichergestellte  Meistbegünstigung  zu  ver- 
zichten, die  sie  in  Marokko  genießen.  In  einer  vielbemerkten,  vom  24.  De- 
zember 1918  aus  Tanger  datierten  Mitteilung  der ,, Times"  (vom  2.  Januar  1919) 
wird  sogar  versucht,  besondere  Vorrechte,  die  angebhch  Frankreich  in  der 
spanischen  Zone  Marokkos  gebühren  (so  einen  französischen  Frei- 
hafen im  bisher  ,, international"  gebliebenen  Tanger  und  eine  von  Frank- 
reich beherrschte  und  überwachte  Eisenbahnlinie  von  Fez  nach  Tanger) 
dadurch  zu  ,, rechtfertigen",  daß  Großbritannien  in  ganz  Marokko  auf  völlige 
Gleichheit  mit  Frankreich  zu  rechnen  habe. 

Die  Ansicht,  die  am  Schlüsse  der  erwähnten  Mitteilung  ausgedrückt  wird, 
Spanien  werde  auf  seine  ,, sogenannten  Rechtsansprüche  bezüglich  Tangers" 
verzichten,  hat  sich  aber  als  durchaus  unrichtig  erwiesen.  Spanien  bestand  gegen 
Ende  1918  (und  auch  noch  im  Zeitpunkt  der  Niederschrift  dieser  Zeilen,  Juli  1919), 
trotz  der  unerwartet  schweren  Niederlage  des  ihm  wohlgesinnten  Deutschland,  auf 
der  völlig  freien  Entwicklung  in  seiner  28  000  qkm  und  rund  400  000  Einwohner 
umfassenden,  gerade  während  des  Weltkrieges  wirtschaftlich  aufblühenden  nord- 
marokkanischen Zone  sowie  auf  Tanger  selbst.  Höchstens  käme  ein  Austausch 
des  britischen  Gibraltar  gegen  das  spanische  C  e  u  t  a  in  Frage.  Der  Handel  Spaniens 
mit  Spanisch-  vmd  Französisch -Marokko  bewegte  sich  während  des  Weltkrieges 
stets  in  aufsteigender  Richtung.  Franzüsisch-Marokko  hat,  trotz  leb- 
haften und  zähen  Aufstandsbewegungen  im  gebirgigen  Biimenland,  auch  i.  J.  1918, 
vuiter  dem  Druck  der  französischen  Verwaltimg,  dem  Mutterland  durch  bedeutende 
Sendungen  von  Getreide,  Hülsenfrüchten,  Wolle,  Arbeitskräften  und  eingeborenen 
Soldaten  in  weitgehender  Weise  ausgeholfen,  so  daß  sich  sogar  in  Französisch- 
Marokko  selbst  zeitweilig  bedenkliche  Teuerungszustände  entwickelten. 

Der  am  4.  August  1917  eingetretene  Kriegszustand  zwischen  Deutsch- 
land und  dem  seither  Mitglied  des  Völkerbundes  gewordenen  Liberia 
beschränkte  sich  von  Seiten  Liberias  auf  die  von  der  Entente  angeordnete 
Führung  des  Wirtschaftskrieges  gegen  dort  ansässige  deutsche 
(namenthch  Hamburger)  Firmen  und  deren  Forderungen  sowie  Vermögens- 
stücke. Bei  der  wenig  gehässigen  Stimmung  der  dortigen  Bevölkerung  gegen 
das  Deutsche  Reich  wären  wohl  die  Handelsbeziehungen  zwischen  Deutsch- 
land und  Liberia,  die  unmittelbar  vor  dem  Weltkrieg  den  Hauptteil  des 
liberianischen  Handels  überhaupt  ausgemacht  hatten  (vgl.  die  sachkundige 
Schrift  Liberia  in  seiner  Bedeutung  für  Deutschlands  Handel  und  zu- 
künftige Versorgung  von  M.  Dinklage,  Mitinhaber  von  A.  G.  Woer- 
mann-Liberia,  Hamburg  1918),  wahrscheinhch  bald  wiederhergestellt 
worden,  wenn  sich  Deutschland  als  ebenbürtige,  gleichberechtigte  Macht 
zu  den  Friedensverhandlungen  des  Weltkrieges  hätte  begeben  können.  Dem 
unterlegenen  Deutschland  mit  geschwächter  industrieller  Leistungsfähig- 
keit, ohne  Handelsflotte,  ohne  größere,  für  Auslandsgeschäfte  verfügbare 
Kapitahen,  wird  es  wohl  weit  schwerer  fallen,  mit  der  von  den  Entente- 
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Großmächten  ausgehenden,  auch  den  Liberianern  aufgedrängten  Verrufs- 
erklärmig  und  Befehdung  des  deutschen  Namens  und  Handels  fertig  zu 
werden. 

Trotz  allen  während  des  Weltkrieges  gegen  die  deutsche  Stellung  in  Liberia 
gerichteten  eifrigen  Bemühungen  Englands  dürfte  aus  der  Verdrängung  der  Deut- 
schen nunmehr  nicht  die  britische,  sondern  die  nordamerikanische  Volks- 
wirtschaft den  Hauptgewinn  ziehen,  da  die  Union  ihrem  westafrikanischen  Schutz- 
staat, zur  Wiederherstellung  seiner  durch  den  Weltkrieg  schwer  geschädigten  Finan- 
zen, im  Herbst  1918  einen  „Vorschuß"  von  5  Millionen  Dollar  gewährt  hat. 

Bezüglich  des  schon  in  den  einleitenden  Bemerkungen  kurz  behandelten 
westlichen  und  östlichen  Kongobeckens  ergibt  sich 
vor  allem  die  Frage,  ob  die  Abmachungen  der  Berliner  Kongokonferenz 
von  1885/1886  einfach  aufrechterhalten  bleiben  (sei  es  auch  mit  gewissen 
vorläufigen  oder  dauernden  Ausnahmen  bezüglich  der  drei  seinerzeit  an 
der  Kongokonferenz  beteiligt  gewesenen  unterlegenen  Mittelmächte),  oder 
ob  diese  Abmachungen  durch  eine  für  ganz  Mittelafrika  (zwischen  der 
Sahara  und  Britisch  Südafrika)  geltende  abgeschwächte  Handelspolitik  der 
offenen  Tür  ersetzt  werden  (von  deren  Genuß  mögücherweise  die  unter- 
legenen Staaten  gleichfalls  vorläufig  oder  für  längere  Dauer  ausgeschlossen 
wären).  Die  letztgenannte  Möglichkeit  hat  weniger,  die  ersterwähnte  mehr 
Wahrscheinlichkeit  für  sich,  zumal  da  (Ende  1918,  desgleichen  im  Zeit- 
punkt der  Niederschrift  dieser  Zeilen,  Juli  1919)  weder  Frankreich  noch 
Portugal  die  geringste  Neigung  verraten  haben,  auf  die  in  Französisch 
Westafrika,  Gabun,  Portugiesisch  West-  und  Ostafrika  zugunsten  des 
Mutterlandes   bestehenden  Vorzugszölle  zu  verzichten. 

Das  ehem.alige  Deutsch-Ostafrika  (abgesehen  von  einigen 
wahrscheinlich  an  Belg!sch-Kongo  fallenden  Landstrichen  im  Westen)  soll 
mit  Britisch-Indien  als  Siedlungsland  und  Absatzgebiet  in  eine  engere,  vom 
Standpunkt  des  britischen  Imperialismus  hochwichtige,  möglicherweise 
sogar  nicht  bloß  tatsächliche,  sondern  auch  staatsrechtliche  Verbindung 
gebracht  werden.  Seit  Mitte  April  1918  ist  der  wechselseitige  Handelsver- 
kehr zwischen  dem  ehemaligen  Deutsch-Ostafrika  und  Britisch-Ost- 
a  f  r  i  k  a  (Stationen  der  Nordbahn  Tanga-Moschi  und  jenen  der  Uganda- 
bahn) zulässig,  wobei  aber  die  Selbständigkeit  der  beiderseitigen  Zollgebiete 
wenigstens  vorläufig  aufrechterhalten  wurde.  Ähnlich  wie  einzelne,  rohstoff- 
reiche Länder  des  romanischen  Amerika,  hat  auch  Belgisch-  Kongo 
während  des  Weltkrif^ges  im  Außenhandel,  in  landwirtschafthcher  und 
bergbaulicher  Erzeugung,  im  Eisenbahnbau,  in  der  Flußschiffahrt  imd 
in  den  Staatsfinanzen  einen  glänzenden  Aufschwung  genommen,  da 
seine  Rohstoffgewinnungen  dem  Rohstoffcnangel  der  Kriegszeit  zu  hoch 
gestiegenen  Preisen  abhelfen  konnten.  So  sank  z.  B.  der  Fehlbetrag 
des  Staatshaushaltes  von  22,7  Milk  Fr.  im  Jahre  1913  auf  7,05  Mill. 
im  Jahre  1917  und  verwandelte  sich  in  einen  Überschuß  von 
300  000  Fr.  im  Jahre  1918.  Die  während  der  ungünstigen  Verhält- 
nisse des  Jahres  1913  in  Belgien  erwogenen  Pläne,  den  mittelafrikanischen 
Besitz  an   Großbritannien,  Deutschland,  Frankreich  zu  verkaufen,  haben 
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großem  Stolz  auf  diese  Besitzung,  Erweiterungsplänen  und  fester  Zuver- 
sicht für  die  Zukunft  Platz  gemacht.  Eine  Verordnung  von  1917,  wodurch 
die  Reiseinfuhr  zum  Staatsmonopol  erklärt  und  ein  wichtiger  Zweig 
des  dortigen  Einfuhrhandels  lahmgelegt  wurde,  ist  für  1919  aufgehoben  worden. 
pt?  1^  Frankreich  ist  durch  die  Ergebnisse  des  Weltkrieges  Herr  der  ganzen 
Nordwestecke  des  Kongobeckens  geworden,  indem  die  Einbeziehung  des  weit- 
aus überwiegenden  Teils  von  Kamerun  zum  bisherigen  Französisch- 
Kongo    bereits  Ende  1918  so  gut  wie  gesichert  war. 

Während  des  Jahres  1918  wurden  die  Wirtschaftsverhältnisse 
Abessiniens  durch  die  noch  immer  im  Lande  herrschende  poli- 
tische Unruhe  (Kämpfe  zwischen  den  Anhängern  der  im  Herbst 
1916  auf  den  Thron  erhobenen  Tochter  Menehks,  der  Uisero  Zeoditu  und 
des  Thronerben  Tafari  einerseits,  jenen  des  ehemahgen  Negus  Lidsch  Jeassu 
andrerseits)  noch  immer  ungünstig  beeinflußt.  Dagegen  war  die  seit  dem 
Beginn  des  Weltkrieges  allmähhch  zunehmende  Wertsteigerung  des  in 
Abessinien  umlaufenden  Silbergeldes  insofern  von  Vorteil,  als  hier- 
durch die  Kaufkraft  der  Bevölkerung  nach  außen  hin  erhöht  wurde.  So 
wurden  Anfang  1917  für  ein  £ :  7,5,  Anfang  1918 :  10  abessinische  Taler  bezahlt. 

Zu  dieser  Preissteigerung  trugen  wohl  noch  folgende  zwei  Um- 
stände bei:  zahlreiche  Abessinier  vergruben  ihr  Silbergeld  infolge  der  poh- 
tischen  Unruhe;  die  aus  Österreich  stammenden,  in  Abessinien  wie  in 
Arabien  so  behebten  Maria  Theresien-Taler  kamen  seit  Beginn  des  Welt- 
krieges nicht  mehr  ins  Land.  Die  Noten  der  von  britischen  Kapitalisten 
begründeten,,  Bank  von  Abessinien"  in  Adisabeba  werden  noch  nicht  sehr 
gern  genommen. 

Während  der  Absperrung  Abessiniens  von  den  Mittelmächten  durch  den  Welt- 
krieg hat  sich  dort  der  britische  Handel,  unter  Zurückdrängung  der 
früher  daselbst  tätigen  deutschen  vind  österreichischen  Häuser,  immer  mehr  fest- 
gesetzt. Zur  Ausnützung  dieser  Gelegenlieit  wurde  gegen  Ende  1918  in  London 
die  „Abyssinian  Corporation  Limited"  gegründet.  Die  gesamte  Ausfulir  Abessi- 
niens wurde  in  einem  im  Mai  1919  veröffentlichten  Bericht  des  französischen  Kon- 
sulats in  Harrar  auf  ungefähr  20  Mill.  Fr.  geschätzt,  wovon  8 — 9  Mül.  auf  Häute, 
6 — 7  auf  Kaffee  entfallen,  der  nach  Aden  geht,  um  von  dort  als  feinster  „Mokka- 
kaffee" überallhin  versandt  zu  werden.  Die  Ausfuhr  von  Getreide  wird  nur  in  Jahren 
befriedigender  Ernte  gestattet.  Die  einzige  Industrie,  die  sich  in  Abessinien  infolge 
von  Zöllen  entwickelt  hat,  die  seinerzeit  von  Menelik  als  Finanzzölle  eingeführt 
wurden,  aber  gleich  Schutzzöllen  wirkten,  ist  die  Erzeugimg  minderwertiger 
Schnäpse  sowie  ebensolcher  Nachahmungen  europäischer  Rot-  und  Schaumweine. 

Ein  Aufsatz  über  die  sonstigen  Gebiete  der  offenen  Tür,  insbesondere 
in  Asien  und  Ozeanien  folgt  im  nächsten  Heft. 

Dr.    Sigmund    Schilder,    Wien. 
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XII. 
Wirtschaftliche,  politische  und  kulturelle  Expansions- 
bestrebungen der  Staaten  und  Völker,  einschließlich 
Kolonialpolitik. 


Frankrcidis  Kolonialpolitik  in  Algerien. 

„Algerien  ist  das  klassische  Land  der  Konflikte^',  sagt  der  frühere  Bot- 
schafter Frankreichs  in  Berlin,  M.  Jules  Cambon,  in  einem  Werke, 
das  er  kürzlich,  im  Jahre  1918,  herausgegeben  hat  und  in  dem  er  sehr  ein- 
gehend und  aktenmäßig  seine  Tätigkeit  als  Generalgouverneur  von  Algerien 
in  den  Jahren  1891—1897  behandelte 

Wenn  man  die  Geschichte  der  Beziehmigen  Frankreichs  zu  Algerien 
überblickt,  die  sich  auf  mehrere  Jahrhunderte  erstreckt,  so  kann  man  diesen 
Ausspruch  Cambons  nur  als  völlig  berechtigt  anerkennen,  und  es  verlohnt 
sich  wohl  die  Mühe,  diese  Beziehungen  einmal  einer  kurzen  Betrachtung 
zu  unterjziehen  und  die  Gründe  für  diesen  Ausspruch  zu  prüfen. 

Frankreich  hat  die  Gunst  der  Verhältnisse  benutzt  und  durch  eine  über- 
stürzte, fieberhafte  Tätigkeit,  die  es  in  Marokko  während  des  Krieges  ent- 
wickelt hat,  seinen  großen  Plan,  in  Afrika  ein  riesiges  Kolonialreich  zu  schaffen, 
ganz  außerordentlich  gefördert.  Damit  ist  aber  nicht  gesagt,  und  das  empfindet 
man  doch,  wenn  man  die  neuesten  Werke,  die  in  Frankreich  über  die  Tätig- 
keit der  Franzosen  in  Marokko,  Algerien,  Tunesien  und  ihrer  sonstigen 
Kolonien  erschienen  sind^,  genau  und  kritisch  liest,  daß  der  mächtige 
Besitz,  den  Frankreich  sich  in  Afrika  geschaffen  hat,  seiner  Regierung 
nicht  unbeträchtliche  Sorgen  bereitet  und  daß  diese  sich  vor  die  ernste 
Frage  gestellt  sieht,  wie  sie  ihn  voll  ausbeuten  und  verwalten  soll.  Die  bis- 
herigen sehr  raschen  Erfolge  bieten  bei  gründlicherer  Prüfung  auch  noch 
keine  Gewähr  für  die  zukünftige  innere  Ausgestaltung  des  neu  erworbenen 
Gebietszuwachses. 

Die  Geschichte  der  Besetzung  Algeriens  und  die  der  Erlangung  der 
Schutzherrschaft  über  Tunesien  weisen  schon  sehr  bedeutende  Unterschiede 
auf^.  Noch  augenfälliger  ist  der  Unterschied  zwischen  ihnen  imd  der 
Einsetzung  der  Protektoratsregierung^über  Marokko. 

Während  Frankreich 'mehr  als  50  Jahre  brauchte,  um  Algerien  in  seinem 
ganzen  Umfange  äußerlich  wenigstens  zur  Untorwerfung  zu  zwingen  und  dazu 
ganz  ungeheuere  Opfer  an  Blut  und  Geld  bringen  mußte,  waren  die  Er- 
fahrungen, die  es  dabei  und  bei  der  Einrichtung  einer  einigermaßen  geord- 
neten politischen  und  wirtschaftlichen  Verwaltung  machte,  doch  schon  so 

^  Jules  Cambon,  La  Gouvernement  G6n6ral  de  1891— 1897.  Paris 
1918.     448  Seiten. 

"  Bulletin  du  Comit6  de  l'Afrique  fran9aise.  L'Economiste  fran§ais.  L'Ex- 
portateur  fran9ai6  etc. 

ä  G.  Diercks,  Nordafrika  im  Lichte  der  Kulturgeschichte.  München  1886. 
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nützlicli,  daß  es  die  Besetzung  des  allerdings  viel  kleineren  in  sich  viel  fester 
geschlossenen  Tunesiens  in  vergleichsweise  sehr  kurzer  Zeit  und  fast  ohne 
Mühe  und  ohne  Aufwand  großer  Truppenmassen  vollziehen  konnte.  Mit 
großem  diplomatischen  Geschick  hatte  Frankreich  es  verstanden,  Tunesien 
finanziell  in  vollständige  Abhängigkeit  von  sich  zu  bringen  und  konnte  dann 
die  für  seine  Zwecke  günstigste  Gelegenheit  benutzen,  um  das  kleine  Land 
als  Faustpfand  für  die  Sicherung  seines  dort  angelegten  Kapitals  ohne  viele 
Umstände  mit  Beschlag  zu  belegen  und  damit  seinem  Nebenbuhler 
diesen  wertvollen  Besitz  zu  entreißen:  Italien  nämlich,  das,  unter  Berufung 
auf  ein  geschichtliches  Anrecht,  ohne  die  Bestrebungen  und  Machenschaften 
Frankreichs  ernstlich  zu  beachten,  langsam  auf  wirtschaftlichem  Wege  die 
Erreichung  desselben  Zieles  erstrebte. 

Für  die  Erfüllung  der  auf  Marokko  gerichteten  Absichten  und  Pläne 
haben  sich  dann  die  französischen  Kolonialpolitiker  zwar  auch  jahrzehnte- 
lang vorbereitet;  vorsichtig  haben  sie  einzelne  im  Osten  und  Südosten  ge- 
legene Stücke  des  Scherifenreiches  an  sich  gebracht,  vor  allem  die  dortigen 
wertvollen  Oasengebiete,  die  im  Kriegsfalle  als  Stützpmikte  der  Marokkaner 
sonst  unbequem  hätten  werden  können.  Erst  nachdem  sie  ferner  die  West- 
grenze Algeriens  unauffällig  weit  in  das  Muluyagebiet  vorgeschoben  und  sich 
damit  Kückendeckung  geschaffen  hatten,  schritten  sie  dazu,  die  von  ihnen 
selbst  vorbereiteten  Gelegenheiten  zu  benutzen,  an  der  Küste  des  atlantischen 
Ozeans  1907  zum  Schutz  ihrer  angeblich  bedrohten  Landsleute  die  ersten 
Truppen  landen  zu  lassen  und  von  dort  aus  sofort  die  denkbar  fruchtbarsten 
und  den  größten  Ertrag  bringenden  Teile  Marokkos  und  die  Hauptstädte 
des  Lmern  zu  besetzen.  Inzwischen  haben  sie  nun  während  des  Krieges 
ihren  Bodenbesitz  dort  beträchtlich  erweitert,  aber  er  erstreckt  sich  doch  auch 
heute  noch,  außer  dem  Küstengebiet  und  seinem  Hinterlande,  nur  erst  auf 
die  von  Heeresstraßen  und  Militäreisenbahnen  beherrschten  Distrikte  sowie 
die  an  der  algerischen  Grenze  gelegenen  Ländereien.  Der  ungleich  größere 
Teil  des  Protektoratsgebietes  ist  tatsächlich  noch  nicht  unterworfen  und 
die  Gebirgs-  und  Wüstenstämme  sind  keineswegs  geneigt,  die  Oberhoheit 
der  ihnen  auf  das  äußerste  verhaßten  Franzosen  anzuerkennen.  Vielmehr 
können  wir  deutlich  wahrnehmen,  daß  es  dort  beständig  gärt  und  daß 
die  Eingeborenen  sich  überall  für  den  Kampf  um  ihre  Unabhängigkeit  rüsten, 
auch  da,  wo  sie  durch  die  der  ihren  weit  überlegene  Kriegstaktik  und  die 
vorgeschobenen  militärischen  Posten  der  neuen  Herren  des  Landes  zeiten- 
weise in  Botmäßigkeit  gehalten  werden. 

Die  französische  Verwaltungsmethode  hat  aber  in  Marokko  doch 
offenbar  überraschend  günstige  wirtschafthche  und  kulturelle  Erfolge 
ergeben,  obgleich  es  in  ihrer  Anwendung  zu  Anfang  doch  auch  an 
Stetigkeit  und  Festigkeit  fehlte.  Wenn  trotzdem  so  Bedeutendes  geleistet 
worden  ist,  so  ist  das  dem  Umstände  zuzuschreiben,  daß  die  politische  und 
wirtschaftliche  Leitung  der  Dinge  in  Marokko  während  des  Krieges  fast  aus- 
schließlich in  den  Händen  der  tüchtigsten  algerischen  Txuppenführer  und 
Zivilbeamten  gelegen  hat,  und  daß  die  dort  getroffenen  erfolgreichen  Maß- 
nahmen durchaus  nur  die  Frucht  der  überreichen  Erfahrungen  sind,  die  die 
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Franzosen  in  Algerien  gemacht  haben.  So  ist  es  denn  nicht  uninteressant, 
wenigstens  einen  flüchtigen  Bück  auf  diese  praktische  Schule  der  Kolonial- 
verwaltung zu  werfen,  die  die  Franzosen  doch  seit  fast  90  Jahren  durch- 
machen mußten.  Dabei  ist  es  aber  erforderlich,  auch  auf  die  Vorgeschichte 
der  Besetzung  Algeriens  und  auf  die  Beziehungen  zwischen  Frankreich  und 
Algerien  in  früheren  Zeiten  mit  einigen  Worten  einzugehen. 

Diese  Beziehurgen^  reichen  in  ununterbrochener  Folge  zurück  bis 
in  die  Zeiten  Karls  V.  und  somit  in  Frankreich  in  die  des  franzö- 
sischen Wettbewerbers  um  die  Kaisermacht  und  die  Weltherrschaft:  König 
Franz  I. 

Das  ganze  Mittelalter  hindurch  war  der  Außenhandel  und  der  Seeverkehr 
Frankreichs  in  der  Hauptsache  von  Marseille  und  den  übrigen  Hafen-  iu:d 
Handelsplätzen  der  Südküste  Frankreichs  aus  betrieben  worden.  Dabei  hatten 
sich  die  Franzosen  stets  auf  das  empfindlichste  von  den  Barbaresken,  im 
besonderen  den  algerischen  Korsaren  beeinträchtigt  gesehen.  Ihre  Handels- 
flotte erlitt  unaufhörhch  die  schwersten  Verluste  und  zahllose  Landsleute 
schmachteten  in  den  Gefängnissen  der  Beys,  Deys  und  Paschas  Algiers 
und  anderer  Ortschaften  der  Frankreich  gegenübergelegenen  Küste  Nord- 
afrikas. Frankreich  tat  alles,  um  diesen  Übelständen  entgegenzuwirken, 
so  bemühte  es  sich  denn  auch,  dem  Beispiel  der  italienischen  Handelsrepu- 
bliken folgend,  durch  eigene  Konsuln  mit  den  algerischen  Machthabern 
direkte  Fühlung  zu  gawinnen  und  durch  sie  bessere  Beziehungen  zu  ihnen 
herzustellen.  Das  gelang  jedoch  erst,  nachdem  Franz  I.  seinen  bekannten, 
ihm  so  sehr  verübelten  Handels-  und  Staatsvertrag  mit  Sultan  Soliman  II., 
dem  Suzerän  der  Barbareskenstaaten,  abgeschlossen  hatte.  Aber  auch 
dieser  Erfolg  erwies  sich  als  wenig  wertvoll.  Der  Einfluß  des  Großtürken 
auf  seine  afrikanischen  Vasallenfürsten  war  äußerst  gering  und  ebenso  der 
der  letzteren  auf  ihre  habgierigen  raublustigen  Paschas,  Flottenführer,  Stamm- 
häuptlinge und  deren  Untertanen.  Algerien  war  stets  von  den  schwersten 
inneren  Wirren  heimgesucht  und  kaum  etwas  anderes  als  eine  republikanische 
Oligarchie,  in  der  die  Milizjanitscharen-  und  Flottenführer  ganz  selbständig 
und  unbekümmert  um  die  Befehle  der  Beys  ihren  Interessen  nachgingen, 
diese  Beys  und  Paschas  nach  ihrem  Belieben  einsetzten  und  sie  töteten,  wenn 
sie  ihren  Willen  nicht  erfüllten.  Das  Ansehen  der  französischen  Konsuln  in 
Algier  war  daher  überaus  gering,  und  die  Raubzüge  der  Korsaren  hörten  nicht 
auf,  so  daß  die  Franzosen  sich  selbst  helfen  und  mit  den  Algeriern  in  be- 
ständigem Kriegszustande  leben  mußten.  Immerhin  vermochten  sie  durch 
viele  dabei  erfochtene  Siege,  vorübergehende  Besetzungen,  häufige  Brand- 
schatzungen der  Küste  Algeriens  und  Anlage  von  Forts  daselbst  sich  schließ- 
lich so  viel  Ansehen  und  endlich  auch  den  Schutz  ihrer  Flagge  im  Mittelmeer 
durch  Zahlung  jährlicher  Tribute  an  den  Dey  von  Algier  zu  erzwingen,  daß 
sie  dadurch  die  Mißgunst  ihrer  ewigen  Neider  und  Feinde,  der  Engländer, 
ernteten. 


^  G.  D  i  e  f  0  k  s  ,  a.  a.  0. 
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So  lagen  die  Verhältnisse  zu  Ende  des  18.  Jahrhunderts,  als  Bona- 
parte auf  der  Weltbühne  erschien. 

In  der  Verfolguig  seiner  Weltpolitik  und  zum  Zwecke  der  Vernich- 
tung des  Erbfeindes  Frankreichs:  England,  eikannte  er  es  für  notwendig, 
Frankreich  zunächst  die  unumschränkte  Herrschaft  über  das  Mittelmeer 
zu  sichern,  dieses  zu  einem  „französischen  Teich"  zu  machen.  Aus  diesem 
Grunde  erstrebte  er  den  Besitz  der  nordafrikanischen  Küste  oder  zunächst 
doch  wenigstens  die  Schaffung  von  zuverlässigen  Bündnissen  mit  den  Macht- 
habern  der  Barbareskenstaaten.  Diese  Bemühungen  waren  zwar  vergebens, 
sie  wurden  aber  maßgebend  und  bestimmend  für  die  fernere  äußere  Politik 
Frankreichs.  Die  Fortdauer  der  ewigen  Konflikte  mit  Algier  sollte  auch  bald 
Aailaß  zu  einem  Unternehmen  geben,  das  für  Frankreich  überaus  günstig 
verlief.  Ein  aus  gerii  gfügigen  Ursachen  entstandener  Konflikt  zwischen 
dem  Dey  von  Algier,  Hussein,  und  dem  französischen  Konsul  D.eval,  in  dessen 
Verlauf  letzterer  am  30.  April  1827  von  ersterem  tätlich  angegriffen  und 
beleidigt  wurde,  bewog  Karl  X.  und  seinen  Minister  Polignac,  nachdem 
Hussein  jede  Genugtuung  versagt  und  auch  die  französischen  Niederlassungen 
bei  Bone  zerstört  hatte,  zu  einer  sorgfältig  vorbereiteten  Strafexpedition, 
die  mit  der  Eroberui  g  Algiers  am  5.  Juli  1830  endete. 

Man  sollte  nun  annehmen,  daß  die  Franzosen  bei  den  jahrhunderte- 
langen Bezieliungen  zwischen  Frankreich  und  Nordafrika  die  genauesten 
Kenntnisse  über  Land,  Leute  und  Zustände  der  Barbareskenstaaten  erworben 
hatten.  Man  sollte  auch  meinen,  daß  der  König,  seine  Staatsmänner,  Diplo- 
maten und  Heerführer  für  den  Fall  des  glücklichen  Ausgar  ges  dieses  Unter- 
nehmens bei  der  Länge  der  Zeit  für  die  Vorbereitungen  dazu,  einen  genauen 
Plan  entworfen  hatten,  nach  dem  sie  in  Algerien  verfahren  wollten. 

Von  alledem  war  jedoch  kaum  etwas  wahrzunehmen.  Die  Erwartung, 
daß  nach  dem  Falle  der  Hauptstadt  Algier  die  Besetzurg  des  ganzen  Landes 
den  siegreichen  französischen  Truppen  sehr  leicht  werden  würde,  erwies  sich 
als  völlig  trügerisch.  Jeder  der  wichtigsten  anderen  Küstenplätze  mußte 
unter  Aufgebot  von  bedeutenden  Geschwadern  und  Truppenmassen  mit 
größter  Anstrengung  erobert  werden,  und  überall  lagen  die  Verhältnisse 
wie  in  der  Hauptstadt.  Die  Nachbarschaft  und  das  weitere  Hinterland  blieben 
unabhängig  und  seine  Bewohner  widersetzten  sich  mit  der  den  Berbern 
und  Arabern  eigenen  Kia.it  und  Zähigkeit  der  Herrschaft  der  ihnen  verhaßten 
christlichen  Eindringlinge.  Überall  erhoben  sich  die  Häuptlinge  der  bedeu- 
tenderen Stämme  und  organisierten  den  Kleinkriegt,  durch  den  sie  die  Kräfte 
der  Franzosen  zersplitterten,  zermürbten  und  ihnen  häufig  sehr  schwere 
Niederlagen  beibrachten.  Unter  diesen  Volksführern  zeichnete  sich  vor  allen 
andern  Abd-el-Kader  aus,  der  15  Jahre  lang  mit  außerordentlichem  Mut  und 
Geschick  die  Kämpfe  gegen  die  hervorragendsten  französischen  Generale 
ausfocht,  die  gegen  ihn  und  seine  tapferen  Scharen  ausgesandt  wurden. 
Unter  diesen  beständigen  inneren  Unruhen  vergingen  50  Jahre,  ehe  die  Fran- 
zosen Algerien  im  ganzen  als  unterjocht  betrachten  konnten. 


*  Bugeaud,   Über  den  Gebirgskrieg  in  Afrika.    Wien  1869. 
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Fehlte  es  den  französischen  Heerführern  an  einem  einheitlichen  Plan, 
so  entbehrte  die  politische  und  wirtschaftliche  Ordnung  der  Kolonie  Algerien 
vollends  jeder  sicheren  Leitung^. 

Zunächst  konnte  in  dem  durch  Waffengewalt  eroberten  Algier  nur  eine 
militärische  Verwaltung  eingesetzt  werden.  Als  man  aber  erkannte,  daß  die 
Unterwerfung  des  Landes  sich  sehr  lange  hinziehen  würde,  daß  inzwischen 
doch  aber  eine  Behörde  eingesetzt  werden  müßte,  die  die  staatliche 
und  kommunale  Ordnung  in  den  eroberten  Gebieten  in  die  Hand  nahm, 
und  es  nicht  möglich  war,  daß  der  durch  die  Leitung  der  militärischen  An- 
gelegenheiten überreichlich  in  Anspruch  genommene  Oberkommandierende 
nebenbei  auch  die  politische  und  zivile  Verwaltung  übernehmen  konnte, 
mußte  neben  ihm  ein  Zivilgouverneur  eingesetzt  werden.  Da  konnte  es  denn 
nicht  ausbleiben,  daß  dieser  Dualismus  in  der  Kolonialregierung  bald  und 
dann  sehr  häufig  Unzuträglichkeiten,  Unstimmigkeiten,  Gegensätze  erzeugte, 
die  in  jeder  Hmsicht  für  die  junge  Kolonie  nachteilig  waren. 

Dazu  kam,  daß  die  schweren  politischen  Wirren  in  Frankreich,  die 
Julirevolution,  der  Sturz  König  Karls  X.,  die  Thronbesteigung  Louis  Phi- 
lipps, der  häufige  Personenwechsel  in  den  Ministerien,  die  Verfassungskämpfe, 
die  Eevolution  von  1848,  die  Thronbesteigung  Napoleons  III.  für  die  Ko- 
lonie überaus  nachteilig  wurden.  In  Paris  wie  in  Ajlgier  stritten  sich  die  Ver- 
fechter der  verschiedensten  kolonialpolitischen  Grundsätze  in  leidenschaft- 
lichster Weise  über  die  allgemeinen  und  im  besonderen  über  die  militärischen 
und  die  zivilen  Maßnahmen,  Probleme,  Nützlichkeitsfragen  und  notwendigen 
Erfordernisse  zum  Zwecke  der  Befestigung  der  französischen  Macht  und  der 
Verwaltung  der  dem  Staate  so  überraschend  leicht  zugefallenen  afrikanischen 
Kolonie.  Die  Unzufriedenheit  über  den  äußerst  langsamen  Fortschritt  der 
Eroberung  und  Pazifizierung  Algeriens,  über  die  geradezu  riesigen  Opfer  an 
Blut  und  Gut,  die  der  Bevölkerung  Frankreichs  dadurch  auferlegt  wurden, 
stieg  in  den  ersten  Jahren  schon  so  sehr,  daß  die  häufig  wechselnden  Re- 
gierungen und  das  Parlament  sich  sehr  ernst  mit  der  Frage  beschäftigen  muß- 
ten, ob  es  überhaupt  zweckmäßig  und  finanziell  auch  möglich  sei,  diesen 
neu  erworbenen  Besitz  zu  behalten.  Als  diese  Streitfrage  dann  1834  durch 
einen  für  den  Zweck  eingesetzten  parlamentarischen  Ausschuß  endlich  im 
Sinne  der  Beibehaltimg  Algeriens  entschieden  wurde,  steigerten  sich  die 
Meinungskämpfe  über  die  Art  seiner  Verwaltung  noch  mehr.  Die  einen 
forderten,  daß  die  oberste  Leitung  von  Paris  ausgehen  müßte,  die  andern 
verlangten,  daß  sie  in  die  Hände  der  nach  Algier  gesandten  kommandie- 
renden Generale  oder  in  die  der  dorthin  geschickten  Generalgouverneure 
und  Kolonialpolitiker  gelegt  werden  sollten.  Die  Demokraten  traten  für  völlige 
Autonomie  ein.  Die  Ansichten  über  die  Behandlung  der  Eingeborenen  gingen 
vollends  auseinander.  Die  einen  verlangten  Anwendung  strengster,  bis  zur 
völligen  Vernichtung  und  Versklavung  der  Algerier  gehender  Maßnahmen, 
die  anderen  waren  für  friedliche  Maßregeln,  für  möglichst  weitgehende  An- 


1  Capitaine  Victor  Piquet,  Ca-npagnes  d'Afrique  1830—1910.  Paris. 


Wirtschaftliche,  politische  und  kulturelle  Expansionsbestrebungen  usw.  197* 

passung  der  Franzosen  an  die  in  der  Kolonie  von  alters  her  bestehenden 
Institutionen  oder  für  die  der  Eingeborenen  an  die  Grundgesetze  und  Ein- 
richtungen Frankreichs. 

Es  ist  in  dem  Rahmen  dieser  kurzen  Betrachtung  ausgeschlossen,  im 
einzelnen  auf  diese  bis  in  die  kleinsten  Einzelheiten  der  Kolonialverwaltung 
sich  erstreckenden,  von  schärfsten  Gegensätzen  beeinträchtigten  Versuche 
einzugehen,  deren  Spielball  die  Kolonie  von  dem  Augenblick  ihrer  Besetzung 
"bis  auf  den  jetzigen  Augenblick  geworden  ist.  Und  gerade  jetzt  werden 
die  Stimmen  der  in  Algerien  inzwischen  heimisch  gewordenen  französischen 
Kolonisten  und  ihrer  Nachkommen  einerseits  und  die  von  den  Söhnen  der 
Ureingeborenen  des  Landes  andererseits  immer  lauter  und  dringlicher,  die 
für  beide  Gruppen  der  algerischen  Bevölkerung  Freiheiten  verlangen,  wie 
sie  sie  im  Hinblick  auf  die  gegenwärtigen  demokratischen  Grundstimmungen 
in  der  ganzen  Welt  für  sich  unbedingt  zu  fordern  sich  berechtigt  halten^. 
Die  Algerier  machen  mit  Recht  geltend,  daß  Frankreich  ihnen  in  dem  nun 
abgeschlossenen  Weltkrieg  außerordentlich  viel  zu  danken  gehabt  hat. 
Ihre  besten  Männer,  ihre  kräftigsten  Leute  und  die  treuesten  Anhänger  des 
Mutterlandes  haben  in  diesem  Weltkriege  Seite  an  Seite  mit  den  Franzosen 
für  die  Republik  gekämpft  und  schwere  Blutopfer  für  sie  gebracht.  Andere 
haben  in  großer  Zahl  Zivildienste  geleistet,  haben  namentlich  als  Land- 
und  Fabrikarbeiter  ihre  Kräfte  in  den  Dienst  Frankreichs  gestellt^.  Algerien 
ist  in  diesen  Kriegs  jähren  die  KornkammJer  Frankreichs  gewesen,  hat  es 
mit  seinen  überaus  reichen  Erträgen  an  Gemüse,  Obst,  Fleisch  und  anderen 
Erzeugnissen  versehen,  hat  seine  Bevölkermig  vor  allen  Nahrungssorgen 
bewahrt.  Dafür  verlangen  die  Algerier  nun  aber  auch  sehr  nachdrücklich 
ihren  Lohn.  Sie  fordern  für  sich  weitgehende  Selbstverwaltung,  politische 
Gleichstellung  mit  den  Franzosen,  Zulassung  ihrer  Abgeordneten  in  das 
Parlament  entsprechend  ihrer  Bevölkerungsziffer,  geordnete  Rechtsprechung, 
Gewährung  aller  Menschenrechte,  Erziehungsmittel  und  Bildungsmöglich- 
keiten für  die  Eingeborenen.  Die  lautesten  Klagen  werden  vernommen  über 
die  Behandlung,  die  den  Eingeborenen  in  den  entfernteren  Distrikten  des 
Landes  seitens  der  Beamten  zuteil  werden.  Die  Vorkämpfer  für  die  Rechte 
der  Mohammedaner,  darunter  auch  viele  Franzosen,  die  mit  den  Verhält- 
nissen vertraut  sind,  sprechen  unumwunden  von  dem  ,, System  und  Regime 
der  Vergewaltigung,  des  Schreckens  und  der  Willkür'",  das  heute  noch  den 
Eingeborenen  gegenüber  angewandt  wird,  von  den  Verfolgungen,  Gesetz- 
widrigkeiten und  Strafen,  die  diejenigen  zu  erleiden  haben,  die  es  wagen,  über 
diese  unwürdige  Behandlung  seitens  der  Behörden  und  Richter  Klage  zu 
führen.  Sie  verlangen  daher  Sicherheiten  zum  Schutze  der  Person  und  des 
Eigentums,  Aufhebung  aller  Sondergesetze  gegen  die  Eingeborenen,  also 
gleiches  Recht  für  alle. 


1  Revue  du  Maj^hreb.     Heft  1. 

2;Perreau    Pradier   et   Maurice    Besson,    L'Afrique  du  Nord 
©t  la  guerre.     Paris  1918. 

'  S.  Revue  du  Maghreb.     Heft  l,    Ita  question  indigene.     S.  5ff. 
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In  wirtschaftlicher  Beziehung  verlangen  Kolonisten  wie  Eingeborene 
die  weitestgehenden  Reformen  auf  allen  Gebieten  der  Verwaltung,  ferner 
unmittelbare  Teilnahme  am  internationalen  Handel,  Aufhebung  der  sie  be- 
ei aträchtige nden  Zollschranken,  Erleichterung  des  Verkehrs  mit  Frankreich 
wie  mit  der  übrigen  Welt  durch  die  dafür  erforderlichen  neuen  Schiffsver- 
bindungen, Verbesserung  und  Erweiterung  der  Verkehrsmittel  im  Innern 
des  Landes  und  dergleichen  mehr. 

Alle  diese  Forderungen,  die  von  selten  der  Algerier  aller  Stände  gestellt, 
alle  die  vielen  Klagen,  die  über  die  Kolonialverwaltung  laut  werden,  zeugen 
deuthch  von  den  Mängeln,  die  der  letzteren  nach  90jähriger  Herrschaft 
Frankreichs  über  diese  große  Kolonie  gegenwärtig  noch  anhaften.  Man 
begreift  daher  auch,  daß  die  Stimmung  in  den  Kreisen  der  Eingeborenen 
gegen  die  Franzosen  dauernd  keine  so  freundHche  ist,  wie  diese  es  nach 
außen  hin  immer  behaupten.  Man  versteht  es,  daß  der  oft  auflodernde 
Haß  bei  besonderen  Gelegenheiten,  trotz  der  Strenge  der  Bestrafung  und 
Unterdrückung  jeder  freiheithchen  Regung  und  Bestrebung,  in  den  Kreisen 
der  Eingeborenen  doch  auf  Umwegen  und  oft  genug  durch  Worte  mid  Schriften 
einsichtiger,  menschenfreundlicher  Franzosen  durchsickern,  meist  allerdings 
vermittelt  durch  orientalische,  enghsche  und  amerikanische  Zeitungen. 

Wenn  Algerien  trotz  aller  Fehler  und  offensichthchen  Mängel  der  fran- 
zösischen Kolonial politik  und  ihrer  vielen  Verwaltungsorgane  sich  allmähhch 
zu  einer  sehr  ergiebigen  und  vorteilhaften  Einnahmequelle  für  Frankreich 
entwickelt  hat,  im  Laufe  der  langen  Zeit  eine  Art  Kornkammer,  vor  allem 
in  seinen  fruchtbaren  Teilen  ein  äußerhch  recht  schöner  Obst-  und  Gemüse- 
garten für  Frankreich  geworden  ist,  so  ist  dies  wesentlich  doch  dem  natür- 
lichen Bodenreichtum  und  dem  unermüdlichen  Fleiß  der  Kolonisten  und  der- 
jenigen Eingeborenen  zuzuschreiben,  die  die  Nützlichkeit  der  modernen, 
dort  eingedrungenen  französischen  Kultur,  der  modernen  Arbeitsmethoden, 
der  neuen  Ackerbaugeräte,  Maschinen  und  Düngemittel  erkannt  und  sie 
anzuwenden  gelernt  haben,  um  bei  aller  politischen  Notlage,  in  der  sie  sich 
befinden,  ihre  Einkünfte  wenigstens  zu  vergrößern  und  sich  dadurch  freier 
zu  machen  —  für  zukünftige  Zeiten,  von  denen  sie  dann  für  sich  im  Geheimen 
auch  wieder  anderes  erwarten.  Diese  äußeren  Erscheinungsformen  eines 
verhältnismäßigen  Wohlstandes  sind  also  mehr  dem  Fleiß  und  der  Klugheit 
der  Landleute  als  der  ,,vorzüghchen  Kolonial pohtik  und  Verwaltung"  zu- 
zuschreiben, die  die  französische  Regierung  und  ihre  Vertreter  in  Algier 
als  Ursache  der  günstigen  Lage  der  Kolonie  nach  außen  hin  vorgibt. 

Jules  Cambon  deckt  in  seinem  umfangreichen  und  gründlichen 
Werke  alle  diese  Schäden,  die  durch  die  ewig  wechselnden  Verwaltimgsgrund- 
sätze  in  Algerien  verursacht  worden  sind,  rücksichtslos  auf,  und  das  genaue 
Studium  dieses  Buches  ist  daher  äußerst  lehrreich  für  das  der  Kolonial- 
poUtik  überhaupt.  Es  beweist  aber  auch,  daß  Cambon  eifrig  imd  nachdrück- 
lich bemüht  war,  Wandel  zu  schaffen  und  nicht  nur  die  Grundsätze  für  eine 
ersprießliche  einheitUche,  gut  geregelte  Verwaltung  aufzustellen,  sondern 
sie  auch  zur  Durchführmig  zu  bringen.  Unter  seinen  Nachfolgern  war  es 
namentlich  Jounart,  der  1884  schon  das  hohe  Amt  des  Direktors  der  alge- 
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I  Tischen  Angelegenheiten  im  Ministerium  des  Innern  bekleidet  und  große  Er- 
fahrungen in  der  Kolonialverwaltung  erworben  hatte,  der  im  allgemeinen 
das  Programm  Cambons  beibehielt  und  sich  redlich  bestrebte,  eine  Poli- 
tik der  Versöhnung  und  der  Beseitigung  der  Gegensätze  zwischen  den  neuen 
Herren  und  den  Eingeborenen  zu  verfolgen.  Auch  Gcneralgouverneur  Lutand, 
der  von  1911 — 1918  die  Geschicke  Algeriens  leitete,  wollte  natürhch  das 
Beste  dieses  Landes,  aber  er  neigte  doch  wieder  sehr  viel  mehr  zur  Strenge 
und  trat  der  Willkürherrschaft  seiner  Unterbeamten  nicht  genügend  ent- 
gegen. Er  hatte  außerdem  mit  sehr  schwierigen  allgemeinen  Verhältnissen 
zu  rechnen  und  entbehrte  dafür  der  nötigen  Sicherheit.  Cambon,  wie 
alle  seine  Nachfolger  hatten  aber  vor  allem  mit  den  Schwierigkeiten  zu 
kämpfen,  die  die  Zentralregierung  und  das  Parlament  ihnen  in  Paris  berei- 
teten. Die  vielseitigen  entgegengesetzten  Parteiinteressen,  die  häufigen 
Ministerwechsel,  unzulängliche  Sach-  und  Fachkenntnisse  der  höchsten  Be- 
amten bezügUch  der  tatsächlichen  Lage  in  Algerien,  kurzsichtige  Prinzipien- 
reiterei der  Politiker  und  Parlamentarier,  besonders  aber  die  Abneigung, 
den  Eingeborenen  der  nordafrikanischen  Kolonie  zu  große  Freiheiten  zu  ge- 
währen und  die  leitenden  Persönhchkeiten  dort  zu  selbständig  werden  zu 
lassen,  beeinträchtigten  dauernd  die  Kolonialpohtik  und  -Verwaltung  und 
ließen  eine  Stetigkeit  in  ihnen  nicht  aufkommen.  Das  „regime  de  violence" 
überwog  zudem  schUeßlich  in  Paris  doch  immer  auch  das  ,, regime  d'aesi- 
milation",  und  das  wirkte  beständig  aufreizend  auf  die  Eingeborenen  Al- 
geriens, denen  die  harten  Bestimmungen  des  Indigenatsgesetzes,  das  in 
vollstem  Gegensatz  zu  der  demokratisch-republikanischen  Verfassung  stand 
und  ihr  Hohn  sprach,  selbstverständhch  keine  Befriedigung  gewähren 
konnten. 

Um  1911  fanden  die  Eingeborenen  nun  besonders  in  zwei  Männern  die 
tatkräftigsten  Vertreter  ihrer  Wünsche  und  Interessen  in  der  französischen 
Presse  und  im  Parlament.  Es  waren  Albin  Rozet  und  der  langjährige  General- 
resident von  Tunesien,  Paul  Bourde,  die,  völhg  vertraut  mit  allen  Verhält- 
nissen der  Kolonie,  seit  20  Jahren  für  die  Forderungen  der  mohammedanischen 
Bevölkerungsmassen,  ihre  Rechte  und  Freiheiten  gekämpft  hatten.  Unermüd- 
lich und  mit  größtem  Nachdruck  warnten  sie  in  Wort  und  Schrift  die  Zen- 
tralregierung und  das  Parlament  vor  der  Fortsetzung  ihrer  Unterdrückungs- 
und SchreckenspoHtik,  die  1911  und  1912  wieder  solche  Formen  annahm, 
daß  die  Eingeborenen  geradezu  herausgefordert  wurden,  sich  zu  erheben 
und  das  unerträgHche  Sklavenjoch  Frankreichs  abzuschütteln.  Daneben 
unterstützte  der  Redakteur  der  Revue  duMaghreb,  Mohammed  Bach-Hamba, 
von  der  Schweiz  aus  diese  Bestrebungen  der  beiden  Reformer  und  die  Inter- 
essen seiner  Glaubensgenossen  und  Landsleute.  Der  Krieg  Italiens  gegen 
Tripolis  erhöhte  zudem  die  Aufregung  in  der  ganzen  mohammedanischen 
Welt  Nordafrikas.  Die  Gefahr  eines  allgemeinen  Aufstandes  wurde  sehr  groß, 
und  wieder  wandte  Paris  dagegen  nur  das  ,, Regime  de  terreur"  an,  wäh- 
rend die  Eingeborenen  immer  stürmischer  eine  freisinnige  demokratische 
Verfassung  verlangten. 

Rozet  und  Bourde  stellten  im  Parlament  mit  aller  Kraft  ein  Programm 
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der  Gerechtigkeit  und  der  Gleichberechtigung  der  Eingeborenen  mit  den 
französischen  Staatsbürgern  und  Kolonisten  auf.     Sie  verlangten: 

1.  Abschaffung  aller  Sondersteuern  für  die  Eingeborenen,  die  die  euro- 
päischen Kolonisten  nicht  zu  zahlen  hatten. 

2.  Abschaffung  aller  für  die  Eingeborenen  entwürdigenden  Sonder- 
gesetze und  Sonderstrafen,  die  von  den  französischen  Verwaltungsbeamten 
zum  Teil  ganz  willkürlich  nach  dem  Gesetz  des  Indigenats  über  sie  verhängt 
werden  konnten,  und  überhaupt  die  Aufhebung  dieses  ungerechten  Aus- 
nahmegesetzes. 

3.  Erweiterung  der  bisherigen  lächerlichen  und  ganz  unzureichenden 
Vertretung  der  Eingeborenen  in  den  politischen  und  kommunalen  Körper- 
schaften, Versammlungen  und  Ämtern,  um  die  Eingeborenen  zu  befähigen, 
nachdrücklich  für  ihre  eigenen  Rechte  eintreten  zu  können.  Ferner  Rechts- 
gleichheit. 

Diese  Forderungen  fanden  nun  endlich  kräftige  Unterstützung  von 
Clemenceau,  Leygues  und  Jonnart  in  der  Presse  und  dem  Parlament,  in 
denen  allerdings  nun  wieder  der  Kampf  über  die  Frage  entbrannte,  ob  Al- 
gerien völlige  Autonomie  und  das  angelsächsische  Self-Governm.ent  oder,  nach 
römischem  Vorbild,  das  Bürgerrecht  und  damit  der  Charakter  eines  Departe- 
ments oder  einer  Provinz  Frankreichs  verliehen  werden  sollte. 

Im  Juli  1914  waren  die  Verhandlungen  darüber  so  weit  gediehen, 
daß  das  Indigenatsgesetz  abgeschafft  und  eine  ,, Charte  indigene",  eine 
Verfassungsurkunde  in  Kraft  gesetzt  werden  sollte,  durch  die  den  Eingebo- 
renen ein  großer  Teil  ihrer  Forderungen,  Gleichberechtigung  mit  den  Kolo- 
nisten, Teilnahme  an  den  parlamentarischen  Versammlungen,  auf  Verlangen 
das  französische  Bürgerrecht  und  die  Wahl  ihrer  Bürgermeister  und  Gem.einde- 
vertreter  bewilligt  werden  sollte. 

Ehe  diese  Verordnungen  noch  in  vollem  Umfange  Gesetzeskraft  erlangt 
hatten,  brach  der  Krieg  aus.  Die  französische  Zentralregierung  wurde 
dadurch  in  Algerien  in  eine  üble  Lage  versetzt.  Die  Eingeborenen  waren 
in  höchster  Erregung;  die  Fremdenlegion,  auf  welche  die  Regierung  sich  doch 
stark  stützen  mußte,  bestand  zimi  größeren  Teil  aus  Deutschen,  sie  mußte 
daher  unter  strengste  Aufsicht  gestellt  und  so  weit  als  möglich  Lyautey 
überwiesen  und  von  diesem  in  den  schweren  Kämpfen  gegen  die  Bergkabylen 
verwandt  werden.  Die  algerische  Presse  wurde  der  strengsten  Zensur  unter- 
worfen, damit/  die  Eingeborenen  von  den  Siegen  der  Mittelmächte  nichts 
erfuhren,  sondern  nur  von  den  Großtaten  der  Franzosen.  Die  Bewegungen 
im  Innern  wurden  mit  größter  Härte  unterdrückt  und  den  berechtigten  Wün- 
schen der  Eingeborenen,  die  ihnen  zugestandenen  Freiheiten  zu  erlangen, 
wurde  nicht  Bechnurg  getragen.  Dagegen  mußte  Algerien  große  Truppen- 
massen für  den  europäischen  Krieg,  Arbeiter  für  die  Munitionsfabriken, 
für  die  Landwirtschaft  stellen,  Frankreich  mit  seinen  Erzeugnissen  er- 
nähren. 

Als  gegen  Ende  des  Jahres  1917  die  Aussichten  für  den  Ausgang  des 
Krieges  sich  sehr  ungünstig  darstellten,  die  Eingeborenen  allmählich  auch  die 


Wirtschaftliche,  politische  und  kulturelle  Expansionsbestrebungen  usw.  201* 

Wahrheit  über  die  Vorgänge  in  Europa  von  ihren  im  Felde  stehenden  Sol- 
daten, den  zurückkehrenden  Verwundeten  und  auf  andere  Weise  Genaues 
erfuhren,  traten  sie  auch  wieder  dringlicher  mit  ihren  Forderungen  an  die 
Zentralregierung  hervor.  Zu  ihrem  Unglück  waren  aber  Rozet  und  Bourde, 
ihre  kräftigsten  Sachwalter,  1915  gestorben.  Immerhin  aber  sah  die  fran- 
zösische Zentralregierung  sich  gezwungen,  um  größeres  Unheil  in  Algerien  zu 
verhüten,  nach  langem  Zögern  ihnen  zu  bewilligen,  was  sie  verlangten.  Der 
gestrenge  Generalgouverneur  Lutand  wurde  am  29.  Januar  1918  abberufen 
und  durch  den  ihnen  wohlgesinnten  Jonnart  ersetzt,  und  man  trat  an  die 
Durchführung  der  geplanten  Reformen  heran.  Frankreichs  Gewaltherrschaft 
war  damit  nun  einigermaßen  gebrochen,  um  so  lebhafter  aber  bestanden  die 
Eingeborenen  nun  auf  der  Erlangung  der  ihnen  versprochenen  Freiheiten, 
die  ihnen  denn  auch  zum  Teil  bewilligt  und  eingeführt  wurden.  Trotzdem 
verging  noch  ein  volles  Jahr  über  den  weiteren  Verhandlungen,  und  erst 
am  4.  Februar  1919  wurden  die  durch  das  Votum  des  Senats  festgestellten 
zwei  Gesetze  veröffentlicht,  von  denen  das  eine  die  Regelung  der  Erlangung 
des  französischen  Bürgerrechts,  das  zweite  die  politischen  und  Gemeinde- 
verwaltungsrechte der  eingeborenen  mosleminischen  Algerier  betrifft,  die 
nicht  französische  Bürger  sind. 

Damit  ist  denn  nun  der  Grimd  für  eine  freisinnige  demokratische  Ver- 
fassung für  Algerien  gelegt. 

Jetzt  und  für  die  Zukunft  wird  es  darauf  ankommen,  diese  neuen  Grund- 
lagen für  eine  algerische  Kolonialverfassung  auszubauen,  die  demokratischen 
Grundsätze  gewissenhaft  durchzuführen,  vor  allem  aber  darüber  zu  wachen, 
daß  die  französischen  Beamten  sich  nicht  Rechte  und  Vorrechte  anmaßen, 
die  ihnen  nicht  gebühren  und  den  Eingeborenen,  bzw.  neuen  französischen 
Staatsbürgern  nicht  die  Rechte  und  Freiheiten  wieder  verkümmern,  die  sie 
in  jahrzehntelangem  Ringen  endlich  erlangt  haben. 

Dr.  Gustav    Diercks,    Berlin. 


Der  Umschwung  in  der  weltwirtsdiaftlidien  Bedeutung 
der  Kongokolonie. 

Es  ist  eine  gemeinsame  Erscheinung  bei  fast  allen  afrikanischen  Län- 
dern, daß  die  Anschauungen,  die  man  sich  über  ihre  wirtschaftliche  Be- 
deutung gebildet  hat,  im  Laufe  der  noch  gar  nicht  langen  Periode  ihrer 
beginnenden  Erschließung  sich  einem  Wandel  unterwerfen  mußten.  Unsere 
Kenntnis  der  verschiedenen  Einzelgebiete  ist  seit  der  Verteilung  des  Kon- 
tinents unter  die  kolonisierenden  Mächte  erheblich  fortgeschritten.  Noch 
sind  die  ersten  Berichte  Stanleys  in  aller  Erinnerung,  der  in  dem  riesigen 
Stromgebiet  eine  Handelslandschaft  von  fabelhaftem  Reichtum  zu  erblicken 
glaubte.  Diese  kühnen  Erwartungen  haben  sich  nicht  bewahrheitet;  das 
Bild,  welches  an  ihre  Stelle  trat,  entsprach  freilich  ebensowenig  dem  wahren 
WeltwirtschaftUches  Archiv  Bd.  XV.  XIV 
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wirtschaftliclien  Charakter  dieses  Landes.  Die  großartige  Einseitigkeit, 
die  sich  in  der  ersten  handelspolitischen  Tätigkeit  der  Europäer  in  dem  neuen 
Staate  offenbarte,  war  viel  eher  geeignet,  weite  Kreise,  nicht  zum  wenigsten 
die  geographischen  Beurteiler  unter  ihnen,  zu  einer  Unterschätzung  dieses 
gewaltigen  Neulandes  zu  veranlassen^. 

In  der  ersten  Zeit,  in  welcher  der  Kongostaat  größere  Mengen  ausführte, 
sehen  wir  ein  ungeheures  Übergewicht  von  Kautschuk  und  Elfen- 
bein^  Platz  greifen;  in  den  ersten  Jahren  des  Jahrhunderts  entfallen 
fast  95%  der  etwas  über  50  Mill.  Fr.  betragenden  Gesamtausfuhr  auf  diese 
beiden  Dinge.  Nun  bedarf  es  keiner  Überlegung,  daß  gerade  diese  Gegen- 
stände für  die  Belebung  des  Verkehrs  auf  dem  herrlichen  Netz  von  Wasser- 
straßen am  allerwenigsten  geeignet  sind.  Nicht  viel  anders  steht  es  mit  der 
Einfuhr  in  dieser  Periode,  auch  ihr  fehlen  jene  Massenartikel,  die  für  den 
Import  eines  Landes  mit  großen  Plantagen  und  überhaupt  landwirtschaftlicher 
und  bergbaulicher  Tätigkeit  so  bezeichnend  sind.  Diese  ganze  Periode  ist  also 
für  die  Entwicklung  des  Kongogebiets  und  für  seine  Einordnung  in  die  großen 
Linien  des  afrikanischen  Wirtschaftslebens  weniger  fruchtbar  gewesen,  als 
man  im  ersten  Augenblick  der  Freude  über  die  Entdeckung  des  gewaltigen 
Stromsystems  angenommen  hat.  An  den  Nachwirkungen  dieses  Rückschla- 
ges sehen  wir  auch  die  neuere  Zeit  noch  kranken  und  erst  nach  und  nach 
bereitete  sich  der  Umschwung  vor,  der  zu  einer  anderen  Auffassung  über 
die  Bedeutung   dieser  Gegenden  führen  sollte. 

Es  ist  charakteristisch  und  wird  durch  die  W  a  1 1  z  sehen  Ausführungen 
und  die  eingehenden  Mitteilungen  dieses  Werkes  über  die  am  Kongo  tätigen 
Gesellschaften  durchaus  bestätigt,  daß  die  Bedeutung  der  für  afrikanische 
Verhältnisse  ziemlich  zahlreichen  Eingeborenenbevölkerung  für  den  Handel, 
d.  h.  für  die  Einfuhr  von  europäischen  Gütern,  in  der  wirtschaftlichen  Be- 
wertung stark  in  den  Hintergrund  tritt. 

An  diesem  Bilde  wird  zunächst  wenig  dadurch  geändert,  daß  man  auf 
die  Ausnützung  von  Forsten  und  desgleichen  auch  auf  diejenige  von  etwa 
vorhandenen  bergbaulichen  Schätzen  sein  Augenmerk  schon  seit  längerer 
Zeit  richtete.  Wir  haben  in  der  Inangriffnahme  von  Plänen,  die  sich  in  dieser 
Richtung  bewegen,  wesentlich  nur  vorbereitende  Maßnahmen  zu  sehen. 
Was  tatsächlich  für  die  Wirtschaft  des  Kongo  in  den  ersten  Jahrzehnten 
seines  Bestehens  als  politische  Einheit  geschehen  ist,  das  ist  für  die  Größe 
dieser  Kolonialgründung  recht  wenig.  Immer  wieder  begegnen  uns  in  den 
wirklichen  Leistungen  vorwiegend  die  beiden  obengenannten  Produkte  bis 
in  die  neueste  Zeit. 

Einen  Vorgeschmack  der  neuen  Zeit,  in  welcher  das  Kongogebiet  ver- 
kehrsgeographisch mehr  und  mehr  zu  einer  Einheit  ausgestaltet  wird,  ge- 
währt uns  erst  die  neuere  Periode,  in  der  die  an  sich  ausgezeichneten  Ver- 

^  Vgl.  hierzu  die  Ausführungen  des  grundlegenden  Werkes  von  Dr.  H.  Waltz 
über  das  Konzessionswesen  im  Belgischen  Kongo  (Veröffentlichungen  des  Reichs- 
kolonialamts Nr.  9)    2  Bände.    Verlag  von  G.  Fischer.    Jena  1917. 

^  Vgl.  die  Ziffern  bei  Leutwein,  Der  Kongo  und  seine  weltwirtschaft- 
lichen Aussichten.     „W.  A."    13.  Bd.    S.  83*ff.,  S.  93*f. 
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kehrsstraßen,  wie  sie  die  Natur  in  den  verschiedenen  Abschnitten  des  Strom- 
systems gegeben  hat,  durch  den  Bau  von  Bahnen  zusammengeschlossen 
werden.  Sie  begann  mit  der  Vollendung  der  Kongobahn  im  Jahre  1898, 
und  sie  wird  in  neuester  Zeit  durch  die  Einbeziehung  des  fernen  Katanga- 
gebietes  in  das  Netz  der  in  dieser  Kolonie  vorhandenen  Verkehrswege  ihrer 
Vollendung  entgegengeführt.  Der  Wettkampf  zwischen  den  verschiedenen 
diesem  Gebiet  von  außerhalb  zustrebenden  Linien  bildet  ein  verkehrsgeo- 
graphisch höchst  interessantes  Kapitel,  für  welches  das  erwähnte  Werk 
von  W  a  1 1  z    ausführliche  Einzelheiten  beibringt. 

Wie  sich  das  Interesse  bereits  seit  einer  Reihe  von  Jahren  auf  das  Ge- 
biet von  Katanga  gerichtet  hat,  so  ist  auch  das  Bild  der  Produktion  ein 
wesentlich,  anderes  als  das  ehemalige  geworden.  An  die  Stelle 
der  beiden  H a u p t p ro d u k t e  der  früheren  Zeit  be- 
ginnt in  immer  steigendem  Maße  die  Gewinnung 
bergbaulicher  Erzeugnisse^  zu  treten.  Natürlich  sind 
die  Produktionsziffern  der  in  Angriff  genommenen  Minen  noch  nicht 
besonders  hoch,  übertreffen  aber  schon  jetzt  diejenigen  der  meisten  afri- 
kanischen Kupferminen.  Auch,  hier  zeigt  sich,  daß  die  Eröffnung  sowbhl 
von  Bahnlinien  wie  von  mit  ihnen  etwa  in  Verbindung  stehenden  Wasser- 
straßen eine  Lebensfrage  für  diesen  wichtigsten  Teil  der  Kongokolonie  ge- 
nannt werden  kann.  Bei  der  sich  immer  deutlicher  zeigenden  Reichhaltig- 
keit der  Erzlager  im  Kongo  ist  die  volle  Erschließung  dieses  Gebietes  jetzt, 
nach  dem  Kriege,  wohl  nur  eine  Frage  weniger  Jahre.  Das  wirtschaftliche 
Bild,  daß  das  gesamte  Land  darbietet,  wird  jedenfalls  dadurch  auf  das  stärk- 
ste beeinflußt  werden,  daß  die  Kaufkraft  der  Eingeborenen  in  einem  bisher 
ganz  ungeahnten  Verhältnis  gesteigert  werden  wird.  Das  Charakteristikum 
der  südlich  vom  Äquator  liegenden  afrikanischen  Tropengebiete,  d.  h.  eine 
verhältnismäßig  geringe  Einfuhr  von  Massengütern  europäischer  Herkunft, 
dürfte  damit  zum  Vorteil  des  Kongohandels  bald  einem  anderen  Zustande 
weichen.  Prof.  Karl    Dove,    Freiburg  i.  Br. 


xm. 
Weltpolitik^ 


^  Vgl.  die  Produktions-  und  Ausfuhrziffem  für  Kupfer,  Gold  und  Diamanten 
bei    Leu  t  wein,    a.  a.  0.,  S.  96*ff. 

2  Die  Chronik  der  Weltpolitik,  welche  im  vorliegenden  Bande  S.  100*  be- 
gonnen wurde,-  soll  erst  im  nächsten  Heft  fortgesetzt  werden.  Die  Ratifikation 
des  Friedensvertrages,  welcher  in  den  Mittelpunkt  der  Betrachtungen  zu  rücken 
sein  würde,  war  zur  Zeit  des  Redaktionsschlusses  aus  weltpolitisch  bedeutsamen 
Gründen  noch  nicht  in  ausreichendem  Umfange  erfolgt.  D.  Red. 
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Zcntralamerikanisdic  Streitigkeiten  betreffend  den  Nicaraguakanal. 

I.  Die  Vorgeschichte  bis  1913. 
Unter  den  ernst  zu  nehmenden  mittelamerikanischen  Kanalprojekten, 
die  im  Laufe  der  Jahrhunderte  auftauchten,  sind  zweifellos  diejenigen  am 
bemerkenswertesten,  die  an  die  Gebiete  von  Darien,  Nicaragua,  Panama 
und  Tehuantepec  anknüpften^.  Während  nun  eine  Durchstechung  des 
amerikanischen  Kontinents  an  den  Golfen  von  Tehuantepec  und  Darien 
niemals  versucht  worden  ist,  hat  man  die  Verwirkhchung  eines  Nicaragua- 
und  Panamakanalprojektes  bereits  im  Laufe  des  19.  Jahrhunderts  in  An- 
griff genommen.  Das  Panamakanalprojekt  empfahl  sich  besonders  darum, 
weil  das  amerikanische  Festland  dort  die  schmälste  Stelle  hatte.  Dem  Nica- 
raguakanalvorschlage  kam  die  Tatsache  sehr  zugute,  daß  für  ihn  das  Fluß- 
bett des  San  Juan  River  und  der  Nicaraguasee  benutzt  werden  konnten. 
Im  Jahre  1841  bemächtigte  sich  England  des  sogenannten  Mosquitogebietes 
und  der  Küste  an  der  San  Juanmündung,  um  das  für  den  Bau  des  Nicara- 
guakanals in  Betracht  kommende  Territorium  in  der  Hand  zu  haben.  Aber 
auch  die  Vereinigten  Staaten  von  Amerika,  in  denen  sich  1849  die  Compania 
de  Transito  de  Nicaragua  bildete,  hatten  Absichten  auf  den  Kanal  und 
machten  England  gegenüber  die  Monroedoktrin  geltend.  Es  kam  jedoch 
zwischen  den  beiden  Rivalen  in  dem  berühmten  Clayton-Bulwer- Vertrage 
vom  19.  April  1850^  eine  Verständigung  zustande.  Darin  verpflichteten  sich 
sowohl  Großbritannien  als  auch  die  Vereinigten  Staaten,  niemals  die  aus- 
schließliche Kontrolle  über  einen  mittelamerikanischen  Kanal  zu  über- 
nehmen noch  an  ihm  Befestigungen  zu  bauen.  Ferner  kamen  sie  überein, 
keinen  Teil  von  Mittelamerika  in  Besitz  zu  nehmen,  dort  nicht  zu  koloni- 
sieren usw.  In  der  Folgezeit  entstanden  zwischen  den  Vereinigten  Staaten 
und  Großbritannien  noch  eine  Reihe  weiterer  Streitigkeiten,  die  aber  hier 
übergangen  werden  können.  Erst  in  den  70er  Jahren  gewannen  die  Kanal- 
projekte unter  dem  Eindruck  der  im  Jahre  1869  erfolgten  Eröffnung  des 
Suezkanals  wieder  deutlichere  Gestalt.  Eine  in  den  Vereinigten  Staaten 
von  Amerika  eingesetzte  Kommission  gab  1876  ein  Gutachten  dahin  ab, 
daß  zwar  ein  Niveaukanal  an  keiner  Stelle  möglich  sein,  daß  aber  für  einen 
Schleusenkanal  die  Linie  durch  Nicaragua  vom  bautechnischen,  gewerb- 
lichen und  wirtschaftlichen  Standpunkte  aus  am  meisten  empfohlen  werden 


^  Vgl.  hierzu  und  z\im  folgenden  H  e  n  n  i  g ,  Probleme  des  Weltverkehrs. 
Berlin     1913.     S.  228ff. 

*  Vgl.  S  t  r  u  p  p ,  Urkunden  zur  Geschichte  des  Völkerrechts.  Gotha  1911. 
L    S.  288ff.    Hier  auch  wertvolle  Literaturangaben. 
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könne.  1881  wurde  darauf  die  Panamakanalgesellschaft  in  Paris  unter  Lessepa 
gegründet,  die  im  gleichen  Jahre  mit  den  Arbeiten  begann,  jedoch  bis  zu 
ihrem  1889  erfolgten  Zusammenbruch  nicht  weit  gelangte.  Im  gleichen 
Jahre  —  1889  —  wurde  als  Konkurrenzunternehmen  die  „Nicaragua  Canal 
Construction  Company"  in  New  York  gegründet,  die  gleichfalls  1893  zu- 
sammenbrach und  das  Projekt  wenig  förderte.  Mehrere  Jahre 
hörte  man  darauf  nichts  mehr  von  diesen  Plänen,  bis  der  amerikanische 
Senat  am  21.  Januar  1899  beschloß,  es  solle,  wenn  möglich,  binnen  sechs 
Jahren  durch  Nicaragua  ein  staatlicher  Kanal  gebaut  werden,  dessen  Neu- 
tralität zu  garantieren  sei.  Sollte  sich  der  Kanalbau  durch  Nicaragua  als 
ungeeignet  herausstellen,  so  sollte  er  anderswo  versucht  werden.  Um  das 
Kanalprojekt  ohne  Bruch  des  Clayton-Bulwer- Vertrages  in  Angriff  nehmen 
zu  können,  suchte  man  Großbritannien  zum  Abschluß  eines  neuen  Vertrages 
zu  veranlassen.  In  der  Tat  erhielten  die  Vereinigten  Staaten  durch  den 
Hay-Pauncefote- Vertrag  vom  18.  November  1901^  die  Berechtigung  zum 
Bau  eines  Kanals.  Sie  mußten  sich  lediglich  verpflichten,  Schiffen  anderer 
Nationen  für  die  Benutzung  des  Kanals  gleiche  Rechte  und  Pflichten  zu 
gewähren.  Die  Streitfrage,  ob  der  Kanal  durch  Panama  oder  Nicaragua 
gehen  solle,  wurde  am  9.  Januar  1902  im  amerikanischen  Senate  mit  geringer 
Stimmenmehrheit  zugunsten  des  Nicaraguaprojektes  entschieden.  Aber 
einige  Wochen  später  fanden  mehrere  Ausbrüche  der  in  der  Nähe  der  Nica- 
raguaroute gelegenen  Vulkane  Momotombo  und  Mont  Pele  statt.  Infolge- 
dessen fürchtete  man,  die  Gegend  von  Nicaragua  sei  zu  vulkan-  und  erd- 
bebenreich und  gab  dem  Panamakanalprojekte  den  Vorzug.  Am  19.  Juni 
1902  entschied  sich  der  amerikanische  Kongreß  für  die  Durchstoßimg  von 
Panama,  und  am  4.  Mai  1904  wurde  der  Bau  des  Kanals  an  der  Stelle,  wo 
die  Lessepsgesellschaft  ihn  unterbrochen  hatte,  wieder  aufgenommen  und 
im  Jahre  1914  vollendet. 

Infolge  der  ernsten  Inangriffnahme  des  Panamakanals  schien  der  Plan 
eines  Kanals  durch  Nicaragua  endgültig  begraben  zu  sein.  In  dem 
Vertrage  vom  19.  April  1905^  verzichtete  denn  auch  England  auf  das  Pro- 
tektorat über  die  Mosquitoindianer  und  erkannte  die  volle  Souveränität 
Nicaraguas  über  das  Mosquitoterritorium  an.  Trotzdem  fürchtete  man  in 
den  Vereinigten  Staaten,  daß  das  Nicaraguaprojekt  noch  einmal  von  irgend- 
einer Seite  als  Konkurrenzunternehmen  zum  Panamakanal  in  Angriff  ge- 
nommen würde  und  suchte  sich  dagegen  zu  sichern.  Daß  die  amerikanischen 
Bedenken  nicht  ganz  unberechtigt  waren,  ergibt  sich  z.  B.  aus  einer  An- 
regujig  Nicaraguas  vom  Jahre  1908.  Damals  wandte  sich  nämhch  die  Re- 
gierung dieses  zentralamerikanischen  Staates  vertraulich  an  ihren  Pariser 
Gesandten,  er  möge  mit  dem  japanischen  Botschafter  in  Fühlung  treten, 
um  dessen  Regierung  zum  Bau  eines  zweiten  Kanals  durch  Nicaragua  zu 
veranlassen^.     Auch  andere  Informationen  ließen  die  Mögüchkeit  des  Zu- 

»  S  t  r  u  p  p  ,   a.  a.  0.  n.  S.  203ff. 
2  British  and  Foreign  State  Papers,  98,  69. 
V^George    T.    Weitzel,     „American  Policy".      Nicaragua.     S.  9,  10. 
Sen.  Döc.   No.  334,  64.     Ferner  The   New  Pan  Americanism,   Part  III  Central 
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Standekommens  eines  Konkurrenzunternehmens  trotz  dessen  voraussichtlich 
mangelnder  Kentabilität  als  nicht  gering  erscheinen^.  Deshalb  versuchte» 
die  Amerikaner,  einem  solchen  Beginnen  unter  allen  Umständen  vorzu- 
beugen. 

II.    Der    Bryan-Chamorrovertrag   vom 
5.  August    1914. 

Im  Jahre  1913  begannen  die  Vereinigten  Staaten  Verhandlungen  mit 
Nicaragua^,  um  sich  den  Bau  eines  interozeanischen  Kanals  durch  das  Gebiet 
von  Nicaragua  zu  sichern.  Diese  Verhandlungen  wurden  bemerkenswerter- 
weise geheim  geführt,  und  die  anderen  zentralamerikanischen  Staaten  er- 
fuhren erst  im  April  1913  aus  privater  Quelle,  daß  bestimmte  Verhandlungen 
im  Gang  seien.  Sofort  wurde  von  selten  Costa  Eicas  gegenüber  Nicaragua 
und  den  Vereinigten  Staaten  dagegen  protestiert.  Nicaragua  erklärte,  der 
Vertrag  mit  den  Vereinigten  Staaten  verletze  keinerlei  Rechte  Costa  Ricas. 
Die  Geheimhaltung  der  Verhandlungen  wurde  damit  begründet,  daß  Be- 
denken internationalen  Charakters,  die  nicht  lediglich  Nicaragua  beträfen, 
im  Wege  ständen.  Als  am  4.  Juli  1913  eine  mittelamerikanische  Zeitung 
den  genauen  Wortlaut  des  Vertrages  vom  8.  Februar  1913  zwischen  Nica- 
ragua und  den  Vereinigten  Staaten,  des  sogenannten  Chamorro-Weitzel- 
Vertrages,  veröffentlichte,  fragte  Costa  Rica  bei  Nicaragua  an,  ob  jener 
Text  authentisch  sei.  Nicaragua  verweigerte  unter  Hinweis  auf  die  beson- 
deren Umstände,  die  eine  Geheimhaltung  der  Verhandlungen  erfordere, 
jegliche  Erklärung  hierzu. 

Der  Chamorro-Weitzel- Vertrag  vom  8.  Februar  1913  wurde  vom  Senat 
der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  nicht  ratifiziert.  Darauf  wurde  am 
5.  August  1914  ein  neuer  Vertrag,  der  Bryan-Chamorro- Vertragt  zwischen 

American  League  of  nations,  World  Peace  Foundation,  Boston,  Pamphlet 
Series,  VII,  No.  1.  February  1917.  S.  XXIL  Diese  Schrift  ist  auch  zum 
folgenden  heranzuziehen. 

1  H  e  n  n  i  g  ,    a.  a.  0.  S.  312ff. 

2  Die  hier  in  Betracht  kommende  Korrespondenz  ist  folgende:  Gesandter 
Francisca  Duenas  an  Staatssekretär  Bryan.  21.  Oktober  1913:  Staatssekretär  Bryan 
an  den  Gesandten  Duenas,  18.  Februar  1914;  Gesandter  Duenas  an  Staatssekretär 
Bryan,  11.  März  1914  („Boletin  del  Ministerio  de  Relaciones  Exteriores",  „Libro 
Rosado  de  El  Salvador"),  VII,  Nos.  I— III.  S.  8—11);  Gesandter  Rafael  Zaldivar 
an  Staatssekretär  Lansing,  9.  Februar  1916;  Staatssekretär  Lansing  an  den  Ge- 
sandten Zaldivar,  13.  März  1916  („Boletin  del  Ministerio",  VIII.    Nos.  IV— VI). 

F.  Martiner  Suarez,  Minister  der  auswärtigen  Angelegenheiten  Salvadors  an 
den  Gesandten  von  Nicaragua,  14.  April  1916  („Boletin  del  Ministerio".  VIII, 
No.  VIII.  S.  4,  ß);  Diego  M.  Chamorro,  Minister  der  auswärtigen  Angelegenheiten 
von  Nicaragua  an  den  Gesandten  von  Salvador,  26.  Juli  1916  („Boletin  del  Mi- 
nisterio". VIII,  No.  VIII.  S.  5—36). 

Geschäftsträger  Carlos  A.  Meza  an  Staatssekretär  Bryan,  8.  Juli  1914;  Staats- 
sekretär Bryan  an  den  Geschäftsträger  Meza,  16.  Juli  1914;  Geschäftsträger  Meza 
an  Staatssekretär  Bryan,  21.  Juli  1914  („Boletin  del  Ministerio."  VII,  Nos.  I — III. 
S.  11—13). 

^  Vgl.  den  Text  des  Vertrages  im  „American  Journal  of  International  Law". 
1917.    S.  190ff. 
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Nicaragua  und  den  Vereinigten  Staaten  abgeschlossen.  Die  Präambel  be- 
tonte, die  Vertragsparteien  seien  gewillt,  ihre  alte  Freundschaft  aufs  neue 
dadurch  zu  befestigen,  daß  sie  für  alle  Ziele  ihres  beiderseitigen  Interesses 
zusammenarbeiteten.  In  Art.  1  dieses  Abkommens  gestattete  Nicaragua 
den  Vereinigten  Staaten,  unter  Benutzung  des  San  Juan  River  und  des 
großen  Sees  von  Nicaragua  oder  unter  Durchstechung  irgendeiner  Land- 
strecke des  Territoriums  von  Nicaragua  einen  interozeanischen  Kanal  zu 
bauen.  Die  Einzelheiten  der  Ausführung  sollten  später  vereinbart  werden. 
Zum  Schutze  dieses  Kanals  trat  Nicaragua  nach  Art.  2  für  99  Jahre  die 
Inseln  Great  Corn  Island  und  Little  Corn  Island  ab  und  erlaubte  den  Ver- 
einigten Staaten,  an  der  Küste  von  Nicaragua  am  Golfe  von  Fonseca  einen 
Flottenstützpunkt  zu  bauen,  und  zwar  an  der  von  den  Vereinigten 
Staaten  noch  näher  zu  bezeichnenden  Stelle.  Die  Vereinigten  Staaten 
sollten  das  Recht  haben,  die  Erneuerung  des  Vertrages  nach  99  Jahren  für 
eine  gleiche  Zeitdauer  zu  verlangen.  Sowohl  die  abgetretenen  Inseln  wie 
der  Flottenstützpunkt  sollten  für  die  angegebene  Zeit  völlig  unter  der  Sou- 
veränität der  Vereinigten  Staaten  stehen.  Nach  Art.  3  sollten  die  Vereinigten 
Staaten  als  Gegenleistung  an  Nicaragua  3  Mill.  Dollar  zahlen. 

Der  Vertrag  wurde  vom  Senat  der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika 
am  18.  Februar  1916  mit  55  gegen  18  Stimmen  ratifiziert,  und  zwar  mit 
einem  Amendement^,  worin  darauf  hingewiesen  war,  daß  außer  Costa  Rica 
auch  Salvador  und  Honduras  gegen  die  Ratifikation  des  Vertrages  mit  der 
Behauptung  protestiert  hätten,  daß  er  ihre  Rechte  verletze.  Deshalb  er- 
klärte der  Senat,  die  Ratifikation  erfolge  unter  der  Voraussetzung,  daß  ge- 
mäß diesem  Abkommen  nichts  beabsichtigt  sei,  das  irgendwelche  Rechte 
der  genannten  Staaten  beeinträchtige. 

Keiner  der  anderen  zentralamerikanischen  Staaten  war  bei  dem  Ab- 
schluß des  Vertrages  zugezogen  worden.  Es  wurde  von  den  Parteien  unter 
Beiseiteschiebung  der  angeblichen  oder  wirklichen  Rechte  dieser  Staaten 
gar  keine  Auseinandersetzung  mit  ihnen  versucht.  Ja,  die  Verhandlungen 
waren  auch  weiterhin  so  geheim  geführt  worden,  daß  z.  B.  Costa  Rica  erst 
im  Februar  1915  den  Wortlaut  des  Bryan-Chamorro- Vertrages  erfuhr  und 
gegen  seine  Ratifikation  protestieren  konnte.  Dies  Verfahren  der  Ver- 
tragsparteien fordert  ganz  gewiß  die  Kritik  heraus.  Man  kann  auch  wohl 
kaum  Nicaragua  in  Schutz  nehmen  und  behaupten,  es  habe  nur  unter  dem 
Druck  der  Vereinigten  Staaten  so  gehandelt.  Denn  die  Präzedenzien  des 
Falles  sprechen  dafür,  daß  Nicaragua  von  sich  aus  den  Bau  des  Kanals, 
wohl  aus  Eifersucht  gegen  Panama,  betrieb^. 

^  Vgl.  den  Wortlaut  im  „American  Journal  of  International  Law".  1917. 
S.  226.  Vgl.  hierzu  und  zum  folgenden  auch  M  u  n  r  o ,  The  five  Republics  of 
Central  America,  New  York,  1918  S.  227  ff. 

^  Das  macht  auch  die  Vermutung  von  H  e  n  n  i  g  a.  a.  O.  nicht  allzu  wahr- 
scheinlich, wonach  der  Vertrag  vielleicht  nur  der  Beginn  einer  Aneignung  Nicara- 
guas durch  die  Vereinigten  Staaten  sei.  Vgl.  auch  Estados  Unidos  en  la  Bahia 
de  Fonseca,  Revista  de  Derecho  hist.  y.  letras  Bd.  58  S.  63  ff. 


208*  Chronik  und  Archivalien. 

III.    Der   Prozeß    „Costa    Rica    gegen    Nicaragu a". 

Am  24.  März  1916  erhob  Costa  Eica  gegen  Nicaragua  Klage  bei  dem 
zentralamerikanischen  Gerichtshof  in  Cartago^,  dem  ersten  überstaatlichen 
Tribmial,  dessen  Errichtung  1907  auf  der  zentralamerikanischen  Friedens- 
konferenz zu  Washington  zur  Erledigung  aller  zentralamerikanischen 
Streitigkeiten^  beschlossen  worden  war.  Costa  Rica  führte  in  erster  Linie 
aus:  der  Bryan-Chamorro- Vertrag  stände  im  Widerspruch  mit  dem  Canas- 
Jerez- Vertrage  vom  15.  April  1858  zwischen  Costa  Rica  und  Nicaragua 
und  dem  auf  die  Auslegung  dieses  Vertrages  bezüglichen  Urteile  des 
Präsidenten  Cleveland  vom  22.  März  1888;  schließlich  verstoße  er  gegen 
den  zentralamerikanischen  Friedens-  und  Freundschaftsvertrag  vom 
20.  Dezember  19073. 

Der  Gesandte  Nicaraguas  bestritt  in  einem  Schreiben  vom  1.  April  1916 
die  Zuständigkeit  des  Gerichtshofes,  da  Costa  Rica  gar  nicht  den  Versuch 
gemacht  habe,  den  Streitfall  auf  diplomatischem  Wege  zu  erledigen.  Nach 
Art.  1  des  Abkommens  über  die  Errichtung  des  zentralamerikanischen  Ge- 
richtshofes müsse  dies  aber,  so  betonte  er,  vorher  geschehen.  Daß  Nicaragua 
zu  dem  Abschluß  eines  derartigen  Vertrages  berechtigt  sei,  gehe  aus  dem 
Schiedssprüche  des  Präsidenten  Cleveland  hervor,  der  keiner  Revision  unter- 
worfen werden  dürfe,  da  er  den  Streitfall  endgültig  entschieden  habe.  In 
einer  späteren  Note  vom  26.  April  1916  fügte  Nicaragua  noch  hinzu,  der 
Gerichtshof  sei  nur  für  diejenigen  Streitigkeiten  zuständig,  die  nach  der 
Errichtung  des  Tribunals  entstanden  seien.  Hier  aber  handle  es  sich  um 
die  Auslegung  eines  alten  Vertrages  aus  dem  Jahre  1858,  der  nicht  unter 
die  Kompetenz  des  Gerichtshofes  falle.  Deshalb  lehnte  Nicaragua  ein  Er- 
scheinen vor  dem  Gerichtshofe  ab.  Immerhin  waren  seine  Interessen 
durch  einen  der  fünf  Richter  des  Tribunals,  der  ein  Angehöriger 
Nicaraguas  war,  vertreten. 

Bei  den  Verhandlungen  des  Gerichtshofes  begründete  Costa  Rica  seinen 
Anspruch  auf  Nichtigkeitserklärung  des  Bryan-Chamorro- Vertrages  im  ein- 
zelnen folgendermaßen:  Der  Canas-Jerez- Vertrag  vom  15.  April  1858*  gebe 
in  Art.  6  Costa  Rica  das  Recht  freier  Schiffahrt  zum  Zwecke  des  Handels 


1  Nach  einer  Mitteilung  der  „Frankfurter  Zeitung^'  vom  27.  Mai  1918,  Morgen- 
blatt, soll  Columbia  zunächst  den  Vorschlag  gemacht  haben,  den  Streit  dem  Schieds- 
höfe zu  unterbreiten,  was  Wilson  aber  abgelehnt  habe. 

2  Nach  Art.  1  des  Abkommens  über  die  Errichtung  eines  zenlralamerikajii- 
Rchen  Gerichtshofes  hatten  sich  die  Parteien  verpflichtet,  „alle  Gagensätzlichkeiten 
oder  Fragen,  die  zwischen  ihnen  auftauchten,  welcher  Natur  sie  auch  wären  und 
welcher  Art  ihr  Ursprung  auch  sei,  dem  Gerichtshof  zu  unterbreiten,  wenn  die 
Ministerien  der  Auswärtigen  Angelegenheiten  nicht  imstande  wären,  zu  einer  Ver- 
ständigung zu  gelangen".  Vgl.  Fried,  Panamerika.  2.  Aufl.  Zürich  1917.  S. 
173;  Wehberg,  40  ständige  Schiedsverträge.  Breslau  1913.  S.  ö4ff.  Näheres 
über  den  Gerichtshof  weiter  unten. 

•  Vgl.  die  Ausführungen  in  dem  Urteile  des  zentralamerikanischen  Gerichts- 
hofes vom  30.  September  1916;  abgedruckt  im  „American  Journal  of  International 
Law".     1917.     S.  181—229. 

*  Vgl.  die  wichtigsten  Artikel  dieses  Vertrages  im  „American  Journal  of 
International  Law".     1917.     S.  192ff, 
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auf  dem  San  Juan  Eiver  von  der  Mündung  bis  drei  englische  Meilen  unter- 
halb Castillo  Viejo.  Ferner  solle  nach  Art.  8  jenes  Abkommens,  wenn  die 
gegenwärtigen  Verträge  betreffend  das  Kanalprojekt  nicht  mehr  in  Geltung 
wären,  Nicaragua  keinen  neuen  Vertrag  dieser  Art  ohne  das  Einverständnis 
von  Costa  Rica  schließen  dürfen.  Costa  Rica  habe  das  Recht,  eventuelle 
Einwendungen  gegen  einen  solchen  Vertrag  vorzubringen  und  müsse  dies 
in  dem  Falle,  daß  Nicaragua  die  Antwort  für  eilig  erachte,  innerhalb  30  Tagen 
tun.  Beeinträchtige  der  neue  Vertrag  die  ,, natürlichen  Rechte"  Costa  Ricas 
nicht,  so  solle  seine  Meinung  lediglich  ,, beratende"  Bedeutung  haben.  In 
der  Entscheidung  des  Präsidenten  Cleveland  vom  22.  März  1888  sei  dieser 
Vertrag  nach  wie  vor  als  in  Geltung  befindlich  erklärt  worden.  Cleveland 
habe  sich  dahin  ausgesprochen,  daß  unter  ,, natürlichen  Rechten"  Costa 
Ricas,  von  denen  in  dem  Vertrage  vom  15.  April  1858  die  Rede  sei,  insbe- 
sondere das  Recht  auf  die  freie  Schiffahrt  an  dem  näher  bezeichneten  Teile 
des  Laufes  des  San  Juan  River  zu  verstehen  sei,  und  daß  in  solchen  Fällen, 
wo  die  natürlichen  Rechte  Costa  Ricas  auf  dem  Spiele  ständen,  ein  Vertrag 
von  selten  Nicaraguas  nur  mit  Einwilligung  Costa  Ricas  geschlossen 
werden  dürfe. 

Nach  alledem  habe  Costa  Rica  eine  Art  Miteigentumsrecht  an  dem 
San  Juan  River,  so  daß  Nicaragua  über  diese  Rechte  nicht  einseitig  ver- 
fügen könne,  insbesondere  nicht  durch  einen  Zessionsvertrag.  Durch  den 
Bryan-Chamorro- Vertrag  seien  aber  die  Rechte  Nicaraguas  in  Gefahr,  miß- 
achtet zu  werden;  künftighin  werde  es  an  dem  guten  Willen  der  Vereinigten 
Staaten  liegen,  ob  Costa  Rica  die  freie  Schiffahrt  auf  dem  San  Juan  River 
ausüben  dürfe. 

Der  Vertrag  widerspreche  aber  auch  dem  Art.  9  des  Washingtoner 
Friedens-  und  Freundschaf tsvertrages  vom  20.  Dezember  1917^,  worin  die 
zentralamerikanischen  Staaten  übereingekommen  wären,  an  ihren  Küsten  und 
in  ihren  Häfen  die  Schiffe  der  anderen  Vertragsstaaten  genau  so  zu  behandeln 
wie  eigene.  Die  Vereinigten  Staaten  könnten  fortan  innerhalb  der  Fonseca- 
bay  und  an  den  Inseln  Great  Corn  Island  und  Little  Corn  Island  Schiffe 
Nicaraguas  günstiger  stellen  als  die  anderer  zentralamerikanischer  Staaten, 
ohne  daß  diese  ein  Recht  des  Einspruches  besäßen.  Aus  all  diesen  Gründen 
sei  der  Bryan-Chamorro- Vertrag  ungültig. 

Am  1.  Mai  1916  ordnete  der  Gerichtshof  auf  Antrag  des  Klägers  durch 
Zwischenurteil  an,  daß  der  status  quo  bezüglich  des  San  Juan  River,  der  Fon- 
secabay  usw.  bis  auf  weiteres  aufrechterhalten  bleiben  müsse.  Gleichzeitig 
wurde  der  beklagten  Partei  eine  Frist  zur  Beantwortung  der  Klageschrift 
gegeben.  Nicaragua  erwiderte,  das  Gericht  sei  nicht  zuständig,  weil  der 
Kläger  die  diplomatischen  Mittel  nicht  erschöpft  habe.    Die  Proteste  hätten 


^  Dieser  Vertrag  ist  abgedruckt  auf  S.  I  der  bereits  zitierten  Schrift  „The 
New  Pan  Americaiüßm".  Art.  9  lautet:  „The  merchant  ships  of  the  signatory 
countriea  shall  be  coneidered  upon  the  sea,  along  the  evasts,  and  in  the  ports  of 
Said  countries  as  national  vessels;  they  shall  enjoy  the  same  exceptions,  immu- 
nities  and  concessions  as  the  latter;  and  shall  not  pay  other  dues  nor  be  subject 
to  further  taxes  than  those  imposed  upon  and  paid  by  the  vessels  of  the  country. 


210*  Chronik  und  Archivalien. 

sich  nur  auf  den  gar  nicht  ratifizierten  Chamorro-Weitzel- Vertrag  bezogen, 
nicht  aber  auf  den  Bryan-Chamorro- Vertrag.  Dieser  Vertrag  sei  zudem  mit 
einem  Staate  geschlossen  worden,  welcher  der  Jurisdiktion  des  zentralameri- 
kanischen Gerichtshofes  nicht  unterliege.  Ferner  betreffe  der  Streitfall  die 
Souveränitätsrechte  Nicaraguas,  über  die  der  Gerichtshof  nicht  zu  ent- 
scheiden habe.  Der  Bryan-Chamorro -Vertrag  enthalte  überhaupt  keine 
Zession,  sondern  gewähre  nur  eine  Antwartschaft  auf  eine  solche.  Costa 
Eica  könne  erst  intervenieren,  wenn  sein  Recht  verletzt  sei,  nicht  aber  vor- 
her, wo  höchstens  die  Gefahr  bestände,  daß  es  mißachtet  werde.  Nicaragua 
erklärte  schüeßUch,  das  Urteil  auf  keinen  Fall  annehmen  zu  wollen;  es  lehnte 
auch  jede  Beteiligung  an  dem  Verfahren  ab  und  betonte,  es  habe  sich  zu  der 
Sache  ledighch  aus  Höflichkeit  gegenüber  dem  Gerichtshofe  geäußert. 

Das  Urteil  erging  am  30.  September  1916.  Alle  fünf  Richter  bejahten 
zunächst  die  Zuständigkeit  des  Gerichtshofes.  Es  wurde  festgestellt:  1.  daß 
ihm  durch  Art.  1  des  Abkommens  über  den  zentralamerikanischen  Gerichts- 
hof alle  Streitigkeiten  unterworfen  seien,  auch  solche,  welche  die  Souveränität 
eines  Staates  berührten;  2.  daß  auch  Streitfragen,  welche  die  Rechtedritter 
Staaten  angingen,  der  Schiedsgerichtsbarkeit  des  Tribunals  unterworfen 
seien;  daß  andernfalls  durch  die  Rechtsprechung  des  Gerichts  der  Appell 
an  die  Waffen  nicht  ausgeschlossen  werden  würde,  und  daß  es  zudem  für 
den  Gerichtshof  sehr  wohl  möglich  sei,  sich  bei  allen  solchen  Streitigkeiten 
auf  die  Entscheidung  der  Rechtsbeziehungen  unter  den  zentralamerikani- 
schen Staaten  zu  beschränken  und  sich  der  Beurteilung  von  Handlungen 
dritter  Staaten  zu  enthalten  und  3.,  daß  der  Kläger  die  diplomatischen  Mittel 
vor  Anrufung  des  Gerichtshofes  erschöpft  habe,  weil  der  Chamorro-Weitzel 
und  der  Bryan-Chamorro- Vertrag  nur  zwei  Stufen  derselben  diplomatischen 
Verhandlungen  seien. 

Mit  vier  gegen  eine  Stimme^  wurde  sodann  die  Frage  der  Verletzung 
der  Rechte  Costa  Ricas  durch  den  Bryan-Chamorro- Vertrag  bejaht.  Nur 
der  Vertreter  Nicaraguas  im  Gerichtshofe  dissentierte.  Er  nahm,  wie  dies 
die  nationalen  Schiedsrichter  bei  internationalen  Schiedsgerichten  wieder- 
holt getan  haben^,  Partei  für  sein  Vaterland,  anstatt  ausschüeßlich  nach 
Recht  und  Gerechtigkeit  zu  urteilen.  Die  Mehrheit  entschied:  Der  Bryan- 
Chamorro- Vertrag  stelle  eine  Zession  dar  und  nicht  lediglich  eine  Anwart- 
schaft darauf.  Er  verletze  also  bereits  die  Rechte  Costa  Ricas.  Im  übrigen 
schloß  sich  das  Tribunal  in  seinen  sehr  ausführlichen  Darlegungen  den  Aus- 
führungen des  Klägers  an,  ohne  auf  irgendwelche  besonders  interessanten 
Streitfragen  einzugehen.  Im  einzelnen  wurde  noch  hervorgehoben,  daß  das 
Amendement  des  Senats  der  Vereinigten  Staaten  zu  dem  Vertrage  eine  Ver- 
letzung der  Rechte  Costa  Ricas  nicht  ausschließe.  Das  Gericht  erklärte 
den  Vertrag  nicht  für  ungültig,  da  es  glaubte,  hierzu  nicht  berechtigt  zu 
sein,  weil  die  eine  Vertragspartei  der  Jurisdiktion  des  Gerichts  nicht  unter- 

^  Der  Gerichtshof  war  nach  dem  Abkommen  von  1907  mit  fünf  Richtern 
besetzt,  die  je  einer  der  fünf  zentralamerikanischen  Republiken  entnommen  waren. 

*  Näheres  hierüber  bei  W  e  h  b  e  r  g  ,  Das  Problem  eines  internationalen 
Staatengerichtßhofes.    München  uiad  Leipzig  1913.    S.  ö5ff. 
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liege.  Es  begnügte  sich  mit  der  Feststellung,  daß  er  dem  Canas-Jerez- Ver- 
trag und  dem  zentralamerikanischen  Friedens-  und  Freundschaftsvertrage 
widerspreche^. 

Im  Oktober  1916  protestierte  Nicaragua,  nachdem  es  das  Urteil  emp- 
fangen hatte,  gegen  die  Entscheidung.  Es  führte  aus:  niemand  könne  seine 
Sicherheit  und  Wohlfahrt  der  Rechtsprechung  Dritter  unterwerfen,  und  der 
Gerichtshof  sei  keinesfalls  kompetent,  über  Streitigkeiten  zu  urteilen,  die 
vor  seiner  Errichtung  entstanden  seien.  Außerdem  habe  das  Gericht  über 
die  Auslegung  eines  Vertrages  entschieden,  der  bereits  Gegenstand  der 
Schiedssprechung  gewesen  sei.  Jener  Schiedsspruch  sei  endgültig  gewesen 
und  hätte  keiner  Revision  unterworfen  werden  dürfen.  Deshalb  betonte 
Nicaragua,  es  werde  den  Schiedsspruch  nicht  annehmen. 

Hierauf  antwortete  der  Sekretär  des  Gerichtshofes  im  Auftrage  des 
Richterkollegiums  durch  eine  Zirkularnote  an  die  sämtlichen  zentralameri- 
kanischen Staaten^.  Gewiß  ein  eigenartiger  Fall,  daß  der  Gerichtsschreiber 
das  Urteil  seines  eigenen  Richters  noch  besonders  zu  rechtfertigen  sucht. 
Er  widerlegte  die  Einwände  Nicaraguas  (die  man  größtenteils,  auch  soweit 
sie  bereits  früher  geltend  gemacht  worden  waren,  als  sophistisch  bezeichnen 
muß),  indem  er  einmal  auf  die  vorbehaltlose  Unterwerfung  aller  Streitig- 
keiten unter  die  Kompetenz  des  Gerichtshofes  hinwies,  und  schließlich 
bestritt,  daß  der  Schiedsspruch,  dessen  Auslegung  dem  Gerichte  zur 
Unterstützung  seiner  Entscheidung  gedient  habe,  revidiert  worden  sei. 

Dr.  Hans    Wehberg,    Berlin. 
(Schluß  folgt  im  nächsten  Heft.) 


XV. 
Nadiriditen-  und  Zeitungswesen,  wissensdiaftlidie 
Inst.tute  und  Publikationen. 


Der  wirtsdiaftlidie  Äuslandsnadiriditendienst  in  Holland. 

Die  Ausbreitung  der  gegenseitigen  Handelsgemeinschaft  unter  den  Völ- 
kern, welche  ständig  neue  Wege  einschlug,  je  nachdem  die  VerkehrsmögUch- 
keit  zwischen  verschiedenen  Gebieten  zahlreicher  wurden,  hat  für  jedes 
Volk  und  jeden  einzelnen,  der  dazu  gehört,  den  Kreis  erweitert,  inner- 
halb dessen  die  Vorgänge  einen  Einfluß  auf  die  eigene  Lage  ausüben.  Es 
würde   falsch    sein,    den    einzebien   als  das   Schlachtopfer  der  Verkehrs- 


^  Vgl.  zu  dem  Urteil  den  Aufsatz  von  Brown  im  „Editorial  Comment" 
des  „American  Journal  of  International  Law".     1917.     S.  156ff. 

2  Vgl.  diese  Zirkularnote  im  „American  Journal  of  International  Law". 
Suppl.     1917.    S.  3—13. 
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ausdehnung  hinzustellen;  die  sozialökonomische  Erklärung  der  Erweiterung 
des  Wirtschaftsgebietes  wollen  wir  jedoch  beiseite  lassen  und  uns  auf  den 
Standpunkt  des  einzelnen  Unternehmers  stellen.  Dieser  sah  allmähUch  das 
Gebiet,  welches  er  zur  Ausübung  seiner  Erzeugungstätigkeit  zu  berücksich- 
tigen hatte,  immer  umfangreicher  werden;  es  schien,  als  ob  immer  mehr  Ein- 
flüsse den  Weg  durchkreuzten,  welchen  er  einzuschlagen  sich  vorgenommen 
hatte;  seine  Teilnahme  an  allem,  was  um  ihn  herum  vorging,  mußte  aus- 
gedehnter, sein  Studium  eingehender  werden.  Die  Kenntnis,  die  Kaufmann 
sowohl  wie  Industrieller  für  sich  unentbehrlich  fühlten,  war  nicht  allein 
die  bloße  Mitteilung  von  Zuständen,  wie  sie  anderswo  gegeben  sind ;  notwendig 
erwies  es  sich  vor  allen  Dingen,  diese  Angaben  auf  die  eigenen  Betriebsver- 
hältnisse anzuwenden,  um  auf  diese  Weise  unmittelbar  den  Einfluß  kennen 
zu  lernen,  welchem  sie  ausgesetzt  sind.  Der  Wettbewerb  von  Konkurrenz- 
unternehmimgen,  selbst  wenn  sie  in  entlegenen  Gegenden  sich  befinden, 
ist  für  den  sachkundigen  Kaufmann  nicht  schwer  wahrzunehmen,  der  Ein- 
fluß und  die  Gegenwirkung  der  sich  in  der  Fremde  entwickelnden  allgemein- 
wirtschaftlichen Einwirkungen  dagegen  wohl.  Der  Unternehmer  machte  als- 
bald die  Erfahrung,  daß  bei  der  Prüfung  der  Einwirkungen,  welchen  sein 
Betrieb  von  außen  her  unterworfen  war,  sein  eigener  Verstand  sich  nicht 
als  scharf  und  durchdringend  genug  erwies,  um  vollständige  und  richtige 
Folgerungen  zu  ziehen.  Daher  rief  man  die  Hilfe  anderer  an  und  verteilte 
die  Aufgaben  untereinander.  Zusammenfassung  und  Trennung  waren  die 
Werkzeuge  zur  Sicherung  besserer  Erfolge.  Diesen  Vorgang  sehen  wir  denn 
auch  in  allen  Kulturstaaten  sich  abspielen.  Der  Unternehmer  blieb  zwar 
stets  der  beste  Beurteiler  der  Einflüsse  auf  seinen  Betrieb,  aber  die  Herbei- 
schaffung des  Stoffes  für  sein  Urteil  mußte  er  denen  übertragen,  die  sich  mit 
einer  solchen  Aufgabe  ausschließlich  befassen  konnten.  Dieser  Allgemein- 
dienst wurde  als  eine  Aufgabe  des  Staates  erkannt,  imd  in  den  meisten  Län- 
dern standen  die  Regierungen  in  der  Tat  nicht  zurück,  sich  auf  dem  neuen 
Gebiete  zu  betätigen. 

Die  Einrichtungen,  welche  ein  einzelner  Staat  zmn  Zwecke  der  , »ökono- 
mischen Aufklärung  über  das  Ausland"  (der  holländische  Ausdruck  lautet: 
economische  voorlichting  over  het  buitenland)  trifft,  sollten  theoretisch,  ge- 
mäß dem  Zustande  der  konkurrierenden  Einflüsse  im  Auslande  und  den 
Faktoren  der  nationalen  Volkswirtschaft  konstruiert  sein.  Doch  man  darf 
nicht  erwarten,  daß  überall  in  gleichemMaße  ein  solcher  natürhcher  Zusammen- 
hang praktisch  besteht,  so  daß  etwa  jedes  einzelne  Organ  des  Aufklärungs- 
dienstes auf  eine  allgemeine  sozialökonomische  Tatsache  zurückzuführen 
wäre.  Insbesondere  können  schematische  Richthnien,  wie  man  sie  in  theo- 
retischen Werken  über  Auslandsaufklärung  findet^,  nicht  auf  die  Praxis  gerade 
der  holländischen  Tätigkeit  übertragen  werden.  Wir  werden  darum 
unsere  Nachforschungen  nach  den  Arbeitsstellen  im  Dienste  der  Wirtschaft- 


1 


^Di*.    Th.    Schuchart,    Die  deutsche  Außenhandelsförderung  1918, 
35  und  S.  132—199. 
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liehen  Information  über  das  Ausland  auf  vorwiegend  empirischem  Wege 
durchführen  und  ihre  Kesultate  in  der  Hauptsache  in  zeitlicher  Ordnung 
mitteilen.  Dabei  müssen  wir  gleichzeitig,  um  nicht  in  die  lunfangreichen 
Probleme  der  Vorgänge  selbst,  denen  die  geschaffenen  Einrichtungen  gedient 
haben,  überzugreifen,  die  Kritik  des  Erfolges  der  getroffenen  Maßnahmen 
zurückstellen,  imd  uns  wesentlich  auf  das  formal  Gesetzgeberische,  Organi- 
satorische beschränken. 

Wir  hoffen  indessen,  daß  die  vorgenommenen  organisatorischen  Ver- 
änderungen und  der  Eifer,  den  die  breite  Öffentlichkeit  dabei  zeigte,  zur  Ge- 
nüge offenbaren  werden,  inwieweit  das  Bestehende  den  Ansprüchen  ent- 
sprach. 

Vorerst  noch  eine  Bemerkung.  In  der  Praxis  wird  die  Bedeutung  des 
Aufklärungsdienstes  über  das  Ausland  manchmal  von  der  verkehrten  Seite 
aus  betrachtet.  Man  stellt  es  so  dar,  als  ob  der  Aufklärungsdienst  dazu  ge- 
schaffen sei,  der  nationalen  Expansion  den  Weg  zu  weisen,  und  läßt  den 
ursprünglichen  Zweck  der  Aufklärung  ganz  außer  acht:  dem  Betriebe  auf 
eigenem,  inländischem  Boden  Aufklärung  zukommen  zu  lassen.  Abgesehen 
davon,  daß  in  diesem  Falle  nur  eine  Minderheit  den  Vorteil  der  Organisation 
davontrüge,  würde  alsbald  die  wissenschafthche  Erforschung  der  Ereignisse 
in  eine  zu  enge  Verbindung  mit  praktischen,  geschäftlichen  Zwecken  treten, 
80  daß  man  schheßlich  von  ihr  die  unmittelbare  Anbahnung  von  Handels- 
geschäften erwartet.  Das  aber  soll  bei  der  Aufklärung  über  das  Ausland 
nicht  die  erste  Eolle  spielen.  Sich  zu  bemühen,  Geschäftserfolge  zu  erzielen, 
bringt  den  Ruf  der  Tätigkeit  in  Gefahr.  Gar  bald  wäre  man  der  illoyalen 
Konkurrenz  solcher  Organe  ausgesetzt,  die  eine  direkte  Unterstützung  beim 
Zustandekommen  von  privaten  Abschlüssen  im  Auge  haben,  und  schon 
würde  es  im  Volksmund  heißen,  daß  die  Arbeitsstellen,  welche  Bestellungen 
erzielen,  viel  größeren  Nutzen  stiften,  als  solche  Einrichtungen,  welche  die 
Welt  mit  gelehrten  Abhandlungen  speisen.  Der  öffentliche  Aufklärungs- 
dienst tut  gut  daran,  das  Hauptgewicht  nicht  auf  ein  Gebiet  zu  legen, 
für  welches  er  nicht  in  erster  Linie  in  Frage  kommt;  dann  läuft  er 
nicht  Gefahr,  Anforderungen  an  sich  gestellt  zu  sehen,  die  er  nicht  er- 
füllen kann. 

Im  ersten  Abschnitt  der  nachfolgenden  Untersuchungen  werden  die 
amtlichen  Einrichtungen,  im  zweiten  die  privaten  Maßnahmen  dargestellt 
werden.  Der  letzte  Abschnitt  wird  die  Fortschritte  während  der  Kriegszeit  im 
Zusammenhange  erörtern.  — Die  beiden  letzteren  Teile  können  erst  im  nächst- 
folgenden Heft  des  „W.  A."  erscheinen. 


I. 

Für  die  amtliche  Aufklärung  über  das  Ausland  kommt  an  Institutionen 
naturgemäß  in  erster  Linie  der  gesamte  Konsulardienst  in  Frage. 
Das  niederländische  Konsulatswesen  erlebte  seinen  ersten  Aufschwung  in  der 
Periode,    welche  —  in  der  Mitte  des  Jahrhunderts  —  der  Neuorientierung 
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in  der  Handelspolitik  folgte.  Allerdings  fand  der  Britische  Gesandte  im  Haag 
anno  1879  Anlaß,  an  seine  Regierung  zu  berichten:  „It  naay  be  doubted 
whether  any  information  derived  from  a  study  of  the  Constitution  of  the 
consular-service  of  this  country  would  prove  of  any  value  in  determining 
what  improvements  may  be  effected  on  our  own.  It  is  avowedly  in  an  un- 
satisfactory  condition^." 

Gesetzlich  festgelegt  ist  nur  ein  Teil  der  durch  Konsulatsbeamten  zu  ver- 
richtenden Arbeit^,  für  den  Nachrichtendienst  sind  nur  die  durch  König- 
lichen Erlaß  gegebenen  Konsularvorschriften  maßgebend. 

Die  erste  Anweisung  über  den  wirtschaftlichen  Aus  landsauf  klärungedienet 
kommt  vor  im  Reglement  vom  Jahre  1846^).  Danach  haben  die  Konsuln  vor  Ende 
Februar  eines  jeden  Jahres  an  den  Minister  für  Auswärtige  Angelegenheiten  über 
den  Stand  des  Handels  in  ihrem  Bezirke  einen  gedrängten  Bericht  einzusenden, 
unter  Angabe  von  Mitteln  zur  Förderung  und  Ausbreitung  der  Handelsbeziehungen 
mit  Holland  (Art.  21).  Im  übrigen  sollte  jeweils  sofort  oder  in  diesem  Berichte  nicht 
nur  alles,  was  für  Schiffalyt  und  Handel  von  allgemeiner  Bedeutung  war,  mitgeteilt 
werden,  sondern  es  waren  auch  Einzelheiten  anzugeben  über  Anla[;e  von  Eisen- 
bahnen und  Kanälen,  zeitweilige  Störungen  in  der  Benutzung  von  bestehenden 
Verkehrswegen,  über  Transitverkehr  imd  -gebühren,  den  Zustand  und  die  Entwick- 
lung der  Industrie  usw.  (Art.  23). 

Im  Jahre  1874  erschien  unter  Einbeziehung  der  bisherigen  Verordnungen 
ein  allgemeines  Konsularreglement^,  dem  noch  in  demselben  Jahre  die 
,, Allgemeinen  Vorschriften  für  niederländische  Konsularbeamte"  folgten. 

Die  hier  im  Abschnitt  VII  (,, Handel")  gegebenen  Anweisungen  lauten  wie 
folgt^:  „Von  allen  besonderen  Ereignissen  in  ihrem  Bezirke  auf  dem  Gebiete  von 
Handel  und  Industrie,  wie  Verändenmgen  in  Tarifen  und  Zollvorschriften,  Grün- 
dungen von  Industrieunternehmungen,  Entdeckung  resp.  Erfindung  oder  Ver- 
besserung von  technischen  Verfahren,  müssen  die  Konsuln  an  das  Ministerium  des 
Auswärtigen  Meldung  machen.  Dabei  müscen  sie  berücksichtigen,  daß  die  Aktu- 
alität eines  der  Haupterfordernisse  in  Berichten  dieser  Art  darstellt."  Bezüglich 
der  Zusammenstellung  der  Meldungen  wird  auf  eine  Anweif  img  vom  10.  August 
1864  zurückverwiesen. 

Diese  Instruktion  von   1864  war  aus  dem   Gedanken  heraus  erlassen 


^  Angefülirt  durch  „M"  (  ?)  in    „De  Economist"  1880,  S.  97. 

2  Gesetz  vom  25.  Juli  1871  (S.  91):  „houdende  regeling  van  de  bevoegdheid 
der  consulaire  ambtenaren  tot  het  opmaken  van  burgerlijke  akten,  en  van  de  con- 
Bulaire  regtsmagt",  (betreffend:  Befugnis  der  Konsulatsbeamten  zur  Abfassung 
von  bürgerlichen  Akten,  und  betreffend  konsulare  Rechtsmacht"). 

^  „Reglement  voor  consuls  in  steden,  welke  niet  als  zeehavens  beschouwd 
worden"  (K.  E.  17.  Januar  1846)  (Vorschriften  für  Konsuln  in  Städten,  die  nicht 
als  Seehäfen  betrachtet  werden),  aufgenommen  in  J.  Wertheim,  Manuel  ä  l'uBage 
des  Consuls  des  Pays-Bas,  III.  Bd.,  S.  137.  Neben  diesem  Reglement  erschien 
am  21.  Dezember  desselben  Jahres  eine  analoge  Verordnung  für  Konsuln  in  See- 
häfen. 

*  Vom  27.  Juni  1874  (S  74),  abgedruckt  in  M.  L.  van  Deventer,  Allgem.  Vor- 
schriften für  niederländische  Konsulatsbeamte.  1874,  S.  If. 

^  van  Deventer,    a.  a.  O.,    S.  XIV. 
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worden,  eine  selbständige  Veröffentlichung  der  Konsulatsberichte  vorzu- 
nehmen. „In  der  Hauptsache"  —  so  heißt  es  in  der  Anweisung  —  „er- 
wartet man  von  den  Konsulatsberichten,  daß  diese  dem  Handel  eine  Grund- 
lage oder  Anleitung  bieten,  derzufolge  er  selbst  zu  eingehenderen  Nach- 
forschungen übergehen  kann."  Läßt  sich  liieraus  vielleicht  entnehmen,  daß 
bei  der  Nachrichtenerteilung  der  Gedanke  vorherrschte,  dem  Exporthandel 
zu  dienen,  so  geht  aus  einer  nachfolgenden  Bemerkung,  laut  welcher  die 
Konsulatsberichte  zuerkennen  geben  sollen,  ,,was  zur  Förderung  von  Handel, 
Schifffahrt  imd  Industrie  durch  die  Regierung  getan  werden  könnte"  hervor, 
daß  ein  noch  allgemeineres  Interesse  vorschwebte. 

Die  Konsulats-Mitteilungen  und  -Berichte  werden  in  der  Instruktion 
von   1864   eingeteilt  in   nicht-periodische   und   periodische. 

So  schnell  wie  möglich  soll  durch  Einzelnachrichten  alles  das  mitgeteilt 
werden,  was  im  Interesse  der  niederländischen  Handels-  und  Scliiffalirtswelt  keiner- 
lei Aufschub  duldet,  z.  B.  durchgeführte  oder  geplante  Änderungen  in  Zöllen  und 
Schiffahrtsabgaben,  Abschluß  oder  Abänderungen  von  internationalen  Abkommen 
den  Handel  betreffend,  öffentliche  oder  größere  private  Submif^sionen,  Aufstel- 
lungen, Gründungen  von  Industrieuntemehmungen. 

Der  Jahrcsbericlit  ist  innerhalb  der  ersten  drei  Monate  eines  jeden  Jalires 
einzusenden.  Er  muß  eine  Übersicht  geben  über  den  Stand  des  Handels  und  die 
ökonomische  Lage  des  betreffenden  Landes  während  des  verfloseenen  Jahres,  in- 
sofern der  Zustand  von  Interesse  für  Holland  ist,  xmd  zwar  sind  zu  nennen:  Art 
und  Umfang  des  Handels  unter  zal^lenmäßiger  Angabe  von  Ein-  imd  Auf-fuhr,  ins- 
besondere von  und  nach  den  Niederlanden;  Gründe,  weshalb  andere  Länder  in 
dem  einen  oder  anderen  Geschäftszweige  die  holländische  Konkurrenz  aufschalten; 
holländische  Produkte  und  Kolonialerzeugnisse,  die  wahrsclieinlich  mit  Erfolg  ab- 
gesetzt werden  können  usw. 

Außer  dem  Handel  sind  in  den  Jahresberichten  Industrie  imd  Landwirtech aft 
zu  beschreiben,  insofern  sie  Erzeugnisse  betreffen,  an  denen  Holland  Lxteresse  hat, 
sei  es,  daß  es  sich  um  Rohstoffe  für  die  nationale  Industrie  oder  mn  konkurrierende 
Produkte  handelt.  Die  neugegiündeten  Untemehmimgen  müssen  besprochen  werden ; 
die  Ursachen  des  Blühens  oder  des  Eingehens  von  bestimmten  Unternehmungen; 
Wissenschaf  Qiche  Erfindungen,  Verbesserungen  in  der  Technik;  Arbeitsbedingungen, 
technische  xind  industrielle  Heranbildung  und  der  Anteil  des  Staates  daran;  Anteil 
der  Regierung  an  industriellen  Angelegenheiten  im  allgemeinen;  öffentliche  Un- 
temehmimgen,  Ausbau  der  Verkehrsmittel,  Fortscliritte  im  Schiffbau,  Entwick- 
lung im  Bergbau;  Schiffahrt  (bei  Hafenplätzen  muß  die  Gesamtanzahl  hollän- 
discher Segel-  und  Dampfschiffe  angegeben  werden,  die  in  den  verschiedenen 
Häfen  des  Konsulatbezirkes  angekommen  oder  ausgelaufen  sind,  gleichfalls  die  Ge- 
samtzahl der  Schiffe  fremder  Nationalität,  welclie  die  Fahrt  zwischen  diesen 
Häfen  und  Holland  oder  seinen  Kolonien  gemacht  haben).  Ferner  ist  zu  berichten 
über  Veränderxmgen  in  der  Zusammensetzung  der  Bevölkerung,  einschließlich 
des  Außwanderungswesens,  und  zuletzt  in  einem  Schlußkapitel  über  Finanzen, 
Stcuerwesen,  Bankwesen,  Gerichtsentscheidungen,  Handel  kammertätigkeit,  Kon- 
gresse, Ausstellungen,  Streikbewegungen  und  ähnliches  mehr. 

Ein  wiclitiges  Kennzeichen  für  den  Cliarakter,  welclicn  die  Berichte  tragen 
müssen,  ist  der  Hinweis,  welcher  in  der  halboffiziellen  Ausgabe  „Het  Consulair 
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Recht  en  de  Consulaire  Werkkring"  durch  Mr.  J.  Paulus  (1890),  auf  Seite  199 
gelegentlich  eeines  Kommentars  zu  den  Instruktionen  gemacht  wird.  Da  liest 
man:  „Bündigkeit  ist  rateam,  keine  umfangreichen  Tabellen,  wie  sie  in  den 
meisten  Ländern  veröffentlicht  werden,  nur  die  Resultate  davon  müssen  mit- 
geteilt werden." 

Im  Jahre  1877  erscheint  eine  weitere  Verordnung,  in  der  neben  einer 
Anweisung  über  Schiffahrtsbewegung,  welche  schon  im  vorhergehenden  be- 
rücksichtigt ist,  wenig  neue  Vorschriften  erteilt  werden,  in  welcher  aber 
die  Leistungen,  welche  auf  Grund  der  Instruktion  von  1864  erzielt  wurden, 
eine  interessante  Beurteilung  erfahren.  ,, Während"  —  so  heißt  es  in  der  In- 
struktion^ —  ,,8ich  die  Mehrzahl  der  Generalkonsuln  und  Konsuln  in  lobens- 
werter Weise  ihrer  Aufgabe  entledigt  haben,  wird  sie  von  einigen  noch  ganz 
und  gar  übersehen,  und  bei  anderen  läßt  der  Inhalt  der  Berichte  vom  Stand- 
punkte der  Vollständigkeit  und  Zweckmäßigkeit  aus  viel  zu  wünschen  übrig. 
So  beschränken  sich  die  Berichte  nicht  selten  auf  eine  Übersicht  über  den 
allgemeinen  Handel  in  dem  betreffenden  Konsulatsbezirk,  ohne  daß  dabei 
ein  besonderer  Überblick  über  den  Handel  mit  Holland  und  seinen  Kolonien 
gegeben  wird.  Eine  derartige  Zusammenstellung  ist  aber  sehr  erwünscht, 
selbst  wenn  sie  nur  zur  Vervollständigung  der  durch  das  Finanz- 
ministerium ausgegebenen  Statistik  über  Handel  und  Schiffahrt  diente." 
Diesem  Kundschreiben  wurde  ein  Verzeichnis  der  wichtigsten,  für  die  Be- 
obachtung in  Frage  kommenden  Waren  des  niederländischen  Außen- 
handels beigefügt. 

In  der  neuesten  Ausgabe  des  Konsulatsreglements  (K.  E.  vom 
19.  August  1918,  S.  Nr.  524)  wird  von  den  Aufgaben  der  Konsuln  nur  in 
Artikel  39  gesprochen:  „Die  Konsulatsbeamten  sind  mit  der  Verwaltungs- 
tätigkeit beauftragt,  die  ihnen  vom  Minister  des  Auswärtigen  zuerteilt 
wird,  und  ganz  besonders  mit  der  Förderung  von  Hollands  Handel, 
Industrie,  Landwirtschaft  und  Schiffahrt,  ebenso  mit  der  Wahnmg  der 
Interessen  holländischer  Untertanen  und  Schiffe,  welche  sich  in  ihrem 
Amtskreise  befinden,  soweit  dies  die  Gesetze,  Verträge  und  Gebräuche 
des  Landes  ihres  Standortes  zulassen."  In  Artikel  40  wird  außerdem 
gesagt:  „Die  Konsulatsbeamten  üben  ihre  Tätigkeit  in  Übereinstimmung 
mit  den  Vorschriften  aus,  die  durch  den  Minister  des  Auswärtigen  er- 
lassen sind  oder  noch  erlassen  werden." 

Von  diesen  Vorschriften  haben  wir  in  vorstehendem  bereits  Kenntnis 
genommen.  Im  Jahre  1908  hat  das  Ministerium  des  Auswärtigen  einen  Leit- 
faden für  den  niederländischen  Konsulatsbeamten  herausgegeben,  dem  als 
Beilage  die  unveränderte  Liste  von  1877  (!)  der  belangreichsten  Ein-  und 
Ausfuhrprodukte  Hollands  und  eine  besondere  Anweisimg  für  die  Bericht- 
erteilung über  die  Landwirtschaft  gegeben  wurde^. 


^  Instruktion  vom  August  1877,  Nr.  6945,  siehe:  Nederlandsche  Consulaire 
Voorschriften,  's-Gravenhage,  Gebrs.  Belinfante  1889,  S.  206. 

*  Handleiding  voor  den  Nederlandschen  Consiüairen  Ambtenaar  1908, 
S.  161  und  165  (auch  in  englischer  und  französischer  Ausgabe). 
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In  diesem  Leitfaden  werden  diejenigen  Produkte,  über  welche  man  Berichte 
erwartet,  angeführt.  In  den  Mitteilungen  soll  hingewiesen  werden  auf  die  Ursachen 
der  Abnahme  resp.  Zunahme  des  Itni^orts  von  hoUändinchen  Landbaupro- 
dukten. Wird  aur-i  dem  Amtsgebiet  des  Konsuls  nach  solchen  Ländern  exportiert, 
wo  auch  hoUändif'che  Produkte  auf  den  Markt  kommen,  dann  müssen  Angaben 
gemacjit  werden  über  die  Ausfuhr  des  Landes,  in  dem  der  Konsul  seinen  Sitz  hat. 
Auskünfte  über  neue  Kulturen  auf  dem  Gebiete  des  Gartenbaues  und  über  einige 
Ackerbaugewächse  werden  gleicl^falls  erwartet.  Wichtige  Erscheinimgen  auf  agra- 
rischem Gebiete  gehören  ebenfalls  zum  Gegenstande  von  Meldungen,  als  auch  die 
Vorgänge  in  denjenigen  Industrien,  die  mit  der  Landwirtschaft  in  unmittelbare 
Verbindung  stehen,  wie  z.  B.  Molkereien,  Fleiscliwarenindustrie,  Flachsbearbeitung 
Frucht-  und  Gemüsekonservierung,  Kartoffelmehlherstellung,  Strohkartonindu- 
strie usw. 

Schließlich  mag  nicht  unerwähnt  bleiben,  daß  laut  Vorschrift  die 
Konsulatsberichte  im  allgemeinen  auf  dem  Instanzenwege  an  die  Abteilung 
des  Auswärtigen  Amtes  einzusenden  sind,  jedoch  in  dringenden  Fällen 
direkt;  der  Jahresbericht  muß  indessen  stets  durch  die  vorgesetzte  Be- 
hörde eingereicht  werden. 

In  den  Vorschriften  war  also  nicht  außer  acht  gelassen,  wie  die  Einzel- 
heiten für  die  Aufklärung  über  das  Ausland  durch  den  Konsulatsstab  zu  liefern 
waren.  Jedoch  stellte  es  sich  heraus,  daß  Organisation  und  Ergebnisse  nicht 
befriedigten.  So  konnte  man  bereits  im  Jahre  1888  eine  Schilderung  des 
Zustandes  aus  der  Feder  des  Herrn  P.  N.  M  u  1 1  e  r  lesen:  ,,Aber  als  unsere 
enge  Kolonialpolitik  umfassenderen  Begriffen  weichen  mußte,  welche  das 
Mutterland  nicht  länger  über,  sondern  neben  die  Kolonie  stellten,  da  erwies  es 
sich,  daß  andere  Nationen  schon  zu  einer  Zeit  überallhin  ihre  Pioniere  aus- 
gesandt hatten,  während  der  wir  uns  in  Javas  verschwenderischem  Überfluß 
sonnten^."  Als  Professor  Blink  im  Jahre  1900  das  Konsulatswesen  be- 
schrieb, sagte  er,  daß  Holland  bezüglich  seiner  Konsularorganisation  seit 
1875  keinerlei  Fortschritte  gemacht  und  die  bestehende  Unordnung  und 
Grundsatzlosigkeit  nicht  überwunden  habe^. 

Das  Jahr  1875  ist  für  unsere  Betrachtungen  bedeutungsvoll,  da  in 
ihm  die  fachgemäße  Vorbereitung" der  nötigen  Beamten  durch  die  Schaffung 
der  Einrichtung  des  ,, Lehrling-Konsuls"^  in  die  Wege  geleitet  wurde. 
Mit  der  gleichzeitigen  Einsetzung  der  ,,K  o  m  m  i  s  s  i  o  n  für  K  o  n  - 
s  u  1  a  t  s  e  X  a  m  e  n"  wurde  ferner  eine  Körperschaft  gebildet,  die  der 
Natur  der  Sache  nach,  im  Rahmen  der  staatlichen  Maßnahmen,  von 
denen  hier  gehandelt  wird,  Bedeutung  erhielt. 

Die  Kommission  hat  wiederholt  Berichte  zusammengestellt,  die  für  die  Un- 
tersuchung des  holländischen  Konsulatsweeens  von  Wichtigkeit  sind.  Hervorzu- 
heben ist  die  „Missive  van  de  Commissie  voor  de  Consulaire  Examens  aan  Zijn» 

1  „Onze  Consulß",  Gids  1888,  I.,  S.  285. 

2  Hervorming  van  ons  Consulaatwezen  een  algemeen  Nederlandsch  belang. 
„Vragen  van  den  Dag"  XV,  1900,  S.  286. 

3  1875,  S.  42. 

Weltwirtschaftliches  Archiv  Bd.  'XV.  XV 
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Exoellentie  den  Minister  ran  Buitenlandsche  Zaken"  vom  12.  März  1903.  Den 
Anlaß  zur  Fertigstellimg  dieser  Denkßchrift  gaben  Beratimgen  über  das  Konsulatß- 
wesen,  die  im  Jahre  1901  infolge  eines  Antrages  des  Abgeordneten  Älr.  E.  E.  van 
Raalte  in  der  Zweiten  Kammer  stattfanden.  Die  Kammer  war  zu  keinem  Entschluß 
gekommen  und  wünschte  die  Ansichten  der  vorgenannten  Kommission  in  breiter 
Form  ausgearbeitet  zu  sehen.  Auf  diese  Weise  wurden  die  Vertretung  und  Wahrung 
der  ökonomischen  Interessen  Hollands  im  Auslande  in  ihrem  ganzen  Umfange  und 
die  Einrichtungen  des  Departements  für  auswärtige  Angelegenheiten,  soweit  sie 
den  Konsulardienst  betrafen,  zum  Gegenstande  der  Untersuchung  gemacht. 
Die  Kommission  beschränkte  sich  auf  die  Durcharbeitung  der  allgemeinen  Richt- 
linien. Sie  wies  darauf  hin,  daß  seit  dem  Rundschreiben  von  1877  nur  in  bezug  auf 
uiitergeordnete  Punkte  weitere  Anweisungen  gegeben  worden  waren.  Die  Instruk- 
tion von  1864  sei  —  so  schrieb  die  Kommission  —  wie  dies  nach  Verlauf  von  bei- 
nahe 40  Jahren  auch  nicht  anders  sein  könnet  veraltet,  und  es  sei  notwendig,  die 
nicht  periodischen  Nachrichten  stärker  zu  pflegen,  ja  sie  zur  Hauptsache  werden 
zu  lassen.  In  diesen  Berichten  sollten  auch  Mitteilungen  über  die  Lage  einzelner  Indu- 
strien, Angaben  über  den  Gebrauch  neuer  Rohstoffe,  über  wichtige  gesetzliche 
Maßnahmen,  sowie  wirtschaftliche  Vorgänge  und  technische  Fortschritte  gegeben 
werden. 

Die  Kommission  klagte  übrigens  über  Mängel  der  bisherigen  Berichterstattung, 
insbesondere  über  zu  große  Langsamkeit  in  der  Nachrichtenübermitthmg  und 
fügte  hinzu:  „Fast  kein  Bericht  liefert  den  Beweis,  daß  die  gegebenen  Vorschriften 
(vom  10.  August  1864)  beherzigt  worden  sind^",  „auch  haben  viele  Konsulatsbeamte 
die  Einsendung  von  Berichten  grundsätzlich  unterlassen^". 

Eingehende  Prüfung  widmete  die  Kommission  den  Sitzen  der  holländischen 
Konsuln  und  der  sogen.  Ressort-Einteilimg.  In  dieser  Beziehung  sei  hier  darauf 
hingewiesen,  daß  Bei'ufskonsuln  an  europäischen  Plätzen  im  allgemeinen  wenig 
Wert  beigelegt  wird.  „Für  die  Entwicklung  des  Handelsverkehrs"  —  so  schreibt 
Herr  M.  M  e  e  s  —  ,, dürften  unsere  Konsulate  innerhalb  Europas  nicht  viel  aus- 
richten können,  weil  alle  Orte  in  kurzer  Zeit  zu  erreichen  sind.  Jedoch  sind  die 
Konsulate  insofern  nützlich,  als  sie  in  ihrem  Jahresbericht  ein  Bild  entwerfen  können 
von  dem  Stand  des  Handels  und  der  Schiffahrt  und  von  den  diesbezüglichen  be- 
liördlichen  Maßnahmen*". 

Wie  kamen  nun  diese  Jahresberichte  und  anderen  Mitteilungen  zur  Ver- 
öffentlichung? Bis  zum  Jahre  1865  bestanden  die  Konsulatsberichte 
lediglich  aus  einigen  trockenen  Zahlen,  welche  sorgfältig  in  die  Spalten  des 
Staatsanzeigers  eingereiht  wurden,  ohne  vor  die  Augen  derjenigen  zu  ge- 
langen, denen  sie  von  Nutzen  sein  sollten^.  Im  Jahre  1865  —  nachdem  häufig 
auf  den  belgischen  ,,Recueil  Consulaire"  als  Muster  hingewiesen  worden  war 
—  begann  das  Ministerium  des  Auswärtigen  mit  der  Herausgabe  der  ,,V  e  r  - 


^  a.  a.  0.,  S.  31. 

2  a.  a.  O.,  S.  36. 

8  a.  a.  O.,  S.  37. 

*  Debat  in  de  Tweede  Kamer  over  onze  Consuls.  „De  Economist"  1891, 
S.  797. 

^  So  schreibt  Prof.  Blink  in  seinem  Artikel  Hervorming  van  ons  Consu- 
laatwezen. 
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zameling  der  Consulaire  Berichten  en  Verslagen 
overNijverheid,  Handel  en  Scheepvaart"  (Sammlung 
von  Konsulatsberichten  und  Mitteilungen  über  Industrie,  Handel  und  Schiff- 
fahrt) ^.  Die  Berichte,  die  in  der  Sprache,  in  der  sie  eintrafen,  veröffent- 
licht wurden,  litten  an  Einheit  in  der  Ausgabeform,  auch  wurde  viel  über  zu 
spätes  Erscheinen  geklagt.  Vom  Jahre  1878  an  wurde  ihre  Herausgabe  von 
dem  neugegründeten  Ministerium  für  Wasserbau,  Handel  und  Industrie 
übernommen.  Seit  1889  erschienen  sie  in  für  jedes  Kessort  getrennt  aus- 
gegebenen Heftchen,  die  nichtperiodischen  Mitteilungen  weiter  im  „Staats- 
anzeiger". Seit  1894  fungiert  das  Auswärtige  Amt  wieder  als  Herausgeber 
des  Blattes,  das  nunmehr  unter  dem  Namen  ,, Consulaire  Verslagen  en  Be- 
richten"^  wöchentlich,  in  der  äußeren  Form  dem  österreichischen  ,, Handels- 
museum" ähnlich,  erschien^.  Die  dringenderen  Berichte  wurden  auch  im 
täglich  erscheinenden  ,, Staatsanzeiger"  abgedruckt. 

Die  Kommission  für  Konsulatsexamen  machte  im  Jahre  1903  darauf  auf- 
merksam, daß  die  verschiedenen  Übersichten  und  Berichte  durch  das  De- 
partement in  der  Hauptsache  so  veröffentlicht  würden,  wie  sie  einträfen. 
Es  werde  nur  geprüft,  ob  Betrachtimgen  mad  Bemerkungen  darin  enthalten 
seien,  deren  VeröffentUchung  mit  Rücksicht  auf  die  politischen  Beziehungen 
zu  dem  Lande,  in  dem  der  Berichterstatter  seinen  Sitz  habe,  minder 
wünschenswert  erschiene,  aber  von  irgendeiner  Bearbeitung  mit  dem  Zweck, 
den  Nutzen  solcher  Berichte  für  die  betreffenden  Interessenten  zu  erhöhen, 
habe  die  Kommission  nichts  bemerken  können.  Sie  wünschte  nun  eine  Neu- 
einteilung der  Veröffentlichung  der  Jahresübersichten  und  der  nicht  perio- 
dischen Berichte.  Für  letztere  Kategorie  erachtete  sie  ein  halb  wöchentliches 
Blatt  für  nötig,  in  welchem  an  erster  Stelle  aufzunehmen  wären  eilige  Mel- 
dungen der  Konsulatsbeamten,  ihre  Berichte  über  bestimmte  Gegenstände,  so- 
dann aber  auch  für  den  Handel  belangreiche  Nachrichten,  geschöpft  aus 
fremden  Konsulatsberichten  oder  offiziellen  Veröffentlichungen.  Die  Jahres- 
abhandlungen sollten  getrennt  herausgegeben  werden^.  Der  Ausschuß  für 
Handelspolitik  (1904)  —  über  diese  Körperschaft  werden  wir  noch  sprechen 
—  verlangte  außerdem  ein  periodisches,  etwa  viermal  jährHch  erscheinendes 


^  Im  Jahre  1867  wurde  dem  Titel  hinzugefügt  „und  andere  Berichte", 
obgleich  später  auch  nur  fa.st  ausschließlich  konsularische  Berichte  darin  auf- 
genommen wurden;  nach  1878  änderte  sich  der  Titel  in:  „Mitteilimgen  und 
Berichte". 

2  Consulaire  Verslagen  en  Berichten  gedruckt  und  veröffentlicht  im  Auf- 
trage des  Auswärtigen  Amtes  durch  J.  H.  de  Bussy,  Amsterdam. 

^  Das  Wasserbau-Ministerium  fuhr  im  Jahre  1895  fort  mit  einer  Monateschrift. 
Der  Titel  lautete:  „Archief  van  Handel  en  Xijverheid,  verzameling  van  wettelijke 
en  administratieve  voorechriften  en  mcdedeclingen  omtrent  Handel,  Nijverheid 
(Mijnwezen,  Visscherij,  Scheepvaart,  Landbouw  en  Spoorwegen)";  es  waren  öko- 
nomische und  sozialökonomische  Berichte,  teils  auch  aus  anderen  Quellen 
geschöpfte  Nachrichten  bezüglich  des  Auslandes.  Im  Jahre  1904  hörte  diese 
Ausgabe  auf. 

*  Missive  Commissie,  S.  38. 

XV* 
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Werk,  das  als  Register  dienen  sollte,  und  in  welches  aufzunelunen  wären:  ge- 
setzliche Bestimmungen  usw.,  die  für  die  holländische  Wirtschaft  Be- 
deutung haben,  also  Gesetze,  Verwaltungsmaßnalimen  und  Verträge,  ebenso 
Angaben  statistischen  Charakters  mittels  einer  Zusammenstellung  alles 
dessen,  was  an  Wichtigem  aus  anderen  Quellen  geschöpft  werden  könnte. 
Bezüglich  einer  Wochen-  oder  halbwöchentlichen  Zeitschrift  verwies  man 
auf  das  Vorbild  des  ,, Board  of  Trade  Journal"  in  seiner  damaligen  Gestalt. 

Nach  Gründung  der  ,,AfdeeUng  Handel",  von  der  noch  die  Rede  sein 
wird,  wurde  dieser  die  Verbreitung  der  konsularischen  Berichte  aufgetragen. 
Am  21.  März  1907  erschien  die  erste  Nummer  des  Wochenblattes  ,,H  a  n  - 
delsberichte  n",  ausgegeben,  wie  am  Kopfe  des  Blattes  zu  lesen  ist, 
durch  das  Ministerium  für  Landwirtschaft,  Industrie  und  Handel,  imter 
Mitwirkung  des  Auswärtigen  Amtes.  Seitens  des  Auswärtigen  Amtes  war 
die  Herausgabe  der  ,,Consulaire  Verslagen  en  Berichten"  mit  dem  vorher- 
gehenden 1.  Januar  eingestellt  worden. 

Das  Wochenblatt  „Handelsberichten",  dessen  13.  Jahrgang  im  Jahre  1919 
begonnen  hat,  gibt  regelmäßig  wirtschaftliche  Mitteilungen  aus  der  Feder  von  hol- 
ländischen diplomatischen  und  konsularischen  Beamten,  auf  Grund  von  Mittei- 
limgen  fremder  Konsulate,  oder  aus  sonstigen  Veröffentlichungen,  die  der  HandeLs- 
abteilung  zugehen  usw.  Ab  und  zu  hört  man  auch  von  „Korrespondenten  der  Ab- 
teilung  Handel"^,  doch  ißt  nicht  zu  erkennen,  mit  was  für  Fimktionären  man  es  hier 
zu  tun  hat;  ihre  Leistungen  beschränken  sich  auf  ganz  vereinzelte  Beiträge.  Als 
Beigabe  zum  Wochenblatte  „Handelsberichten"  besteht  die  Ausgabe  „E  c  o  n  o  - 
mische  Verslagen  van  Nederlandsche  Diplomatieke  en 
Consulaire  Ambtenaren",  in  welchem  die  Jahresber,ichte  oder  beson- 
deren Schriften  dieser  Beamten  aufgenommen  werden.  Alle  Übersichten  und  Be- 
richte erscheinen  in  holländischer  Sprache  und  tragen  Zeichen  redaktioneller  Be- 
arbeitung. 

Schließlich  muß  noch  auf  den  Bericht  einer  anderen  Körperschaft 
hingewiesen  werden  —  aus  dem  soeben  schon  einiges  zitiert  wurde  — ,  näm- 
lich der  Kommission  für  Handelspolitik.  Dieser  Aus- 
schuß wurde  gebildet  auf  Grund  der  KönigUchen  Erlasse  vom  27.  April  1891, 
Nr.  21,  und  vom  11.  Oktober  1892,  Nr.  30,  durch  die  Minister  für  Wasserbau, 
Handel  und  Industrie,  Kolonien,  Finanzen  ima  Auswärtige  Angelegenheiten, 
um  bei  Abschheßung  von  Handelsverträgen  und  bei  Prüfung  sonstiger 
Handel    und    Industrie   betreffender   Maßnahmen   beratend    mitzuwirken^. 

Der  Minister  des  Auswärtigen  hatte  diese  Kommission  beauftragt,  ihre 
Ansichten  zu  dem  schon  erwähnten  Bericht  der  ,,Commissie  voor  de  Consulaire 
Examens"  mitzuteilen.  Die  Kommission  erstreckte  ihre  Untersuchung 
auf  die  Gesamtheit  der  für  die  Regierimg  in  Frage  kommenden  Maßnahmen 


^  Verslagen  en  Mededeelingen  van  de  Afdeeling  Handel,  Jahrg.  1913,  Nr.  3, 
S.  4. 

2  Die  meisten  Ratechläge  blieben  geheim,  die  veröffentlichten  Berichte  müssen 
in  der  Besprechimg  der  Literatur  der  wirtschaftlichen  Aufklärung  über  das  Ausland 
mit  angeführt  werden.  j 
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hinsichtlich  der  Förderung  der  holländischen  ökonomischen  Interessen  im 
Auslande  und  Heß  am  31.  Oktober  1904  ihre  ausführhche  Denkschrift  er- 
scheinen. Als  allererste  Notwendigkeit  wurde  hierin  angeregt,  daß  der  Nach- 
richtendienst mehr  als  bisher  zentrahsiert  werden  müsse,  und  daß  der  Bear- 
beitmig  und  Verbreitung  der  erhaltenen  Auskünfte  in  Holland  selbst  mehr 
Aufmerksamkeit  zu  schenken  sei.  Auf  die  Frage  der  Zentrahsation  werden 
wir  noch  zurückkommen. 

Mr.  L.  E.  Visser,  welcher  vorgenannten  Bericht  bespricht^,  weist  auf  die 
Wandlung  des  Standpunktes  der  Kommission  hin,  welche  in  ihrem  Berichte 
aus  dem  Jahre  1894  der  Keorganisation  des  Konsulats  Wesens  noch  gleichgültig 
gegenübergestanden  habe. 

Der  Vollständigkeit  halber  sei  noch  bemerkt,  daß  auch  diploma- 
tische Beamte  an  dem  ökonomischen  Auskunftsdienst  mitarbeiten. 
Begreiflicherweise  kann  bei  diesen  Funktionären  eine  derartige  Aufgabe  nicht 
im  Vordergrunde  stehen  —  von  intensiver  Bearbeitung  nicht  zu  reden  — , 
und  ihre  Hauptberührung  mit  dem,  ökonomischen  Aufklärungsdienst  besteht 
darin,  daß  bei  gleichzeitiger  Anwesenheit  von  diplomatischen  und  konsula- 
rischen Vertretern  in  einem  Lande,  die  letzteren  in  gewissem  Sinne  den  ersteren 
unterstellt  sind.  Zu  wiederholten  Malen  ist  indessen  darauf  gedrungen 
worden,  die  wirtschaftHche  Tätigkeit  des  diplomatischen  Korps  zu  erweitern, 
und  dieser  Forderung  schon  bei  der  Ausbildimg  Rechnung  zu  tragen.  Ein 
Beispiel  dafür  ist  zu  finden  in  einer  Abhandlung,  die  unter  dem  Pseudo- 
nym „H.  de  Warssel  van  Cingelshouck"  im  Jahre  1911  erschien^.  Ein 
Jahr  später  wurden  die  diplomatischen  Examensvorschriften  durch  Hin- 
zunahme der  Wirtschaftsgeographie  als  Exam^ensfach  ergänzt. 

Eine  besondere  Beachtmig  erfordern  diejenigen  amthchen  Maßnahmen, 
welche  im  speziellen  Interesse  der  Landwirtschaft  im  Rahmen 
des  wirtschaftlichen  Auslandsnachrichtendienstes  in  Holland  unternommen 
worden  sind. 

Als  geschichtlicher  Ausgangspunkt  wird  häufig  die  Reise  angesehen, 
welche  ein  aus  drei  Mitgliedern  bestehender  Ausschuß  aus  Friesland,  welches 
Gebiet  mit  seinem  bedeutenden  Molkereibetriebe  voranstand,  im  Jahre  1878 
nach  Dänemark  und  Schweden  machte,  um  die  dort  herrschenden  Zustände 
an  Ort  und  Stelle  kennen  zu  lernen.  Im  Jahre  1878  befand  man  sich  in  einer 
Landwirtschaftskrisis,  welche  im  Jahre  1886  zu  der  Berufung  einer  L a nd  - 
Wirtschaftskommission  führte  (K.  E.  vom  18.  September, 
Nr.  23). 

Es  scheint  uns  richtig,  hier  auf  einige  Ergebniese  und  Ratschläge,  welche  von 
der  Kommission  veröffentlicht  wurden,  näher  hinzuweisen.    „In  Holland"  —  so 


^  De  Stand    van    het    vraagstuk  der  reorganisatie  van  het  consulaatwezen, 
„De  EconomiHt"  1905,  S.  166. 

*  Bij  de  Begrooting  van  Buitenlandsche  Zaken,  „De  Economist"  1911,  S.  9, 
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liest  man  —  „hat  sich  die  Landwirtschaft  noch  geringerer  Teilnahme  erfreuen  können 
als  anderwärts.  Fast  ohne  Ausnahme  treten  die  Interessen  der  Industrie,  insbe- 
sondere aber  die  des  Handels  in  den  Vordergnmd.  In  fast  allen  bei  der  Kommission 
eingelaufenen  Berichten  tritt  das  Bedürfnis  nach  besserer  Belehrung  hervor".'' 
Durch  Verbesserungen  nach  dieser  und  ähnlicher  Richtung  wollte  die  Kommission 
unter  Vermeidung  von  Schutzzollmaßnahmen  den  Mängeln  abhelfen.  In  einem 
ilirer  Gutachten  wird  festgestellt,  daß  die  Landesverwaltung  eines  diesen  Zwecken 
dienenden  selbständigen  Amtes  bedürfe,  es  sei  bedenklich,  daß  Angelegenheiten 
der  Landwirtschaft  verschiedenen  Ministerien  zugeteilt  seien.  Ein  gewissenhaftes 
Verfolgen  alles  dessen,  was  im  Auslande  in  gesetzgeberischer  und  administrativer 
Hinsicht  stattfinde,  soweit  dies  von  Belang  für  die  Landwirtschaft  sei,  könne 
ohne  eine  tiefgreifende  Organisation  nicht  erwartet  werden^. 

Weitere  Desiderata  in  bezug  auf  eine  Aufklärung  über  das  Ausland  für  die 
Zwecke  der  Landwirtschaft  erfährt  man  von  diesem  Auiischuß  noch  nicht.  Bis 
1900  war  vollständig  imterlassen  worden,  in  den  Konsularvorschriften  die  Land- 
wirtschaft als  einen  Gegenstand,  der  die  Aufmerksamkeit  des  Konsuls  erheischt, 
anzuführen^,  dies  ist  seitdem  nachgeholt  worden. 

Mit  dem  1.  Februar  1898  wurden  die  landwirtschaftlichen  Angelegen- 
heiten in  einer  ,,  A  fdeeling  Landbouw"  des  Ministeriums  des  Innern 
vereinigt,  die  später  —  seit  1905  —  zu  einem  Teil  des  neugegründeten  Mini- 
steriums der  Landwirtschaft,  der  Industrie  und  des  Handels  geworden  ist 
•und  in  ,,Directie  van  den  Landbouw"  (K.  E.  vom  7.  März  1906)  umgetauft 
wurde.  Diese  Behörde  arbeitete,  wovon  die  von  ihr  herausgegebenen  Ver- 
öffentlichungen einen  Beweis  liefern*,  mit  Erfolg  auch  auf  wirtschaftsgeogra- 
phischem Gebiete. 

Im  Jahre  1902  folgten  die  Provinzdal-Staaten  (Landtag)  von  Friesland 
dem  dänischen  Vorbilde  und  stellten  in  England  einen  Land  wirtschafte- 
konsulenten  an.  Der  als  solcher  ernannte  Beamte  erhielt  im  Jahre  1910 
den  Rang  eines  ,,R  eichslandbaukonsulente  n",  der  zum  De- 
partement des  Auswärtigen  Amtes  zählt,  aber  in  direkter  Verbindung  mit 
der  jjDirectie  van  den  Landbouw"  steht;  es  ist  dies  der  erste  und  bis  heute 
einzige  holländische  Beamte  dieser  Art.  Im  Laufe  des  Jahres  1919  wurde 
der  Wirkungskreis  dieses  Beamten  nach  Frankreich  (Paris)  verlegt. 

Die  Behörde,  der  die  Bearbeitung  der  Konsulatsberichte  übertragen  war^ 
,,A  f  d  eeling  Hände  1",  nannten  wir  bereits.  Im  Jahre  1905  war  die 
staatHche  Wahrung  der  inländischen  Handelsinteressen  im  neugegründeten 


^  Uitkomsten  van  het  onderzoek  naar  den  toestand  van  den  Landbouw  in 
Nederland.     4.  Bd.,  S.  lOlf,  1890. 

2  Verzameling  van  Adviezen  door  de  Landbouwoommissie  aan  de  Regeering 
uitgebracht.     1891,  S.  112. 

^  Vgl.  A.  Plate  Voordracht  over  het  consulaatwezen,  „Nieuwe  Rotterdam- 
sohe  Courant"  vom  6.  Januar  1900. 

*  Siehe  die  Folge  Verslagen  en  Mededeelingen  ran  de  Directie  van  den  Land- 
bouw, erscheint  seit  1904. 


Nachrichten-  und  Zeitungswesen,  wissenschaftliche  Institute  usw.      223* 

Ministerium  für  Landwirtschaft,  Industrie  und  Handel  untergebracht  worden^. 
Im  Etat  von  1907  wurden  Gelder  angefordert,  um  bei  diesem  Departement 
eine  selbständige  Handelsabteilung  zu  gründen.  Die  Erklärung  zu  dieser 
Eingabe  lautete,  daß  beabsichtigt  sei,  dieser  Abteilung  die  Bearbeitimg 
und  die  Verbreitung  der  konsularischen  Berichte  zu  übertragen,  ebenso 
das  Sammeln  imd  die  Herausgabe  solcher  Angaben  und  Nachrichten,  welche 
für  die  volkswirtschaftliche  Entwicklmig  Hollands  als  wichtig  erkannt 
würden.  Nicht  ohne  "Widerspruch  wurde  diese  Maßnahme  gebilligt.  Man 
äußerte  die  Befürchtung,  daß  eine  nähere  Berührung  des  neuen  Departements 
mit  den  Konsulatsbeamten  notwendigerweise  deren  erforderliche  Fühlung 
mit  dem  Auswärtigen  Amte  beeinträchtigen  würde.  „Wenn  die  Bearbeitung 
der  Konsulatsberichte"  —  so  fragte  Herr  Plate  den  Minister  —  „aus  Ihren 
Händen  genommen  wird,  wie  wollen  Sie  dann  beurteilen  können,  ob  die 
Personen  noch  geeignet  sind  oder  nicht,  länger  Konsul  zu  bleiben  V'^  Gleich- 
wohl bheb  die  Opposition  in  der  Minderheit. 

Die  Herausgabe  der  Sonderabhandlungen,  welche  —  wie  soeben  mit- 
geteilt —  dieser  Abteilung  aufgetragen  war,  findet  in  der  Serie  „Verslagen 
en  Mededeehngen  van  de  AfdeeHng  Handel"  statt,  von  denen  einzelne  Num- 
mern auch  ausländische  Themen  behandeln. 

Kurz  bemerkt  sei  noch,  daß  nach  einigen  Umgestaltimgen,  auf  welche 
auch  die  ,,Commissie  voor  de  Consulaire  Examens"  gedrimgen  hatte,  beim 
Auswärtigen  Amt  eine  Abteilung  ,,H  a  n  d  e  Is  p  o  li  ti  e  k  en 
consulaire  zaken"  (Tweede, Afdeeling)  zustande  kam,  deren  Aufgabe 
darin  bestand,  die  holländischen  Handels-  und  Schiffahrtsinteressen  im  Aus- 
lande imd  mit  Bezug  auf  das  Ausland  wahrzunehmen.  Bei  ihr  laufen  die  Über- 
sichten imd  Berichte  der  Konsulatsbeamten  ein,  welche,  wie  wir  bereits 
vernahmen,  zur  weiteren  Bearbeitung  an  die  „AfdeeHng  Handel"  eingereicht 
werden.  Berichte  dringenden  Charakters,  darunter  Depeschen,  werden 
nötigenfalls  durch  eins  der  beiden  genannten  Departements  auf  besonderem 
Wege  zur  Kenntnis    der  Interessenten  gebracht. 

G.  E.  H  u  f  f  n  a  g  e  1 ,    Rotterdam. 

(Schluß  folgt  im  nächsten  Heft.) 
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WirtsdiaftlidiG  Interessenvertretungen,  Vereine, 
Kongresse,  Messen,   Ausstellungen. 


1  Vgl.  „W.  A.",  11.  Bd.,  S.  375*. 

*  Verhandlimgen  der  II.  Kammer,  1906—1907,  S,  1370. 
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xvn. 
Versdiiedcnes. 


Chronik  der  Sozialpolitik. 

Die  verwandten  Züge  in  der  Sozialpolitik  der  Kulturstaaten  häufen 
sich  auch  ohne  besonderen  internationalen  Annäherungs-  und  Ausgleichungs- 
apparat, obwohl  die  Internationale  Vereinigung  für  gesetzlichen  Arbeiter- 
schutz (Sitz  Basel)  durch  den  Krieg  fünf  Jahre  lang  gelähmt  war  und  vielleicht 
noch  längere  Zeit  gelähmt  bleiben  wird,  die  internationalen  Verbindungen 
der  Arbeiterorganisationen  während  des  Krieges  nur  noch  kümmerlich  wirkten, 
und  das  sozialpolitische  Programm  des  Völkerbundes  seiner  Verwirklichung 
noch  recht  fern  zu  sein  scheint.  Es  liegt  in  den  Verhältnissen  und  den  Ent- 
wicklungstendenzen der  führenden  Wirtschaftsstaaten  ein  innerer  Zwang, 
bestimmte  sozialpolitische  Aufgaben,  die  in  allen  Industriestaaten  mehr 
oder  minder  gleichzeitig  auftauchen,  einer  ähnlichen,  nur  durch  die 
Energie  der  Fassung  und  Handhabung  verschiedenen  Lösung  entgegen- 
zuführen. 

Die  Kriegspolitik  der  europäischen  Hauptstaaten  zeigte  viel  Überein- 
stimmendes, da  die  auftauchenden  sozialen  Nöte  und  Notwendigkeiten 
erklärlicherweise  überall  dieselben  Wurzeln  hatten:  Ausbau  der  Arbeits- 
vermittlung, zuerst  zur  Bekämpfimg  der  Arbeitslosigkeit,  dann  zur  Milderung 
des  Mangels  an  Arbeitskräften  und  endlich  zur  Überwindung  der  Demobil  - 
machungs-  und  Eückführungsschwierigkeiten  der  aufzulösenden  Heeres- 
massen; im  Zusammenhang  damit  Abänderung  der  Arbeitszeit-  und  Arbeits- 
schutzgesetze, da  Frauen-  und  Jugendlichenarbeit  umfangreicher  Kriegsarbeit 
zugeführt  werden  mußten,  und  schließlich  wieder  Bemühungen,  die  aus  dem 
Raubbau  an  den  schwachen  Kräften  sich  ergebenden  Gesundheitsschäden 
durch  besondere  Fürsorgemaßnahmen  nachhaltig  zu  bessern,  Korrek- 
turen der  Arbeitsvertrags-  und  Streikrechte  der  Arbeiterschaft,  Einführmig 
einer  allgemeinen  Arbeitspflicht,  unter  gewisser  Beschränkung  derFreizügigkeit 
und  des  Stellenwechsels,  Ausbau  des  Schlichtungswesens  entsprechen  wieder- 
mn  überall  der  Dringlichkeit  der  Produktionssteigerung,  die  keine  feiernde 
Hand  duldete.  Die  soziale  Fürsorge  für  die  Familien  der  eingezogenen  Sol- 
daten und  für  die  Kriegsopfer  ist  eine  ebenso  naturgemäße  Erscheinung  in 
allen  Kriegsstaaten  und  schließlich  auch  in  den  mobilisierenden  neutralen 
Staaten.  Ausgleichende  Lebensmittelpolitik,  Kopfverteilung,  Preiszügelmig 
und  öffentliche  Zuschüsse  zur  Verbilligung  der  Massenernährimg  ergänzen 
die  Produzentensozialpolitik  in  den  Kriegsstaaten  durch  eine  allenthalben 
gleichzielende  Konsumentensozialpolitik. 

Es  ist  nicht  unsere  Absicht,  die  Kriegssozialpolitik  der  einzelnen  Staaten 
hier  zu  schildern  und  miteinander  zu  vergleichen.  Wir  wollen  unsere  Dar- 
stellung   erst    mit   dem    Zeitpunkt   des   Waffenstillstandes  etwa   beginnen 
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lassen  und  nur  da  auf  frühere  sozialpolitische  Akte  zurückgreifen,  wo  es 
der  Zusammenhang  der  Dinge  erfordert.  Es  ist  auch  heute  für  einen  Deut- 
schen noch  gar  nicht  möglich,  ein  genaues  und  vollständiges  Bild  der  sozial- 
politischen Maßnahmen  aller  wichtigen  Staaten  zu  rekonstruieren,  da  ihn 
die  Blockade  auch  von  manchen  geistigen  Ernährungsquellen,  von  den  perio- 
dischen Veröffentlichungen  der  Fcindesstaaten  und  von  dem  regelmäßigen 
Studium  der  außerdeutschen  Berichte,  abgesperrt  hat,  die  sich  übrigens, 
allem  Anschein  nach,  wie  die  deutschen  auch  starken  Einschränkungen  unter- 
werfen mußten. 

Unsere  wichtigste  sozialpolitische  Berichtsquelle,  das  Bulletin  des  Inter- 
nationalen Arbeitsamts,  hat  in  der  Kriegszeit  mit  großen  Material-,  Geld- 
Druck-  und  Informationsschwierigkeiten  zu  kämpfen  gehabt  und  seine 
stark  zusammengedrängten  Hefte  8 — 10  imd  11 — 12  vom  Jahrgang  1918  erst 
etwa  um  die  Jahresmitte  1919  in  Deutschland  ausgeben  können.  Die  ameri- 
kanischen „Bulletins  of  Labor",  die  auch  die  ausländische  Sozialpolitik  früher 
stark  berücksichtigten,  sind  den  Deutschen  nicht  mehr  zugänghch  geworden. 
Es  blieben  also  nur  die  ,,Labour  Gazette"  von  Großbritannien,  die  immernoch 
die  schnellste  Berichterstatterin  über  wichtige  sozialpolitische  Auslandsdinge 
ist,  allerdings  nur,  soweit  ihr  die  drängende  Fülle  der  heimatlichen  britischen 
Vorgänge  dazu  Platz  läßt,  die  holländische  ,,Maandschrift  for  Statistiek" 
mit  ihrem  gut  gepflegten  internationalen  Berichtsabschnitt,  die  schwedi- 
schen jMeddelanden",  die  ,, Soziale  Rundschau"  des  österreichischen  Handels- 
ministeriums, die  allerdings  im  Kriege  immer  und  immer  später  heraus- 
gekommen ist.  Von  den  romanischen  „Arbeits-Bulletins",  von  denen  das 
italienische  früher  sehr  ausführliche  Auslandsberichte*^  brachte,  wenn  es 
auch  keineswegs  Vollständigkeit  anstrebte,  ist  seit  langem  nichts  nach  Deutsch- 
land gekommen.  Über  Rußland  berichtete  seit  der  Revolution  die  „Inter- 
nationale Telegrafen-Agentur",  die  Rosta  in  Berhn,  einige  Zeitlang  sehr  reich- 
lich zu  agitatorischen  Zwecken.  Es  bleiben  also  als  Quellen  nur  noch  die 
ausländischen  Zeitungen  zu  nennen,  aus  denen  das  Kriegspresseanit,  Ab- 
teilung Fremde  Presse,  die  nunmehr  in  veränderter  Gestalt  vom  Auswärtigen 
Amt  weitergeführt  wird,  fortlaufend  sehr  fesselnde  Auszüge  und  Übersichten 
gab,  die  allerdings  die  nackten  Tatsachen  hinter  den  Stimmungen  imd 
Spiegelungen  der  öffentlichen  Meinung  zurücktreten  ließen. 

Auch  für  die  Zeit  nach  dem  Waffenstillstände,  der  ja  noch  lange  nicht 
den  Frieden  und  die  Wiederherstellung  des  commercium  et  connubimn  unter 
den  Europastaaten  brachte,  fließen  die  Berichtsquellen  über  die  ausländische 
Sozialpolitik  zunächst  noch  nicht  reicher  als  in  der  Kriegszeit.  Immerhin 
wird  man  in  Deutschland  jetzt  etwas  schneller  und  vollständiger  über  die 
sozialpolitischen  Gesetze  und  Organisationsschritte  der  Feindesstaaten 
unterrichtet  als  ehedem,  wenn  auch  von  einem  regelmäßigen  Austausch 
der  amtlichen  und  Fachveröffentlichungen  zwischen  den  sozialpolitischen 
Stellen  Deutschlands  und  des  Auslandes,  wie  er  in  Friedenszeiten  üblich 
war,  noch  nicht  die  Rede  ist. 

Das  Bild    der    sozialpolitischen  Entwicklung,    das    diese,    wie    gesagt, 
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unvollständigen  Berichte  für  die  Zeit  seit  dem  Waffenstillstände,  der  mit 
der  deutschen  Revolution  zusammenfällt,  vermitteln,  bestätigen  aufs  neue 
die  eingangs  behauptete  These,  daß  die  wirtschaftlich  soziale  Gestaltung 
der  Staaten  dank  ihrer  inneren  Verwandtschaft  auch  ohne  besondere  Staaten- 
verträge und  internationale  Vereinbarungen  die  Regierungen  zwingt,  sozial- 
politisch immer  mehr  in  derselben  Richtung  und  fast  im  selben  Schritt- 
maße zu  wandern,  um  den  Forderungen  der  Massenentwicklimg  und  der  sich 
wandelnden  Arbeitsverfassung  gerecht  zu  werden. 

Die    deutsche    Revolution. 

Zunächst  hat  ja  Deutschland,  infolge  der  sogenannten  „sozialistischen" 
Hevolution,  anscheinend  einen  großen  sozialpolitischen  Vorsprung  vor  den 
übrigen  Europastaaten  gewonnen,  indem  die  Pandorabüchse  plötzlich  weit 
geöffnet  wurde  und  mit  einem  Rucke  alle  seit  Jahrzehnten  auf  dem  Programm 
stehenden,  noch  nicht  verwirklichten  Arbeiter-  und  Angestelltenforderungen 
erfüllt  und  obendrein  der  sozialistische  Wirtschaftsstaat  eingeführt  werden 
sollten.  Die  rauhe  Wirklichkeit  des  zusammengebrochenen,  durch  4^/2  Kriegs- 
jahre zermürbten,  verarmten,  aus  hundert  Wunden  blutenden,  siechen  Deutsch- 
lands schüttete  allerdings  bitteres  Wasser  in  diesen  schäiunenden  Wein  und 
gab  vielen  dieser  durch  Machtwort  dekretierten  sozialpolitischen  Neuschöp- 
fungen ein  hippokratisches  Gesicht.  Manche  dieser  neuen  sozialpolitischen 
Gesetze  nehmen  sich  auf  dem  Papier  ganz  g'it  aus,  aber  sie  haben  keinen 
fruchtbaren  Inhalt,  da  der  Boden  fehlt,  auf  dem  sie  gedeihen  und  Frucht 
treiben  können.  Was  nützt  der  Achtstundentag,  wenn  viele  Betriebe  aus 
Mangel  an  Kohle,  Rohstoffen,  Aufträgen  usw.  die  Überzahl  der  von  ihnen 
einzustellenden  Arbeiter  nur  4 — 6  Stunden  beschäftigen  können  ?  Was  nützt 
das  schönste  Siedlungsgesetz,  wenn  es  an  Holz  und  Ziegeln  zum  Bauen  fehlt, 
und  die  Arbeiter  nicht  aufs  Land  gehen  wollen?  Was  nützt  der  Rechts- 
anspruch auf  den  vollen  Arbeitsertrag,  wenn  die  Produktionsleistung  und 
der  Arbeitsertrag  vieler  Betriebe  unter  den  Nachwirkungen  des  Krieges  und 
der  Revolution  auf  ein  Drittel  der  Friedenszeit  herabgesunken  sind  ?  Der  kri- 
tische Sozialpolitiker  darf  sich  nicht  blenden  lassen  durch  die  Fülle  des 
Segens  sozialpolitischer  Verordnungen  und  Gesetze,  die  durch  den  Vollzugs- 
rat der  sozialistischen  Republik,  durch  den  Rat  der  Volksbeauftragten, 
durch  die  Arbeiterräte,  durch  das  Kabinett  der  Koalitionsregierung  und 
durch  die  Nationalversammlung  über  das  deutsche  Volk  ausgestreut  worden 
ist.  Ein  Land,  in  dem  die  sozialen  Existenzgrundlagen  nicht  gesund  und 
tragfähig  sind,  in  dem  die  Arbeit  und  die  Produktion  nicht  gedeiht,  kann 
durch  die  schönsten  sozialpolitischen  Paragraphen  in  kein  sozialpolitisches 
Paradies  verwandelt  werden. 

Schmeckt  also  manches  in  der  deutschen  Sozialpolitik  seit  dem  Zu- 
sammenbruch nach  vergoldetem  Elend,  so  ist  der  große  programmatische 
Zug  zur  Verwirklichung  des  sozialpolitischen  Grundrechtes,  daß  die  Arbeit 
dem  Besitz  nicht  bloß  gleichberechtigt,  sondern  bevorrechtigt  sein  und  die 
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soziale  Solidarität  über  den  individuellen  Egoismus  herrschen  solle,  nicht 
zu.  verkennen.  Wir  müssen  hier  von  der  Einzelaufzählung  auch  nur  der  wich- 
tigsten deutschen  Gesetze  und  Verordnungen  absehen.  Wir  möchten  aber 
nicht  unterlassen,  eine  sozialistische  Stimme  aus  der  deutschen  Gewerk- 
schaftspresse anzuführen,  die  rühmend  aufzählt,  ,,Wa8  uns  bisher  die  Revo- 
lution brachte"  und  vom  Arbeiterstandpunkt  aus  die  grundsätzlichen  sozial- 
politischen Errungenschaften  dieser  Zeit  charakteristisch  würdigt.  Es  heißt 
in  dem  genannten  Aufsatz  des  ,, Grundstein"  (Juni  1919): 

1.  Sie  gab  uns  das  freieste  Wahlrecht  der  Welt.  2.  Sie  gab  uns  den 
Achtstundentag.  3.  Sie  hat  die  Gesindeordnung  aufgehoben.  4.  Sie  hat 
die  Ausnahmegesetze  gegen  die  Landarbeiter  beseitigt.  5.  Die  Arbeiterschutz - 
gcsetze  wurden  von  ihr  sofort  wieder  in  Kraft  gesetzt.  6.  Den  Tarifverträgen 
im  Arbeitsverhältnis  hat  sie  gesetzliche  Anerkennung  verschafft.  7.  Sie  ord- 
nete die  obligatorische  Einführmig  der  Arbeiter-  und  Angestelltenausschüsse 
in  den  Betrieben  an.  8.  Sie  setzte  Schlichtungsausschüsse  für  Arbeitsstreitig- 
keiten ein.  9.  Sie  sicherte  soweit  wie  möglich  die  Existenz  der  Arbeiter  und 
Angestellten  in  der  Zeit  der  wirtschaftlichen  Demobilmachung.  10.  Sie  re- 
gelte die  Einstellung,  Entlassung  und  Entlohnung  der  Arbeiter  in  der 
kritischen  Zeit  des  Waffenstillstandes.  11.  Sie  erließ  eine  vorläufige  Land- 
arbeitsordnung, in  der  Bestimmungen  enthalten  sind  über  Arbeitszeit  und 
Uberstundenvergütung.  12.  Sie  errichtete  Arbeitskammern  im  Bergbau. 
13.  Weiter  setzte  sie  Fachausschüsse  für  Hausarbeit  ein,  um  die  Lücke  im 
Hausarbeitsgesetz  vom  20.  Dezember  1911  auszufüllen.  14.  Sie  führte  die 
völlige  Sonntagsruhe  im  Handelsgewerbe  ein.  15.  Sie  brachte  die  gesetz- 
liche Erwerbslosenfürsorge  zur  Einführung.  16.  Sie  ordnete  das  Arbeits- 
nachweiswesen. 17.  Sie  traf  Anordnimgen  für  die  Behebung  des  Arbeiter- 
niangels  in  der  Landwirtschaft.  18.  Sie  regelte  die  Frauenarbeit  in  der  Über- 
gangswirtschaft. 19.  Sie  traf  die  verschiedensten  Maßnahmen  zugunsten 
der  Kriegsbeschädigten.  Sie  ordnete  unter  anderem  an,  daß  in  gewerblichen 
Betrieben  auf  je  100  entlohnte  Personen  ein  Schwerbeschädigter  einzu- 
stellen sei,  in  landwirtschaftlichen  schon  auf  je  50  Personen.  20.  Die  Kriegs- 
beschädigten- xmd  Kriegshinterbliebenenfürsorge,  darunter  die  Ludendorff- 
spende,  übernahm  sie  in  die  Verwaltung  des  Reiches,  um  sie  jedem  Mißbrauch 
zu  entziehen.  Sie  schuf  im  ganzen  Reich  Fürsorgestellen,  in  denen  auch 
der  Einfluß  der  Fürsorgebedürftigen  zur  Geltung  kommt.  21.  Sie  verbesserte 
das  Verfahren  in  Militärversorgungssachen.  22.  Sie  ordnete  an,  daß  bis 
zum  Inkrafttreten  dieser  Reform  (Militärversorgimgsgerichte  auf  Grundlage 
der  Selbstverwaltung)  auf  die  Renten  eine  Teuerungszulage  von  40%  ge- 
währt werde.  20.  Sie  hat  ein  Siedelungsgesetz  geschaffen,  das  die  Gründimg 
und  Vergrößerung  von  Kleinbauernstellen  vorsieht  auf  Kosten  der  staat- 
lichen imd  privaten  Großgüter. 

Wir  können  dieser  Liste  noch  Hinweise  auf  einige  seither  erlassene  oder 
vor  der  Verabschiedung  stehende  Gesetze  sozialpolitischen  Inhalts  anschließen 
(abgesehen  von  der  Reichsverfassung,  die  einige  soziale  Grundrechte  vom 
Beschäftigungsanspruch,    der    Arbeitspflicht    und    der    Unterhaltsfürsorge 
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festlegt  und  den  Gedanken  der  Betriebs-  und  Wirtscliaftsräte  „verankert") : 
Die  sogenannten  Soziali sierungsgesetze  für  den  Kohlen-  und  Kalibergbau, 
für  die  Elektrizitätswirtschaft,  die  allenthalben  die  Einfluß-  und  Rechts- 
stellung der  Arbeiter  und  Angesteliten  zu  stärken  trachten,  das  Betriebsräte- 
gesetz, die  Aufbesserung  der  Beamtengehälter,  Erhöhung  der  Lohnpfändungs- 
grenze, die  Bereitstellung  von  Reichsmitteln  zum  Abbau  der  Lebens- 
mittelpreise und  zur  Gewährung  von  Überteuerungszuschüssen  bei 
Wohnungsbauten;  weiterhin  die  Inangriffnahme  eines  neuen  umfassen- 
den Arbeitsrechts  und  die  Berufung  von  Arbeitern  auf  die  höchsten  Ver- 
waltungsstellen. 

Die  knappe  Auslese  genügt,  um  den  Eindruck  großartiger  sozialpoli- 
tischer Fruchtbarkeit  Deutschlands  zu  hinterlassen.  Doch  die  Früchte  sind 
nicht  süß.  Keine  Zeit  der  deutschen  Geschichte  ist  so  von  sozialpolitischer 
Unzufriedenheit  und  Unrast  der  Massen  durchtränkt  wie  dieser  Abschnitt 
seit  der  Revolution.  Auf  die  Ursachen  brauchen  wir  hier  nicht  einzugehen, 
nur  die  Tatsache  müssen  wir  feststellen.  Nie  ist  die  kapitalistische  Wirt- 
schaft so  von  Streiks  zerrüttet  worden  wie  die  deutsche  Volkswirtschaft 
unter  dem  sozialistischen  Regiment,  das  den  Arbeitern  weiteste  Mitbestim- 
mungsrechte, nicht  nur  in  der  Regierung,  sondern  in  allen  Betrieben  ein- 
räumt, das  überall  Schlichtungsausschüsse  mit  weitgehenden  Befugnissen 
einsetzte,  und  die  gesamte  deutsche  Arbeit  in  Stadt  und  Land,  in  der 
Schwerindustrie,  im  Verkehrswesen,  im  Handel,  von  den  Tagelöhnerschichten 
bis  hinauf  zu  den  leitenden  Angestelltenschichten,  mit  einem  dichten  Netz 
von  Arbeits-  und  Lohntarifverträgen,  meistens  mit  Allgemeinverbindlich- 
keit für  ganze  Berufe  und  Bezirke,  überzog.  Noch  nie  aber  sind  Tarif- 
verträge, trotz  ihres  mit  Vorkriegsbedingungen  unvergleichlichen  Inhalts, 
so  schlecht  gehalten,  so  verantwortungslos  von  Arbeitern  und  Angestellten 
gebrochen  worden   wie  in  der  Zeit  seit  der  Revolution. 

Durch  den  Krieg  und  die  Revolution  ist  das  ordnungs-  und  arbeits- 
gewohnte deutsche  Volk  in  eine  entsetzliche  Gärung  gekommen,  gegenüber 
der  die  alten  imd  neuen  Organisationsbestrebmigen  vorläufig  versagen. 
Die  deutschen  Gewerkschaften  aller  Richtungen,  die  Angestellten-  und  Be- 
amtenverbände, die  jetzt  fast  sämtlich  ins  gewerkschaftliche  Fahrwasser 
gegangen  sind  und  das  Streikrecht  für  sich  in  Anspruch  nehmen,  sind  zwar 
ungeheuerlich  an  Zahl  und  Umfang  angeschwollen  —  die  freien  Gewerkschaften 
sprechen  von  6  Millionen,  die  Christlichen  von  1^  Millionen  — ,  und  immer 
neue  kartellartige  Zusammenschlüsse  und  Verschmelzungen  treiben  die 
Riesenziffern  noch  weiter  in  die  Höhe,  aber  der  neue  Massenzustrom 
droht  den  gewerkschaftlichen  Apparat  mit  seinem  Erziehungs-  und  Aufklä- 
rungseinfluß auf  die  Mitglieder  gewaltsam  zu  überfluten  und  hat  vielfach 
alte  bewährte  Führer  schon  weggeschwemmt.  Auf  der  anderen  Seite  rüsten 
die  Arbeitgeberverbände  verzweifelt,  VLm  sich  des  vielfach  zügellosen  An- 
sturms dieser  frisch  organisierten  undisziplinierten  Massen  zu  erwehren. 
Sie  suchen  im  entschlossenen  Ausbau  der  paritätischen  Arbeitsgemeinschaften 
zusammen  mit  den  besonnenen   Gewerkschaftsleitungen  ein  neues  Organi- 
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sationsgerüst  zur  Aufrechterhaltung  der  Lebens-  und  Leistungsfähigkeit 
der  Gewerbe  unter  verantwortlicher  Mitwirkung  der  Arbeiter  zu  schaffen, 
das  dem  Grundgedanken  des  Hauptarbeitsabkommens  vom  15.  November 
1918  zwischen  Gewerkschaften  und  Arbeitgeberverbänden  Beine  imd  Arme 
zu  praktischer  Gestaltung  geben  soll. 

Dies  bewegte,  licht-  und  schattenreiche  Bild  der  deutschen  Sozial- 
politik, die  infolge  der  revolutionären  Sturmwellen  und  Triebkräfte  an  dra- 
matischer Aktivität,  wie  angedeutet,  die  Sozialpolitik  der  übrigen  Kultur- 
staaten übertrifft  und  vielfach  als  Schrittmacher  die  anderen  weit  zurück- 
läßt, unterscheidet  sich  jedoch  in  seinen  Hauptzügen  nicht  gar  so  auffällig 
von  dem  Bilde  der  Sozialpolitik  in  den  Ententestaaten  und  den  neutralen 
Ländern.     Nur  Rußland  bildet  ein  Kapitel  für  sich. 

Wohin  wir  Sozialpolitiker  in  England,  Frankreich,  Italien,  Skandi- 
navien, auch  in  Amerika  seit  dem  Waffenstillstand  schauen,  begegnen  uns 
schließlich  doch  auch  wieder  wie  zur  Kriegszeit  die  gleichen  großen  sozial- 
politischen Aufgaben  der  Demobilmachung  und  der  Kriegsfürsorge,  die  Teue- 
rungsbekämpfmig,  die  Fürsorge  für  die  Arbeitslosen  im  Zusammenhang  mit 
Siedelungs-  und  Wanderungspolitik,  die  Einführung  des  Achtstundentages  mit 
ihren  schweren  Einwirkungen  auf  Produktionsumfang  und  Kosten  mid  die 
gesamte  Arbeitsverfassung.  Überall  die  gleich  bedenkliche  soziale  Unrast, 
insbesondere  unter  den  Arbeiterschaften  der  Urproduktion  und  der  Grund- 
gewerbe der  Volkswirtschaft  (Bergbau,  Verkehr,  Landwirtschaft).  Um  dieser 
Unrast,  die  für  die  kriegverarmten  Staatswirtschaften  in  den  Zeiten  des  Wie- 
deraufbaus doppelt  gefährlich  ist,  zu  steuern,  regen  sich  wenigstens  in  den 
Hauptstaaten  der  Entente  ernste  Bestrebungen  zur  Neuordnung  des  Arbeits- 
rechts und  zur  Neuorganisation  des  Zusammenwirkens  von  Arbeitgeber- 
und Arbeitervertretungen,  ähnlich  wie  in  Deutschland.  Ebenso  finden  wir 
Sozialisierungsansätze  hier  und  dort  für  national  wichtige  Versorgmigs- 
gewerbe.  Wir  werden  diese  Verwandtschaftserscheinungen  der  ausländischen 
und  der  deutschen  Sozialpolitik  im  Folgenden,  soweit  es  die  Berichtsverhält- 
nisse gestatten,  mit  kennzeichnenden  Schilderungen  belegen  und  dabei  Gelegen- 
heit nehmen,  wichtige  Abweichungen  und  Unterschiede  besonders  zu  erörtern. 

Die  allgemeine  sozialpolitische  Entwicklung. 
Der  überstürzte  Waffenstillstand  Deutschlands,  der  den  Kriegsoperationen 
ein  überraschend  schnelles  Ende  setzte,  hat  nicht  nur  in  Deutschland  selber, 
sondern  auch  in  den  Ententestaaten  alle  schön  durchdachten  Pläne  für  die  D  e  - 
mobilmachung  wenn  auch  nicht  gerade  ganz  über  den  Haufen  geworfen, 
so  doch  in  ihrer  praktischen  Durchführung  empfindlich  gestört.  Das  gilt 
besonders  für  Großbritannien,  in  dem  das  Drängen  der  Heimatbevölkerung 
wie  der  Soldaten  zu  einer  wesentlich  größeren  Beschleunigung  der  Entlassung 
der  Krieger  führte  als  etwa  in  Frankreich.  Trotz  der  entsprechenden  Um- 
gestaltung des  Planes  für  die  Zurückführung  und  Wiedereinstellung  der 
.,pivotal"  und  der  „slipmen"  in  die  gewohnten  alten  Arbeitsstellen  und 
Friedensberufe   und   der  Verkürzung  der  Arbeitszeit,   der  vorübergehenden 
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Aufhebung  der  Akkordarbeit,  der  Zwangsentlassung  der  Ersatzarbeiterinnen 
gab  es  in  den  meisten  Industrien  doch  enapfindliche  Stauungen  und  Ansamm- 
lungen von  Arbeitslosen:  am  29,  November  1918:  69  803,  am  2.  Januar  1919: 
380  095,  am  28.  März:  1050245,  Anfang  Mai:  1 093400;  also  Zustände,  die  an 
Deutschland  erinnern,  das  Ende  März:  1053  854  und  Ende  April :  829  758 
unterstützte  Arbeitslose  zählte  und  um  jene  Zeit  den  Höhepunkt  der  Ar- 
beitslosigkeit zu  haben  schien.  Erst  im  Juni  ist  die  britische  Arbeitslosenziffer 
erheblich  (auf  rund  600  000)  gefallen.  Das  englische,  überwiegend  staat- 
lich organisierte  Arbeitsnachweiswesen,  das  seine  Vermittlungstätigkeit 
während  de?  Krieges  von  814  071  vermittelten  Personen  (1914)  auf  1  375  198 
(1917)  gesteigert  hatte,  erwies  sich  ebensowenig  wie  das  deutsche,  mit  seinem 
neugeschaffenen  Apparat  von  Zentral auskunftsstellen,  leistungsfähig  genug, 
um  die  notwendige  Verschiebung  auf  dem  Arbeitsmarkte  annähernd  befrie- 
digend zu  bewältigen.  Auch  Italien  hat  erst  im  November  1918  energische 
Schritte  und  Mittel  zum  Ausbau  der  nicht  gewerbsmäßigen  Arbeitsnach- 
weise aller  Richtungen  für  nötig  gehalten. 

Die  große  Umstellung  von  Frauenarbeit  auf  Männerarbeit  erwies  sich 
in  Großbritannien,  obwohl  dieses  bereits  1916  einen  besonderen  Ausschuß 
(Womens  Employment  Committee)  zur  Untersuchung  der  Frauenbeschäf- 
tigungsmöglichkeiten nach  dem  Kriege,  auf  Grund  der  im  Kriege  mit  der 
Frauenarbeit  gewonnenen  Erfahrungen,  eingesetzt  hatte,  als  eine  ebenso 
schwierige  Frage  wie  in  Deutschland.  Während  sich  hier  das  Verhältnis 
zwischen  beschäftigten  Männern  und  Frauen  bei  5153  vergleichbaren  Kran- 
kenkassenberichten zwischen  Juli  1914  und  Juli  1918  von  65: 35  auf  48:52% 
verschoben  hatte,  weisen  die  britischen  Arbeitsnachweise,  die  1914  erst 
160 145  Frauenstellen  neben  507538  Männerstellen  vermittelten,  1917 :  636  269 
weibliche  Vermittlungen  neben  539  398  männlichen  auf;  1918  sank  die  weib- 
liche Ziffer  wieder  etwas.  Die  ungeheure  Schwierigkeit,  dieser  Verschie- 
bungen bei  Fortdauer  vieler  kriegswirtschaftlichen  Beschränkungen  Herr  zu 
werden,  wenn  man  ferner  die  (ebenfalls  in  Großbritannien  Gegenstand  beson- 
derer Untersuchung  bildenden)  Unterschiede  der  Männer-  und  Frauenent- 
lohnung bedenkt,  liegen  auf  der  Hand.  Die  Arbeitslosenunterstützung  mußte 
aufs  äußerste  angespannt  werden,  um  Notstände  zu  verhüten.  Die  Unter- 
stützungssätze blieben  aber  mit  26  und  30  Schilling  die  Woche,  wenn  man 
vom  Währungsunterschied  absieht,  wesentlich  hinter  den  deutschen  Sätzen 
zurück,  wie  sie  sich  denn  auch  in  vielen  Städten  auf  die  Dauer  als  unhaltbar 
erwiesen  haben  und  mußten  einer  einschränkenden  Kontrolle  unterworfen 
werden.  Weit  hinter  den  deutschen  und  englischen  Sätzen  ist  Frankreich 
zurückgeblieben,  das  für  den  arbeitslosen  Familienvorstand  nur  1,50  Fr. 
täglich  und  für  eine  aus  mehreren  Verdienern  bestehende  Familie  höchstens 
4  Fr.  bei  nachweislicher  Arbeitswilligkeit  gewährte.  Italien  bewilligte 
Vollarbeitern  über  21  Jahre  einen  Tagsatz  von  2 — 3  Lire  und  denjenigen 
Arbeitern,  die  mindestens  3  Monate  Beitrag  an  die  Nationalkasse  für  Arbeiter- 
fürsorge gezahlt  haben,  einen  Tageszuschlag  von  0,25  bis  1  Lire,  je  nach 
dem  Alter.     In  Großbritannien  war  die   Beitragspflicht  für  die   staatliche 
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Arbeitslosenversicherung  in  den  versicherten  Industrien  für  die  Zeit  der 
Demobilmachung  aufgehoben  worden^. 

Die  ungeheure  Arbeitslosigkeit  hat  trotz  dieses  Unterstützungsauf  wände  g 
zu  einer  gefährlichen  Steigerung  der  Arbeitsunrast  in  den  Massen 
beigetragen,  zu  der  die  Kriegszersetzung  und  die  außerordentliche  Teuerung 
des  Lebensbedarfs  den  Grund  gelegt  hatten.  Alle  Erhebungen  über  Lohn- 
und  Preisbewegungen  während  des  Krieges  weisen  auch  im  Ausland  aus, 
daß  die  Teuerung  des  elementaren  Lebensbedarfes  rascher  fortgeschritten 
ist  als  die  Lohnerhöhung  für  den  Massendurchschnitt.  Nach  dem  Waffen- 
stillstand hat  dann  die  Preissteigerung  fast  überall  —  wenn  auch  mit  Stok- 
kungen  —  recht  bedenklichen  Umfang  angenommen.  Während  aber  im 
Kriege  die  hohen  Preise  der  treibende  Faktor  der  Teuerung  und  der  nach- 
folgenden Lohnsteigerung  gewesen  sind,  hat  sich  das  Verhältnis  nach  dem 
Kriege  infolge  des  Produktionsrückganges  mid  der  Arbeitszeitbeschrän- 
kungen umgekehrt:  die  rasch  steigende  Lohnquote  treibt  die  Preise  in 
die  Höhe  und  diese  Wirkung  erzeugt  wieder  neue  Lohnbewegungen.  Es 
würde  zu  weit  führen,  dies  im  einzelnen  zu  belegen.  Tatsache  ist,  daß 
wir  in  allen  Staaten  Lohnbewegungen  in  bisher  unerhörter  Stärke  be- 
obachten, und  zwar  Bewegungen  gerade  in  den  lebenswichtigen  Gewerben, 
welche  die  Volkswirtschaft  der  Staaten  an  der  Wurzel  treffen,  also  im 
Bergbau,  im  Verkehrs-  und  Nachrichtenwesen,  in  der  Landwirtschaft,  neben 
den  anderen  großen  Fabrikationsindustrien.  Vielfach  nehmen  diese  Lohn- 
bewegimgen  den  Charakter  von  Generalstreilcs  an,  außer  in  Deutschland 
sowohl  in  Italien,  der  Schweiz,  Frankreich  wie  teilweise  auch  in  England 
imd  Irland;  sie  verquicken  politische  Forderungen  mit  den  wirtschaft- 
lichen und  entwickeln  eine  revolutionäre  Leidenschaft  in  Form  und  Kampf- 
mitteln. Aufgebot  von  Militär  zur  Aufrechterhaltung  der  Ordmmg  und 
zur  Unterdrückung  von  Gewalttätigkeiten  sind  in  allen  Ländern  mehr 
oder  minder  an  der  Tagesordnung:  überall  begegnet  man  dem  Wesen  des 
durch  den  Krieg  und  die  Revolutionen  Ost-  und  Mitteleuropas  entfesselten 
Geistes  der  Gewalt  auf  den  bisher  wohlgeordneten  Bahnen  der  sozialen  Evo- 
lution. Syndikalismus  und  Putschismus  flackern  auch  in  den  nichtromani- 
schen Ländern,  wo  sie  vor  dem  Kriege  nur  in  den  schwer  organisierbaren 
Berufen  ausnahmsweise  zu  Hause  waren,  heftig  auf. 

Zur  Beschwörung  dieser  revolutionär-sozialen  Bewegungen  bieten  die 
Regierungen  und  die  Arbeitgeber  der  bedrohten  Staaten,  da  sie  sich  zu  einer 
sozialen  Verfassungsänderung  nach  dem  Muster  der  Revolutionsstaaten 
aus  begreiflichen  Gründen  nicht  entschließen  können,  alle  Mittel  der  Fürsorge- 
politik und  der  sozialen  Reform  auf,  obenan  wieder  Großbritannien,  wo 
die  Arbeiterschaft  ihre  wirtschaftliche  und  politische  Macht  sehr  energisch 


^  Angesichts  der  starken  Arbeitslosigkeit  und  der  revolutionären  Zersetzung^ 
in  der  Arbeiterschaft  der  mittel-  und  osteuropäischen  Staaten  halten  die  Entente- 
staaten, aber  auch  die  Schweiz  und  Argentinien,  mehr  oder  minder  scharfe  Ein- 
wanderungsschranken gegen  den  Zustrom  von  fremden  Arbeitern  und  Angestellten 
auch  nach  dem  Kriege  aufrecht. 
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zu  erweitern  und  zu  nutzen  entschlossen  ist,  während  die  von  dem  Anti- 
Sozialisten Gompers  geführte  Mehrheit  der  amerikanischen  Arbeiterbewe- 
gimg  auf  die  vom  Präsidenten  Wilson  empfohlene,  unbestimmt  schillernde 
Plattform  der  „Demokratisierung  der  Arbeit"  sacht  hinübergeleitet  wer- 
den soll. 

Unter  den  sozialen  Fürsorgemaßnahmen  steht  die  Bekämpfung 
der  Teuerung  und  des  Preiswuchers  obenan.  Beson- 
dere Preis-  und  Wucherkontrollbehörden  sind  außer  in  Deutschland  in 
Großbritannien,  Frankreich  und  den  Vereinigten  Staaten  errichtet.  In 
Italien  hat  man  einzelne  scharfe  Exempel  an  Wucherern  statuiert  und 
Zwangsverkäufe  in  Lebensmitteln  zu  halben  Preisen  ausgeführt.  Groß- 
britannien führt  die  bereits  abgebaute  Lebensmittelrationierung  für  den 
Massenbedarf  wieder  ein.  Die  Schweiz  hat  200  Mill.  Fr.  von  Bundeswegen 
zur  Verbilligung  der  Lebensmittel  für  Bedürftige  bereitgestellt.  Die  Ver- 
einigten Staaten  planen,  den  Getreidepreis  von  2,26  auf  1,26  Doli,  imter 
Aufwand  von  1  Milliarde  Doli,  aus  Staatsmitteln  herabzusetzen,  Frankreich 
fördert  öffentliche  billige  Lebensmittelkäufe.  Kurzum,  überall  verwandte 
Maßnahmen,  wie  sie  Deutschland  mit  seinem  P/a-ÄIilüarden-Kredit  zum 
Preisabbau  für  Lebensmittel  und  seinen  Wucherdezernaten  in  allen  Groß- 
städten auch  durchgeführt  hat.  Begleitet  ist  diese  Lebensmittelfürsorge 
vielfach  von  Wohnungsfürsorge  im  Sinne  eines  Mieterschutzes  (Deutschland, 
Frankreich,  England)  oder  im  Sinne  der  öffentlichen  Requisition  über- 
großer Wohnungen  (Rußland,   Österreich,    Ungarn,  Deutschland,  Schweiz). 

Der  zweite  Akt  sozialer  Reform  zur  Beschränkung  der  sozialen  Unrast 
und  Arbeitslosigkeit  ist  die  Verkürzung  der  Arbeitszeit, 
die  in  allen  Staaten  nach  der  Proklamierung  des  Achtstundentages  ruck- 
weise vor  sich  gegangen  ist.  Heute  herrscht  der  Achtstundentag  bereits 
in  den  Hauptindustrien  aller  Länder,  teils  auf  Grund  von  Gesetzen  oder 
Dekreten  (in  Deutschland,  Österreich,  Ungarn,  Tschecho-Slowakien  (in 
Rußland  schon  seit  1917),  Finnland  (1918),  Schweden,  Spanien  (Bergbau, 
Baugewerbe),  Dänemark  (für  ununterbrochene  Betriebe),  Portugal,  Frank- 
reich, Italien  (Staats-  und  Privatbahnen),  Norwegen,  Luxemburg,  Polen) ; 
teils  auf  Grund  von  Kollektivabkommen  zwischen  den  führenden  Arbeit- 
geber- und  Arbeiterverbänden  in  den  einzelnen  Industrien  (in  Großbri- 
tannien, Schweden,  Dänemark,  Schweiz  (Schuh-,  Schokoladen-,  Seiden-, 
Brauindustrie,  Textilge  werbe,  Maschinenbau,  Militärwerkstätten),  Italien 
(Metall-  und  Schiffbaugewerbe,  Textilindustrie,  Buchgewerbe;  in  der  Textil-, 
Papier-,  Chemieindustrie  steht  die  Einführung  bevor).  Für  die  Eisen- 
bahner in  Großbritannien  ist  der  Achtstundentag  durch  das  Railway 
Agreement  vom  27.  März  1919  zwischen  der  Regierung  und  dem  Eisenbahner- 
ausschuß, das  auch  die  Sonntagsarbeit,  die  Ferien,  die  Löhne  und  das  Koa- 
litionsrecht der  Eisenbahner  regelt,  festgelegt  worden.  Die  deutsche  Rege- 
lung vom  Januar  1919  sieht  für  die  Eisenbahner  eine  höchste  Arbeitsdauer 
von  208  Stunden  (26X8)  Stunden  im  Monat  vor.  Ähnlich  wie  Deutschland 
zu  einer  weiteren  Verkürzung  der  Arbeitsschicht  für  Bergleute  auf  7^  und 
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7  Stunden  (von  Schale  zu  Schale)  geschritten  ist,  una  die  Dauer  der  Schwer- 
arbeit unter  Tage  mit  der  Verkürzung  der  Arbeitsschicht  für  alle  Industrie- 
arbeiter in  Einklang  zu  bringen,  so  ist  auch  in  Großbritannien  eine  ähnliche 
Regelung  im  Gefolge  der  großen  Bergarbeiterbewegung  des  Februars,  die  zur 
Einführung  einer  besonderen  Goal  Industry  Commission  unter  Vorsitz  des 
Richters  Sankey  führte,  eingetreten.  Gemäß  den  Vorschlägen  des  Sankey 
Report  soll  die  bisherige  Achtstundenschicht  der  Bergleute  vom  16.  Juli 
1919  an  auf  7  Stunden  und  vom  13.  Juli  1921  an  auf  6  Stunden  für  Untertage- 
arbeiter verkürzt  werden.  Die  im  Jahre  1919  dadurch  entstehenden  Lohnmehr- 
kosten von  30  Mill.  £  soll  die  Regierung  tragen,  um  die  Kohlenpreise  für  die 
britische  Industrie  und  Bevölkerung  nicht  gar  zu  drückend  zu  gestalten.  In 
Frankreich  regelt  ein  besonderes  Gesetz  vom  24.  Juni  1919  die  Arbeitsschichten 
im  Bergbau  neben  dem  allgemeinen  Achtstimdentaggesetz  vom  23.  April  1919. 

Von  den  industriellen  Großstaaten  steht  jetzt  eigentlich  nur  noch  Japan 
ganz  außerhalb  der  internationalen  Bewegung  zum  Achtstundentage.  Wenn 
man  bedenkt,  daß  es  sein  Frauen-  und  Jugendlichenarbeitsgesetz  von  1911, 
das  den  Höchstarbeitstag  von  12  Stunden  einführt,  erst  am  1.  September 
1916  und  für  die  Weberei-  und  Knüpfindustrie  gar  erst  zmn  1.  September 
1918  in  Kraft  gesetzt  hat,  so  erhellt  der  soziale  Kulturgegensatz  zwischen 
Europa  und  dem  fernen  Osten.  Immerhin  haben  sich  die  Arbeitsschichten 
der  Männer  in  den  vorgeschrittenen  Industrien  der  Hauptstadt  denen  in 
den  europäischen  Arbeitszentren  schon  wesentlich  genähert.  Dafür  stehen  die 
Stundenlohnsätze  von  4 — 6  Pence  für  gelernte  Maschinenbauer  in  Japan  noch 
tief  unter  denen  Großbritanniens. 

Neben  der  allgemeinen  Verkürzung  der  Arbeitszeit  auf  8  Stunden  hat 
die  Sonderschutzregelung  der  Frauen-  und  Jugendlichenarbeit  in  Belgien 
und  Deutschösterreich  im  Hinblick  auf  die  Beschäftigung  zur  Nacht  und  in 
gesundheitsgefährlichen  Industrien  im  Frühjahr  1919  noch  einige  Fort- 
schritte gemacht.  Bemerkenswert  sind  ferner  die  jetzt  fast  allgemein  ein- 
geführten gesetzlichen  Maßnahmen  in  allen  Kulturstaaten  zur  Beseitigung 
oder  doch  zur  Beschränkung  der  Nachtarbeit  in  den  Bäckereien  auch  für  die 
Männer.  Nachdem  Österreich,  Spanien,  Frankreich  sich  den  Vorgängern 
(Deutschland,  Rußland,  Finnland  usw.)  angeschlossen  haben,  wollen  mm  auch 
Großbritannien,  Schweden  und  Holland  nicht  mehr  zurückstehen.  Besondere 
Ausschüsse  zur  Vorbereitung  entsprechender  Gesetze  haben  ihre  Vorschläge 
in  den  ersten  beiden  Staaten  bereits  unterbreitet.  In  Holland  ist  die  Beschrän- 
kung der  Bäckernachtarbeit  in  die  Hände  der  Gemeinden  gelegt.  Ein  neues 
Ladenschluß-  und  Sonntagsruhegesetz  in  Österreich  für  den  Handel  lehnt 
sich  an  das  radikale  Sonn  tagsruhe  gesetz  der  deutschen  Republik  an. 

Handelt  es  sich  bei  der  Einführung  des  Achtstundentags  in  allen  Kultur- 
staaten meistens  mehr  mn  die  Befolgung  eines  siegreichen  Prinzips  oder  um 
eine  Notmaßnahme  zur  Unterbringung  des  zeitweiligen  Arbeiterüberschusses 
als  um  eine  sozialwirtschaftliche  Wohltat  für  die  Völker  —  denn  von  der  ver- 
einzelt prophezeiten  Steigerung  der  Arbeitsintensität  ist  nichts  zu  spüren, 
vielmehr  ist  die  Produktion  überall  und  gerade  in  den  gemeinnötigsten  Ge- 
WeltwirtechaftUchea  Archiv  Bd.  XV.  XVI 


234*  Chronik  und  Archivalien. 

werben  wie  der  Kohlengewinnmig  empfindlich  zurückgegangen  — ,  so  erstreben 
die  übrigen  sozialpolitischen  Schritte,  die  zur  Beschwörung  der  Sozialrevolutio- 
nären Arbeiterunrast  erfolgt  sind,  die  alten  Ziele  der  Sozialreforni :  Ver- 
ständigung, Versöhnung,  gleichberechtigte  Mitwirkung  von  Arbeitern  und 
Unternehmern  bei  der  Gestaltung  des  Betriebs-  und  Wirtschaftslebens. 

Die  Methoden  zur  Schlichtung  von  Arbeits- 
kämpfen sind  bereits  während  des  Krieges  aus  kriegswirtschaftlichen 
Notwendigkeiten  in  den  meisten  Staaten,  auch  in  den  neutralen  (be- 
sonders Schweden),  systematisch  ausgebaut  imd  mit  militärischem  Nach- 
druck gehandhabt  worden.  Waren  diese  Einrichtungen  bisher  über- 
wiegend auf  Verhütung  von  Einzelkonflikten  abgestellt,  so  werden  sie 
nach  dem  Kriege  entschieden  mehr  zur  kolleld;iven  Arbeits-  und  Lohn- 
regelung  im  großen  für  ganze  Industriezweige  und  Berufe  benutzt,  mag 
auch  die  Tarif  Vertragsschließung  mit  Hilfe  solcher  Schlichtungseinrich- 
tungen nicht  überall  so  fruchtbar  sein  wie  in  Deutschland.  Jedenfalls  aber 
lassen  sich  eine  Eeihe  von  Staaten  die  Nutzbarmachung  solcher  paritätischen 
Stellen  für  die  Arbeits-  und  Lohnregelung  in  den  gedrücktesten  Gewerbe- 
zweigen und  Betriebsweisen  besonders  angelegen  sein.  Ähnlich  wie  Deutsch- 
land die  Fachausschüsse  für  die  Heimarbeit  neben  den  allgemeinen  freien  Ta- 
rifausschüssen für  die  Industrien  geschaffen  hat,  gestaltete  Großbritannien 
auf  Grund  des  Gesetzes  vom  8.  xiugust  1918  seine  seit  1909  errichteten  Ge- 
werbeämter nun  mit  systematischem  Eifer  für  alle  Schwitzindustrien  aus, 
indem  es  dem  Arbeitsminister  die  Ermächtigung  zu  Sondererlassen  gab 
und  an  Stelle  des  Artikel  1  des  alten  Stammgesetzes  von  1909  ein  förmliches 
Mindestlohngesetz  stellte.  (Notabene  hat  Großbritannien  für  die  Über- 
gangszeit durch  Gesetz  vom  21.  November  1918  allgemein  einen  Mindest- 
lohnschutz  gemäß  dem  Urteil  eines  zeitweilig  zu  errichtenden  paritätischen 
Schiedsgerichtshofes  für  die  einzelnen  Gewerbe  gewährleistet.^)  Nach  dem 
britischen  Vorbilde  hat  ferner  Argentinien  durch  ein  Gesetz  vom  September 
1918  Lohnämter  zur  Regelung  der  Heimarbeitbedingungen  in  Aussicht 
genommen.  Der  Arbeitsminister  kann  sie  für  jedes  Gewerbe  nach  Ermessen 
einrichten.  Im  Staate  Washington  ist  die  Mindestlohnregelung  für  Frauen 
und  Kinder,  die  schon  seit  1917  geübt  wurde,  durch  Gesetz  vom  November 
1918  auf  fast  alle  wichtigen  Arbeitszweige  in  Handel,  Fabriken,  Wäschereien, 
Gasthäusern,  Büros  ausgedehnt  worden  (12  Doli,  die  Woche). 

Älit  der  Ausdehnung  der  kollektiven  Arbeits-  und  Lohnregelung  ist  das 
Bedürfnis  nach  einer  klareren  Rechtsregelung  der  Tarifverträge 
überall  gewachsen.  Sogar  die  russische  Sowjetregiermig  hat  im  Frühjahr  1918 
ein  vollständiges  Tarifvertragsgesetz  für  nötig  befunden.  Die  deutsche  Re- 
publik schuf  die  Verordnung  vom  23.  Dezember  1918  über  die  Tarifverträge 
und  ihre  Rechtsverbindlichkeit.      Frankreich    füllte  mit  dem  Gesetz  vom 


^  Im  August  ist  dem  britischen  ünterhause  ein  allgemeiner  Mindestlohn- 
gesetzentwurf,  der  auch  den  Achtstundentag  in  seine  Regelung  einbezieht,  vorge- 
legt worden.  Ein  besonderer  Ausschuß  soll  Mindestlöhne  für  alle  Arbeiter  über 
15  Jahre  festsetzen. 
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25.  März  1919  die  klaffende  Lücke  seines  Arbeitsgesetzbuches  über  die  Tarif- 
verträge aus,  indem  es  die  Rechtsvoraussetzungen  und  Rechtswirkungen 
der  Tarifverträge,  insbesondere  die  Verbindlichkeit  und  die  Haftbarkeit, 
(in  einem  von  der  deutschen  Tarifrechtswissenshaft  nicht  anerkannten  Sinne) 
regelte.  Der  große  deutsche  Schritt  zur  Schaffung  eines  einheitlichen  Arbeits- 
gesetzbuches nach  neuen  Gesichtspunkten  hat  im  Auslande  noch  keine 
Nachfolge  gefmiden.  Dafür  hat  aber  Italien  durch  Kgl.  Dekret  vom  9.  Februar 
1919  sehr  bemerkenswerte  Änderungen  des  Arbeitsvertragsrechts  zugunsten 
namentlich  der  ständigen  Arbeiter  im  Sinne  eines  Entlassungsschutzes  ein- 
geführt. Die  Kündigungsfrist  beträgt  für  Arbeiter,  die  2  Jahre  in  einem 
Betriebe  tätig  sind,  mindestens  1 — 4  Monate  (je  nach  der  Gruppe)  und  ver- 
längert sich  mit  jedem  Dienstjahr  um  y.y — 1  Monat  bis  schließlich  zu  12  Mo- 
naten. Damit  sind  bestimmte  Entschädigungsvorschriften  bei  vorzeitiger 
Entlassung  oder  Einstellung  des  Betriebes  verbunden.  Ferner  erhält  der 
Arbeiter  Anspruch  auf  10 — 20  Tage  Ferien  mit  Lohnfortzahlung.  Weiter 
wird  die  Überstundenentlohnung  (-|-  88^/3%),  die  Schiedsgerichtsbarkeit, 
das  Verhalten  des  Arbeiters  gegenüber  dem  Arbeitgeber  und  umgekehrt  in 
bestimmten  kritischen  Punkten  neu  geregelt. 

Im  allgemeinen  aber  wird  sich  die  Neubildung  des  Arbeitsrechts  vor- 
aussichtlich mehr  auf  dem  Boden  der  freien  vertraglichen  Verständigung 
zwischen  Arbeitgeber-  und  Arbeiterorganisationen  als  auf  dem  Boden  neuer 
Gesetze  vollziehen.  In  Deutschland  haben  sich  die  ^'Arbeitsgemeinschaften 
zwischen  den  organisierten  Arbeitgebern  und  Arbeitern  zur  Fortgestaltung 
der  Arbeitswelt  gebildet.  Betriebs-  und  Wirtschaftsräte  sollen  sich  dazu  ge- 
sellen. In  Großbritannien  haben  ähnliche  Bildungen  gemäß  den  Anregungen 
der  sogenannten  Whitley-Reports,  die  die  Untersuchungsergebnisse  über 
die  Verbesserung  der  Beziehungen  zwischen  Arbeitgebern  und  Arbeitern 
und  ihr  fruchtbares  Zusammenwirken  zima  Wiederaufbau  der  Industrien 
enthalten,  bereits  in  8^/3  Dutzend  Industriezweigen  Eingang  gefunden.  In 
Frankreich  konsolidiert  sich  die  Organisation  der  Unternelmier  zu  einer 
großen  Arbeitsgemeinschaft  für  die  Förderung  der  Erzeugung,  die  mit  den 
Arbeiterorganisationen  in  Fühlung  treten  wird. 

Ob  nun  die  Staaten  sich  bewußt  zu  einem  neuen  Organisationsprinzip 
der  Volkswirtschaft  bekennen  oder  nicht,  jedenfalls  folgen  sie  sichtlich  in 
wachsender  Zahl  einem  bestimmten  Drange  zur  Neuordnung  der  Beziehungen 
zwischen  Unternehmern  und  Arbeitern,  nicht  nur  im  Hinblick  auf  die 
Arbeitsbedingungen,  sondern  auch  im  Hinblick  auf  die  Wirtschafts- 
formen und  Ziele  der  Produktion.  Das  ergibt  sich  noch  deutlicher  als 
aus  dem  Gesagten  aus  den  auch  vielfach  außerhalb  der  sozialistisch 
dirigierten  Staaten  (Deutschland,  Österreich,  Ungarn,  Rußland)  auf- 
tretenden Sozialisierungsmaßnahmen.  Es  ist  nicht  bloß 
eine  Frucht  der  ,, Ansteckung",  sondern  entspringt  anscheinend  ernsten 
sozialen  und  wirtschaftlichen  Notwendigkeiten  des  Landes,  wenn  Groß- 
britannien die  Staatsreglementierung  der  Kohlenbergwerke  und  die  So- 
zialisierung  der   Elektrizitätswirtschaft   grundsätzlich   ins   Auge   faßt   und 
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nur  über  die  Formen  beim  Bergbau  sich  noch  nicht  einig  ist,  wenn 
in  den  Vereinigten  Staaten  trotz  der  bösen  Erfahrungen,  die  man  mit 
der  Staatsverwaltung  der  Eisenbahnen  während  des  Krieges  gemach 
hat,  die  vier  großen  Eisenbahnerbrüderschaften  eine  gewaltige  Be 
wegung  zur  Sozialisierung  der  Eisenbahner  nach  den  Vorschlägen' 
ihres  Rechtsbeirates  Plumb  entfesseln,  und  die  Stimmung  für  die  Natio- 
nalisierung der  völlig  vertrusteten  Stahlindustrie  ebenso  wächst  wie  das 
Verlangen  nach  einer  durchgreifenden  Staatskontrolle  über  die  großen 
Lebensmittelhäuser.  In  Frankreich  hat  die  Confederation  Generale  du 
Travail  ein  Produktionsprogramm  der  Gewerkschaften  Anfang  1919  ent- 
worfen, das  dem  Staat  eine  viel  schärfere  Teilnahme  an  der  Förderung  der 
gemeinnützigen  Versorgimgsgewerbe  zuweist,  wenn  es  sich  auch  entschieden 
gegen  eine  allgemeine  Staatsbürokratie,  welche  die  lebendige  mid  leben- 
weckende  Mitwirkung  des  privaten  Unternehmungsgeistes  ausschalten  könnte, 
auflehnt. 

Kein  Abschnitt  der  sozialpolitischen  Entwicklungsgeschichte  —  das  ist 
der  Gesamteindruck  des  Beobachters,  der  diese  Tatsachen  und  Symptome 
vor  seinem  Auge  vorübergleiten  läßt  —  kann  sich  an  Fülle  der  Erscheinungen, 
an  Wucht  der  Umgestaltmigen  und  an  fieberndem  Werdedrange  messen  mit 
diesem  unglücklichen  letzten  Jahre,  das  seit  dem  Waffenstillstände  über 
Europas  zerrüttete  Völker  und  Wirtschaftsfelder  dahingeschritten  ist. 

Prof.  W  a  1  d  e  m  a  r    Z  i  m  m  e  r  m  a  n  n  ,    Berlin. 
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Das  portugiesische  Kolonialreidi  in  Afrika^ 
Geschichtlicher    Überblick. 

Die  ersten  Jahrhunderte  der  portugiesischen  Kolonialpolitik  in  Afrika 
haben  für  die  Gegenwart  kein  Interesse  mehr,  da  eine  eigentliche  Koloni- 
sationstätigkeit nicht  stattfand.  Die  afrikanischen  Besitzungen  dienten  in 
erster  Linie  dem  Zweck,  Stützpunkte  auf  dem  Wege  nach  Indien  zu  sein 
und  dem  großen  brasilianischen  Besitz  die  nötigen  Negersklaven  zu  liefern. 
Erst  Anfang  des  19.  Jahrhunderts  nach  dem  Verluste  fast  ganz  Indiens  und 
der  Lossagung  Brasiliens  vom  Mutterland  traten  sie  als  wichtigster  portu- 
giesischer Kolonialbesitz  in  den  Vordergrund. 

Als  England  nach  dem  Wiener  Kongreß  den  Sklavenhandel  zu  unter- 
drücken begann  und  schließHch  im  Verein  mit  den  anderen  führenden  Mächten 
seine  Aufhebung  in  den  SO^r  Jahren  des  vorigen  Jahrhunderts  durchsetzte, 
mußte  sich  die  einseitige  wirtschaftüche  Einstellung  auf  den  Sklavenhandel 
rächen.  Portugal,  seit  den  napoleonischen  Kriegen  erschöpft,  war  lange 
Zeit  nicht  imstande,  eine  wirtschafthche  Hebung  seiner  afrikanischen  Kolo- 
nien herbeizuführen. 

Wohl  ließ  es  der  kleine  Staat  an  Anstrengungen  nicht  fehlen,  aber  er 
rbewies  keine  Nachhaltigkeit.  Zahlreiche  Eingeborenenaufstände  imd  sonstige 
kriegerische  Expeditionen  zur  Behauptung  und  Erweiterung  der  portugie- 
sischen Machtstellung  wurden  nach  anfänglicher  Energie  schlaff  fortgeführt, 
um  in  der  Regel  klägUch  zu  enden.  Daher  kommt  wohl  auch  die  auffallende 
Mißachtung  der  portugiesischen  Herrschaft  bei  den  Eingeborenen.  Auch 
die  Aufhebung  der  Sklaverei  in  allen  portugiesischen  Kolonien  1869  hat  in 
ihrer  Durchführung  dorn  portugiesischen  Ansehen  geschadet.  Die  mit  großen 
Hoffnungen  begrüßte  Neueinrichtung  des  „Conselho  Ultramarino"  1851 
als  oberster  beratender  Körperschaft  endete  in  Anbetracht  der  schlechten 
Finanzlage  schon  im  Jahre  18G8  mit  seiner  Auflösung.  Wenn  unter  solchen 
Verhältnissen  einige  tropische  Kulturen  wie  Kaffee  in  Angola,  Zuckerrohr  in 

^    Vgl.    den  Aufsatz    des  Verfassers  über:    Der  Kongo  und  seme  weltwirt- 
schaftlichen Aussichten.     „W.  A.'S  13.  Bd.,  S.  1*  ff.    und    S.  85*ff.    Eine  Arbeit 
über  die    französischen    Kolon ialgebiet^i  in  Afrika  soll  folgen. 
Weitwirtöehttitüches  Archiv  Bd.  XV.  XVII 
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Mozambique,  und  vor  allem  Kakao  in  Säo  Thome  und  Principe  seit  Mitte 
des  vorigen  Jahrhunderts  aufblühten,  so  ist  das  eben  ein  Beweis  von  dem 
inneren  Wert  des  portugiesischen  Kolonialbesitzes. 

Der  koloniale  Ausdehnungsdrang  der  europäischen  Mächte  um  1880 
ergriff  auch  Portugal.  Hauptsächhch  durch  die  Initiative  der  Reisenden 
Serpa  Pinto,  Capello  und  Ivens  versuchte  man,  das  Hinterland  Angolas 
und  Mozambiques  wesentlich  zu  erweitern  und  auf  diese  Weise  beide  Kolonien 
zu  verbinden.  Wenn  auch  Portugal  hierbei  England  im  Matabeleland  und 
am  Sambesi  weichen  mußte,  schnitt  es  doch  im  ganzen  vorteilhaft  ab,  zumal 
bei  Festlegung  der  Grenze  Angolas. 

Zur  Beförderung  der  Besiedelung  bestand  seit  langer  Zeit  in  Mozambique 
die  Gepflogenheit,  Kronland  in  Erbpacht  abzugeben,  und  zwar  Ländereien 
—  prasos  da  coroa  —  in  bestimmter  Größe.  Da  man  jedoch  bei  dieser  Ge- 
wohnheit nicht  verblieb,  bildeten  sich  mit  der  Zeit  riesige  Latifundien. 
Um  1890  entschloß  man  sich,  neben  diesen  Kronlehen  die  modernere  Form 
der  englischen  Chartergesellschaften  einzuführen.  So  entstanden  als  bedeu- 
tendste die  Companhia  da  Mozambique,  ferner  die  Companhia  da  Sambesia 
und  die  Companhia  da  Nyassa.  Die  Companhia  da  Mossamedes  in  Angola 
ist  keine  Chartergesellschaft.  Diese  Gründungen  bedeuteten  nichts  weiter 
als  eine  Bankerotterklärung  der  Wirtschaftsmacht  des  Staates  und  führten 
in  der  Folge  zu  immer  bedeutenderem  wirtschaftspolitischen  Einfluß  der 
Engländer,  die  den  größten  Teil  der  Kapitalien  übernahmen^. 

Dieser  Einfluß  Englands  war  schon  zu  Beginn  der  70er  Jahre  zur  Zeit 
des  leitenden  portugiesischen  Ministers  Andrade  Corvo  hervorgetreten,  der 
die  Dampfer-  und  Kabelverbindung  Mozambiques  in  englische  Hände  gleiten 
ließ.  Um  1880  wurde  eine  völlige  Auslieferung  der  südlichen  Hälfte  der  Ko- 
lonie mit  Lourenzo  Marques  nur  durch  den  Sturz  desselben  Ministers  ver- 
hindert. Die  Erfahrungen  mit  den  Grenzregulierungen  und  der  kapitali- 
stische Einfluß  Englands  infolge  der  Gesellschaftsgründungen  führten  in 
den  90er  Jahren  eine  antienglische  Stimmung  herbei,  zumal  die  im  Jahre  1891 
England  gegenüber  eingegangene  Verpflichtung  zum  Bau  verschiedener 
Telegraphenlinien  und  einer  Bahn  von  Beira  nach  englischem  Gebiet  einer 
der  Hauptgründe  der  Errichtung  der  Chartergesellschaften  gewesen  war. 
So  entschloß  sich  die  Regierung,  da  eine  eigene  portugiesische  Dampferlinie 
nach  Europa  sich  nicht  behaupten  konnte,  durch  Vertrag  vom  10.  April 
1895  die  Beförderung  aller  staatlichen  Transporte  der  Deutschen  Ostafrika 
Linie  zu  übertragen. 

Um  die  Jahrhundertwende  schien  sich  das  Schicksal  der  großen  portu- 
giesischen Afrikakolonien  zu  erfüllen.  England  und  Deutschland  hatten  1898 
ein  geheimes  Abkommen  angeblich  zwecks  Ausbeutung  der  portugiesischen 
Kolonien,  wie  wenigstens  Fürst  Bülow  in  seinem  Buche  „Deutsche  Politik" 
(S.  126)  mitteilt,  geschlossen.  Den  Anstoß  dazu  gab  der  Staatsbankerott 
Portugals  1891.  Die  Liquidation  des  Kolonialbesitzes  war  daraufhin  wieder 
einmal  in  der  Lissaboner  Kammer  erwogen  und  die  Geneigtheit  zum  Ankauf 

^Dr.    Alfred     Zimmermann,     Die    Kolonialpolitik    Portugals    und 
Spaniens.     Berlin  1896.     S.  200ff. 
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in  London  und  Berlin  sondiert  worden.  Angeregt  hat  nach  H.  H.  J  o  h  n  - 
s  t  o  n^  der  damalige  britische  Staatssekretär  Joseph  Chamberlain  das  Ab- 
kommen, Nach  derselben  Quelle  handelte  es  sich  um  ein  Vorkaufsrecht 
auf'  Angola  und  Mozambique,  wovon  ganz  Angola  und  die  Nord- 
hälfte Mozambiques  an  Deutschland,  die  Südhälfte  Mozambiques  bis 
zum  Sambesi  an  England  fallen  sollten.  Auch  Madeira,  die  Azoren 
und  die  Kapverdischen  Inseln  waren  England  zugedacht.  Fürst 
Bülow  nennt  das  Abkommen  in  „Deutsche  Politik"  ,, einen  Vertrag  mit  Eng- 
land, der  bedeutsam  war,  nicht  nur  weil  durch  ihn  unsere  Beziehungen  zu 
England  in  einem  schwierigen  Stadium  ohne  Gefährdung  unseres  Verhält- 
nisses zu  anderen  Mächten  erleichtert  wurden,  sondern  auch  weil  er  uns  für 
die  Zukunft  wertvolle  Aussichten  sicherte".  Englische  Politiker^  sagen  da- 
gegen aus,  daß  das  Übereinkommen  nie  unterzeichnet  worden  sei,  da  es  nicht 
die  Billigung  des  Premierministers  Salisbury  gefunden  hätte.  Erst  im  Winter 
1913/14  nahm  Sir  Edward  Grey  die  Verhandlung  wieder  auf,  um  sie  gleich- 
falls ergebnislos  verlaufen  zu  lassen.  Man  geht  wohl  hiernach  nicht  fehl, 
anzunehmen,  daß  es  sich  enghscherseits  um  einen  Versuch  gehandelt  hat, 
Deutschlands  freundliche  Neutralität  für  den  Burenkrieg  zu  gewinnen,  es 
von  einer  russischen  Orientierung  abzulenken,  imd  endlich  doch  durch  ge- 
schicktes Lavieren  einen  kräftigen  kolonialen  Zuwachs  Deutschlands  in 
Afrika  zu  verhindern^. 

Schließlich  soll  nicht  unerwähnt  bleiben,  daß  ein  angesehener  französi- 
scher Beobachter,  Paul  Leroy-Beaulieu,  das  Abkommen  von 
1898  auf  einen  Einspruch  Deutschlands  gegenüber  den  englischen  Angliede- 
rungsabsichten  der  Südhälfte  Mozambiques  zurückführt*.  In  der  Tat  war 
davon  seit  der  Zeit  des  Ministers  Corvo  immer  wieder  die  Rede.  Eine  deutsch- 
engUsche  Aufteilung  des  portugiesischen  Kolonialreiches  scheint  übrigens 
angesichts  der  portugiesischen  Mißwirtschaft  um  1900  nicht  als  unbillig 
empfunden  worden  zu  sein.  Leroy-Beaulieu  sagt  in  dem  unten  er- 
wähnten Werk,  Bd.  I,  S.  280,  ausdrücklich:  „Est-il  certain  qu'elles  ne  s'en- 
tendront  jamais  pour  un  partage  des  colonies  portugaises  de  la  cote  Orientale 
et  de  la  cote  occidentale  d'Afrique,  ce  qui,  ä  tout  considerer,  serait  moins 
scandaleux  que  certains  autres  partages  historiques?" 

Seit  der  Beendigung  des  Burenkrieges  gewann  jedenfalls  Englands 
Einfluß  in  Portugiesisch- Afrika  immer  mehr  an  Boden,  und  das  Mutterland 
selbst    geriet    zunehmend   unter    die    politische  Führung  Großbritanniens. 

Die    Verwaltung. 
Die   portugiesische   Kolonialverwaltung  ist  nach  der   Einführung  der 
Repubhk  im  Oktober  1910  in  vieler  Hinsicht  auf  neue  Grundlagen  gestellt 

^  Gesunder  Menschenverstand  in  der  auswärtigen  Politik.   Berlin  1917.  S.  92ff. 
^Z.  B.  Seton-Watson,    The  failure  of  Sir  Edward  Grey.     „English 
Review"  1916.    I.    S.  143. 

*  Vgl.  Prof.  Dr.  Hans  Meyer,  Das  portugiesische  Kolonialreich.  Ber- 
lin 1918.     S.  6ff. 

*  De  la  colonisation  chez  les  peuples  modernes.  Sechste  Ausgabe.  Paris  1908. 
Bd.  I.    S.  280. 
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worden,  ohne  jedoch  den  aus  alter  Zeit  überkommenen  zentralistisch-auto- 
kratischen  Charakter  einzubüßen^. 

Durch  Verordnungen  vom  27.  Mai  und  23.  August  1911  ist  einmal  das  vor- 
her dem  Marineministerium  unterstellte  Sekretariat  der  Kolonien  neu  organi- 
siert und  sodann  zu  einem  selbständigen  Kolonialministerium  erhoben 
worden.  Eine  Mitwirkung  anderer  Ministerien  in  kolonialen  Verwaltungs- 
angelegenheiten findet,  abgesehen  von  den  Finanzen,  nicht  mehr  statt. 
Das  Kolonialministerium  zerfällt  in  die  Generaldirektionen  der  Kolonien 
und  der  Finanzen.  Der  Generaldirektor  der  Kolonien  ist  zugleich  der  Ver- 
treter des  Ministers.  Das  koloniale  Budgetrecht  wurde  zuletzt  durch  das 
Gesetz  vom  30.  Juni  1913  geregelt,  wonach  die  Kolonien  ihre  Budgets  inner- 
halb des  Rahmens  des  allgemeinen  Staatsbudgets  aufzustellen  und  dem  Fi- 
nanzminister zu  unterbreiten  haben.  Letzterer  hat  das  Staatsbudget  dem 
Abgeordnetenhaus  vorzulegen. 

Die  verschiedenen  kolonialen  Beiräte  wurden  1912  aufgehoben  und  durch 
den  Kolonialrat  ersetzt.  Neben  17  heimischen  Vertretern,  vorwiegend  hohen 
Beamten,  gehören  ihm  8  Vertreter  •  der  Kolonien,  d.  h.  aus  jeder  Kolonie 
einer  an.  Der  Kolonialrat  hat  lediglich  beratende  Befugnisse.  Sein  Präsi- 
dent ist  der  Kolonialminister. 

Von  den  überseeischen  Besitzungen  Portugals  sind  die  Azoren  und 
Madeira  keine  Kolonien,  sondern  staatsrechtlich  dem  Mutterlande  ange- 
gliedert. Aber  auch  die  Kolonien  gelten  in  gewissem  Sinne  als  Teile  des  por- 
tugiesischen Staatsgebiets  (Provincias).  So  haben  auch  die  in  den  Kolonien 
geborenen  Portugiesen  gleiche  politische  Rechte  wie  die  im  Mutterland 
geborenen  und  außerdem  wählen  sie  zum  heimischen  Parlament  Abgeordnete 
für  die  besonders  eingerichteten  14  kolonialen  Wahlbezirke. 

Aus  dem  herrschenden  Prinzip  der  Assimilation  folgt,  daß  es  sogenannte 
„Selbstverwaltungskolonien"  im  englischen  Sinne  mit  eigenen  Parlamenten 
und  Ministerien  im  portugiesischen  Kolonialreich  nicht  gibt.  Die  Zentrali- 
sation ist  jetzt  in  vieler  Beziehung  ausgeprägter  als  zur  Zeit  der  verhältnis- 
mäßig unabhängigen  Vizekönige.  Die  heutigen  Generalgouverneure  für  die 
Kolonien  Angola,  Mozambique  und  Indien  ebenso  wie  die  Gouverneure 
der  kleineren  Kolonien  stehen  unter  scharfer  Kontrolle  der  Zentralverwaltung. 
Ihre  Befugnisse  sind  genau  festgelegt.  Maßnahmen  darüber  hinaus  müssen 
sofort  dem  Kolonialminister  berichtet  werden.  Dieser  gibt  seine  Weisungen 
an  die  Gouverneure  durch  Verordnungen.  Die  Generalgouverneure  werden 
vom  König  ernannt  und  müssen  ihre  Dienstbefähigung  vorher  in  der  öffent- 
lichen Verwaltung  erwiesen  haben.  Sie  werden  für  eine  Dienstperiode  von 
fünf  Jahren  verpflichtet.  Die  den  Generalgouverneuren  für  die  in  ihren  Be- 
reich fallenden  kleineren  Kolonien  unterstellten  Distriktsgouverneure  sind 
fast  ganz  von  den  Weisungen  ihres  Generalgouverneurs  abhängig.  Die  selb- 
ständigen Gouverneure  kleinerer  Kolonien  haben  ähnliche  Befugnisse  wie  die 
Geüeralgouverneure. 


^  Vgl.    ,,Die    Kolonialverwaltung   der   europäischen   Staaten".     Denkschrift 
des  Reichskolonialamta  vom  9.  Februar  1914.     S.  21ff. 
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Das  strenge  Abhängigkeitssystem  der  portugiesischen  Kolonialpolitik 
entspringt  wohl  vorwiegend  dem  Schwächegefühl  des  kleinen  wenig  leistungs- 
fähigen Mutterlandes.  Danach  ergibt  es  sich  aber  auch  wieder  von  selbst, 
daß  die  Generalgouverneure  Angolas  und  Mozarabiques  vermöge  der  Bedeu- 
tung ihrer  Kolonien  sich  in  der  Regel  eine  viel  selbständigere  Stellung,  als 
vorgesehen,  zu  verschaffen  wissen. 

Die  besondere  Verwaltung  der  portugiesischen  Kolonien  weist  große 
Verschiedenheit  auf.  Einheithch  geregelt  sind  nur  Justiz-  und  örtliche  Fi- 
nanzverwaltung. Beide  sind  von  der  übrigen  Regierung  möglichst  unabhängig 
gestellt.  Allen  kolonialen  Provincias  ist  ein  Regierungsrat  (Consclho  da 
Governo)  beigegeben,  der  in  wichtigen  Fragen  gehört  werden  muß,  aber  nur 
beratende  Befugnisse  hat.  Im  übrigen  bestehen  in  einzelnen  portugiesischen 
Kolonien  verschiedene  Selbstverwaltungsorgane  mit  gleichfalls  nur  beratender 
Befugnis.  Das  gilt  auch  für  die  erweiterte  Form  der  Pro vinzial- General- 
versammlung (Junta  General  da  provincia),  die  seit  1869  für  Indien  und  Angola 
eingerichtet  wurde. 

Nach  „Statesman's  Year  Book"  1916  (S.  1252)  ist  durch  Verordnung 
vom  15.  August  1914  allen  portugiesischen  Kolonien  das  Recht  verüehen 
worden,  ein  eigenes  Zivilgesetzbuch  und  eine  eigene  Finanzverwaltung  ein- 
zuführen.    Das  wäre  der  erste  Schritt  zur  Autonomie. 

Wichtige  Selbstverwaltungsrechte  sind  auch  neuerdings  einem  aus 
Beamten  und  gewählten  Vertretern  des  Handels  und  der  Industrie  bestehen- 
den gesetzgebenden  Rat  in  Mozambique  verliehen  worden.  Diese  Einrich- 
tung dürfte  auf  den  dort  besonders  mächtigen  Einfluß  der  Konzessionsgesell- 
schaften zurückzuführen  sein^. 

Diese  schon  im  geschichtUchen  Überblick  erwähnten  Gesellschaften 
bilden  überhaupt  in  Mozambique  einen  Staat  im  Staate,  obwohl  die  Re- 
gierung sich  auf  Grund  einer  Verordnung  vom  23.  August  1911  ein  weitgehen- 
des Aufsichtsrecht  ausbedungen  hat.  Auch  die  gegenwärtigen  Beziehungen 
und  die  Gerichtsbarkeit  hat  sich  der  Staat  vorbehalten  und  teilt  nur  nach 
Maßgabe  der  betreffenden  Charter  die  gesetzgebende  Befugnis  mit  den 
Gesellschaften 2.  Die  pohtische  Ohnmacht  Portugals  steht  jedoch  in  einem 
zu  großen  Mißverhältnis  zu  dem  Rückhalt  der  kapitalstarken  englischen 
Gesellschaften,  als  daß  die  staatüchen  Rechte  allzu  sehr  zum  Ausdruck  kom- 
men könnten. 

Die   natürlichen    Bedingungen. 

Das  portugiesische  Kolonialreich  der  Gegenwart  umfaßt  rund  2,1  Mill. 
qkm  mit  rund  8%^  Mill.  Einwohnern.  Davon  gehören  zu  Asien  23  000  qkm 
mit  1  Mill.  Einwohnern.  Der  Löwenanteil  liegt  demnach  in  Afrika  und  ver- 
teilt sich  auf  die  einzelnen  Kolonien  wie  folgt: 


1  Vgl.  Hans    Meyer    a.  a.  0.  S.  9. 

*  Vgl.  „Die  Kolonialverwaltung  der  europäischen  Staaten".    A.  a.  Q.  S.  2ö 
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Größe    und    Einwohnerzahl    der   portu 
gießischen    Kolonien. 


Größe 
qkm 

Einwohner- 
zahl 

Kapverdische  Inseln     .    . 

Guinea 

Säo  Thomö  und  Principe 

Angola 

Mozambique 

3  800 

34  000 

940 

I  270  000 

780  000 

150  000 

290  000 

60  000 

4  120  000 

3  120  000 

im.  Ganzen 

2  088  740 

7  740  000 

Selbst  für  mittelafrikanisclie  Verhältnisse  ist  also  die  Bevölkerung 
der  Festlandskolonien  nur  dünn  und  entspricht  etwa  derjenigen  von  Belgisch- 
Kongo.  Deutsch-Ostafrika,  obwohl  um  die  Hälfte  kleiner,  hat  ebensoviel 
Einwohner.  Nigerien  mit  rund  860  000  qkm  sogar  17  Millionen.  In  keinem 
europäischen  Kolonialreich  läßt  sich  die  Zahl  der  Weißen  so  schwer  fest- 
stellen wie  im  portugiesischen.  Die  sehr  tropenfähigen  Portugiesen  haben 
sich  schon  seit  Jahrhunderten  in  einer  Weise  mit  Indern  und  Afrikanern 
vermischt,  daß  sie  schon  aus  diesem  Grunde  tief  unter  den  anderen  weißen 
Nationen  stehen  und  selbst  von  Eingeborenen  als  eine  Art  Bindeglied  zwischen 
Schwarz  und  Weiß  angesehen  werden. 

Die  Hauptkolonien  Angola  und  Mozambique  gehören  geographisch  zum 
südlichen  Teil  des  äquatorialen  Hochafrika,  der  sich  quer  durch  den  Konti- 
nent zieht  und  die  Wasserscheide  zwischen  Kongo  und  Sambesi  bildet.  Im 
Westen  steiler  als  im  Osten  zum  Meere  abfallend,  gipfelt  das  Hochland 
westlich  des  Plateau  von  Bihe  im  Loviliberg  mit  fast  2400  m.  Obwohl  noch 
ganz  in  der  heißen  Zone  liegend,  ist  dieser  Teil  Hochafrikas  wesentlich  ge- 
sünder als  das  Kongobecken.  Die  Schlafkrankheit  ist  mit  kleineren  Herden 
lediglich  bis  zur  Breite  von  Benguella  vorgedrungen.  Das  Fieber  tritt  mit 
zunehmender  Höhenlage  immer  schwächer  auf  und  verschwindet  über 
1300  m  in  der  Regel.  Nehmen  wir  mit  Rohrbach  diese  Höhenlinie 
als  die  untere  Grenze  der  Hochländer  aus  Gründen  der  Siedlungsfähigkeit 
an,  so  haben  die  Planaltos  von  Angola  einen  Flächenraum  von  rund  70  000 
qkm.  Für  die  Siedlungsfrage  ist  überhaupt  der  Westen  viel  wichtiger  als 
der  Osten,  da  sein  Klima  durch  den  kalten  Benguellastrom  vom  Meere  her 
noch  wesentHch  genüldert  ist.  Allerdings  hat  dieser  Strom  dafür  eine  in 
Südangola  noch  ziemlich  breite,  nach  Norden  allmählich  in  Savanne  über- 
gehende sandige  sterile  Küstenzone  geschaffen,  die  den  Verkehr  hemmt 
und  dem  Wert  der  prächtigen  Naturhäfen  Port  Alexandre  und  Tigerbai 
Abbruch  tut. 

Weniger  günstig  als  für  die  Europäer  ist  das  afrikanische  Hochlands- 
khma  durch  seine  starken  Temperaturwechsel  für  die  Eingeborenen,  die 
insbesondere  durch  Achtlosigkeit  und  mangelnde  Hygiene  Krankheiten 
der  Atmungsorgane  ausgesetzt  sind.    Da  außerdem  die  Bevölkerungsdichte 

1  Vgl.  „Statesman's  Year  Book"  1918.     S.  1185. 
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in  diesem  Teil  Hochafrikas  ziemlich  gering  ist,  muß  diesem  Punkte  ernsteste 
Aufmerksamkeit  gewidmet  werden.  Der  Europäer  zieht  sich  im  afrikanischen 
Hochland  durch  große  Anstrengungen  leicht  Herzleiden  zu. 

Der,  wie  fast  überall  in  Afrika,  stufenweise  Abfall  des  Hochlandes  zum  Meere 
unterbricht  die  Schiffbarkeit  der  größeren  und  wasserreichen  Flüsse. 
Die  geringe  Breite  der  Meeresniederung  in  Angola  läßt  infolgedessen  eine  Aus- 
nutzung der  Schiffbarkeit  des  Hauptflusses  Kuanza  nur  bis  etwa  150  km  zu. 
Der  Kongo  berührt  das  Gebiet  nur  an  seiner  Mündung,  und  der  Kunene 
an  der  Südgrenze  führt  lediglich  periodisch  Wasser.  Im  Inneren  kommen 
noch  der  schließlich  im  Ngamisee  versumpfende  Okavango  und  der  Oberlauf 
des  Sambesi  in  Betracht.  Im  Osten  läßt  das  weiter  zurücktretende  Hochland 
ein  teilweise  mehrere  hundert  km  breites  Küstenband,  das  eine  bessere 
Ausnutzung  der  Schiffbarkeit  des  Limpopo,  des  Sambesi- Schire  und  des 
Rovuma  gestattet.  Leider  sind  die  Mündungen  aller  Ströme  hier  durch 
Barren  verstopft.  Der  Sambesi  ist  das  ganze  Jahr  400  km  im  Unterlauf 
mit  flachgehenden  Raddampfern  befahrbar,  der  Schire  etwa  vier  Monate. 
Der  Sambesi  als  gewaltigster  Strom  Südafrikas,  an  Länge  mit  fast  2700  km 
der  Donau,  im  Stromgebiet  mit  über  1,3  Mill.  qkm  der  Wolga  gleichkommend, 
verbindet,  da  er  auch  im  Oberlauf  und  Mittellauf  auf  viele  hunderte  von  km 
schiffbar  ist,  gewissermaßen  Angola  und  Mozambique  zu  einer  wirtschafts- 
geographischen Einheit  oder,  besser  gesagt,  hebt  die  wirtschaftsgeographische 
Einheit  des  breiten  den  Kontinent  durchziehenden  Quermassivs  noch  mehr 
hervor.  Serpa  Pintos  Versuch,  Angola  und  Mozambique  in  Verbindung 
zu  bringen,  war  also  nicht  nur  politisch,  sondern  auch  wirtschaftsgeogra- 
phisch durchaus  gerechtfertigt  und  den  natürlichen  Verhältnissen  entspre- 
chend. Der  englische  Diirchbruch  hat  demnach  der  Natur  Zwang  angetan 
und  zumindest  aus  Mozambique,  Nordrhodesien  und  Nyassaland  wirtschafts- 
geographisch unnatürliche  Gebilde  geschaffen. 

Für  afrikanische  Verhältnisse  sind  die  Küsten  beider  Kolonien  reich 
an  brauchbaren  Häfen,  trotz  der  erwähnten  Barrensperrung  der  östlichen 
Flußmündungen.  Hier  sind  die  Pembabai  mit  Port  Amelia,  Beira  an  der 
Sofalabai,  Inhambane  und  die  Delagoabai  mit  Louren90  Marques  hervor- 
zuheben. Nur  an  der  letzteren  können  jedoch  große  Seeschiffe  direkt  an 
Land  anlegen.  Auch  die  kleinen  Inseln  Mozambique  und  Ibo  haben  gute 
Häfen.  Im  Westen  gehören  die  Lobitobai,  Port  Alexandre  und  Tigerbai 
zu  den  besten  Häfen  der  Welt.  Loanda  und  Mossamedes  sind  brauchbar, 
bedürfen  aber  der  Verbesserung. 

Auch  die  Hafen-  und  Schiffahrtsverhältnisse  des  zum  tropischen  Flach- 
land gehörenden  Guinea  sind  günstige.  Das  Flußnetz  des  Rio  Grande  ist 
bis  170  km  ins  Innere  schiffbar.  Die  gleichfalls  tropischen  Inseln  Säo  Thome 
und  Principe  haben  an  den  geschützten  Nordostseiten  je  einen  guten  Hafen. 
Auf  Principe  herrschte  lange  die  Schlafkrankheit:  jetzt  ist  sie  durch  energische 
Maßnahmen  so  gut  wie  unterdrückt.  Guinea,  von  tropischer  Üppigkeit 
und  ohne  Erhebungen  wie  die  Inseln,  die  in  Säo  Thome  über  2000  m  er- 
reichen, ist  für  Europäer  sehr  ungesund.  Die  Kapverdischen  Inseln,  in  ihrer 
gebirgigen    Sterilität  fast   als   Ausläufer  der   Sahara  anzusehen,    sind   mit 
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ihrem  prächtigen  Hafen  Porto  Grande  auf  Säo  Vicente  als  Kohlenstation 
berühmt. 

Portugiesisch-Afrika  mit  Ausnahme  der  Kapverdischen  Inseln  gehört 
zu  den  von  der  Natur  bevorzugten  Gebieten  des  schwarzen  Erdteils.  Eine 
andere  Nation  als  die  Portugiesen  hätte  in  jahrhundertelanger  Kolonial- 
arbeit daraus  blühende  Kulturländer  von  weltwirtschaftlicher  Bedeutung 
machen  können.  Portugal  verstand  sie  nicht  zu  entwickeln.  „Die  portu- 
giesische Kolonialwirtschaft,"  sagt  D  o  v  e^,  „trägt  einen  nicht  geringen 
Teil  der  Schuld  daran,  daß  der  Süden  von  Hochafrika  fast  noch  weniger  Be- 
deutung in  der  Handelsstellung  des  ganzen  Landes  erlangt  hat,  als  selbst 
einzelne  der  weniger  guten  Gebiete  im  Inneren  von  Ostafrika."  Mithin 
steht  zwar  fest,  für  welche  Kulturen  sich  Portugiesisch-Afrika  eignet  und 
was  für  Bodenschätze  sich  finden,  aber  nicht  oder  doch  nur  in  einzelnen 
Fällen,  ob  sie  jemals  weltwirtschaftliche  Bedeutung  er- 
langen werden. 

Um  mit  dem  Kautschuk  anzufangen,  so  findet  er  sich  in  Guinea, 
Mozambique  und  besonders  in  der  nördlichen  Hälfte  von  Angola.  Der  dortige 
Reichtum  an  Wildkautschuk  gilt  als  sehr  bedeutend.  Die  Kautschukkultur 
dagegen  ist  noch  überall  in  den  Anfängen.  Ebenso  steht  es  mit  der  ö  1  p  a  1  m  e, 
die  gleichfalls  in  der  Nordhälfte  Angolas  und  in  Guinea  gedeiht.  In  den 
Küsten-  und  Inselgebieten  Mozambiques  gedeiht  dagegen  die  Kokos- 
palme und.  entwickelt  sich  schnell  im  Plantagenbau.  1914  sollen  über 
3  Mill.  Bäume  tragreif  gewesen  sein.  Zuckerrohr  gedeiht  in  allen  drei 
kontinentalen  Kolonien,  doch  mrd  sein  Anbau  bisher  nur  in  Mozambique, 
und  zwar  in  den  Niederungen  des  Sambesi  und  Inkomatiflusses  energisch 
betrieben.  Die  B  a  u  m  w  o  1 1  k  u  1 1  u  r  ist  in  Angola  wie  Mozambique 
verhältnismäßig  alt,  doch  haben  bisher  nur  die  unter  Leitung  der  Cotton 
Growing  Association  von  Eingeborenen  betriebenen  Pflanzungen  im  Chem- 
babezirk  in  Mozambique  bemerkenswerte  Ergebnisse  erzielt.  Zahlreiche 
für  noch  geeigneter  gehaltene  Bezirke  in  Angola  harren  der  Entwicklung. 
Das  gleiche  gilt  von  dem  der  Baumwolle  verwandten  Kapok.  Für  S  i  s  a  1 
sind  die  sandigeren  Küstenstriche  geeignet.  Erdnuß,  Sesam  und 
Mais  werden  vorwiegend  von  Eingeborenen  fast  nur  für  den  eigenen 
Bedarf  erzeugt,  obwohl  ihre  Aussichten  recht  gute  sind. 

Nordangola,  Mozambique  und  Guinea  sind  reich  an  tropischen  Wäl- 
dern, die  an  der  Ostküste  Gerbhölzer  liefern,  sonst  aber,  wie  allerdings 
fast  überall  im  tropischen  Afrika,  kaum  ausgenutzt  werden.  Von  üppigem 
Urwald  bedeckt  sind  auch  die  Inseln  Säo  Thome  und  Principe. 

Kaffee  wird  in  Nordangola  vornehmlich  im  Lukullatal  von  den  Ein- 
geborenen wild  gewonnen,  auch  angebaut,  und  kommt  in  ziemlich  bedeutenden 
Mengen  in  den  Handel.  Europäische  Kaffeeplantagen  finden  sich  in  guter 
Kultur  auf  den  Inseln.  Diejenige  der  Kapverdischen  Inseln,  die  quantitativ 
allerdings  nur  geringe  Erträge  üefert,  gilt  ;ils  die  beste  des  portugiesischen 
Kolonialreiches.  Der  Kaffeeanbau  in  Angola  und  Mozambique  befindet  sich 
noch  in  den  Anfängen  der  Entwicklung.  Das  weitaus  bedeutendste  Erzeugnis 

1  Wirtschaftegeographie  von  Afrika.    Jena  1917.    S.  163. 
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Portugiesisch- Afrikas  ist  aber  der  Kakao  von  Säo  Thome  und  Principe. 
Rund  ein  Siebentel  der  Weltproduktion  erzeugen  alljährlich  diese  beiden 
kleinen  Inseln.  Sie  allein  sind  dadurch  wirtschaftliche  Überschußgebiete 
von  wirklicher  Bedeutung  geworden.  Schwierigkeiten  macht  nur  seit  der 
Aufhebung  der  Sklaverei  und  seit  der  völligen  Unterdrückung  des  Sklaven- 
handels die  Arbeiterfrage. 

Die  Beschaffung  von  Arbeitskräften  ist  in  Portugiesisch-Afrika,  aller- 
dings im  Zusammenhang  mit  dem  allgemeinen  Menschenmangel  Mittel- 
afrikas, ein  schwieriges  Problem.  Die  Portugiesen  hatten  jedoch  mehr  als  alle 
anderen  Nationen  Zeit,  diese  Frage  diirch  Aufzucht  der  einheimischen  Be- 
völkerung zu  lösen.  Statt  dessen  haben  sie  durch  den  Menschenhandel 
ihre  Gebiete  jahrhundertelang  entvölkert  und  haben  es  noch  heute  stets 
und  ständig  mit  Eingeborenenauf  ständen  zu  tun.  Ob  dies,  wie  die  Mehrzahl 
der  Landeskenner  annimmt,  vorwiegend  auf  Bedrückung  der  Eingeborenen 
zurückzuführen  ist,  will  ich  hier  nicht  entscheiden.  Sicher  ist  nur,  daß  der 
Portugiese  sich  ein  für  allemal  die  der  weißen  Rasse  vom  Neger  instinktiv 
dargebrachte  Achtung  verscherzt  hat  und  kaum  wiedererlangen  wird.  Schwer- 
lich werden  also  jene  Gebiete  unter  portugiesischer  Herrschaft  zum  Zustand 
friedlicher  Ordnung  gelangen,  der  allein  eine  wirtschaftUche  Ausnutzung 
jener  begünstigten  Länder  ermöglicht.  Ordnung  herrscht  nur  auf  Säo  Thome 
und  Principe,  doch  verursachen  deren  Arbeiteranwerbungen  ständige  Rei- 
bereien mit  der  Regierung  Angolas. 

Solange  sich  diese  Zustände  nicht  gebessert  haben,  wird  auch  die  Er- 
schließung der  Bodenschätze  auf  sich  warten  lassen.  Ob  Kupfer,  Gold, 
Steinkohlen,  Eisen,  Petroleum  jemals  von  bedeutendem  Einfluß  auf  die 
wirtschaftliche  Entwicklung  Portugiesisch  Afrikas  sein  werden,  kann  demnach 
weder  bejaht  noch  verneint  werden.  Zu  berichten  ist  nur,  daß  nördlich 
Loanda  eine  amerikanische  Petroleum-Minengesellschaft  Petroleum  erbohrt 
und  daß  man  im  Manicaland  in  Mozambique  Kupfer  und  Gold  in  nicht  be- 
deutenden Mengen  abgebaut  hat. 

Erwähnenswert  ist  noch  die  bevorzugte  Lage  der  südlichen  Häfen 
Mozambique,  Beira  und  Louren5o  Marques,  als  natürliche  Ausgangspforten 
für  Nord-  und  Südrhodesien  sowie  für  die  Minenfelder  Transvaals.  Dadurch 
wird  jenen  Häfen  ein  Durchgangshandel  zuteil,  der  ihren  Eigenhandel,  wie 
wir  später  zahlenmäßig  sehen  werden,  weit  übertrifft. 

Dr.  Paul    Leutwein,    Berlin. 
(Schluß  folgt  im  nächsten  Heft). 
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III. 

Verkehrswesen. 


Ä.   Seeverkehr,   Kanal-  und  Flußverkehr. 

Die  Zusammenschlußbewegung  in  der  englischen  Handelsschiffahrt\ 

Der    Peninsular    and    Oriental-Konzern. 

Der  unter  der  Führung  der  Peninsular  and  Oriental 
Steam  Navigation  Company  stehende  Konzern  hat  sich  in 
verhältnismäßig  kurzer  Zeit  zu  einer  der  mächtigsten  Gruppen  entwickelt. 
Bereits  1837  hatte  die  P.-O.  als  Peninsular  Company  mit  staatlicher  Unter- 
stützung den  Postdienst  nach  Lissabon  und  Gibraltar  aufgenommen,  ihn 
1839  bis  Alexandria  ausgedehnt  und  1842,  nachdem  sie  1840  die  heutige 
Firma  angenommen  hatte,  zum  erstenmal  einen  Dampfer  nach  Indien  ex- 
pediert. 1844  erreichten  ihre  Schiffe  Shanghai,  und  1852  wurde  von  Singa- 
pore  aus  die  Zweiglinie  nach  Brasilien  eingerichtet,  die  sich  später  zu  einer 
Hauptlinie  entwickelte^.  Ihre  Flotte  bestand  im  Jahre  1870  aus  43  Damp- 
fern von  81  184  BRT.,  im  Jahre  1890  war  sie  auf  53  Dampfer  mit 
217  497  BRT.  und  1900  auf  55  mit  293  002  BRT.  angewachsen.  Anfang 
1914  besaß  sie  71  Dampfer  mit  538  903  BRT.,  davon  10  mit  ca.  94  700 
BRT.  im  Bau  und  außerdem  28  Tender,   Schlepper  usw.  von  3188  BRT^. 

An  Subventionen  erhält  die  P.  and  0.  für  den  14  tägl  chen  Dienst 
Brindisi-Bombay,  Shanghai,  Adelaide  laut  Vertrag  vom  1.  Februar  1908: 
305  000  £;  von  den  Untergesellschaften  die  British  India  Steam  Navigation 
Co.  für  den  vierwöchentlichen  Dienst  Aden — Sansibar  9000  £^. 

Im  Jahre  1910  kaufte  die  P.  and  0.  zunächst  die  Blue  Anchor 
Line  der  Firma  W.  Lund  &  Sons,  und  zwar  zum  Preise  von  250  000  £, 
was  dem  Kostenpreise  der  Schiffe  abzüglich  5%  für  Abnutzung  für  jedes 
Jahr,  in  welchem  sie  bereits  gefahren  hatten,  gleichkam.  Außerdem  wurden 
den  Vorbesitzern  für  Abtretung  ihres  Geschäftes  25  000  £  vergütet^. 

Durch  den  Dienst  der  Blue  Anchor  Line,  deren  5  Dampfer  mit  29  600 
BRT.  zwischen  Großbritannien  und  Australien  auf  dem  Wege  um  das  Kap 
der  Guten  Hoffnung  regelmäßig  monatlich  verkehrten,  trat  die  P.  and  0. 
in  ein  Wettbewerbsverhältnis  mit  der  Union  Castle  Line  ein,  die  sich  im 
gleichen  Jahre  der  Royal  Mail  anschloß. 

Im  Mai  1914  fand  der  bedeutungsvolle  Zusammenschluß  der  P.  and  0. 
mit  der  B  r  i  t  i  s  h   India    Steam   Navigation   Co.,  Ltd.,  statt. 

^  Fortsetzung  des  Aufsatzes  aus  dem  laufenden  Band,  S.  22*  ff.  u.  S.  130*  ff. 

^  Wiedenfeld,  Die  nordwesteuropäischen  Wdthäfen.  Bv.-rlin  1903,  S.  214. 

'  Kaegbein,  SchiffaLrt  und  Schiffbau  Deutschlands.  Handbuch  1914. 
Hamburg.     S.  166. 

*  Jones,  M.,  Grovemment  Aid  to  Merchant  Shipping.  S.  53ff.  „Naaticus" 
1914.     S.  397ff. 

»  Laut  Geschäftsbericht  der  P.  «St  O.     30.  September  1910. 
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Die  British  India  ist  aus  der  1845  gegründeten  Bombay  Steara  Navi- 
gation Co.  und  der  1855  ins  Leben  getretenen  Calcutta  and  Burmah  Steam 
Navigation  Company,  die  beide  den  Küstenverkehr  in  den  indischen  Ge- 
wässern bedienten,  hervorgegangen^.  Das  Kapital  betrug  anfänglich  35  000  £, 
wurde  aber  bereits  1857  auf  70  000  £,  im  Jahre  1858  auf  100  000  £,  1860 
auf  120  000  £,  1861  auf  200  000  £  und  1862  auf  400  000  £  unter  gleichzeitiger 
Annahme  der  heutigen  Firmenbezeichnung  erhöht.  Die  Gesellschaft  unter- 
hält insbesondere  ein  ausgedehntes  Netz  von  Küstenhnien  um  Indien,  das 
sich  bis  nach  Persien,  den  Straits  Settlements  und  der  Ostküste  von  Afrika 
erstreckt.  Außerdem  hatte  sie  vor  dem  Kriege  von  London  aus  regelmäßige 
Linien  nach  Kalkutta,  Eockampton  und  Brisbane  via  Suez-Kanal,  nach 
dem  Persischen  Golf  und  nach  Sansibar  eingerichtet.  Ihre  Flotte  bestand 
am  1.  Januar  1913  aus  122  Dampfern  mit  553  422  BRT.,  davon  10  mit 
64  080  BRT.  im  Bau.  Im  Jahre  1913  hatte  sie  diesen  Bestand  noch  durch 
den  Ankauf  der  in  der  Fahrt  zwischen  Ost-Indien,  den  Straits  Settlements, 
Java  und  Australien  beschäftigten  Dampfer  der  Reederei  Arch.  Currie 
&  C  o.  in  Melbourne  um  5  Schiffe  vermehrt. 

Zur  Zeit  der  Verschmelzung  mit  der  P.  and  0.  verzeichnete  die  British 
India  957  200  £  voll  eingezahlte  Stammaktien  (zu  50  £)  und  700  000  £ 
5%ige  cumulative  preference  stock  als  ausstehend.  Der  Zusammenschluß 
vollzog  sich  ledigüch  durch  einen  Austausch  von  Aktien.  Für  jede  voll  ein- 
gezahlte Stammaktie  von  50  £  der  British  India  wurden  35  ^/g  £  in  voll  ein- 
gezahlten Stammaktien  der  P.  and  0.  gezahlt.  Außerdem  sind  700  000  £ 
Vorzugsaktien  der  P.  and  0.  gegen  die  Vorzugsaktien  der  British  India 
getauscht  worden^. 

Die  Bewertung  erfolgte,  wie  nachstehender  Vergleich  zeigt,  im  Ver- 
hältnis von  3  : 2,  was  den  Dividendenergebnissen  beider  Gesellschaften 
entspricht. 

Tabelle  13.     Dividendenergebnisse    der    P.  &  O.  und    B.  I. 


P.  &  0. 

B.  I. 

Debentures 

Preference  Shares 

Ordinary  Shares 

1  8oo  ooo 

2  340  000 

I  160  000 

I  657  200 
700  000 
957  200 

Zusammen 

Anleihezmsen 

Vorzugsdividende 

Stammaktiendividende.   .    .    . 
in% 

5  300  000 

63  000 

117  000 

174  000 

15 

3314400 

59787 

35  000 

95720 

10 

Einen  weiteren  Vergleich  zwischen  beiden  Gesellschaften  gestattet  noch 
folgende  Zusammenstellung  nach  den  Bilanzen  für  das  Geschäftsjahr  1913*: 

1  W  i  e  d  e  n  f  e  1  d  ,   a.  a.  0.,  S.  212/13. 

2  Bericht  über  die  außerordentliche  Generalversammlung  der  P.  &  0.  vom 
22.  Juni  1914.     „Fairplay".     1914.     S.  1274. 

3  „The  Economist".     30.  Mai  1914.    S.  1316. 
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Tabelle  14.  Bilanzen  der  P.  &0.  undB.  I.  im  Geschäftsjahr  19131 


Tonnage  BRT 

Buchwert  des  Schiffsparks 
Wert  per  Tonne    .... 

Reserven 

Versicherungsfond     .    .    .    , 
Besondere  Reserven     •    . 
Kasse  und  Wertpapiere  . 


P.  &  0. 
£ 


B.  I. 

£ 


548  564 
3  483  247 
6  £  3  sh  I  d 
I  824  000 

50  000 
3  726  735 


544  997 

4  326  882 

7  £  18  sh  9d 

500  000 

I  000  000 

276  186 


Nacli  Kapital-  und  Geschäftsumfang  war  demnach  die  P.  and  0.  die 
bedeutendere  und  auf  finanziell  soliderer  Grundlage  aufgebaute  Gesellschaft. 
An  sie  ging  denn  auch  praktisch  genommen  das  gesamte  Eigentum  der 
British  India  über.  Die  finanzielle  Entwicklung  der  British  India  seit  dem 
Jahre  1909  ergibt  sich  aus  Tabelle  15: 

Tabelle  15.     Entwicklung   der   British    India   Steam   Naviga- 
tion   Company    in    den    Jahren    1909/10—1913/14.       (Beträge    in  £)2. 


1909/10 

1910/11 

1911/12 

1912/13 

1913/14 

Kapital: 

Stammaktien    .... 

957  200 

957  200 

957  200 

957  200 

957  200 

Vorzugsaktien  .... 

700  000 

700  000 

700  000 

700  000 

700  000 

Schuldverschreibungen 

571  440 

563  900 

543  420 

I  463  830 

I  909  170 

Kreditoren  u.  sonstige 

Verbindlichkeiten    . 

785  168 

I  084  373 

I  127  218 

603  314 

938  197 

Buchwert  der  Flotte  . 

2  633  195 

2  710  271 

3  384  299 

3935551 

4  326  882 

Anzahlungen  auf  neue 

Tonnage    

— 

217  500 

167  500 

251  000 

503  666 

Debitoren    \md  Kasse 

299  082 

369  454 

312  667 

319  598 

419  557 

Eigentum  in  London  u. 

auswärts 

471  915 

430  321 

419  964 

509  970 

539  069 

Nettogewinn  nach  Ab- 

zug f.  Abschreibung. 

131  540 

140  117 

.637  488 

-  513  754 

229  511 

Hiervon: 

Für  Reservefonds    .    . 

25  000 

— 

500  000 

347  265 

— 

„    Dividenden  u.  Bo- 

nus      

— 

— 

— 

— 

— 

„    Stammaktien    .    . 

7^2% 

7^2% 

7^2% 

10% 

10% 

„    Vorzugsaktien  .    . 

5% 

5% 

5% 

5% 

5% 

Flotte  BRT 

437  856 

442518 

458  619 

492  030 

544  910 

Zwecks  Durchführung  der  Verschmelzung  wurde  die  Zahl  der  Direk- 
toren der  P.  and  0.  auf  20  und  das  Kapital  wie  folgt  erhöht: 
von  2  340  000  £    preferred    stock    auf    3  040  000  £  durch  Ausgabe  neuer 

700  000  £  Aktien, 


^  „The  Economist".     30.  Mai  1914. 
2  „Fairplay".     Mai  1914.     S.  949. 


S.  1316. 
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von  1  160  000  £  deferred  stock  auf  1  798  133  £  durch  die  Emission  weiterer 

638  133  £  deferred  shares, 
so  daß  das  gesamte  Aktienkapital  sich  nunmehr  auf  4  838  133  £  belief ^ 
Zusammen  mit  der  B.  I.  verfügte  nunmehr  die  P.  and  0.  über  ein  Gesamt- 
kapital von  ca.  15  Mill,  £  und  kontrollierte  einschließlich  Neubauten  eine 
Tonnage  von  über  1  250  000  BRT. 

Der  Anlaß  zu  dieser  Fusion  ist  nicht  in  den  allgemeinen  Gründen,  die 
zur  Bildung  solcher  Interessengemeinschaften  führen,  zu  suchen.  Die  beiden 
Linien  standen  sich  durchaus  nicht  in  erbittertem  Wettbewerb  gegenüber, 
betrieben  vielmehr  ihre  Geschäfte  ohne  wesentliche  gegenseitige  Reibungen. 
Zwar  unterhielten  beide  einen  regelmäßigen  Schiffahrtsdienst  von  London 
nach  Kalkutta,  aber  selbst  hier  machten  sie  sich  nur  wenig  Konkurrenz. 
Im  austraUschen  Schiffahrtsverkehr  befuhr  die  P.  and  0.  den  Süden,  die 
British  India  den  Norden.  Den  Dienst  von  London  nach  Karachi  hatte  die 
P.  and  0.,  den  von  London  nach  Bombay  die  B.  I.  für  sich  allein^.  Als 
Hauptursachen,  die  zur  Fusion  gedrängt  haben,  kommen  in  Betracht  zu- 
nächst das  unausgesetzte  Steigen  der  Betriebs-  und  Baulvosten,  die  man 
durch  den  Zusammenschluß  hoffte  vermindern  oder  doch  in  ihrem  An- 
schwellen aufhalten  zu  können.  Ferner  fiel  der  Umstand  ins  Gewicht,  daß 
sich  das  Weltschiffahrtsgeschäft  in  den  letzten  10  Jahren  insofern  voll- 
kommen geändert  hatte,  als  früher  den  großen  Dampferlinien  die  Ladung 
auf  allen  Stationen  durch  die  lokale  Schiffalirt  zugeführt  wurde  und  sie 
überall  auf  neue  Fahrten  rechnen  konnten,  während  sie  nunmehr  sich  selbst 
um  die  Ausdehnung  und  Ergänzung  des  Frachtgeschäftes  bemühen  mußten, 
um  überhaupt  einen  Anteil  daran  zu  erhaschen.  Auch  der  Wettbewerb 
mit  den  beiden  deutschen  Großschi ffahrtsunternehmungen,  der  Hamburg — 
Amerika-Linie  und  dem  Norddeutschen  Lloyd,  die  sich  enger  denn  je  auch 
im  Verkehr  nach  Ostasien  zu  einer  Interessengemeinschaft  zusammenge- 
schlossen hatten,  wurde  schärfer.  Da  ferner  über  den  indischen  Dienst 
Vereinbarungen  zwischen  der  Hamburg — Amerika-Linie  und  der  Deutschen 
Dampfschiffahrtsgesellschaft  Hansa  und  schließhch  auch  zwischen  der  Ham- 
burg— Amerika-Linie  und  der  Deutsch- Australischen  Dampf  schiffahrts- 
gesellschaft  bestanden,  so  war  die  deutsche  Schiffahrt  nach  dem  Osten  stark 
konzentriert,  so  daß  ein  engerer  Zusammenschluß  der  englischen  Gesell- 
schaften immerhin  zweckmäßig  erscheinen  konnte  und  sich  die  Fusion  der 
P.  and  0.  mit  der  B.  I.  aus  diesem  Gesichtspunkt  heraus  als  ein  Mittel  zur 
Aufrechterhaltung  der  britischen  Vorherrschaft  im  Schiffahrtsdienst  nach 
dem  fernen  Osten  kennzeichnet^. 

Im  September  1916  erweiterte  die  P.  and  0.  abermals  ihren  Macht- 
bereich durch  den  Erwerb  der  New  Zealaud  Shipping  Com- 
pany, Ltd.,  die  bereits  in  den  letzten  Jahren  durch  die  ihr  angegüe- 
derte  Federal  Steam  Navigation  Company  mit  der  Bri- 
tish India  einen  gemeinschaftrohen  Dienst  von  England  nach  Australien 
unterhalten  hatte,  und  die  in  diesem  Verkehr  eine  führende  Stellung  be- 

1  „Fairplay".  1914. 
^  „The  Economist". 
'  „The  Economibt". 


s 
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30. 

Mai  1914. 

S.  1316. 

30. 

Mai  1914. 

s.  isieff 
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hauptete^.  Sie  bediente  hauptsächlich  den  Gefrierfleischhandel  nach  Austra- 
lien und  Neuseeland.  Das  ausstehende  Kapital  der  New  Zealand  Co.  beüef 
sich  auf  1  133  400  £,  eingeteilt  in  90  672  Stammaktien  und  22  668  Vorzugs- 
aktien zu  10  £  pro  Stück.  Außerdem  waren  381  300  £  4^/3%  ige  Schuldver- 
schreibungen ausgegeben.  Die  Federal  Steam  Navigation  Company,  Ltd., 
deren  Aktien  sich  sämtlich  in  ihrem  Besitz  befanden,  wurde  von  ihr  seit 
dem  Jahre  1912  kontrolliert.  Zusammen  mit  der  Flotte  der  Federal  Co. 
verfügte  die  New  Zealand  Shipping  Company  über  eine  Tonnage  von  27 
Dampfern  mit  225  037  BRT.,  außerdem  waren  eine  Anzahl  Neubauten  in 
Auftrag  gegeben^. 

Von  den  90  672  Stammaktien  der  New  Zealand  Company  kamen 
90  582  in  den  Besitz  der  P.  and  0.  Für  jede  voll  eingezahlte  10  £- Aktie 
der  New  Zealand  Co.  wurden  10  £  in  deferred  stock  der  P.  and  0.  gezahlt. 
Der  Wert  der  P.  and  0. -Aktie  wurde  auf  320  festgelegt,  so  daß  also  der  Preis 
für  jede  10  £-Aktie  der  New  Zealand  Co.  32  £  betrug. 

Zwecks  Übernahme  der  New  Zealand  Shipping  Company  wurde  das 
Stammkapital  der  P.  and  0.  durch  Ausgabe  von  906  720  £  neuer  deferred 
stock  von  1  798  133  £  auf  2  704  853  £  erhöht,  so  daß  sich  das  gesamte  Ak- 
tienkapital der  P.  and  0.  einschließlich  des  preferred  stock  nunmehr  auf 
5  744  853  £  beUef^. 

Im  Jahre  1917  wurden  zwei  bedeutende  Schiffahrtsgesellschaften,  die 
Union  Steam  Ship  Company  of  New  Zealand,  Ltd.,  und  die  Hain  Steamship 
Company,  Ltd.,  der  P.  and  0.  angegliedert.  Die  Union  Steamship 
C  o.  war  ein  Kolonialunternehmen  mit  dem  Sitz  in  Dunedin,  dessen  Grün- 
dung in  das  Jahr  1875  fällt.  Das  Kapital  betrug  anfänglich  300  000  £,  war 
jedoch  bis  zum  Jahre  1913  stufenweise  bis  auf  1  Mill.  £  erhöht  worden.  Im 
Jahre  1913  hatte  eine  Reorganisation  der  Gesellschaft  stattgefunden,  gemäß 
der  das  Nominalkapital  auf  3  Mill.  £  erhöht  wurde,  wovon  2  Mill.  £  zur  Hälfte 
in  5  %  %  ige  cumulative  pref erence  shares  zu  1  £  und  zur  Hälfte  in  ordinary 
shares  emittiert  wurden.  Außerdem  waren  128  900  £  4^  %ige  Schuldver- 
schreibungen im  Umlauf*.  Die  Gesellschaft  war  ein  blühendes  Unternehmen. 
Für  das  Geschäftsjahr  1913/14  hatte  sie  5%,  für  1914  15:  6%  und  für  1915/ 
1916  unter  dem  Einflüsse  der  Kriegsgewinne  10%  Dividende  auf  die  Stamm- 
aktien ausschütten  können.  Sie  besaß  eine  Flotte  von  74  Dampfern  mit 
237  860  BRT.,  mit  denen  sie  einen  regelmäßigen  Post-,  Passagier-  und 
Frachtverkehr  zwischen  den  Häfen  der  nördlichen  und  südHchen  Inseln 
Neuseelands,  zwischen  Neuseeland,  Tasmanien  und  Australien  und  zwischen 
Australien,  Neuseeland,  den  Südseeinseln  und  Vancouver  und  San  Franzisko 
vmterhielt.  Bereits  mehrere  Jahre  hindurch  hatte  die  Union  Steam  Ship 
Co.  in  Interessengemeinschaft  mit  der  P.  and  0.,  der  B.  I.  und  der  New 
Zealand  Shipping  Co.  gestanden,  ein  Umstand,  der  schließlich  zur  voUstän- 


1  „Lloyd's  List".     30.  August  1916. 

*  Bericht  über  die  außerordentliche  Generalversammlung  der  P.  &  O.  vom 
7.  September  1918.     „The  Financial  Times".     8.  September  1918. 

3  „The  Economist".     9.  September  1916. 

*  „The  Fmancial  Times".     1.  Juni  1917. 
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digen  Übernahme  durch  den  P.  and  0. -Konzern  geführt  hat.  Gezahlt  wurden 
für  jede  Stammaktie  der  Union  Steam  Ship  Co.  10  sh  in  deferred  shares 
der  P.  and  0.  Company  sowie  30  sh  in  bar,  was  einen  Gesamtbetrag  von 
1  500  000  £  in  bar  und  500  000  £  nominal  gleich  1  500  000  £  im  Kurswerte 
in  P.  and  0. -Aktien  ausmacht^.  Übernommen  wurden  99%  der  gesamten 
Stammaktien  der  Union  Steam  Ship  Co. 

Kaum  war  die  Übernahme  der  Union  Steam  Ship  Co.  zur  Durchführung 
gelangt,  als  auch  die  Hain  Steam  ship  Company,  Ltd.,  in 
Cornwall  in  den  Bannkreis  der  P.  and  0.  gezogen  wurde.  Diese  Gesellschaft 
war  erst  im  Jahre  1901  mit  einem  Kapital  von  500  000  £  gegründet  worden. 
Ursprünglich  waren  200  000  £  4y2%ige  Schuldverschreibungen  ausgegeben, 
die  aber  im  Laufe  des  Jahres  1915  infolge  der  erzielten  hohen  Kriegsgewinne 
getilgt  werden  konnten.  Bei  Ausbruch  des  Krieges  verfügte  die  Hain  Steam- 
ship  Company  über  39  Dampfer.  Hiervon  wurden  2  in  Deutschland  inter- 
niert und  14  Dampfer  durch  feindliche  Maßnahmen  versenkt.  Der  verblie- 
bene Eest  von  27  Dampfern,  davon  4  im  Bau,  mit  insgesamt  108  787  BRT., 
wurde  von  der  P.  and  0.  übernommen.  Der  Kaufpreis  betrug  80  £  für  jede 
10  £-Aktie  der  Hain  Steamship  Co.,  der  Gesamtkaufpreis  belief  sich  auf 
rund  4  Mill.  £,  während  der  gesamte  Schiffspark  nur  mit  2  047  341  £  zu 
Buch  stand^. 

Ein  Umstand,  der  den  Übergang  dieser  Reederei  an  den  P.  and  O.- 
Konzern beschleunigte,  war  der  Tod  ihres  Gründers  und  Hauptaktionärs 
Sir  Edward  Hain,  im  Jahre  1916.  Sein  einziger  Sohn,  Captain  Edward 
Hain,  war  im  Jahre  zuvor  auf  Gallipoli  gefallen^. 


Tabelle  16.     Die    finanzielle    Entwicklung    der    Hain    Steamship 
Company,    Ltd.,    in    den   Jahren    1911 — 1915.     (Beträge  in  £). 


1911 


1912 


1913 


1914 


1915 


Eipital 

jligationen 

üeihen,  bills  payable  usw.  .    .    . 

ichwert  der  Flotte 

jwinn 

ebitoren,  Beteiligmigen,  Kasse  usw. 

Hiervon  auf: 

bschreibungen  und  Reservefonds 

ividende 

lotte 


499  570 
200  000 
78  223 
805  183 
124675 
141  538 


80  000 

182  245 


499  570 
200  000 
135  912 
I  002  035 
194877 
350  786 


203  500 

25 /O 
223  653 


499  570 
200  000 
102  253 
831  695 
195  795 
145  112 


80  000 
10% 
217  065 


499  570 
200  000 
287  143 
I  002  420 
361  909 
315  704 


185  000 
20% 
256  250 


^  Bericht  über  die  außerordentliche  €reneralversammlung  der  P. 
27.  Juni  1917. 

2  „Lloyd's  List".    29.  Oktober  1917. 

3  „Financial  Times".     29.  Oktober  1917. 

*  Einschließlich  Beteiligungen. 
5  Ausschließlich  Beteiligungen. 

•  Nach  Abzug  der  KriegsgeAvinnsteuer. 


499  570 
nil. 
870  921 
I  305936* 
615  082^ 
506  781 8 


300  000 

35% 
216  010 


&  O.  vom 


252* 


Chronik  und  Archivalien. 


Kegelmäßige  Linien  unterhielt  die  Hain  Steamship  Company  nicht. 
Sie  war  ausschließlich  in  wilder  Fahrt  beschäftigt  und  hatte  besonders  in 
den  Kriegsjahren  reiche  Gewinne  abwerfen  können.  Die  Tabellen  16  und 
17  zeigen  die  finanzielle  Entwicklung  und  die  Ergebnisse  der  letzten  Jahre. 

Tabelle  17.  Gewinnverteilung  bei  der  Hain  Steamship  Comp, 
in   den    Jahren    1908—1917^    (Beträge  in  £). 


per  30.  Juni 

Brutto- 
gewinn 

Netto- 
gewinn 

Dividende 

/o 

Abschrei- 
bungen 

Zuweisung 
an  Reserve- 
fonds 

Übertrag 

1908 

76  500 

31  700 

6 

35  000 

2  000 

I  8go 

1909 

31  600 

14  900 

3 

7  000 

— ■ 

I  700 

1910 

54500 

24  200 

5 

20  000 

— 

900 

1911 

105  600 

45  600 

7 

50  000 

IG  000 

I  500 

1912 

143  000 

73  000 

IG 

60  000 

2G  OGO 

4  6go 

1913 

350  800 

178  300 

25 

150  000 

5G  000 

8  GOO 

1914 

145  100 

50  IOC 

10 

80  000 



8  20G 

1915 

315  700 

99  400 

20 

150  000 



7700 

1916 

506  8oo2 

172  800 

35 

250  000 



5  600 

1917 

246  900 

216  900 

35 

3 



47700 

Mitte  1917  erwarb  die  P.  and  0.  in  öffentlicher  Versteigerung  die  frü- 
heren Geschäftsgebäude  der  Hamburg — Amerika-Linie  in  London,  Cock- 
spur  Street,     Als  Kaufpreis  hierfür  sollen  60  200  £  gezahlt  worden  sein^. 

Ende  1917  wurde  die  N  o  u  r  s  e  Line,  L  t  d.,  in  London,  eine  kleine 
Gesellschaft,  die  über  6  Dampfer  mit  23  496  BET.  verfügte  und  die  ihre 
Schiffe  in  dem  Handel  zwischen  Kalkutta  und  den  Südseeinseln  beschäf- 
tigte, erworben^. 

Anfang  1918  folgte  der  Erwerb  der  Mercantile  Steamship 
Company,  Ltd.,  die  über  10  Dampfer  mit  38695  BRT.  verfügte 
und  ihre  Schiffe  in  wilder  Fahrt  beschäftigte.  Das  eingezahlte  Kapital  der 
Gesellschaft  betrug  40  000  Stammaktien  und  128  000  Vorzugsaktien  im 
Gesamtwerte  von  1  408  000  £,  Für  jede  Stammaktie  von  5  £  wurden  32  £, 
für  jede  Vorzugsaktie  von  1  £:  1  £  gezahlt®.  Für  das  Geschäftsjahr  1916 
hatte  die  Gesellschaft  40%  Dividende  ausschütten  können. 

Ende  1917  kontrollierte  somit  die  P.  and  0.  eine  Tonnage  von  1  720  179 
BRT.  Das  Abhängigkeitsverhältnis  der  Untergesellschaften  hatte  sich  in 
folgender  Weise  gestaltet: 


1  „Financial  Times".    29.  Oktober  1917. 
^  Nach  Abzug  der  Kriegsgewinnsteuer. 
^  Nicht  angegeben. 
*  „Lloyd's  List".     1.  August  1017. 

8  Jahresbericht  der  P.  &  O.  für  das  Geschäftsjahr  1916/17.   „The  Economist". 
15.  Dezember  1917. 

«  „The  Financial  Times".     22.  Januar  1918.     „Fairplay".     24.  Januar  1918. 
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Die  finanzielle  Entwicklung  der  P,  and  0.  seit  dem  Jahre  1909  zeigt 
Tabelle  18: 

Tabelle  18.      Finanzielle    Entwicklung    der    Peninsular  and 

Oriental    Steam    Navigation    Company    in    den    Jahren 

1909/10—1916/17^    (Beträge  in  £). 


1909/10 


1910/11 


1911/12 


1912/13 


Deferred  stock 

Preferred  stock 

Schuldverschreibungen 

Buchwert  der  Flotte 

Buchwert  der  Tender  usw.  .  .  . 
Anzahlungen  auf  Schiffsneubauten 
Kasse  und  Beteiligungen     .... 

Gewinn 

Hiervon : 
Abschreibungen  und  Reservefonds 

Dividende  und  Bonus 

auf  deferred  stock 

,,     preferred  stock 

Tonnage  BßT 


I  160  000 
I  160  000 
I  800  000 

3  655  561 
105  418 
260  027 

2550327 
783  244 

510  751 

13% 
5% 
431  992 


I  160  000 
I  160  000 

1  800  000 
3  087  522 

107  688 
786  528 

2  985  326 
831  776 

559  541 

13% 
5% 
444  029 


1  160  000 

2  340  000 
I  800  000 

3  296  592 
loi  193 
560  867 

4  232  577 
798  685 

496  161 

13% 
5% 
447  391 


1  160  000 

2  340  000 
I  800  000 

3  375  991 
107  257 

847  751 

4  092  157 
I  014  661 

660  193 

15% 
5% 
457  364 


(Fortsetzung.) 


1913/14        1914/15 


1915/16 


1916/17 


Deferred  stock 

Preferred  stock 

Schuldverschreibungen     •    .    . 
Buchwert  der  Flotte    .... 
Buchwert  der  Tender  usw.     . 
Anzahlungen  auf  Schiffsneabauten 
Kasse  und  Bjteiligungen   .    .    . 

Gewinn 

Hiervon: 
Abschreibungen  u.  Reservefonds 
Dividende  und  Bonus 

auf  deferred  stock 

„     preferred  stock 

Tonnage  BRT 


1  160  000 

2  340  000 
I  800  000 

3  299  546 
107  657 

I  386  230 

3  246  185 

804  506 

450  036 

15% 
5% 
505  615 


I  797  874 
3  040  000 
I  800  000 

^4507158 

256  220 
6  453  945 
594  160  5 


15% 
5% 
489  644 


2  703  694 

3  Q40  000 
I  700  000 

>  12  401  009 

7804622 


18% 
5% 
411  953 


3  197  576 
3  040  000 

I  593  700 
12  943  302 


862  456  ■ 


18% 

5% 

350  161« 


Die  Entwicklung  der  P.  and  0.  zeigt,  daß  das  Kapital  der  Gesellschaft 
seit  1914  von  Jahr  zu  Jahr  eine  Zunahme  erfahren  hat.  Der  deferred  stock  ist 
von  1  160  000  £  im  Geschäftsjahre  1913/14  auf  1  797  874  £  im  Jahre  1914/15, 
auf  2  703  694  £  im  Jahre  1915/16  und  auf  3  197  .576  £  im  Jahre  1916/17  er- 
höht worden,  während  der  preferred  stock  von  2  340  000  £  im  Geschäftsjahre 

^  Zusammengestellt  nach  den  Jahresberichten  der  P.  &  O.  in  „Fairplay" 
1909—1918. 

2  Nach  Abzug  für  Abschreibungen  usw. 
^  Nicht  angegeben. 
*  Schätzungsweise. 
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1913/14  auf  3  040  000  £  im  Jahre  1916/17  gestiegen  ist.  Die  Erhöhung  des 
Aktienkapitals  wurde  bedingt  durch  die  Übernahme  der  verschiedenen  Ge- 
sellschaften, der  British  India  Steam  Navigation  Company  im  Jahre  1914, 
der  New  Zealand  Shipping  Co.  und  der  Union  Steamship  Company  im  Jahre 
1916,  deren  ehemalige  Aktionäre  mit  alten  und  neuen  Aktien  der  P.  and  0.  ab- 
gefimden  wurden.  Die  Schuldverschreibungen  dagegen  konnten  von  1 800000  £ 
im  Jahre  1913/14  auf  1  593  700  £  im  Jahre  1916/17  ermäßigt  werden,  ein 
Beweis  für  die  finanzielle  innere  Stärke  der  Gesellschaft.  Die  in  fremden 
Gesellschaften  investierten  Kapitalien  sind  von  3  246  185  £  im  Jahre 
1913/14  auf  6  453  945  £  im  Jahre  1914/15  gestiegen,  eine  Folge  der 
Übernahme  der  British  India.  Seit  1914  werden  die  Beteiligungen  nicht 
mehr  in  den  Jahresberichten  gesondert  angeführt.  Der  Buchwert  der  Flotte 
einschließlich  Beteiligungen  und  Anzahlungen  auf  Neubauten  belief  sich  im 
Geschäftsjahre  1915/16  auf  12  401009  £  und  im  Jahre  1916/17  auf 
12  943  302  £.  Die  Flotte  der  P.  and  0.  ohne  Untergesellschaften  ist  von 
505  615  BRT.  im  Jahre  1913/14  infolge  der  durch  kriegerische  Ereignisse 
erlittenen  Verluste  auf  350  161  BRT.  gesunken.  Im  Geschäftsjahre  1915/16 
wurden  die  Hälfte  der  Flotte  und  während  des  Jahres  1916/17  sämtliche 
Schiffe  der  P.  and  0.  seitens  der  Regierung  zu  Blaubuchraten  beschlag- 
nahmt. Die  Abschreibungen  sowie  die  Rückstellungen  auf  Versicherungs- 
und Reservefonds  werden  sseit  1914  in  den  Jahresberichten  nicht  mehr  ge- 
sondert aufgeführt. 

Die  von  der  P.  and  0.  und  ihren  Untergesellschaften  vor  dem  Kriege 
unterhaltenen  festen  Linien  sind  folgende^: 

Peninsular    and    Oriental    Navigation    Co. 
Brindisi  —  Port  Said,  Aden  —  Bombay  (wöchentlich). 
Brindisi  —  Colombo,  Straits,  China  und  Japan  (vierzehntäglich). 
London — ^  Gibraltar,  Marseille,  Port  Said,  Aden,  Bombay  und  Colombo  (wöchent- 
lich). 
London  — ■  Calcutta,  Straits,  China,  Japan,  Australien  (vierzehntäglich). 
London  —  Malta  (nach  Bedarf). 
London  —  Port  Said  (Spezialexpreß,  wöchentlich). 
Marseille  —  Plymouth  und  London. 
Marseille  — •  Colombo  und  Australasien. 
Port  Said  —  Aden  und  Bombay  (wöchentlich). 
Straits,  China  und  Japan  (vierzehn täglich). 
London  —  Südafrika,  Adelaide,  Melbourne,  Sydney  (P.  &  0.  Brauch  Service). 

British    India    Steam    Navigation  Co.,    Ltd. 
Calcutta  —  Rangoon  (zweimal  wöchentlich). 

Calcutta  —  Chittagong  —  Rangoon  —  Moulmein  (alle  vierzehn  Tage). 
Calcutta  —  Rangoon  —  Penang  —  Singapore  (wöchentlich). 
Calcutta  —  Chittagong  — •  Arracan  —  Burmah  (wöchentlich). 
Calcutta  —  Penang,     Singapore,    Hongkong,    Shanghai,    Kobe,    Moje,    Yokohama 

(etwa  wöchentlich). 
Rangoon  —  Tavoy,  Palaw,  Mergui,  Kamaw,  Bokpyin,  Karathuri,  Viktoria  Point 

und  Maliwoon  (vierzehntägig). 
Moulmein  —  Yeh,  Tavoy,  Mergui,  Victoria  Point  und  Penang  (vierzehntäglich). 
Rangoon  —  Coromandel  Coast  Ports  (wöchentlich). 

^  Nach  K  ae  g  b  e  i  u  ,  a.  a.  0.  und  Praktisches  Handbuch  für  den  Seeverkehr. 
Bd.  1.     1914. 
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Rangoon  —  Madras  und  Negapatam  (wöchentlich). 

Madras  —  Pondicherry,  Cuddalore,  Karikal,  Negapatam,  Penang,  Port  Swetten- 
ham  und  Singapore  (vierzehntäglich). 

Madras  —  Negapatam,  Port  Swettenham  und  Singapore  (vierzehntäglich). 

Penang  —  Port  Swettenham  und  Singapore  (wöchentlich). 

Calcutta  —  Colombo  und  Mauritius  (vierwöchentlich). 

Calcutta  —  Coast  Ports  und  Bombay  (vierzehntäglich). 

Rangoon  —  Akyab,  Colombo,  Malabar  Ports  (vierzehntäglich). 

Bombay  —  Kurrachee,  direkt  (wöchentlich),  via  Kathiwar  Coast  Ports  (wöchent- 
lich). 

Bombay  —  Kurrachee,  Muscat,  Persischer  Golf.     (Schnelldienst,  wöchentlich). 

Bombay  —  Verawal,  Mangrole,  Kurrachee,  Pasni,  Gwadur,  Charbar,  Muscat,  Jask, 

f,  ,j  Bunder  Abbas,  Linga,  Dubai,  Bahrein,  Bushire,  Koweit,  Mahomerah,  luid 
Busreh.     (Subventionierte  Postdampferlinie,  vierzehn  täglich). 

Bombay  —  Seychelles,  Mombasa,  Sansibar,  Mozambique,  Beira,  Delagoa  Bay  und 
Durban  (vierwöchentlich). 

Aden  —  Mombasa  und  Sansibar  (vierwöchentlich). 

London  —  Calcutta  (vierzehntäglich).  Läuft  Port  Said,  Suez,  Aden,  Colombo  imd 
Madras  an.  Läuft  Genua  und  Marseille  auf  der  Heimreise  an.  (Die  Dampfer 
laufen  auf  der  Heimfahrt  Plymouth  an,  um  Passagiere  zu  landen.) 

London  via  Suez  Canal  —  Thursday  Island,  Cairns,  Townsville,  Rockhampton  und 

?  Brisbane  (vierwöchentlich). 

London  —  Kurrachee,  Bombay  und  Persischer  Golf  (ungefähr  alle  2  Wochen.  Läuft 
Port  Said  und  Suez  an.) 

London  via  Port  Said,  Suez,  Port  Sudan,  Aden  —  Mombasa,  Kilindini,  Sansibar 
(vierwöchentlich  direkt). 

London  —  Mombasa  —  Sansibar  (vierwöchentlich). 

New    Zealand    Shipping    Co.,    Ltd. 
London    und    Plymouth  — •  Teneriffa,    Kapstadt  —  Neuseeland    (vierwöchentlieh), 

zurück  um  Kap  Hom  nach  Montevideo,  Rio  de  Janeiro,  Teneriffa,  Plymouth, 

London. 
Ijondon  —  Neuseeland  (Frachtlinie,  monatlich). 

Federal   Steam    Navigation    Company. 

London  —  Australien. 

New  York  —  Australien  und  Neuseeland. 

Neuseeland  —  englische  Westhäfen. 

Englische  Westhäfen  —  Australien  und  Neuseeland. 

Australien  —  London  und  englische  Westhäfen. 

Union    Steamship   Company   of   New   Zealand,  Ltd. 
Neuseeland  —  Tasmanien  und  Australien. 
Neuseeland  —  San  Franzisko. 
Neuseeland  —  Vancouver. 
Neuseeland  —  Gesellschaf  tsinsehi,    Fidschi- Inseln,    Samoa  -  Inseln,    Hawaii-Inseln 

und  andere  Südseeinseln. 

Nourse   Line. 
Calcutta  —  Südseeinseln. 

(Schluß  folgt  im  nächsten  Heft). 

Dr.  Paul    Overzier,    Cöln. 
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B.  Landverkehr. 


C.  Post,   Tclegraphie,  Telephonic. 

Chronik  der  Postverkehrspolitik. 

Nach  längerer  Unterbrechung,  infolge  des  Krieges,  nimmt  das  ,,W.  A." 
an  dieser  Stelle  wieder  eine  regelmäßige  Berichterstattung  über  Post- 
verkehrspolitik auf.  Der  Krieg  hat,  im  Zusammenhang  mit  den  allge- 
meinen Umwälzungen  auf  dem  Gebiete  der  Weltwirtschaft,  auch  der 
Postverkehrspolitik  veränderte  Aufgaben  zugewiesen,  zu  deren  Erfüllung 
der  neue  Friedenszustand  die  Wege  ebnen  soll.  So  erfordert  z.  B. 
der  allgemeine  Rückgang  der  öffoitlichen  Einkünfte  in  gewissem  Um- 
fange eine  Verkehrssteuer  auch  vom  Postverkehr;  noch  nachdrücklicher 
als  bisher  hat  die  Post  als  umfassendes  Kleinbankinstitut  sich  für  die  Ein- 
schränkung des  Eargeldumlaufs,  d.  h.  für  die  Hintanhaltung  von  Zinsverlust, 
einzusetzen.  Störende  Einflüsse  in  großer  Anzahl  und  von  zum  leil  weit- 
reichender Wirkung  kreuzen  überdies  vorerst  durchgängig  noch  unaus- 
gesetzt den  nur  langsam  ansteigenden  Gang  der  wiederauflebenden  Welt- 
wirtschaft; ihnen  nach  Möglichkeit  an  ihrem  Teile  abhelfend  entgegen- 
zutreten, ist  die  wesentlichste  Gegenwartsaufgabe  der  PostverkehrspoLitik. 
Die  Chronik  wird  in  mögUchster  Vollständigkeit  einen  Überblick  darüber 
zu  liefern  suchen,  in  welcher  Richtung  und  mit  welchen  Mitteln  Verwaltung 
und  Gesetzgebung  in  den  verschiedenen  Ländern  den  vorbezeichneten  Zielen 
der  Post  Verkehrspolitik  näherzukommen  bestrebt  sind.  Besondere  Ab- 
schnitte werden  der  internationalen  Postverkehrspolitik 
gewidmet  sein. 

Lie  Berichterstattung  wird  sich  grundsätzlich  auf  Quellen  erster  Hand, 
d.  h.  auf  die  Pestamtsblätter  und  die  Jahresberichte  der  Postverwaltungen, 
stützen.  Als  Quellen  zweiter  Hand  werden  nur  die  halbamtlichen  Zeitschriften 
der  Verwaltui  gen  dienen,  denen  in  dieser  Beziehurg  das  Organ  des  Inter- 
nationalen Büros  des  Weltpostvereins  die  Union  postale  (berji),  gleiclige- 
achtet  werden  wird. 

Deutsches  Reich. 
Quellen:  Amtsblatt  des  Reichspostministeriums.  Berlin  19192. 
Der  Friedensvertrag  vom  28.  Juni  1919  hat  in  ausgedehnten  Teilen  des 
Reich s-Postgebiets  —  der  ganzen  westlichen  Besatzungszone  —  der  Reichs- 
Gesetzgebung  und  -Verwaltung  namhafte  Hemmungen  auferlegt  (Artikel  12 
der  Vereinbarung  betr.  die  militärische  Besetzung  der  Rheinlande,  Reichs- 
gesetzblatt S.  1337).  Im  Osten  gilt  ein  Gleiches  in  verstärktem  Grade  hin- 
sichtlich der  vorzeitig  von  Polen  besetzten  preußischen  Landesteile.  Anderer- 

^  Die  letzte  Chronik  wiirde  im  3.  Bd.,  Chr.  u.  Arch.,  S.  48 ff.  veröffentlicht. 

'  Mit  Rücksicht  auf  die  am  28.   Jixni   1919  geschehene  Unterzeiclinung  des 

Friedenavertrage    von  Versailles    nur  benutzt  für  die  Zeit  seit  dem  1.  Juli   lOld 
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seits  ist  durch  die  Reichsverfassung  vom  11.  August  1919  (Reichsgesetzblatt 
S.  1383)  dem  deutschen  Postwesen  der  Weg  zur  inneren  Einheit  freigelegt 
worden,  indem  das  Erlöschen  der  süddeutschen  Postvorrechte  auf  den  1.  April 
1921  festgesetzt  wurde  (Artikel  170).  Vom  bezeichneten  Zeitpunkt  ab  wird 
daher  im  gesamten  Reichs-Postgebiet  —  abgesehen  von  den  vorbenannten 
Besatzungsgebieten  —  die  Postverkehrspolitik  nach  einheitüchen  Gesichts- 
punkten zu  leiten  sein. 

1.  Gebühren.  Die  Überschüsse  aus  dem  Postbetriebe,  welche  für 
das  Rechnungsjahr  1914  noch  rund  90  J\Iill.  Mk.  einbrachten,  haben  sich  im 
Kriege  in  ihr  Gegenteil  verwandelt.  Zuletzt  ergab  das  Rechnungsjahr  1918 
einen  Zuschußbedarf  von  rund  296  Mill.  Mk.  Bekanntlich  reichen  die  Ver- 
suche zur  Hebung  der  Postfinanzlage  im  Wege  der  Gebührensteigerung 
bis  zum  Jahre  1916  zurück  (Ges.  21/6.,  Reichsgesetzblatt  S.  580).  Auf  diesem 
auch  weiterhin  zwangsläufig  eingeschlagenen  Wege  ist  der  bisher  letzte 
Schritt  durch  den  ErlaQ  des  Postgebührengesetzes  vom  8.  September  1919 
(Reichsgesetzblatt  S.  1519)  geschehen,  das,  unter  Aufhebung  der  gesamten 
früheren  Posttaxgesetzgebung,  Gebührensteigerungen  in  einem  Umfange  vor- 
sieht, von  dem  für  das  Rechnungsjahr  1919  eine  Herabsetzung  des  Einnahme- 
ausfalls von  rund  296  auf  rund  162  Mill.  Mk.  erwartet  wird  (vgl.  Reichstags- 
drucksache Kr.  809  für  1919).  Gleichzeitig  haben  auch  die  im  Verordnungs- 
wege (Postordnung)  normierten  Postgebühren  eine  abermalige  Steigerung 
erfahren  (Bekanntmachung  vom  11.  September  1919,  Rcichsgesetzblatt 
S.  1604).  Eine  Reihe  neuer  Gebühren  ist  auf  gleichem  Wege,  nachdem  der 
bisher  zum  Teil  entgegenstehende  §  8  des  Posttaxgesetzes  vom  28.  Oktober 
1871  (Reichsgesetzblatt  S.  358)  besedtügt  worden  ist,  zur  Einführung  gelangt 
(vgl.  die  ,, Übersicht  der  Gebührensätze  vom  1.  Oktober  1919  ab"  in  der 
Beilage  zum  P Amtsblatt  Kr.  88). 

2.  Paketverkehr.  Hier  ist  die  bisherige  Politik  des  hohen  Meist- 
gewichts (50  kg)  und  damit  die  Konkurrenz  mit  der  Eisenbahn  fallen  gelassen 
worden,  indem  das  Meisigjwicht  auf  20  kg  herabgesetzt  wurde  (§  2  PostO., 
Bekanntmachung  vom  11.  September  1919,  s.  o.).  Dar  Gebüiironaufbau  ist 
durch  Vereinfachung  des  Zonentarifs  seiner  vonHaudel  und  Verkehr  seit  Jahren 
als  Fessel  empfundenen  Weitläufigkeit  und  Umständlichkeit  entledigt  worden 
(§  2  des  Ges.  vom  8.  September  1919,  s.  o.).  D.e  Einschreibung  bei  Privat- 
paketen, die  seit  dem  Februar  1917  (PAmtsbl.  S.  41)  hatte  aufgehoben  werden 
müssen,    wurde  vom  1.  Juli  1919  ab  wiederhergestellt  (PAmtsbl.  S.  211). 

3.  Postscheckverkehr.  Ihren  fortgesetzten  und  hergebrachten 
Bestrebungen  zur  weiteren  Einschränkung  des  ßargeldumlaufs  hat  die  Reichs- 
Postver waltung  seit  dem  1.  Juli  1919  nachstehende  Maßnahmen  folgen  lassen: 
erweiterte  Verwendbarkeit  von  Postschecks  bei  der  Bezahlung  von  Post- 
wertzeichenkäufen (300  statt  100  Mk.)  und  von  Nachnahmen  (1000  statt 
300  Mk.),  Zulassung  der  Scheckzahlung  bei  Postaufträgen  (ohne  Klausel; 
bis  1000  Mk.)  —  PAmtsbl.  S.  283  — ,  Aufnahme  der  kommunalen  Girover- 
bände und  ihrer  Girozentralen  in  den  Kreis  der  zugelassenen  Ssheckverkehrs- 
berechtigten  (vgl.  §  2  PScheckG.)  —  PAmtsbl.  S.  235  — .  Andererseits  ist 
durch  die  Novelle  vom  8.  September  1919  (Reichsgesetzblatt  S.  1522)  die 
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Auszahlurgsgelühr  bei   Schecks  (Zahlui  gsanweisurgen)  von  5  auf  10  Pf. 
erhöht  worden  (vgl.  §  5  PScheckG.  vom  26.  März  1914). 

4.  Flugpost.  Die  Einrichtutgen  haben,  trotz  erfreulicher  Erfolge, 
bisher  noch  nicht  zu  endgültiger  Stetigkeit  des  Betriebes  gefördert  werden 
können.  Die  Gründe  sind  bekannt.  In  die  amtlichen  Publikationen  ist  noch 
nichts  zur  Sache  übcrgegai  gen, 

Österreich. 
Quellen:  Post-  und  Telegraphen- Verordnungsblatt.     Wien  1919. 

Österreich,  durch  den  Krieg  in  scdnem  Länderbestand  am  schwersten 
betroffen,  sieht  sich  vor  der  r.ufgabe  eines  völligen  Umbaus  seiner  gesam- 
ten Staatswirtschaft.  Zwischen  der  Republik  Österreich  und  den  an  alte 
und  neue  .  achbarstaaten  —  Italien  und  Rumänien  einer-,  die  ischechoslowa- 
kei,  lü  slavoiuen,  Polen  und  die  Ukraiiie  andererseits  —  übergegangenen 
ehemaligen  Teilen  der  österreichisch-ungarischen  Monarchie  bestehen  nur 
noch  völkerrechtliche  Post  bezieh  un  gen,  deren  Wiederaufnahme  für  die  arg 
verstümmelte,  vom  Meere  abgeschnittene  Republik  und  ihren  Postverkehr 
von  lebe!  swichtiger  Ledeutung  ist.  In  ähnlicher  Lage  ist  dabei  auch  die 
Tschechoslowakei,  ebenfalls  ein  Staat  ohne  eigenen  Zugang  zum  Meere. 
Einem  Zustandekommen  bezüglicher  btaats vertrage  steht  die  bis  jetzt,  Ende 
Oktober  1919,  noch  nicht  erfolgte  aufnähme  der  diplomatischen  i^eziehungen 
im  ^\'ege.  behelfsweise  und  um  wenigstei.s  die  wichtigsten  Gegenstände  zu 
ordnen,  haben  sich  die  beiderseitigen  Verwaltu  gen  im  Wege  administrativer 
Vereinbarungen  verständigt,  j  as  .ibkommen  Österreichs  mit  der  ischecho- 
slowakei  vom  15.  August  1919  ist  auf  S.  172  des  Verordnungsblatts  mit- 
geteilt. 

Der  inneren  Neuorganisation  nach  sind  die  Post-  usw.  Angelegenheiten 
Österreichs  durch  die  Vollzugsanwwsung  der  Staatsregierung  vom  1.  Juli 
1919  zusammen  mit  den  Schiffahrtsangilegenheiten  in  die  Zuständigkeit 
des  Staatsamts  für  Verkehrswesen  einbezogen  worden,  nachdem  sich  bis 
dalidn  die  Generaldirektion  für  Post  usw.  im  Wirkungskreise  des  Staatsamts 
für  Handel  und  Gewerbe,  Industrie  und  Lauten  befunden  hatte.  i>em  letzt- 
genannten bloibt  indessen  nach  wie  vor  die  Einflußnahme  gewahrt  bei  der 
Mitwirkung  in  allen  Fragen  des  V^erkehrswesens,  welche  die  Interessen  der  ge- 
werblichen und  industriellen  Produktion  und  des  Handels  betreffen. 

Weiteren  Maßnahmen  der  österreichischen  Post  Verkehrspolitik  auf 
Grundlage  der  vorbeschriebenen  Orientierung  nach  außen  und  innen  bleibt 
entgegenzusehen,  sobald  der  Friedenszustand  die  Wiederkehr  stetiger  Ver- 
kehrsverhältnisse ermöglicht  haben  wird.  Der  Friedensvertrag  von  St. 
Germain  ist  von  österreichischer  Seite  am  25.  Oktober  1919  unterzeichnet 
worden. 

Schweiz. 
Quellen:  Verfügungen  der  Schweizerischen  Postverwaltung.     1919. 
1.  Postpaketverkehr.       Zum    Zwecke    einer    Entlastung    der 
Postbeförderungsmittei  werden  sperrige  Pakete  (Schneeschuhe,  Obstpflücker, 
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Ruder  u.  dgl.)  grundsätzlich  nur  noch  da  zur  Postbeförderung  zugelassen, 
wo  Eisenbahnverbindungen  (auch  Straßenbahnen,  Schiffskurse  usw.)  nicht 
bestehen.  Grund:  ,, Sperrige  Gegenstände^  wirken  überall  störend  auf  den 
Postbetrieb  ein  und  haben  daher  keinen  Anspruch  auf  Postbeförderung" 
(Nr.  55).  Gleiches  gilt  für  schwerere  Pakete  mit  lebenden  Bienen  (10—20  kg), 
die  nur,  soweit  Eisenbahnen  usw.  nicht  zur  Verfügung  stehen,  und  auch  dann 
nur  versuchsweise,  zur  Postbeförderung  anzunehmen  sind^. 

2.  Flugpost.  Die  seit  früher  bestehende  Einrichtung  wurde  erweitert ; 
das  Einzelgewicht  von  250  auf  750  g  erhöht,  die  Beförderungsgebühr  auf 
einen  Zuschlag  von  50  Rp.  für  je  250  g  neben  der  gewöhnlichen  Taxe  fest- 
gesetzt. Am  Bestimmungsort  findet  Eilbestellung  nur  auf  Verlangen  des 
Absenders  statt  und  nur  gegen  Zahlung  des  gewöhnlichen  Eilbestellgeldes, 
dagegen  regelmäßig  von  Amtswegen  und  unentgeltlich,  wenn  bei  Ausfall 
eines  Postfluges  die  Beförderung  erst  mit  dem  nächsten  Postzuge  statt- 
findet. 

3.  Postscheckverkehr.  Zur  Förderung  des  Postscheckverkehrs 
und  „weil  dadurch  erhebliche  Summen  an  Bargeld  für  andere  Zwecke  ver- 
fügbar gemacht  werden  können",  wird  auf  die  Zahlung  mit  Postschecks 
beim  Postwertzeichenkauf,  bei  der  Entrichtung  von  Zeitungsbezugsgeld, 
von  Zollbeträgen  und  nicht  vorausbezahlten  Postbeförderungsgebühren, 
von  Postauftrags-  und  Nachnahmebeträgen  hingewirkt  (Nr.  33).  Lde  Stamm- 
Anlage  —  in  der  Schweiz  sind  die  Postscheckguthaben  verzinslich^  —  wurde 
von  100  auf  50  Fr.^  herabgesetzt.  Bei  Zahlungen  auf  Postscheckkonten 
ist  die  telegraphische  Benachrichtigung  des  Kontoinhabers^  zugelassen 
worden;  die  Ausfertigung  des  Telegramms  unterliegt  diner  besonderen  Ge- 
bühr (50  Rp.)  neben  der  gewöhnlichen  Telegrammtaxe  (Nr.  66). 


^  In  Deutschland  werden  neben  dem  , .sperrigen  Gut"  (Ges.  über  PGebühren, 
8.  September  1919,  §  2)  noch  die  ,, unförmig  großen  Gegenstände"  (POrdnung, 
28.  Juli  1917,  §  6)  unterschieden.  Nur  für  die  letzteren  gilt  ,, bedingte"  Zulassimg 
zum  PVerkehr. 

"  Wegen  Deutschlands  vgl.  PAmtsbl.  1919,  S.337:  „In  nächster  Zeit  (September) 
wird  voraussichtlieh  für  die  Dauer  mehrerer  Wochen  ein  lebhafter  Versand  von 
Paketen  mit  lebenden  Bienen  einsetzen.  Die  sciionende  Behandlung  dieser  Pakete 
wird  den  PAnstalten  zur  Pflicht  gemacht.  Die  Sendungen  sind  unaufgehalten  weiter 
zu  befördern;  sie  dürfen  nicht  geworfen,  sondern  müssen  behutsam  angefaßt  und 
mit  Vorsicht  hingestellt  werden.  Auch  ist  darauf  zu  achten,  daß  sie  nicht  mit  an- 
deren Sendungen  bepackt  werden,  damit  der  Zutritt  der  Luft  nicht  abgesperrt  wird." 
Bei  schwereren  Paketen  wird  kein  Unterschied  gemacht;  das  Paketmeistgewicht 
beträgt  20  kg. 

3  In  Deutschland  gilt  das  Verzinsungsverbot  zufolge  §  2  PScheckG.  26.  März 
1914  (Reichsgesetzblatt  S.  85).  Wegen  der  Anlegung  der  Gelder  aus  dem  PScheck- 
verkehr  s.  Erlaß  des  Reiehsk.  vom  10.  Mai  1910  (PAmtsbl.   1911,  S.  302). 

*  In  D.  ist  die  entsprechende  Herabsetzung  von  100  auf  50  Mk.  im  Jahre 
1914  eingetreten  (PScheckG.  §  2).  Durch  Gesetz  vom  26.  März  1917  (Reichsgesetz- 
blatt S.   469)  wurde  die  Stammoinlage  auf  25  Mk.  ermäßigt. 

^  In  D.  besteht  die  telegraphische  Benachrichtigimg  (auf  Antrag)  bei  Zahlungen 
aus  wie  auf  PScheckkonten  seit  1914  (§§  3,  8  und  9  XII  PScheckO..  22.  Mai  1914 
Reichsgesetzblatt  S.  131). 
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4.  Postüberwachu  iig.  Nachdem  unter  dem  1.  Februar  1919  der 
Schweizenische  Bundesrat  beschlossen  hat,  daß  die  politische  Preßkontrolle 
in  ihrem  ganzen  Umfang  aufzuheben  sei,  ist  auch  für  die  Postanstalten  die 
Verpflichtung  fortgefallen,  Drucksachen,  Postkarten  usw.  darauflun  zu  prüfen, 
ob  sie  neutralitätswidrig  sind,  d.  h.  Beleidiguiigen  fremder  Völker  usw.  ent- 
halten. Es  gelten  seitdem  insoweit  nur  die  allgemeinen  Post  Vorschriften 
wegen  unzulässiger  Postsendungen  (Kr.  19). 

Dr.  Erich    Staedler,    Berlin. 


IV. 

Allgemeine  Übersiditen  über  den  internationalen 

Güteraustausch. 


V. 

Produktion,  Zirkulation  und  Konsumtion  wichtiger 
Welthandelsgüter. 


Die  Bedeutung  der  schwedisdien  Holzproduktion'. 

1.    B  o  d  e  n  f  1  ä  0  h  e. 

Schwedens  Gesamtoberfläche  beträgt  450  000  qkm,  wovon  nach  Abrechnung 
der  Binnengewässer  410  000  qkm  festen  Landes  verbleiben.  Bei  einer  Alisdehnung 
des  bewaldeten  Gebietes  von  216  000  qkm,  was  ungefähr  52%  der  Gesamtfläche 
entspricht,  ist  demnach  die  erste  Voraussetzung  für  eine  bedeutende  Holzproduk- 
tion gegeben^.  In  seinem  prozentualen  Waldreichtum  wird  Schweden  in  Europa 
nur  von  Finnland  übertrotfen.  Im  Süden  Schwederxs  ist  der  Holzbestand  am  ge- 
ringsten, je  weiter  mau  nach  Norden  geht,  um  so  größer  wird  die  bewaldete  Fläche. 
Zwei  Drittel  aller  Forsten  liegen  nördlich  des  Dal-Elf.  Die  Norrlands-Läne  weisen^ 
54%  Wald  auf.  Im  Süden  und  Westen  Schwedens  ist  bis  vor  nicht  allzu  langer  Zeit 
der  Abbau  sehr  stark  betrieben  worden,  weil  die  dortigen  Holzbestände  für  die  Abfuhr 
günstiger  lagen  als  die  des  Nordens,  die  dem  Verkehr  auch  heute  noch  nicht  völlig 
erschlossen  sind.  Die  Läne  Gäfleborg  und  Västemorrland  sind  die  -wichtigsten  Wald- 
distrikte für  Schweden,  und  ihre  Holzproduktion  macht  die  Hälfte  der  Gesamt- 
erzeugung aus.  Das  Verhältnis  der  Bevölkerungszahl  zur  bewaldeten  Fläche  ist 
in  Scliweden  sehr  günstig:  die  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung  entfallende  Fläche  be- 
trägt fast  4  ha;  nur  Finnland  übertrifft  hierin  Schweden.  In  Deutschland  kommen 
nur  0,2,  in  Rußland  1,6,  in  England  0,03  ha  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung. 

^  Vgl.  die  Mitteilungen  über  die  finnische  Holzerzeugung  und  Holzausfuhr 
in  Heft  1  des  laufenden  Bandes. 

2  Sundbärg,    Sweden.     Stockholm  1904,  S.  619,  Forests. 
'  Län  entspricht  dem  deutschen  Regierungsbezirk. 
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Übersicht    über    die    waldreichen    Gebiete    Europa  s^. 


Länder 

Jahr 

Wald  in 
1000  ha 

Auf  100 

Einwohner 

ha 

Gesamtfläche 

des  Landes 

1000  ha 

Finnland 

Schweden    

Norwegen 

Europ.  Rußland 

Deutschland 

Österreich  (ohne  Ungarn)    . 
Frankreich 

1900 
1907 
1900 
1900 
1900 
1907 
1907 

20  215 

21437 

6818 

187  ooo 

13996 
9787 
9103 

750 

381 

305 

185 

25 

37 

25 

37478 

41  lOI 

32  147 
515  779 
54064 
30  000 
52959 

Die  Größe  der  bewaldeten  Fläche  macht  die  Forstwirtschaft  zu  einem  der  be- 
deutendsten Erwerbszweige  des  Landes.  Die  in  aiesem  Zweige  beschäftigten  Ar- 
beiter werden  jedoch  statistiach  nicht  gesondert  aufgeführt,  da  viule  der  Arbeiter 
nicht  ständig  in  der  Forstwirtschaft  tätig  sind,  sondern  nur  im  Winter  vorübergehend 
als  Holzfäller  in  die  Wälder  gehen,  während  sie  im  Sommer  in  der  Landwirtschaft, 
auf  die  fast  die  Hälfte  der  Bevölkerung  entfällt,  Beschäftigung  finden. 

2.    Besitzverteilung    und    -Verwaltung^. 
Ein  Drittel  des  schwedischen  Waldes  gehört  dem    Staat;    hierunter  fallen 
nicht  nur  Wälder  in  unmittelbarem  Besitz  des  Staates,  sondern  auch  solche,  die  zu 
öffentlichen  Anstalten  usw.  gehören.     Die  Verteilung  im  einzelnen  ist  folgender- 
maßen: 

Waldgebiet    in    unmittelbarem    und    mittelbarem    Besitz 
des    schwedischen    Staates^. 


Staatsbesitz 

1890 

1900 

1911 

Staatswälder 

3  408  751 

I  049  249 

240  710 

16  920 

I  397 

ha 

4  518  066 

927  671 

171  518 

14055 

I  333 

4  636  779 

Überschüssige  Gebiete* 

Zu  den  ICj-ondomänen  gehörige  Wälder 
Zu  den  Amtswohnuiigen  gehörige  Wälder 
Fiugsandwaldungen 

I  204  051 

142  411 

12437 

I  349 

Unmittelbarer  Staatsbesitz 

An  Bergwerke  überlassene  Wälder  .    . 
An  Sägewerke  überlassene  Wälder   .    . 
Zu  den  Pfarrhöfen  geJiörige  Wälder    . 
Zu  den  öffentlichen  Anstalten  gehörige 

Wälder 

Zu  den  Kronohemman^  gehörige  Wälder 

4717027 

40  604 
269  070 
342083 

33  379 
I  472  907 

5  632  643 

32572 
119  835 
348  952 

43  347 
I  128  044 

5  997  027 

36  109 

64796 

353  624 

42668 
707  116 

Mittelbarer  Staatsbesitz 

2  158  043     I     I  672  750     1     I  204  313 

zus. 

6  875  070 

7  305  393 

7  201  340 

In- 


^  Zusammengestellt    n.  d.  Stat.  Jahrbuch  f.  d.  deutsche  Reich  191Ö. 
ternationale  Übersichten  S.  3f.,  24. 

^Guinchard,  J.,  Schweden,  IL  Bd.  Stockholm  1913.  Örtenblad, 
die  Forstwirtschaft,  S.  180. 

3  Sa  n  d  b  ä  r  g  ,  O.,    a.  a.  O.,   S.  621. 

*  „Überschüssige  Gebiete"  sind  solche,  die  bei  Absonderung  der  Domänen 
nicht  als  zu  bereits  vorhandenen  Landgütern  usw.  gehörig  befunden,  sondern  dem 
Staate  zugemesen  wurden. 

*  Kronoheniman  »»  Krongütw. 
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Die  Ausdehnung  der  Staatsforsten  betrug  im  Jahre  1870 
nur  425  794  ha. 

Um  im  Anfange  des  vorigen  Jahrhunderts  die  aufkommende  Sägeindustrie 
dos  Landes  zu  unterstützen,  wurden  den  Sägereien  staatliche  Wälder  aul  Grund 
von  Vereinbarungen  überlassen;  einem  Überabtrieb  war  vorgebeugt  durch  Beschrän- 
kung der  Abholzungsbefugnis.  Obgleich  diese  Forsten,  deren  Ausdehnung  laut 
Tabelle  1911:  64  796  ha  betrug,  nicht  in  unmittelbarem  Besitz  des  Staates  sind,  sind 
sie  doch  als  staatliche  Wälder  in  weiterem  Sinne  anzusprechen,  ebento 
wie  die  an  Bergwerke  überlassenen,  sowie  die  zu  Krongütern,  Pfarrhöfen  und  öffent- 
lichen Anstalten  gehörigen  Wälder. 

Die  Aufsicht  über  die  Wälder  führt  das  schwedische  Domänenamt, 
das  für  eine  rationelle  Bewirtschaftung  der  Bestände  Sorge  trägt.  Bis  um  die 
Mitte  des  vorigen  Jahrhunderts  lag  die  Forstwirtschaft  in  Schweden  sehr  dar- 
nieder. Der  Staat  hatte  Kronwälder,  hauptsächlich  im  Süden  Schwedens,  an  Private 
teils  zu  niedrigen  Preisen  verkauft,  teils  sogar  kostenlos  abgegeben.  Ein  Umschwung 
trat  um  die  Mitte  des  vorigen  Jahrhunderts  ein,  wo  z.  T.  deutsche  Forstleute  heran- 
gezogen wurden,  um  die  Schäden,  die  infolge  übermäßiger  Abholzung  entstanden 
waren,  wieder  auszubessern.  Der  Staat  suchte  zugleich,  um  sich  selbst  einen  größeren 
Einfluß  zu  sichern,  seinen  Anteil  an  den  Wäldern  durch  Kauf  zu  vergrößern. 

Die  Einkünfte  aus  den  Staatswaldungen  betrugen  im  Jahre  1890:  3,1,  1900: 
8,3,  1911:  12,6  Mill.  Kr.^).  Die  Vergrößerung  des  Bestandes  und  die  bessere  Bewirt- 
schaftung zeigen  deutliche  Flüchte.  Die  gesteigerte  Wertschätzung  des  Holzes  im 
Kriege  ließ  Schweden  im  Jalire  1917  nach  Angaben  des  Domänenamtes  fast  den 
vierfachen  Ertrag  aus  den  Staatswaldungen  erzielen:  461/2  JVIiU.  Kr.  Für  1918 
wird  mit  49,7  Mill.  Kr.  gerechnet-). 

Zwei  Drittel  der  schwedischen  Wälder  befinden  sich  in  P  r  i  v  a  t  h  a  n  d. 
Sägewerke  und  Eisenhütten  verfügen  z.  T.  über  eigene  Wälder.  Geringere  Aus- 
dehnung hat  das  zu  den  Bauerngütern  gehörige  Waldgebiet. 

Die  Bewirtschaftung  der  Wälder  ist  nicht  in  allen  Gegenden  gleich.  Im  all- 
gemeinen halten  die  größeren  Waldbesitzer  auf  gute  Pflege,  die  kleineren  halten  ihre 
Bestände  licht,  um  Weide  für  ihr  Vieh  zu  gewinnen. 

In  den  Länen  Norrbotten  und  Västerbotten,  im  nördlichen  Dalarne  und  auf 
der  Insel  Gotland  sind  die  Besitzer  der  Wälder  durch  Gesetze  in  der  Verfügung 
über  die  Bestände  beschränkt.  Diese  Gegenden  haben  daher  einen  gut  bewirtschaf- 
teten Bestand.  Weniger  gut  sieht  es  in  den  Gebieten  südlich  dieser  beiden  Läne 
aus.  Norrland  vmd  Gäfleborg,  die  allem  die  Hälfte  der  schwedischen  Gesamtproduk- 
tion liefern,  leiden  unter  Überabtrieb.  Dasselbe  gilt  für  das  Gebiet  der  Bergwerke 
von  Wermland  bis  Stockholm  und  für  die  Küstengebiete,  in  denen  die  Transport- 
möglichkoiten  von  jeher  günstig  waren.  Um  den  Bestand  der  in  Privathand  be- 
findlichen Wälder  zu  sichern  bezw.  wieder  aufzubessern,  sind  sog.  Waldpflegekom- 
missionen eingesetzt  worden,  denen  außer  der  Aufsicht  darüber,  daß  die  Bestim- 
mungen des  allgemeinen  Forstgesetzes  von  der  privaten  Forstwirtschaft  befolgt 
werden,  auch  die  Verbreitung  von  Kenntnissen  über  Forstkultur  obliegt.  Auf 
die  nördlichsten  Läne  Västerbotten  und  Norrbotten  erstreckt  sich  die  Tätigkeit 
der  Kommission  nicht;  hier  ist,  wie  bereits  erwähnt,  der  Bestand  durch  besondere 
Landesgesetze  sichergestellt. 

3.    Holzproduktion    und    Holzabfuhr. 
Das  forstwirtschaftliche  Resultat  Schwedens  kam    im  Jahre  1911  in  einer 
Produktion    von  37,6  Mill.  cbra  zum  Ausdruck.     Der  jährliche  Ertrag  der 

^  Ö  r  t  e  n  b  1  a  d  ,    a.  a.  O.,  S.  182.    Stockholm  1913. 
«  „Holzmarkt",  vom  6.  Juni  1918. 
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schwedischen  Wälder,  über  den  ausführliches  Zahlenmaterial  leider  nicht  vorliegt, 
soll  infolge  der  Schutzgesetzgebung  und  infolge  der  besseren  Ausbeutung  der  Wald- 
produkte  seit  längerer  Zeit  in  Zunahme  begriffen  sein. 

Der  bei  weitem  größte  Teil  der  Produktion  entfällt  auf  Nadelholz,  das 
in  den  Gegenden  nördlich  des  Dal- Elf  den  ausschließlichen  Bestand  der  Wälder  aus- 
macht. Auch  in  Mittelschweden  ist  Nadelholzwald  vorwiegend;  in  Südschweden 
kommen  Mischwälder  mit  Nadel-  vmd  Laubholzbestand  vor. 

Von  der  gesamten  Produktion  bleiben  56%  zur  Deckung  des  Eigen- 
bedarfs   im  Lande^). 

Die  leichte  Zugänglichkeit  des  Materials  verlockt  zum  Verbrauche  für  alle 
nur  möglichen  Zwecke,  selbst  zum  extensivsten,  zu  Heizmaterial,  wodurch  viel 
Holz  in  Schweden  für  die  Industrie  verloren  geht. 

Obige  Zahl  stellt  nicht  genau  den  gesamten  Einschlag  an  Nutzholz  dar,  da  in 
manchen  Gegenden  ein  Teil  des  gefällten  Holzes  in  den  Wäldern  liegen  bleibt.  So 
sollen  z.  B.  hi  Väster-  und  Norrbotten  25%,  in  Norrland  und  Dalarne  16%  verloren 
gehen,  was  größtenteils  auf  Transportschwierigkeiten  zurückgeführt  wird. 

Die  für  den  Einschlag  ausgesuchten  Bäume  werden  durch  eine  Marke  ge- 
zeichnet, und  im  Oktober  oder  November  nimmt  das  Fällen  seinen  Anfang.  Man 
wählt  diese  Zeit  nicht  nur,  weil  die  Säftezirkulation  dann  aufgehört  hat,  was  auf 
die  spätere  Qualität  des  Holzes  von  Einfluß  ist,  sondern  auch  deswegen,  weil  die 
Landwirtschaft  ruht  und  ihre  Arbeitskräfte  der  Forstwirtschaft,  die  nur  über  wenig 
ständige  Arbeitskräfte  verfügt,  abgeben  kann.  Außerdem  ist  im  Winter  die 
Beförderung  günstiger.  Man  bedient  sich  mit  Vorliebe  des  Schlittens;  in 
Nordschweden,  wo  ein  strenger  Winter  die  Regel  ist,  legt  man  durch  Ausgießen 
von  Wasser  Eiswege  an,  auf  denen  die  gefällten  Stämme  geschleift  werden. 

Der  Hoktransport  hat  einen  besonderen  Erwerbszweig  in  Schweden  stark 
entwickelt:  die  Flößerei.  Die  zahlreichen,  vom  Gebirge  in  südöstlicher  Rich- 
tung verlaufenden  Ströme  sichern  dieser  Transportart  den  Vorrang.  Begünstigt 
wird  dieser  Weg  besonders  dadurch,  daß  die  Eis  ichmclze  von  der  Küste  nach 
oberhalb  verläuft,  so  daß  der  am  Oberlaufe  im  Bereich  der  Wälder  beginnenden 
Flößerei  keine  Stockungen  durch  Eis  im  Unterlauf  mehr  begegnen  können.  Die 
Eisenbahn,  die  natürlich  auch  eine  nicht  imbedeutende  Rolle  für  den  Transport 
spielt,  um  so  mehr  als  Schweden  über  em  sehr  ausgebreitetes  Schienennetz  ver- 
fügt, kommt  mehr  für  Schnittware  und  dort  in  Betracht,  wo  keine  anderen  Möglich- 
keiten des  Transportes  bestehen.  Fuhrbetrieb  kommt  nur  für  die  Sägereien,  die 
dem  Einschlagplatz  nahe  gelegen  sind,  in  Frage.  Damit  ist  seiner  Bedeutung  und 
Ausdehnung  ohne  weiteres  ein  Ziel  gesetzt,  denn  die  Sägereien  haben  ihren  Sitz 
hauptsächlich  in  der  Nähe  der  Küste  oder  in  den  Hafenstädten  selbst,  weil  ein  großer 
Teil  der  gesägten  Ware  von  hier  aus  verschifft  wird,  und  die  Industrie  billiger  er- 
zeugen kann,  wenn  sie  am  natürlichen  Umschlagplatz  den  Verarbeitungsprozeß 
voTOimmt,  als  wenn  sie  einen  besonderen  Umschlag  für  sich  beansprucht. 

4.    Holzindustrie. 

Die  Verarbeitung  des  Holzes  ist  Gegenstand  einer  bedeutenden  Industrie,  und 
zwar  ist  die  Holz  Verarbeitung  die  umfangreichste  Industriegruppe  in 
Schweden.  Der  größte  Teil  der  Produktion  wird  in  Schweden  selbst  weiter  verar- 
beitet; ausgenommen  ist  nur  die  als  Rohholz  zur  Verschiffung  ins  Ausland  kommende 
Ware,  deren  Wert  aber  gegenüber  der  Gesamtproduktion  von  geringer  Bedeutung  ist. 

In  den  Sägereien,  die  den  ersten  Platz  einnehmen,  waren  (1911)  39  653  Arbeiter 
auf  1292  Arbeitsstellen  beschäftigt;  der  Fabrikationswert  betrug  über  177  MilL 

1  K  j  e  1 1  6  n  ,    R.,    Schweden.     München  1917.     S.  49. 
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Kr.i.  Neben  der  Verwendung  der  natürlichen  Wasserkraft  bedient  eich  die  Säge- 
industrie hauptsächlich  des  Dampfes;  Motoren  betrieb  ist  wenig  verbreitet.  In  der 
nördlichsten  Ecke  des  bottnischen  Meerbusens,  bei  Haparanda  beginnend,  befinden 
sich  längs  der  ganzen  Küste  bis  Gäflo  unzählige  Sägewerke.  Västernorrland,  auf 
halbem  Wege  zwischen  Haparanda  und  Gäfle,  erzeugt  allein  über  2  Mill.  cbm 
Sägewaren;  es  steht  damit  bei  weitem  an  der  Spitze  aller  Holzwaren  erzeugenden 
Läne  in  Schweden.  Bis  Gäfle  liegt  die  überwiegende  Mehrzahl  der  Sägereien  in 
unmittelbarer  Nähe  der  Küste.  In  Südschweden  sind  bedeutende  Sägewerke  in 
Karlstadlän  und  am  Väner  See,  im  Innern  des  Landes^.  Das  nördlich  des  Dal-Elf 
liegende  Drittel  der  Sägewerke  weist  die  gi'ößte  Produktion  auf*.  Außer  geringeren 
Mengen  an  liaubhölzern,  darunter  Birke  und  Eiche,  kommen  Nadelhölzer,  und  zwar 
drei  Fünftel  Kiefer  und  zwei  Fünftel  Fichte,  zum  Einschnitt.  Die  größeren  Sägewerke, 
deren  Produktion  hauptsächlich  auf  den  Einschnitt  von  Exportwaren  gerichtet 
ist,  sind  fast  ausschließlich  in  Händen  von  Aktiengesellschaften,  wie  überhaupt 
die  Mehrzahl  der  Sägereien  und  Hobelw^erke  im  Besitz  von  Gesellschaften  sind. 
Der  Reinertrag  wurde  für  1911  auf  über  2  Hill.  Kr.  geschätzt. 

Liegt  dieser  Industriezweig  wegen  der  Lage  der  Wälder  oder  der  natürlichen 
Verbindungsstraßen  zu  ihnen,  der  Flüsse,  in  Nord-  und  Mittelschweden,  so  befindet 
sich  der  Sitz  der  übrigen  Zweige  der  Holzwarenindustrie  zur  Hauptsache  vorwiegend 
in  den  südlichen  Teilen  und  im  Innern  Schwedens.  Die  Holzstofferzeu- 
gung hat  sich  z.  B.  in  den  Zentren  der  natürlichen  Wasserkräfte  angesiedelt,  wie  im 
Grobiete  nördlich  des  Väner  Sees.  Außerdem  ist  sie  in  den  Gebieten  der  größten  Holz- 
erzeugung, in  Gafleborg  und  Norrland,  ansässig.  Hier  liegt  sie  unmittelbar  an  der 
Küste.  Bis  auf  den  Rückgang  im  Jahre  1909  hat  die  Erzeugung  von  Holzmasse  eine 
stetige  Zunahme  erfahren.  Von  318000  Tonnen  im  Jahre  1900  stieg  die  Herstellung  auf 
1  135  000  Tonnen  im  Jahre  1912.  Schweden  nimmt  in  der  Herstellung  dieses  Artikels 
eine  hervorragende  Weltstellung  ein,  was  einmal  auf  die  Vervollkommnung  der 
technischen  Hilfsmittel,  andererseits  auf  den  natürlichen  Reichtum  an  geeignetem 
Material  zurückzuführen  ist. 

Die  Zündholzfabrikation  hat  sich  in  Südschweden  angesiedelt, 
ihren  Hauptsitz  hat  sie  in  Jönköping,  wo  sich  drei  der  bedeutendsten  Fabriken  be- 
finden. Für  die  Herstellung  von  Zündhölzern  verwendet  man  fast  ausschließlich 
das  leicht  zu  spaltende  Holz  der  Espe,  das  infolge  seiner  Fähigkeit,  die  Zündmasse 
aufzusaugen,  am  besten  geeignet  ist.  In  20  Fabriken  mit  6551  Arbeitern  erreichte 
die  Erzeugung  einen  Wert  von  15  Mill.  Kr.;  davon  geht  der  größte  Teil  ins  Ausland, 
und  zwar  in  alle  Länder  der  Erde*). 

iGuinchard,    Schweden,  II.  Bd.,  S.  436. 

2  A  r  o  8  e  n  i  u  s  b.  G  u  i  n  c  h  a  r  d  ,  a.  a.  O,,  S.  205,  bringt  eine  Übersichts- 
karte über  die  Lage  der  Sägewerke  in  Schweden.  Ebendort  S.  206,  Tabelle  der  Pro- 
duktion der  einzelnen  Läne. 

^  Bedeutende  Sägereien  Schwedens  sind :  Baltiska  trävaruaktie- 
bolaget  im  Bezirk  Luleä  mit  einer  Verschiffung  von  20  000  Stds.  (1  Std.  = 
4,672  cbm).  Munksunds  sägverksaktiebolaget  im  Bez.  Piteä. 
Verschiffung  18  000  Stds.  Sägewerk  Mo  der  Mo  och  D  o  m  s  j  ö  A.-B.  Anger- 
manland mit  22  000  Stds.  S  k  ö  n  v  i  k  s  A.-B.  Sundsvall  mit  18  000  Stds.  V  i  v  s  t  a 
V  a  r  V  Sundsvall  mit  18  000  Stds.  Trävarubolaget  Svartvik  Sunds- 
vall mit  16  000  Stds.  (nach  Arosenius  bei  Guinebard  a.  a.  O.,  S.  209). 
—  Das  größte  Sägewerk  Schwedens  ist  die  Korsnäs  Sägverks  A.-B. 
im  Gäflebezirk.  Kapital  14  Mill.  Kr.,  1200  Arbeiter.  Jahresproduktion  40  000  Stds. 
Bruttogewinn  1917:  9,7  IVüll.  Kr.     Reingewinn  1917:  3,4  Mill.  Kr.  (5,4  i.  Vorj.). 

*  Zündhölzer  werden  seit  1843  fabrikmäßig  in  Schweden  hergestellt.  Zu 
nennen  ist  die   Jönköpinger  Vulkan   Zündholz   Aktiengesell- 
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In  der  Bau-  und  Möbeltischlerei  waren  1911 :  10  322  Arbeiter 
beschäftigt;  der  Wert  der  Produktion  wurde  auf  28,5  Mill.  Kr.  geschätzte  Der 
Sitz  der  Industrie  liegt  hauptsächlich  in  Süd-  und  Westschweden.  Hier  ist  sie  über 
das  ganze  Land  verstreut.  Wegen  der  Beföi'derungsmöglichkeit  durch  die  Eisen- 
bahn ist  sie  nicht  an  Flußläufe  oder  die  Nähe  der  Küste  gebunden,  sondern 
kann  sich  dort  ansiedeln,  wo  Vorteile  der  Gegend,  wie  z.  B.  Wasserkräfte,  ihr  zugute 
kommen. 

5.    Ausfuhr   von    Holz    und   Holzwaren. 

Der  große  Holzreichtum  einerseits  und  der  nicht  zu  große  eigene  Bedarf 
der  Bevölkerung  auf  der  anderen  Seite  gestatten  Schweden  eine  beträchtliche 
Ausfuhr,  die  dem  Lande  seine  bedeutende  Stellung  auf  dem  europäischen 
Holzmarkt  sichert.  Seinem  Holzreichtum  verdankt  Schweden  seine  aktive  Handels- 
bilanz. Ohne  Zweifel  liegt  neben  dem  großen  Vorteil  dieser  Einnahmequelle  eine 
gewisse  Gefahr.  Treten  nämlich  im  Absatz  auf  dem  ausländischen  Markte  Schwan- 
kungen oder  gar  Stockungen  ein,  so  müssen  diese  sich  in  vergrößertem  Maßstabe 
auf  Schweden  übertragen  und  können  das  Land  in  um  so  schwerere  Krisen  stürzen, 
als  ein  großer  Teil  der  Bevölkerung  eng  mit  der  Holz-  und  Holzwarenproduktion 
verbmiden  ist.  Die  Entwicklung  der  schwedischen  Holzindustrie  ist  nicht  ohne 
Beispiel  hierfür.  Als  in  den  dreißiger  Jahren  des  vorigen  Jahrhunderts  die  Holz- 
industrie in  Norrland  einen  ungeahnten  Aufschwung  nahm,  wanderten  aus  den 
südlicheren  Teilen  des  Landes  zalilreiche  Ai'beiter  nach  Norrland.  Die  Arbeiterlöhne 
stiegen  zusammen  mit  den  Preisen  für  Holzwaren.  Nach  dem  Jahre  1874  setzte 
ein  rapides  Fallen  der  Preise  ein.  Der  Standarddurchachnitlspreis^,  der  1874 
170  Kr.  betragen  hatte,  sank  auf  76  BLr.  im  Jahre  1879^.  Eine  schwere  Krieis  war 
die  Folge.  Die  schwedische  Industrie  ist  seither  von  ähnlichen  tiefen  Stürzen  ver- 
schont geblieben,  aber  mit  Schwankungen  ist  stets  zu  rechnen.  Die  Preise  für 
Grubenholz  waren  z.  B.  1911  durchschnittlich  10  Kr.  für  das  Festmeter.  1912  kostete 
das  Festmeter  nur  6  Kj.  Der  fast  ausschließliche  Abnehmer  dieses  Artikels  ißt 
England.  Da  nun  die  Ausfuhr  dorthin  im  Jahre  1912  etwas  geringer  war  als  im  Vor- 
jahr, so  ging  der  Ausfuhrerlös  für  Grubenholz  in  diesem  Jahre  um  die  Hälfte  zmück. 

Nachfolgend  die  Werte  der  schwedischen  Gesamtholzausfuhr,  d.  h.  Holz 
und    Waren    aus    Holz    für  Jahrfünf te: 


Jahresdurchschnittswerte    der   schwedischen 
Holzausfuhr*. 


Jahr 

1000  Kr. 

Zu-  oder 
Abnahme 

1891/95 
1896/00 
1901/05 
1906/10 
1909/13 

136  719 
179  479 
199  785 
235  189 
231  739 

-f  42  760 
-f  20  306 

+  35404 
—  3450 

Schaft,   welcher  drei  der  bedeutendsten  Fabriken  Schwedens  in  Tidaholm  und 
Jönköping  angehören;  ebendort  S.  447. 

^  L  a  r  s  o  n    bei    G  u  i  n  c  h  a  r  d  ,    a.  a.  0.  S.  449. 

2  Standard  =  4,672  cbm. 

^  Arosenius    bei    G  u  i  n  c  h  a  r  d  ,    a.  a.  0.  S.  203. 

*  Werte  im  Spezialhandel.      Nach  Sveriges  off.  Statistik:    Handel.    S.  22f. 
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Die  durchschnittliche  Zunahme  der  Ausfuhr  betrug  demnach  in  den  Jahren 
1891  bis  1913:  4  923  000  Kr.  im  Jahre.  Im  Laufe  der  letzten  Jahre  vor  Ausbruch 
des  Krieges  fand  keine  Steigerung  der  Ausfulir  statt.  Dagegen  machten  sich  erheb- 
liche Schwankmigen  iusbesondere  für  den  Hauptartikcl,  bearbeitetes  Holz,  geltend. 
Die  größte  jährliche  Spanuimg  (80  Mill.  Ki-.)  liegt  zwischen  den  Jahren  1911  und 
1912. 

Die  Verteilung  nach  bearbeiteter  und  unbearbeiteter  Ware  war  seit  1909  wie 
folgt: 

Ausfuhrwerte    für   Holz    in    den    Jahren    1909    bis 

(in  1000  Kr.)^ 


1913 


Jahr 

bearbeitet 

unbearbeitet 

1909 
1910 
1911 
1912 
1913 

193  778 
246417 
255  187 
174  787 

194  690 

19  006 
18  319 
18  711 
16898 

20  822 

Unter  den  Werten  für  bearbeitetes  Holz  stehen  Sägewaren  an  erster 
Stelle;  diese  haben  trotz  der  allgemeinen  Schwankungen  in  den  Jahren  1911  bis 
1913  ihre  langsam,  aber  stetig  steigende  Tendenz  beibehalten. 

Sägewarenausfuhr   Schwedens 
in    den    Jahren    1911    bis    1913^. 


Jahr 

1000  cbm      1000  Kr. 

1911 
1912 
1913 

4077 
4534 
4779 

120  113 
126  316 
137  967 

Die  Werte  für  Sägewaren  sind  entsprechend  der  Art  der  Nachfrage  auf  dem 
europäischen  Markte  am  größten.  Die  gangbarsten  W'aren  sind  Planken,  Battens 
und  Bretter.  Anderes,  mehr  oder  minder  bearbeitetes  Holz  erreichte  in  denselben 
Jahren  Werte  von  51,  48,  57  Mill.  Kr.  Darunter  fallen  neben  Hobelwarcn  Fertig- 
fabrikate  wie  Möbel,  Türen  usw.  Au  gehobelter  Ware  ergeben  sich  für  1911  bis  1913 
folgende  Mengen: 

Schwedens    Ausfuhr    an    gehobeltem    Holz. 


Jahr 

cbm 

Mill.  Kr. 

1911 
1912 
1913 

587  000 
663  000 
757  000 

24 

22,6 

28,0 

(im  Jahre  1912  germgerer  Wert  infolge  Sinkens  der  Preise). 


1  Sverigea  off.  Stati>tik  1908—1913.     a.  a.  0.  Tab.  3,  Nr.  14,  15a  b. 
*  Sveriges  off.  Stat.  1908—1913  Tab.  3.  Nr    15  b. 
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Unter  den  Abnehmern  schwedischer  Hölzer  steht  England  mit  seinem  un- 
geheuren Holzbedarf  an  erster  Stelle;  die  Holzausfuhr  nach  dort  macht  fast  ein 
Drittel  der  Gesamtausfuhr  nach  England  aus.  In  zweiter  Linie  stehen  Deutschland 
und  Frankreich,  deren  Mengen  ungefähr  auf  gleicher  Höhe  stehen.  Unmittelbar 
folgt  Dänemark,  in  weiterem  Abstände  die  Niederlande,  Norwegen,  Spanien, 
Belgien;  erhebliche  Mengen  gehen  auch  nach  Brit. -Südafrika. 

Verteilung   der   schwedischen   Holzausfuhr   auf   die   ein- 
zelnen   Abnehmer   in   den   Jahren    1912  und  1913    (in  1000  Kr.)\ 


Abnehmer 

1912 

1913 

bearbeitet 

unbearbeitet 

bearbeitet     unbearbeitet 

England 

Frankreich 

Deutschland 

Dänemark  und  Färöer     . 

Niederlande 

Spanien 

Norwegen 

Brit. -Südafrika 

Belgien 

Übrige  Länder 

1 

58  635       1          5  180 

25  463      !           442 
25  219      1         2  310 

18   184            !                 3  800 

7  563       '■             566 
6  592                       59 
5  815                 2  926 
5  628                   — 

5255                   — 
16  433                  I  6i5> 

68086 

28533 

22  274 

16  018 

8815 

6617 

7950 
6774 

5336 
24  116 

6  411 

525 
2666 
4998 

912 

78 

3647 

I  646 

Summe 

174  787 

16898 

194  519 

20883 

Eine  sehr  stetige  und  rasche  Zunahme  hat,  wie  schon  oben  erwähnt,  die  H  o  1  z  - 
masseerzeugung  erfahren.  Die  Holzmasseindustrie  ist  mehr  als  jede  andere 
eine  Ausfuhrindustrie.  Von  der  im  Jahre  1912  hergestellten  Menge  von  1  135  000 
Tonnen  gingen  allein  812  194  Tonnen  ins  Ausland.  1911  waren  161  Fabriken  mit 
12  776  Arbeitern  mit  der  Herstellimg  von  Holzstoff  beschäftigt.  Die  Ausfuhr  seit 
1907  betrug: 

Ausfuhr    von    Holzmasse    aus    Schweden 
(Wert  in  1000  Kx.). 

1907  ....  58  729        1911  .  .  .  .  84307 

1908  ....  60  768        1912  ....  93  960 

1909  ....  57358        1913  •  .  .  .99680 

1910  ....  72  681 

Der  Durchschnittswert  für  1871/75  hatte  nur  etwas  mehr  als  eine  Mill. 
Kx.  betragen.  In  den  neunziger  Jahren  trat  dann  ein  plötzlicher  Aufschwung  ein; 
die  Ausfuhr,  die  in  dem  Jahrfünft  1881/85:  1,9  Mill.  Kr.  betragen  hatte,  hob  sich 
in  den  folgenden  fünf  Jahren  auf  5  Mill.  Kr.  und  stieg  in  weiteren  fünf  Jahren  auf 
über  10  Mill.  Kr.     Die  Steigerung  geht  dann  weiter  sprunghaft  in  die  Höhe. 

Als  Spezialität  schwedischer  Herstellung  sind  an  dieser  Stelle  noch  Zünd- 
hölzer zu  nennen,  die  ihren  Weg  in  die  verschiedensten  Gebiete  der  Erde  nehmen. 
Obgleich  der  Zündholzeiixfuhr  in  manchen  Ländern  ein  starker  Riegel  diu-ch  zoll- 
politische Maßnahmen  oder  Monopole  vorgeschoben  ist,  hat  sich  Schwedens  Aus- 
fuhr in  den  letzten  Jahren  bedeutend  gesteigert.  Zum  Vergleich  werden  die  Zahlen 
für  Material  zu  Zündhölzern,  dessen  Werte  bei  weitem  nicht  den  Zuwachs  vde  für 
das  Fertigfabrikat  aufweisen,. mit  angegeben: 

^  Sveriges  off.  Stat.  1912—1913,  Tab.  5,  Nr.  14,  15  a  b. 
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Ausfuhr    Schwedens    an     Zündhölzern    und    Material    zu 
Zündhölzern    in    den    Jahren    1911    bis    1913. 


Jahr 

Fertige  Zündhölzer 

Material  zu 
Zündhölzern 

kg 

Kr. 

kg       Kr. 

1911 
1912 
1913 

28213 
33Q30 
34615 

II  787466 

15  693  186 

16  412  512 

I  150 
I  539 
1531 

172  514 
230  884 
306  252 

1871/75  war  der  Durchschnittsausf uhrwert  3  640  000  Kr.  für  fertige  Zünd- 
hölzer. 

1911  gingen  7,3  Mill.  kg  Zündhölzer  nach  England,  0,1  nach  Deutschland, 
0,7  nach  den  Niederlanden,  0,8  nach  Belgien,  9,7  nach  Ostmdien,  2,7  nach  Afrika, 
0,1  nach  Dänemark  (Larson,    a.  a.  O.,  S.  448). 


6.    Die    Einfuhr   Deutschlands   an   schwedischem   Holz. 

Für  den  deutschen  Bedarf  hat  Schwedens  Holzausfuhr  stets  eine  hohe  Be- 
deutung gehabt.  Bis  vor  kurzem  stand  Schweden  mit  seiner  Einfuhr  an  Nadel- 
holzsägewaro,  dem  schwedischen  Haupterzeugnis,  unter  allen  anderen  ein- 
führenden Staaten  an  erster  Stelle.  Die  Werte  für  Rohholz  und  Fertigfabrikate 
erreichen  freilich  nicht  annähernd  die  Höhe  der  Sägeware.  Die  Einfuhr  aus  Schwe- 
den ist,  obgleich  seit  1910  wieder  ein  langsames  Steigen  festzustellen  ist,  im  ganzen 
zurückgegangen,  ohne  jedoch  ihre  außerordentliche  Bedeutmig  für  den  deutschen 
Bedarf  verloren  zu  haben. 

Die  Einfuhr  an  Sägeware  weist  seit  1901,  wo  sie  eine  Höhe 
von  375000  Tonnen  erreicht  hatte,  bis  zum  Jahre  1906  eine  Steigerung  von  536000 
Tonnen  auf.  Im  nächsten  Jahre  tritt  dann  die  langsame  Rückwärtsbewegung 
ein,  die  bis  1909  anhält.  Die  größte  Spannung,  in  den  Jahren  1906  bis  1913,  er- 
gibt einen  Unterschied  von  169  214  Tonnen. 

Einfuhr   schwedischer   Nadelholzsägewaren    nach 
Deutschland^    in    den    Jahren    1907    bis    1913. 


Jahr 

Tonnen      1000  Mk. 

Jahr 

Tonnen 

1000  Mk. 

1907 
1908 
1909 
1910 

519  166 
390  926 
366  799 
417  157 

33  746 
25  019 
24  209 
29  201 

1911 
1912 
1913 

443  630 
482  196 
397  412 

31  941 
36165 
30998 

Der  Ausfall  der  Einfuhr  von  Schweden  ist  z.  T.  durch  erhöhte  Einfuhr  aus 
Rußland  gedeckt  Avorden.  1907  betrug  Rußlands  Einfuhr  nach  Deutschland  23 
Mill.  Alk.,  stand  also  um  10%  Mill.  Mk.  hmter  der  Schwedens  zurück.  1910  betrug 
sie  bereits  28,4  Mill.  Mk.  und  überflügelte  im  Jahre  1912  mit  36,3  Mill.  Mk.  die  Em- 
fuhr  aus  Schweden  bereits  um  em  Weniges.   Da  in  Rußland  jedoch  in  ganz  anderem 


^  Zahlen   ini  Spezialhandel,  auf  Grund  der  Statistik  des  Deutschen  Reiches. 
Stat.  Jahrb.  1915,  S.  188f.,  282f. 
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Maße  der  Holztransport  über  die  trockene  Grenze*  nach  Deutschland  möglich  ist 
als  in  Schweden,  wo  der  Transport  einzig  auf  den  Seeweg  angewiesen  ist,  so  ist  der 
Zuwachs  der  aus  Rußland  auf  den  östlichen  Strömen  nach  Deutschland  geflößten 
Holzmengen  mit  für  die  Deckung  des  Ausfalls  der  Einfuhr  aus  Schweden  zu  ver- 
anschlagen, um  so  mehr  als  sich  bei  der  russischen  Einfuhr  nach  Deutschland  eine 
stetige  und  steigende  Tendenz  von  48,6  Mill.  Mk.  im  Jahre  1910  auf  51,8  Mill.  Mk. 
im  Jahre  1913  geltend  macht.  Auch  aus  Finnland  hat  sich  der  Import  in  über- 
raschender Weise  gehoben.  1907  wurden  für  11,3  Mill.  Mk.  Sägewaren  von  dort  nach 
Deutschland  eingeführt;  1910  für  12,6  Mill.  Mk.,  1913  für  27,0  Mill.  Mk.  Hierdurch 
ist  nicht  nur  ein  Teil  des  Ausfalls  in  der  schwedischen  Einfuhr,  sondern  auch  eia  Teil 
der  Bedarfs  Steigerung  gedeckt.  Was  aber  der  schwedischen  Ware  voraus- 
sichtlich auch  in  Deutschland  den  weiteren  Absatz  sichern  «drd,  ist  die  Qualität 
des  engrindigen  und  festen  Holzes,  das  dem  finnischen  überlegen  ist. 

Einfuhr   an   russischem   Roh-   und   Schnittholz 
nach    Deutschland    1906    bis    1909    (in  Mill.  dz). 


1906 
1907 
1908 
1909 


Rohholz 
(Nadelholz) 


16,4 
19,2 
17,2 
17,7 


Schnittholz 
(Nadelholz) 


3,1 
3,6 
3,2 
4,0 


Die  Einfuhr  von  Rohholz  aus  Schweden,  die  nur  den  zehnten 
Teil  des  Wertes  der  Sägeware  ausmacht,  war  nicht  so  bedeutenden  Schwankungen 
unterworfen.  Es  ist  vielmehr  nach  einem  Rückschlage  in  den  Jahren  1908/09  eine 
stetige  Zunahme  festzustellen.  Immerhin  ist  der  Einfuhr  eine,  gewissermaßen 
natürliche,  Grenze  darin  gezogen,  daß  der  Transport  auf  den  Seeweg  beschränkt 
ist.  — 


Deutschlands     Einfuhr     von     beschlag.     Nadelholz     aus 
Schweden    in    den    Jahren    1907    bis    1913^. 


Jahr 

Tonnen 

1000  Mk. 

Jahr 

Tonnen 

1000  Mk. 

1907 
1908 
1909 
1910 

75478 
55826 
53248 
66994 

3774 
2652 

2530 
3216 

1911 
1912 
1913 

61  497 

64529 
68  100 

2952 
3291 
3473 

1  Die  Einfuhr  aus  Rußland  erfolgt  sowohl  auf  dem  Seewege  wie  über 
die  trockene  Grenze.  Für  den  Seetransport  kommt  regel- 
mäßig nur  Schnittware  in  Betracht,  die  aus  den  Hafenstädten,  in  denen 
eich  hauptsächlich  die  Sägereien  befinden,  verschifft  wird. 

R  o  h  h  o  1  z  wird  über  die  trockene  Grenze  auf  der  Memel  vaid  der 
Weichsel  fast  ausschließlich  nach  Deutschland  geflößt.  Die  Einfuhr- 
zahlen an  Schnitt-  xmd  Rohware  gestatten  daher  einen  Vergleich  der  Benutzung 
des  S  e  e  -    und    des    Landweges: 

Nach  Göwerbl.  Materialkunde  (Hölzer).     Stuttgart  1910.     S.  37. 

•'  Stat.  Jahrb.  f.  d.  deutsche  Reich  1915,  S.  188f.,  282f. 
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Für  die  Einfuhr  von  Holzmasse  aus  Schweden  kommt  Deutsch- 
land nicht  sonderlich  in  Betracht,  obgleich  die  Werte  in  den  letzten  Jahren  vor  dem 
Kriege  immerhin  eine  nicht  unerhebliche  Zunahme  erfahren  haben.  Im  Jahre 
1910  betrug  die  Einfuhr  an  Holzmasse  2,7  Mill.  Mk.,  1911  annähernd  6  Mill.  Mk. 
und  1912  etwas  über  5  Mill.  Mk.    Zündhölzer   werden  infolge  des  deutschen 

I  Schutzzolles  nur  in  kleinen  Mengen  eingeführt.    Fertigfabrikato   aus  Holz 

1  erreichten  ebenfalls  nur  geringere  Werte.    Unter  ihnen  nehmen  fertige  Türen  und 

|j  Fensterrahmen  den  Vorrang  ein. 

■!! 

'j     Deutschlands   Einfuhr   von   Türen   und   Fensterrahmen 

,  aus    Schweden    in    den    Jahren    1907    bis    1913. 

jj  (m  Mill.  Mk.). 

j  1907   ....  3.1  1911   ....  4.4 

}!  1908  ....  2,5     1912  ....  4,2 

jj  1909  ....  2,7     1913  ....  3,0 

1910  ....  3,6 

Der  schwedische  Holzhandel  während  des  Krieges  hatte  unter  der  Frachtraum- 
not und  den  sonstigen  Erscheinungen  des  Verkehrs  zu  leiden.  Die  Nachfrage  nach 
Nadelholzsägeware  ist  während  des  Krieges  aus  England  sehr  lebhaft  gewesen  und 
dürfte  sich  mit  Bezug  auf  schwedische  Ware  weiter  steigern,  da  die  verhältnis- 
mäßig günstige  Bezugsgelegenheit  aus  dem  nördlichen  Rußland  über  Archangelsk 
durch  die  Verhältnisse  in  Rußland  sehr  in  Frage  gestellt  ist.  Man  hat  sich  in 
England  dieser  Erkenntnis  auch  keineswegs  verschlossen,  sondern  schätzt  die 
Zufuhr  von  dort  allergünstigsten  Falles  auf  die  Hälfte  der  vorjährigen  Zufuhr. 
Amerika,  von  woher  England  ebenfalls  bedeutende  Mengen  von  Holz  bezogen 
hatte,  scheidet  infolge  Schiffsraummangels  und  infolge  des  gesteigerten  Be- 
darfes der  Vereinigten  Staaten  im  wesentlichen  aus.  England  hat  die  Bestände 
im  Lande  erfaßt  und  die  Anfertigung  vieler  Gegenstände  aus  Holz  verboten. 
Es  sind  von  englischer  Seite  bedeutende  Abschlüsse  in  Sägeware  mit  Schweden 
getätigt  worden,  da  auch  die  Zufuhren  aus  Norwegen,  wo  alles,  was  sich  herüber- 
schaffen läßt,  aufgekauft  wird,  den  Bedarf  bei  weitem  nicht  zu  decken  imstande 
sind^.  Die  Preise  sind  trotz  großer  Lager  in  ständigem  Steigen  begriffen,  nicht  nur 
für  Ware  frei  England,  sondern  auch  frei  schwedische  Häfen.  Daß  eine  weitere 
Steigerung  bevorsteht,  ist  zu  erwarten,  da  der  Einschlag  in  Schweden  fast  um  die 
Hälfte  zurückgegangen  ist  imd  somit  für  die  nächsten  Jahre  viel  weniger  Holz  am 
Markte  sein  wird,  eine  Tatsache,  die  für  Finnland  und  ganz  besonders  Rußland 
ebenfalls  zutrifft.  Ernst   Düsing,    Kiel. 


Die  Krisen  in  der  sizilianisdien  Schwcfelindustrie. 
In  der  Schwefelgewinnung  hat  Italien  lange  Zeit  eine  Monopolstellung 
auf  dem  Weltmarkte  eingenommen.  Der  Schwefelbau  ist  in  Sizilien,  beson- 
ders in  den  Provinzen  Caltanissetta,  Catania,  Girgenti,  Palermo  und  Tra- 
pani  heimisch.  Das  italienische  Festland  weist  nur  geringe  Mengen  auf. 
Hier  finden  sich  Lagerstätten  in  den  Provinzen  Forli  (Emilia),  Ancona  und 
Pesaro  (Marken),  Avellino  (Kampanien)  und  Catanzaro  (Kalabrien)^. 

1  „Holzmarkt",  Nr.  51  und  56  vom  27.*'April  und  9.  Mai  1918. 
^Santore,    Michele,  L'Italia  nei  suoi  progressi  economici  1860/1910. 
Rom  1911,  S.  336. 
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Unter  Schwefel  "wird  hier  der  gediegene  Schwefel  verstanden,  der  in  rhom- 
bischen Kristallen  und  in  kristallinischen  Lagern  in  Gips  und  Kalkstein  vorkommt. 
Weitaus  die  größten  Mengen  des  in  der  Weltwirtschaft  benötigten  Schwefels  werden 
aus  Schwefelverbindungen,  namentlich  aus  Schwefelerzen,  gewonnen.  Man  erhält 
den  Schwefel  hierbei  durch  Erhitzen  von  Eisenkies  bei  Luftabschluß  und  in  beträcht- 
lichen Mengen  aus  den  Rückständen  vom  Leblanc-Sodaprozeß.  Durch  diese  Produk- 
tionsverfahren und  durch  die  Verdrängung  des  alten  Schießpulvers  ist  die  Verwen- 
dung des  gediegenen  Schwefels  zurückgegangen.  Er  dient  aber  noch  zur  Erzeugung 
von  reinem  Schwefeldioxyd,  verschiedenen  Schwefelverbindungen,  Zinnober  mid 
Ultramarin,  zum  Bleichen  von  Seide,  in  der  Tierheilkunde,  zum  Schwefeln  des  Hop- 
fens und  der  Weinfässer,  zum  Bestäuben  von  Weinstöcken  als  Mittel  gegen  den 
Rebenmeltau,  in  der  Zündhölzchenfabrikation  und  besonders  zum  Vulkanisieren 
von  Kautschuk. 

Der  Produktionsprozeß  des  Schwefels  in  Sizilien  vollzieht  sich  folgen- 
dermaßen: Der  Schwefel  wird  durch  Ausschmelzen  der  meistens  20  bis 
40%  Schwefel  haltenden  Gesteine,  Gemenge  von  gediegenem  Schwefel, 
Gips,  Kalkstein,  Ton  usw.  in  den  sogenannten  Calcaronen  gewonnen.  Die 
Calcaronen  sind  an  Abhängen  angelegte,  ausgemauerte  Gruben,  welche 
mit  den  Schwefelerzen,  die  unter  Aussparen  einiger  Luftkanäle  übereinander- 
geschichtet  sind,  gefüllt  und  mit  einer  Decke  von  ausgebranntem  Erz  ver- 
sehen sind.  Die  zum  Ausschmelzen  des  Schwefels  erforderliche  Hitze  wird 
durch  Verbreimen  eines  Teiles  des  Schwefels  gewonnen,  da  anderes  Brenn- 
material in  Sizilien  zu  teuer  ist.  Den  ausgeschmolzenen  Schwefel  läßt  man 
in  nassen  Holzformen  erstarren.  Das  Ausschmelzen  eines  Calcarones  dauert 
—  wir  fußen  hier  auf  den  Angaben  bei  Lueger  —  1  bis  3  Monate  und  liefert 
50,  selten  bis  70%  des  in  den  Erzen  enthaltenen  Schwefels.  Um  aus  dem 
gewonnenen  Kohschwefel  reinen  Schwefel  darzustellen,  wird  er  in  gußeisernen 
Zylindern,  welche  mit  einer  großen  Kammer  in  Verbindung  stehen,  der  Destil- 
lation unterworfen,  wobei,  je  nachdem  kleinere  oder  größere  Mengen  Schwefel 
raffiniert  werden  imd  die  Temperatur  in  der  Kammer  unter  oder  über  110° 
beträgt,  Schwefelblumen  oder  flüssiger  Schwefel  gewonnen  werden.  Den  flüssi- 
gen Schwefel  läßt  man  in  schwach  konischen  Formen  zu  dem  sogenannten 
Stangenschwefel  erstarren.  Verfahren,  den  Schwefel  aus  dem  Schwefelgestein 
durch  Extraktion  mit  Schwefelkohlenstoff  zu  gewinnen,  finden  in  Siziüen 
kaum  Anwendung. 

Die   Lage   bis    zum   Krieg. 

Die  itahenische  Schwefelindustrie  hat  eine  wechselvolle  Geschichte. 
Der  planmäßige  Abbau  der  Lagerstätten  begann  im  Anfang  des  19.  Jahrhun- 
derts und  erlangte  seit  der  pohtischen  Einigung  Itaüens  in  steigendem  Maße 
Bedeutung.  Die  Schwefehndustrie  zählt  heute  zu  den  wichtigsten  Indu- 
strien ItaHens. 

Über  ihre  Organisation  ist  folgendes  zu  sagen :  Die  Schwefel- 
gruben SiziUens  sind  nicht  im  Besitz  ihrer  Betriebsgesellschaften,  sondern 
gehören  den  sizihanischen  Großgrundbesitzern.  Diese  haben  die  Schwefel- 
ausbeutung an  die  Betriebsgesellschaften  verpachtet.  Die  Pacht  besteht 
nicht  in  einer  festen  für  eine  Reihe  von  Jahren  vorausbestimmten  Summe, 
sondern  sie  beträgt  einen  bestimmten  Prozentsatz  der  Bruttoproduktion. 
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Die  Förderung  des  Schwefels  erfolgte  bis  in  die  neueste  Zeit  fast  ausschließ- 
lich durch  Handarbeit.  Nahezu  30  000  Arbeiter  fanden  bis  zum  Beginn 
des  letzten  Jahrzehnts  in  der  Schwefelindustrie  ihr  Brot.  Die  italienische 
Regierung  bemühte  sich,  den  Arbeitern  durch  soziale  Schutzgesetze  ein 
menschenwürdigeres  Dasein  zu  verschaffen;  auch  ist  man  bestrebt,  ein  me- 
chanisches Förderungssystem  an  die  Stelle  der  Menschenkraft  treten  zu 
lassen. 

Die  Produktion  bewegte  sich  in  der  Periode  von  1861  bis  1885 
in  aufsteigender  Linie.  In  den  folgenden  Jahren  ist  ein  Rückgang  zu  ver- 
zeichnen. Die  Erzeugung,  die  1861  etwa  200  000  Tonnen  betragen  hatte^, 
war  bis  1885  auf  377  000  Tonnen  gestiegen,  sank  dann  bis  1887  auf  301  000 
Tonnen,  stieg  1896  auf  406  000  Tonnen,  um  1905  mit  538  000  Tonnen  einen 
Höchststand  zu  erreichen.  Produktion  und  Ausfuhr  bis  zum 
Jahre  1916  ergeben  sich  aus  folgender  Tabelle: 

I.    Produktion    und    Ausfuhr    von    Schwefel    in    Italien    in 
den    Jahren    1885    bis    igiö^    (in  1000  Tonnen). 


Jahr 

Produktion 

Ausfuhr 

Jahr 

Produktion 

Ausfuhr 

1885 

377 

334 

1907 

403 

343 

1890  . 

328 

364 

1908 

404 

376 

1895 

353 

364 

1909 

404 

366 

1900 

517 

562 

1910 

430 

345 

1901 

538 

475 

1911 

414 

399 

1902 

501 

481 

1912 

389 

37Ö 

1903 

536 

492 

1913 

386 

351 

1904 

499 

505 

1914 

378 

260 

1905 

538 

466 

1915 

334 

327 

1906 

476 

405 

1916 

285 

414 

Über  die  Verteilung  der  Schwefelausfuhr  auf  die  einzelnen  Länder  in 
den  letzten  Jahren  und  während  des  Krieges  unterrichtet  eine  französische 
Meldung  aus  Palermo  vom  15.  Februar  1917^.  Daraus  ergibt  sich  folgendes 
Büd.     (Siehe  Tabelle  2.) 

Bis  zum  Jahre  1883  betrug  der  Preis  pro  Tonne  stets  über  100  Lire, 
1889  war  er  auf  66,36  Lire  gesunken.  Eine  vorübergehende  Steigerung 
der  Preise  bis  zu  112,57  Lire  pro  Tonne  im  Jahre  1892  hielt  nicht  an. 
Die  Preise  sanken  weiter  bis  zu  55,69  Lire  pro  Tonne  im  Jabre  1895. 
Die  eintretende  Krisis,  die  durch  ungünstige  Absatzverhältnisse  für  die  ge- 


1  Santo  rc,    a.  a.  O.,  S.  336. 

*  Die  Zahlenangaben  bis  zum  Jahre  1909  sind  entnommen:  Astengo, 
N.,  La  questione  solfifera  siciliana.  Savona  1910,  S.  16,  Die  Ausfuhrziffern  bis  zum 
Jahre  1915  enthält  das  Annuario  Statistico  Italiano.  Die  Produktionsziffern  gibt 
Pietro  Lanino  in  seinem  Buche  La  nuova  Italia  industriale,  Rom  1916, 
S.  LXV,  an.  Für  die  Jahre  1915  und  1916  wurde  Biccardo  Bacchi,  L'Italia 
eoonomica  nel  1916,  S.  171  benutzt. 

^  Revue  des  produits  ohimiques,  Paris,  vom  28.  2.  1917,  S.  62. 
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2.     Die     sizilianische     Schwefelausfuhr     nach     einzelnen 
Ländern    1912    bis    1916    (in  1000  Tonnen). 


Bestimmungsland 


1916 


1915 


1914 


1913 


1912 


Frankreich  .  .  . 
Italien  (Festland) 
Großbritannien  . 
Australien  .  .  . 
Skandinavien  .  . 
Spanien  und  Portugal 
Rußland  .  .  . 
Griechenland,  Türkei 
Ägypten,  Algier,  Tunis 

Südamerika 

Englische  Kolonien    . 

Südafrika 

Vereinigte  Staaten  .   . 

Niederlande 

Rumänien 

Deutschland     .    .    .    . 
Österreich-Ungarn  .    . 

Belgien 

Kanada 

Verschiedene  Länder  . 


107.3 
76,5 
68,8 

27,7 

26,4 

22,1 

20,0 

15,4 

9,1 

7,2 

5,8 

4,1 
0,6 

0,5 
o.i 


4,3 


94,4 
118,3 

35,3 
0,3 

24,8 

21,0 
2,8 

20,1 

7,1 
4,8 
5,0 
9,5 
2,1 
1,1 

1,0 
0,02 


60,8 
97,2 
12,2 
1,6 
26,0 
17,6 

21,3 
20,7 

2,8 

4,1 
1,0 

1,4 
8,1 

2,1 

18,8 

25,3 
6,0 

0,5 

10,8 


71,8 

85.7 
16,1 

13,4 
28,1 

21,4 
25,9 
20,1 

13,7 
5,7 
7,3 
1,0 

9,0 

3,7 

31,0 

36,3 

13,3 

10,9 


104,2 
85,0 
19,8 
11,6 
33,1 
21,3 
25,6 
15,4 

6,2 
4,6 

10,3 
8,5 

14,0 

32,3 

38,4 

11,0 

0,04 

8,0 


steigerte  Produktion  verursacht  wurde,  bewirkte  die  Schließung  einer  großen 
Anzahl  von  Gruben. 

Da  griff  die  Regierung  ein.  Sie  hob  den  bisherigen  Ausfuhr- 
zoll von  11  Lire  pro  Doppelzentner  auf,  schrieb  Exportprämien  aus  und  för- 
derte die  Gründung  von  Lagerhäusern.  Eine  weitere  Unterstützung  bot  sich 
vom  Auslande.  In  London  wurde  1896  die  Anglo  Sicilian  Sul- 
phur  Company  mit  einem  Aktienkapital  von  1  035  000  £  gegründet, 
die  am  27.  Juli  1896  mit  der  italienischen  Regierung  eine  Vereinbarung 
auf  5  Jahre  abschloß,  wonach  sich  die  Gesellschaft  verpflichtete,  die  Förde- 
rung des  Schwefels  zu  überwachen,  den  Schwefel  zum  Preise  von  76  bis  82 
Lire  pro  Tonne  je  nach  Qualität  aufzukaufen  und  ihn  im  Kaufmonat  zu  be- 
zahlen. Die  Regierung  wandelte  alle  direkten  und  indirekten  Steuern  zu 
der  einzigen  Abgabe  von  1  Lire  pro  Tonne  um,  mit  Ausnahme  der  Gruben- 
abgaben und  der  Gebühren  für  die  Konzessionen  zum  Abbau  neuer  Lager- 
stätten^.  Der  Sulphur  Company  gehörten  fast  drei  Viertel  der  Gruben- 
besitzer an,  und  es  gelang  in  der  Tat,  die  Krisis  zu  beheben.  Der  Vorteil  für 
die  Produzenten  lag  in  der  sofortigen  Bezahlung  imd  darin,  daß  für  Lager 
imd  Transportkosten  die  Gesellschaft  aufkam.  Nach  Ablauf  der  vorläufig 
festgesetzten  5  Jahre  schloß  die  Gesellschaft  mit  Genehmigung  der  Regierung 
neue  Verträge  mit  den  Grubenbesitzern  bis  1906. 

Während  der  zehnjährigen  Tätigkeit  der  Gesellschaft  stieg  die  Ausfuhr 


^Züblin,    Robert,  Die  Handelsbeziehungen  Italiens.  (Probleme  der 
Weltwirtschaft  16.)  Jena  1913.  S.  8ö. 
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von  Schwefel  bedeutend.  Im  Jahre  1895  betrug  sie  364  000  Tonnen  und 
1904:  505  000  Tonnen  (vgl.  Tabelle  1).  Durch  die  Absatzpolitik  der  Ge- 
sellschaft entstanden  jedoch  Gegensätze  zwischen  ihr  und  den  Grubenbe- 
sitzern, und  der  freiwillige  Zusammenschluß  aller  Produzenten  stand  bevor. 
Da  war  es  eine  neue,  äußere  Gefahr,  welche  zur  Organisation  eines  Zwangs- 
syndikats führte. 

In  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika,  und  zwar 
im  Staate  Louisiana,  wurden  große  Schwefellager  entdeckt,  die  dort  eine  mäch- 
tige Konkurrenzindustrie  entstehen  ließen.  Während  1901  die  Schwefel- 
produktion Amerikas  7000  Tonnen  betrugt,  war  sie  1905  auf  185000  gestiegen. 
1910  waren  es  bereits  260  000  und  1913  316  000  Tonnen.  Die  sizilianische 
Schwefelausfuhr  dorthin,  die  1900  noch  158  000  Tonnen  betrug,  sank  1905 
auf  69  000  Tonnen  und  erreichte  1913  einen  Tiefstand  von  1000  Tonnen^. 
Der  amerikanische  Wettbewerb  gefährdete  die  Lage  der  italienischen  Schwefel- 
produzenten aufs  äußerste;  vor  allem  stellten  sich  durch  die  technisch  fort- 
geschrittneren  Methoden  des  Abbaus  in  Amerika  die  Förderungskosten 
dort  weit  geringer  als  in  Sizilien. 

Im  Jahre  1906  schritt  daraufhin  die  Regierung  zur  gesetzlichen  Bildung 
eines  Zwangssyndikates  auf  12  Jahre,  das  den  Namen  „C  o  n  - 
sorzio  Obligatorio  per  l'industria  solfifera  sici- 
1  i  a  n  a"  führt  und  seinen  Sitz  in  Neapel  hat.  Der  Bau  neuer  Lagerhäuser 
wurde  vorgesehen,  wozu  Geldmittel  vom  Banco  di  Sicilia  und  der  Cassa 
centrale  di  risparmio  Vittorio  Emanueie  zur  Verfügung  gestellt  wurden. 
Der  Staat  beteiligte  sich  außerdem  mit  2  Mill.  Lire  an  der  Banca  autonoma 
di  Credito  per  la  Sicilia,  die  den  Produzenten  Vorschüsse  auf  den  rohen 
Schwefel  zum  Zinssatz  von  höchstens  5%  unter  Sicherstellung  gewähren 
darf.  Das  Recht  des  Schwefelverkaufs  hat  allein  die  Leitung  des  Syndikats^. 
Der  Zweck  der  Gründung  war,  die  Überproduktion  einzuschränken  und 
zugleich  den  Schwefelbau  in  moderne,  rationelle  Bahnen  zu  leiten.  Zugleich 
wollte  man  sich  vor  einer  Monopolisierung  durch  die  Sulphur  Co.  schützen. 
Das  Syndikat  besserte  die  Lage  aber  nicht  wesentlich ;  der  seitens  des  Syn- 
dikats von  der  Sulphur  Co.  übernommene  Vorrat  sollte  sich,  wie  die  folgende 
Tabelle  zeigt,  noch  vergrößern. 

Die  Grubenbesitzer  förderten  über  den  Bedarf,  da  sie  ihre  Produkte  sofort 
bezahlt   erhielten.    So    stiegen  die  Vorratsmengen,    obwohl  die  Anzahl  der 

3.    Der   Schwefelvorrat    in    den    sizilianiaohen    Häfen 
in    den    Jahren    1901    bis    1909^. 


Jahr       Tonnen 

Jahr 

Tonnen 

1901 
1903 
1905 

310  123 
361  220 
462  437 

1906 
1908 
1909 

525  115 
618  459 
647  567 

1  L  a  n  i  n  o ,  a.  a.  0.,  S.  LXIV. 

2  Z  ü  b  11  n  ,    a.  a.  0.,  S.  87. 

^  A  8  t  e  n  g  o  ,   a.  a.  0.,  S.  49. 
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Gruben  von  609  im  Jahxe  1906  auf  396  im  Jahre  1910  sank^.  Einer  neueü? 
drohenden  Krisis  suchte  die  Regierung  durch  ein  Gesetz  vom  30.  Juni 
1910  zu  begegnen.  Die  Eröffnung  neuer  Gruben  wurde  fortan  nur  solchen 
Besitzern  erlaubt,  die  über  entsprechende  Geldmittel  verfügten.  Die  Erzeu- 
gung sollte  nach  dem  Verbrauch  geregelt  und  zu  einem  Einheitspreis  verkauft  ■ 
werden.  Den  Verkauf  übernahm  weiter  das  Syndikat,  das  mit  den  Produ- 
zenten am  Ende  des  Jahres  abrechnete.  Der  Preis  bestimmte  sich  nach 
den  Förderungskosten  und  den  Transportkosten  bis  zum  Hafen  oder 
zur  Raffinerie.  Das  Kapital  der  Banca  autonoma  di  Credito  minerario 
wurde  erhöht.  Die  Krisis  schien  überwunden.  Durch  die  Steigerung  der 
Weinproduktion  stieg  die  Nachfrage  nach  Schwefel.  Die  Preise  bewegten  sich 
aufwärts.  Im  Jahre  1900  kostete  die  Tonne  Schwefel  noch  93,43  Lire,  im 
Jahre  1910  schon  96,97  Lire,  1914  stieg  der  Preis  bereits  auf  101,44  Lire^ 
Andererseits  ging  die  Produktion  seit  1910  langsam  zurück.  Für  das  Betriebs- 
jahr 1910/11  wird  die  Produktion  auf  390  163  Tonnen,  für  1911/12  auf  363,10, 
1912/13  auf  358  377  und  1913/14  auf  340  925  Tonnen  angegeben^.  Das 
Zwangssyndikat  führte  in  seinen  Geschäftsberichten  als  Gründe  für  den 
Rückgang  der  Produktion  folgende  an:  Erschöpfung  alter  Gruben,  die  tiefer 
schürfende  und  dadurch  schwierigere  Förderung,  die  Einstellung  kleinerer 
Betriebe  und  endhch  die  stark  zunehmende  Auswanderung  und  der  dadurch 
entstehende  Mangel  an  bilhgen  Arbeitskräften.  Im  Jahre  1905  waren  noch 
32  830  Arbeiter  in  der  Schwefelindustrie  beschäftigt,  in  den  folgenden  Jahren 
ging  diese  Zahl  ständig  zurück  und  betrug  1913  nur  noch  15  687*.  Die  Ein- 
stellung mehrerer  Betriebe  und  die  beginnende  Anwendung  mechanischer 
Förderungsmethoden  machte  viele  Arbeiter  brotlos  und  veranlaßte  im  Jahre 
1914  einen  allgemeinen  Aufstand.  Die  Regierung  schickte  sich  gerade  zu  neuen 
Reformen  an,  als  der  Weltkrieg  ausbrach. 

Die  Entwicklung  während  des  Krieges. 
Keine  der  italienischen  Industrien  scheint  so  sehr  durch  den  Krieg 
gehtten  zu  haben  wie  die  Schwefehndustrie.  In  der  Zeit  der  Neutrahtät  sind 
noch  keine  besonderen  Wirkungen  erkennbar.  Erst  mit  dem  Eingreifen  Italiens 
in  den  Krieg  setzte  die  Notlage  ein.  Viele  Arbeiter  wurden  einberufen,  die 
Kohlenzufuhr  stockte,  Mangel  an  Sprengstoffen  trat  ein,  die  Preise  für  die 
Betriebsstoffe  stiegen  außerordenthch.  Während  der  Neutralität  Itahen» 
hatte  die  Entente  Schwefel  als  Bannware  erklärt,  um  die  Ausfuhr  nach  den 
Mittelmächten  zu  erschweren.  Wiederum  sammelten  sich  große  Vorräte  in 
Sizilien  an.  Bereits  im  Herbst  1915  hatte  sich  die  Lage  so  verschhmmert, 
daß  man  von  der  Regierung  mehrere  MiUionen  Lire  zur  Aufrechterhaltung 
der  Betriebe  forderte.  Die  zunehmende  Steigerung  der  Geste- 
hung s  k  o  s  t  e  n   für  die  Tonne  Schwefel  machte  den  Betrieb  unlohnend. 

1  Lanino,    a.  a.  0.,  S.  LXV. 

2  Lanino,    a.  a.  O.,  S.  LXIV. 

ä  B  a  c  c  h  i  R  i  c  c  a  r  d  o  ,  a.  a.  O.,  S.  171.    Diese  Ziffern  stimmen  mit  den 
Angaben  in  Tabelle  ]  nicht  vollständig  überein. 
-•  Lanino,    a.  a.  O.,  S.  LXIV. 
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Über  die  Erzeuguiigskosten  für  die  Tonne   Schwefel  findet  sich  folgende 
Berechnung : 

4.    Produktionskosten    für    i  Tonne   Schwefel   (in  Lire) ^ 


Ausgabeposten 

1913 

1915 

Löhne  und  Gehälter 

31,22 
7,06 

6,55 
5,40 

12,84 

9,31 
2,00 
2,00 
0,62 

37,46 
8,47 

32,75 
6,75 

21,84 

10,36 

2,76 

5,00 

1,31 

Minoral  behandlung 

Verschiedene  Materialien,  Kohle,  Holz, 
Eisen,  Kalk  usw 

Allgemeine  Spesen 

Durchsohnittspacht  an  den  Grundeigen- 
tümer     

Transportkosten 

Arbeiterversicherung 

Amortisation  der  Einrichtmig 

Kapitalzinsen 

Gesamtproduktionskosten 

77,00 

126,70 

Die  vom  Syndikat  erzielten  Preise  betrugen  im  Jahre  1913  pro  Tonne 
89  Lire  imd  waren  1915  auf  nur  90,70  Lire  gestiegen.  Die  Unternehmer 
mußten  hiernach  also  mit  einem  Verlust  von  36  Lire  pro  Tonne  rechnen, 
während  die  Grundeigentümer  weiter  ihren  Anteil  an  der  Bruttoproduktion 
erhielten. 

Um  der  drohenden  Lahmlegung  der  für  den  Krieg  unentbebrlich  ge- 
wordenen Industrie  vorzubeugen,  ergriff  die  Regierung  neue  Maßnahmen. 
Durch  eine  Verordnung  vom  17.  Februar  1916^  wurde  be- 
stimmt, daß  die  Eigentümer  der  Schwefelgruben  mit  Maschinenbetrieb  auf 
die  Hälfte  und  die  Eigentümer  solcher  mit  Handbetrieb  auf  ein  Viertel  ihres 
prozentualen  Anteils  sofort  und  in  drei  Monaten  auf  drei  Viertel  und  die 
Hälfte  dieses  Anteils  verzichten  müßten.  Diese  Verordnung,  die  in  ihrer 
Anwendung  einer  teilweisen  Enteignung  ohne  Entschädigung  gleichkommt, 
hatte  den  Widerstand  der  Eigentümer  gegen  sich,  bedeutete  aber  für 
die  Schwefelindustrie  die  Beseitigung  der  Gefahr  einer  allgemeinen  Betriebs- 
einstellung. Die  Produzenten  waren  jedenfalls  zufriedengestellt.  Auf  dem 
Weltmarkt  wuchs  die  Nachfrage  nach  Schwefel. 

Die  aus  der  Erzeugung  früherer  Jahre  noch  vorhandenen  Vorräte  ließen 
eine  größere  Ausfuhr  zu,  als  der  Produktion  entsprach.  Nacb  einem  Londoner 
Bericht  der  Zeitung  „II  Sole",  Mailand,  vom  17.  März  1917,  waren  die  Vor- 
räte bei  Beginn  des  Jahres  1917  sehr  zusammengeschmolzen;  die  itaüenische 
Regierung  verteilte  nach  Deckung  des  eigenen  Bedarfs  die  Schwefelerzeugung 
unter  die  Verbündeten  und  Neutralen.  Die  Beförderung  der  zugeteilten 
Mengen  sollte  England  übernehmen.  Hier  hat  die  deutsche  U-Boottätigkeit 
im  Mittelmeer  hemmend  eingewirkt.  Mehrfach  meldeten  die  deutschen 
Admiralstabsberichte  Versenkungen  von  Schiffen,  die  sizilianischen  Schwefel 

^  „La  Riforma  Sociale",  Mai /Juli  191 G. 

2  „Gazzetta  Ufficiale",  vom  26.  Februar  1910. 
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geladen  hatten.  Produktion  und  Handel  von  Schwefel  wurden  schließlich 
für  die  Dauer  des  Krieges  durch  Verordnung  vom  29.  April  1917^  unter 
unmittelbare  Kegierungsaufsicht  gestellt.  Die  Funktionen  wurden  einem 
hierzu  gebildeten  Ausschuß  übertragen,  der  den  Preis  und  die  Verteilung  be- 
stimmte. Die  zur  Verfügung  stehenden  Mengen  wurden  nunmehr 
in  der  Hauptsache  den  Munitionsfabriken  zugeführt  oder  für  die  Landwirt- 
schaft zurückgestellt.  Im  Dezember  1917  erheß  die  Regierung  ein  Aus- 
fuhrverbot für  Schwefel.  Mit  dem  zunehmenden  Mangel  an  Betriebs- 
stoffen ging  die  Produktion  weiter  zurück.  Nach  dem  Geschäftsbericht  der 
Miniere  di  Montecatini^  betrug  die  Produktion  im  ersten  Halbjahr  1917 
nur  noch  80  000  Tonnen.  Die  gelagerten  Vorräte  werden  nach  demselben 
Bericht  am  30.  Juni  1918  infolge  der  von  dem  Schwefelsyndikat  eingegangenen 
Verpfhchtuhgen  vollständig  erschöpft  sein.  Nach  dem  Economista  d'Italia 
vom  15.  Mai  1918  wurde  der  Kammer  ein  Gesetzentwurf  vorgelegt, 
der  eine  zwölfjährige  Verlängerung  des  Schwefelsyndi- 
kats vorsieht.  Der  dem  Entwurf  beigegebene  Bericht  führt  aus,  daß  diese 
Maßregel  notwendig  geworden  sei,  um  die  wichtigste  Industrie  Siziliens  zu 
unterstützen  und  dem  ausländischen  Wettbewerb  gegenüber  in  Schutz  zu 
nehmen.  Der  Befriedigung  der  durch  den  Krieg  stark  vermehrten  Nachfrage 
stelle  sich  die  außerordentliche  Verminderung  der  Arbeiterzahl  hindernd  ent- 
gegen, so  daß  eine  Unterstützung  dieser  Industrie  notwendig  geworden  sei. 
Das  Syndikat  soll  nicht  mehr  wie  bisher  ein  einfaches  Verkaufssyndikat 
sein,  sondern  zu  einem  Bindeglied  zwischen  Regierung  und  Produzenten 
werden.  Die  bisher  dem  Syndikat  von  der  Regierung  gewährten  Ver- 
gütungen, die  indirekt  der  Schwefelindustrie  zuströmen,  sollen  beibehalten 
werden,  jedoch  wird  vorgeschlagen,  die  gegenwärtigen  Abgaben  an  den 
Staat  um  1  Lire  pro  Tonne  oder  mehr  im  Verhältnis  zu  dem  verbesserten 
Schwefelpreis  zu  erhöhen.  Die  ausgiebig  betriebene  Schwefelgewinnung 
Japans,  die  Entdeckung  von  Schwefellagern  in  Nordafrika,  die  sehr  be- 
deutende Schwefelausbeute  Amerikas  und  endlich  die  Anwendung  neuer 
Methoden  in  den  Minenbetrieben  ergeben  eine  Gefährdung  für  die  Indu- 
strie Sizihens,  der  die  Verlängerung  des  Syndikats  Einhalt  gebieten  soll. 
Der  Tiefstand  der  für  die  Produktivkraft  ItaHens  so  wichtigen  In- 
dustrie macht  den  ItaHenern  große  Sorge.  Schon  spricht  man  allent- 
halben von  dem  „problema  solfifera".  Man  rechnet  damit,  daß  noch  Jahre 
vergehen  werden,  bis  die  Produktion  wieder  eine  normale  Höhe  erreicht 
hat.  Dem  Niedergang  der  sizilianischen  Schwefelerzeugung  steht  die  Zu- 
nahme der  amerikanischen  Produktion  gegenüber,  die  1916  eine  Höhe  von 
900  000  Tonnen  erreichte  und  im  Jahre  1917  auf  mehr  als  1  Mill.  Tonnen 
gekommen  sein  wird.  Die  reichen  amerikanischen  Fundstätten,  die  durch 
technisch  fortgeschrittene  Förderungsmethoden  ausgebeutet  werden,  ver- 
sprechen auch  für  die  folgenden  Jahre  eine  steigende  Erzeugimg.  Dem 
großen  Konkurrenzkampf  nach  dem  Kriege  will  Italien  nicht  ungerüstet 
begegnen.     So  hat  sich  in  Mailand  eine  Aktiengesellschaft  unter  der  Firma 

^  „Gazzetta  Ufficiale",  Rom,  vom  16.  Mai  1917. 
*  „II  Sole",  Mailand,  vom  6.  August  1917. 
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Societä  Solfifera  Siciliana  mit  einem  Aktienkapital  von  8  Mill.  Lire,  gebildet. 
Sie  bezweckt  den  Erwerb  und  die  Ausbeutung  von  Schwefelbergwerken 
in  Sizilien^.  In  Modena  wurde  die  Aktiengesellschaft  Zolfifera  Marchigiana 
zur  Ausbeutung  der  in  der  Gemeinde  Cingoli  vorhandenen  Schwefellager 
gegründet^.  Die  bedeutendste  italienische  Schwefelgesellschaft  Miniere 
Solfuree  Frezza-Albani-Romagna  vereinigte  sich  mit  ihrem  Kapital  von 
8  Mill.  Lire  mit  der  Bergwerksgesellschaft  Miniere  di  Montecatini  zur  ge- 
meinsamen Ausbeutung  der  Schwefellager^.  Um  dem  Konkurrenzkampf 
gewachsen  zu  sein,  täte  in  erster  Linie  die  allgemeine  Anwendung  moderner 
Förderungsmethoden  not.  Im  übrigen  kann  es  nur  die  Zukunft  lehren,  ob 
es  der  itaüenischen  Schwefelindustrie  aus  eigener  Kraft  gehngt,  die  Krisis 
zu  bestehen. 

Dr.  Friedrich    Karl    Mackh,    Kiel. 


VI. 

Wirtschaftliche  Unternehmungen  und  Technik 
des  Geschäftslebens. 


VII. 
Geld-,  Kredit-,  Bank-  und  Börsenwesen,  Kapitalanlagen 

im  Auslande. 


Die  Bcstimmungsgründe  der  intcrvalutarisdicn  Kurse. 

In  ihrem  gleichnamigen  Aufsätze*  vertritt  Dr.  Elisabeth  van  Dorp 
die  Auffassung,  daß  „die  Ursache  des  Kursrückganges  ausschließlich  in  der 
inneren  Geldentwertung"  zu  suchen  sei,  und  ferner,  daß  diese  von  ihr  als 
„Geldentwertungstheorie"  bezeichnete  Auffassung  „im  direkten  Widerspruch" 
stehe  zur  „Zahlungsbilanztheorie",  Inhalts  derer  die  „Zahlungsbilanz"  aus- 
schließlich, oder  doch  als  Nebenursache,  den  intervalutarischen  Kursstand  be- 
stimme. 

Dieser  Auffassung  liier  zu  öegegnen,  liegt  nicht  in  meiner  Absicht,  Daß 
ich  sie  für  verfehlt  halte,  und  warum  ich  sie  für  verfehlt  halte,  habe  ich  in 
meiner  (als  59.  Heft  der  finanz-  und  volkswirtschaftlichen  Zeitfragen^  er- 
schienenen) Schrift  „die  deutsche  Valutapolitik  nach  dem  Kriege"  (vgl.  vor 

1  „n  Sole",  vom  21.  Juü  1917. 

2  „n  Sole",  vom  6.  August  lül7. 
8  „II  Sole",  vom  6.  Januar  1918. 
*  „W.  A.'S  15.  Bd.,  S.  30. 

»  Stuttgart  1919. 
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allem  S.  16  ff.)  des  näheren  ausgeführt.  Ich  habe  um  so  weniger  Anlaß,  meine 
dort  vorgetragene  Ansicht  hier  zu  wiederholen,  als  Dr.  Elisabeth  van  Dorp 
bei  Abfassung  des  hier  beregten  Aufsatzes  mein  erst  Ende  Juni  d.  Js.  er- 
schienenes Buch  nicht  gekannt  hat. 

Dagegen  kann  ich  nicht  wohl  umhin,  Einspruch  einzulegen,  wenn 
Elisabeth  van  Dorp  in  der  Einleitung  ihres  Aufsatzes  mich  als  den  Ver- 
treter einer  Theorie  benennt,  die  ich  tatsächlich  nicht  nur  nie  vertreten, 
sondern  ausdrücklich  und  sogar  recht  lebhaft  bekämpft  habe:  der  Theorie 
nämlich,  daß  in  Hinsicht  auf  die  Kursgestaltung  „die  Zahlungsbilanz  das 
Primäre,  die  Geldentwertung  das  Sekundäre"  sei. 

Dieses  ist  —  und  insoweit  hat  E.  van  Dorp  recht  —  die  Lehre 
Karl  Diehls.  Aber  gerade  dieser  Lehre  habe  ich  in  meiner  ,, Valuta- 
politik" entschieden  widersprochen.  Ihr  gegenüber  habe  ich  zunächst  da- 
rauf hingewiesen,  daß  die  von  Diehl  gebrauchten  termini  „primäre"  und 
„sekundäre"  Ursache  mißverständlich  und  erläuterungsbedürftig  seien,  da 
unter  „primärer"  Ursache  nicht  —  wie  man  zunächst  annehmen  möchte 
—  die  unmittelbare  Ursache,  unter  „sekundärer"  Ursache  demzufolge  auch 
nicht  die  mittelbare  Ursache  verstanden  werden  könne,  daß  vielmehr  — 
Im  Sinne  des  Diebischen  Sprachgebrauches  —  „primär":  nur  die  vor 
anderen  stark  wirkende  Ursache,  die  Hauptursache,  „sekundär":  die  neben 
der  Hauptursache  mitwirkende  Nebenursache  sein  könne.  Im  Anschluß  an 
diese  Ausführungen^  habe  ich  alsdann  meine  Auffassung  von  den  Bestim- 
mungsgründen des  intervalutarischen  Kurses  —  im  ausdrücklichen  Gegen- 
satze zu  Diehl  —  dahin  präzisiert,  daß  es  „zahllose  Ursachen"  gebe, 
die  mittelbar  den  intervalutarischen  Kurs  bestimmen,  indem  sie  auf  das 
Verhältnis  von  Angebot  und  Nachfrage  nach  Zahlungsmitteln  einwirken; 
daß  es  aber  „nur  diese  eine  unmittelbare  Bestimmungsursache 
für  den  intervalutarischen  Kurs  gebe";  daß  demgemäß  „das  Verhältnis 
von  Angebot  und  Nachfrage  der  Bestimmungsgrund  des  Preises,  nicht  sein 
hauptsächlicher  Bestimmungsgrund"  sei  („Valutapolitik",  a.  a.  0.,  S.  52). 

Die  in  diesen  Sätzen  niedergelegte  Theorie  unterscheidet  sich  in  nichts 
von  der  „Zahlungsbilanztheorie",  wie  sie  neuerlich  besonders  wirkungsvoll 
von  B endixen  vertreten  wird,  und  wie  sie  mit  Eecht  „in  der  holländischen 
Bankwelt  als  unerschütterliche  Wahrheit  gilt"  (vgl.  E.  van  Dorp,  a.  a.  0., 
S.  29).  Diese  „Zahlungsbilanztheorie"  ist  nämlich  nichts  anderes,  als  G. 
Fr.  K  n  a  p  p  s  „pantopolische  Theorie  des  intervalutarischen  Kurses". 

Es  bedarf  wohl  nicht  der  ausdrücklichen  Versicherung,  daß  ich  mich 
nicht  auf  eine  Kritik  der  Diebischen  Lehre  beschränkt,  sondern  daß  ich 
vor  allem  erst  einmal  mich  zu  der  Änderung  der  eigenen  Ansicht  offen 
bekannt  haben  würde,  wenn  ich  selbst  in  früheren  Aufsätzen  die  von  mir 
heute  als  falsch  verworfene  Lehre  vertreten  haben  sollte.  Ich  darf  aber 
wohl  feststellen,  daß  sich  in  keiner  einzigen  meiner  geldtheoretischen  Ar- 
beiten  ein  Satz  findet,  der  sich  als  das  Bekenntnis  zu  einer  anderen   als 


^  Vgl.  hierzu  die  fast  gleichzeitig  erschienene  Kritik  Bendixens:  „Vom 
theoretischen  Metallismus".  Jahrbücher  für  Nationalökonomie  und  Statistik. 
57.  Bd.,  S.  525f. 
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der  „pantopolischen  Theorie"  des  intervalutarischen  Kurses  ausdeuten  ließe. 
In  meiner  Besprechung  des  Lief  mann  sehen  Buches  „Die  Geldvermehrung 
im  Weltkriege  und  die  Beseitigung  ihrer  Folgen"  (Jahrbücher  für  National- 
ökonomie und  Statistik"  56.  Bd.,  1918,  S.  327  ff.),  welche  augenscheinlich 
von  E.  van  Dorp  gemeint  war,  habe  ich  zunächst  hervorgehoben,  daß  es  ein 
gewaltiger  Unterschied  sei,  ob  man  die  Ansicht  vertritt,  daß  der  „Wechsel- 
kurs mit  den  Preisveräuderungen  im  Inlande  gar  nichts  zu  tun  habe", 
oder  ob  man  —  wie  B endixen  —  sagt,  daß  „die  Wechselkurse  unmittel- 
bar durch  das  heimische  Preisniveau  nicht  beeinflußt"  werden  (S.  334). 
Des  weiteren  habe  ich  mich  (S.  341)  Lief  mann  gegenüber  ausdiiicklich 
zu  der  „dank  Knapp  sich  in  steigendem  Maße  durchsetzenden  Auffassung" 
bekannt,  „daß  der  jeweilige  Stand  der  Valuta  ausschließlich  durch  die 
Export-  und  Importverhältnisse  und  die  sonstige  Zahlungsbilanz  bestimmt 
werde".  Es  ist  dieses  also  die  Auffassung,  daß  nur  die 
,Zahlungsbilanz"  den  intervalutarischen  Kurs  bestimme, 
daß  neben  ihr  kein  anderer  Bestimmungsgrund  mitwirke,  daß  freilich  die 
Zahlungsbilanz  ihrerseits  von  ungezählten  Einflüssen  in  ihrer  jeweiligen 
Gestaltung  abhänge,  und  daß  diese  ihre  jeweilige  Gestaltung  ganz  gewiß 
auch  nicht  unabhängig  sei  von  der  Entwicklung  des  inländischen  Preis- 
niveaus. Doch :  daß  sie  das  wäre,  hat  ganz  gewiß  noch  niemand  behauptet ; 
Knapp  nicht,  Bendixen  nicht,  Heyn  nicht;  und  kein  Bankier  in 
Holland  wird  das  glauben. 

In  einem  freilich  habe  ich  „umgelernt".  Ich  schreibe  nicht  mehr 
„Zahlungsbilanz",  sondern  nur  noch  „zwischenstaatliche  Zahlungsbeziehungen" 
oder  „pantopolische  Beziehungen".  Dieses,  seitdem  sich  mir  die  Erkenntnis 
aufgedrängt  hat,  welch  seltsame  Vorstellungen  sich  in  manchen  Köpfen  mit 
dem  Worte  „Zahlungsbilanz"  verbinden.  Doch  —  darum  handelt  es  sich 
hier  nicht.  Karl  Elster,  Schkeuditz. 


Statt  „primär"  hätte  ich  in  bezug  auf  K.  Elster  „unmittelbar" 
und  statt  „sekundär"  „mittelbar"  schreiben  sollen.  Allerdings  scheint 
mir  die  Angelegenheit  sehr  unwesentlich. 

Ob  übrigens  irgendeine  geldtheoretische  Abhandlung  an  Deutlichkeit 
gewinnen  wird,  indem  man  „pantopolische  Beziehungen"  statt  „Zahlungs- 
bilanz" schreibt,  bezweifle  ich:  im  Gegenteil,  der  Gebrauch  von  dergleichen 
Ausdrücken  scheint  mir  dazu  geeignet,  den  Leser  förmlich  abzuschrecken. 
Jedoch  —  das  ist  nicht  meine  Sache'. 

Meine  Abhandlung  bezweckte,  einen  landläufigen  Irrtum,  ein  einge- 
rostetes Vorurteil  auszurotten:  daß  das  nicht  so  leicht  sein  wird,  war  mir 


'  Es  sei  bei  dieser  Gelegenheit  bemerkt,  daß  auf  Seite  32,  Zeile  14  meiner 
Abhandlung  statt  Ausfuhrüberschuß,  gemäß  S.  31,  Absatz  3,  E  i  n  fuhrttberschuß 
gelesen  werden  muß. 
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von  vornherein  klar.  Desto  mehr  freut  es  mich,  auf  eine  neulich  erschienene 
Schrift  hinweisen  zu  können,  die  den  nämlichen  Irrtum  bekämpft:  Wechsel- 
kurs und  Zahlungsbilanz  im  Krieg  und  im  Frieden,  von  Dr.  Eduard 
Kellenberger,  Bern,  die  ich  nächstens  in  dieser  Zeitschrift  zu  besprechen 
hoffe. 

Dr.  Elisabeth  van  Dorp,  Utrecht. 


vm. 
Versicherungswesen. 


IX. 
Finanzwesen  und  Finanzpolitik. 


X. 

Konventionen,  Kartelle,  Trusts,  Genossenschaftswesen. 


Die  gegenwärtige  Rechtslage  der  Kartelle  und  Trusts 
in  den  wichtigsten  Kulturländern. 

V. 

Das  bereits  erläuterte  nordamerikanische  und  das  jetzt  zu  behandelnde 
engliscbe  Recht  entstammen  derselben  Quelle,  insofern  als  die  Vereinigten 
Staaten  in  weitestem  Umfange  letzteres  übernommen  haben.  Gleichwohl 
zeigen  sich  in  der  Behandlung  der  Kartelle  und  Trusts,  wie  überhaupt  der 
monopolistischen  Organisationen  zur  Beherrschung  des  Marktes,  interessante 
Unterschiede.  Die  Jahrhundert  alte  Scheidung  der  englischen  Rechtsquellen 
im  Gesetzesrecht  (statute  law)  und  Gewohnheitsrecht  (common  law),  wobei 
letzteres  hauptsächlich  aus  der  Gerichtspraxis  unter  starker  Hervorkehrung 
des  Billigkeits-(equity-)Rechts  schöpft,  gibt  der  englischen  Rechtspflege  die 
weitestgehende  Möglichkeit  der  Anpassung  an  die  wirtschaftliche  Entwick- 


Konventionen,  Kartelle,  Trusts,  Genossenschaftswesen.  283* 

(lung.  Genau  wie  im  spätmittelalterlichen  DeutscUand  entwickelten  sich 
in  Großbritannien  im  Balimen  der  Zunftverfassung  und  später  im  Zeit- 
alter des  Merkantilismus  in  der  Form  königlicher  Monopole  zahlreiche  mono- 
polistische Organisationen,  die  als  Preisverteurer  heftig  bekämpft  wurden^. 

Diese  englischen  Monopole  unterscheiden  sich  aber  von  den  gleich- 
altrigen deutschen  „durch  ihre  nationale  Machtsphäre"^. 

In  England  wurde  zum  Schutze  gegen  solche  Monopole  —  ebenso  wie 
in  Deutschland  und  anderen  Ländern  —  schon  unter  Edward  VI.  (1547 — 53) 
durch  das  Parlament  ein  Gesetz  (statute)  gegen  jegliche  Art  von  mono- 
polistischem Wucher  erlassen.  Neben  dieser  Bekämpfung  durch  Gesetz 
hatte  aber  das  common  law  schon  viel  früher  grundsätzlich  „combinations 
in  restraint  of  trade"  bekämpft,  was  jedoch  nicht  hinderte,  daß  mit  dem 
Erstarken  der  merkantilistischen  Wirtschaftspolitik  namentlich  unter  Elisa- 
beth zahlreiche  Monopole  an  Gesellschaften  in  der  Form  königUcher  Pa- 
tente verliehen  wurden,  so  daß  1602  ein  Gerichtsbescheid  und  1623  ein  Ge- 
setz es  erneut  für  erforderlich  erachteten,  selbst  diese  königlichen  Privilegien 
für  ungiltig  zu  erklären^.  Sobald  aber  der  wirtschaftliche  Grundsatz  des 
Freihandels  den  Merkantilismus  ablöste  und  mit  dem  ,,Wealth  of  Nations" 
von  Adam  Smith  der  freie  Wettbewerb  als  der  allein  gesunde  Regulator 
der  Marktwirtschaft  anerkannt  wurde,  trat  auch  in  der  Rechtsauffassung 
gegenüber  den  Monopolen  ein  grundsätzlicher  Umschwung  ein. 

„Die  Stellung  des  Rechts  gegen  die  Kartellbewegung"  (im  weiteren 
Sinne  gegen  alle  Monopolorganisation  Ty.)  —  so  charakterisiert  B  a  u  m  - 
garten-Meszleny*  treffend  diesen  scheinbaren  Widerspruch,  daß 
gerade  das  Freihandelssystem  den  bisherigen  Kampf  gegen  die  Monopole 
aufsagt  —  ,, liegt  also  im  Wesen  des  common  law,  aber  ebenso  wesentlich 
ist  diesem  das  Prinzip  der  vollen  individuellen  Freiheit,  welches  einen  staat- 
lichen Eingriff  in  die  vertragsmäßige  Selbstbeschränkung  der  einzelnen  als 
einen  Mißbrauch  der  Staatsgewalt  bezeichnen  muß,"  ,,Since  the  Statutes 
were  found  to  have  a  tendency  to  prevent  free  trade  .  .  .  they  were  repealed 
duringthe  reign  of  Georg  III.  (1760 — 1820).  Notwithstanding  this  fact  some 
of  the  judges  held  that  common  law  against  these  offenses  still  existed  and 
penalties  were  imposed  for  them.  In  order  to  clarify  the  Situation  in  1844, 
Parliament  definitely  abolished  the  offenses  of  badgering,  engrossing,  fore- 


^  Vgl.  L  6  v  y  ,  Monopole,  Kartelle  und  Trusts  in  ihren  Beziehungen  zur 
Organisation  der  kapitalistischen  Industrie,  dargestellt  an  der  Entwicklung  in  Groß- 
britannien.    Jena  1909. 

*  L  e  v  y  ,  a  a.  O.,  S.  39.  Die  territoriale  ZerspUttenuig  des  heiligen  römischen 
Reiches  deutscher  Nation  bietet  auch  in  dieser,  wie  in  so  vielen  anderen  wirtschaft- 
lichen Beziehungen  einen  starken  Gegensatz  gegen  die  politische  und  wirtschaft- 
liche Geschlossenlieit  Englands  wie  auch  Frankreichs. 

8  Eaumgarten-Meszlöny,  Kartelle  und  Trusts.  Berlin  1906.  S.  276. 
—  van  Hise,  Concentration  and  Control.  New  York  1912.  S.  167ff.  ,,Wliile 
at  that  time  theso  offenses  were  made  statutory,  they  apparontly  had  been  offenses 
against  the  common  law  at  a  much  earlier  date.  Indeed  .  .  .  the  common  law  in 
the  Middle  Ages  was  very  strict  against  combinations  in  restraint  of  trade."  ^ 

«  a.  a.  O.,  S.  254. 
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stalling  and  regrating,  for  Great  Britain  as  a  whole,  and  repealed  a  large 
number  of  acts  which  had  been  passed  proliibiting  restraint  of  trade  .  .  . 
Thus  at  one  stroke  Parliament  repealed  tbe  Statute  laws  against  restraint 
of  trade."i 

Damit  war  also  für  die  Rechtspraxis  die  Bekämpfung  schädlicher  Mono- 
pole durchaus  der  Rechtssprechung  des  common  law,  d.  h.  einer  freien  rich- 
terlichen Beurteilung  des  Einzelfalles  überantwortet,  also  eine  rechtliche 
Grundlage  geschaffen,  die  tatsächlich  auch  in  England  bis  in  die  Gegenwart 
Organisationen  zur  Bekämpfung  schädlichen  Wettbewerbes  in  jeder  Eorm, 
von  den  einfachen  Kartellen  bis  zu  den  Holding  Companies,  in  den  viel- 
seitigsten Formen  ermöglichte. 

Gewohnheitsrechtlich  hat  sich  nun  für  die  Beurteilung  all  dieser  Or-  | 
ganisationen  die  daraus  folgende  Rechtsauf fassung  herausgebildet:  ,,Any 
combination  is  permitted  which  does  not  involve  immoral,  unlawful  and 
oppressive  acts,  is  not  contrary  to  public  policy,  and  does  not  go  to  the  ex- 
tent  of  monopoly.  Magnitude  alone  does  not  make  a  combination  illegal; 
but  monopoly  is  prohibitcd  in  order  to  retain  competition.  It  is  realized 
in  England  that  competition  has  its  disadvantages  as  well  as  its  advantages, 
and  may  be  the  death  as  well  as  the  life  of  trade."-  Welche  bedeutsame 
Entwicklung  des  Organisationslebeiis  diese  liberale  Rechtsauffassung  tat- 
sächlich in  Großbritannien  gebracht  hat,  beweist  das  Untersuchungsergebnis 
eines  von  der  Regierung  im  Februar  1918  eingesetzten  Trust-Komitees, 
dessen  Bericht  ich  im  Auszuge  erst  kürzlich  in  der  ,, Kartellrundschau"' 
veröffentlichen  konnte.  Die  Kommission  fand  —  heißt  es  da  wörtlich — ,  ,,daß 
gegenwärtig  in  jedem  wichtigen  Industriezweige  des  vereinigten  König- 
reiches eine  wachsende  Tendenz  zur  Eildung  gewerblicher  Vereinigungen 
(Associations  und  Combinations)  zum  Zwecke  der  Einschränkung  des  Wett- 
bewerbes und  der  Preiskontrolle  herrscht".  Es  wird  dann  eine  recht  statt- 
liche, und  dabei  ausdrücklich  als  unvollkommen  bezeichnete  Liste  solcher 
Organisationen  aufgeführt  und  zum  Schlüsse  das  Untersuchungsergebnis 
wie  folgt  kritisch  zusammengefaßt.  ,, Unzweifelhaft  herrscht,  wie  auch  die 
Vertreter  der  Organisationen  allgemein  zugeben  mußten,  sehr  viel  Mißtrauen 
gegen  die  Trusts  und  ähnliche  Organisationen  in  der  Öffentlichkeit  .... 
Jedenfalls  können  wir  den  Optimismus  der  Vertreter  der  Gesellschaften 
nicht  teilen,  daß  es  überhaupt  für  solche  Organisationen  keine  Möglichkeit 
gäbe,  zu  ungeheuerlichen  Preisen  oder  einer  Schädigung  der  Öffentlichkeit 
zu  kommen.  Bei  aller  Anerkennung  der  Ehrenhaftigkeit,  mit  welcher  der 
allergrößte  Teil  der  Geschäfte  in  diesem  Lande  geführt  wird,  bleibt  es  augen- 
fällig, daß  ein  System,  welches  tatsächliche  Monopole  schafft  und  die  Preise 
kontrolliert,  stets  die  Gefahr  des  Mißbrauches  in  sich  schließt.  Hierin  wer- 
den wir  bestärkt  durch  die  Aufsicht,  die  in  anderen  Ländern  ähnlichen  Or- 
ganisationen gegenüber  geübt  wird." 


^  van    Hise,    a.  a.  O.,  S.  168. 

2  van  Hise,   a.  a.  O.,  S.  IfiO  nach  Eddy  (on  Combination).  Vol.  I.   See.  308. 

•'   ..Kurtell-Rimdschau."     Julirg.  lOlO.     Heft  8/i). 
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Gegenüber  diesen  einwandfreien  Feststellungen  aus  der  Praxis  kann 
der  Behauptung  Liefmanns  nicht  in  dem  von  ihm  vorgetragenen 
Umfange  beigepflichtet  werden^:  ,,Am  schärfsten  bekämpft  das  englische 
Recht  die  monopolistischen  Vereinigungen.  Es  ist  das  einzige,  welches  aus- 
drücldiich  das  Prinzip  der  Gewerbefreiheit  durch  die  Rechtsordnung  vertei- 
digt. L'aher  verbietet  es  ,,contracts  in  restraint  of  trade",  Verträge,  welche 
den  Einzelnen  in  der  Ausübung  seines  Gewerbebetriebes  beschränken.  Zwar 
statuiert  auch  §  1  der  deutscheu  Gewerbeordnung  das  Prinzip  der  Gewerbe- 
freiheit, aber  das  besagt  nicht,  daß  dieselbe  nicht  durch  private  Vereini- 
gungen eii^g^schräijkt  werden  kann.  Im  englischen  Recht  aber  werden  die 
Bestimmungen  des  common  law  zum  Schutze  der  Gewerbefreiheit  sehr  streng 
angewendet,  und  das  hat,  wie  wir  sahen,  die  Entwicldung  vertragsmäßiger 
monopolistischer  Vereinigungen  in  England  gehindert." 

Eine  nähere  Betrachtung  der  englischen  Rechtspraxis  läßt  die  Gründe 
für  diese  scheinbare  Diskrepanz  zwischen  objektivem  Rechte  und  seiner 
Durchführung  im  gewerblichen  Leben  begreifen  lernen.  Kach  der  oben 
wiedergegebenen  objektiven  Rechtsauffassung  kommt  es  für  die  Rechts- 
praxis durchaus  auf  die  Beurteilung  des  einzelnen  Falles  an,  ganz  ähnlich 
wie  wir  ja  auch  für  das  deutsche  Recht,  da  die  Gewerbeordnung  für  diese 
Organisationsfragen  überhaupt  nicht  herangezogen  werden  kann,  hervor- 
heben mußten,  daß  nur  auf  Grund  ganz  konkreter  Einzeltatsachen  gegen 
Auswüchse  z.  B.  der  Kartellpraxis  vorgegangen  werden  kann. 

„Gradually  the  rigidity  of  the  early  rule  forbidding  contracts  in  re- 
straint of  trade  was  modified,  so  that  in  England  at  the  present  time  whether 
contracts  in  restraint  of  trade  are  lawful,  is  dependent  upon  their 
reasonableness.  They  may  be  sustained  even  if  they  be  indefinite 
both  as  to  time  and  place ;  but  such  contracts  to  be  lawful  are  to  be  suppor- 
ted  by  a  consideration,  are  to  be  essential  to  the  protection  of  the  legitimate 
interest  of  the  contractes  and  must  be  reasonable.  The  above  Statement 
shows  that  at  present  time  the  laws  have  so  developped  in  England  that  there 
is  freedom  to  combine  in  trade  to  any  extent,  provided  that  the  combination 
is  not  immoral,  unlawful,  or  oppressive,  ist  not  contrary  to  public  policy, 
and  is  not  a  monpoly,"^ 

Für  die  englische  Rechtspraxis  kommt  nun  noch  die  Eigenart  hinzu, 
daß  für  das  common  law  als  Gewohnheitsrecht  die  Präjudizien  (precedents) 
—  ,,eine  der  wichtigsten  Eigentümlichkeiten  des  englisch-amerilcanischen 
Rechts  —  für  die  gleichgestellten  und  nachgeordneten  Gerichte  bindend 
sind"^.  Das  bedeutet,  in  ungleich  höherem  Grade  als  etwa  im  deutschen 
Rechte  Reichsgerichtsentscheidungen  maßgebend  werden  können,  die  Ab- 
hängigkeit der  Spruchpraxis  von  vorbildlichen  Prozessen,  Solcher  sind  mit 
Bezug  auf  monopolistische  Organisationen  eine  ganze  Zahl  durchgefochten 

^  Kartelle  und  Trusts.     3.  Aufl.     Stuttgart  1918.     S.  267. 

2  Eddy  (On  Combinations).  Vol.  I.  Sect.  688.  713  cit.  Bei  van  Hise, 
a.  a.  O.,  S.  'l69. 

^  E.Hey  mann,  Überblick  über  das  englische  Privatrecht  in  Holtzendorffs 
Enzyklopädie  d.  Rechtswissenschaft.     6.  Aufl.     1904.     Bd.  I.     S.  805. 
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worden^.  Manche  dieser  ,,leading  cases"  haben  recht  scharfe  Kritiken  er- 
fahren, insbesondere  die  zumeist  entscheidende  Feststellung,  ob  Monopol 
oder  nicht,  ist  vielfach  angegriffen  worden.  So  verwirft  Francis  W.  H  i  r  s  t  , 
der  überhaupt,  und  zwar  in  Parallele  mit  der  lange  unterdrückten  Koa- 
litionsfreiheit der  Arbeiter,  der  liberalen  Rechtspraxis  gegenüber  den  indu- 
striellen Monopolorganisationen  nicht  hold  ist,  —  ein  solches  vorbildliches 
Urteil  aus  dem  Jahre  1711  zugunsten  eines  Monopols^  mit  den  beißenden 
Worten : 

„As  if  a  monopoly  were  any  tbe  less  a  monopoly,  or  any  less  oppressive 
in  k  i  n  d  because  it  is  local.  The  casuistry  of  modern  lawyers  has  con- 
trived,  without  questioning  the  authority  of  this  judgment,  to  deprive  it 
of  almost  all  its  practical  bearing  and  in  the  last  ten  -years  two  important 
decisions  have  wdttled  away  the  old  doctrine  that  restraints  of  trade  are 
against  public  policy.  Perhaps  it  is  well;  for  law  and  economics,  though 
always  found  together,  are  seldom  theorised  together,  except  in  the  Fa- 
culty  of  a  German  University."  An  der  gleichen  Stelle^  verwirft  er  dann 
einen  sehr  berühmten  leading  case:  ,, Mogul  Steamship  Co.  v.  Mc.  Gregor 
and  others",  der  durch  das  höchste  Gericht,  das  House  of  Lords,  im  De- 
zember 1891  entschieden  worden  war,  von  dem  Macrosty^  ganz  im 
Gegenteil  urteilt:  ,,Fortunately  (!),  in  the  Mogul  usw.  the  law  has  been 
clearly  laid  down.  The  defendants  were  a  Conference  or  combination  of 
shipping  companies  which  had  tried  to  exclude  the  plaintiffs  from  the  Han- 
kow  tea  trade  by  offering  a  special  rebate  to  shippers  wlio  confined  their 
shipments  exclusively  to  the  Conference  lines.  Damages  were  sought  for  a 
conspiracy  to  injure  the  plaintiffs,  and  it  was  pleaded  that  the  Conference 
was  unlawful,  being  in  restraint  of  trade.  Judgement  was  given  unanknously 
against  the  plaintiffs,  the  Mogul  Co."^ 

Macrosty  begründet  diese  organisationsfreundliche  Stellung  der  Ge- 
richte im  Verlaufe  seiner  Erörterungen  noch  mit  den  sicherlich  zutreffen- 


^  Ausführlicher  erwähnt  sind  solche  bei  Macrosty,  Trust  movement 
in  British  industry.  London  1907.  S.  18ff.  F  r  a  n  c  i  s  W.  Hirst,  Monopolies, 
Trusts  and  Cartels.  London  1 905.  S.  98ff .  R  i  p  1  e  y  ,  Trusts,  Pools  and  Corpo- 
rations.  New  York  1905.  Kap.  XI.  S.  230ff.  (Aus  der  amerikanischen  Rechts- 
praxis. ) 

2  Der  Tenor  des  Urteils  lief  darauf  hinaus,  daß  ein  Handelsmonopol  kein  Mono- 
pol sei,  wenn  es  örtlich  oder  personell  begrenzt  bleibt. 

3  a.  a.  O.,  S.  99. 

*  a.  a.  O.,  S.  18.  Macrosty  weist  zunächst  darauf  hin,  daß  die  ökonomisch« 
Wirksamkeit  industrieller  Vereinigungen  von  ihrer  Rechtsstellung  abhängt.  Er 
stellt  femer  vergleichsweise  fest,  daß  ,,amaIgamations",  also  trustähnliche  kapita- 
listische Verschmelzungen,  selbst  wenn  sie  die  höchsten  Preise  forderten,  vom  Recht 
nicht  beanstandet  wurden.  Dagegen  seien  zeitlich  begrenzte,  also  kündbare  Verträge 
unter  Kaufleuten  (,, Kartellverträge")  zur  Regelung  der  Handels-  und  Industrie- 
geschäfte als  ,, in  restraint  of  trade"  für  „unlawful"  angesehen  .  .  .,  ,,and  contracts 
to  restrict  compotition  have  always  been  viewed  with  the  same  hostility."  Er- 
freulicher^veise  fährt  er  dann,  wie  oben  im  Text  näher  zitiert,  fort,  sei  aber  das  feind 
hebe  Gesetz  klar  gestellt  worden  —  und  zwar  zugunsten  der  Kartelle. 

^  Die  allerdings  auch  mir  gewunden  erscheinende  Begründung  ist  bei  M  a  - 
crosty,    a.  a.  O.,  nachzulesen. 
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den  Bemerkungen:  „The  judges  have  repeatedly  referred  to  the  injustice 
of  not  allowing  an  association  of  traders  to  do  those  things  which  could 
be  done  by  an  amalgamation  of  the  same  persona.  In  all  matters  of  com- 
petition  an  association  has  the  same  rights  as  an  individual  trader,  who  .  .  . 
in  all  matters  not  contrary  to  law,  may  regulate  his  own  mode  of  carrying 
on  his  trade  according  to  his  own  discretion  and  choice."^  Schließlich  be- 
stätigt aber  auch  Macrosty,  daß  fortgesetzte  Angriffe  auf  die  ver- 
tragsmäßigen Organisationen  die  englischen  Fabrikanten  ebenfalls  von  der 
Bahn  der  kartellähnlichen  Organisation  zu  der  amerikanischen  Form  der 
,,amalganiations"2  getrieben  haben,  die  in  der  Tat  —  aber  sicherlich  nicht 
nur  aus  diesem  Grunde  der  Rechtssprechung  —  auch  nach  dem  oben  er- 
wähnten Regierungsberichte  heute  organisatorisch  das  Übergewicht  in  Eng- 
land ebenfalls  besitzt. 

Um  irrtümlichen  Auffassungen  vorzubeugen,  muß  ich  jedoch  nochmals 
ausdrücklich  feststellen,  daß  trotz  dieser  im  vorstehenden  erläuterten  ge- 
setzlichen Schlechterstellung  der  vertragsaiäßig  auf  Zeit  geschlossenen, 
also  offensichtlich  mit  dem  deutschen  ,, Kartell"  identischen  mono- 
polistischen Organisationen  gegenüber  der  Verschmelzung,  der  kapitalisti- 
schen „amalgamation",  erstere  bis  in  die  neueste  Zeit  hinein  eine  große  Ver- 
breitung auch  in  England  gefunden  haben  müssen.  Der  oben  erwähnte 
Bericht  des  englischen  Trustcomittees  spricht  ausdrücklich  z.  B.  in  der 
Eisenindustrie  von  ,, Vereinigungen  selbständiger  Firmen" 
neben  Verschmelzungen.  Es  wird  ferner  auf  die  „sehr  verschiedenartige 
Entwicklungsstufe"  der  Organisationen  hingewiesen  und  zum  Beweise  an- 
geführt: „JJie  einfachste  Verständigung  wird  durch  die  regelmäßigen  Zu- 
sammenkünfte der  Kohlenhändler  oder  anderer  Händler  versinnbildlicht, 
auf  denen  die  von  allen  zu  fordernden  Preise  völlig  fonulos  erörtert  werden", 
also  durchaus  kartellähnliche  Vereinbarungen.  Als  weiteres  Bedspiel  eines 
offenbaren,  schon  verhältnismäßig  hochorganisierten  Kartells  wird  eine 
Organisation  aus  der  Möbelindustrie  angezogen.  Es  ist  ein  Kartell  mit  Kon- 
tingentierung, denn  es  heißt:  ,,der  Antedl  jeder  der  V  e  r  t  r  a  g  s  firmen 
am  Verkauf  wurde  festgesetzt  und  für  Kontin gantsüberschreitun gen  die 
Ablieferung  von  5  v.  H.  des  Verkaufspreises  bedingt."  Auch  aus  den  weiteren 
Einzelheiten  über  diese  Organisation  geht  deutlich  ihr  Kartellcharakter 
hervor.  Drei  bedeutende  Organisationen  —  schildert  der  Bericht  weiter  — 
überreichten  eine  Denkschrift,  in  der  die  Vorzüge  der  Organisationen  wie 
folgt  begründet  wurden:  ,, Abgesehen  von  Arbeiterverbänden  ...  ist  die 
einfachste  und  in  diesem  Lande  verbreitetste  Form  der  Organisation  die 


1  a.  a.  O.,  S.  21. 

'  a.  a.  O.,  S.  23.  „Restriction  has  always  been  a  trade  policy,  and  attempts  at 
regulation  can  be  traced  throughout  the  whole  history  of  our  industry  .  .  .  Still  it 
is  significant  that  it  is  in  the  eighties,  after  the  great  deprossion  which  followed 
the  boom  of  1870 — 75,  when  the  effects  of  international  competition  first  began  to 
be  fnlly  feit,  that  we  first  discover  something  like  a  general  movement  to  control 
competition.  After  numerous  oxperiments  with  all  kinds  of  tei'minable  associations, 
manufacturers,  sick  of  warfare,  turned  to  amalgamation  of  their  interests  and  follo- 
wed in  the  same  course  as  their  brethren  in  the  ünited  States,  only  a  little  later. 
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Preisvereinbarung."  Diese  Hinweise  aus  der  jüngsten  Entwicklung  in  Groß- 
britannien, die  beim  Vorliegen  des  wörtlichen  Enquete berichtes  sicherlich 
noch  manche  Ergänzungen  erfahren  können,  dürften  zur  Klarstellung  der 
Kartellentwicklung  genügen.  Übrigens  hat  ja  auch  in  den  Vereinigten  Staa- 
ten die  gleiche  Kampfansage  die  Kartellorganisation  keineswegs  völlig  außer 
Übung  gesetzt. 

Aber  in  der  weiteren  Kechtsentwicklung  hat  sich  zwischen  Großbritannien 
und  den  Vereinigten  Staaten  ein  wichtiger  Gegensatz  herausgebildet.  Wäh- 
rend in  England,  wie  wir  gesehen,  die  kapitalistische  Organisation  in  ihren 
gewöhnlichen  Formen  durch  das  common  law  und  auch  durch  die  Gesetz- 
gebung in  weitestem  Umfange  unbehelligt  geblieben  sind,  haben  die  Ver- 
einigten Staaten  eine  durchaus  entgeg(^ngesetzte  Rechtspolitik  verfolgt, 
indem  sie  durch  Statute  law,  und  zwar  sowohl  durch  Einzelstaats-  wie  Bun- 
desspezialgesetzgebung  den  Trusts  den  Kampf  ansagten.  Hierüber  ist  im 
vorhergehenden  Aufsatze  berichtet  worden.  Auch  die  wichtigsten  englischen 
Kolonien,  vor  allem  Australien  und  ISieuseeland  sowie  Kanada  und  die  Kap- 
kolonie, sind  dem  amerikanischen  Beispiele,  teilweise  sogar  in  der  Bekämpf  ung 
der  Trusts  noch  weitergehend  gefolgt. 

Dr.  Siegfried    Tschierschky,    Berlin. 


XI. 
Handelspolitik. 


Die  Gebiete  der  offenen  Tür  im  Jahre  1918\ 

Gebiete    in   Asien;    Ozeanien;    Spitzbergen. 

Noch  im  Jahre  1917  war  die  Befreiung  P  e  rsi  e  n  s  von  den  handeis-, 
zoll-,  finanz-  und  rechtspohtischen  Behinderungen  eines  Gebietes  der  offenen 
Tür  sowie  vom  schärferen  Anziehen  dieser  Fesseln  durch  den  russisch- 
britischen Teilungsvertrag  vom  31.  A ugust  1907  nur  halb- 
amtlich betrieben  worden,  indem  persische  freiheithch-demokratisch  ge- 
sinnte Politiker  an  den  weltpohtischen  Besprechungen  der  Sozialdemokratie 
in  Stockholm  im  Sommer  1917  lebhaft  teilnahmen.  Die  großen  Erfolge 
Deutschlands  und  zum  Teil  auch  seiner  Verbündeten  gegen  Ende  1917  und 
in  der  ersten  Hälfte  1918  (Waffenstillstand  von  Brest- Litowsk  vom  15.  De- 
zember 1917,  Brest-Litowsker  Friedensvertrag  vom  S.März  1918,  deutsches 
Vordringen  in  Frankreich)  ermutigten  die  persische  Regierung,  die  ihre  Hoff- 
nungen hinsichthch  der  Verbesserung  der  weltpohtischen  und  weltwirt- 
schafthchen  Stellung  des  Landes  stets  auf  die  Erfolge  des  Vier- 
bundes gesetzt  hatte,  nunmehr  selbst  mit  derartigen  Forderungen  her- 
vorzutreten. 

Die  Teheraner  Regiermig  setzte  in  einer  am  4.  April  1918  ausgefertigt 

1  Vgl.  „W.  A.«  lfd.  Bd.,  S.  181*. 
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ten  Mitteilung  an  die  neutralen  und  kriegführenden  Eegierungen  aus- 
einander, daß  sie  den  britisch-russischen  Teiiungsvertrag  als 
null  und  nichtig  ansehe,  zumal  Rußland,  gemäß  dem  Brest-Li- 
towsker  Vertrag,  hiervon  zurückgetreten  sei  (bereits  im  März  1918  war  der 
perssche  Boden  von  russischen  und  türkischen  Truppen  geräumt);  auch 
aei  sie  entschlossen,  eine  zeitgemäße  Erneuerung  der  anderen,  Persien  nach 
Art  der  türkischen  Kapitulationen  einengenden  Verträge  zu 
verlangen. 

Wälirend  in  Deutschland  das  Wohlwollen  für  Persien  in  der  Errichtung 
eines  doppelstaatlichen  Wirtschafts-  und  Kulturverbandes  Ausdruck  gefunden  hatte 
(Gründung  der  „Deutsch-persischen  Gesellschaft"  in  Berlin  am  29.  Januar  1918), 
zeigte  sich  in  Großbritannien  eine  den  persischen  Wünschen  entsprechende 
Richtung  höchstens  in  der  Arbeiterpresse  und  in  bürgerlich-vorgeschrittenen  Blättern 
wie  „Manchester  Guardian"  (siehe  die  in  fünf  Punkten  zusammengefaßten  Vor- 
schläge von  Professor  Browne  im  genannten  Blatt  vom  7.  Februar  1918  unter  dem 
Titel  „The  Futiu-e  of  Persia").  Dagegen  äußerten  sich  die  britischen  Regierungs- 
blätter, so  z.  B.  der  „Near  East"  vom  10.  Mai,  ungefähr  dahin,  daß  Persien  weder 
das  Recht  noch  die  Macht  habe,  den  britisch-russischen  Vertrag  von  1897  für  beseitigt 
zu  erklären. 

Bereits  während  der  ersten  drei  Jahre  des  Weltkrieges,  da  den  Eisenbahnen 
mit  vorwiegend,  wenn  auch  nicht  ausschließlich  militärisch-politischer  Bedeutung 
die  hohen  Kosten  nicht  so  ängstlich  nachgerechnet  wvu-den,  wie  in  der  Zeit  vor  Au- 
gust 1914,  war  die  1905  vollendete  Eisenbahn  Quetta  —  Nuschki 
(Nordostecke  von  Belutschistan,  das  sogenannte  ,,Britisch-Belutschistan"  im  engeren 
Sinne  des  Wortes)  von  der  angloindischen  Regierung  bis  nach  dem  ostpersischen 
Gebiet  Seistän  (Hauptplatz  Nasirabad)  weitergebaut  worden;  diese  Verlängerung 
führte  über  die  südlich  von  der  afghanisch-belutschistanischen  Grenze  verlaufende 
Karawanenstraße,  die  von  der  indischen  Regierung  bereits  in  den  ersten  Jahren 
des  zwanzigsten  Jahrhunderts,  als  Gegenzug  gegen  die  damalige  russische  friedliche 
Diirchdringung  Nordpersiens,  eingerichtet  worden  war.  Der  Eisenbahnbau  Nuschki 
— Nasirabad  ist  ein  ostpersisches  Seitenstück  zu  der  gleichfalls  von  der  Teheraner 
Regierimg  mehr  geduldeten  als  begünstigten,  im  ersten  Jahrzehnt  des  zwanzigsten 
Jahrhundörts  vor  sich  gegangenen  britischen  Festsetzung  im  Südwesten  Persiens, 
d.  h.  in  Mohammerah-Abadan  und  in  den  angrenzenden  südpersi- 
schen Erdölgebieten;  die  Ausbeutung  dieser  Gebiete  ist  während  des 
Weltkrieges  eine  der  Hauptstützen  der  britischen  Kriegführung  geworden  luid 
lieferte  noch  überdies  der  britischen  Regierung,  als  der  Hauptaktionärin  der  dort 
tätigen  Anglo  Persian  Oil  Comp.,  ein  finanziell  bedeutsames  Erträgnis. 

Ende  1918  wurde  der  Wunsch  der  (schon  seit  Anfang  August  wirtschaft- 
lich und  politisch  wieder  völlig  unter  britische  Botmäßigkeit  geratenen) 
Teheraner  Regierung  gemeldet,  am  Pariser  Friedenskongreß 
behufs  Geltendmachung  des  Selbstbestimmungsrechtes  Persiens  teilzu- 
nehmen. Da  Persien  zur  Teilnahme  an  dem  von  der  Entente  begründeten 
Völkerbund  eingeladen  worden  ist,  dürfte  es  künftighin  wenigstens 
von  der  unliebsamsten  Folgerung  aus  der  Handelspolitik  der  offenen  Tür 
älteren  Schlages  verschont  bleiben,  wonach  ein  Land  unbedingte  Meistbe- 
günstigung zu  gewähren  hat,  ohne  hierin  grimdsätzUch  auf  Gegenseitigkeit 
rechnen  zu  dürfen.  Mit  den  rechtspolitischen  Einschränkungen  eines  Ge- 
bietes der  offenen  Tür  wird  Persien,  bei  der  zurzeit  noch  weitgehenden  Rück- 
ständigkeit und  sogar  Verderbtheit  seiner  Verwaltung  imd  seines  Gerichts- 
wesens, wohl  etwas  längere  Zeit  hindurch  belastet  bleiben. 
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Durch  die  Zerrüttung  der  russ' sehen  staatHchen,  gesellschafthchen 
und  wirtschaftUchen  Einrichtungen,  die  infolge  der  Wirksamkeit  der  Mos- 
kauer Käterepubhk  eingetreten  ist,  war  das  in  ziemlich  geordneten  Verhält- 
nissen befindliche  Afghanistan  im  Jahr  1918  wirtschaftlich  auf  die 
Verbindung  mit  Britisch-Indien  noch  weit  mehr  angewiesen  als  je.  Es  war 
sogar  davon  die  Rede,  daß  Afghanistan  zum  Ausgangspunkt  einer  britischen 
Schutzherrschaft  über  das  vorwiegend  von  Moslim  bewohnte  Russisch- 
Zentralusien  werden  sollte,  wobei  diese  Schutzherrschaft  der  Form  nach 
vom  Kabuler  Emir  Habibullah  auszuüben  wäre,  der  (bis  zu  seiner  Ermordung 
am  20.  Februar  1919)  als  treuer  Freund  des  britischen  Reiches  galt. 

Auf  Andrängen  der  Ententestaaten  verschärfte  das  seit  dem  22.  Juli 

1917  im  Kriegszustand  mit  den  Mittelmächten  befindliche   S  i  a  m  im  Jahre 

1918  jene  Maßnahmen  des  Wirtschaftskrieges,  wodurch  die 
hochbedeutsame  wirtschaftliche  Stellung  iJeutschlands  im  Handel  und  in 
der  Schiffahrt  Siams  vernichtet  werden  sollte.  Bereits  im  ersten  Halbjahr 
1918  wurden  die  Staatsangehörigen  Deutschlands  und  Österreich-Ungarns 
aus  Siam  nach  Britisch-Indien  gebracht. 

In  den  ersten  zwei  Jahren  des  Weltkrieges  hatte  der  britische  Handel, 
und  zwar  namentlich  jener  in  Metallwaren,  den  Hauptvorteil  aus  der  Ausschaltung 
Deutschlands  gezogen.  Späterhin  waren  es  aber  insbesondere  Japan  (vornehmlich 
in  Textilwaren  und  in  der  Schiffe hrt)  iind  die  Vereinigten  Staaten,  denen  die  ge- 
stiegene Kaufkraft  Siams  zugute  kam,  das  seine  pflanzlichen  und  Bergbauerzeug- 
nisse (Reis,  Teakholz,  Zinn  und  Zinnerze,  Wolframerze)  zu  guten  Preisen  bequem 
absetzen  konnte.  Von  1913/1914  bis  1917/1918  war  Siams  Einfuhr  von  33,59  auf 
35,92,  seine  Ausfuhr  von  42,74  auf  45,80  Mill.  Tikal  gestiegen.  Zinn  und  Zinn- 
erze sowie  Wolf ramerze  waren  bei  der  Ausfuhr  mit  einer  Abgabe  von  einem  Viertel 
des  Singapurer  Marktpreises  belastet.  Gegen  Ende  1918  wurde  diese  Abgabe  für 
Wolframerze    auf  ein  Zehntel  des  Singaporer  Preises  herabgesetzt. 

Der  wirtschaftlichen  Stellung  Großbritanniens  in  Siam  dürfte  die  Vollendung 
der  dvu-chlaufenden  Eisenbahn-  Verbindung  zwischen  Bangkok  und 
Singapore  über  die  im  Besitz  beider  Reiche  befindliche  malaiische  Halbinsel 
(der  Verkehr  wurde  am  1.  Juli  1918  eröffnet)  zugutekommen.  Bei  dieser  Gelegenheit 
wurden  in  Siam  Anordnungen  hinsichtlich  der  Wertberechnung  für 
Ausfuhr-  und  Einfuhrzölle  getroffen :  Bei  der  Ausfuhr  ist  der  Erwerba- 
preis der  Güter  samt  allen  sonstigen  Kosten  bis  zur  Verladung  in  den  Zug  anzusagen, 
bei  der  Einfuhr  ist  der  Großhandelspreis  der  Waren  netto  Kassa  am  Bestimmungs- 
ort in  Siam  bekanntzugeben. 

In  Siam  gab  man  sich  im  Jahr  1918  der  (im  ersten  Halbjahr  1919  durch 
die  Zulassung  des  Landes  zum  Völkerbund  wenigstens  zum  Teil  gerecht- 
fertigten) Hoffnung  hin,  mittels  des  Anschlusses  an  die  siegreiche  Entente 
der  Fesseln  mehr  oder  weniger  ledig  zu  werden,  wodurch  die  Zoll-  und  Han- 
delspolitik sowie  das  Gerichtswesen  des  Landes,  als  eines  Gebietes  der  of- 
fenen Tür,  noch  immer  den  Großmächten  gegenüber  gebunden  sind.  Diesen 
Bestrebungen  dient  unter  anderem  auch  die  von  einem  Fachausschuß  be- 
sorgte Ausarbeitung  eines  bürgerlichen  Gesetzbuches  nach 
französischem  Vorbild.  Jedenfalls  sind  Deutschland  und  das  ehemalige 
Österreich-Ungarn  völlig  ausgeschieden  aus  der  Reihe  jener  Großmächte, 
denen  gegenüber  Siam  gebunden  war,  und  dieses  Land  besitzt  derzeit  inner- 
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halb  der  Staatengesamtheit  der  Erde  eine  weit  freiere,  unabhängigere 
Stellung  als  etwa  Deutschland  oder  Deutschösterreich. 

-Als  sich  die  chinesische  Regierung  zur  Kriegserklärung  an 
Deutschland  und  Österreich-Ungarn  (14.  August  1917)  hatte  drängen 
lassen,  hoffte  sie,  daß  hierdurch  die  Stellung  Chinas  in  Weltwirtschaft  so- 
wie Weltpolitik  eine  bedeutende  Verbesserung  erfahren  werde,  und  daß 
namentlich  die  im  Wesen  eines  Gebietes  der  offenen  Tür  liegenden  handeis-, 
zoll-,  finanz-  und  rechtspolitischen  Hemmungen  fortfallen  würden.  Diese 
Hoffnung  hat  sich  aber  seither  tatsächlich  nur  in  geringem  Ausmaß  erfüllt 
insofern,  als  nämlich  die  besonderen  Vertragsrechte  in  Wegfall  kamen,  die 
Deutschland  sowie  das  ehemahge  Österreich-Ungarn  in  China  besaßen. 
Auch  wird,  nach  der  Einbeziehung  Chinas  in  den  Völkerbund,  die  den 
Chinesen  gegenüber  mehrfach  geübte  einseitige  Meistbegünstigung  (nur  zu 
deren  Lasten,  nicht  auch  zu  ihren  Gunsten)  nicht  mehr  Platz  greifen  können. 

In  sonstiger  Beziehung  hatte  aber  China  fast  nur  Enttäuschungen  und 
Mißerfolge  zu  verzeichnen.  Hierzu  trug  freilich  in  sehr  hohem  Maße  die 
Zerfahrenheit  imd  Haltlosigkeit  der  innerpolitischen  Zustände 
des  Landes  bei:  der  unaufhörliche,  kostspielige,  alle  Einkünfte  verzehrende 
Bürgerkrieg  mit  Gegenregierungen  und  Gegenparlamenten  im  Süden 
(Kanton)  und  Norden  (Peking)  — durch  den,  namentlich  im  Norden,  eine  zügel- 
lose, plünderungssüchtige  Soldateska,  mit  hab-  und  herrschgierigen,  nur  auf 
persönlichen  Vorteil  bedachten,  jeden  Gemeinsinns  ermangelnden  Führern 
zur  Herrschaft  gelangte,  —  und  die  leichtsinnig  die  wertvollsten  Natur- 
schätze (namentlich  Minerallager)  und  sonstige  Vermögensstücke  sowie  kost- 
bare Rechte  (z.  B.  Eisenbahnkonzessionen)  für  die  laufenden  Ausgaben,  und 
zwar  insbesondere  für  die  inneren  Kämpfe,  mittels  Verkauf,  Verpfändung 
und  sonstiger  Hingabe  verschleudernde  staatliche  Finanz- 
wirts-chaft  der  Pekinger  Machthaber,  die  das  Land  der  Form  nach 
gegenüber  dem  Ausland  vertraten.  Alles  dies  wurde  freihch  sehr  gefördert 
durch  die  bald  den  Norden,  bald  den  Süden  stützende  japanische 
Regierung,  zu  deren  Weltreichs-,  Fabrikatenausfuhr-  und  Rohstoff- 
sicherungsplänen ein  schwaches,  in  sich  zerfallenes,  in  Europa  und  Amerika 
wenig  Ansehen  genießendes  China  besser  paßt  als  ein  Riesenreich  von  rund 
330  Millionen  Menschen,  das  in  sich  geschlossen  und  gefestigt  dasteht  und 
besonnen  vorwärtsstrebt. 

Unter  anderem  half  die  japanische  Regierung  auch  insofern  an  der  wirtschaft- 
lichen und  politischen  Zerrüttung  Chinas  nach  Kräften  mit,  als  sie  die  japanischen 
Großbanken  und  Finanz männer  bewog,  der  finanzpoh tisch  einsichtslosen  und  sitt- 
lich minderwertigen  Pekinger  Regierimg  Darlehen  um  Darlehen  gegen  die 
erwähnten  Sicherstellungen  scheinbar  höchst  entgegenkommend  zu  gewäliren.  So 
erhielt  China  i.  J.  1918  von  japanischen  Banken  29  größere  und  kleinere  Anleihen 
im  Gesamtbetrag  von  246,4  Mill.  Yen.  Mit  besonderem  Eifer  bemächtigte  sich  Japan 
auf  diesem  Wege  der  chinesischen  Eisenerzlager;  hiermit  hoffte  es  vom 
guten  Willen  der  Vereinigten  Staaten  und  Großbritanniens  unabhängig  zu  werden, 
die  während  des  Weltkrieges  die  Wirtschafts-  und  sonstige  Politik  Japans  mehrmals 
in  richtunggebender  Weise  dadurch  beeinflussen  konnten,  daß  sie  die  Ausfulir 
ihrer  Eisen-  und  Stahlwaren  für  den  Bedarf  der  japanischen  Werften  und  anderen 
taetallurgischen  Industrien  verboten. 
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Ihren  anderen  Plan,  den  japanischen  Fabrikaten  das  chinesische  Absatz- 
gebiet durch  eine  Zollvereinigung  (zu  Vorzugsbedingungen  gegenüber  dritten 
Staaten)  zu  sichern,  konnte  die  japanische  Regierung  nicht  so  unzweideutig  ver- 
folgen, wenn  sie  auch  diesem  Ziel  —  das  gelegentlich  von  unabhängigen  ajige- 
sehenen  Privatpersonen  offen  eingestanden  wurde  —  durch  Gewinnung  möglichst 
zahlreicher  und  fester  Stützpiinkto  innerhalb  des  cliinesischen  Wirtschaftskörpers 
in  Gestalt  auswärtiger  Kapitalsanlagen  (Eisenbahnen,  Bergwerke,  Industrieunter 
nehmungen  usw.)  näher   zu  kommen  versuchte. 

Em  Streich,  der  allen  anderen  am  chinesischen  Markt  beteiligten  Staaten 
besonders  naheging,  gelang  der  japanischen  Regierung  im  August  1918.  Am  29.  Au- 
gust veröffentlichte  nämlich  das  Pekinger  Amtsblatt  die  Satzungen  einer  Aktien- 
gesellschaft, die  das  Monopol  für  alle  Einfuhren  und  Ausfuhren 
erhalten  sollte,  wofür  die  Zustimmung  der  Pvegierung  erforderlich  ist. 
Hierunter  befanden  sich  damals  unter  anderem  Reis,  Eisen,  Waffen,  Munition, 
Schiffs-  und  Eisenbahnbedarf.  Zwar  dürfen  sich  nuc  Chinesen  unter  den  Aktionären 
befinden;  doch  wurde  sofort  bekannt,  daß  mindestens  sechs  Zelintel  der  Aktien 
im  Besitz  von  Japanern  mit  vorgeschobenen  chinesischen  Strohmännern  seien. 

Lebhafte  Bemühungen  der  chinesischen  Regierung  gingen  dahin,  den 
Zollwerttarif  der  fünfprozentigen  Einfuhrzölle  von  1902  von  seiner 
bisherigen  Grundlage,  den  Durchschnittspreisen  der  drei  Jahre  1897 — 1899, 
loszulösen,  und  diesen  Tarif,  zum  Vorteil  der  Staatsfinanzen,  den  weit  höheren 
Preisen  der  letzten  Friedens  jähre  oder  noch  besser  den  riesig  hohen  Kriegs- 
preisen anzupassen.  Japan  leistete  diesen  Bestrebungen  der  chinesischen 
Regierung  (auf  den  seit  dem  5.  Januar  1918  in  Schanghai  abgehaltenen  Be- 
sprechungen von  Vertretern  der  Vertragsmächte)  entschiedenen  Wider- 
stand, weil  jede  Erhöhung  der  Einfuhrzölle  Chinas  den  Absatz  von  japa- 
nischen Waren  erschweren  und  von  etwaigen  im  Wettbewerb  stehenden  chine- 
sischen Erzeugungen  stärken  mußte.  Zumindest  wollte  Japan  in  den  entschei- 
dend wichtigen  ersten  Friedensjahren  auf  dem  chinesischen  Markt  derartigen 
unliebsamen  Hindernissen  nicht  begegnen.  Nach  Londoner  Meldungen  aus 
der  ersten  Juhhälfte  1918  einigte  man  sich  in  den  Schanghaier  Bespre- 
chungen dahin,  daß  die  Durchschnittspreise  von  je  2^  der  letzten  Friedens- 
und ersten  Kriegsjahre,  d.  h.  1912 — 1916,  dem  neuen  Zollwert-Tarif  zu- 
grunde gelegt  werden  sollten;  dieser  Tarif  habe  sofort  nach  Genehmigung 
durch  die  beteiligten  Regierungen  in  Kraft  zu  treten  und  wäre  spätestens 
zwei  Jahre  nach  Beendigmig  des  Weltkrieges  einer  Nachprüfung  zu  unter- 
ziehen. 

Gegen  Ende  1918  war  es  aber  Japan  gelungen,  die  anderen  Mächte  vom 
Plan  dieser  vorläufigen  Zolltarifänderung  abzubringen,  welche  den  chinesischen 
Staatsfinanzen,  nach  dem  Wunsch  der  Union,  sofort  zum  großen  Vorteil 
gereicht  hätte;  statt  dessen  sollte  nun  ,, sofort"  an  die  Vereinbarmig  eines 
neuen  autonomen  Zolltarifes  geschritten  werden,  der  als 
Grmidlage  für  die  von  China  abzuschheßenden  Handelsverträge  zu  dienen 
habe.  Aber  dies  ist  tatsächlich  eine  recht  schwierige  und  daher  langwierige 
Arbeit,  da  hierüber  zwischen  den  einzelnen  Entente- Großmächten  scharfe 
Gegensätze  bestehen.  Inzwischen  können  sich  die  japanischen  Ausfuhr- 
industrien in  China  zu  Zöllen  betätigen,  die  zwei  Prozent  des  gegenwärtigen 
Preisstandes  kaum  überschreiten  dürften. 

Wahrscheinlich   infolge   der   ungünstigen  innerpohtischen   Verhältnisse 
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sanken  die  chinesischen  Z  o  1 1  e  i  n  n  a  h  m  e  n  von  38,14  Mill.  Haikuan- 
iTaels  im  Jahre  1917  auf  36,33  Mill.  im  Jahre  1918,  dürften  aber,  bei  den 
so  namhaft  gestiegenen  Silberpreisen,  noch  immer  weit  mehr  liefern  als  zu 
Friedenszeiten,  falls  diese  Einnahmen  auf  die  Goldwährungen  der  Gläubiger- 
länder  Chinas  umgerechnet  werden. 

Gerade  um  diesen  wenigstens  zeitweiligen  Vorteil  soll  aber  das  chine- 
sische Reich,  nach  dem  Willen  der  japanischen  Regierung  und  behufs  För- 
jlderung  der  Handelsbeziehungen  des  japanischen  Gold  Währungslandes  zu 
j  China,  gebracht  werden.  Schon  im  Apnl  1918  schlug  der  einflußreiche  ja- 
I  panische  Finanzberater  der  chinesischen  Regierung,  Baron  Sakatani,  vor, 
China  möge  zur  Goldwährung  übergehen  und  mit  Anhäufung  eines 
Goldbestandes  bei  den  Großbanken  jener  Mächte  beginnen,  die  dem  seit 
1911  bestehenden  Verband  (Konsortium)  zur  Befriedigung  der  chinesischen 
Anleihebedürfnisse  angehören.  Ursprünglich  waren  dies  Großbritannien, 
Frankreich,  Deutschland,  Japan  und  die  Union;  seit  Frühjahr  1913  war 
die  Union,  in  Verabscheuung  der  „DollarpoUtik",  ausgetreten,  und  seit  Be- 
ginn des  Weltkrieges  fehlte  auch  Deutschland;  doch  hatten  sich  seit  Juh 
1918  die  Vereinigten  Staaten,  behufs  Ausgleichung  des  japanischen  Macht- 
zuwachses, wieder  angeschlossen.  Gegenüber  diesem  Schachzug  der  Union 
tat  die  japanische  Regierung  den  Gegenzug,  China  ein  Goldwährungsdar- 
lehen von  20  Mill.  Doli,  anzubieten,  worauf  im  August  1918  der  damalige, 
Japan  ergebene  Präsident  der  chinesischen  Republik  eine  Verordnung  über 
die  Einführung  der  Goldwährung  erließ ;  darnach  sollte  ein  chinesischer  Dollar 
im  Wert  von  etwa  1,3  japanischen  Goldyen  ausgeprägt  werden.  Von  der 
Anordnung  bis  zur  Durchführung  ist  es  aber  in  der  Währungspolitik  des 
repubhkanischen  China  stets  ein  langer  und  nicht  immer  bis  zu  Ende  zu- 
rückgelegter Weg  gewesen. 

Unter  den  kleineren  handelspolitischen  Vorkommnissen  wäre  noch  zu  er- 
wähnen :  Chinas  Teibiahme  am  Wirtschaftskrieg  der  Entente  gegen 
Deutschland,  Österreich-Ungarn  und  das  bolschewistische  Rußland,  wozu  die  bis 
zuletzt  auch  einen  deutschen  Sieg  in  Betracht  ziehende  chinesische  Regierung, 
zum  Teil  sehr  wider  ihren  Willen,  gedrängt  wurde.  Zur  Ausweisung  der  Deutschen 
und  Österreicher  ist  es  sogar  erst  Anfang  1919  gekommen.  Das  im  ersten  Halbjahr 
luid  noch  im  Juli  1918  geltende  chinesische  Verbot  der  Ausfuhr  von  Lebens-  vtnd 
Genußmitteln  über  die  chinesisch-sibirische  Grenze  schadete  ganz  besonders  der 
chinesischen  Grenzbevölkeriuig  und  dem  Teehandel  Chinas. 

Die  russische  Räterepublik  gab  Anfang  Herbst  1918  öffentlich  bekannt, 
daß  sie  auf  alle  jene  Vorrechte  handeis-  und  rechtspolitischer  Art  verzichte,  die 
Rußland  bisher  in  China,  als  einem  Gebiet  der  offenen  Tüi",  genossen  hat.  Es  mag  frag- 
lich sein,  ob  von  einer  bürgerlichen  russischen  Regierung,  welche  der  Räterepublik 
etwa  nachfolgen  sollte,  diese  Erklärung  als  bindend  erachtet  würde. 

Der  schweizerischen  Bundesversammlung  wurde  vom  Bundesrat 
mittels  Botschaft  vom  7.  Dezember  1918  ein  im  Juni  1918  in  Peking  abgeschlossener 
und  unterzeichne  Ler  schweizerisch -chinesischer  Freundschaftsvertrag  vorgelegt. 
Er  ist  als  Vorarbeit  für  einen  ausführlicheren  Niederlassungs-  und  Handelsvertrag 
anzusehen,  enthebt  die  Staatsbürger  der  Schweiz  in  China  von  der  bisherigen  Not- 
wendigkeit, sich  tmter  den  Schutz  einer  Großmacht  zu  stellen  und  gewährt  ihnen 
ßowie  dem  Handel  der  Schweiz  die  Meistbegünstigung;  er  regelt  insbesondere  die 
Befugnisse  \ind  Verpflichtungen  der  schweizerischen  Konsuln  imd  Diplomaten  in 
China. 
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Die  Niederlage  Deutschlands  im  Weltkrieg  besiegelt  das  fast  völlige 
Verschwinden  der  neueren  (seit  Mitte  der  1880er  Jahre  entstandenen)  Ge- 
biete der  offenen  Tür  in  0  z  e  a  n  i  e  n.  Diese  beruhten  nämlich  (abgesehen 
von  den  schon  in  der  Einleitung  besprochenen  samoani.chen  Verhältnissen)^ 
in  der  Hauptsache  auf  dem,  die  unbefristete  Meistbegünstigimg  in  handels- 
und  zollpolitischer  Beziehung  festsetzenden,  deutsch -britischen  Vertrag  voni 
10.  April  1886,  daneben  noch,  bezügl  ch  der  Karolinen,  Palau,  Marianen, 
auf  dem  die  gleichen  Festsetzungen  enthaltenden  deutsch-spanischen  Kauf- 
vertrag vom  12.  Februar  1899. 

Bereits  Ende  1918  war  es  höchst  wahrscheinlich,  wenn  auch  noch  nicht 
so  sicher  wie  im  Juli  1919,  daß  sich  der  Übergang  des  Großteils  der  deutschen 
Besitzungen  in  Ozeanien  auf  Australien  und  Neuseeland 
derart  vollziehen  werde,  daß  Deutschland  dort  (d.  h.  in  Kaiser  Wilhelm  ,s 
Land,  Bismarck-Archipel,  Marschall-Inseln)  nicht  einmal  mehr  Meistbe- 
günstigungsrechte genießen  und  derartige  Befugnisse  auch  in  Britisch-Oze- 
anien  (südösthches  Neuguinea,  Salomons-Inseln,  Fidschi,  Tonga,  Gilbert- 
imd  EUice-Inseln,  Cook-Inseln)  nicht  mehr  besitzen  werde.  Großbritannien. 
Australien  und  Neuseeland  steht  nunmehr  keinerlei  rechtliches  Hindernis 
im  Wege,  die  an  sie  gefallenen  oder  bereits  früher  in  ihrem  Besitz  gewesenen 
ozeanischen  Inseln  oder  Inselgruppen  in  den  britischen  Reichszollverein 
oder  in  das  engere  australische  und  neuseeländische  Zollgebiet  aufzunehmej:. 
Das  gleiche  gilt  für  die  in  die  Hände  Japans  gelangten  drei  Inselgruppen 
der  Karolinen,  Palau,  Marianen  (und  für  die  gleichfalls  von  Japan  besetzte 
große  Marschall-Insel  Jaluit)  hinsichtlich  der  japanischen  Handelspolitik, 
da  sich  die  japanische  Regierung  um  die  Verpflichtungen  Deutschlands 
gegenüber  Spanien  nicht  zu  kümmern  braucht. 

Es  ist  nicht  gerade  sicher,  aber  immerhin  möglich,  daß  bei  den  Pariser 
Friedensberatungen  auch  die  wenig  befriedigenden  Verhältnisse  der  eine 
Art  offener  Tür  bewirkenden  französisch-britischen  gemeinsamen  Herrschaft 
über  die  Neuhebriden  (vgl.  hierüber  den  im  6.  Bd.,  Chron.  u.  Archiv., 
S.  299)  erschienenen  Bericht  über  die  Gebiete  der  offenen  Tür  im  Jahre  1914 
im  Sinn  einer  Realteilung  zwischen  beiden  Großmächten  oder  Alleinherr- 
schaft einer  von  ihnen  abgeändert  würden.  In  Frankreich  wird  neuerdings 
(siehe  La  question  des  Nouvelles-Hebrides  et  la  Paix  im  ,,L'Exportateur 
fran9ais"  vom  10.  April  1919)  zur  Bekräftigung  gewichtigerer  französischer 
Ansprüche  unter  anderem  auf  folgende  Ziffern  hingewiesen:  Ende  1917 
wohnten  auf  der  Insel-Gruppe  641  Weiße  französischer  und  nur  202  bri- 
tischer Staatsbürgerschaft.  Es  gehörten  damals  Franzosen  750  000,  Briten 
130  000  und  Eingeborenen  350  000  ha  Grundbesitz.  Der  dortige  französische 
Ein-  und  Ausfuhrhandel  (wahrscheinlich  im  Jahre  1917)  betrug  5,45,  der 
britische  nur  2,19  Mill.  Fr. 


Ln  Brest-Litowsker  deutsch-russischen  Friedensvertrag  vom  3.  März 
1918  wurde  in  Artikel  9  verfügt:  ,,Die  vertragschheßenden  Teile  werden 
darauf  hinwirken,  daß  die  auf  der  Spitzbergen-  Konferenz  im  Jahre 
1914  in  Aussicht  genommene  internationale  Organisation  des  Spitzbergen- 

^  Vgl.   „W.  A."  lfd.  Bd.,  S.  183*. 
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Archipels  unter  Gleiclistelluiig  der  beiden  Teile  durchgeführt  wird.  Zu  diesem 
Zweck  werden  die  Regierungen  der  beiden  Teile  die  norwegische  Regierung 
bitten,  die  Fortsetzung  der  Spitzbergen-Konferenz  tunlichst  bald  nach  Ab- 
schluß des  allgemeinen  Friedens  herbeizuführen." 

Ententeblätter,  namentlich  britische  Zeitungen,  sprachen  zwar  damals  von 
(leutechen  Versuchen,  eine  selbstsüchtige  Vorherrschaft  über  Spitzbergen  zu  er- 
iichten.  Dieses  polare  Inselgebiet  besitzt  verhältnismäßig  große  weltwirt- 
schaftliche Bedeutung  durch  seine  ausgedelinten,  nicht  besonders 
schwer  auszubeutenden  Kohlenvorkommnisse,  durch  reiche  Lager  von  Phosphaten 
(im  Jahre  1918  näher  luitersucht),  Marmor,  ja  sogar  von  Erdöl  (August  1918  von 
norwegischen  Maschinisten  in  Green  Harbour  entdockt)  und  Eisenerz  (im  Sommer 
1918  in  ganzen  Bergen,  ähnlich  wie  in  Nordschweden,  von  Englischen  Forschern 
angetroffen).  Tatsächlich  bezweckte  aber  die  genannte  Bestimmung  des  Brest-Li- 
towsker  Vertrages  nichts  weiter  als  die  Fortsetziuig  der  Arbeiten  jener  Diplomaten- 
besprechung in  Kristiania,  die  im  Juni  und  Juli  1914  über  Spitzbergen  ver- 
handelt hatte.  Sie  ging  grundsätzlich  davon  aus,  daß  die  Inselgruppe  ein  „no  man's 
country",  eine  , .terra  nullius",  ein  „neutrales  Gebiet",  also  jedenfalls  ein  ,, Gebiet 
der  offenen  Tür"  sei.  Einiges  Widerstreben  gegen  diese  den  Vorteil  aller 
Völker  wahrende  grundsätzliche  Auffassung  hatte  sich  vorher  und  in  den 
ersten  2^2  Weltkriegs jaliren  nur  in  Rußland  gezeigt.  Daher  kaiui  die  von  Deutsch- 
land durchgesetzte  Festlegxing  der  weltwirtschaftlich  genaeinnützigen  Auffassung  im 
Brest-Litowsker  Friedensvertrag  auch  gegenüber  der  damaligen  russischen  Regie- 
rung nur  als  folgerichtig  bezeichnet  werden,  wie  in  einer  halbamtlichen  Darstellung 
der  ,, Norddeutschen  Allgemeinen  Zeitung"  vom  12.  März  1918  des  näheren  ausge- 
führt wurde. 

Seit  der  Schwächimg  Rußlands  durch  die  dem  Sturz  des  Zarentums 
nachfolgenden  Wirren  hat  aber  Großbritannien  alten,  längst  ver- 
gessenen Verträgen  (vgl.  hierüber  den  Schluß  des  Berichtes  im  ,,W.  A." 
über  die  Jahre  1916  und  1917^)  Scheingründe  zur  Behauptung  einer  aus- 
schheßhchen  Vorherrschaft  über  Spitzbergen  entnommen;  von  den  diploma- 
tischen Verhandlungen  und  Vereinbarungen  über  Spitzbergen  in  den  Jahren 
1910 — 1914  ist  in  enghschen  Blättern  kamn  mehr  die  Rede,  und  um  so 
mehr  wird  von  einem  ,,arktischen  Gibraltar"  des  britischen 
Reiches  gesprochen.  Britische  Abordnungen  haben  bereits  im  Jahr  1918 
von  den  rund  40  000  qkm  Spitzbergens  die  wertvollsten,  mineralreichsten 
3500  qkm  in  Anspruch  genommen,  die  dortigen  kleinen  deutscheu  Besitz- 
tümer für  verfallen  erklärt  und  nur  die  gleichfalls  nicht  sehr  ausgedehnten 
schwedischen,  norwegischen  und  nordamerikanischen  Anlagen  bestehen 
lassen.  Durch  jene  Bestimmung  des  Versailler  Friedensver- 
trages zwischen  der  Entente  und  Deutschland,  wonach  der  Brest- 
Litowsker  Friedensvertrag  für  ungiltig  erklärt  wird,  hat  Großbritannien 
hinsichtlich  Spitzbergens  freie  Hand  erlangt. 

Dr.     Sigmund    Schilder,    Wien. 

XII. 

Wirtschaftliche,  politische  und  kulturelle  Expansions- 
bestrebungen der  Staaten  und  Völker,  einschließlich 
Kolonialpolitik. 


13.  Bd.,  S.  149*  u.   240*;  14.  Bd.,  S.  156'' 
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xin. 
Weltpolitik. 

Chronik  der  Weltpolitik. 

Der  Friede  vonVersailles. 
In  der  an  dieser  Stelle  am  1.  Juli  veröffentlichten  Chronik  der  Welt- 
politik^  wurde  darauf  hingewiesen,  daß  die  weltpolitische  Lage  der  damals 
besprochenen  Periode  durch  das  deutsche  Waffenstillstandangebot  und  das 
Ergebnis  der  sich  daran  anschließenden  Verhandlungen  beherrscht  wurde. 
Seit  dem  7.  Mai  ist  es  der  Versailler  Friedensvertragsent- 
wurf, an  den  alle  politischen  Betrachtungen  anknüpfen  müssen.  Nach 
der  Note  des  amerikanischen  Staatssekretärs  Lansing  vom  5.  November 
1918  waren  die  alliierten  und  assoziierten  Mächte  damit  einverstanden, 
daß  die  bekannten  14  Punkte  Wilsons  und  die  in  seinen  späteren  Reden 
niedergelegten  Prinzipien  die  Grundlage  der  Friedensverhandlungen  und 
damit  der  künftigen  politischen  Gestaltung  Europas  bilden  sollten^. 

I.  Als  die  Handhabung  des  Waffenstillstandes,  insbesondere  die  damals  aller- 
dings noch  nicht  endgültig  verlangte  Auslieferung  der  deutschen  Handelsflotte 
in  dem  Trierer  Abkommen  vom  15.  Februar  1919^  sowie  Zeitungsnachrichten 
über  die  Pariser  Beratungen  der  Entente  Zweifel  aufkommen  ließen,  ob 
wirklich  ein  völkerversöhnender  Friede  im  Sinne  der  14  Punkte  Zustande- 
kommen und  die  deutsche  Regierung  die  nötige  Festigkeit  gegenüber  weiter- 
gehenden Forderungen  zeigen  werde,  erklärte  diese  wiederholt  durch  ihre 

1  Vgl.  lfd.  Band,  S.   100*ff. 

2  Die  fragliche    Mitteilung    Lansings    lautete  wörtlich: 

The  President  is  now  in  receipt  of  a  Memorandum  of  observations  by  the 
Allied  Govemments  on  this  correspondence  wl^ich  is  as  follows:  ,,The  Allied  Go- 
vemments  have  given  careful  consideration  to  the  correspondence  which  has  passed 
between  the  President  of  the  United  States  and  the  German  Government.  Subject 
to  the  qualifications  which  foUow,  they  declare  their  willingness  to  make  peace 
with  the  Govemmbnt  of  Germany  on  the  terms  of  peace  laid  down  in  the  Presi- 
dent's  address  *o  Congress  of  January  the  eighth  1918  and  the  principles  of  sett- 
lement  enunciated  in  his  subsequent  addresses.  They  must  point  out,  however, 
that  what  is  usually  described  as  the  freedom  of  the  seas  admits  various  inter- 
]iretations,  some  of  which  they  could  not  accopt.  Tlaey  must,  therefore,  reser\'e 
■;  hemselves   contiplete  freedom  on  this  subject  when  they  enter  the  peace  conferencp. 

Further,  in  the  conditions  laid  down  in  his  address  to  Congress  of  January 
the  eighth  1918,  the  President  declared  that  the  invaded  territories  must  be  restored 
as  well  as  evaeuated  and  freed.  The  Allied  Governments  leel  that  no  doubt  ought 
to  be  allowed  to  exist  as  to  what  this  provision  implios.  By  it  they  understand 
that  compensation  will  be  made  by  Germany  for  all  damage  done  to  the  civilian 
Population  of  the  Allies  and  their  property  by  the  aggression  of  Germany,  by  land, 
by  sea,  and  from  the  air." 

I  am  instructed  by  the  President  to  say  that  he  is  in  agreement  with  the  intcr- 
pretation  set  forth  in  the  last  paragraph  of  the  Memorandum  above  quoted. 
(Materialien,  betr.  die  Friedensverhandlungen.  Teil  I.  Abgeschlossen  am  21.  Mai 
1919,  ohne  Jahr  und  Ort,  S.  5.) 

^  Deutsche  Waffenstillstandskommission.     Drucksachen  Nr.   10. 
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Mitglieder  Scheidemann,  Erzberger,  Graf  Brockdorff-Eantzau,  sie  werde 
unter  keinen  Umständen  die  durch  die  Lansingnote  geschaffene  Eechts- 
grmidlage  verlassen  und  habe  auch  keinen  Anlaß,  solches  von  der  Entente 
zu  befürchten.     Bei  der  Übergabe  des  Vertragsentwurfes  am  7.  Mai  zeigte 

|~sich  aber,  daß  die  Auffassui  g  von  Völkerbund  und  Arbeitsrecht,  von  den 
zulässigen  territorialen  und  finanziellen  Entschädigungen  auf  Seiten  der 
Entente  weit  von  der  deutschen  abwich. 

Es  ist  hier  nicht  der  Platz,  sachlich  die  Materien,  welche  der  Vertrag 
behandelt,  im  einzelnen  auf  ihre  Bedeutung  zu  erörtern.  Für  eine  der  welt- 
politisch wichtigsten  geschieht  dies  schon  im  vorliegenden  Heft  an  anderer 
Stelle^.  Hier  sollen  zui  ächst  nur  die  Gesichtspunkte,  welche  dem  Vertrags- 
entwurf, seiner  Bekämpfung  und  seiner  Verteidigung  zugrundegelegt  wurden, 
und  die  Stellungnahme  der  einzelnen  Beteiligten  zu  dem  endgültigen  Er- 
gebnis der  Verhandlungen  verfolgt  werden. 

Die  deutsche  Regierung  hatte  geglaubt,  in  den  14  Punkten  Wilsons^ 

^  Vgl.  E.  Francke,  Die  Organisation  der  Arbc  it  im  Friedensvertrag  und 
im  Völkorbimd.  Lfd.  Bd.  S.  299  ff.  Vgl.  femer  über  den  Friedensvertrag: 
S.  Schilder,  Die  Gebiete  der  offenen  Tür  im  Jahre  1918.  Lfd.  Bd.  S  181*; 
K.  Mittelstein,  Chronik  der  Versicherungspolitik.  Ebenda  S.  164*  u.  171*; 
G.  D  i  e  r  c  k  s  ,    Zur  Entwicklung  der  marokiianischen  Frage.  Ebenda  S.   356  ff. 

*  Sie  lauteten  in  seiner  Rede  vor  dem  Kongreß  zu  Washington, 
8.  Jan.  1918: 

The  program  of  the  world's  peace,  therefore,  is  our  program,  and  that  pro- 
gram, the  onJy  possible  program,  as  we  see  it,  is  this: 

I.  Open  covenants  of  peace,  openly  arrived  at,  after  which  there  shall  be  na 
private  international  understandings  of  any  kind,  but  diplomacy  shall  proceed  al- 
ways  frankly  and  in  the  pubHc  view. 

II.  Absolute  freedom  of  navigation  upon  the  seas,  outside  territorial  waters, 
alike  in  peace  and  in  war,  except  as  the  seas  may  be  closed  in  whole  or  in  part  by 
international  action  for  the  enforcement  of  international  covenants. 

III.  The  removal,  so  far  as  possible,  of  all  economic  barriers  and  the  esta- 
blishment  of  an  equality  of  trade  conditions  among  all  the  nations  consenting  to. 
the  peace  and  associating  themselves  for  its  maintenance. 

IV.  Adequate  gnarantees  given  and  taken  that  national  annaments  will  re- 
duce  to  the  lowest  point  consistent  with  domestic  safety. 

V.  Free,  open-minded,  and  absolutely  impartial  adjustment  of  all  colonial 
Claims,  based  upon  a  strict  observance  of  the  principle  that  in  determining  all  such 
questions  of  sovereignty  the  interests  of  the  population  concemed  must  have  equal 
weight  with  the  equi  table  claims  of  the  Government  whose  title  is  to  be  determined. 

VI.  The  evacuation  of  all  Russian  territory  and  such  a  settlement  of  all  que- 
stions affecting  Russia  as  will  secure  the  best  and  freest  Cooperation  of  the  other 
nations  of  the  world  in  obtaining  for  her  an  unhampered  and  unembarrassed  oppor- 
tunity  for  the  independent  determination  of  her  o\^ti  political  deveJopment  and 
national  policy,  and  assure  her  of  a  sincere  welcome  into  the  society  of  free  nations 
ander  institutioiis  of  her  own  chooaing;  and,  more  than  a  welcome,  assistance  also 
of  every  kind  that  she  may  nced  and  may  horself  dcsire.  The  treatment  accorded 
Russia  by  her  sister  nations  in  the  montlis  to  come  will  be  the  acid  test  of  frheir 
good-will,  of  their  con\prehension  of  her  needs  as  distinguished  from  their  own 
interests,  and  of  their  intelligent  and  unsclfish  sympathy. 

VII.  Belgium,  the  whole  world  will  agree,  must  be  evacuated  and  restored, 
without  any  attempt  to  limit  the  sovereignty  which  she  enjoys  in  conunon  with 
all  other  free  nations.  No  other  siuglo  act  will  serve  as  this  will  serve  to  restore 
öonfidence  among  the  nations  in  the  laws  which  they  have    themselves    set    and. 
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und  dem  in  seinen  späteren  Kundgebungen^,  namentlich  in  der  Rede  vom 


determined  for  the  government  of  their  relations  with  one  another.    Without  this 
healing  act  the  whole  structure  and  validity  of  international  law  ia  forever  impaired. 

VIII.  All  French  territory  should  be  freed  and  the  invaded  portiona  restored; 
and  the  wrong  done  to  France  by  Prussia  in  1871  in  the  matter  of  Alsace-Lorraine, 
which  has  unsettled  the  p(3ace  of  the  world  for  nearly  fifty  years,  should  be  righted, 
in  Order  that  peace  may  once  naore  be  made  secure  in  the  interest  of  all. 

IX.  A  readjustment  of  the  frontiers  of  Italy  should  be  effected  along  clearly 
recognizable  lines  of  nationality. 

X.  The  peoples  of  Austria-Hungary,  whose  place  among  the  nations  we  wish 
to  see  safeguarded  and  assured,  should  be  accorded  the  freest  opportunity  of  auto- 
nomous  development. 

XI.  Rumania,  Serbia,  and  Montenegro  should  be  evacuated;  oceupied  terri- 
tories  restored;  Serbia  accorded  free  and  secure  access  to  the  sea;  and  the  relations 
of  the  several  Balkan  States  to  one  another  determined  by  friendly  counsel  along 
historically  established  lines  of  allegiance  and  nationality;  and  international  gua- 
rantees  of  the  political  and  economic  independence  and  territorial  integrity  of  the 
several  Balkan  States  should  be  entered  into. 

XII.  The  Turkish  portions  of  the  present  Ottoman  Empire  should  be  assured 
a  secure  sovereignty,  but  the  other  nationalities  which  are  now  under  Turkish  rule 
shoidd  be  assured  an  undoubtod  security  of  life  and  an  absolutely  unmolested  oppor- 
tunity of  autonomous  development,  and  the  Dardanelles  should  be  permanently 
opened  as  a  free  passage  to  the  ships  and  commerce  of  all  nations  under  international 
guarantees. 

XIII.  An  independent  Polish  State  should  be  ereoted  which  should  include 
the  territories  inhabited  by  indisputably  Polish  populations,  which  should  be  assured 
a  free  and  secure  access  to  the  sea,  and  whose  political  and  economic  independence 
and  territorial  integrity  should  be  guaranteed  by  international  covonant. 

XIV.  A  general  association  of  nations  must  be  formed  under  specific  cove- 
nants  for  the  purpose  of  affording  mutual  guarantees  of  political  independence 
and  territorial  integrity  to  great  and  small  States  alike. 

(„The  New  York  Times".     New  York,   9.   Jan.   1918.) 

^  Vgl.  deutsche  Note  an  Präsident  Wilson,  3.  Okt.  1919.  Vorgeschichte  des 
Waffenstillstandes,  Amtl.  Urk.,  herausgegeben  vom  Reichsministerium,  Berlin  1919, 
S.  34.  In  den  nicht  einzeln  genannten  späteren  Reden  sind  die  in  der  Rede  zu 
Mount  Vernon  am  4.  Juli  1918  aufgestellten  Programmptmkte  besonders 
wichtig : 

„These  are  the  ends  for  which  the  associated  peoples  of  the  world  are  fighting 
and  which  must  be  conceded  them  before  there  can  be  peace: 

I.  The  destruction  of  every  arbitrary  power  anywhere  that  can  separately, 
secretly,  and  of  its  single  choice  disturb  the  peace  of  the  world;  or,  if  it  cannot  be 
presently  destroyed,  at  the  least  its  reduction  to  Virtual  impotence. 

IL  The  sett'ement  of  ev  ry  question,  whether  of  territory,  of  sovereignty, 
of  economic  arrangement,  or  of  political  relationship,  upon  the  basis  of  tho  free 
acceptance  of  that  settlement  by  tho  people  immediately  concerned,  and  not  upon 
the  basis  of  the  material  interest  or  advantage  of  any  other  nation  or  people  which 
may  desire  a  different  settlement  for  the  sake  of  its  own  extorior  influence  or  mastery. 

III.  The  consent  of  all  nations  to  be  governod  in  their  conduct  toward  each 
other  by  the  same  principles  of  honor  and  of  respect  for  the  common  law  of  civi- 
lized  Society  that  govern  the  individual  Citizens  of  all  modern  States  in  their  rela- 
tions with  one  another;  to  the  end  that  all  promises  and  covenants  may  be  sacredly 
observed,  no  private  plots  or  conspiracies  hatched,  no  selfish  injiuries  wrought  with 
impunity,  and  a  mutual  trust  established  upon  the  handsome  foundation  of  a  mu- 
tual respect  for  right. 

IV.  The  establishment  of  an  Organisation  of  peace  which  shall  make  it  cer- 
tain    that  the  combined  power  of  free  nations  will  check  every  invasion  of  light 
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7.  September  aufgestellten  Programm^,  sei  eine  eindeutige,  in  Anbe- 
racht  der  damaligen  militärischen  und  politischen  Lage  relativ  günstige 
riedensgrundlage  für  sie  gegeben,  welche  die  Abtretungen  und  die  zu  ent- 
ichtenden  Entschädigurgen  des  Deutschen  Reiches  genau  begrenze  und 
M  hm  in  Art.  5  die  Sicherheit  gewähre,  den  durch  die  Kriegshandlungen  ver- 
orenen  Kolonialbesitz  in  irgendeiner  Form  wiederzuerlangen.  Dabei  wurde 
i^enig  beachtet,  daß  im  Art.  8  von  dem  gewünschten  und  später  immer 
ivieder  geforderten  Selbstbestimmurgsrecht  in  Elsaß-Lothringen  keine  Rede 
«rar,  obwohl  die  Gebiete,  in  welchen  die  staatliche  Zugehörigkeit  sich  nach 
ier  Nationalität  richten  sollte,  sonst  ausdrücklich  genannt  werden  (vgl. 
tVrt.  9/13),  sowie  daß  auch  der  Polen  zugesicherte  ,, freie  und  sichere  Zugang 
zur  See"  und  die  garantierte  politische  und  wirtschaftliche  Unabhängigkeit 
des  polnischen  Staates  (Art.  13)  eine  recht  weite  Auslegung  über  das  hierzu 
erforderliche  Gebiet  zuließ,  auch  wenn  das  Land  nicht  von  unbestritten  pol- 
nischer Bevölkerung  bewohnt  sein  sollte.  Ferner  sollten  laut  Art.  5  beim 
Entscheid  der  kolonialen  Souveränitätsfragen  „die  Interessen  der  Bevölke- 
rung" wesentlich  ins  Gewicht  fallen,  eine  ebenfalls  recht  dehnbare  Bestim- 
mung. Vor  allem  gostattete  die  ganz  allgsmeine  Heranziehurg  der  Pro- 
grammpunktc  in  späteren  Reden  Wilsons,  von  welchen  überhaupt  nur  eine 
genau  bezeichnet  wurde,  eine  für  Deutschland  urgünstigere  Gestaltung  des 
Friedens.     Es  sei  hier  nur  auf  den  1.  Punkt  der  Mount  Vernon-Rede  ver- 

and  aerve  to  mako  peace  and  justice  the  more  securo  by  affording  a  definite  tribunal 
of  opinion  to  which  all  must  submit  and  by  which  every  international  readjust- 
ment  that  cannot  be  amicably  agreed  upon  by  the  peoples,  directly  concerned  shall 
be  sanctioned.  These  great  objects  can  be  put  into  a  Single  sentence.  What  we 
seek  is  tlie  reign  of  law,  based  upon  the  consent  of  the  governed  and  sustained  by 
the  organized  opinion  of  mankind.  (,,The  New  York  Times".  New  York,  5.  Juli  I9I8.) 
^  Dieses  Septemberprogramm  lautete:  „These,  then,  are  some  of 
the  particulars,  and  I  State  them  with  the  greater  confidence  because  I  can  State 
them  authoritatively  as  representing  this  Government's  Interpretation  of  its  own 
duty  with  regard  to  peace: 

I.  Tue  impartial  justice  meted  out  must  involvo  no  descrimination  between 
those  to  whoni  we  wish  to  be  just  and  those  to  whom  we  do  not  wish  to  be  just. 
It  must  be  a  justice  that  plays  no  favorites  and  knows  no  Standards  but  the  equal 
rights  of  the  several  peoples  concerned. 

II.  No  special  or  separate  interest  of  any  single  nation  or  any  group  of  nations 
can  be  made  the  bases  of  any  part  of  the  settJement  which  is  not  consistent  with 
the  conunon  interest  of  all. 

III.  There  can  be  no  leagues  or  alliances  or  special  covenants  and  under- 
standings  within  the  general  and  common  family  of  the  League  of  Nations. 

IV.  And  more  specifically,  there  can  bo  no  special,  selfish  economic  combi- 
nations  within  the  League,  and  no  employment  of  any  form  of  economic  boycott 
or  exclusion  except  as  the  power  oi  economic  penalty  by  exclusion  from  the  mar- 
kets  of  tho  World  may  be  vested  in  the  League  of  Nations  itself  as  a  means  of  disci- 
pline  and  control. 

V.  All  international  agreements  and  treaties  of  every  kind  must  be  made 
known  in  their  entirety  to  the  rest  of  tho  world. 

Special  alliances  and  economic  rivalries  und  hostilities  have  been  the  proli- 
fic  Bource  in  the  modern  world  of  the  plans  and  passions  that  produce  war.  It  would 
be  an  insincere  as  well  as  an  insecure  peace  that  did  not  exclude  them  in  definite 
and  bindmg  terms."  (Der  Friedensgedanke  in  Reden  und  Staatsakten  des  Präsi- 
denten Wilson,  Berlin  1919,  Rede  in  New  York  vom  27.  S  e  p  t.   1918,  S.  83.) 
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wiesen^.  In  Deutschland  hatte  man  geglaubt,  mit  der  Beseitigung  des  alten 
Regierungsystems  die  sich  aus  diesem  Artikel  ergebenden  Bedenken  hinweg- 
zuräumen. l>ie  Entente  sah  aber  nach  wie  vor  in  Deutschland  den  Friedeng- 
brecher,  nicht  nur  der  Vergangenheit,  sondern  auch  der  Zukunft.  Mit  dem 
Begriff  des  Rechts  und  der  Gerechtigkeit,  die  Wilson  auch  denen  gegenüber, 
welchen  ,,wir  nicht  gerecht  zu  sein  wünschen"^,  zuteil  werden  lassen  wollte, 
verband  sie  den  der  Strafe  für  begangenes  Unrecht.  Und  da  sie  die  Fiktiofi 
der  alleinigen  deutschen  Schuld  am  Kriege,  unterstützt  durch  deutschi 
Kundgebungen,  wie  den  durch  den  bayerischen  Mmisterpräsidenten  Eisiüa 
in  veränderter  Form  verwerteten  bayerischen  Gesandtschaftsbericht^,  auf- 
rechterhalten und  weiterverbreiten  konnte,  war  sie  formal  in  der  Lage,  trotz 
der  14  Punkte  die  nach  ihrer  Ansicht  gerechte  „Strafe"  über  Deutschland 
zu  verhängen. 

Der  Friedensvertragsentwurf  der  alliierten  und  assoziierten  Mächte  er 
klärt  sich  somit  —  und  darin  liegt  die  historische  Besonderheit  dieses  Ver- 
sailler  Friedens  —  nicht  allein  aus  den  bei  jeder  Neuordnung  internationaler 
Verhältnisse  nach  einem  Kriege  voranstehenden  machtpolitischen  Interessen 
der  siegreichen  Staaten,  sondern  er  ist,  zum  mindesten  formal,  doch  wolj 
auch  materiell,  durch  bestimmte  allgemeingültige  oder  als  allgemeingültig 
auftretende  Prinzipien  beeinflußt.  Man  kann  in  dieser  uns  hier  zunächst 
interessierenden  Beziehung  die  sämtlichen  Paragraphen  des  Vertrages  zurück- 
führen auf  die  Grundsätze  der  Wiedergutmachung  (reparation) 
und  der  Entwaffnung  in  militärischer,  politischer  und  wirtschaft- 
licher Hinsicht,  um  eine  neue  offensive  Machtentfaltung  Deutschlands  im 
Interesse  des  Weltfriedens  zu  verhindern.  Diese  Kombination  er- 
möglichte es  den  Siegern,  die  Vertragsbestimmungen  so  zu  gestalten,  wie 
es  ihren  praktischen  Interessen  entsprach,  ohne  daß  die  Wilson  sehen  Richt- 
linien im  wesentHchen  aufgegeben  wurden.  Abweichungen,  die  sich  auch 
mit  der  gekennzeichneten  Auffassung  nicht  vereinbaren  lassen,  sind  in  den 
meisten  Punkten  weniger  auf  ein  beabsichtigtes  Aufgeben  der  getroffenen 
Abmachungen  zurücl^zu führen,  als  auf  die  stets  eintretende  Schwierig- 
keit, theoretische  Progiammpunkte  in  vollem  Umfang  praktisch  zu  ver- 
wirklichen. 


Es  tritt  dies  gleich  im  ersten  Teil  des  Vertrages,  der  Satzung  des 
Völkerbundes*  zutage,  dessen  Verwirkhchung  als  vornehmstes  In- 
strument des  künftigen  Weltfriedens  Wilson  stets  als  die  wichtigste  Auf- 
gabe des  Friedenskongresses  bezeichnet  hatte. 

Einige  Bestimmungen  lassen  sich  überhaupt  schwer  mit  dem  Ziel  des 
Völkerbundes  vereinigen,  in  anderen  wird  der  individuellen  Auslegung  ein 
weiter  Spielraum  gelassen,  so  daß  die  Veränderung  gegenüber  den  bestehenden 

1  Vgl    S.   298,  Anm.   1. 

*  Siehe  S.   299,  Aiim.   1^  Art.    i. 

'  Vgl.   „Deutsche  Allgemeine  Zeitung".    Berlin,   18   Juli   1919. 

*  Vgl.  Drucksachen  der  verfassunggebenden  deutschen  Nationalversammlung 
Nr.  478,  Entwurf  eines  Gesetzes  über  den  Friedensschluß  zwischen  Deutschland 
und  den  alliierten  und  assoziierten  Mächten.    S.   19. 
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Zuständen  mögliclierweise  nur  gering  ist.  So  sieht  Art.  22  die  Möglichkeit 
vor,  die  unter  Vormundschaft  gestellten  Volker,  welche  ,,noch  nicht  im- 
stande sind,  sich  unter  den  besonders  schwierigen  Verhältnissen  der  modernen 
"Welt  selbst  zu  leiten",  nach  den  Gesetzen  des  Mandatars  als  integrierenden 
Teil  des  eigenen  Gebietes  zu  verwalten.  Bei  den  Rüstungsbeschränkungen^ 
(Art.  8)  soll  auf  die  , »besonderen  Umstände"  und  die  geographische  Lage 
des  Landes  Rücksicht  genommen  werden.  Art.  12  schreibt  den  Bundes- 
gliedern vor,  nicht  vor  Ablauf  von  3  Monaten  nach  Fällung  des  Schieds- 
spruches oder  Erstattung  des  Berichts  des  Rates  zum  Krieg  zu  schreiten. 
Der  Völkerbund  schließt  also  keineswegs  für  seine  Mitglieder  den  Krieg  aus, 
wie  es  nach  Art.  4  der  Mount  Vernon-Rede  von  Wilson  offenbar  projektiert 
gewesen  war.  Vor  allem  würde  aber  die  dauernde  Beschräi.kung  des  einen 
Bundesorganes,  des  Rates,  auf  Vertreter  der  5  alliierten  und  assoziierten 
Hauptmächte,  zu  denen  nur  4  andere  Bundesmitglieder  hinzugewählt  werden 
(Art.  4),  eine  starke  Einseitigkeit  in  der  Bundesvertretung  hervorrufen, 
selbst  wenn  die  Mittelmächte  nicht  gemäß  dem  Prinzip  der  Bestrafung  einst- 
weilen überhaupt  aus  dem  Völkerbund  ausgeschlossen  wären.  Auch  die 
Brauchbarkeit  der  Vorschriften  für  die  Bundesexekution  (Art.  lOff.),  welche 
nur  nach  einstimmigem  Beschluß  des  Rates  erfolgen  kann,  ist  in  der  gegen- 
wärtigen Form  zweifelhaft,  sie  rufen  unwillkürlich  die  Erinnerung  an  die 
schwerfällige  Exekution  des  alten  Deutschen  Bundes  wach,  die,  wenn  sie 
überhaupt  zur  Ausführung  kam,  stets  der  Anlaß  zu  neuen  Streitigkeiten 
unter  den  Bundesmitgliedern  zu  sein  pflegte.  In  seiner  gegenwärtigen  Form 
wird^der  Völkerbund  nur  eine  Konsolidierung  der  weltpolitischen  Macht- 
verhaltnisse bedeuten,  wie  sie  durch  die  Niederlage  der  Mittelmächte  ge- 
schaffen worden  ist^. 

Die  territorialen  Neuregelungen,  welche  zunächst  im  Rahmen 
der  13  Abschnitte  des  eigentlichen  Friedensvertrages  behandelt  sind,  können 
zurückgeführt  werden  auf  die  Punkte  5,  8,  13  der  Kongreßrede  und  Art.  2 
der  Mount  Vernon-Rede  \Mlsons,  welche  die  Idee  des  Selbstbestimmungs- 
rechts der  Völker  und  der  Wiedergutmachung  zur  Grundlage  haben^.  Die 
Anwendung  der  "Wilsorschen  Punkte  ist  dann  wiederum  von  dem  Gedanken, 
eine  neue  machtpolitische  Entfaltung  Deutschlands  zu  verhindern,  beein- 
flußt worden.  Das  Selbstbestimmungsrecht  soll  nirgends  verletzt  werden, 
andrerseits  macht  die  beabsichtigte  Machtbeschränkung  Deutschlands  die 
Abtretung  gewisser,  für  die  damit  bedachten  Staaten  geographisch  und  wirt- 
schaftlich wichtiger  Gebiete  wünschenswert,  in  denen  die  Zustimmung  der 
Bevölkerung  zweifelhaft  ist,  da  sich  die  Nationalität  und  die  Neigung,  die 
Staatsangehörigkeit  zu  wechseln,  keineswegs  immer  decken.  Je  nach  den 
Aussichten  einer  Volksabstimmung  in  den  in  Frage  kommenden,  deutschen 
Landesteilen  ist  deshalb  eine  verschiedene  Art  derselben  vorgesehen  oder 
auch  auf  sie  ganz  verzichtet  worden. 

1  Siehe  dazu  S.  297*,  Anm.  2,  Art.  4. 

^  Vgl.   zur  Kritik    der  Völkerbundsatzung    die  Flugschriften    der  deutschen 
Liga  für  Völkerbund  Nr.   Iff.    Berlin  1919. 

3  Siehe  S.   297*,  Anm.   2;  S.  298*,  Anm.   1. 
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Die  so  entstellenden  politischen  Veränderungen  der  Karte  Europas 
sind  groß.  Frankreich  wird  durch  den  Rückgewinn  Elsaß-Lothringens  (Art. 
71/79)  wieder  Anlieger  des  Rheins,  erhält  eine  bessere  militärische  Grenze 
und  wird  an  Gebietsumfang  der  zweitgrößte  Staat  Europas.  Belgien  werden 
in  den  waldreichen  Kreisen  Preußisch-Moresnet,  Eupen  und  MaJmedy 
deutsche  Grenzteile  zugewiesen,  deren  wirtschaftlicher  Wert  Belgien  für  die 
gebrachten  Opfer  entschädigen  soll.  Für  den  Anfall  der  letzteren  beiden 
Kreise  ist  übrigens  erst  die  Bewertung  des  schriftlich  auszusprechenden 
"Wunsches  nach  ihrer  Staatszugehörigkeit  durch  den  Völkerbund  entschei- 
dend (Art.  31/39).  Da  die  alliierten  und  assoziierten  Länder  auf  Wunsch 
Dänemarks  die  Regelung  seiner  alten  Ansprüche  auf  die  von  dänischer  Be- 
völkerung bewohnten  Teile  Schleswigs  übernommen  haben,  verpflichtet  der 
Vertrag  Deutschland,  auch,  diese  Frage  zu  regeln.  Fällt  die  nach  dem  Ent- 
wurf in  3  getrennten  Zonen  stattfindende  Abstimmung  zu  Deutschlands 
Ungunsten  aus,  ist  Dänemarks  Landzuwachs  verhältnismäßig  groß  und 
Deutschlands  nördliche  militärische  Grenze  wird  erheblich  verschlechtert. 
A^'irtschaftlich  fällt  ins  Gewicht,  ob  die  Hafenstadt  Flensburg  dänisch  wird 
oder  nicht  (Art.  109/114).  Die  weitgehendste  Machtverschiebung  durch 
Grenzveränderungen  erfolgt  im  Osten.  Die  hier  von  Deutschland  verlangten 
Abtretungen  beruhen  im  wesentlichen  auf  dem  Bestreben,  gemäß  Art.  8 
der  14  Punkte  einen  lebensfähigen  polnischen  Staat  zu  schaffen,  mit  dem 
Deutschland  als  Nachbarn  zu  rechnen  hat,  und  zugleich  die  unmittelbare 
Berührung  Deutschlands  und  Rußlands  zu  unterbinden  und  damit  die 
künftige  Aufnahme  des  vor  dem  Kriege  regen  wirtschaftlichen  Verkehrs 
zwischen  beiden  Ländern  zu  erschweren.  Außer  den  unbestreitbar  von 
Polen  bewohnten  Gebieten  Posens  und  Westpreußens  ist  ihm  ohne  Ab- 
stimmung ein  ,, Korridor"  zur  Ostsee  zugewiesen  worden,  welcher  zweifellos 
überwiegend  von  Deutschen  bewohnt  ist,  die  seiner  Abtrennung  nicht  zu- 
stimmen würden,  ferner  das  wirtschaftlich  unschätzbar  wichtige  Ober- 
schlesien und  ein  erheblicher  von  Masuren  bewohnter  Teil  Ostpreußens, 
in  dem  Abstimmung  stattfinden  soll  (Art.  87/98).  Grenzstücke  der  ober- 
schlesischen  Kreise  Leobschütz  und  Ratibor  fallen  an  die  Tschechoslowakei 
(Art.  83). 

Deutschland  verliert  hier  zum  mindesten  42  000  qkm,  die  sich  durch 
ungünstige  Abstimmungen  auf  67  000  qkm  vermehren  können;  es  ist  in 
der  Hauptsache  Agrarland,  dessen  Erzeugnisse  wesentlich  zur  Ernährung 
des  übrigen  Reiches  beitrugen.  Seine  Ostgrenze  wird  bis  auf  3  Stunden 
an  die  Reichshauptstadt  Berlin  angenähert  und  der  direkte  Zusammenhang 
mit  Ostpreußen  überhaupt  aufgehoben.  Dieses  verliert  auch  seinen  nörd- 
lichsten Teil,  das  von  Litauern  bewohnte  Memelland,  welches  an  die  Entente 
abgetreten  werden  muß,  vermutlich  um  später  dem  litauischen  Staat 
als  Ausgang  zum  Meere  zu  dienen  (Art.  99).  Durch  den  Verlust  Memela 
fällt  auch  die  letzte  Grenzberührung  mit  einem  etwaigen  Litauen 
bzw.  Kurland  wieder  in  sich  schließenden  neuen  Rußland  fort.  Zwei  Ge- 
biete kommen  unter  den  Schutz  des  Völkerbundes,  wo  die  deutsche  Na- 
tionalität ihrer  Bewohner  feststeht  und  eine  Abstimmung  jetzt  zweifellos 
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zugunsten  Deutschlands  ausfallen  würde:  das  Saarbecken,  welches,  zurzeit 
wirtschaftlich  Frankreich  völlig  zur  Verfügung  gestellt,  nach  15  Jahren 
über  seine  Zugehörigkeit  zu  Deutschland  oder  Frankreich  entscheiden  wird 
(Art.  45/50)  und  das  als  Freistaat  konstituierte  Danzig  (Art.  100/108),  wel- 
ches der  wirtschaftliche  Stützpunkt  Polens  am  Meere  sein  soll,  ohne  Rück- 
halt am  Völkerbund  aber  wahrscheinlich  seinen  wirtschaftlichen  Zusammen- 
hang mit  Deutschland  nicht  lösen  würde.  Ferner  muß  das  Deutsche  Reich 
die  Unabhängigkeit  Österreichs  als  unveräußerlich  anerkennen,  solange  der 
Völkerbund  nicht  anderem  zustimmt  (§  80).  Damit  wird  der  Anschluß 
Deutsch-Österreichs,  der  einen  einheitlichen  deutschen  Nationalstaat  schaffen 
würde  und  nach  der  Mount  Vernon-Rede,  Art.  2^,  gestattet  sein  sollte,  einst- 
weilen ixnterbunden,  vermutlich  weil  die  Entente  befürchtet,  daß  er  den 
machtpolitischen  Verlust  Deutschlands  zum  mindesten  teilweise  kompensieren 
würde.  Ein  direkter  Verstoß  gegen  die  \^'ilsonschen  Prinzipien  liegt  auch  hier 
nicht  vor,  da  der  Zusammenschluß  nur  bis  zur  Einwilligung  des  Völkerbundes 
untersagt  ist.  Schließlich  muß  Deutschland  auf  seine  gesamten  Kolonien 
zugunsten  der  alliierten  und  assoziierten  Mächte  verzichten  (Art.  119/127). 
Die  von  der  Entente  für  diese  Forderung  angeführten  Gründe  werden  weiter 
unten  dargelegt.  Wie  schon  S.  299*  angedeutet,  konnte  sich  diese  auch 
hierfür  formal  auf  das  Programm  Wilsons  berufen,  welcher  in  einer  Klausel 
die  Interessen  der  kolonialen  Völker  wahrgenommen  wissen  wollte.  So  war 
es  sehr  wohl  möglich,  ohne  Verletzung  der  Friedensgrundlagen  Deutschland 
ebenso  die  gefährlichsten  Stützpunkte  seiner  außereuropäischen  Expansion 
zu  nehmen  wie  seinen  territorialen  Rückhalt  in  Europa  einschneidend  zu 
beschränken. 

Die  rechtlichen  Bestimmungen  des  Vertrages  im  engeren  Sinne 
beruhen  formal  im  wesentlichen  auf  dem  Prinzip  der  Wiedergutmachung; 
laut  Lansings  Note^  sollte  von  Deutschland  Ersatz  (compensation)  geleistet 
werden  „for  all  damage  done  to  the  civilian  population  of  the  Allies  and 
their  property  by  the  aggression  of  Germany  by  land,  by  sea  and  from  the 
*ir".  Anhang  I  des  Abschnittes  VIII  (Wiedergutmachungen)  versteht  unter 
den  Schäden  der  Zivilbevölkerung  auch  die  Entschädigungsleistungen  an 
inihtärische  Opfer  des  Krieges,  d.  h.  die  Pensionen,  ferner  die  Kriegsunter- 
atützungen  an  die  Familien  der  Einberufenen  und  der  Kriegsgefangenen. 
Durch  diese  weite  Auslegung  des  Begriffes  Zivilbevölkerung,  wozu  noch 
die  Wiedergutmachung  für  alle  Schäden  kommt,  die  durch,  nach  Ansicht 
der  Entente,  völkerrechtswidrige  Handlungen  (verschärfter  Ubootkrieg)  an- 
gerichtet sind,  wird  das  Deutsche  Reich  zur  Erstattung  so  hoher  Summen 
verpflichtet,  daß  seitens  der  alliierten  und  assoziierten  Regierungen  die 
Unmöglichkeit  der  restlosen  Bezahlung  anerkannt  wurde  (Art.  232).  Selbst 
Rußland  werden  die  Rechte  auf  Wiederherstellung  und  Genugtuung  vor- 
behalten (Art.  116).  Von  größter  politischer  Bedeutung  ist  es,  daß  diese 
Sachlage  Deutschland  einmal  eines  wesentlichen  Teiles  seines  mittelbaren 

1  Siehe  S.  298*.  Anm.   1. 
«  Sieh©  S.  296*,  Anm.  2. 
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Einflusses  und  Ansehens  im  Ausland  beraubt,  indem  auf  innerhalb  und 
außerhalb  des  Beiches  befindliches  deutsches  Hab  und  Gut  in  weiteste!» 
Umfang  Beschlag  gelegt  wird  (hervorzuheben  sind  die  Saargruben,  die 
Handelsflotte,  die  Seekabel,  der  private  Besitz  der  Auslandsdeutschen), 
und  dann  im  Lande  selbst  eine  fremde  Hand  in  Gestalt  der  commission  des 
reparations  weitgehende  Kontrollrechte  über  die  Finanzverwaltung  wie  über 
die  Produktion  erhält,  von  welcher  ihr  ein  Teil  zur  Verfügung  zu  stellen  ist. 
Da  die  Schuldsumme  einstweilen  unbegrenzt  ist,  muß  Deutschland  sich  diese 
Aufsicht,  wie  sie  bisher  bei  europäischen  Staaten  nur  vom  Range  der  Türkei 
und  Griechenlands  üblich  war,  auf  unbestimmte  Zeit  gefallen  lassen.  Seine 
Souveränität  wird  solange  praktisch  in  erheblichem  Umfang  beeinträchtigt. 

Nicht  minder  tief  in  Deutschlands  internationale  Stellung  greifen  die 
wirtschaftlichen  Bestimmurgen  des  Friedensvertrages  ein  (Teil  X, 
§  264ff.).  Es  soll  danach  künftig  allen  alliierten  oder  assoziierten  Staaten 
die  Meistbegünstigung  einräumen,  die  sich  nicht  nur  auf  den  Warenverkehr, 
sondern  auch  auf  Seefischerei,  Küstenschiffahrt  und  Schi  eppschiff ahrt  erstreckt, 
Wareneinfuhr  aus  den  abgetretenen  Gebieten  ist  3. — 15  Jahre  zollfrei.  Luxem- 
burg scheidet  aus  dem  deutschen  Zollverein  aus  und  soll  als  Entschädigung 
für  die  im  Kriege  verletzte  Neutralität  die  gleichen  wirtschaftlichen  Rechte 
wie  die  verbündeten  Nationen  genießen  (Art.  40).  Die  Flußschiffahrt  wird 
größtenteils  internationalisiert  und  unter  Aufsicht  gemischter  Kommissionen 
gestellt,  im  Verkehrswesen  muß  Deutschland  weitgehende  Erleichterungen 
für  den  internationalen  Durchgangsverkehr  zu  Lande  und  in  der  Luft  treffen, 
die  fremden  Staatsangehörigen  sind  im  Handel  und  Gewerbe  den  Inländern 
gleichzustellen,  die  internationalen  Verträge  werden  nach  dem  Belieben 
der  Entente  wieder  in  Kraft  gesetzt,  Deutschland  hat  keine  Einwirkung 
darauf.  Außerdem  muß  es  im  voraus  seine  Einwilligung  zu  einer  Anzahl 
wichtiger  Abkommen  und  deren  Veränderungen  geben,  wie  z.  B.  des  Eerner 
internationalen  Übereinkommens  über  den  Eisenbahnfrachtverkehr  vom 
14.  Oktober  1890  (Art.  366),  ohne  daß  für  die  Gegenseite  die  Verpflichtung 
vorliegt,  es  bei  den  Beratungen  heranzuziehen.  Aus  allen  internationalen 
Kommissionen,  wie  der  wichtigen  Donaukommission  (Art.  346),  der  Kom- 
mission der  ägyptischen  Schuldenverwaltung  (Art.  151)  usw.  müssen  Deutsch- 
land und  seine  Staatsangehörigen  ausscheiden  (Art.  258).  Die  zwangsweise 
vorgenommene  einseitige  Begünstigung,  welche  teilweise  auf  5  Jahre  be- 
grenzt ist,  widerspricht  an  und  für  sich  dem  von  Wilson  zugesagten  .,esta- 
blishment  of  an  equality  of  trade  conditions"^,  doch  gestattet  er  im  Art.  4 
der  Mount  Vernon-Rede  als  Mittel  der  Disziplin  die  wirtschaftliche  Strafe. 
Nur  legt  er  sie  in  die  Hand  des  Völkerbundes;  ihm  greift  die  Entente  hier 
aus  eigener  Machtvollkommenheit  vor. 

Die  einschneidendste  Beschränkung  der  deutschen  Hoheitsrechte  liegt 
in  den  Artikeln  des  Vertrages,  welche  Deutschlands  künftige  militäri- 
sche Rüstung  festlegen  (Art.  159ff.).  Deutschland  verliert  nicht  nur 
das  Recht  der  Befestigung,  sondern  auch  das  der  Verteidigung  auf  dem 
linken  Rheinufer  sowie  50  km  rechts  des  Rheines  und  darf  nur  100  000  Mann 

^  Siehe  S.  297*,  Anm.  2,  Art.  3. 
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Söldnertruppen  zu  Lande  und  15  000  zu  Wasser  halten,  obwohl  auch  die 
Völkerbundsatzung  bei  Bemessung  der  Truppenzahl  auf  die  geographische 
Lage  des  Landes  Rücksicht  nehmen  will  und  diese  bei  Deutschland  u.  a. 
von  Lloyd  George  vor  dem  Kriege  als  in  hohem  Maße  verteidigungsbedürftig 
angesehen  wurde.  Diese  Hemmung  der  staatlichen  Selbstbestimmung  wird 
für  die  nächsten  Jahre  noch  durch  die  zur  Garantie  der  Erfüllung  des  Frie- 
densvertrages vorgesehene  Besetzung  des  linken  Rheinufers  seitens  der  drei 
Hauptmächte  der  Entente  auf  5 — 15  Jahre  verschärft,  es  sei  denn,  daß  die 
Friedensbedingungon  eher  erfüllt  werden.  Die  Unterhaltskosten  der  Be- 
satzungstruppen werden  aber  gerade  die  Abtragung  der  Kriegsschulden  ver- 
langsamen. Mit  der  allgemeinen  Abrüstung,  wie  sie  Punkt  4  der  14  Punkte 
vorsah,  haben  die  Artikel  159/213  zwar  nichts  gemein,  wohl  aber  führen  sie 
Wilsons  Forderung  aus,  vor  dem  Frieden  jede  willkürliche  Macht,  die  den 
Weltfrieden  stören  könnte,  zur  Machtlosigkeit  horabzudrücken^. 

Schließlich  wird  in  den  ,, Strafbestimmungen"  (Art.  227/30)  die  Zustim- 
mung Deutschlands  zur  Verfolgung  des  ehenaaligen  deutschen  Kaisers  ,,pour 
offense  supreme  contre  la  morale  internationale  et  l'autorite  sacree  des  trai- 
tes",  sowie  derjenigen  Deutschen,  welche  sich  gegen  das  Kriegsrecht  ver- 
gangen haben,  vor  Gerichten  der  Entente  verlangt.  Die  Erfüllung  dieser 
Forderung  ermöglicht  den  Regierungen  der  Entente,  ihren  Völkern  die  Be- 
rechtigung der  Schlagworte  nachzuweisen,  unter  welchen  sie  gegen  das 
Deutsche  Reich  und  seine  Verbündeten  gekämpft  haben. 

Es  ist  für  die  abschließende  Beurteilung  des  ganzen  Vertragswerkes, 
wie  es  sich  von  vornherein  kennzeichnete,  von  größter  Bedeutung,  daß  das 
Prinzip  der  Wiedergutmachung,  auf  Grund  dessen  von  Deutschland  Leistun- 
gen gefordert  werden,  wie  sie  nur  ein  in  Blüte  stehendes  und  in  seinem  Wirt- 
schaftsleben unbehindertes  Staatswesen  hervorbringen  kann,  demjenigen  der 
allgemeinen  Schwächung  Deutschlands,  wie  es  zur  Verhinderung  seiner  be- 
fürchteten offensiven  Wiedererstarkung  befolgt  wurde,  insofern  widerspricht, 
als  die  wirtschaftliche  Schwächung,  welche  in  der  Abtrennung  wichtiger 
Gebiete,  in  der  Besetzung  des  linken  Rheinufers,  in  den  kolonialpolitischen 
und  handelspolitischen  Regalungen  liegt,  die  Erfüllung  der  Ersatzverpflich- 
tungen  erschwert,  ja  vielleicht  unmöglich  macht.  Der  Widerspruch  erklärt 
sich  aus  den  Schwierigkeiten,  welche  ein  Koalitionsfriede  verbündeten  Mäch- 
ten zu  bringen  pflegt,  weil  es  nicht  leicht  ist,  die  entgegenstehenden  Inter- 
essen miteinander  zu  vereinigen.  Man  ging  ihnen  in  Versailles  aus  dem 
Wege,  indem  man  jeder  einzelnen  Macht  für  ihre  Wünsche  weitgehend  freie 
Hand  ließ,  ohne  etwa  entstehende  Widersprüche  in  den  einzelnen  Be- 
dingungen überall  auszugleichen  und  ohne  die  Möglichkeit  ihrer  Ausfüli- 
rung  bis  zum  letzten  Ende  durchzudenken. 


Da  die  Entente  gemäß  dem  im  Vertrag  aufgestellten  Prinzip,  Deutsch- 
land nicht  als  gleichberechtigten,  sondern  als  zu  bestrafenden  Gegner  anzu- 
sehen, mündliche  Verhandlungen  über  den  Entwurf  ablehnte,  wurde  der 

1  Siehe  S.   298*,  Anm.   1. 
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deutschen  Friedensgesandtschaft,  welche  den  Entwurf 
als  unannehmbar  und  unerfüllbar  bezeichnete,  ihre  natürliche  Aufgabe, 
günstigere  Bedingungen  als  die  vorgesehenen  zu  erlangen,  sehr  erschwert. 
In  einer  Anzahl  einzelner  Noten,  an  die  sich  am  29.  Mai  1919  ein  aus- 
führlicher Änderungsvorschlag  des  gesamten  Vertrages  anschloßt,  suchte  die 
Delegation  die  nach  deutscher  Ansicht  durch  Lansings  Note  gegebene  Rechts- 
grundlage des  Friedens  zurückzugewinnen  und  im  übrigen  den  materiellen 
Forderungen  der  Gegner  gerecht  zu  werden,  ohne  auf  die  Gebietsabtre- 
tungen und  die  Beschneidung  der  deutschen  Hoheitsrechte  in  dem  geforderten 
Umfarg  einzugehen.  Sie  wies  die  Unterstellung,  auf  welcher  der  gesamte 
Vertrag  aufbaut,  Deutschland  sei  der  allein  schiddige  Friedensbrecher 
und  müsse  deshalb  für  alle  seit  1.  August  1914  begangenen  Handlungen 
zur  Verantwortung  gezogen  werden  (Art.  231),  zurück,  erklärte  die  verein- 
barte Basis  des  Rechtsfriedens  für  verlassen  und  legte  neben  den  nur 
Deutschland  angehenden  Abänderungsvorschlägen  auch  eigene  Entwurf« 
für  die  Völkerbundsatzung  und  das  Weltarbeitsrecht  vor,  die  mehr  an  das 
historisch  Gegebene,  die  seiner  Zeit  im  Haag  getroffenen  Abkommen  bzw. 
die  Gewerkschaftskonferenzen  in  Leeds  und  Bern^  anknüpften  als  die  Ar- 
beiten der  Entente.  Die  alliierten  und  assoziierten  Regierungen  erklärten 
in  ihrer  ersten  Note  nach  Überreichung  des  Vertragsentwurfes  am  10.  Mai, 
Erörterungen  über  die  Grundsätze,  nach  denen  er  entworfen  sei,  nicht  zu- 
lassen zu  können,  sondern  nur  Anregungen  praktischer  Art  in  Erwäginig 
ziehen  zu  wollen.  Doch  gaben  sie  in  den  späteren  Noten,  besonders  in  der  vom 
22.  Mai,  in  welcher  sie  die  von  den  Deutschen  behaupteten  wirtschaftlichen 
Folgen  des  Vertrages  bezweifelten,  und  in  ihrer  ausführlichen  Erwiderung 
vom  16.  Juni®  auf  die  deutschen  Vorschläge  vom  29.  Mai,  eingehend  über 
die  Anschauungen  Aufschluß,  welche  sie  bei  der  Formulierung  des  Ver- 
trages leiteten,  um  die  Ablehnung  der  deutschen  Einwände  zu  begründen. 
Für  die  weitgehende  Bestrafung  Deutschlands,  seinen  einstweiligen  Aus- 
schluß aus  dem  Bunde  der  Nationen  und  für  die  Weigerung,  sich  mit  ihm 
an  den  Verhandlungstisch  zu  setzen,  beriefen  sie  sich  auch  auf  von  Deutsch- 
land als  Friedensgrundlage  anerkannte  Äußerungen  Wilsons :  Im  Anschluß 
an  den  Frieden  von  Brest-Litowsk  hatte  er  die  Anwendung  äußerster  Gewalt 
empfohlen,  um  jede  selbstsüchtige  Herrschaft  in  den  Staub  zu  strecken''. 
Und  am  27.  September  1918  hatte  er  erklärt,  da  an  dem  Frieden  unzuver- 
lässige Vertragschließende  teilnehmen  würden,  müsse  man  Mittel  finden, 
um  bei  der  Festsetzung  der  Bedingungen  diese  Quelle  der  Unsicherheit  zu 
unterdrücken.  Da  die  deutsche  Delegation  außerdem  ältere,  ihrer  Auffassung 
günstige  Äußerungen  feindlicher  Staatsmänner  herangezogen  hatte,  konnte 

1  Vgl.  zum  Folgenden  Materialien  betr.  die  Friedensverhandlungen,  Teil 
I— III.     (Abgeschlossen  am  29.  Mai  1919.)     Berlin  1919. 

"  Siehe  S.  302  ff. 

^  Vgl.,  zum  Folgenden  Materialien  betr.  die  Friedensverhandlungen,  Aus- 
wärtiges Amt,  Geschäftsstelle  für  Friedensverhandlungen,  Teil  IV — V.  Berlin  1919. 

*  Rede  vom  6.  April  1918:  ,, Force,  force  the  utmost,  force  without  stint 
or  1  imit,  the  righteous  and  triumphant  force,  which  shaJl  make  right  the  la^r  of  the 
World  and  cast  every  selfish  dominion  in  the  dust." 
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die  Entente  auch  zahlreiche,  entgegengesetzte  Äußerungen  anführen,  selbst 
die  in  der  schroffen  Ablehnung  des  Friedensangebotes  (10.  Januar  1917) 
ausgesprochenen  Grundsätze  wurden  zitiert.  Gegenüber  dem  Protest,  die 
jetzige  deutsche  Regierung  nicht  mit  der  früheren  zu  identifizieren,  wurde 
anf  D(:utschlands  Verhalten  nach  dem  Sturz  des  französischen  Kaiserreiches 
1870  verwiesen,  außerdem  habe  das  deutsche  Volk  den  Umsturz  erst  herbei- 
geführt, als  das  Heer  geschlagen  und  jede  Hoffnung,  Nutzen  aus  dem  Kriege 
zu  ziehen,  geschwunden  war.  Die  geforderte  Abtretung  der  deutschen 
Kolonien  motivierte  sie  damit,  daß  Deutschlands  Versagen  auf  dem  Gebiet 
der  kolonialen  Zivilisation  deutlich  zutage  getreten  sei,  obwohl  dieser 
Ansicht  zahlreiche  Zeugnisse,  auch  von  ihrer  Seite,  entgegenstanden^. 
Für  die  vorläufig  einseitige  Meistbegünstigung  führten  sie  an,  daß  das 
unversehrte  Deutschland  durch  sofortige  gleiche  Behandlung  mittelbar  Vor- 
teile aus  den  von  ihm  verursachten  Verwüstungen  ziehen  würde,  auch  müßten 
die  jungen  Staaten  ohne  Sicherstellung  des  freien  Durchgangsverkehrs 
unter  die  wirtschaftliche  Vormundschaft  Deutschlands  geraten.  Daß  es 
grundsätzlich  nicht  wünschenswert  sei,  das  Eigentum  eines  Teiles  der  Staats- 
angehörigen zur  Deckung  staatlicher  Verbindlichkeiten  zu  benutzen,  aner- 
kannte die  Entente;  die  Höhe  der  von  Deutschland  zu  übernehmenden  Ver- 
pflichtungen mache  jedoch  in  diesem  Falle  das  Verfahren  notwendig,  auch 
sie  habe  während  des  Krieges  auswärtige  Kapitalanlagen  ihrer  Staatsange- 
liörigeu  in  Anspruch  nehmen  müssen.  Mit  der  Aufrechterhaltung  der  prin- 
zipiellen Aiiffassung  war  auch  der  größte  Teil  der  sachlichen  deutschen  Ein- 
wände erledigt,  nur  einige,  freilich  keineswegs  unwichtige  Änderungen  wurden 
zugestanden;  so  fiel  die  dritte  Abstimmungszone  Schleswigs  fort,  in  Ober- 
schlesien wurde  die  Abstimmung  festgesetzt,  der  Rückfall  des  Saargebietes 
an  Deutschland  etwas  erleichtert,  ein  Teil  der  Vorschriften  über  die  in 
Deutschland  zu  bauenden  Eisenbahnen  beseitigt.  Außerdem  erhielt  mancher 
Artikel  eine  authentisch  relativ  günstigere  Interpretation,  als  dies  vorher 
seitens  der  deutschen  Delegation  geschehen  war.  Es  wurde  z,  B.  erklärt,  daß 
der  commission  des  reparations  kein  solcher  Eingriff  in  die  internen  deut- 
schen Verhältnisse  zustehe,  wie  auf  deutscher  Seite  angejiommen,  doch  bleibt 
ihr  das  Recht  vorbehalten,  zu  verlangen,  daß  im  Reichshaushalt  vorgesehene 
Ausgaben,  die  sie  nicht  für  notwendig  hält,  zur  Schadenersatzleistung  ver- 
wandt werden^.  Größere  politische  Bedeutung  kann  die  Bemerkung  in  der 
Mantclnote  gewinnen,  durch  Aussprache  und  Übereinstimmung  könne  der 
Vertrag  von  Zeit  zu  Zeit  abgeändert,  neuen  Ereignissen  und  neu  ent- 
stehenden Verhältnissen   angepaßt  werden.      In   seinen   Grundzügen  blieb 

^  Vgl.  dazu  u.  a.  das  1917  erschienene  Buch  E.  D.  Morel,  Africa  and  the 
peace  of  Europe.  Auszugsweise  abgedruckt  in  „Koloniale  Rundschau".  1919. 
S.   129ff. 

^  Die  mögliche  praktische  Auslegung  zeigt  eine  Bemerkung  des  „Temps", 
Paris  1.  Nov.  1919,  anläßlich  der  von  der  Nationalversammlung  bewilligten  SV^ 
Milliarden  für  Verbilligung  der  Lobensmittel :  „Lo  premier  devoir  des  commissions 
tinanciöres  de  1' Entente  sera  d'examiner  de  trös  pr6s  les  combinaisons  dösastreusea 
ainsi  quo  certaines  mesvu-es  fiscales  qui  tendent  toutes  ä  diminuer  les  ressources 
que  l'AIIemagne  doit  röserver  pour  röparer  les  ruines  qu'elle  a  caus6e." 
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der  Vertragsentwurf  indes  unverändert,  und  durch  das  dem  Schluß  der  Mantel  - 
note vom  16.  Juni  eingefügte  Ultimatum,  ihn  binnen  5  Tagen  in  der  vor- 
liegenden Gestalt  anzunehmen  oder  abzulehnen,  wurden  weitere  Verhand- 
lungen unmöglich  gemacht.  Die  deutsche  Delegation  mußte  ihre  Aufgabe 
als  gescheitert  ansehen  und  dem  deutschen  Volke,  bzw.  seiner  Regierung, 
und  Volksvertretung  die  Entscheidung  überlassen. 

Diese  hatten  bisher  beide  die  Friedensgesandtschaft  in  ihrem  Bemühen 
nach  Kräften  unterstützt.  DerMinisterpräsident  Scheidemann  erklärte  in  zwei 
großen  Reden  am  8.  und  12.  Mai  in  der  deutschen  Nationalversamm- 
lung zu  Weimar,  den  Vertrag,  der  das  Reich  versklaven  wolle,  für  unerfüll- 
bar und  deshalb  auch  für  unannehmbar,  denn  nur  ein  Vertrag,  der  gehalten 
werden  könne,  dürfte  unterschrieben  werden.  Als  mit  dem  Ultimatum  vom 
16.  Juni  die  Frage  der  Ablehnung  akut  wurde,  kam  es  jedoch  angesichts 
der  drohenden  Aufkündigung  des  Waffenstillstandes  und  der  Besetzung  des 
ganzen  Landes  zu  einer  Ministerkrise,  in  deren  Verlauf  außer  dem  Minister- 
präsidenten u.  a.  sämtliche  demokratische  Minister,  darunter  der  Führer 
der  Friedensdelegation  Graf  Brockdorff-Rantzau,  zurücktraten,  weil  sie  die 
Verantwortung  für  die  Annahme  des  Friedens  nicht  tragen  zu  können  glaub- 
ten. Der  bisherige  A..rbeitsminister  Bauer  bildete  ein  neues  Kabinett,  dem 
nur  Vertreter  der  Mehrheitssozialisten  und  des  Zentrums  angehörten.  Nach 
vergeblichen  Abänderungsvorschlägen  des  neuen  Ministeriums  mußte  die 
deutsche  Regierung  am  23.  Juni  ihre  Bereitschaft  erklären,  ,,die  von  den 
alliierten  und  assoziierten  Regierungen  auferlegten  Friedensbedingungen" 
anzunehmen  und  zu  unterzeichnen.  Sie  betonte  dabei,  daß  sie  allein  der 
übermächtigen  Gewalt  weiche  und  ihre  Auffassung  über  die  Ungerechtigkeit 
des  Friedens  nicht  aufgebe.  Am  28.  Juni  1919  vollzogen  die  Reichsminister 
Müller  und  Bell  durch  ihre  Unterschrift  den  Friedensvertrag.  Die  deutsche 
Regierung  erklärte,  die  nunmehr  übernommenen  Verpflichtungen  loyal  er- 
füllen zu  wollen,  doch  lehnte  sie  die  Verantwortung  dafür  ab,  wenn  die  Un- 
durchführbarkeit  der  Bedingungen  auch  bei  schärfster  Anspannung  der 
deutschen  Leistungsfähigkeit  in  Erscheinung  träte. 

Am  gleichen  Tage  unterzeichneten  die  Vertreter  der  sämtlichen  gegneri- 
schen Mächte  den  Vertrag,  außer  China,  welches  mit  der  Übertragung  der 
Rechte  Deutschlands  in  der  Provinz  Schantung  auf  Japan  (Art.  156/58) 
nicht  einverstanden  war.  Es  sah  darin  einen  unberechtigterweise  Japan 
zugebilligten  Machtzuwachs  auf  chinesischem  Boden,  den  es  nicht  zu  dulden 
brauche^.  Zweifellos  waren  unter  den  Bevollmächtigten  der  alliierten  und 
assoziierten  Mächte  über  die  Opportunität  der  einzelnen  Artikel  noch  mehr 
Meinungsverschiedenheiten  vorhanden,  es  sei  nur  an  den  Rücktritt  des 
amerikanischen  Delegierten  Bullitt  erinnert,  der  Wilson  öffentlich  die  Ver- 
letzung seines  Programms  vorwarf  und  sich  in  seiner  Auffassung  der  deut- 
schen näherte.  Diese  Chronik  kann  indes  nur  solche  Vorgänge  berücksich- 
tigen, deren  Auswirkung  in  der. offiziellen  Politik  zutage  tr.tt  oder  welche 

^  In  einem  Erlaß  vom  15.  Sept.  1919  erklärte  der  Präsident  von  China  den 
Kriegszustand  zwischen  der  Chinesischen  Republik  und  Deutschland  als  beendet. 
China  habe  den  Versailler  Vertrag  nicht  unterzeichnen  können,  weil  es  die  3  Artikel 
über  Schantung  nicht  gutheiße.    Alle  übrigen  Artikel  anerkenne  es  ohne  Ausnahme. 
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sonst  autlientiscli  belegt  sind.  Nach  außen  trat  die  Entente  in  den  Versailler 
Verhandlungen  jedenfalls  bis  zum  28.  Juni  geschlossen  auf  und  gerade  da- 
durch wurde  ihr  Gegner  zur  Ohnmacht  verurteilt. 

Die  Ratifikation  des  Friedensvertrages  erfolgte  in  der  Mehrzahl  der 
alliierten  und  assoziierten  Länder  ohne  besondere  Schwie- 
rigkeiten. Für  die  meisten  unter  ihnen  handelte  es  sich  ja  um  keine  Lebens- 
interesseu,  wenn  wir  von  dem  die  internationalen  Beziehungen  grundlegend 
verändernden  Völkerbund  absehen,  welcher  durch  die  Aufhobung  der  bisher 
durch  die  Großstaaten  garantierten  Neutralität  kleiner  Staaten,  an  deren 
Stelle  der  Schutz  durch  den  Völkerbund  treten  soll,  auch  für  die  am  Kriege 
unbeteiligten  Länder  von  großer  Bedeutung  ist.  Sie  waren  dem  Verlangen 
der  Großmächte  folgend  in  den  Krieg  eingetreten,  hatten  durch  Vernichtung 
der  in  ihren  Ländern  ansässigen  deutschen  Existenzen  erhebliche  wirtschaft- 
liche Vorteile  erlangt  und  konnten  durch  den  Frieden  neben  dauernder 
Meistbegünstigung  noch  so  weitgehende  Entschädigung  vom  deutschen 
Reich  erhalten,  daß  ihnen  nichts  zu  wünschen  übrigblieb.  Erwähnt  sei 
nur,  daß  im  Parlament  der  Südafrikanischen  Union  sich  nicht  unwesent- 
licher \\'iderspruch  gegen  den  Ausschluß  Deutschlands  aus  seinen  Kolonien 
erhob,  so  daß  der  Minister  Smuts  die  Ratifikation  nur  erreichte,  indem  er 
vorstellte,  das  Parlament  solle  den  Vertrag  ratifizieren,  nicht  billigen.  In 
Australien  wurde  mit  dem  Beschluß,  für  die  nächsten  5  Jahre  keine  Deut- 
schen in  der  Commonwealth  zuzulassen,  die  im  Kriege  gegen  Deutsclüand 
befolgte  Politik  weiter  sanktioniert. 

Belgien  erhielt  ebenfalls  durch  den  Frieden  so  weitgehende  Genugtuung 
und  Entschädigung,  daß  Senat  und  Kammer  bereits  im  August  den  Vertrag 
einstimmig  ratifizierten.  Ihm  allein  wurde  eine  bevorrechtigte  Forderung 
an  der  Kriegsentschädigung  von  2Y>  Milliarden  zugestanden. 

Auch  in  Japan  und  Italien  löste  der  Friede  mit  dem  Deutschen  Reich 
keine  neue  politische  Bewegung  aus.  Japan  hatte  mit  der  Zuweisung  des 
deutschen  Besitzes  in  Schantung  und  eines  Teiles  der  Südseeinseln  seine 
Kriegsziele  im  wesentlichen  erreicht.  Für  Italien  hatten  stets  die  territo- 
rialen Ansprüche  auf  Gebietsteile  der  österreichisch-imgarischen  Monarchie 
im  Vordergrund  gestanden  und  Deutschland  nur  als  deren  Bundesgenosse  Be- 
deutung. Schnelle  Beseitigung  der  die  bisher  feindlichen  Ausländer  hemmenden 
Bestimmungen  zeigte,  daß  ihm  aus  wirtschaftlichen  Gründen  an  einer  bal- 
digen Aufnahme  der  freundschaftlichen  Beziehungen  zum  Deutschen  Reich 
gelegen  war.  Als  die  italienische  Kammer  im  September  kurz  nach  Gabriele 
d'Annunzios  Zug  nach  Fiume  dem  Anschein  nach  verfrüht  aufgelöst  wurde, 
ratifizierte  der  König  den  Versailler  Vertrag  am  6.  Oktober,  ohne  daß  er 
vor  ihr  erörtert  worden  war. 

In  ihrer  weltpolitischen  Stellung  von  Grund  aus  durch  den  Versailler 
Frieden  betroffen  wurden  dagegen  die  auch  während  des  Krieges  haupt- 
beteiligten führenden  Staaten  Frankreich,  England  und  Amerika^.     Daher 

^  Vgl.  dazu  Meinecke,  Weltgeschichtliche  Parallelen  unserer  Lage. 
„Gerechtigkeit",  Monatsh.  f.  Auswärtige  Politik.  1919.  S.  497ff.  Ferner:  The 
peace  of  Versailles  in  ,,The  Round  Table",  A  Quarterly  Review  of  the  Politics 
of  the  British  Commonwealth.    Juni  1919.    S.  429ff. 


310*  Chronik  und  Archivalien. 

beschäftigten  sich  in  diesen  Ländern  die  Volksvertretungen  weit  eingehende; 
mit  dem  Vertrage,  seinen  Schwächen  und  seinen  Vorteilen.    In   Frank- 
reich   wurden  die  positiven  Erfolge  nicht  verkannt.     Es  wurde  nur  vo 
verschiedenen  Seiten  bemängelt,  daß  die  Friedensdelegierten  nicht  auf  de: 
dauernden  Besetzung  des  linken  Rheinufers  mit  den  Brückenköpfen  und 
auf  der  völligen  Entwaffnung  Deutschlands  bestanden  hätten,  nur  dann  sei 
Frankreich  gegen  einen  erneuten  Angriff  ausreichend  gesichert.     Die  Re 
gierung  hielt  dem  entgegen,  daß  England  und  die  Vereinigten  Staaten  fü 
den  Fall  des  Angriffes  sofortige  Hilfe  garantiert  hätten  und  dies  genügend! 
Schutz  biete;  erst  nach  diesem  vertraglichen  Zugeständnis  habe  Frankreich 
auf  das  linke  Rheinufer  verzichtet.     Eine  völlige  Abrüstung  Deutschlands 
würde  die  Entente  zu  einer  Garantie  des  Schutzes  für  das  Reichsgebiet 
zwingen,  was  auch  nicht  erwünscht  sei.     Die  sozialistischen  Parteien  pro- 
testierten zwar  gegen  etliche  Härten  des  Vertrages  und  sprachen  die  Hoff-' 
nung    auf    seine   baldige  Revision   aus,    ernstlxhen  Einspruch  gegen  seine 
Verwirklichung  erhoben  sie  jedoch  nicht.     Die  Ratifikation  wurde  in  der 
Kammer  mit  .372  :  53  Stimmen,  im  Senat  einstimmig  beschlossen. 

In  ähnlichen  Bahnen  wie  in  Frankreich  bewegte  sich  die  Kritik  in 
Großbritannien.  Hier  wäre  den  bürgerlichen  Parteien  eine  stärkere 
und  bestimmter  fixierte  Kriegsentschädigung  erwünscht  gewesen,  als  sie 
der  Vertrag  vorsah.  Die  Arbeiterpartei  nahm  eine  ähnliche  Stellung  wie 
die  französischen  Sozialisten  ein.  Sie  sprach  sich  gegen  Deutschlands  Aus- 
schluß aus  dem  Völkerbund  aus  und  beanstandete  den  polnischen  Korridor 
(auch  andere  Abgeordnete  äußerten  die  Befürchtung,  daß  hier  ein  neues 
Elsaß-Lothringen  geschaffen  sei),  aber  sie  stimmte  in  der  Notwendigkeit 
der  Wiedergutmachung  durch  Deutschland  mit  den  anderen  Parteien  überein 
und  erklärte,  daß  der  Gewinn  des  Friedensschlusses  größer  sei  als  die  in 
einzelnen  Bestimmungen  enthaltenen  Unbilligkeiten.  Gegen  eine  verschwin- 
dende Minderheit  wurde  in  England  die  Ratifikation  beschlossen.  Die  Kritik 
wandte  sich  hier  naturgemäß  mehr  den  finanziellen  Bedingungen  zu,  da 
alle  machtpolitischen  ^\  ünsche,  soweit  sie  der  Friedensvertrag  erfüllen 
konnte,  befriedigt  waren. 

Die  Ratifizierung  des  Friedensvertrages  durch  die  Vereinigten 
Staaten  von  Amerika  ist  noch  ungewiß.  Der  amerikanische  Senat 
hat  die  von  der  Opposition  beantragten  Vorbehalte,  in  welchen  die  Union 
zu  verschiedenen  Bestimmungen  des  Vertrages  eine  Sonderstellung  ein- 
nimmt, abgelehnt,  aber  andererseits  auch  weder  den  Vertrag  selbst  in  der 
vorgelegten  Fassung  noch  den  Dreibundvertrag  mit  England  und  Frankreich 
für  den  Fall  eines  deutschen  Angriffes  angenommen.  Innerpolitische  Kämpfe 
zwischen  Demokraten  und  Republikanern  spielen  bei  diesem  Zögern  ebenso 
mit  wie  die  Abneigung,  sich  unter  Bedingungen,  welche  seine  Bewegungs- 
freiheit hindern,  dauernd  in  europäische  Angelegenheiten  hineinziehen  zu 
lassen.  Die  wirtschaftliche  und  geistige  Fülncung,  welche  Amerika  im  letzten 
Teil  des  Weltkrieges  inne  hatte,  hat  ihm  ein  solches  Übergewicht  in  der 
Weltpolitik  gegeben,  daß  es  sich  für  diesen  Staat  bei  der  Annahme  des  Ver- 
sailler  Friedens  weniger  um  einen  Machtzuwachs  handelt  als  darum,  ob  es 
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denselben  zugunsten  des  von  ihm  selbst  als  höchstes  politisches  Ideal  ver- 
kündeten Völkerbundes  ganz  oder  teilweise  wieder  aufgeben  will. 

Eine  Übersicht  über  die  durch  den  Versailler  Frieden  und  seine  Begleit- 
erscheinungen geschaffenen  machtpolitischen  Wandlungen  in  ihren  histo- 
rischen Ausmaßen  soll  in  der  Fortsetzung  dieser  Chronik  in  dem  am 
1.  April  1920  erscheinenden  nächsten  Heft  des  „W.  A."  gebracht  werden. 

Dr.  Hans  G  o  1  d  s  c  h  m  i  d  t ,    Kiel. 
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ZentralamerikanisdiG  Streitigkeiten  betreffend  den  NicaraguakanaF. 

IV.  Der  Prozeß  ,, Salvador  gegen  Nicaragua". 

Bereits  kurz  vor  der  Fällung  des  Urteils  in  dem  von  Costa  Rica  ange- 
strengten Prozesse  hatte  auch  Salvador  am  28.  August  1916  die  Klage  vor 
dem  zentralamerikanischen  Gerichtshofe  gegen  Nicaragua  erhoben,  und  zwar 
mit  folgender  Begründung: 

1.  Der  Bryan-Chamorro- Vertrag  sei  eine  Gefahr  für  die  Sicherheit 
Salvadors,  weil  fortan  der  Stützpunkt  einer  so  großen  Seemacht  wie  der 
Vereinigten  Staaten  von  Amerika  in  unmittelbarer  Nähe  des  Landes  ge- 
legen sei,  und  daher  bei  einem  Konflikte  der  Vereinigten  Staaten  mit  einer 
anderen  Macht  die  umliegenden  Gewässer  zum  Kriegsschauplatze  werden 
würden.  Es  müsse  darauf  hingewiesen  werden,  daß  auch  im  Agadirfalle, 
als  Deutschland  einen  marokkanischen  Hafen  als  Stützpunkt  verlangt  habe, 
England  und  Frankreich  dies  Verlangen  als  eine  Drohung  gegenüber  ihrer 
nationalen  Sicherheit  hingestellt  hätten;  ferner  hätten  die  Vereinigten 
Staaten  in  dem  Falle  der  Magdalena  Bay  dagegen  Einspruch  erhoben,  daß 
Mexiko  ein  Stück  Land  an  eine  japanische  Gesellschaft  abträte^. 

2.  Es  bestände  Miteigentum  der  drei  Uferstaaten  Salvador,  Honduras 
und  Nicaragua  an  der  Fonsecabay.  Dies  sei  historisch  nachzuweisen.  Denn 
zuerst  habe  Spanien  ganz  Zentralamerika  besessen;  später  hätten  die  zen- 
tralamerikanischen Republiken  die  Souveränität  über  die  ganze  Bay  aus- 
geübt, und  eine  Abgrenzung  der  drei  Uferstaaten  in  bezug  auf  die  Souveräni- 
tät über  einzelne  Bays  sei  bei  der  Auflösung  der  Bimdesrepublik  in  einzelne 
zentralamerikanische  Staaten  nicht  erfolgt.  Die  Fonsecabay  stelle  im  Innern 
kein  offenes  Meer  dar;  sie  sei  eine  „historische",  ja  sogar  eine  ,, territoriale" 
Bay.  Die  Einräumung  eines  Flottenstützpunktes  widerspreche  dem  Mit- 
eigentumsrechte Salvadors^. 

*  Schluß  des  im  lauf.  Bd.  S.  204*  begonnenen  Aiifsatzes. 

^  Vgl.  dazu  die  Lodge-Resolution;  American  Journal  of  International  Law. 
1912.     S.  937. 

^  Vgl.  dazu  Wright.  American  Journal  of  International  Law.  1917. 
S.  572. 
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3.  Der  Vertrag  verletze  die  höchsten  Interessen  Salvadors  in  seiner 
Eigenschaft  als  zentralamerikanischem  Staat.  Die  Bewohner  von  Salva- 
dor haben  nie  die  Hoffnung  aufgegeben,  daß  sich  einmal  alle  zentralameri- 
kanischen Staaten  wieder  zu  einer  einzigen  Bundesrepubhk  zusammen- 
schließen; in  den  Verfassungen  der  zentralamerikanischen  Staaten  finde 
diese  Sehnsucht  ihren  Ausdruck,  z.  B.  auch  in  denen  von  Salvador  und 
Nicaragua;  ausdrücklich  werde  in  ihnen  die  Befugnis  festgestellt,  daß  sich 
Salvador  bzw.  Nicaragua  mit  den  anderen  zentralamerikanischen  Staaten 
zu  einem  Bunde  vereinige.  Einer  solchen  Wiederherstellung  eines  Bundes- 
staates werde  aber  entgegengearbeitet,  wenn  ein  zentralamerikanischer  Staat 
über  zentralamerikanisches  Gebiet  zugunsten  einer  ausländischen,  nicht 
mittelamerikanischen  Macht  verfüge. 

4.  Der  Bryan-Chamorro- Vertrag  stände  ferner  im V/iderspruch  mit  Art.  2^ 
des  allgemeinen  Friedens-  und  Freundschaf tsvertrages  der  zentralameri- 
kanischen Republiken  vom  20.  Dezember  1907.  Darin  sei  vereinbart  worden, 
daß  die  zentralamerikanischen  Staaten  ihre  Verfassung  nicht  ändern  sollten, 
weil  eine  solche  Änderung  von  den  Delegierten  der  Konferenz  als  eine  Be- 
drohung des  Friedens  und  der  Sicherheit  der  anderen  zentralamerikanischen 
Staaten  aufgefaßt  worden  sei.  Die  Abtretung  eines  Stück  Landes  an  die 
Vereinigten  Staaten  sei  aber  ein  Vorgang,  der  in  diesem  Sinne  eine  Ver- 
fassungsänderung bedeute.  Der  Vertrag  verletze  auch  Art.  9  desselben  Ab- 
kommens, denn  darin  hätten  sich  die  zentralamerikanischen  Staaten  die 
gleiche  Behandlung  aller  Schiffe  zugesichert^.  Die  Vereinigten  Staaten 
könnten  aber  im  Bereiche  des  neuen  Flottenstützpunktes  nach  dem  Bryan- 
Chamorro- Vertrage  eigene  Gesetze  erlassen  und  die  Schiffe  Nicaraguas 
dabei  bevorzugt  werden,  ohne  daß  Salvador  ein  entsprechendes  Recht  für 
sich  beanspruchen  dürfe. 

5.  Schließlich  sei  der  Vertrag  nach  dem  Staatsrechte  Nicaraguas  un- 
gültig, denn  nach  der  Verfassung  dieses  Staates  dürfe  kein  Vertrag  geschlos- 
sen werden,  der  die  Unabhängigkeit  und  Integrität  verletze. 

Durch  Zwischenurteil  vom  6.'  September  1916  wurde  die  Klage  vom 
zentralamerikanischen  Gerichtshof  zugelassen  und  Nicaragua  die  Verpflich- 
tung auferlegt,  bis  zur  Rechtsentscheidung  die  Rechtslage  im  Golfe  von 
Fonseca  wie  bisher  bestehen  zu  lassen. . 

Nicaragua  erschien  diesmal,  im  Gegensatze  zu  seinem  Verhalten  in  dem 
ersten  von  Costa  Rica  angestrengten  Prozesse,  vor  dem  Gerichtshofe.  Es 
bestritt  wiederum  die  Zuständigkeit  des  Gerichtshofes:   Die  diplomatischen 

^  Art.  2  lautet:  „Desiring  to  secure  in  the  Republics  of  Central  America 
the  benefits  which  are  derived  from  the  maintenance  of  their  institutions,  and  to 
contribute  at  the  same  time  to  maintaining  their  stability  and  the  prestigo  with 
which  they  ought  to  be  eurrounded,  it  is  declared  that  every  disposition  er  measure 
which  may  tend  to  alter  the  constitutional  Organization  in  any  of  them  is  to  be 
deemcd  a  menace  to  the  peace  of  said  Republicos. 

^  Die    Einwendungen    von     Salvador     bezogen     sich,     entsprechend     der 
geographischen  Lage  des  Landes,  ausschließlich  auf  die  Einräumung  eines  Flotten- 
stützpunktes in  der  Fonsecabay  an  die  Vereinigten  Staaten.     Offenbar  betrafen] 
die  von  Honduras  in  seinem  Proteste  erhobenen  Bedenken  aus  dem  gleichen  Grunde  j 
denselben  Punkt. 
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Mittel  seien  nicht  erschöpft  worden;  es  handle  sich  weiter  nicht  um  einen 
Streit  IcdigUch  zwischen  zentralamerikanischen  Staaten,  sondern  um  einen 
solchen,  der  die  Interessen  einer  dritten  Macht  berühre.  Zur  Sache  führte 
Nicaragua  aus: 

1.  Der  Vertrag  stelle  keine  Gefährdung  der  Sicherheit  Salvadors  dar, 
denn  die  Vereinigten  Staaten  hätten  schon  lange  einen  großen  Einfluß  in 
Mittelamerika  besessen  und  bisher  habe  sich  daraus  keine  Bedrohung  Zen- 
tralamerikas ergeben.  Im  Gegenteil  stelle  der  Flottenstützpunkt  eine  Ga- 
rantie für  die  Sicherheit  der  zentralamerikanischen  Staaten  dar,  die  den 
amerikanischen  Kontinent  gemäß  der  Monroedoktrin  verteidigten.  Der 
Agadir-  bzw.  Magdalenafail  könne  nicht  zum  Vergleich  herangezogen  werden. 
Denn  hier  habe  es  sich  beidemal  um  die  Rivalität  mächtiger  Seestaaten 
gehandelt,  während  zwischen  den  Vereinigten  Staaten  imd  den  zentralameri- 
kanischen Republiken  ein  ganz  anderes  Verhältnis  bestände. 

2.  Es  sei  nicht  richtig,  daß  Miteigentum  der  drei  Uferstaaten  an  der 
Fonsecabay  bestände.  Nicaragua  könne  zusammen  mit  Salvador  kein  Mit- 
eigentum haben,  weil  beide  Staaten  am  Meere  gar  keine  gemeinsame  Grenze 
hätten.  Das  treffe  nur  im  Verhältnis  von  Nicaragua  zu  Honduras  sowie 
von  Hondm'as  zu  Salvador  zu.  Aus  dem  Grenzvertrage  zwischen  Nicaragua 
und  Honduras  vom  Jahre  1900  gehe  hervor,  daß  man  die  Grenze  in  dem  Golf 
von  Fonseca  zwischen  den  Vertragsteilen  so  gezogen  habe,  wie  es  der  Aus- 
dehnung jedes  einzelnen  Vertragsstaates  entspreche.  Auch  habe  Salvador 
bei  einem  Versuche,  die  Seegrenze  mit  Honduras  festzustellen,  vorher  keine 
Erlaubnis  von  Nicaragua  eingeholt,  also  geglaubt,  dies  nicht  nötig  zu  haben. 

3.  Der  Umstand,  daß  die  zentralamerikanischen  Republiken  einmal  eine 
einzige  Republik  gebildet  hätten,  stehe  einer  Verfügung  über  ihr  Staatsgebiet 
nicht  entgegen,  da  sie  zurzeit  vollkommen  souverän  seien.  In  den  Verfas- 
sungsartikeln werde  nur  die  Möglichkeit  einer  späteren  Wiederherstellung 
der  Republiken  vorgesehen,  aber  keineswegs  eine  Verpflichtung  hierzu  fest- 
gesetzt. 

4.  Es  Hege  auch  keine  Verletzung  der  Artikel  2  und  9  des  zentralameri- 
kanischen Friedens-  und  Freundschaftsvertrages  vor.  Insbesondere  habe 
man  in  Art.  2  lediglich  verboten,  die  Verfassung  in  einem  anderen  der  zen- 
tralamerikanischen Staaten  umzustoßen,  nicht  aber  in  dem  eigenen  Lande. 

5.  Die  Frage  der  Rechtsgültigkeit  des  Bryan-Chamorro- Verträges  sei 
eine  Angelegenheit,  die  lediglich  Nicaragua  angehe. 

Der  Gerichtshof  entschied  durch  Urteil  vom  9.  März  1917^  zu  imgunsten 
Nicaraguas.  Auch  diese  Entscheidung  ist  sehr  ausführlich  und  enthält  im 
Gegensatze  zu  derjenigen  vom  30.  September  1916  rechtlich  sehr  interessante 
Ausführungen.  Auch  diesmal  dissentierte  der  Richter  Nicaraguas  von  der 
Ansicht  seiner  Kollegen  im  Tribunal.  Es  wurde  ausgeführt:  Nicaragua  habe 
gegenüber  dem  Proteste  von  Salvador  die  Rechtmäßigkeit  des  Abkommens 
mit  den  Vereinigten  Staaten  in  einer  so  entschiedenen  Weise  behauptet,  daß 
sein  Verhalten  mit  einer  friedlich-diplomatischen  Erledigung  des  Streitfalles 

^  Abgedruckt  im  American  Journal  of  InteraationalLaw.  1917.  S.  674 
bis  730. 
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unvereinbar  sei.  Daher  seien  die  diplomatischen  Mittel  in  der  Tat  von  Salva- 
dor erschöpft  worden.  Die  Tatsache,  daß  es  sich  um  die  Auslegung  eines 
von  der  beklagten  Partei  mit  den  Vereinigten  Staaten  geschlossenen  Abkom- 
mens handle,  könne  den  Streitfall  gleichfalls  der  Kompetenz  des  Gerichts 
nicht  entziehen.  Andernfalls  würden  gerade  die  wichtigsten,  den  Frieden 
Zentralamerikas  gefährdenden  Konflikte  nicht  von  dem  Gericht  abgeurteilt 
werden  können. 

Streitig  sei  lediglich  zentralameiikanischer  Grund  und  Boden,  und  ob 
die  Berechtigung,  hierüber  zu  verfügen,  nach  dem  Völkerrecht  vorhanden  sei, 
gehöre  in  die  Kompetenz  des  Gerichtshofes,  der  seine  eigene  Zuständigkeit 
tndgültig  zu  bestimmen  habe. 

Materiellrechtlich  wurde  vom  Tribunale  auf  die  geographische  Lage  der 
Fonsecabay  eingegangen  und  dargetan,  welche  Bedeutung  sie  in  ökono- 
mischer, militärischer  usw.  Hinsicht  für  die  drei  üferstaaten  Salvador,  Hon- 
duras und  Nicaragua  habe.  Besonders  wurde  betont:  Honduras  habe  eine 
große  interozeanische  Eisenbahn  begonnen,  deren  eine  Schlußstation  zur 
Fonsecabay  führen  solle.  Der  Golf  sei  der  Sammelpunkt  des  mittelameri- 
kanischen Handels.  Daher  liege,  weil  infolge  der  geographischen  Verhält- 
nisse eine  Territorialbay  nicht  angenommen  werden  dürfe,  eine  sogenannte 
„historische  Bay"  vor.  Hierbei  berief  sich  der  zentralamerikanische  Gerichts- 
hof auf  die  Ausführungen  des  Urteils  des  Haager  ständigen  Schiedshofes 
vom  Jahre  1908  in  der  Neufundlandfrage  zwischen  Großbritannien  und  den 
Vereinigten  Staaten  von  Amerika^. 


^  Das  damals  unter  dem  Vorsitze  von  Lammasch  tagende  Tribunal  hatte 
n.  a.  eine  in  dem  englisch-amerikanischen  Vertrage  von  1818  enthaltene  Klausel 
auszulegen.  Darin  hatten  die  Vereinigten  Staaten  auf  das  Privileg  verzichtet, 
, »innerhalb  drei  Saemeilen  von  den  Küsten,  Häfen,  großen  und  kleinen  Buchten 
der  amjrikanischen  Besitzungen  Ssiner  Majestät  des  Königs  von  Großbritannien 
zu  fischen".  Es  fragte  sich  nun,  von  wo  die  drei  Seemeilen  bei  den  Buchten  gerech- 
net werden  sollten.  Während  Großbritannien  den  Verzicht  auf  sämtliche  Buchten 
im  geographischen  Sinne  erstreckt  wissen  wollte,  gleichgültig  welche  Ausdehnung 
ßie  hätten,  behaupteten  die  Vereinigten  Staaten  von  Amerika,  das  Verbot  des  Fi- 
«chens  beziehe  sich  nur  auf  die  sogenannten  Territorialbuchten,  d.  h.  solche,  deren 
Einfahrt  keine  größere  Breite  als  drei  Seemeilen  aufweise  und  deren  gesamte  Ufer 
demselben  Staate  gehörten;  sei  aber  an  der  Einfahrt  zwischen  den  von  jeder  Seite 
des  Ufers  zu  rechnenden  drei  Seemeilen  noch  eine  Strecke  der  offenen  See  vorhan- 
den, so  dürfte  in  der  gesamten  Bucht  von  selten  amerikanischer  Fischer  drei  See- 
meilen, von  den  Ufern  ab  gerechnet,  die  Fischerei  ausgeübt  werden.  Der  Schieds- 
hof stellte  sich  in  seiner  Mehrheitsentscheidung  grundsätzlich  auf  den  Standpunkt 
der  englischen  Regierung,  wonach  der  Ausdruck  ,, Bucht"  in  dem  Vertrage  von 
1818  im  geographischen  Sinne  gemeint  sei,  so  daß  die  Amerikaner  von  sämtlichen 
Buchton  ausgeschlossen  seien.  Gegenüber  der  amerikanischen  Behauptung,  daß 
die  drei  Seemeilen-Grenze  systematisch  auf  die  Buchten  angewandt  werden  müsse, 
hatte  der  Schiedshof  in  seinem  Urteil  ausgeführt:  „Der  Schiedshof  kann  sich  dieser 
Behauptung  nicht  anschließen,  weil  zugestandenermaßen  der  geographische  Cha- 
rakter einer  Bucht  Bedingungen  enthält,  welche  die  Interessen  des  Landes  in  größerem^ 
Maße  betreffen  als  solche,  die  mit  der  offenen  Küste  verbunden  sind.  So  stehen 
Bedingungen  der  nationalen  und  territorialen  Unantastbarkeit,  nämlich  Vertei- 
digungs-,  Handels-  und  Industriebedingungen  in  vitalem  Zusammenhange  mit 
Überwachung  von  in  die  nationale  Küste  eindringenden  Buchten.    Dieses  Interesse 
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Die  Bay  stehe  also  im  Miteigentum  der  drei  Uferstaaten  und  sei  bis 
auf  einen  kleinen  Teil  niemals  abgegrenzt  worden.  Keiner  der  drei  Staaten 
könne  also  über  die  Bucht  Verfügungen  ohne  Genehmigung  der  anderen 
treffen;  da  nun  die  Einräumung  einer  Flottenbasis  an  der  Küste  von  Nica- 
ragua die  Durchfahrt  amerikanischer  Kriegsschiffe  durch  solche  Teile  der 
Bay,  an  welchen  Salvador  eine  Mitsouveräuität  ausübe,  voraussetze,  so  sei 
der  Vertrag  Nicaraguas  mit  den  Vereinigten  Staaten  nur  gültig,  wenn  ihm 
Salvador  und  Honduras  zugestimmt  hätten.  Besonderen  Wert  legte  der 
Gerichtshof  dabei  auf  die  Feststellung,  daß  der  Begriff  des  Miteigentums  nicht 
nur  im  Privatrechte,  sondern  auch  im  Völkerrecht  vorkomme,  wie  das  Bei- 
spiel Schleswig-Holsteins  nach  1864  und  ein  Vertrag  zwischen  Chile  und 
Bohvia  nach  1876  über  Guanolager  beweise. 

Der  Flottenstützpunkt  würde  ferner,  so  führte  das  Urteil  aus,  eine 
Drohung  gegenüber  Salvador  darstellen.  Genau  wie  im  Agadirfalle  hätten 
die  beteiligten  Staaten  das  Recht  des  Einspruches.  Es  sei  nicht  richtig, 
wenn  sich  der  beklagte  Staat  darauf  berufe,  bei  jenem  Ereignis  habe  es  sich 
um  eine  große  Militärmacht  gehandelt.  Denn  die  Staaten  seien  alle  gleich, 
und  es  mache  keinen  Unterschied,  ob  einer  ein  großer  oder  ein  kleiner  Staat 
sei.  Dabei  wurde  von  dem  Gerichte  auf  die  Verhandlungen  des  dritten  pan- 
amerikanischen Kongresses  zu  Rio  de  Janeiro  von  1906,  des  panamerikani- 
schen wissenschaftlichen  Kongresses  von  1916  und  der  zweiten  Haager 
Friedenskonferenz  über  das  Prinzip  der  Staatengleichheit  Bezug  genommen. 
Die  Einräumung  eines  Flottenstützpunktes  an  die  Vereinigten  Staaten 
widerspreche  auch,  so  wurde  betont,  dem  Nationalitätsprinzip,  da  es  sich 
um  zentralamerikanisches  Territorium  handle  und  dieses  nach  soziologischen 
und  ethnographischen  Prinzipien  nur  zu  zentralamerikanischen  Staatengehören 
dürfe.  In  einer  Reihe  früherer  Fälle,  so  1854  anläßUch  der  beabsichtigten 
Abtretung  der  Tigerinseln,  hätten  zentralamerikanische  Staaten  bereits 
einen  ähnlichen  Standpunkt  vertreten;  dasselbe  sei  der  Fall  gewesen,  als 
1869  Ekuador  die  Galapagosinseln  an  die  Vereinigten  Staaten  habe  abtreten 
wollen.  Die  Monröedoktrin  der  Vereinigten  Staaten  nehme  den  anderen 
amerikanischen  Staaten  nicht  das  Recht,  selbst  ihre  Unabhängigkeit  zu 
schützen.     Die  Vereinigten  Staaten  erhielten  dadurch  keine  internationale 

schwankt,  allgemein  ausgedrückt,  im  Verhältnis  zum  Eindringen  der  Bucht  ins 
Land." 

Noch  weiter  ging  der  argentinische  Diplomat  Drago,  einer  der  fünf  Richter 
des  Schiedsgerichts,  in  der  Begründung  seines  zu  dieser  Entscheidung  ausgespro- 
chenen Disseuses:  „Man  kann  ruhig  behaupten,  daß  eine  gewisse  Art  von  Buchten, 
die  man  am  besten  die  , .historischen"  nennt,  wie  die  Chesapeake-Bay  und  die  Dda- 
ware-Bay  in  Nordamerika  und  die  weite  Mündung  des  La  Plata  Stromes  in  Süd- 
amerika, eine  eigene  von  den  anderen  geschiedene  Klasse  bilden  und  zweifellos 
zum  Küstengebiet  gehören,  wenn  das  betreffende  Land  seine  Landeshoheit  über 
sie  geltend  gemacht  hat,  und  besondere  Umstände  wie  geographische  Lage  und 
Form,  seit  undenklichen  Zeiten  bestehende  Usance  und  vor  allem  die  Erfordernisse 
der  Selbstverteidigung  einen  solchen  Anspruch  rechtfertigen. "  Vgl.  James 
Brown  Scott  in  der  Schückingschen  Sammlung:  ..Das  Werk  vom  Haag-'. 
Zweite  Serie:  Die  gerichtlichen  Entscheidungen.  Erster  Band:  Die  Judikatur 
des  Ständigen  Schiedshofes  von  1899 — 1913.  Dritter  Teil.  München  und  Leipzig 
1Ö17.     S.  Ulff. 
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Schutzlierrscliaft,  durch  die  ihnen  die  Verteidigung  des  Kontinents  unter 
Ignorierung  der  Rechte  lateinisch-amerikanischer  Staaten  übertragen  werde. 

Die  Einräumung  einer  Flottenbasis  sei  aber  auch  deshalb  zu  bean- 
standen, weil  sie  die  Hoffnung  Salvadors  auf  den  Zusammenschluß  aller 
zentralamerikanischen  Staaten  zu  einer  großen  Republik  zu  zerstören  drohe. 
Daher  habe  Salvador  ein  vitales  Interesse  daran,  daß  das  mittelamerika- 
nische Territorium  in  den  Händen  Zentralamerikas  bleibe. 

Es  Hege  schüeßlich  eine  Verletzung  der  Art.  2  und  9  des  zentralaraeri- 
kanischen  Friedens-  und  Freundschafts  Vertrages  von  1907  vor.  Denn  wenn 
die  konstitutionelle  Verfassung  nach  Art.  2  des  Vertrages  nicht  abgeändcifc 
werden  dürfe,  so  sei  darunter  vor  allem  auch  die  Integrität  des  Gebietes 
zu  verstehen,  imd  Art.  9  sichere  allen  zentralamerikanischen  Staaten  eine 
gleiche  Behandlung  ihrer  Schiffe  zu,  während  nach  dem  Bryan-Chamorro 
Vertrage  die  Vereinigten  Staaten  in  der  Lage  wären,  im  Bereiche  des  Flotten 
Stützpunktes  die  Schiffe  Nicaraguas  zu  bevorzugen. 

Der  Gerichtshof  sprach  sich,  gleichlautend  seiner  Entscheidung  in  dem 
ersten  Prozesse  gegen  Nicaragua,  nicht  die  Befugnis  zu,  den  Bryan-Cha-^ 
morro-Vertrag  für  nichtig  zu  erklären,  stellte  aber  fest,  daß  Nicaragua  ver- 
pflichtet sei,  den  vor  dem  Bryan-Chamorro- Vertrag  vorhandenen  RechtS' 
zustand  aufrechtzuerhalten. 

Darüber,  daß  sich  Nicaragua  auch  diesmal  geweigert  hat,  dies  Urtei 
anzuerkennen,  verlautet  nichts  Näheres.  Doch  darf  man  eine  solche  Wei- 
gerung nach  seinem  Verhalten  zu  dem  früheren  Urteil  des  zentralameri 
kanischen  Gerichtshofes  annehmen. 

Die  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  haben  bisher  den  Bau  eines  inter- 
ozeanischen Kanals  in  Nicaragua  nicht  begonnen;  auch  ist  ihnen  ein  Flotten- 
stützpunkt in  der  Fonsecabay  nicht  eingeräumt  worden.  Eine  Zuwider- 
handlung gegen  die  Entscheidungen  der  Schiedssprüche  liegt  also  nicht  vor^ 
Wohl  aber  hat  Nicaragua  seine  passive  Resistenz  aufrechterhalten  und 
seinen  Widerspruch  gegen  die  Entscheidungen  des  zentralamerikanischen 
Gerichtshofes  dadm-ch  bekundet,  daß  es  die  Erneuerung  des  ,, Abkommens 
über  die  Errichtung  eines  zentralamerikanischen  Gerichtshofes"  ablehnte. 

V.    Das    Ende    des    zentralamerikanischen    Gerichts- 
hofes. 

Die  Erledigung  der  beiden  Streitfälle  gegen  Nicaragua  bedeuten  den 
vorläufigen  Abschluß  der  Tätigkeit  des  zentralamerikanischen  Gerichts 
hofes,  der  durch  die  zentralamerikanische  Konferenz  von  1907  vorgesehen 
worden  war.  Nachdem  das  Abkommen  über  den  Gerichtshof  am  2.  Mära 
1908  ratifiziert  worden  war,  erfolgte  die  feierhche  Einv/eihung  am  25.  Mai 
1908  zu  Cartago  in  Costa  Rica.  Carnegie  hatte  für  ihn  einen  besonderen 
Palast  gestiftet,  den  er,  als  dieser  1910  durch  ein  Erdbeben  zerstört 
wurde  durch  einen  neuen  in  San  Jose,  gleichfalls  in  Costa  Rica^ 
ersetzte  ^.       Bevor     die     Prozesse       gegen     Nicaragua    zur    Verhandlung 

1  Dieser  neue  Palast  wurde  1916  und  1917  erbaut  xmd  gerade  fertiggestellt,!^ 
als  der  Gerichtshof  seine  Tätigkeit  einstellen  mußte.    „New  Palace  of  the  Central 
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gekommen  waren,  hatte  der  Gerichtshof  sieben  Streitigkeiten  zur  all- 
gemeinen Befriedigung  erledigt.    Folgende  Fälle  waren  entschieden  worden^: 

1.  Klage  von  Honduras  und  Nicaragua  gegen  Salvador  und  Guatemala 
wegen    revolutionärer    Umtriebe    (1908).      Die    Klage  wurde    abgewiesen. 

2.  Klage  eines  Staatsangehörigen  von  Nicaragua  gegen  Guatemala  (1909). 
Der  Gerichtshof  erklärte  sich  für  unzuständig.  3.  Revolution  in  Nicaragua 
(1910).  Der  Gerichtshof  bot  von  sich  aus  seine  guten  Dienste  an,  4.  Die 
Berufungsklage  eines  Bürgers  von  Nicaragua  gegen  die  Entscheidung  des 
höchsten  Gerichtshofes  von  Costa  Rica  (1911).  Die  Klage  wurde  abgewiesen. 
5.  Anerbieten  der  guten  Dienste  von  selten  des  Gerichtshofes  anläßlich  der 
Revolution  in  Nicaragua  (1912).  6.  Klage  eines  Bürgers  von  Nicaragua 
gegen  Honduras  wegen  Ausweisung  (1913).  Die  Klage  wm'de- abgewiesen. 
7.  Klage  eines  Bürgers  von  Nicaragua  gegen  Costa  Rica  wegen  Ausweisung 
(1911).     Die  Klage  wurde  abgewiesen. 

Das  Abkommen  über  den  zentralamerikanischen  Gerichtshof  sollte  vom 
Tage  der  Ratifikation  ab  10  Jahre  gültig  sein.  Es  lief  am  2.  März  1918  ab. 
Bereits  1917  begannen  zwischen  den  zentralamerikanischen  Staaten  Ver- 
handlungen über  eine  Erneuerung  der  Konvention.  Costa  Rica,  in  dessen 
Hauptstadt  der  Gerichtshof  seinen  Sitz  hat,  trat  stark  für  eine  Revision 
des  Vertrages  von  1907  ein.  Honduras  schlug  bei  dieser  Gelegenheit  vor, 
die  Grundlagen  eines  zentralamerikanischen  Bundesstaates  zu  errichten^. 
Man  bildete  auch  ein  Komitee  zur  Propaganda  dieser  Idee.  Es  kam  jedoch 
zu  keiner  Einigung.  Wie  James  Brown  Scott^  erwähnt,  war  eine  der  Ver- 
tragsmächte —  offenbar  Nicaragua  —  gegen  die  Erneuerung*.  Infolge- 
dessen wurde  der  zentralamerikanische  Gerichtshof  am  6.  März  1918  ge- 
schlossen^. Es  war  das  erste  Tribunal,  das  wirklich  richterliche  Kompetenz 
besaß,  dem  alle  Streitigkeiten  ohne  Ausnahme  überwiesen  werden  konnten, 
das  erste  große  Vorbild  eines  Weltgerichtshofes.  Von  verschiedenen  Seiten 
wurde  bereits  die  Hoffnung  ausgesprochen,  daß  es  noch  gelingen  werde, 
den  Gerichtshof  wieder  ins  Leben  zu  rufen,  u.  a.  in  einer  Eingabe  der  ameri- 
kanischen Anti-Imperialist  League  an  Lansing^,  die  gleichzeitig  forderte, 
die  Vereinigten  Staaten  möchten  den  Bryan-Chamorro- Vertrag  einer  bal- 
digen Revision  unterziehen,  soweit  er  die  Rechte  mehrerer  zentralameri- 
kanischer Staaten  verletze.  Vielleicht  wird  die  Erneuerung  des  zentral- 
amerikanischen Gerichtshofes  durch  die  Einsetzung  eines  Welttribunals  über- 
flüssig werden.  Dr.  Hans  Wehberg,    Berlin. 

American  Court  of  Justice",  „Bulletin  of  the  Pan  American  Union.  Juni  1917. 
S.  734—739. 

1  Vgl.  Fried,    a.  a.  0.,  S.  182ff.  und  die  dort  zitierte  Literatur, 

2  Vgl.  „La  Prensa,".  Buenos  Aires.  29.  Oktober  1917;  „Bulletin  of  the  Pan 
American  Umon".     November  1917.     S.  670. 

^  „The  closing  of  the  Central  American  Covurt  of  justice",  „American  Journal 
of  International  Law",  „Editorial  Comment."     1918.     S.  380ff. 

*  Nicht  zutreffend  ist  die  Darstellung  in  der  „Frankfurter  Zeitung"  vom  27.  Mai 
1918,  Morgenblatt,  wonach  die  anderen  zentralamerikanischen  Staaten  die  Erneuerung 
des  Gerichtshofes  nicht  wünschten,  weil  Nicaragua  die  Urteile  nicht  anerkannt  habe. 

"  „La  Prensa".  Buenos  Aires  18.  März  1918;  „El  Mercurio".  Santiago  de 
Chile.     18.  März  1918.     Vgl.  auch  „Journal  Clunet"  1918.     S.  1528. 

'  „Evenmg  Post".    New  York    23.  Juli  1918. 
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XV. 

Nadiriditen-  und  Zeitungswesen,  wissenschaftliche 
Institute  und  Publikationen. 


Der  wirtsdiaftlidie  ÄuslandsnadiriditcndiGnst  in  Holland^ 

II. 

Die  von  selten  des  Staates  getroffenen  Einrichtungen  zur  Förderung 
der  wirtschaftlichen  Auslandsinformation,  wie  wir  sie  im  Rahmen  der  kon- 
sularischen und  anderen  behördhchen  Organisationen  und  Kommissionen 
an  Hand  der  Gesetzgebung  imd  der  amtUchen  Berichte  feststellten,  finden 
ihre  Ergänzung  durch  die  Tätigkeit  einer  Reihe  von  privaten  Institutionen 
der  verschiedensten  Art  sowie  solchen  Einrichtungen,  die  dem  Staatsorg anis^ 
mus  in  selbständigerer  Form  angegliedert  sind. 

Eine  besondere  Teilnahme  in  bezug  auf  die  Ausdehnimg  der  eigenen 
Beziehungen  in  der  Fremde  —  hierbei  abgesehen  von  den  Kolonien  —  kam 
zum  Ausdruck  in  der  Gründung  des  Vereins  „H  et  B  u  i  t  e  n  1  a  n  d"  im 
Jahre  1888,  einer  Vereinigung,  welche  nach  ausländischem  Muster  die  Nieder- 
lassung holländischer  junger  Kaufleute  im  Auslande  unterstützen  will.  „Nie- 
derländische Handelshäuser  im  Auslande"  —  schrieb  Herr  S.  van  Git- 
ters bei  der  Gründung  der  Vereinigung  in  ,,De  Economist"  —  „sind  selten, 
die  Zahl  unserer  Landsleute,  die  im  Handel  angestellt  sind,  ist  gering,  und  es 
ist  für  unsere  jungen  Kräfte  schwierig,  hinauszugehen.  —  Diejenigen,  welche 
die  Unterstützung  der  Vereinigung  genießen,  übernehmen  damit  die  Ver- 
pflichtung, von  Zeit  zu  Zeit  Mitteilungen  zu  machen  über  die  Vorgänge 
am  Orte  ihrer  Wirksamkeit,  soweit  dies  für  Hollands  Handel  und  Industrie 
von  Nutzen  sein  kann."  Das  letztere  Verfahren  scheint  in  Belgien  bei  dem 
Institut  der  ,,Boursiers  du  Gouvernement  Beige"  mit  Erfolg  in  Anwendung 
gebracht  worden  zu  sein,  wo  seitens  der  „beursgenieters",  wie  es  im  offiziellen 
Flämischen  heißt,  regelmäßig  Mitteilungen  über  den  wirtschaftlichen  Zustand 
des  Landes,  in  dem  sie  sich  befinden,  an  den  Minister  des  Auswärtigen  ein- 
geschickt werden.  In  der  öffentHchkeit  ist  über  die  Nachrichtentätigkeit 
der  Vereinigung  ,,Het  Buitenland"  nichts  erschienen.  Die  Vereinigung  er- 
hält einen  Zuschuß  vom  Staate.  — 

Der  „Algemeen  Nederlandsch  Verbon  d",  welcber  am 
1.  Januar  1905  zum  Zwecke  der  Stärkung  der  geistigen  und  wirtschaft- 
lichen Kräfte  Hollands  gegründet  wurde,  und  der  sich  zur  Erreichung  seiner 
Ziele  nach  Maßgabe  der  Statuten  nicht  nur  für  Erhaltung  der  Sprache  und 
der  Stammeseigentümhchkeit  einsetzt,  sondern  sich  auch  solcher  Mittel 
bedient,  welche  den  volkswirtschafthchen  Beziehungen  zugute  kommen 
müssen,  verschickte  im  Januar  1919  an  seine  sämtlichen  holländischen  Ver- 
bindungen im  Auslande  einen  Aufruf,  in  welchem  u.  a.  folgende  Fragen  ge- 
steUt  wurden:  ,,'Wa8  kann  der  Allgemeine  Niederländische  Verband  tun,  um 
die  Interessen  von  Sprache,  Volkstum  und  Handel  in  Ihrer  Umgebung  zu 

^  Schluß  dea  im  laufenden  Band  S.  211*  begonnenen  Aufsatzes. 
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fördern  ?      Zeigt   der    holländische    Konsulardienst  dort  dafür  Interesse  ? 
Kann  eine  holländische  Handelskammer  m  Ihrer  Gegend  Nutzen  bringen^?" 

Naturgemäß  haben  in  Holland  auch  Schriftsteller,  Gelehrte  imd  wissen- 
schaftliche Organisationen  an  dem  Ziele  der  wirtschaftHchen  Information 
über  das  Ausland  mitgearbeitet. 

Professor  P.  J.  V  e  t  h  klagte  allerdings  noch  im  Jahre  1882  gelegentHch 
eines  Vortrages  darüber,  daß,  so  groß  auch  die  Reiselust  in  Holland  sein 
möge,  die  Zahl  der  Reisebeschreibungen  dazu  in  keinem  Verhältnis  stehe. 
,,Die  Holländer  scheinen  sich  die  nützliche  Eigenschaft,  während  und  nach 
der  Reise  Aufzeichnungen  zu  machen,  noch  nicht  angeeignet  zu  haben^.'* 
Auch  wirtschaftspolitische  Schriftsteller  sind  in  Holland  lange  Zeit  nicht  zahl- 
reich gewesen.  Als  besonderes  Studienfach  ist  die  Wirtschafts- 
geographie erst  im  Anfang  des  20.  Jahrhunderts  eingeführt  worden. 
In  der  im  Jahre  1903  seitens  der  „Koninklijk  Nederlandsch  Aardrijkskundig 

IGenootschap"  erfolgten  Eingabe  betreffend  Einrichtung  des  Doktorats  in 
der  Geographie  wurde  die  „volkswirtschaftliche  Geographie"  unter  den 
Forderungen  für  die  Doktorprüfung  an  erster  Stelle  genannt^.  Ist  es  zu 
einem  besonderen  Doktorat  auch  noch  nicht  gekommen,  so  errichteten  doch 
I  einige  Hochschulen  besondere  Lehrstühle,  durch  welche  speziell  die  Pflege 
der  „ökonomischen  Geographie"  wahrgenommen  werden  soll*.  Zuerst 
war  dies  der  Fall  an  der  Rijks  Hoogere  Land-,  Tuin-  en  Eoschbouwschool 
(Reichs ho chschule  für  Land-,  Gartenbau  und  Forstwirtschaft)  in  Wage- 
ningen^,  wo  Dr.  H.  BUnk  am  24.  Januar  1906  seine  Vorlesungen  begann^. 
Der  Name  des  Gelehrten,  den  wir  hier  anführen,  knüpft  sich  auch  an  die 
,,N  e  d  e  r  1  a  nd  s  c  he  VereenigingvoorEconomische  Geo- 
graphie", gegründet  am  17.  Dezember  1909  auf  Initiative  von  Dr.  H. 
BUnk  und  Ingenieur  J.  C.  Ramaer.  Satzungsgemäß  hat  die  Vereinigxmg 
die  Förderung  des  Studimns  der  wirtschaftsgeographischen  Zustände  aller 
Länder  zum  Zweck,  sowie  die  Verbreitung  der  Ergebnisse  dieses  Studiums 
und  die  Erteilung  von  Auskünften  an  das  Ausland  über  Holland  und  seine 
Kolonien,  um  dadurch  das  Anbahnen  von  Beziehungen  zwischen  holländi- 
schen Gebieten  und  dem  Ausland  zu  erleichtern  (§  1).  Die  Vereinigung  sollte 
ihr  Ziel  erreichen  durch  die  Herausgabe  einer  periodischen  Zeitschrift,  durch 
Veröffentlichung  besonderer  Schriften  und  Veranstaltung  von  Vorträgen, 
sowie  Aussendung  oder  Unterstützung  von  Reisenden  ins  Ausland  zum 
Studium  wirtschaftsgeographischer  Verhältnisse  (§  2).  Die  erste  Stelle  in 
dieser  Tätigkeit  hat  die  Monatsschrift  eingenommen',  ein  wissenschafthches 


1  „Neerlandia",  23.  Jahrg.,  S.  15. 

2  Tijdschrift  van  het  Aardrijkskundig  Genootschap,  Band  VII,  1883,  S.  48. 

*  Prof.  Dr.  C.  M.  Kau:    Nieuwere  Opvattingen  van  Aardrijkskunde.       Zeit- 
schrift der  geographischen  Gesellschaft,  1906,  S.  1097ff. 

*  An  der  technißchen  Hochschule  wird  dieses  Fach  noch  nicht  gelehrt. 
^  Seit  1917  umgebildet  in  „Landbouwhoogeschool". 

^  Vgl.  seine  Antrittsrede,  aufgenommen  in  „Vragen  van  den  Dag",  1906,  S.  97. 
'  „Tijdschrift  voor  Economische  Geographie".     Kedaktion:  Dr.  H.  Blink, 
Ml-.  J.  G.  Blink,  Älr.  Dr.  A.  Herinija. 
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Organ,  welches  sich,   soweit  die  Berichterstattung  über  das  Ausland  darin 
behandelt  wird,  wesentlicb  auf  indirektes  Material  bescbränkt. 

Letzteres  gilt  in  der  Hauptsache  aucb  von  den  holländischen  Zei- 
tungen ;  Börsen-  und  Marktberichte  teilweise  ausgenommen.  Die 
großen  Blätter  besitzen  eigene  Korrespondenten  in  einzelnen  der  wichtigsten 
Hauptstädte,  aber  abgesehen  davon,  daß  immer  noch  sehr  viele  Plätze  übrig 
bleiben,  wo  kein  Vertreter  ansässig  ist,  wird  bei  der  Wahl  eines  Berichterstat- 
ters nicbt  in  erster  Linie  auf  Fähigkeit  für  wirtschaftliche  Auskunftserteilung 
gesehen.  Deshalb  schöpfen  die  holländischen  Zeitungsredaktionen  ihre  öko- 
nomischen Aufsätze  in  der  Hauptsache  aus  ausländischen  Veröffentlichungen, 
teilweise  benutzt  man  auch  durch  ausländische  Nachrichtenbüros  geheferte 
Berichte.  Die  Beurteilung  dieser  Art  von  Nachrichtenbeschaffung  ist  ein 
zu  umfangreiches  Problem,  um  hier  erörtert  zu  werden^. 

"Was  natürhcherweise  bei  der  Zeitungsberichterstattung  nicbt  zu  seinem 
Rechte  kommen  kann,  ist  die  Erzielung  systematischen  Zusammenhanges 
und  gleichmäßiger  Vollständigkeit^.  Damit  berühren  wir  jene  Schwierigkeit, 
die  ständig  auf  allen  Gebieten  der  wirtschafthchen  Berichterstattung  be- 
obachtet wird,  und  deren  einzige  Lösung  in  der  Spezialisierung  oder  Zentra- 
lisierung der  Arbeit  zu  finden  i^.  Daher  müßte  eine  Einrichtung  getroffen 
werden,  die  ausdrücklich,  d.  h,  nur  zu  dem  Zwecke  vorhanden  ist,  um  den 
stoffsammelnden  Organen  systematische  Anleitung  zu  gewähren  und  das 
gesamte  Material  wissenschaftlich  zu  bearbeiten.  Wiederholt  ist  die  Bildung 
einer  derartigen  Arbeitsstelle  in  freier  Angliederung  an  den  staatlichen 
Aufklärungsdienst  angeregt  worden. 

Liest  mau  in  der  Sammlung  von  Dr.  Hubrecht^  den  Gedankenaustausch 
in  den  Generalstaaten  über  den  Konsulatsdienst,  so  findet  man  von  einem  W  i  r  t  - 
ßchaftsbüro  noch  nichts  erwähnt.  Dagegen  machte  im  Jahre  1885  Herr  W. 
H.  van  Hamel  in  „De  Economist"  auf  eine  deutsche  Arbeit  aufmerksam,  die  unter 
dem  Titel  „Die  Reform  des  Konsulatswesens  vom  volkswirtschaftlichen  Gesichte- 
punkte" im  Jahre  1884  aus  der  Feder  des  Schweizers  Arnold  Steinmann  Bucher 
erschienen  war,  xmd  unterstrich  dabsi  die  Ansicht  des  Verf.,  wonach  eine  sorgfältige 
Behandlung  der  Konsulats  berichte  erfordere,  daß  das  Auswärtige  Amt  den  öko- 
nomischen Zustand  eines  jeden  KouRulatebezirkes  in  seinem  Verhältnis  zur  natio- 
nalen Industrie  studiere,  zu  welchem  Zwecke  eine  besondere  Abteilung  gebildet 
werden  müsse,  der  es  obzuliegen  habe,  die  konsularische  Berichterstattung  eowohl 
nach  der  praktischen  wie  nach  der  wi,ssenschaftlichen  Seite  hin  zu  prüfen  bzw.  zu 
beaufsichtigen,  sowie  zu  leiten  und  auszubauen.  Nachdem  inzwischen  ähnliche  An- 
regungen laut  geworden  waren*,  mußte  es  vor  allen  Dingen  darauf  ankommen,  zu 

^  Siehe  Dr.  Adolf  Braun,  Die  Zeitungen  in  der  Periode  der  Übergangswirt- 
schaft, „Arohiv  für  Sozialwissenschaft  und  Sozialpolitik",  45,  Bd,,  1.  Heft,  S.  200ff, 
Ferner  lutemationale  und  Nationale  Nieuwsbureaux.  „Allgemeen  Handekblad" 
vom  24,  Mai  1918, 

*  Vgl,  Dr.  W.  H.  Edwards,  Der  Auslandsdienst  der  deutschen  PreEte.  „Archiv 
für  exakte  Wirtschafteordnung",  9.  Bd.,  Heft  1,  S.  18. 

ä  Het  Nederlandsche  Consulaatwezen,  Auskünfte  über  seine  Organisation. 
Amsterdam  1899. 

*  Z,  B.  in  einer  Eingabe  der  Niederländischen  Handelskammer  zu  London,  ab- 
gedruckt üx  „De  Nieuwe  Rotterdameche  Courant"  vom  15.  Mai  1900;  femer  durch 
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wirisen,  was  die  „CommiBsie  voor  de  Confiulaire  Examens  '  und  die  „Conimissie  voor 
do  Handclspolitick"  in  den  früiier  mehrmals  erwähnten  Bericliten  über  dietie  An- 
gelegenheit zu  sagen  liaben  wüi-den. 

In  der  Denkschrift  deß  ExamensausschiißBes  (1903)  wurde  die  Errichtung  eines 
Büros  für  Handelsauskünfte  (in  Angliederung  an  das  Aunwärtige  Amt)  vorgeschlagen, 
welches  mit  den  Bedürfnissen  von  Handel,  Industrie,  Landwirtschaft  und  Schiff- 
fahrt im  eigenen  Laude  vertraut  sein  und  mit  dem  Amte  selbst  und  den  Konsulats- 
beamten in  ständiger  Verbindung  stehen  sollte.  Bisher  —  meint  die  Kommission  — 
habe  das  Amt  es  in  vieler  Hinsicht  an  Anleitung  imd  Unterstützung  fehlen  lassen^. 
Außer  durch  Bekanntmachung  der  konsularisclien  Berichte  könne  das  Amt  oder 
speziell  das  Büro  auch  noch  auf  andere  Weise  für  die  Verbreitimg  der  für  den 
Handel  nützlichen  Auskünfte  sorgen.  Die  gesammelten  Daten  sollten  nach  ge- 
liöriger  Ordnung  und  Einziehung  dauernd  zur  Verfügung  von  Interessenten  gestellt 
werden.  Auf  diese  Weise  werde  der  Kern  emer  Arbeitsstelle  geschaffen  sein,  wie 
sie  in  England  unter  dem  Namen  „Commercial  Intelligence  Department"  besteht. 
Bezüglich  der  organisatorischen  Frage  der  evtl.  Abtrennung  einer  solchen  Stelle 
vom  Auswärtigen  Amt  vertrat  die  Kommission  die  Ansiclit,  daß  die  in  Frage  kom- 
mende Tätigkeit  größtenteils  sclion  zum  eigentlichen  Arbeitsfelde  des  Auswärtigen 
Amtes  gehöre  imd  deshalb  von  einer  Verbindung  mit  einem  anderen  Departement 
oder  gar  von  seiner  Einrichtung  und  Inbetriebnahme  durch  private  Kräfte  abzu- 
raten sei. 

Ganz  anders  fiel  die  Eingabe  der  Kommission  für  Handelspolitik  aus  (1904) 
Auch  Jiier  findet  man  den  Nachdruck  auf  die  Bedeutung  einer  guten  Anleitung 
zum  Auskunftsdienste  gelegt.  „Was  nützt  der  schönste  Mechanismiis,  wenn  er 
nicht  gut  geleitet  wird  und  wenn  die  Produkte,  die  er  liefert,  nicht  völlig  nutz- 
bringend angewandt  werden  ?"^.  Die  Leitung  des  Konsulatswesens  —  heißt  es  in 
der  Eingabe  —  ist  dem  Minister  des  Auswärtigen  übertragen  worden,  die  Wahr- 
nehmung der  volkswirtschaftlichen  Interessen  übcrliaupt  teilt  er  aber  mit  einigen 
seiner  Amtskollegen.  Die  niclit  scharf  abgegrenzte  Verteilung  der  Tätigkeit  und  Be- 
fugnisse führt  zu  dem  Nachteile,  daß  keine  Stelle  da  ist,  um  die  ökonomischen  Inter- 
essen in  ihrem  vollen  Umfange  zu  beacliten,  und  daß  vor  allen  Dingen  das  Studium 
dieser  Interessen,  welches  unbedingt  jeder  Wahrnehmmig  vorausgehen  muß,  weniger 
zu  seinem  Rechte  kommt.  Daher  wäre  es  sehr  wünschenswert,  wenn  der  Regiermig 
zu  diesem  Zwecke  ein  Organ  zur  Seite  stände.  Mit  der  von  der  „Commissie  voor 
de  Consulaire  Examens"  vorgeschlagenen  Lösung  ist  die  Eingabe  nicht  einver- 
standen. Die  dadurch  dem  Auswärtigen  Amte  auferlegte  Arbeit  werde  sehr  wahr- 
scheinlich eine  zu  schwierige  sein,  zumal  die  Bearbeitmag  der  betr.  wirtschaftlichen 
Fragen  nicht  völlig  bei  diesem  Amt  vereinigt  sei.  Daher  solle  man  der  Gründung 
eines  Büros  den  Vorzug  geben,  das,  etwa  miter  der  Bezeiclmung:  „Zentralbüro  für 
Handel  und  Industrie",  nicht  im  Dienste  eines  einzelnen  Ministeriums  stehe,  sondern 
für  alle  Departements,  welche  die  nationalen  wirtschaftlichen  Interessen  zu  fördern 
haben',  arbeite  und  selbständig,  außerhalb  des  Departemente  Verbandes,  dastehe. 

Herrn  Harte  van  Tecklenburg:  siehe  Verhandlungen  der  II.  Kammer  1900 — 1901, 
S.  989  und  schließlich  eine  Zuschrift  an  den  Minister  von  Wasserbau,  Handel  und 
Industrie,  zu  finden  in  „Het  Algemeen  Nederlandsch  Exportblad"  vom  29.  Januar 
1902,  S.  1. 

^  a.  a.  0.,  S.  34. 

«  a.  a.  0.,  S.  40. 

*  Älr.Visser,  welcher  diesen  Bericht  bespricht,  sagt  im  Jahrgang  1905,  S.  188  ff. 
der  Zeitschrift  „De  Economist":  ,,das  Aut5Wärtige  Amt  wird  zu  einem  einfach^u 
Durchsendungsbüro,  zu  einem  Briefkasten  zwischen  Zentralbüro  und  Koufiilar- 
od»r  diplomatischen  Beamten." 
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Es  solle  einerseits  die  aus  dem  Auslande  eingehenden  Berichte  veröffentlichen, 
andererseits  die  für  die  Konsuln  notwendige  Information  über  die  wirtschaftlichen 
Vorgänge  in  Holland  bereitstellen. 

Späterhin  hat  besonders  Prof.  Blink  zu  wiederholten  Malen  die  Gründung 
eines  „Economisch-Geographisch-Centralbureau"  anempfohlen^ 

Was  inzwischen  in  die  Tat  umgesetzt  worden  ist,  um  das  Material  der  Auslands- 
berichterstattung in  besser  gepflegter  Form  den  Interessenten  darzubieten,  ist  bereits 
bei  der  Behandlung  der  „Afdeeling  Handel"  besprochen  worden  (Lfd.  Bd.,  S.  322*f.). 

Bei  einzelnen  Großbanken  außerhalb  Hollands  sind  bekanntlich 
Wirtscbaftsarchive  über  das  In-  und  Ausland  eingerichtet,  welche 
allerdings  nicht  allgemein  zugänglich  gemacht  werden,  jedoch  mittelbar  von 
großer  Bedeutung  sind.  In  Holland  dagegen  scheinen  die  Großbanken  diesen 
Einrichtungen  noch  sehr  wenig  Aufmerksamkeit  zu  schenken;  periodische 
Kundschreiben  mit  ökonomischen  Aufstellungen  und  Berichten  werden 
von  ihnen  nicht  ausgegeben^.  Die  holländischen  Banken,  deren  Arbeitsfeld 
im  Auslande  liegt  —  ihre  Zahl  ist  vorläufig  noch  beschränkt  —  können  auch 
das  ihrige  beitragen.      Hierfür  lassen  sich  bereits  einige  Beispiele  nennen^. 

Bevor  wir  diesen  Abschnitt  schheßen,  sei  noch  bemerkt,  daß  —  wie  auf 
der  Hand  liegt  —  die  Anwesenheit  von  niederländischen  Han- 
delskammern im  Ausland  für  den  wirtschaftlichen  Nachrichten- 
dienst nicht  ohne  Bedeutung  ist*.  Holland  hat  niederländische  Handels- 
kammern, oder  wenigstens  damit  verwandte  Einrichtungen  in  London, 
Brüssel,  Antwerpen^,  San  Francisco,  Buenos  Aires^,  Smyrna,  Paris,  Mel- 
bourne, Düsseldorf,  Pretoria,  Johannesburg,  Kapstadt,  Zürich^  und  Genf^ 
Eine  Anzahl  dieser  Körperschaften  gibt  Veröffentlichungen  heraus,  eine  regeJ- 
mäßig  erscheinende  Zeitschrift,  aber  nur  die  von  Düsseldorf;  zu  einer  plan- 
mäßigen Berichterstattung  tragen  diese  Einrichtungen  mithin  noch  nicht 
viel  bei^". 

^  Siehe  auch  „Economisch-Statistieche  Berichten",  1916,  S.  677. 

^  Siehe  auch  Mr.  Dr.  W.  M.  Wegterman,  De  Concentratie  in  het  Bankwezen, 
1919,  S.  185. 

'  Jahresberichte  „Hollandsche  Bank  voor  Zuid-Amerika"  usw. 

*  Vgl.  die  Bemerkungen  in  der  ,, Monatsschrift  der  ersten  niederländischen  ^ 
Kaufmannsgilde  in  Deutschland",   Juli/ August  1916,   S.   2,  nach  Anleitung  des- 
später  zu  nennenden  „Wetsontwerp  voor  de  uitbreiding  van  den  dienst  van  econo- ' 
mische    voorlichting    in   het  buitenland",    27.  Juni  1916.      (Vgl.  auch  ,,W.  A.'' 
7.  Bd.,  S.  176). 

°  Gegründet  im  Februar  1919.  Eingliederimg  bei  der  Kammer  in  Brüss« 
scheint  ins  Auge  gefaßt  zu  sein. 

«  Gegründet  im  Mai  1919. 

'  Siehe  „W.  A.",  7.  Bd.,  S.  176,  jetzt  mit  Dependancen  in  Berlin,  Dortmund'! 
und  Frankfurt  (in  Vorbereitung). 

8  Vgl.  „W.  A.",  14.  Bd.,  S.  187. 

^  Zwischen  den  beiden  letztgenannten  Kammern  ist  eine  föderale  Verbin- 
dung geschaffen  worden  mit  Standort  in  Bern. 

1"  Am  29.  Juni  a.  c.  hat  in  Arnheim  auf  die  Einladung  der  Kammer  zu  London 
eine  Versammlung  von  Vertretern  der  holländischen  Handelskammern  im  Auslande 
stattgefunden.  Zehn  Kammern  waren  dort  vertreten.  Ein  Pressebericht  der  Sitzung 
enthält  die  Mitteilung,  daß  eine  offizielle  Verbindung  der  Kammern  mit  der  nieder- 
ländischen Regierung  angestrebt  werden  müsse,  ohne  jedoch  dabei  die  eigene  Selb- 
ständigkeit preiszugeben.    Eine  Kommission  von  fünf  Personen  -vrurde  ernannt  zur 
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III. 

Zu  den  vorhergelienden  Abschnitten  niüssen  noch  eine  Anzahl  Er- 
gänzungen gemacht  werden,  wenn  wir  den  Überblick  vervollständigen  und 
die  neueste  Entwicklung,  diejenige  während  des  Weltkrieges, 
in  ihren  Zusammenhängen  überblicken  wollen.  Obgleich  wir  es  in  Anbe- 
tracht der  UnvoUständigkeit  und  mangelnden  Geschlossenheit  der  neuesten 
Maßnahmen,  über  deren  Bewährung  zudem  noch  nichts  ausgesagt  werden 
kann,  in  verschiedener  Hinsicht  vorgezogen  hätten,  die  Abhandlung  hier 
abzubrechen,  konnten  wir  uns  doch  deshalb  dazu  nicht  entschUeßen,  weil 
eine  kurze  Aufzählung  der  wichtigsten  Neuerungen  einerseits  einen  Ver- 
gleich mit  neuen,  in  anderen  Ländern  getroffenen  Maßnahmen  ermöglicht, 
andrerseits  als  Baustein  für  eine  eventuelle  Fortsetzung  der  Behandlung 
des   hier   besprochenen  Stoffes  dienen  kann. 

Die  materielle  Änderung  in  der  Stellung  Hollands  beim  Absätze  von 
Gütern  im  Auslande  kann  man  etwa  folgendermaßen  zusammenfassen^: 

1.  durch  den  Krieg  ist  eine  Umwälzung  eingetreten  bezüghch  der 
Absatzmöghchkeiten  nach  den  einzelnen  Ländern; 

2.  die  Konkurrenten  auf  dem  Absatzmarkte  werden  sich  anders  zusam- 
mensetzen und  sich  anders  zueinander  verhalten; 

3.  einzelne  Wettbewerber  werden  zu  zunehmend  günstigeren  Be- 
dingungen ihren  Betrieb  ausüben  als  bisher. 

'  .  Jedenfalls  waren  es  sachliche  Erkenntnisse,  welche  die  Augen  für  die 
neuen  Notwendigkeiten  öffneten.  Der  Umstand,  daß  man  die  rein  poHtischen 
Probleme  der  Weltwirtschaft  näher  an  sich  herantreten  sah  als  im  Frieden, 
wo  das  Interesse  für  jene  Fragen  vielleicht  gründUcher  hätte  sein  sollen, 
mag  überdies  im  Spiel  gewesen  sein. 

Diese  Momente  konnten  einen  fruchtbaren  Nährboden  in  der  allgemeinen 
Steigerung  der  Intensität  finden,  die  der  Krieg  mit  sich  brachte.  Die  schwie- 
rigen Zeiten,  die  unzählbaren  Erschwermigen,  denen  die  Geschäftswelt 
durch  den  Kriegszustand  gegenübergestellt  wurde,  zwangen  zur  Einsetzung 
aller  Kräfte,  förderten  die  Initiative  mid  schenkten  zahlreichen  neuen  Schöp- 
fungen das  Leben.  Man  sah  die  handelswissenschaftUche  Ausbildimg  in 
Holland,  die  solange  sorglos  beiseite  gelassen  war,  plötzUch  in  das  Zentrum 
der  Teilnahme  gestellt.  Die  Messen  Utrechts  zeigten,  wie  Holland,  abgesperrt 
von  ausländischer  Zufuhr,  eigene  Bedürfnisse  selbst  zu  befriedigen  ver- 
mochte. 


Untersuchung  der  Frage  einer  Vereinigung  der  niederländischen  Handelskammern 
im  Auslande.  In  „Economisch-Statistische  Berichten"  vom  9.  Juli  1919,  auf  Seite 
696,  führt  Herr  W.  Roosegaarde  Bischop,  London,  die  Möglichkeiten  an,  welche 
sich  bei  einer  solchen  Vereinigung  ergeben  würden.  Insonderheit  sei  hervorgehoben, 
daß  einem  im  Mutterlande  zu  errichtenden  ständigen  Bureau  in  gewissem  Maße  eine 
Tätigkeit  zugeteilt  wird,  welche  mit  einem  Teil  der  Funktion  übereinstimmt,  die 
von  dem  im  Vorhergehenden  öfters  genannten  ökonomischen  Zentralbureau  erwartet 
wurde. 

^  Vgl.   Die  erste  Tat  ökonomischer  Aufklärung  über  das  Ausland.     „Econo- 
mipch-StatistlFch«  Berichten"  1018,  S.  690. 
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Wir  hatten  es  uns  zur  Pfliclit  gemacht,  die  Beschaffenheit  der  bestehenden 
Organisationen  nicht  zu  kritisieren,  aber  es  ist  aus  unserer  vorUegenden 
Abhandlung  jedenfalls  zu  ersehen,  daß  viel  zu  wünschen  übriggeblieben 
war,  und  zwar  an  erster  Stelle  die  Schaffung  einer  Zentralorganisation^. 
Sicherhch  war  es  nicht  zuletzt  der  durch  diese  Sachlage  angeregte  persönhche 
Unternehmungsgeist,  der  auf  Taten  drang,  und  es  kann  nicht  gesagt  werden, 
daß  die  Regierung  erst  die  Teilnahme  erregen  mußte. 

Für  die  Organisation  des  Korps  der  Berichterstatter  wurde  vielfach 
nach  dem  in  Belgien  gegebenen  Beispiel  gesehen,  für  die  Einrichtung  der 
Zentralstelle  nach  der  in  England  gefundenen  Lösimg,  für  den  Pubhkations- 
dienst  nach  derjenigen  in  den  Vereinigten  Staaten,  während  für  das  Zu- 
sammenarbeiten von  Theorie  und  Praxis  Schweden  ein  gutes  Vorbild  bot. 

An  erster  Stelle  muß  hier  angeführt  werden  der  Gesetzentwurf 
zur  Ergänzung  und  Erhöhung  der  III.  Hauptrubrik  des  Etats  für  das  Dienst- 
jahr 1916,  der  durch  Königl.  Schreiben  vom  27.  Juni  1916  an  die  Zweite 
Kammer  eingesandt  wurde.  Dieser  Entwurf  ist  der  Organisation  des 
wirtschaftlichen  Nachrichtendienstes  im  Ausland 
gewidmet.     Zu  diesem  Zwecke  wurden  50  000  fl.  angefordert. 

Das  Interesse,  welches  durch  diese  Eingabe  zutage  kam,  bildete  eigentlich 
die  Widerspiegelung  von  Untersuchungen,  die  von  der  Industriellen  Vereinigung 
„Maatschappij  van  Nijverheid"  angestellt  worden  waren.  Im  Oktober  1915  hatte 
diese  Körperschaft  einen  Fragebogen  an  ilire  Unterabteilungen  geschickt,  auf  dem 
u.  a.  baantwortet  werden  mußte,  ob  die  holländische  Ausfuhrindustrie  in  genügen- 
dem Maße  vom  Konsulard ienst  Gebrauch  macht,  ob  der  Konsulardienst  seiner- 
eeits  mehr  tun  könnte  für  die  Ausbreitung  der  lioUändischen  Exportindufitrie  und 
ob  es  wünschenswert  erscheine,  daß  die  „Maatschappij  van  Nijverheid"  die  Er- 
richtung von  holländischen  Handelskammern  im  Auslande  fördere.  Es  geht  aus 
den  Fragen  hervor,  daß  die  Praxis  der  Geschäftsabwicklung  beibehalten  wurde, 
namentlich  wollte  man  die  Lateressen  des  Ausfuhrhandels  gewalirt  wissen^.  Die 
eingelaufenen  Antworten  ließen  den  Hauptausschuß  zu  der  Schlußfolgerung 
kommen:  die  Exportindustrie  kann  gefördert  werden  durch  eine  gründliche  Um- 
änderung der  Einrichtung  des  Konsulardienstes,  verbimden  mit  einer  Erhöhung 
der  Anzahl  von  Berufskonsuln  imd  einer  planmäßigen  Reklame  im  Auslande.  „Der 
Hauptausschuß  teilt  durchaus  die  Meinung  der  Unterabteilungen,  daß  der  Kon- 
sulardienst  den  Forderungen  nicht  entspricht,  welche  an  eine  gute  Vertretung 
der  volkswirtschaftlichen  Interessen  des  Landes  gestellt  weiden."  Im  Jahre  1916 
bat  der  Verein  die  Königin,  eine  Kommission  ins  Leben  zu  rufen  mit  dem  Auf- 
trage, Vorschläge  zu  machen  zwecks  zielbewußter  Förderung  der  holländischen 
Interessen  am  Auslandshaudel  im  weitesten  Sinne  des  Wortes.  Eine  solche  Kom- 
mission trat  darauf  unter  Vorsitz  des  Ministers  des  Auswärtigen  zusammen,  um 
jenen  Gesetzentwurf  vorzubereiten,  von  dem  hier  die  Rede  war. 

Während  man  bei  der  Untersuchung  der  Maatschappij  van  Xijverheid  nicht 
weiter  ging,  als  für  die  praktische  Geschäftsabwicklung  Erleichterungen  zu  er- 
zielen, zeugte  die  zu  dem  Gesetzentwurf  gehörende  Denkschrift  des  Ministers  des 

^  Vgl.  Prof.  Mr.  G.  W.  J.  Bruins  in  „1-conomisch- Statistische  Berichten" 
1917,  S.  926. 

*  Die  Antworten  der  Unterabteilungen  findet  man  in  der  Zeitschrift  Tijd- 
Bohrift  der  Maatschappij  van  Nijverheid.     Bd.  1916,  S.  125ff. 
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Auswärtigen  von  einer  großzügigen  Auffassung.  Allerdings  geht  aus  der  Einleitung 
dos  Begleitschreibens  hervor,  daß  auch  der  Minister  seinen  Gedankenkreis  nur  da- 
rauf beschränkt,  was  von  Regierungs  wegen  getan  werden  könne,  um  Handel,  Land- 
wirtschaft, Industrio  usw.  in  ihrer  direkten  Berührung  mit  dem  Auslande  die  ge- 
wünschte Hilfe  und  Aufklänmg  zuteil  werden  zu  lassen.  Während  der  Minister 
vorläufig  zu  diesem  Zwecke  die  festen  Konsulatsposten  nicht  in  ihrer  Zahl  zu  erhöhen 
gedachte,  hat  er  doch  ins  Auge  gefaßt,  den  konsularischen  Dienst  beweglicher  zu 
gestalten,  und  zwar  durch  Reisen  von  Ressortchefs,  Aufklärung  der  Konsulatsbe- 
amten über  Niederländisch-Indien,  Ernennung  von  Konsulatsbeamten  im  allge- 
meinen Dienste  und  Berufung  von  technischen  Ratgebern.  Mehr  zum  Stoffe  dieser 
Abhandlung  goliören  des  Mini^tei-s  Bemerkungen  über  die  Organisation  des  öko- 
noniischen  Dienstes  im  Inlande.  Nur  sehr  wenige  Worte  werden  diesem  Punkte 
gewidmet.  Einheitliche  Leitung  müsse  an  die  Stelle  vielfacher  bisheriger  Zer- 
splitterung treten,  damit  eine  bessere  Ausnutzung  des  Personals  erzielt  werde.  In- 
folgedessen sei  Zusammenarbeit  mit  anderen  Ministerien,  an  erster  Stelle  mit  dem 
Ministerium  für  Landwirtschaft,  Industrie  und  Handel,  notwendig.  Deshalb  stellte 
der  Minister  in  Aussicht,  zur  Ernennung  einer  mit  beratender  Befugnis  auszustatten- 
den Kommission  übergehen  zu  wollen,  in  welcher  die  betreffenden  Ministerien  und 
die  großen  Interessenorganisationen  der  Landwirtschaft,  der  Industrie  und  des 
Handels  ihren  Sitz  haben  sollten. 

Der  Entwurf  fand  in  der  Kammer  keine  günstige  Aufnahme^.  An  Stelle 
„einzelner  unzusammenhängender  Maßregeln"  wurde  seitens  zahlreicher  Ab- 
geordneter eine  allgemeine  Reorganisation  gewünscht.  Auch  wurde  in  der 
schriftlichen  Antwort  der  Kammer  die  Bemerkung  gemacht,  daß  mehrere 
Verbesserungen,  welche  infolge  des  heutigen  Entwurfs  zustande  kommen 
sollten,  die  gleichen  seien  wie  die  Maßnahmen,  welche  schon  im  Jahre  1903 
durch  die  ,,Commissie  voor  de  Consulaire  Examens"  als  wünschenswert 
erachtet  worden  waren. 

Weil  die  Behandlung  des  Entwurfs  sich  in  die  Länge  zog,  wurde  sie  am 
12.  Januar  1917  durch  die  Regierung  zurückgestellt,  um  bei  Gelegenheit  des 
Etats  für  1917  (Untertitel  16)  aufs  neue  vorgebracht  zu  werden.  Bei  der 
öffentlichen  Behandlung  des  Abschnittes  drüclrte  der  sozialdemokratische 
Abgeordnete  Dr.  J.  van  Leeuwen  seine  weitgehenden  Wünsche  folgender- 
maßen aus:  ,,Wir  haben  nicht  allein  eine  ausgedehntere  konsularische  Bericht- 
erstattung nötig,  sondern  auch  die  Sammlmig  und  Zusammenstellung  einer 
ausführlichen  Literatur  über  den  Handel  Hollands.  Ich  möchte  von  der 
Regierung  die  sichere  Zusage  erhalten,  daß  baldigst  ein  wirtschaftsgeogra- 
phisches Zentralbüro  errichtet  wird,  vorzugsweise  in  Verbindung  mit  dem 
Auswärtigen  Amte^."  Ohne  namentliche  Abstimmung  wurde  der  betreffende 
Paragraph  des  Etats  angenommen  und  auch  in  den  darauffolgenden  Jahren 
zu  diesem  Zwecke  ein  Kredit  bewilligt^.  Tatsächlich  war  von  den  Neue- 
rungen, die  allerdings  der  Minister  London  überhaupt  „a  leap  in  the  dark" 
nannte,  nicht  viel  zu  erkennen^.   Erst  im  Jahre  1918  ist  eine  regere  Tätigkeit 

^    Siehe  Expansie  Pioniers    in    „Economißch-Statistische  Berichten"   vom 
25.  Oktobar  1916. 

"  Verliandlungen  der  II.  Kammer  1916—1917,  S.  1277. 

'  Für  das  laufende  Jahr  wurde  der  Betrag  auf  100  000  fl.  gesetzt. 

*  Verhandlungen  d.^r  11.  Kammer  1016-1917,  S.  1283. 
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in    der    Keorganisation    des    wirtschaftlichen    Auslandsnachrichtendienst 
bei  diesem  Departement  festzustellen  gewesen. 

Einige  andere  Punkte,  die  der  Erwähnung  wert  sind,  fallen  noch  in  dt 
Jahr  zuvor.  Zu  Beginn  des  Jahres  1917  begann  das  ,,Institut  voo 
Econo  mische  Geschrifte  n",  dessen  Gründung  durch  eine  große 
Anzahl  bekannter  PersönHchkeiten  aus  Wissenschafts-  und  Handelskreisen 
am  29.  Dezember  1916  stattgefmiden  hatte,  seine  Arbeit.  Laut  Statuten  hat 
diese  Vereinigung  den  Zweck,  das  Studium  wirtschaftlicher  und  wirtschafts- 
politischer Fragen  im  weitesten  Sinne  und  die  Verbreitung  einer  diesbezüg- 
lichen Wissenschaft  zu  fördern  (§  2).  Dieses  Ziel  soll  erreicht  werden :  a)  durch 
die  Herausgabe  einer  Wochenschrift,  b)  durch  die  Herausgabe  anderer  Zeit- 
schriften, Studien  usw.  (§  3).  Seit  der  kurzen  Zeit  des  Bestehens  dieser  Ver- 
einigung sind  außer  der  unter  a)  angeführten  Zeitschrift  einige  Monographien 
erschienen,  unter  denen  aber  noch  keine  zu  finden  ist,  welche  auf  wirtschaft- 
hche  Beziehungen  zum  Ausland  Bezug  hat;  das  Wochenblatt  ,,Economisch- 
Statistische  Berichten"^  bemüht  sich  um  die  Beschaffung  diesbezüglicher 
Kenntnisse. 

Von  einer  anderen  Körperschaft,  deren  Gründung  in  demselben  Jahre 
stattfand,  kann  man  gleichfalls  erwarten,  daß  ihre  Erfolge  dem  Bekannt- 
werden mit  jenen  ausländischen  Verhältnissen,  welche  den  Lauf  der  natio- 
nalen Wirtschaft  beeinflussen,  zugute  kommen  werden.  Am  11.  November 
1916  beschloß  nämhch  der  „Nederlandsche  Werkloosheidsraad"  die  Grün- 
dung eines  ,,Instituut  voor  Crisisonderzoe  k".  Die  Absicht 
war^  nach  französischem  Vorbilde  einen  Ausschuß  einzusetzen  mit  der  Aufgabe : 
a)  Daten  zu  sammeln  bezügUch  solcher  Erscheinungen,  welche  auf  die  Wahr- 
scheinUchkeit  einer  ökonomischen  Krisis  oder  eines  ökonomischen  Aufblühens 
hinweisen,  b)  die  Bearbeitung  solcher  Anzeichen  und  deren  Veröffenthchung, 
c)  die  Erteilung  von  Ratschlägen  im  Zusammenhang  mit  den  Ergebnissen  ; 
der  unter  b)  gemeinten  Bearbeitung^.  Am  3.  März  1917  fand  die  Gründung 
statt.  Von  den  praktischen  Erfolgen  dieser  Einrichtung  kann  man  natürhch 
heute  noch  nichts  sagen. 

Aus  dem  Kapitel  I  ging  hervor,  daß  für  die  Interessen  der  Land-: 
Wirtschaft  bei  der  Aufklärung  über  das  Ausland  ein  eigener  Weg  ein- 
geschlagen wurde,  und  bereits  ein  besonderer  Beamter  eigens  zum  Zwecke 
der  Auslandsaufklärung  auf  diesem  Gebiete  im  Auslande  tätig  ist.     Auch 


^  Neban  dieser  Schrift  begteht  noch  die  von  einem' Privat  Verleger  ausgehende 
periodische  Zeitschrift  „In-  en  Uitvoer",  welche  da3selb3  Ziel  verfolgt.  —  Beide 
Blätter  datieren  vom  Jahre  1916.  —  ,,E.-S.  B."  bestand  bereits  vor  der  Errichtung 
des  Instituts.  Für  die  Gründung  kann  das  Motto  gelten:  ,,Der  holländische  Kauf- 
mann muß  einen  weit  über  die  Landasgrenzen  hinausreichenden  Blick  haben"  („In- 
en Uitvoer"  Nr.  1),  Worte,  aus  denen  ein  lebhafteres  Interesse  für  die  Aufklärung 
über  das  Ausland  spricht.  Wir  knüpfen  an  diese  Note  noch  die  Mitteilung,  daß  die 
„Maaudschrif t  van  het  (offizielle)  Centraal  Bureau  voor  de  Statistiek"  einige 
Rubriken  enthält,  für  die  Berich^te  auf  sozialökonomischem  Gebiete  aus  auslän- 
dischen Zeitschriften  bearbeitet  werden. 

*  Siehe  Tijdschrift  der  Nationale  Vereeniging  tegen  de  Werkloosheid.  6.  Bd., 
Heft  2,  S.  174f. 
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späterhin  erlahmte  die  Teilnahme  für  die  Wahrung  dieser  Interessen  keines- 
wegs, mid  man  drang  auf  Verstärkimg  dieser  Tätigkeit.  So  behandelte  der 
67.  „Nederlandsch  Landhuishouskundig  Congres"  im  Jahre  1915  die  Frage, 
ob  es  wünschenswert  sei,  daß  durch  die  Regierung  noch  mehr  Landwirt- 
schaftskonsulenten im  Auslande  angestellt  würden.  Der  Referent  Dr.  H. 
Molhuyzen  wies  darauf  hin,  daß,  wie  sich  auch  dieses  Arbeitsfeld  gestalten 
werde,  von  Anfang  an  für  ein  Zentralbüro  in  Holland  gesorgt  werden  müsse, 
um  die  Fühlung  zwischen  den  Konsulenten  und  den  Haupterzeugern  in  Hol- 
land so  eng  als  nur  möghch  zu  gestalten^.  Das  Verlangen  richtete  sich  also 
auf  die  Schaffung  einer  wirtschaftUchen  Zentralstelle,  wie  man  um  sie  schon 
so  oft  eingekommen  war,  aber  in  diesem  Falle  speziell  mit  Rücksicht  auf  die 
Landwirtschaft  und  Viehzucht.  Im  Jahre  1917  ist  daraufhin  bei  der  all- 
gemeinen Versammlung  des  ,,N  ederlandsch  Landbouwcomite" 
die  Errichtung  einer  Handelskammer  (Handels- Advies-Bureau)  zur 
Erörterung  gekommi.en.  Wie  schon  der  Name  erkennen  läßt,  soll  sich 
diese  Stelle  unmittelbar  im  Sinne  des  Zustandekommens  von  Handels- 
abschlüssen betätigen;  auch  hat  man  sich,  wie  aus  den  stattgefundenen 
Besprechungen  hervorgeht,  noch  weitere  Ziele  gesteckt.  Die  einleitenden 
Bemerkungen  des  Vorsitzenden  IVIr.  J.  T.  Linthorst  Homann  zeigen,  daß 
hier  ebenfalls  das  gestiegene  Interesse  sich  aus  den  Erwartungen  für  die  wirt- 
schaftUchen Aussichten  nach  dem  Kriege  herleitete.  ,,Es  ist  nötig,  daß  man 
die  Welt  auf  dem  Gebiete  der  Wirtschaft  auskundschaftet,"  so  sagte  der 
Referent,  „und  zu  diesem  Zwecke  muß  ein  Sammelpunkt  vorhanden  sein, 
der  fähig  ist,  die  aus  dem  Auslande  eingehenden  Auskünfte  schnell  zu  bear- 
beiten mid  die  erhaltenen  Angaben  zur  Verfügung  des  holländischen  Er- 
zeugers zu  stellen."  Für  die  Inlandsstelle  habe  der  Vorstand  des  „Neder- 
landsch Landbouw  Comite"  an  die  besagte  Handelskammer  gedacht.  Die 
Angaben  über  das  Ausland  müßten  erzielt  werden,  indem  man  in  Holland 
die  ausländischen  Vorgänge  studiere  und  dauernd  oder  zeitweihg  Sach- 
verständige ins  Ausland  sende.  Zur  Ausführung  dieses  Planes  wurde  von 
der  Versammlung  ein  Betrag  von  10  000  fl.  bewilligt.  Man  sprach  die 
Erwartung  aus,  auch  einen  Regierungszuschuß  zu  erhalten^.  Der  Sta- 
tutenentwurf der  ,,Nederlandsche  Landbouw-Handels- 
k  a  m  e  r"  wurde  in  einer  Versammlung  im  Monat  Januar  1919  erörtert. 
Bei  dieser  Grelegenheit  wies  Prof.  Bhnk  darauf  hin,  daß  dies  Bureau  vor 
allem  eine  wissenschafthche  Grundlage  erhalten  müsse ^. 

Wie  bereits  erwähnt,  hatte  der  Minister  des  Auswärtigen  die  Zusammen- 
stellung einer  Kommission  für  den  wirtschaftlichen  Nachrichtendienst  in 
Aussicht  gestellt.  Dies  ist  inzwischen  geschehen,  und  zwar  in  Gestalt  einer 
Unterkommission  der  ebenfalls  neu  gegründeten   ,,Commi88ie    voor 


1  Siehe  Bericht,  S.  79ff. 

2  Siehe  Bericht,  S.  11. 

'  Im  Etat  für  das  Jahr  1920  werden  3000  fl.  für  die  Handelskammer  angesetzt. 
Das  Gesamtbudget  wird  mit  12  000  fl.  veranschlagt,  ein  enges  Zusammenarbeiten 
der  „Landbouw  Handelskanuner"  mit  den  Departmenten  für  Landwirtschaft 
ixnd  Auswärtigen  Angelegenheiten  wird  vorausgesetzt. 
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de  econo  mische  Politiek"  (Ausschuß  für  Wirtschaftspolitik)  i. 
Gremäß  offizieller  Bekanntmachung  vom  12.  September  1917  soll  letztgenannter 
Ausschuß,  der  an  die  Stelle  der  von  uns  genannten  „Commissie  voor  de 
Handelspolitiek"  trat,  die  Aufgabe  haben,  Beratungen  abzuhalten  und  Vor- 
schläge zu  machen,  bezügUch  der  Fragen  auf  dem  Gebiete  der  Wirtschafts- 
politik, und  zwar  sowohl  rein  inländischer  Art  als  auch  mit  Bezug  auf  das  Aus- 
land. Vorsitzender  ist  der  Minister  für  Landwirtschaft,  Industrie  und  Han- 
del; auch  mehrere  andere  Minister  sind  in  diesem  Ausschuß  aufgenommen, 
darunter  auch  der  des  Auswärtigen;  die  übrigen  Mitglieder  sind  Vertreter 
bestimmter  Organisationen.  Es  gehört  nicht  hierher,  weiter  auf  die  Körper- 
schaft einzugehen;  genügen  möge  es,  die  Worte  anzuführen,  welche  der  Land- 
wirtschaftsminister bei  der  Einsetzung  am  2.  Juh  1918  aussprach,  wonach 
es  sich  um  ein  Organ  handelt,  „bei  dessen  Zusammenkünften  ein  Gedanken- 
austausch stattfindet  zwischen  der  Regierung  und  Vertretern  verschiedener 
Volksinteressen  mit  dem  Ergebnis,  daß  entweder  durch  die  Reichsregierung 
oder  durch  die  vertretenen  Organisationen  eine  bestimmte  Richtschnur  be- 
folgt wird."  Außerdem  fand  am  2.  Juli  1918  durch  den  Minister  des  Aus- 
wärtigen die  Einsetzung  der  „Commissie  van  advies  voor 
den  dienst  der  economische  voorlichting  in  het 
buitenland"  statt,  wie  wir  bereits  sagten:  als  Unterkommission  des 
vorerwähnten  Hauptausschusses.  Erwartet  wird  von  dieser  Nebenkommission 
—  laut  Eröffnungsrede  —  Beistand  zur  Verwirklichung  der  im  Gesetzes- 
entwurf des  Ministers  des  Auswärtigen  vom  Jahre  1916  gemachten  Pläne. 
Die  Kommission  hat  einen  Bericht  verfaßt,  der  nicht  veröffentlicht  wurde. 
Im  vorigen  Hauptteile  war  die  Rede  von  der  Abteilung  des  Ministeriums 
des  Auswärtigen,  welche  die  Berichterstattung  des  Konsulatsdienstes  in  Em- 
pfang nimmt,  d.  h.  die  Abteilimg:  ,,Handelspohtiek  en  Consulaire  Zaken" 
(zweite  Abteilung).  Im  verflossenen  Jahre  fand  eine  Änderimg  statt,  worüber 
eine  offizielle  Bekanntmachung  vom  2.  Oktober  folgendermaßen  berichtet: 
,,Um  die  EinheitHchkeit  in  der  Führung  der  wirtschafthchen  Unterhandlungen 
mit  dem  Auslande  zu  fördern,  wird  beim  Ministerium  des  Auswärtigen  eine 
Direktion  eingesetzt.  Dieser  Direktion  soll  in  der  Leitung  der  Geschäfte 
ein  Unterstützungsrat  zur  Seite  stehen.  Die  Absicht  ist,  diese  Direktion 
zurzeit  im  Hinblick  auf  die  Unterhandlungen,  die  mit  den  kriegführenden 
Mächten  zu  führen  sein  werden,  zu  verwenden^.  Gleichzeitig  hegt  in  dieser 
Änderung  die  Absicht,  eine  gründhche  Vorbereitung  derjenigen  Arbeit  z^u 
fördern,  welche  das  Departement  auf  ökonomischem  Gebiete  nach  dem  Kriege 
zu  leisten  haben  wird."  Der  Schlußsatz  der  Bekanntmachung  scheint  in  Sachen 
der  Errichtung  eines  Zentralbüros  für  die  wirtschaftliche  Auslandsinformation 
zukünftige  Taten  zu  versprechen^.    In  der  Ausgabe  1919  des  „Staatsalmanak 


1  K.  E.  vom  26.  Oktobor  1917. 

^  Betreffe  der  Lebensmittelversorgung  Hollands  (der  Verf.). 

'  Verschiedentlich  erschienen  in  der  Tagespresse  Mitteilmxgen  von  üerüchteu, 
daß  zwischen  obiger  Direktion  mid  der  ,,AfdeeUng  Handel"  in  der  einen  oder  an- 
deren Gestalt  eine  Verschmelzung  zustande  kommen  werde;  darauf  aber  folgte 
Widaröpruoh. 
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voor  het  Koninkrijk  der  Nederlanden"  findet  man  bei  dem  Ministerium  des 
Auswärtigen  angeführt  :„Directie  van  Economische  Zake  n", 
imd  zwar  als  selbständige  Abteilung.  Zu  den  Aufgaben  dieser  Abteilimg 
gehört  u.  a.  die  Pflege  des  Nachrichtendienstes.  Der  früher  genannten  „Tweede 
AfdeeUng"  sieht  man  übereinstimmend  eine  kleinere  Tätigkeit  angewiesen. 

Bei  Behandlung  des  Haushaltsetats  für  das  Jahr  1919  in  den  General- 
staaten wurden  noch  immer  neue  Wünsche  laut.  Abermals  ist  auf  eine 
allgemeine  Reorganisation  der  Diplomatie  und  des  Konsulatswesens,  wobei 
vor  allen  Dingen  die  Tätigkeit  auf  wirtschaftlichem  Gebiete  zur  Geltvmg 
kommen  soll,  gedrungen  worden^.  Ferner  wurde  die  Anstellung  von  Han- 
delsattaches verlangt.  In  der  öffentUchen  Behandlung  befürwortete  der 
Abgeordnete  van  Beresteyn  noch  einmal  die  Gründung  eines  Zentralbüros 
für  Wirtschaftsinformation,  unabhängig  vom  Auswärtigen  Amte.  In  seiner 
schriftHchen  Antwort  auf  den  Kammerbericht,  datiert  vom  6.  Dezember 
1918,  konnte  der  Minister  bereits  die  Anstellimg  von  Beamten,  mit  dem 
Titel  „Handelsattache"  für  London  und  Washington  mitteilen^.  Diese 
Beamten  scheinen  mit  der  ökonomischen  Berichterstattung  nicht  direkt 
zu  tun  zu  haben.  In  der  zweiten  Kammer  fiel  die  Bemerkmig,  daß  man 
die  Stellung,  welche  diese  Attaches  einnehmen,  nur  mutmaßen  könne^. 
Das  Auswärtige  Amt  teilte  bei  den  Ernennungen  mit,  daß  die  wirtschaftlichen 
Vereinbar mi gen  in  Sachen  der  Erlaubniserteilung  zur  Überseeanfuhr  nach 
Holland  für  Lebensmittel,  welche  demnächst  in  London  zu  treffen  sein 
würden  —  und  die  bekannthch  Ende  1918  zustande  kamen  — ,  zur  Folge 
haben  würden,  daß  die  Berührung  Hollands  mit  den  betr.  Mächten  auf 
wirtschaftlichem  Gebiete,  namentlich  in  London  und  Washington,  so  umfang- 
reich würde,  daß  die  Notwendigkeit  bestehe,  dortselbst  Personen  zur  Ver- 
fügung zu  haben,  die  sich  ausschUeßUch  mit  dieser  Aufgabe  befassen  könnten. 

Die  in  den  mehrfach  angeführten  Plänen  des  Ministers  des  Auswärtigen 
vom  Jahre  1916  erwogene  Absicht,  zeitweilig  technische  Beiräte 
hinauszusenden,  fand  im  Jahre  1918  —  im  Zusammenhang  mit  dem  bekannt- 
gemachten Einfuhrverbot  für  Pflanzen  in  den  Vereinigten  Staaten  ab  1.  Juni 

1919  —  zum  ersten  Male  Anwendung  durch  die  Entsendung  eines  Baumschulen- 
besitzers aus  Boskoop  nach  Washington. 

Nachschrift: 

Bezüglich  der  bereits  oben  mitgeteilten  Änderung,  die  in  der  2.  Abteilung 
des  Auswärtigen  Amtes  stattgefunden  hat,  wollen  wir  noch  auf  eine  Angabe 
aufmerksam  machen,  die  sich  in  dem  soeben  erschienenen  Etat  für  das  Jahr 

1920  findet.  Man  liest  dort:  ,,Da  der  wirtschaftliche  Auslandsnachrichten- 
dienst hauptsächlich  durch  das  Konsularkorps  ausgeführt  werden  soll,  ist 


^  „Voorloopig  Verklag",  Hauptrubrik  III,  S.  4. 

^  Li  Berlin  befand  ßich  ein  gleicher  Beamter  schon  seit  1916.  Bei  der  Ge- 
sandtschaft in  Paris  wurde  im  Jahre  1919  ein  ,, ökonomisches  Bureau"  errichtet, 
dessen  Leitung  einem  speziell  berufenen  , .Direktor"  übertragen  wurde. 

3  Verhandlungen  der  II.  Kammer  191&— 1919,  S.  742—743. 
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der  Minister  zu  der  Überzeugung  gekommen,  daß  es  für  eine  gute  Abwicklung 
der  Angelegenheiten  wünschenswert  sei,  wenn  sich  die  Leitung  sowohl  des 
wirtschaftlichen  Nachrichtendienstes  als  auch  des  konsularen  Dienstes  in 
einer  Hand  befände.  Daher  hat  er  beschlossen,  die  2.  Abteilung  seines 
Departements  aufzuheben  und  deren  Arbeiten  der  „Directie  van  Economische 
Zaken"  zu  übertragen." 

G.  E.  H  u  f  f  n  a  g  e  1 ,   Rotterdam. 
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I. 

WirtsdiaftlidiG,  soziale  und  kulturelle  Zustands- 
sdiilderungen. 


Das  portugiesisdiG  Kolonialrcidi  in  Afrika^ 
Das    Verkehrswesen. 

Die  Erschließung  des  Landes  durch  Eisenbahnen  und  sonstige 
Verkehrswege  begegnet  naturgemäß  bei  der  ausgedehntesten  der  portugie- 
sischen Kolonien,  Angola,  auch  den  größten  Schwierigkeiten.  Das  ist 
schon  durch  die  bedeutende,  an  manchen  Stellen  1000  km  überschreitende 
Tiefenausdehnung  bedingt.  Erschwerend  fällt  ins  Gewicht,  daß  von  den 
zahlreichen  ins  Meer  fließenden  Strömen  nur  der  Kuanza  eine  Strecke 
weit  schiffbar  ist. 

Als  erste  Eisenbahn  wurde  die  Linie  Loanda  —  Lukula,  364  km,  in  1-m- 
Spur  von  einer  Privatgesellschaft  gebaut.  Der  anfängUch  auf  vier  Jahre 
veranschlagte  Bau  wurde  1887  begonnen  und  1899  zu  Ende  geführt.  Neben 
bedeutenden  Vergünstigungen  sah  sich  die  Regierung  noch  veranlaßt,  der 
Gesellschaft  eine  6%ige  Zinsgarantie  zu  gewähren  und  verdankt  wahrschein- 
lich diesem  Fehler  die  langsame  Bauausführung  und  die  sonstige  geringe  wirt- 
schaftliche Initiative  der  mit  englischem  Geld  arbeitenden  Gesellschaft. 
Demgemäß  hat  die  Bahn  lange  mit  Verlusten  gearbeitet  und  erstmalig  1910 
Überschüsse  erzielt^.  Innerhalb  25  Jahren  nach  Bauausführung  steht  der 
Regierung  das  Rückkaufsrecht  zu,  das  sie  aber  bisher  nicht  ausgeübt  hat. 
Zur  Entschuldigung  für  die  geringen  Betriebsergebnisse  wird  angeführt, 
daß  die  Schiffahrt  auf  dem  Kuanzaflusse  bis  Dondo  die  Güterbeförderung 
beeinträchtige.  Indessen  mag  auch  die  Vernachlässigung  des  Hafens  von 
Säo  Paolo  de  Loanda  dazu  beigetragen  haben. 

Um  wenigstens  einen  Druck  auf  die  Gesellschaft  ausüben  zu  können, 
wurde  die  140  km  lange  Anschlußstrecke  bis  Malange  1903 — 09  als  Staats- 
bahn gebaut.  Auch  diese  Linie  hat  1910  erstmalig  einen  Überschuß  erzielt. 
Die  geplante  Weiterführung  bis  zur  Ostgrenze  der  Kolonie  über  Kassenge 
ist  anscheinend  noch  heute  nicht  in  Angriff  genommen  worden.    Allerdings 

^  Schluß  des  Aufsatzes  aus  dem  laufenden  Band,  S.  237*ff. 
*  Vgl.  Geh.  Oberbaurat  F.  Baltzer,   Die  Eisenbahnen  in  den  portugiesi- 
schen  Kolonien.     „Weltverkehr   und  "Weltwirtschaft".     Jahrg.  1913/14.     Heft  7. 
WeltwirtschaftUches  Archiv  Bd.  XV.  XXIII 
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ist  anzunehmen,  daß  gerade  diese  nördlicliste  Bahnlinie  den  natürliclien 
Rückgang  an  Handelsgütern  während  des  Krieges  weniger  als  die  anderen 
durch  Staatstransporte  (Truppentransporte)  ausgleichen  konnte. 

Die  wichtigste  der  angolesischen  Bahnbauten  ist  unstreitig  die  Ben- 
guellabahn  oder  nach  dem  ausgezeichneten  Hafen,  an  dem  sie  beginnt, 
besser  Lobitobahn  genannt.  Sie  wurde  1902  dem  Engländer  R.  Williams 
konzenssioniert  und  steht  in  enger  Beziehung  zu  der  gleichfalls  engüschen 
in  Katanga  stark  interessierten  Tanganjika  Concessions  Co.  Sie  hat  des- 
halb am  ehesten  Aussicht,  durch  die  Kongokolonie  mit  Katanga  ver- 
bunden zu  werden  und  dann  eine  der  bedeutendsten  Bahnen  Afrikas  zu 
sein.  Dementsprechend  hat  sich  die  Eisenbahngesellschaft  Du  Bas  Congo 
au  Katanga  1908  verpflichtet,  den  Katangabezirk  mit  dem  zukünftigen 
Endpunkt  der  portugiesischen  Benguellabahn  (wahrscheinhch  Dilolo)  zu 
verbinden.    Beide  Linien  sollen  in  Kapspur  durchgeführt  werden. 

Während  aber  die  auf  belgischem  Gebiet  zu  bauende  Strecke  noch  nicht 
in  Angriff  genommen  ist,  wurde  die  Benguellabahn  nach  der  ersten  Finan- 
zierung 1906  begonnen  und  inzwischen  nach  allerhand  Verzögerungen  wenig- 
stens in  den  Erdarbeiten  bis  Bihe  (630  km)  auf  der  gleichnamigen  Hoch- 
fläche durchgeführt.  Ursprünglich  sollte  die  Bahn  Ende  1910  vollendet 
sein.  Nach  dem  ersten,  durch  Erschöpfung  der  Baugelder  verursachten  Still- 
stand wurde  in  verschiedenen  Intervallen  eine  Fristverlängerung  bis  zum 
Jahre  1920  für  die  Strecke  bis  zur  portugiesischen  Grenze  gewährt.  Neuerdings 
ist  auch  diese  Frist  aufgehoben,  d.  h.  dem  Bau  keine  bestimmte  Zeit  mehr 
gesetzt^.  Von  dem  Aktienkapital  von  3  Mill.  £  hat  die  portugiesische  Regie- 
rung ein  Zehntel  übernommen  und  sich  neben  einer  sonstigen  Gewinn- 
beteiligung ein  Rückkaufsrecht  nach  20  Jahren  gesichert. 

Zur  Zeit  der  deutsch-enghschen  Ausgleichsverhandlungen  1913/14 
schwebten  Verhandlungen  zwecks  Beteiligung  deutschen  Kapitals  am  Bahn- 
bau. Diese  führten  jedoch  nicht  zum  Ziel,  da  sich  die  Engländer  angeblich 
die  Leitung  allein  vorbehalten  wollten. 

Erstmalig  erbrachte  die  Bahn  im  Jahre  1911  einen  Überschuß  von  rund 
82  000  Escudos  (zu  4,50  Mk.)  bei  334  km  Betriebslänge.  Seither  entwickelte 
sich  die  Geschäftslage  wie  folgt^: 

Die   Entwicklung   der   Benguellabahn. 


Jahr 

Betriebslänge 
km 

Überschuß 
Escudos 

1912 

1913 
1914 

1915 
1916 

.381 
449 
519 
519 
519 

105  000 
138  000 
79  000 
220  000 
240  000 

^  Geh.  Oberbam-at  B  a  1 1  z  e  r  ,  Umgestaltving  und  Ergänzungen  an  den 
Kolonialbahnen  Afrikas  während  des  Weltkrieges.  „Deutsche  Kolonialzeitung". 
Juli  1917. 

2  Näheres  „Deutsches  Kolonialblatt."    15.  Juni  1918.    S.  219f. 
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Das  Ergebnis  von  1916  wird  gegenüber  dem  Vorjahr  noch  bedeutender, 
wenn  man  berücksichtigt,  daß  Militärbeförderungen  nach  Südangola  so  gut 
wie  ganz  ausfielen,  also  die  günstige  Entwicklung  lediglich  dem  Handels- 
verkehr zu  danken  ist.  1916  fanden  auch  keine  Bauarbeiten  mehr  statt. 
Das  Aktienkapital  mit  3  Mill.  £  war  unverändert,  ebenso  der  Anteil  der 
portugiesischen  Regierung.  Außerdem  hat  die  Gesellschaft  2,5  Mill.  £  5%ige 
Schuldverschreibungen  ausgegeben,  deren  Zinsendienst  die  Tanganjika 
Concessions,  Ltd.,  verbürgt. 

Begreiflicherweise  wird  von  belgischer  Seite  der  Versuch  gemacht,  den 
Güterverkehr  Katangas  in  Zukunft  endgültig  für  das  belgische  Gebiet  zu 
sichern,  doch  dürfte  die  Benguellabahn  sich  nach  ihrer  Vollendimg  allen 
Konkurrenzlinien  überlegen  zeigen^. 

Auch  die  dritte  und  letzte  Bahn  Angolas,  die  60-cm- Spurlinie  Mossamedes- 
Chellabezirk,  ist  von  englischen  Geldleuten  finanziert,  wurde  jedoch  1914 
vom  Staat  übernommen.  Der  bis  Lubango,  der  Hauptstadt  des  Bezirks 
Huilla  (249  km),  geplante  Bahnbau  ist  bis  Chella  (180  km)  durchgeführt 
und  seit  1915  stehengeblieben.  Da  die  Bahn  von  der  Küste  aus  eine  große 
Strecke  steriles  Gebiet  zu  durchqueren  hat,  konnten  noch  keine  Überschüsse 
erzielt  werden.  Die  letzte  Strecke,  nach  dem  landwirtschafthch  aussichts- 
reichen Hochland  von  Huilla,  ist  wohl,  abgesehen  von  den  ständigen 
kriegerischen  Verwicklungen  im  Süden  Angolas,  infolge  technischer  Schwie- 
rigkeiten noch  zurückgestellt.  Auch  ist  der  Bau  einer  Kleinbahn  mit,  wenn 
auch  gutem,  so  doch  zu  leichtem  Material  (Schienenge wicht  12  kg/m  gegen 
15  kg/m  der  gleichfalls  60-cm-spurigen  Otavibahn)  zweifellos  ein  Fehler. 
Es  sollen  infolgedessen  Verhandlungen  mit  dem  größten  Aktienunternehmen 
Angolas,  der  Companhia  da  Mossamedes'"*,  zwecks  Umbau  der  fertiggestellten 
Strecke  in  Kapspur  und  Erweiterung  des  Bauplanes  bis  in  den  Nordteil 
Südwestafrikas  schweben.  Die  Verbindung  zwischen  dem  jetzigen  Endpunkt 
der  Bahn  und  dem  weiteren  Hinterland  wird  vorläufig  behelfsmäßig  durch 
Lastautos  auf  schlechter  Straße  aufrechterhalten. 

Während  so  die  drei  Bahnen  Angolas,  obgleich  Ausgangspunkte  und 
Richtlinien  für  die  Erschließvu)g  gut  gewählt  sind,  infolge  des  Kapitalmangels 
und  der  ungeheuren  Tiefenausdehnung  des  Hinterlandes  in  ihrer  technischen 
Durchführung  und  wirtschaftlichen  Entwicklung  zurückblieben,  hat  die 
langgestreckte  und  verhältnismäßig  wenig  über  das  Küstengebiet  hinaus- 
ragende Kolonie  Mozambique  wenigstens  zwei  durchgehende  Haupt- 
linien, die  direkt  an  das  dahinterliegende  englische  Bahnsystem  angeschlossen 
sind.     Es  sind  dies  die  Delagoa-  und  die  Beirabahn. 

Die  erstere  gehört,  wenigstens  ihrer  Vorgeschichte  nach,  zu  den  ältesten 

^  Vgl.  Leutwein,  Der  Kongo  und  seine  weltwirtschaftlichen  Aus- 
sichten.    „W.  A."  13.  Bd.,    S.  10*ff. 

2  Nach  Angel  Marvaud,  Le  Portugal  et  ses  Colonies.  Paris  1912.  S. 
225,  ist  die  1894  gegründete  Companhia  da  Mossamedes  eine  lediglich  mit  wirt- 
schaftlichen Vorrechten  ausgestattete  Konzessionsgesellschaft  mit  einem  Kapital 
von  2^4  Mill.  Esc.  (13,75  Mill.  Fr.),  das  von  Anfang  an  zum  großen  Teil  französi- 
scher Herkunft  war.  Seit  1901  überwiegt  das  französische  Kapital.  Die  Gesellschaft, 
deren  Sitz  Lissabon  ist,  hat  infolgedessen  ein  besonderes  Komitee  in  Pai-is  errichtet. 
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Bahnlinien  Südafrikas,  denn  die  Vorarbeiten  reichen  bis  ins  Jahr  1869  zu- 
rück.   Aber  auch  als  sich  endlich  1882  Portugal  und  Transvaal  auf  den  Bau 
der  beiderseitigen  Strecken  der  Delagoabahn  geeinigt  hatten,  kam  der  portu 
giesische  Anteil  noch  jahrelang  nicht  zur  Ausführung,   denn  die  zu  de: 
Bau  gegründete   Gesellschaft  erwies   sich  als  unfähig,   die  Arbeiten  auci 
nur  zu  beginnen.  1887  entschloß  sich  schließHch  die  portugiesische  Eegierung 
selbst  zur  Bauausführung,  und  am  1.  März  1890  konnte  die  89  km  lange  Streck 
bis  zur  Grenze  Transvaals  in  Kapspur  dem  Verkehr  übergeben  werden. 

Durch  die  Verzögerung  gewann  Portugal  allerdings  den  Vorteil,  sogleicli  •, 
den  Anschluß  an  eine  im  Betrieb  befindliche  Transvaallinie  zu  erhalten,  | 
und  so  war  bei  der  bevorzugten  Lage  von  Lourenyo  Marques  als  natürlichem 
Ein-  und  Ausfuhrhafen  von  Transvaal  die  wirtschaftliche  Entwicklung  des 
Unternehmens  von  Anfang  an  glänzend.  Der  Anteil  der  Unkosten  an  der 
Gesamteinnahme  sank  seit  1909  unter  50%,  ein  für  Kolonialbahnen  außer 
gewöhnliches  Ergebnis.  Mit  Kriegsausbruch  erfuhr  der  GeA\inn  allerdings 
eine  starke  Verminderung  durch  den  Rückgang  an  Durchfuhrgütern  von  und 
nach  Johannesburg,  auf  welche  die  Bahn  fast  ganz  angewiesen  ist.  Die  Gesamt 
einnahmen  beliefen  sich  1914  noch  auf  5,5  Mill.  Mk.,  um  1915  auf  rund 
4^/4  Mill.  ziirückzugehen^. 

Wie  weit  hierbei  politische  Einflüsse  der  südafrikanischen  Union  mit 
spielen,  ist  von  hier  aus  ebensowenig  zu  übersehen,  wie  die  neueste  Wirtschaft 
liehe  Entwicklung  seit  1915.  Sicher  ist  nur,  daß  die  Delagoabahn  seit  ihrer 
Eröffnung  die  Quelle  verkehrspolitischer  Streitigkeiten  zwischen  Portugal 
und  Britisch-  Südafrika  gewesen  ist,  die  man  durch  verschiedene  Abmachunge: 
auszugleichen  versucht  hat^.  Die  natürliche  Überlegenheit  der  Delagoaba^ 
als  Hafen  des  wichtigsten  wirtschaftlichen  Zentrums  Südafrikas,  des  Johannes 
burger  Minengebiets,  gegenüber  den  englischen  Bahnen  nach  Kapstadt,  Port 
Elizabeth,  East  London  und  selbst  Durban  liegt  so  auf  der  Hand,  daß  nur  eine 
künstliche  Beeinflussung  den  englischen  Linien  noch  eine  Beteiligung  am 
Überseeverkehr  des  Johannesburger  Minengebietes  sichern  konnte. 

Es  ist  klar,  daß  diese  Stellung  des  portugiesischen  Hafens  einer  der 
wichtigsten  Gründe  gewesen  ist,  die  verkehrspohtisch  tätigen  Kreise  Bri- 
tisch-Südafrikas  für  die  Einverleibung  Transvaals  zu  interessieren.  Blieb 
dieses  selbständig,  so  konnte  es  jederzeit  den  englischen  Häfen  den  Lebens- 
nerv abschneiden.  Nach  Beendigung  des  Burenkrieges  lag  es  nun  wieder  im 
Interesse  derselben  südafrikanischen  Wirtschaftskreise,  die  Delagoabai 
selbst  in  portugiesischem  Besitz  zu  belassen.  Nur  dann  konnte  man  sie  als 
Ausland  behandeln  und  durch  geeignete  Tarifmaßnahmen  gegenüber  den  von 
Natur  ungünstiger  gestellten  britischen  Häfen  auf  einen  bestimmten  Anteil 
am  Randminenverkehr  herabdrücken.  Hierin  liegt  die  eigentliche  Ursache 
des  Verzichtes  Englands  auf  die  Einverleibung  des  Delagoagebietes  nach 
dem  Burenkrieg.     Mächtige  Einflüsse  interessierter  Kapitalisten  und  nicht, 

1  Vgl.  „Wirtschaftsdienst".    (Herausgegeben  von  der  Zentralstelle  des  Ham- 
burgischen Kolonialinstituts.)     Jahrg.  1917.     Nr.  14.     S.  228. 

2  Ausführlich  behandelt  in  Paul   Lederer,    Die  Entvdcklung  der  süd- 
afrikanischen Union  auf  verkehrspolitischer  Grundlage.    Leipzig  1910. 
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wie  auch  Lederer,  in  seinem  angezogenen  Werke  S.  55,  anzunelimen 
scheint,  der  (moralische)  Druck  der  öffentlichen  Meinung  haben  neben  dem 
natürlichen  Widerstand  Portugals  die  Einverleibung  der  Delagoabai  ver- 
hindert. Es  kommt  darauf  an,  ob  diese  Einflüsse  auch  über  den  am 
1.  April  1909  auf  10  Jahre  abgeschlossenen  Verkehrsvertrag  zwischen  der 
südafrikanischen  Union  und  Mozambique,  die  sog.  ,, Transvaalkonvention", 
hinausreichen. 

Diese  Transvaalkonvention  setzte  nun  den  Anteil  des  Durchgangsfracht- 
verkehrs von  Lourengo  Marques  am  Randgebiet  gegenüber  den  eng- 
lischen Häfen  auf  50 — 55%  fest.  Die  Delagoabahn  allein  bekam  also  etwas 
mehr  .  zugewiesen,  als  alle  englischen  Linien  zusammengenommen.  Die 
Stärke  der  portugiesischen  Stellung  lag  1909  in  der  Verfügung  über  die 
schwarze  Arbeiterschaft  Mozambiques,  die  in  erster  Linie  für  die  Randminen 
in  Frage  kamen.  Es  läßt  sich,  wie  gesagt,  nicht  übersehen,  wie  weit  sich  die 
Verhältnisse  inzwischen  gewandelt  haben.  Sicherlich  ist  durch  die  auch  in 
Mozambique  ebenso  wie  in  Angola  andauernden  Unruhen  die  Bedeutung 
der  portugiesischen  Arbeiter  für  Transvaal  herabgesetzt,  zumal  die  eingebo- 
rene Bevölkerung  der  in  Frage  kommenden  britischen  Gebiete  sich  in  langer 
Friedenszeit  gekräftigt  hat.  Wahrscheinlich  ist  es  demnach,  daß  die  süd- 
afrikanische Union,  ohne  erst  die  Transvaalkonvention  zu  kündigen,  seit 
einigen  Jahren  eine  Beschneidung  des  portugiesischen  Anteils  am  Rand- 
minenverkehr durchgesetzt  hat. 

Von  Lourenfo  Marques  geht  noch  eine  andere  Bahn  nach  Swaziland 
ab.  Sie  wurde  als  Staatsbahn  in  Kapspur  auf  Grund  eines  Gesetzes  vom 
Juli  1903  hergestellt  und  ist  seit  1909  auf  54  km  im  Betrieb.  Sie  soll  später 
hauptsächlich  die  Kohlengruben  des  Swazilandes  erschließen.  Aus  nicht  recht 
erkennbaren  Gründen  ist  sie  indessen  inzwischen  nicht  weitergeführt.  Nach 
einer  Meldung  vom  August  1915  wurde  beabsichtigt,  für  ihre  Weiterführung 
eine  Anleihe  von  rund  P/^Mill.  Mk.  aufzunehmen^.  Wahrscheinlich  kommen 
in  absehbarer  Zeit  weder  diese  noch  einige  nach  der  gleichen  Meldung  eben- 
falls vorgesehene  Bahnanleihen  zustande. 

Die  zweite  Haupteisenbahn  der  Kolonie,  die  Beiralinie,  fällt  in  das 
Gebiet  der  Companhia  da  Mozambique,  und  ihr  Bau  gehört  zu  den  von  Portu- 
gal 1891  England  gegenüber  übernommenen  Verpflichtungen.  Die  Geschichte 
dieser  Linie,  die  naturgemäß  in  einem  Zuge  in  Kapspur  hätte  durchgeführt 
werden  können,  ist  ein  charakteristisches  Beispiel  der  verwirrten  Anschau- 
ungen, die  während  der  90er  Jahre  über  die  zweckmäßige  Entwicklung 
des  afrikanischen  Verkehrswesens  herrschten^.  Sie  ist  schließhch  einheit- 
lich in  Kapspur  1900  in  Betrieb  genommen  worden,  und  nunmehr  wird  die 
gesamte  Strecke  Beira  —  SaUsbury  (595  km),  also  sowohl  auf  portugiesischem 
wie  auf  englischem  Gebiet,  von  der  Maschonaland  Eisenbahn- Gesellschaft 
verwaltet.  Trotz  der  hohen  Baukosten  erzielt  auch  diese  Bahn  steigende 
Gewinne,   namentlich   seit   eine  durchgehende   Verbindung  mit  EUsabeth- 


Vgl.  „Wirtschaftsdienst".     Jahrg.  1917.    Nr.  14.    S.  228. 

Näheres  bei   B  a  1 1  z  e  r  ,   Die  Kolonialbahnen.    Berlin  1916.    S.  261f. 
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ville  1910  und  Kambove  1913  im  Katangagebiet  erzielt  wurde^.  Bis  die 
Benguellabahn  das  Katangagebiet  erreicht  hat,  und  bis  dahin  wird  noch  recht 
viel  Zeit  vergehen,  ist  Beira  als  der  wichtigste  Durchfuhrhafen  für  Kho- 
desien  und  Katanga  anzusehen. 

Dem  wichtigen  Plan  einer  Bahn  Beira  —  Sambesi  —  Nyassa  ist  man 
ebenso  wie  der  Linie  Quelimane  —  Port  Herald  —  Nyassa  verschiedentlich 
nähergetreten,  doch  hat  der  Krieg  diese  wie  alle  anderen  Pläne  zurück- 
gestellt. Zur  Ausführung  gekommen  ist  nur  das  Zwischenstück  Port  Herald 
—  Blantyre  (Schire  —  Hochlandbahn),  das  bereits  zu  Britisch-Nyassaland 
gehört.  Die  Verbindung  der  Schire-Hochlandbahn  mit  dem  Sambesi  ist 
allerdings  im  Herbst  1913  begonnen  worden. 

In  diesem  Teil  Mozambiques  kommt  der  Sambesi  in  seinem  Unterlauf 
als  natürlicher  Verkehrsweg  in  Betracht.  Er  ist  für  flachgehende  Raddampfer 
von  Chinde  bis  Tete  schiffbar.  Da  der  zunehmenden  Versandung  dieses  Teiles 
des  Stromes  kein  Einhalt  getan  wird,  sollen  gegenwärtig  nur  noch  Dampfer 
bis  zu  200  Tonnen  verkehren. 

Von  den  verschiedenen  weiteren  Bauplänen  verdient  der  Entwurf 
Port  Amelia  —  Nyassa- See  Erwähnung.  Er  soll  das  Gebiet  der  zweiten 
großen  Chartergesellschaft,  der  Companhia  da  Nyassa,  erschließen  und  ist 
zu  deren  Entwicklung  unbedingt  notwendig.  Die  Gesellschaft  hat  mit  einem 
englischen  Bauunternehmen  1912  einen  Vertrag  zur  Ausführung  der  Vor- 
arbeiten abgeschlossen.     Die  Bauausführung  selbst  ist  bisher  unterblieben. 

Nordöstlich  von  Lourengo  Marques  ist  im  Bezirk  Gazaland  noch  eine 
75-cm-Spur  Kleinbahn  im  Bau,  um  das  Mündungsgebiet  des  Limpopo  zu 
erschließen.     Von  ihr  sollen  gegenwärtig  über  30  km  im  Betrieb  sein. 

Schließlich  darf  nicht  unerwähnt  bleiben,  daß  die  Insel  Säo  Thome 
bereits  ihr  eigenes  Kleinbahnnetz  zur  Erschließung  der  einzelnen  Pflanzungen 
besitzt.  Im  Staatsbetrieb  sind  heute  21  km  einer  auf  40  km  berechneten 
75-cm- Spurbahn,  die  vom  Hafen  Anna  de  Chaves  nach  San  Sebastian  führen 
soll.  Während  in  allen  portugiesischen  Kolonien  Afrikas  sich  der  Straßen- 
bau, durchweg  in  den  Anfängen  der  Entwicklung  befindet  oder  die  bestehen- 
den Verkehrswege  vernachlässigt  sind,  ist  in  Säo  Thome  auch  ein  ausgezeich- 
netes Straßennetz  im  Bau. 

Für  die  Schiffahrt  Portugiesisch-Afrikas  ist  als  bedeutendster 
Hafen  immer  noch  Porto  Grande  auf  Säo  Vicente  unter  den  Kapverden  anzu- 
sehen. Dieser  Hafen  ist  eine  der  wichtigsten  Kabel-  und  Kohlenstationen 
der  Erde  und  wird  jährlich  von  mehr  als  1500  Schiffen  angelaufen.  1913 
wurden  die  Häfen  der  Kapverden,  abgesehen  von  der  Küstenschiffahrt, 
von  rund  1700  Schiffen  mit  über  6  Mill.  Tonnen  angelaufen^. 

Während  die  verkehrsreichen  Kapverden  wirtschaftlich  recht  unbedeu- 
tend sind,  haben  dafür  die  Guinea-Inseln  Säo  Thome  und  Principe  mit 
ihrem  blühenden  Plantagenbetrieb  kaum  ein  Zehntel  des  jährlichen  Schiffs- 
verkehrs der  Kapverden  aufzuweisen.      Ganz  verkehrsarm  ist  Guinea  mit 

1  Vgl.  L  e  u  t  w  6  i  n  ,  a.  a.  0.,  S.  12. 

2  „Statesman's  Year  Book"  1916.     S.  1253. 
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jährlicli  kaum  100  Schiffen  mit  noch  nicht  100  000  Tonnen.  Da  der  Schiffs- 
verkehr dieser  Kolonie  vor  dem  Kriege  vorwiegend  in  deutschen  Händen  lag, 
dürfte  er  seit  Kriegsbeginn  noch  mehr  zusammengeschmolzen  sein. 

Auch  die  großen  Kolonien  Angola  und  Mozambique  haben  durch  den 
Ausfall  der  deutschen  Afrikaschiffahrt  im  Kriege  viel  verloren.  Erstere 
wurde  vorzugsweise  von  der  Woermann  "Linie,  letztere  von  der  Deutsch- 
Ostafrika  Linie  angelaufen.  Li  Angola  verkehren  außerdem  noch  die  pri- 
vilegierte portugiesische  Linie  Empereza'  Nacional  de  Navega§äo,  die  den 
überwiegenden  Teil  des  Seeverkehrs  in  den  Händen  hat,  und  drei  englische 
Linien.  Seit  1915  hat  die  Eider  Dempster  Linie  ihren  Afrika  verkehr  nach 
Loanda  ausgedehnt^.  Der  gesamte  Dampf ervarkehr  überstieg  vor  dem 
Kriege  1  Mill.  Tonnen. 

Weit  bedeutender  ist  der  Schiffsverkehr  Mozambique s.  Außer  der 
oben  genannten  portugiesischen  Linie  kommen  noch  acht  englische,  eine  nor- 
wegische und  eine  schwedische  Linie  für  den  regelmäßigen  Schiffsverkehr 
in  Frage.  1913  erreichte  der  Gesamtverkehr  mit  fast  2000  Schiffen  den 
Höhepunkt.  Den  Löwenanteil  beanspruchen  die  Häfen  Louren§o  Marques 
und  Beira.  Ersterer  Hafen  erreichte  vor  dem  Kriege  einen  Schiffsverkehr 
von  fast  700  Dampfern  mit  über  2  Mill.  Tonnen,  letzterer  einen  solchen 
von  500  Dampfern  mit  rund  1,5  Mill.  Tonnen^.  Seit  Kriegsbeginn  ist  der  Ver- 
kehr stark  zurückgegangen,  zumal  in  Louren9o  Marques.  Die  Gesamttonnage 
der  in  den  Häfen  der  Kolonie  einlaufenden  Schiffe  wird  für  1914  mit  rund 
2,5  und  für  1915  mit  rund  1,6  Mill.  Tonnen  angegeben.  Im  Laufe  des  Krieges 
zeigte  sich  wieder  eine  Zunahme  des  Schiffsverkehrs  in  Lourenfo  Marques. 
Der  Hafen  wurde  1915  angelaufen  von  546  Schiffen  zu  1,6  Mill.  Tonnen  und 
1916  von  729  Schiffen  zu  2,6  Mill.  Tonnen.  Die  Ladung  betrug  1916: 
214  000  Tonnen  Eingang  und  641000  Tonnen  Ausgang.  1917  liefen  737 
Schiffe  an.  Ladung  185  000  Tonnen  Eingang  und  759  000  Tonnen  Ausgang. 
Seit  1917  ist  eine  wesentliche  Erweiterung  des  Hafens  \  on  Lourengo  Marques 
in  Arbeit^.  Stark  hob  sich  die  Ausfuhr  von  Transvaalkohle.  Im  übrigen 
dürfen  Kückschlüsse  auf  den  Handel  nicht  gezogen  werden,  da  viele  früher 
den  Suezkanal  benutzende^  Schiffe  den  Hafen  nur  anhefen,  um  Kohle  ein- 
zunehmen*. 

Im  übrigen  ist  seit  dem  Kriege  der  Verkehr  in  allen  afrikanischen  Häfen 
Portugals  ein  sehr  unregelmäßiger  geworden  und  dient  vielfach  anderen 
als  Handelszwecken.  So  erklären  sich  auch  die  immer  dringender  werdenden 
Beschwerden  aus  Afrika  an  die  Zentralregierung  in  Lissabon.  Insbesondere 
leidet  die  Ausfuhr  Säo  Thomes  unter  Verkehrsstockungen.  Im  Kriege  ist 
der  Hauptverkehr  dieser  Kolonie,  wie  vieler  kleinerer  afrikanischer  Häfen 
Portugals,  auf  die  Empereza  Nacional  de  Navegagäo  übergegangen. 

Überraschend  wirkte  die  Liquidation  dieser  Gesellschaft  im  März  1918, 


^  Vgl.  Prof.  Dr.  Hans  Meyer,  Das  portugiesische  Kolonialreich.  Berlin 
1918.    S.  37. 

2  „Statesman's  Year  Book"  1915.    S.  1244. 

3  „Wirtschaftsdienst."    1919.    Nr.  16.    S.  303, 
*  „Wirtschaftsdienst"  1917.    Nr.  20.    S.  324. 
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sowie  ihr  sofortiger  Aufkauf  durch  eine  neue  Gesellschaft  mit  9  Mill.  Escudos 
Kapital,  deren  Aktionäre  portugiesischer  Nationalität  sein  müssen.  Diese 
Bestimmung  widerlegt  die  sonst  naheliegende  Vermutung  eines  englisch- 
französischen Aufkaufs.  Es  scheint  sich  vielmehr  um  eine  Schutzmaßnahme 
eben  zur  Rettung  des  nationalen  Charakters  der  privilegierten  Hauptschiff- 
fahrtslinie zu  handeln^. 


Die    wirtschaftliche    Entwicklung. 

Der  portugiesische  Kolonialbesitz  in  Afrika  kann  in  seiner  Zersplitterung 
und  Zerlegung  in  die  verschiedenartigsten  Wirtschaftsgebiete  kein  einheit- 
liches weltwirtschaftliches  Vergleichsobjekt  für  bestimmte  Erzeugnisse 
darstellen.  Die  Schwäche  des  Mutterlandes  läßt  auch  die  zentrale  Verwal- 
tung keineswegs  wirtschaftlich  derart  in  die  Erscheinung  treten,  daß  bei 
gewissen  weltwirtschaftlich  bedeutenden  Kolonialprodukten  von  einheit- 
lichen Direktiven  für  die  Erzeugung  die  Rede  wäre,  wie  dies  seitens  der  deut- 
schen Kolonialverwaltung,  z.  B.  hinsichtlich  der  Baumwolle,  der  Fall  war. 
Hierzu  kommt  eine  weitere  Zersplitterung  der  Interessen  durch  die  starke 
Einwirkung  ausländischen  Kapitals,  das  natürlich  in  den  privilegierten 
Chartergesellschaften  am  eigenwilligsten  in  die  Erscheinimg  tritt.  Wir 
werden  demnach  gut  tun,  die  einzelnen  Kolonien  bzw.  ihre  wichtigsten 
Erzeugungsgebiete  gesondert  zu  betrachten,  und  zwar  nur  insoweit  sie  als 
weltwirtschaftliche  Faktoren  bereits  in  Betracht  kommen  bzw.  Aussicht 
haben,  solche  zu  werden.  Die  Kapverden  und  Guinea  scheiden  hiernach 
ganz  aus,  und  wir  beginnen  mit  der  kleinsten,  aber  wirtschaftlich  einheitlich- 
sten und  stärksten  Kolonie    SäoThome. 

Dieses  nur  940  qkm  große  Inselgebiet  ist  einzigartig  durch  seine  welt- 
wirtschaftliche Bedeutung  als  Kakao  erzeuger,  was  folgende,  nach  dem 
statistischen  Jahrbuch  für  das  Deutsche  Reich  1915  zusammengestellte 
Tabelle  beweist: 

Kakaoproduktion   in   den   Haup  t  e  r  z  e  u  gun  gs  1  ä  ndern 
und   in   den   deutschen   Kolonien   (in  Tonnen). 


1905 


1913 


Sao  Thom6 

Ekuador 

Brasilien 

Trinidad 

Qoldküete 

Deutsche  Kolonien 

Welternte 

Weltv  erbtauch 

davon  Deutschland  und  Österreich-Un- 
garn (rund) 

^  Näheres  „Wirtschaftßdienst". 


1918. 


25  379 

21  128 

21  090 

22  018 
5  166 
1454 

144  742 
143  076 

32500 
Nr.  21. 


28  728 

32  119 
32956 
21  370 
12  946 
2738 

194  003 

165  710 

38  400 
S.  472. 


35900 

40758 
29759 
21  825 
51  279 
6  490 

255  542 
252  392 

58  000 
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Hiernach  blieb  der  Weltverbrauch  etwas  hinter  der  Erzeugung  zurück. 
Während  nun  durch  die  Kriegsabschließung  der  Mittelmächte  ein  wichtiges 
Absatzgebiet  verloren  ging,  zeigte  die  Erzeugung  in  den  wichtigsten  Ländern 
nach  wie  vor  im  ganzen  eine  steigende  Tendenz.  Wir  registrieren  folgende 
abgerundete  Zahlen   (zumeist  aus  „Wirtschaftsdienst".  1918.     Nr.  26): 


Kakaoproduktion   in   den  wie 
Ländern   1915  und  1916. 

btigs  ten 

1915 

1916 

Säo  Thom6 

Ekuador 

Goldküste 

38  500 
33000 
77400 

38  500 
45  100 
72  100 

Die  Folge  davon  war,  daß  sich  sowohl  in  den  Erzeugungsgebieten  selbst 
als  auch  in  den  Hauptumschlagshäfen  New  York,  Lissabon  und  London 
bedeutende  Vorräte  ansammelten.  Mit  der  immer  mehr  zunehmenden 
Verschiffungsschwierigkeit  häuften  sich  die  Vorräte  in  den  Erzeugungsgebieten 
immer  weiter  an,  während  die  Lager  der  Hauptumschlagshäfen  sich  allmählich 
aufzehrten.  Im  März  1918  wurden  die  Vorräte  in  Säo  Thome  auf  rund  30  000, 
die  an  der  Goldküste  auf  60  000  Tonnen  geschätzt.  Im  Laufe  des  Jahres 
1918  ist  die  Lage  in  diesen  Gebieten  kritisch  geworden,  da  die  englische  Re- 
gierung mit  Rücksicht  auf  unentbehrlichere  Frachten  die  Verschiffung 
zeitweilig  ganz  untersagte.  Aber  auch  in  Ekuador  und  anderen  Erzeugungs- 
ländern Südamerikas  nahmen  die  Lagerbestände  in  bedenklichem  Umfang 
zu,  seit  die  Vereinigten  Staaten  als  derzeitige  Hauptabnehmer  eine  besondere 
Einfuhrgenehmigung  vorschrieben. 

Wenn  trotzdem  die  Weltmarktpreise  für  Kakao  im  Laufe  des  Krieges 
eine  steigende  Tendenz  zeigten  —  allerdings  zurückbleibend  hinter  der 
fortschreitenden  Geldentwertung  —  so  ist  dies  auf  zwei  Faktoren,  nämlich 
die  steigenden  Frachtraten  und  die  zumeist  erhebliche  Steigerung  der  Kakao- 
Aus-  und  -Einfuhrzölle,  zurückzuführen.  Trotz  des  gewiß  bedeutenden  Be- 
darfes der  Mittelmächte  nach  dem  Kriege  darf  mit  einem  bemerkenswerten 
Anziehen  der  Preise  nicht  gerechnet  werden.  In  Deutschland  wurde 
übrigens  die  Einfuhr  kontingentiert,  und  zwar  auf  40  000  Tonnen,  d.  h.  drei 
Viertel  des  Friedensbedarfes. 

Die  Kakaokrisis  auf  Säo  Thome  dürfte  demnach,  ganz  abgesehen  von 
besonderen  handelspolitischen  Maßnahmen  der  Entente,  ziemlich  lange  an- 
dauern, aber  von  dem  Inselgebiet,  dessen  Finanzen  in  bester  Ordnung  sind, 
überwunden  werden.  Die  Ausfuhr  übertraf  in  den  letzten  Friedens  jähren 
die  Einfuhr  um  das  3— 4fache.  Für  1913  wurden  384  000  £  Einfuhr  und 
1  610  000  £  Ausfuhr  festgestellt.  Die  jährlichen  Überschüsse  des  Haushalts 
schwankten  zwischen  14  ^^id  1  Mill.  Mk.,  obwohl  gerade  die  letzte  Friedens- 
zeit durch  erhebliche  Aufwendungen  Verkehrs-  und  "äozialpolitischer  Natur 
gekennzeichnet  ist.  Demnach  kann  nicht  wundernehmen,  wenn  auch  noch  der 
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Voranschlag  für  1917/18  mit  einem  gewissen  Überschuß,  ca.  90  000  Escudos 
=  400  000  Mk.,  rechnet!. 

Die  Überschüsse  des  Inselgebietes  werden  in  erster  Linie  ziir  Deckung 
des  Defizits  von  Angola  verwendet,  da  diese  Kolonie  durch  ihre  Arbeiter- 
heferungen mittelbar  an  der  Blüte  von  Säo  Thome  beteiligt  ist,  das 
aber  auch  Arbeiter  aus  Mozambique  imd  anderen  afrikanischen  Gebieten 
bezog.  Bei  dem  allgemeinen  Menschenmangel  Südafrikas  ist  die  Arbeiterfrage 
ein  wirtschafthches  Problem  von  internationaler  Bedeutung.  Weder  An- 
gola noch  Mozambique  sind  ausreichend  bevölkert  und  erleiden  durch  die 
Arbeiterausfuhr  schwersten  wirtschaftlichen  Schaden,  letzteres  mehr  noch 
durch  das  britische  Minengebiet  in  Transvaal  als  durch  Säo  Thome. 

Solange  Säo  Thome  der  aufstrebenden  Goldküste  als  Kakaoerzeuger 
noch  überlegen  war,  wurde  enghscherseits  auch  ein  politisches  Problem 
daraus  gemacht,  indem  die  dortigen  Interessenten  die  Regierung  der  Inseln 
grausamer  Behandlung  und  ungenügender  Bezahlung  der  angeworbenen 
Arbeiter  beschuldigten.  Bekannt  wurde  das  Werk  „Labour  in  Portuguese 
West-Africa"  von  W.  A.  C  a  d  b  u  r  y  ,  London  1908.  Die  Portugiesen 
haben  diese  Beschuldigungen  derart  durch  Taten  widerlegt,  daß  unbetei- 
Hgte  Beobachter,  wie  Konsul  Singelmann,  das  Los  der  Arbeiter  auf  Säo 
Thome  als  beneidenswert  bezeichnen  konnten.  Erwähnt  sei  auch  die  geschickte 
Beweisführung  Almadas  über  die  Lage  der  Arbeiter  auf  Säo  Thome  im 
Vergleich  mit  englischen  Kolonien. 

Die  Wirtschaftsverhältnisse  Angolas  sind  trotz  günstiger  natür- 
licher Verhältnisse  andauernd  unerquicklich  geblieben.  Wir  haben  schon 
gehört,  daß,  abgesehen  von  den  Schäden  auswärtiger  Arbeiteranwerbung, 
in  erster  Linie  die  andauernden  Unruhen  daran  Schuld  sind.  Während  des 
Krieges  hat  die  Regierung  zwei  schwere  Aufstände  1915  und  1917,  den  ersteren 
vorwiegend  im  Mossamedes-,  den  letzteren  vorwiegend  im  Benguella-  imd 
Kuanzadistrikt  nur  mit  größter  Mühe  dämpfen  können.  Unter  diesen  Um- 
ständen kann  sich  natürlich  die  Kultur  der  vier  Weltmarktsprodukte,  für  die 
Angola  als  ansehnlicherer  Lieferant  in  Frage  kommt,  nicht  recht  entwickeln. 
Für  den  auswärtigen  Beobachter  sind  zudem  die  Verhältnisse  durch  eine  recht 
unzureichende  Statistik  getrübt.  Die  Produkte  sind:  Kautschuk  (hauptsäch- 
lich wild  wachsender  Wurzelkautschuk),  ölpalme,  Kaffee  und  Baumwolle. 
Die  Bestände  an  wildem  Kautschuk  gelten  noch  immer  als  reich.  Der  Plan- 
tagenbau hat,  ganz  abgesehen  von  den  besonderen  Verhältnissen  Angolas, 
im  ganzen  mittleren  Afrika  keine  rechte  Zukunft  mehr.  Erdrückt  durch  die 
schnelle  Produktionssteigerung  Südostasiens  kann  er  sich  auf  dem  Weltmarkt 
nicht  mehr  durchsetzen.  Umgekehrt  ist  es  mit  der  ölpalme,  die  noch  in  Mil- 
lionen von  Exemplaren  unausgebeutet  im  nördlichen  Teil  der  Kolonie  steht. 
In  dieser  Beziehung  gehört  Angola  zu  dem  gewaltigen  mittel-  und  westafri- 
kanischen Ölfruchtbezirk,  der  für  die  Erzeugung  feinerer  Pflanzenöle  und 
-fette  überragende  Bedeutung  auf  dem  Weltmarkt  besitzt.    Hinsichthch  des 

^  Zu  obigen  Zahlen:  Jos6  de  Almada,  Essai  sur  la  main-d'oeuvre 
aux  lies  de  S.  Thom6  et  Principe.  Lisbonne  1913.  S.  46ff.  und  „Statesman's 
Year  Book"  1912/18. 
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Kautschuks  wie  der  ölpalme  verweise  ich  im  übrigen  auf  meine  Ausführungen 
im  13.  Band  des  „Weltwirtschaftlichen  Archivs",  S.  85*ff. 

Der  Kaffeebau  in  verschiedenen  Distrikten  östlich  Loanda  hat 
sich  noch  am  besten  entwickelt.  Der  Kaffee  wurde  vor  dem  Krieg  großenteils 
von  Deutschen  aufgekauft.  Die  Preise  für  den  sog.  Casengo-Kaffee  wurden 
auch  an  der  Hamburger  Börse  notiert.  Im  übrigen  gedeiht  ja  auch  vorzüg- 
licher Kaffee,  wenn  auch  in  geringen  Mengen,  auf  den  Kapverden  und  Säo 
Thome.  Angesichts  der  überragenden  Stellung  anderer  Produktionsgebiete, 
wie  Niederländisch-Indien  und  Brasilien,  kann  auch  beim  Kaffee  in  Zukunft 
nicht  von  weltwirtschaftlicher  Bedeutung  Angolas  gesprochen  werden. 
Da  die  Erzeugung  dieses  Genußmittels  den  Weltverbrauch  eher  übertrifft 
als  unterschreitet  und  sich  durch  das  Ausscheiden  der  Mittelmächte  unge- 
heure Vorräte  angesammelt  haben,  ist  in  Zukunft  kaum  mit  einer  Preis- 
steigerung für  Kaffee  zu  rechnen.  Wenn  der  Verein  der  am  Kaffeehandel 
beteiligten  Firmen  in  Hamburg  eine  Stagnation  der  Preise  für  Superior  Santos 
seit  1914  feststellt,  so  liegt  darin  eigentlich  ein  bedeutender  Rückschritt 
angesichts  der  allgemeinen  Teuerung.  Die  Zufuhren  aus  der  Ernte  1917/18 
sollen  nach  Schätzung  der  Firmen  einen  Überschuß  über  den  Weltverbrauch 
von  rund  15  Mill.  Sack  (etwa  50  kg)  von  wenigstens  6  Mill.  Sack  ergeben. 
Die  Schätzung  rechnet  mit  folgenden  Ergebnissen: 

Kaffeeproduktion    in    den    wichtigsten    Ländern    1917/18. 
Brasilien: 

Sautos etwa  12  000  000  Sack 

Rio ,  3  500  000     „ 

Viktoria ,,  600  000      ,, 

Bahia ' 250  000     ,, 

übrige  Kaffee  erzeugende  Länder ,,  4  800  000     ,, 

zusammen  etwa  21  150  000  Sack 

Es  liegt  für  Portugal  eine  Art  wehmütiger  Ironie  in  der  Feststellung, 
daß  eines  seiner  ehemaligen  Kolonialgebiete  allein  über  drei  Viertel  der 
Weltproduktion  erzeugt. 

Die  B  a  u  m  w  o  1 1  k  u  1 1  u  r  ist  in  den  portugiesischen  Kolonien  ver- 
hältnismäßig alt.  Sie  war  bis  Anfang  der  70er  Jahre  in  guter  Entwicklung 
und  ging  dann  durch  den  Anreiz  der  leichteren  Verdienste  durch  die  Ge- 
winnung von  Wildkautschuk  zurück.  Die  Baumwollausfuhr  der  portugie- 
sischen Kolonien  erreichte  1872  annähernd  840  000  kg  =  rund  4000  Ballen, 
um  bis  1899  auf  fast  50  000  kg  herabzusinken. 

Mit  Beginn  dieses  Jahrhunderts  suchte  Portugal  durch  staatliche  Maß- 
nabmcn  die  stetig  im  Preise  anziehende  Baumwolle  zu  fördern.  Durch  Ver- 
ordnung von  1901  wurden  zunächst  die  Ein-  und  Ausfuhrzölle  zwischen 
Portugal  und  dem  Mutterlande  aufgehoben^. 

Die  besten  Aussichten  hat  Angola,  und  zwar  der  südliche  Teil,  insbesondere 
das  Konzessionsgebiet  der  Companhia  da  Mossamedes.  Diese  hat  denn  auch 
vor  dem  Kriege  größere  Anstrengungen  gemacht  und  unter  anderem  be- 


„Die  Baumwollfrage".     Denkschrift  des  Reichskolonialamts.     Jena  1911. 
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schlössen,  jährlich  1000  ha  Baumwolle  anzupflanzen.  Die  Erbfehler  der 
angolesischen  Verhältnisse,  Arbeiter mangel  und  Eingeborenenunruhen,  haben 
noch  keine  greifbaren  Früchte  reifen  lassen.  Immerhin  gilt  der  Baumwoll- 
bezirk Angolas  mit  seinem  verhältnismäßig  gleichmäßigen  Klima  als  einer 
der  günstigsten  Afrikas  und  könnte  bei  Einkehr  geordneter  Verhältnisse 
zum  Wohlstand  des  Landes  in  hohem  Maße  beitragen.  Kaum  anzunehmen 
ist  jedoch,  daß  Angola  oder  auch  das  ganze  jetzige  portugiesische  Kolonial- 
reich jemals  ein  wichtiger  Faktor  des  Weltmarktes  für  Baumwolle  werden 
wird.  Nach  dem  deutschen  Baumwollhandbuch^  ist  die  Weltbaumwoller- 
zeugung  seit    1891  unter  Schwankungen  erheblich  gestiegen.     Sie  betrug: 

Weltbaumwollerzeugung    1891,  1901,  1911—1917. 


Mill.  Ballen 

Mil 

l.  Ballen 

I89I 

12,5 

1914 

29,8 

I90I 

15,5 

1915 

27,6 

I9II 

24 

1916 

^\8 

I9I2 

27,6 

1917 

25,7 

I9I3 

27,5 

Xacb  Paul  Arndt^  liegen  über  die  Ergebnisse  der  Haupterzeugungs- 
länder  Vereinigte  Staaten,  Indien,  Ägypten,  Turkestan  und  China  nur  für 
die  drei  ersteren  glaubwürdige  Zahlen  vor.  Danach  sind  folgende  Durch- 
schnittsergebnisse festzustellen: 

Bau  m  wollpro  dukt  io  n    der  wie  h  t  ige  ten    Länder 
1891—1917. 


Amerika 

Indien 

Ägypten 

in  Mill.  Ballen 

I89I — 1900 
1901 — I9I0 
I9II — I9I4 
I9I5— I9I7 

8,9 
11,7 
14,3 
13,7 

3 

4,5 
4,9 
5 

0,7 
0,8 
I 
0,7 

Amerika  liefert  die  mittlere,  Indien  die  minderwertigere  und  Ägypten 
von  allen  Ländern  der  Erde  die  beste  Qualität.  Die  Kriegsrückgänge  sind 
in  Ägypten  auf  eine  bewußte  Verminderung  der  Anbaufläche  zugunsten  von 
Nahrungsmitteln  zurückzuführen.  Turkestan  und  China  liefern  jedenfalls 
durchschnittlich  weit  über  eine  Million  Ballen. 

Die  Preissteigerung  während  des  Krieges  war  gewaltig.  Der  Verbrauch 
übertraf  die  Erzeugung  dauernd.  Nach  dem  Krieg  wird  eine  Preissenkung 
bis  auf  weiteres  nicht  erwartet.  In  allen  Erzeugungsländern,  insbesondere 
aber  in  den  Vereinigten  Staaten,  ist  der  Eigenverbrauch  der  Rohbaumwolle 
auch  durch  Vermehrung  der  Baumwollspinnereien  und  -Webereien  be- 
deutend gestiegen. 

!JJ] ;  ^  Herausgeg.  v.  B.  Stempel,  Bremen. 

psu^/  2  pfof.  Dr.  Paul   Arndt,    Alte   und   neue   Faserstoffe.     Berlin    1918. 

S.  20ff. 
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Von  den  Hochländern  Angolas  werden  diejenigen  des  Benguella-  und 
Huilladistrikts  für  Europäer- Großsiedelung  für  geeignet  gehalten.  Vieh- 
zucht und  Getreidebau  dürften  dort  einer  soliden  Entwicklung  fähig  sein. 
Für  weltwirtschaftliche  Betrachtung  scheiden  sie  aus. 

Auch  in  der  Kolonie  M  o  z  a  m  b  i  q  u  e  ist  die  Baumwollkultur,  ab- 
gesehen vom  Chembabezirk,  nicht  recht  vorwärts  gekommen  und  ist  der 
Kautschuk,  ebenso  wie  in  Angola  früher  mit  der  wichtigste  Ausfuhrartikel, 
mehr  und  mehr  vom  Markte  verschwunden.  Von  gewisser  Bedeutung  ist  der 
Anbau  von  Kokospalmen  in  den  nördüchen  Küstengebieten.  Die  Handels- 
zentrale für  die  gesamte  Kokoserzeugung  der  ostafrikanischen  Küste  ist 
nach  wie  vor  Zanzibar.  Im  großen  wird  nur  der  Anbau  von  Zucker- 
rohr betrieben,  und  zwar  hauptsäclilich  im  Gebiet  der  Companhia  da 
Mozambique,  deren  sich  vom  Sambesi  südwärts  erstreckendes  Konzessions- 
gebiet 156  000  qkm  umfaßt.  Fügen  wir  gleich  hinzu,  daß  die  andere  Charter- 
gesellschaft, die  Companhia  da  Nyassa,  den  nördüchen  Teil  Mozambiques 
mit  rund  150  000  qkm  einnimmt,  so  ergibt  sich,  daß  fast  drei  Siebentel  der 
Kolonie  wirtschaftspohtisch  in  englischen  Händen  ist.  Abgesehen  von  ihren 
Selbstverwaltungsrechten  sind  beide  Kompagnien  für  50  Jahre  mit  dem 
Kecht  der  Zollerhebung,  des  Handelsbetriebes,  des  Eisenbahnbaues,  des 
Bergbaues,  der  Schiffahrt,  um  nur  die  wichtigsten  zu  nennen,  belehnt. 

Zuckerbau  und  -ausfuhr  konzentriert  sich  am  Unterlauf  des  Sambesi. 
Deutscher  Handel  und  deutsche  Schiffahrt  sind  der  kräftigste  Kückhalt 
des  wirtschaftlichen  Aufschwungs  dieses  Landstriches  gewesen.  Die  Ost- 
afrikalinie hat  schon  1892  hier  den  Küstendienst,  durch  den  auch  Chinde 
regelmäßig  angelaufen  wurde,  versehen.  Ebenso  kam  der  Dampferverkehr 
auf  dem  Strom  selbst  in  deutsche  Hände.  Bis  zum  Krieg  standen  die  Deut- 
schen hier  in  engen  Beziehungen  zu  den  drei  bestehenden  großen  Zucker- 
fabriken, einer  portugiesischen  und  zwei  englischen.  Die  Zuckererzeugung 
zeigt  folgende  Entwicklung: 

in  Tonnen      1912  1913  1914  1915  1916 

14  582         25  562         26  700         28  000         30  000 

Die  Erzeugung  ist  einer  noch  unberechenbaren  Steigerung  fähig,  da 
die  anbaufähige  Fläche  diejenige  von  Mauritius,  das  1913/14  eine  Höchst- 
erzeugung von  242  000  Tonnen  erreichte,  jedenfalls  weit  übertrifft.  Ob  Mo- 
zambique allerdings  je  zu  den  führenden  Rohrzuckergebieten  zählen  wird, 
wie  Britisch-Indien  mit  2,5—3  und  Kuba  mit  2,5  Mill.  Tonnen,  steht  dahin. 
Infolge  der  außerordentlichen  Preissteigerung  des  Zuckers  im  Kriege,  der  nach 
holländischen  Berichten  Anfang  IQ  18  das  Dreifache  des  Standes  vom  Juli 
1914  erreichte,  ist  der  Zuckerbau  jetzt  sehr  rentabel  geworden,  zumal  die 
Anbaufläche  und  Erzeugung  der  wichtigsten  Rübenzuckerländer  Deutsch- 
land, Österreich-Ungarn  und  Rußland  mit  1913/14:  2,44,  1,51  und  1,52 
Mill.  Tonnen  Erzeugung  sich  sehr  verringert  hat.  Die  Bestände  sind  infolge 
des  enormen  Verbrauches  für  Herstellung  von  Kriegsmaterial  sehr  knapp 
geworden. 
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Angesichts  der  handelspolitischen  Bedeutung  der  beiden  Haupthäfen 
Lourenyo  Marques  und  Beira  seien  in  folgendem  die  Zahlen  ihres  Handels 
gegeben  („Statesman's  Year  Book"  1912—1918): 

Außenhandel    von    Louren9o    Marques    und    Beira 
(in  MiU.  Esc). 


Louren90  Marques 

Beira 

Jahr 

Gesamthandel 

davon 
Durchfuhr 

Gesamthandel 

davon 
Durchfuhr 

1907 

1913 
1914 

1915 

27 

35.3 

27 
21,7 

18,5 
25,1 
18 
10,8 

6 

18,7 

14,3 
12,85 

2,7 
8,3 
5,7 
3,9 

Der  Gesamthandel  der  Kolonie  betrug  1913:  61  Mill.  Esc,  1914:  47,6 
Mill.  Esc.  und  1915:  30,3  Mill.  Esc.  Dieser  Eückgang  ist  noch  schwerer 
einzuschätzen,  wenn  man  berücksichtigt,  welche  enorme  Preissteigerung 
fast  alle  Güter  erfahren  haben.  Nach  ,,\\  irtschaftsdienst",  Nr.  15  vom 
11.  April  1919  ist  der  "Wert  des  Gesamthandels  infolge  der  andauernden 
Preissteigerung  wieder  gestiegen.  Er  betrug  1917:  60,2  Mill.  Esc.  und 
übertraf  das  Jahr  1916  um  40%.  Allein  82%  gingen  über  Lourer!9o  Marques. 
Im  Vergleich  zum  gesunkenen  Geldwert  ist  die  Steigerung  illusorisch. 

Vom  weltwirtschaftlichen  Standpunkt  sehr  nachteilig  für  die  Handels- 
entwicklung aller  portugiesischen  Kolonien  mit  Ausnahme  der  im  Kongo- 
freihandelsgebiet Hegenden  Exklave  Cabinda  ist  die  protektionistische 
Hochschutzzollpolitik  Portugals.  Während  des  Weltkrieges  hat  Portugal, 
durch  Gesetz  vom  15.  August  1915,  seine  kolonialen  Handelsbeziehungen 
einheitlich  in  der  "Weise  geregelt,  daß  alle  im  Mutterland  erzeugten  Waren 
in  den  Kolonien  eine  Zollermäßigung  von  mindestens  50%  genießen  und 
umgekehrt  allen  kolonialen  Erzeugnissen  im  Mutterland  und  im  Handels- 
verkehr der  Kolonien  untereinander  die  gleiche  Vergünstigung  zuteil  wird. 


Ich  schließe  hiermit  meine  Ausführungen  über  das  portugiesische  Ko- 
lonialreich, ohne  ein  Fazit  für  seine  weltwirtschaftlichen  Entwicklungs- 
aussichten zu  ziehen.  Nur  soviel  sei  gesagt,  daß  es  einer  grundlegenden 
Umgestaltung  der  portugiesischen  Kolonialpolitik  bedarf,  um  alle  reichen 
wirtschaftlichen  Werte  der  portugiesischen  Kolonien  voll  zm*  Entwicklung 
zu  bringen.  Es  soll  damit  nicht  behaupt^^t  werden,  daß  dies  einem  Kleinstaat 
wie  Portugal  mit  6  Mill.  Einwohnern  unmöglich  wäre.  Beweist  doch  das 
Beispiel  der  Niederlande,  die  mit  ebenfalls  6  Mill.  Einwohnern  ein  Kolonial- 
reich mit  der  sechsfachen  Bewohnerzähl  wirtschaftlich  voll  auszunutzen 
verstehen,  gerade  das  Gegenteil.  Die  Niederlande  haben  aber,  freilich  nicht 
ohne  in  der  Vergangenheit  bitteres  Lehrgeld  gezahlt  zu  haben,  schließlich 
doch  verstanden,  die  Eingeborenenfrage  zu  lösen.  Damit  ist  es  ihnen  gelungen , 
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das  Hauptaktivura  jeder  tropisclien  Kolonialwirtschaft  voll  zur  Gel- 
tung zu  bringen,  denn  die  Eingeborenenfrage  ist  und  bleibt  das  wich- 
tigste Problem  aller  Kolonialpolitik.  Die  Portugiesen  sind  gerade  an  diesem 
Problem  bisher  gescheitert.  Zumal  in  ihren  größten  Besitzungen  Angola  und 
Mozambique  haben  sie  mit  den  Eingeborenen  bis  auf  den  heutigen  Tag  Raub- 
bau getrieben  und  damit  die  Zukunft  des  Grundstockes  ihres  Kolonialbesitzes 
in  Frage  gestellt. 

Dr.  Paul    Leutwein,    Berlin. 


II. 

Bevölkerungswesen,  Rassenfragen,  Wanderungen. 

Chronik  der  Bevölkerungspolitik. 

I.  Fragestellung    und    Stoffgliederung. 

Das  „Weltwirtschaftliche  Archiv"  plant  eine  regelmäßige  arbeits- 
teilige Behandlung  des  durch  den  Weltkrieg  zwar  nicht  erst  geschaffenen, 
aber  doch  sehr  zugespitzten  Bevölkerungsproblems:  Es  werden  die  vor- 
wiegend statistischen  Gesichtspunkte  von  vornherein  ausgeschieden  und 
einmal  in  allgemeinen  Üb  erpichten,  dann  auch  wohl  in  Sonderdarstellungen  für 
die  wichtigeren  Länder  kurz  behandelt  werden.  Daneben  soll  das  eigentlich 
bevölkerungs  politische  Problem,  das  natürlich  auf  den  Ergebnissen 
der  Bevölkerungsstatistik  fußt,  aber  vornehmlich  die  Zusammenliänge 
mit  Kultur-,  Sozial-  und  Weltwirtschaftspolitik  aufsuchen  muß,  für  sich 
dargestellt  werden.  Diese  Aufgabe  hat  Verfasser  übernommen.  Zunächst 
handelt  es  sich  für  ihn  um  eine  Grundlegung,  die  in  zwangloser  Folge 
allmählich  die  Einzelfragen  einbeziehen  wird.  Um  nicht  ins  Uferlose  zu  ge- 
raten, ist  eine  Grenzabsteckung  gegenüber  anderen  politischen,  wirtschaft- 
lichen und  sozialen  Gebieten  vorwegzunehmen.  Zwar  gibt  es,  zumal  in 
der  Gegenwart,  kaum  ein  Problem  von  allgemeiner  Bedeutung,  das  nicht 
in  der  Bevölkerung  wurzelt,  nicht  unmittelbar  oder  mittelbar  auf  sie  und 
ihre  Lebensbedingungen  zurückwirkt,  aber  in  dieser  generellen  W^eise  ist 
wissenschaftliche  Betrachtung  kaum  möglich,  sicher  nicht  geboten  in  einer 
Zeit  der  methodischen  und  sachlichen  Arbeitsteilung.  Selbstbeschränkung 
muß  vom  Bevölkerungspolitiker  verlangt  werden,  und  es  sei  nun  der  Versuch 
gemacht,  zu  zeigen,  wie  Verfasser  seine  Aufgabe  auffaßt,  was  er  als  primär- 
bevölkerungspolitische Gebiete  unbedingt  in  Anspruch  nimmt  und  welche 
sekundär-bevölkerungspolitischen  Materien  er  wenigstens  hin  und  wieder 
zu  berühren  gedenkt. 

Bevölkerungspolitik  als  motivierender  Faktor  einer  in  Staat,  Gesell- 
schaft und  Einzelleben  sich  auswirkenden  Willensrichtung  wird 
entweder  bejahenden  oder  vernpinenden  Charakter  tragen,  entweder  pessi- 
mistisch und  negativ  die  Hemmungen  der  Bevölkerungszunahme  oder  opti- 
mistisch  und  positiv   deren   Notwendigkeit   begründen.      Die  Wissen- 
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Schaft  von  der  Bevölkerungspolitik  kann  nun  aber  nicht  ausschließlich 
einer  dieser  beiden  Richtungen  folgen;  wohl  wird  der  Theoretiker  sein  eigenes 
Bild  von  Bevölkerungspolitik,  wie  sie  ihm  nötig  erscheint,  haben;  er  muß 
aber  seine  Aufgabe  darin  sehen,  das  Für  und  Wider  gegeneinander  abzu- 
wägen, vor  allem  die  Relativität  und  Bedingtheit  fast  aller  bevölkerungs- 
politischen Fragen  hervorziiheben.  Nicht  ein  absolutes  Maximum  oder 
Minimum  des  Bevölkerungsstandes  oder  der  Bevölkerungsbewegung,  sondern 
nur  ein,  den  jeweiligen  politischen,  kulturellen,  sozialen  und  wirtschaftlichen 
Verhältnissen  eines  bestimmten  Landes,  Wirtschafts-  oder  Kulturkreises 
angepaßtes   Optimum   kann  als  Ideal  der  Bevölkerungspolitik  gelten. 

Wir  vermögen  uns  heute  nicht  mehr  zu  berauschen  an  der  statistisch 
erhärteten  Tatsache,  daß  die  Bevölkerung  der  Erde  sich  in  den  letzten  Zeit- 
räumen sehr  viel  schneller  vermehrt  hat  als  in  irgendeiner  früheren  Zeit. 
Wir  wissen  vielmehr,  daß  dadurch  zwar  alle  Gesichtspunkte  ins  Massen- 
hafte erweitert  worden  sind  und  das  vor  dem  Kriege  erreichte  Wirtschafts- 
tempo erst  ermöglicht  wurde,  vermögen  aber  Massenerscheinungen  nicht 
schlechthin  ,,  Größe"  zuzumessen.  Erst  die,  nicht  mehr  vom  Bevölkerungs- 
politiker zu  leistende  Untersuchung,  ob  der  allgemeinen  Bevölkerungs- 
vermehrung ein  Plus  oder  Minus  von  wirtschaftlichen  Aussichten  zur  Seite 
tritt,  würde  allenfalls  ein  Werturteil  zulassen;  und  selbst  dann  wäre  zu 
fragen,  ob  die  Verteilung  des  gesteigerten  Gütervorrates  derart  vor  sich 
ging,  daß  jeder  einzelne  oder  wenigstens  die  Mehrzahl  günstigere  Lebens- 
aussichten gewann.  Hierauf  kann  wieder  nicht  die  Bevölkerungs-,  sondern 
nur  die  Sozialpolitik  Auskunft  geben,  und  letzten  Endes  muß  die  ganze  Frage- 
stellung am  persönlichen  Weltanschauungs-  und  Kulturideal  verankert 
werden. 

Ist  es  mit  diesem  Versuch,  über  die  Bevölkerungsentwicklmig  der  Erde 
ihren  nackten  Größenverhältnissen  nach  ein  Urteil  zu  fällen,  schlecht  be- 
stellt, so  hat  man  sehr  viel  festeren  Boden  imter  sich,  wenn  man  die  Frage 
unter  dem  Sehwinkel  einer  bestimmten  kulturellen,  sozialen  oder  wirtschaft- 
lichen Gemeinschaft,  insbesondere  unter  dem  eines  einzelnen,  und  vorwiegend 
des  eigenen  Landes  betrachtet.  Alsdann  ist  die  Bevölkerungsentwick- 
lung weniger  im  absoluten  als  im  relativen  Sinn  wichtig.  Es  wird  dann 
z.  B.  nacht  der  Bevölkerungsgröße  gefragt,  die  für  ein  bestimmtes  Staats- 
gebiet, für  eine  Ländervereinigung  oder  für  einen  ganzen  Erdteil  (Europa) 
ils  optimale  Größe  zu  gelten  hat,  welche  die  Aufrechterhaltung  einer  be- 
stimmten Kultur,  Wirtschaftsform,  Tradition  oder  sozialen  Entwicklung,  im 
weiteren  Sinn  einer  Rasse,  sichert.  Von  hier  aus  ist  es  ferner  auch  möglich,  An- 
haltspunkte für  die  Bevölkerungsverhältnisse  der  ganzen  Erde  zu  gewinnen; 
man  wird  dann  die  Erhaltung  einzelner  Rassen  oder  Nationen  als  Bedingung 
für  den  Bestand  einer  gewissen  Menschheitskultur  oder  einer  bestimmten 
allgemeinen  Wirtschaftsverfassung,  der  gewisse  Vorteile  zugeschrieben  wer- 
den, ansehen  können;  Aufstieg  und  Niedergang  der  Völker  erscheinen  so 
als  Teile  der  Menschheitsgeschichte.  Die  bevölkerungspolitischen  Voraus- 
setzungen einer  gesunden  Rassenmischung  und  Arbeitsteilung  der  Völker 
können  so  deutlich  gemacht  werden.     In  diesen  Betrachtungen  tritt  uns 
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sofort  das  Relative  aller  bevölkerungspolitischen  Probleme  vor  Augen: 
der  Deutsche,  Franzose  und  Engländer  sehen  die  Zukunft  der  europäischen 
Rasse  mit  verschiedenen  Augen  an,  wenn  auch  zwischen  den  beiden  ersten 
eine  gemeinsame  Sehlinie  noch  am  ehesten  zustande  kommen  mag.  Der 
Amerikaner,  der  Japaner  haben  dagegen  völlig  andere  Vorstellungen  von 
europäischer  Bevölkerungspolitik,  an  der  sie  in  ganz  anderer  Weise  inter- 
essiert sind,  und  für  die  ihnen  das  historische  Verständnis  vielfach  abgeht. 

Die  regionalen  und  nationalen  Grenzen  der  Bevölkerungspolitik  treten 
uns  besonders  bei  brennenden  Gegenwartsfragen,  wie  Regelung  des  Arbeits- 
marktes, der  Ein-  und  Auswanderung,  entgegen.  Hier  feiert  der  bevölke- 
rungspolitische Egoismus  seine  größten  Triumphe.  Australien  ist  auf  diesem 
Gebiete  vorausgegangen,  Amerika  folgte,  Asien  sieht  seine  Interessen  einst- 
weilen noch  in  anderer  Richtung,  und  nur  das  alte  Europa  hat  die  all  seinen 
Staaten  gemeinsamen  Gesichtspunkte  immer  noch  nicht  zu  einer  wirksamen 
Kontinentalpolitik  —  die  mit  Weltwirtschaftspolitik  durchaus  verträglich 
ist  —  gestaltet^. 

Aber  mit  der  Frage  des  Arbeitsmarktes  und  der  Wanderungen  erschöpft 
sich  die  regional  und  national  gerichtete  Bevölkerungspolitik  keineswegs. 
Fast  alle  Probleme  des  weltwirtschaftlichen  Verkehrs  tragen  zugleich  auch 
bevölkerungspolitisches  Gepräge.  Das  wird  uns  heute  besonders  deutlich, 
wo  die  Ernährung  Europas  bis  auf  weiteres  eine  Angelegenheit  der  ganzen 
Welt  geworden  ist,  wo  Arbeits-  und  Kreditbeschaffung  für  die  von  allem 
entblößten  Mittelmächte  ihren  auf  alle  Erdteile  zerstreuten  Gläubigern  ob- 
liegt, wenn  auf  wenigstens  teilweise  Erfüllung  der  jedes  Maß  überschreitenden 
Verpflichtungen  gerechnet  werden  soll.  Damit  ist  die  Bevölkerungspolitik 
Deutschlands  und  Deutsch-Österreichs,  aber  auch  Frankreichs  und  Italiens, 
von  außenstehenden  Faktoren  abhängig  gemacht,  die  ihre  eigenen  Zwecke 
verfolgen  und  z.  B.  durch  Zurückbehaltung  der  Kriegsgefangenen,  durch 
Valuta-  und  „Wiedergutmachungs"-Politik  ihre  Absicht,  die  deutsche  Volks- 
kraft möglichst  lange  niederzuhalten,  bereits  wirksam  bekundet  haben. 
In  diesem  Sinne  ist  nun  die  Wissenschaft  von  der  Bevölkerungspolitik  nicht 
mehr  auf  Beurteilung  der  Handlungen  des  eigenen  Wollens  beschränkt, 
sie  hat  auch  mit  den  über  die  nationalen  Grenzen  hinausgreifenden,  viel- 
fach negativen  und  aggressiven  bevölkerungspolitischen  Maßnahmen  an- 
derer Völker  zu  rechnen. 

Die  Völker  sind  also  nicht  mehr  die  ausschließlichen  Schmiede  ihres 
Schicksals;  und  die  Bevölkerungspolitik,  die  uns  als  Variante  eines  gegebenen 
nationalen  Systems  von  Konstanten:  Gebiet,  Geschichte,  Tradition,  Rassen- 
eigenschaften usw.  entgegengetreten  war,  nimmt  wesensfremde  Züge  in  sich 
auf;  gleichzeitig  greifen  die  bevölkerungspolitischen  Beziehungen  der  Völker 
nunmehr  stärker  ineinander,  verdichten  sich  unter  dem  Einfluß  der  An- 


^  Verf.  hat  die  hier  einschlägigen  Gesichtspunkte  in  seiner,  vom  Handela- 
vertragsverein  mit  einem  Preise  ausgestatteten,  kürzlich  bei  Duncker  &  Humblot 
in  München  erschienenen  Schrift:  ,,R  ückkehr  zur  Weltwirtschaft. 
Die  Organisation  der  Weltwirtschaft  auf  sozialer  und  kontinentaler  Grundlage" 
eingehend  erörtert. 

WeltwlrtschattUches  Archir  Bd.  XV,  XXIV 
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Ziehung  und  Abstoßung,  der  Sympathie  und  Antipathie,  zu  sehr  starken 
Motiven  der  nationalen  Politik,  die  z.  B.  in  den  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika  wirksam  wurden.  Dort  siegte,  im  Zusammenhang  mit  dem  Vor- 
wiegen der  angelsächsischen  Herkunft,  die  gefühlsmäßige  Verwandtschaft 
mit  England  über  den  starken  Einschuß  an  Blut,  den  Amerika  der 
deutschen  Einwanderung  verdankt.  Nebenher  geht  ein  gewisser  Assimi- 
lationsprozeß, durch  den  Krieg  und  seine  ungeheuren  Mobilisierungen  hier 
beschleunigt  und  vertieft,  dort  aufgehalten  und  selbst  unwirksam  gemacht. 
Der  Kampf  von  Volk  zu  Volk  erfolgt  dann  vielfach  nicht  in  offener  Feind- 
seligkeit, sondern  durch  die  Auseinandersetzung  zwischen  den  Kulturen  und 
Wirtschaftsformen,  durch  Einheirat  oder  Naturalisation,  durch  Aufdrängung 
von  Mode-  und  Geschmacksrichtungen,  durch  Inanspruchnahme  der  Arbeits- 
leistung. Uralte  Stimmungen  erscheinen  in  modernem  Ausmaße  wieder; 
die  großen  Nationen  machen  einander  die  Futterkrippe  streitig,  genau  so 
wie  vor  Jahrtausenden  wilde  Horden  um  Jagdgründe  oder  Weideland 
kämpften.  Man  braucht  bei  dieser  Zurückführung  der  heutigen  bevölke- 
rungspolitischen Auseinandersetzungen  auf  einfache  T}^en  der  Vorzeit  nicht 
einmal  bei  der  Menschheitsgeschichte  Halt  zu  machen  und  kann  (trotzdem 
von  fachmännischer  Seite  dagegen  beachtlicher  Einspruch  erhoben  wurde) 
darwinsche  und  sonstige  entwicklungsgeschichtliche  Lehren  der  Zuchtwahl 
und  des  Kampfes  ums  Dasein  auf  sich  wirken  lassen;  mit  einer  bedeutenden 
Verschiebung  freilich:  sie  liegt  darin,  daß  der  moderne  Krieg,  die  gewalt- 
samste Ausfechtung  bevölkerungspolitischer  Gegensätze,  infolge  der  Fern- 
wirkung der  Geschosse  und  der  verbleibenden  Notwendigkeit  persönlichen 
Einsatzes,  keine  Auslese  der  Besten  und  Stärksten  zuließ,  sondern  eine  ge- 
radezu entgegengesetzte  Auswahl  zeitigte.  Das  wird  uns  in  anderem  Zu- 
sammenhange noch  beschäftigen. 

Je  nach  den  Gesichtspunkten,  die  für  besonders  vordringlich  erachtet 
werden,  läßt  sich  eine  vierfache  Gliederung  des  bevölkerungspolitischen 
Gebietes  vornehmen. 

Ein   erster    Gesichtspunkt  unterscheidet : 

1.  Voraussetzungen, 

2.  Tatsachen, 

3.  Ziele  der  Bevölkerungspolitik. 

Zu  den  Voraussetzungen  rechnen  sämtliche  statistischen 
Tatsachen,  mögen  sie  sich  nun  unmittelbar  auf  Bevölkerungsstand  und 
-bewegung  oder  auf  die  Unterhaltsmittel  und  sonstige  Maßstäbe  der  Be- 
völkerungsgröße und  -erneuerung  beziehen.  Diese  Voraussetzungen  er- 
scheinen hier  nicht  als  Selbstzweck,  sondern  nur  als  Quellen  und  Motive 
künftiger  oder  als  Ergebnisse  vergangener  Bevölkerungspolitik;  die  Ver- 
gangenheit kann  auf  diese  Weise  beurteilt  werden,  doch  ist  das  auf  sie  und 
ihre  Leistungen  gestützte  Urteil  nicht  ohne  weiteres  maßgebend  für  die 
Zukunft.  Denn  das  bevölkerungspolitische  Ziel  kann  sich  ja  unterdessen 
verschoben  haben;  das  um  so  mehr,  wenn  ein  Weltkrieg  in  der  Mitte  liegt.  — 
Zu  den  Tatsachen  der  Bevölkerungspolitik  zählen  vor  allem  bestimmte, 
auf  die  Bevölkerung  einwirkende  wirtschaftliche  und  soziale  Zustände,  Maß- 
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nahmen  und  Ausflüssen  der  allgemeinen,  inneren  und  äußeren  Politik  und 
der  Verwaltung;  neben  das  Positive  auf  all  diesen  Gebieten  tritt  das  Va- 
kuum, das  man,  mit  oder  ohne  ^\'illen,  zurückgelassen  hat.  —  Über  die 
Ziele  der  Bevölkerungspolitik  ist  schon  das  Kotige  gesagt,  es  ist  besonders 
auf  ihre  Relativität  und  ihre  Abhängigkeit  von  anderen  politischen  Ziel- 
setzungen hingewiesen  worden. 

ißine  zweite  Gliederung  der  Bevölkerungspolitik  geht  von  den 
handelnden  Subjekten  aus;  dem  Sprachgebrauch  des  Wortes  ,, Politik" 
entspricht  es,  wenn  fürs  erste  an  staatliche  Maßnahmen,  neben  denen  zwang- 
los solche  anderer  politischer  Körperschaften,  vor  allem  der  Gemeinden, 
erscheinen,  gedacht  wird.  Viele  werden  damit  überhaupt  den  Inhalt  der 
Bevölkerungspolitik  erschöpfen,  und  diese  Begriffsbestimmung  war  auch 
im  antiken  oder  mittelalterlichen  Stadtstaat  oder  im  absoluten  Staat  des 
Merkantilsystems  berechtigt.  Heute  wäre  sie  zu  eng;  die  unendliche  Ver- 
ästelung öffentlichen  und  persönlichen  Wirkens,  die  Tätigkeit  der  privaten 
Organisationen  und  Genossenschaften  käme  dabei  zu  kurz;  vor  allem  ist 
die  Reaktion  des  einzelnen  Menschen  auf  Maßnahmen  der  öffentlichen  Be- 
völkerungspolitik ein  wichtiges  Thema,  dem  in  der  Zeit  der  Emanzipation 
der  Arbeiterklasse  und  des  Individuums,  vor  allem  der  Frau,  unbedingt 
Rechnung  getragen  werden  muß.  Es  war  ein  Grundfehler  älterer  Bevölke- 
rungspolitik, wenn  auf  diese  individuellen  Wirkungen  nicht  Bedacht  genom- 
men wurde.  Setzt  sich  doch  jede  bevölkerungspolitische  Maßnahme  nur 
durch  das  physische  und  psychische  Medium  der  einzelnen  Persönlichkeiten 
hindurch  in  erkennbare,  in  Raum  und  Zeit  faßbare  Tatsachen  um.  So  hat 
neben  dem  engeren  Begriff  der  Bevölkerungspolitik  ein  solcher  zu  treten, 
der  die  Stellung  des  einzelnen  und  seiner  frei  gewählten  Gemeinschaften 
zum  Bevölkerungsproblem  berücksichtigt. 

Eine  dritte  und  vierte  Einteilung  legt  sachliche  Maß- 
stäbe zugrunde;  zunächst  handelt  es  sich  dabei  um  die  wichtigsten  Einzel- 
erscheinungen des  Bevölkerungswesens  überhaupt:  es  wird  demgemäß  eine 
Politik  der  Eheschließungen,  der  Geburten,  der  Todesfälle,  der  Wanderungen 
unterschieden;  neben  diesen  vornehmlich  quantitativ  wichtigen  Faktoren 
kommen  aber  noch  qualitative  in  Betracht;  besser  gesagt:  quantitative 
und  qualitative  Gesichtspunkte  müssen  sich  von  vornherein  mischen,  wenn 
die  Bevölkerungspolitik  wirklichen  Inhalt  erlangen  soll.  Denn  selbstver- 
ständlich kann  es,  um  beim  Thema  der  Geburten  zu  bleiben,  für  den  Bevöl- 
kerungspolitiker nicht  bloß  auf  die  Menge  der  Niederkünfte  ankommen, 
mindestens  ebenso  wichtig  ist  die  Qualität  der  Geborenen.  Ebenso  wird 
für  die  Sterblichkeitspolitik  die  Frage  nach  dem  Wie  und  W'arum  des  Sfcerbe- 
falles  im  Vordergrund  stehen,  nicht  weniger  kann  die  Wanderungspolitik 
an  der  Beschaffenheit  der  Ein-  und  Auswanderer  vorbeigehen,  und  selbst 
für  die  Politik  der  Eheschließung  ist  der  eugenetische  Gesichtspunkt  von 
einer  gewissen,  wenn  auch  bisher  mehr  theoretischen  Bedeutung.  Eine  ganze 
Reihe  von  besonderen  Tatbeständen,  die  großenteils  an  die  Ergebnisse  der 
Moralstatistik  anknüpfen,  ist  bei  dieser  Art  von  Stoffgliederung 
wichtig:  Ehescheidungen,  Altersunterschied  der  Ehegatten,  uneheliche  Ge- 
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burten,  Mehrlingsgeburten,  kritische  Todesfälle  wie  Selbstmord,  gewaltsamer 
Tod,  Säuglingssterblichkeit;  Volkskrankheiten  wie  Tukerkulose  oder  Syphilis. 

Alle  diese  Gebiete  stehen  nun  innerhalb  ihrer  eigenen  und  eigentüm- 
lichen Kausalzusammenhänge,  die  von  der  Statistik  beleuchtet,  aber  nicht 
stets  einwandfrei  klargelegt  werden.  Häufigkeit  und  Art  der  Ehe  ist  vom 
Aufbau  der  Bevölkerung  (Geschlechter-  und  Altersstufenvertretung)  nicht 
weniger  abhängig  als  von  rechtlichen,  wirtschaftlichen,  sozialen  und  kultu- 
rellen Faktoren,  über  deren  Einfluß  im  einzelnen  seit  Malthus  mit  mehr 
oder  weniger  guten  Gründen  gestritten  wird;  das  Problem  des  Geburten- 
rückgangs hat  ja  in  dieser  Kichtung  vor  dem  Kriege  eine  besonders  um- 
fangreiche Literatur  gezeitigt.  Andere  biologisch-soziologische  Fragen 
können  durch  das  Zusammenwirken  von  Volkswirten  und  Ärzten  in  reichem 
Maße  beantwortet  werden.  Weniger  gründlich  ist  das  Wanderproblem  in 
seinen  psychologischen  und  somatischen,  sozialen,  wirtschaftlichen  und  kul- 
turellen Zusammenhängen  geklärt. 

An  letzter  Stelle  kann  noch,  an  die  vorige  anschließend,  eine  Ein- 
teilung der  bevölkerungspolitischen  Fragen  derart  vorgenommen  werden, 
daß  ein  engerer  Kreis  herausgehoben  und  im  übrigen  nach  den  Grenzgebieten, 
auf  welche  die  bevölkerungspolitischen  Mittel  besonders  übergreifen,  unter- 
schieden wird.  Je  nachdem  positive  oder  negative  Ziele  gesetzt  sind,  eine 
optimistische  oder  pessimistische  Grund anschauung  obwaltet,  werden  Mittel 
und  Wege  sehr  verschieden,  sich  häufig  unmittelbar  entgegengesetzt  sein. 
Nichtsdestoweniger  entspringen  sie  entweder  der  Bevölkerungspolitik  im 
engeren  Sinne  oder  aber  der  Wirtschafts-,  Sozial-,  Kultur-,  Finanz-  und  all- 
gemeinen Politik,  in  die  sie  auch  wiederum  münden.  Eine  derartige  Gliede- 
rung des  unermeßlich  großen  Materials  zerreißt  nun  freilich  vielfach  das 
innerlich  Zusammengehörige;  und  da  es  völlig  isolierte  Maßnahmen  der  Be- 
völkerungs-,  Wirtschafts-,  Sozial-,  Kultur-,  Finanz-  imd  allgemeinen  Poli- 
tik überhaupt  nicht  gibt,  vielmehr  jede  Handlung  oder  Unterlassung  wechsel- 
seitig auf  andere  Gebiete  einwirkt,  so  wird  diese  atomistische  Auffassung 
bevölkerungspolitischer  Aufgaben  zweckmäßig  nur  da  herangezogen,  wo  es 
sich  um  die  Darstellung  ganz  großer  Sonderprobleme,  die  in  besonderem 
Maße  einem  Einzelgebiet  der  Politik  angehören,  handelt.  Diese  vierte 
Gliederung  tritt  also  nur  ergänzungsweise  zu  den  übrigen  hinzu. 

Ausgangspunkt  ist  uns  die  erste  Unterscheidung  nach  Voraus- 
setzungen, Tatsachen  und  Zielen  der  Bevölkerungspolitik;  in  sie  fügt  sich 
ohne  weiteres  die  zweite  ein,  die  nach  den  Subjekten  und  Trägern  der 
Bevölkerungspolitik  fragt.  Die  beiden  anderen  Gliederungen  dienen 
als  Hilfsmittel,  sollen  den  Stoff  weiter  teilen  und  schließen  sich,  da  sie  beide 
übereinstimmend  nach  Sachgebieten  unterscheiden,  eng  aneinander. 

An  erster  Stelle  sind  demgemäß  die  Voraussetzungen  der  Bevölkerungs- 
politik ins  Auge  zu  fassen.  Ohne  auf  die  Bevölkerungsstatistik,  der  diese 
Voraussetzungen  zum  größten  Teil,  aber  nicht  ausschließlich  entstammen, 
im  einzelnen  einzugehen,  soll  in  ganz  großen  Zügen  ein  Bild  von  Bevölke- 
rungsstand und  -bewegung  in  der  Gegenwart  und  den  auf  sie  wirkenden 
Einflüssen  zu  zeichnen  versucht  werden. 


ßevölkerungsV^esen,  Rassenf  ragen,  Wanderungen.  35 1* 

II.    Die    Voraussetzungen    der    Bevölkerungspolitik. 

Blicken  wir  in  Deutschland  um  uns,  so  nehmen  wir  alle  An- 
zeichen einer  Übervölkerung  wahr:  Nahrungsmittelknappheit,  die 
nicht  selten  zum  unmittelbaren  Mangel  wird,  Teuerung,  Beschäftigungslosig- 
keit,  Wohnungsmangel.  Übervölkerung  ist  natürlich,  wie  Oppenheimer 
in  seiner  Auseinandersetzung  mit  Malthus  recht  deutlich  gemacht  hat,  ein 
relativer  Begriff  und  will  sagen:  unter  den  tatsächlichen  und  rechtlichen 
Bedingungen  unseres  gegenwärtigen  ^\'irtschaftssystems  werden  größere 
oder  kleinere  Gruppen  der  Bevölkerung  unter  die  Grenze  des  Existenz- 
minimums hinabgedrängt  und  andere  halten  sich  gerade  noch  innerhalb 
dieser  Grenze;  ein  nicht  ganz  kleiner  Teil  aber  ist  daneben  infolge  besonderer 
Gunst  der  Verhältnisse  in  der  Lage,  die  gewohnte  Lebenshaltung  aufrecht- 
zuerhalten, selbst  zu  verbessern.  Scharf  unterscheiden  sich  die  Schichten 
der  Selbstversorger,  zu  denen  auch  die  zählen,  die  wenigstens  einen  erheb- 
lichen Teil  ihres  Unterhalts  selbst  erzeugen,  von  der  großen  Masse  der  „ver- 
sorgungsberechtigten" Bevölkerung;  abseits  steht  die  Gruppe  derer,  die 
vor  dem  Kriege  über  größeren  Wohlstand  verfügten,  jetzt  zusetzen  müssen, 
aber  immerhin  eine  erträgliche  Lebensbasis  behalten,  endlich  die  keineswegs 
kleine  Zahl  der  Kriegs-  und  Revolutionsgewinner.  Der  ,, Geldschleier"  ver- 
wischt die  tatsächlichen  Unterschiede,  läßt  die  elementare,  für  jede  Be- 
völkerungspolitik entscheidende  Beziehung  zwischen  Bevölkerungsgröße  und 
Unterhaltsmitteln  vielfach  nicht  klar  hervortreten.  Zwischen  Konsumtion 
und  Produktion  schiebt  sich  die  Verteilung,  welche  dem  einzelnen  sehr 
ungleiche  Mengen  von  Geldmitteln,  diesen  Anweisungen  auf  einen  AnteiL 
am  Güterertrag,  in  die  Hände  drückt.  Und  es  verträgt  sich,  infolge  der 
\\'idersprüche  in  der  Einkommensbüdung,  mit  der  Annahme  einer  Über- 
völkerung, wenn  einzelne  Gruppen  ihren  Lebensgenuß  steigern  und,  in  einem 
moralisch  und  ästhetisch  gleich  stark  empfundenen  Widerspruch  zur  ge- 
gebenen Lage,  einer  ganz  unwirtschaftlichen  Überkonsumtion  huldigen. 

Diese  Grenzfälle  scheiden  aber  für  die  Prüfung  der  Frage,  ob  tatsäch- 
liche Übervölkerung  besteht,  aus.  Nur  das  Verhältnis  der  großen  Masse 
zum  Ausmaß  der  Unterhaltsmittel  ist  hierfür  entscheidend.  Und  es  ist  auch 
nicht  richtig,  zu  behaupten,  daß  die  Unzulänglichkeiten  der  Ernährung  und 
Behausung  hauptsächlich  auf  die  großen  Gewinne  und  dementsprechend 
gestiegenen  Bedürfnisse  einer  Minderheit  zurückzuführen  seien;  die  Auf- 
teilung aller  großen  Wohnungen  könnte  nur  einen  Bruchteil  des  tatsächlichen 
Wohnungsbedarfes  befriedigen,  und  der  Preis  des  Pfundes  Butter  senkt 
sich  nicht  schon,  wenn  lediglich  der  Bedarf  der  Kriegsgewinner  wegfällt, 
sondern  erst  dann,  wenn  die  zusätzliche  Kaufkraft  des  Arbeitslohnes  ge- 
ringer wird.  So  beklagenswert  vom  sozialpolitischen  Standpunkt  aus  die 
einseitige  Bereicherung  eines  kleinen  Volksteiles  ist,  so  wenig  ist  sie  ent- 
scheidend für  den  Kernpunkt  jeder  Bevölkerungspolitik:  Bevölke- 
rungsgröße   und    Nahrungsspielraum. 

Eür  den  ersten  Teil  dieser  Gegenüberstellung,  die  Bevölkerungs- 
größe, kommen  als  quantitativ  entscheidende  Faktoren  folgende  in 
Betracht : 
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1.  Die  Zunahme  der  Bevölkerung  in  der  vorausgehenden  Friedenszeit 
war  Ergebnis  zweier  rückläufiger  Reihen:  abnehmender  Geburten-  und 
noch  stärker  abnehmender  Sterbeziffern  gewesen;  da  dem  Rückgang  der 
Sterblichkeit  (mit  Ausnahme  der  Säuglingssterblichkeit)  gewisse  natürliche 
Schranken  gezogen  waren,  die  bei  den  Geburten  fehlten,  mußte  die  Be- 
völkerungszunahme allmählich  geringer  werden. 

2.  Aus  einem  Auswanderungslande  war  Deutschland  ein  Einwande- 
rungsland geworden;  der  Zug  zur  Industrie  und  zur  Großstadt  hatte  das 
flache  Land  entleert,  ausländische  Wanderarbeiter  einfacher  Lebenshaltung 
und  zurückgebliebener  Kultur  waren  eingeströmt.  Arbeitsgelegenheit  und 
Beschäftigungsgrad  hatten  sich  als  unmittelbare  Wirkung  der  Verflechtung 
Deutschlands  in  die  Weltwirtschaft  stetig  gehoben.  Die  Volksgesundheit 
besserte  sich  trotz  einzelner  Rückschläge  zunehmend.  Eine  absolute  Ver- 
elendung im  sozialistischen  Sinne  war  sicher  nicht,  eine  relative  nur  dann 
eingetreten,  wenn  man  darunter  die  Erweiterung  des  Abstandes  zwischen 
den  verschiedenen  Volksschichten  erblickt. 

3.  Der  Weltkrieg  kostete  Deutschland  nahe  an  zwei  Millionen  unmittel- 
bare Opfer.  Die  erhöhte  Sterblichkeit  alter  und  schwächlicher  Personen 
kann  insofern  deshalb  nicht  als  ausschließlicher  Verlust  gebucht  werden,  weil 
zahlreiche,  durch  die  früheren  Wirtschafts-  und  Kulturfortschritte  heraus- 
geschobene Sterbefälle  durch  die  Kriegswirkungen  lediglich  beschleunigt 
wurden;  diese  Sterbefälle  werden  den  künftigen  Sterbeetat  nicht  mehr  be- 
lasten. Natürlich  ist  der  Verlust  von  Männern  im  vollkräftigen,  produktiven 
Alter  für  die  Volkswirtschaft  auch  ganz  anders  einzuschätzen  als  der  im 
Einzelfall  gewiß  nicht  weniger  schmerzliche  vorzeitige  Tod  älterer  und  kränk- 
licher Personen,  die  in  höherem  Maße  Konsumenten  als  Produzenten  waren, 
und,  wenn  sie  am  Leben  blieben,  die  Übervölkerung  weiter  steigern  mußten. 

4.  Der  Geburten ausf all,  die  zahlenmäßig  am  stärksten  ins  Gewicht 
fallende  Kriegsfolge,  unterliegt  sehr  verschiedener  Auffassung;  für  das  nackte 
Problem  der  Übervölkerung,  für  welches  ideelle  und  nationale  Gesichtspunkte 
überhaupt  zurücktreten,  ist  der  Wegfall  von  Millionen,  auf  Jahre  hinaus 
lediglich  in  Konsumenteneigenschaft  wichtigen  Personen  natürlich  kein  Nach- 
teil. Aber  es  fragt  sich,  inwieweit  die  nächsten  Friedensjahrcmit  ihren  sehr 
gesteigerten  Eheschließungen  nicht  einen  gewissen  Ausgleich  bringen  werden; 
völliges  Einbringen  des  Ausfalles  ist  natürlich  unmöglich.  Für  die  spätere 
wirtschafts-,  kultur-  und  rassenpolitische  Geltung  des  deutschen  Volkes 
kann  auf  der  anderen  Seite  der  Geburten  ausf  all  verhängnisvoll  werden. 

5.  Die  für  die  Zeit  vor  dem  Kriege  festgestellte  AVanderbewegung  ist 
durch  die  Kriegswirkungen  verstärkt,  zum  Teil  aber  nach  anderen  Richtungen 
hingelenkt  worden.  Die  Frage:  Stadt  und  Land,  Industrie  und  Landwirt- 
schaft steht  im  Vordergrund  bevölkerungspolitischer  Erwägungen.  Gleich- 
zeitig aber  hat  nach  der  Ansicht  vieler  die  Aufnahmefähigkeit  Deutschlands 
für  fremde  Arbeit  und  Einwanderung  der  Notlage,  einen  Teil  der  über- 
schüssigen Volksmenge  abzustoßen,  Platz  gemacht;  die  Auswanderung  tritt 
wieder  in  greifbare  Nähe  und  ist  wohl  das  ernsteste  Problem  der  heutigen 
deutschen  Bevölkerungspolitik. 
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6.  Als  Folge  der  großen  Verschiebungen  in  der  Bevölkerungsbewegung 
treten  solche  im  ßevölkerungsstand,  vor  allein  in  Geschlechtsverteilung  und 
Altersaufbau,  auf.  Gemessen  an  den  produktiven  Erfordernissen,  bedeuten 
sie  eine  Verschlechterung  des  Status.  Deutschland  war  in  dieser  Hinsicht 
schon  vor  dem  Kriege  in  einer  wenig  bevorzugten  Lage:  der  Anteil  der  pro- 
duktiv tätigen  Bevölkerung  gegenüber  dem  Nurkonsumentenanteil  war  kein 
sehr  günstiger,  wozu  vor  allem  die  starke  Kinderquote  beitrug;  nun  sind 
die  männlichen  Erwerbsaltersklassen  in  bedrohlichem  Umfang  ausgeräumt, 
die  teilweise  Besetzung  der  Berufe  mit  Frauen  ist  weder  vom  Avirtschaft- 
lichen  noch  vom  sozialen  Standpunkt  aus  ein  Ersatz  und  birgt,  infolge  der 
Erschwerung  der  Eheschließung  für  die  Männer,  besondere  bevölkerungs- 
politische Schwierigkeiten. 

7.  Zu  den  Todesopfern  kommt  die  Vernichtung  oder  Herabschraubung 
der  Leistungsfähigkeit  bei  den  Kriegs-,  besonders  den  Schwerkriegsbeschä- 
digten, zu  denen  (infolge  der  Herabminderung  der  Schutzvorschriften  und 
der  Arbeitsleistung  von  Frauen  und  Jugendlichen)  vermehrte  Zahlen  von 
Unfallbeschädigten  treten.  Aber  auch  der  übrige  Teil  des  Volkes  ist  durch 
Unterernährung,  z.  T.  Überarbeit  und  Abnahme  der  moralischen  Faktoren 
in  Arbeitswille  und  -leistung  herabgemindert.  Die  rein  qualitativen  Kriegs- 
folgen müssen  hier  einstweilen  zurücktreten;  sie  sind  allerdings  teilweise 
Gegenstand  der  quantitativen  moral-  und  gesundheitsstatistischen  Messung 
und  werden  uns  in  diesem  Zusammenhang  noch  beschäftigen. 

Dies  ist  eine  bevölkerungspolitische  Bilanz  von  größter  Tragweite; 
aber  auch  im  zweiten  Teile  der  Gegenüberstellung:  Bevölkerung  —  Unter- 
haltsmittel  —  sind  entscheidende  Änderungen  eingetreten.  Es  ge- 
nügt, an  die  zurückgegangenen  Erträge  der  Äcker,  "Wiesen,  Bergwerke,  Fa- 
briken, an  die  immer  knapper  werdende  Rohstoffdecke,  an  die  in-  und  aus- 
ländische Verschuldung,  Valuta  und  Teuerung  zu  erinnern. 

Ist  damit  die  bevölkerungspolitische  Lage  Deutschlands  kurz  umrissen, 
so  gilt  in  mancher  Hinsicht  Ähnliches  auch  für  andere  europäische  Länder. 
Indes  wird  trotz  aller  Einbußen  an  Wirtschaftskraft  das  Mißverhältnis 
zwischen  Bevölkerungsgröße  und  Unterhaltsmitteln  in  Frankreich 
deshalb  nicht  so  tief  empfunden,  weil  dieses  Land  bis  zum  Kriege  so  gut 
wie  keine  Volkserneuerung  kannte  und  eine  stagnierende  Bevölkerung  hatte. 
Italiens  bevölkerungspolitische  Lage  erinnerte  im  Frieden  allerdings 
mehr  an  die  Deutschlands,  mit  der  einen  Ausnahme,  daß  es  nicht  in  der 
Lage  gewesen  .war,  die  Arbeitsgelegenheit  für  seine  steigende  Bevölkerung 
im  eigenen  Lande  zu  schaffen.  Heute  sind  die  Ernährungs-  und  sonstigen 
wirtschaftlichen  Schwierigkeiten  sehr  groß.  Rußland  steht  unter  ganz 
selbständigen  Verhältnissen;  dort  sind  partielle  Hungersnöte  schon  im  Frie- 
den an  der  Tagesordnung  gewesen;  somit  ist  der  jetzige  Zustand  nichts 
Neues.  Übervölkerung  ist  dort  jedenfalls  vorhanden.  Die  neutral  gebliebenen 
europäischen  Länder  verzeichnen  sämtlich  Hochkonjunktur  als  Folge  der 
Kriegsgewinne;  bei  seiner  geringen  Volkszahl  kann  ein  eigentliches  Bevöl- 
kerungsproblem für  Skandinavien  überhaupt  nicht  auftauchen.  In 
der    Schweiz    und  in    Holland    liegen  die  Verhältnisse  nicht  ganz 
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so  günstig,  aber  die  Zwischengewinne  auch  dieser  Länder  führen  leicht  über 
kritische  Lagen  hinweg,  und  abgeschwächt  trifft  dies  wohl  auch  für  Spa- 
nien zu.  Für  das  vom  Kriege  unmittelbar  betroffene  Belgien  bestehen 
ernste  Schwierigkeiten,  die  Arbeitslosigkeit  ist  dort  eine  beträchtliche,  das 
Land  kann  sich  bekanntlich  nicht  aus  eigenem  erhalten.  Deshalb  hat  dort 
die  sozialistische  Strömung  sehr  zugenommen.  Auch  für  die,  an  Stelle  des 
alten  Österreich-Ungarn  und  Westrußland  getretenen 
Staaten  ergeben  sich  schwierige  Situationen,  die  zumal  im  tschechi- 
schen und  polnischen  Staate  zu  unausgesetzten  Unruhen  ge- 
führt haben.  Unmittelbar  bedingt  sind  sie  durch  das  geringe  Organisations- 
vermögen der  slavischen  Völker. 

Ganz  anders  als  das  Festland  steht  England  da.  Der  Gegensatz 
zwischen  ihm  und  den  kontinentalen  Interessen  ist  vielleicht  so  selten  deut- 
licher in  die  Erscheinung  getreten  als  in  der  Gegenwart.  Ein  Denkmal, 
das  der  Ministerpräsident  den  Kriegsopfern  setzte,  spricht  mit  Recht  aus, 
diese  seien  gefallen,  damit  die  anderen  ,,um  so  reichlicher"  leben  könnten. 
Die  zu  Kriegsbeginn  gemachte  Prophezeihung,  jeder  Engländer  werde  nach 
dem  Kriege  reicher  sein  als  vorher,  ist  zwar  auch  von  der  Ablösung  der  großen 
Schuldverpflichtungen  abhängig,  die  das  Vereinigte  Königreich  bei  Amerika 
einging;  aber  schon  heute  lassen  sich  die  Kriegsergebnisse  für  England  klar 
erkennen,  und  sie  sind,  was  vor  allem  die  Frage  der  Bevölkerung  und  der 
Unterhaltsmittel  anlangt,  durchaus  günstige;  die  Einbuße  an  Menschen  ist 
keine  allzu  große  gewesen,  dagegen  ist  die  Eigenproduktion  beträchtlich 
erweitert  worden,  der  Zusammenhalt  des  Reiches  erwies  sich  als  ein  unbedingt 
fester,  die  britische  Gemeinbürgerschaft  wurde  eingeführt,  vor  allem  aber 
der  drohende  deutsche  Wettbewerb  ausgeschaltet.  Die  Kolonialgewinne 
treten  hinzu,  sie  wiegen,  wenn  man  die  Expansion  in  Persien  usw.  hinzu - 
nimmt,  ganz  anders  als  etwa  die  französischen  Gewinne. 

Was  für  England  gilt,  trifft  für  die  britischen  Dominien  und 
Kolonien  nicht  ohne  weiteres  zu,  denn  dere'n  bevölkerungspolitische 
Lage  ist  nicht  allein  und  nicht  einmal  in  der  Hauptsache  durch  die  Kriegs- 
erfolge bestimmt;  drohend  erhebt  sich  vielmehr,  besonders  Australien 
gegenüber,  die  gelbe  Einwanderungsgefahr,  während  für  Indien  die 
Übervölkerung  ein  chronischer  Zustand  blieb  und  die  größten  Schwierig- 
keiten in  sich  birgt.  Die  Vereinigten  Staaten  von  Amerika 
und  andere  amerikanische  Länder  stehen  der  gelben  Gefahr  nicht  viel  anders 
gegenüber  als  Australien,  im  übrigen  bleibt  es  noch  unentschieden,  ob  ihre 
Kriegserfolge  unter  allen  Umständen  höher  zu  werten  sind  als  gewisse  Kriegs- 
schäden: die  sehr  starke  Inanspruchnahme  aller  Hilfsmittel  durch  die  un- 
mittelbare und  mittelbare  Kriegführung  kann  von  nachhaltigem  Einfluß 
auf  das  Verhältnis  von  Bevölkerung  und  Unterhaltsmitteln  werden.  Die 
Teuerung  ist  dafür  ein  erstes  Merkmal,  Streiks  und  Unruhen  in  der  Arbeiter- 
schaft sind  auch  hierauf  zurückzuführen.  In  Südamerika  interessiert 
die  Deutschen  besonders  die  Einwanderungsmöglichkeit,  über  die  noch  zu 
sprechen  ist,  die  man  sich  jedenfalls  nicht  in  allzu  rosigem  Lichte  vorstellen 
sollte. 
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Abseits  steht  das  politisch  selbständige  Ostasien,  Japan  und 
China.  Größte  und  durch  keinerlei  Verlust  getrübte  Kriegsgewinne  sind 
dort  gemacht  worden.  Japan  und  China  sind  übervölkert  und  auf  Ex- 
pansion angewiesen.  Sie  können  heute  den  Gedanken  des  Völkerbundes  für 
ihre  eigenen  Bestrebungen  auf  Gleichberechtigung  der  Rassen  ins  Feld  führen 
und  verlangen,  daß  die  etwas  blasse  Theorie  des  Versailler  „Friedensinstru- 
mentes" in  Praxis  umgesetzt  werde.  Selbstverständlich  ist  in  diesem  Punkte, 
der  das  Innerste  und  Eigenste  im  Seelenleben  der  Nationen  berührt,  kaum  an 
einen  Ausgleich  zu  denken.  Afrika  endlich  scheint  europäische  Kolonie 
bleiben  zu  sollen,  ein  eigenesbevölkerungspolitischesLeben  wird  jedenfalls  nur 
dem  Süden  mit  seinem  entwickelten  Selbständigkeitsstreben  zukommen.  Auch 
hier,  indem  dünnbesiedelten  Lande,  liegt  die  Gefahr  unerwünschter  Zuwande- 
rung fremder  Rassen  nahe.  Noch  wenig  deutlich  stellt  sich  die  bevölkerungs- 
politische Zukunft  der  Länder  islamitischen  Bekenntnisses  dar;  sie  mag 
reich  an  Überraschungen  sein,  und  Amerika,  das  teilweise  die  Liquidation  über- 
nommen hat,  empfindet  die  Schwierigkeiten  schon  heute  am  eigenen  Leibe. 

Drei  Schwerpunkte  hat  die  heutige  Bevölkerungspolitik:  das  (mit  den 
erwähnten  Ausnahmen)  übervölkerte,  wirtschaftlich  teils  zusammenge- 
brochene, teils  schwer  bedrohte  europäische  Festland;  Amerika,  durch  über- 
reiches Naturvorkommen  und  Kriegsgewinne  begünstigt,  ungleich  dicht  be- 
siedelt, zum  Teil  der  Einwanderung  offen,  aber  vor  schweren  sozialen  Aus- 
einandersetzungen stehend;  und  der  übervölkerte  Osten.  In  dem  Zweikampf, 
der  zwischen  Amerika  und  Asien  noch  einmal  ausgefochten  werden  mag, 
steht  Europa  als  unbeteiligter  Dritter  beiseite;  es  kann  die  gelbe  Rasse 
nicht  mehr  reizen,  ist  also  vor  deren  Ausdehnungsbestrebungen  sicher; 
vielleicht,  daß  ihm  aus  dieser  Sicherstellung  neue  große  Möglichkeiten 
erwachsen. 

Solches  ist  in  kurzen  Zügen  die  internationale  Lage,  welche  die  Be- 
völkerungspolitik vorfindet.  Der  Weltkrieg  hat  eine  Entscheidung  dahin- 
gehend, daß  die  volkstarken  Nationen  genügenden  Siedlungsraum  und  hin- 
reichende Wirtschaftsmöglichkeiten  zugewiesen  erhalten,  in  keiner  Weise 
gebracht;  die  nicht  nur  bevölkerungspolitisch  unsinnige  Vereinigung  fast 
der  ganzen  Menschheit  gegen  eine  kleine,  angeblich  aus  moralischen  Gründen 
zu  bekämpfende  Minderheit  kann  sich  nicht  rühmen,  irgendeines  der  Probleme 
auch  nur  der  Klärung  näher  gebracht  zu  haben,  welche  letzten  Endes  über 
das  Schicksal  von  Völkern  entscheiden.  Die  durch  den  Krieg  beschleunigte, 
einstweilige  Aufteilung  der  Erde  zwischen  Weltmächten  führte  u.  a.  zu  der 
bevölkerungspolitischen  Unmöglichkeit,  daß  ein  Land  mit  völlig  steriler 
eigener  Bevölkerungsbewegung  und  ohne  wirtschaftliche  Initiative  wie 
Frankreich  ein  sehr  großes  Kolonialreich  besitzt,  während  dem  übervölkerten 
Deutschen  Reiche  das  Wenige  entrissen  wurde,  was  unter  den  neuen  Ver- 
hältnissen immerhin  einen  bevölkerungspolitischen  Ausgleich,  die  Möglich- 
keit der  Siedelung  geboten  haben  würde.  Vor  allem  ist  die  Entscheidung 
zwischen  der  gelben  und  weißen  Rasse  durch  die  unnatürliche  Bundesbrüder- 
schaft nur  hinausgeschoben  worden.  Ferner  hat  die  scheinbar  auf  eine  Rege- 
lung des  europäischen  Völkerproblems  abzielende  Balkanisierung  Europas 
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lediglich  Herd  und  Eichtung  der  nationalen  Irridenta  —  einer  bevölke- 
rungspolitischen Tatsache  von  allererstem  Eang  und  unzerstörbarer  Kraft, 
über  die  noch  zu  sprechen  ist  —  verändert,  ohne  ihre  Wirkung  zu  beein- 
trächtigen. 

Eine  Folge  der  den  Krieg  begleitenden  Völkermobilisierung  ist  auch 
dieVermischung  der  Geschlechter  in  allen  von  den  Kriegswirkungen 
berührt  gewesenen  Gebieten,  vor  allem  in  Frankreich,  das  ebenso  in  seinen 
von  Deutschen  besetzten  Teilen  wie  im  Hauptlande  ein  einziges  großes 
Waffenlager  war  und  zur  Bewältigung  der  unmittelbaren  und  mittelbaren 
Kriegsaufgaben  nicht  nur  militärischer  Kontingente,  sondern  auch  großer 
ausländischer  Arbeitermassen  bedurfte.  Für  Westrußland  bis  weit  in  das 
Innere  des  Landes  hinein  gilt  dasselbe.  In  anderen  am  Krieg  beteiligten 
Ländern  ist  der  gleiche  Zustand,  mehr  oder  weniger  abgeschwächt,  gegeben. 
Wo  Kriegsgefangene  konzentriert  waren  oder  ein  Besatzungsheer  stationiert 
ist,  muß  —  und  das  gilt  leider  in  abgeschwächtem  Maße  auch  für  Deutsch- 
land —  trotz  aller  Gegenwirkungen  mit  der  Möglichkeit  jener  Vermengung 
gerechnet  werden.  Im  ganzen  sind,  von  dem  die  Reinerhaltung  der  Rasse  be- 
tonenden nationalen  Gesichtspunkt  abgesehen,  die  Folgen  der  Vermischung 
zum  Teil  als  quantitativ  und  qualitativ  nicht  ganz  ungünstige  anzusehen; 
sie  stellen  auch  ein  gewisses  Gegengewicht  gegen  den  Geburtenrückgang 
dar.  Ferner  ist  so  der  auf  dem  Land  oft  anzutreffenden  Inzucht  bis  zu  einem 
gewissen  Grad  begegnet  worden. 

Diese  Annäherung  der  Geschlechter  selbst  unter  den  schwierigsten  Um- 
ständen, während  die  Völker  im  Kampfe  liegen,  die  Tatsache,  daß  Eros  und 
Mars  in  engster  räumlicher  Nähe  tätig  sind,  weist  auf  gewisse  einfachste 
Tatsachen  des  menschlichen  Lebens  hin,  mit  .denen  jede  Bevölkerungspolitik 
rechnen  muß.  Allerdings  geht  man  fehl,  wenn  man  aus  dieser  Tat- 
sache unmittelbar  die  Völkerversöhnung  ableiten  zu  können  glaubt. 
Denn  die  der  anationalen  Geschlechtsvermischung  in  blutiger  Zeit  Ent- 
sprungenen werden  nicht  selten  zu  heißesten  Chauvinisten;  die  Erziehung 
gleicht  dann  gewissermaßen  den  Makel  der  Geburt,  soweit  ein  solcher  vom 
nationalen  Standpunkt  aus  empfunden  wird,  aus.  Aber  die  Erscheinung, 
daß  das  menschliche  Triebleben  nicht  an  die  Grenzen,  welche  das  Schicksal 
der  Völker  aufrichtet,  gebunden  ist,  zeigt  doch  deutlich,  bis  zu  welchem 
Grade  Bevölkerungspolitik  als  zielbewußte  Maßnahme  des  nationalen 
Egoismus  überhaupt  möglich  ist. 

Zu  ihren  Voraussetzungen,  von  denen  hier  gehandelt  wird,  gehört  auch 
das  unterschiedliche  Maß  nationaler  Kultur  und 
Wohlhabenheit,  auf  das  Erscheinungen  wie  der  Geburtenrück- 
gang teilweise  zurückgeführt  werden.  Die  Anschauung  von  Malthus 
und  den  Lohnfondstheoretikern,  daß  vermehrte  Wohlhabenheit  die 
Fruchtbarkeit  fördere,  war  durch  die  Feststellungen  der  letzten  Jahr- 
zehnte vor  dem  Kriege  erschüttert  worden.  Im  ganzen  traf  das  Umge- 
kehrte zu.  Auch  verfeinerte  Kultur  ist  der  Bevölkerungsmehrung  nicht 
eben  zuträglich.  Man  mag  nun  mit  einem  argumentum  e  contrario  von 
der  Abnahme   der  Wohlhabenheit  und   der  Verwilderung  im  Kriege  eine 
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entgegengesetzte  Wirkung  erwarten.  Das  Triebleben  hatte  sich  im  Kriege 
viel  hemmungsloser  entwickelt.  Es  wäre  möglich,  daß  damit  an  die  Stelle 
der  vorbeugenden  Mittel  gegen  zu  schnelle  Bevölkerungszunahme  — 
unter  die  Malthus  freilich  die  Prävention  im  heutigen  Sinne  nicht  rechnete 
—  die  „privativen":  Hunger,  Seuche  usw.  treten.  Ein  gut  Teil  allgemein 
menschlichen  Fortschrittes  wäre  dann  in  die  Ruinen  des  Weltkrieges 
hineingezogen.  Allerdings  steht  unsere  Zeit  den  Nöten  der  Gegenwart 
doch  mit  ganz  anderen  organisatorischen  Fähigkeiten  gegenüber  als 
dies  für  frühere,  allenfalls  noch  vergleichbare  Epochen  zutraf.  Unmittelbar 
können  jedenfalls  aus  ihren  Voraussetzungen  heraus  Ziele  und  Mittel  der 
Bevölkerungspolitik  entwickelt  werden,  wenn  diese  sich  nur  auf  ein  all- 
gemein gehaltenes    Ideal    stützen  kann. 

Das  Fehlen  eines  solchen,  die  Verschiedenheit  der  Meinungen  über  die 
elementarsten  Aufgaben  der  Bevölkerungspolitik,  ist  eine  weitere,  negative 
Voraussetzung  für  die  bevölkerungspolitische  Praxis  der  Gegenwart;  reli- 
giöse Gesichtspunkte,  die  früher  ein  sicheres  Maß  vorgezeichnet  hätten, 
versagen  heute  vielfach.  Vielleicht  ist  mit  einer  Wiedererstarkung  des  reli- 
giösen Gefühls  (das  sich  übrigens  nur  in  der  katholischen  Kirche  zu  einer  un- 
bedingt bejahenden  Bevölkerungspolitik  verdichtet)  als  praktischer  Maxime 
in  absehbarer  Zeit  zu  rechnen;  sich  darauf  fest  verlassen,  geht  nicht  an. 
Und  es  fragt  sich,  ob  die  Weltanschauung  des  Sozialismus  wenigstens  in 
einer  ihrer  zahlreichen  Ausprägungen  ein  bestimmtes,  positives  b  e  - 
völkerungspolitisches  Ideal  zu  entwickeln  vermag. 

Massenpsychologisch  kommt  zunächst  die  Tatsache  in  Betracht,  daß 
das  Proletariat  —  nur  bis  zu  einem  gewissen  Grad  mit  Recht  —  sich  als 
das  eigentliche  Kriegsopfer  empfindet.  Und  mindestens  solange,  als  Kriege 
noch  möglich  sind,  mag  wenigstens  der  weibliche  Teil  dieses  Proletariats  Be- 
denken tragen,  Söhne  auf  die  Welt  zu  setzen,  die  früher  oder  später  dem 
(vermeintlichen)  nationalen  Moloch  anheimfallen.  Daher  stammt  ja  zum 
Teil  die  Gegnerschaft  gegen  den  Krieg.  Um  so  stärker  wird  die  Gegen- 
bewegung einsetzen,  und  diese  bedarf  der  Massen  und  der  Massen- 
resonanz. In  sozialistischen  Kreisen  ist  nicht  ganz  selten  eine  Art  naiver 
Freude  an  der  bloßen  Zahl,  an  der  Masse  schlechthin,  vorhanden,  als  deren 
Partikelchen  man  sich  selbst  ansieht,  und  an  welcher  der  einzelne  sich  auf- 
richtet. Jene  Berauschung  an  der  raschen  Vermehrung  der  Menschheit 
überhaupt,  von  der  oben  einmal  die  Rede  war,  ist  in  diesen  Kreisen  anzu- 
treffen, die  versuchen,  hieraus  nicht  nur  ein  relatives  und  national  be- 
grenztes, sondern  ein  international  wirksames  Ideal  der  Bevölkerungspolitik 
abzuleiten.  Ohne  uns  mit  diesen  Anschauungen  polemisch  auseinander- 
zusetzen, sind  sie  jedenfalls  als  wirksame  Voraussetzungen  der  heute  mög- 
lichen Bevölkerungspolitik  anzusprechen.  Diese  Voraussetzungen  können 
schließlich  freilich  in  ganz  anderem  Sinne  wirksam  werden,  als  die  naive 
sozialistische  Bevölkerungstheorie  annimmt:  die  französischen  Revolutionen 
zeigten  uns  kommunistische  und  nationalistische  Ideengemeinschaft  von 
stärkster  Schlagkraft;  da,  wo  Volksminderheiten  vergewaltigt  werden,  wie  es 
jetzt  dem  Osten,  Westen,  Süden  und  Norden  Deutschland  widerfährt,  wird 
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sich  das  sozialistische  Stichwort  dem  nationalen  unbedingt  anpassen  unc 
wahrscheinlich  unterordnen  müssen,  wenn  es  Widerhall  finden  soll.  So  isl 
es  denn  sehr  wohl  möglich,  daß  die  Bevölkerungsbewegung  zunächst  von 
der  Bejahung  eines  weltbürgerlichen  Sozialismus  getragen  wird  und  schließ- 
lich doch  eine  nationale  Tendenz  annimmt;  das  absolute  Bevölkerungsideal 
würde  in  diesem  Falle  durch  ein  relatives  verdrängt.  —  Hingewiesen  mag 
in  diesem  Zusammenhang  noch  darauf  werden,  daß  der  asketische  und  auf 
Züchtung  höchster  Individualität  und  Verinnerlichung  gerichtete  Buddhi  smus 
in  der  Praxis  mit  Übervölkerung  Hand  in  Hand  geht,  während  ihm  ein 
nationales  Bevölkerungsprogramm  nicht  entsprang. 

Die  besonderen,  von  der  Revolution  herbeigeführten  Voraussetzungen 
der  Bevölkerungspolitik  liegen  in  den  einzelnen  Ländern,  je  nach  dem  Grad, 
in  dem  die  revolutionäre  Idee  sich  durchzusetzen  wußte,  verschieden.  Jede 
Abstufung  dieser  Idee  zeitigt  einen  besonderen  Hinter-  und  Untergrund 
bevölkerungspolitischer  Praxis.  Wo  der  revolutionäre  Sozialismus  mit  einem 
selbständigen,  anspruchsvollen  Produktionsprogramm  auftritt,  das  weit  über 
die  Errungenschaften  der  privatwirtschaftlichen  Erzeugung,  Verteilung  und 
Konsumtion  hinausgreift,  da  fußt  er  regelmäßig  auf  bevölkerungspolitischer 
Bejahung:  durch  schnelle  Bevölkerungsmehrung  soll  dann  nicht  nur  ein 
politischer  und  gewissermaßen  religiöser,  sondern  auch  ein  wirtschaftlicher 
und  sozialer  Fortschritt  erzielt  werden.  Diese  Spielart  trat  in  den  Arbeiten 
von  Bellamy,  Popper-Lynkeus  und  Ball  od  in  die  Er- 
scheinung, ohne  freilich  an  Glaubwürdigkeit  zu  gewinnen.  Steigerung  der 
Produktion  und  Verbesserung  der  Technik,  auf  welche  der  Blick  dieser  Sozia- 
listen leider  etwas  unkritisch  konzentriert  ist,  setzen  in  ihrem  Sinne  die 
Steigerung  der  Bevölkerung  —  und  zwar  absolut  für  die  ganze  Erde,  nicht 
relativ  auf  einzelne  bevorzugte  Länder  beschränkt  —  voraus,  und  das 
privatwirtschaftliche  System  wird  um  so  entschiedener  abgelehnt,  weil  es 
sich  unfähig  erwies,  beliebig  großen,  neuen  Menschfenmassen  Unterhalt  zu 
gewähren. 

Die  Voraussetzungen  der  Bevölkerungspolitik  begannen  mit  Würdigung 
der  unmittelbar  meßbaren  Kriegsfolgen  und  endigten  mit  einer  Darlegung 
bestimmter  psychischer  Faktoren,  die  für  den  einzelnen  und  die  Gesamt- 
heit wirksam  werden.  Andere  Voraussetzungen  liegen  auf  der  Grenzscheide 
zwischen  Sozialwissenschaft  und  Psychologie,  gegebenenfalls  der  Physiologie: 
es  handelt  sich  hier  etwa  um  die  Wiederherstellung  der  Fähigkeit  und  des 
Willens  zur  Arbeit  als  der  Voraussetzung  einer  Erweiterung  der  Unterhalts- 
mittel. Ferner  ist  der  Wirtschaftsplan,  dem  sich  die  Menschheit  unterwerfen 
wird,  ist  vor  allem  auch  die  Frage  einschlägig,  ob  die  Weltwirtschaft  wieder 
in  ihre  Rechte  tritt,  oder  ob  Absperrungsmaßnahmen  der  einzelnen,  nach 
Autarkie  strebenden  Länder  den  Sieg  davon  tragen  werden.  Aber  alle  diese 
und  viele  angrenzende  Probleme  greifen  doch  schon  in  das  Gebiet  dessen 
über,  was  oben  als  „T  a  t  s  a  c  h  e  n  der  Bevölkerungspolitik"  umrissen  wurde. 
So  ist  die  Entscheidung  über  „Plan-"  oder  ,, Freie  Wirtschaft"  zugleich 
eine  Entscheidung  darüber,  wer  in  der  Bevölkerungspolitik  führen  soll: 
die   Gesamtheit,   als   Staat   oder  in  anderer  Weise   organisiert,    oder  aber 
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das  Individuum,  für  sicli  oder  in  der  Zusammenfassung  zu  freien  Organi- 
sationen. Ausführungen  zu  diesen  Fragen,  die  dann  von  selbst  auf  die  ein- 
zelnen (primär-  oder  sekundär-bevölkerungspolitischen)  Gebiete  übergreifen 
werden,  soll  ein  späterer  Aufsatz  bringen. 

Prof.  Adolf    Günther,    Berlin. 


III. 

Verkehrswesen. 


Ä.   Seeverkehr,  Kanal-  und  Flußverkehr. 

Die  Zusammensdilußbewegung  in  der  englischen  Handelssdiiffahrt^ 
Der    Ellermann-Konzern. 

Als  Kern  des  EUermann-Konzerns  sind  dieEllermann  Lines,  Ltd., 
zu  bezeichnen,  deren  Gründung  mit  der  Bildung  des  amerikanisch-englischen 
Schifffahrtstrusts,  der  International  Mercantile  Marine  Company,  zusammen- 
fällt. Nachdem  John  Eilermann,  der  frühere  Direktor  und  Großaktionär  der 
Leyland  Line,  im  Frühjahr  1901  den  weitaus  größten  Teil  der  Flotte  der  Ley- 
land  Line  dem  Gründer  des  amerikanisch- englischen  Schiff ahrtstrusts,  John 
Pierpont  Morgan,  verkauft  hatte,  bildete  er  mit  dem  ihm  verbleibenden 
europäischen  Verkehr  dieser  Gesellschaft,  17  kleinen  und  alten  Schiffen 
von  zusammen  43  865  BRT.,  die  nach  seinem  Namen  benannte  Eilermann 
Line,  die  er  sofort  durch  den  Ankauf  der  Papayanni-  und  City- 
Linien  auf  etwa  200  000  BRT.  brachte  und  zu  einem  wesentüchen  Faktor 
des  englischen  Levante-  und  Indienverkehrs  ausgestaltete;  gleichzeitig 
stellte  sie  die  wichtigste  Verbindung  Antwerpens  mit  Kanada  dar.  Bei 
Neuregelung  des  südafrikanischen  Ringes  im  Jahre  1902  nahm  Eilermann 
dann  auch  den  Südafrikadienst  auf.  Durch  Erwerb  der  Hall  Line  und 
der  Westcott  and  Laurence  Line  wurde  sein  vereinigter  Be- 
sitz bereits  1902  auf  92  Dampfer  mit  319  000  BRT.  gebracht^. 

Zusammen  mit  der  der  International  Mercantile  Marine  Company  an- 
gehörenden Oceanic  Steam  Navigation  Company  (White  Star  Line)  kon- 
trolliert der  Ellermann-Konzern  die  Shaw,  Savill  &  Albion 
Company,  deren  Aktien  sich  zu  55%  in  Händen  Eilermanns  befinden. 
Ihr  ausstehendes  Kapital  beträgt  390  750  £,  eingeteilt  in  195  375  Stamm- 
aktien und  195  375  Vorzugsaktien  zu  1  £*.    Sie  unterhielt  vor  dem  Kriege 

^  Schluß  des  Aufsatzes  aus  dorn  laufenden  Band,  S.  22*ff.,  S.  130*ff.  und 
S.  246*ff. 

*  Overzier,  Der  amerikanisch-englische  Schiffahrtstrust.  (Morgan-Trust.) 
Berlin  1912.    S.  44ff. 
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mit  12  Dampfern  von  zusammen  95  550  BRT.  eine  monatliche  Linie  v| 
London  aus  über  Kapstadt  nach  Neuseeland  und  zurück  um  Kap  Hol 
über  Montevideo,  Rio  de  Janeiro  nach  Plymouth  und  London. 

Im  Jahre  1913  erfolgte  die  Angliederung  der  Bucknall  Steam- 
ship  Company,  Ltd.,  die  bereits  unter  der  Aufsicht  der  Ellermann 
Line,  bzw.  ihres  Leiters  John  Ellermann,  gestanden  hatte,  und  die  über  eine 
Flotte  von  32  Dampfern  mit  152  485  BRT.  verfügte.  Sie  bediente  in  der 
Hauptsache  von  Hamburg,  Antwerpen  und  Middlesbrough  aus  Südafrika 
und  unterhielt  regelmäßige  Linien  von  New  York  aus  nach  Australien,  Neu- 
seeland, China,  Britisch-Indien,  nach  Süd-  und  Ostafrika.  Sie  hatte  ein 
Kapital  von  1000  £  management  shares  und  101  250  £  preference  shares. 
Außerdem  waren  250  000  £  Obligationen  im  Umlauf.  In  den  Besitz  der 
Ellermann  Line  kam  das  gesamte  Aktienkapital  mit  Ausnahme  von  144 
preference  shares  von  je  2  £^.  Die  Obligationen  wurden  bei  dieser  Gelegen- 
heit getilgt.  Der  Ankauf  vollzog  sich  durch  Austausch  der  Aktien.  Der  Name 
der  Gesellscbaft  wurde  in  Ellermann-Bucknall  Steamship  Lines,  Ltd.,  ge- 
ändert. Einschließlich  der  Dampfer  der  Bucknall  Steamship  Co.,  Ltd.,  und 
der  in  Auftrag  gegebenen  Neubauten  kontrollierten  nunmehr  die  Ellermann 
Lines  eine  Tonnage  von  604  432  BRT.i 

Infolge  der  Angliederung  der  Bucknall  Steamship  Line  wurde  das 
Kapital  der  Ellermann  Lines  im  Betrage  von  1  400  000  £  wie  folgt  erböht^ : 

900000  £  434?'oige  cumulative  guaranteed  preference  shares. 
I  050000  „  5%%ige  non  cumulative  preference  shares. 
I  050  000  „  6%%ige  preferred  ordinary  ßhares. 
50  000  ,,  deferred  orjünary  shares. 


3  050  000  £ 


Im  Oktober  1916  kaufte  Ellermann  das  gesamte  Aktienkapital  der 
Wilson  Line  der  Firma  Thomas  Wilson  Sons  and  Company,  Ltd., 
in  HulP.  Die  Wilson  Line  wurde  im  Jahre  1835  in  HuU,  und  zwar  vor  der 
Periode  der  allgemeinen  Errichtung  von  Dampfschiffahrtsgesellschaften  ge- 
gründet. Der  alte  Thomas  Wilson  wurde  Teilhaber  der  Handelsfirma  Hudson 
&  Beckington,  und  nach  dem  Rücktritt  seiner  Partner  nahm  Wilson  seine 
beiden  Söhne  Charles  und  Arthur  in  die  Firma  auf.  Nach  dem  Tode  des 
Vaters  wurde  der  älteste  Sohn,  der  spätere  Lord  Nunburnholme,  Chef  der 
Firma,  die  im  Jahre  1891  in  eine  limited  liability  Company  umgewandelt 
wurde.     Die  Aktien  blieben  jedoch  in  Händen  der  Familie  Wilson. 

Das  ursprüngliche  Arbeitsfeld  der  Wilson  Line  war  die  Ostsee.  Seitdem 
hat  sie  ihre  Linien  von  Hüll  aus  als  Basis  nach  dem  Mittelmeer,  nach  Süd- 
amerika, Indien  und  den  Vereinigten  Staaten  ausgedehnt.  Zu  Beginn  der  40er 
Jahre  besaß  sie  nur  3  Dampfer,  die  von  Hüll  aus  nach  Gotenburg  fuhren 
und  aus  Schweden  und  Rußland  Eisen  nach  England  brachten.  Als  Rück- 
fracht dienten  engHsche  Fabrikate.   Später  wurde  eine  Linie  nach  Dünkirchen 


1  Jahresbericht  der  Ellermann  Lines,  Ltd.,  vom  13.  März  1914.  „Fairplay". 
19.  März  1914. 

"  „Fairplay".     19.  Oktober  1916. 
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eingerichtet,  auch  ersetzte  man  allmähUch  die  Segelschiffe  vollständig  durch 
Dampfer.  Im  Jahre  1850  erhielt  die  Gesellschaft  von  der  englischen  Re- 
gierung die  Beförderung  der  Post  nach  Skandinavien.  Nach  dem  Krim- 
kriege eröffnete  die  Wilson  Line  einen  Dienst  nach  Stettin,  Riga  und  Peters- 
burg. Während  des  deutsch-französischen  Krieges  wurde  die  Fahrt  nach 
Stettin  wieder  eingestellt,  aber  die  Verbindungen  mit  Deutschland  blieben 
durch  den  Triester  Dienst,  der  im  Jahre  1869  eingerichtet  worden  war,  auf- 
rechterhalten. Eine  weitere  Ausdehnung  bildete  die  Errichtung  des  Dienstes 
nach  dem  Schwarzen  Meer,  und  die  Eröffnung  des  Suez-Kanals  gab  der  Ge- 
sellschaft eine  Gelegenheit,  ihre  Linien  nach  Britisch- Indien  laufen  zu  lassen. 
Im  Jahre  1875  machte  die  Wilson  Line  einen  weiteren  großen  Fortschritt  durch 
die  Errichtung  eines  regelmäßigen  Verkehrs  von  der  Ostküste  Englands  aus 
nach  Boston  und  New  York.  Zu  gleicher  Zeit  wurde  die  Kalkutta-Linie 
aufgegeben,  aber  1883  wieder  durch  einen  Dienst  nach  Bombay  ersetzt. 
Im  Jahre  1878  waren  direkte  Verbindungen  mit  Hamburg,  Antwerpen  und 
Dünkirchen  aufgenommen  worden,  eine  Folge  der  Übernahme  der  Flotte 
der  Firma  Brownslow,  Marsden  &  Co.  Im  Jahre  1894  übernahm  die  Wilson 
Line  die  Küstenlinien  zwischen  Hüll  und  Newcastle  -  on  -  Tyne ,  1896 
wurde  ein  Dienst  zwischen  London  und  Boston  in  Verbindung  mit  der  Fur- 
ness  Line  und  der  Leyland  Line  eingerichtet.  Im  Jahre  1903  übernahm 
die  Wilson  Line  die  Flotte  der  Firma  Baily  &  Leethan,  Ltd.,  22  Dampfer 
mit  32  497  BRT.,  wodurch  sie  zum  größten  der  privaten  Schiffahrtskon- 
zerne wurde. 

Das  Kapital  der  Wilson  Line  betrug  2  Mill.  £,  eingeteilt  in  20  000  Ak- 
tien von  100  £,  und  war  fast  restlos  im  Besitze  der  Famiüe  Wilson^.  Außerdem 
waren  500  000  £  Schuldverschreibungen  im  Umlauf.  Der  Kaufpreis  wird 
auf  4  250  000  £  angegeben  und  wurde  in  bar  bezahlt^.  Maßgebend  für  den 
Verkauf  waren  die  Verluste  an  Schiffsmaterial,  die  Schwierigkeiten,  neue 
Tonnage  hierfür  zu  beschaffen,  und  der  Mangel  an  flüssigem  Kapital.  Mit 
Einschluß  der  Wilson  Line  kontrollierte  Eilermann  eine  Tonnage  von  ca. 
1  060  000  Tonnen^. 

Im  Jahre  1917  erwarb  Ellermann  den  beherrschenden  Anteil  an  der 
Arracan  Co.,  Ltd.,  einer  britischen  Firma  in  Birma,  die  im  Besitz  von  fünf 
Reismühlen  ist.  Außerdem  gehören  ihm  sämtliche  Aktien  —  100  000  £  — 
der  Ellermann  Rice  Mills,  Ltd.,  in  Birma,  die  das  deutsche  Unternehmen 
Dickmann  Brs.  &  Co.,  Ltd.,  mit  3  Reisfabriken  übernahm.  SchUeßlich  hat 
Ellermann  von  der  Regierung  zwei  weitere  Reismühlen  in  Pacht  erhalten^ 
und  beherrscht  somit  10  Reismühlen  in  Britisch-Birma  mit  einer  Jahres- 
produktion von  ca.  250  000  Tonnen,  für  deren  Verfrachtung  er  eine  eigene 
Linie  errichten  will. 

Das  Abhängigkeitsverhältnis  der  Untergesellschaften  zu  den  Eller- 
mann Lines  hatte  sich  Ende  1917  wie  folgt  gestaltet: 

1  „Fairplay".     J9.  Oktober  1916. 
»  „Fairplay".     21.  Dezember  1916. 
»  „Fairplay".     28.  September  1916. 
*  „Capital".    Kalkutta.     13.  Juli  1918. 
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Die  veröffentlichten  Jahresbilanzen  der  Eilermann  Lines  geben  nur  ein 
unklares  Bild  über  die  inneren  finanziellen  Verhältnisse  der  Gesellschaft, 
insbesondere  sind  die  erzielten  Gewinne  und  die  Gewinnverteilung  nicht 
ersichthch.  In  Tabelle  19  ist  der  Versuch  gemacht,  aus  den  Bilanzen  der 
letzten  Jahre  die  Hauptfaktoren  hervorzuheben. 

Die  finanzielle  Entwicklung  der  Ellermann  Lines  zeigt  ein  Anwachsen 
des  ausstehenden  Gesamtkapitals  der  Gesellschaft  von  2  438  530  £  im  Jahre 
1913  auf  3  050  000  £  im  Jahre  1914,  eine  Folge  der  Angliederung  der  Buck- 
nall  Steamship  Line.  Wenn  auch  die  erzielten  Gewinne  in  den  Bilanzen 
nicht  gesondert  aufgeführt  werden,  so  ergibt  sich  doch  aus  dem  Anwachsen 
des  Postens  Kreditoren,  der  die  Eückstellungen  für  die  Kriegsgewinnsteuer 
und  den  Saldo  aus  Gewinn-  und  Verlustrechnung  einschließt,  von  2  047  262  £ 
auf  6  251  715  £,  daß  das  Jahr  1916  ein  recht  einträgliches  gewesen  ist.  Der 
Buchwert  der  Flotte,  welcher  die  Beteiligungen  an  anderen  Schiffahrtsgesell- 
schaften einschließt,  zeigt  ein  Anwachsen  von  3  975  161  £  im  Jahre  1915 
auf  5  846  226  £  im  Jalire  1916,  eine  Folge  der  Übernahme  der  "Wilson  Line 
in  diesem  Jahre.  Die  Schiffe  selbst  stehen  zum  Friedenswerte  zu  Buch. 
Die  seit  dem  Jahre  1915  eingetretenen  Verluste  an  Tonnage  sind  nicht  an- 
gegeben, werden  jedoch  von  ,, Fairplay"  ^  auf  200  000  Tonnen  geschätzt. 

Die  von  den  Eilermann  Lines  und  ihren  Untergesellschaften  vor  dem 
Kriege  unterhaltenen  regelmäßigen  Linien  sind  folgende: 

1.  Ellermann   Lines,   Ltd.: 
a)OityLine. 
Glasgow  —  Liverpool  —  Malta,  Port  Said  —  Colombo,    Caicutta  (alle  zehn  Tage). 
Glasgow,  Liverpool  —  Caicutta  (direkt;  alle  zwölf  Tage). 
Glasgow,  Liverpool  — •  Bombay,  Karachi  (alle  zehn  Tage). 

b)    Ellermann    Line, 
Liverpool,  Swansea  —  Gibraltar,  Genua,  Livomo,  Neapel,  Brindisi,  Bari,  Ancona, 

I;  Triest,  Fiume,  Venedig. 
Liverpool,  Swansea  — •  Gibraltar,  Genua,  Livomo,  Neapel,  Palermo,  Meseina,  Ca- 

tania,  Brindisi,  Triest,  Fiume  und  Venedig. 
Liverpool  —  Gibraltar,  Malta,  Alexandrien. 

Liverpool  —  Gibraltar,  Malta,  Korfu,  Patras,  Syra,  Smyrna,  Konstantinopel,  Odessa. 
Liverpool  —  Lissabon,  Oporto  (wöchentlich). 
London  —  Oporto  (alle  zehn  Tage). 

c)    Hall   Line. 
Glasgow  und  Liverpool  —  Malabar  Küste  (via  Suez). 

Glasgow  und  Liverpool  — ■  Südafrika  (in  Verbindung  mit  der  Harrison  Line). 
Glasgow  und  Liverpool  — ■  Port  Said,  Häfen  des  Roten  Meeres  vind  Ostafrika. 
Liverpool  — ■  Bombay, 
liiverpool  — ■  Bombay  vmd  Karachi. 
Liverpool  — •  Karachi. 
Madras  —  Marseille  und  London. 
Malabar-Küste  —  Marseille  und  London. 
Karachi  — ■  Marseille  und  Liverpool. 

Karachi  —  Liverpool;  Bombay — 'Marseille  und  Liverpool;  Ostafrika, , Port-Sudan 
—  Marseille  und  London;  (sämtlich  via  Suezkanal). 

1  „Fairplay".     29.  November  1917. 
WeltyrtrtechaftUches  Archiv  Bd.  XV.  yXV 
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d)    Papayanni   Line. 
Liverpool  —  Tanger,  Algier,  Malta,  Alexandrien  (wöchentlich). 
Liverpool  — •  Algier,  Malta,  Syra,  Smyrna,  Konstantinopel  und  Odessa  (monatlich). 

e)    Westcott    &   Laurence   Linie. 
Tyne,  Antwerpen  und  London  — •  Malta  und  Ägypten. 
Tyne,  Antwerpen  und  Iioudon  —  Gibraltar,  Malta,  Alexandrien,  Konstantinopel  und 

Odessa. 
Tyne,  Antwerpen  und  London  —  Malta,  Piräus,  Saloniki,  Smyrna,  Konstantinopel, 

Schwarzes  Meer. 

2.  Shaw,   Savill    &   Albion   Company: 
London,  Plymouth  — ■  Teneriffa,  Kapstadt,  Hobart,  Neuseeland,  zurück  um  Kap 
Hom  über  Montevideo,  Rio  de  Janeiro,  Teneriffa  nach  Plymouth  und  London 
(monatlich). 

3.  Bück  n  all   Steamship   Company,   Ltd: 
London  —  Natal,  Delagoabai,  Baira  (vierzehn täglich). 
London  —  Kapstadt,  Mosselbai,  Algoabai,  East  London  (vierzehntäglich). 
Middlesbrough,  Hamburg,  Antwerpen  — •  Südafrika  (viermal  im  Monat). 
London,  Cardiff ,  Manchester  — ■  Häfen  des  Roten  Meeres  und  des  Persischen  Grolfs 

(monatlich). 
New  York  —  Australien,  Neuseeland. 
New  York  —  China  und  Japan. 
New  York  —  Britisch- Ostindien. 
New  York  —  Süd-  und  Ostafrika,  Madagaskar. 
Australien  —  London,  Dünkirchen,  Antwerpen. 
Australien  —  Südafrika. 
Calcutta,  Chittagong,  Rangun,    Colombo  —  New  York,  Boston  und  Philadelphia. 

4.  Wilson   Line: 
Grimsby — -Schweden  und  Norwegen. 
Huil  — '  Alexandrien. 
Hüll  —  Bombay  —  Kurrachee. 
Hüll  —  Boston  —  New  York. 
Hüll  —  Konstantinopel,  Noworoßijs  und  Odessa. 
Hüll  —  Kopenhagen. 
Hüll  —  Danzig. 
Hüll  —  Husum. 
Hüll  — •  Jersey. 
Hüll  — •  Königsberg. 
HuU  —  Libau  —  Windau  und  Riga. 
Hüll  —  Liverpool. 

Hüll  —  Neapel  —  Genua,  Livomo  -^  Marseille. 
Hüll  —  Newcastle. 
HuU  —  Neufahrwasser. 
Hüll  — New  Orleans. 
HuU  — •  Ronen. 

Hüll  —  St.  Petersburg  und  Reval. 
HuU  —  Algier  —  Sizilien  —  Adriatische  Häfen. 
HuU  —  Norwegen. 
HuU  —  Stettin. 

HuU  und  London  —  Stockholm  und  Norrköping. 
HuU  — •  Valencia. 
Hüll  und  Grimsby  —  Gotenburg. 
Hüll  und  London  — ■  Klristiansund  und  Kristiania. 
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Liverpool  und  Manchester  —  Norwegen,  Rußland. 
London  —  St.  Petersburg  —  Reval  und  Riga. 
London  —  Kopenhagen  und  Königsberg. 
London  — •  Sizilien  und  Adriatische  Häfen. 
Newcastle  —  Kopenhagen  und  Ostseehäfen. 
Swansea  —  Norwegen. 

Der   Furness-Konzern. 

Der  unter  der  Firma  von  Furness,  Withy  and  Company  stehende  Kon- 
zern ist  der  fünfte  der  großen  Gruppen.  Von  den  anderen  Konzernen  unter- 
scheidet er  sich  dadurch,  daß  er  sich  nicht  auf  das  Reedereigeschäft  be- 
schränkt, sondern  sich  vielmehr  mit  allen  Geschäften,  die  mit  der  Schiffahrt 
in  irgendeinem  Zusammenhang  stehen,  wie  Schiffsbefrachtung,  Versicherung, 
An-  und  Verkauf  von  Schiffen,  Kohlenlieferungen  usw.  befaßt.  Die  Grün- 
dung der  Furness,  Withy  and  Co.,  Ltd.,  erfolgte  im  Jahre  1891 
durch  Zusammenschluß  der  Reederei  Christopher  Furness  mit  der  Schiffs- 
bauwerft Edward  Withy  and  Co.  Durch  die  Angliederung  der  verschie- 
densten Unternehmungen,  wie  Schiffahrtsgesellschaften,  Schiffsbauwerften, 
Kohlengruben  usw.,  wurde  der  Gesellschaft  bald  eine  bedeutende  Ausdeh- 
nung gegeben.  Bereits  im  Jahre  1907  hatte  sie  eine  Anzahl  Beteiligungen, 
darunter  sämtliche  Aktien  der  bedeutenden  Schiffswerft  Irvine's  Ship- 
building  and  Dry  Docks  Company,  Ltd.,  in  Westhartlepool,  von  der  die 
Middleton  Shipyard  und  die  Harbour  Dockyard  betrieben  wird,  erworben. 
Diese  Werft  hatte  bereits  bis  Juli  1914:  20  Dampfer  im  Gesamtwerte  von 
1  355  000  £  für  den  Furness-Konzern  gebaut. 

Im  November  1907  erwarb  sodann  die  Furness,  Withy  and  Company, 
Ltd.,  die  aus  insgesamt  39  erstklassigen  Dampfern  bestehenden  Flotten  der 
Chesapeake  and  Ohio  Steamship  Company,  Ltd., 
und  der  British  Maritime  Trust,  Ltd.,  und  erhöhte  zu  diesem 
Zwecke  ihr  Grundkapital  auf  3  500  000  £.  Durch  diese  Ausdehnung  wurde 
sie  die  alleinige  Besitzerin  von  85  Dampfern  mit  insgesamt  235  581  BRT., 
und  mit  Einschluß  der  Beteiligungen  an  anderen  Schiffahrtsgesellschaften 
war  sie  bereits  Anfang  1908  die  größte  Frachtdampferreederei  Englands^. 

Im  Februar  1910  erfolgte  alsdann  der  Ankauf  der  7  Dampfer  der  Firma 
James  Mark  Wood  in  Liverpool,  die  im  Verkehr  nach  Ostasien 
tätig  waren.  Im  gleichen  Jahre  wurde  von  der  Firma  Walter  Scott  deren 
Anteil  an  der  Wingate  Coal  Company,  Ltd.,  60  000  Aktien,  gleich  einem 
Drittel  des  gesamten  Kapitals,  käuflich  erworben. 

Im  Jahre  1911  wurde  der  kontrollierende  Einfluß  an  der  Norfolk 
and  North  American  Steamship  Company,  Ltd.,  an 
der  Argentine  Cargo  Line  und  96%  des  Aktienkapitals  der 
Neptune  Steam  Navigation  Company  erworben.  Im 
gleichen  Jahre  wurde  durch  die  bereits  kontrollierte  British  Maritime  Trust, 
Ltd.,  die  Kontrolle  der  Richelieu  and  Ontario  Navigation 
Co.,    in  die  bald  darauf  die  Northern  Navigation  Company,  die  Inland 

1  Jahresbericht  der  Furness,  Withy  and  Co.,  Ltd.  „Fairplay".  30.  Juni  1908. 
„Nauticus".     1908.    S.  391—392. 
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Line,  Ltd.,  und  die  Niagara  Navigation  Company  eingebracht  wurden,  über- 
nommen. Diese  Gesellschaften  kontrollierten  einen  bedeutenden  Teil  des 
Fracht-  und  Passagierverkehrs  auf  den  großen  Kanadischen  Seen. 

Weiter  wurde  im  Jahre  1911  die  British  and  Argentine 
Steam  Navigation  Co.,  Ltd.,  für  den  Tr^.nsport  von  Gefrier- 
fleisch von  Südamerika  nach  England  gegründet.  Zunächst  wurden  6  große 
Fleischtransportschiffe  für  diesen  Verkehr  in  Dienst  gestellt.  Das  gesamte 
Aktienkapital   befindet   sich   in   Händen   der   Furness- Gesellschaft^. 

Dr.  Paul    Overzier,    Cöln. 


B.  Landverkehr. 

Chronik  der  Eisenbahnverkehrspolitik. 

Von  allen  Gesetzesbestimmungen,  welche  die  Eisenbahnen  be- 
treffen, dürfte  keine  eine  so  einschneidende  Wirkung  auf  das  Eisenbahn- 
wesen eines  Landes  haben,  wie  der  Artikel  89  der  neuen  deutschen 
Reichsverfassung,  in  dem  es  als  die  Aufgabe  des  Reishs  bezeichnet  wird, 
„die  dem  allgemeinen  Verkehr  dienenden  Eisenbahnen  in  sein  Eigentum 
zu  übernehmen  und  als  einheitliche  Verkehrsanstalt  zu  verwalten".  "W  ird 
doch  von  dieser  Bestimmung  das  größte,  bis  jetzt  eine  Einheit  bildende 
Verkehrsunternehmen  der  Welt,  die  preußischen  Staatseisenbahnen,  be- 
troffen und  dadurch  ein  noch  größeres,  einheitliches  Unternehmen  ge- 
schaffen, das  seinesgleichen  in  der  ganzen  Welt  nicht  wieder  findet.  Die 
Übernahme  der  Eisenbahnen  durch  das  Reich  soll 
bis  zum  1.  April  1921  durchgeführt  sein.  Neuerdings  wird  sogar  die  Über- 
nahme vor  diesem  Zeitpunkt  gefordert,  und  es  scheint,  als  ob  die  auf  dieses 
Ziel  gerichteten  Bestrebungen  und  Verhandlungen  Erfolg  haben  sollten. 
Durch  den  Übergang  der  Eisenbahnen  an  das  Reich  wird  auf  dem  Wege 
zum  Einheitsstaat,  den  dieses  nach  den  Absichten  der  jetzt  maßgebenden 
Richtung  bilden  soll,  ein  großer  Schritt  vorwärts  getan  sein,  und  darin  liegt 
die  große  politische  Bedeutung  dieser  Umwandlung,  die  vielleicht  ihre  Be- 
deutung für  das  A\'irtschaftsleben  noch  übertrifft.  L  ie  in  der  Hand  des  Reichs 
vereinigten  Eisenbahnen  werden  dann  einen  seiner  Grundpfeiler  bilden. 
Es  war  nicht  leicht,  das  Einverständnis  der  Gliedstaaten  zu  der  nunmehr 
Gesetz  gewordenen  Lösung  der  Eisenbahnfrage  herbeizuführen,  aber  es  ist 
schließlich  doch  gelungen,  eine  Übereinstimmung  aller  Staaten  mit  Eisen- 
bahnbesitz, einschließlich  der  zuletzt  noch  widerstrebenden  Regierung  von 
Bayern,  zu  erzielen.  Auch  auf  die  Privateisenbahnen  hat  das  Reich  nach 
der  neuen  Verfassung  insofern  seine  Hand  gelegt,  als  es  in  bezug  auf  das 
Recht  der  Länder,  Privatbahnen  zu  übernehmen,  an  deren  Stelle  tritt.  Ferner 
gehen  alle  staatlichen  Hoheitsrechte,  einschließlich  der  Enteignungsbefugnisse, 

1  Jahresbericht  1911/12.     „Fairplay".     11.  Juni  1912. 
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auf  das  Reich  über,  das  weiter  die  Verordnungen  zur  Regelung  des  Baues,  Be- 
triebes und  Verkehrs  erläßt.  Wo  das  Reich  die  Eisenbahnen  übernommen  hat, 
können  neue  Bahnen  nur  von  ihm  oder  mit  seiner  Zustimmung  gebaut  wer- 
den; wo  dies  noch  nicht  geschehen  ist,  kann  es  trotzdem  auch  gegen  den 
Widerspruch  der  betroffenen  Länder  Eisenbahnen,  die  für  den  allgemeinen 
Verkehr  oder  für  die  Landesverteidigung  für  notwendig  erachtet  werden, 
für  eigene  Rechnung  anlegen  oder  den  Bau  anderen  überlassen.  Eisen- 
bahnen, die  nicht  vom  Reich  verwaltet  werden,  sind  seiner  Aufsicht  unter- 
worfen; sie  sind  nach  gleichen  Grundsätzen  anzulegen  und  auszurüsten 
und  entsprechend  den  Anforderungen  des  Verkehrs  auszubauen.  Personen- 
und  Güterverkehr  sind  den  Bedürfnissen  entsprechend  zu  bedienen.  Auf 
gleichmäßige  und  niedrige  Tarife  ist  hinzuwirken. 

Abweichend  von  der  jetzigen  Stellung  der  Eisenbahnen  im  Staats- 
haushalt sollen  die  Reichseisenbahnen  als  selbständiges  wirtschaftliches 
Unternehmen  verwaltet  werden,  das  seine  Ausgaben,  einschließlich  Verzin- 
sung und  Tilgung  der  Eisenbahnschuld,  selbst  bestreiten  und  eine  Rücklage 
ansammeln  soll.  Um  diese  Bestimmung  der  Verfassung  durchzuführen, 
ist  die  Gründung  einer  Reichseisenbahngesellschaft  vorgeschlagen  worden. 
Zur  Mitwirkung  in  Angelegenheiten  des  Verkehrs  und  der  Tarife  sind  ent- 
sprechend den  jetzigen  Eisenbahnräten  Beiräte  einzurichten. 

In  Streitfällen  über  den  Umfang  der  an  das  Reich  übergehenden  Rechte 
entscheidet  der  Staatsgerichtshof,  der  auch  die  Bedingungen  der  Übernahme 
festsetzt,  falls  bis  zum  L  April  1920   keine  Verständigung  erzielt  ist. 

Gegenüber  diesen  Bestimmungen,  die  in  Artikel  89 — 96  und  171  der 
Verfassung  enthalten  sind,  tritt  die  Vorschrift  des  Artikels  7:  ,,Das  Reich 
hat  die  Gesetzgebung  über  die  Eisenbahn,  die  Binnenschiffahrt,  den  Ver- 
kehr mit  Kraftfahrzeugen  zu  Lande,  zu  Wasser  und  in  der  Luft,  sowie  den 
Bau  von  Landstraßen",  an  Bedeutung  zurück.  Ein  Entwurf  für  ein  Ge- 
setz über  die  Eisenbahnaufsicht  ist  der  Nationalversammlung  vorgelegt 
worden. 

Die  angeführten  Bestimmungen  der  Verfassung  nehmen  den  Glied- 
staaten viel  von  ihrer  Selbständigkeit;  es  ist  zu  wünschen  und  zu  hoffen, 
daß  dadurch  das  deutsche  Verkehrswesen  in  nutzbringender  Weise  aus- 
gestaltet wird;  ob  aber  dieses  Ziel  tatsächlich  erreicht  werden  wird,  kann 
unter  den  heutigen  Verhältnissen  zweifelhaft  sein. 

Im  Zusammenhang  mit  dem  Inkrafttreten  der  Reichsverfassung  steht 
die  Gründung  des  Reichsverkehrsministeriums,  in  dem 
sämtliche  dem  Reich  auf  dem  Gebiete  des  Verkehrs  obliegenden  Aufgaben, 
mit  Ausnahme  des  Postwesens,  vereinigt  sind.  Das  Reichsverkehrsmini- 
sterium, das  am  1.  Oktober  1919  seine  Tätigkeit  begonnen  hat,  hat  zunächst 
das  Reichseisenbahnamt  in  sich  aufgenommen;  neben  dessen  Geschäften 
liegt  ihm  die  Durchführung  der  Auflösung  der  Reichseisenbahnen  in  Elsaß- 
Lothringen,  die  Ausführung  des  Friedensvertrags,  soweit  das  Verkehrs- 
wesen davon  betroffen  wird,  und  die  Anbahnung  neuer  Beziehungen  von 
Staat  zu  Staat  ob.  Seine  Hauptaufgabe  besteht  aber  in  den  Vorbereitungen 
für  die  Übernahme  der  einzelstaatlichen  Aufgaben  durch  das  Reich.    Daß 
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dabei  Fragen  von  nicht  geringer  Bedeutung  auftreten  werden,  geht  schon 
daraus  hervor,  daß  es  sich  um  ein  Anlagekapital  von  etwa  20  000  000  000  Mk. 
und  um  ein  Personal  von  1  000  000  Menschen  handelt.  Erschwert  wird  die 
Lösung  dieser  Aufgabe  durch  die  üble  Finanzlage  des  Reichs  und  die  For- 
derungen der  Arbeiter  auf  Lohnerhöhungen,  die  ohne  Rücksicht  auf  die 
Wirtschaftlichkeit  des  Betriebes  erhoben  werden.  Nach  neuzeitlichen  An- 
schauungen, die  das  Mitbestimmungsrecht  der  Arbeiter  fordern,  werden  an 
den  Arbeiten  des  Reichsverkehrsministeriums  auch  die  Vereinigungen  des 
Eisenbahnpersonals  teilzunehmsn  haben;  hiervon  verspricht  sich  der  Mini- 
ster, wie  er  in  seiner  Einführungsrede  vor  der  Nationalversammlung  dar- 
gelegt hat,  die  Herbeiführung  einer  wirtschaftlichen  Betriebsweise  sowie 
eine  Beseitigung  des  jetzt  herrschenden  Geistes  der  Unzufriedenheit  und 
Unruhe. 

Wie  der  Friedensvertrag  das  ganze  deutsche  Wirtschafts- 
leben schwer  beeinträchtigt,  so  werden  von  ihm  auch  die  Eisenbahnen  hart 
betroffen.  Das  Deutsche  Reich  verliert  an  Eisenbahnen  diejenigen  von  Elsaß- 
Lothringen  im  Ausmiaß  von  1900  km,  Preußen  in  den  abzutretenden  Teilen 
etwa  8500  km  und  Bayern  in  der  Pfalz  90  km.  Für  die  Verbindung  zwischen 
dem  bei  Deutschland  verbleibenden  Ostpreußen  durch  das  an  Polen  verloren- 
gehende Westpreußen  wird  von  selten  Polens  wenigstens  vertragsmäßig 
völlige  Durchgangsfreiheit  zugesichert.  Die  verbleibenden  Reststrecken 
der  drei  preußischen  Direktionen,  deren  Hauptteile  an  Polen  fallen,  sind  zu 
einer  in  Berlin  errichteten  Direktion  der  Ostmark  zusammengefaßt  worden. 
Mit  den  abzutretenden  Eisenbahnstrecken  sind  auch  die  anteilig  auf  sie  ent- 
fallenden Betriebsmittel  abzugeben.  Der  Eisenbahnbesitz  und  die  aus  ihm 
herrührenden  Einnahmen  haften  den  Feinden  in  erster  Linie  mit  den  übrigen 
Einnahmequellen  und  dem  sonstigen  Staats-  und  Reichsbesitz  für  die  Kosten 
der  Wiedergutmachung,  deren  Tragung  der  Friedensvertrag  Deutschland 
auferlegt.  Bis  zu  einem  gewissen,  und  zwar  einem  sehr  weitgehenden  Grade 
verliert  Deutschland  ferner  durch  den  Friedensvertrag  die  Tarifhoheit. 
Ein-,  Aus-  und  Durchfuhrgüter,  die  aus  feindlichen  Ländern  kommen  oder 
nach  ihnen  gehen,  müssen  zu  den  günstigsten  Bedingungen  befördert  wer- 
den, die  für  den  Binnen-  und  sonstigen  Verkehr  gelten.  Jeder  Sondertarif, 
der  einen  deutschen  Verkehrszweig  fördern  soll,  kommt  also  auch  den  Feinden 
zugute.  Auch  in  bezug  auf  das  Alleinrecht  des  Staates,  Eisenbahnen  zu 
bauen,  sollte  sich  Deutschland  weitgehende  Einschränkungen  gefallen  lassen, 
doch  ist  diese  Bestimmung  aus  dem  endgültigen  Friedensvertrag  heraus- 
gelassen worden. 

Im  übrigen  steht  das  deutsche  Verkehrswesen  unter  dem  Zeichen  der 
Verkehrsnot,  die  auf  den  Kohlenmangel,  die  fehlende  Arbeitslust  und 
Widerspenstigkeit  weiter  Kreise  der  Arbeiterschaft  zurückzuführen  ist. 
Letztere  hat  wieder  infolge  der  dadurch  verursachten  geringen  Leistung 
der  Werksttätten  große  Knappheit  an  Betriebsmitteln  zur  Folge,  die  durch 
die  Abgaben  an  die  Feinde  noch  verschärft  worden  ist.  Die  Widerwilligkeit 
der  Arbeiter  hat  in  der  Mitte  des  Jahres  zu  Verkehrsstreiks,  nicht  nur  bei 
der  Eisenbahn,  ferner  im  Sommer  und  Herbst  zu  Unruhen  bei  den  Eisen- 
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bahndirektionen  Erfurt  und  Frankfurt  a.  M.  geführt,  und  der  Kohlenmangel 
hat  zahlreiche  Verkehrseiiischränkungen,  die  zeitweilige  Einführung  von 
Keiseerlaubnisscheinen,  vom  12.  Oktober  an  die  zeitweilige  Einstellung  des 
Schnellzugverkehrs  in  Ostdeutschland,  vom  19.  Oktober  an  die  Einstellung 
des  Personenverkehrs  an  Sonntagen,  einschränkende  Bestimmungen  in  bezug 
auf  den  Verkauf  von  Fahrkarten  und  als  einschneidendste  JMaßnahme  die 
vollständige  Unterbrechung  des  Personenverkehrs  in  der  Zeit  vom  5. — 15.  No- 
vember zur  Folge  gehabt.  Die  Sperre  des  Personenverkehrs  sollte  im  wesent- 
lichen dazu  dienen,  die  immer  mehr  schwindenden  Kohlenvorräte  der  Eisen- 
bahn aufzufüllen,  sowie  die  Beförderung  von  Kartoffeln  in  ausreichendem 
Maße  zu  ermöglichen.  Auch  der  Güterverkehr  ist  wiederholt  durch  Ein- 
stellung der  Annahme  von  Stückgütern  und  ähnliche  Maßnahmen  einge- 
schränkt worden.  Über  den  Grund  des  Kohlenmangels  werden  von  maß- 
gebenden Stellen  verschiedene  Angaben  gemacht;  er  wird  teils  auf  ein 
Sinken  der  Kohlenförderung  in  den  Bergwerken,  teils  auf  die  Schwierig- 
keiten, die  der  Abförderung  der  Kohlen  entgegenstehen,  zurückgeführt. 
Wahrscheinlich  wirken  beide  Gründe,  jeder  zu  seinem  Teil,  mit.  Um  dem 
Wagenmangel  abzuhelfen,  sind  durch  einen  Erlaß  der  Reichsregierung  die 
zur  Beförderung  von  Kohle,  Koks  und  Briketts  in  den  deutschen  Güter- 
wagenpark eingestellten  Privatgüterwagen  beschlagnahmt  worden.  Die 
schon  erwähnte  geringe  Leistungsfähigkeit  der  Werkstätten  ist  im  Laufe 
des  letzten  Jahres  immer  weiter  zurückgegangen.  Die  Erhöhung  der  Löhne 
hat  nicht  den  erwünschten  Erfolg  gehabt,  im  Gegenteil,  die  gleichmäßige 
Entlohnung  aller  oder  mindestens  großer  Gruppen  von  Arbeitern  hat  unter 
denjenigen,  die  hochwertige  Arbeit  leisten,  Verstimmung  hervorgerufen, 
und  es  erheben  sich  neuerdings  Stimmen,  welche  die  Bezahlung  nach 
Leistung  fordern,  also  zum  alten  Akkordlohn  oder  zu  einem  Prämien- 
system zurückkehren  wollen. 

Die  Durchführung  des  achtstündigen  Arbeitstages  ist  bei  den  Eisen- 
bahnen nicht  in  vollem  Umfang  möglich  gewesen.  Sie  hätte  namentlich 
für  den  Femverkehr  zu  große  Schwierigkeiten  gehabt.  An  seine  Stelle  i^ 
daher  bei  den  meisten  Verwaltungen  ein  208stündiger  Monat  getreten,  wo- 
bei die  einzelnen  Tagesschichten  meist  eine  Dauer  von  10  Stunden  erreichen 
dürfen. 

Von  einschneidender  Bedeutung  für  das  deutsche  Verkehrsleben  waren 
auch  die  Tariferhöhungen,  welche  die  letzte  Zeit  mit  sich  gebracht 
hat.  Seit  dem  1.  Oktober  wird  auf  die  am  1.  April  bereits  erhöhten  Fahr- 
preise ein  Zuschlag  von  50%  erhoben,  der  auch  auf  die  Gepäckfrachtsätze 
Anwendung  findet.  Gegenüber  den  Friedenspreisen  bedeuten  die  jetzigen 
Fahrpreise  eine  Steigerung  von  mehr  als  150%.  Die  vier  Klassen  kosten  jetzt 
4,5,  7,215,  11,97  und  27  Pf./km,  während  der  Friedenspreis  2,  3,  4,5  und 
7  Pf.  betrug.  Dazu  kommen  noch  die  stark  erhöhten  Schnellzugszuschläge. 
Um  die  Schnellzüge  im  Nahverkehr  zu  entlasten,  sind  verhältnismäßig  hohe 
Mindestpreise  für  Schnellzugkarten  eingeführt  worden.  Von  den  Tarif- 
erhöhungen sind  diesmal  auch  die  Dauerkarten  im  Vorortverkehr  betroffen 
worden;  im  Siedlungsverkehr  der  Großstädte  und  in  ähnlichen  Verkehrs- 
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beziehungen  beträgt  die  Steigerung  30%.  Daneben  ist  eine  Erleichterung 
dadurch  gewährt  worden,  daß  Wochenkarten  ohne  die  bisherigen  Beschrän- 
kungen, die  für  Arbeiterwochenkarten  galten,  eingeführt  worden  sind. 

Auf  die  Gütertarife  wird  ebenfalls  in  Preußen  seit  dem  1.  Oktober  ein 
Zuschlag  von  50%  erhoben;  die  Dauer  dieses  Zuschlags  ist  zeitlich  begrenzt; 
er  soll  mit  Ablauf  des  zweiten  AVirtschaftsjahres,  das  auf  den  Friedensschluß 
mit  der  letzten  Großmacht  folgt,  außer  Kraft  treten.  Mit  den  Gütertarifen 
sind  auch  die  Nebengebühren  sehr  beträchtlich,  z.  T.  bis  zu  100%  der  bereits 
vorher  gasteigarten  Sätze,  erhöht  worden.  Ganz  besonders  scharf  ist  in  dieser 
Beziehung  das  Wagenstandgeld  angefaßt  worden;  man  hofft  dadurch  den 
Wagenumlauf  sehr  erheblich  zu  beschleunigen  und  so  einen  der  Haupt- 
gründe für  die  Verkehrsnot  zu  beseitigen.  Zeitweilig  wurde  vom  dritten 
Tage  an  ein  Standgeld  von  100  Mk.  erhoben. 

An  neuen  Einrichtungen  in  bezug  auf  die  Leitung  des  Eisen- 
bahnbetriebes seien  die  Generalbetriebsleitungen  Ost,  West  und  Süd  in 
Berlin,  Essen  und  Würzburg  genannt.  Aus  der  Notwendigkeit  entstanden, 
gewisse  im  Krieg  aufgetretene  Störungen  zu  beseitigen,  ist  ihnen  die  Über- 
wachung der  Einheitlichkeit  der  Betriebsführung,  die  Ermittlung  der  Gründe 
von  Störungen  und  Betriebserschwernissen,  sowie  die  Anordnung  von  Ab- 
hilfmaßnahmen übertragen  worden.  Kurz  vor  ihrer  Errichtung  war  die  Kriegs- 
betriebsleitung aufgelöst  worden;  deren  Geschäfte  werden  nun  von  der 
Betriebsabteilung  im  preußischen  Ministerium  der  öffentlichen  Arbeiten 
unter  der  Firma  Oberste  Betriebsleitung  der  Deutschen  Staatseisenbahnen 
fortgesetzt. 

Auch  in  Deutsch-Österreich,  das  jetzt  amtlich  Österreich 
heißt,  sind  die  Eisenbahnen  schweren  Erschütterungen  ausgesetzt  gewesen. 
Die  im  Reichsrat  vertretenen  Länder  hatten  früher  ein  einheitliches,  reich 
gegliedertes  Eisenbahnnetz  von  etwa  30  000  km  Länge,  darunter  20  000  km 
Staatsbahnen  und  vom  Staate  betriebene  Bahnen.  Davon  ist  für  das  jetzige 
Österreich  nur  ein  Sechstel  übriggeblieben.  Die  großen  Durch gangslinien 
für  den  Fernverkehr  sind  bis  auf  die  Westbahn  von  den  Neustaaten  durch- 
geschnitten, und  Österreich  ist  für  den  Verkehr  auf  größere  Entfernungen 
auf  den  guten  Willen  seiner  Nachbarn  angewiesen.  Von  diesen  hängt  auch 
die  Zufuhr  von  Kohlen  ab.  Das  Recht  der  Meistbegünstigung,  das  den  Staaten 
der  Entente  und  ihren  Freunden  eingeräumt  worden  ist,  bedeutet  einen 
schweren  Eingriff  in  Österreichs  Rechte.  Die  Veränderung  der  Staatsform 
und  die  dadurch  verursachte  Verminderung  des  für  die  frühere  General- 
inspektion in  Frage  kommenden  Eisenbahnnetzes  auf  ein  Viertel  seines  ein- 
stigen Umfangs  haben  die  Auflösung  der  letztgenannten  Behörde  und  die 
Gründung  eines  Staatsamts  für  Verkehrswesen  zur  Folge  gehabt. 
Unter  den  ihm  zugewiesenen  Aufgaben  werden  besonders  erwähnt :  die  Neurege- 
lung der  Besoldungen,  die  Errichtung  eines  Verkehrsbeirats  und  die  Durch- 
führung der  das  Verkehrswesen  betreffenden  Bestimmungen  des  Friedens- 
vertrags. Neben  dem  Eisenbahnwesen  gehört  auch  das  Post-,  Telegraphen- 
und  Fernsprechwesen,  die  Binnenschiffahrt  und  der  Luft-  und  Kraftwagen- 
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verkehr  zu  seinem  Gescliäftsbereich.  Ebenso  werden  vom  Staatsamt  die 
Geschäfte  der  aufgelösten  Staatsbahndirektionen  wahrgenommen;  zugleich 
haben  aber  die  Verschiebungen  Anlaß  zur  Gründung  von  neuen  Direktionen 
gegeben.  Eine  weitere  Folge  der  politischen  Umwälzung  ist  die  Erörterung 
der  Frage  einer  „Entstaatlichung"  der  Eisenbahnen  gewesen. 

Der  Friedensvertrag  legt  Österreich  ähnliche  Beschränkungen 
auf  wie  dem  Deutschen  Reich.  Es  hat  sich  verpflichten  müssen,  für  Personen 
und  Güter,  die  aus  dem  Gebiet  der  feindlichen,  verbündeten  Mächte  kommen 
oder  dorthin  gehen,  freie  Durchfahrt  zu  gewähren.  Diese  Personen  und 
Güter  sind  in  jeder  Beziehung  wie  einheimische  zu  behandeln;  sie  müssen 
ebenso  wie  die  Durchfuhrgüter  alle  Erleichterungen  genießen,  die  Gütern 
gleicher  Art,  aber  anderer  Herkunft,  zuteil  werden.  Sie  dürfen  keinerlei  be- 
sonderen Gebühren  unterworfen  werden,  sind  auch,  was  Schnelligkeit  der 
Beförderung  anbelangt,  wie  österreichische  Güter  zu  behandeln.  In  bezug 
auf  die  Beförderungskosten  darf  Österreich  Tarifen  nicht  widersprechen,  die 
den  Zweck  haben,  den  Häfen  seiner  Feinde  dieselben  Vorteile  zu  sichern, 
wie  sie  für  seine  eigenen  Häfen  oder  die  seiner  Verbündeten  bestehen.  Durch 
den  Verlust  von  Triest  ist  Österreich  vom  Meere  abgeschnitten;  der  Friedens- 
vertrag sichert  ihm  dafür  freien  Zugang  zum  Adriatischen  Meere,  andrer- 
seits muß  aber  Österreich  die  Durchführung  tschecho-slowakischer  Züge  nach 
der  Adria  über  seine  Bahnen  dulden.  Auch  eine  Erneuerung  des  Brenner- 
abkommens ist  zugesagt,  Österreich  ist  aber  verpflichtet,  sich  der  neuen  Form 
zu  unterwerfen,  selbst  wenn  es  bei  den  Vorbereitungen  nicht  mitgewirkt  hat. 
Bis  zum  Abschluß  des  neuen  Internationalen  Übereinkommens  über  den 
Eisenbahnfrachtverkehr,  auf  den  noch  zurückzukommen  sein  wird,  hat 
Österreich  sich  nach  den  Bestimmungen  des  alten  zu  richten.  Die  ab- 
zutretenden Eisenbahnen  sind  in  gutem  Zustande  zu  übergeben,  Betriebs- 
mittel sind  dabei  anteilig  zu  überweisen.  Italien  hat  das  Recht,  den  Bau 
von  Eisenbahnen  über  den  Reschen  und  den  Predilpaß  zu  verlangen. 

Ohne  Streik  ist  es  auch  in  Österreich  nicht  abgegangen;  er  hat 
jedoch,  von  V/ien  ausgehend,  infolge  Ablehnung  von  selten  der  Kreise  außer- 
halb der  Hauptstadt  keinen  erheblichen  Umfang  annehmen  können.  Immer- 
hin bestand  das  Ergebnis  darin,  daß  der  Staatshaushalt  mit  einer  jähr- 
lichen Mehrausgabe  von  120  000  000  K  belastet  wurde. 

Sowohl  die  Personen-  als  auch  die  Güter  t  a  r  i  f  e  sind  in  Österreich 
sehr  erheblich  erhöht  worden.  Bei  den  ersteren  ist  man  dabei  anders  vor- 
gegangen als  in  Deutschland;  es  wird  nicht  ein  Zuschlag  zu  den  alten  Sätzen 
erhoben,  sondern  die  Fahrpreise  sind  auf  neuer  Grundlage  aufgebaut,  wo- 
bei namentlich  diejenigen  Reisenden  schonend  behandelt  worden  sind,  welche 
die  Eis'enbahn  zur  Fahrt  zwischen  Wohn-  und  Arbeitsort  benutzen.  Der 
Preis  der  3.  Klasse,  der  jetzt  16  Heller  beträgt,  ist  um  nahezu  50%  erhöht 
worden.  Die  Spannung  zwischen  den  Fahrpreisen  der  verschiedenen  Klassen 
ist  vergrößert  worden:  die  2.  Klasse  kostet  den  doppelten  Fahrpreis  der  3., 
die  1.  den  doppelten  Fahrpreis  der  2.  Dazu  kommt  noch,  daß  die  Schnell- 
zugspreise, die  früher  25%  höher  waren  als  die  der  Personenzüge,  jetzt  das 
anderthalbfache  jener  betragen.    Auch  die  Preise  der  Strecken-  und  Zeit- 
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karten  sind  neu  geregelt  worden:  die  Monatsstreckenkarten  kosten  jetzt 
150%  des  früheren  Preises,  die  Arbeiterfahrkarten,  die  wie  in  Deutscliland 
nicht  mshr  nur  an  Handarbeiter,  sondern  auch  an  geistige  Arbeiter  aus- 
gegeben werden,  75%  des  Preises  der  einstigen  Monatsstreckenkarten.  Sie 
können  auch  wochenweise  gelöst  werden.  Für  das  Reisegepäck  sind  ebenfalls 
erhöhte,  und  zwar  für  Personen-  und  Schnellzüge  verschiedene  Sätze  ein- 
geführt worden:  sie  betragen  185  und  285%  der  früheren  Preise. 

Die  Gütertarife  sind  seit  dem  15.  Oktober  gegenüber  den  bis  dahin  gül- 
tigen Sätzen  des  Lokaltarifs  um  150%  erhöht  worden.  Diese  Maßnahme  hat 
heftigen  Widerspruch  in  Gewerbskreisen  hervorgerufen.  Trotzdem  sind 
vom  1.  Dezember  an  die  Mindestfrachten  um  200%,  eine  Anzahl  andere 
Gebühren  um  200 — 300%  erhöht  worden.  Für  den  1.  Januar  1920  werden 
neue  Erhöhungen  angekündigt;  sie  sollen  für  Güter  und  Gepäck  150%,  für 
Personen  50%  betragen. 

Die  in  Österreich  ebenfalls  bestehende  Verkehrsnot  wird,  wie  in 
Deutschland,  auf  Wagenmangel  und  Kohlenknappheit  zurückgeführt.  Da 
auf  letztere  in  Österreich  kein  Einfluß  ausgeübt  werden  kann,  sucht  man 
ersteren  zu  bekämpfen,  indem  man  das  Wagenstandgeld  auf  2  K  für  die 
Stunde  für  die  ersten  48  Stunden  nach  Ablauf  der  standgeldfreien  Zeit,  auf 
6  K  für  die  Stunde  für  weitere  5  Tage  und  auf  12  K  für  eine  7  Tage  über- 
schreitende Frist  festgesetzt  hat. 

Was  den  Verkehr  anbelangt,  so  sind  in  Österreich  zahlreiche  Einschrän- 
kungen nötig  gewesen,  namentlich  ist  zeitweilig  die  Annahme  von  Gütern 
gesperrt  worden,  und  nur  für  bestimmte  Güter,  Lebensmittel  und  Brenn- 
stoffe, ist  eine  Ausnahme  von  dieser  Sperre  gemacht  worden.  Erst  neuerdings 
werden  wieder  Stückgüter  zur  Beförderung  angenommen.  Im  Personenverkehr 
ist  namentlich  der  Verkehr  von  Schnellzügen  eingeschränkt,  teilweise  sogar 
ganz  eingestellt  worden,  an  Sonntagen  ruht,  wie  in  Deutschland,  der  Per- 
sonenverkehr vollständig.  Andrerseits  sind  aber  Verkehrsbeziehungen,  die 
lange  unterbrochen  waren,  wieder  aufgenommen  worden;  so  verkehrt  seit 
Ende  Juni  wieder  ein  Schnellzugpaar  zwischen  Wien  und  Triest.  Der  Ser- 
bisch-Kjoatisch- Südslavische  Staat  hat  Österreich  Durchgangsfreiheit  für 
Personen  und  Güter  zugestanden.  Auch  der  Güterverkehr  mit  Triest  ist  von 
einigen  Beschränkungen  befreit  worden.  Der  Verkehr  über  den  Brenner  ist 
wieder  aufgenommen  worden;  Italien  stellt  in  Aussicht,  diesen  Verkehr  zu 
bevorzugen  und  dafür  den  über  die  Gotthardbahn  einzuschränken.  Hiermit 
will  die  Beschränkung  des  deutsch-italienischen  Güterverkehrs  auf  die  Wege 
über  den  Gotthard  und  über  Tarvis,  also  die  noch  bestehende  Sperrung 
des  Brenners  für  diesen  Verkehr,  nicht  recht  zusammenstimmen.  Der  Durch- 
fuhrverkehr durch  Österreich  ist  seit  Oktober  wieder  freigegeben,  ausgenom- 
men sind  davon  nur  Heeresausrüstung  und  Monopolgegenstände.  Auch 
zwischen  Polen  und  Österreich  ist  ein  durchgehender  Güterverkehr  eröffnet 
worden.  Der  Verkehr  mit  Polen,  sowie  mit  den  serbisch-kroatisch-südslavi- 
schen  Bahnen  unterliegt  jedoch,  wie  fast  aller  politische  Grenzen  über- 
schreitender Güterverkehr,  noch  gewissen  Beschränkungen  in  bezug  auf  die 
Zulässigkeit  von  Nachnahmen  und  dergleichen. 
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Von  den  auf  dem  Boden  der  ehemaligen  österreichisch-ungarischen 
Monarchie  entstandenen  Staaten  ist  im  wesentlichen  dasselbe  zu  berichten 
wie  von  ihrem  Stammland.  Sie  haben  alle  ihre  Tarife  erhöht  und  mit  ihren 
Nachbarn  Verträge  abgeschlossen,  welche  die  abgebrochenen  Verkehrsbezie- 
hungen wieder  anbahnen  sollen.  Im  tschecho-slowakischen  Gebiet 
sind  vom  I.Juli  an  die  Lokalgütertarife  der  Staatsbahnen  verdoppelt  worden, 
nachdem  schon  vorher  beträchtliche  Erhöhungen  vorgenommen  worden 
waren.  Dazu  kommt  noch  die  Aufhebung  von  Ausnahme tarifen,  die  Einfüh- 
rung eines  ,, Betriebskostenzuschlags",  ferner  die  Erhöhung  der  Lagergelder 
um  300%  und  des  AV'agenstandgelds  um  100%.  Was  das  für  Folgen  haben 
kann,  dafür  nur  ein  Beispiel.  Die  Skoda- Werke,  der  böhmische  Krupp,  be- 
rechnen ihre  Mehraufwendungen  infolge  der  Tariferhöhungen  auf  5  000  000  K ; 
sie  können  aber  einen  Teil  dieses  Betrags  ersparen,  indem  sie  z.  B.  in  der  Rich- 
tung nach  Wien  über  Bayern  auf  einem  um  120  km  längeren  "Wege  auf  Nach- 
barbahnen für  je  10  Tonnen  11  K  weniger  zu  zahlen  haben.  Die  Erhöhung 
des  Tarifs  zieht  auf  diese  Art  eine  Mehrbelastung  der  Eisenbahnen  nach  sich. 
^J  Die  Personenfahrpreise  sind  in  der  Tschecho-Slowakei  so  geregelt,  daß 
an  Stelle  der  Fahrpreise  der  3.  Klasse  diejenigen  der  2.  Klasse,  an  Stelle 
derjenigen  der  2.  die  der  1.  Klasse  erhoben  werden.  Der  Preis  für  die  1.  Klasse 
ist  verdoppelt  worden.  Auch  die  Arbeiterkarten  und  die  Gepäckbeförderung 
sind  um  50%  verteuert  worden.  Eine  Neuregelung  aller  Tarife  und  des  ge- 
samten Betriebsrechts  ist  in  Vorbereitung,  ebenso  die  Verstaatlichung  der 
böhmischen  Privatbahnen. 

[^^Zwischen  der  Tschecho-Slowakei  und  Südslavien  ist  eine  Vereinbarung 
getroffen  worden,  wonach  zwischen  beiden  Staaten  ein  durchgehender 
Wagenladungsverkehr  zugelassen  ist.  Er  unterliegt  einer  Anzahl  von  Be- 
schränkungen, ist  aber  immerhin  gegen  den  vorherigen  Zustand  eine  Ver- 
besserung. Die  Beförderung  erfolgt  nach  den  Bestimmungen  des  Internatio- 
nalen Übereinkommans,  wenn  auch  dessen  Gültigkeit  der  Form  nach  aus- 
geschlossen ist. 

Der  südslavische  Staat  hat  die  in  Kroatien  und  Slavonien 
gelegenen  Strecken  der  ungarischen  Staatsbahnen  übernommen  und  der 
Generaldirektion  in  Agram  unterstellt.  Dabei  sind  sämtliche  Verbandstarife 
außer  Kraft  gesetzt  worden;  diese  einseitige  Maßnahme  hat  besonders  in 
Ungarn  zu  heftigem  Widerspruch  Anlaß  gegeben.  Die  jetzigen  Beförderungs- 
preise sind  etwa  300%  höher  als  der  frühere  Ortsgütertarif.  Dem  neugegrün- 
deten Verkehrsministerium  in  Belgrad  sind  alle  Bahnen  von  Serbien,  Kroa- 
tien und  Slavonien  unterstellt.  Zur  Überwachung  der  Privatbahnen,  nament- 
lich der  Südbahn,  auf  slovenischem  Gebiet  ist  in  Laibach  vorübergehend  ein 
,, Kommissariat  des  Verkehrsministeriums"  errichtet  worden.  Das  Eisenbahn- 
netz ist  in.  fünf  Direktionsbezirke  eingeteilt;  neuerdings  sind  aber  die  Direk- 
tionen in  Laibach  und  Agi^am  zu  einer  Direktion  mit  dem  Sitz  in  Agram 
vereinigt  worden.  Aus  einer  die  Organisation  regelnden  Verordnung  ist 
besonders  die  Bestimmung  bemerkenswert,  daß  das  Eisenbahnpersonal  der 
Militärgerichtsbarkeit  untersteht;  dies  läßt  auf  eine  weitgehende,  durch  die 
Unbotmäßigkeit  der  Bediensteten  herbeigeführte  Zerrüttung  des  Eisenbahn- 


374*  Chronik  und  Arohivalien. 

betriebes  schließen.  Eine  amerikanische  Abordnung,  die  kürzlich  in  Belgrad 
eingetroffen  ist,  soll  die  einschlägigen  Verhältnisse  zunächst  untersuchen 
und  dann  die  "Wiederherstellung  der  Ordnung  herbeiführen. 

Der  tschecho-slowakische  Staat,  der  unter  einem  ganz  außerordent- 
lichen AVagenmangel  leidet,  hat  die  Wagengemeinschaft  mit  Österreich, 
Polen  und  Südslavien  gekündigt;  infolgedessen  wird  es  nötig  werden,  daß 
sich  diese  Staaten  über  die  Zuteilung  ihrer  Wagen,  die  bisher  unter  ihnen  frei- 
zügig waren,  einigen.  Das  Staatsamt  für  Verkehrswesen  hat  eine  Besprechung 
aller  früher  zur  Donaumonarchie  gehörigen  Staaten  über  Verkehrsfragen  an- 
geregt, bei  der  auch  die  Wagenfrage  geregelt  werden  soll.  Dadurch,  daß  Öster- 
reich jetzt  nur  von  ihm  feindlichen  btaaten  umgeben  ist,  die  ihm  seine 
•  Güterwagen  entziehen,  ist  die  Knappheit  an  Betriebsmitteln  dort  ganz  be- 
sonders drückend  geworden.  Ein  unter  Leitung  eines  englischen  Fach- 
manns tagender  Ausschuß,  in  dem  die  „alliierten  und  assoziierten"  Mächte 
und  die  ehemals  zu  Österreich  gehörigen  Neustaaten  vertreten  sind,  wird  unter 
den  Betriebsfragen,  zu  deren  Regelung  er  eingesetzt  ist,  voraussichtlich 
auch  die  Versorgung  Österreichs  mit  Güterwagen  behandeln. 

In  Böhmen  schweben  Erörterungen  wegen  der  Übernahme  der  Staats- 
bahnen durch  ein  englisches  Unternehmen,  doch  scheint  letzteres  wegen 
des  schlechten  Zustandes  der  Bahnen  von  seinem  Vorhaben  wieder  absehen 
zu  wollen.  Mittlerweile  hat  der  Staat  die  Verpflichtung  seines  Rechtsvor- 
gängers gegenüber  den  staatlich  unterstützten  Bahnen  übernommen.  Er 
hat  ihnen  dabei  vorgeschrieben,  daß  sie  den  Sitz  ihrer  Verwaltung  nach 
Prag  verlegen  und  zu  Mitgliedern  des  Verwaltungsrats  nur  Tschecho-Slo- 
waken  wählen.  Das  an  diesen  Bahnen  am  meisten  beteiligte  „Kreditinstitut 
für  Verkehrsunternehmungen"  hat  daraufhin  seine  Geschäfte  dem  tschecho- 
slowakischen Ministerium  übertragen. 

Der  durchgehende  Verkehr  zwischen  Tschecbo-Slowakien  und  Frank- 
reich ist  durch  ein  Abkommen  zwischen  beiden  S'taaten  für  ^^'agenladungen 
zugelassen;  sie  müssen  über  Österreich  nach  Buchs  und  weiter  durch  die 
Schweiz  geleitet  werden.  Die  Bestimmungen  des  Internationalen  Überein- 
kommens sind  zwar  in  sachlicher  Beziehung  für  diesen  Verkehr  maßgebend, 
wie  auch  bei  den  meisten  anderen  durchgehenden  Wagenladungen  der  Neu- 
staaten auf  österreichischem  Boden,  im  Frachtbrief  muß  aber  der  Hin- 
weis darauf  gestrichen  werden. 

Zwischen  Tschecho-S Iowakien  und  Ungarn  ist  ein  Abkommen  ge- 
troffen worden,  wonach  der  durchgehende  Güterverkehr,  wenigstens  für  'Wa- 
genladungen,  widerruflich  unter  gewissen  Beschränkungen  zugelassen  ist. 
Ebenso  sind  Verträge  mit  Rumänien  geschlossen  worden  wegen  eines  durch- 
gehenden Verkehrs,  sowohl  für  Güter,  als  auch  für  Personen  und  Gepäck, 
sowie  Expreßgut  über  Siebenbürgen.  Mit  Polen  besteht  seit  dem  1.  Oktober 
ein  durchgehender  Güterverkehr.  Mit  Italien  ist  neben  einem  durchgehenden, 
bereits  seit  einiger  Zeit  bestehenden  Verkehr  über  Österreich  auch  ein  solcher 
über  Bayern  und  den  Brenner  eingerichtet  worden. 

Ungarn  hat  mit  der  Ukraine  ein  Abkommen  getroffen,  wonach  zwi- 
schen den  Staatsbahnen  beider  Länder  ein  Durchgangsverkehr  mit  gewissen 
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Beschränkungen  möglich  ist.  Die  Tarife  sind  in  Ungarn,  wo  übrigens  zur 
Leitung  des  Eisenbahnwesens  ein  „Direktorium"  ins  Leben  gerufen  worden 
ist,  um  200%  erhöht  worden;  dabei  sind  die  bestehenden  Fahrgebühr-  und 
sonstigen  Transportbegünstigungen  außer  Kraft  gesetzt  worden.  .  i  p?  'f^-^ 
D^r  neugegründete  Staat  Polen  beginnt  sein  A\'irtschaftsleben  mit 
derselben  Eisenbahnnot,  die  in  den  ihn  umgebenden  älteren  Staaten  herrscht. 
Polen  ist  von  jeher  schlecht  mit  Eisenbahnen  versehen  gewesen,  und  zu  den 
dadurch  verursachten  Mängeln  seines  Verkehrswesens  kommt  noch  das  Fehlen 
von  Betriebsmitteln,  die  schon  im  Frieden  auf  der  Warschau-^^  iener  Eisen- 
bahn häufig  knapp  waren.  Man  hofft  zur  Abhilfe  der  Wagennot  auf  die  Unter- 
stützung Amerikas.  Mit  Deutschland  ist  der  Güterverkehr  eröffnet  worden; 
er  richtet  sich  nach  den  Bestimmungen  des  Internationalen  Übereinkommens, 
unterliegt  aber  gewissen  Einschränkungen.  Dagegen  ist  beim  Verkehr  mit 
Tschecho-Slowakien,  der  auch  zugelassen  ist,  das  Internationale  Überein- 
kommen ausdrücklich  ausgeschlossen. 

'■  1 
Italien    leidet  ebenso  wie  die  bisher  genannten  Länder  an  Kohlen- 

kiiapphcit  und  ihren  Folgen.  Die  monatliche  Zufuhr  aus  England  und  Ame- 
rika, den  einzigen  Kohlen  quellen  dieses  Landes,  reicht  kaum  zur  Deckung 
des  Bedarfs  der  Eisenbahnen,  geschweige  denn  der  sonstigen  Kohlenver- 
braucher aus.  Die  Staatsbahnen  haben  schon  im  letzten  Kriegsjahr  einen 
Fehlbetrag  von  540  Mill.  gehabt;  darüber  herrscht  im  Lande  große  Beun- 
ruhigung.   Die  Folge  sind  auch  dort  wiederholte  Tariferhöhungen  gewesen. 

Von  allen  Ländern  hat  sicher  Frankreich  unter  dem  Krieg  am 
schwersten  zu  leiden  gehabt,  und  sein  Verkehrswesen  ist  davon  nicht  ver- 
schont geblieben.  Es  besteht  auch  dort  große  Verkehrsnot,  deren  Gründe 
dieselben  sind  wie  in  den  anderen  Ländern.  Die  Lage  wird  als  geradezu 
trostlos  geschildert.  Die  Aufhebung  der  Beschränkungen,  welche  der  Krieg 
dem  Verkehr  auferlegt  hat,  vermochte  die  Verkehrsnot  nicht  zu  beseitigen. 
DerKohlenmangel  ist  so  groß, daß  derPersonenverkehr  stark  hat  eingeschränkt 
werden  müssen.  Für  Benutzung  von  Schnellzügen  ist  ein  Dringlichkeitsaus- 
weis erforderlich.  ^^ eitere  Verkehrsbeschränkungen  sind  zu  erwarten.  Er- 
schwerend tritt  zu  den  genannten  Umständen  noch  die  Zerstörung  großer 
Teile  des  Eisenbahnnetzes  im  Osten  und  Norden  des  Landes,  die  allerdings 
nunmehr  zum  großen  Teil  wenigstens  soweit  wieder  beseitigt  sind,  daß  alle 
Bahnhöfe  im  Bereich  der  N'ordbahn  und  alle  Strecken  bis  auf  22  km  Anfang 
Dezember  wieder  in  Betrieb  waren.  Die  Ostbahn  ist  in  dieser  Beziehung  noch 
etwas  weiter  zurück,  doch  nähern  sich  bei  ihr  die  Wiederherstellungs- 
arbeiten ebenfalls  der  Vollendung.  Der  Achtstunden-Arbeitstag  ist  auch  in 
Frankreich  gefordert  worden,  etwa  200  000  Angestellte  der  Eisenbahnen 
sollen  ihn  bereits  genießen,  was  von  ihnen  aber  bestritten  wird.  Allgemein 
soll  er  nach  und  nach  eingeführt  werden.  Die  Folge  davon  wird  nach  Ansicht 
der  Verwaltung  eine  Vermehrung  des  Personals  um  nahezu  50%  sein,  was 
wiederum  eine  Erhöhung  der  Tarife  zur  Folge  haben  muß.  Diese  sind  schon 
früher  um  25%  erhöht  worden,  und  eine  weitere  Steigerung  um  nochmals 
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25%  ist  in  Aussicht  genommen.  Die  meisten  Eisenbahngesellschaften  haben 
in  den  letzten  Jahren  mit  großen  Fehlbeträgen  gearbeitet,  die  wegen  der  vom 
Staat  übernommenen  Gewährleistung  für  die  Verzinsung  des  Anlagekapitals 
diesem  zur  Last  fallen.  Von  selten  der  Arbeiter  wird  mit  Nachdruck  die 
Verstaatlichung  aller  Eisenbahnen  verlangt.  Trotz  des  großen  Mangels  an 
Güterwagen,  der  einer  der  Hauptgründe  für  die  Verkehrsnot  ist,  sind  zwischen 
einer  französischen  Privatgesellschaft  und  dem  österreichischen  Staat  Ver- 
handlungen wegen  des  Verkaufs  von  Güterwagen  nach  Österreich  angeknüpft 
worden;  die  französische  Kegierung  hat  aber  die  Genehmigung  zur  Aus- 
fuhr versagt. 

In  England  dasselbe  Bild  wie  in  den  anderen  Ländern:  Verkehrsnot, 
Streik,  Tariferhöhungen.  Derdortige  StreikEnde  Septemberwarsogar  ein  Gene- 
ralstreik aller  Eisenbahner;  er  wird  von  der  englischen  Presse  als  der  größte 
'\\'irtschaftskampf  bezeichnet,  den  England  je  erlebt  hat.  Verschiedene 
Gewerbezweige  haben  dabei  den  Betrieb  einstellen  müssen.  Die  Versorgung 
der  Bevölkerung  mit  Lebensmitteln  war  stark  gefährdet;  sie  wurde  durch 
Lastkraftwagen  aufrechterhalten.  Als  Grund  für  den  Streik  wurden  von  den 
Arbeitern  Lohnfragen  angegeben,  doch  scheint  der  Streik  mehr  politische 
Gründe  gehabt  zu  haben.  Die  öffentliche  Meinung  war  gegen  die  Streikenden, 
und  aller  Orten  meldeten  sich  Frei^^illige,  die  bereit  waren,  deren  Arbeit  zu 
übernehmen.  Infolgedessen  wäre  der  Streik  zusammengebrochen,  wenn  nicht 
die  Arbeiter  noch  vorher  ein,;elenkt  hätten.  Nachdem  sie  erst  Verhandlungen 
abgelehnt  hatten,  erklärten  sie  sich  schließlich  bereit,  in  Unterhandlungen 
einzutreten;  es  kam  zu  Besprechungen,  und  am  9.  Tage  wurde  der  Streike 
eingestellt.  Der  Sieg  war  auf  Seiten  der  Kegierung,  die  Zugeständnisse  an 
die  Arbeiter  waren  aber  det'art,  daß  sie  ihn  als  einen  ehrenvollen  Vergleich 
ansahen. 

Während  des  Krieges  sind  in  England  viele  Verkehrsbeschränkungen 
eingeführt,  Bahnhöfe  geschlossen,  Züge  aufgelassen  worden.  Die  Personen- 
tarife sind  teilweise  erhöht,  die  Gütertarife  aber  allgemein  in  ihrer 
Friedenshöhe  belassen  worden.  Dadurch  wurde  eine  starke  Überlastung 
der  Eisenbahnen  herbeigeführt.  Während  nämlich  früher  ein  großer  Teil 
des  englischen  Binnenverkehrs  der  Küstenschiffahrt  zufiel,  haben  die 
Versender  in  der  letzten  Zeit  diesen  Verkehr  vollständig  der  Eisenbahn  zu- 
gewiesen, weil  die  Tarife  der  Schiffahrt  stark  erhöht  worden  sind,  so  daß 
die  Beförderung  zu  Lande  billiger  war.  Dies  hat  zu  so  großen  Unzuträglich- 
keiten geführt,  daß  die  Regierung  die  Benutzung  der  Eisenbahn  für  gewisse 
Güter  untersagt  und  diese  auf  die  Küstenschiffahrt  verwiesen  hat.  Um 
aber  die  an  diesem  Verkehr  beteiligten  Kreise  dadurch  nicht  zu  schädigen, 
werden  ihnen  die  Mehrkosten  erstattet,  die  durch  die  Beförderung  ihrer  Güter 
zur  See  entstehen. 

Überall  liegt  der  Schwerpunkt  der  hier  zu  besprechenden  Ereignisse 
auf  dem  Gebiet  der  Gesetzgebung.  Nach  schweren  Kämpfen  im 
Parlament  ist  dort  ein  Gesetz  angenommen  worden,  welches  das  eng- 
lische Verkehrswesen  auf  eine  vollständig  veränderte  Grundlage  stellen 
soll.      Das   Gesetz    schreibt    die    Einrichtung    eines  Verkehrsministeriums 
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vor,  dem  nicht  nur  die  Eisenbalinen,  sondern  auch  die  Straßen,  Kanäle, 
Binnenhäfen  usw.  unterstellt  sind.  Bekanntlich  sind  die  englischen  Eisen- 
bahnen im  Kriege  vom  Staate  in  der  Form  übernommen  worden,  daß  die 
Eisenbahngesellschaften  den  Betrieb  in  der  Hand  behalten  haben,  der  Staat 
aber  die  oberste  Leitung  hatte;  Einnahmen  und  Ausgaben  gingen  dabei  zu- 
gunsten und  Lasten  des  Staates,  der  als  Entgelt  den  Eisenbahngesellschaften 
die  Einkünfte  des  Jahres  1913  gewährleistete.  Dafür  sind  andrerseits  alle 
Kriogstransporte  des  Staates  ohne  Bezahlung  ausgeführt  worden.  Dieser 
Zustand  soll  noch  zwei  Jahre  bestehen  bleiben.  A^'ährend  dieser  Zeit  muß 
der  Verkehrsminister  Vorschläge  für  die  Neuregelung  des  Eisenbahnwesens 
machen.  Ob  die  Eisenbahnen  dann  den  Gesellschaften  zurücküberwiesen 
oder  ob  sie  verstaatlicht  werden,  darüber  ist  bis  jetzt  nach  den  Nachrichten, 
die  immer  noch  spärlich  und  unregelmäßig  aus  England  eingehen,  keine 
Entscheidung  getroffen.  Ihre  Verstaatlichung  ist  eine  alte  Forderung  der 
englischen  Arbeiterpartei;  sie  begegnet  aber  bei  anderen  Parteien  sehr  erheb- 
lichem Widerstand.  Auf  die  Durchführung  ist  natürlich  die  Geldfrage  von  sehr 
erheblichem  Einfluß.  Die  Übernahme  würde,  nach  dem  25fachen  der  Ein- 
nahmen berechnet,  etwa  1,2  Milliarden  £  erfordern,  die  durch  Ausgabe  von 
Staatspapieren  zu  5%  beschafft  werden  müßten.  Da  aber  die  Eisenbahnen 
nach  der  angedeuteten  Berechnung  nur  4%  einbringen,  ihre  Ausgaben  außer- 
dem wie  in  allen  anderen  Ländern  steigen,  würde  die  Übernahme  der  Eisen- 
bahnen durch  den  Staat  sehr  erhebliche  dauernde  Lasten  für  das  Land  zur 
Folge  haben. 

Im  übrigen  ist  eins  der  Hauptziele  des  neuen  Gesetzes  der  Wegfall  des 
Wettbewerbs  unter  den  verschiedenen  Eisenbahngesellschaften,  der  durch 
eine  einheitliche  Leitung  beseitigt  werden  soll.  Eine  besonders  auffallende 
Neuerung  ist  die  Einsetzung  eines  Eisenbahnbeirats.  Solche  Eisenbahnbeiräte 
waren  bisher  eine  Eigenheit  der  Länder  mit  Staatsbetrieb  der  Eisenbahnen. 
Der  englische  Eisenbahnbeirat  soll  sich  zunächst  mit  einer  Neuregelung  der 
Gütertarife  beschäftigen,  die  im  wesentlichen  in  einer  Erhöhung  der  gel- 
tenden Sätze  bestehen  wird.  Seine  Mitglieder  werden  von  den  verschiedenen 
Ministerien  berufen. 

Der  achtstündige  Arbeitstag  ist  in  England  am  1.  Februar  eingeführt 
worden.  Neben  ihm  besteht  noch  die  Forderung  einer  44-  bis  47stündigen 
Woche.  Er  scheint  sogar  bei  den  Eisenbahnen  sehr  streng  gehandhabt  zu 
werden  und  hat  für  die  Kegelung  des  Betriebes  große  Schwierigkeiten  zur 
Folge  gehabt. 

Die  Ereignisse  der  letzten  Jahre  haben  den  Entwurf  eines  Tunnels 
unter  dem  Kanal  zur  Herstellung  einer  durchgehenden  Schienenverbindung 
zwischen  England  und  Frankreich  wieder  in  den  Vordergrund  gerückt. 
Die  Bedenken,  die  von  militärischer  Seite  gegen  ihn  erhoben  worden  sind, 
gelten  jetzt  als  im  wesentlichen  hinfällig,  und  so  scheint  es  denn  nicht  aus- 
geschlossen, daß  der  Kanaltunnel  demnächst  ausgeführt  wird. 

Ähnlich  wie  in  England  liegen  die  Verhältnisse  in  den  Vereinig- 
ten Staaten;  auch  dort  hat  die  Kegierung  die  Eisenbahnen  während 
des  Krieges  übernommen.    Die  endgültige  Kegelung  der  einschlägigen  Ver- 
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hältnisse  bereitet  ungeheure  Schwierigkeiten;  so  weit  bis  jetzt  bekanntge- 
worden, ist  eine  Entscheidung  darüber,  was  geschehen  soll,  noch  nicht 
getroffen.  All3rdings  hat  Wilson  schon  einmal  erklärt,  daß  die  Eisenbahnen 
Ende  1919  ihren  Eigentümern  zurückgegeben  werden  sollen,  während  das 
Gesetz  vom  Dezember  1917,  das  den  Staatsbetrieb  anordnete,  als  Endpunkt 
für  diesen  den  21.  Monat  nach  Friedensschluß  vorsah;  bei  einer  anderen  Ge- 
legenheit hat  der  Generaldirektor  der  Eisenbahnen  angekündigt,  daß  der 
Staatsbetrieb  bis  zum  1.  Januar  1924  beibehalten  werden  müsse,  was  von 
vielen  Seiten  so  aufgefaßt  wurde,  daß  damit  ein  Dauerzustand  eingeleitet 
werden  solle.  Die  Neuregelung  des  Eisenbahnwesens  wird  jedenfalls  die  be- 
teiligten Kreise  noch  vor  manche  schwer  zu  lösende  Aufgabe  stellen,  möge 
man  sich  nun  für  Rückkehr  zum  Privatbetrieb  oder  für  Beibehaltung 
des  Staatsbetriebes  entschließen.  In  einem  Gesetzentwurf,  der  dem  Senat 
vorgelegt  worden  ist,  wird  die  Verwaltung  der  Eisenbahnen  durch  gemischte 
Ausschüsse  aus  den  Besitzern  und  Arbeitern  gefordert.  Die  Tarife  sollen 
dabei  herabgesetzt  werden.  "Wie  das  bei  den  auch  in  Amerika  aus  den  gleichen 
Gründen  wie  in  Europa  stark  steigenden  Ausgaben  möglich  sein  soll,  ist  nicht 
einzusehen. 

Ein  Streik  hat  das  Verkehrsleben  der  Vereinigten  Staaten  ebenso,  viel- 
leicht sogar  noch  etwas  heftiger  erschüttert  als  das  anderer  Länder.  Auch 
hier  sind  die  Arbeiter  mit  Rücksichtslosigkeit  vorgegangen,  haben  Verhand- 
lungen abgelehnt  und  auf  bedingungsloser  Erfüllung  ihrer  Forderungen 
bestanden.  Da  die  Eisenbahnen  mit  Verlust  arbeiten,  sind  die  Folgen 
der  Lohnerhöhungen  für  ihre  wirtschaftlichen  Verhältnisse  um  so  ver- 
derblicher. 

Kehren  wir  nochmals  nach  Europa  zurück.  Hier  ist  von  der  Schweiz 
noch  dasselbe  zu  berichten,  wie  von  allen  anderen  Staaten.  Der  Fremden- 
verkehr, auf  den  sie  bekanntlich  stark  angewiesen  ist,  hat  durch  den  Krieg 
empfindlich  gelitten,  doch  mehren  sich  jetzt  die  Anzeichen,  daß  er  sich  in 
der  nächsten  Zeit  wieder  heben  wird.  Die  Abnahme  des  Reiseverkehrs  und 
die  Erschwernisse,  die  der  Krieg  für  die  Schweiz  trotz  ihrer  Neutralität 
mit  sich  gebracht  hat,  haben  die  wirtschaftlichen  Verhältnisse  der  Eisen- 
bahnen sehr  ungünstig  beeinflußt.  Daß  der  Kohlenmangel  der  Nachbarländer 
die  Schweiz,  die  keine  eigenen  Kohlenquellen  hat,  in  Mitleidenschaft  gezogen 
hat,  ist  selbstverständlich.  Alle  Ausgaben,  sowohl  Löhne  und  Gehälter, 
als  auch  diejenigen  für  Betriebs-,  Bau-,  und  Brennstoffe,  sind  gestiegen, 
und  so  ist  es  denn  auch  hier  nicht  ohne  Tariferhöhungen  abgegangen;  sie 
betragen  für  die  Gütertarife  63%,  für  die  Personenfahrpreise  30—40%. 
Trotz  der  dadurch  verursachten  Steigerung  der  Einnahmen  sind  die  Über- 
schüsse zurückgegangen,  an  vielen  Stellen  sogar  Fehlbeträge  aufgetreten. 

Durch  Beschluß  des  Bundesrats  ist  in  der  Schweiz  der  achtstündige 
Arbeitstag  eingeführt  worden.  Für  die  Eisenbahnen  ist  eine  Überschreitung 
der  dadurch  vorgeschriebenen  Grenze  um  1 — 2  Stunden  zugelassen,  wenn 
der  Dienst  zum  Teil  nur  in  Dienstbereitschaft  besteht;  für  die  Überstunden 
steht  aber  dann  eine  besondere  Entschädigung  zu. 
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Betreffs  des  Gotthard-Vertrags  ist  in  der  nächsten  Zeit  eine  Änderung 
zu  erwarten.  Der  Friedensvertrag  schreibt  vor,  daß  Deutschland  auf  eine 
Kündigung  eingehen  muß,  wenn  sie  von  der  Schweiz  nach  Verständigung 
mit  Italien  verlangt  wird.  Daraus  ist  zu  schließen,  daß  Italien  eine  solche 
Änderung  wünscht. 

Im  Zusammenhang  mit  der  Schweiz  sei  des  Internationalen 
Übereinkommens  über  den  Eisenbahnfrachtver- 
k  e  li  r  gedacht.  Dieses  ist  bekanntlich  von  Frankreich,  Italien,  Serbien, 
Belgien  und  Kumänien  gekündigt  worden.  Der  Bundesrat  der  Schweiz  hat 
nun  in  einer  Note  diese  Kündigung  den  beteiligten  Staaten  mitgeteilt  und 
in  einer  zweiten  Note  den  Vorschlag  gemacht,  daß  trotz  der  Kündigung  die 
Bestimmungen  des  Internationalen  Übereinkommens  auch  über  die  Kün- 
digungsfrist dem  Verkehr  von  Staat  zu  Staat  als  Grundlage  dienen  sollen, 
weil  es  einerseits  ein  unerträglicher  Zustand  sein  würde,  wenn  für  diesen 
Verkehr  keine  Abmachungen  bestünden,  und  weil  es  andererseits  nicht  mög- 
lich ist,  bis  zu  diesem  Zeitpunkt,  dem  1.  Januar  1920,  ein  neues  Überein- 
kommen zu  treffen.  Die  Antwort  der  kündigenden  Staaten  hierauf  ist  noch 
nicht  bekanntgeworden,  doch  ist  zu  erwarten,  daß  sie  auf  diesen  Vorschlag 
eingehen  werden;  denn  es  kann  ihnen  nicht  daran  gelegen  sein,  einen  vertrag- 
losen Zustand  herbeizuführen,  und  der  Grund  ihrer  Kündigung  kann  nur 
darin  zu  suchen  sein,  daß  sie  die  Abänderung  gewisser  Bestimmungen  wün- 
schen, zu  der  Verhandlungen  und  eine  vorhergehende  Aufhebung  der  Rechts- 
verbindlichkeit der  Bestimmungen  des  Internationalen  Übereinkommens 
nötig  sind.  Daß  dies  beabsichtigt  ist,  geht  auch  daraus  hervor,  daß  bei  meh- 
reren der  Abmachungen,  die  neuerdings  wegen  der  Wiederaufnahme  des  Ver- 
kehrs von  Staat  zu  Staat  getroffen  worden  sind,  die  förmliche  Geltung  des 
Internationalen  Übereinkommens  zwar  ausgeschlossen  ist,  seine  Bestimmungen 
aber  tatsächlich  angewendet  werden  sollen. 

Betreffs  der  feindlichen  Staaten  sei  noch  erwähnt,  daß  auch  in  Por- 
tugal ein  Eisenbahner- Ausstand  stattgefunden  hat,  und  betreffs  der 
neutralen,  daß  in  Spanien  und  Schweden  die  Verstaatlichung  der  Bahnen 
erwogen  wird.  In  Spanien  schlägt  die  Regierung  vor,  eine  Betriebs- 
gesellschaft zu  gründen,  von  welcher  der  Staat  die  Hälfte  der  Aktien  über- 
nehmen soll.  In  Schweden  liegen  die  Verhältnisse  anders;  das  dortige 
gemischte  System,  bei  dem  Staats-  und  Privatbahnen  nebeneinanderbestehen, 
soll  in  ein  reines  Staatsbahnsystem  übergeführt  werden.  Auch  in  diesem 
Lande  haben  infolge  ungünstiger  Abschlüsse  Tariferhöhungen  eingeführt 
werden  mÜBsen.  Man  hat  dabei  für  den  Personenverkehr  zu  einem  Zonentarif 
gegriffen,  allerdings  mit  so  engen  Zonen,  daß  er  beinahe  einen  Kilometertarif 
darstellt.  Von  den  dabei  vorgenommenen  Erhöhungen  werden  namentlich 
die  Reisen  auf  nahe  und  mittlere  Entfernungen  getroffen,  weil  diese  die  Eisen- 
bahnen am  meisten  belasten,  ein  Grund  für  eine  Tariferhöhung,  der  nicht 
als  stichhaltig  angesehen  werden  dürfte.  Wenn  diese  Reisen  die  Mehrzahl 
ausmachen,  so  ist  es  insofern  am  aussichtsreichsten,  sie  zur  Erhöhung  der 
Einnahmen  heranzuziehen,  als  sie  am  meisten  einbringen,  aber  sie  dadurch 
einzuschränken  zu  suchen,  dürfte  eine  falsche  Politik  sein.  Im  übrigen  suchte 
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man  Ersparnisse  zu  erzielen,  namentlich  dadurch,  daß  man  die  Zahl  der 
Angestellten  verminderte.  Die  Tariferhöhungen  haben  den  gewünschten  Er- 
folg gehabt:  an  die  Stelle  der  Fehlbeträge  ist  ein  allerdings  kleiner  Überschuß 
getreten,  und  die  Folge  davon  ist,  daß  eine  Herabsetzung  der  erhöhten  Be- 
förderungspreise verlangt  wird. 

Auch  Dänemark  hat  seine  Verkehrsstörungen  gehabt.  Die  An- 
nahme von  Wagenladungsgütern  ist  wiederholt  auf  längere  Zeit  gesperrt 
gewesen.  Als  Hauptgrund  für  diese  Maßnahme  wird  im  wesentlichen  die 
stark  verminderte  Leistung  der  Arbeiter  infolge  Einführung  des  Acht- 
stundentages angegeben. 

Eine  neue  Verkehrsbeziehung  für  die  nordischen  Länder  wird  von 
Seiten  Rumäniens  eingeleitet.  Disser  Staat  will  einen  durchgehenden 
Verkehr  mit  Stockholm  über  Polen  und  Danzig  einrichten,  um  so  einerseits 
ein  Absatzgebiet  für  seine  reichlich  vorhandenen  Rohstoffe  und  Landeserzeug- 
nisse zu  schaffen  und  sich  andererseits  Bezugsquellen  für  Fertigerzeugnisse 
zu  erschließen,  beides  in  einem  Lande,  dessen  Wirtschaftsleben  durch  den 
Krieg  verhältnismäßig  wenig  in  Unordnung  gebracht  worden  ist. 

Diese  Arbeit  wurde  Ende  Dezember  1919  abgeschlossen. 

Fr.  W  e  r  n  e  k  k  e  ,    Berlin. 
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Chronik  der  Postverkchrspolitik. 

Die  Wiederherstellung  des  Weltpostverkehrs. 
In  welchem  Umfang  eine  Wiederherstellung  des  internationalen  Post- 
verkehrs in  Frage  kommt,  richtet  sich  danach,  welches  der  Umfang 
der  Verkehrsstörung  durch  den  nunmehr  beendeten  Krieg  gewesen  ist.  Es 
hat  sich  dabei,  dies  ist  nicht  zu  übersehen,  rechtlich  und  tatsächlich  um  nichts 
anderes  gehandelt,  als  um  eine  Aufhebung  des  gegenseitigen  Postverkehrs 
zwischen  den  beiden  gegnerischen  Mächtegruppen.  Mit  den  neutralen  Län- 
dern blieb  der  Verkehr  jeder  Mächtegruppe  aufrechterhalten,  und  nur  tat- 
sächliche, nicht  rechtliche  Umstände  waren  es,  die  den  Mittelmächten  einen 
Verkehr  mit  denjenigen  neutralen  Ländern  unmöglich  machten,  welche  nur 
im  Durchlaßwege  über  feindliche  Länder  zu  erreichen  waren^.  Umgekehrt 
erfuhr  der  Verkehr  der  Ententeländer  untereinander  eine  gewisse  Störung 
durch  den  Fortfall  der  deutschen  und  der  österreichisch-ungarischen  Posten- 

^  Nach  amtlichen  Verlautbarungen  des  Reichspostministeriums  waren  die 
Länder,  mit  denen  Deutschland  im  Kriegszustande  gewesen  ist,  die  Vereinig'ten 
Staaten  von  Amerika,  Belgien,  Brasilien,  China,  Frankreich,  Ägypten,  Großbritaoi- 
nien  und  Irland,  Italien,  Japan,  Kuba,  Liberia,  Montenegro,  Panama,  Portugal, 
Serbien  vmd  Siam;  Abbruch  der  diplomatischen  Beziehimgen  lag  vor  bei  Bolivien, 
Kostarika,  Ekuador,  Griechenland,  Guatemala,  Haiti,  Hondtu-as,  Nikaragua,  Peru 
und  Uruguay;  hinsichtlich  der  Dominikanischen  Republik  war  die  Lage  ungeklärt. 
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durchgangsvermittlung  nach  und  von  Rußland  und  dem  Orient,  bis  zur 
eigenen  Abkehr  Rußlands  von  der  Entente  (Februar  1918).  Neben  dieser 
immerhin  nicht  wesentlich  ins  Gewicht  fallenden  Störung  —  denn  Rußland 
hielt  bis  Anfang  1918  eine  Ersatzverbindung  mit  dem  westlichen  Europa  über 
Schweden  aufrecht  —  hat  auch  durch  den  deutschen  und  österreichisch-unga- 
rischen Unterseebootskrieg  im  Mittelmeer  der  überseeische  internationale 
Postverkehr  der  Entente  eine  nennenswerte  Unterbrechung,  soweit  Nach- 
richten von  gegnerischer  Seite  vorliegen,  nicht  erfahren^. 

Wiederherzustellen  sind  hiernach  teils  rechtlich  und  tatsächlich,  teils 
nur  tatsächlich  gelöste  Verkehrsbeziehungen. 

Soweit  hier  von  rechtlichen  Beziehungen  die  Rede  ist,  handelt  es  sich 
um  die  vertraglichen  Rechtsgrundlagen  des  internationalen  Postrechts.  Es 
sind  dies  außer  den  bekannten  und  umfassenden  Vereinsverträgen,  dem  W'elt- 
postvertrag  (letzte  Vereinbarung  zu  Rom,  26.  Mai  1906,  Reichsgesetzbl.  1907, 
S.  593)  und  seinen  sechs  Nebenabkommen  vom  gleichen  Tage,  eine  große 
Reihe  von  zweiseitigen  Postverträgen  zwischen  einzelnen  Ländern  (in  Deutsch- 
land sämtlich  nicht  publiziert).  Raum  für  solche  Einzelverträge  haben  die 
erstgenannten  Vercinsverträge  in  erheblichem  Umfange  gelassen;  denn  wenn 
auch  dem  Hauptvertrage,  welcher  die  allgemeinen  Weltpostverkehrsgrund- 
sätze  und  den  Austausch  der  Briefsendungen  (ohne  Wertangabe)  ordnet, 
alle  vor  dem  Kriege  vorhanden  gewesenen  Länder  angehört  hatten,  so  war 
die  Teilnahme  an  den  dem  Hauptvertrage  nach  und  nach  hinzugetretenen 
Nebenabkommen  über  Wertbriefe,  Pakete,  Postanweisungen,  Postaufträge, 
Zeitungen  und  Ausweisbücher  durchgehends  nur  eine  begrenzte.  Die  an 
den  Nebenabkommen  nicht  beteiligten  Länder  führten  gleichwohl  größten- 
teils einen  Austausch  der  gedachten  Sendungen  untereinander  ein,  jedoch 
auf  besonderer,  zweiseitig  vereinbarter  Grundlage.  Für  andere  Gattungen 
von  Sendungen,  wie  Postlrachtstücke  und  Postüberweisungen  (Giroverkehr), 
bot  sich  in  Ermangelung  einschlägiger  Vereinsabkommen  ein  anderer  Ver- 
einbarungsweg als  durch  Einzelverträge  überhaupt  nicht. 

Letztere  sind,  soweit  sie  zwischen  den  Kriegsparteien  früher  bestanden 
haben,  durch  den  Krieg  nach  völkerrechtlichen  Grundsätzen  erloschen  und 
bedürfen  der  formalen  Erneuerung,  die  indessen,  da  es  sich  meist  um  bloße 
Verwaltungsabkommen  handelt,  in  einfachster  Art,  gegebenenfalls  durch 
Verständigung  im  Schriftwechselwege,  vor  sich  gehen  kann.  Anders  liegt 
es  bei  den  Vereinsverträgen;  diese  sehen  den  Fortbestand  des  Vereins  auch 
für  den  Fall  des  Ausscheidens  von  Mitgliedern  vor,  wobei  allerdings  der  Haupt- 
vertrag und  die  beiden  Nebenabkommen  über  Zeitungsabonnements  und 
Ausweisbücher  lediglich  ein  Ausscheiden  nach  befristeter  Kündigung^  kennen; 
nur  die  übrigen  vier  Nebenabkommen  lassen  daneben  ein  vorübergehendes 

^  Die  englisch-ostindische  Post  erlitt  im  Jahre  1916/17  während  der  Beför- 
derung im  Mittelmeer  bei  52  Hin-  und  Rückfahrten  der  ,,P.  &  O. "-Schiffe  nur  einen 
Verlust  durch  den  Untergang  der  ,,Arabia"  mit  der  gesamten  Ladung  (Union  postale. 
Bern  1919.    S.  65). 

*  ,,Avertissement  (bei  den  Nebenabkommen  über  Zeitungsabonnements  imd 
Ausweisbücher  heißt  es  statt  dessen  ..avis")  donne  une  ann^e  ä  ravance",  Artikel 
28  des  Hauptvertrags.     Rom  1916. 
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Aussclieiden  in  der  erleichterten  Form  einer  Erklärung^  der  Einstellung 
des  betreffenden  Dienstzweiges  zu.  Von  letzterem  Verfahren  ist  im  Kriege, 
schon  aus  wirtschaftlichen  Gründen,  ein  reichlicher  Gebrauch  gemacht  wor- 
den, auch  innerhalb  der  kriegführenden  Mächtegruppen  untereinander. 
Dagegen  sind  Kündigungen  des  Hauptvertrags  im  Kriege  und  nach  diesem 
von  keiner  Seite  vorgekommen.  Gleichwohl  sind,  wenigstens  nach  angel- 
sächsischer Eechtsauffassung,  auch  die  Vereinsverträge,  und  zwar  ohne 
Kündigung,  allein  durch  den  Kriegseintritt,  im  Verhältnis  zwischen  den 
gegnerischen  Mächtegruppen  untergegangen.  Die  angelsächsische  Rechts- 
auffassung hat  sich  zur  Zeit  durchgesetzt,  Deutschland  und  seine  früheren 
Verbündeten  sind  demnach  von  der  Teilnahme  an  den  Weltpostvereins- 
verträgen  ausgeschlossen.  Hier  kann  eine  Herstellung  der  Verkehrsbezie- 
hungen nur  wieder  im  Wege  eines  Vereinsvertrags  vor  sich  gehen. 

Soweit  die  rechtliche  Seite  dieser  "\^'iederherstellung  in  Frage  kommt, 
haben  die  bis  jetzt  (20.  Januar  1920)  zustande  gekommenen  Friedensschlüsse 
von  Versailles  und  St.  Germain  verfügt.  Die  diesbezüglichen  Artikel  283 
und  X,  18  setzen  übereinstimmend  fest: 

,,Vom  Inkrafttreten  des  gegenwärtigen  Vertrages  ab  lassen  die  Hohen 
vertragschließenden  Teile  unter  der  Bedingung,  daß  Deutschland 
(Österreich)  die  besonderen,  in  diesem  Artikel  enthaltenen  Bestimmungen 
befolgt,  die  nachstehend  aufgeführten  Übereinkommen  und  Abreden, 
soweit  sie  davon  betroffen  werden,  wieder  gelten: 

Übereinkommen  und  Abreden  des  Weltpostvereins,  unterzeichnet 
in  Wien  am  4.  Juli  1891;  (desgl.)  in  Vv-'ashington  am  15.  Juni  1897; 
(desgl.)  in  Rom  am  26.  Mai  1906,  usw. 

Deutschland  (Österreich)  verpflichtet  sich,  seine  Einwilligung  zum 
Abschlüsse  von  Sonderabreden  mit  neuen  Staaten,   wie  sie  durch  die 
Übereinkommen   und   Abreden,    betreffend   den    Weltpostverein,   vor- 
gesehen sind,  nicht  zu  verweigern,  soweit  die  neuen  Staaten  diesen  Über- 
einkommen und  Abreden  beigetreten  sind  oder  beitreten  werden  2." 
Ob  die  vorgesehene  Bedingung  aufschiebend   oder  auflösend  gedacht, 
ist  unklar.    Ersterenfalls  wäre  eine  gewisse  Bewährungsfrist  vorausgesetzt, 
die  beliebig  lange  ausgedehnt  werden  könnte^.    Demnach  wäre  noch  nicht 
abzusehen,  wann  das  frühere  Recht  in  seine  einstige  Wirksamkeit  wieder 
eingesetzt  werden  wird.    Nimmt  man  dagegen  eine  auflösende  Bedingung 
an,   so   wäre   das  Weltpostvertragsrecht   wenigstens   im  Verkehr  mit  den 
Ländern,   die    den  Friedensvertrag  ratifiziert  haben,   seit  dem  10.  Januar 
wieder  wirksam    geworden.     Eine    authentische  Interpretation    fehlt  bis- 
her.    Aus  einer  konkludenten  Handlungsweise  des  bisher  feindlichen  Aus- 

^  ,,Avi8  immediatement  dorme":  Nebenabkommen  über:  Wertbriefe  Artikel 
14,  Postanweisungen  9,  Pakete  17,  Postaufträge  16  (Fassxing:  Rom  1906). 

*  Daß  der  Friedensvertrag  alle  drei  letzten  Weltpostverträge  nennt,  während 
es  nur  der  Nennung  des  letzten  bedürfte  (1906),  ist  angesichts  der  abrogatorischen 
Vorschrift  des  Artikels  29  des  Hauptvertrags  (1906)  nicht  verständlich. 

*  Über  das  dabei  einzuhaltende  Verfahren  ist  nichts  gesagt.  Vielleicht  ge- 
schieht das  Erforderliche  von  selten  des  Völkerbundes,  d.  h.  ohne  stimmberechtigte 
Teilnahme  der  mittoleuropäischon  Staatengruppe.    In  der  Auslamdspresse  ist,  vor- 
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lands  ist  wenig  zu  entnehmen,  denn  die  Länder,  welche  ratifiziert  haben, 
verkehren  seit  dem  10.  Januar  nicht  anders  als  schon  1919,  und  dies  geschieht 
auch  von  Seiten  solcher  Länder,  deren  Ratifikation  noch  aussteht. 

Jedenfalls  hat  die  tatsächliche  AVlederherstellung  des  'W'eltpostverkehrs, 
auch  zwischen  den  bisher  feindlichen  Ländern,  ihre  eigenen  Wege  ein- 
geschlagen. Deutschland  ist  bereits  Anfang  August  1919^  in  der  Lage  gewesen, 
seine  aus  dem  Weltpostvertrag  ihm  zufallenden  Postendurchbeförderungs- 
leistungen, außer  nach  Rußland  einschließlich  der  Ukraine  und  dem  Balkan- 
gcbiet  nebst  Hinterland,  wieder  aufzunehmen,  und  hat  die  angrenzenden 
neutralen  Länder  entsprechend  verständigt.  Eine  gleiche  Verständigung 
der  feindlichen  Länder  erübrigte  sich,  da  die  ihr  zugrunde  liegende  Voraus- 
setzung, d.  h.  die  Erfüllung  einer  Vereinsvertragsleistung,  diesen  gegenüber 
nicht  in  Frage  kam.  Dennoch  werden,  ebenso  wie  die  neutralen  Posten, 
tatsächlich  auch  diejenigen  aus  dem  bisher  feindlichen  Ausland,  soweit  sie 
Deutschland  anvertraut  werden,  in  vertragsmäßiger  Weise  (Weltpostvertrag) 
durch  Deutschland  befördert,  und  in  gleicher  ^\'ei3e  leistet  das  bisher  feind- 
liche Ausland  die  Durchbeförderung  der  deutschen  Posten  nach  den  eigenen 
sowie  nach  den  neutralen  Ländern,  die  nicht  an  Deutschland  angrenzen, 
insbesondere  also  nach  dem  überseeischen^  Ausland^,  und  auch  mit  den 
angrenzenden,  früher  feindlichen  Ländern  besteht  wieder  ein  deutsch-inter- 
nationaler Postenaustausch.  Dabei  liegt  den  gegenseitigen  Leistungen  zwischen 
den  Ländern  der  bisher  feindlichen  Mächtegruppen,  obwohl  sie  nach  den 
Regeln  des  Weltpostvertrags  vor  sich  gehen,  rechtlich  dennoch  nicht  dieser 
zugrunde,  sondern  lediglich  behelfsmäßige  Vereinbarungen  zwischen  den 
beiderseitigen  Postverwaltungen*,  die  mehr  als  eine  verhältnismäßig  lockere, 
prekaristische  Bindung  nicht  darstellen  können. 

Immerhin  war  bereits  bis  zum  1.  Oktober  1919  der  Austausch  von  ge- 
wöhnlichen und  eingeschriebenen  Briefsendungen  im  ganzen  Umfange  des 
Weltpostvereins^  wieder  hergestellt*,  ausgenommen  Rußland  und  die  Ukraine, 

erst  als  Ansicht  de'?  Obersten  Wirtschaftsrats  der  Entente,  verlautbart,  daß  eine 
Konferenz  von  Postsachverständigen  wegen  der  Neuordnung  des  internationalen 
Postverköhrsreohts  zu  berufen  sei. 
1  Postamtsbl.     S.   262. 

*  Die  Beförderung  geschieht  vorzugsweise  mit  englischen,  aber  auch  mit  ame- 
rikanischen, dänischen,  niederländischen,  nach  Südamerika  auch  mit  italienischen 
Schiffen.  Mit  deutschen  Dampfern  (Oldenburgisch-portugiesische  Reederei)  werden 
nur  bloßgehende  sogenannte  Schiffsbriefe  nach  Spajiien  befördert  (Postamtsbl. 
1919.    S.  418,  449,  472.    Postnachrichtenbl.  1920.    S.  4). 

3  Nach  den  früheren  deutschen  Schutzgebieten  in  Südwest-  und  Ostafrika, 
in  Neuguinea  und  Samoa  ließ  England  bereits  seit  Mitte  Dezember  1918  nach  dem 
Muster  des  auch  früher  dorthin  vermittelten  Kriegsgefangenen- Postverkehrs  ge- 
wöhnliche Briefe  imd  Postkarten  an  die  in  den  benannten  Schutzgebieten  in  Freiheit 
lebenden  Deutschen  zu    (Postamtsbl.  1918.     S.  318;   1919.     S.  6). 

*  Verträge  zwischen  Deutschland  und  der  tschechoslowakischen  Republik 
vom  Mai  1919  (nicht  publiziert);  zwischen  Österreich  imd  der  tschechoslowakischen 
Republik  s.  Union  postale.      1919.     S.  158. 

^  Dabei  ist  nicht  zu  übersehen,  daß  dieses  Gebiet  auch  jetzt  noch  umfang- 
reiche Einbruchstollen  aufweist,  indem  im  Bereich  der  ehemaligen  russischen  und 
der  österreichisch-ungarischen  Monarchie  eine  Reihe  neuer  Staatengebilde  entstanden 
sind,  deren  Rechtsnachfolge  als  Mitglieder  des  Weltpostvereins  noch  erst  der  Klärung 
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wohin  Verbindungen  vorerst  nur  zum  Teil^  und  nur  mit  vorübergehender 
Wirksamkeit  unterhalten  werden  können.  Der  frühere  Unterschied  zwischen 
Geschäfts-  und  Privatbriefen  findet  nicht  mehr  statt,  die  verschlossene  Ver- 
sendung der  Briefe  ist  wieder  zur  Regel  geworden,  wenngleich  gelegentlich 
noch  Ausnahmen  vorkommen^.  Die  Zensur  besteht  zum  Teil  auch  heute  noch. 
Der  Rückscheindienst  ist  wieder  aufgenommen,  ebenso  die  Eilbestellung. 
Die  Haftung  für  eingeschriebene  Briefsendungen  ist  im  Verkehr  der  Ver- 
einsländer seit  Februar  1920  wieder  aufgenommen.  Wertangabe  bei  Briefen 
ist  nach  dem  früher  feindlichen  Ausland  und  den  nicht  angrenzenden  neu- 
tralen Ländern  bisher  noch  nicht  wieder  zugelassen. 

In  mäßigen  Grenzen  bewegt  sich  vorläufig  aucb  noch  der  Postbankdienst 
zwischen  Deutschland  und  dem  Auslande.  Der  Postanweisungsverkehr 
war  nach  dem  Stande  vom  1.  Oktober  1919  nur  mit  Österreich  und  Ungarn 

—  und  auch  hier  nur  mit  starker  Beschränkung  des  Höchstbetrags  (100  K) 

—  sowie  mit  den  neutralen  Nachbarländern^,  ausgenommen  Luxemburg, 
wiederhergestellt.  Nachträglich  ist  Mexiko  hinzugetreten*.  Der  deutsche 
Nachnahmedienst  mit  dem  bisher  feindlichen  und  dem  nicht  angrenzenden 
neutralen  Ausland  ist  durchweg  noch  nicht  wiederhergestellt;  vom  angren- 
zenden neutralen  Ausland  nimmt  auch  hier  Luxemburg  noch  nicht  teil,  eben- 
sowenig Österreich  und  Ungarn.  Postaufträge  werden  deutscherseits  nur 
mit  Dänemark,  Island,  Norwegen,  der  Schweiz  und  den  Niederlanden  aus- 
getauscht. Soweit  hiernach  ein  Postbankverkehr  wieder  hergestellt  ist, 
gelten  für  ihn  die  Vorschriften  des  \\'eltpostvertrags  (Hauptvertrag)  über 
Briefnachnahmen  sowie  der  Nebenabkommen  über  Postanweisungen  und 
Postaufträge. 

Ein  deutsch-ausländischer  Postpaket-  und  Postfrachtstückaustausch 
auf  internationaler  Vertragsgrundlage  (Paketabkommen  und  Einzelverträge) 
konnte  sich  in  weiterem  Umfange  erst  entwickeln,  nachdem  von  selten  der 
Entente  die  über  Deutschland  und  Österreich  verhängte  Blockade  zur  See 
und  zu  Lande  wesentlich  gemildert  worden  war.    Nachdem  dies  durch  die 


bedarf.  Wegen  Islands  s.  Union  postale  1920.  S.  14.  Die  anschließenden  organi- 
satorischen Fragen:  Neuordnung  des  Stimmverhältnisses  und  der  Beitragslasten- 
verteilung zur  Unterhaltung  des  Internationalen  Bureaus  gehören  in  den  Bereich 
der  Neuordnung  des  Weltpostvereins,  nicht  des  Weltpostverkehrs.  Für  letzteren 
käme  dagegen  in  Betracht,  ob  und  in  welchem  Umfange  die  neuen  Nationalstaaten, 
weil  einzeln  z.  T.  zweifellos  zu  selbständigem  internationalem  Verkehrsleben  nicht 
befähigt,  sich  untereinander  oder  mit  den  älteren  Staaten  zu  engeren  Postvereinen 
(Weltpost vertrag  Art.  21,  Fassung  1906)  zusammenschließen  werden.  Über  die 
Abhaltung  einer  Nordischen  Postkonferenz  zu  Christiania,  betreffend  die  Gründung 
eines  Engeren  Postvereins  zwischen  Dänemark,  Schweden,  Norwegen,  Island  und 
Finnland,  berichtete  die  dänische  Tagespresse  im  November  1919.  Ungarn  unter- 
hält hinsichtlich  Anwendung  der  Inlandsbrief taxe  einen  engeren  Verkehr  mit  Deutsch- 
land, Österreich,  Polen,  Bulgarien  und  Jugoslavien  (D.  Verk.  Zeitg.  Berlin  1919. 
S.  308;   1920.     S.  20).  —   «  Postamtsbl.   1919.     S.  359. 

^  Wogen  der  baltischen  Länder   s.  Postamtsbl.  1919.    S.  478,  516,  wegen  der 
Schwarzmeerhäfen  und  der  Kaukasusgebiete  ebenda  S.  516. 

•  Wegen  Ungarns  s.  Postamtsbl.  1919.     S.  475. 

•  Einschließlich  Schweden,  Norwegen  und  Island. 

•  Postamtsbl.   1919.     S.  517. 


Verkehrswesen.  385* 

bekannte  Erklärung  des  Obersten  ^^'irtschaftsrats  vom  25.  April  1919^  ge- 
schehen war,  wurde  bis  zura  1.  Oktober  1919  der  Postpaketaustausch  zwischen 
Deutschland  und  Österreich  einschließlich  der  tschechoslowakischen  Republik, 
ferner  mit  dem  gesamten  neutralen  Nachbarausland  (einschl.  Luxemburg), 
mit  Finnland,  selbst  mit  England  und  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika 
wiederhergestellt.  Nachträglich  ist  der  Bereich  dieses  Austauschverkehrs  auf 
Island  und  Italien  (Stand  vom  10.  Januar  1920)  ausgedehnt  worden.  Der 
Umfang  des  Postfrachtstückverkehrs  ist  der  gleiche  wie  bei  Postpaketen, 
doch  fallen  Fitmland  und  England  hier  noch  aus.  Vorübergehende  Beschrän- 
kungen des  Paket-  und  Frachtstückaustausches  kommen  häufiger  vor  und 
liegen  in  den  Zeitverhältnissen  begründet^. 

Der  Zeitungsabonnementsverkehr  mit  dem  Auslande  beschränkt  sich 
für  Deutschland  auf  die  neutralen  Nachbarländer.  Vom  übrigen  Ausland  gehen 
Zeitungen  als  Einzeldrucksachen  ungehindert  zu. 

Die  durchweg  eingetretene  Postgebührenerhöhung,  zu  der,  soweit  bisher 
zu  übersehen,  in  allen  Ländern  seit  dem  Kriege  geschritten  worden  ist,  und 
die  überall  den  eigentlichen  Angelpunkt  der  gegenwärtigen  inländischen 
Postverkehrspolitik  bildet,  hat  den  internationalen  Postverkehr  bisher  un- 
berührt gelassen.  Eine  Überschreitung  der  durch  den  Weltpostvertrag  vor- 
gesehenen Taxen  ist  bisher  nirgends  unternommen  worden,  obschon,  wie 
z.  B.  in  Italien^  die  inländischen  Gebühren  z.  T.  bis  auf  die  Sätze  der  interna- 
tionalen Taxen  erhöht  worden  sind.  Auch  Deutschland  mit  seinen  neuen  Ge- 
bührensätzen für  den  Auslandspostverkehr*  bildet  dabei  nur  eine  scheinbare 
Ausnahme;  denn  die  frühere  Auslandstaxe  von  20  Pfg.  (Briefe)  stellte  nur 
den  Gegenwert  der  Vertragstaxe  von  25  Centimes  dar.  Durch  den  Sturz  der 
Markvaluta  erhöhte  sich  dieser  Gegenwert  ganz  erheblich,  und  die  Reichs- 
postverwaltung  hätte  gemäß  der  aus  dem  Weltpostvertrage  ihr  zustehenden 
Befugnisse  (Artikel  5  und  10  des  Hauptvertrags  1906)  die  deutsche  Auslands- 
taxe sehr  beträchtlich  heraufsetzen  dürfen,  wie  es  z.  B.  in  Österreich,  Ungarn 
und  Polen  geschehen  ist^.  Aus  naheliegenden  Gründen  hat  man  in  Deutsch- 
land davon  abgesehen  und  die  Auslandstaxe  nur  um  soviel  erhöht,  daß  sie 
die  Inlandsgebühren  um  einen  geringfügigen  Betrag  übersteigt'.  Nicht  aus- 
geschlossen erscheint  es,  daß  die  allgemeine  Erkenntnis  von  der  Notwendig- 
keit einer  grundsätzlichen  Erhöhung  des  Weltpostvereinsportos  die  Ver- 
anstaltung eines  Weltpostkongresses  (Sachverständigenkonferenz)  beschleu- 
nigt'.   Als  erwünscht  muß  es  auf  alle  Fälle  bezeichnet  werden,  wenn  durch 

1  Wolffs  T.  B. -Nachrichten  Nr.  1428/29.  30.  Mai  1919.  Union  postale  1919. 
S.  78. 

"  Wegen  der  Niederlande  s.  Postamtsbl.   1919.     S.  424,  471. 

^  Union  postale  1919.  S.  7;  wegen  ähnlicher  Verhältnisse  in  Schweden,  Nor- 
wegen und  Bulgarien  s.  ebenda  S.  155  und  153. 

*  Postamtsbl.  1919.     S.  359. 

5  Brief taxo  1   K  bzw.  50  Pf.     Union  postale   1920.     S.   15.' 

^  Im  Verkehr  nait  Österreich,  Ungarn  und  der  tschechoslowakischen  Republik 
sind  die  deutschen  Brieftaxen  dieselben  geblieben  wie  vor  dem  Kriege.  Wegen 
Umrechnung  der  Gewichts-  und  Versicherungsgebühren  bei  Wertsendimgen 
(1  Fr.  =  8  Mk.)  s.  Postnaclirichtenbl.   S.  52. 

''  Preßnaohrichten  aus  England  wußten  (Januar  1920)  von  einer  Erhöhungs- 
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eine  ordnungsmäßige  Neuvereinbarung  der  allgemeinen  rechtlichen  Verkehrs- 
grundlagen unter  Zulassung  aller  Länder  der  bisherige,  z.  T.  rein  tatsächliche 
und  behelfsmäßige  Zustand^  abgelöst  würde.  Für  L'eutschland  insbesondere 
wäre  es  im  Interesse  einer  Stützung  der  Markvaluta  in  hohem  Grade  erstre- 
benswert, wenn  auch  auf  dem  Gebiete  des  Kleingüteraustauschs  durch 
Wiederherstellung  eines  normalen  V.'eltpostpaket-  und  -frachtstückverkehrs 
die  Entfaltung  der  deutschen  Ausfuhrindustrien  aufs  neue  belebt  und  ge- 
fördert würde.  Dr.  Erich    Staedler,    Berlin. 


IV. 

Allgemeine  Übersichten  über  den  internationalen 
Güteraustausch. 


Der  Außenhandel  Britisch  Indiens  während  des  Krieges^. 

Der  Krieg  in  Europa  hat  auch  den  Außenhandel  Indiens  in  erheb- 
licher Weise  in  Mitleidenschaft  gezogen.  Die  üblichen  Bezüge  von  Import- 
waren aus  Europa  blieben  aus  den  Zentralstaaten  ganz  aus,  und  aus  den 
alliierten  Ländern  erfuhren  sie  starke  Einschränkungen.  Anfangs  halfen 
die  sehr  großen  Bestände  an  Importartikeln  über  die  Schwierigkeiten  hin- 
weg; als  sie  aber  ausverkauft  waren,  und  sich  ein  Mangel  fühlbar  machte, 
sah  man  sich  nach  anderen  Bezugsquellen  um.  In  erster  Linie  nahmen  die 
Vereinigten  Staaten  und  Japan  das  von  Europa,  insbesondere  den  Zentral- 
staaten, geräumte  Feld  in  Bearbeitung,  später  fand  auch  der  Gedanke  der 
Schaffung  eigener  Industrien  begeisterte  Folgeschaft,  und  das  seit  dem 
Frühjahr  1919  herrschende  Gründxmgsfieber  für  industrielle  Gesellschaften 
liefert  den  Beweis  dafür,  daß  er  weiter  verfolgt  wird.  Der  Ausfuhrhandel 
fand  an  Stelle  der  beträchtlichen  Absatzgebiete  der  Zentralmächte  einmal 
in  England  infolge  des  Kriegsbedarfs  einen  größeren  Abnehmer,  andrerseits 
traten  aber  auch  die  übrigen  britischen  Besitzungen  als  stärkere  Käufer 
auf.  —  In  England  sah  man  das  Eindringen  Amerikas  und  Japans  in  den 
Einfuhrhandel  Indiens  mit  Besorgnis,  und  es  lag  daher  nahe,  daß  von  den 
neu  eingerichteten  Posten  der  Trade  Commissioners  der  für  Indien  in  erster 
Linie  Berücksichtigung  fand. 

Der  Senior  Trade  Commissioner  in  India,  Thomas  M.  Ainscough,  0.  B.  E., 
eröffnete  im  Mai  1918  in  Calcutta  seine  Tätigkeit.    Sein  erster  Bericht,  der 

absieht  auf  40  Centimes  für  Briefe  und  15  Centimes  für  Postkarten  zu  berichten; 
solche  aus  Spanien  stellten  die  Erhöhung  bereits  für  den  1.  Januar  1920  in  Aussicht. 

^  Die  Mißlichkeit  desselben  erhellt  sich  an  dem  bekannten  Versuch  der  Entente, 
im  Ziisammenhang  mit  der  Ostseeblockade  (Herbst  1919  bis  10.  Januar  1920),  das 
bolschewistische  Bußland  durch  Verweigerung  des  Postenatistauschs  politisch  zu 
beeinflussen. 

*  Vgl.  P  f  i  t  z  n  e  r  ,  Der  Außonliandel  Britisch-Indiens,  insbesondere  in  den 
Jahren  1913/14  und  1914/15.     „W.  A."    9.  Bd.    S.  312*. 
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vom  23.  Juli  1919  datiert  ist  und  Ende  1919  veröffentlicht  wurde,  be- 
schäftigt sich  mit  der  Lage,  den  Bedingungen  und  Aussichten  für  den 
britischen  Handel  mit  Indien  bei  Beendigung  des  Krieges,  sowie  mit  dem 
Eindringen  der  Vereinigten  Staaten  und  Japans  in  Indiens  Außenhandel, 
ferner  mit  den  Aussichten  für  eine  eigene  industrielle  Entwicklung.  Ihm 
sind  der  Hauptsache  nach  die  Angaben  der  folgenden  Zusammenstellungen 
entnommen^.  Bei  Wertangaben  ist  die  Rupie  zu  £  —.1.4  angenommen, 
da  die  Aufwärtsbewegung  des  festen  Kurses  für  die  indische  \\  ährung  erst 
gegen  Schluß  des  Finanzjahres  1917/18  einsetzte.  Bei  Vergleichen  muß  be- 
rücksichtigt werden,  daß  für  die  meisten  Artikel  im  Laufe  des  Krieges  eine 
Wertsteigerung  eintrat,  obgleich  dieselbe  für  die  Zeit  unserer  Betrachtungen, 
die  bis  zum  1.  April  1918  reicht,  noch  nicht  sehr  erheblich  war. 


Tab.  I.   Der  Außenhandel  Indiens  mit  dem  britischen  Reiche, 

den    alliierten,    neutralen    und    ehemals  feindlichen 

Staaten    (Anteil  in  %). 


Einfuhr 

Ausfuhr 

Gesamthandel 

Länder 

Durch- 
schnitt 
vor  dem 
Kriege 

1916 
bis 
1917 

1917 
bis 
1918 

Durch- 
schnitt 
vor  dem 
Kriege 

1916 
bis 
1917 

I917 

bis 
1918 

Durch- 
solanitt 
vor  dem 
Kriege 

1916 
bis 
1917 

1917 
bis 
1918 

»herein.  Königreich 
3rit.  Besitzungen 

63 

7 

59 
7 

54 
10 

25 
17 

33 

17 

26 
27 

40 
13 

43 
13 

37 
20 

jes.  Brit.  Reich     . 

Alliierte 

S'eutrale 

Ehem.  feindl.Länd. 

70 
II 

IG 

9 

66 

21 
13 

64 

24 
12 

42 

35 

9 

14 

50 
40 

IG 

53 

37 

IG 

53 
26 

IG 
II 

56 

33 
II 

57 

32 
II 

[nsg.  fremd.  Länder 

Gesamtwert     des 
Handels  i.  looo  £ 

Gesamtw.  d.  Han- 
dels i.  Lakhs  von 
Rupeen  (i  Lakli 
=    lOO  ooo)      .     . 

30 
97.231 

145,85 

34 
99,757 

149,63 

36 
100,283 

150,42 

58 
149,411 

224,12 

50 
163,434 

245,15 

47 
161,704 

242,56 

47 
246,642 

369,97 

44 
263,191 

394,78 

43 

261,987 

392,98 

Tab.  1  gibt  eine  Gesamtübersicht  in  Prozenten  über  den  Handel 
Indiens  mit  dem  Britischen  Reiche,  den  Alliierten,  Neutralen  und  den  feindlichen 
Staaten  in  den  Jahren  1916/17  und  1917/18,  vorglichen  mit  dem  Durchschnitt  der 
letzten  5  Friedensjahre.  Es  zeigt  sich,  daß  das  Britische  Reich  als  ein  Ganzes  seine 
Stellung  im  Handel  gewahrt  hat,  da  einem  Rückgang  britischer  Einfulir  nach  Indien 
von  70%  auf  64%  im  Jahre  1917/18  eine  Zunahme  in  der  Ausfiihr  von  42%  auf 
ö3%  gegenübersteht.  England  selbst  hat  dabei  einen  Rückgang  in  der  Einfuhr  von 
63%  auf  54%    aber  eine  Zunalime  von  allerdings  nur  1%  in  der  Ausfuhr  zu  ver- 

^  Report  on  the  Conditions  and  Prospects  of  Britisch  Trade  in  India  at  tho 
olose  of  the  war  by  His  Majosty's  Senior  Trade  Commissionor  in  India  and  Ceylon 
(Mr.  Thomas  M.  Ainscough,  O.  B.  E.).     (Cmd.  442.)     London  1919. 
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zeichnen,  gegenüber  einer  Zunahme  von  3  bzw.  10%  dos  Anteils  in  der  Ein-  und 
Ausfuhr  der  britischen  Besitzungen.  Die  alliierten  Länder  erhöhten  ihre  Einfuhr 
nach  Indien  von  11  auf  24%,  ihre  Ausfuhr  aus  Indien  von  35  auf  37%.  Bei  den 
Neutraion  betragen  die  gleichen  Ziffern  10  und  12%  bzw.  9  und  10%.  Vergleichen 
wir  die  Gesamteinfuhr  nach  Indien  aus  dem  britischen  Reiche  mit  der  aus  fremden 
Ländern,  so  zeigt  die  erstere,  wie  bereits  erwähnt,  einen  Rückgang  von  70  auf  64%, 
die  letztere  eine  Zunahme  von  30  auf  36% ;  in  der  Ausfuhr  dagegen  stieg  der  Anteil 
des  britischen  Reiches  von  42  auf  53%,  während  die  fremder  Länder  von  58  auf 
47%  fiel. 

Die  Zusammenstellung  zeigt  uns,  daß  die  9%  der  Einfuhr  der  ehemals  feind- 
lichen Länder  voll  und  ganz  von  den  Alliierten  aufgenommen  ist,  während  von  den 
14%  der  Ausfuhr  10%  auf  die  britischen  Besitzungen  und  nur  3%  auf  Alliierte 
und  Neutrale  kommt. 

Tab.  2.    Die   Einfuhr    der   wichtigsten  Artikel    nach   Indien 
vor    und    während    des    Krieges    (in  looo  £). 


Artikel 

Durchschnitt 

der  5   Jahre 

1909 — 10  bis 

1913— 14 

1916 — 17 

1917 — 18 

Baumwol  Iwaren 

Baumwollgarn 

32  272 
2515 
8784 
7450 
3867 
1418 
2  630 
2  480 
2  114 

1349 

847 
528 

I  367 
671 

4073 

32677 
2699 

10  300 
5  920 
4  009 

2339 
2  632 

2959 
2  072 

1553 
1554 
I  276 

1873 
I  429 
I  046 

34938 
2863 

10  213 
5  172 
3490 
2867 
2685 
2427 
I  810 
I  666 

Zucker 

Eisen  und  Stahl 

Maschinen  einschl.  Treibriemen     .    .    . 

Chemikalien,  Drogen  usw 

Seide,  roh  und  verarbeitet 

Mineralöle 

Eisenkurzwaren 

Geistige  Getränke 

Papier  und  Pappe 

Salz 

Konserven  usw 

1541 
1467 
I  182 

Automobile  vmd  Fahrräder 

Eisenbahnmaterial  und  Wagen.    .    .    . 

481 
331 

Tab.  2  gibt  die  Gesamteinfuhr  Indiens  der  wichtigsten  Einfuhr- 
güter an,  Tab.  3  die  aus  den  ehemals  wichtigsten  Ländern  im  Wettbewerb  mit 
England,  nämlich  Deutschlands,  Österreich-Ungarns,  Japans  imd  der  Vereinigten 
Staaten.  Es  geht  daraus  hervor,  daß  die  beiden  letztgenannten  Länder  in  fast 
«ämtlichen  Warengruppen  an  Stelle  Deutschlands  und  Österreichs  getreten  sind, 
rmd  zwar  Amerika  hauptsächlich  für  Farbstoffe,  Eisen  imd  Stahl,  Metallwaren, 
Maschinen,  Apparate  und  Instrumente,  während  Japan  namentlich  für  Kleidvmgs- 
artikel,  Baumaterialien,  Glaswaren,  elektrotechnische  Artikel,  Bier,  Papierwaren 
und  Baumwollwaren  in  Frage  kommt. 

Dia  Tab.  4a — c  zeigen  die  Entwicklung  des  Handels  Indiens  mit 
England  für  die  einzelnen  Warengattungon  im  letzten  Friedensjahr  und  von 
4  Kriegsjahren.  In  der  Einfuhr  springen  hier  Zunahmen  für  Treibriemen,  Chemi- 
kalien, Gerbmatarialien  und  Tabak  in  die  Augen,  während  die  meisten  anderen 
Artikel  Abnahmen  zu  verzeichnen  liaben.  In  erster  Linie  kommen  hierbei  Eisen  imd 
Stahl  in  Betracht,  derenEinfuhr  von  6,8  Mill.  £  (1913/14)  auf  1,9  Mill.  £  (1917/18) 
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fiel.  Eisenbahnmaterialicn,  die  von  6,2MiIl.  auf  0,3  Mill.  £  sanken,  sowie  Maschinen 
von  4,6  auf  2  Mill.  £,  des  ferneren  Messing  und  Bronze,  Kupfer,  Automobile,  Lebens- 
mittel und  Konserven,  Eisenwaren.  Unter  den  Eaiimwollwaren  nahm  die  Einfuhr 
von  Greygoods  von  16,7  auf  10,5  Mill.  £  ab.  Bei  der  Ausfuhr  ist  besonders  die 
Mehrausfiihr  von  Rohbaumwolle,  Häuten  und  Fellen,  Reis  und  fertigen  Juteorzeug- 
nissen  zu  nennen,  während  Rohjute  von  7,8  Mill.  £  vor  dem  Kriege  auf  1,1  Mill.  £ 
(1917/18)  fiel.  Es  ist  dies  eine  Folge  der  Bestrebungen  in  Indien,  alle  Jute  im  Lande 
zu  verarbeiten  und  der  ständig  wachsenden  Zunahme  der  Leistungsfähigkeit  und 
Zahl  der  Jutefabriken  in  Caicutta  und  Bengalen. 


Tab.  3.    Die    Einfuhr    der    wichtigsten    Artikel    nach    Indien 
aus     Deutschland,     Österreich -Ungarn,     Japan     und     den 

Vereinigten    Staaten    1913 — 14    und    1917 — 18    (in  1000  £). 


Artikel 


Deutsch- 
land 


1913— 14 


Öster- 
reich- 
Ungarn 


1917 — 18 


Japan 


1913— 14  1917— I 


Vereinigte 
Staaten 


1913— 14  1917— 18 


Kleidung 

Baumaterialien  .  .  . 
Färb-  und  Gerbstoffe 
Glas-  und  Glaswaren. 
Eisenkurzwaren  .  .  . 
Instrumente,      Apparate 

usw 

Geistige  Getränke  .  . 
Maschinen   und    Fabrik 

einrichtimgen    .    .    . 

Metalle 

Papier  vmd  Pappe  .  . 
Baumwoll-Piecegoods, 

gefärbt  


104 

lOI 

622 
191 

482 

102 
158 

288 

2573 

183 

244 


55 
4 

583 
223 

25 

4 

13 
115 


99 


68 


105 
41 

7 
2 

10 

276 

II 

23 


143 

82 

19 

769 

455 

309 
146 

134 

1144 

392 

444 


3 
13 

12 
255 

97 
41 

168 

302 

9 


9 

31 

256 

12 

507 

220 

68 

656 

2316 

135 


Den  Rückgang  in  der  Einfuhr  englischer  Erzeugnisse  nach  Indien  bezeichnet 
der  Trade  Commissioner  in  seinem  Bericht  als  sehr  ernst.  Er  hebt  hervor,  daß  In- 
dien vor  dem  Kriege  der  beste  Abnehmer  für  die  Industrieerzeugnisse  Englands 
gewesen  sei.  Es  sei  dies  zwar  noch  der  Fall,  docli  gebe  die  starke  Zunahme  in  der 
Einfuhr  amerikanischer  und  japanischer  Güter  auf  Kosten  Englands  zu  Besorgnis 
Anlaß.  Die  Unfähigkeit  Englands  während  des  Krieges  zur  Lieferung  des  für  Indien 
unentbehrlichen  Bedarfs  habe  englische  Importhäuser  in  Indien  gegen  ihren  Willen 
dazu  getrieben,  in  Amerika  zu  kaufen,  und  verschiedene  indische  Einfuhrhäuser 
haben  schon  eigene  Niederlassungen  in  New  York  errichtet,  so  daß  sie  stets  eng- 
lische xmd  amerikanische  Proisnotierungen  vergleichen  können.  Die  Folge  des 
Krieges  sei,  daß  sich  Käufer  in  Indien,  die  ehemals  ihren  Bedarf  in  London  deckten, 
daran  gewöhnt  haben,  von  den  großen  Importhäusern  in  den  Hafenstädten  zu 
kaufen,  die  ihrerseits  direkte  Verbindimgen  mit  den  verschiedenen  fremden  Er- 
zeugungsländern aufrecht  erhalten.  Dies  bedeute  eine  Ausschaltung  Londons.  Für 
englische  Firmen  sei  es  in  Zukimft  notwendig,  in  Indien  vertreten  zu  sein,  und  diese 
Vertretungen  müßten  sich  eine  eigene  Verkaufsorganisation  im  Ltmde  schaffen. 
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Tab.   4a.      Die    Einfuhr    nach    Indien    aus    dem    Vereinigton 
Königreich    1913/14    bis    1917/18    (in  1000  £). 


Artikel 


1913— 14 


1914— 15 


1915— 16 


1916 — 17 


1917 — it 


Kleidung 

Waffen,  Munition 

Treibriemen  für  Maschinen 
Bücher  luid  Drucksachen  . 
Stiefel  \md  Schuhe  .... 

Baumaterialien 

Wagen 

Chemikalien 

Kohlen  und  Koks  .... 
Baumwolle: 

Rohe 

Twist  und  Garn    .... 
Baum  woU  -Piecegoods 

Greys  

Weiß 

Gefärbt  usw 

Andere 

Messerschmiedewaren  .  .  . 
Fahrräder  und  Fahrradteile 
Drogen  imd  Medikamente  . 
Färb-  und  Gerbstoffe  .  .  . 
Steingut  und  Porzellan   .    . 

Flachserzeugnisse 

Glas  und  Glaswaren  ... 
Schnitt-  und  Modewaren     . 

Eisenkm-zwaren 

Instrumente,  Apparate  .  . 
Elfenbein  und  Juwelen   .    . 

Juteerzeugnisse 

Leder  einschl.  Häute,   Felle 

gegerbt  und  zubereitet    . 
Geistige  Getränke     .... 
Maschinen    und    Fabrikein- 
einrichtungen   

Metalle: 

Messing,   Bronze,   Kupfer 
usw 

Eisen 

Eisen  oder  Stahl  .... 

Blei 

Stahl    

Andere 

Automobile  u.  Motorräder 

Mineralöle 

Vegetab.  u.  tierische  öle  . 
Farben  und  Farbstoffe  .  . 
Papier  und  Pappe    .... 

Konserven  usw 

Eisenbahnmaterialien  .    .    . 


481 
212 
256 

315 
481 
520 
116 
505 
254 

134 
2378 

16684 

9287 

10  224 

I  261 

78 

222 

401 

38 

245 

264 

175 
442 

1505 

911 

161 

95 

222 
93Ö 

4639 


I  408 
242 

6  810 
120 
402 

355 
724 

155 
142 

341 

595 

I  007 

6  219 


331 
202 
222 
295 
342 
528 
65 
557 
227 

7 
2231 

13846 

7079 

6  181 

909 

62 

146 

354 

39 

206 

228 

140 

292 

I  203 

757 

133 

lOI 

167 
815 

3722 


985 

147 

4640 

113 

247 
217 
540 
185 
147 
351 
579 
912 
6  286 


I    71962     I    56736 


373 
151 
291 
268 
228 
507 

45 
799 

63 

5 
2  251 

II  417 

6  942 

4772 

918 

52 

138 

425 

61 

209 

246 

160 

344 
1058 
697 
126 
145 

184 

842 


359 

204 

3686 

150 

353 
236 

372 
128 
130 
406 

563 
919 

2  729 


454 
213 

344 
282 
300 
470 

48 
869 

15 


2  293 

9929 
8359 
8482 
1608 

57 
III 

499 
234 
150 
402 
224 
404 
I  223 

845 
123 
191 

212 
I  036 

3  206 


430 
3  261 
169 
351 
195 
396 
211 
117 
552 
738 
I  232 
q68 


389 
169 
510 
304 
157 
577 
36 
I  220 

17 


2  284 

10  484 

9295 
9619 

1530 
46 
120 
354 
391 
129 

234 
198 
326 
749 
475 
III 

87 

185 

1  102 

2  066 


65 

244 

1947 

106 

152 

101 

104 
135 
83 
405 
413 
288 

3" 


46831  I  51  414  I  47518 
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Tab.  4a.     (Fortsetzung.) 


Artikel 


1913-14    1914  —  15 


1915  — 16 


1916 — 17 


1917  — 18 


Übertrag: 
Gummierzeugnisso     einschl. 

Reifen 

Salz 

Selüffo  und  Toilo 

Seife 

Papierwaren  außer  Papier  . 

Zucker 

Tabak  

Spielzeug  und  Spiele    .    .    . 

Regenschirme 

Wollorzcugnisso  einschl.  Garn 

usw 

Anderes 


71  962 

211 
136 
142 

457 
332 
186 
419 
112 
126 

1  482 

2  823 


56736 

270 

97 
197 

530 
273 
109 

415 

83 

102 


46831 

345 

304 

91 

519 

282 

125 

476 

81 

71 

478 
2  603 


51  414 

418 

319 

63 

632 

335 

135 

729 

81 

86 

1083 
3  226 


47518 

465 
108 

143 
709 
260 

45 
1036 

63 
61 

1  277 

2  829 


78388 


61959  I  52206    58521    54514 


Tab.   4b.      Die    Ausfuhr    aus    Indien    nach    dem    Vereinigton 
Königreich    1913/14    bis    1917/18    (in  1000  £). 


Artikel 


1913— 14 


1914 — 15    1915 — 16 


19 16 — 17 


1917 — 18 


Gerste 

Mehl  imd  Pollards  (Kleie)  . 

Borsten  und  Fasern .... 

Kaffee 

Kokosnuß  fasern  u.   Erzeug- 
nisse      

Baumwolle,  roh 

Baumwolltwist  u.  Garn   .    . 

Baumwollerzeugnisso    .    .    . 

Drogen,  Medikamente  .    .    . 

Färb-  und  Gerbstoffe  .    .    . 

Futtererbsen 

Hanf,  roh 

Häute  und  Felle: 

Roh 

Zubereitet  oder  gegerbt  . 

Hörner  vmd  Hornmehl     .    . 

Jute,  roh 

Jutesäcke 

Jutesackgewebe 

Lack 

Dünger 

Manganerz 

Andere  Metalle  und  Erze 

Glimmer 

Öle 

Paraffin 


818 

254 
84 

369 

192 

957 

9 

54 

37 

221 
69 

295 

315 

2435 

34 

7  826 

613 
558 
401 

78 
281 

72 
183 
156 
129 


156 
247 
135 
354 

191 

1  411 

13 

57 

31 

781 

445 

706 

2  819 

40 

4496 

907 

545 

293 

60 
265 

194 
123 
358 
161 


I  152 
361 
182 
302 

259 

1371 

56 

95 

71 

1398 

73 

394 

566 

3  143 

36 

6  153 

3  227 

1875 

285 

72 
439 
451 
176 

417 
216 


16  440     I     14  7S8         22  970 


I  296 

195 
192 

251 

326 

1791 

70 

42 

175 

I  066 

19 

982 

I  082 

5  304 

33 

5  473 

3247 

I  935 

222 

58 

552 

866 

259 
655 

174 


4 
118 

87 

203 

3  966 

28 

22 

34 
528 

435 

1244 

3917 

27 

1  093 

2  214 
I  013 

453 

385 
898 

575 
751 
141 


26  265     I    18  224 
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Chronik  und  Arcliivalien. 
Tabelle   4b.     (Fortsetzung.) 


Artikel 


1913— 14 


1914— 15 


1915  — 16 


1916 — 17 


1917 — 1{ 


Übertrag : 

Konserven  visw 

Hülsenfrüchte 

Reis,  geschält 

Gummi,  roh 

Salpeter 

ölsamen 

Seide,  roh 

Gewürze 

Zucker 

Tee 

Weizen 

Holz,  hauptsächl.   Teakholz 

Wolle,  roh 

Wollerzougnisse 

Anderes 

Insgesamt 


16  440 

39 

285 

I  130 

336 

39 

3  802 

26 

79 

31 

7  232 

5695 

339 

I  621 

122 

I  021 


14  788 

33 

354 

I  381 

468 

168 

4070 

49 

lOI 

12 

8  162 

4  753 

395 

1542 

70 

912 


22  970 

47 

540 

1  988 
600 
382 

2  990 

73 

169 

2 

9  801 

5  223 

366 

2502 

90 

I  045 


26  265 
108 
966 

2  135 
739 
612 

5803 

42 

140 

I 

8671 

3  222 
328 

2568 

89 
I  029 


18  224 

95 

1448 

3  103 

675 

534 

2  796 

223 

188 

8535 

705 

95 

2717 

7 
810 


38237 


37  258 


52718         40155 


Tab.  4c.     Die    Ausfuhr    Indiens    von    fremden    Erzeugnissen 
nach    dem    Vereinigten    Königreich    (in  1000  £). 


Artikel 

1913— 14 

1914— 15 

1915 — 16 

1916 — 17 

1917 — 18 

Kleidung  einschl.   Stiefel  u. 

Schuhe     

Zucker 

Wolle,  roh 

Anderes 

41 

292 
332 

62 
492 
295 
317 

45 

611 
511 

26 

684 
602 

6 

698 
5" 

Insgesamt 

665 

1166 

1167 

1312 

1215 

Im  Jahre  1913/14  belief  sich  laut  Tab.  5a  der  Einfuhrhandel  der  Verei- 
nigten Staaten  von  Amerika  mit  Indien  auf  3,2  Mill.  £,  von  denen 
etwa  50%  aus  Mineralölen  bestand,  die  verbleibenden  50%  verteilten  sich  haupt- 
sächlich auf  Eisen  und  Stahl,  Maschinen,  Eisenwaren  imd  Piecegoods.  1917/18 
beliefen  sich  die  Verschiffungen  der  Vereinigten  Staaten  auf  7,9  Mill.  £,  von  denen 
nur  die  Hälfte  aus  Eisen,  Stahl  imd  Mineralölen  bestand;  Maschinen,  Eisenwaren, 
Lebensmittel,  Automobile  und  Piecegoods  beliefen  sich  auf  ein  weiteres  Viertel. 
Die  gewaltigste  Steigerung  erfuhren  Eisen  imd  Stahl,  die  von  0,3  Mill.  £  (1913/14) 
auf  2,2  Mill.  £  (1917/18)  stiegen.  Kalifornische  Konserven,  Lebensmittel  imd  Holz 
kamen  meist  von  der  Westküste  Amerikas,  wo  in  San  Francisco  durch  die  Pacific 
Mail  Steamship  Co.  und  Dampfer  der  United  States  Emergency  Fleet  Corporation 
eine  regelmäßige  Dampfervorbindung  mit  Indien  eingerichtet  war,  während  Eisen 
und  Stahl,  Maschinen,  Eisenwaren,  Textilwaren,  Motore  und  Mineralöle  von  New 
York  und  Boston  aus  mit  den  regelmäßigen  Dampfern  der  Bucknall  Line  und  der 
Nippon  Yusen  Kaisha  verschifft  wurden. 
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Tab.    5a.      Die    Einfuhr    nach    Indien    aus    den    Vereinigten 

Staaten    (in  1000  £). 


Artikel 


1913— 14 


1914—15 


1915— 16 


1916 — 17 


1917 — 18 


Chemikalien 

Uhren  und  Taschenuhren  . 
Baumwoll-Pioeogoods  .  .  . 
Drogen  und  Medikamente  . 
Färb-  und  Gerbstoffe  .    .    . 

Eisenkurzwaron 

Instrujnente  und  Apparate 

Eisen  imd  Stahl 

Maschinen    und    Fabrikoin- 

richtungen  . 

Automobile,  Fahrräder    .    . 

Mineralöle 

Papier  vmd  Pappe     .... 

Konserven  izsw 

Eisenbahnmatorial  u.  -wagen 

Spirituosen 

Tabak  

Holz 

Anderes 

Insgesamt 


2 

33 

173 

31 

255 

97 

282 

168 

155 

1540 

9 

32 

2 

41 

16 

84 

273 


3193 


II 

18 

173 

25 

155 

48 

368 

^11 

91 

1647 

17 
41 
85 
34 
12 

15 

207 


3120 


28 

27 

257 

46 

3 
292 

79 
1600 

191 

390 
1670 
22 
50 
61 
42 

8 

56 

425 


57 

25 

204 

48 

281 

392 

135 
1628 

279 

973 
2073 

143 

131 

66 

48 

31 

137 

653 


196 

13 
230 

64 
256 

507 

220 

2241 

655 

360 

1621 

135 

371 

15 

62 

12 

156 

762 


5247 


7304 


7876 


Tab.   5b.      Die    Ausfuhr    aus    Indien    nach    den    Vereinigten 

Staaten    (in  1000  £). 


Artikel 


1913— 14 


1914 — 15     1915 — 16    1916 — 17 


1917 — 18 


Baumwolle,  roh 

Kokosnuß  faserorzougnisse  . 
Getreide,  Hülsenfrüchte  und 

Mehl     . 

Häute  imd  Felle 

Zubereitet  oder  gegerbt  . 

Roh 

Indigo 

Jute: 

Jutesäcko 

Jutesackgewebe 

Roh 

Lack 

Manganerze 

Pflanzen-  und  nicht  äthe- 
rische öle 

Salpeter  

ölsamen 

Gewürze 

Tee 

Anderes 

Insgesamt 


55 
39 


208 
2  366 


I  008 
6816 

2457 
588 
107 

63 
22 

204 
64 
69 

435 


66 
38 

24 

180 

2  169 

II 

I  023 

5  710 

886 

561 

74 

27 

13 

159 

III 

86 

424 


14520 


II  562 


57 
38 


3284 
245 

599 
6  136 
1444 

719 
61 

III 

13 
167 
144 
129 

463 


36 
26 

55 

826 
6595 

275 

683 
7420. 
2  091 
1459 

129 

51 
16 

251 
141 
109 
637 


III 
45 

77 

204 

2983 

408 

860 

10599 

I  359 

I  822 

73 


19 
211 

31 

683 
822 


14  OS 


20  800 


20  307 


394*  Ohronik  und  ArchivaÜen. 

Die  Ausfuhr  nach  den  Vereuugten  Staaten  stieg  von  14,5  (1913/14)  auf  20,3 
Mill.  £  (1917/18),  wobei  Jutegewebe  mit  3,8  Mill.  £  Zunahme  an  der  Spitze  stehen, 
während  rohe  Jute  auch  hier,  ebenso  wie  bei  England,  eine  Abnahme  zeigt. 

Der  Trade  Commissioner  sagt  in  seinem  Bericht,  daß  kein  Zweifel  darüber 
bestehe,  daß  der  amerikanische  Wettbewerb  in  Indien  von  Dauer  sein  werde ;  nament- 
lich  in  Stahl  und  Stahlerzeugnissen,  Maschinen,  Werkzeugen,  Eisenwaren,  Konser- 
ven, Automobilen,  Fahrrädern  und  Holz  seien  die  Vereinigten  Staaten  entschlossen, 
sich  nicht  aus  dem  Felde  schlagen  zu  lassen.  Ob  England  sich,  nachdem  der  Handel 
wieder  in  geordnete  Bahnen  zurückgekehrt  ist,  mit  den  amerikanischen  Erzeugnissen 
messen  kann,  hänge  ganz  von  den  Preisen  ab,  zu  denen  es  verkaufen  kann. 

Tab.  6  a  und  b  zeigen  die  Entwicklung  des  Handels  mit  Japan, 
der  jetzt  die  zweite  Stelle  im  Ein-  und  Ausfuhrhandel  Indiens  einnimmt.  Hier 
ist  die  gewaltige  Zunahme  in  der  Einfuhr  von  3,2  Mill.  £  (1913/14)  auf  22,4  Mill.  £ 
(1917/18)  bemerkenswert.  Die  Zunahme  erstreckt  sich  auf  fast  sämtliche  Artikel. 
Besonders  hervorzuheben  sind  Baiunwoll-Piecegoods,  die  von  0,1  Mill.  (1913/14) 
auf  7,1  Mill.£  (1917/18)  tmd  Baumwolltwist  und  Game,  die  von  0,1  auf  3,6  Mill.  £ 
stiegen.  Auch  Streichhölzer,  Kleidung,  Messing  und  Bronze,  Zement,  Chemikalien 
Glaswaren,  Eisenwaren,  elektrotechnische  Artikel,  Eisen  und  Stahl,  Farben,  Papier- 
waren, Spielzeug,  Holzartikel  und  Wollerzeugnisse  erfuhren  gewaltige  Steigerungen. 
Von  der  Ausfuhr  Indiens  sicherte  sich  Japan  u.  a.  einen  größeren  Anteil  von  der 
Rohbaumwolle  imd  den  Juteerzeugnissen. 

Der  Trade  Commissioner  widmet  der  Ausdehnung  des  Handels  Japans  mit 
Indien  einen  längeren  Abschnitt  und  weist  auf  das  systematische  Vorgehen  der 
Japaner,  auf  ihr  Zusammenarbeiten  untereinander  und  mit  der  japanischen  Re- 
gierung, auf  ihre  Schiffahrtslinien,  die  Gründung  zahlreicher  Bankfilialen  in  Indien 
usw.  hin.  Während  im  Jahre  1911  nur  32  männliche  Japaner  in  Indien  weilten, 
beträgt  ihre  Zahl  jetzt  weit  über  2000.  Zahlreiche  große  japanische  Firmen  besitzen 
bereits  eigene  Einkaufshäuser  in  den  Hafenstädten  imd  eigene  Organisationen  ziun 
Verkauf  im  Innern,  wodurch  sie  die  Unkosten  der  bisher  üblichen  Zwischenhändler 
und  Makler  ersparen  und  ihre  an  und  für  sich  schon  billigen  Artikel  zu  Preisen  ab- 
setzen, mit  denen  europäische  Waren  nicht  wetteifern  können.  In  billigen,  meist 
minderwertigen,  aber  gut  aussehenden  Artikeln  beherrschen  sie  den  Markt  ganz, 
mit  diesen  haben  sie  die  ehemaligen  deutschen  und  österreichischen  Importartikel 
vollständig  ersetzt.  Er  hebt  hervor,  daß  von  Calcutta  aus  bereits  6,  von  Bombay 
vuid  Colombo  aus  4  regelmäßige  japanische  Dampfschiff] inien  nach  allen  Weltteilen, 
außer  Australien,  bestehen,  und  daß  Japaner  um  die  Schaffung  weiterer  Linien  be- 
müht sind.  Nächst  den  Baumwollspinnereien  und  -Webereien  in  Bombay  seien 
Japaner  heute  die  bedeutendsten  Käufer  für  Rohbaumwolle,  und  sie  besitzen  bereits 
ihre  eigenen  Einkäufer  sowie  Entkörnimgsaoalagen  im  Innern.  Auch  als  Exporteure 
nach  anderen  Ländern  als  Japan,  ja  selbst  nach  England,  haben  sie  Boden  ge- 
wonnen. 

Außer  einer  Verschiebimg  der  Bezugsländer  und  Absatzgebiete  Indiens  hat  im 
Lande  der  Gedanke  der  Schaffung  eigener  Industrien  große  Fort- 
schritte gemacht  und  auch  bereits  sehr  beachtenswerte  Erfolge  zu  verzeiclinen.  Die 
indische  Regierung  sah  sich  im  Jahre  1916  gezwungen,  eine  Industriekommission 
zu  ernennen,  welche  die  Aussichten  für  Indiistrien  auf  den  verschiedenen  Gebieten 
in  den  Jahren  1917  und  1918  geprüft  hat.  Ihr  Bericht  ist  nach  der  Ansicht  indischer 
Kreise  jedoch  zu  sehr  unter  Berücksichtigung  englischer  Interessen  geschrieben. 
Indische  Kaufmannskreise  nahmen  bald  selbst  die  Schaffimg  von  Industrien  mit 
Begeisterung  auf,  und  wir  haben  im  Jahre  1919  eine  Gründerperiodo  für  Industrie- 
Unternehmungen  in  Indien  zu  verzeichnen,  wie  man  sie  noch  nicht  erlebt  hat. 
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Tab.  6a.     Die    Einfuhr    nach    Indien    aus    Japan    (in  looo  £). 


Artikel 


1913— 14 


1914—15 


19 15 — 16  1916 — 17 


1917 — 18 


1910 — 19 


Bier  und  Porter  .... 

Kleidung 

Messing,  Bronze  usw.     . 

Bürsten,  Besen,  Knöpfe 

Kampher 

Zement 

Chemikal  ien 

Kohlen,  Koka 

Kupfer 

Baumwollwirkwaren    .    . 

Baumwoll-Piecegoods.    . 

Baumwolltwist  u.  Garn. 

Andere  Baumwollerzeug- 
nisse 

Messerschmiedewaren .    . 

Drogen  u.  Medikamente 

Steingutwaren  und  Por- 
zellan  

Mobiliar  usw 

Glas  und  Glaswaren  .    . 

Schnitt-  xmd  Modewaren 

Eisenlcurzwaren    .... 

Instnunente,  Apparate  . 

Eisen  oder  Stahl     .    .    . 

Leder  einschl.  Häute  u. 

'^    Felle,  gegerbt  oder  zu- 
bereitet  

Maschinen-  imd  Fabrik- 
einrichtungen  .... 

Streichhölzer 

Farben-    und    Malmate- 
rialien   ....... 

Papier  und  Pappe  .    .    . 

Konserven  usw 

Gummifabrikate  einschl. 
Bereifung 

Rohseide 

Seidenwaren   einschl. 
Garn 

Stärke  und  Stärkemehl 

Schreibmaterialien  außer 
Papier 

Zucker 

Spielzeug  und  Spiele.    . 

Teile    für   Regenschirme 

Holz 

Holzerzeugnisse    .... 

Wollfabrikate    einschl. 
Garn 

Anderes 


I 

68 

I 

4 

83 

10 

84 

274 

55^ 
118 

93 

36 

26 

42 
6 

105 
loi 

41 

7 


10 
260 


II 
13 


7 
966 


20 

2 

34 

45 

3 

7 


7 

43 

3 

2 

109 

12 

15 
46 

253 

444 

192 

82 

18 

27 

27 

4 

131 

73 

33 

4 

7 


10 
461 


17 


9 

58 

626 


15 
14 
20 
26 
13 


I 
147 


29 
87 
56 
82 
139 
89 
63 
6 

94 
376 
461 

52 

69 

3 

34 

62 

8 

400 

78 
117 

18 

10 


52 
705 

16 
28 
14 

74 
6 

991 
4 

45 

248 

78 
22 

39 
18 

33 

287 


Insgesamt        3187 
Weltwirtschaftüohea  ArchiT  Bd.  XV 


2967 


4999 


76 
135 
156 
146 

163 

70 

216 

I 

46 

850 

1621 

354 

217 
23 

37 

127 
16 
599 
173 
333 
82 

58 


89 
604 

21 

198 

24 

55 
18 

957 
16 

112 
274 
112 

53 
171 

23 

165 

476 


145 
143 
317 
105 
221 
39 
371 

351 
611 

2179 
553 

106 
31 
45 

96 

23 
769 
107 
455 
309 
227 


18 

134 
1346 

82 

393 

37 

28 
25 

1063 
99 

102 

109 

80 

50 

126 

61 

91 
1128 


247 
211 

597 
81 

89 

113 
404 

15 

264 

491 

7097 

3553 

153 
29 
8i 

163 
31 
552 
124 
618 

324 
663 


164 
1042 

329 

465 

32 

46 

60 

1360 

25 
92 


19 

105 

49 

72 

117 

222 
2229 


I   12175 


22350 


306*  Chronik  und  Archivalien. 

Tab.  6b.     Die    Ausfuhr    aus    Indien    nach    Japan    (in  looo  £). 


Artikel 


1913— 14 


1914— 15 


1915 — 16  1916 — 17 


1917 — li 


1910 — 19 


Baumwolle,  roh  .... 

Häute  u.   Felle,  gegerbt 

und  zubereitet.    .    .    . 

Juteerzeugnisse    .... 

Düngemittel 

Reis,  geschält 

Hülsenfrüchte 

Eisen  oder  Stahl     .    .    . 

Ölkuchen  

Opium 

Paraffin 

Jute,  roh 

Anderes 

Insgesamt 


12  934 


99 

63 

1077 

52 
222 
201 
120 

58 
110 

92 


9538 


197 
34 
51 
36 

107 
69 

lOI 

87 
56 
52 


11353 

77 

177 

16 

20 

6 

140 
36 

121 
96 
72 

157 


17  322 

"5 
228 

32 
2 

46 
252 

65 
159 
158 

79 
298 


20  512 

22 

584 
27 
227 
"3 
153 
25 
196 
171 
110 
593 


15583 

72 

691 

27 

I  270 

I 

70 

2 

430 

59 

113 

I  109 


15  "ö 


10436 


12  271 


18756 


22733        19427 


Zu  den  bemerkenswertesten  Erfolgen  gehört  die  starke  Zunahme  in  der  Ver- 
arbeitung von  Jute.  Noch  im  Jahre  1913/14  erhielt  Dundee,  der  Sitz  der  Juteindu- 
strie in  Großbritannien,  für  7,8  Mill.  £  Rohjute,  im  Jahre  1917/18  waren  es  nur  noch 
1,1  Mill.  £,  während  gleichzeitig  die  Ausfuhr  von  Jutefabrikation  nach  England 
von  1,2  Mill.  £  auf  3.3  Mill.  £  stieg,  im  Jalire  1916/17  waren  es  sogar  5,2  Mill.  £. 
Weitere  große  Fortschritte  sind  in  Indien  während  des  Krieges  in  der  Verarbeitung 
von  Baumwolle  gemacht  worden.  Hier  hat,  wie  auch  in  verschiedenen  anderen 
Industriezweigen,  die  indische  Regierung  selbst  unfreiwillig  ziu"  Ausdehnxmg  der 
Verarbeitung  der  Rohstoffe  im  Lande  beigetragen,  indem  sie  unter  den  Erforder- 
nissen des  Krieges  ihren  gesamten  Bedarf  an  Bamnwollgeweben,  außer  Moskitonetzen, 
in  Indien  bestellte.  Allein  im  Jahre  1918  bezog  sie  111  Mill.  Yards  verschiedene 
Bavunwollgewebe  im  Lande.  Auch  in  der  Gewinntmg  von  Eisen  imd  Stahl  sind 
große  Fortschritte  erzielt  worden.  Die  Tata  Iron  and  Steel  Coy  Ld.  allein  stellte 
1918  monatlich  17  000  Tonnen  Stahl  her,  die  Jahresprodviktion  an  Schienen  betrug 
120  000  Tonnen.  Sie  hat  sich  im  Kriege  gewaltig  ausgedehnt,  ebenso  wie  die  drei  an- 
deren für  die  Eisen-  und  Stahlerzeugung  in  Frage  kommenden  Unternehmen.  Wäh- 
rend im  Jahre  1912  die  Gesamtproduktion  an  Gußeisen  145  883  Tonnen  \xad  noch 
keinen  Stahl  betrug,  belief  sie  sich  1917  bereits  auf  248  132  Tonnen  Eisen  und  114  027 
Tonnen  Stahl  und  hat  seitdem  noch  sehr  erheblich  zugenommen.  Man  hofft  in  In- 
dien, sich  in  kurzer  Zeit  von  der  Eisen-  vmd  Stahleinfuhr  imabhängig  und  die  Tata- 
Werke  zu  einem  indischen  Krupp-  oder  Armstrong-Unternehmen  zu  machen.  Von 
Industrien,  die  erst  während  des  Krieges  aufgenommen  wurden,  sind  zu  erwähnen: 
Die  Destillation  von  Kohlenteer,  die  Herstellung  von  Stahlplatten  und  galvanisier- 
ten Platten  imd  Blechen,  das  Raffinieren  von  Kupfer  und  Zink,  die  Herstellung 
von  Stahlrohren  imd  -röhren,  der  Bau  von  landwirtschaftlichen  Maschinen,  Eisen- 
bahnwagen und  elektrischen  Anlagen  (wobei  sämtliche  Teile  in  Indien  hergestellt 
werden),  die  Herstellung  von  Stahldraht,  Messerschmiede-  und  Emaillewaren. 
Auch  der  Bau  von  elektrischen  Öfen  für  Stahlguß  und  Eisenverbindungen  wird 
betrieben,  wobei  die  Verwendimg  von  Wasserkräften  in  großzügiger  Weise  ein- 
geleitet ist. 

Leo  Ulrich,  Kiel. 


Produktion,  Zirkulation  und  Konsumtion  wichtiger  Welthandelsgüt«r,  397* 

V. 
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Zur  Weltkohlenlage. 

Der  während  und  infolge  des  Krieges  eingetretene  Mangel  an  Kohlen 
auf  der  ganzen  AVeit  hat  zur  Folge  gehabt,  daß  in  einzelnen  Ländern,  die  bis- 
her für  die  Kohlenerzeugung  wenig  in  Betracht  kamen,  die  Kohlenförderung 
erheblich  gestiegen  ist,  so  namentlich  in  Holland,  Spanien  und  Italien. 
In  Holland  ist  die  geförderte  Kohlenmenge  auf  das  Doppelte,  dem  Wert 
nach  auf  mehr  als  das  Vierfache  gestiegen.  Neue  Kohlenlager  sind  in  Süd- 
chile und  Kanadien  entdeckt  worden.  Die  in  Südchile  entdeckten  neuen 
Kohlenlager  werden  auf  eine  förderungsfähige  Kohlenmenge  von  5  Mill. Tonnen 
geschätzt.  Noch  höher  werden  die  neuentdeckten  kanadischen  Kohlenfelder 
bewertet,  die  in  den  dortigen  vier  westlichen  Provinzen  liegen.  Sie  sollen 
beinahe  ein  Fünftel  der  bekannten  Kohlenreserven  der  Welt  umfassen.  Durch 
das  Vorhandensein  dieser  Lager  ist  nach  dem  ,, Journal  of  Commerce"  die 
Versorgung  mit  Brennmaterial  für  die  kanadische  Industrie  wie  für  den 
Hausgebrauch  auf  Jahrhunderte  hinaus  sichergestellt.  Die  bisher  gewonnenen 
Proben  sollen  von  höherem  Brennwert  sein  als  jede  jetzt  eingeführte  Kohle. 
Auch  sollen  die  kanadischen  Kohlenflöze  von  genügender  Ausdehnung  sein. 

Die  größte  Stein  kohle  nförderung  in  der  A\'elt  haben  noch  immer 
die  Vereinigten  Staaten  von  Amerika.  Doch  kommt  diese  für  die  A\'eltversor- 
gung  wenig  in  Betracht,  da  sie  fast  ganz  im  Ursprungslande  verbraucht 
wird.  Die  im  Auswärtigen  Amt  in  Berlin  herausgegebene  Sammelmappe  „Die 
wirtschaftliche  Lage"  veröffentlicht  eine  graphische  Darstellung  über  die 
Entwicklung  der  Kohlenförderung  Deutschlands,  aus  der  sich  folgendes  er- 
gibt: Die  jährliche  Steinkohlenförderung  betrug  1913:  190  Müh  Tonnen; 
sie  ging  1914  auf  160,  1915  auf  etwas  unter  150  Mill.  Tonnen  zurück  und 
stieg  dann  wieder  in  den  Jahren  1916  auf  ziemlich  160,  1917  auf  177  MiU. 
Tonnen.  Das  Jahr  1918  hätte,  nach  dem  Verlauf  der  ersten  10  Monate  zu  ur- 
teilen, mindestens  den  gleichen  Betrag  ergeben  wie  das  Vorjahr,  wenn  nicht 
die  beiden  letzten  Monate  so  erhebliche  Ausfälle  gebracht  hätten.  Während 
sich  di3  Steinkohlenförderung  in  den  ersten  zehn  Monaten  1918  meist  über, 
nur  im  Februar  und  September  etwas  unter  14  Mill.  hielt,  sank  sie  im  No- 
vember und  Dezember  auf  wenig  über  10,  und  wenig  über  9  Mill.  Tonnen. 
Die  Gesamterzeugung  des  Jahres  1918  betrug  daher  nur  wieder  160  MiU. 
Tonnen.  Zwischen  9  und  10  Mill.  bewegt  sich  die  Steinkohlenförderung 
dann  auch  in  den  ersten  fünf  Monaten  des  Jahres  1919,  nur  im  April  sank  sie 
infolge  der  Streikunruhen  auf  unter  6  Mill.  Tonnen.  Die  Ausfälle  seit  dem 
November  sind  allerdings  zu  einem  erheblichen  Teil  auf  den  Verlust  Elsaß- 
Lothringens  zurückzuführen.  —  Die  Braunkohlengewinnung  betrug  im  letzten 
Friedensjahr  1913:  88  Mill.  Tonnen.    Sie  ist  nach  einem  kleinen  Rückgang 
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im  Jahre  des  Kriegsausbruchs  ziemlich  regelmäßig  auf  etwas  über  100  Mill. 
Tonnen  im  Jahre  1918  gestiegen.  Auch  hierbei  ist  seit  Abschluß  des  Waffen- 
stillstandes ein  erheblicher  Rückgang  eingetreten,  so  daß  die  monatliche 
Förderung,  die  im  Jahre  1918  sich  noch  zwischen  8  und  9  Mill.  Tonnen  be- 
wegte, im  Dezember  nur  noch  6,  Januar  1919:  7,2;  Februar:  6,5,  März  und 
April:  7,5,  Mai:  8  Mill.  Tonnen  betrug. 

Die  Jahresförderung  Englands  an  Steinkohlen  sank  vom  Jahre  1913 
bis  1918  von  287  auf  227  Mill.  Tonnen,  also  um  rund  60  Mill.  Tonnen  oder 
um  20,77% ;  während  der  Rückgang  Deutschlands  in  der  Steinkohlen- 
förderung 31  Mill.  Tonnen  oder  16,19%  beträgt.  Die  Gründe  sind  bekannt, 
sie  liegen  in  der  Verminderung  der  Belegschaften,  die  auch  durch  die  Ein- 
berufung der  arbeitstüchtigsten  Leute  zu  den  Waffen  eine  Verschlechte- 
rung in  ihrer  Zusammensetzung  erfuhren.  Dazu  kam  die  unzureichende  Er- 
nährung, Mangel  an  den  erforderlichen  Hilfsstoffen,  die  Verschlechterung 
der  Maschinen  in  Betracht,  ein  weiterer  Grund  liegt  in  der  Verkürzung  der 
Arbeitszeit,  die  für  den  Ruhrbezirk,  nach  Ernst  Jüngst,  1^  Stunde 
der  Schichtzeit  oder  17,64  %  und  etwa  21,43  der  eigentlichen  Arbeitszeit  vor 
Ort  beträgt.  Auch  in  anderen  Ländern,  z.  B.  in  England  und  Frankreich, 
ist  die  Arbeitszeit  vermindert.  Sieht  man  von  den  Vereinigten  Staaten  ab,  so 
betrug  die  Weltjahresgewinnung  an  Steinkohle  vor  dem  Krieg  etwa  630  Mill. 
Tonnen.  Die  Jahresgewinnung  nach  dem  Kriege  wird,  von  der  Union  wieder 
abgesehen,  auf  497,7  Mill.  Tonnen,  das  ist  ein  Weniger  von  127,9  Mill.  Tonnen 
oder  20,44%,  geschätzt.  Für  Deutschland  wird  von  dem  Schiffahrtsamt 
der  Vereinigten  Staaten  ein  Rückgang  von  191,5  auf  91,5  Mill.  Tonnen  an- 
genommen. Diese  Abnahme  findet  ihre  Erklärung  in  der  Hauptsache  in 
den  Deutschland  auferlegten  Gebietsabtretungen.  Die  Mehrförderung  Frank- 
reichs wird  um  5  Mill.  Tonnen,  nämlich  von  41  auf  46  Mill.  Tonnen  ge- 
steigert, geschätzt,  wodurch,  wie  Ernst  Jüngst  bemerkt,  der  Ausfall  in  der 
Förderung  des  Landes,  den  die  Zerstörung  der  Gruben  in  den  Departements 
du  Nord  und  Pas  de  Calais  zur  Folge  hat,  mehr  als  ausgeglichen  wird.  Nach 
den  Bestimmungen  des  Versailler  Friedens  hat  Deutschland  an  Frankreich, 
Belgien,  Italien  und  Luxemburg  jährlich  43,5  Mill.  Tonnen  Steinkohle  ab- 
zugeben. Der  ungedeckte  Weltkohlenbedarf  wird  von  dem  Schiffahrtsamt 
der  Vereinigten  Staaten  auf  62,5  Mill.  Tonnen  eingeschätzt,  eine  Menge, 
die,  wie  Ernst  Jüngst  mit  Recht  bemerkt,  zur  Genüge  die  derzeitige 
Weltkohlennot  erklärt. 

In  Preußen  ist  durch  die  sogenannte  lex  Gamp  vom  5.  Juli  1905  vor- 
läufig und  durch  Gesetz  vom  18.  Juni  1907  endgültig  die  Bergbaufreiheit  auf 
Steinkohle  aufgehoben  und  dieses  Mineral  dem  Staat  vorbehalten  worden. 
In  gleicher  oder  doch  ähnlicher  Weise  verfuhr  die  Gesetzgebung  fast  überall 
in  Deutschland.  Auch  Holland  behält  dem  Staate  die  Steinkohlen  vor. 
Nach  dieser  Richtung  bewegt  sich  die  öffentliche  Meinung  der  ganzen  Welt, 
selbst  in  England,  so  daß  die  Vergesellschaftlichung  und  Ver- 
staatlichung  der  Kohle  auf  dem  Wege  sind. 

Das  von  der  Deut  sehen  Nationalversammlungerlassene  Sozialisierungs- 
gesetz  vom  23. März  1919  fand  seine  erste  Anwendung  im  Kohlen wirtschafts- 
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gesetz  vom  gleichen  Tage.  Die  Verfassung  des  Deutschen  Reichs  vom  11.  Au- 
gust 1919  bestimmt  in  Artikel  156:  „Das  Reich  kann  durch  Gesetz,  unbe- 
schadet der  Entschädigung,  in  sinngemäßer  Anwendung  der  für  Enteignung 
geltenden  Bestimmungen,  für  die  Vergesellschaftung  geeignete  private  wirt- 
schaftliche Unternehmungen  in  Gemeineigentum  überführen.  Es  kann  sich 
selbst,  die  Länder  oder  die  Gemeinden  an  der  Verwaltung  wirtschaftlicher 
Unternehmungen  und  Verbände  beteiligen  oder  sich  daran  in  anderer  Weise 
einen  bestimmenden  Einfluß  sichern. 

Das  Reich  kann  ferner  im  Falle  dringenden  Bedürfnisses  zum  Zwecke 
der  Gem^inwirtschaft  durch  Gesetz  wirtschaftliche  Unternehmungen  und 
Verbände  auf  der  Grundlage  der  Selbstverwaltung  zusammenschließen  mit 
dem  Ziele,  die  Mitwirkung  aller  schaffenden  Volkskreise  zu  sichern,  Arbeit- 
geber und  Arbeitnehmer  an  der  Verwaltung  zu  beteiligen  und  Erzeugung, 
Herstellung,  Verteilung,  Verwendung,  Preisgestaltung  sowie  Ein-  und  Aus- 
fuhr der  Wirtschaftsgüter  nach  gemein  wirtschaftlichen  Grundsätzen  zu 
regeln. 

Die  Erwerbs-  und  Wirtschaftsgenossenschaften  und  deren  Vereini- 
gungen sind  auf  ihr  Verlangen  unter  Berücksichtigung  ihrer  Verfassung  und 
Eigenart  in  die  Gemein  Wirtschaft  einzugliedern." 

Dieser  Artikel  enthält  nur  eine  Art  gesetzgeberisches  Programm.  Aktu- 
elles Recht  ist  nur  die  aus  Absatz  1  zu  entnehmende  Bestimmung,  daß  die 
Überführung  in  das  Gemeineigentum  (die  Vergesellschaftung)  von  Berg- 
werken, Mutungen  und  dergleichen  nur  ,, unbeschadet  der  Entschädigung 
in  sinngemäßer  Anwendung  der  für  Enteignung  geltenden  Bestimmung" 
erfolgen  darf.  Einigkeit  besteht  darüber,  daß  eventuell  die  ordentlichen 
Gerichte  über  die  Höhe  der  Entschädigung  zu  entscheiden  haben. 

Zu  Artikel  156  ergingen  nicht  nur  das  Sozialisierungsgesetz  vom  23.  März 
1919  und  das  Gesetz  über  die  Regelung  der  Kohlen  Wirtschaft  vom  gleichen 
Tage,  sondern  auch  das  Gesetz  über  die  Regelung  der  Kali  Wirtschaft  vom 
18.  Juni  1919.  Diese  Gesetze  führen  das  Eigentum  an  den  bezeichneten 
Mineralien  und  den  darauf  betriebenen  Bergwerken  nicht  auf  das  Reich 
über,  sondern  überlassen  dieses  nach  wie  vor  den  bisher  Berechtigten.  Doch 
lassen  sie  die  Förderung,  den  Absatz  und  die  Lohnhöhe  von  Organi- 
sationen regeln,  bei  denen  sowohl  die  Arbeitgeber  wie  Arbeitnehmer,  so- 
wohl Erzeuger  wie  Verbraucher  beteiligt  sind.  Das  Ganze  wird  unter  Ober- 
aufsicht des  Reiches  geführt,  die  durch  den  Reichswirtschaftsminister  aus- 
geübt wird. 

Im  Deutschen  Reich  ist  durch  Gesetz  vom  8.  April  1917  auf  Steinkohle 
wie  auf  Braunkohle  eine  besondere  Kohlensteuer  eingeführt  worden.  Diese 
Steuer  beträgt  20%  vom  W'ert  sowohl  der  im  Inland  erzeugten,  wie  der  in 
das  Deutsche  Reich  vom  Ausland  eingeführten  Kohle.  Das  jüngst  erschienene 
Vierteljahrsheft  „Zur  Statistik  des  Deutschen  Reiches"  bringt  die  genauen 
Angaben  über  den  Betrag  der  mit  dem  1.  August  1917  zur  Erhebung  gekom- 
menen Kohlensteuer  für  die  Zeit  vom  1.  August  1917  bis  31.  März  1918, 
also  für  8  Monate.  Die  Einnahme  betrug  für  diese  Zeit  aus  Steinkohle  bei 
einer  Menge   von   85  830  356  Tonnen    im  Werte   von  1  783  350  349  Mk.  • 
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356  546  583  Mk.,  von  Braunkohle  in  einer  Menge  von  17  779  960  Tonnen 
im  Werte  von  86  296  886  Mk.:  17  259  222  Mk.  und  von  12  508  684  Tonnen 
Preßbraunkohle  im  AVerte  von  193  648  806  Mk. :  38  572  757  Mk.,  im  ganzen^ 
aus  inländischer  Kohle  412  378  562  Mk.  Die  Einfuhr  ausländischer  Kohle 
war  verhältnismäßig  gering,  sie  betrug  2  961  515  Tonnen  im  Werte  voi 
44  567  189  Mk.  woraus  sich  ein  Steuerertrag  von  8  913  093  Mk.  ergabj 
Die  meiste  ausländische  Kohle  wurde  aus  Böhmen  in  den  Freistaat  Sachsei 
eingeführt;  die  in  Schlesien  versteuerte  ausländische  Kohle  stammte  au? 
Österreich  und  Polen.  Die  größte  Menge  fremder  Steinkohlen  ging  nacl 
Bayern.  Hierbei  mag  bemerkt  werden,  daß  die  zur  Aufrechterhaltung  dei 
Bergwerksbetriebs  dienenden  Kohlen,  auch  die  Deputatkohlen  der  Beamter 
und  Arbeiter,  sowie  die  Kohlen,  welche  auf  öle.  Wachs  usw.  verarbeitet  wer«^ 
den,  oder  die  zur  Heizung  der  Schiffskessel  notwendig  sind  oder  bei  Grenz-I 
Überschreitungen  zur  Lokomotivbeheizung  verwendet  werden  müssen,  von 
der  Steuerpflicht  befreit  sind.  Von  der  versteuerten  Menge  fallen  über 
95%  auf  Preußen. 

Geheimer  und  Oberbergrat  Prof.  Dr.  Adolf   Arndt,    Marburg. 
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Chronik  der  Währungspolitik. 
Silberteuerung    und    Geldverfas-sung. 

In  den  letzten  Monaten  des  Jahres  1919  hat  der  Silberpreis  eine 
Höhe  erklommen,  wie  sie  seit  300  Jahren  nicht  mehr  beobachtet  worden 
ist.  Er  entspricht  etwa  der  Notierung,  die  S  o  e  t  b  e  e  r  ^  für  den  Zeitraum 
von  1601 — 1620  angibt.  Damals  stand  der  Preis  für  die  Unze  Standard 
Silber  auf  durchschnittlich  77  d.  Er  sank  dann  beträchtlich  unter  dieses 
Niveau,  wie  aus  einer  Feststellung  der  Höhepunkte  der  Preisentwicklung 
des  Silbers  in  den  kommenden  Jahrhunderten  hervorgeht:  1759  notierte 
das  Silber  mit  66V8  d,  1760  mit  66IV16  d,  1782  mit  65V8  d,  1783  mit  65V8  d- 
Seit  1831  stieg  der  Silberpreis  nicht  über  61^Vi6  d. 

^  Edelmetall-Produktion  und  Wertverhältnis  zwischen  Gold  und  Silber.   1878. 
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Das  letzte  volle  Friedensjalir  1913  wies  29V8  d  als  höcligten, 
28^Vi6  ^  ^^^  niedrigsten  Silberpreis  auf.  1914  lauteten  die  entsprechenden 
Notierungen  27%  und  22V8  d.  Seit  Ende  1916  setzte  dann  eine  Aufwärts- 
bewegung ein,  und  das  Jahr  1917  verzeichnete  55  d  als  höchsten,  35^Vi6  ^ 
als  niedrigsten  Kurs.  Das  Jahr  1918  brachte  eine  Behauptung  auf  der  er- 
reichten höheren  Plattform,  ohne  daß  die  höchste  Notierung  von  1917  wieder 
erreicht  worden  wäre.  Der  höchste  Preis  betrug  49^  d,  der  niedrigste  42 14  d. 

Als  dann  im  Anfang  des  Jahres  1919  die  dem  Silberpreis  durch  die 
englisch-amerikanische  Politik  angelegten  Fesseln  fielen,  konnte  sich  die 
natürliche  Entwicklung  freie  Bahn  schaffen,  und  so  stieg  denn  die  Notierung 
fortgesetzt  bis  auf  75  d  am  26.  November  1919^. 

Die  Höchstpreise  der  englischen  und  amerikanischen  Eegierung  waren 
auf  die  Dauer  nicht  zu  halten,  und  die  in  Verfolg  des  Pittman- Gesetzes  vom 
23.  April  1918  zu  bestimmtem  Preis  auf  den  Markt  gebrachten  Silbermengen 
aus  den  Vorräten  der  amsrikanischen  Bundesbanken  konnten  ihn  nur  vor- 
übergehend entscheidend  beeinflussen. 

Zwischen  Angebot  und  Nachfrage  ist  in  den  Kriegsjahren  und  im 
Zusammonhang  mit  den  wirtschaftlichen  Kriegsereignissen  ein  Mißver- 
hältnis zuungunsten  der  Nachfrage  entstanden,  das  sich  einen  Ausdruck 
in  höheren  Preisen  erzwingt.  Die  Silbererzeugung  der  Welt  ging  zu- 
rück; sie  belief  sich  1913  noch  auf  223,90;  1918  aber  nur  noch  auf  179,90 
Mill.  Unzen.  Der  Mangel  an  Arbeitskräften  und  an  Rohmaterial,  die  Ver- 
teuerung der  Hilfsmittel  für  die  Produktion,  alle  diese  Umstände  machten 
sich  auch  im  Silberbergbau  geltend. 

Der  Bedarf  an  Silber  aber  nahm  zu.  Die  steigenden  Warenpreise 
nötigten  dazu,  Geld  höherer  Stückelung  an  Stelle  niedrigerer  Scheidemünze 
zu  verwenden.  Infolgedessen  mußte  mehr  Silbergeld  geprägt  werden.  In 
Mesopotamien,  Ägypten  und  Ostafrika  mußten  die  farbigen  Engländer  mit 
Silbergeld  gelöhnt  werden,  auch  da,  wo  es  bislang  nicht  in  Gebrauch  war. 
Vor  allem  aber  beanspruchte  Indien,  später  auch  China,  für  gewaltig  an- 
wachsende Lieferungen  an  die  Entente  bzw.  England  ungeheure  Mengen 
Silber. 

Sehr  lehrreich  ist  eine  Aufstellung  der  „Financial  Post  of  Canada" 
No.  32  vom  9.  August  1919,  welche  die  Silberbilanz  zu  ziehen  versucht. 
Danach  beläuft  sich  der  Silberbedarf  der  Welt  auf  315  Mill.  Unzen  jährlich. 
(175  Mill.  für  Indien  und  China,  100  Mill.  für  Münzzwecke  und  40  Mill.  für 
die  Industrie.)  Die  Silbererzeugung  für  1919  wird  auf  160  Mill.  geschätzt, 
mithin  bleibt  ein  Minus  von  155  Mill.  Unzen. 

Ist  demnach  damit  zu  rechnen,  daß  die  hohen  Silberpreise  nicht 
sobald  zurückgehen  werden,  so  ist  diese  Entwicklung  von  der  größten  Be- 
deutung für  die  Geld  Verfassungen  so  gut  wie  aller  Staaten.  Denn  völlig 
ausgeschaltet  war  das  Silber  vor  dem  Kriege  kaum  in  dem  Geldwesen 
irgendeines  Landes;  seine  Stellung  war  allerdings  je  nach  dem  (jreldsystem 


^  Inzwischen   ist    der   Silberpreis  weiter   auf  85  d  (Anfang  Februar   1920) 

gestiegen. 
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sehr  verscliieden,  und  danach   ist  auch   die  Wirkung   der  Silberteuerung 
für  die  einzelnen  Staaten  zu  beurteilen. 

Allgemein  zu  beobachten  ist  zunächst  die  als  „Agio"  bekannte  Er- 
scheinung. Das  früher  unterwertige  Silbergeld  erfährt  heute,  nach  dem 
Material,  eine  Bewertung,  welche  die  Geltung  übersteigt.  Die  Gefahr  des  Ver- 
schwindens  des  Silbergeldes  wird  damit  akut,  ganz  davon  abgesehen,  daß 
die  unsicheren  Zeitläufte,  namentlich  in  den  Ländern,  in  denen  ein  Staats- 
bankerott befürchtet  wird,  das  Publikum  dazu  verleiten,  Metallgeld  im  Hin- 
blick auf  die  doppelte  Sicherung,  die  solches  Geld  gewährleistet,  —  als  Geld 
und  als  Stoff  —  zu  thesaurieren.  Die  Maßnahmen  gegen  das  Agio  des  Sil- 
bergeldes sind  in  allen  Staaten  ziemlich  übereinstimmend.  Der  Handel  mit 
solchem  Geld  wurde  verboten.  Einschmelzen  und  industrielle  Verwertung 
unter  Strafe  gestellt,  auch  die  Ausfuhr  untersagt.  Im  letzten  Vierteljahr 
1919  sind  namentlich  in  England  und  Frankreich  derartige  Bestimmungen 
ergangen,  bzw.  die  bestehenden  verschärft  worden. 

Für  Frankreich  wird  die  Lage  dadurch  noch  kompliziert,  daß 
es  der  lateinischen  Münzunion  angehört.  Für  das  Silbergeld  der  ange- 
schlossenen Staaten  besteht  „Synchartismus",  das  heißt  dieses  Geld  gilt 
in  den  betreffenden  Ländern  als  nationales  Geld,  einerlei,  welchen  Stempel 
es  trägt.  Da  nun  der  Wechselkurs  des  französischen  Franken  gegenüber 
dem  schweizerischen  Franken  tief  gesunken  ist,  empfiehlt  es  sich,  zu 
Zahlungen  nach  der  Schweiz  das  Silbergeld  zu  benutzen;  denn  dann  hat 
man  es  nicht  nötig,  erst  Schweizer  Geld  mit  Verlust  zu  erwerben.  Man  kann 
auch  mit  den  französischen  Silberfranken  schweizerisches  Papiergeld  zur 
gleichen  Geltung  erlangen  und  dieses  dann  in  französisches  Papiergeld  um- 
wechseln. Dann  macht  man  einen  Gewinn.  Das  französische  Silbergeld 
hat  also  abgesehen  von  dem  reinen  Silberagio  noch  ein  ,,synchartales" 
Agio  aufzuweisen,  was  das  Abströmen  dieses  Geldes  aus  dem  inneren 
Verkehr  doppelt  begünstigt. 

In  der  Schweiz  wurden  Stimmen  laut,  die  dazu  raten,  die  Gelegen- 
heit wahrzunehmen,  um  aus  der  lateinischen  Münzunion  auszutreten  und 
das  schweizerische  Geldwesen  ganz  auf  eigene  Füße  zu  stellen.  Die  latei- 
nische Münzunion  ist  im  Kriege  ohnehin  durch  Ein-  und  Ausfuhrverbote 
durchlöchert  worden.  Die  Schweiz  ist  nun  berechtigt,  falls  sie  die  Zugehörig- 
keit zur  lateinischen  Münzunion  aufgibt,  zu  verlangen,  daß  die  anderen  an- 
geschlossenen Staaten  gewisse  maximal  begrenzte  Silbermengen  zu  dem  bei 
Abschluß  des  Bundes  festgesetzten  Goldwert  zurücknehmen.  Bevor  die 
Preissteigerung  des  Silbers  eintrat,  hätten  die  betreffenden  Staaten  auf 
diese  Weise  einen  Verlust  um  das  Zwei-  bis  Dreifache  des  Silberwertes  er- 
litten. Ein  Austritt  unter  solchen  Umständen  wäre  der  Schweiz  als  un- 
freundlicher Akt  ausgelegt  worden.  Davon  kann  heute  nicht  mehr  die 
Eede  sein;  bei  dem  herrschenden  Silberpreis  braucht  die  Schweiz  die  Liqui- 
dationsklausel nicht  in  Anwendung  zu  bringen.  Sie  ist  auch  so  in  der  Lage, 
falls  sie  es  wünscht,  ihren  gesamten  Umlauf  an  Silberscheidemünzen  und 
Fünffrankenstücken  zu  nationalisieren. 

Die   lateinische   Münzunion   ist   seinerzeit   auf   Grund   des  bekannten 
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Wertverhältnisses  von  Gold  zu  Silber  von  1 :  1514  zustande  gekommen. 
Lange  hat  man  an  diese  Relation,  die  sich  durch  Jahrhunderte  zu  be- 
haupten schien,  wie  an  ein  Naturgesetz  geglaubt.  Sie  änderte  sich  aber 
in  den  letzten  Jahrzehnten  mit  dem  Siegeszug  der  Goldwährung  stark 
zuungunsten  des  Silbers.  1873  stellte  sie  sich  auf  1:15,93;  1883  lautete 
die  entsprechende  Zahl  für  das  Silber:  18,64;  1893:  26,49;  1903:  38,10; 
1913:  34,19. 

Es  ist  nun  von  Interesse,  zu  sehen,  wie  sich  dieses  Wertverhältnis  nach 
der  im  Jahre  1919  eingetretenen  Preissteigerung  des  Silbers  darstellt.  Da- 
bei darf  auch  nicht  außer  acht  gelassen  werden,  daß  der  Preis  des  Goldes 
ebenfalls  beträchtlich  gestiegen  ist.  Der  Silberpreis  betrug  Ende  November 
1919  ca.  75  d  (am  26.  November  75V8  d),  der  Goldpreis  104  sh  für  die  Stan- 
dard Unze  am  Londoner  Markte.  Das  ergibt  ein  Wertverhältnis  von  Gold 
und  Silber  von  1 :  16,6.  Wir  sind  also  nicht  mehr  allzuweit  von  der  früheren 
Eelation  1 :  15^  entfernt. 

Bimetallistische  Hoffnungen  sind  jedoch  auf  diese  Wiederkehr  der 
alten  Wertbeziehung  nicht  zu  bauen.  Die  Frage  lautet  nicht  mehr  wie 
ehemals:  Gold  oder  Silber,  sondern  vielmehr:  Edelmetall  oder  Papier, 
noch  besser:  Geld  aus  wertvollem  Stoff  oder  Geld  ohne  Materialwert. 
Die  Silberteuerung  trägt  nun  keineswegs  dazu  bei,  dem  Silber  den  alten 
Platz  im  Geldwesen  zurückzugeben,  sondern  begünstigt  ihrerseits  nur 
weitherhin  das  Papiergeld.  Nicht  nur,  daß  an  eine  Einlösung  der  Bank- 
noten in  Silbergeld  oder  an  eine  Aufdrängung  des  Silbergeldes  (Behand- 
lung des  Silbergeldes  als  valutarisch)  angesichts  des  Silberagios,  welches 
das  Silbergeld  sofort  wieder  aus  dem  Verkehr  treibt,  nicht  zu  denken  ist. 
Die  Regierungen  sind  auch  gezwungen,  an  Stelle  derjenigen  Geldsorten, 
die  bisher  aus  Silber  hergestellt  waren,  Papiergeld  zu  setzen. 

Wie  sehr  die  Ausdehnung  des  Papiergeldes  dadurch  begünstigt  wird, 
ist  besonders  an  England  zu  beobachten.  Dort  herrscht  seit  langem 
eine  große  Abneigung  gegen  Papiergeld  kleiner  Stückelung,  aus  me- 
taUistischen  Grundanschauungen  und  alter  Gewohnheit  heraus.  Seit  1777 
ist  der  niedrigste  Betrag  einer  Banknote  auf  5  £  festgesetzt.  In  Schott- 
land hatte  sich  frühzeitig  die  Emission  von  Noten  zu  1  £,  zu  10  und  5  sh., 
ja  zu  1  sh.  und  sogar  1  d  entwickelt.  Das  paßte  so  wenig  zu  dem,  was  man 
in  England  für  gut  und  richtig  hielt,  daß  1765  die  Noten  unter  1  £  untersagt 
wurden.  Der  Kjieg  zwang  England,  mit  dieser  Tradition  zu  brechen.  Es 
gab  Currency-Notes  zu  20  und  10  sh.  aus.  Nunmehr  drängt  das  Verschwin- 
den des  Silbergeldes  England  auf  diesem  Wege  weiter.  Noten  zu  5  sh.  und 
zu  234  sh.  sind  vorbereitet  worden,  um  demnächst,  wenn  die  Kleingeldnot 
dazu  zwingt,  in  Verkehr  gebracht  zu  werden. 

In  Indien  bildet  der  \\'iderstand  der  eingebornen  Bevölkerung 
gegen  das  Papiergeld  nach  wie  vor  ein  schweres  Hindernis  für  dessen  Ein- 
bürgerung, doch  sind  gewisse,  nicht  unbeträchtliche  Fortschritte  erzielt 
worden,  und  namentlich  Hefte  mit  25  Scheinen  zu  je  einer  Rupie  erfreuen 
sich  wachsender  Beliebtheit.  In  Italien  und  Deutschland  ist 
schon  seit  einiger  Zeit  an  Stelle  des  Silbergeldes  Papiergeld  getreten.     In 
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den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika   sprach  das  Pittmann- Gesetz  die 
Erlaubnis  aus,  die  Silberzertifikate  durch  Banknoten  kleiner  Stückelung  zu 
ersetzen.    Anfang  Mai  1919  waren  für  200  Mill.  $  solcher  Noten  ausgegeben        ^ 
worden.  £> 

Soll  trotz  allem  das  Silbergeld  dem  Verkehr  erhalten  bleiben,  wofür, 
was  das  Kleingeld  anbetrifft,  Gründe  technischer  Art  durchaus  sprechen, 
80  muß  eine  Änderung  der  Legierung  oder  wenn  das  nicht  angeht,  eine 
Erhöhung  der  Geltung  der  betreffenden  Stücke  stattfinden,  durch  die  sie 
wieder  unterwertig  werden.  Denn  alle  künstlichen  Beschränkungen  durch 
Gesetze  und  Verwaltungsmaßnahmon  sind  nicht  imstande,  auf  die  Dauer 
mit  Erfolg  gegen  das  Agio  anzukämpfen.  Eine  solche  Änderung  ist  mit 
Rücksicht  auf  den  Zusammenhang  der  verschiedenen  Geldsysteme  durch 
Ausprägenormen  und  Eialösungsbestimmungen  nur  im  Wege  internationaler 
Regelung  zu  erreichen,  die  sich  auch  auf  das  im  Preise  über  den  Münzfuß 
gestiegene  Gold  zu  erstrecken  hätte. 

Dr.  Alfred    Schmidt-Essen,   Hamburg. 
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Konventionen,  Kartelle,  Trusts,  Genossenschaftswesen. 


Zur  Entwidilung  der  internationalen  Kartelle  und  Trusts. 

Die  außerordentlich  schleppende  Liquidation  des  Weltkrieges,  die 
namentlich  für  die  niedergerungenen  mitteleuropäischen  Länder,  Deutsch- 
land voran,  seine  wirtschaftlichen  Folgen  außerordentlich  verschärft  hat, 
aber  auch  den  Wiederaufbau  des  Weltmarktes  ungemein  behindert,  gestattet 
selbst  jetzt  nach  dem  formell  geschlossenen  Frieden  noch  immer  keinen 
sicheren  Anhalt  auch  nur  über  die  Entwicklungs  tendenzen  der  inter- 
nationalen Wirtschaftsorganisation,  zumal  das  ausländische  Tatsachen- 
material noch  recht  spärlich  fließt.  Die  folgenden  Darlegungen  mögen  des- 
halb als  Einleitung  zu  den  für  die  Folge  nunmehr,  neben  einer  Chronik  der 
ICartellpolitik,  wieder  regelmäßig  geplanten  Übersichten  dienen. 
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Bei  meinem'  letzten  Versuch  einer  kritischen  Prognose  über  die  Kriegs- 
folgen^  zu  Beginn  des  Waffenstillstandes  hatte  ich  noch  die  Alternative 
eines  Verständigungsfriedens  nach  dem  ursprünglichen  Plane  Wilsons 
ins  Auge  gefaßt.  Sie  ist  heute  erledigt  -zugunsten  eines  Machtfriedens, 
der,  wofern  nicht  sehr  bald  grundlegende  Änderungen  der  Versailler  poli- 
tischen und  wirtschaftlichen  Gewaltakte  eintreten,  für  lange  Zeit  die  bisher 
führenden  Industriestaaten,  auf  die  es  uns  hier  vorzüglich  ankommt,  in  drei 
wirtschaftliche  Stärkeklassen  scheidet.  An  der  siegreichen  Spitze  muirschiert 
das  schon  durch  seine  territoriale  Ausdehnung  und  die  damit  gegebene 
wirtschaftliche  Selbständigkeit,  aber  auch  durch  die  unmittelbaren 
und  mittelbaren  Erfolge  des  Sieges  überragend  starke  angelsächsische 
Wirtschaftsgebiet  der  Vereinigten  Staaten  und  Großbritanniens.  Ihm  folgt 
—  als  Wirtschaftssphäre  für  sich  —  Japan.  Die  zweite  Klasse,  schon  in 
sehr  beträchtlichem  Stärkeabstand,  bildet  der  europäisch-romanische  Wirt- 
schaftskreis:  Frankreich,  Belgien,  Italien.  Die  Opfer  des  Krieges  haben 
auch  seine  wirtschaftlichen  Kräfte  außerordentlich  schwer  gelähmt,  vielleicht 
sogar  vielfach  noch  schwerer  heimgesucht,  als  bei  der  letzten  Gruppe  der 
übrigen  europäischen  Kriegsteilnehmer.  Aber  als  Sieger  sind  sie  einmal  von 
den  politischen  Umwälzungen  mit  ihren  ungünstigen  wirtschaftlichen  Rück- 
wirkungen verschont  geblieben,  die,  von  Rußland  ganz  zu  schweigen,  in 
Deutschland,  den  Staaten  der  einstigen  österreichisch  -  ungarischen  Mo- 
narchie, der  Türkei  und  in  den  Balkanländern  die  ohnehin  traurige  Kriegs- 
bilanz zum  Konkurse  zu  treiben  drohen.  Sodann  können  jene  aber  auch 
die  Hoffnung  auf  kräftige  wirtschaftliche  Entschädigungen  und  den  starken 
Rückhalt  an  den  englisch-amerikanischen  Beherrschern  des  Weltmarktes  in 
Rechnung  stellen,  während  jener  dritte  und  schwächste  Kreis,  Deutschland, 
das  frühere  Österreich-Ungarn,  Rußland,  die  Türkei  und  die  Balkanländer 
auf  ideelle  und  materielle  Unterstützungen,  trotz  der  Versprechungen  für 
den  einen  oder  anderen  Staat,  bei  diesem  Frieden  verzichten  müssen  und  da- 
mit in  ihrer  wirtschaftlichen  Wiederaufrichtung  schwer  geschädigt  erscheinen. 

Aus  diesen  internationalen  wirtschaftlichen  Umwälzungen  ergeben  sich 
aber  heute  schon  mit  wesentlich  deutlicheren  Umrissen,  als  ich  sie  seinerzeit 
feststellen  konnte,  verschiedene  für  die  künftige  Entwicklung  der  internatio- 
nalen Wirtschaftsorganisation  bemerkenswerte  Richtlinien. 

Beachten  wir  zunächst,  daß  jener  mächtigste  angelsächsische  Wirt- 
schaftskreis bislang  schon  zugleich  auch  der  Herrschaftsbereich  der  kapi- 
talistischen Organisation  der  ,, Trusts"  war.  Diese  kapitalistische  Macht  ist 
aber  absolut  und  organisatorisch  namentlich  in  den  Vereinigten  Staaten,  doch 
auch  in  England^  im  Verlaufe  des  Krieges  sehr  stark  gewachsen.  Umgekehrt 
hat  die  Antitrustbewegung,  allem  Anschein  nach,  im  Reiche  Wilsons  nicht 
nur  während  des  Krieges  geruht,  sondern  die  kapitalistische  Organisation  ist, 


1  „W.  A."  14.  Bd.,    S.  150*ff. 

*  Vgl.  liierzu  z.  B.  Feucht  wanger:  Zur  Beurteilung  der  Konzentrationsbe- 
•vregung  i.  engl.  Bankwesen  1917  /18.  „W.  A."  14. Bd.,  S.  137*  über  die  Konzentration 
der  englischen  Industrie,  ferner  Overzier,  Die  Zusanimenschlußbewegung  in 
der  engUsghen  Handelsachiffahrt.     „W  A."    lfd.  Bd.,    S.  22*,  130*,  246*,  359*  ff. 


406*  Chronik  und  Archivalien. 

zumal  in  der  für  die  Kriegführung  vorherrschenden  Schwerindustrie,  offenbar 
stark  gefördert  worden.  Aber  auch  England  hat  in  dieser,  wie  in  der  chemischen 
Industrie  und  anderen  besonders  kriegswichtigen  Gewerben  die  kapita- 
listische Entwicklung  gefördert.  Und  in  kluger  Voraussicht  der  ihrem  zu- 
künftigen weltwirtschaftlichen  und  kapitalistischen  Übergewicht  winken- 
den Aufgaben,  haben  die  Vereinigten  Staaten  mit  der  1918  erlassenen  Webb- 
Pomerene-Bill^  ihrer  internationalen  Exportorganisation  auf  kapitalistischer 
Grundlage  unbegrenzte  Wege  geebnet.  Für  diese  organisatorische  Aufgabe 
lassen  sie  bereits  —  was  hier  näher  darzulegen  nicht  unsere  Aufgabe  sein 
kann  —  ihre  durch  den  Krieg  überreichen  Finanzkräfte  seit  Jahr  und  Tag 
spielen.  England  aber  wird  auf  den  gleichen  Weg  gedrängt,  zunächst  in  seinem 
eigenen  kolonialen  Herrschaftsbereich,  gleichzeitig  muß  es  aber  auch  auf  dem 
Weltmarkte  der  amerikanischen  Wirtschaftspolitik  nacheifern,  da  es  ihr 
sicherlich  das  Feld  nicht  räumen  wird.  Konkrete  Beispiele  für  diese  sich  hier 
anbahnende  internationale  kapitalistische  Organisationsentwicklung  bieten 
bereits  die  Seeschiffahrt  und  die  Petroleumindustrie,  wo  die  Führung  den 
Amerikanern  zufallen  wird,  während  z.  B.  England  alle  Hebel  in  Bewegung 
setzt,  um  unter  Ausschaltung  des  früher  tonangebenden  deutschen  Ein- 
flusses die  Organisationsherrschaft  auf  dem  internationalen  Metallmarkte 
und  einigen  kolonialen  Rohstoffmärkten  anzutreten.  Vorerst  wird  freilich 
noch  geraume  Zeit  vergehen  müssen,  bis  diese  ganze  Entwicklung  ihre  be- 
stimmt erkennbare  Struktur  gewinnt,  nur  eines  darf  schon  heute  als  gewiß 
angenommen  werden,  daß  nämlich  die  organisatorisch  geeinte  angelsäch- 
sische, d.  h.  englisch-amerikanische  Wirtschaftsmacht  die  internationalen 
Bohstoffmärkte  und  das  Weltverkehrswesen  ganz  überwiegend  beherrschen 
wird.  Und  zwar  kann  diese  Herrschaft  im  wesentlichen  nur  in  der  Form 
internationaler  Trusts  aufgerichtet  werden,  doch  kommen  auch  internationale 
Kartelle  oder  Pools  in  Frage,  soweit  nämlich  wichtigere  national  organi- 
sierte Konkurrenzen  sich  nicht ,, vertrusten"  lassen.  Wesentlich  schwieriger  als 
auf  dem  eben  umrissenen  Felde  läßt  sich  die  internationale  organisatorische 
Entwicklung  auf  industriellem  Gebiete  voraussehen. 

Auch  hier  war  ja  in  der  angelsächsischen  Wirtschaftswelt  die  kapita- 
listische Organisation  bereits  vor  dem  Kriege  überragend  entwickelt  und 
sie  hat,  wie  wir  schon  feststellten,  durch  die  Kriegswirtschaft  und  die  Sieges- 
gewinne eine  weitere  Kräftigung  erfahren.  Im  Gegensatz  zu  den  Verhält- 
nissen der  Rohstoffmärkte  und  des  Verkehrswesens  fand  in  der  Industrie 
die  internationale  Vertrustung  vielseitige  Schranken  an  einer  Reihe  national- 
europäischer  Kartelle  und  Syndikate,  namentlich  unter  Führung  der  deut- 
schen Großeisen-  und  chemischen  Industrien.  Infolgedessen  konnte  eine 
internationale  Verständigung  mit  diesen  selbstbewußten  und  traditionell- 
individualistisch regierten  Syndikaten  nur  in  der  Kräftediagonale,  d.  h, 
durch  internationale  Kartelle  und  Pools,  erfolgen.  In  dieser  ganzen  inter- 
nationalen Kartellentwicklung  aber  hatte  die  deutsche  industrielle  Organi- 
sation unstreitig  die  Führung.  Diese  Rolle  wird  sie  jetzt  nach  dem  Zusammcn- 
bruch  nicht  mehr  behaupten  können.  Teils  sind  die  gewaltigen  Industrien, 
*  Vgl.  „W.  A.«  lfd.  Bd.,  S    181*. 
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von  deren  internationaler  Bedeutung  diese  Führerrolle  sehr  wesentlich  ab- 
hing, durch  die  territorialen  Bestimmungen  und  die  sonstigen  Lasten  des 
Friedens  zersplittert  und  zerschlagen,  so  daß  sich  über  ihren  künftigen 
Wiederaufbau  und  ihre  Weltmarktstellung  Gewisses  noch  nicht  erkennen 
läßt,  teils  aber  scheint,  ganz  unabhängig  von  ihrem  technisch-wirtschaft- 
lichen  Wiederaufbau,  ihr  internationaler  Einfluß  sogar  dauernd  ge- 
brochen, weil  die  innerwirtschaftlichen  Existenzbedingungen  im  Rahmen 
der  neuen  republikanischen  Wirtschafts-  und  Sozialpolitik  den  deutschen 
Industriekapitänen  gar  nicht  mehr  die  Rückhalte  und  die  wirtschaftliche 
Autonomie  bieten,  die  für  solche  organisatorische  Führerrollen  in  der  scharfen 
Zugluft  des  internatignalen  Wettbewerbs  notwendig  sind.  Das  wird  Deutschland 
in  der  kommenden  Entwicklung  des  internationalen  Wettbewerbs  sehr  bald 
und  noch  sehr  heftig  verspüren!  Voraussichtlich  wird  aber  mit  dieser  Um- 
wälzung der  internationalen  industriellen  Kräfteverhältnisse  auch  die  inter- 
nationale Organisationsentwicklung,  die  bisher  die  Resultante  eines  Kampfes 
zwischen  Kartellen  und  Trusts  gewesen  ist,  eine  einseitige  Verschiebung  in 
das  kapitalistische  Lager  der  Trusts  erfahren. 

Soweit  aber  ein  internationales  Kartellwesen  bestehen  bleibt,  wird  die 
Führung  —  da  ja  die  österreichisch-ungarische  Industrie,  ehedem  die  zweit- 
stärkste Kartellphalanx,  fast  völlig  vernichtet  erscheint  —  wohl  auf  die 
französische  Industrie  übergehen.  In  erster  Linie  dürfte  dies  für  die  Groß- 
eisen- und  Montanindustrie  gelten,  wo  Frankreich  auf  deutsche  Kosten  erheb- 
lichö  Ausdehnung  gewonnen  hat.  Da  überdies  französische  Industrie  seit 
Jahrzehnten  gleichfalls  gut  kartelliert  (Longwy !)  ist  und  engere  Fühlung  mit 
ihrem  englischen  Wettbewerb  anstreben  dürfte,  so  erscheinen  die  Aussichten 
für  Kartellierungen  in  der  europäischen  Schwerindustrie  und  einigen  an- 
deren Zweigen  trotz  der  internationalen  Überlegenheit  des  Trustgedankens 
nicht  ungünstig,  wobei  dann  die  deutsche  Industrie  wohl  oder  übel,  bei 
ihrer  auch  heute  noch  bedeutenden  Entwicklung,  wird  einbezogen  werden 
müssen. 

Freilich  wird  diese  internationale  organisatorische  Stellungnahme  gegen- 
über dem  deutschen  Wettbewerb  sehr  wesentlich  von  der  deutschen  binnen- 
ländischen Organisationsfähigkeit  abhängen.  Zur  Zeit  sind  z.  B.  die  Aussichten 
für  starke  Syndikate  in  der  deutschen  Großeisenindustrie  wenig  versprechend, 
wenn  auch  die  vielfach  geäußerten  Befürchtungen  einer  bereits  erfolgten 
Überwucherung  dieser  Industrie  mit  ausländischem  Kapital  als  übertrieben 
erscheinen  und  jedenfalls  nach  der  ganzen  Lage  der  Verhältnisse  keinen  Hin- 
derungsgrund für  eine  kräftige  Syndizierung  bilden  können.  Andrerseits 
gehen  Gerüchte  z.  B.  über  Gründung  eines  kontinentalen  Stahlkartells 
unter  belgischer  Führung  schon  seit  Monaten  um.  Sehr  gespannt  darf  man 
der  Entwicklung  in  der  internationalen  chemischen  Großindustrie  entgegen- 
sehen. Die  absolute  monopolistische  Führung  hat  auch  hier  Deutschland 
vermutlich  in  beträchtlichem  Umfange  verloren.  Seine  technisch-wissen- 
schaftliche Überlegenheit  und  die  zielbewußte  organisatorische  Leitung  des 
deutschen  Konzerns,  der  durch  beträchtliche  Kapitalerhöhungen  seine  Macht 
bereits  wesentlich  verstärkte,  wird  aber  andererseits  den  Wettbewerb  nüt 
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den  neuerstandenen  Kriegsindustrien,  vir  allem  in  England  und  den  Ver- 
einigten Staaten,  mit  allem  Nachdruck,  trotz  der  Hemmungen  durch  den 
Friedensvertrag  aufnehmen  können.  So  wird  es  also  entweder  zu  heftigem 
Wettbewerbe  oder  zur  organisierten  Verständigung  kommen,  wobei  heute 
noch  gar  nicht  abzusehen  ist,  ob  in  der  Gestalt  von  Kartellen  oder  Trusts, 
wenn  auch  die  letztere  Form  der  chemischen  Großindustrie  bei  ihrer  gegen- 
wärtigen Entwicklung,  ähnlich  wie  der  internationalen  Elektrizitätsindustrie, 
mehr  zu  entsprechen  erscheint. 

Nur  vereinzelt  gewinnen  alle  diese  organisatorischen  Zukunftspläne 
schon  deutlichere  Gestalt.  So  soll  das  vor  dem  Kriege  sehr  straff  organi- 
sierte internationale  Spiegelglassyndikat  in  Brüssr^  das  hauptsächlich  deut- 
sche und  belgische  Industrie  umfaßte,  wobei  ein  großer  Teil  der  deutschen 
Werke  schon  damals  ausländischem  Kapital  und  fremder  Leitung  unterstand, 
die  besten  Aussichten  auf  Wiedererneuerung  im  alten  Umfange  haben.  Hier- 
für spricht  seine  gegebene  kapitalistische  Internationalität,  das  erfolgreiche 
Zusammenarbeiten  vor  dem  Kriege  und  die  Aussicht,  sobald  die  Kohlen- 
nöte diesseits  und  jenseits  der  Grenze  behoben  werden  können,  auf  recht  guten 
internationalen  Absatz.  Ähnliche  Bestrebungen  sind  bereits  zur  ^^  ieder- 
erweckung  einer  internationalen  Tafelglaskonvention  seitens  der  belgischen 
Industrie  in  die  Wege  geleitet.  Für  die  deutsche  Industrie  wird  man  dabei 
ganz  allgemein  feststellen  müssen,  daß  angesichts  der  gegenwärtigen  inner- 
wirtschaftlichen schwierigen  und  unsicheren  Produktionsverhältnisse  die 
Beteiligung  an  internationalen  Organisationen  erst  in  fernerer  Zukunft 
größere  Bedeutung  gewinnen  kann.  Ganz  ähnlich  liegen  aber  die  Verhält- 
nisse auch  in  Belgien  und  Frankreich.  In  allen  diesen  Ländern  muß  erst  der 
innere  Aufbau  zum  größten  Teile  wieder  gewonnen  werden,  bevor  an  groß- 
zügige neue  organisatorische  Pläne  innerhalb  der  Landesgrenzen  und  erst 
recht  auf  dem  internationalen  Markte  herangetreten  werden  kann.  Wir  dürfen 
daher  auch  erst  in  einigen  Monaten  auf  Einzelheiten  einer  deutlicheren  orga- 
nisatorischen Entwicklung  rechnen. 

Dr.  Siegfried    Tschierschky,    Berlin. 


XI. 

Handelspolitik. 


Chronik  der  Außenhandelspolitik. 

Eine  Darlegung  über  die  internationale  Handelspolitik  seit  den  Waffen- 
stillständen, die  im  Herbst  1918  den  Weltkrieg  in  seiner  gewaltsamsten 
Form  abschlössen,  bis  Ende  1919,  da  der  Friede  noch  immer  nicht  in  aller 
Form  wiederhergestellt  war,  hat  insbesondere  folgende  drei  Fragen  zu  be- 
antworten: 1.  Inwieweit  ist  es  zum  Abbau  jener  Eingriffe  in  die  Freiheit 
des  zwischenstaatlichen  Handelsverkehrs    gekommen,    die  als    Kriegs- 
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und  Übergangswirtschaft  (Ein-,  Aus-  und  Durchfuhrverbote 
und  -erlaubnisse  sowie  Ausfuhrzölle,  Ein-,  Aus-  und  Durchreiseerschwe- 
rungen, Beengungen  durch  währungs-  und  schiffahrtspolitische  Rücksichten 
und  Maßnahmen  usw.)  während  des  Weltkrieges  nicht  nur  in  den  kriegfüh- 
renden Staaten,  sondern  auch  in  zahlreichen  neutralen  Ländern  Platz  ge- 
griffen haben?  2.  Inwiefern  sind,  abgesehen  von  diesem  Abbau,  Ansätze 
einer  freihändlerischen  oder  schutzzöllnerischen  Han- 
delspolitik zu  bemerken  ?  3.  Inwieweit  machen  sich  Bestrebungen  zur  Er- 
weiterung und  Zusammenfassung  oder  zur  Zerschlagung  von  Zoll- 
gebieten   geltend  ? 

Zweifellos  haben  jene  Volkswirte  Unrecht  behalten,  die  aus  den  Ein- 
schnürungen und  Hemmungen  des  zwischenstaatlichen  Handelsverkehrs 
in  der  Kriegs-und  Übergangswirtschaft  die  Regeln  schöpfen 
zu  können  glaubten,  die  künftighin  für  die  Handelsbeziehungen  zwischen  den 
einzelnen  Mitgliedern  der  "VA'eltstaatengemeinschaft  dauernd  maßgebend 
sein  sollten.  Tatsächlich  haben  die  einzelnen  Staaten  diese  beschwerliche 
Rüstung  um  so  schneller  und  umfassender  abgelegt,  je  eher  und  gründ- 
licher sich  ihre  Volkswirtschaften  von  den  drückenden  Beschwerden  des 
Weltkrieges  erholt  hatten.  Daher  konnten  die  neutralen  Staaten  sowie  die 
am  Krieg  nur  schwach  beteiligt  gewesenen  Ententeländer  (und  zwar  nament- 
lich Neutrale  und  Kriegführende  in  den  Überseegebieten)  mit  dem  Abbau 
der  kriegs-  und  übergangswirtschaftlichen  Hemmungen  vorangehen;  unter 
den  am  Krieg  stärker  beteiligten  Staaten  war  es  die  Union,  die  der  erst- 
genannten Gruppe  am  nächsten  stand.  Die  einer  Erholung  minder  leicht 
zugänglichen  Ententestaaten  des  europäischen  Festlandes,  die  vor  allem 
an  ungesunden  Währungszuständen  krankten,  konnten  nicht  ebenso  beherzt 
wie  die  meisten  Überseegebiete  an  den  Abbau  der  Kriegs-  und  Übergangs- 
wirtschaft schreiten. 

Am  schlimmsten  waren  die  besiegten  Staaten  Deutschland,  Deutsch- 
österreich, Ungarn  und  Bulgarien ^  daran;  diese  litten  bei  endlosen 
Friedensverhandlungen  unter  der  viel  zu  zögernd  gemilderten  Blockade 
sowie  empfindlichem  Lebensmittel-  und  Rohstoffmangel,  unterlagen  in  ihrer 
inneren  und  äußeren  Politik  peinlichsten  Störungen  und  entbehrten  endlich 
infolge  der  Bedrohung  mit  übermäßigen  „Wiedergutmachungen"  (sowie 
mit  Schuldenrückzahlung  an  das  feindliche  Ausland  zu  einem  für  sie  höchst 
ungünstigen  Kurs)  Staats-  und  privatwirtschaftlich  jeder  Sicherheit. 

Am  tiefsten  steckten  noch  Ende  1919  in  der  vom  Krieg  her  übernommenen 
handelspolitischen  Übergangswirtschaft  Deutschösterreich  so- 
wie die  mit  ihm  und  mit  Ungarn  durch  die  gemeinsame  Kronenwährung 


^  Über  die  Türkei  wird  bei  der  alljährlichen  Behandlung  der  Gebiete  der  offenen 
Tür  gesprochen  werden.  In  der  Einleitung  der  betreffenden  Darstellung  im  „W.  A." 
über  das  Jahr  1918  (s.  S.  183* — 185*  des  lfd.  Bandes)  wurde  auch  der  Verträge  von 
Versailles  und  St.  Germain  gedacht,  wodurch  Deutschland  und  Deutschösterreich 
zu  einer  Art  von  Gebieten  der  offenen  Tür  geminderten  Selbstbestimmungsrechte«! 
herabgedrückt  werden. 
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und  altüberlieferte  Handels-  und  sonstige  Wirtschaftsbeziehungen  noch  immer 
eng  verbundenen  anderen  „Nachfolgestaaten"  des  ehemaligen 
Österreich-Ungarn,  nämlich  Tschechien,  Polen,  Rumänien  und  Südslawien. 
Vorgeschrittener  war  der  Abbau  der  Kriegs-  und  Übergangswirtschaft  im 
Deutschen  Reich;  dieses  stand,  trotz  aller  erlittenen  Schicksals- 
schläge, während  des  besprochenen  Zeitraumes  im  Vergleich  zu  Deutsch- 
österreich und  Ungarn  noch  immer  glänzend  da,  nahm  aber  freilich  gerade 
gegen  das  Ende  der  Berichtszeit,  wohl  veranlaßt  durch  den  schweren  Fall 
der  Mark,  wieder  einige  Rückbildungen  im  bereits  vollzogenen  Abbau  der 
Zwangswirtschaft  vor. 

Eine  Grundvoraussetzung  der  Ejiegs-  und  Übergangswirtschaft  nach 
außen  hin  war  übrigens  ziemlich  bald  nach  dem  \\'affenstillstand  mit  dem 
Kjieg  selbst  in  Wegfall  gekommen:  Die  Heere  und  Flotten,  die,  zumindest 
für  das  Gebiet  der  Mittelmächte,  eine  kaum  überschreitbare  Linie  von 
Eisen  und  Feuer  bildeten,  zumal  auch  die  übrigen  Grenzen,  um  der  Aus- 
spähung und  Verräterei  zu  begegnen,  ohne  Rücksicht  auf  die  Kosten  sorg- 
fältig überwacht  wurden.  Seit  dem  Wegfall  dieser  besonders  wirksamen 
Absperrungsmaßnahmen  waren  Schmuggel  und  Zollbetrug  aller  Art,  für 
die  es  bei  Ausspielung  der  bedingten  und  unbedingten  Ein-  und  Ausfuhrver- 
bote die  verlockendsten  Gewinn ste  gab,  kaum  mehr  zu  bändigen,  zumal 
auch  der  sittliche  Zustand  der  Zoll-  und  Eisenbahnbeamten  in  den  harten 
Kriegszeiten  einigermaßen  gelitten  hat. 

Dem  Deutschen  Reich  war  eine  stramme  Durchführung  der 
handelspolitischen  Übergangswirtschaft  noch  ganz  besonders  durch  das  so- 
genannte „Loch  im  Westen"  erschwert.  Die  Westmächte  übten  im  besetzten 
rheinländischen  Gebiet  ihren  tatsächlichen  Einfluß  auf  das  deutsche  Zoll- 
wesen hauptsächlich  zugunsten  eines  lohnenden  Absatzes  ihrer  Erzeugnisse 
aus,  ohne  sich  um  die  Bedürfnisse  der  amtlichen  deutschen  Übergangswirt- 
schaft nennenswert  zu  kümmern.  Aus  diesen  Gründen  sowie  infolge  des 
leidenschaftlichen  Kampfes  der  Geschäftswelt  um  freie  Betätigungsmöglich- 
keit im  Außenhandel  haben  sich  in  Deutschland  und  Deutschösterreich 
nicht  nur  sonst  recht  hartnäckige  „planwirtschaftliche"  Volkswirte  mid  Wirt- 
schaftspolitiker mit  dem  Gedanken  vertraut  gemacht,  daß  ein  möglichst 
baldiger  Abbau  der  übergangswirtschaftlichen  Hemmungen  zumindest  vom 
Standpunkt  des  „kleineren  Übels"  unvermeidlich  sei;  sondern  es  ist  auch 
tatsächlich  in  dieser  Richtung  manches,  und  zwar  in  Deutschland  insbeson- 
dere in  währungspolitischer  Beziehung  (Abbau  der  Devisenzentrale)  ge- 
schehen. 

Andrerseits  stand  während  der  ganzen  Berichtszeit  ein  so  umfang- 
reiches, bedeutsames  Staatswesen  wie  die  russische  Räterepublik 
fast  ganz  außerhalb  aller  regelmäßigen  Handelsbeziehungen  zur  übrigen, 
der  bürgerlichen  Gesellschaft  angehörenden  Staatengemeinschaft.  Auch 
wurde  die  Moskauer  Republik  an  einem  großen  Teil  ihrer  Grenzen  durch  krieg- 
führende Heere  und  Blockademaßregeln  noch  besonders  von  der  Außenwelt 
abgeschnitten. 

Per   Befreiung    des    Reisenden  Verkehrs    von     den   Fesseln 
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der  Kriegswirtschaft,  der  zur  \^iederbelebiing  des  zwischenstaatliclien 
Handelsverkehres  kaum  entbehrt  werden  kann,  stellten  sich  noch  bedeuten- 
dere Schwierigkeiten  entgegen  als  dem  Abbau  der  übergangswirtschaftlichen 
Hemmungen  im  "Warenverkehr.  Die  Feindseligkeit  gegen  deutsche  und 
deutschösterreichische  Eeisende  aller  Art  war  in  den  Ententeländern  (mit 
Ausnahme  Italiens)  weit  größer  als  gegen  deutsche  und  deutschösterreichi- 
sche Waren,  die  sich,  bei  dem  beständigen  Kursfall  der  Mark  und  Krone, 
durch  Billigkeit  empfahlen.  Andererseits  erschwerte  eben  dieser  Kursfall 
(namentlich  die  besonders  starke  Senkung  der  Krone  in  Deutschösterreich 
und  Ungarn  sowie  in  den  anderen  ,, Nachfolgestaaten")  die  Bereisung  der 
im  guten  oder  wenigstens  verhältnismäßig  besseren  Währungszustand  ver- 
bliebenen Ententeländer  und  neutralen  Staatswesen.  In  den  überseeischen 
Gebieten  und  teilweise  sogar  bei  den  Westmächten  kam  die  freilich  noch  mehr 
gegen  Auswanderer  als  gegen  Geschäftsreisende  gerichtete  Angst  vor  dem 
Bolschewikentum  hinzu;  hierbei  wurden  infolge  mangelhaften  erdkund- 
lichen Wissens  das  russische  Osteuropa  und  das  ruhigere  Mitteleuropa  in 
einen  Topf  geworfen,  wozu  freilich  die  bedenklichen  Zwischenfälle  von 
München  und  Budapest  beigetragen  haben  mögen. 

In  den  neutral  gebliebenen  europäischen  Industriestaaten  mit  untadeliger, 
hochbewerteter  Währung,  so  namentlich  in  der  Schweiz,  aber  auch  in  Däne- 
mark, Spanien  usw.,  verschlechterte  die  ausfuhrhemmende  und  einfuhrför- 
dernde Wirkung  der  eigenen  guten  Währung  sowie  der  fremden,  schlechten 
Währungen  den  Stand  des  industriellen  Arbeitsmarktes,  und  zwar  nament- 
lich den  der  Ausfuhrindustrien.  Daher  wollte  man  in  diesen  Ländern  die 
Lage  der  arbeitslosen  Massen  durch  die  unter  irgend  einem  Vorwand  ein- 
wandernden Fremden  nicht  noch  verschlechtern  lassen,  ebenso  wie  man 
ihnen  und  ihren  Arbeitgebern  den  Wettbewerb  der  aus  Ländern  mit  zerrütte- 
ter Währung  stammenden  ^^'aren  gern  durch  Einfuhrverbote  (siehe  z.  B.  das 
schweizerische  Einfuhrverbot  für  Schreinerwaren  und  Möbel  sowie  hierher 
gehörender  Luxus-,  Galanterie-  und  Phantasieartikel,  sogenannter  Klein- 
möbel vom  6.  Dezember  1919)  vom  Leibe  hielt. 

Während  die  zwischenstaatliche  Handelspolitik  im  Verlauf  der  Berichts- 
zeit durch  währungspolitische  Rücksichten  in  zahlreichen  Ländern  Europas 
immer  stärker  beeinflußt  wurde,  hat  sich  der  Mangel  an  Schiffen  nicht 
so  bedenklich  erwiesen  und  daher  auch  die  Handelspolitik  nicht  so  tiefgehend 
beeinflußt,  wie  im  letzten  ^^'eltkriegsjahr  vielfach  angenommen  wurde.  Teils 
die  rasche  Bautätigkeit  der  Schiffswerften  in  Nordamerika,  Großbritannien, 
Japan,  Italien  usw.,  teils  die  Verwendung  der  deutschen  und  österreichisch- 
ungarischen Handelsflotte  im  Dienst  der  einzelnen  Ententestaaten  hat 
jene  Schwierigkeiten  namhaft  gemildert,  die  als  Folgen  nachstehender  Er- 
eignisse erwartet  wurden:  Unterseebootkrieg;  Notwendigkeit,  große 
Truppenmassen  und  Kriegsbedarf sbe stände  über  See  zurückzube fördern ; 
der  starke  Rohmaterialbedarf  der  ausgehungerten  Industrien  Europas  und 
der  kaum  minder  bedeutende  Fabrikatenbedarf  zahlreicher,  nach  europäisch- 
nordamerikanischen  Erzeugnissen  dringend  verlangender  Überseegebiete. 
Der  fast  völlige  Schiffsmangel  Deutschlands  und  der  Nachfolgestaaten  des 
Weltwirtechaftüches  Archiv  Bd.  XV.  XXVIII 
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ehemaligen  Österreich-Ungarn  konnte  nur  jene  Wirkungen  verstärken,  die 
teils  der  an  Wert  immer  sinkenden  Währung  dieser  Länder,  teils  der  gegen 
sie  oder  wenigstens  gegen  einige  von  ihnen  viel  zu  lange  durchgeführten 
Blockade  entstammten. 

Die  Berichtszeit  dürfte  aber  auch  jene  ehttäuscht  haben,  die  als  un- 
mittelbare Folgeerscheinung  des  Weltkrieges  (d.  h.  der  durch  ihn  bewirkten 
massenhaften  Güterzerstörungen  und  einschneidenden  Erzeugungsverminde- 
rungon  sowie  bedenklichen  Preiserhöhungen)  eine  stürmische  Welle  des 
Freihandels  erwarteten.  Es  hat  zwar  in  einer  Reihe  von  Ländern 
nicht'  an  Beispielen  dafür  gefehlt,  daß  die  während  des  Krieges  erlassenen 
Zollbefreiungen  für  wichtige  Lebensmittel,  industrielle  Rohstoffe  und  weiter 
zu  bearbeitende  Fabrikate  beibehalten  oder  sogar  um  neue  FäUe  vermehrt 
wurden,  so  z.  B.  in  Deutschösterreich  für  Roheisen  und  einige  einfache  Eisen- 
fabrikate durch  Verordnung  vom  22.  Mai  1919,  ferner  für  mehrere  Nah- 
rungsmittel sowie  Roh-  und  Halbstoffe  mittels  Verordnung  vom  19.  August 
1919 ;  sodann  in  Schweden  die  Verlängerung  der  Zollfreiheit  für  eine  Anzahl 
wichtiger  Nahrungsmittel  bis  Ende  1919  durch  die  Verordnungen  vom  18.  De- 
zember 1918  und  20.  Juni  1919;  die  portugiesische  Zollbefreiung  für  Reis, 
Bohnen,  Kichererbsen  und  Suppenmasse  durch  Verordnung  vom  24.  Ok- 
tober 1918,  für  Olivenöl  mittels  Verordnung  vom  28.  April  1919;  italienische 
Zollbefreiungen  für  wichtige  Nahrungsmittel  (Getreide  und  Waren  daraus) 
durch  Verordnung  vom  12.  Juni  1919  bis  Ende  1919  verlängert,  Zollfreiheit 
für  Zeitungspapier  bis  Ende  1919  durch  Verordnung  vom  21.  Oktober  1919 
eingeführt;  eine  größere  Anzahl  vorläufiger  Zollbefreiungen  namentlich  für 
Metallwaren,  Maschinen  und  Werkzeuge  zugunsten  Neukaledoniens  in  der 
französischen  Verordnung  vom  12.  Oktober  1918. 

Aber  entscheidend  wirkten  ganz  andere  Umstände.  In  erster  Linie  sind 
die  eben  durch  den  Weltkrieg  hervorgerufenen  starken  finanziellen  Bedürf- 
nisse zu  nennen,  die  den  Zollherabsetzungen  im  allgemeinen  widerrieten 
oder  wenigstens  als  unverträglich  mit  solchen  Herabsetzungen  betrachtet 
wurden  und  z.  B.  folgende  Maßnahmen  veranlaß ten:  die  inhaltsreiche  portu- 
giesische Verordnung  vom  10.  Mai  1919  über  die  Erweiterung  und  Erhöhung 
der  Zuschlagszölle  auf  ausländische  Luxuswaren;  die  italienische  Zollbelastung 
der  früher  zollfreien  Sägewaren  mittels  Verordnung  vom  17.  August  1919 
und  den  Ersatz  der  italienischen  Kaffeezölle  durch  ein  nodt  besonders  hohen 
Aufschlägen  arbeitendes  Handelsmonopol  usw.  Mit  diesen  finanziellen  Be- 
dürfnissen hing  auch  die  Zollbemessung  in  Goldwährung  jener  Länder  zu- 
sammen, die  an  den  Folgen  einer  beständig  zurückgehenden  V\  ahrung  litten, 
wie  Deutschland  (dort  seit  1.  August  1919  in  Kraft,  eine  Zeitlang  durch  die 
Entente  im  besetzten  Gebiet  behindert,  seit  Ende  1919  aber  von  ihr  wiederum 
gestattet),  Deutsch  Österreich  (dort  wie  auch  in  Ungarn  und  im  unabhängigen 
Tschechien  nur  Fortführung  der  alten  österreichisch- ungarischen  Zollzahlung 
in  Gold  und  daher  von  der  Entente  nicht  behindert)  usw. 

Sehr  kräftig  machte  sich  die  Schutzzöllnerei  altgewohn- 
ter Art  geltend.  Diese  wollte  in  Großbritannien,  Frankreich,  Italien  usw. 


Handelßpolitik.  413* 

die  während  des  Weltkrieges  und  teilweise  auch  durch  ihn  emporgekommenen 
chemischen  und  metallurgischen  Industriezweige  (Spielzeuge,  Glas-  und 
keramische  Fabrikationen  usw.)  teils  gegen  den  überschätzten  oder  absichtlich 
in  den  Vordergrund  geschobenen  deutschen  Wettbewerb  sichern,  teils  gegen 
die  weit  gefährlicheren  einschlägigen  nordamerikanischen,  japanischen, 
schweizerischen  usw.  Erzeugungen  schützen.  An  erster  Stelle  dieser  alt- 
herkömmlich schutzzöUnerischen  Handelspolitik  stand  Frankreich;  aber 
sogar  die  Vereinigten  Staaten  waren  nicht  ganz  frei  von  derartigen  handels- 
politischen Maßnahmen,  und  in  Italien  führten  solche  Bestrebungen  zu 
einem  scharfen  Gegensatz  zwischen  dem  mehr  industriellen  schutzzöUneri- 
schen Norden  und  dem  mehr  landwirtschaftlichen,  freihändlerischen  Süden 
hinsichtlich  der  in  der  ersten  Novemberhälfte  1919  von  der  Regierung  ver- 
öffentlichten Zolltarifvorschläge. 

In  Großbritannien  klammerte  sich  diese  Richtung  besonders 
an  die  für  den  Betrieb  mannigfacher  Industriezweige  wichtigen  Schlüssel- 
industrien. Die  schutzzöUnerische  Richtung  bediente  sich  in  dem  der  Form 
nach  freihändlerisch  gebliebenen  Großbritannien  zu  ilirer  Durchsetzung 
weniger  der  aus  der  Vorkriegszeit  her  gewohnten  Vorgangsweisen;  hierbei 
wurden  vielmehr  sowohl  gegen  die  besiegten  Staaten  als  auch  gegen  Entente- 
genossen und  Neutrale  (so  namentlich  gegen  die  industriell  sehr  leistungs- 
fähige Schweiz)  vorläufig  vielfach  die  in  der  Kriegs-  und  Übergangswirt- 
schaft erprobten  Behelfe  verwendet,  so  namentlich  Einfuhrverbote  imd 
Einfuhrbeschränkungen  aller  Art,  teilweise  auch  Ausfuhrverbote,  darunter 
insbesondere  jene  für  Rohstoffe  (Kohle!)  und  weiter  zu  verarbeitende  Fa- 
brikate. 

In  anderen  Staaten,  die  keine  überlieferten  freihändlerischen  Formen 
zu  wahren  brauchten,  wie  Frankreich,  Italien  usw.,  wurden  ganz  ungescheut 
altgewohnte  und  übergangswirtschaftliche  schutz- 
zöUnerische Behelfe  nebeneinander  gebraucht.  In  dieser 
Beziehung  wäre  z.  B.  hinzuweisen:  auf  die  namhaften  Zollzuschläge  der 
französischen  Verordnungen  vom  14.  Juni  und  8.  Juli  1919  sowie  auf 
jene  vom  17.  Juni  1919  (Wiedereinführung  der  französischen  Einfuhrzölle 
für  Hafer,  Gerste  und  Mais);  auf  den  Kampf,  den  Tschechien  gegen 
den  "Wettbewerb  der  deutschösterreichischen  und  namentlich  der  Wiener 
Industrie  führte.  Die  tschechische  Regierung  verwendete  nämlich  einer- 
seits die  üblichen  Schutzzölle,  indem  sie  mit  der  Erhebung  von  Einfuhr- 
fuhrzöllen innerhalb  des  früheren  gemeinsamen  österreichisch-ungarischen 
Zollgebietes  sehr  früh  begann ;  andrerseits  bediente  sie  sich  übergangswirt- 
schaftlicher Maßregeln,  indem  sie  den  Kohlenbezug  Deutschösterreichs 
möglichst  drosselte,  ihm  Aus-,  Ein-  und  Durchfuhr  sowie  Reisendenverkehr 
erschwerte,  die  in  Wien  beheimateten  tschechischen  Betriebe  durch  Steuer- 
maßnahmen und  andere  Drohungen  zur  Sitzverlegmig  nach  Tschechien 
drängte  usw.  Neben  den  Einfuhrzöllen  verwendete  Frankreich  in  besonders 
scharfer  A\  eise  noch  ein  anderes  schutzzöUnerisches  Hilfsmittel  älterer  Art 
im  Gesetz  vom  6.  Mai  1919  betreffend  den  Schutz  der  Ursprungsbezeich- 
nungen. 

XXVIII* 
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Dagegen  scheint  das  freihändleri  sehe  Glaubensbe- 
kenntnis, das  in  England  seit  dem  Ende  der  Napoleonischen  Kriege 
bis  in  die  1870er  Jahre  zu  immer  größerer  Kraft  erwuchs,  aFmählich 
auf  die  Vereinigten  Staaten  überzugehen;  diese  haben  in  und  seit  dem 
Weltkrieg  eine  ähnliche  überragende  industrielle  und  ausfuhrgeschäftliche 
Stellung  gewonnen,  wie  sie  Großbritannien  durch  seine  Erfolge  in  den  Kriegen 
von  1792 — 1815  erlangt  hatte.  Dies  geht  hervor  aus  der  verhältnismäßig 
ablehnenden  Haltung  der  nordamerikanischen  Eegierung  und  Geschäfts- 
kreise gegenüber  einer  Fortsetzung  des  Wirtschaftskrieges  gegen  die  Mittel- 
mächte und  ihre  Überreste  sowie  aus  ihrem  eifrigen  Eintreten  für  möglichst 
gleichmäßige  Eröffnung  aller  Absatzgebiete  der  Erde,  Gerade  die  Schwierig- 
keiten, womit  es  im  Jahre  1919  für  die  unter  geschwächter  Kauf-  und  Er- 
zeugimgskraft  sowie  Währungswirren  leidenden  Länder  Europas  verbunden 
war,  die  Ausfuhren  der  Union  zu  bezahlen,  haben  in  den  Vereinigten  Staaten 
für  eine  den  Grundkern  des  Freihändlertums  bildende  Ansicht  viele  Anhänger 
gewonnen:  auf  einige  Dauer  kann  eine  große,  im  Aufschwung  begriffene 
Ausfuhr  nur  mittels  einer  sich  ähnlich  entwickelnden  Einfuhr  von  Waren, 
nicht  bloß  von  öffentlichen  oder  privaten  Schuldscheinen  beglichen  werden. 

Andrerseits  übten  einen  sehr  starken  Einfluß  in  schutzzöllnerischer 
Beziehung  die  Unsicherheiten  und  Wertverminderungen 
der  Währungen  aus,  die  nicht  nur  in  den  besiegten  Ländern  (mit 
Einschluß  aller  Nachfolgestaaten  des  ehemaligen  Österreich-Ungarn),  sondern 
auch  in  zahlreichen  Ententegebieten  zu  verzeichnen  waren.  Wie  in  den 
achtziger  Jahren  des  vorigen  Jahrhunderts  die  Schwankungen  des  Goldwertes 
in  den  Gebieten  mit  Silberwährung  und  in  einzelnen  Ländern  der  Papier- 
währung allenthalben  als  kräftiger  Vorspann  für  die  Schutzzöllnerei  wirkten, 
wurden  durch  die  noch  viel  jäheren  und  gewaltigeren  Schwankungen  der 
nach  dem  Weltkrieg  so  zahlreich  verbliebenen  Papierwährungen  freihänd- 
lerische Neigungen  gehemmt,  die  im  Jahre  1919  etwa  vorhanden  waren. 
Die  alten  Klagen  und  Befürchtungen  betreffend  die  angeblich  von  Deutsch- 
land her  mit  besonderem  Nachdruck  betriebene  Schleuderausfuhr  (Dumping) 
gewannen  durch  die  Ausfuhrprämien  an  Überzeugungskraft,  die  in  einer  im 
Wert  zurückgehenden  Währung,  trotz  allen  eben  dadurch  auch  hervorge- 
rufenen oder  ermöglichten  inländischen  Preiserhöhimgen,  bis  zu  einem  ge- 
wissen Grade  tatsächlich  enthalten  sein  können. 

Die  hieran  anknüpfenden  schutzzöllnerischen  Bestrebungen  der  Entente- 
staaten und  neutralen  Länder  verhinderten  zumindest  eine  entschiedene 
Hinwendung  zum  Freihandel,  unterstützten  die  früher  erwähnte  alther- 
kömmliche, wenn  auch  teilweise  mit  Übergangs  wirtschaftlichen  Behelfen 
arbeitende  Schutzzöllnerei  und  mündeten  schließlich  in  dem  Verlangen  aus, 
die  im  Kückgang  des  Geldwertes  der  Bezugsgebiete  steckenden  Ausfuhr- 
prämien durch  besondere  Ausgleichszölle  zunichte  zu  machen.  Diese  For- 
derung muß  wegen  der  damit  verbundenen  Unsicherheit  und  Willkür  als 
sehr  bedenklich  bezeichnet  werden  und  dürfte  die  besiegten  Staaten,  die 
infolge  der  Friedensverträge  handelspolitisch  hilflos,  d.  h.  zum  Zollkrieg 
unfähig  geworden  sind,  besonders  schwer  treffen.     Die    Vereinigten 
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Staaten  haben  diesen  Feldzug  gegen  die  Länder  mit  schlechterer  W'äh- 
rung  mittels  einer  Schatzamtsentscheidung  vom  November  1919  eröffnet; 
danach  werden  bei  der  ^^'ertverzollmlg  die  Preise  nicht  aus  der  gesunkenen 
^^ährung  des  Bezugslandes  in  Dollar  umgerechnet,  sondern  die  erwähnte 
Wälirung  wird  nach  Vorkriegsparität  (also  z.  B.  1  Mk.  =  23,8  cents)  in  Dollar 
umgesetzt. 

In  Großbritannien  wurde  das  gleiche  Ziel  durch  die  am  19.  No- 
vember 1919  dem  Unterhaus  vorgelegte  „Imports  and  Exports  Regulation 
Bill"  angestrebt.  Diese  arbeitet  mit  übergangswirtschaftlichen  Behelfen 
(hauptsächlich  Ein-  und  Ausfuhrverbote  sowie  staatliche  Ausfuhrkredite 
und  Kreditversicherungen)  in  der  Richtung  auf  Bekämpfung  der  ausländi- 
schen Schleuderausfuhr,  auf  Schutz  der  inländischen  Schlüsselindustrien 
und  auf  Hebung  des  britischen  Ausfuhrgeschäftes.  Bis  Ende  1919  war  diese 
Bill  im  Parlament  noch  nicht  verabschiedet,  da  ihre  dehnbare  Unbestimmtheit 
dem  Freihandel,  ihr  Mangel  an  unzweideutigem  Zollschutz  den  Schutzzöllnern 
mißfiel. 

Andrerseits  haben  die  \Aährungsveränderungen  zu  Annäherungen  und 
Entfremdungen  geführt,  die  den  von  den  ^\  irtschaftspolitikern  der  Entente, 
und  zwar  namentlich  von  jenen  Frankreichs,  während  des  ^\  eltkrieges  so 
eifrig  verkündeten  handelspolitischen  Grundsätzen  durchaus  zuwiderlaufen. 
Damals  hieß  es,  daß  nach  Friedensschluß  gegen  die  Mittelmächte  der  \X  i  r  t  - 
Schaftskrieg  weiterzuführen  sei,  daß  die  Ententestaaten  einander 
wechselseitig  weitgehendes  handelspolitisches  Entgegenkommen  zu  ge- 
währen hätten,  und  daß  sogar  die  Neutralen  besser  zu  behandeln  wären  als 
die  Mittelmächte.  Nunmehr  ist  es  aber  für  die  Ententestaaten  mit  einer 
im  \\eit  stark  verminderten  Währung  (wie  Frankreich,  Italien,  Rumänien, 
Tschechien,  Südslawien,  Polen  usw.)  vorteilhafter  geworden,  ihren  Bedarf 
bei  den  Mittelmächten,  deren  "Währung  etwa  noch  tiefer  gesunken  ist,  also 
namentlich  in  Deutschland,  wohl  auch  in  Deutschösterreich  oder  Ungarn, 
zu  decken,  als  bei  den  Ententemächten  oder  Neutralen  mit  hochstehender 
Währung  (Vereinigte  Staaten,  Großbritannien,  Kanada,  Schweiz,  skandina- 
vische Staaten,  Spanien  usw.)  einzukaufen.  Ganz  unabhängig  von  den 
Wirtschaftskriegs-  und  Wirtschaftsbundplänen  der  Weltkriegszeit  bildete 
sich  eine  wirtschaftliche  Annäherung  unter  den  Staaten 
mit    gesunkener    W^ährung   heraus. 

Den  ersten  Schritt  in  dieser  Beziehung  taten  die  Geschäftskreise  der  be- 
teiligten Länder  selbst.  Bald  folgten  aber  die  Regierungen  Italiens,  Frank- 
reichs, Tschechiens,  Polens,  Rumäniens,  Südslawiens  mit  Ermahnungen  an 
die  Geschäftswelt  nach,  die  W  ährung  des  eigenen  Landes  lieber  durch  tlie 
vorteilhaften  Einkaufsmöglichkeiten  in  den  besiegten  Staaten  zu  stützen, 
statt  sie  durch  teure  Bedarfsdeckung  in  den  verbündeten  und  neutralen 
Ländern  mit  hochstehender  ^Nahrung  zu  gefährden  (siehe  z.  B.  eine  ein- 
schlägige amtliche  Aufforderung  im  Pariser  ,,  Journal  Ofliciel"  vom  3.  Oktober 
1919).  Derart  wurde  der  Wirtschaftskrieg  nach  dem  Weltkrieg,  insoweit 
er  nicht  in  den  Bestimmungen  der  Friedensverträge  fest  verankert  worden 
ist,  gewissermaßen  amtlich  über  Bord  geworfen. 
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Andrerseits  wurde  in  den  Staaten  mit  ungünstiger  Währung  (und  zwar 
ganz  besonders  in  Deutschland,  aber  auch  in  Südslawien,  Tschechien  usw.) 
von  privater  Seite  und  von  Regierungs  wegen  mit  allem  Nachdruck  dahin 
gearbeitet,  die  Ausfuhrgüter  (namentlich  Fabrikate,  aber  auch  Le- 
bensmittel und  Rohstoffe,  wie  Getreide,  Kohle  usw.)  derart  hoch  im 
Preise  zu  halten,  daß  hierdurch  der  Vorteil  des  Einkäufers  aus 
Ländern  mit  besserer  \Vährung  möglichst  verringert  werde.  Hierdurch  sollte 
L  eine  Bereicherung  des  Auslandes  auf  Kosten  der  eigenen  Volkswirtschaft 
vermieden;  2.  eine  allzu  rasche  Entgüterung  (,, Ausverkauf")  des  eigenen 
Landes  hintan  gehalten;  3.  Anlaß  zu  Gegenmaßregeln  des  Auslandes  gegen 
angebliche  Schleuderausfuhr  (Dumping)  beseitigt  werden.  Hierzu  dienten 
Verabredungen  der  Industriellenverbände,  Ausfuhrzölle,  Gewährung  von 
Ausfuhrerlaubnissen  (z.  B.  für  Kohle)  nur  gegen  Einhaltung  bestimmter 
Preise. 

Bezeichnend  für  die  Unsicherheit  und  Zweideutigkeit  der  handels- 
politischen Entwicklung  während  der  Berichtszeit  ist  die  nicht  geringe  Zahl 
von  Kündigungen  solcher  Handelsverträge,  welche  die 
Handlungsfreiheit  des  kündigenden  Staates  in  zollpolitischer  oder  personal- 
rechtlicher  Beziehung  irgendwie  hätten  einschränken  können.  Von  derselben 
Unsicherheit  zeugt  die  in  einigen  Ländern  bemerkbare  Neigung,  geplante 
umfassende  Tariferneuerungen  bis  auf  leichter  zu  über- 
blickende Zeiten  zu  vertagen  und  sich  mit  minder  einschneidenden 
vorläufigen  Maßregeln  zu  begnügen,  so  in  Spanien  (königliche  Verordnung 
vom  20.  November  1919),  Dänemark  (Verschiebung  vom  Herbst  1918  auf 
Ende  1920)  usw. 

Als  augenfälligstes  Ergebnis  des  Weltkrieges  stellen  sich  Verkleine- 
rungen und  Zerschlagungen  mehr  oder  weniger  großer 
Zollgebiete  dar.  So  sind  die  Mittelmächte  Deutschland,  Bulgarien, 
die  Türkei  an  Umfang  stark  verringert  worden;  Deutschland  wurde  noch 
überdies  seiner  Kolonien  beraubt,  Österreich-Ungarn  völlig  zertrümmert. 
Außerdem  wurde  Rußland  durch  die  völlige  Loslösung  Finnlands,  durch 
die  Bildung  von  ,, Randstaaten"  im  ehemaligen  Westrußland  und  in  Trans- 
kaukasien,  vielleicht  sogar  in  Ostsibirien,  namhaft  beschnitten.  So  gewaltig 
diese  Erscheinungen  auch  sein  mögen,  ist  es  dennoch  sehr  fraglich,  ob  sie 
das  Gesamtbild  beherrschen  und  der  seit  1815,  ja  seit  noch  früherer  Zeit  zu 
beobachtenden  Entwicklungsrichtung  zuwiderlaufen,  wonach  die  großen 
und  Riesenzollgebiete  innerhalb  des  Vv'eltmarktes  stets  an  Umfang  und  Be- 
deutung gewonnen^  haben. 

Vorerst  wäre  auf  die  besondere  Festigung  hinzuweisen,  die  das  bri- 
tische Weltreich  seit  Beginn  des  Weltkrieges  nicht  nur  in  macht- 
politischer, sondern  auch  in  wirtschaftspolitischer  Beziehung  erfahren  hat. 
Es  würde  zu  weit  führen,  die  enge  Verknüpfung  Großbritanniens  und  seiner 

^  Vgl.  S.  Schilder,  Entwicklungstendenzen  der  Weltwirtschaft. 
I.  Band  Berlin  1912,  VI.  Kapitel  (besonders  Abschnitt  IX  und  XIII)  und  II.  Band 
Berlin  1915,  Anlage  X  über  die  großen  Zollgebiete. 
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Überseegebiete  im  einzelnen  darzustellen,  die  durch  übergangswirtschaftliche 
Maßnahmen  (so  insbesondere  hinsichtlich  der  Kohstoffversorgung)  und 
Ausfuhrzölle  (mit  Ausnahmen  zugunsten  britischer  Reichsgebiete)  bewirkt 
worden  ist.  Hier  wäre  vor  allem  das  ZoUgesctz  vom  31.  Juli  1919  zu  er- 
wähnen, das  am  1.  September  1919  in  Kraft  getreten  ist.  In  diesem  Ge- 
setz ging  der  britische  wirtschaftliche  Imperialismus  über  seine  bisherige 
Übung  hinaus,  Vorzugszölle  seiner  Überseebesitzungen  gnädig  in  Empfang 
zu  nehmen  und  diese  Besitzungen  einander  derartige  Begünstigungen  ge- 
währen zu  lassen;  er  hat  vielmehr  allen  Überseegebieten  der  britischen  Krone 
Vorzugszölle  hinsichtlich  der  gesamten,  freilich  derzeit  noch  nicht  sehr  zahl- 
reichen Waren  des  englischen  ZoUtarifes^  zugestanden.  Hiermit  hat  der 
britische  innere  Zollverein,  der  sich  über  das  ganze  Weltreich  erstreckt, 
jenes  kräftigere  Leben  wiederum  einigermaßen  zurückgewonnen,  das  er  bis 
zum  Siege  des  britischen  Freihandels  in  der  Mitte  des  19.  Jahrhunderts 
besaß;  nur  einen  unzulänglichen  Ersatz  haben  hierfür  diesem  Zollverein 
bis  zum  \N'eltkrieg  anderweitige  Veranstaltungen  geboten,  wie  einseitige 
Zollbegünstigungen  der  Überseebesitzungen  für  \\'aren  des  Mutterlandes, 
Bevorzugung  der  Überseegebiete  bei  Anleihen  und  Kapitalsan lagen  auf  dem 
Londoner  Markt,  wechselseitige  Bevorzugung  der  Überseebesitzungen  und 
des  Mutterlandes  bei  öffentlichen  Lieferungen  imd  Erteilung  von  Kon- 
zessionen usw. 

Diese  innere  Kräftigung  des  riesenhaften  britischen,  inneren  Zollvereins 
ist  um  so  bedeutsamer,  als  das  britische  Reichsgebiet  gleichzeitig  an  äußerem 
Umfang  gewaltig  zugenommen  hat  durch  die  Erwerbung  oder  wenigstens 
AngUederung  des  Großteils  der  deutschen  Überseebesitzungen,  ferner  Meso- 
potamiens, Arabiens,  Palästinas  imd  des  östhchen  Syriens,  endlich  durch  die 
völkerrechtliche  Anerkennung  der  seit  1882  und  1898  innegehabten  tatsäch- 
lichen Stellung  Großbritanniens  in  Ägypten  und  dem  ägyptischen  Sudan 
sowie  durch  die  nunmehr  unbestrittene  tatsächliche  britische  Herrschaft 
über  Persien,  welche  der  von  England  1882 — 1914  in  Ägypten  inneg<  habten 
Stellung  ähnlich  geworden  ist.  Demnach  stellt  das  britische  ^^'eltreich, 
das  kurz  vor  dem  Weltkrieg  nahezu  ein  Viertel  der  bewohnbaren  Erde  (ohne 
die  Polargebiete)  und  etwas  mehr  als  ein  Viertel  der  gesamten  Erdbevölke- 
rung umfaßte,  nunmehr  (auch  ohne  Persien)  fast  drei  Zehntel  der  bewohn- 
baren Erde  und  mehr  als  27  v.  H.  ihrer  Bevölkerung  dar. 

Neben  den  gewaltigen  Gewinnsten  des  britischen  Weltreiches  und  ein- 
zelner seiner  Teile  (Australien,  Neuseeland,  Südafrika,  Nigeria)  an  äußerem 
Umfang  und  innerer  Festigung  treten  die  ähnlichen  Ergebnisse  in  den  Hinter- 
grund, welche  der  Weltkrieg  während  der  Berichtszeit  anderen  Ländern 
brachte:  Frankreich  (das  seit  1.  Februar  1919  in  das  französische 
Zollgebiet  einbezogene  Elsaß-Lothringen,  sein  Zollverein  mit  Luxemburg, 
ferner  Togo,  Kamerun),  Belgien  (Moresnet,  Eupen,  Malmedy,  Ruanda 
und  Urundi),  Italien  (Trentino  und  Deutschsüdtirol,  das  ehemalige 
österreichische  „Küstengebiet",  Befestigung  der  Herrschaft  über  Libyen)^ 

^  Vgl.  hierüber  S.  Schilder,    Der  britische  Reichszollverein  im  Wiener 
„Handelsmuseum",  3.  Juli  1919. 
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Japan  (Marianen,  Karolinen,  Tsingtau,  Festsetzung  auf  Nordsachalin 
und  in  Ostsibirien),  China  (Abkehr  der  Mongolei  von  Rußland  und  ihr 
Wiederanschluß  an  die  Pekinger  Regierung). 

Andrerseits  wäre  aber  zu  bedenken,  daß  die  Neugründung  oder  Ver- 
größerung Tschechiens,  Polens,  der  Ukraine  und  der  anderen  „Randstaaten" 
auf  ehemals  russischem  Boden,  ferner  Rumäniens,  Ungarns,  Deutschöster- 
reichs, Südslawiens  und  Griechenlands  aus  zwei  Gründen  nicht  bloß  im  Licht 
der  Zertrümmerung  und  Verkleinerung  Österreich-Ungarns,  Deutschlands, 
Rußlands,  Bulgariens  und  der  Türkei  zu  erblicken  ist:  erstens  stellen  einige 
jener  Gebiete,  so  namentlich  Tschechien  (zum  „selbständigen  Zoll- 
gebiet" durch  das  am  8.  März  1919  in  Kraft  getretene  tschechische  Gesetz 
vom  20.  Februar  1919  erklärt),  Polen,  Ukraine  (freilich  Ende  1919 
noch  eine  ,, schwankende  Gestalt"),  Rumänien,  Südslawien  be- 
reits ansehnliche  Mittelstaaten  dar,  von  denen  namentlich  Polen, 
die  Ukraine,  Rumänien  und  Südslawien  bei  pfleglich-friedlicher  Behandlung 
und  Entwicklung  ihrer  Wirtschafts-  imd  Bevölkerungszustände  einer  Groß- 
macht zumindest  nahekommen  könnten.  Sodann  sind  sofort  nach  dem  Zu- 
sammenbruch der  Mittelmächte  im  Herbst  1918  zahlreiche  Pläne  zu 
Zollvereinigungen  sowie  zu  politisch- wirtschaftlichen  Annähe- 
rungen in  die  Öffentlichkeit  gedrungen,  welche  die  vorausgesehenen  oder 
bereits  eingetretenen  Verkleinerungen  und  Zerstückelungen  wieder  wett- 
machen sollen. 

Verwirklicht  wurde  bis  Ende  1919  von  diesen  zahlreichen  Plänen  nur 
die  mittels  Luxemburger  Volksabstimmung  von  Ende  September  1919 
genehmigte  Zollvereinigung  Frankreichs  mit  Luxemburg.  Dagegen 
wurde  der  im  Verlauf  des  Weltkrieges  einigermaßen  inniger  gewordene  Wirt- 
schaftsbund der  drei  skandinavischen  Königreiche  (wechselseitige 
Aushilfe  mit  Nahrungsmitteln,  Düngemitteln,  Rohstoffen  und  anderen 
Erzeugungsbehelfen  usw.)  gerade  im  Jahre  1919  von  amtlicher  Seite  mehr 
„untersucht"  als  tatsächlich  eifrig  vorwärtsgebracht;  über  angeblich  voll- 
zogene Zoll  Vereinigungen  Lettlands  mit  Estland  und  Georgiens 
mit  (dem  transkaukasischen)  Armenien  lagen  bis  Ende  1919  bloß  nicht  ganz 
sichere  Zeitungsnachrichten  vor. 

Die  sehr  eifrig  betriebene  Annäherung  zwischen  Deutschland 
und  Deutschösterreich  wurde  in  den  Friedensschlüssen  von 
Versailles  und  St.  Germain  ausdrücklich  verboten.  Dagegen  hat  die  Entente 
im  Friedensvertrag  von  St.  Germain  mit  Deutschösterreich  gewisse  handels- 
politische Grundlagen  für  den  von  ihr  aus  weltpolitischen  Gründen  bevor- 
zugten sogenannten  Donaubund  beigestellt.  Darin  wird  nämlich, 
wenn  auch  vorläufig  nur  für  fünf  Jahre,  der  Handelsverkehr  zwischen 
Deutschösterreich,  Tschechien  und  Ungarn  von  der 
sonst  innerhalb  des  Völkerbundes  und  für  die  besiegten  Staaten  geltenden 
Pflicht  zur  unbedingten  Meistbegünstigung  befreit;  diese  Verpflichtung  ist 
gegen  unvollkommene  Zollvereinigungen  gerichtet,  vor  deren  unliebsamem 
Wettbewerb  die  großen  inneren  Zollvereine  der  Entente- Weltreiche  (Ver- 
einigte   Staaten,    britisches    Weltreich,    französischer   Reichszollverein)    ge- 
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schützt  werden  sollen.  Die  Ausnahme  im  Fall  des  Donaubundes  richtet  sich 
wiederum  gegen  den  Anschluß  Deutschösterreichs  an  Deutschland.  Die 
Nichteinbeziehung  Südslawiens  in  die  gedachte  Ausnahme  soll  der 
Sicherheit  Italiens  dienen. 

Bis  Ende  1919  sind  aber  aus  Tschechien  nur  schroffe  Absagen 
hinsichtlich  einer  etwas  weiter  gehenden  wirtschaftlichen  Annäherung  an 
Deutschösterreich  und  Ungarn  gekommen.  Denn  bei  einer  solchen  Annähe- 
rung hätte  Tschechien  zu  befürchten,  in  jenes  Eäderwerk  handeis-  und 
zollpolitischer,  währungs-,  finanz-,  verkehrspolitischer  usw.  Hemmimgen 
und  Bindungen  hineinverwickelt  zu  werden,  in  das  Deutschösterreich  durch 
den  Vertrag  von  St.  Germain  wie  Deutschland  durch  den  von  Versailles  hinein- 
geflochten ist  und  dem  Ungarn  im  Laufe  des  Jahres  1920  in  ähnlicher  Weise 
verfallen  dürfte.  So  vermag  das  wirtschaftsgeographisch  sehr  ungünstig 
aufgebaute  und  daher  höchst  anschlußbedürftige  Deutsch  Österreich 
nur  in  eine  wirtschaftliche  Annäherung  zu  einem  der  besiegten  Staaten 
im  Westen  oder  Osten  seiner  Grenzen  einzutreten,  und  da  es  vorläufig  vom 
Anschluß  an  Deutschland  gewaltsam  abgehalten  wird,  bleibt  ihm  nur  jener 
an  Ungarn  übrig. 

Übrigens  hat  Ungarn  mit  einem  gewissen  inneren  Widerstreben 
(Nicht-Anerkennen-Wollen  der  ,, Landeszerreißung")  verhältnismäßig  spät 
und  in  Erwiderung  von  unfreundlichen  Zollmaßregeln  der  anderen  Nachfolge- 
staaten (des  ehemaligen  Österreich-Ungarn)  die  Einfuhr  dorther  mit  Zöllen 
belegt,  nämlich  erst  nach  dem  Sturz  der  Bolschewistenherrschaft,  der  Anfang 
August  1919  stattfand.  Im  wechselseitigen  Handelsverkehr  Ungarns  und 
Deutschösterreichs  wurden  die  Einfuhrzölle  sogar  erst  gegen  Ende  November/ 
Anfang  Dezember  1919  (im  Gefolge  politischer  Verstimmungen  zwischen  dem 
Wiener  sozialdemokratischen  Republikanertum  und  dem  Budapester  sozia- 
listenfeindlichen Monarchismus)  erhoben.  Aus  ähnlichen  Empfindungen 
heraus  gewährte  Deutschösterreich  den  Nachfolgestaaten  bis 
Ende  Mai  1919  die  Vertragssätze  des  alten  österreichisch-ungarischen  Zoll- 
tarifes  und  wandte  erst  seither  den  allgemeinen  Tarif  gegenüber  den  ge- 
nannten Staaten  an.  Wichtiger  als  Einfuhrzölle  waren  freilich  die  kriegs- 
und  übergangswirtschaftlichen  Verkehrshemmungen  (neben  Einfuhr-  und 
Ausfuhrverboten  namentlich  drückend  hohe  Ausfuhrzölle,  so  insbesondere 
in  Südslawien  und  Rumänien),  womit  alle  Nachfolgestaaten  ohne  Ausnahme 
sofort  nach  dem  Umsturz  vom  November  1918  einander  die  wirtschaftliche 
Betätigung  und  sogar  das  nackte  Leben  erschwerten,  insoweit  nicht  mangel- 
haft eingehaltene,  dürftige  halbstaatliche  Austauschverträge  eine  gewisse 
Besserung  dieser  traurigen  Sachlage  herbeiführten.  Trotz  all  diesen  Hinder- 
nissen ist  seit  November  1918,  in  Nachwirkung  eingelebter  geschichtlicher 
Verhältnisse,  der  Handelsverkehr  der  Nachfolgestaaten  (namentlich  jener 
Deutschösterreichs,  Tschechiens  und  Ungarns)  untereinander  und  mit  Deutsch- 
land, soweit  überhaupt  handelsstatistische  Mitteilungen  bereits  vorliegen, 
verhältnismäßig  sehr  bedeutend  gewesen  und  übertrifft  den  mit  allen  anderen 
Staaten  bei  weitem.  Dr.  Siegmund    Schilder,  Wien. 
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XII. 

Wirtsdiaftlidie,  politisdie  und  kulturelle  Expansions- 
bestrebungen der  Staaten  und  Völker,  einschließlich 
Kolonialpolitik. 


XIII. 

Weltpolitik. 

Chronik  der  Weltpolitik. 

Mit  den  Friedensverträgen,  welche  die  alliierten  und  assoziierten  Mächte 
abschlössen  mit  dem  Deutschen  Keich  zu  Versailles  (28.  Juni  1919),  mit 
Österreich  zu  St.  Germain  (10.  September  1919),  mit  Bulgarien  zu  Neuilly 
(27.  November  1919)  und  mit  dem  in  seinen  Grundzügen  ebenfalls  feststehen- 
den Frieden  mit  Ungarn  sind  die  machtpolitischen  Verschiebungen  zwischen 
den  seit  1914  einander  feindlich  gegenüberstehenden  Mächtegruppen,  wie 
sie  mit  Kriegsbeginn  eingesetzt  haben,  zu  einem  gewissen  Abschluß  gelangt. 
Die  Außenpolitik  und  das  Vertragssystem,  deren  Ergebnis  sie  sind,  lassen 
sich  überblicken,  einer  zusammenfassenden  Betrachtung  unterziehen,  und  es 
läßt  sich  feststellen,  inwieweit  die  siegreiche  Mächtekoalition  ihre  politischen 
Ziele  erreicht  hat. 

Es  sind  territoriale  Umwälzungen  zur  Tatsache  geworden,  und  es  hat 
eine  Verschiebung  des  weltpolitischen  Schwergewichts  stattgefunden,  wie  sie 
vor  Kriegsausbruch  wohl  niemand  binnen  so  kurzer  Zeit  für  möglich  hielt. 
Die  außenpolitischen  Tendenzen  der  einzelnen  Mächte  freilich,  welche  die 
Umwälzungen  herbeigeführt  haben  —  sie  werden  gern  mit  dem  Schlagwort 
des  Imperialismus  belegt^  — ,  sind  alt  und  in  ihren  Grundzügen  die  gleichen 
geblieben,  welche  sie  seit  ihrer  Konsolidierung  in  dem  gegenwärtigen  terri- 
torialen Umfang  verfolgten;  die  Ziele  sind  durch  ihre  geographische  Lage 
bis  zu  einem  gewissen  Grade  bedingt  und  unveränderlich.  Großbritanniens 
Streben  nach  der  Beherrschung  der  Meere  und  der  Abrundung  seines  Ko- 
lonialreiches, Frankreichs  Ruf  nach  den  natürlichen  Grenzen,  welche  ihm.  die 
Beherrschung  Mitteleuropas  sichern  sollen,  Rußlands  und  Österreichs  Slawen- 
und  Balkanpolitik  lassen  sich  weit  über  das  letzte  Jahrhundert  hinaus  ver- 
folgen.   Seit  seiner  Gründung  war  das  junge  deutsche  Reich  darauf  bedacht, 

1  Bereits  Haahagen  hat  in  seinem  Aufsatz  über  den  ,, Imperialismus 
als  Begriff"  im  lfd.  Bande,  S.  189,  darauf  hingewiesen,  daß  mit  diesem  Schlagwort 
neuerdings  neben  Auswüchsen  des  Expansionsdrangos  auch  die  Äußenmgen  der 
natürlichen  staatlichen  Selbstbehauptung  belegt  werden  und  die  Worte  S.  M  a  r  c  k  s 
(Imperialismus  und  Pazifismus  als  Weltanschauung)  und  des  Pazifisten  Michels 
(Zur  historischen  Analyse  des  Patriotismus)  zitiert,  daß  Selbstbehauptung  nach  bio- 
logischem Gesetz  in  rein  defensiver  Haltung  nicht  möglich  sei  und  der  Trieb  poli- 
tischer Expansion  allen  Völkern  innewohne. 
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seine  Stellung  zwischen  den  alten  europäischen  Großmächten  gleichberechtigt 
zu  wahren  und  die  Koalitionen,  welche  seinen  Bestand  bedrohten,  durch 
andere  zu  paralysieren.  Seit  seinem  Freiheitskampf  hat  Italien  sich  bemüht, 
die  noch  unter  österreichiBchcr  Herrschaft  befindlichen  Stammesgenossen 
anzugliedern  und  seine  Stellung  im  Mittelmecr  und  in  der  Adria  zu  ver- 
stärken; und  seit  ihrer  Loslösung  von  der  Türkei  haben  die  Balkanmächte 
unter  Vorschiebung  der  Nationalitätenfrage  durch  territoriale  Ausdehnung 
die  politische  Vorherrschaft  auf  der  Balkanhalbinsel  gegeneinander  zu  er- 
ringen gesucht.  Ebenso  haben  die  beiden  außereuropäischen  Großmächte 
(deren  Teilnahme  an  dem  Kriege  den  klarsten  Beweis  brachte,  wie  unauf- 
lösbar in  den  letzten  Jahrzehnten  die  europäische  Politik  mit  der  Weltpolitik 
verknüpft  worden  war^),  seit  sie  imstande  waren,  Außenpolitik  zu  treiben, 
sich  stets  bemüht,  den  europäischen  Einfluß  in  ihrem  eigenen  Lande,  wie  in 
ihrer  Interessensphäre,  die  für  Japan  das  gegenüberliegende  asiatische  Fest- 
land und  der  stille  Ozean,  für  die  Vereinigten  Staaten  Mittel-  und  Süd- 
amerika darstellen,  zu  beseitigen. 

Aber  die  europäischen  Machtverhältnisse  hatten  sich  in  der  Zeit  von 
1871  bis  1914  so  stabilisiert,  daß  territoriale  Besitzveränderungen  außer  auf 
dem  Balkan,  wo  Lokalisierung  von  Konflikten  noch  am  ersten  zu  erhoffen 
war,  kaum  als  im  Bereich  der  Möglichkeit  liegend  angesehen  wurden.  Gewiß 
ruhten  nationale  Bewegungen  wie  die  panslawistische  nicht^,  und  die  fran- 
zösische Kegierung  sah  zu  keiner  Zeit  die  elsaß-lothringische  Frage  als  gelöst 
an*.  Indes  ließ  die  innere  Uneinigkeit  der  Slawen  die  Bedrohung  des  terri- 
torialen Besitzstandes  Mitteleuropas  nicht  zu  gefährlich  erscheinen,  solange 
sie  nicht  offiziell  von  auswärtigen  Mächten  gestützt  wurde;  erhebliche  Teile 
der  österreichischen  Slawen  hofften  auch,  daß  es  ihnen  gelingen  werde,  ihre 
nationalen  Ansprüche  iimerhalb  des  Rahmens  der  österreichisch-ungarischen 
Monarchie  durchzusetzen*,  und  äußerlich  war  die  Politik  sämtlicher  Mächte 
auf  die  Erhaltung  des  Friedens  gerichtet,  auch  die  Frankreichs,  dessen  jetzt 
veröffentlichte  Militärkonvention  mit  Rußland  vom  17.  August  1892^  aus- 
drücklich als  Zweck  des  Bündniesee  die  Aufrechterhaltung  des  Friedens  be- 

1  Angesichts  der  heutigen  Weltleig©  i*t  ea  intereasant,  in  der  1.  Weltpolitischen 
Chronik  unserer  Zeitschrift  Otto  Hoetzsch  großzügige  Skizzierung  der 
damaligen  (1913)  Situation  zu  vergleichen.  Er  legte  dar,  daß  Europa  trotz  seiner 
räumlichen  Kleinheit  der  Mittelpunkt  der  Weltpolitik  geblieben;  die  in  ihm  maß- 
gebenden Machtverbindungen  und  -gegensätze  seien  ausschlaggebend:  für  die 
Gegenwart  der  Dreibund  und  der  Zweibimd.  Als  die  imsicheren  Momente  in  der 
Wehpolitik  bezeichnete  er  1.  die  Neugestaltung  der  Balkaninsel  und  Vorderasiens, 
überhaupt  des  damaligen  türki.iChen  Reiches,  2.  die  Frage  der  Zukunft  Chinas, 
3.  die  durch  die  Wahl  Wilsons  zum  Präsidenten  erfolgte  Schwenkmig  der  inneren 
Politik  Amerikas.     Vgl.  „W.  A."    2.  Bd.,    S.   l*ff. 

2  Vgl.  jetzt  F  i  s  0  h  e  1 ,  Der  Panslawismus  bis  zum  Weltkrieg.  Stuttgart 
und  Berlin  1919.    S.   363ff. 

3  Vgl.  jetzt   Martin   Spahn,    Elsaß-Lothringen.    Berlin  1919.    S.  340 ff. 
«Fischöl,    S.  439ff. 

*  Pages  d'histoire  1914 — 1918.  Troisieme  livre  jaune  fran9ais.  L'alliance 
franoo-russe.  Paris  1919.  Nr.  71.  —  Vgl.  jetzt  auch  W  i  1  h.  Köhler,  Belgische 
Geaandtschaftsberichte  zur  Entstehungsgeschichte  des  Zweibvmdea,  im  amtl.  Auf- 
trage bearbeitet.     Berlin  1919. 
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zeichnete  und  gemeinsames  militärisches  Handeln  nur  vorsah,  wenn  eine 
der  beiden  Parteien  durch  einen  Angriff  bedroht  wurde.  Das  durch  den 
Dreibund  und  Zweibund  geschaffene  Gleichgewicht  beherrschte  die  euro- 
päische und  damit  die  "Weltlage,  es  verschob  sich  nur,  sobald  Großbritannien, 
das  als  labile  Größe  dazwischen  stand,  sich  einer  der  beiden  Koalitionen 
anschloß.  Von  Englands  Stellungnahme  stark  abhängig  war  Italien,  das  sich 
bereits  bei  den  ersten  Anzeichen  einer  dem  Dreibund  unfreundlichen  Politik 
dem  Zweibund  näherte  und  mit  Frankreich  den  Rückversicherungsvertrag 
vom  1.  November  1902  schloß,  in  welchem  es  erklärte,  sich  von  Deutschland 
trennen  zu  wollen,  wenn  dieses  Frankreich  in  die  Zwangslage  versetzen  sollte, 
zur  Wahrung  seiner  Ehre  an  Deutschland  den  Krieg  zu  erklären.  Dafür 
ließ  ihm  Frankreich  freie  Hand  in  Tiipolis-^.  Kicht  zum  wenigsten  infolge 
der  internationalen  wirtschaftlichen  Verflechtungen  war  die  Scheu  der  ver- 
antwortlichen Personen  in  den  einzelnen  Ländern  vor  einem  Krieg  und  seinen 
möglichen  Folgen  so  groß,  daß  die  expansionslüsternen  Elemente  nicht  das 
Eingreifen  einer  offensiven  Koalition  erreichten,  welches  allein  ihnen  zum 
Erfolg  verhelfen  konnte. 

Beide  Mächtegruppen  ergänzten  ihre  Verträge  im  Laufe  der  Jahre  zeit- 
gemäß. Der  Zweibund  schloß  am  16.  August  1912  eine  Marinekonvention^. 
Der  Dreibund  vertrag  wurde  zuletzt  am  5.  Dezember  1912  erneuert,  kurz 
danach,  am  5.  Februar  1913,  der  österreichisch-ungarische  Geheimvertrag  mit 
Rumänien,  zu  dem  Deutschland  am  26.  Februar  1913  seinen  Beitritt  erklärte^. 
Die  beiden  letzteren  waren  auf  die  Erhaltung  des  Status  quo  gerichtet.  Das 
Dreibundabkommen  trug  der  für  Italien  durch  den  erfolgreichen  Krieg  mit 
der  Türkei  im  nahen  Orient  und  an  der  nordafrikanischen  Küste  veränderten 
Situation  Rechnung,  der  rumänische  Vertrag  wiederholte  die  Abmachungen 
der  Jahre  1892,  1896  und  1902.  Dieser  beschäftigte  sich  überhaupt  nicht 
mit  Gebietserweiterungen.  Jener  sah  im  Fall  österreichischer  oder  italieni- 
scher Gebietserwerbungen  auf  dem  Balkan  und  an  den  ottomanischen  Küsten 
Kompensationen  für  die  andere  Macht  vor  (Art.  7),  außerdem  sicherte 
Deutschland  Italien  im  Fall  eines  französischen  Angriffes  seinen  Beistand  zu, 
wenn  Italien  im  Interesse  eines  dauerhaften  Friedens  territoriale  Garantien 
von  Frankreich  zu  erlangen  suche  (Art.  10). 

Als  es  dann  infolge  der  Gewalttat  gegen  den  österreichischen  Thron- 
folger, die  in  Anhängern  panslawistischer  Ideen  ihre  Urheber  hatte,  doch 

^  Vgl.  das  im  Dezember  1919  bzw.  Januar  1920  veröffentlichte  französische 
Grelbbuch  und  italienische  Grünbuch ;  auch  „Frankfurter  Ztg."  vom  30.  Dez.  1919. 

2  „L'Alliance  franco-russe",  Nr.  95  bzw.  107.  Die  beiden  Hauptartikel  lau- 
teten: 1.  Les  forces  navalea  de  la  France  et  de  la  Ruasie  coopereront  dana  tou'ea 
les  eventualit^a  oü  l'alliance  prövoit  et  stipule  raclion  combinee  dea  armeea. 
de  terre.  2.  La  Cooperation  dea  forcea  navales  aera  pröparee  dea  le  temps  de  paix. 
A  cet  effet  lea  chefa  d'etat  major  de  l'une  et  Tautre  marine  sont  des  maintenant 
autorisea  ä,  correspondre  directement,  ä  echangor  tous  renseignementa,  ä  Studier 
toutea  hypotheaea  de  guerre,  ä  concepter  toua  programmea  atrategiquea.  (Auch 
abgedruckt  im  „Temps"  vom  20.  Sept.   1918.) 

^  Beide  Verträge  sind  jetzt  im  Wortlaut  veröffentlicht  in  den  „Deutschen  Doku- 
menten zum  Kriegsausbruch",  herausgegeben  von  Graf  Max  Montgelaa  und 
Walter  Schücking.   Charlottenburg  1919.  Bd.  4.  Anhg.  2.  S.  105;  Anhg.  3.  S  107. 
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nicht  mehr  gelang,  den  Mächtegegensatz  friedlich  auszugleichen,  und  durch  den 
Anschluß  Englands  an  die  eine  die  Elastizität  der  Beziehungen  zwischen  den 
europäischen  Mächten  verloren  ging,  traten  die  bisher  unterdrückten  Ex- 
pansionsw'ünsche  in  den  Vordergrund.  Beide  Koalitionen  schlössen  neue 
Verträge  ab,  welche  die  künftige  Machtverteilung  zu  ihren  Gunsten  regeln 
sollten. 

Infolge  der  Niederlage  der  Mittelmächte  haben  die  von  ihnen  abge- 
schlossenen Verträge  nur  mehr  historisches  Interesse.  Es  bleibt  aber  gerade 
mit  Bezug  auf  die  S.  420  erwähnte  Definierung  des  Imperialismus  charak- 
teristisch, daß  die  überwiegend  defensiven  Charakter  tragende  Politik  des 
Dreibundes  sich  nicht  bewährt  hat.  Italien  und  Rumänien,  für  die  der  casus 
foederis  formell  überhaupt  nicht  gegeben  war,  fielen  ab,  weil  die  Kombi- 
nation Deutschland-Österreich  ihnen  die  als  Kriegspreis  erstrebten  Gebiets- 
erweiterungen in  den  gewünschten  Ausmaßen  nicht  bieten  konnte^,  und 
gingen  unter  Abschluß  stark  offensiver  Verträge,  deren  Bedeutung  weiter 
unten  zu  erörtern  ist,  zur  Gegenpartei  über,  deren  Politik  von  vornherein 
einen  mehr  offensiven  Charakter  trug.  An  ihre  Stelle  traten  die  Türkei  und 
Bulgarien,  von  denen  politisch  Bulgarien  vielleicht  Rumänien  aufwog,  die 
Türkei  aber  kein  ebenbürtiger  Ersatz  für  Italien  war.  Die  mit  ihnen  ab- 
geschlossenen Verträge  liegen  zwar  nicht  im  Original  vor,  wohl  aber  kennen 
wir  durch  die  erwähnte  Veröffentlichung^  die  Entwürfe,  von  denen  die  end- 
gültigen Fassungen  nicht  wesentlich  abgewichen  sein  dürften.  Danach  wurde 
allerdings  Bulgarien,  welches  sich  ja  sonst  nie  den  Mittelmächten  ange- 
schlossen hätte,  die  Unterstützung  seiner  Expansionsbestrebungen  zugesagt, 
der  Türkei  dagegen  wiederum  rein  defensiv  nur  ihr  derzeitiger  Besitzstand, 
welcher  besonders  von  Rußland  bedroht  war,  garantiert.  Bekanntlich  hat 
aber  auch  diese  nach  der  russischen  Revolution,  trotz  des  deutschen  A\'ider- 
spruches  und  der  ungünstigen  Kriegslage  auf  anderen  Kriegsschauplätzen, 
stark  ,, imperialistische"  Kriegsziele  im  Kaukasus  verfolgt^. 

Anders  steht  es  mit  den  Verträgen  der  Entente.  Der  Kampf 
um  die  in  ihnen  gesetzten  Ziele  hat  die  heutige  Weltlage  herbeigeführt.  Auf 
ihrem  Vertragsystem  baut  die  jetzige  Machtverteilung  auf,  bis  eine  neue 
Kombination  das  politische  Schwergewicht  wieder  verschieben  wird.  Der 
1.  Artikel  von  "Wilsons  14  Punkten,  die  Forderung,  daß  künftig  Friedens- 

1  Vgl.  dazu  Weltpolit.  Chronik.  „W.  A."  6.  Bd.,  S.  236*ff.;  8.  Bd.,  S.  275*/ 
276*.  Femer  jetzt  in  den  „Deutschen  Dokumenten  zum  Kriegsausbruch".  2.  Bd. 
Nr.  326  vom  26.  Juli  1914  die  Bemülumgen,  Italien  durch  Kompensationen  auf  öster- 
reichische Kosten  beim  Dreibund  zu  halten. 

2  a.  a.  O.,  3.  Bd.,  Nr.  673,  lautet  der  Entwurf  des  bulgarischen  Ministerpräsi- 
denten vom  2.  Auglist  1914:  1.  Der  Dreibund  garantiert  Bulgarien  seinen  heutigen 
Besitzstand  gegen  jeglichen  Angiiff,  von  welcher  Seite  er  konunen  mag.  2.  Der 
Dreibund  sagt  Bulgai-ien  seine  Unterstützung  zu  bei  seinen  Bestrebungen  auf  künf- 
tigen Landerwerb  in  Gebieten,  auf  die  es  historische  und  ethnographische  Rechte 
besitzt  imd  die  unter  der  Herrschaft  eines  Staates  stehen,  der  nicht  zum  Dreibund 
gehört.  Vgl.  auch  4.  Bd.,  Nr.  866.  Der  Vertrag  kam  dann  nach  Grenzabtretungen 
der  Türkei  an-,  6.  Sept.  1915  zustande.  Vgl.  „W.  A."   7   Bd.,  S.   206*ff. 

*  Vgl.  Deutsclüand  und  Armenien  1914 — 18,  Sammlung  diplonaat.  Akten- 
stücke ed.  Joh.  Lepsius,  Potsdam  1919,  Nr.  418,  426,  431,  443. 
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Verträge  öffentlich  zustande  kommen  müßten  (Vgl.  S.  297*,  Anm.  2), 
überhaupt  keine  geheimen,  internationalen  Verträge  mehr  abgeschlossen 
werden  dürften,  ist  zwar  —  worauf  in  der  letzten  Chronik  hinzuweisen 
übersehen  wurde  —  bisher  von  den  Siegern  gröblich  mißachtet  worden,  dank 
den  Veröffentlichungen  der  russischen  Sowjetregierung,  zum  kleineren  Teil 
auch  der  Beteiligten  selbst,  kennt  man  indes,  wenn  auch  nicht  alle  Ab- 
machungen, so  doch  genügend,  um  die  Ideen,  welche  die  Politik  der  Entente 
seit  1914  beherrschten,  feststellen  zu  können.     Es  sind  zu  nennen: 

1.  Die  zwischen  den  von  Beginn  des  Krieges  beteiligten  europäischen 
Großmächten  getroffenen  Abkommen,  nämlich  der  Londoner  Vertrag  vom 
4.  September  1914^,  durch  welchen  sich  Großbritannien,  Frank- 
reich und  Rußland  verpflichteten,  keinen  Separatfrieden  zu  schließen, 
und  der  die  Grundlage  für  den  politischen  und  militärischen  Zusammenschluß 
der  drei  Mächte  bildet,  ferner  verschiedene  Noten  des  russischen  Auswärtigen 
Amtes  aus  den  Jahren  1915  und  1917^.  Nach  diesen  waren  Frankreich  und 
—  offenbar  nach  einigem  Zögern  —  auch  England  damit  einverstanden 
gewesen,  daß  Rußland  Konstantinopel,  die  Meerengen  und  andere  türkische 
Gebietsteile^  zufallen  sollten,  vorausgesetzt,  daß  es  den  Freihandel  durch 
die  Meerengen  nach  und  von  außerrusiischen  Ländern  zulasse,  ferner  wurde 
ihm  die  Bestimmung  der  künftigen  Westgrenze  gegen  Deutschland  und 
Österreich-Ungarn  freigestellt.  Dagegen  billigte  Rußland  Englands  und 
Frankreichs  Absichten  auf  die  Besitznahme  von  Teilen  der  asiatischen  Türkei, 
überließ  England  den  durch  das  Revaler  Abkommen  vom  31.  August  1907 
neutralisierten  Teil  Persiens  und  sagte  Frankreich  seine  Unterstützung  für 
die  \Yiedererlangung  Elsaß-Lothringens  sowie  für  eine  erhebliche  Grenz- 
verschiebung über  das  Saartal  hinaus  nach  Osten  zu.  Außerdem  war  es  damit 
einverstanden,  daß  aus  dem  übrigen  deutschen  Gebiet  auf  dem  linken  Rhein- 
ufer ein  selbständiger,  neutraler  Staat  gebildet  würde,  der  so  lange  von  fran- 
zösischen Truppen  besetzt  gehalten  werden  sollte,  bis  die  feindlichen  Staaten 
alle  im  Friedensvertrag  festgesetzten  Bedingungen  erfüllt  hätten*. 

2.Dasaml6.Mai  1916  durch  Sir  Edward  Grey  und  Paul  Cambon  getroffene, 
eine  gewisse  Ergänzung  zu  diesen  Richtlinien  der  Kriegszielpolitik  bildende 
Abkommen  zwischen  Großbritannien  und  Frankreich  über 
die  Teilung  der  Interessensphäre  in  Syrien  und  den  angrenzenden  Ländern, 
in  welchem  Frankreich  die  von  Großbritannien  mit  dem  Scherif  Hussein 
von  Mekka  getroffenen  Vereinbarungen  über  ein  künftiges  Königreich  Arabien 
billigte^.  Das  Protektorat  über  dieses  sollte  England  erhalten,  dem  außerdem 


1  Vgl.  Weltpolit.  Chronik.    „W.  A."    5.  Bd.,  S.  248*ff. 

2  Veröffentlicht  in  der  „Prawda"  und  ,,Iswestija"  vom  23.  Nov.  1917.  Ina 
Englische  übersetzt  im  „Manchester  Guardian"  vom  12.  Dez.   1917. 

^  Ssasonow  fixierte  dieselben:  Konstantinopel,  die  Oatküste  des  Boa- 
ponjs,  das  Marmarameer,  die  Dardanellen,  Ostthrazien  bis  zur  Linie  Enos — Midia, 
die  asiatische  Küste,  die  Inseln  des  Marmarameeies,  Tenedos  und  Imbros. 

*  Telegramme  und  Noten  des  russischen  Ministeriums  des  Auswärtigen  tind 
des  russischen  Botschafters  in  Paris,  Iswolsky,  vom  5.  u.  7.  März  1915,  30.  Januar, 
13.  Februar,   11.  März  1917. 

•  Der  Inhalt  ist  veröffentlicht  gleichzeitig  mit  einer  Zusammenstellung    der 
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Mesopotamien  mit  Khanikin,  Bagdad  und  Basra  zufallen  sollte.  Dafür  wurde 
das  Protektorat  über  ein  automones  Syrien  für  Frankreich  bestimmt,  dem 
dazu  noch  ein  Streifen  an  der  kleinasiatischen  und  arabischen  Küste  zu- 
gedacht war. 

3.  Der  Geheimvertrag  dieser  drei  Mächte  mit  Italien  vom  April  1915, 
der  in  der  „Prawda"  vom  28.  November  n.  St.  1917  veröffentlicht^  wurde. 
Danach  wurden  Italien  für  seinen  Eintritt  in  den  Krieg,  der  binnen  4  Wochen 
nach  Abschluß  des  Vertrages  zu  erfolgen  hatte,  die  von  ihm  gewünschten 
österreichischen  Gebiete  und  Valona  mit  Umgebung  in  Albanien  zugesagt^, 
ferner  das  Besitzrecht  der  von  Italien  noch  seit  dem  italienisch-türkischen 
Krieg  okkupierten  Inseln,  und  für  den  Fall  einer  Ausdehnung  der  afrika- 
nischen Kolonien  Englands  und  Frankreichs  auf  Kosten  Deutschlands, 
Kompensationen  in  Form  einer  Gebietserweiterung  der  italienischen  Ko- 
lonien Erytrea,  Somaliland  und  Libyen. 

4.  Der  Geheimvertrag  vom  6.  August  1916,  auf  Grund  dessen  Rumä- 
nien in  den  Krieg  eintrat^.  Es  erwartete  durch  seinen  politischen  Front- 
wechsel die  Bukowina,  Transsylvanien,  Banat,  SchumJa  und  Warna,  insge- 
samt über  100  000  qkm,  zu  erhalten  und  verpflichtete  sich  dafür  zu  einer 
militärischen  Unterstützung  der  Entente  in  Transsylvanien.  Der  russische 
Minister  Polivanow  klagte  bereits  in  einer  Kote  vom  29.  Nov.  1916,  daß 
Rumäniens  Leistungen  in  krassem  Gegensatz  zu  den  bewilligten  Gebiets- 
konzessionen ständen,  er  befürchtete  außerdem,  daß  das  vergrößerte  Rumä- 
nien das  ihm  1878  genommene  Bessarabien  zurückfordern  werde. 

5.  Die  von  Rußland  am  24.  Juli  1916  abgeschlossenen  Verträge  mit 
Japan,  dessen  Eintritt  in  deuKricg  äußerlich  auf  Grund  englischen  Drängens 
zu  geschehen  schien*,  das  aber  mit  der  Kriegserklärung  seinen  politischen 

zwischen  der  englischen  Regierung  und  dem  Scherif  in  den  Jahren  1915  und  1916 
über  ein  unabhängiges  Arabien  und  seine  Grenzen  gewechselten  Schriftstücke  im 
,,Tenips"  vom  17.  u.   18.  September  1919. 

1  Deutsche  Übersetzung  in  der  „Norddeutschen  Allgem.  Ztg."  vom  3.  De- 
zember 1917. 

2  Die  für  den  Streit  um  Fiumo  und  Dalmatien  besonders  wichtigen  Artikel 
lauten:  4.  Bei  dem  künftigen  Friedensschluß  soll  Italien  erhalten:  die  Gebiete 
des  Trentino,  das  ganze  südliche  Tirol  bis  zu  dessen  natürlicher  Grenze,  als  welche 
der  Brenner  zu  betrachten  ist,  die  Stadt  Triest  mit  Umgebung,  die  Grafschaft  Görz 
und  Gradiska,  ganz  Istrien  bis  Quamero  mit  den  istrischen  Inseln  und  Lussin, 
ebenso  die  kleineren  Inseln  Plavniod,  Unie,  Cacki,  Doli,  Palazzuolo,  San  Pietro 
dei  Nembi,  Asmello  und  Gruica  und  die  umliegenden  Länder.  5.  Femer  erhält  Italien 
die  Provinz  Dalmatien  in  ihrem  gegenwärtigen  Umfang  imter  Hinzufügvmg  von 
Lissafica  und  Trebinia  im  Norden  vuid  im  Süden  das  ganze  Gebiet  bis  zu  einer  Linie 
gezogen  vom  Strande  der  Plankalasspitze  nach  Osten  bis  zur  Wasserscheide,  wo- 
durch in  Italiens  Besitz  alle  Täler  der  Flüsse  kämen,  die  in  den  Sebenico  münden, 
also:  Cicolo,  Chera  und  Butisniza,  nebst  allen  ihren  Flüssen.  Ebenso  fallen  Italien 
alle  Inseln  zu^  welche  nach  Norden  und  Westen  von  [!]  Dalmatiens  Küste  liegen. 
6.  Italien  erhält  mit  vollem  Bositzrecht  Valona,  die  Insel  Sasseno  und  ein  Gebiet, 
das  hinreichend  groß  ist,  um  diese  Besitzung  in  militärischer  Hinsicht  zu  sichern 
—  vorschlagsweise  zwischen  dem  Fluß  Vopiza  im  Norden  und  Osten  und  der  Grenze 
des  Distriktes  Chimara  im  Süden. 

^  Bereits   am  27.  Mai  1917  im  ,.Djen"  veröffentlicht.    Vgl.  femer  die  russische 
Note  vom  29.  Nov.   1916,  „Temps"  und  ..Frankfurter  Ztg."  vom    27.  Nov.   1917. 
*  Vgl.  Weltpolit.  Chronik.    „W.  A."    5.  Bd.,  S.  23*ff. 
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Sonderzielen  nachgehen  wollte^.  Wenn  die  Verträge  durch  den  Umsturz  in 
KuBland  auch  praktisch  unwirksam  geworden  sind,  so  lassen  sie  doch  deutlich 
die  Ziele,  welche  die  japanische  auswärtige  Politik  noch  heute  verfolgt,  er- 
kennen. Indem  öffentlichen  Vertrag,  welcher  von  seinen  Kontrahenten  alsbald 
nach  Abschluß  bekanntgegeben  und  in  dieser  Zeitschrift  bereits  im  8.  Bd., 
S.  281*  abgedruckt  wurde,  sichern  sich  beide  Parteien  gegenseitig  Unterstüt- 
zung zur  Wahrung  ihrer  Interessen  im  fernen  Osten  zu;  er  trägt  reinen  De- 
fensivcharakter. In  dem  wiederum  von  der  Sowjetregierung  im  Dezember  1917 
publizierten  Geheimvertrage  erklären  beide  Mächte  es  als  in  ihrem  Interesse 
gelegen,  China  frei  vom  Einfluß  einer  dritter),  Japan  und  Rußland  feindlichen 
Macht  zu  halten  und  vereinbarten  eventuelle  gemeins  ime  Maßnahmen  zu 
diesem  Zweck.  Falls,  wie  wohl  sicher,  dieser  Vertrag  nicht  vor  seinem  Ab- 
schluß Großbritannien  vorgelegt  worden  war,  widersprach  er  dem  3.  Artikel 
des  britisch- japanischen  Bündnisses  vom  13.  Juli  1911 2. 

Von  den  Vereinigten.  Staaten  von  Amerika  sind,  so- 
weit bekannt,  keine  politischen  Verträge  aus  Anlaß  ihrer  Kriegsbeteiligung, 
durch  welche  sie  die  Politik  der  Entente  unterstützten,  abgeschlossen  worden. 
Dies  kam  auch  äußerlich  in  der  Bezeichnung  als  „assoziierte"  und  nicht  als 
,, alliierte"  Macht  der  Entente  zum  Ausdruck  und  ist  bezeichnend  für  die 
Rolle,  welche  ihnen  im  Kriege  zufiel;  auf  sie  ist  unten  näher  einzugehen. 
Keinerlei  Interesse  an  territorialen  Erwerbungen,  über  welche  Verstän- 
digung erst  hätte  stattfinden  müssen,  führte  sie  zur  Teilnahme  an  dem 
Kampf  zwischen  den  beiden  europäischen  Mächtegruppen. 


Welches  ist  nun  das  Ergebnis  der  auf  diesen  Verträgen  aufbauenden 
Politik  der  Großmächte?  V»'elche  Verschiebungen  haben  sich  als  ihre  Folge 
in  der  Weltpolitik  vollzogen,  inwieweit  haben  die  Mächte  ihre  territorialen 
Ansprüche  und  dadurch  die  erstrebte  Mach!:vermehrung  erreicht? 

Zunächst  hat  für  Rußland  seine  Kriegsbeteiligung  den  politischen 
Umsturz  herbeigeführt,  welchem  der  militärische  Zusammenbruch  folgte. 
Es  war  der  russischen  Regierung  nicht  möglich,  die  Bevölkerung  von  der 
Notwendigkeit  der  Kriegführung  zu  überzeugen ;  eine  revolutionäre  Regierung 
wurde  nach  der  anderen  gestürzt,  bis  schließlich  die  Sowjetregierung  die 
mit  der  Entente  bestehende  Verträge  aufhob,  die  auswärtigen  Staatsschulden 
annullierte  und  den  vom  Volk  verlangten  Sonderfrieden  mit  den  Mittel- 
mächten schloß.  Während  die  Mittelmächte  im  Frieden  von  Brest-Litowsk 
vom  3.  März  1918  die  Sowjetregierung  anerkannten,  haben  die  alliierten 
und  assoziierten  Mächte  mit  militärischer  Hufe  immer  wieder  versucht, 
eine  Regierung  ans  Ruder  zu  bringen,  welche  die  bestehenden  finanziellen 
Verpflichtungen  Rußlands  anerkennt.  Dadurch  ist,  noch  ehe  der  Waffen- 
stillstand 1918  abgeschlossen  wurde,  ein  neues  Moment  der  Unsicherheit 
in  der  weltpolitischen  Lage  entstanden,  das  nicht  eher  verschwinden 
wird,  bis  die  Frage  entschieden  ist,  ob  die  rußsische  Sowjetregicrung  be- 
stehen bleibt  oder  an  ihre  Stelle  wieder  ein  russischer  Nationalstaat  tritt. 

^  Deutsche  Übersetzung    in  der  ,. Frankfurter  Zeitung"  vom  30.  Dez.   1917. 
*  Vgl.  Weltpolit.  Chronik.    „W.  Ä."    8.  Bd.,  S.  279*ff. 
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Neben  der  finanziellen  Frage  ist  es  hauptsächlich  die  Angst  der  Entente 
vor  der  bolschewistischen  Weltpropaganda,  welche  sie  immer  wieder  zögern 
läßt,  den  Kampf  gegen  die  Sowjetrepublik  aufzugeben.  War  das  frühere 
Rußland  imperialistisch  durch  sein  Streben  nach  Erweiterung  seiner  terri- 
torialen Herrschaft,  so  ist  es  das  jetzige  durch  das  Streben,  die  Ideen,  welche 
sein  Staatswesen  beherrschen,  in  der  ganzen  Welt  zu  verbreiten^. 

Die  übrigen  Vertragsmächte  haben  rein  äußerlich  die  in  den  verschie- 
denen Abkommen  festgelegten  Ziele  überwiegend  durchgesetzt,  über  diese 
hinaus  fielen  ihnen  sogar  die  von  Rußland  erstrebten  machtpolitischen  Vor- 
teile größtenteils  zu.  Sie  haben  erreicht:  Das  einstweilige  Ausscheiden  des 
Deutschen  Reiches  als  mitbestimmender  Faktor  der  europäischen 
und  der  Weltpolitik  sowie  als  Kolonialmacht  infolge  der  in  der  vorigen  welt- 
politischen Chronik  charakterisierten  Friedensbestimmungen,  solange  diese 
seinem  Wirtschaftsleben  und  seiner  Souveränität  ihre  Fesseln  auferlegen; 
das  dauernde  Ausscheiden  Österreich-Ungarns  als  Großmacht 
infolge  seiner  Aufteilung  in  Nationalstaaten,  die  starke  Verminderung  Bul- 
gariens als  Balkanmacht  infolge  Gebietseinbuße  mid  ähnlicher  wirtschaft- 
licher Verpflichtungen,  wie  sie  dem  Deutschen  Reich  auferlegt  sind;  die  Auf- 
teilung des  größten  Teiles  der  Türkei  unter  die  siegreichen  Mächte;  die  eine 
Zeitlang  vorliegende  Möglichkeit,  daß  sie  überhaupt  nicht  mehr  als  euro- 
päischer, sondern  nur  noch  als  asiatischer  Kleinstaat  fortbestehen  und  Kon- 
stantinopel internationalisiert  werden  sollte,  scheint  nach  den  neuesten 
Nachrichten  fallengelassen  zu  sein. 

Demgegenüber  ist  Frankreich  durch  den  Rückgewinn  von  Elsaß- 
Lothringen,  den  als  Folge  des  Friedens  sich  vollziehenden  wirtschaftlichen 
Anschluß  Luxemburgs  in  Verbindung  mit  der  sonstigen  Verkleinerung 
Deutschlands  wieder  in  den  Stand  gesetzt,  die  Vormacht  Europas  zu  werden. 
Nicht  erreicht  hat  es  die  unmittelbare  Angliederung  des  Saargebietes  und 
die  Bildung  eines  linksrheinischen  neutralen  Staates.  Das  Fehlen  Rußlands» 
welches  allein  ihm  seine  Unterstützung  für  die  Forderung  dieses  Gebietes 
zugesagt  hatte,  auf  der  Friedenskonferenz,  hat  sich  in  dieser  Frage  für 
Frankreich  empfindlich  bemerkbar  gemacht.  Durch  die  Auflösung  des 
österreichisch-ungarischen  Staates  ist  es  aber  andererseits  m  den  Stand  gesetzt 
worden,  sich  im  Osten  in  den  neu  geschaffenen  kleinen  Staaten,  die  ohne  den 
russischen  Zusammenbruch  zweifellos  in  dessen  politische  Abhängigkeit  geraten 
wären  und  nun  wirtschaftlich  und  politisch  auf  die  Anlehnung  an  die  Groß- 
mächte, denen  sie  ihre  Entstehung  verdanken,  angewiesen  sind,  eine  Stütze 
ihrer  gegen  das  Wiedererstarken  des  Deutschen  Reiches  gerichteten  Politik 
zu  schaffen,  dessen  dazwischenliegende  süddeutsche  Staaten  auf  diese  Weise 
auch  leicht  beeinflußt  werden  können.   Die  einstweilige  Besetzung  des  linken 

^  Vgl.  Mette,  Die  Gefahr  des  imperialistischen  Bolschewismus.  ,,Preuß. 
Jahrb."  Bd.  175.  S.  421:  ,,Die  imperialistischen  Tendenzen  der  Weltrevolution 
stecken  auch  —  darüber  täusche  sich  die  Entente  nicht  —  hinter  dem  Verhand- 
lungsangebot der  Sowjetrepublik."  Femer  Kautsky,  Terrorismus  und  Kommu- 
nismus. Berlin  1919.  S.  142ff.  Er  prophezeit  der  Sowjetrepublik  einen  baldigen 
9.  Thermidor,  weil  sie,  wie  einst  die  Kommune  von  1794,  den  Kommunismus  mit 
den\  Terrorismus  verbinde. 
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Rheinufers  für  eine  Reihe  von  Jahren  bietet  ihm  außerdem  die  Möglichkeit, 
die  Gestaltung  der  politischen  Verhältnisse  auch  hier  seinen  Wünschen 
entsprechend  zu  beeinflussen,  wobei  freilich  zu  beachten  ist,  daß  der  deutsche 
Niederrhein  von  den  Engländern  bzw.  Amerikanern  besetzt  ist  und  deren 
Interessen  keineswegs  mit  denen  der  Franzosen  parallel  laufen,  wenn  auch 
_  zum  erstenmal  seit  mehreren  hundert  Jahren  eine  Koalition  zwischen  Eng- 
land und  Frankreich  besteht  und  Frankreich  neben  Amerikas  Beistand  nur 
dieser  sein  Vordringen  an  den  Rhein  verdankt.  Auch  in  Kleinasien  erhält 
es  gemäß  dem  Grey-Cambonschen  Abkommen  das  beanspruchte  Gebiet: 
ein  autonomer  Staat  Syrien  wird  unter  französischem  Protektorat  gegründet*. 
In  Afrika  fällt  ihm  das  Völkerbund mandat  über  Teile  Togos  und  Kamerims 
zu,  die  seinen  westafrikanischen  Kolonialbesitz  in  vorteilhafter  Weise  er- 
gänzen^. Außerdem  kann  es  über  Marokko  frei  verfügen,  in  dessen  Besitz  es 
formal  noch  durch  die  Abkommen  von  Algeciras  und  von  1911  beschränkt  war. 
Mehr  noch  als  für  Frankreich  fällt  für  das  großbritannische 
Weltreich  der  koloniale  Gewinn  ins  Gewicht  und  ist  sein  politischer 
und  territorialer  Erfolg  durch  den  Ausfall  Rußlands  vermehrt  worden. 
Ägypten,  das  Protektorat  über  Arabien  und  wahrscheinlich  das  Völkerbund- 
mandat für  Mesopotamien  fallen  ihm  zu,  ohne  daß  es  Rußland  Konstantinopel 
und  die  Meerengen  überlassen  und  damit  den  Weg  ins  Mittelmeer  öffnen 
muß^.  In  Persien,  dem  wegen  seiner  geographischen  Lage  wie  wegen 
seiner  Naturschätze  für  England  gleich  wichtigen  Lande,  konnte  es  nicht 
nur  die  von  den  Russen  zugestandene  neutrale  Zone  in  seine  Interessen- 
sphäre einbeziehen,  sondern  mit  der  Regierung  am  9.  August  1919  einen 
Vertrag  abschließen,  durch  den  es  tief  in  die  Landes\erwaltung  eindringt, 
der  persischen  Regierung  auf  ihre  Kosten  sachverständige  Berater  für  die 
verschiedenen  Verwaltungszweige  sowie  Offiziere  und  Ausrüstungsmaterial 
für  das  Heer  zur  Verfügung  stellt  und  ihr  ein  Darlehen  von  2  Mill.  £  gewährt, 
dessen  Sicherstellung  aus  den  staatlichen  Einnahmen  unter  Kontrolle  eines 
britischen  Finanzbeirates  geschieht*.  Es  fällt  auf,  daß  England,  welches 
bisher  ebenso  wie  Rußland  nur  am  Zerfall  Persiens  arbeitete,  jetzt  durch 
Stellung  von  Beiräten  die  Autorität  des  persischen  Reiches  zu  stützen  sucht. 
Die  Erklärung  für  das  veränderte  Verhalten  gibt  ein  Ausspruch  des  eng- 
lischen Ministers  des  Auswärtigen  Curzon,  durch  den  Zusammenbruch  Ruß- 

^  Bisher  sind  die  Grenzen  mit  Großbritannien  durch  ein  Militärabkommen 
provisorisch  geregelt  (inhaltlich  mitgeteilt  im;  ,,Temps"  vom  IS.  Sept.  1919),  wie 
ja  überhaupt  über  die  Zukunft  Konstantinopels  und  anderer  Teile  der  Türkei  wie 
Palästina,  die  endgültige  Entscheidung  noch  aussteht 

-  Vgl.  in  den  „Times"  vom  2 1 .  Januar  1 920 die  Einzelheiten  Aber  die  Aufteilung 
der  beiden  Kolonien  zwischen  Gioßbritannion  und  Frankreich  mit  Kartenzeichnung. 

^  Es  ist  zu  beachten,  daß  die  auf  Grund  des  Grey-Cambonschen  Vertrages 
zwischen  Frankreich  und  England  erfolgte  Teilung  des  kleinasiatischen  Gebietes 
ohne  Zustimmung  des  hohen  Rates  einstweilen  provisorisch  erfolgt  ist.  Vergl. 
„Temps"  vom   18.   Sept    1919 

*  Wörtlicher  Abdruclc  des  Vertrages  in  deutscher  Übersetzimg  in  „Der  Neue 
Orient".  Berlin  1919.  6.  Bd.,  S.  43.  Siehe  ebenda  S.  3:  Litten,  Englands 
Politik  in  Persion  und  S.  18:  Mirza  Muhammed  Ali  Karmani,  The 
Anglo-Persian  Treaty. 
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lands  und  der  Türkei  sei  ein  Vakuum  entstanden,  das  von  Chaos  ausgefüllt 
werde.  England  könne  es  nicht  verantworten,  daß  dieses  Chaos  bis  an  die 
Grenzen  Indiens  vordringe.  Von  deutscher,  französischer  und  amerikanischer 
Seite  ist  gegen  den  Vertrag  Einspruch  erhoben  worden;  welchen  Erfolg  der- 
selbe haben  wird,  steht  dahin.  Der  Gewinn  dieser  Länder  gewährt  Groß- 
britannien die  langersehnte  Landverbindung  nach  Indien.  Außerdem  erhält 
es  durch  die  Zuweisung  des  Völkerbundmandates  für  verschiedene  ehemals 
deutsche  Kolonialgebiete  in  Afrika,  insbesondere  des  größten  Teiles  von 
Deutsch-Ostafrika,  die  Möglichkeit,  weitausschauende  Kolonialpläne,  wie  die 
Bahnverbindung  Kap — Kairo  zu  verwirklichen.  Indirekt  kommen  ihm  auch 
die  Völkerbundmandate  Südafrikas  für  Deutsch- Süd westafrika  und  Austra- 
liens bzw.  Neuseelands  für  den  Bismarckarchipel,  Kaiser  Wilhelmsland  und 
Samoa  zugute*.  Das  restlose  Eintreten  der  Kolonien  im  Kriege  für  das 
Mutterland  beweist,  in  welchem  Maße  es  diesem  gelungen  war,  das  britische 
Gesamtreich  zu  einer  machtpolitischen  Einheit  zu  verschmelzen.  Freilich 
waren  die  Kriegsziele,  deutsche  Kolonien  und  die  Vernichtung  des  in  der 
Mehrzahl  der  englischen  Kolonien  große  Werte  repräsentierenden  deutschen 
Handels,  auch  sehr  begehrenswert. 

Englands  Hauptgewinn  in  diesem  Kriege  ist  aber  der  machtpolitische, 
welcher  noch  weit  schwerer  wiegt  als  der  französische.  Durch  den  Fortfall  von 
einstweilen  drei  europäischen  Großmächten  und  die  Bildung  von  Kleinstaaten 
an  deren  Stelle,  kann  sich  Großbritannien  in  diesen  unschwer  Interessen- 
sphären schaffen,  welche  die  Staaten  in  wirtschaftliche  und  politische  Ab- 
hängigkeit bringen.  Es  sei  hier  nur  auf  die  russischen  Randstaaten,  den 
Freistaat  Danzig,  das  Memelland  —  mag  es  nun  selbständig  bleiben  oder 
Litauen  angegliedert  werden  —  und  den  eventuellen  Freistaat  Fiume  ver- 
wiesen, Gebiete,  welche  sämtlich  wichtige  Häfen  besitzen.  Durch  die  Ver- 
nichtung Deutschlands  als  Weltmacht,  durch  das  Verschwinden  der  deutschen 
Kriegs-  und  Handelsflotte  und  durch  den  Zerfall  Rußlands  fällt  ihm  die 
Hegemonie  in  Europa  zu.  Auf  der  anderen  Seite  mußte  es  mit  dem  Moment, 
in  welchem  es  mit  seinen  Verbündeten  amerikanische  Hilfe  in  Anspruch  nahm, 
die  weltpolitische  Rivahtät  der  Vereinigten  Staaten  als  Preis  in  Kauf  nehmen. 

Italien  konnte  zwar  die  ihm  im  Vertrage  vom  April  1915  zuge- 
standene Gebietsvermehrung  infolge  des  österreichischen  Zusammenbruchs 
in  einem  Umfange  verwirklichen,  wie  es  nach  seinen  militärischen  Erfolgen 
kaum  im  Bereich  der  Möglichkeit  zu  liegen  schien,  und  sich  Gebiete  einver- 
leiben, die  sich  ihm  wie  Deutsch- Südtirol  auf  Grund  des  Selbstbestimmungs- 
rechts nie  angeschlossen  hätten.  Infolge  des  Einspruches  Amerikas,  das  am 
Londoner  Vertrag  unbeteiligt  ist,  sind  ihm  aber  die  überwiegend  slawischen 
Gebiete  an  der  Ostküste  des  adriatischen  Meeres,  die  es  teils  auf  Grund  des 
Nationalitätenprinzipes  (Fiume),  teils  auf  Grund  des  Art.  5  seines  Vertrages 
(Dalmatien)  beansprucht,  vorenthalten  worden.  Ist  der  Flächeninhalt  dieses 
Landstreifens  auch  gering,  so  ist  sein  Besitz  machtpolitisch  doch  vielleicht 

^  Vgl.  O.  W  a  r  b  u  r  g  ,  Zum  neuen  Jahr.  „Der  Tropenpflanzer"  Berlin  1920. 
23.  Bd.,  S.  3ff.  Sicher  ist  dies  letztere  Mandat  noch  nicht,  da  Japan  wegen  Austia- 
liena  Verhalten  zur  gelben  Rasse  Einspruch  erhoben  zu  haben  seheint. 
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von  größerer  Bedeutung  als  der  des  Trentino  und  Deutsch-Südtirols.  Im 
Besitz  von  Dalmatien  und  zum  mindesten  eines  Teiles  von  Albanien  wäre 
das  adriatische  Meer  ein  italienisches  Meer  geworden,  an  dessen  Küste  Jugo- 
slawien nur  eine  Enklave  bedeutet  hätte.  In  dem  jüngsten  von  Italien  ge- 
billigten Kompronaißvorschlag  Englands  und  Frankreichs  vom  Januar  1920 
hatte  Italien  auf  Dalmatien  verzichtet,  sollte  dafür  aber  das  Völkerbuüd- 
mandat  über  Albanien  haben,  Valona  ganz  unter  italienische  Herrschaft 
fallen  (dies  letztere  sah  auch  Art.  6  des  Londoner  Vertrages  vor).  Fiume 
sollte  Freistaat,  die  dalmatinische  Stadt  Zdra  unabhängige  Stadt  unter  der 
Bürgschaft  des  Völkerbundes  werden.  Inzwischen  hat  nicht  nur  die  süd- 
slawische Regierung,  die  einen  Gegenvorschlag  machte^,  sondern  auch 
Amerika  durch  Wilson  die  Lösung  abgelehnt,  und  die  Angelegenheit  bleibt 
weiter  unentschieden.  Im  Zusammenhang  mit  der  adriatischen  Fiumefrage 
ist  auch  Italiens  Stellung  in  Albanien,  im  Ägäischen  Meer  und  an  der  klein- 
asiatischen Küste  noch  ungeregelt.  Kompensationen  werden  hier  offen- 
gehalten, falls  es  sich  in  der  Adria  und  auf  dem  asiatischen  Festland,  wo 
es  sich  in  Konkurrenz  mit  Griechenland  um  Smyrna  bemühte,  zu  weitgehen- 
dem Verzicht  bequemen  muß  2. 

Ebenso  ist  noch  keine  Verständigung  über  die  kolonialen  Kompen- 
sationen in  Libyen,  Erythräa  und  Somaliland  zustande  gekommen.  Die  von 
Großbritannien  angebotenen  Teile  von  Britisch-Somaliland  und  Britisch- 
Ostafrika  (Jubaland),  welche  die  Verbindung  zwischen  Erythräa  und  Ita- 
lienisch-Somaliland  herstellen  sollen,  weichen  erheblich  von  den  von  Italien 
gewünschten  Abtretungen  ab,  durch  die  Abessynien  fast  ganz  von  italieni- 
schem Gebiet  umfaßt  würde ^.  An  der  tripolitanischen  Grenze  tritt  Frank- 
reich kleine  Landstreifen  von  Tunis  ab,  um  die  Verbindung  zweier  tripoli- 
tanischer  Oasen  herzustellen,  die  bisher  durch  tunesisches  Gebiet  getrennt 
waren*. 

Der  machtpolitische  Erfolg  Italiens  besteht  also  zurzeit  noch  wesentlich 
darin,  daß  es  Österreich-Ungarns  übermächtiger  Nachbarschaft  an  der  Nord- 
grenze und  in  der  Adria  entledigt  ist.  Will  es  diesen  Vorteil  aber  dauernd 
ausnutzen,  muß  es  darauf  bedacht  sein,  in  Südslawien  einen  minder  starken 
Nachbarn  zu  erhalten. 

In  ausgedehnterem  Maße  als  Italien  konnte  Rumänien  seine  Kriegs- 
ziele verwirklichen,  nachdem  es  infolge  seiner  Niederlage  im  Frieden  von 
Bukarest  (27.  Mai  1918)  schon  in  erhebliche  Abtretungen  seines  alten  Ge- 
bietes an  die  Mittelmächte  hatte  willigen  müssen.  Die  Bukowina,  Sieben- 
bürgen, ein  Teil  des  Banats  sind  ihm  zugefallen.  Poliwanows  oben  erwähnte 
Voraussage  wurde  durch  den  Zusammsnbruch  Rußlands  schneller  als  man 

^  Nach  diesem  sollen  u.  a.  Fiume  und  sein  Hinterland  unter  dem  Schutz  dea 
Völkerbundes  bleiben,  die  Autonomie  von  Zära  anerkannt  werden  und  Albanien 
ein  freier  xinabhängiger  Staat  sein.    „Deutsch.  Allgem.  Ztg."  vom  12.  Fabr.  1920. 

^  Vgl.  Ernest  Lemonon,  La  politique  coloniale  de  l'Italie.  Paria  1919. 
S.  4lff. 

^  ^  Vgl.  , .Times"  vom  8.  Jan.  1920  mit  guten  Kartenskizzen:    „Ttalian  policy 

has  2  objocts:  dominanco  in  Abyssinia  and  development  of  the  Juba  region." 

*  „Times"  vom  6.  u.  7.  Jan.   1920. 
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gedacht  erfüllt:  Bessarabien  schloß  sich  mit  seiner  überwiegend  rumänischen 
Bevölkerung  nach  Volksabstimmung  an  Rumänien  an  und  durch  den  Frieden 
von  Neuilly  erhielt  es  auch  die  im  Bukarester  Frieden  abgetretene  Dobrudscha 
im  Umfange  von  1913  zurück.  Trotzdem  erklärt  es  seine  nationalen  An- 
sprüche im  AVesten  noch  nicht  für  befriedigt  und  sucht  sich  über  die  von 
der  Entente  gebilligte  ,,Clemenceaulinie"  hinaus  ungarisches  Gebiet  einzu- 
verleiben. Andererseits  hat  die  Entente  der  im  Frieden  von  Bukarest  bereits 
festgesetzten  Vereinigung  mit  Bessarabien  noch  nicht  zugestimmt.  Bleibt 
dieses  bei  Rumänien,  so  dehnt  sich  seine  Grenze  am  Schwarzen  Meer  bis 
kurz  vor  Odessa  aus,  Flächeninhalt  und  Bevölkerung  steigen  um  mehr  als 
das  Doppelte,  und  Rumänien  wii-d  die  bei  weitem  größte  Balkanmacht.  Es 
bleibt  abzuwarten,  wie  weit  sein  wenig  ausgebildeter  Staatsorganismus  im- 
stande sein  wird,  den  Aufgaben,  welche  ihm  die  neuerworbenen  Gebiete 
stellen,  deren  Bevölkerung  teilweise  auf  höherer  Kulturstufe  als  die  ru- 
mänische steht,  gerecht  zu  werden.  Der  fortwährende  Ministerwechsel  seit 
Bratianus  Sturz  beweist,  wie  schwierig  es  für  die  Regierung  ist,  sich  politisch 
neu  zu  orientieren. 

Schließlich  sind  von  europäischen  Staaten  noch  Belgien  und  Serbien 
zu  nennen.  Sie  sind  zwar  in  den  vorliegenden  Verträgen  nicht  erwähnt, 
ihre  AViederherstellung  ist  aber  bekanntlich  stets  von  der  Entente  bei  allen 
Gelegenheiten  als  vornehmstes  Kriegsziel  bezeichnet  worden.  Sie  hat  es 
zweifellos  erreicht.  Belgien  ist  mit  ungeschnaälerter  Souveränität  aus 
dem  Krieg  hervorgegangen.  Die  Wandlung  seiner  europäischen  Stellung  ist 
gering.  Es  hat  auf  seine  Neutralität  verzichtet,  die  auch  von  belgischer  Seite 
mehrfach  rechtlich  nur  als  Scheinneutralität  bezeichnet  wurde^,  und  erhält 
geringen  Gebietszuwachs  durch  Neutral-Moresnet  und  Preußisch-Moresnet, 
zu  denen  eventuell  (s.  S.  302*)  noch  die  waldreichen  preußischen  Kreise 
Eupen  und  Malmedy  hinzukommen.  Seine  Bemühungen  um  Gebietszuwachs 
auf  Kosten  Hollands  in  Holland isch-Limburg  und  an  der  Scheidemündung 
scheinen  gescheitert  zu  sein,  ebenso  der  im  Wettbewerb  mit  Frankreich 
vorgenommene  Versuch,  an  Stelle  Deutschlands  zum  Großherzogtum  Luxem- 
burg in  ein  näheres  Verhältnis  zu  treten.  Es  mußte  sich  mit  der  äußeren 
Genugtuung  begnügen,  daß  die  Großmächte  künftig  Botschafter  an  Stelle 
von  Gesandten  nach  Brüssel  senden  werden  und  ihm  damit  selbst  den  Rang 
einer  europäischen  Großmacht  einräumen.  Weltpolitisch  wichtiger  ist  es, 
daß  seine  Stellung  als  Kolonialmacht  durch  den  Krieg  entschieden  gefestigt 
worden  ist.  Von  den  vor  dem  Krieg  ventilierten  Absichten  der  Großmächte, 
den  Kongostaat  aufzuteilen,  und  von  Großbritanniens  Angriffen  auf  die  bel- 
gische Mißwirtschaft  in  diesem  Gebiet  ist  es  still  geworden  und  durch  das 
Völkerbundmandat  für  die  volkreichen  Nordwestteile  Deutsch-Ostafrikas, 
Urundi  imd  Ruanda,  sein  Kolonialbesitz  sogar  noch  vermehrt  worden^. 


1  Siebe  R  aß  h  fahl,  Belgien  und  Europa  in  der  Geschichte.  ,,W.  A." 
9.  Bd.,  S.   166ff. 

2  Ea  sei  darauf  hingewiesen,  daß  ebenfalls  P  o  rt  u  g  a  1  ,  dessen  kolo- 
niale Aufteilung  ähnlich  der  Belgiens  zeitweilig  von  den  Großmächten  geplanü 
war,  durch  seine  Teilnahme  am  Krieg  eine  Stärkimg  als  Kolonialmacht    erfahren 
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Serbien,  dessen  nationale  Aspirationen  den  Anlaß  zum  Weltkrieg 
gegeben  haben,  ist  in  noch  reicherem  Maße  Genugtuung  geworden.  Sehen 
wir  von  der  noch  schwebenden,  oben  behandelten  adriatischen  Frage  ab, 
so  sind  seine  sämtlichen  territorialen  Forderungen  nach  Vereinigung  aller 
Serben  in  einen  Nationalstaat  auf  Kosten  Österreich-Ungarns  und  Bulgariens 
erfüllt.  Da  die  montenegrinische  Skuptschina  am  13.  November  1918  zu 
Podgoritza  König  Nikita  und  seine  Nachkommen  vom  Thron  gestoßen  und 
den  Anschluß  Montenegros  an  Serbien  verkündet  hat,  hat  das  nunmehrige 
Jugoslawien  ungefähr  den  dreifachen  Umfang  und  die  dreifache  Einwohner- 
zahl wie  das  alte  Serbien.  Ähnlich  wie  Rumänien  fällt  ihm  die  Aufgabe  zu, 
die  heterogenen  Elemente  zu  einem  Staatsganzen  zusammenzuschmelzen, 
insbesondere  den  endlich  errungenen  Ausgang  ans  Meer  entsprechend  zur 
Geltung  zu  bringen  und  sich  als  Mittelmeermacht  nicht  von  dem  italienischen 
Nachbnrn  erdrücken  zu  lassen. 

Japans  territorialer  Erfolg  läßt  sich  noch  nicht  endgültig  feststellen. 
Durch  die  Übernahme  des  Völkerbundmandates  für  die  Marschall-  und 
Palauinseln,  die  Karolinen  und  Marianen,  soweit  sie  deutsch  waren,  erfährt 
sein  Besitz  im  Stillen  Ozean  eine  nicht  unbeträchtliche  und  mit  Rücksicht 
auf  die  nahen  amerikanischen  Philippineninseln  nicht  unwichtige  Erweitenmg. 
Inwieweit  es  das  Schantunggebiet  mit  Tsingtau  endgültig  behalten  wird, 
das  ihm  China  und  Amerika  streitig  machen,  steht  noch  nicht  fest.  Du*, 
machtpolitischen  Tendenzen,  welche  es  in  diesem  Krieg  verfolgte,  sind  ji' 
übrigen  durch  den  oben  mitgeteilten  Geheimvertrag  genügend  charakteri- 
siert: es  erstrebt  die  wirtschaftliche  imd  politische  Beherrschung  Chinas 
unter  Ausschaltung  europäischer  und  amerikanischer  Einflüsse.  Um  dies  Ziel 
zu  erreichen,  verband  es  sich  mit  dem  hier  als  asiatische  Macht  anzusehenden 
Rußland.  Z  e  c  h  1  in  nahm  1916  bei  der  Wiedergabe  des  vermutlichen  Geheim- 
vertrages^,  der  an  sich  mit  dem  1917  veröffentlichten  nicht  übereinstimmt, 
an,  daß  im  großen  gesehen,  Rußland  die  Mongolei  und  die  Nordmandschurei, 
Japan  die  Südmandschurei  und  das  eigentliche  China  überlassen  sei.  Durch 
die  Auflösung  Rußlands  ist  Japan  einerseits  der  durch  den  Geheimvertrag 
gegebene  Rückhalt  gegenüber  einem  Eingreifen  von  England  oder  Amerika 
in  China  genommen ;  es  muß  dort  vorsichtiger  als  bisher  vorgehen.  Anderer- 
seits ist  es  der  Rücksicht  auf  Rußland  ledig,  zur  Abwehr  der  Sowjettruppen 
konnte  es  seine  Truppen  auf  dem  asiatischen  Festland  vorschieben  und 
damit  seine  festländische  Interessensphäre  ausdehnen.  Im  ganzen  genommen 
hat  Japan  als  asiatische  Großmacht  durch  den  Krieg  und  seine  Folgen  einen 
erheblichen  machtpolitischen  Zuwachs  erhalten. 


Es  charakterisiert  die  Lage,  daß  von  den  verbündeten  Mächten  nur 
Japan  imstande  war,  seine  Kriegsziele  von  sich  aus  zu  erringen.   Die  anderen 

hat;    ea  erhält  das  Völkerbundmandat  für  einen  kleinen  Streifen  Land    im  Süden 
von  Deutach-Oatafrika,   der  an  seine  Kolonie  Mozambique  grenzt.      Über  seinen 
Eintritt  in  den  Krieg  siehe  Weltpolit.  Chronik.    „W.  A,"    5.  Bd.,  S.  247*. 
1  „W.  A."    8.  Bd.,  S.  282*. 
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Mächte  der  Koalition  haben  im  einzelnen  an  sich  im  wesentlichen  ebenfalls 
die  erstrebte  Machtvermehrung  erreicht,  aber  nicht  aus  eigener  Kraft.  Europa 
als  Ganzes  gesehen,  hat  —  und  das  ist  das  Ausschlaggebende  für  die  Gestal- 
tung der  Gesamtlage  —  seine  alte  weltbeherrschende  Stellung  (wie  sie 
Hoetzsch  hier  im  Jahre  1913  skizziert  hat^)  und  damit  den  Krieg  ver- 
loren. Der  weltbeherrschende  Einfluß  beruhte  nicht  auf  der  Macht  der 
einzelnen  europäischen  Staaten,  sondern  in  der  Stärke  ihrer  Gesamtheit, 
in  den  geistigen  und  wirtschaftlichen  Kräften,  mit  denen  sie  die  junge  außer- 
europäische Kultur  befruchteten  und  beherrschten.  Europäische  Geistes- 
arbeit und  europäisches  Geld  hatten  die  reichen  natürlichen  Schätze  der 
kulturell  zurückstehenden  Länder  erschlossen;  in  der  Absicht,  der  Heimat 
fehlende  Rohstoffe  zuzuführen  und  neue  Gewinnquellen  zu  erschließen, 
förderten  sie  zugleich  die  wirtschaftliche  Entwicklung  der  jungen  Staaten, 
Diese  empfanden  wohl,  daß  sie  in  wirtschaftlicher  und  politischer  Hinsicht 
zunächst  mehr  als  Objekt  denn  als  Subjekt  fungierten,  aber  die  Bedingungen 
für  die  Verwertung  der  Naturerzeugnisse  und  Bodenschätze  im  eigenen  Lande 
mußten  erst  gegeben  sein,  ehe  die  Bahn  für  eine  politisch  und  kapitalistisch 
selbständige  und  schließlich  auch  nach  außen  hin  freie  Entfaltung  geschaffen 
war.  In  steigendem  Maße  ist  dies  in  den  letzten  Jahrzehnten  den  beiden 
politisch  regsten  außereuropäischen  Staatsgebilden,  den  Vereinigten  Staaten 
von  Amerika  und  Japan,  gelungen.  Dieses  hatte  durch  mehrere  Kriege 
seinen  politischen  Einfluß  über  sein  eigenes  Land  hinaus  auszudehnen  ver- 
standen, jenes  versuchte,  sich  darüber  hinaus  in  den  letzten  Jahrzehnten 
in  die  Reihe  der  großen  Mächte  als  weltpolitisch  aktives  Mitglied  ein- 
zuschieben. 

Der  Krieg  hat  eine  Wandlung  der  Verhältnisse  für  die  Vereinigten 
Staaten  herbeigeführt,  die  sonst  erst  in  weiteren  Jahrzehnten  hätte  eintreten 
können,  in  solchem  Umfange  sogar  vielleicht  nie  zur  Tatsache  geworden  wäre. 
Die  Entwicklung  begann  auf  dem  Gebiete  des  privatkapitalistischen  Kredit- 
verhältnisses zwischen  England  und  Frankreich  einerseits  und  der  Union 
auf  der  anderen  Seite  und  erstreckte  sich  alsbald  auf  die  in  Transaktionen 
von  früher  nie  geahntem  Umfang  sich  bekundenden  staatsfinanzicllen  Ver- 
schiebungen. Die  Ursachen  lagen  in  dem  enormen  und  ständig  zunehmenden 
Bedarf  der  kämpfenden  Länder  an  Mitteln  der  Kriegführung,  zu  dessen 
Deckung  in  Europa  Rohstoffe  und  Produktionsmittel  sowenig  wie  Arbeits- 
kräfte ausreichten.  Die  letzteren  beiden  Faktoren  sind  für  das  internationale 
wirtschaftliche  Verhältnis  das  Entscheidende  geworden:  Die  Vereinigten 
Staaten  wurden  zu  Verarbeitern  der  größeren  Masse  ihrer  Rohstoffe  und  damit 
zu  einem  Industriestaat,  der  nicht  nur  den  alten  Mächten  nichts  nachgibt, 
sondern  infolge  der  unmittelbaren,  reicheren  und  vielseitigeren  Rohstoff- 
quellen sie  zu  überflügeln  bestimmt  zu  sein  scheint.  Gleichzeitig  unternahm 
es  Amerika,  durch  einen  in  ungeheuerem  Maßstabe  zur  schnellen  Entfaltung 
gebrachten  Schiffbau  auf  dem  Gebiete  des  internationalen  Weltverkehrs 
England  fast  gleichwertig  an  die  Seite  zu  treten.  Dieser  wirtschaftlichen 
Entwicklung,  die  sich  am  einfachsten  und  deutlichsten  in  dem  Brennpunkt 

1  Vgl.  S.  421,  Anm.  1. 
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aller  wirtschaftlichen  Erscheinungen:  dem  nationalen  Geldwert  und  dem' 
Maß  sowie  der  Richtung  seiner  Schwankungen  zeigt,  entsprach  die  militärische; 
Heer  und  Flotte  Amerikas  stehen  nahezu  ebenbürtig  neben  den  alten  Armeen 
Europas  und  der  Flottenmacht  Englands.  Auf  kolonisatorischem  Gebiete 
ist  eine  friedliche,  aber  energische  Durchdringung  des  südamerikanischen 
Kontinents,  ganz  abgesehen  von  der  wirtschaftsexpansionistischen  Arbeit, 
nach  vielen  anderen  Richtungen  hin  zu  verzeichnen. 

Auch  jetzt  nach  Friedensschluß  ist  es  den  europäischen  Mächten  nicht 
möglich,  ihre  alte  bestimmende  Rolle  in  der  Weltpolitik  wieder  zu  gewinnen. 
Der  Gang  der  Handlimg  bei  jedem  wichtigeren  weltpolitischen  Ereignis 
beweist  immer  von  neuem  ihre  Abhängigkeit  von  der  Stellungnahme  Ameri- 
kas. Mag  auch,  aus  zum  Teil  persönlichen  Gründen,  die  Einwirkung  Amerikas 
auf  die  Art  des  Friedensschlusses  nicht  so  bedeutend  gewesen  sein,  es  bleibt 
doch  das  größte  Ereignis  in  der  Weltpolitik  nicht  nur  des  Krieges,  sondern 
überhaupt  der  letzten  Jahrzehnte,  daß  mit  dem  Frieden  von  Versailles  die 
Vereinigten  Staaten  von  Amerika,  entsprechend  dem  vollen  Schwergewicht 
einer  nach  allen  Richtungen  politischen,  kulturellen  und  wirtschaftlichen 
Lebens  hin  entwickelten  Weltmacht,  in  das  System  der  großen  Mächte  ein- 
traten. Dr.  Hans    Goldschmidt,  Kiel. 


XIV. 

Privates  und  öffentliches  Recht  von  wirtschaftlicher 

Bedeutung,  Staatsverträge. 

Chronik  dßs  gewerblidißn  Urheberrechts. 

Das  so  oft  angewandte  heraklitische  Wort:  „Alles  fließt",  gilt  auch  für 
das  Recht.  Neue  Verkehrsbedürfnisse  verlangen  neues  Recht,  Abänderung  des 
bestehenden  oder  Schaffung  von  bisher  nicht  dagewesenem.  Es  gilt  das  für  alle 
Rechtsgebiete,  vornehmlich  für  das,  welches  so  recht  für  Handel  und  Wandel 
geschaffen  ist  und  seine  Zwecke  befriedigen  soll,  das  des  gewerblichen  Eigen- 
tums. Eine  Jahresübersicht  über  das  Recht  muß  deshalb  gerade  auf  diesem 
Rechtsgebiete  mancherlei  Neues  anführen.  An  solcher  Neuschaffung  hinderte 
auch  der  Krieg  nicht.  Gab  er  doch  gerade  an  seinem  Anfang  zu  einschnei- 
denden rechtlichen  Maßnahmen  Anlaß  und  wirkte  noch  in  den  zuletzt  ver- 
gangenen Monaten.  Darüber  noch  unten.  Hier  gilt  es  zunächst  festzustellen, 
daß  gerade  der  Krieg  es  ist,  der  einem  Ideal  des  gewerblichen  Urheberrechts 
80  recht  zuwider  ist,  dem  Ideal  der  internationalen  Einigung  auf  solchem 
Rechtsgebiete.  Gewerbliches  Urheberrecht  zwingt  geradezu  zu  zwischen- 
staatlicher Einigung.  Was  der  eine  hier  —  oft  nach  langer,  ernster,  heißer 
Arbeit  —  erfunden  hat,  davon  soll  der  andere  drüben,  jenseits  der  nahen 
Landesgrenzen,  keinen  Nutzen  ziehen.  Die  Schutzmarke,  mit  deren  An- 
bringung in  dem  einen  Lande  ein  Kaufmann  für  die  gleichbleibende  Güte 
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seiner  Ware  Gewähr  leistet,  soll  auch  im  Nachbarlande  niemand  nachmachen 
dürfen.  Deshalb  gegenseitiger  Rechtsschutz,  deshalb  die  Schaffung  der 
sogenannten  Pariser  Union,  die  in  den  achtziger  Jahren  entstand 
und  1911  in  Washington  neu  durchgesehen  worden  war,  und  die  als  Vertrags- 
genossen die  wesentlichsten  der  im  Kampf  stehenden  Staaten  umschloß. 
Auch  Rußland  wollte  sich  —  es  war  gerade  vor  Kriegsbeginn  ~  noch  an- 
schließen. Das  Deutsche  Reich  suchte  nun  die  Union  —  bekannt  ist  die 
wichtige  Entscheidung  des  Reichsgerichts  aus  den  Oktobertagen  1914  — 
als  weiterbestehend  anzuerkennen,  die  Feinde  folgten  indes  nicht.  Jetzt 
im  Frieden  machen  sie  den  Schritt  dazu  zurück.  Freilich  in  welcher  Form. 
Die  Union  gilt  nach  Art.  306ff  .^  vom  Inkrafttreten  des  Friedensver- 
trages ab  nur,  soweit  sie  nicht  durch  die  in  letzterem  vorgesehenen  Aus- 
nahmen und  Einschränkungen  betroffen  und  abgeändert  wurde.  Es  werden 
darnach  zwar  u.  a.  die  gewerblichen  Eigentumsrechte  zugunsten  der  Per- 
sonen, die  bei  Beginn  des  Krieges  in  ihrem  Genuß  standen,  oder  zugunsten 
deren  Rechtsnachfolger,  wieder  in  Kraft  gesetzt,  auch  Rechte,  die,  wenn  es 
nicht  zum  Krieg  gekommen  wäre,  während  des  Krieges  zufolge  eines  Ge- 
suches um  Schutz  gewerblichen  Eigentums  erlangt  werden  konnten,  aner- 
kannt oder  begründet,  es  werden  aber  auch  andererseits  alle  Sondermaß- 
nahmen, die  durch  eine  der  feindlichen  Mächte  hinsichtlich  der  Rechte  deut- 
scher Reichsangehöriger  auf  dem  Gebiete  des  gewerblichen  Eigentums  er- 
griffen wurden,  in  ihrer  weiteren  Wirksamkeit  belassen.  Auch  stehen  Deutsch- 
land und  deutschen  Reichsangehörigen  keine  Ersatzansprüche  oder  Klagen 
zu  —  weder  gegen  Ausnutzung  gewerblicher  Eigentumsrechte  durch  «ine  der 
feindlichen  Regierungen  oder  für  deren  Rechnung  und  unter  ihrer  Zustimmung, 
noch  wegen  des  Verkaufes  usw.  irgendwelcher,  vordem  unter  Rechtsschutz 
stehender  Erzeugnisse,  Geräte,  Sachen  und  Gegenstände.  Schrankenlos  können 
die  feindlichen  Mächte  alle  hierher  gehörigen  Rechte,  die  Deutsche  vor  oder 
im  Kriege  erworben  hatten  oder  künftig  erwerben,  in  der  den  feindlichen 
Mächten  nötig  dünkenden  Weise  begrenzen  und  einschränken  —  so  durch 
Selbstausübung  oder  Lizenzerteilung.  Maßgebend  soll  hierbei  sein  das  Inter- 
esse der  Landesverteidigung  oder  das  Gemeinwohl,  bei  vor  Inkrafttreten 
des  Friedensvertrages  entstandenen  Rechten  auch  der  bloße  Zweck,  die  voll- 
ständige Erfüllung  aller  Verpflichtungen  aus  diesem  Vertrage  zu  verbürgen. 
Jedwede  Abtretung,  auch  Teilabtretung  und  Einschränkung,  die  dem  Vor- 
genannten widerspricht,  kann  als  null  und  nichtig  angesehen  werden. 

Sehr  maßgeblich  und  für  die  Bearbeitung  der  Patent-,  Muster- und  Waren- 
zeichensachen vor  dem  Patentamt  wichtig  ist  Art.  307  des  Friedensvertrages, 
in  dem  ausgesprochen  wird,  daß,  soweit  jenmnd  bereits  vor  Kriegsbeginn  ge- 
werbliche Eigentumsrechte  erworben  oder  auf  Grund  eines  Geschäfts  hätte 
erwerben  können,  zu  solchem  Erwerb  oder  zur  Erhaltung  eine  Mindestfrist 
von  einem  Jahre  gewährt  wird,  innerhalb  deren  ohne  Aufschlag  und  Straf- 
gebühr jede  Handlung  nachgeholt,  jede  Förmlichkeit  erfüllt,  jede  Gebühr  ent- 
richtet werden  kann,  die  nach  Gesetzen  oder  Verordnungen  nötig  ist.  Verfallene 
Rechte  treten  wieder  in  Kraft,  es  unterliegen  aber  Patente  und  Muster  der 

1  „RGBl."    1919.    Nr.  140.    S.  1186ff. 
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Deutschen  hinsichtlich  der  Li^enzbewilligung  aucli  ferner  den  Vorschriften, 
die  im  Feindesland  auf  sie  Anwendung  fanden.  Art.  308  beschäftigt  sieb  mit 
Verlängerung  der  Prioritätsfristen,  Art.  309  mit  Klagebeschränkungen, 
Art.  310  hat  die  Lizenzverträge  zum  Inhalt.  Darnach  gelten  alle  Lizenz- 
verträge über  Ausübimg  von  Rechten  des  gewerblichen  Eigentums,  die  vor 
der  Kriegserklärung  zwischen  Staatsangehörigen  der  feindlichen  Mächte  oder 
dort  wohnenden  oder  Gewerbe  treibenden  Personen  und  Deutschen  ge- 
schlossen sind,  vom  Zeitpunkt  der  Kriegserklärung  ab  als  aufgelöst.  "W  ird 
eine  neue  Lizenz  verlangt,  so  werden  deren  Bedingungen  mangels  Partei- 
einigung vom  zuständigen  Gerichte  des  Landes,  unter  dessen  Gesetzgebung 
die  Rechte  erworben  sind,  festgesetzt,  es  sei  denn,  daß  die  Lizenzen  auf 
Rechten  beruhen,  die  unter  deutscher  Gesetzgebung  erworben  sind.  In 
diesem  Falle  darf  nicht  das  deutsche  Gericht  wirken,  nein  der  gemischte 
Schiedsgerichtshof.  Lizenzen  für  gewerbliches  Eigentumsrecht,  die  kraft 
besonderer  Kriegsgesetzgebung  einer  feindlichen  Macht  verliehen  wurden, 
sind  nicht  nichtig,  bleiben  vielmehr  bestehen.  Sind  endlich  auf  Grund  eines 
Lizenzvertrages  Geldsummen  gezahlt  worden,  so  finden  sie  die  gleiche  Verwen- 
dung wie  sonstige  Schulden  oder  Forderungen  deutscher  Reichsan gehöriger. 
In  welcher  Weise  bei  solcher  Rechtslage  die  Union,  die  doch  eine  Eini- 
gung und  gegenseitige  Förderung  auf  rechtlichem  Gebiete  sein  soll,  leben 
wird  und  kann,  das  steht  noch  dahin.  Dieser  so  gemißhandelten  zwischen- 
staatlichen Vereinigung  steht  inhaltlich  nahe  ein  internationales 
Abkommen  über  Erfindungspatente,  das  zwischen 
den  Staaten  Ekuador,  Bolivien,  Peru,  Kolumbien 
und  Venezuela^  zwar  schon  vor  Kriegsbeginn  abgeschlossen,  wäh- 
rend desselben  aber  und  bis  in  die  neueste  Zeit  hinein  erst  von  den  Vertrags- 
staaten ratifiziert  worden  ist.  Das  Abkommen  schafft,  wie  die  obengenannte 
Pariser  Union,  ein  sogenanntes  Prioritätsrecht,  demzufolge  der,  welcher  erst- 
malig in  einem  der  Vertragsstaaten  ein  Erfindungspatent  erhält,  auch  in  den 
anderen  die  Rechte  als  Erfinder  erlangt,  wenn  er  binnen  längstens  2  Jahren 
—  die  Pariser  Union  kennt  im  Gegensatz  dazu  eine  Frist  von  nur  12  Mo- 
naten —  sein  Patent  in  der  Form  eintragen  läßt,  die  durch  die  Gesetze  des 
Landes  vorgeschrieben  ist,  wo  seine  Anerkennung  beantragt  wird,  ^\'ie  sonst 
in  zwischenstaatlichen  Rechtseinigungen  richtet  sich  die  Dauer  des  Patentes 
lediglich  nach  den  Gesetzen  des  Landes,  in  dem  es  Geltung  haben  soll.  Im 
großen  und  ganzen  entspricht  es  deutschem  Rechte,  wenn  als  Erfindung 
oder  ,, Entdeckung"  —  das  deutsche  Recht  lehnt  für  Entdeckungen  die 
Patenterteilung  ab,  legt  aber  jenen  Begriff  anders  aus  —  bezeichnet  wird 
ein  neues  Verfahren,  eine  neue  Maschine  oder  ein  neues  Handwerkszeug, 
die  zur  Herstellung  gewerblicher  Erzeugnisse  dienen;  ferner  die  Entdeckung 
eines  neuen  gewerblichen  Erzeugnisses  und  die  Anwendung  von  vervoll- 
kommneten Mitteln  zu  dem  Zwecke,  bessere  Ergebnisse  zu  erzielen,  als  die 
schon  bekannten.  Patente  dürfen  nicht  erteilt  werden,  schon  erteilte  aber 
nicht  eingetragen  werden:  1.  Wenn  die  Erfindungen  oder  Entdeckungen, 
auf  denen  sie  beruhen,  bereits  in  einem  der  Vertragsstaaten  oder  in  anderen, 

1  Vgl.  „Blatt  für  Patent-  usw.  Wesen."    XXIV.    1918.    S.  99. 
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die  nicht  an  diese  Übereinkunft  gebunden  sind,  veröffentlicht  wurden  — 
entsprechend  dem  auch  sonst  im  Recht  gegebenen  Erfordernis  der  Neuheit 
eines  Patents;  oder  2.  wenn  die  Erfindungen  oder  Entdeckungen  nach  den 
Gesetzen  des  Landes,  wo  die  Erfindungspatente  erteilt  oder  anerkannt  wer- 
den sollen,  der  öffentlichen  Gesundheitspflege  zuwider  sind.  Deutsches 
Patentrecht  geht  in  der  Versagung  der  Patentfähigkeit  weiter.  Es  würde 
z.  B.  eine  Erfindung,  die  darauf  berechnet  ist,  Staatspapiergeld  zu  fälschen, 
nicht  patentieren,  ein  Verbot,  das  den  Satzungen  jenes  Übereinkommens 
nicht  zu  entnehmen  ist.  Dagegen  entspricht  es  deutschem  Rechte,  wenn 
als  Recht  des  Erfinders  die  Befugnis  bezeichnet  wird,  seine  Erfindung  aus- 
zunutzen und  auf    andere    zu    übertragen. 

Gehen  wir  von  der  zwischenstaatlichen  Einigung  ab,  bleiben  aber  zu- 
nächst bei  Amerika,  so  verdient  nur  den  Hinweis  darauf,  nicht  nähere  Er- 
läuterung, eine  im  Kriege  bekanntgewordene  kubanische  Bekannt- 
machung betreffend  Einrichtung  eines  Aufgebotes^ 
zur  Ermöglichung  von  Widersprüchen  gegen  die  Eintragung  von  Marken, 
Mustern  und  gewerblichen  Modellen,  die  schon  früher  zugunsten  Dritter 
eingetragen  waren.  Eine  argentinische  Verordnung  des  Landwirt- 
schaftsministers'^  regelt  die  Schaffung  eines  Registers  der  Bezeichnung  von 
industriellen,  kaufmännischen  und  landwirtschaftlichen  Geschäftshäusern  und 
Niederlassungen.  Die  Schaffung  macht  sich,  ,, obwohl  solche  Bezeichnungen 
wie  ein  Eigentum  mit  allen  Wirkungen  des  Gesetzes  über  die  Marken  selbst 
auch  ohne  Eintragung  der  für  eine  Marke  wesentlichen  Bestandteile  aner- 
kannt werden,  dennoch  nötig,  um  den  Personen,  die  sich  dem  Handel,  der 
Industrie  oder  irgendeinem  Zweige  der  Landwirtschaft  widmen,  die  Kennt- 
nis der  gebrauchten  Bezeichnungen  zu  erleichtern".  Die  Eintragungsgesuche 
haben  auf  Stempelpapier  von  10  Pesos  zu  erfolgen. 

Das  Strafgesetz  von  Costa  Rica'  vom  IL  April  1919 
spricht  in  Titel  VI  (Eigentumsvergehen)  in  Kapitel  VIII  von  den  Vergehen 
gegen  das  geistige  oder  gewerbliche  Eigentum  und  bezeichnet  (Art.  380) 
als  schuldig  des  betrügerischen  Eingriffes  in  das  geistige  oder  gewerbliche 
Eigentum  den,  der  ohne  Genehmigung  des  Urhebers,  seines  Rechtsnach- 
folgers oder  gesetzlichen  Erben  eine  Erfindung  ausbeutet,  für  die  im  Inlande 
ein  Patent  eingetragen  und  gemäß  dem  betreffenden  Gesetze  in  Kraft  ist; 
weiter  den,  der  auf  irgendeine  Art  (die  sich  auf  das  geistige  Urheber- 
recht beziehende  Strafbestimmung  bleibt  hier  außer  Betracht)  in  seinem 
Handelsunternehmen  die  einem  anderen  gehörige  Fabrik-  oder  Handels- 
marke fälscht,  verändert  oder  benutzt,  welche  im  Inlande  gesetzmäßig  einge- 
tragen ist,  und  aus  Bildern,  Vignetten,  Siegeln,  Namenszeichen,  Wahl- 
sprüchen, Umschriften  oder  anderen  ähnlichen  Unterscheidungsmerkmalen 
oder  aus  dem  Namen  des  Käufers  oder  Fabrikanten  oder  aus  einer  Firma 
besteht;  ferner  den,  der  auf  irgendeine  der  vorgenannten  Arten  sich  gegen  das 
Eigentum  an  einem Patent  oder  einer  Handelsmarke  vergeht, 

1  „Propr.  Industr."    1916.    Nr.  10.    S.  115. 
«  „Propr.  Indxistr."    1918.    Nr.   9.    S.  99. 
8  „Propr.  Industr."    1919.    Nr.  5.    S.  50. 
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und  zwar  auch  dann,  wenn  dieses  Eigentum  nicht  im  Inlande  eingetragen  ist, 

sofern  es  nur Erfindern  oder  Fabrikanten  im  Inlande  zusteht, 

vorausgesetzt,  daß  deren  Recht  bekannt  ist.  i^ 

Die  Strafe  ist  sogenannte  schwere  Geldbuße  in  allen  zulässigen  Graden 
(von  361  bis  4500  Colon).  Innerhalb  der  drei  ersten  Grade  (bis  2430  Colon) 
Bestrafung  auch  dessen,  der  wissentlich  Waren  unter  unberechtigter  Ver- 
wendung von  Marken  verkauft  oder  in  Verkehr  bringt. 

Von  welcher  Bedeutung  das  gewerbliche  Urheberrecht  für  die  Einzel- 
staaten  und  den  Rechtsverkehr  ihrer  Angehörigen  ist,  das  belegt  die  Tat- 
sache, daß  neugegründete  Staaten  möglichst  umgehend  zur  Schaffung  von 
Gesetzen  über  dies  Rechtsgebiet  schreiten  müssen.  Wir  sehen  das  an  Polen, 
an  dem  slowakischen  Staat  usw.  Gerade  das  polnische  Recht  ist 
insofern  von  Interesse,  als  notarisch  das  deutsche  Recht  zum  Anhalt  genom- 
men worden  ist,  und  zwar  nicht  nur  das  bestehende,  sondern  auch  das  ge- 
änderte, dessen  Einführung  kurz  vor  dem  Kriege  geplant  war,  dann  aber 
durch  die  Zeitumstände  hinausgeschoben  worden  ist.  Polen  hat  sich  aber 
nicht  alle  die  Neuerungen  zu  eigen  gemacht,  die  im  Deutschen  Reiche  für  die 
Zukunft  geplant  sind.  Das  polnische  Patentamt  ist  auf  Grund  eines  Dekretes 
vom  13.  Dezember  1918  errichtet  worden,  und  es  sind,  außer  über  seine  Er- 
richtung, Dekrete  (mit  Ausführungsverordnungen)^  über  die  Patente  auf  Er- 
findungen, über  den  Schutz  von  Zeichenmustern  und  Modellen  und  den 
Schutz  von  Warenzeichen  ergangen.  Ähnlich  wie  im  deutschen  Recht  ist 
rechtlich  geregelt,  daß  eine  Erfindung  nicht  den  Gesetzen,  guten  Sitten 
und  der  öffentlichen  Sicherheit  widersprechen  darf,  und  daß  Patente  nicht 
erteilt  werden  auf  chemische  Stoffe,  Nahrungs-  und  Arzneimittel,  insoweit 
dieselben  den  Stoff  und  nicht  das  Herstellungsverfahren  betreffen.  Ähnlich 
dem  deutschen  Rechte  findet  ferner  eine  Prüfung  von  Amts  wegen  statt, 
eine  Veröffentlichung  bzw.  Auslegung,  ein  Einspruchsverfahren,  später  ein 
Beschwerdeverfahren.  Die  Regelung  des  ganzen  Verfahrens  ist  einfach, 
manches,  was  zum  neuen  deutschen  Gesetz  geplant  war,  vermissen  wir. 
So  ist  schon  lange  eine  Frage  des  Zweifels:  Schutz  dem  Anmelder  oder 
dem  Erfinder?  Das  deutsche  Recht  stand  bisher  auf  dem  Standpunkte  des 
Schutzes  des  ersteren  —  es  soll  das  aber  fortan  anders  werden  und  der  Sy- 
stemwechsel, der  Übergang  zur  Anerkennung  des  materiellen  Erfinder- 
rechtes gemacht  werden.  Man  hat  demgegenüber  betont,  daß  die  Fragen 
nach  der  Zugehörigkeit  der  Erfindung,  der  rechtswidrigen  Entnahme  usw. 
bisher  nicht  die  Rolle  spielten,  daß  man  das  geltende  Recht  als  unzulänglich 
ansehen  müßte,  und  solcher  Erwägung  folgend  hat  sich  das  polnische  Recht 
den  bisherigen  deutschen  Standpunkt  zu  eigen  gemacht,  wiewohl  ihm  die 
deutschen  Reformvorschläge  bekannt  sein  mußten  und  auch  bekannt  waren. 
Patent  also  dem  Gesuchsteller.  Durchbrechung  dieses  Grundsatzes  nur 
beim  Einspruch  wegen  unberechtigter  Entnahme  und  weiter  im  Ausbleiben 
eines  Schutzes  aus  dem  erteilten  Patent  gegen  den  Vorbenutzer. 

Es  ließe  sich  noch  manches  über  Angestelltenerfindung,  über  das  Wesen 
des  Patentanspruches  sagen  —  doch  würde  das  zu  weit  führen.  Angeführt 
1  Gesetzbl.  Nr.  21.    1918.    Ziff.  66;  Nr.  13.    1919.    Ziff.  137,  138,  139. 
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sei  nur  noch  eins:  Audi  im  Niclitigkeitsverfahren  stehen,  wenn  es  zur  Keform 
des  deutschen  Kechts  kommen  wird,  Zweifelsfragen  zur  Lösung.  Auch 
hier  hat  das  neue  polnische  Recht  zu  solchen  Stellung  genommen,  indem 
es  rechtens  hat  werden  oder  sein  lassen,  was  im  deutschen  Rechte  angegriffen 
wird:  nämlich  das  Bestehen  einer  Ausschließungsfrist  (Art.  28)  von  5  Jahren, 
nach  deren  Ablauf  ein  Patent  nur  durch  Urteil  des  Gerichtes  nach  Anstren- 
gung einer  Klage  wegen  Entnahme  einer  fremden  Erfindung  oder  im  Falle, 
daß  nachgewiesen  wird,  daß  die  Erfindung  bereits  früher  in  Polen  patentiert 
gewesen  ist,  für  nichtig  erklärt  werden  kann.  Hier  also  nichts  von  dem 
Streben  des  in  Deutschland  für  die  Zukunft  geplanten  Rechtes,  zwischen 
Gegnern  und  Anhängern  der  Ausschlußfrist  zu  vermitteln,  indem  es  den 
bisher  geltenden  Grundsatz  abschwächt  und  sagt:  Wer  seine  Erfindung 
dem  Verkehr  überhaupt  nicht  übergibt,  der  hat  keinen  Anspruch  auf  Förde- 
rung seines  Strebens,  sie  ungestört  ausüben  und  als  gesicherten  Vermögens- 
gegenstand voll  verwerten  zu  können.  Er  soll  deshalb,  solange  er  sie  nicht 
offenkundig  ausübt,  über  die  5-Jahresfrist  hinaus  der  Nichtigkeitsklage 
ausgesetzt  bleiben. 

Im  deutschen  Reichstag  "fiel  1911  das  Wort,  daß  der  Unionsgedanke 
immer  präziser  für  den  Rechtsverkehr  der  Völker  herauskomme.  Schon 
seien  Bestrebungen  im  Gange,  ein  einheitliches  Weltmarkenrecht  zu  schaffen. 
Das  Wort  ist  nicht  Wahrheit  geworden  und  doch  ist  auch  in  Europa  mitten 
im  Weltkriege  ein  kleines  Reis  internationaler  Rechtsentwicklung  empor- 
gekommen :  droben  in  Schweden  —  das  Verbandsmarkenrecht^.  Ist 
schwedisches  Landesrecht  aber  internationales  Recht?  Das  nicht,  indes 
Schweden  handelt  bei  Schaffung  solchen  Verbandsmarkenrechtes  unter  inter- 
nationalem Zwange.  In  der  Washingtoner  Union  haben  sich  nämlich  seiner- 
zeit die  Unionsländer  verpflichtet,  sogenannte  Verbandszeichen  einzuführen. 
Das  Deutsche  Reich  schuf  ein  solches  noch  kurz  vor  dem  Kriege  (1913). 
W^ie  Staatssekretär  Delbrück  bei  Begründung  der  Gesetzesnovelle  sagte, 
entspricht  die  Einführung  solcher  Verbandszeichen  einem  auch  im  deutschen 
Verkehr  seit  Jahren  stärker  und  stärker  aufgetretenen  Bedürfnis:  dem 
Zusammenschluß  der  Verbände  in  der  Weise,  daß  sich  die  Mitglieder  ver- 
pflichten, bestimmte  Produkte  nach  bestimmten  Grundsätzen  und  bestimm- 
ten Eigenschaften  herzustellen.  Jedes  Warenzeichen  ist  Garantiemarke, 
in  jedem  steckt  ein  Stück  Persönlichkeitsrecht.  Soll  solchem  Zwecke  nicht 
das  Warenzeichen  der  einzelnen,  fsondern  die  Verbandsmarke  dienen,  dann 
ist  Selbstdisziplin  der  Verbände  der  beste  Weg,  nicht  polizeiliche  Über- 
wachung. So  in  Deutschland  die  Regelung,  ihm  ähnelt  Schweden.  Eigen- 
tümlich für  das  schwedische  Recht  ist,  daß  die  Befugnis,  ein  Verbandszeichen 
zu  führen,  nur  bestimmte,  im  Eintragungsgesuch  angegebene  Arten  von  W^aren 
umfassen  soll.  Anders  als  das  Verbandszeichen  erstreckt  sich  also  das  schwe- 
dische Warenzeichen,  das  nicht  solches  ist,  in  der  Regel  auf  alle  Arten  von 
Waren,  eine  Gesetzesbestimmung,  die  das  deutsche  Warenzeichenrecht  nicht 
hat.  Hier  muß  eine  Verbandszeichenanmeldung  genau  wie  jede  andere 
Warenzeichenanmeldung  über  die  Waren,   die  das   Zeichen  im  Auge  hat, 

1  „Svensk  Författningssammling."    1918.    Nr.  136.    S.  215ff. 
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Aufschluß  geben.  Nur  für  sie  erfolgt  Eintragung  und  Schutz  —  letzterer 
mit  der  Erweiterung,  daß  durch  das  Zeichen  nicht  nur  die  gleichen,  nein  auch 
die  gleichartigen,  das  heißt  die  technisch  und  wirtschaftlich  einander  näher- 
stehenden Waren  geschützt  werden.  Beide  Gesetze,  das  deutsche  und  schwe- 
dische, begegnen  sich  hinwiederum  darin,  daß  der  Anmeldung  des  Verbands- 
zeichens eine  Zeichensatzung  beigegeben  sein  muß.  Sie  enthält  die  Angabe 
des  Verbandsnamens,  des  Gegenstandes  seiner  Wirksamkeit,  des  Ortes, 
des  Sitzes  des  Verbandsvorstandes  und  dergl.  Jedes  Warenzeichen  ist  ge- 
bührenpflichtig. Während  aber  im  Deutschen  Reiche  die  Gebühr  für  ein 
Verbandszeichen  die  gewöhnliche  Warenzeichengebühr  um  das  Fünffache 
übersteigt,  ist  das  in  Schweden  nicht  der  Fall.  Dort  beträgt  für  jedes  Zeichen, 
mag  es  Verbandszeichen  sein  oder  nicht,  die  Gebühr  in  gleicher  Weise  40 
Kronen.  Daß  ein  Verband  sich  der  durch  die  Anmeldung  und  Eintragung 
des  Zeichens  dem  Verkehr  gegenüber  erworbenen  Rechte  durch  verbands- 
widrige Überlassung  des  Zeichenrechtes  wieder  entäußert,  ist  unangängig. 
Deshalb  die  deutsche  Gesetzesbestimmung,  das  durch  die  Anmeldung  oder 
Eintragung  des  Verbandszeichens  begründete  Recht  kann  als  solches  nicht 
auf  einen  anderen  übertragen  werden.  Ein  gleiches  Verbot  gibt  es  auch  in 
Schweden.  Ebenso  Rechtsverwandtschaft  im  Löschungs-,  im  Entschädigungs- 
verfahren. Dies  in  Kürze  ein  Blick  auf  das  schwedische  Verbandsmarken- 
recht und  im  Verhältnis  dazu  das  des  Deutschen  Reiches. 

Weiter  kann  hier  nicht  auseinander  gesetzt  werden,  welche  Länder  außer 
Schweden  und  dem  Deutschen  Reiche  der  Verpflichtung,  welche  die  Washing- 
toner Union  auferlegt,  nachgekommen  sind  und  schon  Verbandsmarken 
eingeführt  haben. 

Das  Interesse  für  solche  ist,  wie  gesagt,  alt.  Schon  auf  der  Madrider 
Konferenz  in  den  80er  Jahren  wurde  auf  den  Segen  solcher  Verbandszeichen 
für  Syndikate  —  etwa  kleiner  Handwerker  —  hingewiesen,  und  diesen  Ge- 
danken folgend  ist  man  hier  und  da  dazu  übergegangen,  bestimmte  Waren 
zur  Anlegung  einer  Kollektivmarke  zu  zwingen,  wie  das  in  Dänemark  für 
zu  exportierende  Butter  der  Fall  ist,  die  eine  vom  Staate  eingeführte  Kol- 
lektivmarke tragen  muß. 

Im  Weltkriege  ist  die  Verbandsmarke  Angriffsmittel  der  feindlichen 
Länder  geworden.  Man  kommt  auf  sie,  um  die  unerwünschte,  deutsche  Marke 
und  Ware  vom  Weltmarkt  auszuschließen.  Inwieweit  die  Feinde  Erfolg 
haben  werden,  das  läßt  sich  noch  nicht  übersehen.  Vielleicht  wird  auch 
hier  —  wie  seinerzeit  bei  der  bekannten  Made  in  Germany-Bestimmung  — 
Segen,  was  zum  Unsegen  sein  sollte. 

Doch  noch  zu  Schweden  ein  kurzes  Wort.  Es  ist  dort  in  letzter 
Zeit  nicht  nur  eine  Verbandsmarke  eingeführt  worden,  es  ist  auch  sonst 
zum  Warenzeichenrecht  manches  verordnet  worden,  nicht  das  eigentliche 
Gesetz  ändernd,  aber  über  Registrierung  usw.  "\\  ichtiges  und  Neues 
anordnend.  Das  schwedische  Markenrecht  ist  geordnet  durch  Gesetz  vom 
5.  Juli  1884  mit  Abänderungen  vom  5.  März  1897  und  16.  Juni  1905  und 
Verordnungen  vom  31.  Dezember  1895  und  25.  Juni  1897.  Eine  neuerliche 
Verordnung  von  1918,  die  eine  solche  über  die  Registrierung  von  1895  ändert, 
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(dazu  vgl.  überhaupt  Verordnung  vom  6.  Juni  1918  betreffend  die  Führung 
eines  Registers  der  Fabrik-  und  Handelsmarke),  besagt,  daß  das  Gesuch  um 
Registrierung  mit  aller  nötigen  Klarheit  Hinterleger,  Gegenstand  des  Unter- 
nehmens, für  im  Auslande  Wohnende  einen  Inlands  Vertreter  usw.  angeben 
muß.  Hier  interessieren  von  alledem  vornehmlich  Art.  2  No.  3  und  No.  4 
der  Verordnung.  No.  3,  da  es  dort  heißt,  daß  die  Warengattung  anzugeben  sei, 
auf  die  sich  das  Markenrecht  bezieht,  wenn  der  Hinterleger  solches  nur  für 
gewisse  Arten  in  Anspruch  nimmt  oder  es  sich  um  eine  Kollektivmarke 
handelt.  Interessant  deshalb,  weil  sich,  wie  oben  schon  angedeutet,  im 
Regelfall  in  Schweden  ein  Warenzeichen  —  ganz  anders  als  in  Deutschland  — 
auf  alle  nur  denkbaren  Waren  erstreckt,  sofern  eben  nicht  eine  Ausnahme 
gemacht  wird  oder  es  sich  um  eine  Verbandsmarke  handelt.  Weiter  No.  4: 
Anzugeben  ist,  wenn  der  Hinterleger  sein  Recht  auf  die  Marke  oder  auf  einen 
Teil  der  Marke  deshalb  in  Anspruch  nimmt,  weil  sie  eine,  für  gewisse  Waren- 
gattungen eigens  gewählte  Benennung  darstellt,  die  ausdrückliche  Auffüh- 
rung dieses  Umstandes  unter  Angabe  der  Waren,  auf  die  sich  die  Benennung 
bezieht.  Wieder  etwas  dem  schwedischen  Recht  Eigenes.  Dort  können 
nämlich  Worte,  die  an  sich,  so  als  Beschaffenheitsangabe, 
nicht  eintragbar  sind,  dennoch  als  Warenzeichen  eingetragen  werden,  wenn 
sie  sich  als  erfundene  Benennung  für  eine  bestimmte  A\  arengattung  darstellen. 
Daß  sie  sich  als  solche  im  Verkehr  durchgesetzt  haben,  ist  nicht  nötig.  Als 
Beispiel  diene  etwa  folgendes:  Mimosa,  der  Name  einer  Pflanze,  ist  als  Be- 
zeichnung eines  Duftträgers  für  diesen  Beschaffenheitsangabe.  Trotz  solcher 
Eigenschaft  könnte  das  Wort  also  Schutzkraft  erlangen,  wenn  ein  einzelner 
es  für  seine  Parfümerien  als  Bezeichnung  erfunden  hätte. 

Und  nun  von  Schweden  hinweg  nach  Südamerika,  nach  B  o  1  i  v  i  a. 
Dort  ist  1918  an  die  Stelle  eines  Gesetzes  vom  15.  November  1893  ein  neues 
Gesetz  über  Fabrik-  und  Handelsmarken  getreten^.  Es  unter- 
scheidet sich  vom  deutschen  Gesetz  schon  von  vornherein  dadurch,  daß  es 
eine  Definition  des  Begriffes  der  Schutznurken  gibt.  Solche  kann  niemals 
vollständig  sein.  Das  bolivianische  Gesetz  scheint  auch  das  Erfolglose  sol- 
ches Definitionsstrebens  selbst  einzusehen,  erläutert  es  doch,  was  bei  einer 
richtigen  Definition  nicht  nötig  wäre,  letztere  durch  beispielsweise  Anführung 
dessen,  was  als  Marke  gebraucht  werden  kann.  Es  sind  das  Namen,  Be- 
nennungen, Phantasie  Worte,  Ziffern  und  Buchstaben  einer  besonderen  oder 
Zusammensetzungen  bildenden  Zeichnung,  Etiketten,  Umschläge,  Siegel, 
Schnitte,  Wappen,  Wasserzeichen  und  noch  mancherlei  —  alles  Beispiele 
von  Warenzeichen,  Wie  sie  auch  nach  dem  deutschen  Gesetz  als  Schutz- 
zeichen vorkommen  können.  Macht  man  sich  doch  vom  Begriff  des  Waren- 
zeichens nur  zu  leicht  die  falsche  Vorstellung  nur  eines  Wortes  oder  Bildes, 
es  kann  vielmehr  auch  die  eigenartige  Ausgestaltung  einer  Flasche,  Vase 
und  dergl.  warenzeichenmäßig  wirken  und  Eintragung  in  die  Zeichenrolle 
finden.  Daß  aus  verkehrstechnischen  Gründen  der  Begriff  der  Schutzmarke 
Einschränkungen  erleiden  muß  ist,  ebenso  wie  in  Deutschland,  auch  in 
Bolivia  der  Fall. 

1  „Propr.  Industr."    1918.    Nr.  11.    S.  121ff. 
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Nicht  gebraucht  werden  können  —  das  deutsche  Eecht  spricht 
nicht  von  einem  Verbot  des  Gebrauches,  sondern  von  einem  Nichteingetragen- 
werden —  u.  a.  Buchstaben,  Worte,  Namen  oder  andere  unterscheidende 
Zeichen,  die  den  Staat  betreffen.  Es  ist  also  nicht  etwa,  wie  nach  deutschem 
Recht,  verboten  der  Gebrauch  eines  Buchstabens  als  Zeichen  (ein  A  kann 
bei  uns  nicht  Warenzeichen  sein),  sondern  nur  der  Gebrauch  eines  den  Staat 
betreffenden  Buchstabens  usw.  Man  denke  an  die  Zusammenstellung  R. 
d.  B.  (Repüblica  de  Bolivia.)  Auf  die  anderen  Verbrauchsverbote  des  Bo- 
livianische-i  Rechts  kann  nicht  näher  eingegangen  werden,  herausgehoben 
sei  nur,  daß  unmoralische  und  für  Personen  oder  Einrichtungen  beleidigende 
Ausdrücke  oder  Zeichnungen  nicht  Schutzmarke  sein  können.  Das  deutsche 
Gesetz  spricht  von  Ärgernis  erregenden  Darstellungen  und  ist  durch  den 
Gebrauch  dieses  Ausdruckes  einerseits  enger,  andererseits  weiter  als  das 
fremde  Gesetz.  Wird  doch  auf  Grund  solcher  Bestimmung  auch  höchst 
moralischen,  nämlich  religiösen  Zeichen  der  gesetzliche  Schutz  verweigert, 
sofern  etwa  der  gläubige  Katholik  im  Gebrauch  solchen  Gebildes,  so  des 
Kopfes  der  Maria  für  eine  profane  Ware  wie  Badeschwämme  etwas  Anstößiges 
finden  sollte  —  ein  Fall,  den  das  Gesetz  von  Bolivia  nicht  im  Auge  hat. 
Marken,  die  durch  allgemeinen  Gebrauch  Gemeingut  geworden,  sind  nach 
dem  bolivianischen  Gesetz  nicht  brauchbar.  Das  deutsche  Gesetz  spricht 
hier  von  Freizeichen,  unterscheidet  sich  aber  in  einem  wesentlichen  Punkte 
vom  fremden  Gesetze,  indem  es  ein  Freizeichen  nur  für  eine  bestimmte 
bzw.  ihr  gleichartige  Ware  kennt.  In  Bolivia  scheint  das  nach  den  Gesetzes- 
worten anders  zu  sein.  Dort  würde  ein  z.  B.  nur  für  Zigarren  freies  Wort 
ganz  allgemein  für  Waren  aller  Art  als  nicht  gebrauchsfähig  anzusehen  sein. 

Auch  sonst  ist  das  bolivianische  Recht  vom  deutschen  abwegig.  So 
besteht  für  chemische  und  pharmazeutische  Produkte  ein  Zwang  der  Ein- 
tragung einer  Marke  —  dem  deutschen  Rechte  ist  solcher  Zwang  ganz  unbe- 
kannt, so  wird  ferner  das  ausschließliche  Eigentum  einer  Marke  nur  in  betreff 
der  Produkte  erworben,  für  die  das  Zeichen  eingetragen  ist.  Das  deutsche 
Gesetz  umfaßt  nicht  nur  die  gleichen,  nein  auch  die  gleichartigen  Waren. 
So  ist  endlich  das  Streitverfahren  in  Warenzeichensachen  eigenartig  geregelt. 
Es  kann  nämlich  der  Staatsanwalt  oder  jede  andere  Person,  die  eine  ein- 
getragene Marke  besitzt  oder  nicht,  gegen  die  Eintragung  einer  Marke,  die 
unter  die  Verbote  des  Gesetzes  fällt,  Widerspruch  erheben  oder  die  Nich- 
tigkeit der  Eintragung  fordern.  Die  Interessenten,  die  eine  vorher  einge- 
tragene Marke  besitzen,  können  in  den  im  Gesetze  vorgesehenen  Fällen 
gleichfalls  dem  Eintragungsgesuch  widersprechen  oder  die  Nichtigkeitser- 
klärung der  schon  gewährten  Eintragung  nachsuchen.  Auf  jeden  Fall 
müssen  diese  Klagen  in  den  durch  das  Gesetz  festgesetzten  Fristen  an- 
hängig gemacht  werden.  Nach  einem  weiteren  Artikel  des  Gesetzes  kann  der 
Besitzer  einer  eingetragenen  Marke  der  Gewährung  einer  neuen  Eintragung 
widersprechen,  die  seinen  Rechten  Eintrag  tut,  und  zwar  innerhalb  der  Frist 
von  50  Tagen  von  der  ersten  Veröffentlichung  an,  oder  er  kann  die  Nich- 
tigkeit der  Eintragung  verlangen  in  der  Frist  von  6  Monaten  vom  Datum 
der  Eintragung  ab.     Gesuche  um  Nichtigkeitserklärung,  die  nach  Verlauf 
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der  vorerwälmten  Frist  vorgelegt  werden,  müssen  in  dem  darauf  folgenden 
Jahre  vor  den  Distriktsrichter  gebracht  werden.  Das  Eigentumsrecht  einer 
Marke  wird  endgültig  nach  18  Monaten,  der  Vorsteher  des  Amtes  für  das 
geistige  Eigentum  entscheidet  in  erster  Instanz  über  die  Einsprüche  und 
die  Nichtigkeitsklagen  .:[mit  der  Möglichkeit,  an  den  Gewerberichter  zu 
appellieren. 

Das  geschilderte  Verfahren  ist  demnach  grundverschieden  von  dem  im 
deutschen  Reclit.  Hier  nichts  von  einer  Bekanntgabe  eines  angemeldeten 
Zeichens  vor  seiner  Eiatragung  und  einer  damit  gewissermaßen  verbundenen 
Aufforderung  an  die  Allgemeinheit,  ihre  Rechte  zu  wahren,  ihr  ähnlich 
dünkende  Zeichen  anzumelden.  Es  prüft  vielmehr  das  Patentamt  jedes 
Zeichen  von  amtswegen  auf  etwaige  Verwechslungsgefahr  mit  älteren,  schon 
eingetragenen  oder  noch  im  Eintragungsverfahren  schwebenden  Zeichen. 
Hält  das  Amt  ein  Zeichen  für  ähnlich,  so  gibt  es  dem  Inhaber  dieses  Zeichens 
von  der  neuerlichen,  also  jüngeren  Anmeldung  Kenntnis,  und  der  Inhaber 
dieses  Zeichens  hat  binnen  Monatsfrist  von  Zustellung  der  Aufforderung  ab 
das  Recht,  Widerspruch  zu  erheben.  Ein  nicht  benachrichtigter  Inhaber 
eines  älteren  Zeichens  hat  kein  Widerspruchsrecht.  Erst  wenn,  was  bei  einer 
Gesetzesänderung  vorgesehen  ist,  auch  in  Warenzeichensachen  ein  Auf- 
gebotsverfahren bestehen  wird,  ist  das  anders.  Eine  Tätigkeit  des  Ministe- 
riums, ein  Einschreiten  des  Staatsanwaltes,  ein  Nichtigkeitsverfahren  ist 
im  deutschen  Gesetze  unbekannt. 

Merkwürdig  berührt  noch  folgende  Bestimmung  Boliviens:  Diejenigen, 
welche  Waren  oder  Erzeugnisse,  die  mit  einer  mißbrauchten  oder  nach- 
gemachten Marke  versehen  waren,  verkauft  oder  feilgehalten  haben,  sind  frei 
von  Strafe  (nicht  von  der  Beschlagnahme),  wenn  sie  in  einer  von  ihnen  gefor- 
derten Urkunde  dem  gesetzlichen  Eigentümer  der  Marke,  seinem  Agenten, 
seinem  Vertreter  oder  dem  Richter  schriftlich  vollständige  und  auf  Beweis 
gestützte  Aktenstücke  über  den  Namen  und  die  Adresse  des  Fabrikanten 
oder  des  Kaufmannes,  der  die  Ware  verkauft  oder  ihnen  verschafft  hat,  geben, 
sowie  auch  über  den  Zeitpunkt,  an  dem  der  Verkauf  begonnen,  es  sei  denn, 
daß  der  Beweis  erbracht  ist,  daß  sie  mit  Kenntnis  der  Nachahmung  oder  des 
Mißbrauches  verkauft  haben. 

P  o  1  e  n  ^,  von  dessen  Regelung  des  Patentrechts  schon  die  Rede  war, 
regelte  unter  dem  gleichen  Datum  (4.  Februar  1919)  auch  den  Schutz  von 
Zeichenmustern  und  Modellen,  ferner  den  der  Warenzeichen.  Auch  hier  das 
Deutschland  unbekannte  Bekanntmachungsverfahren.  Nachdem  das  Patent- 
amt geprüft  hat,  ob  das  angemeldete  Zeichen  den  Bestimmungen  über  die 
Schutzfähigkeit  der  Zeichen  entspreche  (so  sind  schutzunfähig  einzelne 
Zahlen  und  dergl.),  wird  der  Druckstock  eingefordert  und  die  Anmeldung 
samt  Einzelheiten  im  Amtsblatt  bekanntgemacht.  Schriftlicher  Einspruch 
ist  binnen  2  Monaten  möglich;  er  kann  sich  —  worauf  sich  auch  die  amt- 
liche Prüfung  zu  erstrecken  hat  —  darauf  stützen,  daß  sich  ein  Zeichen 
nicht  genügend  unterscheidet  von  einem  anderen,  für  das  schon  früher  ein 
Schutzschein  ausgestellt  war.      Der  Einsprechende  hat  eine   Gebühr  von 

1  Siehe  oben  S.  438*. 
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20  polnischen  Mark  zu  entrichten  —  im  Gegensatz  zum  deutschen  Recht, 
wo  der  sogenannte  Widersprechende  (der  vom  Amt  in  einer  Sondermitteilung, 
also  nicht  kraft  öffentlicher  Bekanntmachung  auf  sein  Widerspruchsbefugnis 
aufmerksam  gemacht  wird)  gebührenfrei  tätig  wird.  Die  Gebühr  für  die 
Anmeldung  des  Warenzeichens  und  für  die  erste  Schutzdauer  von  10  Jahren 
beträgt  50  polnische  Mark.  Außerdem  ist  für  jede  in  der  Anmeldung  auf- 
geführte Warenklasse  ein  Betrag  von  30  polnischen  Mark  zu  entrichten. 
Da  es  18  solcher  Klassen  gibt,  ist  ein  Warenzeichenschutz  nur  mit  wesent- 
lich erheblicheren  Mitteln  zu  erlangen  als  in  Deutschland,  wo  —  unberück- 
sichtigt, ob  viel  oder  wenig  Waren  in  Betracht  kommen  —  30  Mark  für  die 
ganze  Anmeldung  (Prüfung  und  10jährige  Schutzdauer)  zu  zahlen  sind. 
Die  Erneuerung  auf  10  Jahre,  in  Deutschland  10  Mark  kostend,  kostet  dort 
50.  Schutzscheine  auf  Warenzeichen,  die  vor  dem  Inkrafttreten  vorstehen- 
den Gesetzes  angemeldet  waren,  bleiben  vorbehaltlich  der  Rechte  Dritter 
und  der  Wahrung  bestimmter  Erfordernisse  in  Kraft. 

Mit  dem  Warenzeichenwesen  steht  in  engster  Verbindung  das  dem 
Jahre  1918  entstammende  Gesetz  Dänemarks  wider  den  un- 
lauteren Wettbewerb  und  den  Gebrauch  unrichtiger 
Warenbezeichnungen^.  Darnach  darf,  wer  Waren  verkauft  oder 
zum  Verkauf  anbietet,  auf  ihnen,  ihren  Etiketten,  der  Verpackung,  durch 
Schilder  oder  auf  Rechnungen  usw.  keine  unrichtigen  Angaben  machen 
zur  Erzielung  besserer  Nachfrage  —  so  über  den  Ort  (oder  das  Land)  der 
Erzeugung  der  Ware,  über  ihre  Art,  die  Herstellungsweise,  den  Stoff,  die 
Zusammensetzung,  Beschaffenheit,  Eigenschaften,  Wirkungen  oder  Preis- 
verhältnisse, die  geeignet  sind,  unrichtige  Annahmen  in  der  einen  oder  an- 
deren Hinsicht  hervorzurufen.  Auch  dürfen  keine  Angaben  gemacht  werden, 
die  beim  Käufer  den  Glauben  aufkommen  lassen  können,  daß  sämtliche 
in  dem  Geschäfte  geführten  verschiedenen  Warensorten  aus  dem  gleichen 
Orte  (oder  Lande)  der  Erzeugung  stammen  oder  die  gleiche  Herstellungs- 
weise haben,  obwohl  das  nur  zum  Teil  der  Fall  ist.  Endlich  darf  keine  un- 
richtige Angabe  erscheinen  des  Inhaltes,  daß  die  Ware  auf  Ausstellungen 
ausgezeichnet,  von  Behörden  erprobt  oder  empfohlen  oder  patentiert  ist, 
es  sei  denn,  daß  die  Angabe  richtig  war,  als  sie  angebracht  wurde.  Über- 
tretungen ziehen  Geldstrafe  von  50  bis  1000  Kronen,  im  Falle  von  häufigerer 
Wiederholung  einfaches  Gefängnis  bis  zu  6  Monaten  nach  sich.  Die  Ver- 
ordnung besagt  dann  noch  manches  andere,  so  über  Herkunftsangaben, 
die  sich,  wie  das  auch  das  deutsche  Recht  kannte,  zu  bloßen  Beschaffenheits- 
angaben verwässert  haben,  über  das  Verbot  der  Verwendung  des  Roten 
Kjeuzes,  den  Ausverkauf,  die  Wahrung  festgesetzter  Kleinhandelspreise, 
den  Mißbrauch  von  Geschäftsgeheimnissen,  Zugaben  im  Kleinhandel  und 
dergl. 

Im  inhaltlichen  Zusammenhang  mit  diesem  Gesetz  steht  das  neue 
französische  Gesetz  betreffend  den  Schutz  von  Ur- 
sprungsbezeichnungen   vom    6.  Mail9192.     Es  hat  Sonder- 

1  Lovtidenden  for  1918.     A  6  626.    Nr.  168. 
*  „Propr.  Industr."    1919.    Nr.   6.    S.  61. 
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bestimmun  gen  über  ürsprungsbezeichnungen  bei  Weinen  und  Branntweinen, 
auch  Schaumweinen  und  wirkt  sich  aus  im  Friedensvertrage,  wo  es  im  Abs.  1 
des  Art.  274  heißt:  Deutschland  verpflichtet  sich,  alle  erforderlichen  Gesetz- 
gebungs-  oder  Verwaltungsmaßnahmen  zu  treffen,  um  die  Roh-  oder  Fertig- 
erzeugnisse einer  jeden  alliierten  oder  assoziierten  Macht  gegen  jede  Art 
von  unlauterem  Wettbewerb  im  Handelsverkehr  zu  schützen  —  eine  Be- 
stimmung, die  im  Abs.  2  und  Art.  275  ihre  nähere  Ausführung  findet. 

Nicht  eingegangen  sei  auf  Kampf  maßnahmen,  die  mit  dem 
Verlauf  des  Krieges  zusammenhängen,  so  den  Widerruf  seitens  des  ameri- 
kanischen Präsidenten^  an  die  Bundeshandelskommission,  im 
Feindeslande  Anträge  auf  Erteilung  eines  Patentes  stellen  zu  lassen,  oder 
den  großbritannischen  Widerruft  der  Verordnung  vom  13.  April 
1917,  die  erlaubt,  zugunsten  von  Personen,  mit  welchen  Handel  zu  treiben 
untersagt  ist,  in  Patent-,  Muster-  oder  Warenzeichensachen  Eingaben  zu 
machen.  Nicht  eingegangen  sei  auf  Verfügungen*,  wie  sie  in  Norwegen 
und  anderswo  ergingen,  um  die  Fristen  zur  Zahlung  von  Gebühren 
betreffend  Wahrung  der  Rechte  zu  verlängern,  oder  etwa  den  ku- 
banischen Erlaß*  des  Inhaltes,  daß  kein  Erfindungspatent  wegen  Nicht- 
ausführung des  Erfindungsgegenstandes  für  nichtig  erklärt  werden  kann, 
wenn  die  hierfür  festgesetzte  Frist  am  1.  September  1914  oder  später  ab- 
gelaufen ist. 

Nicht  eingegangen  sei  endlich  auf  den  Frieden  von  Brest 
L  i  t  o  w  s  k  mit  seinen  vielfachen  Bestimmungen  zum  gewerblichen  Ur- 
heberrecht. 

Zum  Schluß  sei  aber  noch  angeführt,  daß  der  Tschecho-Slo- 
wakische  Staat  mittels  Gesetzen  vom  27.  Mai  und  24.  Juli  1919^ 
vorläufige  Vorkehrungen  zum  Schutze  von  Erfindungen,  weiter  von  Mustern, 
auch  von  Marken  getroffen  hat.  Es  bleiben,  kurz  gesagt,  die  bisher  gültigen 
Gesetze  Österreichs  bestehen  —  natürlich  mit  den  notwendigen  Abände- 
rungen, welche  die  andere  Behördengestaltung  und  sonstige  Rechtsände- 
rung mit  sich  bringt.  Johannes    Neuberg,    Berlin. 

1  „Propr.  Industr."  1918.  Nr.  6.  S.  62. 
•  „Propr.  Industr."  1918.  Nr.  9.  S.  98. 
3  „Propr.  Industr."  1918.  Nr.  5.  S.  50. 
«  „Propr.  Industr."  1918.  Nr.  6.  S.  61. 

^  „Prager  Archiv  für  Gesetzgebung  und  Rechtsprechung."  1919.  Nr.  22. 
S.  499ff.;  Nr.  29.    S.   725. 
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XV. 

Nachrichten-  und  Zeitungswesen,  wissenschaftliche 
Institute  und  Publikationen. 


Das  Internationale  Intermediäre  Institut  im  Haag. 

Es  war  in  den  letzten  Monaten  des  Jalires  1917  —  der  Krieg  war  noch  in 
vollem  Gange  —  da  trat  in  Holland  eine  Anzahl  hervorragender  Ju- 
risten, Doktoren  des  Zivil-,  Staats-  und  Völkerrechts,  Staatsmänner,  National- 
ökonomen, Finanzleute  und  Leiter  großer  Unternehmungen  zu  einer 
Beratung  darüber  zusammen,  was  ihrerseits  zum  Nutzen  der  Allgemeinheit, 
zur  Förderung  der  zukünftigen  Wohlfahrt  der  Welt  und  für  den  erneuten 
Aufstieg  der  Menschheit  getan  werden  könne.  Man  kam  zu  dem  Ergebnis, 
daß,  wenn  nach  Beendigung  des  Krieges  die  Völker  ihre  tägliche  Arbeit 
wieder  aufnehmen  und  mit  dem  Wiederaufbau  der  zusammengebrocheneu 
sozialen  und  wirtschaftlichen  Einrichtungen  beginnen  würden,  ein  Institut 
notwendig  sei,  welches  in  der  Lage  wäre,  Auskunft  zu  erteilen  über  Eecht, 
Gesetzgebung  und  Jurisprudenz  in  allen  —  selbst  den  entferntesten  — 
Ländern,  sowie  über  internationale  Verträge,  ihr  tatsächliches  Bestehen  oder 
ihre  Anullierung,  über  den  genauen  Wortlaut  solcher  Verträge,  über  die 
daraus  entstehenden  Fragen  und  über  ihre  Geschichte  und  die  einschlägige 
Literatur  in  Fachwerken,  Zeitschriften  und  wichtigen  Tageszeitungen.  Es 
müsse  eine  zentrale  Organisation  geschaffen  werden,  bei  welcher  man  sich 
überdies  jederzeit  über  Fragen  des  Handels  und  Verkehrs,  sowie  der  Wirt- 
schaftspolitik und  über  ökonomische  oder  statistische  Tatsachen  aller  Art 
erkundigen  könne. 

Der  Plan,  einmal  auseinandergesetzt,  erregte  in  Holland  lebhaftes  Inter- 
esse. Eine  große  Anzahl  wichtiger  Unternehmungen  in  Handel  und  Industrie, 
Versicherungsgesellschaften,  Eeedereien,  Banken  und  Gesellschaften  für  den 
Anbau  von  kolonialen  Produkten  stellten  das  nötige  Anfangskapital  zur 
Verfügung. 

Der  bejahrte  Staatsminister  Jonkheer  Dr.  A.  P.  C.  van  Karnebeek 
übernahm  den  Vorsitz  im  Patronatsrat;  der  Staatsminister  Jhr.  Dr.  A.  F.  de 
Savornin  Lohmann  wurde  Vizepräsident  des  Rates;  der  damalige  Minister 
des  Auswärtigen,  Jhr.  Dr.  J.  London,  gab  seme  Unterstützung  als  Ehren- 
präsident; und  die  [Regierung  I.  M.  der  Königin  gewährte  eine  einmalige 
Schenkung  sowie  eine  jährliche  Subvention. 

Im  Januar  1918  wurde  das  Institut  unter  dem  Namen  „Internationales 
Intermediäres  Institut"  mit  einer  glänzenden  Sitzung,  welcher  die  hervor- 
ragendsten Persönlichkeiten  Hollands  beiwohnten,  eröffnet. 

Artikel  2  der  Satzungen  lautet  wie  folgt: 

Das  Institut  bezweckt  die  Erteilung  von  Auskunft  im  weitesten  Sinne 
des  Wortes  über  alle  Fragen  von  internationaler  Wichtigkeit,  welche  auf 
Völkerrecht,  niederländische  und  ausländische  Gesetzgebung  und  Juris- 
prudenz oder  ökonomische  und  statistische  Daten  und  Handelspolitik  Bezug 
haben,  jedoch  nicht  persönlicher  oder  geheimer  Natur  sind. 

Solche  Auskünfte  werden  unentgeltlich  erteilt,  außer  in  dem  in  Art.  19 
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erwähnten  Falle,  nämlich,  wenn  es  gilt,  „unvermeidliche  Ausgaben  für  einen 
besonderen  Fall  zu  decken". 

Ich  möchte  die  Aufmerksamkeit  auf  das  Wort  „Auskunft"  lenken. 
Ratschläge  sind  niemals  vom  Institut  zu  erwarten.  Es  berät  niemanden, 
sondern  gibt  nur  Auskunft.  Es  verbreitet  nach  Verlangen  Kenntnis  über 
besondere  Fragen,  aber  es  verbreitet  lediglich  Informationen  öffentlichen 
Charakters.  Aus  diesem  Grunde  schließen  seine  Satzungen  alles,  was  als 
persönlich  oder  geheim  betrachtet  werden  könnte,  ausdrücklich  aus. 

Um  einen  genaueren  Begriff  vom  Arbeitsfeld  des  Instituts  zu  geben, 
wäre  es  vielleicht  zweckmäßig,  einige  Beispiele  der  Fragen  anzuführen, 
welche  an  das  Institut  gerichtet  und  von  ihm  beantwortet  worden  sind. 

1.  Auskunft  erbeten  bezüglich  der  geltenden  Hypothekenordnung  in  Kanada 
sowie  über  den  Umfang  der  Hypothekentremsaktionen  in  diesem  Lande. 

2.  Besteht  zwischen  Großbritannien  und  Holland  ein  Vertrag  über  schieds- 
gerichtliche Schlichtung  von  Streitigkeiten?  Wo  ist  der  Wortlaut  dieses  Ver- 
trages zu  finden? 

3.  Welches  waren  die  Schwankungen  im  offiziellen  Diskontsatz  in  England, 
Deutschland,  Frankreich,  Österreich,  der  Schweiz,  Dänemark,  Schweden  vmd 
Norwegen  zwischen  Juli  1914  und  Dezember  1917? 

4.  Angabe  der  Daten  und  Beträge  von  Kriegsanleihen  in  diesen  Ländern  imd 
in  Holland,  sowie  der  Daten  und  Beträge  der  durch  die  Vereinigten  Staaten  an  die 
Ententestaaten  gewährten  Kredite. 

5.  Ein  Südamerikaner  wünscht  die  in  Holland  übliche  Herstellungsweise  von 
Butter  und  Käse  zu  studieren  imd  bittet,  ihm  die  Werke  in  englischer  und  spani- 
scher Sprache  über  diesen  Gegenstand  anzugeben. 

Es  ist  keine  leichte  Aufgabe,  eine  Zentralstelle  für  die  Erteilung  von 
wissenschaftlicher,  politischer,  juridischer,  ökonomischer  und  statistischer 
Information  zu  schaffen.  Die  Nachrichten  eines  jeden  Tages  müssen  ge- 
sammelt, notiert  und  aufgeteilt  werden  und  jeden  Augenblick  verfüg- 
bar sein.  Bücher  allein  genügen  nicht.  Das  ungeheuere  und  täglich 
wachsende  Material  aus  allen  Arten  von  Zeitschriften  und  Zeitungen  muß 
verarbeitet,  Auszüge  davon  müssen  in  die  Kartothek  einverleibt  und  der 
zweckmäßigen  Verwendung  angepaßt  werden.  Eine  solche  Arbeit  kann 
nur  ein  wissenschaftlich  gebildetes  Personal  durchführen. 

Als  Arbeitsmaterial  stehen  die  verschiedenen  Bibliotheken  zur  Ver- 
fügung, in  erster  Reihe  die  ungeheuere  Sammlung  des  Schiedsgerichts  im 
Friedenspalaste  und  ferner  die  Sammlungen  der  Ministerien,  Universitäten 
und  kolonialen  und  statistischen  Institute. 

Aber  alle  diese  Sammlungen  würden  nur  von  sekundärem  Wert  für 
das  Institut  sein  ohne  den  ununterbrochenen  Zufluß  von  Berichten  aus  dem 
Ausland  und  die  Auskünfte  aus  allen  Ländern  über  neue  Gesetze,  Juris- 
prudenz und  sonstige  wichtige  Tatsachen. 

Das  Institut  benötigt  daher  die  Mitwirkung  einer  großen  Anzahl  von 
Mitarbeitern  —  Richtern,  Juristen,  Universitätsprofessoren,  Gelehrten  von 
Ruf  und  Erfahrung.  Solche  Mäimer  vertreten  es  im  Ausland  und  halten 
den  Leiter  und  sein  Personal  über  alle  juristischen  imd  internationalen 
Neuigkeiten  auf  dem  Laufenden. 

Das  Institut  besitzt  zwei  Hauptabteilungen:  die  juristische  Abteilung, 
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deren  Organisation  jetzt  vollendet  ist,  und  die  ökonomisclie  Abteilung,  welche 
man  in  kurzer  Zeit  zur  vollen  Entwicklung  bringen  zu  können  hofft. 

Unter  dem  Titel:  ,, Bulletin  de  l'Institut  Intermediaire  International" 
gibt  das  Institut  eine  Vierteljahrsschrift  heraus.  Die  ersten  vier  Hefte  (ent- 
haltend zusammen  rund  600  Seiten)  sind  in  französischer  Sprache  verfaßt. 
Unter  der  Aufschrift:  ,,Die  Entstehung  des  Friedens"  enthalten  sie  alle  so- 
weit veröffentlichten  offiziellen  und  offiziösen  Urkunden,  welche  auf  diesen 
Gegenstand  Bezug  haben;  außerdem  bringen  sie  ein  Verzeichnis  derDokumente 
über  die  Vorarbeiten  fürdiePariserFriedenskonferenz;  eine  alphabetisch  geord- 
nete Übersicht  über  die  Gesetzgebung  auf  dem  Gebiete  des  internationalen  Pri- 
vatrechts; ein  Verzeichnis  der  von  verschiedenen  Staaten  während  des  Krieges, 
oder  mit  Bezug  auf  den  Krieg,  herausgegebenen  Dokumente;  eine  alpha- 
betisch geordnete  Übersicht  über  die  auf  Verträgen  und  Konventionen  be- 
ruhenden internationalen  Beziehungen;  sehr  interessante  Dokumente  betref- 
fend die  Anerkennung  neuentstandener  Staaten;  auch  Artikel  über  beson- 
dere Gegenstände.  Schließlich  enthält  jedes  Heft  eine  Besprechung  der  inter- 
essantesten durch  das  Institut  beantworteten  Fragen  und  ein  Verzeichnis 
von  einigen  der  Gegenstände,  welche  in  den  Zeitungsausschnitten,  die 
aus  der  Presse  der  ganzen  Welt  gesammelt  worden  sind,  behandelt  werden. 

Abgesehen  von  diesem  „Bulletin"  wird  das  Institut  eine  Keihe  von 
Veröffentlichungen  über  verschiedene  Gegenstände  von  juristischem  oder 
ökonomischem  Interesse  herausgeben!  Diese  werden  unter  dem  Titel:  „Pu- 
blications  de  l'Institut  Intermediaire  International"  erscheinen. 

Die  erste  dieser  Monographien  betrifft  die  Haager  Konventionen  von 
1902  und  1905  über  das  internationale  Privatrecht,  speziell  die  Ausfüh- 
rungsgesetze, und  die  Jurisprudenz  in  den  verschiedenen  Ländern.  Die 
Arbeit  an  dieser  Monographie,  welche  durch  die  Regierungskomroission  für 
Internationales  Privatrecht  begonnen  wurde,  ist  seit  dem  Tode  des  berühmten 
Asser  eingestellt  worden.  Jetzt  hat  ein  Mitglied  des  Vorstandes  des  Instituts, 
Dr.  Kosters,  Batsherr  im  Kassationshof  („Hooge  Raad")  der  Niederlande, 
die  letzte  Hand  an  das  Werk  gelegt  und  mit  der  Herausgabe  begonnen. 
Ferner  hat  Dr.  Verzyl,  Professor  an  der  Universität  Utrecht,  eine  Sammlung 
der  während  des  Krieges  gefällten  Prisengerichtsentscheidungen  in  Vor- 
bereitung, und  schliei31ich  wird  Dr.  Molhuysen,  Mitglied  des  Vorstandes 
und  Vizedirektor  der  Bibliothek  des  Friedenspalastes,  ein  Kompendium 
der  neueren  internationalen  Verträge  herausgeben. 

L. 
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während  des  Krieges  4i*ff. 

Postverkehrspolitik  2  57*ff. 

Sozialpolitische  Maßnahmen  226*ff. 

Territoriale    Veränderungen 

durch  den  Friedensvertrag  301  *f f. 

Territoriale  Veränderungen  in 
Australien  und  Neuseeland 
infolge  des  Krieges  294* 

Veränderung  der  politischen 
und  wirtschaftlichen  Lage 
durch  die  Waffenstillstands- 
bedingungen I02*ff. 

Versicherungen;  Abbau  deut- 
scher Gesellschaften  in  Polen  168* 

Versicherungen ;      Verstaat- 
lichung 165* 

Völkerrecht ;  Behandlung 

deutscher  Schiffe  in  italie- 
nischen Häfen  während  d. 
Krieges  1 1 1  * 

Zucker ;  Produktion  und  Prei- 
se während  des  Krieges      53*ff. 
Deutsch-Ostafrika, 

Eisenbahnen  1 47  * 

Handelsverkehr  mit  Britisch- 
Ostafrika  190* 

Deutsch-Österreich  (s. 
a.  Österreich),  Do- 
naubund 4 1 8  * 

Eisenbahnen ;  Verkehrspolitik, 


Seit© 
Einfluß     des     Friedensver- 
trages auf  den  Eisenbahn- 
verkehr, Tarife  37o*ff. 

Deutsch -Österreich,  Han- 
delspolitische     Übergangs- 
wirtschaft 409* 
Politische  und  wirtschaftliche 
Lage  infolge  des  Waffenstill- 
standes 106* 
Volkswirtschaftliche     Gntnd- 
lagen  und  Abhängigkeit  v. 
Weltmarkte                i  *f  f . ,   121  *ff . 
Zollgesetze                                    412* 

Deutsch-  Südwest- 
afrika,   Eisenbahnen        147* 

Diplomatie,  Niederlande ; 
Mitarbeit  von  diplom.  Be- 
amten am  wirtschaftl.  Aus- 
landsnachrichtendienst 

221*,  329* 

Directie     van     Econo- 

mische    Zaken  329* 

Donaldson  Line  of 
Steamers  (Donald- 
son   Bros.)  29*,  33* 


Economische  Versla- 
gen van  Neder- 
landsche  Diploma- 
tieke  enConsulaire 
Ambtenaren  220* 

Eisen,  österrefbh ;  Produk- 
tion i*ff. 
Eisenbahnen,  Asien ; 
Fortschritte  im  Eisenbahn- 
wesen in  d.  Jahren  1917  u. 
191 8  34*ff- 
Eisenbahnverkehrspolitik     in 

den  wichtigsten  Ländern    366*ff. 
Fortschritte    des    Eisenbahn- 
wesens in  Afrika,  Amerika 
und  Australien  i45*ff- 

Internationales    Übereinkom- 
men über  den  Eisenbahn- 
frachtverkehr 379* 
Persien                                           289* 
Portugiesisch- Afrika                3  3  ^  *f  ^• 
Slam  290* 
Ekuador,  Abkommen  über 

Erfindungspatente  436* 

ElderDempster    &Co., 

Ltd.  131*.  133* 

Elfenbein,  Kongo ;  Aus- 
fuhr 202* 
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Seite 
E  1 1  e  r  111  a  11  n  -  Konzern 

359*ff. 
K  1 1  e  r  in  a  11  n  Lines,  Ltd. 

359*«. 
Blsaß-Lothringen,  Ver- 
sicherungen 169* 
Kngiand  (s.  a.  Großbri- 
tannien), Abkommen  mit 
Deutsclüand  betr.  di.  por- 
tugie.sischen  Kolonien          238*f. 

Anglo  Persian  Oil  Co.,  Ltd.    73*ff. 

Arbeitslosigkeit  von  Indu- 
striearbeitern 230* 

Außenhandel  Britisch  Indiens 

386*ff. 

Außenhandelsförderung    in 

Abessinien  191* 

Bevölkerungspolitische  Lage     354* 

Eisenbahnverkehr  376* 

GebietszAiwachs  infolge  des 
Krieges  417* 

Geldwesen ;  Ausgabe  von 
Banknoten  403* 

Handelspolitik  4 1 3  *f  f . 

Kartelle,  Lage  der  internatio- 
nalen —  406* 

Kartcllgesetzgebung  282  *f  f. 

Kohle;  Förderung  398* 

Manganerz;  Versorgung  wäh- 
rend des  Krieges  i54* 

Niederlassungen  japanischer 
Firmen  162* 

Schiffahrt ;  Zusammenschluß - 
bewegung  in  der  Handels- 
schi f  fahrt 

22*ff.,   i3o*ff.,  246*ff.,  359*ff. 

Schutzherrschaft  über  Ägj^- 
ten  i87*f. 

Sozialisierungsbsstrebungen       2  3  5  * 

Sozialpolitik  23o*f. 

Versicherungen  i69*f. 

Vertrag  mit  Rußland  betr. 
Persien  288*f.,  428* 

Verträge  mit  den  Ver.  St.  v. 
Amerika  betr.  den  Nicara- 
guakanal 204*f. 

Verträge  mit  Frankreich,  Ruß- 
land und  Italien  424* 

Vorherrschaft  in  Spitzbergen 
infolge  des  Friedensvertrages  295  * 

Zucker ;  Einfuhr,  Konsum  und 
Preise  während  des  Krieges  63  *f. 
Erdöl,   Gewinnung  in  Afrika  73*ff. 

F. 

Federal    Steam    Navi- 
gation   Co.  249*,  256* 


Seite 
Fette,    Deutschland ;   Siche- 
rung der  Fettversorgung     7o*ff. 
Finanzen,     Österreich-Un- 
garn ;    finanzielle    Verbind- 
lichkeiten der  früheren  Mo- 
narchie 85*ff. 
Portugal;     Gesetz    betr.     das 
koloniale  Budgetrecht  240* 
Finnland,     Sozialpolitische 

Maßnahmen  232* 

Flachsspinnerei      und 

-Weberei,  In  Österreich  124* 
F  o  r  m  o  s  a  ,  Zucker ;  Produk- 
tion 6"]  * 
Frankreich,    Bevölkerungs- 
politische Lage                         353* 
Eisenbahnen;    Kolonialbahn- 
netz in  Afrika                          i49* 
Eisenbahnverkehr                        3  7  5  * 
Gebietszuwachs    infolge    der 

Friedensverträge        417*,  427  *f. 
Geldwesen  402* 

Gesetz  betr.  den  Schutz  von 

Ursprungsbezeichnungen  444* 
Kartelle,  Lage  der  internatio- 
nalen —  407* 
Kartellpolitik  94* 
Kohle;  Förderung  398* 
Kolonialpolitik;  Algerien  i92*ff. 
Kolonialpolitik;  Marokko  189* 
Niederlassungen     japanischer 

Firmen  162* 

Sozialisierungsbestrebungen       236* 
Sozialpolitische     Maßnahmen 

230*ff. 

Versicherungen      166*,   167*,   169* 

Verträge  mit  England,  Ruß- 
land und  Italien  424* 

Zollgesetze  412* 

Zucker ;  Produktion  und  Prei- 
se während  des  Krieges        60  *f. 
Französisch  -Marokko, 

Eisenbahnen  146* 

Friedensverhandlun- 
gen, Deutschlands  Frie- 
densangebot auf  Grund  der 
14  Punkte  Wilsons  ioi*ff., 

297  *ff. 
Friedensverträge  (s. 
a.  Völkerrecht),  Be- 
stimmungen betr.  die  Wie- 
derherstellung des  inter- 
nationalen Post  Verkehrs        382* 

Bestimmungen   betr.    frühere 
Gebiete  der  offenen  Tür     i8i*ff. 

Bestimnumgen    betr.     Spitz- 
bergen 295* 
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Seite 
Friedensverträge,    Be- 
stimmung    über      jälirlich 
von    Deutschland    zu    lie- 
fernde Kohlen  398* 
Kinf luß  auf  dasVersicherungs- 

wesen  171* 

Kisenbahnen ;  Einfluß  auf  das 
Verkehrswesen  in  den  wich- 
tigsten Ländern  368  *f  f. 
Versailler      Friedensvertrags- 
entwurf                                 296*ff. 
Wirkungen  auf  den  Postver- 
kehr in  versch.  Ländern    2  57*ff. 
Furness-Konzern  365  *f . 
Furness,    Withy    &    Co., 

Ltd.  365* 

Fusionen,  England ;  in  der 
Handelsschiffahrt 
22*ff.,   i3o*ff.,  246*ff.,  359*ff. 
Persien ;  Petroleumgesellschaf- 
ten  83*,  359*ff. 

G. 

Geldwesen,       Abessinien ; 

während  des  Krieges  191* 

Bestimmungsgründe  der  inter- 
valutarischen  Kurse  279*ff. 

China;  Einführung  der  Gold- 
währung 293* 

Geldwesen  in  versch.  Ländern 

40i*ff. 

Lateinische  Münzunion  402* 

Gesetze,  Verordnun- 
gen, amtliche  Be- 
richte, Brasilien ;  Ver- 
ordnungen betr.  den  Konsu- 
lardienst  96*ff. 

Deutschland ;  Gesetz  über  den 
Absatz  von  Kalisalzen  92* 

Deutschland;  Gesetz  v. S.April 
19 17  betr.  Einführung  einer 
Kohlensteuer  3  99  * 

Deutschland ;  Übernahme  der 
Eisenbahnen    durch    das 
Reich  366*ff. 

Deutschland ;  Verordnungen 
über  Kartelle  9o*ff. 

Deutschland ;  Verordnung  zur 
Hebung  des  Bergbaues  auf 
Manganerz  usw.  i57* 

England;  Bericht  des  Trade 
Commissioner  in  India  386* 

England;  Gesetze  und  Ver- 
ordnungen betr.  monopoli- 
stische Vereinigungen         282  *f  f. 

England ;  Kartellgesetzgebung 

282*ff. 


Seite 
Gesetze,  Verordnun- 
gen, amtliche  Be- 
richte, Frankreich ;  Ge- 
setze und  Verordnungen 
betr.  das  Recht  der  Einge- 
borenen in  Algerien  2oo*f. 

Gesetze  usw.  betr.  gewerbl. 
Urheberrecht  437  *f  f. 

Italien;  Gesetze  und  Verord- 
nungen betr.  die  Schwefel- 
industrie 276  *f  f. 

Italien ;  Prisengesetzgebung 
während  des  Krieges  io8*ff. 

Lex  Gamp  v.  5.   Juli  1905       398* 

Niederlande ;  Gesetzentwurf 
betr.  wirtschaftl.  Auslands- 
nachrichtendienst 324* 

Niederlande ;  Konsulatsbe- 
richte 215*ff. 

Niederlande ;  Verordnungen 
betr.  das  Kcnsulatswesen  2i4*ff. 

Pittman  Gesetz  401* 

Portugal ;  Verordnungen  betr. 
die  Verwaltung  der  afrika- 
nischen Kolonien  240* 

Sozialpolitische      Verordnun-  ! 

gen  232*ff. 

Ver.  St.  V.  Amerika ;  Sherman 
Act  i74*ff. 

Ver.  St.  V.  Amerika;  Verord- 
nungen betr.  Trusts  i74*ff. 

Ver.  St.  V.  Amerika ;  Webb-Bill   181* 

Ver.  St.  V.  Amerika;  Webb- 
Pomerene-Bill  406* 

Türkei ;  Gesetz  über  die  Voll- 
streckung von  Urteilen  aus- 
ländischer Gerichte  186* 

Zollgesetze   in    verschiedenen 

Ländern  4 1 2  *f  f . 

Glas  und   Glaswaren, 

Österreich;  Erzeugung  und 

Ausfuhr  125* 

Glen    Line    (McGregor 

Gow    &    Co.),    Ltd.  132* 

Gold,    Preise,  Wertverhältnis 

von  Gold  und  Silber  403* 

Graphit,  Österreich-Ungarn ; 

Gewinnung  und  Ausfixhr  4* 

Großbritannien  (s.  a. 
England),  Annahme  des 
Friedensvertrages  310* 

Gebietszuwachs  und  Macht- 
erweiterung infolge  der 
Friedensverträge  42  5  *f  • 

Gummi,     Brasilien ;     Erzeu- 

gxing,   Preise  und  Ausfuhr     97* 
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Seite 
H. 

Hain      Steamship     Co., 

I/td.  25i*f. 

Hall    Line  359*,  363* 

Handelsberichten  220* 

Handelskammern,  Nie- 
derlande ;  Auslands-Han- 
delskammern u.  Handels- 
kammern 322*,  327* 
Handelspolitik,  Die 
Gebiete  der  offenen  Tür  im 
Jahre  1918  i8iff.*,  288*ff. 
Internationale  Handelspolitik 
seit  den  Waffenstillständen 

4o8*ff. 
Niederlande ;  Kommission  für 

Handelspolitik  220* 

Ver.  St.  V.  Amerika ;  Verhält- 
nis zur  Trustpolitik  i76*ff. 
H  a  \v  a  i ,    Zucker ;  Produktion 

während  des  Krieges  66* 

Holland  (s.  Niederlan- 
de) 
Holz,    Deutschland ;   Einfuhr 

aus  Rußland  270* 

Deutschland ;     Einfuhr      aus 

Schweden  269  *f  f. 

Portugiesisch- Afrika ;        Pro- 
duktion von  Gerbholz  244* 
Schweden ;    Produktion,    In- 
dustrie u.  Ausfuhr              26i*ff. 
Übersicht    über      die    wald- 
reichen Gebiete  Europas       262* 
Holzfabrikate,    Schwe- 
den; Herstellung  und  Aus- 
fuhr 267* 
Homelight        Oil       Co., 

Ltd.  82* 

L 

Indien  (s.  a.  Britisch 
Indien),  Baumwolle ; 
Produktion  342* 

Institute,  Niederlande; 
Instituut  voor  Crisisonder- 
zoek  326* 

Niederlande ;    Instituut    voor 

Economische  Geschriften      326* 
Niederlande ;    Internationales 
Intermediäres    Institut    im 
Haag  446*ff. 

Instituut      voor      Cri- 

sisonderzoek  326* 

Instituut  voor  Econo- 
mische Geschriften     326* 

Internationales  Interme- 
diäres Institut  446*ff. 


Seite 
Italien,  Annahme  des  Frie- 
densvertrages 309* 
Bevölkerungspolitische  Lage     353* 
Eisenbahnverkehr  37  5  * 
Gebietszuwachs    infolge    des 

Krieges  417* 

Geldwesen  403* 

Kartellpolitik  95* 

Prisengesetzgebung    während 

des  Krieges  io8*ff. 

Schwefel;  Krisen  in  der  sizi- 

lianischen  — Industrie         27 1  *f  f . 
Sozialpolitische  Maßnahmen 

230*ff. 

Stellungnahme   bei  den  Waf- 
fenstillstandsverhandlungen 1 03  * 
Territoriale  Veränderungen  in- 
folge der  Friedensverträge  429 *f. 
Versicherungen  168* 

Vert/ag  mit  England,  Frank- 
reich und  Rußland  425* 
Verwaltung  in  Albanien  187* 
Wanderungen ;  Übernahme  v. 
Pachttmgen   in   der   Land- 
wirtschaft Argentiniens          1 1  *f . 
Zollgesetze                                    412* 
Zucker ;  Produktion  und  Prei- 
se während  des  Krieges  61* 


James  Mark  Wood  365* 

Japan,  Annahme  des  Frie- 
densvertrages 309* 

Außenhandel;  Bedeutung  des 
,,Direct  Trade"  im  Einftihr- 
handel  161  *f  f. 

Außenhandel ;  Handel  mit  Bri- 
tisch Indien  389*,  395 *f- 

Einmischimg  in  die  chinesi- 
schen politischen  und  wirt- 
schaftlichen Verhältnisse   29i*ff. 

Eisenbahnen  40* 

Gebietszuwachs  infolge  der 
Friedensverträge  u.  macht- 
politische Tendenzen  432* 

Gebietszuwachs  infolge  des 
Krieges  417* 

Neuerwerb  von  Kolonialbe- 
sitz infolge  des  Krieges         294* 

Sozialpolitische  Maßnahmen     233* 

Stellungnahme  in  den  Waffen- 
stillstandsverhandlungen       105* 

Verträge  mit  Rußland  425* 

Zucker;  Produktion  67* 

Java,  Zucker ;  Produktion 
und  Preise  während  des 
Krieges  67  * 
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K. 


Kaffee,    Brasilien ;    Ausfuhr 

1913  97* 

Portugiesisch-Afrika ;        Pro- 
duktion 244* 
Produktion  in  den  wichtigsten 
lyändem  341* 
Kakao,  Portugiesisch-Afrika; 

Produktion  244*,  388 *f f. 

Kalisalze,  Deutschland; 
Gesetz  über  den  Absatz  von 
Kalisalzen  92* 

Kamerun,    Eisenbahnen         148* 
Kanada,    Eisenbahnen  1 50* 

Kohle;  Fördermengen  397* 

Kap  —  Kairo-Bahn  148* 

Kartelle,        Internationale 
Entwicklung  nach  d.  Krie- 
ge 404ff.* 
Ö.5terreich-Ungarn ;    Maßnah- 
•  men  des  Zuckerkartells  36* 
Rechtslage  in  den  wichtigsten 

Kulturländern         88ff.*,  282ff.* 
Rumänien;  Petroleurakartell      95* 
Kaukasien,    Eisenbahnen 

1917  u.   1918  .4    ^36* 

Kautschuk,    Kongo ;  Aus- 
fuhr .  202* 
Portugiesisch-Afrika;        Vor- 
kommen 244* 
Keramische   Industrie, 

In  Österreich  126* 

Kohle,  Produktion  in  versch. 

Ländern  i  *ff . 

Weltkohlenlage  397*ff- 

Kokospalmen,    Portugie- 
sisch-Afrika;   Vorkommen     244* 
Kolonialpolitik,  Frank- 
reich ;     Verwaltungsmetho- 
den in  Algerien  i92*ff. 
Portugal ;  in  den  afrikanischen 
Kolonien                                237*ff. 
Kolonien,   Englische ;   Be- 

völkertmgspolitische  Lage     354* 
Kolumbien,    Abkommen 

über  Erfindungspatente         436* 
Eisenbahnen  151* 

Konfektions  waren, 

Österreich;  Ausfuhr  124* 

Kongo,  Wirtschaftspolitische 

Zukunftsaussichten  190* 

Konsulatswesen,    Bra- 
silien; Verordnungen  96*ff. 
Niederlande ;  Kommission  für 

Konsulatsexamen  2 1 7  *f . 

Niederlande ;   wirtschaftlicher 


Seite 
Auslandsaufklärungsdienst 

2i3*ff.,   329* 
Korea,    Eisenbahnen  39* 

Kuba,  Bekanntmachung  betr. 

gewer bl.  Urheberrecht  437* 

Zucker;  Produktion  während 
des  Krieges  66* 

Kupfer,  Österreich-Ungarn ; 

Förderung  und  Ausfuhr  6* 

L. 

Lamport  and  Holt  Line 

i36*f. 
Landwirtschaft,  Argen- 
tinien ;      Pachtsyste  n      im 
Ackerbau,  Bodenpreise  8*ff. 

Brasilien ;    Bestrebungen    zur 

Hebung  der  —  99* 

Niederlande;   Berufimg  einer 
Lan  d  wir  tschaf  tskommission 

227*,  326*f. 
Lateinische  Münzunion 

402* 
Lederindustrie,  In  Öster- 
reich 1 2  5  * 
Lettland,    Politische    Ver- 
hältnisse infolge  des  Waffen- 
stillstandes 1 07  * 
Liberia,       Wirtschaftskrieg 

gegen  Deutschland  189* 

Luxemburg,     Sozialpoliti- 
sche Maßnahmen  232* 
Zoll  vereinig  ang    mit    Frank- 
reich                                          418* 

M. 

Mac  Andrew    &    Co.  138* 

Magnesit,  Österreich-Ungarn ; 
Produktion  und  Ausfuhr  5* 

Manganerz,  Versorgung  ver- 
schiedener Länder  während 
des  Krieges  i53*ff- 

Manganerzgesellschaft 
G.  m.  b.  H.  158* 

Marokko,  Französische  Ver- 
waltungsmethoden i93*f- 
Wirtschaftliche  vmd  politische 
Verhältnisse  i.   J.   19 18  189* 

Mercantile  Steamship 

Co.,  Ltd.  252* 

Metallindustrie,  In  Öster- 
reich 122* 

Mexiko,    Eisenbahnen  1 50* 

Milch,    Schweiz ;  Ausfuhr  6$* 

Möbelindustrie,  In  Öster- 
reich 125* 
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Seito 
Monopole,  England ;  gesetz- 
liche Stellungnahme  gegen- 
über monopolistischen  Ver- 
einigungen' 282*ff. 
Versiclierungswesen,  Verstaat- 
lichung i64*ff. 
M  OS  s    ly  1  n  e  138* 

N. 

Nahrungsmittelindu- 
strie, In  Österreich  127* 

Nederlandsche  Vereeni- 
ging    voor  Econo mi- 
sche   Geographie        319* 

Nelson    1/ i  n  e  ,    I^  t  d.  138* 

Nelson  jSteam  Naviga- 
tion   Co.,    Ivtd.  138* 

Neptune  Steam  Navi- 
gation   Co.  365* 

NewZealandShipping 

Co.,  Ltd.  249*,  256* 

Nicaragua,    Eisenbahnen     151* 
Schiffahrt;  Streitigkeiten  und 
Verträge  betr.  den  Nicara- 
guakanal 204*ff.,  3ii*ff. 

Nicaraguakanal  204*ff., 

j  311  *f  f . 

Niederlande,  Internatio- 
nales Intermediäres  Institut 
im  Haag  446 *f f. 

Sozialpolitische  Maßnahmen     233* 
Wirtschaftlicher  Auslandsnach- 
richtendienst 2 1 1  *f  f . ,  318  *f  f . 
Zucker;    Produktion,    Preise, 
Ein-  und  Ausfuhr  während 
des  Krieges  61* 

Niederländisch -Indien,' 

Eisenbahnen  38* 

Niger  ien,    Eisenbahnen  148* 

NJo  rfolk  andNorth 
American  Steamship 
Co.,    lytd.  365* 

Norwegen  (s.  a.  Skandi- 
navien), Sozialpolitisclie 
Maßnahmen  232* 

Nourse  Line,  Ltd.    252*,  256* 

O. 

Of  fenen  Thür,  Die  Ge- 
biete der  —  im  Jahre  191 8 

i8i*ff.,  288 *ff. 

öle,    Deutschland ;  Sicherung 

der  Ölversorgung  70*ff. 

ö  1  p  a  1  m  e  n  ,      Portuglesisch- 

Afrika;  Vorkommen  244* 


Seito 
Österreich  (s.  a.  Deutsch- 
österreich),    Postverkehrs- 
politik 259* 

Sozialpolitische  Maßnahmen  232*ff. 
Österreich  -  Ungarn, 
Außenhandel ;  Ausfuhr  nach 
Brit.  Indien  389* 

Bevölkerungsverluste  nach  Na- 
tionalitäten   wälirend    des 
Krieges  2i*f. 

Finanzen ;  Finanzielle  Verbind- 
lichkeiten der  früheren  Mo- 
narchie 85*ff. 

Post  und  Telegraphie;  Be- 
stimmungen des  Friedens- 
vertrages und  Wiederher- 
stellung des  Verkehrs         382 *f f. 

Schiffahrt;  Behinderung  des 
Seeverkehrs  durch  Italien 
während  des  Krieges  113* 

Versicherungen  168* 

Verträge  mit  der  Türkei  186* 

Verwaltung  in  Albanien  187* 

Volkswirtschaftliche     Grund- 
lagen und  Abhängigkeit  vom 
Weltmarkte  i  *f f . ,   1 2 1  *f f . 

Zucker;  Produktion,  Ausfiihr 
und  Preise  während  des 
Krieges  56*ff. 

Ostindien,     Zucker ;    Pro- 
duktion 64* 
Ozeanien,      Handels-    und 

zollpolitische   Verhältnisse     294* 

F. 

Pacific     Steam     Navi- 
gation   Co.  i33*ff- 
Papayanni    Line      359*,  364* 
Papier,     Österreich ;   Erzeu- 
gung 125* 
Penin  sularandOrien- 

tal    Konzern  246*ff. 

Peninsiilar  andOrien- 
tal   Steam   Naviga- 
tion   Co.  246*tf. 
P  e  r  s  i  e  n  ,    Anglo  Persian  Oil 

Co.,  Ltd.  73*ff. 

Eisenbahnen  19 17  u.   19 18  36* 

Englisch-russischer  Vertrag      428* 

Wirtschaftliche  und  politische 

Verhältnisse  191 8  288*ff. 

Peru,     Abkommen   über   Er- 

findtmgspatente  43^* 

Eisenb  ahnen  151* 

Vertrag  mit  England  v.  9.  Aug. 
1919  428* 


458* 


Sachregister. 


Seite 
Peru,     Zucker ;      Produktion 

und  Konsum  67* 

Petroleum,         Österreich ; 

Produktion  3* 

Persien;  Gründung  der  Anglo 
Persian  Oil  Co.,  Ivtd.  73*ü. 

Philippinen,  Zucker ;  Pro- 
duktion während  des  Krie- 
ges 66* 
Phosphate,  Österreich-Un- 
garn; Einfuhr  191 3  6* 
Polen,    Kisenbahn verkehr        375* 
Errichtung  eines  Patentamtes 
und  Bestimmungen  betreff, 
gewerbl.  Urheberrecht 

438*f.,  443*f. 
Politische  I^age  und  Stelltmg- 
nahme  gegenüber  Deutsch- 
land nach  dem  Waffenstill- 
stand 107* 
Sozialpolitische  Maßnahmen     232* 
Versicherungen ;    Abbau    der 
deutschen  Versicherungsge- 
sellschaften                               168* 
Portoriko,     Zucker ;    Pro- 
duktion während  des  Krie- 
ges 66* 
Portugal,  Eisenbahner- Aus- 
stand                                       379* 
Kolonialbesitz  in  Afrika;  Ge- 
schichte, Verwaltung,  Ver- 
kehrs- tmd  Wirtschaftsver- 
hältnisse                  237*ff.,  33i*ff. 
Sozialpolitische  Maßnahmen     232* 
Zollgesetze                                     412* 
Portugiesisch-Afrika, 
Geschichte ,  Verwaltung ,  Ver- 
kehrs- und  Wirtschaftsver- 
hältnisse                 2  37*ff.,  33i*ff. 
Porzellanerde,       Öster- 
reich-Ungarn ;     Produktion 
und  Ausfuhr  4* 
Post  uüdTelegr     phie, 
Beeinflussung     durch     den 
Krieg  und  Wiederherstellung 
des  Verkehrs  auf  Grund  des 
Friedensvertrages                 38o*ff. 
Belgien ;     Organisation     und 
Wirksamkeit  der  deutschen 
Post  während  des  Krieges    4 1  *f f . 
Bestimmungen  des  XI.  Haager 
Übereinkommens  über  Post- 
sendungen im  Kriege             118* 
Post  verkehrspolitik  in  "Deutsch- 
land,   Österreich    und    der 
Schweiz                                   257  *f  f. 
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Powell,    Bacon     and 

Hough  Lines,  Ltd.     132* 
Preise,    Boden-. und  Boden- 
pachtpreise in  Argentinien 

14*,   18* 
Gold;  Ende  19 19  403* 

Gummi;  in  Brasilien  97* 

Schwefel;  in  Italien  273* 

Silber  400  *f. 

Zucker;   in   versch.    Ländern 
während  des  Krieges  5i*ff. 

Publications  de  1' In- 
stitut Intermedi- 
aire  International  448* 

Q. 

Quecksilber,  Österreich  - 
Ungarn ;  Produktion  und 
Ausfuhr  5* 


Radium,  Österreich -Ungarn ; 

Gewinnung  191 5  4* 

Richelieu  and  Ontario 

Navigation    Co.  365 * 

Royal  Mail  Konzern   1 3o*ff , 
Royal     Mail     Steam 
Packet    Meat Trans- 
port   Co.  138* 
Rumänien,     Eisenbahnen ; 

Verkehrspolitik  380* 

Kartelle;  Petroleumkartell  95* 

Territoriale  Veränderungen  in- 
folge der  Friedensverträge  430 *f. 
Rußland,    Bevölkerungspo- 
litische Lage  353* 

Handelspolitische  Übergangs- 
wirtschaft 410* 

Holz;  Ausfuhr  nach  Deutsch- 
land 270* 

Innerpolitische  Zustände  426* 

Manganerz;  Behinderung  der 
Ausfuhr  während  des  Krie- 
ges 1 54* 

Sozialpolitische  Maßnahmen  232*ff. 

Versicherungen ;  Verstaat- 
lichung 164* 

Vertrag  mit  England  betr. 
Persien  288  *f. 

Verträge  mit  England,  Italien 
und  Japan  424H. 

Verzicht  auf  alle  handeis-  und 
rechtspolitischen  Vorrechte 
in  Chma  293* 

Zucker;  Produktion  und  Preise 
während  des  Krieges  60* 
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Salvador,     Prozeß      gegen 
Nicaragua  betr.  den  Nicara- 
guakanal 311  *ff . 
Salz,  Österreich;  Prodviktion     3*f. 
S  a  m  o  a  ,  Mcistbegünstigtmgs- 

verträge  183* 

Schiffahrt,  England ;  Zu- 
sammenschlußbewegung  in 
der  Handelsschiff ahxt  22*ff., 

i3o*ff.  246*ff.,  359*ff. 
Italien ;      Prisengesetzgebung 

während  des  Krieges  io8*ff. 

Mangel    an    Schiffen    infolge 

des  Krieges  411* 

Portugiesisch- Afrika ;    Hafen- 
und  Schiffalirtsverhältnisse 

242*,  336*ff. 
Zentralamerikanische   Streitig- 
keiten betr.  den  Nicaragua- 
kanal 204*ff.,  3ii*ff. 
Schokolade,  Schweiz ;  Aus- 
fuhr 63* 
Schweden  (s.  a.  Skandi- 
navien),      Kisenbahnen ; 
Verkehrspolitik                        379* 
Holz ;    Produktion,    Industrie 

und  Ausfuhr  26i*ff. 

Sozialpolitische  Maßnahmen     232* 
Zollgesetze  412* 

Zucker ;  Produktion  und  Aus- 
fuhrverbot 62* 
Schwefel,    Sizilien ;  Krisen 

in  der  — industrie  27i*ff. 

Österreich-Ungarn ;      Einfuhr 

1913  6* 

Ver.    Staaten    von    Amerika, 
Produktion  275* 

Schweiz,    Eisenbahnverkehr 

378* 
Freimdschaftsvertrag  mit 

China  293* 

Geldwesen  402* 

Handelspolitische  Übergangs- 
wirtschaft 4 1 1  * 
Milch;  Ausfuhr  63* 
Postverkehrspolitik                 259*ff. 
Schokolade;  Ausfuhr  6^* 
Sozialpolitische  Maßnahmen  232*ff. 
Versicherungen                             168* 
Zucker;  Produktion  und  Ein- 
fuhr während  des  Krieges       62* 
Seidenindustrie,     In   Öster- 
reich                                         124* 
Senegambien,  Eisenbahnen 

149* 
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Serbien,  Gebietszuwachs  in- 
folge  der   Friedensverträge  432* 

Shaw,  Savill  &Albion 

Co.  359*,  364* 

Shell     Transport     and 

Trading    Co.,    Iv  t  d.         83* 

S  i  a  m  ,    Eisenbahnen  ^y* 

Wirtschaftliche  und  politische 
Verhältnisse  im  Jahre   19 18 

290*ff. 

Sibirien,    Eisenbahnen  40* 

Silber,  Preise,  Erzeugung  und 
Bedarf,  Wertverhältnis  vcn 
Gold  und  Silber        4oo*f.,  403* 

Sinai-Halbinsel,  Eisen- 
bahnen 147* 

Sizilien,   Schwefel ;    Krisen 

in  der  Industrie  27i*ff. 

Skandinavien,  Versiche- 
rungen; Abbau  der  Kriegs- 
versicherungen 167* 
Wirtschaftsbund  der  drei 

Königreiche  418* 

Societe    Franfaise    de 

Petrol  Ss* 

Sozialisierung,  Deutsch- 
land;   Sozialisierungsgcsetz 
vom  23.  März  19 19;  Kohlen- 
wirtschaftsgesetz 398* 
Eisenbahnen ;  Verstaatlichungs- 
pläne in  versch.  Ländern   366 *f f. 
Maßnahmen  in  versch.   Län- 
dern                                         235* 
Verhältnis  versch.  Länder  zur 
—  des  Versicherungswesens 

N  i64*ff. 

Sozialismus,  Sozialistische 
Bewegxmgen  in  versch.  Län- 
dern 226*ff. 

Sozialpolitik,  Maßnahmen 
in  versch.  Ländern  224*ff. 

Spanien,  Eisenbahnen ;  Plan 

einer  Verstaatlichung  379* 

Kolonialpolitik;  Marokko  189* 

Sozialpolitische  Maßnahmen     232* 
Zucker;  Produktion  und  Aus- 
fuhr während  des  Krieges       62* 

Spanisch-Marokko.' 

Eisenbahnen  146* 

Spitzbergen,   Vorherrschaft 
Englands  infolge  des   Frie- 
densvertrages 2  9  5  * 

Staatsschulden,  China ; 
Aufnahme  von  japanischen 
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Friedensverträge), 
Abkommen  zwischen  Eng- 
land xmd  Deutschland  betr. 
die    portugiesischen    Kolo- 
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nien 
Ery  an-Chamorro- Vertrag 


238*ff. 
206  *f  f., 
3ii*ff. 
205* 
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171' 


194* 
205* 


179* 
416* 
183* 
428* 


157* 


38r 


Clay  ton-  Bulwer- Vertrag 

Freundschaftsvertrag  der 
Schweiz  mit  China 

Friedensvertrag;  Artikel  über 
Vers  i  eher  vmgen 

Handels-  und  Staatsvertrag 
zwischen  Franz  I.  imd  Soli- 
man  IL 

Hay-Paimcefote- Vertrag 

Internationale  Abkommen  be- 
treff, gewerbl.  Urheberrecht 

434*ff. 
Internationales    Übereinkom- 
men über  den  E)isenbahn- 
frachtverkehr 
Kündigungen    von    Handels- 
verträgen 
Meistbeg  dnstigungs  vertrage 

betr.  Samoa 
Russisch-britischer  Vertrag  be 
treff.  Persien  288*f., 

Vertrag    zvNdschen    Bulgarien 
und  Deutschland  betr.  Aus- 
beutung    der     Manganerz- 
grube Pobeda 
Verträge  betr.  den  internatio- 
nalen Postverkehr  und  ihre 
Beeinflussung     durch     den 
Krieg 
Verträge  der  wichtigsten  Län- 
der während  des  Krieges    421  *f f. 
Verträge  zwischen  der  Türkei 
imd  Österreich-Ungarn  186* 

Standard  Oil  Co.,  Ltd.      84* 
S^t  a  t  i  s  t  i  k  ,    Deutschland ; 
Begriff  des   Spezialhandels 
in  der  Außenhandelsstatistik 

47*ff. 
Steuern,      Deutschland; 

Kohlensteuergesetz  399* 

Kaffee;  in  Brasilien  98* 

Österreich-Ungarn ;  für  Zucker     59* 
Streiks,  Argentinien ;  in  der 

Landwirtschaft  18* 

I$isenbalm.erstreik   in   versch. 
Ländern  376*ff. 

Südafrika,    Eisenbahnen      147* 
Südslawien,  Eisenbahnen ; 

Verkehrspolitik         f.^!  373*f. 


Südslawien,  Gründimg  u. 

außenpolitische  Zukunft        105  = 


Textilindustrie,      In 

Österreich  122* 

Thomson    Line  26* 

Trusts,    Internationale  Ent- 
wicklung nach  dem  Kriege  404  *ff. 
Ver.  St.  V.  Amerika;  Gesetz- 
gebung I72*ff. 
Tschecho-Slowakien, 
Eisenbahnen ;        Verkehrs- 
politik 37 1  * 
Gesetz  betr.  gewerbl.  Urheber- 
recht                                         445  * 
Handelspolitik                             419* 
Politische  und  wirtschaftliche 

Verhältnisse  106* 

Sozialpolitische  Maßnahmen  232 *ff. 
Tunis,    Eisenbahnen  146*  = 

Türkei,    Versicherungen  168* 

Wirtschaftliche  und  politische 
Zustände  19 18  i85*f. 

Turkestan,    Eisenbahnen       37 * 
Türkisch-Vorder  asien, 

Eisenbahnen  1917  u.   1918   34*f. 

U. 
Ungarn,  Eisenbahnen ;  Ver- 
kehrspolitik 374* 
Finanzen ;  Verbindlichkeiten   8  5  *f f . 
Flandelspolitik                              419* 
Handelspolitische  Übergangs- 
wirtschaft                                 409* 
Kohle;  Produktion  19 13  2* 
Lage  infolge  der  Waffenstill- 
standsverhandlungen              1 06  * 
Sozialpolitische  Maßnahmen  232*ff. 
Versicherungen ;  Verstaatlichung 

164* 
Zucker;  Preise  und  Steuern      58*f. 
Union     Castle      Line 
(Union-Castle  Mail 
Steamship  Co.,  Ltd.)   137* 
Union-Castle     Mail 

Steamship  Co.,  Ltd.   132* 
Union    Steamship     Co. 

250*,  256* 
Unterricht,  Niederlande ; 
Ausbildung  von  Konsulats- 
beamten 2I7*ff. 
Niederlande ;  Nederlandsche 
Vereeniging    voor     Econo- 
mische  Geographie  319* 
Uranerze,     österreich- 

LTngam;  Fördervmg  4* 
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Urheberrecht,   Gewerb- 
liches Urheberrecht  in  den 
wichtigsten  I^ändenx  434*ff- 

V. 
Venezuela,    Abkommen 

über  Erfindimgspatente        436* 
Vereine,  Niederlande ;  Or- 
ganisationen zur  Förderung 
der   wirtschaftl.    Auslands- 
information 318* 
Vereinigte  Staaten  von 
Amerika,  Annahme  des 
PViedensvertrages  310* 
Außenhandel ;     Handel     mit 

Britisch  Indien  39o*ff. 

Bevölkerungspolitische  Lage  354* 
Eisenbahnen  i49*f-,  378* 

Geldwesen  401*,  404* 

Handelspolitik  414* 

Kaffee;  Einfuhr  aus  Bra.silien     98* 
Kartelle,  Lage  der  internatio- 
nalen —  •        405* 
Kohle;  Produktion  191 1  2* 
Manganerz ;    Förderung    und 
Einfuhr  während  des  Krie- 
ges                                         i55*f. 
Niederlassungen  japanischer 

Firmen  162* 

Schwefel;  Produktion  275* 

Sozialisierungsbestrebungen  236* 
Sozialpolitische  Maßnahmen  232*ff. 
Trusts;  Gesetzgebung  i72*ff. 

Versicherungen  170* 

Verträge  und   Prozesse  betr. 

den  Nicaraguakanal  204*ff. 

Wandlung  der  wirtschaftlichen 
imd  politischen  Verhältnisse 
durch  den  Krieg        -         432*ff. 
Zucker;  Produktion,  Konsum 
und    Preise    während    des 
Krieges  k-"'--      64*ff. 

Versicherungen,  Ver- 
sicherungswesen in  versch. 
Ländern  u.  Bestimmixngen 
des  Friedensvertrages  i64*ff. 
Verzameling  derCon- 
sulaire  Berichten 
en  Verslagen  over 
Nijverheid,  Handel 
en    Scheepvaart  219* 

Viehzucht,    Argentinien         10* 
Volana     Shipping  &  Co., 

Ltd.  139* 

Völkerbund  182*,  3oo*ff 

Völkerrecht    (s.  a.    Staats- 
verträge),       Seerecht ; 


Seit« 
Italienische      Prisengesetz- 
gebung während  des  Krie- 
ges io8*ff. 
Völkerbund                    182*,  30o*ff. 
Vorderasien,  Eisenbahnen 

1917  und  1918  34*f. 

W. 

Waffenstillstands- 
verhandlungen     I02*ff. 

Währung,  China ;  Einfüh- 
rung der  Geldwälirung  293* 

Wanderungen,  Argen- 
tinien ;  Wanderpächter  in 
der  Landwirtschaft  8*ff. 

Wasserkräfte,  In  Öster- 
reich 5*ff. 

Well    Line,    Ltd.  28* 

Welsford     &     Co.,    Ltd., 

L  H.  —  132* 

Westcott    and     Lau- 

rence    Line  359*»  364* 

Wilson    Line  360*,  364* 

Wirtschaftskrieg,    Auf- 
hebung von  Verordnungen 
betr.  das  gewerbl.  Urheber- 
recht 445* 
China ;     gegen     Deutschland, 
Österreich-Ungarn  u.  Ruß- 
land 293* 
Liberia;  gegen  Deutschland     189* 
Siam ;  gegen  Deutschland  und 
Österreich  290* 

Wollindustrie,  In  Öster- 
reich 123* 


Zeitschriften  und  an- 
dere Publikationen, 
Brasilien;  BoletimCommer- 
cial  da  Sec9äo  dos  Negocios 
Economicos  e  Commercaes 
do  Ministerio  dos  Relagoes 
Exteriores  98* 

Niederlande ;  Berichte  versch. 
Körperschaften  betr.  Aus- 
landsnachrichtendienst      215  *f  f . , 

3i9*ff 

Niederlande ;  Veröffentlichim- 
gen  des  Internationalen 
Intermediären  Instituts  im 
Plaag  448* 

Sozialpolitische  Veröffent- 
lichungen in  versch.   Län- 
dern 225* 
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Zentralamerika,   Schiff- 
fahrt;  Streitigkeiten     betr. 
den  Nicaragaakanal 

204*ff.,  3ii*ff. 
Z  i  n  k  e  r  2  e  ,  Österreich ;   Ge- 
winnung und  Einfuhr  6* 
Zinnerze,   Österreich ;  Ge- 
winnung und  Einfuhr  6* 
Zölle,    China ;  Bestrebungen 
auf  Abänderung  des   Zoll- 
tarifs   und    Zolleinnahmen 
1917  und  1918                     292*f. 
England;  für  Zucker                   63* 
Türkei;  Erneuerung  des  Zoll- 
tarif es                                         186* 
Zollpolitische  Maßnahmen  in 
verschiedenen  I^ändem      4i2*ff. 
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Zucker,    Brüsseler  Konven- 
tion 69* 
Weltproduktion    vmd    Preise 
wänrend  des  Krieges            5o*ff. 
Zuckerrohr,  Portugiesisch- 

Afrika;  Anbau  343* 

Portugiesisch  -  Afrika ;      Vor- 


kommen 
Zündhölze 
Fabrikation 


r  ,    Schweden; 
tmd    Ausfuhr 
265*, 
Zwangsbewirtschaf- 
tung,  Deutschland ;   für 
Manganerze  und  -halbfabri- 
kate 
Zucker;   in   versch.    Ländern 
während  des  Krieges 


244' 
268* 

158* 
54*ff. 


& 


Beilage  zum  Wcltwirtsdiaftlidien  Ärdiiv. 

15.  Band.    (1919/20.) 


Geldmarkt,  Wedisel-  und  Effektenkurse  im  Weltkriege. 
International-vergleichende  Statistik. 

(Berichtszeit  Januar  bis  Dezember  1918.) 


Vorbemerkung. 

Die  nachfolgenden  Tabellen,  welche  Angaben  enthalten  über  Geldmarkt, 
Notenbanken,  Clearingnmsätze,  Goldverkehr,  Wechsel-  und  Effektenkurse 
im  Jahre  1918,  entsprechen  im  allgemeinen  der  im  vorhergehenden  Jahr 
erfolgten  Bearbeitung^  und  beruhen,  soweit  hier  nichts  Anderweitiges  ge- 
sagt ist,  auf  den  gleichen  Quellen. 

Hinzugefügt  wurden  "Wechselkursnotierungen  in  Kopenhagen;  ein  Aus- 
bau erfolgte  in  bezug  auf  die  Angaben  über  die  New  Yorker  Devisenkurse. 

Die  St.  Petersburger  Wechseinotierungen  fielen  fort. 

Das  Jahr  1919  soll  angesichts  der  noch  vorhegenden  Schwierigkeiten 
grundsätzhch  in  der  gleichen  Weise  behandelt  werden. 


1  Vgl  „W.  A."  14.  Band,  Heft  2.    Vgl.  die  Vorbemerkung  dort. 


Geldmarkt,  Wechsel-  und  Effektenkurse  im  Weltkriege. 
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Äbrcdinungsverkehr  der  Rcichsbank. 

1918 

1917 

1918 

1917 

in  Mill.  Mk. 

in  MiU.  Mk. 

Januar 

Februar 

März 

April 

Mai 

9  568,6 

8  417,6 

9  196,3 
10  611,0 

9  892,6 

10  645,1 

9  762,7 

6  611.1 

5  769.5 

7  985,8 

6  740,0 

7  058,8 
7  666,5 
7  179.5 

August 

September 

Oktober 

November 

Dezember 

9  865,6 
10  583,7 

10  678.8 
8  502,5 

11  585,2 

7  722,2 

8  095,3 
10  108,0 

8  497,8 

9  751,3 

Juni 
Juli 

Jan. — Dez. 

119  309,7 

93  185,8 

Londoner  Clearinghouse^ 


1918 

Stadt 

Land 

Zusammen 

in  Mill.  £ 

1. —  2.  Januar 

98,62 

7,49 

106.11 

3. —  9.  Januar 

391,71 

63,34 

455.06 

10. — 16.  Januar 

349.61 

51,02 

400.63 

17. — 23.  Januar 

356,99 

46,79 

403,78 

24. — 30.  Januar 

369,22 

43,88 

413,10 

31.  Januar — 6.  Februar 

387,58 

52,98 

440,56 

7. — 13.  Februar 

330,29 

48,51 

383,79 

14. — 20.  Februar 

343,90 

51,65 

395,54 

21.— 27.  Februar 

341,40 

44,33 

385,73 

28.  Februar — 6.  März 

409,81 

55,04 

464,84 

7.— 13.  März 

378.21 

48,40 

426,60 

14.— 20.  März 

367,54 

51,84 

419,38 

21.-27.  März 

427,29 

40,72 

474,01 

28.  März— 3.  April 

289,40 

31,76 

324.16 

4.-10.  April 

340,04 

61,26 

401.31 

11.-17.  April 

306,11 

52,47 

358.58 

18.-24.  April 

313,53 

48,73 

302,26 

25.  April— 1.  Mai 

330,71 

48.04 

378,75 

2.—  8.  Mai 

328,74 

56,16 

384,90 

9.-15.  Mai 

341,28 

51,69 

392.97 

16.-22.  Mai 

258,04 

35,56 

293,60 

23.-29.  Mai 

333,43 

54,10 

387,53 

30.  Mai— 5.  Juni 

339,46 

54,44 

393,90 

6. — 12.  Juni 

329,86 

53,45 

383,31 

13. — 19.  Juni 

327,18 

55,21 

382,39 

20. — 26.  Juni 

341,13 

47,96 

389,09 

27.  Juni— 3.  Juli 

379,41 

40,25 

419,65 

4.-10.  Juli 

374,63 

71,48 

446,11 

11.-17.  Juli 

347,28 

56,35 

403,63 

18.-24.  Juli 

327,80 

51.57 

379.37 

25. — 31.  Juli 

355,79 

50,88 

406.67 

1. —  7.  August 

313,64 

50,55 

364,19 

8. — 14.  August 

377,83 

53,91 

431,74 

15.— 21.  August 

■     348,05 

55,32 

403,36 

22. — 28.  August 

359,76 

47,36 

407,12 

29.  August — 4.  September 

382,76 

53,52 

436,23 

5. — 1 1.  September 

332,07 

56,37 

388,44 

12. — 18.  September 

347,38 

55,19 

402.57 

19. — 25.  September 

357,10 

50,24 

407.34 

26.  September — 2.  Oktober 

402,76 

52,93 

455.69 

3.—  9.   Oktober 

394,41 

68,57 

462,98 

10. — 16.  Oktober 

393,32 

63,10 

456,47 

17.— 23.  Oktober 

359,97 

56.69 

416,06 

24. — 30.  Oktober 

370,82 

53,66 

424,48 

31.  Oktober — 6.  November 

383,52 

63,08 

446,59 

7. — 13.  November 

372,45 

54,02 

426.47 

14. — 20.  November 

353,18 

58,19 

411,37 

21. — 27.  November 

357,06 

51,88 

408,94 

28.  November — 4.  Dezember 

393,03 

53,55 

446,58 

6. — 11.  Dezember 

373,91 

63,33 

137.24 

12.-18.   Dezember 

384,17 

58,05 

442.22 

19.-25.   Dezember 

325,07 

43.58 

368.65 

26.-31.  Dezember 

257,95 

36,82 

294,77 

'  Nacb  dem  „Economist" 


Geldmarkt,  Wechsel-  und  Effektenkurse  im  Weltkriege. 
Londoner  Clearinghouse.    (Fortsetzung.) 


1918 
1917 
1916 


18  461.24 
16  877,01 
13  402.69 


2  736,27 
2  244,19 
1872.45 


Zusammen 


21  197,51 
19  121,20 
15  275,04 


Provinz  Clearings. 


1917 

1918 

Birmingham 

110.09 

126,02 

Bristol 

49,32 

55,50 

Dubiin 

250,82 

305.87 

Leeds 

43.55 

54,49 

Leicester 

29.87 

39,99 

Liverpool 

412.73 

484,31 

Manchester 

557.89 

767,— 

Newcastie 

88,13 

87,30 

Nottingham 

25,80 

32,12 

Sheffield 

49,11 

56,49 

Monatliche  Clcaringumsätze  der  Schweizerischen  Nationalbank*   (in  Mill.  Fr.) 

(Basel,  Bern,  Genf,  Lausanne,  St.  Gallen,  Zürich.) 


1918 

1917 

1916 

191Ö 

1914 

Januar 

672,85 

471,23 

351.72 

288.80 

492,10 

Februar 

567,98 

401,56 

360,59 

289,11 

416,88 

März 

520,24 

421,32 

336.94 

366,84 

459,90 

AprU 

563.09 

416.85 

321,71 

334.38 

438,27 

Mai 

655.72 

434.23 

428,21 

308,21 

409,69 

Juni 

573.37 

481,48 

398,37 

329,17 

411.96 

Juli 

686.93 

504,21 

399,65 

294,04 

464.43 

August 

609,64 

489,38 

419.24 

318.99 

168.45 

Septembei 

664.41 

464,60 

475.93 

341,14 

164.10 

Oktober 

861.20 

655,98 

476.45 

328.43 

231.56 

November 

620,94 

654,37 

511,12 

306,46 

250.18 

Dezember 

581.65 

698,01 

434,95 

368,89 

239,26 

Total 

7578,02 

5793,22 

4914,88 

3874,46 

4146,78 

M 


Nach  den  Geschäftsberichten  der  Schweizerischen  Nationalbank. 
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PP  COCOCOCOCOCOCOCOCOCOOCOlM0500COOOCOOOI:-t*05»Ci— I 
OiOOiOvfliOO'O'O'OCOCOt^cOOOOOOOcOt-.t— t— COIM-M 
rHi-4i-(r-li-<rHi-li-lrHT-li-li-li-4i-*>Hi-ll-li— li-lr-lrHi-l<M;] 


>0  Sg  CO  rH  •*  CO 

cq  >c  cocDco  "* 
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•    io'0>0'0>oio>oo"OOOcDt-oooooooooot-c-t-coeicM 
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^,Hi-lrHi-ti-lrHi-li-IC0>0>n00iHOOOO00C000'-HC0'^  ~-~- — •^■~~ 
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«    «•     51    »■"'■"•'»'    """"^  CO  1—1  —H  IM  CO  »H 
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Cl3  iO»0  0>CJiC*0»OOiOt^COCOOOC50505a5»OOOOi-HCD 
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Geldmarkt,  Wechsel-  und  Effektenkuröo  im  Weltkriege. 


Wediselkur 


1918 


Parität 


Paris 


Kabel    3  Monate 


£1  =  Fr.  25,22  Va 


Peters- 
burg 


Kabel 


£  10  = 
Kbl.  94,6 


Mailand, 
Genua 


Kabel 


£  1  =  Lire 

25.22  V2 


Zürich 


K^bel   |3  Monate 


£1  =  Fr.  25,221/2 


Amsterdam 


Kabel   |3  Monali 
£  1  =  Gld.  12,11-1 


3.  Januar 

10.  Januar 

17.  Januar 

24.  Januar 
31    Januar 

7.  Februar 
14.  Februar 
21.  Februar 
28.  Februar 

7.  März 

14.  März 

21.  März 

28.  März 

4.  April 

11.  April 

18.  April 

25.  April 

2.  Mai 
9.  Mai 

16.  Mai 

23.  Mai 

30.  Mai 

6.  Juni 

13.  Juni 

20.  Juni 

27.  Juni 

4.  Juü 

11.  Juli 

18.  Juli 

25.  Juli 

1.  August 

8.  August 

15.  August 

22.  August 

29.  August 

5.  September 

12.  September 

19.  September 

26.  September 

3.  Oktober 
10.  Oktober 

17.  Oktober 

24.  Oktober 

31.  Oktober 

7.  November 

14.  November 

21.  November 

28.  November 

5.  Dezember 
12.  Dezember 
19.  Dezember 
26.  Dezember 


27,22'/j 

27,20Va 

27,9V. 

27.15Va 

27,15V> 

27,18'/« 
27,15V2 
27,17V« 
27,17'/« 

27,19'/« 
27,24'/« 
27.20'/, 
27,25 

27,20 
27,17'/« 
27,16'/2 
27,16'/« 

27,16'/, 
27,15'/, 
27,15'/, 
27,15'/, 
27,16 

27,16'/, 
27,16'/, 
27,15'/, 
27.15 

27,15'/, 
27,15'/, 
27,16 
27,14'/, 

27,14'/, 
27,10'/, 
27,10'/, 
26.94'/, 
26,20 

26,06 
26,09 
26,05'/, 
26,08'/, 

26,05 

26,15 

26,07'/, 

26,07 

26,06 

25,96'/, 
25,96'/, 
26,00'/, 
25,99 

25,98 
25,97'/, 
25,97 
25,97 


27,62'/, 

27,62'/, 

27.50 

27.55'/, 

27,55'/, 

27,57'/, 
27,55'/, 
27,57'/, 
27,57'/, 

27,59'/, 
27,64'/, 
27,61 
27,65 

27,60 
27,57'/« 
27,57'/, 
27,57'/, 

27,57'/, 
27.55'/, 
27,55'/, 
27,55'/, 
27,56'/« 

27,56'/, 
27,57'/, 
27,59 
27,57 

27,59'/, 
27,56 
27,56'/, 
27,55 

27.54'/, 

27.49'/, 

27.32'/, 

27.35 

20.61 

26.47'/, 
26,50 
26,50 
26.50 

26.47'/, 
26.52'/, 
26,52'/, 
26.50'/, 
26.50 

26,39 
26,40 
26,43 
26,42'/, 

26.42'/, 
26,42'/, 
26.42'/, 
20.42'/, 


365 
365'/, 
365'/, 
360 


39,94 
39.75 
40,00 
40,20 
40,90 

41,00 
41,20 
41,63 
41,75 

42,25 
41,05 
41,21'/, 
41,63 

41,87'/, 
42.35 
42,35 
42,50 

42,95 
42.95 
43.10 
43.25 

43.47'/, 

43,87'/, 
44.80 
44,27'/, 
43,97'/, 

43.30 
43.63 
43,15 
42,52 


40,10 
37.27 
37.27 
35.93 
30,31 

30,31 
30,31 
30,31 
30,31 

30,31 
30,31 
30.31 
30,31 
30,31 

30,31 
30,31 
30,31 
30.31 

30,31 
30,31 
30,31 
30,31 


20,83 

21,37'/, 

21,00 

21,12 

21,50 

21,42 
21,38 
21,28 
21,22 

21,25 
21,05 
20,58'/, 
20,60'/, 


20.10 
20,08 
20,08 

19,98 
19,60 
18,97'/, 
19,23 


18.73 
18,83 
18,75 
18,93 

18,82 
18,85 
18,73 
18,74 

18.74 
18.65 
18.65 
19.80 
20,20 

21,35 
20,60 
21,28 
21,06'/, 

22,40 

22,87'/, 

24,10 

23,81 

23,97'/, 

24,07'/, 
23,97'/, 
23,99'/, 
23,19'/, 

23.35 
23.77'/, 
23.47'/, 
23,02'/, 


21,10 

21,75 

21,37'/, 

21,47 

21,85 

21,77 
21,73 
21,63 
21,67 

21.60 
21.40 

20,95'/, 
20,95'/, 


20,45 
20,43 
20,43 

20.33 
19.95 
19,32'/, 
19,58 


19,08 
19.18 
19,10 
19,28 

19,17 
19,20 
19,08 
19,09 

19,09 
19,00 
19,00 
20,15 

20.55 

21.70 
20.95 
21.63 
21,48'/, 

22.67'/, 

23.15 

24.37'/, 

24.12'/, 

23.97'/, 

24.07'/, 
23.97'/, 
23,99'/, 
23,49'/, 

23.77'/, 
23.77'/, 
23.47'/, 
23,02'/, 


10.95'/, 

11.00'/, 

10.88 

10.74'/, 

10.82'/, 

10.74 
10.77'/, 
10,69'/, 
10,52 

10,50 
10,38'/, 
10,24'/, 
10,26 

10,00 
10,07'/, 

9,99'/, 

9,96 

9.82'/, 

9,75 

9,34'/, 

9,47'/, 

9.51'/, 

9,32'/, 
9,30'/, 
9,34 
9,38 

9,27 
9,23'/, 
9,18 
9.18 

9,13'/, 
9,07'/, 
9,07'/, 
9,22'/, 
9,28 

9,78'/, 
9,76 
9,81'/, 
9.85'/, 

10.22'/, 

10,76'/, 

11,17'/, 

11,26 

11,27'/, 

11,35 
11.41'/, 
11,42'/, 
11,24'/, 

11,22'/, 
11,18'/, 
11,18'/, 
11,12'/. 


'  Nach  dem  „Economist". 
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London^ 


Madrid 


Kabel    3  Monate 


£  1  =  Pest.  28,79 


Kopen- 
hagen 

Kabel 


£  1  = 
Kr.  18.16 


Christi- 
ania 

Kabel 


£  1  = 
Kr.  18,16 


Stock- 
holm 

~Kabcl 

£  1  = 
Kr.  18,16 


New  York 


Kabel       Sicht 


£  1  =  Doli.  4,866 


Bombay 


Sicht 


Calcutta 


30  Tage 


ßh/d  für  1  Rupie 


19,60 
19,53 
19,67 
19,65 
19,67 

19,65 
19,65 
19,62 
19.53 

19,30 
19,13 
18,61 
18,61 


17,47'/2 

18,10 

17,47Va 

17,15 

17,07»/a 

17,00 

16,90 


16,68 
16,70 
17.20 
16,90 

17,27V» 
17,28 
17,30 
17,73 

17,83 
17,99 
17,99 
19,65 
20.25 

20,38 
20,53 
20,95 
20.85  V. 

22,25 
23,40 
23,10 
23,05 
23.35 

23,55 
24,15 
21,00 
23,92  Va 

23,95 
23,69 

23,88 
23,70 


57V. 
57  V. 

57  V.. 
ö7V« 
57V4 

57V. 
57V. 
57V4 
Ö7V4 

58  V. 
59 

60V. 
60V. 

62  V. 
64V4 

62  V« 
65 

65V4 
65  V4 
66 

66V4 
66V4 

66V. 
66V4 
65V. 
65  V4 

65  V. 
65  V. 
65  V4 
64 

63  V4 
63V. 
59 

58V4 
56 

56 

65  V» 
54 
54 

51 

47  V, 
48 
48 
47  V. 

47V. 
46V4 
47  V. 
47 

47  Vs 
47'/. 
47V. 
47V. 


15,38 
15,55 
15,20 
15,23 
15,43 

15,45 
15,45 
15,53 
15,63 

15,75 
15,73 
15,17 
15,33 

15,06V4 
15,35 

15,25 
15,20 

15,20 
15,17 
15,12 
15,15 
15,31V4 

15,22 
15,25 
15,30 
15,33 

15,27 
15,30 
15,25 
15,15 

15,15 
15,05 
15,05 
15,25 
15,32 

15,55 
15,65 
15,78 
15.82V. 

16,42V. 

17,40 

17,35 

17,48 

17.63 

17.77 
17.78 
17,78 
17,80 

17.78 
17,70 
17,63 
17,63 


14,50 
14,77 
14,53 
14,55 
14,68 

14,80 
14,87 
15,10 
15,48 

15,48 
15,45 
14,95 
15,10 

14,71V4 
15,05 
15,10 
15,12 

15,14 
15,15 
15,08 
15,05 
15,15 

15.05 
15.05 
15,07 
15,10 

15,05 
15.08 
15,05 
15,09 

15.04 
14,98 
14,98 
15.10 
15.15 

15,25 
15,25 
15,37 
15,42V. 

16,17V. 

17,10 

17,17 

17,25 

17.27 

17,40 
17,32 
17,30 
17,19 

17,09 
17,03 
16,91 
16,85 


14,05 
14,40 
13,98 
14,05 
14,23 

14,25 
14,30 
14,53 
14,78 

14,85 
14,83 
14,01 
14,30 

14,71V4 
14,18 
14,08 
14,09 

14,10 
14,00 
13,80 
13,77 
14,02  V. 

13.91 
13.90 
13,70 
13.31 

13.45 
13.47 
13,42 
13,31 

13,29 
13,19 
13,19 
13,45 
13,55 

14,17 
14,00 
14,22 
14,13 

15,02V» 

15,90 

16,35 

16,35 

16,73 

16.90 
16.98 
16,85 
16,77 

16,58 
16,45 
16,22* 
16.20 


4,76V. 
4,7  6  Vs 
4,76V8 
4,76V. 
4,76V8 

4,76V. 
4,76V. 
4,76V. 
4,76V. 

4,76Vs 
4,76V. 
4,76V. 
4,76V. 

4,76V. 
4,76V8 
4,76V. 
4,76V8 

4,76V. 
4,76V8 
4,76V8 
4,76V8 
4,76V8 

4,76V. 
4.76V8 
4,76V8 
4,76V. 

4,76V8 
4,76V. 
4.76V8 
4,76V8 

4,76V8 
4,76V8 
4,76V8 
4,76V. 
4.76V. 

4,76Va 
4,76V. 
4,76V. 
4,76V4 

4,76V. 
4,76V. 
4,76V. 
4,76V. 
4.7GV. 

4.76V. 
4,76V. 
4.76V1. 
4,76V8 

4,76V. 
4,76V, 
4.76V. 
4,76V. 


4,77' 
4,77' 
4,77' 
4,77' 
4,77' 

4,77' 
4,77' 
4,77' 
4,77' 

4,77' 
4,77' 
4,77' 
4,77' 

4,77' 
4,77' 
4,77' 
4,77' 

4,77' 
4,77' 
4,77' 
4,77' 
4,77' 

4,77' 
4.77' 
4,77' 
4,77' 

4.77' 
4.77' 
4.77' 
4.77' 

4,77' 
4,77' 
4,77' 
4,77' 
4,77' 

4,77' 
4,77' 
4,77' 
4,77' 

4,77' 
4,77' 
4,77» 
4,77' 
4.77' 

4,77' 
4,77» 
4,77« 
4,77' 

4,76» 
4,77' 
4,77' 
4,77' 


1/4*  V.» 
1/4"/.. 
1/4"/,, 
1/4"/., 
1/4"/,» 

1/4"/,, 
1/4"/,, 
1/4"/,, 
1/4"/., 

1/4"/,, 
1/4"/., 
1/4"/., 
1/4"/., 

1/4"/., 
1/4"/,, 
1/5"/,, 
1/5"/,, 

1/5"/., 
1/5"/,, 
1/5"/,, 
1/5"/,, 
1/5'»/,, 

1/5'V., 
1/5"/,. 
1/5"/., 
1/5"/., 

1/5"/., 
1/5"/,, 
1/5"/., 
1/5"/,, 

1/5"/., 
1/5"/., 

1/5«V.4 

1/5"/., 
1/5"/., 

1/5"/,, 
1/5"/,, 
1/5"/,, 
1/5"/,, 

1/5"/,. 
1/5"/,, 
1/5"/., 
1/5"/,, 
1/5"/., 

1/5"/,, 
1/5"/., 
1/5"/,, 
1/5"/., 

1/5  "/.4 
1/5"/.. 
1/5"/., 
1/5"/,. 


1/4"/., 
1/4"/,, 
1/4"/,, 
1/4"/,. 
1/4"/,, 

1/4"/,. 
1/1"/., 
1/4"/,, 
1/4"/,, 

1/4"/,, 
1/4"/., 
1/4"/,. 
1/4"/,, 

1/4"/., 
1/4"/., 
1/5"/,. 
1/5"/,, 

1/5"/,, 
1/5"/,, 
1/5"/,, 
1/5"/,, 
1/5"/,, 

1/5"/,, 
1/5"/., 
1/5"/,, 
1/5"/,, 

1/5"/,. 
1/5"/,, 
1/5"/., 
1/5"/., 

1/5"/., 
1/5"/,, 
1/5"/,, 
1/5"/., 
1/5"/,, 

1/5"/., 
1/5"/., 
1/5"/., 
1/5"/,, 

1/5"/.. 
1/5"/., 
1/5"/,. 
1/5"/., 
1/5"/,, 

1/5"/,, 
1/5"/,, 
1/5"/., 
1/5"/., 

1/5"/., 
1/5"/,, 
1/5"/,, 
1/5"/,, 
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Geldmarkt,  Wechsel-  und  Effektenkurse  im 

Weltkrieg 

e. 

Wediselkurse  auf  London  j 

1917 

Paris 

j  Peters- 
burg 

Rom 

Zürich 

Amster- 
dam 

Madrid 

Lissabon 

Kopen- 
hagen 

Scheck 

3  Monate 

Sicht 

Kurz 

Kurz 

Kurz 

Kurz 

Kurz 

Parität 

£  1  =Fr. 

£  10  = 

£  1  =  Lire 

£  1  =  Fr. 

£  1  =  Gld. 

£  1  =Pes. 

53'/,  d  = 

£  1  =  Kr 

25,22Vs 

Rbl.  94,57 

25,22'/, 

25,22'/, 

12,107 

25,22'/, 

1  Esc. 

18.159 

4.  Januar 
11.  Januar 
18.  Januar 
26.  Januar 

27.21Vs 
27,20'/! 
27,10 
27,14V2 

367'/, 
370'/, 
365'/, 
365 

40,01 
39,80 
39,95 

40,22  Va 

21,07'/, 
21,35 
21,05 
21,10 

11,01'/, 
11.00'/, 
10,79'/, 
10,72'/, 

19,58'/, 
19.57'/, 
19.85 
19.72'/, 

30'/, 
30 

29  V« 
29  V. 

15,62'/, 
15,50 
15,25 
15,25 

1.  Februar 

8.  Februar 

15.  Februar 

22.  Februar 

27,14»/4 
27,l8'/a 
27,I5V» 
27,18 

365 
365 

40,87'/, 
41,10 
41,19'/, 
41,50 

21,40 
21,40 
21,25 
21,30 

10,82 
10,74 
10.78 
10.71 

19.74 
19.53 
19,66'/, 
19.62'/, 

29V8 
29V« 
29V. 
29V. 

15.46 
15.37'/, 
15.49 
15.67'/, 

1.  März 

8.  März 

15.  März 

22.  März 

29.  März 

27.18V. 
27,20V3 
27.23 

27,20V8 
27,22 

— 

42,10 

41,65 

41,02'/, 

41,32'/, 

41.70 

21,20'/, 
21,27'/, 
20.97'/, 
20.68'/, 
20,55 

10.58'/, 
10,49'/, 
10,29'/, 
10,23'/, 
10,20 

19,57'/, 
19,34'/, 
19,12'/, 
18,57'/, 
18,52'/, 

29'/, 
28V. 

27  V. 
28'/, 

28  V. 

15,60 

15,77'/, 

15.69 

15.20 

15,29 

3.  April 
12.  April 
19.  April 
26.  AprU 

27,19 
27,15'/. 
27.16 
27,16 

— 

41.92 
42,41 
42,52 
42,55 

20,17'/, 
20,12 
20,12'/, 
20,07'/, 

10,09 
10,08'/, 

9,99'/, 

9,95 

18.25 
17.38'/, 
17, 72'/, 
17,47'/, 

28'/. 
29'/. 
29 
29  V, 

15,19 
15,32 
15.24'/», 
15,22 

3.  Mai 
10.  Mai 
17.  Mai 
24.  Mai 
31.  Mai 

27.16 

27,15'/. 

27,14'/, 

27.16'/, 

27.15'/, 

— 

42,73'/, 

43,10 

43.05 

43.24'/, 

43,45 

19,92 

19,56'/, 

18,60 

19,15 

19,07'/, 

9,82 

9,82 

9,29'/, 

9,60 

9,49 

17,08 

17,11'/, 

16,96 

16,80 

16,75'/, 

29  V. 
29  V. 
30'/, 
31 
32'/, 

15,21 
15,19 
15.13V«  ' 
15,16'/,* 
15.29'/, 

7.  Juni 
14.  Juni 
21.  Juni 
28.  Juni 

27.16 
27.16'/i, 
27,14V« 
27.15'/, 

— 

44,45 
44,90 
43.72'/, 
43,90 

18,95 
18,86 
18,72'/, 
18,88'/, 

9,35'/,- 
9,31'/, 
9,31 
9,37'/, 

16,69'/, 
16,66'/, 
17,02'/, 
17,00 

31 

30'/, 
30'/, 
30'/« 

15.22'/, 
15.27'/, 
15.31'/, 
15,33'/, 

5.  Juli 
12.  JuU 
19.  Juli 
26.  Juli 

27,15'/, 
27,15V. 
27,14'/, 
27.15 

— 

43.22'/, 
43.28 
43,09'/, 
42,10 

18,92'/, 
18,75 
18,68'/, 
18,70'/, 

9,26'/, 
9,22'/, 
9,17 
9,16 

17,22 
17,25 
17,26'/, 
17,66 

30'/, 
30'/« 
30'/« 
31 

15,28'/, 
15,25 
15,22'/, 
15,12 

2.  August 

9.  August 

16.  August 

23.  August 

30.  August 

27,14'/. 

27.09 

26,98 

27.78'/, 

26.01 

— 

39,95 

37,07'/, 

35,93V. 

35,93V. 

30,31'/, 

18,71'/, 

18,74 

19,22 

20,09'/, 

20,29'/, 

9.11 

9.08'/, 
9,24 
9,26 
9,40 

17,74'/, 

17,99'/, 

19,13'/, 

20,80 

20,31 

30 
31 

30 
30 
30 

15,12'/, 
15,04'/, 
15,22'/, 
15,25'/, 
15.34 

6.  September 
13.  September 
20.  September 
27.  September 

26,08 
26.08'/, 
26,06'/, 
26.08 

— 

30,31'/« 
3O.3IV4 
30.31'/« 
30,31'/« 

20,37'/, 
20,50'/, 
21,14'/, 
21.02'/, 

9,98'/, 
9,88 
9,81'/, 
9.88'/, 

20,68'/, 
20.60'/, 
20,97'/, 
20,84'/, 

29'/, 
29'/, 
29'/, 
30 

15.68'/, 
15.63'/, 
15,77'/,  ri 
15,92'/,  g 

4.  Oktober 
11.  Oktober 
18.  Oktober 
25.  Oktober 

26.05'/« 
26.13'/, 
26.07 
26.08 

— 

30,31'/« 
30,31'/« 
30,31'/« 
30.31'/« 

21,09 
23.02'/, 
23.85 
23.65 

10.32'/, 
10,82'/, 
11,21'/, 
11,16'/, 

22,05 
23.15 

22,85 
22,85'/, 

28'/. 
29'/, 
29'/, 
29'/« 

16,47' /»  1 
17,38 

17,43V2      1 
17.44'/,  g 

2.  November 

9.  November 

16.  November 

23.  November 

30.  November 

26,05'/, 

25,94'/, 

25,96 

25,97'/, 

25,98'/, 

— 

30,31'/« 
30,31'/« 
30,31'/« 
30,31'/« 
30,31'/« 

23,70 

23,82'/, 

23,59'/, 

23.58 

23.30 

11,24 

11,.39 

11,37 

11,39'/, 

11.29 

23,36'/, 

23,78'/, 

24.07'/, 

23,76 

23,95 

30 

30 

32 

31'/, 

32 

17,65       i  1 
17,78»/, 
17.78V. 
17.76'/,: 

17.77V«.  ; 

7.  Dezember 
14.  Dezember 
21.  Dezember 
28.  Dezember 

25.97'/, 
25,97 
25,97'/.    i 
25,97        ! 

— 

30,31'/« 
30.31'/«. 
30,31'/« 
30,31'/«    1 

23.29 

23,32'/, 

22,97 

22,67'/, 

11,20'/, 
11,17'/, 
11,19 
11,11 

23,92'/, 
23,70 
23,78 
23,72'/2 

34 

33'/, 

34 

34'/, 

17.77  V« 
17,66V«" 
17,61  Vi* 

17,65»/, 

International- vergleichende  Statistik. 
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1  fremden  Plätzen 

• 

Stock- 
holm 

Chris  ti- 
ania 

New  York 

Montreal 

Buenos 

Aires 

Rio  de 
Janeiro 

Monte- 
video 

Valpa- 
raiso 

Calcutta 

Kurz 

Kurz 

Cablo 

Cable 

90  Tage 

90  Tage 

90  Tage 

90  Tage 

t.  t. 

1  =  Kr. 

£  1  =  Kr. 

£  1  =  Doli. 

£  =  1  Doli. 

47.58  d  = 

16  d  für  1 

51  d  für  1 

18  d  für  1 

lsh/4dfür 

18,159 

18,159 

4.86V. 

4.86V3 

1  Peso  Gold 

Milr.  Pap. 

Peso  Gold 

Peso  Gold 

1  Rupie 

14,42 
14,20 
13,91'/, 
14,02'/, 

14.78'/, 
14.75 
14.55 
14,55 

4.76V.. 
4,76'V3, 
4,76'V3. 
4.76>V.2 

4,79'/, 
4,81'/4 
4,82'/, 
4,80V4 

52 

51'/, 
51'/, 
50  V. 

13=V,. 
13"/,. 
13«/,, 
13V. 

CO'/, 
59'/, 
59 

58'/, 

14  V. 

14V,. 

13'V,. 

13Va 

l/5'/32 

1/5 '/„ 
l/ö'/,, 

l/5'/3. 

14,25 

14,18'/, 
14,28'/, 
14,95 

14.70 
14.74 
14,90 
15.50'/, 

4.76'V3. 
4,76'V.2 
4,76'V.. 
4.76'/x, 

4,81'/, 
4,81V. 
4.81 
4.81V4 

50'/, 
60'/, 
50'/, 
50'/, 

13"/,. 
13"/,, 
13V, 
13'/, 

58V. 
59'/, 
59'/, 
59'/, 

13V. 
13V, 
14'/., 
14'/,, 

l/5'/32 
l/5'/3.. 

1  /5'/„ 

1/5 '/33 

14,72'/, 

14.89'/, 

14,72 

14,00 

14,10 

15,40 
15,46 
15,34 
14,96 
15,92'/, 

4,76'V3, 
4,76'V„ 
4.76"/3, 
4,76'V3. 
4,76'V„ 

4,80'/, 

4.82 

4,83V. 

4.83 

4,83'/. 

50'/, 
60'/, 
50'/, 
50'/, 
51 

13'/, 

13'/, 

13'V.. 

13Vi, 

13V,. 

59'/, 

69'/, 

61 

61 

62 

14V, 
15'/.. 

l5Vx, 

15'V3. 

15 

1/5'/,, 
1/5'/,. 
1/5'/,. 
1/5'/,. 
1/4"/,. 

13,85 
14,11 

14,09 
14,08 

14.86 
15,01'/, 
15.11'/, 
15.09'/, 

4,70  Vs 
4,76"/.. 
4.76'V3, 
4,76"/32 

4,84'/, 
4,85 
4,84V, 
4,85'/, 

50  V. 
50V. 
61'/. 
51 

13'V3, 
13V3, 

13V,. 

13V3, 

63'/, 
64'/. 
63  V, 
65'/. 

15'V,. 

15»/3, 

15"/,. 
15"/,, 

1/5'/,. 
1/5'/,, 
1/6'/., 
1/6'/,, 

14,08'/, 

14,02 

13,67 

13,81'/, 

13,97 

15,15'/, 

15,19 

15,01 

15.02'/, 
15.09^2 

4,70"/32 
4,76"/3. 
4,76'Vss 
4,76'V3. 
4.76'V3, 

4,83  V. 
4,81'/4 
4.81V. 
4.8IV. 
4,82'/, 

51'/, 
52'/. 
51V. 
51V. 
51V. 

13'/,, 
13'/, 

13V.6 
13V3, 
13V32 

65'/. 

65 

65'/, 

64V. 

64'/. 

16V.. 
16'V.. 
16"/,, 
16  V, 
17V.. 

1/6'/,, 
1/6'/., 
1/6'/,, 
1/6'/,, 
1/6'/,. 

13,89'/, 
13,86 
13,67 
13,34 

15,03'/, 
15,07'/, 
15,10 
15,09'/, 

4,76'/, 
4,76'V33 
4.76"/3, 
4,76'=>/3, 

4.84V. 
4.85  V. 
4,85V. 

4,88 

51'/, 
51V, 
51V.. 
51V. 

13V3, 

13V3. 

12  "/3, 

12'V.. 

61V. 
62  V. 
61V. 
61'/, 

17V.. 
17"/., 
17"/,. 
17"/.. 

1/6'/,, 
1/6'/,, 
1/6'/,, 
1/6'/,. 

13,46'/, 
13,37 
13.39'/, 
13,27 

15,08'/, 
15,06'/, 
15,03 
15,08 

4.76"/3, 
4,76'V3, 
4,76"/i. 
4.76'V., 

4.86V. 
4,87'/4 
4,85V. 
4,86'/, 

51V, 
51 

60"/,. 
50V, 

12'V3. 

12'/. 

ll'V.« 

12V, 

61V, 
59V. 
60  V, 

16>V,. 
17'/, 
16'V.. 
16"/., 

1/6'/,, 
1/6'/,, 
1/6'/,, 
1/6'/,, 

13.28 

13,18 

13,41'/, 

13,43 

13,59 

15,01 

14,97 

15,04 

15,09'/, 

15,19 

4,76V.. 

4.76'V3s 

4,76V. 

4,76'/, 

4,76Vi. 

4,83V. 
4,85'/, 
4,85V. 
4,86'/. 
4,85V. 

50V. 
50V, 
60'Va. 
50  V, 
50V. 

12'/. 
12'/, 
12  V.. 
12'/. 
12V, 

61V, 

61'V., 

62 

63 

63 

16"/., 
16  V, 
16»/,. 
16'/., 
16V.. 

l/6'/3= 

1/6'/., 
1/6'/., 
1/6'/,, 

l/6'/5S 

14,13'/, 
14,02'/, 
14,16 
14,17'/, 

15.29 
15.27 
15,36'/, 
15,42'/, 

4.76V., 
4.76'/, 
4.76'/, 
4.76'/, 

4,85»/. 
4,85'/, 
4,85V. 
4,86'/, 

50  V, 
51'/.. 

51'/, 

12  V. 

12V.. 

12'/,. 

ll"/,2 

62  V, 

63  V. 
62'/. 
62'/. 

16V.. 
16'V,. 
16'/. 
16'V,. 

1/6'/.. 
1/6'/,. 
1/6'/,, 
1/6'/.. 

14,90 

15,82'/, 

16.20 

16,27'/, 

16.07'/, 
16,97'/, 
17.10 
17,22'/, 

4.76'/, 
4.76'/, 
4,76V.. 
4.76V.. 

4.85V. 

4,86'/, 

.4.86'/. 

4,86'/. 

51'/, 

50'V.. 

51V, 

51V., 

12'/, 
12V, 
12"/,. 
12V, 

60  V. 
59'/, 
59V. 
60 

14»  Vi. 
13'/,, 
13V.. 
13V, 

1/6'/,, 
1/5«'/«, 
1/6'/.. 
1/6'/,, 

16,82'/, 

17,01 

16.97'/, 

16,77'/, 

16.72'/, 

17.26'/, 
17,47'/, 
17,32'/, 
17.22'/, 
17.19'/, 

4,76V.. 
4,76V.. 
4,76V.. 
4,76'/, 

4.76V8 

4.86 
4.85  Va 
4.86 
4.85'/. 
4,83'/. 

51V. 
51V.. 
51'/,. 
51'/. 
51V., 

12'Vi, 

13'/, 

13V,. 

13V, 

13"/,. 

60'/, 

59'/, 

58'/, 

59 

59 

13V,. 

12V,. 

IIV,. 

11"/., 

11V, 

1/6'/., 
1/6'/,, 
1/6'/., 
1/6'/,, 
1/6'/,, 

16.58 
16.39'/, 
16.12 
16.21'/, 

17,09'/, 
16,99'/, 
16.88 
16.83'/, 

4,76V, 
4.76'/, 
4,76'/, 
4,76'/^ 

4,82V. 
4,83'/. 
4,84 
4.83  V, 

51V,. 
51"/.. 
51V, 
51V. 

13'V.. 
13Vs 
13"/,. 
13"/.. 

59'/, 

59V. 
60 

11"/,. 

10"/3, 

lO'V,. 
lO'V,. 

1/6'/,, 
1/6'/,, 
1/6'/., 
1/6'/.. 

16  Geldmarkt,  Wechsel-  und  Effektenkurse  im  Weltkriege. 

Wediselkurse  auf  London  an  fremden  Plätzen  (Fortsetzung). 
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Bomlsay 

Madras 

Hong- 
kong 

Schang- 
hai 

Singa- 
pore 

Yoko- 
hama 

1 

Alexan-  ^ 
dria    , 

t.  t. 

t.  t. 

t.  t. 

t.  t. 

t.  t. 

t.  t. 

1. 1.  ; 

Parität 

1  sh/4  d 

1  Bh/4  d 

d  für  1 
Hgkg.  Doli 

d  für 

1  Sh.  Tael 

1 

d  für  1 

StraitsDoU. 

2  8h/0,58  d 
=  1  Yen 

1  £  = 
97  Va  Piast 

4.  Januar 
11.  Januar 
18.  Januar 
25.  Januar 

1/5  V32 

l/5V,i 
l/5V.a 
1/5  Vm 

1/5V», 
1/5V.. 
1/5  Vs, 

1/5V32 

2/llV. 
3/OV« 
3/OV4 
2/llV. 

4/3Va 
4/5 
4/4Va 
4/3 

2/4V3a 
2/4V.a 
2/4  V.a 
2/4V,a 

2/l"/,a 

2/2 
2/2 
2/2 

97Va 
97  V. 
97"/..  ; 
97"/,. 

1.  Februar 

8.  Februar 

15.  Februar 

22.  Februar 

1/5'/« 
1/5'/»» 
1/5V.. 
1/5V., 

1/5V32 

1/5V« 
1/5  V.i 
1/5V.. 

2/IIV4 
2/llV. 

2/llVa 

4/3V2 
4/3Va 

2/4V,a 
2/4  V.a 
2/4 
2/4  V.a 

2/2 
2/2 

2/1"/.» 
2/lV. 

97  V. 
97  V. 
97V, 
97  Vi. 

1.  März 

8.  März 

15.  März 

22.  März 

29.  März 

1/5  Vx. 
1/5  Vi. 
1/5  Vi. 
1/5V.. 
1/4"/« 

l/5Vx. 
1/5  Vi. 
l/5Vi. 
1/5  Vi. 

1/4»  V32 

2/llVa 

2/llV* 

3/OVs 

3/OV. 

3/lV, 

4/2Va 

4/3 

4/3Va 

4/5 

4/4V4 

2/4 
2/4 
2/4 

2/3'V.a 
2/3  «V.a 

2/1 'V.a 
2/2V.a 
2/2V,a 
2/PV.a 
2/l"/i. 

97V.     ! 
97  V.     ' 
97  V. 
97  Va 
97Va       1 

3.  April 
12.  April 
19.  April 
26.  April 

1/5V.. 
l/5Vi. 
l/6Vi. 
l/eVaa 

1/5V.. 
1/5  Vi. 
l/6Vi. 
l/6Vi. 

3/OV4 
3/OVa 
3/IV4 
3/lV. 

4/4 
4/3Va 
4/5 
4/5 

2/3V. 
2/3V. 
2/3»/.» 
2/4V.a 

2/2V1. 
2/2Vi. 
2/2  Vi, 
2/2V. 

97  Vi.    1 
97Va      9 
97  Va       ^ 
97  Va          " 

3.  Mai 
10.  Mai 
17.  Mai 
24.  Mai 
Sl.^Mai 

1/6V.. 
l/6V.a 

1/6V.2 

1/6V» 

1/6V.3 

1/6V.2 
1/6  V.3 
1/6  V„ 
1/6V.« 
I/6V3. 

3/IV4 
3/lV. 
3/lVa 
3/lV. 
3/lV. 

4/5 

4/6 

4/6 

4/5V. 

4/6 

2/4V.. 
2/4'/3a 
2/4V.4 
2/4V., 
2/4"/.4 

2/2V1. 

2/2V., 

2/2V4 

2/2»/i. 

2/2V. 

97  Va 
97Vio 
97  Vi, 
97  Vi,        ; 
97  Vi. 

7.  Juni 
14.  Juni 
21.  Juni 
28.  Juni 

1/6V., 
1/6V.« 
1/6V.. 
1/6V.. 

I/6V.2 

1/6V33 

1/6V,»3 
l/6V.a 

3/2 
3/2V4 
3/2V. 
3/2V4 

4/6V, 

4/7Va 
4/3V. 

2/4  V.a 
2/4V. 
2/4V. 
2/4V8 

2/2  Vi. 
2/2V. 
2/2"/„ 
2/2"/.o 

97V„ 
97V. 
97  Va 
97  Vi. 

5.  Juli 
12.  Juli 
19.  Juli 
26.  Juli 

1/6V.. 
1/6V.. 

i/eVa. 

1/6V„ 

1/6V.. 
1/6  V.a 
1/6V.. 
I/6V3« 

3/3V4 
3/3V. 
3/3V. 
3/3V. 

4/8V4 
4/9V4 
4/8Va 
4/9V4 

2/4  V.a 
2/4V,4 
2/4.«V.. 
2/4«V.4 

2/1'V.. 
2/2»/« 

97Va 
97V. 
97  Va 
97  Va 

2.  August 

9.  August 

16.  August 

23.  August 

30.  August 

1/6V.. 
1/6V.. 
1/6V., 
1/6V., 
1/6V« 

l/6V.i 
1/6V». 
1/6V.. 
1/6  V.a 
1/6  V.a 

3/4V. 

3/4V, 

3/5V. 

3/6 

3/6V« 

4/9Va 

4/10 

4/10 

4/10 

5/0 

2/3«V.4 
2/3»/i. 
2/3"/.. 
2/3"/.4 
2/3"/„ 

2/2V. 

2/2V. 

2/2'V,. 

2/3V. 

2/3V. 

97  Va 
97Vi, 
97Vi. 
97Va 
97  Va 

8.  September 
13.  September 
20.  September 
2  7. _  September 

l/6Vs, 
1/6V.» 
1/6V,. 
1/6V« 

1/6  V3a 
l/6V.a 
1/6  V.a 
I/6V3. 

3/6V4 
3/7V4 
3/8 
3/8 

5/0 
6V. 

5/6 

2/3"/e4 
2/3"/3a 
2/3"/.a 
2/3»V,a 

2/3V4 
2/3V4 
2/3V4 
2/3V. 

97Va 
97Va 
97  Va 
97  V. 

4.  Oktober 
11.  Oktober 
18.  Oktober 
25.  Oktober 

l/6V3ä 

1/5"/.« 

l/6'/.2 
1/6V.2 

1/6  V.a 
1/5«V.« 
1/6  V.a 
1/6  V.a 

3/6Va 
3/5V. 
3/3V4 
3/4V4 

6/3V. 
5/3 
5/2 
5/2 

2/3«  V.a 
2/4 

2/3»/., 
2/3"/.. 

2/3V4' 
2/3V. 
2/3V4 
2/3  Vi. 

97Va 
97  V. 
97V. 
97Va 

2.  November 

9.  November 

16.  November 

23.  November 

30.  November 

1/6'/.. 
1/6V,. 
l/ßVsa 
1/6V« 
1/6V,. 

1/6  V.a 
l/6V.a 
1/6  V„ 
1/6  V.a 
l/6V.a 

3/4Va 

3/3V4 

3/2 

3/3 

3/3Va 

5/2 

5/lV. 

5/0 

5/1 

6/1 

2/3«V.4 
2/3«V„ 
5/2V64 
2/4'V.4 
2/4"/.4 

2/3V, 
2/3'/i. 
2/3V.. 
2/3'/.a 
2/3  Vi. 

97Va 
97Va 
97Va 
97Va 

97Va 

7.  Dezember 
14.  Dezember 
21.  Dezember 
38.  Dezember 

1/6V., 

i/eVa, 

l/6'/Da 
1/6V.. 

1/6V.. 
l/6V.a 
1/6V.,     • 
1/6  V.a 

3/4Va 
3/3V4 
3/4 

3/4Va        i 

5/2 
5/1 
5/lVa 
5/2 

2/4V.. 
2/4V3a 
2/4"/.4 
2/4"/.. 

2/2"/.a 
2/2V4 
2/2V4 
2/2V. 

97  Va 
97Va 
97  Va 
97V. 

International- vergleichende  Statistik. 
Wechselkurse  in  Paris  ^ 
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1918 


Parität 


London 


£  1  =  Fr.  25.22 


Italienische 
Plätze 


100 


New  York 


Doli.  100  = 
Fr.  518 


Holland 


GId.  100  = 
Fr.  208.30 


Schweiz 


100 


27,13—27,18 
27,13—27.18 
27,12V.— 27, 17V> 
27.13—27,18 
27.13—27,18 

27,1.3—27,18 
27.13—27,18 
27,13—27,18 
27,13—27,18 

27,13—27,18 
27,13—27,18 
27,13—27,18 
27,13—27,18 

27,13—27,18 
27,13—27,18 
27.13—27,18 
27,13-27,18 

27,13—27,18 

27,13—27,18 
27,13—27,18 
27,13—27,18 

27,13—27,18 
27,13—27,18 
27,13—27,18 
27,13—27,18 

27,13—27,18 
27,13—27,18 
27,13—27,18 
27,13—27,18 


27,13- 
27,08- 

26,97  •^- 
26,80- 

26,17'/!- 

26,07  Vü- 
26.05Vi.- 
26,05- 
26,04  Vj- 

26,04  V»- 
26,04  VJ- 
26,04V^- 
26,04  Vi- 
26,04  V»- 

26  V»- 
25,95- 
25,95- 
25,95- 


-27,18 

-27,13 

-27,02V2 

-26,90 

-26,22Vj 

-26,12V» 
-26,10V2 
-26,10 
-26,09Va 

-26,09V» 
-26,09V» 
-26,09  V» 
-26.09  V» 
-26,09  V« 

-26,05Va 
-26,00 
-26,00 
-26,00 


25,95 — 26,00 
25,95 — 26,00 
25,95 — 26,00 
25,95 — 26,00 


67- 

67- 

66V4- 

66V4- 

65  V»- 

65V4- 

65- 

64V4- 

63  V»- 

62V4- 
65- 
65- 
64- 


-69 
-09 

-68  V. 
-68  Vi 
-67  V. 

-67  V4 
-67 
-66  V. 
-65  V. 

-64  V. 
-67 
-67 
-66 


62V2— 64  V» 
63  V»— 65  V. 

63—65 
62  Vi— 64  V. 

62  V»— 64  V. 

62  V.— 64  V. 

61V»— 63  V» 

61—63 

58  V.— 60  V. 
58  Vi— 60  V. 
61V»— 63  V. 
61V.— 63  V. 

62  V»— 64  V. 
62V4— 64  V. 

62—64 
62  V.— 64  V. 

65  Vi— 67  Vi 
78V»— 80V. 
75V,— 77V. 
75V.— 77V4 
77—79 

80—82 

81—83 

83—85 

83  V.— 85  V. 

86V»— 88V. 

85—87 
85V»— 87V. 

83  V.— 85  V. 

84  V.— 86  V. 


83—85 

84—86 

84  V.— 86  V. 

84—86 

84—86 

84  V.— 86  V« 

84—86 


567V»— 572V. 
567Vi!— 572'/» 
567V2— 572  V» 
567V»— 572V. 
567V3— 572  V. 

567V»— 572V. 
567V2— 572  V. 
567  V»— 572  V. 
567V2— 572V. 

567V.— 572V. 
567  V2— 572V. 
567V2— 572  V. 
567  V»— 572  V. 

567V»— 572V. 
567  V»— 572  V» 
567  V»— 572  V. 
567V»— 572V» 

567Va— 572V. 

567V2— 572V. 
567  V2— 572  V. 
567  V2— 572  V. 

567V»— 572V. 
567V2— 572 
567  Va— 572  V. 
567  V»— 572  V. 

567  V2— 572  V» 
567V2— 572  V. 
567  V»— 572  V. 
667Va— 572Vs 

567  V»— 572  V» 

566  V2— 571V. 

564V2— 569  V. 

560 — 565 

547 — 552 

544V»— 549V. 
544Vi— 549V. 
544V2— 549  V. 
544  V.— 549  V. 

544  V.— 549  V. 
544  V»— 549  V. 
544V»— 549Va 
644  V»— 549  V. 
644V.— 549V. 

543V»— 548V. 
542  V»— 547  V. 
542  V»— 547  V. 
542  V.— 647  V. 

542V»— 547V. 
542V»— 547V. 
64  2  V»— 547  V. 
642  V.— 547  Va 


245—249 
242V.— 246Va 
247V»— 251Va 
247V»— 251Va 
246Va— 250Va 

249—263 

248  Va— 252  V. 

252 — 256 

258—262 


260—264 

265V»— 269V. 

265—269 


279—274 

274—278 

284—288 
286—290 
282—286 


286- 
289- 
288- 
286- 

291V»- 
294  V»- 
293  V.- 
292  V»- 

292  V,- 
297- 

288  V»- 
288- 
279- 


-290 
-293 
-292 
-290 

-295  V. 
-298  V. 
-297  V. 
-296V. 

-300  V. 

-301 

-292V. 

-292 

-283 


264—268 
269—278 

264  V.— 268  V. 

261Vi— 265V» 


241V»— 245  V. 

230 — 234 
230  V»— 234  V. 
227V»— 231Va 

226 — 230 
226—230 
227 — 231 
228—232 

230 — 234 

231—235 

231—235 

231V»— 235  V. 


I28V4— 130V. 
I26V4— 128  V. 
I27V4— 129V. 

127 — 129 
125  V.— 127  V. 


I27V2— 129Va 

127—129 
127V.— 129V. 

127V.— 129V. 

129—131 
130  V»— 132  V. 

132  V.— 134  V. 

135—137 
I32V4— 134V. 
133V4— 135  V. 

133  V.— 136  V. 

135  V.— 137  V. 

140V<— 142V. 

139Vi— lllV. 

140-142 

143V4— 145V« 

143V4— 145V. 

I43V2— 145V. 

142—144 

142V.— 144V. 

143V.— 145V. 

143V»— 145V. 

143 — 145 

143V»— 145V. 
I43V2— 145  V. 

140—142 
132  V.— 134  V. 

128-130 

122V.— 124V. 
125—127 
121—123 
123 — 125 


116  V.- 
114V.- 

iiov.- 
111- 

109V.- 

108- 
108V.- 
109  V.- 
iliV.- 

iiov.- 
iiov.- 
iiiV.- 
112  V.- 


-118V. 
-116V. 
-112V, 
-113 

-lllV. 

-110 

-iiov. 
-liiV. 
-113V« 

-112V. 
-112V. 
-113V. 
-114'/» 


Nach  dem  „Economiste  francais". 
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Geldmarkt,  Wechsel 

-  und  Effektenkurse  im  Weltkriege. 

f 

Wechselkurse  in  Paris  (Fortsetzung). 

1918 

Spanien 

Portugal 

Dänemark 

Schweden 

Norwegen 

Kanada 

Parität 

Pes.  100  = 

ESO.  100  = 

Kr.  100  = 

Kr.  100  =  ' 

Kr.  100  = 

DoU.  1' 

Fr.  500 

Fr.  483 

Fr.  139 

Fr,   139 

Fr.  139 

Fr.  618 

3.  Januar 

693 '/ü— 699  V» 

173—177 

190—194 

187—191 

10.  Januar 

690—696 

— 

170—174 

187V2— I9IV2 

179V2— 183V. 

17.  Januar 

687V2— 693Vs 

— 

176—180 

193—197 

186—190 

- 

24. Januar 

687V8— 693^2 

— 

175—179 

I92V2— 196V. 

I86V2— I9OV2 

— 

31.  Januar 

687—693 

— 

177—181 

190—194 

184—188 

- 

7.  Februar 

685—691 

— 

I74V2— I7SV2 

190 — 194 

183V2— 187V. 



14.  Februar 

688—694 

— 

189—193 

I8IV2— 185Va 

— 

21.  Februar 

681—687 

— 

— 

183—187 

177V2— I8IV2 

— 

28.  Februar 

693  V!— 699  V2 

— 

— 

181Va— 185V. 

175—179 

— 

7.  März 

699—705 



171—175 

181V.— I85V2 

175—179 



14.  März 

698'/2— 704V4 

— 

172—176 

I82V2— I86V2 

175V.— 179V2 

— 

21.  März 

707—713 

— 

180—184 

194—198 

186—190 

— 

28.  März 

719'/2— 725'/! 

— 

— 

I88V2— I92V2 

180—184 

I, 

4.  Aprü 

732—738 



182—186 

197—201 



11.  Aprü 

752 — 758 

— 

— 

I9OV2— 190V2 

I8OV2— 184V« 

18.  April 

747—753 

— 

177V2— I8IV2. 

I9IV2— 195  V. 

I8OV2— 184V2 

;',' 

25.  AprU 

770—776 

— 

191—195 

I78V2— 182V. 



2.  Mai 

778—784 

■  



191—195 

178—182 



9.  Mai 

794—800 

— 

— 

— 

I76V2— 180V. 



16.  Mai 

794—800 

— 

178—182 

194—198 

I79V2— 183V. 



23.  Mai 

801  Vj— 807  V. 

— 

— 

I93V2— 197Va 

179—183 



30.  Mai 

806—812 

— 

— 

192V.— I96V2 

177V.— 181V. 

~       1 

6.  Juni 

811—817 



I76V2— I8OV2 

193V.— 197V. 

179—183 

-        1 

13.  Juni 

815—821 

— 

176—180 

194—198 

179—183 

—        1 

20.  Juni 

754 — 760 

— 

I76V2— I8OV2 

196  V.— 200  V. 

179—183 

^ 

27.  Juni 

79IV2— 797V2 

— 

— 

I98V2— 202  V. 

178  V«— 182  V. 

■' 

3.  JuU 

788 — 794 



174—178 

199—203 

177V.— 181V. 

11.  JuU 

782V2— 788V2 

— 

177Vt— 181V. 

2OIV2— 205V2 

— 

18.  Juli 

156—158 

— 

177V.— 181V. 

202—206 

179—183 



25.  Juli 

152V4— 154V4 

— 

178—182 

202—206 

I78V2— 182V» 



1.  August 

149—151 





202V2— 2O6V2 

180—184 



8.  August 

148—150 

— 

178—182 

202V2— 206  V. 

179—183 



14.  August 

140—142 

— 

174—178 

198—202 

176V.— 180V. 



22.  August 

136—138 

— 

174—178 

192—200 

174  V.— 178  V. 



29.  August 

128—130 

— 

170—174 

I9IV2— 195V2 

171V.— 175V. 

"  i 

6.  September 

126Vi— 128V« 



167V.— 171V2 

183—187 

169—173 

12.  September 

124—126 

— 

167V.— I7IV2 

188—192 

171V,— 175V. 

19.  September 

124—126 

— 

— 

183—187 

168—172 

—    1 

26.  September 

124—126 

— 

— 

182—186 

167V2— 171V. 

— 

3.  Oktober 

114V4— 116V» 





I7IV2— 175V. 

150 — 153 

— 

10.  Oktober 

113V4— 115V« 





164  V.— 168 

154V.— 168V. 

— 

17.  Oktober 

112V«— 114V« 



150—154 

160  Va— 164  V. 

152V.— 155V. 

— 

24.  Oktober 

114V.— 116V« 

— 

148—152 

160 — 164 

151—155 

— 

30.  Oktober 

IIOV2— II2V2 

— 

— 

I55V2— I59V2 

149—153 

635-540 

_       J 

7.  November 

108V«— llOV« 

314—334 

145—149 

152V.— I56V2 

148—153 

14.  November 

107—109 

— 

152—156 

149—153 

21.  November 

108 — 110 



— 

I52V2— 156  V. 

I48V2— 152  V. 

■,; 

28.  November 

108 — 110 

— 

145V.— 149V. 

153  V2— 157  V. 

— 



4.  Dezember 

107  V«— 109  V« 



144  V.— 148  V. 

154—188 



'■ 

12.  Dezember 

107  V«— 109  V« 

349—369 

156Vj— 160V. 

151—155 



19.  Dezember 

108—110 

349—369 



158V.— 162V. 

152V.— 156V. 

—          J. 

26.  Dezember 

108—110 

145—149 

160—164 

162-156 

;l 

International- vergleichende  Statistik. 
Wechselkurse  in  Wien  (Sichtkurse). 
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1918 

Amster- 

Zürich 

Stock- 

Sofia 

Mark- 

Rubel- 

Kopen- 

Chri- 

Konstan- 

dam 

holm 

noten 

noten 

hagen 
K  125  20 

stiania 
K  125.20 

tinopel 

Parität 

K198  = 

K  95,30  = 

K  125,20  = 

K  95,30=-- 

K117»/4  = 

K  259,25  = 

Kr.  für 

Gld.  100 

Fr.  100 

Kr.  100 

LevalOQ 

M.  100 

Rbl.  100 

=  Kr.  100  =  Kr.  100 

12  £ 

Mitte  Januar 

32.5,50 

169,00 

249,50 

123,75 

150,10 

220,00 

231,50 

Ende  Januar 

325,50 

109,00 

249,50 

122,75 

150,10 

215,00 

231,50 

— 

28,35 

Mitte  Februar 

324,50 

168,00 

246,00 

122,75 

150,10 

215.00 

230,00 

240,50 

28,62»/. 

Ende  Februar 

324,50 

168,00 

244,50 

— 

150,10 

210,00 

230.00 

241.50 

28,35 

Mitte  März 

324,50 

168,00 

242,50 

— 

150,10 

230,00 

230,00 

241,50 

28,35 

Ende  März 

324,50 

168,00 

244,50 



150,40 

230,00 

228,00 

241,50 

28,35 

Mitte  April 

324,50 

168,00 

244,50 

— 

150,40 

230.00 

229,00 

241,50 

28,35 

Ende  April 

324,50 

168,00 

244,50 

— 

150,40 

240,00 

229,00 

241,50 

28,35 

Mitte  Mai 

324,50 

168,00 

244,50 

— 

150,10 

— 

230,00 

240,50 

29,10 

Ende  Mai 

357,50 

169,50 

244,50 

— 

150,10 

30,12V. 

230,00 

240,50 

30,37  V. 

Mitte  Juni 

393,50 

202,70 

273,70 

— 

154,70 

— 

248,00 

249,00 

31,60 

Ende  Juni 

425,50 

219,00 

294,50 

— 

161,20 

— 

267,50 

269,50 

33,35 

Mitte  Juli 

457,50 

229,00 

313,50 

— 

161,05 

— 

280.50   i  282.00 

— 

Ende  Juli 

509,00 

248.00 

348,20 

— 

163.70 

— 

309.50 

310,75 

— 

Mitte  August 

517,65 

253,00 

356,00 

— 

167,40 

— • 

315.50 

316,00 

— 

Ende  August 

524,50 

251,00 

360,50 

— 

169,55 

— 

319.50 

320,00 

35,10 

Mitte  Septemb. 

536,00 

255,00 

368,50 

— 

173,20 

— 

326.20 

327.20 

35,35 

Ende  Septemb. 

530,00 

255,00 

368,50 

— 

173,20 

— 

326,20     327,20 

35,40 

Mitte  Oktober 

485,00 

234,00 

333,75 

— 

170,25 

— 

—              — 

35,10 

Ende  Oktober 

479,50 

231.00 

329,00 

— 

169,35 

195.00 

299,00     301,00 

— 

Mitte  Novemb. 

512,50 

250,50 

352,50 

182,70 

220  (205) 

323,50     325.50 

— 

Ende  November 

568,20 

273,70     386,50 

— 

186,05 

240(Roniaii) 
225  (Duma) 

348,00 

359,50 

— 

Mitte  Dezember 

672,00 

325,00     462,20 

— 

180,00 

250  (R.) 
235  (D.) 
250  (R.) 

418,00 

442,70 

— 

Ende  Dezember 

653,70 

323,70 

454,70 

— 

186,00 

412,70 

435,70 

— 

Wechselkurse  In  Stodiholm  (Sichtkurse). 


Kronen 
für 

1916 

1917 

1918 

h. 

n. 

h. 

n. 

h. 

n. 

Deutschland 

M.      100 

69,30 

55,00 

60,00 

33,00 

63,00 

38,00 

ö  eterreich  -  Ungarn 

K.      100 

47,75 

35,00 

37,50 

21,00 

42,00 

21,00 

Frankreich 

Fr.     100 

63,80 

54,35 

60,50 

40,25 

66,10 

48,75 

England 

£        1 

17,45 

15,35 

16,35 

11,00 

17,10 

13,18 

Rußland 

Rbl.   100 

121,00 

100,00 

104,00 

33,00 

— 

— 

Finnland 

FMij  100 

56,00 

47,00 

54,00 

25,00 

53.00 

33,00 

Schweiz 

Fr.      100 

71,25 

62,60 

70,50 

51,75 

74,50 

65,50 

Holland 

Gld.    100 

163,00 

133,50 

140.00 

101,50 

152,00 

129.00 

Dänemark 

Kr.     100 

100,00 

93,50 

98,50 

84,00 

96,00 

87.75 

Norwegen 

Kr.     100 

101,00 

95,25 

100,00 

84,00 

99,00 

88,10 

Ver.  Staaten 

Doli.  1 

3,66 

3,27 

3,44 

2,34 

3,62 

2,78 

Wechselkurse  in 

Kopenhagen^  (Sichtkurse).     Monatsende. 

1918 

Deutsch- 
land 

Holland 

Wien 

London 

Paris 

New  York 

Kr.  88,89 

Kr.  150,67 

Kr.  75,61 

Kr.  18,16 

Kr.  72  = 

Kr.  373 

Parität 

=  JL  100 

=  Gld.  100 

=  K  100 

=  £  1 

Fr.  100 

=  Doli.  100 

Ende  Januar 

60,25 

142,00 

39,50 

15,44 

57,50 

327 

Ende  Februar 

65,50 

149,50 

43,50 

15,68 

58,25 

331 

Ende  März 

64,50 

149,50 

41.50 

15,30 

56,78 

324 

Endo  April 

62,80 

154,00 

40,25 

15,20 

56,50 

321 

Ende  Mai 

63,50 

161,00 

39,00 

15,25 

56,75 

322 

Ende  Juni 

56,00 

164,00 

32,00 

15,30 

57,00 

324 

Ende  Juli 

53,15 

31,50 

15,08 

56,00 

318 

Ende  August 

51,00 

165,25 

29,50 

15,53 

60,25 

327 

Ende  September 

51,25 

160,50 

28,50 

16,44 

63,00 

347 

Ende  Oktober 

55.60 

158,00 

— 

17,77 

68,75 

— 

Ende  November 

47,80 

158,00 

— 

17,86 

69,25 

— 

Ende  Dezember 

47,00 

158,50 

— 

17,71 

63,50 

— 

»  Nach  Angaben  der  deutschen  Presse. 
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Geldmarkt,  Wechsel-  und  Effektenkurse  im  Weltkriege . 

Hödiste  und  niedrigste  Wechsel- 


1918 

London 

Paris 

Schweiz 

Italien 

Spauicifl 

60  Tage 

Scheck 

Kabel 

5.1825  Fr. 
=  IDoll. 

5,1825  Fr. 
=  100  Jt 

5,1825  Lire 
=  100^ 

10.50  Cenll 
=  1  Pesol 

Parität 

4,8666  Doli.  =  ] 

£ 

3.  Januar 
10.  Januar 
17.  Januar 
24.  Januar 
31.  Januar 

4,7150 
4,7175 
4,7175 
4,7150      ! 
4,7150 

4,7643 
4,7643 
4,7643 
4,7643 
4,7643 

4,7515 
4,7525 
4,7530 
4,7530 
4,7535 

5,7350 

5,73 

5,7040 

5,72 

5,7175 

4,37 
4,49 
4,44 
4,45 
4,5225 

8,43 

8,42 

8,41 

8,4550 

8,5950 

24,42 
24,30 
24,30 
24,20 
24,20 

7.  Februar 
14.  Februar 
21.  Februar 
28.  Februar 

4,7100 
4,7150 
4,7150 
4,7150 

4,7643 
4,7643 
4,7643 
4,7643 

4,7535 
4,7535 
4.7535 
4,7525 

5,7250 
5,72 
5,7225 
5,7225 

4,51 
4,51 
4,48 
4,49 

8,61 
8,6575 
8.765 
8,79 

24,10 
24,25 
24,25 
24.25 

7.  März 
14.  März 
21.  März 
28.  März 

4,7150 
4,7200 
4,7200 
4,7200 

4,7643 
4,7643 
4,7643 
4,7643 

4,7530 
4,7530 
4,7535 
4,7535 

5,72 
5,7275 
5,7550 
5,7250 

4,4875 
4,4350 
4,34 
4,34 

8,90 
8,57 
8,65 
8,75 

24,55 
24,75 
25,45 
25,55 

4.  April 
11.  April 
18.  April 
25.  April 

4,7200 
4,7200 
4,7225 
4,7200 

4,7645 
4,7645 
4,7643 
4,7645 

4,7540 
4,7550 
4,7550 
4,7550 

5,7262 
5,7225 
5,7212 
6,72 

4,2750 
4,2850 
4,28 
4,27 

8,83 
8,89 
8,91 
8,9350 

26,00 
26,75 
26,50 
27,50 

2.  Mai 

9.  Mai 

15.  Mai 

23.  Mai 

30.  Mai 

4,7200 
4,7225 
4,7225 
4,7225 
4,7200 

4,7645 
4,7645 
4,7645 
4,7645 
4,7643 

4,7545 
4,7545 
4,7545 
4,7545 
4,7545 

5,7175 
5,7150 
4,7125 
4,7125 
4,7150 

4,25 

4,16 

4,03 

4,0550 

4,0550 

8,99 
9,01 
9,02 
9,07 
9,11 

27,70 
27,75 
27,90 
28,00 
28,10 

6.  Juni 
13.  Juni 
20.  Juni 
27.  Juni 

4,7200 
4,7200 
4,7200. 
4,7200 

4,7643 
4,7643 
4,7643 
4,7643 

4,7535 
4,7635 
4,7630 
4,7630 

5,7175 
5,7150 
5,7150 
5,7150 

3,98 
3,97 
3,97 
4,00 

9,11 
9,00 
8,9150 

8,86 

28,40 
28,40 
27,20 
27,90 

4.  Juli 
11.  Juli 
18.  Juli 
25.  Juli 

4,7200 
4,7200 
4,7225 
4,7225 

4,7643 
4,7643 
4,7643 
4,7645 

4,7530 
4,7530 
4,7530 
4,7530 

5,7150 
5,7137 
5,7137 
5,7137 

4,00 
3,9550 
3,96 
3,9550 

8,81 
8,8050 
8,81 
8,5150 

27,50 
27,45 
27,45 
26,90 

1.  August 

8.  August 

15.  August 

22.  August 

29.  August 

4,7225 
4,7250 
4,7300 
4,7300 
4,7300 

4,7647 
4,7675 
4,7665 
4,7655 
4,7655 

4,7530 
4,7575 
4,7560 
4,7545 
4,7550 

5,7112 

5,6950 

5,65 

5,6325 

5,51 

3,95 
3,93 
4,00 
4,16 
4,24 

8,01 
7,91 
7,50 
7,50 
6,35 

26,30 
26,30 
24,50 
24,15 
23,40 

5.  September 
12.  September 
19.  September 
26.  September 

4,7300 
4,7275 
4,7300 
4,7300 

4,7655 
4,7645 
4,7655 
4,7655 

4,7550 
4,7540 
4,7545 
4,7545 

5,48 
5,48 
5,48 
5,48 

4,47 
4,36 
4,52 
4,44 

6,35 
6,35 
6,36 
6,37 

23,30 
23,20 
22,60       1 
22,80      J 

3.  Oktober 
10.  Oktober 
17.  Oktober 
24.  Oktober 
31.  Oktober 

4,7300 
4,7300 
4,7300 
4,7300 
4,7300 

4,7655 
4,7655 
4,7655 
4,7655 
4,7656 

4,7545 
4,7545 
4,7545 
4,7540 
4,7545 

5,4750 
5,4825 
5,4825 
5,4800 
5,4725 

4,70 

4,7950 

5,05 

4,99 

5,01 

6,36 
6,34 
6,35 
6,35 
6,36 

21,50     1 
20,40     1 
20,75      ' 
20,90 
20,45 

7.  November 
14.  November 
21.  November 
28.  November 

4,7350 
4,7325 
4,7325 
4,7300 

4,7662 
4,7656 
4,7650 
4,7643 

4,7585 
4,7590 
4,7575 
4,7555 

5,45 
5,4450 
5,4575 
5,4562 

5,05 
5,03 
5,02 
4,92 

6,35 
6,35 
6,35 
6,35 

20,12 
20,00 
19,90 
19,95 

5.  Dezember 
12.  Dezember 
19.  Dezember 
26.  Dezember 

4,7300 
4,7300 
4,7300 
4,7300 

4,7643 
4,7645 
4,7100 
4,7655 

4,7560 
4,7570 
4,7580 
4,7580 

5,4550 
5,4575 
5,4550 
5,4550 

4,94 
4,90 
4,89 
4,80 

6,35 
6,35 
6,36 
6,36 

19,85 
20,15 
19,96 

20,04 

International- vergleichende  Statistik. 
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kursc  in  New  York  ^ 


Amsterdam 

Petersburg 

Kopenhag. 

Christiania 

Stockholm 

Griechenl. 

Yokohama 

Hongkong 

4  0.19  V.Cents 
=  1  Gld. 

51,50  Cents 
=  1  Rbl. 

26.50  Cents 
=  1  Kr. 

26,50  Cents 
=  1  Kr. 

26.50  Cents 
=    IKr. 

19,30  Cents 
=  1  Dr. 

49.85  Cents 
=  1  Yen 

63,65Cents= 
1  Mex.  Doli. 

43,625 

43 

43,75 

43,75 

43,75 

13 

13 

13,20 

13 

13 

31,10 
30,80 
31,25 
31,30 
30,75 

33,20 
31,90 
32,50 
32,60 
32,50 

34 

33 

33,90 

33,80 

33,60 

19,45 
19,45 
19,45 
19,45 
19,45 

49,85 

61,70 

61,70 

61,625 

51,60 

71 

73,50 
73 

78,25 
69,50 

43,75 
43,75 
44,25 
45 

12 
13 
13 
13 

30,90 
30,70 
30,60 
30,50 

32,15 
31,85 
31,40 
30,60 

33,10 
33,20 
32,70 
31,80 

19,45 
19,45 
19,45 
19,45 

51,65 
51,55 
61,60 
61,60 

72,25 
71,50 
71,60 
71 

45 

45,45 
46 
46 

13 
13 
13 
13 

30,20 
30,20 
31,30 
31,30 

30,50 
30,70 
31,65 
31,80 

32  — 
32  — 
33,85 
'33,80 

19,45 
19,45 
19,45 
19,45 

61,58 
51,50 
51,65 
51,66 

71,20 
71,25 
73,25 
75,60 

47 

46,75 
47,25 
47,125 

13 
13 
13 
13 

31,70 
31,05 
31,05 
31,10 

32,10 
31,85 
31,65 
31,50 

34,60 
33,90 
33,80 
33,80 

19,46 
19,45 
19,45 
19,45 

51,70 
51,70 
51,75 
61,80 

74,75 
74,50 
77,25 
77,75 

48 

48,25 

48,75 

49,25 

49,25 

14,50 

15 

15 

14 

14 

31,30 
31,10 
31,20 

31,10 

31,50 
31,25 
31,40 
31,50 
31,30 

33,80 
33,75 
34,25 
34,60 
33,75 

19,45 
19,45 
19,46 
19,45 
19,45 

51,85 
61,76 
61,85 
52,00 
52,00 

77 
77 
77 
76,50 

77 

50,50 
50,875 
50,75 
50,25 

14 
14 
14 
14 

31,05 
31,10 
31,90 
31,00 

31,60 
31,50 
31,50 
31,40 

34,10 
34,10 
34,50 
36,70 

19,45 
19,45 
19,45 
19,45 

52,25 
52,50 
52,60 
62,875 

77 

77,60 
78 
77 

50,25 
51,50 
51,25 
51,375 

14 
14 
14 
14 

31,00 
31,05 
31,05 
31,15 

31,25 
31,60 
31,35 
31,55 

35,00 
35,40 
35,376 
35,55 

19,45 
19,45 
19,45 
19,45 

52,875 
53 

53,375 
53,376 

77 

79,25 
80 
77 

51,75 

52,25 

51,50 

51 

50,75 

14 
14 
14 
14 
14 

31,15 
31,30 
31,20 
31,10 
30,85 

31,55 
31,66 
31,50 
31,55 
31,10 

35,55 
35,80 
36,50 
35,45 
34,75 

19,46 
19,45 
19,45 
19,45 
19,45 

63,626 

53,75 

54 

53,75 

54 

77 
77 
82 
82,50 

87 

48,00 
48.62'/, 
48.25 
48,00 

14 
14 
14 

14 

30.40 
30,10 
30,00 
29,90 

30,85 
31.00 
30,80 
30,75 

33,25 
33,50 
33,10 
33.40 

19,45 
19,40 
19,40 
19,40 

54,25 
64,12'/, 
64,25 
54,50 

87 
89 

89,50 
89,50 

46,50 

43,75 

42,50 

42,37'/, 

42 

14 
14 
14 
14 
14 

28,70 
27,50 
27,10 
27,35 
26,75 

29,00 
27,75 
27,59 
27,65 
27,45 

31,60 
30,10 
29,25 
29,20 
28,40 

19,40 
19,36 
19,35 
19,35 
19,34 

64,50 
54,25 
54,80 
54,50 
54,60 

86,00 
85,00 
80,50 
80,50 
80,50 

41,25 
41,50 
41,76 
41,125 

14 
14 
14 
14 

26,50 
26,70 
26,60 
26,75 

27,10 
27,10 
27,40 
27,55 

27,50 
28,10 
27,90 
28,50 

19,35 
19,36 
19,35 
19,35 

54,60 
54,00 
53,25 
52,25 

79,25 
76,00 
79 
78,50 

42 

42,75 

42,312 

43,625 

14 
14 
14 
15 

26,80 
27 

26,85 
26,85 

27,65 
27,95 
27,80 
27,90 

28,65 
28,95 
29,20        i 
29,10        ' 

19,35 
19,35 
19,35 
19,35 

52,25 
52,37'/, 
52,40 
62,50 

81 

80,75 
80,25 
77,50 
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Effektenkurse  in  Paris  K 


Ende 
1914 


Ende 
1915 


Ende 
1916 


Ende 
1917 


Ende 
1918 


Ende 

1918 

geg.Ende 

1917  ± 


3*/o  franz.  Rente 

S'/o  amortis.  franz.  Rente 

.^'/o  Freiheitsanleihe 

2'/a'/o  Englische  Konsols 

3*/o  Belgische  Staatsanleihe 

4"/«  Russ.  Rente  1880 

4'/o  Russ.  Cons.  Rente 

3Vo  Russ.  Anl.  1891 

ö'/o  Russ.  Anl.  1906 

SVä"/»  Italien.  Rente 

4°/o  Äußere  Span.  Rente  (Ext6r.) 

3Vo  Holland.  Staatsani. 

3'/2°/o  Norwegische  Staatsani. 

SVaVoSchweizer.Bundesanl.  1899 

4*/,  Sorbische  Rente 

Ägypt.  Unif.  Anl. 

4"/o  Unifizierte  Türken 

öVo  Argentin.  Goldanl.  1907 

5"/.  Chinea.  Anl.  1912 

4»/.  Japan.  Anl.  1905 

Pariser  Stadtanl.  1912 


Renten. 

72,10 

63,75 

61,00 

58.50 

61,55 

78,50 

72,35 

68.45 

67,00 

72,90 

— 

— 

88,25 

88,30 

88,30 

68.60 

58,75 

54,87 

54,37 

61,00 

62.00 

62,25 

60,00 

60,45 

70,00 

75.80 

71,25 

71,00 

48,50 

42,50 

77.00 

70,10 

72,40 

44,00 

42,25 

63,00 

60,00 

59.95 

36,70 

38,00 

93,15 

86,00 

84.45 

65,25 

55,50 

84,10 

78,60 

71,75 

60,00 

70,00 

88,00 

87,70 

103 

117,60 

94,50 

68,75 

84,15 

86,75 

82,00 

63.30 

82,50 

82,50 

— 

— 

70,60 

82,00 

86,55 

91.75 

97,10 

82.60 

67,25 

60,75 

59,50 

56,90 

61,75 

87,75 

83,00 

87,75 

94,50 

93.75 

62,25 

60,00 

59,90 

60,50 

68,85 

448 

440 

486 

487 

485 

455 

479,50 

443 

440 

416 

75,50 

79,50 

89.00 

90,50 

85,75  i 

220 

207 

230,25 

226,50 

243,00  1 

E  is 
3»/.  Oetbahn 
3'/o  Lyon — Paris 
S'/e  Südbahn 
SVo  Nordbahn 
30/0  Orleans 
3V.  Westbahn 
3«/o  Ost  Algerische 
3°/,  West  Algerische 
3'/o  Andalusische  Bahn 
3»/.  Span.  Nordb.   1   Hyp.  Obl. 
3Ve  Astur.  Eiscnb.  1  Hyp.  Obl. 
3'/o  Saragossa  Bahn  1  Hj'p.  Obl. 
S^/o  Portugiesische  Eisenbahn 
3'/,  Lombarden  (österr.  Südb.) 
i'/o  Damas-Hama 
4V2V0  Altai 
iVaV.  Nord  Donetz 
4V2*/o  Reunies  Rueses 
4''/o  Chicago  Milwaukee 
4'/o  New  York  New  Haven 
^'li'/o  Pennsylvania 
4»/.  Central  Pacific 


enbahnobligationen. 


Eisenbahnaktien. 


Ostbahn 

800 

Lyon — Paris 

1130 

Midi 

990 

Nordbahn 

1400 

Orleans 

1125 

Bone  Guelma 

589 

Ost  Algerische 

650 

West  Algerische 



Andalusische  Bahn 

242 

Spanische  Nordbahn 

338 

Saragossa  Bahn 

346 

Atchison  Topeka  Bahn 

450 

Banque  de  France 
Eanque  d'  Algerie 


Bankaktien. 
4625     1     4290     I     5035      1     5220 
2520     I     2375      j     3045     1     3170 


3,25 

5,90 

0.05 

6,68 

9,55 

6,00 

1,75 

1,30 

0,25 

10,00 

23,10 

18,70 


371 

359 

335,75 

342,25 

353,00  1 

377 

350 

322 

336.75 

328,00 

378 

346 

337,50 

344,25 

308,50 

372 

332 

342 

338 

333 

370 

374 

339 

334 

338 

392 

355,50 

350 

354 

346 

360 

319 

324 

328 

332 

357 

321 

329 

330 

327,75 

301 

280 

345 

384 

352 

330.50 

341 

408 

440 

360 

— 

342.50 

398 

435 

334 

347 

327 

365 

374 

340 

255 

290 

295 

304 

266,50 

178 

171,50 

163 

162 

193,00 

380 

301,50 

240 

230 

340 

425 

352 

372 

217 

— 

— 

420 

453 

270 

262 

89,50 

82,40 

88,05 

50,25 

52,50 

409 

480 

490 

465 

472 

380 

472,60 

467,50 

465 

449,50 

426 

485 

500 

490 

480 

342 

435 

429.50 

420 

418 

—  14,50 
+   '4,85 

—  0,75 
^     8,35 

—  2 

—  24 

—  4,75 
+  16,50 


+  10,75 

—  8,75 

—  35,75 

—  5 
+       4 

—  8 
+      14 

—  2,25 

—  32 

—  80 

—  101 

—  34 

—  37,60 
+     31 
+  110 


+    2,25 
+        7 

—  15,50 

—  10 

—  2 


735 

745 

755 

905 

975 

1015 

901 

924 

— 

900 

920 

910 

1150 

1275 

1160 

1290 

1040 

1110 

1083 

1081 

490 

535 

540 

550 

501 

529 

533 

565 

491 

630 

615 

625 

316 

416 

400,60 

370,00 

403 

430,50 

410,50 

390,00 

398 

430 

448 

398 

626 

600 

570 

508 

5255 
3250 


150 
23 
10 

130 

10 

32 

10 

30,50 

20,50 

60 

2 


+     35 
+     80 


Nach  den  Aufzeichnungen  des  „Economlste  franc-ais"  und  amtlichen  Listen. 
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Ende 

Ende 

Ende 

Ende 

Ende 

Ende 

1918 

1914 

1915 

1916 

1917 

1918  fif«8:Eiid. 
1917  ± 

Bankaktien. 


Crödit  Foncier 

Crödit  Lyonnais 

Comptoir  National  d'Escompte 

Societe  Gcnöralo 

Crödit  Industriel 

Banque  de  Paris  et  dee  Pays  Bas 

Union  Parlsienne 

Credit  Mobiller  i>an<jals 

Crödit  Foncier  Egryptien 

Ottomanbank 

Mexikanische  Nationalbank 

Crödit  Fonc.  Franco-Canadien 

Azoff  Don  Commorzbank 

Moskauer  Unionbank 

Petersburger  Handelsbank 

Sibii'ische  Handelsbank 


695 

620 

700 

665 

800 

1175 

938 

1180 

1099 

1290 

SOO 

647 

790 

768 

862 

510 

490 

490 

541 

650 

675 

610 

625 

641 

712 

1120 

860 

1042 

1016 

1355 

658 

565 

638'/, 

640 

890 

400 

330 

335 

414 

490 

639 

560 

658 

772 

785 

450 

450 

428V, 

446 

529 

398 

415 

320 

362 

430 

— 

— 

695 

786 

895 

— 

890 

1225 

600 

— 

— 

— 

665 

325 

— 

— 

— 

358 

190 

— 

— 

1092 

1295 

870 

— 

+  135 
+  191 
+  94 
+  109 
+  71 
-1-  339 
+  250 
+  76 
■■^  13 
+  83 
+  68 
+   109 


Suez  Canal 

Compaptnie  Transatiantique 

Messagerica  Maritimes 

Chargeurs  Reunis 

Hävrais  Pönlns.  Nav. 

Omnibus  de  Paris 

Voitures  ä    Paris 

M6tropolitane 

Nord -Sud  de  Paris 

Compagnie  Paris  de  Tramways 


V  e  r  k  e 

hrswerte. 

4200 

4000 

4400 

4575 

5435 

100 

100 

2  05 1/2 

334 

381 

— 

— 

1.30^^ 

280 

316 

450 

538 

1195 

1720 

1570 

590 

— 

1340 

2301 

3130 

400 

495 

390 

410 

470 

180 

145 

228 

336 

420 

438 

400 

397 

424,50 

492 

115 

102 

118^4 

130 

166 

135 

110 

100 

82 

80,75 

Gas-   und    Elektrizitätsaktien. 


Compagnie  Parisiene  do  Distri- 
bution de  rEleotricit6 

Thomson-Houston 

Forces  Motrices  du  Rhone 

Compagnie  Generale  d'Electricit^ 

Gaz  de  Paris 

Eclalrago  Chauff.  et  Force  Mo- 
trlce 

Bergwerks 
Rio  Tinte 
Tharsis 
Cape  Copper 
Utah  Copper 
Chino  Copper 
B0I60 
Pennaroya 
Nickel 
Sosnowico 
Briansk 

Chätillon-Commentry 
Conimentry-Fourchamb . 
Aciöries  de  la  Marine 
Creusot 
Touia 
Maltzoff 
Hartmann 

Petersburger  Waggon 
Taganrog 
Dnieprovienne 
Platine 
De  Beors 
Randmines 
Modderfontein  B 


398 

345 

383 

1 
485 

490 

520 

706 

840 

760 

— 

— 

650 

803 

870 

950 

— 

1068 

1010 

1127   1 

— 

— 

215 

210 

209  1 

j 

235 

150 

165 

135 

196  1 

-,  H  ü  1 1 

e  n  - ,  K 

upferaktien 

usw. 

1477 

1516 

1747 

1825 

1760 

161 

150 

148 

145.90 

144,50 

— 

65 

130 

110 

97,50 

258 

484 

617 

555 

510 

180 

327 

353 

328 

259 

— 

615 

996 

920 

780 

1240 

1380 

2300 

1240 

1278 

990 

900 

880 

785 

930 

— 

1065 

1360 

1585 

1450 

288 

278 

434 

256 

265 

1920 

1840 

2450 

3175 

2875 

1235 

1290 

1610 

2130 

1780 

1505 

1721 

2247 

3150 

1400 

1900 

1820 

2380 

2651 

2470 

— 

1036 

1365 

630 

570 

459 

466 

480 

350 

— 

— 

375 

520 

385 

382 

— 

— 

225 

130 

— 

— 

275 

420 

190 

251 

— 

2150 

3050 

1450 

1845 

— 

395 

535 

400 

431 

— 

286 

353 

368 

439,50 

112 

115 

103 

76 

— 

^  — 

165 

200 

232 

221   1 

-t- 

860 

+ 

47 

+ 

36 

— 

150 

+ 

829 

-t- 

60 

+ 

84 

-}- 67,50 

+ 

36 

1,25 

-t- 

102 

80 

+ 

67 

+ 

117 

1 

+     61 


— 

65 

— 

1,40 

— 

12,50 

— 

45 

— 

69 

— 

140 

-1- 

38 

+ 

145 

135 

— 

9 

— 

.300 

— 

350 

— 

1750 

— 

181 

— 

60 

— 

3 

-1- 

61 

-1- 

395 

-1- 

31 

+  71,50 

11 
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Effektenkurse  in  V/ien. 


Amtliche  Schätzungswerte 

25.  Juli 

31.  Dez. 

30.  Juni 

31.  Doz. 

1914 

1917 

1918 

1918 

iVo  Mairento 

78,60 

80,— 

77,— 

75,— 

4''/o  öfciterr.  Kronenrente 

79,— 

78,— 

77,— 

75,— 

4°/o       „        Goldrente 

98,50 

112,— 

110,— 

118,50 

4"/»  Uug.  Kronen 

76,50 

82,75 

83,25 

76,25 

4Vo„,,      Gold 

91,— 

118,— 

115,75 

136,— 

4''/o  Öst.-Ung.  Bh.  Pfandbrief e 

91,20 

99,50 

99,50 

100,— 

4'/o  Wiener  Staatsanleihe 

81,25—83,55 

82—95 

86—98 

85—90 

2,6"/»  Südbahnpapier 

222,— 

243,— 

237,— 

290,50 

AngJo  österr.  Bank 

318,50 

610, — 



Ungariacho  Agrarbank 

450,— 

980,— 

1045,— 

660,— 

Wiener  Bankverein 

484,50 

655,— 

830.— 

442,— 

Ungarische  Bank-  u.  Handeis- 

Gesellschaft 

437,50 

845,— 

925,— 

666,— 

Österr.  Creditanstalt 

581,50 

865,— 

880,— 

602,— 

Ungar.  Greditanstalt 

735,50 

1280.— 

1290,— 

806,— 

Österr.  Länderbank 

459,50 

650,— 

015, — 

443,— 

Ungarische  Hypothekenbank 

352, — 

540,— 

560,— 

378,— 

Wiener  Unionbank 

534,50 

720.— 



Zivnostenska  Banka 

255,50 

375,— 

300,— 

524,— 

Adria 

515.— 

1905, — 



Buschtehrader   /  ^j^-  ^ 

1965,— 
760,— 

2520,— 
950,— 

860,— 

798,— 

Donau    Dampfschiffalirts  -  Ge- 

sellschaft 

958,— 

2285,— 

2225.— 

1500,— 

Lloyd 

494,— 

1985,— 

1970,— 

2065,— 

Staatsbahn 

626,50 

975.— 

985.— 

798,— 

Südbahn 

71,40 

110,— 

105,— 

99,— 

Nobel  Dynamit 

1440,— 

3010,— 

— 



A.  E.  G.  Union 

472,— 

845,— 

800,— 

715,— 

Siemens-Schuckert 

216,— 

555,— 

615,— 

442,— 

Alpine  Montan 

721,50 

950,— 

1025,— 

790,50 

Österreich.  Berg-  und  Hütten- 

Gesellschaft 

1092.— 

1975.— 

2130,— 

1520,— 

Krupp.  St-ammaktien 

— 

790.— 

845,— 

618,— 

Poldihütte 

540,— 

1400,— 

1385,— 

923,— 

Prager  Eisen 

2042,— 

3020,— 

3400.— 

2290,— 

Rimamuräny 

639,50 

1010,— 

1090.— 

828,50 

Waffenfabrik 

727,— 

1805,— 

1945,— 

860,— 

Brüxer  Kohlenbergbau-Gesell- 

schaft 

717,— 

1750.— 

1600,— 

1610,— 

Gran-  Szäszvärer  Kohlen 

377.— 

815.— 

— 

— 

Salgo-Tarjäner 

600,— 

1050.— 

1145,— 

870,— 

Ungar.    AUg.    Kohlenbergbau- 

Gesellschaft 

925,— 

1910,— 

— 



Daimler  Motoren 

— 

885.— 

1145,— 

675,— 

Skodawerke 

614,50 

1020.— 

1050,— 

645,— 

„Leykam"  Papierfabrik 

223,— 

520,— 

630,— 

430,— 

Galiz.    Karpathen   Petroleum - 

Gesellschaft 

673,— 

2475,— 

2640,— 

1440,— 

„Galica"  Naphta-Ges. 

233.— 

1510,— 

1545,— 

999,— 

„Schodnica" 

337.— 

1360,— 

1295.— 

943,— 

Teppichfabrik  Haas 

121.— 

375,— 

— 

— 

Schoellor  Zucker 

462,— 

960.— 

1010.— 

1050,— 

Goetz  Holz 

400,— 

1340.— 





Boehmische  Zuckerfabrik 

251,— 

890,— 

915.— 

1174,— 

„Semperit"  Gummi 

220,— 

870,— 

915,— 

680,— 

Türkische  Tabakregie 

345,— 

1010,— 

1080,— 

943,— 

Krupp 

790,— 

845,— 

618,— 

International- vergleichende  S  tatistik. 
Effektenkurse  in  Amsterdam^ 
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1917 

1918 

30.Dez.b2w. 

letz.  Jahres- 

kurs. 

höchster 

niedrigster 

höchster 

niedrigster 

1918 

Kurs 

Kiu-s 

Kurs 

Kurs 

Ncd.Ind.  Esc.  Mij. 

lll'/a 

126 

142 

125 

132Vi 

Ned.  Ind.  Hand.  Bk. 

261 

210Va 

246V. 

141 

198V« 

Ned.  Bank 

224»/. 

210 

221V« 

165V. 

179»/« 

Ned.  Handel  Mij. 

200  Vi 

174 

195 

149 

174V. 

Rotterd.  Bankver. 

155 

135 

151 

130 

138 

Bodjong  Suikerfabriek 

138 

115 

129'/« 

85 

122'/. 

Borneo  Sum.  H.  Mij  .8 

142»/« 

117V. 

143'/« 

113»/. 

122 

Ciilt.  Mij.  d.  Vorstl. 

255 

210Va 

223 

94 

143V. 

Cult.  Mij.  d.  Vorstl.  Pref. 

320 

274 

305 

150 

185 

Cult.Mij.  d. Vorstl. VVinstdl. 

256 

210,50 

221,80 

55 

120 

Handv.  Amsterd.  Aand. 

485 

325 

459 

253 

385»/. 

Hand.v  Amsterd.  Aand. 

'    Obl.  5% 

103»/. 

101 

103»/, 

98»/. 

99  V. 

Handelsver.  Java  Aand. 

115 

87V. 

lllV« 

95 

104 

Insuliude  Cultur  Ind. 

187 

159 

155 

94 

133 

Int.  Cr.  u.  H.  V.  Rotterd. 

240 

200 

285 

193 

219 

Javasche  Cultuur  Mij. 

260 

320 

356V« 

153 

340 

Kalibagor  Mij .  Suikerfabr. 

390 

320 

369»/« 

169 

346 

Linde  Teves  u.  Stockvin. 

251'/2 

187 

241 

180 

210 

Pagottan  Cult.  Mij. 

287 

196 

219 

157V. 

214 

Pangoongredjo  1.  Mij. 

332 

275 

315 

220 

310 

Poerworedjo  Suikerond. 

130 

95 

105V, 

69 

86 

Preanger  Regentschap. 

100 

80 

91V. 

67 

82 

Suiker-Cult.  Mij. 

217»/« 

181V« 

178»/. 

99 

160 

Giiyana    Goud   PI.    Mij. 

Gew. 

34 

23 

327  V. 

21V« 

23 

Ketahoen     Mijnb.     Mij. 

-■ '  Gew.  Prefs 

25V. 

6V. 

9Va 

2 

6V. 

Oost  Borneo  Mij.  Prefs 

95 

76 

92 

80 

85V« 

Paleleh  Mijnb.  Mij.  traad 

,     18V* 

13  V. 

17  V« 

9 

14 

Redj.  Leb.  Mijnb.  Mij. 

160 

140 

114V. 

80 

92 

Singkep.  Tin  Mij. 

237 

185 

255 

195 

223 

Bataafsche  Petrol.  Oblig. 

103Vi 

100 

102  V« 

98V. 

lOOVi. 

Dordtsche  Petrol.  Ind. 

Mij.  Gew. 

223  Vj 

191 

318V. 

169 

316 

Gecons  HoU.  Petrol. 

231 

136 

266 

156 

230V. 

Int.  Rum.  Petrol.  Mij. 

170 

60 

203  V. 

102  V. 

— 

Kon.  M.  A.  E.  Petr.  br. 

Aand 

579 

485 

64S 

328 

484 

Moeara  Enim 

262  Vi 

221 

380 

230  Vs 

377 

Perlak  Petrol.  Mij. 

73 

53 

71V. 

50 

60V. 

Zuld-Perlak  Petr. 

93  V. 

84 

96»/, 

86»/, 

93 

North  Caucasian  Oilfields 

299 

248 

348 

150 

300  V. 

Petrol.  Mij.  Orion 

94»/« 

46 

108  V. 

64 

81V« 

Russ.  Petr.  Co. 

27V2 

20V. 

25V. 

12V. 

19 

Steaua  Romana 

219V. 

85 

257 

145 

163V« 

Amsterdam  Rubber  C.V.A 

250 

216 

242»/« 

122 

189V. 

Deli  Bat  Rubber  Mij. 

185 

146 

177 

90 

155 

Indische  Rubber  Co. 

185  V. 

159V. 

187 

95 

141'/. 

Kol.  Rubber  Cult.  Mij. 

97 

72V. 

89'/, 

40  V. 

88V. 

Ned.  Rubber  Mij.  Gew. 

137 

76V. 

137 

68 

109 

Oost- Java  Rubber  Mij. 

320 

220 

284V. 

120 

230 

Preanger  Rubber  Mij. 

157»/« 

13OV2 

137V. 

65 

113 

Rotterdam  Tapanoeli 

172 

137 

153Va 

89 

119 

Serbadj.  Sum.  R,  C.  Mij. 

382 

287Va 

322 

158 

261V. 

Siimatra  Rubber  C.  Mij. 

199 

140 

227 

90 

155 

Dolok  Rubber  Est  C.  V. 

145 

120 

131 

100 

100 

Intercont  Rubber  C.  V. 

19 

13V. 

19»/. 

12V. 

15  V. 

Holl.  Amerika  Lijn.  Aand. 

474 

337 

449 

345 

398V« 

Hall.^Gulf  St.  Mij. 

370 

190 

359 

250 

270 

*  Nach  dem  „Nieuwe  Financier  en  Kapitalist* 
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Effektenkurse  in  Amsterdam  (FortsetzTing). 


1917 

1918 

30.Dez.bzw. 

letz.  Jahrea- 

höchster 

niedrigster 

höchster 

niedrigster 

kurs 
1918 

Kurs 

Kurs 

Kurs 

Kurs 

Kon.  Holl.  Lloyd 

217 

158 

309 

145 

175V4 

Kon.  Ned    St.  Mij. 

294 

296V2 

282V2 

190 

235 

Ned.  Scheepv.  Unie  Aand. 

275 

159   • 

293 

211 

254V. 

Rotterdamsche  Lloyd 

276 

162 

334 

228 

285 

Stoomv.  Mij.  Nederland 

274'/= 

161 

320 

221 

286V> 

Java  China  Japan  Lijn 

326 

158 

356 

180 

309V-2 

HoU.  Stoomboot  Mij. 

257 

152V4 

305 

195 

203 

Amsterdam  Doli  Gert. 

264 

209 

279V4 

185V2 

247 

Amsterdam  Lank  Cie  Gew. 

239V4 

196 

239^4 

180 

189 

Amsterdam    Lank.    Cie 

Pref. 

279 

240 

279V2 

24OV3 

250 

Dell  Batavia  Mij.  Aand. 

485 

396 

539 

394V2 

483 

Dell  Cultuur  Mij. 

2O8V4 

164V4 

207 

I5OV4 

181 '/a 

Deli  Mij. 

540 

47OV2 

559 

409 

512 '/j 

Medan  Tabak  Mij. 

240 

158 

244 

164 

2I6V3 

Rotterdam  Deli  Mij. 

284V4 

202 

294V4 

198 

275 

Besocki  Tabak 

181 

130 

195 

148 

165Vi 

Senembah  Mij. 

610 

476 

530 

463 

463 

AUg.  Ned.  Ind.  Tee  Cult. 

112'/. 

90 

105 

72 

89'/« 

Amst.  Tee  Cult.  Mij. 

75 

50 

77 

40 

61Vü 

Rongga  Landb.  Mij. 

140 

109 

126 

65 

110  Vi 

West  Java  Tee  Cult.  Mij. 

83 

60^2 

69 

34 

68  Va 

Effektenkurse  in  der  Schweiz. 


25.  Juli 

31.  Dez. 

31.  Dez. 

31.  Dez. 

1914 

1916 

1917 

1918 

Staatsobligationen. 

S'/o  Eidgenössische  Anleihe  v.  1903 

B 

80,00 

70,50 

67,15 

66,00 

*'/o              „                    „        „  1913 

B 

100,20 

89,75 

87,75 

82,90 

ö'/o          I.  Mobilisationsanl.      1914 

B 

— 

— 

— 



5V«        n.                  „                 1914 

B 

— 

101,00 

99,60 

96,00 

4V2V0III.                   „                  1915 

B 

— 

96,40 

91,50 

84,00 

4V.Vo  IV.                   „                  1916 

B 

— 

98,20 

98,25 

97,00 

4V2V.    V.                   „                  1916 

B 

— 

97,00 

93,00 

91,60 

4VaV«  VL                   „                  1917 

B 

— 

— 

93,25 

86,80 

4V2V0VII.                   „                  1917 

Z 

— 

— 

93,35 

88,00 

3Vo  div.  Bundesbahnanl.  1903 

B 

78,30 

68,75 

63,85 

63,75 

3V2V.                   „               Serie  A-K 

B 

89,40 

78,60 

73,70 

71,70 

4Vo                          „                1912/14 

B 

99,25 

85,85 

82,80 

78,00 

3V2V0  Gotthardbahn  1895  I.  Hyp. 

B 

87,90 

77,50 

74,05 

73,50 

3V2V0  Jura  — Simplon-Bahn  1894 

G 

86,40 

76,00 

71,00 

68,40 

Kantone. 

4V4V0  Aargau  1912 

B 

100,05 

91,25 

89,00 

91,75 

3V2V..  Basel-Stadt  1889 

B 

91,00 

87,00 

84,50 

80,00 

5V.                „            1914 

B 

— 

100,80 

100,00 

99,00 

3Vo  Bern  1895 

B 

78,50 

72,80 

70,00 

70,00 

4Vo  Genf  1914 

Z 

— 

101,40 

99,50 

97,00 

4Vc.  Graubünden  1911/12 

Z 

96,50 

89,50 

87,15 

84,00 

4V4V.  Waadt  1913 

L 

100,10 

91,00 

85,80 

86,25 

4V.  Zürich  1909 

Z 

98,75 

94,00 

92,75 

91,00 

5Vt       „         1915 

Z 

— 

101,50 

100,60 

98,50 

Basel,  Genf,  Lausanne,  Zürich. 
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OT    Ca 

25.  Juli 

31.  Dez. 

31.  Dez. 

31.  Dez. 

u  -2 
:0    Oh 
M 

1914 

1916 

1917 

1918 

Städte. 

4°/o  Bern  1910 

B 

96,00 

83,00 

82,00 

76,00 

.5*/o       ,,     1915 

B 

— 

101,00 

99,75 

94,50 

4«/.  f^cnf  1910 

G 

99,40 

85,60 

84,00 

92,00 

4'/5'/o  Lausanne  191.^ 

L 

102,75 

92,50 

90,75 

86,50 

SVsVo  Wint^rthur  1903 

Z 

82,50 

78,50 

75,00 

67,50 

3V-'/„  Zürich  1889 

Z 

91,75 

86,25 

83,50 

76,50 

4'.'V",        ,,        1913 

z 

100,10 

93,00 

89,75 

87,50 

Industriegesellschaften. 

i'/sVo  A.-G.  Brown,  Bovcrl  &  Co. 

1911/12 

B 

99,45 

93,25 

92,50 

89,00 

A'/i'/o  Aluminium-Industrie  A.-G. 

1911 

B 

100,00 

92,50 

96,00 

89,50 

A^lt'/o  Bernische  Kraftwerliel909/12 

B 

97,00 

93,00 

92,50 

93,00 

4'/2"/o  Gca.  f.  Cliem.  Ind.  1909/11 

B 

99,25 

98,10 

98,85 

99,40 

4'/.°/»  Nestlö  &  Anglo-Swiss  Cond. 

Milk  Co.  1912/13 

z 

100,50 

101,00 

99,00 

97,75 

4*/,  S.  A.  Filalures  de  Schappe  de 

Lyon  1902 

B 

97,50 

92,00 

92,00 

90,00 

Banken-    iin*!    Finanz- 

gesollsobaften. 

ö»/»  Cr6d.  Fono.  Vaudois,  Ser.  M. 

L 

— 

101,15 

101,60 

100,00 

4VjV(,    Schweiz.    Ges.    f.    Anlage- 

werto 

B 

96,60 

87,25 

86,50 

84,50 

iVj'/o  Schweiz.  Ges.  f.  Metallwerte 

B 

97,75 

85,25 

78,50 

74,00 

4»/,  Soc.  Franco-Suisse  pour  l'In- 

dustrie  Electrique 

G 

94,80 

81,10 

84.50 

82.20 

Bank-  und  Trustaktien. 

(Nennwert    500   Fr.,     wenn    nicht 

anders  angegeben.) 

Schweiz.  Nat.    Bank    (Fr.  250   ein- 

boz.) 

B 

470 

450 

460 

470 

A.-G.  Leu  &  Co.,  Zürich 

B 

660 

600 

570 

530 

Basler  Handelsbank,  Basel 

Z 

760 

674 

615 

602 

Coraptoir  d'Escompte  de  Genöve, 

Genf 

G 

950 

820 

765 

780 

Eidgenössische  Bank  (A.-G.),  Zürich 

Z 

670 

695 

625 

610 

Schweizerische  Bankges.,  Zürich 

Z 

595 

594 

578 

575 

Schweizer.   Bankverein,  Basel 

B 

705 

696 

959 

696 

Schweiz.  Kreditanst.,  Zürich 

Z 

810 

765 

750 

665 

Banque  Fonciöre  du  Jura,  Basel 

B 

685 

510 

460 

460 

Schweiz. -Argent.  Hypothek. -Bank, 

Zürich 

Z 

620 

570 

520 

&10 

Schweiz.  Bodenkredit- Anst.,  Zürich 

Z 

540 

420 

360 

385 

Bank  f.  elektr.   Unternehmungen, 

Zürich  (Aktien  von  1000  Fr.) 

Z 

1870 

1295 

1090 

875 

,, Motor",  A.-G.  f.  angew.  Elektrizi- 

tät, Baden 

Z 

630 

608 

573 

565 

Schweiz.  Ges.  f.  Metallwerte,  Basel 

B 

785 

540 

510 

360 

Soci6t<3  Franco-Suisse  poui-  l'Indu- 

strie  Electrique,  Genf 

G 

511 

405 

390 

455 

Union  Financiöre  de  Genöve 

G 

563 

425 

395 

495 

Bauca  Coinmerciale  Italiana,  Mai- 

land (Aktien  von  500  L.) 

Z 

713 

497 

440 

650 

Credito  Italiano,    Mailand  (Aktien 

von  500  Lire) 

Z 

510 

420 

315 

473     . 

General  Mining  &  Finance  Corp., 

Ltd.  (Aktie  von  1   £) 

Z 

10 

8 

7 

6'/, 

A.  Goerz  &  Co.,  Ltd.  (Aktie  v.  1  £) 

B 

11 

14 

11 

14'/. 
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t^ 

25.  Juli 

31.  Dez. 

31.  Dez. 

31.  Dez. 

2  ö 

1914 

1916 

.1917 

1918 

Industrieaktien. 

A.-G.  Brown,  Boveri  &  Cie.,  Baden 

z 

1775 

1400 

1385 

1449 

Aluminium-Industrie   A.-G.,    Neu- 

hausen 

B 

2275 

3223 

3265 

2785 

Chem.   Fabr.  vorm.  Sandoz,  Basel 

B 

1850 

5000 

5100 

4100 

Chocolats  Suisses,  Peter,  Cailler, 

Kohler  A.-G.,  Vevey 

G 

305 

276 

267 

312 

Elektrizitätswerk  Lonza,  Basel 

B 

470 

1200 

950 

735 

Ges.  f.  Bankfabrikation,  Basel 

B 

530 

420 

395 

479 

Ges.  f.  Chem.  Industrie,  Basel 

B 

1700 

3240 

3600 

2950 

Industrie-Ges.  f.  Schappe,  Basel 

B 

3450 

3450 

3875 

3200 

Maschinenfabrik  Oerlikon 

Z 

710 

700 

648 

565 

Nestlö   &  Angrlo-Swiss  Cond.  Milk 

Co.,  Cham  und  Vevey 

Z 

1920 

1640 

1590 

1505 

Automobiles  Brasier,  Paris 

G 

65 

148 

155 

128 

Concimi  (Engrais  et  Produits  chi- 

miques) 

G 

82 

82 

86 

10» 

Deutsch-Überseeische  Elektr.  Ges., 

Berlin 

Z 

1875 

1312 

1075 

765 

Ges.  f.  elektr.  Beleuchtung,  Peters- 

burg, Stamm 

z 

1500 

1050 

846 

659 

Ges.  f.  elektr.  Beleuchtung,  Peters- 

burg, Prior. 

z 

2050 

1300 

900 

600 

Giord  (S.  A.  Electromötallurgique) 

G 

182 

1090 

1050 

820 

S.  A.  Filatures  de  Schappe,  Lyon 

B 

3500 

3500 

3225 

3700 

A.  Filatures  de  Schappe  en  Russie, 

« 

Lyon 

B 

3480 

2600 

2000 

1350 

Soci6t6  Financiöre  des  Caoutchoucs, 

Antwerpen 

G 

63 

Steaua  Romana,  Bukarest 

z 

650 

600 

765 

665 

Officine  Elettriche  Genovesi,  Genua 

Z 

395 

230 

175 

205 

Schweizerische    Lokomotiven-    und 

Maschinenfabrik,  Winterthur 

Z 

700 

635 

615 

525 

Schweizerische  Waggonfabrik  Schlie- 

ven 

z 

517 

548 

620 

516 
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